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2. 


Atghen. Attika, 45 OM. groß, bergig, günſtig gelegen für die Seefahrt, warb die 
Hauptfählihfte Macht der-ionifhen Griechen und ihr Stuͤtzpunkt gegen die doriſchen Griechen 
Eine alte Geſchichte dieſes Landes, deſſen Bewohner fih ureinheimifh nannten, gibt es nicht 
und felbft an Sagen der Helvenzelt fteht e8 ven. andern Griechen meift nad. Erft mit Solon, 
welder 594 v. Chr. ven Staat einvichtete und die Gefeggebung oronete, beginnt Die wirkliche 
hiſtoriſche Zeit diefes merfwürbigen Staats, und aus den Ginritungen dieſes Ordners muß 
vorzugsweife auf die der frühern Zeit gefchlofien werben. Rönig Thefeus, welcher eher dem 
Mythus als der Geſchichte angehört, gilt als der Gründer ver Stabt Athen und es wird ihm 
die Eintheilung der Bewohner des Landes in drei Stände, die der Adeligen (Eupatriven), der 
Landbauern (Beomoren) und der. Handwerker und KRünftler (Demiurgen), zugeſchrieben. Diefer 
König galt der Sage ald im Peloponnes (in Trdzen) geboren und foll vertrieben worden fein, 
was auf einen Streit des Adels gegen das die Allgemeinheit berückſichtigende Königthum hinveutet. 
Wie Thefeus, fo erſcheint auch der Nelide Melanthus aus dem Peloponnes als eingewanderter 
Jonier und-erlangt das Königthum unter vem Beiſtande des Bachus, des Gottes der Wein: 
bauern und Ziegenhirten, und dad Kannenfeft in Athen zeigt eine deutliche Spur, daß bie ges 
ringe Caſſe über ven Abel einen Sieg davontrug, welcher fie zu einer wenn auch nicht vollkom⸗ 
menen bürgerlihen Gleichheit führte. An diefem Befte des Bacchus tranfen Vornehme und 
Geringe in Gemeinfhaft, aber Jeder hatte feine Kanne für ſich und ſchwieg ſtill, ſodaß dieſe 
Miſchung der Stände nichts Freundliches, ſondern den Schein des Erziwungenen darbot. z 
Der Adel aber verwandelte (angeblich 1068 v. Chr.) das Königthum in eine Vorſteherſchaft, 
und der Sohn des legten Königs warb erblicher Vorſteher (Archon); doch fpäter (752 v. Ehr.) 
ward biefe Würde zehnjährig, dann (683 v. Chr.) murven neun jährliche Archonten eingefegt, 
fämmtlid aus dem Abel, ſodaß nun die Ariftofratie alle hoͤchſte Gewalt Im Staate Hatte und 
ihn im Laufe von 90 Jahren in eine ſolche Lage brachte, daß die Ariftokratie dem Principe nach 
in eine Demokratie verwandelt werden mußte, mas Solon mit Beibehaltung der Grundeinrich⸗ 
tungen that, indem er dad Vorrecht der abeligen Geburt zur Beherrſchung des Staats abſchaffte 
und die Gefammtbürgerfchaft zur höchſten Entſcheiderin in allen Staatsſachen machte. Damit 
war ber Keim gelegt, aus welchem pad Schickſal Griechenlands fi eniwidelte, ver Kampf des 
doriſchen Adeld gegen die jonifche Demokratie, welcher die Kluft zwiſchen ven beinen Stämmen, 
von welchen der dorifche ernflerer Art, der jonifche heiterer umd beweglicher war, erweiterte. 
Die Grunvverfaflung Athens, welches feine Spur eines durch Eroberung unterworfenen 
Stammes zeigt, war familienhaft, wie die aller aus eigenem Boden erwachſenen Staaten. 
Bier Stämme (Phylen) zerfielen in 12 Brüderſchaften (Phratrien), jede Brüderſchaft in 30 
Geſchlechter und jedes Geflecht hatte 30 Familtenväter. Da die Geſchlechter ihren eigenen " 
Religionscult hatten, fo gab dieſes der Fortdauer der Familiengrundiage einen bedeutenden 
Halt. Damit diefer Cult nicht gefährbet werbe, mußte, wer feinen bereditigten Erben hatte, 
einen Bürgersfohn adoptiren, und hatte er es unterlaffen, fo aboptirten ihm bie Verwandten 
einen noch nad) feinem Tode. Doch dieſer konnte nicht wieber ſeinerſeits adoptiren, fondern bie 
Berwandten erbten dad Vermögen, ſodaß man mit einmaliger Apoption der Familienpflicht 
genügte, bie Bortfegung biefer Verwandtfchaftsfiction aber aus ung nicht überlieferten Gründen 
anftößig fand, wiewol ein Aboptirter fo ganz als vollkommenes Mitglied der adoptirenden Fa⸗ 
milie angefehen war, daß er auf ein Erbrecht feinem natürliche Vater gegenüber feinen An- 
ſpruch hatte und in deſſen Haus ald Sohn zurüdzufehten ihm nur unter Beobachtung geſetz⸗ 
licher Formen geftattet war. Schwägerfchaft gab fein Erbrecht, fondern nur Blutsverwandtfchaft. 
Bar nur eine Tochter in dem Haufe ded Bürgers übrig, fo galt fie, wiewol bie Töchter jonft 
von der Erbſchaft ausgefchloffen blieben und nur eine Außfteuer erhielten, ald Erbtochter und 
der nächſte Verwandte mußte fie heirathen ober Durch eine Ausflattung für ihre Verheirathung 
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forget. Auch darin zeigt fh die Macht ned Familienverhältniſſes, welches als letztes Funda⸗ 
ment dem Staate zu Grunde lag, daß die Söhne oder in Ermangelung ſolcher die nächſten 
Verwandten die überſchuldete Erbſchaft eines Bürgers antreten mußten. Bei dem Tode eines 
Bürgers, welder feine natürlichen Erben Hatte und nicht teſtamentariſch über ſein Vermögen 
verfügte, ward ein Stammgenoffe ihm zun Erben eingefegt, welcher dann als vehtmäßiger 
Bortjeger feiner Bamilie galt. Den Gegenjag zeigt dad Verfahren, wenn ein Beifaife ohne 
Erben farb. Dann fiel nämlich feine Hinterlaffenihaft dem Staate anheim. 

&3 gab fein attiſches Staatsbürgerrecht außerhalb der Brüderſchaft (Phrätrie), und nur 
Der galt ald Bürger, wer in dem Verzeichniß einer derfelben eingetragen war. Wie fehe aber 
das ganze Bürgerthum nur ald eine große erweiterte Familie galt, welche den Fremden gegen: 
über ftand, zeigt fich recht in der Ehe eines Bürgers mit einer Fremden. Die daraus entſprun⸗ 
genen Kinder waren unchelich, umd pie Soloniſche Gejeggebung ſprach ihnen nur je 1000 
Drachmen als Legat zu, da jie nicht erben durften und auch von den gymnaſtiſchen Übungen 
ver echten Bürgeröfinder auögefhloffen waren, die ihnen nur im Kynoſarges geftattet waren, 
welcher Übungsort unter dem Schuß des Herakles fand, welcher Gott auch in Rom als Schützer 
der Fremden und Niedrigen erſcheint. Doc war eine ſolche uneheliche Geburt dadurch nicht mit 
einer Schande behaftet, und die Nachkommen der daraus Entſprungenen waren ſchon im dritten 
Glide echte Bürger. Das Verfahren war öfters milder als das Geſetz, denn z. B. von dem 
großen Themiſtokles, der den Staat lenkte, wird gemeldet, er ſei der Sprößling einer Ehe mit 
einer Freiaden geweſen, wie auch Cimon der Sohn des Miltiades und einer thraziſchen Fürſten⸗ 
tochter war. Selbſt als Perikles die geſetzlichen Beſtimmungen über ſolche Chen ſtreng erneuert 
hatte, bewilligten die Athener ihm die Legitimation feiner Söhne von der Aſpafia, nachdem er 
vie geſetzlich ehelichen durch bie Pet verloren hatte. Hatte aud das Befeg 1000 Dradmen 
Strafe auf das eheliche Lehen eines Bürgers mit einer Fremden geſetzt und obendrein verfügt, 
daß eine ſolche als Sklavin verkauft werden folle, mährenn ed gegen Bürger fo nahfihtig war, 
daß, wenn ein folder eine Bürgerin nothzüchtigte, die Buße nur 100 Dramen betrug, fo iſt 
es doch nie fireng gehandhabt worden, ſoviel wir wiſſen. Beifaffen erlangten felbft von Zeit 
zu Zeit dad Bürgerrecht, z. B. als die große Veit im Anfange des Peloponnefifhen Kriege die 
Zahl ver Bürger gelichtet und die Hülfe jener nöthig gemacht hatte, ſowie ſich manche verfelben 
auch einzufhleichen wußten; warb aber die Einſchleichung entdedt, jo Eonnte der Beifafle als 
Sflave verfauft werden. (Als Berikles das Bürgertfum von den unechten Bürgern reinigte, 
wurden 4720 verfelben ald Sklaven verkauft.) Die Zahl der Bürger mag in ver Blütezeit des 
Staats nicht leicht unter 20,000, nicht leicht über 30,000 betragen haben, bie der Beifaflen 
etwa 10,000 ‚die der Sklaven aber ungefähr 400,000. In Rom ward der freigelaflene Sklave 

" Bürger, in Athen nicht, fondern wenn in der Zeit der Noth das Staatswohl Sklavenhülfe er⸗ 
heifäte, onnten fie Beifaflen werten. k 
+ Gin Beifafle mußte ein Schuggelo (12 Drachmen) zahlen und einen Bürger als Patron 
haben , oder er konnte ald Sklave verfanft merden, und außerdem mußte dieſe Claſſe bei feft- 
lihen Aufzügen einige niedrige Dienfte verrichten. Grundeigenthum zu erwerben war nur 
dem Bürger verftattet, wie auch der Bürger nur einen Bürger zu feinem chen durch Teftament 
einfegen fonnte. Die Beifaffen Hatten zum Zeichen ihrer Auswärtigkeit den Kriegsoberſten 
(Bolemard) zu ihrem Borgefegten, bei dem fie ihr Recht ſuchen mußten, aber ile befaßen , wenn 
fie die ihnen auferlegten Bedingungen erfüllten, einen vollfommenen Rechtsſchutz und waren 
keineswegs eine verachtete Claffe, wiewol fie feines der bürgerlichen Vorrechte befaken ; denn 
wenn diejer weder geſchlagen, noch gefoltert, noch in Sklaverei verfauft werden fonnte , jondern 
feinen Sflaven zum Zoltern bei einem Proceß bergab, fo konnte ver Beifafle allerdings gefoltert 
und in Sflaverei verkauft werden, aber er entbehrte in dieſer Hinſicht nur das Vorrecht des 
Bürgers. In Hinficht auf Kriegöpfligtigkeit fanden die Beifaffen ven Bürgern glei, was 
ein Zeichen ver Nichtverachtung iſt, und verfchieden davon ift, wenn einmal die Noth zur Bewaff⸗ 
nung der Sklaven zwang. Das Bürgerthum von Athen war abes nicht fo ſtreng abgefchloffen, 
daß es dem Fremden ganz verfehloifen, denn das Geſetz erlaubte, fremde Bürger, melde ſich um 
Athen verdient gemacht, in das attiſche Bürgerreht aufzunehmen, und im Laufe der Zeit 
wurden Viele auch ohne Verdienſt aufgenommen. Über die Aufnahme eined Nictatheners in 
das Bürgerret ward abgeftimmt, und es waren 6000 bejabende Stimmen erfoderlich. 

Das urſprüngliche Berhälmiß der vier Stämme zueinander ift für und in Dunkelheit ges 
hüllt, da ſelbſt vie wechfelnden Namen verjelben nicht alle vollfommen verſtändlich ſind, fo 
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wenig als das Verhãltniß des Adels in und zu denſelben klar vorliegt. Die Gemeinden Attikas 
(Demen)'hatten nichts mit der Verwandtſchaft zu Schaffen, ſondern waren nur durch das Zu⸗ 
ſammenwohnen bedingt, alſo blos localer Natur. Die Eintheilung der Phylen in Dretheiten 
-(Trittyeg), deren 12 auf eine kamen (ſowie die Römer Tribus hatten), und in Naukrarien 
(je 48) war politifher Natur und ging ebenfalls die Verwandtſchaft nichts an. Dafür, 
daß ji) Die Aveligen in aflen vier Stämmen befanden, als die urfprüngligen Häuptlinge der⸗ 
ſelben, nicht aber einen Stamm für ſich ausmachten, welcher eva die andern drei unterworfen 
hätte, Ipricht die Eintheilung des Theſeus, von welcher oben die Rebe war, und daß Kleifthenes, 
als er nad; der Vertreibung der Piſiſtratiden dev Demokratie eine feftere Grundlage geben wollte. 
die vier Stämme zu zehn Stämmen erweiterte, offenbar uns die Wucht des Adels, melde ſich 
in vier Stämmen coneentrirter behaupten fonnte, zu brechen. Noch mehre Beweiſe mögen der 
Kürze wegen übergangen werden. Wie dad Familienhaupt die Übung der Religion im Gut 
und das Richteramt in der Familie verfah, fo das Stammhaupt im Stamme und der König 
im Staate. Nichts berechtigt und zu glauben, die Könige in Attifa hätten eine die Stamm und 
Bamilienverwandtihaft ganz überwältigende Macht erworben. Sie bilveten jogar ‚eigentlich 
den Familienmittelpunkt des Staats, denn wie die Familie fih um den Hausherd jammelt und 
hier ihren Mittelpunkt Hat, jo war das Protaneum mit dem Königshauſe der Heerb des Staats, 
wo der König ald Kamilienoberhaupt feinen Sig hatte. Er war ver oberfte Verwalter, obere 
Prieſter der Staatöreligion, Kriegdoberfter und oberfter Richter, und dieſe Verrichtungen wur— 
den, ald man neun Archonten wählte, unter dieſe vertheilt. Der Archon, nach welchem das 
Jahr benannt, war oberfter Verwalter, der Arhon: König hatte die Religion zu beforgen und 
behielt ven Königänamen, weil man id vor Neuerung in Religionsſachen ſcheute, der dritte 
bieß Kriegsoberſt, die andern ſechs aber waren die Geſetzesbeſorger ¶ Thesmotheten). 

Hatte der Abel durch die Religionsculte, welche er in der Hand Hatte, eine mächtige Stäge 
für feinen Beftand, ſodaß felbft in ver Zeit der vollendeten Demokratie dennoch manche Culte 
ur von beflimmten Samilien, denen jie natürlich ein nicht geringes Anfehen gewährten, aus— 
geübt werden durften, fo war das ihm zufländige Rechtſprechen nicht minder wichtig für ihn 
gewejen ‚ weil e8 feine geſchriebenen Gefege gab und manches in den vorkommenden Verbröcden 
und Vergehen ald zugleich die Götter verlegend galt. Die Geſetze, had) welchen ver Adel richtete, 
waren nicht geſchrieben, und erft wenige Jahre vor Solon ſah ſich die herrſchende Claſſe gendz 
thigt, fie aufzeichnen zu laffen, und al dies durch Drako gefhehen war, erſchienen fle fo hart, 
da man fie als mit Blut gefehrieben bezeichnete. Sie ſtammten fiherli aus alten Zeiten, in 
melden nur harte Strafen gegen die an Selbftrade gemöhnten, noch nicht in ein ſtaatliches Zu- 
jammenleben und jeine nothwendigen Bedingungen fi gern fügenden Menfchen ald Mittel, 
fie dem Staate zu unterwerfen, galten. Der Adel hatte Damit nicht gewonnen und ward durch 
Kylon, der von Megara unterftügt warb, bedroht. Zwar entfloh dieſer von der Burg, deren 
er fid) bemädhtigt hatte, feine Anhänger aber, melde unter dem Schug der Burggättin herab: 
gelockt murben , fielen durch das adelige Geſchlecht ver Allmäoniven ermorbet, und dieſes wurde 
wegen des Gräuel8 gegen die Göttin verbannt, fo wenig konnte der Abel die Seinen fügen, 
Solon, aus dem Geſchlechte des Königs Kodrus, ward ald Archon beauftragt, der Verwirrung 
durch eine neue Einrichtung und Geſetzgebung abzufelfen , und obmwol vom angefehenften Adel, 
ſchuf er den Staat demofratifh um. 

Die ungehenere Schuldenlaſt, welche die geringern Claſſen erdrückte, milderte er weſentlich, 
wahrſcheinlich durch eine Münzveränderung. Ohne an die verwandtſchaftlichen Grundlagen 
des Staats zu rühren, theilte er die Geſammtheit in vier Vermögensclaffen, beſtimmt nad) dem 
Bodenertrage, dem Hauptreihthum jener Zeit. 500 Maße trodener und ebenfo viele von naffen 
Bodenproducten waren für die erfte Claſſe erfoderlich, 300 für Die zweite, die Ritter, 450 für 
die dritte, die Zeugiten, die Übrigen bildeten die vierte, die Lohnarbeiter, welde fteuer= und 
laftenfrei waren, Dagegen aud) von den Ämtern ausgefchloffen und ebenfo vom Kriegäbienfte, 
nit aus Geringfhägung, fonbern weil der Staat in ber ältern Zeit feinen Sold gab und feine _ 
Waffen, fobaß Kriegsdienſt und Amtöverwaltung den vermögendern Claſſen anheimfallen 
mußten. Dod in Zeiten der Noth dienten auch fie als Leichtbewaffnete und fpäter auf der Flotte. 
Ein Rath von 400, aus jevem Stanıme 100, gewählt aus Denen, die dad dreißigſte Jahr er: 
reicht Hatten ‚“ beforgte die Geſchäfte ver Staatsverwaltung als großer Volksausſchuß. Als 
Kleifthenes zehn Stämme georbnet hatte, wuchs er auf 500, indem jeder Stamm 50 gab. Sie 
biegen Prytanen, und je 50 beforgten das Geſchäft, wie fie durch das Loos dazu gelangten, 
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hatten ihren Sig im Prytaneum am Staatöherde und fpeiften daſelbſt auf Koften des Staats. 
Der Borftand wechfelte täglich nach dem Looſe. 

Die reichſte Claſſe Hatte das Vorrecht, daß auß ihr die Archonten gewählt wurden, bis nad 
ver Schlacht von Marathon , welche das Selbftgefühl des Staats auf eine Hohe Stufe gehoben 
Hatte, Ariftives, deſſen Gerechtigkeit und reiner Charakter hoch gepriejen werben, bie Aufhebung 
dieſes Vorrechts leicht purchiegte. Zur Volksverſammlung, die regelmäßig vier mal während jever 
BProtanie berufen ward, wenn feine außerordentlichen nöthig wurden, hatte jeder Bürger Zu: 
tritt, und es warb fogar ein Sold (anfangs 1 Obolus, fpäter 3) eingeführt, um zum Befuche 
zu loden. Die aus vem Rath ver 500 beſtimmten Vorfiger legten die Sachen vor, gewoͤhnlich 
mit einem Gutachten des Raths, und die Altern hatten zuerft über die Gegenſtände zu ſprechen. 
In allen Staatöfachen war die Bolköverfammlung entſcheidend, und e8 konnte an ſie als In= 
haberin der hoͤchſten Staatsgewalt appellirt werden. Wurde in ihr der Wunſch nad Änderung 
eined Geſetzes laut, denn in jeder erften Jahreöverfammlung war Abflimmung über bie Fort: 
dauer der Gefege , fo wurden Geſetzgeber gewählt aus ver Zahl per Geſchworenen, welche rich⸗ 
teten, und fünf Männer ebenfalls durch Wahl beftimmt, die alten Gefege vor dieſen zu verthei= 
digen, wobei Rathögliever ven Vorſitz führten. Beſtimmt war, daß kein altes Geſetz abgefhafft - 
werben folle ohne gleichzeitige Einführung eines neuen, und daß Fein neues eingeführt werben 
folle ohne gleichzeitige Abſchaffung des alten. Es ftand einem Seven frei, Vorſchlaͤge in der Ver 
ſammlung zu maden, denn die Vorfiger oder die ebenfalls dazu ‚befugten fogenannten Geſetz⸗ 
bewahrer konnten nicht leicht einen Borfchlag zurüdweifen. Wie aber die Soloniſche Berfaffung 
in ihrer Grundlage und Entwidelung ftetS die Fähigkeit geſetzlicher Fortbildung in fi teug, 
um dem Bebürfniffe der veränderten Lage und der Erfahrung ober ber anders entmidelten 
Geiſtesbildung jederzeit zu genügen, fo war doch auch andererfeits für die nöthige Vorficht gegen 
leitfinnige Veränderungen geforgt. Nicht genug mit dem für neue Gefege zu befolgenven 


. forgfältigen Verfahren, welches oben angegeben ift, beſtand auch noch eine Klage wegen gefeg- 


widrigen Vorſchlags, melde jeder Bürger anftellen konnte, und zwar ein ganzes Jahr lang 
von dem Tage der Annahme bed fraglichen Vorſchlags an. Wurbe eine ſolche Klage gegen ven 
Urheber des Vorſchlags angeftellt, fo blieb der angenommene Vorſchlag bis zur Entfheidung 
des Gerichts ohne Wirkung und ward, wenn der Kläger gewann, aufgehoben, verlor aber ver: 
felbe ven Proceß , jo verfiel er in eine Strafe, und wem dieſes drei mal begegnet war, Eonnte nie 
wieder dies jedem Bürger zutommende Recht ausüben. Ebenſo war jever Bürger befugt und 
von Gefege gleichſam eingeladen, in Dingen, melde ven Staat over dad Bürgerthum angingen, 
öffentliche Klage über Verlegungen verfelben zu erheben; jedoch mar, um muthiwillige Klagen zu 
hemmen, dem Kläger eine Strafe von 4000 Drachmen beftimmt, wenn er nicht den fünften 
Theil ver Richterſtimmen für fi gewann, und außerdem durfte er eine berartige Klage nicht 
wieder anftellen. Wollte er fie vor ver Entſcheidung etwa fallen laſſen, fo half es ihm nichts, 
ex verfiel dennoch in Strafe. \ 

Über die Beamten des Staats ward eine meitgehenve Controle geübt, denn nad} ihrer Er— 
wählung wurden fie noch neun mal während des Jahres vom Volke begutuchtet, indem dieſes fie 
bei dem Amtsantritte jeder Abtheilung des Raths immer wieder zu beftätigen hatte, abgefehen 
vom der Rechenſchaft und Prüfung, die jeder Beamte vom Archon an bis zu dem geringften am 
Schluſſe feiner Amtsführung zu beftehen Hatte. Auf petfönliche Würde wurde bei den Beamten 
geichen, und ein folder durfte fogar einen leiblichen Fehler Haben. Mit dem Ernfte eines 
Mitglieds des Areopag ward es für unverträglic erflärt, daß er Komoͤdien fehreibe, und der 
Archon, welcher als der erfte galt, war nad dem Soloniſchen Geſetze des Todes ſchuldig, wenn er 
Öffentlich betrunken erblidtt ward. Auch bei ven Bürgern mard auf Würbigfeit gefehen, und 
daher wurden Die mit Ehrloſigkeit (Atimie), d. i. Einftellung aller bürgerlihen Ehren und Rechte, 
beftraft, welche ſich als Müßiggänger oder Verſchwender ihres väterlichen Erbes erwiefen. Eben 
dieſe Strafe traf Den, welcher feine des Ehebruchs fhulvige Frau nicht verſtieß. Auf die Frauen 
ward ſtreng geachtet, und wenn ſich eine auf der Straße unanftändig benahm, ward fie um 
41000 Dramen geftraft. Die Handwerker ſtanden in der Blütezeit der Demokratie und ebenfo 
alle nievern Erwerbözweige ziemlich niedrig in der Achtung, während in alter Zeit die Hand: 
werker und Künſtler, was oft zufammenfiel, Geltung hatten. Die Verfaflung hatte fogar ein 
Mittel aufgeftellt um mit aller Würvigfeit ohne den geringften Nachtheil für vie Ehre einen an- 
gefehenen Mann, wenn er ver Staatöverfaflung irgend gefährlich zu werben ſchien, unſchädlich 
zu machen. Die Volksverſammlung entfchien über ihn durch das Scherbengericht (Oſtracismus), 
und war die Mehrheit gegen ihn, fo mußte er zehn Jahre lang in die Verbannung gehen. Died 
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war fo wenig eine Verletzung der Ehre, daß, ald einfl ein veräcktliher Demagog, Hyperbolos, 
dieſe Verbannung erlitt, der Oſtracismus als befubelt und entehrt aufgehoben ward. ‘ 

Eine eigenthümlihe Stelle nahm der Areopag in der Solonijhen Berfaffung ein. Auf 

dem fogenannten Plage war In alter Zeit dad Gericht über Mord, und wir finden dort auch das 
höchſte Blutgericht in der Solonifhen Verfaffung. Der vorfäglihe Mörder ward hier gerichtet 
unter freiem Himmel, nachdem Opfer und feierliche Eide vorausgegangen. Dem Kläger und 
Beklagten waren zwei Neben geftattet, und legterer durfte fich nach der erſten Rede noch entfer= 
nen und in Verbannung gehen. Stimmengleihheit ver Richter ſprach Hier frei, und man führte 
dies auf die Stabtgöttin Athene felbft zurück, welche dieſe Cinrichtung in dem Proceſſe des 
Muttermörders Oreſtes auf dem Areopag durch ihre freiſprechende Stimme geſtiftet habe. Da 
die abgehenden Archonten, welche die Amtsprüfung beſtanden hatten, Areopagiten wurden, fo 
konnte es fein angeſeheneres Gericht geben. Denſelben war aber auch die Oberauffiht über die 
Religion anvertraut, und Klagen fiber Verlegung derfelben brachte der Arhon- König, ver 
Auffeher ver Religion, vor dieſe Behörde. Berner follten fie eine Oberaufſicht über die Gefege 
führen und diefe bewachen, und aud über die Erziehung der Jugend hatten fle die Aufficht, 
welche fie durch die Mahner (Sophroniften) übten. Sie bildeten eine moralifche Ariftofratie in 
der demokratiſchen Berfaffung, venn nur ihr Hohes Anfehen konnte ihnen Wirkſamkeit verſchaf⸗ 
fen, da wir von feiner ihnen zur Verfügung ſtehenden ausübenven Gewalt etwaß. erfahren. 
Selbft ver Kreis ihrer ganzen Wirkſamkeit ift und nicht beftimmt überliefert morben, denn wir 
fehen den Areopag fogar einmal, ald ver Staatsſchatz Fein Geld Hatte, ven Kriegern Solb geben; 
aus welchen Mitteln aber dies geſchah, wird nicht gemeldet. In ver fpätern Zeit fehen wir ihn 
auch einmal einen Volksbeſchluß aufheben und eine Unterſuchung über Beſtechung durch fremdes 
Gold veranftalten. Uber Brandſtiftung, ſchwere Verlegungen, Giftmifcherei u. ſ. w. erfannte 
der Areopag als Gerichtshof, auch über Vaterlanpsverrath und Zeigheit vor dem Feinde. Über 
Müfiggang , Verſchwendung, Thierquälerel u. |. w. übte er ein Sittengericht. 

Für den unvorbedachten Todtſchlag gab es vier (nach Andern fünf) Epheten, d. i. Appella= 
tionshdfe (wahrfcheinlic zuerft 80, 20 aus jenem ber vier Stämme, dann 50, fünf aus jedem 
der zehn Stämme gewählt, wozu noch ein Vorſteher kam), melde ven überführten Todtſchläger 
in die Verbannung ſchickten, bis er fi mit ven Angehörigen des Erſchlagenen abgefunden Hatte. 
Entſchieden jedoch die Epheten, daß der Mord vorfäglid; geweſen, fo traf ven Mörder vie Todes⸗ 
ſtrafe. Der Staat betrachtete den Mord nicht ald ein Vergehen gegen fich und überließ vie 
Verfolgung veffelben den Verwandten, und wo ſolche fehlten, Ing fle der Brüberfchaft, zu wel⸗ 
Ger ver Erſchlagene gehörte, ob. Diefe tonnten, wenn der Mörder flüchtete, Geiſeln aus feiner 
Verwandtſchaft nehmen, doch nicht mehr als drei, welche ihnen für die Sühne haften oder den 
Mörder ftellen mußten. Nur wenn Sklaven ein Verbrechen gegen ihren Herrn begingen, ges 
hörte die Beftrafung dem Staate, da die Gerichte nur dem Bürger gegen den Bürger beizuſtehen 
hatten, wie denn auch die Fremden den Archon-Kriegsoberſt zum Richter hatten. Auch mag ein 
Zug von Menſchlichkeit mitgewirkt haben, um die Sklaven nicht unbedingt der Rache ihrer 
Herren oder der Angehörigen derſelben preiözugeben, denn auch, wenn ein Herr einen zu hart 
behandelte und biefer in den Thefeustempel, der Ihn fehlte, flüchtete, Eonnte der Staat den 
Herrn nöthigen, ihn an einen andern Herrn zu verkaufen. 5 

Alle bürgerlichen Regtöftreitigkeiten und Klagen kamen vor die Geſchworenen (Keliaften), 
deren 600 gewählt wurden, eingetheilt in zehn Abtheilungen zu 50 Mann; der Reft aber 

- diente zum Erfage. Die ndthige Richterzahl warb aus ihnen jedesmal durch das Loos ermählt, 
und die Archonten führten ven Vorfig in den Gerichten und leiteten den Gang berfelben, indem 
fie die Sache einleiteten. Da bei ihnen Stimmenmehrheit entſchied, fo war Ungleichheit ver 
Richterzahl beftimmt ; doch weil die zu fpät kommenden von der Sigung ausgeſchloſſen wurben, 
fo fonnte Gleichheit der Zahl vorkommen. Außer diefen Schwurgerichten, vor melden eine 
Appellation nicht flattfand, fondern nur eine Klage wegen vorgefommener Gefegwibrigkeit, 
wodurch auf Vernichtung des ergangenen Urtheils angetragen ward, gab es aud vom Staat. 
ernannte Schiedsrichter (AA aus jedem Stanıme, durch das Loos aus der Zahl Derer, welche das 
funfzigfte Lebensjahr erreicht hatten, ausgewählt) und vie Beklagten famen vor die aus Ihren 
Stämmen; doch von ihren Entſcheidungen konnte appellirt werben. Waren aber Parteien überein- 

gekommen , fich ſelbſt andere Schiedsrichter zu wählen, fo konnte von biefen eine weitere Berufung 
nicht Rattfinden. Die Abflimmung der Richter ging ohne eine vorherige Berathung vor ſich 
vermitteld Stimmfleindgen, und war die Sache der Art, daß die Strafe nicht ſchon durch das 
Geſetz beſtimmt wat, fo hatte ver Gerichtshof nachträglich Über Art und Maß berfelben nah 


6 hen 

Gutdünken zu entfheiden. Der getoinnenben Partei blieb. die Vollziehung des Gerichtsſpruchs, 
und fand fie Widerſtand, jo kam es zu einer Klage deshaib⸗ Zur Zeugenſchaft konnte Jeder, 
ausgenommen nahe Verwandte, gezwungen werden, und weün Einer, welcher zum Zeugniß zu , 
erſcheinen verſprochen hatte, wegblieb, konnte auf Säabenerfag geklagt werben. Für die Reden 
der Parteien mar eine’geeignete Zeit beſtimmt, die durch eine Waſſeruhr ermittelt wurde. 

Wie für die Ausführung des Urtheils, fo hatte der Bürger aud für die Vorladung des 
Gegners zu forgen, welchen er, perfönfich von Zeugen begleitet, vor das Gericht fodern mußte, 
ohne daß es ihm erlaubt war, in deſſen Haus einzubringen. In älterer Zeit konnte zwar ein 
Beſtohlener, wenn er dad Seinige in einem Kaufe vermuthete, in daflelbe gehen und darin 
nachſuchen, er durfte aber nur nadt, blos mit einem Schurze um die Lenden und mit einer Art 
Maske vor dem Geſicht, eintreten. In vorläufige Haft konnte fein Bürger genonmen werben, 
aber er hatte Bürgfchaft zu leiſten, ven einen Fall einer Klage auf Verrath oder Hochverrath 
ausgenommen, , bei welcher fogleih Verhaftung erfolgte. In Dingen, deren Strafbeftimmung 
genau feftgejegt war, Eonnte in Fällen, welde vollfommen Elar waren, der Nath ober eine 
andere Behörde jofort die Strafe eintreten laffen,, vor melde Behörde man ven Thäter führte, 
oder welche man herbeiholte, um ihn auf frifher That zu verhaften und, im Falle er feine Bür- 
gen flellte, feſtzuhalten. Da das Collegium der Eifmänner (einer au jedem Stanme mit einem 
Borjiger) die Vollſtreckung des Blutbanns zu beforgen hatte, fo Eonnte ein auf der That er⸗ 
griffener Mörder vor dieſes geführt werben, und war er des Mords, auf welchem die Todes: 


ſtrafe fand, vollfommen überführt, fo Tonnte ihn das Collegium ſogleich hinrichten laffen, . 


"ja jeder Bürger war befugt, einen folden auf der Stelle zu tödten. Begnabigungen, melde 
einen Verurtheilten wieder in Recht und feine conflöcirten Güter einfegten, konnten nur durch 
„die Volksverſammlung gewährt werben, denn wo Confiscation eintrat, z0g der Staat das 
Gonfiscirte an fi, und die Menföligjeit ging nicht weiter, al8 daß man den Kindern des Ver: 
urtheilten einen Theil überlieh. 


Eine zweckmäßige Einrichtung der Gefhmworenengerichte war die, daß für befonbere Ber-, 


gehen die ver Sache Kundigen zu Richtern gewählt wurden, 3. B. für Kriegövergehen Solche, 
welde Kriegsdienſte thaten u. |. w. In den attifchen Landgemeinden war ein Gericht von 
Dreifigmännern (ipäter Bierzigmänmern), welches über kleinere Sachen zu richten hatte. Die 
Soloniſche Geſetzgebung hatte in dieſer Weife dafür geforgt, daß jeder Bürger gegen jede Ver: 
legung Recht finden fonnte, und die Strafen waren, die Vermögensconfscation abgerechnet, 
ohne fonderlihe Härte, denn daß für ſchwere Verbrechen eine gelindere Strafe ald vie Todes⸗ 
ſtrafe (welche in Athen durch Sturz in einen Abgrund oder Erſchlagung mit einer Keule voll: 
gegen ward) zuläffig jei, ift eine dem Alterthume fremde, exft in der neueſten Zeit hervorgetre⸗ 
tene Sumanitätäiber, ‚Bon lebenslänglihen Gefängniffe ift feine Spur zu finden, und die 

. Seffelung an einen Block wird nicht ald langdauernde Strafe erwähnt. Geldſtrafen, Verban— 
nung, fogenannte Ehrlofigkeit, d. i. zeitweiliger Verluft des buͤrgerlichen —— und ber bůr⸗ 
gerlichen Ehre, waren die gebräuchlichſten Strafen. 

In der Ausbildung gelangten aber die Solonifhen Geſetze, aus welchen die Römer ihr 
Zwoͤlftafelgeſetz bildeten, nie zu einem iuriſtiſch genügenden Geſetzbuche, weil nie eine ſtrenge 
und genaue Formulirung eintrat. Sie waren allgemein abgefaßt, und da es doch öfters Ver- 
geben gibf,, veren Befchaffenheit ſich nach mehr als einer Seite hin deuten läßt, fo wurde es bei 
den: Mangel an feften Formeln leicht möglich, die Klage nad) diefer oder jener Richtung bin zu 
ſtellen und ven Fall nad) dieſem oder jenem Geſichtspunkt zu richten, wodurch das Recht etmas 
Schwankendes hatte und nicht zu der ftrengen Sicherheit gelangte, welche die fefte Beſtimmung 
aller Fälle und die unzweideutigen Klageformeln erſt dem Rechte geben. Damit fällt nicht ein 
Tadel auf die Soloniſche Geſetgebung, denn die feſte Ausbildung hätte aus der Gerichts- 
erfahrung hervorgehen müfien, lag aber nit in dem Charakter des athenifchen Volks und 
feiner Demofratie. 

In ſittlicher Beziehung hatte Solon beftimmt , daß bei Barteiungen unter ven Bürgern ein 
Jever Partei zu ergreifen habe, wodurch alferdings Die Bleihgültigkeit im Staate als unzuläffig 
bezeichnet war, aber auch der Austrag des Streitd am fehnellften herbeigeführt werben konnte. 
Im Familienleben konnte Jeder gefragt werden, wovon er lebe, und mußte dies nachzuweiſen 
vermögen, und Ältern mußten ihre Kinder nad Gebühr erziehen, und biefe hatten für Diefelben 
fpäter zu forgen, außer in dem Falle vernadläffigter Erziehung. Übrigens ftand vie öffentliche 
Sittlichkeit unter der hohen fittlichen Autorität ded Areopag, umd das athenijche. Bürgertfum 
erfüllte die Athener mit einem auf fittliche Würde hinwirkenden Gefühle. Kein Stand ver: 
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mochte fi) von dem Ganzen zu trennen, und jeder mußte ſich als Mitglied der großen Staats: 
‚ gemeinde betragen. Was der attiſche Boden ertrug, Eonnte nicht nad) den Belieben und Bor: 
" theil nach außen verfauft werben, fondern Ausfuhrverbote binderten die Ausbeutung des einen 
Theils der Bevölferung durd den andern. 

Doch nicht alsbald nach Aufftellung der Soloniſchen Verfaffung und Geſetzgebung kam der 
Staat zur Nuhe, und-der Adel ſtand noch den andern Claſſen jo drückend gegenüber, daß der 
adelige Viſiſtratus, ein Mann von hoher Denkart und ſtarkem Charakter, ſich durch die nieder 
Elaffen zum fogenannten Tyrannen, d. i. Herrſcher von Athen machte, nah mehrmaliger Vertrei⸗ 

« bung ſich dennoch behauptete und Die Herrſchaft feinen Söhnen hinterließ. ALS der eine derſelben 
das Opfer einer Privatrache geworben, vertrieben die Oligarchen, von Sparta unterftügt, den 
andern, und die Oligarchie dachte fi} feftzuiegen, ald ver adelige Kleifthened die Demokratie 
durch feine Einrichtung ftärkte. Diefe durchdrang, da der bewegliche ioniſche Eharafter ihr gün⸗ 
flig war, fo fehr die Maffe ver Bürger, welche fich um jo eher mit dem Staatsweſen befchäftigen 
konnten, weil fie zu einem fehr großen Theile durch ihre Sklaven die niedrigſten Verrihtungen 
ausführen ließen. Nie jedoch erlofch das oligarchifche Streben, und der Blick Derer, welche der 
Demofratie abholb waren , richtete jih nad Sparta, als dem Horte der Ariftofratie, und meift 
waren die Bejiger größerer Ländereien, gewöhnlid; Adelige, ſolche Lakoniften, wie mar ſie nannte, 
Wie unter diejer Elaffe Sparta durch ganz Griechenland vorgezogen ward, fo Athen auf ven 
ioniſchen Infeln und an den Seeküften, ald es Seehandel trieb und eine Flotte errichtete, da der 
Handel feiner Natur nad) dad demokratiſche Element vor dem ariftofratifhen begünftigt. Nach⸗ 
dem durch den Sieg bei Marathon und den Seeſieg bei Salamis über die Perfer das Gefühl der 
Athener auf pas hoͤchſte gefteigert worben war, blühte Die Demokratie in voller Lebenskraft, und 
es entwickelte fih unter ihr eine Bildung, welche fpäterhin Athen als die Hauptſtätte aller Gei— 
ſtesbildung in Kunf und Wiſſenſchaft erfcheinen ließ. 

Da Athen feine Bundesgenoſſenſchaft mit den Infeln und Küfen allmältg jo wendete, daß 
es dad Haupt derfelben wurde und Die Widerſtrebenden zwang, jo mußte es zum Kampfe mit 
Sparta kommen, welches die Gründung eines ſolchen Staafd aus Stolz und ariftofratifhem 
Intereſſe nit pulpen mochte. Athen mußte aber das wirklich gebietende Haupt feiner Bundes⸗ 
genoffen werben, weil das demokratiſche Element einen wirkſamen Mittelpunkt nöd mehr er- 
heiſcht ald das ftabilere ariftofratifche. Perikles, ein vornehmer Mann, von fehr erufter, vor⸗ 
nehmer Natur, ein Redner von hinreißender Gewalt, tüchtiger Krieger, voll Geiſt, auf der 
‚Höhe der Bildung feiner Zeit, ſtark von Charakter und würdevoll, unternahm es, den Kampf 
welcher einntal ausgefochten werden mußte, zur Entſcheidung zu führen. Gr ftellte ſich auf pen 
Boden, welder ihm allein die Kraft zu ber Ausführung geben Eonnte, auf den rein demokra⸗ 
tiſchen, und befeitigte ſelbſt die moralifche Ariftofratie des Areopag, um auch nicht das kleinſte 
Hinderniß bei der vollen Entfaltung der ganzen Kraft der Demokratie zu finden und das 
Selbſtgefühl der Bürger, melde er jogar von allen Eindringlingen reinigte, zur höchſten Stei: 
gerung zu führen. Da er alle gemeinen Künfte der Demagogie veriämähte, nur felten als 
Öffentlicher Redner auftrat und nie ven Exnft bei feiner Erſcheinung ablegte, ſo ſpricht Die bei 
geifterte Anhänglichkeit ver Athener an ihren Führer, wie würbig fie der Demokratie waren. 
Der große fiebenundzwanzigiährige Peloponneſiſche Krieg begann und entſchied das Schickſal 
Griechenlands zum Verderben deſſelben, da kein Theil den andern vollſtändig beſiegen, fein 
Staat3princip das andere ummerfen oder zur Verſchmelzung auf einem mittlern Standpunkt 
bringen konnte. Gleich nad vem Ausbruche ded Kriegs brad die Pet in. Athen aus, raffte 

Taufende hin, deren Lücke durch Beifaflen ausgefüllt wurde, und die Verzweiflung am Leben 
führte zu einer Sittenlofigfeit, deren Folgen weithin reichten. Das Schlimmfte war, daß auch 
Perikles ftarb und fomit der Staat des geeigneten Yührers entbehrte. Deshalb tadeln manche 
neuere Schriftfteller diefen großen Mann, welcher nach ihrer Meinung die Demokratie nicht 
foweit Hätte durchführen follen, als er gethan, weil dieſelbe ohne ihn nicht fähig geweſen fei, 
den Sieg davonzutragen. Wie aber Einer einen Entfheidungsfampf zwiſchen ihr und der 
Ariftofratie Fämpfen foll, ohne ſich ihrer im vollften Maße zu bedienen, iſt noch nicht angegeben 
worden. Oligarchiſche Clubs, adelig- ſpartaniſch geſinnt, gemeine Demagogen und ein groß⸗ 
artiger Menſch ſetzten nach Perifles’ Tod Athen in eine Spannung heilloſer Art. Überall fah 
die Demokratie Berfhmörungen, und folde gab es allerdings, und dieſe Aufgeregtheit warb 
von gemeinen Volksſchmeichlern benugt, um alles Unheil zu fliften, was ſolche immer ftiften. 
Zwar Hütte das Volk gern den Alcibiades zum Führer gehabt, aber dieſer mar felbft ſchuld 
an feinem Sturze und fomit an dem Unglücke feines Vaterlandes. Adelig, reich, ſehr Ihön, 
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von einnehmendem, wahrhaft bezauberndem Wefen, tapfer und kuͤhn bis zur Waghaliigfeit, 
geiſtvoll und witzig, trefflich als Heerführer, war er eine ſeltene Erſcheinung von menſchlicher 
Vollkommenheit bis auf den einen Punkt, daß jeine tollen Launen ihn als genialen Wüũſtling 
erſcheinen liegen. Das Volk hing ihm als einem Lieblinge an, aber jeine Feinde benupten bie 
Gelegenheit, ihn zu ſtürzen und, ald er fpäterhin zurückkam, wieder zu ftürgen, indem Gerüchte 
von Verſchwöͤrungen und bie oligarchiſchen Club die rathlofe Menge öfter bis zum Außerfien 
erhigten. Im Kampf bei Ägospotamos verrieth die Oligarchie Athen an Sparta, deffen Feld⸗ 
herr e8 unter die Herrſchaft ver Dreißig Tyrannen, wie man fie nannte, brachte. Diefe mordeten 
die Demokraten nad wüften römantijchen Adelsideen, und die parifer Septembertage bilden 
“ein Seitenftüd zu ihrer Blutarbeit. Umſonſt, die geflüchteten Demokraten überwältigten bald 
has Element, welches im attiſchen Boden Feine lebenskräftigen Wurzeln hatte, aber Athen mar 
fortan ſchwach, obgleich e8 noch ſchoͤne demokratiſche Aufwallungen Hatte, und das zerriffene 
Griechenland lag als ſichere Beute eines künftigen Eroberer da. Aber die Früchte der athent- 
fen Demokratie, melde fih folange bewährt hatte und ohne den oligarchiſchen Verrath fi 
. länger bewährt Haben mwürbe, blieben, und wir danken ihnen vorzugämeije unfere Bilvung, 
nänlid die, welche den Namen verdient. Philipp von Macevonien achtete und ſchonte e8, fein 
Sohn Alerander Thägte e8 am hoͤchſten den Athenern zu gefallen, und als es alle Selbſtanvig⸗ 
keit unter den Römern verloren hatte, war es eine hohe Schule ver Philoſophie und Geiſtes⸗ 
bildung, und attiſcher Wi, attiſche Feinheit waren uͤnübertroffen. Selbſt der Hellenismus, 
erzeugt von attiſcher Geiſtesbildung mit orientaliſcher abgeſtandener, müder Lebensweisheit und 
orientaliſchem Aberglauben, verdankte, obgleich er ſeiner Maulthiernatur nach unfruchtbar war, 
doch Das, was eran höherer Bildung und wahrhaft vhiloſophiſchem Gehalt beſaß, dem attiſchen 
Muſenroſſe ſeinem Vater. K. Schwenck. 
ttila. Unter jener gewaltigen Menge kühner und thatkräftiger Barbarenhäuptlinge, 
welche fih im 5. Jahrhundert auf das öftliche und meftliche Römerreich ftürzten, war keiner, 
deſſen Erfolge fo furditbar gewefen wären, ald bie des Hunnenkhans A. Er vorzüglih war 
es, der das wehtrömifche Reich dermaßen erſchuͤtterte, daß ſchließlich zu deſſen Ball eine ungleich 
geringere Anftrengung genügte. 

Man hat ſich ziemlich daran gewöhnt, in A. blos einen rohen und milden Barbaren, ja ein 
wüthendes Ungeheuer zu erbliden, ohne höhern Gedanken, nur auf Bermüftung der Welt, auf 
Mord und Brand ausgehend. Wir beiigen nun zwar feine vollkommen genügenden Mittheis 
lungen über ihn, zumal feiner feiner Stammesgenoffen fid mit geſchichtlichen Aufzeihnungen 
befaßt zu haben ſcheint; allein ſelbſt Das, was gleichzeitige Hiftorifer anderer Nationen über 
ihn nieverfchrieben, genügt bei unbefangener Würbigung, um ein anbere als das gewöhn- 
lie Bild vor und eriheinen zu maden. Die Quellen, auf welche wir uns befränft fehen, 
find Jornandeß der Gothe („De rebus Geticis”) und Priscus der Römer („‚Excerpta de lega- 
tionibus”). Vieles, was von Attila erzählt wird, hat aber andern, wenig verläffigen Urfprung, 
und fo erweift ſich namentlich die allgemein verbreitete Sage, daß fich A. felbft „vie Geißel Got⸗ 
te8' genannt habe, als eine fpätere Erdichtung. 

A. war es, der die bis dahin wenig bekannte Nation der Hunnen zur gefurchtetſten in der 
damaligen Belt machte. Wie ein Meteor flieg ploͤtzlich dieſes Volk auf, den Often und ven 
Beften gleihfam im Zluge durchziehend, aber ebenfo ſchnell, wie e8 fi) erhoben, auch wieder 
nieberfinfend. Mit A.'s Tode war die Macht der Hunnen dermaßen dahin, daß alsbald jene 
Spur von ihnen in der Geſchichte verſchwindet. Wenn die Bebeutung einer ganzen Nation 
in folhem Grade von der Eriftenz eines einzelnen Mannes abhängt, und wenn dieſer einzelne 
Mann fein Bolt zu ſolchem Anfehen zu bringen vermag, fo liegt fhon darin der Beweis einer 

» wenn auch vielleicht wilven und barbarifchen, doch immerhin ungewöhnlichen geiftigen Gräfe, 
Thatkraft und Befähigung. 

Die Hunnen, allen Schilderungen nad ein äußerſt haͤßlicher mongoliſcher Voöͤlkerſtamm, 
ſcheinen früher im fernen Aſien, an der chineſiſchen Grenze, etwa in der Mongolei, gewohnt und 
ſeibſt China erobert zu haben, von dort aber im 3. Jahrhundert unſerer Zeitrechnung ver⸗ 
drängt worden zu fein. Wir finden ſie fpäter zwiſchen der Wolga und Donau, am Kasvpiſchen 
Meere, dann in Bannonien (Ungarn, weshalb man in der Folge die Magyaren für Nachkom⸗ 
men der Hunnen erflären wollte). 

A., der Sohn Mundzuk's, angeblich eines Nachkommen ver alten Färften von China, ge: _ 
langte nad dem Tode feines Oheims Rugilas over Roas im Jahre 433 gemeinfam mit feinem 
Bruder Bleda zur höhften Würde bei feinem Volke. Diefed Volk war getheilt und zerfplittert; 
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A. wußte daffelbe zu vereinigen, zu welchem Behufe freilich felbft fein Bruder fallen mußte. 
Sein Anfehen erhöhte er durch das Vorgeben, daß er in den Beſitz des Schwertes des hunnifchen 


Kriegsgottes (ded Mars, wie die Römer fagten) gelangt fei. X. verachtete den Prunf, in dem . j 


fich viele feiner Stammesgenoſſen gefielen, um fo mehr, ald gerade das Beharren bei der alten 
Einfachheit ver Mehrzahl feiner Krieger am beften zufagen mußte. Er ſchreckte vor feinem 
Blutvergießen zurück, wenn e8 bie Erreichung feiner Zwecke galt, aber er verübte auch feine 
Gräuel aus bloßer Laune oder bloßer wilder Luft. Bei den Seinigen galt der Khan als ein 
gerechter, ſelbſt nachſichtiger Herrſcher; die um Gnade bittenden Feinde durften, wie es ſcheint, 
auf ſeine Zuſicherungen des Friedens und Verzeihens vertrauen. Noch bemerkenswerther iſt, 
wie er, nachdem ihm entdeckt worden, daß die Oſtrömer einen Plan zu feiner Ermordung ges 
ſchmiedet, nichtsdeſtoweniger das Geſandtenrecht achtete und den gedungenen, aber reumüthigen 
Meuchelmoͤrder Vigilius gegen ein Loͤſegeld unangetaſtet nach feiner Heimat zurückſandte. 

In kurzer Zeit breitete A. feine Herrſchaft ſoweit aus, daß er über Scythenland und über 
Germanien, ja bis zur jenfeitigen Küfte der Oftfee gebot. Unter ben feinem Willen Bolge leis 
ſtenden Nationen befanden ſich die Gepiden, die Oflgothen (Thüringer), die Heruler und ein 
Theil der Franken. Die Kriegerzahl, über welde er verfügte, wird von ben (freilich unzweifels 
haft übertreibenden) gleichzeitigen Geſchichtſchreibern zu einer halben Million, ja felbft zu 
700,000 angegeben. ; e 

Die Reichthümer Vorderaſiens und Perſiens lockten den Khan zu einem Zuge dahin. Er 
drang über die hohen Gebirge Armeniend, überſchritt Tigris und Euphrat und gelangte bis 
den Grenzen Mebiend. Hier unterlag er aber im Kampfe gegen die perjifchen Saffaniven. 
mußte zurückkehren. \ 

Nun erfah er ſich das oftrömifche. Neid zum Angriffe. Der Kaifer deſſelben hatte zwar 
ſchon früher fh zur Zahlung eines jährlichen Tributs von 350 Pfund Gold an bie Hunnen 
verftanden und, als U. fogleich nach feinem Emporfommen eine Verdoppelung diefer Summe 
verlangte, feig auch darein gewilligt. Indeſſen fand ji leicht Die gefuchte Gelegenheit, um 
dennoch die entneroten Byzantiner angreifen zu können (im Jahre 441), Gleich der Beginn 
des Kriegs mußte die Hunnen zu deſſen Fortfegung ermuntern. Statt männlihem Muthe 
begegneten fie bei ihren Beinden der Beigheit und dem Verrath, zuerft begangen von einem 
Biſchof, der fie indgeheim in feine Stadt einließ. Raſch drang N. weiter vor. An drei vers 
ſchiedenen Punkten verfuchten e8 die Oftrömer, fi ihm mit bewaffneter Macht zu wiberfegen; 
fie wurden jevesmal gefjlagen, und bie Hunnen flanden vor Ronftantinopel felbft, dem bei ber 
herrſchenden Beigheit beinahe vertheinigungslofen. Der elenve Kaifer Theodoſius IL. war zu 
jedem, auch dem entwürbigenpften Zugeftänpnifle bereit. So kam es denn im Jahre 446 zum 
Srieden, wie A. venfelben dictirte, unter Abtretung eined großen Landſtrichs auf ver Südſeite 
wer Donau an die Hunnen, Zahlung von 6000 Pfund Bold an dieſelben auf einmal und Er- 
böhung des jährlichen Tributs von 700 auf 2100 Pfund, endlich Freigeben ver gefangenen 
Hunnen, bloßem Losfauf der gefungenen Römer und Auslieferung derjenigen Barbaren, 
melde von den Hunnen zu ben Römern übergegangen waren. Die Entnervung und Beigheit 
der Oftrömer fleigerte ven Übermuth ihrer Feinde. ort und fort tauchten neue Anfoverungen 
auf, und ehrlos ſich beugend vollzog der Kaiſer jedes Dictat der Barbaren. Er fuchte ſich A.s 
durch Meudelmord zu entlevigen. Der Anſchlag ward verrathen, und der Khan foverte ben 
Kopf des Eunuden Chryſaphius, der den Mörder gedungen Hatte... Um ven Günftling zu ret⸗ 
ten, trat ber Kaiſer wieber eine ausgedehnte Provinz ab (ebenfalls auf dem reiten Donauufer). 
Anders fhienen ſich die Verhältniffe zu geftalten, als der Fräftige Marcianus zum Throne 
gelangte. Er war entſchloſſen, fernern Unbilden Wiverftand zu leiften. Dem ſchlauen A. ent= 
ging dies nicht, ſondern wirkte ein auf feine weitern Entwürfe. — 

Er erkor ſich nun das weſtroͤmiſche Reich zur Beute. Seine Bundesgenoſſen, die Van⸗ 
dalen, ſahen ſich im Beſitz Afrikas gefährdet und riefen ihn zu einer die Gefaht von ihnen ab⸗ 
lenkenden Thätigkeit auf. Das ſeltfame Anerbieten der mishandelten weſtrömiſchen Prinzeffin 
Honoria, feine Gattin zu werben, kam ihm erwünſcht. Er verlangte fie als feine Braut und 
begehrte einen Theil des römifchen Landes als ihr Erbe. Natürlich erfolgte Zurückweiſung 
des Verlangend. Der Khan vereinigte nun mit den eigenen Kriegern jene der mit den Hunnen 
verbüindeten oder ihnen unterworfenen Völker. So zog er im Jahre 451 mit einer Heermaſſe, 
größer ald Mitteleuropa je eine ſolche gefehen, nad dem Rheine, Alles vor ſich nieverwerfend, 
Alles zerftärend. Dann brach er in Gallien ein und fegte feinen Zug in gleicher Weiſe, bie 

. Seine überſchreitend, bis Orleans fort, das ihn aber männlichen Widerſtand leiftete. 
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Die gemeinfame dringende Gefahr hatte die Römer und die Weflgothen (Wifigothen) zur 
Bereinigung gebracht; andere Volfsftämme fehloffen fi ihnen an, die Alanen, ein Theil der 
Franken und bie Burgunder. Diefe Verbindung war bad Werk des tüchtigen römischen Anz 
führere Aetius, eines Mannes, der früher felbft zu den Hunnen geflohen war, der jie und ihre 


- Kampfweife und der aud) ihren Khan und deſſen Verfahrungsart perfönlich kannte. 


Der Wiverftand von Orleans und das Herannahen der Heere der Gothen und Römer bez 
Rinmte den Hunnenführer, die Angriffe auf die genannte Stadt aufzugeben. Ohne Zweifel. 


‚war feine, zudem vorzugsweiſe aus Reiterei beſtehende Kriegsmacht auf dem weiten Zuge ber 


reits ſtark zufammengefchmolzen. Er wendete jih nach den Catalauniſchen Feldern, ver 
großen Ebene, in welcher jegt Chalons (in der Champagne == campania) erbaut ift, wol vor⸗ 
zugsweiſe mit Rückficht auf den leihtern Unterhalt und das für feine Reiterei beſonders geeig⸗ 
nete Rampfgebiet. Hier fam es zur Entſcheidungsſchlacht. Der Kampf war furchtbar. Der 
Wifigothenkönig Theodorich fiel, aber die Hunnen unterlagen im Kampfe. Sei ed, dag die Nie- 
derlage, ungeachtet der furchtbaren Menge der Todten (deren Zahl Jornandes, ſichtlich übertrei= 
bend, zu 162,000, Idatius und Iſidorus fogar zu 500,000 angeben), dennoch an fd nicht 
ganz entſcheldend war, oder daß Aetius eine von ven Weftgothen zu erlangende allzu 
große Überlegenheit fürdjtete und fie darum von nachdrücklicher Verfolgung der Geſchlagenen 
abhielt, genug, U. führte, fo niel wie gar nicht bedrängt, die Nefte feines Heeres über ven 
Rhein zurück, zu den verbündeten oder unterworfenen Thüringern (Oftgothen). 

Er fühlte das Bedürfniß neuer Thaten, und das Vertrauen ver Seinigen ſcheint auch kei⸗ 
neswegs erfihüttert gemefen zu fein. So brach er denn mit beginnendem Frühling des Jahres 
452 wieder auf, überftieg die Alpen und brach in Italien ein. Nach hartnäckiger Vertheidigung 
ſtel Aquileja; alle Städte in der Nähe, Verona, Padua, Vicenza, Mantua, Brescia, Bergamo 
und Mailand wurden zerftört. : Die Einwohner der Küftengegenben, welche fi) retten fonnten, 
flohen nach den Kagunen, und fo ward jener Barbarenhäuptling, von dem man zu fagen pflegte, 
daß fein Gras mehr da wachſe, wohin Die Hufe feiner Roffe getreten, Beranlaffer zur Gruͤn⸗ 
dung der fpäter glorreich blühenden Republik Venedig. 

Der weſtromiſche Kaifer Balentinian erwies ſich gleich unwürdig wie fein orientaliſcher Genoffe. 
Seig floh er aus dem feften Ravenna nad) dem offenen, aber entfernten Rom, A. folgte ihm auch 
dahin, und der elende Kaiſer dachte nun an die Flucht über dad Meer, vermuthlic nad Kon - 
flantinopel. Er orbnete indeß Geſandte an den Gunnenkhan ab, ven Biſchof (Papſt) Leo an 
ver Spige. Nach der Natur der Dinge mußte die Abordnung Zugeftänniffe bringen. Man 
verhieß dem Barbarenfönige die von ihm begehrte, zur Zeit in Konſtantinopel befindliche kai— 
ſerliche Brinzeffin Honoria, ohne Zweifel mit dem von ihm für diefelbe beanfpruchten Erbtheit. 
A., deffen Heer durch Krankheiten gewaltig zufammengefhmolzen war, ließ fid) durch die ihm 
gemachten Verſprechungen (ohne daß es des Mirakels bedurfte, von dem man fpäter zu erzählen 
wußte) zum Rückmarſche bewegen, nit ohne die Drohung, mit noch weit furdtbarerer Macht 
wiederzukehren, wenn bie Braut nicht Innerhalb des beflimmten Termins feinen Bevollmäch⸗ 
tigten auögeliefert würbe. 

Diefer Bräutigamäftand hielt ihn nicht ab, bei feiner Rückkunft in die Donanlänber die 
Menge feiner rauen um eine weitere zu vermehren, Es mar eine gewifle Ildico. Die Hoch⸗ 
geit warb mit großen Feſtlichkeiten gefeiert. Allein am nächſten Morgen erſchien A. nicht mehr. 
Nach langem Karren öffnete man fein Gemach. Ildico fa weinend bei vem Leichnam. Der 
Khan ſoll an einem Blurfturze geftorben fein. Es folgte eine barbariſche Leichenfeier. Die 
Gefangenen, welche das Grab gegraben, wurden fofort abgeſchlachtet. 

Die Geſchichte erzählt nur noch von einigen Kämpfen ber Söhne A.'s. Dann rerihwin- 
den die Hunnen volfftändig aus der Neihe ver bekannten Völker; ein Zeichen, wie ſie ihre Er- 
hebung zunädft jenem einen Häuptling verdanken, zugleich aber auch ein Beweis, daß biefer 
Häuptling bei uller Thatkraft und nicht gewöhnlichen EINOR eine dauernde Schöpfung 
nicht heroorzubringen vermochte. G. F. Kolb. 

Aubaine (Droit d'), |. Gaſtrecht. 

Aufenthaltscecht und Ausweiſung. Der in biefen Ausdrücken enthaltene Gegeniag, 
ber Anſpruch des Individuums auf die freie Wahl feines Aufenthalts und die gefoderte Befug⸗ 
niß der Stantögewalt, ven Einzelnen den Aufenthakt im Staatögebiete gänzlich oder theilweiſe 
zu wehren, kann fowol von ſtaatsrechtlichen ald völferrehtlihen Geſichtspunkte aus betrachtet 
werben. Auf beiden Gebieten hängt der Gegenftand mit andern wichtigen Fragen das öffentli= 
hen Rechts, die im „Staatö-Xerifon” befonvers behandelt find, zufammen, fo z. B. mit der Lehre 
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vom Aſyl, won: der Auslieferung, mit dem Heimatsrechte und der Auswandernng. Ein Ein: 
gehen auf diefe nahverwandten Materien ift jedoch aus dem angegebeten Grunde hier un= 
nöthig. - : A j ü 

Staatsrechtlich fteht der Anſpruch auf einen ſelbſtgewählten Aufenthalt zur Frage, wenn 

der Angehörige eined Staats innerhalb der Lanveögrenzen dieſe Wahl üben oder ven Aufent= 
Halt im Inlande mit dem Auslande vertaufhen will. Hat der Stuat ein Recht, dieſe Wahl zu 
verfürzen? Zunädft find hier die Bälle auszuſcheiden, mo infolge ver freiwillig oder Eraft Ge: 
feges übernommenen Amts⸗ und Dienftpflihten aud der Aufenrbaltsert beſtimmt ift, fowie die 
Berjonen, welche nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen dem Aufenthalt einer andern Perſon zu 
folgen haben, wie Frauen und Kinder, und die ähnlichen Verhältniffe, wo die Möglichkeit der 
freien Selbftbeftimmung fehlt, endlich Solche, die nach Urtheil und Recht gefangen gehalten 
werden. 

Ob dagegen dem felbftändigen Staatdangehdrigen von Staatd wegen ganz allgemein das 
Recht ver Aufenthaltswahl genommen werden fann, ob e8 überhaupt ein Recht der Individuen 
(ein Grundrecht, Freiheitsrecht oder wie man es fonft nennen will) ift, läßt fih nach zwei Sei: 
ten hin unterfuchen. Ein mal, ob die geſetzgebende Gewalt im Staate ver Staatsaufgabe nad) 
zu Beſchränkungen dieſes Rechts befugt ift, ob die Ausübung ver Staatsgewalt für dieſen 
Zweck innerhalb der legitimen Functionen ded Staats liegt. Von praktiſcher Wichtigkeit ift die 
Beantwortung diefer Frage namentlich da, wo in Verfaflungen die Grenzen ver geſetzgebenden 
Gewalt und die unantaftbaren Freiheitsrechte der Individuen beftimmt worden. Anderswo 
hat ſie wenigftens Die Beveutung, daß fie die Gefepgebung lehrt, ob es recht ift ober nicht, auf 
dieſem Gebiete befchräntenn thätig zu werden. Daß num eine ſolche Beihräntung ein Eingriff 
in ein Gebiet ift, welches dem Staate nicht untergeben ift, läßt ſich nicht wohl bezweifeln. Der 
Staat ift um der Geſammtheit der Einzelnen willen da, er gewährt dem Einzelnen die wichtigften 
Bedingungen feiner focialen Eriftenz, und um feinen zahlreichen Pflichten genügen zu können, 
ftegen ihm nit minder auögebreitete Rechte dem Individuum gegenüber zu. Aber was ber 
Staat nit gewähren kann, zu deſſen Verwirklichung er daher auch Feine Beſchränkungen der 
freien Perſonlichkeit fodern darf, ift die Ausbildung und Entfaltung der Selbftänvigfeit des 
Individuums in Denfen und Handeln, in geiftigen und £örperlichen Fähigkeiten. Wir follen 
nicht blos Staatäblirger, fondern aud Männer werden. In das Gebiet, welches zu diefem 
Zwecke vem freien Wollen und Wählen gelaffen werden muß, das auch der freiefte Staat nicht 
anzutaften hat, gehört innerhalb des Staats, dem wir durch Geburt, Erziehung und Lebend- 
vweife angehören, oder der uns unter die Seinigen aufgenommen hat, vie freie Wahl des Auf: - 
enthaltd für das felbftändige Individuum. Der Kaftenflant mag feine Unterthanen an Beruf 
vnd Scholle zugleich fefleln und noch in neuern Zeiten in ber Leibeigenſchaft des ſlawiſchen 
Stamms feine Schäden verrathen, auf germanifcher Scholle hat man von jeher das Freifein 
von der Scholle und den freien Zug ald das Wahrzeichen der perſönlichen Freiheit überhaupt 
angefehen. Der Menſch ift nicht wie die Pflanze an ven Fleck Erde gefeffelt, ver ihn getragen, 
und feine freie Entfaltung würde nit weniger durch ein Verbot des freien Zugs im Lande als 
der Auswanderung aus dem Lande gehemmt werden. Dem mobernen Staate fprechen wir das 
ber dad Recht zu allgemeinen Beſchränkungen der freien Aufenthaltswahl für feine Angehöri= 
gen ab. Nur zur Strafe, die ja noch viel weiter gehende Eingriffe in pie freie Beſtimmumg der 
Individuen um der Geſammtheit und ihrer ſelbſt willen rechtlich enthalten kann, darf der Staat 
auch das Aufenthaltsredt beſchränken. Die gefeggebende Gewalt ann demgemäß bie eime ober 
andere Art ver Beſchränkung in das Straffuftem des Landes aufnehmen, und wie über jede 
Strafe, wird auch ein förmliches Verfahren vor dem Strafrichter dad Eintreten dieſer Beſchräͤn⸗ 
kungen im einzelnen Kalle zu beftimmen haben. Daß dieſe Strafart wefentlid wegen ihres 
Charakters als Präventivmaßregel gewäplt wird, ändert an ihrer Eigenſchaft ald Strafe nichts. 
Der Betreffende erleidet die Confination over Verſtrickung (Anweiſung eines beftimmten Auf: 
enthaltsott3), weil er feine Breiheit misbraucht hat, obgfeich fie auch Die Folge haben fol, daß 
er fie nicht ferner misbrauche. Inwiefern es der geſetzgebenden Gewalt noch in Nothfällen ge- 
ftattet fein müffe, ex post facto eine ſolche Beſchraͤnkung ſelbſt auf Individuen zu legen, ob fo: 
gar in ertremen Stantötagen die Staatöregierung mit andern Freiheitsbeſchränkungen auch die 
zur Sprache ſtehenden eintreten laffen dürfe, tft Hier nicht zu unterfuchen, da es fich dabei nur 
um die Anwendung allgemieinerer Prineipten auf Einzelfälle handelt. ; 

Die Stellung des Richters zu unſerm Gegenftande ift fhon berührt worden. ine andere 

md um der in vielen Ländern geltenden Beſtimmungen willen wichtige Frage ift es, ob auch 
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die Bolizeibehörben das Recht zu folder Maßregel als einem Ausfluffe ver Präventivpolizeige— 
malt haben. Nach dem oben Ausgeſprochenen kann über unfere Antwort fein Zmeifel fein. 


Wir vindiciren einen folden Eingriff in die perjünliche Freiheit nur dem Strafrichter auf . 


Grund eined Strafgefeged. Der flattgefundene, nicht der blos mögliche Misbrauch des freien 


Aufenthalts kann allein vie rechtmäßige Grundlage einer folden Beſchränkung bilden. Ganz | 


etwas Anderes iſt ed, wenn man über das fo durch Strafrichterfprud; beſchränkte Individuum 
den Polizeibehörven eine weitere Autorität einräumt, als ihnen ven unbeſcholtenen und unbe- 
fraften Staatsangehörigen gegenüber zufommt. Gegen dad Inftitut ver Stellung unter poli= 
zeiliche Auffiht, als deren Theil auch die Beſchräukung der freien Wahl des Aufenthalts er- 
fcheint, Läßt ſich nichts einwenden, wenn es auf Fälle beſchränkt bleibt, wo es der Staatsordnung 
wirklich zutraͤglich ift. 

Wir haben bisjetzt die geſetzliche oder polizeiliche Beſchränkung auf einen beſtimmten Auf⸗ 
enthalt, die Anweifung eines Wohnorts ind Auge gefaßt. Etwas anders ftellt fich no die 
Frage betreffs der Ausweifung und zwar zunächſt aus dem ganzen Staate. Man hat gegen 
das Exil ald Strafe Mancherlei eingewendet, 3. B. daß ber Staat fein Recht habe, feinen Ange: 
hoͤrigen fo von fi zu floßen (diefer Grund würde natürlich auch die Todesſtrafe unrechtmäßig 
machen), daß er ein Unrecht gegen andere Staaten begehe (allein dieſen zwingt er-ja feinen An⸗ 
gehörigen nicht auf), daß die Entfernung aus der Heimat feine Strafe mehr ſei, wie im Alter: 
thum (mas von allen Exilirten ſchmerzlich genug als falſch empfunden wire). Nach unferer 
Überzeugung ift für.einzelne Fälle das Exil die paſſendſte Strafe, und Geſetzgebungen, melde es 
als ſolche nicht anerkennen (3. B. Baden, fechötes Conftitutionsebict, 1808, $. 7, und bie olven= 
burgifche Berfaffung, Art. 44), kommen praktiſch doch zu unferer Anfhauung, indem fie vie 
Entfernung aus der Heimat oft zu einer Bedingung der Begnabigung maden und im Grunde 
eine Strafverwandlung eintreten laflen. Aber das Exil ift auch nur als Strafe, nicht als Maß⸗ 
regel der Bräventivpolizei gegen einen Staatsangehörigen begründet. Daß das Anrecht auf das 
Vaterland nur mit freier Zuflimmung oder durch Richterſpruch entzogen werben fann, wirb auch 
von allen modernen Staaten anerkannt. Die Ausweijung innerhalb des Staats aus einzelnen 
Orten und Bezirken wird dagegen in ven meiften continentalen Staaten als ein allgemeines 
Recht der Bolizeibehörben angefehen und oft mit großer Härte geübt. Im ſchließlichen Reſul— 
tate hat dann ein Staatdangehöriger nur va ein Recht auf ungeftörten Aufenthalt, wo er heis 
matsberechtigt ift, und von jedem andern Orte kann ihn Die zuftändige Polizeibehörbe entfernen. 
Wir find nit geneigt, ein von dem Staate oder feinen Vertretern beanfpruchtes Recht blos 
deshalb zu verneinen, weil ed gemisbraucht werben faun, aber hier ift das Verhältniß zwiſchen 
den möglichen Bortheilen und fihern Nachtheilen einer, ſolchen Machtvollkommenheit der Art, 
daß man fi) entſchieden gegen dad Erkaufen gewiffer Übel um zweifelhafte Vortheile erklären 

“muß. Dies gilt von der Allgemeinheit und Unbeſchränktheit, in der den Polizeibehörben dieſes 
Recht eingeräumt zu werben pflegt. Das Mafhalten,in diefem Rechte würbe dagegen mit, einer 
ausnahmöweife zugeftanpenen Bwangsentfernung aus beſondern Orten ausfähnen, fo 3.8. 
die Bereihtigung der Polizeibehoͤrden, beſtrafte Verbrecher gewiſſer Glaffen aus Orten, die ver 
Hauptfig ihrer Verbrechensinduſtrie waren, wegzuweiſen. Aber auch hier müßte immer eine 
vorgängige Beftrafung gefobert werden. Daf der Richter ſtets auch die Ausweifung anzuord⸗ 
nen habe, iſt nicht unfere Meinung, jein Urtheil muß ver Polizeibehoͤrde das Recht geben, nad) 
ihrem Ermeflen die Ausweifung oder dad Verbot ded Aufenthalts an beftimmten Orten ein= 
treten zu laffen. (Preuß. Strafgel., 6.27.) Bei Gewohnheitsverbrechern wird diefe Straf⸗ 
maßregel fehr oft von dem beften Erfolge fein. Wo in einzelnen Staaten dies Recht aud) in 
dem fo beſchränkten Umfange nicht gegeben tft, ſucht man ſich durch formliche Verdachtsſtrafen, 
3. B. wegen verdächtigen Herumtreibens, die jedoch vom Richter zu erkennen find, gegen bie 
Verbrecherelaſſen zu fhügen. - 

Wenn wir den Verwaltungsbehoͤrden das Recht abfprehen, den Aufenthalt eines Inlän- 
ders von ihrem Belieben abhängig zu machen, bleiben damit die gewöhnlichen Vorſchriften ver 
Fremdenpolizei über Ba und Heimatfdeine u. f. w. auf ihrem Werthe, ver freilich oft über- 
(hägt wird, beftehen. Ein Fremder, d. h. ein Inländer an einem Orte, der nicht fein Domicil 
tft, mag ausgewieſen werben zur Strafe, weil er nicht mit den gehörigen Regitimationen ver= 
ſehen if}; diefer Punkt hängt mit unferer Unterfuhung, ob aus Rüdfiten ver Präventivpoliz 
zei oder aus gar keinen der Aufenthalt an irgend einem Orte des Inlandes einem unbeftraften 
Inländer verweigert werben darf, gar nicht zufammen. Ehenfo wenig verdient e8 beſonders herz 
vorgehoben zu, werben, daß im Heimatöredhte der fo getvonnene Aufenthalt keine Veränderung 
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herbeizuführen braucht und daß ba, wo an den bloßen Aufenthalt fidh rechtlich ſolche Anderun⸗ 
gen Mmüpfen würden, bie Wahrnehmung der Gemeindeintereſſen durch Verlängen von Garan⸗ 
tien, 3. B. für den Ball der Verarmung, allerdings am Plage ifl. 

Sb der Staat dad Recht Habe, feine Unterthanen an der Wahl eines Aufenthalts außer: 
halb. der Staatsgrenzen, fei e8 eines blos vorübergehenven eigentlichen Aufenthalts oder einer 
dauernden Nieverlaffung mit Aufgabe des Staatöbürgerredhts (eigentliche Auswanderung), zu 
hindern, ift im Art. Einwanderung und Auswanderung beſprochen. Bekanntlich haben auch 
noch in neuerer Zeit Staaten einer etwas zurüdliegenven Eulturftufe das bloße Reifen ins Aus⸗ 
land zu einem ſchwer zu erlangenven Privilegium, zu einer Begünftigung gegen die Regel des 
Geſetzes gemacht. 

Zur volkerrechtlichen Seite unſers Gegenſtandes, ob es ein Recht des Angehörigen eines 
Staats aüf ven Aufenhalt in einem andern gibt, führen die deutſchen Verhaͤltniſſe hinüber. 
Für den deutſchen Staatencompler, der auch hier ſeine Zwitternatur zwiſchen einer ſtaatsrecht⸗ 
Ken und völkerrechtlichen Gemeinſchaft nicht verleugnet, exiſtirt ein ſolches Recht für die Me— 
biatifirten, denen Art. 14 der Bundesacte „die unbeſchränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in 
jedem zu dem Deutfchen Bunde gehörenden oder mit demfelben in Frieden lebenden Staate zu 
nehmen”, gewährt. Was nichtveutfhe Staaten angeht, jo ift für fie dieſe Beflimmung na⸗ 
türlich nicht bindend, während die deutſchen Bunbeögliever allerdings verpflichtet find, einem 
Mediatiñrten den Aufenthalt in ihrem Lande zu verflatten. Der eigentlihe Schwerpunft des 
Artifeld und der Grund, weshalb dieſes Verhältniß ausprülich geregelt wurde, liegt jedoch 
nach der andern Seite hin. Iu mehren Rheinbundftaaten hatte fich der junge Souveränetäts: 
ſchwindel beſonders an den frühen Reichsunmittelbaren ausgelafien. Dan hatte ihnen das 
Recht genommen, außer Landes fi aufzuhalten, zwang fie zum Erſcheinen in der Refidenz u. ſ. w. 
Diefem Treiben follte ein Ende gemadt werben. Aber leider ward diefe Freiheit des Aufent- 

haltsrechts (die natürlich durch Eintritt. in den Staatsdienſt modificirt wird und von der Aus- 
weifung zur Strafe nicht befreien kann) nur ald Vorrecht der Mebiatifirten aufgeftellt, und 
bundesgeſetzlich fteht dem Deutſchen fonft auf den Aufenthalt in einem andern deutſchen Bun⸗ 
vesftante kein größerer Anſpruch zu, ald auf die Aufnahme in einem nihtbeutfchen Lande. So 
beißt es aud bei dem Art. 18 ver Bundesarte, der die Auswanderungsfreiheit ausfpricht: 
„Soweit fie ber betreffende Staat zu Unterthanen aufnehmen will." 

Für den Aufenthalt in einem andern ald dem Staate, deſſen Unterthan ein Individuum ifl, 
muß ald Sag des Voͤlkerrechts ausgeſprochen werben, daß die Gewährung deflelben in das Er⸗ 
meflen eines jeven Staats geftellt iſt. Niemand hat ein Recht, zu verlangen, daß ihn ein 
Staat, dem er nicht angehört, aud nur zeitwetfe aufnehme. Freilich würbe ein Staat, der Die 
Auoſchließung der Fremden als fein Brincip aufftellte, damit factifch fi von dem Völferver- 
kehr und dem Voͤlkerrechte losſagen, und ebenfo hat man mit Recht eine mit Zwang zu befäm- 
pfende Barbarei darin gefehen, daß die durch die Noth veranlaßte Betretung eines ſolchen 
Staatsgebiets, z. B. von Seiten Schiffbrüchiger, förmlich geftraft worden ift. Ein Staat, der 
nad ſolchen Grundſaͤtzen handelt, erflärt ſchon damit, daß er dem Völkerfoften unferer Tage, 
über welches das Voͤlkerrecht feine ſchirmende Hand hält, gar nicht angehört. In dem Rechte, 
den einzelnen Fremden von ber Betretung feines Gebiets abzuhalten, liegt natürlich auch das 
Recht des Staats, für den Eintritt gewifle Bedingungen zu ftellen, fowie den Fremden im Lande 
allerlei Beigränkungen zu unterwerfen. Je nad) der Gulturftufe eines Landes, nad) den poli— 
tiſchen Cinrichtungen, ſowie der Weltlage eines folhen werben dieſe Beſchränkungen ftärker 
oder geringer fein (Megiftration, Päffe, Bifas, Aufenthaltökarten u. f. w.). Das Recht ver 
Answeifung eines Fremden tft dem Staate ebenfo unbeftritten als das Recht der Nichtannahme, 
wenn auch eine rückſichtsloſe Geltendmachung dieſes Rechts ald Beleivigung des betreffenden 
andern Staats aufgefaßt werben könnte. Aber freilich iſt bisher immer nur von der Macht 
und dem Recht des Staats ald Banzen dem fremden Individuum und der fremden Regierung 
gegenüber geiprodgen worden. Ob dieſes Recht in einem Staate einem einzeluen Zweige der 
Staatsgewalt, namentlich ver Regierung und ihren Unterbehörben gegeben ift, hängt wieder 
von dem Staatsrechte des betreffenden Landes ab. ‚Die meiften Länder des Kontinents geben 
der Berwaltung, alfo in hoͤchſter Inflanz dem Minifter des Innern oder. Polizeiminifter die 
Befugniß, einem Fremden den Eintritt ind Gebiet zu weigern oder einen Zugelaffenen auszu⸗ 
weifen. Belgien allein hat ein mittleres Syflem angenommen, indem ein beſonderes Geſetz 
vorſchreibt, unter welchen Borausfegungen und in welcher Weiſe die Verwaltung dieje Befug⸗ 
niß zu üben hat. England und Amerika ſtellen das Extrem dar, wo zwar dem Staate, d.h. der 
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geſetzgebenden Geipalt, nicht das Recht abgeſprochen wird, bie-Ausweifung eined Inbividummg 
zu beichließen, oder auch det Vermaltung dieſes Recht zu gewähren, mo jedoch biefe fo gegebene 
Bollmadt nur ald unter befondern Verhältniſſen conflitutionell angefehen und dann immer 
nur auf kurze Friſt gegeben wird. In Nordamerika ift feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts 

"Leine Alienacte (jo nennt man dad Geſetz, welches die Verwaltungsbehörde zur Entfernung 
eines Fremden ermächtigt) erlaffen worven, und dis, auf ven Heutigen Tag wird darüber ges 
ftritten, ob der Gongreß den einzelnen Staaten gegenüber zu diefer Anmendung der gefeßgebene 
ven Gewalt der Union befugt war. In England warb die legte Alienacte 1848 erlaffen. Sie 
gewährte dem betreffenden Fremden, der ausgewieſen werben jollte, eine Berufung von dem Ber 
ſchluß des Minifterd an das Privy Council. Gegenwärtig ift ie ſchon feit Jahren erloſchen. 
Man bat mit Unrecht e8 den betreffenden Staaten als völferrehtlich unerlaubt vorgeworfen, 
ihren Regierungen feine ſummariſche Gewalt über Fremde, die auf ihrem Gebiete ſich aufhal⸗ 
ten, beizulegen. Die nüchterne Betrachtung kommt hier zu dem Reſultate, daB es facultativ 
für die einzelnen Staaten jein muß, ob fe den Nichtangehörigen-mehr oder weniger als ihren 
Angehörigen behandeln wollen, und es zeugt von wenig Reſpeet vor der Rechtsüberzeugung 
eined Staats, wenn man ihm zumutdet, dem Fremden Rechtsgarantien zu entziehen, die er 
einmal zu gewähren für Staatspflicht hält. Und e8 mag hier, va fich Über. dieſen Gegenſtand 
auch bei fonft ganz klarſichtigen Urtheilern eine gewiſſe Verſchiebung der Verhältniſſe nicht 
verkennen läßt, noch kurz hervorgehoben werden, aus welchen Gründen eine Nation ih vage: 

* gen flenımen kann, ihren Behörden ein ausgevehntered Recht über den Aufenthalt ber Fremden 
zu gewähren, als ihnen in Betreff ver eigenen Angehörigen zufommt. "Man will feine Beam= 
ten nicht an Schritte und Mafregeln verhältnißmäßiger Willkür gewöhnen, es, ſoll der Staats- 
beamte nur Functionen ‘üben, die mit dem Geifle der Landesverfafſung harmoniren. Wenn 
ein Land nicht in feinem eigenen Intereffe eine Beſchränkung des Nufenthaltörecht8 der Frem⸗ 
den anoronen will, kann man von Seiten anderer Staaten Feine Foderung darauf aud ihren 
Intereffe flellen. Wir fehen hier ganz ab von vem Kalle, daß ein Fremder in feinem Heimat= 
ſtaate fich ver Unterfuhung, Beftrafung oder fonjtigen Rechtsanſprüchen entzogen hat (ſ. AfyL), 
fondern faflen rein dad Verhaͤltniß eines unbeſcholtenen Anfümmlings ins Auge, Die Leich⸗ 
tigkeit der Annahme fann immerhin vom den andern Staaten al& Lockung zum Audtreten an= 
geiehen werben, aber wie kann man ernftlih von dem betreffenden Staate eine Verſchärfung 
feiner Fremdenpolizei und Befhränkung der Bremdenrechte verlangen? Ebenſo ift e8 möglich, 
daß unbefholtene Angehörige eines andern Staats bei uns Verſchwörungen gegen venfelben 
anzetteln, allein foll ein Staat-veshalb Maßregeln ergreifen, die er auch gegen die Möglichkeit 
eined Angriffs auf fic ſelbſt nicht für gerechtfertigt Halt? 

Bisher haben wir nur die völferrechtlihe Seite unſers Gegenftandes in Friedenszeiten be= 
handelt. Wenn ein Krieg zwifchen zwei Staaten ausbrach, pflegte früher von beiden Seiten 
der Aufenthalt der Staatsangehörigen in den beiderfeitigen Gebieten verboten zu werben. 
Man rief die eigenen Unterthanen aus dem jetzt feindlich gewordenen Lande ab (durch ſoge⸗ 
nannte Aoocatorien) und befahl den bieffeitö ſich aufhaltenden Angehörigen des feindlichen 
Staats, binnen einer feftgefegten Friſt unſer Gebiet zu räumen. Heutzutage hat die Milverung 
der Kriegführung fih auch auf diefem Bunkte gezeigt. Man geftattet allfeitig den ſich fried⸗ 
lich verhaltenden Unterthanen des feindlichen Staats ven biöherigen Aufenthalt fortzufegen 
und läßt ebenfo die eigenen Unterthanen im Feindeslande. Natürlich würde ein feindliches 
Handeln eine ſolchen feindlichen Unterthanen ihn ver Strenge ber Kriegögefege unterwerfen. 
Aus der Gefhhichte des Strafrechts fei no erwähnt, daß die Landesverweiſung ſelbſt gegen 
eigene Unterthanen früher in Deutſchland eine ſehr häufige Strafe war. Heutzutage, wo, wie 
wir gefehen haben, das Eril nur für wenige Verbrechen ald Hauptftrafe paßt und felbft da nur 
in wenigen Ländern angewendet wird, ift doch bei beftraften Ausländern Die Landesverweiſung 
entweder regelmäßige Zufagftrafe oder unmittelbare Folge der Beſtrafung, und es liegt auf ver 
‚Sand, daß eine ſolche Ausweifung aud den Grundſätzen des Völkerrechts in feiner Weiſe wis 
berfpricht, da fie ja auch gegen den unbefcholtenen Fremden völkerrechtlich erlaubt ift. Sehr 
häufig iſt in ben deutſchen Strafgefegbüchern ein Parallelismus zwiſchen der Landesverweiſung 
und der Stellung unter polizeiliche Aufficht vorhanden, ſodaß der delinquirende Ausländer in 
den Fällen nad) erfiandener Hauptfttafe aus dem Lande verwiefen wird, wo der Inländer unter 
polizeiliche Aufficht geftellt würbe. (Vergl. Preuß. Strafgef., $. 29.) 

In einzelnen deutſchen Staaten, beſonders in Preußen, hat der Gegenſat zwiſchen Aufent- 
haltsrecht des Inländers und Ausweifungsrecht der Staatsbehörden zu ſehr lebhaften Exärte- 
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rungen geführt. Auf ver einen Seite macht man, und nad unſern Ausführungen mit Recht, 
geltend, dan dieſe Ausweiſung eine Beſchränkung der perjönlichen Freiheit, welche die Ver⸗ 
faffung gewährteiftet, enthält und zu den ausgenommenen Fällen nicht gehört, daß jie außerdem ' 
eine Strafe ift und nad einer weitern Beſtimmung der Verfaſſung nur der Richter auf Strafe 
zu erfennen hat. Die gegentheilige Praxis der Polizeibehoͤrden flüge fich auf den Gebrauch vor 
Erlaffung der Verfaflung und auf ältere Verfügungen, die jedoch offenbar nicht zu den Schlüffen 
berechtigen, vie man daraus ziehen will. Dad Nähere über dieſe Fragen nad preußikhem 
Rechte findet ſich mit richtiger Entſcheidung bei Nönne, „Staatsrecht der preußijchen Monar- 
Sie”, I, 312 ĩg.; dad Allgemeinere für Deutſchland bei Zachariä, „Deutſches Staats: und 
Bundesrecht”, 1, 402. Über die vorgefommene Ausweiſung eined Mebiatifirten vergl. Zöpfl, 
„Staatsrecht““, 11, 290 ;.über die völferrectliche Seite des Gegenftanded: Martens, „Völfer- 
zeit‘, $. 74; Heflter, „Voͤlkerrecht“, 6.33, 62. H. Marquardſen. 

Aufholung, ſ. Abmeierung. 

Aufkauf. Cinzelne Reiche over Geſellſchaften können ſämmtliche oder doch den größten 
Theil ver Vorräthe einer Waare an ſich bringen und dadurch den Preis erhöhen. Dies kanm 
nur gefchehen, wo die vorhandene Menge befchränft und nicht beliebig zu vermehten if. Man 
wird bald nicht mehr an die Furcht glauben, melde ganze Bevölferungen nad ſchlechten Ernten 
vor dem Auffaufe ber nothiwendigften Lebensmittel, namentlich des Getreides ergriff; man fah 
nicht in dem Ausfall der Ernte, jondern in dem Auflauf der Früchte die Urſache der Theuerung 
und erließ gegen benfelben fttenge Geſetze. Bei der völligen Umgeflaltung des Verkehrs bedarf 
es nur ber Freiheit beflelben, um aus ben entfernteflen Gegenden in kurzer Zeit und ohne über- 
mäßige Koften Lebensmittel dahin zu fchaffen, wo fle fehlen. 

Bevenklicher ift die Verwendung großer Gapitale, um ſaͤmmtliche Gewerbsanlagen einer 
beftimmten Art von Grzeugniffen in die nämlihe Hand zu bringen, z. B. ſämmtliche Steinfoh: 
lengruben, Eifenwerfe, Glasfabriken, Trandportmittel u. ſ. w. eined Landes. Hier laflen ih 
Fälle denken, wo bie Gefeggebung, fei es durch Ermäßigung der Eingangszölle, fei es direct, 
zur Verhinderung ſchädlicher Blane eingreifen muß, um das Bublicum vor fünftlicher Vertheue⸗ 
tung, bie Arbeiter vor. willfürlicher Lohnverminderung zu ſchuͤtzen. Neben vem Aufkauf gibt . 
es noch ein anderes Mittel, durch die Übermacht des großen Capitals die Goncurrenz zu befeiti= 
gen, die Herabjegung ber Preife unter ven Koftenfag, folange, bis die Goncurrenten ruinirt 
find. Diefed Verfahren ift bei Trandportunternehmungen nicht felten. Die Staatöverwaltung 
follte verlei Speculationen im Auge behalten , um einzufcpreiten , ſobald fie anfangen, gemein⸗ 
ſchaͤdlich zu werben. ; n 

In Frankreich wird der Betrieb von Bergwerken und Kohlengruben durch Gonceflionen be= 
dingt, welche an mehre einzelne Unternehmer ertheilt werden, um zu verhindern, daß die Con⸗ 
currenz audgeichloffen werde. Allein die Inhaber der Conceſſionen mußten fid zu verftändigen 
und fih auf Koften der Abnehmer wieder Arbeiter einen Monopolgewinn zu jihern. Dies war 
insbeſondere mit den Inhabern der Koblengruben im Becken ver Loire ver Fall, welche beiläu— 
fig die Hälfte des in Frankreich verbrauchten Brennſtoffs erzeugen, wogegen feit 1847 allgemein 
Heflagt wurde. ALS jich diefe Geſellſchaft aber auch noch mit einer andern verband, warb 

dem Unfug ein Ziel gefegt. Die Klagen der beeinträchtigten Inbuftriellen veranlaften ein Decret 
des Vräfiventen Ludwig Napoleon vom 24. Oct. 4852, wodurch alle ohne Zuftimmung ber Re= 
gierung geſchloſſene Übereinfünfte unter Inhabern von Gonceifionen zur Ausbeutung von 
Bergwerken für nichtig erklaͤrt, der Abſchluß von Geſellſchaftsverträgen unter folden verboten 
und bie Zuwiderhandelnden mit dem Verluſt der Conceſſion bedroht wurden. K. Mathy. 

Aufklärung, ſ. Aberglaube und Obfeurantismus. 

Auflagen find diejenigen Cinrichtungen, welche der Staat jeinen Angehörigen auflegt, 
alfo Steuern und Gebühren. z 
A er gewöhnliche oder in den neuern Schulen vorherrſchende Theorie von Steuern iſt nad- 

ehende: x 

Die Pflicht, Staatsſteuer zu bezahlen, iſt feine andere als die im Staatövertrag begründete 
allgemeine Geſellſchaftspflicht, vermöge welher nämlich der Geſammtzweck, welchen zu erftreben 
man fi} verbunden hat, and wirklich durch gemeinſchaftliche Anftrengung erſtrebt, folglich, fo- 
bald oder infofern an die Stelle ver urſprünglichen Naturalleiftung oder unmittelbar perfönli- 
Gen Thaͤtigkeit der Geſellſchaftsglieder für den Staatözwed die Eünftifdern und nur durch Geld⸗ 
aufwand zu unterhaltenden Anftalten treten, folder Aufwand gemeinſchaftlich beftritten, d. h. 
durch Beiträge fänumtliher Mitgliever gebedt werden muß. Hierüber kann im Allgemeinen kein 
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Streit fein; Die Schwierigkeit fängt erft an, wenn man das Maß ver Beiträge zu beſtimmen 
unterninnmt. Es wird wol zugegeben, daß nicht mehr, als nothwendig oder wenigftend nũtz lich 
iſt zur Erreichung des Staatszwecks, von den Bürgern gefobert werben darf; aber wer entfchei= 
det mit Zuverläffigfeit darüber, was jeweils dazu nothwendig oder nützlich fei? Doch abgejehen 
hiervon iſt die Hauptfrage: Wie viel kann gefodert werden unbeſchadet des nachhaltigen Ertrags ? 
Denn nit um den Aufwand einzelner Jahre handelt es fih (außerorventlihe Rothfälle abge- 
rechnet), fondern um den laufenden oder regelmäßig wiederkehrenden Aufwand. Gier ftellt fich 
aun für den Staat, als eine zur immerwährenden Dauer beftimmte Geſellſchaft, ver Grunpfag 
dar, durch den jährlichen Aufwand oder durch die von den Mitgliedern einzufobernden Beiträge 
niemals den Gapitalftoc des Vermögens anzugreifen, weil vaburd der künftigen Production 
ein Abtrag geſchähe, fondern blos vom Einkommen zu zehren. Das Einkommen aber ift entiwe- 
der ein rohes oder ein veined Einkommen, je nachdem man nämlich blos die Maffe der jährlich 
probueitten (oder au) von außen hereingebrachten) Güter fhlechthin ind Auge faßt, oder aber 
davon zundrberft Dasjenige abzieht, was ihre Erzeugung (oder Erwerbung) gefoftet dat. Im 
dem rohen Einkommen ift ein Theil des Capitals mit enthalten; wenn man demnach die Gefahr 
vermeiden will, das letztere anzugreifen, wodurch theils deſſen VBefiger non ver Production ab⸗ 
geſchreckt, theils die Bortfegung ver Production felbft unmöglich oder doc nur in geringerm 
Maße moͤglich würve, fo kann blos dag reine Einfommen, d. h. das nad; gefihehenem Wiederer⸗ 
fag der Voraudlagen noch erübrigende , befteuert werben. Diefes reine Einkommen ift entweder 
Grundrente oder Capitalrente oder Arheitörente. Auf diefe drei Quellen alfo, infofern man 
ihre Ergiebigkeit zu berechnen vermag und ihnen ohne fonftigen Nachtheil beifommen kann, 
wird hiernäch die Steuerfoderung zu ‚richten fein. Geſchieht dieſes unmittelbar, wie bei der 
Grundſteuer und Gewerbſteuer, ſo heißt man die Beſteuerung eine directe. Geſchieht es aber 
nur mittelbar, etwa auf Umwegen, indem man einer Clafſe abfodert, was man in der That von 
einer andern verlangt, auf welche dann aud) wirklich der unmittelbar Zahlende die Laft über- 
mälzt, oder aud duch Aufftellung eines Titeld der Steuerfoderung, welcher zwar an und für 
fich Fein natürliches Foderungsrecht gegen-ven Beſteuerten mit ſich führt, wol aber, wie man 
. glaubt, in der Regel dod nur den ſchon aus andern Titeln wirklich Steuerpflitigen ber Zah= 
lung untermwitft, fo Heißt Die Beſteuerung eine indirecte, worunter 3.3. Zölle, Acciſe, überhaupt, 
Gonfumtionsftenern , doch auch noch andere vielnamige Steuern gehören. 

Man hatte nämlich eingefehen, daß bei aller Mühe, vom reinen Einfommen der Nation ſich 
eine klare Anſchauung oder zuverläfftge Berechnung zu verfhaffen, ſolches doch niemals und 
nirgends, aud nur halbwegs befriedigend, geſchehen könne. Auch hatte man, theils durch Spe⸗ 
eulation, theild durch Erfahrung, erfannt oder zu erkennen geglaubt, daß es theils abfolut une 
moͤglich, theild wenigſtens mit manderlei Nachtheilen verknüpft fei, das Syſtem der directen 
Beſteuerung vollftänbig audzuführen, insbefondere was die Befteuerung der in engern Sinne 
fogenannten Gapitalien, d. h. der acliven Gelvcapitalten betrifft. Weiter hat man nicht umhin 
gekonnt zu bemerken, daß außer ven abfoluten Quellen des Nationaleinkommens auch noch re- 
lative,, d. h. blos für einzelne Glieder der Nation fließende, vorhanden ſeien, daß nämlich die in 
der Maſſe der Nationalproduction bereits vorhandenen Güter, wenn fle unter ven Gliedern ber 
Nation von einer Hand in die andere gehen, für die einzelnen Empfänger ald Einkommen wirf- 
fam fein koͤnnen, ohne in folder Gigenjchaft in der Totalrechnung aufgeführt zu ftehen. End⸗ 
lid war man inne geworben, daß auf dem Wege ver bloß virecten Befteuerung (ſowie dieſelbe 
biöher in Ubung war) die ungeheuern Summen, veren ver fortwährenn höher geſchraubte 
Staatshaushalt bevurfte, ohne allzu harten Druck over ohne Veraniaſſen eines allzu lauten 
Auffhreis der Befteuerten unmöglich Eönnten hereingebracht werden. Aus allen diefen Grün- 
den nahm man zut indirecten Befteuerung feine Zuflucht, welche auch wirklich, was zumal die 
Verzehrungsſteuer betrifft, eine eindringliche, wenigſtens nicht unſcheinbare Rechtfertigung darin 
findet, daß eine nad) und nad), wie tropfentweife, und bis zu einem gewiſſen Grad auch nur nach 
felbfteigener Willfür (man kann ja entbehren) zu leiftende Zahlung minder hart fällt, als eine 
auf einmal ober doch ſtets in bedeutendern Raten und durchaus unabhängig von freiwilligem 
Entſchluß zu leiftende Entrichtung. 


Auf folde Anfihten beiläufig ftügen ji die heutzutage in Ausübung befindlichen Steuer- i 


fofteme. Aber die große Mehrzahl des Volks feufzt unter folder Ausübung und hat unferer 
Meinung nad nicht nur das Recht zu feufzen, ſondern aud) das, laut zu Flagen über ein Syſtem, 
weldes ihr eine größere Laft, ais gebührenn ift, auflegt und zugleich durch ven weiten Spiel⸗ 
raum, ben es ver Willkür varbietet, eine unbeftimmbar weitere Steigerung ber Laſten zuläßt. 
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Der erſte und Hauptfehler der beſtehenden Abgaben ober Steuerſoſteme befteht darin, daß 
man babei der Hauptſache, nämlich des Rechts vergaß. Man unterließ zu fragen ober zu un⸗ 
terfuchen (oder that es blos obenhin), wie weit die Rechtsfoderung des Staatd an die Einzelnen 
zur Steuerzahlung gehe. Die Aufgabe, vie man ſich feßte, war meift nur die: wie viel kann an 
Abgaben erhoben werben ohne Beranlaffung thätigen Wiverftandes, oder aud ohne Vermin= 
derung des nachhaltigen Ertrags? Man ftellte nad und nad) die Idee auf, oder ſchärfte ſie ein, 
ober fegte fie ohne weitere Beweisführung ald wahr voraus, baf die Nation oder die Geſammt⸗ 
Beit (alſo auch etwa ihre äußerlidy erfheinende Nepräjentantin oder nie Regierung) die Ober: 
eigenthümerin alles in ihrem Schoofe erzeugten Gutes und demnach befugt fei, foviel davon zu 
igrem eigenen unntittelbaren Gebrauch zu nehmen, als fie jeweils — nad} ven Ernieſſen ver 
Häupter — zu nehmen benöthlgt oder gemillt fei. Man vergaß alfo des auch ohne den Staat 
vernunftrechtlich anzuerkennenden, mithin aud im Staat und gegenüber vem Staat bie volle 
Geltung anſprechenden felbftändigen Rechts des Privateigenthumd und ver Privaterwerbung. 
Man behandelte vie Sache gerade fo, als ob Eigenthümer und Erwerber auch in dieſer Bigen- 
ſchaft blos im Dienfte des Staats ſtänden und, wie etwa die Bienen im Bienenkorb, ſich gefallen 
laffen müßten, wie viel Honig der Herr für feinen Gebrauch Herauszufhneiden und wie viel er 
dem Stod zur nöthigen Nahrung zu laſſen für gut finde. 

Sodann aber aud) blos vom Standpunkt des Calculs, aljo ohne Eingehen in die Rechtsfrage 
betrachtet, zeigt ſich die Lehre, die das gefammte reine Nationaleinfommen und nichts Anderes 
der Befteuerung unterworfen wiffen will und dabei nur in der Sorgfalt für die ungehemmte 
weitere Production Die Grenze ihrer Willkür findet, als durchaus unhaltbar; fie if daher, weil 
Daſſelbe nit minder vom Standpunkt des Rechts einleuchtet, zwiefach verwerflich. Was ift das 
reine Einfommen der Nation, wenn man von den oben angeführten Prämiſſen ausgeht? Aller- 
dings, wenn fie ſich als Eigenthümerin ihres Bodens und alles Deffen, was darauf erzeugt wird, 
und aud) aller Bewohner und Erzeuger betrachtet, blos Dasjenige, mad nad Abzug oder Erfah 
der Vorauslagen vom Werth der Brobucte übrig bleibt. Nach dieſer Anſicht aber gibt e8 gar 
ein Privateigenthum und gar feinen rechtlich gültigen Brivaterwerb mehr, fondern Alles gehört 
6108 den Staate oder der Regierung. Es muß hiernach dann freilich von dem Ertrage Alles ab⸗ 
gezogen werben, was als Bedingung des Hervorbringens oder ald Vorauslage erfcheint. Die 
Nation in Beziehung auf die Nationalgliever iſt ſodann vom ökonomiſchen Standpunkt gleich 
einem Unternehmer, ;. B. einem Fabrikanten over Landwirth, in Bezug auf feine Lohnarbeiter, Ge: 
werbögehülfen und überhaupt auf die gefammten Wirthfhafts = oder Gewerböunfoften. Stellt 
man fi} aber auf ven höhern, wenigftend edlern Standpunkt, wonach die Nation oder die Ge= 
ſammtheit alles Das, was ihren Gliedern zu gute Eommt, over was zur Bedürfnißbefriedigung 
verfelben dient, als aud für ſich ſelbſt werthvoll zu betrachten, demnach bei ver bkonomiſchen 
Berechnung fi in Einnahme zu fegen hat, fo zeigt es fi, daß zwiſchen Roheinnahme und 
Reineinnahme der Nation bei weitem nicht der nämliche Unterſchied obmaltet, wie zwifchen der 
NRoh= und Reineinnahme ver Einzelnen. Die Roheinnahme Einzelner nämlich, zumal wenn fie 
größere Producenten oder Unternehmer find, Überfteigt ihre Reineinnahme meift um fehr Vie⸗ 
le8, denn für ihre Production Ift eine Menge von Borauslagen nothwendig, deren Sumnte von 
der Roheinnahme abgezogen werden muß, um die Reineinnahme zu finden. Unter viefen Bor: 
außlagen ift eine Hauptrubrik der Unterhalt oder Arbeitslohn der @ewerbögehülfen und anderer 
Arbeiter. Die Summe biefes Unterhaltd und Arbeitslohn durch dieganze Nation fteigt nach 
Umſtänden unenvli Hoch, aber für die Nation felbft ift fie nicht eigentlich oder wenigſtens nicht 
blos Vorauslage, ſondern zugleich auch Beftreitung eines abfoluten Bedürfniſſes, nämlich ber 
Erhaltung ihrer Glieder, demnach reine Ausgabe, und daher ihr Deckungsmiitel, welches aus 
der laufenden Produrtion hervorgeht, wirklid zur reinen Einnahme gehörig. Nur die behufs 
der Production an und für fi verbraudten Stoffe (5. B. Saatfrucht, Beuerungsmittel, Abs 
nugung der Geräthſchaften u. ſ. w.) dürfen von der Summe der Jahrespropuction oder des 
Roheinkommens der Nation abgezogen werden, um jene des reinen herzuftellen. Die Ration 
verhält ih Hier zu allen ihr angehörigen Arbeitern wie eine große Bamilie, die eine gemein⸗ 

ſcaftliche Wirthſchaft führt, zn ihren eigenen Oliedern. Was diefe dad Jahr über verzehren, 
ohne Unterſchied, ob fie dafür arbeiten ober nicht, und ob viel oder wenig, ift eben eine Ausgabe 
der Samilie; und wenn diefe, als Frucht der Arbeit ihrer Glieder, den Stoff folder Verzehrung, 
überhaupt die Dedungsmittel der gemeinfchaftlihen Bebürfniffe hereinbringt, fo rechnet fie 
dieſes billig unter ihre Reineinnahme, Was noch Über folde Deckung des Bedürfniſſes weiter 
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gewonnen und als Erſparniß zuruckgelegt wird, das iſt dann nicht blos reines Einkemmen, ſon⸗ 
dern Vermoͤgenszuwachs, welcher durchaus nicht zu verwechſeln iſt mit jenem. Gin reines Cin⸗ 
kommen — bei der Familie und bei, der Nation — kann-flattfinden ohne allen Vermögeuszu— 
wachs, durch jährliche Broduction oder Reproduction des jährlid) für die Bedarfsbefriedigung 
Aufzuwendenden, ja es kann noch ftattfinden bei unzureichender Deckung ſolchen Bedarfs. In 
ſolchem Falle nämlich wird das Fehlende aus dem bereits vorhandenen Vorrath, aus dem 
durch frühere Erſparniſſe gebildeten Capital beſtritten werben, und bie Familie ober die Na= 
tion wirb zwar eine Vermögendverminderung erleiden, aber dennoch eines wenn auch unzurei⸗ 
chenden Reineinkommens ſich erfreuen. F 

Ob man jedoch dieſen oder jenen Begriff vom Reineinkommen der Nation aufſtelle, nimmer 
wird derſelbe zur Begründung eines dem Recht wie der echten Staatswirthſchaft entſprechenden 
Steuerſyſtems gültig fein. Hierfür zeugt allernächſt ſchon der Umſtand, daß über die Quote des 
Reineinkommens, bis zu welcher die Steuerfoderung anſteigen dürfe, die größte Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit (Einige meinen ein Zehntel, Andere ein Achtel bis ein Fünftel und noch Andere ein 
Biertel oder gar zwei Fünftel [vergl. Monthyon, Bielefeld, Pölig, Schmalz, Malchus u. A.]) 
herrſcht. Wäre übrigens dem auch nicht alfo, fo würden wenigftend Die gegenwärtig in ber 
Praris beftehenden, faft überall auf vie oben angeführte Theorie gebauten Syſteme als ihrer 

. eigenen Grundidee widerſprechend erfcheinen. Das Reineinfommen ber Nation, ob man darun⸗ 
ter blo8 den berſchuß der Geſammtproduction über vie zum Behuf der Erzeugung von allen 
Einzelnen gemachten Vorauslagen verftehe, oder ob man noch den von den Einzelnen bezogenen 
Arbeitslohn oder ihre während der Arbeit genoffene Unterhaltung mit dazu reine, wird nad 
feiner wahren Größe oder nad} einer auch nur annähernd zu beſtimmenden Summe niemals zu 
ermitteln fein. Alle Berehnungen darüber find ſchwankend, zum Theil auf willkürliche Vor⸗ 
ausfegungen gebaut und nimmer zu einem Elaren und zuverläffigen Ergebniß führend. Aber 
nehme man auch eine irgendwie beflimmte Summe ald wirklich die richtige, wenigſtens an= 
nähernd richtige an, fo iſt dann erſt unmoͤglich, ihr, ald einem Ganzen, durch irgend eine Be⸗ 
Reuerungöweife beizukommen. Man kann nit die Nation überhaupt befteuern, jondern nur 
bie einzelnen Bürger, und es ift weber für bie ſtaatswirthſchaftlichen Intereffen und noch weniger 
für das Recht irgend etwas gewonnen, wenn man die Summe der ausgeſchriebenen Steuern 
zwar als mit der angenommenen Summe des Gefammtnationaleineommens in einem billigen 
oder ertraͤglichen Verhältniß ſtehend erlennen kann, aber daſſelbe Verhältniß nicht auch zwifchen 
ber jedem Ginzelnen abgefoderten Steuerrate und feinem, ®. h. dieſes Einzelnen, Reineinkom⸗ 
men flattfindet. Nicht die Nation in Gefammtheit zahlt die Steuer, fondern die Einzelnen zah⸗ 
Ien fie, und die Steuerfumme gehört noch eher zur Geſammteinnahme ald zur Gefammtausgabe 
ber Nation. ; * & 

Will man daher ein irgend befriedigendes, auf die Idee des Reineinkommens gebautes 
Steuerfoften haben , fo ift Die erfte und unerlaßlichſte Foderung, fih über das Reineinkommen 
aller Einzelnen eine klare Anfchauung zu verſchaffen, d. h. mit möglicfter Zuverläffigkeit aus: 
zumitteln ober zu erheben, wie groß ſolches Einkommen bei allen Bürgern von A bis 3, d. h. 
vom erften bis zum legten fei. Zieht man ſodann alle dieſe bei jedem Einzelnen insbeſondere 

.  außgemittelten Ginfommensfummen in eine Hauptſumme zufammen, fo ftellt viefelbe das wahre 

Gefammteintommen ver Nation dar, und man hat ſich aus dem Felde der Hypotheſen over Phan- 

tafien auf ven Boden der Wirklichkeit verſetzt. 

Bei einer dergeftalt gemachten Berechnung des Reineinfommens der Nation ift man alfer 
Zweifel und Schwierigkeiten enthoben, welche bei jever andern Berechnungsweiſe aus dem Wis 
derftreit ver Theorien über den echten Begriff des Nationaleinkommens entftehen.. Der Streit 
über den Abzug oder Nichtabzug des Arbeitslohnd oder ver Verzehrung ber Arbeiter von ver 
Summe ver ®efammtprobuction, oberüber den Abzug blos des nothwendigen, d. h. zur Deckung 
des Lebendunterhalts der Arbeiter notäwenigen Lohns, und dagegen Einrechnung des foge: 
nannten überflüffigen overüberfcjüffigen Lohne (salairesuperflu) Hört aufund, was den Finanz⸗ 
männern nur angenehm fein kann, bie Rechnung führt zu einer größern Summe als jebe 
andere. Es wird nämlich dabei zwar bei. jenem Einzelnen von feiner Einnahme abgezogen , was 
für ihn bloße Vorauslage ift, namentlich alfo ver voHe Lohn, ven er feinen Arbeitern zu zahlen 
hat, ohne Unterſchied, ob derſelbe groß oder Hein iſt; aber eben dieſer Lohn, und zwar gleichfalls 
ohne ſolchen Unterſchied, erſcheine dann bei jenem biefer Arbeiter als Cinkommen, vergrößert 
alfo wieder die Summe des Nationalreineintommend, und ebenfo jedes andere fogenannte blos 
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zelative, d. 5. blos von einer Hand in die andere gehende Cinkommen, wie z. B. Mieth⸗ una 
Pachtzinſe oder Capitalzinſe, bezahlt von einheimiſchen Schuldnern an einheimiſche Gläubiger. 

Auch die Frage, ob überhaupt bei ver nad) dem reinen Volkseinkommen zu bemeijenden 
möglihen Steuerhöbe die Summe des Für den Lebensunterhalt ded.ganzen Volks nöthigen Auf- 
wands neben ven eigentlihen Productionskoſten von der rohen Einkommensmaſſe abzuziehen 

fei, hört nad) unſerer Theorie auf, oder vielmehr ſie kann nur nad) ihr eine befriedigende Ant— 
wort erhalten. Begnügt man ſich nämlich mir einer aus allgemeinen Daten — mit mehr ober 
minder Zuverläffigkeit — geſchoͤpften Schätzung des Geſammteinkommens derNation und eben- 
fo mit dem Abzug der nach einer allgemeinen Schätzung angenommenen Summe der für Die Ge—⸗ 
fanmtheit nöthigen Unterhaltsmittel, jo kann gleichwol geſchehen, daß, während die Geſaninit⸗ 
fumme der eingefoverten Steuern zum Gefammteinfommen der Nation in einem jo mäßigen 
Verhaͤltniß fleht, daß noch weit Über der zum Lebensunterhalt aller Bürger erfoderlichen Summe 
von der Steuer unberührt bleibt, dennoch Taufenden von Bürgern dur den auf fie gelegten 
Steuerantheil jener Lebensunterhalt verfümmert und taufend Andern nad ſolchem Verhältniß 
weitaus zu wenig abverlangt wird. Nicht dadurch, daß überhaupt eine zur Dedung des Lebend- 
unterhaltö hinreichende Gütermaffe von der Steuerfoderung befreit bleibe, ſondern nur dadurch, 
daß bei jevem Einzelnen insbeſondere die ihm zum Lebensunterhalt nöthige Summe folder Be⸗ 
freiung genieße, wird die in Frage ſtehende Foderung erfüllt. Es iſt jedoch die Foderung 
felöft, wenn fie nämlich ganz allgemein, d. h. in Bezug auf die Wohlhabenven wie auf die 
Dürftigen erhoben wird, nicht einmal begründet, und zwar weder wirthſchaftlich noch rechtlich, 
jenes nicht, weil fie.eine dem Umfang nad) fehr bedeutende und doch zur. Sicherung des nachhal⸗ 
tigen Ertrags ganz unndthige Beichränfung des Steuerrechts ausſpricht, und dieſes nicht, weil 
das Recht mehr nicht als Gleichheit, d. h. Verhältnigmäßigkeit ver Befteuerung fodert, die Brei: 
laffung einer und verfelben beftimmten Summe bei Allen aber eben jener Berhältnigmäßigkeit 
zuwider läuft und, wenn fie ald Foderung der Humanität ausgefproden würbe, offenbar viel 
weiter ginge als ihr Grund. Der Reiche oder Wohlhabende, wenn er auch nach Maßgabe feines 
ganzen Reineintommens befteuert wird, behält gleihwol den nüthigen Rebensunterhalt und Meh⸗ 
res darüber frei; nur beim Dürftigen, deſſen Reineinfonmen kaum ober gar nicht zureicht, jenen 
Unterhalt zu decken, muß die darauf gelegte Steuer eine noch meitere Schmälerung bewirken und 
darum als verwerflich erfcheinen. A 
Um alfo mitt Zuverläffigkeit zu beftinnmen, wo und in weichem Maße nöthig ober gut fei, 
von der Befteuerung die für Deckung des Lebendunterhalts erfoperlihe Summe auszunehmen, 
und wie hoch ſolche Summe im Ganzen ſich belaufe, muß man aud) die. Verteilung bed Ger 
fammtsBermögens oder Cinkommens unter die einzelnen Steuerpflictigen Slſo nicht etwa blos 
unter die verſchiedenen Claſſen verfelben, denn Hier ift auch nur eine vage und zu nichts füh— 
rende Schaͤtzung möglich) kennen, und man muß daher abermals bis zu den individuellen Ver- 
mögens = oder Einfommensverhältnifien Hinabfteigen, um ein jener Idee in Wahrheit entfpre= 
chendes Steuerfgftem ins Dafein zu rufen. Der Grundſatz eines ſolchen Syſtems würde nämz 
lich darin beftehen, die nad; dem Mafiftab des auszumittelnden Vermögens oder Einkommens 
jedes Einzelnen gleichheitlich zu beſtimmende Gteuerfoderung zwar an alle Staatsangehörige, 
die irgend ein Vermögen oder Einkommen befigen, zu richten, jebod ven Nachlaß der ganzen 
Gteuer over eines Theils derfelben in allen Bällen und in eben dem Maße zu bewilligen, wo 
' oder infofern durch ihre vollftändige Eintreibung dem Steuerpflihtigen vie nöthigen Subſi⸗ 
Penzmittel entzogen over verfümmert.würben. . 

Ob ein ſolches Syſtem, deſſen Idee wol im Allgemeinen die Billigung anſpricht, aud) prak⸗ 
tiſch aueführbar , ober im Fall ver Bejahung, ob menigftend die Ausführung mit allzu vielen 
Sämwierigfeiten ober allzu großen fonftigen Nachtheilen verknüpft jei, ſodaß etwa räthlich fein 
möchte, das aufgeſteckte Biel, zu welchem der gerade Weg nur fehr ſchwer zugänglich ift, auf Flug 
gewählten Ummegen, wenn aud; minder vollftändig zu erreihen, das wollen wir fpäter unter- 
fügen. Wir wenden uns jegt zur Darftellung des Widerſpruchs ver im ber Regel wirklich be— 
ſtehenden und felbft von ben nationaloͤkonomiſtiſchen Theoretifern großentheils vertheidigten 
Gteuerfofteme mit den ihnen angeblich zu Grunde liegenden ober eigend zu ihrer Rechtfertigung 
aufgeftellten Prineipien. . 

Das Reineintommen ver Nation fol der Gegenftand der Befteuerung und hiernad dad 
Reineintommen jedes Einzeluen ober vielmehr der Reinertrag des jedem Einzelnen zuftehen- 
den Beſitzthums ober von ihm betriebenen Gewerbes der Maßſtab der as ins beſondere 
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treffenden Beſteuerung ſein. Dieſer Grundſatz iſt in offenbarem Widerſpruch mit dem oberſten 
Titel der Steuerfoderung, welcher, wie man anerkennt, auf der Geſellſchaftöpflicht des zu Be— 
ſteuernden ruht. Dieſer Titel nämlich geht gegen Perſonen, die man demſelben gemäß als 
Schuldner des gemeinen Weſens erkennt; die Beſteuerung des Reineinkommens der Nation aber 
oder des Reinertrags der Beiigthümer und Gewerbe hat blos Sachen ober Erzeugniſſe in Auge, 
von welchen ver Staat gewiſſermaßen vermöge eined dinglihen Rechts, als wäre er Miteigen- 
thũmer, einen Theil für ſich in Auſpruch nimmt, ohne Rüdjicht auf die Perſon oder die perfön= 


lichen Berhältnifle, oder überhaupt einen perfönlichen Schulptitel des Beſitzers oder Erzeugers. 


Die Befteuerung des Neinertrags, 3. B. eines Heinen Grundes, von deſſen Früchten ver 
arme und etwa arbeitöunfähige Bejiger nicht einmal den zwölften Theil des Jahres hindurch 
leben Fann, fteht im Widerſpruch mit der Freilaſſung des Reinertrags der Arbeit z. B. eines 
vermittels derfelben das ganze Jahr hindurch von Nahrungsforgen befreiten, nad) Umſtänden 
wol auch zu anfehnlihen Exfparniffen befähigten Dienerd oder Gewerbögehülfen, und hinwie⸗ 
ber dieſe Sreilaffung mit der Beſteuerung des oft kümmerlichen und precären DBerbienftes des 
arnıen Tagelöhnerd ober des Eleinen, faft nahrungslofen Handwerkers. Man jieht, daß überall 
nur Sachen oder auch unmittelbar productive Arbeiten, woraus allein, wie man meint, das 
Reineinfommen ver Nation befteht, im Auge gehalten werben, und daß man des dent Einzelnen 
zufließenden Cinkommens, wenn ed aus fogenannten unprobuctiven Arbeiten fließt, over auch 
wenn dad Product derfelben nicht dem (blos befoldeten) Arbeiter ſelbſt, ſondern einem Unter: 
nehmer gehört, eben weil es, wie man meint, dad Nationaleinfommen nicht vermehrt, gar nicht 
gedenft. Aber noch mehr! Auch ein anerkannter Hauptbeftandtheil des Nationalvermögeng, 


das Capital, wird großentheild gar nicht oder wenigftens nicht in der Hand des Eigenthümers 


befteuert, fondern in der Hand des Schuldners, wenn nämlich dieſer es iſt, welcher es 5. B. zum 
Anfauf over zur Beurbarung eines Grundes, oder zum Betrieb eines Gewerbes oder Handels 
verwendet. Weiter nimmt dieſes Syſtem, wenn e8 den zum Lebensunterhalt nothwendigen Sofa 
bes Arbeiterd von der Steuer befreit, dabei gar nicht auf ven Arbeiter als Menfchen over als 
Staatdangehörigen Rüdfiht, fondern blos als arbeitende Kraft oder ald Bedingung der Pro= 
duction; es if ihm nicht um den Lebensunterhalt ver Staatögliever an fi, fondern nur um 
Fortdauer der Production zu thun; es jieht in dem Volk blos eine Fabrikationsgeſellſchaft oder 
eine Schweizerei. Endlich aber wirft e8 durch dad Heer von indirecten Steuern allen früher gez 
zogenen Galcul wieder um und belegt durch diefelben, mit feinem Hauptprincip im ſchreienden 
Widerſpruch, anflatt des Einkommens oder des Ertrags gerade ven egenfag derfelben, näm⸗ 
lich die Ausgabe und die Vorauslage. Es thut diefeß, wodurch her Selbſtwiderſpruch ſich noch 
tweiter vermehrt, milt Verlaſſung der Bahn einer nach Zuverläfilgkeit wenigftend ftrebenden Be— 
rechnung, ja faft ind Blaue hinein, weil nämlich (ſowol in dem Totalergebnif als — und dieſes 
noch weit mehr — in dem Ergebniß bezüglich aud) auf Einzelne) durchaus abhängig von Zufäl: 
Tigfeiten ohne Maß und Zahl. Wenn wir alle dieſe Mängel ins Auge fallen, fo follte ver Fort— 
beftand over das längere Extragen fo verfehrter Steuerſyſteme ein billiged Grftaunen erregen. 
Doch tröften ſich Viele mit Denı, was einige Finanzmänner zur Beſchwichtigung ihres Gewiſſens 


‚oder zur Rechtfertigung ihrer wie inımer befdhaffenen Steuerfoberungen gern als eine allgemeine 


Wahrheit geltend machen möchten, daß nänılid aud eine im Princip over vom Stanppunft ber 
Theorie fehlerhafte Stener durch längern Forbeſtand fich felber Heile, d. h. in das Volksleben 
und die Volkswirthſchaft dergeſtalt verwachfe, daß, ohne Unterſchied, wer die Vorausbezahlung 
leifte, gleichwol die vefinitive Zahlung nur von den wahrhaft Pflitigen, d. h. nad dem Ver— 
haͤltniß des Reineinkommens over Reinertrags gefhehe. Wir wollen anerkennen: etwas an 
ber Sache iſt wahr. Mande nad) ihrem nädften Titel over Buß verwerfliche Steuer gleicht ſich 
durch Die mittel des Verkehrs gefchehenve Überwälzung von einer Perſon auf die andere ober 
von einer EI: ffe auf die andere wenigftens einigermaßen ober annähernd aus; allein diefe blos 
Hier und da ſtattfindende, dabei immer von manderlei Zufälligfeiten abhängige und durchaus 
feine fefte Berechnung zulaffenbe, auch jedenfalls nur höchſt unvollftändige Auögleihuug kann 
leine Rechtfertigung fein für ein, flatt auf echte Principien, zumal des Rechts, auf blos 
vage Borausfegungen gebautes und die Heilung lediglich dem blinden Zufall ober der ſich ſelbſt 
überlaffenen Wechſelwlrkung ver Bürgerclaffen vertrauendes Steuerſyſtem. Cine durchgreifende 
Reforn des Steuerweſens erfcheint bei ven täglich höher geipannten Foderungen der Staatsfi⸗ 
nangen und bei den täglich Tauter werdenden Klagen der durch Die Laft der Abgaben ſchwer gez . 
drůckten Claſſen eine unerlaßliche Aufgabe für unfere Zeit. Zu ihrer Löfung tft aber vor allem 
nöthig, von dem blos wirthſchaftlichen Princip des Reineinkommen oder Reinertragd hinauf: 
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zuſteigen zu einem hoͤhern, namentlich zu einem Rechtsprincip, mit welchem ſodann das wirth⸗ 
ſqhaftliche in Einklang zu ſetzen, d. h. ihm unterzuordnen, alſo nicht weiter anzuwenden iſt, ais 
das Recht es erlaubt. 

Reineinkommen und Reinertiag Fönnen nimmer als eigentliche Rechtstitel der Steuerfo⸗ 
derung gelten; hoͤchſtens koͤnnen ſie dad Maß der wirthſchaftlich unnachtheiligen Eindringlichkeit 
der Foderung beſtimmen, oder der beharrlichen d.h. nachhaltigen Zahlungsfähigkeit des Schuld⸗ 
ners; aber die Schuldigkeit ſelbſt muß einen Titel haben, weil Zahlungsfähigkeit und Schuld 
nicht eins und Daſſelbe ſind. Ja ſelbſt blos wirthſchaftlich betrachtet hat jenes geprieſene Prin⸗ 
cip, außer ven ſchon oben dagegen angeregten Bedenken, noch weiter die nachſtehenden gegen 
ſich, daß einerſeits auch durch die bloße Beſteuerung des Reinertrags die £ünftige Production faft 
nothwendig hermindert wird, indem der Beſteuerte ven Betrag. der Steuer, wäre er davon frei 
geblieben, entweder ald Unternehmer zur Vermehrung feined productiven Gapital8 würbe ver- 
wendet , oder als Iururidfer Verzehrer damit andern productiven Arbeitern Beſchäftigung und 
Bervienft, demnach Ermunterung zu größerer Production würbe gegeben haben. Und umger 
kehrt ift far, daß eine felbft über ven Betrag des nad; ver gemöhnlichen Berechnung des Rein- 
einfonsmens hinausgehende Steuer keineswegs nothwendig die künftige Production oder das 
künftige Reineinkommen vermindert, indem bis zu einem gewiſſen Grabe hin ihre Wirkung fein 
wird, ben Befteuerten entweder zu größerer Flelßanſtrengung, alfo zur Vermehrung der Pro 
Puction ‚ oder zu größerer Sparjamfeit, alfo zur Verminderung der Ausgabe zu beftimmen.. 
‚Mad nicht minder einleuchtend ift, daß, je nad) der Verwendung der Steuern, insbeſondere nach 

dem Berhältniß ihres Zurüdfließens in die verfhiedenen Elaffen ver Geſellſchaft, jie gar wohl 
eine Belebung der Induſtrie oder überhaupt der Production bewirken, demnach für die Zukunft 
ein reines Einkommen fhaffen können, mo man etwa noch gar keins herauscaleulirt hat, ober 
dasjenige vermehren, welches man bereits als wirklich vorhanden erfennt. Davon, daß das 
Vrincip, welches die Zahlungsfähigkeit mit der wirklichen Schuldigkeit verwechfelt, in der Con⸗ 
fequenz zu ganz ungemefjenen Foderungen an die Reichen führen Eönnte, wollen wir gar nichts 
erinnern , indem die diesfalls inconfequente Vraris in der Regel die Reichen ſchont und nur die 
ern drũckt. 

Das Rechtsprincip für die Beſteuerung, für welches man fo ziemlich allgemein die Geſell⸗ 
ſchaftspflicht der Staatsangehörigen aufftellt, Freilich ohne vemfelben bei der praktiſchen Anwen⸗ 
dung getreu zu bleiben, wird näher beftimmt durch die Idee der Gleichheit, d. h. hier, weil die 
Wohlthaten des bürgerlidjen Vereins nit Allen in gleihem Maße zufließen, durch Die Idee der 
Verhälmigmäßigkeit. Nach dem Mafe der Theilnahme an ven Wohlthaten des Staatövereind 
ſoll aud die Beitragspflicht (melde nach den künſtlichern Berhältniffen ber civilifirten Staaten 
an die Stelle faft der ganzen Summe der urfprünglichen Bürgerpflichten getreten ift) ſich richten. 
Welches ift nun diefes Maß? 

Vom Stante empfängt zuvoͤrderſt ein Jever den Schug für feine Perfon und feine Bamille, 
ein Jeden gleichviel werther over wenigftend feiner verſchledenen Werthfhägung nach klar zu 
Tage liegenden Merkmalen empfängliher Schug. Die Bamilienzahl zwar Eönnte eine folde Ber- 
ſchiedenheit begründen, doch tritt ein jedes Familienglied auch im eigenen Namen, etwa ald wer⸗ 
dender Staatöbürger auf und wird, wenn er einmal die Selbftänpigfeit erlangt hat, glei An— 
dern feine Schul an dad Gemeinweſen abtragen. Billig mag man daher von diefem Umfland 
abſehen, weil ſolches der dürftigern Claſſe vortheilhaft ift, und weil gleichwol neben der Steuer- 
vflicht noch einige andere gleihmäßig von allen Bürgern verlangte Leiflungen übrig bleiben - 
(insbefondere etwa die Milizpfliht, d. h. die Pflicht, das Vaterland zu vertheibigen), welche als 
Grfag für den perfönlic empfangenen Schutz möchten geltend zu machen fein. Übrigens wäre 
vom Standpunft des firengen Rechts eine im Verhältniß zu den Unkoſten des Perſonenſchutzes 

Rebende, demnach jedenfalls nur geringe Kopfſteuer nicht eben unbedingt verwerflich, unter dem 
Vorbehalt des den Armen zu bewilligenden Nachlaſſes. Sie würde auch keinesfalls, ſelbſt nicht 
von weitem, die Höhe derjenigen Steuern erreichen, welche unter ven faft überall beſtehenden 
wirklich die Natur der Kopffleuer an fidh tragen, wenn aud) ohne ven verhaßten Namen berfel- 
Ben, wie z. B. die Salzſteuer und überhaupt die auf bie gemeinen Bebürfniffe gelegten Verzeh⸗ 
rungefteuern. 

In Bezug auf die, abgefehen von vem yerfönlichen Schuß, weiter ftattfindende Theilnahme 
an ben Wohlthaten des Staatöverbandes, gibt es keinen der Wahrheit näher fommenben oder 
zur juriſtiſchen Erkennbarkeit fo wohlgeeigneten Maßſtab, ald die Größe des Vermögens und Er⸗ 
werbs. Für den Schuß des Eigenthums und Erwerbs find ganz vorzüglich die Juftiz= und 
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Solipeiftelfen errichtet und in fortwährender Thätigkeit; die Plege und Erhöhung des Wohl⸗ 
flandes Eingelner wie der Geſammtheit ift die Aufgabe der edlern Staatswirthſchaft und ihrer 
vielnamigen Anftalten; zum Schirm eben dieſer Güter gegen äußern Angriff ftehen die Heere 
ſchlagfertig umd unterhandeln die Diplomaten ; ober e8 kommen wenigftend die Brüchte der für 
das Wohl des Stantögangen in Krieg und Frieden zu madenden Anftvengungen ven Einzelnen 
meift nad) dem Verbältniß ihres Vermögens zu gute, fowie in ver Regel Jeder nur nad) Maße - 
gabe feines Beſitzes und Erwerbs im Stande ift, fi jene Oenüffe, Annehmlichkeiten und Be— 
feiedigungen aller Art zu verſchaffen, welche im civiliſirten und wohlgeordneten Staat deſſen 
Angehörigen ſich varbieten. Ganz genau freilich wird dieſes Verhältniß niemals fein, allein es 
tft wenigſtens annähernd vihtig, auch in der Anwendung einiger weitern Nectification durch 
modificirende Beflimmungen empfänglic; und folange Fein vollfommener entfprechenbes aufge= 
funden wird, mag man um fo unbedenklicher ſich an jenes halten, da es zugleich aud den wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereffen zufagt und jedenfalls feine einleuchtende Billigkeit ed ver Zuftinimung 
‚aller Verſtändigen und billig Denkenden empfiehlt. 

Wie aber ift der theoretifch wohl anzuerfennende Grundfag: Jeder werde befteuert nach 
Maßgabe feines Vermögend und Erwerbs, auf entiprehenve Weife au praktiſch auszufüh- 
ren? Vollftändig oder auf wahrhaft genügenve Weife nicht anders ald durch eine nad dem 
Bermögend= und Ginfommendverhältnif jedes Einzelnen bemeffene allgemeine und alleinige 
Bermögens= und Einkommenftener, annähernd jedoch auch durch (zwar geſonderte, doch aus: 
nahmsloſe und verhältnißmäßige) Beſteuerung aller einzelnen Gattungen und Gegenftände ved 
Befiped und Erwerbs. 

+ Bei der Bermögend=-und Einfommenfteuer wird der Geſammtzuſtand des Vermögens jedes 
Einzelnen, folgli der Schuldenſtand nicht minder ald Beſitz, Foderung und Erwerb oder Er: 
werböfähigfeit der an ihn zu vichtenden Steuerfoverung zu Grunde gelegt. Nicht von einzelnen 
Theilen oder beftimmten Gegenftänben feines Beſitzthums Hat er Steuer zu bezahlen, fondern 
nur von allen zufammengenommen, d. 5. nad) dem Ergebniß der über fänmtlihe Activ- und 
Paſſivpoſten angeftellten allgemeinen Berechnung oder eingefoderten beglaubigten Angabe. 
Findet eine ſolche allgemeine Unterfuhung over Aufnahme ned Vermögens bei ſaͤmmtlichen Staats- 
angehörigen ftatt, fo wird die aus der Zufammenrehnung ded Vermögens (oder Einkommens) 
aller Steuerpflichtige fc) ergebende Totalfumme des auf dieſe Weiſe allein mit Zuverläffigkeit 
zu ermittelnden Gefammt- oder Nationalvermögend verglichen mit der Summe ver zur Beſtrei⸗ 
tung bed Staatsbedarfs nöthigen Steuer, und es beſtimmt ſich hiernach der Steuerantheil oder 
die Steuerrate für jenen Einzelnen von felbft. Bei diefer Beſteuerungsweiſe und bei dieſer allein 
ift es möglich und leicht, die zum Lebensunterhalt nöthige Summe — nicht mehr und nicht we: 
iger — völlig freizugeben , was dann auch billigermaßen bei Nichtarbeitern (d. h. Arbeitsun⸗ 
fähigen oder Verdienſtloſen) nicht minder als bei ven Arbeitern zu gefchehen hat. Daf übrigens. 
bei der Einfommensberehnung nur dad reine Einkommen in Betrachtung gezogen, b. 5. von 
der Roheinnahme alle zur Bemirkung berfelben nöthige Vorauslage abgezogen werben nüfle, 
verfteht fich von ſelbſt. Es wird aber dadurch, weil nämlich folhe Vorauslage alsdann meift 
wieder als Einnahme Anderer erfcheint, die Totalſumme des von der Steuerfoderung erreichba⸗ 
ven Nationaleinfommend keineswegs beveutend verringert, vielmehr, verglichen mit der ſonſt ge- 
wöhnlichen Art, das Reineinfommen der Nation zu berechnen, noch anfehnlid erhöht. 

Zwei Hauptbebenfen indeſſen fiehen ver Einführung ſolcher allgemeinen Bermägend > und 
Einfommenfteuer entgegen. Zuvoͤrderſt die Gehäffigkeit der Vermögensunterſuchung und die 
Unzuverläffigfeit der blod von den Steuerpflichtigen vorzulegenben Faſſionen; ſodann die Schwies 
rigkeit einer dem Zweck entfprechenden Schägung und Zufammenrehnung der vielfach verfchies 
denen Vermögens und Einkommenstheile ver Quellen. Das erfte Bedenken jevod findet au 
bei andern Gattungen von Steuern, namentlich bei ver Gewerbfteuer, dann auch, was zumal 
die Gehäffigkeit betrifft, bei verfhievenen Arten der indirecten Steuern ftatt, undumeined großen 
Zwecks willen mögen Unannehmlikeiten leiter gerechtfertigt und ertragen werben, ald um 
Nur geringered Intereffe. Übrigens beftanden ja uud) eigentliche Vermögens- und Einfommen- 
feuern wirklich ſchon Öfterd (wenngleich nur als Ergänzungs=, nicht als alleinige Steuer); jie 
find alfo einzuführen, wenn auch beſchwerlich, doch nicht unmöglich. 

Das zweite Bebenfen, welches nämlich in der Schwierigkeit der Berechnung liegt, hat zumal 
darin feinen Orund , daß wir nicht blos Vermögens = und nicht blos Einkommenſteuer, fondern 
eine verbundene Bermögend= und Einfommenfteuer verlangen. Wie laffen diefe dem Begriff 
nad weientlich verſchiedenen Größen over Gegenftänbe fi zu einer Summe vereinigen? 





Auflagen 3 


Um, was noch vorangehend zu Beantworten ift, warum fol überhaupt ſolche Bereinigung 
Aattfinden? . 
Wenn das Skonomifhe Brincip vom nachhaltigen Extrag blos das Einkommen, und zwar 
nur das reine, wenn vom Vermögen die Rebe iſt, nur das fruchtbringende oder veflen reinen - 
Ertrag befteuert wiffen will, fo fovert dagegen das Rechtsprincip Die Beftenerung eines jeden 
Befitzthums, welches überall von Werth ift und wofür man den Schuß des Staats In Anfpruh 
- nimmt. Aber auch das wirthfchaftliche Intereffe mwiderftreitet ſolcher Beſteuerung des unfrucht⸗ 
baren Beitgthums wenigftens in den Falle nicht, wenn daſſelbe in den Händen eined mohlhaben- , 
den Beſitzers, welcher nämlich die dafür zu entrichtende Abgabe aus andern Quellen zu beftreiz 
ten vermag, fd) befindet. Denn ed ift eine offenbare Begriffsverwechslung (fließend aus ven 
unklaren Borftellungen vom Nationalreineinfomnen und aus der an die Sachen anftatt an Die 
BVerfonen gerichteten Steuerfoverung), wenn man die von einem Gegenftande zu bezahlende 
Steuer für identiſch Hält mit einer aus demfelben, d. h. aus deſſen Früchten zu beftreitenden. 
Manches Beilgthum ift ohnehin blos durch den freien Willen des Eigenthümerd oder durch deflen 
Verſchulden oder Verſäumniß unfruchtbar, anderes fan wenigſtens zu Gelde gemacht und fo: 
dann dieſes fruchtbringend verwendet werden, und nirgends läßt ji ein Grund auffinden, wel- 
Her der Geſellſchaft zur Pflicht machte, ven jedenfalls mit gleichviel Aufwand, ald der Schuß des 
fruchtbringenden Vermögens erheifcht, verbundenen Schuß des unfruchtbaren und welches in 
ver Hand eines wohlhabenden Befigers ſich befindet, gleichwol unentgeltlich zu leiften. 

Well jevoch nad) unjerm Princip Vermögen und Einkommen, nicht jedes gefonvert, ſon⸗ 
dern nur beide zufammen ven wahren Maßſtab ver Steuerſchuld für jeden Einzelnen abgeben 
!önnen und doch nur gleichartige Groͤßen einer Zufammenrehnung fähig find, fo muß hier für 
beide in Frage ftehende Factoren ein gleichartiger Anſchlag gemacht, d. h. es muß entweber alles 
Vermögen nach einer billigen Schägung in Einfommen verwandelt, ober alles Einkommen ca= 
pitalifirt wernen. Das legtere ift vie vortheilhaftere, d. h. minder ſchwierige und zugleich ein 
Mareres Refultat darbietende Methode, wie aus nachſtehenden kurzen Andeutungen erhellt > 

Zur Ausgleichung der verſchiedenen Arten des Eapitalvermögens unter fich genügt, daß man 

das fruchtbringende nad) feinem wahren und vollen (mithin ganz vorzugsweiſe nad) dem Ertrag 
beflimmten) Werth (ſowie etwa I bei der gewöhnlichen Regulirung der directen Steuer, 
namentlich der Orund= und Häuferfteuer gefhägt wird) in die Steuerrolle aufnehme, das nicht 
fruchtbringende aber nad) Verſchiedenbeit der Umſtände (je nachdem es 3. B. zwar factiſch un- 
fruchtbar iſt, doc zum Ertrag Eönnte gebracht werben, wie etwa ein englifcher Garten oder 
ein tobtliegendes Geldcapital, ober folder feugtbeingenben Verwendung nur dur Verkauf 
und weitere Benugung des GEriöfes empfänglid ‚ wie 3. B. Bücher, Kunftwerfe u. f. w., 
oder gar nicht empfänglich tft, wie etwa ein blos fiveicommiflarifch befeflener Schmud, eine 
Bimmervergolvung u. |. w.) nur zu zwei Drittel ober nur zu ein Kalb oder nur zu ein Drittel 
ober ein Biertel over ein Sechstel u. ſ. w. des fonftigen Schätzungswerths in die Steuer ziehe. 
Ein großer Spielraum ift hier dem billigen Ermeffen eröffnet; unjerm Grundſatz genügt die 
Boderung einigen Anſchlags; wie groß, d. h. welde Duote des wahren Werths ausprüdend er 
nach den Bier vorfommenden vielfachen Unterſchieden fein folle, dies zu beftimmen ift nicht un: 
fere Aufgabe. Eines jedoch verlangen wir unbedingt, nämlich daß die eigentlichen Gelvcapitalien 
oder Activfoperungen, weiche die gewöhnlichen Steuerjgfteme ganz außer aller Berührung laſ⸗ 
fen, mit in die Steuer gezogen werben, und zwar bie hypothecirten nad; ihrem vollen Nenn- 
werth, die andern aber, ihrer geringern Sicherheit und größern Beweglichkeit willen, ent; 
forehend geringer. Ebenſo würde das zur Betreibung der Landwirthſchaft oder eined Gewerbes 
oder Handels nöthige fire, fowie das fi von ſelbſt jeweils. wieder erneuernde Betriebscapital 
nad feiner vollen Große aufzunehmen, die zur Unterhaltung des firen Capitals (5. B. der 
dabrikeinrichtungen, Mafhinen und Werkzeuge u. f. w) nöthigen Summen äber gleifalls 
<apitalijirt und vergeftalt, nämlich als Kapital einer alliaͤhrlich nöthigen (im Durchſchnitt be⸗ 
rechneten) Vorauslage, von der Summe des fixen Capitals in Abzug zu bringen fein. 

Was nun das Einfommen betrifft, fo find diefenigen Arten beflelben, welche aus dem Be— 
fig eines Orundvermögens oder nutzbar verwendeten ober angelegten Gapitals fliegen, durch 
ven Werthanichlag eben Diefer Gapitale bereit in Rechnung gebracht. Das Einfommen aber, . 
welchem fein ſolches harrendes Beſitzthum zu Grunde liegt, erhält natürlich eine ganz andere, 
und wefentlih geringere Schägung. Wenn nämlid die Grundrente, dargeftellt etwa durch 
den uͤblichen oder wahrſcheinlich zu erhaltenden Pachtſchilling, ihre ganz richtige Gapitalifl- 
rung durch den meiſt nad ihr (durch Multiplication z. B. mit 20 ober mit 25) zu berechneuden 
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Grundwerth erhält, fo kann dagegen die Rente, welche blos perſoͤnlicher Erwerb, fei es nun Are 
beitsſold, Unternehmungsgewinn, Penſion, Witwengehalt oder Apanage u. ſ. w., iſt, durchaus 
nicht auf dieſelbe Weiſe capitaliſirt werden, weil hier bloßes Einfommen (und zwar theils mehr, 
theils weniger ſtãndiges, theils mehr, theils weniger geſichertes) vorliegt, dort aber neben oder. 
außer dem Einkommen aud noch das wirkliche Kapital oder der bleibende Fonds, woraus dad 
Einkommen abfließt, im Befig des die Rente Genießenden iſt. Selbſt bei lebenslänglichen und 
durch einen feften Rechtstitel geſicherten Renten, 3.8. Befolvungen oder Benjionen von Staats— 
bienern, wird mit Billigkeit kaum die Hälfte zur Grundlage der Bapitalifirung zu nehmen, aljo 
das Ganze etwa blos mit 10 zu multiplieiren fein. Eine noch weit geringere Gapitaliirung 
aber muß flattfinden bei nur widerruflich verliehenen Behalten und bet bloß zeitlichen Arbeits⸗ 
verbienft, fel es durch Liedlohn, Tagelohn ober durch Arbeit für eigene Rechnung in Landwirth- 
{haft , Gewerbe, Handel ober geiftiger Thätigkeit. Übrigens wird auch die bloße Arbeitsfähig- 
feit (mofern nämlich die Gelegenheit zum Vervienft nicht fehlt) in ven Anſchlag aufzunehmen 
fein (wenigftend bei Solchen, deren übriges Eintommen ven Lebensunterhalt nit deckt, ober 
welche auf ganze oder theilweife Steuerbefreiung Anſpruch machen), body, verfteht fih, nur die 
gemeine Arbeitöfähigkeit, nicht aber die hoͤhere, z. B. Eünftlerifche. Die leptere kann nur nach dem 
wirklich flattfindenden Vervienft in Rechnung kommen. Eine vielfahe Abſtufung, je nad) dem 
Grad der Sicherheit und der Dauer, findet hier ftatt; aber es ift leicht möglidy, durch einen nad 
dem Grmefien der Verfländigen jener Abftufung entſprechenden Fuß ver Gapitalificung alle 
Rehts = und Billigkeitöfoerungen zu befriedigen. ine blos ein für allemal, d. d. ohne Aus⸗ 
ſicht auf periodifche Wiederholung ftattfindende Einnahme, z.B. ein Lotteriegewinn, eine em⸗ 
pfangene Schenkung, ein aus einer vereinzelten Speculation hervorgegangener Gewinn, wird 
gar nicht zu.capitalijiren, ja (wenn nicht ganz befondere Titel zu einer eigenthümlichen Beftene: 
rung aufgeftellt werben) nicht einmal nad) dem einfachen Betrag in die Steuerrechnung aufzus 
nehmen fein. Erſt dann, wenn eine folge einmalige Einnahme zur Erwerbung eines dauernden 
Beſttzthums verwendet ober als ein wie immer geftalteted Capital nugbar angelegt oder über: 
haupt ein Befiggegenftanv daraus gebilvet wird, fällt fie billig, wie jedes andere Veſitzthum 
und Capital, in die Befteuerung. 

Wir enthalten uns ver umftändligern Entwidelung ver für die allgemeine Vermögens- 
und @infommenfteuer in ven voranftehenven Sägen fummarifch. aufgeftellten Principien. Die 
Zeit iſt noch nicht erſchienen, worin die praktiſche Realifirung Ihrer theoretiſch kaum beflreitbaren 
Idee zu erwarten wäre. Theil vie allen vermoͤglichern Claſſen, ja felbft vielen Individuen der 
nit vermöglichen gemeinſchaftliche Scheu vor Bermögensfaffton oder gar Vermögensunterju= 
Hung wiberfegt fich der Einführung diefer Steuer. Mehr noch thut es ver Egoidmus der Heiz 
hen oder ver ſonſt in der Geſellſchaft Höherftehenven, mithin überhaupt ver Einflußreichern, 
welche nämlid gar wohl einfehen, daß fie nad; dem Syſtem der allgemeinen Vermoͤgens⸗ und 
Einfommenftener fehr viel mehr zahlen müßten ald nad) den jet beſtehenden Syſtemen. 
Endlich trägt noch die Allgewalt der Übung oder der Gewohnheit, des Schiendrians und des 
längft eingewurzelten Vorurtheils dazu bei, die Foderungen der gefunden, zumal rechtlichen 
Bernunft in Bezug auf das Steuerweſen vielleicht noch auf lange Zeit praktiſch unkräftig zu 
madjen. Wir felbft anerkennen manderlei wirkliche Schwierigkeiten der Ausführung und be⸗ 
ſchränken daher zur Zeit unfere Foderung gern auf ein Abgabenſyſtem, welches dem Zweck wer 
nigſtens annähernd entſpreche, und welches Daher, wenn es auch eine Anzahl nad; dem Gegen⸗ 
ſtand verſchiedener Steuern ind Leben ruft, dennoch zu feinem entferntern Ziele die thunlichfte 
Realifirung der Idee hat, jeden Einzelnen nach Mafgabe feines Vermögens und Einfommens 
zu befteuern. Dabei huldigen wir aber keineswegs der Anficht Derjenigen, welche meinen, daß, 
fei dad Stenerfuftem auch, weldyes e8 wolle, die vom Recht gefoderte Ausgleihung zwiſchen den 
Claſſen und individuellen Mitgliedern der Geſellſchaft von felbft durch die Natur der Dinge, 
indbefondere durch die Wirkungen des Verkehrs ſich wenigſtens nady Verlauf einiger Zeit un⸗ 
fehlbar einftellen werde. Wir halten vielmehr diefe Meinung für eine verderbliche und unfelige, 
weil dad Gewiffen der Stenergefeggeber einſchlafernde und zu den willkürlichſten Bebrüdungen 
ermunternde. Aller auf ſolche von felbft fi ergebende Ausgleichung, auf folge Überwälzung 
ber von einer Claſſe getragenen Laſt auf andere dazu mehr Geeignete over natürlich Verpflichtete 
gebaute Galcul ift ſchwankend, fundamentlos und in ver Regel durchaus falſch. Wenn z. B., 
um nur einige nächflliegende Verhältniffe zu beleuchten, eine auf das Brot ober auf das Salz 
gelegte Abgabe damit gerechtfertigt werden will, daß fich hiernach auch der Preis des Arbeits- 
lohns erhöhe, demnach, oßme reelle Bedrückung ver Arbeiter, dadurch nur die von den Arbeitös 
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herren, alſo von den Reichern, zu leiſtende Abgabe erhöht, oder auch überhaupt den Conſumen⸗ 
tem ber verfchievenen Arbeitsproducte eine für fie leicht zu erſchwingende Preiserhöhung bereitet 
werbe , jo muß man bagegen fragen: wird bie Erhöhung des Arbeltslohns auch im Verhältniß 
der Kinderzahl ſtattfinden ? Sodann, wird fie nicht eine Verminderung der Nachfrage nach Arz 
beit Hervorbringen? Wird fie aud denjenigen Arbeitern, welche eben darum oder aus andern Ur⸗ 
fachen feine Arbeit erhalten, zu gute kommen? Und woraus follen Nichtarbeitende, d. h. Ar⸗ 
beitöunfähige, 3. B. Greiſe, Witwen, Kinder, welche bloß von den Zinfen ihrer eigenen over 
der älterlicyen Eleinen Erfparniß leben, ſich entſchädigen? Ebenfo, wenn der durch die Steuer 
erhöhte Brei des Brotes, des Weines u. f. w. eine Verminderung der Conſumtion hervorbringt 
unb dadurch der Landınann, um feine Erzeugniffe an ven Mann zu briugen, zum Verkaufe unter 
dem Breije gendthigt wird, und wenn überhaupt durch die mancherlei meift auf ven Grund zu⸗ 
tadfallennen Steuern bie reine Örundrente erſchoͤpft oder doch weit über Gebühr und Verhält- 
niß beläftigt wirb , mer entſchädigt ven Cigenthümer, d. 5. die Grundmaſſe ber Nation? Eine 
Breisfleigerung iſt nicht in feiner Macht; das Gefe der Concurrenz beftimmt hier ven Preis; 
und wenn der Bauer aud) in der Eigenfchaft als Arbeiter ven zum Lebensunterhalt nothigen 
Lohn fi noch erwerben kann (beim Knecht allerdings wird dieſes ver Fall fein, beim Eigenthü- 
mer felbft aber oftmals nicht), fo bezieht er jegt wenigſtens in jener als Eigenthümer feine 
Grundrente mehr oder blos eine weſentlich verringerte. Run wird man freilich jagen : wenn die⸗ 
ſes auf bleibende oder länger dauernde Weiſe flattfindet, fo finkt eben der Preis ver Grunpftüde, 
und bie Käufer derſelben beziehen nun gleichwol wieber die ihnen billig gebührende, d. h. im 
Berältniß zu dem auf ven Ankauf verwendeten Eapitale ſtehende Grundrente. Aber darin liegt 
kein Troſt für die ganze Mafle ver gegenwärtigen Befiger und iprer Bamilien. Sie alle haben 
„den ſchmerzlichen Raub eines mehr over minder großen Thells ihres Capitals, ihres wohlerwor⸗ 
benen Eigenthums, erfahren. Es ift auch kein Troft für Alle, welche einen Grund erft urbar 
macqhen ober durch koftfpielige Anlagen verbeflern, alſo ein — der Steuer wegen durchaus nicht 
Bleiner geworvenes — Geld: und Arbeitscapital hineinlegen, welches ihnen dann doch die ge- 
bũhrenden Zinfen nicht trägt. Es ift endlich Fein Troſt oder keine Entſchädigung für bie Nation, 
welche vielmehr in der allgemeinen Berringerung bed Grundwerths und ber Brundrente an dem 
Sauptbeſtandtheil ihres Sefammivermögend und Reineinkommens die empfindlichſte felbfleigene 
Cinbuße erleidet. 

Es wäre leicht , auch bei andern Arten von Steuern, wobei man ſich auf die durch den Ver= 
kehr von jelbft eintretende Heilung verläßt, gleich augenfcheinlich zu zeigen, daß folde Boraus- 
fegungen nicht nur ſtets hoͤchſt zweifelhaft, fondern in ber Regel völlig falſch find, ja daß oft⸗ 
mal3, anftatt ver erwarteten Überwälzung der Steuer auf die wohlhabenbern Glaflen over 
Ginzelne, gerade dad Gegentheil eintritt und bie ſchon im Urfprung ober nad) ihrer unmittel- 
baren Exhebungsweife ober nähftliegenden Wirkung drückende Steuer bei ihrer Uberwälzung 

auf Andere noch verberblidier und noch ſchreiender ungerecht wird. Auf ſolche Gefahr Hin eine 
Steuer auszuſchreiben, welder nicht ein wahrer Nechtötitel ver Foderung gegenüber dem dadurch 
unmittelbar Befteuerten zu Grunde liegt, fondern zu deren Einführung etwa blos Gründe ver 
Bequemlichkeit , Leichtigkeit oder größern Ergiebigkeit beftimmen, iſt alfo ftetö ungerecht, mithin 
verwerflih. Mag auch mitunter einige Heilung durch die Ratur der Dinge und deren complis 
cirte Wechſelwitkung eintreten (gar manche Verkehrtheiten ver Menſchen, gar manche Misgriffe 
der Machthaber jalien folher Heilung durch die gütige Natur anbeim!), Die dadurch unmittelbar 
— und wäre ed aud nur für furze Zeit — bewirkte Verlegung „und die jedenfalls auf mehr 
ever weniger Einzelnen unauögeglichen fortlaſtende oder bei der Überwälzung auf Andere für 
viele derſelben noch härter werbende Beſchwerde bleibt immer ein entſcheidender Grund der 
Berwerfung. Nur wenn die Steuer an fid) auf einen gegen den Befteuerten lautenden gültigen 
<itel oder Foderungsgrunde beruft und von Seiten der Staatögewalt Alles, was von ihr ab⸗ 
Yängt, geſchehen ift, um die vom Recht gebotene Gleichheit oder Verhältnigmäßigkeit ver Laſten⸗ 

vertheilung herzufßellen, mag ile Demjenigen, was dann noch weiter durch bie Natur ber Dinge 
jur Bervollftändigung jener Zwederreihung oder überhaupt zur Erleichterung ber Laft für die 
der Erleichterung Bebürftigen bewirkt wird, mit Befriedigung zujehen und über Das, was dies⸗ 
falls nicht geihieht, ſich beruhigen, weil es danu nicht mehr ihr zum Vorwurf gereiht. So 
wird z. B. wenn bie bei allen Einzelnen herumgehende Steuerfoderung einen Jeden moͤglichſt 
genau nach Maßgabe ſeines Vermoͤgens und Einkommens in Anſpruch genommen hat, jeder 
minder Wohlhabende allerdings ſuchen, die von ihm zu bezahlende Steuer entweder durch ver⸗ 
suchten Arbeitsfleig, oder durch Erſparung an entbehrlichen Genüſſen, oder aber, wofern bie 
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Gunſt feiner Stelfung.igm ſolches moͤglich macht, durch Überwälzung auf- Anvere, namentlich 
durch Preisſtelgerung der denſelben zu verkaufenden Güter over Arbeiten, wieder hereinzu⸗ 
dringen, und es wird, zumal durch das letztere Mittel, in der Regel einige Überwälzung auf 
Wohlhabendere Rattfinden, was dann factiſch ein Gutes ift und feinem Rechtsbedenken unter= 
liegt. Findet e8 aber auch nicht ftatt, oder nur in geringen Maße, fo iſt gleichwol gegen bie Re= 
gierung fein Grund ber Klage vorhanden, wenn nur das von ihr feitgeftellte Steuerfuftem auf 
bie natürliche, d. h. nach Verhältniß des Vermögens und Einkommens ſteigende Schuldigkeit 
oder Beitragspflicht aller Einzelnen baſirt ift. 

Ein ſolches Steuerſyſtem würde nicht nur jenes der alleinigen (und an jeden Einzelnen per= 
ſoͤnlich nach Maßgabe ver Geſammtſumme feines Beſitzes und Erwerbs die Boberung ſtellenden) 
Vermögens: und Einfommenfteuer fein, fondern aud) ſchon dasjenige , weldes alle Gattungen 
des Vermögens und Einkommens, folglich die Sachen ſelbſt, ohne Unterſchied des Beſitzers over 
Grwerbers, feinem Anſpruch unterwürfe und für jede ſolche Gattung eine eigene ober befondere 
Steuer aufftellte. Alle Güterquellen, zumal aber jede ihnen wirklich entfließenvne Ginnahme, 
als Grundrente, Arbeitöfold, Unternehmungdgewinn und vielnamiger Capitalzins, würben nach 
diefem Steuerſyſteme mit verhältnipmäßigen Abgaben belegt, demnach das Princip ber directen 
Beſteuerung dadurch in möglichfter Vollſtändigkeit in Ausführung gelegt werden. Man hätte 
hiernach zunörberft eine wohlregulirte Grundſteuer und Orundgefällfteuer, fobann eine Hau= 
ferfteuer (menigftens in Bezug auf diejenigen Häufer, deren Werth nicht oder infofern nicht 
bereits in dem Anſchlage der von Ihnen aus bewirthſchafteten und eben darum höher verauſchlag⸗ 
ten Grundſtücke mit enthalten ift), alfo eigentlich eine Steuer auf den aus dem Haufe zu beziehen= 
den oder durch Selbftbemohnung erfparten Miethzins. Es folgte hierauf die Gewerbfteuer, in 
fich enthaltend nicht nur ven Arbeitöfolo, fondern aud) den Ertrag des Einrichtungscapitals (als 
Gebäude, Maſchinen, Geräthſchaften aller Art) und jenen des Betrieböcapitals (wozu die Un= 
terhaltung der Binrichtungsgegenftände, ſodann der Arbeitslohn ver Gehülfen und die Anfchaf- 
fung der zu verarbeitenden Stoffe u. ſ. w. gehören), auch etiva den mit Zuverſicht zu erwarten- 
den Unternehmungsgewinn (nach mäßiger Durchſchnittsberechnung) und alle Gattungen der 
Induſtrie (fomit unabhängig von der Grundfteuer auch die ländliche wie vie ſtädtiſche) umfaf- 
fend. Zu dieſen faft überall vorhandenen Steuern müßte aber nothwendig noch die fo vielfach 
angefochtene und doch vom Recht unbedingt gefoderte-eigentliche Gapitalienftener fommen, weil 
ohne fle ein Hauptbeftandtheil des Nationalvermögens und eine Hauptquelle des Einkommens 
der Einzelnen vom Beizug zu den Staatslaften zur empfindlichſten Befchwerbe aller Nichteapita— 
fiften und zu großer Benachtheiligung des gemeinen Weſens befreit wütde. Zur Befteuerung 
der unter den bisher aufgeführten Güterquellen noch nicht enthaltenen oder nad) einem andern 
Maßſtab zu fhäpenden Einfommendarten, 5. B. Befoldungen , zumal der Privat- und Corpo= 
rations⸗ und Gemeindebebienfteten (denn bei Staatöbienern if die bleibende Beſoldungsſteuer 
größtentheils illuſoriſch), ſodann des aus der Ausübung freier Kunft oder Wiſſenſchaft fliefen- 
den, dem Lohn für mechanische Arbeiten nicht wohl zu vergleichennen Chrenſolds, wie jenes ber 
Arte, der Sahmalter, Scriftfteller u. f. w., würde eine eigene Steuer einzuführen fein; und 
es befteht dieſelbe auch bereits in mehren Staaten, menn auch unter verfciedenen Formen und 
Benennungen. In der Regel wird fie als Glaffenfteuer ausgeſchrieben, d. 5. mit erhöhten Na⸗ 
ten oder Procenten je nach beftimmten Abſtufungen ver Cinkommensſumme. Aber vie Foderun⸗ 
gen des ftrengen Rechts wären nicht befriebigt, wenn nicht auch noch für das unfrudytbare, na= 
mentlich für das Mobiliarvermögen eine, jedoch allerdings mäßige Steuer gelegt würde. Die 
Anbeutung des hier etwa billig aufzuftellenden Beſteuerungsfußes ift ſchon oben bei den Sägen 
über die allgemeine Vermögens: und Einfommenfteuer gegeben. Auch iſt nur vie Frage ob ? 
bier von Wichtigkeit, d. h. zum Ganzen de Syftems gehörig. Über die Frage wie viel, wenn 
einmal das Ob ausgemacht iſt, wird man ſich leichter verftännigen. Selbſt eine Kopfftener findet 

in biefem Syſtem einen Platz, weil in der That auch ver Kopf ein den Schuß des Staat an= 
ſprechendes und wenngleich an und für fi) feinen Ertrag abwerfendes, doch für den Beſitzer 
werthvolles But iſt. Unfere Anficht darüber haben wir bereit oben audgefproden. Wenn oder 
infofern eine Berzehrungäftener nach Gegenſtand und Wirkung die Natur einer Kopffleuer an= 
nimmt, fo mag auch fie gleihmäßig zu vertheidigen oder mit dem Rechtsprincip zu vereinbaren, 
jedoch auch in dieſer Eigenfchaft wenigftend als eine unnüge Weitläufigkeit in Erreichung eines 
ganz leicht auf dem geraden Weg zu erreichenden Ziels zu miöbilligen fein. 

Nur die fogenannten indirecten Steuern find nad dieſem Syſteme unzuläffig. Ihre Ein- 
führımg, fo lockend und verſu hreriſch die dafür vielſtimmig geltend gemachten Gründe ſeien, 
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wirft allen Caleui, welcher ber ditecten Beſteuerung zu Grunde llegt ober zu Grunde liegen 
foll, wieder um und verjegt uns rein auf den Boden der Willfür. Die inbirecten Steuern haben 
entweder bie Verzehrung zum Gegenſtand, oder gewiſſe willfürlih zum. Anlaß der Steuerio- 
berung erflärte Handlungen oder Ereignijfe. Die Verzehrung ober Ausgabe aber ift ja gerade 
das Gegentheil der nach Nechtäprineipien der Befteuerung unterftehenden Erwerbung, und 
nichts iſt widerfinniger ald die Behauptung, daß Jeder nur verzehre, wenn oder infofern ex bei 
Bermögen ifl, und daß demnach die Verzehrung ein wirklich vorhandenes Einfommen oder Be- 
fisthum Fund thue. Man verzehrt — in Kn hier allein oder vorzugsweife in Betrachtung kom: 
menben Gegenflänben bed wahren Bedürfniſſes — nicht eben, wenn man Geld hat, fonbern 
wenn dad Bedürfnip drängt. Man verzehrt oft auf Credit oder mit erborgtem Gelde, und die 
indiyecte Steuer erſchwert ſodann auf tyranniſche Weife die Schulvenlaft des Bebürftigen. If 
aber die indirecte Steuer gar nur auf Handlungen ober auf Ereigniſſe gelegt, die weder mit Er— 
werb noch mit Genuß in wahrem Zujammenhang ftehen, fo ift fie nichts Anderes ald Raub und 
als Verhoͤhnung des heiligen Cigenthumstechts. Ausgenommen hiervon find blos jene Hand⸗ 
lungen oder Ereignifſe, welche zugleich einen Vorempfang von Staatswohlthaten bei dem zu 
Beileuernden mit ſich führen ober in Auſpruch nehmen, wofür alfo auch ein Präcipualbeitrag 
durch eine befondere Abgabe nach Billigkeit zu leiften jein mag. ‚Hierher gehören die nad billi⸗ 
gem Berhälmiß zu foldem Vorempfang (alfo nit übermäßig, wie in der Praxis gewöhnlich 
sieh) zu erhebenden Gericht = und Polizeitaren, Gebühren oder wie font benannte befon= 


— alle Hauptgattungen des Beſitzes und Erwerbs geſondert in Anſpruch nehmende Steuer: 
faftem ift mit jenema, welches die alleinige Dermögend = und Einkommenſteuer eingeführt wiflen 
wi, infofern übereinflimmend, daß ed für Begründung jeder Steuerfoderung einen Rechtstitel 
für nöthig hält und ſolchen Rechtstitel in ver Theilnahme an ven Wohlthaten des Staatövereins, 
gefhägt alernähft nad) dem Maß des Beſitzes und Cinkommens (morunter der Genuß von 

fjelbſt ſchon mithegriffen ift), am erkennbar genaueften ausgenrüdt findet. Es ift aber weſentlich 
verfhieden von ihm darin, daß es ſich an die Sachen over Erwerböquellen als ſolche Hält, nicht 
aber an die Perſonen ober perfdnlihen Berhältnifle, daß es gewiſſermaßen jene Saden und 
Quellen ſelbſt als behaftet mit einer Schuld gegen die den Schug (wie eine Art von Affecuranz) 
leiftende Geſammtheit betrachtet und daher, abſehend von allen andern Verhältniſſen des Bes 
Reuerten , ihn lediglich als Beſitzer jener beftimmten Sachen oder Einnahmequellen mit entfpre- 
Genben Abgaben belegt. Bei dieſem Syſtem kann alfo feine Rebe fein von Abzug der Schulden 
und ebenfo wenig (mit Auönahme etwa ver Glaffenfteuer) von Freigebung der zum Lebensun- 
terhalt nöthigen Cinnahme, ebenfalls nicht von Beruhigung der perfönlichen Erwerbofähig⸗ 
keit, es fei denn, infofern dieſe felbft guch als eine mit einer eigenen Steuer zu belegende Sache 
odet Quelle erſcheint. Die alte, des felbfteigenen Erwerbs durchaus unfähige Witwe, die ſchwache 
Waiſe, wenn jie nichts ald einen Grund befigen, der ihren Lebensunterhalt nit zum vierten 
Theile det, ober ver Eigenthüner, auf deſſen Grund eine deffen vollen Werth verſchlingende 
Shaldenlaſt ruht, Haben von ſolchem Grund ganz gleichviel zu entrichten, ald der neben bemfel- 
ben noch Millionen anderes Vermögen beſitzende oder als ber fehuldenfreie und durch felbfteigene 
Arbeit den genoppelten Bobenertrag gewinnende Mann; wogegen nad dem Syſtem ber allge: 
weinen Bermögend- und Ginfommenftener man nicht von den einzelnen Güterſtücken over 
Eomahmequelien, ſondern blos von dem Gefammtvermödgen die Abgabe entrichtet, als eine 
uch der Größe deſſelben zu bemeſſende perfönliche Schuld, und die Wohlthat ver Befreiung ſo⸗ 
lange genießt, als nicht die Einfommensfumme (verbunden mit der perfönlichen Ermerböfähig- 
keit) die zur Deckung des Lebensunterhalt nöthige Summe erreicht. 

Ungeachtet diefer wejentlichen Nachtheile und alſo nur unvollkommenen Meqhtsbefriedigung 
wäre man gleichwol ſolches Syſtem der Beſteuerung der Sachen, anſtatt jener der Perſonen, 
NS gejallen iaſſen können, wenn nur wenigſtens die Vollftändigkeit der Ausführung flattfände 
and wenn nit feine Reinheit durch Beimiſchung von noch andern Steuern, die blos anf das 
Brineip des Habens oder Nehmens gebaut find, getrüht würde. Aber bie faft durchgängig in 
Ausübung befindlichen Syfteme unterftehen diefem doppelten Vorwurf. Richt nur befreien fie, 
wegen falfcher Anwendung des Grundſatzes vom nachhaltigen Ertrag oder von ver Befteue- 
rungsfãhigkeit blos des Cinkommens, die unfruchtbaren, d. h. fein Einkommen abwerfenden 
Shter nit (wie Fahrniſſe, Koftbarkeiten, Kunſtſammlungen u. |. w., auch baares Gelb) over 
aur äugerfi gering (wie Schlöffer , Luftgärten u. f. w.), fondern jie geben fogar ein Drittel oder 
ein Viertel des gefammten Nationaleintommens (d. h. des Einfommens ver Einzelnen) frei, 
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nãmiich das, wiewol fruchtbringende, Geldcapitalvermoͤgen, oder Die ungeheuere Maſſe der von 
Privat: und Staatögläubigern bezogenen Zinfe; und wenn fie zum Erſatz für ſolche Mängel 
> befto größere Summen durch indirecte Steuern eintreiben, fo geſchieht Diejed theils auf ſolchen 
Wegen, worauf (wie bei ven Verzehrungsfteuern) nicht 6108 die von der directen Steuer ver= 
font Bebliebenen, fondern Alle, aljo auch die durch dieſelbe bereits Über die Gebühr Beläſtig⸗ 
ten , gleihmäßig oder auch nad) ganz zufälligen, mit dem Vermögen in gar feiner Verbindung 
ſtehenden Verhättniffen oder Bedürfniſſen ind Mitleiven gezogen werben; ober ed werben gar, 
mit völliger Verlaſſung alles Rechtsbodens, rein willkürlich aufgeftellte Anläffe, Ereigniffe oder 
Handlungen, welche nämlich eine leichtere Gelegenheit zum Baden oder Habhaftwerden darbie⸗ 
ten, zur Steuererhebung, für welche es dann gar fein Maß und Ziel mehr gibt, benugt 
ober misbraucht. So die den Erfag der Verwaltungs ober Erhaltungskoften oder die billige 

. Schägung des Borempfangd üherfleigenden Pofttaren, Straßengelver, Juſtiz- und Bolizei- 
fporteln, Schenkungs=, auch Immobilienverfaufßareife u. ſ. w. Bon ihnen allen, fowie von den 
übrigen etiwa minder verwerflihen Arten der indirecten und von jenen ber directen Befteuerung 
teren wir umftändlicher in fpätgr folgenden eigenen Artikeln. Hier genüge es, auf Abgaben und 
Abgabenfoften einen allgemeinen Blick geworfen zu haben. 

\ Zur Vervollſtändigung ſolchen uͤberblicks find, da wir bisher nur die Geldabgaben, als die 
heutzutage weit vorherrfchende Gattung derfelben, im Auge hatten, noch einige Worte über Na⸗ 
turalabgaben nothwendig. u 

Nur im ganz einfachen Zuftand der bürgerlichen Geſellſchaft, worin einerfeits die Staats⸗ 
bebürfniffe noch fehr gering und zu deren Befriedigung theils die unmittelbaren Leiſtungen ver 
Bürger, theils der Naturalaufwand genügend find, andererſeits aber wegen Mangels an Ber- 
kehr den Staatöangehörigen ſchwer over unmöglich iſt, fich Die zur Steuerzahlung nöthigen Geld⸗ 
mittel zu verſchaffen, können Naturalabgaben als zweckmäßig und gut erſcheinen; und bergeftalt 
befchaffen war aud wirklich der Zuftand der meiften Staaten, ald die Naturalabgaben darin 
auffamen oder als vorherrſcheudes Haushaltungsfgftem fortvauerten. Wo immer fie noch be⸗ 
ſtehen oder gerechtfertigt werden wollen, müflen auf fie, in Bezug auf Map und Verteilung, 
biefelben Grundſätze angewendet werben, welde für die Gelvabgaben vom Standpunkte des 
Rechts und der Klugheit aufzuftellen find. Daſſelbe geſchah freilich nur fehr unvollfommen in 
jenen rohen Zeiten, in denen man fie einführte; denn nicht.die Staatsweisheit that es, ſondern fie 

" gingen eben aus dem factiſchen Zuftand jener Staaten gleichfalls factiſch hervor und wurzelten, 
was insbeſondere die mittelalterlihen Staaten betrifft, mehr in dem Boden des zu deren Bau 
und Einrichtung gedankenlos misbrauchten Privatrechts, als in jenem des echt Öffentlichen. 
Das Staatshaushaltungsſyſtem, das ſolches aus beiden bizarr gemifchte over Zwitterrecht zu 
feiner Grundlage hatte, nämlich das fogenannte Patrimonialfgftem (deſſen nähere Charakteri⸗ 
firung wir einem eigenen Artifel vorbehalten), wich endlich dem der Idee nad) rein dem öffentli= 
hen Recht angehörigen landesherrlichen oder wahrhaft ſtaatsrechtlichen, welches jedoch Feines: 
wegs rein, fowie fein Begriff es erheifcht, eingeführt ward, fondern mit einer Menge von Trüm- 
mern des alten Batrimonialfgftems vermifcht und belaftet blieb. Neben den jegt aus dem echten 
Titel des Öffentlichen Rechts eingefoberten Steuern , d. h. den aus Befellfchaftäpfliht von alfen 
Staatdangehörigen als folhen zu leiftenden Beiträgen, ließ man meift vie alten Batrimonial- 
laften fortbeftehen, obſchon auch fie großentheils im Urfprung wahre Steuern gewefen waren 
und nur im Verlaufe der Zeit, wenn auf zum Theil fortwährend zur Dedung ver Staats- 
bebürfniffe dienend, nad Gegenftand, Maß, Erhebungsart und Übertragbarkeit die ſcheinbare 
ober wirkliche Eigenſchaft von Privatſchuldigkeiten angenommen hatten. Die bisher nur einfach 
Pfliptigen wurden nunmehr aus zweierlei Titeln zugleich, mithin in geboppeltem Maße zu 


Beiträgen angehalten, d. h. es wurden nicht nur die wahrhaft privatrechtlichen Laften, wie 


Gülten, Bodenzinſe, Erbzinfe u. f. w., neben ven neu eingeführten Steuern forterhalten 
(was recht und billig war), fondern aud die urſprünglich ald Steuer aufgelegten, d. h. aus 
Titeln des Öffentligen Rechts, z. B. zur Befoldung der fönigliden Gewaltträger, überhaupt 
zur Befriedigung irgend eined Öffentlichen Bebürfniffes eingefoderten vielnamigen Abgaben, 
deren rechtliche Natur und Eigenfchaft man entiweber vergeflen hatte ober aus habfüchtigen Mo- 
tiven überfah. Die größere Zahl verfelben, wenigſtens der nach dem Gewicht der Laſt größere 
Theil beftand aus Naturalabgaben, doch waren auch gar mande in Geld zu entrihten. Wir 
haben bereits im Art. Abgaben einen nähern Blick auf jie geworfen. Hier bemerken 
wir noch, daß unter ber Herrſchaft bed neuen Syſtems folde Abgaben zum Thell fogar noch 
ſchwerer ald unter jener des alten twurben, indem einerjeitd mehre ehedem blos factiſch aus dem 
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Titel der Gewalt, welcher nirgends auszuweichen ift, eingefodert wurden, während man jegt fie 
m rechtlichen Schulvigfeiten ftenpelte durch den aufgeftellten Grundſatz, daß der Staat oder pie 
Gtaatögemwalt (vermöge des jogenannten ‚jus eminens‘ oder „äußerften Rechts'“, welchem eine 
tnechtiſche Iurisprudenz faft die Bedeutung eines allgemeinen Eigenthums über alle Saden 
und Güter beilegte) befugt fei, von allen feinen Angehörigen ſich geben oder leiften zu laffen, 
weflen immer er bevürftig fei, und andererſeits ſolche Bebürfniffe mit der ſteigenden Givilifation 
fortwährend größer und ausgedehnter wurden. Dergeftalt erhielt namentlich das Xieferungs- und 
das Staatsfrohnſtyſtem eine faft grenzenlofe Erweiterung, jenes zumal im Krieg, dieſes im 
Frieden und Krieg. Auch das Einquartierungsſyſtem, wonach dem Duartiergeber auch die Ab⸗ 
"gabe der Verpflegung zugemuthet wird, ift eine der Außerungen jenes heilloien Grundſatzes, 
daß der Staat überall zu nehmen berechtigt ſei, wo er etwas feinen Bedürfniſſen Zufagendes fin= . 
"det. Wir werden in eigenen Artikeln zu zeigen fuchen, daß der Grundſatz falſch ift und daß feine 
Folgen verderblich find, daß nämlich der Staat zwar in Nothfällen für feinen Dienft in Anſpruch 
nehmen und ſich zuelgnen dürfe Alles, weſſen er erweislich bevarf, daß er aber die dadurch ein= 
jenen Angehörigen oder Glaflen (insbeſondere den Lanpleuten) oder Summen von Perfonen 
@. 3. den Bewohnern eined Bezirks) zugemutheten Opfer nicht unentgeltlich), fondern nur ge= 
gen gerechte, aus den Mitteln ber Gejammtheit zu Teiftende Vergütung fovern dürfe. Nach dem 
bis Heute noch vielfach in Ausübung befindlichen Syftem jedoch gefchieht ſolche Vergütung nicht, 
fondern man verlangt eben (befonders im Krieg), was man braucht und von mem man ed am 
leichteſten erhalten Kann, ohne Entfhädigung und ohne Rüdfiht auf die von ben Leiftenden 
ehnehin ſchon getragene ullgemeine Steuerlaft. Unter diefen Umflänven erſcheinen ſonach die 
Raturalabgaben als blos factiſche Bedrũckung over als mit Autorität außgeübte Beraubung. *) 
Rotteck. 
Auflauf, Aufrubr, Aufſtand, ſ. Sochverrath. A 2 
Auflöfung ber Ständeverfammlung. Das conflitutionelfe oder Repräfentatiofoftem 
bezweckt Die Hertſchaft des vernünftigen Geſammtwillens und fucht ſolche, bei der Unmoͤglich⸗ 
keit, in größern Staaten dad gefammte Volk zur Stimmgebung zu berufen, dadurch zu ver⸗ 
birflihen, Daß es dem Volke die freie Ernennung von Abgeotoneten oder Vertretern überwelft, 
welche dann in feinem Nanıen und Auftrag zu handeln haben. Wo die Wahl frei ift und allen 
Denen zufteht, denen ſie nach vernünftigem Rechte gebührt, d. h. allen Bürgern mit Ausnahme 
derer, bie ſich, wie Montedquieu fagt, in einem folhen Zuftande von Erniedrigung befin- 
den, daß ihre Stimme jedem Käufer feilftehen würde, wo das Volk politifhen Verſtand 
und, was die Hauptſache ift, Charakter befigt: da werden die ernannten Vertreter in der Regel 
ein möglihft getreues Abbild des Volkes jein und die Wünſche, Veſchwerden und Foberungen 
defielben in der That und Wahrheit ausprüden. Jene obigen Bedingungen treten aber nicht 
immer ein, vielmehr geſchieht e8 oft, daß die angeblichen Volksvertreter nur eine Heine Partei 
repräfentiren, dem Volke felbft aber fremd find und bleiben. Für viefen übelſtand gibt dad 
conflitutionelle Syftem das Heilmittel in dem ver Krone ertheilten Recht ver Kammeraufld- 
fung: Sobald der Regent zu ver Überzeugung ober dem Glauben gelangt, daß die Stünde- 
verfammlung den wahren Willen des Volkes nicht ausdrücke, iſt er berechtigt, jene aufzuldfen, 
were Wahlen anzuordnen und folhergeftalt dad Volk zu wieberholter freier Sinnes- und Wil- 
lensãußerung aufzufordern. Eine weiſe, gleihmäßig auf das Intereffe des Volkes wie auf 
das des Megenten berechnete Beftimmung! Denke man ſich z. B. den all, daß das Volk bei 
ven Wahlen ſich träge und theilnahmlos benommen, daß es durch eine thätige und ehrgeizige 
Bartei der freien Stimmgebung fi habe berauben laffen; es könnte, zur beffern Einſicht und 
Reue gelangt, ohne eine Rammerauflöfung für Die ganze Dauer des Mandats feiner falſchen 
Vertreter dieſer nicht entlebigt werden „dieReglerung aber fähe fich, falls fie ven wahren Volks⸗ 
wünfgen nachzufommen ji befttebte, durch die Ständeverfammlung an Durchführung ihrer 
Plane gehindert und müßte auch in den Falle, daß ihre Anficht die richtigere, ihre Abjicht die 
beffere, ihre Mittel die wohlthätigern wären, die Nealiſirung ihrer Wünfche fpätern Zeiten 
überantworten. Neben dem Zwecke, die Wahrheit und Irene der Volkörepräfentation zu bes 
fördern, Fann, wenn die Stände mehr Grwalt haben wie in Deutſchland, und wenn namentlic) 
nicht des Fürften und des Volftö vereinter Wille zu Beſchlüſſen nöthig ift, au das ein Zweck der 
Sonfituirung der Auflöſungsbefugniß fein: Übergriffen einer Abgeordnetenverſammlung, 
Beihniel ob dieſe das Volk in Wahrheit vertrete oder nicht, Halt zu gebieten und dergeftalt 





I) Weiteres über die Befenerung und auch bie Literatur f. in dem Art. @tenerwefen, 


30 " Auflöfung der Ständeverfammlung 
die Ständeverfanmlung vom Streben nad Machtvollkommenheit fernzuhalten. Benjamin Gon- 
ſtant drückt ſich über diefen Gegenſtand („Considerations sur les constitutions”; deutfch 
von 3. I. Stolj, Bremen 1814) alfo aus: „Eine Berfammlung, vie Niemand zu zügeln 
vermag, ift von allen Mächten vie verblendetfte in ihren Bewegungen; jie ftürzt ſich in bie gräß- 
ten Widerſprüche und Ausihwelfungen.... Cine Verfammlung, deren Macht unbeſchränkt 
wäre, würde gefährlicher fein als Verſammlungen des ganzen Bolkes.... Die Auflöjung ver 
Verſammlung iſt das einzige Rettungsmittel ; ſie if nicht, wie man behauptet hat, eine Belei= 
digung für das Volt, fie ift im Gegentheil, wenn die Wahlen frei find, ein Aufruf an feine 
Rechte zu Ounften feiner Intereffen.” Wahr! Gleichwol fügen wir, daß bie Kammerauflö⸗ 
fung eine Beleidigung für das’ Vol fein könne und, da die Handhabung des Syſtems Menfchen 
anvertraut ift, welche ſich nach der Schwäche ihrer Natur leichter von den Leidenſchaften der 
Gitelfeit, Selbftfucht und des Ehrgeizes als von der Vernunft leiten laſſen, in ſehr häufigen * 
Fällen eine Beleivigung für das Volk if. Der König foll die Kammer auflöfen, fobald Die 
Repräfentatiogewalt ſchädlich wird; wer bürgt dafür, daß er fie nicht auch auflöfe blos wegen 
perfönlicher Gereiztheit gegen einzelne Glieder, over aus Willkür und Laune? Das Heilmittel 
der Kanımerauflöfung erfodert eine gewiffenhafte und norfictige Anwendung leichtfertig be= 
nugt, misbraucht, bringt es leicht Verderben. Die Geſchichte weift dies in vielen Beifpielen 
nah. Denke man nur an das traurige Schickſal Karl's I. von England! Diefer Monarch 
löfte gleich das erfte nad) feinem Regierungsantritt zufammenberufene Parlament auf, weil 
daffelbe fid) weigerte, ihn in dem Kriege aegen Spanien und Ofterreih zu unterflügen; er that, 
wegen Fortbauer jener Rargheit und Unfolgfamkeit, Daffelbe mit einem zweiten, dritten und 
vierten, vegte aber hierburd), fowie freilich aud in gleihem oder Höherm Grade durch feine 
kirchliche Tyhrannei, den Unwillen des Volkes dermaßen auf, daß dieſes ven Monarchen zur 
Berufung eines fünften Parlaments zwang, welches den Träger ber Majeſtät nach dem Aus: 
ſpruche eines fogenannten Juſtizhofs dem Genfer übergab! (30. Jan. 1649.) Grommelt, 
„der Protector, Iöfte pas Parlament zwei mal auf, der Reftaurationskänig Karl II. vier mal: 
Beide aus felbftfüchtigen Abfichten, ohne jedoch dafür zu büßen. Englands Freiheit mar da⸗ 
mals nod nicht gefeftet; es geſchah dies erft mit ber glorreihen Revolution von 1688. Bon 
nun an wurde größere Scheu getragen, das Volk ohne Noth aufzuregen; es wurde mit Achtung 
behandelt. Wir denken nämlich an das britifhe Volk, Died auserwählte des Erdtheils. Denn 
auf dem ganzen Gontinent von Europa war damals die Föniglihe Gewalt unbeſchraͤnkt und 
nicht mehr bemüht, die Freiheiten der Gemeinen zu beifügen, weil fie die Hülfe der letztern 
gegen bie nunmehr auch gebändigte Ariſtokratie nicht mehr nöthig hatte. Wie anders in Eng⸗ 
land! Glücklicherweiſe erfannten vie Könige aus dem Haufe Hannover ven Unterfchieb zwi— 
ſchen der politifhen Stellung Englands und des Continents; glücklicherweiſe erkannten fie, daß 
den Briten, deren Intelligenz, Rechtsſinn und / Entſchloſſenheit Ehrfurcht erregte, nicht mit ben 
Marimen des Feſtlandes begegnet werben dürfe. Deshalb hört man aud) von da an wenig 
mehr von grundlofen Parlamentsauflöfungen. Legtere mochten indeß feit dem Jahre 1716 
vom Volke felbft oft gemünfcgt werben. In gedachtem Jahre war nämlich, nicht im Intereffe 
ber Freiheit, fonbern in dem ber Regierungsgewalt, deren Stärkung damals, bei der Furcht 
vor des Prätenventen weitausjehenden Unternehmungen, für nöthig erachtet wurde, vie bishe— 
rige dreijährige Dauer der Parlamente durch Georg I. und deſſen Minifter Robert Walpole 
auf eine fiebenjährige erhöht worden. Seltdem wurbe wieberholt gefühlt, daß die Parlaments- 
bauer eine zu lange fei, ohne daß feither ſolchem Übelftande durch die Geſetzgebung abgeholfen 
worden wäre. Statt deffen gerieth die Krone auf pad Heilmittel, die Parlamente nicht Die volle 
gefegmäßige Zeit verfammelt zu laſſen, Tonbern fe, blos ihrer langen Dauer wegen, ein ober 
"zwei Jahre vorher aufzuldfen. Dergeftalt wurde e8 nad) und nad) zur Seltenheit, daß ein 
Parlament eined natürlichen Todes abging. Unter Georg IV. geſchah es einmal (1826), daß 
das Parlament blos deswegen aufgelöft wurde, damit die untern Volksclaſſen durch die mit 
den Wahlen verbundenen Zerftreuungen und Feſtlichkeiten in eine beſſere Stimmung verfegt 
würden. Diefe harmlofe Auflöfung beleidigte natürlih Riemanden, wie in England über- 
haupt wegen der vielbeflagten Siebenjährigkeit jede Auflöfung Freude erregt, da mit ihr der 
Bürger an feine angebliche politifche Wichtigkeit erinnert wird. Die merkwürdigſte Bar- 
lamentsauflöfung, die feit Wilhelm III. in England vorgefommen, iſt die von Wilhelm IV. 
4831 zu Gunften der Reformbill ausgeſprochene. Als nämlich, diefer König fah, daß mit dem 
damals beftchennen Unterhaufe vie Reform nicht durchzuſetzen fei, die Reform, melde von dem 
‚ganzen Volke mit lauter Stimme begehrt warb, begab er ſich am 22. April ind Parlament, um 
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es zu vrorogiren, „in ber Abficht, es unverweilt aufzuldien, um über die Meinung feines Bol- 
kes fi Gewißheit zu verſchaffen“. Das war koͤnigliche Weisheit! Das Volk antwortete mit 
Jubelrufen, dann mit Wahlen, welche, trog der ungeheuerften toryſtiſchen Gegenftrehungen, 
wi Sunften der Reform entſchieden und damit für Altengland eine neue Periode des parlamen= 
lariſchen Lebens eröffneten. Daß nach Sanctionirung der Reformbill eine Auflöfung des Par⸗ 
laments erfolgte, lag in der Natur der Sache, weil nunmehr dad neue Gefeg in Wirkfamteit 
treten mußte. 

Den ſprechendſten Beweis von der Unentbehrliäfeit der Auflöfungsbefugniß für Erreis . 
dung des Staatszwecks gibt die Geſchichte Frankreichs in der erften Zeit der Reftauration. 
Damals Herrfäte die „brennende“, die „unaufjinpbare” Kammer, die da „Eöniglicher fein 
wollte als der König“, unumfäränft über ganz Frankreich, jenen Tag ihres Beſtehens mit 
Handlungen des Wahnfinnd und der frechen Rechtsverachtung hezeichnend. Der König, ber 
Sof, die conflitutionelle Regierung — Alles beugte fi vor ihr, bie felhft wieder von den Ultras 
aufer dem Haufe, von der fogenannten „‚gebeimen Regierung“ die Richtung empfing. Keine 
Hoffnung war vorhanden, daß ſolche fhmähliche Conventstyrannei endigen werde, vielmehr 
konnte man faft mit Sicherheit vorausſehen, daß die Reactiondbeftrebungen der Kammer ihr 
Ziel erreichen und dad Land abermals in dad Unglüd des Bürgerfriegd und der Anarchie ſtür⸗ 
zen würben. Alle Rechtlichen trauerten, das ganze Volk klagte. Da entſchloß fi der König, 
durch den Minifter Decazes beftimmt, zur Aufldöfung der Kammer durch Orbonnanz vom 
5. Sept. 1816. Gin ſchwerer Schritt für ven kranken ſchwachen Greis, da er ihm bie ganze 
Schar der Ultras, worunter feine theuerften Angehörigen fi befanden, zum Feind machte; 
aber ein Eöniglicher Schritt, der das Lund vom Verderben rettete. Durch diefe Auflöfung 
wurde die von der rafenden Verfammlung nievergetretene Charte wieder in Herrſchaft geſetzt 
"umd bejeftigt, dem Bürger das Vertrauen auf Handhabung des Geſetzes zurüdgegeben, das 
aufgeregte zagende Volk beruhigt und für Frankreich eine neue glücklichere Periode des äffent- 
lichen Lebens eröffnet. Anders verhielt es fh mit den Rammerauflöfungen unter dem Mi- 
aifterium Billdle. Diefelben waren nicht auf das Beſte ves Volkes berechnet, ſondern follten 
nur dazu dienen, den Minifter am Rudet zu halten. Der erfle Verſuch Villele's glückte; denn 
nad) der Auflöfung vom 20. Dec. 1823, wegen des Widerſtandes der Eontreoppofition aus- 
gefprodgen, gingen aus den Wahlurnen 410 Royaliſten und 19 Liberale hervor. Das Volk 
mar damals durch ven ſpaniſchen Feldzug ganz verblenbet und unbedingt für die Regierung 

gewonnen, weil biefelbe einen Sieg, wenn auch ben bejammernswärbigften, Erfochten. 
Aber die Verblendung hörte wieder auf, und felbft in ver dem Minifter anfangs vollfommen 
ergebenen, jegt fiebenjährigen Kammer minvderte fih im Lauf der Jahre bie Zahl der 
Miniferiellen. Villele, obwol nod im Befige einer flarfen Majorität, gewahrte es mit 
Schrecken und löfte fofort die Kammer auf (5. Nov. 1827). Aber viefer tollfühne zweite Ver⸗ 
juch ſcheiterte. Denn das Volk war in der Schule der legten Jahre belehrt worden, daß vie 
Fortfetzung des Villele ſchen Syſtems Frankreich verderben müffe; es war deshalb ſowol gegen 
ven Miniſter — der König ſelbſt, Karl X., warb über feinem Stellvertreter vergeſſen — als 
gegen die ihm ergebene Kammer in einem innern Aufruhr begriffen und freute ſich der ihm ge⸗ 
betenen Gelegenheit. ven Fehler von 1823/24 wieder gutzumachen. So fiel denn-die Maß⸗ 
regel, durch welche die größte Verachtung des Volkes ausgeſprochen war, indem nämlich Villele 
feine Hoffnung einzig auf Beſtechung der Wähler, dad Aufgebot ver Beamten, überhaupt auf 
Ugtriebe und Gewalt fegte, gegen ven Willen ihres Urhebers zum Beften des Volkes aus und 
brachte jenem den Untergang. Wichtiger und folgenreicher war bie Kammerauflöfung vom 
16. Mai 1830 aus Anlaß jener bekannten Adreſſe der 221, welche dem Könige fagte, „daß die 

ö immung der politifchen Abſichten ver Regierung mit den Wünſchen des Volkes nicht 
Rattfinde” (18. März). Denn die Infolge ver von Karl X. nunmehr ausgeſprochenen Auflo⸗ 
fung augeorbneten Wahlen fielen erſtlich auf ſämmtliche 224 Votanten für die Adreſſe und 
außervem auf andere Liberale. Es war die verdiente Strafe dafür, daß der verblendete Mo: 
narch ben wohlmeinenden Rath, vie ernfle Mahnung ver Volksvertreter verachtet hatte. Daß 
die Auflöfung diefer legtgewählten Kammer (vurch eine der ſechs Juli-Ordonnanzen), bevor die⸗ 
ſelbe noch verfammelt gewefen, jene glorreiche Erhebung des Volkes von Paris bewirkte, in deren 
Bolge der bourboniſche Thron fiel, ift befannt. Der ſtaatskluge Ludwig Philipp gab viel⸗ 
liht das beſte Beiſpiel, wie die Krone die Prärogative der Kammeraufloͤſung zu gebrauchen 
hai. Denn anſtatt fe durch eine der Auflöfungen, die ex anordnete Unwillen zu erregen, be⸗ 
atimete ev durch vie ſelben, wenn fie auch einzig auf feinen Vortheil berechnet waren, jeweils 
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die Überzeugung, daß fienur im Intereſſe ver Freiheit geſchehen feien, welche nämlich durch mög- 

lichſt häufige Berufung an ben unmittelbaren Volkswillen nur gewinnen könne. Nah Ver: 

werfung des Disfunctiondgefeged (7. März 1837) rieth Guizot eine Kammerauflöfung an, 

ohne jedoch den König für dieſe Mafregel zu gewinnen. Denn Ludwig Philipp bedachte, daß 
im jenem Augenblide die Auflöfung einen ungünftigen Cindruck heroorbringen mußte; weil er 
aber ſelbſt nichts ſehnlicher wünſchte ald Befreiung von der damaligen Kammer, fo verſchob er 
den im Stilfen befchloffenen Art, bis er durd die am 9. Mai 1837 ertheilte-alfgemeine Amneftie 
für alle politifhen Gefangenen und die Siegesberichte aus Algier dad Volk günftig für ſich ge= 
ſtimmt Hatte (A. Det. 1837). Jetzt Eonnte die Auflöfung gefahrlos geſchehen; jegt brachte fie 
ber Regierung Vortheil. T 

In Deutfhland kommen in der kurzen Zeit des Beftehens des conftitutionelfen Syſtems bie 
meiften Beifpiele von Kammerauflöfungen auf. Der Grund ift einfad der: Während in den 
freien Staaten England und Frankreich ven Regierungen, wenn fie jid In der Alternative be= 
finden, entweder die Kammer aufzulöfen oder das Minifteriun zu entlaffen, das Erfte wegen zu 
befürchtender Volksaufregung Immer bevenflicher feinen muß als das Zweite, fo ift in Deutſch⸗ 
land das Umgefehrte ver Fall. Hier ift eine Miniſterveränderung etwas Ungeheuered, während 
die Heimſchickung einer Deputirtenfammer für etwas ganz Harmlifes gilt. Weiß man doch, 
daß die guten Bürger ſich von neuem, fo folgfam wie vorher, zu ven Wahlen einfinden und, 
wenn vielleicht auch anfangs zu Oppofitionswahlen geneigt, den Einwirkungen der Beamten 
und Einflüfterungen freiwilliger Serviler zulegt erliegen werden. Schon der Umftand, daß in 
Deutſchland die Minifter nicht auf parlamentarifchen Wege zu ihren Poften gelangen, dann 
die Nothroendigkeit der Penflonirung jener Staatsdiener, die in jenen Staaten gleichfalls nit 
flattfindet, erſchwert folde Veränderungen. Dann aber widerſtrebt es dem Stolze mander Für— 
ften, ein Individuum, das fle einmal durch ihren Gnadenblick aus der Reihe der Menfchen her- 
vorgehoben, dem Willen einer "bürgerlichen Kammer zu opfern; mag in diefem Falle ein‘ 
Minifterium noch fo oft in der Kammer erliegen und aus noch fo gerechten Urſachen, der, Fürſt 
bebält feine geſchlagenen Diener bei, tröftet fie über die erlittene Unbill und ſchickt die Kammer, 
nachdem er ihr eine Strafpredigt wegen ihrer Unfügfamkeit gehalten, nad) Haufe. Daß end⸗ 
lich ein deutſcher Minifter, wenn er die Maiorität gegen fich hat, feine Stelle ſelbſt aufgebe, um 
eine Auflöfung zu erfparen , ift bei Manchem zu viel verlangt. Diele lieben dad Minifter- 
portefeuille zu ſehr, als daß fie daſſelbe aus reiner Empfindlichkeit über Angriffe bürgerlicher 
Schreier aufgäben, und was den Punkt ver Ehre betrifft, fo glauben fie leicht darüber hinweg— 
ſehen zu dürfen, da ihnen ja immerhin ihre Standes- und Gavalierdehre bleibt, Hinter der, vie 
Schätzung der Öffentlichen Meinung weit zurüdficht. Dahin, daß das Minifterium, wenn 
es bie Majorität gegen ich hat, regelmäßig zum Rücktritt ſich bereit zeigt, wird es bei ung frei- 
lich noch lange nit fonımen; ed kann aber von einer wahren Herrſchaft des conflitutionelfen 
Softens, welche vie Herrſchaft der dffentlichen Meinung ift, nicht die Rede fein, folange die 
Regierungen den Willen der Kammern nicht beachten und diefe allemal auflöfen zu dürfen glau= 
ben, wenn die Majorität ich gegen fie erflärt. 

So oft eine Kanımerauflöjung aus leichtfertiger Urfache erfolgt ift, verräth es glei großen 
politiſchen Unverftand wie Feigheit, wenn die Wähler aus Rückſicht auf ven Negierungswillen 
von den frühern Abgeordneten abfallen, wie ed nad) der Aufldfung des Landtags von 1822, 
aber nicht 18A1 in Baden geſchah. Möchten doch bie Bürger erkennen, daß fie ihr Heiligftes 
Necht mit Füßen treten und dadurd vor aller Welt ſich verächtlich machen, wenn fie bei den 
Wahlen durch Rückſichten, ftatt durch ihre Überzeugung ſich leiten laſſen! Möchten aber auch 
die Regierungen erfennen, daß Ihr und ded Volkes Wohl nur vereint erftrebt werben kann, daß 
dies aber nimmer gefchieht, wenn fle ihre Prärogative misbrauden. Weiſe angewendet mag 
eine Kammerauflöfung zwar zumellen eine Partei im Volke verlegen (wie die Auflöfung im 
Jahre 1816 die Ultras in Wuth brachte), nie aber das Volk ſelbſt; dieſes wird vielmehr über 
eine im Geiſt des conftitutionellen Syſtems ausgeſprochene Auflöfung als über eine im Inter- 
efle feiner Freiheit gefchehene Königliche Handlung ſich freuen und dann voll flolzen Selbſtge⸗ 
fühls zur Ausübung feines Wahlrechts ſchreiten. H. v. Rotteck. 

Aufſchlag iſt der deutſche Ausdruck für Acciſe (f. d.) und wird Heute noch in Batern da⸗ 
fiir gebraucht. Rau in feinen „Grundſätzen der Finanzwiſſenſchaft“ („Lehrbuch der politiſchen 

konomie“, Bd. 3) bedient ſich ebenfalls dieſes Worte, z. B. Bieraufihlag (Malzaufſchlag in 
Baiern), Weinaufſchlag, Tabacksaufſchlag, Fleiſchaufſchlag u. ſ.w. Die Reichsgeſetze verſtanden 
darunter nicht nur Verbrauchsſteuern, ſondern auch eine Reihe von Abgaben, welche bei dem 
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Lranspott und der Lagerung non Waaren erhoben tvurben, 3.8. Meggelver, Thorzölfe, Lagers 
und Markfigelver. Mit Aufſchlag gleihbebeutend ift Impoſt. K. Mathy. 

Auffehende Gewalt, Aufficht. Eigentllch gibt es gar fein beſonderes Hoheitsrecht der 
aufſehenden Gewalt. (S. Hoheitsrechte.) Das Recht, ſoweit dadurch fein rechtsverletzender Ein⸗ 
griff in den Kreis bloßer Privatverhältniſſe ſtattfindet, überall im Staate zuzuſehen und Aus: 
kunft zu verlangen , {ft rin weſentlicher Beſtandtheil der Ausübung aller Hoheitsrechte, von 
denen ja feind ind Blinde ausgeübt werben foll, Will man aber auch von einem befondern Ho= 
heitsrechte ber aufſehenden Gewalt ſprechen, fo darf man es doc nicht über den ſoeben brzeihne: 
tem Inhalt auspehnen. Man darf nicht etwa mit dem Namen diefes falfhen Schulbegriffs oder 
unter dem Vorwand des Aufſichtsrechts die Befugniß materieller beliebiger Befchränfungen ver 
Freiheitsrechte der Vürger und ein Recht des beliebigen @rlaußnißbeftätigend oder Verbietens 
äinführen wollen. Denn jedes Zugeftänpnig rechtlicher verfaflungsmäßiger Freiheit, der polls 
tifchen, der perfönlichen, der Cigenthumöfreiheit, würde ja dadurch zur wahren Lüge. Diele 
Rechte veären einem an ſich grenzenlofen Belieben der Minifter preiögegeben, was in der That 
nur beiden rohen Redtöbegriffen und den Mangel an wahrer Rechtsachtung und conftitutio= 
aeller Bildung mancher deutſchen Juriften und Staatdmänner eine Rechtfertigung finden könnte, 
Hiermit follen nicht alle befondern Nechte der Beftätigung, der Aufſicht, des Verbots u. f. w., 
welche viele Inriften (fo 5. B. auch Klüber Hffentliches Recht”, $. 358 fg.) unter dem allge: 
meinen Zitel der auffehenden Gewalt aufführen, an fi unbebingt verworfen werden. Nur 
müffen biefelben aus andern Hoheitsrechten, z. B. aus dem der Pollzei, ver Juſtiz u. |. w., ihre 
ar Begrindung und nit ihr auch ihre Grenzen erhalten. Welder. 

ufwandgefeße, f. Lurusgefege, Luruöfteuern. 

—— onfeſſion, ſ. Reformation. 

Anögabe, ſ. Budget. 

Audgangszolt, f. 3ol., 5 

Ausgleihungs- oder Übergangsabgaben, Der Zollverein gewährt feinen Gliedern 
den freien Verkehr untereinander, alfo einen freien, großen, innern Markt, die erfte Bedingung 
für eine gemeinfame Leitung des auswärtigen Handels und für eine gefunde Entwickelung ver 
Production und Vertheilung der Güter. Der freie Verkehr befteht darin, daß mit dem Eintritte 
eines Staats in den Verein die Erhebung von Ein=, Aus: und Durdgangsabgaben an den ge= 
meinfamen Landesgrenzen dieſes Staats und der übrigen Vereinäftanten aufhört, und daß alle 
im freien Verkehre des einen Gebiet bereits befinvlichen Gegenſtände frei und unbeſchwert in 
das Gebiet der andern Glieder gegenfeitig eingeführt werben dürfen. 

Diefe Freiheit des Innern Verkehrs unterliegt jedoch zur Zeit noch einigen Beſchränkungen, 
welche die Krife des Zollvereins im Jahre 1852 überdauert haben und in die neuen Verträge 
vom Jahre 4853 theilweiſe übergegangen find. Hiernach bleibt die Einfuhr verboten für Ges 
genftände der Staatömonopolien: Salz und Spielkarten. Früher waren vom freien Verkehre 
ferner noch ausgefäjloffen: Gegenftände, deren Einfuhr durch Erfindungspatente oder Privile⸗ 
gien unterfagt iſt und daher, folange letztere noch in Kraft jinb, nicht geftattet werben kann. 

Diefes Verbot iſt aus den Verträgen von 1853 verſchwunden, infolge der Übereinkunft vom 
M. Sept. 1842 wegen Ertheilung von Grfindungspatenten und Privilegien. Hiernad darf die 
Ertheilung von Patenten niemals ein Recht begründen, die Einfuhr folder Gegenftände, wenn 
felde mit dem patentitten übereinflimmen, oder den Verkauf und Abfag derfelben zu verbieten 
ober au beſchrãnken. Ebenſo wenig darf dadurch dem Patentinhaber ein Recht beigelegt werben, 
ven Gebrauch oder Verbrauch von folhen Gegenſtänden, wenn fie nicht von ihm bezogen ober 
mit feiner Zuſtimmung anderweitig angeſchafft find, zu unterfagen, mit alleiniger Ausnahme 
des Falls, wenn von Maſchinen und Werkzeugen für die Babrifation und den Gewerbsbetrieb, 
nicht aber von allgemeinen, zum Gebrauche und Verbrauche des größern Publicums beftinmten 
Hanveldartifeln Die Rede if. Endlich wirb die Einfuhr nur gegen Entriätung einer Abgabe 
geftattet: Für gewiffe, im Innern der contrahirenden Staaten mit einer Steuer belente inlänz 
diſche Erzengniffe. Diefe Abgabe nennt man Übergangs: ober Ausgleichungsabgabe. Anfäng: 
lich ſcheint die Abficht geweſen zu fein, daß die Einführung einer gleihmäßigen innern Steuer 
genügen folle, um den Übergang von dem einen in den andern ver betreffenden Staaten frei zu 
machen. Bald aber trat die weitere Beringung hervor, daß die gleichmäßige Steuer auch für ge= 
weinfhaftliche Rechnung erhoben und ebenfo wie die Zollgefälle vertheilt werden müffe, mern 
bie Belaflung des Verkehrs aufhören foll. Diefed Verhältnig glaubte man durch wie Denens 
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nung Ausgleigungsabgabe deutlicher zu bezeichnen, als durch die früher übliche Benmnung 
Übergangsabgabe. \ or ER 

Der Vertrag icher Fortdauer und Erweiterung des Zoll= und Handelsvereins vom 4. April 
1853 beftimmt hierüber Folgendes: 

Art, 11. In Beziehung auf diejenigen Erzeugnifle, welche in den einzelnen Vereinöftaaten 
theild bei ihrer Hervorbringung ober Zubereitung, theild unmittelbar bei ihrem Verbrauche 
mit einer innern Steuer belegt ſind, wird es von fämmtlichen contrahirenden Theilen als wün- 
ſchenswerth anerkannt, hierin eine Übereinftinmung ber Geſetzgebung und ber Beſteuerungs⸗ 
ſate in den Vereinsſtaaten thunlichſt hergeſtellt zu ſehen, und es wird auch ihr Beſtreben auf 
Herbeiführung einer ſolchen Gleichmäßigkeit, insbeſondere durch Vereinigung mehrer Staaten 
au gleichen Innern Sieuereinrichtungen, mit ober ohne Gemeinfhaftlickeit der Gteuerertzäge, 
gerichtet fein. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, follen Hinfigtli ver vorbemerkten 
Steuern und bed Verkehrs mit den davon betroffenen Gegenfländen unter ven Vereinsſtaaten, 
zur Vermeidung ber Nachtheile, welche aus einer Verſchiedenartigkeit der Innern Steuerfgfteıse 

erhaupt und namentlich aus ber Ungleichheit der Steuerfäge fowol für Die Producenten als 
für die Steuereinnahme ber einzelnen Vereinäftaaten erwachſen können, abgefehen von der 
Befteuerung des im Umfange: bed Zollvereind erzeugten Rübenzuders, weshalb auf vie befons 
ders getroffenen Vereinbarungen Bezug genommen wird, folgende Grunpfäge in Anwendung 
kommen: > — — 
, 1 Ginſichtlich der ausländiſchen Grzeugniffe. Bon allen Erzeugniſſen, von welchen auf 
die in ver Zollordnung vorgeſchriebene Weiſe dargethan wird, daß fie als ausländiſches 
Gin= oder Durchgangsgut bie zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungäbehörbe des Vereins 
bereits beftanben haben, ober derſelben noch unterliegen, ober von welden, dafern ſie zu den tarif⸗ 
mäßig zollfeien gehören, durch Beſcheinigungen ber Grenzzollämter nachgewieſen wird, daß fie 
vom Auslande eingeführt worden find, darf feine weitere Abgabe irgend einer Art, ſei es für 
Rechnung des Staats ober für Rechnung von Communen ober Eorporationen, erhoben werben, 
feboch, was das Cingangsgut betrifft, mit Vorbehalt derjenigen innern Steuern, welche in einem 
Vereinsſtaate auf bie weitere Verarbeitung oder auf weitere Bereitungen aus ſolchen Erzeug- 
niſſen, ohne Unterſchied des auslänbifchen, inländiſchen over vereinsläͤndiſchen Urſprungs, alls 
gemein gelegt iind. & 

u. Hinficptlid der inländiſchen ober vereinslännifchen Erzeugniffe. 

4) on den innerhalb des Vereins erzeugten Begenflänben, welche nur durch einen Vereins⸗ 
ſtaat tranfitiren, um entweder In einen andern Vereinsſtaat oder nach vem Auslande geführt zu 
werben, bürfen Innere Steuern weber für Rechnung des Staats, noch für Rechnung von Com⸗ 
munen ober Gorporationen erhoben werben. 

2) Jedem Bereinäftaate bleibt e8 zwar freigeftellt, die auf der Herworbringung, ver Zube: 
veitung ober dem Verbraude von Erzeugnifien ruhenden innern Steuern beizubehalten, zu ver- 
ändern oder aufzuheben, fowie neue Steuern dieſer Art einzuführen, jenoch follen a) vergleichen 
Abgaben für jegt nur auf folgende inländiſche und gleihnamige vereinsländifche Erzeugniffe, 
als: Branntwein, Bier, Eſſig, Malz, Wein, Moft, Cyder (Obftwein), Tabak, Mehl und an- 
dere Mühlenfabrikate, desgleichen Backwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren und Fett, gelegt werven 
dürfen. Aud wird man fi b) foweit nöthig über beflimmte Säge (bis jegt die preußiſchen) 
verftändigen, deren Betrag bei Abmeſſung der Steuern nit überfäritten werben foll. 

3) Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereindländer hiernady zur Erhebung 
kommen, wird eine gegenfeitige Gleichmäßigkeit der Behandlung dergeftalt flattfinden, daß das 
Erzeugniß eines Vereinsſtaats unter keinem Vorwande höher oder in einer läftigern Weife als 
das inländifche ober als das Erzeugniß der übrigen Vereinsſtaaten befteuert werden darf. Im 
Gemãaßheit dieſes Grundſatzes wird Folgendes feftgefegt: a) Vereinsſtaaten, melde von einem 
inländifchen Erzeugniffe feine innere Steuer erheben, dürfen auch das gleiche vereinslaͤndiſche 
Erzeugniß nicht beſteuern. Jedoch foll ausnahmsweiſe denjenigen Bereinsftaaten, in welchen 
fein Wein erzeugt wird, freiftehen, eine Abgabe von dem vereinslänbifchen Weine nach den be= 
fonders getroffenen Verabredungen zu erheben. b) Diejenigen Staaten, im welchen Innere 
Steuern von einem Confumtiondgegenflande bei dem Kaufe over Verkaufe ober bei der Ver— 
zehrung beffelben erhoben werben, dürfen dieſe Steuern von den aus anvern Vereinsſtaoten 
herrũhrenden Erzeugniſſen der nämlichen Gattung nur in gleicher Weiſe fodern; fie innen da— 
gegen bie Ibgabe von den nad andern Vereineftaaten übergehenven Gegenſtänden unerhoben 
ober ganz ober theilweife zuruckgeben laſſen. c) Diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf 
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vie Gerwosbringung oder Zubereitung eines Gonfumtionsgegenflandes gelegt haben, kännen 
den gefeglichen Betrag derfelben bei der Einfuhr aus andern Vereinsſtaaten voll erheben una 
bei der Ausfuhr nad) dieſen Staaten theilweife ober bis zum vollen Betrage jurüderftatten 
laſſen. (Das Nähere für den jegigen Stand der Stenergefeßgebungen und für den Fall fünf- 
tiger Beränderungen wird beſonders verabrevet.) d) Soweit ziviſchen mehren zum Zollvereine 
gehörigen Staaten eine Bereinigung zu gleichen Steuereinrichtungen befteht, werden dieſe Stan 
ten in Anfehung der Befugniß, die betreifenden Steuern gleihmäßig aud von vereinsländifcgen 
Erzeugniffen zu erheben, als ein Ganzes betrachettt. N — 

4) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betroffenen vereinslaͤndiſchen Gegen⸗ 
Ränden ſoll in der Regel in dem Linde des Beftiunmungsorts ftattfinden, infofern folge vicht, 
nad, befondern Vereinbarungen, entweder durch gemeinfhaftlihe Hebeftellen an den Binnen: 
grenzen ober tm Rande der Verſendung für Rechnung des abgabebrregtigten Staats sifolgt. 
Andy follen die zur Sicherung ‚ver Steuererhebung erfoderlichen Anoronungen, ‚forveit.fle bie 
bei der Berjendung aus einem Vereinsftaate in den andern einzuhaltenden Straßen und Con⸗ 
trolen betreffen, auf eine den Verkehr moͤglichſt wenig beſchränkende Weife. und nur na gegen: 
feitiger Verabredung, auch, dafern bei dem Transporte ein dritter Vereindftant berührt uird, 
aur unter Zuſtimmung deö letztern getroffen werben. N ee 

5) Die Erhebung von Abgaben für Rehnung von Communen oder Corporationen, fü es 

durch Zuſqhiãge zu ben Staatsſteuern ober für ſich beſtehend, ſoll nur für Gegenſtaͤnde, bie zur 
Sitfiägen Gonjumtion beftinmt find, nad) den deshalb getroffenen befondern Vereinbarungen 
bewilligt werben, und es jollen dabei die vorſtehend unter II,.2, b gegebene Beftimmung und der 
anter UI, 3 ausgeſprochene allgemeine Orunvfag wegen gegenfeitiger Gleichmäßigk k ber. Be⸗ 
dandlung der Erzeugniffe anderer Vereinsftaaten ebenfo wie bei ven Staatöfteuern In Anwen: 
dung fommen. we EELEETIE TER 

E om Tabak dürfen Abgaben für Rechnung von Communen ober Corporationen überall 
nicht erhoben werben. j — EEE ER 

6) Die Regierungen der Vereinöftagten werben ſich gegenfeitig a) was bie hier in Rede 

ſtehenden Staatöfteuern betrifft, von allen noch gültigen Geſetzen und Verorbnungen, ferner 
von allen in ber Folge eintretenden Veränderungen, ſowie von den Befegen und Verorbnungen 
über neu einzuführende Steuern, b) hinſichtlich der Communal: u. f. m, Abgaben aber darüber, 
in welden Orten, von welchen Communen ober Eorporationen, von welhen Gegenftänven, in 
welchem Betrage und auf welche Weife diefelben erhoben werben, vollſtandige Mittheilung 
machen. —— — RASSE 

Dies find die Beftimmüungen, welde verhindern, daß einzelne Glieder des Vereins den freien 

Berkehr nit durch beſondere Belaftung ausländiſcher oder vereindländifcher Erzeugniffe neben 
ven allgemeinen Zollgefällen und innern Verbrauchsſteuern beeinträchtigen, und daß die Ver: 
Ichiedenheit in der innern Befteuerung nicht größer werde. "Der auögefprodene Wunf und 
das Streben, eine Bleihmäßigfeit der inneren Steuereinrichtungen insbeſondere durch Vereini- 
gung mehrer Staaten herbeizuführen, bethätigte ſich ſchon vor der Erneuerung der Zollvereind=. 
verträge in dem zwiſchen Preußen und Hannover am 7. Sept. 1851 abgeſchloſſenen Vertrage 
über die Bereinigung des Steuervereind mit dem Zollvereine, wonach in Hannover von inlän- 
viſchem Tabad und Wein diefelben Steuern erhoben werben follen, welden dieſe Gegenſtände 
in Preußen und den dieſerhalb mit Preußen im Verbande ſtehenden Staaten unterliegen; ber 
Berkehr mit Wein und Tabad in allen dieſen Staaten iſt frei, und bei dem Übergange aus an- 
dern Vereinsſtaaten wird vie nämliche Abgabe, welcher dieſe Exzeugniffe jetzt in Preußen unter: 
Gegen, für gemeinſchaftliche Rechnung erhoben. Auch die Branntweinfabritation beftenert, 
Hannover zu gleichen Sägen und in gleicher Weife wie Preußen und die Ausfuhrvergütung 
Für inlãndifchen Branntwein wird beiderſeits gleihmäßig beftimmt; doch bleibt es beiden Thei⸗ 
len vorbehalten, nach Mafgabe ber im Bollvereine beftehenden Orundfäge von übergehendem 
Branntwein und Bier (in deſſen Befteuerung Hannover nicht beſchränkt ift) die Übergangs- 
abgabe zu erheben.‘ Gleichzeitig mit dem Zollvereinsvertenge, am A. April 1853, wurde auch 
ver Vertrag vom 8. Mat 1841 3wiſchen Preußen, Sachſen und ven thüringiſchen Staaten über: 
de gleiche Befteuerung innerer Erzeugniſſe erneuert und zwiſchen biefen Staaten und Gannover, 
Rurhefien,‘ Braunſchweig und Didenburg ein Vertrag über die gleiche Befteuerung von Wein 
um Taback, ſowie ven gegenieitig freien Verkehr mit dieſen Artikeln und die Gemeinſchaftlich⸗ 
kt der uͤbergangsabgaben von denſelben gefihloflen, . ß 
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Endlich wurden auch in den Handeld= und Zollvertrag mit Oſterreich vom 19. Febr. 1855 
die Beftimmungen aufgenommen, wonad innere Abgaben die Erzeugniffe der contrahirenden 
Staaten unter feinem Vorwande höher ober in läftigerer Weife treffen dürfen, als vie gleich: 
namigen Erzeugniffe des eigenen Landes; -Erzeugniffe, die aus dem einen Staate in den andern 
zu ermäßigten Zollfägen eingehen, dürfen mit feiner weitern Abgabe belegt werben, vorbebalt- 
lich derjenigen innern Steuern, welche auf bie weitere Verarbeitung oder auf anderweite Be— 
zeitungen aus folden, ohne Unterſchied des ausländiſchen oder inländiſchen Urfprungs, allge 
mein gelegt find; Erzeugniffe, welde aus einem Staat in den andern zollfrei eingehen, werben 
in Beziehung auf die innere Beftenerung ald einheimifche behandelt. 

Vergleicht man die noch vorhandenen Befchränfungen des freien Verkehrs im Vereins— 
gebiete mit denen, welche vor der bevenklichen, durch Die Feſtigkeit der gefnüpften Verbindungen 
glücklich überwundenen Krife von 1852 beftanden, fo iſt einiger Fortſchritt nicht zu verfennen. 
Die frühern Verträge für gleihmäßige Befteuerung Innerer Erzeugniffe find geblieben, das 
freie Marktgebiet ift durch den Beitritt von Hannover und Oldenburg ertveitert, für den Ver: 
kehr mit Ofterreich find Grundfäge vereinbart, welche einfeitige Erſchwerungen verhindern. 
Aus den vom freien Verkehre noch auögefchloffenen Erzeugniffen ift die Claſſe ver In einem 
Staate patentirten Gegenftände größtentheils hinmweggefallen, und es läßt fi annehmen, daß 
Änderungen in der Befteuerung des Verbrauchs innerer Erzeugniffe mehr und mehr eine Rich— 
tung einfhlagen werben, welche fie ven Vereinbarungen annähert, die darüber zwifchen mehren 
Staaten bereits getroffen find. 

Wenn deffenungeaditet der Rübenzucker noch immer der einzige Gegenftand innerer Er— 
zeugung ift, welcher gleihmäßig und für gemeinfchaftlihe Rechnung im ganzen Vereinsgebiete 
befteuert wird, und wenn in Bezug auf die Öauptartifel Salz, Bier, Wein, Branntwein und 
Tabad ein beveutender Fortſchritt zur Gleichmäßigkeit und Gemeinſchaftlichkeit ver Abgaben in 
der nähften Zukunft nit gehofft werben darf, fo wird man ſich ſchwerlich irren, wenn man bis 
Haupturſache in dem Widerſtande Derjenigen findet, die bei ver Theilung zu kurz zu kommen 
fürchten, und denen die gegenwärtige Verfajlung des Zollvereind zwar dad Mittel Bietet, Be— 
ichlũſſe zu verhindern, da ſolche Einftimmigfeit erfodern, dagegen fein Organ gewährt, von dem 
eine Vermittelung entgegenftehender Intereffen mit Vertrauen erwartet werben barf. 

Es Täßt ſich nicht in Abrebe ftellen, daß die Vertheilung ber Zollrevenüen nad) der Kopfzahl 
den nördlichen Staaten eine Gontribution zu Gunſten der ſüdlichen auflegt, weil erftere mehr 
zollpflichtige Gegenftänve verbrauchen als die letztern. Gegen dieſe Benachtheiligung haben fi 
nur bie zulegt beigetretenen nörhlichen Staaten, Hannover und Olvenburg, zu wahren gewußt, 
indem fie fi ein Präcipuum ausbedingen Eonnten, welches ihren Antheil an Eingangszull, 
Nübenzuderfteuer und mit Preußen u. |. w. gemeinfhaftlichen Übergangsabgaben um 75 Proc, 
höher ftellt ald den Antheil der übrigen, folange diefes Präcipuum 20 Sgr. für ven Kopf 
der Bevölkerung nicht überfteigt. Dagegen genügt für die ſüdlichen Staaten ihr einfaches 
Beto, um ſich der Ausgleihung zu entziehen, melde das Einwerfen ihrer einträgligen innern 

Productions- und Verbrauchsſieuern auf Bier, Wein u. vergl. in die zu vertheilende Summe zur 
Bolge haben würde. Nichts ift weniger zu erwarten, ald daß z.B. Baiern einiwillige, feine 
Malzfteuer in eine gleichmäßige, für gemeinfchaftliche Rechnung mit andern Vereindftanten zu 
erhebenbe Bierfteuer umzuwandeln. : 

Mit ven Übergangsabgaben werben daher auch noch; lange die gegenfeitigen Klagen gehört 
werben, von ber einen Seite über Verkürzung bei Vertheilung ver Zollrevenüen, von der andern 
Seite über die Beläftigung des Verkehrs mit inländifchen Erzeugniffen. Darunter ift e8 haupt⸗ 
Tähli die Abgabe von dem im Süden produeirten Wein bei der Einfuhr nach Preußen u. ſ. w., 
welche darum angefochten wird, weil fie ohne Unterſchied der Oualität zum höchſten Sage der 
preußifhen Moftfteuer und zwar aud in den Jahren zu entrichten ift, in denen bie preußiſche 
Moftfteuer ganz over theilmeife nachgelaffen wirb. Übrigens Gatte Preußen bei der Zollcon- 
ferenz von 1853 angeboten, die Übergangsabgabe vom Wein zu ermäßigen, wenn feine Vor— 
fhläge für Tarifänderungen, indbefonbere für Herabfegung von Roheiſen und verarbeiteten 
Eifen angenommen würden. Mit diefen Vorſchlägen fiel aud) jenes Anerbieten, und vor dem 
Zahre 1864 wird eine merkliche Verminderung der noch beftehenden Beihränfungen des innern 
Verkehrs kaum, aber auch dann nur unter font günfligen Verhältmiffen zu erwarten fein. 

‚ K. Mathy. 

Auslegung der Gefege, der Gefchäfte. (Authentiſche und doctrinale, Io= 
sifhe,grammatifge, ausdehnende, befhränfende, veclarative Auslegung, 
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Analogie, Auslegungswiffenfhaft.) Um vie Geſete und die rechtlichen Geſchäfte, 
namentlich die Verträge, richtig befolgen und anmenden zu Fönnen, muß man fle vor allem 
richtig auslegen, d.h. ihre wahre, geſehlich gültige Abſicht aus ihnen herausfinden und entwickeln 
können. Die Regeln, melde bei dieſer Auslegung und leiten müffen, bilben den Inhalt.und die 
Aufgabe der Auslegungswiſſenſchaft oder Auslegungskunſt, oder der Hermeneutif, und zwar im 
Gegenſatz zu den Auslegungsregeln für nicht juriftifhe Urkunden , wie z. B. der Heiligen Schrif- 
ten, der alten Claſſiker, die juriftijche Hermeneutif. Man tHeilt die Auslegung ein zuerft in 
geſehliche (legale) und wiſſenſchaftliche (doctrinale). Unter der legalen verfteht man diejenige, 
welche von der geſetzgebenden Gewalt felbft over vermöge eines Acts viefer Geſetzgebungsgewalt 
ausgeht. Man nennt diefelbe authentiſche, wenn fle durch ausdrückliche Acte ver Geſetzgebung 
begründet ift, und ufuale, wenn fie vermittels ver factiſchen Gefeßgebung, einer gültigen Ob— 
fervanz ober Gewohnheit ftattfand. Allein alle legale Auslegung ift, wie jegt die beffern Rechts 
gelehrten immer allgemeiner anertennen, gar Feine eigentliche Auslegung, fonvern, als ein 
meuer Act der gefehgebenden Gewalt, ein neues Gefeg. War das alte Geſetz völlig unverfländ- 
lich, fo war es ein ungültiges, nichtiges Geſetz, und Das, was nun die Geſetzgebung als deut- 
liche Regel an feine Stelle fegt, if ein gültiges, aber neues Geſetz. War das alte Geſetz deut⸗ 
lich und enthielt, wenn man es richtig audlegte, zum Theil einen andern Sinn ald die neue 
gefeßgeberifche Erklärung, fo geht biefelbe als neues Gefeg vor. Stimmt fie überein mit ber 
richtigen Auslegung deö alten, fo führt fie zwar zu demſelben Reſultat, , aber fie iſt doch inſofern 
ein neues Geſetz, als bei ver Auslegung der Sinn aus ihr genommen und begründet wird, und 
infofern als namentlid eine aud dem alten Geſetz entnommene neue gelehrte Auslegung, ſoweit 
Re mit ihr in Widerftreit kãme, ungültig wäre. Es iſt diefes praktiſch fehr wichtig, da die Regel 
gilt , daß neue Geſetze, mithin auch authentiſche Auslegungen nicht rückwärts, fondern nur auf 
zulünftige Bälle angewendet werden dürfen. Es ift alfo auch hierdurch ein ſchändliches Mittel 
feiger und ſchlechter Regierungen gegen wohlerworbene Rechte der Bürger zerftört. Manche 
Regierungen wagen es nämlid nicht, durch offne Gewaltſtreiche und Juſtizmorde den Bürgern 
wohlerworbene Rechte zu rauben, ober durch offenbare Gabinetsjuftiz gefegmwibrige richterliche 
Vatſcheidungen zu veranlaffen oder zu geben. Unter dem Schein authentifcher Auslegung aber 
verändern fie die beſtehenden Geſetze, und unfunbige oder feige Richter menden diefelben nun 
„auf frühere und anhängige Rechtsfälle zur Beraubung der Bürger an, wenn fie nicht wiſſen, 
oder es ignoriten wollen, daß authentifche Auslegungen neue Gefege find. Eine voctrinale 
ober voiffenfchaftlihe Auslegung ift dagegen diejenige, die auf Anwendung der allgemeinen 
Audlegungdregeln fih gründet. Sie ift theils eine Äußere ober grammatifche, meldhe ven factiz 
ſchen oder wörtlichen Sinn des Geſetzes aufſucht, theild eine innere, geiſtige oder logiſche, welche 
den wirklichen gefeßgeberifhen Willen (sententia legis) aus dem Grunde des Gefeges felbft 
(ratio legis) oder aus andern juriftifch erkennbaren Beweiſen von ber wirklichen, geſetzlich gül⸗ 
tigen Abficht des Geſetzgebers (voluntas legislatoris) entwickelt. Beide, grammatifche und 
logiſche Auslegung, můſſen ſtets miteinander verbunden fein, die grammatifche als Grundlage 
vorausgehen und die logifche dann ald die eigentlich entfcheinende folgen. Zwar erheben Manche 
Bevenklichkeiten gegen die logifche Auslegung, namentlich in Griminal= und ſtaatsrechtlichen 
Saden. Allein fürs Erfte muß doch der Sag feft bleiben, daß nur ver wirkliche erfennbare ge: 
feggeberifge Wille und bindet, das wahre, lebendige Geſetz iſt, daß der Buchſtabe nur das 
dienſtbare Mittel für denſelben ift, und daß man ven Knecht nicht über den Kern, die äußere 
tobte Form nicht über dad Weſen fegen darf. Welcher Vater oder fonftige Gebieter würde nicht 
mit Recht zůrnen, wenn fein Untergebener, dem er etwas befiehlt, hicands darum dad Grgens 
theil von feinem ertennbaren Willen thun wollte, weil ſich etwa der Gebieter verſprach, doppel⸗ 
Runig, zweideutig, zu weit ober zu eng ausdrückte? Und man follte ſolches chicanöſe abge= 
fhmadte Spiel mit dem heiligen gefeggeberifchen Willen der Regierung und des Baterlandes 
treiben? Es begründet aber aud fürs Zweite bie logiſche Befeggebung gar nit, wie man 
gewöhnlich glaubt , größere Gefahren der Ungewißheit und richterlichen Willkür als die ftreng 
and blos grammatifihe. Denn eineötheils ift ja der vein buchſtäbliche Sinn eines Geſetzes oft 
viel ungetwiffer und vielbeutiger als der logifche. Und dann zwingt doch Feine menſchliche Macht 
alle Gerichte eines Volks, den buchſtäblichen, vielleicht unvernünftigen Sinn eines Geſetzes 
gegen ben erfennbaren logiſchen und vernünftigen anzuwenden. in halbes Befolgen aber be⸗ 
fründet dann doppelte Willtür und Ungewißheit. Wenn z. B. das Moſaiſche Gefep ſich buch⸗ 
Riblih (zu weit) fo ausdrückt: „Wer Menſchenblut vergiefit, deß Blut ſoll wieder vergoffen 
een”, fo wird kein Richter, die buchſtäbliche Auslegung befolgend, aud) den Soldat, der den 
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Feind, ven Scharfrichter, der den Verbrechex, ven Unſchuldigen, der im Wahniinn feinen Ne⸗ 
benmenſchen umbrachte, wieder. tödten wollen, ſondern nad dem Grunde des Geſetzes und 
der Abſicht des Geſetzgebers machen wir hier Die beſchränkende logiſche Auslegung, daß nur Deflen 
Blut, welcher verbrecheriſch Menſchenblut vergoß, wieder vergoſſen werden ſoll. Und wenn ein 
Geſetzgeber, nachdem durch die Cinleitung zu einem Brhrectögefeg oder ſonſt feine Abſicht klar 
iſt, daß zuerſt alle Nachkommen, dann erſt Seitenverwandte erben follen, nun in der eigent- 
lichen gejeglichen Beftimmung buchftäblid (zu eng ſich ausdrückend) fo fagt: „Zuerſt erben die 
Kinder und, wenn feine Kinder da jind, die Seitenverwandten“, fo wird Jever in logiſcher 
ausbehnender Erklärung in dem erften Grade, alfo vor den Seitenverwandten, aud bie Kindes 
Finder oder Enkel und Urenkel zur Erbſchaft rufen und fle nicht ausfchließen. Es ift aud ein 
bloßer Irrthum, wenn man glaubt, die Engländer verwürfen und zwar namentlich im Grimi- 
nalrecht die logifche Auslegung. Wo fie zu Gunſten des Angeklagten iſt, wenden fie Die logiſche 
Auslegung unbedingt an. Wo fle zu Ungunften veflelben iſt, da benupen vie Geſchworenen 
nur darum zufällig.oft die blos buchſtäbliche Auslegung als einen feheinbaren Vorwand, um 
die veralteten guaufamen Stvafgejege zu umgehen. In folhem Sinne z. B. vereitelten fie die 
graufame Todesitrafe fr die Meinen Diebftähle, von ein Baar Strümpfen in einem alle, wo 
zwar zwei Strümpfe,geftohlen waren, es ſich aber ergab, daß die Strümpfe verſchiedenen Paa- 
ven angehörten, „ 

Die bogil ‚Auslegung g iR nun. entweber- eine declarative, wenn fie erflärt, daß bie gefeg- 
geberifche Abjicht ganz mit, dem Refultat der grammatiſchen Auslegung übereinfimmte; oder 
eine einſchränkende (restrictiva) wenn fe, wie bei jenem Mofaifchen Geſetz, erklärt, .vaß die 
Worte mehr Fälle umfaflen, als worguf die Abſicht des Geſehgebers gerichtet war; ober end⸗ 
lid) eine außbehnenve, wo, wie ip jenem Beifpiel von den Kindern, der Wortfinn. enger if, 
weniger befaßt als der Stun, und die Abficht des Geſetes. Die Auslegung nad Grund und 
Abjicht des Geſetzes nennt man.alddann analoge Auslegung, oder jle begründet eine Analogie 
(welde man irrig ald eine ganz befondere Art von Geſetzen oder Rechtsquellen betrachtet), wenn 
man pofitive Beftimmungen über beftingmte Zäfle oder Claſſen von Fällen wegen bes gleichen 
gejeglihen Grundes (nad) dem argumento a simili) ayf andere ähnliche Bälle anwendet, ober 
wenn man (nad) dem argumento a contrario) ſchließt, daß der gerade entgegengeſetzte Grund, 
der bei andern Fällen eintritt, aud) nothwendig die entgegengefeßte Beſtimmung nad) ſich ziehe, 
ee ee Sefeggebling harmoniſch, nicht aber mit ſich ſelbſt im Widerſpruch und un⸗ 
gereinit i 

Jede gründliche Auslegung einer Gejeggebung muß zu den hoͤchſten Grundideen der Beleg: 
gebung hinaufſteigen, um für vie Höhen allgemeinen und für die umtergeorbneien @efege 
ſtets den wahren , geſchlichen Grund und die geſetzgeberiſche Abſicht zu finden. Hiermit treten 
denn ſowol in Beziehung auf die Geſetze wie in Veziehung auf die Auslegung. rechtlicher Ge⸗ 
ſchãfte, für welche die obigen Auslegungsgrundſätze ebenfalls gelten, noch eine Reihe non juri⸗ 
ſtiſchen Bräfumtionen oder Voraufnahmen bis zum Beweiſe des Gegentheils, z. ®. Daß 
correctoriſche Geſetze moͤglichſt beſchrankend interpretirt werden müffen, in Verbindung, um bie 
Beflimmungen der Geſehe zu einem harmoniſchen und feften Gebäude einer zufamnenhängen- 
den, gründlichen, fern, Rechtswiſſenſchaft zu erheben. In Ausbildung und feiner Anwendung 
dieſer juriſtiſchen Auslegungsgrundſatze und ‚Präjumtionen befteht die noch immer unerreichte 
Meiſterſchaft der roͤmiſchen Juxisprudenz, die auch im Staatsredjte überall leitende, tief aus 
der Natur des Rechtöverhältniffes und der Idee der ewigen Gerechtigkeit geſchoͤpfte Grundfäge 
und Regeln und darbietet. Vergl. hierüber Weider, „Syſtem“, Buch III, und über bie Regeln 
der juriftifchen Hermeneutik und.über die Riteratur derſelben Thibaut, „Banetien, $.Adfg.; 
— i Öffentliches Redt”, $. 13 und 62. . Welder. 

He politiſches Mittel). Sehr oft iſt die Auslegung ww Verträge, der 
— pers der Berfaffungen vom Parteiftanppunfte aus wider die Begner ſyſtematiſch mis⸗ 
braucht worden. Es geſchah dies früher vorzugsweiſe gegen kirchliche, fpäter vorzugäweife gegen, 
politifhe Jeinde; es geſchah am meiften in Zeiten ver Reaction, indeß die Revolution ſchon 
ihrem ganzen Wefen nad) mehr mit offener Gewalt hervortritt. Es liegt etwas Entſetzliches, 
etwas Empoͤrendes darin, wenn das formale Recht dazu benupt wird, das materielle Recht zu 
verlegen oder gar zu vernichten, wenn bie Formen des Geſetzes dazu dienen müſſen, das Geſetz 
ſelbſt zu umgehen oder fogar zu verhöhnen. Es iſt unberechenbar, melde tiefe moraliſche libel 
damit in einem Volke erzeugt werben. Das Vertrauen ſchwindet, an die Stelle der ehr⸗ 
lichen Offenheit tritt Tücke und Hinterliſt; bie Unterbrüdten insbeſondere fehen keinen Schug 
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mehr im ; fe finden nur in ber Gewalt ihr Hell und Tauern auf den günfligen Augen⸗ 
blick, Diele Gewalt ihrerfeht8 in Anwendimg zu bringen. Der Wirkung wach ift e8 dabei voll⸗ 
Tommen glei, ob die Ausleger der Gefege u. |. w. wirklich glauben, einen guten Gemeinzweck 
zu förbern („Der Zweck heilige die Mittel“, und: Omnia ad majorem dei gloriam), ober ob fie 
nur aus rein ſelbſtfũchtigen Beweggrunden handeln, um perfönlich fich zu empfehlen und zw 
fördern, größere Macht, eine höhere Stellung oder einen reihen Suͤndenlohn in Geld zu & 
haſchen. Zuweilen if ein Verfahren der angebeuteten Art das Werk Hrlicher ober politifger 
Fanatiker. Diejenigen, zu deren Bortheil es angewendet werben will, werden indeß in ber 
Regel gleichfalls nur üble Früchte ernten, denn das empörte Rechtsgefühl der Unterdrückten 
greift zulept eben auch zu jedem Erfolg verheiffenben Mittel, und es if in der menſchlichen Natur 

‚baß die Leidenden zulegt zu Waffen greifen, wilde fie unter andern Verhältniffen 
mit Höfen won ſich gewieſen hätten. 

ALS Ausflegungen der angebeuteten Art betrachten wir ed, wenn man z.B. im Mittelalter 
am Eide nit gebunden zu fein behanptete, die man auf Mellquienkäften abgelegt, aus denen 
man bie Gebeine der ‚Heiligen zuvor insgeheim entfernt hatte. Die von der Ingquifition geführ⸗ 
ten Proceffe enthalten maſſenhaft Belfpiele, wie felbft die furchtbarſten Befege noch unendlich 
fchrecklicher gemacht wurden durch eine auf das Verderben Binzelner und ganzer Parteien ab⸗ 
zielende Interpretation. Aus die Art, wie man die Beilimmungen bed Cdiets von Nantes 
anwendete, ehe man 1 Kraft in ih füßtte, daſſelbe vollfländig und offen aufzuheben, ſpricht 
in ee 

In unferer Zeit — kirchliche Verfolgungen in ſolcher Ausdehnung aufgehört, und bie 
am Theil an deren Stelle getretenen politiſchen konnten ihrer Natur und ver allgemein geſtei⸗ 
gerten Tultur genaͤß einen gleichen Grad des Entſetzlichen nicht erreichen. Aber auch was ges 
minderte Unrecht bleibt dennoch Unrecht und wird beſonders im Völker: und Staatenleben 
ſchlielich demjenigen Theile zum Schaden gereichen, deſſen Triumph es beſtegeln ſollte. 

Wäre wol die Bewegung der Jahre 1830 und 1848 entſtanden oder bis zu ber erbebten 
Göhe gediehen, wenn immer und überall die Rechte ver Misliebigen, ſeien es Einzelne ober 
feien e8 Parteien, nad; ihrem wirklichen Werthe gewürbigt worsen. wären? Aber welche Aus- 
legungen, 3. B. der Berfaffungsbeftimmungen, waren da und dort vorangegangen! Die be⸗ 
rüchtigten Juliordonnanzen beriefen fi auf -einen Artikel der Charte, um thatſächlich diefe 
ganze — umzuſtlirzen. Wie mancher Heißſporn, wie mancher Ultta wollte gerade ver⸗ 
mittels der Grundurkunden der geſchriebenen Rechte thatſäͤchlich eben dieſe Mechte beiſeite 
ſchleben! Mar der Buchſtabe des Geſehhes günftig, dann durfte von einer entgegengefegten Ab⸗ 
jicht des Geſetzgebers feine Rede fein, dann entſchied der Buchſtabe; war aber der Wortlaut fo, 
daß er jcde Anruſung von jener Seite unbedingt ausſchloß, dann berief man ſich auf den Geifl 
des Geſehes, auf jenen Geiſt, den man einfeltig und willkürlich Gineinlegte. Die Pd 
Beſtimmungen wußte man für unklar auszugeben, um fie dann in beliebigem Sinne zu deuten. 
So tauchte unter Anderm auch die Doctein auf: im Deutſchland gebe es feine repräfentatiuen, 
fondern nur landſtändiſche Verfaflungen, und daran fnüpfte man Interpretationen, bie unfere 
Borfahren, welde wirklih unter lanbfländifchen DBerfafiungen lebten, gar nicht begriffen 
Hätten. Merkwürbig iſt auch das durch Auslegung begründete monarchiſche Princip und deſſen 
Auslegung. (&. Monardie.) i 

Am allerentfepkiäften ift es indeß, weun eine ſolche parteiifihe Auslegung ver Geſetze bei 
der Juſtiz irgendwie Eingang findet. Leider ifk unfere Zeit im biefer Beziehung nicht frei von 
menden bittern Erfahrungen. Als man nad. des großen Bewegung won 1848/49 beinahe 
überall beſchrãnkende Gefege häufte und die Oppofltion vergebens dagegen anfämpfte, hörte 
man einmal einen Minifter außrufen: „Die Engländer fogar Haben in dieſer Beziehung (Preſſe) 
Rrengere Geſetze.“ „‚Aber wie werben die Gefetze jenfelt, wie werben fie biefleit des Kanals 

vollzogen? "antwortete man ihm. Wem wird es heute einfällen, die Preſſe irgend eines deut: 

fihen Landes für- weit freier erklären zu wollen , als die britiſche? Wohin müßte der Grunvſatz 
führen, den ein Oberſtaatsanwalt Bei einer Gerichtsfeierlichkeit ohne Bedenken ausfprad: 

„Die Geſege find gegeben zur Beftrafung der Schlechten nicht zum Schuge derſelben“, wonach 
es nicht geduldet werben vürfe, daß ſie ſich Hinter deren fhügenne Formen verſteckten; und dffent⸗ 
Ude Blätter ( Allgemeine Zeitung ” vom Ende November 1856) berichteten (allerdings unter 
Seifũgung gerechten Tadels), wie ein (dort näher bezeichneter) Generalprocurator einem hohen 
Gerihtshofe angeſonnen habe, eine „monarchifche Gefeginterpretation‘ eintreten zu laſſen, was 
unter Anderm zur Folge habe, daß die Strafgefege niemals unzureichend jeien! G. F. Kolb. 
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Auslieferung. Es fragt ſich, ob je oder in welchen Fällen es rechtlich und politiſch zu⸗ 
laͤſſig, raͤthlich oder nothwendig fein koͤnne, daß ein Staat Perſonen, welche ſich in ſeiner Ge— 
walt, d. h. alfo unter feiner Schughofeit befinden, einem andern Staat oder überhaupt einer 
fremden Gewalt überantworte? Natürlich iſt hier wie überall die Rechtsfrage vie erſte, weil nur 
in dem von ver Rechtslinie umfchlofienen Raume die Politik ihre Thätigkeit zu äußern over 
ihre Aufgabe zu Iöfen Hat. Die Rechtsfrage aber kann nur beantwortet werden nad) forgfältiger 
Unserfheidung der manderlei Hier vorkommenden oder gedenfharen Verhältniffe und Bälle. 

Derjenige, deſſen Auslieferung verlangt wird, if entweber ein Verbrecher, d. h. unter dem 
Zitel einer ihn als Verbrecher bezeichnenden Anfhulvigung Verfolgter, oder ein blos der aus 
irgend einem andern Titel über ihn angeſprochenen oder auch factifc über ihn ausgeübten Ge⸗ 
walt Entronnener, ein Verfolgter ſchlechthin. In vie legte Claſſe gehören z. B. Leibeigene, die 
ihrem Leibheren entflohen, Krlegögefangene, bie etwa ihrer Escorte entrannen, in hürgerlihen 
Kämpfen Beflegte, überhaupt Blüchtlinge aller Art. 

Der Verbrecher, welcher durch die Flucht in unfer Gebiet ſich der Strafe für das in frembem 
Rande begangene Verbrechen zu entziehen fuchte, ift entweber Angehöriger unſers Staats oder 
Fremder. Im erften Kalle ift, infofern das ihm angeſchuldigte Verbrechen eine That if, 
welche auch durch unfere Befege für ein Verbrechen erklärt wird, unfere Pflicht, entweder ven 
Angefguldigten zur Unterſuchung und nach deren Ergebniß zur Strafe zu ziehen, ober ihn aus⸗ 
zuliefern. Eins von Beidem muß gefchehen, wenn nicht das Recht des Staats, worin das Ver⸗ 
brechen begangen wird, oder überhaupt das Recht aller durch ſolches Verbrechen Beleidigten ge= 
kränkt werben ſoll. Der Rechtsſtaat kann für die ihm Angehörigen, ſobald fie Verbrecher wer= 
ven, fein Aſyl mehr fein. Es ift jedoch wohl zu bemerken, daß Hier nur von ſolchen Verbrechen 
die Rede fein kann, melde es ſchon nach dem Geſetze der allgemeinen rechtlichen Vernunft, dem= 
nad, nicht bloße Übertretungen rein pofitiver Gefege find. Den Mörbern, Räubern, Dieben 
u. f. w. darf der Rechtöftant fein Aſyl gewähren, und ex muß entweder felbft ſtrafen oder aus= 
liefern. Durch letzteres jedoch würde er feinen Angehörigen in vie Gefahr fegen, allzu hart be= 
ſtraft zu werben, was feiner Pflicht als Schutzhoheit widerſpräche. Daher bleibt nur die ſelbſt⸗ 
eigene Beftrafung (nad dem unter ven beiberfeitigen Geſetzen mildern Geſetz) übrig, und bie 
Auslieferung ift unzeläffig. Daflelbe iſt ver Ball, wenn dad Verbrechen (4. B. Betrug, Morb: 
anfiftung u. f. m.) von unferın Lande aus (etwa durch Briefe oder Beauftragte u. |. w.) ind 
fremde Land wirkend begangen wurbe und dann von bort aus eine Klage erhoben wird. 

Anders geftaltet fi die Sache, wenn der Verbrecher ein Fremider ift und deſſen Auslieferung 
eutineder von dem Staate, welchem er ald Unterthan angehört, oder von jenem, worin er das 
Berbrechen begangen, verlangt wird. In ſolchen Bällen wird, wenn das Verbrechen ein ſolches 
ſchon nach dem natürlichen Rechtsgeſetz iſt und in dem verfolgenben Staat eine ihrer Idee wenige 
ſtens in der äußern Erſcheinung entſprechende Juftiz beſteht, durch Auslieferung eben fein Un: 
recht begangen, ja vielmehr fie muß bewilligt werben, wenn man nicht vorzieht, den Verbrecher 
felbft zu beftrafen und zwar abermals nad) dem mildern der in beiden Staaten geltenden Gefepe. 
Letzteres ift freilich jedenfalls dad Sicherſte; denn niemals kann man völlig davon verfichert fein, 
daß dem Ansguliefernden, der num bo ſchon unferm Schuge ſich unterwarf und von deſſen 
wirklicher Schuld wir noch keinen genügenden Beweis haben, von Geiten des ihn verfolgenvden 
Staats fein Unrecht, Feine grundlofe Verurtheilung, Feine ungebührlich Harte Behanvlung wis 
berfahren werde. Das Mecht der felbfteigenen Beflrafung aber, infofern fie zumal ein Mil 
deres als bie Auslieferung ift, Haben wir, ſobald Klage gegen ven Verbrecher eingelegt wird 
und dieſer nicht felbft die Auslieferung vorzieht, als Nechtsanftalt ganz gewiß, und wir haben 
auch als ſolche die alternative Pfliht, entweder zu firafen ober auszuliefern, damit wir nicht 
durch die dem Verbrecher gewährte Zuflucht theilhaftig feiner Schuld und Miturheber aller weis 
tern durch die geöffnete Ausſicht auf Straflofigkeit veranlapten Verbrechen werben. 

Aber nicht weiter erſtreckt ſich dieſe Pflicht als auf Verbrechen, die ald ſolche allgemein anz 
erkannt find oder werben koͤnnen, einerſeits nad) ihrem Begriff und andererfeitö nach den jedes⸗ 
mal vorhandenen concreten Verhältniſſen und Lagen, überhaupt alfo nad) dem jedem Verftän- 
digen einleuchtenden und von allen Redlichen geachteten Recht der Vernunft, auch nur infofern 
vie ganz offentundige oder völlig erwieſene oder erweisliche Schulbhaftigkeit eined Angeklagten 
vorliegt. Aus diefem Grunde foll niemals wegen Übertretung rein pojitiver Verordnungen, 
3. B. wegen Zolldefraubation oder wegen Nichterfüllung der Conſctiptionspflicht u. f. w., eine 
Auslieferung bewilligt werben, und ganz befonders iſt diefelbe unzuläfjig und unbedingt vers 
werflich, wo es ſich von politifhen Verbrechen handelt. Bei politiihen Verbrechen namlich, 
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es fei Denn, fie haͤtten nebenbei auch ven Charakter von gemeinen, 3. 3. non Mexb ober 
Raub u. f. w., erſcheint der Staat, in dem fie vorfielen, als in zwei Parteien getheilt, von denen 
bie eine die fläxfere. d. h. bie factifch mit der Gewalt bekleidete oder Die fieghafte, die andere aber _ 
bie ſchwächere, der Gewalt entbehrenve ober die beftegte iſt. Die Beſtrebungen ver Iegtexn, eine 
Anderung der Verhältniſſe zu bewirken, werben ſodann, wenn jie fehlſchlugen, von der ſiegen⸗ 
den Partei für Verbrechen erklärt; fie würden aber im Balle des Gelingens für patriotifge Tu⸗ 
gend erflärt worden fein. Uber Handlungen viefer Art- faun fein frember Staat zu Gericht 
figen, ſondern blos die Öffentlige Meinung und die Geſchichte Haben darüber dad Urtheil zu 
ſprechen. Eine Auslieferung der wegen politifiher Verbrechen Berfolgten, d. h. wegen Thaten, 
wie je nach dem Erfolg bald für ſtrafbar, bald für preiswürkig gelten, iſt alfo ſtets eine unbe: 
fugte Einmifhung in einen fremden Streit, ein anmaßliches Erkenntniß über eins unferm 
tihterlihen Urtheil keineswegs untermorfene Sache, eine gegen ven Auszuliefernden und gegen 
alle Benoffen feiner Beftrebungen und Wünſche ausgeübte ſchwere Rechtöverlegung. Sie iſt 
noch mehr: fie if, ihrer Marime nad ober in allfeitiger bung und mit deren Folgen ge: 
dacht, eine Aufhebung des Öffentlichen und dadurch aud alles Privatrechtszuſtandes. Bogen 
den Gewaltmisbrauch einer Regierung ober einer fiegenden Faction, gegen tyranniſche Be: 
drũckung jeder Art, gegen vie Berfolgungen zürnender Machthaber oder ihrer Gewaltträger be= 
ſteht noch ein legte8 Rettungsmittel in der Flucht, und das Bewußtſein davon beftimmt einex- 
feits die Machthaber zu einiger Mäßigung und ermuthigt andererfeitd die Freiheitsfreunde zu 
ſtandhafter Rechtsvertheidigung. Das Princip der Auslieferung aber entreißt dem Verfolgen 
auch jenen legten Troſt und verwandelt die Befanumtmafle aller Staaten, welche ſich gegenfelsig 
die Flũchtigen auf Verlangen ausliefern, in einen abfolut beherrſchten Weliſtaat, d. h. in einen 
unermeßlichen Kerker. Die Machthaber, durch den Gedanken, daß ihnen zu entrinnen unmöglich 
iſt, In der Idee der Allgewalt beftärkt, fühlen ſich jegt völlig aller Schranfen ledig, und dem um 
fi greifennen Despotiomus in Gefeggebung, Verwaltung, überhaupt in jeder gegen bie Ge⸗ 
ſammtheit wie gegen Einzelne auszuũbenden Willfür fegt nichts mehr ein Zisl. 

Die theild are Anerkennung, theild wenigſtens Ahnung fo heillofer Folgen des Auälie- 
ferungeprincips hat auch auf vie völferrechtlihe Praxis von jeher einen vorherrſchenden Cinfluß 
ausgeübt. Selbſt barbariſche Völker achten fich für verpflichtet, a dem zu ihnen gefüdteten 
Fremdling, wenn er nicht Verbrecher gegen natürlihes Geſez war, das Gaſtrecht zu ehren; 
und auch Despoten (wie in neuerer Zeit noch der Kaifer von Marolko an ven vor Ferdl⸗ 
nand's VIL. Henkern in fein Land geflüchteten conftitutionellen Spaniern bewies) verweiger⸗ 
ten andern Deöpoten die Auslieferung verfolgten Freiheitsfreunde. Breili treffen wir auch 
traurige Ausnahmen von fo rehtögemäßer und Humaner bung an, nicht nut im rohen Mittel⸗ 
alter, wo 3. B. der edle Arnold von Brescia von dem Herrn Gampaniens an Kaiſer und Papſt 
ausgeliefert ward, fondern auch in weit neuerer Zeit, wovon insbeſondere die alles Gefühl em 
Yörende Auslieferung Vatkul's durch den Kurfürftien von Sachſen und König von Velen, 
Auguft, an den tyrannifhen König von Schweden, Karl XIL., ein ſchaudervolles Beiſpiel iR. 
Dod ik von allen Voͤlkerrechtslehrern und felbft Staatsmännern, fo viele derſelben fih auch 
aur einigermaßen zur Höhe der echten Wiſſenſchaft und ver edlern Politik erhoben, fortwährend 
wurrkannt geblieben, daß wegen fogenannter Staatsverbrechen, d. h. wegen rein politifcher Sün= 
den oder dehlſchiagungen, die Auslieferung unzuläffig, ja felbft ein Verbrechen und, wenn gar 
als Princip aufgeftellt, eine Aufhebung des Öffentlichen Rechtszuſtandes ift. 

Da die Umzuläffigfeit der Auslieferung allernächſt auf das Recht des Auszuliefernden ſich 
grändet, fo erhellt, daß fle auch durch einen (ſei ed einfeltigen, fei es mechielfeitigen) Vertrag 
nicht aufgehoben werde. Gin Vertrag de jure tertii, um fo mehr ein Bertrag, an einem Dritten 
das Recht verlegen zu wollen, ift ungültig und im legten Falle bereits eine wirkliche Verlegung. 
Bon dieſem Standpunkte find die auf Auslieferung ber Refractäre oder Deferteure lautenven 
Verträge zu beurtheilen. Auch die Milizpflicht und bie ſoldatiſche Pflicht find rein pofltiger 
Ratur und gar oft wirklich ungeredhte, ja tyrannifche Befege, oder auf Zwangsanwerbung ges 
gründet, umd felbjt wo fie die wahre, vernünftig anzuerkennende Geſellſchaftspflicht nicht über: 
fleigen, erfcheinen fie doch als erloſchen, ſobald das Geſellſchaftsband durch Auswanderung, 
bier alſo purch Flucht, zerriffen ward. 

Wenn felbft bei Solchen, die als angebliche Verbrecher verfolgt werben. die Auslieferung 
‚Inden angeführten Fällen zu verweigern ift, fo ann noch weniger von ihr die Rebe fein, we 
ein Berfolgter blos als Verfolgter, d. h. irgend einer factifc über Ihn ausgeübten Gewalt Ent: 
eranener, erfcgeint. So vürfen fläctige Kriegögefangene, oder überhaupt Beflegte, die auf 
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fremdes Gebiet Al rateten, aicht ausgeliefert, ſonbern es Tal nurißte ainwa fung, Weich 

Ne noch· Waffen führten, gefodert werden. Daſſelbe ifl der Fall, wenn das Verlangen der Auo⸗ 
Keferung auf eirien von uns niöt anerkannten ober nicht anzuerkermenden Rechtstitel ſich Rüge. 
:&p, wenn ber Lelbherr feinen Rüchtigen Sklaven reelamirt. - Doch iſt von der Auölieferung na: 
tuͤttich Die Heimwelfung oder überhaupt die Audwcifung zu unterſcheiden, für deren Buläffig 
kelt nãmlich bie: polizeilichen Orunfüge maßgebend find, ſodann auch die Entſcheidung cioik 
tedjtlicher, von unſern Geſetzen anerfannter Anſprüche, als z. B. des Vaters auf den Sohn, 
ves Gatlen auf die Gattin, welche, wenn fie erhoben werben, von unfern Gerichten zu entſchei⸗ 
den ſind Wotted. 

Nachtrag. Während ſich die vorftehenne Behandlung des Gegenftanded mehr nur auf 
vom rechtsphiloſophiſchen Boden Hält und ihn in feinen allgemeinern Seiten zu ſchildern vers 
ſucht, fol im Folgenden mit größerer Anlehnung an das geltende Recht und mit näherm Ein⸗ 
geben auf bie einzelnen Fragen eine felbftändige Würbigung dieſer Materie gegeben werben. 
Eine Hier und da abweichende Anſicht von der vbenſtehenden Erörterung darf bet einen fo viel⸗ 
fach beſtrittenen Gegenſtande wol auch daneben geltend gemacht werben. 

Unter Auslieferung im völferreätlihen Sinne verfieht man vie Überlieferung eines Indivn 
duums von Seiten eined Staais an einen andern wegen eines Unierſuchungs⸗ over Strafrechts 
ded Irgtern gegen ben im fremden Staatsgebiet Verweilenden. Mir in Bezug auf ein: nik 
rechtliches Verhältnif, das heutzutage Kur noch einem Heinen Theile ber civiliſirten Welt: ans 
gehört, bie Sfiaverei, redet man von-einer Auslieferung , ſonſt iſt für die aͤhnlichen Berhäftniffe 
des Clvilrechts, wie auch Thon Roiteck hervorgehoben: Hat, der Anſpruch vor'den- betreffenwen 
Civilgerichten zu verfolgen, und was ſchließlich von bet: Staatsmacht Hier zu geſchehen hat, ne 
ſchleht in dem gewöhnlichen Möge des eigenen @recutionsverfahrend.- Um die gedachte And- 
nahme der Sklaverei hier kürz zu berühren‘, fo hat, wie es ſcheint, Fein Staat der neuern Zeit 
jemals einem andern pas Recht zugeftanden, eine Auslieferung ber flüchtigen Sflaven zu for 
dern, ja mit Ausnahme der eigenen Untertbanen geflattete man ben Sklaveneigenthümern nicht, 
die Sklaverei und daraus erwachſend ihr Eigenthum an einem flüchtigen Sklaven in europäifchen 
Gerichtshbfen geltend zu machen. Eigenthümlich und eine Ausnahme war die bis 1857 beftchenve 
Beftimmung des Preußiſchen Landrechts, wonach bervon feinem nichtpreußiſchen Herrn in Preußen 
für einen vorübergehenden Aufenthalt eingeführte Sklave durch Entlaufen feinen Status nicht 
follte verändern Lönmen. ‚Ein flüchtiges Entrinnen' nach Preußen würde dagegen ebenſo wie in 
andern Rändern als cin Titel der Freiheit angefehen. Umgekehrt verhält ſich vie Sache in ven 
Vereinigten Staaten, wo' die Auslieferung flüßtiger Sflaven eine Ber brennenden Fragen 
unſerer Tage bildet. "Dr die Eonftitution if der Grundſatz ausgeſprochen, daß bie Entwei= 
“dung eines Sklaven aus einen ſklavenhaltenden in ein nichtſklavenhaliendes Stadtögebiet innere 
halb der Unidn den Sklaven nicht Frei machen, ſondern zu feiner Auslieferung führen ſoll. (ari. 4, 
s. 3:Cotist. : ‚‚No person held to service or labour in one state, under the laws thereof, 
escaping into another, shälkin consequenice of any law ör regulation therein he diĩ ischargeäl 
from such service or labour, but shall-be delivered up on claim of the party io whom such 
labour or service may be due”): @ine freiwillige Herüberführung eines Sklaven auf ſllaven⸗ 
freies Gebiet innerhalb der Union kann jedoch nach den alsdann unbeſchränkt eintretenden Ger 
ſetzen vieſes Staats ein rechtliches Erlöſchen der Sklaverei zur Folge haben. Wenigſtous war 
dieſes bis zu dem jüngft entſchiedenen Proceſſe Dred Scott die allgemeine Otechts anficht / vb 

ſelbſt die gegentheilige Anſicht des Supreme Court leugnet nicht das Recht einrt ſtlavenfreien 
Staats, einen fo in fein Beblet gekommenen Sklaven als frei anzuſeden und iricht auszuliefern, 
ſondern behauptet nur, daß ein Sklavenſtaat auf eine ſolche Beſtimmung in einem freien Staate 
keine Rückſtcht zu nehmen braucht, was freilich auch der blaherigen Nedtsüberzeugung und 
Rechtelibang widerſpricht. Zu ber Auslieferung eines‘ Sklaven, der fi) auf ſtlavenfreiem 
Staatsgebtete von: feinem Herrn trennt und flüchtig wird ,:ift toeder der @inzelftant noch bie 
Foͤderaicegierung, welche ſeit 1850 nad} dem Fugitive-slave-law bie Auslieferung von flüch⸗ 
tigen Stlaven übernommen hat, verpflihtet. Die beſchraͤnkte Pflicht zur Audlieferung wird 
aber gegenwärtig vurch den hartnädigen Wiverfland der fflavenfreien Staaten gegen den Auß= 
lieſerungsproceß fo gut wie illuforifch gemacht. Wären bie Einzelftaaten der Union unabhän= 
gige, nicht durch das Bundesrecht zu einem Staate verfettete Gemeinweſen, fo würbe von einer 
ſolchen rechtlichen Pflicht überhaupt nicht geredet werben Binnen. Kein Staat braucht inner⸗ 
dalb feiner Grenzen ein angebliches Rechtsverhältniß anzuerkennen, dad den erften Grundſätzen 
"feines BURN ERNER Beroufitfeins widerſpricht; noch viel weniger gibt es für ihn eine 
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PB zur BOTEN ——— eines ſo nach feiner Auffaſſung Recht genannten In: 

rechts feine Mitwirkung zit gewähren re gilt ün pweifelhaft auch von * abgefgwägten 
Formen der Unfreieit, wie Leibeigenſchaft. 

Mit dieſer aus den eigenthümlichen Verhalmiſſen eines einzigen —2 Ganaaio 
hervorgegangenen Ausnahme ſind es nur ſtrafrechtliche Anfyrüche, welche der Auslieferung zur 
Grundlage dienen Föniten. Aber indem es fich hier um eine Thätigkeit von Staat zu Staat 
handelt, gehört der ganze "Gegenftand den Völferrechte ar. Seine Grundfäge Haben zu entſchei⸗ 
den, ob und unter welchen Verhältniffen ver eine Staat zur Foderung der Auslieferung eines 
Individuums, um daffelbe feinen Strafgefegen wirkſam zu unterwerfen, berechtigt und der an- 
dere zu Leiftung diefer Rechtshlilfe verpflichtet iſt 

In der antifen Welt, die noch fein wahres Völkerrecht kennt, bei der Abgefchloffenheit, in 
welcher die Staaten ohne Bewußtſein einer höhern Gemeinſchaft nebeneinander verharren, mo 
Fremder und Feind ſynonym find, dürfen wir eine Anwendung völkerrechtlicher Principien auch 
bei dieſem Gegenftande nicht erwarten. Nach antiker Anſchauung iſt das Exit ſelbſt ſchon eine 
harte Strafe, eine Strafe, die nur dem Verluſt des Lebens an Schwere nachſteht. Der freuide 
Staat fühlt feine Verpflichtung, die Rechtsordnung des Heimatftnats gegen den Flüchtling zu 
umterftügen, und der Heimatftäat hat ſchon in der Flucht feine Genugthuuing. Wo wir verein 
zelt von: Foderungen der Auslieferung hören, da gilt es nicht ſowol des Verbredjers als des 
ſtaatsgefährlichen Einzelnen wieder habhaft zu werden, und wo, was noch feltener gefchieht, eine 
Auslieferung gewährt wird, da hat gewöhnlich die Macht des Stärkern, nicht das den Völkern 
gemein ſame Necht iſcheden Überhaupt iſt in einer Phafe der ſtaatlichen Geſtaltungen, wo 
das Aſyl innerhalb des Territoriums noch eine fo große Bebeutung hat, der Schutz, den das 
fremde Staatsgebiet gegen die ftrafrechtlihe Verfolgung gewährt, nichts weiter Auffaͤlliges. 

Auch für das Mittelalter herrſcht noch im Ganzen diefelbe Anſchauung vor. Wie die Wiege 
der modernen Staatenbildung, ift das Mittelalter Europas auch die Zeit, in der ſich das Völker— 
recht erft entwidelt. Der dauernde, ftetige, friedliche Verkehr von Staat zu Staate, zu den ſich 
jegt die Kriegsepochen als die Ausnahmen verhalten, die durch Chriſtenthum Feirdafiamis, 
römiſches Recht und: fo-htande andere Erſcheinungen herbeigeführte Übereinftimmung in den 
Inftitutionen und Überzeitgiingen der Völker bilden zwar Die Grundlagen des heutigen Völker⸗ 
rechts, aber zu einer rechtlichen Überzeugung, daß ſich die Staaten in ihrem Nebeneinander auch 
Voſitives zu gewähren haben, daß ſie in der bloßen Enthaltfamkeit von feindlihem Handeln 
ihre gegenfeitige Aufgabe nicht erfüllen, gelangt man exft fehr langfam. Nur jehr vereinzelt 
werben und vorübergehende Konventionen über die Auslieferung flüchtiger Verbrecher im 1A. 
und 15. Jahthundert erwähnt. Wo fie vorkommen, ift das Motiv nicht die Unterftügung ver 
Rechtspflege des einen Staats um ihrer jelbft willen von Seiten des andern, fondern die ge: 
meinfdpaftliche Gefahr. Räuber und Diebe, die an den Grenzen ſich aufhalten, Heute Hier, morgen 
dort plündern, fuchte man auf diefe Weife zu überwältigen. Die Zerfplitterung Europas in viele 
faſt oder ganz felbftändige kleinere Staaten mußte allerdings auf einen ſolchen praktiſchen Ausweg 

hindeuten / allein auf ber andern Seite wogen nur ſelten freundnachbarliche Geſinnungen vor und 
beſtrafte man auch wol den Verbrecher wegen auswärts begangener Verbrechen, ſei es, um das 
hochangeſehene Net der Criminalgerichtsbarkeit recht Häufig zu üben, ſei esum bed emolu- 
mentum aerarii, das fich am die Beſtrafung knüpfen fonnte, theithaftig zu werden. Auch jegt 
noch war das Loos des „Elenden’ in der fremde ein überans hartes. Dies mochte den Staat über 
das Flüchtiggehen des Verbrechers tröften. Häufig that dies auch die Confiscation feiner Im 
Lande verbliebenen Habe und Güter, die fih an das Ächten des landflüchtig gewordenen An- 
geihuldigten fnüpfte. Nur wegen der auswärts weilenden’politifchen Flüchtlinge war man in 
fleten Sorgen, und es fehlt nicht an Verſuchen der Staaten, die Prätendenten und ihren Anz 
— Auslieferung oder aud) per nefas mit Gewalt in ihre Macht zu bekommen. 

Der Gründer der Voͤlkerrechtswiſſenſchaft, Hugo Grotius — die fo eben geſchilderten Ver: 
hältniffe gehören der Zeit: vor ihm an — bat auch die Frage über die Pflicht der Staaten zur 
Auslieferung erörtert: Nach ihm hat ver Staat die Verpflihtung, entweder den zu ihm ge: 
flüchteten Angeihuldigten 2 zu ſtrafen oder dem verfolgenden Staate auözuliefern (‚De jure 
belli ac pacis”, ib; I, €. 24,'$.4, 5, 6). Diefe Verpflichtung hat ſich nady Grotius ſowol unf 
Einheimische als Fremde zu etftreden ($. 4, n.8), dagegen aber die Auslieferung ſelbſt nur 
nad) vorheriger Unterfuhung, ob der Verfolgte auch wirklich ſchuldig iſt/ einzutreten (F. A, n. 1). 
Im Fortgange bemerft er dann, daß nur bei ſchwerern Verbrechen die Auslieferung gewährt zu 
werden pflege/ und nennt ausdrücklich folde, quae statum publicum tängünt. Von einer Aus- 
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ſchließung volitiſcher Verbrecher aus der Reihe der außzulisfernden Fluchtliuge weiß Grotias 
nichts und erwähnt ausdrücklich Ältere Verträge, z. B. zwiſchen England und Sranfreih, wo⸗ 
nad) rebelles et profugi augeliefert werben mußten. Auch das in neuefter Zeit fo vielfach be⸗ 
ſprocheue Ausweijen politiſcher Flüchtlinge ift ſchon in frühern Verträgen übernommen worden, 
3. B. von dem Herzoge von Burgund England gegenüber. 

' Die Begründung feines Satzes, daß der flühtige Angeſchuldigte entweder zu ſtrafen ober 
auszuliefern fei, gibt Grotius in folgender Weife. Im Naturftande hat jeder Schuldloſe das 
Recht, den Schuldigen zu ſtrafen. Nach der Entftehung der Staaten fällt die Verfolgung und 
Beftrafung der Verbrechen gegen den einzelnen Staat diefem und feinen Behörden zu. Sie 
Eönnen nach ihrem Gutbefinden ftrafen ober ſtraflos lafien. Aber dieſes volle Recht befigt ein 
einzelner Staat nicht denjenigen Verbrechen gegenüber, welche Die ganze menſchliche Geſeliſchaft 
‚betreffen (quae ad societatem humanam aliquo modo pertinent), die daher auch andere Staa⸗ 
ten verfolgen föunen, gerade fo wie in einem Staate bei manchen Vergehen ein Jever aus dem 
Volke die Auflage erheben kann, Noch viel weniger hat ein Staat diefe freie Verfügung bei 
ſolchen Verbrechen, die einen andern Staat befonders betreffen, wodurch diefer das Recht auf 
Beftrafung um feiner Würde und Sicherheit willen hat. Diefes Recht darf derjenige Staat, 
zu dem der Schulvige geflohen ift, nicht hindern. Da nun aber die Staaten einauber nicht zu ge: 
Ratten pflegen, daß Die Macht des einen zur Geltendmachung feiner Rechte bewaffnet in das Ge⸗ 
biet des andern £omme, fo folgt daraus, daß von dieſem entweder ausgeliefert ober beftraft wer- 
den muß. 5 3 - 

Seitdem ift über dieſe Auslieferungspflicht viel hin und her geftritten worden. Manche 
ſchloſſen ih an Grotius an und behaupteten ein abfoluted Recht des Staats, von einem andern 
die Außlieferung zu verlangen, und dem entſprechend die abfolute Verpfliätung auf der andern 
‚Seite, fie zu gewähren. Diefe Meinung fah in dem Nihtaußliefern eine Verlegung eines pofl= 
tiven Rechts, die zu gerichtem Zwange Anlaß gab. Dagegen erhob ſich jedoch in der Wiflen- 
[haft ein Widerfprud und die communis opinio geftaltete fih allmälig dahin, daß die Außlie- 
ferung von flüchtigen Verbrechensangeſchuldigten allerdings eine Pflicht fei, die der Staat dem 
‚Staate ſchulde, aber zu einer voöͤlkerrechtlichen Verpflichtung erſt durch Vertrag und Übereinkunft 
woerde. Falſch ift vor allem die Argumentation von Grotius, ald wenn der Staat ohne weiteres 
die Berfguldung gegen den andern Staat, weil fie diefen betrifft, zur Strafe bringen müffe. 
Nicht das in einem andern Staate formell ald Recht erfcheinenve Unrecht, fondern das wahre 
wirkliche, d. h. hier nad der Auffaffung des Staats felbft ald Necht angenommene Verhältnig 
fol auch der dritte Staat jhügen. Dann aber fegt das unterflügende und gemeinſchaftliche 
Handeln von Staaten eine Gleichartigkeit ihrer Inftitutionen voraus, die durch das bloße Neben= 
einander nicht ſchon gegeben ift. Allerdings iſt e8 vie Tendenz der Staaten, ſich in allem Guten 
ähnlidy zu werben, aber erft in der neueften Zeit hat ſich diefe in mächtiger Weife geäußert. Cine 
abjolute Berpflihtung zur Auslieferung würde nun über alle dieſe Geſichtspunkte hinweggehen 

»und fo einen angeblihen zur Verherrlichung des Rechts führenden Rechtsſatz zu einer Hanb= 
habe des Unrechts flempeln. Wir müflen daher den voͤlkerrechtlichen Rechtsgrund für Die Aus- 
lieferung in den Außlieferungdverträgen fehen, ald Motiv zu dieſen Verträgen aber allerdings 
bie Berpflihtung ver Staaten betrachten, zur Herrfchaft des Rechts bei den gleichgebilveten WEL 
tern nach beften Kräften beizutragen. 

Man hat diefer Auffaffung entgegengehalten, daß, die Verpflichtung zur Auslieferung zuge= 
geben, bamit auch ſchon dem andern Staate das nicht zu weigernde Recht auf Auslieferung aner- 
Kant fei, aber wir dürfen hier an Das erinnern, was gegen eine ähnliche Argumentation im Art. 
Aſyl und Aſylrecht bemerkt worden ift. Es mag eine Zeitfonmen, wo auch ohne ausdrücklichen 

Vertrag die Verhältniffe der Staaten jo gleihartig und deshalb ſo eng find, daß die Verwandlung 
ber fittlihen Foderung inein Rechtögebot, ven Fluchtigen audzuliefern, der Gefammtüberzeugung 
der Nationen und der Natur der Dinge entfpricht, aber daß fie noch nicht gekommen Ift, daß bie 
Individualität der Staaten noch fortwährend auch in gemeinfamen Angelegenheiten ihr Recht 
behaupten muß, und daß bei der Auslieferung durd die Foderung eines im Vertrage ausge⸗ 
ſprochenen Gonfenfes ver Parteien ver Inbividnalität die Möglichkeit ihrer Geltendmachung zu 
gewähren ift, ſcheint und für die Gegenwart ein ebenfo richtiger Grundfag des Völkerrechts zu 
fein, als ex ſich einer faft allgemeinen Anerkennung erfreut. E8 ift in neuefter-eit von Mohl, 
der das Auslieferungsrecht zum Gegenftand einer Monographie gemacht hat („Revifion der 
voͤlkerrechtlichen Lehre vom Afyl, 4853), der Vorfhlag gemacht worden, durch einen Congreß 
ein gemeinſchaftliches Recht der Auslieferungen aufzuftellen und dem wirklichen Völkerrecht als 





en we. ı 
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peifgen allen Staaten geltende Rorm einzuverfeiben. Uns ſcheint damit nicht® geionnen zu 
werden. Die ſchlimmen Seiten de3. vorliegenden Zuftandes jind nad; Mohl vie verſchiedenen 
Grundſãtze, welche vie Staaten befolgen. Allein abgejehen von einigen andern ziemlich eins 
Huflofen Momenten, liegt der Grund zu den verſchiedenen Grundjägen eben in ber noch inmer 
beſtehenden Verſchiedenheit des Charakter der Staaten. Ob man in vielen Verträgen over 
einem Bertrage, in einem biplomatifchen Tete-a-tete over auf einem Gongreffe den Gegenſtaud 
behandelt, wirb auf die Individualität der Staaten und demgemäß auf die aus diefer Verſchie⸗ 
denheit der Einzelftaaten fih nothwenvig ergebenden - verſchiedenen Auffaflungen des Aus: 
lieferungsrechts feinen Einfluß üben. 

Während demnach die Heutige Theorie ven Grundſatz aufftelft, daß ein Recht auf Auslie⸗ 
ferang einem Staate nur aud.einem ausdrücklichen Vertrage erwaͤchſt, ift dagegen faft ebenfe 
allgemein anerkannt, daß dem Staate ver Zuflucht das Recht zuſteht, auch ohne Auslieferangss 
vertrag die Auslieferung zu gewähren. Der flüchtige Angeſchuldigte hat den State gegenuber 
kein Recht zu verlangen , daß dieſer feine fittliche Pflicht, ver Aufresthaltung ber Rechtsorvnung 
im fremben Staate feine Unterflügung zu gewähren, um jenes willen nicht übe. Die Berück⸗ 
fichtigung der eigentgümlichen Verhältniffe des einzelnen Falls if Hier dem Staate vollkommen 
Frei überlaffen. Beim Bertrage ift die Rückſichtnahme auf die Beziehungen der Staaten, auf 
die Ratur der angefhuldigten Handlung und die Lage ihrer angeblichen Verüber ein für alles 
"mal vor dem Abſchluß der Konvention geübt worben. Hier iſt die Unterſuchung der Umſtäͤnde, 
welche eine allgemeine Anerkennung der Auslieferungspflicht ohne Vertrag hindern, Bei jenem 
einzelnen Anſuchen um Auslieferung moͤglich. Die Nichtauslieferung unter ſolchen Verhält— 
niſſen iſt natürlich keine Verlegung eines Rechts des die Auslieferung fodernden Staats. Diefe 
Regeln ver Voͤlkerrechtstheorie, die Nothwendigkeit von Auslieferungsverträgen zur Herftellung 
eines Rechts auf Auslieferung und dagegen die rechtliche Möglichkeit, freiwillig auch ohne Ver— 
trag auszuliefern, find unzweifelhaft auch das praftifche Recht der Gegenwart. Im 17. Jahr⸗ 
Sunbert nad) Hugo Grotius fehen wir noch jelten förmliche Verträge über die Auslieferung ges 
ſchloſſen. Allervings Hat die Fremde nicht mehr für ven Flüchtigen die Schreden, welde im 
Mittelalter ven heimatlofen Mann verfolgten, aber in einer Zeit des Kriegs und der Gewalt⸗ 
thaten in ganz Europa, wo die mädtigften Länder durch Bürgerkriege zerriſſen wurden, küm= 
merte man fid) wenig um die Nechtöpflege innerhalb der eigenen Grenzen, geſchweige denn, daß 
man ben „Slühtling vor der Gerechtigkeit‘ noch weit über die Grenzen verfolgt hätte. Im Kriege 
fiel ſelbſtverſtãändlich der Anfprud) auf internationales gemeinfames Handeln fort. "Dagegen 
kommen zu verfchiebenen malen Anſuchen wegen Auglieferung politifcher Klüchtlinge vor. Schr 
intereffant ift eine Verhandlung, melde Sir William Temple, engllſcher Befandter im Hang, Im 
Jahre 1670 führte und worüber er in einem Briefe an den englifchen Staatsfecretär Sir John 
Trevor unterm 29. Juli 1670 berichtet; intereffant namentlich auch deshalb, well von beiden 
Seiten faft wörtlich diefelben Vorwürfe und Argumente geltend gemacht wurben, die wir in 
neuefter Zeit ſich bei dieſer Frage über die Auslieferung politifher Flüchtlinge haben gegenüber- 
treten fehen. (Sir William Temple's „Letters, II, 234 fg.) Wenn au in diefem Kalle 
von ver Stadt Rotterdam nicht ausgeliefert wurde, fo iſt doch in andern Fullen ganz nad ver 

Aufiafhlung de Hugo Grotius ausgeliefert worden. Daß im 17. Jahrhundert. fchon die Nichts 
außlieferung politifcher Verbrecher Grundſatz des Volkerrechts geweſen, laͤßt ſich durchaus nige 
behaupten, aber bei denn Mangel ausdrücklicher Verträge wurde allerdings meiſtens In ſolchen 
Fällen nicht ausgeliefert. 6 —— 

Mit dem 18. Jahrhundert beginnt die Periode der Auslieferungsvertrage, und namentlich 
iſt e8 Sranfreid, das hier den andern Stauten mit feinem Beifpiel vorangeht. Helie zähle Ver⸗ 
träge mit den Niederlanden, Würtemberg, Ofterrei, der Schweiz, mit dem Kurfürften von 
Trier und mit Spanien auf. („Traité de linstraction oriminelle” , I, 655.) - 

So gelangen wir in unfer Jahrhundert und bie gegenwärtige Zeit. Die beiben beherrſchen⸗ 
den Grundfäge jind auch Heutzutage noch: ‚rechtliche Verpflichtung zur Auslieferung durch Ber= 
träge, rechtliche Möglichkeit der Auslieferung nach freiem Willen des einzelnen Staats. Man 
hat wol den gegenwärtigen Stand diefer Frage und dad Verhaͤltniß ber einzelnen Staaten dazu 
danach unterfcheiden wollen, daß einige Staaten den Anſpruch auf Ihre Mitwirkung zur Gel⸗ 


tendmachung des Rechts auch außerhalb ihrer Grenzen anerkermen, andere dagegen nicht. Jenes 


follen folge Staaten thun, bie auch ohne Auslleferungsverträge außliefern, dieſes vie andern, 
melde nur nad Vertrag außliefern. Aber nichts iſt falſcher als dieſe Unterſcheidung. Dadurch, 
da er einen Außlieferumgßvertrag abſchließt, beweiſt der Staat ja fein Beſtreben, dem Reit auch 
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über fein Gebiet Hinnad Beifikuis zu iziften. Daß man in andern Bällen nicht audliefert; beruft 
in den Gtanten, hie hier zur Brage. Reben, nicht auf einer Abneigung gegen bie Unterfügung 
eines fremden. Staats, fordern darauf, daß bie Regierung (bie man hier immer mit des Staat⸗ 
gufammenwirt) ohne ‚die in einem Vertrage und ben ihn beſtätigenden Geſetzen ihr gegebene 
Befuguiß nicht ausliefern kann. Diefer ind. Staats⸗ und Strafrecht gehoͤrende Umſtand macht 
aber nesgaib”teine Schwierigkeiten, da ja dieſe Staaten bereitwillig genug find, Anslieferungs: 
verträge abzuſchließen. Und Darüber kann Feine zweite Meinung erifticen, daß die ausdrückliche 
deſtfetzung, in welchen Bällen und unter welchen Formen ausgeliefert werben fol, für eine ſtraf⸗ 
proceffualiſche Handlung das Entſprechende und zugleich für den internationalen Frieden das 
Erſpuitßliche iſt. Solange die veine Willkür zu entſcheiden hat, werd man einerfeits zu viel fo= 
dern, anbererfeitö gu viel verweigern. Erſt der Vertrag, ver das Recht unter ven Barteien 
ſchafft, gewährt hier die fihere Grundlage und den richtigen Maßſtab. Diefe Auffaffung ift auch 
Die von ber. großen Mehrzahl der modernen Gulturftaaten getheilte. Das dtecht der Audlieferun⸗ 
gen iſt ein Recht bex-Auslieferungsverträge, und felbft da, wo noch ausnahmsweiſe fein Ver- 
trag befteht und freiwillig ausgeliefert wird, befolgt man in Ganzen bie leitenden Granpfäge, 
welche in ven. meiften Berträgen wieberlehren. Hier find jedoch vonder Betrachtung einige Staa= 
tenverhaͤltniſſe vorerſt auszuſcheiden, die, mehyr ald voölkerrechtlicher Natur, deshalb auch auf vie= 
ſem Gebiete ihre Cigenthümlichkeiten Haben, die Bundesſtaaten Nordamerikas und der Schweiz 
und der Deutfche Bund. Die engern, zum Theil rein ſtaatsrechtlichen Bande, welche dieſe Grup⸗ 
pen zufammenhalten, beziehen ſich auch auf bie. Auslieferung. : R 

In den Siaatsverträgen, welche dad Auslleferungsrecht zwiſchen nichtdeutſchen Staaten 
oder deutſchen und nichtdeutſchen Staaten regeln, iſt das herrſchende Princip, die Verbrechen 
einzeln aufzuzählen, wegen derer ausgeliefert wird. Gegen dieſes Syſtem läßt ſich zunächſt feine 
Wektläufigkeit einwenden. Ein zweiter Vorwurf, der materiell gemacht werben kann, iſt, daß 
nie Zahl der angegebenen Verbrechen oft viel zu gering ift. Allervings fol nicht wegen jeder 
Eleinfiden Anſchuldigung der ganze Apparat zweier Staaten in Bewegung geſetzt werden, aber 
wenn einzelne Verträge auß ber ganzen Zahl von firafbaren Handlungen nur, mie es der eng= 
liſch⸗ fran zoſiſche Auslleferuugsvertrag vom 13. Febr. 1843 thut, Mord, Fälſchung und betrügeri— 
ſchen Bankrott erwähnen, fo iſt dies eine kümmerliche Abſchlagszahlung an die internationale 
NRechtopflege. Wir finden jetzt in ſehr vielen Ländern die ſtrafbaren Handlungen. in Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen abgetheilt. Nicht immer. ift vaffelbe. Brincip der. Scheidung bei= 
behalten und einzelne Bergehensfälle haben oft eine über pas ‚einzelne Staatögebiet hinaus- 
reichende Gefährlichkeit, welche zu einer Mitwirkung bei der Verfolgung die andern Staaten ge= 
weigter macht. Aber im Ganzen läßt ſich nie Koberung aufftellen, daß wegen aller Verbrechen 
@dle Ausnahme der politiichen wird gleich. zu beſprechen fein) die Auslieferungspflit übernom= 
wen werben müßte. Es ift auch nicht zu verkennen, daß fich in ver neueften Zeit eine Aus: 
wehnung der Audlieferungsfälte bemerklich macht. . So enthält fon der preußifch = nieverlän= 
diſche Vertrag vom 17. Rov. 1850 folgende Aufzählung: Meudelmord, Giftniifcherei, Bater- 
wars, ſtindesmord, Tobtſchlag, Nothzucht, Brandftiftung, Verfälſchung von Schriften mit In= 
begriff ver Nachmachung von Banfbillets, von Papiergeld und öffentlichen Bapieren, Anferti= 
gung falfcher Münzen, Verfälfhung der gefegmäßigen Münzen und wiffentlihe Ausgebung 
ſalſchen Geldes, falfches Zeugniß, Diebſtahl unter erſchwerenden Umftänven, Unterſchlagung 
fettens oͤffentlicher Kaſſenbeamten und Steuererheber, Erpreſſung, Beſtechung öffentlicher Be— 
amten, betrügeriſchen Bankrott. Auch der im Jahre 1852 zwiſchen Nordamerikqg und der großen 
Mehrzahl der deutſchen Staaten abgeſchloſſene Vertrag geht wenigſtens weiter als die Altern 
von Seiten Amrerikas geſchloſſenen Conventionen. * 
Die meiſten ver Verträge enthalten eine Stipulation, wonach ver eigene Unterthan nicht 
ausgeliefert wird, und bie Theorie erklärt ſich faſt einftimmig für dieſen Grumbfag. Hält man 
an ihm feft, fo iſt ein Bruch in das Territorialprincip und eine Beftzafung des Inlänberd wegen 
im Auslande begangenen Berbredjen eine Nothwenbigfeit. Wir möchten zu erwägen geben, ob 
wiht auf einer Stufe der. Höhen Gleichartigkeit ver Staatseinrichtungen und Strafgeſetze biefer 
Grundfag aufgegeben zu werden verdient. Wan liefert Heutzutage nicht aud, weil man Mis- 
traum in die. Gerechtigieitspflege bed andern Staats ſetzt. Nichtsdeſtoweniger kann nur deſſen 
Geſet auf feinem Gebiete verlegt werben. Dieienigen Staaten, welche Heutzutage nod an die 
fer richtigen Grundſatze feityakten, find keineswegẽ abgeneigt, ihren eigenen Unterthan auszu= 
Uefern. England und Nordamerika haben in dem fie betreffenden Vertrage keine ſolche Aus— 
wahne, und in, die.zwifihen. Amerika umd den deutſchen Staaten abgeſchloſſenen Verträge iſt 
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Ye Richtaudlichrrung der Nationalen nyr deshalb aufgenommen werden, weil Ile Deutfigen 
ran davon nicht abgehen wollten, Biht man jedoch zu, was vom vielen Seiten behauptet 
wird, dab der Staat eine Gtrajgrmalt über feine Untertanen für: jenſeit feiner, Grenzen begane 
gene Verbrechen habe, jo ift allerdings die Entſcheidung richtig, daß er,- eingebent.ber nähern 
Berbindung zwiihen ſich und dem Unterthan und um feinen eigenen Würde willen, ſtatt ande 
zuliefern, ſelbſt Kraft. In Branfreich fanctionirte ein kajſerliches Decret vom 23. Oct. 1811 pie 
Auslieferung eines Franzoſen wegen eine im Auslande verũbten Verbrechens, allein es ſcheint 
dieſer Grundſatz nie zur Anwendung gekommen zu fein und ſpätere Minifterialerklärungen ſe⸗ 
wie fpätere Verträge ſprechen entſchieden das Gegentheil aus. Heutzutage hat die Regel, den 
Nationalen nicht auszuliefern, im Verkehr mit England und Amerika die ſchlinune Kolge, daß 

ein in Deutſchland ſich vergehender Amerilaner weder in Amerika geſtraft wird, da dieſes Land 
am Tertitorialprincipe feſhält, noch zur Veſtrafuug nad; Deutſchland ausgeliefert wird, da bie 
deutſchen Staaten, und deshalb auch ihnen gegenüber Amerika, die eigenen Unterthanen niche 
ausliefern. Sp iſt hier durch das Gegenübertreten zweier Rarren Vrincipien eine bedent 
Ude Lüde für die internationale Strafrechtspflege vorhanden, auf deren Cutſtehung wir 
deshalb ausführlich Hingemiefen haben, weil fich noch in den neueften Darfellungen unfens 
Gegenfkandes ber Irrthum findet, als meigere man ſich englifcher- und amerifanifcherfelts, ſowol 
zen Einheimiſchen auszuliefern, als auch denfelben im eigenen Lande für auswärtige Verbrechen 
beftrafen. Vrincipiell weigert. man. fi mur des Iegtern und des erftern ner, weil hier die 
Gerigen Staaten keine Neciprocität gewähren können. („Whereas the laws and.constitution 
of-Prussia-and of ihe other German states, parties:to this oonvention, ſorbid: them to sur- 
render their own citizens to a foreign jurisdjotion,. the government of the United:States, 
with a view of making the conyention strictly.reciprocal, shaH be held equally free from 
any obligation to surrender citizens of the United States.” Gingang des preußiſch⸗ nord⸗ 
amerikaniſchen Vertrags vom 16. Juni 1852.) 

Ran kann demnach die Regel dahin formiren, daß entweder nach ausbrüdlider Gefeggebung, 
Vertragsbeſtimmung ober na Übung der eigene Unterthan von einem Gtaate nicht auegelie⸗ 
fert wien. Danach hätten wir ven Kreis der auszuliefernden Berfonen dahin beſtimmt, daß 
mu Ausländer audgeliefert merben. Keinen Unterſchied macht e8 für die Auslleferungspflict 
nach Bertreg oder fire die Auslieferung nach freiem Ermeſſen, o6 der Auszuliefernde Angehbs 
riger des ihn requirirenden Staats ober eines dritten Landes ifl. Nur if mandmal diefem 
Heimatſtaate dad Recht gegeben, felbft Die Austieferung zu verlangen. 

Bo ohne Vertrag ausgeliefert wire, ‚pflegt man. Die Foderung aufzuftllen, daß bie ange⸗ 
ſchuldigte Sandlung auch in dem Staate der Zuflucht mit Strafe bebroht fei, und verlangt wel 
noch weitergehend die Anwendung der mildern Strafe. Jenes begründet fi dadurch, daß der 
Staat nicht einem Nechte Unterflügung gewähren darf, welches er als ſolches nicht anerkennt. Dies 
fes it eine weiter geführte Gonfequenz derfelben Auffaffung, obgleich es ſchwer Hält einzufehen, 
weshalb ein Staat durch die Zuflucht des Schuldigen verpfliditet werden foll, nach den Geſe 
des Orts der Zuflucht zu entſcheiden, vie offenbar nicht übertreten find. In den —— fin⸗ 
wer ſich Die erſtere Beſtimmung nicht, weil fie durch die Aufzählung der Verbrechen über⸗ 
ſla ſug if. Es find eben nur folche ſtrafbare Handlungen aufgeführt, bie in beiden contrahiren⸗ 
ben Staaten als bie beftinumt aufgeführten Verbrechen gelten. Dityegen zeigt fich ein Einfluß des 
za Stunde liegenden Princips, daß der Staat nur das nad feiner Auffaffung noch ſtrafbare 
Handeln zur Beftrafung zu bringen hilft, In der hängen Beſtimmung, daß darin nicht aus: 
geliefert wird, wenn nad) den Strafgeſetzen ves requirirten Staats die Handlung ſchon verjährt 
fein wärbe. (3.8. ſachfiſch⸗belgiſcher Auslieferungdverträg vom 23. Febr. 1851, Art.B: „Die 
Auolieferung findet nicht Ratt, wenn ſeit ver Verũbimg der zur Laft-gelegten That, feit der unter 
fuchung ober feit ver Berurtheilung die Verjährung der Anklage oder der Strafe nad) ben Ge— 
fegen des Landes, in welchem ver Angeſchulbigte id) befindet, eingetreten Hit." Sleichlautend iſt 
die franzöRf-prenfie Convention vom 21. Juni 1845, Art. 

Aucqh die Berträge, welche die zur Auslieferung führenden Berbreien und Anfhuldigungen 
fpeciell nennen, enthalten gewöhnlich noch vie Beſtimmung, daß megen politifcher Verbrechen 
nicht ausgeliefert wird, und manchmal Hat man fich durch beſondere Stipnlationen gegen bie Um⸗ 
schung viefes Grundſatzes zu ſchüthen geſucht. (Belgiſch⸗ preußiſche Convention vom 29. Juli 1836, 
4.7: „Die Beſtimmungen der gegenwärtigen Gonvention Finnen nit auf Individnen Anwen⸗ 
bung finden, pie fidy irgend ein — Verbrechen haben zu ſchulden konimen laſſen.“ Franzoͤ⸗ 

o ſachiſcher Vertrag vomd 18%, Art.8: „EB iſt aucdrucliche Vrdingang dieſer Überein: 
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eunft, daß der Angeſchuldigte oder Verurtheilte, deſſen Ausſteſerung bewilltgt wird, in feinem 
Balte wegen eines vor der Auslieferung begangenen pollitiſchen Verbrechens ober Vergehens 
oder wegen einer mit einem derartigen Verbrechen oder Vergehen zuſammenhängenden Hand⸗ 
lung zur Unterſuchung gezogen oder beſtraft werden darf.“) Auch wird nicht ſelten als ein Grund⸗ 
ſat des geltenden Voͤlkerrechts, ganz abgeſehen von Verträgen, bie Nichtauslieferung volitiſcher 
Werbrecher aufgeſtellt. Rotteck hat mit großem Geſchick geltend gemacht, was für eine ſolche 
Wegel ſpricht. Doch ſollte nicht vergeſſen werden, daß das politiſche Verbrechen immer 
Verbrechen bleibt. Nicht weil ein Staat fein Intereſſe und keine Pflicht Hätte, den Widerſacher 
gegen die heimifche Staatsordnung zur Beftrafung durch den verlegten Staat zu bringen, ſon— 
dern aur, weil bei der noch immer fehr verfchievenen Begrenzung ber gegen den Staat gerichte- 
ten Verbrechen ein Staat nur eine vollkommen beredjtigte Geltendmachung flaatsbürgerlicher ' 
Freiheit in einem Acte fehen würde, der nach der Auffaffung des betreffenden Staats Hoch- 
verrath over Majeftätöbeleivigung ausmacht, iſt die Nichtaußlieferung wegen politifcher Ver: 
brechen der unferer Zeit entiprechende Grundſatz. Wir meinen nicht, daß es richtig fei, wenn 
ein republifanifcher Staat den politifchen Flüchtling, der wegen eines Hochverraths gegen feine 
heimiſche monarchiſche Staatsordnung verfolgt ift, deshalb fhügen wi, weil er gegen vie Mon⸗ 
archie und für Die Republik aufgeftanden, oder umgekehrt. Der entfheidenne Grund ift, daß bet 
politifchen Broceffen fein Staat noch dem andern die durchgängige gewiffenhafte und unparteliz 
füge Haltung und unbeirrte Rechtspflege zutraut, die bei gemeinen Verbrechen kaum mehr ver— 
mißt wird. Die politifhen Proceffe, wie fie früher geführt zu werben pflegten, rechtfertigen bie: 
fes Mißtrauen vollfonınen, und aud noch in der neueften Zeit unterſcheiden Staaten zwiſchen 
gewoͤhnlichen und politifhen Proceſſen, indem fie die Aburtheilung von Staatöverbrehen befon= 
dern Gerichtöhöfen überweifen, bei denen die Grundlagen einer volksthümlichen und vorurtheils⸗ 
lofen Rechtſprechung aufgegeben werden, um andern rein politifhen Erwägungen Play zu 
machen. Der fremde Staat muß fürdten, durch Auslieferung eines politifhen Flüchtlings feine 
Mitwirkung zu Handlungen der Rache, nicht der Gerechtigkeit zu gewähren. Daneben kommt 
noch in Verrat, daß nicht felten in einem Stuate die Gewalt nur in den Händen einer Re— 
gierung de facto ifl. Zwar hat er dieſe auch anzuerkennen, aber es if ein über die bloße An= 
erfeanung hinausgehender Schritt, einem folden Regimente durch Auslieferung feiner Gegner 
eine wirkſame Beihülfe zu leiften. In einer jolhen Lage findet feine Anwendung, was Rotteck 
shen yon dem Gegenüberftehen politifcher Barteien in einem Staate bemerkt hat. In der All- 
gemeinpeit, mit welcher er dieſe Auffaffung geltend macht, läßt ſich ihr jedoch keineswegs Heiz 
ſtimmen. Wir müſſen vielmehr behaupten, daß der eine Staat dem andern gegenüber ebenjo 
verpflichtet ift, feine Mitwirkung durd Auslieferung in allen Fällen da zu gewähren, wo ber 
Angriff auf die Staatöperfönlichfeit ein ebenfo gewiß verbrecheriſcher ift, als 3. B. auf die Per— 
fon eines einzelnen Unterthanen, und daß nur die Schwierigkeit, diefe Bälle von den nicht fo ge= 
arteten zu unterfheiven, und die ungenügenden Garantien für eine gerechte Behandlung des 
Staatsverbrechers oder eined Staatsverbrechens Angeſchuldigten heutzutage noch dem Grunde 
fage der Auslieferung von ſolchen Flüchtlingen im Wege ftehen. Wir können uns allerdings 
eine Zeit denken und müffen auf ſie hoffen, wo die Staatd= und Rechtseinrichtungen überall ver 
Art find, daß jeder Staat getroft, wie den gemeinen Verbrecher, fo auch den politifchen Friedens 
brecher zur Aburtheilung übergeben kann, aber es braucht nit langen Befinnens, um zum es 
fultate zu gelangen, daß diefe Stunde noch nicht gekommen ift. In dieſer Beziehung fagt Ber— 
ner mit Recht: „Wir find der Anficht, daß das Territorialaſyl für politifche Verbrecher in einer 
glüdligern Zukunft fallen wird, wie das kirchliche Aſyl des Mittelalters bereits gefallen iſt. 
Die politifhen Verbrechen muß man doch für wirkliche Verbrechen erflären, oder man erflärt 
den Staat für rechtlos. Es gibt unzweifelhaft gewiffe allgemeine Grundlagen des Staat, die 
bei allen Völkern diefelben find; wer fie bei vem einem Staate angreift, darf bei dem, andern 
feinen Schu finden. Uber vie Begriffe hierüber find noch nicht conſolidirt; es herrſcht über das 
Politiſche noch durchaus Feine @leihfürmigfeit der Anfichten. Und während einer folden Ent: 
wickelungsveriode fei das politiſche Aſylrecht ein heiliges. Solange bie Menſchheit noch nach ven 
wahren Formen des Staatölebens ringt, folange gewaltige Revolutiondfänipfe die Völker in 
Parteien fpalten, deren eine immer die andere zu Verbrechern flempelt, folange kann namentlich 
ber fremde Staat den Märtyrer nicht vom Verbrecher unterſcheiden, folange ift daher auch das 
politiſche Aſylrecht eine Wohlthat, wie es das fromme Aſyl ver Kirche war. Und wie die Gegen- 
wart niht anders fann, ald der Kirche für ihre aufopfernde Thätigfeit hinſichtlich des Aſylrechts 
Dank fpenden, fo wird die Nachweli, die Geſchichte auch das Verdienft derjenigen Staaten zu 
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fröum wiſſen, wie, uwbelert durch bie Meclamationen anderer Saraten, ven Srundſatz veö politi- 
für Aſyls in ſchwerer Zeit aufrecht erhielten.” („Wirfungöfreis des Gtraigeirges", S. 192.) 
Mervinge ſchũtzt Die Nichtauslieferung zur Stunde nicht blos den edeln Batrioten, ſondern auch 
den ruchloſen Selbſtſüchtling, der in einer Revolution, die er, die tauſend Intereſſen feiner Mit 
bürger nicht achtend, gewedt hat, nur gemeine Leidenſchaften befriedigen will; aber um ber Bes 
teten willen ſchirmt auch das Aſyl noch den Ungerechten, weil eben eine Scheidung nicht mögs 
lid iR. Etwas Anderes ift dagegen vie Frage, ob nad) dem Ausdruck eines oben angeführten 
Vertrags auch Der gegen Auslieferung geſchützt fein follte, verim Zufammenhange mit einem po⸗ 
litiſchen Berbrechen ein gemeined begangen haben fol, und hier fträubt ſich allerdings das Ge- 
fübl gegen einen ſolchen Deckmantel. Der Meychelmord bleibt Mord, mag er aus gewinnſüch⸗ 
tigen oder politifchen Motiven verübt fein; ven Frauenſchänder fol es nicht fügen, daß er ald 
Auffändifcher Died Verbrechen begangen, und das Einzige, was ſich zur Entſchuldigung für eine 

folge Ausbehnung Der Nichtauslieferung geltend machen läßt, ift Die Befürdtung, es werde um 
der politifchen Anſchuldigung willen die Aburtheilung des gemeinen Verbrechens eine nicht 
unparteiifche fein. Doch kann ſich hiergegen ver ausliefernde Staat wenigſtens nach dem ein 
Syſtem (f. unten) bei der Borunterfuhung ſchützen, und fo darf wol die Foderung aufgeftelft 
werden, daß die bloße Gonnerität mit einer politifchen Anſchuldigung den eines gemeinen Ver⸗ 
brechens Angeklagten nit vor der Auslieferung ſchützen kann. In nenefter Zeit hat ich and 
Belgien veranlaßt gefunden, einen in biefem Sinne gehaltenen Zufa zu feinem Auslieferungs- 
vertrage mit Frankreich zu gewähren (wenn ver Angriff auf ven Staat In einem Mordverſuch 
gegen den Fürſten befteht), und ebenfo find au) von Frankreich unter ſolchen Umfländen Aus: 
fieferungen erfolgt. Immer ift dabei feftzubalten, daß der fo Außgelieferte wegen des politifchen 
Vergehens nicht geftraft werden kann. Man hat mol behauptet (3. B. Lord Balmerfton in einer 
Deveſche an Lord Bloomfleld vom 6. Oct. 1849), daß Richtauslieferung politifcher Angeſchul⸗ 
digter Bölkerrechtögrundfag ſei. Soweit fann man nicht gehen, aber allerdings mehren fi 
die Berträge, welche dieſes Princip enthalten, und viejenigen, melde das Gegentheil feftfegen, 
find entweder ausdrũcklich ober ds facto aufgehoben, z. B. der Vertrag zwiſchen der Schweiz und 
Srantreih vom 31. Dec. 1828, zwifchen Sfierreich und Sardinien vom 6. Juni 1838. Wo fie 
noch beftehen, 3. B. zwiſchen Sſterreich MRußland und Preußen (die Convention iſt in Preußen 
publicirt am 15. März 1854 und beftinnmt gegenfeitige Außlieferung von Staatsverbrechern aus 
den ehemals polnifchen Landeötheilen; die preußifh-ruffifche Carteleonvention vom 20./8. Mai 
1844 gebt auf Deferteute und alle Berbreher), ſowie zwiſchen Ofterreich und ben Fleinern ita⸗ 
lleniſchen Staaten, ift ihre Befolgung eine je nad der Zeitlage fehr ungewifle und erflärt ih 
ihre Entſtehung aus den befondern Umſtänden. Wo die Verträge ſchweigen, da wird man heut= 
zutage die Nichtauslieferung als die Negel annehmen Finnen. Es liegt auf ver Hand, daß ein 
Staat vorläufig, je freier feine Inftitutionen find, deſto weniger geneigt fein wir, einem 
Staate mit unfreier Geftaltung feiner Öffentlichen Verhätmiffe die Auslieferung von politifchen 
Flügtlingen, fei e8 durch Vertrag ober im einzelnen Kalle, zu gewähren. Und aus ver Rückſicht 
auf die eigene Würbe erklärt es ſich, daß fein Staat einen Befchulbigten dahin audliefern wird, 
wo er für eimen gleichen Fall feine Reciprocität zu erwarten hätte. 
Nachdem wir gefehen, welche Perſonen nach dem unter den nicht durch ſtaatsrechtliche Bande 
„verfnüpften Staaten vertragsmäßig geltenden Necht auögeliefert werben, und welde Handlun⸗ 
gen dazu Beranlaffung geben, iſt noch hervorzuheben, daß die Frage, ob eine Regierung außer 
den in einem Vertrag beftimmten Fällen einen Ausländer wegen eined nichtpolitiſchen Ver⸗ 
Brechens ausliefern varf, nad) der Geſetzgebung des eigenen Landes entfhieden werden muß. In 
Staaten, die auch den Fremden vollfommenen Rechtäſchutz durch ihre Gefeggebung gewähren, 
3- B. England, Amerifa, Belgien, wird eine Auslieferung wegen eines nicht fpecialifixten Ver⸗ 
Brechens unmöglich fein ; in andern Rändern, wie z. B. in Deutſchland und Frankreich, kann die 
Regierung aud) folhen Staaten gegenüber, mit denen fie Auslieferungsverträge geſchloſſen Hat, 
in nicht fiipulirten Fällen ausliefern, denn die Polizei hat die Macht, ein requirirtes Indivi⸗ 
duum feflzunehmen und an die Grenze in die Gewalt be verfolgenden Staats zu überliefern. 
Der Gang der Auslieferung von Staat zu Staat if folgender. Nicht den gewöhnlichen 
Bollzicehungs- oder Gerichtsbehörden, fondern dem Minifterium fteht es zu, Die Auslieferung 
eintreten zu laflen. Der ganze Staat, nicht ein einzelner Beamter liefert aus. So heißt es in 
der franzöſiſchen Zuftizminifterialinftruction vom 5. April 1841: „C'est au gouvernement 
seuläagir; il ne vous est pas permis en cette malidre de vous — aucun pr&- 
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tonte avec los agents des ptrissänees Urangoros, VOUS no POUFHE pas Don plus vous adremseir 
diretlemont aux autorites jediciaines des pays voisins, pour obtenir l’extradition, vous 
pouvez correspondre seulement avec les magistrats ötrangers, pour avoir des renseig- 
nements.' 

Diefer Grundfag, daß die Auslieferung durch bie Auforität der hoͤchſten Gewalt im Staat 
zu geſchehen hat, ift ziemlich allgemein angenommen. Dagegen zerfallen die Staaten nun im 
verſchiedene Gruppen, je nachdem jle eine mehr oder weniger ausgeführte Befcheinigung ver- 
bangen, daß der Auszuliefernde die beſchuldigte Handlung wirkli begangen hat. Am weiteften 
‚sehen bier England und Nordamerika. Sie verlangen in ihren Außlieferungsverträgen, daß 
der die Auslieferung fodernde Staat ſoviel Beweis für die Wahrſcheinlichkeit der Schuld bei- 
bringe, daß der Betreffende, wenn dad Vergehen in England oder Amerika vorgelommen fein 
ſollte, dort in Anklageſtand verfegt werben würbe. Zu biefem Zwecke iſt ver auf das Ausliefe- 
rungsgeſuch proviforifch Verhaftete einem Unterfuhungsrichter (in Amerika find die Diſtriet⸗ 
wichter der Union die zuſtändige Gerichtsbehörde) vorzuführen. Diefer hat nach den ihm ſchrift⸗ 

4 und mündlich vorgeführten Beweiſen jid dahin auszuſprechen, ob der Beweis zur Ver⸗ 
Jegung in Anklageſtand genügend ift. (Bertrag zwiſchen Frankreich und Nordamerila vom 9. Nov. 
1843, Art.1: „Provided tbat this [die Auslieferung] shall be done only when the fact of the 
tommission of the crime shall be so established as that the laws of the country, in whioh 
the fugitive or the person so accused shall be found, would justify his or her appre- 
-hension and commitment for trial, if (he crime had been there committed.“) Unter dieſer 
Vorausſetzung gewährt danıı in England der Staatöferretär des Innern (praktifch, wie Gefeg- 
gebung fpricht ſonſt allgemeiner one of the principal secretaries of-state or the for 
Ireland) die Auslieferung an die Bevollmägtigten des requirirenden Staats. In Amerifa ift es 
. beftritten, ob ſich Diefer unmittelbar an die Berichte wenven kann, aber die Auslieferung ſelbſt ge- 
ſchieht, wie in Frankreich durch ordonnaneo de lempereur, hier durch einen warrant ofsurrender 
des Stantöfeeretärd. (Gefeg vom 12. Aug. 1848 bei Martens, „Nouveau recueil”, XIV, 224.) 
Natürlig bat der Unterſuchungsrichter in feinem Certificate auch anzugeben, daß fid die Ans 
ſchuldigung auf ein in dem Vertrage vorgefehenes Verbrechen bezieht. Dies iſt ber intereſſante 
Punkt an der gerade jegt (1857) jhwebenden Auslieferungsfrage zwifchen Frankreich und 
Amerila (Affaire Garpentier). Diefes Syſtem gibt dem außliefernden Staate die Möglichkeit, 
ſich zu überzeugen, daß nicht one guten Grund der Ausländer der Gewalt des andern Staats 
überliefert wird. 

Die belgiſche Gefeggebung und dem entfprechend die von Belgien gefchloffenen Verträge ver⸗ 
langen zur Vornahme der proviforifhen Verhaftung eines Auszuliefernden einen Verhaftsbe⸗ 
fehl, ausgehend von einer zuftändigen auswärtigen Behörde und indoſſirt vom zuſtändigen 
belgiſchen Gericht erfter Inſtanz. Bor der Auslieferung muß jedoch das difentlihe Miniſterium 
und der Auszuliefernde vor der Anklagekammer des zuftändigen Appellhofs erſcheinen und dieſe 
‚hat nad) Anhörung beiver Parteien dem Juſtizminiſier ihr Gutachten zu geben. Bon der requi- 
rirenden Regierung muß zur Grundlage der Auslieferung die Verfegung in den Auklageſtand 
(arr&t de mise en accusation) ober ein verurtheilendes Erkenutniß (arröt de condamnation) 
sorliegen. Geſchieht dies nicht innerhalb dreier Monate nach der proviforifchen Merhaftung, fo iſt 
der Verhaftete freizulaſſen. (Belgifches Gefeg von 1. Oct. 1833). Dem beigifhen Syftem fol- 
gen Spanien und Luremburg in diefer Hinficht. z B 

Die übrigen Staaten, Frankreich an der Spige, begnügen fich mit einem Verhaftsbefehle (in 
mandjen genügen ſchon bloße Steckbriefe; in den Verträgen heißt es meiſt: eine dem Verhaftsbefehl 
gleichtraͤftige Urkunde, weiche die Beichuloigung und das auf fie anwendbare Strafgefeh bezeich⸗ 
net), und bei ihnen Hat die Juſtiz mit der Auslieferung nichts zu ſchaffen, fondern die Polizei⸗ 
behoͤrden dienen Hier als die Organe ver hohen Bolizei. Natürlich hängt die Gefeggebung über 
Hiefen Punkt aufs engfte mit dem Schuge und der Rechtöftellung zufammen, welche den Aus- 
lindern gewährt werden. Darüber, daß eine Mitwirkung ber Gerihte bei ber Auslieferung ent- 
weder in dem vollen Umfange des amerikaniſch⸗engliſchen Rechts ober nad; dem Vorgange der 
belgiſchen Gefeggebung hochſt wünfhenswerth fei, find die beveutenbften Autoritäten einver- 
fanden. Bon deutfchen Staaten hat Preußen in feiner Eriminaloronung ($. 96) eine ähnliche 
Cinrichtung getroffen, die jedoch im Jahre 4825 dahin modificirt worden iſt, daß auch die Ober= 
gerichte (jegt Appellationdgerichte) ohne Anfrage die Auslieferung gewähren können. DE 
Koften ver Auslieferung werben nad) den Vertragsbeſtimmungen bald ganz som requirirenden 
Gtaate, bald von dem Staate, in dem fie erwachſen, getragen. If der Auszuliefernde wegen 
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einer im Lande der Zuflucht angeblich begangenen Handlung in Unterfuhung oder in Strafver⸗ 
büßung, fo iſt die Auslieferung bis zur Strafvollſtreckung oder jonftigem Schluß der Unterſuchung 
natürlich aufzufchieben. Fürſorglich beftimmen aud noch die meiften Verträge, daß der bloße 
Säulverhan fein Hinderniß der Auslieferung fein ſoll. Wichtiger ift der ausprüdliche Vor— 
behalt, daß nur wegen des Verbrechens geftraft werden kann, wildes in der Requiſition ge- 
nannt war und zur Auslieferung Anlap gab, nicht wegen eined fonjtigen frühen Verbrechens. 
Etwas anders, als die Verhältniffe im Wölkerverfehr bis jegt zu ſchildern waren, ftelten ſich 

die Grundfäge über Auslieferung in einem Bundesſtaate. Hier-einen fo wichtigen Zweck wie die 
Unterftügung der Rechtspflege von dem bloßen Gutbefinden der einzelnen Bundesglieder, die ja 
aufgehört haben eigentliche Staaten zu fein, abhängen zu laſſen, wäre ein Widerſpruch gegen 
die Ihatfache der Vereinigung ſelbſt. So iſt denn in folden Staateuvereinen die Auslieferung 
Gegenftand der gemeinfamen Gefeggebung, nicht der Verträge. Zunächſt haben wir die Ver: 
einigten Staaten von Nordamerika zu nennen, deren Gonftitution, nachdem ſchon Art. A der 
Eonföberationsacte Ähnliches beftimmt, in Art. A jagt: „A person charged in any state-with 
treason, felony or other crime who shall (lee from justice and be found in another state 
shall on demand of the execulive authority of the state from ‚which.he fled, be.delivered 
up to be removed lo the state having jurisdiction of the same.” Danad) gibt es für die bun⸗ 
bespflihtige Auslieferung von Staat zu Staat in der amerifanifchen Union feine Beſchränkung. 
Ein jedes angeſchuldigte Vergehen kann zur Auslieferung Anlaß geben. Auch in der ſchweizeri⸗ 
hen Bundesverfaffung ift der Gegenftand zu einer Sache des Bundesregiments geworden. 
Art. 50 beftimmt: „Ein Bunvdesgejeg wird über die Auslieferung der Verbrecher. von einem 
Canton an den andern allgemein verbindliche Beftimmungen aufitellen; die Auslieferung kann 
jedoch für politiiche Vergehen und für Prefvergehen nicht verbindlich gemacht werden.“ Die 
Verfafler ver Bundesverfaſſung für die Schweiz werden für dieſe legtere Beftimmung ohne 
Zweifel in der Verſchiedenheit des politifhen Bewußtſeins und der ftaatlihen Geftaltungen in 
ben einzelnen Gantonen einen praftijchen Grund gehabt haben, aber es läßt ſich doch nicht ver- 
fennen, daß die amerifanifche ausnahmslofe Foderung dev Auslieferung dem Wefen des Bun— 
- besjtaats enffpricht. In Staaten, die zu fo engem Bündniß zufammengetreten find, daß ſie ihre 
Perfönlickeit an den Gefammtorganismus aufgegeben haben, muß man eine ſolche Gleichar— 
Higfeit der Inftitutionen vorausiegen, daß auch der politifche Augeſchuldigte von dem einen Ein- 
zelftaate mit Vertrauen der Nechtöpflege des andern überlaffen bleiben kann. - Für ertreme 
Fälle — diefe können allerdings aud) im Bundesftaate eintreten — gibt es immer noch außer: 
ordentliche Mittel und Wege, aber die Nidhtauslieferung bei politifhen Vergehen an die Spige 
des Bundesrechts zu ftellen, ift eine Beleidigung der einzelnen Bundesgliever. Die dritte große 
Staatengruppe der Neuzeit, der Deutfche Bund, hat ihrer Zwitternatur gemäß aud) auf dieſem 
Gebiete bald die Orundfäge walten laffen, welde für unabhängige und völkerrechtlich verbun— 
dene Staaten gelten, bald, die Bande ftraffer ziehend, Mafregeln getroffen, wie fie dem ftrengen 
Bundesftaate allerdings entſprechend find. Man ging anfänglid) davon aus, daß die Auslies 
ferungsfrage den einzelnen Staaten zu überlaffen fei, obgleich der Bundeszwed, wie er in be 
Bundesacte und Wiener Schlußacte ausgeſprochen ift, eine bundesmäßige Behandlung des Ge? 
genſtandes nicht ausſchließt. Cine befondere Erwähnung findet derfelbe jedoch in den Grunde 
gelegen des Bundes nicht. Die Folge davon war, daß es anfänglich fo blieb, wie es im Deutſchen 
Reiche gezvefen war.. Ganz im Geifte der von Jahrhundert zu Jahrhundert größer gewordenen 
Berfplitterung der Reichsmacht und des Reichsanſehens war in Deutfchland aud) bei der Aus: 
lieferung die volle Freiheit des landesherrlichen Schaltens und Waltens die Regel geworden 
Reit, „Deutſches Staatsrecht S. 474; Mofer, „Nachbarliches Staatsrecht“, S. 556). Zu 
biefer Leugnung der Auslieferungspfliht zwiſchen den Reihsftänden trug aud mit die Anz 
nahme des Gerichtsſtandes, der Ergreifung und. des Wohnorts als mit dem forum delicti com- 
missi völlig concurrirend bei. Da fomit die Neihsftände mit den wenigen Ausnahmen des 
Reichsrechts nicht zur Auslieferung für verbunden galten, ſchloſſen ſie theils Verträge mit: 
einander (z. B. im Jahre 1617 Brandenburg, Pommern und Mecklenburg), theild gewährte 
man ih unter. der Zuſicherung der Reeiprocität die Auslieferung auch ohne Vertrag. Bei 
den vielfachen nähern Berührungen zwifchen den einzelnen deutjchen Staaten war das Letz- 
tere ſehr Häufig die Regel. ine Einwirkung der Landeögejeggebung auf unfern Gegen: 
fand bezog ſich nun bald auf die nähern Beſtimmungen über die Auslieferung nad) vem Reci— 
procitätöverhältniß, bald wurde die Nichtauslieferung der ‚eigenen —— als ſtraf⸗ und 
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ſtaatorechtlicher Grundſatz ausdrucklich ausgeſprochen (fo z.B. altenburgiſche Verfaſſungsur⸗ 
kunde, $.45, ſpäter würtembergiſches Strafgeſetzbuch, Art.6, badiſches Strafgeſetzbuch, Art. 7). 
In Bezug auf den Gang der Auslieferung begnügte man fi in Deutſchland mit einer Anz 
zeige bei den höhern Behörden des vequirirten Gerichts. Einzelne, namentlid fündeutfche Ver— 
träge verlangten eine Beſcheinigung, daß die That wahrfhelnfih vom Auszuliefernden began⸗ 
gen fei, vie meiften Länder jedoch ließen ji an einer formell gültigen Requiſition einer Be: 
Hörbe genügen, ohne ind Materielle des Falls einzugehen. Darin kommen jedoch faft alle deut⸗ 
fen Konventionen überein, daß fie bie politifchen Verbrechen nicht ausſchließen, fondern ganz 
allgemein die Auslieferungspflicht gegenfeitig feftfegen (3. B. ſächſiſch-preußiſche Convention 
vom 44.0.1839, Art.39). In den meiften deutſchen Staaten diente jedoch nicht der Vertrag, 
fondern die auf Reciprocität gegründete freiwillige Unterftügung der fremden Rechtöpflege ven 
Auslieferungen zur Grundlage. E 
Der Bund nahm fhon im Jahre 1832 den Gegenftand auf. Unter ven Beſtimmungen des 


Bundesbeſchluſſes vom 5. Juli 1832 findet fih ſchon unter 8. die Anordnung, daß alle aus 


einem Bundesitaate in den andern geflüchteten politifchen Verbrecher auf Requiſition audgelie- 
fert werben follen, fofern fie nicht eigene Unterthanen des requirirten Staats find. Diefer Bun= 
desbeſchluß vom°5. Full gehört zwar zu den nicht mehr als in Wirkſamkeit ſtehend geltenden 
(er wurde zu den durch Bundeöbefchluß vom 2. April 1848 aufgehobenen „Ausnahmegefegen“ 
gerechnet), allein dieſer Paſſus wird jegt von der Bundesverſammlung als nod zu Recht 
beſtehend angefehen (Zöpfl, „Staatsrecht“, I, 428). Übrigens iſt er in dem Bundesbe⸗ 
ſchluß vom 18. Aug. 1856, der nie als aufgehoben galt, wieberholt worden. Noch ift hinzuge⸗ 
fügt, daß, wenn das angeſchuldigte Unternehmen gegen mehre Bunvesftaaten gerichtet iſt, Die 
Auslieferung an den erfolgen foll, ver fie zuerft nachſucht. Man hat Häufig in dieſer Bundes: 
verpflichtung zur Auslieferung politifher Verbrecher eine Härte gefehen, vie nit darin liegt. 
Brincipiell wird ſich nichts dagegen einwenden laflen, daß eine Stantenverbindung fi Rechts— 
hülfe gegen Angriffe auf ein einzelnes Glied gewährt, und bie Angriffe, welche dieſe Verabre- 
dungen haben erfahren müflen, waren nur deshalb gerechtfertigt, weil auf jedem andern Gebiete 
die Gonfequenzen ver Staateneinigung nicht gezogen wurben, weil man durch eine folhe Be— 
Rimmung 908 Zufanmenhalten einer Verbindung zu fhügen fuchte, die fonft den Unterthanen 
einen Schug gewährte. Schon der Umſtand, daß man von Bundes wegen die Auslieferung we⸗ 
gen gemeiner Verbrechen beifeite ließ und feine Thätigfeit nur auf die Auslieferung Solcher 
beſchraͤnkte, „vie fi gegen den Souverän oder gegen die Eriftenz, Integrität oder Sicherheit 
eines andern Bundesſtaats“ vergingen, iſt ein Anlaß für dieſe Auffaffung gewefen. Wir können 
nichtsdeſtoweniger dem Deutfchen Bunde dad Recht und die Befugniß zu einer folden Anord⸗ 
nung nicht abſprechen und nur bedauern, daß ein ſolches Annähern an eine bundesſtaatliche Auf- 
faſſung nur ausfchließlich bei dieſem Gegenſtande ſich geltend gemacht hat. 

Da viefer Bundesbeſchluß nog heutzutage gilt, fo mögen hier noch einige erläuternde Worte 
Platz finden. Art. 2 lautet: „Die Bunvesftaaten verpflichten fi gegen einander, Individuen, 

elche ver Anftiftung eines gegen den Souverän oder gegen die Exiſtenz, Integrität, Verfaffung 

per Sicherheit eined andern Bundesſtaats gerichteten Unternehmens, oder einer darauf abzielen- 
den Berbinbung, der Theilnahme daran oder ver Begünftigung derfelben beinzichtigt find, dem 
verlegten oder bebrohten Staate auf Verlangen audzuliefern.“ Die Auslieferungsprliät iſt alſo 
nit abſolut. Sie ift bedingt durch eine Nequifition. Ebenfo geht fie nicht auf alle fogenann= 
ten politifhen Verbrechen. Auch hier gilt die Beſchränkung, daß eigene Unterthanen nicht auß= 
geliefert werden. Uber die fonftigen Vorausſetzungen der Auslieferung enthält der Bundes= 
befhluß nur die Beftimmung, daß bie „beinzichtigten‘‘ Perſonen ausgeliefert werben follen. 
Aus drůcklich wird dem requirirten Staate fein Urtheil über die Beinzichtigung freigelaffen, aber 
da es nicht ausgeſchloſſen ift, fo dürfte ein jeder Staat, ehe er außliefert, ſich allerdings eine 
Beurtheilung, ob wirklich Inzichten gegen den Angeſchuldigten vorliegen, erlauben und erft nach 
dieſer Unterfuchung entweder außliefern oder nicht. 

Allein welche Ausnahmen und Bedingungen man auch nach diefem Beſchluſſe noch auf= 
ftellen Eonnte, fie find durch den ganz allgemeinen Bundesbefchluß wegen gegenfeitiger Auslie= 
ferung von Verbrechern vom 26. Ian. 1854 unpraktiſch geworben. Durch dieſen ift nämlich mit 
Inkraftiaſſung ver oben erwähnten Anordnungen ganz allgemein vie Auslieferungspflicht wegen 
anderer Verbrechen und Vergehen den einzelnen Bundesſtaaten auferlegt worden. Im Eins 
gange wird auch beſtimmt, daß ver Bang der Auslieferung, wie er in dieſem Beſchluſſe vor⸗ 
gefchrieben iſt bei ver Auslieferung wegen politifcher Vergehen ebenfalls eingehalten werden fol. 
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Mad Art. 1 bezieht fich Die Anslieferungäpflicht auf Individuen, welche wegen Verbrechen und 
Bergehen (ausſchließlich der Abgabendefraubationen und der Übertretungen von Polizei: und 
Sinanzgelegen) von einen Gerichte dedjenigen Staatd, in melden oder gegen welden nad 
Verbrechen over Bergehen begangen worben, verurtheilt ober in Anklageftand verfegt jind, oder 
gegen die ein gerichtlicher Berhaftöbefehl dort erlaffen iſt“. Eine Vorausfegung der Ausliefes 
rungopflicht ift jedoch, „daß nad; ven Gefegen bes requirirten Staat die veranlaffende ftrafbare 
Handlung gleichfalls als Verbrechen oder Vergehen anzufehen und die Strafe nody nicht vers 
jährt il”. Eine Ausnahme begründen die Bälle, daß der Angeſchuldigte Unterthan des vequirir- 
ten Staats iſt, daß diefer nad) feinen Gefegen die Handlung felbft ftrafen kann, oder daß Unter⸗ 
fugung vber Strafhaft wegen anderer Auſchuldigungen oder Schulvarreft gegen den Auszulies 
fernden beſteht. (Art.1.) In legterm Ball hat erſt nad) Beendigung diefer Vorhaft die Auslieferung 
zu geſchehen. (Art. 2.) Mit ver Berfon find alle Gegenftände, welche fid) in deren Befige befinden, 
ſowie auch andere, Die zum Beweife ber firafbaren Handlung dienen können, zu übergeben. (Art.3.) 
Nach diefen Beftimmungen ift alfo nur bei Übertretungen vie Auslieferung audgefchloffen. Ben 
Verbrechen und Vergehen find folde nicht aufgenommen, die von einem andern Staate unter= 
ſucht werben, als in dem oder gegen den fie begangen wurden (einige deutſche Staaten dehnen 
ihre Strafgewalt joweit aus, daß diefe Beftimmung praftifh wird). Eine Beurtheilung der 
Anſchuldigungsbeweiſe fteht dem requirirten Staat nicht zu, da ſchon ver gerichtliche (alfo nicht 
bloß polizeiliche) Verhaftöbefehl die Auslieferungspfliht begründen fol. Nur hat er zu unter 
ſuchen, ob die Handlung nad) feiner Gefeggebung überhaupt ftrafbar und nicht fon ihre Straf: 
barkeit durch Verjährung erlofhen iſt. Doch ift nicht vergeflen, daß in ſolchen Ballen nur bie 
Auslieferungspflit aufhört. Das Recht andzuliefern hat ein Staat auch dann, wenn diefe Bes 
dingungen nicht erfüllt find. Ebenſo bleiben die etwa weitergehenden Verpflichtungen früherer 
Berträge befichen. 

Rad Art. A hat das Auslieferungdgefuc nicht auf diplomatiſchen Wege, fondern von Behörde 
(Gericht oder bei entwichenen Strafgefangenen Gefängnifverwaltung) zu Behörde (Juftiz- over 
Bolizeiamt, in deflen Bezirk fi der Fluͤchtige befindet) zu gehen. Für die weitern Schritte 
innerhalb des audliefernden Staats dient die Lanbeögefeßgebung zur Norm (3.8. Anſuchen 
beim Minifterium) Die folgenden Artikel beſtimmen über Koften und Transport durch da= 
zwiſchen liegende Staaten. Art. 10 fegt Die mit den deutſchen Staaten beftehenden Auslieferungs= 
verträge infoweit außer Wirkfamkeit, ald fie mit den in biefer Übereinkunft übernom⸗ 
menen Berpflibtungen in Widerſpruch flehen. Noch wird hinzugefügt, daß „die Erneuerung 
der mit auömärtigen Staaten beftehenden Auslieferungsverträge in einer mit dem Inhalt diefer 
Übereinkunft übereinftimmenden Weife erftrebt werben wird”. Und als Erinnerung an eine 
noch immer unerledigte Frage beftimmt der letzte Art. 11: „Huf dad Gebiet Des Herzogthums 
Limburg findet dieſer Bundesbeſchluß feine Anwendung.” “ 

Obgleich dieſes Geſetz praktiſch nicht viel Neues bringt, da die Staaten ſchon in diefen 
Zällen auszuliefern pflegten, fo ift doch eine beftimmte Anordnung über einen fo wichtigen Ge⸗ 
genfland für Staaten, die in näherer Beziehung zueinander ftehen, fehr wünſchenswerth, und vie 

Beſtimmungen felbft verdienen das Kob, den Verhältniffen richtig angepaßt zu fein. Oſter⸗ 
reich hat dieſe Grundſãtze auch für feine außerdeutſchen Kronlänber angenommen. Möge dieſer 
Bundesbeſchluß in andern zur Beſchleunigung und Vereinfachung der Internationalen Rechts— 
pflege raſche Nachfolge finden. 

Bon dem Auslieferungsrecht bilden die Militärcartelle, welche ſich auf die Rüdlieferung von 
Refractären und Dejerteuren beziehen, ein beſonderes Gebiet. Schon im vorigen Jahrhundert kom⸗ 
men folge Gonventionen vor. Sehr zahlreich find fie dagegen in der neueften Zeit geworben. 
Es fan zweifelhaft fein, ob, wenn wegen aller nihtpolitifhen Verbrechen die Auslieferung ges 
währt wird, barunter aud) Deferteure und Militärpflichtige fallen, allein die richtige Entſchei⸗ 
dung if, daß wegen folder Unbotmäßigkeit nur nad ausdrücklich übernommener Verpflihtung 
audzuliefern ift. „Nicht nur würde man doch felbft jept in einzelnen Källen mithelfen zu bar⸗ 
bariſchen Strafen, ſondern es fönnte überhaupt eine grundfägliche Auslieferung der Kriegs⸗ 
dienſtpflichtigen leicht misbraucht werben zur Umgehung der ganzen Nichtaudlieferung bei 
Staatsvergehen. Es bebürfte namlich von Seiten einer beliebigen Regierung nur einer ſchein⸗ 
baren Ausdehnung der Dienftpfliht auf die Männer aller Alter und Berhältnifle, um jeden po= 
liiſchen Slühtling ald Ausreißer in Anfprud nehmen zu fönnen. Und gerade in ben ſchlimm⸗ 
Ren Faͤllen bürfte man wol ſolchen Veriuden entgegenſe hen. Von einer höhern Nothwendig⸗ 

keit der Ausnahmen aber kann keine Rebe fein, ba bie Erfahrung genügend zeigt, daß Staaten, 
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welche die Kriegsdienſtpflicht nicht auf eine harte Weiſe übertreiben und welche den Soldaten 
gerecht und menſchlich behandeln, feine ihre Vertheidigungskraft beeinträchtigende Fahnenflüch⸗ 
tigfeit zu fürchten haben.“ (Mohl, a. a. O., S. 107.) Nichtodeſtoweniger ift eine Reihe von 
befondern Eartellconventionen zwifchen ben europäifchen Staaten abgeſchloſſen worben, in denen 
eine Auslieferung nicht blos eigentliher Deferteure, fondern aud ver Militärbienftpflihtigen 
der fogenannten Nefractäre) gegenfeitig zugefagt iſt. Zwiſchen den aus dem Milltärvienft 
Entweichenden und den ausbleibenden Gonfrriptionspflichtigen wird jedoch in den Verträgen 
gewöhnlich der Unterſchied gemacht, daß jene ohne befonvere Requifition, diefe nur auf Re: 
quifition auögeliefert werden (3. B. preußiſch-däniſche Gartelleonvention vom 25. Der. 1820, 
vreußifch=franzdfifhe vom 25. Juli 1828). Wenn fon Staaten ohne fonftige weitere‘ 
Berbindung fi veranlaßt fühlten, ihren Heerdienft durch ſolche Verträge zu ſchützen, fo: 
war es un fo natürlicher, daß man unter den deutichen Bunvesftaaten zu Stipulationen ber 
Art kam. So wurden in ven Jahren 1818 und 1819 fehon zahlreiche Verträge der Art ab— 
geſchloſſen. Aber auch von Bundes wegen wurde der Gegenftand in Angriff genommen, 
und Art! 24 der Kriegöverfaffung des Deutfchen Bundes vom 9. April 1824 fihrieb vor, 
daß zwiſchen fänımtlihen Bundeöftanten ein allgemeines Cartell beftehen fol. Seine Aus: 
führung erhielt dieſer Satz jedoch erft 1831, in welchem Jahre durch Bundesbeſchluß vom 
40. Febr. eine allgemeine Cartellconvention gefhloffen wurde. Zr den 20 Artikeln dieſes Be— 
ſchluſſes Yam noch unterm 17. Mat 1832 eine Declaration. Was für die Auslieferung politi— 
ſcher Angeſchuldigter in einem engern Staatenbunde fpricht, läßt ſich natürlich ebenfo für eine 
Auslieferung Militärpflichtiger geltend machen. Auch hier ift daran zu erinnern, daß auf dieſem 
Gebiet nicht zu viel, fondern auf andern zu wenig Einigung zwiſchen den Theilen Deutſchlands 
vorhanden ift. 3 R 

Soweit das geltende Recht und die wirkliche Ubung. Wenn fi Die nicht täufchen, welche 

in der Zufunft eine immer wachſende Gleichartigkeit der Stauten als das nothwendige Refultat 
der von Tage zu Tage fi enger knüpfenden Beziehungen in der Staatenwelt fehen, fo wird 
auch noch die Stunde fommen, wo die Befhränkungen fallen, welche man heutzutage der Ans— 
Neferung von Verbrechern noch ftellen muß. Aber niemals follte ein Unterfchlen vergeflen wer⸗ 
den, den noch jo Wenige fhärfer ind Auge gefaßt haben, daß es etwas Anderes ift, einen ver= 
urtheilten, feiner Strafe entflohenen Verbrecher zur verdienten Abbüßung zurüdzultefern, oder 
einem blo8 Angeſchuldigten, für deſſen Schuld erft Die Beweiſe erbracht werben follen, ven Schutz 
zu entziehen, auf den ihm ſchon ver bloße Aufenthalt ein Anrecht gibt. Dort fteht der feier- 
Ude Ausſpruch eined Gerichtd nach unterfuchter Sache für die Thatfache ein, daß der Flüdtige 
unſers Schutzes unwürdig ift; hier dagegen bietet und bie bloße Thatſache der Verfolgung noch 
durchaus feine Beweife für die Schuld. Wie ſchon früher hervorgehoben, iſt eine Zeit denkbar, 
wo auch die jetzt fo gepriefene Ausnahme der politifchen Flüchtlinge nicht mehr nöthig ift, wo 
fl} die Staaten zum gemeinſchaftlichen Kampfe gegen das ftrafbare Unrecht in allen Fällen die 
Hände reihen, und wo, um Beccaria!8 Ausprud zu gebrauden: „la persuasione di non tro- 
vare un palmo di terra, che perdoni ai veri delitti, sarebbe un mezzo efficacissimo per 
prevenirli.” 
. Die Literatur über diefen Gegenſtand iſt in der neueften Zeit durch die ſchon im Art. Aſyl 
und Aſylrecht angegebenen Werke von Mohl, Berner und Bulmerincq bereichert worden. Von 
weiter zurückliegenden Arbeiten verbient eine holländiſche, Provo-Kluit's „De deditione profu- 
gorum‘ (1829), alles Xob. H. Marquarpfen. 

Ausmärker, ſ. Gemeinde. e 

Ausnahmegericht und Ansnahmegefeg, f. Belagerungszuftand. 

Ausfehuß, |. Gemeinde und Landftände. 

Ansfegung, f. Kindermord. 

Audtrage, Audträgalinftanz, ſ. Friedensgericht und Schiedsgerichte. 

Auftralien, Oceanien oder Polynelien (Infelwelt), früher Südindlen genannt, ver fünfte 
und neuefte IBelttheil, umfaßt den größten Theil der Infeln zwiſchen 32° nördl. und 56° ſüdl. 
Br., 151—270° Öfl. 2., deren ganzer Flächengehalt auf 160,000 OM. berechnet wird. Bon 
diefen Infeln wurden im 16. Jahrhundert die Ladronen durch Magellan, die Freundſchaftsin⸗ 
feln durch Fernandez de Quiros entdeckt. in Jahrhundert fpäter entdeckten und benannten 
die Holländer die größte derfelben, Neuholland, vie fait fo groß if wie Europa und darum 
auch als Auftralcontinent bezeichnet wird. Erſt durch den Weltumfegler Cook (1768— 79) 
erhielt Europa genauere Kenntniß von diefer Infelwelt, die ſeidem von den nachfolgenden Weit⸗ 
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umfeglen fa vernoliftänbigt erben tft, Daß gegenwärtig nur wenige von geringerm Umfange 
ned unentvedt fein dũrften 
So verſchwenderiſch Die Natur dieſen Theil der Erde in einigen Gegenden mit Reichthũ— 
mern begabt, fo wenig hatte er die Aufmerkſamkeit der Gandelövölfer des europäiſchen Gonti- 
nents auf id gezogen, da bie Ureinwohner, ſämmtlich Barbaren ver roheſten Art, nichts be- 
durften und nichts probucirten, folglich wie Gewinnfucht nicht anveizen Eonnten, eine fo weite 
um» gefahrvolle Seereife zu unternehmen. Nur eine europäiſche Nation, die nicht blos in dem 
asigenblidlihen Gewinn er Vortheil fucht, welche einfieht, daß man erft füen muß, bewox 
man ernten fann, und daß es in der Wirthſchaft der Nationen wie in der der Individuen zu 
beffern Zejultaten figrt, wenn man Pilanzungen anlegt und von den veredelten Früchten der⸗ 
ſelben Belohmung erwartet, ald wüfte Länder noch mehr verwüftet, erkannte die unermeßlichen 
Bertgeile „meldye ihr aus der Golonifation dieſes Welttheils im Laufe ver Zeit erwachſen muͤß⸗ 
ten. Durch die Golonifation von Nordamerika hatten die Engländer in dieſer Beziehung große 
um» erfolgreihe Erfahrungen gemacht, und alle Verhältniffe des fünften Welttheils verbürgten 
ihnen dort dad Gelingen eines ãhnlichen Experiments in einem ungleich Eürzern Zeitraume. 
Auſtralien bot ihnen die Producte aller Zonen: die Fruchtbarkeit des Bodens, das Gedeihen 
aller enropäifen Getreivearten und Ihisrgattungen und indbefondere ver reiche natürliche, 
Wieſewachs in dem gemäßigten Klima verſprach ver englifchen Landwirthſchaft die glänzenaften, 
Refultate. War Hamit einmal ein foliver Grund gelegt, hatten landwirthſchaftliche Colonien 
mit englifchen Inflitutionen und englijcher Betrlebſamkeit auf dem neuen Boden fefte Warzel 
vefaft, ſo konnte man mit Befimmtheit Darauf rechnen, daß die Vermehrung ver Beuälßermg 
und des Wohlſtandes in demſelben Verhältniß vor fi gehen werde wie in Norbamerifa, 
Denn wie dort hatte man nur eine völlig barbarifche, unmächtige und wenig zahlseiche Urbe⸗ 
wölterung in die Wälder zurüdzubrängen, um für Millionen Europäer Raum zu gewinnen; 
keine fremde Macht konnte den Entwickelungsproceß ver neuen Geſellſchaft flören, keine Ver⸗ 
wifpung mit halbetsilifirten Nationen ven Charakter des neuen britannifchen Sprößlings vers 
wareinigen. Bit Erſtarkung der Golonien war Großbritannien faſt des ausfäliegligen Bes 
ſtzes ver ganzen Inſelwelt und alfer daraus reſultirenden Vortheile verſichert; und wie ſehr 

auch ihre Bevöllerung und ihr Wohlftand zunehmen mochte, die Ausbeutung ihrer Narurreich⸗ 
—* mußte foldhen Ländern Jahrhunderte lang die gewinnreichſte Beſchäftigung bleiben, das 
Butterland durfte ich naher verfprechen, mit jedem Jahre größere Quantitäten Urproduete von 
ihnen zu erhalten und alljährlich größere Duantitäten Sabritwanren an jie abzufegen. Cug⸗ 
Ianas Handel, feine Fabrikation, —* Schiffahrt mußten infolge dieſer Coloniſation Jahr⸗ 
hunderte lang zunehmen. 

Erwartungen hegte England, als es im Jahre 1788 von der Oſtkuͤſte Neuhollands, 

von ihm Reu-Säinmwaled genannt, Beſttz nahm, und daß e& ſich darin nicht täuſchte, zeigte bald 
ver Zufland dieſer Colonien, welcher ein überaus blühender iſt, ungeachtet dieſelben zuerſt nur 
mit deportiten Verbrechern bevditert wurben. Das Misverhaitniß eines allzu großen überge⸗ 
wihts der männlichen Bevoͤlkerung fucht die Regierung durch Begünftigung ver Überfiepelung 
won Münden und Weibern and England zu heben. Die Gelegenheit zur Schaf: und Rind⸗ 
wiehquärt iR wegen der unermehlihen Strecken natürlicher Wieſen und ihres reihen Ertrags 
faR unbegrenzt, und man vechnet, Daß fich Die Zahl der Schafe alle vier biß fünf Jahre \. dop⸗ 
vet. Alima nn Weide find der Zucht feinwolfiger Schafe überaus günftig, und die auftralifche 
Bolle iſt von ungewöhnlicher Feinheit und Feſtigkeit. 

Seit 1845 dehnt ſich das Gebiet von Neu⸗ Südwales durch Gründung ber Eolonie Ba⸗ 
tharſt bis jenfeit der Blauen Berge aus. Auch alle weitern britifhen Nieverlaffungen in 
Reuhellaud gehören dem 19. Iahrhundert an und find trog ihres noch fo kurzen Befiandes 
tn raſchem Auffchwunge begriffen. So tft im Jahre 1829 am Schwanenfluffe in Weftauftras 
llen eine Golonie mit dem Hauptorte Perth gegründet worden; ſodann im Jahre 1836 am 
Sincentgoif in Sübauftralien eine Nieverlaffung mit ber Stabt Adelaide, die im Jahre 1839 
füon 3000 Einwohner zählte. Daran fließt fich feit 1839 die Kolonie Australia Felix mit 
der Stadt Melbourne, im Shooften der Murraymündung. Die feit 1838 im tropiſchen Nord- 
auftralien anf der Halbinfel Roburg am Vort Eifington gegründete Golonie kann noch wichtig 
werben durch ihre Stellung zu dem Handel mit ven Moluffen und mit China, fowie durch bie 
rn ber Torrestraße. Rad dem Allem zeigt ein Blick auf bie Karte, daß bereits Großbritan⸗ 

feinen Nicverlaffungen pas große Feſtland von Auftralien in allen Zouen und Welt⸗ 
—* —— bat. 
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Die Meine Zahl der Ureinwohner von Reuholland iſt von der Race der Vapuas ober 
Auftralneger. Diefe Negritos leben In der tiefften Barbarei, ohne Religion, ohne Staats⸗ 
verein, blos in Familienhorden, wohnen in Gütten von Baumzweigen und in hohlen Bäus 
men, nähren fi hauptfählid von Schalgewürmen und Wamswurzeln, verſchmähen aber auch 
Menſchenfleiſch nicht. Wegen ihrer elenden Nahrung und außerordentlichen Unreinlichkeit 
find fie verſchiedenen Hautkrankheiten unterworfen, welche nicht felten epidemifch werden. Der 
Kindermord ift bei ihnen häufig, wahrfheinlih aus Mangel an Mitteln zur Erhaltung deo 
Lebens. % 

Eine zweite Ältere engliſche Nieverlaffung befteht feit 1803 auf der an ver Sünfeite von 
Neuholland gelegenen Infel Bandiemensland, welche von dem mit gleichem Namen belegten Kü- 
ſtenſtrich auf der Nordſeite von Neuholland wohl zu unterſcheiden ift. Im Jahre 1642 wurde Diefe 
Infel von dem Holländer Abel Tasman entdeckt. Das Klima ift hier im Sommer Heiß, im 
Winter gelind, der beſte Boden trägt hundertfältige Frucht. Das Territorium viefer Eolonie be= 
trägt 23,437, engl. OM. oder 15 Mill. Ader Landes, wovon aber nur ungefähr ein 
Zehntel als Aderlano und die Hälfte als Weide zu benugen ift; das Übrige beſteht aus fteinis 
gen und waldigen Hügeln. Im Jahre 1829 befunden ſich bereits über 1 Mi. Adler im Privat⸗ 
eigenthum, wovon jedoch kaum der dreißigſte Theil angepflanzt war. Im Jahre 1840 dagegen 
waren ſchon über 124,000 Morgen angefäet, ſodaß damald Vandiemensland als die Kornz 
kammer von Auftralien galt. . & 

Nah Klima, Fruchtbarkeit und Ausbehnung des Landes eignet fih zumal das aus zwei 
Infeln beſtehende Neufeeland zur Golonifation und zur Aufnahme europäifcher Bildung. Die 
Urbewohner, etwa 150,000, zeichnen fid durch körperliche Stärke und Größe aus und find krie⸗ 
geriſch, jedoch ziemlich bildſam und gutmüthiger Natur. Ihre geſellſchaftliche Ordnung ifl ber 
europãiſchen Beubalverfaffung nicht unähnlich. Sie haben Häuptlinge, Adel, Gutöbeftger und 
Sklaven und eine Priefterhierardie. Chebruch und Diebftahl werden mit dem Tode beftraft. 
Neufeeland ſcheint jegt beftimmt, der dritte Hauptpunkt für Die weitere Verbreitung britifger 
Eolonifation und Herrfchaft in Polyneſien zu werden. - Schon feit mehren Jahrzehnden gab eo 
dafelbft, zumal auf ver noͤrdlichen Infel, englifche Nieverlaffungen von Miffionaren und Hau 
deloleuten. · Später bildete fi in Großbritannien eine Neuferlandscompagnie, die von ben 
Eingeborenen Landeigenthum erwarb und zahlreiche Cinwanderungen von Engländern, auch 
Deutſchen, in das neu erworbene Gebiet veranlaßte. Auf dieſe Weiſe ſah ſich die britiſche Me 
gierung veranlaßt, bie Leitung der neuen Golonien zu übernehmen und fi im Jahre 1840 bie 
Souveränetät über Neufeeland anzueignen. Seitdem haben die Einwanderungen immer mehr 
* zugenommen. 

Während die Vereinigten Staaten von Nordamerika ihren Einfluß auf Bolynefien nur 
durch das friedliche Mittel der Miffionen und die Gründung von Handelsetabliſſements auszu⸗ 
dehnen ftreben, was ihnen zumal auf den Sandwichinſeln gelungen ift, hat in ven viergiger Jah⸗ 
ren Sranfreih, in Oppofition gegen bie Umgriffe Großbritanniens, feine Herrfcaft in Auſtra⸗ 
lien auf directere Weife zu erweitern verſucht. Schon 1840 machte e8 auf der fünlichen Infel 
von Neufeeland einen miöglüdten Berfuc zur Golonifation der Halbinfel Banks, der durch das 
Brävenire der Engländer vereitelt wurde. Am 1. Mai 1842 wurben von franzoͤſiſcher Seite 
die Marqueſas⸗ oder Menvafiainfeln in Befig genommen, und 1844 ward das franzoͤſiſche 
Protectorat auf bie feinen Gambierinfeln, ſowie auf die Eilande Wallis und Fontana außges 
dehnt. Wichtiger ift der franzoͤſiſche Einfluß in den Geſellſchaftsinſeln, namentlich in der 
Hauptinfel Otaheiti. Hier beftand eine ähnliche Beudalverfaffung wie auf Neuferland. Schon 
41819 war der größere Theil der Beodlferung zur Hriftlihen Religion übergetreten. In der 
von der britifhen Mifiionsanftalt daſelbſt errichteten Lancaſter'ſchen Schule hat bereits eine 
große Anzahl der Einwohner Kefen, Schreiben und Rechnen gelernt; auch ift die Bibel In die 
Landesſprache überfegt und zu viel Tauſend Exemplaren verbreitet worden. 

Nach Neuholland find vie größten Infeln: Neuguinea mit 13,000 OM., Reufeeland mit 
4291 OM., Vandiemensland mit 12554, OM., Neubritannien mit 1128 OM., Neucale= 
donien mit 300 OM. Das Areal der übrigen, deren Zahl ſich auf mehre Hunderte beläuft, iſt 
lm Verglei mit den genannten von geringer Bedeutung. S 

Heuguinea und Neubritannien find, als dem Agquator zu nahe gelegen, zur Anlegung euros 
paiſch⸗ landwirthſchaftlicher Golonien nicht ſehr geeignet ; dazu fommt, vaß in biefen Infeln die 
Linwohner wilder, grauſamer und Eriegerifcher Ratur find, alfo neuen Anfleblern viel zu ſchaf⸗ 
fen machen dürften. Diefe wie alle übrigen in gleicher Breite gelegenen kleinern Infeln proancis 
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ten alle niðglichen Suͤdfrüchte und Gewürze. Befonder® bemerkenswerth it hier der Brot⸗ 
fruchtbaum, welder ven Bewohnern dad ganze Jahr hindurch vollaufRahrung bietet und daher 
eher als ein Culturhinderniß denn als eine Wohlthat zu betrachten ift. i 

Bon der Bilbfamfeit eines Theils dieſer Inſelbewohner jind die Bewohner der Sandwich⸗ 
tafein (150,000) ein erfreuliches Beifpiel. Aderbau, Manufacturen, Fiſcherei und Handel 
And bereits dort in blühendem Zuftand, und auf eigenen, nad europäticher Weife erbauten 
Schiffen treiben fie Handel nach der Weftfüfte von Amerikg, nach Kamtſchatka und nad) den bes 
nachbarten Infeln. Die Einwohner theilen fi in Häuptlinge, Gutsbeſitzer und Arbeiter. Seit 
1820 find Menfcenopfer und Gdgenvienft aufgehoben, die chriſtliche Religion ift zur Staats⸗ 
teligton erffärt und die Unterrichts⸗ und Religiondanftalten befinden fid in ven Händen nord⸗ 
amerifartifcher Miffionare. Der König’und die meiften Einwohner fprechen bie engliſche Sprache 
mit Geläufigkeit. Die Ihronfolge tft in der männlichen Linie erblich. 

Im Jahre 1844 wurde von ven Vereinigten Staaten und von den europälfchen Mächten 
die Unabhängigkeit der Sandwichinſeln anerkannt, ein Ereigniß, welches daſelbſt mit großen 
Feierlichkeiten begangen wurde. 

Die Zahl der Einwohner von Auftralien überhaupt wird auf nit ganz 3 MIN. ges 
fhägt. Die beiden Hanptracen der Urbewohner, nämlid die helle oder malayifche (auf den 
Geſellſchafta⸗, Freundſchufts⸗, Marquefasinfeln u. |. w.) und bie negerartige mit ſchwarzen 
wolligen Haaren (auf Neuguinea, Caledonien u. f. w.), haben vurch Vermiſchung mannichfal⸗ 
tige Abarten gebildet. Die meiften find Fetiſchanbeter, opfern Menſchen und effen das Fleiſch 
der erfälagenen Feinde, einige fogar in Nothfällen ihre eigenen Frauen, Kinder, Geſchwiſter 
und Altern. 

Daß vermitteld des engliſchen Eolonifations- und Miffionsfoftems im Laufe der Zeit auf 
allen viefen Infeln blühende und civilifirte Stanten fi erheben werben, ift nach Dem, was jegt 
ſchon dort geleiftet worden tft, feinem Zweifel mehr unterworfen. Vergl. Dawfon, „The present 
state of Australia” (2ondon 1830); Schũtz, „Allgemeine Exhkunde”, Bd. 30; Ellis, „Poly- 

nesian researches” (4 Thle. London 1830); Meinide, „Das Feſtland Auftralien” (2Bbe., 
Brazlau 1837); Gaßkarl, „Auftralien und feine —— Eberfeld 1849) u. ſ. w. 
F. Liſt u. W. Schulz-Bodmer. 

Auſtralien feit 1845. Schon feit längerer Zeit ift die Herrſchaft der größern europäl= 
fen Seemädte und der nordamerikaniſchen Union über den ganzen fünften Weltth in fols 
Gem Maße entſchieden, daß der Beſtand der fogenannten unabhängigen Staaten oder Halb⸗ 
Renten Auſtraliens überall von der Gnade ober Ungnabe dieſer Mächte abhängig geworben If. 
In diefer ganzen Inſelwelt, die nahe 700 Eilande der verſchiedenſten Größe umfaßt, hat der 
enropãiſch⸗ amerikaniſche Einfluß keine andere Schranke, als die er in ven Ötinalitäten ver bes 
theiligten Mächte eutweder ſich ſelbſt feßt, oder die ihm durch eine uͤbermächtige Natur gefegt 
iſt. Nur Ruflands mebr lähmender als irgendwie belebender Einfluß greift nicht bis in dieſe 

ſũdlichen Zonen Hinein, während Spanien und Portugal zwar im eigentlichen Auftralien keine 
Befigungen haben, aber viefen Welttheil mit einigen Golonien doch nahe berühren. Da alle 
einheimifchen Bölfer und Staaten nur ein Rohſtoff find, in den fich die europäiſche Civiliſation 
binginarbeitet, oder den fie als unbrauchbar beifeite wirft, fo fommen von dem Hier einzuneh⸗ 
menden Ratidifen und politifhen Standpunkte aus weſenilich blos Die europäifch⸗ amerikani⸗ 
ſchen Golonien oder Einflüffe in nähern Betracht. i 

Als von vem Heinen, aber noch feemädhtigen Holland aus der neue Welttheil hauptfächlich 
entdeckt wurbe, als von baher der auftralifche Gontinent feinen Namen erhalten hatte, konnte 
doch biefer Staat nicht mehr daran denken, fi in jerien Meeren eine ausgebehnte Herrſchaft zu: 
gründen. Die Fähigkeit der Golonifirung und der Behauptung ded Golonialbefiges hat I 

ftets in den innerfien und eigenften Kräften des Mutterlandes feine natürliche Schranke. Im 
Jahre 1836 ſchienen die Mieverlande felbft jene Heinern Nieverlaffungen, die fie ange behaup⸗ 
tet, aufgeben zu wollen; die holländiſch- indiſchen Truppen hatten damals bie Forts auf ven 
Arpinfeln und auf Neuguinea verlaffen. Seit 1848 und 1849 ſchicken fie jedoch jährlich wieber 
kleine Befagungen dahin und ſuchen ihre Herrſchaft daſelbſt aufrecht zu halten. Bon deutſcher 
Seite wurde e8 wol ſchon lebhaft beklagt, daß bereitö zur Zeit der Entdeckung Neuhollands die 
Trennung der Nieberländer vom großen deutſchen Stammvolke erfolgt war. In Verbindung 
mit Deutihland wären Kräfte im Überfluffe vorhanden gewefen, um bie Unterwerfung und 
Coloniſirung der außgebehnteften Gebiete durchſetzen zu Eönnen, unb-ftatt der englifgen würben 
an dort niederlandiſch⸗ deutſche Fahnen und Flaggen wehen. Sehr möglid und fogar wahr 
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ſcheinlich, daß die Erfüllung diefes kückwärts gekehrten frommen Wunſches ſolche oder aͤhnliche 
Folgen gehabt hätte. Indeſſen deuten alle Zeichen darauf hin, daß das ganze frühere Verhält⸗ 
niß zwiſchen Mutterland und Eolonien, das zum weientlichen Vorteile des erftern eine einſei⸗ 
tige Ausbeutung der letztern möglich machte, im Schwinden bepriffen ift, und daß fich mehr und 
mehr in jedem Lande die Genoſſen jenes Volkes — jo gut binnenländiſche Deutſche und Schwei⸗ 
ger, wie Bewohner der Meeresfüften — das Alles werden aneignen fönnen, was ihnen nach 
dem Maße ihrer Kräfte, Ihrer Fähigkeiten und ihrer Arbeit gebührt. Ohne den geringften 
Eolonialbeiig ift ja dad Meine binnenländifche Volk ver Schweizer eines der wohlhabendften 
und der verhältnigmäßig ftärfften geworden, und auch die große deutſche Nation wird die Bit: 
tel zur wachfenden Macht und zur größern weltgeſchichtlichen Beveutung mehr in fd felbft als 
nad außen hin zu ſuchen und zu finden wiſſen. 

Mit Ausnghme von Algerien, das vielleicht noch Jahrhunderte lang eine freffende Wunde 
am Wohlftande der franzoͤſiſchen Nation bleiben wird, für deſſen Befig und Behauptung diefe 
Nation unverhältnigmäßige Opfer zu bringen hat, die mehr noch andern Völkern als ihr ſelbſt 
zu gute kommen, hat Frankrelch nirgends mehr überfeeifche Bejigungen von beſonderm Werthe 
Seine fehr unbeveutenden Eolonien, im Ganzen etwa 700 OM. mit 600,000 Bewohnern, 
And über alle Theile der Erde zerſtreut, e8 hat nirgends, wie doch die Nieverlande ober gar 
Großbritannien, den Kern einer erheblihen Colonialmacht vereinigt, der mit der Anziehungd- 
kraft mächtiger Intereffen felbft auf größere Entfernungen hin ven Kreiß feiner Wirkungen 
aus zudehnen vermöcte. Allein obgleich Frankreich in der Inſelwelt des fünlichen Oceaus keine 
beſonders hervorragenden Intereffen zu vertreten hat, jehen wir es doch eifrig bemüht, fich daſelbſt 
an Befig und Einfluß mögliäft viel zu gewinnen. Es ſcheint dabei weniger durch vie Müdjicht 
auf den Erwerb reeller Vortheile für feinen Kandel geleitet zu fein, als vielmehr durch vie Abficht, 
den Fortſchritten der andern Völker in jenen Zonen, namentlich denen der Briten und Nordame rika⸗ 
wer, bier und da einen Weg zu verfperren, Die proteftantifchen Miſſtonen diefer beiven Nationen mit 
feinen katholiſchen zu durchkreuzen und ven Schimmer des franzöfifchen Namens und Ruhms, wenn 
auch in noch fo ſchwachem Abglanze, bis in vie fernften Gegenden der Erde leuchten zulaflen. Im 
Jahre 1843 hatte ſich Frankreich eine Art Oberhoheit über die Geſellſchaftsinſeln, befonderd über 
Otaheiti, erworben. Daraus entfprangen Streitigkeiten nicht jowol zwiſchen England und Frank- 
reich, als zwiſchen englifchen und franzoͤſiſchen Miffionaren, welche damit endigten, daß im Jahre 
1847 die Königin Pomare die Scyugherrlicykeit Frankreich anerfannte. Seildem in Auſtralien 
ausgedehnte Laͤnderſtrecken ver europäifchen Gultur gewonnen find, ift der frühere Werth ver 
Gefellſchaftsinſeln, als einer fruchtbaren Station für die europäiſch-amerikaniſche Schiffahrt; be= 
trächtlich geſunken. In der Bolitif Englands, das in den ſüdlichen Meeren größere Ziele zu 
verfolgen hat, konnte es alfo unmöglich liegen, zur Verhinderung einer prefären und nur dem 
Namen nad beſtehenden Hertſchaft der Frauzoſen irgendwelche erhebliche Anftrengung zu mas 
Sen. Im unmittelbaren Befige Frankreichs befinden ſich noch die im Ganzen etwa 24 OM. 
Haltenden Marqueſasinſeln. Endlich wurde in neuefter Zeit von franzöftfer Seite ver Berz 
fuch gemacht zur Beitgnahme von Neucaledonien, einer etwa 325 OM. großen, theilweife 
fruchtbaren Infel von gefundem Klima. Die auf 50,000 Köpfe geſchätzte Benötkerung enthält 
inveffen Stämme, vie fi einer franzdfifchen Nieberlafiung wiverfegen, und va Neucaledonjen 
auch dem britiſchen Neu⸗Sůdwales nicht allzu fern liegt, fo Eönnten ſich bier vielleicht einer frau 
zöftfchen Golonifation Schwierigkeiten entgegeuftelfen,, deren Überwindung, wenn überhaupt 
moͤglich, ven dafür erfoderlichen Kraftaufwand nicht verlohnen würde. In der Neuen Welt, 
fo gut in Auftralien wie in Amerika, gibt es überhaupt keinen Boden für den einförmigen 
Ehematismus des franzöftichen Volizel- und Solvatenflaats, und nux der rohe Deöpotisinus 
ber Alten Welt (f.Agypten) mag es fi noch gefallen laflen, von dem ihm verwandten admini⸗ 
ſtrativen Despotismus Frankreichs den Stempel einer oberflächlichen Givilifation zu empfangen. 

Obgleich Nordamerika nirgends eigentliche Golonien befigt, ift doch deshalb feine Stel⸗ 
lung in Auftralien nicht weniger maßgebend und einflußreih. Der Hanptfig feines Cin— 
fluffes find die im einem freilih nur Eleinen Ihelle ihres Gebiets ſehr fruchtbaren Sana: 
wichs⸗ ober Habatinfeln. Es find 12 Eilande, darunter fieben ober acht unbewohnte, mit 
einem Flädhenraum von 250— 300 OM., wovon die Hauptinfel Owaihi über die Hälfte 
umfaßt. Die einheimifhe Beodlkerung, theils Eingeborene, theils gemiſchter Race, wird 
neuerdings auf nicht viel über 80,000 geſchätzt. Von ven zeitweife daſelbſt angeñedelten Frem⸗ 
den, etwa 4000, find drei Viertheile Nordamerikaner. Die Hauptſtadt Honolulu mit ihrer 
nach Narben und Abkunft buntgemiſchten Bevölkerung, in ber ih auch Chineſen befinben, hat 
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in titte der Bewegung, worin ſich noch alle Elemente beſtnden, doch ſchon ein ganz europäiſch⸗ 
modernes Weſen. Die nordauerikaniſche Union, England und Frankreich hatten 1845 die 
Unabgängigkeit ver Sandwichsinſeln anerfannt. Am 6. Dec. 1852 gab der König Kameha: 
mehe IH. ven Bewohnern eine fehr freiſinnige Gonftitution, die er ihnen mit der vollen Aufs 
rigtigfeit des in Auſtralien noch ungeſchwächten monarchiſch⸗ conſtitutionellen Glaubens ver⸗ 
fünvete. „Gs ift jetzt nicht mehr“, ſagte er, „wie in vergangenen Tagen, wo ich, wo bie 
Häuptlinge befahlen, während dad Volk nur zu gehorchen Hatte. Wir zählen jegt zu den ges 
fitteten Bölfern und müffen, veren Beifpiel folgend, das Gejeg einzig walten laflen! Diefes if 
mein Grumdfatz und dabei bleibe ih.” Dann und wann tauchte fpäter die Beforgniß auf, daß 
vou amerifanifcher Seite die Unabhängigkeit des neuen conftitutionellen Königthums bedroht 
fei; gegen, eine den Thron im Jahre 1854 bebrohende Blihuftierbande hatte Ranıehameha LIE. 
der Schuß der Union, Englands und Frankreich angerufen. Nach dem 1855 erfolgten Tode 
dieſes Königs hieß es ſodann, daß deſſen Sohn und Nachfolger, Ramehameha IV., aus Burdi 
vor ameritanifhen Annectirungsverfuchen mehr zu England hinneige. ) Bei alieben dürfte 
berrits durch das uͤbergewicht der Amerikaner in der weißen Bevölkerung, ſowie durch die dri⸗ 
liche Stellung ver ganzen Inſelgruppe der vorherrſchende Einfluß der Union dauernd entſchie⸗ 
ven fein, und mit der wachſenden Bedeutung Californiens und des ganzen weſtlichen Uniondge- 
bietes wire ſich diefer Einfluß immer mehr befefligen. Schon jegt find die Habaiinſeln, vie 
auch den Schlüflel bilden für den ausgedehnten Walfifhfang im nördlichen Stillen Meere, eine 
wichtige Waarenniederlage und ein Ruhepunkt geworden für den von ben öſtlichen und weſt⸗ 
lichen Küften aus betriebenen Welthandel des noͤrdlichen und ſüdlichen Amerika mit Oftindien, 
mit Shine und jegt auch mit Japan. Gängen doch die neueren und rafchern Fortſchritte auf ben 

fein, namentlich die fleigenve Bedeutung des ſchon 1853 von mehr ald 200 Han 
delsſchiffen und über 500 Walfifhfängern befuchten Hafens von Honolulu, wejentlichft mit dem 
Aufblũhen von Galifornien zufammen. 

Richt blos über dieſe Kleine Infelgruppe, fondern über ganz Auſtralien, ſoweit e8 bereitö 
von Strömungen der neuzeitlihen Cultur erfchloflen ift, reicht der nordamerikaniſche Einfluß, 
Dran überalf ift es nächſt der britiſchen die amerifanifche Handelsflotte, wodurch die Ver⸗ 
bindung ber weithin zerftreuten Blieder der auſtraliſchen Infelmelt unter fi und ihr Verkehr 
mit pen andern Theilen der Erde vermittelt wirb, und überall ſehen wir neben den britifchen wie 
amerikaniſchen Sendboten des Chriſtenthums in der Erfüllung einer Aufgabe begriffen, die 
nicht blos xeligtöfer und fittigender Natur ift, ſondern die gerade für Diefe Gegenden aud eine 
große politifge und Hanbelspofitifche Bedeutung hat. Die aus ſtumpfſinniger Barbarei erlö— 
ſende weltgeſchichtliche Miffion Nordamerikas in befonberer Beziehung auf Auftralien, ſowie 
auf alle andern einer höhern Gultur zu gewinnenden Länder und Voͤlker ift fogar eine dem 
Geiſte der Neuzeit noch angemeflenere ald diejenige Englands. Sie ift dies in demſelben Maße, 
«ls fi Dad amerikanifche Annectirungsſyſtem von dem engliſchen Golonifationsfyfteme nicht blos 
unterkheibet, ſondern auch vor ihm auszeichnet, obgleich der Geift der Gewinnfucht und Herrſch⸗ 
faät an ver Cutſtehung des einen wie des andern etwa glelch großen Antheil haben machte, 
Taf jede englifhe Colonifirung mußte doch, wie auch diejenigen der andern Bölfer, mit einer 
Sewauchat beginnen und mit einer Zwingherrſchaft über Die Bewohner ber occupirten Gegen⸗ 
ven; ver anfangs nur ſpärlich ausgeſtreute Samen für Erzeugung jenes reichern Wohlſtaudes, 
ang Höhen Vildung und Gefittung, wodurch die Bevölkerung der Golonien zur Selbſtändig⸗ 

und Selbſtregierung befähigt wurde, konnte daram in Der Regel erft nach Jahrhunderten 

He taufenpfältigen Frůchte bringen. In anderer Weiſe ſchreitet die Union von Vergrößerung 
mBergrößerung. Biest auch meift der Weg, auf dem fle unaufhaltfam vorpringt, von dem 
—2* der Gewaltthat und Willkür nicht völlig unbefledt, fo iſt doch hier das Unrecht, womit 
gegen vie benachbarten Vöolker geſündigt wird, dem Grade nach gemildert. Auch iſt eben dieſes 
Unreqht keine nothwendige Folge der von der Union befolgten Politik. In der Regel wurde die 
Eroberung nicht mit ven Waffen des Kriegs begonnen, wenn fie auch mitunter durch Kampf 
und Krieg vollendet worden if. Amerika fendet feine Freiwilligen, mit Art, Spaten und allen 
friedlichen Werkzeugen auögerüftet, in die Nachbarlande aus, damit fie daſelbſt Stellung neh⸗ 
men und Befig ergreifen kraft des unantaſtbaren Rechts der nuͤhlichen Arbeit mit Kopf uni 
Sem. Lim meift haben fich dieſe Breiwilligen in demſelben Volke, wo fie ſich nievergelaflen, 
fen die Zuflimmung einer verhältnigmäßig zahlreichen Bartei und wenigftens die geiftige 





1) Ber jehige König ſoll cine Prinzeſſin, Vicrora Kamaluln, zum etien Miniſter eruenıt haben. 
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Majorität gewonnen, ehe in der einen oder andern Form bie politiſche Verbindung mit der 
Union wirkiich vollzugen wird, nad; jenem höchſten Princip der Volksherrlichkeit, dad die Reue 
Welt beherrſcht und die Welt der Zukunft beherrſchen wird. Übrigens dürfte es nicht einmal 
tm Interefle der Union liegen, in allzu haftiger Eile das Syſtem der Armectirung und unmir- 
telbaren Beherrſchung auch auf die Länder Auſtraliens ausdehnen zu wollen: der Einflug Nord⸗ 
amerifa8 wird um fo außgebehnter und gelicherter fein, je mehr es Überall als der unbefangene 
Freund und Beſchützer der noch unabhängigen Völker ober der mit ihrem Mutterlande mißver- 
gnügten Bevoͤlkerungen auftreten kann. 

Während Frankreich feine an ſich unbedeutenden Golonien zugleich in der ungünftigften 
Rage und in ber weiteften Entfernung befigt, umfaſſen diejenigen Englands ven ganzen Süd— 
weiten, alfo denjenigen Theil Auftvaliens, der dem inbobritifhen Reiche zunächft gelegen iſt. 
Auch das britiſche Mutterland und die auftralifgen Golonien find einander feit Einfihrung der 
Dampffhiffaßrt und durch die neueften Berbeflerungen der Segelſchiffahrt ſchon beträchtlich 
näher gerüdt, und find erft dem Welthanvel theils durch Mittelamerika, theils und beſonders 
aber vom Mittelländiſchen Meere bis zum Perfiihen oder Arabiſchen Golfe neue ober weſentlich 
verbefferte Bahnen geöffnet, fo wird fi) abermals vie nach Zeiträumen bemeflene Entfernung 
zwiſchen England und Polyneſien um etwa die Hälfte verkürzen. Die Herrſchaft Englands 
über das ganze auftralifche Feſtland läßt ſich wenigſtens infoweit ald entfchienen betrachten, daß 
ihm diefelbe ſchwerlich vor dem Ablaufe eines längern Zeitraums don irgend einer Seite her 
Eönnte flreitig gemadjt werden. Was alfo den Flächenraum anlangt, über den fi) Die unbe 
ſtrittene Herrſchaft Großbritanniens ausdehnt, fo mag derfelbe kaum weniger als fünf Sechs 
theile des ganzen Welttheild oder noch mehr enthalten. Die jetzige Ausdehnung des eigentlis 
en Eolonialbefiges der Engländer oder der Flächenraum derjenigen Gebiete, von denen ſchon 
durch britifche Arbeit Befig ergriffen ift und wo bereits britifhe Inflitutionen Wurzel geſchla—⸗ 
gen Haben, wird dagegen auf beiläufig 15— 20,000 OM. geſchätzt. Die gefammte Bevoͤlke⸗ 
rung biefer Gebiete; welche doch jegt ſchon die Größe von ganz Frankreich oder Deutfchlann weit 
überragen und deren zum Theil noch ſehr unbeftimmte Grenzen ſich leicht beträchtlich erweitern 
laſſen, iſt noch nicht einmal auf 1 Mill. anzuſchlagen, wenn man aud) annimmt, daß fon kurze 
Zeit nach der Goldentdeckung die weiße Bevölkerung Neuhollands auf eine halbe Million geftie= 
gen war und in ben legten Jahren noch beträdtli zugenommen hatte. Die weſentliche Vers 
vollkommnung der Schiffahrt und die Verminderung ver Überzugäkoften, welche der Golvent= 
deckung theils voraus, theils mit ihr Hand in Hand gingen, laſſen indeſſen für die Zukunft eine 
fleigende Vermehrung der Bevölkerung nad nordamerifanifhem Maßſtabe um fo gewiſſer 
erwarten, als auch in fehr vielen Gegenden Auftraliens das Klima der Gefunpheit ver Weißen 
Beineöwegs .unzuträglich ift. Wie überhaupt in dem Neubruchslande aller noch jungen Golo= 
nien diefe erſt durch harte männliche Arbeit gleihfam aus dem Rohen herausgearbeitet werben 
müflen, fo ift nod in Auftralien die männlie Bevölkerung ſtark überwiegend. Und diefenz 
Misverhältniffe, das im geſellſchaftlichen Leben manche eigenthümliche und nicht fehr erbauliche 
Erſcheinungen hervorruft, konnte durch Die ſeitens der britifchen Negierung begünftigte Einfuhr 
von Mädchen und Frauen noch nicht völlig abgeholfen werben. 

In der Hauptriätung gegen Nordweſten und gegen das inbobritifche Reich find nie kleinen 
Aucklandsinſeln die erfte und entferntefte englifche Golonie in Auftralten. Nicht gar weit davon 
entfernt bilden aber ſchon vie englifhen Befigungen in Neuſeeland, die Provinzen Neuulſter 
auf ver noͤrdlichen und Neumunfter cuf der füblichen Infel, einen Hauptpunkt britifher Nacht. 
Banviemensland, dad im Jahre 1855 nad) feinem erften holländifchen Entdecker den amtlichen 
Namen Tasmania erhalten, hat eine Bevölkerung von 90,000 Seelen. Diefe Colonle, bie 
ältefte nach Neu⸗Südwales, ift wol aud) diejenige, welche in ven wunderbar fehnellen und übers. 
raſchenden Wandlungen des auſtraliſchen Lebens infoweit einen verhältnißmäßig hähern Gran 
der Stabilität erlangt Hat, als hier der Immerhin raſche Fortſchritt doch nicht gerade in Rieſen⸗ 
fprüngen erfolgt ift, fondern feinen ftetern Verlauf hatte. 7 

Der von Tasmanien durch die Baßſtraße getrennte auftralifhe Eontinent vehnt ſich nach 
neuern Schägungen über einen Raum von 128,000 OM. aus. Er ift beinahe ganz ohne Gebirge, 
welche die Schneegrenze überragen, und darum waflerarm. Die Entwidelung der Küſten iſt 
eine ſchwachgegliederte, ſodaß ihre Ausdehnung nur 1940 Meilen beträgt. Das ganze innere 
und weſtliche Neuholland ſcheint nordwärts bis etwa zum Wendekreife von einer ungeheuern 
Wüſte eingenommen zu fein, bie einen noch entſchiedenern Wuͤſtencharakter als jelbft vie Sahara 
hat und nad allen Richtungen ihre verheerenden Glutwinde entſendet. Im Norden des Wen⸗ 
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detreifes ſcheint jedoch auch dad Innere des auſtrallſchen Gontinents, namentlich gegen Rord⸗ 
weſten, nah Arnhemsland und Tasmansland bin, fruchtbar und wohlbewäſſert zu fein, und 
fel6 in den in die heiße Zone tief hineinragenden Küftengebleten des Carpentariagolfs ift noch 
das Klima verfättnigmäpig friſch und fühl. Jedenfalls find in den gemäpigtern Küftenftrien 
noch ſo frudtbare, audgebehnte und von England vielleicht erft zum Kleinen Theile beſetzte 
Räume übrig, daß ſich dort viele Millionen Menſchen reichlich ernähren können. Schon bie 
von Weißen dünn bevölferten, ſchwach angebauten oder ald Weideland oberflächlich benugten 
@ebicte liefern ja eine Fülle der werthvollſten Erzeugniffe. Hier finden ſich weite Strecken des 
fruchtbarften Bodens für den gebeihlichften Anbau von Weizen und Mais; nicht blos Vandie⸗ 
wendland, auch die viel jüngere Colonie Sübauftralien ift jegt ſchon ein Getreide ausführendes 
Land geworben. Außerbem gebeihen die meiften. intertropifhen Gewächſe, wie namentlich 
Baumwolle, deren lohnende Eultur jedoch wegen der Hohen Arheitöpreife erft einer fpätern Pe⸗ 
risde angehören fann. Die erfte Periode der Coloniſirung begann in Auftralien, wie faft in 
allen beginnenden Eulturländern von noch jungfräuligem Boden, mit einer Viehzucht, die zwar 
ſehr weite Räume, aber einen verhältnigmäßig nur geringen Aufwand von Arbeitskraft erfo= 
dert. Außer ver Zudt von Rindvieh und Pferden gaben die natürlichen Wiefen und audges 
dehnten trefflichen Weiden mit ihrer reichen falinifchen Flora die Mittel für eine Schafzucht an 
vie Sand, wie fie ſonſt nirgends in dieſem Umfange betrieben wird. Nur in Neu-Suͤdwales 
rechnete man 1850 über 8 MIN. Schafe, die an feiner und ftarfer Wolle über 25 Mil. Pfund 
Gieferten. In allen englifh:auftralifhen Golonien wurde 1855 die Zahl der Schafe von guter 
Race auf 15— 14 Mill. geihägt, neben beinahe 1,800,000 Städ Großvieh und 132,000 
Pferden. Für eine höhere Berwertfung der Producte einer reichen Viehzucht wurde 1843 ein 
widtiger Anftoß gegeben durch die Anwendung eines neuen Verfahrens für die Erzeugung von 
Talg, ſodaß ſchon im Jahre 1848 ſtatt des frühen Products von 5680 Ctrn. nicht weniger 
als 98,213 Etr. im Werthe von 140,580 Pf. St. erzeugt wurden. Die weitere Entwidelung 
viefes Erwerbözweigs ift durch die Goldentdeckung wol nur vorübergehend unterbrochen wor⸗ 
Den. Bir fehen alſo, wie ſich England in Auftralien für Wolle, Hanf (Neufeeland) und Talg 
immer mehr unabhängig macht von Deutſchland und von Rufland; und wir mögen es nicht 
einmal im Interefle der bisherigen Ausfuhrländer beklagen, daß gerade ſolche allgemein unent⸗ 
behrliche Begenftänve, wie die genannten, in größern Maffen erzeugt und zu billigern Preiſen 
auf den Weltmarkt geworfen werden. Die unermeßlichen unterirdiſchen Schäpe des Landes hat 
man faum erjt oder noch nicht einmal angefangen zu Tage zu förbern. Der Überfluß an Eifen, 
deſſen Ausbeutung noch lange nicht die Arbeit verlohnen würde, Scheint unerfhöpflich zu fein; 
es wird als möglich behauptet, daß ein ungeheueres Beden von Eifenftein die Bafis fein köune 
für die ganze weite fandige Wüſte des innern Auftralien. Aus denfelben Grunde, weil ed an 
Arbeitskräften fehlt, konnten bisher die mächtigen Kohlenlager nicht auögebeutet werden, bie 
fih in Neu-Sübwales, wahrſcheinlich aud in Süd⸗ und Weftauftralien, fowie in Tasmanien 
und Reufeeland finden. Das eigentliche Kohlenfeld Auftraliend fheint aber der noch fehr we⸗ 
ig befannte Norboften Neuhollands, von der Moretonbai bis zum Cap Dorf, zu fein. Etwas 
tätiger war man in der Benugung der 1841 in Südauſtrallen aufgefundenen Blelerze und 
beſonders im der Ausbeutung der 1843 und 1845 ebendafelbft entdeckten Kapunda⸗Kupfer⸗ 
grube und des mächtigen In den Burtahligeln zu Tage liegenden Kupferlagers, wahrſcheinlich des 
teihften von allen His jegt befannten. Schon 1850 lieferte dieſes auf Rechnung einer Artien⸗ 
gefeltichaft bearbeitete Kupferlager 18,629 Tonnen, und jhon 1848 war die Künfpfundactie 
auf 150, fpäter ſogat auf mehr ald 200 Pi.St. geftiegen. Als feit 1851 die Auswanderung nah 
ben Goldfeldern begann, fielen dieſe Actien auf 50 Pf. St. Obgleich man ſchon feit 20 Jahren 
ziemlich fidere Spuren vorhandener Goldſchätze hatte, fällt doch die eigentliche Entdeckung und 
ihre praktiſche Benugung erft in das Jahr 1854, mo 30 deutſche Meilen von Sidney, in der 
Gegend von Bathurft, jenfeit der Blauen Berge, an einem Zufluffe des Macquarie, fowie einige 
Monate fpäter an einem andern Zufluffe die erfien Minen aufgefunden wurden. Dies war in= 
deſſen nur das Borfpiel für die Ausbeutung der bei weiten reihern Goldfelder In den ſüdöſt— 
lien Bezirken Neuhollands, die früher zu Neu-Südwales gehört, aber feit 1850 ihre voll 
Bändige legislative und abminiftrative Trennung erlangt und zugleih den Namen Victoria 
ebalten hatten. Betrug 1851 die Ausbeute an Gold 345,146 Unzen, im Werth von nahe 
"AP. St. per Unze, fo war bis Ende 1854 der gefanmte Ertrag der Goldfelder von Victoria 
fon auf 10 Mill. Unzen im Werthe von 38 Mil. Pf. St. geftiegen. Auch 1855 und bis 
zegen Ende 1856 Hatte der Ertrag im Vergleich zu den entfprechenden Zeiträumen ver frühern 


w Aufraikn 


Jahre abermals zugenommen, hei regelmäßigen Betsiche des Berghaus und pam Theil tes 
folge der Anwendung von Dampfmaſchinen. Die pläglige Verwendung maflenhafter Arbeitö- 
träfte exrft in den Kupferwerken und bald darauf in weit höherm Maße in den Golnfeldern Hatte 
einen augenblicklich nachtheiligen Einfluß auf den Aderbau. Bald aber wirkte Die Wiite bes 
Bergbaus auf die landwirthſchaftliche Production, deren Erzeugniſſe fehr bedeutend im Preife 
fliegen, günftig zurüd, ſodaß 1855 drei mal mehr Korn als im vorhergehenden Jahre gepflanzt 
‚wurde. Nur die Wollenusfuhr Hatte fih 1855 gegen 1854 um etwas, aber nit bedeutend 
zermindert; der Ausfuhrwerth war von 1,620,954 auf 1,590,621 Pf. St. gefallen. Auſtra⸗ 
lien iſt in folgen Made ein Rohſtoffe erzeugendes Land, daß hier die Induftrie, mit Ausnahme 
der in den Städten betriebenen nothwendigflen Gewerbözmweige, noch feinen Boden finden konnte. 
Dagegen hat der im Verhältniffe zur Benölferung fo ungemein große Werthbefrag, womit es 
ſich bereits am Welthandel zu betheiligen vermochte, die gleichzeitige Auspehnung und Vervoll- 
tommnung der Verbindungen mit dem Mutterlande und mit Oſtindien, fowie zwiſchen den 
einzelnen auftralifhen Golonien unter fi und in ſich zur natürlichen Folge gehabt. Für pen 
innern Verkehr ift «8 beſonders wichtig, daß die Beſchiffung des Murragfluffed mit Dampfboo- 
ten auf 1500 englifhe Meilen weit gelungen ift; von ver nod nicht lange eröffneten Schif- 
fahrt erwartet beſonders Südauſtralien einen lebhaften Aufſchwung. Schon verbindet auch 
eine Eeine Eifenbahn den See Victoria, in den der Murray einmünbet, mit Bort Elliot an ber 
Encounterbai. Selbft die Ausführung des Projects einer großen Gifenbahn von ver Murray= 
-mündung quer durch den Gontinent bis nad) Sidney, die nach dem Voranſchiage 24 Mill. Pf. St. 
Eoften und in: dem noch menfhenarmen Lande feinen verhältnißmäßigen Ertrag abwerfen 
würde, if bereitö in Angriff genommen. Ebenſo eine Telegraphenlinie von Sidney nad Mel= 
bourne. 5 

Für die Colonifation der nörblichen Gebiete Neuhollands find bisjegt nur ſchwache Ver⸗ 
ſuche gemacht. Die in Weftauftralien am Schwanenfluffe gegründete Golunie, mit einer Be— 
völferung von nur 5000 Seelen im Jahre 1850 und mit der Hauptſtadt Perth, macht wenig- 
ſtens feine erheblichen Fortſchritte. Ihr langſames Fortſchreiten ift zum Theil bedingt durch 
das Feſthalten an einem Syſtem großer gefhloflener Güter, das ven Zufluß von Arbeitern Hin- 
dert, weil fich diefe nicht binnen wenigen Jahren ein freies Orundeigenthum zu erwerben ver= 
moͤgen. Um fo raſcher gebeihen die drei auftralifhen Hauptcolonien Englands im Südoſten 
von Neuholland und innerhalb einer Linie von der Spitze des Golfs St.-Vincent nad) Widebai, 
welche dad Becken des Murray mit dem Darling umfaflen, fowie im Often die Küftengebiete 
von Neu-Süpwaled und im Süden die Ebenen von Melbourne und Berlong. Diefe drei wid 
tigften Nieberlafjungen, die Keimpunfte eines großartigen polttifchen und forialen Lebens 
in einer wahrſcheinlich nicht fehr fernen Zukunft, find: Neu-Südwales, Victoria und Süd- 
auſtralien. 

Das lehtere mit der Hauptſtadt Adelaide, wo auch ſchon eine deutſche Zeitung erfcheint, 
Hat gegenmärtig etwa 90,000 Einwohner, darunter wenigſtens 7000 Deutſche und Schweizer. 
Dieſes Süpauftralien war lange Zeit von der Regierung des Mutterlandes beſonders begünftigt 
und follte genau nad) den Grundſätzen der regierungsmäßigen Golonifationdfunft großgezogen 
werben. Dennod oder gerade darum wollte viefe.Golonte in keiner Weife gedeihen, bis ihr 
durch die ſchon erwähnte Entdeckung der reichſten Kupferwerke zu unerwartetem Aufſchwunge 
verholfen wurde. 

Von den beiden andern Colonien iſt in ſtaatswiſſenſchaftlicher Beziehung Neu-⸗Südwales 
beſonders dadurch von Intereſſe, daß es für den Gang der politiſchen Entwickelung in einem 
großen Theile des Welttheils maßgebend geworben iſt, waͤhrend Victoria dazu beſtimmt ſcheint, 
den Anſtoß zu wichtigen und tiefgreifenden ſocialen Untzeſtaltungen zu geben. Auf das Cine 
und Andere iſt hier noch hinzuweiſen. 2) 

‚NeusSüpwales iſt in jeder Beziehung von weit größerer Wichtigkeit, als man nad ber 
uch immer fehr geringen Bevölkerung von nicht ganz 300,000 Einwohnern fließen follte. 
Die Hauptſtadt Sioney an der Jackſonsbai, mit 60,000 Einwohnern, ift mit Allem audgeflat- 

2) Näheres mit fehr interefianten Belegen und Cinzelheiten f. in der gebiegenen Abhandlung Auftra⸗ 
lien” h ee 2b. 12 (Reivgig 1856), ° —ãe Fb Rn a.a.D. bie grellen Sie 
griffe der englifchen Adminiſtration bei den erfien Eolonifationsverfuchen gefchildert, ſowie Das harther- 
zige und ariftofratifch rüdfichtelofe Verfahren gegen die erſten Übergefiedelten, ein Verfahren, das an 
bie abminifirative Mishanbfung bes britifchen Heeres im Beginne des ruffiichen Kriege von 1854—55 
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tet, was zu den Erfobermiffen einer eurepüiigen Gulturfadt gehört, una Lnnte als Gauvieri 
des ganzen Weltiheils betrachtet werben, bis ihe in der neueſten Zeit dieſet Rang durch Mel⸗ 
bourne Hreitig gemacht wurde. Che Norvanerifa feine Unabhaͤngigleit errungen, hatte Eng= 
kand feine Verbrecher in bie dortigen Golonien geſchickt. Sie wurden ald Arbeiter una ald eine 
Art weißer Shaven den Golentiten zugewieſen, und bied trug mit dazu bei, um dann auch die 
ſchwarze Sfiaverei Wurzel faflen zu laflen. Nach dem Verluſt feiner amerikaniſchen Kolonien 
Hatte Hd England Neu⸗Südwales als Deportationsort auderfehen. Die weiße Bevölkerung 
vafelsft beſtand aljo vorerſt hauptſaächlich aus den zur Bwangdarbeit verurtheilten Sträflingen 
und ihren ſoldatifchen Zuchtmeiſtern. Damit war der Kein zu einer Art Militärariftefratie 
feiten3 Der Offiziere gelegt, welche die Arbeit der Sträflinge zu eigenftem Vortheile ausbenteten 
umso fich zugleich aus dem Verkaufe der nothwendigſten Lebensmittel, beſonders aber des Brannt- 
weind (Rum), ein gewinureiches Monopol ſchufen. So eigenthümlich waren die anfängligen 
Zuſtãnde ver Golonie, daß der Rum eine Zeit lang die Rolle des Geldes fpielte, daß gegen Zah⸗ 
tung in Rum gearbeitet und verfauft wurde. Indeſſen ging ſelbſt aus ven Reigen jener Milt- 
tärariftofratie nach und nad) eine Zahl unabhängiger und großer Grund: und Heerbenbeilger 
(Squatterd) hervor. Andererſeits hatte auch die Regierung des Mutterlanded — der man 
nicht ohne Brund den Vorwurf macht, daß fie ſtets bie Reichen noch reicher zu machen geſtrebt 
Habe — auf die Entflehung einer neuen ariſtokratiſchen Grundherrnariſtokratie hingewirkt. 
Dies geſchah durch Vergabung des Grundbeſites in großen Maſſen und unter ſolchen Bedin⸗ 
gungen, weiche beſonders den nad) Auftralien uͤberſiedelnden jüngern Soͤhnen ver vornehmen 
und reihen Arclsgeflechter Englands zu gute kommen mußten. Die aus dem Gegenſatze ber 
wilitärifchen und der neuen grundherrlichen Ariſtokratie hervorgegangenen Reibungen führten 
dann zunãchſt zu einer Art von erleuchtetem Despotismus; der Militärwillfür und der 
ausgedehnten Gewalt des Gouverneurs wurde durch Einfegung eines erecutiven Raths einige 
Schranke gefegt. Bei weiten wichtiger war es jedoch, daß um diefelbe Zeit, im Jahre 1824, 
Die großen voltäthümlichen Inflitutionen des Schwurgerlchts und der Preffreiheit vom Mutter 
texlande her auf den aufttalifchen Boden verpflanzt wurden. In Verbindung mit dem Ber- 
ſannalungsrecht und dem Recht der freien Affociation, dad alle Briten nad) den englifhen Be— 
ſihungen aller Welttheile mit fi nehmen, ohne irgendwo zu beflen Ausübung erft nod einer 
beſondern Erlaubniß zu bedürfen, Liegt in jenen Inftitutionen für das englifche Volk das ſichere 
Mittel, wodurch es endlich ven verberblichften Folgen bureaukratifcher Miögriffe zu ſteuern un 
es zu verhindern vermag, daß nicht allzu lange auch die ſpätern Generationen für die Sünden 
der britiſchen Ariftofratie zu buͤßen haben. 

Die Eroberungen der Demokratie im formalen Berfaffungsmwefen blieben indeſſen wahrend 
längerer Zeit zienilich unbedeutend. Im Jahre 1829 ward ein ſogenannter legislativer Rath 
errichtet, indem den Beamten des executiven Raths noch vier vom Gouverneur ernannte Mit⸗ 

efellt wurken. Aber die Verhandlungen diefer Behörde blieben geheim und gegen 

ihre Beldlüffe land dem Gouverneur ein unbedingtes Veto zu. Ein weiterer Fortſchritt zu 
volfstHämlichern Formen geſchah 1842 durch Beigefellung von 24 durd die Einwohnerſchaft 
ver Golonie gewählten Repräfentanten zum gefeßgebenden Rathe; doch blieb auch damals das 
aciise und vaſſive Wahlsecht noch fehr bedenklichen Beſchränkungen unterworfen, obgleich feit 
en wm Jahrzehnden das populäre und demokratiſche Element neben dem ariftofratifchen 
der Squatierd an Bebeutung gewonnen hatte. Denn als fid die Zahl ver Squatters und der 
Umfang ihrer Beflgungen vergrößerte, reichte man immer weniger mit der Zwangsarbeit ber 
Deportirten aus. Ran mußte alfo darauf bedacht fein, durch Gewährung günftiger Bebtm- 
gungen eine wachſende freie Arbeiterbevoͤllerung von Viehzüchtern, Hirten, Bauern, Tagelöh: 
nem und Handwerkern herbeizuziehen. I) Mit den wachſenden Erzeugnifien und Bebürfniffen 
wer Golomie dehnte fi aud der Kandel aus, der nun gleichfalls mit feinen Hülfsarbeitern dad 
demskratifche Clement in ven fchnell emporblühenden Städten vergrößern half, wo ſich fteiere 
Anfigten und andere Interefien dem Landinterefle der Squatters entgegenfegten. Als aber der 


3; Bie viel ſelbſt mit dkonomiſch befchränften Mitten für eine zweckmaͤßige Leitung ber Emigration 
und eine rationelle Colonifatlon geleiftet werben kann, zeigte in den Jahren 1839 —45 eine Frau. 
x. Chicholm, indem ſie zwiſchen bern und ſrbeitſuhern awedmäßige Verbindungewege einzu 
ühten wußte. Später, 1851—52, fe at fie auch eine mufterhafte Familiencolonifation ins Werk. 
* eine eg yore wifchen 

Lade auszufüllen; es iR: —— Sehr zu loben als zu beachten, daß vor kurzem eine dieſem Zioede eigens 
txvidmete Zeitfchrift » Sea Arbeitgeber‘ von Mar Wirth gegründet worden if. 


‚beitgebern und Arbeitern iR aber ſelbſt in Europa noch manche 
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Bevdarf nach Sträflingsarbeit verſchwunden war, lernte manauch immer mehr bie materiellen 
and moraliſchen Nachtheile erkennen, welche durch den beſtaͤndigen Nachſchub von Verbrechern 
für die Colonie entſpringen mußten. Denn auch die große Mehrzahl der nach überſtandener 
Strafzeit Entlaffenen gehörte keineswegs zu den ſittlich Gebeſſerten. Nicht blos in Neu:Süb- 
males, auch in Victoria, Sübanftralien und Vandiemensland erhob fi eine lebhafte Oppofi⸗ 
tion gegen die fernern Deportationen, und wirklid wurde für Neu-Südwales im Jahre 1840 
die gänzliche Abſchaffung der Deportationen beſchloſſen. Als gleichwol im Jahre 1849 der 
Verfuch ihrer Wierereinführung gemacht wurde, entftand eine allgemeine Gährung. PBetitio- 
nen mit mehr ald 36,000 Unterjchriften wurden dagegen eingereicht, ein Antiveportationsbund 
mwurbe gegründet und durch alle diefe Kundgebungen einer gerechten Unzufrievenheit ward das 
britiſche Colonialminifterium zum Wirerrufe feines Befchlufles beftimmt. Indeſſen blieb doch 
Tasmanien nody längere Zeit eine Strafcolonie, zum eigenen wie zum großen Nachtheile des 
benachbarten Victoria, das von dort aus mit unfaubern Elementen überſchwemmt wurde. End⸗ 
lich hörten aber vor furzem aud die Deportationen nad; Tadmanien auf. Es blieb alfo als 
Strafcolonie nur Weftauftralien, wo bei den ſchwachen Cinwanderungen noch am meiften Be— 
sehr nad) Verbredherarbeit if. Auch Hat man neuerdings, als auf eine paflende Gegend für 
ſolche Nieberlaffungen, die Augen auf den noch allzu wenig beachteten Norden Auftrallens, ins⸗ 
befonvere auch auf den Golf von Garpentaria gerichtet. 
Der gemeinſame Widerſtand gegen die Deportationen in den auftralifhen Hauptcolonien 
war die erſte That bed zum Bewußtſein feiner Kraft und feiner Intereffen gelangten Volkes, 
and ber thatfählichen Selbftbefreiung aus der allzu weit getriebenen Bevormundung des Mut- 
terlandes folgte bald auch von Seiten dieſes Iegtern die formelle Anerkennung ber größern Selb= 
ſtändigkeit ver Golonien. Die 1850 durch eine britifche Barlamentsacte neu verheißene Gonfti= 
tution fam zur Ausführung. Danach befteht die in Sidney regelmäßig zufammentretende 
gefepgebende Berfammlung aus einer Art Unterhaus von 54 vom Volke gewählten Mitgliedern. 
Neben demſelben befteht der erecutive Rath, ein zugleich als Staatsrath fungirendes Oberhauß, 
das von der Regierung aus Beamten und fonftigen Vertrauensmännern gebilvet wird. Das 
Golonialeintommen foll nur zu Golonialzweden verwendet werden, aber dem geſetzgebenden 
Körper fteht darüber feine wirkfame Gontrole zu. Auch gibt ed noch Differenzen mit der briti= 
fen Regierung über den Verkauf der Ländereien und die Verpachtung herrenlofer Weiden. 
Das Wahlrecht in die geſetzgebende Verfammlung fteht jedem Haushalte von mindeftens 10 
Pf. St. jährlichen Zinswerthes zu und ift alfo ziemlich ausgedehnt. Diefe freilinnigen Beſtim— 
mungen wurben jedoch anfangs weſentlich umgangen durch eine vom alten und ariftofratifhen 
Legislative-Council beſchloſſene Verteilung ver Wahlen. Diefe follten nicht im Verhältniffe 
ber Ropfzahl, ſondern nach der politifchen Einteilung des Landes in Counties vorgenommen 
werben. Hiernad wide die Stadt Sidney und Grafſchaft Cumberland mit faft der Hälfte der 
ganzen Bevölkerung dod nur ein Sechstel der Abgeoroneten ernennen, während bie meift unter 
dem Einfluffe ver.Grundbefiger und Squatters ſtehende Landbevölkerung fünf Sechstel zu 
wählen bat. Bei folhen Beftimmungen erklärt es fi, daß man mit der neuen Gonflitution 
noch keineswegs fehr zufrieden if. Sie ift jedoch, nach den in ihr ſelbſt liegenden Beftimmun= 
gen, ver Verbefferung fähig. Einige Misſtände find bereits befeitigt, und immerhin bleibt eg 
von großem Werthe, Daß das Volk in irgend einer beflimmten und nicht gar zu knappen Form 
gefeglich und von Rechts wegen zur Selbftregierung berufen ift. Auch geben die Vorgänge in 
dem wieder 1856 zu Sidney verfammelten Eolonialparlamente, wodurch ver Gouverneur zur 
Entlaffung feines den ariſtokratiſchen Landintereſſen allzu geneigten Miniſteriums ober erecu= 
tiven Rath8 veranlaßt und bald darauf auch das neugebildete Minifterium zum Rüdtritt be= 
ſtimmt wurde, einen Beweis an die Hand, daß man ſich zwar in den ungewohnten parlamenta= 
riſchen Formen noch nit in paſſendſter Weife bewegt, daß man ſich aber feineswegs blos mit 
der leeren Form der Selbftregierung will abfinden laffen. 

Ahnliche Verfaſſungen find den andern auftralifhen Haupteolonien in Ausficht geftelft 
ober fhon ertheilt. Für die ſüdlichen, am Port Philipp gelegenen Nieverlaffungen wurbe über- 
dies deren Abtrennung von Neu-⸗Südwales durch die neue Eonftitutiondacte verfünbigt.*) Schon 
früher beftand die Vereinigung der jegt unter dem Namen Victoria begriffenen Nieverlaffungen 
mit Neu⸗GSüdwales nur dem Namen nad); das Volk regierte ſich felbft und kämpfte nur noch 


4) Die Rordgrenze von Bictoria gegen Neu⸗Suͤdwales iſt bereits bezeichnet auf ber neueften unb beſten 
Karte von Auftralien in H. Kiepert's „Handatlas” (Berlin 1855), Nr. 31. 
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für nie formelle Anerkennung feiner Befonberung. Als daher 1850 bie vollſt andige Iegielative 
uns abminifttetive Selbſtãndigkeit von Victoria ausgeſprochen und daſelbſt am 14. Mov. 1851 
bie erſte gejepgebende Verſammlung eröffnet wurde, fo war dies fein papierner Met bureaukta⸗ 
tiſcher Willtür, fondern die unerlaßliche Anerkennung eines bereits thatſächlich gegebenen Zu⸗ 
Randes. Nach jener Verfaffung, über welche zwifchen dem englifchen Reihsparlament und dem 
ehemaligen Legielative-Gonncil lange hin⸗ und herverhanbelt wurde, follen Für die Colonlal⸗ 
Befehgebung in Bictoria zwei Körperfchaften beftehen: ein gefeßgebenver Rath (Council) von 
30 Mitglidern, deren jeded einen Grundbeſitz von wenigftend 3000 Pf. St. hat und deren 
Berufung von ven ſechs Wahlprovinzen aus durch alle Anfäffigen erfolgt, die einen Grund: 
werth von minveftens 1000 Pf. St. nachweiſen können; fodann eine Art Unterhaus ober ges 
fepgebenve Berfammlung (Assembly) von 60 Mitglievern, die einen nachweisbaren Grund: 
werth von wenigftend 2000 Pf. St. befigen. Die Wahl in die gefeggebenve Berfammlung 
erfolgt von Allen, die wenigftens 50 Pf. St. an Grundbefitz haben, over einen Haudhalt zu 
einen Werthe von 10 Pf. St. unterhalten. Das active Wahlrecht umfaßt hiernach fo ziemlich 
alle Anfäffigen, mit einzigem Ausſchluß der gerade In Auftralien noch beſonders viele verdäch⸗ 
tige Beſtandtheile in ſich ſchließenden flotticenden Bevölkerung. 

Nach dem ganzen bisherigen Bildungsgange darf man überzeugt fein, daß im fünften 
Welttheile alle weitern Reformen in Berfaflung, Gefeggebung und Berwaltung ein weſentlich 
demokratiſches Gepräge tragen werden. Died gilt ſchon von Neu-Süpwales, obgleich gerade 
ber, feit die daſelbſt zuerft entdeckten Goldgruben gegen biejenigen von Vietoria ihre frühere 
Bedeutung verloren, wieder die Paftoralintereffen der Squatterd oder die grundherrlich⸗ 
ariſtokratiſchen Tendenzen zeitweife in den Vorbergrund traten. Vollends läßt ſich in Victoria, 
das Binnen wenigen Jahren die bevölfertfte, reichſte und eigentlich maßgebenpe Golonie gewor⸗ 
den ift, nach dem Geiſte feiner ganzen Geſchichte wie nach den gegenwärtig daſelbſt herrſchenden 
Anſichten und Sntereffen mur eine Fortbildung von entſchieden demokratiſchem Gepräge erwar⸗ 
ten. Diefe Bolonie Hatte ſich nicht blos ohne, fondern fogar gegen ven Willen der englifchen 
Regierung zu ihrer jegigen vorwiegenben Bedeutung erhoben. Unter dem Vorwande, daß 
dadurch ven nörblicden Grafſchaften von Neu:Süowales die zu ihrem Emporblüßen erfoder⸗ 
lichen Arbeitöfräfte entzogen würben, hatte nämlich bie Regierung die fünlichen Niederlaffungen 
zu verhindern geſucht. Allein vie eine gewinnreiche Viehzucht verheißenven trefflichen Beiden, 
fowie die günftige Lage ver Gegenden, wo fich fpäter die Städte Melbourne und Geelong erhos 
ben, lockten trog aller Verbote immer neue Anfiedler heran. Die klar vor Augen liegenden 
Yerfönlihen Intereflen durchbrachen alle papiernen Hinverniffe, die ihnen eine aus der Berne 
commandirende Beamtenſchaft in den Weg zu werfen verfuchte, und die Regierung mußte end⸗ 
lich geſchehen laſſen, was fie nicht zu hindern vermochte. Schon hatte fih Victoria die Aner⸗ 
tennung feiner Selbftänvigkeit erzwungen, bevor unmittelbar darauf die Entdeckung der Gold⸗ 
felder dem ganzen focialen Leben in jenen Gegenden eine neue Richtung und einen mächtigen 
Aufſchwung gab. Die Bevölkerung der Golonie, im Jahre 1851 erft 95,000, Hatte fich ſchon 
4852 auf 200,000 und bis Ende 1853 um nahe das Dreifadhe vermehrt. Das in den Banfen 

Gapital war von 644,484 auf 6,316,800 Pf. St. oder nahe um dad Zehnfache 
und die Zahl der Deponenten von weniger ald 6000 auf 30,000 geftiegen. Die Bevölkerung 
der Haupiftaht Melbourne erhob fi von 23,000 auf 70—80,000 und betrug 1853 fogar 
nahe antd0,000. Neben ven verſchiedenſten Anftalten und Unternehmungen zur Foͤrderung und 
Erhaltung des materiellen Wohlſtandes gab es ſchon 1854 in diefer Stadt 160 Elementars 
fulen mit 8781 Schülern, wofür die jährliche Gemeinbeausgabe nicht weniger als 56,468 
BP. St. Betrug. Im April 1855 wurde auch eine mit 9000 Pf. St. votirte Intverfität eroͤff⸗ 
wet, mit vorerft nur 16 Zöglingen, von denen alfo jeder 562/, Pf. St. jährlich Foftet. Gleich⸗ 
zeitig ift eine Bibliothek errichtet und ausgeftattet, fowie ein botaniſcher Garten gegründet wor⸗ 
ven, und e8 fehlt nicht an Zeitungen, unter denen ſich zwei täglich erſcheinende befinden. 

Bevor die Production und zumal bie Goldgräberei wieder zu größerer Gleichmäßigkeit 
gelangt waren, hatte die junge Colonie erfhütternde Krifen zu überftehen. Im Hinblicke auf 
die Verluſte, die der Handel kaum erft in Californien durch Überführung des Marktes erlitten, 
hielten erft die Kaufleute Europas und Amerikas mit ihren Waarenfendungen nad; Auftralien 
zerück, ſodaß die Einfuhren den Bedürfniſſen ver von allen Seiten zuftrömenven Besölferung 
der @olbfucher bei weitem nit genügten. Das Sinken des Gelbwerihs, in Verbindung mit 
en Mangel an Zufuhren, fleigerte nun plöglich fowol die Wohnungsmiethen als auch bie 
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Praife unentbehrtlicher Lebensdederfnifſe mitunter auf das Zehmfade, jſodaß dir Beudlienung, 
bei der ſich die Mivasfage zu erfüllen drohte, inmitten ihres Botohberfluffes dem Gungertone 
nahe war. Die Kunde von den übermäßig haben Waarenpreijen trieb nun aber die Specula— 
tion ins andere Extrent: die Märkte wuden überfüllt; im Jahre 4854 waren die Einfuhren 
nahe 18 Mill. Pf. St. gegen nit ganz 5 MIN. Ausfuhr; zahlreiche Bankrotte im Jahre 1855 
waren bie Folge, und die auſtraliſche Kriſis wirkte mächtig auch auf Europa, befonverd auf 
England zurück. Bald trat indeſſen eine merflihe Befferung ein; ſchon 1855 hatte die Einfuhr 
gegen 1854 um mehr als 6 Mil, Pf. St. abgenommen, die Ausfuhr dagegen um nahe 2 Mill 
zugenommen, ſodaß ſie mit Einfluß der Gelverporte fat 132/, Miu. Pi. St. betrug. Ju 
zwiſchen waren ungeheuere Vermögen erworben und zum Theil auch wieder verloren worden. 
Die Goldgräber (Diggerd) verſchwendeten oft in maplofen Summen ihren ſchnellen Erwerb. 
Unter Anderm gefchah dies dadurch, daß eine möglihft große Zahl von Geſchwindheirathen 
abgefchloflen, daß mit und an den Frauen ein Eoftfpieliger und oft ein laͤcherlicher Prunk ges 
trieben wurde. Diefer Schwindel einer verberblihen Vergeudungsſucht fiheint in etwas auch 
die Behoͤrden, ſowie das von feinem Selbſtbeſteuerungsrecht einen fehr ausgenehnten Gebrauch 
machende Volk der jungen Golonie ergriffen zu Haben. Zwar wirb dort nicht ber Griverb des 
Volkes für improductive Militärdienfte verſchwendet, fondern bie Ausgaben werben ſtets nur 
für an ſich gemeinnügige Zwecke gemacht; allein in dem noch fo ſchwachbevoͤlkerten Lande und 
während des höchſten Standes der Arheitölöhne war es doch keineswegs ſchon an der Zeit, zu 
Melbourne und zu Sidney für jede englifche Meile Eifenbahn über 40,000 Pf. St. auszu= 
geben. Während das Golonialeinkonmen im erften Bierteljahre von 1856 gegen den entfpre= 
enden Zeitraum von 1854 um nahe 50,000 Pf. St. wol hauptſächlich deswegen abnahm, 
weil die an fich nicht geringere Goldausbeute jet doch weit beträchtlichere Productionskoſten 
erfoderte, wurde bie Schulvenlaft von Victoria bis zu dem nach ver Zahl der Einwohner beden⸗ 
tend genug erſcheinenden Betrage von etwa 1,200,000 Bf. St. geiteigett. Das Ausgabe: 
budget von 1854 war fhon nicht weniger ald 31/, MN. Pf. St., und doch Hatte man nod) in 
bemfelben Jahre ein Deficit von 1 Mill. ſodaß per Kopf 6 Pf. St. oder ſechs mal mehr als in 
England zur Friedendzeit bezahlt wurde. Der Voranſchlag für 1855 war fogar 4,801,202 
Bf. St., wovon nahe 2 Mil. für öffentliche Arbeiten, 30,000 für elektrifche Telegraphen und 
455,000 für Öffentlichen Unterricht. Indeſſen darf man die auftralifchen Verhältnifie nicht 
kurzweg nad) europäiſchem Maßſtabe bemeſſen wollen; mag aud ſchon mande Million bort 
unnüg verſchleudert worden fein, der bei weitem größere Theil der öffentlichen Ausgaben trägt 
doch mit dazu bei, die unermeßlichen Hülfsquellen des Landes fehneller und reichlicher fließen 
zu machen. 

So gut in Victoria als in andern Golonien hatte eine auch von der Regierung begünftigte - 
Ariſtokratie der Squatters beftanven. Als aber 1851 die Kunde von entbedten Golvfchäpen 
erſcholl, da riffen die Bande, welche feither alle untergeorbneten Arbeiter, wie Hixten, Tagelöh- 
ner, Bauerknechte, Handwerkögefellen, Matrofen u. f. w., mit ven Grundbeſitzern und andern 
Arbeitsherren verknüpft hatten. Alle Welt firömte den Minen zu, und fehr begreiſſich waren 
«8 gerade bie an harte Handarbeit Gewoͤhnten, welche zunächft die beften Gefchäfte machten. 
Gegenüber den Squatters bildete ſich eine Bevoͤllerung ver Diggers, die balb auf nahe 100,000 
Köpfe flieg und in ihrer bei weitem größern Hälfte Männer des Eräftigften Alters umfaßt. Diefe 
neue Claſſe unabhängiger Arbeiter follte ſich bald auch in ver Zufanmengehörigkeit ihrer Inter- 
eſſen fühlen und begreifen lernen. Die Arbeit in ven Goldminen war mit einer monatlich erhobe- 
nen Lieenzgebühr von 30 Schill. befleuert worden, die im October 1853 auf 1 Pf. St. vermindert 
wurde. Die Beſchwerden der Diggers waren weniger gegen bie Größe vieſer Abgabe als gegen 
die läftige Erhebungsart gerichtet. Es kam zu Reibungen zwifhen ven Behoͤrden und den 
Golbgräbern. Diefe traten zu einem großen Verein (Diggers’ league) zufammen, aus dem 
bald darauf ein Reformbund hervorging, ver ſich nicht bloß die Abfchaffung der Goldcommiſſton 
und ber Grlaubnißgebühr zum Ziele fehte, fondern auch die Herbeiführung einer wahrhaften 
parlamentariſchen Volkövertretung mit allgemeinem Stimmredt. Die Golbgräber waren es 
aljo, bie in diefen auftralifchen Gebieten vom Neuengland als die erften Chartiſten auftraten. 
Inzwiſchen war zwar die Herabfegung der Lisenzgebühr erfolgt, und bie Gährung in ven Mir 
nenbezirken ſchien verſchwunden; ein zufälliges Eteigniß vief jedoch neue Reibungen hervor 
und veranlaßte die Anwendung der Milttärmadt. Bei Balarat, das ſich zum Hauptorte des 
Minenbezirka aufgeſchwungen hatte, kam e8 am 3. Dec. 1853 zwiſchen den Truppen ver Re= 
glerung und hen Diggers, bie eine verſchanzte Stellung bezogen Hatten, zu einem biutigen und 
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hartuädigen Gefechte. Die letztern wurden zwar geſchlagen, hatten aber gleichwol, was bey 
pelitijchen Griolg anlangt, einen Sieg errungen. Es dauerte nicht lange, fo wurde das bis⸗ 
herige Syſtem ver Erlaubnißſcheine aufgegeben und dagegen eine Abgabe von 2 Schill. auf jede 
Unze exportirten Goldes gelegt, eine weit gerechtere Steuer, weil davon nur die wirkliche Gold⸗ 
auöbente betroffen, weil nicht mehr der unglückliche vor dem glücklichen Goldgräber belaftet 
wire. Auch bie baldige Treilafſung der verhafteten Aufftändifchen von Balarat hatte einen gu= 
ten Gindrud 2 

Im Hinblid auf die Entdeckung der Golvfhäge in Ealifornien und Neuholland gewahren 
wir ba and dort ganz übereinftimmende Erſcheinungen, und wir müffen uns fagen, daß bereits 
diefe beiden jo ſchwach noch benölferten Länder eine politiſche und ſociale Bedeutung für die 
übrige Welt erlangt haben, vie fogar noch weit hinausragt über ihren fegt ſchon bemerfbaren 
Einfluß auf den Gang des Welthandeld, ſowie auf die Verminderung des Geldwerths dur 
Bermehrung ded allgemein gültigen Tauſchmittels. Das ift freilich fon wichtig genug. Denn 
gerade durch die ſchnelle und maflenhafte Vermehrung des Taufchmitteld wurde die breite me⸗ 
tallifche Bafis für die Ausbildung und den Aufſchwung eines Creditſyſtems geſchaffen, wie es 
Die Geſchichte noch nicht gefehen hatte; das Gold der Neuen Welt wurde auch für die Alte Welt 
der reichlich ausgeftreute Samen, dem ein guter Theil jener zahllofen Actienvereine und jener 
gewvaltigen Unternehmungen entfproffen ift, welche beflimmt find, den Boden der alten Zeit 
som tiefften Grunde aus umzumühlen und bie Wege für eine Zufunft des Völkerlebens zu be: 
iten, deren reiche Fülle wir erft ahnen, aber nimmer ermeflen Können. Doch auch in ihren 
nähften und unmittelbaren, in ihren jetzt ſchon ſichtbar vorliegenden Folgen tritt und Die große 
Bedeutung und ber entſchieden demokratiſche Charakter jener Faum erft begonnenen Bewegung 
vor Augen, zu welcher die Entdeckung der Boldminen den Anftoß geben mußte. Es ifl ver An- 
fang einer Reihe von Siegen für die wachſende Bedeutung der Perfönlichkeit und des perfän- 
lien Bermögend über das bloß ſächliche Vermögen, für die Macht des Mobiliarbefiges über 
die nod allzu überwiegende ariſtokratiſche Macht des Grundbeſitzes für die Befreiung ber Ar— 
beit und darum des Arbeiter aus der einfeitigen Herrfchaft des Eapitald. Und diefe Stege 
find eben dadurch errungen worben, daß es feit ber Entdeckung ber Goldfelder zahlreichen Ar: 
beitern faſt aller Nationen ermöglicht worden ft, durch ihrer Hände Arbeit ſich felbft zu Capita⸗ 
liften zu madyen und alfo ihre Unabhängigkeit von dem ſchon vorhandenen Kapital thatſächlich 


zuweiſen. 

Dieſes Gefühl der Unabhängigkeit und der mehr oder minder deutlich gewordene Gedanke, 
daß für die Umgeſtaltung der ſocialen Verhältniſſe und Stellungen ein entſcheidender Wende⸗ 
punkt eingetreten fei, hatte denn auch, auf die erfte Kunde von den neuen Entdeckungen, in den 
Kreiſen der arbeitenden Bevölkerung weit und breit gezündet. Sogar ſolche Verhältniffe zwi⸗ 
Shen Arbeitgebern und Arbeitern, die für dieſe nach biöherigem Mafftabe als günftig betrachtet 
werben fonnten, wurden vielfach aufgelöfl. Im Vertrauen auf die Stärke ihrer Fauſt, auf die 
Geſchicklichkeit ihrer Hand, auf die ausreichende Tüchtigkeit ihres noch unverbilveten und unver: 
trüppelten gefunden Menſchenverſtandes ftrömten dieſe Arbeiter nad) ven Golominen zum Bes 
triebe eines ihnen bisher völlig fremden Erwerbszweigs, um fi mit Herz, Hirn und Hand ihre 

dtonomiſche Unabhängigkeit und damit zugleich eine befſere Stellung in ver Geſellſchaft zuerobern. 
Die gotoguen Früchte ihrer Arbeit mußten aber fofort auch ver Arbeit anderer Art zu gute kom⸗ 
men une ven Lohn derfelben in die Höhe treiben. Noch aus dem Jahre 1856, alfo aus einer 
Zeit, da ſich wieder Einfuhr und Ausfuhr mehr ind Gleichgewicht gefeht hatten und die Preife 
der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe nicht mehr auf ihrer frühern übermäßigen Höhe flanven, 
liegen aus Auftralim und zumal aus Victoria fehr beachtenswerthe Notizen über ven Stand 
ver Arbeitspreiſe vor. In Melbourne haben e8 die Handwerker durchgefegt, daß fle nicht mehr 
als acht Stunden täglich arbeiten gegen den unverfürzten frühern Lohn, der nicht weniger als 
15—20 Schill. (zu 1 Fr. 26 Gent.) oder 19—25 Sr. beträgt. Der Tagelohn für Handlan⸗ 
ger ſteht zwiſchen 10—12 Schill.; und ein Beleg dafür, daß in ber Neuen Welt aud vie weib⸗ 
liche Arbeit bei weitem höher gewerthet ift, liegt ſchon darin, baß gute weibliche Dienftiente, 
außer der hoch anzuſchlagenden Wohnung, Koft u. ſ. w., leiht 40 Pf. St. jährlich verbienen. 
Freilih können ſich die Arbeitöpreife nicht dauernd auf ſolch übermäßliger Höhe erhalten. Sie 
müffen fi mit denen anderer Länder immer mehr ine Gleichgewicht fegen, und daß dies ge⸗ 
föche, Dafür forgt die Eoncurrenz des Welthandels und die Ginmanberung fremder Acbeiter. 
Bir in Galiformien, To bilden au) fon in Xuftrafien die Chineſen, von Be fih nad dem 
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Unterſuchungsbericht über die Unruhen in Balarat ſchon über 10,000 in den Goldfeldern nie⸗ 
dergelaſſen hatten, nicht den kleinſten Bruchtheil der Einwanderer, und gerade diefe chinefi⸗ 
hen Arbeiter, die überall im Auslande das kümmerlichſte Leben führen, Bid ſie ih zur Rückkehr 
nach China einiges Vermögen gefammelt, Eommen aus einem Lande, wo die Arheitslöhne 
vielleicht am allerniedrigften ftehen. 

Gleichwol läßt ſich nicht verfennen, daß die Goldentdeckung und die erft bloß örtlich hohe 
Steigerung der Arbeitöpreife in Ealifornien und Auftralien ſchon bis in die Mitte Europas 
hinein gewirkt haben, daß überall eine nicht blos nominelle und fheinbare Erhöhung ver Arbeits- 
preife eingetreten ift und eintreten mußte, daß zwar nicht ausſchließlich, aber doch zum Theil von 
der Neuen Welt aus der heilſame Anſtoß zur Erſchütterung des hiſtoriſchen Unrechts eines bis 
jet herkömmlichen Misverhältniffes zwiſchen Arbeit und Capital gegeben wurbe. Was man 
früher mehr blos theoretifch erſtrebt Hatte, eben dieſe Ausgleihung des Misverhältnifies, 
gebt feit der Entdeckung der Golbfhäge auf dem praftifhen Wege der Selbftenancipation der 
Arbeit von ftatten, und überall fieht man ſich genöthigt, die feither geltende Scala ver Preife 
einer Reviſion zu unterwerfen, um im Verhältniffe ver Arbeitöleiftung zum Arbeitslohne we⸗ 
nigflens jene grelfen Übelftänve zu befeitigen, wodurch zahlreiche Claſſen ver nüglichften und 
nur angeblich freien Arbeiter zu einer härtern und ſchmaͤhlichern Sklaverei, als jemals vie der 
Neger war, verdammt blieben. Auch in Auftralien haben neuere Beobachter richtig bemerkt, 
daß die ganze Gefellfhaft ſehr ſchnell jenen amerikanifchen und in Californien befonders ſcharf 
audgeprägten Typus annimmt, der ſich in Rebe und Handlung durch ein gefteigertes Selbftver- 
trauen und das lebhaftefte Gefühl perfönlicher Unabhängigkeit offenbart, neben einer mitunter 
rohen Beratung aller conventionellen und nicht immer blos willkürlichen Unterſchiede, ſowie 
neben einem rückſichtslos Hafligen Streben nach Erwerb und Reichthum. Aber felbft in feinen 
Ausſchreitungen und feiner Verzerrung iſt dieſes flarfe Gefühl der individuellen Selbſtändig— 
keit, das jede Krücke und jedes Bängelband des immer mehr abfaulennen Polizei: und Soldaten- 
ſtaats beifeite wirft, das fein ganzes Schickſal nur fidh felbft und einer frei gewählten Genoffen= 
haft verbanten will, die Wurzel jener Nührigkeit und jenes Selfgovernments, wodurch die 
Voͤlker des angelfähflfhen Stamms, mit und neben ihnen alle germanifchen Völker, zur Welt- 
herrſchaft im Sinne der Neuzeit und vor allen andern Nationen dazu berufen find, der ganzen 
Bukunft des Voͤlkerlebens das Gepräge ihres Geiftes und Willens zu verleihen. 

Diefer Indepenventengeift und biefer auf die Zukunft gerichtete Arbeitsfinn, der erwerben, 
aber von dem ſchon Erworbenen over vom Capital unabhängig bleiben will, entfpringt dem 
großen und lange verfannten Gedanken, daß ed nur die Arbeit, daß es die in ſich felbft untrenn= 
bar verbundene geiftige und leibliche Arbeit Ift, die geradezu Alles ohne Ausnahme ſchafft un® 
geſchaffen hat, was irgendwie von Werth ift für die Gefellfyaft und für ven Staat. Und ver 
in der Neuen Welt ſchon mehr in anſchaulicher Thatſächlichkeit ſich verförpernde Gedanke von 
dem unverjährbaren und allerhöchſten Urrechte ver Arbeit, von dem der gefunden Vernunft und 
der GhHriftuslehre gleich entſprechenden Princip, daß jeder Arbeiter feines, d. h. desjenigen 
Lohns werth ift, der dem Aufmande feiner Kräfte und ber feinen Anftrengungen gemäß tft, 
dieſer Gedanke fodert immer dringender auch in Europa die volle Anerkennung des Rechts der 
wahrhaft, ver nicht blos ſcheinbar freien Arbeit. Der oberflächlichen Betrachtung ſcheint bie 
Voilftreckung dieſes Rechts nur die privatrechtlichen Verhältniffe des Erwerbs und des blirger- 
lichen Berufs zu berühren. Sie greift aber in Wahrheit auch tief in das politifche Leben hin= 
ein, fie hat namentlich jet ſchon allem Milttärbeöpotismus, der Feine andere Grund= 
lage mehr Hat als das verberbliche Syſtem der Gonfeription und des folbatifhen Frohn- 
dienſtes, das unvermeidliche Grab gegraben. Denn wie wäre es auch nur denkbar, daß 
noch lange fo viele Hunderttaufende von Bauern und Bürgern, von Handwerkern und Arbei= 
tern dazu genöthigt werben koͤnnten, vie beften und arbeitäfräftigften Jahre ihres Lebens im 
militärifchen Zwangsdienſte zu vergeuben, während fie e3 wiffen und täglich von neuem erfah= 
ten, daß fie in der Neuen Welt durch freie Arbeit dad Kunfzigfache eines kümmerlichen euro= 
päifchen Militärfolds zu erwerben, daß fie ſich dort in denfelben Jahren für die ganze Dauer 
ihres Lebens ein genügendes Auskommen zu fhaffen und eine ehrenvolle Eriftenz zu gründen 
vermögen? Wie aber die jüngften Vorgänge in der Neuen Welt zur Abſchaffung der weißen 
Sklaverei ded milltärifhen Zwangsdienſtes beitragen, fo aud zur Befeitigung der Sklaverei 
der Neger. Es iſt nichts Zufälliges, fondern e8 beruht auf einem klar vor Augen liegenden 
Intetefle, daß in Californien die Sklaverei nicht eingeführt werden Eonnte, daß dieſer Staat am 
Grundfage der freien Arbeit, wonad jeder Arbeiter für ſich ſelbſt erwirbt, feſthalten mußte. 
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Das konnte ja die große Mehrheit ver freien und weißen Bevoͤlkerung nicht dulden, daß bie 
ohnehin ſchon vermögenden Sklavenbefiger bie Arbeitökräfte von Dutzenden ihrer Sklaven bez 
nußten, um ſich felbft den mühelos erworbenen Löwenantheil an ven Golofhägen anzueignen. 
In der großen, wunderbaren und lebendigen Verbindung aller lieder ver Völkerkette, bie das 
Erdenrund umfiließt, erkennen wir alfo bis in die Goldgruben von Galifornien und Neuholland 
hinein, daß biefelben Arbeiter, welche bort gierig nach Schägen graben, zugleich doch vie Stügen 
wer Kuechtſchaft untergraben helfen und an ihrem Theile mitarbeiten für die Befreiung der Vol⸗ 
ter. Und fo rufen wir mit dem Dichter: 
Drum, du närrifche Menfchheit, drum ſcharre nur zu! 


Zwar du wirfk dir die Zufunft nur halbbewußt, 
Du denkſt nur der augenblidlichen Luft — 
Doch du ſchaffſt eben doch, was du fchaffen mußt! 5) 
Bel der Betrachtung der Zuftände Auftzaliens nimmt noch ein befondered Moment, von fo 
großem ethnographiſchen Belange als von Wichtigkeit für die Staatenkunde, die Aufmerkfame 
keit in Aufprudg. Überall ift auch bort, und wol noch in höherm Grade wie bei ven Indianern 
Rorvamerikas, eine fortfchreitende Verminderung der einheimifchen Bevölkerung zu gewahren, 
wo biefe mit den eingewanberten Weißen in nähere Berührung gekommen ifl. Auf den Sand⸗ 
widinfeln, wo vor 70 Jahren die eingeborene kanakiſche Bevölkerung auf 400,000 gefhägt 
wurbe, war fie 1825 nur noch 125,000 und nad) den fpätern Volkszaͤhlungen von 1852—36 
und 1850 nur je 130,313, 108,579 und 84,165. In ven Jahren 1848 und 1849 war zwar 
wie Zahl der Geburten von je 1422 auf 1478 gefliegen, aber gleichzeitig war bie Überzahl der 
je 4320 und 7943 betragenven Todesfälle jo groß, daß eine Verminderung ver Population 
won je 2898 und 6456 ſtatthatte. ÄAhnlich iſt e8 auf pen Geſellſchaftsinſeln, wo von 1797— 
1850 die Zahl der Eingeborenen von 16,000 auf 10,000 Herabgefunfen iſt. Nur bei ven 
Reufeeländern läßt ſich ein ſolches Hinſchwinden bis jegt nicht gewahren. Sie gehören über- 
Haupt zu den Eörperlich Eräftigften und am meiſten entwidelten Stämmen, obgleich fe im Ver⸗ 
glei mit den dort flationixten engliſchen Solvaten vurfänittlih um 1, Zoll kleiner und, 
nad) den Ausgängen der Ningfämpfe zu fliegen, nicht ebenfo muskelſtark find. Doc bilden 
vtelleicht auch Die Neufeeländer nur eine ſcheinbare und vorübergehende Ausnahme. Nahft 
dem auf den Infeln der Sühfee wol ſchon lange vor der Entdeckung einheimiſchen Kindermorde 
find beſonders Blattern, Syphilis und der übermäßige Genuß des Branntweind die zunächſt 
ga Tage liegenden Urſachen ber auffallenden Sterblichkeit, wie es denn überhaupt bei dem Zu⸗ 
mit ben Culturvolkern das ziemlich allgemeine tragiſche Schickſal ver rohen 
Stämme zu fein ſcheint, daß fie, plögli und in völlig unvermittelter Weife aus ihrer gewohnten 
Eebendweiſe herausgeriſſen, zwar bald bie Lafter und Übel der Givilifation in ſich aufnehmen, 
ohne aber gleichzeitig auch Die Schugmittel gegen dieſe Übel in fich felbft ausgebildet zu Haben. 
Übrigens wird diefe einheimifche Bevoͤlkerung nicht fo vollftändig ausfterben, ohne wenigftens 
im zahlreichen Mifälingen aud dauernde Spuren ihres Dafeins zu hinterlafien. Sie tragen 
alfo an ihrem Theile mit dazu bei, um jene merkwürdige bunte Volkermiſchung zu vergrößern, 
wie fie bereitö in Sübaflen, in Amerika und auf ben Infeln der Sühfee in einem früher noch nie 


Maße befeht. 

Unter der ven ganzen Welttheil ſchon unbeftritten beherrſchenden weißen Bevölkerung und 
nãchſt den engliſchen Sprachgenofien aus Europa und Nordamerika bilden bereits Deutſche und 
Schweizer, wie früher ſchon in Amerika, fo jetzt auch in Auſtralien, einen verhältnigmäßig be⸗ 
trächtlichen Theil der Eingewanderten. Diefe Einwanderungen, bie ſich während einer gerau= 
men Zeit wol noch beträchtlich fleigern werben, gehören hauptfächlich dem legten Jahrzehnd an. 
So tritt und benn ſelbſt in den fernften Küftenländern ver fühlihen Halbkugel jener tiefinnerfte 
Zufemmenhang aller Nationen des großen germanifchen Stamms vor Augen, dieſer fo natürliche, 
fo vernünftige und vom Geifte ver Weltgeſchichte ſchon fo reich gefegnete Wölkerbund, den kaum 
erſt — in der fogenannten Neuenburger Frage — dad leichtfertige und frevelhafte Beginnen 
einer ſchwaͤchlichen Eoterie weniger Junker um der armfeligften und kleinlichſten Gelüfte willen 
m Rören, ben fie mit dem Schwerte blutig zu trennen verſucht, aber vergeblich verfucht Hatte. 
Gind e8 doc; in ber Hauptſache die gleichen Anfihten, Zwecke und Bedürfniſſe, bie in ben von 





5) „Galiformien‘ im Breiligrath's „Reuern politifchen und forialen Gedichten“ (Heft 2, Daſſel⸗ 
Wi 1851). 
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nahe verwandten Sprachen ımb von verwandtſchaftlicher Cultur fo eng uniſchlungenen gemmms 
niſchen und wefentlich proteftantifchen Völkerſchaften ſchon fo viele Taujenve und Hunderttau⸗ 
ſende beſtimmt haben, den dürren Wanderſtab in die Hand zu nehmen, um ihn in die fremde 
Erde zu pflanzen und unter andern Himmelöftrichen wurzeln unp grünen zu laſſen! Sind es 
doch die gleichen und großen Inftitutionen der Freiheit, denen bie kleine Schweiz ihr Gedeihen 
und ihren Wohlftand, denen Großbritannien und Norbamerifa ihren Reichthum, ihre Macht 
und Größe verdanken, die ſich in zahlreichen und noch lebenskräftig quellenden Keimen aud auf 
dem Boden des deutfchen Mutterlandes erkennen laffen, wie fehr fie auch überwuchert feien von 
ber frembartigen Schmarogerpflange des Bureaufratenthums, des polizeilichen und foloatifchen 
Zwangsſtaats! Zwiſchen den in ſtarren politifhen Formen ſchon folange befangenen flawi- 
ſchen und romanifchen Völkern, die wol dann und warın überfhäumten, aber nur um fi von 
neuem gefangen zu geben, drängt fi von den Alpen herab der reihe Strom des germaniſchen 
Volkslebens, um ſich erfriſchend, belebend und befruchtend über alle Theile ver Welt zu ergießen. 
Und wo wir au unfer Auge hinwenden, Überall erblicken wir bie germaniſchen Stanimge- 
offen als die rüftigften Arbeiter, um das Tagewerk ver Neuzeit zu fördern, um der Freiheit 
neue Bahnen zu brechen, nicht bloß mit der fleghaft geführten Eriegeriichen Waffe, ſondern noch 
weit mehr mit der frievlichen Waffe des Woris und der Lehre, oder mit dem ländlichen Pfluge, 
mit den Werkzeugen des flädtifchen Gewerbfleißes und mit dem Hammer ded Bergmann. 
W. Shulz-Bopmer. 

Auswanderung, |. Einwanderung und Answanderung. 

Ausweifung, fAufenthaltsrecht und Gaſtrecht. 

Auto deFed) over Unduldfamkeit und Glaubenszwang in folgerigtiger 
Duräführung. Die Inquifition und ihre Krone, dab Auto de Fe, find endlich ver höhern 
Sumanität und Bildung, vor allem der größern Verbreitung und ver unwiderſtehlichen Macht 
der echten chriſtlichen Grundſaͤtze gewichen. Die ebenfo unchriſtlichen Quellen jener größten 
Schandflecke ver Menſchheit, Unduldſamkeit, Slaubenszwang und Kegerverfolgung, dieſe 
werden leider noch immer, wenn auch mit feigem Verzicht auf ihre folgerichtige Durchfuͤhrung 
alſo ſtümperhaft, aber dennoch zum Unglück vieler Tauſende unſerer Mitmenſchen, zur Be— 
fleckung der Ehre vieler kirchlichen und weltlichen hohen Behorden und zur Untergrabung der 
ebenfo verdienten als fegenbringenden Achtung der Religion, ver Kirche und des Staats äffents 
lich und heimlih ausgeübt. Deshalb ſchien und die kurze und vortreffliche Darftellung jewer 
ſcheußlichſten Ketzergerichte aus der Feder des gelehrten und hochachtungswürdigen Profefiors 
Heinrih Amann, welder lelder in feinen beften Jahren ebenfalls das Opfer intoleranter 
Verfolgung wurde, vollkommen ven Wiederabdruck zu verdienen. Vorwort der Redaetiou 

Im Jahr 1559, am 21. Mai, dem Dreieinigkeitsfefte , ſah man zu Valladolid in Spanien 
auf dem großen Marktplage Emporbühnen im Halbkreife aufgerichtet; auf einer verfelben dem 
Erzbiſchof von Sevilla, Generalinquiſitor, mit dem ganzen Collegium ver Inquiiition, auch 
vier andere Bifchöfe und die Eollegien ver Staatsbeamten. Auf dem Plage, den Strafen, an 
allen Senflern, felbft auf den Dächern Gedraͤnge von Zuſchauern. Fruͤh vor ſechs Uhr im 
feterlihem Zuge trat in die önigliche Loge auf einer befonbern Bühne vor dem Palafte die Mer 
gentin Johanna, Schweſter des Königs Philipp IL, und ver damals 14 Jahre alte Kronprinz 
Don Carlos, mit dem Erzbiſchof von San-Jago de Gompoftella, dem ganzen Hofftaate und 
vielem andern Adel. Hierauf bewegte ſich in einer von Bewaffneten durch bie Menge gezogenen 
Gaſſe ein Zug von Gefangenen, vom Inquifitionsgebäude aus, zwifchen Bütteln der Inquifi⸗ 
tion, voran ein Kreuz, In ſchwarzes Tu gehüllt, und die vote Fahne ver Inquiſttion, mit ven 


° 1) Vorente, „Kritifche Gefchichte der fpanifchen Inquiſition“ (aus Originalarten der Archive ver 
Inquiſition überfegt und mit Anmerfungen von Höck, 4 Bde, Gmünd 1819— 22), Haupiſt. IX, 
Abfchn.1. Beringer, „Der hispartifchen Inquiſition Heimlichfeiten“ (Amberg 1612), Gap. 16. (Eine 
Überfegung bes höchfi feltenen Werfe: „Reginaldi Genzalvii Montanis S. inquisitionis Hispanicae 
ertes aliquot detectae‘' [Heidelberg 1567]. Bon dem Verfafler Reynald Gonzalez de Montes, einem 
Dominicaner, ber das Glüd hatte, 1558 aus dem Gefängniffe der Inquifition zu entfommen, und dann als 
Lutheraner im Bilde verbrannt wurde. fagt Llorente ſa. a. S., XXI, 1, $.4]: „Ich glaube, daß man ihn 
als zuverläffigen und die Wahrheit ſchreibenden Hiftorifer bei den Thatfachen, die ich nicht im Archive bes 
Raths der Oberinmuifition ‚gefunden habe, bennhen barf.') Bater, „„ Volk. Hiſtorie der Inquiſttion“ 
(aus dem Englifchen von Tieffenfee, Kopenhagen 1741), Cav. 28. „Relalione dell’ Atto della Fede, 
che si & celebrato dall’ officio della Inquisitione di Valladolid nel giorno della SS. Trinttä 
1559. In Bologna, con licentia dei superiori‘‘, in Meubham's „„Memoirs of ike council of Trent; 
principally derived from MS. and unpublished records‘ (&onbon 1834), &. 334 fg..- - 
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Nemen von Pabſt und König, nnd wurde auf einem audern Geräfte aufgeſtellt. Die Gefan⸗ 
genen trugen was Armefünderkleiv, San Benite genannt (verderbt aus saco bendito, wie 
frũher das geweihte Bußkleid hieß), ein langes Stuͤck gelben wollenen Zeugs, ohne Ärmel, mit 
eine Difnung für den Kopf, Dad vorn und hinten bis auf dad Knie frei hevabhängt, nad Art 
eines Scapulierd; auf dem Kupf eine Tiare (hohe ſpitzige Müge). Die Hände der Unglück⸗ 
lichen waren vorn mit Striden gebunden, in ven Händen brennende Fackeln von grimen Wachſe. 
Bei den zum Lebendigverbrennen Beftimmten war auf Kleid und Müge ein Menſch, umgeben 
von Flammen und fogenennten Teufelögeftalten, gemalt; bei den zu milderer Todesſtrafe 
Berurtgeilten bie Spige ber Flammen umgelehrt; bei den mit dem Leben Begnabigten nur 
röthliche Andreaskreuze zu fehen; die Fackeln viefer legtern nicht angezündet. An beinahe 
Allem erblickte mar die Spuren graufemer Folter. An der Spige der Gefangenen fanden fünf 
Geſchwiſter, darunter zwei Geiſtliche und eineNonne, neben ven gleich ihnen bekleideten Stan»: 
bild einer Frau, das man auf eine hölzerne Kifte geftellt Hatte. Es war das Bild ihrer vor der 
Unterſuchung verftorkenen Mutter Eleonore de Vibero, deren Leichnam In jener Kiſte lag, um 
mit den Kindern von denſelben Flammen verzehrt zu werben. 

Die Ingquifitoren faßen unter einem Ihrombimmel, gegenüber einem Altare, auf welchem 
ein Cruciſix nebſt den Leuchtern und dem Übrigen, was zum Meßopſer gebraucht wird. Neben 
vem Altar eine Kanzel, von welcher nun Melchior Cauo, ber durch ultramontane Gelehrſamkeit 
bekannte Dominicaner, zum Biſchof der Ganarifen Infeln ernannt, eine Prebigt hielt. 
Nach deren Beendigung begab ſich der Erzbiſchof von Sevilla zu den königlichen Hoheiten una 
ließ fie auf das im Meßbuche beſindliche Kreuzbild folgenben Eid ablegen: „Da durch päpſtliche 
Decrete und die heiligen Kirchengeſetze verordnet ift, daß die Könige eiplich verſprechen follen, 
den Heiligen Fatholifhen Glauben und die chriſtliche Religion zu fördern , fo ſchwoͤren demgemaͤß 
wm. königlichen Hoheiten bei Gott, ver Heiligen Marta, den heiligen Evangelien und dem Zeichen 
des Kreuzes, auf welchem Ihre Föniglichen Hände liegen, daß Sie allen nöthigen Vorſchub 
leiſten wollen der Heiligen Inquiſitionsbehoͤrde und ihren Dienern gegen die Ketzer und Abtrün⸗ 
wigen, gegen Alle, von melden dieſe beguͤnſtigt und vertheidigt werben, amd gegen Alle, wer 
Re immer feten,, bie mittelbar oder unmittelbar dieſer heiligen Behörde entgegeniolcten; auch 
daß Sie alle Ihre Unterthanen zur Befolgung der yäpftlichen Reſcripte anhalten wollen, welche 
erlaffen find zur Vertheivigung unſers heiligen katholiſchen Glaubens gegen die Ketzer und 
gegen Jene, die ihrer Lehre beiftimmen, fie aufnehmen, begünfigen un» befgägen.” Die 
Wniglihen Hoheiten antworteten: „Wir ſchwoͤren es.“ Darauf der Erzbifchof fegnend: 
„Dafür erhalte Bott der Herr viele Jahre Ew. Hoheiten königliche Berfonen und Staaten. " 
Auch Die Umſtehenden mußten Daffelbe ſchwoͤren, ſoweit an ihnen fei. 

Rad ven Erkenntniſſen der Inquifition und des meltlichen Gerichts, melde man jet den 
vorgerufenen Gefangenen vorzulefen begann, waren, nebfl ver gegen Alte erfunnten Ehrloſig⸗ 

keit und Gonflöcation des ganzen Bermögend, verurtheilt: 4) als tssherifger Lehrer une 
Brebiger zur Degradation und zum Feuer Dr. Auguſtin Cazalla, Hofprediger Kaifer Karl's V. 
Die Kurt vor Folter und Tod hatte ihn zum Winerrufe beivogen. Auch wurde er bis zum 
Beraberis ver Hinrichtung mit der Hoffnung auf Gnade getäufht. Der Unglückliche beharrte 

in ferare Reue. 2) Ebenfo verariheilt als Tutherifcher Lehrer fein Bruder, der Pfarrer Franz 
de Biber Cazalla. Diefer, ein mal durch die Folter wankend gemacht, da er fah, daß er fler= 
ben nrüffe, Taßte Muth, und als fein Bruder Auguftin in kurzer Anrede an die Unglucksgenoſſen 
wumäthig für ven katholiſchen Glauben eiferte, drückte jener, Thon auf dem Scheiterhaufen 
ſtehend, durch Geberden herben Tadel aus und flarb ohne Zeichen von Schmerz und Reue. 3) 
Als Iutherifche Lehrerin zum Feuer ihre Schwefter Bentrir, eine Nonne. 4) Als Lutheranerin 
zum Berhrennen im Bilde die erwähnte, früher verflorbene Mutter ver drei Borigen, Gattin 
des Präfidenten der Rechnungskammer, Peter Gazalla. Ihr Haus follte nienergeriffen werben, 
weil e8 der yefkbringenden „Sekte Luther's“ fintt Kirche gebient hatte. Auf dem Plage, mo es 
geſtauden, follte eine fteinerne Säule duch Infärift zum ewigen Gedächtniß dem Grund ber 
Schleifung anzeigen. Noch Liorente.fah ven Platz, bie Säule und bie Infhrift. Erſt 1809 
fol dies Dentmal der Barbarei nievergeriffen worden fein. 5) Der Priefter Dr. Alfons Perez 
ds Lutheraner zur Degravation und zum Bewer. Sobald den brei Prieftern ihr Urtheil var⸗ 
gelefen war, twurden mit ihnen durch den damaligen Orbinarius der Stadt, ven Biſchof zu 
Valencia, die ſchauerlichen Eeremonien der Degradation mit Anwendung der Meßgeräthe vor⸗ 
genommen. 6) Der Aovocat Licentiat Anton Gerrezuelo als hartnäckiger Lutheraner zum 
Breuer. 7—15) Noch neun andere Berurtheilungen zum Feuertode folgten , gegen vier Grauen 
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und fünf Männer; gegen einen als Juden, alle andern als Lutheraner; darunter zwei Kitter, 
ein Richter und die Witwe eines Gommandeurs. 3 

Den Übrigen , deren Urtheile vorgelefen wurben, war als in den Schoos der Kirche wieder 
aufgenommenen utheranern dad Leben gejchenkt; doch Iebenslänglichesd Gefängniß und Tra⸗ 
gen des San Benito erfannt gegen Folgende: 16) Gommandeur Peter Sarmiento de Roxas, 
Sohn des erften Marquis von Poza (Bofa), und 17) deſſen Gattin, Hofdame der Königin. 
418) Johann de Vibero Eazalla, einen andern Sohn ver Präfiventin (Nr. 4), und 19) deſſen 
Gattin. 20) Deſſen Schweſter Conftanzie, Witwe eines Notare. ALS Dr. Auguftin diefe 
Schweſter wegführen ſah, denn er kam zulegt, kehrte er fih gegen die Prinzefiin-Regentin mit 
den Worten: „Prinzeffin, id Bitte, haben Sie Mitleid mit dieſer Ungtätligen ‚ welde 13 
Kinder ald Waifen zurücläßt!” Der Spanier Blanco 2) bemerkt: „Die Bitte muß fruchtlos 
geweſen fein, denn was ließ fi von Herzen erwarten , die ſolche Dinge fehen und Hören Eonn= 
ten, ohne zu brechen?‘ Aber ver Infant Don Carlos ſchwur an dieſem Tage der Inquifltion 
unverföhnlichen Haß.) 21) Iohann de Ulloa Pereira, Commandeur des Johanniterordens 
und Obergeneral in Deutfhland unter Karl V. Doc follte diefer nur bis zur Rüdkehr ins 
Gefängniß ven Sau Benito tragen. 22—26) Die Battin bed Advocaten Gerrezuelo und noch 
drei andere rauen und ein Mann. 

Die andern Verurtheilungen waren milder. 27) Ludwig de Roras, Enkel und Majorats- 
erbe des Marquis von Poza , wurbe für unfähig erklärt, im Marquifate zu ſuccediren, welches 
auf feinen füngern Bruder Überging; man verbot ihm, Spanien zu verlaflen, verbannte ihn 
aber aus Madrid, Valladolid und Valencia. 28) Anna, Battin eines Barons von St.⸗Cuphe⸗ 
mie, Enkelin des Marquis von Boza, 24 Jahr alt, wurbe zur Einfperrung in ein Klofter ver= 
urtheilt. 29) Anton Wafor, ein Englänver, Bedienter eines der Berurtheilten, zur einjährigen 
Einfperrung in ein Klofter, um bort Unterricht im katholiſchen @lauben zu erhalten; dieſe Drei 
follten den San Bentto nur bis zur Rückkehr Ind Befängniß tragen. 30) Anton Minguez, 
Bruder einer zu Iebenslänglichem Befängniß verurtheilten Dienftfrau der Donna Beatrix, zu 
dreijaͤhrigem Befängniß mit San Benito. 31) Maria de Roxas, Tochter bed Marquis von 
Boza , eine Nonne, ven San Benito bis auf die Schanbbühne zu tragen, dann zur Einfperrung 
auf Lebenszeit in ihr eigene Klofter, wo fie im Chor und Speifefanl als die Letzte behandelt, 
auch im Gapitel des Klofters nicht mehr ſtimmberechtigt fein follte. 

Nachdem die Borlefung der Urtheile beendigt war, würden die Wiederaufgenommenen in 
die Haft zuruͤckgebracht die zum Tode Verurtheilten dem weltlihen Arm übergeben und, Ieber 
rückwaͤrts auf einem Gfel figend, unter Begleitung vieler Bewaffneten vor das Thor geführt, 
mo auf dem Richtplatz in gleicher Entfernung voneinander 14 Scheiterhaufen errichtet waren, 
in der Mitte eines jeben ein Pfahl. An dieſen wurde das Schladtopfer gebunden. Aus Gnade 
wurden fle zuerſt erbroffelt; nur Gerrezuelo, der allein nicht widerrufen hatte, warb lebendig 
serbrannt und flach mit Zeichen der entſchiedenſten Verachtung gegen feine Mörver. Ihm war, 
wie gewöhnlich, bis zum Anbinden an den Pfahl ein ſtachliges eiſernes Gebiß in den Mund 
gelegt, damit er nicht feinen Glauben predigte. 

Died war ein Auto de Fe, wie e8 die Spanier nennen, d. i. Glaubensgericht (Glaubensact), 
eine Frucht inenſchlicher Befchränftheit und Leidenſchaft, welde die Religion der ewigen Wahr⸗ 
heit und Liebe zum Gefege folder Gräͤuel verkehren. Denn für Chriſten hielten fi Die, deren 
Befehle fo vollzogen wurden, fogar für die von Gott felbft eingefegten einzigen würdigen Nach⸗ 
folger ver Apoftel des Herrn und Meiſters. So verſtehen ihresgleichen fein Wort auf die 
Frage: „Willſt ou, fo wollen wir fagen, daß Zeuer vom Himmel falle und fle verzehre” 
(die keteriſchen Samariter) : „Wißt ihr nicht, welches Beiftes Kinder ihr fein? Des Menſchen 
Sohn ift nicht gekommen zu verderben, fondern zu erretten.” (Luc. 9, 54; vergl. Luc. 10,25 fg.) 
In dem unglüdlien Spanien alfein find während ver Jahre 1481 — 1808 auf ſolche Weife 
hingerichtet worden 34,658 Menſchen, zu lebenslänglidem Gefängni oder ven Galeeren 
verurtheilt 288,214, Bilder verbrannt 18,049 und, wenn man die frühern Jahrhunderte 
berückſichtigt, im Ganzen ungefähr 500,000 Familien durch Hinrichtungen ganz audgerottet, 
alle Juden und Mauren, getaufte (Moriskos) wie mohammebanifche, vertrieben und dadurch 
nad) der Berechnung von Klorente die Bevölkerung auf bie Hälfte Defien gebracht, was fle fein 


IK „Rechtfertigung meiner Beleuchtung bes katholiſchen @laubens‘ (Dresden und Leiyzig 1827), 
3) Blorente, 0.0. D.,XX, 10. €. 
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ante. Run denke mar an die übrigen katholiſchen Länder, befonders an Vortugal, Italien, 
Sicilien, Sarvinien, Malta, Frankreich, die Niederlande, Merico und Gübamerifa!t) Die 
Meiften litten für ihren Glauben, unter ihnen viele der Creinen ihres Volkes. Doch hatte die 
heilige Inquiſition die Maxime angenommen, es gebe Verbrechen, welche, ohne Ketzerei zu ſein, 
derſelben verdãchtig machen, und gegen jene müſſe wie gegen dieſe verfahren werden, um ben 
Verdacht zur Gewißheit zu erheben ober zu vernichten. In einer tüdifhen Procedur umd ſchau⸗ 
derhaften Folter beſaß man freilich das in der Regel unfehlbare Mittel, jedes belichige Erkennt⸗ 
niß zu erpreiten. Diefe Verbrechen waren jene, bie eigentlih gar Niemand begehen kann, ob= 
gleich Tauſende dafür von Henkershand gemartert und hingerichtet find: Hexerei, Zauberel, 
Bündnif mit dem Teufel; ferner eine Art von Botteßläfterung ; Unterlaſſung der Unterwer⸗ 
fung von Seiten eines feit einen Jahre oder länger Excommunicitten, au), was man Schitma 
nannte, nämlid die Beftreitung der vom Papft angefprochenen Gewalt; Verhinderung ver 
Anusverrichtungen der Inquliltion, ja ſchon Verweigerung des Cides, die Ketzer zu vertreiben, 
won Seiten der Grafen, Barone und anderer Herren, aud ihrer Geſchäftsleute; unterlaffene 
Bertheidigung der Kirche gegen Keger von Seiten der Statthalter von Königreihen, Provinz 
wen, Städten, Weigerung, bie in den Städten geltenden Statuten zu widerrufen, wenn biefe 
den Mafregeln der Inquifition widerfiritten; Unterflügung ver Keger von Seiten ver Juriſten 
durch Angabe von Mitteln, ver Inquifition zu entkommen, ober Verheimlichung von Papieren, 
und noch einige andere.“) So hoͤhlte ſich zugleich unvermerkt ein Abgrund unter ben Füßen 
aller Gegner des Aberglaubens und herrigfüchtiger Hoherpriefter, dem Keiner entgehen konnte. 
i Aud) in Deutſchland loderten ſolche Flammen, obgleich es hier nicht zur Errichtung eines 
bleibenden oberſten Inquifitionstribunald mit untergeordneten eigenen Provinzgerichten, wie 
in Spanien, Fam, fonbern gewöhnliche biſchoͤfliche oder außerordentliche päpftlihe Com⸗ 
miflare richteten. So ſehr wüthete ja einer dieſer Commiſſare im 43. Jahrhundert, jener ver⸗ 
rufene Beichtvater der von ihm mishandelten heiligen Landgräfin Cliſabeth, Konrad aus 
Marburg, daf die Erzbiihdfe von Mainz, Köln und Trier ihn zur Mäßigung mahnten,, wie— 
wol vergeblich. Nachdem er von entrhfteten Deutfchen ( Cdelleuten) erſchlagen war, ſchrieb jener 
von Rainz an den Papſt: viele Unſchuldige Habe Konrad verbrennen laſſen. Auf der Folter um Die 
Mitſchuldigen befragt, hätten Schwächere gerufen: „Ich weiß feine anzuzeigen, nennt mix bie 
Namen der Berbädhtigen” ; und als nun zwei Grafen und eine Gräfin genannt worden: „Diefe 
find fo ſchuldig als ich.“ Den noch lebenden Unfchulbigen habe der Erzbiſchof Ehre und Güter 
wiebergegeben, aber darüber werde ber Math des Papſtes erbeten, was wegen ber unſchuldig 
Hingeriteten zu thun fei.%) Rah dem Abt Tritheim („Chron. Hirsaug.‘) hätte Konrad 
in Strasburg allein 80 Menſchen im Jahre 1245 verbrennen laflen. Auch gegen die freiheite 
liebenden Einwohner eined ganzen Gauß, die Stevinger (im heutigen Oldenburg) , hatte er die 
Beſchuldigung der Kegerei erhoben. Kreuzzug und Ablaß wurden gegen fle geprebigt, bie Ger 
fangenen verbrannt, ber Volksſtamm bis auf Wenige ausgerottet.”) Im 14. Jahrhundert 
ufte ebenfalls päpftliche Inquifition in Deutſchland, wie denn namentlih 1312 Mehre in 
ich als Ketzer verbrannt wurden. e) Habt ihr aus vem 15. Jahrhundert ven Rector der 
Untverfität Prag, Johann Huß, und feinen gelehrten und berebten Freund Hieronymus ver⸗ 
gefien , die edeln Märtyrer zu Konftanz? Bald nachher erhielt die Inquifition auch in Deutſch⸗ 
land dabur neuen Schwung , daß man die heimlichen Ketzer als Zauberer verbrannte. ?) Und 

im 16. Jahrhundert wurden Proteftanten als Ketzer verbrannt, namentlich 1524 zu Wien, 
Melvorf im Holfteinifchen,, 1527 zu Münden, Köln, Paſſau, zu Mörsburg am Vodenſee. 
In Spanien, wo nod in den Jahren 1700 — 46 den gleichen Tod 1600 Menſchen als Ketzer 
erlitten, fehlen bie Hinrichtung vom Jahre 1784 die legte dieſer Art geweſen zu fein. 11) Na⸗ 
yolcon hatte im Jahre 4808 die eg aufgehoben, Ferdinand VII. 4844 fie wiederher⸗ 
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Dt, aber 1820 war fie zum zweiten mal aufgehoben worden. Da las man plöglid mit Cutſehen 
und Abſcheu in den dffentligen Blättern 22), wie am 31. Juli 1826 zu Valencia, nad) der unter 
dem Schuge der Armee Karl's X. von Frankreich bewirkten Reftauration, ein liberaler Schul⸗ 
lehrer, Namens Ripoll, als Keger (wegen Deismus) mit den weſentlichen Formen eines Auts 
de Fe hingerichtet wurde. 

Es liegt wenig daran, daß diefer fpanifche Ausdruck im engern und eigentlien Sinne nur 
die öffentliche feierliche Vorlefung des Urtheils bedeutet, ſowol des Firhlihen, der Ketzerei 
ſchuldig erklärenden und die kirchlichen Strafen, auch zur Todesſtrafe die Übergabe and Gericht - 
des Staats erkennenden, als des weltlichen, zum Feuer und, wenn Neue gezeigt wir, vorhes 
zur Erbroffelung verurtheilenben. Die Vollſtreckung ift immer unmittelbare Folge. Natürlich 
reicht ſchon ein Angeflagter Hin, ven Act vorzunehmen. Doc) wurde oft nad) beenbigter Un= 
terſuchung jene feierliche Urtheilsverkündigung und Hinrichtung verſchoben, um an einem hohes 
Feſttage ven Triumph der Kirche duch gleichzeitige Abſchlachtung einer größern Zahl der Opfer 
zu feiecn. 13) Zu Valladolid, an jenem 21. Mai 1559 — welchen Tag wir wegen ber mehrfachen 
Zeugniffe wählten, die verglichen werden konnten — wurden, weil bie Berlefungder 31 Senten= 
jen mit Entſchelvungsgründen für dieſen Tag feine Zeit übrig ließ, nod 37 Perfonen ind Ge= 
fängniß zurückgeführt für ein fpätered Auto. Ein gleih darauf erſchienener amtlicher ober 
halbamtlicher Bericht über ven 21. Mai fließt mit der Bemerkung: „Das Auto der Inquifltion 
zu Sevilla wird nun ebeſtens vorgenommen werben, da man bamit nur bis nad) biefem im 
Valladolid gehaltenen zuwarten wollte.“ Wirklich wurden zu Sevilla am 24. September 21 
Menſchen verbrannt, 80 zu andern Strafen verurtheilt, die meiften als Lutheraner, und ein 
Haus nievergeriflen,, welches ihnen als Kirche gebient hatte. °%) Am 8. October folgte dann 
jenes verihobene Auto zu Valladolid in Gegenwart Philipp's IL, deſſen Rüdkehr ans ven Nie= 
derlanden man bamit abgewartet hatte, und 13 Menſchen wurden vabel verbrannt.15) 

‚Hier mögen vie fhönen Worte fleben, mit welchen Profeſſor Zeil, ein Katholik, feinen 
Vortrag über Leben und Schriften eines ver ebelften Opfer dieſer Barbarei beſchließt 1%): 
„Palearius, ver redliche, geift- und muthvolle Mann, durch ernfte und unbefangene Studien 
erhellt, von innigem und lauterm Gifer für Sittlichkeit und Religion durchglüht, wurde im 
Jahre 1566 nad} dem Urtheil der Inquifition (zu Nom) verbrannt. Das Erfte, was unfere 
Seelen nad) Anhörung einer folhen Begebenheit erfüllt und erfüllen muß, ift das durch ſolche 
Grauſamkeit empoͤrte alle andern Gedanken überwältigende Gefühl und der aufwallende lebens 
dige Haß gegen ſolche Gräuel. Und weder die Erinnerung an daB hochgepriefene Athen, pas ja 
auch feinen Sofrates- morbete, noch die Erinnerung an ven Geift jener frühern Jahr— 
hunderte, von dem auch Männer wie Calvin und Melanchthon fi nicht frei machen konn⸗ 
ten, kann und darf diefen gerechten Zorn beſchwichtigen. Wenn fi aber diefe Empfinduns 
gen legen und ruhigern Gedanken Platz laſſen, welche Anſichten und Entſchließungen follen 


12) „Allgemeine Zeitung‘‘, 1826, ©. 953, 990. „Allgemeine Kirchenzeitung“, herausgegeben 
von Zimmermann, 1826, Sp. 1216, 1327, 1415. 

13) Llorente, a. a.D.. Bd. 1. „Erflärung der Ausdrücke“, S. LIfg. 

14) Die in ber erften Note eitirte „Relatione“ fagt a. €.: „Et perche in un giorno non si po- 
sera far l’atto con tutti li prigioni, che uscirono, restarono nella prigione dello S. Officio, per 
esser molte et longhe le sententie, per li molti errori, di che stavano convinti, per un alteo 
atto le persone sottoscritte.” (Bolgen bie 37 Namen). Und bann: „L’atto dell’ Inquisitione di 
Sevigilia si celebrerä presto, che non aspettavano se non che si celebrasse prima questo atto 
di Valladolid.“ : 

I — D.,XXI, I; XX, 2. A 

„Monius Palearius. Vorgetragen in einer öffentlichen Sigung der Hiftorifchen Geſellſchaft zu 
Sreiburg‘‘, 1827, in Mündy’s „Aletheia‘, Jahrg. 1830, IL, 161 x Es ift diefes befanntlich ber= 
felbe vortreffliche Palearius, deſſen Verbrechen vorzüglich in feinem Heinen Büchlein „Die Wohlthat 
Shrifi” beftand. Daffelbe ift eine unmittelbar aus dem Evangelium unb ben Schriften der Apoſtel ge= 
fchöpfte, in der ganzen wefentlichen Darftellung buchftäbli) nur mit ihren eigenen Worten gegebene 
Xehre von der Rechtfertigung nur durch ben Glauben, völlig ruhig, ohne irgend eine Erwähnung ber Fathor 
liſchen Kirche, ohne directe, vielweniger unziemliche Polemif gegen deren Satzungen. Mber die Mare, 
ruhige, unmittelbar quellenmäßige Darftellung ber fegensreichen Wahrheit hatte dem Büchlein in vielfachen 
— bald Millionen von Leſern unter allen europäifchen Vöͤllern verſchafft. Democh gelang 
es ber teuflifchen Bosheit ber jefuitifchen Kegerverfolger, bie Hunderttaufende von Exemplaren bes köff⸗ 
lichen Buͤchleins fo vollfländig zu vernichten, daß es drei Jahrhunderte für völlig verſchwunden galt, bie 
es erſt in unfern Tagen wieder entdeckt und dann abermals auf das vielfältigfte verbreitet wurde. a . 

e Anm. d. Ren. 





Autokratie 15 
wir bei Betrachtung ſolcher Ereigniffe gewinnen®.... Es gibt einen Weg, ver nicht etwa 
in der weltfiugen,, aber nieberträdtigen Vereinigung der unvereinbarften Dinge befteht, una 
dadurch unjerer Bequemlichkeit und unferm Vortheile zu dienen; es iſt der Weg der Mäßi— 
gung, der Gerechtigkeit, der ruhigen, felbftbewußten Kraft. Auf dieſem wandelnd, lat 
uns durch ernfles und unbefangenes Studium ver Geſchichte einfehen lernen, wie die Gegenwart 
durch die Vergangenheit geftaltet worben iſt, damit wir die Wahrheit von ber Rüge unterſchei⸗ 
den, nit geblendet weber durch die Sophiömen der Betrliger noch ver Betrogenen,, nicht ges 
Fefelt durch das kindiſche Bängelband der Gewohnheit. Dann laft uns der einmal erfannten 
Wahrheit Zeugniß geben, offen, ehrlich, nachdrücklich, nicht vurch Menjceneitelfeit getrieben. 
Eaßt und, jo oft wir unſere als beſſer erkannten Überzeugungen vertheidigen oder verbreiten, 
jede verfchiedene Meinung Anderer, wenn fie nicht unfittlich ift, nach ihrem Werthe dulden ober 
achten, laßt und aber zugleich ver Lüge die Wahrheit entgegenfegen, dem Irrthum und ver Un⸗ 
wiffenheit vie Wiffenfaft, der Anmäßung unfere Männerwürbe; ich würde hinzufegen: ber 
Unterdrũckung fräftigen Wiverftand und ſtandhaften Muth, wenn wir nicht in einer Zeit lebten, 
vie, fo viele Gebrechen fie Haben mag, doch unfern religiöfen Überzeugungen Sicherheit una 
Srrigeit gewährt; wenn wir nicht im deutſchen Vaterlande lebten, dad, wenn au in anderer 
Hinft von andern Ländern Europas ſoweit überftrahlt, doch duch venfelben Vorzug die 
weiften übertrifft.” So weit Zell. 

Die Zeit des Auto de Fe iR übrigens mol endlich vorüber. Aber es kann nicht genug daran 
erinnert werben, daß noch in der Inftruction für den päpftliden Nuntius in Wien gegen bie 
Entſchãdigung proteftantifcher Fuürſten durch Befigungen katholiſcher Prälaten (1805) gefags 
MAT): „Die Kirche Hat als Strafe des Verbrechens der Ketzerei die Gonfiöcation des Bermö« 
gens verorhmet, und zwar für Private durch die Entſcheidung von Innocenz IIL (im „Corp. 
jaris canonici‘, @ap. 10: De hapretieis). RNädjichtlicg der Fürftentgimer und Lehen ift es 
(Ebendaf., Gap. 16) Regel, daß die Unterthanen eines ketzeriſchen Fürſten des Gehorſams und 
aller Pflicht und Treue gegen denfelben entbunben find, unb Jedermann kennt die Abfegunges 
fentenzen, welche von Bäpften und Goncilien gegen hartnäͤckige Teperiiche Fuͤrſten auegeſorochen 
wurben. In fo unglüdlichen Zeiten leben wir, daß ed der Kirche unmöglich iſt, dieſe heiligen 
Marimen gerechter Strenge gegen die Glaubensfeinde und Rebellen 18) in Ausführung zu 
bringen, ja nicht einmal Mug, ihrer zu erwähnen. Aber wenn aud vie Kirche ihr. Recht, vie 
ketzeriſchen Fürſten abzufegen und die Keter ihres Bermödgens verluflig zu erklären, nicht aus⸗ 
üben kann, dürfte fie je zugeben, daß, um jene zu bereichern, fie ſelbſt des Ihrigen beraubt 
würde?" Richt genug kann daran erinnertwerben, daß man noch fegt — wer follte es glauben? — 
jeden Biſchof, auch jeden deutſchen, bei ſeiner Einweihung feierlich ſchwoͤren läßt: ex wolle die 
Keper nach Möglichkeit verfolgen (haereticos pro posse persequar). Und wer weiß nicht, 
welche Die find, non dein mehr als von Allen gilt: fie haben nichts gelernt und nichts ver⸗ 
geflen? $.Auann. 

Autokratie. Dies Wort, ans dem Griehifchen ſtammend, heißt Selbſtherrſchaft. 
Dadurch wird an fi nur entweder bie unbeſchränkte monarchiſche Regierungaform und 

Alieinherriaft bezeichnet, oder wie gewoͤhnlich die ver Staatäverfafiung nach rechtlich nicht bes 
Tgräntte ‚ oder die despotiſche Negierungsgetvalt eines Monarchen. (S. Abſolutismus und 


17) „Beiträge zur —— der katholiſchen Kirche im 19. Jahrhundert“ (2. Aufi. mit Zugaben 
von Paulus, Heide S. 38 fg. 
18) Junocenz Ull., 1: Sie der eigentlichen Inquifitionsgerichte, in bem oben angeführten Cap. 10, 
— mdung: , „Das Bermögen ber wegen beleidigter Majeftät Hingerichteten wirb nach Staats 
* en confiscirt und ihren Kindern nur das Leben ans Erbarmen gelaffen. Weit —— * 
vg es aber, bie ewige Majeſtaͤt zu beleidigen, als die zeitliche. Wan war weniger 
1805 Viefe Sprache ber Sinfterniß in der papflichen Infruction noch zu finden, ale 1822 trag erh 
—— von Walter, 8. 26, folgende Stelle: „So wiberſinnig es wäre, dem Sraate zus 
daß er eine revolutionäre Gelinnung feiner Bürger Ben rechtlich möglich erflärte, fo mentp 
ann die Kirche — — als Grund! * aufſtellen.“ fand einen Nachahmer: 
„Anerg Kirienrehtegef Er (Tübingen 1: $. 198: u Derhältniß der latholiſchen Fe} 
a4 eines Gauzen zu ben Bereinen ber Broteftanten if ein anderes. Sie betrachtet und muß bie Refor⸗ 
mation in dem Gefichtöpuntte einer Revolution betrachten. Nicht fo ber treffliche Sauter (,‚Fundam. 
jer. eccl. cathol.’, $. 3, 75, 135, 227 a. E.). Abgefehen von den furchtbaren Conſequenzen, welche 
diefer Artifel zeigt, weifen läng 113 bie befiern Talbotiften Geiftlichen und Laien jene Gleich eflung der 
Rirı I Bereins für unabläfiges Qoranfchreiten zu dem Wahrſien und Beten, mit dem Staate, un 
Erhaltung‘, wegen Ihrer wölkigen Umrichtigleit von 
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Otaatsverfeffung.) Borzugsweife benennt man bie ruffifche deopotiſche Regierungkgewalt 
des Zaren Autofratie. Der ruffifche Kaifer nennt ſich ſelbſt Selb ſtherrſcher. Auch gibt es in 
Europa keine ähnliche unbefchränfte vespotifhe Gewalt, mit Ausnahme derjenigen bes Papſtes 
als Beherrſchers des Kirchenſtaats. 

Dan Fann bei der Autokratle entweder zunächſt an ven Grund der Regierungsgewalt odex 
an ihren Inhalt und ihre Ausbehnung denken. In Beziehung auf den Grund fol der Name 
Selbſtherrſcher allen Volkswillen als Grund ver Regierung ausfchließen. Da inbeffen für den 
Grund und die Entftehung einer irdiſchen Regierungogewalt dad ſchwache Sel bſt eines irdiſchen 
ſchwachen Menſchen doc; auch bei dem roheften Volke nicht ausreichen möchte, fo iſt e8 natürlich, 
daß er feine Selöftherrfchaft auf das Wunder einer göttlichen Einfegung, auf das fogenannte, 
göttliche Koͤnigsrecht (f. Grundgefeg) zu gründen ſucht. Die göttlihe Einfegung, alfo vie 
Autokratie, fie ift dann ebenfo möglih in Wahlreihen (im Papſtthum) als in Erbreichen 

‚ (im ruſſiſchen Zarenthum). Dem Inhalt nad if die Gewalt angeblich und wenigſtens rechtlich 
ſo unbefchränft als die Gewalt Gottes, jedoch freilich mit dem Eleinen Unterſchied, daß ed ebenfo 
undenkbar ift, daß Gott jemals Böfes wolle, wie es undenkbar ift, daß ein Menſch ſtets das 
Gute erfenne und wolle. Der Selbſtherrſcher iſt Gottes Stellvertreter, Bott auf Erden ober 
gar wie der Dalai- Rama der Bott felbft. Ex muß jevenfalld übernatürlich infpirirt fein durch 
den göttlichen Willen und die göttliche Weisheit. Die einzige Milderung der Autofratie liegt 
in der Vorherrſchaft blinden Glaubens oder theokratiſcher Ideen In dem Bolfeund dem Herrfcher. 
Da wo bie für eine rein despotiſche Verfaſſung unentbehrlihe Grundlage äußerfter Roheit, 
Sinnlichkeit und Verderbniß in einem Volke nicht vorhanden ift, und mo ebenfo wenig ber blinde 
theokratiſche Glaube vorherrſcht, va fehlen für die autokratifche Gewalt die natürlichen Orund- 
lagen und mithin jede Bürgfchaft für die Kraft und Daner berfelben. Deshalb müflen auch 
Autokratien in ihrer Umgebung, in den übrigen Staaten möglichft jene Grundlagen zu fördern, 
die Vorherrſchaft fittlicher Vernunft und Geiftesfreigeit zu unterbrüden ſuchen, damit fie nicht 
ſelbſt von ihnen gefährbet werben. Es ift ver Härtefte Fluch jener despotiſchen Gewalt, daß fie - 
ihr Bolt moͤglichſt ſinnlich umd verderbt erhalten und machen muß, um ſich ſelbſt zu halten und 
au befefligen. Belder. 

Autonomie, Dieſes Wort, aus dein Griechiſchen ſtammend, heißt Selbſtgeſetzgebung. 
Da die unbeſchränkteſte, umfaflennfte Selbfigefeggebung dem Stantöverein zufteht, fo bezeich- 
neten die Griechen gewöhnlich die Selbftännigfeit des Staats, die wir nad einer andern 
Seite des Begriffs, indem nämlich die volle Selbſtaͤndigkeit Feine Höhere Gewalt über fi} aner- 
tennt, Souveränetät nennen, mit dem Worte Autonomie. Sowie aber Souveränetät an 
ſich nur das Hoͤchſte in feiner Art bezeichnet, alfo eine weitere Bebeutung hat als die Staats⸗ 
hoheit, weshalb auch die Franzoſen ſtets den höcften Gerichtohoͤfen eined Staats Souveränetät 
zuſchrieben, fo hat auch bie Selbftgefeßgebung oder Autonomie in politiſcher Beziehung noch 
einen weitern Begriff. Man bezeichnet damit auch eine ſolche Selbflgefeggebung, bie feine un⸗ 
befchränfte und feine Höchfte Geſetzgebung ift. 

Daß eigentliche Gebiet der Autonomie ift diejenige bedingte Selbſtaͤndigkeit und Selbſtgeſetz⸗ 
gebung, welche ven untergeorbneten, blos relativ felbfländigen Theilen oder ven Angehörigen des 
Staatsganzen zulommt, und die wichtigften Arten diefer Autonomie find: die Autonomie der 
Gemeinden und Gemeinbeverbände, als der Grundlagen und politifhen Beſtandtheile Des 
Staats, und die Autonomie der Binzel= over Blieberftanten im Staatenverein, bie Autonomie 
der im Stante lebenden Privaten und die Autonomie der Kirche, infofern deren Angehörige 
zugleich Angehörige eined beftimmten Staats find. Im engften Sinne, in welchem wir hier 
befonbers von Autonomie reden, verſtehen wir darunter ein wirkliches Begrünben von reiht: 
lichen ober politifchen Geſetzen. Die eigentliche Autonomie ift Duelle des Rechts. Verwaltung 
und Vertrag verfügen nad} dem beſtehenden Geſey und Recht. Wir fhließen aljo vom Begriff 
der Autonomie aus das freie Beftimmen und Handeln und Verwalten des Einzelnen und ſelbſt 
ber Gorporationen nach den Geſetzen und felbft ihr Abfchließen von bloßen Brivatverträgen nad 
der Übereinftiimmung ihrer Privatwillen. Freilich wurde Beides häufig miteinander vermifcht, 
weil die Gefhäfte und Formen im geſellſchaftlichen Leben oft ineinander übergehen und weil im 
ältern und mittlern beutfhen Recht Privat: und oͤffentliches Recht weniger ſcharf gkſchieden 
wurden. Unter Geſetz im politiſchen Sinne aber verſtehen wir dauernde Normen des allgemei⸗ 
nen oder Geſammtwillens eines Gemeinweſens, welchen die einzelnen Glirder unterworfen ſind, 
auch ohne Rüdiiht auf ihren Privatwillen. Sie begründen das Recht, wonach die Verwaltung 
"und die Verträge fich richten und beurteilt werben möflen. Solche autonomiſche Normen 
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waren vorzůglich ſtete bei ven germanifihen Bölkern häuflg, verfiiebenartig und von großer 
Berentung. Die Germanen hielten nämlid in alter Zeit und noch mehr im Sittelakter die 
Freiyeit der einzelnen Männer fo hoch und dehnten fle foweit aus, daß fie Die Freiheit beinahe 
zu einer Souveränetät fleigerten. Zugleich aber Hatten fie Die Neigung, fi in befoubern engern 
Bereinen und Genoſſenſchaften hingebend und innigſt zu Befondern Einheiten oder Einungen 
wit einem gemeinſchaftlichen Geſammtwillen aneinander zu ſchließen. So erhielten ihre Staats⸗ 
vereine mehr die Ratur einer fouveränen Gonföberation, beſtehend aus einer ganzen Reihe bes 
fonderer Vereine und Gonföberationen , als die Natur eines heutigen, z. B. eines franzoͤſiſchen 
Einheitsſtaats. Bon wirklichen Gefegen over von Autonomie im engen Sinne aber Eonnte 
aud fo nur bei felbftännigen bleibenden Bereinen oder Gorporationen die Rebe fein, weil nur 
fie ein Gemeinweſen bildeten und einen Geſammtwillen hatten. So entſtand in Deutſchland 
eine große Berfchievenheit der autonomiſchen Rechte, tHeils in den Vereinen nach ben nationalen 
und territorialen Gliederungen, theil8 in ben forialen Vereinen nad) dem Lebenäberuf. So ents 
ſtanden Familien⸗ und Dorf- oder Gemeinde: und Markgenoſſenſchafts⸗, Stadtrechte, Feudal⸗ 
rechte aller Art, Gilden= und Zunftrechte, Kirchenrechte u. f. w., theild flatutartfhe, theils 
Gewohnheitsrechte. Gleich falſch aber if ed, wenn die Romaniften, ohne hinlänglides Vers 
ſtaͤndniß diefer germanifchen Verhältniffe und aud vom römischen Net mehr bie despotiſche 

- Imperatorengefeggebung als die Grundfäge des alten freien, des claſſiſchen roͤmiſchen Munici⸗ 
palrechts kennend, die Autonomiegefepe entweber als bloße Privatverträge oder als von ber 
Höchften Stantsgewalt beſonders amtorifirte oder genehmigte Normen anfahen. Sie rühen 
zwar mittelbarund zulegt, nämlich wegen der freien Theilnahme am Verein, auch auf ber 
Breipeit aller einzelnen felbfländigen freien Glieder des Gemeinweſens, zunächft aber auf dem 
für die Vereinsmitglieder von felbft gültigen Bereind- oder Befammtiwillen. Deffen natürliches 
Drgan iſt die Mehrheit, foweit fie dem Grundvertrag entfpricht, und ihr Wille wird mittelbar 
durch ven von Allen gewollten Grundvertrag auf ein &efammtwillen, consensus omnium, wie 
es ſtets bie freie, die clafflfch-römifche Jurisprudenz anerkannte: Diefe wendete folgerichtig bie 
ganz gleichen Grundſaͤtze an auf alle ausprüdlid gegebenen ober ftatutarifchen und auf Die burg 
Gewohngeiten und Obfervanzen 5108 thatfächlich oder ſtillſchweigend entftandenen Geſetze, und 
zwar ebenfo auf die flaatlichen der respublica Romana, wie auf die im engflen Sinne autonos 
miſchen der befonvern Vereine und Municipien. 1) Auch nad ver altgermanifchen Rechtsanſicht 
blieb Habei, was Rogge überfah, eine wirklich ſtaatliche Unteroronung unter die hoͤchſte Buns 
des⸗ ober Reichs⸗ over Oberkoͤnigsgewalt und ihre Geſetzgebung, vie ſich ſchon frühzeitig auch 
in einem wirklichen hoͤchſten Straf⸗ und Bannrecht geltend machte. Nur darf man nicht mit 
Rogge’3 Gegnern die nur bundesmäßige oder beſchraͤnkte Natur dieſer politiſchen Obergewalt 
und die wirklich öffentlich rechtliche oder beſchränkt aulonomiſche (oder fouveräne) Gewalt ver 
untern Bereine, ja in ältern Zeiten felbft der freien Familien und ihr daraus natürlich und von 
ſelbſt fich ableitendes Autonomierccht überfehen wollen. Freilich wurde dieſes letztere von den 
Romaniften und von der fpäter immer mehr ſich ausdehnenden und centraliſirenden Staats⸗ 
gewalt angefeindet und vielfach verbrängt, heute in abſolutiſtiſchen und renctionären Zeiten 

und Staaten mehr, morgen in freiern weniger. Stetö erhielten fich freie Vereine und bie 
Autonomie verfelben in ben germanifchen Staaten, beſonders in England. Sie kommen nad 
der frühen Ausführung über Affociationen auch jegt in Deutſchland überall wieder mehr zur 
Anerkennung. 

Da der Staat kein todter Mechanismus, ſondern ein lebendiger Organismus iſt, und in 
jedem Organismus ven einzelnen Thellen oder Gliedern ein gewiſſes Cigenleben, eine relative 
Selbſtãndigkeit zukommt, fo findet ſich dieſe relative Selbſtaͤndigkeit ver Theile auch im Staate 
in den mannichfaltigften Abftufungen und Geſtalten; und nachdem Staaten, die aus einer ein⸗ 
zigen Gemeinde beſtehen, in unfern Tagen eine Seltenheit geworben find, weit überall vie Na⸗ 
tionalitäten fi zufammendrängen und ver Zug des Jahrhunderts auf flantliche Geſtaltung und 
GSliederung großer Maflen gerichtet iſt, dürfen and Staatswiſſenſchaft und Staatskunſt nicht 
üßerfehen, daß jeber größere Staat fehon feinem Urfprung nad ein (aus Gemeinden ald vem 
Urflaat) zufammengefepter Staat ift, beffen lieber die einzelnen Gemeinden, Gemeindeverbände 
und Landſchaften bilden. Diefen muß, wenn ver Staat ein freier und organifcher fein foll, in 


1) Bergl. über diefe Grundlage richtiger Auffaſſung ſowol des Gewohnheitsrechts und des Autor 
nomierechts überhaupt wie ihre Verfättmifee zur Stantegefengebung: Beiden, Letzte Gründe von 
Recht, Staat und Strafe”, S. 510 fg., und deſſen, Syftem‘', I, 565— 57 
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welchem jebes · Wlieb die Abetgen erhäkt, Indem e8 für vie eigene Selbſterhaltungs shätig If auvs 
feine Schäre ausfülkt, ein gewiffed Maß von Selbſtändigkeit ebenfa gut zulommen als ben eine 
gehen Staatöbärgern; und ba bie vom Gtante ald Gefammtperfonen anerfannten Gemeinden 
und Provinzen Beine bloßen Privatperfonen find, fondern ald Organe und organifche Beſtand⸗ 
theile des Staats felbft, ald Staat im Kleinen einen öffentlichen Charakter haben, fo iſt natur- 
gemaͤß ihre Autonomie auch nicht auf bie privatrechtliche Sphäre zu beſchränken, fonbern kann 
in untergeoroneter Weiſe, unter Leitung und Oberaufſicht ver Gentralregierung, alle Functio— 
nen der Staatögewalt umfaſſen. # 

Daß die Gemeinden felbft oder durch felbfternannte Borfteher ihren Haushalt ordnen und 
ihr Vermögen verwalten , ift daher nicht nur nichts Außerordeniliches, fondern folgt ſchon aus 
wem Begriff einer vom Staate anerlannten Gefammtyerfon. Weil aber die Gemeinde feine 
bloße Privatperfon ift, fo gebühren ihr auch alle diejenigen öffentlichen over hoheitlichen Rechte, 
welche fie ebenfo gut ober beſſer als der Staat ausüben kann, ohne daß die Ginheit und bie Kraft 
des Ganzen barunter leidet, und ber Begriff der Municipalrechte ift nicht beſchränkt auf has 
Recht der Selbſtverwaltung des Bemeindevermögens und auf nie Selbftändigkeit des Gemeinde⸗ 
Haushalts, fondern jedes Recht ver öffentlichen Gewalt, dad die Gemeinde auszuüben im Stande 
iſt und das fi mit der Cxiſtenz und Kraft und mit der Oberherrlichkeit des Staats verträgt, 
kann Municipalrecht werben. Der Gemeindezweck ſchließt alle Beſtandtheile des Staatszwecks 
in fi, und die wichtigſten Verhältniſſe des Staatslebens finden fi im Bereiche dev Gemeinde 
wieder: Polizei und Finanzverwaltung, Schulweſen, Kirchenweſen und Beſteuerung. So gut 
daher viele Gemeinden bie Ortsvolizei und dad Beſteuerungsweſen für Örtliche Zwecke beſitzen. 
ebenfo gut kann ihnen auch, unter Staatdaufficht und. den allgemeinen Staatözweden und Ge: 
fegen unbeſchadet, das Recht der oͤrtlichen Befeggebung (durch Localſtatuten), ja felbft Gerichts⸗ 
barkeit, ſoweit fie die Mittel dazu befigen, anvertraut werden. Denn als freigeglieverted und 
zufanımengefehtes Ganzes darf zwar ber Staat die Lebensthätigkeit feiner einzelnen Organe 
nicht übermäßig Reigern, dem Theil nicht überlaffen oder zumuthen, was dem Ganzen gebührt 
und durch die Geſammtheit allein zweckmaͤßig gefchehen kann, er muß aber aud) jedes Glied des 

Gefammtorganismus, foweit daffelbe nach dem Grad feiner Entwickelung ed vermag, die Sphäre 
feiner natlrlichen Lebensverrichtungen ganz ausfüllen laſſen und überhaupt vem Volke felbft 
Per — an ver Staatsgewalt einräumen, als es ohne Nachtheil für bad Ganze auszuüben 

g iſt. 

So ſtand nad älterm deutſchen Rechte ven Stadtgemeinden frei, faſt über alle Gegenſtände 
des Privatrechts beliebig neue Rechtsnormen feftgufegen. Um eigentliche Gemeinheitdangelegen- 
heiten hatte ohnedies bie gefehgebenbe Gewalt fid nie befümmert, und die Normen, wodurch 
dieſe regulirt werben follten, wurden daher gleichfalls durch freie Willkür beftimmt. Der Aus- 
Fuß der Bemeinde (Bürgermeifter und Rath) orbnete unter Zuziehung ober wenigftend mit 
ſtitlſchweigender Belflimmung der Gemeinde, wie e8 mit ber Nugung des Gemeinbeguts und 
mit Ausübung der für die Stabt erworbenen Gerechtſame zu halten fei, wie zur Aufrechthal⸗ 
kung guter Ordnung überhaupt ſich Fever zu verhalten, insbeſondere Handel und Gewerbe zu 
treiben Habe, was endlich von jedem Gemeindeglied zu gemeinen Unkoſten beigetragen werben 
folle. So eniftand eine Reihe von Willlüren, Gewohnheiten, Statuten und Ordnungen, 
welche, obgleich von Kaiſer und Landesheren nicht felten ausdruͤcklich beſtätigt, doch an ſich ihrer 
Beftätigung weber beburften, noch willkürlicher Abänderung von ihrer Seite unterworfen 
waren. Dazu befaßen überdies pie meiften Stäbte eigene Gerichtsbarkeit, ja dieſe galt für ven 
elgentlichen Schlußſtein aller ſtädtiſchen Autonomie, und den ſtädtiſchen analoge autonomiſche 
Mechte übten auch andere Gorporationen, namentlich die Innungen und Zünfte, folange biefe 
einen weſentlichen Beſtandtheil des ſtaatlichen over gemeindlichen Organismus bildeten. 

Hiermit verglichen war denn auch die übrigens mit Recht berühmte preußifche Stäbteorbe 
nung und felbft vie frühere, noch nicht verſtümmelte Fein folches Wunder von Freiſtunigkeit, 
als fie oft dargeſtellt wird; denn fle raͤumt ven Gemeinden zunächft nur Das ein, was jebem 
Privaten und jeder Privatgeſellſchaft zufteht, namlich die Ordnung ihres eigenen Gaushalte. 

Die Autonomie der politiſchen Beſtandtheile eined Staats oder Stantenkörpers ift num in 
der Hauptſache Daffelbe, was man auch unter dem Syſtem ber Loralverwaltung ober Lorals 
regietung verfteht. Sie ift das Orgentheil einer jeve eigenthümliche Selbftändigfeit der Volko⸗ 

und Staatötheile, alle Mannichfaltigkeit gemeindlichen und provinziellen Eigenlebens, alle na⸗ 
türlichen und geſchichtlichen Beſonderheiten, wie fie in jever Nation ſich finden, vernichtenden 
Bleihfdrmigkeit, fie befeltigt die nachtheiligen Folgen der in jedem großen Staat zur Erhaltung 
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der Binfeit und Kraft nei Wangen aurtinglihen Gentralifation und wirft der gerfegenten umb 
aufiöjenden,, ben a a ne, als er Bürger zählt, zerläubenhen Beiwalt 
abſtracter Gleichheit = umd Freiheitaprincipien am ſicherſten entgegen. Anflsit mefihinenartig 
einer einzigen, aufer ihnen liegenden Kraft zu gehorchen, wirken alle Theile ſelbſtändig zu einen: 
gemeinſamen Zweck zuſammen, und bie Autonomie ver Gemeinden und Sansföeften | iſt des: 

wegen ein weſentlicher Theil der echten uud vollftändigen politifcgen Freiheit einer Nation. Wo 
wie Autonomie der Gemeinden oder Gemeinbenerbäne nub Laudſchaften, die freie Municipal 
nud Provinzialverfaflung fehlt, va kaun bei der ausgedehnteſten freiheit Der Individuen ber 
‚Deöpetitnuß ber Gentralifetion faſt fo drũclkend werben ald ver Desyetismus ſchraukenloſer 
Alleinherrſchaft. So übt in Frankreich, bei aller individuellen Freiheit und Gleichheit 
der Ginzeinen, die Regierung und bie eine dur Übereentralifation geſchaffene Gaupıfent 
eine Zwingherrſchaft, bie alle locale und provinzielle Eigenthũmlichkeit der verſchiedenartigen 
Vevoͤlkerungen aufzaldfen fucht, auswärts in jedem Zweige der Verwaltung das Lebrus— 
vrincip, die eigenthũmliche Thaͤtigkeit der untergeordneten Organe toͤdtet und, wenn nicht 
das provinzielle Leben wieder ſelbſtändiger wird, die Kräfte des Landes zu abſorbiren droht. 
Dagegen gewährte in Spanien lange Zeit vie Freiheit der Municiyal- und Provinziel⸗ 
verfaflung einen Erſatz für die unter der Herrſchaft des abfoluten Königs mangelnde flaatt- 
bürgerliche Freiheit der Einzelnen, und noch heute bildet dort die Autonomie der Gemeinden 
und Provinzen den Anfnüpfungspunft für die Beftrebungen zur Erlangung der individuellen 
Ruatöbürgerlichen Freiheit. Wenn übrigens die ſpaniſche und auch bie beutfche Freiheit in altern 
Beiten mehr eine Freiheit der Gorporationen, der Genoſſenſchaften und Laudſchaften war und 
wangefehrt die franzöfliche mehr eine Freiheit der Individuen ift, fo ſtehen — —* dieſer 
Lander der engliſchen und nordamerikaniſchen nach, welche Beides vermitteln und 


Aber, nicht allein barin beſteht der große Vorzug gemeindlicher und landſchaftlicher Autone- 
wie, daß fie der Freiheit günftiger it, mehr Sinn für Öffentlides Leben wedt und in weit 
hoherm Mafe die Gelbfithätigteit belebt als das Syſtem der Gentralifation, fonbern fie ift au, 
wenn fie ihre Grenzen nicht überfchreitet, Die an fich zweckmäͤßigere, oft bie allein zwedimäßige 
Berwaltungsweife, weil, wer bie Dinge in der Naͤhe ſieht, aus eigener Anfhauung und Er⸗ 
fehrung urtheilt, auch Alles beſſer, raſcher und wohlfeiler zu ordnen oder zu eutſcheiden wer- 
mag , als wer ohne unmittelbare Kenntniß der örtlichen und individuellen Verhältniffe aus ber 
Berne regiert. 

Bis zu welchem Umfang übrigens ber Kreis derjenigen politifgen Rechte auszudehnen fei, 
welche ver Autonomie der einzelnen Gemeinden, Gemeinveverbände und Landſchaften überlaffen 
werben können oder ſollen, läßt fih im Allgemeinen nicht genau beflimmen. Zwar verfleht fi 
son ſelbſt, daf in feinem Ball die Einheit und Die Kraft des Ganzen durch die Selbſtaͤndigkeit 
ver Theile gefkört und aufgehoben werben darf, aber wie weit im Einzelnen die Rechte und 
Functionen ſich erſtrecken, welche die Gemeinden und Landſchaften ebenfo gut oder beffer als ber 
Staat felbft ausüben koͤnnen, hängt von gegebenen Verhältniſſen, von ver Eigenthümlichfeit des 
Volkscharalters, von dem geſchichtlichen Entwidelungsgange , beſonders aber von dem Grade 
der politiſchen Einſicht und Reife ab, und es iſt einleuchtend, daß einer großen, eine Maffe non 
Intelligenz und materiellen Mitteln in fi vereinigeuben Stabt ausgedehntere Vefugniſſe als 
einer Dorigemeinde, einer ganzen Provinz umfaſſendere Rechte als einem einzelnen Landſtädt⸗ 
den Übertragen werben können, 

Befonvers ſchwierig iſt num dieſes richtige Maß zu treffen bei der Bundesverfaſſung, welche 
dem Weſen nad) nichts Anderes ift als das Syſtem der Brovinzialverfaflung, der landſchaftlichen 
Autonomie in feiner hoͤchſten Steigerung. Bom Cinheitsſtaat mit ausgebildeter Provinzial: 
verfaffung unterfcheidet ſich namlich der Bundesſtaat (Foͤderativſtaat, Staotenwerein) dadurch, 
daß im Iegtern die einzelnen ben Geſammtſtaat bildenden Laudſchaften ober Staasögebiete und 

Voͤlterſchaften ald eigene für ſich beſtehende Staaten foͤrmlich anerkannt find. Die Bunbeb- 
verfaflung begeignet daher den hoͤchſten Grad ver im zufammengefepten Staate möglichen Aute- 
nomie ber einzelnen politiſchen BeRandtheile, und da vie Glieder eined Organismus um fo ent- 
wickelter, individueller und vergleihungsiweife felbftänniger find , je höher, reicher und volllom⸗ 
mener überhaupt ein Organismus ift, * iſt die Bundesverfaſſung wol als die hoͤchſte Staats form 


zu betrachten, waͤhrend ver Centralismus mehr die Natur eines Mechanismus hat. 


Das Prävicat der vollenbeiften Staatsform verdient jedoch nur das ſtaatsrechtliche, nicht 
das voᷣllerrechtliche FJöͤderativſyfiem, und es wäre von hoͤchſter Wichtigkeit, daß man fig über 
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ven Unterſchied zwiſchen finatörechtlicker und volkerrechtlicher Sonfäberutien fax würbe, ame 
nicht Immer wieder den Gemeinplatz hören zu müſſen: ,, Die föberative Werfaflung iſt die einzig 
vaſſende für Deutſchland und Die hat das deutſche Volk.“ DasErfte ift fo richtig als das Zweite 
falſch, folange nicht aus dem deutfhen Staatenbund ein nationaler Bundesſtaat geworben if. 

Es gibt nämlich ndr zwei Hauptarten rechtlicher Gemeinſchaft: die Genoſſenſchaft (bie 
societas und das condominium des pofitiven Rechts) und die Geſellſchaft (die universitas des 
pofitiven Rechts). Die bloße Genoſſenſchaft ſchafft keinen Gefammtwillen, dem jeber Einzelne 
fid fügen muß, ſondern eine durch jeden einzelnen Genoſſen für feinen Theil auflösbare uub 
infofern auf dem Princip ver Stinmeneinhelligkeit beruhenide Genieinſchaft von Cigenthum und 
anbern Rechten, oder von beſtimmten, durch gemeinfame Thätigkeit zu erreihennen Zwecken; 
und da jeder Genoffe feinen felbftändigen beſondern Willen hat und behält, fo bilven fie au 
Dritten gegenüber feine von diefen anzuerfennende Einheit oder Gefammtperfon mit einem Bee 
fammtwillen, fondern ftehen ihnen als ebenfo viele verſchiedene Perfonen (ober Cinzelwillen) 
gegenüber. Die Gefellfhaft dagegen (der Staat, vie Kirche, die Gemeinde, die Familie, vie 
wahre Gorporation) begründet einen Geſammtwillen, dem der Einzelne fi fügen muß, und 
Geſammtrechte, deren Kortbeftand vom Wechſel oder Austritt einzelner Theilhaber unabhängig 
tft; fie ift, ald eine Gefammtheit oder zufammengefegte Einheit, eine Geſammtperſon, die ein 
Geſammtleben darftellt und lebt und Subject eines Geſammtwillens ift; deswegen bildet fie 
aud Dritten gegenüber eine Einheit und muß als folde von Jedem, ver von ihrem Dafein 
Kenntniß hat, anerfannt werben. Hiernach iſt e8 zwar nit nothwendig, aber doch gewöhnlich 
und natürlich, daß vie Geſellſchaft einen immerwährenven oder wenigftend als immerwährend 
voraudgefegten, vie bloße Genoſſenſchaft einen mehr nur vorübergehenven , zeitweiligen Zweck 
hat; in feinem Falle aber kann vie Tegtere unauflöslich fein, weil ein unaufloͤslicher Verein, 
bei welchem jeder Beſchluß zulegt- auf Stimmeneinhelligkeit beruhen foll, nad) ver Natur der 
Menschen und der Dinge eine Unmöglichkeit ift, Unterwerfung unter die Stimmenmehrheit aber 
Oder irgend eine andere Geſellſchaftsgewalt vie ſelbſtaͤndige Geltung des Einzelwillend nur fo= 
lange nicht aufhebt, als fle eine freiwillige, Durch nie Freiheit des Austritt geſicherte bleibt. 

Der privatrechtlichen Genoſſenſchaft entfpriht nun im Völterleben bad Buͤndniß, die Allianz, 
überhaupt jebe Vereinigung zu gemeinſchaftlichen Zwecken ohne zwingende rehtöftäftige Unter⸗ 
ordnung unter einen Gefammtmwillen, welch Iegtere überall ftattfinvet, wo über die gemeinfamen 
Angelegenheiten ein anderes Geſetz ald das der Stimmeneinhelligkeit endgültig entſcheidet un 
der Austritt aus der Gemeinſchaft dem Einzelnen nicht freifteht. Der Geſellſchaft hingegen 
entſpricht ver Bundesſtaat und ver eigentliche Stantenbund, der ebendeshalb nicht dem reinen 
Völkerrecht over internationalen Privatrecht, fondern dem öffentlichen Recht im engern Sinne 
angehört. R 

Es läßt ſich zwar auch ein blos völkerrechtlicher Staatenbund denken, der zur Orbnung der 
gegenfeitigen Verhältniffe kein anderes Mittel ald Unterhanblung und alffeltigen Vertrag, für 
Streitigkeiten der Genoſſen in letzter Inftanz feine andere Entſcheidung als das Schwert ober 
das voͤlkerrechtliche Gottesurtheil des Kriegs kennt, und häufig wird fogar behauptet, ver 
Staatenbund fei ein durchaus genoſſenſchaftliches, mithin voͤlkerrechtliches Verhältniß, bei wel⸗ 
Gem jeder Einzelſtaat im Beige feiner vollen Unabhängigkeit bleibe. Allein damit ſteht im 
Widerſpruch, daß jeder eigentliche Stantenbund eine Geſammtmacht, einen politifhen Körper, " 
eine unauflösfiche Einheit wenigftens vem Ausland gegenüber bilden will; daß er feine Mit- 
glieder auf ein fo weſentliches Souveraͤnetätsrecht wie das des Kriegs und der Selbfhülfe we⸗ 
nigſtens unter ſich verzichten Läßt, well mit der Pflicht, ſich gegenfeltig zu vertheidigen und bei⸗ 
aufleben, ein Recht fih gegenfeltig zu befriegen unverträglich Ift, und daß fein Staatenbund, 
wie es auch mit der Erreichung feine Zwecks ganz unvereinbar wäre, ben Audtritt aus dem 
Bunde in die freie Willkür der Gliederſtaaten ſtellt. Der eigentliche Staatenbund iſt alfo feine 
bloße societas, fondern eine universitas, mit Unterorbnung der Einzelnen unter die Gefammt- 
heit (daher denn ſelbſt der Deutſche Bund, ber doch ein voͤlkerrechtlicher Bund fein will, Entſchei⸗ 
dung durch Stimmenmehrheit für die Regel erklärt und ven Austritt verbietet), unb ba jede 
lebenskraͤftige Geſammtheit, die weder felbft Staat iſt, noch einen Staat über fid hat, vermöge 
innerer Nothwendigkeit zum Staat zu werben ſtrebt, fo gilt dies shne Zweifel aud vom Staa- | 
tenbund , ver ohnedies ſchon mit dem Staate wenigftend in ven Hauptzwecken ver Vertheidigung 
nad außen und ver Erhaltung des Friedens im Innern (ohne weichen die gemeinſame Verthei⸗ 
digung gegen äußere Beinde ja nicht möglich wäre) zufammentrifft und fi vom einfachen 
Staate wie vom Bundesſtaat nur darin unterſcheidet, daß der einfache Staat aus einzelnen 
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Staatöbürgern, ver Bundesſtaat (in welchem die Bürger der Einzelſtaaten zugleich aud Bürger 
des Gefammtftants find) aus einzelnen Staatöbürgern und aus ganzen Staaten befteht, wäh- 
rend der Staatenbund feine Einzelbürger hat, fondern aus lauter ganzen Staaten zufammen- 
gefegt ift, deren Angehörige mit ihm ſelbſt in keinem ftantsbürgerlihen Verband ſtehen. 

Daraus follte nun aud folgen, daß der Staatenbund nur die äußern Verhältniffe ver Ein— 
zelftaaten unter ih und zur Gejammtheit, nicht die Verhältniffe der ihm als ſolche fremden 
Staatenbürger ordnen darf, weil im entgegengefegten Fall deren Stellung als blos mittelbare 
Untertanen oder ald Nihtbürger umd doch Unterthanen eine ganz unnatürlihe, wenigſtens 
mit den Rechten conftitutioneller Staatsbürger. unverträglic wird. Aber eben die äußern _ 
wechfelfeitigen Berhältniffe ver Glieverftaaten zweckentſprechend zu ordnen und fie zu einer feſten 
Einheit gegen außen zu verbinden, ohne in deren innere Verfafung, Geſetzgebung und Ver- 
waltung auf eine Weife einzugreifen welche auf der einen Seite ven Begriff des bloßen Staa— 
tenbundes aufhebt und auf der andern die von jeder felbftthätigen Theilnahme an den Bundes- 
angelegenheiten ausgeſchloſſenen Staatenbürger in ihren wefentlichften Volks- und ftaatsbürger- 
lichen Rechten beeinträchtigt, ift eine fo ſchwierige und and Unmögliche grenzende Aufgabe, daß 
man behaupten darf, ein Staatenbund, der nicht in dev Umbildung zum Bundesſtaat begriffen 
ift, befinde ſich naturnothwendig auf dent Wege zur Auflöfung. Der Staatenbund ift entweder 
ein ſich auflöfender oder ein werdender Bundeöftaat, er ift ein unvollendeter Organismus, 
wenn nit gar ein auf innern Widerfprüchen beruhendes Zwittergefhöpf von völkerrechtlicher 
und ſtaatsrechtlicher Bereinigung, und ein freies nationales Gefammtleben ift überhaupt nur 
möglid, in einem Bunde, welcher neben ven Regierungen auch die Völker in ſich aufnimmt, und 
deffen Thätigkeit jeven gemeinfamen öffentlichen Zweck umfaßt, den die Einzelftaaten nicht over 
nicht ebenfo gut erreichen können: alfo im Bundesſtaate, nicht im bloßen Stantenbunde. 

Die Vorzüge des Bundesſtaats vor dem Einheitsftaate ind übrigens im Wefentlichen die— 
felben wie die ber Localverwaltung vor dem Gentralifationsfuftem, und es kommt dazu noch bie 
größere oder wenigftens zähere Kraft des Widerſtandes, den Föderativſtaaten dem auswärtigen 
Beinde zu leiften vermögen, weil ſelbſt nad; Niederlagen, welche die Geſammtmacht des Bundes 
treffen und vernichten, die Glieder oder Einzelſtaaten noch eine jelbftändige Lebenskraft zur 
Fortfegung des Kampfs behalten fönnen, wie fie in centralifirten Staaten nad) Überwältigung 
des Gentralpunfts fehlt. 

Auf der andern Seite kann im Föderativſyſtem die Autonomie der Ginzelftuaten auch ehr 
leicht die Grenzen des Wohlthätigen und Zweckmäßigen überfchreiten, und e3 paßt namentlich 
die rein völferrechtliche Conföderation ohne eine Bundeögemalt blos für Staaten, deren politische 
Eriftenz und Unabhängigkeit allenfalls auch ohne einen folhen Bund geſichert if. Dagegen 
muß in jedem eigentlichen Staatenbund, noch weit mehr aber im Bundesſtaat, die höchſte rich⸗ 
terfiche Gewalt für Entſcheidung von Streitigfeiten zwiſchen Bundesgliedern und die hiermit 
zufammenhängende Gefeggebung, das Necht über Krieg und Frieden nebft ver Wehrverfafiung, 
das Recht der Befteuerung für Bundeszwede und das Recht der Vollziehung der Bundesgeſetze 
und Bundesbefchlüffe einer oberften Bundesgewalt zuftehen. Wenn ferner die Bundesverfaflung 
nicht von beftändiger Gefahr der Auflöfung des Stantenvereing oder der Entfremdung einzelner 
Glieder begleitet fein foll, jo muß auch dad Recht der Bündniffe und des gefandtfhaftlihen 
Verkehrs mit dem Auslande entweder der Bundesgewalt ganz übertragen over wenlgſtens von 
legterer beftändig überwacht werben. Es liegt fogar die oberfte, wenn nicht ausſchließliche 
Zeitung der auswärtigen Angelegenheiten durch die Bundesgewalt ſchon im Begriff eines 
Staatenvereind, der auswärtigen Staaten gegenüber einen einzigen geſchloſſenen Staat bilden 
will, und foll im Bundesſtaate überhaupt dad Nationalleben fein wahres Organ und feinen 
hoͤchſten Ausdruck finden, foll die gleihmäßige Entwickelung der Nationalität durch ihn gewähr- 
leiftet, vie Einheit und Kraft des Ganzen gegen die Gefahr von Spaltungen und Defectionen 
ober wechfelfeitiger Entfremdung ber Theile gejichert fein, fo muß überdies durch thätige Theil 
nahme der Nation oder der Staatenbürger an der Bundesgewalt, durch bundesmäßige Uber: 
einftimmung dev Ginzelftaaten in den Grundzügen des Verfaſſungsweſens und. dev Rechts- 
gefeßgebung, Einheit des Zoll- und Handelsſyſtems und durch ven Bund vermittelte Gemein- 
Saft der für die Gefammtheit wichtigften Verkehrsmittel und anderer gemeinnügiger Anftalten 


die Autonomie der Olieverftanten noch weitern Beſchränkungen unterliegen. 


Verſchieden von der Autonomie der integrirenden Beſtandtheile des Staats, welche felbft 
iieber einen ftaatlihen Gharakter haben und Staaten im Kleinen bilden, ift die Autonomie der 
Staats⸗ Lexrikon. IL 6 
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Vrivaten ober der einzelnen Staatsbürger. Diefe iſt ihrem Begriffe nach beſchränkt auf vie 
Sphäre des Privatrechts mit Ausſchluß aller Rechte und Befugnilfe aus der Sphäre der Ho— 
heitsrechte, und es ift zwar Feine Anomalie, wenn den Gemeinden und Landſchaften Gerichts— 
barkeit, Polizei und Örtliche Gefeggebung zukommen, wol aber wenn dieſe Befugniffe einem 
Privaten als Eigentfum und Theil feines Vermögens zuftehen. 

Der juriftifch wichtigfte Gegenftand diefer Autonomie ift Befig und Eigentum, oder Erwerb 
und ſolche Leiftungen, die einen Geldwerth haben, und die allgemeinfte Form, in welder hier 
die Autonomie auftritt, ift das Gewohnheitsrecht, d. h. dasjenige Recht, welches nicht von ber 
gefeßgebenden Staatsgewalt ausgeht, fonbern in der gemeinfamen gleihförnigen Rechtsübung 
des Volkes und der Volkögerichte und in deren unmittelbaren Rechtsbewußtſein feine Duelle Hat. 

Es ift eine Thatfache der Erfahrung, daß von den in jedem Staate angenommenen und 
mit Gefegeöfraft bekleideten Rechtsnormen ein beträchtlicher Teil feinen Urſprung feiner aus— 
drücklichen Beſtimmung des Geſetzgebers verdankt, fondern auf andere Weife entflanden ift. 
Es Liegt in dem natürlichen Gange der Entwidelung des menſchlichen Geiftes, vom Bejondern 
zum Allgemeinen aufzufteigen, und lange bevor die Gefeßgebung als eigenthümliche Function 
der Staatögemwalt fi damit befhäftigt, in allgemeinen Sägen eine Norm für die Behandlung 
ober Entſcheidung aller einzelnen Bälle aufzuftellen, jind ſchon dergleichen einzelne concrete Fälle 
vorgetommen, die durch fpecielle richterlihe Entſcheidungen oder duch die Übereinkunft der 
Betheiligten ihre Erledigung erhalten haben. If nun dieſes In einer Reihe von Fällen gleich— 
foͤrmig geſchehen, fo erwächft Hieraus allmälig eine Regel, welde nicht auf einem Acte der 
gefeggebenden Gewalt, fondern auf ver Übung eines vom volksthümlichen Rechtsbewußtſein 
geleiteten Richteramts ober auf der reditlichen Anerkennung Derjenigen, die auf folde Weiſe 
das Geſetz für ihre Rechtöverhältniffe ſich felbft gegeben haben, beruht. Das erfte Geſchäft des 
eigentlichen, mit einer höheren Gewalt befleiveten Geſetzgebers befteht aud Häufig blos darin, 
die fo entftandenen Rechtsnormen zu fanımeln und zu ordnen, und je volksthümlicher ein Recht 
iſt, defto größern Antheil an feiner Bildung wird dad Gewohnheitöreht, diefe ohne Zweifel 
ältefte Art dev Rechtserzeugung, haben, umfomehr wird ſich die Staatögefeggebung auf Saunnt= 
lung, Sichtung, Ergänzung und Fortbildung des Gewohnheitsrechts befchränfen. 

Das autonomifde Gewohnheitsrecht iſt Hier auch umſomehr an feiner Stelle, als das Pri— 
Pa ja die eigentliche Sphäre der äußern Freiheit aller einzelnen Staatsbürger ift und deren 
In ereinkunft zur Orbnung ihrer gegenfeitigen Rechtsverhältniſſe maßgebend fein muß. 

n diefem Sinne war Rotteck geneigt, unter der Voraudfegung, daß dad auf Autonomie ber 
Privaten beruhende Gewohnheitsrecht dem allgemeinen Vernunftrecht nicht widerſpreche und 
nicht allzu unvollſtändig ſei, eine von der Staatögewalt ausgehende Rechtsgeſetzgebung für 
Überflüffig, ja fogar für unbefugt zu erklären, fofern das Volk bei feinem bisherigen Recht 
verharren will. Daher geftattet denn auch jedes bürgerliche Recht den Stantögenoffen, in pris 
vatrehtlihen Verhättniffen ſich ſelbſtgewählten Rechtsbeſtimmungen zu unterwerfen, und dieſe 
Befugniß ver Privaten, ohne Dazwifchenkunft einer böhern gefeggebenven Gewalt nad) felbft= 
geſchaffenem Gefeg zu leben, wird vorzugsweiſe das Recht ver Autonomie genannt. 

Diefe Autonomie erſcheint im veutfchen Recht nach ber Verſchiedenheit der Stände und Vers 
Hältniffe bald in weitere, bald in engere Grenzen eingefchloffen, doch ift dieſelbe ſtets ausgedehnter 
gewefen als im römiſchen Recht. Wenn nämlich das ältere deutſche Recht allen Elaffen von 
Sreigeborenen als ein weſentliches Recht der Freiheit Die Befugniß zugeſtand, ſoweit man nicht 
durch Gebote des göttlichen Rechts gebunden ober durch die Verpflichtung zur befondern Treue 
gegen ven Lehnsherrn, Dienftherrn, Grunpheren u. f. w. beſchränkt war, nad eigener Wahl 
und Willkür für alle feine Rechtsverhältniſſe ſolche Normen feſtzuſtellen, welde Feiner willkür— 
lien Abänderung von Seiten der Staatsgewalt unterworfen waren, fo fennt dagegen dad 
xömifche Recht feine autonomifchen Beftimmungen, bie nicht durd eine höhere Staatögewalt 
auch einfeitig und ohne Zufliinmung der dabei Betheiligten abgeändert würben bürften. 

Zu diefer Anficht iſt nun aber auch Theorie und Praxis ver heutigen Gefeggebung zuräd- 
geehrt. Sie verwirft ein ven Stantsbürgern zuſtehendes Recht der Selbftgefepgebung, über 
die der Staatögefeggebung feine Gewalt eingeräumt iſt; fie kennt im Staat nur eine alle 
Rehtöverhältniffe umfaffende geſetzgebende Gewalt, welcher fämmtlihe Staatögenoffen zum 
Gehorſam verpflichtet find, und Heftimmt die Grenzen, innerhalb welder fi dad Recht der 
Autonomie bewegen und ſelbſt den von der Staatsgewalt auögegangenen Gefegen derogiren 
darf, dahin, daß abfolut gebietende oder abfolut verbietende Gefetze durch autonomifche Beſtim⸗ 
mungen nicht abgeändert werben koͤnnen, wol aber bie fogenannten Dispofitivgefege, deten 
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Zweck fein anderer iſt, als eine Norm zur Entſcheidung Desjenigen an die Hand zu geben, was 
die Betheiligten felbft in ihren Rechtsverhältniſſen unbeitimmt gelaffen haben. 

Rur kei den jepigen Standesherren und dem vormals reichsunmittelbaren Adel hat aud- 
nahmsweiſe ji ein Überreft ver ausgedehntern Autonomie des ältern deutfchen Rechts bis auf 
von heutigen Tag erhalten. In beſonderer Ausdehnung genoß und übte nänlic das Recht der 
Autonomie ber hohe und reichsunmittelbare Abel Deutſchlands, da er, ſofern er nicht im Rehn- 
oder Dienfiverhättniß ftand, bloß Verpflichtungen gegen den Kaiſer und pas Reid) hatte, ohne 
einer Landechoheit und befondern Lanbeögefegen unterworfen und dadurch beſchränkt zu fein. 
Als daher diefer Stand infolge der Cinführung des römifhen Rechts durch die völlige Aufhe- 
kung ber Orundfäge, die er biöher in jeinem Familienrecht bei der Verfügung über fein Stamm: 
gut und bei deſſen Vererbung befolgt hatte, feine politiſche Exiftenz bedroht fah, war die ihm 

Autonomie das Mittel, wodurch er jene Verhältniffe ver Ginwirfung des fremden 
Rechts entzog umd fidh bei den ältern deutſchen Gewohnheiten behauptete, die er durch Haus- 
geſetze in der Form von legten Willen und Berträgen theild näher beſtimmte, theils den Ber- 
Hältniffen der Zeit gemäß geftaltete. . 

Auf dieſe Weiſe bildete ſich für jenen Stand ein eigenes Brivatfürftenrecht, deſſen vorherr⸗ 
ſchende Tendenz die war, durch die Untheilbarfeit aller oder gewiffer Güter und Gerechtſame 
ber Familie deren Anfehen zu erhalten oder zu vermehren, und dieſe Autonomie ift durch 
Art. 14 der Deutichen Bundesacte für die im Jahr 1806 und feitvem mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reihöftänne und Reihsangehörigen dahin betätigt worden, daß nad) den Grund⸗ 
fügen der frühern deutfchen Berfaflung deren noch beſtehende Bamilienverträge aufrecht erhalten 
werden und ihnen die Befugniß zuftehen foll, über ihre Güter und Kamilienverhältnife ver 
bindliche Verfügungen zu treffen, ohne daß fie hierin durch Die gefeßgebende Gewalt des Staats, 
dem fie angehören, beſchränkt werben dürften. Weiteres hierüber f. im Art. Gtandesherren. 

Diefe Autonomie des deutfchen Adels bildet demnach ein wahres Standesprivilegium, eine 
Eremtion von den Beftimmungen des gemeinen Rechts, für welde, als ein Ausnahmegefeg 
amd eine Abweichung von ber Rechtsgleichheit, keineswegs diejenigen Gründe ſprechen, welche 
für autonomifche Feſtſtellung der PBrivatrechtöverhältniffe im Allgemeinen geltend gemacht wer⸗ 
ben können; und wenn jelbft die Autonomie des Gewohnheitsrechts Feine unbeſchränkte fein 
darf, fondern von der Staatögefepgebung überwacht und geleitet werden muß, damit nicht alle 
Einheit ver Rechtsbildung zulegt verloren gehe und aus der Verſchiedenheit des Rechts oder ver 
Rechte die nachtheiligſte Rechtsunficherheit und Störung des Verkehrs mit gegenfeitiger Ent- 
fremdung der unter verſchiedenem Recht Lebenden entfpringe, fo verdient nod weniger Begün- 
ſtigung jene Autonomie ber Privaten, welche in der anftößigen Geftalt eines Vorrechts einzelner 
Stände oder Berfonen erſcheint. 

Überhaupt aber tritt in neuefter Zeit mehr und mehr die Tendenz und das Bedürfniß her- 
vor, au die privatrechtliche Autonomie der Staatöbürger wieber in engere Grenzen einzu⸗ 
ſchließen. Autonomifd im weitern Sinn lebt nämlich Jeder, foweit feine Handlungen unab- 
Bängig find von einer über ihm ftehenven gefeßgebenven Gewalt, und man glaubte bis ver 
turzem noch den Namen eines Freundes der Freiheit nicht vervienen zu können, wenn man 

nicht der unbebingteften Freiheit Der Einzelnen im Handel und Verfehr, in der Wahl und Aus- 
vehmung des Berufs, in der Verfügung über das ererbte oder erworbene Eigenthum das Wort 
rebete. So verſchwanden großentheild die Zunft= und Innungsfhranfen, um der allgemeinen 
Gewerbfreißeit, zugleich aber auch einem beſtaͤndigen Krieg der Producenten unter fi und 
einer allgemeinen Unſicherheit des Erwerbs Plag zu maden; bie Untheilbarkeit des Grund: 
befitzes wurde aufgehoben, um eine unbegrenzte Theilbarkeit an deren Stelle zu fegen; das 
Recht der Überfienelung und Anfäffigmadung bis zu einem Grabe ausgedehnt, der mande 
große, reiche Stadt in einen Herd bed Pauperismus zu verwandeln droht. Aus der unbe 
ſchrãnkten Freiheit der Arbeit, des Erwerbs und der Vererbung des Erworbenen, verbunden 
mit ver ebenfalls faft unbeſchränkten Freihelt der Verehelichung und häusligen Niederlaffung 
unb der Goncurrenz , die ein Land dem andern macht, if nämlich in der Neuzeit eine Herrſchaft 
der großen Induſtrie, ein Übergewicht der großen Capitale und als Zolge hiervon eine ſolche 
Ungleiäheit des Befltzes hervorgegangen, daß allmälig eine Maffe Menfchen beſitz- und arbeitd- 
Io8 geworben iſt oder wenigſtens @elegenheit und Mittel zum Erwerb nicht in dem Mape findet, 
um noch auf etwas mehr als blefe Briftung des nackten kümmerlichſten Dafeins rechnen zu 
innen. Aus allen Theilen ver gefitteten Welt vernimmt mar Klagen über Unna 
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unter ganzen Tlaſſen der arbeitenden Bevölkerung, und biefer Nothſtand wächſt in ziemtich 
regelmäßiger Progrefilon. Laufende von Individuen vermögen bei dem beflen Willen, ihren 
Unterhalt durch Arbeit zu verdienen, vennod ihre Bebürfniffenur hoͤchſt unvollkommen zu befrle⸗ 
digen, und Scharen von brotlofen Unglücklichen, vie nur Arbeit verlangen, fehen ſich in eine 
Lage verfeßt, bie e8 bewirken Könnte, daß fie von dem äußerften Nechte des in ven Grundbedin⸗ 
gungen feines Dafeins angefochtenen Menſchen Gebrauch machten. 

Daß hier Abhülfe noththut, daß vie bisher verfuchten oder angewandten Gegenmittel un⸗ 
zureichend find, und daß Rückkehr zur alten Gebundenheit des Beſitzes und der Arbeit, zur 
gegenjeitigen Abfperrung der Gemeinden, Wieverherftellung der Erſtgeburtsrechte u. dgl. 
ein naturwibriger Rückſchritt wäre, daß demnach der geſellſchaftliche Zuſtand der ärmern 
Claſſen, ihre phyſiſchen Leiden und moraliſchen Gebrechen vie ernftefte Beachtung der Staats: 
männer und Gefeßgeber echeifchen , daß die Bewältigung der Maffenarmuth eine der dringend⸗ 
ſten Aufgaben geworben iſt, darüber kann bald nur noch eine Stimme fein, und bie Zeit ſcheint 
nicht allzu fern, wo man ein Minifterium des Armenweſens fo nothwendig finden bürfte als ein 
Minifterium des Gultus und des Unterrichts, Bereits ift England, wo der Gegenfag von Rei 
und Arm ſich am ſchroffſten entwickelt Hat, wo aber auch der Staat feine Verpflihtung, für bie 
Armen zu forgen, am thättgflen anerkennt, mit Arbeitshäuſern Für die Armen bedeckt, und bie 
Armenverrsaltung oder Armengefegtafel iſt eine ber wichtigſten Regierungsbehörhen dieſes 
großen Reichs geworben. 

Das radicale Heilmittel ſcheint die uͤber dieſen Gegenſtand fidh bildende Öffentliche Meinung, 
neben einer zweckmaͤßig geleiteten Auswanderung, hauptſächlich in Beſchränkung einer zu welt 
gettiebenen Autonomie zu finden. Dahin deuten ſchon einzelne gefegliche Beftimmungen zum 
Schuß des meift befiglofen Arbeiter gegen den Unternehmer und ven großen Fabrikherrn, bie 
gefegliche Veſchränkung der Arbeitöftunden und Ähnliches. Und was find die Rufe nad) Be— 
fchraͤnkung oder Regelung der Concurrenz, Organifation der Arbeit und gleihmäßigerer Ver- 
thellung des Befitzes Anderes als dad Verlangen, daß die Geſetzgebung in bie privatrechtlichen 
Verhaͤltniſſe des Beſihes und Erwerbs, in bie Bewegung bes Eigenthums und der Production 


" mehr als bisher gebietend und verbletend eingreife und mit größern Mitteln eine umfaflende ge: 


en Ordnung handhabe, um zwiſchen Arbeit und Genuß ein gerechteres Verhältniß 
erzuftellen? 

In diefer Beziehung läßt fich eine ſocialiſtiſche Richtung unferer Zeit nicht verfennen. Der 
Kommunismus und der Socialismus aber, die jedenfalls von einem tiefgefühlten und wirklich 
vorhandenen geſellſchaftlichen Übel zeugen, find das gerade Gegentheil derjenigen privatreditlichen 
Autonomie, welche Arbeit und Erwerb, ſowie die Verfügung über das Erworbene und Befeffene 
ganz der freien Willkür jedes Einzelnen und eben damit dem Zufall überläßt. Die communiſti⸗ 
ſchen und foctaliftifchen Syſteme verlangen nichts Geringeres als die Aufhebung des bißherigen, 
auf ein Princip der Autonomie gegründeten Privatrechts und deſſen Umgeftaltung in einem 
diefem Princip entgegengefegten Sinn. Nicht nur der Communismus, ſondern aud der voll⸗ 
fländig durchgeführte Soctalismus hebt die perfänliche Freiheit auf, um ver Natur zum Trog 
eine veöpotifche Gleichheit an deren Stelle zu fegen, oder ein beſtimmtes Verhaltniß zwiſchen 
Befig, Genuß und Arbeit zu erzwingen. Derfelbe wiberfireht deswegen allerdings der menſch⸗ 
lichen Natur und wird feine Foderungen nie vollſtändig und im Großen vurchfegen. Die Frei⸗ 
heit ift fo fehr Ziel und Inbegriff ver menſchlichen Wünfhe und Beſtrebungen, die Freiheit 
ſelbſt fällt mit dem Wefen der Perjönlichkeit fo ganz zufammen, daß eine allgemeine Verzicht⸗ 
leiſtung auf diefes Höchfte Out in feiner nähften und natürlihften Sphäre, im hauslichen Leben 
und ben täglichen Berufsgefchäften, nie zu erwarten iſt. Mur aus ganz befonbern, namentlich 
teligiöfen Antrieben, auf deren allgemeine Wirkſamkeit und Herrſchaft nie gerechnet werben 
Tann, ober im Drang der Noth unterwirft fi der Menſch dem Zwange, der von der firengen 
Durdführung foctaliftifcher Orundfäge unzertrennlich if, nämlich wenn dieſe Unterwerfung 
das einzige Mittel zu fiherer und nachhaltiger Befferung feiner Lage, die Bedingung feiner 
Erhaltung ober ver Weg ft, fid die Mittel und Befähigung zur Selbſtändigkeit und Frei⸗ 
heit zu erwerben. 

Gerade hierin treffen nun aber bie communiftifchen und ſocialiſtiſchen Foderungen zuſam⸗ 
men mit einer Stimme, weldhe immer lauter wird, mit einer Überzeugung, die fid immer weiter 


zu verbreiten ſcheint, daß man es nicht ganz dem Zufall und ver eigenen individuellen Kraft 


ober dem guten Blüd eines Jeden überlaffen pürfe, ob und wie ihm die Mittel zu einem men⸗ 
ſchenwürdigen Dafein zu Theil werben follen. Der Staat, die Gefammtheit, dies wird immer 
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allgeweiner verlangt, fol Dem, ber feine Arbeit finden kann, Befchäftigung verſchaffen, er foll 
dem Beflglofen zu einem Befig oder doch zur Möglichkeit des Beliges durch Bewährung der 
Mittel zu deilen Erwerb verhelfen. ; ö 

Dies if jedoch unmöglich ohne mannichfache Beſchränkung derjenigen Autonomie, welche 
man fonft als einen wefentlichen Beſtandtheil ver bürgerlichen Freiheit anzufehen gewohnt war 
und zum Theil noch jegt gewohnt ift. Der Anhäufung des Reichthums in den Händen Weniger 
wird zulegt nur durch eine ſolche progreffive Vefteuerung des Erwerbs zum Beften der Erwerb: 
Iofen begegnet werben können, welde einer maflofen Ausbehnung der großen induſtriellen 
Unternehmungen Schranken fegt. Um fodann das 2008 der arbeitenden Claſſen fortwährend 
gu verbeſſern und fie jo auch geiftig und fittlich zu heben, um bie Beſitz⸗ und Erwerblofen nit 
blos gegen den Hungertod zu fehügen, fondern auch ihren höhern menſchlichen Bedürfniſſen 
Befriedigung zu verfchaffen, fle zur Selbftändigfeit und Freiheit zu erziehen, bürfte es noth- 
wendig werben, die Arheitöhäufer für die Armen, wie fie in England beftehen, in Armen⸗ 
eolonien zu verwandeln und, wo feine Arbeitshäufer eingeführt find und eine vom Staate nicht 
6108 geleitete, ſondern auch großartig unterftügte Auswanderung nicht anſchlägt, inländiſche 
Armencolonien in großem Maßſtabe anzulegen, die, auf Arbeitsgemeinſchaft und Gemeinſchaft 
des Gewinns gegründet, die natürlichſte und nothwendigſte Beihäftigung des Menſchen, den 
Aderbau, zur Grundlage haben, mit der Landwirthſchaft aber aud alle fonft geeigneten Ge— 
werbe und Induftriezweige verbinden, un Jeden nach dem Maße feiner Kräfte und Fähigkeiten 
zu befgäftigen. Die Bewohner dieſer Armencolonien aber müßten einer firengen Haus- und 
Arbeitsordnung unterworfen werben und folange unterworfen bleiben, bis fie, theilweiſe we⸗ 
nigſtens durch eigene Anſtrengung, die Mittel und vie Fähigkeit zu felbfländigem Fortkommen 
fi erworben Hätten. 

So würde die Theorie des Socialismus zwar nicht ald Zweck und allgemeine Regel, aber 
doch als Mittel ober Übergang und Vorbereitung zum Zuftand ver vollen bürgerlichen Freiheit 
in die Gefeggebung aufgenommen, und zu einer ſolchen Beſchränkung ber perfönlicden Freiheit 
und privatrechtlichen Autonomie if ohne Zweifel auch der Staat gegen Diejenigen berechtigt, 
für welche er mehr thut, als er nach ſtrengem Recht verpflichtet tft. 

Um aber die Geldmittel für eine Armenpflege in fo großem Maßſtabe oder überhaupt zur 
Minderung der Ungleichheit des Beſitzes aufzubringen, dürfte eine weitere Beſchränkung ber 
privatrechtlichen Autonomie in einer Sphäre nöthig_ werben, wo diefelbe durch das pofitive 
Geſetz offenbar über vie natürlichen Grenzen hinaus erweitert iſt. Bis jegt iſt namlich, obgleich 
das Erbrecht im Naturrecht nicht begründet, fondern ein rein pofitives Inftitut iſt, zum allge 
meinen Beften und für Zwecke der Gefammtheit Niemand in der Verfügung über feinen Nad- 
laß beſchraͤnkt, und wo eine Ieptwillige Verfügung nicht vorhanden ift, da vertheilt dad Geſet 
den Nachlaß nad dem muthmaßlichen Willen des Berftorbenen. Diefe Autonomie des Erbgangs 
aber ift ein Hauptgrund ver allzu ungleichen Vertheilung des Befigeö, der immer weitern Kluft, 
welche die Armuth vom Reichthum trennt, und e8 wäre daher eine ebenfo rechtmaͤßige als humane 
und wohlthätige Anorbnung, wenn die Autonomie der Privaten in ihren letztwilligen Berfü- 
gungen und in der Bererbung ihres Eigenthums wenigftens da, vo blos Geitenverwandte vor= 
Banden find, zum Beften der Erblofen beſchtänkt würbe. i 

Rach denſelben Grundfägen, welche bei der Autonomie der einzelnen Staatsbürger ober 
der Privaten zur Anwendung kommen, ift im Weſentlichen auch die Autonomie von Privat 
geſellſchaften/ Privatvereinen und Afforiationen, die vom Staate geflattet find, ohne daß fie 
einen politiſchen Beſtandtheil des Staats felbft bilden, zu beurtheilen. Die allgemeine Staats⸗ 
freigeit muß im freien Staat auch ihnen zu gute fommen, foweit sicht befondere Verhältniffe 
eine größere Beſchrãnkung gebieten oder rechtfertigen. (S. Affociation.) 

Diefen Privatgeſellſchaften koͤnnte nun vom rein weltlichen Standpunkte aus aud vie Kirche 
beigezählt werden und wird denſelben auch in manden Staaten wirklich beigezählt, während 
Andere von der Anficht auögehen , daß die des Menfchen innerftes Weſen beherrſchende Wichtig⸗ 
keit der Kirche eine ſoiche Behandlung nicht zulaffe, und fie entweber zu einer formlichen Staats⸗ 

anſtalt, das Kirchenrecht zu einem Stüd bed Staatsrechts machen, oder, den felbftändigen und 
Öffentlihen Charakter ver Kirche anerkennend, dieſelbe als neben dem Staate, aber in mannich⸗ 
faltiger und inniger Berührung mit demfelben ſtehend behandeln. 

Bon einer Autonomie der Kirche kann num, wie ſich von ſelbſt verfieht, nur da bie Rebe 
fein, wo die Kirche entweder ald reine Privatanftalt, oder als öffentliches, aber ſelbſtändiges, 
nit mit denn Stahte zufammenfallendes Infitut beſteht. Die Kicche als veine Privatgeſellſchaft 
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oder Privatanſtalt zu behandeln, verſtoöͤßt jedoch gegen den unlverſellen Charakter des kivchlich⸗ 
veligiöjen Lebens, beſonders aber gegen vie weltumfaſſende Natur des Chriſtenthums. Da es 
nur eine Wahrheit gibt und der veligiöfe Olaube, in dem jede Kirche ſich gründet, der Inbegriff 
der höchſten Wahrheit fein fol, fo gibt e8 auch nur eine wahre Religion, und die dem einen und 
allein wahren Glauben entſprechende Kirche umfaßt der Idee nach die ganze Menfchheit; fie ift 
demnach ehvas viel Allgemeineres als jelbft ver Staat, in dem naturgemäß nur das Eigenleben 
eines einzelnen Volkes ſich ausprägt, fie ift in noch viel Höherm Sinne ald ver Staat res publica, 
die gemeinfame Angelegenheit Aller, und der Begriff einer Univerfalreligion oder einer Welt- 
kirche ift ein im Wefen der Religion begründete, dem insbeſondere das Ehriftentgum huldigt. 

Sofern aber der Staat vorzugsweiſe das äußere, bie Kirche das innere, fittlihereligiöfe 
Gefanmtleben der Menſchen oder ver Völker darftellt, find Staat und Kirche voneinander ver= 
Sieden; und fofern das innere geiftige Leben an Werth und Würde dem äußern ſtaatlichen 
nicht nachſteht, kann auch die Kirche dem Staate nicht untergeorbnet fein. Hieraus folgt der An= 
ſpruch der Kirche auf Autonomie, und da diejelbe als Organ des geiftigen Geſammtlebens der 
Bölker oder gar der Menfchheit nicht mit dem Maße irgend einer Privatanftalt gemeffen werden 
darf, fo kann fie auch eine andere und Höhere Autonomie verlangen als vie einer bloßen Privat- 
geſellſchaft, welche immer von der Staatsgewalt abhängig und derfelben unterworfen bleibt. 

Allein worin befteht nun biefe Autonomie der Kirche, welche heutzutage, wenigftend im 
Vrincip, vom Staate anerkannt, in Staatöverträgen und Berfaflungen der chriſtlichen Kirche 
zugeſichert it? Man fagt: jede ver beiden Geſellſchaften Habe zu beſchließen und auszuführen, 
was fie betrifft und wozu fie ihrer Natur und Verfaſſung nad) befugt iſt; jede habe die andere 
zu achten als eine Anftalt zur Realifirung von Menfihheitszweden, aber jeve habe auch das 
Recht fich vorzufehen, daß ihr von der andern nicht zu nahe getreten werve. Jedes foll alfo im 
feiner Sphäre feinen Weg vom Andern unabhängig gehen, und mit Befolgung biefer Anmei= 
fung wäre aud) wirklich aller Streit geſchlichtet, wenn Staat und Kirche fi) auf fo ganz gefon= 
bertem Gebiete bewegten, daß jeder Zufanımenftoß durch die Einhaltung der natürlichen Örenzen 
fc} vermeiden ließe, oder wenn die Linie zwifchen Geiftlichem und Weltlihem fo ſcharf gezogen 
werben Fönnte, daß ihre beiverfeitigen Gebiete nirgends übereinander griffen. 

Zum eigenthuͤmlichen und unveräußerlichen Gebiet ver Kirche gehört allerdings vie Glau— 
benslehre und der Gottesdienſt, die Kirchendisciplin und Hierardie; zum unabänderlichen 
Beruf.und unveräußerlichen Recht des Staats dagegen gehört die Rechtsverwirklichung, die 
Handhabung von Recht und Frieden auch in den kirchlichen Verhältniffen. Aber in den Bereich 
des Staats fällt auch noch vieled Anvere, und fowie die Kirche aus dem rein dogmatiſchen Kreis 
Heraußtritt, um das Dogma durd Lehre, Gottesdienſt und förmliche Geſetze, bie fle ihren Bee 
kennern auferlegt, ins Leben einzuführen und äußerlich zu verwirklichen, fleht fie auf einem 
Boden , auf welchem auch dad Staatöinterefle ſich geltend macht, auf welchem aud) das bürger- 
liche Leben fi) beivegt und eine Colliſion der Zwecke und Intereffen beider (wenigſtens vermoͤge 
irriger und einfeitiger Anſichten des einen oder des andern Theil) möglich if. Ja fhon das 
Dogma kann den Zweck des Staats gefährven oder das Recht verlegen, und Lehren wie die, daß 
einem Anderögläubigen nit Wort zu halten fei, daß die Kirche Give löfen und Unterthanen 
vom ſtaats bürgerlichen Gehorfam freifprechen dürfe, könnten, gleichviel 06 aus dem Dogma 
irrig ober richtig abgeleitet, dem Staate nicht gleihgültig fein. Und wie bie Lehre, fo kann 
auch der Gottesdienſt nachtheilig für die Staatsgeſellſchaft wirken durch Firhliche Übungen und 
Gebräuche, welche ſchädlichen Aberglauben, Werkheiligkeit, Müßiggang, Fanatismus nähren. 
Noch tiefer greifen endlich manche Geſetze und Inflitutionen der Kirche, wie die Geſetze über 
Kirchenzucht und Rirchenftrafen , über Chehinderniſſe und Eheicheivung , über vie religidfe Er— 
giehung der Jugend, und Inftitute wie ver Cölibat und die Klöfter in die bürgerlichen Verhält- 
niſſe ein, und denft man vollends zurüd an ven verberblichen Ablaßhandel und an folde nit 
wurdie Gewiſſen beunruhigende und durch ven Stillftand des Gottesdienſtes felbft die Gewiffend- 
freiheit beeinträchtigende, fondern auch alle bürgerlichen und fittlichen Verhältniſſe zerrüttende 
Kirenftrafen wie Intervict und Bann, fo muß noch klarer einleuhten, wie wenig mit der 
Regel, daß in kirchlichen Dingen ein pofltive8 Handeln des Staats ausgeſchloſſen ſei, vie Rechte 
der Staatsgewalt umſchrieben und gehörig gewahrt find, mit wie gutem Grund daher der Staat 
das Recht des Placet anfpricht und darauf befteht, daß die Verordnungen ber Kirhengeivalt 
ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung ver Staatögersalt weder verfündet noch vollzogen 
werben dürfen. 

Bon nit geringerm Einfluß iſt aber yon der andern Seite auch die Staatögefepgebung auf 
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dad Gedeihen und die Wirkjamfeit ber Kirche, in welcher Beziehung es genügen mag, neben 
denjenigen Bejegen, welche unmittelbar den Rechtszuſtand der Kirche und deren Verhältniſſe 
zum Staate beftimnum, an die Geſetze über Schule und Unterriht, über den Eid und in Betreff 
der Ehe , über Armenpflege und fromme Stiftungen zu erinnern. Will überhaupt die Kirche 
ebenfo weit gehen, als der Staat ihr gegenüber geht, fo ift die Schwierigkeit nicht groß, irgend 
eine fittliche, ſeelſorgliche oder religiöfe Beziehung bei den meiften Staatögefegen aufzufinden. 
Wie alle Kirdienverorpnungen moͤglicherweiſe den Staatszweck berühren und benachtheiligen 
tönnen, fo möglicherweiſe aud) alle Staatsanordnungen den Kirchenzweck, und auch die Kirche 
bedarf eines Mitteld zur Abwehr von Staatögejegen, welde die Rechtsverhältniſſe ver Kirche 
im Staate zu ihrem Nachtheil ordnen, oder dad kirchliche Leben beeinträchtigen, die Sittlichkeit 
gefährben, dem Geift des Chriſtenthums zuwiber find und den Charakter eines Volkes verſchiech⸗ 
tern Eönnen. e 

Kirche und Staat find alfo voneinander nicht wie Inneres und Außeres geſchieden, ſondern 
die Kirche iſt, obwol hauptſächlich auf das Innere wirkend und mit innerlichen Dingen ſich be— 
Ihäftigend, doch an und für ſich ſelbſt fo gut als der Staat etwas Äußerliches und durch äußere 
Mittel Wirkenves. Die Kirche theilt fih mit dem Staat in die Beherrfhung feiner Bürger, 
die Angehörigen ded Staats jind auch die Angehörigen der Kirche, und wenn bei diefer Gemein— 
ſchaft, menn bei der großen Ausdehnung des für bürgerliche und kirchliche Wirkfamfeit gemein= 
famen Gebiets und bei dem überall möglichen Zufammenftoße beider Die Autonomie der Kirche 
von der wenigſtens in unferer Zeit viel mächtigern Staatsgewalt nicht erdrückt und verſchlungen 
werben joll, jo muß die Autonomie beiver eine gleiche oder eine wechfelfeitig beſchränkte fein. 

Es Klingt fehr unparteiiſch, wenn man Iehrt: der Staat darf der Kirche und die Kirche darf 
dem Staate nicht zu nahe treten, beide find in ihrer Sphäre frei und unabhängig. Aber was 
wird aus diefer Unabhängigkeit der Kirche, wenn blos der Staat dad Recht hat, die Handlun⸗ 
gen der Kirchengewalt zu prüfen, ob fie nichts Staatswidriges enthalten, und nicht auch) unges 
kehrt die Kirche, 06 die Handlungen der Staatögewalt nichts Kirchenwidriges? Und wie kann 
andererſeits ben Übergriffen des Staatd gewehrt, wie die Autonomie der Kirche auf ihrem Ge: 
biet und ihre Ebenbürtigkeit gerettet und doch zugleich verhütet werben, daß fie zu eineu Staat 
im Staate emporwachle , der die eigentliche Staatögewalt lähmt und vernichtet? 

Dis jegt kennt Wiſſenſchaft und Leben nur ein wirffames und erprobted Mittel, das Ver: 
hältnig der Gooroination mit jener äußerlihen Suborbination unter die Staatsgewalt, ver 
auch die Kirche in ihren Angehörigen ſich nicht entziehen kann, zu vereinigen: Theilnahme an 
ber Staatögewalt und deren Ausübung. Daffelbe Mittel nun, weldes allein ven Rechten des 
Bolfes wirfjamen Schuß gegen die Staatögewalt verleiht, ift ohne Zweifel aud) dasjenige, imo: 
durch Die Kirche gegen die bürgerliche Gefeggebung und weltliche Gewalt am beften ſichergeſtellt 
werben kann, und auch bie Kirche wird, wenn ihr Rechtszuſtand und ihre Freiheit außreihenden 
Schutz geniefen und fie gleichwol dem Staate nicht entfremdet werden fol, zur Mitvertvetung 
bei der bürgerlichen Geſetzgebung, zu felbftändiger Landſtandſchaft berufen werden müffen. 

Diefe Erhebung ver Kirche zu einem Factor der Gefammtftantögewalt erſcheint zugleich als 
Die würdigfle Art, die Kirche, wie dies in den Zeiten des Mittelalters ver Ball war und aud) der 
höhere Staatszweck fobert, in den Organismus des Staat? wieder aufzunehmen. Denn ver 
Staat umfaßt zwar zunächft nur das äußere Gefammtleben eines Volkes, allein zu diefem äußern 

Geſammileben gehört auch das geiftige, fomweit daſſelbe, um ſich organifc zu geftalten, in die 
äußere Erſcheinung tritt; und da das kirchliche, fittlich-religiöfe Leben eines Volkes immer au 
feine äußerliche Seite hat, jeder Glaube ſich naturgemäß feinen Leib in einer Kirche bildet, fo 
muß zulegt der Staat auch die Kirche, d. h. die Kirche feined Volkes und feines Landes, mit fi 
in organifche Verbindung fegen, wenn er auch nur das äußere Gefammtleben des Volkes in 
feinen wigtigften Beziehungen in ſich aufnehmen, noch weit mehr aber, wenn er der höchſten 
Staatsider genügen will, wenn er erfennt, daß dem Staate eine fittlihe und geiftige Ordnung 
zu Grunde liegt , veren natürliche Trägerin die Kirche iſt und deren fihtbaren Mittelpunft die 
Kirche bildet. 

Wenn aber aud) ein ſolches Verhältniß früher in ven germanifchen und romanifchen Staa: 
ten des Mittelalterd beftand, wo Jahrhunderte lang die Geiftlichfeit die Hier bezeichnete Stellung 
einnahm, fo finden wir davon in unferer Zeit nur noch vergleichsweiſe fehr unbedeutende Über: 
bleibſel; die heutige Landſtandſchaft ber Kirche ift mehr nur eine Succurfale ver weltlichen Ger 
walt als eine wirkliche Vertretung kirchlicher Intereffen, und es ift nicht zu leugnen, daß eine 
felbfländige Bertretung der Kirche in unfern Tagen große, für jegt unüberwindliche Schwierig⸗ 
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keiten finden mürbe in der Auflöfung der mittelalterlichen Glaubenseinheit durch zunehmende 
Spaltung, Zerfplitterung und Schwaͤchung der religiöfen Überzeugungen auf ber einen, ſowie 
duch kirchliche Herrſchſucht und Unduldſamkeit auf der andern Seite. Nur eine Kirche zur 
Bertretung zuzulaffen, verftieße gegen den Grundſatz der Rechtögleichheit, und bie Vereinigung 
verſchiedener, meift feinpfeliger oder doch aufeinander eiferfüchtiger Kichen zu gemeinfamer 
Vertretung möchte leicht ven Zweck verfehlen, indem gegenwärtig alle kirchlich⸗ religioͤſen Elemente 
in einem Zuftanbe ver Zerfegung, bed Kampfes und der Anarchie begriffen find, aus dem erft 
im Verlauf ver Zeiten gemeinfame Überzeugungen wieber hervorgehen mögen. 

Dem Staate, der feine Stellung richtig auffaßt, bleibt dabei nichts übrig, als den äußern 
Frieden zu erhalten, indem er das religidfe Leben ver eigenen Entiwidelung und Läuterung 
überläßt. Dagegen pflegt ver Staat noch immer der Kirche feine Hulbigung und Anertennung 
dadurch zu bethätigen, daß er fie in feinen beſondern Schug nimmt, ihre Diener ehrt und mit 
gewiflen Vorrechten begabt, zur Vollziehung ihrer Sagungen die Hand bietet oder folde gar in 
feine eigene Geſetzgebung aufnimmt, die Kirche auch mit feinen Mitteln und Anftalten bei der 
Ausftattung der Kirchenſtellen, dem Bau ber Gotteöhäufer, ver Heranbildung von Kirchen 
dienern unterftügt. Allein gewöhnlich läßt der Stant ſich diefen Schug ziemlich theuer bezahlen, 
indem er fein Aufſichtsrecht in einer Weiſe handhabt, welche von einer der Stantögewalt coor= 
dinirten Autonomie der Kirche nur den Namen übrig läßt, indem er fi ald Obereigenthümer 
des Kirchenguis benimmt, von den Kirchenbienern gleiche Unterwürfigkeit wie von den Staats— 
bienern verlangt, Verleihung der Kirhenämter oder wenigftend eine wefentlihe Mitwirkung 
dabei dem Lanbesfürften vorbehält und, wenn biefer, wie in den meiften proteſtantiſchen Län⸗ 
dern, zugleich oberfter Bifchof ift, die ganze Kirchengewalt ohne Theilnahme und Mitfprache der 
kirchlichen Gemeinden durch Behörden ausübt, die pas Oberhaupt des Staats ernennt. 

Dadurch iſt Heutzutage die Kirche nicht blos unfähig geworben, wie im Mittelalter ein die 
Völker ſchützendes, mohlthätiged Gegengewicht gegen bie weltliche Gewalt zu bilden, ſondern fle 
tft auch, feitbem fie durch die große Kirchenfpaltung aufgehört hat, eine in ſich felbft feflgegrün= - 
dete Macht zu fein, genöthigt worben, ſich nad) auswärtigen Stügen umzufehen; fle ift, auf 
Koften ihrer eigenen Wirkfamkeit und Reinheit, in Eatholifhen Rändern zur Verbündeten, in 
proteftantifchen Häufig zur Dienerin und zum Werkzeug weltlicher Gewalt herabgefunten, welche 
das Bolt discipliniven und zur Unterwürfigfeit anhalten fol. 

Aus diefem Grunde wollen in unfern Tagen Viele auf die befondere Unterftügung des 
Staats für die Kirche verzichten und fi mit der Autonomie, derjenigen allgemeinen Staats- 
freiheit begnügen , welche im freien Staate jedem Staatögenoflen, den einzelnen Staatöblirgern 
wie den Collectivperſonen zukommt, ſodaß der Staat Feine Kirche als ihm ebenbürtige Macht, 
als Landeskirche mit beftimmten Öffentlichen Rechten und Verpflihtungen förmlich anerkennt, 
aber auch jeder Einmiſchung in Kirchenſachen fi enthält und von dem Dafein einer Kirche oder 
verſchiedener Kirchen keine Kenntniß nimmt, fondern fie ihrem Schiefal überläßt und bloß bie 
Glauben3 = und Gewiſſensfreiheit aller feiner Bürger fügt. 

Diefed Syſtem des freiwilligen Kirchenthums, fo genannt, weil der Staat von der Kirche 
als Kirche weder etwas verlangt, nod etwas für fle thut, fondern e8 ganz dem freien Willen 
ber einzelnen Staatöhürger überläßt, wie fie ihre religiöfen Angelegenheiten ordnen, ob fie an 
einer kirchlichen Gemeinſchaft theilnefmen wollen und an welder, ſcheint zwar dem Buchftaben 
nach der Kirche ungleich weniger zu gewähren, als dasjenige Syſtem, welches dieſelbe ausdrück⸗ 
lich al8 eine dem Staate ebenbürtige Macht mit befonvern Rechten anerkennt und der Staates 
gewalt befonbere Pflichten des Schuges und der Fürſorge zu Gunſten der Kirche auferlegt. 
Berechnet man aber dabei die Grgenleiftungen, melde die Staatsgewalt von ver Kirche zu fodern 
pflegt, nämlich Abhängigkeit der ganzen kirchlichen Geſetzgebung, Beſetzung oder Mitbefegung 
der Kirchenämter, oo nicht gar Mitgenuß und zulegt Abtretung des Kichenguts; erwägt man . 
ferner, wie leicht und wie gewöhnlich der Kirchenſchutz in felbftfüchtige Beherrſchung der Kirche 
ausartet: fo darf man ſich nicht wundern, wenn in ver That bei dem freiwilligen Kirchenthum, 
wie es in Nordamerika befteht, Die Kirche ſich felbfländiger und freier fühlt, und wenn man 
deshalb auch im proteftantifchen Europa anfängt, ver Benormundung der Kirche durch den 
Staat und ihrer Herabfegung zu einem Zweige der Staatöpolizei eine Ordnung der Dinge vor: 
ws wonach der Staat es immer nur mit den einzelnen, dieſem ober jenem Glaubens⸗ 

ekenntniß zugewandten Staatöbürgern und PBrivatgefellfchaften, nie mit der Kirche als folder 
zu thun hat und, folange die Mitglieder einer kirchlichen Gemeinſchaft ven Staatögefegen nur 
den ſchuldigen Gehorſam leiften, in ihre Glaubens⸗ und Gultusangelegenheiten weber hemmenb 
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acc) fördernd, weder gebietend noch verbietend eingreift. Auch iſt die mit dem Staate verbündete 
ſirche manchem Angriffe ausgeſetzt, der ſie blos darum trifft, weil fie als Dienerin und Stütze 
ber Gewalt betrachtet wird. 

Aber auch für den Staat hat das Freiwilligkeitsprincip den unleugbaren Vortheil, daß er 
den Vermwidelungen entgeht, die aud der nominellen Gleichſtellung der Kirche mit dem Staate 
und aus dem Dafein verfhiedener Glaubensgenoffen und verfchiedener Kirchen entfpringen. 
Beſtehen nämlich, wie dies in den meiften heutigen Staaten der Fall iſt, in einem und vemfelben 
Lande mehre Kirchen, eine katholiſche, reformirte, lutheriſche, jüdiſche, fo kann der Staat ohne 
Berlegung ber Rechtsgleichheit und mithin ohne Ungerechtigkeit feiner den Vorzug geben ober 
fie zur Staatskirche erheben, fie aus Staatömitteln vorzugsweiſe unterflügen. Berfallen aber 
die verfhiedenen Confeſſionen eines Landes wiederum in Sekten und Parteien, fo fleigert fih 
bie Schwierigkeit, allen gerecht zu werben, zur Unmoͤglichkeit. So liegt beſonders im Gebiete 
de Vroteftantismus der Geift ver Neuerung faft überall im Kampfe mit dem Kirchenglauben, 
der Rationalismus und Naturalismus ſtrebt den Supernaturalismus zu verdrängen. Wie 
foll nun hier die Staatsgewalt den Streit ſchlichten? Sol fie blos den Befigfland achten und 
gar feinen Geiſtlichen, der im Geruch der Heterodoxie fteht, anftellen und dulden? Oder darf fie _ 
einer orthoboren glaubenseifrigen Gemeinbeeinen rationaliftifhen Seelforger aufdringen ? Soll 
fe Die theologiſchen Lehrftühle mit Hegel'ſchen Bantheiften over mit Altgläubigen befegen? _ 

Zu alledem kommt noch, daß der Kampf der neuen Überzeugungen mit dem alten Glau— 

ben, die Gährung und zum Theil Ummandlung, in welder die Elemente des kirchlichen und 
teltgiöfen Lebens überall, nicht bloß in Deutfchland , fondern aud) in England, Frankreich und 
Rordamerika begriffen find, einen naturgemäßen Verlauf gewinnen muß, die Löfung veiner 
und befriedigender fein wird, wenn bie zum Richteramt in dieſem Streit nicht berufene Staats⸗ 
gewalt nicht eingreift. Denn welches auch die künftige Geſtalt ver kirchlichen Dinge werben, 
welche Geburt im Schoos ver Zeit.reifen mag, die Staatögewult ift weder fähig noch berechtigt 
zu entfcheiven, wie diefer Anarchie ein Ziel zu fegen fei und ob das Ende die von Manchen mit 
voreiligem Triumph bereitö verkündete Auflöfung alles Glaubens in Philofophie, oder eine 
neue Form des Glaubens und fittlichsreligidfen Gefammtlebens, eine Wiebergeburt ber Kirche 
fein foll. 

Aus allen diefen Gründen iſt es wahrſcheinlich, daß das freiwillige Kirchenthum fi immer 

mehr auöbreiten, in manchen Ländern bleibende Herrſchaft erlangen, in andern wenigftend den 
gang zu einer neuen kirchlichen Geſtaltung und Lebendentfaltung bilden werde. Doch follte 
überall das Band, welches die Kirche mit dem Staate verknüpft, nicht gewaltfam zerriſſen, fon= 
dern mit ſchonender Hand, foweit fih das Bedürfniß Eund gibt, allmälig gelöft werden; und 
wenn einerfeitd der Bildung freier und freiwilliger Kirchengemeinden fein Hinderniß in den 
Weg zu legen ift, fo follte andererſeits auch da, wo Feine Anderung begehrt wird, das biöherige 
Verhaͤltniß unangetaftet bleiben, weil die wahrſcheinlichen Früchte einer dem Volke aufgebrun- 
genen Emancipation der Kirche Berwilderung und Entfittlihung, oder ein vollftändiger Sieg 
des Katholicismus über den Proteftantismus fein würden. Bon der Literatur über unfern Ge⸗ 
genfand find befonders Hervorzußeben: Majer, „Autonomie, vornehmlich des Kürften - und 
übrigen unmittelbaren Adelſtandes im römifch = deutfchen Reiche” (Tübingen 1782); Span- 
genberg in Erſch und Gruber's „Allgemeiner Encyklopädie“, Wilda in Weiske's „Rechts— 
Iertfon" und Gruber im „Archiv für eiviliftifche Praxis”. BP. U. Pfizer und Welder. 
Autorität, Hierdurch bezeichnet man zunachſt das Anfehen, welches entweder auf intellec- 
tuellen (geiftigen, ſittlichen, rechtlichen) oder auf phyſiſchen Eigenfhaften over Kräften einer 
Berfon ober einer Sache, over auch auf der Vereinigung diefer intellectuellen und phyſiſchen 
Eigenſchaften und Kräfte beruht. Sodann bezeichnet man mit dem Worte Autorität auch die 
Berfonen, phyſiſche oder moralifche, ober die Sachen felbft, welche dieſes Anfehen bei Andern 
haben, welchen alſo Andere in gewiſſer Hinficht fi) unterorpnen. So fpricht man von der Auto= 
rität der Gelehrten, der Priefter, ver Könige und der Beamten, von ber Autorität der Bibel, des 
roͤmiſchen Rechts, oderman nennt auch fie alle oder auch alle geifl- oder weltlichen Behörden felbft 
Autoritäten. Dan denkt dabei entweder nur an ihre intellectuelle Autorität ober an bie Verbin⸗ 
bung derſelben mit wirklicher Macht. * 
Man hat in neueſter Zeit die Autorität ſchlechtweg unbedingt preiſen und andern guten 
Dingen unbedingt vorziehen, ober gleichſam Gdgendienft mit dem Wort treiben hören, So Hat 
Etahl in der berliner Kammer energifch ausgeſprochen: „Wir wollen keine Majorität, fondern 
Autorktät”, und Ncpoleon fagte am 2. Dec. : Frankrelch verlangt Autorität, nicht Freiheit.“ 
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. Daß find nun beidesmal an ſich ſchon ſchlechte und unlogiſche Gegenfäge. Die Autorität 
und die Freiheit, auch zumal die Majorität Eönnen gut und koͤnnen aud nicht gut fein und Mia- 
jorität und Freiheit Fönnen ſelbſt Autorität haben und Autorität fein. Der Näuberhauptmann 
und der Verführer und ihre Macht Eönnen fehlechte Autoritäten haben und fein. In der Wiffen- 
ſchaft ift e8 bekanntlich fehr verkehrt, einer Autorität ftatt der Vernunft, den vernünftig geprüften 
Gründen zu folgen. 

Im Allgemeinen aber kann man für eine moralifche und für eine rechtliche Ordnung der 
Dinge, namentlich für den Staat die Autorität als eines der beiden fon oben (ſ. Abe, politi= 
ſches) angeführten Brundelemente, nämlich als pie Einigung oder Unterordnung neben ver Freiheit 
betrachten. Hiernach erfheint jedoch jene Stahl'ſche und jene Napoleonifhe einfeitige oder 
alleinige Empfehlung der Autorität aufs neue fehlerhaft. Es bedarf überall ebenfo weſent⸗ 
lid} ver Freiheit, ohne die ja eine moraliſche und wahrhaft politifche Autorität fogar nicht ein= 
mal denkbar if. Wenn man aber gar predigen will: feine Majorität, fondern Autorität, fo 
verdient ein ſolches Gerede, auch abgefehen von ven gerügten beiden Hauptfehlern, entſchiedenen 
Tadel. Es fetzt eigentlich gar zu wenig Urtheil bei Denen voraus, zu welchen man fo zu reden 
wagt. Man erweckt und nährt dadurch verſchiedenartige fhlefe Vorftellungen. Bei der völligen 
Berwerfung der Majorität fünnte man denken, man wolle entweder jede Achtung vor einer 
Majorität aufheben und die Minorität einer Corporation etwa für beffer erklären ald die Ma— 
jorität. Durch den unlogifchen Gegenfa der vorgezogenen Autorität aber Fönnte man auf den 
Gedanken kommen, man wolle despotiſch einen Einzelnen oder eine phyſiſche Macht vorziehen 
einem nad) gemeinfamer Prüfung vernünftiger Gorporationen entſtandenen vernünftigen Ge= 
fammtwillen verfelben, man wolle, ohne es ausdrücklich zu fagen, alle gefellfchaftliche Freiheit 
verwerfen, da dieje ftetö der Bermittelung der Majorität bevarf. Müffen ja doch die weifeften 
Senate, fogar eine Bundeöverfammlung und ein Herrenhaus, ihren Gefammtiwillen, ihre ver= 
nünftigen Befchlüffe bilden durch Majoritäten. 

Nochmals aber, daB beftreiten wir durchaus nicht: Autorität und Autoritätsmacht und Ein— 
heit ift ebenfo nöthig wie die Freiheit felbft für ein politifhes Gemeinwefen, die Autorität ift 
mohlthätig einigenves Bindemittel für die Geſellſchaft. Nur vergeffe man nit, daß man dem 
moraliſchen Anfehen und der damit zu verbindenden Macht der Autoritäten fo wenig die Freiheit 
geringfhägend und wegwerfend entgegenfegen barf, daß vielmehr alle wahre Eräftige Autorität, 
Macht und Einheit in gefitteten freien Nationen von der Freiheit ver Bürger ausgeht, auf ihr 
beruht. Wehe ven Mächten, welche dieſes verfennen, wie z. B. die Stuarts mit ihrer Autorität des 
göttlichen Rechts, wie Napoleon mit feinen Bayonneten und Ludwig Philipp mit feiner Liften= 
und Lügenpolitif! 

Darum fo preife man denn aud) nicht einfeitig und ausfchlieglich die Autorität, man preife 
neben ber Autorität der Macht auch die Autorität der Freiheit! Welder. 

Autorität ift die geiftig= fittliche Macht, welcher fih Vernunft, Gefühl und Wille ohne 
Prüfung, unwillkürlich, blindlings unterorbnen. Die Quellen der Autorität find natürliche 
Überlegenheit, göttliche Weihe (oder Aberglaube), Gewohnheit. Der erften dieſer Quellen. 
entfpringt bie älterliche Autorität, bie rechtmäßigfte und ungerftörbarfte aller Autoritäten; die 
rechtmäßigſte, weil fie die unentbehrlichſte und bie natürlichfte ift, Die unzerflörbarfte, weil fie 
ſich mit jenem Geſchlechtsalter von felbft neu gebiert. Ähnlicher Art ift die Autorität ved Man= 
ned gegenüber vem Weibe, des Weißen gegenüber dem Farbigen, der Kenntniß und der Cha= 
rakterkraft gegenüber der Unwiſſenheit und ber fittlihen Schwäche. In allen dieſen Fällen iſt die 
Autorität das reine Ergebniß eines gegebenen Naturverhältniffes, weldes fih ohne alle fünft- 
liche und beſonders ohne alle unlautere Hülfdmittel von jelbft geltend macht, und darum ift denn 
auch die Wirfung der Autorität in allen diefen Fällen eine entſchieden fittliche und wohlthätige. 

Weniger rein und unſchuldig pflegt der Urfprung und das Wefen ver religiöfen Autorität 
zu fein. Drohung und Beſtechung, Furcht und Eigennug haben gewöhnlich einen beträchtlichen 
Antheil an ihrer Hervorbringung. Darum enthält denn auch die religiöfe Autorität an und für 
fih durchaus feine Bürgſchaft für die Sittlichkeit und Wohlthätigkeit ihrer eigenen Wirkungen. 
Die religiöje Autorität, weldhe dad Geſetz gibt: Du ſollſt nicht tödten, dieſe nämliche Autorität 
befichlt Abraham feinen Sohn zu ſchlachten, und der Gehorfam des Erzvaters wird noch heute 
von einer ziemlich nüchternen Theologie als bewunderungswürdiges Beiſpiel gepriefen. Kein 
Wunder alfo, wenn ber feurige Olaubendeifer früherer Zeiten Jahrhunderte lang im Namen 
Gottes Thaten gethan, Die fid von Werken des Teufel durch fein inneres und durch fein äuße- 
res Merkmal unterſcheiden laffen. 
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Die Autorität ver Gewohnheit endlich wird ſich meiſtens auf einen vorhergegangenen Zwang 
zurüdführen laſſen, welcher durch langen Druc den Geift und den Willen der Untergebenen ſo— 
teeit gebeugt ober gebrochen hat, daß jie in eine fiumpfiinnige Ergebung veriinfen, aus der jie 
fi zuweilen auch dann noch nicht zu erheben vermögen, weun das materielle Jod) von ihrem 
Raden hinweggeaommen worden ift. In folden Berhältniffen wurzelt z. B., was von der Auto: 
ritãt der Grundherren über ihre ehemaligen Hinterfaffen hier und da noch vorhanden ift. Solche 
Autoritäten find ihrem Urfprunge und ihrer herabwürbigenden oder doch darniederhaltenden 
Wirkung nad von der gehäffigſten Art und eben deshalb auch den gefährlichften Oegenwirkun: 
gen von anten herauf ausgeſetzt. Ihre allmälige Vernichtung wird in der Regel nur dadurch 
bewirkt werben, daß innerhalb neuer Verhältniffe ein neues Geſchlecht aufwächſt, welches die 
Überlieferungen ver Bergangenheit nicht mehr aus eigener Erfahrung, ſondern blo8 vom Hören: 
fagen kennt. E 

Es liegt im Wefen der Autorität, daß fie ihre Untergebenen weder zu zwingen noch zu über- 
wen braucht, daß fie aljo ſowol Kraft ald Gründe entbehrlich macht. Dadurch wird denn die 
Autorität zu einem überaus werthvollen Werkzeuge ver Herrſchaft. Nichts natürlicher demnach, 
als daß die Machthaber dieſes koſtbare Werkzeug um jo feier zu umflammern beftrebt find, je 
deutlicher jie fühlen, daß es ihren Händen vollends zu entgleiten droht. 

Bon der heutigen Reftaurationspolitif werben unter dem Namen der Autorität eine Menge 
mehr oder weniger unklarer Vorftellungen zufanımiengefaßt. Zumal die Begriffe des göttlichen 
Rechts und der Legitimität, welche in neuefter Zeit ziemlich abgenugt erfchienen und ange— 
ũchts der erfolgreichen Revolutionen in fo vielen europäifchen Ländern ziemlid) unbrauchbar ge= 
worsen waren, jhielen halbverſchämt aus dem neuen Kunſtausdrucke hervor, aber je genligen 
keinegwegs, um ben ganzen Umfang beflelben auözufüllen. 

Das Berdienft, mit Hülfe dieſes unklaren Begriffö ein neued Schlagwort in Umlauf gefegt 
zu haben, gebührt der Erfindungsgabe der berliner Rechtsphiloſophie, welde vor einigen Jah⸗ 
ten die Löfung gab: Autorität, nicht Majorität! Kaum geſprochen, wurde dies Wort wie eine. 
Dffeabarung aufgenommen, von einem taufendftimmigen Echo freudig wiederholt und einiger 
Orten fofort zum leitenden Grundſatze der erhaltenden und wieverherftellenden Staatsweishelt 
gemacht. So namentlich in Preußen, wo die Regierung, das Junkerthum und die Orthoborie 
darüber einig jind, daß die Autorität das Heilmittel enthält, ohne welches die kranke Zeit nimner- 
mehr genejen wird. 

Was denn nun aber unter der allein rettenden Autorität eigentlich zu verftehen ſei, das hat. 
was Stahl bis jegt nicht anvertraut, und darüber fheinen auch feine eifrigften Schüler fehr 
wneinig untereinander zu fein. Zwar der verneinende Theil des neuen Wahiſpruchs der Con⸗ 
ſervativen ift ſehr deutlich und Gegenſtand des allgemeinen Eiuverſtändniſſes, der Begriff ver 
Autorität aber wird durch den Gegenſatz der Maforität wenig oder gar nicht aufgehellt. Ift die— 
fer Gegeniag überhaupt ein durchgreifender, nothwendiger, kann nicht vielmehr die Majorität 
Elbſt zur Autorität werben, wenn ſich die Minorität berfelben aus Pflichtgefühl unterwirft? 
ũbten nicht auch Johann Bockhold von Leyden und Mafaniello eine unbeftreitbare Autorität, 
eine Ausorität des höchſten Grades, und gelten die Anpreifungen der Stahl'ſchen Schule auch 
von Autsritäten diefer Art? Welche Autorität ift die höhere, Die der Kirche oder die des Staats, 
nud wer zieht vie Grenzlinie zwifchen ven Gebieten beider? 

Diefe Fragen ließen ſich unendlich vervielfältigen,, wenn ed der Mühe lohnte. Wo immer 
eine Autorität vorhanden ift, da macht fie fid von felbft geltend, foweit fie reicht, im Guten wie 
im Böfen ; wo es hingegen feine Autorität gibt, va wird fle fih durch das feinfte Raifonnement 
nit hervorbringen laflen, und da ift die fhönfte Theorie derſelben volllommen nuglod und 


Die Autorität war vor Zeiten, che man daran dachte, fie in ein Syſtem zu bringen, ein 
mãchtiges Triebrab des öffentlichen Lebens. In das Staatöwefen des Alterthums griff dieſe 
geifig = ſittliche Macht taufenpfältig ein; die Ehrfurcht vor dem Geſetzgeber, die Heilighaltung 
feiner Anordnungen, die Vorrechte bevorzugter Geſchlechter, der ganze Berfehr des Staats mit 
den Göttern durch Opfer, Orakel, Augurien u. ſ. w waren Wirkungen der Autorität. In noch 
böheru Mafe vielleicht mar ver Stant des Mittelalters von dem Autoritätäprineipe durchdrungen. 
Auf diefem Principe ruhten vor allen Dingen die kirchliche Macht und das Lehnweſen, die beiden 
großen Zactoren ver Geſchichte eines Jahrtauſends. Demnächſt hatte die Autorität einen weiten 
Wirkungöfreis in ver Gemeinde, in der Zunft, in Genoſſenſchaft überhaupt. Und fo vielgeſtal⸗ 
tig die Autoritãt des Mittelalters, ſo verſchiedenartig ihre Wirkungen: hier bewunderungswür— 


D 


92 Avarie Avocatorien 


dige Schöpfung, dort ruchloſe Zerſtörung; hier gute Sitte, Genügſamkeit, ſtilles beſcheidenes 
Glück, dort unbarmherzige Verfolgung, Mord, Brand, Folter, frecher Frevel gegen bie heilig⸗ 
ſten Güter des Menſchen; heute großartige Selbſtverleugnung im Dienſte der Pflicht, morgen 
nuglofe Hinopferung an ein albernes Hirngefpinnft; oft gewaltige Thaten und nichtswürdige 
Zwecke, ungehenere Anftrengungen und winzige Ergebniffe. Kurz, bie Herrſchaft der Autorität 
bat dem Mittelalter fein Maß der Weisheit, der Tugend und des Glücks gegeben, welches dem 
heutigen Geſchlechte beneidenswerth erſcheinen Könnte. 

Bon der Autorität jener Zeiten find nur noch ſchwache Überrefle vorhanden. Sie hat ihre 
realen Grundlagen nad) und nad) verloren. Die überlegene Bildung und der Reichthum ver 
Geiſtlichkeit, die allgemeine Unmiffenheit und Armuth des großen Haufens, der lehnrechtliche 
Grundbeſitz mit feiner vielfältigen Gliederung, die hervorragende Lebenäftellung des Cdelmanns, 
die Befchränktheit der Verhältniffe, welche den Bli und das Urtheil, die Wünſche und die 
Hoffnungen in den Grenzen ber Überlieferung gefangen hielt, das Alles und manche andere that= 
fählige Stüge des Autoritätöprincips iſt abhanden gefommen, und gleichzeitig find feine ehe= 
maligen Wirkungen Stüd um Stüd verſchwunden. 

Diefes Ergebnif wird von den Männern bed Gonfervativismus keineswegs geleugnet, ſon— 
dern vielmehr in der rührendften Weiſe beklagt. Statt nun aber unter ven wirklich vorhandenen 
geiftig = fittlichen Kräften einen Erſatz für die verloren gegangene Autorität zu ſuchen, bemüht 
man ſich die verſchwundene Wirklichkeit aus dem reinen Begriffe wieveraufzubauen. Und diefem 
abenteuerlichen Verſuch machen die gefehworenen Gegner und Berfpotter alles politifden Ipen= 
lismus, die Herren von der hiftorifchen Schule! Die nämlichen Federn und die nämlichen Lip— 
pen, welche nicht müde werben, den bitterften Hohn über papierne Berfaflungen und abftracte 
Staatötheorien auszugießen, fie firömen über von Ruhm und Preis eines leeren Schalls, des 
Wortes Autorität! Ein Selbſtwiderſpruch, eine Verleugriung des eigenen Princips, fo ſchreiend, 
fo unverantwortlih, fo befhämend wie wenige andere, deren fi} die politifche Leidenſchaft je= 
mals ſchuldig gemacht. 

Die Apoſtel und die Jünger ver Lehre von der Autorität ſcheinen jedoch von der Unfrucht— 
barfeit des neuen Evangeliums im Stillen ziemlich überzeugt zu fein, denn während fie in der 
Theorie die geiftig= fittliche Macht anrufen, genügt ihnen in der Braris eine handfeſte Polizei, 
beſonders wenn fie nicht blöde ift im Zugreifen und im Mafregeln. Wo fie im Namen ver con= 
fervativen Interefien eine Zwangsgewalt ausgeübt fehen, welde Feinen Widerſpruch dulbet 
und jeven Widerſtand rücficht8los zu brechen weiß, da pflegen fie bie Autorität nicht zu vermiſ⸗ 
fen. Der Polizeizwang oder im Nothfalle die militäriſche Execution wird vielmehr in ihrer 
Borftellung zur thatfählihen Ausübung der Autorität. Eine gefährliche Verwechſelung, ver— 
möge deren fich jeder Aufruhr, jede Meuterel, jede Näuberbande mit vem Namen der Autori= 
tät bewaffnen kann. 

Wenn die materielle Gewalt den Intereffen und den Zwecken des Gonfervativismus genügt, 
fo bedarf er allerdings keiner Autorität, wenn ex aber wirklid dad Bedürfniß hat, die materielle 
Gewalt zu vergeiftigen und zu verfittlichen, fo muß er einen Erfag für die Autorität herbeifhaffen, 
die ihm nun einmal nit mehr in Hinlänglichem Umfange zu Gebete fteht. In andern Ländern 
hat man einen folden Erſatz gefunden in der Baterlanpsliebe, dem Nationalfinn, vem Gemein 
geift, dem bürgerlichen Ehrgefühl, dem männlichen Stolze, ver Freiheitsliebe und befonders 
der vernünftigen, auf Gründen ruhenden Überzeugung von der Chrenhaftigkeit, vem guten Wil⸗ 
len und der Fähigkeit der herrſchenden Politik. Die deutſche Staatökunft dagegen hat bisher 
diefe und manche verwandte Kräfte gröftentheild planmäßig darniedergehalten, als geborene 
Feinde behandelt, geächtet. Gleichwol läßt ſich mit der größten Beftimmtheit behaupten, daß der 
Confervativismus ſich feines Beſitzes nimmermehr fiher fühlen wird, ehe er jene Kräfte auf 
feine Selte gebracht Hat. Eine ſolche Bundesgenofſenſchaft ift freilich nicht ganz leichten Kaufs 
h haben, fie verlangt vielmehr manches Opfer des VorurtHelld, des ungerechten Vortheils, des 

berlieferten Beſitzes, des bequemen Herkommens; wenn der Gonfervativismus jedoch beharr- 
lich dabei bleibt, den nothiwendigen Preis für die unentbehrliche Allianz zu zahlen, fo muß ex 
fl} darauf gefaßt machen, daß die Majorität doch ſchließlich Mecht behält gegen die Autorität. 


Av. Rochau. 
Avarie, f. Havarei. 
Avocatorien (Decrets de rappel, Litierae avocatoriae) find die von der Stantögewalt 
erlaſſenen öffentlichen Verkündungen, woburd ihre in fremvem Land, zumal im Gebiet einer 
feindlichen Macht, ober mit welcher ein Krieg eben auszubrechen droht, ſich aufhaltenben Ange 


Bam {3} 
rigen zur Rüdkehr in die Heimat aufgefodert werben. Gewöhnlich werden bann au 
ſchere Strafen auf den Ungehorſam gejegt. , Sole Strenge gründet fih auf die voraus= 

- sefehte und unbebingte Pflicht des Staatdangehörigen, feine Perſon wie feine Habe fortwäh- 
rend zur Berfügung ber Staatögewalt, ſobald dieſe berfelben nöthig zu haben glaubt, zu flellen, 
fomit auf bie Annahme einer Art von Leibherrlicgkeit der Geſammtheit over der Regierung 
über jeden einzelnen Bürger. Sonft können aber Avocatorien au die mohlthätige Abficht 
haben, den Angehörigen die Kunde von der Möglichkeit oder Wahrfcheinlichkeit eines bevor- 
ſtehenden Kriegsausbruchs zu geben und fie dadurch um ihres eigenen Beften willen zur. Heimfehr 
an yem Lande, welches ein feindliches zu werben droht, einzuladen. In der neueften Zeit hat 
man wol auch ohne Krieg ober Kriegögefahr feine Stantöbürger überhaupt oder einzelne Claſſen 
berjelben zur Rückkehr in die Heimat aus irgend einem Lande, worin man fie ungern wußte, 
aufgefodert. So rief Rußland, obwol mit Ludwig Philipp in freundſchaftlicher Annäherung be: 
adlich, fänımtliche Ruſſen, vie ſich in Frankreich, nämlih im Lande der Julirevolution, bes 
ſanden, unter Strafandrohung nad Haufe; fo Haben die deutſchen Regierungen alle ihren 

ändern angehörigehi Handwerker, melde in der Schweiz ſich aufbielten, gleichfalls unter ſchwerer 

Strafandrohung zur ſchnellſten Heimkehr aufgefovert. Der Unfug, welden einige Handwerks: 

sefellen fig im Steinhoͤlzli Hatten zu ſchulden kommen laffen, und die Beſorgniß, daß bie 
yelitifche Anſteckung etwa von jenen Schwärmern over Verführten auf alle Stanveögenoffen 
übergehen möchte, war bekanntlich das Motiv diefer früher in folder Strenge noch nicht vorge⸗ 

Esuımenen Maßregel. Doch hatte au die Abberufung ſämmtlicher preußifcher Stubirenven 

son den außländifchen, insbeſondere von mehren genannten deutſchen Univerfitäten im Princip 
einige Ähnlichkeit mit berfelben. Rotted. 


B. 


Ban und die von Macanlay vertheidigte Bacon'ſche Nüglichkeitstheorie. 
Franuz B. von Berulam, Bicomte von St.-Albans, geboren zu London 1561, Sohn des 
GSiegelbewahrers Bacon, flammte aus einer edeln und alten Familie. Seine erften Stubien 
madte er zu Cambridge und zeichnete fi früh durch den Umfang feiner Kenntniffe und bie 
Reife feines UrtHeils aus. Die Art, wie die Philoſophie des Ariftoteled damals behandelt ward, 
welche die Grundlage aller Schulweisheit und gelehrten Bildung war, erregte feine Aufmerk: 
famfeit und feinen Unmwillen, und er zählte noch nicht 16 Jahre, als er Öffentlich gegen biefelbe 
auftrat und fie nicht ohne Geſchicklichkeit befämpfte. Alles Eündigte in ihm ven Fünftigen aus⸗ 
gezeichneten Gelehrten an, der den Beruf in fi fühlte, ven Wiſſenſchaften eine neue Bahn zu 
brechen. Die Berhältnifle feines Lebens ſchienen indeflen pemfelben eine andere Richtung geben” 
ga wollen, der B. nicht ungern folgte. Der englifche Geſandte am franzdiifhen Hofe, Sir 
Baulet, nahm den kaum flebzehnjährigen Jüngling mit ji nach Paris und brauchte Ihn zu 
nicht unbebeutensen Gefchäften, die er zu deſſen Zufriedenheit beforgte. Da fein Vater aber zu 
dieſer Zeit ſarb und ihm nur geringes Vermögen hinterließ, gab er ver Nothwendigkeit nach, 
vor allem die Mittel feines Daſeins zu fihern und bie glänzenden Hoffnungen der Zufunft den 
dringenden Foberangen der Gegenwart aufzuopfern. Er widmete fi mit Eifer der Rechts⸗ 
wiffenfgaft und wäßlte ven einträgligen Stand eines Anwalts, in dem er fich bald großen Ruf 
erwarb. Im Jahre 1593 ward er in das Haus der Gemeinen gewählt. Indeſſen erntete er 
mehr Auf als Vermögen, und feine Stonomifchen Verhältniffe wollten ſich dabei nicht verbeſſern. 
Der Sof, für den er war, wollte ihm wohl; aber bei diefer wohlwollenden Anerkennung blieb 
es Selbſt Elifabeth begriff des jungen Mannes umfaſſendes Wiſſen und Tüchtigkelt und 
ſchätzte ihn; Cecil aber, ein praktiſcher Staatsmann, der das ganze Vertrauen der Königin be⸗ 
ſaß und bie Angelegenheiten des Landes leitete, Hatte nicht die befte Meinung von B. und wußte 
ihn von dem Staatsdienſte fernzuhalten. Zu ven Gönnern B.'8 gehörte ver Graf Eſſex, deſſen 
Semũhung ihn zu befördern aud gewiß nicht ohne Erfolg geblieben wäre, hätte ihn nicht felbft 
Die Ungnade feiner Gebieterin getroffen. - Wo die Gnade Alles gilt, nimmt auch Die Ungnade 
Alles. Eſſex fiel, und der Gefallene hatte Feine Freunde und keine Verwandten mehr. 
Selbſt B. verleugnete feinen Wohltgäter. Er that noch mehr und trat als fein Ankläger auf, 
weil er in dieſer Molle dem Hofe und ver Königin zu gefallen hoffte. Ex follte aber ſogleich ven 
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Werth auer Herrlichkeit diefer Erde, der er das Hoͤchſte geopfert Hatte, waß der Menſch opfern 
Tann — Ehre und Gewiffen — kennen lernen, indem fein Opfer ihm den gehofften Lohn wicht 
erwarb. Vergebens mar er an feinem Breunde zum Verräther getvorben, wenn er nichts 
Schlimmeres war und er wirklich etwas zu verrathen hatte; B. war über den Undank des Ho— 
fes fo entrüftet, vielleicht auch durch die Sffentliche Verachtung fo gekränkt, daß er fein Vaterland 
verlaffen wollte. Mit der Thronbefteigung Jakob's I. änverte ih in England gar Vieles, fo 
auch das Schickſal B.'s. Der Dank der neuen Regierung fähnte ihn mit feinem Looſe und dem 
Baterlande, das er gegen die Fremde hatte vertaufchen wollen, wieder aus. Er ward zum Ritter 
ernannt und flieg ſchnell von Stufe zu Stufe bis zur Würde eines Lord-Großkanzlers (1619). 
Zum Peer des Reichs ernannt, erhielt er ven Titel eines Barons von Berulam, ven er bald gegen 
den eined Grafen von St.-Alband vertaufchte. Die Ergebung, mit welcher er ſich an den all⸗ 
mädtigen Günftling des Königs, den Herzog von Buckingham, angefchloffen hatte, war ihm 
am Hofe fo nuͤtzlich, als In der Sffentlihen Meinung ververblih. Man begreift kaum, wie ein 
Mann, durd fein ausgezeichnetes Talent und feinen Innern Werth fo hoch geftellt, ſich ernie⸗ 
drigen Eonnte, die wahre Größe und Würde des Menſchen gegen ven ſeeren Prumf und den 
falfhen Schein von Rang und Ehre zu vertauſchen. Man begreift es ſchwer, obgleich dieſe demü⸗ 
thigende Erfcheinung im Gebiete der Kunft und Wiffenfchaft, im Reiche des Genies nicht felden 
iſt und ein vielfeitiges und tiefes Wiffen, eine umfaflende Gelehrſamkeit fi mit Charakterloſig⸗ 
keit verträgt. 

B. fah ſich nicht Tange im Genuffe feiner hohen Würden, als er von dem Haufe ber Ge⸗ 
meinen ber Beſtechlichkeit und Käuflichkeit angeklagt, vom Oberhaufe zu einer Gelobuße von 
40,000 Pf. St. und zu gefänglicher Haft, deren Dauer vom Belieben des Königs abhing, ver⸗ 
urtheilt ward. Das firenge Urtheil war durch das beigefügte Erkenntniß noch gefhärft, daß er, 
unmürbig dem König zu dienen und im Parlament feinen Sig zu haben, von jever Stelle im 
Staate ausgefchloffen fei. Der König war, wie man fidh denken kann, in feinem Belieben, ven 
Berurtheilten gefangen zu halten, nicht befonders ftreng. B. erhielt bald feine Kreiheit wieder; 
die Geldftrafe ward ihm erlaffen und überdies eine bedeutende Penſion bewilligt. Die groß- 
müthige Gefälligkeit, mit der ihm der Hof behandelte, galt Vielen für eine Beftätigung feiner 
Strafbarfeit, wenn dieſe aud nur in einem ſchimpflichen Einverflännniffe mit dem Herzoge von 
Budingham oder vielmehr in einer blinden Unterwürfigkeit unter deſſen Willen beftehen ſollte. 
Auch wurde er gegen dad Ende feines Lebens, dad 1626 erfolgt if, in alle feine Rechte und 
Ehren wieder eingefegt und nahm felbft feinen Sig in dem erſten Parlamente ein, das Karl. 
verfammelte. 

Wenn B. in feinem öffentlichen Leben und ald Staatsmann feinen befondern Ruhm er- 
worben, dann fteht er ald Gelehrter um fo Höher, und fein Name wird der großen Dienfte we⸗ 
gen, die er der Wiſſenſchaft geleiftet, wie dieſe ſelbſt, unſterblich fen. Seine ehrenvollſten Tage 

„find gerade diejenigen, die er, aller Ehren und Ämter verluftig, in unbemerfter Zurüdigezogen- 
heit der ftillen Forſchung lebte. Das hat aud) er erkannt und fehr wahr von ſich gefagt: „Mehr 
zur Wiſſenſchaft als zu irgend etwas Anderm geboren, warb id) zu den Öffentlichen Geſchäften, 
ich meiß nicht durch welch Verhängniß abgezogen.” 1) Er hatte ſich den großen, faft verwegenen 
Entwurf vorgefegt, ale Wiſſenſchaften zu regeneriren und auf einer feften Grundlage als einen 
zufammenhängenben Bau aufzuführen. Darum hieß er auch fein Werk bie große Erneuerung 
(instauratio magna), das, von unermeßlihem Umfange, felbft mie e8 befteht, Bewunderung 
erregt, doch unvollendet geblieben iſt. Die Bedeutung, der Werth und die Würde ver Wiffen- 
ſchaft wird Hier, ſowie in dem trefflichen Fleinen Werke „„De dignitate et augmentis scien- 
tiarum“ ſiegreich dargethan, jede Battung und Art derfelben mit faft naturhiftorifher Ge— 
nauigfeit beftimmt, das Fehlerhafte In ver bisherigen Behandlung gezeigt und felöft das Man- 


gelhafte nachgewieſen und wie ihre Vollendung zu bewirken fei. Die PHilofophie mar zu 


feiner Zeit, was fle nur zu lange Zeit geweſen und geblieben iſt, ein leerer Wortkram, ein 
kunſtreiches Gebilde von mwillfürlichen Definitionen, in eine willkürliche Terminologie gekleidet, 
mit denen die Scholaftik kindiſch ein ernſtes Spiel trieb. Die hoͤchſte Autorität für alle Ver⸗ 
nunft war der übel verftandene und misbrauchte Ariftoteled. B. zeigte einen andern Weg, um 
zur Wahrheit zu gelangen, einen neuen, da das Älteſte dem Unverftande neu und das Ratür- 
lichſte fremd und unnatürlih werben Tann. Er ging von der Beobachtung aus, um zu That⸗ 


1) Ad literas potius quam ad aliud. quidquam natus et ad res gerendas nescio quo fato ab- 
reptus. „De dignit. et augm. scient.“, VIll, 3. 
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ſachen zu gelangen, und bediente Hd} zu Diefem Zweile der Erfahrung und der Verfuche umd der 
von ihm vortreifli ausgebildeten Inductionsmethode. Er wollte, daß der Geiſt fortſchreite 
von Stufe zu Stufe, bejonnen und beharrlich, von den Wirkungen zu den Urſachen, von dem 
Einzelnen zum Allgemeinen, und ſich fo zur Kenntniß der Sefege der Natur erhebe. Das Wiſſen 


ſollte nad ihm ein Können, d. h. praktiſch werden, und die Schule den Blicken des wiſſenſchafillch 


Gebildeten die Welt öffnen und nicht verſchließen. Dem praftifchen Geifte der Briten jagte diefe 
Lehre beſonders zu, und B. fteht ald Gründer der Erperimentalphilojophie bei ihnen in Anfehen, 
und ber Theil feines umfaflenden Werks, ver dieſen Begenftand behandelt und den Titel, Novum 
organon” führt, gilt auch jet noch für den gelungenften. 

2. hat fi in verſchiedenen Fächern verſucht und in manchen ausgezeignet. Seine „Apho⸗ 
rißmen über die allgemeine Gerechtigkeit oder bie Quellen des Rechta ?) enthalten neue Anz 
ten, die zu dev Bahn führen, welche die philoſophiſche Rechtslehre fpäter verfolgt hat. Seine 
Verſuche über die Moral („Sermones fideles’) werben auch jegt noch fehr gefihägt. Weniger 
glücklich ſcheint er als Geſchichtſchreiber gewefen zu fein, wozu ed ihm wol auch an ver felbftän- 
digen Männlichkeit und der gerechten Schägung der Menfchen und Dinge gefehlt haben mag. 
Eine Geſchichte ver Regierung Heinrich's VII. und Heinrich's VIII. die wir von ihm haben, hat 
in England wenig Beifall gefunden. i ; I. Weigel. 

Nachtrag. In neuerer Zeit ſchrieb der berühmte Macaulay in feinen geſchichtlichen und 
biographifchen Schriften (Bd. 2) eine Abhandlung über B. Diefe Lebensbeſchreibung ift reich, 
wie faft alle Arbeiten des perühmten Parlamentsmitglieds und Geſchichtſchreibers, an gründlicher 
Forſchung, an ſcharfem, geiftreihem Urtheil und an glängenver Berebtfamfeit, aber auch nicht 
frei von der einfeitigen neusenglijchen Richtung, alle übrigen Vorzüge und Güter der Menſch— 
heit zu ausſchließlich dem Nüplicgkeitöprincip unterzuordnen, eine Richtung, die auch in andern 
Arbeiten Macaulay's, namentlic) in der Lebensbeſchreibung des ältern Pitt oder Lord Chatam's 
aur allzu ſehr heroortritt und zu verkehrten Auffaffungen führt. 

Macaulay führt mit den zahlreichſten woͤrtlichen Belegen aus B.'s Schriften aus, daß bie 
große Reform der Philofophie und Wiffenfhaft, die der bewundernswerthe engliſche Philoſoph 
beabfihtigte, und der von Macaulay unbebingt gepriefene Gegenfag, in welchen B. zu der 
BHilofopHie der Alten, des Sofrates, des Plato und Ariftoteles, der Ston, des Eicero und Se— 
neca, zu der Philofophie des Mittelakterd wie zu den größten feanzöfifchen und deutſchen Philo⸗ 
fophen trat, darin beftand, daß die Bacon'ſche Wiffenfchaft lediglich die materielle Rützlichkeit, 
pie Beherrſchung der Naturkräfte für ven Nugen und die Annehmlichkeit ver Menſchen ſich zum 
Ziel fepte. Macaulay führt unbedingt beifällig aus, daß B. alle fpeculative und Moralphilo- 
fophie, alle Beftrebungen ver fittlihen und geiftigen Vervollkommnung her Menfchheit, ver 
Ansbildung und Vermehrung ihrer fittlihen Würde und ihrer Unabhängigkeit vom äußern 
Bevärfniffe, der Entwidelung und Befeftigung der fittlichen Grundſätze, ja felbft der geiftigen 
Erhebung und Vervollkommnung duch Studien der reinen Mathematik und der Afttonomie 
als unnüglich und al völlig wirkungslos verwarf und verfpottete. Dieſen angeblich un= 

nützlichen, wirkungslofen, Teinen Fortſchritt der Menſchheit bewirkenden Befttebungen werben 
bie durch empiriſche Beobachtung und Induction zu gewinnenden nägliden Wahrheiten und 
ihre Erfolge in den ſchon vorhandenen und immer mehr wachſenden glänzenden Kortjihritten 
der Menihheit durch Hunderte von nützlichen Entdeckungen, von Vervollkommnungen nüglidher 
Werkzeuge und Einrichtungen für Handel, Induftrie und Landbau in prachtvollen Darftellun- 
gen nachdrücklichſt entgegengeſtellt. Es wäre unpaflend, einzelne Stellen der Darftellung von 
Racaulay zum Beleg dieſer Anfichten abzudrucken, da fle fi in dem Theile der Abhandlung, 
welcher B. als Bhilofoph ausführlich ſchüdert und beurtheilt, Überall vielfach wieberholt an= 
einanderreihen. Ja Maraulay ſucht die ganze weſentliche Eigenthümlichkeit und Größe bet 
Bacon’fchen Bhilofophie, abgefehen von ver bewundernswerthen Geiftesfraft und Darftellung, 
gerabe nur in diefer materialiftifhen Nägligfeitsrihtung und führt aus, wie ihre ſcharffinnige 

Analyfe der Inbuctiondmethobe weder dieſe alte Methode erfand, noch auch durch ihre Regeln 
irgend verbefferte oder ihre richtige Anwendung ſicherte, ebenfo wenig wie die gelehrten Regeln 
in Beziehung auf die Syllogismen daß richtige logiſche Schließen jemals beförberten. 

Doch dies wollen wir hier nicht erörtern und ebenfo wenig bie Frage, ob ®. ſelbſt vie be⸗ 
Fißnete Hauptrichtung feiner Philoſophie ganz in der von Macaulay geſchilderten eraflen Ein= 
deuigkeit und Folgerichtigkeit durchführte, was namentlich bie nenefte Darſtellung der Bacon⸗ 


9) „Exemplum tractatus de justitie universali sive de fontibus juris. ” 
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fen Philoſophie von Kuno Fiſcher theilweiſe in Abrede ſtellt. Wir erlauben und hier nur 
einigen Wiberfpruc gegen die ganze Grundanſicht ſelbſt und vor allem gegen Die, wie es uns 
feinen will, hoͤchſt unglückliche Bemühung Macaulay's, dieſelbe gleihfam für alle Zeiten und 
Länder als die ausſchließliche zu canonificen und in folder Weiſe vie einfeitige materialiſtiſche 
Richtung unferer Zeit und vorzugöweife des englifhen Volkes zu beförbern. 

Die ganze Menſchheit und ihre Cultut hat verſchiedene Seiten und Aufgaben. Ein einzelner 
Philoſoph, oft felbft eine einzelne Zeit Kann fie nicht vollftändig und genügend umfaflen. Die 
einfeltigen Richtungen der einzelnen Philoſophen und Zeiten aber ergänzen ſich dann wohlthä⸗ 
tig. Sie beſeitigen die natürlichen Einfeitigkeiten der andern, fle verbeſſern ſelbſt die offenbar 
fehlerhaften Aus= und Anmüchfe, welche felbft dem @oelften und Beften und fo aud) der höhern, 
idealern Richtung der Philofophie leicht anhängen. Bon diefem Standpunft aus war die Ba⸗ 
con’fche Richtung auf den materiellen Rutzen und Fortſchritt und auch ihr Kampf gegen Aus- 
artungen der Geiſtesphiloſophie, vor allem gegen ſcholaſtiſchen Worttram und fpielende Muftik, 
Träumerei und Schwärmeret wohlberehtigt. Bern fei es, des unfterblichen Meiſters große 
Verdienſte, zumal für beffere Behandlung der Naturwiſſenſchaften und durch fie für Die mate- 
rielle Cultur, zu verkennen oder zu verkleinern! 

Aber fern fei es auch von uns, dieſe Richtung aufs Leibliche als Das einzige, ja auch nur 
als das hoͤchſte und befte Ziel philoſophiſcher und wiſſenſchaftlicher Beſtrebung anzuerkennen! 
Daß vie in Induftrie, Handel, Landbau und andere materielle Lebensgefchäfte verfenkten Män- 
ner und viele bequeme vornehme Genießer in einem beftimmten Zeitalter eineß Volkes in dieſen 
Ton einftimmen, das freilich iſt begreiflih. Aber daß ein Mann wie der vortreffliche Macaulay 
dieſer jammervollen @infeitigfeit huldigen, daß er die Widerſprüche überfehen kann, in melde 
er fich dadurch mit den evelften Theilen und Richtungen feines eigenen Lebens und des Lebens 
feines Volkes verfegt, das iſt faſt unbegreiflih. Wirunfererfeitö glauben, daß Sokrates, Blato und 
Ariſtoteles und die Stoa in den ohne ihre Schuld gefunkenen Zuftänden ver alten Völker Millionen 
vor dem Verſinken in ven gemeinften und lafterhafteften Materialismus bewahrten und die Kraft 
edlern menfälichen Lebens erweckten und fefthielten, zum Theil felbft in den Gefegen und Regie- 
zungen, 5. ®. in den Antoninen, wohlthätig vettend wirkten. Wir glauben dieſes noch vielmehr 
von dem Chriſtenthum, welches ver Nuͤhlichkeitsrichtung fo ganz und gar nidt dient, und in 
Beziehung auf weldes wir nicht begreifen Eönnen, warum es B. und Macaulay nur zur Sette 
laffen, flatt es folgerichtig mit gleicher Verwerfung zu bekämpfen. Wir denken, daß ed noch 
etwas mehr ald unfere Telegraphen und Dampfmafchinen die Menſchheit gehoben, beglückt und 
‚früher ungeahnten dortſchritten zugeführt hat, weldes nur Die leugnen mögen, die ſich fo fehr 
dem Materiellen ergeben, daß fie nur dieſes fehen und glauben. Wir können es ſelbſt nit 
einmal mit B. und Macaulay als ein Unglüd beklagen, daß die Philofophien in das Chri⸗ 
ſtenthum Keime der Eutwickelung und Ausbildung verfenkten. Wir glauben vielmehr, daß bei 
Culturvoͤlkern ſelbſt der rührige Fortſchritt in materieller Entwidelung und Erfindungen von ven 
hoͤhern geiftigen Entwidelungen, Beſtrebungen und Kämpfen abhängen, daß fie, daß vor 
allem freie würbige Staatöverfaflungen, wie die britiſche, und alle edelſten und größten Thaten 
der Menfchen dadurch entfichen und beflehen, daß die Menſchen ein Gefühl und Bedürfniß ihrer 
Höhern, von der Herrſchaft der materiellen Büter unabhängigen Würde und Beſtimmung ha⸗ 
ben und mit allen Kräften nach fittliher und geiftiger Behauptung und Bervolltonımnung 
fireben und für fie kämpfen. China und Rußland und die ruſſiſche Kirche werden wol ſelbſt für 
eine kräftig fortſchreitende materielle Entwickelung und für Bacon’iche Wiſſenſchaft nicht mit bri⸗ 
tifgen und deutſchen und franzoͤſiſchen Erfolgen arbeiten. Ihre Zuftände und Ausfihten werben 
mit britiſchen nicht zu vergleichen fein. Noch weniger wird ein edier Mann wie Macaulay bri⸗ 
tiſche Ehre und Tugend mit einer chineſiſchen und ruſſiſchen vertaufchen. . 

Macaulay muß überhaupt gar nicht uͤberdacht haben, wohin hei völlig folgerichtiger Durch⸗ 
führung feine ausſchließliche Bacon'ſche Nutzlichkeitsbeſtrebung führen müßte. Daß dabei Über- 
haupt noch die Höhen Güter ver Menſchheit, eine freie Verfaflung, daß felbft die Geſchichte, vie 
Poeſie, die Kunft und mirkliche Höhere Wiſſenſchaft und Eultur mit der nöthigen Höhen Be⸗ 
geifterung und Liebe aufgefaßt, daß fie der Pflege, der Anſtrengung und der Opfer würdig 
befunden werben, das iſt wahriich ſehr zu bezweifeln. Ja was mehr iſt, es ift allbefannt, daß 
bei ausſchließlicher Gültigkeit und Herrſchaft des Nüglihen und des Materiellen die Lebend- 
kraft umd die Achtung und Gültigkeit der Tugend und Ehre verſchwinden. Das hätte Ihm 
vielleicht feine eigene Lebensbeſchreibung B.'s fagen follen. Unmittelbar neben ber bewundern⸗ 
ben Ausführung des ausſchließlichen Rüglicpkeitöfgftems der Bacon'ſchen Philofophie [Hilbert 
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Waranlay wit ver ganzen Wärme feines Ättlichen Gefühls und der ganzen Schärfe feiner jitt- 
lichen Denkweiſe diefe ſeibſt wahrhaft empörenve Nichtswuͤrdigleit der Bacon'ſchen 
weiſe. So ſchlldert er, wie B., ver Sohn eines würbigen, angeſehenen Vaters, des Lordkanzlers 
Sir Nicholas B., auch unmittelbar vor feinem erſten Eintritt ins Öffentliche Leben unier Anf- 
gt und Leitung eines Chrenmannes, des britiſchen Geſandten in Paris, Sir Amyas Paulet, 
doch ſchon ſeit dem erſten ſelbſtändigen Auftreten im Staatsleben fi als ein Mann ohne alle 
Behauptung einer hoͤhern ſittlichen Würde und Ehre lediglich durch Nuͤtzlichkeitsrückfichten lei⸗ 
ten und zu moraliſchen Schandthaten und Verbrechen beſtimmen ließ. So ſchildert Macaulay 
ausführlich, wie B. den Miniſtern und Günſtlingen, ſogar auch nach beſchimpfenden Zurück⸗ 
weiſungen, zur Unterſtützung feiner Stellengeſuche demuͤthig und unwürdig ſchmeichelte, da⸗ 
gegen aber feinen evelmüthigen Wohlthäter und Freund, den Grafen Effer, ver ihn jahrelang 
mit den Beweiſen der innigſten Freundſchaft überhäufte, ihm fogar ein Landgut ſchenkte und, 
wie B. ſelbſt fagte, durch Die zartfinnige und freundſchaftliche Art der Verleihung den Werth 
Ver Babe noch überbot, dennoch, ſobald verfelbe den Haß der Königin auf ſich geladen Hatte, zur 
Erwerbung ver Hofgunſt in der gehäffigften Weife anflagte, felbft mit Unwahrheiten zum Blut⸗ 
gerüfte trieb und noch nad; feinem Tode feinen Namen mit Schande zu bedecken fuchte; daß ex 
ferner in gleicher Gunftfchleicherei, als er ſchon unter Jakob J. und defien Bünftling Budingham 
Vie Höchfte richterliche und Staatswuͤrde des Lordkanzlers erreicht hatte, einen unglüdlichen alten“ 
Geiſtlichen, bei welchem man in einer handſchriftlichen nie gehaltenen Predigt eine Majeftätshe- 
leidigung gefunden hatte, "gegen das Geſetz und die Gewohnheit auf die Folter brachte und von 
ihm perfönlich, aber vergeblich während der Torturqualen verbredherifche Geſtändniſſe zu erpreſſen 
ſuchte; daß er endlich vie hoͤchſte Richterwürde vielfach zur Verfälſchung ver Juftiz misbrauchte 
und fi wieberholt und eingeftänvlich und nach dem ſchweren Strafurtheil des Oberhanſes oder 
feiner Peers beſtechen ließ, fo vielfach beftehen ließ, daß man die fo erbeuteten Summen auf 
mehr als I MI. Gldn. anfchlug. 

IR ed denn nun, wenn man dieſe weder durch Noth noch durch innere Bosheit oder auch 
nur burd gewaltige Leidenſchaft, wenigftens durch feine andere als die des nüglihen Erwerbs 
reicher Belomittel veranlaßten Ehrlofigkeiten und Schandthaten im Verhältniß zu ihrem geiſtig 
fo großen Urheber betrachtet, nicht gerehtfertigt, daß man fle mit jenen Grunpfägen feiner 
Philoſophie in Verbindung bringt? Sie erſcheinen fa in der That als die folgerichtigften Er⸗ 
gebnifle jener umfaſſenden materiellen Nũtzlichkeitstheorie, welche die Beſtrebung für vie höhere 
und edlere Würde und Aufgabe des Menſchenlebens felbft bis zur Verfpottung verwirft. Bon 
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Seiftimmte, müßten wir, da fle ja eine Bacon’fhe Handlungsweiſe mit fittliher Berwerfung, mit 
Verachtung und Schande Brandmarken, fagen, daß fle inconfequent feien, oder mit den Worten 
Gicero’3, daß ihr Herz beffer fei als ihre PHilofophie. Zum Heile der Menfchheit aber, welche 
dem großeri britiſchen Volke fo Vieles verdankt, müflen wir wünſchen, daß fle, wenn fle nah 
Conſequenz fireben, doch lieber von der einfeltigen und in ihrer Einfeitigkeit und Ausſchließlich⸗ 
keit völlig unſittlichen philoſophiſchen Theorie als von ihrer eigenen beſſern Lebenstheorie fh 
loöfagen möchten. Jedenfalls muͤſſen wir wünſchen, daß nicht fo reichbegabte Schriftfteller wie 
Macaulay ihr. Bolt zum GegentHeil verführen möchten. Noch auf ganz andern Wegen als auf 
dem, das materiell Nügliche zum einzigen Ziele des Strebens zu machen, Hat das Britifche Volk 
für Ehre, Macht und Glück des eigenen Vaterlandes und der Menfchheit gewirkt, umd zwar ſchon 
von den frühen Jahrhunderten an, in welden das nicht auf der Ruͤtzlichkeitstheorie beruhende 
Chriſtenthum im Gemüthe des britiſchen Volles fo tiefe Wurzeln flug, daß zahlloſe britiſche 
Apoftel und Märtyrer ebenfalls nicht aus Nüglichkeitsrlukfihten Heimat und Wohlfein mit 
Dpfern, Entbehrungen und Gefahren aller Art vertaufchten, um fernen Rändern die Lehre 
und das geiftige Leben des Chriſtenthums und jein Streben nad) der hoͤchſten Vervollkomm⸗ 
nung zu bringen. Die ſtets und noch heute fi ernenernden zahllofen Kämpfe und Beſtrebun⸗ 
gen für bie höhern ſittllchen und geiſtigen Güter, für die Ehre ver Männer und des Volkes, auch 
mit Aufopferung ver Nutzlichkeitsrücſſichten, haben das Eifen britifcher Volkskraft zu edlem 
Stahl gehärtet und gehoben und für Philoſophie und Poefie, für die größten Entdeckungen ihrer 
Naturforſcher, wie für nützliche Erfindungen und Thaten ben höcften Lebenskeim entzündet, 
der materiell überall unbegreiflich ifl, ver aber aus reiner Nuͤtzlichkeitsbeſtrebung nimmermehr 
herworgefprungen waͤre. Möge verfelbe nie verwahrloſt und ausgeldſcht werben und das englische 
Volt niemals mit allen materiellen Mitteln einem römifchen oder chineſiſchen Marasnns verfallen! 
StuatssLeriton. U, 7 
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So unrichtig und gefährlich aber If} nie hier von Mataulay vertheibigte Grundanſicht, dez 
bei verfelben ſogar das Verſtaͤndniß umb die Geſchichte großer Männer una Völker unmöglich 
amd verfälfcht werben. Selbſt bei einem fonft fo ausgezeichneten Bolitifer und Geſchichtſchreiber, 
wie ber treffliche Macaulay, bei welchem auch der Irrthum einer zu materialiſtiſchen Theorie die 
Geſundheit des eigenen höhern Lebens und ben füttlihen Idealismus einer edlen Natur im min- 
deſten nicht unterbrücten Eonnte , laffen fi} doc ſchon aus jener zu materiellen Auffaffung der 
geſellſchaftlichen Verhältnifſe herdorgehende unrichtige hiſtoriſche und politifcge Auffaſſungen 
nachweiſen. So ſinden ſich ſolche, wie wir glauben, in feiner Lebensbeſchreibung und Würdi⸗ 
gung Lord Chatam's, des Altern Pitt. Dieſer großartigſte engliſche Staatsmann bildet malt 
feiner Lebeusanſicht allerdings einen wahren Gegenſatz zu der Bacon'ſchen. Der großartigſte 
englifche Staatsmann aber iſt Lord Chatam nicht etwa nach den in feinem dffentlihen Denkmal 
anerfannten größten Erfolgen, fondern nad der genialen, meifterlihen Art, wie er dieſe uns 
geheuern Erfolge zu erringen wußte, überhaupt nad) feinen großen Eigenfchaften, namentlich 
auch feiner großen parlamentarifchen Beredtſamkeit, und vor allem nad) feiner tiefen ſittlichen 
und tehtlihen Auffaflung des Stantölebens. Macaulay aber ſcheint dieſe über feinen niebri- 
gen politiſchen Maßſtab weit hinausgehende Größe keineswegs richtig zu würdigen. Und nur 
daraus muß es wol erflärt werden, daß er Lorb Chatam's ſpaͤteres Wirken nach feiner großen 
Krankheit zu deſſen Verkleinerung benupt. Wenn man aber, wie aud der Berfafler biefer 
Zeiten, ſolche Kranke wie Lord Chatam felbft in unmittelbarer Nähe beobachten Eonnte, fo wird 
man mit Nothwendigkeit zu einer andern Anficht Hingetrieben. Lord Chatam litt von früher 
Jugend bis zu feinem Tode an Bit. Diefer Krankheitsſtoff Hatte fih auf das Behirm getvorfen 
und ihn eine lange Zeit hindurch, in welder feine Gattin allen Befuch entfernte, ver Freiheit 
bes Geiſtes beraubt. Endlich fehlen er ſoweit genefen, daß er wieber in das Leben eintreten 
und in oberflälicher Beobachtung für völlig genefen gehalten werben konnte. Aber bei diefer 
Krankheit erfolgen nur zu oft kleinere und größere Rüdfälle. Diefelben veranlaffen dann, oft 
wur vorübergehend, einzelne dem Patienten in feiner frühern Geſundheit entſchieden frembartige 
Auffaffungen and Handlungsweiſen. Ste zerftören aber überhaupt oftmals die volle geiflige 
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wenn bald flärfere Störungen wieber eintreten, damit auch die äußere Welt fle nicht mehr vers 
antwortli macht. Gigene liebevolle und forgfältig beobachtende Familienglieder thun dieſes 
auch ſchon Früher gewöhnlich nicht. So fah der Verfaffer dieſer Zeilen feinen ehemaligen Gol- 
legen und Freund, ben berühmten Civiliſten Gramer, jahrelang vermeintlich gefund umher: 
sehen und felöft feine Profeffur verwalten, ohne daß, einige Rärkere Rüdkfälle abgerechnet, An- 
dere als feine treue Gattin und einige vertraute, genau beobachtende Freunde viele feiner 
Auferungen und Sanblungen mit Sicherheit nur feiner Krankheit zuſchrieben. So nun muß 
es aber fi nad) allen Nachrichten über das fpätere Befinven und Handeln bes trefflichen Lord 
Chatam mit diefem in feiner fpätern Wirkſamkeit verhalten haben. Die bei dieſem edlen, Eräf- 
tigen, Har und weit blickenden Manne unerklärlichen Eleinlihen und jeiner fraähern gefunden, 
großartigen Handlungsweiſe und Politik völlig widerſprechenden Sffentlichen und Privathand⸗ 
kungen, die mit Recht Erſtaunen eriwedten, würfen offenbar nicht bem großen Staatsmann Lord 
Chatam, ſondern fie müfen feiner Krankheit zugefhrieben werten. 

Noch weniger aber darf man mit Macaulay mehre feiner tiefften und richtigſten Auffaſſun⸗ 
gen jeines vmterlänbifchen Staatsrechts für grobe und ieichtfertige Irrthümer erklären. Mac⸗ 
aulay behandelt namentlich zwei Grundanſichten Lord Chatam's in folder Weife. Die erſte iR 
die, daß es aud in England, wie bei jevem freien Volke, einige wenige hoͤchſte Reditögrunnfäge 
gebe, weldje rechtlich auch felbft von allen Factoren der Gefepgedung, alfe auch durch bie ſoge⸗ 
nannte Omnipotenz des Parlaments nicht gültig aufgehoben werben koͤnnen. Die zweite iſt 
die, daß die Steuerauflage wefentlich zu unterſcheiden ift ven aller förfigen Befepgebung, und 
daß in einem freien Volke aud) dann, wenn für gewöhnliche Gefehe dad Gleiche nicht gefebert 
wich, doch für eine rechtliche Befteuerung Bewilligung durch den Stewergeber ober feine er⸗ 


wählten Repräfentanten, over doch befondere Rechtsgründe, wie die einer Entfpäbigung _ 


m. f. 10., rechtlich nothwenbig find. Diefer Orunbfag wurde mit ven Worten: „Ohne Reprä- 
fentation Feine Taration”, alß ein natürliches Urrecht ober British birth-right unter energiſcher 
bffentlicher Zuſtimmung Lord Ehxtam’s von ven nordamerikaniſchen Golenien den Steuer 
auflagen des engliſchen Parlaments entgegengefept , währenn diefelben Golonien bie Geſehe des 
engliſchen Parlaments, auch ve in demfelben Üepräfentanten zu haben, willig ansröarinten. 

Diefe beiden Grunbfäge ergeben fi nicht blos auß der Natur der freben Teilnahme felb⸗ 
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Winniger Attlicyer freier Männer an einer rechtlichen freien Gemeinſchaft, aus ihren natürlichen 
Beransfegungen, Grunbbebingungen ober Grundvertraͤgen, bei welchen abfolute, bedingungs⸗ 
Iofe Hingabe ſelbſt der ganzen Perſoͤnlichleit undenkbar if, fie jind aud überall tief in die Ge— 
ſchichte der freien Berfaflungen freier Bölfer verwebt und in denfelben anerkannt, auch da, mo 
fie die Berfaffungsurfunde niet fo wie die nordamerikaniſche ausdrücklich aufzählt. Der erſte 
faßt nach germaniſcher Grundanſicht ald Behauptung der ganzen perfönlichen ober bürgerluhen 
Freiheit und Würde mittelbar auch den zweiten in fih. Er trat an fid) aber deutlich hervor 
aud in den Berfaffungen bes Alterthums, fo namentlich in den allgemein beſchworenen Grund: 
rechten ber römifchen leges sacratae (bed römifhen Grundvertrags), in ven felbft für die rd- 
mifchen Gomitien unantaftbaren Rechten bed Cicero, wie in den jura naturalia semper firma 
atque immutabilia des rõmiſchen Corpus juris. Der zweite trat neben dem erftern noch beſon⸗ 
ders ald Behauptung der materiellen Grundlage freier Perſoͤnlichkeit, nämlich des Eigen- 
thums, hervor in allen germaniſchen Verfaflungen. (S. über beide Grundfäge Grundgefeg 
und Beeten.) Den zweiten Grundſatz, welcher bekanntlich, wie überall in ven altgermaniſchen 
Berfaflungen, fo bis auf den heutigen Tag in ber engliſchen Verfaſſung ganz verſchiedene 
Bedingungen und Kormen bei Geſetz⸗ und Steuerbeiwilligungen erzeugte und aud) die Nanten 
Dona „Abgaben, Beten, Beiftenern für die Steuern begründete, entwidelte Lord Chatam ald 
felbſt ein naturliches, unzerſtoͤrliches Urrecht und British birth-right. Er bezeichnet ihn auch mit 
den Worten: „Ohne Repräfentation feine Taxation“, oder: „Wenn mein Gigenthum mein 
iR, fo darf mir ed Riemand und auch die Regierung ohne meine Einwilligung nicht nehmen.” 
Unter feiner energiſchen Zuftimmung, melde fein König als wirkſam für die nordamerikaniſche 
Resolution anflagte, ſehten die nordamerikaniſchen Golonien den Steuerauflagen bed englis 
ſchen Parlaments dieſes britiſche Urrecht entgegen. Einmal durch Zurüdnahme der Stempel⸗ 
acte vom englifchen Parlamente ſelbſt anerkannt, dann aber durch die Theeſteuer in leiden⸗ 
ſchaftlicher L.sereilung aufs neue verlegt, wurde dieſer Grundſatz ber unmittelbare und nächſte 
Grund des norbamerifanifhen Kriege. Er wurde fo mittelbar eine hiſtoriſche Urfage der 
größten welthiſtoriſchen Thatſache, der nordamerikaniſchen Freiheit. Und dennoch will ber 
Bolitifer und Geſchichtſchreiber Macaulay, verführt durch feine materialiftifhe Richtung, den 
großen Ghatam als oberflächlich tadeln, weil er in dem Leben freier Nationen die Wirkſamkeit 
höherer, über dem materiellen Regierungsinehanismuß ſtehender Kräfte und Grundſätze aner= 
kennt. Gin unbefangene gründliche Erforfhung aller germanifgen und ber englifhen Ver- 
faffungstämpfe und Geſchichten würde ihn aber ſicher nicht blos den vielfachen großen Einfluß | 
jener Verſchiedenheit der Steuerbewilligungen vor der übrigen Gefeggebung, fondern überhaupt 
bie Griftenz jener hohern Urrechte erkennen laflen, trogdem daß biefelben fo oftmals materiell 
verlegt worden, und trogbem baf ihre genauere Beftftellung ſchwierig und beſtritten il. Diefe 
beiden Mängel eben ja auch andern wichtigen und unwichtigen Rechten an, welche vielleicht bei 
weitem weniger einflußreich und wohlthätig für Die Menfchheit und ihre Gultur find. Wer über 
die Entwickelungen und die Lebensaufgaben gefitteter Bölfer philofophife ober hiſtoriſch richtig 
urtheilen will, der darf eben Beinen Augenblid die unzertrennliche Verbindung und Wechſel⸗ 
wirtung des Hoͤchſten und Nieverfien, bed Sittlichen und Leiblihen aus den Augen laffen, der 
darf nie mit B. und Macaulay ausſchließlich das materiell Nügliche und die materielle Vervoll⸗ 
komumung preifen, ebenfo wenig ald deren Vernachläſſigung. Ohne das Göttliche gibt es 
ſelbſt nicht einmal einen menſchlichen, fondern nur einen thieriſchen Leib, Welder. 
Baden. (Geſchichte.) Das Großherzogthum Baden ift dev jiebente Staat im Deut: 
füen Bunde. 68 liegt in dem ſüdoͤſtlichſten Theile Deutſchlands, von Rheinbaiern, Frankreich 
und der Schweiz durch ben Rhein und Bodenſee, von Heſſen und Baiern durch den alten Foͤrich 
und Odenwald, von Würtemberg und Hohenzollern durd; den Schwarzwal, die Baar und 
Rauße Alp getrennt. In biefer Lage bildet das Großherzogthum ein etwa 65 Stunden langes 
wufommenhängendes Grenzland, welches mit feiner größten Breite (im Süden) ungefähr 33, 
mit feiner geringfien (in ber Mitte) aber faum 4 Stunden mißt, und deſſen Bodengeſtaltung 
und Klima ehenfo verſchieden find. Denn zwifcgen dem hohen Rüden des Felobergs, wo fein 
Gebũſch mehr gedeiht und der Schnee oͤfters bis tief in den Sommer hinein liegen bleibt, und 
den warmen, wein⸗ und obſtreichen Ufern des Rheins und Bodenſees reiben ſich Die Gebirgs⸗ 
arme, Hochgelände, Thäler und Ehenen in bunter Mannichfaltigkeit aneinander. Vom Store 
des Felvbergs erſtreckt ſich der Schwarzwald bis hinaus an ben Randen (bei Schaffhaufen) und 
bie hinab an den Neckar, wo ber Odenwalb beginnt, welder die Hochebene eu 
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neben ſich Hat, wie der Schwatzwald jene ber „Baar“. Die ſchoͤnſten und intereſſanteſten Ge= 
genden finden ſich an den Vorhügeln diefer Gebirge, wo hier aus engen und wilden, bort aus 
weiten und fruchtbaren Thälern taufend fiſchreiche Klüffe und Bäche in vie Ebene hernorfträömen. 
Das Nedar:, Murg⸗, Kinzigs, Treifam: (oder Höllen:) und Wiefenthal find ihrer landſchaftli⸗ 
den Reize wegen durch Reiſebeſchreiber, Maler und Dichter berühmt geworben, aber aud die 
groteöfen Partien des Wutach- und Werrachthals ziehen die Blicke des Naturfreunnes au. 
Sonft erfcheinen als am meiften durch befondern Charakter ausgezeichnete Gegenven und Laub- 
fhaften : im Unterlande die altberühmte Bergſtraße am weftlihen Abhange des Odenwaldes, das 
odenwälbifche Bauland, der freundliche Taubergrund, die Hard und der Bruchrain mit ihren 
Eihwälern und Moorgründen; im Oberlande der herrliche Breisgau, die wiefenreihe Ortenau, 
das ſchwarzwaͤldiſche Hochlandmit feiner Inbuftrie, die getreivereihe Baar, das romantiſche 
Hegau und bie zaubervolle Sergegend. Überhaupt aber ift Baden nicht blos eines ber ſchoͤnſten 
und gefegnetften, fondern auch eines der beuölfertften und cultivirteflen Länder deutſcher Zunge. 

Diefe Landfhaften bildeten im Beginne unferer Zeitrechnung ven ſüdweſtlichen Winkel 
des römiſchen Vorlandes am Oberrheine, weldes bei Tacitus bezeichnend sinus imperii et 
pars provinciae genannt wird. Denn nad der Eroberung Galliens und Helvetiens hatten 
die Römer ihre Blicke auch auf das benachbarte Germanien geworfen und vorerft hie viel- 
fach von ihrer urfprünglichen celtiſchen Bevölkerung verlaffenen Gegenden zwiſchen der Donau, 
dem Rheine, Maine und Nedar zu einer Militärcolonie benugt, welche unter neue gallifche An= 
fiebler und römische Veteranen nach gewöhnlicher Bermeffung (den Winkeln eines X) ausgetheilt 
war (Daher agri decumates) und durch die Befeſtigung ihrer nordoͤſtlichen Grenzen vermittels 
eines Wall! und Grabens over Pfahlwerks (daher limes decumanus) ald Bormauer bed 1d- 
mifchen Reichs gegen die immer gewaltiger herandringenven Deutſchen galt. Bon den Nieber- 
laſſungen ver gallifhen Anſiedler, wie von den römifhen Haupt und Nebenftrafen, Feſtun⸗ 
gen, Wartthürmen, Stationshäufern, Städten, Bädern, Tempeln und Ziegelbrennereien, 
Denk: und Wegfteinen find nod in beinahe allen Gegenden reihe Trümmer und Spuren vor= 
handen, woraus man fließen darf, daß ver Anbau des Landes in den wohlgelegenern Theilen 
‚einen nicht geringen Grad erreicht hatte. Auch zeigen fich im heutigen Berg:, Weinz, Acker⸗ 
und Wiefenbau noch Merkmale, welde fihtbar Überbleibfel und Überlieferungen aus ver rd- 
mifch = gallifchen Bebauung des Vorlandes find. 

Bon der Hauptſtadt Moguntiacum (Mainz) zog ſich, wie jenfeits am Rheine, fo auch dieſ⸗ 
feit8 am Gebirge hin eine Militärftrafe, mit einer ſtrategiſchen Linie correſpondirender Gaftelle 
und Wartthürme auf den benachbarten Höhen, bei Lupodunum (Rabenburg) über ven Redar, 
bei Duriacum (Durlach) über die Pfinz und bei Athiniacum (Ettlingen) über die Alp nad) ver 
civitas Aurelia aquensis (Baden-Baden), welche mol die bedeutendſte Stadt der ganzen Rhein- 
thalſtrecke vom Nedar bis an den Bobenfee war. Sie verbankte ihre Gründung ven Kalfern 
Hadrian und Antonin und ihre Blüte dem Garacalla, deſſen Namen fie trug; es umgab fle ein 

betrãchtliches Gebiet (res publica aquensis), welches fpäter als marca Badin erſcheint. Bon ba 
aber zog fidh die roͤmiſche Bergftraße bei Morodunum (Mortenberg) über bie Kinzig und bei 
Rigola über die Elzach, um einerfeit3 am Rheine hin über Brisiacum (Breifah), über die Aquae 
am Blauen (Badenweiler) und über bie Wiefe bei Laureacum (Loörrach) nad} der civitas 
Augusta Rauracorum (Baſel-Augſt) zu gelangen, anbererfeitö aber über Tarodunum (Zar- 
ten), über bie sylvaMarciana und den mons Abnoba (Schwarzwald und Baar) die große Ober: 
bonauftraße zu erreichen, melde von Vindonissa (Windiſch) bei Tenedo (Dettingen) über den 
. Rhein, fodann über Juliomagus (Stülingen), Brigobannis (Bräunlingen) und Arae Flaviae 
(Rottweil) nad dem Donauthale lief. In diefer Weife bildeten bie jegt badiſchen Lande mit den 
angrenzenden Theilen des römischen Borlandes ein eng zufammenhängendes Ganzes,’ deſſen 
Zukunft es war, ſich nach der Völkerwanderung und währenn des Mittelalter8 immer mehr zu 
trennen und in eine Menge größerer und Eleinerer Territorien aufzulöfen, um endlich in ber 
neuern Zeit allmälig wieder zu einem Staate vereinigt zu werben, welcher feinen Namen vor 

ber deutſchen Bezeichnung der alten civitas aquensis am Osbache erhielt. 

Seit Caracalla waren bie deutſchen Anwohner des Vorlandes Immer Fühner gegen vaflelbe 
geworben und endlich verbanden fid; mehre Stämme verfelben zu einer Art von Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft unter dem Namen der Alemannen und befämpften bie römifche Herrſchaft am Oberrheine 
Und Bobenfee unermüdet in einem mehr als Hundertjährigen blutigen und wechſelvollen Rampfe, 
bis fie mit dem beginnenben 5. Jahrhunderte völlig bie Herren beider Ufer waren. In flat 
Ken Maffen befegten jie das eroberte Land und theilten vaffelbe unter ſich nad ihrer Gitte ver 
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Berloofung, wodurch jeder tele fein eigen Hofgut erhielt, welches er mit feiner Familie und 
- mit Leibeigenen aus ber zurückgebliebenen celtiſch⸗ römiſchen Bevölkerung bebaute. Und wie am 
Dberrheine die Alemannen, fo machten e8 am Mittelvheine die Branfen, das vornehmfle der 
deutſchen Völker. Beide Stämme vertrugen ſich dieſſeit des Stroms, wenn audh in fleter @ifer- 
ſucht, doch noch leidlich nebeneinander; jenſeits aber, wo es die Herrſchaft über das bloßgegebene 
Gallien galt, geriethen ſie in einen um ſo blutigern Kampf, welchen die Schlacht von Zülpich 
496 für die Franken entſchied. Chlodwig wurde dadurch Gründer der fränkiſchen Monarchie; die 
Alemannen mußten ſich derſelben anſchließen, wie die Schwaben und Baiern, und ihre Grenz⸗ 
marken über die Murg zurüdziehen. Es entſtanden von dieſem Fluſſe an über ven Rhein, Neckar 
und Main hinab die dien! Ira Rhein und Oſtfranken, durch das Land aufwärts aber bis 
an die Vogeſen, ven Jura und bie Helvetifhen Alpen und bis hinaus an ven Led; die Herzog- 
thümer Elſaß und Schwaben, melde ſpäter zufammenflelen. Die Grenze zwifchen dem fränfi- 
fen und alemanniſchen Rheinthale blieb jenfeits Die Selz und biefleitd ver Oobach mit dem 
Er Baden, melden fi bie Franken wahrſcheinlich feiner alten Bäder wegen noch zugetheilt 
atten. 

Durch die Franken erhielten die verfchiedenen, jegt badifchen Lande das Chriſtenthum und 
bie politifch = militärifche Einrichtung der Bauverfaflung. Schon unter den Dagoberten follen 
die alten, waͤhrend der Mömerherrfäaft gegründeten, durch die Völkerwanderung zerſtoͤrten 
Biſchofsſitze zu Mainz, Speier, Worms, Straßburg, Bafel und Konftanz (Windiſch) wieder⸗ 
bergeftelft worben fein. Aber weiter hinauf noch reicht das Wirfen der iriſchen Miffionare, 
welche in einer faſt ununterbrochenen Reihe bis in die Zeiten der Karolinger das obere Rhein« 
thal und die angrenzenden Gegenden befucht Haben. Bei dem alten Sanctio fliftete ver heilige 
Fridolin (geft. 540) die Abtei Säckingen, welche ſomit eines der älteften Klöfter in ganz Deutfch- 
Iarid war. Diefem Glaubensboten folgten 614 Columban und Ball, von denen daB Gotteshaus 
St.-Gallen ſtammte, deſſen Einfluß auf die Bodenfeegegend und noch auf weiterhin bis Über den 
Sqhwarzwald herab eine große Bedeutung gewann; zu gleicher Zeit ungefähr erſchienen Offa 
und Lanbolin, aus deren Zellen die Klöfer Schuttern und Ettenheim - Münfter entſtanden; bie 
Beilige Lioba, auf Beranlaflung des heiligen Bonifaz 725 Stifterin des Kloſters Viſchofsheim 
an der Tauber, und der Heilige Biomtn, 724 Gründer von Reichenau, das an Girterbeflg und 
gelehrten Männern lange Zeit mit St.@allen wetteiferte. Neben dieſen erſten Gotteshaͤuſern 
wurden im Bereiche ver jegt badiſchen Lande und in deren nächſter Nachbarſchaft während des 8. 
und folgenden Jahrhunverts noch mehre andere gegründet, wie St.⸗Trutbert um 650, Schwarzach 
734, Bengenbad 746, Lorſch 764, Rheinau 778, Hirſchau 858 (fchon feit 648 ein Kirch⸗ 

kein), Ravolfszeli 860, Waldkirch 946, St.-Blafien 936 (ſchon ſeit 800 eine Zelle), Öhringen 
965 , Beteröhanfen 980, Sulzbnrg 995, von denen einige in veligidfer, literariſcher und land⸗ 
wirthſchaftlicher Beziehung wahre Mufteranftalten waren. 

Was nun dad Gauweſen am jegt badifchen Bodenſee, Oberrhein, Nedar und Main betrifft, 
ans welchem fich die fpätern graͤflichen und fürftlihen Territorien dieſer Lande herausgebilber, 
fo verdienen deshalb die namhaftern verfelben Hier aufgezählt zu werden. Vom nördlichen Ufer 
des Bodenfees und vom benachbarten Rheine bis an die Waſſerſcheide der Donau und an ben 
Randen erſtreckten fi der Linzgau (die Heimat der Alemanni Lentienses) und Hegau, wo die 
rhaͤtiſchen Grafenhäufer von Heiligenberg und Ramsberg (Nellenburg) fi feftfegten; vom 
Randen und nördlichen Theile der Wutach über das weite Hochland Hin, wo die Quellen der 
Donau entfpringen, dehnie fd; der Baargau aus, die Heimat des birthilonifhen Geſchlechts; 
som Süben ud Weften veffelben bis an ven Rhein und vie Werrach lagen der Klett- und Alb⸗ 
gan, deren erblichen Beflg die Grafen Stülingen und Habsburg gewannen; hierauf folgten 
pwiſchen dem Rheine und ver Schneefämelze des Schwarzwaldes bis an die Bleich der Breisgau 
(die Heimat der Brisigavi) und bis an den Dobach die Ortenau (Mortenau, von Moradunum) 
beide vom Haufe Zähringen verwaltet, und hiermit enbigte ſich hier das Herzogthum Alemannien 
oder Schwaben. Das Herzogthum Rheinfranfen begann mit dem Uf= und Pinzgau, Wirm- 
und Enzgau, welche mit ihren Unterabtheilungen die Waffergebiete. ver Alb, Pfinz und Enz 
bilbeten/ mit deren Verwaltung man fon unter den Merovingern das fränkiſche, dem Chriften= 
thum entſchieden ergebene Geſchlecht der Grafen von Galm betraut hatte; denn bie Grenzmarke 
gegen daß untertvorfene, unzufriebene und unruhige Volk der Alemannen beburfte eines zuver⸗ 
läfiigen und mädtigen Wächters. Sodann folgten der Kraichgau bis gegen Wisloch, der Lob⸗ 
dengau (Robenengau, von Lupodunum) über ven Nedar hinab bis an die Weſchnig und das 
ri (Forah - abi) und der Clſenzgau ober dad Waſſergebiet ver Elſenz und des Schwarz 
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bachs, an welches ſich der untere Nedartzau anſchloß; endlich Im ofkfränifchen Gebiete die Rein 
gartau, vom Odenwalde über dad Bauland an den Main, von wo ber Taubergau fi über das 
Waffergebiet ver Tauber erſtreckte. Da ein großer Theil dieſes Terraind (ver Lobdengau und 
Die Weingartau) vom Kaiſer ſchon ſehr früh an das Hochſtift Worms geſchenkt wurbe, fo kamen 
hier nur zwei Brafenhäufer auf, das von Laufen, ein Zweig des calwiſchen, und das vom Wert 
beim, einer des bennebergifchen. y 

Weitaus die mächtigften derjenigen Geſchlechter, welche in diefen ſchönen, fruchtbaren, ſchon 
feit vem 7. Jahrhundert faft überall bewohnten Gauen erbliche Grafſchaften erlangt hatten, 
waren aber die Zähringer und Calwer, deren Gebiete fi am Osbache, im gefegneten Thale 
von Baden berührten, was bei ver gleichen kirchlichen und politiſchen Richtung beider Häu= 
fer die Verbindung veranlaffen mochte, wodurch (um 1060) der jüngere Sohn des Grafen 
Berchtold von Zähringen mit der Tochter de Grafen Albrecht von Galıv jenen alten Bäderort 
mit Burg und Herrſchaft gewann, deren Namen die bleibende Bezeichnung der Nachtömmlinge 
viefer Ehe geworden. Es war eine Verbindung, welche die Taufe des Unglüds erhielt; denn in 
dem erbitterten Streite zwifchen Thron und Altar, deſſen Wirkungen fo tief in das damallge Le= 
ken Deutſchlands eingriffen, daß die Barteiung dafür und dawider alle Schichten ver Geſellſchaft 
erſchütterie und oft die engften Familienbande zerriß, ſchloſſen fi die Zähringer und Calwer 
aufs entfchiedenfte ver Kirche an und büßten darüber Gut und Blut pin. Graf Berchtold, weicher 
zu den Grafſchaften des Breisgans und der Ortenau duch Verwandtſchaft mit dem nellenbur⸗ 
giſchen Haufe auch noch jene des Thurgaus erhalten, wie durch Berbienfte um den kaiſerlichen 
Sof die Anwartfchaft auf das Herzogthum Schwaben erworben hatte, mußte fih feiner Stellung 
wegen von bem jungen Koͤnige Heinrich mistrauiſch behandelt und nit nur um den ſchwäbiſchen 
Herzogshut betrogen, fondern au vom Herzogthume Kärnten, Dad man ihm als Entſchädi⸗ 
gung zugefagt, wieder verbrängt fehen, worauf er endlich mit dem Herzoge Welf und andern 
ſũddeutſchen Großen den Kampf gegen Heinrich IV. unternahm. Das Blüd begümftigte aber 
die Waffen des Königs, der eine fo furchtbare Rache an feinen Feinden nahm, daß Berchtola 
darüber wahnfinnig ward und in diefem Zuftande 1077 ven Beift aufgab, nachdem fein juͤnge⸗ 
ver Sohn Hermann fhon 1073 als Bauer verkleidet nad; Clugny geflohen und nad wenigen 
Monaten vor Gram geflorben war, während vefien Gemahlin, die calwifche Erbtochter Itha, 
mit ihrem Söhnlein Hermann bei dem Papfte eine Zuflucht gefunden hatte. Diefes ift in Khrge 
die Geſchichte der Entftehung des Hauſes Baden. Hermann Il. erbte won feinem Vater neben 
verfchiedenen Gütern in Schwaben die Grafſchaft des Breisgaus und von feiner Mutter die 
Herrſchaft Baden mit noch andern Beflgungen im ſüdlichen Kheinfranken, und da fein Vater 
von der Mark Verona, welde ihm als ein Anhängfel ded Herzogthums Kärnten zugetheilt 
worden, den Titel eines Markgrafen angenommen, fo führte er venfelben fort und vererbte Iher 
auf feine Nachkommenſchaft, wie ſich denn Rudolf I. noch 1288 marchio de Verona, domimes 
in Baden genannt. 

Inzwiſchen war e8 dem ältern Bruber Hermann's I., dem zähringifchen Stammhalter Berch⸗ 
told II., durch den jüngften, welcher als Biſchof Gebhard von Konflanz eine bebentende Rolle ge= 
ſpielt, gelungen, die Herzogswürde von Schwaben zu erlangen; allein die aufſtrebenden Hohen⸗ 
flaufen, vom Katferhaufe anfangs begünftigt, machten ven Zähringern das Herzogthum folange 
ſtreitig, bis diefe 1096 gegen eine befrievigende Entſchädigung darauf verzichteten. Sie behiei⸗ 
ten den herzoglichen Titel und über ihre Stammlande im Breisgau, in ber Ortenau und auf 
dem Schwarzwalde die fürftlihe Gewalt und befamen dazu als unmittelbares, vom hohenſtau⸗ 
fifchen Herzogsredte unabhängiges Reichslehn ven Thur- und Aargau mit der Hauxviſtade 
Züri, wie fpäter (1127) aud) das Rectorat über die burgundiſchen Rande vom Wasgau über 
ben Jura Hin bis an das Mittelmeer (dad Rönigreih Arles). Hierdurch gewannen die Zährin- 
ger ein großes, einflußreiches Anfehen im ganzen Südweſten des Reichs; fie vermehrten daſſelbe 
durch ven loͤblichen Geift ihrer Verwaltung, melde Ordnung und Sicherheit, Handel und Wan⸗ 
bel und bürgerliches Leben überall fügte und förderte. Namentli) erwarben fle ſich das Lob 
der Nadwelt durch bie Gründung oder Hebung der Städte Freiburg (1112) und Neuenburg 
im Breidgau, Vittingen in ver Baar (14119), Offenburg und Haslach in der Ortenau, Preis 
burg im Üchtlande, Milden, Ifferten, Burgdorf und Bern. 

Durd) eine fo Fräftige imd ſorgliche Herrſchaft gewann pie Cultur ber zähringiſchen Länder 
ungemein, und im Breisgau wuchs bie Stadt Freiburg zu einem blühenden Gemeinweſen heran, 
da ihr Die Herzoge bie Fölnifhe Verfaffung ertheilt hatten, wonach fofort auch die Orbnungen 
vielex andern Städte gemobelt wurden. Leider erloſch der Stanım per Bäßxinger fon 1918 me 
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Serchteko V., welcher and kluger Sparſamkeit die ihm angebetewe Kaiſerkroue ausgeſchlagen 
Hatte. Dos reiche Erbe dieſes Fürſten fiel an feine beiden Schweſtern (denn die badiſchen Agna— 
ten des Hauſes waren ſchon durch frühere Todtheilungen abgefunden); Agnes, die Gemahlin des 
Geafen Egeno von Urach, erhielt Die niedere oder ſchwäbiſche Herrſchaft (d. h. die Stammgüter 
Im Breisgau, inder Ortenau und auf bem Schwarzwalde) und Anna, die Gemahlin des Gras 
fen Ulrich von Kyburg, bie obern oder burgundiſchen Lande; vie Reichslehen aber nahm ber 
Kaifer zu Banden des Reiche. Später (1256) theilte ſich das zähringifh = urachiſche Haus in 
zwoei Linien, von denen die eine Freiburg, deſſen Namen jie führte, bie andere aber Bittingen befaß 
und fi vom Schloffe Fürſtenberg benannte. Blüht nun legtere noch gegenwärtig, fo erloſch 
jene ſchon 1458, nachdem fie 1367 durch vielfache Bedrückungen die Stabt Freiburg eingebüpt 
hatte, welde fi, wie.furz zuvor Bittingen auf ähnliche Weife, unter vie Schugherrfchaft des 
Haufes Sfterreich begab. Hierdurch gewann dieſes im ſũdweſtlichen Theile von Deutſchland ein 
vorherrfchendes Anfehen und es bildele ſich, bei der eigenthümlichen Erwerbungskunſt der Habs⸗ 
burger, won Elſaß bis an ben Bodenſee ein (von andern Gebieten freilich vielfach unterbroche- 
nes) geoßed Fũrſtenthum unter dem Namen Borberöfterreidh. 


Daffelbe umfaßte (nad) dem Verluſte ver thur- und aargauiſchen Stanımlanse), außer dem 


Oberelſaß, Sundgau und Fridthale, dieffeit des Rheins die Grafſchaft Hauenflein, wo bie 
alte Befte am Rheinpalle einft ein Sig Rudolf's von Habsburg war, melder in der Nähe bie 
Stadt Waldshut gegründet; die Herrſchaft Wehr (Werra), die Grafſchaft Freiburg und vie 
Herrſchaften Nieverufenberg, Kürnberg, Triberg, Kaftel und Schwarzenberg, mit Freiburg 
als Der Haupiſtadt des diefleitigen Landestheils oder „rechten Geſtades“. Diefe Stadt, melde zu 
ihrem alten Markte 1467 auch eine bald ſehr aufblühende Hochſchule erhalten hatte, wurbe nach 
dem Anfalle des Elfap an Frankreich der Sig der „vorderöſterreichiſchen Weſen“ (Regierung), 
erreichte aber nie mehr ihre frühere Stattlichkeit; nenn Die Öfterreichifche Verwaltung wirkte nicht 
hebend auf das Land, da fich unter ihrer auſcheinenden Milve nur ein despotiſches Syſtem ver= 
barg. Der Adel opferte fid in den Kriegen des Erzhauſes meift unbelohnt auf, die Klöfler wur— 
den anderweit in Anfprud genommen und bie ehevem freien Stäbte mehr und mehr um ihre 
alten Reäte gebracht 
Inzwifcgen vergrößerte ih auch das markgräfliche Haus non Baden, nachdem es burd bie 
Söhne Hermann's IV. (ded Großenkels von Hermann I.), die beiden Markgrafen Hermann V. 
uns Heinzih L, um 1490 in die zwei Linien zu Baben und zu Hachberg getrennt worben, non bes 
wen bie jüngere bie zähringifchen Stammlande im Breisgau mit der Grafſchaft dieſes Landes erhielt 
und bald ebenfalls in zwei Linien auseinanderging, in pie hachbergiſche mit ber Herrſchaft Hach⸗ 
berg und Oberuſenberg, und die faufenbergiiche, deren Erbtheil 1315 und 1444 mit ben 
Herrfgaften Röteln und Babentweiler vermehrt wurde. Die Markgrafen von Baben aber grün⸗ 
deten im Herzen ber jegt badiſchen Lande ein zuſammenhängendes Fuͤrſtenthum, nachdem ihre 
Crbſchaft lange Zeit ein vielfach auseinander gelegenes Bejigthum von Cigengiuern, Lehen und 
ien war. Namentlich gewann ver um Kaifer und Reid hochverdiente Markgraf Her⸗ 
mann V. durch feine Gemahlin und durch kaiſerliche Begünfligung vie Städte Pforzheim, Durz 
- lad} und Ettlingen (nebft Eppingen, Sinsheim und Laufen, fpäter wieder vom Haufe abge: 
teaamen), welde mit dem alten Baden am Osbache, wo die Markgrafen ihren Hauptſitz genoms 
men, gieichſam die vier Säulen des Landes bildeten. Hierzu erwarb fein Sohn RubolfL 
(1245 — 88) durch feine Gattin und duch Kauf die Schlöffer Alteberflein und Grezingen, 
an welchen vie Grafſchaftorechte über ven Uf- und Pfinzgau Hafteten, was den Markgrafen erft 
zum vollen und wahren Landesherrn dieſer Gegenden machte. Bon jegt an gab es ein „Fuͤrſten⸗ 
thum der Marfgrafigaft Baden“, welches ſich von Graben bis hinauf nad Adern und vom 
Rheine bis theild auf vie Höhe des Gebirgs, theils über dieſelbe an die Enz und Nagold hinab 
erfireitte. Nach dieſer erſten Blütezeit des badiſchen Hauſes folgte aber durch Landestheilungen, 
Fehden und ſchlechte Wirthſchaften eine ſichtbare Abnahme; es gab ſchon feit 1291 eine obere 
Markgtafſchaft mit der Haupiſtadt Baden und eine niedere mit dem Hauptſitze Pforzheim, und 
bie beiden Rachbarn Würtemberg und Rheinpfalz benugten bie gute Gelegenheit, fid) gegen bie 
Markgrafen zu vergrößern. Erſt Bernhard I. (1372 — 1431) vereinigte die ſämmtlichen 
markgräjlihen Lande wieder in einer Hand und machte das Familienſtatut der Unveräußerlig- 
keit und Untheilbarfeit derfelben. Eben dieſer Kürft orbnete und verbefferte die Landesverwal⸗ 
tang, ließ die verſchiedenen Laudrechte ſchriftlich verzeichnen und vermehrte fein Beſitzthum durch 
une Erwerbungen, namentlich durch den Ankauf der breisgauifchen Herrſchaft Hachberg von 
eu lezten Sprößlinge des ältern Aſtas ver hachbergiſchen Nebenlinie des marfgräfligen Says 
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fe8. Seine maßlofe Kriegsluft aber brachte ihn größtentheils wieder um den Gewinn viefer Vet⸗ 
dienfte, und es war feinen brei nächſten Nachfolgern vorbrhalten, ven Neubau ver Markgraf- 
{haft mit glücklicherm Erfolge fortzuführen. s 

Safob 1. (1431 — 53), einer der gepriefenften Kürften des Reiche, der vie Grafſchaft 
Sponheim erbte, ſuchte vor allem die öffentliche Sicherheit und Ordnung im Sande her⸗ 
zuftellen und feine Söhne im Geifte des Fortſchritts, welcher die damalige Zeitrichtung bezeich⸗ 
nete, heranzubilden, was ihm erfreulich gelang. Wie die übrigen (Markgraf Bernhard der Hei- 
lige, Erzbiſchof Johann zu Trier und Biſchof Georg zu Me) war auch der erftgeborene Karl 1. 
ein trefflicher Fürft, der in Tagen ſchwerer Prüfung feinem edlen Charakter treu blieb und 
einen Nachfolger hinterließ, deſſen Namen vie ſchönſte Blütezeit der alten Markgrafſchaft bezeich⸗ 
net. Chriſtoph I. hatte eine große Aufgabe zu Löfen; denn gegen das Herkommen der alten Zeit 
trat eine neue mit Fühnen Beftrebungen in ven Rampf und die neuen Lebensverhältniffe verlang⸗ 
ten eine Umänberung der Gefege und Einrichtungen. Der Markgraf verfchaffte feinem Lande 
dieſe Wohlthat im löblichften Sinne, wobei er daſſelbe auch anfehnlich erweiterte duch Ankauf 
der halben Herrſchaft Lahr und Malberg, durch vie Erbſchaft von Sauſenberg, Röteln und Ba⸗ 
denweiler (nad) dem Erloͤſchen der ſauſenbergiſchen Markgrafenlinie) und durd bie Eniferliche 
Delehnung mit den luxemburgiſchen Herrſchaften Rodemachern, Reichenberg, Herforingen u. ſ. w. 
Seine edle Geſinnung aber bewährte Chriftoph am glänzendſten durch fein Verhalten gegen ven 
Kaifer und andere Fuͤrſten, zumal gegen ben geächteten Pfalzgrafen bei Rhein, von deſſen Lan- 
den bie meiften Nachbarn ein Stück zu erhaſchen ſuchten, während der Marfgraf von Baden 
welcher am meiften Urſache gehabt hätte, fih an ver Pfalz zu rächen, auf ſolche Zumuthungen 
eriwiverte : „Mein Vater Hat dem Pfalzgrafen Brig das Wort ver Verfähnung gegeben und das 
will ich an feinem Sohne nicht brechen; Chr’ und Eid gehen über Land und Leut'.“ 

Nur einen Schritt hat EHriftoph I. gethan, welcher für das markgräfliche Haus und Volk in 
der Folge grundverberblic geworben. Anftatt dad Erſtgeburtsrecht einzuführen, mie e8 damals 
am würtembergifchen Hofe geſchah, theilte er vie Marfgraffhaft unter feine Söhne, wodurch 
die beiden Linien Baden-Baden und Baden-Durlach entftanden, eine Trennung bes Gau: 
ſes und Landes, welche um fo unheilvoller für beide war, da die eine Linie entſchieden den Weg 
der Reformation verfolgte, während die andere mit gleicher Entſchiedenheit ſich wieder dem Ra= 
tholteigmus zumandte. Mit Ehriftoph I. ſchließt ſich alfo vie Periode der unter Rudolf vem Lan⸗ 
gen und deſſen Sohn Bernhard I. wieber vereinigten Markgrafſchaft ab und es beginnt wieder 
ein Sinken ver Macht und des Anfehens im badiſchen Fürftenhaufe, ähnlich demjenigen, welches 
nad) Rudolf I. eingetreten war, während vie benachbarten Häufer von der Pfalz, von Würtem- 
berg und Ofterreich ſich mit immer glänzenderm Erfolge geſtärkt und erweitert hatten. 

Das Haus Habsburg beſaß von uralten Zeiten her die Grafſchaften des Klettgans und nies 
bern Albgaus; jene fiel aber an ven laufenburgiſchen Nebenzweig und bei veflen Erldſchen 
(1408) an die Orafen von Sulz. Dagegen wurde die Landgrafſchaft Nellenburg im Hegau er: 
worben (1465), nachdem ſich im Breisgau Iängft Alles, was nicht zur Herrſchaft Hachberg und 
Landgrafſchaft Saufenberg gehörte, dem Erzhauſe unterworfen hatte; felbft die flattliche, auf 
dem Schwarzwalde und in den benachbarten Landen fo reich begüterte Abtei St.-Blaflen und 
das Johanniterhauß Heiteräheim, welches 4297 durch eine Stiftung der Marfgrafen von Hach— 
berg entflanden war und durch fein wachſendes Anfehen der Sit des gefürfteten Großpriors 
für Deutſchland wurbe, wußte e8 unter feine Schutz⸗ und Lanbeöherrliäjfeit zu bringen. Hier⸗ 
durch aber gelangte die fländifche Berfaffung des Landes, in beffen Vereine mit vem öfterreichi= 
ſchen Shwarzwalbe, Sundgau und Oberelfaß, zur weitern Ausbildung. Die Prälaten, der Noel 
und die Städte mit den Landſchaften hatten fi ſchon fett 1450 in dreifacher Gliederung zu 
einem flänbifchen Körper vereinigt, in deſſen Hand bie Landesvertheidigung / dad Steuerweien 
und andere Theile der Verwaltung lagen, welcher dem Fürften die Landſchatzungen und Hülfe- 
gelder verwilligte und fid folder Privilegien erfreute, daß ein König Ferdinand I. und ein Erz⸗ 
herzog Leopold fagen Eonnten, der Breiögau ſei das freiefte Land in der ganzen Chriftenheit! 

Bon den Landſchaften, welche zu dem vorberöfterreihifchen Stänvekörper gehörten, verdient 
bier die Grafſchaft Sauenftein namentlich angeführt zu werben, da fie innerhalb veffelben einen 
kleinern Verfaſſungskörper höchſt eigenthümliher Gattung bildete. In ben gefahrvolfen Zeiten 
der Kämpfe um ven beutfchen Thron Hatten fid nämlich die freien und leibeigenen Leute des 
„Waldes“ (wie man das Heine Bergland gemeinmweg nannte) in acht befondern Einungen, deren 
jeber ein Einungsmeifter vorftand (daher die Bezeichnung der „Achtmannen“), zu einer Ge⸗ 
meinſchaft für die Landhabung ihrer äußern und innern Sicherheit verbunden, an deren Spitze 
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ver Aedmann“ als Vräſident das Ganze leitete und vertrat. Dieſe Verfaſſung beſtand unter: 
Ianbeöfürftlidger Sauction und wurde ſelbſt nach dem Bauernkriege nicht aufgehoben, ſondern 
nur beſchränkt, Hatte auch ſpaͤter (1728) zur Folge, daß ver leibeigene Theil ver Hauenſteiner 
fi) frei kaufte und das Stift St.-Blaſien (als Grundherr über die Hälfte des Landes) in den 
Schranken des urkundlichen Rechts gehalten wurde. Leider rief eine fanatiſche Partei mehrfache 
Unruhen hervor (die fogenannten Salpetererkriege), welche zu wiederholter militärifcher Cre⸗ 
cution und zur Deportation vieler Familien führten, , 

Gleigwie ſich nun dad Haus Habsburg am Oberrhein vergrößert und zur vorherrſchen⸗ 
ven Mat ausgebildet hatte, fo geſchah dieſes mit dem pfalzgräfligen am Mittelrhein. Rhein⸗ 
franfen war einft ein Herzogthum, mit beffen Würde fi} Die Pipine und ihre Nachkommen felbft 

; ein Land, wo fie am Bebften verweilten und mo fi} die meiften Königshöfe befan- 
ben, daher es die Zierde und Stärke des Reichs hieß, wo aud der Reichserzvfalzgraf entſtand, 
welcher es beim Aufkommen erblicher Kürftenthümer ald ein ſolches an ſich zu bringen wußte. 
Die rheinifche Pfalzgrafſchaft war aber durch Kaifer Friedrich UI. an den Herzog Ludwig I. zu 
Balern aus dem Haufe Wittelsbach verliehen worben, deſſen Nachkommenſchaft das Land bis 
zur Auflöfung des Deutfchen Reichs befaß. 

- Dort Hatte fi fon unter Pfalzgraf Konrad von Hohenflaufen die Stadt Heidelberg her⸗ 
angebildet, welche von ihm an fürftlicher Sig blieb und weiche vie Wittelsbacher mit einem 
Markte, einer Univerfität und einem ſtattlichen Schloffe zierten. Die Hochſchule kam bald in 

Aufnahme und verbreitete ben Ruhm der pfälziihen Hauptſtadt in weite Länder. &o 
entkand im Reiche das Sprichwort: es gehe nichts Über die Herrliche Pfalz. Wie aber im 
Borveröfterreigifcgen Alles unter bie fürſtliche Aandesherrlickeit gebeugt wurde, ebenfo war- 
dieſes auch in ver Pfalzgrafſchaft ver Ball und noch in viel firengerm Sinne; denn gerade wäh⸗ 
rend Der Periode, mo ſich andermärts die Landſtaͤnde ausgebildet, verfolgte Pfalzgraf Friedrich 
der Siegreiche (1449 — 76) em Regierungsfuften, welches ſolche Schranken nit aufkom⸗ 
men ließ. Er verfammelte zwar in wichtigen Angelegenheiten eine Art Rotabeln ves Landes um 
Rd, räumte ihnen aber keine Rechte ein, wie bie breisgauiſchen Prälaten, Ritter und Stäbte 
Re ſchon früher erhielten. Das Land wurbe bureaukratiſch in Ämter und Oberämter getheilt 
und von fürſtlichen Beamten unter unmittelbarer Aufficht des Pfalzgrafen verwaltet. 

Die Nachfolger Friedrich's Keen aber auch die Berufung der Notabeln abgehen und fo er⸗ 
kof in der Rheinpfalz alle Spur einer Landesrepräfentation. "Dafür gewann das Land den 
Bertheil einer einheitlichen, Fräftigen und aufgeklärten Verwaltung, welche unberechenbar wohl⸗ 
thätig auf daſſelbe gewirkt haben würde, hätten nicht infolge der Reformation vie beklagens⸗ 
wertheften religiöfen Kämpfe zwei Jahrhunderte hindurch Alles verwirrt und dem pfälzer Volke 
Das Leben vertümmert. Elf mal mußte e8 feine Confeſſion ändern, und als nad} dem Tode des 
Kurfürften Karl (1685) die Pfalz an bie neuburgifche Linie fiel, welche 177230 die pfälzifche Re⸗ 
fivenz von Heidelberg nach Manheim verlegte, begann ein Beftreben, das Land wieder zur ka⸗ 
tholiſchen Kirche zurüdzubringen, welches daſſelbe mit neuen Drangfalen heimfuchte und bie 
fonf wehtwollenve, durd Förderung von Kunft und Wiffenfchaft glänzende Regierung Karl 
Theodor’s (von der ſulzbachiſchen Nebenlinte) traurig verdunkelte. So war die herrliche Pfalz, 
welche feit Kurfürft Friedrich 1. durch eine Reihe trefflicher Fürſten beflimmt ſchien, eines der 


glädliäfen Länder des Reichs zu werden, durch die Kirchenhändel und In deren Folge durch den 


Dreißigjährigen Krieg das umglüdlichfte geworden, worauf dann noch der Orldand’fäe Krieg 
jene vandaliſche Berheerung bed Landes herbeiführte, welche zu den garftigfien Makeln ver 
ftan zoſtſchen Boltit gehört. i - - 
Baren nun Öfterreidh, Baben und Pfalz diejenigen Käufer, welche in den jetzt badiſchen 
Landen bie bedeutendſten Fürftenthümer gegründet, fo hatte auch das fürftenbergifche den Be⸗ 
zuf, von der See- und Donaugegenb über die Baar und ven Schwarzwald bis in die Ortenau 
hinab bie verſchiedenen Gebiete zu einem ſolchen zu vereinigen; denn es befaß und erwarb bie 
Landgrefihaften Baar und Stülingen, die Grafihaft Heiligefberg, die Herrſchaften Meßkirch, 
Göwen, Bartenberg, Lenzkirch, Wolfach, Hauſach und Oberkirch und hätte fomit zwiſchen Vor⸗ 
beröfterreich und Wrtemberg leicht ein großes zuſammenhängendes Gebiet, ein echtes ſchwarz⸗ 
waͤlder Fürſtenthum bilden fönnen. Die Bamilte theilte ſich aber in zu viele Linien und vers 
folgte eine wechfelnve, zuweilen gefährliche Politik, wodurch fie gehindert war, ihre Beſtimmung 
zu erreichen. Roc) weniger erreichte das Haus von Sulz im Klettgau deſſen obere Hälfte es an 


Sqaffhauſen und Zürich verkaufte, ſodaß 1687 feine Erben von Schwarzenberg unter dem 


Remen ber „gefürfteten Landgraffchaft Rlettgau” nur zwei geringe Ämiter erhielten. Dagegen 
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wußte das kluge Stift 6t.:Blaflen feine an Hſterreich verlorene Nelchsuumitielbarbeit dadurch 
wieder zu gewinnen, daß es von den Rupfen’jchen Erben von Pappenhein 1612 die Reichegraf⸗ 
ſchaſt Bondorf erwarb, während ber reiche Abt von Salem vergeblich nad) dem Fürftentitel rang, 
und ber Fürſtbiſchof von Konftanz, obwol ev Die Beſizreſte der alten Reichenau vem Hochſtift 
einverleibt hatte, fein mäßiges Gebiet am Bodenſee nur wenig erweiterte, role auch die Terri⸗ 
torien dev Reichsſtädte Überlingen und Pfullendorf und der hegauifchen Reichsritterſchaft nicht 
bebeutend waren. — 

- Weit anſehnlicher Hatten ſich die Reichsgebiete in der Ortenau geſtaltet, wo man die Reichs— 
ſtädte Offenburg, Gengenbad und Zeil, das Reichsthal Harmersbach, die vier reichtlandvoigtei⸗ 
lichen Gerichte Adern, Ortenberg, Griesheim und Appenweiler und die Befigungen ver Reichs⸗ 
ritterfpaft unterfchied. Neben dem ortenauifchen Reichslandes befanden fi aber nod einige 
Herrſchaften unter weltlihen und geiftliden Fürſten. So ein ſchoͤnes Gebiet unter dem alten, 
durch Die Schirmueigteien von Ettenheim-Münfter und Schuttern, wie durch den Bejlg reicher 
Bergwerke mächtigen Dynaſtengeſchlecht von Geroldéseck, welches fih 1277 in eine laßrer und 
veldenzer Linie getheilt hatte, von Denen bie erftere 4426 erlofch und die Herrſchaften Lahr un 
Malberg je zur Hälfte an die Häufer Baden und Naffau vererbte, während die andere 1654 aud= 
flarb, deren Erbe nach einem langen Rechtsſtreite wiſchen Oſterreich und Baben- Durlach größ- 
tentheild an die Grafen von ver Leyen Fam. Gin anderes Gebiet (die Amter Willftätt und 
Lichtenau) unter den elfaflifchen Dynaften von Lichtenberg, in deren Erbe 1480 die Grafen von 
Hanau traten, welche 1736 erloſchen und das „Sanauerland” dem Haufe Heffen-Darımftant 
binterließen. Das Hochſtift Strasburg endlich war feit alter Zeit im Befige ver Herrſchaft Etten⸗ 
beim und hatte 1305 vom Haufe Fürftenberg die altzähringifche Herrſchaft Umburg mit ven 
Städten Oberfich und Oppenau Eäuflich erworben, welches Beſitzrecht ihm nad; verfchiedenen 
Wechſelfällen, da die Fürſtenberger ſich wieder einzuprängen geſucht, 1697 neu gefihert wurde 

Aug im Kraichgau bilvete fich auf dieſelbe Weiſe wie im Hegau und in der Ortenau eine 
Reicheritterfhaft, das meifte Beſitzthum dieſer Landſchaft gehörte aber mit dem Hauptorte 
Brudfal fon feit uralter Zeit durch Faiferlige Schenkungen dem Hodflifte Speier, deſſen 
Fürftbijhäfe 1343 Philippshurg gründeten (welches wie Breifah und Kehl zur Reichsfeſtung 
beflimmt wurde) und bie Stabt Bruchfal ſeit 1716 zu ihrem bleibenden Sitze erhoben, wie es 
die Bifhäfe von Konſtanz mit Mersburg ſchon viel früher gethan. Das bruchſaler Fürſten⸗ 
thum, welchem das Stift Odenheim einverleibt wurde, erſtreckte ſich Dieffeit bed Rheins vom 
Grombach über die Salzach und Kraich bis nad Ketſch und nordöͤſtlich über die Angelach bis 
gegen Wisloch und an vie Elfenz. Die Gebiete des Hochſtifts Worms im Lobdengau dagegen 
waren (glei ven Fraichgauifchen Städten Heidelsheim, Bretten und Eppingen) unter vie pfälzi— 
fe Landeshoheit gefallen, wie ver Elfenzgau (mit Sinsheim) und der ſüdweſtliche Theil 
der Weingartay (mit Mosbach, Adelsheim und Boxberg), währenn ver übrige (dad odenwaͤldi⸗ 
ſche Bauland mit Buchen und Walddürn) erzfliftzmaingifch geworden und der obere Theil des 
benachbarten Taubergaus biſchoͤflich⸗wurzburgiſch. Der untere Taubergau aber mit angrenzen⸗ 
den Gebieten verblieb den alten Grafen von Wertheim, welde dieſe Beſitzungen als ſelbſtändige 
Grafſchaft bei ihrem Erloſchen 1556 an die Grafen von Stolberg-Rönigftein, wie Iegtere 1598 
an bie Grafen ron Lömwenftein vererbten. Diefe erlangten 4742 die reichsfürſtliche Würde, ihr 
Fürſtenthum Löwenflein- Wertheim fiel aber nach ver Auflöfung des Deutſchen Reichs in drei 

Theilen unter bairiſche, würtembergifde und badiſche Hoheit, währenb vie benachbarten wärg- 
burgiſchen, mainziſchen und pfälzifhen Ämter ven Fuͤrfien und Grafen von Leiningen, wie bie 
wũürzburgiſchen bei Krautheim und Grünsfeln ven Fürften von Salm als Entfgädigung für 
ihre jenfelt des Rheins eingebüßten Sande eingeräumt wurden. 

Wir kehren zum Kaufe Baden zurüd. Markgraf Chriſtoph I. Hatte vie badiſchen Lande 
unter feine drei Söhne Bernhard, Philipp und Ernft getheilt; nach dem baldigen Tode des mitt= 
lern theilten bie beiden andern nochmals, wobei nach mehrfachen Streitigkeiten durch ven Kur= 
fürften von der Pfalz 1536 ein Schiedsſpruch dahin erging, daß „nie alten Landesſtatuten un= 
verändert und die marfgräflihen Lande ein unzertrenntes Gorpus verbleiben, alfo nur ung= 
nießlich getheilt werben ſollen“ Blieb num aber dieſer pfälzifhe Receß auch für fpätere Fami— 
lienverträge eine maßgebende Grundlage, fo gingen in ver Wirklichkeit bie beiden Durch Bern⸗ 
hard und Ernft gegründeten Linien von Baden-Baden und Baden-Durlach immer feindſeliger 
auseinander, mas zunächſt in den verſchiedenen Genfeffionen lag, melden fie fpäter huldigten. 

"Markgraf Vernhard nämlich Hatte zuerft in feinem Lande vie Meformation eingeführt, un 
Crnſt war im Silllen ihr Vefdrberer geweſen (mie bean unter ihm 1528 zu Durlach bie luthe⸗ 
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vie Bibel gerondt worden). BRit um fo. größerm Cifer betrieb hierauf peffen Sohn Kari IE., 
nachden er 1555 der Augsburgifcken Gonfeijlon beigetreten, vie Einführung der neuen Lehre 
in feinem Landestheile, ſodaß beine Markgrafſchaften derſelben huldigten. Während aber nun 
wie Emf’ihe over Die Linie Baden- Durlach den Proteſtantismus entſchieden treu blieb, 
führte Beruharve Enfel, der am bairiſchen Hofe unter Vormundſchaft ſtreng katholiſch erzogene 
Markgraf Philipp IL. von Baben-Baden, den alten Glauben In feinem Lande wieder ein; ein 
prachtliebender und verfchwenderifiher, doch and; mehrfach vernienter Fürſt, welcher über das 
Sarfimweien Manches nüplich veroronete, inner Grafſchaft Eberflein bie Leibeigenſchaft aufhob una 
aus ben Sammlungen Bernhard's I., ben Verordnungen ber folgenden Markgrafen und aus dem 
wöürtembergifgen Landrechte ein neues baben-babifches bearbeiten ließ. Da Philipp II. unver⸗ 
mäßit lach (1588), fo fiel die Markgrafſchaft Baden-Baden leider ganz an feinen Neffen, jenen 
Such Die abſcheulichſten Lafer und Verbrechen verrufenen Eduard Fortunat, deffen Urenkel 
Labdwig Wilhelm mit feinen in 26 Feldzügen und 13 flegreihen Schlachten, wie noch ander⸗ 
weitig um das Deutfche Reich und das Öfterreichifche Haus erworbenen Verdienſten es allein ver⸗ 
mochte, einen folhen Makel des baden⸗badiſchen Namens wieder vergeffen zu machen. 
Marfgraf Karl II. Hatte feine Reſidenz von Pforzheim nach Durlach verlegt, wo von felnen 
drei Söhnen Georg Briebri den Stamm fortpflangte, ein ebenfo evelgefinnter als ſchwer vom 
Geſchicke Heimgefuchter Fürſt, da er durch feine eifrige Thellnahme an dem Kampfe ber prote: 
Rantifchen Waffen im Beginne des Dreifigjährigen Kriegs Land und Vermögen einbüßte, 
naementlich infolge der Niederlage bei Wimpfen (1622), wo ihn nur die heipenmüthige Auf: 
opferung feines weißen pforzheimer Regiments von Tod oder Gefangenſchaft errettete. Er Hatte 
4615 in feinem Teftamente eine pragmatifche Sanction errichtet, wonach für alle Zukunft bie 
Seibehaltung der evangeliſch⸗lutheriſchen Confefſion, das Erſtgeburtsrecht und bie Untheilbar- 
keit der baden⸗durlachiſchen Lande, die Volljährigkeit der Prinzen mit 25 Jahren und die 
Succeffionsunfähigfeit der Prinzeſſinnen feftgejegt wurden. Sein Sohn Friedrich V. war in 
Unger Borausfidt auf die Wechſelfaͤlle des Kriegs ſchon feit 1622 zum Nachfolger erklärt un 
vermehrte die väterlichen Lande durch die gerolnsedifche Erbſchaft, welche aber einen langen 
Rechtoſtreit mit den Häufern Ofterreih und Naffau verurfachte. Er erlebte noch Die Been— 
digung der langen Kriegszeit, während welcher fidh jede ver beiden Linien des Hauſes durch das 
wechſelnde Waffengluck der kaͤmpfenden Mächte bald in den Beſitz des Landes ber andern ges 
fegt, bald aus dem eigenen vertrieben fah, einer Kriegszeit, zu deren Folgen für beide Marks 
graffchaften auch das Erloͤſchen der Landſtaͤnde gehörte. 
Als noch die ungetheilte Markgrafſchaft Baden beſtand, waren hinreichende Elemente zu 
einer landſtaͤndiſchen Berfaflung vorhanden, durch Die Trennung des Landes und durch bie Auf⸗ 
hebung der Klöfter im Baden⸗ Durlachiſchen wurden biefelben aber fehr verfünnmert. Denn hier 
fanken bie Stände zu bloßen Ausfhußberathungen von Städten und Amtern herab und auch im 
Baden - Babifchen verloren jie mit jedem Jahrzehnd an Bebeutung. Die Nachrichten von badi⸗ 
ſchen Landtagen reigen bis 1529 hinauf, wo man wegen ver Türkenfteuer verhanbelte; erſt 
1652 aber foll ver erfle Landtagsreceß abgefchloffen worden fein. Im Jahre 1582 verlangte der 
Lanbtag „auf der Bürgerfiube zu Baben“ eine Minderung ver Schloßbauftenern, übernahm 
jedech 300,000 Glon. an Philipp's II. Schulden, unter der Bitte, ver Markgraf wolle ven evanges 
liſchen Gottesdienſt wieder erlauben und feinen „welſchen Bebienern das nächtliche Tumultuiren 
wuterfagen”. Später (1586) begehrten bie Stände von ihm, er folle auf pie arme Landſchaft 
feine weitern Pfandgelder häufen, die Baufteuern und Baufrohnen vermindern, eine „ehe 
ide Heirath” treffen und nadh feinen vielen und theuern Reifen endlich „anheims“ verbleiben. 
Markgraf Eduard Fortunat aber eröffnete 1589 den Stänven, fein Regierungsvorgänger habe 
durch übergroße Verſchwendung bie fürftliche Schuldenlaſt faft beiſpiellos vermehrt; daher follten 
„fie 600,000 Glen. auf fh nehmen, wofür er ihnen die Schloßmobilien zu Baden überlaffen wolle. 
Als fie ich aber blos dazu erboten, 20 Jahre lang 12 Batzen von jedem Hundert des Steuer⸗ 
capitals jãhrtich zu entrichten, gab er ihnen zur Antwort: aus Unverſtand fähen fte ihre eigene 
Krunfheit und das große Unheil der ganzen lieben Landſchaft nit ein; er müſſe ih alfo auf 
andere Weiſe zu helfen fuhren. Dieſes hatte die weitern Landtage von 1590 — 94 zur Bolge, 
worauf Markgraf Ernft Friedrich die baden-badiſchen Lande wegen der Verbrechen Eduard 
Sortunat’8 gewaltſam occupirte und 28 Jahre lung innebehielt. Nachdem dieſelben infolge der 
winpfener Schlacht dem rechtmäßigen Erben, Markgraf Wilpelm von Baten -Baben , wieder 
dingeräumt waren, wurden auf andtagen von 1627, 1629 und 1651 noch Adfchlede errichtet, 
vonda an aber verſchwindet die Erwähnung badiſcher Stände, und die Markgrafen beider Linien 
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waren ferner durch Feine Berhräge und Meverfalien gegen das Land mehr verbunden, weßwegen 
man fie unter diejenigen Neichöfürften zu zählen anfing, welche fid einer felbftändigern Regie⸗ 
tungsgewalt und freierer Hände erfreuten. 

Markgraf Friedrich V. enbigte fein drangſalvolles Leben 1659, nachdem er während ber ene 
fien Jahre des Friedens noch für die Wiederherftellung von Kirchen und Schulen beforgt gewefen. 
Seine zwei nächſten Nachfolger, Friedrich VI. (geft. 1677) und Srievrih Magnus (geft. 1709), 
hatten mit ihrem Lande, wie die Markgrafen von Baden-Baden mit dem ihrigen, durch die un= 
feligen Kriege König Ludwig's XIV. außerordentlich zu leiden, da bie Angriffe ver franzoͤſiſchen 
Heere beinahe immer zunächft die Gegenden bes reiten Rheinufers zwiſchen Philippsburg und 

Breiſach trafen. Der Sohn und Nachfolger des Legtern, Karl Wilhelm (feit 1709), ein ge= 
ſcheidter und in Regierungsſachen arbeitfamer Fürſt, welcher ſich aber durch feine „orientalifche 
Lebensweiſe“ vielen Tadel zuzog, gründete 1714 Karlsruhe, wol nur in der Abſicht, ſich einen 

"ruhigen Sommeraufenthalt zu verſchaffen. Der launenhaft angelegte Ort wuchs jedoch bald zur 
Stadt heran, wo ber alte Markgraf 1752 ven Trauerfall erlebte, feinen einzigen Sohn zu ver= 
lieren, welchem ev 1738 nachfolgte, worauf fein Enkel Karl Friedrich als Erbprinz unter mehr- 
jähriger Vormundſchaft fih dur Stubien und Reifen zu dem hohen Berufe vorbereitete, deſſen 
treue Erfüllung ihm fo vielen Ruhm gebracht. 

Als der junge Markgraf 1746 vie Regierung antrat, betrugen feine Lande kaum 30 OM, 
und nad) 50 Jahren fah er fie beinahe um das Zehnfache vermehrt. Die erfte Erweiterung ge= 
ſchah infolge eines 1765 auf der Grundlage des pfälzifhen Receſſes von 1535 abgefchloffenen 
Erbvertrags, nach dem 1771 erfolgten Tode Auguft Georg’8, des legten Markgrafen von Baden⸗ 
Baden, wodurch die ſämmtlichen badiſchen Lande wieber in einer Hand vereinigt wurden. Die 
zweite Vermehrung fand ftatt nad dem Ausbruche der Kranzdfifgen Revolution, wo Karl 
Friedrich zwar feine Beflgungen auf dem linken Rheinufer, um für ſich und fein Volk ven Frie⸗ 
den zu erfaufen, an Frankreich abtrat, dafür aber 1803 (a cause de ses vertus) durch ven 
Reichsdeputationsreceß als Entſchädigung zugleid mit der kurfürſtlichen Würde alle bieffeit 
des Bodenſees und Rheins gelegenen Befigungen der fäcularifirten Bisthümer Konftanz , Ba= 
fel, Stradburg und Speier, ferner vie pfälzifchen Ämter Ladenburg, Heivelberg (mit Man= 
Beim) und Bretten, mit ben heſſiſchen Willſtätt und Lichtenau, pas Stift Obenheim, vie Abtelen 
Frauenalb, Schwarzach, Schuttern, Allerheiligen , Lichtenthal, Gengenbach, Ettenheim-Mün⸗ 
fer, Petershaufen und Salem, alsdann die Herrſchaft Lahr und endlich die Reichsſtädte Offen- 
burg, Gengenbach, Zeil (mit dem Reichsthal Harmersbach), Überlingen und Pfullendorf erhielt. 
Nach diefer Erwerbung, welche 61 OM. mit 253,000 Einwohnern betrug, wurde das neue Kur- 
fürſtenthum Baden in die drei Provinzen der Markgrafſchaft, ver Pfalzgrafſchaft und des obern 
Fürftentgums abgetheilt, deren gefammter Flächenraum fih auf 143 OM. mit ungefähr 
450,000 Seelen belief. Den dritten Zuwachs, 44 OM. mit 164,000 Seelen, erhielt Karl 
Friedrich ald Bundesgenoſſe Napoleon’ nad) vem Kriege von 1805, indem ihm durch den Bred- 
Burger Frieden bie alten zähringifchen Stammlande im Breisgau mit Freiburg und auf dem 
Schwarzwalde nebft der Ortenau, dem Stifte St.-Blaflen, ver Stabt Konſtanz, Gomthurei 
Mainau und Herrſchaft Hagnau zugewiefen wurden, worauf er ven Titel eined Herzogs von 
Zähringen wieder erneuerte. Und nachdem der Kurfürft für feinen Enkel und Nachfolger (da def: 
fen Bater 1804 an ven Folgen eines Sturzes geſtorben war) die Hand ber Nichte und Adop⸗ 
tivtochter des Kaiſers erlangt und ſich dem Rheinbunde von 1806 beigefellt hatte, erlangte er 
(gegen eine geringe Abtretung an Würtemberg) als vierte Erweiterung vie Grafſchaft Bondorf, 
die Städte Tuttlingen, Villingen und Bräunlingen, das Fürftentyum Kelteröhelm, die Gom= 
thureien Freiburg und Bauden nebft dem Titel Großherzog und dem Präpicate „Eöniglihe Ho⸗ 
heit‘, mit ver Souveränetät über ſämmtliche, innerhalb der Grenzen feines Fürſtenthums 
gelegene unmittelbare Reichsſtände und Reichsritter, namentlich über ven größten THeil der 
fürftenbergifhen und leiningiſchen Lande, über die Grafſchaften Klettgau und Thengen, über 
die Beftgungen der Grafen und Fürften von Löwenftein- Wertheim auf dem linken Mainufer 
und bed Fürſten von Salm- Rrautheim auf dem noͤrdlichen Ufer der Jart. Diefer Territorial⸗ 
gewinn betrug 91 OM. mit 270,000 Einwohnern wozu (nad ſchwierigen Verhandlungen zu 
Bari8) durch den Vertrag mit Würtemberg von 1810, gegen Überlaffung ver Ämter Hornberg, 
Rottweil, Tuttlingen und Ehingen an baflelbe, vie wegen des Bobenfeed wichtige Landgraffchaft 
Rellenburg mit der Stadt Stodad) Fam. So betrug nun das neue Großherzogthum 272 OM. 
und zählte 975,000 Seelen. 

Die meiften dieſer Lande hatten im Dreißigjährigen und in den vielen folgenden franzoͤſtſchen 
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Kriegen ungemein gelitten. Cine Menge von Städten und Dörfern waren ein Raub der Ver⸗ 

‚ mehre Gegenden oͤde Pläge gemorden — und jept gleicht dad Großhetzogthum einem 
Garten! Was vie altbadiſchen Lande betrifft, fo förderte fchon die vormundſchaftliche Verwal⸗ 
tung vor den Regierungdantritte Karl Friedrich's den Wohlſtand derſelben in Löblicher Weife, 
Ungemeines aber hat erſt dieſer Fürſt gethan; denn nicht allein rettete er durch Klugheit unk 
anerkannte Tugenden Land und Volk unter ven Stürmen des Kriegs, fondern er gründete 
auch deſſen For durch feine weifen Staatseinrichtungen, feine eiftige Börberung der Landwirth⸗ 
ſchaft und alles Defien, was einen Staat blühend und glücklicher machen kann. Namentlich hob er 
1788 die Leibeigenfchaft auf und beantwortete die Dankfagung der erfreuten Unterthanen mit 
ven Worten: „Daß das Wohl des Regenten mit dem Wohle des Landes innig vereint fei, ſodaß 
der Wohl = oder Übelftand beider in eins zufammenfließen, iſt bei mit, feit ich meiner Beflims 
mung nachzudenken gewohnt bin, ein fefter Sag geworben.” In dieſem Geifte wirkte ver eble 
Fürſt, unter vielfach begünftigenden Umſtänden, durch überall verfühnende und ermunternde 
Sumanität und Toleranz, dur) wahrhaft landesväterliche Obforge und Unterflügung für fein 
Haus und Land und erreichte dadurch das Große, welches ihn noch täglich im dankbaren Au⸗ 
denken ber Babener erhält. 

Nach dem am 10. Juni 1814 erfolgten Tode Karl Friedrich's fiel die Regierung an feinen 
Culel. Karl, welcher fon feit 1808 ald Mitregent in vie Staatögefchäfte eingeweiht worden. 
Der neue Großherzog emtfagte infolge der leipziger Schlacht 1815 dem Rheinbunde, 
ſchloß ſich ven Alllirten an und trat auf dem Wiener Eongrefle durch einen urkundlichen Act vum 
26. Juli 1815 dem Deutſchen Bunde bei. Er erhielt dadurch den geficherten Befig des Groß⸗ 

thums und die Gewährleiftung ver Untheilbarfeit vefielben, wie fpäter, als durch Anz 
Baierns der Beſitzſtand bedroht wurde, auf dem Aachener Congrefle 1818 die Anerken⸗ 
nung der Integrität Badens und der Succeſſionsfähigkeit des Markgrafen Leopold, nachdem ex 
durch den Tod feiner beiden Söhne und die Ehelofigkeit feiner Oheime Friedrich und Ludwig 
vesanlaßt worden, durch das Hausgeſetz vom 4. Oct. 1817 die Söhne Karl Friedrich's aus zwei⸗ 
ter Ehe (die Grafen Leopold, Wilhelm und Max von Hochberg) zu großherzoglichen Prinzen 
uns Markgrafen von Baden mit dem Erbfolgerecht im Großherzogthume erklärt hatte. In Ge⸗ 
mäßeit aber des dreizehnten Artikels ver Deutichen Bunbesacte hatte Großherzog Karl feinem 
Bolte ſchon 1816 eine ſtändiſche Verfaffung zugefagt und erließ niefelbe 1818, ohne daß es ihm 
vergönnt war, fie wirklid ind Leben treten zu laſſen (denn er flarh wenige Monate nad der Erz 
thellung), was nun feinem Nachfolger oblag. Großherzog Ludwig, ein Fürſt von ſcharfem 
Geiſte und fireng militäriſcher Erziehung , that aber nicht nur dieſes, ſondern ſiellte aud) einen 
georbneten Stantöhaushalt Her und verſah vie Stantöflellen mit tũchtigen Männern, wofür er 
einen glüdlihen Blick beſaß. Er erwarb dem Hausgefege von 1817 in ven Verträgen vom 
40. -Zuli 1819 mit der feierlichen Garantie des ungefehmälerten Beſitzſtandes ber groß— 
herzoglichen Lande die Anerkennung ver Großmächte, erhielt die Landeshoheit über bie Herrſchaft 
SBohengeroldseck, gegen Abtretung bed Amtes Steinfeld an Baiern, wodurd bie Arrondi⸗ 
zung des Landes fid) vollendete, flattete die Univerfität zu Freiburg mit einer neuen Dotation 
ans, erzielte die Bereinigung ber Iutherifchen und ber reformirten Gonfeffion im Großherzog⸗ 
thume zur evangelifch = proteftantifchen Landeskirche (1821) und bewirkte die Errichtung bes 
erzbiſchoflichen Stuhls zu Freiburg (1827). 

Gleichwol herrſchte während der legten Regierungsjahre Ludwig's eine düſtere Stimmung 
tim Lande, und als ex im Fruͤhjahre 1830 unerwartet verſchied, begrüßte man feinen Nachfolger 
Leopold mit unverhaltenem Jubel. Der neue Landesherr war durch feine humane, echt landes⸗ 
väterlihe Befinnung auch bald ver Liebling feines Volkes, welches ihn gern den „Bürgerfreunds 
lien“ nannte. Er hatte auch ficherlich ven Herzlich guten Willen, Alles zum Veſten feines Lan⸗ 
des zu thun. Dennoch geftalteten fi durch Einflüſſe der großen Politik von Europa und Deutſch⸗ 
land und durch minifterielle Rathgeber die Dinge im Lane fo ſchlimm, daß er ed nad) 22 Jah: 
zen feiner milden Regierung flüchtig verlaflen mußte. Der aus mehrfachen Urſachen ſehr ver- 
ſchiedener Art entflandene badiſche Staatsumfkurz von 1849 hatte die Beſitznahme des Groß⸗ 
herzogthums durch preußiſches Militär und einen längern Kriegszuſtand zur Folge, durch wel= 
Yen das Land von ſchädlichen Glementen gereinigt und das Volk an eine firengere Ordnung 
gewöhnt wurbe. Der Großherzog war am 18. Aug. 1849 nad) Karlsruhe wieder zurückgekehrt, 
aufs freubigfte von ber getseuen Bevölkerung begrüßt; aber infolge einer heftigen Gelenkent⸗ 
jenbung endete er fein geprüftes Leben ſchon am 24. April 1852. Die durch förperlice Leiden . 
herbeigeführte Regierungdunfähigkeit des Erbprinzen Ludwig (geb. 1824) veranlafte feinen 
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Bruder Friedrich (geb. 1826), Die Verwaltung des Großherzogthumd vorerſt als Regent gm 
Übernehmen, ſich ſpäter aber (am 5. Sept. 1856) zum Großherzetg zu erklären, worauf er 
(am 20. Sept.) RG mit der Prinzeſſin Luiſe, der — 2 Tochter — Afronfolgen®) 
son Preußen vermäßlte, ein Ereigniß, welches man im ganzen Lande mit lautem Beifalle ges 
fetert Hat. 3. Bader. 

Baden. (Statiſtik) 1. Das Land und das Volk. Das Großherzogthum Baben Int 
zwiſchen 25° 14° und 27° 30° dftl. 2. und zwiſchen 47° 32’ und 49° 45’ nörhl. Br. 
Terrain deffelden wird durch das Rheinthal von Konſtanz (1260 par. F. über ver * 
resflãche) bis Manheim (400 8.), durch das Randengebirg von Rheinheim (im Klettgau) 
bis in die Donaugegend bei Meßkirch, durch den ſüdlichen und weßlichen Schwarzwals von 
Waldshut und Grenzach bis Pforzheim und weiterhin und durch bie fündftliche Abdachung des 
Odenwaldes von der Bergftraße bis zur Tauber gebilvet. Diefes langgeſtreckte Terrain umfaßt 
278,409 AM. over 4,242,954 neubabifche Morgen. Gingetheilt iſt daſſelbe nach ver allgemei⸗ 
nen Lage und der Abſtammung des Volkes in das Ober: und Unterland, deren Grenzſcheide bie 
Murg bildet, welche dad Land zugleich auch in bie zwei grundherrlichen Wahibezixke ſcheidet; 
ſodann aber politifch in den Seekreis (66,4 OM.) mit Konftanz, ven Oberrheinkreis (75,0ar 
DOM.) mit Freiburg, den Mittelrheinkreis (73,665 OM.) mit Raſtadt und den Unterrheinkreis 
(63,70 OM.) mit Manheim als Hauptftabt. Hiervon enthalten die beiden erften Kreife um 
wie Hälfte mehr Gebirgsland als die andern, während ber See- und Untercheinfreis an Hügel- 
land einander ziemlich gleihftehen und der mittlere Landestheil weit weniger hat. Was bie Etd⸗ 
arten des Gebirgs, der Hochebenen, Borhügel, Thäler und Ebenen betrifft, fo beflcht ver Ran 
den Chöchfter Gipfel 2527 F.) aus Jurakalk und der Übrige Boden des Seekreiſes weſtlich ans 
Ruſchelkalk und oſtwärts vorherrſchend aus Molaſſe, melde im Hegau von einer merfiwä 
Bruppe Fühner Bafalt= und Klingfteinfegel durchbrochen ift; ver Schwarzwald (höchſter Gipfel 
der Feldberg, 46508.) größtentheild aus Granit und Gneis mit buntem Sandſteine, befonvers 
gegen Pforzheim zu, und zerftreuten Porphyrftellen; das Hügelland von Durlach bi au den 
Near abwechſelnd aus Mufchellalt, Keuper und Lehm; ver Odenwald (hoͤchſte Kuppe ver 
Kagenbudel bei Eberbach, 2180 5.) und das Bauland aus Sandſtein und Muſchelkalk, vas 
Kheinthal aus Sand und Geroͤlle mit einzelnen Stellen von Moorland. Bewäflert aber wer⸗ 
den di: badiſchen Gaue von einer großen Anzahl von Flüſſen und Bächen, von denen bie bedeu⸗ 
tendſten der Rhein, ver Main, vie Tauber und Jazt, ver Near, die Kraich, Pfinz, Alb, Murg, 
Ren, Kinzig, Elz, Treifam, Wiefe, Shlüht, Wutach, Ad und Donau (Breg und Brig) 
And, mit dem Bodenſee, Titi- und Schluchfee im Oberlane. 

Was die Himatifhen Verhältniſſe des Großherzogthums betrifft, fo find fie im Allgemeinen 
von fehr günftiger Beſchaffenheit. Das gefegnete Rheintal mit feinem warmen Luftſtrome bil⸗ 
det einen großen Theil des Landes, ſodaß Baden zu den mildeſten Thetlen Deutſchlands gehört. 
Man nimmt fünf Elimatifche Regionen an: die ber Rheinebene, wo verſchiedene Pflanzen fünlis 
her Himmelsſtriche gedeihen; die Region des Weinftods und Nußbaums auf den Höhern Ebenen 
und Thaleingängen; die Borhügelregion mit ihren Buchen: und Cichenwäldern, ihren trefflichen 
Kern⸗ und Sternobftbäumen; die eigentliche Bergregion (die Höhen von 1600 — 3900 &.), we 
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gion (mit Ihren Berggipfeln von 4000— 4650 8.), welche meiftens keinen Wald mehr gedechen 
faßt, daher nur Fahle Scheitel mit Alpenkräutern zeigt. Bet dieſer Lage der Gegenden iſt der 
Grund und Boden des Landes fehr verſchieden, im Ganzen aber ein fruchtbarer, der mehr als 
bie notwendigen Nahrungsmittel hervorbringt. Das Großherzogthum iſt daher auch einer der 
benölfertften Theile Deutſchlands. Seine Bewohner unterſcheiden fid aber in ihrer Geſtalt and 
Lebensweiſe eben auch nach dem Charakter des Bodens und Klimas fehr voneinander, und hinter 
dieſem Unterfchtebe liegt noch ein tieferer der Abflammung. Denn nicht allein gehören vie Ba⸗ 
dener nad) ihrer Geneſis theils der celtifch = vömifchen, theilß der germanif—hen Race an, fondern 
fte theilen ſich auch in Alemannen und Franken. Vom Geblüte jener Urbewohner rührt in ben 
Hardgegenben, im Taubergrunde, auf dem hohen Schwarzwalde und in manchem abgelegenen 
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her, während bie erobernden Germanen fi in den beſſern Gegenden nievrrließen. Hier zeigt 
ung die Ortenau, der Breisgau und Klettgau im Körpergepräge,, in der Mundart und Wen 
welſe ben Alemannen (gegen den Bodenſee zu mit ſchwäbiſcher Beimiſchung) und vie Pfalz dem 
Franken (gegen Süooften ebenfalls mit Annäherung ans Schwaͤbiſche), weiche im mittlern dan= 
besthelle (Uf= und Pfinzgau) fett Ihrer Anfledelung ſich vermiſcht Gaben. 
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Nath ver Zäykung von 1852 betrug die Gefanmtzahl ver Einwohner Babens 1,356,942, 
nach der neueflen von 1855 mur 1,514,837 Seelen. Diefe Abnahme von 42,371 Seelen in⸗ 
werhalb dreier Jahre wurde groͤßtrutheils durch Die Auswanderung verurſacht; denn von 1840 
— 55 find im Ganzen 86,410 Perfonen (morunter 42,919 Aderbau: und 23,559 Handwerk⸗ 
treibende) meift nach Norbamerifa ausgewandert, welche an eigenem Bermögen 13,230,297 
und an Unterkügung 1,776,429, In Ganzen alfo 15,006,716 Glon. mit aus dem Lande nah: 
men. Bas die Gonfefiionen betrifft, fo gehören der katholiſchen 899,458, der evangeliſchen 
432,052, der ifraelitifhen 23,699 und den übrigen 1999 Seelen an. Die Volkszahl begann 
aber ſchon 1846 (bis wohin fie in einem fortwährenden Steigen von jährlich A Proc. war) ab- 
zunehmen, wovon die Kartoffelkrankheit, fhledte Jahrgänge, politifhe Bewegungen u. j. w. 
die Urſachen bildeten, ſodaß fie von jenem Jahre bis 1852 um mwenigftens 10,500 Seelen ge- 
Tinger geworben. Während biefer ſechs Jahre ergaben fih aber 304,846 Geburten und nur 
237,838 Todesfälle, ſodaß ſich für das ganze Land ald Durchſchnittszahl der erflern auf 1000 
Seelen 57 und der letztern 29 jährlich ergibt. Nach der Zählung von 1852 befland die Be- 
söllerung růckſichtlich des Geſchlechts aus 660, 850 Seelen männlichen Geſchlechts mit 222,973 
unter und 437,877 Seelen über 14 Jahren, und 696,093 Seelen weiblichen Geſchlechts mit 
318,984 unter und 477,109 Seelen über 1A Jahren. Was die Ehen betrifft, fo nahmen fie, 
wie überall in Deutſchland, auch in Baden feit 1847 immer ab, wie man denn damals deren 
noch 9119 und 1852 nur 6811 zäflte, wonach in dieſem Jahre auf 200 Menfchen eine neue 
She Eanı; die fümmtlihen Ehen aber von 1817—52 erreichten die Summe von 317,856. Die 
unehelichen Kinder beliefen fih von 1847 — 52 auf die überrafchende Zahl von 47,807, mit: 
Yin jährlid auf 7968, was auf 6— 7 Geburten eine uneheliche betraͤgt, wobei aber wohl zu 
beachten bleibt, daß ein großer Theil dieſer unehelichen Kinder durch nachfolgende Heirathen 
der Altern ehelich wurbe. 
In Beziehung auf den Wohnort betrug die Bevölkerung Badens 1852 in den 414 Städten 
330,071 und auf dem Lande in ven 1469 Gemeinden 1,026,872 Seelen. Die fläntifche Be⸗ 
voͤlkerung verhielt ſich alfo zur länplichen wie 24 zu 76, was ein Misverhältnig ift, welches 
ſchädlich auf das Landeswohl gewirkt hat, indem die vielen Fleinen Stadtgemelnven (oft ohne 
‚eine nennendwerthe Gemarkung) nur die Vermehrung der armen Familien und vielfach ein 
trauriges Proletariat zur Folge hatten. Die Zunahme der Bevölkerung in den Stäbten betrug 
" überhaupt immer faft Doppelt foviel als die auf dem Lande, und nach ber neueften Zählung hat 
Karlsruhe 35,160, Manheim 25,667, Heidelberg 45,000, Freiburg 16,089, Pforzhein 
40,714, Lahr 6779, Bruchſal 8241 und Ronftanz 7306 Einwohner. Was die Bevölkerungd- 
verfgieenheit der einzelnen @rgenden betrifft, fo iſt fie eine oft auffallend große und ſelbſt in 
Beziehung auf die vier Landesfreife noch; denn ſtanden ſich nach ver Zählung von 4852 ver Ober⸗ 
un» Uutercheinkreis, der eine mit 349,205 (68,420 Bamilien und 55,393 Bürger, und ber an= 
dere mit 346,578 (72,140 Samilien und 58,593 Bürger) Seelen ziemlich nahe, fo übertraf der 
Mittelrheinkreis mit 462,085 Seelen (91,396 Familien und 74,603 Bürger) den Seekreis mit 
- feinen 199,075 Seelen (38,030 Familien und 32,444 Bürger) noch um weit mehr ald dieſe 
ganze Benöllerungszahl. Ruͤckſichtlich der Standesverſchieden heit endlich ſtellte fich das Verhält- 
niß in der Volfszahl von 1849 ſo heraus, daß der Abel 420, vie Landwirthe 143,634, die 
Sandwerker 99,788, Die Tagelöhner 18,263 und die übrigen Stände 38,119 Bamilien zählten. 
Den badiſchen Adel aber bilden-die Kürften von Fürftenberg, Leiningen, Leyen, Lömwenftein= 
Werthem⸗ Freudenberg und Löwenflein- Wertheim- Rofenberg, die Grafen von Leiningen- 
Billigheim und Leiningen - Nenvenau als Standesherren (bie frühen Standesherren vor 
Sqwarzenberg und Salm: Rrautheims haben 1812 und 1840 ihre Herrſchaften an ben Staat 
verkauft), ber Graf von Langenflein als erblicher Landſtand, ſodaun 13 Grafen, 55 Freiherren 
an fieben Erbadelige als Grundherren, endlich gegen 100 unbegüterte Adelige. Die Zahl der 
Givilbeamten betrug 1849 im Minifterimm des großherzoglichen Hauſes und der auöwärtigen 
Angelegenheiten 85 (miteiner jährlichen Beſoldungsſumme von 176,200 ©lon.) indem ver Juſtiz 
491 (mit 266,505 Gldn. Befolvung), bes Innern 530 (mit 561,812 &lon. Befoldung) und ber 
Finanzen 11 8 (mit 1,440,067 Glon. Beſoldung), die der Venſionaͤre 290 (mit 393,898 Glon. 
Veuſtvei), zuſammen alſo 2247 Seelen. Geiſtliche zaͤhlte man im Ganzen 1469 und Profeſſoren 
uad Lehrer ungefähr 2760. { 
Baben war biö Daher ein vorhertſchend Ackerbau trelbendes Land und noch jept verhält 
Aa Zahl der Laudwirthe yar äbrigen Bevdlkerung wie 21, zu 1. Betragen bie Waldun⸗ 
Dt un wci8 übrige, wad nicht angehawteß Erdreich iR, sin Terrain von 2,028,585 badiſchen 
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Morgen (etiva 133 deutſche OM.), fo umfaßt das bebaute an Gartenland 37,507, Weinbergen 
68,064, Aderland 1,363,167 , Bradh = und Reutefeld 113,459, Wiefen 406,613 und Wade⸗ 
and 225,759, im Ganzen 2,244,566 badiſche Morgen. Gebaut werben an Getraidearten der 
Dinkel (Spelz) im Unterlande, der Walzen und Kernen im Oberlande am meiften; alsdann 
Gerſte und Hafer, Noggen, Hirfe, Mohn und Rundgetreide, ſodaß über 800,000 Morgen 
alljaͤhrlich mit Getreide und Hülfenfrüchten angepflanzt werden, während der Kartoffelban ge= 
gen 175,000, die Dlfaaten gegen 14,000, ver Hanfbau 23,600, die Futterfräuter, Knol⸗ 
len⸗ und Wurzelgewächfe 300,000, der Runfelrüben- und Tabacksbau (meift im Mittel= und 
Unterlande) 8500 und 16,500 Morgen einnehmen. Die gefammte Ernte erreicht nach Durch⸗ 
ſchnittspreiſen eine Schägung von 100,000,000 Son. und betrug 1854 an Getreide 868,051 
Siheffel im Werte von 5,000,000 Glen. , an Olfaaten gegen 5600 Entr., über 20,000 Entr. 
Tabacksblätter und Fabrifate, im Gefammtmwerthe (nah Abzug der Einfuhr gleihartiger 
Waaren) von 500,000 Son. Der Weinbau, welcher über alle beſſern Gegenden des Landes ver- 
breitet ift und die befannten Seeweine, Markgräfler, Kaiferftuhler, Ortenauer und Tauberweine 
Iefert, gewinnt in neuerer Zeit ungemein an Veredlung, wozu am Bodenſee namentlih Mark- 
graf Wilhelm von Baden beigetragen hat. Im Jahre 1847 belief fi der Herhftertrag auf 
812,000 im Werthe von 7,000,000 und im Jahre 1852 auf 302,000 Ohm im MWerthe von 
3,000,000 &ton., während die Ausfuhr von 1848 — 53 durchſchnittlich 155,000 Zollcent= 
ner im Werthe von 1,500,000 ©lon. betrug. Diefem Ader und Wiefenbau entfpricht auch 
vie Viehzucht; denn nad der Aufnahme von 1852 erreichte ver Pferdeſtand (mit Ausnahıne 
der Mititär= und Luxuspferde) die Zahl von 69,110 Stück, der Rindviehſtand aber beläuft ſich 
auf 500,000 Stüd (ſodaß 1854 noch 27,000 Stüd großen Viehes ausgeführt werben fonn= 
ten), der Schafftand auf 300,000 Stück mit einer jährlihen Ausfuhr (nad Frankreich) von 
30,000 Stür und der Schweineftand etwa auf 500,000 Stüd. . 

In der Waldeultur ift ebenfalls in neuerer Zeit viel gethan worven. Sämmtliche in 110 
Bezirköförftereien abgetHeilte Waldungen flehen unter einer forgfältigen Forſtwirthſchaft, und 
mährenn von 1834 — 55 die bedeutende Anzahl von 36,624 Morgen Waldes in Feld verwan⸗ 
belt wurde, Hat man auf der andern Seite 37,012 Morgen oͤder Flächen u. vergl. zu 
Wald angelegt. Bon der gefammten Waldfläche (1,596,923 Morgen) aber find 240,244 
Morgen Domänen und 675,242 Gemeinvegut, 28,708 Morgen gehören einzelnen Eor- 
porationen und‘ 417,605 verſchledenen Privaten; ver jährliche Waldertrag beläuft ih auf 
40 — 11 Mill., wobei der Holzhandel allein jährlih — 4 MIN. einträgt. Der Bergbau 
tft bisher ziemlich befchränkt geblieben, obwol namentlich im Oberlande eine Menge alter Stollen 
fi finden, welche auf einen ſtarken Betrieb im Mittelalter fließen laffen. Am bedeutendſten 
erweiſen ſich die Eifengruben, indem fie ganz vorzügliches, doch lange nicht hinreichendes Eifen 
für ven Bedarf des Landes liefern. Der jährliche Reinertrag ver kupfer- und filberhaltigen 
Bleierze beläuft fih auf etwa 600 Mark Silber, 1000 Entr. Kupfer und 2000 Entr. Blei, 
Rach Steinkohlen (deren jährliher Gewinn bisher zwifchen 50 — 100,000 Gntr. blieb) wird 
an verfhiedenen Orten gegraben, es verfbrechen aber nur die berghauptener Gruben (bei 
Gengenbach) ein wachſendes Ergebniß. Dagegen ift Baden reih an Salz, indem die Salinen 
zu Dürcheim und Rappenau jährli 350,000 Enter. (%, Koch- und Y/, Viehſalz) liefern, wo= 
von 30—40,000 ind Ausland gehen, foda die reine Einnahme des Jahres ſich auf 1,050,000 
Gldn. ſtellt. Noch reicher aber iſt das Land an Mineralquellen verſchiedener Art, melde eine 

„Menge von Fremden während der guten Jahreszeit alljährlich herbellocken. 

Daß induftrielle Gewerbweſen hat in Haben feit neuerer Zeit einen ungemeinen Aufſchwung 
genommen, während bie alten Fleinen Gewerbe fehr In Abnahme gerathen find. Das Land zählte 
4847 in diefen Kleingewerben ungefähr 48,000 Meifter (worunter allein gegen 13,000 We= 
ber), Waarenhandlungen dagegen 7644, Wirthfchaften 6202, VBierbrauereien 1064 und Ge— 
treivemühlen 1862. Fabriken aber gab ed ſchon 1849 (va fie feit dem Zollvereine ſchnell ſich 
mehrten) 335 mit 17,105 Arbeitern. Darunter zeichnen fih durch ihren großartigen Betrieb 
die Spinnerei zu Ettlingen, welche mit 1800 Arbeitern ein jährliches Fabrikat von mehr als 
1,000,000 Gldn. Werth liefert, dann die Rübenzuderfabrik zu Waghäufel mit 1000 Arbeitern 
und einem jährlichen Erzeugniffe von 75,000 Enten. aus. Baummollen-Spinnereien, Webereien 
und Drudereien beſitzt dad Land 112, Tabacksfabriken 24, Gold- und Silberwaarenfabrifen 
22, Seidenmanufacturen etwa 10, Wagen: und Maſchinenfabriken etwa ebenfo viele, Papier= 
fabrifen 28, worunter bie bedeutende Blint’fehe zu Freiburg, Wollenfabrifen 18, Ciſen⸗, Sammer- 
und Walzwerke 30, endlich Glas⸗, Cichorien⸗ Steingut= und Leberfabrifen zuſammen etwa 20. 
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Yan Jahte 1849 berechnete man den Gefammtwerth der Fabrikate der badiſchen Fabriken anf 
18,306,000 Glon, wovon 8,000,000 ald Acbeitövervienft angenommen wurden. Mon eigens . 
thũmlichem Gharafter und befonderer Bedeutung iſt für den Schwarzwald die (feit Dem vorvori⸗ 
gen Jahrhundert ſchon eingeführte und familienweiſe betriebene) Holz: und Spieluhrenmacherei, 
deren Hauptpläge fh in den Amtern Meuflatt, Triberg und Hornberg befinden. Diefe Fabrika⸗ 
tien beſchãftigt 1568 DReifter und gegen 5000 Gehälfen , und der Werth des Verkaufs beläuft 
ñch Führlig anf die Summe von 8— 0,000 Glan. Seit dieſem Auffchwunge der badiſchen 
In duſtrie hat ſich denn auch der (früher nicht bedeutende) Handel im Großherzogthume überra⸗ 
ſchend gehoben. Die Lage deſſelben ift ihm günftig durch die Nachbarſchaft ver Schweiz, Durch bie 
netärligen Sanvelöwege des Rheins, Neckars und Mains, und durch Kunfftrafen, Eiſenbahnen 
und Sreihäfen (Konftanz, Ludwigshafen, Breiftätt, Leopoloshafen, Manheim und Heidelberg) . 
bat man dieſe Bortheile noch möglift zuergängen geſucht. Die Staatskaſſe verwendete von 1831 
— 54 für die Belebung des Handels und Verkehrs an Waſſerſtraßenbau, an Eifenbahnen und Te⸗ 
legraphen im Banzen 94,731,666 Glen. Die fihmittenim Lande kreuzenden Schienenwege aud 
der Schweiz nach dem Norden und aus Frankreich nach dem Often, die überall zur Eiſenbahn führe 
tenben trefflichen Straßen und die Dampfihiffahrt auf dem Bodenſee haben das erfreulichſte 
Ergedni gebracht. Beſonders ift der Spevitionshandel im Gedeihen; ausgeführt aber werden 
namentlich Getreide, Wein, Taback, DI, gebrannte Waffer, Holz, Leinwand, Schlahtoich und 
irlaudifche Fabrikate, wogegen die Einfuhr in fremden Weinen, Sübfrüchten, Eolonialwaaren, 
Pferden, Lurusartifeln , feinern Tüchern, Seidenzeugen, Ciſen, Stahl, Wolle una Baumwolle 


Berechnet man nun das Rationalvermögen des badiſchen Staats.und Bold, ſo ſtellt ich 
heraus, daß der Werth an bewirthſchaftetem und benugtem Lande die Summe von 724 Milk - 
erreiche, daß der Viehſtand zu 35,000,000, Salz und Mineralien zu 22,500,000, Gebäude 
zu 342,257,000, Straßen, Brüden, Gifenbahnen u. vergl. zu 60,000,000, ver Werth . 
der Gewerbe zu 170,080,000, das Mobiliarvermögen zu 34,000,000, die im Auslaude 
ſtehenden Geldcapitalien und auswärtigen Gefälle zu 8,000,000, das. gefammte Nationalvermoͤ⸗ 
gen alfo zu 1,393,600,000 Glon. rhein. anzunehmen fei. Das Nationaleinkommen aber beträgt 
vom Grunud und Boden 85,000,000, vom Viehſtand 25,500,000 und vom Verkehr mit dem 
Auslande 2 — 3,000,000 Glon., wovon aber die Cultur- Fütterungs- u. dergl. Koften 
mit drei Fünftel vom rohen Ertrage abzuziehen find. Die ſämmtlichen Communaleinnahmen 
der Gemeinden des Großherzogthums beliefen fid vor Eurzem auf 17,400,000 Slon., wäh: 
rend vie Ausgaben (darunter für Kirchen und Schulen 617,680) nur 15,576,000 Glon. betru⸗ 
gen. Die Gemeindeſchulden erreichten die Summe von 12,234,300 ®lon. , wogegen das active 
Gommunalvermögen 101,204,978 ton. ausmachte. Im Iahre 1850 ergaben ſich an ſämmtli⸗ 
den Steuercapitalien der Gemeinden 744,877,955 Ofon., wovon 96,956,116 auf die Ausbürz 
ger kamen. 

Baden befipt aber neben dem materiellen auch in geiftiger und moraliſcher Beziehung ein’ 
fehr reiches Nationalvermögen;; denn kaum wird ſich ein anderer deutſcher Staat verhältnißmä⸗ 
Pig einer ſolchen Intelligenz und Bildung feines Volkes und folder Mittel und Anftalten für 

Erziehung, Bildung und Wohlthätigkeit erfreuen önnen, wie fie dad Großherzogthum nade 
weil. An Gelehrtenſchulen iſt e8 nur beinahe zu reich, da dieſelben eine ſolche Menge junger, 
Leute zum Stuviren verlodten, daß die Regierung bie Prüfungen überaus verſchärfen mußte, 
um die vielen Anwärter auf Staatövienfte möglicft zurückzudrängen. Das Sand befigt zwei 
Unkeerfitäten, von denen die heidelberger, beſonders ausgezeichnet durch ihre Lehrer in ver Medicin. 
in von Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften, immer zwiſchen 500 und 600 Stubenten (meiſtens 
Kusländer) zählt, währenn die freiburger ſelten über 300 aufweiß (im Jahre 1830 hatte fie 
622). Sodanır befigt Baden ſieben Lyceen, fünf Gymnaſien und drei Bäbagogien; eine poly⸗ 
techniſche Säule, deren Ruf erfreulihft zunimmt, ſodaß ihre Schülerzahl feit kurzem von 300 
auf 400 (worunter gegen dritthalbhundert Ansländer) geftiegen ift; ein katholiſches Prieſter⸗ 
ſeninar, ein esangelifäes und zwei katholiſche Lehrerſeminarien; ein Blinben = und ein Taub⸗ 
funmenimftttut; eine Miitärbitpungsanftalt und eine Veterinärſchule; eine Maler-, eine Agri⸗ 
aftur=, mehre Gewerb⸗ und 24 Höhere Bärgerfulen ; 13 weibliche Lehranftalten ober Toͤch⸗ 
iaſulen, zahlreiche Privatlehrinſtitute und endlich gegen 1990 Etementarſchulen, zuſammen 
alfe mehr als 2000 Grziehungs⸗ und Vilbungsanſtalten. Daneben beſteht theils in Verbin⸗ 
bang ait den Beinen Un lwerfitaͤten und andern Schulen, theils unabhängig von ihnen eine große 
Okt Eeriton. II. : 5 a. 
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Baht von Anfalten für Wiſſenſchaft, Kunft und Alterthum, namentlich brei bebentende Bihlier 
thefen (mit betraͤchtlichen Haudſchriften und Antiquarien), melde zuſammen wenigfiend 335,000 . 
Bände enthalten; ferner gegen 30 weitere Bibliotheken von Belang , viele naturwiſſenſchaftliche 
Anſtalten und Sammlungen (worunter drei botanifche Gärien); zwei Gemälvegalerien und 
zwei ftänbige Hoftheater (zu Karlsruhe und Manheim); endlich mehre Zeitfcgriften und eine 
Reihe von Zeitungen und Localblättern. Alles aber übertreffen das Stiftungswefen und vie 
Wohithätigkeitäpflege. Baden zählt (außer einer Menge von gewöhnlichen Armenhäufern, von 
Bereinen für Gefangene und verwahrlofte Kinder, für Witwen und Waiſen, Arbeit6- und 
Heimatloſe) 95 Ortö = und Bezirksſpitaͤler, deren Gefammtvermögen ſich auf etwa 8,180,000 
Gldn. beläuft, und befigt ein Stiftungsvermdgen von mehr als 82 Mill., welches faſt täglich durch 
neue Stiftungen vermehrt wird. 

D. Die Staatsverwaltung. Übergehend zur Darſtellung der badiſchen Staatsver⸗ 
waltung, haben wir zunädft pas unmittelbar unter dem Landesfürſten ſtehende Geheime Ca— 
binet aufzuführen, mit deſſen Leitung ein Gabinetörath betraut ift und welches bie unmittel- 
baren Entföliegungen, Befehle und Anoronungen des Großherzogs, namentlich Die Gnaden⸗ 


ſachen ausführt und feine hauptfächliche Thätigkeit durch Die Audienzen erhält. 


v 


Das Staatsminiſterium, beftchend aus einem Staatsminifter und vier Minifteriumsprä- 
Rventen unter dem Vorſitze des Großherzogs, bilnet die oberfte Behörde ver Staatsverwaltung 
und hat in feinem Gefchäftöfreife die Vorberathung aller Angelegenheiten der Berfaflung und 
Geſetzgebung, die wichtigern Angelegenheiten des Deutſchen Bundes und der Standesherren, die 
Verhandlungen mit den beiden Kammern ver Landftände, die organifchen Verorbnungen und 
deren authentifche Interpretation, alle Gompetenzftreite zwiſchen Juſtiz⸗ und Adminiſtrativſtel⸗ 
Ien , die Beſchwerden über die Minifterien und endlich nie Oberauffiht über ſämmtliche Landes⸗ 
gerichte und Verwaltungsbehörden. Die unter dem Staatöminifterium ſtehenden Gentrafbe- 
Hörben find die fünf Departementöminifterien: 1) des großherzoglichen Hauſes und der auswär- 


. tigen Angelegenheiten, 2) der innern Angelegenheiten, 3) der Finanzen, A) der Milttärfachen, 


5) ver Juſtiz. Dazu kommt 6) die Oberrechnungskammer mit dem Range eines Minifleriums 
and mit Sig und Stimme ihres Präflventen im Staatsrathe. 

Der Geſchäftskreis des Miniſteriums des großherzoglichen Haufes umd der auswärtigen 
Angelegenheiten umfaßt die Handhabung und Wahrung der politifchen Interefien des Staats 
und regierenden Hauſes, beſonders die diplomatiſchen und Bundesſachen. Unter ihm ftehen : 
4) die großherzoglichen Geſandtſchaften beim Deutſchen Bunde, in Baiern, Öfterreih, Preußen 
(zugleich für Hannover), Würtemberg (zugleich für die Schweiz) und in Frankreich; 2) die Han⸗ 
delsconfulate zu Bremen, Hamburg , Amfterdam, Antwerpen, Rotterdam, Oſtende, Stras— 
burg, Bordeaux, Saure, Lyon, Marfeille, Nizza, Liffabon, Neapel, Trieft, VPetersburg, Lon- 
don, Liverpool, Neuyork, Nenorleand und Rio de Janeiro; 3) die Adminiſtration der Ver— 
kehrsanſtalten ober die Direction ver Poften und Eiſenbahnen, welde die Generalpoſtkaſſe, vie 
Infpectionen des Eifenbahntransports, der Eifenbahnmagazine und Werfftätten, die Poft- und 
Eifenbafnämter unter fich hat. 

In den weiten Geſchaͤftskreis des Minifteriums des Innern gehören neben den organifa= 
tionsmäßigen Geſchäften der innern Berwaltung die ven Geſammtſtaat berührenden Stiftun= 
gen und Anftalten, die Generalwitwen = und Brandaffecuranzkaffe, vie Gratial- und Armen- 
fonds , Babeanflalten und Irrenhäuſer. Die dem Minifterium untergeorhneten Behörden und 
Anftalten find: 1) der evangelifche und ver Eatholifche Oberkirchenrath für die Verwaltung ber 
Gultus= und Kirhenvermögensfaden, jever befonders mit einem Director, und für bie Unter- 
richtsangelegenheiten gemeinfchaftlich als Oberſtudienrath, ebenfo mit einem Director; unter 
ihnen Reben alfo die Defanate, Schulen, Stiftsſchaffneien, Stiftungsverwalter; 2) die Sani= 
tät8commiffion als vberaufſehende Behörbe in Medicinalſachen, unter welcher die Amtsphyſicate 
und Amtschirurgate ſtehen; 3) die Oberbirection des Wafler- und Straßenbaus, welder die 
Waffer- und Straßenbezirköinfpectionen, die Wafler- und Straßenbaufafle und vie Eifenbahns 
centralkaſſe umtergeorbnet find; A) das Generallandesarchiv mit den ältern Acten bis 1806, mıit 
fümmtlihen den Staat betreffenden Urkunden bis zur Gegenwart und mit einem reihen Schatze 
hiſtoriſcher Arhivalien; 5) der Verwaltungsrat der Generalwiiwen- und Branbfafie; 
6) die Genvarmerie, welcher die Handhabung ver Öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
im Lane obliegt; 7) vie Gentralftelle für die Laudwirthſchaft, unter ber dad Laudesge⸗ 
Fät und die landwirthſchaftlichen Schulen zu Hochburg und Karlsruhe flehen;.8) ver Obers 
rath der Iſraeliten, welcher unter dem Vorfige eines landesherrlichen Commiſſars bie reli⸗ 
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stöfen, kirchlichen und weitlichen Angelegenheiten der Iſraeliten zu leiten bat; 9) vie Laudee⸗ 
unbverfitäten; 10) die Heil- und Pflegeanftalten zu Pforzheim und Illenau, vie polizeiliche 
Bermahrungsanftalt zu Kißlau und das allgemeine Waiſenhaus zu Lichtenthal. 

Daß Tinanminiftertum, vie oberfle Leitungs- und Aufſichtsbehörde über alle Finanz⸗ 
Tachen des Staats, hat unter fi: 1) die Eentrallaffen zu Karlsruhe, Manheim und Freiburg ; 
2) die Amortiſations⸗, Zehntſchulden⸗ und Eifenbahnfihnlventitgungstafle; 3) die Hofdomä= 
nenkammer, ald Berwaltung ver ſämmtlichen Domänen (357 Gebäude zu 2,829, 316 Gldn. ver⸗ 
anfdiagt, 47,547 Morgen an Grundſtücken und 66,635 Gldn. an Befällen, mit einer Rein⸗ 
einnahme von 592,963 Glon.); A) die Dirertion der Forſte, Berg- und Hüttenwerfe, über 

110 Bezirköfbrkereien (mit 243,352 Morgen Wald) und 10 Berg: und Güttenämter (mit 125 
Gebäuden von 1,102,534 Glon. Werth); 5) die Steuerdirection für alle direeten und indiree= 
ten Steuern, über 34 Obereinnehmereien und bie Salinenverwaltungen zu Dürrheim und 
Rappenau ; 6) die Zolldirection mit fieben Hauptzoll- und neun Hauptſteuerämtern; 7) bie 
Baupvirection mit 14 Bezirksbauinſpectionen; 8) die Müngverwaltung zu Karlsruhe. Das 
badiſche Finanzweſen zeigt und folgende Ergebniffe: Nach Abzug der Betriebökoften werden für 
das Budget von 1856 — 57 je aus den Domänen 1,184,881 , Forſten 1,437,041, Hütten 
and Bergwerfen 786,443, aus den Steuern 6,567,800, Salinen 1,340, 683, Zöllen 2,798,763 
und vermifchten Einnahmen 1,345,229, im Ganzen alfo 15,460,842 Glon. gewonnen. &# 
falten daber auf jeven Kopf an Steuer 8 Glon. Die ordentlichen Ausgaben betrugen für 
41856 die Summe von 15,625,380 und für 1857 dte etwas geringerevon 15,615,094 @lon. Die 
Berwaltung des Miniftertums des Innern koſtet 3,687,085, jene des Kriegsminifteriums 
2,A49,465 , die des Juftizminiftertums 936,123 und die des Finanzminiſteriums felbft 
2,244,779 Son. Die badiſche Staatsſchuld, melde zur Beftreitung ver Staatsbedürfniffe alle 
mälig angehäuft werben mußte, belief fi im Beginne des Jahres 1856 auf die bedeutende 
Summe von 35,747,697 Glon., wovon für den Domanialgrundftort 12,000,000 und als Pa⸗ 
piergeld 3,000,000 unverzindlich verblieben find. Daneben betrug damals die Eifenbahnſchuld 
40,580,493 @lon. ; die gefammte Staatoſchuld des Großherzogthums erreichte fomit Die Summe 
von 76,328,190 Glon., melde zu ihrer Berzinfung und vertragsmaͤßigen Tilgung über 10 Proc. 
aller Staatsausgaben mit 1,479,162 Glon. erfodern. Die Amortifationskaffe für die erftere 
beider Staatoſchulden befgß am 1. Ian. 1850 6,819,859 Glon. Activa. 

Dad Kriegsminiſterium bildet unter feinem Präflventen ein Gollegtum, welches aber 
zur Gefäftsführung in drei Sertionen zerfällt, von denen vie militärifche das Perfonelle der Of⸗ 
giere und Mannſchaft, vie Recrutirung, das Ausrüſtungs- und Übungswefen, die Militärhil- 
dungsanſtalten, bie Bundesmilitär- und Seftungsangelegenheiten, die dkonomiſche vie Trup⸗ 
penverpflegung, pad Bau=, Sanitäts= und Hospitalweſen, die Quartier- und Marſchſachen, 
We juriſtifche die Mechtögefchäfte des Minifteriums, die Heirathö=, Penfiond- und Gna- 
denfachen beforgt; legtere bildet unter Beizug eines Auditors auch das Militärobergericht in 
Straflahen der Kriegsbeamten und unter Beizug von brei Eiviljuftizbeamten als Oberkriegs⸗ 
gericht die zweite Inftanz in Civilſachen der Militäcperfonen. Unter vem Kriegsminifterium 
Reben: 1) vie Zeughausdirection, 2) das Montirungscommiffariar, 3) die Hauptmagaginver- 
waltung , A) die Baubirection, 5) die Sanitätsdirection, 6) bie Hauptkriegskaſſe, 7) die Milt- 
taͤrwitwenkaſſe, 8) die Rerrutirungsoffiziere, 9) die Kafernen= und 10) die Hospitalverwal⸗ 
tumgen. Das badiſche Militärweſen hängt von den VBeftimmungen ver Deutſchen Bunbesver- 
fenımlung ab. Das Gontingent des Grofherzogthums beträgt nad) der Bundesmatrifel von‘ 

- 4842, worin die Einwohnerzahl deſſelben auf 1,000,000 angenommen worben (mad für alle 
Bun desleiſtungen maßgebend iſt), für ven Fall des Kriegsfußes 15,000 Mann und zur Erſatz⸗ 
mannſchaft 1667, im Ganzen alfo (ohne die Nichtſtreitenden) 16,667 Mann. Diefe bilven die 
weite Diviſton des achten Armeecorps der deutfchen Bundesmacht. Hierzu ftellt die Infanterie 
diviſion vier Regimenter je zu drei Batailfonen, ein Grenadierreglment zu zwei Bataillonen, au 
Füfllieren drei und an Jägern ein Bataillon (zufammen 11,176 Mann), die Gavalerie aber 
drei Regimenter in einer Brigade (zufammen 1875 Mann) und pie Artillerie ein Regiment zu 
68 Batterien (zufanmen 1768 Mann), wozu eine Compagnie Pioniere (zu 150 Mann) und 
ver Generalſtab (mit 25 May) fommen. Der Friedensfuß dagegen verlangt in Baden nur 
7691 Mann, welche vier Infanterieregimenter zu 48 Gompagnien, drei Dragonerregimenter 

n12Säwabronen, ein Attillerieregiment (mit einer veitenden, vier Fuß⸗ und zwei Feſtungsbat⸗ 
tertın), eine Pionie reompagnie, eine Jeughausarbeiter⸗ a ee Das 
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Militaͤrbudget fuͤr die beiden Jahre 1856 und 1857 weiſt nach an Staatsaufwand Fhr ven laufen⸗ 
den Dienſt (ganz gleich) 2, 193,217 und für früher geleiſtete Dienſte dort 267,244 und hier 
255,545, für Benflonen dort 254,198 und hier 242,499 Glon. J 

Das Juſtizminifſterium umfaßt in feinem Geſchäftskreiſe die Aufficht über vie Juſtiz⸗ 
abminiftration überhaupt (nur daß ihm feine Einwirkung auf bie einzelnen Rechtsſachen zu= 
ſteht), die unmittelbare Leitung über das Lehnwefen, die Amtöreviforate und Strafanftalten; 
unter ihm ſtehen das Oberhofgericht zu Manhein und bie Hofgerichte der ˖ vier Landeskreiſe zu 
Konſtanz, Freiburg, Bruchfal und Manheim. Was die Rechtspflege betrifft, fo bilden in bür- 
gerlihen Sachen die Stabt- und Bezirksämter die erfte, die Hofgerichte pie zweite und das Ober: 
hofgericht die dritte Inſtanz, während in Straffahen alle Unterfuhungen durch die Bezicksim- 
ter (und Auditorate) geführt werben und, die Aburtheilung nad den Competen zbeſtimmungen 
des Geſetzes von 5. Febr. 1851 durch Schwurgerichte, Hofgerichte und Bezirksaͤmter geſchieht, 
und der Recurd von legtern in die Hofgerichte und von dieſen an daB Oberhofgericht, wie an 
dieſes auch die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ſchwurgerichtliche Urtheile. Bei Vorunterfuchungen 
wirken die Staatsanwälte nicht mit; bei ſchwurgerichtlichen Sachen beginnt ihr Amt erſt nach 
Beendigung der Vorunterſuchung, bei hofgerichtlichen aber, wenn eine muͤndliche Schlußver⸗ 
Handlung flattfindet. Befreite Gerichtöftände gibt e8 weder in bürgerlichen noch Strafſachen; 
das Militär aber hat feine befondern Gerichtsbehoͤrden. Zur Statiſtik der Rechtspflege erſchei⸗ 
nen durch das Suflizminifterkum von Seit zu Zeit Überfichten der Civil- und Triminalrechts⸗ 
pflege, deren man bereit# für 1829 — 47, 1840 — 43 und 1852 befitt. 

Was endlich die kirchliche Verwaltung betrifft, fo umfaßt die evangeliſche Landeskirche, an 
deren Spige ver Großherzog ſteht und welche durch den evangelifchen Oberkirchenrath (worin 
der erfte der Räthe ven Titel „‚Prälat” führt) geleitet wird, 329 Kirchengemeinpen mit 369 Fi⸗ 
lialen. Diefe werden in 28 Didcefen getheilt und von deren Defanen beauffichtigt und zählen 
456 Kirchen und Kapellen und A16 Geiftliche. An den Defanatöfigen werben von den Kirchen⸗ 
älteften alle · drei Jahre Specialfynoden abgehalten ; die Generalfynode repräfentirt aber die ger 
fammte evangelifche Landeskirche; die jüngfte ift 1855 abgehalten worben und hat die landeshert⸗ 
liche Sanction 1856 erhalten. Die Kirchen = und Schulviſitationen finden alle zwei Jahre ftatt. 
Der evangelifche Eultus koſtet dem Staate jährlih 40,000 Glon. An der Spige ver katholiſchen 
Kirche fteht ver Erzbiſchof zu Freiburg (Metropolit der obercheintfchen Kirchenprovinz) mit 
feinem Domcapitel; fe zählt 734 Kirchengemeinden und 2702 Filiale mit 1411 Kapellen, 
welche in Lanbcapitel ober bifhöfliche Dekanate eingeteilt find und durch 1053 Geiſtliche ver- 
fehen werben. Die katholiſchen Schulen, deren es in 1252 Gemeinven und 75 Schuloifttaturen 
1309 gibt, ftehen unter den Oberklrchenrathe. Diefem liegt auch vornehmlich vie ſtaatliche Lei- 
tumg der Externa ob, worin er aber, wie in allen wichtigen Sachen, von ven Befchläflen des 
Miniſteriums des Innern abhängt. An der Spige der iſtaelitiſchen Kirche, welche 15 Bezirks⸗ 
— zaͤhlt, ſteht der Oberrath, deſſen Geſchäftskreis unter das Miniſterium des Innern 
gehört. 


Die beveutendften und empfehlenswertheften Werke uͤber das Großherzogtfum Baben im 
Allgemeinen wie Über größere Theile veffelben find in chronologiſcher Ordnung folgende: 
Scyöpflin, „Historia Zaringo -Badensis” (7 Bde., Karlsruhe 1703 — 66), und fein Über- 
feger und Ergänzer Sachs, „Einleitung in die Geſchichte der Markgrafihaft Baden“ (5 Bde., 
Karlsruhe 1764 — 73); Moſer, „Einleitung in das markgräflich badiſche Staatöredgt‘ 
(Frankfurt und Leipzig 1772); Gerbert, „Histor. Silvae Nigrae“ (3 Bde., St.-Blafien 
1783 — 88); Kreuter,Geſchichte der vorderöſterreichiſchen Staaten‘ (2:Bhe., St.⸗Blaſien 
1790); Neugart, „Episcopat. Constantiensis” (Thl. i, St.-Blaſien 1805; Thl. 2 wird 
gegenwärtig zum Drude vorbereitet); Müller, „Geographiſch- ſtatiſtiſch- topographiſche Be- 
ſchreibung des Kurfürftenthums Baden“ (Karlsruhe 1804); Kolb, „Hiſtoriſch-ſtatiſtiſch⸗ 
topographifces Lexikon über das Großherzogthum Baden“ (3 Bhe., Karlsruhe 1815—16) ; 
Drais, „Geſchichte ver Regierung und Bildung von Baden unter Karl Friedrich (2 Bde., 
Karlsruhe 1816 — 18); Derfelbe, „Gemälde über Karl Frievrih, ven Markgrafen, Kurz 
fürften und Großherzog” (Manheim 1828); Pftſter, „Geſchichtliche Darftellung der Staats- 
berfaffung des Großherzogthums Baden und der Verwaltung deffelben‘ (2 Bde. Heidelberg 
1829); Heunif, „Beographifchsftatiftifch-tepographtfrhe Befihreibung des Großherzogthums 

. Baen" (GHeivelberg 1833); Bader, „Babifhe Landesgeſchichte von den älteſten bis auf umfere 
Zelten’ (Kreiburg 1836); Derfelbe, „Das badifche Land und Bol“, Zeitſchrift (5 Bpe., 
Freiburg 1838 — 56); Münd, „Geſchichte des Hauſes und Landes Fürſtenberg“ (3 Bde. 
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Aachen und Leipzig 1829— 32); Fikler, Geſchichte des Haufes Fürftenberg” (Karlaruhe1847); 
Aſchbach, „Geſchichte der Grafen von Wertheim‘ (2 Boe., Frankfurt 1845); Mater, „Bei- 
träge zur Geſchichte des badiſchen Civilrechts bis zur Cinführung des neuen Landrechts⸗ 
Belfepue 1844); GäuſſerGeſchichte der rheiniſchen Pfalz nad) ihren politiſchen, kirchlichen 
und literarifhen Berhältniffen“ (2 Bde. Heidelberg 1845); Mone, „Urgeſchichte des badiſchen 
Landes bis zu Ende des 7. Jahrhunderts” (2 Boe., Karlsruhe 1845); Vierordt, Geſchichte 
der Reformation und der evangeliſchen Kirche in Baden’ (2 Bde. Karlsruhe 1847 — 56); 
Remling, „Geſchichte der Biſchöfe zu Speier” (4 Bre., Mainz 1852— 54); Schöchlin, „Ge 
ſchichte des Großherzogthums Baden unter ver Regierung des Großherzogs Leopold‘ (Karlsruhe 
1855) ; Heuniſch und Bader, „Das Großherzogthum Baden hiftorifch = geographifch-ftatiftifch- 
topographifch” (Heidelberg 1857). Hierzu kommen die officiellen Protokolle beider landſtändi⸗ 
ſchen Kammern und das großherzögliche Regierungsblatt, ſodann die Beiträge zur Statiſtik ver 
innern Verwaltung des Großherzogthums Baden, herausgegeben vom Minifterium des Innern 
Chenrbeitet durch das neuerrichtete Statiftifche Bureau) und die Zeitſchrift des großherzoglichen 
Landesardhivs, worin die Hiftorifchen Urkunden deſſelben (bearbeitet von Mone, Dambacher und 
Bader) befannt gemacht werben. 3. Bader. 
Baden als conftitutioneler Staat, (Badiſche Verfaffung und Verfaſfungs— 
geſchichte, badiſche Landſtände.) Im den Iekten Tagen der Regierung des Großherzogs 
Karl, als deffen ſichtbat dahinſchwindende Lebenskraft bereits den nahenden Tod verfündete, 
erhoben ſich, anfangs leiſe, bald aber laut, die beunruhigendſten Gerlichte über eine bevor- 
ftehende Ländertheilung Badens. Bon verfgiedenen Seiten drohte man mit Geltendmachung 
wol ſchon früher zur Sprache gebrachter eventueller Anſprüche oder noch der Entſcheidung ges 
märtiger Vorbehalte, und Baiern zumal war es, welches, eimerfeits auf die im Nieder Vertrag 
son Sſterreich erhaltenen, doch bisher noch unerfüllt gebliebenen Zufiherungen und auf die vom 
Großherzog Karl beim Übertritt zur großen Allianz wider Frankreich eingegangenen eventuellen 
BVerpflihtumgen, andererfeits auf eine alte fponheimifche Erbeinſetzung geſtüht, einen großen 
Theil des badiſchen Landes theils unbedingt, theils für ven Fall, daß Großherzog Karl ohne 
männliche Leibeserben ftürbe, ganz unverhohlen in Anſpruch nahm. Mit Entfchloffenheit und 
Kraft Hatte der Franke Fürft ſolche Anfprüche zurückgewieſen und mit edler Zuverſicht von der 
phyſiſchen ͤbermacht ver Gegner an die moralifhe Gewalt der öffentlichen Meinung appellirt, 
und folde Appellation hatte auch den entſprechendſten Eingang gefunden bei allen Denkenden 
in der Nation und auswärts. Doc ſchien noch räthlich, das eigene, von Zweifeln, Beforgniffen 
und mwiberftreitenden Gefühlen zerriffene, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft mit unftätem 
Blick durchirrende, dem größern Theil nach erjt feit kurzem Baden angehörige Wolf durch ein 
neues fefted Band an das Negentenhaus zu Fnüpfen und mit Begeifterung für veffen etwa nö— 
thige Vertheivigung zu erfüllen mittels der lebendigen Idee eines gemeinjamen Vaterlanves. 
In diefem Sinne ward ihm eine landftändifhe Verfaſſung verliehen (unterm 22. Aug. 1818) 
und bie Zeit der Gröffnung des erften Landtags auf den 1. Febr. 1819 feftgefegt. 
Diefe urſprünglich zwar blos oetroyirte, doch durch den ihr gewordenen jubelnden Empfang 
im Lande und durch die thatfächlich ausgeſprochene und auch eivlich befräftigte Zuftimmung ver 
zuerft einbernfenen Stände und aller nahgefolgten Kammern ihren Hauptinhalt nach (mithin 
unbeſchadet der Anſprüche auf Bervolfftändigung, zeitgemäße Fortbildung oder wenigftens dem 
ihr im Ganzen einwohnenden Geiſt eniſprechende Auslegung) mit dem Charakter einer vertrags- 
weiſe zu Stande gekommenen bekleidete Verfaffung trägt in ihren Grundbeſtimmungen das 
Gepräge rein conftitutionefler, d. h. dem echten Repräfentativfoftem huldigender Ideen, doch 
freilich auch vermiſcht mit unlautern, theils der Ängſtüchkeit, theils dem abfolutiftifchen oder 
dem ariſtokratiſchen Intereſſe dienenden Zufägen und nähern Beſtimmungen, welche mehr 
mals Dasjenige, was die allgemeinen Verheifungen befagen, wieder zurücknehmen oder weſent- 
lich befäränfen, oder der ungünftigften Deutung preisgeben und durch alles Dies pen Beweis mit 
fi führen, daß der urfprünglice, ſicherlich einem edeln, echt Liberalen Geift entfloffene 
Entwurf unter den Händen einer eiferfüchtigen Camarilla oder eines Collegiums von Hof: 
publiciften Berftümmelung und Abänderung erfahren hat. Cine Furze Zufammenfteflung der 
bebeutfamern Artikel diefer Verfaſſung wird foldes freilich auf noch mehr ald eine andere an— 
wendbare Urtheil rechtfertigen, £ 
„Das untheilbare und unveräußerlidhe Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil des 
Deutſchen Bundes. Alle organifhen Befhlüffe der Bundesverfanmmlung, welche die verfaſſungs- 
mäßigen Verhältniffe Deutfchlands oder die Verhältniffe deutſcher Staaksbürger im Allgemeinen 
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betreffen, machen eimen Theil des badiſchen Staatsrechts aus und werben fir alle Claſſen von 
Kandedangehörigen verbindlich, nachden ſie von dem Staatöoberhaupt verfündet worden find.” 
($.1—3.) Hier fragt e8 ſich freilich: Was ſind organifche Befhlüffe, und welde Bewandtniß 
bat es mit Befchlüffen, welde nicht zu den organiſchen zu zählen ſind oder bie von denſelben noch 
weiter gefoderte Eigenfhaft in Bezug auf ihren Gegenfland nit Haben? Die in g. 14 ber 
Schlußacte enthaltene Begriffsbeftimmung von organiſchen Einrichtungen gibt hierüber keinen 
Aufſchluß. Auch entfleht Dabei nothweudig die Frage: Wie verhält e8 fih im Allgemeinen mit 
denjenigen Beflüffen, wozu nad der Bundes= oder Schlußacte Stimmeneinhelligkeit erfoder⸗ 
lich iſt, demnach auch der badiſche Gefandte mit einftimmen muß, damit fie Gültigkeit erlangen? 

„Der Großherzog ($. 5 und 6) vereinigt in ſich alle Rechte der Staatögewalt und übt fie 
unter den in dieſer Verfaffungsurkunde feftgejegten Beftimmungen aus. Seine Perſon ift Heiz 
lig und unverleglih. Das Großherzogthum hat eine ſtändiſche Verfaflung.” Der erfte dieſer 
Säge, entfloffen dem in der neueften Zeit aufgeftellten fogenannten „monarchiſchen Princip”, 
auch ziemlich gleihlautend mit Art. 57 der wiewol fpätern Schlußacte, wird allerdings 
durch den legten Sag in feiner praftifchen Bedeutſamkeit beſchränkt; aber bei der Zufammen- 
ffelfung ber beiden Säge entflehen die theoretifhen Fragen: ob eine wirkliche Vereinigung aller 
Rechte ver Stantögewalt in der Perſon des Monarchen verträglich fei mit der Theilnahme der 
Stände an den weſentlichſten jener Rechte, namentlid) an ver Gefeggebung und felbft au an 
der Verwaltung, und vb insbeſondere die gefeggebende Gewalt zu ihrer Vollſtändigkeit nichts 
Weiteres brauche ald die Initiative und die Sanction? ine weitläufige Erörterung diefer Fra⸗ 
gen würde jedoch zum bloßen Wortftreit führen. 

„Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt” ($. 26); doch hat bei dieſer faft in allen 
Conſtitutionen vorfommenden und von den in der Literatur wie in der Politik vorherrſchenden 
Stimmen hoch gepriefenen Einfegung die badiſche Verfaſſung einige merkwürdige Cigenthüm—⸗ 
lichkeiten. Die erſte Kammer befteht, außer ben Prinzen des Haufes, den Häuptern der ſtandes⸗ 
herrllchen Familien, dem Fatholifchen Landesbifhof und einem evangelifhen Prälaten und den 
vom Großherzog Mliebig (und zwar in der Regel nur für je einen Landtag) zu ernennenden 
Mitgliedern (deren Zahl jedoch nicht größer als acht fein darf), aud noch aus acht Abgeordneten 
des grundherrlichen Adels und aus den Deputirten der zwei Landesuniverfitäten; die zweite 
Kammer aus 63 Abgeoroneten der Städte und Ämterbezirke. Durch die völlige Ausſchließung 
des grundherrlichen Adels von dem activen und paffiven Wahlrecht für die zweite Kammer wirb 
dieſe legtere zum rein demokratiſchen Blement, wogegen das in ver erften Kammer allerdings 
obwaltenbe ariftofrutifche Element gemilvert wird und nach Umſtänden neutralifirt werden mag _ 
durch Die Ubgeorbneten ber Landeöuniverfitäten und die vom Großherzog ernannten Mitglieder, 
vondenen nämlich die erften naturgemäß zu demokratiſchen Brincipien ſich hinneigen und die letz⸗ 
ten das monarchiſche Intereffe zu vertreten haben. Diefen Beftimmungen ift wol großentheils 
die in der zweiten Kammer feit ihrer Entſtehung (mit nur kurz dauernden Ausnahmen) vor⸗ 
herrſchend gebliebene demokratiſche, d. h. ver Volksfreiheit und den Volksrechten befreundete 
(dod immer ftreng innerhalb der Grenzen der Gonflitution fi halende) Richtung zuzufchrei= 
ben, welche indeſſen die durch die Berfaflung erlaubte Wahl von Staatöbienern (deren von Anz 
beginn ſtets eine große Zahl erwählt ward) in eine miniflerielle zu verwandeln allzu Leicht im 
Stande ift, während in ber erften Kammer die act vom Großherzog ernannten Mitglieder (zu= 
mal wenn fie aus vem Abel genommen werben) nicht ſtark ober doch meift nicht geneigt genug 
find, eine compacte ariftofratifide Oppofition der Standes- und Grundherren zu neutralifizen. 
Diefe Iegtgenannten Herren find mit dem 21. Jahre flimmfähig und mit dem 25. wählbar. 
Die Wahl gilt jedesmal für acht Jahre. Die Mitglieder ver zweiten Kammer dagegen müffen 
mindeſtens 30 Jahre alt fein. Sie werden von frei aus den Bürgern des Difrictö zu erwäh⸗ 
Inden Wahlmännern (melde 25 Jahre zählen müſſen) nad einer mit Umſicht verfaßten - 
Wahlordnung erwählt, müflen einer der drei hriftlihen Gonfeffionen angehören. und 
10,000 Gldn. Steuercapital befigen. Sie werden auf acht Jahre ernannt, und alle zwei Jahre wird 
die Kammer zu einem Viertel erneuert. Alle zwei Jahre muß auch eine Ständeverfammlung ſtatt⸗ 
finden. ($. 26—46.) Es befteht ein landſtändiſcher Ausſchuß, deflen Wirkfamkeit jedoch ſehr 
beſchränkt und in der Regel nur auf die Prüfung der Amortifationskafferehnungen, ausnahms⸗ 
welſe aber auch auf Gontrahirung Fleinerer und dringenderer Anlehen fi beziehend iſt. ($. 51, 
57, 63.) Über alle dieſe Beflimmungen, ſowie über Die Verfügungen, daß der Großherzog den 
Präfiventen der erften Kammer ernennt, jenen ber zweiten aber auß brei ihm vorzufchlagenden 
Candidaten erwäßlt, daß er die Ständenerfammlung einberuft, vertagt und auflöfen kann, daß 
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die Abgeordneten Keine Inſtructionen von ihren Committenten annehmen und keinen Stellver⸗ 
treter ernennen dürfen, und mehre andere wollen wir, ba ſolche Beſtimmungen theils minder 
wichtig, theils in der Regel vorkommend, nichts Weiteres bemerken. Auch die von der Wirkſam— 
keit der Stände handelnden Paragraphen (35—67) und jene, welche die Formen der Berathungen 
regeln ($. 68— 78), find großentHeils ühereinflimmend mit den entfprechenden Artikeln ver fran- 
zoöͤſiſchen Charte, nur genauer angepaßt ven Verhältniffen des kleinern badiſchen Staats, mit- 
unter auch einige befonbere Eigenthirmlichkeit barbietend. So ift zwar für den Großherzog die 
Feſtſetzung einer Eivillifte (melde ohne Bewilligung ver Stände nicht erhöht und ohne Bewil⸗ 
ligung bes Fürften nicht geminvert werben kann) verordnet und ver überſchüſſige Ertrag der 
Domänen ber Beitreitung der Staatslaſten gewidmet, auch die Veräußerung von Domänen 
ohne Zuftimmung ber Stände verboten, doch ſolche Domänen zugleich zum Patrimonialeigen- 
thum des Regentenhaufes erklärt worden. Das Auflagengefeg ſoll jeweils für zwei Jahre ge⸗ 
geben uub mit dem Staatsbudget auch die detaillirte Nachweiſung über die Verwendungen in 
ber legtverflofienen Budgetöperiove vorgelegt werben. Die Stände koͤnnen die Steuerbewilligung 
nicht an Bedingungen knüpfen. Im Falle der Auflöfung dürfen Die alten Steuern noch ſechs 
Monate nach Ablauf der Verwilligungszeit forterhoben werben. Finanzgeſetze gehen zuerſt an 
bie zweite Kammer und Eönnen erſt, wenn fie von biefer angenommen werden, am bie erfte Kam⸗ 
mer zur Abftimmung Über Annahme oder Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abänverung ges 
bracht werben. Tritt die Mehrheit ver erſten Kammer dem Beſchluß der zweiten nicht bei, fo 
werden die Stimmen beider Kammern zufanmengezählt und nach ver abſoluten Mehrheit folcher 
zufammengezählten Stimmen der Staͤndebeſchluß gezogen, Die beiden Kammern können weder 
im Ganzen noch durch Commiſſionen zufammentreten, fonbern haben ſich nur gegenfeitig ihre 
Beſchlüſſe mitzutheilen und flehen fonft nur mit dem Staatsminifierium in umm! Ge⸗ 
ſchaͤftsberühtung. Deputationen bürfen ſie nur, jede beſonders, nach eingeholter Erlaubniß an 
ven Großherzog abordnen. Die Sitzungen beider Kammern find oͤffentlich (eine köſtliche Be— 
ſtimmung, welde jedoch dadurch in ihrer Wirkung geſchmälert wird, daß nicht nur anf das 
Begehren der Regierungscommiſſarien, wenn biefelben geheime Eroͤffnungen machen wollen, 
fonbern auch auf dad Verlangen von drei Mitgliedern, wenn benfelben ein Viertel der übrigen 
Mitglieder beitritt, pie Sigungen in geheime verwandelt werben müſſen). Nur vie landesherr⸗ 
lichen Commiſſarien (in jeder Sigung haben dieſelben Zutritt) und die Berichterftatter ver Com⸗ 
miffionen dürfen geſchriebene Reden ablefen, alle übrigen Vorträge find münplih. Man flimmt 
laut ab mit ven Worten ,‚Einverflanden oder „Nichteinverſtanden“. Die erfle Kammer wird 
durch die Anweſenheit von 10, vie zweite durch jene von 55 Mitgliedern vollzäglig. Vei Ver⸗ 
faffungs -Abänderungen oder Erläuterungen over Ergänzungen ifl die Anwefenheit von prei Vler⸗ 
theilen der Mitgliever und die Zuflimmung von zwei Drittheilen der Anwefenden notwendig. 
Wir gehen nun zu ben Hauptpunften über. „Bu allen anbern, die Freiheit der Berfonen 
ober das Cigenthum der Staatangehörigen betreffenden allgemeinen neuen Lanbeögefegen uber 
jur Abänderung oder authentiichen Erflärung der beſtehenden iſt die Zuſtimmung ber abfolnten 
Mehrheit einer jenen der beiven Kammern erfoderlich.“ ($.65.) Um die praktiſche Bedeutſamkeit 
dieſes hochwichtigen Paragraphen zu würbigen, ift nothwendig, ihn im Zufammenhang mit den 
nachfolgenden Paragraphen 66 und 67 zu betraditen. „Der Großherzog (fagt $. 66) beftätigt und 
promulgirt die Gefege, erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erfoderlichen, die aus dem 
Aufſichts⸗ und Verwaltungoͤrecht abfließenden und alle für bie Sicherheit des Staats nöthigen 
Berfügungen, Reglemenis und allgemeinen Verordnungen. Er erläßt auch ſolche, ihrer Natur 
nad) zwar zur fländifgen Berathung geeignete, aber durch das Staatswohl dringend gebotene 
Verordnungen, deren vorübergehenver Zweck durch jede Berzögerung vereitelt würde.” Welches 
find nun die aus dem, Aufſichtsrecht abfließenden Verordnungen? Welches find vie zur „Sl⸗ 
cherheit des Staats‘ nöthigen? Dieſe legtgenannten, welche Art. 14 der franzöflfegen Eharte 
gleichfalls vem Könige anheimftelfte, find, wenn man bafür einen meiten Begriff aufftelit, töptenn 
für alle Sicherheit der conftitutionellen Rechte und daher auch für jene des Throns ſelbſt. Die Aus- 
dehnung ihres Begriffs hat die Polignae ſchen Ordonnanzen und damit die Julirevolution herz 
vorgerufen; eine nähere Beflimmung thut daher wol dringend noth. Aber aud das Recht der 
proviſoriſchen Gefeggebung, wiewol der Schlußfag des Paragraphen vafielbe behutfam eins 
ſchränkt, konnte durch ein despotiſch gefinntes Minifterium allzu leicht misbraucht werben zu 
maßlofer Verfümmerung der landſtändiſchen Wirkfamkeit und Gefährdung der ganzen Ver⸗ 
feflung. Weldes Vorbeugungs- oder weiches Heilungsmittel entHält Dagegen und Aberhaupt 
gegen Regierungsrolllfür die badiſche Verfaffung? „Die Kammern (alfo fagt $. 67) haben das 
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Recht der Borftelung und Beſchwerde. Verordnungen, werm Beftimmungen eingefloffen, wo— 
durch fie ihr Zuſtimmungsrecht für gekränkt erachten, follen auf ihre erhobene gegründete (wer 
entſcheidet hierüber ?) Beſchwerde fogleich außer Wirkfanrkeit geiegt werden. Sie konnen ven 
- Großherzog unter Angabe der Gruͤnde um den Vorſchlag eines Geſetzes bitten. Sie haben das 
Necht, Misbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer Kenumiß gelangen, der Regierung anzu= 
zeigen. Sie haben das Recht, Minifter ımd die Bitglieder ver oberſien Staatsbehörden wegen 
- Berlegung der Verfaffung oder anerkannt verfaffungsmäßiger Rechte foͤrmlich anzuflagen. Ein 
beſonderes Geſetz fol vie Fälle ver Anklage, die Grave ver Ahndung, die urtheilende Behörde und 
bie Brorebur beftinnmen.” Lauter fhöne Beftimmungen, die aber ver Schlußſatz des Paragraphen 
gefährdete! „Keine Borftellung, Veſchwerde oder Anlage (heißt es daſelbſt) kann an den Groß= 
herzog gebradit werven ohne Zuftimmung der Mehrheit einer jenen dev beiden Kammern.‘’ 
Mer kann aber erwarten, daß bri Begenflänven biefer Art die in ver polltiſchen Richtung fi 
faſt pſychologiſch nothwendig entgegengefegten Kammern leicht übereinfimmen werben? Ebenſo 
iſt man noch darüber nicht im Reinen, wie weit fid) das Regierungsrecht, proviſoriſche Geſetze 
» zu erlaffen, erſtrecke, und welches bie rechtliche Bolge ihrer Nichtvorlage an die nächſte Stände— 
xerſammlung ſei. Hierdurch und durch dad unklare Verhälmiß zum Bundestag rückfichtlich 
deffen rechtlicher Einwirkung auf die einheimiſche Geſetzgebung und Verwaltung wird dad ba⸗ 
diſche Verfaffungsrecht probiematiſch und einer deutlichern Beſtimmung äußerſt bedürftig 
Auch die durch die Conſtitution fuͤr die Badener ausgeſprochenen Zuſicherungen beſonderer 
fſtaatsbürgerlicher und politiſcher Rechte ($. 7 — 25), worunter namentlich bie ſaͤmmtlichen 
Staatsbürgern überhaupt mit wenigen, ausdrüͤcklich erwähnten Ausnahmen gewährte 
Gleichheit der Rechte und Laſten und die für die drei chriſtlichen Confeſſionen ausgeſprochene po= 
Urtiſche Gleichheit und Gleichheit ver Anfpräce auf alle Eivil: und Milttärftellen und Kirchen⸗ 
ämter, ber Schug des Cigenthums und ber perfdnlichen Sreiheit, die Unabhängigkeit der Ge— 
richte, die Unantaftbarkeit des Eigenthums auch für Öffentliche Zwecke, es fei denn gegen Ent⸗ 
fhädigung , die garantirte Gompetenz der orbentlichen Gerichte in Straffadden und Die Kodex 
zung gefeglicher Formen für die Verhaftnahme und Befangenhaltung, vie Abſchaffung der Ver⸗ 
mögensconfiscationen, wie Verheißung ver Preffreiheit, der Wegzugsfreiheit, ver Gewiffens⸗ 
freiheit, der Unantaſtbarkeit des Kirchen⸗ und Stiftungsgutes, ſowie der Dotationen der Höhern 
Eehranſtalten, die Unverletlichkeit der gegen die Staatögläubiger beſtehenden Verbindlichkeiten, 
Die Aufrechthaltung des Amortifationsfaffeinkituts, ebenfo jene der Witwenfaffen und der 
Brandverſiche rung, dann des bie Meihtönerhältniffe der Staatsdiener (in Tiberalem Sinne) re= 
gelnven Edicts nnd des die Berechtigungen ver Mediatiſtrten aufzählenden (am 23. April 1818 
‚erlafienen, jedoch niemals in wirkliche Rechtskraft getretenen) @oict$ und mehre andere, find 
‚mit Ausnahme des Iegtgenannten Punktes, als welder vielmehr der Stoff zu Bittern Streitig- 
feiten ward, für hoͤchſt wohlthätige Verheißungen zu achten, denen jedoch thells die nöthige 
Beftimmatheit, theils die no wöthigere Bürgfihaft ubgeht, und deren wahre Berwirfiihung 
dewnach blos die Fracht einer mit Aufrichtigkeit und Redlichkeit zu gewaͤhrenden Ergänzung ver 
Werfafſung und ihrer Bekräftigung durch zu ſchaffende feſtere Garantien fein Tann. 
Die erſte landſtändiſche Verfammlung wurde nad dem inzwiſchen eingetretenen Tode 
ed Großherzogs Karl von defien Oheim und Nachfolger, dem Großherzog Ludwig, im 
Mpril 1819 einberufen und beurkundete fofort durch ihr Fräftiges Wirken und durch Die rege 
‚Xheilnahme, Die berfelben von allen Selten entgegenkam, dad hoffnungsreich erwachte Öffentliche 
Reben im badiſchen Volke. Die Regierung hatte Ad} der Störung der Wahlfreiheit enthalten 
amd es traten baher echte Volksvertreter, lautere Organe ver Volksgeſinnung in ven ſtändiſchen 
Saal. Unter ihnen war ohne Widerſpruch ver ausgezeichnetſte ver Freiherr v. Liebenftein (nicht 
Grundherr und daher Mitglied der zweiten Kammer), ein Mann, voll Feuereifers für die Frei⸗ 
heit und durch fein anerlannt überlegenes Talent geeignet zur Übernahme ber Anführerſtelle, 
die ihm vertrauend und eiferſuchtslos allfeitig Überlaffen ward. Bon ihm ganz vorzüglich ging 
der Impuls aus zur Erftrebung einer thunlichſt ſchnellen Vervollſtändiguug und Bekräftigung 
der Berfaffung mittels eines energifch ausgeſprochenen Verlangens nad} denjenigen Geſetzvor⸗ 
lagen und Gründungen, welche theils ald Ergänzung oder Fortbildung, theils ald Gewähr: 
deiftung der conftitutionelfen Rechte koſtbar ſchienen. Daher wurde von Seiten ver nähern 
Breunde ober Bertrauten Liebenftein’s fait gleichzeitig eine Menge dahin zielender Motionen 
auf vie Tafel des Hauſes niedergelegt, gehend namentlich auf die gefegliche Regulirung der Mi— 
niſterverantwortlichkeit, auf Trennung ber Juſtiz von ber Aominiftration und Ginführung des 
Öffentlichen und muͤndlichen Verfahrens in bürgerlichen und peinlichen Rechtsſachen, auf Cin— 
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führung von Gefömormengerichten, auf Abſchaffung der Landes⸗ und Herrenfrohnen, anf Ber- 
beſſerung des Stnatäbienerebictd, auf einzulegende Rechttverwahrung gegen ein erſt am Vor⸗ 
abend der Landtagseroͤffnung publicirtes, für bie ſtaatsbuͤrgerlichen Gleichheitsanſprüche viel 
fach krãnkend lautendes Adelsedict, auf ein die Preßfreiheit verwirklichendes Preßgefetz, auf Her⸗ 
ſtellung einer deutſchen Handelsfreiheit, auf Milderung ver Jagdherrlichkeit u. f. w., endlich, 
welche Motion Liebenſtein jid ſelbſt vorbehielt auf Verwandiung der Naturalzehntpflicht 

in eine zu ſirirende, doch ablößtiche, ihrem bioherigen Reinertrag gleichkommende Gruͤndabgabe. 
‚Alle dieſe Anträge wurden von der Kammer beifaͤllig, viele mit Cuthufiasmus aufgenommen; 
„wehre gaben durch bie darüber zu erftattenden Berichte und die Discuffion derſelben ben wohl⸗ 
benutzten Anlaß zu der evelften und Eräftigften Sinnesäußerung der Deputirten und zu einem 
derjelben entforechenden Aufſchwung des öffentlichen Geiſtes im Volke. ‘Inter den bemerften 
Borträgen haben ganz vorzugsweiſe das allgemeine Intereſſe in Anſpruch genommen eine Rede 
Liebenſtein's über die Handelsfreiheit (merkwürdig zumal durch eine ſcharfe Kritik der biöheri- 
gem Behandlungen des Bundestaga), ſodann veffelben Bericht Über die von dem wackern Ab- 
georbneten Böinter von Heidelberg erhobene, die Verwirklichung der Preßfreiheit verlangende 
Motion und der von dem Abgeorbneten Winter von Karlsruhe (fpäter Minifler des In⸗ 
nem) erflattete vortreffliche Bericht über das Adelsedict, welcher bei ven Standes: und Grund- 
herren und ben Hofleuten ebenfo viel Zorn erregte als Freude im Volk und Beifallsruf in der 
Nation. 

Die ganz nene, ja faft ungeahnt eingetretene Erſcheinung eines fo lebenskräftigen oͤffent⸗ 
lichen Geiſtes in der zweiten Kammer und im Volke erſchreckte die privilegkrten Stände und bie 
Breunde bes Abfolutisarus. Sofort eriien ein fhroffer Antagonismus ver Richtung, als deſſen 

avoliñes Organ bie Adelslammer auftrat, und erhob ſich eine anfangs insgeheim, 
bald aber and, Äffenslich thaͤtige Reaction, an deren allzu glücklichen Beftrebungen bie durch bie 
eften Erfolge ermunterten Hoffnaugen ver Liberalen ſcheiterten. 

Zwar auch in ver Abeld- oder fogenannten erſten Kammer wären anfangs freifinnige Stim- 
men erflungen und tönten einige wenige auch bis zum Gade fort. So erhob ver Freiherr v. Türke 
‚Beim (ſpater Minifter des Auswärtigen) eine Motion auf@inleltung zu einer allgemeinen deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung, ver Freiherr v. Baden eine auf Erhebung und Veredelung des Advocaten⸗ 
ſtandes, der Bisthumsverweſer Freiherr v. Weſſenberg eine anf Beftiedigung einiger der drine 
gendſten ſittlich⸗ religtöfen Bedürfniffe im katholiſchen Theile des Landes gehende und ver Ab⸗ 
georonete der Univerität Freiburg, v. Motte, einen Antrag auf Wiederherſtellung ver (dur 
eine Reihe von Regierungsverordauugen äußerſt verkümmerten) Stubienfreiheit und einen anz 
dern auf Sanphabung der (durch yäpfklihe Eingriffe verlegten) Freiheit und Selbſtändigkeit 
der Iatholifhen Landeskirche, und es erfreuten fich alle Diefe Motionen einer geneigten Aufnahme 
und faß allgemeiner Zuftimmung. Aber allmälig änderten fi Ton und Richtung und es ges 
ſchah biefes zumal in dem Maße, wie. nach und nad) Die von ber zweiten Kammer genehmigten, 
den Anhängern bes hiftorifchen Rechts widerwärtigen Anträge an bie erſte Kammer gingen. 
Die Anträge auf Abfchaffung der Herrenfrohnen und der Raturalzehnten insbefondere gaben 
jchen zu lebhaften Verhandlungen Anlaß, namentlich als der Abgeordnete Motte durch feine 
eigenen Anträge jene ber zweiten Kammer noch überbot, d. h. in Bezug auf bie zu ſtatuirenden 
Bedingniſſe ver Abfchaffung zu Gunften der bisher Pflichtigen ein Mehres in Anſpruch nahm, 
als Die zweite Rammer geihan hatte. Schon wurbe jegt faſt unumwunden von revolutionären 
Tenden zen und Nivellirungapianen geſprochen und die Anträge nicht nur Rotteck's, ſondern 
auch ber zweiten Kammer verworfen. Lebhafter wurde die Aufregung, als die in Bezug auf das 
Adelsedict gefaftten Beſchlüſſe ver gweiten Kammer au die erfien kamen. Hier erftattete nämlich 
der Breigert v. Türkheim einen zwar fehr geiftuollen, aber zugleich höͤchſt bittern und gegen ven 

Berigterfkatter in der zweiten Kammer und gegen bie vemfelben zuflimmende Partei in der⸗ 
jelben den Bortvurf des Einebnens und Umflürzend” ausſprechenden Bericht, welcher hinwie⸗ 
ber zu fehr ſcharfen Gegenreden ver Angegriffenen in ver andern Kammer Anlap gab. Die 
Disenfion des Türkheim'ſchen Berichts und des demſelben unter dem Titel „Minoritätö- 
bericht“ entgegengeftellten Separatvotums eines Commiſſionsglieds (Rotte3), welcher das 
Bublirum mit großer Spannung entgegenfah, erfolgte jedoch nicht, weil ein Regierungsreſeript 
dieſelbe förmlich unterſagte und gleich darauf die Vertagung der Kammern ausgeſprochen ward. 

Es war nämlich auch die Stimmung der Regierung gegen die Volkskammer allmälig un⸗ 
freumlicher geworben, theils wegen ber den minifteriellen, natürlich fehr gemäßigten Verbefs 
ferungs= und Kortfchrittäglanen beſorglich voranſchreitenden Anträge der Volfövertreter, theils 
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aber und zwar vorzüglich wegen ber über bad Budget entRandenen Beriwürfniffe. Die Volks 
vertreter hielten Sparjamkeit für ihre Piltcht, während die Regierung auf unverringertem bis⸗ 
herigen Staatsaufwand befland und zum Theil denſelben noch fteigerte. Am meiſten Verdruß 
aber erregte die Verhandlung über die für die Mitglleder des geoßherzuglihen Hauſes gefoder⸗ 
ten Apanagen und Witwengehalte. Die Eivillifte felbft war mit einem Betrag von 725,000 
Gldn. ohne die mindeſte Einſprache feitgefegt worven, aber bei dev Regulirung der Apunagen 
u. f. w. (für welde im Budget eine weitere Summe von 455,000 Glon. in Anſatz gebradt, von 
der Commiſſion jedoch eine Verminderung von 112,000 ©lon. beantragt war) wurden Eins 
wenbungen oder Zweifel laut und fanden felbft einige unzarte Berührungen flatt. Dadurch 
‚wurben natürlich in ven höhern Regionen Berflimmungen hervorgebradit, welche die Reactions⸗ 
partei trefflich für ihren Vortheil zu benugen verftand. Auswärtige Einflüfle kamen dazu; ein 
großer Plan zur Niederhaltung des weit und breit erwachten dffentlichen Geiſtes gelangte zur 
Reife. Am 28. Juli ward die Bertagung der Stände auf unbeſtimmte Zeit unter unfreund- 
lichen Formen verfündet, und gleich darauf reifte der Staatominiſter Freiherr v. Berftett zu dem 
Miniftercongreß nach Karlsbad ab, mofelbft die ewig denkwürdigen, bald nachher dem Bundes- 
tag zur Annahme vorgelegten Befchlüffe zu Stande kamen, welche urplöglich eine neue Ordnung 
ber Dinge heroorriefen und tief eingegraben in den Gemüthern aller Deutichen find. Jetzt 
triumphirten die Reactionsmänner auch in Baden; die Deputirten, welche bei ihrer Heimkehr 
vom Landtage von ihren Gommittenten mit Dank und Jubel waren empfangen worben, galten 
für Revolutionäre, wurden zum Theil unter geheime polizeiliche Aufſicht geftellt, mehre, vie 
jugleih Staatöviener waren, durch Verfegung oder andere Verfolgung beftraft. Das Bolt, 
Fine fanguinifhen Hoffnungen aufgebend, fah niedergeſchlagen dieſen traurigen Dingen zu. 
Zum zweiten mal wurden die Stände im Juni 1820 einberufen, unter düſtern Vorbedeu⸗ 
tungen. Mehren Deputicten, unter ihnen Liebenftein, war ald Staatsdienern, welchen man 
den Urlaub verweigern zu dürfen behauptete, die Einberufung nicht zugegangen; ein liberaler 
bürgerlicher Deputirter (Winter von Heidelberg) war vor Eröffnung ver Kammer verhaftet 
worden, bie Regierung ſprach überall in fivengem Ton. Gleichwol gelang «8 der ruhig feften 
Haltung der Kammer, die Regierung zur Aufgebung der auf ein Beurlaubungdrecht erhobenen 
Anfprüce gu vermögen; auch wurbe Winter feiner Haft entlaffen, nachdem das Hofgericht feine 
völlige Schuldloſigkeit ausgeſprochen, worauf wieder ein freundliches, das wechfeljeitige Ver— 
trauen ausſprechendes Verhälini eintrat. In der erften Kammer hatte inzwijchen der Abgeorb- 
nete Rotteck den Antrag auf „Minderung des Preßzwangs“ (melder naͤmlich in Gemäßgekt 
der badischen Verordaungen noch Härter geworben war, als bie Karlsbader Beſchlüſſe vorſchrie 
ben) geftellt, d. b. auf Erwirfung der Zurücknahme jener neueften, die Strenge des Bundestags 
überbietenden Verordnungen, und es erlangte berfelbe durch Unterflägumg ber Freiherren v. 
Weſſenberg und v. Türfheim nad hartem Kampfe die Zuſtimmung der Majorität, bald dar— 
auf aber in der zweiten Kammer den einftimmigen Beifall. Fruͤher ſchon waren ber erſten Kam⸗ 
mer drei Gefegentwwürfe vorgelegt worden, nämlich über Ablöfung der Orundgüiten, Zinfen 
unb der Drittelspflichtigkeit, ſodann über Ablöfung der Herrenfrohnen und endlich über Auf- 
hebung ver aus der Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben, und e8 gaben fowol dieſe Entwürfe 
als auch die darüber gepflogenen Verhandlungen, obſchon fie nit allen Anfoderungen genugten, 
gleihwol einen hoffnungsreihen Beweis von dem allmäligen Voranfchreiten des Zeitgeiftes 
und von der damals aufrichtigen Beneigtheit ver Regierung zu volksfreundlichen Maßregeln. 
Diefe Verhandlungen wie aud) jene über ein gleichfalls ver erflen Rammer vorgelegtes (freilich 
nur fragmentariſches) Geſetz über die Minifberverantwortlichkeit, dann über ein anderes, bie 
Aufhebung der Vermögensconficationen ausſprechendes und mehre andere haben beineben 
einen wiſſenſchaftlichen Werth und können, fowie aud die Verhandlungen vom Jahre 1822, 
als intereffante Materialien für die Rechts⸗ wie für vie Geſetzgebungẽwiſſenſchaft gelten. Zu 
ſolcher Bereicherung trug zumal bei der von der Univerfität Heidelberg an Die Stelle ihres zuerſt 
gefandten Deputirten, Geheimen Hofraths Thibaut (welcher 1820 feine Entlaffung nahm), ab- 
geordnete Geheimerath Zachartä, deſſen eigene Vorträge ſowol als die durch feine fharfiinnigen, 
oft auch fpigfindigen Einſprachen veranlaßten Gegenreden mehrer anderer Mitgliever den Pro= 
tokollen der erften Kammer von den genannten Jahren ein bleibenderes Interefle gewähren, als 
fonft bei vergleichen Protokollen zu finden ift. 
Auch in der zweiten Kammer nahmen, nachdem ber erfte Vergleich gefchloffen war, die Ber- 
Handlungen einen fortwährend freundlichen Gang. Man vermieb beiderſeits foniel thunlich jede 
unangenehme Berührung, gewährte gegenfeitig und gelangte dergeftalt zu einem friedlichen 
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Schluß des Landtags. Alle oben bemerkten Geſetzvorſchläge, ſodann auch hie der Bitte der zwei⸗ 
ten Kammer gewährte Herabjegung ver Pilitärcapitulationdzeit von acht auf ſechs Jahre und 
mehres andere Dankenswerthe jhienen bie Bolfövertreter zur entſprechenden Willfährigfeit auf- 
jufodern. Man enthielt ſich daher auch der vom Hof geſcheuten umſtändlichen Verhandlungen 
über pas Budget und verglich ſich auf einen von dem Negierungsanfchlag in Bauſch und Bogen 
zu machenden Abzug von ungefähr Y, Mill., wofür dann bie Regierung einige fleinere Steuern 
nachließ und nebenbei den Wünfchen der Kammer wegen Dotationsvermehrung für die Hoch⸗ 
Thule Freiburg und wegen Beflerftellung der Schullehrer willfahtte. Der Schluß des Landtags 
fand am 5. Sept. flatt. Es ift nit unwahrſcheinlich, daß bie ſpaniſchen und neapolitanifcen 
Greigniffe deſſelben Jahres einen ver Volksſache günftigen Einfluß auf pie damals von der Re= 
gierung genommene Richtung geäußert, fowie fpäter die franzoͤſiſche Intervention von 1823 
umb ber darauf gefolgte völlige Triumph der Renctionspartei in Branfreich eine ganz veränderte 
Richtung hervorbrachten. 

Der zweite Landtag (jener von 1820 war nämlich blos eine Kortfegung des von 1819 ge= 
wefen) fand im Sahre 1822 flat. Er wurde eröffnet Ende März und dauerte (unges 
technet eine dreimonatliche Unterbrechung) fiber, volle Monate, nämlich bis Anfang Februar 
1823. Man Hatte Vieles von demſelben erwartet; aber die Erwartung ſchlug fehl, ohne Schuld 
ver Landſtände, namentlich ohne Schuld der zweiten Kammer, ſondern blos durch die Enpfind= 
liffeit der Regierung über eine fehr mäßige Gerabfegung ber ven Militäretat betreffenden 
Babgetöpofition. Es Hatte nämlich die Regierung für diefen Etat urſprünglich die Summe non 
1,648,000 Glon. gefobert, die Kammer aber nur 1,500,000 Glen. bewilligen zu dürfen ges 
glaubt. Die Regierung, nad) Lingerer Verhandlung der Sache, beſchränkte endlich ihre Fo— 
derung auf 1,550,000 Glon., doch mit dem Vorbehalt, daß für den Fall der Unzulänglichkeit 
diefer Summe ihr noch ein weiterer Erebit von 50,000 Glon. eröffnet werbe. Die Kammer 
verwarf einurüthigpiefen Vorſchlag, worauf der Großherzog ein in kategoriſchen Ausdrücken 
abgefaßtes Refcript an die Kammer erließ, welches mit Beziehung-auf feine Prlicht als Bundes: 
fürft die Bewilligung von jährlichen 1,600,000 Glon. ald unerlaßliche Bedingniß einer Vers 
einbarung erklärte. Die Kammer, erfennend, daß jegt nicht mehr blos eine Summe, ſondern 
ein Princip in Sprache fei und zwar ein Lebensprincip (dad Steuerbewilligungsrecht und die 
Selbfländigkeit der Volksrepräſentation), pflog darüber eine ernſte und feierliche Berathung, 
worin der Deputirte Kiebenkein (auf dieſem Landtag mehr und mehr die minifterielle Rich— 
tung verfolgend und felbft bei mehren Geſetzentwürfen als Regierungscommiſſar auftretend) 
alle Kraft feiner Beredtſamkeit aufbot, um die Rammer zur Nachgiebigkeit zu bewegen, wo⸗ 

‚gegen der erj in diefem Jahre eingetretene Deputirte v. Igflein (nunmehr an Liebenftein’s 
Stelle Führer der Oppofition) im Verein mit andern ſtandhaften Volkövertretern die Chren⸗ 
pflicht der Beharrlichfeit und dabei die Dringlikeit der Erſparung derfelben and Gerz legte. 
Rad langem Kampfe und mehrfeitigem Abfalle erklärten ſich endlich 30 Stimmen für, 29 gex 
gen das Beharren Heim frühen Beſchluß, worauf augenblicklich die Regierungscommiflarien 
den Saal verließen und am folgenden Tage ver Landtag gefhloffen ward. Ein bitter lautendes 
Manifeſt warb durch das Regierungdblatt und die Provinzialblätter ven heimziehenden Depu⸗ 
tirten nachgeſendet, worin ihrer Majorität und insbeſondere der Budgetcommiſſion die herbften 
Vorwürfe gemacht und ihnen namentlich abfichtliche Verzögerung ver Geſchäfte, Gintanfegung 
wer Intereflen ver Regierung und des Landes, vielfache Unrichtigkeiten bei Bearbeitung des 
Busgets und andere Sünden mehr zus Laft gelegt wurden. Bei dem damals herrſchenden Preß⸗ 
Zwang fonnten die Angeſchuldigten ſich nicht verteidigen, doch erſchien eine ſummariſche Recht⸗ 
Fertigung in Murhard's „Allgemeinen politiſchen Annalen” (Bo. 10, Heft 5, 1823), und acht 
Jahre fpäter, nämlich 1831, erhielten die ſchwer Berunglimpften eine. glänzende Genugthuung. 

Alles, was bie beiden Kammern während der ſiebenmonatlichen Sigung gearbeitet und, 
ſoviel von ihnen abhing, erlenigt und zu Stande gebracht Hatten, war num vereitelt und zer⸗ 
nichtet. Denn vie Regierung, in Ihrem Unmillen, fanctionicte (mit Ausnahme des noch wor dem 
Eintritt des Zerwürfniffes bereit verkündeten Geſetes über die Stubienfreiheit und einiger an⸗ 
derer, gleichfalls ſchon während bes Landtags in Wirkfamfelt gefegter Beſchlüſſe) nicht ein ein⸗ 
jiges der von ihr doch ſelbſt vorgelegten und von den Kammern angenommenen Geſetze und ge⸗ 
wäßtte nicht einen der theild von ven beiden Kammern vereint, theils von einer ober dev andern 

Kanmer allein an fie gebrachten Wünfche, Vorſchläge over Bitten. Nicht ein Monument des 
Bitten foltte diefer verhaßte Landtag zurücklaſſen; um ihn zu ſtrafen, follten auch dem ganzen 
Volle die Frůchte feiner Tätigkeit entriffen fein. 
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And Boch war die Zahl und bie Wichtigkeit der auf ihm verkandelten Gegenftände fehr groß 
geweien. Außer dem Budget, deſſen Bearbeitung, weil jegt zum erften mal die Materialien dazıe 
in wenigfiend annähernd befriedigender Vollſtändigkeit mitgetheilt wurben, fehr viele Zeit und 
Mühe in Anfprud nahm, und mehren damit in Verbindung oder Wechſelwirkung fiehenden 
Berwaltungdgegenftänden und Gefegen hatte die zweite Kanımer eine ihr vorgelegte umfaflenne 
Gewmeindeorbnung, ein ganz neues Gonferiptiondgefeg, ſodann ein auf Ahſchaffung einer An= 
zahl alter, aus dem Patrimonialſyſtem flammenver Abgaben und ein die Übernahme mander= 
lei Bezirksſchulden auf die Staatsſchulden⸗ oder Amortifationdkaffe gehendes, dann verſchiedene 
minder wichtige, theils Finanz⸗, theild Polizeis, theild Redtögefege, weiter die von ber erſten 
Kammer herübergefommenen Gejege über die Minifterverantmortlickeit und über das Ver— 
fahren in Asflagefällen und mehre andere nach reiflicher Berathung erlevigt, zudem aber eine 
Maffe von Petitionen aus allen Theilen des Landes, von denen viele hoͤchſt wichtigen Inhalts und 
tiefgehenver Erwägung, begutachtet und eine Menge inhaltöreiher Motionen (meift erhoben 
von ihren eigenen Mitglievern, zum Theil aber auch von ber erften Kammer herübergefommen) 
berathen. Die Verhandlungen über die meiften dieſer Gegenſtände in beinen Kammern find 
abermals theovetifch von hohem Interefle; wig pürfen ihrer aber, da fie des eingetretenen Zer⸗ 
würfniffes wegen ohne praftijchen Erfolg blieben, hier nicht weiter gebenken. Nur bemerken wir 
aoch, daß der Geiſt der erſten Kammer im Jahre 1822, verglichen mit jenem von 1820, als 
wejentlich verſchlimmert erjchien. Die meiften in ihrer eigenen Mitte erhobenen liberalen An= 
träge wurben durch die Majorität verworfen. Daſſelbe widerfuhr faſt allen, Die von der zweiten 
Kammer ihr gugefommen, und bie ihr von verfelben mitgetheilten Gefegentwürfe ſandte fie mit 
vielen fogenannten „Verbeflerungen“, vie aber meift weſentliche Verſchlimmerungen waren, 
dahin zurüd. Das Volksvertrauen wandte daher mehr und mehr ſich von ihr ab. 

Es folgte jegt eine traurige Periode in der landſtändiſchen Geſchichte Badens. Die Frucht- 
loſigkeit des legten Landtags, die laut ausgeſprochene Ungunft ber Regierung wiber Die Mehr 
heit der zweiten Kammer und bie fleigende Zuverficht ver Reactionspartei ſchlugen Muth und 
Hoffnung im Volke nieder, und der fortfchreitend traurigere Gang ber eurapälfchen Dinge ver= 
wüfterte noch mehr die Ausſicht in die Zukunft. 5 

Gegen Ende des Jahres 1824 gefhah, was man längft vorausgeſehen, vie Aufldjung der 
Kammern. Sie war nur darum folange verſchoben worden, um dadurch auch bie neue Wahl 
und die Einberufung ber neuen Stände zu verfchieben. Denn nach der Verfaflung hätte 
legtere noch während des Jahres 1824 geſchehen follen und jegt fand fie erft auf den 21. Febr. 
1825 flatt. Aber ven Wahlen voran gingen Reifen hochgeſtellter Staatsmänner ind Land hin⸗ 
auf und hinab, um durch mündliche. Weifungen an die Amtlente und fonflige Regierungsdiener 
dem Hofe wohlgefällige Wahlen vorzubereiten. Officielle und Privatcorreſpondenzen vernoll= 
ſtaͤndigten die Inftruction. Und es trat eine Wahlbeherrfchung ein, fo unverhüllt und bicta= 
toriſch, daß dagegen aller Eifer der Freiheitsfreunde durchaus nichts vermodte und bad ge= 
täufchte und eingeſchüchterte Volk nad) und nach in allen Wahlbezirfen (mit Ausnahme von nur 
zwei ober brei) die Namen der von ber Regierung bezeichneten Ganbivaten aus den Urnen em= 
porfteigen fah und vergeftalt bie ſchon vor dem Ausfchreiben der Wahlmännerwahl von KRaris- 
ruhe aus über das Land verbreitete Kifte der deſignirten Fünftigen Deputirten faft ohne Ans- 
nahme verwirklicht ward. So entftand vie Volkskammer von 1825. 

Derfelben legte die Regierung zundrberft ein die Verfaflung abänderndes Gefeh vor. An= 
ftatt der bisherigen von zwei zu zwei Jahren eintretenden theilmeifen Erneuerung ber Kammer 
follte jeweils alle ſechs Jahre eine Xotalerneuerung flattfinden und ber Landtag, anflatt, mie 
die Verfaflung befagte, alle zwei Jahre, in Zukunft alle drei Jahre verfammelt werben. Dex 
Bericht über dieſen Geſetzvorfchlag wurde von dem Hofrath Roßhirt von Heidelberg erftattet ; 
ver Geheimerath Zachariä (diesmal Mitglied ver zweiten Kammer) und einige andere Depu= 
tirte hielten wohlgefegte Reben dafür; drei Mitglieder (Duttlinger, Förenbach und Grimm) 
ſprachen dagegen, und das Ergebniß war, daß, mit Ausnahme ber legtgenannten brei Oppo= 
nenten, bie ganze Kammer einfimmig dem Vorſchlag applaubirte. Derfelbe ging natürlih auch 
in der erſten Kammer durch, und fo hatte das Volk fein wohlertworbenes But , zwei hoͤchſt wich⸗ 
tige Verfaflungsartifel, verloren; die Bedeutungsloſigkeit aller übrigen Artikel war einſt⸗ 
weilen durch den Geiſt der neugefchaffenen Kammer geſichert. In biefer traurigen Zeit liefen 
ſelbſt aus mehren Theilen des Landes Adreſſen an ven Großherzog ein, unterzeichnet (auf bie 
Auffoderung dienfibefliffener Amtleute) von bethörten Ortönorfländen, worin um völlige Ab⸗ 
ſchaffung ver Verfaffung oder wenigftens um Suspenfion ihrer Wirkſamkeit für die Lebenspauer 
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des wirflich regiereuden Jürſten gebeten warb; und wenn gleid; man ber Bitte zu entſprechen 
— gut fand, fo wurde doch ver Gefinnung, weicher fle entfloſſen, von oben herab Rob ge⸗ 

Bon ven Berhanblungen der Kammern in den Jahren 1825 und 1828 zu reden ift Dier- 
nach faſt überflüfflg. Sie genehmigten eben, was die Megierung ihnen vorſchiug, ja es ſchien 
igmen faft leid zer thun, daß bie Regierung nicht ein Mehres verlangte, und dieje fam faſt in 
Berlegenheit durch dad Verſchwinden jever auch nur des Mennend werthen Oppoſition. Indeſ⸗ 
fen wurden body einige der von ven Kammern von 1822 bearbeiteten Gefegentwürfe (insbeſon⸗ 
dere das Gonferiptionsgefeg, fodann jene wegen Abſchaffung einiger alten Abgaben und Über: 
nahme einer Auzahl von Bezirkoſchulden auf die Staatskaſſe, nicht aber dad Gemeindegeſet) 
dem neuen Landtage zur Genehmigung vorgelegt, auch tm Jahre 1828 ein die Abfchaffung ver 
törperlicden Züdtigungen und die Ginführung des Fallbeils anſtatt des Schwerte bei 
Todeoſtrafen außfprechennes vorgelegt, welches jedoch wegen des Widerſpruchs der erſten Kam⸗ 
mer gegen das „an die Nevolution erinnernde Fullbeil nicht zu Stande kam. 

Der Landtag von 1828 Hatte am 28. Febr. begonnen; er wurde ſchon am 14. Bai geſchloſ⸗ 
fen durch eine freundliche Thronreve, worin ſelbſt der fürftlihe Wunſch ausgedrückt ward, daß 
bri ver für ven naͤchſten Landtag nötbigen neuen Wahl die nämlichen Deputicten (die marl näm⸗ 
lich kenne an ſchätze⸗) abermals gewählt werben möchten. 

Bei der erften Stänbeverfammlung (bed Jahres 4819) war in dem von ver Regierung vor⸗ 
gelegten Budget die Summe der laufenden Einnahmen zu 9,185,288 ton. angefegt worden. 
Re ver Bertagung ver Kammern erhöhte ſich (megen ver inzwiſchen eingeführten Glaffenfteuer 
und einiger andern becretirten Mehreinnahmen) dieſe Summe auf 9,469,000 Glon. In ver 
auf Benfchfummen abgeſchloſſenen Üibereinkimft von 4830 wurden fowol die Einnahmen als 
vie Ausgaben auf jährliche 9,220,000 Blon. (in runder Summe) verringert; doch fand gleich 
im Jahre 1820 — 21 eine Überfreitung in beiden Rubrifen, jede von ungefähr 300,000 Sion. 
Rett, ungerechnet einen Ausgaberückſtand von 358,000 Glen. Das dem Landtag von 1822 
vorgelegte Budget ſetzte den Ausgabeetat auf 9,170,000 Glen. für das Jahr 1822 — 25 und- 
auf 9,125,000 Son. für das Jahr 1823 — 24 feft, es kam aber keine Vereinbarung darüber 
zu Stanse. Im Jahre 1825 waren 9,323,239 Glon. verlangt und auch bewilligt worben. Im 
Jahre 1828 wurden 9,832,200 Son. begehrt und neben venfelben noch unter dem Titel eines 
außervrdentlichen Budgets 785,000 Sion. gefobert. Die Kammern genehmigten Alles. 

Der Staatsſchuldenſtand, welder am Schluſſe des Rechnungsjahres 4818 — 19 mit Ein- 

ſchluß der unfundirten Schuld per 2 Mill. auf 16,056,000 Glen. berechnet war, betrug am 
1. Zunt 1820 (mit Einfluß des von der Ständeverfanmmlung des beiagten Jahres bewillig⸗ 
ten, theils zur Tilgung ver unfundirten Schuld, bann aber auch zu außerordentlichen Capitalhe im⸗ 
ahlungen beſtimmten neuen Anlehens von 5 Mil. Sion.) die Summe von 46,147,000 @lon., 
am legten Mat 1821 aber infolge bedeutender Capttalheimzahlungen nur noch 15,130,050 Glon. 
mb am Säluffe des Hehnungsjahres 1821 — 32 nur noch 14,583,860 Glon. Die Schulben⸗ 
tigung würde von da an einen raſchen Fortſchritt gewonnen haben, wenn nicht durch die an die 
Gtanbes - und Grundherren für aufgehobene Leibeigenſchafts⸗ und Frohnlaſten und vielne= 
ige alte Abgaben zu leiftenden Entfchäoigungen eine alljaͤhrlich ſchwellende neue Schulden⸗ 
maffe fi angehäuft hätte, fo zwar, daß tm Jahre 1851 die Staatsſchuld ſich noch auf 
415,775,080 Sten. und am Schluffe des diechnungs jahres 1833 — 34 auf 15,333,895 ton. 
(wovon jebod) der Xctivftand ver Amortifationdtaffe mit 2,358,850 Glon. abzuziehen ift) belief, 

Im Jahre 1830 (ven 30. März) ſtarb Großherzog Ludwig. Sein Bruder und Nachfolger 
Xeopolo (der ältefle von Karl Friedrichs Söhnen auß zweiter Ehe) erfreute glei bei feinem 
Regierungsantritt fein Volk durch die feterliche Zufage treuer Feſthaltung an der Gonftitution, 
wann auch durch mehre dem Lande wohlthätige Regierungsganblungen. Hoffnungsvoll blicte 
Baden, bite Deutfchland dem neuaufgehenden Stern entgegen. Die Iulitage in Paris, 
welde in vielen Ländern ber deutfchen Junge gewaltfame Voikserhebungen zur Folge hatten, 
cken Badend Ruhe nicht; man vertraute feine Hoffnungen ver bürgerfreundlichen Gefinnung 
868 jugendlichen Sürften und dem kommenden Landtag. Die Vollmacht der 4825 gewählten 
Yeputirten war erlvfchen; für den Landtag von 1851 wurden bie neuen Wahlen angeordnei 
wo bie Regierung ließ viefelben frei. Ein reges Leben buräfizdinte jept bad Volk; bie Wahlen 
Aingen faſt ohne Ausnahme im liberalen, echt confittutionelfen Sinne vor fid. Die im Jahre 
18% gewaltfam mnterprüdten Stimmen ber Verfaſſungsfreunde machten ſich Luft und legten 
Yard des Ergebniß ver Wahlen das eindringliäfte Zeugniß ab für die Geſinnung ber großen 
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Mehrheit des Volkes. Mur fehr wenige Bitglieber der vorigen Kaurmer wurden wieher 

und ebenfo nur fehr wenige ans den 29 minifteriell Stimmenden in der Schlußfigung der Kam⸗ 
mer von 1822 — 23. Dagegen wurben mehre als conftitutionell geſinnt Anerkannte in zwei 
ober mehren Bezirken zugleich gewählt und insbeſondere der Sofrath Rotteck, gegen deſſen 
Grwähtung ſowol in die erfte als in die zweite Kammer 1825 und 1828 die Mintfler mit veus 
allerheftigften Eifer aufgetreten waren, von fünf Bezirken gum Abgeorbneten in die zweite 
Kammer ernannt. Sept erhielt auch der freifinnige Hofrath Welder den edlen Ruf, als Volks⸗ 
vertretec zu wirken, in Gemeinfhaft mit faft alfen wadern Deputirten ver Kammer von 
1822 — 23 und mit einer Anzapl glei) trefflicher, jegt zum erften mal in ben ſtaͤndiſchen Seal 
tretender Männer, Die Minifter Ludwig's, v. Berftett und v. Berfheim, reichten nach ſolchem 
Wahlergebniß ihre Entlaffung ein. Unter folgen Aufpicien begann der Landtag von 1831. 

Derfelbe bietet anerkannt einen ber fchönften Glanzpunkte des conflitutionelfen Lebens in 
Deutſchland dar, und viele edle Früchte feiner zehnmonatlichen Arbeiten bleiben als Denkmale 
feines Geiſtes zurüd, obſchon die ſeitdem eingetretenen Stürme einige der koſtbarſten wieder 
zerſtört haben. Aber ver Raum biefer Blätter erlaubt und nur eine fummariſche Aufzähinng 
der Hauptergebniffe feines Wirkens. ; 

Daß erfte war die Wieverherftellung der Berfaffung. Der Abg. Ipftein erhob den darauf 
gehenden Antrag, welchem die zweite Kammer mit beinahe völliger Stimmeneinheit und bie 
erfte mit entfhiedener Mehrheit beitrat, worauf die Regierung das die Wieberherftellung (b. h. 
den Widerruf der im Jahre 1825 gefhehenen Abänderung) ausſprechende Geſetz, welchem ſo⸗ 
fort beide Kammern freubig zuflimmten, vorlegte und verkündete. Ein von beiden Kammern 
gemeinſchaftlich begangenes Feſt feierte das glüdverheifenne Creigniß 

Unter den von der Regierung aus eigener Bewegung vorgelegten Geſetzentwürfen war der 
wichtigſte ber einer umfaſſenden und auf liberale Grundſaͤe gebauten Gemeindeordnung, deren 
Berathung, zumal wegen Meinungszwiefpatts zwiſchen den beiden Kammern, fehr mannichfal⸗ 
tige und langwierige Erdrterungen mit fi führte und erſt nach ſchwerem Kampfe zu einer we⸗ 
nigftend annähernd befriebigenben Erledigung führte. Weiter Famen zu Stande ein die Land- 
tagsperioden und bie Bevollmaͤchtigungsdauer ver Debntirten genauer regelndes Geſetz, dann 
ein Gendarmeriegeſetz, ein die legten Überbleibfel ver Tortur und bie körperliche Züchtigung ab⸗ 
ſchaffendes, auch mehre Finanzgeſetze, namentlich ein Die Abſchaffung des Straßengelbes und ein 
die Abfhaffung des Staats: , insbefondere der Strafienfrohnen ausſprechendes, mehre vie beſ⸗ 
fere Ordnung bes Haushalts bezweckende, auch mehre neue @efege in Zoll- und andern Sachen. 
Das Budget felbft erfuhr durch die meifterhafte Bearbeitung des Abg. Ipftein, Präflventen 
der Bupgetcommifflon, und, was insbeſondere ven Militäretat betrifft, durch jene des Abg. 
Hoffmann eine weſentlich verbefferte, d. h. auf thunlichſte Erleichterung des Volkes beredinete 
Geſtalt. Bedeutende Misbraäuche wurden aufgedeckt, große Erſparniſſe gemacht und gleichgeitig 
bedeutende Summen für wohlthãtige gemeinnutzige Zwecke verwenbet. Alle Zweige des Staats⸗ 
haushalts wurden dabei vollſindig beleuchtet und für alle künftigen Budgets eine treffliche 
Grundlage erbaut. Zwei in geheinien Sigungen verhandelt Gegenſtände von Wichtigkeit waren 
der Vorſchlag des Anſchluſſes an den bairifch-würtembergifch-preußifchen Zollverein und ein zur 
definitiven Niederſchlagung ver ſponheimiſchen Differenzen zwifgen Baiern und. Baden in 
Anregung gebrachtes Vergleichsproject, einige wehfelfeitige Abtretungen flipulicend. Zum 
Zollverein beizutreten erklärte ſich die Rammer unter einigen ausdrücklich beftimmten Bedingun⸗ 
gen und mit Ratificationsvorbehalt bereit; das Bergleichäprofect wurde abgelehnt. 

Aud eine neue Civilproceßordnung Fam auf dieſem Landtag zu Stande, neben vielen andern 
Verbefferungen zumal auch die Offentligkeit und Mundlichkeit des Verfahrens als Regel feſt— 
fegend. Aber der Gtrafproceh und das Strafgeſetz blieben unverbeffert. 

Unter den von Stänbeglievern erhobenen Mötionen waren außer der oben erwähnten 
Idſtein ſchen die erhebliäften: die auf Abänderung des die Abloͤſung der Herrenfrohnen ve 
gulirenden Gefeges von 1820 (vom Abg. Knapp), die auf Abſchaffung der Zehnten Iauiende 
(vom Abg. Rotteck), eine die Herftellung einer vollfländigen Prepfreiheit begehrende (vom 
Abg. Weicker) und eine auf vie pen Nationalrechten gemäße Entwidelung der organiſchen Ein⸗ 
richtung des Deutſchen Bundes abzielende (von demſelben), eine hie authentifche Interpretation 
der von proviſoriſchen @efegen handelnden Paragraphen ver Berfaflung verlangenve (vom Abg. 
BekE), eine bie Rechtskraft ver von ber Regierung einfeitig verfündeten „Declarationen” über bie 
Rechtsverhaͤltniſſe der Standes⸗ und Grundherren beftreitende (vom Abg. Motte), mehre 
auf Entwickelung oder beſſere Verwirklichung der Verfaflungsgrundfäge, namentlich auch auf 
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Serbeſſerung des Heerweſens gerichtete (vom Abg. Welder), eine die Vervollſtaͤrdigung ber bie 
Riniſterverantwottlichkeit betreffenden Gefeggebung fobernde (vom Abg. Duttlinger), eine bie 
allgemeine Leiftung des Verfaffungseides verlangenbe (vom Abg. Aſchbach) und mehre andere. 
Alle diefe Motionen fanden ven entſprechendſten Anklang in der zweiten Kammer, und die an 
Die erfie Kammer gebrachten erhielten auch größtentheild berfelben mitunter freilich blos li⸗ 
mitirte Zuftimmung. Infolge foldes Zuftimmens legte ſodann die Negierung namentlid 
ein ven Ablöfungspreis für die Herrenfrohnen weſentlich verringerndes und ein Die unentgelt= 
liche Abſchaffung des Neubruchzehnis ausſprechendes (ver in. Ausſicht geftellten Abldfung alfer 
Zehnten den Weg bahnendes) Geſetz vor, bald auch das ſehnlichſt gewunfchte Geſetz über Preß⸗ 
freiheit und Preßvergehen nebſt einem beſondern Strafgeſetz für Injurien. Die Verhandlungen 
über ſolche Geſetze waren langwierig und nahmen allmälig einen minder freundlichen Charakter 
an, als in der erſten Zeit des Landtags geherrfcht hatte. Seit vem Falle Warfhaus nämlich war 
der Ton dev Regierung zuſehends unfreundlicher, jener der erften Kammer zuſehends abſtoßen⸗ 
der geworden, während bie zweit? Kammer ihre freifinnige Richtung unverrüct und mit gleicher 
Kraft verfolgte. Hervorgehoben muß es werben, daß zu einer Zeit, wo andere Kammern, na= 
mentlich die bairiſche, durch jene ungänfligern eitverhälmifle und insbeſondere den Fall Wars 
ſchaus fi entmuthigen ließen, in der badiſchen Kammer Muth und Energie fid zu verdoppeln 
ſchienen. Damals wollte die Regierung die Begründung der Motion des Abgeordneten Welder 
über die Reform der Bundeöverhältniffe unterdrücken. Ex wurde zum Theil felbft von Freunden 
beſtürmt, freimillig abzuftehen. Als er unerſchütterlich das Recht, für Deutſchland feine Stimme 
echeben zu dürfen, behauptete, da bearbeitete man die nachgiebigen Mitglieder, ben Saal zu 
verlaffen, damit die Motion wegen ded Mangels der Zahl nicht gehalten werden könne, und 
drohte gleichzeitig mit Auflöfung. Der Motionfteller und die liberale Mehrheit blieben uner- 
ſchůtterlich, die Motion wurde gehalten, unterftügt und die Kammer nicht aufgelöft. Nun ger 
langte man endlich, bei einigem wechfelfeitigen Nachgeben, zum Ziel, und e8 wurden gleih nach 
dem Schluffe des Landtags die zu Stande gekommenen Gefege ſämmtlich verfündet. 

Außer den biöher angeführten Gegenſtänden wurden noch über 1600 eingelommene Peti⸗ 
tionen auf diefem Landtag erledigt. Viele verfelben, ideale Intereffen und Realifirung conſti⸗ 
tutioneller Brincipien verfolgend, erſchienen als laut fprechende Zeugen des hoffnungsreich er⸗ 
wachten Öffentlichen Geiſtes im Volke und dienten den auf daſſelbe Ziel gerichteten Motionen der 
Abgeordneten zur willlommenen Bekräftigung. Aber and) die auf materielle Intereflen ſich be= 
ziehenden waren großentHeils wichtig und beherzigenswerth. 

Unter den gegen das Ende des Landtags flattgehabten Verhandlungen ſpricht, wegen der 
verhängnißreihen Natur ihres Gegenſtandes, vorzüglich noch diejenige das allgemeine Inteveffe 
an, weiche am 2. Dec. über vie von dem Abg. Rotteck gegen die kurz zuvor erfjienenen Bun⸗ 
veöbefhlüffe (megen Unterbrüdung des in Strasburg gebrudten deutſchen Zeitblattes „Das 
eonftitutionelle Deutſchland umd wegen Verlängerung der Karlöbader Beſchlüſſe über bie 
Brefle auf unbeftimmte Zeit) erhobene Broteftation gepflogen warb. Die ganze Kammer ſtimmte 
Defer Proteftation bei und aus allen Teilen des Landes liefen alfogleich mit zahlreichen Unter- 
fhriften bedeckte Apreffen ein , weldje diefelbe Zuftimmung ausfpradien. Die Broteftation hatte 
einen ahnenden Blid in die Zukunft geworfen; bie nachgefolgten Ereigniffe Haben ihn nur zw 
ſehr gerechtfertigt. i 

Die Heimkehr der Deputirten nach dem Schluffe dieſes ewig denfwürbigen Landtags wurde 
durch allgemeine Sreudenbezeigungen und mit Herzlichkeit dargebrachte Feſte im ganzen Lande 
gefeiert. Der Name des Fuͤrſten, welchem man fo viele koſtbare Gewährungen verbanfte, ging 
unter Worten ber Liebe und Verehrung von Mund zu Munde; bie Wolfövertreter, welche die 
Geſinnung der Committenten treu und Bräftig auögefproden, empfingen ven Eoftbarften Lohn 
in dem Beifalldruf der guten Bürger; die Berfaffung ſchien für immer zur Wahrheit geworben 

zu fein: es war eine ſchoͤne, heilverheißende Zeit. 

Nicht lange nachher verbüfterte ſich der politifche «Horizont; bie Folgen des Balls von War- 
ſh au traten mehr und mehr in Erſcheinung; einige Verkehrtheiten, Übertreibungen und felbft 
Bergehen auf Seite einzelner Überfpannter Liberalen in anbern deutſchen Ländern boten ben 
Anlaß over Scheingrund zu reactionären Maßregeln. Da erfchienen in Branffurt die befannten 
Bunvesbefchläffe vom Juni und Juli 1832 und wurde bie jugendliche Preßfreiheit in Ba= 
ben wieber aufgehoben und folgten andere Freiheitsbeſchränkungen Schlag auf Schlag. An das 
Detail verfelben einzugehen iſt hier nicht der Play; doch läßt ſich begreifen, wie aufregend für 
Die Reizbaren, wie niederſchiagend für hie Schwaͤchern unter den Liberalen und wie ermuthi⸗ 
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gend für die Männer der Meaction dies Alles wirken mußte. "Der Volkogeiſt Hätte vergebens RR 
rechteverwahrenden Areffen und Proteftationen fich auszuſprechen verfudt. Man verbot, ver⸗ 
hinderte, unterbrüdte biefelben auf alle Weiſe. Noch blieb die Hoffnung auf den künftigen 
Landtag Übrig. 

Derſelbe wurde eröffnet am 18. Mai 1855. Werfaffungsgemäß hatte für das durch das 
2008 zum Austritt beſtimmte Viertgeil der Deputirten eine neue Wahl flattgefunden, welche 
jedoch größtentheils wieder auf die naͤmlichen Perſonen fiel. Vor der Einberufung ober gleiche 
zeitig mit derſelben hatten ſämmtliche Deputicte, welche zugleih Staatsdiener waren, beſondere 
Urlaubsertheilungen (meift ohne Ihr Anſuchen) erhalten, begleitet von ver felbft mit Drohun⸗ 
ser verbundenen Auffoderung, ſich bei ihrer Wirkſamkeit In ver Kammer fletd auch ihre 
Staatödienerpflicht gegenwärtig zu halten; und den meiſten bürgerlihen Deputirten waren 
freundliche Handſchreiben eines Miniſters zugegangen, worin fie vor den Verführungsverſuchen 
der Oppofitiongmänner gewarnt und zum Vertrauen in bie gute Abſicht und Weisheit ver Re⸗ 
gierung ermahnt wurden. Beiderlei, wiewol inconftitutionelle Zufgriften verfehlten ihres 
Zweds nicht völlig, doch erklärte fi die große Mehrheit ver Kammer entfchieden und durch 
Förmliche Befchläfle gegen das von der Regierung angeſprochene, ſchon 1820 verſuchoweiſe aus⸗ 
gelbte, doch an dem Widerſtande beider Kammern gefäeiterte, in der badiſchen Verfaſſung 
durchaus unbegründete Recht ver Urlaubserthellung, ſowie gegen jene Beſchraͤnkung ver Stimm- 
und Rebefreiheit der Abgeordneten, die zugleich Staat6diener find. 

Die Erdffnungsthronrebe hatte in allgemeinen Ausdrücken die Verſicherung ver Unverleggt⸗ 
heit der Berfaffung ausgeſprochen; die Kammer jedoch, ſolche ungefähr dahin lautende Verſiche⸗ 
tung: 28 fei durch die Bundesbeſchluͤffe und was in Gemaͤßheit derfelben von Seiten der Regie⸗ 
rung geſchehen, die Berfaffung nicht verlegt worden, für feine völlig beruhigende Erklaͤrung 
athtend, fügte in ihrer Dankadreffe den Ausdrücken des ehrerbietigften Vertrauens gleichwol 
ine noch etwas beftimmter lautende Rechtsverwahrung, zumal in Bezug auf das durch eine 
bloße Ordonnanz zurüdgenommene Preßgeſetz, bei, nicht ohne ſchweren Rampf mit den Mi— 
niftern, als welde jede Rechtsverwahrung, die in einer an den Fürſten perfänlich gerichteten 
Aorefle ſtehe, für eine Auferung des Mistrauens, jedes, auch das geringfle Mistrauen aber für 
eine Beleidigung erflärten. 

Hierdurch fand Ach ver Abg. Rotteck bewogen, Das, was auf dem Wege der Dankadreffe 
nicht zu erzielen war, auf jenem einer Motion zu erſtreben. Diefe Motion, „die Ernennung 
einer Commiſſion begehrend, welche damit beauftragt werde, ven Zuſtand des Vaterlandes in 
Exwãgung zu ziehen und hiernach die geeigneten, auf folge Erwägung gebanten Anträge der 
Kammer vorzulegen”, wurde zwar von vielen Mitgliedern lebhaft unterflügt, doch auf dem 
Antrag des Abg. Merk mit Beziehung auf die bereits wiederholt erhaltenen fürſtlichen Ver⸗ 
heißungen, daß die Verfaffung nicht verlegt werben folle, durch die motivirte Tagesordnung be= 
feitigt, d. h. durch eine ins Protokoll niedergelegte wiederholte Verwahrung gegen jeve für bie 
Verfaflung etwa verlegenve Interpretation der Buneöbefchlüffe erledigt. _ 

Wenn man vergeftalt die allgemeinen Berfaflungeintereflen ohne mweitläufige Berathung 
durch eine ſummariſche Rechtsverwahrung hinreichend geſichert zu haben vermeinte, fo ward 
dagegen die Sache der Preßfreiheit insbeſondere der Gegenſtand ſeht umſtaͤndlicher und lang 
wieriger Erörterungen, doch leider nur in geheinen. Sigungen gepflogener. Die Regie- 
tung hatte nämlich über diefe Preßſache, d. H. über die auf die Auffoverung des Bundestags 
gefchehene Zurlietnahme des die Vreßfreiheit ausſprechenden Geſedes, der Kammer eine „ge: 
Heime Eröffnung‘ gemacht und foberte aus diefem Grund (geftügt auf ven Wortlaut eines Ar- 
tikels der Geſchaͤftsordnung) die geheime Verhandlung de ganzen, fo unendlich wichtigen und 
fo vielerlei Seiten darbietenden Gegenftanded. Die Kanımer unterwarf ji dieſer Koberung, 
obſchon nad) dem Princip derfelben 88 in ber Macht ver Regierumg ſteht, alle und jede Verhand⸗ 
fung über was irgend für einen Gegenftand geheim zu machen. Aber e8 hatte fi} bereits der 
Seiſt ver Nachgiebigkeit eines großen Theils der Kammer bemädtigt, und bie Furcht vor ber 
jeden Augenblick angedrohten Auflöfung ließ Fein entſchiedenes Wiverſtreben zu. Alfo wurde 
über bie große Frage, ob der Badener zum Badener, der Deutſche zum Dentſchen reden, ob er 
laut die Wahrheit Sprechen und fein heiliges Recht vertgeibigen dürfe, hinter verfchloflenen 
Thüren verhandelt und daher auf, troß vieler fHöner und Präftiger Vorträge der geiſtreich⸗ 
len Mitglieder, zulegt ein fehr beſcheidener Beſchluß gefaßt, dahin nämlich gehen, daß die 
Kantmer zwar auf ver Erklärung der Verfaffungsmidrigkeit der durch bloße Regierungsverord⸗ 
nung geſchehenen Zurucknahme des Preßgefeges (d. h. wer bie Cenfarfreiheit ansfpredenven 
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xtilel veſſelben) beſtand, Doch in Anbetracht der Umſtände ſich mit dem jen ver RNegie⸗ 
rungscommiſſion, daß die dringendſt nothwendige neue Regulirung der Preſache mittelä eines 
nad dem Schluſſe des Landtags zu erlaſſenden proviſoriſchen Geſetzes werde bewirkt werben, 
begnũgte. Dieſes Verſprechen wurde jedoch nicht erfüllt. 

Noch ein mal wurden die in der neueſten Zeit hereingebrochenen Bedrohungen und Verküm⸗ 
merungen des allgemeinen Rechtszuſtandes in Baden und Deutſchland zur Sprache gebracht 
durch die bei herannahendem Schluſſe des Landtags von dem Abg. Welcker erhobene Motion 
über „die Gefahren des Vaterlandes und die Schugmittel gegen biefelden”. Die Begründung 
diefer Motion hatte eine lebhafte Discufiion zur Bolge, worin die Thetlung der Kammer in 
wei Parteien, bie wir zur einfachften Gharakterifirung mit dem Namen der linken Seite und 
des Gentrumd, oder mit jenem der entfchiedenen Gonflitutiondfreunde und ber Anhänger des 
Suftemilieu bezeichnen möchten, in voller Klarheit erfchten, indem die erflen die Verweiſung der 
Motion in die Abtheilungen zur Berathung foderten, die andern dagegen die Tagesordnung 
begehrten. Mit 29 gegen 28 Stimmen errang die erfte Meinung den Sieg; doch blieb die Sache 
factif auf ſich erliegen, theild wegen des gleich am 13. Nov. (die Motion war am A. Nov. bes 
gründet worden) eingetretenen Schlufles des Landtags, theils wegen des Widerſtreits der Ride 
tungen unter den gewählten Commiſſionsgliedern. 

Die gleihwol, trog aller Gegenbemühungen, noch die Majorität behauptende linke Seite 
(man erlaube und dieſen nicht von den Sitzen, fondern von der Richtung entnommenen 
Anodtuck, weil jever andere zu Misverftänbnifien führen Eönnte) erfreute ſich endlich wenigflens 
einer Frucht ihrer beharrlichen Oppofition, nämlich) des von der Regierung vorgelegten und von 
der Kammer einftimmig genehmigten Geſetzes, welches die durch frühere Orbonnanzen unter 
fagten Bolköverfammlungen und Reven and Bol und gefellfhaftlichen Verbindungen wieder für 
erlaubt erflärte, vorbehaltlich der in concreten Fällen von der Regierung zu erlaſſenden Verbote. 

Unter ven übrigen von der Regierung diefem Landtage vorgelegten und von beiden Kam⸗ 
mern. angenommenen Befegen waren die zwei wichtigften ein umfaſſendes Forſtgeſetz und ein 
Zehntablöfungsgefeg. Beide veranlaften fehr langwierige Verhandlungen, das legte zumal 
auch einen lebhaften Kampf zwifchen ver erften und zweiten Kammer. 

Den Landtag von 1833 hat man ironiſch den „Zandtag ver Berwahrungen” genannt, weil 
in wer That rückfichtlich der großen conftitutionellen Intereffen nicht viel Mehres ald Rechtsver⸗ 

wahrungen, die man ind Protokoll legte, zu Stande zu bringen war. Doch find diefe Verwah⸗ 
zungen, wiewol einftweilen factiſch unwirffam, ſicherlich von Rechtswirkung und zwar von blei= 
Bender Rechtswirkung, d. 5. fle halten die rechtliche Gültigkeit aller verlegten oder verfümmerten 
Berfafiungsartifel und der darauf gegründeten Anfprüche feft, und man wird früher over ſpä⸗ 
ter Darauf zurüdtommen. Außerdem waren fie nothwendig zur Chrenrettung ber badiſchen 
Kammer. 

War ver Landtag von 1833 , verglihen mit jenem von 1831, ald bedeutend herabgeſtimmt 
erfchienen, fo zeigte ſich dieſelbe Erſcheinung und in verftärftem Maße aud; bei jenem von 1835 
(eröffnet am 30. März). Der allgemeine Gang ver deutſchen Dinge, die tagtäglich gefleigerte 
Strenge ver Genfur, die geheimnißvollen Minifterconferenzen in Wien, bie von Zeit zu Zeit 
von Frankfurt ergebenden neuen Befchlüffe des Bundestags, das fortfhreitende Verſinken ber 
der edlern Geiftesnahrung beraubten Menge in Gleihgültigkeit gegen Öffentliche Angelegenhei- 
ten ann in engherziges Verfolgen blos materieller, egoiftifcher Interefien, endlich das tagtägliche 
Überlaufen ehemaliger liberaler Großſprecher zur Fahne ver Reaction, alles Dies wirkte nie⸗ 
derſchlagend auf die freiheitliebenden Gemüther. Gin beinahe völlige Aufgeben ver Gegenwart, 
ein blo8 noch auf die fernere Zukunft gerichtete Hoffen war die weitaus vorherrſchende Stims 
mung. Daher ſchlich fih auch in Betreff ver landſtaͤndiſchen Wahlen eine um ſich greifenbe Gleich⸗ 
gältigfeit oder Lauheit ein, ober eine Richtung der Wähler mehr auf ven Vortheil des Bezirks 

als auf das allgemeine Interefie ver Verfaffung und der Freiheit. Man zählte 1835 in der zwei⸗ 
tem babifgen Kammer nicht weniger als 31 active Staatöbiener (die ganze Kammer beftcht aus 
63 Mitgliedern), welche nad der Natur der Dinge in den Fragen, bie von den Miniftern als 
Rebensfragen für die Regierung erklärt werben, um fo weniger unbefangen flimmen innen, 
als ihnen bie Pflicht ver Anhängligkeit an die Regierung fogar [don unummwunden (namentlich 
in der Verhandiung über die Urlaubsfrage) eingejhärft, ja beim Lanbtage 1835 ihnen der Urs 
land ſelbſt mar precär ober zeitlich, d. h. für den Hall ihrer von ver Regierung zu ermeflenben 
Unatsehrlichkeit für den Dienft jenen Augenblid widerruflich ertheilt ward. 
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Bir wollen librigena nicht Die Entſcheidung der Zollfrage, als welche nämfic einer Belench⸗ 
tung von gar vielen Seiten empfänglich und bevürftig iſt, als Kraft- ober Wärmemeſſer pers 
Geiftes der badiſchen Volkstammer von 1835 aufftellen (in der erften Kammer warb ber Anz 
ſchluß einftimmig genehmigt), und überhaupt nit was geſchah oder gethan warb an dies 
fem Landtag, fondern vielmehr Das, mas nicht geſchah. Seit dem Landtage von 1833 waren 
doc ſoviel weitere Schläge auf das conftitutionelle Syſtem und auf die Garantien ver Frei: 
heit gefallen, daß bie Kammer, welde nad der Mehrheit ihres Perfonalbeftands noch die: 
felbe war, die 1831 durch die kräftige Abwehr aller Verfaffungsgefährpungen fich die Ad: 
tung der Nation erworben, berufen ſchien, ein Eräftiges Widerſtreben auch gegen die neueften 
NReactionsmaßregeln zu äußern. Es wurde auch wirklich von einem Mitglieve eine dahin ſich 
richtende Motion erhoben und von einem andern insbeſondere die Sache der Prefifreiheit in 
neue Anregung gebracht. Allein obfchon die zuerft bemerfte Motion nad einſtimmigem Beſchluß 
der Rammer in bie Abtheilungen zur Berathung vertiefen und der Verfolgung der zweiten 
noch fein erſcheinendes Hinderniß In ven Weg gelegt warb, fo erhoben ſich gleichwol auch ſchon 
Stimmen der Misbilligung, und e8 warn eine Spaltung in zwei Barteten, die man ven alt: 
englifchen der petitioners und abhorrers vergleichen möchte, ſichtbar. 

Auch die geringe Zahl der Motionen an dieſem Landtage (eine auf Abſchaffung ver privile⸗ 
girten Militärgerichtöbarkeit gehende wurde zwar von der zweiten Kammer angenommen, von 
der erften Kammer aber einflimmig verworfen, und ein paar minder wichtige fielen ſchon in 
der zweiten Kammer durch) deutete auf verminderte Teilnahme bin, und die vergleichömeife 
Heine Zahl ver Petitionen (die auf den Zollverein fih beziehenven Können hier nicht in Rech⸗ 
nung kommen) läßt aud auf eine Schwächung des Volksvertrauens fließen. Die Regierung 
aber legte weder daß verheißene neue Prefgefeg, noch das gleichfalls verheißene und dringend 
nöthige Gefeh über das Strafverfahren vor. Der Geift des Landtags von 1831 fheint mehr 
und mehr zu entſchwinden. Möge er bald ſich von neuem erheben! Rotteck. 

Nachtrag. Die in ven legten Worten enthaltene ſchmerzliche Klage des trefflichen v. Rotteck 
wurde in der nächften Zeit noch mehr und mehr begründet. Ebenfo aber erfüllte ſich auch bald 
fein Wunſch. Das Übel flieg zuerft noch, feitdem ohne das Wiſſen und gegen den Wunfc des 
Minifters Winter an die Stelle des Minifters des Auswärtigen, v.Türfheim, eines zwar ari= 
ſtokratiſchen, aber rehtfenffenen, gemäßigten und flaatöfundigen Mannes, welcher ver aus⸗ 
mwärtigen Diplomatie und dem Minifterpräftventen v. Reizenſtein nicht gefiel, plöglich der Bun⸗ 
destagsgeſandte v. Blitterönorf berufen wurde. Es gefhah bald nad den geheimen Wiener Con⸗ 
ferenzen 1834, von welchen Herr v. Reizenftein ben Minifter v. Türkheim ausgeſchloſſen hatte, 
alfo noch vor dem Landtag 1835. Über die Gefinnungen und Motive des Herrn v. Blitterborf 
urtheile ich nicht, zumal da er mir und ich ihm ſtets feinblich gegenübergeftanden. Daf aber feine 
Politik fi als dem äußerſten Stabilitäts- und Reactionsſyſtem und den ftuartifchen Grund⸗ 
fäyen verfallen zeigte, wie ich es ihm felbft in der Kammer fagte, daran zweifelten mol ſchon 
feit feiner Wirkfamkeit als Bundestagsgeſandter Wenige. Es zeigte fich z. B. ſchon, als er, ber 
badiſche Geſandte, mas ebenfalls auf dem Landtage gerügt wurde, den erſten Unterdrückungo⸗ 
antrag ſelbſt gegen die beſchraͤnkteſte Preßfteiheit, gegen eine geachtete Zeitung des benachbarten 
Würtemberg, am Bundestage machte. Eine ſolche Politik im badiſchen Miniſterium, vertreten 
von einem Manne, ver zwar Feine tiefen und eigenthümlichen Gebanfen, doch, ſoweit das ohne 
fle möglich ift, eine große Berebtfamfeit, eine impontrende Berfönlickeit befaß und durch vie 
Ariftokratie und auswärtige Diplomatie unterftügt wurde, mußte fi natürlich bald wirkſam 
geigen. Winter fühlte fih eingeengt und, ich wiederhole Hier nur, was ich offen in der Kam⸗ 
mer biefem Gtantömanne felbft erklärte, au feine Verwaltung wurde feinen biöherigen 

- Grunpfägen tagtäglich untreuer und im Sinne der gewöhnlichen Politik unehrlicer. Die Poli⸗ 
zei⸗ und Beamtenherrfhaft und die damit verbundene Verminderung jeber felbftändigen und 
freien ſtaatsbürgerlichen Stellung der Beamten, welche durch Penflonirungen, Verfegungen 
und Entziehung ber Zulagen und Befdrberungen leicht bewirkt wurke, ferner bie Wahlbeherr⸗ 
ſchung, die Unterdrückung der Preffe nahmen täglich zu. Sie machten die Stellung der mit jedem 
Sandtag zu einer Neinern Minorität herabkommenden Liberalen, gegenüber ver (zuletzt beinahe 
aus drei Bierteln der Kammer und allermeift aus Beamten beſtehenden) minifterieflen Bartel, 
flets ſchwieriger und peinlicher. Selbſt die verfafjungsmäßig blos von der Kammer und cenfurz 
frei heraus zugebenden officiellen Actenſtücke der Berhandlungen unterlagen jegt theilwelfe ber 
Unterdrũckung. Somurben auf den Lanbtagen 1837 und 1859 zwei Motionsredrn v. Rottecks 
über ven Zufland des Vaterlandes unterbrüdtt, obwol fie ohne irgend einen Tabel von Selten 
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des Bräfipiums der Kammer wie ber Miniſterbank Öffentlid; vorgetungen, foR eiaſiunmig in bie 
Abtheilungen verwiefen und ihr beſonderer Vorausdruck beſchloſſen war. Die eme burfte nur 
in ben viel fpäter erſcheinenden, wenig gelefenen, dicken Protokollen und die andere abſoint gar 
nicht gedruckt werden. Die Mehrheit ver Kammer ließ es gefchehen und v. Rotteck wurve fogar, 
wenn er in die Unterdrückung nicht einwillige, was er natürlich nicht that, ‚mit Geiminale 
proceß bevroßt. In ben Zeitungen vollends war die Untervrüdung auch dev Randtagsverhand: 
lungen maßlos, zumal ſeitdem der Bundesbeſchluß ftreng durchgeſetzt wurde, daß Feine deutſche 
Zeitung aus deutſchen landſtaͤndiſchen Verhandlungen Mittheilungen machen duͤrfe, welche nicht 


die Genſur des betreffenden Landes in deſſen Zeitungen paſſirt hatten. So wurde bie unter ber 


Obercenſur des Herrn v. Blittersdorf ſtehende „Karlsruher Zeitung” die alleinige trübe Quelle 
über unfere Verhaudlungen, foweit nit etwa von höhern Händen kommende, meiſt noch ber 
denklichere Berichte Bingang in fremde Zeitungen fanden. So fahen bie liberalen Kammermits 
glieder ſich faſt täglich vor dem größern und Eleinern Vaterlande wegen ihres landftändiſchen 
Wirkens angegriffen, geſchmäht, nicht felten verleumdet, ja oftmald ald jamınervoll vargeftellt, 
Indem 5. B. wirkliche oder auch fpäter hinzugedichtete derbe Kußerungen der Minifter in die Zeir 
tungen übergingen, nicht aber die echten Worte der Abgeordneten und ihre männlichen Entgegs 
nungen. Öffentliche Bertheidigung war dabei den Angegriffenen nicht moͤglich, und noch heute 
lieft man bei manden Schriftftellern durch ſolche Berichte belegte ganz falfche Darftellungen ihres 
und des minifteriellen Benehmens und Wirkens. Mögen flatt vieler nur zwei Beifpiele hier 
Reben, welche v. Notteck in feiner Motion auf Wiederherftellung einigen Rechtsguſtandes ver Preſſe 
am 24. Zuni 1839 (f. Protokolle der zweiten Kammer, ©. 283) erzäplte. Ic felbft nämlich hatte 
am Schluß des Landtags 1857 in der Verhandlung über eine Petition vieler Katholifen, geifts 
licher und weltliher, für Synoben mit der großen Mehrheit der Kammer die Wünfche meiner 
Eatholijhen Mitbürger.und Mitabgeoroneten mit Achtungsäußerungen gegen die badifchen Ka⸗ 
tholifen unterftügt. Aber ich Hatte dabei den Herrn v. Blittersdorf in einen ſchwer zu beſchrei⸗ 
benden Zorn verſetzt Durch die Kritik des minifteriellen Syſtems, welches eine Alltanz der geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Ariftofratie und Despotie erftrebe und die eminente Mehrheit der aufges 
Härten fatholifchen Bürger Badens, nämlich die kirchlich Regierten, die niedern Beiftlihen mit 


‚inbegriffen, verlege und abftoße, indem es die ultramontane Macht ver Eirchlich Regierenden zu 


vermehren trachte und ber befannten Phrafe „Thron und Altar” den Sinn unterzulegen heine: 
„Werdet ihr dumm dort, fo werbet ihr's auch hier ; kuſcht ihr dort, fo kuſcht ihr auch hier’, dar 
bei aber gergefle, daß (mas kurz nachher in Köln fo deutlich zu Tage trat) die hierarchiſche 
Macht, fobald fir nur in jener Altanz für die Herrſchaft einigermaßen erftarkt fei, daß „Thron 
und Altar’ in „Altar und Thron’ vermandle. In der Kammer hatte ih überhaupt und insbes 
fondere von Katholiken nur Deifalsäußerungen erhalten. Nur dem Herrn v. Blittersdorf mis⸗ 
fiel meine Rebe. Am andern Morgen enthielt der unter feiner Obercenfur erſcheinende karte} 
ruher Kammerbericht die drei völligen Unwahrheiten: 4) ich hätte die katholiſche Religion gröbs 
Lid; geſchmäht; 2) es fei darüber in ver Kammer ber Antrag eines mic; misbilligenden Befchkuf? 
fed, zur Tagesordnung überzugehen, geflellt worden; 3) die Kammer Habe dieſes beſchlofſem 
Wie nachtheilig mußte nun ein folder Bericht gegen mid fiimmen! Wie mußte er namentlich 
Rimmen vie größtentHeild katholiſchen Bürger meines Wablbezirks, welche mich vertrauensvoll 
als Proteſtanten gewählt hatten, mich, ver fie nun als ihr Wortführer auf eine des Deputirten 
und verfländigen Mannes unwürdige Weife öffentlich follte geſchmäht haben! Diefe Bürger aber 
Batten, da ich gerade nad) dem 2oo8 austreten mußte, in Eurzer Zeit für ihre Abgeordnetenſtelle 
neu zu wählen, und fie wählten mid; damals auch wirklich nit. Die verleumderiſche Beſchul⸗ 
Bigung war fogleid in die „Oberpoftamtögeitung‘ und „Allgemeine Zeitung‘ und in Die meiften 
andern deutfchen Zeitungen übergegangen. Der veutfchen und badiſchen Genfur wohl kundig, 
beiäränfte ich, um ihr felbft den leifeften Vorwand für bie Nihtaufnahme zu entziehen, meine 

Berichtigung auf wenige Zeilen, in welden ich einfach nur jene drei Punkte mit Berufung auf 

bie officiellen Kammerprotokolle für nicht richtig erklärte. Ich fhickte dieſe Zeilen an die „Karte 
zuber Zeitung”, an die „Oberpoftamtögeitung” -und an die „Algemeine Zeitung”. Ale vroi 
KRebactionen überfendeten mir im Druck die von ihnen aufgenommenen, aber von ber Genfur 
durchſtrichenen Zeilen. Die Revaction der „Allgemeinen Zeitung” bemerkte mir noch, es paſſire 
ihr jegt öfter, daß ſie ſelbſt Berichtigungen falſcher Verichte über offlcielle Verhandungen nicht 
aufnehmen dürfe. Diesmal habe fie aber doch noch einen Verſuch um Abhülfe bei ver hoͤhern 
Eielle gemacht, jedoch vergeblich. Entrüftet nahm id nun meine kurze en! ſammt dem er⸗ 
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wähnten Schreiben ver Redaction der „Allgemeinen Zeitung‘ und ſendete fie ohne weitere Bes 
merkung in ſchwediſche, däniſche, engliſche, franzoͤſiſche und ſchweizeriſche Zeitungen. Dort 
fanden fie natürlich fogleih Aufnahme, und ebenfo natürlich wurden meiſtentheils damit vielfach 
und Deutjche tief beſchämeude Betrachtungen über ſolche Zuſtände der einft ſo ruhmvollen Deuts 
ſchen Nation hinzugefügt. Vor meinem deutſchen und badiſchen Vaterlande und meinem Wahl⸗ 
bezirk aber blieb I Jahre lang verleumdet, ohne Moͤglichkeit der Gegenerklaͤrung und Berichti⸗ 
gung. Der auf dem Grenzpoſtamt zu Kehl angeſtellte beſondere Cenſor ber auswärtigen etz 
tungen nahm fogar den badifchen Abonnenten die fremden Blätter weg, die die Berichtigung 
enthielten. Bis zu v. Rotteck's Motion, nach mehr als zwei Jahren, enthielt nur die „Oberpoſt⸗ 
amtözeitung‘ bie einzige Notiz: man Tefe in englifhen und ſchwediſchen Zeitungen eine merk⸗ 
würdige Einfendung des Abg. Welcker mit intereflanten Bemerkungen biefer Blätter. Ganz 
ähnlich ift das zweite Beifpiel. Rotteck's Worte darüber Tauten: „Im März 1858 warb von 
ihm (nämlid) von mir) ein abermaliger Verſuch gemacht, neue Unrichtigkeiten, deren die (immer 
unter der Obercenfur des Blittersdorf ſchen Miniftertums ſtehende) aKarlsruher Zeitung» ba= 
mals gegen ihn ſich ſchuldig gemacht, durch eine folde Erklärung von ſich abzulehnen. Diefe 
kurze Erklärung lautete alfo: «Ich bedauere bemerken zu müflen, daß der Bericht über die Vers 
Handlungen in Betreff der hHannoverifchen Angelegenheiten theils durch Auslaffungen, thells 
durch Unrichtigkeiten von meinem Antheil an dieſen Verhandlungen ein unrichtiges Bild gibt. 
Da aber am Ende des vorigen Landtagd meine befondern Angaben der Unrichtigkeiten von ber 
Genfur der «Karlöruher Zeitung» geftrichen und deshalb auch von ver Genfur anderer Zeitun⸗ 
gen nit zugelaflen wurden, ſondern nur in den freien Blättern ded Auslandes Aufnahme fan= 
ben, fo begnüge ich mid, einfach auf das officielle Protokoll der Kammer über ven betreffenz 
den Gegenftand zu verweifen.. Die Aufnahme auch dieſer ErFlärung erlaubte der Cenſor nicht. 
Er übertrat daher oder war durch Inftruction angewiefen zu übertreten bie ganz ausdrückliche 
Beftimmung unferd Preßgeſetzes in $. 10." 

Rotteck fegte zur Würdigung dieſer die Wahrheit, Ehre und Öffentlie Sittlichkeit und 
Gerechtigkeit fo vortrefflich ſchuͤtzenden, die frienliche zufriedene Stimmung achtbarer und nicht 
fiſchblůtiger Bürger fo fehr befördernnen Cenſur noch wörtlih Hinzu: „Ih frage Sie, meine 
Herren, was unter diefen Umfländen der Rechtszuſtand der redlichſten, der pflictgetreueften 
Deputirten und welches die Stellung ver Kammer und jedes einzelnen Volksvertreters gegenüber 
den Anmaßungen eines vielleicht unwiſſenden ober einfältigen , vielleicht boshaften Genfors iſt? 
IH fage: diefe Stellung ift unferd Amts wie unferer Perſoönlichkeit unwürdig. Sie iſt zus 
glei mit der Verfafiung im ſchreiendſten Widerſpruche, fie fodert uns daher zu lauter Be: 
ſchwerde auf. Die Sache geht und Alle an, nicht nur bie einzelnen Gemishandelten.“ 

Ich aber erwaͤhne dieſes Hier nicht, um zunaͤchſt zur Würdigung des Genfurinftituts" etwas 
beizutragen. Jeder, ver die Genfur In der wirklichen und unvermeldlichen Geftalt und Wirkung 
des unnatürliäften Inftituts und nach den wahren, gleichwiel ob bewußten oder nit bewußten 
Gründen und Sieden feiner Einführung kennt, der weiß e8 ja, daß ſolche Erſcheinungen, wie 
die Hier angeführten, ganz alltäglich find. Der Verfaffer dieſer Zeilen erlebte in Beziehung auf 
Ach ſelbſt ähnliche mehr als funfzig mal. Er erlebte Gleiches auch noch in Baben und Sachſen 
in Beziehung auf feine und W. Schulz’ Schrift: „Geheime Inquifltion, Genfur und Car 
bimetsfuftiz im verderblichen Bunde”, über welche falſche Vorurtheile erweckende öffentliche 
Berbote, ja völlig verfälfchenne, verleumderiſche Beſchuldigungen den Weg in alle Zeitungen 
fanden, während nicht nur die Anzeigen und Beurthellungen ſachkundiger Männer, die in 
dieſem Buche die vollftännigfte und anſchaulichſte Enthüllung der wahren Natur des Inquifls 
tion&procefle fanden, ſondern auch unfere Berihtigungen hier ganz, dort In ven wefentlichften 
Theilen geftrigen mwurben.2) Ich wollte vielmehr durch diefe Züge befler veranſchaulichen, 
wie ſchwer und peinlich die Lage Überzeugungstrener Volksvertreter unter folden Umftänven 
war. Die unglüdlihen äußern Verhältniffe des Heinen Staats entſchuldigten bei ven meiften 
Bürgern wirklich oder ſcheinbar alle äußerften Reactionsmittel des eigenen kleinen Staats imd 
Beherrſchten vielfach die Befchlüffe ver Regierung. Zum Volke, zur Nation drang die Stimme 
ber Wahrheit nicht durch, nicht einmal die Vertheinigung der gröblich gefchmähten, verleumdeten 
Volköfreunde. In den Kammerverhandlungen fiheiterten faft alle ihre beften Abſichten und 
Anſtrengungen für das Wohl des Landes an ber großen Mehrheit abbängiger, ven minifleriellen 
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Anfigten und Wünfhen huldigender Beamten. Denn folde Beamte, die ihre liberalen ſelb⸗ 
ſtaͤndigen Überzeugungen, aud) gegenüber ven Miniſtern, als Volksvertreter nicht aufgeben 
konnten, traten, ſowie Rutſchmann, Ziegler, um peinliche unvereinbare Widerſprüche zwiſchen 
ihrer gewiſſenhaften Überzeugung und zwiſchen ihrer amtlichen Wirkſamkeit und Ihrem Lebeng= 
und Familienglück zu vermeiden, auß der Kammer aus, oder fle Iehnten bie Wahl und ihre 
Annahme, welche die Regierung bei liberalen Beamten natürlich nicht gern ſah, ſchon zum 
voraus ab. So flieg jegt mit jedem Landtage, trog aller Kämpfe der liberalen Oppojition , dje 
Ausgabe für das Militär von 1,500,000 Gidn. allmälig auf 2Mill.; ähnlich der Aufwand für 
Staatsdiener. Gute neue Gefege, wie 1827 das von der Commiſſion fo fehr verbeſſerte neue 
Staatödienevebict, wurden vom Minifterium befeitigt, ja mehre der beften frühern Geſetze, 
wie die Preß- und Gemeindegefege, weſentlichſt durch Verflümmelungen over Umänderungen 
verſchlechtert. Kein Hoffnungäftern fhien zu leuchten und ver gute Geift im Volke und in der 
Kammer täglich mehr einzuſchlafen. Ja was das Niederdrückendſte war, alle Opfer, welche au 


guter Stimmung wie durch Verzicht auf Bamilienleben und Einnahmen, durch DVerluft ihrer . 


Anftellungen und durch Griminalproceffe viele liberale Deputirte brachten, ſchienen nicht blos 
nuglos, fondern verderblich verwendet zu werben, wenn ſie dad Volk taͤuſchten, es habe bereits 
dem Lande und ver Nation genügende Verfaffungszuftände, e8 dürfe mit fo troftlofen und ges 
fährlichen Zuftänven zufrieden fein und wie vor ber Franzöſiſchen Revolution aufs neue 
ſchlafend den verderblichſten Abgründen ſich nähern. "Solde Erwägungen waren e3, welde in 
Würteniberg und den beiden Heſſen, in Naffau und Sachſen die evelften Männer bewogen, fi 
von der landſtändiſchen Wirkfamkeit loszuſagen oder fernzuhalten und dadurch den, wie fie 
glaubten, ftärkften Proteft gegen die verfehrten Zuſtände einzulegen. Sie fuchten auch die 
badiſchen Liberalen zu dem gleichen Aufgeben nuglos aufreibenber Kämpfe aufzufodern. Dog 
wir erwogen, daß bei ver Prüfung politifger Maßregeln faft nichts befier leitet als ver rund: 
ſatz, Das zu vermeiden, was den Gegnern Freude macht. Das aber that der Rücktritt ber ges 
finnungstüchtigen Oppofitionsmänner und der Schein, das Volk wolle und brauche fie nicht, 
Altes fei ohne fie fo dauerhaft vortrefflich, wie man biefes zuerft in Preußen, dann in Würtems 
berg in glüdliher Selbftzufriedenbeit fid überredet. Allein von Anfang nicht richtig von der 
Maffe aufgefaßt,, verliert jener ftille Proteft täglich mehr alle Wirkung, ja felbft die Erinnerung 
an ihn. Der Lebende, ver Handelnde hat Recht im thätigen, fortfchreitenden Xeben. Vor allem 
aber glaubten wir, bei aller feften Überzeugung , daß in dem Kleinen Baben freilich für ſich allein 
feine wahre und dauernde Freiheit und Sicherheit zu begründen ſei ohne das Erwachen bes 
beffern Geiſtes und ohne die Begründung eines wahren nationalen Rechtszuſtandes in ganz 
Deutſchland und zunächft in deſſen beiden größten Staaten, Preußen und Ofterreih. Aber 
wir vertrauten auf den guten Geift unferer Nation und fein Erwachen, auf die weſentlichſte 
Unentbehrlichkeit politiſch freier und volfövertretender DVerfaffung im ganzen Vaterlanve; wir 
glaubten, daß dafür jeder Einzelne, jeve Provinz und jeve Stänvefammer unermüdlich wirken 
und auf ihrem wenn auch nod) fo geringen und ſchweren Poſten ausharren müffe, daß fo ſelbſt 
die Fleine badiſche Oppofition das Heilige Licht und Lebensfeuer für die Übrigen deutſchen Staas 
ten lebendig erhalten und auch bei ihnen für deſſen Entzündung wirken koͤnne. Wir dachten 
aud an fo vieled Schlimmere, was wir für unferd Heinen Landes Zuftände fernhalten, an ſo 
manches einzelne Gute, was wir flr daffelbe wirken könnten, ſodaß alles Diefed unferer 
Opfer und Anftrengungen mohl wert fei und und über alle. Miskennung und Geringfhägung 
durch die oͤffentliche Unwahrheit und Unterdrückung hinwegheben müffe. Und der Erfolg hat 
wol unfere Anficht gerechtfertigt. 

In folhem Streben nun fuchte die badiſche Oppofition gleihmäßig die beutfchen National 
intereffen und die rechte Öffentliche Meinung für fie, fowie die befondern badiſchen Landeöbenhrfe 
niffe ind Auge zu faflen. Jedes echte conftitutionelle Wirken bei allen Motiond:, Gefeg: und 
Petitionsberathungen und in allen Discuffionen mußte natürlid von felbft mittelbar oder un⸗ 
mittelbar beiden Hauptgeſichtspunkten entſprechen. Doc, fchloffen ih an den erſtern vorzugs⸗ 
weiſe an zuerſt die beharrlichen Erneuerungen der Foderungen des weſentlichſten aller Rechte für 
die Nation und die einzelnen Staaten, des Rechts auf Preßfreiheit, die fletd neuen Foderungen 
dieſes durch Bundes⸗ und Landesverfafſungsrecht geheiligten Rechts und die ſtets neuen Ber 
ſchwerden über die Verlegungen der Cenſur. Hierzu dienten z. B. die Motionen von Welder 
auf dem Landtag 1835, von Itzſtein auf dem Landtag 1837, von Motte auf dem Landtag 
1839, von Welder auf dem Landtag A840 und 1844, von Sander auf vem Landtag 1642, 
von Mathy auf dem Landtag 1843. Es werben diefe unermüdlichen Foderungen des heiligſten 
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Rechts, in Baden und auf den meiften andern deutſchen Landtagen und zwar wegen der Kiarz 
heit und Unentbehrlickeit des Rechts gewöhnlich einſtimmig auch von den minifteriellen Mit— 
gliedern erhoben, einft einen nicht umvihtigen Punkt in der veutihen Geſchichte bilden. Das 
gefammte deutſche Vaterland hatten ebenfalls im Auge die Motionen gegen Übergriffe und 
verlegende Maßregeln und für verfafjungsmäßige Entwickelung des Bundes; fo die Motion 
von Welder 1840 für „endliche Aufhebung der Ausnahmegefege und für die volle Geltung und 
freie Entwickelung des in dem Bundes- und Landesgrundvertrag durch die öffentliche Treue 
verbürgten Rechtszuſtandes“, und defjelben Motion 1841, „daß die Regierung gebeten werde, 
auf jeve mögliche Weife dahin zu wirken, daß alle Ausnahmemafßregeln des Bundes aufgehoben 
würden, und daß diefer deutfche Nationalbund in aller Hinfiht auf feine dev Bundesacte ent⸗ 
ſprechenden Grundlagen zurückgeführt und die Selbftändigfeit der deutfchen Staaten und 
die durch die Bundesacte verbürgten allgemeinen deutfchen Nationalcechte überall und vollftän- 
dig verwirklicht würden“. Beide Motionsanträge wurden nad lebhaften Kämpfen mit großen 
Mehrheiten von der Kammer beſchloſſen. Mit Stimmeneinhelligfeit wurden aud die von 
Itzſtein motivierten wiederholten Anträge auf eine Anwendung jener Grundfäge durch Verwen— 
dungen zu Gunſten des verlegten hannoveriſchen Rechtszuſtandes beſchloſſen, ebenſo nicht minder 
der ſpäter von Hecker motivirte Antrag zu Gunſten des bedrohten Schleswig-Holſtein. So 
wurde in der That das 1851 geltend gemachte, aber damals noch jo heftig beſtrittene Recht deut— 
ſcher Landſtände, auch für das Geſammtvaterland die Stimme erheben zu dürfen, in praktiſcher 
Geltung erhalten. Auch viele andere deutſche Kammern ſchloſſen ſich in der hannoveriſchen und 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache dieſem Grundſatze an. Die beſondern Landesintereſſen, ſoweit 
ſie nicht die politiſche und ſtaatsbürgerliche Freiheit berührten, namentlich auch die materiellen 
Intereſſen, förderte auch in dieſen jhlimmen Zeiten von 1855, 1842 die Regierung überein— 
fimmend mit den Kammern durch manche Gefege. Die ſcharfe Controle und Kritik der Ver— 
waltungs= und Negierungsmaßregeln von Seiten der Oppofition vorzüglich bei Gelegenheit 
der Budgetöberathung und bei der Discuffion der Berichte ver Commiſſion über Auffuhung 
der proviforifchen Gefege fonnten niemals ganz ihre wohlthätige Wirkfamfeit verfehlen. In 
Beziehung auf die materiellen Intereffen nimmt die erfte Stelle ein das auf einem außerordent— 
lichen Landtag 1858 beinage einftimmig befchloffene Eifenbahngefeg, mit welden der Minifter 
Winter feine Laufbahn beſchloß. Von den übrigen Gefegen war das wichtigfte das 1839 der ' 
Kammer vorgelegte und mit der größten Sorgfalt und dem ausdauerndſten Fleiße berathene 
Strafgeſetzbuch, welches endlich 1845 zur Sanction gelangte. 

Das nun unter dem Minifterium Neizenftein-Blittersvorf mehr und mehr fteigende Re— 
actionsſyſtem führte endlich zu einer wohlthätigen Krife. Auf dem Landtag 1841 hatte die Re— 
gierung zum erſten male nad) dem früher (1820) einmal gemachten, aber alsbald wieder 
zurücigenommenen Verſuch, die Kammer durch Urlaubsverweigerung um ihre Selbftänpigkeit 
zu bringen „ dies praftifch durchgeführt. Sie verfagte den beiden Gerichtsmitgliedern 
Aſchbach und Peter den Urlaub. Diefes fiel umfomehr auf, da die Urlaubsverweigerung 
nit Adminiftrativbeamte, fondern Richter traf und unter folhen Nebenumftänden ausgeübt 
wurde, daß Niemand zweifelte, daß lediglich die Ruͤckſicht auf die liberalen Grundſätze beider 
Ehrenmänner und die Abficht ver Regierung, am ihnen für alle Beamte ein Grempel zu ſta— 
tuiren und nunmehr die unglüdfelige Maßregel für immer praktiſch zu machen, nicht aber ' 
Dienſtrückſichten diefen Beſchluß ins Leben gerufen hatten. Dieftaatsrehtliheund politiſche Frage 
über Urlaubsertheilung und Urlaubsverweigerung für Abgeoronete aus dem Beamtenſtande 
behandelt der Art. Urlaub. Hierher gehört nur der Hiftorifche Gang dieſes Streits, fomeit er 
auf die Veränderung des Regierungsfyftems und der Zuftinde des badiſchen Landes und ver 
Kammer Einfluß hatte. Die Mafregel ſchien fo .verlegend und gefährlich für den badiſchen 
Rechtözuftand, und es zeigten fid) bei einiger fhärfern Beobachtung des vorherrſchenden minis 
fteriellen Syftems fo gefährliche Plane für die Zukunft, die durch ſolche beliebige Urlaubsver— 
weigerung und die abjolute Nullität der Kammern vorbereitet werben mußten, daß auch die 
Minifteriellen ſämmtlich mit der Oppofition dagegen kämpften. Doch fhien wenigſtens dem 
Verfaffer diefer Zeilen, wie er e8 damals Öffentlich und thatſächlich ausſprechen mußte, die aud) 
von der Mehrheit der Oppofition gebilligte Maßregel mehr ver Herabgefommenen Stimmung 
des Landes und der Schwäche der Oppofition, fowie dem freilic, natürlichen, aber oftmals ge— 
fährlichen Wunſche, durch Nachgiebigkeit einen Majoritätsbefhlug zu erzielen, ald der wirk— 
lichen Größe ver Verlegung und der Gefahr, fowie den wichtigſten Hier entfcheidenden Rechts— 
grundfägen zu entfprechen. Man beſchloß nämlich mit den Minifteriellen eine von der Zuſtim— 


ale 











Baden (eld conftitutioneller Staat) Ma 


mung ber erfien Sammer abhängige Beſchwerde über Verfaſſungsverlezung einzugeben und 
während der längern Zeit ihrer Verhandlung in der erflen Kammer andere landfländifge 
Geſchäfte, Budgetverwilligungen u. f. mw. vorzunehmen. Meine rechtliche Überzeugung ſprach 
ich in der Kammer dahin aus, daß, da nach der einflimmigen uͤberzeugung der Kammer bie 
beiden Kammermitgliever Aſchbach und Peter verfafſungswidrig nicht zur Berfammlung einges 
Iaben feien, die Kammer auch bis zur vollftändigen Einberufung des ganzen Gollegiums ver 
Bolfsrepräfentation außer ihrer Bemühung für die vollftändige Einberufung aller Mitglieher 
nichts gültig beſchließen und feine Steuern, vollends feine für die nicht repräfentirten Diftriete,. 
Deren Vertreter verfaſſungswidrig ausgefchloffen worven, bewilligen koͤnne. Sodann hielt ich es 
für ein Aufgeben des wichtigften Rechts ver zweiten Kammer, welde über ihre Gonfituirung 
allein zu entſcheiden habe, daß man dieſes Hauptrecht hier von dem Befchluß der erften Kammer 
abhängig machte. In politiſcher Hinſicht täuſchte ich mich nicht Über den ſchlechten Ausgang ber 
Sage in der erſten Kammer, fand auch Feinen Troft in dem bloßen Hinausſchieben der Schwie⸗ 
rigfeit und glaubte, daß die Erflärung ver Kammer, fie ſei nicht conftituiet, die Regierung 
ebenfo wie 1820 zur Nachgiebigkeit beflimmen würbe, während fle ver Beſchwerden ſpotte; daß 
aber, falls fie ven Bruch vorziehe, hier die Zeit und die Gelegenheit zu einem energifchen Schritt 
und zum Bruch der Oppofition mit ber Regierung, d. h. zu einer Appellation and Volk unb 
feine neuen Wahlen, gefommen fei. Da id) nun in biefem Falle nicht wie In der oben von Rot⸗ 
teck erzählten Kriſe des Landtags 1851, bei meiner Motion über vie Nationalrepräfentation am - 
Bundestage, fo glüdli war, die zuezft abweichenden Anficten meiner Freunde für mich zu 
gewinnen, fo verließ ich nach meiner Überzeugung von meiner beſchworenen Pflicht allein den 
Landtag, kehrte nach Freiburg zu meinem Lehramt, dad ich kurz zuvor miebererhalten hatte, 
zurück und erflärte diefes der Kammer mit dem Hinzufügen, daß ich fie deshalb nicht um Urlaub 
bitte, weil ich fie ſelbſt für diefen Eleinften Beſchluß völlig incompetent halte, und daß id) nur 
zurückkehren würde in bem Moment, mo es ſich wiederum um die Vervollſtändigung ber Mes 
präfentation handle. Diefer Moment fam, als endlich bie erſte Kammer ber zweiten ihre Er⸗ 
klärung abgab,, daß fie ver Beſchwerde nicht beitrete. Im Lande hatte mein Schritt Billigung 
gefunden, die fi auch durch energiſche Aoreffen vieler der achtbarſften Bürger ausſprach, und 
ich kehrte nun zur Berathung über weitere Schritte rückſichtlich ver Vervollftännigung der Kam⸗ 
mer in diefelbe zurück. Jetzt erhielt ver Antrag, daß die Kammer auch nun noch für nicht con=: 
ſtituirt fi) erkläre, eine fo ſtarke Minorität, daß er nur fiel, weil Mehre erklärten, er ſei nun 
verfpätet. Doch vereinigten fi) jet auch die hier nicht Beitretenden zu einer energiſchen Pro⸗ 
teftation gegen die minifterielle Berfaflungsverlegung mit der Erklärung, daß unfer behauptetes 
Verfaſſungsrecht unerfhüttert fortbeftehe und durch Nichtvertheivigung von Seiten der F 
Kammer nicht aufgehoben werden könne. Diefe Proteftation erhielt pie Mehrheit, obgleich vie 
meiften Minifteriellen jegt zurüdtraten. Alle ihre Bemühungen, die Regierung felbft zu vers 
ſoͤhnlichen Maßregeln, zum Schuß unſers Verfaſſungsrechts zu bewegen, waren gefcheitert an 
ver hartnädigen Behauptung des einmal ergriffenen Syſtems, welches vorzüglid Herr v. Blit⸗ 
teröborf mit der größten Herbheit gegen die als willenlofe Diener von ihm behandelten Beam 
ten durchführte. So fügten fie ſich denn. Jene ſtarke, das Minifterium beleidigende Proteſta⸗ 
tion der Kammer aber hatte das ihr nad) der Vertagung nachgeſendete verweifende Gabinetd- 
ſchreiben, dieſes alsdann bei ihrem Wiederzufammentritt die von Itzſtein motivirte neue 
Proteftation und dieſe endlich glücklicherweiſe bie alsbaldige Auflöfung zur Folge. Diefe Ber 
rufung an neue Vollöwahlen und die jegt von dem Minifterinm Reizenſtein-Blittersdorf er 
laſſenen Wahlbeherrfhungsreferipte, welche nun die Oppofitionäglieder ſchmaͤhten und alle 
geiſtlichen und weltlichen, riterlichen wie adminiſtrativen, militäriihen, Schul und Univer⸗ 
täte:, Ober: und Unterbeamten zu minifteriellen Wahlen aufboten und ihre abwelchenden 
berzeugungen deutlich genug bedrohten, dieſes Alles, verbunden mit ven nachhaltigen Der: 
feßungen der Obetgerichtsräthe Sander und Peter, vielleicht auch mit meiner neuen Penfionirung, 
weckten den biöher allmälig eingefchlafenen Volksgeiſt, Zffneten dem Volke vollends die Augen 
über den teactionären Gang ded Minifteriums und ſpornten die Energie der Liberalen. Der 
lebhafteſte Wahlkampf gab ihnen den entſchiedenen Sieg. Trotz der aͤußerſten Grgenanftren-- 
gung der Regierung und ihrer Beamten wurden alle Opbofitionsgliever und Votanten ber 
Vroleſtation wieder erwaͤhlt, mehre, wie v. Itzſtein, Sander, Rindeſchwender, Welcker, zwei und 
drei mal. Dazu kamen viele neue liberale Abgeordnet, unter ihnen fo ausgezeichnete wie: 
Baflermann und Mathy, Bald auch Hecker. Unmuthig erflärte die Regierung ber. im Frühjahr 
1842 einberufenen neuen Kammer, auf biefem Landtag nichts ald dad Budget vorlegen zu: 
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wollen. Als unmittelbare Gegenerflärung, daß Kammer und Voltk ihrerſeits keineswegs glaubs 
ten, volltommene, keiner weitern geſetlichen Verbefferung bedürftige Zuſtände zu befigen, kün⸗ 
digie Welder eine Motion an „auf Erleichterung ber materiellen Laften mit gleichzeitiger Be— 
förderung der moralifchen, geiftigen und bürgerlichen Intereilen des Volkes“ und foderte in ihrer 
Begründung , welche vie Hauptgebrechen ver ganzen Verwaltung fhilverte: 4) Landwehr flatt 
des größern Theils des flehenden Heeres; 2) Verbeflerung des Dieneredicts, vorzüglich zur Berz 
minderung des flehenben ‚Heered von Beamten und Benflonären, mit Vorlage eines Normal: 
etats, fowie mit Unabhängigkeit des Richterſtandes, wie fie zur Zeit des Reichs beſtand; 3) die 
endliche Trennung ver Apminiftration von der Juftiz; A) eine auf Anflageverfahren, Offent⸗ 
lichkeit und Mundlichkeit gebaute Strafproceßordnung mit Schwurgerichten; 5) Zurückgabe 
der unter dem Namen Adminiſtrativjuſtiz vorkommenden Rechtsſtreitigkeiten und der Entſchei⸗ 
dung über die Bälle ihrer Kompetenz an die Gerichte, 6) Minderung ver ſtets ſich vermehrenden 
verderblichen Proceffe, vorzüglich auch durch volksmäßige Friedens: und Vergleichsbehörden; 
7) volfsmäßige Landraths⸗ ober Kreisrathdeinrihtung für die einzelnen Provinzen ober Land⸗ 
haften. Itzſtein motivirte ſodann die Beſchwerde über die Wahlreferipte, und eine ſtrenge 
Wahlprüfung rügte und flrafte durch Nidtigerflärung vieler Wahlen die einzelnen Wahl- 
beherrfchungen oder Beflehungen. Die Kammer berieth, unterflügt durch die gefpanntefte 
Theilnahme des Volkes, welches auf jede Weife, oft durch zwanzig⸗, dreißigſtündige Reifen zu 


wichtigen Öffentlichen Sigungen und durch Feſte und Ehrengeſchenke an einzelne Deputirte, _ 


feine Empfänglichkeit und feine Erkenntlichkeit für das Wirken feiner Abgeordneten ausſprach. 
Der nääfte bedeutende Erfolg aller viefer ſtets ſtreng gefeplichen Beſtrebungen beftand, abge= 
fehen von ber Entwidelung des conftitutionellen Geiftes, darin, daß Herr v. Blittersdorf, der 
bei feinem Eintritt Ins Minifterium in feinen feurigen und flolzen Kammerreden wie in feinen 
Mafregeln ver Oppofition ein geringſchätzendes Quos ego entgegenfhleuberte, alle Luft verlor, 
mit ihr, von welcher er drei Mitglieder als zu grob foll bezeichnet haben, weiter zu verkehren. 
Auch durch feine Eollegen war er nicht zum Wiedererſcheinen in der Kammer zu bewegen, und als 
bei dem Zufammentritt der neuen Kammer 1843 die theilweifen neuen Wahlen ihn nicht günfti= 
ger werben wollten, ſchied er au dem Minifterium. Daffelbe that nach Welcker's Antündigung 
der Motion wegen ber geheimen Wiener Eonferenzbefäglüffe von 1834 aud ver Minifters- 
präfident v. Neizenftein, ver biefelden unterzeichnet hatte. Diefem Staatsmann geftehen wir 
mit Bergnügen ben feinften, außgebilvetften Verſtand, vie gediegenſte gelehrte Bildung, große 
Uneigennügigfeit in Geldſachen und manche bedeutende Verdienſte um das Fürftenhaus und das 
Land zu. Leider aber müſſen wir in Beziehung auf deſſen nun beenbigte ſtaatsmaͤnniſche Lauf: 
bahn ebenfo wahrheitsgemäß binzufegen, daß er, welder 1831, ehe er Minifter war, die 
Oppoſition dur ven Schein des größten Liberalismus täufchte, jegt unter dem Schein, als ber 
theilige er ſich nicht mehr an den minifteriellen Maßregeln, durch Herrſchſucht und Ränkeſucht 
fi} verleiten ließ, die Treue gegen die von ihm ſelbſt einft zur Rettung bes bedrohten Throns 
ins Lebem gerufene conflitutionelle Berfaffung ver Reaction zu opfern, daß er jede ſelbſtaͤndige 
freie Entwidelung und wahre Fortſchritte der conftitutionellen Gefeßgebung,, Öffentliche Berichte 
und Preßfreiheit haßte, daß ex bie liberaler gefinnten Minifter v. Türkheim und Winter durch bie 
plöglice geheime Ernennung des Herrn v. Blittersdorf entfernte und lähmte und ebenfo au 
den plöglihen Sturz des Minifteriums Nebentus wie alle andern Blittersdorfſchen Reactionen, 
vie ja auch feine Mitunterzeihnung der geheimen Eonferenzbefhlüffe zum voraus legitimirte, ind= 
geheim unterftügte, während er, der nte in der Kammer aufzutreten für gut fand, alle meniger 
Weltkundigen durch jene ſcheinbare Nichtbetheiligung und die milde Gefinnung eines alten 
Mannes zu täufchen wußte. Noch erfreuliher ald jener in ven fleinen conftitutionellen deut— 
fen Staaten allerdings allzu feltene Erfolg einer redlichen gewiffenhaften Oppofition, erfreus 
licher als die Entfernung von zwei und, wenn man ven Wiebereintritt von Nebenius an bie 
Stelle des ald Charakter fleddenreinen Herrn v. Rüdt mitrechnen will, von drei Der politifhen . 
Freiheit und freien Entwickelung feinpfeligen Miniftern war ein anderer Erfolg: Diefer bes 
fland darin, daß bei dem neuen Zufammentritt ver Kammer 1843 die Regierung den Wunſch 
eines freundlichen Einvernehmens mit dem Volke deutlich ausſprach und bethätigte. Bon Urs 
lauböverweigerung war jegt ebenfo wenig als bei dem lehten Landtag bie Rebe, und jeve aufs 
fallende Wahlbeherrſchung unterblieb. Zugleich aber murben die von der Kammer folange 
vergeblich erwarteten, auf dem legten Landtag bei Gelegenheit ver Welcker'ſchen Motion neu 
erbetenen Gefegentwürfe theild, wir hie über Trennung der Adminiſtration von der Juſtiz, 
über eine auf Anlageverfahren, Mündlifeit und Offentlichkeit gebaute Strafproceßgefeh⸗ 
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gebung, über Einfihrung volfamäßiger Friedens⸗ und Vergleichögerihte, ven Kammern vor⸗ 
. gelegt, theils, wie das Geſetz über Errichtung einer Landwehr, für die allernächſte Zukunft 
zugeſagt. Das neue Strafgefegbud und die neue Strafproceforbnung erhielten aud die 
Sanction. Ebenſo die Einführung des Bennfylvanifchen Syſtems bei ver Strafhaft, welches ih 
in der großen Milderung und forgfältigen Durchführung unſers Geſetzes, wie dieſes mein 
Bericht auözuführen ſuchte und wie es die beinahe einftimmige Zuftimmung in den beiden Kam 
mern wol umfomehr beftätigte, für eine wahre Wohlthat halte. Ebenſo ferner ein Gefeg über 
die bürgerlichen Folgen von Vergehen und dad Geſetz zur Verminderung und Abkürzung ver 
Givilproeeffe. Übrigens fuchte auch auf dem Landtage 1845 die zweite Kammer, außer den 
neuen Gefegen, für die weitere Entwickelung des conftitutionellen Lebens bei jeder Gelegenheit 
zu wirken. Hierfür ſprechen unter ven Motionen und den meift mit größter Stimmenmehrheit 
genehmigten Motionsanträgen: die von Ipftein für das Schwurgericht, die von Mathy für die 
BPreßfreipeit, die von Baffermann fon auf dem Landtage 1842 vorgetragene, jetzt er= 
neuerte und von ber Kammer theilweife zum Beſchluß erhobene Motion auf Einführung einer 
Gapitalienfteuer, die von Hecker auf Miniflerverantwortlickeit und für Schleswig:Holftein, 
ſowie drei Motionen von Welder, nämlich über die geheimen Wiener Conferenzbefchlüffe von 
4834, die für den Schuß des Gaſtrechts und deutſchen Staatsbürgerrechts gegen polizeiliche 
Ausweifungen (deren Ausführung jedoch die Geſchaͤftsmaſſe verhinderte) und die für die Unab- 
hängigkeit ver Gerichte. Welder. 

Baden als eonftitutioneller Staat feit 1844. Seine Geſchichte im Zufam- 
menhang mit per Politik des Bundestagé und der Deutfhen Mationalvers 
fammlung. & war ein nieverfchlagendes Gefühl, mit welchem die liberalen Abgeoroneten 
endlich im Jebruar 1845 den arbeitöoollen Landtag von 1843 zu Ende gehen und im Herbſt den 
von 1845 beginnen fahen. Nach vorübergehenden Sonnenbliden hatte aufs neue die Reaction 
den politiſchen Horizont verbunfelt. 

Es war zugleich eine trübere Anſicht für die deutſchen Entwidelungsfämpfe eingetreten, als 
fie viele arglofe und hoffnungsvolle Vaterlandsfreunde früher gehegt Hatten. Erſt die Alleinherr- 
ſchaft v. Blittersdorf's über das Miniſterium feit dem Tode Winter’8 und die im Jahre 1844 er⸗ 
folgte Veröffentlichung der Protokolle des Karlsbader Congreſſes, vollends aber der moraliſch 
empörenden geheimen Vereinbarungen der wiener Minifterialeonferenz von 18354 mußten jeden 
Zwelfel zerftören, daß der reartionäre Kampf der minifterielfen, der Bundes: und der Beam⸗ 
tenmaßregeln gegen bie wichtigften Verfaffungsredhte entſchieden das ganze repräfentative Sy— 
Rem und vie darauf gegründeten beſchworenen Landeöverfaffungen in ihrer Wefenheit unter= 
graben und umwandeln follte.. Die in ber gefitteten Welt und namentlih au in England mit 
einem Schrei der Enträftung aufgenommenen geheimen Beſchlüſſe der Miniftertalconferenz 7) 
begründeten für das minifterielle Syſtem und für die Blitteröborffchen kühnen Worte: die ba= 
vifche Verfaffung fei gar feine Repräfentatio-, fondern eine landſtaͤndiſche Verfaffung, dieſe er⸗ 
ſchreckende Klarheit. 

&8 mögen hier über den Kern der Blittersdorf ſchen Politik, weil dem Verfafler dieſer Zei⸗ 
len fo oft die Aufgabe zuflel, ven Herrn v. Blitteröborf in ber Kammer perſönlich zu befämpfen 
und benfelben dadurch wiederholt in einen ſchwer zu befchreibenden Zorn zu verfegen, Lieber die 
Worte eines perſonlich unbetheiligten gründlichen Geſchichtſchreibers 2) Pla finden. Er fagt: 

„In Blitteroorf, dem Zögling der wiener Politik, dem ehemaligen Mitglie ded epurirten 
Bundestags, kam die Politik der geheimen Conferenzbeſchlüfſe von 1834 in aller Schroffheit 
und Unummundenheit ang Ruder. War ver ehrgeizige und leidenſchaftliche Mann in einem 
wirklich conftitutionellen Staate zum Minifter nicht zu brauchen, fo war er deſto beffer geeignet, 
das conftitutionelle Weſen zu untergraben... Die Diplomatie, der hohe und nievere Abel, ver 
teactionäre Klerus fahen in ihm den rechten Mann, um ven läftigen Reſt des conftitutionelfen 

Eebens in Baben zu befeitigen... Blitterädorf hatte ſich ſchon in einem Memorandum für die 
deutſchen Bunbesverhättniffe, das er 1833 an Metternich übergab ®), über fein politiſches Sy- 
ſtem ſehr unverhohlen ausgefproden. Er war erklärter Gegner der conftitutionellen Verfaſſung 
and fah in ihr ein Haupthinderniß für die Art von Bundeseinheit, wie er fie ald Ideal betrach⸗ 


1) Bon Welder A] mit den Brotofollen der Karlebader Beſchläſſe unter dem Titel „ Wich⸗ 

tige Urkunden für ben Rechtozuſtand der deutſchen Nation“ (Manheim 1844) Herausgegeben und beleuchtet. 
HS. „Die Gegenwart”, II, 333, — 
3) „@hniges aus ver Mappe bes dreiherra v. Blitterodorf“ (Mainz 1849). 
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tete. Es genügte ihm die Bertünmerung im Einzelnen, wie die Bundestagspolitik ſie ausühte, 
durchaus nicht: er verlangte eine ſyſtematiſche Reaction gegen Alles, was mit der conſtitutio⸗ 
nellen und repräfentativen VBerfaflung zufammenhing. Es follte nicht durch bloße Reprefilus 
maßregeln den conftitutionellen Kammern entgegengewwirkt, fondern das ſtreng monarchiſche 
Princip ihnen allenthalben ald Gegenfagentgegengeftellt werden... Es war nur eine@onfequenz 
dieſer Bolitik, wenn Blittersdorf, wie er in jenem Memorandum weiter ausführte, Das, wad 
von Bunde in Beziehung auf die Vrefle geſchehen war, ober die übrigen Maßregeln einer hem⸗ 
menden Polizeiwelsheit für ganz ungenügend erklärte. Es mußte nach feiner Anficht ein confer 
quenteö und organifirte® Syſtem von Beſchränkungen ver Volfvertretung in ben einzelnen 
Staaten entgegenwirken, um diefelben ihrer Bedeutung völlig zu entkleiden und 
die Rückkehr zum altftänvifchen monarchiſchen Wefen anzubahnen.” Die Berfegung des Herrn 
v. Blittersdorf von Frankfurt nad Karlsruhe, aus dem Bundestag ind Minifterium (durch Herrn 
v. Reizenftein, zur Verbrängung bed Herrn v. Türkhelm und zum Verdruß Winter's) erfolgte in 
dieſem Sinne. „Er follte feine Theorie (und vie der foeben gefaßten Wiener Gonferenzbefchlüffe) 
dort praktiſch durchfuhren.“ 

Das vieldeutige ſogenannte „ſtaͤndiſche Princip“ hat bei feinen im Staatsreqht meift ſehr 
unklaren Anhängern nur in dem einen Punkt einen genieinſchaftlichen Sinn, daß man vor 
allem die wirkliche, allein zeitgemäße repräfentative Verfaſſung, wie fie in den Freiheitskriegen 
mit ganz ausdrücklichen Worten, 3. B. den Preußen, verfproden, unter Mitwirkung der Groß⸗ 
wmädhte, unmittelbar vor der Bundesacte, in Frankreich und alsbald auch in den meiften beutfchen 
Staaten wirklich eingeführt war, durch treulofe Berbeutelung wieder zu rauben ſuchte. Mons 
archiſche Abfolutiften, Bureaufraten und Hofdiener dachten bei dem ſtändiſchen Princip außer- 
dem noch an die feit der Zeit des fürftlichen Abfolutismus von den alten feudalſtändiſchen Ver— 
faffungen übriggebliebene leere Korm bloßer hoffeſtlicher Prunk⸗ und Poftulatenlandtage, wie 
fie in Ofterreih noch vor 1848 beftanden. Wahre adelige Ariftofraten dagegen’ dachten 
dabei nach Herrn v. Haller immer mehr an die wirkliche Herftellung der mittelalterlihen Feudal⸗ 
ariftofratie, welche ein aufrichtiger energifcher preußiſcher Ariftofrat für Preußen bekanntlich 
geradezu als „eine preußifche Republif”’ bezeichnete. Ständifche Verfaflungen in dieſem Sinne 
waren befanntlich dem in Karlsbad und Wien erftrebten monarchiſchen Princip ungleich mehr 
gefährlich als vie neuern, die fogenannten repräfentativen oder conftitutionellen Landftände. Denn 
jene Seubalflände übten vermitteld ihrer abſoluten Steuerverweigerungsredhte und der nur durch 
die Landesdeſiderien und Oravamina bedingten Bewilligungen, durch ihre Verwaltung bez 
Steuern, durch ihre Amterprivilegien und Patrimonialrechte, duch ihre ſonſtige entſcheidende 
Mitwirkung bei Succeſſionsverhaͤltniſſen und bei der Ausübung der Regierung bie beſchrän⸗ 
kendſte Mitregiegung aus und beraubten, wie z. B. die däniſchen, die ſchwediſchen und bie 
deutſchen Reichsſtände, ihre Oberkönige oftmals gänzlich, ver Negel nad) aber wenigftens im 
Mefentlichen ihrer Thronrechte. Bloße Theoretiker endlich und romantiſche Schwärmer wollten 
fo Schlimmes nit. Aber fie verfannten, daß mit dem Verſchwinden ver frühern befondern 
Grundlagen und dtechtstitel der alten Feudalſtände, der Prälaten, Ritter, Städte, und bei dem 
Sneinanverfließen ver heutigen Stände die fihern Gründe und Grenzen felbft nur für eine bloße 
Wahleinrichtung nad den heutigen Stänveabthellungen verſchwunden find. Sie verfannten 
ferner, daß auch eine folche Wahl nad) ven Claſſen und Namen diefer Stänbeabtheilung im We⸗ 
ſentlichen fein anderes Reſultat gibt als eine mehr allgemeine ſtaatsbürgerlich- repräfentative. 
Aber jle wollten fi nad dem Untergang der Sache wentgftend an den Wortunterſchieden und 
an den hiftorifhen Erinnerungen an verſchwundene Zeiten vergnügen. Diefes önnten ihnen 
nötigenfalls vie Gonftitutionellen ohne großes Bedenken zugeftehen, ſoweit nur nicht bie tobte 
Hülle eine die heutigen fürftlichen und bürgerlihen Rechte unterdrückende Haller ſche Feudal⸗ 
ariflofratie verdecken und unterflügen foll. Wenn wir aber nun die Politik des Herrn v. Blitterö- 
dorf in dieſer Beziehung nach unferer Überzeugung’ angeben ſollen, fo gehörte dieſe der erſten 
Hauptrichtung an. Die von ihm erſtrebte Vernichtung unferer tepräfentativen Verfaflungen 
huldigt vem Abfolutismus, in Iepter Juſtanz jedoch wol nicht der Gewalt ver mittlern und klei⸗ 
nern deutfchen Fürften, gegen melde Herr v. Blittersdorf auch in jenem Memorandum ſich fehr 
wenig rüdfitövoll äußerte, fondern einem öfterreihifchen Abfolutismus, welder ja als gläns 
gende Verforgungsanftalt bei gar vielen deutſchen Adeligen in Gunft fand. Seine Leidenſchaft⸗ 
üchfeit aber erlaubte ihm nicht, mit einer Öfterreichifchen und Metternich ſchen Ruhe und Vorficht 
fein Reactionsfyſtem gu verfolgen. Vielmehr teizten feine und feiner Werkzeuge verlegende 

Werfolgungen der Liberalen im ganzen Lande zu einem ſtillen Unwillen gegen bie Regierungs⸗ 
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maßregeln und wirkten ſelbſt zu Gunſten der Liberalen. Was Half es z. B., ven Abgeordneten 
Welder durch Criminalproceſſe zu verfolgen, in welchen ihn die Richter einftimmig freifprachen, 
und ihn zwei mal zu penfioniren, und zwar aus folhen Gründen, daß die Kammer beide male 
einftinmig, ale Minifteriellen mit einbegriffen, die Neactivirung von dev Regierung zu ver⸗ 
langen für Pflicht Hielt! 

Leider aber mußten die badiſchen Liberalen auch nad) ver Entfernung bed Herrn v. Blitterde 
Dorf es ſtets Elarer erkennen, daß dad ganze biäherige Reactionsſyſtem, weldes durch ihn feine 
vollftändige, jeber freien, mithin auch der badiſchen Verfaſſung entſchieden feindliche Ausbildung 
erhalten Hatte, auch nad feiner Rüdkehr zum Bundestag in Baden fortlebte. Es lebte fort, 
gieichviel ob vorzugsweife vermittelö feiner fehriftlichen Einwirkung, oder durch den Einfluß ver 
Blittersdorf'ſchen Zöglinge in der Camarilla und im Staatöbienft. Umſonſt benahm ſich die li- 
berale Oppofition auf dem Landtage 1843 nad ihrem glängenven Stege mit ver äußerſten 
Mäßigung und bearbeitete mit den mitſchuldigen Gollegen des zurückgetretenen Herrn v. Blitters— 
dorf im angeftvengteften Fleiße die ausführlihen Gefegentwürfe über Strafrecht und Gtraf- 
verfahren und Gerichtöverfaffung. Umſonſt kamen fle venfelben auf dem neuen Landtag von 

. 1845 mit ber gleichen Bereitwilligfeit entgegen. Die minifteriellen Kormen waren etwas höf⸗ 
licher. Die neuen Gefege befriediglen große Landesbedürfniſſe. Aber auch bei ihnen hatten vie 
Stände befländig neue Reactiondmaßregeln, neu erfunbene politifche Vergehen, z. B. die der 
Aufregung zu Haß und Verachtung oder zur Unzufriedenheit u. ſ. w., Beſchränkungen und 
Berfälfgungen der Schwurgerichte, der Trennung der Juſtiz von ver Apminiftration meift vers 
geblich zu befümpfen. Vorzüglich aber blieben alle die alten unmoralifhen und demoraliſiren⸗ 
den verlegenden Maßregeln der Polizei und der Beamten, ihre Berfolgungen, Mishandlungen, 
Einferferungen ver liberalen Gemeinde= oder landſtändiſchen Wähler, ihre parteiifchen Zurück⸗ 
fegungen, ja Mishandlungen in den Beamtengerichten und in ver Aominiftration, und vor 
allem die ſchamloſe Genfur ganz diefelben wie unter Blitterövorf. Auch die Ergänzungen im 
Minifterium brachten feine Verbefferung. Herr v. Duſch, ein Mann von edler Bildung, wohl 
wollender Geſinnung und milden Formen, beſchränkte ſich auf jein Fady, das Auswärtige. Nah 
dem Rüdtritt des ald Privatmann ehrenwerthen Herrn v. Rüdt murbe dad Minifterium des 
Innern einem Mitglied der Miniftersalpartei, vem Staatsrath Eichrodt, übergeben. Er aber er⸗ 
nannte den Geheimrath Rettig zu feinen Minifterialvirector. Diefer höchſt rührige und ta= 
lentvolle Mann war kurze Zeit vorher unter dem Minifterium Rüdt ald Negierungdpirector von 
Konſtanz wegen fittlichen Ürgerniffes aus dem Staatsdienſt entfernt worden und galt als 
Mann der Eamarilla und des Blitterödorf’fhen Syſtems. Ihm wurde nun nach Eichrodt's bal- 
digem Tode das wichtigſte Minifterium, das des Innern, zunächſt proviſoriſch ganz überlaffen. 
Die Misftimmung hierüber bewirkte zwar, daß vor der Eröffnung des neuen Landtags der von 
Blittersdorf früher ausgeftoßene Nebenius ald Borfland des Miniſteriums zurückberufen wurde, . 
doch fo, daß neben ihm nad) geheimer Beftimmung Rettig die politiſch wichtigſten Theile des 
Minifteriums behielt, und zwar, wie man auf wiederholte Interpellationen eingeftehen mußte, 
in der fonderbaren inconftitutionellen Weife, daß er unabhängig von Nebenius handelte und 
diefer fomit die wichtigſten Verfügungen nicht ald verantwortlicher Minifter unterzeichnete. Ret⸗ 
tig erſchien fo als das einflußreichfte Werkzeug ver Blittersdorf'ſchen Volitik und ver Camarilla. 
Den wohlmollenden Fürften, deffen Anfichten durch die Einwirkungen der Höfe, durch den Übers 
legenen Berftand Blittersdorf's und des ſchlauen Herrn v. Reizenftein und andere Hofumgebungen 
leider allzu befangen waren, hatte man aud) jet, fowie überhaupt feit dem entfhiebenen Reac⸗ 
tiondfoftem von der früher ſtets perfönlich vorgenommenen Eröffnung des Landtags und ſomit 
von der perfönlichen Berührung mit ven Landedahgeorimeten zurüdgehalten. Sein Comniffar 
Nebenius verfündete in ber Eroͤffnungsrede deutlich genug, daß man nad) ber Bubgeterledigung 
ohne weitere Verhandlung und Befriedigung der Landeswünſche und Beſchwerden den Landtag 
und die au aus ven diesmaligen Ergänzungswahlen fiegreich herootgegangene Oppofition 
moͤglichſt bald wieder nah Haufe fenden wolle. Durd die Eröffnung ohne den Fürſten hoffte 
man fo aud) die fonft gelegentlich der Berathung ver Dankadreſſe zur Sprache kommenden all- 
gemeinen Landeswünfde abgeſchnitten zu haben. Diefes Alles in Verbindung mit vielen Er- 
jcheinungen einer beſonders lebhaften Fortfegung des Reactionsſyſtems veranlaßte ven Abge- 
oroneten Welder zu einem Motionsantrag „auf die Wahl einer Commiſſion zur Entwerfung 
einer Adreſſe an den Großherzog, In welder in ehrerbietigfler Form St. königlichen Hoheit 
unfere Überzeugung von der Gefahr des biäherigen Ganges ber Staatsverwaltung und der in⸗ 
nigfte Wunſch des Landes ausgeſprochen werde, daß fortan bie ſaäͤmmtlichen landesverfaflungd= 
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mäßigen Rechte vollkonunen treu und unverfünmert und nicht verlegt durch ſchrankenloſe poltz 
zeitiche Willkür erhalten und gefhügt werben möchten“. In der Begründung dieſer Motion *), 
durch welche wir die damalige politifche Lage am treueften ſchildern Eönnen, werden die Klagen 
durch die Worte eingeleitet: „Bei aller Wärme, die man mir vieleicht in Beziehung auf die 
Vertheidigung der Verfaflungsrechte gegen die libergriffe der Gervalt vorwirft, trage ich doch 
fletö Das Bewußtſein in mir, gerecht zu fein. Ich weiß und erkenne aufriätig an Alles, was 
man Gutes von unfern bavifhen Zuftänden vergleihungsweife fagen kann. Ich weiß Alles, 


. was man von dem Wohlwollen der an der Spige ftehenden Staatsmänner, wenigftend derjeniz 


gen, über deren Gefinnung ich mir ein Urtheil erlaube _fagen kann. Wenn e8 aber an andern 
Drten von Deutſchland noch ſchlimmer fteht als bei und, bei und aber wirklich auch ſchlimm ift, 
fo frage ih, ob gerade alddann, wenn man befondere Beranlaffung in fi fühlt, vieles Layo zu 
Heben, dieſes ein Grund fein kann, es feinem Verderben entgegengeben zu laſſen! Bennium 
ferner mehr Schwäche bei einzelnen Mitgliedern der Staatöverwaltung als übelmollende Ge⸗ 
finnung zu taveln hat, kann wol Hierin ein Grund liegen, ihnen nicht zu Hülfe zu tommen? 
Der Minifter Winter: hat gefagt, wenn die Regierung durch feindfelige äußere Binfläffe und 
durch eigene Schwäche im Gebränge iſt, wenn ſie zum Verberben hingezogen wird, müffen wir 
ihr zu Hülfe eilen. Der Rebner entwidelt dann die eigenthümliche Gefahr für Deutſchland, 
und vorzüglich für veffen.mittlere und Heinere Staaten aus dem mehr als funfzigjährigen Ent- 
widelungsfampf ver europäifchen Völker, um aus dem Zufland patriarchaliſcher, feudaliftifcher 
und beöpotifcher Bevormundungsverfaffung endlich zu wahrer nationaler und ſtaatsbürger— 
licher freier Verfaffung zu gelangen, und aus der herannahenden endlichen Entſcheidung des 
fangen Principienfanpfed. Er fagt wörtlih: „Und Deutfchen rückt der Tag näher, wo es ſich 
entſcheiden muß, ob allein bie große deutfche Nation, nad) ihrer frühern Geſchichte, nad) ihrer 
Bildung und Lage das Eentrum der gebildeten Völkerwelt, ausgefchloffen bleiben foll von der 
nationalen Volksfreiheit, von der Höhften Ehre, von ven ebelften Glüd und ver ftärfften Kraft 
der Völker. In dem verfrüppelten Zuftande, worin man uns die halbe Entwickelung geftattet 
und die andere Hälfte widernatürlich unterdrückt, in diefem Schwanken jener Unglücklichen in 
Dante’8 Hoͤlle dürfen wir nicht bleiben, um fo zerriffen und die Beute frember Völker zu werden. 
Nicht nur nicht mehr geachtet, nein, verachtet, ja bemitleidet find alle unfere despotiſchen Theorien 
mit all ihrem Rittertfum und Jeſuitenthum und ihrer despotiſchen Bevormundung und Pos 
lizeiwillkuͤr. Das deutſche Volk will nicht geführt fein wie eine wilfenlofe Heerde, die deutfchen 
Bürger wollen nicht mehr in aller Welt und fogar im eigenen Rande wie Heimatloſe behandelt 
fein. Die Frage, welche allein noch übrig ift und zur Entſcheidung drängt, iſt nur die: Soll die 
Freiheit auf friedlichen, gefeglichem Wege erworben werden, ober foll denn auch für und ver 
Tag der Freiheit heranbrechen mit dem feuergerötheten Himmel einer ſtets unheilvollen Revolu⸗ 


tion? Dus, was wir Alle mit allen unfern Kräften zu erficeben haben, das iſt ver Weg einer 


friedlichen Entwicelung. Gegenüber aber der Allmacht unferer deutſchen Regierungen, die jegt 


allein alle Mittel in ven Händen haben, um bie ſtaatsgeſellſchaftlichen Berhältniffe zu beftimmen, 


müffen wir den größten Theil der Aufgabe auf die Seite der Regierungen binfhieben. Sagen 
wir es ehrlih und offen: folange diefe Alfgewalt des fogenannten monarchiſchen Princips 
In deutſchen Vaterlande, diefe für den Abfolutismus eingegangene Verbindung der Regie 
rungen unter fi und mit auswärtigen über unfere deutſchen Zuftände Herrfcht und mie ein 
Alp auf unfere geſellſchaftlichen Zuſtände drückt, ift es unvermeidlich, daß Alles, was fi regt 
und bewegt und nad) Foriſchritt in irgend einer Sphäre ſtrebt, von, dieſem drückenden Abſolutis⸗ 
mus zu einer unvermeidlichen, oft ſelbſt unbewußten Hülfsgenoſſenſchaft gegen die Regierungen 
hingetrieben wird. Solcher Verein feindliche Kräfte aber Tann fi in furdtbarer Entwicke- 
lung entladen. Der Befeltigung der jegt bezeichneten Gefahr aber entſpricht nun die gegenwär⸗ 


tige Staatsverwaltung an vielen Orten in Deutfchland, entfpricht bie unferige nach meiner 


Überzeugung durchaus nicht.” Der Redner erinnert nun zunaͤchſt an die Politik des Deutfchen 


Bundes, die Kränkungen des nationalen deutſchen Bürgerredhts, ber Preßfreiheit, der ſelbſtän⸗ 


bigen Entmwisfelung ver landſtändiſchen Verfaſſungsrechte wie der Nationalehre nad) außen.“ 
Er führt dann mit zahlreichen Beweisactenftüdten in der Hand und mit Darftellung vieler einz 
einen Fälle aus, wie eine ftet3 wachſende, rechtlich und moralifch verberbliche Verwaltungs: und 


‚Polizei: und Cenſurwillkur die wefentliäften Verfaſſungsrechte ver Bürger, ihre perſoͤnliche, 


4) Verhandlungen der Ständeverfammlung im Jahr 1845/46. otofoll der zweiten Kammer, 
Beilagendeft 5 und 6, S. 11 fg. ; * u Y 1. : z 
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ihre Wahl: und Vreßfretpeit, ihre Petitiond⸗ und Vereinigungsrenhte, ihre Rechte der freien 
Religionsübung verlegen und um fo hartnädiger verlegen, je mehr pas Gefühl für Bürgerrecht 
und rechtliche Freiheit lebendiger wird. Er erinnert an allgemein befannte Thatſachen, na= 
mentlich auch an zwei, welche ganz neuerlichft in ganz Deutſchland Auffehen erregten. Die eine 
die von dem bis dahin ſtreng gefeglichen Obergerihtdabvocat v. Struve in dicken Bänden ges 
druckt vorgelegten Actenſtũcke über die völfig unglaublich ſcheinenden Genfur= und Polizeimaß⸗ 
regeln in ven Kampfe zunädhft des Regierungsraths von Uria gegen ihn und feine Zeitfhrift 
und über die trog alled Anrufens minifteriellen wie gerichtlichen Schuges fortbauernde Hülf- 
Iofigfeit felbft gegen die ftetS neuen Berlegungen, gegen die VBerlegungen des felbft vom Bund 
nicht angegriffenen, noch beſtehenden Theils unſers verfaffungsmäßigen Preßgeſetzes, ja ver 
eigenen minifteriellen Genfurorpnung. Er hebt mit befonderm Schmerz hervor, daß 
unter Anderm die empoͤrenden Verbote und Beflrafungen der Genfurlüden aus keiner andern 
Duelle ftammten, ald aus jenen ewig beflagenswerthen geheimen Befchlüffen der wiener Minis 
ſterialconferenz, von denen und deren Anwendung doch bie jegigen babifchen Minifter ſich neu- 
lich bei Gelegenheit der Welcker'ſchen Interpellation fo feierlich losgeſagt hatten. Die andere 
bie vom Regierungsbirector Schaaf dur} eine Schrecken erregende Entfalyıng und Einmifgung 
großer Militärmacht zur Unterbrüdung ber verfaffungsmäßigen Freiheit des manheimer Ges 
meinderaths und Bürgerausfchuffes, über viele Berlegungen der Gerechtfame manheimer Bür⸗ 
ger zum Zweck einer ‘Petition fi in ihren Sigungslocalen. ganz friedlich zu berathen. Er konnte 
nad Berührung vieler Einzelheiten Hinzufügen: ‚Eine ganze Reihe von Mishandlungen ver 
Berfon, des Vermögens, wie der Preßfreiheit, die alles Rechts⸗ und fittliche Gefühl empoͤren, 
liegt Ihnen hier vor, ebenfo aber auch die allgemeine Entrüftung ver wadern Bürgerſchaft 
dieſer Hauptſtadt des Landes.” In dieſer Beziehung verlieft er noch eine mit zahlreichen Unter: 
ſchriften verfehene Beſchwerde manheimer Bürger, welche folgende allgemeine Behauptung mit 
Ginzelpeiten belegt: „Die Übergriffe, welche ſich vie hieſigen Verwaltungsbehörben erlauben, 
werden immer bebenklicher, Die perfönliche Freiheit und die Gewiffendfreiheit werben Im Wider- 
ſpruch mit $. 43 und 48 der Verfaffungsurtunde bei jeder Gelegenheit auf dad ſchreiendſte 
verlegt. Bei diefen Gelegenheiten wirken die verſchiedenen Berwaltungsbehörben fo überein= 
Rimmend zufammen, daß mit Beſtimmtheit angenommen werben kann, es beſtanden höhere 
Weiſungen, nad) welchen fie handelten.“ Es folgt nun eine zahlreiche Menge von Belegen. Die 
Motion erzählt nun auch aus ver Nachbarſtadt Heidelberg eine Anzahl von analogen Beſchwerde⸗ 
fällen. Nach einem derfelben wurbe z. B. ein Wundarzt, Bamilienvater und unbefcholtener 
anfäfiger Bürger, aber ein liheraler Urwähler, vom Oberbeamten ind Gefängniß geworfen, 
und zwar wegen einer Denunciation feines Gegners, eines miniſteriellen Urwählers, die ſelbſt 
der Unterbeamte für nichtig hielt, gegen welche ver Beſchuldigte ſogleich achtbare Zeugen ans 
geführt Hatte, die auch im fpätern Verhör alsbald vie abfolute Nichtigkeit der Befhulvigung 
darthaten. Nachdem aber der ſchuldloſe Mann nad) 24 Stunden wieder entlafien werben 
mußte, wurbe fein Sohn, weil fid in der von ihm zur Befreiung feines Vaters eingereichten 
Beſchwerdeſchrift wegen der dem Vater amtlich zugefügten Verlegung und Mishandlung das 
verlegte kindliche Gefühl ausſprach, wegen Amtsehrenbeleidigung verfolgt. Ahnliche Fälle hatte 
der Motionsfteller nur zu oft Öffentlich zu rügen. Gin Gefängniß au nur von 24 Stunden 
aber iſt für ehrenwerthe Bürger und Bamilienväter fhon wegen der Chrenkränkung, megen ber 
Alteration und des Schreckenẽ der Familien ein zu empfindliches Übel, als daß man nicht hoffen 
Konnte, liberale Wahlen und Petitionen dadurch befttafen und verhindern zu fönnen. Die Mo- 
tion erwähnt ferner, wie In Heidelberg ein anderer achtbarer Bürger, aber auch ein liberaler Ur⸗ 
wähler, zu acht Tagen Gefängniß und Bezahlung der Unterſuchungskoſten verurtgellt wurde, 
weil er einem einzigen andern Bürger zwei Fiugblãtter follte mitgetheilt haben, welche ohne ir⸗ 
gend eine Rechtö- oder Ehrenverlegung lediglich zu liberalen Wahlen auffoberten, deshalb ver⸗ 
urtheilt wurbe, weil diefe Blätter nad ven Entſcheidungsgründen „Aufreizung des Publicums 
gegen die confervativen Rammermitgliever und Die, weiche deren Wahl empfohlen, bezwecten“. 
Die Motion fügt wörtlich Hinzu: „Und folde für einen achtbaren Bürger ſchon wegen bed Ges 
fühls des empdrenven Unrechts ſchwere Berurtheilung erfolgte auf eine alle Medi füge 
verhöhnende Weiſe und durch ein aus mindeſtens einem Halben Dutzend Gründen abfolut nich⸗ 
tigeö Urtheil. Denn 1) handelte es ſich um ein Preßvergehen, weldes nur von den ‚Hofgerichten 
in erſter Inftanz zu beftrafen if}; 2) bezeugte nur ein einziger Beuge die angebliche Mitteilung; 
3) enthielten bie Fingligen Blätter offenbar gar fein Vergehen. Es exiftirt fogar 4) jened Vers 
sehen, welches der Bramte darin fand, glüdliherweife bei uns nicht. 5) Auch bloße Tendenz 
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mäßigen Rechte vollfonmen treu und unverfünmert und nicht verlegt durch ſchrankenloſe poli⸗ 
zeiliche Willkür erhalten und geſchützt werben möchten”. In ber Begrünbung biefer Motion %), 
durch welche wir die damalige pofitifche Lage am treueften fhildern können, werden die Klagen 
durch die Worte eingeleitet: „Bei aller Wärnte, die man mir vielleicht in Beziehung auf bie 
Veriheidigung der Verfaffungsrehte gegen die Übergriffe der Gewalt vorwirft, trage ih doch 
ſtets dad Bewußtfein in mir, gerecht zu fein. Ich weiß und erfenne anfrihtig an Alles, was 
man Gutes von unfern badifhen Zuftänden vergleihungsweife fagen kann. Ich weiß Alles, 
was man von dem Wohlwollen der an der Spitze ſtehenden Staatsmaͤnner, wenigftens derjeni⸗ 
gen, über deren Geſinnung ich mir ein Urtheil erlaube _fagen kann. Wenn e8 aber an andern 
Drten von Deutſchland noch ſchlimmer fteht als bei und, bei und aber wirklich auch ſchlimm iſt, 
fo frage ih, ob gerade aldvann, wenn man befondere Beranlaffung in fi fühlt, vieles Layd zu 
fieben, dieſes ein Grund fein kann, e8 feinem Verderben entgegengehen zu laſſen! Wenn man 
ferner mehr Schwäche bet einzelnen Mitgliedern der Staatöverwaltung als übelwollende Ge⸗ 
finnung zu tabeln Hat, kann wol Hierin ein Grund liegen, ihnen nit zu Hülfe zu kommen? 
Der Minifter Winter: hat gefagt, wenn die Regierung durch feinpfelige äußere Binfläffe und 
durch eigene Schwäche im Gebränge iſt, wenn ſie zum Verderben hingezogen wird, müffen wir 
ihr zu Hülfe eilen.“ Der Redner entwickelt dann die eigenthümliche Gefahr für Deutſchland, 
und vorzüglich für veffen.mittlere und Kleinere Staaten aus dem mehr als funfzigjährigen Ent- 
widelungsfampf der europäifchen Völker, um aus dem Zuftand patriarchaliſcher, feubaliftifcher 
und despotiſcher Bevormundungsverfaſſung endlich zu wahrer nationaler und ftantsbürger: 
Ticher freier Verfaffung zu gelangen, und aud der herannahenden endlichen Entſcheidung des 
fangen Principienfanpfes. Er fagt woͤrtlich: „Uns Deutfchen rückt der Tag näher, wo es ſich 
entſcheiden muß, ob allein die große deutſche Nation, nad ihrer frühern Geſchichte, nad) ihrer 
Bildung und Lage das Centrum der gebildeten Voͤlkerwelt, ausgefchloffen bleiben fol von der 
nationalen Volföfreigeit, von der hoͤchſten Ehre, von den evelften Glüd und ver ftärkften Kraft 
der Völker. In dem verfrüppelten Zuftande, worin man und die halbe Entwickelung geflattet 
und die andere Hälfte widernatürlih unterbrüct, in diefem Schwanken jener Unglücklichen in 
Dante’3 Hoͤlle dürfen wir nit bleiben, um fo zerriffen und bie Beute frember Völker zu werden. 
Nicht nur nicht mehr geachtet, nein, verachtet, ja bemitleidet find alle unfere despotiſchen Theorien 
mit all ihrem Rittertfum und Jeſuitenthum und ihrer deöpotifhen Bevormundung und Po— 
lizeiwillkur. Das deutſche Volk will nicht geführt fein wie eine willenloſe Heerde, die veutfchen 
Bürger wollen nicht mehr in aller Welt und fogar im eigenen Lande wie Heimatlofe behandelt 
fein. Die Frage, welche allein nod übrig iſt und zur Entſcheidung drängt, if nur die: Soll die " 
Freiheit auf friedlichem, gefeglichem Wege erworben werden, over foll venn auch für und ver 
Tag der Freiheit heranbrechen mit dem feuergerötheten Himmel einer ſtets unheilvollen Revolu⸗ 
* tion? Dus, was wir Alle mit allen unfern Kräften zu erſtreben haben, das ift ver Weg einer 
frieolihen Entwidelung. Gegenüber aber der Allmacht unferer deutfhen Regierungen, bie jegt 
‚allein alle Mittel in den Händen Haben, um die ftaatögefellfchaftlichen Berhältniffe zu beftimmen, 
müffen wir ven größten Theil der Aufgabe auf die Seite der Regierungen hinſchleben. Sagen 
mir es ehrlih und offen: folange diefe Allgewalt des fogenannten monarchiſchen Princips 
tn deutſchen Vaterlande, dieſe für ven Abfoluttsmus eingegangene Verbindung ver Regie— 
rungen unter fi und mit auswärtigen über unfere deutſchen Zuftänve herrſcht und mie ein 
Alp auf unfere gefellfchaftlichen Zuſtände drückt, iſt ed unvermeidlich, daß Alles, was fi regt 
und bewegt und nad Fortſchritt in irgend einer Sphäre ftrebt, von, dieſem drückenden Abſolutis⸗ 
mus zu einer unvermelblichen, oft ſelbſt unbewußten Hülfsgenoffenfchaft gegen die Regierungen 
hingetrieben wird. Solder Verein feindliche Kräfte aber kann fi) in furdtbarer Entwicke⸗ 
fung entladen. Der Befeltigung ber jegt bezeichneten Gefahr aber entſpricht nun die gegenwär⸗ 
‚tige Staatöverwaltung an vielen Orten in Deutſchland, entſpricht die unferige nach meiner 
Überzeugung durdaus nicht.” Der Redner erinnert nun zunächft an die Politik des Deutfchen 
Bundes, die Kränkungen des nationalen deutſchen Bürgerrechts, der Breßfreiheit, der ſelbſtän⸗ 
digen Entwickelung ver landſtändiſchen Verfaſſungsrechte wie der Nationalehre nach außen. 
Er führt dann mit zahlreichen Beweisactenſtuͤcken in der Hand und mit Darftellung vieler ein⸗ 
einen Fälle aus, tie eine ſtets wachfenbe, rechtlich und moralifch verberbliche Verwaltungs- und 
—** und Cenſurwillkur die weſentlichſten Verfaſſungsrechte ver Bürger, ihre perſoͤnliche, 


4) Berhandlungen der Etändeverfammlung im Jahr 1845/46. otofoll ber zweiten Raugmer, 
Beilagenheft 5 und 6, S. 11 fg. ” u y ” — 
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ihre Wahl: und Preßfreiheit, ihre Betitiond- und Vereinigungsrechte, ihre Rechte ber freien 
Religionsübung verlegen und um fo hartnädiger verlegen, je mehr pas Gefühl für Bürgerrecht 
und rechtliche Freiheit lebendiger wird. Er erinnert an allgemein bekannte Thatſachen, na= 
mentlich auch an zwei, welche ganz neuerlichſt in ganz Deutfchland Auffehen erregten. Die eine 
die von dem bis dahin fireng geſetzlichen Obergerichtsadvocat v. Struve in dicken Bänden ge= 
druckt vorgelegten Actenftüce über vie völlig unglaublid ſchelnenden Genfur= und Polizeimaß⸗ 
regeln in dem Kampfe zunächft des Regierungsraths von Uria gegen ihn und feine Zeitfgrift 
und über die trog alled Anrufens minifteriellen wie gerichtlichen Schutzes fortdauernde Hülf⸗ 
Iofigfeit felbft gegen die ftetö neuen Verlegungen, gegen die Verlegungen des felbft vom Bund 
nicht angegriffenen, noch beſtehenden Theils unferd verfaffungdmäßigen Preßgeſetzes, ja ver 
eigenen minifteriellen Cenſurordnung. Er hebt mit befonderm Schmerz hervor, daß 
unter Anberm die empdrenden Verbote und Beftrafungen ver Genfurlüden aus feiner andern 
Duelle ſtammten, ald aus jenen ewig beklagenswerthen geheimen Befchlüffen der wiener Mini- 
flerinlconferenz, von denen und deren Anwendung doc die jegigen badiſchen Minifter fi neu- 
lich bei Gelegenheit ver Welcker'ſchen Interpellation fo feierlich iosgeſagt hatten. Die andere 
die vom Regierungsbirector Schaaf durch eine Schrecken erregende Entfalyıng und Einmifhung 
großer Militärmadt zur Unterbrüdung der verfaffungdmäßigen Freiheit des manheimer Ges 
meinderaths und Bürgerausfchuffes, über viele Verlegungen der Gerechtſame manheimer Bür⸗ 
ger zum Zweck einer Petition ſich in ihren Sigungslocalen. ganz frieblich zu beraten. Er konnte 
nad Berührung vieler Einzelheiten hinzufügen: „Bine ganze Reife von Mishandlungen der 
Berfon, des Vermögens, wie der Preffreiheit, die alles Rechts- und fittliche Gefühl empdren, 
liegt Ihnen Hier vor, ebenfo aber auch die allgemeine Entrüftung ver wadern Bürgerſchaft 
dieſer Hauptflabt des Landes.” In diefer Beziehung verlieft er noch eine mit zahlreichen Unter⸗ 
ſchriften verfehene Beſchwerde manheimer Bürger, welche folgende allgemeine Behauptung mit 
Ginzelgeiten belegt: „Die Übergriffe, welche ſich die hiefigen Berwaltungsbehörven erlauben, 
werden immer bedenklicher, die perfönliche Freiheit und die Gewiſſensfreiheit werden im Wider⸗ 
ſpruch mit $. 43 und 48 der Verfaſſungsurkunde bei jeder Gelegenheit auf das ſchreiendſte 
verlegt. Bei diefen Gelegenheiten wirken bie verſchiedenen Verwaltungöbehörpen fo überein⸗ 
Rimmend zufammen, daß mit Beflimmtheit angenommen werben kann, es beftanben höhere 
Weiſungen, nad} weldhen fie handelten.“ Es folgt nun eine zahlreiche Menge von Belegen. Die 
Motion erzählt nun auch aus ver Nachbarſtadt Heidelberg eine Anzahl von analogen Beſchwerde⸗ 
fällen. Nach einem verfelben wurde z. B. ein Wundarzt, Familienvater und unbeſcholtener 
anfäfjiger Bürger, aber ein liberaler Urwähler, vom Oberbeamten Ind Gefängniß geworfen, 
und zwar wegen einer Denunciation feines Gegners, eines minifteriellen Urwählerd, die felbft 
der Unterbeante für nichtig hielt, gegen welche der Beſchuldigte ſogleich adtbare Zeugen ans 
geführt hatte, die auch im fpätern Verhör alsbald die abfolute Nichtigkeit der Veſchuidigung 
darthaten. Nachdem aber der ſchuldloſe Mann nad 24 Stunden wieder entlafien werben 
mußte, wurbe fen Sohn, weil fid) in der von ihm zur Befreiung feined Vaters eingereichten 
Befchwerdeſchrift wegen der dem Vater amtlich zugefügten Verlegung und Mishandlung das 
verlegte findliche Gefühl ausſprach, wegen Amtsehrenbeleldigung verfolgt. Ahnliche Fälle Hatte 
der Motionsfteller nur zu oft Öffentlih zu rügen. Gin Gefängniß aud nur von 24 Stunden 
aber ift für ehrenwerthe Bürger und Bamilienväter fhon wegen der Ehrenkränfung, wegen ber 
Alteration und des Schreckenõ der Familien ein zu empfindliche Übel, als daß man nicht hoffen 
konnte, liberale Wahlen und Petitionen dadurch befttafen und verhindern zu fönnen. Die Mo: 
tion erwähnt ferner, wie in Heidelberg ein anderer achtbarer Bürger, aber auch ein liberaler Ur⸗ 
wähler, zu acht Tagen Gefängniß und Bezahlung der Unterſuchungskoſten verurtgeilt wurde, 
well er einem einzigen andern Bürger zwei Blugblätter ſollte mitgetheilt haben, welche ohne ir⸗ 
gend eine Rechts- oder Ehrenverlegung lediglich zu liberalen Wahlen auffoberten, deshalb vers 
urtheilt wurde, weil dieſe Blätter nach den Entſcheidungsgründen „Aufteizung des Publicams 
gegen die confervativen Kammermitgliever und Die, weiche deren Wahl empfohlen, bezwecten“ 
Die Motion fügt wörtlich hinzu: „Und folde für einen achtbaren Bürger [don wegen bed Ge⸗ 
fühls des empörenden Unrechts ſchwere Berurtheilung erfolgte auf eine alle Rechtsgrundſätze 
verhohnende Weiſe und durch ein aus mindeftens einem halben Dutend Gründen abjolut nich⸗ 
tiges Urtheil. Denn 4) handelte e8 fi um ein Prefvergehen, welches nur von den Hofgerichten 
in erfler Inftanz zu beſtrafen tft; 2) bezeugte nur ein einziger Zeuge die angeblige Mittheilung; 
3) enthielten die fraglichen Blätter offenbar gar fein Vergeben. Es exiftirt fogar 4) jenes Were 
sehen, welches der Beamte darin fand, glücklicherweiſe bei und nicht. 5) Auch bloße Tenden⸗ 
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proeeſſe will man geſetzwidrig einfhhren, da jeue Schriften als eine Aufreizung bezweckend be⸗ 
ſtraft werben. Unſere Geſetze aber überlaſſen es Gott, bloße Tendenzen zu erkennen und zu 
Arafen. 6) Im vorliegenden Fall liegt am wenigſten ein Preßvergehen vor, welches gerichtlich 
verfolgt werben durfte. 7) Es konnte insbefundere auch wegen Injurien gegen confervative 
Kammerwitgliever und ihre Empfehler nicht von Amts wegen und auf eine Polizeiftrafe er- 
faunt werben, fondern die Privatanfäger mußten abgemariet werden. Auf all Diefes achtet die 
Behoͤrde nicht, bringt aber in ihren Entſcheidungsgründen den merfiwürdigen (die Strafe wol 
am wahrften begrändenden) Grund vor, „daß der Berurtheilte fi um ven Wahlkampf einer 
politiſchen Parteiung (der Liberalen) fehr interefiirte‘. Daß ver Stadtdirector, der das 
Vergehen in ver Aufreizung des Publicums gegen die confervativen Rammermitz 
glieder und ihre Empfehler findet, hier offenbar als Partei erjcheint, dies wirft ein 
trauriges Licht auf alle unfere Polizeibeftrafungen, nicht wie im nachbarlichen Rheinland, duch 
die unparteiifchen Gerichte, fondern durch Die Die Gegenpartei bildenden PBolizeibehörden. Der— 
felbe bei dem Wahlgefchäft thätige Beamte ſprach hier jene fo vielfach nichtige Strafurtheil 
aus. Cbenfalls von Heidelberg erwähnt die Motion zur Veranſchaulichung nicht bloß der gren- 
zenloſen Polizeiwillkjr und gehäffigen Verfolgung der Wahlfreiheit, ſondern auch der aufreis 
zenden Art, wie man den Bürgern die gewährte, allfeitig beſchworene conftitutionelle Freiheit 
zur gefährlichen Falle made, folgenden Borgang: „Einige Wahlmänner von dem entfernten 
Kohlhof fuhren zu vem Wahlort auf Wagen, die mit Tannenreifern gefhmüdt waren und 
worauf zwei Knaben von fleben bis acht Jahren in weißen Kleidern und mit badiſchen Fähnchen 
in der Sand faßen. Es waren aber dieſes ebenfalls unverbefjerliche liberale Urwähler. Das war 
ihr Unglüd. Als fie zur Stadt kamen, wurden von der Bolizei die armen Kinder von der Straße 
weggeiagt, gewiffermaßen zu Hausarreſt verurtheilt und jeder der Bürger um 5 Glon. geſtraft, 
weil fie auf einem mit Tannenreiſern geſchmückten Wagen nach Heidelberg fuhren.” Der Ned: 
ner macht mit Hinweis auf viele andere Actenftüde, zu deren Mittheilung er, wenn fie gewünſcht 
wir, jeberzeit bereit iſt, darauf aufmerkſam, daß, wenn in den Hauptfläbten, ven Sigeneined ges 
bieten Publicums, auch nur aus dem kurzen neweften Zeitraum feit dem legten Landtag ſolche 
Beifpiele von Polizeiwillkür zu erzählen find, was man dann wol von fo vielen Orten erwarten 
darf, an welchen eine ähnliche Scheu vor einer gebildeten öffentlichen Meinung die Bürger nicht 
gegen verfolgungsfühtige Beamten fügt! Ex fährt fort: „Auch in Heidelberg hat der Polizei: 
willfür ber Schuß der militaͤriſchen Gewalt, dev Schuß der Regimenter nicht ganz gefehlt. In 
freien Ländern entfernt man bad Militär vom Wahlort. Allein hier wollte man es herbeiho⸗ 
Im. Und aus welchem Anlaß!" Der Rebner erzählt nun die zugleich dad Rechtsgefühl ver- 
letzende, zugleich lädherliche Gefchichte und fährt fort: „Aber man wird bei allen unjern Klagen 
und zum Trofte fagen: man folle Recurs ergreifen. Allein damit drückt man vollends dag Sie: 
gel der Verwerflichkeit auf unfere Bolizeimillfür. Vor einiger Zeit wurde fogar der Recurs 
an das Minifterium in folden Straffachen aufgehoben. Wir haben jet eine Strafgewalt bis 
auf vier Wochen, worüber der Polizeibeamte und die Kreißregierung zu entſcheiden Haben. Ich 
frage aber die mir Hier gegenüberfigenden Herren Kreiöbirectoren felbft, ob fie nicht in einem 
ſolchen Falle gegen liberale Bürger Bartel find? Sie gehören alle der Gegenpartei der Libera⸗ 
ken an, haben oft mit Wärme und Heftigkeit gegen die Liberalen gekämpft, find dafür befärvert 
und belohnt werben. Diefelben Herren follen nun, wenn man als Liberaler verfolgt wirb, das 
Metheil fällen. Ich frage, ob hier noch vom Schutz der blirgerlicgen Freiheit vie Rede fein kann ? 
In die Verantwortlichkeit des Minifteriums ift ſeibſt in den Gegenſtänden, bie noch an vaffelbe 
gelangen, durch die neuefte unbegreifliche Einrichtung des Minifteriumd des Innern , welche die 
laufende Lanveöverwaltung größtenteils in bie Hände des Miniſterialdirectors Tegt, und ents 
i ge Der Präfivent des Minifleriums unterzeichnet auch bie von demfelben ausgehenden Ver= 
ügungen nicht. . So ift und die einzige Verantwortlichkeit/ bei dem und immer noch vorenthal⸗ 
temen Geſetz über bie. Minifterverantwortlihkeit, bie der Ehre des unterzeiänenven Minifters 
im Beziehung auf die Verfügungen aus feinem Minifterium, verfaffungsmwibrig entzogen. 
Blauben Sie nit, meine Herren, daß ich für uns Liberale diefe Miögriffe zu bedauern 
Habe. O nein, meine Herren, ich als Liberaler, alle Liberalen, der Liberalismus, wir gewinnen 
durch fie. Wir Haben Beine beſſern Freunde als die Herren v. Blittersdorf, v. Urla, Schaaf, 
Riegel u. ſ. w. Ste machen Hunderte zu thätigen Liberalen, die vorher mit der Minifterialpartei 
hielten. Aber wahrlich, für die Megierung Tann es doch nur hoͤchſt gefährlich und verderblich 
werden, wenn ihre Beamten gegen fie aufregen, fle im einer verfaffungswibrigen, gehäffigen 
oder gar laͤcherlichen Geſtalt erſcheinen Inffen! Sole Misfinnmung wird vermehrt, wenn man 
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Äoht, wie Beamte Das, was wirklich der Ehre, ber moraliſchen Achtung der Regierung. und ben 
Meoralität der Bürger ſchadet, überall völlig ungerägt laffen, ja oftmals es zu förbern, zu bee 
günfigen ſcheinen. Sie wiflen es ja, meine Herren, faft feine Wahl geht bei und vor, wo nicht 
gegen bie Öffentliche Moral und die Berfaffung beſtechende Verſprechungen und Drohungen ber 
Ayutöbeförderung over Antdentziehung, der Straßenanlagen, der Zutheilung von Amts und 
Gerichtsſitzen, als angeblich von den Beamten und von hochgefellten Perfonen ausgehend, 
herumgetragen werben. Es wäre. heilige Pflicht der Regierung, die Berbreiter folder ſchäͤnd⸗ 
lichen Gerüchte entweder wegen beleidigter Majeftätsehre oder wegen Beflechung in Unters 
ſuchung und Beftrafung zu nehmen. So aber, ohne dieſes, bleibt dieſer Skandal; viele Bürger 
glauben an die Immoralität ver Regierung; viele laſſen fich einfchüchtern oder beflechen, um ge= 
gen ihr Gewiflen zu handeln. 

Laffen Sie mid nun zu dem legten und traurigſten Punkte meiner Darflellung übergehen. 
Schon an fid gehört zu den traurigften polizeilicgen Verlegungen bie ver verfaflungsmäßigen 
Gewiſſens⸗ und religidfen Freiheit. Ich will hier nicht auf die bekannten einzelnen Berlegungen 
in Beziehung auf Deutfchfatholifen durch unverzeihlicde LandeBausweifungen, nicht in vie bis 
zum Abperitifchen gehenden Beſchränkungen der deutſchkatholiſchen Prebiger, nicht in bie viels 
fachen Kränkungen vieler nicht deutſchkatholiſchen badiſchen Bürger in dieſer Beziehung. eine 
gehen. Ein Iude kann, wie e8 in Heidelberg der Fall ift, in der philofophifchen Facultät Bror 
feſſor werben, Einer aber, ber, ftatt roͤmiſch-katholiſch, deutſchkatholiſch, alfo doch chriſtlich blei⸗ 
ben will, wird aus dem bereits erworbenen, würdig verwalteten Amt herausgeworfen! Es gibt 
aber gleichwol noch eine teaurigere Grfheinung : ber trübe Schatten, ven dieſe Borgänge mit 
dem Übrigen auf die ganze Regierungspolitif werfen. Von-biefem Plage aus habe ich wiederholt 
aud dem Innerfien meiner Seele gegen den Minifter v. Blittersdorf die unglüdfelige Politik 
befämpit, welde, dem göttlichen Herrenrecht huldigend, nad) einer Allianz der abfoluten und 
der ariftoftatifchen weltlichen und der geiftlihen Gewalt firebt, die Regierten unterbrüdt und 
denkt: Seid ihr dumm und blind in ver Kirche, fo ſeid ihr es auch im Staate, duckt ihr hier, fo 
duckt ihr auch dort, welche Thron und Staat auf diefe Allianz ſtützt, ohne zu bebenfen, daß ber 
ultramontane jefuitifhe geiftliche Bundeögenoffe ſtets das «Thron und Altar» in «Altar und 
Thron» umzumanbeln firebt. ) Es if mit einem Worte die Verbindung mit dem Jefuitisnus, 
worüber wir zu Elagen haben. Wir aber erfreuen und bis jegt, Dank der Jofephinifhen und 
der Weffenberg’jchen Einrichtungen, einer ehr gebildeten und aufgeflärten, einer fittlich from—⸗ 
men, aber nit pfäffifchen und ultramontanen katholiſchen Geiſtlichkeit und einer gebilveten, auf: 
gelärten und fittlichen katholiſchen Bevölkerung. Wäre die Regierung durch Fanatismus der 
Bevölkerung getrieben, fo könnte man fle doch noch entfuldigen. So aber verlegt man 
gugleich die Gefühle der Bürger und des größten Theils der Geiſtlichen, indem man künſtlich 
von Regierungs wegen einen aud ven frühern bewundernswerthen Frieden ver ver= 
ſchiedenen Gonfeffionen förenden ultramontanen Fanatismus einführt und 
großzuziehen fucht, deſſen Früchte man wahrlich ernten wird. In diefem Streben wurde 
durch die Regierung ein hochgeachteter ftommer Director des Priefterfeminars entfernt und 
durch einen ulttamontanen erſetzt. Die liberalen katholiſchen Geiſtlichen wurden zurückgeſedt 
und verfolgt. Ein gelehrter tüchtiger Ehrenmann, ber nur die Grundſätze bed In ber kathollichen 
Kirche hochverehrten Sauter, die Brundfäge ver oͤſterreichiſchen Kirchenverfafſung im Kirchenrecht 
vortrug, wurhe zum Sammer feiner Familie non dem Lehrſtuhl gemaltfam verftoßen und Einer, 
wer netorifä den alleräußerfien ultramontanen und jeſuitiſchen Grundſätzen hulbigt, ald der 
alleinige Kirchenrechtslehrer für alte badiſchen Priefter und Juriſten aufgeftellt. ) Nicht minder 
wurde ein hochgeachteter Profeſſor der chriſtlichen Moral von feinem Lehrftuhl verdrängt, über: 
Yanpt die von Karl Friedrich fo weife und energifch geſchirmte Lehrfreiheit vernichtet. Wie die⸗ 

altmälig wirkte, hade ich voraudgefehen, als ich warnend hier difentlid, ausſprach, man werbe 
fich ſehr undankbare fanatiſche Freunde in der Kirche ſelbſt fhaffen und zugleich die Blüte der 
Univerfität zu runde richten. In einer feierlichen öffentlichen Rebe fagte neulich ein Profeflor 





5) Diefe Worte des Rebners verfünbigten voraus die alsbald folgende, vorzüglich — ſa⸗ 
natiſchen Eifer ſchmeichelnde miniſterielle Allianz mit aufgeregten Geiſtlichen, mit der damals ſoge⸗ 
nannten ſch Armee‘'; nicht minder auch den ſpaͤtern Kirchenſtreit. a 
6) Der zu Bezeichnete if der erbentliche Brofeflor bes Kirchenrechts, Dr. 5. Amann, der Andere 
Brofeffor Buß. Nicht die geringfle Schuld fonnte gegen Amann geltenb gemacht werben, aber alle 
enverfiellungen der —— ge die fo ſchwer verlegende Befälligfeit gegen ultramontene 


vorſt 
üfle waren vergeblich. ann wurde Opfer der Kränkungen und Sorgen. 
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von Freiburg an dem Grabe eines Verſtorbenen, es fei fein Wunder, daß bie Brofefloren von 
Freiburg geiſtig und Eörperli zu Grunde gehen. Es iſt dieſes Alles lediglich das Werk der 
Regierung. Früher fhon habe ich einige Mitglieder der Regierung dafür morallſch verant- 
wortlich gemacht, daß fle fo den Thron untergraben und gefährden, gefährden vieleicht ſchon ges 
genüber fünlichen und Hftlichen Fatholifhen Nachbarn, die zumeilen Provinzen unſeres Lanz 
des in Anſpruch nahmen. Die unglüdfelige freiheitsfeindliche Politik aber fheint mir darum fo 
gefährlich und verderblich, weil ich wohl einfehe, daß der Abſolutismus feinen andern Halt mehr 
hat, als daß er ſich dem Jeſuitismus und der Jefultenmoral in die Arme wirft!" 

Der Rebner ſchloß mit den Worten: „Eine willkürliche, eine grenzenlofe Boltzeigewalt um⸗ 
garnt und vernichtet von vem Helligthum der Gewiſſens⸗ und Wahrheitsfrelheit an bis zur kor⸗ 
perlihen und Eigenthumöfreiheit alle Rechte der Bürger und droht endlich alle Berfaflungs- 
echte fammt der Öffentlichen Moral und dem Thron in ihren unheilvollen Schlund zu ziehen. 
Die furchtbare Gefahr dieſes Syſtems liegt vor Augen. Entweder fiegt es, dann wird das Volt 
elend, verachtet, eine Beute der Feinde. Oder es flegt nit, dann führt e8 zu Mevolutionen, 
wenn die Regierungen nicht noch rechtzeitig das Recht des Volkes auf freie, ungehemmte, gefeh- 
liche Entwickelung anerkennen und achten. Wir wollen Feine Revolution. Wir Alle wollen 
die Regierung unterflügen und bitten die Regierung umUnterflügung, daß 
nicht Revolution die Freiheit begründe, fondern daß ohne Revolution bie 
freie,naturgemäße en inden Gauen unfersbadifhenund deut— 

ſchen Vaterlandes vor ſich gehe.” 

Trotz des miniſteriellen Gegenkampfes, — ohne den Inhalt der Motion zu beaniwor⸗ 
ten, ſich gegen die Form einer Adreſſe an den Thron ohne Thronrede richtete, wurde die Motion 
und ihr Antrag zur Berathung und Commiſſionsernennung an die Abtheilungen verwieſen. 

Der geſchichtskundige Verfaſſer des Artikels, Baden vor den Ereigniſſen von 1848” in ver 
„Begenwart‘, der fo gründlich ausführt, wie die ungtüsftidjeeutföe Regierungspolitik felbft ie 
Achtung der Moral, des Rechts und der Throne untergrub und fo unvermeidlich den Umfturz der 
Jahre 1848 und 1849 Herbeiflihrte, Fnüpft an jenen Schluß der Welder'fhen Rede die Bemerkung: 
„Dieſe Worte Haben unerwartet raſch ihre ernfte Erfüllung gefunden. Wo waren bie verblende⸗ 
ten Thoren, die damals fpotteten Über ven ſchwarzſichtigen Propheten, wo waren fie, als es galt, 
den Strom der hereinbrechenden Revolution zu daͤmmen ? Sie überließen es Andern, den Schutt 
wegzutäumen, den fie felbft aufgehäuft hatten.” 

Leider trat fehon unmittelbar nad) der obigen Warnungsreve und Bitte die Beflätigung der 
Anfichten des Redners in Beziehung auf die minifterielle Allianz mit dem religidfen Fanatis⸗ 
mus im größten Maßſtabe zu Tage. Schon ſechs Tage fpäter begründete nämlid der Abg. 
Pfarrer Zittel feine vortreffliche Motion auf Verwirklichung der verfaffungsmäßigen 
Glaubensftelheit. Diefe wurde nun, zumal da fie auch den Deutſchkatholiken zu gute kam, 
von der Gamarilla und vielen minifteriellen Abgeoroneten zur äußerften Aufregung des religiös 
fen Fanatismus benugt, zumal der Katholiken, welche befanntlic die große Mehrheit ver babis 
fen Bürger bilden. Auf ihre Wahlunterflügung und vorzüglich auf die Hülfe der fanatifirten 
Geiſtlichen gegen die liberale Oppofition vertrauend, dachte man an eine Rammerauflöfung, 
durch die man ſich von der liberalen Oppofition zu befreien hoffte. Die Kriſe Enüpfte ſich an die 
Verichterſtattung Über die Welder’fche Motion. Die Commiſſion Hatte ſich zu Gunften derſelben 
entſchieden, die Mitglieder verfelben äußerten jedoch, weil man ihnen vertrauli für den Fall 
ihrer Berichterftattung die Kammerauflöfung in Ausſicht geftellt Hatte, dem Motionsſteller be⸗ 
denklich den Wunſch, daß er felbft auf diefe Berichterſtattung ober auf feine Motion verzichten 
möge. Diefer hatte es zwar wieberholt bewiefen, daß er ven Frieden mit ver Megierung, fomeit 
nur immer möglich, zu erhalten ſuchte. So hatte er noch kurz vorher zum großen Verdruß vieler 
feiner liberalen Freunde hei der Frage Über bie Genehmigung des von der Regierung mit dem 





D Sn ber gleichen ——— hatte ae Abgeorbnete die Bekämpfung ber wiener geheimen Con⸗ 
ferenzbefchlüffe gt mit den Worten tofen: — Zuweilen ve wir von ber Miniferbant 
ortoßtrfe gegen die — als ſei Bay Bl ie umflürzenbe. een fage: im mabeen 
Liberalismus waltet mehr in biefen —E fin. Ich eig, es gibt 
liberale Männer, fie Tonnten ——— vergießen bei der gewonnenen — g, daß das 
yatiae‘ ae allein von ven Völfern ber Erde durch feine moralifche Kraft bie Breiheit erwerben Fönnte, 
3 „ben man mit ber — dieſer geheimen Conferenzbeſchluͤſſe betreten hat, iſt nicht ber 
Bun am Tea —* der * ution bie Thore ſchließt. Es iſt eine ungiückſelige Boliclt, Mk fagen 
von 
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ürſten von Leiningen abgefchloffenen Bertrags die Verwerfung beffelben und die hei ihr unver⸗ 
meidliche Kammeraufloͤſung mit großer Anftrengung verhindert. Hier handelte es ſich lediglich um 
einige noch dazu höchſt problematifhe Gelderſparniß, nicht um eine Verlegung irgend eines ho— 
bern ober eined Verfafſungsrechts oder um die Ehre der Kammer. Da diefelben aber jet ebenfo 
wie in dem frühern Urlauböfteeit offenbar in Frage ftanden, fo hielt er es für Pflicht, auch Hier 
nicht zurückzuweichen, ſondern abermals auf die gute Sache und das Land zu vertrauen. Er 
nahm in dieſem Vertrauen auch ruhig v. Itzſtein's lauten Vorwurf hin, daß er abermals die Auf- 
Iöfung verſchulde. Diefes Vertrauen wurde glänzend gerechtfertigt. Die Regierung, die Cama— 
rilfa, die ganze Reaction thaten jept für ihren Wahlfieg im obengeſchilderten Blittersporf’fchen 
Syſtem in Unterdrückung wie in eigenem Misbrauch der Preffe, in Beſchuldigung und Berfol- 
gung der Liberalen, in Fanatiſirung ber Katholiken, die man mit Cinmiſchung ded Namens des 
Sroßherzogs aufreizte, „es handle ſich um Aufhebung ihrer Religion“, das Moͤglichſte, aber frei⸗ 
lich vielfach ſelbſt das Unmögliche und für die Meinung der rechtlichen Bürger viel zu viel. Alle 
Mühe war umfonft. „Das ſchwarze Syſtem und die ſchwarze Armee’, wie man damals fagte, 
unterlagen dem gefunden Sinn bed Volkes und vorzüglich des ganz Eatholifchen Schwarzwaldes. 
Die Wahlfiege der Liberalen, namentlich auch den des Abg. Welder, welcher ald Proteftant in 
vier Ämtern im Mittelpunfte des Schwarzwaldes eine lange Reihe von Jahren hindurch von 
Iauter Katholiken erwählt wurbe, verbreitete das Volk damals mit Telegraphenfchnelligkeit durch 
Feuerzeichen von Berg zu Berg. Das Refultat war jegt nicht blos die Wiederwahl ver Libera⸗ 

len, ber Führer verfelben in Doppelwahlen, fondern zum erften mal feit 1851 die Wahl einer 
Mehrheit für die bisherige Oppofition in der Kammer. Zwei mal, als die Reaction ſchon in den 
meiften deutſchen Kammern geftegt zu haben fhien, nad dem Kalle Warſchäus 1832 und nah 
den wiener Eonferenzbefchlüffen 1834, gelang e8 ver badiſchen Oppofition, durch Entſchieden⸗ 
Heit und Energie ſich eine flegreiche Stellung zu gewinnen. . 

Jept rieth nad) zweiter Wahlnieverlage felbft Herr v. Blittersdorf von Frankfurt aus die 
Entfernung Rettig’8, den Eintritt Bekk's und einiger Mitglieder der bisherigen-Oppofition in 
das Miniflerium. Ex erklärte felbft fein eigenes, das Reactionsſyſtem für bankbrüchig und fagte: 
es ſei nichts übrig ald Anerkennung parlamentarifcher Regierumg mit der Mehrheit.®) Do 
nur der Eintritt Bell's, und zwar ohne wirkliches Bortefeuille, wurde verwirklicht. Und die ges 
mäßigte Oppofition, die, wie damals ein Minifter felbft in ver Kammer erflärte, ven Eintritt 
ins Miniftertum nie beabjihtigt Hatte, begnügte fih. Mit tiefftem Kummer mußte jte ed jedoch 
erleben, daß auch jegt das alte Blittersdorf'ſche Syſtem ohne weſentliche Umänderungen fort 
lebte. Der Großherzog eröffnete au diesmal die Kammern nicht perfänlih. Welder wahrte 
alfo abermals das Recht der Kammer zu einer Adreffe auch ohne großherzogliche Eröffnungs⸗ 
rede. In milder Rebe drückte er, ohne jet Cinzelnes erwähnen zu wollen, nur das tiefe Bez’ 
dauern aus Über bie vollfländige Fortdauer des zuvor geſchilderten reactionären Syſtems wäh- 
rend ber Wahlen und felbft nach venfelben, beſchränkte aber, in Hoffnung feiner Befeitigung 
durch das jegt mehr Vertrauen einflöfende Miniflerium, feinen Antrag auf eine Verwahrung 
zu Protofoll. Diefer trat die Kammer bei. Selbſt in Beziehung auf die Zittel ſche Motion ver 
mied die gemäßigte Kammer alle möglihermweife verlegende neue Verhandlung und Beſchluß⸗ 
faſſung. Neben ven laufenden Randtagsgefhäften, der Berathungen des Stantöhaushalts 
berieth die Kammer nur einige Gefege und dann Motionsanträge über Übertragung der Poli⸗ 
geiftrafgefege an bie Gerichte (von Soiron), Über bie von vielen Gemeinden erbetene Vermin⸗ 
derung bed Wildſtandes und Abldfung des Jagdregals, über die Erlaſſung eines allgemeinen 
deutſchen Preßgefeges, diefe jept von einem minifteriellen Abgeordneten (Plag). Auch mußte 
noch beſonders die Kammer Aufhebung der Unterbrüdung ver Protokolle über die Verhand⸗ 
—— — Beziehung auf die gehelmen wiener Miniſterialconferenzen vom Staatsminiſterium 

ämpfen. ’ 

Der gründliche Berfaffer jenes Artitels „Baden vorden Ereigniffenvon 1848 tabelt mit Recht 
Befk, der von einer glänzenden unabfegbaren Richterſtelle ſich abberufen ließ, Daß er nicht bei feiner 
uuvermeidlichen Berufung ins Minifterium beftimmte Bedingungen machte und fo der Fortſetzung 
bes Reastionsfgftems felbft dienen mußte. Er fagt (S.350): „Verſchwand zwar der gereizte, 
feindfelige Ton zum guten Teil aus ven Verhannlungen, und lie fi auf beiden Selten der 
Wunſch einer Annäherung nicht verfennen, fo bewilligte doch die Regierung viel weniger Gons 
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seffionen, als man nach dem Ausgang der Wahlen erwarten und verlangen durfte. Minifterial- 
director Nettig blieb in Ant und Thätigkeit, und man mußte es erleben, dap ihm die Kammer 
mit faft zwei Dritteln Mehrheit ein Mistrauensvotum abgab, ohne daß er jeine Entlaſſung 
nahm. Die Klagen über die Preſſe und die polizeilichen Übergriffe, über Beſchränkungen des 
Petitionsrehts und andere Nachwehen ver alten Regierungsweife verſchwanden aud) diesmal 
nicht von der Tagesordnung. Ka es dod) vor, daß man auch jegt noch (Juli 1846) den Man— 
heimern verbot, zufammen zu kommen, um eine Adreſſe für das gute Recht der deutſchen Herzog— 
thümer Schleswig-Holftein zu unterfdreiben. Bei der Verhandlung über Bundesangelegen: 
heiten fpielte das Minifterium eine verfhämte und empfindliche Rolle wie zuvor. In allen die: 
fen Dingen (jo z. B. bei der Verhandlung der von dem Minifterium zurückgewieſenen Beihwer- 
den der Stadt Manheim über jene erwähnten militärifhen Einmifhungen) machte es einen 
peinlihen Eindruck, Bekk's dialektiſche Gewandtheit und Beredtſamkeit zu Gunſten eines auf 
die Dauer unhaltbaren minifteriellen Syftems thätig zu fehen; es hieß dieſes ein Talent und 
einen Namen abnugen, der für eine beſſere Sache aufgefpart werden mußte, Im Ganzen trat 
die liberale Oppofition fo gemäßigt auf, als man nur immer erwarten konnte. Weider und 
Bittel zogen ihre Anträge, die vor Auflöfung des Landtags ſoviel Unruhe gemacht hatten, freis 
willig zurüd.” In der Sigung vom 25. Mai 1846 gab der Abgeoronete Welcker die Gründe 
feiner Zurücknahme an. „Fürs Erfte”, fagte er, „haben unfere in der früher vorgeſchlagenen 
Adreſſe auszuſprechenden Wünſche durch die Antwort, melde das Volk nad der Berufung, an 
dafjelbe durch feine Wahlen gab, einen ſolchen ganz unzweideutigen dffentlihen Ausdruck und 
ein ſolches moralifhes Gewicht erhalten, daß dieſelben jest nimmermehr von dem Throne eines 
wohlwollenden, aufrichtig das Beſte des Landes wollenden Fürften entfernt gehalten werben 
fönnen. Sodann aber fobert bei der Veränderung im Minifterium (dev Ernennung Bekk's) 
eine gewiſſe Billigkeit, daß man diefem Minifterium eine genügende Zeit Iaffe, um zu be: 
währen, daß es die Geneigtheit und zugleich die genügende Kraft zur Abhülfe der Beſchwerden 
und zu einem wahrhaft verfaffungsmäßigen Oange bejige.” Er erklärt e8 aber für feine Pflicht, 
jeden Schein zu vermeiden, ald erfenne die Kammer jene Beſchwerden nicht als vollftändig für 
begründet und bis zum heutigen Tage noch fortvauernd, und als berene fie irgend dieſelben oder 
lehne fie es ab, für die Zukunft alle verfaſſungsmäßigen Mittel zur Befeitigung der Befhwer- 
den zu ergreifen. Gr fügt hinzu: „Denn Eid und Ehre machen es und zur Pflicht, nimmer zu 
ruhen, bis wir unfer Volf befreien von der Hyder der Beamtenwilffür und von jener traurigen 
Anwendung ber Regierungs- und Amtögewalt, der öffentlichen Pflichten und Rechte, der An- 
ftellungen, Beförderungen und Abfegungen, der Öffentlihen Begünſtigung und Verfolgung 
zum Zwed der Corruption, der Beftehung, Abſchreckung und Rache wegen überzeugungstreuer 
©emeinde = und landſtändiſcher Wahlen, bis wir es befreien von einer den achtungswerthen Bes 
amien freilich fremden, aber nur zu oft vorfommenden Verfolgung und Rechtsunterdrückung, 
ja nit felten faft bübiſchen Plagerei gegen liberale, der Gemeinde und Staatöverfaffung treue . 
Bürger und Bürgermeifter. Sollte der Herr Präfident des Minifteriums des Innern dieſe 
Übel nicht in ihrer ganzen Ausdehnung Fennen, fo möge er landeöfundige Abgeoronete, insbe 
ſondere auch die des Bürgerftandes zu vertraulichen und offenherzigen Mittheilungen über ihre 
Wahrnehmungen veranlaffen. Sie verweigern dem Lande ſicher nicht das pflihtgemäße Zeugniß 
der Wahrheit. Ich aber will Heute jede unangenehme Einzelpeit umgehen.” Die geſchichtilche 
Darftellung in der „Gegenwart” ihrerfeits fährt fort: „Schonte man auch die Camarilla und 
bie Vertreter des bureaukratiſchen Syſtems nicht, fo ging man doch ſichtbar darauf aus, Maͤn— 
nern wie Bekk und Nebenius gegenüber die Wege einer Annäherung und Ausgleihung nah 
Kräften zu ebenen. Man wollte ven kleinen Schritt der Annäherung, den die Regierung gethan, 
durch Entgegenkommen erwidern und ihr die Rückkehr zu dem Syſtem einer parlamentariichen 
Regterung nicht erſchweren. Indeſſen war die Thätigfeit der alten Politik zu umfaſſend und zu ans 
Haltend geweſen, als daß der Übergang an einem einzigen Tage denkbar geweſen wäre. Vielmehr 
biteb die Verwaltung von dem bureaukratiſchen Geifte fo durchdrungen und die ganze Regierungs⸗ 
maſchine in diefem Sinne fo vollfommen eingerichtet, daß man eben bei hundert Anläffen auf 
Spuren des alten Syſtems ſtieß. Diefe Stimmung gab fih auch in der Kammer fund, als am 
Schluſſe der Sigung von 1846 über das Budget abgeftimmt und daffelbe nur mit 58 gegen 
49 Stimmen angenommen wurde. Es befanden ſich in diefer Minorität Männer, wie Welder, 
Mathy, Ballermann, Soiron, Buhl, die, wenn aud häufig opponirend, dod ohne Feindſelig⸗ 
keit dem Minifterium entgegengetreten waren. Man mollte nicht, daß Das Budget wirklich ver- 
worfen würde, Deshalb flimmte auch ein Theil der Oppofttion für das Budget. Aber mar 
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wollte eine bedeutſame Warnung geben. Sie bewies, daß nur die Sorge vor größern Kriſen die 

Kammer noch von dem legten Schritte des geſetzlichen Wiverftandes abhielt, und daß eben für 

die Rückkehr zum parlamentarifhen und ehrlich eonftitutionellen Syftem die Regierung nur 

halbe Sähritte gethan habe. Man wollte nicht mehr blos Namen, man wollte endlihh Mafregeln.” 

Das ſelbſt Berk und Nebenius die zum Theil offen verfaffungSwidrige Bundestagspolitif auf 

in ihren extremſten Durchführungen von Seiten der Beamten am Miniftertijch vertheidigten, 

daß jie Alles und Alles vertheidigten, dieſes mußte endlich den fittlihen Unwillen der Liberalen 

erwecken und, wie Welder hervorhob, ſelbſt ihre Ehre beleidigen, feitden fie nicht mehr als 

Minorität, fondern als die Majorität des Landtags diefelben dulden jollten. Er hatte es des— 

halb ſelbſt für nöthig gehalten, um endlich diefen harten Panzer minifterieller Verſtocktheit zu 

durchbrechen, bei unveränderter Bortfegung folhen Unrechts mit Anflagen wegen Berfaflungs: 

bruchs zu drogen. 

Indeſſen hatte der Hauptſache nach die liberale Oppofition unveränderlid ihre Mäpigung, 

in einzelnen Fällen, wie der Gefhichtichreiber in der „Gegenwart“ jagt, „vielleicht eine 

zu große”, fortgefegt. Sie hoffte den endlich unvermeidlihen Sieg der Wahrheit und des Rechts 
auf vollfommen friedlihem Wege zu erringen. Und diefe Hoffnung der damals jeit 1845 in 

ganz Deutfhland wachſenden gefeglihen conftitutionellen Partei der Freiheitsfreunde hätte 
aud) ficher ihr Ziel erreicht, wenn nicht der gewaltfame Sturz von Ludwig Philipp in Franf- 
reich plöglich Deutfhland und Europa in eine zu gewaltſame franfhafte Erfhütterung verfegt 
hätte, Aber in Frankreich hatte ſich bereits gegen jenes Syftem der Treuloſigkeit und der un= 
fittlihen Corruption, des eigenfüchtigen Alleinregierens, gegen jenen empörenven lügneriſchen 
Sheinconftitutionalismus bei der großen Maffe der oberflädyli Urtheilenden ein völliger Un— 

glaube an die Repräfentativverfaflung felbft und eine radicale, zum Theil jocialiftiiche, und re- 
publikaniſche Oppofition ausgebildet, Dieſe verbreitete ſchon längere Zeit durch eifrige Send⸗ 
boten und immer neue radicale Brandfhriften, durch deutſche Handwerker und politifch ver— 
folgte umd flüchtige Deutſche ihr Evangelium in Deutſchland, in der Schweiz und vor allem in 
dem franzöfifchen und fehweizerifchen Grenzland Baden. Die unglückſelig hartnäckige, empö— 
rende Durchführung des Blittersdorf'ſchen Syſtems, felbft nah folden Wahlfiegen, wie in Ba= 
den, felbft unter ven Namen Bekk und Nebenius, und felbft jene äußerſte Mäßigung der badi— 
ſchen Oppoſition bewirkten aud) in Baden, wo bisher alle Liberalen ſich der liberalen Oppo— 
fition untergeoronet und angeſchloſſen Hatten, die Bildung einer radicalen, ihr offen feind— 
lichen Partei. Wie vom Auslande aus die durch die rechtlofe deutſche Reaction ausgetriebenen 
Flüchtlinge, fo waren zunächſt in Baden ſelbſt die durch jene maßloſe Bolizeiverfolgung zur Ver— 
zweiflung getriebenen Liberalen und vor allen Struve die Gründer diefer unglüdjeligen Partei. 
Jahrelang hatte Struve trog der rechtswidrigſten Polizeiverfolgungen, Kränkungen und Ver⸗ 
legungen in Büchern und Tagesblättern wie im Verkehr mit dem Volke an Geſetzlichkeit und con⸗ 
fitutioneller Verfaffung feftgehalten. Endlich gab auch fein zu kurzer Verftand allen Glauben 
an das Repräfentativfuftem felbft auf. Die Negierungspolitik, fein Märtyrerthum Hatten ihn 
nicht blos zum Revolutionär, fondern auch einflußreih gemacht. Mit feiner ganzen Energie be- 
kämpfte er num die Eonftitutionellen. Diejes that bald die ganze liberale Preffe. Denn es war 
ja eben wiederum eine Frucht jener deutſchen Reactionspolitif, daß fein liberaler Mann, ver 
noch irgend einen Standpunkt in der gebildeten Gejellihaft behaupten wollte, der. täglichen 
Schererei und Mishandlung liberaler Zeitungsredactoren durch die deutſche Bundespolizei ſich 
ausfegte, und daß mithin alle liberalen Zeitungen in den Händen von ſonſt Hoffnungslofen, 
Bankbrüchigen und wenigftens insgeheim Radicalen lagen. Und diefelbe unwürdige Erſchei— 
nung, die wir noch fpäter fahen, daß nämlich monarchiſche Minifter focialiftifh und vepublis 
kaniſch gefinnte Radicale um den Preis, daß fie, wie z. B. die damalige preußiſche „Xrierer 
Zeitung”, die Eonftitutionelfen und das ganze conftitutionelle Syſtem verleumbeten und ſchmäh— 
ten, toleritten und durch Cenſur und Verfolgung fogar die Bertheidigung der Eonftitutionellen 
und des conftitutionellen Syſtems gegen fie unterdruͤckten, viefelbe neue Immoralität zeigte ſich 
auch bier. Die „Gegenwart“ ſchildert (S.352) diefes und dann auch ferner, mit welder Leiden⸗ 
ſchaft jegt Struve die Agitation gegen die Gonftitutioneflen in die Hand nahm, wie er, dem 
man früher alle Vertheidigung der conftitutionellen Verfaffung unterdrückt hatte, jegt ihre Anz 
Hänger aufs äußerſte ſchmähen durfte. „Won ihm“, fo führt jene Darftellung fort, „rührs 
ten die Bezeichnungen her, die jetzt bald die Schlagwörter der Partei wurden. «Halber, 
«Kammermandarinen», « Maulliberaler, «Parapchelden», «Schwäger», dad rt die Ehren⸗ 
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titel, womit ein Neuling in der Politik die vieljährigen und erprobten Kämpfer der conſtitutioe 
nellen Sache belegte. Bon Struve rührte auch die berühmte Phraſe her: ein Löwe ſei beſſer 
als 63 Hafen (die badiſche Kammer zählte bekanntlich 63 Mitglieder), und er ſchien alles Ern⸗ 
ſtes der beſcheidenen Meinung, er felbft jei diefer Eine Löwe. Nach der Tonart, die Struve anz 
gab, wurde nun in den meiften babifchen Blättern Die Politif verhandelt; es kam ſoweit, daß die 
radicale Genfur den Angegriffenen bie eigene Rechtfertigung ſtrich.“ 

In der liberalen Partei der badiſchen Kammer fand diefe Spaltung — fo feſt waren die 
alten gefeglichen conftitutionellen Grundfäge und ihre Autorität — feinen Eingang. Auf einem 
Congreß in Durlach am Ende des Landtags 1845/46 befeftigte dieſelbe vielmehr ihre Einig⸗ 
keit, und höchſtens nur innerlich mochten vielleicht Einige zu den radicalern Grunpfägen hin= 
neigen, zu denen fle fi dann erft nad; ausgebrochenen revolutionären Bewegungen im Jahre 
4848 befannten. Doch war allerdings Heder in der Berfammlung in Durlach nit anweſend. 
Er war, weil feine etwas ertremere Haltung bei den ältern Kammermitglievern weniger An= 
Hang und fein brennender Ehrgeiz nad hervorragender Stellung nicht genügenve Befrie⸗ 
digung fand, öfter in gefpannten Verhältniffen, melde ihm die Drohung einer Nieverlegung 
feiner Deputirtenftelle entlodten und ihn eine plögliche Reife nach Algier machen ließen. 

In ber deutſchen Nation, mie dieſes namentlich auch die verſchiedenen liberalen Gelehrten⸗ 
eongreffe, vorzüglid die Germaniftenverfammlungen in Frankfurt und Lübeck bewiefen, ent⸗ 
wickelte ſich der nationale freiheitliebende Sinn mehr und mehr. Der politifihe Fortſchritt zeigte 
fi überall in Europa, ehe die neue Maflofigfeit in Frankreich, mo fie vorübergehend flegte, 
eine neue Reaction erzeugte. In diefe Zeit eines ftetigen Fortſchritts flel auch die Eröffnung des 
neuen Landtags am Ende des Jahres 1847. Jetzt fehlen aud in Baden die alte Reaction gebro- 
chen und fo die Mäßigung der Conftitutionellen belohnt. Bekk war jetzt nit mehr Minifter 
ohne Bortefeuille. Nebentus hatte ihm pas Minifterium des Innern abgetreten. Diefer war nur 
Vraſident des Staatsminifteriums geblieben und Rettig entfernt worden. Der Großherzog er⸗ 
öffnete wieder perfönli ven Landtag und ſchon die Thronrede verhieß conftitutionelle Fort⸗ 
ſchritte, namentlich in Beziehung auf pie Preßfreiheit. Der Geſchichtſchreiber in der, Gegenwart“ 
fügt Hinzu, was nicht bloß für Baden, fondern für ganz Deutſchland gilt (S. 359): „Wie viel 
weifer hätte eine freifinnige und ehrliche Politik, ſowie in Belgien, die 16 Jahre unerſchütterter 
Ruhe, die der Julirevolution nachfolgten und der neuen europäifchen Revolution vorhergingen, 

zur thätigen Pflege der politifchen wie der materiellen Interefien verwandt! Gin Glück, daß die 
Regierung wenigften jegt den Willen Eund gab, in eine beflere Bahn einzulenfen. Aber e8 war 
die Frage, ob zur feften, aber frievlihen Durchführung diefes Willens der Krankheitsſtoff nit 
zu groß, die Zeit der frienlichen Heilung nicht verfpätet, die Bewegung der neueften Zeit nicht zu 
gewaltig war... Als nie Revolution im Jahre 1848 Baden und Deutſchland überrafchte, fand 
fie das conftitutionelle Wefen, ja ven Glauben an daſſelbe ſtark erfhüttert, das Vertrauen 
zum alten Regiment untergraben, den Staatsorganismus mit allen böfen, ungefunden Stoffen 
ber alten Politik getränft.” Es war, wie mir hinzufegen, eine radicale Partei gegenüber der 
eonftitutionellen ausgebildet und ſowie in Frankreich Durch vie Öffentliche Lüge und auch ihr ent= 
ſprechend großgezogen. 

Doch die Reitlätett und Befonnenheit der foviel gefhmähten Altliberalen ſchien felbft den 
von Frankreich in das Grenzland herüberflutenden Strom der Revolution abvämmen und in 
wohlthätige Bahnen einlenken zu innen. Baflermann hatte die Motion einer Nationalreprä= 
fentation, die früher von Welder geftellt worden war und die derſelbe gelegentlich ver Zollver⸗ 
eindverhandlungen blos ald Wunſch zu Protokoll erneuerte, jept, nad) Verabredung mit ihm, 
in formlicher Dotion zu erneuern übernommen. Welder entwarf ald Berihterftatter über dies 
Telbe die Orunzlige ver Reform. Das bei der Begründung vor ber Februarrevolution von ben 
Miniftern abermals geäußerte Außerfte Wiverftreben hatte ver Legtere durch die großen &e= 
fahren der Zeit zu entfräften gefucht. Cr fagte damals, bald nad; einer unmittelbaren Anz 
ſchauung der Zuftände in Frankreich, in der Öffentlichen Styung vom 12. Febr. 1848 (f. bie 
Protofolfe, S. 122) wörtlich: „Meine Herren, e8 kann auch zufpät werben. Unfere Zeit geht im 
Sturmfäritt, Meine Herren! Ehe an ven Himmel die Frühlingsſonne getreten ift, ift ver Früh⸗ 
ling in bem Voͤlkerleben erwacht; ehe die Maflen bes Eiſes auf dem Hochgebirge thauen, iſt das 
Cs der alten Zuftände der Völker in vollen: Thauwetter begriffen. Sorgen Sie, daß bie Ge: 
wãſſer, bie fich von den Hochgebirgen ergießen, eingevämmt werden in angemeffenem Fortſchritt. 
.. . Zertrlimmert liegt beinahe ſchon das Syſtem der Stabilität und Reaction.” Schon nach 
44 Tagen durchzuckte die verſammelte Kammer die Nachricht von dem Sturze des franzoͤſiſchen 
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Throns. Und nachdem in allgemeiner Aufregung in allen deutſchen Landen die Bürger von 
den Regierungen Bundesreform und deutjhes Parlament gefodert und diejelben zen die ſen 
einzeln und durch ihre Bevollmädtigten am Bundestage einmüthig waren bewilligt werben, 
konnte der Berichterftatter für die badijhe Kammer und zugleich für das deutihe Borvarlament 
in feinem für beide gemeinſchaftlichen Bericht (am 22. März) den Grundzügen diejer Reform 
die Worte voranftellen 9): „Am wenigften darf der Berichterftatter über den Werth und die Notb- 
wendigkeit der Reform des Deutfchen Bundes, vorzüglich durch Nationalvertretung, durch deut- 
ſches Parlament, irgend ein Wort hinzufügen. Die ganze deutſche Nation, Regierungen und 
alle ihre Bürger flimmen jegt nad) all unſern Grlebniffen und Erfahrungen in der Anerfennung 
der abfoluten Nothwendigkeit diefer Einrichtung auf eine wahrhaft bemundernswürdige Weile 
überein. Sie ift ein Rettungsanker, fie ift der aufgehende Friedensbogen 
für Fürften und Bürger geworden.” 

Es ift leider nicht möglich, hier die ganze Geſchichte des badiſchen Landes und des badiſchen 
Landtags und die mit ihr unzertrennlich verbundene deutſche Geſchichte in den verhängnigvollen 
Beiten des Jahres 1848 und die ver nächſtfolgenden Jahre ausführlich zu erzählen. Es laſſen 
ſich nur die für die politifhe Entwidelung wichtigſten Umftände nad ihrem politiihen Zufam- 
menhange und Charakter furz hervorheben. In ganz Deutſchland hatte befanntlih nah der 
Sebruarrevolution der Unmuth über die reactionäre Regierungspolitif, über vie Nichterfüllung 
der Verheißungen ver Befreiungsftiege und der bereits gegebenen Verfaffungen, vor allem aber 
die tiefe Empörung über die Bundespolitif, über die vernachläſſigte Ehre und Würde der Na- 
tion nad) aufen und über die alle Gerechtigkeit verleugnende einfeitige Unterftügung der Für— 
ſtenmacht und Unterdrüdung der Volksrechte revolutionäre Aufregungen und Bewegungen 
hervorgerufen. . Vorläufig beſchwichtigt duch die Hoffnung auf die Nationalverfanmlung und 
ihre Nationalverfaflung, waren diefe Bewegungen durch die Verweigerung der Annahme diefer 
Verfaſſung von den mächtigſten deutſchen Fürften bevenflicher geworden. Für Baden aber waren 
die Aufreizungen zu venfelben verzehnfacht. An der weſtlichen Seite lag diejes kleine Land in 
einer Länge von mehr als 60 Stunden an der Seite des revolutionären republikaniſchen Franf- 
rei, von wo ihm während der ganzen Zeit der Entwidelung der republikaniſchen und focialis 
ſtiſchen Kämpfe gegen Ludwig PHilipp’s treulofes, entfittlihendes Syftem und vollends nad} deren 
endlihem Ausbruch focialiftifhe und republikaniſche Brandſchriften und Emiffare , dann förm— 
liche Freiſcharen famen, An der füdlihen Seite grenzte e3 in faft gleicher Ausdehnung an die 
republifanifche, früher vielfach politifch kämpfende, jet ebenfalls jehr aufgeregte Schweiz, von 
wo aus ihr nicht blos ſtets diejelben Aufregungen wie von Frankreich aus kamen, fondern aud) 
noch viel gefährlichere Verlockungen zu republifanifcher Verfaffung. Diefe beftanden in dem 
Sahrhumderte alten Beifpiel verhältnigmäßig fehr glüclicher Erfolge und Zuftände, Der badiſche 
Bauer, der fo ſehr über viele Steuern und über großes ſtehendes Heer, über viel Bolizei= und 
Beamtendrud und oft über Armuth und Vergantung klagte, jah hier mit eigenen Augen im täg- 
lichen Verkehr in Land und Stadt meift fehr großen Wohlftand, ja Reihthum, fein ftehendes 
Heer, feinen Beamten- und Polizeivrud und faft feine Steuern, endlich aud die moraliſch 
guten Erfolge der Freiheit. Iſt e8 denn num, felbft abgefehen.von jener geſchilderten hart= 
nädigen Blittersdorf ſchen Neactionspolitif, irgend zu, verwundern, daß in jener Zeit einer 

ganz allgemeinen Aufregung, in welder Preußen und Ofterreih, ſpäter Medlenburg, Sach— 
fen, Rheinbaiern, Aheinland und Weftfalen und auch altbairifhe Lade und Würtemberg 
aufrührerifche Bewegungen fahen, auch in Baden der Zündftoff wirkte? Iſt es zu verwundern, 
daß jo kecke und perſoͤnlich begabte Revolutionäre, wie Hecker und Struve, da die von der franz 
zoͤſiſchen und Schweizergrenze lockenden und einbrechenden Freifharen hier Aufftände zu Wege 
bradten? Die frühern im Jahre 1848 von Hecker und Struve wurden durch die Theilnahmlo— 
figteit bei ven Bürgern unſchädlich und konnten durch die eigenen Solvaten ſchnell niedergewor= 
fen werben. Der gute Geift der badifhen zweiten Kammer und ihrer Liberalen hatte der Vers 
breitung des revolutionären Giftes fteuern können. Der fpätere im Mai 1849 nad) der Verwer— 
fung der Reihsverfaffung von Seiten der größern deutſchen Regierungen Eonnte, ſowie der 
Aufftand in Sachſen und in Rhein baiern, nur durch preußiſche und Reichshülfe unterdrückt wer— 
den. Die badiſche liberale Kammer aber war bis zu ihrem Ende, auch noch waͤhrend der Herbei⸗ 


9) S. Beilage 1 zum Protofoll der zweiundvierzigften öffentlichen Sigung ber zweiten badifchen 
Kammer am 22. nn 1843.  Berichterftatter für das Borparlament war der Verfafer im Namen der 
von ber Heidelberger Einundfunfzigerverfammlung erwählten Siebenercommiffton. 
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führung des gewaltfamen Umfturzes durch die Radicalen ſich gleichgeblieben. Mit treuer Liebe 
für gefegliche Freiheit, mit der eifrigften Unterftügung der deutſchen Reichsverfaſſung, welche ſie 
zuerjt angeregt und vorbereitet, aud durch das zuerft in Baden erlaffene Gefeg für reichsſtän— 
difche Wahlen gefördert und deren Annahme und Beſchwörung fie am früheften und vollftänz 
digſten bewirkt Hatte, verband fie die Treue für den Thron und die energiſche Beſtrebung für die 
Drbnung und unterftügte jegt ftetS das Minifterium Bekk-Nebenius. So hielt fie in ſiegreichem 
Kampfe gegen die Nadicalen des Landes und auch gegen die zu ihnen abgefallenen Kammermit: 
glieder den Umfturz der gemäßigt- conftitutionellen Landesverfaſſung und ven Beſchluß einer 
eonftituirenden Verfammlung fern und trieb Hierdurch die radicalen Mitglieder zum Austritt 
aus der Kammer. Erſt als die zugleich mit gegen fie gerichtete Revolution die ganze Staatsord— 
nung umgeftürzt hatte, mußte auch fie ihre Wirkfamfeit aufgeben, um alsbald nad) Hergeftellter 
Regierung mit diefer an dem neuen Wiederaufbau vet Ordnung zu arbeiten. Ihre altliberalen 
Mitglieder ſcheuten, wie auch ſchon die befannten Scenen der Volkswuth gegen Mathy, Baffer- 
mann, Welcker es zeigten, fich keineswegs, durch offenen Kampf gegen maßloſe und hochverrä— 
therifche Unternehmungen männlich ihre Perfönlichkeit einzufegen. 

Teitt ein geſchichtliches Unglüd ein, ſowie es die badiſchen und andern deutſchen revolutio= 
nären Ereigniffe vorzüglich für die Freiheit und fomit für die Ehre und Kraft des Vaterlandes 
geworben find, wie ed vollends das Scheitern der Reichsverfaſſung war, jo fragen die Men— 
ſchen, fo fragt die praftifche Geſchichtsdarſtellung nad ven Gründen. Diefe find nun theild ge— 
gebene,, unvermeidliche und für die betreffenden geſchichtlichen Perſonen und Völker vorwurfs- 
loſe, theils aber auch durch ihre Irrthümer und Fehler begründete. Unter die erſtern rechnen 
wir für Baden die angegebene Lage des Landes und die äußern Aufregungen von feinen 
Grenzen her zur Zeit der allgemeinen deutſchen Erfhütterung durch die Februarrevolution 
und die Revolutionen in Preußen und ſterreich ſodann die verweigerte Annahme ver Reichsver⸗ 
faffung von Seiten der größern Staaten. Wir vehnen ferner dahin die liberale over Freiheits⸗ 
beftrebung an fich, ſowol die badifche wie deutſche und enropäifche, und ihren unvermeidlichen ge= 
feglihen Gegenfanpf gegen die Unterprüdung der Freiheit. Wer diefe und fomit aud die 
lange beharrliche, aber ſtets gefegliche und gemäßigte Freiheitsbeftrebung der badifchen Oppoſi— 
tion, ihre Beſtrebungen, die Regierung möge mit ihren Mitregierungen durch rechtzeitige fried— 
liche Rechtsgewährung revolutionärem Unglück zuvorfommen, unter die fhulbvollen Ur— 
ſachen rechnen wollte, mit dem hätten wir nicht zu rechten. Wir haben deshalb auch nicht 
zu erwähnen, wie ohne diefe Beftrebung die Nationen und namentlich die deutſche vor 1813 
elend, verachtet, arm, ohnmächtig, zerftüskelt, unterjocht, mishandelt und verwüſtet wurden, 
und wie auch Öfterreich und Preußen ohne eine badifche liberale Oppofltion früher ald Baden 
tn Ievolutionen ftürzten. Auch felbft Denjenigen brauchen wir wol nichts zu erwidern, welche 
zwar die Pflichtmäßigkeit und entſchiedene Wohlthätigkeit diefer Freiheitöbeftrebungen anerken— 
nen, namentlich auch die für die Freiheit des Gefammtvaterlandes, bei deren Mangel ja aud) die 
der einzelnen Länder nie gedeihen kann, welche ferner auch die würdige und maßvolle geſetz⸗ 
liche Durchführung diefer Freiheitsbeftrebung anerkennen und nur etwa meinen, zuweilen habe 
doch in dieſen ſchweren langen Kämpfen ein Redner einmal einen mildern Ausdruck brauden 
fönnen. Ja freilich wol, das wird ja vollends bei ven fo ungleich weniger erfchwerten und doch 
ungleich unhöflihern Sreiheitövertheidigungen in ven britifhen Verhandlungen zugegeben wer= 
den, und zwar ohne einen ernſtlichen Tadel zugegeben werben, 10) 


10) Auch politifche Körperfchaften müffen wie politische Männer willig den öffentlichen Tadel bins 
nehmen. Doch haben Diejenigen, welchen die Ehre einer Körperfchaft jo fehr am Herzen liegt, wie dem 
Verfaſſer die der badifchen zweiten Kammer oder ihrer liberalen Oppofition, und welche diefe Ehre für 
das Vaterland wichtig halten, ficher pas Recht, das Era in folchem Tadel zurückzumeifen, Früher 
wurde in ganz Deutfchland die badifche zweite Kammer als Mufter politifcher Bildung und patriotifcher 
Beſtrebung gepriefen, und wo einer der Führer derfelben auf einer Reife im Badiſchen oder im aorigen 
Deutfchland erfchien, da wurde ihm durch die Iebhafteften — Huldigungen dieſe Geſinnung für 
die Geunoſſenſchaft ausgedrückt. Nach der unglücklichen badiſchen Revolution mußte dagegen die badiſche 
DOppofition große Vorwürfe vernehmen und wurde wol. gar als mitfhuldig an dem nach jerigen, ihr am 
meiften feindlichen revolutionären Unmefen angeflagt. Da wurde getadelt: 1) eine zu oppofitionelle, nes 
gative, abftracte, eine franzöfifche factiöfe und radicale, ungouvernementale Richtung, 2) ein zu zanfen- 
der und grober Ton, 3) ein für den feinen Staat unpaffender, in feiner Wendung 5106 gegen die bas 
bifche Regierung ungerechter Tadel über die allgemeine deutſche Politif, 4) Mangel an Borficht gegen 
Anschluß radicaler Elemente an fle und in Beziehung auf die Verftärfung durch fie. Nun wollen wir 
im minbeften nicht ableugnen die fchon oben im Tert zugegebene mögliche, aber unvermeidliche Wirfung 
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Zu den nicht ſchuldvollen Urſachen unfers Ungtüds müſſen wir aber auch vor allem und 
zwar in Beziehung auf das Scheitern ber deutſchen Reichsverfaſſung den Mangel genugender 


jeder Beftrebnng für das Recht, daß fie gegen bie ungerechte Einrichtung aufregen und auch ihren uns 
gerechten Angreifern Beranlaffung und Vorwand geben kaun. Unb noch weniger wollen wir behaup⸗ 
ten, a irgend ein einzelnes Menfchenleben und vollends eine ganze Corporation mit vielfach wechfelns 
den Gliedern in einem langjährigen Kampfe und vielfeitigen Bemühen gegen das Unrecht und für das 
Wecht von allgemein lichen Schwächen und Unvollfommenheiten gänzlich frei bleiben Fönne. 
Aber wir halten es entweder für eine verfehrte oder für eine un: — Beuriheilung, wenn man bei 
einer Beitrebung, bie ſich vor andern barin auszeichnet, daß fie im Weſentlichen mehr als gewöhnlich 
fich von menfchlichen Schwächen frei zw halten fuchte, nun in der Beurtheilung einzelne folder Unvolls 
tommenheiten ihr als Charaktermerfmale aufdrüden und iin wegen derfelben im Kampfe gegen einen an 
fich ungerechten Angriff Unrecht geben will. Ein reinlicher Mann bleibt ein reinficher Mann, wenn man 
an ihm auch einmal ungewöhnlicher oder unvermeidlicher Weife irgend etwas unmefentliches Unreines 
fand. Ich Hätte es ad unterlaflen, die badifche zweite Kammer gegen folchen durch jede richtige Beurs 
teilung ber THatfachen widerlegten einfeitigenTabel zu vertfeidigen, wenn nicht ein Mann wie Käufer 
in feiner „, Gefchichte der badifchen Renolution“, wie ich glaube unabfichtlich blos durch die Art des 
Ausdrucks und die Stellung diefes Tadels ihm eine Bedeutung y geben fehiene, die mit feinen fonft 
ausgefprochenen aa age nicht übereinftimmt. In feinen in der „Gegenwart‘' gegebenen auss 
führlichern Darftellungen über das Verhalten der badffchen Oppofltion hat er nur Anerfennun: 
für ihre würdigen, in würbigem Ton durchgeführten unb gemäßigten, ja, wie er felbft fagt, zuweilen fa - 
au gemäßigten Veſtrebungen gegenüber einer vieljährigen beharrlichen, meift in berbem, ja unter Blits - 
tersborf oft in rohem, junferlichem Ton durchgeführten rechtswidrigen und unflttlichen Reaction. Als er 
fpäter unter feinem Ramen fchrieb, als Brofeffor der Geſchichte, ver zugleich feit kurzem fetor in rühmlicher 
praftifcher pofitifcher Thaͤtigkeit ſich ven badiſchen Liberalen —— offen hatte, fühlte er ſich verfucht, 
jenen Tadel hervorzuheben. Es war fo natuͤrlich für eine Schrift, die fo entſchieden für das große Unglüd 
der babifchen Revolution das rechtswidrige, bemoralifirende deutſche und babifche Regierungsſyſtem 
verantwortlich machte und die härteften Borwürfe nach oben auszufpre hatte, ſchon von vornherein 
ven Glauben der möglichften Unparteilichfeit begründen zu wollen. So wird es entfchulbbar, wenn 
eine Erwähnung einzelner, fich von felbft verflehender natürlicher, aber für die Feſtſtellung bes Haupt: 
— ganz untvefentlicher Unvollkommenheiten der Oppofition in einem falſchen Schein und ale 

in Wahrheit ungerechte Charakterfchtfderung erfcheint, welche zwar, weil ihr ver übrige Inhalt der 
Schrift felbft widerfpricht, für den verflänbigen Lefer nichts bedeutet, aber doch von Schwäcern und 
Böswilligen fehr misverflanden und misdeutet werben kann. Das Richtige ergibt fich fchon aus der 
obigen geihichtlichen Darftellung, welche ben Häuffer'fchen Darftellungen wörtlich entnommen if oder 
doch mit ihnen übereinftimmt, und felhft aus Urtheilen, welche neben ven Tadelsworten ſtehen. 

Zu I) md 9). Blos negativ und abfiraet, ungouvernemental ober gar blos opponirenb war ſicher 
die badiſche Oppofition wicht, das bezeugen ihre Were. es ift eine merAwürdige Thatfache, daß in dem 
beharrlichen Kampf für bie Verwirklichung ver liberalen Verfaſſung und ihrer Freiheit gegen das reac⸗ 
tionäre Lügenfuflem, welches viel eher den Namen feanzöfifch verbient als unfere Oppofttion, diefe 
Oppofltion e6 bewirfte, daß Baden vor den übrigen deutfchen Staaten fi auszeichnete durch ges 

liche und tm ber Verwaltung durchgeführte Förderungen des wahren Vollswohls. Sie bewirkte 
folcye Förderungen in ben fittlichen und Bilbungs», in den Öfonomifchen, ben agrarifchen und Gewerbes, 
in gerichtlichen und Geſetzgebungs⸗ und in focialen Beziehungen. Baden ging re eils voran in 
gründlich geordnetem Staatshaushalt, in guter und freier Gemeindeorbnung, in af ung ber Leib⸗ 
eigenfchaftss, der Frohn⸗ und Zehnt⸗ und Tonfigen Feudallaſten, in Befeitigung des Wildſchadens wie 
in Berbefferungen der Forſt⸗ und Wiefencultur, in Begründung ober beflerer Einrichtung und Dotirung 
son Bolis⸗ und höhern Bürger» und Gewerbſchulen, von Uckerbau⸗ und polytechnifchen Schulen, 
landwirthſchaftlichen Vereinen und Univerfitäten, in aulaffung und — — auch der Mittelloſen 
in Beziel m alfen Unterricht; in Erbauung von Häfen, Strafen, Kanälen und Eifenbahnen, von 
verbefierten Sefängniffen, von Irren⸗, Kranfens und Arbeitshäufern, in Abfchaffung der eeniebrigenden 
Vrügelſtrafen und ver onftigen Torturrefte, in Trennung ber Adminiftration von ber Zufli, in 
Begränbang neuer auf Offentlichfeit, Münblichfeit und —— egründeter Civil⸗ und Straf⸗ 

oceß⸗ Strafgeſetzgebungen und in einer muſterhaften, von alien Grundibeen auegehenben 
Weherungeanfalt. Das Räthlel aber, wie alle dieſe zum Theil umfangreichen Schöpfungen und Arbeis 
ten neben bein, ja durch ben liberalen Oppofltionsfampf gefördert wurben, löſt fich durch Folgendes. Die 
Oppofttion regte fle in jeder Weiſe an such flets neue Rotionen und meift von ihr veranlafte Petitionen 
uud förderte fle in unermüblicher treuer Arbeit. Die fchon jenes Kampfes wegen nothwendig tüchtigen 
Minifter des wohlwollenden Bärften aber mußten, um ſich und ihren Fürſten von dem Tadel wegen der 
ihnen durch den Bund und bie Beilige Allianz aufgedrungenen unwürbigen Reaction loszufaufen und 
um ihre felbft politifch nothiwenbige Achtung im Tolle und auswärts zu erhalten, gern eingehen auf alle 
nicht unmittelbar politiihen Ranbesverbefierungen, welche bie Oppofition und mit ihr das Land immer 
men foberte. Ja fie mußten die Oppofition zu überbieten fuchen. Sie förderten fle ähnlich, wie einſt 
Breußen durch Einführung des Zollvereins und eine gute Verwaltung ſich von dem Tadel wegen Ders 
Weigerung ber verfhro Berfaffung Iosgufaufen, ihn zu unterbrüden und zu befchämen fuchte. Die 
Dppofition aber war hier ihrerfeits mit blos unermüdlich, fondern auch völlig wirkſam thätig, gerade . 
weil fie alle obigen Vorwürfe nicht verdiente, weil fie feine frangöfl he, feine ungouvernementale, auch 
wicht einmal im Tome rohe und feinbfelige oder fartiöfe war, weil fie den aufrichtigen Willen hatte, für 
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politifher Bildung rechnen, die nur durch wirkliches thätiges politifches Leben erworben wird. 
Doch gehört auch dieſe Haupturſache unſers vorläufigen Unglüds inſofern mit zu ben ſchuld⸗ 


das Wohl des Volkes, für deffen Erhebung „‚zu einem verfaffungsmäj igen Mufterftaate“ (dev ‚oft wieder⸗ 

te Ausdruck des Abgeordneten Welcker) zu wirfen, und jo mit den iniftern und mit den Minifteriellen, 

ie politischen Streitmiomente abgerechnet, fich in viel beſſerm Verhältniß hielt, als diefes bei der Oppo⸗ 
fition in andern Ländern der Fall war. So fonnte fie mit beiden oft Monate lang in unermüdlich fleifis 
gem Zufammenwirfen das Gute begründen helfen, deffen fich nachher die Negierumg wie das Sand mit 
einem freubigen Stolz berühmten, was aber die Zeitungen und Zeitungslefer weniger intereffirte als 
die einzelnen Unterbrechungen durch politifche Kämpfe, Die verftändigen Bürger dagegen fahen die 
woltpatigen Folgen glich im Leben und Fannten auch, weil viele ihrer Mitbürger in. der. Kammer 
mittwirften, die Antriebe und Thätigfeiten für diefe Folgen fo gut, daß deshalb ſelb ‚die fonft herrſchende 
polizeiliche Verfolgung wegen jeder Sympathie für die liberale Oppofition fie nicht abzuhalten ver⸗ 
Ka von lauten Dankbeweifen für diefelbe, und daß z. B. Rottect und Welder mit Ehrengeichenfen 
und Feften ar überhäuft wurden. Cs erklärt ſich auch mit hierdurch, daß die badijche Oppofition 
durch feine Auffoderungen ihrer liberalen Freunde in andern Kammern y) bewegen ließ, wegen ber 
ſcheinbaren Unmöglichfeit der erfolgreichen Durchführung der. formellen Ber affungsgrundfäße aus ben 
Kammern zurückzutreten. Es erflärt ſich eben aus diefem nicht factiöfen und abftracten, nicht allzu 
übertriebenen oder gar rohen Oppofitionggeifte und aus foldhem langen wohlthätigen. Zufammenwirfen, 
daß die Verteidigung der unbeftreitbarften Verfaſſungsrechte von Seiten der DOppofition, die gewöhns 
lic) faum ein Drittheil, oft nur ein Viertheil ber Rammermitglieder bildete, oft unerwartet, die Mehr⸗ 


heit der Stimmen in der Kanimer erhielt und fo die Minifterien ftürzte. Möchten doch diefe thatfächliche 


Wahrheit von dem Nupen einer gerechten Oppofition, felbft wenn der unmittelbar politifche Erfolg ſich 
nicht alsbald erreichen läßt, viele allzu bald ermübete und hoffnungslofe Liberale beherzigen wollen! 
Häuffer übrigens verbindet, abgejehen von den ſchon oben —— thatjächlichen Anerfennungen, 
ſelbſt unmittelbar mit jenem Tadel mildernde Worte. Er fagt (S. 82): „, Ein großer Theil des deuts 
chen Liberalismus 0 chf Sathegung durch die literarifchen Bewegungen des 18, Sahrhuns 
berts, nicht aus politiſchen Inftitutionen, Kämpfen und Parteien, eine abftracte und kosmopolitifche 
Richtung. Ein reine opbofitionelle umd negative Thätigfeit wurde ihm au durch die Zeitverhältnifle 
aufgezwungen, weil er fi vom handelnden Staatsleben aus; efchlofen fah und feine Grundfäge nur 
auf dem Wege der Oppofition geltend machen fonnte.' Er mu dabei aber ugeftehen, „daß eine Claſſe 
von Liberalen in der badifchen Kammer war, beren Beſtrebungen einen pofitiven politifchen und natios 
nalen Inhalt hatten, die den Staat im Geifte Stein’s reformirt wünſchten und zugleich den lebensfräf- 
tigen Patriotismus der Befreiungsfriege ungefchwächt bewahrt hatten“, x bemerkt, dafi diefe natio⸗ 
maldeutfchen Liberalen nad) der Zerftörung des allgemeinen Druds der Reaction ſich von den mehr 
franzöfifch und radical Liberalen, die früher in dem ſchweren Kampfe gegen biefen Druck ſich jenen ans 
geſchloſſen hatten, auch äußerlich fehieden. Er fügt dann ©. 50 von der liberalen Oppofitien ber zwei⸗ 
ten Kammer, ‚welche in ben beutfchen oppofltionellen Kämpfen vor bem März 1848 im Vordertreffen 


- ftand”, Hinzu: „Einen Vorwurf wird man ihr im Ernfte daraus nicht machen wollen, daß fie auf uns 


verfümmerter Erfüllung der Zufagen von 1813 beharrte, auf der ehrlichen und rücthaltslofen Boll; iehung 
der Verfaſſung beftand, gegen die gewiffenlofe Politif der dipfomatiichen Confpirationen von 1819 fg. 
anfämpfte und dem öffentlichen Unwillen über die umwürbige und unthätige Rolle des Bundestags einen 
lauten Ausdruck gab. Noch weniger daraus, daß fie gen die fpäter offen eingeftandene Tendenz, die 
Verfaſſungen zu untergraben, ihrerfeits ſich mit aller Entfchiedenheit erhoben hat. Sie war es nicht, 
welche das erfte Beiſpiel gab, durch Benmtenterrorismus, Wahlcorruption, bolizeiliche Willfür die 
Adjtung vor dem Gefete zu erfchüttern, das Mistrauen aus ufäen und den Glauben an den Werth des 
conftitutionellen Weſens Aberhaupt zu untergraben, Als Blittersborf die ganze Schroffheit feiner Po- 
litik Dan andelte es ſich um nichts weniger ‚als radicale Tendenzen oder um revolutionäre 
Ziele. Der Liberalismus der badifchen zweiten Kammer befand. fih. damals auf einem ganz defenfiven 
Standpunkte, und wenn er die Armfeligfeiten ber Verwaltung und Bolizei, Die Chicanen der Beamten, die 


. Berfimmerungen ber verfaffungsmäßigen Nechte u. ſ. we im die Öffentliche Verhandlung hereinbrachte, 


fo war diefes reine Nothwehr, deun die Preffe wie die übrigen Mittel der öffentlichen Discuffion waren 
gebunden. Damals wenigitens war der Vorwurf, bie Kammer wolle ufurpiren, ‚ein hoͤchſt —— 
denn es galt für bie eigene beſtrittene Lebensluft zu kampfen.“ (Wie wenig diefes ufurpatoriiche Gelüfte 
fie ergriffen, das haben die badifchen Aftliberalen wol au) zur Genige noch fpäter durch die oben ges 
ſchilderte von Häuffer anerfannte faft zu große Mäßigung eriviefen.) „Daß der Liberalismus Oppofition 
machte, war und blieb fein Vervienit, das ihm fpäter die Zeiten der Eraltation.und die der Abſpannung 
mit gleichem Undank bergolten haben. Daß er in den Zeiten einer rechtlofen, unwahren Politif dag 
Öffentliche Intereſſe erwedkte und für die großen politifchen und nationalen Fragen der Zufunft den Faz 
den der Verhandlung im Zuſammenhang erhielt, Mur bei allem Unfinn und Unverftand, der nachfolgte 
(wohl zu merfen, von Seiten feiner Feinde oder der Rabicalen, die in ganz Deutfchland damals ohne ihn 
und gegen ihn entftanden), doch zur allınäligen politifchen Emancipation fein Scherflein beigetragen 
hat: dies PVerdienft wird man FR dann recht zu würdigen twiffen, wenn wir der Feichte-theilbaftig 
83 ſind, die bis igt noch nicht haben reifen Fönnen. Er ſpricht dann ferner S.,53 abermals 

en herbften Tadel aus. über das ver) ehrte minifterielle Verhalten, durch welches man die Kammer ver— 
dammte, gegen dieſes Syftem, welches ſich als unwandelbar anfündigte und deffen eingeftandene Marime 
war: An Nachgeben ift nicht zu denken, ein ganzes, Menfchenalter lang den Kampf fortzufegen. „Ie 
hoffnungslofer aber und unwirffamer die Angriffe an, dem Syſteme abzuprallen fchienen, beito perſon⸗ 
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nellen Urſachen, ald vie Erwerbung der politifhen Bildung ſchuldvoll verhindert wurde, hier 
durch die reactionäre Freiheitsuuterdrũckung ber Regierungen, dort durch die träge und eigens 





licher ind erbitterter war ber Kampf.” Er erwähnt dann ferner &.55 „‚des hochfahrenden miniſteriellen 
Lens‘, und vorzüglich auch des „,verächtlichen, mann Tons, den Blittersdorf in die Verbands 
lungen hineinbrachte”. Run, gegenüber yon allem Diefem glaube ich, verbiente eine ſoiche thatſaͤchlich 
beiviefene Mäßigung ber Oppofition, bie beſonders große Mäpigung, namentlich als Ihre Bopularit 
im Lande fo hoch flieg, bie des Minifteriums fo tief ſank, wie bei den zwei mal fiegreichen Wahlen nach 
den Kammerauflöfungen, alle Anerfennung. Und wenn bei dem ftets gebildeten Ton ber Oppofltion 
und feiner leich größern Milde, als man im britifhen Parlament paflend finden würbe, doch 
einmal ein Ausdrud fiel oder eine Oppofition von einem Abgeorbneten als nothwendig befunden 
wurde, wo ein außer bem Kampf eigene fie für —— Sick, fo wird feine Geredhtigfeit erlauben, 
daraus ber Oppofition gegenüber der Reaction irgend einen Vorwurf zu machen. Menfchen und nicht 
Götter bildeten ja diefelbe. Häuffer wirft ben Abgeorbneten Richter, Hecker unb Brentano einen formlofen 
burfchifofen Wirthöhauston vor. Diefe Drei wurden erft fehr fpät Mitglieder der Kammer und fielen mit 
ver großen rabicalen Bewegung feit der Bebruarrevolution ganz von ber badifchen altliberalen Oppofltion 
eb, % fie früher, foviel ich weiß, auch von jenem Ton abzuhalten wußte und, als fe abgefaklen waren, 
» den befiern Geiſt der Mehrheit zum freiwilligen Mustritt aus ber Kammer beſtinimte. Selbß 
ihr fpäterer Ton in der Kammer, vollends aber bie altliberale Oppofition, waren wol unſchuldig an 
dem pöbelhaften Ton der die Kammern änfeindenden radicalen Preffe, die ja in Berlin und Wien 
ohne babifche Oppofltion Hierin erceflirte. Zu 3). Auch der Kampf gm die Bolitif des Deutfchen 
Bundes und für bie beutfche Neform wirb wol vorwurfslos bleiben. Bundesbefchlüfle waren ſtets bie 
winiflerielle Waffe für alles Unrecht. Maren fle nicht bindend, fo mußte bie Waffe zurädgemwiefen wer⸗ 
den. Aller fonflige Kampf für das Recht war vergeblich. Es ift unbegreiflich, wie Häuffer hier einen 
ungerechten Angeif gegen bie badifchen Minifter finden mag, benen man das Unrecht und die ſchlechte 
Regierung von ganz Deutfchland anfgebürbet Habe. Umgekehrt deckten fich die Minifter ſtets durch Buns 
— und ber Tabel gegen dieſe that ihnen ick weh. Auch kofteten alle deutfchen Berhanblungen 
weniger Zeit als bie Meinften Sandesmaßregelm, weil über fie feine Berichte erflattet wurden, feine ars 
tifelweife Berhanblung Rattfanb, ee einzelne Erklärungen durch muͤndliche Beikimmung de 
Kammer verflärft oder ohne diefe von £ ft ins Protofoll und in bie Zeitungen famen. Kuch hier hebt 
Häuffer felbft den Tadel wieder auf. Er ſagt: „Auf dem Stanbpunft des einzelnen Kleinſtaats war eseben 
ein Misverhältniß, daß berfelbe große Politiftreiben mußte, und e6 Fonnte nicht fehlen, daß 
Die verfehrten Foi gen biefer verkehrten und ungefunden Entwickelung fic in Zeiten der Krifle einſtellten.“ 
Er fagt ferner ©. 56: ‚Im Allgemeinen war es ein Verbienft ber babifchen Oppofition, die Miover⸗ 
iffein ben beutfchen Mechtezuftänben überhaupt heranszugreifen und das Mechtlofe Der bundestäg« 

ichen Bolitif gegenüber dem verbrieften Rechte der Nation hervorzuheben. Auch war es ja wieder nur 
eine Folge der unnatürlichen DVerhäftniffe in Deutichland, daß dieſe großen Lebensfragen ber Nation 
einen andern Zufuchtsert der Erörterungen fanden, ald die Ständevefammlung der Heinern Staaten. 
Und richt einmal das Bedürfniß einer Umgeftaltung oder Erneuerung unferer nationalen Zuſtände wäre 
lebendig geblieben ohne dieſe Thätigfeit der Heinen Staͤndeverſammlungen. Daß wir, gleichviel wie 
ſich die Dinge auch in der nächften Zukunft geſtalten mögen, bie verberbliche Form der legten brei Jahr⸗ 
‚unbe überwunden und wenigfiens in der Erfenutniß Deſſen, was noththut, einen großen Schritt vors 
wärts gethan haben, dazu haben ebenfalls bie kleinen Stänbeverfammlungen, namentlid bie badiſche, 
fehr weſentlich beigetragen. Der Gebanfe der nationalen Vertretung und einer einheitlichen Bundes: 
wäre ohne niemals innerhalb eines Menfchenalters fo in bie Maſſe ber Nation eingebruns 

vn 4). Auch’ der Borwurf, daß bie babifche Oppofltion nicht forgfältig genug bie radicalen 
nte von fich entfernt halten hätte, befeitigt fich Dadurch, daß ja dieſe Eiemente noch nicht radieab 
weren oder ſich fo barflellten, ehe fie der Schwindel der Revolution von 1848 ergriff. Wie viele 
kerungen haben Männern eine öffentliche Wirkſamkeit überlafien, die, von biefem Schwindel ergriffen, 
radical und revolutionaͤr wurden. Noch nach dem Ausbruch biefer Bewegungen erwählte bie badiſche 
Regierung den ehemaligen Miniferials und Obergerichtsrath Beter zum Regierungebirector in Konftanz, 
um bie renofntionäre Bewegung zu unterbräden, und ber früher fo ehrenwerthe Mann wurde binnen 
adıt Tagen vom Schwindel ergeifen und ſelbſt Republifaner. Daß auch ohme-alles Zuthun, alfo ohne 
alle Schuld der liberalen Oppofition während ber Zeit des Druds innerlich rabical Gefinnte fi an ” 
Birken anſchloſſen, erwähnt Häuffer ſelbit. So nicht minder das, daß auch in biefer Beziehung bie 
giatäe Oppoſition die Revolution und die Exrcefie, die ja in Berlin und Wien ohne Oppoſition noch 
‚ger ‚sten, nicht bervorbradite, Niemand wird auch Thatſachen nadjweilen, baß die liberale 
DOppefition je dem Rabicalismus geſchmeichelt ober radicale geſehwidrige Unternehmungen begünfligt 
oder gar mitgemacht hätte. Daß die Oppofition einige Mitglieber Hatte, bie erft fpäter von redolutio⸗ 
wärem Schwindel ergriffen wurden, biefes ift ſchon nad) dem Obigen ein ungerechter Vorwurf. Wenn 
aber etwa Manche, welche dem ſchweren Kampf der badischen Revolution von außen ruhig mit zufahen, 
Ratt der Wahl eines oder bes andern Deputirten eine andere gewünfcht hatten, fo mögen fie billig die 
—5 Kräfte und die Verhaltniſſe erwägen. Die babifhe Oppofition war befanntlich gegenüber 
der allmächtigen beutfchen und babifchen Reaction fo verfolgt und verhaßt und gefürchtet, daß nicht 
Hos Alle, die Guuſt brauchten, namentlich; bie Beamten, auf der Straße der freundlichen ng 
eines Oppofitionsmannes, vielleicht eines alten Freundes, angſterfüllt auswichen, und baf bei einer 
sacanten Deputirtenſtelle gar viele Männer, namentlich auch Srofeforen. denen man fle anbot, vor 
dem Haß, vor der La und Gefahr berfelben zurüdwichen oder ſich zu vormehm für dieſelbe hielten. 
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füchtige Vernachläſſigung der Theilnahme an den vaterländifhen Angelegenheiten von Seiten 
der Bürger. Hinlänglid groß aber zeigte ſich allerdings viefer Mangel in allen Schichten und 
Theilen unferd Vaterlandes. . 

Schuldvolle Urſachen unſers Unglüds find im Allgemeinen einerſeits jene bereits gefhil- 
derte öffentliche Untreue ver Verweigerung, Unterdrüdung oder Verfälihung der dem deutſchen 
Volke natürlich und geſchichtlich zuſte henden, von den Regierungen feierlid) anerfannten und zus 
geſagten, theilweife bereits neuconftituirten Nechte, ſodann aber aud) die revolutionäre Untreue 
derjenigen Bürger, melde auf eigene Hand fi) von der treuen Achtung des Rechts und des 
friedlichen Nationalwillens für-eine friedliche vechtliche Neform Iosjagten. 

Betrachten wir nun etwas näher die Entwidelung ver erwähnten verhängnißvollen Greig= 
niffe, fo fehen wir in der badifchen Kammer die liberale Mehrheit ſtets mit dem Streben nad 
der freien Entwickelung der vaterländifchen Verhältniffe die ernftefte Bemühung verbinden, die 
jetzt überall drohenden Maflofigkeiten zurückzudrängen. Unmittelbar nad) der Rachricht von dem 
erſchütternden Ereigniß in Frankreich ftellte ver Abg. Welder in der Kammerjigung vom 26. 
Febr. eine Motion auf die Bitte an die Regierung, ih fo ſchnell wie möglich vom reactionären 
Syſtem loszuſagen. Aber“, jo fügte er hinzu, „es ift jegt, wo im Nachbarland der Gott der 
Treue und Wahrheit fo fihtbar mit feinen rächenden Blitzen die Urheber der Untreue, des 
Wortbruchs und der Bolföverahtung zerfhmettert hat, am wenigften erlaubt, die Leidenſchaften 
auf zuregen und Hader und Zwietracht ins Leben zu rufen. Jetzt iſt es freilich unvermeidlich, daß 
vielfach blinde Leidenfhaft und maplofe Gedanken fih regen bei der Betrachtung, daß in 
Deutſchland die Heiligften Fürſtenworte noch nicht erfüllt feien, daß man vielmehr vielfach 
gehört habe: Das durch das Blut des Volkes gerettete Vermögen des Vaters nehme ih wol an, 
aber jeine Schulven bezahle ih nicht. Aber eben deshalbthutes jetzt vor allem noth, 
daß die Fürſten und das Volk zuſammenhalten, denn wir leben in einer Zeit, wo 
nicht blos die großen Käufer wanken, auch die kleinern und mittlern find in Gefahr. Jezt 
werde ich ſprechen für die Eintracht, für das fefteZufammenhalten des gan— 
zen Vaterlandes. Ich werde aber auch ſprechen von den Grundlagen dieſes Zufammenhal- 
tens, von treuer Erfüllung derjenigen Verheißungen, auf- welche trauend Tauſende in den 
Tod gingen, von freier Wahrheit, Nationalſprache, Volksbewaffnung.“ Inden ſehr natürlich 
ſich folgenden Bürgerverſammlungen der nächſten Tage wurde ver Petitionseifer der Liberalen 


Wäre es alfo wirklich räthlicher gewefen, fo unbefcholtene Männer wie Hecker und Brentano ober Peter 
ur Zeit ihrer Wahl waren, zurüczuiweifen, wie es wirklich mit Struve, vielleicht zum Nachtheil geſchah, 
b muß man bedenfen, daß es fehr oft an Männern, vorzüglich aber an wiſſenſchaftlich gebildeten, ges 
Ihäftsfundigen Männern fehlte, an folchen, deren Wahl nicht geradezu der an Zahl ſchon fo ſchwachen 
DOppofition gefchadet hätte. Auch waren wir ja fiher, in der Kammer flets die gemäßigten Befchlüffe 
fiegreich zu machen, wie es bie Altliberalen ftets und noch bei ausgebrochener Revolutionzu beivirfen wußten. 
So fommen wir alfo zum Anfang zurüd. Mangel und Fehler hatte die badische Oppofition, o ja, 
fiherlich. - Aber wenn font der Ruhm begründet ift, den man ihr fo oft beilegte, daß fie durch patrios 
tifche — Bildung, durch maßvolles, unermüdliches und heilſames Wirken für die edelſten 
vaterlandiſchen Aufgaben —AA konnen dieſe natürlichen, menſchlichen Unvollkommenheiten dieſen 
Ruhm nicht aufheben. Und die deitſche und badiſche Revolution iſt nicht unſere Schuld, ift nicht durch 
unſere Beitrebung, ſondern durch die rechtloſe und unſittliche Reaction und durch unfern Todfeind, den 
techtloſen und unſittlichen Radicalismus entftanden. Für dieſes ſchließliche Endurtheil mögen nun hier 
noch folgende gute Worte jenes vortrefflichen Geſchichtſchreibers ſprechen. Er ſagt ©. 18: „Die erſte 
Störung fam von außen her, von der Bunbestags- und Gonferenzpolitif. Bon dorther kamen die Ordon⸗ 
‚nanzen, die vor allem die freie Preffe, welche auf gefeglichem Wege befchloffen war, wieder aufhoben; 
von borther kam auch die fheußliche Politik der geheimen Conferenzbefchlüfie, durch welche die diploma= 
tische Berfchwörung die am hellen Tage bewilligten Rechte auf einem Umwege wieder aufzuheben trachtete. 
Bon dorther Fam die ſchlechtverhehlie Gutheißung fo Er Rechtsverlegungen, wie der Verfaſ⸗ 
fungebeui in Hannover war. In Baden ift diefe unfelige Nusfaat aufgegangen und die revolutionäre 
Taftif der Demagogie hat eifrigft ausgebeutet, was die revolutionäre 9 itik der Regierungen vorbereis 
tet hatte.“  Präfident Bekk ſprach es in feiner Mede nach Cröffnung des Landtags 1850 unumwun⸗ 
ben aus, daß die Bundeseinrichtungen, daß der Ausfchluß der Nation vom Bund die Revolution der: 
fchuldeten, und Häuffer ſtimmt mit ihm überein. Er fagt ferner (,, Gegenwart‘, II, 331): „Was in 
England und in dem jungen Belgien die conftitutionelle Monarchie flark und groß gemacht hat, liegt 
allein darin, daß fie bort eine Wahrheit iſt, daß die Krone Feine Prärogative keunt, die mit dent Willen 
der Mehrheit des Volles in Widerfpruch gerathen Fönnte. Was fie in Frankreich geflürgt umd in Deutfch 
land 5 erſchüttert hat, iſt die Lüge, die mit Minoritäten zu regieren unternahm und die die alten 
abfolutiftiichen Gelüfte hinter einen leeren parlamentarifchen Schattenfpiel vergeblich zu verſtecken 


fuchte. Die falfche Staatsweisheit des fulfehen Moyalismus bereitete vem Königthum fehlimmere Zeiten, 
als je die Demagogie vermochte.‘ 
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im Lande auf jene befaunten vier Wuͤnſche: freie Prefle, Nationalparlament, Bollssemaffnung 
und Schwurgericht, beſchränkt, die, von Heidelberg und Manheim ausgehend, mit wahrhaft wun⸗ 
derbarer Schnelligkeit nicht blos durch das ganze badifche, fondern aud) durch das ganze deutſche 
"Land ertönten. Schon mit der erflen großen Erſchütterung hatte die Reaction und Polizeiuns 
terdrückung faſt überall ihre frühern Verfolgungen ver Volkverfammlungen, der Petitionen 
und ber Öffentlichen Mittheilung eingeftellt und felbft ihre gefeglihen Waffen fallen laſſen. Die 
Genfur exiftirte nicht mehr. Ä 
Der Tag freilich, an welchem jene Petitionen übergeben werben follten, wurbe auch in Ba: 
ben, ſowie anderwärt ein höchft gefährlicher. Der Geſchichtſchreiber der badiſchen Bewegung 
in ber „Gegenwart“ (III, 452 fg.) berichtet: „Die Regierung fihien den wohlgemeinten Winf 
(in jener obigen Motionsanzeige von Welder) nicht zu begrrifen. Die Vertreter des alten Sys 
ſtems blieben im Minifterium und e8 folgte feine von den Conceſſionen freiwillig, die man als⸗ 
bald vem Drängen und Stürmen nicht abſchlagen konnte.” Auch jegt flegte die verberbliche Ein- 
wirkung von außen. Bon Preußen war der General Schad mit einen eigenhändigen Schreis 
ben des Königs gelommen, um von Goncefflonen abzumahnen. Erſt nad der Proclamation der 
Republik in Frankreich und nad jenen badiſchen Volköverfammlungen am 29. Febr. erfchienen 
die Minifter in ver Rammer und ftellten umfaflende Reformen, proviſoriſches Preßgeſetz u. ſ. w. 
in Ausſicht. „Einer ver Minifter begleitete die Zufogen mit den Worten des Dichterd: der Menſch, 
ber in ſchwankender Zeit auch ſchwankend gefinnt ſei, vermehre das uͤbel und verbreite e8 weiter 
und weiter. Aber dad Miniflerium felbft fehlen dieſem Spruch nicht nachzuleben. Alle die Zu⸗ 
fagen, welde noch vor wenig Wochen ein mächtiged Mittel der Beruhigung gewefen wären, 
waren jegt zu wenig für das Bedürfniß des Augenblicks. Sie enthielten nur Verheigungen 
proviſoriſcher Gefege, keine feften, genügenven Garantien. Dad Verheißene war auf Schrauben 
geftellt. Noch waren ja im Minifterium wie am Bundestage die Vertreter ver alten Politik in 
noller Wirffamfeit thätig. Dad Minifterium mußte ſich fofort aus Männern der liberalen 
Mehrheit der zweiten Kammer ergänzen, flatt damit zu warten, bis es zu fpät war. Der Eins 
drud der minifteriellen Grlärungen war in der Kammer ein gemifchter. Welcker, Baflermann 
und Mathy mahnten in edler Weife zur Einigkeit und zum Frieden. Die Führer der äußerften 
Linken äußerten ſich weniger optimiftifh und hoben nit mit Unrecht das Zweibeutige und 
Schwankende der zugefagten Gonceffionen hervor. Die Petitionsbewegung hatte indeflen das 
Land duchdrungen und am 1. März follten alle dieſe Petitionen durch Deputationen der ſämmt⸗ 
lichen Städte zur Übergabe gelangen. Von ver Minifterbank aus war kürzlich etwas wegwer⸗ 
fend von Petitionen dieſer Art geſprochen worden. Hecker Hatte damals geäußert, man werbe 
bald die Petitionäre leibhaftig der Regierung vor Augen en Bedenklich ſchien e8 indeſſen, 
daß ſich den mächtigen Zügen aus den einzelnen Städten Haufen von Proletariern und Hande 
werksburſchen anſchloſſen, für die aus unbekannter Kaffe Gifenbahnkarten gelöft waren, auch 
daß ſich in Karlsruhe felbft allerlei ungefanntes Volk fammelte, wie man es im Jahre 1848 
allenthalben, wo der Boden glühte, aus der Erde wachfen und dann auch raſch wieder verſchwin⸗ 
den ſah. Schon war in der Nacht vom 28. Febr. ein Haufe folder Leute, geführt von einigen 
Emiſſaren der Revolution, betroffen und verhaftet worden, die in einem abgelegenen Theile ber 
Reſidenz die Republi£ leben ließen und einen Straßenkrawall zu erregen fuchten. Die Mehrzahl 
der am 1. März in Karlsruhe Angekommenen, unter denen man bie angefehenften Bewohner 
badiſcher Städte und Gemeinden wahrnehmen Eonnte, wollten beweifen, daß die Foderungen, 
bie in den Adreſſen nievergelegt waren, ihre eigene Herzensmeinung enthielten, daß bie ganze 
Bewegung, die durch das Land ging, weit entfernt, kuͤnſtlich ober gemacht zu fein, gerabe bie 
Gebildetſten und Tüchtigften am lebhafteſten ergriffen Hätte. Änders die radicale Bartei. In ie 
regte jih ſchon das Putſchgeluſte, und es bedurfte der ganzen Energie der Gonflitutionellen, um 
von einem Handſtreiche abzuhalten. Struve namentlich und Andere aus feinem Gefolge wollen 
durchaus in ven Stänbefaal einziehen, die Petitionen mit einer Anrede beglöiten und dann bie 
ganze Maffe ver Taufende von Ankömmlingen durch den Ständefaal defiliren laſſen.“ Doch 
ſelbſt Hecker (det ein anderes Project hatte) half diefen Streih abwenden. Eine Fleine Depus 
tation überreichte ſtillſchweigend an den Schranken der Verſammlung die Petition. „In ver 
Verſammlung felbft ging es bunt genug zu. Alfe Galerien, alle Gänge, ja ein Theil des Innern 
Gaald waren mit Zuhörern gefüllt, vie aud der revolutionären Jugend, aus Hanbwerfögefellen 
und Frenidlingen wenigſtens dem größten Theil nach beflanden.” Ja der Hof und diellmgebung 
des Ständehaufes waren mit Volk gefühlt, welches Struve, in ein offenes Fenſter des Stãndehau⸗ 
+ fes Hineinhörend, mit dem Inhalte der Verhandlungen befannt machte. Dieſes grofe Innere und 
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Außere Bublicum übte durch fein Benehmen einen ſtoͤrenden und wol hier und ba auch Anfähe 
teraden Einfluß. Es geberbete Ad, trog aller Mahnungen des Präfidenten, wie wenn es be— 
rechtigt wäre, an ber Debatte theilzunehmen. Die Roheit und ver Lärm ver Maffe üdertäußten 
den Ernſt und die Würde der Berfammlung und der aus dem ganzen Lande übergebenen ein- 
Rinmigen Petition. Nach Exöffnung der Sitzung erklärte Staatsrat) Belt, daß das durch die 
Bundesgewalt aufgehobene Preßgefeg vom Jahre 1851 von dieſem Tage an wieder in Wirk: 
ſamkeit trete. Der Jubel in und außer dem Saale war überwältigend. Die Mehrzahl ver Kam⸗ 
wer erblickte in dieſer Conceſſion eine Buͤrgſchaft dafür, daß die Regierung mit der Betvegung 
zu gehen entfchloffen fei. Nur Heder und Brentano nahmen Anftand , ir Vertrauen zum Mi— 
—8 auszuſprechen. Sie brachten im Namen von acht Abgeordneten eine Reihe weiterer 
Foderungen vor, dem Inhalte nah für Reformen, die feit Jahren die badiſche Kammer ge= 
wünfcht hatte. Aber fie wollten jetzt dieſe Foderungen ohne alle weitere Prüfung, jte wollten 
ihre Anträge gerwiffermaßen ſtehenden Fußes verhandelt und bewilligt jehen, um fie durch eine 
Deputation zum Großherzog zu bringen, welther fi) dann unfehlbar vie größte Bolkömaffe 
angeſchloſſen hätte, um, wie damals in vielen deutſchen Reſidenzen, ven Fürſten mit Verlegung 
feiner Würde zu beliebigen‘ weitern Gonceffionen zu drängen. Das Berlangen von Heder und 
Brentano warb in leidenſchaftlicher, ſtürmiſcher Weife geftellt und vom Publicum in und außer 
dem Ständehaus unterftügt. (Die Verlegung aller gefeplichen Geſchäftsordnung, die Schmach 
der Kammer, wenn fie fich in folder Art terrorifiven ließ, die ganze Gefahr der Sache mußte 
den geifteöfteien Rammermitglievern vor der Seele fliehen.) Mathy erklärte mit der ihm eigenen 
Kaltblütigkeit und Schärfe, er werbe eher auf feinem Poften ſterben, als ſich durch Einfhüd- 
terung von feiner Überzeugung abbringen laſſen. Der vorgefchlagene Weg wolle die Anſichten 
ber Einzelnen überrumpeln und dazu gebe er ſich nicht Her. Bruͤllendes Geſchrei und Ziſchen 
übertönten feine Stimme. Vergebens erhob ſich auch Baſſermann zu gleichem maͤnnlichen Wi⸗ 
derſpruch. Auch feine Worte wurden niedergebrüllt und ausgeziſcht. Der Widerſtand ſchien 
fruchtlos, da ſelbſt Soiron dem Hecker'ſchen Antrag beigeſtimmt hatte und natürlich alle Pint- 
ſteriellen jegt ſchwiegen. Doch glüdte e8 dem Abgeordneten Welder, fih Gehör zu verfchaffen 
und fih im Wort zu behaupten. Er begann: „Wir follten uns über eine ſolche Formfrage nicht 
entzweien. Die Zeit ift groß und fodert Einigung von den Freunden des Volkes und der Kreis 
heit. Sie fodert aber auch die Grundlage der Freiheit und ver Einigung, die gefegliche Ord⸗ 
nung. Ich weiß es freilih, daß diefe gefegliche Orbnung leider in Deutfchland und in Baden 
von anderer Seite verlegt wurde, und baß eine Agitation des Volkes nöthig ift, um die Freiheit 
zu erwerben. Aber wenn irgendwo in Deutſchland, fo iſt in unferm Baden eine friedliche Agi⸗ 
tation nothwendig und feine geſetzwidrige. Ich habe mich nicht gefchent, ald Oppofitiondmann 
gegen reactionäre Minifter fortund fort zu fämpfen für die Freiheit und die Rechte meines Volkes. 
Ih habe es gethan oft mit empdrtem Herzen, mit Entrüftung über rechtswidrige Gewalt. Aber 
ich Habe meine Leidenſchaft nte über meinen Verftand Herr werden Iaffen. Ich habe es mit Stolz 
audgefprochen, ein Badener zu fein, und in Baden follte daher die Agitation feine andere ald eine 
friedliche fein. Und in diefem Sinne wünſche ih, daß die Vorfhläge, denen ich, ſoweit ich fie 
richtig verftanden habe, zufttimme, behandelt werden.“ Nachdem der Nebner fo den Stolz auf die 
höhere conftitutionelle Bildung der Badener für eine friedliche gefegliche Behandlung der An⸗ 
träge zur Unterflügung aufgerufen hatte, wies ex einen einfahern Weg für die Behandlung der. 
Anträge ald den von den Gegnern zurückgewieſenen gewðhnli⸗ en, als den der Abgabe der An⸗ 
trãge an bie erſte Kammer, als geſetzmäßigen, als den in einem frühern Falle ſchon erwählten Weg 
mad. Cr ſchlug vor, den Großherzog durch das Staatsminiſterium zu erſuchen, bie Wünſche 
wurd eine Kammerbeputation entgegennehmen zu wollen, nachdem fie wirklich von der Kammer 
vollkommen verſtanden, beraten und gebilligt worden. Ex fügte hinzu: „Es würde dem Ein= 
end, den der Audfpruch der badiſchen Kammer haben muß, ſchaden, wenn es aud) nur den 
Sein hat, als Hätte ſie Übereilt und geprängt unterzeichnet.” Vollends aber machte er gegen bie 
fofortige Überreihung geltend, daß dieſe Wünfche ja noch gar nicht vollſtändig ſeien, daß die 
allerweſentlichſten Sicherungen ver Volföfreiheit, die gegen Beamtenwillfür durch Organiſa⸗ 
tion einer wahrhaft unabhängigen Juſtiz und die Sicherung gegen die des öffentlichen Vertrauens 
beraubten Mitglieder des Minifteriums, noch fehlten. So fei e8 alſo weit beffer, die Sache ge= 
ſchaͤftsordnungẽmaäßig an die Abtheilungen und an eine von ihnen erwählte Gommiffion und 
Ir zur Beſchlußfaffung an eine neue Rammerfigung zu überweiſen, dieſe Sigungen aber fo 
ſchnell anzufagen, daß ſchon morgen vermittels einer Depntation die Beſchlüſſe vom Großherzog 
empfangen werben Bönnten. „Ein Tag Verzoͤgerung“, fo ſchloß der Redner, „iſt nicht zu viel für " 
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eine fo große Sache. Ich glaube, die Mitglieder dieſer Kammer werben einflinnmig jein, und 
die bier verſammelten Männer können bie Überzeugung mit nach Haufe nehmen, daß dieſes 
Programm verbeſſert und gefräftigt aus unſerer Berathung hervorgehen wird. Dann kann auch 
Die Regierung in abgefärzter Zeit ihre Zuftimmung geben, wie e8 oft gefhehen ift, -umd wir 
Tommen auf biefem Wege am beften und am würdigſten zum Ziele.“ 

Diefes wirkte. Der Antrag wurde vielfeitig und ausdrücklich von Soiron unterftügt ımd 
von der Kammer zu einem fo einmäthigen Beſchluß erhoben, daß ſelbſt Hecker nothgedrungen 
ihm beiflinnmen mußte. Die Kammer verfammelte fich gefhäftdorunungsmäßig in ihren Ab- 
theilungen, biefe wählten eine Gonmifjlon und ald veren Verichterftatter fonnte der Abgeord⸗ 
nete Welder fon am folgenden Tage über alle einzelnen Punkte berichten und die Kammer 
befcließen. Der Bericterflatter aber wußte feinen Bericht fo einzurichten, daß er am Schluffe 
der Sitzung die Verſammlung zu einem Lebehoch auf den Großhetzog einladen durfte und dies 
.  fe8 von der Kummer wie von den noch immer Überfüllten Galerien dreimal wiederholt mit Nach⸗ 

druck ertönte. So hatte Die liberale Oppofition die beabfichtigte Niederlage ver gefeglihen Ord⸗ 
nung und vor allen die Beleivigung der Würde des Fürſten in einen Sieg beiver verwandelt 
und hoͤchſt wahrfcheinlich wahre revolutionäre Aete verhindert. Wie dringend die Gefahr der⸗ 
felben war, diefes zeigten die ganze Lage der Dinge, die faſt gleichzeitigen Vorgänge in andern 
Ländern uny auch der Umftand, daß der beflegte renolutionäre Wille und Verdruß ſich nicht 
blos in ver heimlichen bübtfcgen Anzundung des Mintfleriums des Auswärtigen am Abend bes 
erfien Tages, fondern auch darin zeigte, daß nad) dem Ende der ſtürmiſchen Kammerfigung, 
trog ber frieblichen Verſchiebung aller Anträge, große Maffen auf ven Schloßplag drängten 
und nur mit Mühe durch Depntirte und karlsruher Bürgerwehren von Verkehrtheiten abgehal- 
ten und zum Anseinandergehen beflimmt wurden. Es mußte der Sieg der Ordnung jeßt ge: 
fingen, ba jeder Unternehmung dureh den einmüthigen Kammerbeſchluß aller Grund und Boden 
entzogen war. Aber vie wuͤhleriſchen und anarchiſchen Gelüſte wurden von den ausländiſchen 
Emiſſaren und einigen badiſchen Radicalen unermuͤdlich geſchürt. * 
Fortdauernd beſtrebten fich dagegen die badiſchen Altliberalen, das rechte Maß in der neuen 
deutſchen Bewegung zu erhalten. Offentlich und nachdrücklich warnten fie vor ven Gefahren re⸗ 
publitaniſcher Beſtrebungen für das deutſche Cinigungs- und Verfafſungswerk. So mahnte 
nad den Worten des Geſchichtſchreibers der badiſchen Revolution in der „Gegenwart“ (HIT, 
461) der Abgeordnete Welder in einer warmen und herzlichen Anſprache, welche er am Mor: 
gen vor ver erflen offenburger Berfammlung, am 19. März, an allen Bahnftationen und in Of: 
fenburg ſelbſt gedruckt vertheilen ließ, entſchieden ab von republikaniſchen revolutionären Beſtre⸗ 
bungen. „Sie gefährden“, rief er prophetifch aus, „unſer heiligfte® Gut, unfere nationale Ehre, 
Einheit und Freiheit. Sie ſtürzen uns in Gefahr ver höchſten Schande, in die der Einmifhung 
und Oberherrſchaft der Fremden, in Die der Zerfplitterung. Bet unjern eigenen Mitbürgern 
und vollends im gangen übrigen beutfchen Volke werden diefe Verſuche zunaͤchſt die Beſorgniß 
jener entfeglihen Schmach und mit ihnen neue Reaction gegen und und die Freiheit erwecken. 
Ste werden hochſt wahrfcheinlich eine uͤberfchwemmung unfers Landes mit fremven Truppen 
herbeiführen.” Zugleich enthielt die Anſprache in ſchlichten und warmen Worten eine Erin⸗ 
nerung an bie Tugenden und wohlwollenden, wohlthätigen Gefinnungen des Fuͤrſten. Wir ba= 
bifchen Liberalen bewahrten bei unfern Kämpfen mit den Miniſtern doch fletö nicht blos die ſchul⸗ 
dige Ehrfurcht vor dem Fürſten, fondern fuchten ihm and) die Liebe des Landes zu erhalten, fos 
vaß oftmals radicale Schriftfteller, wie Börne, Siebenpfeiffer, ihren Unmuth darüber äußerten. 
Die offenburger Verſammlung war von Heder und Struve mit revolutionären Gelüften und 
Hoffnungen eingeleitet , doch wagten fie noch nicht bie übrigen Kammermitglieder zu umgehen, 
und biefe nahmen nun großentheils nicht bloß die Cinladung zur Theilnahme an, fondern 
nahmen in einer von ihnen mit außgehenven Sffentlichen Ciniadang die Sache in die Hand, 
um ihr womöglich eine unſchädliche Richtung zu geben. Und dieſes gelang. Ihſtein und ſelbſt 
£ fchloſſen ſich an, gegen die Republik zu ſprechen. 
lich mahnte einige Zeit fpäter, als durch Die wlener und berliner Revolutionen die revo⸗ 
Intionären Actien fehr geftiegen waren, Welder in ver allgemeinen badiſchen Wehrmännervers 
ſammlung, welche. Heder und feine Freunde in der Abficht, Hier die Republik als den Volkswunſch 
ausſprechen zu lafien, auf pas Heidelberger Schloß ausgeſchrieben Hatten, und dann bald dar⸗ 
auf in einer kleinern Berfammlung zu Weinheim. Es war Hierbei dad Hauptthema feiner antis 
zeselutionären Begenrede: „Ihr wollt mehr Freiheit und deutſche Einheit und weniger 
Steuern. Darin habt ihr vollkommen Recht. Aber ihr fein beim beften Willen auf einen Itrweg 
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gerathen, auf dem ihr ganz ficherlich weniger Freiheit und Einheit und mehr Steuern erhaltet.“ 
Auch waren diefe Bemühungen noch von Erfolg begleitet, wenngleich von einem fpäter wieder 

erſtoͤrten Erfolg. In Heivelberg Eonnten die republifanifcgen Leiter der Berfammlung bei ver 
Yofimmung für die Republit nur fo ganz wenige Stimmen erhalten, daß fie unwillig zum 
zweiten mal abftinımen ließen, „daß das badiſche Volk fi nicht für unmündig erkläre”. Aber 
auch in diefer Form erhielten fle nur hoͤchſt wenige Stimmen, während in der für venfelben 
Tag auch nad Freiburg audgefchriebenen Verſammlung des obern Landes eine Mehr- 
heit für ven Volkswunſch einer föverativen Nepublif herausgebracht wurbe. Die revolutionkre 
Leidenschaft einiger äußerften Demagogen kühlte das freilich fe wenig ab, daß unmittelbar nach 
der Verſammlung dicht neben dem Bekämpfer der Republik zwei vom jenfeitigen Nedarufer abs 
geſchoſſene Flintenkugeln in fein Haus einfhlugen, fowie aud in Weinheim mehre der achtbar⸗ 
ſten vadicalen Männer ihn vor den Angriffen der Rohern fhügen mußten. Ahnlich wirkten 
damals visle von andern Ehrenmännern ausgehende loyale Beftrebungen; fpäter vorzüglich . 
auch von ber zweiten Kammer ausgehende Aufrufe und die von ihr geförverten confervativen 
Bereine. 

Doc der Erfolg aller Beftrebungen für die Ordnung hing damals in Baden wie in an= 
dern Theilen Deutfhlands von dem guten und glücklichen Gange der frankfurter conflituirenden 
Berfammlung ab. Die von ihr erwarteten Erfolge und die allgemeine Achtung gegen fie bän- 
digten bie feit dem Frühjahr erwachten anarchiſchen Gelüfte, Eräftigten die Ioyale Entſchiedenheit 
der Gemäßigten, entiwaffneten die Rabicalen. Diefe magten nie im Verlag auf ſich felbft etwas 
Bedeutendes, fondern ſtets nur dann, wenn fie, wie bei der Die Würde der Nationalvegierung 
und Nationalverfammlung beleivigenden Genehmigung des Malmder Waffenſtillſtandes, over 
wie bei der fpätern Verweigerung ver Annahme ver Berfaffung von ven größern Staaten, glau= 
ben fonnten, die Gefühle und der Wille ver Mehrheit der ehrenwerthen Bürger ftänden ihnen 
zur Seite, fie Eönnten unter einer für dieſe heiligen Sahne ven Krieg beginnen. Deshalb ſchien 
es und auch ftetö fo gefährlich, wenn von der Nationalverfammlung aus irrige Vorftellungen 
über das Rechtsverhältniß zu den Regierungen und über eine revolutionäre Volksſouveränetät 
außgingen. 

Jedenfalls Enüpfte ſich an die Schickſale der Reichsverfaſſung der Zuftand in den einzelnen 
Zändern. Es Enüpfte fih namentlich an das Scheitern der erſtern die legte revolutionäre Un⸗ 
ternehmung in Baden und ihre erfolgreiche Ausvehnung. Auch wurde fie oder bie Durchfüh— 
zung ber Reichsverfaſſung gegen ihre Feinde und gegen vie Abfälligen von ihr feierlich und laut 
non den Revolutionären als Rechtsgrund und Zwed ihrer Unternehmung verfünbet. Freilich 
wiffen wir wohl, daß bei vielen rewolutionären Räpelsführern die8 nur der Vorwand war, 
oder daß fie nur eine Einführung der Republik ald Inhalt und als ven wahren Ausgang woll⸗ 
ten. Aber man brauchte eben diefen Vorwand, weil feine Revolution möglich ift, als wenn fie 
und ihr Gegenftand wirklich oder wenigflend durch Täuſchung den Gefühlen und Wünfchen der 
ehrenwerthen Bürger entſpricht. Und ſo ſehr wir dieſe frevelgaft unternommenen deutſchen Re⸗ 
volutionen, die und bie herrlichſten vaterländiſchen Hoffnungen vernichteten und bie er= 
ftrebte Freiheit wenigſtens auf Menſchenalter zerſtoͤrten, beklagen müffen, fo wäre es doch völlig 
hiſtoriſch unrichtig, zu verfennen, daß ver größere Theil ihrer THeilnehmer getäufcht die va⸗ 
terländijchen Wuͤnſche durch fle zu erringen glaubte, daß der größte Theil des Volkes uͤberraſcht 
und getäufcht die Revolution deshalb gewähren ließ, flatt fie zu Boden zu ſchlagen, weil er fie 
mehr oder minder ald dad letzte verzweifelte Mittel betrachtete, vielleicht die deutſche Ehre und 
Berfafjung durch eine ſchnelle Miterhebung des größten Theils von Deutſchland zu retten. Die 
fer Gedanke Eonnte natürlich auch nicht befeitigt werben durch die vollftändige Annahme ber 
Neichöverfaffung von ver badiſchen Regierung, da ja die größern Regierungen, von denen Wür- 
temberg fle nur auf das Drängen des Volfed angenommen hatte, ihre Annahme vermeigerten. 
Als im Frühjahre 1848 die in Sranfreih begonnene Bewegung das ganze Durch bie unmora⸗ 
Uſche Bunded= und Regierungspolitit empörte deutſche Volk in eine fieberhafte Bewegung ver⸗ 
fegte und das durch die laute öffentliche Meinung erwedte Bewußtfein des Unrechts die Regie⸗ 
rungen lähmte, da fland das empoͤrte Volk dennoch in feiner Bewegung, in der Hoffnung ber 
endlichen Verwirklichung der einigenvenund ſchützenden Reihöverfaflung, vor den Thronen ſtill. 
Diefer Danım war.plöglich zerftört, durch bie Fürften ſelbſt durchbrochen. Wer darf ji nun 
wundern über eine bis zur Verzweiflung fteigende unmuthige Stimmung? Daß dennoch bei 
einiger genauern Erwägung der ganze Kern des badiſchen Volkes ſoviel Beſonnenheit zeigte, 
NG von der Revolution fernzuhalten und die Hoffnungslofigkeit des tollen Unternehmens zu 
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durchſchauen, dies iſt hinlaͤnglich bekannt und zeigte fidh deutlich, als ſelbſt nach ver vorläufig ganz 
flegreich gewordenen Revolution alle befonnenen Bürger fi von den Wahlen zur conftituirens 
ben Verſammlung fo gänzlich fernhielten, daß dieſelbe nad; Brentano's und anderer Revolus 
tionäre eigenem Geſtändniß die jammervollſte Geftalt aller politifgen Verſammlungen erhielt. 

Dennod wurden jegt bei der kecken Entfaltung der anarchiſchen und mühlerifhen Be— 
ſtrebungen alle Gegenbemühungen ber Landftände, der confervativen Bürger und ber Re⸗ 
gierung vereitelt duch die Wirfungen der frühern verderblichen Bundes- und Regierungs⸗ 
politit. Zu diefen Wirkungen gehörte namentlich auch die geſchwächte Kraft der Regierung 
und die Shwäde und die Demoralifation ver Beamten. Diefe, die früher alle Vereine, jeve 
gebrudtte freimüthige Wahrheitämittheilung und Meinungsäußerung, jeve politifhe Verfamm: 
lung und Demonftration unterbrüdt hatten, Tiegen nun gerade in der gefährlichen Zeit alles 
Diefes dem in Benugung und Gebraud) der Breiheitörechte noch ungeübten, unerfahrenen Bolfe 
und feinen treulofeften einheimifchen und fremden Verführern völfig frei. Sie überliegen Alles 
dem zügellofeften, geſetzwidrigſten Gebraud. Wie Pilze hervorſchießende Volksblätter enthielten 
Tag für Tag ungeflraft, ja unverfolgt Majeftätöbeleivigung, hochverrätheriſche Plane und 
Auffoderungen, ja Auffoverungen zur Mishandlung und zum Mord der fogenannten Freiheits⸗ 
feinde und Volköverräther, namentlich auch des Verfaſſers diefer Zeilen. Die fogenannten 
Volksvereine, die als politifche Gegenregierungen durch das ganze Land zufammenhängenn und 
einer gemeinſchaftlichen Höchften Gewalt untergeorbnet organifict und mit der Volksbewaffnung 
verbunden waren, nahmen ungeftraft und polizeilih und gerichtlich nicht verfolgt einen völlig 
hochverratheriſchen Charakter an. Selbft ald die legte offenburger Berfammlung diejes Vereins 
viele Wochen lang vorher angefagt war und Jedermann im Lande nad) den deutlich ausgefpros 
Genen Abſichten vieler Vereindgliever von N vie Revolution erwartete, die fie nachher auch 
wirklich durhführte, erfolgte leiver Fein Verbot. Der Minifter Bekk erfuchte, ſtatt nad 
dem Vereinsgeſetze, welches zur fofortigen Aufldöfung aller ftaatögefährlihen Vereine ermäd: 
tigt, ſelbſt ven Verein zu verbieten, vielmehr dad Reichsminiſterium, durch authentiſche Ausles 
gung dad Verbot erft zu begründen, was dieſes natürlich ablehnen mußte. Das Minifterium 
aber war von aller Hülfe feiner Beamten verlaffen. Der als Menſch und rechtögelehrter Rich— 
ter hochachtungswürdige Minifter des Innern Bekk hat in einer eigenen Schrift feine Lage und 
feine außerordentlihen Schwierigkeiten vortrefflich geſchildert. 11) Sie enthält gewiß fehr viel 
Rechtfertigendes für dad Minifterium. Doc) fheint und das klar, daß Bekk mit feinem ſtoiſchen 
Gleichmuth bei allen diefen die gerechte Enttüflung und die feurigfte Energie herausfodernden 
Greigniffen nicht ganz der rechte Staatsmann für ſolche Zuſtände war, daß auch feine oben ge: 
ſchilderte traurige Theilnahme an Bortfegung und Rechtfertigung des verfaſſungswidrigen 
Reactionsſyſtems ihm hinderlich war. Es mochte vielleicht auch die zu große Maͤßigung der 
Liberalen nachtheilig gewirkt Haben, indem fie eine ſolche Fortſetzung jenes Syſtems auf dem 
Landtage 1845/46, wenn auch mit Widerſpruch, dulveten, und indem fie nicht 1848 ein ganz 
neued, alle Zweifel an ver entſchieden liberalen Richtung ausſchließendes Minifterium, ähnlich 
wie das Roͤmer'ſche in Würtemberg, bewirkten. 

Zu allem Dem fam die Demoralifation aud) der Armee, in welcher die Offiziere, ſehr vers 
ſchieden von der preußifchen Einrichtung, früher den Gemeinen allzu ariftofratifch fernflanven - 
und ihnen in der gefährlichen Zeit der großen deutſchen Volksbewegung zu große Freiheit, bie 
Teilnahme an Verfammlungen, worin die Revolutionäre fle durch Freibier zu gewinnen ſuch⸗ 
ten, ja Verſammlungen zu völligen politifgen Debatten, zulegt fogar die Theilnahme an ver 
letzien offenburger Volksverſammlung durch Deputationen geflatteten. 

Doch konnte alled Diejed allerdings zu Unordnungen, Emeuten und Aufftänden führen, wie 
‚fie Ihon früher unter Hecker und Struve flattfanden,- aber alsbald niedergeſchlagen wurden, 
eine allgemeine Revolution der ganzen Armee un des ganzen Landes hätte ed nimmer bewirkt 
ohne jene unglückliche Vereitelung des deutſchen Verfaffungswerks. Die erſten Vorſchläge und 
Grundlinien zu demſelben gingen von ber badiſchen zweiten Rammer aus, nit minder feine 
kraͤftigſte Förderung und Unterftügung in allen Stadien feiner Entwidelung. Seine glücklichen 
wie feine unglücklichen Schickſale wirkten unmittelbar auf Baden zurück. Es laͤßt ſich bei ver 
Abhängigkeit aller badiſchen Politik von der deutſchen Sache auch die badische Politik und ſelbſt 
auch die Politif ver badiſchen Revolutionäre nur richtig verfiehen und beurtheilen durch die 
richtige Auffaflung der deutſchen Sache. Sollen nun bei dieſem Wechſelzuſammenhang ber all 


11) Belt, „Die Bewegung in Baden“ (Manheim 1849). 
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gemeinen Reichs⸗ und der einzelnen Landedangelegenheiten und bei der für Gegenwart und Zu⸗ 
kunft unferd Vaterlandes unermeßlichen Wichtigkeit bed erften Ausgangs der deutſchen Vers 
faffungsreforn zum Frommen einer heilſamen zukünftigen Politik die Gründe des Mislingen® 
angegeben werben, fo muß vor allen jeder Theilnehmer als Betheiltgter fi des entſcheidenden 
Urtheifd über die etwaige Vorzüglichkeit feiner Meinung vor der Anſicht feiner Collegen bege= 
ben. Er muß ihnen, etwaige einzelne unwürbige Glieder abgerechnet, gleich ehrenhafte Beweg⸗ 
gründe wie fidh ſelbſt zutrauen und feine Mittheilung auf die objectiven, aller Welt zur Beur⸗ 
theilung vorliegenden Urkunden und Thatfachen beſchränken. In folder Weife glaubt hier ver 
Berfaffer dieſer Zeilen endlich ebenfalls über dieſe wichtigfte vaterländifche Angelegenheit ſich 
ausſprechen zu ſollen, nachdem er nun acht Jahre lang Lieber unbillige Urtheile und Mispeutuns 
gen über ſich wollte ergehen laffen, als irgendwie einen früher noch eher möglichen leidenſchaft⸗ 
lichen und eigenfütigen Kampf unter den vorläuftg beftegten Freunden ber vaterlaͤndiſchen 
Ehre und Freiheit nähren. r 

Es waren 1848 der Natur der Sache nach und wie es auch im Erfolg ſich herausſtellte, 
drei Hauptmwege für bie Herftellung deutſcher Einheit und reiheit gegeben. Zuerft 
der Weg der Revolution und der Republik, ſodann ber Weg dervöllig fried= 
lichen gefeglihen Reform in möglichſter Vereinigung des Volkes mit feinen beſtehenden 
Regierungen, vor deren Fürſtenthronen die deutfche Bewegung flehen geblieben war, und welche 
fämmtlich bereits, ven Volkswünſchen entſprechend, durch Bundes- und Lanveögefege ein Nas 
ttonalparlament einberufen Hatten. Ein pritter mittlerer Weg gefiel fehr bald einer über- 
wiegenden Anzahl von Mitglievern des Parlaments, die ich, obgleich ich diefe Grundanficht 
Thon von Anfang an ſtets befämpfen mußte, doch für eine ſolche Auswahl wahrer Ehrenmänner 
hielt, daß feine andere Nation in ihrem Parlament sine beffere aufweiſen konnte, und mit wel- 
hen ich, die einzige Grundanſicht abgerechnet, auch im Übrigen allermeift ſtimmen mußte. Die- 
fer mittlere Weg aber beftand darin, daß man 1) fowie fon der Soiron’fche Antrag im Vor⸗ 
parlament und die Gagern'ſche Eröffnungsrede des Parlaments, mit Berufung auf die Sou⸗ 
veränetät des Volkes ober der Nation dem Parlamente das Recht zufpradh, die ganze National= 
verfaffung ohne Vereinbarung mit den Regierungen zu beſchließen und zu publiciren, daß 
man 2) dvemgemäß einfeltig den Bund auflöfte und eine provifortfche Reichsregierung beſchloß, 
daß man 3) die Kaiferfrone zum voraus Preußen zuerfannte und 4) ſchon hierdurch, ſowie 
durch den Beſchluß, daß fein deutſches Reichsland mit andern Ländern anders als in einer 
BVerfonalunion verbunden bleiben Könne, Oſterreich aus ver ſtaats rechtlichen Nattonals 
verbintung audftieß, ſodaß es nur in einen weitern völferrehtlihen Bund mit Deutſch⸗ 
Ian treten follte. 

„Der revolutionären und republifanifchen Anſicht widerſtrebten nicht blos in beider Beziehung 
alle meine ſtets feftgehaltenen Überzeugungen. Cine republikaniſche Ginvichtung würde in 
Deutſchland, bei veffen verſchiedenen Religionen, Stammesverſchiedenheiten, Reſtdenzſtädten 
und particulariftifchen Intereſſen und bei der hierdurch noch vermehrten Gefahr verderblicher 
Partelung und der Einmifhung der gewaltigen Nachbarmächte, die Einhelt noch mehr mie einſt 
in Polen die polnifche Berfaffung gefährden. Hierzu kommt vollends die Schwierigkeit oder 
Unmöglichkeit einer Republif ohne bie republifanifgen Tugenden, Sitten, Gewohnheiten. 
Die zur Republik nöthige Revolution Tiefe ſich endlich nur durchführen, und was unendlich 
ſchwieriger ift, fie Iteße fidh gegen die jeber Revolution nachfolgende, in Deutſchland natür⸗ 
Tich doppelt gefährliche Reaction nur allein behaupten, wenn ber Ketn der Nation, der 
ganze Mittelftand, im Gefühl ihrer entſchiedenſten Gerechtigkeit und Nothwendigkeit fie will. 
- Died war aber Hier durchaus nicht der all, zumal ſeitdem die Fürſten einmüthig den Willen, 
vie Nationalbevürfniffe friedlich zu erfüllen, durch nie Parlamentöberufung ausgeſprochen und 
bethätigt hatten. “ 

Deshalb konnten auch in ven allerfreieften Parlamentswahlen nad; allgemeinem Stimm⸗ 
recht bie Republikaner kaum zu einem Siebentel der Verfammlung durchdringen. Wenn nun 
auch Andere früher anders urthellen mochten, fo hätte doch eine echte republikan iſche Geſin⸗ 
nung bie Meßrgeitsentfcheivung der Nation achten, die patriotifchen Befchlüffe der freigemählten 
nationalen Mehrheit nicht anfeinden und Feine iur durch unmoralifche Täufhung, Beſtechung 
und Gewalt mögliche Herrſchaft ver Minderheit Über bie Mehrheit erſtreben füllen. Diefes 
föten mir die größte Sünde der deutſchen und badiſchen Revolutionäre zu fen. Den Irrwahn, 
eine Republit ohne den Willen des Mittelftandes und ohne republikaniſche Tugenden zu bes 
haupten, follte bod wol aud) die Geſchichte von Frankreich deutlich genug beftätigt haben. Be⸗ 
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fund ja hier jogar bei Staatseinheit die Republik mehre Jahre lang völlig ſiegreich und fonnte 
doch nicht behauptet werben gegen die alsbald nachfolgende Reaction. Ja fie wurde bald fo 
töbtlid verhaßt, daß nıan ihr nicht blos die Monarchie, fondern eine wirklich ſchmachvolle Rear: . 
tion und den Rapoleonifchen Despotismus vorzog. Deshalb mußte ich auch ſtets dem Gedanken, 
die Republif nur als Übergangszuftand zu erftreben, entgegenfegen, daß man viel fiherer 
und leichter die conftitutionelle Freiheit ald den Weg und Übergangspunft zur Republik er- 
fireben könne, ald umgekehrt. Denn in der That, die einzige ſtaatsmaͤnniſch annehmbare Mög- 
Tichfeit für die Republik und die für fie nöthige Revolution kann nur dadurch gegeben werben, 
daß für die gemäßigtere Freiheit die Nation gewonnen und in allgemeinere Bewegung gefegt 
und in biefem gerechten Streben durch ungerechte und empörende despotiſche Widerſtandsmittel 
zum äuperften Kampfe beflimmt wird. Wirflihe Staatsmänner, aud wenn fie die Ne: 
publik gewollt hätten, mußten fiedohinpden Hintergrund ftellen und ruhen laffen, 
bis fi zeigte, daß die Kreiheit auf dem conftitutionellen Wege unmögli und durch die Re: " 
gierungen zerflört ſei. Die unmittelbare Beftrebung für Nepublif aber ſchreckt die Bürger ab 
von aller Freiheitsbeſtrebung. 

Für den mittleun Weg haben feine vielen tüchtigen Anhänger in ihren bekannten Orga: 
nen, inden Ausführungen ber „Deutfchen Zeitung” und anderer Blätter, und in vielen beſondern 
Druckſchriften gewiß fehr beachtenäwerthe Gründe beigebracht. Man hat z. B. die Berechtigung 
zum ſouveränen Alleinbeſchließen in dem Weſen und ver Einberufung der conſtituirenden Na⸗ 
tionalverſammlung gefunden, ſodann auch in der Schwierigkeit, auf dem Wege vertragsmäßiger 
Vereinbarung die Verfaſſung zu Stande zu bringen, und in der daran geknüpften Vermuthung 
einer Zuftimmung der Regierungen. Auch berief man fi darauf, daß ja auch ihrerſeits die 
Fürnen nad) den Befreiungäfriegen einfeitig Die Bundeöverfaffung befhloffen und die Nation 
von aller Theilnahme ausſchloſſen. Die Gründe für die Bildung der proviforifchen Reichs⸗ 
gewalt fand man in ver notwendigen Kraft und Einheit der Nationalverfammlung und ihrer 
Beiäläfle, die für bie Ausfhliegung Ofterreichs in ver Schwierigkeit einer Einheit bei ven 
zwei Großmächten, in der ausſchließlich deutſchen Bildung des ganzen preußifchen Volkes und in 
den fremdartigen Bildungszuftänden und Intereſſen ver Öfterreihiichen Länder. 

Die abweichenden Überzeugungen, welche der Verfaſſer dieſer Zeilen ſtets verfocht und feſthielt, 
bejtehen ven Grundzũgen nach in Folgendem: Fürs Erfte hielt er die Vereinbarung ver Nationals 
verjammlung über die Verfaflung für rechtlich nothwendig und auch praktiſch gar nicht ſchwieriger 
als das Zuftandebringen ber wirklichen Einheit ohne fie. Die Souveränetät oder höchſte Gewalt, 
auf die man ſich berief, ift eine dreifache. Sie ift entweder vie vblkerrechtliche, die Selbftän- 
digkeit des Staats nad außen. Sie hefigt dad Volk mit feiner Regierung ohne Streit gemein= 
ſchaftlich, und die Regierung, folange fe da ift, repräfentirt und fhügt fie. Oper fle ift die 
Souveränetät des Regierens oder der Regierung. Sie fteht denjenigen Perfonen 
allein over in Gemeinſchaft mit Andern zu, welchen fie die beſtimmte pofitive Staatöverfaffung zus 
weiſt. Sie ift ebenfalls außer Streit. Ober fle ift endlich vie hoͤch ſte Gewaltüberpie Ver— 
fajfung. Dieje nun befigt nurin der reinen vemofratifhen Republik das Volt 
allein. In allen freien und conftitutionell = monardifchen Staaten aber befigt jie die Nation 
als felbftänvig berechtigte (wenn man fo will, fouveräne) Perſönlichkeit zugleich mit ihrer 
beſte henden fouveränen oder monarhifhen Regierung, ſodaß beide gemeinjhaftlic alle 
neuen Befimmungen oder Beränderungen gutheißen müflen. Ohne freie Zuftim: 
mung des Volkes wäre dieſes, ohne Die des Monarchen wäre er rechtlos, aller felbftändigen 
Würde beraubt, völlig unterworfen fremder Willkür. Kein rechtlich freies Volk, fein Monarch 
läßt fi denken, wenn einfeitige Willkür alle ihre Rechte verändern, in Nichtigkeiten verwan= 
dein oder aufheben Einnte. Hierin nun war aud für Deutſchland nirgends etwas geändert. 

Daß vie beiden hiervon abweichenden Anſichten, die republitanifhe und piemittlere, ſchon 
in der heidelberger Berfammlung der 51 Männer (am 5. März) vertreten waren, war natürlid. 
Aber ver Verfaffer dieſer Zeilen, mit ber Abfaffung der endlichen Vereinbarung berfelben ober 
ihrer Proclamation an die Nation beauftragt, und wol deshalb beauftragt, weil die abweichen⸗ 
den Anfichten mit der feinigen ſich vereinbart Hatten, durfte diefe rechtliche Grundanſicht aus: 
ſprechen, namentlich im der Erklaͤrung, daß man bie beſtehenden Berhältniffe achten wolle, fo: 
lange die Ehre und Exiftenz ver Nation es erlaube, ober wörtlih: daß die Ver ſammel⸗ 
teneinmüthig ihre Überzeugung dahin ausſprechen, „daß die Herftellung 
und Bertheibigung der höchſten Güter ber Nation im Zufammenwirten 
Gudt-Eeriton. I u 
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aller deutſchen Volksſtämme mitihren Regierungen, folange auf diefem 
Wege Rettung noch möglich ift, erftrebt werden müffe”. Diefelben erklären 
ferner über die Mittel für ihren großen Zweit: „Um zur fdleunigften und moͤglichſt vollftändigen 
Vertretung der Nation dad Ihrige beizutragen, haben die Verſammelten beſchloſſen, ihre be= 
treffenden Regierungen auf das dringendſte anzugehen, jobald und fo voll= 
ſtändig alsnurimmermöglich iſt, das geſammte deutſche Vaterland und vie 
Thronemitdieſem Schutzzwalle zu umgeben. Zugleich haben fie verabredet, dahin zu 
wirken, daß baldmoͤglichſt eine vollſtandigere Verſammlung von Männern des Vertrauens aller 
deutſchen Volksſtämme zuſammentrete, um dieſe wichtigſte Angelegenheit weiter zu berathen und 
dem Vaterlande wie den Regierungen ihre Mitwirkung anzubieten.“ Zu dem 
Ende wurden ſieben Mitglieder erſucht, hinſichtlich der Wahl einer angemeſſenen National- 
vertretung Vorſchläge vorzubereiten und die Einladung einer Verſammlung deutſcher Männer 
ſchleunigſt zu berathen. Alle 51 Mitglieder dev Verfammlung machten durch ihre Namens= 
unterzeihnung dieſe Erklärung an die Nation zu der ihrigen. Der Verfaſſer derſelben aber 
drückte ſowol ald Verichterftatter ver badifchen Kammer über die Nationalverfaflung in dem Be— 
richt an bieje, wie als Berichterftatter der erwähnten Siebenercommifiton in dem Bericht an 
das Vorparlament bie ganz gleiche vechtliche Grundanſicht aus. Auch noch dad von der Siebener- 
eommifjion in Frankfurt unter Mitwirkung aller ihrer Glieder, alfo au von Römer, von 
Heinrich) v. Gagern u. f. w., als unmittelbare Grundlage der Verhandlungen entworfene Fürzere 
Programm, welches das Vorparlament ausdrücklich gegen ein anderes aufrecht erhielt, fagte im 
Art 5: „Der Befhluß der Einberufung der conftituirenden Verfammlung erfolgt durch die mit 
Vertrauensmännern verſtärkte Bundesbehörde.“ Das auf Grund dieſer Erklärungen 
eingelavene und berathende Borparlament 12) wandte fi, übereinftimmend mit diefer Grund 
anficht, mit feinen Anträgen auf die Berufung einerNRationalverfannlung und über das Wahl: 
gefeg für viefelbe an die Repräfentation aller deutfchen Regierungen, an ven Bundestag. Die= 
fergenehmigteundbefhloßpie Einberufung, um, wie ausdrücklich dieſe Bundes— 
einberufung zurNationalverfammlung und zu ven Wahlen für fie befagte, 
eine.neue vaterländiſche Verfaſſung zwiſchen dem Volke und den Negierun= 
gen zu Stande zu bringen. Der Verfaſſer hatte in der Bundesverſammlung gerade dieſe 
Saffung vorgeſchlagen, weil fie ſachlich zwar hinlänglich Far den rechtlichen Grundſatz aus— 
ſprach, aber doch die im Praktiſchen fo verderblichen doctrinären Streitigkeiten über Schul— 
theorien ausſchloß. Weder das Vorparlament noch ſein Ausſchuß nahmen revolutionär eine 
Öffentlide Gewalt in Anſpruch. Auch der Funfzigerausſchuß erhielt nur die Inſtruction, 
der Bundeöverfammlung Anträge zu flellen und fie zu berathen und bei eintretender Gefahr 
des Vaterlandes die Verfammlung zu neuem Zufammentritt einzuladen. Als Soiron am Ende 
des Borparlament3 bloß anhangsweiſe an einen andern Befchluß eine Phraſe von der allein 
Berfaffung gebenden Nationalverfammlung eingemifcht Hatte, vie er durch die Volföfouneränetät 
motivitte, fo befämpften viele wackere Männer und mit ihnen der Verfaffer dieſer Zeilen dieſes 
und das boppelfinnige und voctrinäre Fremdwort Spuveränetät jo entſchieden und wiederholt, 
Welder zulegt mit der energifhen Warnung, da ein folder Beſchluß Deutſchland pen Bürger: 
Trieg bringen werde, daß endlich Soiron erklärte, feine Phrafe wolle nur ausſprechen, daß vie 
zufünftige Nationalverfammlung über dieſen Gegenftand zu berathen haben werde und ihr 
Alles und fo auch die Vereinbarung mit den Regierungen überlaffen bleibe, ſodaß hiernach 
aud wir Gegner zuftimmen zu können evflärten. 18) 

Die Nationalverfammlung hatte allerdings bald über diefe Frage zu berathen, indem 
ſchon am 19. Mai Raveaur und nachher noch nachdrücklicher Schaffrath und Blum foͤrmliche 
Befchlüffe über die ſouveräne Alleingetwalt der Nationalverfammlung beantragt hatten. Aber 
nad) Iangen feierlichen Verhandlungen, in welchen eine Anzahl der tüchtigſten Männer und 
Redner, z. B. Beckerath, dieſelbe Anficht wie ver Verfafler dieſer Zeilen fo glücklich verthei— 
digten, daß jener Antrag durchfiel, ja fhon durch die Tagesordnung befeitigt werben follte, er= 
hielt ein begütigender Antrag von Werner, wie Haym bemerkt 1%), nicht ohne leifen Einfluß des 
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12) ©. hierüber Verhandlungen bes deutfchen Parlaments”, Abth. 1, und „Das beutfche Vor⸗ 
— in — —— — 2. 
war hiernach eine o x unrichtige Auslegung ber Freunde ber Bolfsfonveränetät, wenn 
diefen Vorgang zu Ihren Sun zu beuten —2* —— — — 
14) Saym, ‚Die deutſche Nationalverſammiung“ (Frankfurt a. M. 1848), ©. 15. 
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Präfidenten, die Zufimmung, welcher aber nichts über eine ausſchließliche fouveräne allein⸗ 
beiliegende Verfaffung ohne Vereinbarung mit den Regierungen fagt, fenbern nur den 
fi von ſelbſt verſtehenden Sag auch der alten deutſchen Reichsverfaſſung enthält, daß Reichs⸗ 
gelege mehr gelten als Zandeögefege 19) Als der glänzendſte Vertheiniger ber Vereinbarung 
und des „Rechtsbodens“ muß vor Allen Herr v. Binde genannt werben. Er würde au in 
dieſem Punkte mehr gewirkt haben, wenn er jich nicht früher in zu ifolirter Stellung gehalten 
und alsbald den einen Kolgefat der entgegengejegten Anſicht, das preußiſche Kaiſerthum, felbft vers 
theidigt hätte. Auch bei einer andern Gelegenheit, als Zitz mit der Linken in einem entftandenen 
ſchweren Gonflict der preußiſchen Garnifon in Mainz mit der mainzer Bürgerfchaft mit größtem 
Nachdruck von der Nationalverfammlung verlangte, daß fie mit Umgehung der Bundesver— 
fanımlung jih deren Vollziehungs- und höchſte Entfheidungsgewalt anmaße, lehnte dieſes 
die Nationalverfammlung ab duch den Beſchluß: „im Vertrauen, daß die zuftändigen Bes 
hörden thun würden, was ihres Amtes fe, zur Tagesordnung überzugehen.” Hierdurch flegte 
jegt gegen ein verderbliches Übergreifen in die Vollziehungsgewalt des Bundestags und der 
Regierungen die maßvolle Anerkennung der rechtlichen Stellung ver Berfammlung, vielleicht 
zugleich aud) Die von dem Abgeoroneten Welcker dringend hervorgehobene Nothwendigfeit, das 
Verfaffungswerk ohne Störung durch Einmiſchung in die Regierungsverhältniffe moͤglichſt zu 
beihleunigen und „das Eifen zuſchmieden, folange ed warm iſt“. Auch darf man 
überhaupt nicht überfehen, daß ſelbſt diejenigen Erklärungen von Männern und von Befchlüffen 
der Mehrheit, in Beziehung auf welche vie Radicalen und ebenfo die Gegner der National- 
verjammlung ſich vorzugäweife für ihr radicales Fundament beriefen, daß in ihnen unbedingt 
die Volksſouve ränetät und das völlige Ausfchliefen aller Vereinbarung mit ven Regierungen 
ausgeſprochen ſei, mit folder Unbedingtheit nicht ſprachen und nicht ſprechen wollten. So fügte 
Heinrich v. Gagern, der auch im Vurparlament fo energifh und glücklich die conftitutionelle 
Monarchie vertHeidigt hatte, in feiner Bröffnungsrede dem natürlich von der linfen Seite, über: 
haupt aber mit einem vielfahen lauten Beifall aufgenommenen Sag: „Der Beruf und die Voll⸗ 
macht zu dieſer Schaffung einer Verfaffung von ganz Deutſchland, jie liegen in der Souveräne⸗ 
tät der Nation ”, Die Dinweifung hinzu, daß die zu Stande zu bringende Verfaſſung in der 
Mitwirkung aller Glieverungen des deutſchen Volkes, in der Mitwirkung aud der Staaten= 
tegierungen gegründet fein werde. Ebenſo milverte er damals, ald er vermitteld eines „Eühnen 
Griffö gegen die bereitö entſchiedene Mehrheit, die proviforifche Centralgewalt auf die Mit- 
wirfung der Regierungen begründen zu wollen, ihre Begründung vielmehr nur allein duch 
die Nationalverfammlung beantragte, diefen Antrag und nahherigen Beſchluß duch die Ers 
klaͤrung: „Ich würde es bebauern, wenn es als ein Princip gälte, daß die Regierungen in biefer 
Sache nichts jollten zu thun haben’, und durch beſondere Gründe aus der Lage der Sache. Für 
die ganze definitive Reichsverfaſſung aber wurde dadurch eine wirkliche Mitwirkung der Re⸗ 
gierungen vor ihrer endgültigen Beſchließung und Verkündung durch bie verfaffunggebende Ra= 
tionalverfammlung erftrebt und bewirkt, daß fie unter Mittheilung des erſten Entwurfs aufge 
fobert wurben, ihre Wünfche und Anträge in Beziehung auf dieſelbe mitzutheilen , und daß biefe 
von allen Regierungen außer DOfterreich eingereichten Wünſche möglichft berückſichtigt wurben. 

Man darf alfo auch ver Nationalverfanmlung felbft den Vorwurf nicht machen, als habe 
fie die Regierungen von der Mitwirkung bei ver Berfaflung ausgeſchloſſen und einer revolutio⸗ 
nären Volksfouveränetät gehuldigt. Noch weniger wollte die Mehrheit die loyale Entftehung 
und Natur ihrer Eriftenz aufgeben durch Beiftimmung zu Außerungen ber Rabicalen, daß wir, 
daß ganz Deutiäland, nicht eiwa bloß vorlibergehend einzelne Landestheile, in allgemein revo⸗ 
Iutionärem Zuftand feien. 

Doch Freilich verhinderte dieſes Alles nicht, daß einfeitige Befchlüffe gefaßt wurden, wie bie, 
einfeitige Bublication def Grundrechte, und überhaupt nicht, daß das ausſchließliche Allein⸗ 
verfaflunggeben und das unglückliche voppelfinnige Wort Volksfouveränetät immer wieder ſich 
einmiſchten und von ber linken Seite im revolutionären Sinn für ihre Behauptung eined allges 
mein deutſchen Revolutionszuftanbes geltend gemacht wurden, und daß jenes Wort, bei einer ſchein⸗ 
baren Sanction durch die Nationalverfammlung, ſehr erklaͤrlich im Volke vielfach bie Begriffe 


15) „Die Nationalverſammlung erflärt, daß alle Beflimmungen einzelner beutfcher Berfaffungen, 
weile mit dem von ihr zu gränbenden Verfaſſungswerk nicht übereinftimmen, nur nad) Maßgabe des 
kein als gültig zu betrachten find, ihrer bie bahin belandenen Wirkſamleit Re 
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verwirrte und bie Radicalen verderblich unterftüigte, auf anderer Seite aber vielfad verletzte 
und abfließ. Auch wirkte die Sache fonft oft verderblich; fo bei der Verwerfung der von Baiern 
geftellten Foderungen in Beziehung auf bie Gonfumtionäfteuern, namentlich des Biers, die in 
Baiern mit fo großem Erfolg gegen pie Annahme ver Neihöverfaffung geltend gemacht wurden. 

Deshalb und weil ihm bie natürlichen Folgen hiervon gleich anfangs klar vor ber Serie 
fanden , Eonnte der Verfaffer dieſer Zeilen nicht ermüden,, abmahnend ebenfo an bie unglück⸗ 
üchen Folgen dieſes theilweifen Unrechts auch der Mittelpartei auf dem Rednerſtuhle Hinzumels 
fen, wie ex früher bie Folgen des Unrechts der Reactions- und ber revolutionären Partei 
vorausſagte. Vorzüglich mußte er die an biefe Irrthümer gefnüpften Hoffnungen für eine 
leichtere Durchführung unferer Aufgabe beftreiten. &o fagte er von der Ausſchließung der 
Bereinbarung einmal: „reili, die Heinen Staaten werden, wenn Sie e8 beſchließen, bereit 
fein auf vem Kopfe zu gehen, aber was Hilft Ihnen dad bei ver Weigerung ber großen, und mas 
haben Sie für Gewalt und für eine Hülfe, wenn viefe vielleicht gerade wegen ber Verlegung 
ihrer Würbe und ihres Rechts Nein ſagen?“ Diefelbe moraliſche Gewalt aber, bie alle Re— 
gierungen augenblicklich zur Berufung einer conflituirenden Nationalverfammlung beftimmte 
und duch ſchnellen Beſchluß ihrer Bundesgeſandten vereinte, hätte auch, wenn für die Re— 
gierungen ihre Miteinwilligung anerkannt war, zur Annahme ver guten und nothiwendigen 
Berfaffung beftimmt. Am wenigften wäre grundlofer Widerſpruch aller der vielen mittlern 
und Fleinern Staaten zu beforgen gewefen, die ja, 29 an ver Zahl, ſchnell die vollendete Ver⸗ 
faſſung annahmen und von denen auch ſchon bei Abſchließung des Bundes im Jahre 1815 
Würtemberg, Batern und Baden ſich alsbald zur Zurücknahme ihres Widerſpruchs gendthigt 
fahen. Aud erſchwerten die beiden andern Kolgefäge der Gruudanſicht, vie Aufhebung ver 
Bundedverfammlung und die Ausſchließung Ofterreich8, die friedliche Verwirklihung der Ver⸗ 
faſſung ohne Vereinbarung. 

Es fhien aber auch die ganze mittlere Stellung der Partei eine bevenkliche, nit genau 
ſtaatsmänniſch erwogene. Der erfte Anfang wahrer Politik befteht darin, daß man nit, nach 
der Politik der jungen Leute, blos nad Wünſchen und Ideen politifirt und Dasjenige glaubt, 
was man wünſcht und für gut Hält. Der Politiker kann fo wenig wie ver gute Baumeifter mit 
bloßen Ideen, Gedanken und Wünſchen bauen. Sowie dieſer nur je nad feinem befonbe 
Bauplag und Material, nad deren Natur und Gefeg und nad) ven mathematifhen Grund- 
regeln einen guten und dauerhaften Bau Hinftellen kann, fo muß der Politiker feinen Staat 
bauen mit feinem Volke, nach veflen gegebenen Orundverhältniffen, mit den vorherrſchen⸗ 
den mittelreihften und nachhaltigften Volkswillen und nad ven Grundregeln ver Gerechtigkeit. 
Selbft große Unvollkommenheiten, die auf dieſem volksmäßigen rechtlichen Wege nicht zu befei= 
tigen find, muß er — wie e8 der Verfaffer in der Nationalverfammlung insbeſondere aud) in 
Beziehung auf die deutſche Regierungdvielheit und die doppelte veutfche Großmacht ausführte — 
in feinem Bauplan berüdjictigen. So läßt ver vernünftige Schneiver in dem Rode eines 
Buckeligen Plag für ven Höder, flatt diefen letztern mit feiner Schneiverfcheere ausſchneiden zu 
wollen. Der rechte Klınftler aber weiß felbft die Mängel zu beherrfchen und vie vortheilhaften 
Seiten derſelben hervorzubilden; fo bei jener Vielheit und Doppelftellung die Freiheit und den 
Reichthum des guten Bundesftantes, den wohlthätigen Wetteifer und vie höchſte Machtgröße. 
In folden Sinne muß ver wahre Staatsmann die gegebenen Verhältniſſe und vor allem 
die Kräfte, mit welden, vie Gegenfräfte, gegen welde er das Gute und Wünſchbare 
durchführen kann, ins Auge faflen und danach die Wünfche und Ideale ermäßigen. War ed 
nun weiſe, die große moralifche Kraft des Maren Rechts zu fchwächen, viefe moraliſche Kraft des 
Rechts, welches als Schuldbewußtſein ver Regierungen wegen feiner Verlegung und als öffent: 
liche Meinung den allgemeinen freien Willen der rechtlichen Reform Pi) fomit die Kraft ded 
Parlaments gegründet, die Regierungen zu unpatriotiſchen Beſchlüſſeñ völlig machtlos gemacht 
Hatte?16) Die Behauptung ver Volksfouveränetät, die Verwerfung des echt deutſchen and bri⸗ 
tifchen Rechtsgrundſatzes gegenfeltiger Zuftimmung und freier Vereinbarung zwiſchen Für und 
Bolt, welchen vie Liberalen noch kurz zuvor bei vem preußiſchen Vereinigten Yanbtag gegen daB 
überfonveräne Föniglihe einfeltige Alleinverfaffunggeben angerufen hatten, dieſe Cinfeitigfett an 
fich, noqh mehr ihre ungerechten Conſequenzen ſchwächten natürlich den allfeitigen freien Willen 
und die moralifche Macht für die Verfaflung. Die einfeitige Ausſchließung der einen deutſchen 
Großmacht und ihres deutfhen Volkes aus der ſtaatsrechtlichen Reichsverbindung thaten es : 





16) lis imperium retinetur artibus, quibus initio partum est, 
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aamentlich. Enttveber mußte man vollftänbig ober gar nicht revolutionär fein. Im erften Balle 
mußte man id ganz an bie rabicalen Maſſen anfchließen. Im andern, da Verfland und Rechts 
lichkeit die Alltanz mit Diefen Kräften verbot, mußte man mit der moralifhen Kraft, 
mitdenRegierungenund mit demMittelſtand fih inniggegendieRevolution 
und für dierettende Reform vereinigen und mit ihnen bauen. Und zwar mußte 
dieſe Allianzganz fo eingegangen werben, wie ich es abfihtlih ver Erflärung der Eins - 
undfunfziger andeutete, daß man ihnen für den Frieden nur bürgen könne 
bei williger und fhneller Annahme ver Reform. Dann waren für diefe alle Kräfte gewonnen, 
bie moraliſche, die Fürſteumacht und die Mittelclaffen, ihr rechtlicher Wille, ihr Intereffe und 
ſelbſt ihre · Furcht, nicht vor einer Gewaltthat der Reformpartei, fondern vor der Macht ver 
Revolution, welde ja nur die Hoffnung der Reform bändigte. Selbft alle verfländigen Res 
volutionäre mußten alsdann ihren Krieg einftellen, bis das Scheitern der Reform allgemeine 
Verlegung ver Gefühle bewirkte, und bei wirklich glücklichem Ausgang berfelben fih vor ber 
Hand mit ihren Früchten befriedigen. Ähnlich mußte dad preußifche Kaiſerthum als even⸗ 
tuell im Hintergrunde bleiben. 5 
Die Republikaner und Radicalen und ihre mafienhaften Anhänger flanden natürlich den 
Mittlern auch in ihrer Mittelftellung ſtets feindlich entgegen ; bie theilweife Annäherung und 
Nachgiebigkeit gegen fie konnten die Revolutionäre natürlich nicht im inindeſten ernftlich verſoͤh⸗ 
neh. Sie ſchadeten nur dem wahren Anfehen und der innern Einigkeit und Sicherheit ver Mittels 
partei. Nun aber ftand diefe bei jener Annäherung zwifchen diefer radiealen Volksmacht und 
zugleich zwiſchen der Macht der noch im Beſttz aller Eivil-, Militärz und Finanzgewalt befind- 
lichen royaliſtiſchen Macht, Ofterreich an der Spige. Auf welche Macht konnte fih nun die Mit: 
telpartei gegen diefe Mächte fügen? Selbft die Zuftimmung eines großen Theils der Mittelz 


claſſen Hätte für die Mittelpartei nur im Falle der von ihr felbft befämpften Revolution und 


ihrer Ginheit mit den Fürſten eine Macht werden können. Sie war es in ver halben Lage 
nit. Als daher der Reichsverweſer bei dem Gintritt der Krife die Nationalverfammlung und 
ihr Reichsminiſterium im Stich ließ, da blieb dem Reiheminifterium gar feine Macht und Hülfe, 
fondern nur bie bittere, verzweifelte Nothwendigkeit, ohne Verſuch der Vertheivigung zu refignis 
ren. Selbſt ver Verſuch, durch die Mittelclaffen ver Reichsverfaſſung die Radicalen und, wo 
es noͤthig fhien, wie in Würtemberg, Sachen, Baiern, aud die Könige zwangvoll unter- 
zuordnen, dies arbeitete, wie Häuffer in Beziehung auf Baben ausführt, nur der Revolution 
der Rapicalen in die Hände. Es mußte gegenüber von diefen legtern, die ja jegt vollends nicht . 
für die Reform, fondern gegen diefelbe kämpften, und gegenüber ver Fuͤrſtenmacht und namentlich 
den Großmädten, wenigftens Ofterreich, unvermeidlich mislingen. 

Alles Dieſes fpricht auch ſchon gegen die einjeitige Errichtung einer proviſoriſchen Reichs— 
regierung mit Abfchaffung des Deutfhen Bundes. Gegen fie kämpfte der Verfafler mit Mathy 
und Andern vorzüglich aud deshalb, weil die Bildung dieſer proviforifchen Einrihtung bie 
Ihönfte, für fchnelle Vollendung der definitiven Verfaffung unentbehrliche Zeit‘ unnöthig weg⸗ 
nahm, weil auch für vie Halbrevolutionäre Mafregel, ja mit ihr für die ganze veutfche Nation 
exit die Anerkennung gefucht werden mußte und bei den größern europäifchen Staaten, bie ven 
Deutſchen Bund anerkannt hatten, nicht erhalten warb. Ex befämpfte fie vorzüglich, weil die 
Nationalverfammlung, wenn fie die in ber Bunbesverfammlung vereinten Geſandten aller 
Fürſten, die ja Alles, mas dad Vorparlament und die Nationalverfammlung irgend wünfchten, 
Namens aller deutſchen Fürſten beſchloſſen und vollzogen, als ihre proviforifche Reichöregierung 
anerkannt hätte, eine auch bei allen deutſchen Regierungen williger anerfannte und befolgte, 
eine viel Bärfere Gewalt hatte, ald jede neue, einfeitig von der VBerfammlung gebilvete Behoͤrde. 
Der Berfajler aber Hatte fon vor dem Zufammenteitt ver Nationalverfammlung, um diefe 
naturgemäßefte Einrichtung zu fördern und zu erleichtern, als Mitglied des Bundestags den 
förmlichen publieirten Bundesbeſchluß erwirft, daß die Bundeöverfammlung ihre vollzie- 
hende Gewalt und die Verhandlung mit der Nationalverfammlung an drei Bunbesminifter 
übertrug. Diefe follten im Sinne möglichfter Ginigung, der eine von Oſterreich, der andere 
von Preußen, der dritte von Baiern und den übrigen Staaten ernannt und der Nationalver- 
fammlung verantwortlich, alſo von ihr und ihren Vertrauen abhängig werben. Selbſt der 
dunfzigerausſchuß Hatte der Einrichtung beigeftinmt, bis der unglückliche volksſouveräne, pie 
Veteinbarung verwerfende Gedanke viefe Einrichtung vor ihrer Ausführung zerflörte. Gere 
v. Lepel, der großherzoglich heſſiſche Bundestagsgeſandte, Hatte ſich in den Bunbeöverhandlungen " 
über biefe Einrichtung, die Vereinbarungätheorie, förmlich ausgeſprochen. Darüber veranlaßte 
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im Funfzigerausihuß ver ſpätere Reichsminiſter Heckſcher einen Skandal und Widerſpruch. Der 
heſſiſche erſte Minifter, v. Gagern, erklärte ſich duch ein Schreiben an den Funfzigerausſchuß 
für denſelben, fegte ven höͤchſt ehrenwerthen Geſandten ab und zug zugleich die Hefitfche Zuftim= 
mung zu jenen Bundesbeſchluß zurück, wonuch, wegen Gagern's Einflug, die Einrichtung als 
vor ihrem Vollzuge zerftört angefehen werden mußte. 17) Die einfeitige neue proviſoriſche 
Bundesregierung und die Aufhebung des Bundestags wurden nad unenblihen Verhandlun⸗ 
‚gen allein von ver Nationalverfannmlung beſchloſſen. Den Verfafler, obwol er alles Diefes 
iebhaft befämpft hatte, glückte es nur nad) ven einmal gefaßten Beihlüffen, vie Kränkung der 
fänumtlihen Regierungen zu mindern und ihre Stimmung für die Nationalverfammlung und 
ihre Reform foviel wie möglich günſtig zu erhalten. Ex bewirkte duch ein angenommenes 


Amenpement, daß die Gefandten der Bundeöregierungen auch nad) der Aufldjung des Bundes _ 


al8 die Bevollmächtigten ver Regierungen bei der proviforifchen Reichsregierung blieben, ſodaß 
die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten moͤglichſt gemeinschaftlich geförbert werben konnten. So= 
dann veranlafte er, daß die Bunvesverfammlung ſchnell zufammentrat, vie erwählte neue 
Reichsregierung Namens der Fürften ebenfalls genehmigte und durch einen Kurier den Erz= 
herzog Johann fhneller von feiner Erwählung durch Die Bundesregierungen benachrichtigte, ale 
die Nationalverfamnlung von der ihrigen. 18) Auch fo freilich wurde die unnäthige Schöpfung 
verberblih. Denn forwie die DOfterreich bedrohende Krife kam, verwandelte ſich der von ber 
Nation und für die Nation gewählte deutſche Reichsverweſer ploͤtzlich in einen Öfterreichifchen 
Prinzen, verfagte dem Neihöminifterium die Vollmacht zur Durchführung ber befchloffenen 
Reichsverfaſſung und bildete ein die Nationalverfammiung beleidigendes abgeſchmacktes Mino- 
ritätöminifterium. 

Nicht minder erſchien nad dem Bißherigen dem Verfafler die fofortige Ernennung Preußens 


zum Kaifer und die Ausſchließung Ofterreih8 aus der eigentlichen nationalen und ſtaatsrecht⸗ 


lichen deutſchen Reichsvereinigung ald rechtlich verlegend und verderblich, mie bedeutend auch 
die dafür vorgebrachten Gründe fein mochten. Es erſchien dennoch dieſe plögliche einfeltige Zer= 
reißung der uralten Bande des veutfchen dfterreichifchen kernhaften Volkes und feiner Fürften 
mit dem Reich als halbrevolutionär, als die moralische und politifche Macht ver Nationalver= 
fanımlung und ihrer Reform ſchwächend. Gs ſchien die Verlegung der Ofterreiher und ver Ka= 
tholifen die Eintracht zu ſchwächen und den Bürgerkrieg durch den Gegenkampf Öſterreichs zu 
proben. Der VBerfafler erklärte dieſes wiederholt auf ver Tribiine mit dem Beifügen, daß Öfter- 
reich fo verlegenden Ausſchluß und bie ſtaatsrechtliche Herrſchaft feines alten Rivalen über 
ganz Deutſchland, wodurch es ſich jelbft als Großmacht bedroht fehe, ohne viele verlorene 
Schlachten nicht zugeben werde, und daß es bei ſolchen Intereffen und Stimmungen das feiner 
EHre und Macht ververbliche Werk nimmermehr durch freundliches Eingehen eines engern .völ= 
Terrechtlihen Bundes fördern und gutheißen werde, daß ein ſolches Buͤndniß von einer der 
tivalifivenden Mächte dem eigenen Intereffe dienſtbar gemacht oder aufgeopfert werden würde. 
Er führte aus, daß, wenn vielleicht fpäter bie Berechtigung und vie Nothwendigkeit 
eines preußiſchen Kaiſerthums eintreten koͤnne, alsdann alles Nachtheilige und Gefährliche fich 
weſentlich mindern müffe. Nimmermehr aber pürfe man auf eine noch als ungereditfertigt, auf 
eine ald preußiſch⸗ und proteftantifch=partetifch erſcheinende Weiſe dieſe Einrichtung voranftellen 
und dadarch Die moralifhe Kraft und Eintracht gefährden. “ 

Die Einigung und Einheit Deutfjlands war das Loſungswort ver Foderung und Begrün⸗ 
bung des deutfchen Parlaments. Durfte e8 wol von vornherein, ohne die äußerſten Ver: 
ſuche, dieſe Aufgabe zu verwirklichen, ohne vie objectin gewordenen, ver Welt 
klar vorliegenden Rechtsgründe der Ausſchließung eines Theils der Nation und der 
Zerreißung des alten Vaterlandes, beide ausſprechen? Der Verfaſſer beſtritt es als ungerecht 
und verderblich, daß man, auch abgeſehen von jener Ausſchließung Oſterreichs durch die preu⸗ 
ßiſche Kaiſerwuͤrde, für die Aufnahme von Deutſchöſterreich die Vedingung (in Art. 2 der 
Reichsverfaſſung) made, daß deutſche Staaten mit nichtdeutſchen nur durch bloße Berfonalunion 
vereinigt jein dürften. Ungerecht war dies, weil ber veutfche Bundesſtaat nur foviel zu ſodern 





17) ©. hierüber „ Öffentliche Erklaͤrung der Bundesverfammlung“ (Frankfurt a. M. 1848). 

- 18) Man hat unbegreiflicherweife in biefer und ähnlicher Veftrebung bes Derfaffers zu Gunſten von 
Beſchlũſſen, die er vorher heftig beſtritt, eine Inconfequenz finden wollen. Mber uns erichien es als bie 
erfie Pflicht eines Barlamentsmitgliebs, fich ber Mehrheit unterzuorbnen und, foweit Pilict und Ehre 
es erlauben, ihre gültig gefaßten Befchläffe zu unterftügen. - 


* 
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berrchtigt war , Daß biele Verbindung der deutſchen Länder mit nichtbeutichen feiner Erfüllung 
deutſcher Bundespilichten entgegenftehen dürfe: Wenn aber Ogſterreich dies anerfenne, dabei 
aber feine ſchon dur die Pragmatiſche Sanction begründete reale Zufanıniengehörigfeit aller 
Länder erhalte, wenn e8 zur Orbnung der Succeſſion des gemeinfchaftlihen Kaiferhaufes, zur 
Ausgleihung ber Laften aller Länder für bie gemeinſchaftlichen Regierungsbedürfniſſe, zur Börse 
derung der innern Berbindungäwege u. f. iv. feine ſämmtlichen Länder auf einen Bundestage 
wollte vertreten laſſen, ohne irgend deutfche Bundeöpflichten zu verlegen, fo war biejes Ofter= 
reichs gutes Recht. Diefes willkürlich zu verlegen, ſchien dem Verfaffer, wie es aldbald auch 
Die Entrüftung ber Deutſchoͤſterreicher Über jenen Artikel beftätigte, eine unnöthige und verderb⸗ 
lie Beleidigung. 

Die ſtärkſte Vertheidigung ihrer Vorſchläge fand natürlich vie Mittelpartei in der Behaup⸗ 
tung, daß jeder andere, jeder auf die ſtrengrechtliche Achtung der beſtehenden Berhäftniffe ge 
gründete Vorſchlag unvollkommen und fhwierig fei. Nun ja, dad ſind wirklich in ver deutſchen 
Einigungdirage alle, ver der Mittelpartei jegt fogar nad) dem unmittelbaren Erfahrungsbeweiſe. 
Die Zukunft beherrſcht fein Sterblicher. Es muß genügen, wenn ber Vorſchlag rechtlich vor⸗ 
wurföfrei ift und wenn für die Durchführung feiner weſentlichen Foderungen nach den gegebe= 
nen Berhältniflen die Möglichkeit und Wahrſcheinlichkeit des Gelingens gegeben find. 

So aber erfhienen dem DVerfaffer die Borfchläge, die er ald Mitglied des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes und in der Nationalverfammlung größtentheild vergeblich vertheinigte und welde 
wir dann mit vielen gleichgefinnten Reichstagsabgeordneten ald Minoritätsanträge dem Ent- 
wurf der Neichöverfaflung beifügten und, unter dem Titel: „VBerbeiferungsvorfhläge 
zu dem in erfier Leſung angenommenen Entwurfe ver deutſchen Reichsver— 
faſſung“ beſonders abgedruckt, durch eine Deputation an die öfterreichifhe Regierung nad 
Wien ſendeten, um ihre bis jegt ftet8 verzögerte zuſtimmende Erflärung für da deutſche Ver⸗ 
faftungswerf zu erwirfen. 

Die für die freie und einigende Fräftige nationale Bundesverfaſſung mefentlichen Punkte 
entſprachen auch Hier den obenenrähnten Berichten an die badifche Kammer und an das Bor: 
parlament und fhloffen in der Durchführung überall möglichft dem Entwurf der Reichsverfaſ⸗ 
fung id an. Sie waren 1. eine nationale, vom Volke ermählte Vertretung des ganzen Volkes, 
ein Volkshaus, II. ein zunaͤchſt die einzelnen Bundesſtaaten und Regierungen vertretended 
Staatenhaus oder Oberhaud und III. eine gemeinfchaftliche Bunvesregierung. 

Bei der Bundeöregierung aber beachteten wir 1) bie gegebenen Verhältniffe zweier deut— 
fen monarchiſchen Großmächte, von denen ſicherlich Feine die andere als ihr erbliches Oberhaupt 
anerkennen, feine ohne die zerftörendften Bürgerkriege ſich ausſchließen laffen würde. Um aber 
2) die möglihften Bortheile einer mächtigen und feften, einer erbmonardhifchen Bewahrung der 
Einheit und Würde des Reichs nad) innen und aufen zu retten, legten wir die Repräfentation 
des Reichs und der Reichsregierung und die Bollziehungsrehte theild, wie die Amtsernen⸗ 
nungen, ausſchließlich, theils in Verbindung mit einem Reichsrath von drei zu drei Jahren abs 
wechſelnd in die Hand eineß ber beiden mächtigften Erbfürften. Wir nahmen an, daß Eid und 
Rechtſchaffenheit, daß der baldige Wechfel und die einigende und vermittelnde Kraft der übrigen 

Bundeöregierungen ald Mitglieder eines mächtigen Reichsraths, vorzüglich aber Die Kraft des 
nationalen Barlaments die Rivalität beiver Mächte auf einen wohlthaͤtigen Wetteifer beſchraͤn⸗ 
ten, daß fle Gewaltausſchreitung und den frühern Misbrauc der Reichsgewalt zum Vorteil 
der Hausmacht verhindern würden. 3) Die übrigen Bundesregierungen, ſowie diejenige deutſche 
Großmacht, für welde die Reichsvorſtandſchaft auf prei Jahre ruhte, würden ihre hohe Würde 
und Beftimmung behaupten durch ihre Landesregierungsrechte, durch Ihren Antheil an Bil: 
dung des Staatenhaufes, vorzüglich aber durch Theilnahme am Reichsrath, welcher mit Inz 
Begriff des Reichsvorſtandes die Reichöregierung bilden und Beirath und Zuftimmung in ven 
wichtigſten Regierungsrediten, 3. B. bet Verfaflungsänderungen, bei Staatöverträgen, bei Ges 
fegen,, ausüben follte. 

Diefe Berfaffung böte allen DBetheiligten, dem ganzen deutſchen Volke, ven deutſchen 
dürſten und ven beiden deutſchen Großmächten, fogar noch außer dem Höhften und Wefent: 
Yäften für alle ehrliebenden und pflittreuen Söhne des Vaterlandes, nod außer der Ein⸗ 
hen und Macht der Nation und außer ihrer freien und reichen Entwickelung, befonbere große 

Vortheile Kür pie Bürger darf man nur nennen bie Thellnahme an der Mitberathung 
un) Ritverbürgung der vaterländifchen Angelegenheiten, der Ehre, der Macht und des Wohls 
I Beterlanpes. Dhue die einigenbe , die Nationalintereſſen wahrhaft vertretende Kraft eines 
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Nationalparlaments wird die Nation ſtets durch dem Ausland vortheilhafte Gegnerfchaft ver 
beiden Großmaͤchte und Rheinbündlergeſchichten ver Kleinftaaten und durch dem Molfe und 
feiner Freiheit feindliche ungerechte Fürſtenbundsbeſchlüfſe bedroht fein. Nicht etwa bios 
ſchlechte Geſinnungen ver Betreffenden führen dazu, ſondern die unnatürlihe Stellung als 
fouveräne, von der Nation Iosgeriffene Regierungen. Für alle mittlern und Eleinern 
Fürften, vie bisher den Mafregeln ber großen Gabinete in ven wichtigſten Dingen meiſt 
nur ergebenft verbanfend hintennach zuftimmen mußten, ift der befondere Gewinn ihrer ver: 
mehrten würdigen Theilnahme duch den Sig in der Reihöregierung und durch ihren Einfluß 
bei ber Bildung des Staatenhaufes ebenfalls fonnenklar. Die Groß mächte aber gewinnen 
flatt ihrer nur dem Ausland zum Vorteil zufallenven, falſche Neutralitäten und feindliche Al- 
lianzen begründenden Rivalitäten ebenfalld die evelften Vergrößerungen und Verbürgungen 
ihrer Ehre und Macht. Sie gewinnen fie bei der entſchiedenen Vermehrung deutſcher Macht, hei 
ihrem größern Einfluß auf die europäifchen und deutſchen Angelegenheiten, durch die zeitweiſe 
Ausübung der Reichsvorſtandſchaft über dad nun mädtigfte und glänzendſte europäiſche Reich 
und durch ihre flete Directe und indirecte Mitregierung in den kurzen Zmwifchenzeiten, vorzüglich 
aber durch die allzelt geficherte Unterflügung gegen die Auswärtigen. Für Sſterreich und für 
Deutſchland aber entſteht nicht erſt, ſondern mindert ſich fo Die vorhandene eigenthümliche Schwie⸗ 
rigkeit ſeines Beſitzes großer außerdeutſcher Länder, fofern e8 den naturgemäßen Weg ein= 
ſchlägt, den auch ver edle Graf Stadion in langen Verhandlungen mit dem Verfafler vieler Zei= 
ien als ven beften und mit ver deutfchen Reichsverfaſſung vereinbarlihften Weg anerkannte. 
Diefer Weg befteht darin, daß alle verſchiedenen öfterreihifchen Ränder, unbefchabet der deut⸗ 
fen Pfligten, in gemeinfhaftliher oͤſterreichiſcher Bundeseinigung ihre gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten, 3. B, vie des Fürſtenhauſes, der gleichen Vertheilung gemeinſchaftlicher Laften, 
berathen, dagegen in hefonbern Landesverfaffungen ihre befondern Intereffen wahren, wobei 
denn bie deutfchen Lande natürlich die ihrigen theilweife auch im deutſchen Bunde verhandeln 
tönen. Das deutfche Element, deutſches Fürſtenhaus, deutſche Eultur mar ſtets und ift noch 
das Gentrum und die Vereinigungskraft der Öfterreihifhen Monarchie, die durch fie entſtand 
und groß wurde. Aber ohne Zufammenhang mit Deutfäland, duch nur 8 Mill. Deutſche 
gegen 20 Mill. Slawen u. ſ. mw. ift daſſelbe viel zu ungenügend vertreten. Selbſt als Großmacht 
kann ſterreich, wie neuerlich der ruſſiſche Krieg zeigte, ſich nur geſichert bewegen und behaupten 
durch glanzvolle Stellung und großen Einfluß in Deutſchland. Die Deutſchen aber koͤnnen ven= 
felben als auswärtigen Einfluß und als eine rheinbündleriſche Oberherrfchaft nimmer ruhig 
dulden. Beide gewinnen alfo durch ſolche freie verfaflungsgemäße Einigung. Die ſchmachvolle, 
beinahe vollftändige Napoleonifche Oberherrſchaft auch über Ofierreich und Preußen, die halbe 
von Rußland, die Vereinigungen und Vereinigungsgelüſte franzoͤſiſcher und ruſſiſcher Herr= 
fer, die Demüthigung Preußens und Deutſchlands durch daäniſche Politik und däniſche See— 
madt, die ruſſiſche Einmifhung in die deutſchen und preußiſchen Verfaffungdverhältniffe ge= 
"nügen_wol, um für Breußen und Ofterreid) wie für Deutfchland ſolche Einigung zu empfehlen. 
Preußen namentlich, welches ohne einen Friedrich oder ohne bie feltenfte Volksbegeiſterung zwi= 
fhen Großmacht und Kleinmacht ſtets betrübt mit jammervoller Politik Hin und herſchwankt, 
und ebenfo Ofterreih mürben durch fie ihre Großmachtsſtellung und die dazu unentbehrlide 
Herrſchaft über Deutfhland erft legitimiren, fihern und vermehren. Die übrigen 
deutfchen Fürſten erhielten zuerft eine wirkliche würbige europäiſche Stellung und Wirk- 
fanıkeit, flatt der felbft von ven großen Mitfürften verfpotteten Bamberger Gonferenzverfuche. 
Durften nun wol deutſche Patrioten nicht hoffen, daß ſelbſt durch vereinbarende Zuftim= 
mung alle Theile die einzigmögliche, allen Theilen wiedergangen Nation vor— 
tHeilhafte und ehrenvolle Einigung annähmen, annähmen in einer Zeit, wo die allge= 
meinften Gefühle der Pflicht und des Interefle, ja des Bedürfniſſes und der Roth zu der Einigung 
trieben und die allfeitige allgemeine Parlament8-Berufung und Beſchickung veranlaßten? Haben 
doch auch die zerfplitterten Schweizer mit Beflegung ihres alten Cantonligeifteö gerabe 
in ver damaligen Zeit ihre naturgemäße Bundeöverfaffung auf jenen obigen drei Brumblagen 
ruhmvollſt und gluͤcklichſt bewirkt! Und wenn etwa nod) irgendwo geheime unpatriotifhe Reae⸗ 
tion zurücdzudämmen war, war jle nidyt ungleich glüdlige als durch eigene halbrevolutionäre 
Bolksfouveränetät, Bebr: ohung und Annäherung an den Radicalismus, vielmehr badurd übers 
wunden, daß bie firenggefegliche Barlamentsmehrheit zugleich mit dem friebliebenden Befitz⸗ 
fand aller Glaffen und mit den Regierungen ſich eng verbuͤndet hatte, jedoch nur auf die Be— 
dingung jheuniger Einigung in der allein vettenden Sanction des Rechts und der Ehre der 
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Nation und mit der unvermeidlichen Ausfit, daß bei dem Zurückſtoßen ver gemäßigten Va— 
terlandspartei naturgemäß der Anarchie ver Berzweifelnden und ber Excentriſchen das Feld 
bleibe? Denen, weldhe zweifeln an der glüdtichen Xöfung auf diefem Wege, rufen wir ins Ge⸗ 
dächtniß zurüd die wunderbar allgemeine patriotifhe Stimmung und Einigung der Nation, 
der Regierungen und der Nationalverfammlung , ohne Störungen durch kirchliche und weltliche 
varticulariſtiſche Beftrebungen, in dem erften halben Jahre ver deutſchen Erhebung „che die 
Misftimmung über dad preußiſche particulariftifhe Kaifertfum, über die Halbrevolutionären 
Bolfsfouveränetätderjheinungen überallhin Keime ver Zwietracht ausgeftveut, die Frechheit 
ber Radicalen und dadurch wieder die abfolutiftifche Kürftenmacht geftärkt hatten. 

Das herbſte Schickſal Hat anders entfhieven, als es die das preußifche Erbkaiſerthum wol⸗ 
lende Mittel: und Majoritätspartei, anders auch, als es die revolutionäre und republikaniſche 
Bartei erftrebte, bie menigftend das mit der erftern gemeinfchaftlich hat, daß fie mit ihren extre= 
men Wegen für einen glücklichen Erfolg viel zu früh und zu unberechtigt auftrat. Das, 
was der Berfafler mit feinen Freunden erftvebte, konnte wenigftens rechtzeitig feine Majorität 
finden. Ex hat nie tiefer und ſchmerzlicher feinen Mangel an größerm, zum ſchweren Siege nd= 
thigen politifcden Talent und Vermögen empfunden. Es konnte ihn natürlich in dem herbſten 
und tiefften Schmerz feined Lebens, in dem über die Zerftdrung der deutſchen Reichöverfaffung, 
welcher ſchon fein erfter politiicher Verfuch gewidmet war, nicht tröften, daß öffentlich aus- 
geſprochene gewichtige Urtheile britiſcher und franzoͤſiſcher Staatsmänner ebenfo wie der durch 
Schwarzenberg's Übergewalt zum Märtyrer gemachte größte öfterreihifche Staatsmann Graf 
Stadion feinen Anſichten beiſtimmten. Selbſt der legte Nettungsverfuch, welchen der Verfafler 
in ber Nationalverfammlung durch ven Antrag auf eine die zweite Lefung der Verfaflung für 
ſpätere Zeit aufichiebenve alsbaldige Annahme ver Verfaffung nah dem erften Entwurf und 
mit der Wahl ded Königs von Preußen zum Kaiſer verfuchte, if gefcheitert 19), ebenfo wie bie 


19) Ein Gegner befchuldigte mich öffentlich wegen dieſes I Borfchlags der Inconfequenz. Aber 
ich hatte, wie es mein Antrag felbft nachwies, Arts in ber Nationalverfammlung und fchon in der 
Rede an meine Wähler erklärt, daß ich der Wahl Preußens zum Erbfaifer nur folange widerfpreche, 
als nicht das Recht und bie —— zum Verzicht auf bie gleichberechtigte Theilnahme Ofters 
reichs an ber Reicheverfafiung objectiv flar begründet feien. Ich war wegen der ungerechten und uns 
politifchen Ausfchliegung der Ofterreicher aus den Reicheminifterien zu einer für bie Theilnahme Ofters 
reichs vermittelnden Partei nur mit der ansbrüdlichen Erklärung getreten, daß ich von dem Tage an 
für preußiſche Reichenorflandfchaft Rimmen würde, wo jene Theilnahme von Ofterreich zuruckgewieſen 
oder uumöglid; fei. Und ein Mitglied diefer — —— der Abgeordnete Ebel, hatte bei 
unſerm Zujammentritt biefes formlich auf der Tribüne der Nationalverfammlung erflärt. Erſt da, ale 
leider jene Theilnahme wirflid urkundlich zurüdgemwiefen war, ſtimmte ih für Preußen. Erſt nachdem 
fie von Ofterreich zurüdtgewiefen war durch bie gleichzeitige Zurückſendung unferer Vermittelungs- 
vorfchläge von der öfterreichifchen Regierung und durch die faiferliche Betätigung ber Verfaflung von 
Kreimfier, welche, alle deutſchen Reichslande Oſterreichs in den oſterreichiſchen Einheitsſtaat einſchließend, 
le auodrüdlich ven Pflichten gegen Deutſchland entzog und fo den Zweck ber von Oſterreich ſelbſt als rechts 
lich nothwendig anerfannten deutfchen Berfaflungsreform förmlich; rechtswidrig verlegte, erſt da erfolgte 
mein Antrag auf die Wahl Breußens. Er erfolgte jedoch auch jetzt noch mit dem ausbrüädlichen, einer 
verjöhnenden Ausgleihung Raum lafienden Zufag, daß alsbald nady der angenommenen Reichsverfaflung 
amd Kaiferwahl der Kaifer und die neue Reichsverfammlung mit Oſterreich über Beitritt oder bie Ver⸗ 
haltniſſe der deutichen Lande zum Reich in Berhandlung trete. Diefer Artifel meines Antrags fchien 
mir auch heilfam jur Befeitigung von Bebenflichfeiten gegen die Annahme in Berlin. Doch wurbe biefe 
nach ber Überzeugung der ſachkundigſten preußifchen Staatsmänner nur dadurch verhindert, daß erft bet 
einer zweiten Abflimmung in der Rationalverfammlung der Antrag flegte, nachdem in ber kurzen Zwi⸗ 
fchenzeit zwiſchen beiden Abflimmungen durch das Zuſammenwirken der Ofterrei und der Barticular 
riften mit ben Rabicalen ber Inhalt der Verfaſſung theilweiſe entflellt und das Anſehen ber Nationals 
verfammlung gefunfen war. Vielleicht bin ich es meiner Beftrebung in ber großen vaterländifchen Sache 
ſchuldig, da # bier nad) Jahren zum erften mal von ihr Öffentlich rede, gleicherweife wie ben ber Incons 
fequenz auch einen zweiten Borwurf — Derfelbe gegneriſche öffentliche Angriff von Jürgens 
und ein auf berfelben fchlechten Duelle beruhenver in einer Borrede Vogt's möchten meine Beftrebungen 
and) durch den Vorwurf von einigem @igennuß befubeln und verbächtigen. Sie deuten dabei hin auf einen 
in ber Zeit ber blühenden Revolution in einem der täglichen Schmähartifel gegen bie Bekampfer ber Res 
volation ober gegen bie angeblichen „Bolfsverräther” vorgebrachten Borwurf, ich hätte einen ungebührs 
VS Hohen Gh angenommen und bei jenem Borfchlag mich burch die tigennägige Rüdfiht, denſelben 
sicht zu verlieren, beftimmen laſſen. Allein mein perfdulicher Gehalt ala babifcher Bunbestagsgefandter 
war (mit 3500 Eldn.) äuferft mäßig, nicht höher als die Beſoldung eines babifchen Kreisdirectors und 
faum halb fo hoch als die eines badiſchen Staatsrathe. Das gefandtfchaftliche Repräfentationsgelb 
aber, weldyes nicht für mich, fondern für die wuͤrdevolle erfolgreiche Durchführung ber wichtigften biplo- 
metiigen Bertretung von Fürſt und Land beſtimmt war, dieſes war nach den Bffenttigen gebrude 


170 Baben (als conftitutioneller Staat fett 1844) 


Verſuche des Dreitänigsbundes und des veutfchen Fürſtentags in Berlin und endlid Der des 
allgemeinen beutfchen Miniftercongrefles in Dresven. Noch viel unglücklicher enbigten vie revo⸗ 
Iutionären Rettungsverfucke in Sachſen, Rheinbaiern und Baden, deren Schilderung man 
ung Hier erlaffen muß. 

- Auch andere Nationen errangen bei viel geringern Schwierigkeiten, ald wir Deutſche zu bes 
flegen haben, erſt nach längeren ſchweren Kämpfen einen würbigen befeftigten freien Verfaſ⸗ 


ten Kammerprotofollen nur das etatsmäßige, von beiven Kammern einflimmig feſt⸗ 
geftellte. Früher hatte bie Oppofition ebenfo wie bei andern Budgetfoderu fi mit den Diniftes 
rien auf» und abgeboten, bis die betreffende Summe ermittelt und nun eine ganze Reihe von 
Jahren hindurch lets ohneeinen einzigen Widerfprud in ber Budgetrommiffion und 
in ber Kammer von beiden einſtimmig alsnothwenbig für bie Stelle anerkannt wors 
den war, fo namentlich auch noch in dem vom Oppofitionsmann Heder erflatteten Budgetbericht 
vor meiner Ernennung. Nur allein 2000 Glon, darüber hinaus, welche mein Vorgänger, Herr 
v. Blittersdorf, und zwar zulegt unter dem Vorwand einer gleichzeitigen Geſandtſchaft am belgifchen 
‚Hofe bezog und welche der &pmägantitel mit Verwechfelung einmiſchte, nur biefe waren befirittem. 
Diefe aber und ebenfo andere 2000 Gulden für die neue außerordentliche Ginfommenfteuer, im 
Ganzen alfo 4000 Glon. bezog ich weniger als er und biefes in einer Zeit, bie dem Geſandten 
viel mehr gefellfchaftliche Verpflichtungen auflegte als früher. Völlig freitvillig wies ich denn auch 
1849, als nach meiner Überzeugung bie Gefandtfchaft durch bie Bundeszuftände nutzlos geworden war, 
biefe Repräfentationsfumme acht Monate vor meiner Penflonirung zur Verwunderung des Miniftere 
zurück und verlangte dann Penflonirung nur nach der eigentlichen Be oldung uud nur fireng gefeglich mit 
alten Abzügen feflgeftellt. Sie beträgt folchergeftalt noch nicht ſoviel als meine Befolbung im Ausland 
(in Bonn), welche ich 30, jegt bald 40 Jahre Meiner freiwillig dem Eintritt in einen Babifihen Staatss 
dienft mit halb fo großem @infommen geopfert hatte. Auch die fernere Behauptung jenes Schmähartis 
fels, ich hätte neben meinem Gehalt nody die Diäten ale Reichötagsabgeorbneter bezogen, ift nichtswür⸗ 
dige Verieumdung. Obwol ich vollftändig zu diefem Dderug berechtigt war und aud die in Franffurt 
angeftellten Eollegen neben andern Seyalten die gefeglichen Diäten annahmen, bezog ich nie einen Heller 
von benfelben, fondern fehenfte auch diefe Summe (gegen 2000 Glon.) völlig freiwillig dem Fiscus. 
Nicht minder unwahr endlich war bie fernere zngebe vom Dans gene: Summen für meine drei Ges 
ſandtſchaften unter ber Reicheregierung (nach Lauenburg, Stockholm und Olmütz). Ich bezog ale 
Reichögefandter lediglich Erſatz für die Koften. Dsgteid) ich den Schmähartifel zu veräcktlich fand, um 
ihn zu beantiorten, fo habe ich doch bald nachher bei ſich ergebender Gelegenheit in öffentlicher Sigung 
ber zweiten badifchen Kammer, mit Berufung auf die im Beſitze der Mitglieder befindlichen Kammers 
protofglle und bie betreffenden ihnen befannten Berfonen, wie den Minifter und den Kammerarchivar, 
die ganze — durch die wahren Thatſachen in Beziehung auf meine wol mehr als gewohnlich 
wneigennüßige Handlungsweiſe vollftändig dargelegt, ohne daß ein Widerfpruch erfolgte oder erfolgen 
konnte. (S. das Protofoll der 142. Sigung vom 6. Febr. 1949.) Jene oben erwähnten urtunblicen 
Beweiſe aus den Budgetverhandlungen aber Anden fih in den gedrudten Protofollen ber zweiten babis 
fchen Kammer über das Budget des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten auf den Landtagen 
1847/49, 1845/46, 1844/45, 1842/43, 1839/40. Heder fügte in jenem von der Budgetcommiffton und 
der Kammer einftimmig genehmigten Bericht zum Protofoll der 28. Sigung 1846, ©. 41, noch befons 
ders ale Grund der Rothiwendigfeit des etatmäßigen Anfapes ber Repräfentationsgelder hinzu: „Kaum 
iſt eine Stelle im Staate don größerer Bedeutung ale bie eines Bundestagägefandten.”“ In ber Diss 
uffion des Budgets von 1939/40 (Protokoll vom 8. Juli 1839, S. 200) bewilligte id; nicht nur aus⸗ 
drüdlich die nachher 1848 von mir bezogene Summe mit allen Mitgliedern als nothwenpig, ſondern 
machte noch darauf aufmerffam, daf Rotteck ebenfalls die Summe ale notwendig anerfenne und nur bie 
Unzufriedenheit über bie Bundesverhaͤltniſſe bei diefer Gelegenheit ausbrüden wolle. Ohne mein Zuthun 
hat auch Mathıy in der „Deutfchen Zeitung‘ auf die urfundliche artenmäßige Wahrheit gegen die nichtes 
würbigfte Berbächtigung hingewieſen. Doch was hilft dies gegen fo leihtfertige Männer, die die fchlechte 
Duelle ſelbſt zu verächtlich fanden, um fie nur zu nennen, dennoch aber bie fleckenloſe Ehre eines lebens⸗ 
laͤnglich —— — Maunes nun ohne Duelle verleumderiſch anzutaſten wagen. Die elende fernere 
Verdaͤchtigung, als wenn die Furcht vor Verluſt der Geſandtſchafiseinnahme mich zu ver Inconfequenz 
bes Antrags auf die Kaiferwahl beftimmt haben möchte, if ſchon Durch die nachgetviefene völlige Gons 
fa uenz diefes Antrags befeitigt. Es bedarf auch wol biefelbe und bie Kügenhaftefe Klaticherei zu 

rer Unterftügung feines weitern Wortes, ba ein ſolcher Ehrenmann wie Robert v. Mohl in einer 
Hfertigung Jürgene' in der „Allgemeinen Zeitung‘ gerade bie vielen lebenden Ehrenmännern bes 
fannte Galleheit diefer Klatfchgefchichten als das ſchlagendſte Beifpiel ſolcher unwürdiger Verdaͤch⸗ 
tigungen berausheben und der öfentligien Verachtung überweifen fonnte. Am menigften hätte man wol 
einen Mann des Eigennuges in feiner öffentlichen Wirffamfeit befchufbigen follen, ber in feinem lebens⸗ 
länglichen ſchweren Kampf gegen bie reactionäre Unterbrüdung bes vaterlänbifchen Rechts —E 

lonirungen und vier Griminalprocefie willig hinnahm, ſicher, daß bie leidenſchaftlichfte, mittelr 

lerfolgung zwar öfonomifch verlegen, aber feine Rechtsmwibrigfeit, gefömeige denn eine Unwürdigkeit zu 
Ägrer Unterftügung auffinden oder dem Publicum glaublich machen fönne. Mit diefer legten Bemerkung 
will ich übrigens natürlich nicht biefelbe gleichzeitige Beſchuidigung eigennägiger Motive gegen Undere, 
die anerfannte Ehrenmänner, wie Sylveiler Jordan, 5. v. Bagern und feine Mitminiker, ale irgend 
weniger nihtswärbig bezeichnen, wie bie gegen mich. 
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fungszuſtand. Die deutſche politiſche Bildung muß reifen, ihre fttlihe Kraft wird nicht ſchwin⸗ 
wen, ebenfo wenig wie dad Bedürfniß und der von allen deutjchen Regierungen wiederholt feiers 
lich anerkannte Rechtsanſpruch für eine Verfaflungsreform im Wefentlihen nad) den 1848 
— 49 berathenen Beftimmungen. Als die dringendſten Gründe des Rechts und des Bedürfniſſes 
wurde +8 damald zur Genüge nachgewieſen, daß die biöherigen Einrichtungen bie Ehre, die 
Ginheit und die Sicherheit des Vaterlandes, fewie die Rechte und die Würde feiner Bürger 
gegen Auswärtige und gegen bie Innern Bundes: und Landeögewalten durchaus nicht genügend 
beicgügten. Leider hat der furze Zeitraum nach der Auflöfung ver Rationalverfammlung und 
der Wiederherſtelluug ver alten Bundeseinrichtung hinlänglich dargethan, daß in beiden Haupt⸗ 
beziehungen die heiligften, unzerftörhariten Rechte und Foderungen ber deutfhen Nation und jedes 
vaterlandliebenden Ehrenmanns keineswegs befriedigt fein. Eine ausführliche Beweisführung 
dieſer thatſãchlichen Wahrheit, welche zum Xheil fpätern Artikeln angehört, würbe bie 
ſchmerzlichſften Gefühle hervorrufen. Aber es wird hier genügen, nur andeutungsweife zu er 
wähnen die Vernichtung der deutſchen Blotte, das Unrecht gegen Schleswig-Holſtein, vor allem 
das gegen ihre urkundliche und anerfannte Realunion, ihre deutfche Nationalität, Sicherheit 
und Ehre, das Londoner Protokoll und den ruſſiſchen Krieg; ferner die Preisgebung ber 
Vreßfteiheit an die ängſtlichſte Genfur, der mit willfürlichen Verboten und Goncefjionsentzies 
Sungen bedrohten Druder und Buchhändler un die öſterreichiſchen Verfügungen nicht blos 
gegen die befondern, fondern auch gegen allgemeine veutfche Verfaſſungsrechte, endlich die ein= 
feitigen Zerftörungen beftehender und beſchworener Verfaffungsrechte, welche gegen Kurhefien, 
Hannover, Medlenburg, Luremburg und andere deutſche Länder ohne unparteiifhes Gericht 
mit Hülfe des blos völkerrechtlichen Fürſtenbundes, des einfeitig erfundenen, einfeitig ausge— 
legten vieldeutigen monarchiſchen Principe erzwungen wurden, in einer Weiſe und mit Mitteln 
erzwungen wurben, welche die fittlihen und rechtlichen Gefühle aufs tieffte verlegen. Die Lu⸗ 
zemburger Elagten, daß blos, weil fie Deutfche find und das Unglüd Haben, dem Deutfhen Bund 
zu unterflehen, jie ver Rechte und Schugmittel, wie die holländiſchen Unterthanen ihred Königs 
fie befigen, beraubt feien. Aus manchen deutſchen Ländern erfährt man ſtets neue willkürliche 
Rechts unterdrückungen gegen achtbare Bürger, bei welchen jede Rechtshülfe fehlt. Denn felbft 
die Rechte des alten deutſchen Reichs, unabhängige Juſtiz zum Schug von Beamten, Bürgern, 
Gewerben, find durch die Adminiftrativ- und Disciplinargerichte und Gompetenzeonfliete zer= 
ſtoͤrt. Die neuen Schugmittel wahrer Nepräfentativverfaflung aber fehlen ebenfalls; das für 
Ehre und Gefühl jedes nicht entarteten Deutfchen wefentlichfte aber ift Gerechtigkeit und ein 
wahrer Rechtszuſtand. Freilich, in den meiften deutfchen Staaten zeigt ſich jetzt, wie in Baden, 
Mäßigung und Milde, und in der Öffentlichen Meinung herrſcht noch die Ebbe der Reactions⸗ 
zeit und dad Materielle vor. Aber die Fundamente für wiederkehrende Flut- und Sturm⸗ 
zeiten fehlen. - . 

So fobert denn nicht blos die Rechtsachtung, fondern die Sorge, das Vaterland in neuen 
Krifen vor Unheil zu bewahren, dazu auf, die alte Rechtsfoderung bis zu deren glüdlicher end⸗ 
licher Befriedigung bei jedem paſſenden Anlaſſe wieder zu erneuern. 

Den Fürften und Regierungen ver Nation aber ſteht ed zu, zur Verwirklichung dieſes wer 
ſentlichſten Rechts und Bedürfniſſes der Nation die Initiative zu ergreifen. Ihre Weishelt 
wird ed erwägen, daß Pflicht und Ehre und die unaushleiblichen fernern Gefahren der Nation 
nicht geftatten Tonnen, ihrerfeitö auf dieſe Verwirklichung zu verzichten 20), und daß es nidt 








20) In viefer Überzeugung glaubte ber Verfaſſer auch in den fcanffurter Vorberathungen bes gothaer 
Programms den Antrag —* zu müſſen, daß ber preußiſche Vorſchlag einer friedlichen Vereinbarung 
der Ratieu mit den deegierungen über Modiflcarionen ber Reichsverfaſſüng nur mit ber ausdrücklichen 
Grflärung an unepmen fei, daß man, falls auch diefer Verſuch, das Wefentliche der Reicverfaflung auf 

iebli e ind Leben zu führen, durch bie Regierungen fheitern follte, jene mit der mög hi 

großen Übereintimmung ber Fũrſten und ber Nation zu Stande gefommene efiftellung der Nationa 
vechte in ber publicirten Reichsverfaffung als fortdanernd gültig betrachten müffe. Auch die nothwendige 
Gonfequen; der Männer ber Nationalverfammlung, welche die Verfaſſung als endgültig beſchloſſen pus 
blicigem ließen, die Ehre der Mehrheitspartei der Nationalverfammlung, ber nachher fogenannten Go⸗ 
Yaner, ſchien mir dieſe Erflärung zu erheifchen. Auch wurde jene Erklärung in der franffurter Ders 
famnfung befchloffen und von Dahlmann und Nathy vortrefflich und unverlegend zedigirt. Indeſſen 
werke dieje ausdrückliche Erklärung von ben preußifchen Mitgliebern beftritten und nur mit einer Majos 
tität von einer Stimme genehmigt, Es war mithin ihre Verwerfung in Gotha, wo ficherlich ungleich 
mehr Preuen erfchienen, bie ihres Könige wegen fie nicht wünfchten, leicht voraugzufehen. Der Ders 
ht damit begnügen fonnte, daß, wie man Ihm entgegenfegte 
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wohlgethan jeln moͤchte, die Nation aufs neue in eine Lage wie die vom 1848, ober in eine be⸗ 
denklichere kommen zu lajlen. Die Bürger können vor der Hand nur mit dev Beharrlichkeit 
und Geflnnungsenergie für ihr Recht, welche die erften Eigenfhaften und die Ehre tüdtiger, 
ehrenwerther Völker find, ven Willen und die Beftrebung für das Rechte feſthalten und dieſe da, 
wo es angemeſſen ſcheint, bethätigen. 

So thaten es ſeitdem auch die meiſten deutſchen Ständekammern, namentlich auch die ba— 
diſche. In der Öffentlichen Sitzung vom 19. Dec. 1850 (Protokolle, S. 176) foderte der 
Abg. Welder den Minifter des Auswärtigen unmittelbar vor feiner Abreiſe zu den Dres= 
dener Gonferenzen in der Form einer Interpellation auf: „daß Baden im Verein mit andern 
deutfchen Regierungen der äußerften Gefahr begegne, mit welcher das Preiögeben der National= 
ehre nach außen und bed Rechtözuftandes im Innern die Nation und am gefährlicften die Re= 
gierungen bebrohe, jedenfalls aber einer unheilvollen Wieverherftellung der Ausnahmegefege 
bes Deutfhen Bundes und jeder neuen einjeitigen Verabredung entgegenwirke, die die Rechte 
der deutſchen Bolföftämme ſchutzlos der Willkür überlieferte und dagegen unter dem Vorwande 
des despotiſch aufgefaßten monarchiſchen Princips einfeltig nur den Regierungen in ihren Rechts⸗ 


ſtreitigkeiten mit ihrem Lande gewaltfane Hülfe varböte”. Der Minifter antwortete allgemein 


zuſagend auf dieſe Interpellation, welche allgemein verſtändlich Beziehung nahm auf die Vor— 
gänge in Schleöwig= Holftein und Kurheffen und auf die am Bundedtag im Jahre 1848 durch 
förmlichen Bundesbeſchluß aufgehobenen Ausnahmegefege. 2!) Die Kammer befhloß dabei 
einftimmig auf den Antrag Mathy's eine der Interpellationserflärung entſprechende Kam— 
mererflärung zu Protokoll zu geben. Darin fagte jle: „Die Bedürfniſſe ver deutſchen Na= 
tion, ihre als gerecht erkannten Anſprüche auf nationale Einigung und conftitutionelle Frei— 
beit Haben fämmtlihe deutſche Fürſten und Regierungen zu befriedigen verheißen.“ 22) 
Hierauf folgen die weſentlichſten Bunfte dieſer fürftlichen Rechtsanerkennungen und ver „feier= 
lichften Verheißungen, durd deren redliche Erfüllung allein das Wohl, ja die Exiftenz des 
großen deutſchen Vaterlandes und feiner Gliederſtaaten gefichert werden kann“, nämlid vie 
Einigung unter Fräftiger nationaler Bundesſtaatsregierung und Nationalparlament. Dann 
ſährt die Erklärung fort: „Nicht minder hat die Kammer die Zuverſicht, daß die großher- 
zogliche Regierung jeder Verlegung der nationalen Intereffen von außen und des Nedts= 
zuftandes im Innern entgegentreten, daß fle folgeweife ſowol gegen die Zumuthungen, die 
Rechte Deutfhlands auf das Herzogthum Holftein und auf deſſen unzer— 
trennlihe Verbindung mit Schleswig preiszugeben, entſchiedenen Widerſpruch ein= 


. legen, ald die in anerkannter Wirkfamkeit beſtehende Verfaſſung des Kurfür— 


ſtenthums Heffen gegen jeden Angriff in Schug nehmen werde.” Die ganze Verhandlung 
ſchloß mit warıner nahbrüdlichfter Mahnung des Interpellanten an die unausbleiblichen neuen. 
Gefahren, wenn abermals die Nichtbefriedigung der jegt fo vielfach erneuerten fürſtlichen Rechts— 
anerfennungen und Verheißungen für rechtliche Geftaltung und Verwaltung ber National= 
verhältniffe die Nation wie 1848 und 1849 für ihre Ehre und ihre Eriftenz in Bewegung, 
fegen follte. Ex erinnerte an das wahre monarchiſche Princip des ſtaatskundigen Monteöquieu, 
welcher, die Ehre als das Prineip ver Monarchie erflärend, die ſchwere Wahrheit ausſprach: 
Ehre verloren, Alles verloren! z j 


ber Borbehalt allgemein als ſich von felbft verfichend angefehen werben würde, er⸗ 
ſchien deshalb nicht in Gotha, da er einen öffentlichen Streit über einen folchen Punkt in ber ſchon 
geſchwachien Partei herbeizuführen für fchäblich hieit. Cr wünfchte, weil ja bei Gott fein Ding uns 
möglich iſt und vor der Hand ein befierer Weg fich nicht zeigen wollte, feinen Freunden den beſten Er⸗ 
folg,, obgleich er nie einen Augenblid an ernitliche Voll: fehum bes Dreifönigebundes glauben fonnte, 
ebenfo wenig als an die ber Verfaffung von Kremfter. Beide thaten den betreffenden Regierungen ihre 
weſentlichſten Dienfte durch Befchwichtigung ber gefährlich bewegten Völker — — —. 

21) In der Motivirung des badifchen Bundestagsgefandten lag diefer zum Bundesbeſchluß erhobenen 
Aufhebung die (im Art. Seutſcher Bund Har urfundlich nachgemwiefene) rechtliche Thatfache zu Grunde, 
daß ber Bund grundgefeglich ein rein völferrechtlicher ift, mit einem befonbern ausnahmemeis 
fen Anhang einiger weniger beftimmten Rechtszuficherungen für deutſche Unterthanen, baß alfo alle 
Bundeseinmiſchungen in bie innern flaatsrechtlichen Verhältniffe (mit Ausnahme jener wenigen 
Rechtezuficherungen), alfo auch bie zu Gunſten eines monarchifchen Principe, verfaffungswibrige, rechtes 
ungültige Ausnahmen feien. 

22) Eine vortrefliche Zufammenftellung diefer feierlichen öffentlichen Anerfennungen und Verheißun⸗ 

en feit den Befreiungsfricgen bis zu den Dresdener Eonferenzen enthalten bie von Mathy Heraudgeges 
Deren „Vaterlaͤndiſchen Hefte‘ (Heft 1, Manheim 1854). 


S Baiern — 173 


Auqh noch die fpätern badiſchen und andere deutſche Landtage wiederholten mit wenig Wor⸗ 
ten die Mahnung an die verheißene nothwendige Bundesreform. s 
Die allgemeinen reaetionären Zuftände in Deutſchland und die beſondern badiſchen Ver⸗ 
Häftnifie nach ver unglüdfeligen Revolution braten e8 übrigens fehr natürlich mit fi, daß vie 
badiſchen Landtage fir einige Zeit eine andere Geftalt annahmen. Die attliberalen Mitglieder 
waren ſchon ſeit dem Landtag 1850/51, dem erften nach der Revolution, welcher in reblicher und 
maßvoller Zufammenwirkung des wohlwollenden, aber bald erkrankenden Fürſten die Wunden 
der Revolution zu Heilen fuchte, immer mehr, bald durch Krankheit oder Top, bald durch freiwil⸗ 
ligen Rüdtritt, bald auch dur das Zuſammenwirken der Rabicalen mit ven minifteriellen 
Wählern bei ven Neuwahlen, ausgeſchieden von den Landtagen, melde jegt, fehr wenige Aus: 
nahmen abgerechnet, nur von den alten und neuern minifteriellen Abgeoroneten, meiſt Beanıten 
and barmlofen Bürgern, befucht wurden. Cine doppelt gemäßigte Geftalt der Landtage war 
allerdings gegenüber den Nachwirkungen der Revolution und gegenüber dem gemäßigten Gange 
der Regierung wohlbegründet. Ob aber auch ein noch weniger felbfländiger als in vielen andern 
deutſchen Staaten, als 3.2. in Baiern, dies könnte bezweifelt werden. Es konnten vielleicht 
mande Bewilligungen auch dem Lande erfpart oder gemindert werden, namentlich einige Steuer= 
erhöhungen, insbeſondere aber auch die große Erhöhung des fchon fo hohen Militäretats, welche 
hier fogar ohne Discufjion, blod im Vertrauen auf die Sparſamkeit des Kriegsminiſters 
bewilligt wurde, während faft gleichzeitig die bairiſchen Stände eine ſolche angeblich bundes⸗ 
pflichtmäßige und energifch gefoderte Erhöhung dem Lande glücklich erfparten. Auch fiel ed auf, 
daß, nachdem in andern deutſchen Staaten die Folgen der Aufftände völlig getilgt waren, bie 
badiſchen Stände an die Aufhebung der allgemeinen Landesentwaffnung nicht einmal zu ers 
innern wagten. Doc gern überlafien wir Andern und dem Lande bie ganze Würdigung biefer 
fpätern ſtaatlichen Verhältnifle, fo namentlich auch die Behandlung de in diefer Periode wich⸗ 
tigfien Gegenſtandes, des lediglich durch die verfaſſungswidrigſten Anmaßungen ver’ Eurie er= 
regten Kirchenſtreits. Es ift ein Kirchenftreit in einem Lande, in welchem ein folder wegen 
ver Bildung und billigen Denkweiſe ded größten Theils der katholiſchen Geiſtlichen und ber ka⸗ 
tholifhen Bürger unmöglich war, wenn nicht eine falfche Politik feit Jahren die ultramontanen 
Richtungen felbft großgezogen und dann ben wohlgefinnten Geiftlichen, die von Ihnen verlegt 
und wegen ihrer Treue gegen die Regierung verfolgt wurden, und bie e8 einfehen, daß die 
ultramontanen Einrihtungen fie rechtlos machen, den nöthigen Schuß verfagt hätte. Ge: 
wiß aber wird jeder flaatöfundige Mann uns beiftimmen, daß auch fernerhin für Baden die 
von Karl Friedrich und von der badiſchen Verfaffung vorgezeichnete Politik die befte fein wird, 
diejenige nãmlich, welche darin befteht, die tlichtigen aufgeflärten Bewohner des jhönen Landes 
in Bildung, Freiheit und Wohlftand an der Hand einer aufgeklärten, freitheitliebennen Regie⸗ 
rung, im Wetteifer mit den Übrigen Bruberftämmen, möglihft voranzuführen und ftetö die 
Fahne des gemeinfamen Vaterlandes treu und hoch zu halten. Baden ift nur von fehr mäßigem 
Umfang, umfaßt Bewohner verfhiebenartiger Stämme und religiöfer Befenntniffe; feine Be— 
figungen haben zu verſchiedenen Zeiten fremde Gelüfte erweckt. Auf einer Seite dehnt es fich 
außerdem in langer Grenze an Frankreich hin, an dieſem doppelt gefährlichen Nachbarland. Auf 
einer andern langen Seite grenzt es an bie in ver höchſten Freiheit blühende Schweiz. Ein gu= 
ter Kitt und eine fefte Stüge find hier Doppelt nothwendig. Der Mangel des nationalen Rechts⸗ 
uftandes, der und bei allen Völkern eine unerträgliche Geringfhägung bereitet, droht allen 
Sliedern und Theilen der Nation Gefahr, doch feinen mehr ald den mittlern und Heinern Re— 
gierungen. Die Befeitigung dieſes Mangeld over die deutſche Ehre, Freiheit, Einheit und 
Macht hängen ab von einer einzigen Sache, von dem rechten Glauben der deutſchen Bürger. 
Bir meinen den Glauben an die abfolute Nothwendigkeit der Audtilgung dieſer unferer 
Schmach. Welcker. 
Baiern. (Geſchichte und Statiſtik, ſtaatsrechtliche und politiſche Zuſtände 
des Landes.) J. Allgemeine geographiſch-ſtatiſtiſche Überſicht. Das Heutige 
Königreid Baiern iſt aus Landestheilen von wol mehr als 100 verſchiedenen ehemaligen Herr⸗ 
ſchaften zufammengefegt. Deſſenungeachtet iſt das Gebiet dieſes Staats inſoweit abgerundet, 
daß ed nur in zwei getrennte Haupttheile zerfällt, die allerdings ziemlich weit voneinander ent⸗ 
legen und dem Umfange wie den Verhaͤltniſſen der Bevölkerung nad einander ſehr ungleich fin. 
find dies 4) Das Hauptland, gleihfam im Herzen Süͤddeutſchlands gelegen und bie fieben 
gröfern Provinzen ober Kreife umfaflend, und 2) die Rheinprovinz, die Pfalz, auf dem linken 
Kheinufer, der Fleinfte, doch einer ver benölfertften der acht Regierungsbezirke. 
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Das Hauptland if faſt durchgehends gebirgig. Im Süden ziehen die Alyen mit ihrem ge⸗ 
waltigen, auf bairiſchem Gebiet noch bis über 9000 Fuß über pie Höhe des Meeres emporragen⸗ 
den Kuppen. Im Often bildet der Böhmerwald theilweife Die Landesgrenze; im Norden erheben 
fi) das Fichtelgebirge, Theile des Thüringerwalbes, die Rhön, der Speilart, der Gteigerwale 
und Ausläufe des Odenwaldes; im Weften des Landes, gegen deſſen Mitte hin, zieht vie franz 
kiſche Höhe. Im der Pfalz ift dev Hauptgebirgözug die nörblide Kortfegung der Vogeſen, welche 
ihrem größten Thelle nad) ven Namen Haardt führt. 

Das Land ift, mit einigen wenig bedeutenden Ausnahmen, durchgehends in Gebiete der 
beiden wichtigſten Ströme Deutfhlands, der Donau und des Rheins, gelegen. Der ganze Sü— 
den und die Mitte des Hauptlandes (das eigentliche Baiern und die ſchwäbiſche Provinz) ges 
hören dem Donaugebiete an, dev Norden (Franken) jenem des Mainfluffes, alfo mittelbar dem 
des Rheins, und in dem legten felbft befindet ich fopann unmittelbar die übercheinifche Bejigung 
(vie Pfalz). Alle ragen, welche das Verhältniß der beiven Hauptſtröme Deutſchlands be= 
treffen, find alfo für Baiern hochwichtig und fünnen für deſſen mercantilifche Berhältniffe ſo— 
gar Lebenöfragen werben, was man leider bis jegt in mancher Beziehung noch nicht gehörig 
beachtet Hat. ; ; 

Der Boden ift im Ganzen fehr fruchtbar und könnte, wie wir weiter unten zeigen werben, 
bei größerer geiftiger Hebung des Volkes und verſchiedenen durchgreifenden Verbeflerungen in 
der Geſetzgebung weit höhere agronomiſche und finanzielle Erträgniffe gewähren, als es der— 
malen der Ball ift. Doc trifft man auf beträchtliche Streden hin aud) Sumpfgegenden und 
Moorland (im bairiſchen Dialekte Möfer geheißen), unter denen beſonders dad Dachauer und 
das Donaumoos die bedeutendſten find. Die den Berhältniffen des Bodens nad im Ganzen 
minder fruchtbare Pfalz gewährt ein erfreulicheres Bild. 

In Allgemeinen befteht ver Haupttheil des bairiſchen Staats aus fruchtbarem Getreide- 
lande, das beſonders in den Maingegenven (wie noch mehr an der Öftlihen Vorhöhe des Haardt⸗ 
gebirgs) in Weinland übergeht. Weitausgedehnte Streden (im ganzen Lande nicht weniger 
ala A50 AM.) beftehen aus Waldungen, und manche Bebietötheile dienen nebſtdem vorzugd= 
weife zur Biehzudt. 

Unter den Raturprobucten nehmen ſonach Getreide, Holz und Wein, dann Rindvieh, Pferde 

‚und Schafe die erften Stellen ein. Der Boden ift reih an Mineralien, doch gewährt ver Berg- 
bau, mit Ausnahme ver Pfalz, keine befonders Iohnende Ausbeute. 

Die Einwohner gehören verſchiedenen deutſchen Volksſtämmen an. Der Vollsharakter 
diefer verſchiedenen Stämme ift fih durchaus nicht glei, ein allgemeines Urtheil über alle fo= 
nad) nicht Play greifend. Der Altbaier ift im Ganzen ernft, etwas unbehülflich, an die Hußer- 
lijfeiten des Kirchthums ſtreng gewöhnt, nicht ohne Gutmüthigkeit, ſchlicht und Fräftig; unter 
die höhern Stände ift aber vielfach eine tiefere Corruption eingedrungen, ald man glaubt. Der 
Franke, ebenfalls ſtark an kirchlichen Gebräuchen hängend, ift lebhafter und gewandter; zwiſchen 
beiden inmitten ſteht ver Schwabe. Den feurigſten Charakter beſitzt ver Rheinländer, der ſehr 
gewandt und befähigt, oft etwas leihtfertig und abſprechend erſcheint. Seine Sprache ift mil, 

” die der andern Stämme dagegen mehr oder minder hart und rauf. 

Hinſichtlich der Volkszahl ergab fi früher eine fetige Zunahme. In der jüngften Periode 
iſt aber auch in Baiern ein Rückſchlag, eine Verminderung eingetreten. Die Aufnahme vom 
Sahre 1818 wies eine Einwohnerzahl nad von 3,707,966, jene von 1854 brachte die Ziffer 
4,246,778, bie von 1849 4,520,751. Die Ergebniffe ver beiden legten Zählungen waren in 
der Hauptſache nachbemerkte (wobei wir die Regierungsbezirke moͤglichſt nad) ven alten Stam= 
mesverſchiedenheiten zufammenftellen): 


Alte Sandihaften. KReslerungebezirtke. Duadratmeilen. 1852. —— 1865. A — 
Dberbaiern 309 734,831 144,155 2408 
Altdaiern IMiederbaien . . 2.2 2.... 195 . 549,596 "554,013 23841 
Oberpfalz und Regensburg... 175 468,479 471,900 2696 

Oberfranfen .. 2.22... 125 499,709 499,913 399 [k 
Franken FMittelfranfen. ........ 139 533,830 , 3119 

Unterfranfen und Afchaffenburg 162 595,748 589,076 

Schwaben: Schwaben und Neuburg .... 174 565,783 561,576 3277 
Rheinpfalz: Pla ..... ee 108 611,476 587,334 5438 


Bufammen 1387 4,559,452 4,541,456 3274 


a 0: „Be 
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Der Ruͤchſchlag rũhrt alfo ganz befonders von der Pfalz her, in Heinerin Maße auch von . 
Sqhwaben, Mittel: und Unterfranfen. ?) 

GBierbei machen ſich ganz beſonders die maflenhaften Auswanderungen geltend. Seit dem 
Jahre 1850 überfleigen diefelben weit die Ginwanberungen. Nach den anıtlihen Aufzeihnuns 
gen über dieſen in der Neuzeit fo hochwichtigen Punkt ergaben ſich folgende Ziffern: 
Duräfäniniihes Bermögen 


Jabre. Linwanderer. Auswanderer. er Auswauderer. 
1830 38 durchſchnittlich 278 2107 430 Glon. 
1835 — 43 * 1080 5356 313 „ 
1843—51° * 933 11,282 2335 „ 
18355 —51 im Ganzen 16,114 132,788 258 „ 


(Das Vermögen der Einwanderer warb in der legten Periode je zu 889 Glon. angegeben.) ' 

Die Gefammtfumme der Auswanderer hatte alfo ſchon 1851 foviel als die Bevölkerung 
eines ganzen Fürſtenthums betragen. Und nun erft entwidelte fi die Emigration in der ko— 
Ioflalften Ausvehnung. Schon im nächſten Jahre (1852) zogen 19,443 Einwohner aus Baiern 
blos nad den Vereinigten Staaten; fie nahmen beinahe 5 Mil. Glon. Vermögen mit fort 
@urdjgnittli 225 Olon.). Won dieſer Ausmandererzahl kamen 8908 allein auf die Pfalz 
und 7499 auf die drei fränkiſchen Kreife. In den nächſtfolgenden Jahren flieg der Verluft noch 
mehr (doch fehlen uns die officiellen Ziffern). Exit 1855 ergab fi eine anſehnliche Verrin- 
gerung, die aber leider nur ald vorübergehend betrachtet werden kann; Folge der momentan un= 
günftigen Nachrichten aus Amerika, wird die Unterbrehung voraudfichtlic nur folange dauern, 
bis von dort wieder günftigere Berichte eintreffen. 

Ganz beſonders beachtenswerth feinen und babei die heimlichen Auswanderungen, zumal 
die heimlihen Ausmwanderungen junger Männer in der Abficht, ſich der Conſcriptionspflicht zu 
entziehen. In der Pfalz haben ſich dieſe Bälle fo furchtbar vermehrt, daß man fragen muß: was 
foll aus dem phyſiſchen Zuſtande der Bevölkerung werben, wenn gerade die Fräftigften jungen 
Männer fortwährend jo maflenhaft auswandern, indeß die zum Militärdienft Untauglichen, 
die Schwächlichen und Krüppelhaften, zurüdbleiben? Selbft in der jüngften Zeit hat (mie fogar 
die officiöfe „Pfälzer Zeitung‘ berichtete) gerade diefer Zweig der Emigration feine Vermin- 
derung erfahren. 2) 


1) Die Verhältuifie ver Pfalz, wie dieſelben ftatiftifch hervortreten, find in verſchiedenen Beziehuns 
re und in hohem Grabe geeignet, bie allgemeine Aufmerfjamfeit in Anſpruch zu nehmen. 
abe in diefem Kreife hatte fich die Volfezahl früher weitaus am meiften vermehrt. Diefelbe betrug 
bei der Zostrennung des Landes von Frankreich, 1814, 429,695 Menfchen und flieg fo fehr, daß fie 
Ra im December 1849 auf 616,370 belief, Die nächfte Zählung vom December 1852 ergab zum erften 
male eine Berminberung, und zwar von 4894 Menfchen. In den nächften drei Jahren (December 1855) 
zeigte fich aber ein weiterer Menfchenverluft von 24,142 Köpfen, alfo ein Berluft von 224 Einwohnern 
ar jede Quadratmeile, innerhalb eines fo kurzen Zeitraums und ohne Kriegs= oder fonftige —* 
Berheerungen (denn ein paar Hundert Cholerafälle konnten dieſe traurigen Refultate nicht erzeugen). 
Es if dies ein größerer Menfchenverluft, als in irgend einem andern deutfchen Lande während ber 
aämlichen Periode vorfam, weit größer namentlich als der, welchen Kurheſſen und Baden erlitten. 
Richt bios die Bevölferungsverminderung an fich, fondern nicht minder auch andere Momente müffen 
auffallen; jo namentlich die conflante Vermehrung der Sterbefälle und ber Ehefcheivungen bei einer 
Berminberung der Heiraten und der Geburten, wie folgende kurze Sufammenftellung andeutet: 


A. 1856. 
Geburten . . . 24,118 17,214 — Verminderung 6904 — über 28%, Pror. 
Sterbefälle. . . 14,614 15,343 — Bermehrung 79 — 5 * 
Heirathen.4369 3,479 — Verminderung 890 — über 20% „ 
Cheſche ibdungen ‚8 17 = Vermehrung 9 == über 112 7 


Die Jahre zwifchen 1849 und 1855 entſprechen vollſtaͤndig dieſen fucceffto weiter ſchreitenden Veraͤn⸗ 
derungen andy in den Einzelheiten. 
P) Ray amtlichen Aufzeichnungen zählte man in der Meinen Pfalz: 
1852 8,908 Auswanderer mit 2,024,000 Glon. Vermögen, 


1853 9,497 „ „ 1,578,000 „ ” 

1854 9473 „ „ _1,107,000 „ ” 

in drei Jahren 27,878 ” n 5,308,000 „ " 
Burenerbefenben Ai Heim Angemanbeie: 1659. 4.05 


in zwei Jahren 9,341, ungerechnet die Sahnenflächtigen. 
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Den confefjionellen Verhältniffen nach zählte man zufolge der Aufnahme von 1852: 
3,176,5353 Katholiken, 1,233,894 Proteftanten (nämlich 906,586 Rutheraner, 2431 Refor: 
mirte und 325,077 pfälziſche Unirte), ſodann 5560 Mennoniten und Griechen und 56,033 
Juden. Lutheraner leben am meiften in Mittel und Oberfranken, nimlih 408,941 und 
280,223; am wenigften Proteftanten finden fi in Nieder- und Oberbaiern, nämlich 2092 und 
41,959. Die Juven find am zahlreichften in Unterfranken, der Pfalz und Schwaben: 15,854, 
15,606 und 6365; am wenigften zahlreich in Nieberbaiern, Oberpfalz und Oberbaiern: 
40, 910 und 1218. Mennoniten trifft man am meiften in der Pfalz: 3584. Den Deutſch- 
Katholiken hatte die Regierung im Jahre 1848 freie Religionsübung geftattet; fie Hat dieſe Er— 
laubniß jedoch wiener zurückgenommen. In der Pfalz wurden die deutſchkatholiſchen Gemein: 
den, auf. den Grund des Vereinsgeſetzes felbft durch gerichtlihes Urtheil aufgehoben. Freie 
Gemeinden waren ohnehin in Baiern niemals anerkannt worden. 3) 

N. Allgemeiner gefhihtliger Uberblid. Die Baiern gehören jedenfalls zu einem 
ber erweiäbar älteften deutſchen Volksſtämme. O5 fle wirklich, ein halbes Sahrtaufend vor dem 
Beginn unferer Zeitrechnung, im fühmeftlihen Gallien wohnten und mit Brennus dad alte 
Nom eroberten, oder ob fle in fpäterer Zeit aus dem heutigen Böhmen durch einen andern 
Volksſtamm verdrängt wurden und nun ihrerfeitö Die bairiſche dandſchaft befegten, kann ung 
ziemlich gleichgültig fein. Bekannt ift, daß Baiern, unter dem Namen Vindelicien, eine Provinz 
der Römer war, welde Hier Stäbte anlegten und ihre Eultur verbreiteten, wie überall, wohin 
ſie ihre Waffen trugen. Als die Oftgothen unter Theodorich ein neues Reich gründeten, bilvete 
and) Baiern einen Beftandtheil veffelben. Mit dem Sturze dieſes Reichs kamen die Bojer in ein 
gewiſſes Abhängigkeitöverhältnig zu den Franken, doch nur in fehr beſchränktem Maße, indem 
fie ihr eigenes Recht bewahrten, ſich ſelbſt regierten und namentlich ihre Vorſtände, Herzoge ge= 
heißen, nach wie vor nach eigenem Gutdünken aus ihrer Mitte wählten. Einer derfelben hieß 
Garibalo, ein Nachkomme Agilolf's (daher Agilolfinger). Der Hauptort ded Volkes war die 
von den Römern herrührende Stadt Negensburg. Um die Mitte des 7. Jahrhunderts wurden 
die Geſetze der Bojer ſchriftlich abgefaßt, wobei jedoch der Einfluß des Frankenthums in mehr- 
fachen Beziehungen ſich geltend machte. Der Volksſtamm ver Bojer bewohnte damals das Land 
tm Süden der Donau und im Often des Le; fein Gebiet dehnte fih aber in anderer Richtung 
bis nad) Italien und Ungarn aus, begriff alfo namentlich das Heutige Ofterreih, Steiermark 
und Tirol in ſich. j 

Der Freiheitsſinn, ver die germanifchen Völker jener Zeit durchgehends befeelte, trieb die 
Bojer zu wieverholten Verſuchen an, fih von den Franken völlig unabhängig zu machen. Bei 
dem damaligen jugendlichen Emporblühen der Frankenmacht war die jevod ein vergebliches 
Bemühen, das gerade zum Gegentheile, zu einer entſchiedenen Unterwerfung führte. Herzog 
Thaſſilo II, der den anfangs anerkannten Oberhoheitsrechten der Kranken auf einmal Fine 
Zolge mehr geben wollte, vermochte Karl d. Gr. um fo weniger zu widerſtehen, als die Gelft- 
lichkeit die Plane des gewaltigen Oberhauptes der Franken im Innern des Baierlandes mög- 
lichſt unterftügte. Karl gebot nun hier mit feinen Franken als Sieger. Thaſſtlo, allerdings durch 

‚ ein Öffentliche8 Gericht der Felonie ſchuldig erklärt, ward in ein Klofter geſteckt, fränfifches Recht 
und fränkiſche Verwaltungsweiſe im Lande eingeführt, die Selbſtändigkeit des Landes aufge- 
hoben und daffelbe durch einen von den Kranken eingefegten Grafen regiert, ald deren erften 
Karl feinen Schwager, den ſchwäbiſchen Grafen Gerold, einfegte. Auch die Geiſtlichkeit wurde 
reichlich belohnt: es wurde der Zehnte eingeführt und insbefondere das Bistyum Salzburg mit 
weitausgedehnten Ländereien (auf Koften des bairtfchen Wolfe) votirt und zum Erzbisthum 
erhoben. 

Die Baiern waren nun an ben Siegeöwagen der Franken gefettet. Infolge ver Kriege der 
Franken mit ven nad) Often Hin wohnenden Völkern, ven Ungarn, Avaren, Slawen u. |. w., 
wurde aber das bairiſche Gebiet in diefer Richtung bebeutend erweitert und namentli die Raab 
zum Grenzfluffe beſtimmt (naher nachmals die Markgrafen von Oftbatern ober Oſterreich). 
Gleiche Vergrößerung bed Gebietsumfangs fand nad Norven hin fatt (dad Nordgau u. f. w., 
ſelbſt die Gegenden von Nürnberg, Bamberg und Baireuth wurden zu Baiern gefehlagen). 


3) Das wichtigſte Werl Aber bairiſche Statiſtik (in der engern Bedentung die „Beiträge zur 
Gtatiftif bes Rönlgrel 6 Baiern“, —* il vom Dickkerlalra v. indie Borkarb des 
Statiſtiſchen Bureau. Indeſſen find die für anf wecke vorzugsweife wichtigen Ergebniſſe ber neueſten 
Aufnahmen (deren Hauptrefultate wir oben mittheilten) in biefem umfaffenben Tabellenwerfe zur Zeit 
noch nicht veröffentlicht. — 
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Rach dem Untergange der Karolinger traten die Batern neuerdings als felhftänbiges Bolt 
auf. Sie übten al ſolches das erſte ver vesfallfigen Rechte aus, fie wählten ji wieder Ihren 
Anführer, ihren Herzog. Arnulf ſchien ihnen hierzu der geeignetfte und mürbigfte Mann zu 
fein. Die Anftände, welche dad Reichsoberhaupt, Heinrich I., Dagegen erhob, wurden durch einen 
Vergleich beigelegt, nach welchem vie Batern ihre Selbftänpigfeit in ausgevehnterm Maße als 
irgend ein beutiher Volksſtamm bewahrten, nur follte ver von Volke gewählte Herzog bie 
Eehnẽhoheit des Reichs anerkennen. Dies letztere hinderte nicht, daß die Baiern ſelbſtaͤndig 
Kriege führten, dad Münzrecht ausübten, Synoben hielten und Biſchöfe einfegten. 

Die Söhne ded Herzogs Arnulf verſuchten es, fi von Reichsverbande völlig frei zu machen, 

- Re ſuchten die Belehnung des Reichdoberhauptes nicht nach und mollten pen Königstitel an- 
nehmen. Aber fie unterlagen gegen Raifer Otto J. der nun den Markgrafen Berchtold (den 

Bruder de verſtorbenen Herzogs Arnulf) mit dem bairifhen Herzogthum belehnte. (Bon ven 

in diefem Kampfe unterlegenen Söhnen bes ältern Arnulf warb der eine, Hermann, Pfalzgraf 
am Rhein, der andere, Arnulf der Jüngere, aber Pfalzgraf in Batern. Diefer Leptere war det 
Stammvater der Herren von Scheyern, welche im Jahre 1142 von ihrer neuen Refidenz Wit- 
telsbach den Namen annahmeh.) 

Ss lohnt ſich für und nicht der Mühe, die vielfachen Streitigkeiten wegen des jeweiligen Be: 
ges der Herzogswürbe im Einzelnen zu erzählen. Das alte allgemeine Volksrecht, daß jeder 
Stamm feinen eigenen Vorſtand, feinen Herzog, fi felbft wähle, wurde zwar im Grundſahe 
nit aufgehoben, dagegen führte das Lehnsverhältniß zum (bekanntlich gleichfalls erwählten) 
Kaifer, fowie die uͤbermachi Einzelner in jenen Zeiten des beginnenden Fauſtrechts zu zahlloſen 
Unruhen und Kämpfen. Das Gebiet vergrößerte ſich unterdeſſen ungemein. Im Norden reichte 
es längft bis nach Thüringen, erweiterte fi) aber durch Sachſen bis zum Belt; im Often reichte 
es bis an die Sau und Theiß; im Süden dehnte es ſich felbft über Mantua, Parma, Modena 
und einen Theil des heutigen Todcana aus, während im Weften ver Lech und Speflart u. f. iv. 
die Grenze bildeten; es erftredte ſich alfo vom Mittelländifchen Meere bis zur Rorb- und Oſtſee. 

Je mãächtiger nun aber die Herzoge der Baiern dem Gebietöunfange nad waren, umfo= 
mehr erregten fie die Eiferfucht der Kaifer, umfomehr gingen dieſe auf ihre Schwächung ud. 
Dies eine befonvere Duelle fortwährender Zwifte und Streite. Auf ven Grund der Nichter⸗ 
füllung ver Lehnspflicht von Seiten des batrifchen Herzogg Heinrich X., des Stolzen, ward dies 
fer 1138 feiner Lehen verluftig erklärt. Zwar fegte Friedrich der Rothbart beffen Sohn, 
Heinrich ven Löwen, in Baiern wieder ein, doch unter Abtrennung des Landes unter der Ens 
Bis nad) Ungarn, das von jegt am als befonveres Herzogthum (Dfterreih) erſcheint. Nachdem 
aber Heinrich den Kaifer unmittelbar vor der wichtigen Schlacht bei Legnano mit ſeinen Truppen 
verlaſſen Hatte, ward auch er der Gerzogswürde entſetzt, Sachſen von Baiern losgetrennt, zum 
Herzoge des lehtern aber Otto von Wittelsbach erhoben (1180). Viele Biſchöfe benutzien bie 
ihnen gänftigen Zeitumſtände, ſich mit bedeutenden Gebietstheilen gleichfalls von Baiern loo⸗ 
zureißen; ſo namentlich jene von Salzburg, Paſſau, Freiſing, Brixen und Bamberg; auch bie 
Stadt Regensburg machte ihr Verhaͤltniß als alte Freiſtadt geltend. Otto von Wittelsbach 
wird übrigens ald Stammvater der noch fegt regierenden Dynaſtie angefehen. Di 

Bon dieſer Zeit an vergrößerte ſich wieder die Macht der bairiſchen Herzoge. Sie 
machten fih unabhängig vom Kaifer und begannen ſich den Adel mehr zu.unterwerfen, von dem 
fie mehrfach Güter einzogen. Unter Ludwig I. ward uͤberdies das Gebiet nad} aufen erweitert, 
da Kaifer Friedrich I. ihm auch die Pfalz am Rhein verlich, nachdem ſich Pfalzgraf Heinrich der 
Schöne wider das Reichsoberhaupt empdrt hatte. . 

Die bairifche Particulargeſchichte bietet übrigens In dieſen Zeiten menig Anſprechendes bar. 
Die alten Volföredhte, obwol noch immer Fräftig geltend gemacht, verloren doch der That nad 
fon mehr und mehr von ihrer urfprünglichen Reinheit. Die Herzoge, obwoi eigentlich noch 
immer bloße Wahlfürften, wußten es häufig durchzufetzen, nicht nur daß ihnen ihre Söhne m 
der Herrſchaft folgten, ſondern felbft daß fie Land und Volk unter dieſe ihre Rachkonmnen ver: 
teilten, obwol im uͤbrigen (wie wir weiter unten fehen werben) vie Gewalt dieſer Herzoge durch 
die Landflände noch immer fehr entſchieden beſchränkt blieb. 

Nach dem Tode Otto's des Erlauchten (1253) theilten ſich deſſen Söhne in der Weife in 
das Sand, daß Kudwig der Strenge Oberbaiern mit Münden und ver Rheinpfalz, Heinrich der 
Jüngere aber Niederbaiern mit Landshut, Straubing und der Burggrafihaft Regensburg er= 
hielt; die Aurwürde wechſelte unter Beiden, und ihr Gebiet wurde aud durch die Erbſchaft des 
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unglüdligen Konradin bed Hohenflaufen vergrößert. Schon 1340 ſtarb die niederbairiſche 
Linie aus. Die oberbairiſche hatte zuvor neuerdiugs geteilt. Ludwig der Strenge hinterlieg 
zwei Söhne, Rudolf und Ludwig den Süngern. Der Erſtgenannte wurde der Stammvater der 
nachherigen rheiniſchen Pfalzgrafen, indem die Rheiu- und die Obgrpfalz auf dieſe Linie übers 
ging, Ludwig dagegen erhielt Oberbaiern (1529), wurde der Stammvater der Herzoge und 
nachmaligen Kurfürften von Baiern und erlangte au ald Ludwig IV., der Baier, die Kaijer- 
würde. 

Mehre bairiſche Herzoge wirkten dadurch verderblich für die Zukunft Deutfhlands, daß fie 
als erklärte Feinde der freien Städte auftraten und dieſe ſchönſte Blüte des Mittelalters ſcho— 
nungslos zertraten. Insbeſondere verpfändete auch der zum Kaiſer erwählte Ludwig der Baier 
viele Reichsſtädte. 

Die vielfachen Erbtheilungen Hatten unſagliches Unglück über dad Land gebracht; ſehr oft 
Hatten ſie mittel⸗ oder unmittelbar zu offenen Kämpfen geführt, in denen das unglückliche Volk 
Habe und Leben aufopfern und ſich in jeder Beziehung felbft zerfleifchen mußte, blos deshalb, 
weil diejem oder jenem jeiner Prinzen gelüftete, ebenfalld herrſchen oder über einen Landftrich 
mehr gebieten zu wollen. Die Macht dev Verhältnifie führte zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
endlich dahin, dag man das Verwerfliche dieſes Syftems einjehen Iernte. Durch Vereinbarung 
zwiſchen Herzog Albert IV. und den Lanpftänden kam daher im Jahre 1506 ein Geſetz, eine 
pragmatifhe Sanction, zu Stande, wodurch die Negierungsfolge nad dem Erſtgeburtsrecht 
feRgefegt, den nachgeborenen Prinzen aber nach erlangter Volljährigkeit eine Apanage vor 
4000 Glon. jährlic) beſtimmt ward. (Die Eaijerlihe Beftätigung dieſes Gefeges erfolgte erft 
im Jahre 1578.) 

Bon jegt an mar ſowol durch die innere Vereinigung des Staatd ald nicht minder durch 
die immer günftiger ſich geftaltenve äußere Entwidelung der Dinge vie fhönfte Gelegenheit dar— 
geboten, Baiern, zumal in geiftiger Hinficht, zum erſten Staate Deutſchlands zu erheben. Das 
nun auf die Dauer vereinigte Land und Volk — welche Fülle materieller Mittel bot es dax! 
‚Hätten feine Herzoge diefe vernunftgemäß benugt, hätten fie ſich an die Spitze der in jenen eis 
ten begonnenen geiftigen Bewegung geftellt, wie viel Gutes Hätten fie für ganz Deutſchland, 
für die ſich emancipirende Menſchheit ſtiften, welche mannichfachen und gewaltigen Vorthelle 
hätten fie, fogar vom Standpımftg des Eigennutzes aus betrachiet, für ihr Land und ſich 
felbſt erlangen fönnen! Was auf toben Wege zu erreichen gewefen, zeigte fräter, unter bereite 
weit mehr entwidelten, darum ſchwieriger zu löſenden Verhältniffen und mit vergleichsweiſe 
weit geringerer Macht, Preußen unter feinen Großen Kurfürften und unter Friedrich II.! Aber 
leider, auf ſolche geijtige Höhe vermochten ſich Die bairiſchen Herzöge nicht zu erheben; fie ver= 
Tannten und verfehlten völlig ihre und ihres Landes ſchönſte Aufgabe und wichtigften Beruf, 
zum Nachtheile für ſich felbft, für den Staat, für ganz Deutfgland, ja für die geſammte Menſch— 
heit! Wir müflen umfomehr hierbei etwas verweilen, ald eine Renntniß der vamaligen Ges 
ſtaltung zur richtigen Beurtheilung mancher ſpätern Erſcheinungen notwendig ift. 

Nach dem im Jahre 1508 erfolgten Tode des Herzogs Albert IV. gelangten veflen Söhne 
Wilhelm IV. und Ludwig zur Regierung, die nad) vielen Streitigkeiten gemeinfan regierten. 
Erſi nad Ludwig's Tode, 1545, wurde Wilhelm alleiniger Regent. Jene gemeinſchaftliche Res 
gierung war bie aber blos dem Namen nad, benn in Wirklichkeit herrſchte Wilhelm allein; 
was geſchah, ging der That nad) von ihm aus. ; 

Die große Bewegung der Neformation begann. Welche vielfachen Gelegenheiten zur gels 
fligen wie materiellen Erhebung Baierns boten ſich jegt von felbft var! Auch Wilhelm hatte ſich 
über mande der enormen Misbräude in kirchlichen Dingen bereits bitter beſchwert und beren 
Abftellung vom Papſte und auf andern Wegen zu erlangen geſucht. Daß er fi aber an bie 
Spige der begonnenen Bewegung geflellt oder an derſelben nur theilgenommen hätte, ließ 
feine befhränfte Anſchauungsweife in kirchlichen wie in politifchen Dingen nicht zu. Pfäffiſch 
erzogen, hielt er ſich felbft für einen ©elehrten, zumal in geiftlichen Dingen, die nad) feinen Des 
griffen den Hauptbeftandtheil aller Gelehrfamfeit bildeten. Darin wollte er nun einige Ver: 
beflerungen vorſchreiben. Was aber meiter ging, erbitterte nit nur jeine Gitelfeit als ver 
meintlihen Gelehrten, fondern erweckte noch mehr feinen Kanatismus, den ganz beſonders bie 
von ihm zum erflen mal in ein deutſches Land gerufenen und in den Vefig der höchften Lehr⸗ 
anftalten gefegten Zejuiten lebhait rege zu halten verftanden. Dazu kam, daß eine Theilnahme 
an ber begonnenen Bewegung allerdings mit einigen Schwierigleiten und dem möglichen Ber: 
luſte einiger kleinen Bortheile verfnüpft war, die freilich ein geiftig höher ſtehender Mann nicht 
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allzu groß angefälagen Haben würbe, die aber bei der kleinlichen und engherzigen Beurtheis 
lungsweiſe Wilhelm's in Allem ven Ausſchlag gaben. Die großen und reichen jelbftändigen 
Bisthũmer und Erzbisthũmer, welche Baiern umgaben, ſchienen ihm, beſonders wenn er jih 
recht verdient made um bie alte Kirche, eine ſchoͤne und ſichere Gelegenheit darzubieten, ven nach— 
geborenen Prinzen ein glänzended Unterkommen zu ſichern. Dieje Bejigthünmer geradezu aufs 
zuheben und mit jeinem Staate zu vereinigen, wäre freilich noch vortheilhafter geweſen, hätte 
aber, wenn aud wol nicht gerade einer größern Begierde nad) venjelben, doch jedenfalls eines 
eutſchiedenern Eharafterd bedurft. Sodann ſtrebte Wilhelm ſtets, durch den Papſt ſowol als 
(das ihm drohend nahe liegende) Oſterreich äußere Vortheile zu erlangen. Das Oberhaupt der 
Kirche ſtellte ihm heimlich die Kaiferwürbe in Ansicht, dad Oberhaupt des Reichs aber ver- 
ſprach ihm in foͤrmlichen Vertrage die pfälziſche Kur. Et warb von beiden getäufht, erlangte 
weder jene noch dieſe und bewirkte überdies durch feine vafende Verfolgung der Proteitanten, 
bap ihn die Böhmen zu ihrem Könige nicht wählten. Am Abend feiner langjährigen Negierung 
mochte er doch manchmal fühlen, daß feine ganze Lebensaufgabe verfehlt jei. Geiftig nieder 
gedrückt, ergoß er ſich vergeblid, in Klagen an den feine Verſprechen nicht erfüllenden Kaifer 
Karl V., weldyen Gefahren er ſich um des Kaiſers willen ausgefegt, welde großen Opfer er dem 
Bortheile deſſelben gebracht, wie er eine drüdende Schuldenlaft auf Land und Leute, auf ſich 
ſelbſt und feine ganze Nachkommenſchaft aber der deutſchen (alfo ſelbſt ver übrigen katholiſchen), 
ganz beſonders der proteftantifhen Fürſten (und Völfer) grimmigen Haß geladen Habe, wobei 
er mit erfhöpfenden Aufwande die Feſtung Ingolſtadt habe aufführen müffen, um wenigftens 
eine Zufluchtöftätte zu befigen, falls die Beinde dennoch die Oberhand gewännen. Wahrlid, das 
ſchãrfſte Berdammungsurtheil, dad jener Mann über feine engherzige und fanatiſche Politik 
nur irgend jelbft auöfprechen fonnte! Wir fehen dabei das Land erfchäpft in’ jeder Beziehung, 
Handel und Wandel gelähmt und zumal jeden geifligen Aufjäwung niedergedrückt. Wil 
Helm, felbft aber, ver ji immer, unter der Bezeihnung der Hauprftüge des Katholicismus, 
son Ofterreich und dem Papfte hatte voranftellen laffen, gefiel ſich Freilich unter dem ihm von ber 
Schmeichelei gegebenen Beinauen des Beftändigen, die unbeſtechbare Geſchichte dagegen hat 
ign, mit den Worten eines neuern Hiftoriferd *), als den Erflarrten und dennoch, außer in feis 
nem finnlofen Fanatismus, höchſt Unbeſtändigen bezeichnet. E 

Sein im Jahre 1550 zur Regierung gelangter Sohn Albrecht V. ſchien anfangs ſelbſt er⸗ 
ſchrocken beim Hinblick auf diefe ſprechenden Ergebniffe jener Verfolgung des neu aufftrebenven 
Geiſtes. Er jhien daher ein Verfahren verlaffen zu wollen, das nicht nur jede Gewiſſenẽfreihelt 
vernichtete und alle Gefühle der Menſchlichkeit mit Füßen trat, fondern dad auch, was ihm 
als die Hauptſache gelten mochte, allen Geboten ver Staatsklugheit grell wiverftrebte. Al⸗ 
brecht ließ fonach die Ketzerhinrichtungen u. vergl. einftellen, nahm, obwol feft katholiſch blei⸗ 
benv, ein Syſtem der Milde an und trat felbft zu jenen proteftantifchen Fürſten in ein näheres 
Freundſchaftsverhaͤltniß, melde ſich gegen Übergriffe ver Alle gleihmäßig bedrohenden Über— 
macht des Hauſes Ofterreih zu wahren ſuchten. Aber leider währte diefer Stand der Dinge 
nicht lange. Bald ward Albrecht auf ven Weg feines Vaters fortgeriffen. Schlau wußten bie 
Zejuiten die dem Herzog in feiner Jugend eingepflanzten religtöfen Vorurteile immer wieber 
zu weten, und zubem eröffnete ſich ihm bie lockende Ausficht, unter den Scheine des Eifers für 
die katholiſche Religion ſich über die Rechte der Landſtände Hinwegfegen und ben alten und 
zeichen Adel Baierns unter feine Gewalt beugen zu koͤnnen, nachdem dieſer Adel größtentHeils 
dem Proteflantismus ſich zugewendet hatte. So laftete denn ein vom Fanatismus geftadhelter 
furchtbarer Despotismus aufs neue auf dem Balerlande. Jede geiftige Blüte welkte elend Hin, 
oder warb mit ſchonungsloſer Hand gefnidt. Das materielle Elend brach gleihmäßig mit er 
neuter Heftigfeit herein. Vergebens aber alle Seufzer, alle Klagen ver Unglüdlihen; ver 
gebens die Borftellungen des Landtags, der (namentlich im Jahre 1568) in Herzzerreißenber 
Weiſe ſchilderte: wie das Land, die Städte und Dörfer eines großen THeild ihrer Bewohner be= 
taubt würben, bie ber Herzog blos aus dem Grund In die Verbannung ftoße, weil fie das 
Abenouiahl in beiderlei Geſtalt genöffen, waß ja er, der Herzog felbft, vom Papſte dringend vers 
langt, was diefer, der Bapft felbft, ſodann bewilligt Habe; vergebens, daß ber Landtag ferner 





4 „Taſchenbuch“, Jahrg. 1831. Vergl. auch; wegen bes Folgenden Sugenheim, 
en, und Bolfgzuftinde im 16. Jahrhundert” (Gießen 1842), worin ein reiches Mater 
ziel zur Eutgüllung ber Schändlichfeiten jener Zeit. is 
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ſchilderte, wie das ganze Land immer mehr verarme, den Abel nicht ausgenommen, deffen Güter 
man feiner fleigigften Bebauer beraube, ſodaß viele Grundſtücke oðde, Handel und Gewerbe 
lägen; vergeblich, daß ſodann namentlich der Magiſtrat ver Hauptſtadt Münden (1570) Bit 
tend vorftellte, wie dieſe eine Gemeinde infolge jener Vertreibungen der Neformfreunde auß dem 
Rande über 100,000 Gldn. (damals eine enorme Sunme!) jährlih an Steuern einbüße, 
während das Almofen nicht mehr Mittel genug aufbringen koͤnne, dem täglich höher fleigenven 
Elende zu begegnen; ſchnoͤder Hohn und Drohungen (den Mündenern gegenüber mit Ber 
legung der Reſidenz) waren die Anttvort de Herzlofen Despoten. Er wüthete mit flet8 fleigen- 
ver Heftigfeit. Jedes Mittel warb angewendet. Ex befahl eine allgemeine Entwaffnung bes 
Banernftandes, mit Ausnahme der Grenzbörfer, unbefümmert darum, daß nun die Ausrottung 
von Räuberbanden, von denen das Land mimmelte, unmöglich wurde. Furcht vor dem Volke 
und Liebe zum Wild scheinen gemeinfam jene Maßregel hervorgerufen zu haben, denn wer zum 
weiten mal Wilofrevel beging, ward aus dem Lande verbannt ober gehenft! a 

Schon damals ridteten fi die giftigen Pfeile der Tyrannei vielfach gegen bie Preffe. 
Drudereien und Buchläden wurden jefuitifhen Durchſuchungen und Gewaltdictaten unterwor= 
fen; keinerlei Bücher, auch der unſchuldigſten Art (z. B. Grammatiken), durften, wenn fie in 
proteftantifchen Laͤndern gedruckt waren, nad) Balern gebracht werben. Aber auch aus fireng 
katholiſchen Gebieten kommende und ganz alte Schriften wurden unendlich häufig verboten, und 
zufolge ausdruüͤcklicher Inftruction ſelbſt Kloftergeiftlihen unterfagt, griechiſche und roͤmiſche 
Tlaſſiker, Schriften aud den Zeiten des Heidenthums in ihren Bibliotheken zu dulden. 

Herzog Albrecht wollte, eitel wie er war, für einen Befdrberer ver Wiffenfchaften gelten. 
Dies hinderte ihn aber nicht, die berühmteften Profefforen der ingolftabter Univerfität, die ſich 
in kirchlichen Dingen feinen beſchränkten Anſichten nicht anſchloſſen, zu vertreiben (unter ihnen 
den berühmten Apian) und dieſe Hochſchule felbft ven Jeſuiten zu übergeben, obſchon die An- 

ſtalt natürlich unter ſolchen Verhältniffen fhnell von ihrer frühern Höhe herabfinken mußte. 

Albrecht, der in feiner Jugend Öfterd an ven prunkvollen Höfen zu Madrid und Wien ver- 
weilt hatte (moher denn auch befonvers feine Gewoͤhnung an den fpanifchen Herrſcherdespotis⸗ 
mus!), wollte den dortigen verſchwenderiſchen Prunk an feinem Hofe fortfegen, unbefänmert 
darum, daß das vergleichsweiſe winzige Baiern e8 jenem Reiche doch nicht gleich thum konnte, in 
welchem „pie Sonne nicht unterging”. Nach feinen Begriffen von Herrſcherthum, Herrſcher⸗ 
mwürbe und dem Glanze des Hofs erheiſchten dieſe die maß- und finnlofefte Verſchwendung. 
Das Land war mit Schulden überlaftet, dad Volk mit Auflagen faft erdrückt. Vergeblih alle 
Gegenvorftellungen, zumal der bereitö zur Machtlofigkeit herabgebrachten Stände! 

And den Beinamen eines Befoͤrderers der Künfte mollte fich der Herzog erwerben. Dies 
eine Hauptquelle der enormften Verſchwendungen. „So heilbringend“, bemerkt ein neuerer 
Geſchichtoforſcher 5), „ſolche enle Begierde dem Herzogthume hätte werben müffen, wenn ihr Ziel 
geweſen wäre, unter dem Volke ein reges Geiſtesleben zu nähren, es in der Kenntniß des Wah- 
zen, Nüglichen und Schönen — fo ſchaͤdlich wurde ſie demſelben dadurch, daß fie Er⸗ 
gebniß ganz anderer Tendenzen, naͤmlich nur der auch in dieſer Richtung fich lebhaft äͤußernden 
Eitelkeit und Prunkſucht des Fürften war. Denn bie vielgeprieſenen Verdienſte Albrecht's um 
Pflege der Wiſſenſchaft und Kunft in Baiern reduciren 1, von ihrem täufihenden Schimmer 
entfleivet, auf ausfchweifende Vorliebe deſſelben für jene Übungen und Fertigkeiten, Die feine 
Sinne ergögten, auf die Sucht, ald eingemeihter Kenner in mehren Fächern des menſchlichen 
Wiflens zu glänzen, und auf den die Majeftät der Wiffenfchaft verhöhnenben bettleriſchen Weih⸗ 
rauch kriechender Schriftgelehrten. Diefen unfeligen Leidenſchaften opferte er Summen, bie er 
von feinem armen Volke mühfam erpreßte, deſſen befte Kräfte die gefräßigen Harpyen ver⸗ 
flangen, ohne ihm aud nur den geringfien Erfaß zu gewähren, während er für Alles, mas 
eines Volkes Wohlfahrt wirklich foͤrdern, was Bildung und Wiffen zum Gemeingut Aller ma: 
Gen kann, keinen Sinn hatte. Denn was nüßten der Nation jene Vergeudungen? War die 
Beftimmung derſelben doch nur, den fürftlichen Verſchwender zu verherrlichen und zu vergöttern, 
ſowie ihn angenehm zu unterhalten; war den um ihn verfammelten gelehrten Männern doch 
keine Einwirkung auf das Volk und veffen beffere Bildung geftattet, ward dieſes doch gefliffent- 
lich unter einem fo ungeheuern Geiſtesdrucke, in fold fürchterlicher Roheit nievergehalten, daß 
«8 den wohlthätigen Einflüffen, bie Wiſſenſchaft und Kunft auf daſſelbe Hätten ausüben können, 
Thon völfig unzugänglic) geworden war.” 





5) Sugenheim, a. a. O. 
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Noch geifteöbefihränfter und noch bigotter und verſchwenderiſcher zugleich war Der nädft: 
folgende Herzog, Wilhelm V. Er war rin blinde Werkzeug im den Händen ver Jefuiten, Die 
ihn in jeder beliebigen Art wie ein Kind gängelten und zu deren Vortheil er das Land in einer 
Weiſe ausbeutete, von welder man ji faft feinen Begriff zu machen im Stande ift. Die Auf- 
lagen wurben jo ungeheuer erhöht, daß von einem Bauernhofe, von welchem im Jahre 1501 
28 Kreuzer jährlih an Stantsabgaben hatten entrichtet werben müflen, im Jahre 1595 nicht we⸗ 
niger als 100 Glon. erhoben wurben! Da aber weder der Adel noch die ganz beſonders be⸗ 
günfligte Geiftlicfeit durch dieſe Steuernlaft direct betroffen wurben, fo beliefen ſich die jähr- 
Lichen Einkünfte des Landes doch hoͤchſtens auf 450,000 Glon. Deflmungeadhtet flieg die Ver⸗ 
fchwenbung immer mehr und namentlich erbaute Wilhelm den Iefuiten zu Münden einen Pa⸗ 
laſt, der Millionen koſtete. Die machtlos gemachten Stände mußten fort und fort neue Schulden 
übernehmen, ſodaß zulept fie ſelbſt ebenfo wie der Herzog fogar allen Gelderedit einbüßten und 
. beide nur noch zu höchſt wucheriſchen Zinfen, dann zulegt gar nichts mehr geliehen bekamen. 
Da verfiel der Herzog auf ein neues Finanzmittel: er verkaufte nicht nur Aumter und MWürben, 
fonbern erpreßte auch von feinen Beamten eine Art Zwangsanlehen, indem er einem jeden eine 
Summe anfehte, die verfelbe Herbeifchaffen und ihm leihen müffe! Land und Leute ohnehin be= 
trachtete er wie fein Privateigenthum, wobei er insbeſondere behauptete, er müſſe das Volk ge⸗ 
gen deffen eigenen Unverfland fügen und auf die rechte Bahn leiten. Alle Rechte wurden da⸗ 
nach mit Küßen getreten; jene ver Landſtände insbeſondere waren beteits völlig vernichtet; Bes 
wiffensfreiheit gab es nicht mehr, jeve Eirchliche Neuerung war vertilgt; felbft ver Adel ſah, dem 
Herrſcher gegenüber, feine ganze Macht gebrochen. 

Cudlich aber trat die Unmöglichkeit hervor, die Staatsmaſchine in der bisherigen Weife 
ferner im Gange zu erhalten, zumal bei der Immer ärger werbenden totalen Zerrüttung des 
Finanzzuſtandes. Nachdem Wilhelm zuerft einen Theil der Negierungsgefchäfte feinem Sohne 
Rarimilian übertragen, fah er fi zulegt von allen Seiten in DVerlegenheiten gebracht und 
gleichſam gendthigt, die Regierung förmlich niederzulegen (1598). Er z0g fidh in eine kloſter⸗ 
artige Cinſamkeit zurück, in welcher er denn faft wie ein Monch lebte. 

Marximilian I., wol aud der „große Kurfürſt“ genannt, war ein Mann, ver allerdings 
feine Vorfahren und zwar namentlich feinen Vater weit überragte. 

Merimilian erkannte, daß er ber bisher flatigehabten maßlofen Verſchwendung Einhalt‘ 
tun müfle; auch fuchte er die Verwaltung des Landes zu ordnen, und es gelang ihm namentlich, 
ein Heer zu ſchaffen, vermitteld deſſen er Baiern zu heben im Stande war. Allein ein höherer 
Genius befeckte ihn nicht; feine ganze Anſchauungsweiſe, fein ganzes Streben blieben ſtets 
hoͤchſt mittelmäßig. Wahrhaft erhaben ſich aufzuſchwingen wußte er niemals. Wie weit fland 
er dem preufifhen Großen Rurfürfien, wie weit gar einem Friedrich I. nah! Was ihn er- 
füllte, war Vergrößerungsfudt auf der einen, fanatiſcher Glaubenseifer auf ver andern Seite, 
Nie leuchtete er feinen Zeitgenoffen auch geiftig voran, denn genialer Ideen ermangelte er. 

Obwol ed ungereimt wäre, verfennen zu wollen, daß Marimilian mehr als eine bloß unter- 
gestonete Befähigung bejaß und daß er ſchon dadurch bemerkbar hervortreten mußte, daß ex 
boch überhaupt eine Idee, wenn gleich feine höherer Art, fein ganzes Leben hindurch mit unaus⸗ 
geſetztem Eifer verfolgte, fo ift e8 dennoch Far, daß er deſſenungeachtet vielfach nur ald Werkzeug 
der ſchlau feine Tendenzen und Schwäden erfennenven und benutzenden Jefuitenpartei diente. 
Infolge veffen ward er häufig da vorgeſchoben, wo es galt, dem Ultramontanimus, gegenüber 
der Partei ver Maͤßigung unter den Katholiken, ven Sieg zu verſchaffen, ven Sieg, der im leg= 
ten Erfolge freilich ſchlinm genug war und der Sache des Katholicismus, des Kaiſers und ganz 
Deutfchlands gleich fehr zum Verderben gereichte, Es wurde vorzugsweiſe von Marimiltan 
durchgeſetzt, daß Wallenſtein (zum erften mal) geſtürzt und damit die katholiſche Partei des ein= 
zigen Belbheren beraubt warb, der einem Guſtav Adolf mit Erfolg gegenübergeftellt werben 

konnte; es wurbe von ihm durchgeſetzt, daß, gerade als die Schweben den Kampfplatz betraten, 
der (dem Scheine nach feiner Würbe wegen fo hochgeachtete) Kaiſer von den katholiſchen Stän= - 
ben genöthigt warb, fein Heer bis auf 59,000 Mann zu vermindern. Die Folgen find bekannt ges 
ang. Die unverländige Halsſtarrigleit Marimilian’s während bes ganzen Dreißigjährigen Kriegs 
teißte fi würdig daran, fammt jenem Waffenſtillſtandsbruche, den er fid gegen Ende veflelben 
a [Sulden kommen ließ und ben das Land alsbald furchtbar büßen mußte. Und um foldes 
Xrciben zu Frönen, envigte jener von der Schmeichelei und dem Jeſuitigmus Bielgepriefene da⸗ 
mit, ei den weftfälifchen Friedensunterhandlungen treulos das Abreißen einer der widhtigften 
Brovingen bed gemeinfamen Vaterlandes zu befördern, Indem er ſich mit ven Franzoſen dahin 
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verſtändigte, ſelbſt mitzuwirken, daß ihnen der Elſaß preiögeneben ward, nur damit fie hinwie⸗ 
der feine unlautern Anfprüche unterftügten. Wenn ivgend ein beuticher Fürſt, fo ift e8 Maximi⸗ 
lim, auf dem diefe Verfündigung an den wichtigften Intereffen des Vaterlandes laftet. 6) 

Allerdings erlangte Marimilian Das, wonach die bairiſchen Herzoge fhon längſt geftrebt 
Hatten: die Kurwũrde und ven Befig der Oberpfalz. Aber um welchen Preis? Nicht nur daß 
er feinen Vetter (von der Pfalz) darum beraubte und daß er einen Treubrud an Deutſchland 
beging, fondern Baiern ward aud) eines der am ſchrecklichſten verwüſteten Länder Deutſchlands. 
Dörfer und Höfe waren vielfady verſchwunden, nur hier und da erblicte man auf dem Lande 
ein paar elende Hütten. Der Boden war auf weite Strecken Hin nicht mehr angebaut, Künfte 
und Gewerbfleiß lagen völlig darniever. Was Feuer und Schwert verfchont hatten, richteten 
Peſt und Hungerönoth hintennach nod zu Grunde. (Zu Münden allein wurden 15,000 Men 
fen weggrrafft, Dörfer, fonft mit mehren Hundert Bewohnern, zählten deren oft kaum noch 
40 ober 20; andere gingen ganz ein. Bauerngüter, die vordem um 20,000 Glon. und darüber 
verkauft wurden, waren jegt um 70—80 Glon. feil!) Ungeachtet des unbefchreiblihen Uns 
glüds, von dem das ganze Land heimgefucht war, und namentlich ungeachtet der entfeglichfien 
Berarmung der Gintvohner gefiel ſich indeſſen Maximilian darin, eine für jene Zeiten faft ihres 
Gleichen ſuchende prachtvolle Reſidenz in München zu erbauen. 

Was ift — muß man ſchließlich aber noch fragen — unter Marimilian’d lange dauernder 
Regierung für geiftige Hebung des Volkes geſchehen, namentlich in ver ganzen Zeit, ehe über⸗ 
haupt die Kriegsſtürme begannen, oder in welcher ber Sieg feiner Partei zulächelte (von 1598 
— 1631)? Leider fo viel als gar nichts. Der Volfsunterricht war und blieb in den Händen der 
Mönche, vorzüglich ver Jefuiten; er zielte in Wirklichfeit nicht auf Erleuchtung, fondern auf 
Verdummung hin. Bezeichnend ift e8 ſchon, wie er die wiffenfchaftlichen Schäge der heivelberger 
Hochſchule — in geiftiger Beziehung bisher ein Oemeingut des geſammten Deutſchland — ale 
Geſchenk nad) dem Welſchlande bringen ließ, diefen Schag gerade auch für deutſches Necht und 
Altertfum. Eine wahrhaft furchtbare Anklage gegen Marimilian’s, fowie feiner Vorfahren und 
Nachfolger Regierungsweife liegt aber in den folgenden Worten, die ein bekannter hiftorifcher 
Schriftſteller ausfpriht: „Während alle übrigen deutfchen Länder, in denen bie Jeſuiten nicht 
zu ſolch ausgevehnter Beherrfhung des Jugendunterrichts gelangten, feit der Reformation un= 
ſterbliche Weltweife, Dichter, Forſcher und Eroberer in jedem Gebiete menſchlichen Willens her— 
vorbrachten, blieb Baiern Jahrhunderte lang verwaift an großen Namen und gab der Welt 
nicht einen, welcher aller Deutſchen Stolz over der Menſchheit ewige Zierde geworben wäre.” 7) 

So hinterließ denn der vielgepriefene „große Kurfürſt“ das bairiſche Land und Volk intelz 
Tertuell und materiell fo furdtbar niedergedrückt und erfhöpft, daß es gerade von jegt an, 
wenigſtens auf fehr lange Zeit, jene hervorragende Stelle nicht mehr einnehmen Eonnte, zu bee 
es berufen ſchien. 

Zu allem Dieſem kam, daß der nächſte Kurfürſt, Ferdinand Maria (1651— 79), ein allen 
böhern Anfoverungen nach durchaus unfähiger Menfh war. Das Glück ſchien ihm ohne fein 
Zuthun zu lächeln: mächtige Reichsſtände boten ihm die Raiferfrone an, und nebft ihnen verhieß 
Frankreich Fräftigen Schup gegen Ofterreich. Freilich verdient er Anerkennung, daß ex feine eigene 
Schwäche genügend fühlte, um Alles auszufchlagen. Er wendete feine Regierungsjahre dazu 
an, das nymphenburger Luftfchlog und das münchener Theatinerflofter prachtvoll zu erbauen. 

War er zu wenig thatkräftig, fo war fein Sohn und Nachfolger Dar Emanuel in verberb- 
lichem Übermaße ehrgeizig und Friegäluftig, durch welche Leibenſchaften er aufs neue maßloſes 
Elend über dad Land brachte. Erft kämpfte er für Oſterreich gegen bie Türken, dann im Spanis 
[hen Erbfolgekrieg gegen daflelbe, im Bunde mit dem ländergierigen und beöpotifchen Lud⸗ 
wig XIV. von Frankreich, der ihm eine Gebietövergrößerung (den erblichen Befig ver Nieder- 
lande) in Ausficht flellte. Die Schlacht bei Höchſtaͤdt (1704) brachte aber das ganze Land in 
feindliche Gewalt, die nun mit furchtbarer Barbarei hier wüthete, ſodaß Baiern namentlich über 

* 300 verbrannte Ortfchaften zählte. (Mit befonderer Erbitterung hauften die zuvor in ihrem 
Lande von den batrifchen Kriegsknechten entjeglih mishanvelten Tiroler.) Dabei wurden beim 
Volke, das dem Kaiſer förmlich ald jenem Lanvesherrn Treue ſchwoͤren mußte, die ungeheuers 
flen Steuern und Gontributionen auferlegt. Der Stammhaß der Baiern gegen die Dfterreiher 
tourzelte jegt aufs neue und fo tief, daß er ein ganzes Jahrhundert lang fortdauerte. Eine Art 





6) Häuffer, „Geſchichte der rheinifchen Pfalz“ (2 Bde., Heidelberg 1845). 
7) Bſcholte, „ @eichichte des batrifchen Volke und feiner Büren“, IM, 142, 
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Giciliſchet Vesper — die Ermordung aller Hſterreicher In ganz Balern an einem Lage — 
fol beabfichtigt morben fein. Ad ver Plan verrathen wurde, geihahen neue Oraujamfeiten 
von Eeiten der Sieger. Ein furchtbarer Volksaufſtand war dad weitere Ergebniß biefer nie 
aufhorenden Bedrũckungen. Die Bauern im Vilsthal erhoben ſich (Nov. 1705); ihre Anzahl 
wuchs allmäfig bis zu 24,000 Streitern. Faſt überall wurden die Oſterreicher vertrieben. Aber 
fie kehrten mit vergrößerter Macht zurück. Vei dem Dorfe Senvling, nahe bei Münden, kam e8 
(am 25. Der. 1705) zum entſcheidenden Kampfe. Die einer gehörigen militäriihen Führung 
ermangelnden, überdird von Kriegsbedürfniſſen entblößten Injurgenten Famen bis auf 500 
ums Leben. Unweit Vilshofen traf 7000 andere jener Unglüdlichen ein gleiches Schickſal. Das 
Elend im Lande war ohne Grenzen. : 

Der Kurfürft verweilte unterbefien In ven fernen Niederlanden als Statthalter derſelben, 
zunächft nur um ſich ſelbſt, nicht um das Durch ihn unglücklich gewordene Land befümmert. Ber: 
gebend erbot er jih, gegen bie Zurückgabe feines Landes oder eined Aquivalentd dafür, night 
nur jeine Truppen mit denen der Alliirten (des Kaijerd und Englands) zu vereinigen, ſondern 
ihnen aud die noch in feinem Beſitze befindlichen niederländiſchen Beftungen zu überliefern, ®) 
Die im Siege befindlichen Mächte bepurften aber dieſes Treubruchs nicht, den der Kurfürft gegen 
feinen Berbimbeten, Ludwig XIV., zu begehen ſich anhelfchig machte. 

Es bedurfte des Eintretend unvorherzufehender, unerwarteter Greigniffe (des Sturzes Marl: 
borongh's und der Entzweiung Englands und Ofterreich8), um, nad) einer noch lange dauerns 
ben Periode des Unglüdß, ven Friedensvertrag von Baden und Nafladt zu Stande zu bringen 
(7. Sept. 1714), zufolge deflen denn der Kurfürft wieder in den Beſitz feiner Ränder eingefegt 
wurde. Aber in welden jammervollen Zuftand fahen fid) dieſe durch die Eroberungsluſt ihres 
Herrſchers gebracht! Baiern war aufs neue eined der erfhöpfteften Länder Deutfchlands. „Han: 
del, Gewerbe und Aderbau lagen darnieder; viele Tauſende der Eraftvollften Arbeiter hatte ver 
lange blutige Krieg hinweggerafft. Aller innere Wohlftand war verihwunden, bie Kaffen ge: 
leert; eine ſchwere Schuldenlaſt drückte ven Staat. Überall blickten Zerſtörung und Armuth Aus 
Städten und Dörfern hervor. Elf Iahre des Friedens, während welcher Marimilian Emanuel 
in Baiern noch regierte, waren nicht im Stande, die tief gefhlagenen Wunden zu hellen.” 9) 

Karl Albrecht, der 1726 zur Regierung gelangte, unterftügte Ofterreid im Türkenkriege. 
Als Kaifer Karl VI. die Pragmatifche Sanction errichtete, erkannte er anfangs diefelbe an. Ale 
fi aber nad) dem Tode jenes Kaiferd von allen Seiten Beinde gegen Ofterreih erhoben, um 
Gebietötheile veffelben an ſich zu reißen, ftellte ſich auch der bairifche Kurfürft in dieſer Abſicht 
in deren Reihe, nicht gewarnt durd) das Unglüc, das die Eroberungsfucht feiner Vorfahren be: 
reits über Baiern gebracht hatte. Er foderte ganz ſterreich für ſich, unter Berufung auf den 
Ehevertrag des Herzogs Albrecht V. und deſſen Gemahlin Anna, einer Tochter des Kaiſers Fer⸗ 
dinand I., in welcher Urkunde es, nach ver bairiſchen Behauptung, hieß: „daß Anna oder deren 
Nachkommen alle oͤſterreichiſchen Staaten erben ſollten, wenn Ferdinand's Stamm ohne männ— 
liche Erben ausfterben würde” ; wogegen man zu Wien verficherte, jene Worte lauteten: „ohne 
einige Erben.” Auf welder Seite die Diplomatie eine Fälſchung beging, läßt fid wol nicht mit 
Beftimmtheit ermitteln, Genug, es erfolgte ein neuer Krieg. Die Baiern unterwarfen fi, mit 
franzöfiiher Hülfe, ganz Oberöfterreih; Karl Albrecht ließ fih zu Prag ald König von Böh⸗ 
men bulvigen und wurde 1742 fogar zu Frankfurt als Karl VII. zum deutſchen Kaiſer gewaͤhlt. 
Aber dad Waffenglück wendete fih; die öfterreichifchen Truppen eroberten den größten Theil 
Baiernd; Maria Iherefia (Karl's VI. Tochter) ließ ſich ihrerfeits 1743 auch von den Ständen 
Baierns und der Oberpfalz Hulvigen, und dad Land kam fohin wieder unter öͤſterreichiſche Ad⸗ 
miniftration. Karl Albrecht war nicht der Mann, Großes zu vollführen. Nicht nur während 
des Friedens, fondern ſelbſt während der ſchlimmen Geſtaltung ded Kriego widmete er fein Leben 

weit mehr den Maitreffen als den Militär und Landesangelegenheiten. Da ſtarb er denn am 
20. Ian. 4745. 

Unter feinem noch jugendlichen Sohne Maximilian II. Sofeph Fam am 20. April 1745 ein 
Friedensvertrag mit Sſterreich zu Füſſen zu Stande, Demzufolge derſelbe auf alle Anfpräce an 
Öflerreichifihe Gebietstheile entfagte und dem Herzoge Kranz Stephan von Toscana (Kranz I.) 
dem Bemahl Maria Thereſia's, feine Stimme bei der Kalferwapl zufiherte, Dagegen aber bie 
bairiſchen Ränder ſãmmitlich wieder zurüc erhielt, 





i „Kriegegefiiidte ber Balera“ (7 Wbr, München 1814), I, 133. 
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Baiern ſtellte jet wieder das traurigfte Bild des Clends var. Die Felder lagen vermäftet 
und unangebaut; die Nahrungsquellen waren verfiegt, die Inbuftrie gelähmt, die Kaſſen ges 
leert und über 40 Mil. Schulden Lafteten auf dem Lande. z 

Bon jegt an genoß endlich Baiern eines halbhundertjährigen Friedens (mern man naͤmlich 
feine unmefentlihe Theilnahme am Siebenjährigen Krieg ausnimmt). Maximilian Joſeph 
war, wie mehre Fürſten feiner Zeit, ernftlich für die Beförberung des Wohls feines Landes, 
daß er übrigens (wie dieſe durchgehends ebenfalls thaten) gleichfam als fein Privateigenthum 
betrachtete. Es war die Zeit des erleuchteten Despotismus. Er trat der Macht des Pfaffenthums 
und bes Adels entgegen, unterftüßte den Gewerbfleiß wie überhaupt jeden Zweig nützlicher Thä⸗ 
tigkeit, verbeflerte das Schulweſen, 309 fremde Gelehrte herbei und fuchte Aufklärung vielfach 
zu verbreiten. Sein Behler war, daß er zu viel alle menſchliche Thätigkeit von Negierungs we⸗ 
gen zu leiten fuchte und in dieſer Beziehung Alles thun zu können und zu müflen glaubte, wo— 
durch fehr bedeutende Fehlgriffe gemacht wurben. Alles follte gezwungen werben nüglid zu 
fein. Jede freie Bewegung war vernichtet. Statt eines Staats, eined Vereind von Menfchen 
zur Sicherheit und Freiheit, bot Baiern faft das Bild einer ungeheuern Zwangsarbeitsanſtalt 
dar. 20) Mar Joſeph war zwar durchgehends wohlgefinnt, aber feiner Aufgabe nicht ge= 
hoͤrig gewachſen. Insbeſondere geriethen die Finanzen unter ihm in noch größere Zerrättung. 
Zu den AO Mil. Schulden, die fein Vater hinterlaſſen, kamen jegt weitere 37 Mil. Den 
noch ward er vielfach verehrt, da man jedenfalls feine guten Abſichten zu fhägen Grund hatte. 

Maximilian Joſeph ftarb am 20. Dec. 1777, und mit ihm erloſch die wittelsbach⸗bairiſche 
Linie. Nach den beftehenden Hausgeſetzen unterlag es feinem Siweifel, daß die Regierung nun 
auf ven Rurfürften ber Pfalz, Karl Theovor, ald Haupt der neuburg-ſulzbacher Linie, über- 
gehen follte. Allein nun wurden die verſchiedenartigften Erbanſprüche, ganz beſonders von der 
Kaiferin Maria Therefia, dann aud vom Kurfürften von Sachſen, ja endlich fogar aud von 
dem Herzoge von Merfienburg erhoben. Sogleich befegten oͤſterreichiſche Truppen Niederbaiern 
und die Oberpfalz. Der perſoönlich Eraftlofe und überbies jever ehelichen Nachkommenſchaft er 
mangelnde Karl Theodor ließ ſich einfhüchtern und zu einem Vertrage beftinmen, in dem er, 
um fih das Land zu fihern, Niederbalern an Öflerreich abtrat. Mittlerweile aber hatte die ge= 
gen eine Vergrößerung Ofierreichs eiferfüihtige Politik Friedrich s IL von Preußen ven Herzog 
Karl von Zweibruͤcken, als nächſten Agnaten, veranlaßt, gegen jede Gebietsabtretung zu prote⸗ 
ſtiren und die Hülfe Preußens förmlich anzurufen, die denn natürlich auch gern alſogleich ge= 
währt ward. So entfland der fogenannte Bairifche Erbfolgefrieg. Mit ungeheuerer Macht führ- 
ten Preußen und Ofterreih mannichfache ftrategifche Züge in Böhmen aus, in welches Fried⸗ 
ri II, eingebrungen war. Es erfolgte feine Schlacht. Durch Vermittelung Frankreichs und 
Rußlands kam am 13. Mai 1779 der Friedensvertrag von Tefchen zu Stande, nach welchem 
Karl Theodor ald Kurfürft von Baiern anerkannt wurde, doch dad Innviertel mit Braunau 
(38 OM. Landes) an Sſterreich überlaffen und 6 Mill. Glon. als Abfindungdfumme für 
angeſprochene Allovialgüter an Sachſen entrihten mußte (Mecklenburg wurbe durch Grtheis 
Iung des Privilegiumd de non appellando abgefunden, und Preußen bedingte fi von 
Hſterreich die Zuſicherung, daß dieſes einer künftigen Ginverleibung Ansbachs und Baireuths 
an Preußen ſich nicht widerfegen werbe). Der Beftimmung des weftfälifhen Friedensvertrags 
zufolge erloſch zugleich nach dieſer Vereinigung ber bairiſchen Lande vie achte Kurmürbe. 

Das Verlangen Dſterreichs nad) dem Beſitze Baierns hörte indeſſen damit keineswegs auf. 
Sechs Jahre nad) dem Frieden von Teſchen (1785) ſuchte der Kaiſer Joſeph IL. den Plan aus⸗ 
zuführen, Baiern gegen die oͤſterreichiſchen Niederlande (mit Ausnahme Luxemburgs und Nas 
murs) zu vertauſchen; Karl Theodor follte dabei den Titel eines Königs von Burgund und bie 
Summe von 3 Mil. für ih und den Herzog von Zweibrüden erhalten. Der legtere, insge⸗ 
heim wieber durch Preußen dazu veranlaßt, winerfegte ſich aber, und Friedrich IL fand hierdurch 
Beranlaffung zur Gründung des Fürftenbundes. Der Plan gedieh nicht zur Ausführung. 





10) So wollte ber Kurfürſt das Spinnen beförbern. Nun wurben die Hausväter für den Epinufleif 
ihres Geſindes verantwortlich gemacht; fogar Kinder follten fpinnen, und bie Säumigen wurben mit 
Krengen Strafen bedroht. In einem Mandate vom 12. Juni 1762 ſchämte fich der Kurfürft nicht, 
geradezu zu erflären, daß er ſich, durch vertraute Leute und heimliche Emiffarios“ () über bie Befole 
gung feiner besfallfigen Befehle „‚informiren laſſen und die fäumig erfundene Obrigkeit fammt ben Übers 
tretern als gefliffentliche Berächter feines landecherrlichen Gebots bergefalt beſtrafen würbe, daß es allen 

rigen zum gewahrfamen Beifpiel und Schröden dienen folle“”. 
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Karl Thesteor’3 Regierung war keine gute. Verſchwendungẽſucht, Unmoralitat und Debpo⸗ 
ttomus werben ihm der Reihe nach zum Vorwurf gemacht. Ämter und Btellen wurden verkauft, 
Sfaffen und Maitreſſen und deren Günftlinge wirkten corrumpirend in die Staats: und Res 
Berungsverhältniffe ein; oft ſchien faſt Alles feil zu fein. Des Kurfürften Gitelfeit und Sin⸗ 
mentuft verieiteten ihn zu enormen Aufwanbe, zu beflen Beftreitung ſodann die bedrückendſten 
und ſchmãhlichſten Mittel angewendet wurden; Künfte und Wiſſenſchaften unterftügte er, mit 
unter reichlich, aber nicht um ihrer felöft willen, fondern als bloße Liebhabereien, wobei ex fehr 
begreiflicger Weife mehr dem Scheine opferte, ald dad Weſen förderte, für das er wenig Sinn 
Hatte. Biel Staatsvermoͤgen wurde für Die Erhebung und Bereicherung feiner unehelichen Kin⸗ 
Der vergendet. Um feinem Liebling unter denfelben, ven er zum &ürflen Bregenheim erhoben 
hatte, eine möglichft glänzende Stellung zu gewähren, verpflanzte man den Malteſerorden nad 
Baiern und übergab vemfelben, zu deſſen Haupt jener erklärt worden, in unverantwortlider 
Weiſe Die reichen Güter des vom Papſte aufgehobenen Jeſuitenordens, welche großen Befitzthümer 
für Erhaltung und Verbefferung der Schulen hatten dienen follen und bereits dafür befliimmt 
waren. Die Schulen wurden flatt aller Verbefferung vielmehr vernachläſſigt, ja man gab fle 
den Mönchen preis. Fürchterliche Inquifitionen, die fhärfften Genfurebicte, Landesverweiſun⸗ 
gen, Ikiuminatenverfolgungen, überhaupt ein wahrer Terrorismus laͤhmten jedes volkothüm⸗ 
lie Streben. Die Folgen davon wurden bald ihtbar. Die erften Strahlen keimender Aufs 
£lärung verſchwanden; bie Literatur ſank tief herab; überall ſah man ven Verſtand in deſſeln 
geſchmiedet; Schmeidhelei, Dummheit und Wolluft, gefolgt von einer erſchreckenden Sittenver- 
derbniß, traten ohne Schen und Scham hervor. 

Mit dem am 16. Febr. 1799 erfolgten Tode Karl Theodor’ erloſch auch die neuburg⸗ 
ſulzbacher Linie, und bie zweibrüder gelangte zur Regierung. Marimilian IV. Iofeph nahm 
die Rurwürbe und dad Land in Beflg, ohne daß viedmal (ein feltener Ausnahmefali!) eine 
fremde Mat Anſprüche erhoben hätte — eine Folge ver Furcht vor dem Geifte der Franzoͤſiſchen 
Resolution, der man es zu verdanken hat, daß Erbfolgekriege endlich aufhoͤrten, vie Länder mit 
Blut zu begießen, nur damit diefer oder jener Herrfchfüchtige feine Gewalt über ein Land ober . 
einen Volksſtamm weiter ausdehnen koͤnne. \ 

Barimilian’8 Auftreten ald Kurfürft wurbe faſt allgemein mit lauter Freude begrüßt. 
Fühlte er gleich felbft, daß er zum Regieren nicht erzogen fei, daß es ihm indbefondere an einer 
Höhern wiſſen ſchaftlichen Bildung und an vielfeitigen Kenntniſſen gebreche, fo erfegte doch fein 
einfacher natürlicher Verſtand gar Manches, felbft ohne innere Tiefe. Er war gutmüthig und 
wũnſchte wenigftens im Allgemeinen die Aufklärung zu befördern. Dabei befaß er in Mont⸗ 
gelas einen aufgeflärten, thatkräftigen und geſcheidten Minifter. 

So begann die neue Regierung mit Aufhebung ded allgemein verhaßten Malteferorbens, 
deffen reiche Güter der Volkserziehung zurüdgegeben wurben. Jene Männer, welche ihrer auf: 
geklärten Grundſãtze wegen verbannt waren, wurben zurüdgerufen. Nur verbiente Leute ſoll⸗ 
tem bie Staatsäuiter erhalten. Die Freiheit ver Preſſe warb wiederhergeſtellt und begann als⸗ 
bald ihre fegensreichen Wirkungen zu verbreiten. Eine Reihe anderer Misftände hörte bald 
auf. Später erfolgte die Aufhebung der Klöfter, deren Güter großentheils zur Ausfattung von 
Schulen und Pfarreien beftimmt wurden. Die religiäfe Duldung warb nicht blos als Grund⸗ 
Tag ausgefprogen, ſondern aud der That nach in Ausführung gebracht. Endlich ſuchte vie 
Regierung jene Bande mögliäft zu mildern, welche Landbau, Gewerbe und Handel feffelten. 

Gewiß waren dies vielfache und hohe Verdienſte, und um fo weniger braucht die Schattenz 
feite umgangen zu werben. Viele dem Lande gemachte [höne Verſprechungen blieben unerfüllt; 
die Befegung ber Beamtenftellen erfolgte in hoͤchſt einfeitiger Weiſe, fehr Häufig aus Begünftis 
gungen; bie alten Genfurebicte kamen wieder auf, felbft dad Spionirweſen, Verfolgungen und 
Gabinetöjuftiz; der Malteferorven warb feierlich wieber eingefegt; die Regierung ließ fih zum 
Staunen Europas verleiten, mit Rußland ein Bünbnif gegen Frankreich abzufäließen , fomit: 
der neuen Coalition beizutreten, ja Englands Gold Eonnte fowelt Eingang finden, daß in dem 
ausgeſaugten und entvölferten Baiern 12,000 Mann ausgehoben wurden, um wie eine Heerde 
an Englaub verfauft zu werben. 11) : 





i Schriften, die zu Anfang dieſes Jahrhunderts erſchienen, wurden bittere Klagen über j 
de Koimungemeile echte, Ei Bene, — — ge — Wahrer u. * 
na iriſchen Nation, oder das Erwa— men einem * 
Oeiticte der batziich € * dahrtaufend. 


(surigtigen) Arudbe re ichuung: 1800. 
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Viele ver Beſchwerden, welche damals in Baiern erhoben wurden, waren Ergebniſſe der all⸗ 
gemeinen Geſtaltungen der Zeit. Dazu rechnen wir dad maßloſe Centtaliſiren. „Alles Leben 
kam von der Negierung, die von oben herab oronete und regelte, ohne Daß jie Dad Leben von 
unten unterftüßte, over, wo ſie dad rechte Maß nicht hielt, in die gehörigen Schranfen wies.“ 12) 
Die Beamtenherrſchaft trat überall hervor und zeigte ſich oft in einem empdrenden Misbrauch 
ihrer Allgewalt. Es fielen zahllofe Unredlichkeiten, Betrügereien, Unterfchlagungen, Mishand⸗ 
Tungen des ganzen Volkes und Bedrückungen ver Einzelnen vor. Mande Vorkommniſſe grenze 
ten an das Unbegreifliche. ; 

Infolge des Friedens von Luneville (1801) verlor Baiern die ganze NhHeinpfalz (denn 
auch die auf dem rechten Stromufer gelegenen Befigungen wurden als Entfhävigungdobjecte 
benugt), die Herzogthümer Jülich und Zweibrüden, Parcellen ver Grafihaft Sponheim u. ſ. w., 
zufanınen 220 OM. mit 730,000 Menfhen und 5,500,000 Gldn. Cinfüniten. Dage= 
gen erhielt es zufolge des Reichsdeputationshauptſchluſſes (vom 25. Behr. 1803) die Bis- 
thümer Bamberg, Freiſing und Augsburg volfftändig, Würzburg und Paſſau theilweife, fowie 
42 Abteien und 45 Reichsſtädte im bairiſchen, ſchwäbiſchen und fränkifchen Kreije (darunter 
Ulm, Kempten, Memmingen, Nördlingen und Schweinfurt), zufammen ungefähr 280OM. mit 
840,000 Einwohnern und 6,600,000 ©lon. Einkünften. Im Kriege von 1805 ſchloß ich 
Baiern an Napoleon an. Der Presburger Friede brachte ihm eine reiche materielle Beloh— 
nung dafür. Zwar mußte ed das zu einem befondern Staate erhobene Würzburg abtreten, 
erhielt aber dafür ven Reſt des paffauifchen Gebiet, ganz Tirol fammt Vorarlberg u. f. w., 
die Marfgraffhaft Burgau, das Fürſtenthum Eichſtädt und die freien Städte Augsburg 
und Lindau, zufammen an 500 AM. mit 4 Mill. Menſchen. Werner warb dad Herzog: 
thum Berg gegen dad von Preußen (für den Beſitz Hannovers) abgetretene Ansbach vertaufcht. 
Auch nahm der Kurfürft von Baiern mit dem 1. Jan. 1806 die Königswürde an. Gr flellte 
fi Hieranf (12. Iuli 1806) an die Spige der deutſchen Fürſten, melde die Rheinbundsacte 
unterzeichneten, und übernahm damit die Verbindlichkeit der Lieferung eined Heerescontingentd 
von 30,000 Mann. Gegen unbedeutende Abtretungen an Würtemberg-erhielt Baiern nun 
weiter die Reichsſtadt Nürnberg, ſowie viele in fein Gebiet eingefchloffene oder an vaffelbe gren= 
zende kleine Zürftenthümer, Grafſchaften, Herrſchaften und ritterfchaftliche Güter, deren Herren 
jedoch im Jahre 1807 als Mediatiſirten befondere Vorrechte zuerkannt wurden, 

Die batrifhen Truppen mußten nun mit den Napoleonifchen Heeren 1807 gegen die Preußen 
und Nuffen, 1809 gegen bie Sſterreicher fämpfen. Der Wiener Brievensfhluß von 1809 
vergrößerte dafür den Staat mit Salzburg, Berchtoldsgaden, den Innviertel und dem größten 
Theile des Hausruckviertels, zufammen 260 OM. mit 410,000 Einwohnern, wogegen nur 
einige Abtretungen an Würtemberg (Ulm u. |. w.) und an Würzburg zu leiften waren, zu= 
fammen etwa 42 OM. mit 130,000 Menfhen. Minder vortheildaft war ein im Jahre 
1810 vorgenommener Tauſch, indem Baiern den ſüdlichen (frudtbarern) Theil von Tirol 
an dad Königreich Italien und die illyriſchen Provinzen überlaffen mußte und dafür bie 
Fürftentyümer Baireuth und Regensburg erhielt, 90 OM. mit 270,000 Einwohnern gegen 
die abgetretenen 180 OM. mit 300,000 Menſchen. Im ruſſiſchen Beldzuge von 1812 
werd bie bairifhe Armee von 30,000 Mann völlig aufgerieben, mehr durch Kälte und 
Mangel als duch das feindliche Schwert. Ein neues Heer wurde ausgehoben und an der 
Öfterreichifchen Grenze aufgeftellt. General Wrede führte daſſelbe an. Dieſer General ſchloß 
nun noch vor ber Zeit ver leipziger Schlacht mit den Öfterreihern zu Ried einen Ver⸗ 
trag ab (8. Det. 1813), nad) welchem Baiern in die Reihe der wider Napoleon Verbündeten 
übertat. Der mädıtigfte war fohin aud der erfte der Rheinbundsſtaaten, welcher ſich an die 
Felnde der Franzoſen anfchloß, und dies zwar che noch das Waffengluͤck gegen diefelben entſchie⸗ 
den hatte und fohin eine äußere Nöthigung eingetreten war. Unbegreiflicherweife war ber des⸗ 
fallfige Vertrag aber aud in materieller Beziehung äußerft ungünftig für Baiern. Wrede's 
kaum begreifliche Ungeſchicklichkeit opferte ſodann bei Hanau einen großen Theil eines nun ver⸗ 
einigten bairiſche oͤſterreichiſchen Heeres auf. Der Reſt der bairifchen Truppen machte den Feld⸗ 
zug von 1814 in Frankreich mit. Zufolge des Nieder Tractats und des Wiener Friedensſchlufſes 
erhielt Baiern feinen jegigen Tercitorialbeftand: e8 mußte Tirol mit Vorarlberg, Salzburg, 
das Inn= und Haudrudviertel abtreten und erhielt dafür nur als höchſt ungenügende Entfcpäs 
tigung Würzburg, Aſchaffenburg und die Rheinprovinz (die fogenannte Pfalz). 





12) Weibel's Worte im Art. Batern der erſten Auflage bes „ Ginats + Lexilon“. 
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Wägrend der RHeinbundegeit wurden viele franzoſiſche Ciurichtungen auch nach Baicrn 
verpflanzt, namentlich was das Herrweſen betraf (Militärorganiſation, Conſeription und Land⸗ 
wehr). Es wurden im Übrigen aber nicht gerade immer Die beſten derjenigen Inſtitute herüber⸗ 
gepflanzt, deren ih Frankreich ſelbſt unter dem Gewaltherrſcher Napoleon erfreute. Im All⸗ 
gemeinen. herrſchte unter dem Minifterium des geiftvollen und kräftigen Montgelad ein erleuch⸗ 
teten Deöpotismus. Mag nıan diefen ‘in mancher Beziehung für nothwendig halten unter ven 
damaligen innern Zuftänden Baierus und den äußern Zeitverhältniffen, immerhin war er von 
entjeglicen, oft enpdrenden Misbräuchen der Gewalt begleitet. In Wirklichkeit regierte Mont⸗ 
gelas weit mehr als der im Allgemeinen gutmüthige König Mar. Die meiften Mieftände 
Eannte der Letztere nicht, da er jih um die eigentliche Regierung nur wenig befünmerte, andere 
abzuftellen gebrach ihm die Kraft, zuweilen jelbft ver nöthige Wille. 13) Montgelas, dur den 
Baiern ınaterie groß und geiftig wenigſtens mehrfad auf den Weg des Lichts gebracht worden, 
blieb auch nady Napoleon’ Sturz an feinem Poſten. Dem deutſchen Vundesweſen, wie es ſich 
enrwidelte, war er abhold. Er fuchte namentlid; Baiern eine felbftändige Stellung zu fihern, 
ſodaß «8, ungehemmt durch den Bund, als fouveräne Macht geadjtet werde, wie aud) mehre ans 
dere enropäijche Staaten von gleicher Volkszahl. Von allen Seiten erhoben ſich nun aber in 
der diplomatiſchen Welt Gegner wider Montgelas, ſodaß König Mar während feines Aufent⸗ 
kalt zu Wien im Winter 1816 zu 1817 ſich dad Verfprechen abnehmen ließ, ihn vom Staats⸗ 
ruder zu entfernen. Doch blieben, ungeachtet mancherlei Umgeftaltungen, manche feiner Grund⸗ 
anfihten noch längere Zeit herrſchend, namentlich jene, denen zufolge Baiern ſtets ald fouveräs 
ner Staat aufzutreten pflegte. 

Die fpätern Jahre ver Regierung des Könige Mar bilden offenbar nicht deren @lanz= 
periode. Die Gutmůthigkeit des Fürſten, die ihn häufig veranlafte, ſich allzu leicht über wichtige 
Dinge Hinmwegzufegen, wurde fehr oft misbraucht; insbeſondere herrfchte in vielen Zweigen ver 
Verwaltung eine große Verſchwendung, ſodaß der Finanzzuſtand inmitten des Friedens immer 
zerrũtieter wurde. Deſſenungeachtet erregte die Kunde von dem am 13. Oct. 1825 ploͤßtzlich 
durch einen Schlagfluß Herbeigeführten Tode diefes Fürften, des Gründers einer neuen Ber: 
faffung, bei der großen Maſſe des bairifhen Volkes, namentlich aber bei ven Beamten eine ſehr 
allgemeine und ungeheuchelte Trauer. Nur Wenige waren anderer Anficht. 

Die erften Anordnungen ded neuen Königs Ludwig erregten die. freubigften Hoffnungen‘ 
und wurden mit lauten: Jubel begrüßt. Durchgreifende Griparungen im Staatshaushalte foll: 
ten alsbald ind Leben treten, um Ordnung in den Finanzen herbeizuführen: überflüffige Stel: 
len wurben aufgehoben und Eriparungen im Heere und in der Hofverwaltung eingeführt. 
Dance Kamilien zwar wurben durch die plöglihe Umgeftaltung ſchwer betroffen, doch betrach⸗ 
tete man died und einige andere dabei hervortretende Härten als vorübergehende Übel. Die 
Genfur aller nichtpolitiſchen Blätter wurde ald verfaffungswidrig aufgehoben und fomit der 
Preſſe namentlich die Befprehung der inländiſchen Verhättniffe freigegeben. Der König ſelbft 
erflärte feierlich in einer Thronrede: „er möchte nicht unumſchränkter Herrſcher fein”, und bei 
einer andern Gelegenheit: „er fei ver äußerfte Linfe in Baiern.“ 

Indeſſen erfolgte allmälig eine Anderung in den Negierungsgrundfägen, beſonders einige 
Zeit nad ver Julirevolution. Die Einen hielten dies für dringend nothwendig, ſonach für einen 
glüdtihen Wendepunkt; die Andern ergoffen fi in Klagen, daß Baiern feine Stellung ver= 
kenne und feine Gegenwart und Zukunft opfere. Die Genjur wurde mit größerer Strenge ald 
ſelbſt in irgend einem andern deutſchen Lande geübt. Die politifhen Proceſſe häuften ſich. Die 
Gerichte, in denen mancherlei Veränderungen und Perfonefiwechfel ftattgefunden, glaubten mit 
alfer Strenge politiſche Regungen niederdrũcken zu müffen. Überall warb auf ſcharfe Strafen 

und dabei namentlich bei Majeftätöbeleivigungen auf knieende Abbitte vor dem Bilde des Königs 
erfannt, wie dieſes das in ven fieben ältern Kreiſen geltende Strafgeſetzbuch von 1813 vorſchreibt. 
Männer wie den berühmten Nechtölehrer und Landtagsabgeordneten Behr und den gleihfalle 
gefeierten Eijenmann traf dieſes Loos. Ihre Bergehungen und die riterlihen Verhandlungen 
und Entjdeidungsgründe blieben, geheime münblige Mittheilungen abgerechnet," im Dun⸗ 


—— — —— 


13) Seht merkwůrdige Enthüllungen daruber finben ſich in den „Memoiren“ bes geiſwollen und ſcharf 

Sesbedtenden Ritters ‘v. Lang. Co viele ſcharfe Auflagen derſelbe gegen eine Menge beftimmt bes 

Berfonen und Famiũen erhebt, fo if doch noch nicht eine einzige ber von ihm berichteten That ⸗ 

jadhen «ls unmahre bezeichnet worden. Daß das Publicum ein Berbot des Buche in Baiern nicht ale 
uug, fonbern weit mehr als Betätigung betrachtete, iſt begreiflich 
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tel. Auch in der Folge, «ts Beinahe in allen Laͤndern Amneſtien verkündet wurden, geſchah Kies 
in Baiern nicht. Verſchledene ausgegeihnete Männer, worunter die berühmten Uninerfitätes 
lehrer Schönlein und Dfen, verließen, theilweiſe förmlich entfliehenn, das Land, um fid poli⸗ 
tifhen Unterfuchungen zu entziehen. Namentlich wurden auch manche Mitgliever der Abgeorb- 
netenfanıner, die fich ald liberale Redner bemerkbar gemacht hatten, in ſolche Proceſſe verwidelt, 
wie der Pfälzer Schüler und eine Zeit lang ſelbſt der fehr dynaſtiſch gefinnte Freiherr v. Cloſen. 

Wir müſſen zwar dieſe längft der Geſchichte angehörenden Thatfahen erwähnen, aber wir 
maßen uns fein uͤrtheil darüber an. Hier genüge es, der Erfcheinungen zu gedenken, fowie He 
eben äußerlich heroortraten. Die Regierung hegte unverkennbar die Anfcht, ein unbedingtes 
Nieverhalten des Liberalismus ſei durchaus erfoderlih. Das monarchiſche Princip trat über 
all eutſchleden gebietend hervor. Ohne Vernehmung der Stände wurde ein bairiſches Heer nad 
Griechenland gefendet, zu deſſen König der bairifche Prinz Otto erflärt worben war; ohne ſolche 
Zuftinmmung wurden große Geldſummen aus Staatsmitteln dahin geliehen; ohne ſtändiſche 
Mitwirkung wurden große Pradtbauten ausgeführt und deren Koften nicht blos aus Mitteln 
der Givillifte, fondern auch aus jenen des Staat unmittelbar beſtritten; ebenfo erfolgten Ver⸗ 
tragsabſchlüſſe, wie 3. B. wegen des Donau-Main-Kanalbaus, in denen der Staat die größten 
Verbindlichkeiten ohne ftändifche Genehmigung übernahm. 

Es kann nur ald eine natürliche Folge der einmal herrfchenn gewordenen Grundanſicht be= 
trachtet werben, daß die Beamten nicht mehr Staats-, fondern königliche Diener genannt wer= 
ben mußten, daß jede Anftellung odet Beförderung im Givil- oder Militärdienfte nicht mehr als 
ein Recht, fondern ald Gnadenſache behandelt und bezeichnet ward; daß babei der (ven Ange⸗ 
ſtellten im Falle ver Penfionirung verfaffungsmäßig verbleibende) Staatögehalt in den Ernen= 
nungöbeereten ganz gering angefegt und die Gewährung eined mweitern von ber königlichen 
Gnade abhängig gemacht wurde u. |. w. 

Das nämliche Brincip, welches die Brundlage des politifchen Handelns bildete, ward durch⸗ 
aus confequent auch in den firchlihen Dingen zur Anwendung gebracht. Hier wie dort wurben 
bie Grundſaͤtze des Fortſchritts, ja felbft jene des Feſthaltens an dem in diefer Richtung bereits 
Grlangten entſchieden bekämpft und niedergedrückt. Das gleiche Loos hatte zuvor fon den ſo⸗ 
genannten Invifferentismus getroffen. Im Katholicismus wurde die durch das Moͤnchthum 
tepräfentitte Tendenz überall unterftügt und beföärbert, im Proteftantismus die rationaliftifhe 
Richtung untervrüdt und felbft im Judenthum Feine Neologie geduldet. Im Ganzen aber trat 
das Streben immer mehr hervor, daß Baiern ver erfte orthodox⸗katholiſche Staat in Deutfch- 
land fein wolle. Daher nicht nur vie fharfe Unterdrückung des in der legten Zeit entſtandenen 
Deutſchkatholicismus, fondern insbeſondere auch die Klagen der Proteftanten über Zurüd- 
fegungen und felbft über Glaubens: und Gewiſſenszwang, wie befonders in den Beſchwerden 
über die Kniebeugung ver proteftantifchen Soldaten und Landwehrmänner vor dem Benerabile 
der Katholiken fo vielfach; hervorgehoben wurde. 

Dabei waltete die Anficht vor, daß die Regierung Alles felbft anordnen, nichts der freien 
Thätigkeit des Volkes überlaffen müfle. Daher Verbote und Gebote nad; allen Richtungen. Be: 
kanntlich ift Die eine Erſcheinung der Neuzeit, von der man im fonft vielgepriefenen Mittelalter 
keine Ahnung hatte und welde von den Einen ebenfo entſchieden misbilligt, ald von den An- 
dern für nothwenbig erflärt wird. Wie man dies nun aber anfehen möge, fo ift es Thatſache, 
daß ſich die Anwendung jened Grundſatzes in Baiern fehr weit ausdehnte, felbft bis zur Ortho⸗ 
graphie herab, ſodaß z.B. von oben herab geboten ward, Bayern ftatt Batern, Gendarmen flatt 
Gensdarmen zu freiben u. |. w. In ähnlicher Weiſe warb verboten, den neuen Flügel des 
mündener Schloſſes Neubau zu nennen, er mufite Saalbau geheißen werben. Oft Ing aber au 
in den Worten ein tieferer Sinn, z.B. In den Verboten, Staatsbürger, Staatsminifter aber 
dergl. zu fagen, wogegen die Ausbrüde Unterthanen und koͤnigliche Minifter gebraucht wers 
den mußten. r 

Was im Übrigen bie Geftaltungen im Einzelnen betrifft, fo verweifen wir auf Abſchn. X 
dieſes Artikels. - 

I. Die alte Bolksrepräfentation, vie Landſtände. Kein anderes deutſches Land 
befigt über feine ältere Volfsrepräfentation eine fo reihe Kiteratur als Baiern. 14) Deſſen⸗ 


144) €. vorgäglid: „Sammlung bairiſcher laudſtaͤndiſcher Breiheitsbriefe und mannter Hands 
fehen” (Mi: 1779). (Diefe Befunden be innen mit 1311. — den 
und Yang — —— Rear in Balkan“ (1708) ; — nen 
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ungeachtet aber macht man ich, durch unſere gewöhnlichen Geſchichtsblicher und tief eingeprägte 
hiſtortſche Vorurtheile von der abfoluten Fuͤrſtenmacht irre geführt, meiſtens ganz falſche Vor⸗ 
Rellungen davon. Man glaubt Wunder wie viel bewieſen zu haben, wenn man bie alten Land⸗ 
Rände bis zum 14. oder 15. Jahrhundert hinaufbatirt! Freilich, diefe Landſtaͤnde in ihrer fpä= 
tern Beftalt find kaum Älter, wol aber if es Die wahre Volksrepräſeniation. 

Im den allerfrũheſten eiten der germanifchen Geſchichte, lange zuvor ehe ſich noch das Feu⸗ 
dalweſen bildete, beruhten alle Einrichtungen ver verfhiedenen deutfchen Volksftämme auf den’ 
ũberall hervorleuchtenden Grundfägen der gleichen Berechtigung aller Freien; die ſämmtlichen 
Angehörigen ber fiegenben Völker waren aber gleich frei, ſonach auch völlig gleichberechtigt. Alle 
wichtigen Angelegenheiten des Gemeinweſens wurben in allgemeinen Voiksverſammiungen bes 
rathen und entſchieden, die minbeftens alljährlich ein mal, falls e8 nöthig war, aber auch welt 
Bfter flattfanden; hoͤchſtens mochten die erſten Beamten (mozu die Oberhäupter felbft gehörten) 
über einen Gegenſtand Vorberathung pflegen, um fogleich beftimmte Anträge zu flellen, bie 
aber oft genug bermorfen wurden. Was bloß einzelne Gegenden betraf, fand feine Erledigung 
in den monatlichen Berfammlungen der Bewohner der betreffenden Gaue. In jenen allgemei= 
nen Volksverſammlungen wurde namentlid entfhieden Über alle allgemeinen Gefege, über 
Krieg und Frieden, die Wahl oder Abfegung des Oberhaupts (Fürften, Königs) und über 
wichtige Rechtsſtreite, zumal die Veftrafung der Fürften und aller Vornehmen, vie aber nichts 
Anderes als bloße Angeftelite waren. 1) 

Wie bei allen germaniſchen Stämmen, von denen wir irgend nähere Kunde befigen, finden 
wir dieſe Einrichtungen namentlich auch bei ven Balern. In ihren älteften Befegen fon, 
die aus ber gleichen Periode wie die falifchen Geſetze ſtammen, ift ausdrücklich gefagt, daß fie 
unter Mitwirkung Aller, des geſammten Volkes, erlaſſen worden ſeien. („Hoc decretum est 
apud cunctum populum“ etc.) Bei wichtigen Proceſſen und ſonſtigen Verhandlungen traten 
alte Sreien zur Entſcheidung zufammen. („Liberi conveniunt, omnes ad placitum conve- 
niunt.”) Bon einer Menge von Herzogen wiſſen wir ſpeciell, daß fie durch das Volk gewählt 
worden waren; fo namentlich Thaffilo, der Zeitgenoffe Karl's d ®r., der feine Erhebung bem 
Beſchluſſe der Berfammlung zu Aſchheim verdankte und ber aud) erweislich in vielen weitern 
Bolköverfammlungen das Erlafien von Befegen veranlafte. Seine Abfegung und Verurtheis 
kıng ſogar warb durch ein Volksgericht ausgeſprochen, das freilich großentheild aus dem Wolfe 
der Sieger, der Franken, beſtanden zu haben ſcheint. Aber fogar jeßt noch, nad) ver Zeit Karl'e 
d. Gr., bewahrte das Volk ſoviel Rechte, daß ſelbſt nicht einmal auf des Kaiferd Gebot en 
Krieg ohne der Nation Beiſtimmung begonnen werden konnte, und daß die Herzoge nur durch 
Volkswahl zut Gewalt gelangten. Die Kaiſer ſelbſt erkannten dies ausdrücklich an (fo z. B. 
namentlich Otto IH. und Heinrich L); beſtanden dieſe Verhältniſſe doch überall, ſodaß ſie ſelbſt 
gar keinen Begriff hatten, wie es irgend auch anders ſein koͤnne, wenn ſie gleich mitunter in ein⸗ 
zelnen Fällen ihre Gewalt im Übrigen mißbrauiten. So ward im Jahre 880 Ludwig HI. zum 
Herzoge erwählt; ebenfo 911 Arnulf. Bon Kaifer Konrad II. wiflen wir, wie er ſich um bie 
Volksgunſt bewarb, damit fein Sohn Heinrich zum Herzoge gewählt werde. Als Heinrich IV. 
den Welfen eigenmächtig zu diefer Würde erhob, vermochte er erſt nad) längerer Zeit die Baiern 
zu befänftigen. Auch Eonnte ſelbſt der zu ſelbſtherriſchen Übergriffen fo fehr geneigte Friedrich 
der Rothbart die Baiern nicht umgehen, ald Heinrich der Löwe geächtet ward. Da Rudolf von 
Habsburg nad ven mit Baiern verbundenen Landestheilen Hfierreich, Steiermark u. ſ. w. für 
fern wer, mußte er vie Volksverſammlung dieſer Gegenden für ſich zu gewinnen fuchen, damit 
diefe feine Söhne Albrecht und Rudolf erwählte u. ſ. w. 

Als das Unweſen des Lehenthums immer mehr um ſich griff, wurde das Amt, das Herzog 
ihum, ebenfalls gleichfam zu einem Lehenftüce. Oft folgte ver Sohn dem Vater in der Würde, 
aber nur unter Anerkennung von Seiten des Volkes und unter Erneuerung bed wechſelſeitigen 
perfönligen Vertrags. Auch mußte jeder Herzog, zufolge alten Landrechts, vor Ablauf von 
18 Monaten nach feiner Belchnung einen Hof- oder Landtag (zu Regensburg) halten. 


den Jahren 1489— 1513” (18 Bde., Münden 1803—5); Derfelbe, „Anleitung zur nähern Kennts 
niß der bairifchen Landtage im Mittelalter‘ (Münden 1805); Rubhart, „Die Gefchichte ver Landflände 
iR Baiern“’ (2 DBoe., Heidelberg 1816, in einer zweiten Auflage angeblich 1819). Auch das oben citirte 
Bed von Sugenheim gehört theilmeife hierher. f 

15) Bergl. die Art. bel, Dentiges Laudesſtaatsrecht, deutſche Bandftände und Recht, Kiftorifäes, 
Der Genptodlter Surovas in Ginfiht anf freie Berfaflungen; fobann Kolb, „Geichichte der Menfchheit 
und der Gultur”. : 
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Es würde hier zu weit fügren, wenn wir alle Volksverſammlungen einzeln aufzählen weils 
ten, von denen ſich beftimmte Kunde bis auf unfere Zeiten erhalten hat. Damit aber fein Zwei⸗ 
fel darüber entftehe, daß keineswegs blos der Adel oder die Minifterialen (die Hofleute) dabel 
vertreten waren, ſei vorerſt nur daran erinnert, daß gerade aus biejen Zeiten ſchon die ſprich⸗ 
woͤrtlich gewordene Anficht herrührt: day, wer Minifteriale geworden, ich jeiner Freiheit ver= 
luſtig gemacht Habe, und dann, daß wir fortwährend (worüber wir namentlich aus Heinrich's 
des Löwen Zeit beſtimmte Nachrichten bejigen) nicht etwa blos die Bürger einer Stadt (indbes 
fondere Regensburgs), ſondern geradezu die Maſſe des Volkes als auf dem Landtage anweſend 
und entiheidend ausdrücklich angeführt finden. Auf einem ſolchen Landtage zu Karpheim be— 
ſchwor Heinrich der Löwe im Jahre 1127 die Landeöfreipeiten. Auf einem andern 1161, auf 
welchem er Gericht hielt, faßen, wie wir beftimmt willen, neben deu Vornehmen aud) Die Leute 
des Volkes. 16) Derkaufte der Herzog ein Out, eine Domäne, fo geihah «8 „unter Zuftimmung 
Aller, der Geſammtheit“. 17) Ohnehin läßt ja fhon der Name Landtag einen Zweiiel dar⸗ 
über, wer hier zu vertreten, wer urſprünglich ſtimmberechtigt war. (ber die große Ausdehnung 
ber Volförechte |. Deutfches Landesſtaatsrecht.) 

Allerdings ſchmolz die Zahl der Freien infolge der unfeligen Beubaleinrihtungen immer 
mehr zuſammen, immer entſchiedener bildete ſich der mittelalterliche Abel aus. Wie dies geſchah, 
iſt anderwärts nachgewieſen. 1°) Dennoch Eonnten die alten Rechte des ganzen Volkes nie völlig 
ausgetilgt werden; viele Jahrhunderte ſpäter werden wir die bedeutſamſten und ſprechendſten 
Beweiſe deſſen wiederfinden. Insbeſondere aber erhielten und entwickelten ſich die alten Volks⸗ 
rechte mannichfach in den Freiheiten der Städte. Faſt überall leſen wir gerade in den älteſten 
dieſer Privilegien, daß die Fürſten erklären: ſie beſtätigten, erneuerten, genehmigten jene Frei⸗ 
heiten, die ſonach unzweifelhaft Älter fein mußten als dieſe geſchriebenen Zugeſtändniſſe. 19) 
Unter mancherlei Andeutungen der damaligen argen Gräuel- und Fauſtrechtsherrſchaft 2%) fin= 
den wir Beftimmungen wie folgende, welche aus dem ganzen Weſen des damaligen Volksthums 
hervorgingen. In ber landöhuter Urkunde von 1279 Heißt «8: „Zur Haft foll nur gezogen 
werben, ter ein Verbrechen verübt hat, welches das Leben Eoftet; im librigen, wenn fein Grund⸗ 
ſtück dem Werthe der Strafe gleich ift, geht er frei umher.” In dem mündener Kreibriefe von 
1289 heißt e8: „Sein (des Bürgers) Haus ift eine Freiftätte; ſelbſt wenn ein Übelthäter ſich hin⸗ 
eingeflüchtet , foll der Richter over fein Scherge nicht keck erbrechen, was verfcploffen. Der Haus: 
herr felber difne es und fehe zu, wie er dem Flüchtigen burchhelfen koͤnne.“ In ver von Ludwig 
dem Baier ausgeftellten ingolftabter Urkunde ift ausgeſprochen: „daß der Stadt Sachen be— 
forgt und entſchieden werden follen von ihr felbft duch ihren Rath, nicht durch des Herzogs 
Nichte. Eines Bürgers Wohnung fol Heilig fein, und hoch gefttaft werben, wer den Andern 
angreift in feinem Haufe. Dem Richter thue man willig auf, aber er hüte ſich aufzubrechen. 
Wer angefeflen mit Haus und Hof, if frei von Haft, außer wer toptgefchlagen hat. Wer ver⸗ 
wundet auf den Tod, darf, ehe biefer erfolgt ift, nicht berührt werben von ded Schergen Hand‘ 


uf. w. Beflimmungen, deren Geltung fi das hierin freie Volk ver Briten fortzubemahren 


gewußt hat bis auf den heutigen Tag... - 

Man hat mehrfach in Deutſchland die Theorie aufzuftellen verſucht, daß die Stände alle 
ihre Rechte erſt durch Kauf von den Fürften erlangt hätten, wenn ſich diefelben in Geloverlegen- 
heiten befanden. Nichts ift hiſtoriſch unrichtiger, nichts zugleich ungeveimter an ſich als dieſe 
Behauptung. Wäre das Volk wirklich einmal rechtlos geweſen, jo hätterman ihm ja eben kurz⸗ 
weg Altes hHinwegnehmen mögen, ohne daß es irgend ein Gegenzugeſtändniß hätte fodern kön— 
nen. Ohne Widerrede mußte e8 alsdann eben hergeben, was ed befaß. Aber fo war ee nicht. 
Das alte Recht Hatte ſich forterhalten bis zu diefen Zeiten, wonad Fein Freier eine Steuer zu 
entrichten ſchuldig war. Was immer er gab, war ein freiwilliges Opfer, ein Geſchenk, dad er 
reichte, zur Erlangung eines gemeinfamen Zwecks. (S. Beeten.) Gerade in noch vorhandenen 





16) „Mon. Boic.”, VIl, 109: De ministerialibus et aliis quam pluribus. 
17) De communi consensu. Urfunde vom Jahre 1295. a 
‚18) Vergl. bie Art. del, Deutſches Landesklnatsrept, Necht, biſtoriſches, und das bort zugleich 

cititte Buch von Kolb, „Geſchichte der Menfchheit ”. 

19) Faſt überall begegnet man den Ausbrüden: approbamus, ratificamus, innovamus, confir- 
mamus u. f. w., eine Thatſache, die näher gewürdigt werben follte, als es bie jet geſchehen ift. 

20) So erflärte der Herzog in dem ben Mündjenern im Jahre 1289 gewährten Freibriefe, daß er 
auf den Eheziwang verzichte. „Wir fulen od) nieman hie zu Munden, werer Wip, noch Man zu 
etlicher Hyrat dwingen. ” 
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bairiſchen Urkunden (3. B. aus dem Jahre 1302) werben bie Gtenern als grata subsidia, als 
steurae inconsuetae ac indebitae audbrüdlic bezeihuet. Die Verſchwendung der Fürften 
brachte es freilich allmälig mit jih, daß die für die Veftreitung der geſammten Regierungss, 
jumal auch der Kriegsbedürfniſſe beſtimmten Domanialeinfünfte nicht ausreihten. Im Inter: 
eſſe des Gemeinweſens mußten nun allerdings die Freien auch jegt Opfer bringen; ſie thaten es 
freiwillig, ſuchten ih eben darum aber aud gegen die Wiederkehr der Verſchwendungen zu 
ñchern. Daher die Berfiherungen und Verfprehungen, welde ihnen bie Fürſten ertheilen 
mußten. Die Beteiligten verfländigten und verpflichteten ſich gegenfeitig eidlich, gemeinfam alle 
fernern Misbräuche diefer Art von ſich zurückzuweiſen. Die bairiſche Landſchaft als ſoiche und 
in ihren mittelalterlichen Formen entſtand aus Föderationen oder, wie man es (ohne alle üble 
Bedeutung des Wortes) nannte, aus „Gonfpirationen”, aus ‚Verſchworungen“, was die Aus⸗ 
drũcke für „Zuſammenſchwörung Gleihgefinnter” waren.? ) 

„Bon den Leuten eine Steuer zu nehmen”, alſo bemerkt Rudhart hierin ſehr richtig, „war 
unrãthlich und unrecht“ (eigentlich: unausführbar, unmöglih!). „Man glaubte, dad Vermögen 
eines Mannes fei fein und nicht bem Kürften, und war wach auf feine Befugniß. Der Pfalzgraf 
hatte einmal eine Steuer gefobert, vergeblich, man zahlte nit!” 22) In ihren Geldverlegen⸗ 
beiten riefen die Herzoge die Bornehmen und Geringen (aud) die Dienftmannen) auf: „ſie foll: 
ten rathen, wie zu helfen fei aud dev Noth.“ Diefe verfammelten fid) in der Charwoche 1502 zu 
Schnaitpach. Die Herzoge baten, daß man ihnen die Erhebung einer Viehfteuer erlauben möge: 
n-... das wir unfern lieben getreuen Graven, Freien und Mitleuten... die und zu biefen Zeiten 
buch ir treuen Willen mit einer gemainen Viehfteuer, die ſy und erlaubt haben willigli und 
gütlih... geholfen haben.” Die Bitte ward für diesmal gewährt, aber ferner wollte man 
das Gleiche nicht mehr zugeftehen und „Alle verbanden fid) dagegen mit einem Eide“. Die Her⸗ 
zoge Rudolf und Ludwig (fpäter „ver Baier’ genannt) mußten für ſich und ihre Erben be= 
ſchwören und beiiegeln, „für bad feine Steuer zu nehmen an beren Leuten oder Gut ober an 
ihren Erben. Wollten fie diefelben nöthigen zu einer Steuer, fo fei dies gethan wider Treu, 
und mögen fie fi) verbinden nad) ihrem gethanen Schwure, den die Herzöge gut heißen, und 
ihnen auch Andere beiftehen. Daran fei nicht wider fie gethan” (... „und ift davon unfer gues 
tee Willen und Gonft dabey das ſich des yezo miteinander vereinet haben und auch ges 
ſchworen“ u. f. w.). - 

Es war dies die erite befannte Einigung, der erfte befannte Bund. Die Gerzoge hatten aber 
keine mahrbeitötreue Rechnung abgelegt, jondern einen Theil des Schulvenftandes verheimlicht. 
Infolge deſſen entftanden bald neue Gelpverlegenheiten. Als Auskunftsmittel verſchlechterten 
die Herzoge die Münze. Darauf entſchiedene Unzufrievenheit. Das Volk gewährte noch ein mal 
Hülfe (1307), aber unter ver Bedingung, daß die Herzoge ihre Münzanftalten „ben Herren, 
den Prälaten, Grafen, Freien, Dienftimannen, den Städten und Märkten, ven Büugern und 
Bauleuten und dem ganzen Rande” („und überal allem unfern Land zu Baiern“) übergaben. 
Bir fehen alfo immer wieder dad Volk hervortreten, nicht blos Adel, Geiſtlichkeit und Städte, 
wie man fid) in der Neuzeit gewöhnt hat in die alten Urkunden Hinein zu interpretiren. Allers 
dings treten mehr und mehr bie einzelnen Stände hervor. Der Grund ift einfach: es gab Fein 
Alles umfaflendes Gemeinwefen mehr, wie ehemals; das Sonderinterefle nahm allmälig Alles 
in Anfprud. Statt des gefammten Volkes erſcheinen die einzelnen Stände (unter ihnen von der 
alferfrüheften Zeit an namentlid) die Städte); nach Wefen und Form aber blieben im Übrigen 
dennoch vielfach die alten Verhältniſſe. . 

Als die Herzoge Rudolf und Ludwig nach ihres Baterd Tode in Zwiſt geriethen, foderten 
fie die Landfchaft zur Söhnung auf (1510). Die verfanmelten Stände waren es, welde bie 
Theilung des Landes befchloflen. Der eine Theil wählte fi Ludwig zum Oberhaupte, ber 
andere (Nieverbaiern) behielt Rudolf. Die Söhne des Legtern gaben bald zu vielen gerech⸗ 
ten Klagen Beranlaffung. Ihre Verſchwendung verleitete fie, einen Theil ihrer Kriegäleute um 
Geld in fremde Dienfte zu verhandeln. Dennoch waren ihre Kaffen Immer leer, und es geſchah 
ihnen, ben folgen Herzogen von Nieberbaiern, daß fie, wegen Nichtbezahlung ihrer Schulden 
an die freien Bürger von Regensburg, von biefen ins Einlager (den Schulbthurm) geſteckt wur⸗ 
den. Die verſchiedenen Stände des allzu gutmüthigen Volkes mußten ſich oft mit Abgaben bes 
laßen, um dem gefährbeten Gemeinwefen wieber aufzuhelfen. Bern gaben dagegen Die Herzoge 





21) Kventinus, „Ann.”, VII. Rudhart, a. a. D., Bd. I, und Art, Deutſches Landesſtaatsrecht. 
22) Aventinus, a. a. O. ; 
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Brief und Siegel über die alten Volkorechte, bie fie erneuerten und wobei fle die Steuern ohne 
Umſchweife al® indebitas vexationes, insolita obsequia, steuras insolitas et inconsuetas 
bezeichneten, oder auch als subsidium, gratum subsidium, quod devoti eives his diebus ex- 
hibuerunt. 

Dtto, der legtlebende der Brüder, verkaufte fogar die Gerichtsbarkeit. Er flellte am Veits- 
tage des Jahres 1311 die große Handfeſte aus. Die Stände hatten ihm „zu ainmal und zu bie- 
fen Zeiten allein” freiwillig eine Abgabe geftattet, melde von den Grundherren und den Grund: 
holden Calfo keineswegs von ven letztern allein) zu erheben ſei, auch von den herzoglichen 
Grundholden (denn um felbft nur von diefen eine ſolche Abgabe zu erheben, bedurfte der Fuͤrſt 
befonderer Ermächtigung). Der Herzog Heißt es nun in jener Handfeſte ausdrücklich gut, daß 
fich die Betheiligten eidlich verbanden, ſolches ferner nicht mehr zu gewähren: „Es haben au 
alle die Landherren, Grafen, Breien und Dienftmannen vor Und (dem Herzog) geſchworen 
einen Aid, mit Unferm Willen und Haiffen, daß fie ainander geholfen feien, ob ihnen Etwas an 
dieſen Sachen von Und oder Unfern Ambtleuten gefränkt würd oder überfaren, daß fle ſich deß 


„wehren föllen, oder fi an einen andern Herrn halten und durch fremde Hülfe helfen gegen den 


Herzog, und er foll dies ihnen, ihren Helfern, ihren und deren Erben nicht entgelten laſſen an 
ihrer Iren.” GEs heißt überdies in der gebadhten Urkunde, daß Alle, „Arme oder Reiche, 
Geiſtliche over Weltlihe”, wenn ihre früber oder jegt garantirten Rechte verlegt würden, in 
14 Tagen gerichtliche Hülfe erhalten follten. ‘Erfolge ſie nicht in dieſer Friſt, „fo fol ver Ver⸗ 
letzte für Uns fommen, und follen Wir ihm geben zu 14 Tagen einen Tag. Machet er dann die 
Sach gegen unfern Vizedomb, Richter oder Ambtmann wahr, fo follen Wir es ihm alsbald abs 
nehmen. Thäten Wir dad nit, und kommt dann der Verlegt gen den Vizedomb, Richter oder 
Ambtmann in ein That, der ſoll er oder feine Helfer gegen Uns kein Entgeltnuß Haben, und 
ſollen Halt alle Uinfere Grafen, Freyen, Dienfimann, Edel, Geiftlih und Weltli ihn des ge= 
holfen fein... Bir wollen auch, das man dies Handfeft oder ain Not! ver Handfeſt an allen 
Stetten laß (oͤffentlich verlefe), do man die Steuer abnimmt, und follen dann arm und rei 
(alſo nicht etwa blos der Adel) ſchwoͤren, dasſelb zu behalten und aud einander geholfen zu 
fein, ob von Uns ober Unfern Ambtleuten das nicht wird uͤberfaren.“ 

Es geht aus der Natur aller Verhältmiffe hervor’, daß jedes gefchriebene und beſchworene 
Recht zulegt werthlos wird, wenn Feine Macht da ifl, um demfelben die gebührenve Geltung zus 
verſchaffen. Es war alfo diefe Natur der VBerhältniffe, melde das bairiſche Volk, wie pas fpa= 
niſche, englifche und fo manches andere, dahin brachte, daß ed fi in Ermangelung eines beffern 
Säyugmitteld fein Reit des bewaffneten Widerſtandes gegen jede fürflliche Anmapung von ven 
Bürften ſelbſt ausdrücklich anerkennen ließ. Ebenſo wie in Nieber-, war died auch in Oberbatern 
ber Fall. Hier nicht minder hatten die Herzoge den Eidgenoffen das Recht ausdrücklich beftäti- 
gen müffen: fih zu verfammeln nah ihrem Willen und die Mittel zu ſuchen zur Erhaltung 
threr Rechte, felbft durch fremde Hülfe und mit Gewalt. So hatten bie beiden herzoglichen Brũ⸗ 
der in einer dem oberbairifhen Landtage zu Münden im Jahre 1315 audgeftellten Urkunde ge= 
meinfam erflärt: „Wer aud) unter und beiden die vorgenannte Tädigung fürbad überfuere, fo 
fullen alle Evelleut, Dienftimannen, Burg und Stet und Märkte, und alle in dem Lande gefeflen 
find oder dazu gehörent den andern beholfen fein... . und haben auch dis alle unfere vorgenannt 
Leut, Ebel und Unedel geſchworen.“ (Alfo wieder nicht etwa blos ver Adel!) In ver Handfeſte 
von 1322 heißt es: dieſelbe fei „Geiſtlich und Weltlich, Arm und Reich und gemain allem Land” 
gegeben. Gleiches kommt in der Folge in beiden Hauptlandestheilen wiederholt vor. Selbſt als 
im Jahre 1323 alle andern Stände mit Ausnahme ver Beiftlikeit einmal eine neue Steuer 
bewilligten und die Herzoge diefelbe daraufhin auch vom Klerus erzwingen wollten, wurden 
die Fürſten dahin gebracht, daß fie diefe eigenmächtige Anoronung förmlich zurücknehmen und 
ausdrüuͤcklich geloben mußten: „ver Pfaffheit und ihrer Leute Gut mit unbilliger und ungered: 
ter Foderung fürbas nicht zu belaften bei Strafe dreifachen Erfages Defien, was fie abge: 
nommen.” 

In Niederbaiern Hatte mittlerweile der Herzoge Verſchwendung und Liederlichkeit den 
Staat in manderlei Noth verfegt. Die freien Einrichtungen dienten zur Rettung. Man hatte 
den Herzogen Treue gelobt, damit fie das and vegierten, nicht e8 verbürben. Ritter und Städte 
traten (um Michaelis 1324) zu Regensburg zufammen. Ohne Zumult, vertragsmäßig, kam 
man überein, den Herzogen, weil fie nicht verftanden, ſich ſelbſt zu zügeln, ven Zügel der Re⸗ 
gierung nicht mehr allein zu belaſſen. Sie ſelbſt mußten zuſtimmen, daß ihnen vie Geſchworenen 
12 aus ihrer Mitte Heiorbneten. Diefe follen „abhelfen aller Noth des Landes und der Her: 


’ 
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goge". Die Streitigkeiten der Ieptern follen 15 vom Rath ſchlichten. Alle Bine, welche bie: 
felben (die Fürſten) in oder aufer Landes gefchloffen, müflen fle innerhalb zwei Monaten aufs 


löfen. „Reue Bünde unter fi ober fonft Krieg und Frieden machen fie nicht ohne des Raths 


Bewilligung.” Ohne Zuftimmung des Raths dürfen fie nichts verſchenken. Die Beamten find 
auf vie große Handfefte zu vereiven. Wer bei ven Herzogen angeklagt ift, kann nur nad geord⸗ 
neter Unterfugung beftraft werden. „Segen Willkür ſtehe das Land auf, und geſchieht alsdann 
nicht gegen die Treue.” Ohne die 12 fegen die Herzoge feinen Rath. Kanzler und Vizdum 
nur nad) bed Rathes Rath, und die 12 mit dem Kanzler und Vizdum haben über der Herzoge 
‚Hof und Lehen zu fegen und zu ordnen. Die Amtöführung der biöherigen Beamten foll durch 
die 12 umd vier ihnen beigefellte Räthe unterfucht und die beſonders verhaßten berfelben fo= 
gleich fuspendirt werden. „Wenn die Herzoge Dagegen thun, find Land und Leute ihres Eides 
ledig und mögen fidy felber helfen.” 

In einer Urkunde vom Jahre 1331, die Schlihtung von Streitigkeiten unter den Herzogen 
betreffenn, kommen, bezeichnen genug, Ritter vor, „die von Landes wegen” die Veften inne 

den. 


Als zu Ende des Jahres 1340 der junge Herzog Johann geftorben war, tagten Ritter un 
Städte von ganz Niederbaiern zu Landshut, um einen neuen Herzog zu wählen, wozu ihnen 
das Recht von keiner Seite beftritten ward. Unter mehren Verwandten des verflorbenen Für⸗ 
Rn wählten fie Ludwig den Baier (den Kaiſer), ver aber eine förmliche Wahlcapitulation ein- 
gehen und namentlich geloben mußte: daß Nieder- und Oberbaiern politifd nicht mehr getrennt 
werben follen, jedoch unter fortwährend getrennter Verwaltung und mit Beibehaltung ber ei⸗ 
genen Bünde eine jeden der beiden Theile u. |. w. Landesabtretungen können nur mit des 
Volkes Bewilligung flattfinden. Die Nation übt und der Herzog anerkennt ihr das Wahlrecht 
ihres Oberhaupts. Ludwig urfundete dem Lande, „daß alle die Grafen, Freien, Dienſtmann, 
Nitter, Knecht, Edel, Unedel, Stadt, Markt und gemeiniglid, alle Lüt in Nieberbaiern Habend... 
Uns zu ihrem rechten Heron genommen und erwählt”. Wie früher ver Vertrag von Pavia 
„von dem Volk“ von Oberbaiern gutgeheifen und ebenjo wie von der betheiligten Kürften- 
familie, auch von ihm, dem Volke, beſchworen worben, gelobte jegt Ludwig der Baier dem ver⸗ 
einigten ganzen Lande: „Wir gehaizzen aud dem nievern und obern Lande zu Baiern, daß es 
fürbaß ein Land Haizzen foll, und foll ungetheilt bleiben ewiglich.“ 

Die Form der landſtändiſchen Berfaffung in der Weife, in welcher ſich dieſelbe fpäter ents 
widelte, ging, wie wir gefehen haben, aus ven Bünden der Ritter und der Stäbte hervor, nach⸗ 
dem die einzelnen Stände flatt des gefammten Volles — das Sonderintereſſe ftatt des vollftän- 
digen Gemeinwefend — hervorgetreten waren. Es ift keineswegs richtig, was fo oft behauptet 
wird, daß Adel und Geiftlichfeit zuerft allein vertreten waren und erſt fpäter die Bürger ber 


Städte zu ven Landtagen zugelaffen worben feien; vielmehr waren e8 gerade bie Ritter und bie - 


Städte, welche ſich zuerſt verbanden, und es trat gerade bie Geiftlikeit jenen Bünden verfelben 
viel fpäter bei, nämlich erweislihermaßen nicht früher als gegen Ende des 14. Jahrhunderts, 
und zivar im legten Decennium veffelben. : ! 


Aber ſelbſt unter jenen beiden Ständen waren befonbere Bünde bisher nur vorübergehend” 


geroefen; fle waren zufammengetreten, fo oft die Nothwendigkeit e8 gerade erheifchte, und zwar 
in Der Regel aus einer vorübergehenden Veranlaſſung, zu vorübergehendem Zwecke. Die ganze 
Richtung der vamaligen Zeit (in welcher ja fogar bie Ämter erblich wurben, vom Königs oder 
Herzogthum anfangen) brachte es mit fi, daß fi auch diefe Bünde der Form nad) in erbliche 
und ewige umgeflalteten. Auf dem Tage von Landshut, am Sonntage vor Martini 1347, bes 
ſchloſſen die Ritter und Städte, bie Söhne Ludwig's ald Herzoge anzuerkennen; fie ſchloſſen aber 
auch an demſelben Tage, mit der Herzoge Billigung, eine ewige Eidgenoffenfchaft zur Aufrecht⸗ 
Haltung ihrer Freiheiten. „Würben die Herzoge ober deren Amtleute ihre Aller ober eines 
Mannes, armen oder reihen, Rechte, die die Herzoge beſchworen, überfahren und ben Schaden 
nicht wegnehmen in 14 Tagen, fo foll man den Herzog mahnen feines Eides; dann aber follen 
Alle ſtehen für Einen und einander geholfen fein nad) ihren Eiden und Treuen, mit Leib und 
But, es fei gegen vie Herzen, ihre Amtleute ober wer ſie fonft beſchwere. Wer aber in nen ewi⸗ 
gen Bünden nicht bleiben und nicht fhtwören will, dem ſei des Bandes Hülfe nicht verſprochen; 
er gelte ald Ausmann. Das ſchwören fie zu ven Heiligen für fi, ihre Hausfrauen, ihre Erben 
und Rahfommen, auf daß bie Taidung, wie fie mit den Herzogen zu fland gefommen, flät, ganz 
und ungerbrechlich bleibe ewiglich, und flegelten deß zu Urkunden den Bundbrief.“ (Da bie 
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ha herren durch Ihren Ein zugleich ihre Nachlommen verafligteten, fo erklärt ſich und, wie 
Yard die Hortpflanzung ber Bünde vom Vater auf den Sogn das Stimmreiht derer vom Adel 
in ver Folgezeit am Gute haften bleiben mußte ald dingliches Vorrecht.) 22) 


33) &6 wärde uns viel zu weit führen, wenn wir alte einzelnen Berfanımlungen der Berbünbeten bier 
aufzählen wollten, deren im Laufe der Zeit gar viele Rattfanden. Mur einige berfelben feien beſonders 
erwähnt. Als Herzog Meinhard (von der münchener oberbairiſchen Linie) eine lieberliche Wirthſchaft 
führte, traten die Bünde zufammen, nahmen ben Herzog Stephan von Landshut zu Hülfe und zwangen 
barauf ihren Herzog Meinhard, zu Münden unter Aufficht zu leben, „um ber Regierung fähig zu 
werben“. Im Jahre 1374 am Katharinentage war es, daß in der neuen Jorm die Stände aller bais 
riſchen Ländertheile gem erfien mal vollſtaͤndig vereint zufammentraten. Es gefchah in ber Abſicht, den 
daudfrieden Herzuftellen und dem Fauſtrecht ſouach auf alle Weife ein Ende zu machen. Später erfolg⸗ 
ten neue Theilungen bes Landes. Nur mit Zuflimmung ber Stände konnten diefe gefchehen, welche die 
felben zuweilen vorzugsweife aus bem Grunde bewilligten, weil ihnen ein nachgeborener Prinz mehr 
ufagte als ber erftgeborene. Jedenfalls liegen ſie fich alle ihre Rechte erneuern, dann erſt gaben fie die 

lan zu (fo 1392). Die Minifterialen (der Abel) insbefondere benugten ſolche Gelegengeiten, um 
fich die uficherungen von ben Herzogen zu verfchaffen, daß biefelden fie ferner nicht mehr verfchenten 
noch verpfänden dürften; denn wer ſich in das Verhältniß eines Minifterialen begeben, war dieſem frü⸗ 
Ber ausgeiept gewefen, er hatte feine Freiheit verloren. Beſonders bemerfenswerth ift der 1393 zu 
ünchen abgehaltene Landtag, auf welchem die oberbairifchen Stände den Herzog Johann und deſſen 
Sohn Ernft als ihre Fürften anerkannten und ihnen huldigten, wogegen biefelben ihnen eiblich geloben 
maßten: „fie beim Rechtbuch und ihren alten guten Gewohnheiten zu belaſſen, Beite, Schlöffer und 
Pflegen nur mit Landleuten zu befegen, unb nur nadı Rath der Ritter und Knerhte, ber Städte und 
Märkte; feine Biehftener, keine Urbarsfteuer, fein Ungeld anzulegen,... feinen Krieg anzufangen, als 
wur nad) ber Stände Rath. Überfahrung der Rechte wollen die Herzoge wenden auf Mahnung ohne 
Berzug. Thäten fie es nicht, fo follen ſich Edle und Därger verbinden, ſich fegen und wehren. Über: 
Haupt mögen bie Stände tagen und fi; verfammeln zu München und anderswo, fo eft ihnen nöthig 
ſqheint, oder ſich auch außer Landes Faden zu einer Berfammlung, wann fle es für gut halten, um da 
miteinauder zu berathen über die —e— und ihre Nothdurft.“ Fortwährend entſtanden neue 
Streitigkeiten unter den Herzogen. Im Jahre 1398 riefen fie ſelbſt ¶ Cruſt und Wilhelm) zehn Edle und 
zehn Stäbter auf, ihre Zwiſte zu fchlichten. Auf dem Tage zu Aicha warb nun vor allem fegeiens, 
die Stadt München, welche ven Zankapfel bildete, bie zur Entfcheidung „in Gewahrfom” des Konrad 
von Preifing zu geben. Die Entfcheidung erfolgte. Die — ſiegeiten dem Volle einen Freiheits⸗ 
brief und empfingen dagegen deſſen Buldigungen, nut bie der Münchener auch jept noch nicht, wei fie 
fich geweigert hatten, deren Freiheiten zu befätigen. Ritter und Städte tagten num zu Ingolfabt, umb 
es ward von ihnen ben Bay en aufgegeben, die Privilegien jener Stadt, anzuerfenuen: fie mußten zus 
legt nachgeben. Im Jahre fi) Fam eine neue Theilung bes Landes zu Stande, und zwar auf dem Lands 
tage zu mgolfabt. Es gefchah dies ausdrüdlich „nach der ganzen Landſchaft Rath in Oberbaiern, 
Wiften, Wilten und Wohlgefallm‘. Die Stände wahrten alle ihre Mechte. Gegen Berlegung derfel⸗ 
ben, „wenn fle nicht alsbald und ohne Wiberſpruch von ben Gerzogen gewenbet werbe, helfen die Bünde 
alles Landes, die die Herzoge beflätigen“. Ungeachtet der Trennung fehen wir aber im Jahr 1404 biw 
Stände aller Landfchaften — in, — bie münchener und bie beiden niederbairiſchen) zu einer Bers 
fammlung zufammentreten. Nachdem die nieberbairifchen Stände 1425 gegen ihre Herzoge fich bereit er⸗ 
Märt, ihnen, nachdem biefelben vorerft ihre Freiheiten beftätigt haben würden, zu Hufdigen, geboten ſie 
zwei Jahre fpäter jenen, ihren Bürften, Gtillftand in dem Gtreite, den diefelben miteinander füßeten : 
„wer bagegen av gegen ben follen bie Andern und auch feine eigene Laudſchaft fein.” Hhnliches 
Tam im Oberbaiern vor, Die bortigen Landfchaften erlangten (1429), daß bie Herzoge biefer Gebiete 
einem Ausſchuß von 25 Mitgliedern der ober» und nieberbairifchen Landfchaften Vollmacht ertheilten, 
die Rechte der beiden Theile des Oberlandes feftzuftellen, mit ber Verbindlichkeit deren Sprüchen Folge 
k leiſten. Es geſchah. Die 25 fchrieben den Herzogen fogar die Borm und Ausbräde vor, in denen 
ihre Breiheitöbeftätigung ertheilen mußten: „, al ſprechen wir ble XXV Manu obgemannt einmaͤch⸗ 
glich auf den @id, Haß umfere gnäbigen Seren, Herzog... obgenannt ihrer beider Herm Lau 
fi af zu Oberbaiern jeder Landſchaft einen ſolchen Brief unter ihrer aller breier Infiegeln, als hernach 
von Wort zu Wort verfchrieben if, geben follen, zwifchen hie bato biefes Briefes und 14 Tagen, und 
welcher Herr darin faumig ift, der foll entgolten fein, als Recht iR.” Nur einer der Drei — 
Ladwig I nicht ſogleich, fand aber sa gerathen, es nachtraͤglich de thun. Sodann wählten ie 
beiden Sandichaften 12 aus ihrer Mitte, zur Hälfte Ritter, zur Hälfte Gtäbter (alſo feine Geiſtlichen). 
Diefe follten in Abweſenheit der Laudſahafien Die Medgte eines jeden Mannes vertreten, ber verlegt würbe, 
und nöthigenfalls die Laudſchaften felbft zufammenberufen. Dabei warb befchloffen: e# „will jede Lands 
haft ein gemeines Geld unter fich anlegen und zu deffen Verwaltung Männer ordnen, damit fle fi} bei 
ihren Rechten und Freiheiten leichter erdalten “. Kudhart bemerkt in feiner „&efchichte der Landflände 
in Balern“ bei biefer Gelegenheit fehr treffend: „Dies Ieptere iR wol als eine für bie damaligen Ver⸗ 
haltni ſſe eine Anfalt, aber nicht als Erweiterung ber Ianbfländifchen Rechte zu betrachten. Denn 
fin url d mag ohnebies Jeder verwenden, wozu er wi Darum heißt es fein Eigentum, und 
einer Landſchaft muß jebes erlaubte Mittel fein, ihr Mecht zu behalten. Darunter find befonnener Muth 
and Geld vor allem. aber bie Mittel fcheut, wodurch der Landſchaft und bes Volfes Rechte feſtgeſteli 
werben, ſcheut biefe felbR; benn ofme jene il eine Lanbfchaft Spielwerf, und es in beffer, gar feime Bers 
faſſung, als eine nur zum Schein. Zum Schein oder Spiele waren in Baleın Die Annbfände wicht.“ 





£ Baiern 106 
"Bei den and; in ber falgenben Beit oft entſtandenen Zwiſten ver vere| iebenen beitifchen 
Gerzoge unter ſich verkand es ſich gleichſam von ſelbſt, daß ſie die — So bet 
wie bei kleinen Dingen. Da ſich der ſtraubinger Herzog Albrecht beigehen ließ, in bie 
reichen Jagbgehrge ſeines Vetters Heinrich von Landéhut einzufalln, führte der Lehtere hei der 
Rraubinger Landſchaft Beſchwerde, mit der Bitte: „ihren Seren daran zu weifen, daß er e& 
unterlaffe."2*) Im Jahre 4451 finden wir bie Landſchaften von Landshut, Münden uab 
Straubing damit befhäftigt, eine Ausgleichung unter ihren Fürften zu Stande zu bringen, m 
welchem Behufe jie einen Tag feſtſetzten, zu dem jede Landſchaft ihren Herzog lud. Selbf ver 
Sartnädigfle unter benfelben (ber landshuter) findet fo wenig Auffallendes in dieſem Verfah⸗ 
ren, baß er nichts weiter Dagegen zu erinnern weiß, als: ber Tag fei zu nah anberaumt, nach⸗ 
dem ihm das Berufungsfäreiben erft verfpätet zugefommen. Die mündener Herzuge aber ba- 
ten endlich die Ianböhuter Landſchaft: „ihren Herzog anzuweiſen, daß er der Sache und dem 
Rechte nachgehe.“ In einem fpätern Streite vom Jahre 4439 foberte felbft der deutſche König 
Albrecht die ingolſtadter Landſchaft geradezu auf, ven Zwiſt mit ihrem Spruche zu fchlichten. 
¶Wir ſchaffen und gebieten, daß Ihr... . die Saden. . für Cuch nehmet, die verhöret und vor 
Cuch nicht kommen laffet” u. |. w.) 

Was die Beihwerben ber Stände über die Art der Regierung felhft betrifft, fo brachten fie 
dieſelben fehr natürlicher Weife mit der Bewilligung der Steuern (bie Immer mehr nothwendig 
wurden) in Verbindung; die Abhülfe ver Beſchwerden war bie Bedingung der Steuerbewil⸗ 
gung. 25) Jui Übrigen traten fie zufammen, fo oft es ihnen gutbünkte, „ohne der Herzoge Fo⸗ 
dern”, und handelten für fih mit dem Kaifer, mit andern Fuͤrſten oder andern Landſchaften in. 
ganzer Verſammlung oder duch Ausfhüfle und Boten, fo oft ihnen räthlich ſchien, auch außer 
Landes. Ihre Beihwerden braten fie vor entweder ald „gemeine Landſchaft“ (vereinigte 
Stände), oder ald einzelne Stände; denn jeder Stand war wieder ein Bund („eine Bünde”) für 
ſich, Hatte jeine befondern Rechte und Eonnte feine befondern (Ritter: oder Städte) Tage halten. 
Die Rechte und Freiheiten, welche die Kürften immer und zwar vor der Hulbigung beflätigen 
mußten, waren jene aller Stände, des ganzen Volkes; fie wurden gewährt: „jeden Prälaten, 
Bfarrern, Prieſterſchaft, Grafen, Breien, Dienftimangen, Rittern, Knechten, Städten, Märkten, 
Bürgern, Bauern, arm und rei, und all Unferer Landſchaft geiftlich und weltlich.“ Zögerten 
bie Herzoge mit Auöftellung der Breibriefe, fo warb auch feine Huldigung geleiftet, die denn oft⸗ 
mals verfpätet, ſelbſt erſt nach Ablauf ganzer Jahre erfolgte. 

Die allgemeinen Landesgeſetze wurden von einem ſtändiſchen Ausſchuß und ven Räthen ber 
Herzoge vorberathen, dann in der Berfammlung der Stände felbft erſt definitiv erledigt. (In 
einer Mũnzordnung von 1459 heißt e8, die landshut⸗ingolſtadter Herzoge feien mit der „Land⸗ 
ſchaft geiftli und weltlich zu Rath und eind geworben”, Cbenſo lieft man in einem Schreiben 
Der Herzoge an die Städte Regensburg und Augsburg, daß fie „durch ihre Räthe und Lands 
ſchaft ein Fürnehmen und Landbot gethan““. In ver „Ranbedorbnung‘‘ von 1474 fagt Herzog 
Zudwig, er habe mit feiner „gemeinen Landſchaft eine Ordnung gemacht und befchloflen” 
u. ſ. w.) 20) 

8 ‚lab ſech — —— lieber er — 3 Derfaf 

5 Steuerbewilli recht“, ſagt art, „ih die Jeder in anbflänbifgen 2 
* Kanbfäaft, bie mit bi X EA lan, wird von bem Fürſten nn geachtet und nicht 
acht.” 


236) Die Stände übten nicht blos das Steuerbewilli, unge: ober Berweigerungsrecht, fonbern fie ſelbſt 
ließen auch bie Erhebung der von ihnen bewilligten duch ihre anfragen vornehmen, alfo 
nicht durch der Herzoge Diener ober überhaupt die gewöhnlichen Beamten. Es war etwas Gewohnliches, 
baf jeder Stand bie von ihm verfpeodyene Summe, uacy felbfteigener Repartition, aufbrachte und ab» 
lieferte, oder daß Die ganze Landfchaft für jeven Mentamtsbezirf drei oder vier aus ihrer Mitte mit ber 

L beauftragte; es kommt dabei fortwährend vor, daß bie Herzoge nicht einmal bei ihren eigenen 
Grandbolden diefe Steuern felbf erheben bürften, ſondern daß —— dies durch die Beauftragten der 
kaadſchaft geſchah. Das ſonach aufgebrachte Geld ward ebenfalls burauen den ‚Bergogen übers 

‚ fondern vielmehr bis zur wirklichen Ausgabe für ben beflimmten we in Berwahrung der Lands 

— — © n fich 3. 3. noch die Urkunden erhalten, aus benen hervorgeht, daß im Jahre 

1458 bie münchener Landſchaft eine Ausfeuer für zwei Prinzeffinnen bewilligte und felöft bei Herzogs 
Grundholden durch ihre Leute erheben ließ, und daß zwei Jahre darauf bie Herzoge fich mit der 
an bie Ranbfegaft wenbeten: „ihnen von dem Steuergelb ber jungen Frauen Keitathegut ein Ans 

Kia a thun.” Die Heirath war Be noch nicht erfolgt. enfo erflärten die nieberbaitifchen 

Sepp in ihrer Beftätigung ber Ianbfchaftlichen Rechte von 1463 ausbrädlicd : gend das Uns 





! 
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ine wichtige Krife Hatte Dad Ständeweien unter der Hegierung bed Herzogs Albrecht IV., 
dem die Schmeichelel ven Beinamen des Weifen gegeben hat, zu beitehen. Anfangs blos Mit 
zegent feines ältern Bruberd Sigismund, richtete er eine Beſchwerde über venfelben, wegen " 
veffen Berf wendung und Schuldenanhäufung, an die Landſchaften. Dann wußte er feine 
Brüder der Reihe nach von der Regierung zu entfernen, ſodaß er allein Regent wurbe, und als 
ſolcher ſchaltete er in hohem Grade gewaltthätig. Sein Despotisnus richtete ſich zunächft gegen 
bie ihn allerdings zunaͤchſt beengende Ritterfhaft. Aber auch die Rechte der Landſchaft uͤber⸗ 
haupt ſuchte er mit Füßen zu treten und ſich zum Selbſtherrſcher aufzuwerfen. Ex war ber erſte 
‚Herzog, ver ſich ſcheute, bei Beflätigung ver ſtändiſchen Rechte jenes des offenen Widerſtandes 
tm Falle ver Verlegung dieſer Rechte ausdruͤcklich zu nennen. 

Schon 1468 fah ſich die mündener Landſchaft gendthigt, vie Abhülfe fehr arger Beſchwer— 
niſſe zu verlangen; dad Verlangen ward zulegt mit dem Beifage wieberholt: „daß man fi 
fonft felber helfen und an einen andern Herrn halten wollte.” Albrecht gab in Einigem nach, 
begann aber feine Bedrückungen in anderer Weife aufs neue, insbeſondere dadurch, daß er 
etgenmädhtig Steuern erheben Tief. Die Ritter fchloflen den fogenannten Bödler- Bund zur 
Wahrung ihrer Rechte. Der Herzog Überflel die einzelnen Häupter deſſelben und ſuchte durch 
eine Schreckensherrſchaft Alles zu Keugen. Anfangs ſchien ihm dies allerdings zu gelangen. Da 
bilvete ſich ein neuer, der Löwenbund, Eräftiger, ausgedehnter und Flüger geleitet als ver erfte 
(1485 — 1500). Es kam zu offenem Kampfe. Anfangs fehlen Albrecht feine Plane wieder 
durchzuſetzen. Der Loͤwenbund aber führte feine Sache nit nur mit dem Schwerte, fondern 
auch auf dem Wege Rechtens, vor dem Kaifer, fo trefflih, daß der Herzog entſchieden nachgeben 
mußte. Er jah fi gendthigt, die alten Rechte in vollfter Ausdehnung anzuerkennen, die Be⸗ 
ſchwerniſſe abzuftellen und die Beſchlüſſe ver Stände Hinzunehmen, daß er „ohne deren Wiflen 
und Willen ſich in fein Bündniß begebe, fonvern, wenn Krieg drohe, ihren Rath und Gut- 
dünken anhöre”, mit dem Beifügen: „wo das nicht gefchehe, möchte ihm (dem Herzog) großer 
Unrath daraus erwachſen.“ Albrecht war endlich allerdings weiſe genug, feine Lage zu erken⸗ 
nen und fi} darein zu finden. So ließ er es gern geſchehen, daß ihm die Landfchaft eine Steuer 
„nur unter der Bedingung“ bemilligte, „daß die Erhebung und Verwaltung‘ durch 64 von ihr 
zu erwählende Steuerer und in der Weife geichehe, „wie fie es feſtſetze“. Selbft ald im Jahre 
4492 von den Ständen bed Deutfchen Reichs dem Kaifer eine Reichshülfe bewilligt und auf alle 
Feuerflätten im Reich ausgeſchlagen ward, fah ſich der Herzog veranlaßt, dem Kaiſer zu ſchrei⸗ 
ben: „er, ber Herzog, befige nicht Bug und Macht, folhen Anſchlag, Steuer und Hülfe zu neh⸗ 
men ohne Zugeben oder Verwilligung feiner gemeinen Landſchaft.“ Eine ähnliche Erklärung 
fah er fih 1496 zu geben gendthigt, unter Einberufung eines Ausſchuſſes der Landſchaft. Im 
Sabre 1500 finden wir, daß die Landſchaft eine Reichshülfe an Truppen und ingleihen eine . 
ſolche an Landſteuer bewilligte. Vier landſchaftliche Verordnete und ein herzoglicher Rath, ver= 
eidet von der Lanbfhaft und vom Herzog, erhoben vie Steuer von den herzoglichen Grund⸗ 
Holden (den landgerichtlichen Unterthanen und Kaftenleuten) unmittelbar, und bie von den An= 
gehörigen der Stände erhielten fie nur aus den Händen ver Stände ſelbſt. 

Da die Iandöhutsingolftadter Regentenlinie 1503 mit dem Herzog Georg außgeftorben 
war, erhoben ſich manderlei Anftänbe. Auf ver Ritterſchaft Begehren hatte ver Herzog felbft 
noch einen zu Landshut abzuhaltennen Landtag auögefchrieben, „um über die Landesnothdurft 


die unfern von ber Lanbfchaft folgen laſſen, foll geantwortet werben Denen, bie von ber Lanbfchaft dazu 
erwaͤhlet find, unb dann nach un, unferer Räthe und berfelbigen von ber ——* dazu gegebenen 
Rath sa Ser und angelegt werben.‘ Hinfichtlich der Stenerbewilligungen felbft iR ; ein fehr 
wefentlicher Umftand zu erwähnen. Won jeher und fortbauernd in dieſen Zeiten war, was ein Jeber 
ab, ein bloßes Geſchenk des Einzelnen. Darum fonnte benn auch die Bewilligung bes Einen ben Ans 
nicht binden. (Es Hanbelte fi um ein jus singularum.) Kein Beſchluß der Mehrheit konnte 
die Minderzahl, welche nicht fleuern wollte, irgendwie dazu verpflichten; Jeder verfügte nur über fein 
Eigenthum,, aber nicht über das des Andern. Darum heißt es in einer noch vorhandenen Steuerrech⸗ 
nung: „Item fo thut bie Steuer ... von benen, bie bann die Gteuer zugefagt haben ... 2102 Pf." 
Die Stenerrechnung vom Jahre 1453 enthält nebenbei ein Berzeichniß Derjenigen In jedem Gerichte, „bie 
nicht haben gefteuert ober fteuern laſſen.“ Die Bee je mußten fich daher mit ihren Geſuchen an alle 
Einzelnen wenden. Da alfo Hierin feine Majoritätsbeichlüffe entfchieben,, fonbern Jever nur für ſich bes 
willlgte ober verweigerte, fo warb befeuert, wer bewilligt hatte, gleihviel ob die Mehrheit biefe oder 
—* an Arung aba * ie m Pas Ad von 1453 Heißt “ 11... als Uns 
on etlichen den unfern zugefagt iR, dazu Ihr dann von Uns und etlichen aus unferer 

Landfchaft zu Steuerern erwählet und g * eh“ uf. v. ii 
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zu ſprechen“, beifügend zugleich, die Stände möchten am anberaumten Tage ja erſcheinen, ſelbſt 
wenn er, der Serzog, zuvor ſterben follte. Dies gefhah. Von allen Seiten erhoben ſich bei der 
Landſchaft Candidaten um den erledigten Herzogshut. Die Stände wieſen die (zum Theil ind⸗ 
geheim mit Gewalt drohenden) Bewerber an den Kaiſer, vor dem fle ihre angeblichen Rechte 
entſcheiden laffen ſollten. Den Volke warb verkündet: „gemeine Landſchaft gewärtig zu fein, 
bis dieſelbe einen Landesfürften angenommen habe.” Kür die Zwiſchenzeit ernannten bie Stänbe 
eine Regentſchaft, beftchend aus acht Rittern, vier Prälaten und vier Bürgern. Der Kaifer 
Rarimilian 1. bublte nun ſelbſt, um zum Lanvesfürften erwählt zu werben. Die Landſchaft hatte 
den Muth, ihn zurückzuweiſen. Durch Spruch bed Reichskammergerichts wurben 1504 die Anz 
ſprůche der mündener Herzoge anerkannt. Da nun Albrecht feine Brüder fämmtlid zum Rück⸗ 
tritt von der Regierung bewog, fo war jetzt Baiern zu einem Staate, mit einem Fürſten an 
der Spige, wieder vereinigt. 

&8 war am 10. Kebr. 1505, daß die verſchiedenen bairiſchen Landſchaften zum erften mal 
wieder in einer Verſammlung erfhienen. Das Vertrauen, dad Herzog Albrecht in der zweiten 
Hälfte feiner Regierung gegen bie Stände bewies,“ward ihm mit reichen Zinſen von biefen er= 
widert. Da andere Bewerber um das Land ihn mit Krieg bebrohten, ward die Aufſtellung 
eines nur aus Eingeborenen beftehenven Heeres befchloffen, und da es an Geld gebrach, gewähr- 
ten alle Stände dem Herzog ein Darlehn; Jever, ver dazu beitrug, erhielt durch den Ianpflän= 
diſchen Ausſchuß einen Schuldbrief von der Landſchaft, mit deren Siegel beflegelt. Der koͤlner 
Reichstag entſchied ven Streit (30. Juli 1505), nachdem auf vemfelben drei Rithe des Serzogs 
und ſechs Mitglieder ver Landfchaft mit Vollmacht erfhienen waren. 

Auf einem allgemeinen Landtage (8. Juli 1506) wurde jegt von ver Landſchaft der Vers 
trag unter ben betheiligten Prinzen zu Stande gebracht, wonach Baiern für immer ein untheil- 
bares Herzogthum fein follte. Zugleich verfügte Herzog Albrecht felbft, daß jeder feiner re⸗ 
gierenden Söhne oder fpätern Nachfolger der Landſchaft, wenn fie die Erbhulpigung thun wolle, 
ihre Freiheiten und altes Herkommen beftätige ohne Verzug (alfo jedenfalls Beſtätigung vor 
der Suldigung). 

So hatte man denn von jegt an in Baiern wieder wahrhaft allgemeine Landtage. Die 
Rechte und Freibriefe der einzelnen Landſchaften waren und blieben zwar verſchieden wie bie 
der verſchiedenen Stänve, es lag darin aber um fo weniger ein weientlihes Hinderniß, als Die 
einzelnen Privilegien in ihrem Hauptinhalte durchgehends übereinftimmten. Nirgends konnte 
der Herzog willkürlich Steuern ausſchreiben, nirgends das alte Recht und Herkommen ändern, 
nirgends etwas vom Lande veräußern, nirgends eigenmächtig Krieg beginnen; überall gab es 
eine flänbifche Vertretung, und dieſe erprobte ſich in zahllofen Källen als wirkliche Vertretung 
des Bolfed. Dies zeigen die Landgebote, die wegen Jagd und Forſtweſen, Landwirthſchaft, 
Bergbau und Handel, wegen guter Rectöpflege und felbfl wegen Befteuerung erlaffenen Ge⸗ 
feße, aus denen ſich ergibt, daß die in dieſen Zeiten nothwendig erhobenen Auflagen eine Ver⸗ 
mögenöfteuer waren, durch welche der Arme gefhont warb. Diefe Zeit ver höchften Blüte des 
bairifchen Berfaflungswefens und der größten unbeftrittenften Machtfülle ver Landſtaͤnde wer 
zugleich die des größten und glänzendſten Volkswohlſtandes. Der Reichthum erzeugte fogar 
einen Luxus und eine Üppigfeit, gegen welche vie Stände felbft vielfach einfchreiten zu müflen 


Herzog Wilhelm IV. war beim Ableben feines Vaters noch unmündig. Albrecht IV. haste 
für diefen Fall feinen Bruder Wolfgang nebft ſechs Männern aus der Lanbfhaft zu Vormün⸗ 
dern ernannt, die nach Stimmenmehrheit die vorkommenden Fragen entfeiden und bie Ver: 
waltung fo führen follten, wie ſie e8 gegen ben Herzog und das Land verantworten Tönnten. 
Nachdem die Vormünder die Freiheiten beftätigt hatten, leiſteten die Stände den Eid, ihnen, fo= 
Lange die Vormundſchaft währe, nad einem (beſtimmt bezeichneten) Maße verpflichtet fein zu 
wollen, und fpäter ebenfo vem Herzog Wilhelm, „fofern er beim Antritt feiner Regierung ihre 
Freiheiten fammt und ſonders beflätige, wie vormals von feinem Bater gefhehen”. 

Die Privilegien der Landflände aber waren in Einigem nicht ganz Flar, in Anderm die Be⸗ 
ſtimmungen derfelben veraltet. Zu Ende der vormundſchaftlichen Regierung fam nun eine „Erz 
Härung‘ verſchiedener folder Bunfte durch beiderfeitige Verfländigung zum Abſchluß, durch 
welche der fürftlihen Gewalt manche nicht unmwichtige Zugeftändniffe gemacht wurden, ſodaß ihr 
Defe Einigung fehr entſchieden zum Vortheil gereichte. Es ward in diefer Beziehung nament- 
lig das Höchft wichtige Bugeftänbniß gemacht, daß, obwol der Fürft Schulven halber vom Lande 
nichts veräußern ober verpfänben vürfe, ſolche Beihränkung doch nicht auf „feine eigenen Guů⸗ 
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ter außgebehnt werde, hinſichtlich deren er hierin frei jei. Im Übrigen war ausgeſprochen: daß 
zunaͤchſt Landeseingeborene, nicht fo viele Freude; angeſtellt werben ſollten; daß Niemand 
feinem ordentlichen Richter entzogen, noch anders als in den fehr genau feſtgeſezten Formen 
verhaftet werben durfe; daß jeder Herzog vor dem Antritt feiner Regierung und ehe ihm bie 
Landſchaft huldige, die Landesfreiheiten beftätigen müſſe, auf welche auch alle Beamten zu ver— 
eiven feien u. f.w. Was hier nicht beſonders vorgeichen, hebe die alten Privilegien nicht auf, 
die vielmehr im Übrigen in voller Gültigkeit ungeſchwächt ftehen blieben. 

Obwol dieſe Übereinkunft vielfach eine Beſchränkung, jedenfalls eine beſtimmte Begrenzung 
der fländifchen Rechte bildete und daher aud mit allem Grunde eine „Freiheitsmäͤßigung“ ge⸗ 
nannt ward, fo wurde doch felbft dieſe befchränkte Freiheit von der Regierung vielfach verlegt. 
Es war die Zeit, in welder die abfolute Fürſtenmacht und die Beamtenherrſchaft ihre Gewalt 
zu begründen begaun. Dies machte fih aud in Baiern fühlbar. Zum Unglüd begann hier Uns 
einigfeit unter den Ständen felbft einzureißen, ſodaß namentlich der Adel und die Geiſtlichkeit, 
zunaͤchſt nur ihre Sonderintereſſen wahrend, jene des Allgemeinen preidgaben. Die Stände 
dergaßen ſich ſoweit, Die unter ihnen entftandenen Streitigkeiten bem Herzog und ber (für deſſen 
Intereffe gewonnenen) Bormundfchaft zur Entfheivung vorzulegen. Natürli beuteten dieſe 
die Sache zum Vorthelle des Fürſten aus. Die Stände felbft wurden durch Hofintriguen zu 
corrumpiren verfucht, Bitten und Drohungen um die Wette gegen die einzelnen Mitgliever in 
Anwendung gebracht. So bewilligten diefe nicht nur eine neue Steuer, ſondern ed wurde auch 
dieſelbe an vie herzoglichen Steuerer unmittelbar ausgeliefert, fonad nicht in der alten Weife 
dur) Ernannte der Stände bie Sache beforgt. Überdies wurden jegt ſchon wieder verſchiedene 
Bunkte in den Erflärungen ber alten Landesfreiheiten für unklar außgegeben und eine neue 
„Erläuterung“ verſucht, um — neue Beſchränkungen durchzuſetzen! 

Als Herzog Wilhelm, der laͤngſt ſchon verderblich auf die Regierung eingewirkt, erſt mündig 
geworden war (Mai 1511), begann eine Gewaltherrſchaft, wie man fie in Baiern noch nie er⸗ 

"lebt hatte. Er ſchrieb eigenmächtig Rüſtungen und Steuern aus, unter dem gefuchten Vorwande, 
daß der Drang der Verhältnifle ihn ohne Mitwirkung der Landſchaft zu handeln nöthige. In 
ſolcher Weife ließen fi indeflen die Dinge doch nicht vollfommen burchführen. Sein eigener 
Dheim, Herzog Wolfgang, fogar fhrieb ihm: „er befolge die Verordnungen nicht, weil fie 
von der Landſchaft nicht beſchloſſen worden feien.” Die Finanzen geriethen in immer ärgere 
Verwirrung. 5 

Wilhelm regierte bis ind dritte Jahr ohne Freiheitöbeftätigung und ohne Landſchaft, aber 
auch ohne Huldigung. Im Jahre 1514 endlich berief er felbft die Stände zufammen, gezwun= 
gen durch fein eigenes Bedürfniß. Ex ſtellte denſelben die angeblichen Verdienſte feiner Res 
gierung und den Drang feine Gelobebürfniffe vor. Da erhoben ſich aber bei ven Ständen von 
allen Seiten Klagen: von Tag zu Tag würden ihre Freiheiten mehr geſchmälert und felbft 
die jüngfte Erflärung nicht mehr gehalten. Immer höher wüchſen die Schulven an durch des 
Fürſten unordentliche Negierung und durch das Treiben feiner Günftlinge, welche auch die Stel: 
len und Amter vertheilten ober verkauften, wonad dann die Käufer ihre Auslage vom armen 
Bolke zu „erſchinden fuchten, Es fei fein Wunder, daß fein Beutel leer und im Lande allge: 
meine Klage über fein fchlechteö unorventliches Regiment fei, denn er habe ſich ſeit jeinem Re: 
gierungsantritt gar grobe Miögriffe zu ſchulden kommen laffen. Die alten erfahrenen Räthe 
feines Vaters habe er verachtet und liederlichen Grfellen feine Gunft zugewendet. Bit diefen, 
deren Umgang ſchon ein ſchlichter Evelmann unter feiner Würde erachten müffe, ſchlemme und 
faufe er vom frühen Morgen bis in die tiefe Nacht hinein; mit ihnen treibe er alle mögliche 
Unzucht. Ebenſo wie fein Privatleben fei auch die Regierung des Landes bisher liederlich und 
unwürdig gewefen, weil er fi) mehr um die Befrievigung feiner Wolluft ald um die öffent: 
lichen Angelegenheiten kümmere. Die Landſtände habe man bisher völlig ignorirt, ja dieſe uns 
bequemen Hüter der Rechte des Landes völlig beifeite zu ſchieben gefucht. Jetzt freilich, wo es 
an Geld fehle, müſſe man fie nothgevrungen berufen, um bei ihnen Rath und Hülfe zu fuchen. 
Würve legtere aber auch noch fo freigebig geleiftet, fo würde fle doch hei folder liederlichen 
Wirthſchaft wenig nügen, weshalb die Stände vor der Hand feinen andern Rath und feine 
nr Hülfe wüßten, als den Herzog Wilhelm auf die Quelle feiner Verlegenheiten hin⸗ 
zuweiſen. 

Die Stände ließen es aber nicht bei Worten bewenden. Sie erneuerten (1. Febr. 1514) 
die alten Bünde, vermöge welcher Abel, Prälaten und Bürger fid) gegenfeitig verpflichteten, 
tünftigen Eingriffen in ihre gemeinſamen Reihte, ſowie in die irgend eines einzelnen Standes 


Baiern 2” 


mit allen ifmen zu Gebote ſtehenden Bitteln zu begegnen. Sie ernannten zur Vollziehung 
einen Ausſchuß von acht Verordneten aus ihrer Mitte, ber ſich auf 16 und 24 Lanbtagemisglicher 
verſtäcken und nöthigenfall8 bie ganze Landſchaft zuſammenberufen folle, wenn ex nicht alöhalb 
Hülfe erlangen könne. 

Noch weigerte ſich der Herzog, den Begehren der Stände hinſichtlich der Privileglenbrſtä⸗ 
tigung nachzukommen; ba ſprachen fie geradezu von der Peen (der Strafe), wie fie wider den 
muthwilligen Verleger der Landesfreiheiten in Anwendung zu bringen befugt ſeien. 

Ein befonderer Umftand ferien die Macht der Stände noch vorzüglich zu befeſtigen: Ludwig, 
Der zweitgeborene Sohn Albrecht's IV., erhob Anſprüche, um, trog der neuen Erbfolgeorimung, 
von ber Regierung nicht ausgeſchloſſen zu werden. Er fagte, allen Verhältniſſen nach, der Lands 
ſchaft mehr zu als Wilhelm, gegen den eigentlid keine Verpflichtung mehr beftand, made eg 
RS fortwährend geweigert Hatte, die Bebingung feiner Anerkennung (nämlid die Betätigung 
der Sreiheitöbriefe) zu erfüllen. 27) Der Streit der Bürger wurde felbft von dem Raifer Maxis 
millan den Ständen zur Entſcheidung zugewieſen. s 

Diefe, an deren Spige damals ber ebenfo mannhaftzmuthige als berebte und umfichtige 
Ritter und Reichsodoetor Dietrich von Plieningen ftand, entſchieden: bad ganze Land mörffe zwas 
sereinigt bleiben, die beiden Prinzen follten aber gemeinfam vegieren, mit einem Hof, einem Math 
und einer Kanzlei; die Befegung der Amter folle indeß, bis beide dad vierundzwanzigſte Alters⸗ 
jahr erreicht Hätten, Durch die Landſchaft geſchehen; fonft gäbe es fein Mittel, ven Hader zum allge⸗ 
meinen Beften beizulegen. Der jüngere Brinz Ludwig nahm diefe Entfheidung mit Freuden an, 
und felbft Wilhelm unterwarf ſich derfelben unbebingt, wenn auch nach einigem Widerſtreben. 
Die Anordnungen, welche die Landſchaft traf, gingen nıit Ruhe und aller Ordnung voran und 
befoͤrderten unverfennbar das Wohl des Landes. Alles ſchien aufs befte eriebigt und gevrdnei. 

Da verfagte nun auf einmal Kaiſer Marimilian I. die Beftätigung der getroffenen über⸗ 
einfunft, unter dem Vorwand, ex fönne nicht dulden, daß Die landesherrliche Gewalt fo fehr von 
den Ständen herabgewürbigt werde (denen er doch felbft die Entſcheidung übertragen hatte). 
In Wirklichkeit wünſchte er, daß die Zwietracht in Baiern fortvanere, die feinem Eigennude 
neuen Gewinn (wie fhon ein mal) zu verheißen fhien. So gab denn Marimilian in feinem 
ganzen Benehmen eine empdrende Treulofigkeit fund. Er erflärte, daß er die Brüder einigen 
wolle, während feine Schweſter (bie Witwe Albrecht's IV.) ihm dringend ſchrieb: „ihre Söhne 
ſeien brüberlich einig; fie bitte vemüthig, er möge dieſe Einigkeit nicht zerſtbren, fondern den Ver⸗ 
trag aufrecht erhulten, ven die Landſchaft zwiſchen beiden errichtet habe.’ 

Herzog Wilhelm aber verließ ſich aldbald voll Übermuth auf die Stüge, die ihm tm ſolcher 
unerwarteten Weiſe geworden war. Die Stände höhnend, erlaubte er fid alle Cigenmaͤchtig⸗ 
feiten, wobei er mit fremder Kriegshülfe drohte. Die Landſchaft warnte ihn, davor ſich zu Häs 
ten: „dagegen wärbe man unwillig werben... Sie wollten nit der Fürſten halber verder⸗ 
ben, fondern feſtſtehen; und follte dann fremdes Kriegövolf in dad Land geführt werben, fo 
möchte darauf fliehen, daß man den Wirth ſammt den Gäften forfjage. Wilhelm ergoß ſich in 
Drohungen gegen die ihm von der Landſchaft gefegten Mäthe. Bine Deputation des ſtändifchen 
Ausſchuſſes follte mũndlichen Verfehr mit ihm verſuchen; ter. enle Plieningen Rand an deren 
Spige. Als der Herzog neue Drohungen ausſtieß, ward ihm dur den Mund enes wahren 
Ritters offen ind Angeficht erklärt: „Solche Worte, junger gnädiger Herr, find wider Aue 
and Bemunft; man mag fie vielleicht gegen unverftänvige Kinder gebrauchen, aber nicht gegem 
Raͤthe, die ſchon Cuerm Bater gedient und von denen Ihr lernen folltet. &o ift fein Bürft ober 
Herr auf Erden gefreiet, daß er Macht hat, nach feiner Willfür wider Recht die Untertanen 


37) Bio zur Geſchichte biefes Zeitpunkts huldigt Rubhart (in feiner „Geſchichte ber Landftände in 
Baiern‘) ziemlich freifinnigen Brundfägen. Bon g t an aber glaubt er offenbar einlenken und Biefel 
ben verleugnen zu müflen. Darum fafelt er nun in einer Weiſe wie man es von ihm fonft gar nicht 
gewohnt " von einem angeblichen „Vergefien ber Mäßigung“ feitens ber Sandflände, während er ſelbſt 
nichts Anderes als das höhnendfle mit Fügen Treten ihrer guten alten Rechte durch den bespotifchen Her⸗ 
og zu erzählen weiß. (Much der fon nur nach greflen Dingen hafchende Sugenheim betet Hierin ges 
— Kadhart's Worten nach.) Das Unglüd der Landſchaft lag nicht in einem Misbrauche ihrer 
Gewalt, ſondern im Mangel an ſolcher, fe konnte ihrem Mechte Beine materielle Geltung mehr vers 
ſchaffen. 
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Wenn ein Würmlein, gnädiger Herr, gedrückt wird von einen noch fo gewaltigen Thiere, fo 
krünmt es fi von Natur; das Recht ſteht auch dem Menfchen zu!” 29) 

Aber leider gehörten Plieningen und feine vamaligen Geiſtesgenoſſen zu den legten Rittern. 
Bei der Maffe des Adels mwaltete Feine Rückſicht für das allgemeine Wohl ob, fondern nur das 
Sonderintereſſe für ben eigenen Stand. Mehrfach zeigte ſich daher der Adel zu Conceſſionen 
gegen die Herzoge geneigt, ſobald er fpeciell nur feine Opfer bringen follte. Infolge veflen fehlte 
ein feftes Zufammenhalten aller Stände. Noch ſchlimmer als ſelbſt dies war e8 aber, daß gerade 
jet, wo bie große Mafle des Volkes mieber zu einiger Geltung zu gelangen begann, jene zunächſt 
nur immer für fi forgenden Stände feine Stüge im ganzen Volke fuchten und eine ſolche um 
fo weniger finden fonnten, als fogar die Sigungen der Landſchaft bei verſchloſſenen Thüren 
Rattfanden, ſonach gleihfam Niemand außer ven unmittelbar felbft Auftretenden auch nur rich⸗ 
tig. zu erfahren vermochte, um was e8 fi handelte, was bei den Privilegirten ſelbſt meiſtenß 
Unfenntniß der Gefchäfte, bei der Mafle aber die verderblichſte Gleichgültigkeit erzeugen mußte, 
Dabei wußten die Herzoge mit Schlaufeit, wenn aud ohne alle Ehrlichkeit, der Art-ihres Vers 
fahrens Häufig ven Schein zu geben, als träten fie den privilegirten Ständen deshalb entgegen, 
damit die Mafle des Volkes geſchont und in Tragung der Laften dadurch erleichtert werbe, daß 
auch jene dazu beigezogen würben; in Wirklichkeit wollten fie fi nur von der ihnen läftigen 
Macht der Stände überhaupt befreien und ſich ſtets neue Mittel zu ihren nie aufhoͤrenden Ver⸗ 
ſchwendungen verſchaffen, wobei e8 ihnen, wie die Erfahrung zeigte, ganz gleichgültig war, wer 
dieſelben aufbringen mußte. 29) R R 

Die beiden Herzoglichen Brüber erkannten endlich, daß ihre Uneinigfeit fie beide unter ver 
Herrſchaft der Stände erhalte. Sie verflänbigten fi daher miteinander und begannen dem 
Namen nad) eine gemeinfame Regierung, während Wilhelm in Wirklichkeit allein herrſchte 
und Ludwig fl durch einen geheimen Vertrag verbindlich machte, unvermäßlt zu bleiben, damit 
das Land nach feinem Tode keiner Theilung unterworfen werde. R 

Bon diefer Seite gefichert, begannen nun bie Herzoge, insbefondere Wilhelm, ihre Anz 
griffe auf die Rechte ver Stände füftematifd durchzuführen. Sie wendeten Heuchelei, Corrup⸗ 
tion, offene Treulofigkeit und rohe Gewalt um die Wette an. Im Anfange fanden fie e8 aller⸗ 
dings noch gerathen, nicht ganz offen aufzutreten, zunächſt durch ihr Verlangen nach neuer Geld⸗ 
Hülfe davon abgehalten; fo erbittert fie ſich gegen bie legten Bünde der Stände erflärten, fo er⸗ 
kannten fle doch in dem 1516 endlich ausgeftellten Freiheitöbriefe an, daß, würben auf die Vor⸗ 
ſtellungen der Stände deren Beſchwerden nicht gehoben, fo „fei deſſen beieinander zu bleiben 
ihnen umentgolten, nach Laut ihrer Freiheiten”, worauf endlich die Erbhuldigung und neue 
Geldgewährungen erfolgten, obwol die Herzoge aufs neue wiederholten, „die mündfener (legte) 
Berbindung der Stände würden fle niemals beftätigen”. Sie machten fonad; Zugeſtaͤndniſſe, 
wo es auf bloße Worte, verweigerten diefelben aber, mo es auf die Sache ankam. 

Herzog Wildelm”, bemerkt Rudhart, „ſchien e8 übernommen zu haben, bie fürſtliche Will⸗ 
für feftzuftellen. Er ging dabei mit einer Klugheit, vie felbft Macchiavelli's Lehre nicht ſchlauer 
enthält, zu Werke, die landſtändiſche Verfaflung zu brechen.“ (Gigentlih aber doch mit noch 
weit mehr Scham⸗ und Treulofigkeit als Klugheit!) „Anfangs machte er ven Angriff verdeckt 
und unter manderlei Kunſten; dann aber offen und ohne Scheu. Die Landftände wurben nur 
gerufen, wenn die Herzoge Hülfe und Steuer nöthig hatten.” Zuerft verweigerte gewöhnlich 
die Landſchaft bie Steuern, bewilligte ſie hintennach aber doch immer wieder. Ein regelmäßig 
wiederkehrendes Spiel! „Mit Fodern begannen die Fürſten; mit Klagen über Armuth antwor⸗ 
tete die Landſchaft, und endlich, nach längern Verhandlungen, folgte die Bewilligung gegen das 
Verſprechen, die vorgebrachten Beſchwerden zu heben!’ 

Der Bewaltgerrfcher Eonnte fein Ziel um fo leichter erreichen, ald die Stänbe fort und fort 
den Behler begingen, die Wahrung ihrer Rechte einzelnen, zu Ausſchüſſen vereinigten Mitglie= 
bern ihrer Berfammlungen anzuvertrauen. Je Fleiner die Zahl, defto eher waren alle Einzelnen 
durch Gunſt zu gewinnen ober durch Drohungen zu ſchrecken. Und an Beidem läßt es fein Tyrann 
fehlen! So Fam es dahin, daß der Ausſchuß im Jahre 1529 fich verleiten ließ, den Herzogen 
aus der Kaffe der Landſchaft eigenmädtig einen Vorfhuß von 40,000 Glon. „zur beſondern 


m — u Bechältufen Bes ungercim Geſchichtſchreiber, wie ſelbſt Rubhert, bei 
inter folchen Berhäl en es ungereimt, wenn wie fel den 
Grund den Untergangs ber Rechte und des Mnlehene ber Sandfände zunkchk Bio6 in ei fe 
fen ſuchen, welige Yiefeben in Ye Beiten — 5 — haben fein — — — 


Baiern 201 
RotHeurft” auszuhändigen. Die Stände ſelbſt aber waren fpäter ſchwach genug, Über dieſen 
grellen Misbrauch der Ausfhußbefugniffe Hinwegzufehen. 

In raſcher Folge reihte ih nun ein Angriff gegen die Rechte der Landſchaft an den andern. 
Die Herzoge nahmen die Befugnig in Anſpruch, die Kammerbauern (herzogligen &runds 
holden) auch ohne ftändifche Einwilligung befteuern zu dürfen. Sobann fuhten fle geltend zu 
machen, daß die Erhebung der bewilligten Steuern nicht ausſchließlich durch Verordnete der 
Landſchaft, fondern aud unter Mitwirkung herzoglicher Beamten geſchehen follte. Dagegen er⸗ 
Härten die Stände endlich, fie bewilligten blos unter dieſer Bedingung; „fle gewährten vie Ab⸗ 
gabe nicht aus Schulvigkeit, fondern nur aus Liebe; wer fhenke, inne au Maß und Orbnung 
feiner Gabe beftimmen.” Jegt griffen die Herzoge die Breiheiten der Stände an der Wurzel an: 
fie beftritten auf einmal den Ständen das Recht der Steuerbewilligung und ſchrieben 1536 
ohne Borwiffen und Einwilligung derfelben drei Landesſteuern auß, die fie auch thatſächlich ein⸗ 
trieben. Die Landſchaft erhielt zwar im folgenden Jahre auf ihre Neclamation einen neuen 
„Schadlosbrief von den Herzogen, in welchem dieſe ſelbſt befennen, in Eile und wider die Lan⸗ 
desfreiheiten gehandelt zu Haben. Aber was nüpte dieſes Bapier? „Die Herzoge mochten leicht 
darein willigen; ed war ihnen Feine Mühe, einen Brief beftegeln zu laſſen und bie Zahl ver 
Briefe, die fie fo eben überfahren, mit neuen zu vermehren.’ 30) 

Die Steuerbewilligungen wurden nah und nad; gewöhnlich und endlich fländig; der Land⸗ 
Saft Bewilligung ſank da zur bloßen leeren Formſache herab, die man dem Weſen nad) fogar 
als überflüffig betrachten mochte. Die Herzoge fuchten diefed Ziel beſonders au durch Ein- 
führung indirecter Auflagen zu erreihen. Dann wurde ver ſtändiſche Ausfhuß durch Bearbei⸗ 
tung der einzelnen Mitglieder (nanıentlich durch die Drohung: „bei Vermeidung fürſtlicher Un- 
gnade⸗) dahin gebradit, unter dem Vorwande des Drangs der Umfläinve eine Steuer zu be- 
willigen, ohne Berufung der ganzen Landſchaft. Ehenfo erhob Herzog Wilhelm im Jahre 1547 
ihatfahli (feiner frühern Behauptung gemäß) eine Auflage von den Kammerbauern ohne 
ſtandiſche Zuftimmung. . . 

Es würbe und zu meit führen, alle unter den mannichfachſten Wort= und Treubrüchen 
son den Herzogen verübten Gewaltthaten gegen die Rechte der Stände einzeln hier aufzu= 
zählen. Der Gewaltherrſchaft ftand jegt Fein genügend ſchuͤtzender Damm mehr entgegen. Wir 
haben unter II. bereitö gezeigt, in melden elenden und erbärmlihen Zuftand das Land herab- 
ſank unter ver fürftlihen Alleinherrſchaft, während es vor verhältnigmäßig wenigen Jahrzehn⸗ 
den noch das blühendſte Bild darbot, damals, als die Landſchaft die hoͤchſte Macht befaß, und 
dies ungeachtet der mit dem Privilegienmwefen einzelner Stände verbundenen Misbräuche. Es 
mag hier genügen, vie Geſchichte des vöhigen Hinwelkens und Untergangs ver alten Landſchaft 
nur mit wenigen Zügen anzubeuten. . 

Das Unwefen, das unter Wilhelm IV. von allen Seiten eingeriffen, dauerte unter feinen 
beiden nächften Regierungsnachfolgern ſchon beinahe ohne allen Widerſtand fort. Die Stände 
mußten e8 geſchehen laflen, daß ihre Beſchwerden wegen der furdtbaren Bebrüdung ver Ges 
wiflenöfreiheit hoͤhnend zurückgewieſen wurden. Herzog Albrecht V. vermochte feinen Schwager, 
den Kaifer Rarimilian IL, daß dieſer ihm (unterm -7. Febr. 1566) ein Privilegium ausftellte, 
den von den Ständen auf dem jüngften Landtag zur Schulventilgung und andern Staatsaus⸗ 
gaben zeitweilig hewilligten „Aufihlag” nicht nur zu verboppeln und auf ewige Zeiten zu er⸗ 
heben, ſondern aud die Erträgniffe veffelben für fich ſelbſt (d. 9. für Sofausgaben) zu verwen⸗ 
den. Und doch hatte der nämliche Kaifer erft ein paar Monate zuvor (14. Aug. 1565) die 
Rechte und Freiheiten der bairifhen Stände und fomit natürlich auch die Befreiung yon allen 
nicht felbftbewilligten Steuern ausdrücklich beftätigt ! . 

Auf jedem Landtage erfolgten nun neue Steuerfoberungen. Auch die rein materiellen 
Wirkungen des Verſchwindens jedes Damms gegen die fürſtliche Willkür machten fih immer 
mehr und zwar in erſchreckender Weife fühlbar. Wie unter II. bereits angeführt worden, 
ſtiegen die Stantslaften fo fehr, daß diefelben von einem Gute, welches im Jahre 1501 28 Kr. 
dazu entrichtet hatte, im Jahre 1595 über 100 Gldn. betrugen. Deſſenungeachtet reiten alle 
Erpreffungen nit aus, den herzoglihen Verſchwendungen zu genügen. Die öffentlichen Gin 
tänfte waten in ber Iegterwäßnten Zeit auf 300,000 Son. jährlich gefteigert, bie Bedürfniffe 
aber beliefen ſich auf 633,000 @lon. Die Landſchaft mußte 4,700,000 Gldn. Schulden Aber- 
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nehmen, und da ihr Credit faſt ebenfo wie jener der Herzoge in der Öffentlichen Meinung tief 
gefunfen war, konnte man nur zu 8—10 Proc. Gelder geliehen bekommen. 

So darf e8 und nicht wundern, wenn ſelbſt die tief unterwürfigen Stände nicht umhin fonn= 
ten, dem Herzog Wilhelm V. (im Jahre 1593) ein Schauderbild von ver lage des Landes ente 
gegenzubalten, in dem es heißt: „Die Unterhanen haben allein feit 1577 zmölf mal den zwan⸗ 
äigften Theil ihres ſämmtlichen Vermögens dem Fürften an Steuern Hingeben müſſen; das 
Landvolk kann fih im Ganzen kaum länger des Betteld erwehren; Viele nagen ſchon jet mit 
Weib und Kind am Hungertude. Bei den Gerichten kommen faft täglid nur Schuldproceſſe 
vor; flirbt ein ehedem vermöglicher Bauer, fo Hinterläßt er feinen Erben jegt jelten etwas An⸗ 
deres ald Schulden. Nicht viel befler find die Bewohner der Städte und Märkte daran, da in 
dieſen aller Handel und alle Gewerbe in fo tiefen Verfall geraten find, daß der Bürger, wis 
ſehr er ih auch einjhränkt, Faum die nothwendigſten Bevürfniffe ferner zu beflreiten vermag. 
Dieſes Verderben der nievern Stände drückt aud) ſchwer auf pie höhern, da Adel und Geiftlich- 
keit die ihnen gebührenven Abgaben und Leiftungen von ihren Grundholden jegt entweder gar 
nicht mehr oder nur theilweife zu erlangen vermögen. Fürwahr, eö ift bei dem Verfiegen aller 
NRahrungdquellen, bei ver täglich wachfenden Laft unerſchwinglicher Steuern und der feit län= 
gerer Zeit eingeriffenen leihtfinnigen Vergeudung ber beften Kräfte des Landes keineswegs zu 
verwundern, daß dieſes fo fehr verarmt und jegt an den Rand des Abgrundes gekommen ift, 
wohl aber, daß es bis heute nur beftehen konnte, Wehe Denen, bie dieſes Ergebniß ihres Wir- 
kens einft vor dem Richterſtuhle des Höchften zu verantworten haben werden, der an ſolch ſchreck⸗ 
licher Preffung der Armen feinen Gefallen haben kann und ſchon um diefer willen allen Segen 
und alles Gebeihen von dem Lande nehmen wird.” 

Der von Schmeihlern und Fanatikern übergepriefene Marimilian 1. hatte gegen Beſtä— 
tigung der Freiheiten die Erbhuldigung erlangt. Ex achtete aber deſſenungeachtet die ſtändi— 
ſchen Rechte gerade ebenfo wenig, als feine legten Vorgänger gethan hatten. Die Macht der 
Landſchaft war bereits fo entſchieden gebrochen, daß er fie vielfach gar nicht mehr beachtete. In 
Dingen, die ihn in Ausübung feiner unbefchränften Herrſchbegierde nicht weiter zu hindern 
ſchienen, vernahm er fie und trat mit ihnen in Verhandlung (dad Landrecht vom Jahre 161€ 
iſt noch eine vergleichäweife fhöne Frucht langjähriger Berathungen mit den Repräfentanten 
ver Landſchaft); dagegen kümmerte ſich Maximilian fo gut wie gar nicht um fie gerade in den 
wichtigſten Dingen, zumal ver Befteuerung. Schon lange zuvor, ehe dad Schwert der Schwes 
ben ven Fanatismus und vie fonftigen unlautern Strebungen des neuen Kurfürſten züchtigte, 
ſchrieb er (1620), ohne die Stände zu berufen, nur auf „Vergleich mit den Verorbneten” und 
raft feiner fürftlichen Macht’ Steuern aus. Ebenſo vielfach in der Kolge, wobei er fi immer 
mit dem „Drange der Umſtände“ fheinbar entſchuldigte. Im Jahre 1654 begehrte ex fogar eine 
Erhöhung und meitere Ausvehnung des Aufichlage. Der Ausihuß nahm endlich Anſtand, 
diefe weitere Foderung gutzuheißen. Maximilian verwies den Verordneten ihre Lauheit und 
„Ungeſchicklichkeit· mit fharfen Reden und führte dieſe weitere Auflage aus eigener Macht ein! 
Ebenſo verfuhr er in andern Dingen. Als im Jahre 4631 der Krieg gegen Baiern felbft fig 
heranwälzte und Frankreich Neutralität anbot, vernahm er, dem alten Rechte gemäß, die Land⸗ 
ſchaft oder doch wenigſtens deren Verordnete über jenen Vorſchlag. Da nun aber dad Gut⸗ 
achten verftändigerweife in frienlihem Sinne und fonad für Annahme ver Neutralität auss. 
fiel, ein Rath, deſſen Befolgung dem bairifhen Volke unendliche Bedrängniß und Noth er- 
fpart hätte, fegte ſich ver fanatiſch-kriegsluſtige Kurfürft Eurzweg darüber Hin und that das 
Gegentheil. Die ganze Landſchaft felbft aber als ſolche vernichtete er gleihfam dadurch, daß er 
fle in ven legten 39 Jahren feine® Lebens gar nicht mehr zufammenberief, ſondern in allen Fäl⸗ 
len entweber ganz eigenmädhtig verfuhr, ober höchſtens mit dem Ausſchuß verhandelte. Ebenfo 
that er in der Oberpfalz, die ihm durch das Kriegsglück und die kaiſerliche Gunft unterworfen 
worden war und wo die Landſtände faft genau in derſelben Weife mie in Baiern felbft beſtanden. 
Er lud die dortigen Stände zur Huldigung ein; ald fie zuvor die Beftätigung ihrer Freihelten vers 
langten, wollte Maximilian dieſelben kurzweg als infolge ver Achtserkläärung ihres biäherigen 
Fürſten erlofhen erklären. Da fi die Landſchaft an die Eaiferlihen Gefandten wendete, erhielt 
fie vage allgemeine Hoffunngsertheilungen;; fie leiftete darauf hin die Huldigung, und nun vers 
nichtete der Kurfürft die Ständeverfammlung zwar nicht dem Namen, aber ver That nad, in⸗ 
dem er fie niemald mehr zufammenfommen lief. So war jener Bielgepriefene gewohnt , die 
älteften Rechte des Volkes zu achten! 

Zum legten male fand ein allgemeiner Landtag im Jahre 1669 ſtatt. Die Landſchaft, 
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wenngleid, tief gefunfen, faßte doch ſelbſt jegt noch einige dem allgemeinen Landeswohl ente 
ſprechende Beſchlũſſe (Beſchwerden über Willkür des Hofs, Gorruption des Gerichtsweſens 
u. ſ. w.), aber leider geſchah dies nur inſoweit, als ihr Sonderintereffe damit nicht in Conflict 
kam. Der Eigennug waltete vor, und weſentlich Gedeihliches lieh ſich daher nicht erzielen; men 
ſtritt fi zunächft darum, wer Mitglied des Ausfchuffes werde, aljo des gemeinften Vortheils 
wegen. Der Ausihuß (die Veroroneten) ergänzte ich ſelbſt, und jo Fam ed, daß der Kurfürft 
zur Aufnahme feiner Günftlinge, wenn Stellen erledigt waren, feine Fürſprache einlegte. Mas 
da erwirft werben konnte, läßt ſich leicht errathen. Die Verorpneten hatten ein perfönlides In= 
tereffe, die Berufung eines Landtags zu verhindern! Die Geihäfte wurden mit der größten 
Heimlichkeit behandelt. Hatte ver Ausſchuß doch auf dem legten Landtage bereits der Landſchaft 
das ganze Rechnungsweſen vorenthalten, und diefe hatte ausdrücklich darein gemwilligt! 

Die Berorbneten felbft follten ih alljährlich mindeftens zwei mal, und zwar die des Ober- 
landes zu Münden, jene des Unterlandes zu Landshut verſammeln. Statt deſſen traten fie in 
Ver Regel jährlich nur ein mal in Münden zufammen, um des Kurfürften Foderungen zu vers 
nehmen und nach einigen Vorftellungen aud zu erfüllen (Poſtulatshandlungen). Selbft dies 
ſchien dem gemwaltthätigen Mar Emanuel zu läftig. Er führte ganz willkürlich, ſelbſt ohne auch 
nur die Berorbneten vernommen zu haben, neun vorher ungefannte und zwar meiftens indirecte 
Auflagen ein und verwandelte ebenfo die nur auf eine gewifle Zeitvauer bewilligten Steuern 
kurzweg in beftändige. Dad nannte man denn Hofanlagen! 

Unter Karl Albrecht kam es dahin, daß die Alles bewilligenden Verordneten fi von dem 
Fürften Reverfe ausftellen ließen, „daß er fie (Die Verordneten) wegen der ihr Befugniß über: 
Reigenden Bewilligungen gegen die Landſtände vertreten wolle! Der Kurfürft machte „Gof— 
anlagen”, 3.8. „zur Verpflegung ber kurfürfklichen Kriegepferde” u. dergl.; er befannte ur: 
kunplid, „daß dieſes gegen die Landesfreiheiten ſei“, ließ ſich dadurch aber nicht abhalten, „unters 
defien‘ weitere Landſteuern eigenmächtig auszuſchreiben. 

Der zwar ſehr wohlmeinende, dabei aber den Grundſätzen des abſoluten Herrſcherthums 
und eines erleuchteten Despotismus huldigende Marimilian IIl. Joſeph konnte ſich mit dem 
Ständeiwefen ebenfalls nicht befreunden. Er vermehrte eigenmächtig „feine Gefälle, und als 
er einfeitig die Zinfen der Staatsſchuld herabfegte, mußten ihm die Verordneten beiftimmen. 
Es wurden neue Geſetzbücher erlaffen (Strafgefeg, Proceßordnung und Landrecht). Dabei 
wirkte der ſtändiſche Ausſchuß zwar ebenfalld mit, aber „vie Stimme einiger weniger Menfchen 
war nicht die Stimme aller Landſtände oder gar des ganzen Volkes. Das Volk und die Land- 
fände mußten ungefragt und ungehört fih die @inführung der neuen Geſetze, die ihre wichtig⸗ 
ſten Rechte berührten, als Befehle gefallen laſſen (denn das ward leider allmälig ver Begriff 
für Gefeg)”. 71) Die erbärmlichen Verordneten waren auch hierbei nur darauf bedacht, ſich 
Vorrechte zu verſchaffen, und fo kam e3, daß bei Anwendung der Tortur denjenigen Landftän— 
den, „welche Malefiz haben’, freiere Hand gelaflen ward! So tief konnte das einft fo ſchöͤne 
Juſtitut infolge der ununterbrochenen fürftlihen Corruption herabſinken! 

Der Dynaſtiewechſel nad) Marimilian’s II. Jofevh Tode Hot den Ständen nochmals eine 
günftige Gelegenheit dar, einiges neue Leben zu erlangen. Vergeblich. Karl Theodor ertheilte 
iguen zwar 1785 einen Freiheitobrief und darin eine Betätigung ihrer Rechte, die Landſchaft 
aber blieb ein todter Körper. . 

Der Ruf der Freiheit, der fo laut in Frankreich erſchallte, fand aud in Batern einen theil⸗ 
weiſe unerwartet flarten Wiederhall. Die Verorbneten fogar wurden aus ihrem Schlafe auf 
getrieben. Sie übereichten im Jahre 4794 ver Regierung eine Beſchwerdeſchrift, in welcher fie 
die wichtigften Verlegungen ver Berfaflung aufzählten und entſchieden auf deren Befeitigung 
antrugen. Aber es war auch dies nur das ſchnell erlöſchende Auffladern eined Strohfeuere. 
Nach kurzen Verhandlungen ertbeilte die Regierung dem Ausfhuß gar keine Antwort mehr, 
und nun fand diefer gut, ebenfalls zu fhweigen! 

Auch Maximilian IV. Joſeph (als König Maximilian I. Joſeph) beftätigte bei feinem Mes. 
gierungsantritte förmlich die Rechte des Landes und ber Stände. ??) Dennoch geſchah nichts, 


31) Rudhart, defien Worte wir hierin citiren, bemerkt fehr richtig: Es if fonderbar, daß die Bes - 
deutung bes Wortes Befep in Deutfchland ſich mit den Zeiten und der Freiheit ebenfo veränderte als das 
Bort lex bei den Römern.‘ y h 

32) In dem Öffentlichen Patente vom 16. Febr. 1790 Heißt es ausdrücklich: „Als wollen Wir Uns 

Einwohnern, auch reſp. Ständen und Landfaflen ... verfehen, daß le Une von nun an 
{ren rechtmäßigen Sanbeeheren erfennen. .... Wir verſprechen unb verfichern dagegen, daß Bir ihnen 
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dieſes feierlich gegebene Verſprechen irgend zu verwirkllchen. Nochmals ermannten ſich die zu 
den gewöhnlichen Poftulatähandlungen geladenen Verorbneten, indem fie (Anfang des Jahres 

4800) ihre Vollmacht und Inftruction für beſchränkt und (längft) erloſchen erklärten und um 
Berufung eines allgemeinen Landtags baten. Freilich konnte ihnen die Regierung entgegen- 
Halten, daß fie auf den Grund ver nämlichen Vollmachten 130 Jahre lang gehandelt und mehr 
als 100 Mill. auf des Landes Koften bewilligt hatten, aber dies rechtfertigte die Nichterfüllung 
der Negierungverpflichtung keineswegs, um fo weniger, alß fie ſelbſt jene Pflichtverletzung ver 
Verordneten zumeift verſchuldet Hatte. 

Inndeſſen konnte bie veraltete Verfaffung in Wirklichkeit Feine Sympathie mehr hervor: 
rufen. Das Volk ertrug e8 daher mit Bleichgültigkeit, als die alte Landſchaft im Jahre 1807, 
gelegentlich der Veröffentlidung einer Steuerverorbnung, ziemlich offen befeitigt warb, indem 
die Regierung den ſtändiſchen Kaflen förmlich das Steuerergebungsreht abnahm. Damit en⸗ 
digte denn factiſch das legte Lebendzeichen der alten bairifchen Verfaflung. Sie ging zu runde 
infolge der Corruption, welche die landesfürſtlichen Gewaltmisbräuche Jahrhunderte lang mein⸗ 
eidig an ihr verübt hatten. Dies die wahre Duelle ihres Ververbens! Denn ohne dieſe ſyſtema⸗ 
tiſche und gewaltthätige Verſchlechterung würde fie fi zeitgemäß entroidelt und verjüngt haben. 
Solches war freilich unmöglich unter jenen überwältigenden Gewaltbictaten, bie, flatt auf eine 
Veredlung hinzuwirken, im Gegentheil zu einer Berfrüppelung des an fi fehönen und kraͤf⸗ 
tigen Baums führen mußten. Unter naturgemäßen Verhältniffen würbe eine freie und damit 
eine treffliche Hiftorifche Entwickelung erfolgt fein. Bei dem alle andern Stände bald weit über: 
tragenden Emporblühen des fogenannten britten Standes würde e8 nicht gefehlt haben, daß die⸗ 
fer den ihm gebührenden Einfluß aud in Wirklichkeit erlangt hätte. Aber gerade dieſes war 
unmoͤglich, da die Regierung ftetd auf Befchränkung der Landſchaft, nie auf deren Erweiterung 
hinarbeitete. Alle Andere, was man gewöhnlich ald die Urſache ihres Verderbens ausgibt, 
waren nur Ausflüffe dieſer Hauptquelle. ALS ſolche Ausflüffe betrachten mix die unvolls 
Tommene feubalftänbifche Form der Landesvertretung und durch fie die Vorherrſchaft des Egois⸗ 
mus in den Ständen, ferner die Heimlichkeit der Verhandlungen; hätte man das gefammte Volt 
bei der Sache unmittelbar felbfttHätig werben laffen, fo würbe diefes Übel aud von felbft ver⸗ 
ſchwunden fein; ebenfo der zweite Misftand: die allzu großen Befugniſſe blofer Ausſchüſſe, bie 
aueh alle Gewalt in ihren Händen vereinigten, und endlich dad dritte ver hervorgetretenen 

bel: daß feine regelmäßige Erneuerung der Vertretung ſtattfand, daß ſonach Pine neuen Ble= 
mente eine Stagnation des Ganzen verhinderten. Es waren dies Alles bloße Wirkungen des 
Grundũbels, nicht das Grundübel felbft. 

IV. Die Verfaſſungsentwürfe von 1808 und 1814. Die vollſtändige Aufhebung 
ber alten Berfaffung erfolgte formell unterm 1. Mai 1808, indem ver feit dem 1. San. 1806 
als fouveräner König proclamirte Maximilian Joſeph aus eigener Machtvollkommenheit eine 
neue Gonftitution verkündete. Es ergibt ſich ſchon aus dieſem Schritt, wie man dem Worte 
Gouveränetät eine Bedeutung unterflellte, vie ed nun und nimmermehr haben konnte, da ber 
franzoͤſiſche Gewaltherrſcher doch wahrlich nicht befugt war, die Innern Rechte ver Landſtände 
gültig aufzuheben. Es wäre ber Ball gegeben gewejen, durch Übereinfunft und Vertrag eine 
neue Berfaffung zu Stande zu bringen; dies geſchah aber nit, fondern eine ſolche warb kurz⸗ 
weg durch koͤnigliches Dictat eingeführt. 

Die neue Conſtitution vrociamirte die wichtigen Grundſätze: gleiche Beſteuerung, Blei: 
heit vor dent Geſetze, Sicherung der Gewiſſensfreiheit und eine wahre Nationalrepraͤſentation, 
welche die Rechte aller Bürger ‚nicht blos die einzelner Claſſen over Kaſten vertrete. 

In Wirklichkeit erftrebte die neue Verfaffung eine Befeitigung der Scheidewände zwiſchen 
den einzelnen Landſchaften und ven verſchledenen Ständen. Die Privilegien ber einzelnen Lan- 
destheile wurben vollftändig aufgehoben, die Vorrechte des Avels aber weſentlich beſchränkt 
Beide galten ald unvereinbar mit Dem, mad man unter ven Begriffen „Souveränetät” und 
Kräftigung der Regierung” verftand. Die damals herrſchende Anſchauungsweiſe ließ eine 
wahre, kräftige Volksvertretung nicht auffommen. Die fogenannte Nationalrepräfentation 
konnte ſowol nad; der Art ihrer Bildung als nach der Beſchraͤnkung ihrer Gompetenz gerechten 
Anfoberungen nicht genügen. Indeſſen lag doch eine nicht zu gering anzuſchlagende Bedeutung 





Unfere fanbesväterliche Huld und Gnade ... angebeihen laſſen, biefelben bei ihren alten — — 
ten Beı Pr rg und Privilegien [hägen und biefelben erneuern, auch daß barwiber gehe: 
werde nicht geflatten. 
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eben darin, Daß wenigitens bie Trennung unter ben verſchiedenen Landſchaſten aufhäete, und 
noch mehr, daß bie Übermact des Adels theilweife gebrochen ward. Die „ Reihäverfanm- 
lung” ober „Nationalvertretung” follte (aber nicht einmal vermitteld freier Wahl, denn es 
foltten ver Regierung nur Candidaten vorgeſchlagen werben) aus ven höchſtbeſteuerten „Land⸗ 
eigenthämern, Kaufleuten und Fabrikanten“ zufammengefegt fein (von Geiftlichkeit und Adel 
als folchem ift dabei keine Rebe); fle follte nur eine Kammer bilden, fih alljährlich wenigſtens 
ein mal verfammeln und fi über das ebenfalld nur auf ein Jahr aufzuftellende Bubget äußern. 

Die Conſtitution von 4808 wärbe ſonach, troß al ihrer Mängel, bebeutende Verbeſſerun⸗ 
gen gewährt und einen wichtigen Fortſchritt gebildet Haben, wenn fie ins Leben getreten wäre. 
Aber fie blieb eine unerfüllte Verheifung. Es fand nit eine Sitzung ver „Nationalrepräſen⸗ 
tation“ ftatt. Auch dazu mögen vie einigen Kriege und Gebietswechſel beigetragen haben. 

As nad dem erften Sturze Napoleon’3 die politifchen Verhältniffe Europas fi} zu conſo⸗ 
lidiren ſchienen und auf dem Wiener Congreſſe jene denkwürdigen Verhandlungen über den 
Art. 13 der Deutfchen Bundesacte ftattfanden, wonach in allen deutſchen Ländern landſtaͤndiſche 
Berfaffungen eingeführt werben follten (mobei man die fpätere feine Unterſcheidung zwifchen 
landſtaͤndiſchen und repräfentativen Berfaffungen nod gar nicht ahnte), ſuchte bie auf ihre 
Gouveränetät eiferfüchtige bairiſche Regierung eine folde Beſtimmung aus der Bundedacte 
fernzuhalten, indem fie aus eigenem Antrieb eine neue Gonftitution erlaffen wolle, um jede 
Anmuthung von Seiten bes Bundes aus dem Grunde zurückweiſen zu koͤnnen, daß die Sache in 
Baiern bereits ihre Erledigung gefunden habe. Im Spätjahre 1844 ward zu dieſem Behufe 
eine Commiſſion gebilvet, welche ihre Aufgabe ziemlich ſchnell erlenigte. Ihre Arbeit if der „res 
vidirte Gonflitutionsentwurf”‘ von 1814, welcher übrigens niemals veröffentlicht wurde, für 
uns aber befonder3 darum son Wichtigkeit it, weil er, nad} einer ausdrucklichen Erflärung des 
Minifters v. Abel (in der bairiſchen Deputirtenkammer vom Jahre 1840), die Grundlage der 
jegigen Berfafjung bildet. 

Ein Augen: und Ohrenzeuge ver beöfallfigen Verhandlungen 22) enttoirft ein erſchrecen⸗ 
des Bild von ber mit ber gedachten Aufgabe betrauten Commiſſion. Die weit überwiegende 
Mehrzahl der Mitglieder beſtand aus den entſchiedenſten Wortführern der unbebingteften Ari⸗ 
ſtokratie. Dabei gebrach es der Majorität an aller Höhern Intelligenz und überdied an männ⸗ 
licher Selbfländigfeit 4), wo anders nicht das eigene Interefle der Botanten ind Spiel Fam. 35) 
Zwar wurbe (nach der ausdrücklichen Verfigerung des Miniſters v. Abel) in einem Hauptpunkte 
die Grunpbeftimmung der Konftitution von 4808 beibehalten: man verblieb bei dem wahrhaft 
tepräfentativen Syſteme; dagegen aber fuchte man, unter möglichfter Beibehaltung der Worte 
jener „Berfaflung“, im Übrigen foviel möglid den alten und veralteten Misbraͤuchen wieder 
Eingang zu verſchaffen. So follte, um die Berfammlung deſto mehr ſchwächen zu können, ein 
permanenter Ausſchuß gebildet werben. In gleicher Abſicht ward Die Bildung zweier Kammern 
angeorpnet, und bezüglich der zweiten fpeciell erſtrebt, „ſolche Befcgränfungen in bie Wahl, in 
die Zufammenfegung der Elemente und in ven Mechanismus der Berathungen und Beſchlüſſe 
u bringen, daß ſich überall darin Fein Geiſt und Feine Kraft zu erkennen zu geben vermoöͤchte“. 2°) 
Bon einer Vertretung ver unter Grundherrſchaft ſtehenden Bauern wollte man gar nichts 
wiffen, da fie ja fhon durch ihre Grundherren vertreten feien. () Das Lehnweſen follte über 
haupt zu neuem Reben gebradt werben. Die Dauer der Repräfentation ward übrigens auf 
fünf Jahre feftgefegt. Für eine eigene Vertretung der Geiſtlichkeit mar man noch nicht geftimmt. 

Das Werk warb auf dem Papiere vollendet, gelangte aber nie zur Verwirklichung 

V. Die (gegenwärtig gültige) Berfaffung vom Jahre 4818.37) Wir Haben 
gezeigt, daß Marimilian Joſeph bei feiner Thronbefteigung bie alte Verfaſſung ausdruͤcklich 





33) Der geiftvolle Ritter v. Lang, in feinen „, Memoiren“, II, 203—216. 

34) Ein Botant, ber erfahren, daß feine Abſtimmung den Anfichten von Montgelas entgegen fei, ließ 
glei, In ber nächflen Sigung fein Ja im Protokoll in Rein verwandeln, und fogleich folgten brei oder 
vier Andere feinem Beifpiele. \ 

35) „Geht das mei Hofmark Aichau au an?’ fragte der aus tem Schlafe geweckte Graf Preiffing. 
Auf die bejahende Antwort folgte die su Erklärung: „Ra, no thu fe net.” Dom Gecretär na 
den Motiven befragt, erfolgte die lafonifche Antwort: „Herr Secretär, fchreibe Sta, der Pro 
thnat's halt net!" (Bang.) 

37) Untere —S—— die Berfaf 1818 iſt zw erwähnen: Serchenfeld, Geſchichte 

nter-ben en tfaffung von au : Seſch 
Baterns unter Maximilian L Joſeph. Mit befonderer Beziehung auf bie Entſtehnng ber Verfa 
— * ei alehung ntfehung unge: 
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und förmlich anerkannte und gewiffenhaft zu beobachten feierllch gelobte, daß er dieſelbe aber 
deſſenungeachtet nicht vollzog, ſondern ſie vielmehr bald förmlich aufhob. Wir Haben ferner ge⸗ 
fegen, daß er ſtatt deren (1808) eine neue Gonftitution proclamirte, melde jedoch ebenfo merig 
ind Leben trat ald der Verfaflungsentwurf von 1814. Wir Haben endlich gefehen, daß vie 
bairlſche Regierung zur Zeit des Wiener Congreſſes nur darum der Beflimmung bes Art. 13- 
der Bundesacte (durch welchen alle deutſchen Staaten zur Einführung landſtändiſcher Berfafs' 
fungen verpflichtet find) anfangs entgegen trat, weil Marimilian Jofeph aus eigenem Antriebe, 
ohne ſolche äußere Verpflichtung, eine Gonftitution erlaffen wolle, übrigens felbft wirber eine 
umfomehr verpflicgtende Erklärung, ald die Bunbedacte felbft und fomit au ihr Art. 13 
unterm 18. Juni 1816 vom Könige angenommen und proclamirt worden war. 

Deſſenungeachtet erfchien die neue Berfaflungsurkunde noch längere Beit nit. Die Vers 
pflichtung zu ihrer Erlaſſung lag freilich far genug vor. Es vrängte ein weiterer Grand: bie 
Binanzen des Staats befanden ſich in zerrütteten Verhältniffen. Ungeachtet des Friedens und 
ungeadtet der unbebingten und unverringerten Forterhebung aller während bes Kriegs ein= 
geführten Auflagen veihten die Einfünfte entſchieden nicht aus zur Deckung der Bedürfniſſe. 
Diefer Umftand brachte hier die nämlihen Wirkungen hervor, die er ſchon mehrmals ander⸗ 
maͤrts veranlaßt hatte, er wirkte wenigftend mit zur Erlaſſung der Verfaſſungsurkunde, welche 
denn unterm,26. Mai 1818 proclamirt wurde. (Sie war das Werk einer Commiſſion, welche 
aus dem Marſchall Wrede, den fünf Staatäminiftern, den fünf Generaldirectoren ver Mint: 
flerien und dem Präfiventen des Staatsraths gebildet war). In der Einleitung fagt der König: 

„Freiheit der Gewiſſen und gewilfenhafte Scheidung und Schägung Deſſen, mad des Staats 
und der Kirche iſt; Freiheit der Meinungen, mit gefeglichen Beſchraͤnkungen gegen ven Mio— 
brauch; gleiches Recht ver Eingeborenen zu allen Graben des Staatsdienſtes und zu allen Be⸗ 
zeichnungen des Verdienſtes; gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen; Gleich⸗ 
heit ber Gefege und vor dem Geſetze; Unparteilihkeit und Unaufhaltbarkeit ber Otechtöpflege; 
Gleichheit ver Belegung und der Pflichtigkeit ihrer Leiftung; Ordnung dur alle Theile des 
Staats haushalts, rechtlicher Schutz des Staatscredits und geficherte Verwendung ber dafür bes 
flinnmten Mittel; Wieberbelebung der Gemeinvekörper durch die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunaͤchſt berührenden Angelegenheiten; eine Standſchaft, hervorgehend aus allen 
Glaffen der im Staate anfäfligen Staatsbürger, mit den echten des Beiraths, der Zuſtim⸗ 
mung, der Willigung, der Wünſche und der Befchiverbeführung wegen verlegter verfaffungs⸗ 
mäßiger Rechte, berufen, um in Öffentlichen Verſammlungen die Weisheit ver Beratung zu 
verftärken, ohne bie Kraft der Megierung zu ſchwächen; endlich eine Gewährleiftung ber Ber- 
faflung, ſichernd gegen willkürlichen Wechſel, aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Beffern 
nach geprüften Erfahrungen: Baiern! dies find die Grundzüge der aus Unferm freien Cut⸗ 
ſchluſſe euch gegebenen Verfaffung; fehet darin vie Grundfätze eines Königs, welder das Gluͤck 
feineö Herzens und den Ruhm feines Throns nur von dem Glücke des Vaterlandes und von 
der Liebe feines Volkes empfangen will!” 

Die Berfaffungdurfunde felbft ift in zehn Titel abgethetit. 

„Titel I. Allgemeine Veftimmungen.” Nach $. 4 ift das Königrei in der Geſammt⸗ 
vereinigung aller älteru und neuern Bebietötheile ein „ſouverüner monarchiſcher Staat nad 
den Beftimmungen ver Verfafſungsurkunde“. 6. 2 fegt feſt: „Fuͤr das ganze Königreich beſteht 
eine allgemeine, in zwei Kammern abgetheilte Ständeverſammlung.“ 

„Titel I. Bon dem Könige und der Thronfolge, dann ber Reichsverweſung.“ 6. 1 
lautet: „Der König iſt das Oberhaupt des Staats, vereinigt in ſich alle Drechte der Staatsge⸗ 
walt und übt fie unter den von ihm gegebenen, in ver Verfaffungsurkunde feftgefegten Veſtim⸗ 
mungen aus. Seine Berfon Ift Heilig und unverletzlich.“ Zufolge $. 5 geht „nach gaͤnzlicher 
Erlöfhung des Mannsſtamms“ und bei vem Nichtvorhandenſein einer Erbverbrüberang die 
Thronfolge auch auf die weibliche Linie über. 

„Titel IE. Bon dem Staatsgute.“ 5.1. Der ganze N fang bed Koͤnigreichs bildet „eine 
einzige untheilbare, unveräußerliche Gefammtmaffe.” uch alle neuen Erwerbungen aud 
Brivattiteln an unbeweglihen Gütern, fie mögen in ve der Haupt: oder Nebenlinie geſcheben, 
wenn der erfle Erwerber während feines Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen in ben Erb⸗ 
gang des Mannsſtamms.“ 

„Titel IV. Bon allgemeinen Rechten und Pflichten.“ — „$. A. Jever Baler ohne Unter 
ſchied kann zu allen Eioil:, Milttärs und Kirhenämtern oner Pfründen gelangen. $5. In 
dem Umfange des Reichs Eann Ferne Leibeigenſchaft beftehen. F. 6. Alle ungemeflenen Frohnen 
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fehlen im gemeffene umgrähbert werben und auch diefe abldebat fein. 5. 7. Der Staat ges 
währt jevem @inwohner Sicherheit feiner Perfon, feines Cigenthums und feiner Rechte. Mier 
mand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben. Niemand darf verfolgt oder verhaftet 
werben, als in den durch Die Geſetze beſtimmten Fällen und in der gefeglichen Form. Nlemand 
darf gezwungen werben, fein Brivateigenthum, ſelbſt für öffentliche Zwecke, — als nach 
einer foͤrulichen Entſcheidung des verſammelten Staatstaths und nach vorgängiger Gntſchä⸗ 
digung. $.8.' Jedem Einwohner des Reichs wird volllommene Gewiſſensfreihelt gefichert; die 
einfache Hausandacht darf daher Niemandem, zu welcher Religion er ſich bekennen mag, unter— 
fagt werden. Die in dem Königreiche beſtehenden drei chriſtlichen Kirchengeſellſchaften genießen 
gleiche bürgerliche und politifche Rechte. Die nichichriſtlichen Glaubensgenoſſen Haben zwar 
dollkommene Gewiſſensfreiheit, fie erhalten aber an den ſtaatsbürgerlichen Rechten nur in dem 
Maße einen Antheil, wie ihnen verfelbe in den organifhen Edicten über ihre Aufnahme in bie 
Staatsgeſellſchaft zugeſichert ift. F. 10. Die Freiheit der Prefle und des Buchhandels tft nad 
den Beftinmmungen des hierüber erlaſſenen beſondern Edicts gejichert. F. 11. Alle Baiern ha: 
ben gleiche Pfliätigkeit zu dem Kriegsdienſte und zur Landwehr. 8.12. Die Theilnahme an 
den Staatslaften ift für alte Einwohner allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und 
ohne Rückficht anf vormals beftandene befondere Befreiungen.” 

„Titel V. Bon befondern Rechten und Vorzügen.” Nach $. 1 find die Kronämter, die 
eberften Würben des Reichs, theils erblich, thells auf Lebenäzelt verliehen. F. 2 und 3 
fihern den frühen reihsunmittelbaren Höheren Adeligen Vorrechte zu, die in befondern Epicten 
näher bezeichnet find. $. A garantirt dem gefammten übrigen Adel: 1) ausſchließend das 
Hecht einer gutöherrlichen Gerichtsbarkeit; 2) jenes ver Errichtung von Familienſideicommiſſen; 
3) einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichtsſtand; 4) das Recht der Siegelmäßigkeit; 
5) die Auszeichnung, daß die Söhne der Abeligen ald Cadetten in das Militär eintreten. Zu— 
folge $. 6 genießen auch die Geiſtlichen jenen befreiten Gerichtsſtand; ebenfo die Colleglalraͤthe 
umd höhern Beamten, denen auch die Siegehmäßigkeit und die oben erwähnte Auszeichnung het 
der Eonfcription zufteßt. 

„Titel VE. Bon ver Ständeverfammlung.” Nach $. 1 beftehen zwei Kammern, Zufolge 
8. 2 ift die der Reichsraͤthe gebildet aus: A) den volljährigen Prinzen; 2) den Kronbeamtrn; 
5) den beiden Erzbifhöfen; A) den Häuptern ver ehemals reichsſtaͤndiſchen Kamilien, folange 

. fie fi) im Befige der betreffenden Gerrſchaften befinden; 5) einem vom König ernannten Bis 
ſchofe und dem Präfiventen des proteftantifchen Obereonfiftortums; 6) „denjenigen Perſonen, 
welche der König entweder wegen ausgezeichneter, vem State geleifteter Dienfte, ober wegen 
ihrer Geburt, oder ihres Vermögens zu Mitglievern entweder erbli ober lebenslänglich er⸗ 
nennt”. Zufolge $. 3 wird das Recht der Vererbung nur adefigen Butöbefigern verliehen, und 
zwar nur folden, deren Majoratögiter an Grand: und Domintcalfteuern In simplo minbes 
ſtens 300 Glon. entrichten. Mit diefen Gütern geht die Würde für vie betreffenden Bamilten 
verloren. $.4. Die Zahl ver Febenslänglicken Reichsräthe laun ven britten Theil der erblichen 
nicht Überftelgen. 6. 6. Zur Eröffnung der Reichsrathskammer if Die Anweſenhett von mindes 
ſtens ver ‚Hälfte ver Mitglieder erfoberlih. — Bei der-zweiten Kammer kommt, nach $. 8, je ein 
Abgerordneter auf 7000 Familien. Zufolge $. 9 trifft hiervon auf die einzelnen Claſſen ober 
Stände: ver Abeligen Y/,, ver katholiſchen und proteftantifcgen Geiſtlichen %/,, der Stüdte uns 
Märkte ?/,, ver Landeigenthuͤmer ohne gutäherrliche Gerichtsbarkeit /und außerdem auf. jede 
ber brei liniverfitäten ein Abgeordneter. F. 14. Die Wahl findet nach Reglerungsbezirken 
(Rreifen} ſtatt und iR (6. 43) auf ſechs Jahre gültig, die Kammernufldjung ausgenommen. 
$.17. Die Bertretang dur Bevollmäßtigte iſt für beide Kammern unterfagt. $. 18. Die 
Unträge Aber Staatsauflagen geſchehen zuerſt in der Abgeordnetenkammer, bei allen übrigen 
Gegenſtãnden findet kein desfallfiger Unterfchied flatt. 

„Titel VI. Bon dem Wirkungskreiſe der Stänbeverſammlung.“ Nach 5.1 kEdunen beid⸗ 
ÆEammern nur über folche Gegenſtaͤnde In Berathung kreten, die ihrem Wlrkungstreife ſpeciell 
zugewieſen find. „F. 2. Ohne ben Beirath und die Zuſummung der Stände des Koͤnigreichs 
Kann fein allgemeines neues Geſetz, welches die Freiheit der Perſonen oder das Cigenthum der 
Staats augehðrigen betrifft, erlaſſen, noch ein ſchon beſtehendes abgeaͤndert, authentiſch erläutert 
aber aufgehoben werden. F. 3. Der König erholt die Zuſtimmung ber Stände zur Erhebung 
edler directen Steuern, ſowie zur — * indirecter Auflagen , ober zu der Erhoͤhung 
sher Verãnderung ber beftehenven. $. 4. Den Ständen wird daher nach ihrer Eröffnung wie 
genane Überfiht des Gtaatäbebfcftiifies, fowle ber geſammten Gtanterinnahmen (Wubget) vor 
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gelegt werden, welche diefelbe durch einen Ausſchuß prüfen und ſodann über die zu erhebenden 
Steuern in Berathung treten. F. 5. Die zur Deckuug der ordentlichen beſtändigen und be— 
Kimmt vorherzuſehenden Staatsausgaben, mit Cinſchluß des nothwendigen Reſervefonds, er⸗ 
foderlichen directen Steuern werben jedesmal auf ſechs Jahre bewilligt. F. 9. Die Stände fün- 
nen die Bewilligung der Steuern mit feiner Bebingung verbinden. $. 10. Den Ständen 
bes Reichs wird bei einer jenen Verſammlung eine genaue Nachweiſung über die Verwendung 
der Staatseinnahmen vorgelegt werben. 6.14. Die geſammte Staatsſchuld wird unter die Ge— 
währleiftung ver Stände geftellt. Zu jever neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit beſtehende 
Schuldenmaſſe im Gapitalbetrage ober der jährlichen Verzinſung vergrößert wirb, iſt die Zu= 
ſtimmung der Stände des Reichs erfoderlich. F. 17. Die Stände haben das Recht der Zuſtim⸗ 
anung zur Veräußerung ober Verwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subftanz für an= 
dere als ihre urfprünglichen Zwecke. 5.18. Ebenſo ift ihre Zuftimmung zu Verleihung von 
Staatsbomänen oder Staatörenten zu Belohnung großer und beftimmter, vem Staate geleifteter 
Dienfte erfoverlih. $. 19. Die Stände haben das Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem Wir⸗ 
kungskreiſe gehörigen Gegenflände dem Könige ihre gemeinfamen Wünfche und Anträge in der 
geeigneten Form vorzubringen. $.20. Jeder einzelne Abgeoronete hat das Recht, in dieſer Be= 
giehung feine Wünfche und Anträge In feiner Kammer vorzubringen, welche barüber, ob die⸗ 
felben in nähere Überlegung gezogen werben follen, durch Mehrheit der Stimmen erkennt und 
fle im bejahenden Kalle an den betreffenden Ausihuß zur Prüfung und Würdigung bringt. 
Die von einer Kammer über folde Anträge gefaßten Beſchlüſſe müffen ber andern Kammer mits 
getheilt und koͤnnen erſt nach deren erfolgter Beiftimmung dem Könige vorgelegt werben. 6. 21. 
ever einzelne Staatöblirger, ſowie jede Gemeinde kann Beſchwerden über Verlegung ber con= 
flitutionellen Rechte an die Ständeverfamminng, und zwar an jebe ver beiden Kammern bringen, 
welche fie durch den hierüber beſtehenden Ausſchuß prüft und, findet dieſer ſie dazu geeignet, in 
Berathung nimmt. Erkennt die Kammer durch Stimmenmehrheit die Befchmerbe für gegrün= 
det, fo theilt fie ihren diesfalls an den König zu erftattenden Antrag der andern Kammer mit, 
welcher, wenn dieſe demſelben beiftimmt, im einer gemeinfamen Vorflellung dem Könige über: 
geben wird. 6.22. Der König wird wenigftens alle drei Fahre die Stände zufammenberufen. 
Die Sigungen einer folden Verfammlung dürfen in der Regel nicht länger: ald zwei Monate 
dauern, und bie Stände find verbunden, in ihren Sitzungen die von dem Könige an fie ges 
brachten Gegenflände vor allen übrigen in Berathung zu nehmen. 6.25. Dem Könige ſteht 
jederzeit das Necht zu, die Sigungen der Stände zu verlängern, fie zu vertagen, ober bie ganze 
Berfammlung aufzuldfen. In dem legten Kalle muß wenigſtens binnen drei Monaten eine neue 
Wahl der Rammer ber Abgeorbneten vorgenommen werben. $.24. Die Staatöminifter koͤn⸗ 
nen den Sigungen der beiden Kammern beimohnen, wenn fie auch nicht Mitgliever derſelben 
find. 5.26. Kein Mitglied ver Ständeverfammlung kann während der Dauer der Sigungen 
ohne Einwilligung ber betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht werben, den Ball der Ergrei⸗ 
fung auf friſcher That bei begangenem Verbrechen ausgenommen. $.27. Kein Mitglied ver 
Ständeverfammlung kann für Die Stimme, welche es in feiner Kammer geführt hat, anders ala 
infolge ver Geſchaͤſtsordnung durch bie Kammer felbft zur Rede geftellt werben. 6.28. Ein 
Gegenftand, Über welchen die beiden Kammern ſich nit vereinigen, Tann in berfelben Sigung 
nicht wieber zur Berathung gebracht werben.” 

„Titel IL. Von der. Militärverfaffung.” Zufolge $. 1—5 if feber Baier verpflichtet, 
zut Vertheidigung des Vaterlandes mitzuwirken; doch ift ver geifllihe Stans von Tragung 
der Waffen befreit. Die fiehende Armee wird duch die Gonfeription ergänzt. Die Landwehr 
darf nur innerhalb der Grenzen des Reichs verwendet werben. „In Friedenszeiten wirkt fie zur 
Erhaltung der Innern Sicherheit mit, infofern es erfoderlich ift und Die dazu beftimmten Truppen 
nicht hinreichen.“ 5.6. Die Armee handelt gegen ven äußern Feind und im Innern nur dann, 
weun bie Militärmacht von der competenten Civilbehorde förmlich Dazu aufgefodert wird. $. 7. 
Die Militäxperfonen ftehen in Dienftfahen, dann wegen Verbrechen ober Vergehen unter ber 
Militärgerihtäbarkeit, in Real: und gemiſchten Rechtsſachen aber unter den bürgerlichen 
Gerichten. 

„Titel X. Von der Gewaͤhr ver Verfafſung.“ — „F. 1. Bei dem Regierungsantritte ſchwoͤrt 
der König in einer feierlichen Verſammiung ver Staatöminifter, der Mitglieder des Staatsrathe 
und einer Deputation ber Stände, wenn fle zu.der Zeit verfammelt find, folgenden Ein: Ih 
ſchwoͤre nach der Verfaffung und den Geſetzen des Reichs zu regieren, fo wahr mir Bott helfe 
und fein Heiliges Cvangellum!“ $.2. Ebenſo hat ver Reichsverweſer einen Cid zu leiften, und 


Baiern 200 
auch die ſammtlichen Prinzen ſchwoͤren nach erlangter Volljaͤhrigkeit auf die genaue Beobach⸗ 
tuug der Verfaſſung. $.3. Alle Staatsbürger werben bei ihrer Anſäſſigmachung auf die Ver⸗ 
faffung beeibigt. „F. A. Die Eöniglihen Staatöminifter und ſämmiliche Staatsdiener ſind für 
die genaue Befolgung ber Verfaſſung verantwortlich. $.5. Die Stände haben das Recht, Bes 
ſchwerden über die durch die koͤniglichen Staatöminifterien oder andere Staatsbehoͤrden geſche⸗ 
dene Verlegung der Verfaſſung in einem gemeinfamen Antrag an den König zu bringen, weicher 
benfelben auf der Stelle abhelfen ober, wenn ein Zweifel dabei obwalten follte, fle näher na 
der Natur des Gegenſtandes durch den Staatsrath oder bie oberfte Juſtizſtelle unterſuchen und 
darüber entſcheiden laſſen wird. $. 6. Finden ſich die Stände durch ihre Pflichten aufgefovert, 
gegen einen höhern Staatöbeamten wegen vorfägliher Verlegung der Staatöverfaffung eine 
formiliche Anklage zu ftellen, fo find die Anklagepunkte beſtimmt zu bezeichnen und in jeder Kam⸗ 
mer duch, einen befondern Ausfhuß zu prüfen. Bereinigen ji beive Kammern hierauf in 
Iren Beſchlüſſen über Die Anklage, fo bringen fie dieſelbe mit ihren Belegen in vorgefchriebener 
Borm an den König. Diefer wird fie ſodann der oberften Juftizftelle, in welder, im Kalle ver 
nothwendigen ober freiwilligen Berufung, auch die zweite Inſtanz durch Anordnung eines an⸗ 
dern Senats gebildet wird, zur Entfheivung übergeben und die Stände von dem gefällten 
Urtheile in Kenntniß fegen. $. 7. Abänderungen in ven Beflimmungen der Verfaffungsur- 
kunde oder Zufäge zu derſelben fönnen ohne Zuftimmung der Stände nicht gefchehen. Die Bor: 
ſchläge Hierzu gehen allein vom Könige aus, und nur wenn derfelbe fie an die Stände gebracht 
hat, dürfen diefe darüber berathfchlagen. Zu einem gültigen Befchluffe in dieſer höchſt wichtigen 
Angelegenheit wird wenigftens die Gegenwart von drei Biertheilen ber bei ver Berfammlung 
— Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen 

odert.“ 

Als integrirender Beſtundtheil der Verfaſſungsurkunde find die dieſelbe ergänzenden und 
als „Beilagen“ bezeichneten Edicte erklärt. 

VL BeurtHeilung der bairtfhen Berfaffung. In eben ver Weife, wie die alte 
Berfaflung aufgehoben und jene von 1808 proclamirt worden war, wurde auch bie von 1818 
eingeführt. Das Eine fo wenig als das Andere fand in der alten verfaffungsmäßigen Art ftatt, 
Alles gefhah vielmehr blos aus Fönigliher Machtvollkommenheit. Und doch wäre es gewiß 
zweckmaßiger und beſſer geweſen, ein Verfaſſungswerk unter Mitwirkung des Volkes jelbft zu 
Stande zu bringen, ald dieſem daſſelbe in Form eined Dictated der Gewalt hinzugeben. Indem 
wir diefe Hiftorifhe Thatſache einfach erwähnen, müffen wir jedoch des weitern Factums gleich— 
falls gedenken, daß das veutfche Volk damals In feiner unendlich überwiegenden Mehrheit ih 
dabei ziemlich befriedigt gab, wenn es nur überhaupt hieß, e8 habe eine Gonftitution erhalten. 
Deren relativen Werth mußten verhältnigmäßig nicht Viele richtig zu beurtheilen und zu wuͤr⸗ 
digen. Wie vem fei, fo hat die bairifhe Verfaffung, neben ven durch das Geben der Conſtitu⸗ 
ton Befriedigten, wenn auch nicht viele, doch fehr ſcharfe Kritiker gefunden. i 

Die innere Berechtigung zur Aufpebung ber alten Verfaffung lag zunähft nur darin, daß 
dieſelbe deshalb nicht mehr zeitgemäß war, weil fle durch provinzielle Abfonderungen und Tren⸗ 
nungen dem nothwenbig zur Geltung gelangten Grundſatze der Einheit des Staats hinderlich 
war, noch weit mehr aber, weil jene alte Verfaffung blos folden einzelnen Ständen eine Ver— 
tretung gewährte, welde im Mittelalter gleichfam den ganzen Staat ausmachten, während fi 
in ver Neuzeit andere Stände neben ihnen und felbft über fle erhoben und überhaupt der Grund: 
fag der rechtlichen Gleichheit aller Siaatsbürger dermalen dad Fundament des Staats bilden 
muß. Diefe beiben tief eingreifenden Misftände waren durch die Gonftitution von 1808 glüd- 
lich befeitigt werben. Die Aufgabe wäre daher im Jahre 1818 einfach die geweſen, ihre Män- 
gel zu entfernen, jene einftigen Grundlagen der Berfaffung aber forgfam aufrecht zu erhalten. 

Indeſſen entnehmen wir aus einem größern Vortrage, den ber bairiſche Stuatsminifter des 
Innern in der Sigung ber Abgeordnetenkammer am 24. Gebr. 1840 Hielt (f. Repräfentatived, 
eonflitutionelles und Iandftändifhes Syftem), daß es nicht jene wirklichen Mängel in ver 
Gonftitution von 1808 gewefen feien, welche deren weſentiichſte Umgeſtaltung veranlaßten, 
fondern daß ein Hauptftein nes Anſtoßes darin gelegen Habe, daß fie eine wahre Nepräfentativs 
verfaffung gewährte, welche alle Bürger umfaßte, ohne Rüdfichten auf Stände und Eorporatio: 
nm. Es tauchte vamald eine neue Täufhung auf, daß man den Ausdrücken repräfentative 
und landſtändiſche Verfaffungen ganz verſchiedene, ſich gerabezu widerſtrebende Begriffe unter- 
flellte. Darum warb denn auf einmal wieber, wenigftend theilweife, ver Glaffen= und gleichſam 
Staats⸗Lexrikon. I. " 14 
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Kaſtenunterſchied hervorgeſucht, um eine Grundlage der neuen Verfaſſung abzugeben, wie er 
die der alten nicht in der älteften Zeit, wol aber feit dem Ende des Mittelalter allerdings ges 
bildet hatte. R * 

Nachdem man nun aber den Boden des hiſtoriſchen Rechts als den vermeintlich beſten 
ausgewaͤhlt, hätte man wenigſtens dieſem treu bleiben ſollen. Auch ſolches geſchah nicht. Ohne 
Gonfequenz , gleichſam principienlos, ſchwankten die Verfafler der bairifhen Conſtiiution bet 
jeber einzelnen Frage umher. So war ed nad ven Hiftorifchen Rechte inconfequent und unz 
logiſch, zwei Kammern zu bilden; der gefhigtlihen Grundlage zufolge mußte man entweder 
jeden Stand für fi vereinzelt berathen laſſen, fofern es fih nämlich um ſpecielle Standes= 
infereffen handelte, oder alle Stände unbedingt zu einer Verſammlung vereinigt, nämlich in 
fämmtlihen allgemeinen Dingen. Man hätte alfo entweder nur eine einzige, ober ebenfo viele 
in ſich abgefchloffene Kammern ald einzelne Stände befommen, wobei aber nun und nimmer— 
mehr ein Stand auch in der Verfammlung des andern Standes hätte Zutritt erlangen dürfen. 
Das Zweifammerfgftem ift eine neue Erfindung. Rein unlogifh war e8 daher und gegen bie 
Boderungen des Hiftorifehen wie des vernünftigen Rechts gleich ſtark verſtoßend, daß man bie 
eine Kammer (jene der Reichsräthe) ausſchließlich aus Adel und Geiftlichfeit bildete und in ber 
andern (der der Abgeorbneten) nochmals dem Adel und der Geiſtlichkeit eine eigenthümliche 
Standeövertretung gewährte. ‚ 

- Der gleiche Vorwurf trifft die Beftimmung , daß vier oder fünf Stände vertreten fein ſoll⸗ 
ten. Das Hiftorifche Recht erkannte deren nur drei an, das Vernunftrecht verwirft die National= 
vertreter nach Ständen, indem ed alle Bürger als gleichberechtigt betrachtet; wenn man aber 
einmal auf einen Elaffenunterfchlen eingehen will, fo find e8 meit mehr ald vier bis fünf Stände, 
bie der Staat umfaßt und denen er die Bewährung einer Vertretung fhulvig Ift. 

Nachdem man nun einmal den Boden des Hiftorifhen Rechts förmlich zur Grundlage ber 
neuen Verfaffung beftimmt hatte, mußte man vor allem Andern und am unbeftreitbarften ven 
Ständen diejenigen Rechte und Befugniffe zurückgeben, welche das Fundament ihrer gefammten 
Wirkfamfeit ihre ganze Geſchichte hindurch bildeten. Wenn wir aud nit reden wollen von 
der förmlihen Wievereinräumung des (Hiftortfch unerſchütterlich feftgeftandenen) Rechts ver 
Verbindung und Verſchwoͤrung gegen jegliche Verlegung der garantirten Rechte von Seiten des 
Zürften, wenn wir.ferner ebenfo abfehen wollen von dem (gleich feftgeftandenen) Rechte ver 
Abfegung eines verfaſſungsbrũchigen Fürften, von dem Rechte „fi an einen andern zu Halten“, 
von jenem des bewaffneten Widerſtandes, wenn wir ganz abfehen wollen von allem Diefem, 
obſchon, fobald'man einmal das Hiftorifhe Recht (im Gegenfage zum Bernunftrechte) haben 
mollte, man ſich vaffelbe auch in feiner ganzen Ausdehnung und mit allen Eonfequenzen gefal; 
Ien laffen mußte, da es ſich nicht im beliebiger Weife durchſchneiden und halbiren läßt; wenn 
wir alfo ganz davon hinwegblicken, fo bleibt doch noch immer jenes Recht, ohne weldes fogar 
. nad der Anfhauungsweife und dem Ausdrucke des fo entſchieden monarchiſch gefinnten Rud⸗ 
hart „die ganze Landſchaft zu einem leeren Spielwerke herabſinkt“, das unbedingte und unbe= 
ſchränkte Recht der Steuerverweigerung und das innig damit verbundene, die Bewilligung ber 
Steuern an jebe beliebige Bedingung zu knüpfen. Allein auch dieſe Rechte wurben der Volks— 
vertretung gar nicht oder nur theilmelfe zugeftanven. 28) 2 

SeitHerige Abänderungen ver Verfaffungsurfunde. Die Verfaffungdur- 





38) Wir unterlaflen es, in eine umfaflende Kritik der Einzelbekimmungen ber bairifchen Berfaflungss 
urkunde ei — Einer der wichtigſten frühern Befchwerbepunfte, bie Wahl ber Abgeordneten nach 
Staͤnden, iſt befeitigt. Much ſollte die Reichsrathelammer nach dem Jahre 1848 eine Ümaͤnderung ers 
fahren, allein thatſaͤchlich iſt dieſe nicht erfolgt. Wir bemerken nur noch, bag außerdem beſonders fol⸗ 

ende Bunfte als Misftände angefehen werben: 1) die langen fechsjährigen Finanzperioden; 2) die Bes 

Iimmung, daß bie Regierung zur Borterhebung aller indirecten Steuern, fofern fie nur Teine 

in denfelben vornehmen will, niemals einer Zuftimmung bes Landtags bebarf; eine Bee , welche 
ſchon dem alten bairiſchen Verfaſſungeweſen derart verderblich wurde, daß Kudhart („, he te ber 
Landftänbe”, II, 164) alfo fchon vor ber Zeit des Erfcheinens der Gonftitution von 1818 bie 
Worte niederfchrieb und näher begrünbete: „Es ift beffer, eine Volksvertretung ganz ohne alles Steuers 
bewilligungsrecht, als eine, welcher nur bie Bewilligung der birecten, nicht aber ber indirecten Auflagen 
zufteht‘; in Wirklichfeit lag unter Anderm Jahrzehnde lang barin ber Grund, daß ber Landtag, felbft 
bei den blüendften Binangperhättniflen, die —E des Lotto zu erwirken außer Stande war; 
3) die Befchränkung der Religiönsfreiheit, indem nicht (wie felbft die Deutfche Bundesacte beftimmt) 
alle chriftlichen Gonfeffionen, ſondern nur einzelne beſtimmt bezeichnete Kirchen (Katholifen und Protes 
Kanten, nachtraͤglich auch Griechen) ale gleichberen gt erklärt find. f 
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ande erfuhr zu verſchledenen Zeiten Mobiftcationen, politifd; wichtige zunächſt nur im Jahre 
4848. Die beveutenpften verfelben find folgende: 

1) Das Gefeg , die ftändifche Initiative betreffend, vom 4. Juni 1848. Während bie 
urfprüngliche Beſtimmung der Verfaffung ven Kammern das Initiatiorecht eigentlich ganz ver⸗ 
ſagte, warb ihnen daſſelbe nunmehr in Beziehung auf gewöhnliche Gefege zugeftanden. Hin= 
fichtlich der Berfaflungdabänderungen aber blieb daffelbe verweigert was die Titel J, II, IN, V, X 
und X, $. 7 betrifft. Was ſodann die übrigen Theile der Eonflitution anbelangt, fo erfolgte 
die Ginräumung der Initiative nur unter folgenden Befchränkungen: Jeder desfallſige Antrag 
muß ſogleich mindeſtens von der Hälfte der Mitglieder ver betreffenden Kammer unterflügt 
werden; bann breimalige Berathung (in jeder Kammer) in achttägigen Zwifhenräumen, wobei 
jedesmal drei Biertheile ver Rammermitglieder anmwefend fein und von biefen zwei Drittheile dem 
Abänverungsvorfihlage zuftimmen müffen. Dann ift den Könige das Recht vorbehalten, feine 
Entſchließung ein Jahr lang zu vertagen (d. h. erft dann zu erflären, ob er fanctioniven wolle 
ober vom Veto Gebraud made). In Bezug auf ein durch ftändiſche Initiative zu Stande gekom⸗ 
menes Geſetz darf der Landtag vor Ablauf von 12 Jahren die Initiative nicht wieder üben. 3%) 

2) Geſetz, die Wahl ver Landtagsabgeordneten betreffend, vom gleihen Tage. Die 

Berfaffungsurfunde hatte die Volksvertretung in fehr complicirter Weiſe und zwar nad 
Ständen gebildet. Danach follten zur Abgeorbnetenfammer flellen: a) die adeligen Grund: 
befiger Y, ber Vertreter, b) die Geiſtlichkeit Y/, (davon %, die katholiſche, Y, die proteſtantiſche), 
e) bie Städte !/,, d) die nichtadeligen Landeigenthümer Y/,; außerbem e) jede der drei Landes⸗ 
univerfitäten einen Repräfentanten. Der Wahlmobus war in ben einzelnen Ständen äuferft 
verſchieden. Das neue Geſetz befeitigte die Wahl nah Ständen völlig. Auf je31,500 Einwoh⸗ 
ner kommt nun ein Abgeordneter, jedoch werben in jedem Kreife nur vier bis ſechs Wahlbezirke 
gebildet (ſodaß jeder derſelben durchſchnittlich drei bis vier Deputirte zu wählen hat). Die 
Wahl ift eine mittelbare. Wähler iſt jeder volljähtige Staatsbürger, der eine directe Steuer, 
entrichtet und nicht wegen Verbrechen ober wegen des Bergehend ver Fälſchung, des Betrugs, 
18 Diebſtahls oder der Unterſchlagung verurtheilt worden ift. Um Abgeorbneter zu werben, 
muß man außerdem das dreißigſte Altersjahr erreicht haben. Das Glaubensbekenntniß begrün⸗ 
det keinen Unterſchied. Die Regierung darf den Staatsbeauten den Urlaub nicht verweigern. 
Dagegen muß, wer ein Staatsamt, eine Beförderung oder eine Hofcharge annimmt, ſich einer 
Neuwahl unterziehen. 4%) , 

3) Tdict über die Freiheit ver Preffe und des Buchhandels, vom nämlichen Datum. Die 
BPreffe fol gegen jede (zumal anminijtrative) Beſchränkung gefhügt fein, ſoweit dieſe nicht in 
ben Geſetzen ausdrücklich beftimmt If. Im Prefprocefien, fofern folde Verbrechen oder Ber- 
gehen betreſſen, entſcheiden Geſchworene; auch die Polizeiübertretungen find den Gerichten zu= 
gewieſen. Polizeilichen Befhlagnahmen muß innerhalb at Tagen ein ſtrafrechtliches Verfah⸗ 
ten folgen (fonft hört die Beſchlagnahme auf, gültig zu fein). **) 

4) Evict, die Aufhebung der flandes= und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, dann bie Auf- 
hebung, Strirung und Abldfung ver Grundlaften, und 

5) Beleg, die Abldfung des Lehnverbandes betreffend, beide gleichfalls vom A. Juni 1848. 

¶ Näheres hierüber werben wir unten angeben.) 





39) Erlanternd bemerken wir, daß thatſäͤchlich bie jept wicht nur fein Verfaffungs-, ſondern ſelbſt 
nicht ein einziges gewöhnliches Gefes infolge ber Kammerinitiative zu Stande gefommen if. Die Re 
gierung fcheint bie gemachte Gonseiflon ale zu weit Kg zu Betradten. und fo erlangte felbft der ein⸗ 
ige Gefegentwurf, über den fich beide Kammern zul ge ihres Snitlativrechts einigten, wi bie Fönigs 
fie ction. Es war ein Antrag des Präfidenten Weis, durch ben bie pfälziſche Strafgefe ar 
bezüglich beleidigender Äußerungen gegen ben Monarchen vervollftändigt werben wollte, ſonach an fl 
ein ber Regierung gewiß hoöͤchſt genehmer Vorfchlag. : 

40) De bebeutenbflen Ausftellungen an biefem Geſetze find: 1) daß Die Regierung beliebig die Wahls 
bezirfe bilden und ändern fünne; 2) daß indirecte Wahlen fattfinden; 3) daß bie Wahlzettel von ben 
Bahlmännern unterfchrieben werben müflen und bann der Regierung überliefert werben, melde alfo 
Reuntni von febem einzelnen Botum erhalte, währenb bie Abſtimmung nach jeder andern Geite Hin 

m bleibt; 4) daß mit den Mbgeorbneten zugleich Erfagmänner Fun voraus he werden mäflen. 

$ alledem Fämpfte bie Linke (be —— ſehr fuͤr Aufrecht altung dieſes Gefetes. 

41) Über die Zulaſſung polizeilicher Beſchlagnahmen wird beſonders gellagt. Wenn eine Zeitung 
fort und fort befchlagnahmt und dann immer nad; acht Tagen freigegeben werbe, fo ſei fie FA Grunde 
gerichet. In der Bat; aber bezeichne der Regierungspräfldent auch noch beliebig die Geſchworenen, 


was unmöglich befriedigen konne. ? — 
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6) Geſetz, den Gefhäftsgang des Landtags betreffend, vom 25. Juli 1850, freilich ſchon 
wieder mobifleirt durch das Gejeg vom 28. Mai 1852, die Ernennung des erfien Präflpenten 
der Kammer der Reichsräthe betreffend. ; 

VI. Die Landtage feit 1819. Der erſte derfelben wurde am A. Febr. 1819 eröffnet. 
Schon das allernächſte Vorkommniß, nämlid die Antwortsadreſſe auf Die Thronrede, machte 
ben fhroffen Gegenſatz hervortreten, der in belden Kammern ihrer ganzen Zuſammenſetzung 
und Bildung nad) enthalten iſt. Die Reichsräthe begannen damit, dem Könige mit Worten, 
welche die Bürger tief verlegen mußten, für bie ihnen eingeräumten Privilegien zu banken, 
wobei fie ohne alle Schen ausſprachen, wie ſich die Neihsrathätammer verpflichtet halte, dem 
ungeſtũmen Vorbrängen des Demokratismus einen gebührenden Damm entgegenzufegen. 

Begreiflicherweife mußte ein ſolches muthwillig herausfoderndes Auftreten Die Abgeoroneten 
tief verlegen. Der edle Brofeffor Behr von Würzburg, längft eine Zierde ver deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen und, wie dort durch werthvolle wiſſenſchaftliche Leiftungen, fo jegt durch männlichen 
Freimuth und praktifche Gründlichkeit fich auszeichnend, flellte in ver Abgeorbnetenfammer einen 
Gegenantrag, um veren Nechte und Würde zu wahren. Allein fo fehr ſich au die Kammer 
entrüftet zeigte, zu einem Fräftigen Schritte war fie nicht zu vermögen; Behr's Antrag warb 
verworfen, man begnügte fih, eine Erklärung im Protokolle nieverzulegen, durch welche man 
ſich gegen jede Beeinträchtigung der conftitutionelfen Befugniffe zu wahren ſuchte. 

Das gleihe Schickſal widerfuhr dem Antrage: darauf zu beftehen, daß auch das Militär 
auf die Berfaffung beeipigt werde. Man Eann freilich nicht begreifen, aus welchem Grunde ſich 
irgend Jemand einem ſolchen Verlangen widerfegen mag, wenn anders nit aus dem, um, 
wie fi ein Hiftorifcher Schriftfteller ver Neuzeit ausprüct 42) , „im Nothfall ober wenn man es 
fonft für bequem Hält, die bewaffnete Macht zur Veränderung ober wol gar zum Umſturz der 
Verfaſſung bereit zu Haben’. "Und doch iſt gerdve dies bei keiner Gonftitution weniger als der 
bairiſchen denkbar, da fle ja weit mehr die Rechte des Throns, des Adels und ver Geiſtlichkeit 
als die des eigentlichen Volkes zum Gegenftanve ihrer Garantien gemacht hat. 

Bei der letztgedachten Veranlaffung, fowie überhaupt bei den meiften Vorkommniffen war 
der Bürgermeifter v. Hornthal aus Bamberg ver Hauptführer ver Oppofition. Kein Anderer 
Eonnte fi} fo ſchnell als er in das conftitutionelle Wefen finden; und wenn er auch an Grund⸗ 
lichkeit von Behr noch übertroffen ward, fo fand er ihm wieber voran an Allfeitigkeit. Iu 
ber gleichen Richtung machten ſich nod die beiden Rheinbaiern Kurz und Köfter bemerkbar. 

Obwol die Anfichten Derjenigen, welche die freiere Meinung vertraten, fo ziemlich in Allem 
verworfen wurben, was man als eigentlich entſcheidende Kragen betrachtete, fo flimmtedod) damals 
noch faft Niemand von den Abgeoroneten dagegen, ald es fih davon handelte, ben Wunſch nach 
Offentlichleit umd Mündlichkeit der Rechtspflege fammt Schwurgerichten auszuſprechen. 
Anders bei den Reichsräthen, welche dieſe Anficht ebenfo einftimmig vertwarfen, als fie von den 
Abgeoroneten (do aud nur diesmal!) angenomnren worben war. Die Kluft zwiſchen bei⸗ 
den Kammern mußte fi allerdings immer mehr erweitern. f 

Der Orgenftand, welcher unmittelbar vie größte praktiſche Wichtigkeit befaß, war ber Fi⸗ 
nanzhaushalt. Ungeachtet des mehrjährigen Friedens und ungeachtet alle im Kriege eingeführs 
ten Steuern ungemindert forterhoben wurden, lag ein fehr bedeutendes Defict vor. Die 
Regierung weigerte ſich beharrlich, irgend Rebe zu flehen über die biöherige Verwendung 
der Öffentlicden Mittel, behauptend, erft von jegt an ſelen bie Stände befugt, ſich um den Finanz⸗ 
haushalt zu befümmern.- Obfchon man nun große Verſchwendungen, Verſchleuderungen und 
BVeruntreuungen vermuthete und unter der Hand davon rebete, und obſchon viele Abgeordnete 
nichts fo ſehr anzufpornen im Stande war, ald die drohende Ausſicht auf neue Steuern zu ben 
alten, fo ließen fie ich doch felbft von den desfallſigen Foderungen unbedingt abbringen , indem 
fie ih darauf beſchränkten, auf Erfparungen für die Zukunft hinzuwirfen. - 

Nach den Erklärungen And Vorlagen des Finanzminiſters Lerchenfeld belief ſich Die Staates 
Tut auf 105 Mil. Gldn. ImBupgetentwurf hatte berfelbe die Einnahme zu 30,200,000, vie 
Ausgabe zu 30,900,000 Glon. angefegt, wonach ein jährliches Defleit von (beinahe) 700,000 
Gldn. zu decken ſei. 

Der edle Behr war Berichterſtatter des Finanzausſchuſſes. Er bewies mit unwiderlegbaren 
Srunden, daß viele Einnahmepoſten zu gering angefegt und daß bei den Ausgaben Erſparun⸗ 
gen ebenfo wol nüglich als dringend nothwendig feien. Beſonders wurden viefe beim Militärs 


42) Burchhards in feiner „Allgemeinen Geſchichte der neueſten Seit”. 
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tat verlangt „ der die bundeömäßigen Befltimmungen weit überfteige. Die Kammer beſchloß 
denn anfangs in dieſer Beziehung, ſtatt der urſprünglich verlangten 8 Mill. nur 6,700,000 Gidn. 
zu bewilligen, mit dem ausdrücklichen Beiſatze jedoch: „Daß, wenn der König beim Eintreten 
dringender Umſtãnde eine größere Summe verlangen follte, die Stände alsdann ſämmtliche 
RWilitärpenfionen u. f. w. auf den Giviletat herübernehmen würden.” Dann geftand die Kam⸗ 
mer aber eine weit höhere eftjegung zu. Überdies wurden noch für die erſten Jahre ver (ſechs— 
jährigen) Binanzperiobe bereitö in die Voranſchläge aufgenommene auferorbentlihe Mittel 
bewilligt, nämlich die Erhebung einer außerordentlihen Familienſteuer auf drei Jahre und 
die Eröffnung eines Credits bis zu 3 Mill. Glon. zur Deckung des. unvermeidlichen Deflcitö von 
4818 auf 1819. . \ 

Diefe neue Belaftung und alle diefe Bewilligungen ſchienen aber den Reihsräthen noch nicht 
genügend. Sie wollten noch eine weitere Vergrößerung der Steuern. Zugleich wurde ven 
Abgeordneten ein Schreiben des Königs an ven Marſchall Wiebe, ald Praͤſidenten ver Reichs⸗ 
rãthe, ebenfalls mitgetheilt, in welchem das Staatsoberhaupt mit großer Empfindlichkeit er⸗ 
Härte: „um fein getreues Heer nicht zu verkürzen, babe er ſich entſchloſſen, vom 1. Oct.1. J. 
(1819) an wonatlich 25,000 Gldn. auß feiner eigenen Kaffe (die Abgeordneten hatten die gefoberte 
Civilliſte von 2,745,000 Glon. für den König perſoͤnlich, ungerechnet die Bewilligungen für die 
andern Glieder der koͤniglichen Bamilie, ohne Widerrede genehmigt) in die Kriegskaſſe zahlen 
zu laſſen; unftreitig dürften darunter viele Dürftige leiden, allein ſolches falle Denen zur Laſt, 
welche ihn abhalten wollten, feine äußere Würde zu behaupten und feine Bundespflichten zu 
erfüllen.“ Und auf dieſes Schreiben hin flellten mehre Abgeordnete geradezu den Antrag, das 
koͤnigliche Opfer dankend zurückzuweiſen und dem Kriegöminifter 300,000 Gldn. weiter zu bes 
willigen! Dies fand denn aber doch die Majorität, im Hinbli auf die drohende, Steuervermeh⸗ 
ung, zu ſtark, und die Oppofition erlangte bei ver Abftimmung 59 Stimmen gegen 32. Zu⸗ 
gleich konnte man nicht verfennen, daß ſich die Iffentlihe Meinung fehr entſchieden und 
nachdrũcklich für die Anfiht der Majorität ausſprach. Kaum hatte indeffen jene Abftimmung 
Rattgefunden, als unverweilt, am 22. Juli, die Kammern geſchloſſen wurden. 

Der bei diefer Gelegenheit verfüntigte Landtagsabſchied lautete äußerſt gnädig für bie 
Reichsräthe, wogegen die Abgeorbneten vielfach mit argem Tadel überfhüttet wurden. Es— 
heißt namentlich in diefem Actenſtücke: „Wir können uns bei dem Rückblick auf den Gang und 
bie Art der in der Kammer ber Abgeorhneten gepflogenen Verhandlungen nicht beruhigen, ohne 
einiger in derfelben gefaßter, den Beflimmungen ver Verfaſſungsurkunde und des Edicts X 
zuwiderlaufender Beſchlüſſe zu erwähnen, welchen eine nicht zu miöfennende, auf die Erweiterung 
des Durch die Berfaflungsurkunde bezeichneten ſtändiſchen Wirkungskreiſes gerichtete Abficht 
zu Grunde liegt. Wir vehnen hierher: 1) den Beſchluß vom 49. Mai, daß der Ständever⸗ 
ſammlung die Befugniß zuftehe, eine Bitte um Beranlaffung einer Initiative auf einen Zufag 
zur Berfaffung an ind zuftellen....; 2) den Beſchluß vom 16. März über den Entwurf einer 
Zuftruction der zur Cenſur angeftellten Behörden... .; 3) den Beſchiuß vom 10. Mai wegen 
damals nur ald Ausnahme geftatteter Zulaffung Unferer Staatöminifter zu den geheimen 
Sitzungen der Kammer... ..; 4) die Beihlüffe vom 350. Mai und 21. Juni auf die v. Khiſt⸗ 
lerfche Beſchwerde, wodurch die Kammer der Abgeordneten von Unferm Staatsminifterium der 
Juſtiz nicht blos Aufſchlüſſe und Erläuterungen, fondern Adftellung der nach ihrem einfeitigen 
Urtheile befundenen Reshtöverlegung verlangte” u. ſ. w. Unter Anderm heißt es auch noch: 
nDiefelbe Pflicht veranlaßt Uns, die verfaffungswidrigen Verwahrungen zurüdzumeifen, 
weiche fid; einzelne Mitglieder der zweiten Kammer... einzulegen erlaubt und welde fih auf 
eine ungeeignete, aber auch zugleich auf eine an ſich unkräftige Weife in vie Sigungsprotofolle 
eingevrungen haben‘ u. ſ. w. EEetzteres ſcheint ſich namentlich auf Verwahrungen zu bezie= 
hen, welche Abgeordnete des Rheinkreifes [der jegigen Pfalz] vagegen einlegten, daß man biefen 
Kreis mit einem Antheil an der bairifhen Staatsſchuld belafte, währenn derſelbe feine eigenen 
Schulden allein tragen müffe, mit denen man hier die Gemeinden belaftet Habe, u. dergl. m.). 

Der zweite Landtag warb am 26. Ian. 1822 eröffnet. Er bot noch weniger Erfreuliches 
dar als der erfle. Unter den einzelnen Abgeorbneten war namentlich ber ebenfo gründliche als 
anerfchütterliche Behr ver ſervilen Partei ein Dorn im Auge. Ihn wollte man daher vor Allen 
aus der Kamnier verbrängen. Der Umftand, daß er feit ber vorigen Verfammlung zum Bürz 
germeifter von Würzburg erwählt worden war, mußte ald Vorwand bazu dienen Vergebens 
wurde nachgewieſen, daß er feine Profeſſur (auf welche ſich feine Erwaͤhlung gründete) durch 
Die Annahme der gedachten neuen Stelle weder verwirkt noch dieſelbe nievergelegt habe: bie 
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Kammer beging , wie e8 Graf Benpel-Sternau richtig genannt hat, eine Art Selbitmorb, invem 
He Behr's Ausſchließung votirte (mit 83 gegen 25 Stimmen). 

Hornthal und bie übrigen obengenannten Männer waren es, die auch auf dieſem Landtage 
vie freiere Richtung mit Muth und Talent vertraten. An die Erlangung großer Refultate war 
aber nicht zu denken. Was Behr und die übrigen Liberalen vorhergefagt hatten, zeigte ſich 
durch die That beftätigt, daß nämlich der Ertrag der Staatseinfünfte viel zu niedrig in vem 
Budget angefegt worben war. Died wäre allerdings eine erfreuliche Erſcheinung geweſen, 
wenn nit gleichzeitig eine enorme überſchreitung der bubgetmäßigen Ausgabeanfäge flattges 
funden hätte. So hatte der Kriegäminifter nicht nur weit mehr gebraudt, als die Stände be: 
willigt, fondern weit mehr, als die Regierung felbft gefodert hatte: 25,787,000 Glon. in drel 
Jahren! Es wäre wohl der Ball gewefen, einen folhen Minifter in Anklageftand zu verfegen, 
aber dazu hatte die Kammer, wie wir gefehen, im Grunde keine Macht. Das Binzige, was ers 
langt wurde, mar eine Abfchaffung ver läftigen Zugviehfteuer. Da aber nicht auch gleichzeitig 
eine Verminderung der Ausgaben erwirkt ward, fo führte dies eben nur mit dazu, daß man auf 
dem naͤchſten Landtage die Staatsſchuld um viele Millionen vergrößert fand. 

Die Eröffnung dieſes dritten Landtags gefhah am 2. März 1825. Die neum Wahlen 
Hatten andere Männer in die Kammer gebracht, im Allgemeinen aber gewiß Feine beffern. 
Machte fih auch ein Graf Bengel= Sternau durch feine edle Freimüthigkeit und ein Rudhart 
durch fein menngleid immer mindeſtens halb ſerviles Talent bemerkbar, wurden auch viele Kla= 
gen mit der unwiberlegbaren Kraft der Wahrheit vorgebracht, fo ſucht man doch vergeblich nach 
irgend einem Refultate Diefes Landtags, das ihm dauernd ein freundliches Andenken ſicherte. 
Der Abſchied erfolgte unterm 17. Sept. 1825. 

E &benfo wenig erfolgreich war der am 47. Nov. 1827 eröffnete vierte Landtag. Die Ne: 
sierung ſelbſt, welche damals eine etwas antiariſtokratiſche Tendenz zu verfolgen ſchien, hatte 
gegen ven Abel ftark zu kämpfen. Beide Kammern erklärten die Beſchwerden einiger Adeligen 
wegen Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte (vielmehr Privilegien) für begründet. Außerdem 
kam ein Geſetz über Einführung von Kreidlandräthen zu Stande, an ſich eine wohlthätige, aber 
leider fehr mangelhaft durchgeführte Einrichtung (ſ. Abſchn. VIII.); ebenfo wurden Gefege 
über birecte Steuern erlaffen, von denen namentlich das Über die Häuferfteuer an Unzweckmäßig⸗ 
keit ſeines Gleichen fucht. Am 48. Aug. 1828 wurde endlich viefe lange und unerquidlide 
Ständeverfammlung gefähloffen. Unter ven nicht zu Stande gefommenen Geſetzen befand fid 
eines über die Competenzeonflicte, dad wahrhaft dringendes Bebürfniß geweien wäre, in 
Beziehung auf welches aber im Landtagsabſchiede erklärt ift: „Indem die Stände zu dem bes 
treffenden Geſetzentwurfe mehre Modiflcationen vorgefhlagen haben, durch melde das dem 
Könige zuftchendg Recht der Bildung der Öffentlichen Stellen und Behörden und der Ernennung 
zu diefen beſchränkt werben fol, find dieſelben aus den Grenzen ihres verfaffungsmäßigen Wir- 
kungskreiſes herausgetreten.“ Danun ver König „in der treuen und feften Bewahrung ber 
Brärogative der Krone eine ebenfo heilige Pflicht als in der gewiflenhaften Aufrechthaltung und 

Beſchirmung der Rechte der Stände und ver einzelnen Staatögenoffen erkenne“, fo müffe er 
biefem durch die Kammern mobificirten Gefegentwurfe (mie einigen andern) die Sanction ver= 
weigern. Sodann Heißt e8 in Beziehung auf vie Anträge der Stände: „Auf jene vor. Uns 
gebrachten Anträge und Wünfche ver Rammern, welche Und beſonders angefprochen Haben, er= 
theilen Wir nachſtehende Erklärungen. (Folgen diefe.) — 

Die Wirkungen der franzoͤſiſchen Julirevolution machten ſich auch in Baiern fühlbar, und 
ſolches umſomehr, als die Regierung (dad damalige Miniſterium Schenk) verſchiedene retro⸗ 
grade Schritte that, welche die Unzufriedenheit anregen und ſteigern mußten. Es geſchah dies 
namentlich durch Erlaſſung einer Cenſurordonnanz, deren Zweck auf die Beſchraͤnkung der bis 
dahin in innern Landesangelegenheiten freien Preſſe abzielte, und durch die Urlaubsverwei⸗ 
gerung, um den Eintritt Behr's, v. Hornthal's und einiger andern Liberalen in die Kammer zu 
verhindern. Freiherr v. Cloſen, ver fih auch in dieſem Falle befand, legte feine Stelle als 
Minifterialvath freiwillig nieder, um das ihm geſchaffene Hinderniß zu befeitigen. Unter Diefen 
Verhältniffen eröffnete der König am 1. März 1831 den fünften Landtag mit einer Rede, in 
welcher er namentlich die Worte ausſprach: „Ich möchte nicht unumfchränkter Herrſcher fein.“ 

Man hat der Ständeverfammlung von 1831 eine revolutionäre Tendenz unterftellt. Mit 
Unrecht. Nach dem Zeugniffe des mit den damaligen Verhältniſſen genau bekannten Dr. Wirth 
befand fih nur ein Mann mit republifanifchen Gefinnungen in der Kammer: e8 war ohne Zwei⸗ 
fel der Advocat Schuler von Zweihrüden, der zwar vortreflih, aber auch äußerſt felten fprad 


Beiern 216. 


und niemals ein Übergewicht in der Verſammlung erlangen konnte. Alf Seite der dynaſtiſchen 
Oppofition traten nanientlich Culmann aus Zweibrüden und Seuffert aus Würzburg glaͤnzend 
hervor. Auch v. Cloſen, Schwindl und Rudhart machten ſich vielfad) bemerkbar, der Lehige⸗ 
nannte jeboch weit mehr Durch Tafent und vielfeisige Sachkenntniß als durch liberale Strebungen. 
Allerdings verfolgte Die Kammer im Allgemeinen eine liberalere Richtung, ald die legten Land⸗ 
tage gethan hatten; aber offenbar nur deöhalb, weil fie durch die Macht ver Öffentlichen Meinung 
und durch jene der fih immer mehr ſelbſt emancipirenven Preſſe gehoben, getragen und fort= 
geriffen ward. Die Kammer war ed nicht, die ven Impul® gab, fondern jle empfing ihn und 
mußte naturgemäß ver unwiderſtehlichen äußern Macht Bolge geben. Wie unvollftändig aber 
ſelbſt dies gefhah, wie fehr ſich die ariſtokratiſch- monarchiſche Art der Zufammenfegung ver 
Kammer und überbied der Mangel durchgreifender politifher Bildung bei ven Xiberalen auch 
jegt noch kundgab, wird wol vor allem durch ven Umſtand beurkundet, daß fogar dieſe Kammer 
von 1831 das im demokratiſchen Sinn fo hochwichtige Reit kurzweg aufopferte, daß die Rheins 
baiern nad) den ihnen verbliebenen franzoͤſiſchen Geſetzen ihre Friedensrichter durch Volkswahl 
zu ernennen hatten; die Kammer von 1834 ſtimmte mit ungehenerer Majorität zu, daß bie 
Friedensrichterſtellen durch Eönigliche Ernennung befegt würben. 

Die Ohnmacht der Kammer fowol als der Mangel an Intelligenz und Geſchaͤftskenntniß ir 
derfelben zeigte ſich überdies deutlich genug bei einem Siege, einem Fortſchritt, ven fle erlangt 
zu haben vermeinte. Die Beftimmungen des Edicts über die Ständeverfammlung hatten ſich 
vielfach jo hemmend, Lähmend und überhaupt unpraktiſch erwieſen, daß nicht nur die Abgeord⸗ 
neten, ſondern die Regierung felbft die dringende Nothwendigkeit einer Abänderung erkannte, 
Aber mie weit dehnte ſich diefe auß, was erlangte man? Daß in jeder Woche ein Tag für GEr⸗ 
ledigung der Anträge der Kammermitgliever und der Beſchwerden verwendet werben bhrfe, und 
daß die Abſtimmung Öffentlich flattfinde. Dagegen geftand man neuerbings zu, daß bie Staats⸗ 
minifter und fonftigen Föniglihen Gommiffare immer das legte Wort Haben follten (auch wenn 
von der Kammer der Schluß ver Debatten auögefprochen worden), und daß die Kammern ver- 
pflichtet feien , felbft ihre veglementären Borfchriften ver Regierung vorzulegen, damit dieſe ſich 
überzeugeri fönne, „daß viefelben nichts enthalten, wodurch eine Beftimmung der Berfaflungds 
urkunde, ihrer Beilagen und des fraglichen Geſetzes abgeändert over authentifch erläutert würbe”. 
Man date gar nicht daran, welches Unmündigkeitszeugniß man fi dadurch felbft ausftelite; 
noch mehr, man ließ auch alle jene fo maßlos fehlerhaften Beftimmungen des Edicts fiber die 
Ständeverfammlung durchaus unberührt, welche von dem Wahlmodus, ja fogar diejenigen, 
welche von den fo unglücklich eingerichteten Ausfchüflen handeln, obwol die legten mehr ald alles 
Andere den Geſchaͤftogang hemmen und lähmen. 

So hat man ed denn auch weit weniger diefer Kammer ald der Macht ver Öffentlichen Mei⸗ 
nung und namentlid der Preſſe zu verdanken, daf der Minifter Schenk von feinem Poften ent⸗ 
fernt ward. Durch das neue proviforifche Miniftertum Stürmer wurbe den Ständen der Ent⸗ 
wurf eines Preß⸗ und eined Prefproceßgefeges u. ſ. w. vorgelegt, Die im Allgemeinen ver Preſſe 
Erleichterungen gewährten, aber allerdings nicht allen Anfoverungen entſprachen. Bei Vor⸗ 
lage ver deöfallfigen Gefegentwürfe mar es, daß der Regierungscommiffar (fpätere Minifter) 
v. Abel die Genfur ald „eine morſche Krüde lahmer Regierungen‘ bezeichnete und verdammte 
und der bairiſchen Prefie überhaupt bie glänzendſte Zukunft mit den Worten des Tacitus erdffs 
nete: Rara temporum felicitas etc. Beide Kammern konnten ſich indeflen über ven Umfang 
der in diefen Entwürfen vorzunehmenden Mopiflcationen nicht einigen. Manche ohnehin woll⸗ 
ten in dev Sache nur einen Kunftgriff ver Ariftofratie erblicken, die Deputirten zu befchäftigen 
und zu beſchwichtigen, und glaubten von vornherein nicht an dad wirkliche Ind Leben Treten eines 
ſolchen Preßgeſetzes. Genug, es kam nicht zu Stande. 

In verſchiedenen Bunkten fhienen indeß die Deputirten anfangs mit großer Schärfe auf- 
zutreten: fle feßten den Betrag der Eivillifte herab, verminderten ven Militäretat und verwei⸗ 
gerten verſchiedenen Auögaben für ausgeführte Prachtbauten die Anerkennung. In den meiften 
Fällen aber nahmen fie ihre anfänglichen Befchlüffe felbft wieder zurück, nachdem fi die Reichs⸗ 
väthe in entgegengefeßter Weife erflärt hatten. Als ver Landtag am 29. Der. 1831 geſchloſſen 
werd, zeigte fid das Publicum gleichgültig und theilnahmlos, denn feine Erwartungen waren 
nit befriedigt worden. 

Mit dem Schluſſe des Landtags warb aud das vergleihöweife liberale proviſoriſche Mint 
Rerium Stürmer entfernt; ſtatt feiner entfland ein neues Gabinet, deſſen hervorragendſte Pers 
Rnkgkeit ver Furſt von Ottingen-Wallerfein war. Mag es unmittelbar deſſen felbfteigene® 
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Wert geweſen, ober zunächſt von anderer Seite auſgegangen ſein, genug, es trat nunmehr 
ebwe Zeit arger Reaction ein. Allerdings ſteigerte fi jetzt noch die Aufregung, und namentlich 
fand das vielbefprochene, feinem Weſen nad) aber faft beveutungdlofe, jedenfalls von Freund 
und Feind gleich fehr überfchägte Hambacher Feſt ftatt. Es erfolgten nun Beamtenverfegungen 
in Menge , neue Befegungen bei Gerichten, politifhe Proceſſe und Verhaftungen in gewaltiger 
Ausbehnung und mannichfache und fharfe Mafregeln gegen die Prefle. Außer den gewöhn- 
lichen hambacher und fonftigen Volksrednern und vielen Journaliſten (unter denen namentlich 
Ciſenmann, Widman, Wirth und Siebenpfeiffer) wurde namentlich auch Behr in eine politiſche 
Unterfuchung gezogen umd ebenfo wie Eifenmann zur Abbitte vor dem Bilde des Königs und 
einer Zuchthausſtrafe auf unbeftimmte Zeit verurtheilt. Aber insbeſondere dehnte die Reaction 
ihre Wirkungen auch auf ſolche Deputirte aus, welche bei dem legten Landtage fih vorzugs⸗ 
welfe bemerkbar gemadjt hatten. Seuffert wurbe auf einen vergleichsweiſe geringen Boflen 
verfeßt, v. Cloſen verhaftet und ſelbſt nach feiner Breilaffung in langjähriger Unterfühung gehal⸗ 
ten, Schüler entzog ſich duch Flucht nach Frankreich der Verhaftung. 

In der Zeit des fechöten Landtags, der am 8. März 1854 eröffnet warb, herrſchten 
faft allgemein die Eindrücke der Furcht und des Schreckens vor. Obwol die Abgeordnetenkam⸗ 
mer mit verhältnigmäßig wenigen Ausnahmen aus venfelben Berfonen befland wie die von 
4831 , fo mwaltete doc) eine Spur des damaligen Geifted mehr ob. Es wurde fogar (mas wol 
anderwãärts noch nirgends vorgekommen, ſich dagegen in Baiern ſeitdem über ein Jahrzehnd lang 
ofme Ausnahme wiederholt hat) einerder Minifter in vie Candidatenliſte der Abgeordneten für bie 
Präfidentenftelfe aufgenommen und von ber Regierung jobann zum Kammerpräfiventen wirk⸗ 
ih ernannt. Bon Beſchwerden, die Unterflügung fanden, hörte man nichts mehr. Selbſt 
über die Sendung bairifcher Truppen nach Griechenland (mozu die Befugniß durch die Breffe 
ſtark beſtritten worden war) ertönte in der Kammer auch nicht ein Wort. Dagegen wurbe ber 
Reſt der frühern Beanſtandungen in den Staatsrechnungen (wegen einiger Zurusbauten) zurüd- 
genommen und diefe Ausgaben fomit nachträglich gutgeheißen, für den (ohne Vernehmung ver 
Stände begonnenen) Bau der Feſtung Ingolftadt ein Credit von mehr als 18 Mil. zu der bis⸗ 
herigen Ausgabe bewilligt und endlich einige Verfaflungsabänderungen befcjloffen, wonach 
namentlich bie griechiſche Confeſſton ven bevorrechteten qhriſtlichen Confeſſionen beigerechnet 
ward; insbeſondere aber wurde in Beziehung auf vie Civilliſte feſtgeſetzt, daß dieſelbe nicht 
mehr, wie bisher, für jede Finanzperiode neu zu beftimmen, auch nicht etwa blos auf die Les 
bensdauer des jeweiligen Königs feftzufegen fei, fondern wonach diefelbe auf ewige Zeiten in 
der bisherigen Groͤße firirt ward. Willich aus Ftankenthal war beinahe ver Binzige, ber die 
Anfichten der Oppofltion vertrat, dem aber gemöhnlich kaum ein halbes Dutzend andere Depu⸗ 
tirte fi anſchloſſen. An vielen frühern Liberalen, z. B. Schwindl, waren merfwürbige Ges 
finnungsveränderungen unverkennbar. Am 28. Juni wurden die Kammern gefchlofien, unter 
dem Ausprude befonderer Zufriedenheit mit denfelben von Seiten der Regierung. Es wurbe 
fogar eine befondere Denkmünze auf diefen Landtag geprägt mit der Unterfäprift: „Ehre dem 
Chre gebührt. ie 

Am 11. Behr. 1837 erfolgte die Eröffnung der fiebenten Ständeverfammlung. Über all: 
gemeine Mafregeln, vie feit vem vorigen Landtage verfügt worben, vernahm man feine Be- 
fpmerven, namentlich nicht (mie Manche erwartet hatten) über den Vertrag, den das Minifterium 
mit dem Bankierhaufe Rothſchild wegen des Baus des Donau: Mainkanals abgefchloffen Hatte 
und wodurch die der Regierung in diefer Beziehung vermittelö eines befondern Geſetzes einge⸗ 
räumten Befugniffe augenfceinli ungemein überfehritten und dem Staate enorme Verpflich: 
tungen (Garantien) ohne alfe Begenleiftung auferlegt worden waren. Nur ein Mann trat in 
dieſer Seſſion ald confequenter Sprecher für die liberalen Anfichten auf: es mar wieber der fefte 
und tüdjtige Willich. Seine Bemühungen ſowie die der mit ihm Stimmenden erwiefen ſich in 
der Hauptſache wieder vergebli. Am meiften traten finanzielle Fragen hervor. Dem Könige 
von Griechenland, sinem auswärtigen Monarchen, ward ber Kortbezug einer Apanage zuge: 
flanden (über die anlehnsweiſe nach Griechenland gefenveten Staatögelver ſchwieg man ganz, 
obſchon die Thatſache damals bereitö offenkundig war). Im Budget und Finanzgeſetze wurben 
wenigflens einige Anfäge ver Regierung abgeändert, indem Einnahmepofitionen zu gering an= " 
geſchlagen felen und für verſchiedene Ausgaben zu viel gefodert werde, während für andere, 
3. ©. die Straßen, zu wenig gethan werben wolle. Was die fogenannten „Grübrigungen‘ 
betreffe, glaubten beide Kammern ver Theorie ber Regierung nicht beiftimmen zu Lönnen, nach 
welcher diefe über bie erübrigten Summen nad, Butbänfen, ohne Zuflimmung der Stände 
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verfigen fönne. Deffenungeachtet erfolgte die Genehmigung, die Stenern in der non ber Mes 
glerung beantragten Größe zu erheben. . 

Am 4. Nov. wurden die Kammern gefloffen, Im Laudtagsabſchiede erfolgte der Winers 
ſpruch der Regierung gegen die ſtändiſche Erklärung über die Erübrigungen. 

Am Schluffe wird noch das Vedauern ausgedruͤckt, daß, verſchiedene Vorgänge in der nun 
geendigten, ſebr verlängerten Gigung der Kammer die unangenehme Nothwendigkeit — 
geführt haben, manderlei Verirrungen in das Gebiet der Uns zuſtehenden koͤniglichen Rechte... 
mit Ernſt zurüchweifen zu müffen ”. 

Mit dem Schluſſe des Lanbtags ward auch der Minifter Wallerflein ungnädig verabfchiebet. 
Er hatte zwar in der Abgeorbnetenfammer ald Organ ver Hegierung deren Theorien wegen 
der „ Erübrigungen“ unbedingt vertheibigt, in der andern Kammer bagegen als Reichsrath 
gegen dieſe nämliche Theorie gefprohen und geflimmt. An feine Stelle trat nunmehr v. Abel. 

Manche glaubten, die nächſte Ständeverfammlung werde, auf die Erklärung des letzten 
Landtagsabſchieds Hin, eine ewas ſtürmiſche werden, zumal die Befugniffe beider Kammern 
gemeinfam in Frage geftelit feien. Indeſſen verfügte die Regierung eine neue Cintheilung der 
Kreife des Königreich und, da die Vertretung nad; Kreifen flattfindet, eine neue Wahl der 
Abgeoroneten. Allerdings Hätte fi darüber ftreiten laſſen, ob folde newe Rreiseintheilung 
ohne ein foͤrmliches Gefeg ftattfinven konnte, zumal eben dadurch fogar das Fundament der 
Bertretung, wie daffelbe die Verfaſſung allein kannte, wefentlich alterivt ward. Inpeflen ers 
folgte auch nicht von einer einzigen Seite darüber eine Erinnerung , namentlid nicht in dem am 
8. Jan. 1840 eröffneten achten Landtage. Auf demfelben bildete Freiherr v. Thon-Dittmer pas 
Haupt einer nicht nur der Zahl nach ſchwachen, fondern auch zunächſt nur auf ganz allgemein 
gehaltene Reden ſich beſchränkenden Oppofition. Am 14. April erfolgte ver Schluß dieſes 
Zandtags, dem wieber bie befondere königliche Zufriedenheit im Abſchiede bezeigt wurde. 

Am 20. Nov. 1842 fand die Eröffnung des neunten Landtags ftatt, und zwar diesmal 
nicht mehr wie biöher im Stänbehaufe; die Kammern wurben vielmehr zu biefem Behufe in 
das königliche Schloß beſchieden, um alla die Thronrede zu vernehmen. Infolge ber Urlaubs- 
vermeigerungen und der übrigen Austritte waren fo viele Erfagleute in der Abgeordnetenkam⸗ 
mer, daß z. B. die ganze Nepräfentation ded am flärkflen vertretenen Standes (der Grund⸗ 
befiger) aus dem Pfalzkreife nur aus ſolchen Erfagmännern, alfo (wie fich ver Fürft Wallerſtein 
ausgenrüdt hatte) nur aus „purchgefallenen Candidaten“ befand; au nicht einer der wirk⸗ 
lich Gewaͤhlten auß der bezeichneten Glaffe erſchien mehr in der Berfammlung! Bis gegen ven 
Schluß des Landtags Hin, der am 50. Aug. 1843 erfolgte, herrſchte eine etwas gefpannte Stims 
mung. Als Redner von liberaler Seite traten namenilich der katholiſche Pfarrer Dekan Fried⸗ 
rich aus Schwaben, dann v. Thon: Dittmer und ebenfo auch ver Eatholifche Pfarrer Tafel aus der 
Pfalz auf, Letzterer namentlich zur Wahrung der Berhältniffe dieſes Kreifes, deſſen Vertretung 
infolge der Urlaubsverweigerungen jedes Rechtekundigen entbehrte. Der Hauptkampf drehte 
fich aber um das Budget und die damit in Verbindung ſtehenden principiellen Fragen; er en= 
digte indeſſen mit Bewilligung aller Steuern, deren Erhebung vie Regierung verlangt Hatte. 

BZwiſchen dem vom Könige fperiell hierzu ermädtigten Miniftertum und den Reichsräthen kam 
ein fogenanntes „Berfaffungsverftänpniß‘ zu Stande, über das ſich zwar bie Abgeordneten nicht 
foeciell äußerten, welches aber bemerkenswertherweiſe nichtsdeſtoweniger feitdem factifch wie 
eine authentifhe Interpretation Über verſchiedene der ſtreitigſten Punkte betrachtet wird· Man 
verdankt diefes damals wichtige Übereintommen vorzugsweiſe den Bemühungen des Fürſten 
Wallerſtein. Es wurden dadurch wenigſtens bie erorhitanteften Theorien des Minifteriums 
Abel in Budgetö- (Steuerbewilligungs- und Erübrigungd=) Kragen befeitigt. Freilich hatte vie 
Zeit ver Grübrigumgen bereitö aufgehört, und es war damit die Veranlaflung des Berwurf⸗ 
niffes über die Verwendung dieſer uͤberſchuſſe von ſelbſt verſchwunden. #9) 

vm. Kreisverfaſſung. Landrath und Difirietörath, Im jedem ber acht reife 
des Königreichs befteht eine Kreißregierung, an beren Spitze ein Praͤſident ſteht und welde in 
zwei Kammern , des Innern und der Binanzen, zerfällt, jebe mit einem eigenen Director und 
einer Anzahl Räthe, in ver jegigen Weife organifirt durch Verordnung vom 17. Der. 1825. 
Die Einzelheiten diefer Cinrichtung können wir Hier übergehen. 

Wichtiger iſt und Dagegen ver Landrath, der gleichfalls in jedem Kreife beftcht. Derſelbe 
ging auß dem franzöftichen Generalrathe der Departements hervor, einer Inftitution, welche 


43) Die neuern Landtageverhandlungen find im Nachtrage gefchildert. 
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(ebenfo wie die Bezirkoräthe) im jetzigen Pfalzkreiſe in Übung war, als dieſes Land von Frank⸗ 
reich loögetrennt und mit Deutſchland wieder vereinigt ward. Man ließ dieſe Einrichtung in 
dem genannten Regierungsbezirke fortbeftehen, verſchmolz jedoch General: und Bezirksraͤthe in 
eine Berfammlung. 

Die Zwerkmäßigkeit der Einrichtung, daß jeder Kreis für feine rein innern (zunächſt mate= 
riellen) Verhältniffe eine eigene Vertretung erhalte, erprobte fi praftiih fo fehr, daß man 
dieſelbe aud) nach ven übrigen Regierungsbezirken Baierns zu verpflanzen beſchloß. (S. Pro ⸗ 
vinzialſtaͤnde.) So entſtand dad Geſetz über die Kreislandräthe vom 15. Aug. 1828. Daſſelbe 
befriedigte nicht. Zunächſt ergaben ſich fortwährend Conflicte zwifchen den Landräthen und ver 
Staatöregierung über Das, was Gentralftants- und was Kreidlaft fei. Häufig findet man die 
Protokolle der Berfammlungen mit deöfalffigen Erörteerungen und Klagen angefüllt. Einige: 
mal änderte man das, Ausſcheidungsgeſetz“ (dad noch beſtehende Gefeg ift von 1846), ohne 
daß es indeß gelungen wäre, die bezeichneten Anftänve vollfonmen zu befeitigen. Allein abge: 
fehen von jener, Ausſcheidung der Kreid- von den Staatölaften”, ward eine neue Organifation 
des Lundratheinftituts felbft ſchon um deswillen unumgänglich nothwendig, weil infolge ver 
Umgeftaltung des Wahlgefeges für die Abgeorpnetenfammer nunmehr die bis dahin berech⸗ 
tigten Wähler für ven Landrath ganz und gar fehlten. Es Hatte ſich mittlerweile aud das Be— 
bürfniß eines Mittelglieds geltend gemacht zwifchen der bloßen Ortsgemeinde und ber Kreid= 
Vertretung , was zur Bildung von Diftrictöräthen führte, umfomehr, als auch die Verwaltung 
ein ſolches Mittelglied beſitzt (die, Landgerichte“, in der Pfalz die „ Lanpeommiffariate ”). So 
tamen denn die beiden Belege vom 28. Mai 1852 über Diftrictd- und über Lanbräthe 
zu Stande; fie bilden ein zufammengehörendeö Ganzes, derart, daß vie letztbezeichnete Korporation 
gleichfam aus der erften hervorgeht, weshalb wir zunächft von ven Diftrictöräthen ſprechen. 

Jeder Amtsbezirk einer Diftrictöverwaltung (in den fieben ältern Kreifen jedes Landgericht, 
in der Pfalz jeder Canton) bildet eine Diftrictögemeinde, und in jevem derſelben befteht als 
Vertreter dieſer Gorporation ein Diſtrictsrath. Derfelbe wird, je auf drei Jahre, fo gebildet: 
a) Jede Gemeinde bis zu 2000 Seelen fendet einen Vertreter, größere Orte auf je 2000 Seelen 
einen; nicht die Einwohnerfchaft, fondern blos der Gemeinveausfhuß (Magiftrat, Gemeinde- 
rath) ernennt diefe Vertreter; b) die größten Grunpbefiger find von Rechts megen Mitglieder 
des Diſtrictsraths, und zwar im Verhältniß von Y, zur Zahl der ſämmtlichen Gemeindevertre⸗ 
ter; c) die übrigen 50 größern Grunbbefiger in jedem Diftricte wählen außerdem aus ihrer 
Mitte Vertreter, obiger Zahl; d) endlich fendet das Staatsärar, wo daſſelbe (wenn auch 
im Eleinften Betrage) fteuerbar, aud einen Vertreter. Den Vorfig führt überdies jedenfalls 
der Eöniglihe Diftrictöverwaltungsbeamte. Berfammlungen finden in ver Regel nur ein mal 
des Jahres flatt. Der Wirkungskreis ift zunächft die Herftellung oder Unterhaltung von Stra: 
Ben und andern DiftrictSanftalten und dabei insbeſondere Die Deckung der entftehenden Roften, 
zunächſt durch beſondere Diſtrictsumlagen, welche ald Beifhlagsprocente zu ven directen Steuern 
erhoben werben. Ein vom Diftricetörath aus feiner Mitte gewählter Ausſchuß beforgt bie lau⸗ 
fenden Geſchäfte und die Vorprüfung der Anträge. Auch dieſer Ausſchuß darf fih nur auf 
Einberufung durch den Vorſtand (den Eöniglichen Diftrictöbeamten) verfammeln. Die Sigun: 
gen bed Diſtrictsratho find in der Regel öffentlih. Die Beſchlüſſe prfen jedoch erſt dann voll⸗ 
zogen werben, wenn die Kreißregierung diefelben genehmigt hat. 

Wir gehen zu ven Kreislandräthen über. In jedem Negierungsbezirke befteht ein folder, 
folgendermaßen je auf ſechs Jahre gebildet: a) Ie zwei Diftrietöräthe ernennen zufammen einen 
Vertreter; b) jede der Kreisregierung unmittelbar untergeorpnete Stadt fendet nah Maßgabe 
der Beodlferung einen oder mehre Repräfentanten; c) die großen Grundbeſitzer wählen wieder 
befonbere Vertreter, und zwar ber Zahl nach ein Viertel der Diftrictövertreter; d) die fatho= 
liſche und proteftantifche Geiſtlichkeit ftellt (nad; Maßgabe ver Pfarreienzahl) in jedem Kreife 
drei Vertreter, endlich e) jede Univerfität, wenn ji eine folde im Regierungsbezirke befindet, 
einen. Der Wirkungskreis auch der Landräthe iſt hauptſächlich ein finanzieller: Feſtſetzung 
des Kreisbudgets, Beſtimmung der Kreisumlagen und Prüfung der Kreisrechnungen, welche 
Rechnungen ausſchließlich durch die Regierungsbehoͤrden geführt werden. Daran reiht ſich indeß 
doch weſentlich „die Außerung über den Zuſtand des Regierungsbezirks und über die etwa 
wahrgenommenen Gebrechen ver Verwaltung, ſowie die Stellung hierauf bezüglicher Anträge 
zur Abhülfe und Verbeſſerung“. Der Landrath verſammelt ſich jährlich ein mal auf königliche 
Berufung; ohne königliche Genehmigung dürfen deſſen Sitzungen nicht über 14 Tage dauern, 
Diefe Sigungen find in der Regei öffentlih. Die Beſchlüſſe unterliegen ver Töniglichen Geneh⸗ 
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migung und werben aud nad) beren Erlangung nur burd die Regierung zum Bollzuge gez 
bracht. Der Landrat durf feine Bekanntmachungen erlaffen, keine Depntationen abordnen 
und mit Feiner Koͤrperſchaft außer der Kreisreglerung, noch mit Privaten in Geſchäftsberührung 
treten; jedoch darf er unter beſchränkenden Beflimmungen Sadverftändige vernehmen. Das 
&taatdoberhaupt kann die Verſammlung auflöfen, vorbehaltlich einer Neuwahl innerhalb der 
nädjften zwei Monate. Zur Beforgung der laufenden Gefchäfte hat aud; der Landraih einen 
Ausſchuß zu erwäßlen, der ſich aber nur auf Ginbernfung dur) die Kreißregierung verſam⸗ 
men darf. 4) ; 

IX. Die Gemeindeverfaffung. Die Gemeindeverfaffung verlieben ältern Kreife iſt nach 
dem Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 (revidirt 1834) im Wefentlihen loͤblich und zum Theil 
nad ber preußifchen Stäbteordnung und noch liberaler beſtimmt und Vorbild fpäterer Gefetz⸗ 
gebungen in Deutſchland geworden. 49) Im Allgemeinen ift ber wichtige Grundſatz anerkannt, 
daß die Gemeinden ſich felbft zu verwalten haben durch ſelbſtgewählte Männer. (Die Einwohner 
wählen ihre Gemeinvebevollmädhtigten, diefe Iegtern den Magiftrat.) Doch befteht ein recht⸗ 
‚Üicher Unterſchied zwiſchen Städten und Landgemeinden, eine Einrichtung, die gegen die Grund⸗ 
füge der Neuzeit verftößt. \ 

Die Staatöregierung ſelbſt Hat noch bei Feſtſetzung der Verhältniffe ver Kreiöregierumgen 
(Berordnung vom 17. Dec. 1825) ausdrücklich folgende, dem Geiſte der bairiſchen Gemeinde⸗ 
ordnung ganz entſprechende Grundſätze verkündet: „Die Kreisregierungen haben in Com⸗ 
munal= und Stiftungsangelegenheiten von dem Grundfage auszugehen, daß den Ge⸗ 
meinden hierin die mögliäft freie Verfügung zu überlaſſen und fle nur infofern zu beſchränken 
feien , als die Gefege folde Schranken pofitiv anordnen; fie Haben alle unndthigen Gontrolen 
abzuftellen” u. f. w. Allerdings hat man fon mande Klagen vernommen, daß über bie 
Grenzen dieſer Beftimmung mitunter weit hinausgegangen werde. : 

Die Gemeindeordnung in der Pfalz, beftimmt durch einzelne Geſetze der franzoͤſiſchen Re⸗ 
volutionszeit, des Napoleonifchen Despotismus und neuere Verfügungen, hat bei vielen Wider⸗ 
fprüden Einheit in dem Grundprincip der Gentralifation und der gänzlichen Bevormundung 
and Unfelbftänvigkeit der Gemeinden. So tft ed gekommen, daß die Beamten, welche hier nur 
eine Curatel ausüben follen, in Gemeinveangelegenheiten wahrhaft unumſchraͤnkt gebieten, 
und daß ſie fih darin ganz ungleich weniger gehemmt fehen als felbft in den unmittelbaren An⸗ 
gelegenheiten der Regierung. &8 liefen ſich arge Beifpiele anführen, wozu die Einrichtung des 
Volizeiſtaats in dieſet Beziehung verleitet. Dabei iſt (fehr confequent hiermit!) ber Bür- 
germeifter unbebingt abhängig von der Curatel, aber faft allmächtig gegenüber vem Gemeinde: 
rathe. Auch dieſer legte beſigt große Vefugniffe, die Gemeinde zu befleuern, ohne daß viefer 
hinwieder irgend eine entſprechende unmittelbare Einwirkung zukäme. Überall Omnipotenz 
nad unten, Impotenz nach oben! 

Es begreift fi, daß eine ſolche Gemeindeordnung, wenn man überhaupt viefen Namen 
gebrauchen darf, zahllofe Klagen und ven Ruf nach Abhülfe erzeugt hat. Namentlich hat ſich 
der pfälzifche Kreislandrath wienerholt dahin ausgeſprochen, man möge die bairiſche Gemeinde⸗ 


44) Die Kritik Hat in Beziehung auf beide Gefepe Ausftellungen in zwei Richtungen vorgebracht (ber 
ſonders hervorgehoben bei ber Berathung in ber Abgeorbnetenfammer durch die Linke). Ein mal findet 
man die Eompetenz beider Gorporationen, befonbers bes Landraths, zu fehr eingeengt; zum Andern tas 
delt man bie Art ver Bildung beider Räthe: nachdem man eben er die Vertretung nach Ständen als 
verwerflich beim Landtage Befeitigt, werbe biefelbe in ben Diftricten fogar neu gefchaffen. Allein Ki 
dies gefchehe ohne Tosifge Gonfequenz. Es erhalte nicht nur der Grundbefig eine doppelte und drei Fan 
Vertretung, auch @eifllichfeit und Univerfitäten erhielten Repräfentanten; bie weit wichtigere Induſtrie 
aber, das Gewerbwefen, die Fabriken und der Handel, die Lebenselemente der Jeptzeit, felen ausge⸗ 
ſchloſſen. Die größten Srundbefiger fein unmittelbar Mitglieder des Diftrictsrathe; die größern 
Grundbeſttzer (aber nicht die mittlern und Meinern) hätten außerdem eine befonbere — Nun 

„gingen bie Landraäͤthe weſentlich aus den Diſtrictsräthen hervor; gleichwol gebe man ben ſchon in ie 
iſtrictsraͤthen vertretenen großen Qutebefipern bier nochmals eine eigene Mepräfentation. Endlich 
feier fogar die Urwahlen in einem Maße indirect, wie man in Baiern noch nie gefehen habe. Die Ges 
meinden follten in den Diftrietsräthen vertreten fein; dennoch übten nicht die Bürger, fondern bie in 
janz anderer’ Abficht gewählten Bemeinbebehörben die Ernennung; babei möge man berüdfichtigen, daß 
n der neueſten Zeit im Pfalzfreife bie Kreisregierung alle ihr nicht genehmen Bürger aus den Bemeinbes 
raͤthen ausgefchloffen habe. Die aus ſolcher höchſt indirecten Wahl gebilbeten Diftrictsräthe follten num 
aber auch noch, das Indirectefte von Allem, die Landräthe wählen. 

45) ©. die Abhandlung des Grafen K. v. Giech: „Die Gemeinden‘, in deſſen Schrift: „Anſichten 

uber Staats s und.dffentliches Leben,’ 
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ordnung mit einigen allerdings nothwendigen Mobiflcationen auch Hier einführen. Es iſt vor⸗ 
erſt feine Ausſicht auf Gewaͤhrung dieſer fo natürlichen und fo ſehr gerechtfertigten Bitte vorhan⸗ 
den. Auch das Jahr 1848 hat der Pfalz vie erwünſchte neue Gemeindeordnung nicht gebracht. 
Die Klagen haben ſich vielmehr in der Neuzeit ungemein vermehrt, ganz beſouders dadurch, 
daß die Kreißregierung nach der letzten Wahl im Jahre 1855 alle in den Gemeinderath Ge⸗ 
wählten, welde ihr misliebig waren, ohne Angabe von Gründen ausjhloh, im Ganzen 
viele Hunderte von Bürgern. Es kamen deshalb wiederholt Beſchwerden und Anträge an die 
Abgeoronetenfammer, die ſich auch ſchließlich für eine neue gefegliche Regelung des Berhältniffes 
auaſprach, bis jegt indeß ohne Erfolg. . 

. X. Sonftige gegenwärtige Zuftände Baiernd. Agriculturverhältniffe. Ein 
bebeusenver Theil Baierns befteht ausdem fruchtbarſten Felde. Deffenungeachtet hat die Agricultur 
den Auffchwung im Allgemeinen noch keineswegs genommen, den man danach erwarten mag. Eo 
iſt dies zunaͤchſt Schuld der frühern Gefeggebung. Darum findet man denn aud) gerade hierin 
einen eminenten Unterſchied zwiſchen dem bairifchen Hauptlande und der Pfalz. In dem erſtern 

„beftanden noch 6i8 1848 Zehnten, Frohnen und andere Feudallaſten, Güteruntheilbarfeit und _ 
Jagdunweſen; in der Rheinprovinz dagegen find diefe drückenden Misftände (längft) abgeſchafft 
(allerdings wurbe dies leider nicht durch die inländiſchen angeſtammten deutſchen Negierungen 
bewirkt, ſondern es mußten dieſe unſchäzbaren Wohlthaten durch die franzoͤſiſche Fremdherr⸗ 
ſchaft gebracht werden). Der Werth dieſer verſchiedenartigen Einrichtungen zeigt ſich am 
ſprechendſten in deren Reſultaten. Wir koͤnnen uns daher vollkommen darauf beſchraͤnken, dieſe 
Ergebniſſe mit Zahlen einander gegenüberzuſtellen, wobei wir eine auf den amtlichen Erhebun⸗ 
gen beruhende Arbeit des bairiſchen Deputirten Dr. Müller von Aſchaffenburg zu Grunde legen. 

Die Gefammt-Gerealienproduction im Königreihe Baiern betrug zu Anfang des Jahres 
1840 durchſchnittlich 10,278,868 Scheffel. Davon kommen auf den Regierungsbezirk Pfalz 
1,345,655. Auf die Ouadratmeile treffen demzufolge: a) nad dem Areal überhaupt: in 
der Pfalz (bei minder fruchtbarem Boden) 12,320 Scheffel, in den übrigen fieben Regierungs⸗ 
bezirken dagegen nur 6811, ſonach faft die Hälfte weniger; b) nad dem wirklich cultivirten 
oder fonft landn irthſchaftlich benugten Areal: in der Pfalz 24,800 Scheffel, in den andern 
Kreifen 11,900 , alfo bedeutend weniger ald die Hälfte; c) nad) dem Betrage bed ausſchließend 
für den Getreinebau verwendeten Areals: in der Pfalz 49,600, in ven andern Kreifen 17,730 - 
Scheffel, ſonach faft zwei Drittel weniger. 

Bei Bergleihung de8 Duantums der Ausfaat mit jenem des Ernteertrags erhält man fol- 
gende Ergebniffe: in der Pfalz liefert die Ernte durchſchnittlich die 8Yz fache Menge ver Saat, 
in ven fieben andern Bezirken nur die 40/, face. (Es ift dies offenbar eine Folge des beſſern 
Anbaud, hervorgebracht durch die Freiheit des Grundeigenthums und bie unbedingte Güter: 
theilbarkeit.) 

Vergleichen wir nun die Conſumtion mit der Production. In der Pfalz wird, ungeachtet 
ber fehr ſtarken Bevölkerung, in allen einzelnen Getreidearten (Feine einzige ausgenommen) 
mehr erzeugt, als ver wirkliche felbfteigene Bedarf ift; der uͤberſchuß beträgt durchſchnittlich im 
Jahre 203,700 Scheffel. In allen übrigen Kreifen, mit einziger Ausnahme der Oberpfalz, 
wird die Production der einen ober der anbern Getreibegattung duch die Gonfumtion über 
troffen , obwol fi im Ganzen allerdings noch ein üÜberſchuß ergibt. 

Außer dieſen Gerenlien erzeugt Baiern jährlich 11,282,000 Scheffel Kartoffeln. Die Con⸗ 
fumtion an folhen wird zu 9,504,590 Scheffen berechnet. Zur erften Ziffer liefert die Pfalz 
einen Beitrag von 2,735,200 Scheffel, ſonach beinahe den vierten Theil, obwol fie kaum Y,, 
des Sefammtareals umfaßt. 

In gleicher und felbft noch günftigerer Weiſe geftaltet ſich das Verhältniß der Probuction in 
allen ven übrigen beveutendern Bodenerzeugniffen. So liefert vie Pfalz drei Viertheile des 
Wein, die Hälfte des Tabacks und den Totalbetrag des Krapps, welche in Baiern erzeugt wer- 
den. Nur in einer Production fteht die Pfalz etwas nach: Im jener des Holzes, indem hier auf 
das Tagwerk ein jaäͤhrlicher Zuwachs von 0,21 Rlaftern kommt, ein Ergebnif des geringern Bo⸗ 
dens und der in viefem Zweige ausnahmäwelfe beſtehenden größern Bevormundung ber 
Waldbeſitzer. 

Ebenſo wie bei den eigentlichen Bodenerzeugniſſen liefert die Pfalz auch hinſichtlich des 
Siehſtandes und aller weitern landwirthſchaftlichen Nutzungen die vergleichsweiſe erfreulichſten 
Ergebniſſe und fie ſteht in keinem einzigen Zweige der Agricultur irgend einem ber andern Res 
gierungsbezirke nad. 
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Diefe Thatſachen zeigen am ſprechendſten, auf welchem Sege in Baiern geholfen werben 
imuß. Befrelung der Menfhen und des Bodens, in Verbindung mit geiftiger Hebung bed 
Bolkes, Abſchafſſung von Zehnten, Frohnen und Wilsftand, unbedingte Geftattung ber @hter- 
theilbarfeit und Verbreitung ver Aufflärung (die vielen Feier- und Mallfahrtötage wirken 
auch zu dem angegebenen unerfreulihen Mefultate mi), dies find Die Mittel, durch welche hier 
unendli viel Gutes erwirkt werden kann. 

Wie beinahe überall in Deutfhland, führte auch in Baiern das Jahr 1848 zu einer Ab⸗ 
ſchaffung der Beudallaften. Die wichtigſten Beflimmungen zweier desfallſiger Gefege vom 
4. Zuni 1848 find: Mit dem 1. Det. 1848 geht die ſtandes⸗ und gutsherrliche Gerichtsbarkeit, 
gegen Entfhädigung ver bisher Berechtigten, an ven Staat über. Ohne Entſchädigung hören 
auf: die Naturalfrohnen, das Mortuarium (Beſthaupt), der Blut- und der noch nicht zur 
Erhebung gekommene Neubruchzehnt, bevingungsweife auch der Kleinzehnt; ferner das Weide⸗ 
techt während ver Sructification und alle rein perfönlidgen, nicht auf Grund und Boden haf- 
tenden (feubalen) Abgaben. Die nicht aufgehobenen Grundgefälle gehen „auf Verlangen ven 
Berechtigten“ an „die Ablöfungskaffe des Staats“ Über. Alle fortbeftehenven Gefälle und 
Zehnten werben fixirt, d. h. in eine jährliche unveränderliche Abgabe umgewantelt. Dabei 
dienen die Ergebniffe aus den 18 Jahren 1828—45,, ſoviel fie ermittelt werden koͤnnen, zur 
Norm. Das Aquivalent für Laudemien ift bei Erbrecht und Kreiftift ver 12/, fache, Hei Leibe 
recht und Neuftift der doppelte Betrag des ganzen Leibgeldes und wird bei der naͤchſten Beſitz⸗ 
änderung fällig. Mit der Fixirung confolidirt ſich das Eigenthum in ver Perfon des Grunde 
holden. Neue Verleihungen unter Vorbehalt des Obereigenthums dürfen nicht mehr ftattfinden. 
Alle firirten Grundgefälle find ablösbar gegen den achtzehnfachen Betrag. Fuͤr diejenigen diefer 
Gefälle, welche ver Stantökaffe Aberlafien werden wollen, vergütet diefelbe den zwanzigfachen 

‚Betrag in vierprocentigen Abloſungsſchuldbriefen. Auch ergänzt der Staat den Stiftungen der 
Wohlthätigkeit, des Unterrichts und des Cultus, wenn fie ihre Renten behalten, die Entſchä— 
digung vom achtzehn⸗ auf den zwanzigfachen Betrag. Wer ſonach dem Staat eine firirte Grunde 
abgabe ſchuldet, hat flatt derſelben nur ben vierprocentigen Zins des dafür normirten Abloͤſungs⸗ 
capitals, alfo Ratt 100 Glon. Grundabgabe blos 72 Glon. Zins aus dem jenen 100 Gldn. entſpre⸗ 
enden Ablöfungscapitale bis zur Abtragung des Gapitals ſelbſt zu entrichten. Auch kann jeber 
Hflichtige die firirte Summe in Annuitäten abtragen, deren Reft er zudem jeberzeit aud zoll: _ 
ſtaͤndig mit einem male entrichten darf. Aud ver Lehenverband warb abldshar erklärt, und 
zwar Söhne- und Töhterlehen durch Erlag von 1 Pror., Männerlehen von 3 Proc. und 
heimfälfige Lehen von 10 Proc. des Lehenfaſſionswertho. 

Nach einem weitern Gefege vom 4. Juni 1848 ward dad Jagdrecht auf fremdem Grund 
und Boben aufgehoben. Die Jagden follen in ver Regel zu Gunften der Gemeinden verpachtet 
werben. Beflger größerer zufammenhängenver Grundflaͤchen dürfen darauf vie Jagd felbän- 
dig ausüben. (Diefes Geſeh wurde durch ein anderes vom 30. März 1850 exfegt, doch umter 
Beibehaltung ber eben angegebenen Grundbeſtimmungen.) - 

Bewerbmwefen. Die eigentliche Gewerbinduſtrie befindet. ſich in Altbaiern auf feiner , 
Hohen Stufe, wol aber in einigen Theilen Frankens (Nürnberg, Fürth u. f. w.) und im Ads 
gemeinen in der Bfalz. In den fieben ältern Kreifen gilt das Syſtem der Gewerbsbefhränfung, 
An der Pfalz das der unbebingten Gewerbfreiheit. In Altbaiern, namentlich zu Münden, hat 
fich indeß nicht etwa bloß das alte Zunftwefen (unter Modificationen) erhalten, ſondern es Hat 
fich, maß wir für noch ungleich nachtheiliger erachten, erft jeit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts, das Reairechtsweſen in größter Ausvehnung ausgebildet. Zu Anfange des 
jegigen Jahrhunderts ſuchte die Regierung dieſen Zuſtand zu brechen, aber nicht durch Eine 
Führung voller Gewerbfreiheit, fordern vermitteld bureaukratiſcher Bevormundung, indem 
man naͤmlich den Gewerbsbetrieb von dem polizeilichen Ermeflen, von ber Ertheilung einet 
perfonlichen Conceffion durch die Behörden abhängig machte und folde Gonreffionen danu 
allerdings in großer Menge verlieh. Im Jahre 1844 (Verordnung von 2. Det.) verftattete 
man den vorhandenen Meiftern wieder einige Cinwirkung bel Gonteffionsertheilungen. Das 
Gefeg vom 11. Sept. 1825 und befondevs die Vollzugsinſtruction vom 28. Dec. nämlihen 
Jahres brachten dagegen das Conceſſionirungsweſen auf ben Gipfelpunft. Da man bad 
Syſtem der Untheilbarkeit des Grundbeſitzes beibehielt, fo ward ein großer Theil ber landwirth⸗ 
ſchaftlichen Bevolkerung dem Gewerbweſen kuͤnſtlich zugedrängt. Dazu kamen Unkenntniß 
und Misgriffe der überdies durch Schreiberelen faſt erdruckten Beamten. Das Misbehagen war 
allgemein, die Klagen nahmen fein Ende. Run führte bie Verordnung vom 23. Juli 1854 
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wieder mehr auf den frühern Zuftand zurück; die Conceſſionen wurden minder Häufig ertheilt. 
Allein die Gejammtverhältniffe ergeben ein fortwährend ungünftiger ih geftaltenves Reſultat. 
Es iſt nicht ſowol die ziemlich machtlos gewordene Zunfteinrichtung, welche ſchadet, ſondern das 
(wie erwähnt, moderne) Realrechtsweſen im eigentlichen Altbaiern, ganz beſonders zu Mün⸗ 
chen, und das in allen rechtsrheiniſchen Kreiſen eingeführte Syſtem, die Gewerbe nach dem Er— 
meſſen der Beamten vermittels Conceſſionen zu leiten. Der beſte Wille des Beamtenthums 
reicht nun einmal dazu nicht aus, ſondern ſchadet unendlich mehr, als er zu nützen vermag. 
Die Unzweckmaͤßigkeit dieſer Einrichtungen tritt beſonders empfindlich hervor, ſeit der erleich⸗ 
terte Verkehr die Concurrenz mit ven der Gemwerbfreiheit genießenden Theilen des Zollvereins 
vergrößert hat. - ? 

Im Jahre 1840 mar infolge des Conceſſionirungsſyſtems die Zahl der Gewerbtreiben- 
den in ven ältern Kreifen verhältnigmäßig größer als in ver RHeinpfalz, obgleich in der Iegtern 
volle Gewerbfreiheit befteht (e8 kam je ein Gewerbtreibender in ver Pfalz auf 16,87 Einwohner, 
in den andern Lreiſen ſchon auf 16,6), ein Fingerzeig, daß bei voller Freiheit ein natürliches 
Verhältniß fich von felbft herſtellt, beffer, ald e8 durch das Beamtenthum gefchaffen zu werden 
vermag. Im Jahre 1847 zählte man in Baiern durchſchnittlich einen Meifter auf 14 Einwoh- 
ner. (In Preußen, wo principiell Gewerbfreiheit befteht, fonımt einer erft auf 17 Einwohner, 
wobei aber dennoch die Gewerbproduction eine weit höhere ift ald in Baiern.) Nah v. Her- 
mann hat fih nun aber vie geſammte gewerbtreibenne Benölferung im Koͤnigreiche von 1840—52 
am 71,118 Individuen vermindert; fie ift von 821,674 Köpfen auf 750,556 herabgefunfen, 
und zwar traf der Berluft ausſchließlich die ältern Kreife. In der Pfalz blieb ſich vie Zahl 
gleich, und ebenfo im Allgemeinen in dem dad Realrechtsweſen wenig fennenden Franken. „Es 
find feit 1840—52 im Ganzen gegen 20,000 gewerbtreibende Familien mit ven entſprechenden 
Arbeitern verſchwunden“, fagt v. Hermann, „und flatt ihrer Producte verbraucht Die Bevöl⸗ 
Berung nun von Andern herbeigeführte Waaren.” Die (vor allem durch Realrechte bevor- 
zugten) Meifter zu Münden allein hatten 1852 über A000 Gefellen und Lehrburſchen weniger, 
als vor 12 Jahren, ungeachtet des ausnehmenden Steigens der Gefammtbevölferung dieſer 
Stadt. So wird ſich die Frage wegen Aufhebung der Realrechte freilid am Ende von felbft 
loͤſen; die Eifenbahnen werden dieſe Loͤſung herbeiführen. Und auch das Eoncefjtonirungd- 
foftem (jene Meinung, die Induſtrie durch die Weisheit der Behörden leiten zu können) wird 
ſich dabei auf die Dauer nicht zu behaupten vermögen. x S 

Handel, Baiern, von den beiden größten Strömen Deutſchlands, ver Donau und dem 
Rhein, und überdies von dem beveutenven Main durchflutet, Baiern, ein Land von fo gro⸗ 
Ger natürlicher Fruchtbarkeit, koͤnnte und follte einen weitausgedehnten blühenden Handel be: 
figen. Es iſt dies aber nicht der Fall, wenigftend lange nicht in der Ausbehnung , wie mar 

"unter den angeführten günftigen Verhältniffen erwarten follte. Denn daß Augsburg noch 
immer ein bedeutender Wechfelplag, und daß Nürnberg, Bamberg und andere Mainftänte 
Sanbelöpläge find, vermag im Ganzen noch feinen entjheidenden Ausflug zu geben. Der 
Grund diefer Erſcheinung liegt einerfeitd in der noch nicht genug vorangefchrittenen inbuftrielfen 
Entwidelung der Nationalkräfte (dem geringen Aufſchwunge der Agricultur und der Gewerke 
und Babrifinduftrie), andererfeits in ven Hemmniſſen, welche der Benugung der Ströme ent⸗ 
gegenftehen. Abgefehen davon, daß die Mündungen ver Donau und des Rheins in ver Gewalt 
fremder Völker ſich befinden, welche dieſen Umftand vielfach ſchnode misbrauchen, find auch noch 
weitere künſtliche Hemmnifſſe vorhanden. Die bairiſche Donauſchiffahrt verkümmert großentheils 
wegen ber oſterreichiſchen Mauth, die Rheinſchiffahrt ebenſo wegen der enormen und unver: 
ſtaͤndigſt regulirten Rheinzoͤlle. 

Der Donau⸗-Mainkanal iſt ein bedeutendes Werk. Sein Nutzen entſpricht aber keineswego 
dem Aufwande für deſſen Herfiellung. (Abgeſehen von dem Verluſte, den die Privatactionaͤre 
erlitten, verwendete vie Staatskaſſe 17,433,700 Gldn. für dieſe Herſtellung [ver Voranſchlag hatte 
auf höchſtens 8 MI. gelautet.]) Die ganze Roheinnahme belief fi 1852 [die geringe Be: 
nugung andeutend] nur auf 163,692 Glon., wovon aber, nad) Abzug der Betriebskoſten, blos 
61,836 Glon. verblieben, alſo etwa Y, Proc. des aufgewendeten Gapitals.) 

Kein günftigeres Ergebniß gewährt die Donaudampfſchiffahrt. (Der Staat kaufte biefe 
an fih, nachdem eine Privatgeſeilſchaft nicht hatte beftehen Finnen; er verwendete bereitö weit 
über 2 Mill. darauf, während ver Reinertrag, wenn man bie Abnuguug des Materials 
vollftändig in Rechnung zieht, unter Null bleibt; ein neuer Beweis, daß der Staat mit der⸗ 
artigen Unternehmungen jid nicht befaffen, ſondern dieſelbe Privathänden überlaffen ſollte. 
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Geht bedeutend find die Ciſenbahnen. Anfangs beabfihtigte die Megierung deren Herſtel⸗ 
tung ausfäließlid auf Staatskoſten. Bis 1855 waren bereits 101 Mil. Glon. dafür verwendet. 
Der geringe Ertrag diefer Schienenwege (ver geringfte unter allen deutſchen Staatsbahnen, 
da er während vieler Jahre kaum A Proc. erreichte und auch dermalen nur dann auf 3 Proc. 
anfteigen vürfte, wenn man die Abnutzung des Gefammtwateriald nicht gehörig in Anſchlag 
Bringt) veranlaßte die Abgeorpnetenfammer immer dringender darauf zu beftehen, daß die fer= 
nern Eiſenbahnbauten (mit einzelnen Ausnahmen) Privatgeſellſchaften überlajfen würden. 
Dies if nun gefhehen (unter Zindgarantie des Staats). In der Rheinpfalz Hatte mar aus⸗ 
nahnisweiſe von Anfang an dieſes Syſtem zur Anwendung gebracht. Gegenwärtig ſtehen 127%/, 
Meilen Staatd= und 28 Meilen Privatbahnen im Betriebe. 

Telegraphenlinien waren Anfang 1857 238 Meilen im Vetriebe, deren Anlage ungefähr 
850,000 Glon. Foftete. Die Zahl der beförberten Depefchen betrug 1852 — 53 erft 15,165, 
4855 —54 dagegen 61,117, wofür Brutto 54,630 und 108,121 Gfon. eingenonmen wurben. 
Diefes unbefriedigenve Ergebniß wird fid in dem Maße ändern, in welchem man bie Gebühren 
mindern und mehr Stationen errichten wird. Die Heine Schweiz kann darin als nahahmungs= 
würbiges Mufter dienen. 0) 

Die Hyvotheken- und Wechſelbank zu Münden iſt ein fehr bedeutendes und vom Staate 
mit angemeinen Privilegien ausgeftattetes Inftitut (der Staat hat fi zum Vortheile dieſer 
Anftalt fogar des Rechts begeben, unverzinsliches Papiergeld zu emittiren). Deſſenungeachtet 
gereicht biefe Bank weit mehr den Actionären und etwa den großen Befigern als den „kleinern“ 
Geldbedürftigen zum Vortheile. 

Blick auf die focialen Verhältniffe. Anſäſſigmachung und Verehelihung find in 
den fieben ältern Regierungsbezirken in hohem Maße erſchwert (mol am meiften in ganz Deutſch⸗ 
land), in der Rheinpfalz dagegen find diefelben unter der fortdauernden Herrſchaft der franzoͤſi⸗ 
fen Befeggebung völlig unbeſchränkt geblieben. Wir Haben oben ſchon angegeben, wie im einen 
dieſer Landestheile das Princip ver Untheilbarkeit, im andern jenes ber Theilbarkelt ver Grund⸗ 
Rüde vorwaltet; ebenfo dort Gewerbsbeſchränkung, hier Gewerbfreiheit. So bilden beide 
Hauptthe ile des bairiſchen Staatd die entſchiedenſten Gegenfäge in Deutſchland. Umſomehr 
drängt ſich bie Frage auf, welche Ergebniffe beide Syſteme in einem und demſelben Staate 
gewähren. Einiges iſt darüber bereits mitgetheilt, namentlich über die Production der Land⸗ 
wirthſchaft und über das Gewerbweſen. Wir beleuchten mehre andere Momente, über welche 
ſtatiſtiſches Material vorliegt: 

Uneheliche Geburten. Deren kamen auf je 100 eheliche: 


in den fieben ältern Kreiſen in der Pfalz 
1817 — 25 20 92 
1836 — 34 Aa 9, 
41835 — 42 23,7 8 
1843 — 51 29,7 8,0 


In dem vorzugäwelfe mit Realrechten audgeftatteten Münden überftieg wieberholt die Zahl 
der unehelichen jene der ehelichen Geburten. 

Dabei wurden von je 1000 unehelich Geborenen durch nachfolgende Ehe ber Ältern legitl⸗ 
miet: in der Pfalz durchſchnittlich 297, in den andern Kreifen nur 144. 


Eheſcheidungen kamen auf je 10,000 Ehen: 


in den ältern Kreifen in der Pfalz 
von Katholiken 581, 
„Proteſtanten 89, 29 
„gemiſchter Gonfeffion 61 [0] 


Zahl der Verbrechen und Vergehen. Auf die gleiche Einwohnerzahl, auf welde 
in ber Pfalz im Durchſchnitie der Jahre 1837 — 44 100 Verbrechen kamen, zählte man gleich⸗ 


Im ganzen Gebiete ver Eidgenoſſenſchaft koſtet bie einfache Depefche nicht mehr als 1 Br. Die 
Pam — 1856: 393,442, die Betriebsausgabe 244,805 Br., ſodaß Staat und Publicum gleich⸗ 
mäßig bei dieſer Billigfeit gewannen. Übrigens hatte bie Schweiz 322 deutfche Meilen Tele — 
deren Herſtellungskoſten nur 400,000 Fr. (186,000 Gldn.) betrugen (alſo weit wohlfeilere Herftellung 
als in Baiern) ; eö gab 107 Telegrapkenbureaur (in Baiern nur 29); bie Bahl ber beförberten Depeſchen 
aber flieg 1856 auf 227,072. 





024 Baiern 
zeitig in Unterfranken 237, in Mittelfranken 263, in Sqwaben 315, ia dev Dierppalg 364, 
in Oberfranten 371, in Nieverbatern 378 , in Oberbaiern 566. b 
Gigentlihe Verbrechen zählte man (na Dr. Eve): ü 
1850-51 1851-52 Wr 1865-54 


in Oberhaiern 128 104 122 4140 
„Niederbaiern 112 124 114 106 
„der Pfalz 33 66 50 65 


Es läßt ſich indeſſen keineswegs verkennen, daß in ver Pfalz ſeit dem Jahre 1849 eine wahr: 
Haft erſchreckende Verſchlimmerung beinahe in allen Verhältniſſen eingetreten iſt. 

Wir können es, zumal unter ven obwaltenden Preßzuſtänden, ald unfere Aufgabe nicht bes 
traten, die Urſachen hier zu unterfuchen. Wir beſchränken und auf das Eonflatiren ver That⸗ 
fagen. Wir verweifen in viefer Beziehung zunächſt auf die zu Anfang unfers Artikels ange: 
gebene Verminderung der Bevölkerung ber Pfalz überhaupt, ferner auf die Verminderung ver 
Beirathen und der Geburten, unter gleichzeitiger Vermehrung der Sterbefälle und der Cheſchel⸗ 
dungen, endlich auf die maflenhaften Auswanderungen, zumal bie heimlichen von conferiptiongs 
pflichtigen Jünglingen. Die Menge ver ſtrafrechtlichen Berurtheilungen ift gleichfalls enorm ges 
fliegen. Schen wir auch ab von dem großen Hochverrathsproceſſe, welcher dem Aufitand von 
4849 folgte*”), fo wurbe In der jüngften Landrathsſitzung unter Anverm folgende Thatſache anz 
geführt: Die Gefammtfumme der verhängten Gefängnißftrafen wegen einfacher Polizeivergehen 
in ber ganzen Pfalz betrug im Etatsjahre 1845 — 46 16,907 Tage, im Etatsjahre 1854—55 
aber 76,106 Tage. Cine allfeitige unbefangene Prüfung der pfälzifhen Verhältniffe ift drin⸗ 
gend nothwendig geworben. 

Finanzen. Der bairiſche Stant befigt unmittelbar und mittelbar ein fehr bedeutendes 
Vermögen. Die Domänen find ausgebehnt; große Theile des gefammten Landes find fruchtbar 
und ergiebig. Der natürliche Reichthum findet ſich aber vielfach noch nicht erſchlofſen. 

Seit Jahrhunderten wurde der Staat mit Schulen ſchwer belaftet. Die Prachtliebe der 
Zürften und deren Vergrößerungäftreben, zumal die Kriege im Bunde mit den franzöfifchen 
Herrſchern, Eofteten ungemeine Opfer. Die im 17. und 18. Jahrhundert zu einem Scheinleben 
herabgebrachte Landeövertretung übernahm zudem in zahliofen Källen bie fürftlihen Privat- 
ſchulden auf die Landſchaft. Zur Deckung des Bedarfs für die Schulden ward der Malzauf- 
ſchlag eingeführt, anfangs in fehr geringem, bald aber gefteigertem Betrage. Seit 1849 reicht 
er nicht mehr aus. { 

. Beim Beginne der conftitutionellen Periode (1818) betrug die gefammte Staatsſchulb 
nad Angabe des Finanzminiſters 105 Mil. Glon. Allein dieſer Betrag erhöhte fih, theils 
infolge „neuer Schulbeinweifungen aus Altern Rechtstiteln“, theils infolge von Deſicits, die fich 
im gewoͤhnlichen Staatöbevarf ergaben. Obwol bubgetmäßig fowol für richtige Berzinfung ges 
forgt, als auch eine alljährliche Tilgung von %, Proc. der Capitalſumme beftimmt war, flieg bie 
dennoch 1825 auf 141%,, 1831 auf 132 Mill.; fie ging dann 4847 Herab auf 
\ ill. 

Indeſſen bildete ſich neben der alten eine neue Schuld, zunächſt infolge der Eifenbahnbauten, 
dann aber auch des Deſicits nach 1848 für militäriſche Zwecke und endlich behufs der Orunds 
Kaftenablöfung (f. oben). So war denn der Geſammtſchuldenbetrag am 4. Oct. 1855 folgender: 
1) alte Schuld 107,629,295 Glon., 2) neue Schuld 19,916,669, 3) Militäranlehen 6,421,113, 
4) Eiſenbahnſchuld 72,237,500, 5) Grundrentenſchuld 102,755,225, alfo Gefammtbetrag 
308,959,602 Slon. 4%) 

Infolge diefer Schuldvermehrung, dann der gefteigerten Ausgaben für das Militär und 
vielfacher anderweitiger Bedurfniſſe mußte auch das Budget (noch in der vorigen Finanzveriode 





47) Nach den zu Ende bes Jahres 1851 (ge lich eines Antrags auf Amneſtie) in der Abgeordut ⸗ 
tenfammer gegebenen Auffchlüfien waren Bis dahin wegen bes Aufftandes in der Pfalz bereits abgeur⸗ 
theilt: dur⸗ — — 310 Individuen, durch Specialgerichte 42, durch Zuchtpolizeigerichte 244, 

fammen 596. Die Zahl der durch bie Militärgerichte abgeurtheilten Soldaten warb nicht angegeben. 
— ſchwebte noch eine Anzahl Proceſſe 

45) Die bairiſchen Stantsgläubiger befigen, was Capital und richtige Verzinſung betrifft, eine 
Sicherheit, welche nicht geringer ift ale in irgenb einem andern — taate. Wir finden es daher 
nicht genÄgend motiviert, daß bie bairifchen Schuldſcheine auf den Börfen conflant ungefähr 2 Pror 
niebriger ſiehen als die von Würtemberg, Baden uͤnd Heflen-Darmfladt. 





mit der Biifer 37,591,09 0 Ban. abſchließend) bei der Iegten Feſtſeyung auf 41,319,862 Glen. 
erhöht werben. Seit 1848 entftanden neue Steuern und die alten, zumal bie directen, erfuhren 
daneben ftarfe Erhöhungen. Die folange ſehnlich erwünſchte Aufhebung des Lotto warb für un- 
thunlich erklärt. 49) 

Außer ven Staats⸗ beftehen Kreis-, Diftrictö- und Gemeindelaſten. Diefelben find in den 
verfchiedenen Regierungsbezirken fehr ungleich. Die Kreisumlagen betragen in ben fleben ältern 
Kreifen gewöhnlig nur 6—8 Beiflagprocente zu ven directen Steuern, in der Pfalz dagegen 
nie weniger ald 50 — 60 Proc. Was die Gemeindelaften betrifft, fo fliegen dieſe hier und da 
ſchon über 100 Beiſchlagprocente zu ven directen Steuern. 

Juſtiz und Polizei. Nach der Verfaſſungsurkunde ſoll "eine und diefelbe Civil⸗ und 
GStrafgefeggebung für das ganze Königreich beftehen. Obwol nun aber feit Promulgirung die⸗ 
fer Befimmung (vor 39 Jahren) viele Verſuche zur Verwirklichung ſtattfanden, ift man doch 
noch nicht zu den erwünfchten Refultaten gelangt. . 

Während in der Pfalz die franzoͤſiſche Civil- und Strafgefeggebung fortbefteht, mit den 
Brincipien der Öffentlichkeit und Mündlihfeit und mit Schwurgerichten in eigentlichen Crimi⸗ 
nalfällen, erfuhr bis zum Jahre 1848 in den fieben ältern Regierungsbezirken das Syſtem 
der Heimlicjkeit und Schriftlicjkeit Feine Anderung, wie auch eine Trennung von Juſtiz und Po⸗ 
lizei bei den untern Behoͤrden nicht flattfand. Mit dem Beginne des Jahre 1849 traten auch in 
ben rechtsrheiniſchen Kreifen die Schwurgerichte nach franzoͤſiſchem Mufter, doch mit einigen 
Verbeſſerungen (namentlih was die Auswahl der Schwurmänner betrifft) ind Leben, und das 
Inſtitut iſt ſehr raſch durchaus volksthümlich geworben. Alle Beforgniffe, daß der bairiſche 


49) Hier bie Haup an. des Budgets für die ſiebente Finanzperiode (die ſechs Jahre vom 1. Det. 
1855 bis Ende Geptei 


Jaͤhrliche Einnahmen: 
1) Directe Steuern (Grund⸗, Häufers, Gewerb⸗, Capitalrenten⸗ und Einkom⸗ 
2) Suotrece Auflag — i4,860,000, Malzaufſchlag 5,700,000, — 
irecte Auflagen (Taren u: tempel 4, ufichla; 
Zölle 5,250,000) ie ® 05; “2... 15,810,000 „ 
3) Regalien und Staatsanftalten (darunter Eifenbahnen IR, Lotto 1, EDEN, 
Salinen 2,525,000) — . 7612,00 „ 
4) Domänen Borken 3% Mill. Grundrenten 4, 284,353) RE re 8, 137, 42 „ 
5) Befondere 46 650; 
6) —— ————— : Contiguitatsentſchabigung von Ofterreich 100 000) 394, 45 „ 
7) Einnahme von Ausfänden aus den Borfahten . . . . . . - . 0. ‚000 Eu 
8 Stenerheifäiläge ur Dedung des Deflcits (bei der Grundfleuer 33%, Proc., 
Häufers 15, & ommens 10, Gewerb: und Eapitalrentenfteuer 5 Proc.) . ._1,799,547 
Bufammen 41,396,862 Sin. 
Jährliche Ausgaben (gleiche Summe, namlich): 
1) Staatefulb . . . . . ‘4 ‚119,300 Blon. 10) Ein “2... 815,860 Glon. 
DH. . Bene Re 3,982,272 „ 1) Stonteanfalten 2. 7751078 „ 
2 Siaalerath ROTE: 1283 „ 12) —— PA 486,045 
Landtag . . 2.2.2. 59,000 „, 13) —— er 9075,90 ‚, 
3 ußeres 4460 000 14) La 624,393 „ 
Huf... 0... 157878 „ 15) mm und Balfenpen 
Immer . . 2... 1,074,225 „ fionen . % 626,000 „ 
5) Sandgerihte . . . . . 1.581,06 ,. 16) Refervefonde . “675000 „ 
9) Handel und öffentliche Ar⸗ 17) Gert Yöorganffation sure 566,773 „ 
beiten 2 2255, 16 Diverfe Musgaden . . MIT „ 


Unter den Gtaatsanfalten find begriffen: Erziehung 900,653, Tatholifcher an 1,195,275, 
— 375,435, Geſundheit 234,455 , Wohlthati Be —* 9 t 1,401,208, Indus 
firie und Cuitur 324,393, ae Bräden: md an Gemeinden 
99,052, Steuerfatafter 375,000 , Nänzanftalt 11,242, pe —— — 

Borgelenmanufactur 3500 Glon. ®Bei Beratung bes ehem —ã a bi * — 
fammer ſtellte der Abg. Kolb im Befentlichen folgende Berechnung auf (f. pi 
Kammerverhandlungen 2 mai 1852): Der —— —— ſich i —S—— —2— —— 
Davon erfoderten die fünf Een Schub, Hof, Armee, Givilbeamten und Geiftlichkeit 36 DU. 
(die Givifheamten allein 11,631,000 Glon.); für alle übrigen Bebürfniffe blieben nur 6 Mill, und das 
von Fonne wenig über bie Hälfte für unmittelbar ‚ig e Zwecke verwendet werben. (Die Details 
berechnung erfuhr in der Kammer feinen Widerfpruch 
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Volkoſtamm für folhe Einrichtung „nicht veif” fei, und dergleichen frichere Cuwendungen mehr 
haben ſich als durchaus unhaltbar erwiefen. $ 

Die Trennung von Juftiz und Polizei hat dagegen Harte Kämpfe zwifchen ver Abgeordne⸗ 
tenfanmer und dem Minifter veraylaßt. Diefe Trennung wird nun, gemäß dem Geſetze vom 
4. Zuli 1856, mit vem 1. Oct. 1857 verwirklicht werden. Das franzdfifhe Syſtem ift zwar in 
gewiſſer Beziehung auch dabei zu Grund? gelegt, doch manderlei Mobificationen unterworfen 
worden, von denen wir befürdten, daß die Ergebniffe die erwünfchten nicht fein werden. Die 
Landrichter werben inskünftige als Einzelrihter fungiren (einigermaßen ähnlich den Frie— 
densrichtern in der Pfalz, denen übrigens feit mehren Jahren gleihfall8 der Name Landridye 
ter beigelegt worden); über ihnen ftehen Bezirks: und Appellationsgerichte und ein Ober- 
appell= und Gaffationshof für das ganze Königreih. Abgefehen von ver Pfalz, gelten als 
Rechtsnormen: in Strafſachen das (von Feuerbach verfaßte) Strafgefegbud von 1813, mit den 
feither vorgenommenen Mopificationen, in Eivilfahen aber die zahlreichen frühern Landrechte 
(in Altbaiern ber Codex Maximilianeus von 1756, in Franken das Breußifche Landrecht, ander⸗ 
wãrts das würgburger, bamberger, nürnberger u. |. w.) 

Cultus. Im früherer Zeit hat man lange ven Indifferentismus in folder Weiſe ver— 
folgt und die aͤußerliche Froͤmmigkeit in der Art gehoben, daß man fid nicht wundern burfte, 
als der Fanatismus vielfach fein Haupt erhob. Das hat fich allerdings geändert. Man mußte 
erkennen, ein mal, daß Baiern ein ausfchließlich katholiſcher Staat nicht mehr fei; zum Andern, 
daß eine allzu große Begünftigung ber Elerikalen Anſprüche überhaupt ſchließlich der Regierung 

ſelbſt nicht zum Vortheile gereichen könne. So kam nıan dahin, ohne die Foͤrderung der lirchli—⸗ 
hen Elemente irgendwie aufzugeben, wenigftens die allerertremften Anfprüche nicht unbedingt 
zu befriedigen, ſondern einige übermäßige Übergriffe, wenn auch in gelindefter Form, zurück- 
zuweiſen. 

Die katholiſche Kirche hat in Baiern, gemäß dem Concordate von 1817 (welches zu einem 
Beſtandtheile ver Verfaſſungsurkunde erklärt iſt), zwei Erzbisthümer (München-Freiſing und 
Bamberg), dann ſechs Bisthümer (Paſſau, Regensburg, Augsburg, Eichſtädt, Würzburg und 
Speier). Nach den Concordatsbeſtimmungen ſollten „einige Kloͤſter“ in Baiern wieder errich⸗ 
tet werben. Statt einiger find deren aber nunmehr gegen 200 vorhanden (8 männlichen und 
48 weiblichen Orden angehörend, unter den erſten Revemptoriften). Die katholifhe Kirche in 
Batern hat koloſſale Reihthümer behalten oder wieder erlangt. Nach einer minifteriellen An= 
gabe beſaßen die fatholifchen Kirchenfonds im Jahre 1852 über 92 Mill. Vermögen, d. i. 

. 47,631,500 Gldn. mehr als Im Jahre 1839. Die Bifhöfe und Erzbifhdfe erhalten überdies 
hohe Staatögehalte (von 8000 bis zu 20,000 Gldn.) Der bairifhe Epiſkopat ftellte im Jahre 
1850, nad) einer zu Freiſing gepflogenen Berathung, in einer eigenen Denkſchrift fehr weit 
gehende Foderungen an die Regierung. Diefe machte zwar feineewegs unbebeutende Zugeftänd= 
nifle, fle entſprach indeß nicht der Gefammtfumme der Anmuthungen. Das Verhältniß wird 
von Seiten des Epiffopats nun nicht ald erledigt angefehen, vielmehr treten die Koberungen, 
wenn auch vorerft ohne gerade des grellften Gewandes ſich zu bedienen, ‚immer aufs neue herz 
vor, befonders feit dem Zuftandefommen bes neuen öͤſterreichiſchen Concordats. 

Die Proteftanten in ven rechtörheinifhen Kreifen (zumeift Lutheraner) ftehen unter einem 
SOberconfiftorium zu Münden, mit zwei Gonfiftorien (zu Ansbach und Baireuth); jene der 
Pfalz (Unirte) unter einen eigenen Gonfiftorium (zu Speier), welches feit 1848 dem münche⸗ 
ner Oberconflftortum nicht mehr untergeoronet ift. Alle vier Jahre foll in jedem der drei Con⸗ 
fiftorialbezixke eine Generalſynode abgehalten werden. Das neulich wieder ftark in den Vorder⸗ 
grund getretene Streben bed Oberconfiftoriums, längſt abgefchaffte craffe Einrichtungen wieber 
ins Leben zu rufen, fheiterte am energifchen Widerſtande der proteftantifchen Vevölferung , bes 
ſonders in Franken, wie denn aud) die Regierung felbft ihre Hand nicht bot zur Verwirklichung 
ber gehegten Abſichten. Die Union der Broteftanten in ber Pfalz (abgeſchloſſen im Jahre 1818) 
beruht auf entſchieden vationaliftifchen Grundlagen. Es folgten viele und heftige Kämpfe gegen 
dieſe Principien. Dermalen wird der Streit äußerlich nicht fortgeführt. Doch würbe man irren, 
wenn man glauben wollte, die Wieveraufhebung eines Theils der Befhlüffe der pfälziſchen 
Generalſynode von 1848 Habe eine allgemeine Befriedigung zur Folge gehabt. 

Schulweſen. Den Volksſchulen ift im Allgemeinen ftreng der Charakter confeffioneller 
Anftalten aufgevrüdt. Obwol die Gemeinden es find, weiche faft unbedingt die Volksſchulen 
erhalten müflen, hat man doch die fogenannten „Gemeindeſchulen“ (ohne confefftonelle Tren⸗ 
nung) längft fo ziemlich überall befeitigt. Überhaupt wurbe, namentlich nach 1849, die Schule 
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wieder entſchieden den Geiſtlichen untergeorbnet, weungleich (ebenjo wie jelöft unter dem Abel'⸗ 
ſchen Miniferium) bie jormale Aufſicht den weltlichen Behörden zuſteht. 

Landwirthſchafts⸗ und Gewerbſchulen beſtehen 26, über dieſen drei polytechniſche Schu⸗ 
len. Im Ganzen find jedoch Die Ergebniſſe des techniſchen Unterrichts keineswegs befriedigend, 
obwol es natürlich an einzelnen tũchtigen Leiſtungen nit fehlt, Sowol die äußere Stellung der 
Lehrer an den Gewerbſchulen, ald bie ſpätere Stellung ver und allen techniſchen Anftalten her— 
vortretenden jungen Männer in Beziehung auf Anfprücde wegen Staatsanftellung wüßte vers 
beffert, diefer ganze Zweig der Volksbildung müßte umgeftaltet werben. 

Unverhältnigmäßig groß iſt die Zahl ver Lateinfgulen, nicht weniger als 96, wovon be 
ſonders viele in der Pfalz. Sodann beitehen 28 Gynmaflen, 10 Lyceen und 3 Univerfitäien 
u Münden, Würzburg und Erlangen). 

Militärwefen. Baiern ſtellt zum deutſchen Bundesheere das ſiebente Armeecorps. Die 
Stärke des Gontingents, urfprünglid zu 35,600 Mann feftgefegt, erhöhte jich infolge ver Bunz 
desbeſchlüſſe von 1855 mit Einrechnung ver Erſatzmannſchaft auf 59,333. Indeffen ift der wirk⸗ 
lie Beitand weit größer; er beträgt nach den im Jahre 1856 den Kammern gemachten Vorla— 
gen 72,669, während in den Rechnungen von 1852 — 53 fogar eine Gefammiſumme von 
81,047 Mann erfhien. Bon der gewöhnlichen Mannſchaft (außer ven Offizieren) follen durch⸗ 
ſchnittlich 28,001 präjent fein; die Zahl der Kranken wird zu 946 angenommen; 41,097 wäs 
ren dagegen beurlaubt. Dabei find 16,290 über den Bormationdftand eingereihte, jedoch weder 
uniformirte noch exercirte Affentirte nicht eingerechnet. 50) 3 ; 

Baiern befigt einige bedeutende Beftungen: Ingolſtadt und Germersheim (beide neu er 
baut, erftere 18%/,, leptere etwa 13 Mill. Con. Foftend). Landau ift Bundesfeftung, hat im Fries 
ven jedoch nur bairiſche Befagung, tvie denn auch dem bairiſchen Stante das Befatzungsrecht 
in einem Theile von Ulm (Neu = Ulm) zufteht. 

Das Landwehrinſtitut, ohnehin in der Pfalz nicht einmal dem Namen nad) eingeführt, ift, 
ſowie es eriftirt, obne alle wirkliche militärifche Bedeutung. 

Baiern in feiner neuzeitlichen conftitutionellen Entwidelung. I. Die Minifterien 
Wallerſtein und Abel, Die Reaction gegen den Geift des Fortſchritts hatte in Baiern 
bexeitd unter dem Minifterium des Fürſten Ludwig von Öttingen-Wallerftein begonnen (1831 
- 37). Zu den ungewöhnlihften Mafregeln fanden ſich Mittel und Werkzeuge. In diefe 

Beit fällt die gerichtliche Verurtheilung von Behr, Eifenmann und fo vieler anderer ftreng con= 
Kitutionell Gefinnter, fammt den vielbefprochenen „Enieenden Abbitten vor dem königlichen 
Bilde, Berurtheilungen, zu deren Würdigung vie Thatſache genügt, daß in ber Folge (frei« 
lich erft nad dem Märzfturm des Jahres 1848) fogar vie flarc arifofratifhe Reichsraths— 
kammer ben beiden eben genannten Männern eine „Entfhädigung” aus Staatsmitteln für ihre 
materiellen DBerlufte votirte. In diefe Zeit fällt ferner die Vertreibung und die Flucht frei 
finniger Lehrer von bairiſchen Hochſchulen, eines Dfen und Schönlein, es fallt in dieſelbe vie 
Vernichtung der 1850 und 1831 factifch beftandenen Preffreiheit, Die Sendung von Truppen 
und Geld nad) Griechenland ohne ſtändiſche Bewilligung und noch mandes Ähnliche. Kürft 
BWallerftein, perſoͤnlich wohlwollend und Human gefinnt, bewies mehr als eine Schwäche, da 
er, dem Drängen von anderer Seite nur allzu willig nachgab. Er fuchte ſich in feiner Stellung 
zu, behaupten und mochte fi lange mit dem Gevanfen tröften, daß einige Strenge gegen dad 
„Überſtũrzen“ des Radicalismus, wie derſelbe namentlich) auf dem Hambacher Fefte hervor- 
getreten, eben nothwendig ſei. „Gerade weil ich die Reaction aus Erfahrung kenne“, fo 
ungefähr ſprach dieſer nämliche vormalige Minifter tief ergriffen in einer Sitzung ber Ab⸗ 
georduetenkammer vom Jahre 1850, „gerade weil ich weiß, wie bie Reaction einen Minifter 
erfaßt, wie fie ihn mit ihren Riefenarmen umfhlingt und in den Abgrund fortreißt, während 
er anfangs nur wähnt, dem ͤberſchreiten ber Demagogie Einhalt zu tbun im wahren Intereffe 
ber Freiheit, — eben weil ich Died aus eigener Erfahrung weiß, darum ftehe ich heute hier — 
auf ber Linken!” 

Unter Wallerſtein's Minifterium waren bereits Klöfter in Menge errichtet und das ulteas 


50) Die Formation der Armee iſt im Wefentlichen: 16 Linienintanterieregimenter, 6 Jägerbataillone, 
2 Regimenter Küraffiere, 6 Regimenter Chevaurlegers, 3 Artillerieregimenter (wovon 1 reitenbes), 
1 Senieregiment, 2 Ganitätscompagnien u. f. w. Jedes Infanterieregiment hat’3 Bataillone, jedes 
Bataillon 5 Gompagnien; jedes Reiterregiment 6 Escadrons. — 
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montane Streben mannichfach geförbert worden. Indeſſen gehörte der Fürſt perjönlich keiness 
wegs zu den Glaubendeifrigen; er glaubte auch, fich verlaflend auf feine Talente und feine Ge⸗ 
burt, einer unbebingten Uinterftügung des Ultvamontaniönus nicht zu bepürfen, um feine Stelle 
zu behaupten. Insbeſondere zeigte er ji dem eigentlichen Jeſuitismus abgeneigt. Diefer aber 
erhob mehr und mehr fein Haupt und verlangte nad} einem ihm unbedingt ergebenen Minifter. 
Wallerſtein's Stellung warb nun ſyſtematiſch untergraben, und dad Unternehmen gelang voll- 
kommen, wol am meiften dadurch, daß man dem Könige vorftellte, wie der Minifter weit mehr 
felbftbefimmend, denn als Diener des Monarchen ſich benehme. Die Kluft erweiterte ſich all: 
mälig ; die Haltung Wallerflein’s In ver Reichsrathskammer, ald deren Mitglied er für die ſtän⸗ 
diſchen Rechte ſprach, befriebigte den Hof nicht mehr. Schlau wußte die Jefuitenpartei jeden 
Vorgang audzubeuten, und obwol Wallerflein gerade in der jüngften Zeit (während ver Cho⸗ 
Teraepivemie dur unermüdlichen Eifer und Fühnen Muth überallhin ſoviel möglih Huͤlfe 
bringend) fi Hohe Verdienſte und vie allgemeine Zuneigung erworben hatte, ſah er ſich num 
do, und noch dazu in hoöͤchſt kränkender Weife, von feinem Poften entlaflen. 

Herr v. Abel warb an die erlebigte Stelle berufen, ein Mann gleichfalls von Fähigkeit 
und Talent, zwar ohne den hoͤhern Schwung feines Vorgängers, aber von weit größerer prak⸗ 
tifher Geſchaͤftskenntniß als diefer. Früher ebenfalls nichts weniger als firenggläubig, zeigte er 
nun einen kirchlichen Eifer, vem alle Rückſichten weichen mußten. Obgleich dem Namen nad 
ebenfo wenig Premierminifter wie fein Vorgänger (was der König mit feinem Streben, ſelbſt 
gu regieren, für unvereinbar hielt), war er es, ebenfo mie jener, doch meiſtens ver That nach. 
Und nun folgte für Baiern eine zehnjährige Periode des Duldens (1837 — 47), wie fie wenige 
deutfche Staaten zu ertragen hatten. Abel ſtellte Principien auf, die man ein Jahrhundert zu⸗ 
vor ſchon für veraltet und beinahe unerträglich erklärt Haben würde, Hätte man feinen andern 
Beweis für die Verwerflichkeit des von ihm angenommenen Syſtems, fo würbe ſchon die Eins 
ſtimmigkeit, mit welcher daſſelbe gleich in der naͤchſten Periobe, ſobald nur irgend freie Stimmen 
ſich erheben fonnten, verdammt wurde, dieſen Beweis liefern. Es waren nidt nur alle Frei⸗ 
finnigen von Erhitterung über dieſes Syflem erfüllt, fondern der König felbft, für den 
Abel ſoviel gethan zu haben behauptete, ſprach feine ſcharfe Verdammung dagegen aus 
und pries jelbft in Gedichten dad umgeftaltenve „glüdliche Ereigniß“; ja Abel mußte 
fogar erfahren, daß der Sauptwortführer jener Partei, der er mit Selbftverleugnung bis ind 
Maßloſe ald Werkzeug gedient, daß ein Döllinger (fein Freund!) in der öffentlichen Sigung 
der Deutfchen Nationalverfammlung rückhaltslos den Stab brach über Das, was jener Dann 
gethan Hatte! 

Unter Abel's Minifterium war die Entwidelung und Entfaltung des Ultramontanismus das 
hoͤchſte, ja das Alles umfaflende Ziel. Vorgewendet warb meiftens die Herftellung eines völlig 
unbeſchränkten Herrfherabfolutismus. In Wirklichkeit aber follte dieſer nichts Anderes als 
das wichtigfte Mittel zum Zwecke ver hierarchiſchen Herrſchaft fein; damit, dachte man, verfichere 
fich ar Partei der unbebingten königlichen Gunft und damit ermögliche fie fi Alles gegen 
das Volk. : £ 

Aus dieſem Grunde ſtellte Abel die bekannte Theorie auf, daß e8 in Batern wie in Deutſch⸗ 
land überhaupt nur Tanbftändifce, keine Nepräfentativverfaffungen gebe. Und nun wußte er 
die Gonftitution fo zu handhaben, daß fle nicht nur feinerlei Garantie für die Rechte bed Volkes 
gewährte, ſondern daß fie vielmehr überall den Rechtsboden liefern mußte zur Begründung und 
Durchführung der abfolutiftifäften Maßregeln. Als äußere Kennzeichen erwähnen wir nur, 
wie nicht einmal mehr von Staats⸗, fondern nur von Eöniglichen Miniftern gerebet werben 
durfte ; nicht mehr von „Staatöbürgern‘‘, ſondern blos von „Unterthanen“, obwol bie verpoͤn⸗ 
ten Ausdruͤcke gerade in der Verfaſſungsurkunde angewendet find. 5 

Die eingreifendfte Thätigkeit entwickelte Abel in den kirchlichen Angelegenheiten. Wie ſchon 
oben erwähnt wurbe, warb die freie Richtung bei allen Eulten gleihmäßig verfolgt; duldete er 
doch ſelbſt bei den Juden den Neologismus nit. Die Bezeihnung Deutſchkatholiken war nidt 
erlaubt; fogar bie Fatholifher Diffiventen follte eine Beleidigung der katholiſchen Kirche in ſich 
fließen, welche Beleivigung namentlich kein Zeitungdcenfor geftatten dürfe. Das geſammte Un— 
terrihtöwefen fam unter die Leitung bed Klerus. Die Zahl der Gewerbſchulen wurde um mehr 
ald den dritten Theil vermindert. Bon den in katholiſche und (wenige) proteſtantiſche getrennten 
Gymnaften erhielten die erſtern vorzugsweiſe Mönche zu Lehrern. In jevem Falle ward nicht etwa 
blos der Religiond=, fondern ebenfo der Geſchichts⸗, ja ausdrücklich auch ver hebrätfche Sprad- 
unterricht an ben bezeichneten Anftalten confefflonell getrennt. Es ward förmlich; verboten, auch 
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felbſt den befähigtften Schüler in eine höhere Glaffe oder zur Univerfität auffleigen zu Taffen, 
wenn er in „Frommigkeit und religiöfer Gefinmung” eine geringere Note als „ſehr gut” („gut 
genügte nicht!) erhalten Hatte. Und dieſe Noten ertheilte ober verweigerte ein einzelner, vielleicht 
im Höchften Grade befihränfter oder leidenſchaftlicher Religionslehre mit unumſchränkter &e- 
walt, von ihm hing bie ganze Zukunft manches Schülers ab! 

Die ſtrenge Beobachtung der kirchlichen Geremonien warb von ben Beamten und von Allen, 
weldye irgend eine perfönliche Angelegenheit bet der Regierung hatten, als Vorbedingung gefos 
dert. Natürlich führte dies zur Scheinheiligkeit, und Tauſende ſpeculirten förmlich darauf, 
Empfehlungen durch eifrige Priefter hielt man für wirkſamer als die Innere Güte einer Sache 
an fih. Convertiten erfreuten fi befonderer Gunft. Überhaupt aber fahen jih, unter ſonſt 
gleihen Verhältniffen, vie Broteflanten zurückgeſetzt. Unter ven Miniflern befand ſich fein ein= 
ziger Proteftant, unter den acht Regierungspräfidenten, nach der Verdrängung des Grafen Giech, 
auch feiner mehr. Unter den 49 Oberappellationsräthen zählte man bloß jieben Proteflanten, 
d. b. gerade noch foviel, als zur Bildung eines Senats für Ehefacher von Proteftanten abfolut 
erfoberlih waren. Auch an ven Appellhöfen fand man nur 13 proteflantifche Räthe-gegen 78 
Eatholifche. Man geftattete den Proteftanten nicht, am katholiſchen Orten eigene Gemeinden 
zu bilven, und man bedrückte vielfach die beflehenven Gemeinden derfelben. (Erſteres hat 
Abel ſelbſt im Jahre 1849 als Fehler bezeichnet.) Die Guftav Adolf: Stiftung, deren Bros 
teetorat der König von Preußen übernahm, ward in Baiern verboten, und bie armen 
proteftantifchen Gemeinden durften, ſelbſt bei der größten finanziellen Noth, Feine Geſchenke, 
keine Geldunterſtützung aus jener Duelle annehmen. Die ärgfte Erbitterung erregte aber ver 
Befehl, daß auch proteftantifche Solvaten und Landwehrmänner vor ber Fatholifchen Mons 
fleanz knieen müßten (die vielbeſprochene Kniebeugungsfrage). 

Ganz beſonders mishandelt wurde die freiſinnige Preſſe. Im Sinne des Ultramontanismus 


vurfte dagegen auch das Heftigſte gedruckt werden. Die preußiſche Regierung erfuhr dies nament⸗ 
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lich in ihrem Streite mit dem Erzbiſchof von Köln. Dagegen ftri die Cenſur der liberalen 
Brefle beinahe jeden Originalartikel. Ließ ein Genfor aus Verſehen eine misliebige Bes 
merkung paflicen, fo folgte für das ganze Blatt (nicht blos die einzelne Nummer) Entziehung 
bes Poftbebits, was einer Unterdrũckung des Blattes gleichkam. Das Mittel der Entziehung von 
Buchhändler: und Buchdruckerconceſſionen war fhon unter Abel’8 Vorgänger in Anwendung 
gebracht worven. Auch hatte diefer Vorgänger bereits vie außerhalb Deutſchlands erſcheinenden 
Beityngen in der Art unter Genfur geſetzt, daß jede einzelne Nummer vor ihrer Ausgabe im 
Baiern durch einen Pollzeibeamten geprüft und den Abonnenten beliebig vorenthalten wurde, 
Abel dehnte dieſe Ginrihtung auch auf die deutſchen Blätter aus andern Bundesſtaaten 
aus, indem bie Genfur in diefen feinen Anfoverungen lange nicht entſprach. Dabei flieg die 
Zahl ver verbotenen größern Druckſchriften in Die Hunderte. Überhlict man die Gefammtfumme 
der literarifchen Erſcheinungen in Baiern während des langen Zeitraums der Abel’fhen Verwal⸗ 
tung, fo gewahrt man eine erſchreckende Öbe, der ſprechenvſte Beweis, wie grundlos die 
Behauptung, daß nur ben ephemeren Auswüchfen der Zeitungöprefle entgegengewirkt, bie 
wiſſenſchaftuche Literatur aber gehegt und gepflegt werbe. Frellich ift es in Beziehung auf 
die Leiftungen der bairiſchen Preſſe auch feitvem kaum weſentlich beffer geworben, 

Das Finanzweſen des Staats ward in eigenthimilicher Weife behandelt. Iſt bei Budgets 
auf die lange Dauer von ſechs Jahren hinaus eine genaue Feſtſetzung auch nicht einmal an⸗ 
nähernb möglich, fo veranſchlagte die Regierung In jener Zeit die Einkünfte durchgehends und 
foftematifch zu niedrig, wonach fi uͤberſchuſſe ergeben mußten; was aber bie Ausgaben betrifft, 
fo wollte man den Grundſatz geltend machen : wenn ber Landtag die von ber Regierung gefoder⸗ 
ten Steuern nicht vollftändig genehmige, fo fiehe e8 dem Gouvernement zu, die bewilligten 
Summen blos nad feinem Ermeflen für diejenigen Zwecke zu verwenden, welde es für bie 
wichtigſten oder dringendſten erachte. Wollte vie Abgeordnetenkammer nun die Lanpflraßen 
u. f. w. nicht ganz verfallen laſſen, fo mußte fie die verlangten Steuern in deren voller Ausbeh- 
nung bewilligen. Nun ergaben fi ſchon in drei Jahren 231/, Mill. Erübrigungen, in Wirk: 
lichkeit niht8 Anderes, als zu viel erhobene Steuern, deren man (wie vorauszufehen) nicht 
bedurft hatte. Indeſſen ftellte Abel die Theorie auf, daß der König über dieſe Erübrigungen ber 
liebig verfügen könne, ohne deshalb an eine vorgängige ſtändiſche Zuſtimmung gebunden zu 
fein. Der Streit über diefe Frage war langdauernd. Erft das fogenannte Verfaffungsver- 
ſtändniß (ſ. oben) machte ihm ein Ende. Als man aber ver erübrigten Millionen dringend be 
durfte, waren fie bereit vollftänpig verwendet, — meiftens für Prachtbauten. 
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Die Verwendungen für Zwecke ver Kunft überfliegen weit vie Mittel des armen batrifchen 
Volkes. Nüglihe, felbſt nothwendige Ausgaben unterblieben, um jene Richtung zu förbern, 
Die Kunft wirkt aber nur da fegensvoll, wo ſie naturgemäß und frei, wo jle felbftbefimmenb 
fich entwickeln und entfalten kanu. Hier follte fte blos als Mittel zu einem andern Zwecke dienen: 
zur Berherrlihung und Verewigung des Herrſchers. Kein Wunder, daß man heute nad) ven 
dem Aufivand entſprechenden, ven geiftigen Aufſchwung, die geiftige Bildung fördernden, wirk. 
lich humaniſirenden Wirkungen vergebens ſucht. Jede Schwurgerichtsſitzung in dem mit Mo- 
nunienten überladenen München beweiſt, wie wenig gerade in dieſer wichtigſten Beziehung — 
Veredlung des Volkes — erzielt warb. 

II. Der Landtag von 1845 — 46. Der Aufſatz über Baiern in der vorigen Auflage des 
„Staats-⸗Lexlkon“ ſchloß, indem er das damalige gänzliche Darniederliegen des Conſtitutionalis⸗ 
mus in dieſem Lande bezeichnete. Wir haben nun die erſten Zeichen ſeines allmäligen Wiederer⸗ 
wachens in dieſem größten ver altconſtitutionellen deutſchen Staaten zu betrachten. 

Als im Jahre 1845 neue Landtagswahlen ftattfanden, hatte das allgemeine Misbehagen 
bereits einen fo hohen Grad erreicht, daß das Miniflerium, ungeachtet des über alle Begriffe 
beengenven MWahlgefeges, die Ernennung unbedingt gefügiger Abgeordneter nicht erlangte. 
Gelbſt ver Abel zeigte ſich widerſpenſtig, und namentlich wurde der Wunſch Abel's, unter bie 
Vertreter dieſes Standes aufgenommen zu werben, vereitelt. Wahr if es übrigens, daß Direrte 
Einwirkungen auf die Wahlen in der Art, wie ſolche damals ſchon längft in Frankreich und wie 
fle in der Folge leider auch vielfach, in Deutſchland vorkamen, Hier nicht flattfanven. 

Um nun aber bie Abgeoronetenfammer in feinem Sinne zu verbeffern, benupte Abel 
dag Mittel der Urlaubövermweigerung. Neun der Gewählten (darunter acht Proteftanten) wur⸗ 
den in diefer Weife auögefchloffen. Offenbar war ver oppofltionelle Geiſt leiter zu bannen, 
wenn man demfelben die ohnehin nicht zahlreichen geſchäftskundigen Vertreter moͤglichſt entzog. 
Indeß entiprad der Erfolg nicht ganz ven Erwartungen. 

Der Landtag war auf den 1. Dec. 1845 berufen. Zum erften mal feit langer Zeit glüdte 
es den liberalen Abgeoroneten, nad) ſchwerem Kampfe die Ernennung eines Minifterd zum 
KRammerpräjiventen abzuwenden , indem fie die Wahl von ſechs andern Candidaten durchſetzten, 
aus deren Zahl ver König die beiden Praͤſidenten zu ernennen hatte. 

Auch diesmal fand die Eröffnung der Verfammlung nicht im Stänvehaufe flatt, fon= 
dern die Rammermitgliever mußten fich nach der föniglichen Mefivenz begeben. Es galt dies als 
Symbol der Stellung des Landtag dem Throne gegenüber. Die Thronrede war farblos, Die 
Antwortöadreffen beider Kammern bewegten ſich zunächſt blos in deren Umſchreibung. Die 
liberalen Abgeordneten betrachteten es als einen Sieg, daß bei ihnen, nad) etwas erbitterter Ver⸗ 
Handlung, die Aufnahme des Satzes erfolgte: fie „vertrauten zur Weidheit Sr. Majeftät, daß 
die Urſachen, welche Misftimmung erzeugen und die Gemüther beunruhigen £önnten, befeitigt 
würden”. Beigefügt waren Ausdrücke des unbedingten Vertrauens in die allerhoͤchſte Perſon 
und bie Betheuerung: „Unterthanen eines ſolchen Königs zu fein, ift der Baiern Stolz.” So 
überaus genügſam blieb die Oppofition überhaupt, daß aud) nit eines ihrer Mitglieder die 
Fragen ver Preß- und Gemwiffensfreiheit oder eine Amneftie für die feit 13 Jahren ihrer Frei— 
heit beraubten fogenannten politifchen Verbrecher aud nur anzuregen wagte. Gewandter 
abgefaßt ald die Adreffe der Abgeorbneten war die (von Wallerftein entivorfene) der Reichs- 
räthe. Sie vermied den von Abel ſtets fo ftark Heroorgehobenen Ausdruck „Unterthanen“ und 
ſptach, wenngleich in der zarteften Weife, aus, daß „ver Heimat Ruhm und Wohlfahrt unzer⸗ 
trennbar” fei von jener „des deutfchen Gefammtvaterlandes”. 

Die Abgeordnetenkammer hatte ih zunächft mit einer ganzen Reihe von Wahlreclamationen 
zu befaffen. In der Pfalz Hatte die Regierung, nad) Maßgabe ver Familtenzahl, drei Abgeord⸗ 
nete zu wenig wählen laſſen. Die Richtigkeit dieſer Beſchwerde warb von der Kammer aners 
kannt, allein über die Art, wie eine Ergänzung vorzunehmen, follte nun ein Ausfhuß Vor⸗ 
ſchläge machen, was nicht früher ald nach zwei Jahren, nämlich erſt 1848 geihah. So: 
dann war bei Aufftellung der Kifte ver Wahlfähigen nad; vem Cenſus die Gewerbfteuer außer 
Berechnung gelaflen und damit die Zahl der Berechtigten ungemein vermindert worden. Die 
Nichtigkeit dev Mehrzahl der Wahlen erſchien damit nachgewieſen. Indeffen ſchreckte die Kammer 
davor zurüd, einen „grandiofen Selbftmorb‘ zu begehen, wie man e8 nannte. Den beftigften 
Kampf aber rief eine Beſchwerde des Pfälzer Willich Hervor, dem man, als „für den öffentlis 
Gen Dienft verpflichteten Advocaten”‘, den Urlaub und damit den Eintritt in die Kammer vers 
weigert hatte. Es bedurfte mander Drohungen und Verſprechungen (Ausfiht auf Kammerauf⸗ 
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Bfung und Verheißung einer freifinnigen authentifchen Interpretationdvorlage), um mit ſchwa⸗ 
Ger Dajorität vie Berwerfung dieſer Reclamation zu erwirken. Als nunmehr der wadere Wils 
lich auf feine Advocatur zu verzichten erklärte, ertheilte Iym ber König nachträglich die Urlaubes . 
bewilligung ohne ſolches Opfer, „nachdem ver Ungrund der Neclamation anerfannt‘“ fei. 

Unterveffen hatten ſich ungewoͤhnliche Dinge in der Reichsrathskammer zugetragen. Eines 
der Mitglieder derfelben, Fürſt Karl Wrede, perſoͤnlich erbittert gegen Abel , brachte eine Reihe 
der heftigſten Anträge gegen dieſen Minifter und die übermächtige katholiſche Geiſtlichkeit zur 
Vorlage. Unzweifelhaft zählte ner hochfahrende bureautratifche „Emporfömmling Abel” mande 
Feinde unter den Reichsräthen. Allein ein Auftreten, wie es Wrede verlangte, hätte gegen alle 
Traditionen der hohen Kammer verftoßen. Zudem enthielt dieſe Kammer nicht nur drei Biſchöfe, 
ſondern überhaupt nicht wenige ultramontan gefinnte Mitgliener. Zu allem Überfluffe ſchien 
Wrede nach feinen Antecedentien nicht geeignet zur Durchführung eines derartigen Kampfes, 
wie er denn auch feine Anträge ziemlich ungenügend und ungeſchickt vertheibigte. So konnte ed 
denn nicht fehlen, daß dieſelben der Reihe nad) verworfen wurden. Allein e8 gelang dem ge- 
wandten Wallerſtein, Majoritäten für Gegenanträge zu gewinnen, die fo formulirt waren, daß 
theils die Motivirung der die Wrede'ſchen Borfchläge verwerfenden Beſchlüſſe zugleich ven nach⸗ 
drücklichſten Tadel ver Abel ſchen Maßnahmen enthielt, theild andere Säge den Wrede'ſcheu 
fubſtituirt wurden , welche den Ultramontanismus höchſt empfindlich verlegten. j 

Die Wahrnehmung einer folhen Stimmung fogar in der Reichsrathskammer trieb die ul: 
teamontane Partei an, einen Adreſſeſturm dagegen zu verfuchen, wie ein folder eben in Baden 
(gegen die befannte Zittel’fhe Motion) gelungen mar. Allein merkwürdigerweiſe fcheiterte der 
Verſuch in Baiern. DieErgebniffe bliebenungenügend. Die Regierung ſchwankte. Das Staats⸗ 
oberhaupt ſprach ſeinen Dank aus für die ihm ausgedrückten Geſinnungen, verbat ſich aber fer⸗ 
nere Zuſendungen. Dennoch wurden ſolche auch ſpaͤter entgegengenommen. Died gab Veranlaſ⸗ 
fung zu Gegendemonſtrationen, zu Gegenadrefſen, ſodaß diefe von den Ultramontanen ausge⸗ 
gangene Bewegung ſchließlich fehr zu ihren Unguniten fich geftaltete. 

So fand das Mintftertum bedeutendere Schwierigkeiten als in früherer Zeit. Nochmals ges 
lang ed Abel, fi eine Majorität unter ven Abgeorbneten zu verſchaffen. Die Gifen- 
bahnen boten das Mittel dazu. Die Kirchthumsintereſſen traten vielfah in den Vorbergrund. 
Gern dewilfigte man bie verlangten vielen Millionen, um die Schienenwege (mit Ausſchluß 
der Pfalz) Aberall auf Staatskoſten herzuftellen. Die Richtung der Linien warb nur im Allges 
meinen bezeichnet. Mancher Abgeoronete ſchreckte zurück, durch eine oppofitionelle Haltung ſei⸗ 
nen Bezirk des neuen Verkehrsmittels verluftig zu machen. Die Kammer nahm nun unter 
Anderm ein Geſetz an zur autbentifchen Interpretation der Beftimmung über die Urlaubövers 
weigerung , welches viel weniger gewährte, als die Regierung felbft früher angeboten hatte. °1) 
Bei Beftfegung bed Budgets bat die Rammer wiederholt um Aufhebung des Lotto; fle wollte 
den ganzen Ertrag beffelben duch Steuern deden. Allein dies warb nicht ald genügendes Aqui= 
valent erklärt, denn zur Erhebung birecter Steuern bevürfe vie Regierung alle ſechs Jahre der 
Zuftimmung des Landtags, währen man eine genügende indirecte Auflage (die auch ohne flän= 
diſche Zuftimmung fortvauere) nicht angeben könne! 

Nur zögernd ging die Abgeoronetenfammer an die Berathung der bei ihr eingeflommenen 
Beſchwerden wegen Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte. Die Heikelften derfelben betrafen 
Berrüdlungen ber proteftantifchen Kirche. Noch im legten Momente vor ven Verhandlungen ließ 
die Regierung in einigen Punkten eine Milderung eintreten, indem hierin „Misverſtändniſſe“ 
obgewaltet hätten; in andern Punkten aber beharrte fie auf ihren Anordnungen. Nach hart⸗ 
nädigem Kampfe erflärte bie Kammer vie Beſchwerden wegen Beſchränkung des Gottesdienſtes 
zerſtreut wohnender Proteflanten und wegen Gonvertirung Minderjähtiger für begründet. . 
Gleiche Anerkennung fanden zwei weitere Beſchwerden von Gemeinden (Nürnberg und Schwau⸗ 


51) Die Advocaten follten des Urlaubs hebürfen, um in bie Kammer einzutreten, während ein Ins 
terpretationsvorfchlag der Regierung vom Jahre 1831 biefe Kategorie davon befreien wollte, welcher 
Vorſchlag der Kammer von damals aber noch zu wenig gewährte. Diesmat machte der Referent, em 
Freiherr v. Lindenfels, allen Ernfes geltend: es würbe ber Moral nicht entfprechen, wenn bie Kammer 
(um wenigflens das von der Regierung früher felbft Angebotene zu erlangen) eine für das Gouvernement 

eich bebrängnißvolle Zeit (mie 1831) abwarte und „die Regierung fernerhin der Verſuchung ausge⸗ 
jest fein laſſe, durch weit ausgedehnte Übung bes Ausfchliegungsrechts die Gemüther aufz uregen“. Das 
„morafifche” Mittel half zwar für ven Augenblick, aber es reichte ſchon nicht mehr ans bei der naͤchſten 
Wahl (1848). 
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dorf) in anderm Betreff. Nach dieſen Anſtrengungen glaubte aber bie Kammer nicht weiter 
gehen zu follen. So blieben denn fernere Beſchwoerden (namentlih von Gemeinden, denen durch 
die Regierung eine Anzahl katholiſcher Gemeindevertreter gerade ihrer Confeſſion wegen auf: 
gezwungen worden war) entweder Im Ausſchuſſe begraben, ober es erfolgte (tie bezüglich einer 
Beſchwerde über Cenſurmisbrauch) fo veripätet die Berichterflattung, daß ein Kammerbeſchluß 
nicht mehr erfolgen Eonnte. ’ 

Die Reichsräthe wußten eine Beſchlußfaſſung über die Beſchwerden der Proteftanten dadurch 
zu umgehen, daß ſie nad flattgehabter Berathung am Vorabende des Schluffes der Kammern 
den Begenftand „behufs weiterer Erhebungen“ an ihren Ausſchuß zurückgaben. 

So brauchte fi denn die Regierung im Landtagsabſchiede hierüber gar nicht zu äußern. 
Den Antrag auf Abſchaffung des Lotto wies fie nochmals entſchieden zurüd. Als uͤberſchreitun⸗ 
gen der ſtändiſchen Zuſtaͤndigkeit ward es tadelnd gerügt, daß ji beide Kammern gegen fernere 
Bermehrung der Klöfter ausgeſprochen und daß ſie verlangt hatten, bei Anftellung Geiſtlicher 
beider Geſchlechter im Lehrfache folle die naͤmliche Qualification gefodert werden, wie beim gez 
wöhnlichen Lehrerperfonale. Was aber ven Beſchluß gegen Binführung gewiſſer geiftliher Ge⸗ 
noſſenſchaften (rer Sefuiten) betreffe, fo ſei derfelbe „lediglich einer einfeitigen Auffaflung bes 
Gegenſtandes“ beizumeffen. 

Es endigte daher (am 25. Mai 1846) tiefer hoffnungsvoll begonnene Landtag im Weſent⸗ 
lichen ganz erfolglos, obwol außerhalb ver Kammer die politiſchen Gewitterwolken ſich ſchon 
ſtark zufammenzogen. ; E 

IM. Sturz des Minifteriums Abel; Landtag von 1847; Beginn der Bewe— 
gung von 1848. Solange Abel Minifter war — ein volles Jahrzehnd hindurch — Hatte er 
fi niemals der wahren Zuflimmung der Kammer zu erfreuen. Seine hierarchiſch-abſolutiſti⸗ 
ſchen Strebungen verlegten fortwährend die Abgeordnetenkammer, und den Reichsräthen fagte 
er nicht zu ald bureaukratiſcher, mitunter hochfahrender Emporlömmling. Auf jedem weitern 
Landtage fleigerte ſich bie Unzufriedenheit gegen den Minifter. Dennoch war es nicht die Macht 
der Kammern ober des Bolföwillens überhaupt, welche ihn endlich ftürzte. Bei der Art des Con⸗ 
fituttonalismus, welche damals befand, wäre die Erlangung eines ſolchen Erfelgs äußerft ſchwie⸗ 
tig geivefen. Bot fi aber auch zuweilen eine günftige Gelegenheit dar, fo warb dieſelbe jedes⸗ 
mal verborben durch jene ſchwachlichen Charaktere , welche (keineswegs eine Partei der wahrhaft 
„richtigen Mitte”) immer zwiſchen den beiderfeitig fi) befämpfenven Anfprüchen umherſchwan⸗ 
Een, ohne Prüfung des innern Werths beider. Stets das Böfe hinwegwünſchend, ohne Kraft, 
das Gute Herzuftellen, ſchreilten dieſe Leute vor jeder nachdrücklichen, wenn aud noch fo confli= 
tutionellen That zurück. Nur nad dem bei beſchränkter Anfhauung für erreihbar Erachte⸗ 
ten ſtrebend, ergab es fich thatſaͤchlich, daß fie nichtsdeſtoweniger niemals auch nur dieſes Br= 
reichbare erlangten. So im der Abgeoronetenfammer. No unbebeutender war das Auftres 
ten der Reichöräthe. Dffenbar hätte fich die vielgerühmte „Ritterlichkeit“, welche die Vertheidi— 
ger der Adelöprivilegien als „wahrhaft conferwativ nach oben und unten“ fo fehr rühmen, in 
nachdrücklicherer Weiſe, als e8 geſchehen, erproben Eönnen. Immerhin bleibt es bezeichnend für 
die damaligen Zuflände, daß ſich ein paar fhöne Augen mächtiger erwieſen, als die Träger des 
Parlamentarismus jener Zeit. : 

König Ludwig fheint des Minifteriumd Abel etwas überfatt geworben zu fein, vielleicht 
ſchon infolge der langen Dauer deſſelben. Sodann mochte ver Monarch wahrnehmen, daß jener 
Beamte nad außen mandmal mit einer etwas felbftbeftinnmenden Miene, nicht inner ald Die- 
ner des Herrſchers auftrete. Die ultramontane Partei aber glaubte es mehrmals wagen zu dür⸗ 
fen, ven Fürſten perſönlich zu verlegen; fo namentlich durch Verweigerung der Trauerceremonien 
für die proͤteſtantiſche Königin-Mutter. Zeigend, daß er der Herrſcher fei, verfügte ver Monarch 
im Januar 1847, daß Cultus und Unterricht vom Miniftertum des Innern zu trennen feien; 
die Lieblingögegenftände Abel's waren damit feiner Wirkſamkeit kurzweg entzogen. 

Die fonft ſchlaue ultramontane Partei wähnte über pad Gemüth des Monarchen fo vollftän= 
dig zu herrſchen, um durch verletzendſtes Vorangehen venfelben unbedingt unter ihren Willen 
beugen zu können. Die Erhebung ver in Münden fih aufgaltenden Spanierin Lola Montez zu 
einer Gräfin Landsfeld diente als Vorwand, nachdem Lola feine Luſt bezeigt, ald Werkzeug 
des Jeſuitismus zu dienen. Der Haß ded Adels gegen jene Standederhebung ſchien ven Sieg zu 
verbürgen. So faßten denn die Minifter (unterm 11. Febr. 1847) ein alsbald weitverbreiteteß 
„Memorandum“ ab, in welchem fie auf einmal eine Sprache gegen das Staatsoberhaupt führ- 
ten, bie den geraden Gegenſatz zu all ihren bisherigen Betheuerungen bildete. Aber diesmal 
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verrechneten fi die Schlauen. Der wirkliche Erfolg bot das Gegentheil des erwarteten bar. 
Nach zwei Tagen fon, am 13. Febr., fahen fi die Minifter ſämmtlich entlaffen. 

Der König beftimmte zur Beforgung ver Geſchaͤfte zunäͤchſt die Herren v. Zu: Rhein, v. Maus 
ter und v. Zenetti, jedoch nur ald Verweſer der Minifterien, Es waren perſoͤnlich hoͤchſt ehrenhafte 
Männer, aber ohne den richtigen Begriff von den an conſtitutionelle Miniſter zu ſtellenden 
Anfoderungen. Sie meinten blos treue Diener des Königs fein zu müffen, vergeftalt, daß 
Herr v. Maurer kein Bedenken trug, das Indigenatedecret für die Gräfin Landöfelv zu con⸗ 
trajigniren, obwol er wenige Tage zuvor im Staatsrathe diefe Verleihung als die „größte Lanz 
descalamität” bezeichnet hatte. Indeſſen liefen es fid die Neuernannten angelegen fein, in Voll⸗ 
ziehung des ihnen zur alleinigen Richtſchnur dienenden Löniglihen Willens überall mit Wohl: 
wollen und Milde zu verfahren, was gegen das herriſche Benehmen ihrer Vorgänger fehr ab⸗ 
flach. Das Gebot des in feinen Gefühlen tiefverlegten Königs und bie Macht ver Berhältniffe 
überhaupt trieb fie an, eine antipfäffifche Richtung einzuſchlagen. Befonders wirkte in dieſem 
Einne Freiherr v. Zu-Rhein, der proviſoriſche Cultus= und Unterritöminifter, während er in 
andern Beziehungen ſtarr ariftofratifchen Anſichten Hufbigte. 

Das Bolt Hegte vie fhönften Hoffnungen. Man athmete freubig auf, da der bisherige ent⸗ 
feglide Drud nachließ. Das Minifterium galt wirklich (obwol es die Gegner nur fpottend ſag⸗ 
ten) als „Minifterium der Morgenröthe” oder „ver guten Hoffnung”. Das Volk zeigte ih 
überaus mäßig in feinen Anfoberungen, umſomehr, als e8 die Anfhauungs- umd Gerrfger- 
weije des Koͤnigs Ludwig fannte. 52) 

Im Wirklichkeit aber mußten die neuen Portefeuilleträger irgend etwas Nennenswerthes 
nicht zu ſchaffen; nit ein wahrhaft tüchtiger Mann warb zu einer höhern Stelle berufen, 
nicht eine durchgreifende Maßregel angeordnet. Die Quiescirung Lafaulr’ und einiger andern 
ultramontanen Profefloren wurde von der Jefuitenpartei zu Demonftrationen benugt. Es gab 
(4. März 1847) einen Stubentenauflauf; in dem prächtig eingerichteten Haufe der Lola wurden 
bie Kenfter eingeworfen ; ja es folgten fogar Infulten gegen den König. 

Die Miniſterverweſer mußten den Hegereien der Jeſuitenpartei vorerft nichts ald das alte 
Bolizeiregiment entgegenzufegen. Auch jegt wartete man lange auf eine hervorragende That. 
Gedrangt und gendthigt, etwas zu thun, erfolgte endlich die Begnabigung ber feit langen Jah⸗ 
ven Leidenden, Behr's und Eifenmann’d. Der Preßzwang warb gegen bisher weſentlich gemil⸗ 
dert, doch ohne Gewährung der Preßfreiheit. Auch wurben Öffentlichkeit und Münbligkeit im 
Gerichtsweſen verheißen, allein ohne Schwurgerichte (ald wozu fid der König nicht verſtand). 
Die bairiſchen Profefforen fahen fi ven Beſuch des unfchuldigen Philofophencongrefies uns 
terfagt. a 

Seit dem Beftehen ver Verfaffung Hatte e8 die Regierung immer vermieden, ven Landtag 
auferorbentliherweife, nämlich vor Ablauf der verfaflungsmäßigen Friſt von drei Jahren, zu 
berufen. Jetzi drängte ein zufälliger Umftand zu folder frühern Berufung : man konnte das 
zum Eiſenbahnbau erfonerlihe Geld um die geſetzlich beftimmten Zinfen von 3", Proc. nicht 
befommen (mie die bureaufratifche Unkenntniß vorausgeſetzt hatte); man mußte mehr geben 
und zu diefem Behufe das beſtehende Geſetz abändern. Daher denn eine erſte außerorbentliche 
Berufung ded Landtags auf den 20. Sept., und zwar „ausſchließlich für den gedachten Zwech“. 

Die Abgeordneten wollten in ihrer Mehrheit den neuen Miniftern keinerlei Verlegenheiten 
bereiten, um nicht eıne Rückkehr des alten verhaßten Syſtems anzubahnen. Doc Eonnten fie 
unmöglidy ihre Xhätigfeit auf den einen ihnen eigens zugemwiefenen Gegenftand beſchraͤnken laſ⸗ 
fen, eine Beſchränkung ber auferorbentlihen Landtage, von der aud die Verfaffungsur: 
kunde nichts weiß. So erwählte man denn alle Ausfhüfle und erließ eine (freilich unbedeu⸗ 
tende) Adreffe an den König, obwol der Landtag ohne Thronrede eröffnet worden war. 

Auf eingereichte Beſchwerden über Bedrückung ver Preffe bat die Kammer um Genfurbes 
freiung bezuͤglich innerer Landesangelegenheiten, Aufhebung ver Nachcenſur frember Bläte 
ter, Befeitigung der Poftvebitsentziehung und Vorlage eines Gefegentwwurfs über bie Freiheit 

52) Die Liberalen wurden von ben Ultramontanen befchuldigt, ſich unreiner Mittel zu bedienen. So 
ſeltſam eine ſolche Anflage aus dem Munde einer Bartei flingt, von der die Marime ausgegangen: „Der 
Zweck heiligi die Mittel”, fo war doch die ganze Befchuldigung abfolut grundlos. Lola war nicht durch 
die Freifinnigen gerufen, ſie fonnten auch nichte beitragen zu deren Erhebung und Befeſtigung. Aber 
allerdings fühlten fie auch feinen Beruf in ſich, das Treiben der Ultramontanen zu unterflügen und zw 
fördern, gemeinfame Sache mit dieſen zu machen, um ihren Bieperigen Bebrüdern aufs nene zur Bes 
Walt zu verhelfen. Die Liberalen und das ganze Voll wollten weder Lola noch Loyola! 
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der Preſſe. Cin anderer Beſchluß bezielte Beſchleunigung in Einführung eiues öͤffentlich- mlind 
lichen Gerichtsrerfahrens und Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, wobei der Jury nicht 
mit einer Silbe gedacht wurbe. Endlich folgten Sympathieäußerungen für Schleswig-Holſtein. 

Die Reichsräthe glaubten die Beihlüffe wegen ver Kreſſe und des Gerichtsweſens noch we: 
ſentlich abſchwächen zu follen; indbefondere verfagten le dem Verlangen nad Trennung von 
Juſtiz und Polizei ihre Zuftimmung. Unter dieſen Verhältniſſen ließen die Abgeordneten ven 
ganzen Antrag wegen Juftigverbefferung fallen. 

Die Frage wegen des Eijenbahnanlehnd rief langdauernde heftige Kämpfe hervor. Die 
Reichsräthe und eine Minorität der Abgeorbneten waren für Beſchaffung der benöthigten 
Summe durch das mächtige und ohnehin vielbegünftigte Iuftitut der bairiſchen Hypotheken⸗ 
und Wechſelbank, die Majorität der Abgeorbneten aber erblickte darin eine Gefährbung ber 
Staat3= und Volksintereſſen; es war dad erſte Widerſtreben gegen einen allzu groß werdenden 
Einfluß eines einzelnen übermächtigen Geldinſtituts. Die Majorität der Kammer blieb feft in 
ihrer Anjiht, ungeachtet aller Verfuche, diefelbe zu erfchüttern. Im Laufe diefer Verhandiun⸗ 
gen war ed, daß der Finanzminifler Zu-Rhein Orundfäge aufftellte, welche unbedingt an bie 
Abel'ſchen Zeiten zurüderinnerten. Gr vindicirte ver Regierung gleichfan alle Rechte. Beſtehe 
in einen gegebenen Balle wirklich ein Zweifel, „fo müßte die Gontroverfe zu Gunſten der Krone 
entſchieden werben, weil wir nicht durch Vertrag, fonbern durch ein Geſchenk des Monarchen 
die Verfaffung erhalten haben’. Dabei foderte ver Miniſterverweſer aud) noch das unbegrenzte 
Vertrauen, im nämlichen Momente, in welchem er feinen Zweifel ließ, daß es ihm an den 
nöthigen Specialtennmiffen für feinen Poſten gebreche. Natürlich erhob id die Kammer gegen 
jene $Brincipien, indeß immer noch mit der größten Schonung. Nur ald die Ultramontanen uns 
erwartet die Quiescitung von Profefforen zur Sprache brachten, ließ ji die Verſammlung 
. zu einer fofortigen Midbilligungdvemonftration hinreißen, ohne Vorprüfung und weitere 
Verhandlung. 

In dem Landtagsabſchiede (vom 50 Nov. 1847) tauchte wieder die Theorie wegen der 
auferorventlihen Lanvtage auf. Nur „behufs eines beflimmten, genau ausgeſprochenen 
Bwecks“ feien die Kammern verfammelt worden. Obwol die Regierung diefen Punkt während 
des Landtags felbft nicht weiter berührt hatte, glaubte fie nunmehr ven Kammern auf deren ges 
meinſame Beſchluͤſſe nur bezüglich jened Gegenſtandes Antwort ertheilen zu follen. Das ſchnell 
hereinbrechende Jahr 1848 befeitigte dieſe Theorie. 

Abgefehen von ven Blößen, melde der Verweſer des Finanzminifteriumd in feinem Bade 
gegeben, hatten er und feine Gollegen wenig Geſchicklichkeit bewiefen in Bekämpfung der Ans 
griffe, die von den Ultramontanen mehr oder minber verdeckt gegen Brivatverhältniffe des Kd- 
nigs ſelbſt unternonmen worden waren. Infolge veffen jahen ſich denn die bisherigen Minifter= 
verwefer am Tage des Rammerfchluffes ſämmtlich und zwar ebenfalls wieder in einer nichts 
weniger als freundlichen Weiſe entlaffen. - 

An ihre Stellen traten aufs neue bloße Minifterverwefer (1. Dec. 1847). Es waren: Fürſt 
Wallerſtein, v. Berks, v. Beisler und Hered. Die beiden Erfigenannten übten hervorragenden 
Einfluß, die Andern beſchränkten fih auf ihre Specialfächer. Berks vorzugäweife ward von 
den Ultramonianen ſogleich als, Lolaminiſter“ bezeichnet, freilich nicht ohne Veranlaffung von 
feiner Seite. 

Das Bublicum fah mit volltändiger Gleihgültigkeit die bisherigen Berwefer abtreten; es 
empfing die neuen äußerſt kühl. Man fürdtete Täufhungen. 

Mit Ausnahne eines Mitglieds, in deſſen Departement die Lola wirklich zu duminiren 
ſchien, war das neue Gabinet „beſſer ald fein Ruf. Wallerflein insbeſondere, dem allerdings 
feine Antecebentien entgegenſtanden, zeigte fih wohlwollend und, foweit e8 die Verhältniffe er⸗ 
laubten, auch freifinnig. Zwar machte er, um nicht ſogleich in einen entſchiedenen Kampf mit 
ben Ultramontanen verwidelt zu werben, benfelben anfangs einige Zugeftändniffe; dagegen 
feßte er in ben Angelegenheiten ver Schweiz die von feinen Vorgängern angebahnte Politik fort, 
wonach Baiern jede Mitwirkung zu Ounften der Sonderbündler verfagte (eine Haltung, die 
man gerabe in ber jüngften Zeit beſonders fdägen lernte). Ebenſo wies er die Anmuthung 
einer Reactivirung ver entfernten Profefforen zurüd. Endlich erging unter ihm (16. Dec.) eine 
Verordnung, ber zufolge die Preſſe über innere Landesangelegenheiten cenfurfrei fein follte. 
85 war dies Das erfte offene Losfagen von ven Außnahmebeflimmungen, den Preßhemmungs⸗ 
beſchlũſſen des Bundestags, ein Erelgniß, das nicht ohne Nachwirkung auf die andern con- 
ſtitutionellen Staaten Deutſchlands bleiben Eonnte. 
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Unterbeffen fand der immer fortwühlenne Ultramontanismus feine Plane gefsrdert durch 
die Ertravaganzen der Gräfin Landsfeld. Der Stolz ded Adels und dad Sittlichkeitsgefühl 
des Bürgerftandeö waren gleichmäßig verlegt. 8 gab immer heftigere Auftritte. Die ſtudi⸗ 
rende Jugend nahm thätigen Antheil. Es kam zu neuen Aufläufen, zu Inſulten ver Lola und 
ihrer übermüthigen jugendlichen Anhänger, denn’ eine Handvoll Stupenten hatte ſich, im Ge— 
genfage zur Geſammtheit ver übrigen, an fie angefihloffen. Daranf gewaltthätiges Einfchreiten 
der Gendarmerie im Sinne der Lola, Verwundung einiger ‚Studenten und gefleigerte Erbit- 
terung,, ſodaß der König jelbft nochmals injultirt warb, was die Schließung der Univerfitaͤt zur 
Folge hatte (9. Febr. 1848). 2 - 

Die Bürgerihaft von Münden Hatte an allen diefen Vorgängen keinen activen Theil ges 
nommen. Sept aber fürchtete je den durch die Fortweiſung der Studenten für fie unmittelbar 
erwachſenden Schaden. Sie wirkte nun gleichfalls mit zur Bewegung, diefe nicht wenig fleigernd, 
Am 11. Febr. zogen Taufende vor die königliche Reſidenz. Was jie In drohender Haltung ver⸗ 
langten, ward ſchließlich gewährt: Wievereröffnung der Univerfität und Ausweifung ver Lola 
aus München, deren prachtvoll ausgeftattete Wohnung verwüftet wurde. Die Stimmung ber 
Truppen fehien mit der verBürger zu fompathificen. Einer der veichften Adeligen aber gab feine 
Freude über die Vorgänge durch eine unverhülkte Demonftration fund. 

Die Gährung dauerte fort. Da kam die Nachricht von der parifer Februarrevolution. Ent: 
gegengefeßte Elemente traten nun umjomehr hervor. Am 2. März brad) der Sturm neuers 
dings los, zunãchſt gegen ven Minifter Berks gerichtet; fobann verlangte man, daß die in der 
Hauptſtadt befinplichen, den übrigen Einwohnern freundlich geſinnten Truppen nicht dislocirt 
würden, wie beabfihtigt fein follte. Am 3. und A. fleigerte ji die Bewegung. Man foderte 
Breßfreigeit, Miniſterverantwortlichkeit, Schwurgerichte und Beeivigung des Heeres auf die 
Abrigens umzugeſtaltende Verfaflung. Auch Deutſchlands ward jegt gedacht. Verſchledene 
Regierungdgebäude, ſowie Berk’ Wohnung erlitten Beſchädigungen. Als den geäußerten 
Bünfcen feine Gewährung wurde, bemächtigte fi die Maſſe des bürgerlichen Zeughaufes, 
aus deſſen Vorräthen le ſich theilweiſe ſehr grotesk armirte. Der König ernannte ven Fürſten 
Wrede zumMinifter. Diefer fol vie Abficht geäußert haben, Alles „niederzukartätſchen“ (darum 
als „Kartätfhenminifter” bezeichnet). Allein ſchon nach einer Stunde mußte Wrebe ji} verber⸗ 
gen umd flieben. Die Nothwendigkeit des Nachgebens war augenſcheinlich. Prinz Karl, der 
Bruder des Königs, kündigte öffentlich an, daß die Wünſche des Volkes vom Monarchen gewährt 
felen; ex verpfände dafür fein Ehrenwort. Eine neue Kammer follte jih am 31. Mai verſam⸗ 
mein. Als man dieſes „Hinausſchieben“ unannehmbar fand, erfolgte nochmals die Berufung 
der bereits für aufgelöft erklärten Kammer auf den 16. März. 

Die. Einwohnerſchaft der Hauptſtadt begann fi) etwas zu beruhigen. Als aber am nächſten 
Tage noch immer die erwarteten förnılichen Decrete nicht erſchlenen, drohte ein neuer Ausbruch. 
Da ward denn am 6. März folgende königliche Broclamation verkündet: „Ich habe Mich ents 
ſchloſſen, die Stände Meines Reichs um Mic) zu verfammeln; dieſelben find auf den 16. d. M. 
in die Hauptſtadt berufen... Die Wünſche Meines Volkes haben in Meinem Herzen jeverzeit 
vollen Wiederhall gefunden. An die Stände des Reichs werben ungefäumt Gefegvorlagen ge= 
langen , unter andern über bie verfaffungsmäßige Verantwortlichkeit der Minifter, vollſtändige 
Preßfreiheit, Verbefferung der Ständewahlorhnung, Einführung der Öffentlichkeit und Münd⸗ 
lichkeit in die Rechtspflege mit Schwurgerichten, umfaflendere Fürſorge für die Staatsdiener 
und deren Relicten und Verbefferung der Verhältniſſe ver Ifraeliten. Berner ordne Ich in die⸗ 
fem Augenblicke die fhleunige Abfaflung eines Polizeigeſetzbuchs an; ebenfo befehle Ich die un⸗ 
verzügliche Beeivigung Meine Heeres auf bie Berfaflung, und laffe Ich von Heute an die Genfur 
über Äußere wie innere Angelegenheiten außer Anwendung treten. Baiern! Grfennt in bie 
ſem Eniſchluſſe die angeftammte Gejinnung der Wittelsbacher. Ein grofer Augenblid ift in 
der Entwidelung der Staaten eingetreten. Ernft iſt die Lage Deutfchlands. Wie Ich die deutſche 
Sache denke und fühle, davon zeugt Mein ganzed Leben. Deutſchlands Einheit durch wirffame 
Maßnahmen zu ftärken, vem Mittelpunfte des vereinten Vaterlandes neue Kraft und nationale 
Bedeutſamkeit mit einer Vertretung der deutſchen Nation am Bunde zu fihern und zu dem 
Ende die ſchleunige Reviſton ver Bundeöverfaflung in Gemäßheit der gerechten Erwartungen 
Deutſchlands herbeizuführen, wird Mir ein theurer Gevante, wird Ziel Meines Strebens blei⸗ 
ben. Baiern! Euer Vertrauen wird erwibert, ed wird gerechtfertigt werben! Schart euch 
um den Thron. Mit euerm Herrſcher vereint, vertreten duch eure verfaffungsmäßigen Organe, 
laßt und erwägen, was und, was dem gemeinfamen Vaterlande noththut. Alles für Mein 
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Volk! Alles für Deutſchland!“ (Unterſchrieben vom Könige, ſämmilichen Prinzen und ven 
Miniftern.) 

Bor wenigen Wochen hätte der. vierte Theil dieſer Zugeſtändniſſe ven allgemeinften Jubel 
hervorgerufen, jegt genügten fie nicht mehr. Die Aufnahme ver Broclamation war paher übers 
all eine kalte. Man vermißte noch gar DBields, fo namentlih Umgeftaltung ber Berfaffung, 
Glaubensfreiheit, vollfländige Autonomie der Gemeinden, Volksbewaffnung, Freiheit der 
Bolföverfammlung und Aufhebung ver Feudallaſten. - 

Freiherr v. Thon= Dittmer warb an Bert’ Stelle zum Minifter des Innern ernannt. Gr 
Hatte einft eine zarte Oppofition in ber Abgeordnetenkammer gegen Abel geführt; im hie neue 
Geftaltung der Dinge wußte er ſich augenfcheinlih gar nicht An finden. So geſchah in 
diefer voranbrängenden Zeit, in diefer Zeit der Erhebung von Wien und Berlin dur ihn 
gar nichts. Da tauchten in Münden aufs neue düftere Gerüchte auf. Lola erfgien wieder in 
der Hauptfladt. Nochmals gab es Aufläufe, welche am 16. März zur Demolirung des Polizei⸗ 
gebäubes führten. Um die aufgeregte Mafle zu beſchwichtigen, erließ man die amtliche Verkuͤn⸗ 
digung: „bie Gräfin Landsfeld Habe aufgehört, das balriſche Indigenat zu befigen“, und bie 
beiden Minifter ver Juſtiz und des Innern verfündeten, „in Anbetradit, daß die Gräfin von 
Landsfeld ihre Verfuche nicht aufgibt, die Ruhe der! Gauptflabt und des ganzen Landes zu flö= 
zen”, feien alle Bolizeibehörven zur Fahndung auf dieſelbe aufgefobert, um eine Unterfugung 
gegen fie einzuleiten. 

IV. Ihronentfagung des Königs Ludwig; der Landtag von 1848. Die Gäh⸗ 
rung dauerte fort. Die Anfoberungen wurden immer größer und dringender. König Ludwig's 
ganze Anfhauungsweife und Gewoͤhnung widerſtrebten dem eigentlihen Repraͤſentativſyſteme. 
Die Mitglieder der Kammern waren verfammelt; dennoch zögerte man mit Eröffnung des Land⸗ 
tags. Gine Riefendeputation aus der Pfalz follte den von den Abgeordneten vorzubringenden 
Bollöverlangen Nachdruck verleihen. 

König Ludwig, verzweifelnd daran, das Herrſcherthum fo aufrecht erhalten zu koͤnnen, vie 
daffelbe nach feiner Anficht fein müffe, Iegte nun unerwartet am 20. März die Krone nieder. 
Die beiden Patente, durch welde diefer Rücktritt und die Thronbeſteigung Marimilian’s IT. 
verkündet wurbe, hatte man in der alten feubaliftifchen Form abgefaßt. Es waren ſodann aber 
von jedem der beiden Fürften-,,Röniglige Worte an die Baiern“ beigefügt. Ganz in feiner Weiſe 
ſprach König Ludwig: „Cine neue Richtung hat begonnen, eine andere ald bie in ver Verfaf⸗ 
fungsurkunde enthaltene, in welcher Ih nun im 23. Jahre geherrfht... Treu der Verfaffung 
regierte Ich; dem Wohle des Volkes war Mein Leben geweiht; als wenn Ich eines Freiſtaats 
Beamter geivefen, fo gewiffenhaft ging Ich mit dem Staatögute, mit den Staatögeldern um. 
Ich kann Jedem offen in die Augen fehen. Und nun Meinen tiefgefühlten Dank Allen, die Mir 
anhingen. Auch vom Throne Kerabgeftiegen, ſchlägt glühend Mein Herz für Baiern, für 
Deutfchland!“ 

Die Anſprache des neuen Fürſten enthielt nur allgemeine Betheuerungen des redlichen 
Willens, „dieſer Zeit Gebot zu verſtehen und zu vollbringen“, mit ven Worten ſchließend: 
„Batern, ſteht Mix bei in Meinem feften Vorhaben, euch auf die Stufe zu erheben, zu der wir 
als ein freies Volk berufen find, ein adjtunggebietender Staat im einigen beutfchen Valerlande!“ 

Selbſt die unerwartete Kunde von biefem Thronwechſel erregte im Ganzen nur ges 
ringe Senfation. 

Am nähften Tage, 21. März, ward auch ein neues Minifterium gebildet. Freiherr v. Thon⸗ 
Dittmer blieb Minifter des Innern, ver Pfälzer Heinz erhielt die Juſtiz, Freiherr v. Lerchenfeld die 
Finanzen, außerdem v. Beißler den Gultus, v. Weishaupt das Heerweſen und Graf Bray die 
auswärtigen Angelegenheiten. Einige Tage fpäter übernahm ver Pfälzer Willich die Stelle 
ald Bundestagsgefandter. 

Bei der am 22. März erfolgten Eröffnung des Landtags erflärte ver König, unter ausdrück⸗ 
der Bezugnahme auf die Proclamationen vom 6. und 24. veffelben Monats: „Xreu und ges 
wiſſenhaft werde Ich die Verheißungen erfüllen, und Ich bin flolz, Mic) einen conflitutionellen 
König zu nennen.” Sodann wurbe, „damit jede Erinnerung an frühere Verirrungen fhwinbe”, 
eine Amneftie angekündigt. Den Kammern follten die verheißenen Gefegentwürfe vorgelegt, 
ũberdies auch dad Lotto abgeſchafft werben, „ſowie ber Stand der Staatdeinnahmen im Hinbück 
auf die Bevürfniffe ver bewegten Zeit e8 geftatte; jedenfall werde im nächſten Budget, foweit 
nöthig, die Erfegung dieſer Einnahme dur; eine andere eintreten‘. Weiter heißt e8: „Die Be⸗ 
wegung ber Zeit und bie großen Intereffen des Baterlandes erheiſchen eine Innigere Bereinigung 
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aller deutſchen Staͤnmne. Auch Ich Habe fhr Vertretung des Volles am Bunde ungefäumt Einleis 
tangen getroffen... Das Ergebniß dieſes Landtags beflimmt Balerns Stellung in Deutſch⸗ 
land. Laflen Sie und vorleuchten allen feinen Stämmen! Unſer Wahlſpruch fei: Freiheit uny 
Gefegmäßigkeit!” 

Die Reichsrathokammer, ſich beeilend mit ihrer Antwortsabreife, wollte mol dem etwas 
miotrauiſch auf fie blickenden Volke zeigen, daß auch fie alles Dasjenige zu förbern bereit fei, 
was ald Bebürfniß der Nation erfhien. Die in Ausſicht geftellte Gefeggebung über Grundla⸗ 
Renablöfung ward in dem genannten Actenftücte als ein dringendes Bedürfniß ver Zeit bes 
zeichnet. „Cine neue Geſetzgebung in ver Rechtspflege“, hieß es weiter, „mit Öffentlichkeit, 
MRimpliäkeit und Schwurgerichten war neben einem Bolizeiftrafgefegbudhe längft ver Wunſch 
des Volfes... Durch Aufhebung des Lotto wird Sittlichkeit und Rationalwohlftand gehoben, 
durch allgemeine zeitgemäße Volksbewaffnung Baierns innere Sicherheit gewährleiftet, feine 
Kraft nad außen verdoppelt werben. Nah langem Schlummer ift Deutſchland zu edlem 
Selbſtbewußtſein erwacht! Das Gefühl, ein deutfcher Mann zu fein, erhebt und begeiftert.... 
Eingedenk ihres beſchworenen Eides, eingedenk ihrer Pflichten und Ehre, wird die Kammer der 
Reihöräthe auch in viefer hochwichtigen Zeit Ihre Berathungen pflegen, fie wird Baiern, fie 
wird dem deutſchen Baterlande beweifen, daß fie vie Mahnungen ver Zeit begriffen; aud ihr 
Wahlſpruch ift: Freiheit und Geſetzmaͤßigleit!“ 


Hatten die Reihöräthe einen von dem frühern äußerft verſchiedenen Standpunkt eingenom= ; 


men, hatten fie eine Sprache geführt mie noch nie, zum Theil im directen Widerſpruch mit ihren 
sor wenigen Monaten gefaßten Befchlüffen, fo war aud die Stellung der Abgeorpneten, ob⸗ 
wel aus andern Bründen, eine eigenthümliche. Eine unterdem Abel'ſchen Minifterium gewählte, 
dann durch Urlaubsverweigerungen decimirte Kammer ſchien dem Volke nicht das rechte Organ 
für feine Vertretung. Dazu kam, daß die Hauptsapacitäten der Verfammlung in den jüngften 
Tagen meiftens in den Staatsdienſt gezogen worden waren, ſodaß es biefer an einer genligen= 
den Anzahl kenntnißvoller Männer zu fehlen ſchien. Daher entfland vielfach das Verlangen, 
die Kammer möge ihre ganze Thärigkeit auf ſchleunige Abfaffung eines neuen Wahlgeſetzes be⸗ 
ſchränken. Allein die Abſchaffung ver Feudallaſten nnd andere Bebürfniffe machten fi dringend 
geltend, und fo entfaltete denn biefe geſchwächte Kammer raſch eine ungewöhnlich ausgedehnte 
Wirkſamkeit. 

In ihrer Antwortdadreſſe wünſchte dieſelbe nicht blos Amneſtie ver früher aus politiſchen 
Gründen Verurtheilten, ſondern auch Wiedereinſehung derſelben in den frühern Stand und 
Entſchädigung für ihre materiellen Verluſte. Gelegentlich der angekündigten Verbeſſerung der 
Berhältniffe der Iſraeliten bemerkte die Kammer: „Möge fi dieſes Geſetz zu dem hoͤhern 
Grundfage der Gleichberechtigung aller Gonfeffionen und ihrer Bekenner in allen Verhältniſſen 
zum Staate erheben, damit der Gleichheit des Geſetzes auch die Gleichheit vor dem Geſetze ent⸗ 
ſpreche.“ Endlich wurden Verlangen ausgefproben nad einem Initiativrechte des Landtags 
auch in Verfafſungofragen, Reform ver Steuergefege, kuͤrzere Bubgetperioven, Verbeſſerung 
der Volksbildung und „vie nothwendige Freiheit der Kehre”. & 

In der erften Zeit des Landtags zeigten fich beide Kammern gleich eifrig bemüht, ven Volks⸗ 
wünfcgen zu. entfprechen. Die Reichöräthe begannen damit, Ihre Stgungen Öffentlich zu halten. 
Sie verweigerten feinem freifinnigen Vorſchlag ihre Zuftimmung, fügten vielmehr oft den Ge: 
fegentwürfen noch Überalere Beftimmungen bei. Doc allmälig änderte ſich dies. Die anfangs 
ger nit, dann bloß vereinzelt lautgewordenen Stimmen des Eonfervatisinus und ſelbſt der 
Reaction erlangten nicht ſeſten eine Majorität, und die Abgeordneten konnten manches wichtige 
Geſeh nur durch Aufgeb dedeutender Einzelbeftimmungen zu Stande bringen. Schon beim 
nenn Wahlgefepe ſtieß „uf große Schwierigkeiten. Auf Umgeflaltung der Reihörathö- 
tanımer ging dieſe gar n..,. ein, fondern nur auf einen Wunfd nad Erweiterung. Am bef- 
tigflen entfpann ſich der Kampf bei ven Abldfungsgefegen, und in Wirklichkeit gab die „untere 
Kammer’ darin in fehr wichtigen Punkten nad. Auch vie Befege wegen des Jagdrechts und 


über die Grundlagen der neuen Gefeggebung wurden lange aufgehalten; die Siegelmäßigfeit 


des Adels aber follte exft aufhören, wenn das Notariatsgeſetz ind Leben trete, deſſen Zu⸗ 
flandefommmen auf einem fpätern Landtage gerade an dem Widerſpruche der Reichsrathskammer 
ſcheiterte· 

Miniſterium und Kammern entwickelten übrigens eine Thaͤtigkeit, wie noch niemals ſeit 
dem Beſtehen der Verfafſung von 1818. Das Miniſterium, welches allerdings mehrfach durch die 
Abgeorbneten gedrängt werden mußte, arbeitete raſch Gefegentwürfe über die wichtigſten Ges 
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genſtände and, und der Landtag waßte, trag der hemmenden Beſtiumungen feiner Gefgäftes 
orbnung, ſchnell damit zum Biele zu gelangen. Der ganze Geſchaͤftsgang geftaltete ich anders 
als gewöhnlich. Die Motivirung ver Gefegentwürfe und Die Verhandlungen fanden immer nur 
kurz und ohne lange Vorbgreitungen ſtatt. Unter den einzelnen Abgeorbneten war es beſonders 
der Pfälzer Stodlinger, ver ſich die größten Verdienſte erwarb. Seinem praftifchen Blide, ſei— 
ner Erfahrung und unermühlichen THätigkeit hat das bairiſche Volf viele jener Beftimmungen 
zu verdanken, welche wenigftend längere Zeit einen Danım bilveten gegen die raſch und gewaltig 
wieder hereinbredjenne Rüdftrömung. Der Minifter Heinz aber war ed, der die Schwurgerichte 
in ven fieben ältern Kreifen ebenfo ſchnell gls im Allgemeinen zwedmäßig ind Leben vief, 
eine augenblicklich volksthümlich gewordene Eigrihtung, umfomehr, ald einige ver grellſten 
Misftände des franzoͤſiſchen (heute noch unverbeffert in der Pfalz fortvauernden) Juryinſtituts 
redlich befeitigt wurden. 

Die erfte unangenehme Wahrnehmung des Landtags war die einer völligen Leere ver öf- 
fentlichen Kaffen. Welcher Eontraft gegen die früheren Erübrigungen! Der neue Finanzmi— 
nifter begann mit dem Verlangen eines Anlehens von 7 Mill.; dabei flellte er neue Steuern in 
Ausiiht. Es fiel auf, daß man das geftörte Gleichgewicht nicht weit eher durch Erfparungen 
berquftellen ſuche. Noch weniger befriedigend fand man weitere finanzielle Vorſchlaͤge des ge⸗ 
nannten Minifters, namentlich wegen Beſchränkung ver Rückzahlung ver Sparkaſſegelder. In— 
beffen vermied man eigentliche Eonflicte. ; 

Als wichtigſte Ergebniffe ver Landtagsthätigkeit treten und eine Reihe von Gefegen entgegen, 
von denen wir einige fpeciell erwähnen müſſen. 

Das erſte Geſetz, welches zu Stande kam, betraf die Wahl der bairiſchen Abgeorbneten zur 
Volfövertretung bei dem Deutſchen Bunde. Diefe Bezeihnung ſchon deutet an, daß dad März- 
miniftertum Erhaltung des alten Bundes erftrebte. Die Kammer, nur auf rafche Erledigung 
bedacht, machte ſich die Frage nicht vollfommen klar. Man beftimmte mittelbare Wahlen und 
erklärte die Entrichtung irgend einer directen Steuer ald Bedingung der Wahlfähigkeit (eigent- 
lich etwas abweichend von den Veftimmungen bes Borparlaments). Im Parlamente jelbft be⸗ 
nugten bie batrifhen Abgeoroneten die erfte Gelegenheit, um (duch ven Mund des Minifterial- 
raths v. Hermann) entfchieven gegen jene VBeichränkung zu proteſtiren, welche bezüglich ihres 
Mandats von der Regierung behauptet werden wollte. 58) 

Dem auf frühere Vorgänge ein bezeichnendes Schlaglicht werfenden, von den Reichsräthen 
freifich nur unter vem Widerſtreben einer Minorität aboptirten Wunſche der Abgeorbneten: an 
Behr und Eifenmann eine finanzielle Entfhädigung aus Staatsmitteln zu leiften, entſprach die 
Regierung bereitwillig. Dagegen fonnte die Kammer (und wol das Minifterium felbft) nicht 
ohne Anſtrengung das Gefe über vie ſtändiſche Initiative erlangen. 5%) 

Das Geſetz, die Grundlagen ver Geſetzgebung über die Gerihtöorganifation, über das 
Berfahren in Eivil- und Strafſachen und über das Strafrecht betreffend, beſtimmt im Wefent- 
lien Trennung der Juftiz von der Verwaltung, ſelbſt in den unterften Behoͤrden, Auf⸗ 
hören der privilegirten Gerichtsſtände und Einführung einer ber franzöfifchen, nachzubildenden 
Gerichtsverfaſſung, namentlich mit Notariat und Staatsanwaltfchaft, dabei Öffentlifeit und 
Mündligkeit der Verhandlungen. Die Richter follen wider igren Willen nicht nad) einem an⸗ 
dern Orte verfeßt werben Eönnen, und vie Geſchworenen müffen aus Volkswahl hervorgehen, 
dürfen nicht (mie heute noch in der Pfalz) „von der Regierung ernannt” fein, Wir werben 
unten die ſchweren Kämpfe anzugeben haben, welche wegen Verwirklichung ber Verheißungen 
biefes Geſetzes geführt wurden. 

Zu gedenken Haben wir noch der Einführung einer Gapital- und (neben biefer einer be 
fondern) Eintommenfteuer nad) den Anträgen des Minifters v. Lerchenfeld. Beide Steuern 
fanden inſofern viele Freunde, als man bie bisherige Nichtbelaſtung der Gapitallen für eine 


53) Keine deutſche Landſchaft hatte übrigens fo viele entfchieden confervative und ultramontane Ab⸗ 
jeorbnete zum Parlamente geftellt, als Altbalern. Schwaben und Franken fendeten mehr Männer bes 
ntrums. (Hinfichtlic Frankens zeigte es ſich vielfach, daß bie Wähler, folange einer freien Preſſe 
unb eines wahren Bolfslebens ermangelnd, bie Richtung ber Gewählten nicht genügend gelaunt hatten.) 
3108 bie Pfalz fendete durchaus bemofratifche Vertreter; ein einziger, ber ſich Ichtwanfend benahm, warb 
alebald durch Die Macht der öffentlichen Meinung zur Nicherlegung feines Mandats gezwungen. 
54) Die weſentlichſten Beftimmungen biefes Geſetzes flehe oben, bei Darftellung ber gegenwärtigen 
Derdältifte. Ebenſo iſt dort das Nöthige mitgetheilt über die Befepe in Betreff ber Abgeorbnetenwahl, 
der Grundiaſtenablbſung, des Jagbrechts, der Begnverbandsaufgebung und des Prefebicts. 
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Ungerechtigkeit anſah, und ald die Einfommenftener auf dem Srundſatze einer Brogreffkon (mit 
eigendem Procentfage) berußte. Im Übrigen erwies fi das Geſeh als äußerſt fehlerhaft; es 
lieferte einen jänmerlihen Ertrag, trotz der eigens an die Spitze geftellten (non Nationalöhonos 
mm ald monſtrös bezeichneten) Beſtimmung, daß fhon beftenerte Einkommen wie nichtbe⸗ 
ſteuerte gleihmäßig der neuen Auflage unterlägen. . 

Der Schluß dieſes fürzeften, aber erfolgreichſten aller neuern bairiſchen Landtage erfolgte 
am 26. Mai, die Verkündigung des Abſchieds anı 4. Juni 1848. Das Publicum adptste 
wenig. darauf. Wer Intereffe nahm an den Öffentlichen Angelegenheiten, blidte nach Frankfurt, 
blickte auf das deutfche Parlament. 

V. Das Märzminifterium. Die damaligen bairiſchen Minifter entwidelten in ber 
höhern Bolitif ein von jenem aller übrigen deutſchen Märzminifter, nur die hannoveriſchen aus: 
genommen, durchaus abweichendes Streben. Ihr hoͤchſtes Ziel war nicht ſowol ein gefammtbeut- 
ſches, als vielmehr ein excluſtv bairiſches. Sie wollten eigentlich von einem maͤchtigen Deutſch⸗ 
land nur infofern wiffen, als e8 dazu diene, Baierns Sonderglanz zu erhöhen. Was Deutſch⸗ 
land wirflid gewähren könne, glaubten fie in der Hauptſache durch eine paffende und freis 
finnige Gefeggebung in Baiern allein ebenfo gut, vielfach aber fogar befler erlangen zu koͤn⸗ 
sen, ja fie ſchienen in manden Beziehungen ein allzu mächtiges Deutſchland, weil mit der 
Souveränetät des Einzelſtaats (dieſer Gabe des Rheinbund = Protectors) nicht vereinbar, 
geradezu zu fürchten. 

Die Minifter ohne Ausnahme waren perfönlich hoöͤchſt ehrenwerthe Männer. Den größten 
Einfluß unter denſelben übte v. Lerchenfeld. Obwol er eigentlich nur die Finanzen zu ver= 
walten hatte, fo gab doch die befolgte Politik im Ganzen ein Spiegelbild feiner Gefinnung. 
Uneigennügig , redlich und kenntnißvoll in Einzelheiten, befriedigten dennoch feine wirklichen 
Leiftungen im Ganzen nur fehr wenig. Man vermißte eine höhere Auffaffung und praktifchen 
Blick, wozu nod Klagen kamen über Eigenwilligkeit und Selbftüberfhägung. Graf Bray, ber 
Minifter des Auswärtigen, früher Gefandter in Petersburg, Eonnte kaum eine andere ald eine 
Rarrariftotratifche Anſchauungsweiſe beſitzen. Herr v. Thon-Dittmer (Innered) mußte feiner Auf⸗ 
gabe nit in einer Beziehung zu genügen. Herr v. Beisler (Cultus) befand ſich fortwährend als 
Porlamentömitglien zu Frankfurt. Herr v. Weishaupt (Sohn bes Stifters des Illuminatenor⸗ 
dens) beſchränkte ſich unbedingt auf das Kriegsweſen, das er kenntnißvoll und ehrenhaft leitete. 
Cbenſo befaßte fich Heinz eigentlich nur mit der Juſtiz. Dem Legten allein verdankt Baiern dauernde 
Shöpfungen: raſch und mit dem glänzendſten Erfolge rief er das Schwurgericht ins Leben. 

Defto bevauerlicher fand man vielfad) dad Verhalten des Gefammtminifteriums in der gro= 
fen deutſchen Frage. Wo e8 die Umſtände erlaubten, warb der Barticularismus gebegt und 
gepflegt. Selbft der befannte Siebzehner-Entwurf ging dem bairiihen Märzminifterium 
viel zu weit. Es trat — noch heute wiflen wir nicht beſtimmt, ob officids oder gerabezu officiell 
— ein Vorſchlag von diefer Seite hervor, nad) deffen pofitiven Beflimmungen das Reichspar—⸗ 
lament nicht einmal über feine eigene Hausordnung autonomiſch follte beftimmen bürfen. Selbſt 
das Petitionsrecht der Nationalverfammlung follte befchränft fein, was nämlich ven Particula- 
rismus der Staaten betreffe. Und als Preis für die in ſolcher Weife um Deutfchland erworbenen 
Verbienfte foderte das Minifterium, daß Baiern für immer mit DOfterrel und Preußen daß 
breiglieverige Directorium zu befegen habe. Die ‚Haltung bed mündener Gabinet3 war eine 
folde, daß ſelbſt ver überaus milde, feinem ganzen Wefen nach jenem Überftürzen unbebingt 
abgeneigte Willi) nad) ganz kurzer Friſt feine Stelle ald Bundestagsgeſandter nieberlegte (un= 
ter freiwilligem Verzicht auf jede Penfton). Allerdings vermied man eine offene Widerſetz⸗ 
lüchkeit gegen bie Reichsgewalt, allein man wollte ſich derſelben auch nicht eigentlich unterwerfen. 
Man wagte es zwar nicht, die von ber Gentralgewalt angeordnete Huldigung für ven Reichs⸗ 
verweſer zu verweigern, dagegen fuchte man die Sache möglichft zu nullifieiren, indem man bie 
Landwehr ganz ausſchließen wollte (mas fi) dieſe jedoch nicht gefallen ließ), und indem man 
anorbnete, das erfte auszubringende Ho! Habe dem Könige, blos das zweite dem Reichsver⸗ 
weſer zu gelten. Als das Reihsminiftertum auf Berfünnigung der Reichögefege drang, wurden 
tinige derſelben „mittels befonderer Beigaben zum Rtegierungsblatt zur Örtlichen Berfündigung” 
witgetheilt. Auf die Anfrage des Reichöminifter an ſämmiliche deutſche Geſandte: ob bie 
dtundrechte von ihren Regierungen verfündet und eingeführt würpen? lehnte det balriſche Ge— 
ſaudte die Antwort ab wegen Inftructiongmangel. In Wirklichkeit wurden die Grundrechte 
nicht verfündet. Über viele hervortretende Punkte beobachtete man unbedingtes Schweigen, über 
andere erfchienen in offleiöfer Form Erklärungen, denen meiſtens, gleichfalls In officidfer Form, 
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wiberſprochen ward, wenn bie eine Auffaflung eine ſcharfe Kritik erfuhr. Die ſpätern Landtags: 
verhandlungen und insbeſondere die Erklärungen des Minifterd des Auswärtigen, Grafen 
Bray, in der Reichsrathokammer waren nicht geeignet, bie durch Öffentliche Blätter ver erbfai- 
ferlihen Partei verbreiteten Angaben zu widerlegen, daß das damalige Minifterium auf diplo— 
matiſchem Wege erft die Brage wegen Ausſchließung Ofterreichs angeregt, dann, damit (angeb⸗ 
lich) zurückgewieſen, ſich feindlich gegen ein preußiſches Kaiſerthum erklärt; daß es einmal An⸗ 
träge gegen Oſterreich nach Berlin, dann ſolche gegen Preußen nach Wien geſendet und neben— 
bei über bie deutſche Frage in ven fremden Hauptſtädten London und Paris verhandelt habe. 
Bald trat indeß entfchiedener das Streben hervor, das Gegentheif Deſſen zu tun, was Preußen 
beabfihtigte. Gerade hierin fand dad Gouvernement eine ftarfe Unterflügung in einer weitver⸗ 
> breiteten Stimmung. Waren gleih anfangs ſchon im Allgemeinen Äußerungen ver Unzufrie⸗ 
denheit laut geworben, ſobald Friedrich Wilhelm in den Märztagen an die Spitze Deutſchlands 
zu treten erlärte, fo trug es fi nun fogar zu, daß einem Minifter (Beiöfer) felbft in der 
Kammer Äußerungen entführen, vie berfelbe auf erfolgte diplomatiſche Reclamation zurückzu⸗ 
nehmen veranlaßt wurde. 

Indem die Minifter in folder Weiſe verfuhren, waren fie perfönlich feft überzeugt, daß ihre 
Verpflihtungen gegen ven ſpeciellen bairiſchen Staat und deſſen Oberhaupt ihnen eine berar- 
tige Haltung gebiete. Mittlerweile gingen aber aud) von anderer Seite, ohne Schuld ver Res 
gierung, die gehäfflgften Aufhegereien gegen die Grundrechte dur das ganze Land. Die 
Reactionäre aus allen Claſſen waren dabei thätig. Den Realrechtbeſitzern ſprach man von 
einem Raub ihres Cigenthums; den kirchlichen Fanatismus ftahelte man auf mit ver Juden⸗ 
emancipation; 

Zu dem Miöbehagen in politifchen Dingen kam wieder ein Bierkramwall in der Haupt⸗ 
ſtadt, Folge der fpeciellen Unfreiheit, in welcher das Brauereigemerbe gehalten wird. Auf⸗ 
fallenderweiſe Hatte fich früher ſchon und zwar wieberholt gerade ber fonft fo ſchroff durchgrei— 
fende Herr v. Abel ſchwach gezeigt in Niederdrückung eines derartigen Unfugs. Am 4. Mai 
1848 hatte fh die Orbnungsftörung behufs gewaltfamen Herabdruͤckens des Bierpreiſes wie⸗ 
derholt. Nun, am 18. Oct. 1848, arteten die neuerdings aufgetauchten Exceffe in wahren Van⸗ 
dalismus aus. Die Minifter verfäumten, Das zu thun, was hätte gefchehen follen. Die Noth— 
wenbigfeit einer GabinetSänderung drängte fih auf. Da wurden denn am 1. Dec. Thon Ditt- 
mer und Beißler auögefchieven (Repterer Hatte durch eine Auferung im Parlamente gegen ben 
Papſt die katholiſche Partei erbittert); Lerchenfeld übernahm das Innere fammt dem Cultus; 
die Finanzen wurden v. Weigand übertragen, einem fehr braven Manne, ver fi indeß 
in feiner neuen Stellung am wenigften wohl fühlte. Hatte man nicht begriffen, warum Ler— 
chenfeld bie beiden, ihrem Wefen nad} ihm ganz fremden Minifterien übernommen, fo erſtaunte 
man noch mehr, ald ihm nach 14 Tagen bie erbetene Entlaffung erteilt ward. (Auch er ver= 
zichtete auf Penfion.) Man beſchuldigte die reactionäre Partei, diefe Ausſcheidung veranlaft zu 
haben, allein mit Unrecht, denn der Grund lag wol zumeift in der Perfönlichkeit Lerchen⸗ 
feld's. Nun gelangte Beisler wieder an den erlevigten Boflen. Herr v. Weishaupt ward ſei⸗ 
ner Bortefeutlleführung enthoben, nachdem er, wie man wiſſen wollte, einige ihm angefonnene 
Ausgaben abgelehnt und gewiſſen Anfoverungen des Adels nicht entfprochen haben follte. 

VI. Der Landtag zu Anfang des Jahres 1849. Der neue Landtag war endlich auf 
ben 16. Jan. 4849 berufen, ein Landtag, deſſen unausgefegter Kampf für die deutſche Sache 
allgemeine Beachtung verbient, welcher Anfiht man aud huldigen möge. Die Bureaufratie 
Hatte in öffentlichen Blättern zum voraus gefpottet über diefe nicht mehr nach Ständen gewähl- 
ten Abgeoroneten, welche „bie ſtaaisrechtlichen Eroͤrterungen gãhnend anhören” und ſchließlich 
doch nichts Anderes als Ia zu fagen wiſſen würben. Beinen Wahlen Hatte das reactionäre, 
das ariſtokratiſch⸗ abſolutiſtiſche und ultramontane Element in Altbatern vollftändig geflegt. 
Gier waren v. Abel, v. Obercamp, Graf La Rofee, Sepp und eine Anzahl mit dieſem 
Lepten übereinflimmenber katholiſcher Geiſtlichen gewählt, ja in ber Hauptſtadt felbft war 
bei der Wahl der zuvor fo fehr gefeierte Lercjenfeld gegen einen die Realxechte vertretenden, 
in hoͤhern Angelegenheiten ganz unmwiffenden Schloflermeifter unterlegen. Den ditecten Ges 
genfag bildete vie Repräfentation der Pfalz, darunter Schüler (von Zweibrüden), Stodinger, 
Wiilich und Kolb (von Speier). Ähnlich gefinnt, wenn aud weniger jcharf hervortretend, zeige 
ten ſich die Vertreter Frankens, darunter Grämer, Rubner, Morgenftern; doch war auch Ler⸗ 
ge leid gewählt. Am wenigften politifche Färbung hatte die Wahl in Schwa⸗ 
en gehabt. 
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Zum erften mal erfolgte auf einem bairiſchen Landtage eine offene politifche Parteigruppi⸗ 
tung. Es bilvete fich zuerft eine Linke, in ihrem Programme unbebingte Unterorbnung des 
Einzelſtaats unter die Reichöverfaffung fodernd und entſchiedene Durchführung des Conftitutios 
nalidmus im Innern erftrebend, mit finanziellen Erſparungen und mit dem Principe des Self: 
governmentd. Nah und nad erlangte diefed Programm gegen 58 Unterſchriften. Etwa 18 
Mitgliedern waren dieſe Prineipien, obwol fie diefelben im Wefentlichen teilten, doch zu ſchroff 
ausgeiproden; fie bilveten ein linked Centrum. Die Rechte brachte es nur auf 25, das 
techte Centrum auf 34 Mitgliever. Diefe beiden, während des ganzen Landtags zufammen= 
wirkenden Sractionen vermieben es, ben Foderungen der Zeit fid offen zu widerſetzen; fie fpra= 
Gen fi fogar für dieſelben, wenn auch in beſchränkendem Sinne aus, hofften aber durch das 
angerufene Bereinbarungäfyftem ihre Sache retten zu können. Der Rechten‘ gehörten 
d. Abel und Sepp, dem rechten Centrum v. Lerchenfeld und Graf Hegnenberg: Dur, ber 
Linken alle obengenannten Pfälzer und Franken an. Das linke Centrum befaß feine befon= 
ders hervortretenden Berfonen. Nur fehr wenige Abgeordnete ſchloſſen fi von allen Clubs aus. 

Obwol die entſchiedene Mehrheit der Abgeordneten der freien Richtung zugethan war, fo 
erftrebte dieſelbe doch Feine Ausfchließlichkeit, wie man fie fpäter vielfach befhuldigen wollte. 
Gerade ven Mangel an Erelufivität misbrauditen die beiden Fractionen der Rechten. Indem fie 
id) feft vereinigten, während die Angehörigen der Linken in einer Art parlamentariſcher Uns 
ſchuld diefes in perfönlichen Fragen noch unterließen, gelang es jenen, alfo ver. Minorttät, 
fih in den Beſitz des ganzen Directoriums zu fegen: beide Präſidenten (v. Lerchenfeld und Graf 
Hegnenberg= Dur) und beide Secretäre waren der Rechten entnommen, jedes Mitglied der Lin- 
fen foftematifch ausgefchloffen. Died erhitterte legtere und führte fie zu gleiher engerer Ver⸗ 
einigung. Die nähfte Ausſchußwahl zeigte ihre Überlegenheit. Die Kreifinnigen wollten indeß 
viefelbe fo wenig misbrauchen, daß fie ſelbſt jegt noch fich mit der Rechten zu verſtändigen fuchten, 
ein Zugeftändniß an diefelbe machten , die Gegenbevingung aber nicht erlangten. Damit hörten 
freilich alle weitern Trandactionen auf. Die beiven Theile der Linken, vom Directorium voll= 
ſtaͤndig ausgeſchleſſen und dann noch bei Befegung des erften Ausfchuffes gereizt, machten nun 
son ihrer Überlegenheit den unbevingteften Gebrauch, indem fie ihrerfeitö alle fernern Aus: 
ſchũfſe allein befegten. 

Vor der gewöhnlichen Beeidigung der Abgeoroneten reichten 69 derfelben dem Minifter die 
ſchriftliche Erflärung ein, daß fie den Verfaſſungseid nur „in ver Überzeugung leifteten, an ver 
Anerkennung der Gültigkeit der Reichsgeſetze, insbeſondere der Grundrechte, nicht gehindert 
zu fein“. 

Nach einigem Zögern erfolgte am 22. Ian. die feierliche Eröffnung des Landtags. Die al 
ten Sormalitäten wurden wieder angeoronet, allein die Rammermitgliever fegten ſich vielfach 
factiſch über diefelben hinweg (fo nahmen fie ihre Pläge nad) eigenem Gutvünfen, während 
nad) den alten Vorſchriften jeder Deputirte denjenigen Blag einnehmen follte, ven ihm das Loos 
anwies). Die Thronrede ermangelte jeder beſtimmten Erklärung in der eben Alles beherrſchen⸗ 
den deutfhen Frage; nicht mit einem Worte gedacht war der Nationalverfammlung, der 
Eentralgewalt oder der Grundrechte. 

Die Reichsraͤthe beeilten fi wieber mit Abfaffung ihrer Antwortöabrefle, es diesmal aber 
forgfam vermeiden, ſich anders, als in unbeflimmten, nad} der einen over andern Richtung 
andzulegenven Ausdrücken auszufprechen. 

Ehe noch die Abgeoroneten zu ihrer Antwortsadreſſe gelangten, übergab ihnen das Mini: 
Rerium eine Erklärung, im Wefentlichen eine dem Reichsminiſterium gemachte Notiftcation 
wie derholend, melde dahin ging: Baiern beftge in der Hauptſache bereits Alles, mas die Grund: 
rechte gewährten; formelle Änderungen in ver batriſchen Geſetzgebung önnten inteß nur auf 
verfaffungsmäßigem Wege und in ausdrücklicher Übereinftimmung zwiſchen Krone und Stän- 
den herbeigeführt werden, alfo nicht kurzweg durch die Reichsgeſetze. 

Die Abgeordnetenkammer mußte ſich danach umfomehr in ihrem erften Acte, der Antworts⸗ 
abreffe auf die Thronrede, über die brennende Frage des Tages ausſprechen. Sie begann ihre 
Berathung am 5. Febr. Da die Minorität auch nicht einen Sag ohne Gegenantrag ließ, fo war 
ver parlamentarifhe Kampf langdauernd. 

Schon die Ausfhußmitgliever hatten ſich gefpalten; jeder Theil verfelben brachte einen bes 
fordern Entwurf zur Borlage. Der der Minorität (verfaßt vom Profeflor v. Scheuerl) ver⸗ 
Iangte bezüglich der Neihögefege, wenn aud nicht Vereinbarung, doch Berftänbigung, 
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Immerhin even Guͤltigkeit abhängig machend von dev Zuftinimung aller einzelnen Factoren ber 
gefeggebenden Gewalt in Baiern. Der Entwurf der Ausfhußmajorität (verfaßt von Stockin⸗ 
ger und Willich) beruhte auf der entgegengefegten Orunbanfiht und hob überdies die brinz 
gendſten Bebürfniffe des ſpeciellen Landes hervor. Die Haltung dieſes Actenſtücks war durchaus 
würbig und durchaus achtungsvoll gegen dad Staatsoberhaupt. Die Bertheidigung des Ent- 
wurfs führte Stodinger mit befonderer Geſchicklichkeit. Gleich im Anfange ver Debatten ergab 
ſich ein Zwiſchenfall. Kolb, die Thronrede in ihren einzelnen Theilen der Kritik unterftellend, 
verlangte von den Miniftern offene Erklärung: ob dieſe Thronrede ihr Werk ſei? ferner Auf- 
ſchluß darüber, was die legten Veränderungen im Cabinete veranlaßt habe. Die Minifter, in 
fichtlicher Verlegenheit, gaben wegen des legten Punktes ausweichende Antivorten, machten aber 
hinſichtlich des erſten das Zugeſtändniß, daß das Actenftüd nicht von ihnen herrühre, fordern 
von anderer Seite gefommen fei, ſich berufend auf den bisherigen Gebrauch, wonach das Staats⸗ 
oberhaupt hierbei nad) feinen Ermeflen handle, und ihrerfeits fhon zufrieden damit, daß im 
dem Vertrage nichts vorfomme, was ſie nicht vertreten könnten. Diefe Erklärung brachte um 
fo größere Senfation hervor, als man feit einiger Zeit wiſſen wollte, v. Abel werbe bei 
Hofe wieder zu Rathe gezogen. In der Hauptfrage nahm zunähft Schüler das Wort. Bor 
48 Jahren fon glänzend in dieſem Haufe durch kühne Vertheidigung ver Volksrechte, ſeitdem 
geächtet und Flüchtling, nun bleich und auf Krücken geſtützt, vertheibigte derſelbe die unbebingte 
Rechtsgültigkeit ver Grundrechte mit wahrhaft audgezeichneter Gloquenz. Er machte die allges 
meinen Gründe dafür geltend, er benugte aber mit wahrer Meifterfchaft insbeſondere alle jene 
zahlreichen Momente, vernitteld welcher die Minifter ein ſchwankendes Spiel verfucht Hatten. 
Keine Frage: es Hatte fih dad Minifterium vollſtändig verfangen; es hatte zeitmeife zu dem 
Glauben einer unbedingten Unterwerfung unter die Reichsgewalt wirklich berechtigt, und doch 
war folhe Unterwerfung nie feine wahre Abſicht geweſen. Ihr habt namentlich dad Reichsge- 
fe über die Gültigkeit der Neichögefege amtlich befannt gemacht, hoben die Demokraten her= 
vor, und doch wollt ihr demfelben die Gültigkeit abfprechen in denjenigen Fällen, die euch nicht 
zuſagen; ihr habt euch den Gefegen und Anoronungen der Reichsgewalt unbedingt gefügt, wenn 
e8 fi darum handelte, die Laften des Volkes zu vergrößern (Vermehrung der Armee, Geldbei— 
träge u. ſ. w.), und nun nehmt ihr Anftand aus particulariftifch = conftituttoneller Gewiflenhaf= 
tigfeit, die Beſchlüſſe des Parlaments in ven Punkten zu vollziehen, in venen es fih um Ent- 
widelung ber Freiheiten des Volkes handelt. 

Nachdem der Minifter des Auswärtigen, Graf Bray, erfolglos namentlich gegen Schüler's 
Argumentation angefämpft, erhob ſich der geſchickteſte Redner ver Rechten, v. Abel. Er 
ſprach mit gewandter Dialektik und mol noch im ſtolzen Nachgefühle ver zahlreichen Erfolge, 
die er vordem in dieſem Saale erringen: eine folde Einführung der Reichögefege wäre blos 
„ein kühner Griff, aber nicht geeignet, das Recht zu erfegen, — eine Willkürherrſchaft, und jede 
Willkürherrſchaft weifen wir zuruͤck!“ (Tiefer Eindruck des Staunens, von Murren gefolgt.) 
Dann ſchilderte der Redner die verderblihen Wirkungen, welde die Grundrechte hervorbringen 
müßten, beifügenn: „Wir erflären und aufs entſchiedenſte gegen das Princip der Bevormun⸗ 
dung , welches bisher centnerfchwer auf den Gemeinden laftete”, und welches Bevormundungs⸗ 
foftem nun durch die Reichscentraliſation noch vermehrt werben folle. (Hier verwandelte ſich der 
Unwille in lautes Gelächter). Endlich malte er aus, wie die Schaffung eines deutſchen Reichs 
die Finanzen der Einzelftaaten zu Grunde richten würde, indem e8 ihnen viele Einnahmequellen 
(3ölle, Boften u. ſ. w.) entreige und neue Laften aufbürde. Dabei ſtachelte er ganz beſonders 
die Vorurtheile und den Eigennug, namentlid) die Realvechtöbefiger auf. - 

Ihm antwortete Kolb, mit Ausprüden des Erflaunens darüber beginnend, daß Baiern aus 
diefem Munde, aus melden es feit mehr als zehn Jahren fhon fo mande Interpretation feiner 
Berfaffung vernommen , heute wieder Interpretationen hören müfle, diesmal Interpretationen 
im Namen der $reiheit, Interpretationen, die dad gefammte Deutſchland beträfen. Er beleuchtete 
die vorgebrachten Trugſchlüfſe, zeigte, wie die Herftellung einer Einigung Deutſchlands die uns 
umgänglide Borbedingung feines Wohls und Glüds, nicht fein Verderben in ſich ſchlleße, und 
bewies die Unwahrheit der Unterftellungen , mittels deren man namentlich den Gewerbftand In 
Baiern aufgehegt. Es wurde augenſcheinlich, daß man einzelne Anträge über dad Gewerbwe⸗ 
fen, welde im volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe der Nationalverfammlung zwar zur Vorlage 
gebracht, aber ſchon dort beinahe einflimmig verworfen und darauf gar nicht weiter zur 
Sprade gekommen waren, in Baiern für Beſchlüſſe der Reichsverſammlung ausgegeben und 
bamit die Gewerbtreibenden in perfidefter Weife geſchreckt Hatte. 
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Am dritten Tage der Debatte unternahmen es die Minifter Heinz und v. Beisler, ſowie 
». Lerchenfeld, die Vereinbarungätheorie nochmals zu vertheidigen. Schüler und Stodinger 
antworteten treiend. 5%) Als man endlich zur Abſtimmung über den entſcheidenden Satz ge— 
langte, erflärten ji 72 Stimmen für, 62 gegen die Gültigkeit ver Reichsgeſetze. 

Am nähftfolgenden Morgen (8. Febr.) erklärten die Minifter, daß jle infolge des geſtrigen 
Kammerbeſchluſſes ſämmtlich ihre Entlaffung eingereicht hätten. Es war das erfle mal in Baiern, 
daß es einer Kammer gelungen, ein ganzes Minifterium zu flürzen. 

Noch war die Adreßdebatte nicht beendigt, denn auch dem ganzen übrigen Inhalte de Ant: 
wortsentwurfs winerfegte ſich die Minorität Sag für Sag. So warb noch zwei Tage lang ver 
parlamentarifche Kampf fortgefegt. Endlich, nach fünftägiger Debatte, erfolgte die Abftimmung, 
Annahme der Adreſſe mit 72 gegen 61 Stimmen. 56) 

Alle reactionären Parteien in Baiern entwidelten nun die größtmögliche Thätigkeit, um 
dad zumal über die deutſche Frage möglihft im Unklaren gehaltene und mit Beforgniffen für 
feine Religion und feinen gewerblihen Nahrungsftand erfüllte altbairifhe Volk gegen die 
Reihöverfaffung und deren Vertheidiger aufzureizen, da die Einheit Deutfchlands den Ruin 
Balernd mit ſich bringe. Ein Petitiondfturm gegen die Grundrechte warb organijirt; felbft die 
quafiofficielle „Neue Münchener Zeitung‘ regiftrirte die einlaufenden Apreffen Tag für Tag. 
Dies rief Faum minder maflenhafte Gegenadrefien für die Grundrechte hervor, beſonders in 
dtanken und ver Pfalz. Bon ihnen nahm die genannte Zeitung feine Notiz. Das ultramontane 
Sauptblatt aber, der „Volksbote“, beſchuldigte die freifinnigen Abgeoroneten der niebrigften 
Bübereien, ja er rief ganz unverblümt die Bauern auf, nad) der Reſidenz zu ziehen und vie 
„Rothen”, die „grundrechtlichen Hochverräther“ todtzufchlagen. 57) 











55) Bei dieſer Gelegenheit war es, daß Herr v. Abel, die im ganzen Lande gefürchtete parlamentarifche 
Nacht, infolge der allerdings beinahe ununterbrochenen Angriffe auf fein früheres „‚heillofes, verruch⸗ 
tes Syſtem“, ſich Heftige Ausfälle erlaubte, über welche das Präſidium vermittels einze vagen Bemers 
fung hinweggehen wollte, worauf Kolb fogleich die Sache auffaßte und vermittels namentlicher Abftims 
mung einen Bemtichen Kammerbefchluß erwirkte, wonach Herr v. Abel „zur Ordnung ‘’ gewiefen warb. 
Run war der parlamentarifche Nimbus des Mannes vernichtet. Die Linke hatte es als Pflicht ange: 
ſehen, indem fie das vorhandene Minifterium flürzte, zugleich eine Wiederkehr des Minifteriums Abel 


lich zu machen. 
Fi Fi wollen bier zweier Vorfälle kurz gerinten, welche in ber Kolge vielfach entftellt befprochen 
wurden. Im ber Adrefdebatte hatten ſich Linfe und linfes Gentrum dahin verftändigt, auf fein Amen⸗ 
dement zu dem Entwurfe einzugehen. Die Rechte brachte nun unter Anderm den Vorſchlag, flatt von 
dem „conftitutionellen Syfleme”, von dem „conftitutionell-monarchifchen‘ zu reden. Obwol in der 
ganzen Derfammlan niemals ein Verlangen nad; Republik hervortrat, vielmehr feibft die Linfe in ihrer 
großen Mehrheit bie haltung bes Konigthums wollte, ward jener Borfchlag dennoch verworfen, ein mal 
unter Hinweifung auf den Misbrauch, der mit dem Ausbrude „ confitutionellsmonarchifch “ getrieben 
worden fei; zum Andern, weil eine Misbeutung hier gar nicht möglich, indem ja im naͤchſtvoranſtehen⸗ 
ben Sage bie Kammer ausgefprochen habe: fie wolle der Krone eine Stüge bilden, während body die 
Republik eine Krone nicht bulde. Indeß müßte der Vorfall fpäter zum Vorwande ber vielfach auss 
jefrenten Belchuldigung dienen, die Kammer habe die Monarchie abſchaffen wollen. — Der zweite 

organg war biefer: Der Abgeorbnete Dr. Müller von Aſchaſſenburg, Feiner beflimmten Fraction anges 
hörend, obwol er fi für die Gültigfeit ver Reichsgeſetze erklärte, ſprach ſich ſehr nachdruͤcklich dagegen 
aus, daß etwa Ofterreich aus dem beutfchen Reiche ausgefchloflen werde (mas vie Gegner ber Reiches 
verfaffung mit als Hauptfchlagworte benupten, geltend machen, wie alsdann Baiern zum Grenzlande 
mb den norbbeutfcgen Interefien des bominirenden Preußen geopfert werde). Angefichts des erſten Ars 
tifeld der Reichsverfafung, wonach dad beutfche Reich ebenfalls das ge e Gebiet „bes bisherigen Deuts 
fen Bumbes‘’ umfafien Bone (welches Gebiet der Kailer fogar mit Waffengewalt hätte wahren müffen), 
eflärte ein Mitglied ber Majorität: „Auch wir wünfchen ebenfo wenig ein Aufgehen Deutſchlands in 
Breußen, als eine Ausfchließung — ſondern ein einiges, ganzes Deutſchland.“ Die übrigen 
Kammermitglieber ſtimmten bei, nur ein Abgeorbneter, gerade von ber Minorität, erflärte ſich dagegen. 
Nicht fogleich, fondern erſt nad) längerer Zeit ſuchte man in ber Preffe bie Sache fo barzuftellen, als 
jabe bie ganze Kammer ihren am Tage zuvor gefaßten Befchluß wegen Gültigfeit der Reichsgeſetze nun 
einhellig Fans wieder umgeflofen, und ale hätte das geflürzte Minifterium fid; wieder an das Staate- 
zuber ſtellen Finnen, weil eine Wiberfeblichfeit gegen die Nationalverfammlung nun von ber Majorität 
KISR ausgefprochen worben fei. Das birecte Gegentheil beweifen inbef alle Kammerprotofolle und das 
Zeugniß der Nã⸗ —— wie denn auch bie gewandte und unermübliche Minorität eine ſolche Ge⸗ 
mn augenblicklich benugt haben würbe, wenn fle ihr gegeben gewefen wäre. 

57) Während die am meiften hervorragenden Abgeordneten von ber Linfen über das Unweſen lachten 
ad an feinerlei Gefahr glaubten hatten ſich Breifinnige aus dem Volke, zumal Studenten, Künftler und 
KÜR Militärs, in aller Stille verftänbigt, jeden einzelnen der am meiften für gefährdet erachteten Deputir⸗ 
terinsgeheim zu bewachen unb zu befchäßen, Erſi fpäter entdeckte einer ber ne Geheimniß 
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Das Märzminiflerium führte proviforiich vie Gefhäfte fort. Man kam nicht zur Bildung 
eines neued Cabinets. Nach der Rechten fonnte man nicht greifen ohne eine Kammerauflöfung, 
eine ſolche aber ſtellte Die Wahl noch weit heftigerer Elemente in Ausſicht. Das linfe Centrum 
aber ermangelte geeigneter Männer zur Befegung der Minifterftellen. So dauerte denn die 
Verlegenheit und Rathlofigkeit fort. 

Nach wochenlanger Unthätigkeit empfing die Abgeoronetenfanmer am 24. Febr. eine neue 
wichtige Vorlage, einen Gefegentwurf wegen Aufbringung der Matricularbeiträge für bie 
deutſche Eentralgemwalt. Es feien 1,622,000 Gldn. erfoderlich; da nun weder Überſchüſſe vor— 
handen, noch ein Anlehen rathfam fei, fo ſolle ein Beiſchlag zu allen divecten Steuern von 25 
Broc. für die Reichsausgaben erhoben werben. 

Da hatte man num thatfächlih,, was v. Abel vorausverfündet: „Die Ginigung Deutſch⸗ 
lands bringt nur neue Laſten!“ Die für eine fo verberbliche Einigung kimpfenden Abgeordne⸗ 
ten mußten dem Volke verhaßt werben. Die Märzminifter hatten zulegt noch einen Streich 
geführt, der nicht gefährlicher gedacht werben konnte. Dielen Kreifinnigen bangte. 

Doch die Freude der Reichsverfaſſungsgegner follte nicht lange dauern. Wie ein nieber- 
ſchmetternder Blig Fam die Anttvort des Finanzausſchuſſes. Ein Mitglied deffelben, Kolb, hatte 
in aller Stille Material gefammelt, um einen bisher forgfam verborgen gehaltenen alten Scha= 
den rückhaltslos zu enthüllen. Es war das fogenannte griechiſche Anlehen. In durchaus 
würbiger Sprade, im Übrigen aber ohne Schonung, wies der genannte Berichterftatter die 
Sachlage nad. 58) Er berechnete die Foderung des bairiſchen Staats, ſoweit er dieſelbe eruiren 
gekonnt, auf 1,529,333 Glon. und ſtellte im Weſentlichen folgende Anträge: 1) Ale Beamte, 


58) Nach den amtlich veröffentlichten Kammerprotofollen heißt es in dem vom gefammten Finanz⸗ 
ausfehuffe mit Stimmeneinhelligfeit angenommenen Kolb'ſchen Berichte unter Anderm: „Die gange 
Geſchichte des fogenannten griechifgen — 5 — alle Vorgänge, welche im Zuſammenhange damit 
fiehen, gewähren ein ſprechendes Bild des Zuftandes, in welchem fi das Berfafjungswefen in Baier 
vor ber beutfchen Märzrevolution befand. Es zeigt diefes Vorkommmiß in allen Einzelheiten, wohin 
es führt, wenn nicht eine nach freifinnigen Grunbfägen gewählte, nicht eine unbecimirte, wahre Volkes 
vertretung vorhanden, wenn eine Repräfentation dabei nicht mit den nöthigen Mitteln ausgeftattet iſt, 
dem Vollsrechte auch gebührende Achtung zu verfchaffen, wenn ber ganze Conſtitutionalismus nicht dem 
Weſen, fondern nur dem Scheine nach beſteht. Es hanbelt fi um ein Borfommniß, das man fih Mar 
machen muß, damit es als warnendes Beifpiel für die Zufunft diene. Gegen bie klare Beflimmung 
der Berfaffungsurfunde wurde ein bairifches Heer nach Griechenland gefenbet; für dem Vaterland 
fremde Zwecke wurden Taufende der Söhne Baierns in Griechenland Hingeopfert, weggerafft durch ein 
mörberifches Klima, weggerafft durch Anftrengungen und —— en, ober durch das Schwert ober 
die Kugeln der Türken, die zu befämpfen der bairifche Staat feine Verpflichtung, Togar feinen Grund, 
keine Beranlaffung Eatte. Die damaligen bairiſchen Stände aber fchwiegen. Die Preſſe such hatte 
man ſchmachvoll gefnebelt. Millionen bairiſcher Staatsgelver wurden verausgabt aus Veranlaflung 
der den bairiſchen Staatszweden unbedingt fremben fogenannten griechifchen Frage. Es konnte dies 
fein —— bleiben; Jedermann mußte davon, bie Staͤnde aber ſchwiegen. Erſt als die gries 
chiſche Regierung gendthigt warb, ihr Budget und ihre Rechnungen zu veröffentlichen, mußten bie 
Stände in Baiern ebenfalls Kenntniß von der Sache nehmen (1840). Über man ließ es gefchehen, daß 
ein Minifter blos einem Ausfchuffe und blos «confidentiell» Auskunft gab über Angelegenheiten der 
Staatsfaffe, mit der freilich jet auf ihren gebührenden Werth gebrachten Bedingung, daß darüber nie 
eine Verhandlung in öffentlicher oder geheimer Sigung der Kammer ftattfinden bürfe! Der Kennt: 
niß der Kammer felbft wurden alle ven Gegenftand betreffenden Urkunden vorenthalten. Aus ber ges 
fammten Actenlage ergibt fi, daß man die Sache nie mit voller Offenheit behandelte. Man Bee 
und wendete ſich nach allen Richtungen und fuchte die Brage nicht fowol feftzuftellen, als vielmehr bies 
felbe zu umgehen. Immer wieber ſprach man von ben azarten Rüdfichten», vermieb aber babei befto 
forgfamer Dasjenige, was hätte gefchehen müffen, wenn mehr ale ein leerer, ſtaatsverderblicher Scheins 
conftitutionalismus beftanden hätte, wenn bie Berfafjung, felbft mit allen ihren großen Fehlern, eine 
Wahrheit geweſen wäre. Was die in drei geheimen Sigungen ber Abgeorbnetenfammer (1840, 1843 
und 1846) gefaßten Befchlüffe anbelangt , fo ift deren Inhalt bei der heutigen Lage ber Dinge im Ber 
fentlichen ohne Bedeutung. Wäre es anders, fo würben biefe Befchlüffe, wie diefelben vorliegen, dem 
Volke gegenüber als null und nichtig in jeder Beziehung erflärt werben müflen. In materieller Hinficht 
hatte man die Kammer zu Beſchlüfſen veranlaft, während man ihr die Kenntnif der wichtigften Urkun⸗ 
ben vorenthalten Hatte. Dabei warb fogar, im augenfcheinlichen Widerfpruche gegen bie flare_ Ber 
ftimmung des $. 79 der Gefchäftsorbnung, niemals den Rammermitgliedern auch nur ber betreffende 
Auefchußbericht gedruckt ober lithographirt mitgetheift, tweber Innerhalb noch außerhalb der vorgeichries 
benen Zeitfriſt. Sogar formell tragen die gedachten Protofolle den Stempel der Nichtigkeit an fi, 
indem auch nicht eines berfelben von drei Abgeordneten mit unterzeichnet twurbe, gegen die ausbrüdliche 
Vorſchrift von $.66 und 73 der Gefchäftsorbnung, gegen jene von $. 1 des Gefebes vom 2. Sept. 1831 
und fogar gegen bie Beflimmung von $. 13, Tit. II des zehnten Edicts zur Verfaflung‘' u. f. w. 
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welche mitgewirkt, jind ſchleunigſt auf dem Eivilwege, foweit möglih, zum Rüderfage anzu= 
halten; 2) die fernere Auszahlung der Ayanage des Königs Otto, welde Apanage ohnehin 
Hierfür verpfändet, ift ſofort einzuftellen, 3) e8 jind unverzüglid die geeigneten Schritte einzus 
leiten, um den Rüderfag der gedachten Staatögelver, ſoweit derſelbe nit anderweit erfolgt, 
aus dem Privatvermögen des Könige Ludivig zu erlangen; 4) die bei der Auslieferung der gez 
dachten Staatägelver thütigen Beamten find fofort wegen Amtsvergeheus ſtrafrechtlich zu ver 
folgen ; 5) fänmtlihe Minifter find, jeder in feinem Wirkungskveife, zur unverzüglichen Anz 
ordnung der nöthigen Weifungen aufzufobern. e 

Dieſes Guthaben des Staatd reichte beiläufig gerade aus, Die ganze Foderung der Minifter 
gu beden; man braudite gar feine Steuern für die „deutſche Sache“ Indeſſen war im vorliegens 
den Berichte davon nicht die Rebe; es follte vielmehr noch ein anderer Bericht wegen der Steuers 
foberung nachfolgen und dad Bublicum ſchien noch weitere Enthüllungen zu erwarten. S 

Bu einen weitern Voꝛtrage ließ e8 indeß die Regierung nicht fommen. Man fuchte vielmehr 
von verfchiedenen Seiten felbft die Berichterftattung über das griehifche Anlehen zu verhin= 
bern, mollte das ganze Verhältniß nicht offenkundig werben laſſen. Diefe Bemühungen, obwol 
von dem Kammerpräjidenten unterftügt, fcheiterten indeß an der Vorausſicht und Energie ber 
Linken. Indeffen erfolgte nun eine Bertagung ver Kammern fo eilig, daß das betreffende Re— 
feript von Männern contrafignirt war, deren Ernennung zu Dinifterverwefern man dem Land⸗ 
tage noch nicht einmal angezeigt hatte. (Ed waren nämlich die. Herren v. Leſuire, v. Ajchenbrenner, 
dv. Kleinſchrod und v. Beisler ald Verwefer der Minifterien berufen worben.) 

Schnell drang indeß jener Bericht über das griechiſche Anlehen in das Publicum und 
wirfte weit mehr als alle8 Andere, was bis jet auf den Landtage vorgefommen. Der urfprüng- 
liche Schlag, berechnet auf die Steuerpflichtigen, war nicht nur abgewendet, fondern vielmehr 
zurüdgeführt, tief in dad Haupt des angreifenden Theile. Gerade für die Steuerpflihtigen, 
die vorzugsweiſe in dad Auge gefaßt waren, lag nun die Frage vor: ob nicht beilere Garantien 
nothwendig jeien. 

Die am 8. März begonnene Bertagung fullte bis zum 10. April dauern. Als aber diefer 
Termin fi näherte, hatten die Minifter noch nicht zu feften Entſchlüſſen in ber ſchwebenden 
deutſchen Frage zu gelangen gewußt. Daher eine zweite Vertagung bi zum 21. April; hierauf 
fogar eine dritte bis zum 15. Mai. 

Wie immer man dad Auftreten der damaligen Abgeordnetenkammer beurtheilen möge, un⸗ 
zweifelhafte Thatſache ift es, daß dieſelbe es als ihre höchſte Aufgabe betrachtete, die baixiſche 
Regierung zur Anerkennung der Reichsgeſetzgebung zu nöthigen. Sie war dabei von der Über— 
zeugung geleitet, daß ed Täufhung fei, in ven Einzelftaaten auf dauernde Breiheit und Wohl: 
fahrt zu hoffen, wenn biefe nicht in der Geftaltung des Gefamntvaterlandes ihre Grundlage 
fänvden. Für das Zuftandefommen einer gefammtbeutfchen Berfaffung mußte aber gerade die 
Haltung Baierns von befonders hoher, vielleicht entſcheidender Wichtigkeit fein. Ward Baiern 
für ie große Frage der Neuzeit gewonnen, fo lag eine Möglichkeit vor, insbeſondere auch den 
Widerſtand des berliner Cabinets zu bewältigen. Die Mittelftaaten bildeten ven Keen einer 
Macht; die Stimmung in verſchiedenen preufifgen Provinzen (namentlich Rheinland) mochte 
genügen, bie alddann ſchwankende Wagſchale herabzuziehen. 

Die Lage der Abgeordneten verfhlimmerte ſich infolge der Erwählung des Königs von 
Preußen zum deutſchen Erbkaiſer. Es ließ ſich die Thatfache nicht verfennen, daß bie allgemeine 
Stimmung in ganz Baiern (einige ansbacher Adelige ausgenommen) damit nidt zufrieden 
war. Obwol aber dieſe Wahl den Wünſchen ver bairiſchen Landtagsabgeordneten nicht zufagte, 
fo beftand dennoch die Linke fe auf ihrem Grundſatze unbebingter Unterwerfung unter die Bes 
ſchlüfſe der Nationalverfammlung, wobei man das Nihtangenehme ebenfo wie dad Erwüͤnſchte 
anzuerkennen habe. 

Mittlerweile war denn aud das Minifterium definitiv veconftituirt. Es beftand aus Herrn 
v. der Pforten (Auswärtiges), Leſuire (Kriegsweſen), Afchenbrenner (Finanzen), Kleinſchrod 
(Iufiz), Forſter (Inneres) und Ringelmann (Eultus). Wenn aud) vorerft noch niht dem Nas 
men, fo doch der That nad) land der Erfigenannte an der Spitze des Cabinets. Früher Univerfitätds 
profeſſor, misfiel ſeine Haltung dem Heren v. Abel. Herr v. der Pforten wandte ſich damals nach 
Leipzig und gelangte nad) ven Märztagen auf einen ſächſiſchen Miniſterſtuhl. Eben war er je— 
doch ben Angriffen ber dortigen Kammern unterlegen, indem er namentlich In Hinſicht auf bie 
Weutfche Reichsverfaſſung biefelbe Richtung vertrat wie das in Baiern geftürzte Minifterium, 
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Herr v. der Pforbten begann Namens der bairiſchen Regierung der deutfchen Centralgewalt 
zu erflären, daß die gedachte Regierung eine unbebingte Gültigkeit der Reichsverfaſſung nicht 
anerkenne. In Verbindung damit fand die legte Vertagung ver Kammern. Adreſſen mit zahl⸗ 
reichen Unterfchriften verlangten dringend fofortige Berufung des Landtags, dad Minifterium 
wies biefelben iedoch zurüd. 

Indeſſen glaubte die parlamentarifche Oppoſition das Minifterium zum Nachgeben zwingen 
zu können. Wirklich ließ ſich nicht abfehen, wie dieſes jich zu behaupten vermöchte diefer Kanımer 
gegenüber und bei der Unmöglichkeit, duch Auflöfung eine nachgiebigere zu erlangen. Der uns 
gluͤckliche Aufftand in ver Pfalz änderte die Sachlage. 

Die Haltung ded neuen Minifteriumd hatte nämlich in der Pfalz und in Franken große 
Aufregung und Erbitterung erzeugt. Zunächſt infolge einer Auffoderung der pfälziihen Volks⸗ 
vereine fand anı 1. und 2. Mai zu Kaiferdlautern eine allgemeine Volkdverfammlung ftatt. 
Etwa 12,000 Männer, viele in Waffen, wohnten verfelben bei. Das Verfahren ver bairijchen 
Regierung ward ald Auflehnung gegen die Reichsverfafſung bezeichnet und beſchloſſen: vie 
Pfalz habe viefer Regierung, bis ſich diefelbe ven Reichsgeſetzen unterwerfe, Widerſtand zu lei⸗ 
ſten, zu welchem Behufe man einen „Landesvertheidigungsausſchuß“ einfegte (der übrigens in 
Wirküchkeit keinen Verſuch machte, die im Kreife beftehende Regierung abzufegen). 

Das Reihsminifterium (Gagern), gedrängt durd die Macht der Thatſachen und beflürmt 
durch die Linke des Parlaments, fendrte den Reichstagsabgeordneten Eifenftud als Reichscom— 
miſſar nach der Pfalz Eifenftud fand, nach Inhalt feiner Berichte, überall im Lande große Er= 
Bitterung gegen bie bairiſche Regierung ; die Beamten felbft fprachen ihm faft durchgängig Ihr 
Bedauern über die Haltung diefer Regierung aus und betheuerten ihre Anhänglichkeit an vie 
Reichsverfaſſung. Eifenftud, beftrebt, die Reichsverfaſſung zur Anerkennung zu bringen, fos 
dann zu der Folgerung gelangend, daß eine offene Misbilligung dev gefchehenen Schritte nur 
jur Proclamirung der Republik führen würde, kam (7. Mai) zu dem Entfhluffe, den Landes⸗ 
vertheidigungdausfhuß zu reconflituiren als „Landesausſchuß für Vertheivigung und Durch⸗ 
führung der deutſchen Reihöverfaflung”. Da nun aber am nächſten Morgen, völlig unerwartet, 
von Manheim her ein preußifches Bataillon (vom Reichskriegsminiſter v. Peucker nad) Landau 
beorbert) in der Pfalz erſchien, entftand hier eine ſolche Aufregung und Erbitterung, daß diefe 
ſchwache Truppenabtheilung aller Wahrſcheinlichkeit nad) von allen Seiten angegriffen und 
— aufgerieben worden wäre, wenn der Reichscommiſſar dieſelbe nicht zurückbeor⸗ 
dert hätte. 

Die Centralgewalt war indeſſen unzufrieden mit Ciſenſtuck. Er warb einer Überfäreitung 
feiner Vollmachten beſchuldigt und zurüdberufen (10. Mai). Dies goß DI in die Flammen. 
In der nächſten Nacht ward eine batrifche Truppenabtheilung zu Ludwigshafen durch Bewaffnete 
aus Frankenthal und der Umgegend überfallen und ver Ort genommen. Die Soldaten (angeb= 
lid 460 Dann) gingen, mit Ausnahme der Offiziere, zu den Infurgenten über. Nun rip beim 
gefammten Militär in der Pfalz Auflöfung ein. Zuerft verließen die Soldaten in den offenen 
Orten ihre Corps, dann folgten die in den Feſtungen häufig diefem Beifpiele. Zu Landau 
namentlich Eonnte der Dienft faft nur nach durch Offiziere verfehen werden, Diele Gemeine und 
Unteroffiziere [hloffen fid der Bewegung an, eine noch größere Anzahl begab fi einfah nad 
Haufe. (Die Geſammtzahl der Fahnenflüchtigen ward fpäter zu 2525 angegeben.) Gebrängt 
durch manche Verhältniffe, genrängt insbefondere durch Geldmangel und bei feiner beſchränkten 
Befugniß außer Stande, demfelben zu begegnen, glaubte ver Landesausſchuß einen Schritt 
weiter gehen zu müffen. Er berief auf den 17. Mai eine Verfammlung von Gantonalvertreterir 
nach Kaiferslautern und verlangte von diefen Ummanblung ded Landesausſchuſſes in eine 
proviſoriſche Regierung. Nur mitteld Anwendung eines „gelinden moralifchen Zwangs“ 
gelang es den Antragftellern, bei ver Abflimmung die ſchwache Majorität von 15 bejahenven 
Stimmen gegen 13 verneinende zu erlangen. Die Maffe ver Bevölkerung misbilligte dad Vor⸗ 
angehen, aber in der ganzen Pfalz wollte Niemand eine Gegenbewegung unternehmen, folange 
die Regierung die Anerkennung der Reichögefepe verweigerte. Nicht Biele wollten diefe unver⸗ 
ſtaͤndige Revolution, aber Niemand wollte darum die unbedingt verhaßte Gontrerevolution. 

Am unerwünfcteften kam indeß der Aufftand ven eben wieder nad Münden abgegangenen 
Landtagdabgeoroneten. Während fie einerfeitö die jehr gegründete Hoffnung hegen durften, 
die Regierung zur Anerkennung der Reichöverfaflung zwingen zu Eönnen, wenn feine ſtörenden 
Zwiſchenfälle einträten, mußten fle einfehen, daß dagegen zur Durchführung einer Revolution 
in der Kleinen Landſchaft alle Mittel fehlten, insbeſondere Waffen und waffengeübte Soldaten. 
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Oaß ganz Deutſchland ſich erheben werde, konnte aber nur glauben, wer die ganze damalige 
Stimmung völlig verfannte. 59) 

Am 15. Mai, alfo ehe noch die Dinge in der Pfalz zum Hußerften gefommen waren, follte 
ber Landtag zu München wieder zufanmentreten. Noch immer war man aber dort zu entſchei⸗ 
denden Entfehlüffen nicht gelangt. . Es bedurfte energifcher Verwendung einiger pfälziſcher Ab⸗ 
georoneten hei den beiden Kanımerpräjiventen, um dieſe zu vermögen, wenigftensaufpen 17. Mat 
die erfte Sigung anzuberaunen. Es war ver nämliche Tag, an welchen zu Kaiſerslautern bie 
Wahl einer proviſoriſchen Regierung ftattfand. n 

In diefer Sigung begann das neue Minifterium mit Vorlage feines Programms. Es er= 
Elärte, daß ed in ber deutſchen Frage „an dem Standpunkte der Vereinbarung feſthaltend, die 
unbebingte Anerkennung der Reichsverfaſſung verfagen müffe”, deren „unveränderte Annahme 
die Intereffen Baierns fehwer verlegen würde”; es feien übrigens „in ver jüngften Zeit entſchie⸗ 
dene Schritte zur Vereinbarung gethan worden‘, und man wolle „vie veutfche Einheit auf jede 
mit denn Wohle des gefammten Deutſchland und des bairifchen Volkes zu vereinbarende Weife 
fördern”. Dem Volke follten übrigens „vie gewonnenen ober in Ausſicht geftellten Freiheiten 
vollftändig gewährt”, aber aud) „einem maßlofen Streben nad) dem praktiſch Undurchführbaren 
kräftig entgegengetreten werden”. Verheißen ward namentlich „Umgeftaltung der Verfaſſungs⸗ 
urfunde, indbefondere Umbildung der Kammer ver Reichöräthe”. Ungeachtet mander neuen 
Ausgaben und ungeachtet der beabfichtigten Aufhebung des Lotto werde vermitteld „‚weifer 
Sparfamfeit das Gleichgewicht im Staatshaushalte aufrecht erhalten werden können”. Das 
Minifterium hielt es für nöthig, förmlich in feinem Programme anzufündigen, daß das griechiſche 
Anlehen durch baare Zahlung von Seiten des Königs Ludwig bereinigt fei. 0%) Die Erklärung 
ſchloß mit den Worten: „Indem das Staatdminifterium dieſen Stand der öffentlichen Angele= 
genheiten zur Kenntniß des Landtags bringt, erkennt daſſelbe wohl, daß die Löfung der Hier be⸗ 
zeichneten Aufgaben durch die Uinterflügung der Kammern bevingt iſt.“ 

&8 folgte nun eine heftige Verhandlung, endigend mit dem Beſchluſſe der Abfaffung einer 
Adreffe an ven König gegen das Minifterium und der Ankündigung einer Beſchwerde gegen das 
Benehmen der beiden Rammerpräfjidenten. 61) 


59) So fam es denn auch, daß von den fünf Männern, welche urfprünglich zu Mitgliedern der pros 
viforifchen Regierung der —— ewaͤhlt worden waren, brei die Annahme verweigerten, und es waren 
dies gerade nicht bie einſlußloſeſten: Schüler, Kolb und Culmann, während Reichard und Hepp und 
ſtatt der Ab lehnenden noch Schmitt, Fries und Greiner eintraten. 

60) Es if dies wol das einzige Beifpiel in ber Geſchichte des beutfchen Gonftitutionalismus, daß ein 
Gtaatsoberhaupt aus feinem Privatvermögen einen in bie Millionen gehenden Nüderfag leiftete. Und 
es war nicht einmal zu einem Rammerbefchluffe gefommen; aber freilich hatte der erflattete Ausſchu 
bericht einen Eindrud im ganzen Lande hervorgebracht, wie er eben nur unter ben bamaligen Berbäl 
niffen möglich war. 

61) Sobald Minifter Kleinfchrod mit Verlefung des obigen Programms geendigt, erhob fi nämlich 
Kolb mit dem Antrage: die Kammer wolle, in Antwort hierauf, wiederholt erflären, daß fie die Reichs⸗ 
verfaffung als Geſetz für ganz Dentfchland erfenne und vorbehalte, alle gefeglichen Maßregeln zur 
Durchführung diefer faffung in Anwendung zu bringen; bie Kammer molle ferner als erſtes Mittel 
die Abfafjung einer Adrefie an das Stoatsoberkaupt befchliegen und zu beren Entwerfung fofort eine 
Commilfion wählen. Präfdent Lerchenfeld beftritt bie fofortige Zuläffigfeit der Discufflon biefes Aus 
— aus formellen Gründen. Er ward von Stockinger und Kolb widerlegt. Darauf erhebt der zweite 
* ſident Hegnenberg materielle Einwendungen. Einige Redner von der Rechten unterſtühen die Bräs 
fidenten, indeß Morgenflern und Willich eindringlich hervorheben, wohin es führen wärbe, „wenn man 
in biefer Zeit, wo in vielen Theilen des Landes der Brand auszubrechen drohe, wo jede Stunde ber 
Zrugecarg Seel, ja Bürgerkrieg bringen fönne‘‘, die Entfcheidung noch ferner zu verfchieben ſuche. 
Da nah inifler v. ber Bhorbten zum erften mal in ber bairifchen Kammer das Wort. Er vers 

daß man eine weitere Vorlage des Minifteriums, in den nächften Tagen, abwarte, worin fi 
bie Regierung näher ausfprechen und bie von ihr beanflandeten Theile der Reichsverfaflung fpeciell bes 
zeichnen werde. Die Regierung halte ſich für berechtigt, zu fobern, daß man dieſe Borlage abwarte und 
prüfe; das Gegentheil wäre eine Verlegung ber erſten Principien bes Gonfitutionalismus. Darauf 
Kolb: Wenn er hier etwas fehe gegen die erften Principien des Conſtitutionalismus, fo fei es bie Ans 
wefenheit des Miniſteriums, das den Muth habe, einer Kammer entgegen zu treten, bie fchon das vorige 
wegen verweigerter Anerkennung der Reicheverfaffung geftürgt, unb das nunmehr noch fchroffer komme 
als das vorige und ſich dabei Berufe auf das Weſen des Eonflitutionalismus. Auf biefen eten 
Eupfang des neuen Eabinets erfolgte noch weiter eine lange, bis zu Ende heftige Derhanblung. ⸗ 
cheufeld bezeichnete die Feſtſtellung der Reichsverfaſſung blos durch bie Nationalverſammlung als 
„Umflurz der Einzelſtaatenverfaſſungen“. Herr v. ber Spforbten. ohne ein Wort auf jene Entgeg⸗ 
nung zw erwidern, bie ihn bedeutend ergriffen zu haben ſchien, rief nun: „Wenn ganz Deutichland 
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In der Sigung vom 19. Mai brachte das Minifterium feine angekündigte nähere Erklärung 
Aber die Neichöverfaffung zur Vorlage. Die Haupteimvendungen gegen diefelbe waren: 4) 
Ofterreich werde ausgeſchloſſen⸗ 2) man ſchaffe nicht einen Bundes-, ſondern einen Einheits— 
ſtaat; 3) das Wahlgeſetz. Vaiern wolle fein Kaiſerthum, ſondern ein Directorium, Feine 
felbſtändigen Reichseinkünfte, ſondern Matricularbeiträge. Außerdem Widerſpruch gegen jede 
Reichsgeſetzgebung in Gewerbſachen, Vorbehalte zu Gunſten der Stellvertretung beim Militär, 
Einwände gegen Abſchaffung ver Todesſtrafe, gegen unbedingte Trennung von Staat und Kirche 
gegen Theilbarfeit des Grunbeigenthums u. f. w. Wenn dieſe Anftände befeitigt würben, fo fei 
die bairiſche Negierung zur Anerkennung der Reichöverfaffung bereit. 

Unmittelbar nach Verlefung dieſes Actenſtücks erflattete Schüler den Commiffionsbericht 
über die beſchloſſene Noreffe an den König. Der Entwurf ſchloß mit der Erklärung, dem Mini— 
flerium jede Unterftügung, insbeſondere zur Ausführung feines Programms, zu verfagen, unb 
mit dem dringenden Erfuchen an den König um Anerkennung der Reichsverfaſſung und Bildung 
eines andern Minifteriums. Die Verhandlung vom 21. Mai envigte mit Annahme ver Adrefle 
durch 72 gegen 62 Stimmen. 

Nun war ein Nebeneinanderbeftehen dieſer Kammer und dieſes Minifteriums allerdings 
unmöglid. Was aber gefhah, war weder Rammerauflöfung, noch Rücktritt des Cabinets. In 
der naͤchſten Abgeorbnetenfigung warb vielmehr eine Zufchrift des Gefamntminifteriums ver- 
lefen, des Inhalts: Nachdem die Rheinpfalz als eine im Zuftande des Aufruhrs befindliche 
Provinz betrachtet werden müfle, fo fei auch „die Berechtigung der Abgeordneten aus dem pfäl- 
ziſchen Regierungsbezirke zur Theilnahme an den Verhandlungen des Landtags zu beanflanden 
und diefe Theilnahme für fo Tange zu fuspendiren, bis der gefegliche Zuftand wiederhergeſtellt 
ſei“. Der Präfident wollte fofort ven Gegenftand dem Secretär zur Berichterftattung übergeben. 

Es war Thatſache, daß die Pfalz die berebteften und gewandteſten Vertheibiger ver Reihe: 
verfaffung geftellt hatte. Zudem würde durd den Ausſchluß von etwa 15 anweſenden Pfälzern 
(vier waren nicht erſchienen) die minifterielle Seite des Haufes eine wenn auch nod) fo geringe 
Stimmenmehrheit erlangt haben. Die Pfälzer ſchienen es zu verfhmähen, in diefer Sache das 
Wort zunehmen. Allein ſogleich erhob fid eine Reihe Ahgeoroneter aus Franken und Schwas 
ben gegen das beabfichtigte Verfahren. 02) 


die Gefahr, welche in biefer Reichsverfaffung liegt und welche biefelbe nach ſich zieht, verfennt, wenn 
Deutfchland vielmehr fi in den Abgrund Märgen will, fo mag auch Baiern nicht zurüdbleiben, und 
lieber will ich deutfch fterben als bairifch verderben!’ Die beiden Rammerpräflventen. wechielten wies 
berholt im Vorfige, um fich gegenfeitig zu unterflügen in Belämpfung des Kolb’chen Antrags. End⸗ 
Eich follte zur Abftimmung higritten werben. Allein nun ergab ſich unerwartet ein neuer Incidenzfall. 
Der zweite Präfident erflärte, daß er nur über ben zweiten Teil des Antrags abflimmen laffen werbe, 
nicht aber über den erften Theil deffelben, weil foldjes verfafungswibrig fein würde. Der Antrags 
eller appellirt fofort an die Kammer; er verlangt deren Entfcheidung, da fie höher ſtehe als der Praͤ⸗ 
ent, wie es benn nicht von bes letztern fubjectiver Anficht abhängen Fönne zu verfügen, über mas die 
Kımmer Beichlüfe faſſen dürfe oder nicht. Als num aber beide Präfidenten auch dahin nicht zu bringen 
waren, bie Kammer wenigftens über die Borfrage entfcheiden zu laſſen, fo fünbigte der Antragfteller 
eine förmliche Befchwerbe über das Berfahren beider Praͤſidenten an; das Haus beſchloß aber hinfichts 
Lich des zur Abftimmung gelangten zweiten Theils des Antrags (Adreſſe) deſſen Annahme mit 71 gegen 
58 Stimmen. Beim Schluffe der Sigung kündigte Agenten noch die Nieberlegung feines Praͤſidiums 
an, welche er indeß fchon vor der Sigung beabfichtigt habe. 
62) Morgenftern zeigt, daß die Deputirten nicht für einzelne Provinzen, fonbern „für des ganzen 
Landes Wohl“ beeidigt Am. Rubner: Er erkenne in dem Antrage die Auffoderung zu einem Ders 
brechen, das feine Bezeichnung im Strafgefegbuch finde, zu einem Attentate gegen die Integrität des 
Staats’. Binder: Geftern habe die Kammer erklärt, va das Minifterium ihr Bertrauen nicht befige, 
Deus zeige nun dieſes Minifterium fein conftitutionelles Zartgefühl, indem es feinen Gegnern, denen es 
m parlamentarifchen Kampfe nicht gewachſen, die Thür weiſen wolle. Rubner bringt den Antrag: 
„In Erwägung, daß die Nuffoderung des königlichen Staatsminifleriums ein burchaus verfaſſungs⸗ 
widriges Anfinnen an die Kammer ftellt, wolle biefelbe zur Tagesordnung übergehen.‘ Nachdem noch 
mehre Abgeorbnete nicht ohne Indignation gefprochen, nahm der Eultusminifter Ringelmann das Wort: 
1 Ich gebe dem fehr geehrten Rebner zu, dab ich, ohne in juriftifche Spipfindigfeiten zu verfallen, feinen 
beftimmten Paragraphen der Berfaffungsurfunde anzuführen weiß, ber unfern Antrag wortveutlic bes 
re Allein es handelt fic im gegenwärtigen Augenblick um eine ſtaatsrechtliche Rothiwendigfeit! 
Oh! 05!) Rubner: „Es ift hier der Ausbrud flaatsrechtliche Nothivendigfeit wol zu überfegen in 
Staatsſtreich!“ Nun erhob ſich andy ein Abgeorbneter zur Vertheidigung der minifteriellen Mapnahs 
men. Es war Herr v, Lerchenfeld, der mit ungemeiner @xbitterung gegen „, Rebellion und Hochverrath" 
eiferte. Graf 2a Rofte nennt bie pfälzer Abgeordneten „Rebellen, Vertreter von Rebellen“. Minifter 


Baiern 249 


Als endlich zur Abſtimmung gefchritten werden fol, ob Tagesorbnung oder Berichterftats 
tung, will Bräfivent Hegnenberg die Pfälzer als „betheiligt“ fofort vom Mitvotiren aus: 
fliegen. Darauf neuer Sturm. 6%) Endlich ſpricht der Präfident aus: die Bewegung fei fo 
groß, daß er in dieſem Stadium nicht zur Abftimmung fhreiten wolle; ex unterbredhe die Sigung 
bis zum Abende. 

In der Zwifchenzeit hatten ſich die Mitglieder von der Rechten wieder gefaßt. Der Präfivent 
‚Hegnenberg begann mit der Erklärung: auf dem betretenen Wege gelange man zu keinem Ziele; 
er ſei fih bewußt, welche Verantwortung er auf fih nehme, indem er ſich erfühne, die Frage 
felbftändig zu löfen; ex werbe beim Namendaufrufe „nad Pflicht und Gewiſſen die Namen der 
pfalziſchen Deputirten weglaſſen“. Hierauf allfeitige Aufregung. Die ganze Linfe, fammt dem 
linfen Gentrum, verläßt ven Saal. Der Präſident befiehlt Räumung der Galerien und fuspen= 
dirt nochmals die Sigung. Die Mitglieder der Linfen aus den rechtsrheiniſchen Kreifen faflen 
gegen jene Ausfhliegung, als eine „DVerfaflungsverlegung”, eine fhriftliche Proteftation ab, 
mit dem Beifage, „dieſe Proteftation dadurch zu bethätigen, daß fle fi) in fo lange ver Betheiz 
ligung an diefer Verhandlung enthalten, als die Abgeoroneten aus der Pfalz ausgefchloffen 
werben‘. 

Nach dem Abtreten der Linken befanden ſich die Zurückgebliebenen nicht mehr in beſchluß— 
fühiger Anzahl. Am folgenden Morgen Wiederholung des Verſuchs. Der Präfident ſpricht 
aus, in feinem Verfahren zu beharren, die Mitgliever ver Linken verlafen ihre Sige; eine 
rechtsgũltige Abſtimmung ift fhon formell unmöglich. 

Mittlerweile (23. Mai) hatte die Reichsrathskammer mir 32 Stimmen gegen bie eine des 
Fürften Wallerftein befchloffen, die Gültigkeit der Reichsverfaſſung fei nicht anzuerfennen. In die⸗ 
fer Kammer befanden ſich gleichfalls zwei Pfälzer (die ehemaligen Minifter Heinz und v. Maurer); 
gegen ihre Anmefenheit in der Berfammlung hatte fi nicht eine Stimme erhoben. 

Indeflen herrſchte in den Kreifen der Reihöverfaffungsgegner aufd neue Rathlofigkeit hin= 
fichtlich des Verhältniffes der Abgeorbnetenfammer. Am 50. Mai fand wieder. eine Sigung 
ſtatt, welder die Pfälzer unangefochten beimohnten; die Minifter brachten eine Menge Gefeg: 

entwürfe zur Vorlage. Nachdem endlich das infolge des Austritts von Lerchenfeld theilweis er⸗ 
ledigte Praͤſidium durch Föniglihe Ernennung ergänzt worden war, verfaßte der Ausfhuß zum 
Prüfung der Befchwerde über das Verfahren des Präfidenten Hegnenberg feinen Bericht, jene 
Beſchwerde für begründet erflärend. Dies führte zur Entſcheidung: als die Sache in der Sigung 
vom 411. Juni zum Vortrage gelangen follte, erfolgte die Auflöfung der Kammer. Nachtraͤglich 
erſchien eine Fönigliche Proclamation. Zwei Tage vor der Kammerauflöfung war übrigens 
Borfter aus denn Minifterium audgetreten und durch v. Zwehl erfegt worden; zuvor ſchon hatte 
v. Lüder die Stelle Leſuire's (ald Kriegsminiſter) eingenonmen. 6%) 

VI. Unterdrüdung des pfälziſchen Aufftandes. Das bairiſche Cabinet neigte 
fih im Ganzen vorzugsweife Ofterreich zu, doch nicht ohne mehrfaches Hin= und Herſchwanken. 
‚Herr v. der Pforbten reifte nach Wien, er reifte nach Berlin, im Weſentlichen ohne Erfolg; man 
fand weder da noch dort Gefallen an dieſer Vermittlerrolle. 

Indeſſen galt e8, die Bfalz wieder zu unterwerfen. Wir haben die dort vorwaltende Stim⸗ 
mung im Allgemeinen bereitö bezeichnet. Bei der herrſchenden Charakterverſchieden heit zwifchen 
dem altbairifchen und pfälzifhen Stamme konnte ed an unzufrievenen Elementen im Rheinlande 
nicht fehlen, um fo weniger, als ſich die Anficht Tängft allgemein verbreitet Hatte, die Pfälzer 
würden zurüdgefegt und es würben ftet8 große Summen aus dem Lande gezogen. Dennoch 


Bingelmann: „&s ift eine traurige Erfcheinung in unſern Zeiten, daß fede politifche Handlung der 
Minifter geradezu verdächtigt wird.” Morgenftern: ‚Wenn die Pfalz von den Branzofen erobert wäre, 
würde es auch Niemandem einfallen, die Vertreter des Kreifes darum auszuſchließen.““ Schmitt (von 
Nürnberg): Die Seele des Minifteriums (v. der Pforten) habe fchon früher ausgefpruchen, „daß, 
wenn auch ein — entftände, man doch nicht nachgeben würbe”. Lerchenfeld: ine rebelliſche 

-ovinz habe das Recht nicht, in der Kammer vertreten zu fein; es jei bies eine Strafe für ihre Re⸗ 

ion. 

63) Stodinger: „Wir erflären, daß das Land betheiligt ift und die Aufrechthaltung ber Berfaflung, 
und wir werben unfere Pflicht thun, wie das Vaterland fie verlangt.‘ Schad erflärt im Namen vieler 
Mgeorbneter aus Franken: Wenn man die Pfälzer an ber Abitimmung verhindere, fo würden fle ebens 

& nicht ſtimmen. 

64) Wir Haben die Vorgänge auf biefem Landtage ausführlicher gefchildert, nicht nur weil dieſelben 
Bisher immer hoöchſt unrichtig dargeſtellt wurden, ſondern Hauptfächlich wegen der innern Bedeutung 
dieſer Kämpfe für die Berfaflungsgeflaltung in Deutſchland Aberhanpt und in Baiern fpeciell, 
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fagte der Auffland der großen Mehrheit nicht zu; gegen denfelben wollte ih Niemand erheben, 
weil man darin, ohne Anerkennung der Reichsverfaſſung durch vie Regierung, eine Körberung 
der Reaction erblidte. So blieb die große Mehrheit ver Bevölkerung rein yafiiv. Das Beam: 
tenthum benahm jid am ſchwächſten; die Organe ver proviforiichen Negierung verkündeten bie 
Namen von Hunderten von Angeftellten, welche ihre Unterwerfungserklärung eingefenbet 
hätten. 65) b 

Unter folden Berhältniffen mußte die Pacifleirung der Heinen Pfalz als eine fehr leichte 
Aufgabe erſcheinen. Indeſſen zeigte ſich bei diefer Geldgenheit recht deutlich, wie fehr man bie 
Macht nicht nur ded Beamtenthums, fonvern aud) die der ſtehenden Heere überſchätzt. Obwol 
Baiern fhon in jener Periode ein ſolches ſtehendes Heer von mehr ald 70,000 Mann unter 
bielt, fühlte fich doch die Negierung Wochen und Monate lang dahin gebracht, den ganzen Kreis 
ſchutzlos zu laſſen (freilich gährte ed aud) in Franken). Den Infurgenten in ver Pfalz gebrach 
ed geradezu an Allem; dagegen beſaß die Regierung daſelbſt zwei wichtige Beftungen (Landau 
und Germersheim), Artillerie und überhaupt Kriegs und ſonſtige Vorräthe in Fülle, ſodaß 
eine Handvoll zuverläffiger Truppen genügt haben würde, dem ganzen Aufftand ein Ende zu 
machen. Während aber (erft 18 Monate zuvor) die kleine Schweiz, ohne jedes ftehende Heer, 
blos vermitteld des Syſtems einer gut durchgeführten Volksbewaffnung (im Sonderbunds⸗ 
Eriege) binnen drei Wochen 140,000 Mann ins Beld geftellt Hatte, fah man fi in dem noch 
ein mal fo großen Baiern veranlaft, die militärifhe Hülfe Preußens anzurufen. Erſt in ver 
zweiten Hälfte des Monats Juni erfhien ein bairiſches Armeecorps von etwa 15,000 Mann in 
der Bfalz, nachdem die preußifchen Truppen bereits das ganze Ländchen durchzogen und jeden 
Widerſtandsverſuch mit leichter Mühe niedergeworfen hatten, ſodaß das bairiſche Corps nirgends 
mehr einen Feind zu fehen befam. 

An eine Bertheivigung der Pfalz konnte nämlich, ſchon nad dem früher Gefagten, ernſtlich 
nicht gedacht werden. Deshalb beſchloſſen denn die Infurgenten, ji über ven Rhein, nad Ba= 
ven zurückzuziehen. Als daher preußiſche Truppen, fowol von Norden ald von Weften her, bie 
Grenzen ver Provinz überfhritten (14. Juni), trafen fie nur an wenigen Punkten auf ſchwache 
Abtheilungen ver zurückweichenden Infurgenten; fo am 14. Juni bei Kirchheimbolanden, am 15. 
auf ein anderes kleines Corps bei Ludwigshafen und am 17. auf ein drittes bei Rinnthal. Die 
beiden durch die Aufftändifchen cernirten Keftungen Landau und Germersheim waren entſetzt, 
und in der Frühe des 20. überfchritten die Preußen auf ver Brüde bei legterm Plage ven Rhein— 
Rrom, um den Kampf in Baden meiter zu führen. 2 

Jetzt erfterfchien ver bairifche General Fürft Thurn und Taris mit feinem Eleinen Armeecorps 
in der Pfalz. Noch vor feiner Anfunft wurden zivei von Könige und den Miniftern unterzeichnete 
Prorlamationen (batirt Münden den 10. Juni) verfündet, worin ven :Pfälzern zugerufen wurbe : 
„Dit tiefem Kummer ſieht fi euer König zur Waffenanwendung gezwungen... Ihr müßt 
erkennen, daß ihr das Opfer einer ftrafwürbigen Täufhung geworben feid... Glaubt Mir, 
daß Ic, von inniger Liebe für das gefanımte deutfche Vaterland durchdrungen, Meine heiligfte 
Aufgabe darin finde, auf dauerhafte Weife die Wohlfahrt, Einigkeit und Größe Deutſchlands 
und das Glück der Meiner Leitung anvertrauten Volköftämme zu begründen. Pfälzer! Ver⸗ 
traut den Worten euers Königs! Er flieht in euch, mit Ausnahme weniger Berführer, keine 
Beinde, fondern Verirrte. Die Feinde mögen der vertienten Strafe verfallen, den Verirrten 
wird er zu verzeihen willen.” 

Die dem Truppenbefehlshaber Fürſt Taxis ertheilte königliche Vollmacht beruhte auf der aus⸗ 
drücklichen Vorausfegung, daß „zur Wieverherftellung des gefeglihen Zuflandes nur das 
ſchmerzliche Mittel der Anwendung der Kriegsgewalt übrig bleibe”. Da der Obercommandant 
aber einer Kriegögewalt thatſächlich durchaus nicht bedurfte, fo erwarteten Viele ganz einfach 
die Wieberherftellung der frühern Berhältniffe. 

Indeffen Hatte Fürft Taxis, noch ehe er ven Boden der Pfalz betreten (durch eine aus Oppen= 
Heim vom 16. Juni datirte Verfügung) den Kriegszuftand über alle Gemeinden des Landes 
- verhängt, unter Berufung auf ein Napoleonifches Decret. 66) Als er fodann in ver Kreishaupt⸗ 





65) Mehre Derjenigen, welche freiwillige Beiträge unterzeichnet für Ausrüftung der „Mobllgarbe‘‘ 
und Ei „Belämpfung ber Regimenter von Gottes Gnaden“, oder welche ben Antrag geftellt auf Steuer⸗ 
erebung für die revolutionäre Regierung (worüber noch heute die fhriftlichen Documente vorliegen), 
wurben nach wenigen Monaten bie hefti, den Verfolger der Angeklagten. 

66) Man wollte ben Fortbeftand diejes Decrets nach Einführung ber bairifchen Berfaffung bezweifeln 
und hob überdies hervor, dafelbe ſpreche opnehin nur von ben Kriegeplägen, von ben Beflungen. 
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ſtadt Speier eingezogen, erließ er (22. Juni) eine drohende Bekanntmachung, worin er naments 
lich in Ausſicht flellte, ven Kriegs: in den Belagerungsſtand zu verwandeln, was er denn 
aud in der Folge in einer Anzahl Gemeinden vollzog. 

Es kann unfere Aufgabe nicht fein, die Art, in welder vie Bacificatton ber Pfalz erfolgte, 
im Einzelnen zu ſchildern. Es liegt in der Natur der Dinge, daß nad Ereigniffen, wie fie in der 
Nheinprovinz vorgekommen waren, auch einzelne Überſchreitungen von dem flegenden Theile 
nicht zu vermeiven find. Wir unterſuchen Hier nicht, ob nicht auch Dinge vorfamen, die aller 
dings doch zu vermeiden gewefen wären. 67) Thatſache ift es, daß gerichtliche Verfolgungen in 
weit außgevehnterm Maße flattfanven, ald man nad) der blos von „wenigen, zumal fremden - 
Berführern‘ redenden Proclamation erwartet hatte; wie denn ſelbſt noch nach dem Erſcheinen 
des Amneſtiegeſetzes ver Appellhof durch ein einziges Urtheil über nicht weniger als 333 Per- 
fonen wegen Hochverraths, alfo eined unbedingt mit der Todesſtrafe bedrohten Verbrechens, Anz 
klage verhängte und jene fänmtlichen 333 Individuen vor ein Specialgericht verwies, unges 
rechnet natürlich die vor bloße Zuchtpolizeiz, fowie die vor Militärgerichte gezogenen Beſchuldig⸗ 
ten. Die Berhängung des Kriegözuftandes ward erſt nad) einem vollen Jahre aufgehoben, und 
dies nicht ohne Subftituirung verfchledener anderweiter fharfer Maßnahmen. 

Unterbeffen wurben die Bemühungen des bairifhen Minifteriums in der veutihen Frage 
nit vom erwünſchten Erfolge gekrönt. Bei ven Verhandlungen über das „Dreifönigsbünd- 
niß“ beftand das mündener Cabinet nicht mehr unbedingt auf vem fogenannten großdeutſchen 
Sauptgrundfage (Ofterreih um jeden Preis bei Deutfchland zu erhalten), indem daſſelbe (nach 
den dem nächſten Landtage offictell ertheilten Aufſchlüſſen) auf dem Punkte ſtand, dem preußiz 
ſchen Verfaſſungsentwurfe beizutreten, wenn man zu Berlin die im bairiſchen Intereffe erho= 
benen Foderungen zugeftanden hätte. Dies gefhah nicht. Nun war Baiern ifolirt von beiden 
Großſtaaten. Oſterreich und Preußen, uneinig unter fi, aber einig gegenüber den Ideen von 
1848, gelangten zu dem „Interim“ (30. Sept. 1849). Durch dieſes war Baiern nun ebenfo 
wie der Fleinfte Staat von der Mitleitung der deutſchen Angelegenheiten ausgeſchloſſen; es war 
fomit nichts weniger denn als Großmacht anerfannt und behandelt. Jetzt wäre es darauf an⸗ 
gekommen, ganz der frühern Haltung entfprechend, im Einvernehmen mit den übrigen kleinern 
Staaten die Berufung eines vereinbarenden Reichstags zu fobern. 6%) Allein e8 erprobte 
fih, was die Linke in ver Abgeorbnetenfammer oft vorausgefagt hatte, daß, wenn man fi auf 
das Gebiet des Vereinbarens begebe, abfolut gar nichts zu erreichen ſei. Das bairiſche Minis 
flerium Hatte früher jede Anderung in den Angelegenheiten Deutſchlands von der Zuftimmung 
der Kammern ebenfo mol als der Regierung abhängig erklärt. Jetzt aber trat e8 dem In= 
terim bei, ohne daß e8 dazu einer Mitwirkung ded Landtags zu bevürfen glaubte. 

Dadurch warb aber der Eonflict zwifchen ven Großmächten nicht gelöft. Preußen ſchritt auf 
feiner Bahn weiter. Baiern proteflirte gegen die Berufung des erfurter Reichstags. Herr v. 
der Pforbten, mittlerweile zum Minifterpräfidenten erhoben, entwarf ein neues Project, die 
„Mündener Bunctation“ (27. Febr. 1850). Allein von Preußen in verlegender Weiſe zurüd- 
gewiefen (Herr v. Manteuffel trug kein Bebenfen, die Sache in veröffentlichten diplomatischen 
Actenſtũcken gerabezu als „Miögeburt‘ zu bezeichnen), Eonnte dieſe Punctation nicht einmal bie 
unbevingte Zuftimmung Oſterreichs erlangen. Nichtsdeſtoweniger trat die vom berliner Ea= 
binet fpeciell verlegte hairifhe Regierung nun durchaus dem wiener Hofe zur Seite. Mit wo: 
moglich noch größerm Eifer als dieſer ſelbſt betrieb fie die unglückliche Expedition nad Kurs 
heflen. Bairiſchen Truppen warb bie ſchmerzliche Ehre zu Theil, zuerft die kurheſſiſche Grenze 
zu überſchreiten (1. Nov. 1850). Man fepte das Heer den Wechfelfällen des Krieg® aus und 
verwendete 41/, Mill. Leider erlangte man aber nichts weiter ald nichtanerkannte Entſchädi⸗ 
gumgsanfprühe an Kurheſſen, fammt einem unfreundlichen Andenken in diefem Lande, und die 
Wiederherftellung des alten Bundestags. 

VO. Der Landtag von 1849/50. Wir unterlaffen es, eine Darftellung des Ganges ver 
Bolitif des Pfordten’fchen Minifteriums zu verſuchen. Wir flehen den Ereigniffen noch zu nahe. 


6T) Abgefehen von den Behauptungen der Demofraten, meldete unter Anderm der durchaus reactio⸗ 
näre Vogeſenbote“ (Borläufer ber „Pfälzer Zeitung “) mancherlei Thatſachen in biefem Sinne, wie 
dean auch die reactionärften Abgeorbneten aus ber Pfalz auf dem nächften Laudtage mit einer einzigen 
Ausnahme ihre —— mit der Forterhaltung des Kriegszuſtandes u. dergl. kundgaben. 

63) Die damalige Politik des Miniſteriums ward von Leuten bes Juſtemilien am ſtaͤrkſten kritifirt, 
fo namentlich von F. Rohmer in der mit großer Dialektik abgefaßten Schrift: „Baiern und die Reacs 


un“ (Mänchen 1850). 
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Auch find Thatſachen wie die einer unmittelbaren oder mittelbaren Verſchuldung fo ungfüdfe- 
liger ſchickſalsvoller Ereignifle, wie die Eurheffifhen und fdleswig = holſteiniſchen, oder wie 
die Vereitelung des legten Verſuchs zur deutſchen Einigung und die Vernichtung der deutſchen 
Flotte an fid) und durch die Entwidelung ihrer unvermeiblichen Folgen von fo furhtbarem Ge— 
wicht, daß e8 weber ziemt, diefelben mit oberflählihen Entfhuldigungen beſeitigen zu wollen, 
noch aud ohne umfaffende Unterfuhung fie zur Schuld zuzurehnen. Haben ja doc bißjegt 
ſelbſt die Chrenmänner in der bairifhen Kammer es bequem gefunden, ein fo ſchweres Gericht 
aufzufchleben oder en einer hoͤhern Nemeſis zu überlaflen. 

Dagegen haben wir die feitherigen bairifchen Landtage umfomehr, wenn aud in aller 
Kürze, varzuftellen, als diefe Geſchichte manches Velehrende umfaßt. 

Es ließ fi) erwarten, daß die neuen Deputirtenwahlen (Juli 1849), nad der großen Nie— 
derlage der Demokratie, dem Minifterium eine Majorität in der Kammer fihern würden. Auch 
waren Beamte, Geiftlichkeit und Offiziere in hohem Grabe thätig, und eine neue Einteilung 
der Wahlbezirke, wie eine Reife des Staatsoberhaupts felbft in die Provinzen trugen ohne 
Zweifel bei, ven Erfolg zu fihern. Es konnte auffallen, daß trogdem die unter dem Kriegs⸗ 
zuftande befindliche Pfalz etwa zur Hälfte, die drei fränkiſchen Kreife aber beinahe vollfländig 
Dppoſitionsmänner fendeten. inter ven Gemwählten befanden ſich nicht nur die meiften hervor— 
tagenden Perfönlichfeiten des vorigen Landtags, fondern auch der Fürft Ludwig von Öttingen- 
BWallerftein, der vormalige Minifter. Er hatte, als die Grundrechte anerkennen, wonach die 
bisherige Reichsrathskammer nicht fortdauern könne, feine Stelle in berfelben freiwillig nieder⸗ 
gelegt. Bei den Deputirten warb er nun der Führer des größten Theile ver Linken. Bon ver 
Mittelpartei erſchienen namentlich Lerchenfeld und Hegnenberg wieder, dann Anwalt Weis aus 
der Pfalz und Apvocat Baur von Augsburg. Herr v. Abel war befeitigt. Hingegen hatte Herr 
9. der Pfordten ein Abgeorhnetenmandat erhalten; ebenfo famen die beiden ausgezeichneten 
Ultramontanen, Döllinger und v. Lafaulr. 

Die Haltung der eigentlichen Rechten und der eigentlihen Linken Eonnte nicht zweifelhaft 
fein. Es lag ebenfo in ver Natur ver Dinge, daß die erfte auf ihrem Wege weiter fehritt, als 
daß die zweite der Hauptſache nach auf die Defenfive ſich Gefchränfen mußte. Bei der Mittel- 
partei ſtand die Entſcheidung. Auch trat jie am meiften in ven Vordergrund und war weitaus 
am thätigften. Meiftens fämpfte fie mehr als felbft die äußerſte Nechte gegen die linke Seite 
des Haufed. Diefe Ietere erhob dagegen den Vorwurf, daß die altliberale Partei in Baiern, 
geblenvet durch ihren fpecififchen Partieularismuß, ihre eigene Aufgabe verfenne; denn ftatt 
menigftens nunmehr den Überftürzungen der Reaction Einhalt thun zu helfen, ftachle fie dieſe 
Reaction immer felbft noch auf, treibe jle weiter und weiter; noch mehr ald das Minifterium 
felbſt fei fie es, melche die unerwünfchteften Zuftände herbeiführe und moralifch zu verantworten 
habe. Dagegen wurde meiftens mit der Beſchuldigung unbebingten Umfturzes geantwortet: 
man müffe die Regierung ftärfen, folle nicht „hohe Politik” treiben, ſondern, unbefümmert um 
das leider doch verlorene Deutfchland, den conftitutionellen Staatsbau im Innern vollenden. 
Wenn die Demokratie behaupten wollte, die Mittelpartei thue aber das Gegentheil des Aus— 
bauens der Freiheiten im Innern, fo ergingen höhnende Antworten. Thatſache ift es, daß die 
Minifter diefem Kampfe meiftend ganz ruhig zuſchauen konnten, Thatſache, daß nicht felten die 
antivemofratifchen Vorſchläge der Minifter in der Abgeorbnetenfammer felbft noch geſchärft 
und jene Vorſchläge durd die Mittelpartei, welche eben in Baiern eine ganz andere Stellung‘ 
einnahm als im übrigen Deutfchland, weit überboten wurden. Offenbar hielten ſich vie Haupt= 
führer des Gentrumß perfdnlich für verlegt durch die Demokraten. Diefem Gefühle gaben fie nad, 
mwähnend, den herabrollenden Wagen fpäter ſchon wieder beliebig aufhalten zu können. 

Am 410. Sept. 1849 erfolgte die Eröffnung des neuen Landtags. Noch enthielt die Thron— 
rede einige Nachklänge aus der frühern hoffnungermwedenden Zeit, noch ahnte die Regierung 
ſelbſt nicht ganz den Standpunft, den fle in einigen Monaten einzunehmen hatte. Das vergan- 
gene Jahr, hieß es, „hat für alle Richtungen des Stgatslebens neue Keime zu reicher Entfaltung 
gelegt; Aufgabe dieſes Landtags ift es, jle von dem umwuchernden Unkraute zu befreien und 
durch befonnene Pilege ihr Gedeihen zu fichern. Vor allem fühlt das deutſche Volk das Be— 
dürfniß nad) einer neuen Gejanmtverfaffung, in welder es ſich als eine Nation erkennen und 
geltend machen könne.” Sodann war nod) die erfreuliche Verheißung beigefügt: „ine Revi— 
fon ber Cbairifhen) Verfaflung wird Ihnen vorgelegt werben; jie ſoll Die won der Nativnal- 
verſammlung ald Grundrechte des deutfchen Volkes bezeichneten Principien im Sinne ver Re: 
gierungsvorlagen vom 18. Mai dieſes Jahres zur Geltung bringen‘ (eine Verheißung, an deren 
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Berwirklihung die Kammermajorität felbft nad) wenigen Wochen nicht mehr dachte, noch weni⸗ 
ger erinnerte). Die Laften des Volkes follten „buch Sparfamkeit und Ordnung zu mäßigen” 
geſucht werben. Die Antwortsadreffen beider Kammern beftanden aus bloßen Uuiſchreibungen 
der Thronrede. 

Der erfte parlamentarifche Kanıpf in ver Abgeoronetenfammer ward durch Beſchwerde⸗ 
ſchriften von vier Deputirten veranlaft, welche theild am Tage vor den Wahlen, theils kurz nad 
denſelben verhaftet worden waren (der Pfälzer Kolb, Meier aus Schwaben und die beiden Frau⸗ 
fen Schmitt und Reinhard). Der Antrag auf Einberufung der Verhafteten wurde mit 80 ge⸗ 
gen 54 Stimmen verworfen, da die Gerichie unabhängig feien. (Erſt nad) längerer Zeit konn⸗ 
sen die genannten Abgeorbneten in die Kammer eintreten, da ſich gegen feinen derſelben ein ger 
nügenver Grund fand, um nur eine förmliche Anklage zu erheben.) Hierauf verlangte das 
DMinifterium von der Kammer die Genehmigung eines Verhaftsbefehls gegen ven Abgeorpneten 
Schüler. Auch diefer Verhaftöbefehl wurde mit 73 gegen 51 Stimmen bewilligt; ver Eranfe 
Schüler aber hatte ji) zuvor wieder nad) feinem alten Exillande Frankreich geflüdhtet. 

Alsbald ergab jich ein nicht ohne Bitterkeit geführter Kampf über eine Verfaffungsinter- 
pretation. Ein von der Regierung ald Beamter beförberter Abgeorbneter mußte fh, der Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung gemäß, einer neuen Wahl unterwerfen. Die Regierung hatte indeß den 
Wahlmännern einfach die Frage vorgelegt: ob viefelben wollten, vap N. N. auch ferner ihr 
Vertreler fei? Die Linke wollte diefed Verfahren nicht gelten laffen: das ganze Centrum 
ſtimmte aber mit der Rechten, und feitvem wird in allen derartigen Fällen in der angegebenen 
Weife verfahren. 

Auf die Vorlagen des Minifleriums hin befchäftigte fid die Kammer auch mit der deutſchen 
Frage. In den mehrfach eigenthümlichen Verhandlungen rechtfertigte Tafel mit Ruhe, Klar: 
heit und Feftigfeit ven Standpunkt der Reichsverfaſſungsvertheidiger; Fürft Wallerftein ber 
leuchtete ſtaatsmänniſch die Sachlage. Indeſſen ging die Majorität (in der deutſchen Frage) zur 
Tagesordnung über. 

Die Ihronrede hatte, als „Zug des königlichen Herzens“, eine Vorlage wegen Amneftie an= 
gekündigt. Rad) längern Verhandlungen zwifchen beiven Kammern kam der legislative Act (im 
December) zu Stande. Für Franken erwies ſich dad Geſetz als befriedigend, Dagegen entſprachen 
die Ergebniſſe in der Pfalz unverkennbar nicht ven gehegten Erwartungen. Man behauptete 
nit nur, Handlungen, wie Unterwerfung unter die proviforifhe Regierung ober Beſchwö⸗ 
zen der Reichsverfaſſung, bedürften Feiner Amneftirung, weil ein beſtehendes Strafgefeg nicht 
übertreten und bie Beftrafung ver gefanımten Bevölkerung einer ganzen Provinz Durch gericht= 
liches Urtheil überdies ganz unmöglich fei, fondern man fügte bei, das Amnefliegejeg enthalte 
mittelbar Directiven, durch welde bie Behoͤrden gendthigt würden, die Unterfuhungen noch 
weiter auszubehnen, als e8 bis dahin gefchehen war. (Später führte die Oppofition eine befons 
dere Verhandlung darüber herbei, wovon unten Näheres. Nah der Amneftiegemährung ers 
folgte indeß noch eine Hinrichtung, nämlilh vie des Grafen Fugger, der, obwol Offizier, gu ben 
Infurgenten übergegangen war.) 

Es erſchienen die Geſetze über dad Vereinsweien und über die Preffe, und zwar nad 
Maßgabe der von der Mittelpartei in der Abgeordnetenkammer vorgefchlagenen Baflung. 
Thatſache ift e8, daß heute in ganz Vaiern fein einzige Oppofitionsblatt mehr befteht, und daß 
insbeſondere ſelbſt folde oppoſitionelle Zeitungen untergingen, welche ſich früher, vermittels 
ihrer Mäfigung, unter dem Abel'ſchen Regime zu behaupten vermocht hatten; Thatſache iſt es 
ferner, daß auch nicht ein der Regierung irgend unliebſamer Verein in Baiern mehr vorhanden 
iR, und daß auf den Grund des Vereinsgeſetzes die Auflöfung aller deutſchkatholiſchen Ges 
meinden erfolgte (während freie Gemeinden ohnehin von der Regierung nie geduldet wor⸗ 
den waren). 

Die Regierung felbft hatte in dem Gefegentwurfe über Minifterverantwortlickeit einer jes 
den der beiden Kammern das Recht zugefprochen, eine Minifteranflage zu erheben. Die Mittel: 
partei in der Abgeoronetenfammer verwarf dies als ſtaatsgefährlich, indem fie die Anklage auf 
den Fall ver Übereinftimmung beiver Kammern beſchränkte. 

Kein Wunder, daß unter einer folden Entwickelung ver VBerhältniffe vie Minifter, ohnehin 
von den ſtarren Ariftofraten und Uitramontanen gedrängt, Immer weiter auf der rücklaͤufigen 
Bahn kamen, und daß der Minifterpräfident alsbald Anſichten wie Veſe auffellte: „Man ſpricht 
immer von ſtaatsbürgerlichen Rechten. Es iſt Zeit, daß man ſich darüber klar werbe, was das 
heißt. Streng genommen hat ein Staatsbürger nur ſo viel Recht zu beanſpruchen, als ihm 
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nöthig iſt, um feine Pflicht zu erfüllen.” Ein andermal (bei Berathung des Vereinsgeſetzes) 
ſprach Here v. der Pforbten aus: „Entweder werben bie Vereine bie Regierung flürzen, oder es 
wird die Regierung den Vereinen ein Ende machen, und wenn ihr dad Geſetz feine Mittel an 
die Hand gibt, fo wird fie es auf factifchem Wege thun... Diefe Vereine führen entweder den 
Verfaſſungsbruch herbei und flürzen die Regierung, oder die Regierung flürzt ungeſetzlich vie 
Vereine.“ Die Mittelpartei nahm nicht nur für ſich felbft jede derartige Außerung hin, ſon⸗ 
dern fie trat auch gleichmäßig mit dev Rechten jeder Bemühung der Linken entgegen. Jedenfalls 
erfuhren die wichtigſten polizeilichen Gefege (mie über Vereine und die Preffe) in der „untern 
Kammer” nur ſolche Abänderungen und Umgeftaltungen, daß die Reichsräthe dieſelben ohne die 
geringfte Mopification, ja ohne jede weitläufige Berathung ihrerſeits kurzweg glaubten anneh= 
men zu follen. Unter ſolchen Berhältniffen war in Baiern zu irgend einer Octroyirung fein 
rund gegeben. Auch !ft man den Miniftern aller andern Länder, welche ſich des Mittels der 
Dctroyirung bedienen zu müffen glaubten, die Anerkennung ſchuldig, daß ihre Verhältniſſe nicht 
die gleichen waren; viele berfelben hätten ſich zu einer folden Maßregel gewiß nicht verftanden, 
wenn man ihnen fo weit entgegengefommen wäre, wie es durch ven bairifchen Landtag geſchah. 
Begreiflich Fam es allmälig dahin, daß die Minifter auch über diejenigen Widerſprüche unge⸗ 
halten wurden, die einzelne Mitglieder ded Centrums hier und da am Plage glaubten. Ihnen 
tief Herr v. der Pforbten einſchneidend entgegen: „Bor allem muf einmal diefer Begriffsver⸗ 
wirrung ein Ende gemacht werben; Confervative nennen fie fih, Revolutionäre find fie, die fi 
gegenfeitig die Edlen nennen,. die aus Heuchelei eine Maske angelegt, Revolutionäre mit ers 
heucheltem Tugendgeſicht, Träger der inhaltsloſeſten Revolution, weil fie feig nicht einmal etwas 
Anderes an die Stelle des beſtehenden Rechts zu fegen wagen.” (S. die ſtenographiſchen Be⸗ 
richte vom 11. Suni 1850.) Dagegen mußte e8 die Klerikalen freuen, wenn der Miniſterpraͤſt⸗ 
dent ſprach: „Zu Gott müſſen wir zurüdehren, von dem wir und frevelnd abgewendet“ u. vergl. 

Indeſſen gab es doch einmal ein heftiges Zerwürfniß zwifchen biefer Partei und dem Gen= 
teum. Letzteres ſtimmte nämlich, ebenfo wie die Linke, dem von der Regierung vorgelegten 
Geſetzentwurfe wegen Jubenemancipation bei. Nun fuchten die Strenggläubigen Hülfe bei den 
Reihsräthen, und biefe verwarfen mit allen gegen fech8 Stimmen ven vorgelegten Gefegentwurf, 
ber freilich nur durch die Märzproclamation veranlaßt war. 

Das Unangenehmfte war, daß fi die Binanzverhältniffe keineswegs fo erfreulich geflalte- 
ten, wie bie Thronrede voraudgefegt hatte. Der Landtag genehmigte, um nicht neue Auflagen 
zu beſchließen, nacheinander vier verſchiedene Anlehen im Gefammtbetrage von 29 Mil. Glon. 
(ein Theil davon diente fpäter für die Expedition nad) Kurheſſen); außerdem Beibehaltung des 
Lotto bis zur nächften Finanzperiode. Deſſenungeachtet entfland zulegt noch ein Conflict, indem 
das Gentrum, in der Unmöglichkeit, ohne neue Steuern noch weitere Summen zu gewähren, 
und in biefem Falle unterftügt durch die Linke, die Regierungsfoderung für das Militär nur 
in beſchränktem Umfange gewährte (8,250,000 ftatt 10,429,000 Glon., immerhin nod weit 
mehr uls nach dem frühern Etat). Der Landtagsabſchied (vom 25. Juli 1850) brachte indeß 
eine Verwahrung dagegen. Auch Eonnte das Minifterium die Mehrausgabe um fo unbedenk⸗ 
Tiger verfügen, als ſich die Reichsraͤthe bereit im Regierungsſinne ausgeſprochen hatten, einer 
Kammer allein aber (eben nad) den Beſchlüſſen der Abgeorbneten) nicht einmal formell die Be⸗ 
fugniß einer Miniftetanflage zuftand. 

IX. DerLandtag von 1851/52. Schon am 8. Febr. 1851 ward ein neuer, außerordent⸗ 
licher Landtag eröffnet. Die Kammern vereinigten fi unter dem Eindrucke ver eben ſtattge⸗ 
Habten Occupation Kurheſſens und des gerade erfolgenden Untergangs der deutſchen Sache in 
Schleswig- Holftein. Daran reihten fid die vom Epiffopat erhobenen weitgehenden Foderun⸗ 
gen, und es ſchien ſelbſt die Kortvauer des Zollvereins gefährdet, da das bairifche Gabinet, gegen 
den Willen des berliner Gouvernements, die Aufnahme Gefammtöfterreichd in den Verein er⸗ 
ſtrebte. Es waren dies fämmtlid brennende Kragen, bei denen meiſtens die Anfichten und Ge⸗ 
fühle der Mittelpartei ſchmerzlich verlegt muren. 

Obwol man num den Landtag ohne Thronrede eröffnet Hatte, beantragte bie Linke, vertreten 
durch Rubner, die Erlaffung einer Adreſſe an ven König. Die genannte Fraction zeichnete ſcharf, 
aber durchaus auf dem conftitutionellen Gebiete ſich Haltend, die Lage ver Dinge; fie foberte da⸗ 
bei, daß die Kammer einen andern Weg einſchlage als den, bei ſchwebenden Dingen zu fagen: 
es fei ja noch gar nichts geſchehen“, bei vollendeten aber: „es laſſe ſich ja doch nichts mehr än⸗ 
bern.” Die Mittelpartet beſtritt indeß die Zweckmaͤßigkeit, die Opportunität einer Adreffe. Herr 
v. Lerchenfeld, ver Führer des Gentrums, beklagte feufzenb das Loos Schleswig-Holſteins und 
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De „ſchmerzliche Miffton”, welche das batrifhe Heer in Kurheſſen gehabt; er bejammerte das Ge⸗ 
ſchick Deutſchlands, da, nad) feiner Anſicht, „Feine andere Wahl als der alte Bundestag” bleibe; 
allein man müffe ſich eben in Refignation fafjen. Der Rubner'ſche Antrag ward mit 76 gegen 
40 Stimmen verworfen. Gleiches Schickſal erfuhr ein anderer Antrag des Fürften Wallerftein, 
das Minifterium zur Vorlage ver Bapiere in der kurheſſiſchen Angelegenheit aufzufodern. 

Der Landtag war aufierordentlicherweife berufen; dennoch fehlte es an Vorlagen für den⸗ 
felben, und die vorhandenen wurden nur ſchwerfällig erledigt, ba eine neue Geſchäftsordnung, 
durch Die Energie der Linken im Jahre 1849 angebahnt, nunmehr aber nicht nach ihren An= 
trägen durchgeführt, im Wefentlihen doch nur eine Copie der alten war. So kamen währen 
bed viermonatlihen Beifammenfeind der Kammern nur fünf Gefege zu Stande; nämlich zwei 
In Betreff von Eifenbahnen, zwei neue polizeiliche Gefege (gegen Berleitung von Militärper- 
fonen zur Untreue oder zum Ungehorfam und hinſichtlich des Einfchreitens der bewaffneten Macht 
zur Erhaltung ber gefeglihen Ordnung) und eines, durch welches wenigſtens die Beichränfun- 
gen der Juden in ihren rein bürgerlichen Verhältniffen aufgehoben wurden. 

Das Minifterium Pfordten, trotz feiner Bereitwilligfeit, der herrſchenden Richtung zu ent⸗ 
ſprechen, ſah ſich nichtsdeſtoweniger oftmals ſowol von der Adels- als von der ultramontanen 
Vartei bedroht und ſuchte eine Stütze dagegen in der Majorität der Abgeordnetenkammer. Das 
Miniſterium wollte ſich dieſer Stütze nicht begeben, und fo erfolgte denn auch jetzt (7. Juni 1851) 
nit ein foͤrmlicher Schluß, ſondern blos eine Vertagung der bis dahin faſt ganz reſultatlos ge= 
bliebenen Seffton. 

Als nun der Landtag (am 1. Oct.) wieder zufammen trat, erneute die Oppofition ihre Anz 
griffe fogar mit groͤßerm Nachdruck als bisher, unbetümmert um die Erfolglojigkeit aller ihrer 
neuern Beſtrebungen. Sie verlungte wieder die Erlaffung einer Adreſſe, als des einzigen Mit- 
tel8, zum Könige Sprechen zu önnen, ohne an bie Zuſtimmung der andern Kammer gebunden 
zu fein. Nach längerer Verhandlung wurde der Antrag verworfen. 69) 

Die Oppofition fegte indeß, trotz dieſer gleich beim Beginne erlittenen Nieberlage, ihren 
Kampf ohne Unterbrechung fort: fle echob ſich gegen die neudecretirte Fortdauer des Lotto, ſuchte 
Wivberſprüche in den vorgelegten Staatörehnungen auf?) und wollte ſich nicht zufrieden ges 
ben, als der betreffende Ausſchuß die Beſchwerde eines gewiſſen Poͤhlmann aus Oberfranken zwar 
einſtimmig für begründet, die Kammer aber für incompetent erflärte, weil es fi, wenn aud um 





69) Der Antragfteller (Kolb) hob, außer den fchon das vorige mal von ber Linken vorgebrachten Bes 
fjwerden, hervor: Früher habe ſich der Minifterpräfident gerähmt: „Wir waren es, welche das Zus 
Randefommen der Union und der Keichsverfaſſung verhinderten“; endlich fei es doch wol an der Zeit, zw 
fragen: Was habt ihr flatt bes Derhinderten geſchaffen? Aber man Habe nicht nur bie Einigung 
Deutſchlands verhindert, man gebe auch beffen Integrität preis, wie Schleswig-Holftein zeige. an 
laffe dabei eine ber „‚in anerkannter Wirffamfeit‘ beftandenen deutfchen Lanbesverfafjungen nad} der 
andern hinwegoctroyiren. Selbſt dem Zollvereine drohe Sprengung. Die Verwaltung wiſſe nur Pos 
Tigei zu üben und Zeldzüge zu führen gegen Preffe und Vereine. Selbſt die verfaffungsmäßige Unvers 
autwortlichteit ber Abgeordneten fei angetaftet, ein Deputirter wegen feiner Reben und Boten zur Ders 
autwortung und Strafe gezogen (ber ausbrüdlich zunächf wegen feiner parlamentariſchen Thätigfeit 
vom Biihof von Speier abgeſetzte Pfarrer Tafel). Die Apminiftration habe fopar Einwirkung anf 
die Juſtiz verfucht, indem ein Megierungspräftdent in einem Reſcripte bie Vedenken der Gerichte mit 
einer Hinweljung auf „ die gewichtigften politifchen Gründe” zu befeitigen gefucht und damit die Juſtiz 
Bbergengt habe. 6 lägen überdies directe Berfaffungsverlegungen vor: das Budget hätte nach ber 
ausbrüdlichen Berfafjungsbeftimmung laͤngſt zur Vorlage gebracht werden müflen; das Lotto habe ges 
f ich mit dem 1. Oct. aufgehört, dennoch werde es vom Minifterium forterhalten. Der Mebner 

loß fogar mit einer Citation der Worte Rubhart’s: „Es ift befier gar feine Ver afung, als eine blos 
jum San: Die Minifter v. der Pfordten und Ringelmann, welche nacheinander das Wort nahe 
men, erflärten, auf den Inhalt der erfolgten Angriffe vorerft nicht einzugehen, fondern nur bie formel 
Seite der Sache zu beleuchten. Sie verlangten, daß der Antrag vor feiner Berathung an einen Auss 
ſchuß gegeben werben muͤſſe zur Berichterflattung. Der Motionsfteller und Für! allerſtein wider⸗ 
iegten diefe Anflcht. Nun brachte Lerchenfeid einen andern Gegenvorſchlag, nämlich: ben Antrag 
tveg zu verwerfen; ein günftiger Erfolg fei doch nicht zu erwarten, abgejehen bavon, baß ber Antrags 
er ie möglichen und unmöglichen Dinge dem Minifterium zum Vorwurfe macjen wolle. Die Rechte 
amd bie SRinifer chloffen fich nun fogleich dieſem Borfchlage des Eentrumführers an, wodurch das Ders 
langen der Linfen fofort befeitigt warb. 2 

10) Minifter v. der Pforhten bemerkte dagegen: Wenn die Kammer bie allerbings vorliegenden Abs 
weichungen im ben beiden gegebenen Recjmungegufammenfellungen befeitigt wünfche, ſo fönne bie Res 
ierung eine britte Überfet aufftellen, worin Altes flimme. Lerchenfelb tabelte ebenfalls, wie bie Oppos 
kon. baß die Rechnungen in ber ‚‚unzwedtmäßigften, bureaufratifchften Weiſe“ angelegt feien, ertheilte 
denſelben aber, ohne weitere Aufichlüfle zu verlangen, feine Zuſtimmung. 





— — 


256 Baiern 


eine Rechtsverletzung, doch nicht um die Berlegungeineß derjenigen fperiellen Rechte Handle, melde 
durch die Verfaſſung ausdrücklich garantirt feien. 

ALS die Bolizei Zeitungen mit Beſchlag belegte wegen des wörtlihen Abdrucks von in der 
Kanimer gehaltenen Reven (wegen deren ein Ordnungsruf nicht ergangen war), brachte Rubner 
einen Antrag dagegen zur Vorlage. Derfelbe warb aus formellen Gründen verworfen. Dar- 
auf Einreihung eines ander abgefaßten Antrags in derſelben Sache und nunmehr, nad 
Lerchenfeld's Vorſchlag, motivirte Tagesordnung, da die Polizei formell ſich im Rechte befinde, 
wobei indeß die Kammer die Erwartung ausfpreche, daß nicht durch eine misbräuchliche Amwen- 
dung das Gefeg umgangen werde. 

Eine längere Discufiton rief ein Antrag von Kolb hervor auf Erweiterung der Amneftie in 
der Pfalz. Es ward ziemlich allgemein anerfannt, daß man bei Abfaſſung des Amneſtiegeſetzes 
eine audgebehntere Wirkung beffelben voraudgefegt hatte; auch verfannte Niemand das Pein- 
liche, daß nunmehr, faft drei Jahre nach der Erhebung, die Proceffe noch nicht beendigt feien. 
Allein e8 ſchien ver Majorität zweckmäßiger, den Gegenftand einfach dem Gnadenwege zu über- 
laſſen, und fo flel venn ver erwähnte Antrag, dod nur mit 70 gegen 60 Stimmen. Ein minder 
weit gehender Vorſchlag von Meuth Hatte daſſelbe Schicjal. 71) 

Hatte es fih in allen diefen Fällen um politifhe ragen gehandelt, fo entfaltete die 
Kammer in anderer Richtung einige Thätigkeit. Am wichtigften find wol die (oben be: 
reits näher erwähnten) beiden Gefege über Diftrictö- uhd über Kreislandräthe (beide in ihren 
einzelnen Beftimmungen hart getabelt durch die Oppofition). Berner gehören hierher verſchie⸗ 
dene neue Eifenbahngefege; ſodann Geſetze über Gewerbfteuer, dad Forſtweſen, über Benugung 
bes Waflers, über Bewäflerungs- und Entwäflerungdunternefmungen und über den Ufer; 
ſchutz und den Schutz gegen Überſchwemmungen. Hierbei hörten die Barteifämpfe theilweiie 
auf, und ver Erfolg darf hinjichtlich der zulegt erwähnten Gefege als ein befriedigenver be= 
trachtet werben. 

Unangenehm empfand man e8, daß dad neue Finanzgefeg (für ven Reſt der Budgetperiobe) 
eine anſehnliche Steuernerhöhung brachte, da man nicht ferner blos zu Anlehen feine Zufludt 
nehmen wollte, dev Bedarf aber umſomehr ſich feigerte, ald die Kammer das früher fireitig ges 
weſene Militärbubget auf 10,040,000 Glon. erhöhte. So ward die Erhebung von Steuerbels 
ſchlägen zur Deckung des Bedarfs befchloffen, welche Beiſchläge Hinfichtlich der meiften Steuer- 
gattungen 7, Hinfichtlich der Grundſteuer aber 47 Kr. von jeden Steuergulden betrugen. 

Zur Verwunderung beinahe fämmtlicher Theile ſchloß der Landtag nicht ohne eine allges 
meine Berfiimmung. Das Minifterium hatte nacheinander viele Gefegentwürfe zur Vorlage 
gebracht, welche einzelne Mopificationen von Berfaflungsbeftimmungen bedingten. Anfangs ers 
gab fih zwar noch eine Stimmenmehrheit dafür, allein nicht Die zu Verfaflungsgefegen nöthige 
von zwei Dritteln. Dies hatte eigentlich Jedermann voraudfehen Fönnen, da die Linke etwas über 
ein Drittel der Verfammlung umfaßte, und man begriff vaher nicht, warum die Regierung die 
vorgängig zu errathenden Refultate nit vermieb. 72) Allmälig geftaltete fi aber das Ver: 
hältniß noch ſchlimmer. 

Das Centrum fühlte ſich mehr und mehr unbefriedigt. Seine heißeſten Wünſche für innere 
Verbeſſerungen blieben unerfüllt. Vieles ſcheiterte an dem Veto der Reichsrathskammer. Aber 
auch die Foderungen des Miniſteriums ſchienen der Mittelpartei nun viel weiter zu gehen, als 
ſie für zweckmaßig erachtete. Das Miniſterium Hingegen, dem man in Wirklichkeit dad Zeug⸗ 
niß nicht verſagen kann, blos conſequent auf dem Wege weiter geſchritten zu ſein, den das 
Centrum früher ſelbſtthaͤtig mit größtem Eifer angebahnt, meinte nach wie vor eine unbebingte 
Unterftügung fodern zu follen. Als dieſe nicht gewährt wurbe, glaubte vie Mittelpartei eine 
Geringfhägung zu erfahren. Das gegenfeitige Verhältnig warb Fälter, zulegt ſogar öfters 


TI) Nur in geringem Grade fanden Beachtung die Beſchwerden einiger Stahträthe von Speier, 
welche der dortige Megierungspräflbent abgefeßt, weil fie einen Fluͤchtling im Elſaß befucht hatten, und 
ebenfo bie Beſchwerden der Deutfefatgolt en. Gleichfalls verworfen wurden die Anträge der Linken, 
erft auf eins, dann wenigftens auf zweijährige Finanzperioden. Einem Antrage ber Oppofition auf 
dreijährige Binangperioben kam das Gentrum zuvor, indem Weis die Initiative ergriff. Nun erfolgte 
else — Dr zu biefem legten Vorſchlage, wogegen aber bie Neichsräthe fich auch 

jerauf nicht einließen. 

72) Hierher en die Geſetzentwuͤrfe zur Erleichterung bes Errichtens von abeligen Fideicommiſ⸗ 
Ge an linirung ber Beamten, wegen Zurücklaſſung von Landtagsausichüffen mit erweiterten 

nipen u. |. w. 
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etwas feindlich. Mitglieder des Gentrums flimniten nun zuweilen mit der Linfen, ſodaß Ent- 
wũrfe von Verfaſſungsgeſetzen flatt der Zweidrittheils- nicht einmal bie einfache Majorität 
erlangten. In einem alle erfolgte Die Verwerfung des minifteriellen Vorſchlags ſogar beinahe 
mit Stimmeneinhelligfeit (122 gegen 8, beim Gejeg über Herabfegung der Diäten für die 
Abgeorbneten). Als Die Regierung ihre andern umgünftig aufgenonımenen Borlagen nicht 
zurückzog, wurden dieſelben gleigjam ohne eigentliche Diseufiion befeitigt, und dies betraf, 
gerade politiiche Gejege (Schaͤtfung des Prefftrafgefeges, Befeitigung der Geſchworenen bei 
Pregvergehen u. f. 1e.). Gleihes Schickſal Hatte eine Greditfoberung von A Mill. zur Deckung 
ber Ausgaben für die Eurheffliche Expedition (do drang Niemand auf Wiedererſatz der aus 
Staatögelvern bezahlten Summen). 

Dan mußte zum Schluſſe des Landtags kommen. Der Abſchied vom 28. Mai 1852 
ſchloß mit den Worten: ,, Umfaffend und ſchwierig waren die Arbeiten dieſes Landtags. Die 
Kammern haben ſich denſelben mit Eifer und Ausdauer hingegeben.“ Sodann „Anerkennung, 
daß bereitwillig die Mittel für „ven ordentlihen Staatshaushalt“ und „für den auferorbents 
lien Aufwand zur Vollendung der Eiſenbahnen“ zur Verfügung geftellt worden. „Um fo 
tiefer müffen Wir e8 beklagen, daß mehre Gefegentwürfe Beanftandung gefunden haben, welche 
dazu beſtimmt waren, bie unveränberlihen Grundlagen jeder flaatlihen Orbnung und bas 
monarhifhe Grundprineip der von Unfers in Bott rubenden Herrn Großvaters koͤniglicher 
Majeſtät gegebenen Verfaſſungsurkunde zu bewahren und gegen die zerfiörende Ginwirfung 
verderblicher Grundfäge zu fihern. Die in jenen Gefegentwürfen vorgefchlagenen Einrichtun⸗ 
gen halten Wir für nothwendig zur Erfüllung der von Bott Uns auferlegten Regentenpflichten 
und zur Erhaltung ver Wohlfahrt Unferd Volkes und geben Uns der Erwartung hin, daß ber 
nãchſte Landtag Uns auch Hierin zur Ausführung Unferer Iandesväterlihen Abjichten entgegen⸗ 
kommen werde.” 

So war denn, mad mol Niemand vorhergefehen, am Schluſſe diefes Landtags jede ber 
größern Parteien unbefriedigt: Negierung, Reichsräthe und Geiſtlichkeit, das Centrum 
ebenfo, bie Linke ohnehin. Dabei wirkte zuben die Steuernerhöhung fehr ungünftig. 

X Landtag von 1855 bis Anfang 1855. Das Miniſterium (in welchem mittlerweile 
Graf Reigeräberg das Portefeuille des Innern erhalten hatte) Hielt indellen die legte Oppofition 
der Abgeorbnetenfammer für eine blos vorübergehende Erſcheinung. So erfolgte venn ſchon 
am 26. Nov. 1853 wieder die Eröffnung eines außerorbentlihen Landtags (ohne Thronrede). 
AS Grund der Berufung bezeichnete ver Minifterpräfivent die Erneuerung der Zollverein: 
verträge. Indeflen fanden bald noch andere Vorlagen ftatt, die man für wichtiger exachtete, 
namentlich ein Nachpoftulat des Kriegsminiſters von 5,600,000 Glon., welche Sunme, größten: 
theils fire die kurheſſiſche Expedition, bereits verausgabt und durch ein neues Anlehen zu 
decken fei; ſodann eine Vorlage in Betreff der neuen Gerihtöorganifation. Die verheißene 
Trennung der Juftiz von der Verwaltung war nämlich noch nicht verwirklicht, und gerade 
darauf wollte dad Volk und felbft pad Gentrum der Deputirtenfammer nun einmal nicht verzich- 
ten ; es war zunächſt blos ver Adel, dem dieſe Neuerung nicht zufagte, da berfelbe einige Bor- 
rechte einbüßte, namentlich in gleicher Weife wie bie übrigen Bürger Recht nehmen follte. 
Solange man den Ereigniffen von 1848 noch näher fland, wurden nur einzelne Anſtände er: 
hoben, nur einzelne Hinverniffe bereitet. Die Abgeoroneten, un wenigftens die Trennung 
beider Gewalten überhaupt durchzuführen, hatten wieberholt bedeutende Zugeftänpnifle gemacht, 
ſelbſt ſolche, von denen die Linke behauptete, bie Änderung an ji verliere Damit beinahe ihren 
ganzen Werth. Allein jegt genügten auch dieſe Opfer nicht mehr. In der ganz ungewöhnlichen 
Gorm einer fhriftiichen Mittheilung an das Praſidium der Abgeorpneten zeigten die Minifter 
an, daß die (längft gefeglich verabfchienete) Gerihtäorganifation „meer ganz noch theilweife, 
weder jegt noch in der Fünftigen Binanzperlobe” ins Leben treten folle. Damit aber bie Ge⸗ 
f&häfte in ver bisherigen Weiſe befler erledigt würden, warb ein neuer Credit von 565,000 Glon. 
gefodert, theils für Gehaltöverbefferungen, tHeils für Anftellung neuer Beamten. , 

So bereinoillig fih der Landtag auch gezeigt, fo war die große Majorität doch nicht geneigt, 
weitere Geldbewilligungen zu gewähren, gerabe um vermitteld derſelben ihre Wünfche zu verz 
eiteln. Indeſſen vermied fie Doch auch jegt jeden grellen Schritt, fie ging nicht zur offenen Verwer⸗ 
fung des minifteriellen Anjinnens, fondern nahm den von Ruland (Elericale Bartei) einge- 
braten Präjubicialantrag an: den Gegenftand bis zur Budgetberathung audzufegen. Die 
Bolge davon war (4. Gebr. 1854) Bertagung ded Landtags auf unbeftimmte Zeit. (Die 
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Thaͤtigkeit dev Kammer war eine ſehr geringe geweſen; in ber vorletzten Sigung Hatte der Kam⸗ 
anerpräfident eine Überficht des Geſchaͤftsſtandes gegeben, um darzuthun, daß, wenn faft nichts 
geſchehen, die Kanımer keine Schulv trage.) 

Der Landtag ward auf den 16. Ort. 1854 wieder berufen. Es erfolgte die Vorlage dreier, 
im Sufammenhang miteinander ſtehender Gefegentwürfe. Bor allem handelte e8 fih um ein 
neues Abgeorpnetenwahlgefeg, welches, nach dem Ausdrucke des Minifterpräjidenten „auf 
den Standpunkt von 1818 zurücktretend“, eine Repräfentation nad Ständen, die Geiſtlichkeit 
voran, wieberherftellen follte. „Die Regierung“, fügte der Minifterpräftvent bei, „ betrachtet 
dieſe Vorlage als die wichtigfte und erfennt in diefer Frage die Entſcheidung über die Zukunft: 
unfers Verfaſſungslebens.“ Die beiden andern Gefegentwürfe betrafen wieder bie Bamilien= 
fideicommiffe und vie Einführung bäuerlicher Erbgüter, welche beiden Vorſchläge früher (der 
‚eine fogar ſchon zwei mal) von der Kanımer verworfen worben waren. Dagegen fhienen vie 
Führer dev Majorität die gedachten Gefegentwürfe diesmal mit Befriedigung entgegen zu 
nehmen. 

Ungeachtet der Oppofition von Seiten ver Linken wurde dad Geſetz wegen ber lanpwirth= 
ſchaftlichen Erbgüter angenommen , wonach es jedem Lanbwirthe geflattet ift, aus jedem Grund= 
befige bis auf 6 Gldn. Steuerfimplun herab (4800 Gldn. Capital repräfentirend) ein untrennba= 
res Erbgut zu bilden. 73) Auch das Geſetz zur Erleichterung in Errichtung abeliger Fideicommifſe 
erlangte vie Majorität, aber, da es Verfaflungsbeftimmungen änvern follte, nit die genü= 
gende ; es warb wieder (zum britten male!) verworfen. 

Nun Fam man zum Wahlgefege. Der Referent Weis Eritifirte den minifteriellen Vorſchlag 
auf das fhärffte; derjelbe ſtehe fogar ven abgeſchafften Beftimmungen von 1848 nad, indem 
ſelbſt die Grundbeſitzer zu 64 Proc. von jenem Wahlrechte, zu 93 Proc. aber von der Wahl- 
fähigkeit ausgeſchloſſen würden. Was ver Ausſchuß an die Stelle fegen wollte, erfuhr indeſſen 
nicht mindern Tadel von der Linken. Während ſieben Sizungen beſchäftigte fi die Kammer 
mit diefem Gegenftande; vergebens blieben die eine Octroyirung in Ausficht ſtellenden War⸗ 
nungen ver Führer des Centrums: die Vorfchläge erlangten nur 76 Stimmen gegen 61, waren 
alfo (ald Verfaflungsgefeg) auch in modificirter Geftalt verworfen. 

Das vor der Kammervertagung vorgelegte Nachpoſtulat von 5,600,000 Glon. für Militär- 
weſen hatte im Finanzausſchuſſe nicht zu bemältigende Hinderniffe gefunden. Das Minifterium 
30g daher diefen Antrag zurüd, dagegen die Ermächtigung zu einem Anlehen von 15 Mill. be= 
gehrend, welche Summe theils zur Deckung bereit? gemachter Ausgaben, theils zur Kriegs— 
bereitſchaft während der orientalifchen Wirren beftimmt fe. In den Verhandlungen erfuhr pas 
Minifterium vielen und herben Tadel, aud) von Lerchenfeld; doch warn ſchließlich beiläufig die 
Hälfte des Gefoderten bewilligt, nämlich ein Militäranlehen von 6%, Mil. und Nieder⸗ 
ſchlagen der aus dem germersheimer Feftungsbaufonds und aus der Gentralftaatäfafle ohne 
Ermädtigung entnommenen Summe von 1,376,000 ®lon.; zur Dedung der Zinfen wurde 
fofort die Erhebung einer neuen Beiſchlagſteuer von 3 Kr. auf jeven Steuergulven angeoronet. 
Nachdem der Minifterpräfivent v. ber Pforbten geäußert hatte, daß er jede Willigung, welches 
aud bie Summe fei, ald Vertrauensvotum anfehe, erfolgte durch einen Theil der Gentrums: 
partei (und zwar ausgeſprochen durch ven zweiten Kammerpräſidenten Weis) die ausdrückliche 
Erklärung , daß man keineswegs gemeint fei, hiermit dem Minifterium ein Vertrauendvotum 
zu ertheilen. Dies rief eine Gegenerflärung von einem andern Theile ver Majorität hervor. 
Don nun an lag eine Spaltung der biöherigen Mehrheit vor, vie fih bis zum entſchiedenſten 
Haſſe fleigerte. Die Einen glaubten die unabwendbare Nothwendigkeit zu erkennen, dem Mi- 
nifterium entgegenzutreten; die Andern (darunter bie meiften Beamten) verlangten auch ferner 
deffen unbedingte Unterflügung. Ebenſo ftieg zwiſchen ven Miniftern und den Centrumsfüh⸗ 
tern (Hegnenberg, Lerchenfeld, Weis) die Erbitterung auf einen fehr hohen Grad. 

Nun erklärte die Abgeorpnetenfammer auch zwei Beſchwerden wegen Verlegung vers 
faflungsmäßiger Rechte für begründet; eine von würzburger Bürgern wegen Beſchränkung 
von Bauten aus militärifchen Rückfichten, die andere von Dr. Feuſt, den man, obwol er Baier 
war , wegen feiner Thätigfeit ald Zeitungsrebacteur aus Nürnberg ausgewieſen hatte, während 





„ 13) Am gefdjicteften befämpfte Morgenflern den Borfchlag. Die Majorität berief ich auf das Prins 
&ip der Breiheit: jeder Landmann müffe die Freiheit Haben, ein Erbgut zu gründen. Die Gegenanflcit 
iR: e6 haudie fich darum, das Grunbftüdt oder Gut der freien Verfügung für ewige Zeiten zu entreißen, 
daſſelbe für immer unfrei zu machen. Auf bie Pfalz findet das Gefrg feine Anwendung. 
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das Preßedict ſolches Verfahren nicht zulaſſe (mad beſonders der Referent Laſaulx in einſchnei⸗ 
dender Weiſe hervorhob). Im erſtern Falle ſagte die Regierung Wiederherſtellung des frühern 
Zuſtandes zu; im zweiten verweigerte die Reichsrathskammer dem Beſchluſſe ver Abgeordneten 
ihre Zuftimmung. 

Endlich, verfpätet, kam der Budgetentwurf zur Vorlage. Derjelbe beantragte 54, Mill. 
mehr als der vorige Budgetabſchluß und verlangte eine entſprechende Stenernerhöhung. Nun 
erfolgte der förmliche Bruch zwifhen Kammer und Regierung. Nachdem fhon bei Prüfung 
der Rechnungsnachweiſe verſchiedenen Grebitüberfchreitungen die Anerkennung verfagt morben, 
ſtellte das Gentrum den durch Paur eingebrachten Antrag ver Erlaffung einer Adreſſe an ven 
König, um demfelben die nichtgelöfte Aufgabe wegen Trennumg der Rehtöpflege und die Mis⸗ 
flände in ver Staatöverwaltung darzuftellen, welche ſich namentlich in ven Rechnungsnachwei⸗ 
fungen und in ber Bubgetoorlage gezeigt; dabei um Abhülfe zu bitten, insbeſondere durch 
Annahme fürzerer Finanzperioden. So war alfo das Gentrum nad) einer Reihe von Jahren 
gerade auf die Punkte gebracht, melde die Linke früher hervorgehoben, und flug nun fogar 
dieſelben Mittel vor, welche es früher fo heftig befämpft hatte. Es fehlen eine wahre Ironie 
des Schickſals zu walten. Die Linke hörte ſchweigend diefer feltfamen Verhandlung zu: diesmal 
waren es ihre Stimmen, welche entfieden; der Paur'ſche Antrag ward mit einer. Mehrheit 
von 78 gegen 37 angenommen. 

‚Hierauf erfolgte fofort die Auflöjung der Kammer (25. März 1855). 

Nicht ohne Erftaunen nahm man diefen Gang der Dinge wahr. Nie hatte es in Baiern 
eine Deputirtenfammer gegeben, welche e8 ſich fo entſchieden zum Zwecke gefegt, das Minifterium 
zu unterflügen, und nun dieſes Enve! 

X. Landtag von 1855 und 1856. Die Auflöfung der Kammer zunächſt wegen einer 
Grage, die Viele einfach auf die große Steuernerhöhung reducirten, konnte, troß der in poli⸗ 
tiihen Dingen herrſchenden Apathie, einen dem Minifterium günftigen Eindrud nicht hervor: 
bringen.. Faſt allenthalben warh ed zum Lofungsworte: Keine Beamten mehr ald Abgeord⸗ 
nete! Nur in einem einzigen Regierungsbezirke, nämlich ver in ven legten Jahren fo ſchwer 
heimgefuchten Pfalz , entſprachen die Wahlergebniffe ven Wünfchen ver Regierung. Im Gan⸗ 
zen geftaltete ſich das Refultat fo, daß die fernilen Blätter und dazu aud die augsburger 
„Allgemeine Zeitung” ohne Scheu herabwürdigend von einem „Bauernlandtage ” oder der⸗ 
gleichen vedeten. In Wirklichkeit befanden fi unter ven 144 Gewählten nicht weniger ald 
56 Bauern und Wirthe und 32 Inpuftrielle; dagegen doch auch 17 Geiftlihe und 26 welt-. 
liche Beamte, von welchen legtern nicht weniger als 11 aus der Pfalz famen. 

Der Landtag, auf den 1. Sept. 1855 berufen, wurde erft am 15. eröffnet, und zwar dies⸗ 
mal wieder in ver königlichen Reſidenz, nicht mehr im Landtagshauſe. Thronreve und Ant⸗ 
wortsadreſſen boten nichts Bemerkenswerthes dar, außer daß in der Adreſſe ver Abgeordneten 
„einer Ausbilvung der (deutfchen) Bundesverfaſſung“ gedacht ward, „melde dem deutſchen 
Volke gejicherte Nechtözuftände gewährleiſte und veffen Stimme am Bund Gehör und Beachtung 
fichere *. 7%) 

Die naͤchſten Vorlagen an die Kammer befriedigten nicht. Zwar hatte die Regierung den 
Budgetentwurf um etwa 800,000 Glon. gemindert, allein no immer ſtand eine ſehr große 
Steuemerhöhung in Ausſicht; ſodann bezwedte ein neuer Gerichtöverfaflungsentwurf lediglich 
eine Gejdäftätheilung bei den Landgerichten, im Übrigen aber follte dad Grunblagengefeg 
über die Gerichtöorganifation von 1848 fammt ven darauf hin zu Stande gekommenen Bollz 
zugsgefegen von 1850 und 1852 ausdrücklich aufgehoben, mithin die ganze Errungenſchaft 
auch auf dieſem Gebiete vollftändig vernichtet werben. 

Unter den Eindrüden, die diefe Vorlagen hervorbrachten, war ed, daß fi} die Abgeorb- 
netenfammer mit einer Menge Wahlreclamationen zu befaffen hatte. Aus ver Pfalz waren 
ſolche exft von einem einzelnen Bürger, dann maflenhaft eingelaufen; unter Berufung auf 
zahlreiche Thatſachen und Zeugen, fowie auf die Wahlacten jelbft behaupteten die Beſchwerde⸗ 
führer, die Landtagswahlen in ihren Bezirken feien durch ungefeglihe amtlihe Einwirkungen 





74) Nur zwei Rammermitglieder ſtimmten gegen diefen Sag: Lafaulr und Crämer; ihnen genügte 
derfelbe nicht, wie denn überhaupt Lafaulz, „das ultramontane Mitglied bes beutfchen Parlaments“, in 
der Neuzeit häufig dem Minifterium mit Feſtigkeit und Talent entgegentrat. Grämer gehörte flets ber 
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der mannichfachſten Art influenzirt; fie ſeien ſonach nicht das Ergebniß freier Wahl, wie denn 
auch formell das Wahlgeſetz häufig verletzt worden. Die in der Kammer geübte Kritik war eine 
ſcharfe. Indeß gingen vie Veſchuldigungen nur gegen bie Provinzialbehörben in der Pfalz, 
insbefondere den dortigen Regierungspräſidenten, ber auch den Generalprocurator, ven Biſchof 
und dad Konjiftorium zu Rundſchreiben veranlaßt habe. Als daher das Miniſterium, doc erft 
‚nah längerm Zögern, eine „adminiftrative Unterfuhung‘ und zwar „nad oben und unten” 
(alfo nicht blos gegen die unmittelbar handelnden Subalternbeamten in der Pfalz) zugefagt, 
fa die Kammer bei ihren Beſchlüſſen ganz ab von den angegebenen „ Wahleinwirfungen “, 
indem fie ſich auf die aus den Acten ſelbſt erfichtlichen Kormverlegungen beſchränkte, aber auch 
dabei nur biejenigen Wahlen caffirte, bei welchen diefe Bormverlegungen erweisbar von ent: 
ſcheidendem Einfluffe gewefen. Indeſſen wurde ſelbſt auf dieſer beſchränkten Grundlage bie 
Wahl von nicht weniger ald acht Abgeorpneten aus ver Pfalz für nichtig erflärt, und die neuen 
Wahlergebniffe entſprachen ſo wenig mehr den Wünſchen der Regierung, daB fich unter den 
acht Neugemählten fieben Oppoſitionsmänner befanden. 79) 

Die neue Kammer bot im Bergleihe mit ihren Vorgängerinnen ein fehr abweichendes 
Bild dar. Die alten politifhen Parteien waren beinahe ganz verihmunden. Won der alten 
Linken fanden fi nur nod Trümmer, darunter Crämer und Tafel. Die Führer der frühern 
Maiorität, Lerhenfeld und Hegnenberg, mußten die Freude über dad Verſchwinden dieſer Lin- 
fen ſchwer büßen; fie felbft brachten gar feine georpnete Fraction mehr zufanımen und fanden 
nicht felten in ihren nunmehrigen Streiten mit dem Minifterium eine Unterftügung blos noch 
bei jenen wenigen Demokraten , bie fie zuvor fo leidenſchaftlich befämpft hatten. Die Minifter 
befünmerten fih im Allgemeinen gar nicht weiter mehr um jene einft die Abgeorbnetenfammer 
leitenden Männer; mit Ausnahme einiger finanzieller ragen waren diefelben machtlos gewor= 
den. Die nunmehrige Majorität nahm vorzüglih an materiellen ragen ein Iebhafteres 
Intereſſe. 

So gab denn ſchon die Prüfung der Staatsrechnungen von 1852/55 Veranlaſſung 
zu manden unliebfamen Erörterungen, da die Refultate mehrfach unerfreulidh waren. Die 
Staatsanftalten lieferten nur fehr ungenügenbe, theilweife gar feine Erträgniſſe. Man klagte 
beſonders über das Bergweſen in ven techtörheinifchen Kreifen, über die Telegraphenanftalt, 
den Donau-Mainkanal, die Donaudampfſchiffahrt und die damals nur mit 4%, Proc. ſich 
verzinfenden Eifenbahnen. Die Penfionen feien enorm gefteigert worben; die Borzellanmanu= 
fartur zu Nymphenburg werde gegen einen ausdrücklichen Kammerbeſchluß noch immer auf 
Staatökoften forterhalten; für Gefandtfhaften und Orden habe man 83,000 Glon. über den 
Budgetſatz ausgegeben u. |. w. Die Kammer verweigerte einigen Ausgabepoften förmlich die 
Anerkennung und verband bamit Befcplüffe wegen genauer Einhaltung der Etats. Gelbft in 
der Reichsrathskammer erfolgten ungewöhnlich Heftige Angriffe auf den Miniſter v. ver Pfordten, 
namentlich wegen Verwendung von einer Million für das Induſtrieausſtellungsgebäude, welche 
Summe den für den Eifenbahnbau beflimmten Geloern entnommen und ohne Genehmigung 
der Kammern verausgabt worden fei, obgleich der Landtag verfammelt gewefen. 

Das Anfinnen eines Aufgebens der 1848 befchloffenen neuen Gerichtäorganifation Hatte 
bei ven Deputirten eine fo ungünftige Aufnahme gefunden, daß das Minifterium feine Vorlage 
zurückzog, eine andere dafür in Ausſicht ſtellend. Nach manderlei mündlichen Verhandlungen 
erſchien diefelbe, warb aber ebenfalls für rein unannehmbar erklärt. Die Regierung mußte 
wenigſtens bis zu einem gewiffen Punkte nachgeben, deun der Geſchäftsbankrott war bei dem 
bisherigen Softeme geradezu unabwenbbar geworden. Endlich gelangte man vermitteld gegen= 
feitiger Zugeftänpniffe (bie Abgeoroneten gaben zulegt noch die feit 1848 geſetzlich feſtgeſtandene 





75) An diefe Vorgänge reihte fich eine nicht unwichtige Rechtsfrage. Die von Vielen erwartete 
abminiftrative Unterfuchung unterblieb. Statt ine: ward ein ftrafrechtliches Einfchreiten gegen ben 
erflen Reclamanten, Kaufmann Frölich von Zwelbrüden, veranlaft, und zwar wegen „Berleumdung 
und Ehrenbeleidigun von Beamten ‘' durch feine an die Kammer gerichtete Reclamation. Diefe Ouar 
lification ſchloß den Wahrheitsbeweis durch Zeugen abfofut aus. Es beburfte einer Entſcheidung des 
Gaffationshofs, welcher die Exfenntniffe zweier pfälzifcher Gerichte vernichtete, um dieſe Berhränfung 
ber Beweismittel zu befeitigen, welche Behgräntung im Gaflationsurtheile ale „erorbitant” bezeichnet 
wird, wodurch jenes confitutionelle „Recht zur Beichwerbe geradezu illuſoriſch gemacht würde". Es 
fei nur eine eiwaige Verfolgung wegen „falicher Denuneiation‘ in ſoichem Balle zuläffig (wobei das 
Geſeg eine derartige Beichränfuug In den Beweismitteln nicht Fennt); eine folche ward aber im gegeber 
nen Galle auch in der Folge nicht eingeleitet. i 
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Insmeibilität ber Richter auf) zu einer Übereinkunft, nad} welcher dev biöherige Zuſtand zwar 
aufhören wird, wobei aber die gewünſchte Neugeftaltung bedeutende Modificationen erleidet. 

Neben diejer Brage handelte es ji vor allem um Binanzgefege. Insbeſondere Hatte vie 
Eintommenfteuer, ſowie diefelbe 1848 eingeführt worden, namentlich in ben höhern Kreifen 
die entf&ievenften Gegner. Das Gejeg litt wirklich, trog wiederholter Umarbeitung, an enor- 
men Sehlern. Was aber in jenen Kreijen miöfiel, waren andere Dinge: eine wenn auch noch 
fo mäßige, doc) immerhin progreifive Scala und die Nihtgewährung einer Steuerfreiheit für 
die Prinzen und Standeöherren. Die fegtbezeichneten Claſſen Hatten gegen die Anwendung des 
Bejeges. aufihre Berfonen zwar proteftirt, jedoch vergeblich; fie mußten mitftenern. Allein 
jegt verftand ſich vie Abgeornetenfammer doch zur Abänderung jener beiven Punkte, wogegen 
das neue Geſetz einige plumpe Misſtände des alten befeitigte, was Viele ald ein nicht genügen- 
des Äquivalent anjahen. Wenn aber die Geiftlihkeit bei diefer Gelegenheit gleichfalls einen 
Nugen zu eılangen ſuchte, namlich Befreiung von der Gapitalrentenfleuer, jo blieb die Majo— 
tität der Deputirten hierin fet, obwol Regierung und Reichsräthe ih für den Klerus aus- 
ſprachen; die Legtern mußten nachgeben, um die andern Abändernngen zu retten. 

Dad Budget veranlaßte langdauernde Verhandlungen. Lerchenfeld kämpfte in dieſer She 
mit anerfennenswerthem Eifer, um eine weitere Steuerechöhung abzumenven. Freilich 
mußte er dabei erfahren, daß ein Referent in der Reichsrathskammer wörtlich diejenigen 
Außerungen gegen ihn citirie, mit welchen ex früher in der nämlichen Frage bie Linke fo heftig 
bekämpft hatte, während er felbft Heute feine andern Gründe anzuführen mußte, als dic damals 
von den verhaßten Demokraten vorgebradhten. „Keine neuen Steuern! waren indep die 
Loſungsworte der meiften Deputirten. Da die Exträgniffe ver indirerten Auflagen in den Zeis 
ten ded Friedens von felbft zunehmen und man die Ausgabepofitionen, namentlid beim Militär, 
etwas ermäßigte, fo gelangte man zu einer Ausgleihung ohne dinführung neuer Steuern, 
iedoch unter Beibehaltung aller jeit 1848 allmälig eingeführten Beifchlagäprocente. Dabei 
hatte bie Abgeoronetenfammer für dad Militär im Ganzen 9,475,000 Glon. bewilligt, gegen= 
über ber von der Regierung poftulirten und von den Reichsräthen gutgeheißenen Summe von 
10,3572,800 Slon. 

Nach Erledigung ded Budgets ward der Landtag am 3. Juli 1856 durd einen koͤniglichen 
Prinzen geichloflen, im Landtagsabſchiede aber ein neuer, zur Zeit noch völlig ungelöfter con⸗ 
Ritutioneller Conflict mit folgenden Worten angefündigt: „Misfällig haben Wir entnommen, 
daß die Kammer der Abgeorpneten ber Beſchaffung des von Uns poftulixten und auch von ber 
Kammer ver Reichsräthe ald unvermeidlich erfannten Bedarfs für die active Armee ihre Zu 
ſtimmung nicht erteilt Hat. Wir werden Unfer Kriegsminifterium anmweifen, alle nur immer 
auläffigen Erſparungen eintreten zu laſſen, erklären jedoch, eingedenk Unferer Regentenpflicht, 
daß es Unſer entſchiedener Wille ift, die Armee in einem der Würde Unferer Krone, der Stellung 
Baierns und den übernommenen Bundeöpfliten entſprechenden Stande zu erhalten. Wir 
werben daher bie unabbrüchige Veitreitung ver hierzu nothmwenbigen Ausgaben anorpnen und 
behalten Und vor, an den naͤchſten Landtag die desfallſigen Nachweiſe und die erfoberlichen Bor: 
lagen wegen Deckung des fid) ergebenden Mehrbebarfs gelangen zu laflen. ” 

Dennod Hatte die Kammer zwei für unjere Reactiondzeit doppelt bepeutende Siege, den in 
der Gerichtsſache und den in der Militärfache, ruhmvoll errungen. 

XI. Schlußworte. Baiern, das ift unzweifelhaft, hat reihe und herrliche Volkselemente 
und erfreut ſich ſehr anfehnlicher materieller Mittel. Kommt es aber nur auf die materiellen 
Kräfte an, fo vermag es deſſenungeachtet ſelbſt ver Fleinften unter ven Großmächten nicht ent 
gegenzutreten. Seine zwei wichtigften Mittel, ſich hervorzuthun, können nur beftehen fürs 
erfte in einer ganz entſchiedenen Entwickelung des Repräfentativfgftemsd, jenes Syſtems, auf 
welches fi namentli Sardinien und Belgien lügen, und beflen Verwirflihung in Baiern um 
fo leichter fein würde, ald man hier der enormen finanziellen Opfer nicht bedürfte wie in jenen 
beiden Staaten. Sodann muß Baiern feine Stärke fehen in der Anlehnung an bie deutſche 
Nationalkraft. Daß die Politik Baierns ſtets eine wahrhaft deutiche fein fol, bedarf wol kaum 
einer beiondern Ausführung. Die frangöfifhen Bündniffe während des Spaniſchen und ebenfo 
währen des Ofterteichifchen Erbfoigekriegs brachten wur Unheil und Verderben über das Land, 
uns auch die Erfolge während der traurigen Rheinbundszeit waren wahrlid viel zu theuer er= 
tauft. Daß Baiern fih nicht mehr als ausſchließlich katholiſcher Staat geriren kann, ergibt 
lih fo ſehr von ſelbſt, daß wir es für überflüſſig Halten, darüber auch nur ein Wort welter zu 
werlieren. 
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Die Führung der Regierung iſt im Allgemeinen wol in feinem Staate leichter als in Baiern, 
denn die Bevölkerung des Hauptlandes zumal erhebt nur vie beſcheidenſten Anfoverungen. Aber 
wie viele ſchlummernde Elemente jind erft zu erweden, wie Vieles ift nachzuholen, was vor 
Jahrzehnden, ja was vor und jeit Jahrhunderten verfäumt wurbe! 

Eigenthümlich erweiſen fi die Wirkungen ver Verbindung des Rheinlanves mit Baiern. 
Altbaiern und Pfälzer bilden ihrem Charakter, ja jelbft ver Lebensweife, Gewöhnung, Kirch⸗ 
lichkeit nad) wol die entſchiedenſten Gegenfäge unter den deutfchen Stämmen. Pfälzer und 
Altbatern (Freilich befonders die Erftern) haben dies beiderſeits immer gejagt. Abgefehen von 
finanziellen und perfönlihen Verhäftniffen und Klagen, Hat nun unbeftreitbar die kleine Pfalz 
eine weit nahhaltigere und mächtigere Wirfung auf dad übrige Baiern ausgeübt als dieſes 
auf jene. Die Rheinprovinz fhien gleihfam die Miſſion zu haben, einer Reihe neuzeitlicher 
ober in der Neuzeit wieber zur Geltung gelangter Einrichtungen und Verhältniffe ven Eingang 
im Hauptlande anzubahnen. Ohne die Verbindung mit der Pfalz würden vie fieben andern 
Kreife auch heute und überhaupt lange noch der Schwurgerichte, des öffentlih mündlichen Ge⸗ 
richtsverfahrens, der (freilich ſehr befchränften) Kreislandrärbe u. j. w. entbehren, und das 
conftitutionelle Princip wäre in früherer Zeit wol ganz verborrt. Dagegen hat die Pfalz 
nod nicht einmal ein dem bairiſchen ſich annäherndes Gemeinvegejeg erlangt (andere Theile 
der Legislativn wurden allerdings, oft wol zu fehr, auf fie ausgedehnt). Der rheiniſche Geiſt 
trug namentlich zur Wertung des fränfifchen bei, und, ganz den alten Stammesverhältniffen 
entſprechend, find ſich Pfälzer und Franken heute vielfach ziemlich nahe gerüdt, näher, als die 
Franken ven eigentlichen Altbaiern ftehen. 

Gerade die große Stammesverſchiedenheit bildet einen weitern Moment, Baiern auf ent- 
ſchiedene Entwidelung einer freien geiftigen Richtung hinzuweiſen. Ein Staat, der materiell 
nur zur mittlern Glafle gehört und der überdies noch große Stammesverſchiedenheiten in ich 
fließt, Hat in vegfter Weckung bes geiftigen Elements ein höheres Band zur Vereinigung mehr 
oder minder Heterogener Beftandtheile, er hat in Weckung de geiftigen Elements dad Mittel zu 
einer höhern Macht zu ſuchen. Die Demokratie allerdings verzweifelte längft, aber ſicherlich zu 
früh am Eonftitutionalismud; wer aber daran nicht verzweifelt, wird kaum beftreiten können, 
daß namentlich Baiern nur auf diefem Wege eine hervorragende Stellung zu juden hat. Die 
großen Verdienfte, melde König Ludwig fi in Beziehung auf deutſche Kunft erwarb, die gleis 
hen, welche der gegenwärtige König in Beziehung auf deutſche Wiflenfchaft zu begründen ſtrebt 
verbienen ben aufrichtigen Dank der Baiern und der Deutſchen. Aber Der müßte die eigenthüm⸗ 
liche Aufgabe unferer Zeit, daß größte Bedürfniß unferer Nation nicht fennen, welcher glauben 
Könnte, damit Habe Baiern feine Beflimmung erfüllt. G. F. Kolb. 

Bailly (Johann Silvan) ward den 15. Sept. 1736 zu Paris geboren. Sein Vater, Auf⸗ 
feher der Gemälde des Louvre, hatte für feinen Sohn keinen höhern Ehrgeiz, ald ihn in dem 
Genuſſe feiner bequemen Stelle zu fehen, die ihren Mamı nährte. Der Junge aber fühlte fich 
durch einen andern Geift getrieben, der ihn den ernften Wiſſenſchaften, befonverd der Mathema= 
tie zuführte. Auch verfuchte er fi im Fache der Dichtung und ſchrieb zwei Trauerfpiele, die aber 
weder feine Freunde, denen er fie im Vertrauen mitgetheilt, noch ihn felbft befriedigt Haben mö— 
gen ; denn er fam von diefen Verſuchen als von einer Verirrung ſchnell zurück, um fid der Aftro= 
nomie ungetheilt zu ergeben. Er ſchrieb über biefelbe mehre Werke, welche auch jegt noch für 
claſſiſch gelten, und fein Ruhm verbreitete und begrünbete fi jo ſchnell, daß ex 1785 zum Mit- 
glieve der Afademie ernannt warb, die höchite Auszeichnung, die einem Gelehrten damals zu= 
theil werben Eonnte. 

Kaum fhien je ein Menſch zum ftillen, anfpruclojen Leben, das ven Wiſſenſchaften ges 
hört, einen entfchievenern Beruf zu haben als B. Friedlich, ohne Ehrgeiz, ohne Leldenſchaft, 
ohne irgendeine hervortretende Eigenheit, die ihn mit fich felbft oder mit Andern in Widerſpruch 
gelegt hätte, weihte er feine Tage der Forſchung und den friedlichen Genüflen eines einfachen 
Lebens. Er ift vielleicht der einzige Mann, der, ohne etwas zu ſuchen, faft Alles erlangt hat. 
Was er nit nehmen wollte, warb ihm gegeben, und obgleich er zu feiner der verſchiedenen 
Stellen, die er in feinem inhaltreihen und wechfelnden Leben bekleidet hat, vorbereitet war, 
fo erfüllte er vod alle Pflichten derfelben mit gewiflenhafter Treue und in großen entſcheidenden 
Momenten felbft mit einer würbevollen Größe. Auch ihn hatte die Revolution in feiner ſtillen 
Wohnung des Friedens mit den Wiſſenſchaften befhäftigt und ohne Anſprüche an die Welt 
überrafgt, um feinem Schickſale, feiner ganzen Beftimmung. eine andere Richtung zu geben. 
Die furchtbaren Greigniffe der Zeit fanden ihn immer auf ihren gefahrvollen Wegen und riſſen 
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Aa mit ſich fort, und er blieb ſich bei alfen raſchen Wechſeln der Begebenheiten gleich und ſchien 
oft ihr Gebieter. Als Präſident der Nationalverſammlung gab er an dent großen entſcheidenden 
Zage, da jie ihre berühmte Sigung im Ballhauſe hielt, dem Oberceremonienmeifter, welcher 
den Deputirten im Namen ded Königs auseinanderzugehen befahl, die Antwort: „Die ver= 
fammelte Nation hat feine Befehle zu empfangen.” In den frübern Verſammlungen Eonnten, 
nad altem Braude und Herfommen, die Mitglieder des vritten Standes nur kniend das Wort 
nehmen. B. fannte den demüthigen Gebrauch, auf den der Adel und die Geiftlichfeit nicht weni⸗ 
ger Gewicht als der Hof felbft legten. Da er an der Spige einer Deputation ded dritten Stan- 
des aus dem Schloffe von Verfailled trat, fragten vie Höflinge, wie jie fei empfangen worden: 
„Bir landen, antwortete B., und der König ſaß nicht.” Der erfte Präſident der Nationalver- 
fammlung war er auch der erſte Maire von Baris. In dieſer Eigenſchaft empfing er den König 
den 17. Zuli 4789 auf dem Stadthauſe, und In feiner Rede, die er an den Monarchen hielt, 
fagte er: „Heinrich IV. hatte fein Volk erobert; hier eroberte das Volk feinen König wieder.” 

Selten warb wol einem Wanne die allgemeine Achtung, das einftimmige Vertrauen in grö⸗ 
Germ Mafe zutheil; feine Bopularität hatte den höchſten Grad erreicht. Bei dem herrlichſten 
Feſte, das je eine Nation gefeiert, bei dem Bundesfeſte von 1790, vem daß geſammte Frankreich 
durch Abgeoronete beimohnte, waren alle Blide auf B. und Lafayette gerichtet, der die Hul- 
digung eines begeifterten und dankbaren Volks mit ihm tHeilte. Lafayette war an demſelben 
Zage zum Befehlshaber ver Nationalgarde ernannt worben, an welhem B. ald Maire an die 
Spige der Gemeinde trat. Beide Männer gingen befreundet in Allem, was das Vaterland und 
die Sorgfalt für fein Wohl betraf, venfelben Weg. Beide waren im Befige ver hoͤchſten Gunft 
des Volks, um der Gegenftand feines Hafles zu werben. 

Im Juni 1791 war der König entflohen, zu Varennes angehalten und nad Paris zurüd- 
gebracht worden. Man verlangte laut und ungeftüm die Entfegung des Monarchen. Am 
47. Zuli verfammelte ſich eine ungeheure Menge Volks auf dem Maröfelve, wo das Jahr vorher 
das Bundeöfeft mar gefeiert worden, und drängte ſich nad dem Vaterlandsaltare, auf dem 
eine Bittſchrift niedergelegt war, welche die Entjegung des Königs verlangte. 

B. begab ſich mit der bewaffneten Macht dahin, um das Martialgefeg verfünden zu laſſen 
and die meuterifchen Haufen zu zerftreuen. Er ward mit Hohnlachen und Steinwürfen empfan: 
gen, und die Truppen waren gendthigt, zu ihrer eigenen Wertheivigung von den Waffen Ge: 
braud zu machen. Es floß Bürgerblut. Hier ift die Sonnenwende von B.'s Glüd und Gunft, 
die dad Volk in feiner flüchtigen Laune einem Andern zuwendete, um fie ihm wie jenem zu ent= 
ziehen. Es ift erwirfen, daß der Maire ver Stadt Paris nur zufolge eines Befchluffes ded Mus 
nicipalraths jo gehandelt Hatte. Auch billigte die Nationalverfammlung , der er über das traus 
tige Ereigniß Bericht erftattete, fein Verfahren , wie e8 in ver Natur der Sache lag. B., der es 
ſchmerzlich fühlte , wie unſicher der Menfchen Urtheil fei, die heute verdammen, was ſie geftern 
nod mit Begeifterung erhoben ſchickte feine Entlaffung ein, die ver Zuftand feiner Geſundheit, 
wie er ſagte, nothwendig made. Sie ward nicht angenommen , fonvern die Bitte des Munici= 
palraths an ihn geſtellt, feine Amtsführung fortzufegen. B. willigte ein, bis zur nächſten Wahl 
an feiner Stelle zu bleiben. Da erfegte ihn Petion, und er zog fich auf dad Land zurüd, um in 
ruhiger Berborgenheit feine Tage zu befihliegen. Bei dem Proceſſe ver Königin warb er indeſſen 
gendthigt, wieder in der Hauptſtadt zu erfcheinen, um vor Gericht ald Zeuge aufzutreten. In 
dem Anklageacte der unglüdlihen Marie Antoinette war die Beſchuldigung ausgeſprochen, es 
habe ein Briefwechfel zwifchen ihm und ver Königin ftattgehabt. B. gab die einfahe und bes 
ſtimmte Erflärung: „es fel nicht wahr.” Indeſſen war fein Untergang beſchloſſen, und er follte 
feinem Schickſale nicht entgehen. 

B., in den Privatſtand zurüdgefehrt , lebte auf dem Lande in der Gegend von Nanted. Da 
feine Ruhe hier geſtoͤrt ward, ſchrieb er an Laplace, einen der ausgezeihnetften Gelehrten Frank⸗ 
reichs, fpäter Bair, der zu Melun in ſtiller Einſamkeit lebte, ob er nicht in dieſer Stadt einen 
Zufluchtsort und Berborgenheit finden könne. Laplace erbot fi, feine Wohnung mit ihm zu 
teilen, und B. war entſchloſſen, von diefem freundſchaftlichen Anerbieten Gebrauch zu machen. 
Unterdeß war der verhängnipvolle 31. Mai gekommen, und bie Partei, die an ihm gejtegt, 
führte die Schreckensregierung ein. 

Abtheilungen der Revolutionsarmee durchzogen das Land, und eine ſolche traf aud zu Me- 
lun ein. B. kommt zur größten Beflürzung feines Freundes an. Diefer ift um ihn, und zwar 
mit Recht, beſorgt. Aber für ven Berleumbeten und Verfolgten, den die fpätern Greigniffe mit 
Abſcheu erfüllten, Hatte'das Dafein Feine Reize mehr. „Was kann mir am Leben liegen‘, fagte 
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er zu Laplace, „wenn ich das Alles anſehe, was vorgeht? Und dann iſt es @ind, ob ich hier oder 
anderewo ſterbe.“ B. war erkannt worden. Bei ſeinem Namen ſteht der Poͤbel auf. Man 
ſchleppt ihn auf das Gemeindehaus, und obgleich die Municipalität feine Papiere in Ordnung 
fand und ihn in Freiheit ſetzte, fo gab dies die wüthige Menge doch nicht zu. Die Sache ward 
an ben Ausſchuß der öffentlichen Sicherheit nad) Paris berichtet, der den Gefangenen dahin zus 
Bringen befahl. Er ward ins Gefängniß geworfen und vor dad Revolutionsgericht geftellt, das 
ven Schulvlofen ald den Moͤrder feiner auf dem Marsfelde gefallenen Mitbürger zum Tode ver⸗ 
Damste, B.'s Bertheidigung , einfach, freimäthig und wahr wie fein Leben, hob jeden Zweifel 
an ſeiner Unſchuld, wenn man ernftli an ihr Hätte zweifeln Eönnen. Aber barauf kam es im 

. Diefer Zeit und bei diefem Gerichte nicht an. B. geſtand aufrichtig, er fei ein conflitutioneller 
Royalift und der beſchworenen Verfaffung treu. Dieſes Geſtaͤndniß allein mußte ihm dad Leben 
Toften. Gr verlor ed, und zwar auf eine ſchreckliche, fhauberhafte Weife, die ven Menſchen tief 
unter dem Thiere zeigt. 

Am Tage der Hinrichtung beftieg B., die Hände auf dem Rücken zujanımengebunden, den 
Benkerskarren. Eine von Wuth entbrannte Menge, welche vie beliebten Tagesſchriftſteller durch 
giftige Verleumdungen aufgehegt hatten, begleitete ven Zug und ftieß gegen ven Berurtheilten 
die gräßlichften Verwünſchungen aus. Die rothe Fahne, melde an jenen unfeligen Tage auf 
dem Maröfelde geweht hatte, war hinten auf dem Karren beiefligt. In langfamem Zuge ging 
+8 nun den weiten Weg von der Gonciergerie nad) dem Marsfelde. Der Regen fiel in Strömen 
vom Himmel, und es war für die Jahreözeit (im October 1793) ungewöhnlid, kalt. B., faft 
nackt dem Unwetter auögefeßt, von dem Hobngefihrei des Volks begleitet, das ihn mit Koth warf 
und nad) ihm fchlug, von feinen Henkern gegen bie wüthige Menge vertheidigt, bie den Zug auf: 
hielt, um die Leiden des Unglüdlichen zu verlängern, blieb ruhig, faft Heiter und ließ auch nicht 
einen Laut der Klage hören. Nach einer Fahrt von anderthalb Stunden fam der Karren auf 
den Richtplatz an. B. ſtieg herab; Thon ſchleppt man ihn nach dem Blutgerüfte, da fällt es 
einem Tiger ein, der die Übrigen an graufamem Scharfiinne übertraf, die rothe Fahne erft zu 
verbrennen. Man bringt Feuer, die Fahne wird angezündet, ein Ungeheuer ſchwingt fie bren= 

"end D. ind Gefiht. Der Schmerz erpreßt ihm einen Schrei, und dad Volk Eatfhrlauten Bei- 
fall. Zum zweiten male nähert er fi) vem Schaffot. Einer aus dem Haufen ruft, es gezieme ſich 
nit, ven heiligen Boden des Bundesfeſtes — es war auf den Antrag B.’8 gefeiert worden — 
mit dem Blute eines ſolchen Boͤſewichts zu beſchmuzen. Lauter, tauſendſtimmiger Beifall. Das 
Gerüſt wird abgebrochen, ſtückweis nad) einem Graben am Ufer der Seine gebracht und wieder 
aufgeſchlagen; Alles unter ven Augen B.'s, ven man nöthigte, zu Fuß zu folgen und das höl⸗ 
liſche Treiben mit anzufehen. Da fland er nun, dem Gefpdtte und den Mishandlungen der 
Menge preisgegeben , die ihm in das Geſicht fpeit, mit Steinen nach ihm wirft, ihn mit Stöden 
fSlägt. Der heftige Regen währte ununterbroden fort. B. mit bloßem Kopfe hält drei entſetz⸗ 
lich lange Stunden alle diefe Dualen aus. Der Unglückliche ſchauderte von Regen triefend. Du 
zitterſt, B.? rief Einer aus dem Volke fpottend. Es ift vor Froſt, mein Freund, antwortete er 
ruhig. Endlich unterlag die Natur, ſchwächer als fein Muth. Er ſank erſchöpft ohne Bewußtfein 
nieber. Da er wieder zu ſich kam, erfuchte er feine Genfer, die Hinrichtung zu befleunigen, 
mit der heitern Faſſung, als bitte er einen Freund um einen Liebesdienſt. dmg wird fein 
MWunſch erhört. Das Schaffot ift über einem Haufen Unrath aufgeſchlagen. B. fammelt feine 
letzte Kraft, befteigt dad Blutgerüft mit fiherm, feftem Schritte und hält fein Haupt dem To⸗ 
Veöftreiche entgegen. Es fällt. Jubelnder Beifall erfüllt die Luft; es ift als biete das Frohloden 
ver Hölle dem Himmel Höhnend Trotz. B. zählte 57 Jahre. Am 18. Nov. 1795 war er vor 
das Revolutionsgericht geflellt, den 20. zum Tode verurtheilt und ven 21. hingerichtet worden. 
Er ſelbſt ſchrieb ſeine Denkwürdigkeiten, die in zwei Bänden erfchienen find) und die hervor: 
flechenden Züge feines Lebens und die wichtigften Thatſachen aus der Zeit der conflitulrenden 
Berfammlung enthalten und erläutern. So endete B., der Erfte, ven fein Diftrict zum Wähler, 
der Erſte, den die Wähler jelbft zum Deputirten bei der Nativnalverfammlung ernannten, der 
erfte Präſident der Nationalverfammlung und der erfte Maire von Paris, An diefen bedeuten⸗ 
den Stellen zeigte er ebenfo viel Klugheit als Mäßigung und Nechtlichfeit. Unter den fchwie⸗ 
rigften und gefahrvollſten Verhältniſſen blieb er ſich gleich, beſonnen, einfach in feiner Lebens⸗ 
weile, muthig für das Gute, ſiandhaft in feinem Glauben , warmer Vertheidiger ver Unſchuld 
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wi Gerechtigfeit, Freund ber Unglücklichen und Wohlthäter der Nothleidenden. Bei ben mane 
nichfaltigen und wichtigen Dienſtgeſchäften, die jeine Thätigkeit in Anſpruch nahmen, ſchrieb er 
feine Abhandlungen über Die Gefangenen und feinen Bericht über die Hospitäler, Zeugen und 
Denkmäler jeiner Menſchenliebe. Am Ziele jeiner mühevollen Laufbahn, in der es ihm leicht 
geweſen wäre, jich zu bereichern, hatte er ven größten Theil feines eigenen Vermögens zuges 
fegt. übrigens läßt ſich B.'s Unglück leichter als jein Glück begreifen. Gin Mann von feiner 
Art, einfach, wahr, jeinen Orundjägen unwandelbar ergeben, von ftrenger Redlichkeit, keiner 
Schmeichelei und feines Betrugs fähig, konnte am Hofe jowenig ald bei dem Volke ſich in Gunſt 
erhalten. Am wenigflen vertrug ſich feine Mäßigung mit der Leidenſchaftlichkeit der Zeit, die in 
wilder Haft von einem Außerften zum andern überjprang. I. Weigel. 

Ballotiren, ſ. Abftimmung. 

Banken und Bankweſen. 1. Allgemeiner berblick. Das Bankweſen iſt ver Inbe⸗ 
griff der Geſchäfte, welde von Handelshäuſern (Bankiers, Bankhäufern) und Auflalten (Ban⸗ 
fen) betrieben werben, und ver dafür beſtehenden Einrichtungen. Die Geſchäfte beftehen in dem 
Annehmen, Aufbewahren, Beleihen, Kaufen und Berfaufen von eveln Metallen, Münzen, 
Geldzeichen, Wechſeln, Anweifungen, Staatöpapieren, Obligationen, Actien und andern 
Squldurkunden, welche ver Gredit von Staaten, Provinzen, Gemeinden , Gorperationen, Ges 
fellfihaften und Privaten zum Vorſchein bringt; im Einziehen von Foderungen und Lelften von 
Zahlungen, was aud durch Ausgleichen mitteld Übertragung von der Rechnung des Schuld⸗ 
ners auf Die des Gläubigerd gefchehen ann (Girogefchäft). Sie werben entweder im Auftrage 
und für Rechnung Dritter gemacht, mit oder ohne Gewährung von offenem (Blanco=) Credit, 
ober für eigene Rechnung ; die erftern heißen Banfgejchäfte im engern Sinne und find größten- 

theils Conimiſſionsgeſchafte, für deren Beforgung eine Provifion (Commiſſionsgebühr) berech⸗ 
net wird; Die andern gehören in das Gebiet des Handels und der Speculation, und ermarten 
entweber, wie jedes Handeldgeihäft, einen Gewinn aus dem Erldfe bei dem Verkaufe der er- 
worbenen Gegenſtände, oder eine hohe Rente aus dem in Unternehmungen angelegten Capital, 
Zu dem Betriebe der Geſchäfte benugt das Bankhaus den eigenen Grebit in allen den Formen, 
in welchen es Andern Credit gewährt, die Bank außerdem noch durch Ausgeben von Banknsten. 

Der Name ſtammt aus dem Mittelalter von den Geldwechslern, meift Itallenern, die in Höl= 
zernen Sch üffeln auf einer Bank ihre Münzen aufzuftellen pflegten. Konnte ein Wechdler feine 
Verbindlichkeiten nicht erfüllen, fo wurbe ihm die Bank zerbrochen, und der Bankbruch, banco 
rotto, bedesitete ven Ball des Gejhäits. Mit dem Wechfeln der Münzen war in der Regel das 
Reihen auf Pfänder verbunden, und damit der Nebenbegriff des Wuchers in einer Zeit, wo der 
Zind als ein von der Roth erpreßter,. fhmuziger und unehrenhafter Gewinn angeiehen, durch 
Borfehriften der Kirche wie des Staats verboten war. Auch diefer Zweig murbe im Mittelalter 
vorzugsweiſe von Italienern betrieben, und heute noch wird das Leihen gegen Bauftpiand Lom⸗ 
bardgefcgäft genannt. Die Wechsler beforgten endlich auch den Einzug von Foderungen und 
die Leiftung von Zahlungen von einem Ort zum andern, fie handelten mit Wechſeln. 

Aus diefen Keinen entwickelten ſich die heutigen Bankgefchäfte, dem Weſen nach die nämli- 
den, aber an Umfang und Mannichfaltigkeit ihrer Bormen und Zweige mit den Geld⸗ und Gre- 
ditbedũrfniſſen ver Staaten, ver Production, ded Transportweſens und des Handels außer 
orbentlih gewachſen. Nach dem Parifer Frieden im Jahre 1815 waren ed die Regierungen ber 
groͤßern Staaten, welche mitteld der Bankhäufer große Anleihen negoclirten, duch die Banfen 
ihr Papiergeld einzpgen (Oferreis), und den Öffentlichen Grebit auf ſchwere und theuze Proben 
‚Kelten mußten, um ihre durch den Krieg zerrütteten Finanzen zu ordnen. Bald kamen vie @ifens 
bahnen umd verlangten Gapital in Summen, die man vorher für fabelhaft gehalten Haben 
würde; wie Dampfſchiffahrt ſchloß fih an, und die vollkommenern Transportanftalten verlang- 
tea nicht nur für ihren eigenen Bau und Betrieb eine Menge von rohen und verarbeiteten Er⸗ 
zeugniflen, fonvern fie veranlaßten auch von Selten bed erweiterten, vermehrten und beſchleu—⸗ 
nigten Handelsverkehrs eine raſch anfteigende Nachfrage, welcher zu genügen bie Produrtion 
derch Erweiterung beftehender und Gründung neuer Anlagen ſich anſchickte. Handel und In: 
duſtrir traten nach den Regierungen und den Eifenbahngefellihaften mit wachſenden Anfodes 
zungen hervor, an Gapital für großartige Unternehmungen nicht allein, fondern auch an Um⸗ 
Iaufömitteln und an bie Binrihtungen, mittel8 deren der Eredit den Gebrauch des Geldes erſpart 
und den Betrag von Foderungen vor Verfall disponibel macht. So jehen wir in her Gegenwart 
neben ven Schuldſcheinen der Staaten eine immer mehr zunehmende Menge von Schuldurkun⸗ 
ven, welche Antheile an bem Vermögen, an Gewinn und Verluſt von productiven Unternehs 
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mungen gewähren (Actien, Antheilſcheine), ober verzindlihe Darlehen an ſolche Unternehmun⸗ 


‚gen repraͤſentiren (Obligationen, Prioritäten); gleichzeitig aber auch eine entjprechende Vers 


mehrung von Wechſeln, Anweijungen, Geldzeichen aller Art. 

Diefe großartige Entwidelung Hätte jo nicht vor ih gehen fönnen, wenn das Bankweſen 
mit feinen Einrichtungen und Dienftleiftungen auf dem alten Flecke ftehen geblieben wäre. &8 
mußte der allgemeinen Bewegung folgen, und die Kennzeichen feiner Fortbildung erſcheinen nicht 
allein in einer Vermehrung der ihm gewinmeten Käufer und Anftalten, jonbern aud in einer 
Umbildung feiner Organifation und in der THeilung der Arbeit. 

Aus den Anleiheoperationen von 1815 — 20 waren für einzelne Bankhäujer koloſſale Ver⸗ 
mögen herausgewachſen; damit beherrfchten fie den Capitalmarkt und erbrüdten für größere 
Sinanzoperationen die Concurrenz, indem fie fich untereinander verftändigten. Sie waren bie 


nothwendigen Vermittler von Anleihen, nur bei ihnen war für größere Unternehmungen Ga= 


pital zu finden. Die gewöhnlichen Banfgeichäfte betrieben fie nur noch für Regierungen, Ge— 
ſellſchaften und größere Kunden; den Verkehr mit der zahlveichen Mittelclaffe von Inpuftriellen 
und Handelsleuten überließen jie Andern. Dieſe Oligarchie Herrfcht bis tief in die Eiſenbahn⸗ 
periode hinein ; da aber weder die Negierungen noch die Geldmächte für ih allein die Schienen: 
wege herftellen Eonnten, letztere aud) vorzogen, Anleihen für den Staatsbau zu negociiren (Bel⸗ 
gien), weil jie anfänglid) an einem genügenven Reinertrage zweifelten,, fo trat die Affociation 
ergänzend, bald überwiegend, hinzu. Die nämliche Erſcheinung zeigte jih dann auf dem Ge⸗ 
biete der Induſtrie, und es Eonnte nicht außbleiben, daß die Affociation ſich aud) mehr als früher 
in dem Bankweſen felbft geltend machte. Die großen Bankhäufer fonnten die Ausſchließlichkeit 
ihrer Vermittelung , wonach fie den Regierungen oder Unternehmern für die Beihaffung von 
Geld ebenjo ihre Bedingungen bictirten wie den Capitaliften für die Überlaffung der Schuld⸗ 
oder Antheilfcheine , nicht Länger fefthalten ; fie mußten fich entfchließen, als Mitbewerber , Mit- 
unferzeichner neben Andern aufzutreten, oder bei der Gründung von Geſellſchaften mitzumir- 
fen, Bel viefer Änderung haben die großen Bankhäuſer nichts verloren, denn ihre Gefchäfts: 
Eenntnifle und Verbindungen, ihr Ruf und ihre Mittel jicherten ihnen immerhin eine ausger 
zeichnete Stellung in ben Verwaltungen und einen erheblichen Antheil an den Früchten der 
Affociation, welche zugleich ihr eigenes Geſchäft alimentirte. Der zunehmenve Umfang und die 
Mannidfaltigfeit der Bankgeſchaͤfte hatten die größere Theilung der Arbeit zur natürlichen 
Folge. An den Mittelpunften des Bankverkehrs, den Börfenplägen, befaflen fi vie erften 
Häufer hauptſächlich mit dem Anz und Verkauf von Wertpapieren und Wechfeln zur Ausfüh—- 
rung belangreicher Aufträge, oder für eigene Rechnung. Andere, fowie die Banfhäufer an 
Handelsplätzen und Fabrikorten, die nicht zugleich eine Börfe haben, richten ihre Gefchäfte mehr 
nad den Bedürfniſſen ihrer Umgebung, indem fie ihren Correſpondenten Wechfel discontiren 
und zum Einziehen übernehmen, auf fie gezogene Tratten einlöfen, ihnen ſolche auf die Orte, 
wohin fie Zahlungen zu leiften Haben, anfchaffen, ihnen in diefer Form, oder durch Accepte, 
oder aud in baarem Gelde Vorſchüſſe auf Werthpapiere, wol aud auf Waaren, die dann meift 
durch Eonuoflamente over Lagerfcheine repräfentirt werden, geben, endlich auch ihre Kaffe füh= 
zen, ſodaß ber betreffende Geſchäfts- vder Privatmann der Gefahr und Mühe, größere Sum: 
men bei ſich aufzubewahren, zu empfangen, zu verfenden, überhoben wird und den Zinfenver= 
luſt für ftändigen Kaffevotrath erfpart. Diefer nützliche Theil ver Bankgefchäfte ift in England 
mehr als in andern Ländern audgebilbet, und bietet für die Bankhäufer ein Feld der Thätigkeit, 
welches ſich mit dem Fortſchreiten ver Production und des Verkehrs immer mehr erweitert. Auf 
dieſem Felde werden auch die Banfhäufer nicht durch die Gefellfchaften verbrängt, weil fie weni— 
ger an ſtrenge Formen gebunden find und am leichteften die Kenntniß der Perfonen und Ver- 
hältniſſe erwerben, die hierbei erfoderlich ift; vielmehr bilden die Bankhäufer ein Mittelglied 
zwiſchen dem Handels- und Gewerbeftande und den Banken, bei denen fie wieber einen Rüd- 
halt finden, um ihre Dienftleiftungen auszudehnen und aud in kritiſchen Zeiten nicht zu ſehr 
zu beſchränken. 
Die Verhältniſſe, welche das Bankweſen erweiterten und gliederten, äußerten ihre Wir— 
kung, wie bei dem Betriebe durch Handelshäuſer, fo auch bei dem Betriebe durch Geſellſchaften. 
. Bei dem Übergange vom Frieden zum Kriege, von 1815 an, hatten die größern Banken 
ebenfo wie die Kinanzverweltungen ihre durch Keiftungen für legtere zerrütteten Verhältniffe 
zu ordnen; in Ofterreic wurde (1817) die Nationalbank gegründet, un dad Staatöpapiergelo 
einzuziehen, Der Aufſchwung des Verkehrs in der nahfolgenden Eifenbahn = und Induſtrie⸗ 
periobe veranlaßte eine entſprechende Vermehrung ihrer Mittel und Erweiterung ihrer Einrich⸗ 
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tungen. “ Die Bank von England wurde von ven Wuchergefegen befreit, der Umlauf ihrer No: 
ten vermehrt und begünftigt; neben ihr entſtanden zahlreiche Banken in England, in Schottland 
und Irland wie in den Golonien. Die Bank von Frankreich centralijtrte dad Bankweſen, ver- 
mehrte die Zahl ihrer Zweiganftalten und verminderte ven Stückbetrag ihrer Noten von 500 
auf 100 Sr. Die Oſterreichiſche Nationalbank ergänzte ihr Grundcapital durch Hinausgabe ver 
zurüdbehaltenen Actien. Die Preußiſche Bank, vie legte reine Staatdanftalt, zog Privatcapital 
heran, vergrößerte ebenfalls die Zahl ihrer Commanditen ünd Filiale, vermehrte ihren Noten= 
umlauf und jegte ven kleinſten Stüdbetrag von 25 auf 10 Thlr. herab. Neue Banken entftanden 
bis zur Mitte des Jahrhunderts auch in einigen deutſchen Staaten und In Belgien (Banque 
nationale, 4850). 

Die Anfalten , auf welche ver Name Banken biöher ausſchließlich angewendet wurde, be⸗ 
ſchränkten ihre Thätigkeit auf pie gewöhnlichen Bankgeſchäfte, d. h. ſie vermittelten die oben be= 
zeichneten Geld = und Creditgeſchaͤfte des Handels und der Gewerbe, mehrfach auch ver Regie⸗ 
zungen. Da ber Ertrag diefer Gefchäfte in Zinfen und Proviſion befteht, und davon die Laſten 
und Verwaltungskoften zu beftreiten jind, fo würbe die Gapitalrente ihrer Theilhaber ven ge= 
woͤhnlichen Zinsfuß jelbft unter günftigen Verhältniffen kaum überfteigen, wenn fie nicht durch 
Notenaudgabe den Vortheil hätten, zinsloſes Geld zu benugen. Die Noten dienen zugleich als 
bequeme und beliebtes Zahlungsmittel, wenn jie durch gejicherte Einlöfung den Gleichwerth 
mit der Münze behaupten. Geſchäfte für eigene Rechnung find diefen Banken in der Regel nur 
für ven Handel mit Gold und Silber, und etwa noch ausnahmsweiſe für vorübergehende Anlage 
disponibler Kaſſenbeſtände geftattet. Aus ver Natur dieſer Gefchäfte folgt: daß die Banken an 
Drten oder in der Nähe von Orten, wo ſolche Geichäfte zu finden find, alfo an Handelsplägen 
oder in Fabrikgegenden, ihren Sig haben müflen, und nur wenn fie dort nicht zugelaffen wer⸗ 
den, wählen fie die nächſt erreichbaren Punkte; ferner haben dte Banken zu forgen, daß ihr Ca⸗ 
pital fiher und immer nur auf fürgere Zeit, 3. B. in Wechſeln oder Vorfchüffen auf nicht länger 
als drei Monate, angelegt ift, damit fie jede Verbindlichkeit erfüllen und durch dftern Umſchlag 
ihre Provijion auf einen angemeffenen Ertrag bringen £önnen; endlich müflen fie für die Einld— 
fung ihrer Noten. einen ſtärkern Baarvorrath, z.B. ein Drittheil des Notenumlaufs, bereithalten, 
um einem ungewöhnlichen Andrange nad) Ginlöfung jolange zu genügen, bis die fällig werden⸗ 
den Wechſel und Vorſchüſſe ipnen Geld oder Noten bringen. Dieje Banken eignen ſich daher 
nicht zum Betriebe der fpeculativen Rihtung des Bankweſens, und wie ih Bankhäufer vor: 
augömeife diefer Richtung zumendeten, fo mußte aud) die Affociation, indem fie dem Vorgange 
jener folgte, dafür beſondere Anſtalten begründen. 

Diefe Anſtalten haben mehr Ähnlichkeit mit den Actiengeſellſchaften für induſtrielle, Trans— 
port= ober Handeldunternehmungen ald mit den Banken. Sie unterjiheiden fih von jenen nur 
dadurch, daß fie ich nicht auf eine einzelne Unternehmung befhränfen, ſondern ſich jeder zuwen⸗ 
den fönnen, bie ihnen anfteht. Daher haben auch die erften der nenern Zeit angehörigen berar- 
tigen Inflitute fi „Allgemeine Geſellſchaften“ genannt; fo eine nieverlänvifche und die nady 
ihrem Mufter Ende 1852 in Paris concefflonirte Socidts gönsrale de Credit mobilier. Da die 
Unternehmer ven Regierungen große Vortheile für Staatsanleihen und für die Entwidelung der 
Induſtrie, ven Gapitaliften und Speculanten hohe Dividenden und Agiogewinne in Ausſficht 
ftellten, und da dad Publicum damals und längere Zeit hindurch geneigt war, Hoffnungen theuer 
zu bezahlen, fo fand das Beifpiel Frankreichs bald vielfache Nachahmung. Ofterreih, Spanten, 
deutſche Staaten , namentlich) die Kleinen, auch Gantone der Schweiz genehmigten bie Errichtung 
von Grevitanftalten. In England fanden fie feinen Eingang, ſowol weil dort die Hinleitung 
des reichlich vorhandenen Capitals zu productiven Unternehmungen feiner ſolchen Bermittelung 
bedarf, ald auch wegen der Abneigung der Engländer gegen dad Generalifiren; ihre Vereine 
richten ſich aud) auf andern Gebieten nur auf fpecielle Zwecke. In Deutſchland verweigerten 
Preußen, Hannover, Baiern und Würtemberg die Genehmigung; Sachen allein unter den 
Piittelftaaten concefitonirte eine Allgemeine Deutfche Greditanftalt in Leipzig. Nureine, und 
zwar die in Deutfchland zuerft gegründete, hat fi ven Namen Banf beigelegt, nämlich Die Bank 
für Handel und Induftrie in Darmſtadt. 7) 

Die Verwaltung einer folhen Grebitanftalt gleiht fonad) dem Chef eines Bankhauſes, wel- 
ches vorzugsweiſe größere Operationen für eigene Rechnung macht. Sie wird ſich bei Anleihen 

1) Näheres im Art. Creditanſtalten. Die hier folgenden Abſchnitte befchränfen ſich auf die Ban⸗ 
ten mit Rotenausgabe. 
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von Regierungen, Gtädten, Eiſenbahngeſellſchaften u. |. w. betheiligen, Berg: und Hütten: 
werke, Babrifen, Dampferlinien erwerben, Geſellſchaften für folhe Unternehmungen gründen, 
oder durch Übernahme von Actien ihre Gründung unterflügen; ſie wird Staatspapiere und Ac⸗ 
tien faufen und verfaufen. Den Umfang ihrer Geſchäfte wird ſie nicht auf den Betrag ihres Actien⸗ 
capitals befchränfen, fondern jle wird Obligationen ausgeben, die verzinft und allmälig getilgt 
werden. Wenn ihr Kapital für längere Zeit in Unternehmungen feftliegt, fo find auch ihre Ver⸗ 
bindlichkeiten erft in beftimmten längern Friſten zu erfüllen. Wie bei einer Bank dem Wechſel⸗ 
portefeuille die Noten, fo ftehen bei der Grevitanftalt ven Vorräthen an Werthpapieren die 
SOhligationen gegenüber. Die Bank dient ven Geſchäftsleuten an ihrem Sige und in einem mehr 
ober weniger ausgedehnten Wirkungskreiſe; die Grebitanftalt iſt, ſoweit jle nicht durch ihr Sta⸗ 
tut befhränft wird, an feinen Ort gebunden, fie kann ihre Mittel in weiter Kerne ober in der 
Nähe ihres Sitzes anlegen. Niemand wird in Abrede ftellen, daß eine Creditanſtalt bei intelli⸗ 
genter, vorſichtiger Xeifung auf die Production und den Verkehr fördernd einzuwirfen und 
Ihren Theilhabern unter günftigen Verhältniffen eine ſehr hohe Rente zu gewähren vermag; 
ebenfo wenig aber läßt jich verfennen, daß den Chancen hoher Gewinne hier wie überall die 
Gefahr bebeutender Berlufte zur Seite gebt. Diele Gefahr erwächft nicht nur aus den Fehlſchla⸗ 
gen einzelner Operationen oder Unternehmungen, ſondern aud aus den Schwankungen der 
Eurje und der Berfuhung, von dem Börfenfpiele Gewinn zu ziehen. Die kurze Erfahrung 
mit den neuern Grebitanftalten lehrt bereitö, daß jie auf Unterflügung der Börjenfpeculation 
bejondere Sorgfalt verwenden, die Preife der von ihnen begünftigten Papiere zu treiben ſuchen, 
indem jie ſelbſt kanfen, ober dritten Käufern Geld vorſchießen, andere drüden helfen, indem lie 
ſelbſt verkaufen, oder ven Verkäufern die Bapiere leihen, welche diefe nicht befigen (Report: und 
Deportgefchäfte). 

Wenn bei ven Banfhäufern fhon wegen der großen Ausvehnung und Mannichfaltigkeit 
ber Baukgeſchäfte die Iheilung,ber Arbeit eingetreten ift, fo if eine Vermiſchung der Creditan⸗ 
Ralten und der Banken mit Notenausgabe wegen ver innern Verſqhie denheit beider nicht ange⸗ 
meſſen. 2) Wenn der Einfluß der Regierungen auf die Banken für legtere nicht zutraͤglich ift, 
fo wird die Verbindung mit einer Creditanſtalt noch für weit gefährlicher gehalten werden müf- 
fen, denn eine Grevitanftalt wird in ihrem aus Staatöpapieren und Actien beftehenven Vermb⸗ 
gen nit allein von jeder politifchen Erſchütterung mit betroffen, fondern fie ift noch beſondern 
Kriſen ausgeſetzt, welche ven Staat unangefochten laflen, aber doch ihre Activen entwerthen kön⸗ 
nen. Daher iind auch nur in einigen kleinern deutſchen Staaten Verſuche zugelaſſen worden, 
nicht allein Banken mit Creditanſtalten in die engſte Verbindung zu ſehen, wie in Darmſtadt 
und Deflau, ſondern auch einer und derfelben Anftalt die Befugniß ſowol zu Speculationdge: 
fchäften wie zur Notenausgabe zu ertheilen , wie in Meiningen und Luxemburg. 

Der Betrieb der gemöhnlichen Bankgeſchäfte ſowol dur Bankhäuſer wie durch Anftalten 
ließ für den Handel und die Gewerbe eine Rüde offen, die beſonders in ſtarken Krifen hervor: 
ttat und außerorventliche Hülfe foderte, aber auch in gemöhnlichen Zeiten nicht verſchwand, bis 
bleibende Einrichtungen fie ausfüllten. 

Die Banken können ſtets und in Zeiten der Kriſe, ſoweit jie e8 überhaupt vermßgen, nur 
Denen helfen, welche ihren Vorfchriften genügen, z. B. Wechſel mit drei guten Unterfchriften 
zum Discontiren, oder Schuldſcheine des eigenen Staats ald Unterpfand für VBorfgüfle bringen. 
Die Bankhänfer arbeiten in ver Regel unter billigen Bedingungen nur mit regelmäßigen Kun: 
den, mit Andern entweder gar nicht oder fehr theuer, namentlich wo fle, wenn auch nur auf ganz 
kurze Zeit, in Vorſchuß treten follen; in Krifen geraten fie ſelbſt ins Gedränge, und müflen 
daher ihre Dienfte für Andere nod mehr beſchränken. Um in folden Zeiten dem Handel und 
der Inbuftrie zu Hülfe zu kommen, haben Regierungen und Stabtbehörben Hülfs- ober Dar: 
lehnskaſſen errichtet, Darlehnsſcheine ausgegeben u. vergl. lim aber auch bei normalen Zu: 
Ränden die Hülfsmittel des Credits Denen zugänglich zu machen, welde fie zwar verbienten, aber 
weder bei den Banken noch bei Bankhäufern finden konnten, bilveren fi nad dem Beifpiele 
jener temporären Ginrichtungen bleibende Inftitute. Dahin gehören die ſchottiſchen Banken, 
die Disconto⸗Kaſſen und -Geſellſchaften in andern Ländern, wie die Comptoirs d’Escompte in 

Frankreich, Die Union de Credit in Brüffel, die Discontogefeliicjaft in Berlin, vie Nieder 
Öfterreichifche Escomptegeſellſchaft in Wien u. a.m. Das Wefen biefer Einrichtungen bes 
ſteht darin, daß Geſchäftsleute gegen Sicherheit, gegen Bürgfchaft, oder auch ohne folde, Cre⸗ 


2) Belege dafür f. unten, Abſchn. IV, A, in der Eeſchichte der Preußiſchen Bank. 
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wit in der Weiſe erhalten, daß ihnen Wechſel discontirt oder baare Vorfihüffe auf beſtimmt⸗ 
Zeit gegeben werben. Die Gefellſchaft nimmt nur ſolche Mitglieder auf, welche durch materieffe 
oder perfönlihe Garantien (Charakter, Fleiß, Sparfamfelt) creditwürdig erſcheinen und bes 
ſtimmt die Höhe und die Bedingungen bes ihnen zu gewährenven Credits, den Geſchäftsantheil, 
und bie Einlage (Yan — Yıo des Geſchäftsantheils). Die Mitglieder haften gegenfeltig für vie 
Verluſte, welde die Gejellihaft aus den Verfehre mit ihnen erleidet. Das Gedeihen einer fol- 
Gen Einrihtung hängt davon ab, daß fle nicht nur von Inhabern kleinerer Gefchäfte, ſondern 
aud von größern, und nicht nur zum Borgen, jondern auch für Gapitalanlagen und für die 
Beforgung von ſolchen Geld : und Creditgeſchäften, die feine Vorſchüſſe verlangen, benugt 
wird. Wo dieje Exfoderniffe ſich vereinigen, da werben die Discontogefellfchaften wie bie ſchot⸗ 
tischen Banken die Duelle des Wohlſtandes zahlreicher Familien, deren Häupter ohne Credit 
bei aller Tüchtigkeit und Recdtfchaffenheit aus Mangel an Mitteln. nicht hätten emporkommen 
innen. ?) 

Zu den Bankwefen find nicht zu rechnen die nady dem Vorbilde des Comptoir Central von 
Bonnard eingerichteten Waarenerevitanftalten, welche ven unmittelbaren Waarentaufch befär- 
dern, indem ſie ihren Glienten Anmweifungen auf Waaren geben, die diefe brauchen, dafür Anz 
weifungen auf deren Produete nehmen und für jede Vermittelung eine anfehnliche Proviſion 
in Geld erheben. Died jind Waarencommifjtonsgefihäfte, und bie Anftalten felbft Haben noch 
feinen Anfprud erhoben , für Banfinftitute zu gelten. 

Wenn biöher von dem Betriebe der Bankgeſchäfte durch Handelshäuſer und durch Geſell⸗ 
ſchaften die Rede war, unter letztern aber nur. bie Anonymen Actiengefellfhaften verſtanden 
wurden, fo iſt Dabei noch einer mittlern Form zu gedenken, welche in der neuern Zeit größere 
Bedeutung gewinnt. Jedes Handelshaus kann außer den bekannten auch ſtille Theilhaber auf- 
nehmen. Die Einen haften für die Verbindlichkeiten der Firma mit ihrem ganzen Vermögen 
und mit ihrer Berfon, die Andern mit ihren Einlagen, in deren Berhältuiß fie an Gewinn un 
Berluft theilnehmen. Iſt die Zahl der flillen Theilhaber eine größere, und ſind die Einlagen 
in gleiche Theile getheilt, von denen Jeber einen oder mehre befügt, und wird zwiſchen ihnen 
und den verantwortlichen Trägern der Firma ein Geſellſchaftövertrag errichtet, fo wird das 
Handelshaus zur Commanditgeſellſchaft. Diefe Form war biäher in England von ver Actien⸗ 
geſellſchaft nicht ſtreng gefhieden, da auch für letztere verantwortlie Berfonen geftellt werden 
mußten; in Frankreich ift fie längft eingebürgert, in Deutfchland nicht unbelannt. Im Bank⸗ 
weſen find Die Gommanbitgefellfchaften neuerdings in Preußen mehr hervorgetreten, und zwar 
als die dort einzig möglide Form für die Grevitanftalten, da Gonceffionen zu Actiengeſellſchaf⸗ 
ten dafür nicht ertheilt wurben, und ohne Goncefjlon die Ausgabe von Banknoten nicht geftattet 
wird. Die Discontogeſellſchaft in Berlin befteht ebenfalls feit 1852 ald Commanditgeſellſchaft, 
da ſelbſt dieſe eine Conceſſion nicht erlangen konnte; Ihre Erhebung zu einem ver größten und 
gemeinnügigften Bankinftitute verdankt le vem Anklange ihrer, ver Brüffeler Creditgeſellſchaft 
nachgebildeten, Einrichtung bei dem zahlreichen und intelligenten mittlern Handels- und Ge⸗ 
werbflonde in Berlin, wie der Nothwendigkeit, ven fehlenden Beiſtand des Staats und der 
Gelbmãchte wurd eigene Anftrengungen zu erfegen, ımterftügt von der Stärke des Vedürfniffes 
für ven Handel und die Gewerbe, welches ohne Privilegien und Begünftigung die Anftalt aus 
Heinen Anfängen emporhob.. e k 

Die Commanditgeſellſchaften find bei der äußern Organifation des Bankweſens zu beach⸗ 
ten, weil ber Streit über Freiheit over Beſchränkung in dem Betriebe durch Geſellſchaften in 
biefer Form feine Löfung findet. Der Inhaber einer Handelsfirma unterliegt feiner beſon⸗ 
dern Aufficht und Beſchränkung, fondern nur den allgemeinen gefeglihen Beftimmungen. 
Eine Anonyme Geſellſchaft Dagegen, weiche das Privilegium einer juriftifhen Perſon und cor⸗ 
porativer Rechte erlangt, wird ſich beſchränkende Beſtimmungen in ihrem Statut und beſondere 
Aufficht vom Seiten der Regierung gefallen laffen müflen, namentlid; wenn ihre Befugniffe er⸗ 
hebliche Ausnahmen von der allgemeinen @efeggebung enthalten, 3.8. den Verkauf verfal⸗ 
iener Fauſtpfänder ohne weitere Foͤrmlichkeiten oder die Ausgabe von Papiergeld (Banknoten), 
Für ihre Verbindlichteiten haftet das Actiencapital, feine geihäftsleitende Perſon; die Privile⸗ 
gien Finnen für die Actionäre eine Quelle ver Bereicherung werben, während fie nur mit dem 
Anbezahlten Actienbetrag an Berluften theilnehmen. Mit Einem Worte: Freiheit bedingt Ver⸗ 
antwortlichkeit und ſchließt dad Priviiegium aus. Wer Vorrechte haben und Feine Berantworte 








I) &. ven Art. Ditcontogefekigaften. 
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lichkeit übernehmen will, wenn auch zur Börberung eines gemeinnützigen Zwecks, bei wird dem 
Sffentlichen Intereffe befondere Garantien gegen ven Misbrauch feiner bevorzugten und perfän= 
lid) geigerten Stellung geben müjfen. 

Man könnte die Frage aufwerfen: warum die Aflociation in der Regel die Staatsgeneh⸗ 
migung nachſucht, und nicht die Gommanbitgefellihaft mit ihrer freiern Bewegung vorzieht. 
Abgeſehen von den Fällen, wo der Zweck felbft die Conceſſion erfobert, wie 3. B. die Expropria⸗ 
tion für Eifenbahngefellfchaften, if es nicht überall leicht, für größere und vielfeitigere Unter: 
nehmungen Männer zu finden, wie fle eher für beftiinmte Gewerböanlagen mit mäßigem Eapital 
ſich darbieten, Männer, welche durch notorifche Befähigung, Ruf und Vermögen geeignet und 
zugfeich auch geneigt find, als verantwortliche Inhaber die Leitung ber Geſchäfte zu übernehmen. 
Die Eigenſchaften, welche den Gapitaliften Vertrauen einflößen, find da, mo fie fid) vereinigen, Doch 
ſelten mit dem Willen verbunden, jie zu neuen ſchweren Proben zu verwenden; dagegen find fie 
eher bereit, in der Bermaltung einer Anonymen Actiengeſellſchaft nügliche und bequemere Dienfte 
zu leiften. Mit Strohmännern an der Spige kann aber eine Gommanbditgefellihaft nur ein 
ephemeres Dafein haben, felbft mo die Gefeggebung nicht, wie im Jahre 1856 in Frankreich, 
Beſtimmungen getroffen Hat, nm zu forgen, daß eine Mehrzahl wirklich verantwortliger Ver⸗ 
fonen und ein reelles Capital nebft beflimmten für die Einzahlungen haftbaren Theilhabern 
vorhanden feien, bevor eine Commanditgeſellſchaft in das Leben treten darf. Ferner übt eine 
vom Staate concefjtonirte und beaufjichtigte Gefellfchaft, abgefehen von ven greifbaren Vor— 
theilen, welde fie, wie fhon oben erwähnt, aus ihren Privilegien ziehen kann, in der Regel 
eine ftärfere Anziehungskraft auf das Capital, weil fie von dem Publicum für ſicherer und fo= 
liver gehalten wird ald eine Privatgeſellſchaft, vie ſich felbft regiert. Auf der Meinung beruht 
das Vertrauen, der Erebit, mag fie ſelbſt auch noch fowenig begründet fein. In der That hängt 
bei der Actien = wie bei der Gommanditgefellihaft, namentlih im Bankweſen, Alles von ber 

üchtigkeit der leitenden und der controlirenden Verwaltung ab, und die befle Aufricht iſt Die der 

ffentlichkeit. Dem Commiſſar ver Regierung fönnen bei feinen periodiſchen Revifionen die 
in den Buchungen firirten Gefchäfte in fhönfter Ordnung erfcheinen, und doch koͤnnen fie inner⸗ 
lich faul fein. Das öffentliche Gericht, weldes im Mai1857 über die Directoren der Royal 
British Bank in London und im September über Angeftellte der franzöfifhen Nordbahn in 
Paris gehalten, und deren Verhandlungen durch die Preſſe in alle Länder getragen wurden, 
zeigen nicht allein merkwuͤrdige Aufflüffe über die Kunft, die Artionäre und vie Regierung 
zu täuſchen, ſondern au, wo bie wirffamen Schugmittel gegen ſolche Gaunereien zu ſuchen 
find. Wenn der Staat, indem er die Statuten einer Actiengefellfhaft genehmigt, ihr Vor⸗ 
rechte verleiht, fo hat er zwar das Recht, feine Bedingungen zu ftellen und Aufficht zu üben; 
allein e8 liegt darin Feine jo große Garantie für die Solivität der Anftalt, als in einer redlichen, 
vorfihtigen und geſchickten Leitung und Gontrole, welche ebenfo wol eine nihtprivilegirte 
Privatgeſellſchaft durch ihre perjönlich haftenden Inhaber und ihre Verwaltungsbehoͤrde dar⸗ 
bieten kann. ’ 

Diefem allgemeinen Überblide über das Bankweſen nach feinen Geſchäftszweigen — Dienft- 
leiftungen für Andere und Operationen für eigene Rechnung — und deren Betrieb durch Han⸗ 
delshäufer wie durch Banken, Ereditanftalten und Discontogefellichaften, in den Kormen con⸗ 
eeifionirter Actiengefellfchaften oder von Gommanbitgefellfchaften, if deſſen nationaldtonomifhe 
Bebeutung anzufügen. In dem großen Getriebe der Volkswirthſchaft ift e8 das bewegliche 
Capital, an welchem die Bunctionen des Bankweſens fich äußern, indem fie dad Anfammeln be= 
fördern , die Hinleitung zu werbender Beichäftigung vermitteln und den Umlauf erleichtern und 
befchleunigen. Es entfteht, mo ver Verkehr ſich ausbilvet, zuerft ald Wechſel- und Leihgefchäft, 
ſelbſtändig oder als Nebengefgäft in Verbindung mit andern Handelözweigen, und wächſt zu 
einem nothwendigen und wichtigen Factor des Güterumlaufd in dem Maße heran, wie die 
Menge und Mannichfaltigkeit der probucirten vom Handel dem Verbrauche zugeführten IBaa- 
zen und die Bewegung ver Menſchen zunimmt. Seine Grundlage iſt der Grebit, fein Element 
bie Bewegung, fein Biel die ununterbrochene Beſchäftigung des beweglichen Capitals. 

Die Function ded Anſammelns von Capital verrichtet dad Bankweſen, indem es Kaflenbe- 
flände und ähnliche vorübergehend dem Eigenthümer entbehrlihe Gelver annimmt, und dafür 
einen mäßigen Zins folange vergütet, bis Darüber verfügt wird. Hierin reiht fi) das Bankwe— 
fen den Sparfaffen an, welche die Fleinften Beträge, aber nicht groͤßere Binlagen auf einmal an= 
nehmen. Die Sparkaflen dienen den weniger bemittelten Claſſen zur allmäligen Erwerbung 
von Cigenthum aus Heinen Erfparniffen, bie Banken dagegen zur vorübergehenpen Aufbewah⸗ 
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rung freigeiwordener Summen, über welche jeberzeit, mit ober ofme Kündigungefriſt verfügt 
werben kann ; inzwiſchen aber werben fie in den Bankgeſchäften rentbar gemacht. 

Darin befteht num die zweite volkswirthſchaftliche Kunction des Bankweſens: das Hinlelten 
der eingelegten Summen zu nützlicher Verwendung. Diefe kann ebenfalls nur eine vorüber 
gehende fein, damit wegen rechtzeitiger Erfüllung der Verbindlichkeiten, die Einlagen zurüdzu= 
geben, Feine Berlegenheit entfteht. Bür eine foldde temporäre Verwendung eignen ſich die Be= 
triebsmittel der Gewerbe und des Handels, foweit fie in Foderungen, die noch nicht fällig, oder 
in Erzeugniſſen, die noch nit verkauft find, gebunben liegen. Das Bankweſen kauft die Fo⸗ 
derungen, welche ald Anwelfungen, Accreditive oder Wechfel vorliegen, und gibt Vorſchuͤſſe 
auf Waaren oder andere Werthgegenftände. 

Auf der einen Seite fehen wir alfo Summen , denen es für den Augenblid an Bermenbung 
fehlt, auf der andern Geite Gelegenheit zu Geſchäften, wofür die Mittel erft fpäter frei werben. 
Das Bankweſen tritt in die Mitte, nimmt Die Summen an und gibt fie ven Befchäften hin, ſam⸗ 
melt müßiges Capital und führt e8 zu nüglier Befhäftigung. Diefes einfache Verhältniß bie⸗ 
tet in der Anwendung eine Menge von Combinationen dar, und es ift die Aufgabe einer guten 
Zeitung, diefelben zu benugen und in dieſen Umſchlägen Regelmäßigkeit, Stetigkeit und Sicher: 
heit einzuführen , weldye ihr Vertrauen und angenehme Verbindungen erwerben. 

Im engften Zufammenhange mit dieſen beiden dem beweglichen Gapitale gewidmeten Func⸗ 
tionen des Bankweſens ſteht die britte, welche auf die Erleichterung und Beſchleunigung der 
Umfäge ver Production und des Handels gerichtet ift. Dahin gehört ſchon das Discontiren von 
Wechſeln und die Beleihung von Waaren oder Werthpapieren; vieler Zweig dehnt fi aber 
weiter auß, und bad Bankgefchäft betreibt ihn nicht allein mit den ihm anvertrauten Summen, 
fondern auf mit eigenen Mitteln und mit feinem Grevit. Das Bankgefhäft kauft einen Wech⸗ 
fel von einem Fabrifanten auf einen Großhändler und verkauft venfelben an einen Handels 
mann. Der Erftere kommt dadurch in den Befig des Betrags feiner Foderung, bevor dieſelbe 
verfallen ift, ver Andere erwirbt ein Papier, mittel8 deſſen er eine Zahlung an einem entfernten 
Drie bequemer leiften kann als durch Anſchaffen und Verfenden von Münze. Der Erftere kann 
daß freigewordene Gapital für fofortige Erzielung neuer Probucte verwenden, der Andere fpart 
einen Theil der Koften und das Riſico für die Anfhaffung und Verfendung fremder Münzen. 
Die Vermittelung des Bankgeſchäfts hat alfo die Wirkung, daß die Verfügung über das in 
Foderungen oder Vorräthen gebundene Gapital nicht erft mit dem Augenblicke möglih wird, 
wo der Betrag der Foderung oder ver Exrld8 aus den Waaren eingeht, fondern ſchon mit dem 
Momente , wo die Foderung entſtanden, die Waare auf dem Lager angekommen ift. Man weiß, 
daß in einem Lande, wo dad Bankweſen entwickelt ift, mit dem nämlichen @apital ſechs bis zehn 
mal fo viele Gejchäfte gemacht werden können als da, wo feine Hülfe nicht zu Gebote ſteht. Das 
Bankweſen vervlelfacht nicht das Kapital, aber e8 Hilft dem ‚Handel, das Capital, welches er hat, 
in einer gegebenen Zeit zehn mal flatt einmal umzufhlagen. Das Bantgefhäft erſchafft auch 
nicht den Credit, e8 ift nur fein Agent, aber ein nothwendiger, ohne deſſen Dazwiſchenkunft die 
Production ımd der Verfehr den Aufſchwung, deſſen Augenzeuge die gegenwärtige Generation 
ift, nicht genommen haben würden. Das Bankgefeäft dient aber hierbei nicht allein ald Ver⸗ 
mittler, fondern aud) als Verficherer, nad} der einen Seite durch die Garantie, welche es für die 
ihm anvertrauten Summen leiftet, nad} der andern Seite durch die erhöhte Sicherheit, melde 
feine Unterfgrift ven mit feinem Giro verfehenen Wechſeln verleiht. Indem alfo dad Bankweſen 
durch beſchleunigte und leichtere Umfäge die Früchte des Capitals und durch jeine Garantien die _ 
Stärke des Credits vermehrt, trägt e8 mittelbar zur Vermehrung des Nationalcapitald, mithin 
des Nationalreichthums bei. 

Die erwaͤhnten Functionen des Bankweſens gelten nur von den Bankgeſchäften im engern 
Sinne, den Dienſtleiſtungen für Dritte. Der andere Hauptzweig, die Betheiligung für eigene 
Rechnung an Finanzoperationen und größern Unternehmungen find nationalökonomiſch von 
ähnlicher Beveutung, betreffen aber nicht ſowol dad umlaufende Capital, fondern vorzugsweiſe 
die Bermittelung zwiſchen Rachftage und Angebot ron Gapitalanlagen für längere Dauer, ſo⸗ 
weit fie durch leicht übertragbare Schuldurkunden dargeftellt werben. 

Schon die Bildung ded Grundcapitald von Bankinflituten wie von andern Actien- oder 
Commanditgeſellſchaften fl eine Anfammlung von Capital aus Kleinern Beträgen zu probucti= 
ver Verwendung. Die Beträge, welche die Geſellſchaft ven Inhabern ihrer Actien oder Antheil⸗ 
feine ſchuldet, können von biejen nicht zurüdtgefobert, aber die Actien koͤnnen verkauft ober 
verpfänbet werben. Das Gapital bleibt der Geſellſchaft, aber die Beſitzer der Antheile wechſeln. 


979 Banken und Bankweſen 


Wenn das Bankhaus eine Stantdanleihe übernimmt, fo fucht e8 Abnehmer für bie Schuldſcheine, 
und wenn die Creditanſtalt eine Gejellfchaft für den Betrieb eines Bergwerks gründen Hilft, 
fo benugt fie ihre Verbindungen und dad Gewicht ihrer Empfehlung, um die Actien unterzu= 
bringen. Dieſe Bunctionen find nichts Andered ald Anfanımeln größerer Capitale aus kleinern 
Beträgen. Sie unterſcheiden fi von den analogen Verrichtungen der Banfgefchäfte im engern 
Sinne dadurch, daß legtere die Stetigfeit der Bewegung und Erneuerung in den Umfägen 
duch ihre Vermittelung unterhalten und beſchleunigen, jene dagegen die Mittel für dauernde 
Anlagen herbeifchaffen. Die Einen nehmen Einlagen und geben Vorſchüſſe auf kurze Zeit una 
liefern die bequemften Surtogate für ven Gebraud) ver Münzen, um Foderungen auszugleichen 
ober einzuziehen, wie um Zahlungen zu leiften; die Andern bringen der Propuction das Capital 
für feite Anlagen, geben ven Eapitaliften dafür die Schuldurkunden und üben durch ihre Ope- 
rationen Einfluß auf deren Tageöpreife. Die Trandactionen der Einen befördern den Blutum⸗ 
lauf, die Transdactionen der Andern die Bildung ver feften Beſtandtheile in dem Organismus 
der Volkswirthſchaft. 

Um die nationalöfonomifcgen Verrichtungen des Bankweſens richtig aufzufaffen, muß man 
den Blick freihalten von ven Dünften einer augenblidlihen Strömung auf dem Geld - und Ga= 
pitalmarfte. Man darf weder auf die Stimmen hören, welche das Anfertigen und Ausgeben 
von Banknoten und Actien ald dad Mittel anpreifen, Erevit und Gapital zu erſchaffen, noch auf 
jene, die darin nur die zerbrechlichen Werkzeuge ſchwindelhafter Sperulation erbliden. Die 
Ausbildung des Bankweſens geht Hand in Hand mit ver Entwidelung der Production und 
des Handeld, und je größer die Zahl der Gefchäftsleute, der Miteigenthümer an Unternehmun⸗ 
gen, ver Stantögläubiger wie der Maffe von Erzeugniflen wird, je zahlreicher und Iebhafter 
die Bewegung von Menfchen und Waaren, die Verbindungen des Handels, ver Verkehr unter 
den Völkern ſich geftalten: defto mehr wachſen an Zahl und Umfang die Anfoderungen an die 
nüglien Dienfte des Bankweſens. Es wird von Denen getragen, welche die Bortheile, vie es 
ihnen bietet, erkennen und zu benugen verftehen, und mit dieſen vermehren ſich die Handelshäu⸗ 
fer und Anftalten, welche Bankgeſchäfte betreiben. Sie bilven ein wichtiges Glied in dem Orga: 
nismus des wirthfchaftlichen Lebens der Gegenwart und find mit biefem der Gegenſtand allge- 
meiner Beachtung geworben. Das „Staats-⸗Lexikon“ durfte in feiner erften Auflage ſich auf eine 
ganz flühtige Erwähnung des Bankweſens beſchränken; unfere heutigen Lefer würden ih damit 
fehwerlich begnügen. Ebenfo wenig würden die heutigen Banken ihrer Aufgabe genügen, wenn 
fie auf ihrem alten Buße flehen geblieben wären. Die Preußiſche Bank z. B. hatte von 1820— 
36 durchſchnittlich in Cinem Jahre für 2,250,000 Thlr. Noten im Umlaufe; am 30. Sept. 
1857 betrug der Ndtenumlauf die Summe von 73,538,000 Thlrn. Der Wechſelbeſtand war 
Ende 1820: 514,700 THlr., 1845: 12,759,800 Thlr., am 30. Sept. 1857: 70,113,000 Thlr. 
Die Bank von Frankreich hat im legten Jahrzehnd ihr Kapital auf das Doppelte, ihren Noten- 
umlauf auf dad Zweieinhalbfache, ihre Discont- und Beleifungdgefhäfte um dad Dreifache 
vermehrt. Weitere Vergleihungspunfte werben die folgenden Abſchnitte ergeben. 

1. Banknote, Bankbillet, Bankzettel ift eine Anmweifung, welche die Bank auf ſich felbft 
auöftellt; fie verfpricht, Die darauf bemerkte Summe an dem darin beftimmten Orte dem Inha= 
ber bei Sicht in Münze zu bezahlen. Die Noten lauten auf beſtimmte Beträge in verſchiedenen 
Abftufungen, 3.8. 10, 20, 50, 100 Thlr. Ihre Nachahmung wird durch eigens angefertig- 
tes Papier, Waflerzeichen, künftlihen Drud und Verzierungen erſchwert und fowie ihre Ver⸗ 
fälfyung von Amtswegen verfolgt und wie bei den Münzverbreden befiraft. Diefe Eigen- 
ſchaften befähigen die Noten ald Umlaufömittel an ver Stelle des Geldes zu dienen und wie 
dieſes ohne alle Förmlichkeit der Übertragung von einer Hand in die andere zu gehen. Über bie 
Banknote als geldvertretendes Umlaufsmittel wird ber Art. Papiergeld Näheres enthalten; 
bier follen die Dienfte betrachtet werben , welche fie in vem Bankweſen als Hülfsmittel des Gre= 
dits leiftet. Im dieſer Beziehung ift des Vortheils ſchon gedacht, den die Noten ver Bant felbft 
gewähren, indem fie eine unverzinsliche ſchwebende Schuld ver Bank an die Noteninhaber dar— 
Rellen, zu deren Ginlöfung nur ein Theil ihres Betrags in baarem Gelde vorräthig gehalten 
zu werben braucht. Daraus geht aber hervor, daß die Note, wenn fie aud gegen Münze einge: 
15ft werben muß, doch in vem Bankverkehr nicht vie Stelle ver Münze vertritt, denn font müßte 
ihr voller Betrag in Münze vorräthig fein. Es iſt eine irtige Meinung, daß nur ver gute Wille 
ber Inhaber, die Noten längere Zeit für Die Girculation zu benugen, der Banf geflatte, etwa 
mit bem vierten ober britten Theile ihres Gefammtbetrags in Münze außzureihen, und es iſt 
von Wichtigkeit ſich Elar zu machen, daß die Note im Bankverkehre nicht das Geld, ſondern die 
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Wechſel vertritt. Beide ind Anweijungen auf eine Summe Geldes; das Metall iſt ihre gemein- 


ſchaftliche Grundlage; aber die Note hat vor ven Wechſel den Vorzug einer leihtern Circula-⸗ 


tion, und darum gewährt die Bank dem Verkehr einen Vortheil, indem fie ihm ftatt der Wechſel 
die Noten liefert. Wir wollen verſuchen, das Verhältniß anihaulid zu machen. Der Wechſel 
ift an dem darin benannten Tage zahlbar; von bem Tage der Ausſteliung bis zum Verfall kann 
der Wechſel ald Umlaufsmittel dienen, fpäter nicht mehr. Wer einen an Zahlung erhaltenen 
Wechfel weitergibt, muß ihn indoſſiren and fan, wenn berfelbe von dem Bezogenen nicht 
eingelöft wird, zur Zahlung angehalten werben, vorbehaltlich des Regreſſes auf feine Bormän= 
ner. Dieje Berantwortligfeit übernimmt nicht Jedermann gern, namentlid nit, wenn ihm 
die frühern Inhaber unbefannt find oder nicht Hinlänglich ſicher fheinen. Der Empfänger des 
Wechſels hat auch nicht immer Gelegenheit, denſelben fogleicy weiterzugeben, er läßt ihn daher 
liegen bis zum Verfalltage, oder er läßt ihn bei einem Bankgeſchäfte discontiren. In dem Borte: 
feuille eines Banfgefhäfts jammelt jih in dieſer Weife eine Anzahl von Wechfeln, welche bis 
zur Einlöfung liegen bleiben. Das Bankgeſchäft hat dafür den Discont bezogeh, aber das Ga: 
pital if folange gebunden und die Wechſel find der Eirculation entzogen. Die Bankgeſchäfte 
haben verſucht, die Erſchwerungen des Umlaufs der Wechſel zu befeitigen. Sie geben für ven 
dißcontirten Wechſel eine Anweifung auf ſich ſelbſt, zahlbar vem Vorzeiger am Verfalltage des 
Wechſels. Hierdurch wird der Übergang in andere Hände von jeder Haftbarfeit und Förmlich- 
feit befreit; aber die Dauer ded Umlaufs bleibt befhränft, und die Ginlöfung gegen Geld kann 
nur an einem bejtimmten Tage verlangt werden. Man ging einen Schritt weiter, indem man 
die Anweifungen auf einige Tage nah Sicht zahlbar ftellte, und ſolche jind vielfach im Gebrauche, 
wie z. B. die Sieben= Tage : Wehhjjel (Seven days post bills) der Banf von Gngland. Um auch 
die lezte Unbequemlichkeit für ven Verkehr, die Friſt zwiſchen vem Vorzeigen und der Einlöfung 
zu befeitigen, wurden vie Anwetfungen für jederzeit einlösbar erflärt und als Banknoten zu 
der einfahften und bequeniften Form von Handeldeffecten erhoben. Die Banknote vereinigt die 
Eigenſchaften eined noch laufenden mit denen eines fälligen Wechſels, ift frei von allen Hemm⸗ 
niſſen ver Girculation, dient alfo vollkommener ald der Wechfel zur Erſparung des Gebrauchs 
und der Berfendung von Münzen. Wer für einen discontirten Wechſel Noten erhält, kann dieſe 
wieber zur Eänlöfung eines auf ihn laufenden Wechſels verwenden, alfo zur gegenfeitigen Aus⸗ 
gleichung vora Foderungen und Verbindlichkeiten. Durch das Ausgeben von Noten wird eine 
ſolide und gut geleitete Bank in ven Stand gefegt, ihre Beſtimmung, die Imfäge im Handels: 
verfehre Durch Die Hülfsmittel des Credits zu erleichtern und zu befchleunigen, in vollem Um⸗ 
fange zu erfüllen. ; 

Wird die Stellung der Banknote in dem Creditſyſtem und in der Girculation ald Repräs 
fentant des Wechſels richtig aufgefaßt, fo folgt daraus eine Reihe von Sägen, wichtig für die 
Befeggebung und die Verwaltung wie für die Leitung des Bankweſens, von denen hier nur 
zwei anticipirt werben follen. . 

1) Die Banknote ift nit beſtimmt, im kleinen Verkehre zwiſchen dem Gewerbömann und 
dem Detailhändler mit ihren Kunden und Abnehmern ald Zahlungsmittel zu vienen. Sie foll 
daher nit in fo Heinen Abſchnitten außgegeben werben, daß fie die grobe Silbermünze ober Die 

- gewöhnlihe Golpmünze aus niefem Verkehr verbränge. Für die Erfüllung ihres Zwecks, bei 
den Umfägen zwilchen dem Producenten und dem Großhändler wie zwiſchen dieſem und dem 
Detailhändler an die Stelle des Wechſels zu treten, genügen Abſchnitte, deren Fleinfter etwa das 
Doppelte ver gewöhnlichen Goldmünze beträgt. DieferSag ift ziemlich allgemein angenommen. 

2) Als Marimalhöhe ded Notenumlaufs ift eine beflimmte Summe, wie z. B. die Summe 
des einbezahlten Actiencapitals, nicht geeignet; die natürliche Grenze ift der Gefammtbetrag der 
im Bortefeuilfe ruhenden Discontwechſel. Keine andere Ziffer als diefe fteht mit ven Functionen 
der Banknoten in einem folhen Berhältniffe, daß fie ald Maßſtab over Grenzlinie für den No= 
tenumlauf taugt. Nimmt man, wie in der Regel gefchieht, das Actiencapital als Marimum, fo 
fann diefe Örenge zu weit und zu eng fein. Zu weit, wenn die Bank, um von ihrer Befugniß 
vollen Gebrauch zu machen, die Noten zu weniger foliden als zu Discontgefhäften verwendet; 
ju eng, wenn fie die Bank verhindert, dem wirklichen Bedarf des reellen Verkehrs durch Discon⸗ 
tiven von Wechfeln zu entſprechen. Für Beides wären Fälle aus dem Lehen anzuführen, wenn 
der Raum e8 geftattete. Aber wenn ber Betrag der Noten das Actiencapital nicht überfleigen 
datt, jo haben in Iegterm die Noteninhaber wenigftens vollſtändige Sicherheit. But; doch 

wo bleibt aldvann die Garantie für die übrigen Gläubiger der Bank, namentlich für vie ald 
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Deyofiten eingelegten Capitale, deren reichlicher Zufluß wünſchenswerth iſt? Wird der Noten⸗ 
umlauf feinem Zwecke gemäß nad) dem Portefeuille bemeſſen, fo gibt es feine beſſere Garantie 
für die Inhaber als dieſe Wechſel, vie.innerhalb rei Monaten den ganzen umlaufenden Noten= 
betrag in Noten oder in Geld einbringen. 

Die Richtigkeit diefer aus der eigentlichen Beſtimmung der Banknote abgeleiteten Kolge- 
rung wird mehr und mehr erfannt und hat der Preußiſchen Bank in ihrem Vertrage mit ver 
Regierung von 28. Jan. (genehmigt 7. Mai) 1856 die Befugniß verſchafft, nad dem Bedürf⸗ 
niffe des Verkehrs Noten unter der Berpflihtung audzugeben, ſtets ein Drittek des umlaufenven 
Betrags in baarem Gelde oder Silberbarren und zwei Drittel in bankmäßigen Wechſeln vor: 
räthig zu halten. Die Wirfung war, daß der Notenumlauf, im Anfange des Jahres zwifchen 
19 und 20 Mill., am legten December ſchon auf 47, am letzten September 1857 auf 75 Mill. ge= 
fitegen und ebenſo bie dem Handelsverkehr gewährte Unterflügung ausgedehnt war. Eine noch 
größere Sicherheit bietet die im Jahre 1856 gegründete Privatbank zu Gotha, deren Statat 
nicht nur zwei Drittheild, fondern ben vollen Betrag des Notenumlaufs in Discontwechſeln 
und außerdem noch ein Drittheil in baarem Gelve verlangt. Neben einer ſolchen Beftimmung, 

wæelche den Gebraud) der Roten auf ihren eigentlien Zweck, das Discontgefhäft, beſchränkt, 
noch eine andere, willfürlihe Schranke zu fegen, ift nicht allein überflüffig,, fondern geradezu 
ſchaͤdlich, indem fle zu einer misbräuchlichen Ausdehnung ebenfo leicht wie zu einer dem Ver⸗ 
kehre empfinplichen ungebührlichen Beſchränkung der Notenausgabe führen kann. 

Die Natur der Noten als Hülfsmittel des Credits bringt es mit fih, daß jie im Umlaufe 
nicht mit Zwang, fondern von dem Vertrauen getragen, dabei etwa noch durch Die Annahme 
an Öffentlichen Kaflen begümftigt werben können. Mit dem Zwangscurſe würden fie ihre Natur 
verändern und unter diejenigen Nothmittel fallen, deren ber Art. Papiergeld gebenfen wird. 
Ebenfo liegt es in der Natur der Noten, daß ihr Umlaufögebiet mit vem ver Landesmünze, auf 
welche fie lauten, zufammenfältt. Sie dienen der innern Circulation, nicht dem auswärtigen 
Handel. Im Auslande verbieten ſie ſich von felbft, weil man fie dort nicht brauchen und nit 
einlöfen kann. Kommt ein Engländer mit Roten feiner großen Nationalbank nad Paris, fo 
kann er fie zwar nicht ald Zahlungsmittel benugen, aber er kann fie als Waare, ald Sichtwechſel 
auf London an einen Bankier verkaufen, ver fie dann als Rimeſſen benugt oder einen nad 
England reifenden Franzoſen damit verfieht. Es ift daher fein Land in Gefahr, mit den Bant- 
noten eined andern Landes Überfhwemmt zu werben, alfo auch nicht zu Mafregeln ver Abwehr 

veranlaßt. Nur Deutfhland macht von der Regel eine Ausnahme, deren neueſtes Exempel in 
dem Verbote, ausländifche Banknoten zu Zahlungen in Baiern und in Preußen zu vermen= 
den, vorliegt. Baiern war am 18. Jan. 1857 mit dem Verbote vorangegangen, wovon je= 
doch ſchon unterm 2. April die Noten der Bank von England audgenommen wurden; Preußen 
folgte mit der Geſetzvorlage, die von beiden Käufern des Landtags (zuleßt vom Herrenhauſe 
am 28. April) angenommen, unterm 25. Mai verfündet wurde. Für Baiern mag der Zweck, 
feine Angehörigen zu fügen, dad Mittel der Abfperrung vielleicht rechtfertigen; für Preußen 
reicht dieſe Erklärung nicht aus, weil biefer Staat in Bezug auf den deutſchen Verkehr eine 
andere Aufgabe feit der Gründung des Zollvereins fich gefegt hat, Der Gefegentwurf läßt 
Thon Ausnahmen von dem Verbote infolge von Vereinbarungen mit auswärtigen Regie: 
rungen zu, auch hat eine im April erlaflene Denkſchrift der preußiſchen an bie übrigen Re— 
. gierungen im Zollverein die Anſicht ausgefproden, daß nad; dem Abſchluſſe des Münzver- 
trags vom 24. Jan. der Augenblid für Verhandlungen unter den Vereindregierungen über eine 
Berftänbigung in Bezug auf die Emiffton von Banknoten nunmehr gekommen fei. Man darf 
daher einftweilen noch das Gefeg ald ein refervirtes Mittel betrachten, um ver preußiſchen Stimme 
bei den Verhandlungen größern Nachdruck zu verleihen. Solange man dieſe Anfiht fefthal- 
ten darf und das Gefeg nicht als eine Verkehrsſperte gegen Anftalten in zollvereinten Län⸗ 
dern betrachten muß, fann man aud) über die Begründung ver Maßregel in den beiden Häuſern 
und in der erwähnten Denkſchrift Hinweggehen. Andernfalls würde e8 nicht ſchwer fein nach⸗ 
zuweiſen: daß die Banken in den’ Heinern Nachbarſtaaten nicht entftanden fein mürben, wenn 
die Entwickelung des Bankweſens in Preußen felbft nicht zu Gunften der Hauptbank gehemmt 
worden wäre; baß jene Meinern Banken, vorwiegend mit preußifchem Capital gegründet, dem 
Verfehre In den angrenzenden preußifchen Provinzen weſentliche Dienfte geleiftet haben, die 
ihnen die Hauptbank nad) ihrer Verfaſſung nicht erfegen kann; daß diefelben mit wenigen Aus: 
nahmen an Solivität der Preußiſchen Bank nicht nachſtehen, und daß ihre Beſchädigung durch 
die Notenfperre preufifche Unterthanen nit etwa vor Nachtheilen bewahren, fondern als Acs 
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tionäte und Gorrefpondenten diejer Banken empfindlich treffen würbe. Man könnte ferner nach⸗ 
weifen, wie fehr die bei ven Verhandlungen des Landtags angeführten thatſächlichen Angaben 
über ven Rotenumlauf die Wirklichkeit überholen. So wurden z. B. Frankfurt und Darmfladt 
mit 50 Mit. Glon. Noten angeführt, während ver Umlauf am 30. April 11,192,220 Glon. 
gegen haare Vorräthe von 7,961,231 ©lon. betrug; Luxemburg follte gar 8O Mill. Fr. haben, 
während nur 4,600,500 Sr, umliefen. Bon Gera, Gotha und Büdeburg wurde gefagt, daß, 
ihre Notenausgabe unbeihränft, mithin eine Berechnung ganz unmöglid Tei, während die 
Emifjion bei Gera und Gotha nad dem nämlichen Princip wie bei der Preußiſchen Banf gere= 
gelt it, nur bei Gotha noch viel ftrenger, und der Umlauf am 30. April bei Gera 3,860,100 
Thlr. gegen 1,610,644 Thlr. Baarvorrath, bei Gotha 310,980 Thlr. gegen 235,408 Thlr. 
in baar betragen hat. Die Banken in Thüringen (Meiningen ift eine Greditanftalt, Büdeburg 
desgleichen, aber noch ohne Leben), die Banken in Weimar, Gotha, Sonveröhaufen und Gera 
ſtehen Hinter der Preußiſchen Bank allerdings an Größe, aber keineswegs an Sicherheit und 
Solidität zurüd. Die Gefahr vor diefen Banken war alfo für Preußen nicht fehr groß, zumal 
da ihre Noten ſchwerlich in einerannähernden Menge in Preußen circuliren wie jene der Preußi⸗ 
fgen Bank im Auslanve. Man könnte endlich auch nod auf die politifchen Bedenken einer 
Notenfperre Preußens gegen die übrige Welt und indbefondere gegen die benachbarten Bereinds 
Raaten aufmerkſam machen, wenn nicht die in Ausſicht geftellten Verhandlungen derartige Be: 
trachtungen al8 verfrüht erfheinen ließen. 2 
Wenn das von Preußen angedrohte Verbot in legter Folge zu einen gemeinfamen Regelung 
des Notenumlaufs in ben Staaten des Zollvereins führt, dann wird ed den Anlap zur Exzies 


lung von Bortheilen für die Production und ven Verkehr gegeben haben, welche ven Verträgen - 


über Zoll=, Münz=, Gifenbahnweien, der Allgemeinen Wechſelordnung und dem hoffentlich zu 
Stande kommenden allgemeinen Handelsgeſetzbuch würdig zur Seite ftehen dürfen. 

AB Grundzüge einer ſolchen Vereinbarung denken wir und folgende weſentliche Punkte: 

Das Ausgehen von Noten, beziehungsweiſe die Zulaflung der Noten als Zahlungsmittel, 
wird nur ſolchen Banken gewährt, welche reine Privatanftalten find, keine größern Operationen 
oder Unternehmungen für eigene Rechnung machen und nicht mit derartigen Grebitanftalten in 
einem engeren Zuſammenhange ftehen. \ 

Die Statuten dürfen die Anftalten nit zu Vorfhüffen an die Regierungen, noch zur Anz 
nahme Öffentlicher Gelder verpflichten, follen dagegen gleichförmige Beftiimmungen enthalten 
über die Begrenzung des Notenumlaufs durch den Vorrath an Discontwechſeln und durch 
Baarbeſtaͤnde, über die periodiſchen Bekanntmachungen des Standes der Gefchäfte und die Ber- 
öffentlihung der Jahresbilanz mit den Geſchäftsberichten, über die Organifation der Verwal⸗ 
tung und die Übung der Staatsauffidt. 

Die Banken würden pie Befugniß erhalten, untereinander Verträge und Vereinbarungen 
ju fliegen über gegenjeitige Annahme ihrer Noten, über Bildung von Verbänden mit vereinig- 
tem Gapital, Emiffion von gleichfoͤrmigen (Verbands=) Noten und gemeinſchaftlicher Verthei⸗ 
lung des Gewinns unter der obern Leitung eined Centralausſchuſſes der Verwaltungen, end= 
lich auch die Befugniß, ſich mit andern zu Ginem Inftitute zu verfhmelzen. ; ‘ 

Daß Bevürfniß einer Regelung des Notenumlaufs in den Vereinsſtaaten wird von Feiner 
Seite in Abrede geſtellt, und es ift für die Belebung des innern Verkehrs, ver ja ein freier 
fein fol, in hohem Grade wünſchenswerth, daß daffelbe in Verbindung mit einem engern - 
Anſchluß der Banken untereinander befriedigt werde. . . 

Sollte dies auf dem von Preußen betretenen Wege nicht zu erlangen fein, dagegen die No: 
tenſperre am 4. Ian. 4858 in Kraft treten, fo werben bie kleinern Banken um fo nachdrücklicher 
auf Vereinbarungen witereinander angewiefen jein. Ihre Noten würben dann in Preußen 
zwar nicht mehr ald Zahlungsmittel, aber nad) wie vor als Handelöwaare vorfommen und ber 
Schwerpunkt ihrer Föderation würde in den Staat fallen, deſſen Verkehrbleben am meiften 
entwidelt und deſſen Regierung daran gelegen iſt, fie zu förbern und zu leiten. 

Die Eöniglich ſächſiſche Regierung hatte 1855 das preußiſche Verbot der Zahlungsleiftung 
in fremden Papiergeloftäden unter 10 Thlen. nachgeahmt; fie fand es iedoch 1857 nicht ange⸗ 
meſſen, dem Beiſpiele Preußens mit dem Verbot der fremden Banknoten zu folgen. Sie erließ 
vieimehr unterm 18. Mai eine Verordnung folgenden weſentlichen Inhalts: Audländifhe 

auf ven Inhaber lautende unverzinsliche Schuldverſchreibungen oder Werthzeichen in Werth- 
abjämitten von 10 Thlen. und. darüber, mit alleiniger Ausnahme des ae Staaten 
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ſelbſt ausgegebenen Papiergeldes, dürfen zu Zahlungen im Inlande in Zukunft nur dann ge⸗ 
braucht werden, wenn deren Ausſteller a) mindeftens in Leipzig und außerdem an denjenigen 
Drten ded Landes, wo die Außgeber Agenturen oder Zweiggefchäfte irgendwelcher Art unter: 
halten, Gelegenheit zur Auswechſelung bieten; b) hei diefen Ausmwechfelungsanftalten ihre 
Schuldverſchreibungen oder Werthzeichen (Banknoten, Kaffenfcheine u. vergl.) im Betrage big 
mit 100 Thlen. fofort, in höhern Beträgen aber binnen einer von ihnen felbft zu beftimmenven 
.Brift, welche jedoch in feinem Falle einen längern Zeitraum als 72 Stunden, von der Anmel: 
dung bei der Auswechſelungsſtelle an geredjnet, umfaffen darf, auf Verlangen der Inhaber 
gegen Silber nad dem Nominalwerthe einlöfen; c) die von ihnen behufs der Auswechfelung 
‚getroffenen Einrichtungen unter genauer Bezeichnung der mit der Auswechſelung beauftragten 

. Berfonen over Firmen in der erften-Hälfte der Monate Januar, April, Zuli und October jedes⸗ 
‚mal und auferbem jo oft eine Veränderung eintritt, in mindeſtens je einem der an den Orten, 
wo die Auswechſelung ftattfindet, erfcheinenden Mfentlihen Blätter befannt machen.“ Die 
Verordnung ift mit dem 1. Sept. in Kraft getreten, mehre benachbarte Banken — feine preu- 
ßiſche — haben die vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt, und unterflügen mit ihrem Gapital 
und ihrem Credit die Induftrie und den Handel Sachſens. Namentlich, erfreut ſich Leipzig 
einer bedeutenden Vermehrung feiner Geſchaͤfte, da die Käufer dort ihre Zahlungsmittel ohne 
Berluft verwenden koͤnnen. Wäre Ofterreich in der Lage, die Noten feiner privilegirten Ra: 
tionalbank durch Einlöfung in freiem Umlaufe zu halten, fo würde die Regierung wahrſchein⸗ 
lich Bedacht nehmen, das ausſchließliche Privilegium der Bank für Notenausgabe aufzuheben 
(welches bis 1865 ohnehin abläuft), und in ähnlicher Weife wie Sachſen die Mittel der deut: 
fen Banken heranzuziehen. Der in Leipzig gemachte Vorſchlag für Errichtung einer gemein: 
ſchaftlichen Einlöfungsfaffe ver betreffenden Banken wird, wenn er Erfolg bat, zu weiterer An" 
näberung unter venfelben führen. 

II. Bankgeſellſchaft, Bankinftitut. In allen civilifirten Ländern, am früheften in Han⸗ 
delsſtädten, welde raſch emporblühten, haben ſich Geſellſchaften gebilvet und entftehen noch im⸗ 
mer neue Gefellfhaften, um gerade die nämlichen Gefchäfte zu treiben, die wir von ihren An⸗ 
fängen bei ven Geldwechslern des Mittelalters bis zu ihrer Ausbildung in der Neuzeit be⸗ 
trachtet haben. 

In frühern Zeiten, wo dad Eigenthum weniger gefichert, der Krieg faft der regelmäßige Zus 
ſtand, das Münzwefen chaotiſch war, erwarben ſich die Banken ein großes Verdienſt ſchon durch 
die relative Sicherheit her Metall⸗ und Münzvorräthe in ihren Gewölben und des unveränder⸗ 
lichen Geldes, in welchem fie rechneten. Aber abgefehen von allen äußern Beziehungen, and 
abgefehen von dem Verhältniſſe ver Banken zu den Regierungen und von ven Gefegen un, 
Anoronungen, deren Gegenfland jie waren und heute nod find, ergeben fi aus der Natur ber 
Sade und aus den gefteigerten Anfprüchen ber Production und des Verkehrs die Urſachen, 
welche die Banken ins Leben riefen, ihnen einen fletö fich erweiternden Wirkungskreis anwiefen 
und jle an die Spige ded Organismus fellten, welder die Bewegung der Eapitäle und bed 
Credits leitet. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß Bantgefellfgaften nur unter gewiffen Vorausſetzun⸗ 

gen entſtehen und wirken Eönnen, welde fi in rohen Zuſtänden der Gefellfchaft und ver volks— 
wirthſchaftlichen Thätigkeit nicht vorfinden. Es find die nämlichen, ohne welche der Credit über- 
Haupt nicht vorhanden ift, denn die Banken erſchaffen ven Credit nicht, fle dienen ihm blos. Es 
find alfo zunächſt: Sicherheit ver Perfon und des Eigenthums, Vertrauen auf die Staatdein- 
richtungen, welche dafür zu forgen haben und auf die Gejege, welche über die Erfüllung einge: 
gangener Berbinvlicpfeiten wachen. - Diefe Bedingungen gelten für jede Einrichtung zur Bör- 
derung des materiellen Wohles der Geſellſchaft. Es find ferner: die allgemeine Verbreitung 
richtiger Anfichten über die Verrihtungen des Handels und der Inpuftrie, die Bejeitigung ver 
Borurtheile, welche ſolche Geſchäfte als freier oder gebilveter Männer unwürdig verachteten 
und Denen, welche fih damit befaßten, die unterften Stufen in ver Gefellfchaft anwiefen; ſodann 
ber Beift der Aſſociation, welcher die Menſchen antreibt, ihre Kräfte zu vereinigen, um nützliche 
Zwede volltommener zu erreichen, ald ed dem inzelnen möglich ift. Envli gehört zu biefen 
Bedingungen ein ftarfentwidkelter Handeloverkehr, welcher In der Regel mit einer aufblühen- 
den Inbuftrie verbunden ift und belebend auf fie zurüchvirkt; denn zuerft im Handel mit enı= 
fernten, befonderd überfeeifchen Ländern, welcher größere Gapitale auf längere Zeit beſchäftigt, 
macht ſich das Bedürfniß des Credits, folglich auch der Anflalten, welche ihn vermitteln, tn aus⸗ 
genehnterm Mafe geltend. 
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Der alten Welt waren dieſe Vorausſetzungen zum großen Theil fremd. „Man findet in 
der Geſchichte des Alterthums“, jagt Gautier in der „Encyclopedie.du Droit“, Art. Banque, 
„feine Spur von dem Afforiationsgeifte, der vielleicht mit einem auf Sklaverei begründeten Zu= 
Rande ver Geſellſchaft nicht verträglich war, und überhaupt.nur da entftehen ann, wo die In= 
buftrie eine Höhe und eine Bedeutung erlangt-hat, wofür weder die Sitten nody die Staatd- 
einrihtungen der Alten, weder die Natur noch die Richtung ihrer Eivilifation geeignet waren.” 
Daher finden wir zwar Geldwechsler in dem Tempel zu Ierufalem und in ihren Buden zu Rom 
(argentarii, tabernae argentariae); aud) Banfgejhäfte wurden getrieben, ja Xenophon ſchlug 
in feiner Abhandlung über die Einkünfte in Attika die Errichtung einer Banf vor, woran alle 
Athener ſich betheiligen jollten. Allein jelbft unter dem Schuge der Otter waren die Schätze 


nit fiher, jelbft aus dem Tempel zu Delphi wurden die Banfoorräthe von den Bhociern ge: - 


raubt, um damit die don dem Bunde Ihnen auferlegte Geldbuße zu bezahlen. Ein Boden, der 


vor Bürgerfehden und auswärtigen Kriegen beinahe ununterbrochen mit Blut gedüngt wich, . 


ift fein Boden, in welchem dev Credit Wurzel faffen und fi organifiven fann. 

Abnliche Störungen verhinderten aud) im Mittelalter in ben meiften europäifchen Staaten 
bie Enwickelung folder Zuftände, welche der Hülfsmittel des Credits bedürfen, um bie Pro⸗ 
duction und den Verkehr zu beleben. Fehden und Kriege waren an der Tagesordnung, ebenfo 
die Borurthelle, melde den Handel, namentlich den Handel nit Geld, und das Vermiethen von 
Geldſummen mit dem Stempel ver Beratung brandmarkten. Dennod verdanken dem Mittel- 


alter die Wechſel und Anweifungen und bie erften Banfanftalten ihre Entflehung. Sie bitveten . 


ſich in den italieniſchen Städterepublifen, wo der Handel zu Ehren fam und durch die Kreuz: 
zůge in lebhaftern Verkehr mit der Levante trat. Die Vedürfniſſe des Handels allein würden 
fie vieleicht nicht fo früh in das Leben gerufen haben, wenn nicht vie Bedürfniſſe der Regierun- 
gen hinzugetreten wären, welche ven Handel fügen, überhaupt zu Angriff und Vertheidigung 
gerüftet fein mußten und für die Ausrüftung von Kriegäflotten wie für die Landmacht größere 
Mittel beburften, die, durch häufige Kriege erſchöpft, die Eröffnung neuer Quellen zu ihrer 


Befriedigung erheifchten. Die ältefte war die Venetianifche Bank, welde unter dem Namen . 


Monte vecchio (altet Berg) in der Mitte des 12. Jahrhundets, 1156 oder 1157, gegründet 
wurde. Die Republik, durch den Krieg gegen das Oftrömifche Reich erihöpft, erhob von den 
eeihen Bürgern eine Zwangsanleihe zur Herſtellung der Finanzen. Diefe Staatögläubiger 
bildeten Die Geſellſchaft, welche verſchiedene Privilegien erhielt. Die Foderung an den Staat 
war ihr Grundcapital und fie bezog dafür Zinfen, welche auf die Einkünfte der Signoria an= 
gewiefen waren. Im Jahre 1280 full der Geldbedarf für den Krieg gegen Berrara die Grünz 
dung ber Zweiganſtalt des Monte nuovo und 1410 die durch einen fiebenjährigen Krieg ent= 
flandene Finanznoth die Gründung einer dritten Anftalt, des Monte novissimo, veranlaßt has 
ben. Wie der Zufammenhang zwifthen diefen brei Anftalten früher auch geweſen fein mag, fie 
wurden im Sahre 1587 vereinigt und vom Staate mit einem unverzinslichen Capital von 
5 Mil. Dukaten ausgeftattet.- Die Venetianifhe Bank beftand folange wie der Staat, ber fie 
gegründet und dem fle weſentliche Dienfte geleiftet hatte; fie erlag der Eroberung im Sabre 1797 
und wurde 1808 ganz aufgehoben. — 

Die nächſte nach der Venetianiſchen war die Bank von Barcelona, deren Gründung in das 
Jahr 1350 fallen fol. Sie war eine ſtädtiſche Anſtalt und vermittelte hauptſächlich die Oelo= 
und Ereditgefchäfte ver Tuchmacher, welche eine mächtige Körpericaft bildeten; eine allgemeinere 
Bedeutung hat diefelbe nicht gewonnen. 

Ähnlich der Venetianiſchen, ihrer Entftehung und Einrichtung nad), war bie Banf des 
Seiligen Georg zu Genua, welches hinter feiner Nebenbuhlerin Venedig auch in diefer Be- 
ziehung nicht zurichhleiben wollte. Die Anftalt foll ſchon um die Mitte des 14. Jahrhunderts 
(1345) beftanden haben, erhielt aber ihre befinitive Einrichtung und damit ihre größere Wirk: 
famteit erft im Jahre 1407 ober 1409, gegen eine Anleihe an den Staat, wofür ihr die Infel 
Gorjica und andere Gebietötheile verpfändet wurden. Darleihen und Vorſchüſſe an ven Staat 
bildeten auch im weitern Verlaufe den Haupttheil der Geſchäfte und Einkünfte diefer Bank, fo= 
daß fie mehr als eine Anftalt zur Übernahme von Staatdanleihen als für die Gefchäfte des Han: 


nel erſcheint. Sie foll aud) Bankzettel ausgegeben haben, mußte aber 1740, als fie von den 


fierreichern geplündert wuͤrde, ihre Zahlungen einſtellen und änderte num den Namen ihrer 

Zettel over des Banfgelves von valuta di banco in valuta di permesso. Sie ſank mit ver Re 

publif und erloſch zugleich, mit der Venetianifchen Bank im Jahre 1808. i 
Jahrhunderte verſtrichen von der Gründung der Banken in viefen italieniſchen Freiſtädten, 
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bevor andere Nationen ähnliche Anflalten errichteten. Nach dem Gange der Entwidelung des 


Handels und der Schiffahrt Hätte man erwarten jollen, daß zunächſt die Vortugiefen und Spa⸗ 
nier, al8 jle den Seeweg nach Oftindien, dann Amerika entvedt und dadurch dem Welthandel 
eine andere Richtung gegeben hatten, ein Bedürfniß nad Einrichtungen zur beſſern Benutzung 
des Credits gefühlt und durch Banfgefellfpaften befriedigt Haben würden. Allein fie bereiher: 
ten fi weniger durch Handel als durch Erpreffung und Sklavenarbeit. Dagegen war e8 die 
Stadt Amfterdam, welche, gerade in den Zeiten als fich die Niederlande von der fpanifchen Herr⸗ 
ſchaft lostänpften, dem Beifpiele von Venedig und Genua folgte. Nur mit dem Unterſchiede, 
dap dort die Geldbedürfniſſe des Staats, hier das Creditbedürfniß des Handels von Amſterdam, 
welcher unter den Stürnen des Befreiungskriegs emporblühte, ven erften Anftoß gaben; daß 
jene Staaten die Banken zur Herbeiihaffung von Anleihen benugten, Anıflerdam und feine 
nächſten Nachfolger duch Abgaben und Gebühren aus den Geſchäften der Bank Vortheile für 


„ ihre ſtädtiſchen Finanzen zogen. So mar es wenigſtens im Anfange und in den erften Zeiten 


des Beſtehens; fpäter ward allerdings auch die Amfterdamer Bank in die Berlegenheiten der 
Staatöfinanzen mit verwidelt. ö 

Die Bank zu Anıfterdam wurde am 31. Jan. 1609 gegründet, unter Garantie der Stabt 
und unter der Aufficht der Bürgermeifter. Sie wurde bald viel bedeutender als ihre Vorgän- 
gerinnen; nad dem Weftfälifchen Frieden von 1648, ald Holland der Stapelplag des Groß: 
handels für ganz Europa war, follen in ihren Gewölben gegen 300 Mill. Glon. in Barren 
und Münzen aufbewahrt worden fein. Als im Jahre 1672 die Truppen Ludwig's XV. in Holz 
land eindrangen, zogen die Kaufleute ihre Einlagen aus der Bank zurüd und man fand die 
Borräthe unverfehrt. Man gemahrte fogar an ven ältern noch die Spuren des Feuers, welches 
kurz nad) der Errichtung der Anftalt ausgebrochen war und einen Theil des Rathhaufes ver⸗ 
zehrt hatte. Sie genof nun einen auferorbentlihen Grebit bis zum Einmarſche ver Sranzofen 
in den Jahren 1797 und 1798. Die Bank war nicht im Stande die Einlagen zurüdzuzahlen, 
und es zeigte ſich, daß die Directoren ohne Vorwiſſen der Theilhaber ven Ständen von Holland 
und Friesland wie der Oftindifchen Compagnie bedeutende Vorſchüſſe (etwa 12 Mill. ln.) 
gemacht hatten, welche unter ven Drangfalen des Kriegs und bei der Stockung des Handels nicht 
fofort erftattet werden Eonnten. Die Bank liquidirte und im Jahre 1844 waren ſämmtliche 
Bläubiger bezahlt. Nun trat eine Zettelbank an die Stelle, ähnlich denen, von welchen weiter 
unten bie Rebe fein wird. Die Bank hatte der Stabt eine beträchtliche Einnahme abgeworfen. 
Für die Eröffnung einer Rechnung wurbe ihr eine Gebühr von 10 Glon., für jede weitere von 
3 Son. 3 Stüvern, für jeven Übertrag unter 300 Glbn. von 3 Stüvern bezahlt, wozu bie 
Bank noch 6 Stüver anfegte, weil fie die Kleinen Poften vermindern mollte. Wer eine Anweiz 
fung an vie Bank ausſtellte, welche fein Guthaben überftieg, dem wurde dieſelbe nicht nur zurück⸗ 
gewwiefen, fondern er mußte noch 5 Proc. von dem Überfchuß erlegen; wer es unterließ zwei mal 
im Jahre feine Rehnung auszugleichen, wurde um 25 Glon. geftraft. Die Bank bezog außer⸗ 
dem nod) 2/5 Proc. Lagergeld und Gebühren von den Empfangsfcheinen für die Einlagen, welche 
Scheine jährlich erneuert werden mußten; fie gab für ihr Bankgeld 4 Proc. Agio und ließ fih 


. 5 Proc. bezahlen, und ver Staat verorbnete, daß alle Wechſel über 600 Glon. in foldem be: 


zahlt werben mußten, was zu deſſen Verbreitung weſentlich beitrug; fie machte Gewinn an dem 
Handel mit Barren und fremden Münzen, welche fie nach Ablauf ver Empfangsſcheine, die nicht 
erneuert wurden, nur noch folange behielt, bis ſich eine Gelegenheit zum vortheilhaften Ver⸗ 
Taufe ergab. Adam Smith, welcher fi über die Bank von Amſterdam ausführlich verbreitet, 
nimmt an, daß die vielerlei Abgaben und Gebühren allmälig eingeführt wurden und daher auf 
die Gründung feinen Einfluß hatten. Jedenfalls erklärt ver Umftand, daß Kaufleute im ſtädti⸗ 
fen Magiftrate überwogen, die Art und Weife, wie die Stadtkaſſe Nugen aus ver Banf zog, 


‚für welche die Stadt Garantie leiſtete. Bei der Nürnberger Bank, errichtet im Jahre 1621, 


wurben von je 100 ©lon., welche aus⸗ oder einbezahlt wurden, 5 Kr. entrichtet; Wechſel über 
50 Son. und Wagvenkäufe über 200 Glen. mußten in Bankgeld bezahlt werden, letztere nur 
von dem einheimifchen Käufer, welder von je 100 Glon. des Betrags 3 Kr. abzuziehen und 
nebft weitern 3 Kr. an die Bank zu entrichten hatte. 

Die Hamburger Bank, 1619 gegründet, hat als Theilhaber nur Bürger, welde feines 
Silber eingelegt oder von einem andern Conto zugefchrieben erhalten haben. Die kölniſche Mark 
feines Silber wird zu 442 Schill. (27 Mark 10 Schill.) Hei der Einlage und zu 444 Schill. 
bei Rüderftattung der Einlagen gerechnet. In vielem Bank- over Wechſelgeide müffen alle 
Wedel bis 400 Mark abgefhrieben werben. Die Bank befteht aus zwei Theilen: der Wechſel⸗ 
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banf, welche ſich Teniglic mit dem Ab⸗ und Zuſchreiben in ven Rechnungen ver Theilhaber unters 
einander befaßt, und der Leihbank, weldhe an hamburger Bürger auf Gold- und Silberbarren 
Borjchüfle leiſtet und dafür nur 2 Proc. Zinfen berechnet. Dem Staate hatte ſie Feine Darleihen 
oder Vorſchuͤſſe zu geben, denn feit Ihrem Aufkommen hat verfelbe weder eigene Kriege geführt 
noch Colonien in fernen Welttheilen gegründet. Das einzige Gefchäft, welches die Bank für den 
Staat zu beforgen hatte, beftand darin, daß fie im Balle einer Theuerung Fruchtvorräthe für 
feine Rechnung ankaufte. Zu einer Einnahmequelle für die Staats- oder Stabtfaffe wurde fie 
nicht benupt, der Preis ihrer Dienfte für den Handel wurde dadurch nicht erhöht. Die Fran: 
zojen, melde Hamburg im Jahre 1806 befegten und acht Jahre lang brandſchatzten, nahmen 
bei ihrem Abzuge aus den Gewölben ver Bank vie Vorräte an Münzen und Barren mit, welche 
PVrivateigenthum waren und 7,489,343 ME. Bco. betrugen. Diefer Beraubung ungeachtet 
wurde die Bank ſchon 1814 wieberhergeftellt und gelangte bald wieder zu ihrem frühern An 
fehen, Bei dem Parifer Frieden machte Hamburg die Anſprüche der Banktheilhaber auf Entſchä⸗ 
dignug geltend und erhielt 500,000 Fr. Renten in fünfprocentigen Papieren, nag dem damaligen 
Gurfe eine ungenügende Entſchädigung, die felbft bei dem Pariftande nur etwa zwei Drittheile ' 
des geraubten Werthes betragen haben würde. Die Hamburger Bank beſteht heute noch ganz 
in ber alten Weije, denn ihr neueftes Reglement ift vom Jahre 1740. Die Verwaltung, Bank: 
beputation genannt, befteht aus zwei Mitgliedern des Senats, zwei Oberalten, zwei Känmereiz 
Bürgern und fünf Bancobürgern, welde ihre Stellen ald Ehrenämter unentgeltlich verfehen. 
Die fändigen Geſchäfte werden von Angeftellten beforgt, welche bei der Bank nicht betheiligt 
find und feine Nebengefchäfte treiben dürfen. . 

Zu Rotterdam wurde am 18. Aug. 1655 nah dem Mufter ver Amfterbamer eine Bank er⸗ 
richtet, bei welcher jedoch die Betheiligten zwei Rechnungen, eine in Bankgeld, die andere in 
Gourantgeld Haben durften. Für legtere waren die Gebühren, welche die Bankerhob, etwas ſtär⸗ 
ter, ſodaß fie feinen befondern Vorteil boten, allein fie dienten zur Zahlung der Wechſel auf 
auswärtige Pläge, mährend das Bankgeld die fremnen Wechſel auf Rottervam bezahlte. 

Die Bank in Stockholm, welche Voltaire in feiner „Gefchichte Karl's XIL” für die ältefte in 
Europa ausgibt, wurde 1668 gegründet und iſt daher die ältefte in einem monarchiſchen State, 
zugleich eine Borläuferin der Zettelbanken, indem ihre Empfangſcheine für pingelegte Gelber als 
Umlaufmittel dienten und im Waarenhandel wie auch fraft eines Edicts vom 11. Jän. 1726 
bei Ginlöfung von Wechſeln wie baares Geld angenommen wurden. Es iſt von diefer Bank 
ferner zu bemerken, daß fie Darlehen nicht nur gegen Verpfändung von Gold und Silber over 
von Waaren, welde dem Ververben nicht ausgeſetzt find, fondern auch von Liegenſchaften gab, 
alfo aud eine Hypothelen⸗ oder Territorialbant war. Ja diefe Darlehen wurden bald ihr 
Hauptgeſchaͤft, und da man: wahrnahm, daß ein großer Theil des Grundbeſitzes der Bank ver- 
pfändet war, wie heutzutage in Rußland, und in ihre Hände zu fallen brohte, fo wurde im 
Jahre 1752 verordnet, daß von 1754 an die Örundeigenthümer, melde ver Bank ſchuldig waren, 
ihre Schulden allmälig in der Weife tilgen durften, daß ſie neben den laufenden Zinfen eine 
jährliche Prämie oder Annuität von 5 Proc. bis zur vollftändigen Abtragung der Schuld ent⸗ 
richteten. ? - 

Die Gründe, warum alle ältern Banken in Städterepublifen oder Freien Reichsſtädten ent- 
flanden — auch Barcelona ift bei feinen damaligen Municipalfreiheiten als ſolche zu betrachten — 
liegen, wie auch früher ſchon angedeutet worben, darin, daß der Geift ver Aſſociation dort am 
Lebendigften, in feinen Formen am wenigften befhränft und auf ven Handel gerichtet war, fo= 
bald diefer mächtig wurde. In den Feudalſtaaten gab noch lange nad} dem eigentlichen Mittel- 
after der Grundbeſitz allein Anfpruch auf Anfehen und Macht, und die Kriegöbeute galt als ein 
ehrenvoller Erwerb, ver Handelsgewinn ald minder anftändig. Gin Theil der Banfen wurde 
nicht allein zur Erleichterung des Handelöverkehrs, fondern auch durch finanzielle Bedürfniſſe 
der Regierungen ind Leben gerufen; aber die Dienſie, welche fie dem Handel leiſteten, waren 
überall die nämlichen. 5 

Sie rechneten in einer Münze, die nicht geprägt, ‚aber deren Gehalt in feinem Silber feft 
beflimmt und daher gegen Abnugung, Verſchlechterung und Fälſchung gefigert war. Dies war 
in Zeiten, wo das Münzwefen im Argen lag, ein großer Vortheil. War auch am Sige der 
Bank die Münze gut, fo ftrömte doch ausländiſches Geld in Menge nach diefen Handelsplätzen 
und verwirrte den Geldverkehr. Jeder lief Gefahr mehr oder weniger von folgen ſchlechten 
Münzen an Zahlung zu erhalten, nur wer in Vankgeld bezahlt wurbe, Hatte Feine ſolchen Nach- 
sheile zu beforgen. Darum fand das Banfgeld, die Bankvaluta, dad Wechſelgeld, fiets Höher 
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als dad Courantgeld. Das Agio betrug bei ver Genueſiſchen Bank etwa 15 Proc. beider Amſter⸗ 
damer A— 5 Proc., bei der Hamburger 25 Proc. ; Hier war jedoch aud) der Silbergehalt höher 
angenommen als bei der geprägten Münze. (S. Agio.) Cine wichtige Folge der Sicherheit, ven 
bedungenen Preis uͤngeſchmaͤlert zu erhalten, war die, daß die Banken den Waarenhandel an⸗ 
zogen, denn die Verkäufer verkehrten lieber mit ven Plägen, wo fie mit gutem Gelbe, als mit 
denen, wo fie mit ſchlechtem bezahlt wurden. 

Die ältern Banken waren ferner fihere Aufbemahrungsorte für Gold- und Silbervorräthe, 
eine Eigenfhaft, die in Zeiten allgemetner Unſicherheit Hoch anzufchlagen war. Wenn in einem 
halben Jahrtauſend zwei oder drei Banken vom Feinde geplündert worben jind, fo ſpricht eben 
die Seltenheit diefer Unfälle für die relative Sicherheit ihrer Depofiten gegenüber dem Privat- 
befig nicht alfein, fondern felbft ver Staaten und Gemeinden, x 

Diefe Anſtalten eröffneten endlich den Einlegern oder Theilhabern Rechnungen, Eonti, 
und diefe konnten ihre gegenfeitigen Zahlungen aneinander dadurch leiſten, daß die betreffenne 
Summe den Schuloner ab= und dem Foderungsberechtigten zugejchrieben wurde. Der Empfäns 
ger war gegen Verlufte an fremden oder ſchlechten Münzen gefichert, der Zahlende war der Mühe 
überhoben, ſich die Münzen anzufchaffen, zu zählen und abzuliefern. Sie gaben endlich, vie 
meiften wenigftens, Vorſchuſſe gegen Yauftpfänder und bewahrten dadurch die Geldbedürftigen 
vor Wucher. Sie waren alſo Depofiten:, Giro: und Leihbanfen. 

Wenn die ältern Banken: von dem heutigen Standpunkte des Bankweſens aus fehr un— 
vollkommen und befhränft etjheinen, fo ift nicht zu überfehen, daß eben die Borbeningungen 
zu ihrer weitern Ausdehnung und Vervollkommnung, die Sicherheit, das Vertrauen, der koloſ 
fale Sandels- und Schiffahrtöverfehr, die mit der Mafchine arbeitende Induſtrie, ebenfalls erft 
fpäter entftanden find. 

Über die größern Banken der neuern Zeit, ihre Entftehung, Geſchichte und Einrichtung 
verbreiten fid) die nachfolgenden Abſchnitte, im die wir nicht die Anftalten aller Länder aufneh= 
men, aber doch die bedrutendſten in Deutfchland‘, Großbritannien, Frankreich und den Ber: 
einigten Staaten zufanınıenfaffen. Es geht daraus hervor, daß bei aller Verſchiedenheit unter 
denfelben, welche die Richtung einer Zeit, der Volkscharakter, die Regierungsweiſe und die 
Ereigniffe bedingen, doch gewiffe Merkmale allen gemeinfam find. 

1) In feinem Staate z. B. ift ed geftattet, eine Geſellſchaftsbank, welche Noten audgibt, 
ohne Genehmigung ver oberften Behörbe zu errichten. Dies gilt für die Staaten her nordameri⸗ 
kaniſchen Unton fo gut wie für Oſterreich und Preußen, nur ift die Ermächtigung dort leichter 
zu erlangen als Hier. Die Erfahrung hat überall dahin geführt, daß das Umlaufsmittel im 
Lande bezüglich auf Menge und Beihaffenheit nit ohne Gefahr den Belieben von Einzelnen 
oder von Geſellſchaften überlaffen werben fann. In Großbritannien ift man deshalb dahin ge: 
kommen, gar Feine neuen Zettelbanken mehr zuzulaffen, den vorhandenen die Vermehrung ihrer 
Notenmenge zu verbieten und dahin zu wirken, daß mit der Zeit feine andern mehr als die No: 
ten der Banf von England eriftiven. Die Konceflion der Regierung wird aber auch, von den 
Gründern von Geſellſchaftsbanken für wünfhenswerth gehalten, weil fie darin eine Anwart⸗ 
ſchaft auf das Öffentliche Vertrauen finden, das ihnen Actionäre, Capital und Gefchäfte herbei- 
führt. Deshalb unterwerfen ſich die Banken in ven Eontinentalftaaten gern der Oberaufficht 
und Eontrole durd einen Commiffar der Negierung, während in den Kindern, wo die Selbſt⸗ 
tegierung üblich ift, in England und Amerika, die Öffentlihe Stinnme, Parlamente und Breffe 
die Banken controliren. Die Concefjion der Regierung wird ſonach wol immer ein Erfoderniß 
für die Errichtung von Actienbanken bleiben; doch ſcheint e8 zweckmäßig, wenn dafür allgemeine 
Normen feftgejegt werden, wie died in Preußen mit den „Normativbeningungen für die Er: 
richtung von Privatbanken mit der Befugniß zur Ausgabe umverzinslicher Noten” im Sep⸗ 
tember 1848 gefchehtn ift, die jedoch für ven feitherigen Aufſchwung der Produrtion und des 
Verkehrs zu eng geworben find. 3 H 

2) Sämmtliche größere Banken machen Geichäfte mit den Regierungen und für diefelben 
ebenfo gut wie mit dem Publicum. Reine Staatdanftalten waren nur die von Law gegründete 
Königliche Banf in Frankreich unter der Negentfchaft, welche ein ſchnelles und trauriges Ende 
nahm, und die Königliche Banf in Berlin bis gegen Ende 1846; ſeitdem ift letztere eine gemijchte 
Anftalt, wobei neben dem Staate noch Vrivate Antheil haben. Alle übrigen jind Actienbanfen, 
ftehen aber mit den Regierungen in Beziehungen. Die Englifche Bank verwaltet die Staatsjhulp, 
macht der Regierung Vorſchuſſe, bewahrt disponible Staatögelver und bezieht daraus ben 
größern Theil ihres Gewinns; die nämlihen Functionen verfah die Bank der Vereinigten Staa⸗ 
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ien, folange fie beftand. Vorſchüſſe und Dartehen an-vie Regierung, Discontirung der An⸗ 

weiſungen der Stautöfafle auf die Steuereinnehmer bilden einen Haupttheil der Gefchäfte der 

Franzöfiſchen Bank und der Oſterreichiſchen Nationalbank. Letztere ift hauptſächtich zu dem Zwecke 
errichtet worden, um den Ginzug und bie allınälige Befeitigung des Staatspapiergeldes zu be= 
forgen. In Zeiten des Kriegs und heftiger Erſchütterungen überfliegen die Anfoderungen ber 
Regierungen überall die Kräfte der Banken und brachten fie in ſchwere Verlegenheiten. Um ſie 

zu retten, mußten in London und Wien ihre Roten ald gejegliches Zahlungsmittel erklärt und 
die Verpflichtung zur Ginlöfung für längere Zeit aufgehoben tverden, mußte Napoleon bei Aus 
fertig fiegen und der Zuftand ver berliner Bank ein Menihenalter hindurch für das Publicum 
ein Geheimniß bleiben. Diele Erfgeinungen haben zu der theoretiihen Anſicht geführt, daß 
jeder Verkehr mit den Regierungen eine Gefahr für die Banken und daher zu unterlaflen fei. 

Dieſe Doctrin fällt mit der Lehre zujammen, daß der Verzicht auf den Gebraud einer Sache 
das beite Mittel fei, um den Misbrauch zu verhüten. An und für ſich ift e8 nicht abzufehen, 
warum eine folive, ehrliche Regierung nicht ebenſo gut wie jeder ebenjo qualifieitte Privatmann 

der vorhandenen Anftalten für die Erleichterung der Gelv: und Creditgeſchäfte ſich bedienen 
follte, zumal da die meiften dieſer Anftalten gar nicht entſtanden fein würden, wenn die Ne: 
gierungen fie nicht gebraucht Hätten. Warum follte die Bank von Privaten Geld annehmen, 
ihnen laufende Rechnung eröffnen, für fie Wechſel einkaſſiren und Zahlungen leiften, ihre 
Wechſel discontiren und ihnen Darlehen und Vorſchuſſe auf Unterpfand geben, und warum 
tollte fie die Regierung mit ähnlichen Begehren zurückweiſen? Es ift vie ein ſchlechtes Com⸗ 
pliment für die Regierungen, und niemals haben die Banken fo verfahren können. Die Zeiten 
der Roth kennen fein Gebot, und e4 würde ein ganz vergehliches Bemühen fein, eine Actienbant 
oder irgendeine Anftalt durch Beftimmungen in den Statuten mitten in ben Stürnen bed 
Kriegs oder der Revolutionen ald die einzig unverfehrbare und unantaftbare hinzuftellen. Den 
Banken dere Verkehr mit ven Regierungen unterfagen, weil er von legtern misbraucht werben 
kann, wäre ebenſo weife ald ihnen den Verkehr mit den Kandel verbieten, weil der leichtere 
Credit den Geſchäftsmann zu falſchen Speculationen verloden könnte. Wo folhe Anfhauungen 
berrfchen, da ift das Bedürfniß nah Banken nicht vorhanden oder noch nicht hinreichend erfannt, 
und man thut daher beiler, diefelben Denen zu überlaflen, die leihtfinnig genug ind, ſie zu bes 
nutzen. Die Geihäfte der großen Banken mit den Negierungen werden in der Regel nicht in 
den Statuten vorgefehen, fondern durch befonbere Verträge geregelt, es mag dies ausdrücklich 
ausgeſprochen fein, wie in den Statuten der wiener und mümbener Banfen, oder als von felbft 
ich verſtehend angenonmen werben. 

, 3) Die Geſchäfte ver Banken mit dem Publicum find auf die ſchen mehrfad erwähnten 
Disconto:, Giro⸗, Depofiten- und Leihgefhäfte beſchränkt, wofür die Bedingungen nicht überall 
die nämlichen, aber dod allgemein für Alle gleichmäßig fefgeftellt iind. Handelsgeſchäfte 
anf eigene Rechnung iind ihnen verboten ; ausgenommen davon ift gemöhnlid nur ver Handel 
mit Gold und Gilber und Anlagen zur zeitweifen Verwendung disponibler Summen. Dar: 
leihen auf Hypotheken find meiftend ausgeſchloſſen; der Bairifhen Bank dagegen find fie zur 
Biht gemacht, allein es ift dafür ein befonderer Theil des Grundkapital beftimmt. Solche 
Darlehen auf längere Zeit-taugen nicht für Banken, melde fi) bereithalten müffen, ihre Gläu⸗ 
biger in ven fürzeften Friſten zu befriedigen, und es iſt daher zweckmaͤßiger, den Creditbedürf⸗ 
niſſe ber Grundbeſitzer durch eigene Creditanſtalten, wo es nöthig wird, zu Hülfe zu fommen. 
Die Preußiſche Bank hat mit den Darlehen auf Hypotheken die traurigften Erfahrungen ges 
macht, der Ofterreichifchen find fie bei Erneuerung ihres Privilegiums im Jahre 1841 auch nicht 
mehr geftattet worben, wol aber wurden ihr 1855 Staatsdomänen zur Abtragung gewiffer 
Foderungen an die Regierung überwiefen und fie hat einen eigenen Adminiſtrationszweig ger 
bildet, um biefelben zu verwalten, bis fie allmälig veräußert werden können. Da die Gelegen⸗ 
heit zum Verkaufe länger ansblieb, als die Bank darauf warten Fonnte, fo foll ihr die Laſt wie— 
der abgenommen und es follen für den Werthanſchlag der Domänen 150 Mill. Glon. in Schatz⸗ 
iheinen auögegeben werben. So berichten Öffentliche Blätter im September 1857. 

Alle Banken nehmen Einlagen an Geld (Depofiten) an, jedoch in der Regel nicht unter 
einer gewiſſen, für weniger Bemittelte ſchon beveutenden Summe. Die Verzinfung richtet ſich 
nach den Bedingungen ver Anlage; je nachden der Einleger ſich vorbehält, fein Geld nad) Be: 
lieben oder nad) kurzer oder nad) fängerer Kündigungsfrift zurückzuziehen, werben feine oder 
ganz geringe ober höhere, doch immerhin ermäßigte Zinfen vergütet. Nur die ſchottiſchen Ban= 
fen nehmen verhältnifmäßig geringe Einlagen an und gemähren Zinfen ſelbſt für ganz kurze 
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Zeit. Sie find aud die Einzigen, welche Berfonalcrepit gewähren, d. h. Darlehen ohne Unter- 
prand, lediglich gegen Bürgfchaft geben. Der audgevehnte und verftändige Gebrauch, welchen 
die Schotten von ihren Bankanftalten zu machen wiffen, Bietet diefen immer Gelegenheit zu nütz⸗ 
licher Beſchäftigung der ihnen anvertrauten Maffe von-Gapital. 

A) Alle größern Banken geben Noten aus (ſ. oben Abſchn. I). 

5) Um ſchließlich Das nicht zu vergefien, was dem Deutſchen an ſolchen Dingen dad Werth: 
vollſte zu fein pflegt, mag eine Definition der Banken hier ihre Stelle finden: Bank ift eine An- 
flatt, welche für einen oder mehre Zweige der wirthſchaftlichen Thätigkeit oder für den Staat die 
Hilfsmittel des Credits anwendet und möglichft ausdehnt. Eine andere Faflung von M'Culloch 
lautet: Banken find Anftalten, deren Zweck es ift, große Summen Gelv und edle Metalle ſicher 
aufzubewahren, den Umfag bei großen Geſchäften mit Leichtigkeit zu bewerkſtelligen und zumeis 
len durch Vorſchüſſe und in Umlauf gebrachte Gelder dem Handelsverkehr Erleihterung zu 
gewähren. h 

IV. Banken in Deutſchland. A. Die Preußiſche Bank. Nach dem Hubertuäburger 
Frieden wendete König Friedrich IL. feine Thätigfeit den Mitteln zu, dem erfhöpften Lande 
aufzuhelfen, Production und Verkehr zu beleben. Der Induſtrie ſollten nad) damaliger Ubung 
Unterftügungen und Einfuhrverbote Vorſchub leiſten, Handelsgeſellſchaften mit Monopolen 
und Privilegien auögeflattet werben, dad Münzweſen wurde 1764 verbeffert und eine Banf 
follte vem Verkehre die naͤulichen Vortheile bringen, weldeerin Hamburg, Holland und Eng: 
Iand daraus 309. Schon früher, ſogleich nad der Thronbefleigung und in der erften Periode 
felner Regierung waren dem Könige ſechs bis ſieben Vorfchläge N Errichtung einer Banf ein- 
gereicht worden, die beiden legten von dem Geh. Finanzrath Graumann, befannt durch den 
leichten Münzfuß von 1750. Am 23. Sept. 1753 Hatte ver König eine „‚Allergnädigfte Octroy 
für die in Berlin zu errichtende Giro: und Wechſel-Banque“ erlaffen, die aber nicht ind Leben trat; 


auch ein zweiter Plan von Graumann für eine Species-, Gourant= und Lehnbank fam nicht 


zur Ausführung. Oraumann wollte hauptſächlich feinem ſchlechten Gourantgelv einen beſſern 
Gurs verſchaffen, ald ed in Hamburg hatte, wo man nicht mehr dafür gab ald es werth war; ber 
Zweck follte durch ein Bankgeld erreicht werben, in welchem die beveutendern Zahlungen zu be: 
dingen wären. Und doc war fein Bankgeld nur ein anderer Name für Courant. 

Auf diefe Vorſchläge kam der König nicht mehr zurüd, nachdem er in dem Livornefen 
v. Galzabigi einen Mann Eennen gelernt und als Geh. Finanzrath in feine Dienfte gezogen 
Hatte, welcher ihm einen viel großartigern Plan vorlegte, ver feinen genialen Anſchauungen 
beffer zufagte. Calzabigi hatte mit Caſanova in Frankreich ein Genuefer Lotto eingerichtet und 
führte eine ſolche Anftalt au in Preußen ein. Er fannte die Finanzkünfte der verfchuldeten 
Höfe und. bezeichnete ihren Zweck dahin: alles vorhandene Gold.und Silber zu behalten und 
alle Zahlungen in Papier zu entrichten. Sein Plan ging auf Gründung einer Gefellihaft 
für Bank, Affecuranz= und Handelsgeſchäfte, alfo ein Vorbild ver modernſten Cre— 
ditanftalten mit Notenemiffion. Das Grundcapital follte aus 25 Mil. Thlr. Gold in 100,000 
Actien zu 250 Thlrn. beftehen. Die Bank follte Noten auögeben, die Abtheilungen für Affe: 
curanzen und Handel follten die Noten in Umlauf bringen, Monopole und Privilegien würden 
ihren Geſchäften einen glänzenden Erfolg ſichern und die Ausfichten auf großen Gewinn frem⸗ 
des Gapital in Maffe herbeiziehen. Im October 1764 wurde eine Gommifjion zur Prüfung 
des ‘Planes niebergefegt und gleichzeitig mit Eröffnung der Subferiptionen für die Actien be— 
gonnen. Allein die Zeichnungen fanden nur geringe Theilnahme. In den erſten 14 Tagen 
betheiligten fih 38 Verſonen, meift auß der Umgebung des Königs, mit 2072 Actien; im Ro⸗ 
vember wurden no 1164, im December nur 577 Actien zufammengebradt; fonad war zu 
Ende des Jahres 1764 noch nicht eine Million gezeichnet. Lind doch hatte man e8 an Bemühun= 
‚gen nicht fehlen laffen. Am 13.Nov. 1764 war ein „Avis instructif”, eine Belehrung über die 
Einrichtung der Geſellſchaft, erſchienen, um die Vorteile, welche den Theilhabern winkten, in 
ein glänzendes Licht zu ftellen. Es wurde ihr ein unmiberruflihes Octroi auf 30 Jahre zuge- 
fihert. Das Girogeſchaͤft war ausgefchloffen: es wurde, beiläufig gefagt, für antimonarchiſch 
gehalten, weil e8 die Einnahmen aus dem Münzregal (und den Umlauf der Noten! ) fjmälere, 
da es den Gebrauch des Geldes entbehrlich macht. Aber dafür durfte die Gefellihaft Noten 
auögeben, und das ausſchließliche Privilegium einer Discontofaffe ward ihr verheißen. Sie 
mochte ſich die vortheilhafteften Handelszweige auswählen, darunter namentlich auch den Sfla- . 
venhandel; das Privilegium des afiatifhen und levantifchen Handels (wofür- vor dem Kriege 
ſchon Geſellſchaften beftanden Hatten), der Schiffahrt mit Amerika und Afrika wurden ihr ges 
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boten, fowie beſondere Vortheile im ruſſiſchen und polniigen und ins HSandel mit ſchlefiſcher 
Leinwand; aud der ausſchlleßliche Hanvel mit Nugholz aus zen Fönigligen und Kämmerei⸗ 
forflen ward ihr überlaffen. Sie turite Biand = und Leihhäuſer errichten; ihr allein wurden 
2and = und Seeaſſecuranzen geftattet; fie bekam bie Münze, ven Handel mit Gold und Silber; 
und nach allen Diefem wurde — Weiteres noch vorbehalten. Um die rührigfte Glaffe der Ge⸗ 
fHäftsleute Hrrbeizuziehen, wurde ausdrücklich gefagt: „ Somol deutſche als portugieſiſche Ju⸗ 
den werden gleiche Vortheile dabei zu genießen haben.“ Schließlich wurde die Ausſicht auf 
hohe Oividenden noch beſonders hervorgehoben. Dieſe Belehrung brachte eine unerwartete 
Wirkung hervor. Die Kaufleute erſchraken vor der übermädtigen Concurrenz, welde ihnen 
die beflen Gefhäfte wegzunehmen drohte, namentlih war Died in Schlejien wegen des Lein- 
wandhandels der Hall, ſodaß dort nur 157, Actien und diefe nur unter der Bedingung gezeichnet 
wurden, daß der Leinwandhandel frei bleiben follte. Man fah fi daher veranlapt, am 
17. Sept. befannt zu machen, daß die Kaufleute in ihren Geſchäften durch die Geſellſchaft nicht 
genirt werben follten und daß die Verwaltung aus berliner Bankterd und Handelsleuten befte= 
ben werbe. Zugleih wurde im Hinblick auf den Stand der Zeichnungen eröffnet, daß bie 
Geſellſchaft ipre Operationen beginnen werbe, jobald 2 Mi. gezeichnet feien. Inzwiſchen hätte 
Calzabigi noch andere Mittel, er hatte Bitten und Drohungen angewendet, un Actien unter- 
jubringen. Sogar Damen wurden bevroht, beſonders aber die Juden geängfligt. Ephraim 
und Itig konnten nicht umhin, ſich ver Geſellſchaft anzuſchließen, nachdem ihnen ihre Abnei= 
gung ald Undank für die empfangene Wohlthat ver Muͤnzpacht vorgeworfen worden war. Wie 
aufder einen Seite die Exdffnung der Subfcription ald Pulsfühler bei dem Publicum viel Mis- 
trauen und wenig Geld herausgeſtellt hatte — ber Krieg hatte manches Capital zerſtoͤrt —, fo ergab 
fi umter den mit der Prüfung des Planes betrauten Männern fein Vertrauen auf Calzabigi's 
Entwürfe. Die erfien Monate hatte fih die Gommiffion mit dem Sammeln von Material und 
dem Einziehen von Erkundigungen beſchäftigt. Als ihr im Januar 1765 der Plan zur Errich⸗ 
tung ber Gefellfchaft vorgelegt worden war, berief jle Deputationen der Kaufmannſchaften, und 
erklärte fi mit dieſen einftimmig gegen die Vereinigung fo mannichfaltiger und umfafjender 
Unternehmungen in einer und berfelben Anſtalt. So Heb dem Könige ver Gedanke geworben 
fein mochte, alle feine Zwede für die Hebung der Volkswohlfahrt durch ein einziges mächtiges 
Berkzeug zu fördern, fo fehr er beklagen mochte, daß der beſchränkte Verſtand feiner Unter⸗ 
thanen die geiftreihen Ideen des Ausländers nicht zu faflen vermochte: er verzichtete auf die 
Ausführung, Da die Mittel weder im Lande zu finden noch von außen hereinzuziehen waren. Der 
nüdterne Sinn ‚ wol auch die Armuth an Gapital unter dem ſchwer geprüften Volke retteten 
den König und dad Land vor den ſchlimmſten Erfahrungen, und viejenigen, welche vem Könige 
noch zu machen vergönnt waren, mußte er theuer genug bezahlen. 

Für die dem Bankwefen fremden Zwecke wurben nun befonvere Anftalten und Geſellſchaften 
allmälig in den nähftfolgenden Jahren gegründet. Die Verfiherungsgefhäfte wurden ſchon 
Enve Januar einer Aſſecuranzkammer übertragen, welde ein Drittel der für die aufgegebene 
Geſellſchaft unterzeichneten Actien zugewiefen erhielt. Zur Förderung des Handels wurben 
mehre Geſellſchaften errichtet, darunter im October 1772 die Seehandlung. Calzabigi 
wurde mit dem Titel Geh. Finanzrath, einer Beſoldung von 6000 Thlen. und Antheil am Ta= 
backspacht fürdas Scheitern feined Plans getröftet, behielt aber immer noch das Ohr bes Königs 
und bie Sand in allen Dingen. 


Bei Ausarbeitung des Planes für die Bank wurbe ber Kaufmann Wurmb von Hamburg 


zu Rathe gezogen, mit welchem Oberfllieutenant Ouintus Jcilius darüber verkehrte. Das 
„&bict und Reglement der Eöniglichen Giro⸗ und Lehn-Banco zu Berlin” trägt dad Datum 
des 17. Juni 1765. Der Unmut des Königs über das Scheitern der großattigern Entwürfe 
macht fi} darin gegen bie Kaufleute Luft, „welche einigen alten hergebrachten Gewohnheiten und 
Gebräugen, fie mögen gegrümbet fein oder nicht, noch zu fehr anhängen und ohne Unterſchied 
Ni) vor Allem fürchten, was nicht ſchlechterdings damit übereinftimmt, oder ihrer Denkungsart 


und Begriffen gemäß ift”. Die nene Bank war nun reine Staatsanſtalt. Sie follte auf Staats- . 


toften eingerichtet und verwaltet, mit einem Gapital von 8 Mill. Thlın. aus dem Schage aus: 
geRattet und unter die Garantie des Staats geftellt werden. Der König hoffte, durch dieſes 
Mittel den Geldumlauf zu erleichtern, den Fleiß aufzumuntern „und endlich dadurch den über⸗ 
mäßigen und unerhörten Wucher zu verhindern , welcher bisher, der ſcharfen Geſetze ungeachtet, 
#6 in alfer Art von Handel eingeſchlichen und fowol Unfern Abel als übrige Unterthanen, 
welche baares Geld benöthigt geweien in einem grauſamen und unerträglicen Joche gehalten 
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und auf das empfindlichſte gedrückt und erfchöpft Hat“. An die Spige des ganzen Bankweſens 
trat als Präſident der Wirkliche Geh. Etats- und dirigirende Miniſter, Reichsgraf v. Reuß; 
zum erſten Director wurde der Kaufmann Jauſſen ernannt. Schon einen Monat nach der Ver- 
kündung des Edicts wurde die Bank eröffnet, allein ſtatt des Capitals von 8 Mill. erhielt fie 
nur einen Borfhuß von 400,000 Thlen., und davon gingen noch die anfehnlichen Geſchenke 
* an die Verfaffer des Entwurfs ab. Quintus Icilius erhielt 10,000, die Kaufleute Eoffel und 
Wurmb in Hamburg erhielten 50,000 Bankthaler, deren vier auf einen Friedrichdor gingen. 
Dies war das neue Bankpfund, wie ed ſchon Graumann projectivt hatte, jegt zum erſten mal in 
Bancothalern ausgeprägt, was fpäter nicht mehr gefhah. Die Anftalt hatte nah Berichtigung 
diefer Geſchenke mit 60,000 Bankpfunden over 78,750 Thlm. von ihrem Vorſchuſſe noch 
321,250 Thlr. zum Beginn ihrer Gefhäfte übrig. Der Staatskaſſe, welche die Mittel Hergab, 
follte natuͤrlich auch der Gewinn aus dem Geſchäfte zufliehen, und die Erwartungen davon waren 
nicht gering. Aber auch die beſcheidenſten würden zu hoc gemwefen fein. Der erfte Director, 
Janffen, eine Greatur von Wurmb und Galzabigi, leitete die Bank im Intereffe ver Tabacks- 
pädter. Diefe und die Directoren felbft, deren außer Janſſen noch brei (für dad Disconto=, 
Kaſſen- und Leihcontor) vorhanden waren, erhielten baare Vorſchüſſe; verfchiedene vornehme 
Herren, denen man nicht abjchlagen durfte, weil man ihre Gunſt brauchte, bekamen Darlehen 
auf Liegenſchaften: der Handel dagegen betan ſo gut wie nichts, ja er konnte nicht einmal ſeine 
Giroeinlagen auf Verlangen zurückziehen. Übrigens drängten ſich die Kaufleute kelneswegs zu 
der Anſtalt. Sie trauten den Perſoͤnlichkeiten nicht, denen fie in die Hände gegeben war, fie 
trugen Bedenken, Wechſel an die Bank zu bringen, und der Wechſelhandel z0g fih aus ven 
Städten Berlin und Breslau (auch dort mar die Anftalt eingefegt) immer mehr hinweg. Die 
Bank übte flatt einer anziehenden eine abſtoßende Kraft, und bald erkannte der König, daß es 
fo nicht fortgehen Eönne. Der Abſchluß zeigte einen Verluft von 25,631 Thlen., und #8 war 
vorauszuſehen, dap er ſich Durch unbeibringliche Foderungen noch erhöhen werde. Auch dieſe 
Erfahrung veranlaßte den König nicht, die Sache ganz aufzugeben; er wollte nur die Anftalt 
reorganifiren. Nun trat Ealzabigi wieder mit einem Plane hervor; er hatte ja vorausgefagt, 
daß eine Girobank für Preußen nicht pafle und daß nur durch das Ausgeben von Noten gute 
Geſchäfte zu machen fein. Daß man feinem Rathe nicht gefolgt, erfläre den Miserfolg der 
Anftalt, die nichts mehr zu thun hatte, al8 ihren unbefchäftigten Beamten die Befoldungen aus⸗ 
zuzahlen. Galzabigi alfo wollte eine Zettelbant, und der König war früher ſchon dafür einge: 
nommen; allein er dachte nur an eine ſchwache Emifjton von etwa 50,000 Thlrn. Der Plan 
wurde von dem Minifter v. Hagen zuerft mit dem Geh. Finanzrath Rofe und dem redlichen 
Banfoirector Koes berathen, dann mit dem Minifter v. Blumenthal und dem Großkanzler 
v. Iariged. Diefe erftatteten dem Könige einen Bericht, worin fie unverhohlen und in ſtarken 
Worten über ven Plan des Calzabigi nicht allein, fondern über das ganze Syſtem des Königs, 
durch künſtliche Mittel den Wohlſtand zu heben, ein entſchiedenes Verdammungsurtheil ſprachen. 
Die Minifter erfheinen hier als die unerſchrockenen, echten Organe der wahren öffentlichen 
Meinung, indent jie gegen Geſellſchaften, die durch Privilegien, Monopole und Staatsgelder 
unterftügt würden, ſowie gegen Anftalten nad) ven Projecten eines Calzabigi, der e8 auf die 
Beraubung des Landes abgeiehen habe, in die Schranken traten. Der König, welder fih mebr 
auf der Höhe der Ideen gehalten, als in die Tiefe des Treibens eines Janffen und feiner Gönner 
geblickt zu haben ſcheint, war durch die derbe Freimüthigkeit des Berichts aufs äußerſte empoͤrt 
Der Berfaffer, Geheimrath Urfinus, wurde caffirt und nad Spandau geſchickt; die Minifter 
wurden ber Ignoranz beſchuldigt und audgezanft; allein der Plan Calzabigi's wurbe befritigt 
und der Vorſchlag Jener dem „revidirten und erweiterten Edict und Reglement der koöͤniglichen 
Giro - und Lehnbanfen zu Berlin und Breslau“ vom 29. Det. 1766 zu Grunde gelegt. Da 
dieſes Edict, obwol durch die wechfelnnen Berhältniffe in der Ansführung vielfach modifleirt, 
doch im Wefentlichen das Grundgeſetz der Preußiſchen Banf bi auf die neuere Zeit geblieben ift, 
- «fo wirb ein kurzer Überblick feiner wichtigern Veftimmungen hier am Plage fein. 
Die Bank rechnet in Bankpfunden, deren A einen Friedrichdor (35 auf die Marf zu 
21 Karat 9 Gran ausgemünzt) ausmachen. In den nämlichen Gelve jollen alle Kaufleute in 
Berlin und Breslau ihre Bücher führen, follen alle Wechſel über 100 Thlr. an beiden Orten 
auf Fremde ausgeftellt oder von auswärts auf beide Orte gezogen werden, alle Käufe und Ver— 
kaufe unter Handelsleuten, die nicht Liegenſchaften und Privatcapitafien betreffen, abgefchteffen 
werben. Die Banf wird zur Bequemlichfeit des Handels und zur Erleichterung der Zahlungen 
zwiſchen entfernten Orten „in einer gewiffen und Unſern Ländern ganz unſchädlichen Propor— 
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tion" Banknoten auögeben in Stüden von 10, 20, 50, 100, 500 und 1000 Bankpfunden. 


Die Roten werden bei allen königlichen Kaffen angenommen. 

Bei dem Giroverfegr können vie Einlagen in baarem Gelde gegen Abzug von !/, Proc. 
zurückgezogen werben; wer aber auf feiner Rechnung eine Summe von der Rechnung eines 
Andern zugeſchrieben erhält, kann den Betrag nicht baar aus der Banf entnehmen. Ohne 
Vorwiſſen des Bankdirectoriums darf Keiner den Andern durch uͤbertrag von ſeiner Rechnung 
Geld leihen. Für die Eröffnung einer Rechnung wird 1 Friedrichdor, für jedes Blatt derſel⸗ 
den nod 4 Bid. Bro. bezahlt. Wer mehr abfchreiben laffen will, als jein Guthaben beträgt, 
zahlt e eine Geldbuße von 4 Pfd. Bco., und wenn der Überfhuß 50 Pfo. überfeigt, außerdem 
noch 5 Proc. des ganzen Mehrbetrags über fein Guthaben. Wer einen Andern bevollmäcitigen 
läßt, flatt feiner auf der Bank zu erſcheinen, hat für die Vollmacht 1 Friedrichdor und für die 
jährliche Erneuerung !/, Friedrichdor zu bezahlen. Diefen Beflimmungen und Gebührenfägen 
hatten augenſcheinlich Amſterdam und Hamburg ald Mufter gevient. 

Dad Discontoeontor discontirt Wechſel, welche nicht über zwei Monate laufen 
und drei Unterfchriften haben. Für nicht acceptirte Wechfel wird Gaution verlangt. Der Zins: 
fuß beträgt Y, Proc. pr. Monat. 

Die Lombard- (Leih-) Kaffe gibt Darlehen auf zwei Monate zu Y, Proc. per Monat, 
aber nit unter 400 Pfd. auf Gold und Silber in Barren, ‚Stangen, auf Gold- und Silber: 
geſchirre, auch auf fremdes gemünztes Gold und Silber nad; beflimmten Sägen. Die Darlehen 
werden in Banknoten gegeben , die Verfallzeit wird nicht verlängert. 

Gin befonverer Artikel (40) verbietet bei ſchweren Strafen die Ausfuhr von Gold und Sil⸗ 
ber. Reifende Kaufleute und andere bürgerliche Berfonen dürfen nur bis 250 Thlr. Gold, 
Adelige und Militärs bis 400 Thlr. mit ind Ausland nehmen. Diefes Verbot fand fonft in 
den Münzedicten feine Stelle. 

Dem Barskoirectorium wurde ein fönigliher Commiſſar beigegeben, zuerft der Minifter 
v. Hagen, welcher ſpäter als Chef das erſte Mitglied ver Hauptbankdirection wurde. 

Mit dem Jahre 1767 wurde die. neue Bank eröffnet, und fie hätte einen günſtigen Fort— 
gang nehmen Fönnen, wenn der König fie nicht in Verbindung mit einem feiner Handels: 
geihäfte. gebracht hätte, zu denen er noch immer geneigt war: diefes war had fogenannte Ele: 
ment ſche Kontor. Der holländifche Kaufmann Glement war Anfang 1765 nad; Berlin 
berufen worden, um den levantifhen Handel anfänglich für die projectirte große Gefellihaftd- 
banf und, da Diefe nicht zu Stande fam, für eine Handelscompagnie in Gang zu Bringen. Er 
wurde auserjeßen, um in Berlin ald Sofbankier ein Bankhaus auf koͤnigliche Rechnung zu er⸗ 
richten und die königlichen Commanditen für den überſeeiſchen Handel in Hamburg und Amfter- 
dam zu leiten. Sein berliner Geſchäft war beftinmt, der Tabadöverwaltung ven ausländiſchen 
Taback, ver Münze Gold und Silber zu liefern, die Noten und das Girogelo der Bent in 
Umlaufe und auf Bart zu halten, den auswärtigen Wechſelhandel zu übernehmen und 
Silber in’ der, Form von fogenannten levantifhen oder Kaiferthalern, die in Magde burg ge⸗ 


prãgt wurden, nach der Levante zu führen, damit es in Preußen ſeltener werde und im Curſe 


ſteige. Die Vant mußte Element zum Betriebe dieſer Geſchäfte 400,000 Thlr. gegen 3 Proc. 
Zinfen vorfießen, ihm außerdem offenen Grebit geben, den er auch bei ver Tabadöverwaltung 
hatte; die Münze mußte die Friedrichdor, welche fie aus dem von Element gelieferten Gold 
prägte, an die Bank abliefern, welche davon neun Zehntel an dad Clement'ſche Contor abgab 
und ein Zehntel mit Noten bezahlte. Endlich Hatte Element die Befugniß, an den Gonferenzen 
der Banfoirectoren theilgunehmen. Diefe Verbindung brachte ver Bank beveutennen Schaden. 
Ihre Betriebsmittel waren ſchwach, ebenfo ihre Geſchäfte, Ihre Einnahmen wurben durch die 
Verwaltungskoſten erſchoͤpft. Das Mistrauen gegen Element wurde auf die Anftalt übertragen, 


es wurden keine Wechſel bei ihr discontirt, ihr Girobeftand war nach fünf Monaten noch nicht - 


30,000 Thlx., die Noten ftanden unter Bari und ſtröniten unmittelbar nad) der Ausgabe in die 


Eönigliden Kaſſen und aus diefen zur Einlöſung an die Banf. Clement verlor im Goldhandel 


und bei feinen vergeblichen Bemühungen, das Girogeld der Bank umzufegen und ihre Noten im 
Gleichwerthe mit Münze zu erhalten; er fonnte im Wechſelhandel nicht gewinnen, weil Niemand 
feine Bermittelung in Anſpruch nehmen wollte. Beim Abſchluß auf 1. Juni 4767 zeigte die 
Bank als Refultat Ihres fünfmonatligen Betriebs einen Berluft von 159,618 Thin. Der 
König mußte ſich abermals überzeugen, daß die Anflalt in Verbindung mit feinen Handels⸗ 
ipeculationen nicht gedeihen könne. Er gab daher feine Gommanditen in Hamburg und Amſter⸗ 
dam auf mb Löfte das Berhältniß der Vank zu dem Clement'ſchen Gontor. Er übernahm an 
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dem Verluſte vie Summe von 153,478 Thlen. und überwies der Bank die Fonds per aufgege- 
Genen Handelögefchäfte. Die Auseinanderfegungen dauerten bis gegen Ende 1767. 

Mit dem Jahre 1768 begann für die Preußifche Ban eine beffere Zeit. Sie konnte endlich 
ihre eigenen Zwecke verfolgen, und die Verwaltung des Miniſters v. Hagen gewann alsbald 
dad Vertrauen des Publicums, deſſen fih Calzabigi, Wurmb und Element niemals zu er= 
freuen hatten. Die Noten hielten fid nicht nur im Umlaufe, fondern wurden aud) in Hamburg 
und Amſterdam gern genommen. Der Lombard⸗ (Leih-) Verkehr und das Discontogefchäft wur⸗ 
den belebt und braten Gewinn. Das Girogefhäft dagegen fand wenig Anflang und erlofc bald 

. gänzlid. Obgleich die Anftalt wenig eigened Vermögen hatte — nichts als die urfprüngliche Do⸗ 
tation von 1765 nebft vem Fonds der hamburger Gommanbite mit etwas über 300,000 Thlen. —, 
fo führte ihr doch die Garantie und dad Beifpiel des Staats viele Betriebsmittel zu. Schon am 


48. Juli 1768 wurbe bie Hinterlegung der gerichtlichen und vormundſchaftlichen Depofiten, am 


31. März 1769 die Hinterlegung von Gelvern ver Stiftungen, der Kirche u. |. iv. augeordnet. 
Dazu kamen verfügbare Staatsgelder, namentlich eine Referve für Kriegszwecke, vie fogenann= 


. „ten magdeburger Fourragegelver, die zwar während des Bairiſchen Erbfolgekriegs zurück⸗ 


gezogen, nad) dem Tefchener Frieden aber zum Theil (über A Mill.) wieder eingelegt wurden; 
endlich meeeeien ſich auch die Binlagen von Privaten. — 

Im Februar 4771 ſtarb Miniſter v. Hagen, welcher durch feine Verwaltung der Bank ein 
tühmliches Andenken hinierließ, und ihm folgte Freiherr v. Schulenburg-Kehnert bis zum 
Juni 1806. Nur in den vier Jahren von 1786— 90 war er wegen Krankheit der Geſchäfte 
enthoben und vertrat Graf v. Schalenburg auf Blumberg feine Stelle. In diefer Tangen Pe: 
riode ift kein beſonderes Ereigniß vorgelommen, das auf die Anftalt weſentlich eingewirkt Hätte. 
Allein es erfolgte eine allmälige Umgeſtaltung in dem Gefhäftsbetriebe, welche vem allgemeinen 
Gange ver Regierung entſprach, nachdem ver Geiſt des großen Königs aus ihr gewichen und 
die Formen ohne eine belebenve höhere Kraft nur noch mechaniſch fortfunctionirten. Mit dem 
ganzen Staate und auf den nämlihen Wegen gerieth die Dank, welche ohnehin Feine Selbftän- 
digfeit hatte, in eine bedenkliche Lage. Sie ſtand unter dem Genecvaldirectorium wie jeder anbere 
Zweig der Berwaltung,, ihr Chef leitete zugleich die Seehandlung und dad gefammte Kaffenivefen 
und man verlangte von ihr nur Zweierlei: daß fie ihre Mittel fo anlege, wie ed der Regierung 
für ihre Zwecke angemeſſen erſchien, und daß fie erkleckliche Gewinnſte in die Staatskaſſe liefere. 
Solden Impulfen folgend, kam die Bank unvermerkt von ihrer eigentlichen Beſtimmung ab. 

Die Disconto = und Leihgefhäfte nahmen bald nicht mehr die erfte Stelle ein. Das Aus: 
geben von Notdn war bei dem ftarken Zufluß baarer Mittel ſchon 1770 eingeftellt worden uud 
wurde erft 1793 wieneraufgenommen , ald die Regierung einen Theil ihrer Einlagen für Die 
Rüſtungen zu dem Kriege gegen Frankreich zurückzog. Das Depofitengefcgäft trat dagegen in 
den Vordergrund. Die Bank hatte große Gapitale zu verzinfen, bie ihr theils geſetzlich, theils 
freiwillig vom Staate und von Privaten übertwiefen wurden. Sie diente mithin hauptfäd- 
lich zur Anfammlung von Capital, fie verwaltete dad Vermögen von Waiſen, von milden Stif- 
tungen und andern Wohlthätigkeitsanftalten und ihre Hauptforge ward, dieſe Capitale verzind- 
lich anzulegen. Dafür wählte ſie bald das Ausleihen auf Öypotheken, wozu fie auch durch dieRe- 
gierung veranlaßt wurde, welche in den angefallenen polnifhen Provinzen dem zerrütteten land⸗ 
wirthſchaftlichen Grevit aufhelfen wollte. Die Gelver, melde durch die Bank und andere An= 
falten ven Gutöbefigern in Süd= und Neuoftpreußen geliehen wurben , bewirkten auch in ber 
That, daß die Güterpreife dort auf dad Drei = und Vierfache fliegen. Die Summen, welde 
die Bank in diefer Weife anlegte, beliefen fich auf nahe an 10 Mil. Xhlr.; au an Bönigliche 

Inſtitute Hatte fie bedeutende Darlehen gegeben. . = 

Als im Jahre 1804 Freiherr vom Stein bei der Leitung der Bank betheiligt wurbe, er= 
kannte er ſofort dad Misliche der Rage, in welche fie allmälig gerathen war. Ihr eigenes Vre⸗ 
mögen beftand aus dem Treforconto, dem urſprünglichen Fonds von etwa 300,000 Thlr. und 
einem feit 1772 angefammelten Refervefonds von 700,184 Thlen. Alle übrigen Mittel waren 
fremdes Geld, weldes mit kurzer, meiftens nur adjttägiger Kündigungsfriſt zurückgefodert 
werben fonnte. Und dieſes Geld hatte die Anftalt feft angelegt, fie war daher nicht im Stande 
beliebig varüßer zu verfügen. Sie hatte fogar Staatögelver aus königlichen Kaflen auf acht 
tägige Kündigung, während fie gleichzeitig an andere Staatsanftalten Darlehen auf längere 
Zeit gegeben hatte: ein Beweis, role leblos und ohne organifche Verbindung die Formen und 
Zweige der Staatöverwaltung waren. Die Garantie des Staats konnte allerdings die Gläu— 
biger ver Bank beruhigen, folange der Friebe erhalten blieb, oder ver Krieg außerhalb ver 
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Grenzen geführt wurde und Teine befondern Anfttengungen erfoberte. Allein die Regierung 
hätte nicht ruhig zufehen oder gar veranlaflen follen, daß die Anftalt eine Richtung nahm, bie 
früher over fpäter zu einer Kriſis führen mußte, welche dem Staate große, wenn aud im gün- 
- Rigften Salle nur vorübergehende Opfer in Ausficht flellte. Wie aber, wenn diefe Krifis der 
Bank mit einer allgemeinen politiſchen Krife zufammentraf,' wo die Regierung , weit entfernt, 
der Anftalt Helfen zu können, ſich genötigt ſah, ihr vie Mittel zu entziehen , welche aus öffent: 
lien Kaſſen bei ihr angelegt waren ? : 
Stein fing damit an, das Ausleihen auf Süpothefen zu beſchränken. Er verbot namentlid, 
dem Juden Zevin Arge aus Marienmwerber, dem Makler ver meiften polniſchen Gutsbeſitzer, an 
deſſen Solivität zu zweifeln er hinteichenden Grund Hatte , fernerhin Darichen zu geben. Allein 


diefe Weifung wurde von dem Dirertor Struenfee nicht befolgt, ſodaß ihn Stein fpäter für ſolche . 


Operationen perfönlid verantwortlich machte. Als im Juli 1806 Stein zum interimiftifchen 
Chef der Bank ernannt wurde, verbot er das Ausleihen auf Hypotheken gänzlich und ſuchte zus 
gleich vie Geſchäfte der Anftalt in tüchtigere Hände zu bringen. Er berief den Criminalrath 


Stägemann aus Königäberg und, ald erften Hauptbankdirector und Director der Seehanblung, . 


den Director der Däniſchen Bank, Niebuhr, der aber erft im October ankam und fogleid) eine 
andere Beſtimmung erhielt. *) s A 
Am Schluffe des Jahres 41805— 6 (30. Juni 1806) beſtanden Eontore der Banf zu 
Ansbach, Breslau, Kleve, Elbing, Emden, Frankfurt an der Oder, Hildesheim, Könige: 
berg, Magdeburg, Minden, Münfter und Stettin. Die Bank hatte feit 4771 über 9 Mil. 
Thlr. Gewinn an die Staatskaſſe abgeliefert, wovon ein namhafter Theil allerdings ald Zinfen 
für Staatögelver anzufehen mar. Ihr Stand mar folgender: Fe 


i Baffiva. Ehe. ©. 8. 
Königliche Fonds (Treforconto) . — 328,560 16 6 
Banknoten 2. nen 1,325,00 6 — 
Depofiten von Staatskaſſen u. vergl.) . . » 2 2.2... 8894,028 12 — 
Depofiten aus dem regelmäßigen Verkehr (Bankobligationen) 29,458,989 11 — 
Mehrbetrag der emittirten Kaflenfcheine über den Deckungs— 


Bm) ... 548,70 — — 
Verſchiedene Shuben > > 2 nn rn 548,138 12 6 
31,080,417 10 — 
Activa, pr, &. #. 
Öffentliche ginstragende Bapiere . . . . . "2 0... 663,762 20 
Darlehen an Staatökaffen und Inflitute '. . - 2. 2. 6079918 14 — 
Darlehen an Greditvereine und Gommunalverbände . . . 1,403,165 — — 
Darlehen auf Hypotheken und hypothekariſche Schuldverſchrei⸗ 
bungen nenne III AM 702 — 
Wechſelverkehr und Darlehen auf Waaren , Metall und öffent: - 5 
liche Shulopapiere . . > 2 2 0 2200 nn. 4082140 — 6 
Verſchiedene Boderungen . . 2 2 2 14142,671 253 — 
Beftände an Banknoten . . . 2.2 aM — — 
Baarbeflände - > 2 2 nennen. 8976017 21 — 


42,259 1834 9 — 


2 In feiner Lebensbefchreibung, von ihm ſelbſt entworfen (,, Stein’s Leben“, von Berg, Bd. VI, 2, 
S. 157— 158), fagt Freiherr vom Stein: „Die Banf Hielt ich für ein verberbliches Inſtitut. Sie zo 
bedeutende Geidſummen an fi, deren Berwendung Beamten anvertraut war; fie follte zwar nicht au 
Grundftäde ausleihen, fondern nur auf Warren, Bapiere u. |. w. biecontiren. Die Beamten ihres 
Brovinzialcontore zu Elbing lichen leichtfinnig auf Büter in Preußiſch⸗Polen, woraus nachher fehr ver⸗ 
verbliche Transactionen mit Rapoleon, fpäter mit Rußland entftanden. Die andern Contore begünftig- 
ten bauptfächlich jübifche Banfiers, beren Liſt, Behartlichkeit Zufammenhang und Mangel an Ehr⸗ 
gefühl, wenn nur Habfucht befriedigt wird, in jedem Staate verderblich {R und befonbers * ilig auf 
die Beamtenwelt wirft." Diefe Eindrüde einer Miswirthſchaft auf einen redlichen, ehrenhaften Cha⸗ 
rafter. enthalten fein Urtheil über das Weſen und den Nugen ber Banken. A s 

5) Darunter die magdeburger Beurzagsgelber 4393,83 Thlr. 3 Gr. welche nicht zerginß wurben. 

6) Die Banffaflenfcheine wurden feit IN ausgegeben. um bem Berfehre ein beliebteres Zahlungs⸗ 
mittel als die ſchlechte Scheidemünge zu bieten.: Die Faͤlſchungen der fogenannten Kaffenbeutel verans 





. 


288 * Banken und Bankweſen 


Bilanz. 
str. Gr. $i. 
- : Adiva . 2.0. 42259181 9 — 
Pafiva . . . ._41,080,417 10 — 


ei ns Ust — 
Überfug 1,178,703 3 — 

Man fieht aus diejer Überiicht, vaß die Gejchäfte ver Bank ſich vielfad) anders geftaltet hat: 
ten, ald im Reglement vom October 4766 vorgefehen war. Geſchäfte, von denen dad Edict 
ſchweigt, waren die hauptfächlichften geworben : jo die Annahnte von Depoſiten und Überſchüſfen 
aus den Staatöfafien, der Ankauf von Staatöpapieren, Darlehen an verſchiedene Anftalten, 
anf Hypotheken, Staatöpapiere, Wechjel und Waaren. Dagegen war der vorgefähriebene 
Giroverkehr nicht mehr vorhanden. Die Banknoten waren fehr ſparſaiu ausgegeben und wur: 
-. den nicht nad) Vorſchrift bei Disconto= und Leihgefhäften an Zahlung gegeben. Die Rechnung 

- nad Banfgeld wurde niemals ftreng durchgeführt, jelbft die Bank rechnete nach Courant und 
“ führte die Bankpfunde in einer befondern Columne nebenher. - Die Noten waren gerade darum 
weniger angenehm, weil fie auf Bankpfunde tauteten. Für die Disconto- und Lombardgeſchäfte 
endlich war die Verfallzeit über zwei Monate verlängert und der vorgefchriebene Zindfuß nicht 
mehr als bindend erfannt worden, Die Überſicht läßt das Schickſal der Anftalt bei einer Kriſe 
soraugfehen , felbft wenn diefelbe eine minder ſchreckliche geweſen wäre ald die furchtbare Kata= 
ftrophe vom Detober 1806 und deren unmittelbare Folgen. Ä 
Schon vorher waren durch die Rüſtungen und die dadurch erweckten Beforgniffe die Be: 
triebsmittel der Bank geſchwaͤcht worben. Der Staat und viele Private zogen ihre Einlagen 
zurück, dagegen ftrömten die Noten, Kaſſen- und Treſorſcheine zur Einlöfung herbei. Die 
Treforfcheine waren erft im Frühjahr 1806 für die Regierung ausgegeben worden ‚'aber Die 
Ban follte jie einlöfen und war dafür nur ſchwach dotirt worden. Nad ver Schlacht bei Jena 
wurde die Bank in den Sturz des Staats hineingezogen, und e8 ift nach der Art, wie die Fran⸗ 
zofen in Preußen hauften, und nad} der fpätern Beraubung der. Hamburger Bank durch Marſchall 
Davouft fehr zu bezweifeln, daß e8 ihr befler gegangen fein würde, wenn fie eine Privatanftalt 
gewefen wäre. 

ALS der Feind herannahte, verließ Minifter vom Stein die Nefidenz und nahm die Vorräthe 
ſämmtlicher Generalkaſſen und ver Bank mit fort. Aus der Bank gab er noch von Wagen 
herunter der berliner Kaufmannfchaft ein Darlehn von 100,000 Thlrn.; alleiñ der Magiftrat 
ließ das Geld auf das Stadthaus bringen, und dort nahmen es die Franzofen auf Abſchlag an 
der Gontribution, welche Berlin auferlegt wurde. Hier blieb ver Banfbeamte Hundt zurüd 
und fprgte felbft mit Gefahr feines Lebens für das Intereffe der Anftalt. Die Hauptbanfpirection 
tichtete ſich in Koͤnigsberg ein und blieb dort unter Stägemann's Leitung bis Ende 1809. Ihr 

erſtes Gefhäft mar, die Kaflenbeftände der Gontore foweit ald möglich einzuziehen, und ed 
kamen davon gegen 6 Mill. Thlr. zufammen, obgleich in Magdeburg 2,300, Thlr. den 
Franzoſen in die Hände fielen und in Minden und Münfter die preußifchen Generale Blücher 
und Lecoeq die Gelber der Bank zu Kriegsbedürfniſſen verwendeten. Gleichzeitig beſchäftigte ſich 
die Ditection mit dem Einziehen ihrer Activen und Verminderung ver Pafiiven. Allein ihre 
Bemühungen hatten nur geringen Erfolg, und dieſer beſchränkte ih auf den Erlös aus den 
disrontirten Wechſeln; Bankobligationen wurden an Zahlungäftatt genommen und nad Kräften 
eingelöft, aber von ven Hypothekenfoderungen war weder Capital, noch Zins, noch Unterpfand 
zu erlangen. Alle Mittel jedoch, welche die Anftalt zufammenbringen konnte, wurden durch die 
dringendſten Ausgaben der Regierung aufgezehrt, ſodaß für die Vefriedigung der Gläubiger 
bald gar nichts mehr übrigblieb. Somol Minifter vom Stein als feine Nachfolger (er wurde am. 
4. Jan. 1807 entlajjen) gaben Anmweifungen auf die Kaffe ver Bank, und ald die Ruffen kamen, 
waren halp nicht allein ihre Mittel gänzlich erſchöpft, fondern es war noch weit darüber hinaus 
auf fie angewiefen. 5 

Vom Juli 1807 (Friede von Tilſit) bis zum Jahre 1817 ift die Geſchichte der Preußifchen 


laßten die berliner Kaufmannfchaft, die Bank um eine Einrichtung zu Bitten, welche fle dagegen ſchuͤtze. 
Die Bank» Depofitens ober » Raffenfheine wurben gegen Einlage bes baaren Betrags ausgeftellt und der 
Inhaber fonnte gegen Rüdgabe des Scheine, der dann fegkeih vernichtet wurde, den Betrag jederzeit 
wieber erheben. Rad) Obigem fcheint übrigens bie haare Einlage nicht immer gefodert oder verfügbar 
gebalten worden zu fein. 
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Bank eine troſtloſe, und ſie blieb e8 noch Tängere Zeit, nachdem ber Staat ſelbſt durch die ruhm⸗ 
volle Erhebung des Volks ſich wiederaufgerichtet und zu Ehren gebracht hatte. Der Friede gas 
rantirte die Foddrungen, welche öffentliche Anftalten in Preußen an Schuloner in den abgetre⸗ 
tenen Sanveötheilen hatten. Allein bie Branzofen ließen die Bank nicht ald ein 6tablissement 
public gelten, Napoleon nahm in Warſchau und den polnifgen Provinzen ihre Gapitafe in Bes 
flag, und verfaufte in der Bayonner Convention vom 10. Mai 1808 ihre Hypothekenfoderun⸗ 
gen ſowie dad Eigenthum anderer preußischer Anftalten und Unterthanen an ven König von 
Sachſen, Herzog von Warfhau, un 20 Mill. Fr. Dadurch verlor die Bankgegen 10 Mitt. Thlr, 
die fie fpäter, als die Bayonner Convention durch ven Pariſer Frieden aͤnnullirt wurde, nur 
theilweiſe wiedererlangen konnte. Die jüdiſchen Mäkler, die perſoͤnlichen Schuldner der Bank, 
hatlen fallirt, die Grundbeſitzer waren ruinirt und die Verhandlungen mit, der rufſiſchen Mes 


‚gierung über die Anfprüce ver Bank fliegen auf Schwierigkeiten. Ihre Obligationen waren ' 


auf 30 und 20 gefunfen, ihre Binszahlungen flodten, die Inbultgefege drückten den thatſaͤch⸗ 
chen Verhältniffe den Stempel der Gefeglikeit auf, und das Unglück war um fo größer, da 
die Gläubiger meiftens Waifen, mohlthätige Anftalten und Leute von geringem Vermögen 
waren. Während bed langen, traurigen Liquidationsgeſchäfts war die Vank bald mit per See⸗ 
handlung und andern Kaſſen vereinigt, bald von denſelben getrennt worden, fie hatte ihre flüſſig 
gewordenen Activen jeweils zu, Vorſchüſſen an vie erfchöpften Kaflen des Staats abgeben müflen. 
Nach dem Frieden war dad Depofitengefhäft, womit fhon 4810 wieder ein — gemacht 
worden war, vorſchriftsmaͤßig wiederhergeſtellt worden; eine Verordnung vom 3. April 1815 
verhieß den Inhabern der Bankobligationen Bezahlung von Capital und Zinſen, doch waate 
man noch micht, die Waiſen- und Stiftungsgelder zwangsweiſe an die Bank zu verweiſen; 
1816 wurde auch das Discontogeſchaͤft, Freilich in beſchränktem Maßſtabe, wieveraufgenommen. 

Durch Gabinetsordre und Verordnung vom 3. Nov. 1817 wurde die Bank als ein für fi 
beſtehendes, von der Verwaltung des Staatd unabhängiges Inftitut unter der Oberaufſicht 
eined Curatoriums hergeftellt. Die Leitung führte Präfivent Frieſe. 


Die Rechnung von 1817 ſchloß mit einer Activfumme von 28,097,100 Thlrn. 
Baffiven . . 27,176,500 „' 


alfo mit einem Überſchuß von 930,600 Zählen. 


Aber dieſer Überfhuß auf dem Papiere war in Wirklichkeit nicht, ſondern flatt feiner eine 
bebeutenve Überfhuldung vorhanden. Unter ven Koderungen waren etwa 8 Mill. unbeibring= 
lich und wurben nad und nach abgeſchrieben. Es war alfo ein Deficit von etwa 7 Mill., womit 
die Bank ihre neue Laufbahn begann. Dem entſprach das Verhältnif ver laufenden Ginnahmen 
und Ausgaben. Bon 15 Mill. , welde die Bank zu fodern Hatte, waren feit 1806 eine Zinfen 
bezahlt worden, von nahe 12 Mill. waren Zinsrückſtände aufgelaufen, darunter felbft von 
Foderungen an den Staat, und es war für die nächſte Zeit nicht auf regelmäßige Zahlung zw 
rechnen, die Einnahme an Zinfen nicht höher als 500,000 Thir. zu veranſchlagen. Dagegen 
Hatte die Anftalt von ihren Paſſiven über 26 Mill. zu verzinfen, welche im nieberften Anſchlage 
immerhin einen jährlichen Bedarf von 620,000 Thlrn. erfoverten. Alſo aud) Hier bis auf beflere 
Zeiten die Ausfiht auf ein wachſendes Deflcit, Die Aufgabe ver Verwaltung mar unter biefen 
Umfländen zunächſt, eine Mare Cinficht in den Zuftand ver Anftalt zu gewinnen, die Foderun⸗ 
gen zu betreiben, bie unbeißringlichen abzufihreiben, vie Betriebsmittel zu verftärken und durch 
den Gewinn aus den Banfgefgäften allmälig das Deflcit zu decken, welches durch das Abſchrei⸗ 
ben ber Verluſte endlich aud) in ven Büchern fihtbar werben mußte. Es verſteht fi, daß von 
Ablieferung von Überjüffen an die Staatöfaffe nun nicht mehr die Rede war. 

Die Bilanzen zeigten nod bis 1828 einen uͤberſchuß der Activen über die Paffiyen, der 
ſogar 1821. die Summe v0n3,203,000 Thlrn. erreichte ; aber von 1829 an, wo bie verlorenen 
Poſten nicht länger als vorhandene aufgeführt wurden, trat das Deflcit in den Abſchlüſſen her⸗ 
vor und flieg 1854 auf 4,292,600 Thle. Die Verlufte, welche ſich nad und nad herausſtell⸗ 

.ten, betrugen 618 1837 nicht weniger ald 7%, Mill. an Gapital, darunter über 4 Mill. Foderun⸗ 
gen an den Staat. De . 

Zur Verftärkung der Betriebömittel konnte man anfänglid) wenig auf bie-eingehenben Aus: 
Räude rechnen, doch zahlte der Staat die laufenden Zinfen und erfegte 1819 die Summe von 
1%, Miu. Thixn. 1828 weitere 430,000 Thlr. Seine übrigen Schulden an die Bank bezahlte 
erin Obligationen, welche nit ohne Verluſt zum Betriebsfondo gezogen werben konnten. Reihe 
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lichere Zuflüffe verfprad man fi von neuen Depoflten, und dieſe blieben auch nicht aus, obgleich 
der Zwang zur Anlage von vormundſchaftlichen und gerichtlichen Depoitten bei ber Bank erft 
1835 wiedereingeführt wurde. Allen dieſe Zuflüffe waren neue Schulden, melde wieder zu: 
rlickgefobert werben Eonnten: man Eonnte fle nur vorübergehend zur Bezahlung alter Schulden 
verwenden ımb war auch nicht ſichet, daß fle regelmäßig größer bleiben wuͤrden ald die Ruͤck 
foberumgen ; fie mußten endlich verzinft werben und vermehrten fomit die Auögabe. 

Die Belebung ver Bankgeſchäfte blieb das einzige nahhaltige Mittel, um aus dem Defidt 
heraus zukommen. Zu dem Discontiren, welches, tie fehon erwähnt, 1816 wieder begonnen 
hatte , kamen daher von 1819 an die Darlehen im Lombarh; allein fie wurden bie erften Jahre 
nur ſchwach betrieben , da ihnen die Anftalt nicht die Mittel, welche jle hätten aufnehmen koͤnnen, 
widmen konnte. Erſt im Jahre 1824 nahmen dieſe Gefcäfte einen größern Aufſchwung, wel⸗ 
Ger dadurch möglid wurde, daß die Anftalt wieder Kaflenfgeine ausgab, von benen flarfer 
Gebrauch gemacht wurde; doch waren felten mehr als 2—4 Mill. gleichzeitig im Umlauf, da 
die eingelöften caffirt wurden. Ende 1856 hörten diefe Scheine ganz auf, weit die Regierung 
neben dem Staatspaptergeld kein anderes im Umlauf Haben wollte, und die Bank erhielt für 
ihren Berzicht eine Entfhäbigung von 3 Mill. (Staats-) Kaffenanweifungen gegen Hinter- 
legung von Staatsſchuldſcheinen. Weitere Betriebsmittel verſchaffte ſich die Bank duch Verkauf 
von Staatöpapieren, wenn aud) mit Verluft, um Silber einzuhandeln, forte durch Anleihen bei 
der Staatölaffe und Übernahme von Kaffenüberfhüffen. Dadurch hoben ſich die Leih- und Dis: 
eontogefähäfte bedeutend. Sie hatten fi 1823 auf etwa 2,640,000 Thir. belaufen, ſtiegen 
4824 auf mehr ala 3,760,000, 1825 auf 4,500,000 und 1829 auf 6,250,000 Thlr. (Be: 
fände am Jahredfhluß). ' R 
Die Julirevolution in Frankreich und die Cholera in Preußen übten 1850 einen merklichen 
Rückſchlag auf die Bank. Sie mußte Staatögelder und Depofiten herausgeben, vie Kaſſen— 
feine, die fie zum Belaufe von 3 Mill. Hinausgab, Hielten fidy nicht im Umlauf, jie verkaufte 
baber, um die Lücken zu ergänzen, in ven Jahren 1850—32 Staatöpapiere für 2Y, Mill. Thlr. 
mit großem Verlufte und befgränkte ven Leih⸗ und Discontoverfehr. Bon 18523 an beflerten 
ſich die Verhältnifle wieder, Depofiten und Staatsgelder fanden ihren Weg in die Kaſſen der 
Anftalt, die Scheine Hielten fi um Umlauf (bis fie, wie oben angeführt, 1836 ganz zurüd- 
gezogen wurden) und der Handel wurde wieder mehr berüdfihtigt. Am Schluſſe des Jahres 
1836 betrugen vie Darlehen im Lombard und die Mechfelbeftände über 41,360,000 Thlr. 
Seit 1834 wurden in Berlin und bei den größern Gontoren die Girogeſchäfte wieneraufge: 
nommen und feit 1838 Giroanmeifungen in Umlauf geſetzt. 

Im Februar 1837 ftarh Präfivent Frieſe, und an feine Stelle trat als Chef ver Bank der 
Geh. Staatsminifter Rother, welcher zugleich Vorftand der Staatöfhuldenverwaltung, der 
Seehandlung und des Greditinftituts für Schleflen war. Er fand, daß die Anftalt, um ihren 
Gewinn zur Dedung des Deficits möglihft zu fleigern, und durch die längere Ruhe forglos 
geworben, nicht überall vie ndthige Vorficht beobachtet Hatte. Abgefehen von dem Handel mit 
Silber und Staatspapieren, wobei fie mehr verloren als gewonnen, hatte fle namentlich bei den 
auswärtigen Gontoren Wechfel discontirt, beten Golivität zweifelhaft war, und in Berlin 
durch Darlehen auf auswärtige Papiere nicht nur ſich In Gefahr begeben zu verlieren, ſondern 
auch dem Papierhandel am ber Boͤrſe Vorſchub geleifter. Daher wurden die auswärtigen 
Staatspapiere von em Leihverkehre ganz ausgeſchloſſen und bei dem Discontogeihäft genaue Prů⸗ 
fang der Soltbität eingeſchärft. Dagegen bemühte ſich der neue Ehef, ven eigentlichen Bant- 
geſchäften eine größere Ausdehnung zu geben, insbeſondere au die Anweiſungen von einem 
Bankplag auf ven andern moͤglichſt billig zu ſtellen. Um bie Mittel Hierfür zu erlangen, er⸗ 
wirkte er einen weiten Vorſchuß von 3 Mi. Kaffenanweifungen gegen Hinterlegung von 
Stantöfäufofpelnen, ſodann von 2 MIN. aud dem Staatsſchatze, wofür ebenfalls feine Zin⸗ 
fen bebungen wurden; endlich wurde ‘die Anlage von Kaffenvorräthen bei der Bank weiter 
ausgedehnt. 

Um die Anſtalt gegen vie Wiederkehr früherer Übelſtände moͤglichſt ſicherzuſtellen, wirkte 
Staatsminiſter Rother hauptſächlich dahin, daß die baaren Vorräthe vermehrt, die Foderungen 
leichter disponibel, für die Paſſiven längere Kündigungẽfriſten bedungen wurden. Wie weit 
diefe Abfichten und zugleich der Hauptzweck, die Verminderung des Deficits, erreicht waren, 
bevor die Bank im Jahre 1846 ihre gegenwärtige Beftaltung erhielt , wird nachſtehendes Schluß⸗ 
ergebniß ber Rechnung von 1845 zeigen. 


\ 
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—— Depoſiteenen .. 46,170,000 Thir. 
etiva: 

Foderungen an den Staat 244,900 Thlr. 

Staats = und Gommunalpapire . . . . 42,801,100 

Hypotheken und Brunlüd . . . . ' 733,500 „ 

Verſchiedene Foberungn . . . . . . 92,300 „ 

Baare Beflände, Silber: und Golbbarren. 11,565,500 „ 

Darlehen im Lombarb . nn. 7 8,582,800 „ 

Behfelbeftände alter At. . . . . . 32,739,800 „ 





Bermifchte pieponible Foberungen . . . 56,700 „ 
i : 46,816,600 „ 
Ä x Deficit . .  4,353,400 Thir. 
Vergleicht man dieſes Refultat mit dem von 1805 auf 1806 und dem von 1817, ſo iſt 


vaffelbe offenbar ein günfligeres, Die Altern Redimungen fhloffen mit einem Überfhuß, wett 
unter dem Bermögen Theile aufgeführt wurden, die verloren gingen und das Deficit von mehr 


als 7 Mill. veranlaßten. Die Rechnung für 1845 ſchlleßt mit einem bedeutend verminderten - 


Deficit, vie Lage der Anftalt hatte ſich weſentlich gebefiert. Sie ift zugleich mit einem größern 
Theile ihrer Mitiel zu ihren eigentlihen Zmeden, dem Disconto⸗ und Leiigefchäft, zurückgekehrt. 
Dagegen fließen ihr immer noch weit mehr Depofiten zu, als fie in diefen Geſchäften anlegen 
kann, und daher hat fie große Summen in Staatöpapieren liegen. Seit 1837 wurden zwar den 
geritlihen und vormundſchaftlichen Depofiten noch andere Anlagen freigeftellt, allein dennoch 
ziehen fie fich nach der Bant. e 

Fragt man aber, wie «8 möglich war, daß die Anftalt nad) der Reorganifation von 1817 
mit einem großen Deficit beginmen und dennoch fi im Vertrauen des Bublicums halten konnte, 


das ihm eine Menge von Kapital zubrachte, fo lautet die Antwort: dies war möglid, weil der 


Zuftand ver Preupifchen Bank für das Publicum ein tiefes Geheimniß war und-blieb. 

Diefem Zuftande wurde im Jahre 1846 ein Ende gemacht. 

Schon unterm 11. April 1846 war durch Gabinetdordre aus Staatömitteln die Summe 
von 2 Mi. Thlrn. ver Bank zur Deckung der ältern Ausfälle überwieſen, die Ausgabe von No⸗ 
ten in Appoints von 25,50, 100 und 560 Thlrn. bis zum Betrage von 10 Mill. Xhlen. geftattet, 
eine Vermehrung ber Provinzialbankcontore und eine Erweiterung der Wirkſamkeit des 
Inſtituts durch Betheiligung von Brivatperfonen in nahe Ausfiht geftellt worden. Die Con⸗ 
teole über vie Anfertigung und Ausgabe ver Banknoten ward der Hauptverwaltung ber Staats⸗ 
ſchulden übertragen, und es verdient bemerkt zu merben, daß zwei Mitglieder derſelben die 
Emiffion von Banknoten für eine Verlegung der Verordnung vom 17. Jan. 1820 über das 
Slaatoſchuldenweſen hielten und ihre Theilnahme an der Controle mit Bezugnahme auf den 
von ihnen geleifteten Cid verfagten. Durch die Verorbnung vom 17: Ian. 1820 war nämlid 
eine Vermehrung der Staatsfhuld von der Zuflimmung der Reichsſtände abhängig gemacht 
worden , bie noch nicht in dad Leben getreten waren. Eine Cabinetsordre von 16. Inli 1846 


erklãrte poar biefe Bedenken für unbegründet, doch verfügte fle, da der König, Niemanden in 


feinem Gewiſſen beengen ober beuntuhigen“ wolle, daß Die Controle einerbefonbern Immediat⸗ 

commiffion übertragen werde, welche aus einem Mitglieve des Euratoriums der Bank (Geh. 

Oberiuſtizrath und Dirertor v. Durdberg), dem Vorſteher der Alteften der berliner Kaufmanns 

ſchaft (Geh. Commerzienrath Earl) und dem Dirigenten der Eontrole der Staatspapiere (Geh. 
mungsrath Rohlwes) beſtand. 

Am 5. Det. 4946 erfchien dann bie Bankordnung, welche das Reglement vom 29. Oct. 1766, 
insbefondere ie darin vom Staate übernommene allgemeine Garantie für die Sicherheit der 
Bank wie die Verorenung vom 3. Nov. 1817 aufhob und mit 1. Ian. 1847 in Kraft trat. Wie 
bei jener ältern, jo müflen wir auch Bet diefer neuern Beftlmmung einen Augenblick verweilen. 

Die Anftelt, Preußiſche Bank, iſt beſtimmt, ven Geldumlauf des Landes zu befördern, 
Gapitalien nugbar zu machen, Handel und Gewerbe zu unterfligen und einer übermäßigen 
Steigerung bed Zinsfußes vorzubeugen ($. 1). Zur Erreihung biefer Zroede iſt fie befugt, 
Wechſel und Gelvanweifungen , wie inländifche Staats- und auf jeden Inhaber lautende flän- 
diſche, Communal⸗ und andere öffentliche Bapiere zu discontiren und für eigene Rechnung 

oder für Rechnung öffentlicher Behörden und Anftalten zu kaufen und, zu rn , gegen ges 
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nügende Sicherheil Credit und Darlehen zu geben, Wechſel und Geldanweiſungen zu extheilen, 
zu accepliren und für andere Rechnung einzuziehen, Geldeapitalien gegen Verbriefung wie in 
laufender Rechnung zinsbar und unzindbar anzunehmen, edle Metalle und Münzen zu kaufen 
und zu verkaufen. Andere Eaufmännifche Geſchäfte find der Bauk unterfagt ($. 2). Endlich 
„darf fie Gold unv Silber, gemünzt und ungemüngt, Pretiofen, Staatöpapiere und Documente 
aller Art wie verſchloſſene Packete ohne Angabe des Inhalts gegen Ausftellung von Depoſital⸗ 
feinen und eine dafür zu entrichtende Gebühr in Verwahrung nehmen ($. 3). 
Die Bank Discontirt nur ſolche am Orte zahlbare Wechſel und zu beftimmten Terminen 
zahlbare Effecten, welche nicht. über drei Monate zu laufen und der Regel nad) drei folide Ver⸗ 
bundene haben. Auch flebt ihr ver An = und Verkauf von guten Wechſeln auf andere läge des 
In = und Auslandes, wo fle vazu ein Bedürfniß erkennt, insbefondere zum Behuf der Beztehuns 
gen von eveln Metallen und Münzen frei ($. 4). . f 

&Rombarbverkehr.) Zinsbare Darlehen wird diefelbe, der Regel nad nicht über drei Mo: 
nate und nicht unter Summen von 500 Thlen., nur gegen bewegliche Pfänder bewilligen, na⸗ 
mentlih: a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, nad ihrem Metallwerth mit 
einem Abfchlag von 5 Proc.; b) gegen inländische zindtragende und auf jeven Inhaber lautende 
Staats-, Communal= und ſtändiſche Bapiere mit einem nad dem Ermeflen der Bank zu be: 
ftimmenden Abfchlage von dem jevedmaligen Eurfe; c) gegen Wechſel, welche anerkannt ſolide 
Verbundene aufweilen und ihr mit einem unausgefüllten Giro übergeben werben, mit einem 
Abſchlage von 5 Proc. ihred Curswerthes; endlich d) gegen VBerpfändung im Inlande lagernder, 
dazu geeigneter Kaufmanndwaaren, in der Regel bis zur Hälfte, ausnahmsweiſe bis zu zwei 
Drittheilen ihres Werths nach Verfhiedenheit der Waaren und ihrer Verkäuflichkeit. Andere 
öffentliche Papiere, als die sub b) gedachten, wird die Bank in der Regel nicht beleihen ($. 5). 

Den Zinsſatz, zu welchem fie Wechfel annehmen und Darlehen gewähren will, madıt die 
Bank bekannt; für Darlehen gegen Verpfändung von edeln Metallen kann fie einen niebrigern 
Zinsfag allgemein feftfegen. Bei ihren Lombardgeſchäften darf ſie 6 Proc. auf das Jahr nit 
überfchreiten ($. 6). e 

Die Banf beforgt, wie bisher, hie Einziehung der Überfüfle aus den Brovinzen zu ben Gen= 
tealfaffen, und leiftet auf Rechnung der Gentralfaffen Zahlung bis auf Höhe dieſer überſchüſſe. 
Es ift ihr geftattet, Wechſel und Geldanweiſungen auf andere Pläge gegen gehörige Deckung 
zu ertheilen, für Rechnung von Privaten, Anftalten und Behörben die Einziehung von Wech⸗ 
feln, Anweifungen und anderweitigen Incaſſos, jedoch ohne deren Vertretung, zu übernehmen 
und Zahlungen daraus bis zum Betrage des Guthabens zu leiften, mie ven Perfonen, welde 
darauf antragen, über die von ihnen unmittelbar ‚over mittelbar zur Wiedererhebung oder zur 
Übermeifung an Andere eingezahlten Geldſummen Rechnung zu halten (Giroverkehr). Zwiſchen 
Berfonen oder Anftalten, welche in gedachter Axt offene Rechnung bei der Bank Haben, können 
Zahlungen auch durch bloßes Übertragen aus einer Rechnung in bie andere vollzogen werben ($. 7). 

(Bankvaluta.) Die Bank zahlt und rechnet in preußiſchem Silbergelde (Münzverfaffung 
vom 30. Sept. 1821) ($. 8). 

(Fonds der Bank.) Das Betriebscapital der Bank befteht: 1) aus dem von Privaten und 
vom Staate eingefoflenen Gapitale und aus dem nach $. 48-zu bildenden Refervefonds ; 2) aus 
ben der Bauk unter Garantie des Staats gefeglich überwiefenen Depofiten ber Bormundfchaftss 
und Gerichtöbehörden, der Kirchen, Schulen, milden Stiftungen und andern äffentlichen An= 
falten ($. 9). 

Das von Privaten einzuſchießende (damals fon einbezahlte) Capital beläuft ſich auf 
40 Mil. Thlr. in 10,000 Antheilen zu 1000 Thlr., welche in — eingetragen und 
wofür Bankantheilſcheine mit Dividendenſcheinen (auf fünf Jahre) ausgeſtellt werben. Letztere 
find auf ven Inhaber geftellt ($. 10). Die Erhöhung des Cinſchußcapitals bis auf das Dop⸗ 
pelte bleibt vorbehalten. Geſchieht dies durch freiwillige Zeichnung, fo Haben die Eigner ver . 
urſprünglichen Bankantheile ein Vorrecht innerhalb eined Monats nad) ergangener Auffoderung. 
Wird der Mehrbetrag durch Verkauf der neucreirten Bankantheile oder durch Submiſſion auf- 
gebracht, fo befteht Fein Vorrecht ($. 11). Die Einſchüſſe find von Seiten ver Eigenthümer 
unfündbar, fie £önnen aber übertragen und verpfändet werben ($. 15). Die Bank darf Bank: 
antheile niemals als Unterpfänder annehmen ($. 14). 

Sollte die Auflöfung der Bank angeorbnet werden, fo foll das alsdaun noch bei derfelben 
vorhandene Einfchußcapital des Staats zur Deckung der Hälfte ded etwaigen Verluſtes am Nos 
minalbetrage der von Privaten eingefchoffenen Gapitalien verwendet werben ($. 15). Die Res 
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gierung behält ſich das Recht vor, zuerſt nad) Ablauf von 15 Jahren, dann alle zehn Iahre auf 
einjährige Ankündigung die Zurüdzehlung des eingefhoflenen Capitals anzuoronen wie bie 
Bankorbnung ganz ober theilweife zu ändern. Innerhalb dieſer Zeitraume können Änderungen 

nur mit Zuftimmung ber Banfantheileigner geſchehen ($. 16). 

Das eingeſchoſſene Gapital des Staats befteht aus dem bei der Bank vorhandenen Überfguffe 
der Activen über die Paſſiven, welchen bie jährlichen Divivenben von biefem Gapitale zuwach⸗ 
Ten follen. Gine weitere Vermehrung durch den Bewinnantheil und aus andern hen des 
Staats bleibt vorhehalten ($. 17). 

Der Reſervefonds wird aus dem jährlichen Gewinn gebildet, darf jeboß 50 Proc. es Cin⸗ 
ſchußcapitals nicht überfleigen. Es wirb darüber befonbere Rechnung geführt, voch kann er zu 
allen Geſchäften der Bank verwendet werben ($. 18). 

(Depofitenverfehr.) DieBerpfligtung der Gerichts⸗ und Vormundſqhaftsbehorden und der 
Verwalter von Kirchen, Schulen, Hospitalern und andern milden Stiftungen und öffentlichen 
Anfalten, die müßig liegenden Gelder bei der Bank zu belegen, ſowie die Verpflichtung der Bank, 
folge zu verzinfen, bleiben beſtehen. Ebenſo die hinſichtlich dieſer Belegungen vom Staate 
übernommene Specinlgarantie ($. 21). Die Gapitalien der Kirhen, Schulen und andern 
frommen und milden Stiftungen find mit 24, Pror., von andern Öffentlihen Stiftungen und 
Anftalten mit 2 Proc. zu verzinfen ($. 25). In andern Fällen ift die Bank zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, Gapitalien unter den von ihr beſonders feftzujegenden Bedingungen an= 
zunehmen und darüber Obligationen auszuflellen, für welche jedoch der Staat feine Garantie 
mehr leiftet ($. 27). In den Obligationen darf die Banf die Bedingung ftellen , daß fie berech⸗ 
tigt, aber nicht verpflichtet fein ſoll, Die Legitimation des Inhabers zu prüfen ($. 28). 

Banknoten.) Die Bank ift befugt, nad Bedürfniß ihres Verkehrs Anweifungen auf ji 

ſelbſt als ein eigenes Gelnzeihen unter der Benennung „ Banknoten” audzugeben. Der ge: 
tingfte Betrag einer Banknote ift 25 Ihlr. Der Gefammtbetrag wird auf 15 Mi. Thlr. feſt⸗ 
gelegt. Die Bank ift verpflichtet, vie 6 Mill. in Kaffenanweifungen, welche fie 1836 und 1837 
erhalten hat, innerhalb drei Jahren gegen Audfolgung der dafür niedergelegten Staatsſchuld⸗ 
feine herauszugeben , darf aber dafür weitere 6 Mill. Banknoten emittiren. Den Geſammt⸗ 
betrag von 21 Mitt. darf fle ohne ausdrückliche Genehmigung nicht überfchreiten ($. 29). Yon 
dem Gefammtbetrag der umlaufenden Noten müffen, außer den zu ven übrigen Geſchäften er= 
foberlihen Baarfonds und Effecten, zwei Sechstel in baarem Gelbe over Silberbarren, drei 
Sechstel mindeſtens in discontirten Wechſeln und ber Üiberreft in Zombarbfoberungen mit bank: 

mäßigen Unterpfänbern vorhanden fein. Bon ven 6 Mill., welde an die Stelle ver abgelieferten . 
KRaflenanweifungen treten, können A Mill. durch bie zurüchempfangenen Staatsſchuld ſcheine 
fichergeſtellt werden C. A). Die Bank ift verpflichtet, ihre Noten in Bablung zu nehmen und 
einzulöfen ($. 32); jie follen bei allen Öffentlien Kaſſen angenommen, im Privatverkehr aber 
Niemand zur Annahnıe gezwungen werben ($. 35). 

(Gewinn) Aus dem reinen Gewinn erhalten zunächſt die Antheileigner und der Staat 
für ihren Cinſchuß 3/, Proc.; ein Viertel wird zum Reſervefonds verwendet, und der Reſt zur 
‚Hälfte unter die Bigner ald Extrabividende und den Staat vertheilt. Wenn ver Gewinn nidt 
zur Zahlung von 3Y, Proc. hinreicht, foll das Fehlende aus dem Rejervefonds entnommen wer⸗ 
den ($. 56). Reihen Einnahme und Referve zur Deckung der Verluſte nicht aus, fo werben fie 
zur Hälfte von dem Ginfhußcapital der Privaten, zur Hälfte von dem bed Staats, joweit 
dieſes ausreicht, fonft aber von dem der Privaten allein abgefcgrieben. Aus dem nächſtfolgen⸗ 
den Gewinn werden zuerft die Dividenden für das volle Einſchußcapital zu 3Y, Proc. entnom= 
men , der Reft zum Erſatz der Verlufte verwendet ($. 37). Wenn der Refervefonds 30 Proc. 
des Capitals erreicht hat, kann der zu feiner Bildung beſtimmte Gewinntheil auf die Hälfte er- 
mäßigt werben, die andere Hälfte wähft dann der Dividende zu ($. 38). Jeden Monat hat bie 
Bant eine Überftcht ihrer Activen und Paffiven Öffentlich bekannt zu machen und es bleibt vor= 
behalten, auch die woͤchentliche Bekanntmachung anzuorbnen. 

Der Tit. IL der Bankorbriung enthält die Beftimmungen über die Verfaflung und Ber- 
waltung der Bank, melde hiernach von der Finanzverwaltung unabhängig, aber unter bie all= 
gemeine Oberaufſicht des Staats, welche durch ein Curatorium ausgeübt wird, geftellt bleibt. 
Dem Inſtitute war ein vom Staate beſoldeter Chef und königlicher Commiſſarius und unter 
dieſem ein Hauytbankdirectorium vorgeſetzt. Dazu tritt als Vertretung ver Bankantheileigner 
die Verſammlung ver Meiſtbetheiligten, aus denjenigen Zweihundert beſtehend, welche die mei⸗ 
ſten Antheile beſtzen und in Preußen wohnen; ſie tritt jährlich im Januar oder Februar zu⸗ 


9 i Banken und Bankweſen 


fammen ‚ fann aber auch außerordentlich berufen werbe 6 und ift beſchlußfähig, wenn werigftend 
30 Mitgliever gegenwärtig find. Sie wählt den Genttalansfhuß von 15 Mitgliedern, deren 
jedes mindeftens fünf Antheile befigt, diefer wählt drei Deputirte zur fortwährenden fperielfen - 
Controle über alle Operationen der Bank. Unter dem Divertorium ftehen die Provinztal- 
contore mit Provinzialausfgäflen aus den Anthelleignern, melde Beigeordnete wählen, die 
von den Geſchäften Einficht nehmen, Rath und Auskunft geben.“ Die Errichtung von Com: 
manditen und Agenturen in den Provinzen bleibt dem Chef der Bank überlafien. Linter ven 
„allgemeinen und beſondern Rechten ver Bank‘ endlich finden ſich die Beſtimmungen: daß die 
Banf berechtigt ift, Unterpfänver, welche zur Verfallzeit nicht ausgelöft werden, an der Börfe 
oder in einer Öffentlichen Verfleigerung zu verlaufen, ohne den Schuldner erft einzuffagen; im 
Falle eined Concurſes behält fic das Pfand und ift nicht verpflitet,, daſſelbe zur Maffe zu geben. 
Die der Bank anvertrauten Gelder können niemals mit Arreft belegt merven. Auch genießt jie 
die große Begünftigung ver Porto- und Stempelfreiheit. 

Unter der Verfaffung vom Jahre 1846 und bei dem großartigen Aufſchwunge ver Pro- 
duction und des Verkehrs gewann bie Preußifche Bank ein immer weiteres und reicheres Feld 
ihrer Wirkfamfeit, umfomehr, als ihr neben ausgedehnten Befugniffen und Begünftigungen 
dieſes Feld faft allein überlaffen blieb und ven Privatgefellfgaften im Bankwefen fehr enge 
Schranken gezogen wurden. Diefe Richtung konnte um fo leichter feftgehalten merben, nachdem 
im Jahre 18541 die Stelle eines Chefs ver Bank aufgehoben und die Leitung der großen Anftalt 
dem Handelöminifter übertragen worden war. Die Innern Gründe, melde für die Unabhäns 
gigkeit eines großen Geldinſtituts von der Staatsverwaltung fprehen.und in ver Cabinetsordre 
vom 3. Nov. 1817 zur Beltung ; aud) fonft überall zur Anerkennung gelommen waren, mußten 
einem, vielleicht nicht allein auf Misverſtaͤndniß beruhenden conflitutionellen Bedenken meiden, 
welches fi in der Behauptung ausſprach, daß ein Minifter den Kammern für bie Leitung ber ' 
Bank verantwortlich fein, folglich auch mit der Leitung betraut werden müfle. Da die Bank feine 
teine Staatsanſtalt mehr ift, fo find für vie Geſchäftsführung bie Beamten dem Verwaltungs: 


vorſtande verantwortlich, und die Verantwortlichkeit der Regierung fann ſich nur auf die Übung 


des Rechts der Aufficht und die Verwaltungshandlungen in Bezug auf die Anftalt erſtrecken. 

Hat dabei die Geſetzgebung mitzuwirken, fo geſchieht es und ift es feither in ven Bormen ber 
Verfaſſung geſchehen. Hätte die Banf ihre Unabhängigkeit nicht eingebüßt, fo hätte der Mini- 
ſter die feinige behalten und wäre nicht in einen Gonfliet ber Pflichten gerathen, ver ihm ſchwer⸗ 
lich angenehm, dem Öffentlichen Intereffe kaum zuträglich fein fann. Für die Entwidelung des 
Bankweſens in Preußen lagen zwei Wege vor. Man konnte die Mittel und Einrichtungen ber 
Preußiſchen Bank dem Bebürfniffe gemäß erweitern und fie in die Lage jegen, ihre Dienfle zu 


vervielfältigen, oder man konnte die Mitbeiwerbung der Privatbanken begünftigen. Da vie 


Reitung der Preußifchen Bank mit der des Handelsminiſteriums vereinigt war, iſt der erftere 
Weg eingeſchlagen; der zweite wäre vermuthlich vorgezogen worden, wenn der Handelöminifter 
ausſchließlich die feiner Pflege anvertrauten Intereflen des Handels und der Gewerbe ine Auge 
zu Taffen gehabt hätte. Alsdann aber würbe die unabhängige Preußifhe Bank ihre Intereffen 
felbſi wahrgenommen, fie würde für zeitgemäße Meformen die Initiative ergriffen, in dem 
Organismus des Bankweſens bei einer freiern Entwickelung immerhin die oberſte Stelle be= 
hauptet, dad Bublicum aber würbe in gewöhnlichen wie in Eritifchen Zeiten von Diefer natur=' 
gemäßen, organiſchen Ausbilvung des Bankweſens größere Vorteile gezogen haben, als bie 
mehr einfeitige Richtung ihm bieten kann. 

Dabei fol nicht in Abrede geftellt werden, daß fehr viel geſchehen ift, um die Preußifche 
Bank zu größern Leiſtungen für das Publicum zu befähigen, und die Zunahme ihrer Gefchäfte 
beweift, daß dad Bedüͤrfniß wirflid vorhanden war. 

Der Vertrag zwiſchen dem Simanzminifterium und der Banfverwaltung vom 28. Jan. 
fanetionirt durch das Geſetz vom 7. Mai 1856, geftattet ver Bank, wie fehon früher (f. Abſchn. IT, 
Banknoten) erwähnt, Noten bis zu jedem Betrage auszugeben, ven fle zu zivel Drittheilen mit 
Wechſeln, zu einem Drittheil mit baarem Gelve over Stiberbarren veden kann. Die frühere 
Grenze von 21 Mill. Thlen. iſt weggefallen und weit überſchritten; Foderungen gegen Bauft- 
pfänder werben dagegen nicht mehr ald Deckung für den Notenumlauf zugelaflen (früher zu 
einem Sechstel): Beides in rihtiger Erkenntniß der Eigenſchaft der Noten als Stellvertreter ver 
Wechſel. Endlich wurden die Heinften Abfchnitte von 25 auf 10 Thlr. herabgefegt, und dadurch 
wird die Circulation erleichtert, 'ohne das Umlaufögebiet der Banknoten zu überfchreiten. 

Der Staat nahm der Bank einen alten Borrath von Staatöpapieren, die nad dem Nenn 
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werth zu 9,400,000:THlrn. angefchlagen, aber nicht fo hoch zu verwerthen waren. Er garantirt 
dafür einen baaren Erlds von 7,802,000 Thlrn. (Eure 83 Proc.) und ergänzt ven Audfall durch 
4,598,000 Thlr. in AY/zprocentigen Obligationen.‘ "Weitere 45 Mill. Thlr. in eben ſolchen 
Schuldſcheinen erhält die Bank für die von ihr Übernommene Verpflichtung 15 Miu. Thlr. 
Kaffenanmwelfungen einzuziehen, um fle zu vernichten. Durch diefe Operation wird eine unver: 
zinsliche ſchwebende Schuld bes Staats auf die Bank übertragen, indem Noten an bie Stelle der 
Kaflenanweifungen treten ; die Bank bringt für bie ihr überwiefenen 1,598,000 + 15,000,000 
— 16,598,000 Obligationen die Zinfen zu 4Y, Proc. und ven Tilgungdfonds von /, Proc. 
mit 846,910 Ihlen. auf, durch einen Beitrag von jährlich 621,910 Thirn., welcher aus dem 
Gewinnantheil ded Staats und ben Zinſen jeines Einſchußcapitals, welde diefem nit mehr 
zuwachſen, ergänzt wird. Damit bezahlt die Bank die Erweiterung der Notenaudgabe und die 
übrigen ihr eingeräumten Vortheile; der Staat gibt zwar 225,000 Thlr. aus feinem Gewinn, 
es blieben ihm aber für 1856 noch 258,816 Thlt:, und ihm gehört außerdem bie Hälfte der 
Referve. Den Inhabern der Banfantheile werben ftatt 31/, künftig AY, Proc. Zinfen aus dem 
Gewinn vorab vergütet.‘ Das Capital wird um 5 Mitt. Thlr. vurd Ausgabe von neuen Anz 
theilen vermehrt, weldhe ven Inhabern ber Ältern mit einem Aufgeld von 20 Proc. angeboten 
und von ihnen genommen worben find. Das Aufgelo fliegt mit 1 Mil. Thlr. in ven Referves 
fonds, welder Anfang 1857 fchon 1,315,333 Ihr. 9 Sgr 6 Pf. betragen hatte. Durch den 
Vertrag begibt ſich envli der Staat bis Ende 1871 des Rechts, die Anſtalt gegen Herauszah⸗ 
lung des eingefhoffenen Capitals an die Theilhaßer wieder an ſich zu ziehen oder ihr Statut zu 
ändern, ein Recht, von dem er ſchon nad) Ablauf des Jahres 1861 Hätte Gebrauch machen dürfen. 
Die Zahl der Zweiganftalten Hatte 1845 erft 41, 1851 ſchon 18 Commanditen und Agen⸗ 
turen, ohne die untergeordneten Stellen, betragen und wurde feither von Jahr zu Jahr vermehrt. 
Im Jahre 4855 wurden eine Commandite in Dortmund, Agenturen in Halberftadt, Neiffe, 
Ratibor und Johanniöburg, Waarendepots in Marggrabomwa und Stallupähnen errichtet, und 
Anfang 1857 beſtanden in den Provinzen 7 Bankcontore, 48 Commanditen, biefen unter 
georonet 39 Agenturen, zufammen mit den Regierungdhauptfaffen und Waarendepots 96 
Banfftellen, melde ven Geidverkehr in allen Theilen der Monarchie erleichtern und beleben. 


Zur ſummariſchen Vergleihung der Gefchäftözunahme mag den oben mitgetheilten Auss _ 


weiſen von 1806 und 1825 der neuefte auf 50. Sept. 1857 folgen: 


Activa. Khle. E Vaſſiva. Aur. 
Seprägtes Geld und Barren . . 33,613, Banfupten im Umlauf . . ., . 73,538,000 
Kaflenanweifungen . . . . . . 1,8214 Depofttencapitalin . . ._. . 19,887,000 
Wechfelbefände . - » . - . . 70,113,000 Guthaben der Staatsfaffeninflitute 
Lombarobefläne - . .. . . . 10,841,000 und Privaten mit Einfchluß bes 
Stastspapiere, verſchiedene Foderun⸗ Giroverkehre6208,/400 
gen und Activa . 2... .. 6.856,00 / * 


Die Errichtung von Privatbanken mit Notenausgabe in Preußen iſt noch 
immer an die Normatlobeningungen vom 25. Sept. 1848 gebunden, deren weimtliche Be— 
flunmungen folgenve-finb: ! / i 

Diefe Banken zufammen follen nicht über 7MIN. Thlx. Noten ausgeben; eine Conceſſion foll 
Für feine längere Dauer als zehn Jahre ertheilt werben. Eine Privatbank darf fein größeres Ca⸗ 
pital als 1Mill. Thlr. Haben und der Betrag ihrer Noten darf das Capital nicht Üiberfteigen. Die 
Actien durfen nicht unter 300 Thlr. fein und müſſen auf einen beſtimmten Inhaber lauten. Die 


Zahl ver Theilhaber muß wenigftens 50, der Antheil eines Einzelnen ſoll Hödftens ein Zwanzigftel - 


des Stammcapitals betragen. Die Eoncefflon wird nur ertheilt, wenn das ganze Capital gezeichnet, 
und die @efchäfte dürfen nicht eher beginnen, bis menigftens die Hälfte einbezahlrift. Die Noten 
dürfen ausgegeben werden in Abfänitten zu 10 Thir. His'Höchftend I/,, des Stammtcapitals, 

” n „ " 10" ” 

“ „50 u un „ 10” „ 

‘ zu 100 und 200 „ m — 7) Bu 
Als Dedung follen wenigftens vorhanden fein ein Drittel des Betrags In baarem Gelde, 
ein Drittel in discontirten Wechfeln, ver Reſt in Darlehnsfoderungen gegen Unterpfand. 2 
Den Privatbanfen werden als Geſchäfte geftattet: das Discontiren von Wechſeln mit we⸗ 


nigften8 drei ſoliden Unterſchriften, vie nicht über drei Monate laufen, und deren Acceptant 


(bei eigenen Wechfeln der Ausfteller) am Sitze der Bank over in dem Landestheile, auf den ihr 
Wirkungskreis befhränkt wird (Provinz), wohnhaft ift; ferner Darlehen auf längftens drei 
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Monate gegen Verpfändung von Gold oder Silber, von ſichern ausländiſchen Wechſeln, inländi⸗ 
ſchen Staats⸗ oder unter Autorität des Staats ausgegebenen andern Werthpapieren, fowie von 
Rohſtoffen oder Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben nicht ausgeſetzt And; ſo⸗ 
bann ber Anz und Verkauf von ebeln Metallen ober fremden Münzen und von Wechſeln auf 
Bläge des Auslandes; das Einziehen von Zahlungen innerhalb ihres Geſchäftsbereichs; ende 
lich die Annahme unverzinslicher Gapitalien ohne Berbriefung. ; 

Im Hinblick auf das wachfende Bedürfniß, auf ven Vorgang der Preußiſchen Bank und bie 
Mafregel gegen ven Umlauf ausländiſcher Noten ift eine angemeffene Erweiterung dieſer Be— 
flimmung in nit ferner Zeit zu erwarten. Vor 4855 befanden die Ritterſchaftliche Privat- 
bank für Pommern in Stettin, die Städtiſche Bank in Bredlau und die Bank des Kaflen- 
vereind in Berlin, zu deren Gunften von den Normativbedingungen mehrfach abgewichen wurde; 
feither find Privatbanfen in Köln, Königsberg, Danzig, Pofen, Magdeburg entſtanden, in 
Dortmund und Hagen im Entftehen begriffen. 2 

.Wenn wir ver Geftaltung des Bankweſens in Preußen eine ausführlichere Befprehung 
gewidmet und indbefondere die Geſchichte ver Preußiſchen Bank dem aus amtlihen Quellen zus 
fammengeſtellten Material 7) nacherzählt haben, jo geſchah dies, weil der Stoff äußerft lehrreich 
tft und bie thatſächllche Begründung der in dem „Allgemeinen Überblicke“ aufgeftellten Säge 
enthält; fobann aber auch, weil es und ſcheint, als fei es an der Zeit und für die vaterländiſchen 
Intereflen fruchtbarer, deutſchen Einrichtungen mindeftens ebenfo viele Aufmerkfamfeit zu bes 
weiſen wie fie. bisher den englifhen und franzoͤſiſchen vorzugsweiſe zugemenbet wurde. ber 
wäre es vielleicht nicht ein deutlicher Fingerzeig zur richtigen Erkenntniß, wenn man fieht, wie 
ſchon vor 100 Jahren die Vereinigung von eigentlichen Bankgefhäften mit den Operationen 
der Mobiliarerebitanftalten, als eine großartige, volksbeglückende Idee von einem genialen 
Könige mit Vorliebe erfaßt, an Ihrer Unnatur ſcheitern mußte ; wie das Abweichen einer großen 
Bank von ihrer wahren Beſtimmung duch Feſtlegen ihrer Mittel in Darlehen auf Hypothek 
Ach beftrafte; und wie dad Hinüberleiten eines mächtigen Geldinſtituts von einer Staats: zu 
einer Privatanftalt durch die Macht der Verhälmiffe angebahnt wird? Kann endlich die höchſt 
oberflädliche Anficht, daß die Vermehrung ver Banken nur ein Product der Gewinnſucht nad 
Agio haſchender Gründer fei, gegen das Beifpiel der außerordentlichen Gefchäftszunahme ver 
Preußiſchen Bank beftehen, welche doch leniglich in dem zunehmenden Bedürfniß der Production 
und des Handels nach ven Leiftungen der Anftalt ihren Grund haben kann? Die Sußt, durch 
Ubervortheilung Anderer rei) zu werben, die Habſucht in ihren Ausartungen, beitraft fi in 
ber Regel ſelbſt und fängt fi in den Schlingen, die ſie Andern legt; aber die Schöpfungen, 
denen fie als Triebfeder und Werkzeug gedient hat, bleiben beſtehen, wenn fle innerlich gut find. 
Gin vürftiges Zugeftänpniß an den Drang nach leihterer und erweiterter Benugung bed Credits 
im Jahre 1845 , welcher damals nur die Bank in Deffau In das Leben rief, war die Bankord⸗ 
aung yom October 1846; ein ähnlicheß Zugeftändnig an ven flärfern Drang in den Jahren 
41855 —55, welcher mehr als eine, doch nur eine mäßige Zahl kleinerer Banken hervorbrachte, 
war der Vertrag der Preußiſchen Bank mit der Regierung vom Januar 4856. Diefen Zuge: 
Rändniffen zur Seite gingen Maßregeln gegen die Mitbewerbung benachbarter Anftalten um 
die Bankgeſchäfte in Preußen: 1845 eine Warnung vor ven Noten der Defauer Bank, 1857 
ein Verbot, in ausländiſchen Noten Zahlung zu leiften. Es läßt ſich jedoch aus dem bisherigen 
Gntwidelungsgange abnehmen, daß die nächften weitern Schritte zu dem völligen Übergange 
der Preußiſchen Bank an die Privattheilhaber, zu Eröffnung eines augemeflenen Wirkungs⸗ 
treifes für Privatbanten und zu Vereinbarungen über den Notenumlauf in ven Zollvereins⸗ 
ſtaaten führen werben. . 

Die ausführlichere Darftellung des Bankweſens in Preußen geftattet eine kürzere Behand⸗ 
Tung der Anftalten in den Übrigen deutſchen Ländern. 

B. Die Sſterreichiſche Bank. Die privilegirte Sſterreichiſche Nationalbank 
wurde durch kaiſerliches Patent vom 15. Juli 1817 gegründet und die Dauer ihres Privile- 
gtums auf 25 Jahre fefigefegt. Ihr Capital war auf 100 Mit. Glon. (20-Guldenfuß) ir 
400,000 Actien zu 1000 Gidn. Wiener Währung und 100 Glen. Gonventionsmünge beftimmt, 
wovon aber bis 3. März 1820 nur 50,621 gezeichnet waren, worauf die übrigen zurüdbehalten 
wurden. Durch Patent vom 4. Juli 4841 wurde ihr Privilegium auf weitere 25 Jahre, bis 
Gube 1866, erneuert und ihr Die Verbindlichkeit auferlegt, ihren Bonds „nad Maßgabe des ſich 





2) Geſqhichte der Preußiſchen Bank. Aus amtlichen Quellen“ (Berlin 1848). 
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darſtellenden Bebürfniffes” zu erweitern. Dies iſt durch Veräußerung der Referveactien im 
Mai 1853 geſchehen. Die Inhaber der ältern Actien hatten das Vorrecht, zu jeder ältern eine 


neue um ven Preis von 800 Glon. Bankvaluta zu. übernehmen ; die Ginzahlungsraten erſtreck⸗ 


ten ſich bis Ende 1854 und die eingezahlten Beträge murven bis dahin mit-4 Proc. verzinft. 
Mit dem Jahre 1855 traten die neuen Actien mit, den alten in die gleichen Anſprüche an ven 
Reinertrag ber Ban. Diefe Vermehrung des Bankfonds auf den vollen urſprünglich beſtimme 
ten Betrag wurde durch das Bebürfniß einer Erweiterung ber Disconto- und Leihgefchäfte be⸗ 
gründet, namentlich der Darlehen auf Staatspapiere und Grunbentlaftungsobligationen.. Da= 
durch follten nicht nur die Curſe gehoben, fondern e8 follten auch durch die inzahlungen ver Ae⸗ 
tien wie durch Rückerſtattungen des Staats die Baarvorräthe der Bank vermehrt und ver Au= 
genblick näher geführt werben, mo jle die Einldfung ihrer Roten wiederaufnehmen kann. Die 
Geſchaͤfte der Bank zerfallen in folgende Abtheilungen: 


Das Discontiren von Wechſeln, die in Wien zahlbar find und nicht länger al drei Monate - 


zu laufen Haben. In der Regel follen die Wechſel durch drei anerkannt folide Unterfähriften ver= 
bürgt fein, doch kann bie dritte nachgejehen werben, wenn bie Hälfte des Wedhſelbetrags in 
Gold, Silber oder inländiſchen Staatspapieren hinterlegt wird. 

Das Girogeſchäft für Diejenigen, welchen eine laufende Rechnung eröffnet wird. Auf biefe 
Rechnung übernimmt die Bank Noten oder Münze und Wechſel zum Einkaffiren; über das Gut⸗ 
haben kann durch Anweiſung oder Abſchreiben verfügt werden. 


Das Ausgeben von Noten in Stücken von 5, 10, 25, 50, 100, 500 und 1000 ©fon. und 


das Einlöfen derſelben. Letzteres wurde 1848 eingeftellt, weil die Regierung die baaren Mittel 
der Bank ftark in Anfprud; genommen hatte und dem Anbrange nach Silber nicht mehr gez 
nügt werben konnte. 

Die Annahme von Depofiten zur Aufbewahrung gegen eine Gebühr. Hierzu eignen fl: 
Gold und Silber in Barren, Gold⸗ und Silbergeräthe, Gold: und Silbermüngen, Staats pa⸗ 
piere und Privat⸗Geldurkunden. 

Das Leihen auf Gold und Silber zu 95 Proc. des Metallwerths und auf inländifche 
“ Staatöpapiere zu zwei Drittel des Cursiwerth3. Die Vorſchüſſe dürfen nicht länger als auf brei 
Monate gegeben werben, und die Anftalt darf dafür bis 6 Proc. Zinfen nehmen. 

Das Ausftellen von "Anweifungen der Eentraffaffe ig Wien auf die Filiale und umgelehrt, 
an die Ordre des Übernehmers, auf Sicht oder in einer beſtimmten Zeit zahlbar. 

Nah dem Statut von 4817 durfte pie Bank auch Darlehen auf Liegenſchaften geben, allein 
in dem Statut von 1841 ift diefe Befugniß meggeblieben. Die Nationalbank befigt das aus⸗ 
ſchließliche Recht Banknoten auszugeben. Der Gouverneur ver Bank und deſſen Stellvertreter 
werben von dem Kaifer ernannt; außerdem übt ber Staat die Dberauffiht vurd einen Sofeom= 
miffer und einen zweiten Gommiffar, welche den Berathungen beitvohnen, von den Gefthäften 
Kenntniß nehmen und, wo fie Anftände finden, Anzeige madıen. Der zweite Gommiffar Hat 
vorzugeweiſe dad Discontogefäft zu überwachen. 

Die Geſellſchaft wird von einem Ausfhuffe von 100 Mitgliedern vertreten, ver aus den 
Theilhabern befteht, welche die meiften Actien beſitzen. Der Ausfdruß verfommelt ſich regel: 
mäßig einmal im Jahre unter dem Vorfige des Gouverneurs, prüft bie Rechnungen, deren Ab⸗ 
ſchluß ſodann oͤffentlich befannt gemacht wird, beräth die Anträge der Direction und macht Vor⸗ 
ſchläge für die Wahl der Dirertoren, welche ver Kaifer nah Tinſicht der Wahlliſten ernennt. 
Es find deren zwolf, ihr Amt dauert drei Jahre, jedes Jahr treten vier Directoren auß, die wie⸗ 
der wählbar find. Für das Disconto- und Leihgefchäft werden von ber Direction aus den in 
Wien lebenden Actionären, welche Kaufleute oder Gewerbtreibenbe find, Genforen gewählt, von 
denen mindeſtens zwei, aber nicht länger als drei Wochen, ununterbrochen functioniren und mit 
einem Director und dem zweiten Gofeommiffar bie Frage prüfen, ob und mie weit auf die Wech⸗ 
fel und Unterpfänder Erebit zu geben ſei. 

Über Gefchäfte, welche die Sank für die Staatsverwaltung übernimmt, iſt zwiſchen dieſer 
und der Bankdirection jedesmal ein eigenes Übereinkommen zu treffen. Auf folde Geſchäfte 
war es bei Gründung der Nationalbank hauptfädlich abgeſehen, und ihre Hülfe wurde zunächſt 
in Anfprud) genommen, um dad Papiergeld aus dem Umlauf zu ziehen und zu vertilgen. Der 
größere Theil der Disconticungen betrifft Anwelfungen der kaiſerlichen Centralkaſſen. Durch 
Darlehen an die Regierung endlich find die übermäßigen Notenemifflonen entftanden, während 
die Baarnorräthe abnahmen und die Einloͤſung unthunlid wurde. 

Bid zum Jahre 1851 Hatte Die Nationalbank über 440 Mill. Glen. in altem Papiergelde 


' 
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eingezogen, aber es mar feit 1848 fehr viel neues hinzugekomnien. Gine Reihe von Finanzs 
operationen feit 1851, Anleihen, Überweifung von Domänen und von baarem Oelde aus den 
Zollgefällen und die erwähnte Ergänzung des Actiencapitald jind beftimmt, die Schuld bed 
Staats an die Bank abzutragen, ihre Baarvorräthe zu vermehren und ſie allmälig in den Stand 
zu fegen, die Einlöjung ihrer Noten wieneraufgunehmen. Wären leptere nur dazu beſtimmt, 
dem Handel ald Unlaufsmittel zu dienen, fo wäre das Ziel wol ſchon erreiht; da Ile aber auf 
zum großen Theile die Lüde ausfüllen müflen, welde durch den nahezu vollendeten Einzug des 
Staatspapiergeldes entfland, fo wurde ihre Menge zu groß, um den vorausſichtlichen Bedarf 
an Geld für die Ginlöfung zu beſchaffen. Der Baaryorrath fammt ven Wecjielbeftand erreicht 
heute noch nicht die Hälfte ver Notencirculation, und ed wird fidh zeigen, ob die Bank im Stande 
fein wird, nad) dem Münzvertrage am 1. Jan. 1859 mit ihren Baarzahlungen zu beginnen. 

Seit 1851 hat ſich dad Verhältniß nur langfam gebeffert, wie aus folgenden Angaben zu 
erſehen ft: i 


‚  Rotenumlauf. Baarvorrath. 
1. Jan. 1852: 215,636,519 ©ton. 42,827,656 Glon. 
nn 4853: 194,943,256 „ 43,217,266 „ —— 
29. Sept. 1857: 399,705,128 „ '96,150,3501 „ 


Im Laufe des Jahres 1852 war das Vapiergeld von 582 bis unter 156 Mill. Glon. her⸗ 
untergegangen, welde feither vollends durch Banknoten erfegt wurden. 

Im Jahre 1855 wurde der Nationalbank eine beſondere Abtheilung als Hypothekenbank 
angefügt; fie vermehrte zu dieſem Zweite ihr Capital um 35 Mill. Glon. durch Ausgabe von 
50,000 Actien zu 700 Gidn. und darf für ihre Darlehen auf Hypothek Pfandbriefe ausgeben. 

C. Banken in andern deutfhen Staaten. Die Bairiſche Öypothefen= und 

Wechſelbank iſt nad ihren Statuten vom 17. Juni 1835 auf die Dauer von 99 Jahren ge⸗ 
gründet. Ihr Stammcapital beträgt 10 Mil. Gldn. in 20,000 Actien zu 500 Gldn.; eine 
Vermehrung bis 20 Mill. ift ihr anheimgegeben. Drei Fünftheile ihres Capitals find als Dar- 
lehen auf Liegenfchaften gegen hyvothekariſche Sicherheit, die übrigen zwei Fünftheile auf ihre 
‚andern Geſchaͤfte zu verwenden. Die Tilgung ver Hypothekenſchulden findet duch Annuitäten 
flott; der Zindfyß beträgt 4 Proc., der niederſte Sag für die Tilgung 4 Proc. ; größere Ab⸗ 
ſchlagszahlung und volle Rüdzahlung find dem Schuldner freigeftellt. Die übrigen Geſchäfte 
find die gewöhnlichen, doch beihränkt fi das Discontogefhäft hauptfählih auf Münden und 
Augsburg, wo die Anftalt eine Filiale hat. Für viefen Zweig leiftet die Königliche Bankin 
Nürnberg mehr; fie ift eine ältere, von Anobach übernommene Staatöanftalt, die Feine No⸗ 

. ten ausgibt, und hat Filiale in Ansbach, Bamberg, Würzburg, Regensburg, Baireuth und 
Zudwigdhafen. Die Hypothefen- und Wechſelbank allein gibt Noten aus; die Summe ver No: 
ten darf nicht über vier Zehntel des Grundcapitald und ber niebrigfte Betrag einer Note nit 
unter 10 Glon. iein. Die Bank darf eine Lebensverſicherungs- und Leibrentenanftalt errichten, 
und fie hat fowol eine Renten⸗ wie eine Beuerverfiherungsanftalt wirklich errichtet. 

Gin Ausfhuß, gebildet aus den 40 größtbetbeiligten Actionären, vertritt bie Geſellſchaft. 
Er wählt aus den in Münden wohnenden Actiönären fieben Apnminiftratoren; nach dem erfien 
Jahre tritt einer, nad} jedem ber beiden folgenden Jahre treten brei auß; fie wählen unter fi 
einen erften und einen zweiten Director und führen die Geſchäfte ver Bank. Die Adminiſtration 
wäßlt die erfoverliche Anzahl Genforen. Die Oberauffiht des Staats wirb durch einen fönig- 
lien Commiſſar geübt. Das Bedürfniß, die Anftalt durch Vermehrung des Capitals und des 
Notenumlaufs zu ftärken, ift von dem Publicum, von der Banf und von der Regierung an= 
erfannt; die Kammer aber verwarf im April 1856 einen barauf gerichteten Vorſchlag mit Mehr⸗ 
heit Einer Stimme (59 gegen 58). " i 

Die Leipziger Bank, 1839 mit einem Stammcapital von 1%, Mil. Thlen. gegründet, 
bat daſſelbe auf 3 Mil. erhöht. Ihre Notenausgabe ift nicht beichränft und betrug beim 
Rehnungsabfhluffe vom 28. Febr. 1857: 4,558,000 Thlr.; die Bank muß aber minbeftens 
zwei Drittheile an baarem Gelde vorräthig halten. Der Baarvorrath belief ſich bei jenem Ab⸗ 
ſchluſſe auf 3,488,690 Thlr. ; B 

Die Anhalt: Deffauifhe Landesbank entftand im Jahre 4847. Der Plan wurde 
vonDr. Schulte aus Köln 1845, wo das Perlangen nach Verbefferung der beftehenden und Grün⸗ 
dung neuer Banken ſehr lebhaft war, groß angelegt: es ſollte eine Nationalbank für Deutſchland 
mit dem Sige Berlin gegründet werden. Allein die preußiſche Regierung verweigerte die Con⸗ 
ceſſion. Dr. Schulte erhielt dieſelbe am 12. Aug. 1845 von dem Herzoge von Anhalt⸗ Deſſau; in 
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Deſſau follte der Sig der Bank fein und Gapitaliften aus allen Teilen Deutſchlands follten bie 
Geſellſchaft bilden. Die Bank erhielt ie Befugniß, Noten in Beträgen von 1,5, 10, 20,50, 100, 
500 und 1000 Thlen. auszugeben, auch verzindliche Scheine (Gaffabons) in Umlauf zu fegen. 
Die Summe der umlaufenden Noten und Scheine darf gegen die in Münzen und Barren, in 
discontirten Wechſeln und Verfreibungen vorhandenen Fonds das Verhältniß von 3:2 nie 
mals überjreiten, und wenigſtens der vierte Theil des Fonds muß in curfirenden Münzen vor⸗ 
handen fein; unter dieſen Vorausfegungen kann die Geſammtſumme der Noten und Scheine 
dem Actiencapital der Gefellihaft gleichkommen. Kaum waren die Statuten erſchienen, fo er⸗ 
ließen die Minifter der Finanzen und des Innern in Berlin (16. Aug. 1845) eine Bekannt: 
madung, welche vor der Theilnahme an der Anflalt warnte. Es wurde hervorgehoben, daß bie 
Bank vorausſichtlich eine große Menge Noten in Umlauf fegen werde und unverfennbar ganz 
beſonders darauf berechnet fei, in Preußen Geſchäfte zu machen. Der Geftattung des Geſchaͤfts⸗ 
betriebs würbe eine nähere Prüfung des Unternehmens feinem Umfange und feiner Beſchaffen⸗ 
heit nad) vorausgehen müſſen; allein nad) dem Inhalte der Statuten ſei vie Geflattung des Ge⸗ 
ſchaͤftsbetriebs und insbeſondere des Umlaufs jener Banknoten in Preußen nicht in Ausſicht zu 
fellen, und es würbe vielleicht nothivendig werben, duch Zwangsmaßregeln dagegen einzu= 
ſchreiten. Mußte die Ausführung des Plans einer Bank für ganz Deutſchland mit Filialen, 
Agenturen und Commanditen in allen einzelnen Staaten ohnehin auf unüberwindlihe Schwie= 
tigfeiten floßen, fo war durch das Entgegentreten der preußiſchen Regierung ſchon der Verſuch 
einer Ausführung abgefänitten. Das Capital, welches auf 400 Mil. Thlr. mit ver Befugniß 
einer Erhöhung auf 200 Mil. feftgefegt war, ſchrumpfte auf 15, dann auf’2/, Mill. zu: 


fammen. Allein die Bank trat defienungeadtet, wenn aud in verfleinertem Mapftabe und . 


als Deffauifche Landesbank, ind Leben und vermehrte ihr Gapital, wovon Ende 1856:0 
3,399,526 Thlr. einbezahlt waren; die Notenausgabe betrug 34, Mill. Neben ihr wurbe 
41856 eine Greditanftalt in Deflau gegründet und mit der Bank in eine Verühruhg ges 
bracht, welche der letztern nicht zuträglich jein ann. 
Außer in Baiern, Sachſen uud Anhalt-Deſſau beſtanden in ven übrigen deutſchen Staaten 
bis zur Mitte des Jahrhunderts nur noch einige Fleinere Banken oder ähnliche Inflitute mit lo= 
caler Wirkſamkeit, theild ohne, theils mit geringer auf ihren Sig und die nächſte Umgebung 
beſchränkter Noteneniiffion. Als aber die Gründung des Credit mobilier in Paris gegen Ende 
1852 aud in Deutſchland ven Eifer weckte, Geſellſchaften zu bilden, um große Eapitale zu ver: 
einigen und den Unternehmungen der Production, der Verfehrsanftalten wie des Handels zu: 
zuwenden, da vermehrte ſich die Zahl ver Banken neben ven neuen Grevitanftalten. Uber die 
Wahl, ob das Eine over dad Andere, entſchied cheild die Anficht der Regierungen, theils 
die Abſicht der Unternehmer. In Preußen verweigerte die Regierung die Conceſſion für Gre- 
ditanftalten ; doc bildeten ſich folde in der Form von Commanditgeſeliſchaften in Berlin, Bres⸗ 
lau und Königsberg; Banken wurden neben der Preußiſchen nur in fehr engen Dimenfionen 
zugelaſſen. In Ofterreih wurden fle durch das ansſchließliche Privilegium ver Nationalbank 


zur Notenauögabe ferngehalten ; dagegen wurde eine große Erebitanftalt zugelaflen. Ebenſo 


genehmigte Sachſen die Errichtung einer Erebitanftalt in Leipzig, begnügte fih Dagegen mit der 
vorhandenen Bank in biejer Handelsſtadt und den Fleinern in Baugen und Chemnitz. Baiern 
und Würtemberg milfigten in feine Neuerung; in Hannover erflärten ſich die Stände gegen 
Greditanftalten und die. Regierung conceffionirte eine Bank; in Baden, Kurheſſen und Olden⸗ 
burg fand bißjegt (October 1857) weber das Eine noch dad Andere Eingang. Großherzogthum 


Heſſen (Darmfladt) genehmigte beiverlel Anftalten in großartigem Mafftabe und in engfler 


Berbindimg miteinander, wie auch Anhalt= Defau feiner Bank eine Grevitanftalt beifügen 
ließ. Weimar, Braunfhweig, Medienburg (Roſtock), Gotha, Sonvershaufen, Reuß (Bera), 
Heſſen⸗Homburg, Frankfurt, Bremen und Lübe (vie beiden legtern durch Erweiterung be= 
ſtehender Anftalten) erhielten Banken; Naffau (wo eine Art Landesbank ſchon beſtand) und 
Koburg Grevitanftalten; Luxemburg, Meiningen und Bückeburg (Lippe) verſtanden fi zu 
gemifchten Anftalten, welche die Befugniffe beider vereinigen. Hamburg bewilligte neben 
feiner alten feine neue Bank, ed entftanden daher dort ohne Goncefjlon zwei Grevitanftalten. 
Altenburg, Rudolftabt, Liehtenftein und Detmold, Medienburg-Strelig, Anhalt-Bernburg, 
Holſtein⸗Lauenburg und Limburg wurden, wie ed ſcheint, wenig oder erſt zu fpät mit Geſuchen 
behelligt. Je nachdem bei den Regierungen die theoretifche Scheu vor ven Gefahren der Noten 
oder der Speculation, oder vor beiden, oder die praktiſche Rückſicht für vorhandene Inftitute 
überwog, oder die eine und andere überwunden wurde, vertheilten fich die Banken und Grebils 


. 
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anftalten über bie deutſchen Länder, wurden fie zugelaffen, ausgeſchloſſen, verbunden und ver= 
ſchmolzen, enger oder weiter zugeſchnitten Bor Seiten der Gründer war die Neigung für Ere= 
ditanſtalten vorwiegend, weil dafür die Wahrſcheinlichkeit, aus dem Verkaufe der Actien bei der 
günſtigen Stimmung ein hohes Agio zu erzielen, groͤßer war als für die Banken, bei denen die 
Ausfiht auf Dividenden von 20, 30 und mehr Procenten nicht vorgefpiegelt werden fonnte; 
außerdem abet ließ jich eine Eonceffion für eine Erevitanftalt überall benugen, da ihre Opera: 
tionen von jedem Punkte aus betrieben werben Fönnen, da es mithin darauf nicht änfommt, wo 
fle ihren Sig hat. Die feit 1850 entftandenen Banken find: Roſtocker Bank (1850), Braunz 
ſchweig (1855), Weimar, Frankfurt, Homburg (1854), Bank für Sübveutfihland in Darnıftabt, 


Privatbank in Lübeck, Thüringiſche Bank in Sondershauſen, Hannover, Brenn, Gera und 


Gotha (1855 — 56). 
Unter diefen neuen Banken ift nur die Bank für Süddeurſchland in Darmftabt in 


größern Dimenfionen angelegt. Sie mar fon 1853 gleichzeitig mit ver dortigen Erebitanftalt 


(Bank für Handel und Induſtrie) genehmigt, wurde aber innerhalb der zweijährigen Friſt nicht 
ins Leben geführt; die abgelaufene Conceſſion wurde am 5. Nov. 1855 erneuert, und die Anftalt 
trat am 1. Febr. 1856 in Wirkfamfeit. Ihr Gapital ift auf 20 Mil. Gldn. feftgefegt und kann 
durch Beſchluß der Bermaltung mit Genehmigung der Regferung anf AO Mill. gebracht wer= 
den. Sie fteht mit ver Grebitanftalt in der Innigften Verbindung und wird von ber Direction der 
letztern geleitet, ſodaß fie einander gegenfeitig unterftügen. Aus diefem Verhältniffe entftehen 
für beide Anftalten große Bortheile; allein die Bank wird dadurch auch von allen Wechfelfällen 
der ſpeculativen Richtung der Grebitanftalt betroffen, und infofern bietet ſie nicht die Garantie 
einer unabhängigen Stellung. Am 30. Sept. 1857 betrug das eingezahlte Actiencapital 
3,869,150 Glon. Der Notenumlauf darf die boppelte Summe des Capitals erreihen und be= 
tief ih am 30. Sept. auf 2,974,250 Olon., denen in baarem Gelve 1,854,035 Glon., an 
Wechſeln 3,179,457 Glon., an eigenen Effecten und Darlehen auf Unterpfand 1,793,894 
Glon. gegenüberftanden. 

Unter den übrigen genannten Banken haben Frankfurt mit 10 Mil. Glen. und Han⸗ 
nover mit 6 Mill. Thlen., beide mit der Befugniß es zu verdoͤppeln, das größte Capital, aber 
auch ein reiches Feld der Thätigfeit, Hannover ift Hisjegt noch in der Entwickelung begriffen. 
Die Frankfurter Bank, welde ver Furcht vor der Darmftädter ihre Entflehung verdankt, hat 
die Verpflihtung, ber Regierung auf Verlangen ein unverzinsliches Darlehn bis zu einer Min. 


Glon. gegen unterpfänplide Hinterlegung von SY, Proc. ſtädtiſchen Schuldverſchreibungen zu 


gewähren. Daß es ihr an Geſchäften nicht fehlt und daß dieſelben folid betrieben werben, zeigen 


ihre Monatsüberfihten. Am 30. Sept. 1857 betrugen: 


Notenumlauf ....... * 9,380,955 Olon. 
Wechſelbeſtand ...... 9,991,100 „ 
Darlehen gegen Unterpfand 3,551,100 ee 
Baarvorratd . 2.2... 5,598,600 „ 

® Actiencapital, einbezahlt . . 10,000,000 „ 


Die Braunſchweigiſche Bank hat fih unter umſichtiger Leitung raſch entwidelt, da fie 
in ihrer erften Beriode, 1855 — 54, in einem großen Theile von Norddeutſchland keiner Eon- 
currenz begegnete. Sie vermehrte ſchon 1855 ihr Gavital von 11/, auf 2, Mil. Thlr., 1856 
auf 3 Mil.; eine weitere Vermehrung bis 5 Mill. ift befchloflen, aber gegenwärtig (Detober 
1857) noch nicht ausgeführt. 

- Die Bremer Bank wurbe gegründet, um einem Filial der Braunſchweiger bas, geld nicht 
zu überlaflen; fie rechnet in Gold; ihr Eapital beträgt 2%, MIU, Thir. Gold, und ifre Noten» 
cireulation darf nicht über dieſen Betrag und den des Reſervefonds fteigen. E dem Stande 
auf 30. Sept. 1857 hatte Die Bank: 


Noten im Umlauf ........ 433,920 Thlr. — 

Verzinsliche Depoſiten (zu 3 Broc.) 2,3397476, 

Actiencavital. ........ 2,500,00 „ „ 
dagegen 

Baarbeflam ......22.. — 109,803 

Vehſttee 4,996,4844, 

Darlehen gegen Unterpfande 2 5010 „  „» 


Efeten een 8720 „u 
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Unter den Inſtituten in Thüringen verdient die Privatbank zu Got ha einer beſondern 
Erwãaͤhnung, weil ihre Statuten Beftimmungen enthalten, welche neben der Solidität und der 
Gemieinnügigkeit auch auf Vereinbarungen mit Regierungen und Banfen hinweifen, deren 
Nothwendigkeit in der nächften Zukunft ftärker hervortreten wird. Dieje Beſtimmungen, welche 
die Statuten anderer Banken nicht enthalten, iind folgende: 

4) €3 darf nie ein größerer Betrag von Banknoten im Umlanf fein. al8 der Betrag der im 
Beſthe der Geſellſchaft ſich befindenden discontirten oder gefauften Wechſel. Außerdem muß 
wenigftend der dritte Theil und, wenn der Umlauf mehr als das Actiencapital beträgt, von dem 
Mehrbetrag menigftend die Hälfte in klingender Münze oder Barren vorräthig gehalten werben. - 

Don den GSeldern, melde ofme Rückzahlungsfriſt eingezahft werden, muß, abgefehen von 
dem Einlöfungsfonds für die Banknoten, mindeſtens die Hälfte ſtets bereitgehalten werben. 

Diefen Beftänden für die Noten und Depoflten find bie zur Betreibung der laufenden Ge⸗ 
ſchãfte erfoderlichen Kaffenvorräthe nicht mit einzurechnen. 

2) Wenn die Dividende für die Actionäre 5 Proc. überfleigt, fo wird ber vierte Theil des 
weitern Gewinns nach der Beftimmung ber Regierung zum Zwecke ber Beförderung des a 
und der Sparfamkeit der handarbeitenden Bolköclaffen abgegeben. 

3) Mit Regierungen anderer deutfcher Bundesftaaten können zum Zwecke der Errichtung 
von Filialen oder Agenturen wie zur Erlangung weiterer Rechte und Befugniffe Vereinbarun⸗ 
gen geſchloſſen werben. 

Desgleichen mit Inftituten over Geſellſchaften, um die theilweife ober voltftänbige Ber: 
ſchmelzung der beiderfeitigen Interefien herbeizuführen. Solche Vereinbarungen bebürfen ber 
Genehmigung ber Regierung- 

Durch diefe Beſtimmungen wird für den rihtigen Gebraud und ii Sicherheit ver Noten wie 
für die Depofiten eine größere Garantie gejhaffen als in irgendeinem andern Bantftatut; es 
wird ferner bei dem Gewinn auf das Wohl der arbeitenden Claſſen Bedacht genommen; es wird 
endlich ver Weg zu einer gefunben und Fräftigen Entwickelung des Bankweſens in Deutihland 
mittels der Bereinbarungen angebeutet, ein Weg, der mol bald wird betreten werden müffen. 

Die neueren Banken in Thüringen haben für ihren Geſchäftsbetrieb allerdings weniger ihre 
Sige und deren nächſte Umgebung, als die induftriereihen und handelöthätigen Gegenden und 
Bläge des benachbarten preußiſchen und fähfifhen Gebiet? im Auge. Sie haben deshalb mei⸗ 
ſtens Agenturen ober andere Verbindungen in Reipzig, Berlin, Magdeburg, Breslau und in 
andern Städten. Zu den Befürchtungen, welche das Rotenverbot in Preußen veranlaft haben, 
gaben fle jevo den Capitaliſten ſowenig wie den Geſchäftsleuten Anlaß, die ih als Actio⸗ 
näre beteiligten und ihren Grebit wie andere Dienfte in Anfprud nahmen. Nachfolgende Zus 
fammenfteltung aus den Überfichten ihres Standes auf ven 30. Sept. 1857 gibt gleichfalls 
keinen Anlaß zu Beforgniffen: 


Behfeldeftand. —— gegen Baarvorrath. Roten. ee 

zhlr. Thlt. Tlr. Tblt. Sr. . 
Weimar ... 3,199,155 1,046,730 4,410,158 3,300,000 ' 5,000,000 
@otha .. ..  1,960,233 102, 1415 262, 777 765,760 1,579,740 
Sonberöhaufen 2,076,100 599,000 308,500 4,151,000 3,000,000 
Sr ..... 2,256,151 704,129 916,176 1,991,810 2,500,000 


9,491,959 2,511,974 2,897,611 7,208,570 12,079,740. 


Man fieht hieraus, daß diefe neuen Inflitute, von denen das ältefte kaum drei Jahre, dad . 
jüngfle (Gotha) erft wenige Monate zählt, durch Disconto= und Leihgefchäfte vie Induſtrie und 
den Handel weſentlich unterflügen, daß ihre Notencirculation durch die Wechſelbeſtaͤnde allein 
mehr als vollftändig und außerdem noch durch die Baarvorräthe weit über ein Drittel gedeckt iſt, 
auch das Arctiencapital lange nicht erreicht. Die Zunahme ver Production und des Verkehrs, 
welche der Preußiſchen Bank geftattete, den Umlauf ihrer Roten von 21 auf 75 Mill. Thlr., 
“nahezu auf das Fünffache ihres Actiencapitals von 15 Mill., zu erweitern — dieſe nämliche 
Urfache gibt aud) den kleinern Anftalten Beihäftigung, ohne die große zu beeinträchtigen oder 
ſchutz beduͤrftig zu machen. 

Die vielverbreitete Meinung, daß die Zahl der Banken in Deutſchland zu groß geworden, 
ſcheint weder bei näherer Betrachtung noch bei der Vergleichung mit andern Ländern, wozu bie 
folgenden Abſchnitte Anlaß geben werben, begründet. 

V. Die Banken von England, Schottland und Irland. Die erſte unter den neuern 
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Banken vervankt ihren Urjprung, gerade wie bie älteflen ihren Vorgänger in Venedig und 
Genua, ben Sinanzverlegenheiten der Regierung, und es wurde bei Crrichtung derſelben nit 
entfernt daran gedacht, wie mädjtig das Inflitut einft werben würbe. Schon unter Cromwell 
und nad ihm unter Karl II. hatte der zunehmende Kandel dad Bebürfniß eines leichtern und 
raſchern Umlaufs gefühlt, dem ein Plan zur Errichtung einer Bank von William Potter und 
Henry Robinfon Genüge leiſten follte. Aber das Handelsintereſſe allein war nicht ſtark genug, 
die Anfalt ind Leben zu rufen. Nach ver Vertreibung ber Stuart's im Jahre 1688 mar die Re⸗ 
sierung Wilhelm’ von Oranien in einer ſchwierigen Lage. Nicht geſichert gegen vie Feinde im 
Innern, hatte König Wilhelm den Krieg gegen Frankreich in den Niederlanden zu führen uns 
wat fo fehr von Hülfsmittein entbloͤtt, daß er die Belagerung der Stadt Namur nicht unterneh⸗ 
men fonnte. Der Einzug der Steuern war ſchwierig, ihr Extrag ungenügend, eine Anleihe 


ſchwer zu befommen. Da genehmigten die Minifter einen Plan des Schotten William Patter= 


fon — der erfte Vorſchlag fam von Dr. Hugh Chamberlain — eine Geſellſchaft zu gründen, 
welche dem Staate eine Anleihe machen und dafür verſchiedene Prisilegien erhalten follte. Daß 
bie Staatsanleihe ver Hauptzweck war, geht jhon aus der uͤberſchrift der Gründungsarte hervor, 
alfo fautend: „Arte, um Ihren Majekäten (Wilhelm und Maria) verfchievene Abgaben vom 
Tonnengehalt der Schiffe, von Bier, Ale und andern Getränken-zu bewilligen, ſodann um ge= 
wife in diefer Acte bezeichnete Belohnungen und Vorteile denjenigen Berfonen zu gewähren, 
welde die Summe von 1,500,000 Pf. St. zur Sortfegung des Kriegs gegen Frankreich freis 
willig darleihen werden.” Auf die einzelnen Beſtimmungen über das Tonnengeld, die Abgaben 
von Bier, Ale u. f. w. folgt ſodaun die Ermägtigung, eine Summe von 1,200,000 Pf. St. 
durch freiwillige Subfeription in Actien von 100 Pf. St. aufzunehmen ; die Unterzeichner werben 
als eine Koͤrperſchaft unter dem Titel „Gouverneur und Compagnie ber Bank von England” 
anerkannt. Der Ref der verlangten Anleihe mit 300,000 Pf. St. follte gleichfalls auf dem 
Wege ver freiwilligen Unterzeichnung aufgebracht werden, und die Thellnehmer follten Annuitäs 
ten für ein, zwei ober drei Leben erhalten. Der Geſellſchaft wurden 8 Proc. Zinfen und eine Ver= 
gütung von jährlih 4000 Pf. St. für die Verwaltung der Staatögelver bewilligt, alſo eine 
Summe von 100,000 Pf. St. jährlich, ‚ dazu die Erlaubniß, Wechſel zu discontiren und eigene 
Anmeijungen auf den Inhaber und auf Sicht, Banknoten, anfänglig nit unter 20 Pf. St. 
auszugeben. Sie durfte Vorſchüſſe gegen Bauftpfand geben, "aber feine eigenen Handelsgeſchafte 
treiben, außer mit Gold und Silber; auch durfte ſie die Waaren, welche ſie als Unterpfand be— 
ſaß, verkaufen, wenn fie drei Monate nad; Ablauf des beftimmten Termins nicht ausgeloͤſt wa⸗ 
ven. Es war ihr verboten, ihre Verbindlichkeiten über ven Betrag ihred Capitals auszubehnen, 
wibrigenfalls ihre Mitgliever perfönlid) ven Gläubigern verantwortlich wurden. Diefed Banks 
privilegium follte dauern bis der Staat feine Schuld bezahlt hatte, was von 1705 an mit einz 
jähriger Ründigungsfrift gefhehen durfte. In bie fpätern Erneuerungen wurde die nämliche 
Beringung aufgenommen. Der Urheber, Patterfon, wurde vom Hofe vergeflen, widmete fi 
der Anlage einer Golonie auf der Landenge von Darien und verlor dort fein Leben. 

Der Plan, von dem Staatörathe genehmigt, wurbe dem Parlanıent vorgelegt und in bei= 
den-Häufern lebhaft erörtert. Seine Anhänger erwarteten, daß die Anftalt ven Staat aud den 
Händen der Wucherer befreien, ven Zinsfuß ermäßigen, den Öffentlichen Credit und die Güter= 
preife heben, den Umlauf erweitern, bie Lage des Handels beflern, die Zufuhr von Lebensmit⸗ 
teln erleihtern und das Volk enger an die Regierung knüpfen werde. Die Gegner beforgten, die 
Anftalt werde vermitteld ihres Monopol alles Geld In dem Königreiche an fid ziehen und ein 
gefügiged Werkzeug für jede Willkür der Regierung werben, fie werbe bie Gapitale von dem 
Handel und der Induſtrie ablenken und der Speculation in Staatöpapieren zuführen, einen 
Schwarm von Maflern und geldgierigen Speculanten erzeugen, weldje fi von dem Raube ihrer 
Opfer mäflen, den Betrug und das Spiel begünftigen uny bie Sittlichkeit ver Nation unter= 
graben. Der Grundadel wollte die Geldmacht nicht auffommen,, theilmeife aud bie neue Dyna⸗ 
ftie ſich nicht befeftigen laſſen; allein die Acte ging in beiden Häuſern buch und erhielt ſchließlich 
die königliche Sanction. Die verlangte Summe war in zehn. Tagen gezeichnet, und bie Grün: 
dungsurtunde wurde am 27. Juli 1694 ausgefertigt. Die Verwaltung murde aus einem Gou⸗ 
verneur, einem Stellvertreter (deputy Governor) und 24 Directoren gebilvet, melde von den . 
Artionären, die dazu befähigt, d. h. im Befige einer beflimmten Anzahl von Actien waren, 
jedes Jahr am 25. März und 25. April gemäßlt werben follten. 

Sonach beftand das Eapital der Geſellſchaft wie jenes der ältern italleniſchen aus einer Fo⸗ 
derung an den Staat und ihre Betriebsmittel aud dem jährlichen Cinkommen an Zinfen und 
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Bergiuung für Berwaltungsgejhäfte. Doch war fie weniger ald jene Borgänger von ber Res 
sierung abhängig, weil fie nad; engliſchem Brauche fi jelbft regierte. Immerhin lag für fie 


ein ſtarker Antrieb, fi der Regierung gefällig zu beweifen, in dem Umſtande, daß ihr Privi⸗ 


kegium ſich nur auf eine befchränfte Zahl von Jahren erftredte und nad) deren Ablanf der Er⸗ 
neuerung beburfte. 

Die Operationen der Bank bewirkten alebald ein Sinfen des Zinsfußes in London, insbes 
ſondere für die Grevitgefchäfte ihrer Theilhaber, deren Wechſel weit billiger ais andere discontirt 
mwurben; außerhalb London und ded GefhäftöbereichE der Bank iſt eine gleiche Wirkung nicht 
fo ſchnell bemerkt worden. Von 1696 an trat die Bank in eine längere Kriſis, welche zunächſt 
durch eine Umprägung der Münzen veranlaft wurde. Die Bank beſaß einen Vorrath abgenug: 
ter Goldſtücke und Eonnte die zur Binldfung erfoderlichen neuen nicht nad Bedarf von ver Münz⸗ 
flätte erhalten. IhreNoten verloren 20 Broc. im Unilaufe, die Schatzkammerſcheine und Staats⸗ 
papiere aber AO, 50, ja bis 60 Proc. Um dem Übelftanve zu begegnen, wurbe die Bank ers 
mädttgt, ihr Gapital durch neue Unterzeihnungen zu vergrößern, welche zu vier Fünftel in 
Schatzkammerſcheinen und Staatspapteren, zu einem Bünftel in Banknoten einzuzahlen waren, 
Die Summe belief ſich auf 1,001,171 Pf. St., wurde aber 1707 zurüderftuttet. Einen zweiten, 
heftigen Stoß hatte die Bank 1745 auszuhalten, wo die legte Schilderhebung für die Stuart's 
unter bem Prinzen Eduard einen paniſchen Schrecken verbreitete. Imfolge deſſen entftand in Lon⸗ 
don ein Anlauf gegen die Banf (a run upon the bank), d. h. bie Inhaber van Noten drängten 
fich herbei, um fie gegen Geld auszuwechſeln. Da ımterzeihneten 1446 londoner Kaufleute eine 
Erflärung, worin jie ſich verbindlich machten, die Banknoten unter allen Umftänven anzuneb: 
men und deren Annahme bei ihren Geſchaͤftsfreunden zu bewirken. Dieſe patriotifche Handlung 


hatte einen guten Exfolg, und bald darauf machte die Schlacht bet Culloden dem Schreden ein, 


Ende, rettete vie Bank und befeftigte ven Öffentlichen Grebit. 

Die ſtärkſte und anhaltendſte Krife beftand die Anftalt vom Jahre 1797 — 1819, veranlaßt 
durch die Anfoberungen der Regiernng während des Kriegs gegen Branfreih. Nach ihrem Sta: 
tut durfte die Bank der Regieruug feine Anleihe machen one vorgängige Zuflimmung bes 
Parlaments bei Etrafe des breifadfen Betrags ber geliehenen Summe, wovon ein Künftel 


dem Anzeiger zuflel. Diefe Beftimmung wurbe im Jahre 4793 weſentlich abgeändert, indem. 


ein Gefeg die Bank für nicht ſtraffällig erflärte, wenn fle die von ven Schageommiflaren accep= 
tirten und ihr zur Zahlung überwiefenen Wechſel einlöfe. Vorſchüſſe in diefer Korm follten ver 
Regierung bie finanziellen Schwierigkeiten bei dem Kriege mit Frankreich erleichtern, fie mar 
nur gehalten, über deren Betrag dem Parlament jedes Jahr eine Vorlage zu machen. Dieſes 
Hülfsmitteld bediente fich die Regierung in immer fleigendem Mage, in welchem die Bebürfniffe 
fir ven Krieg und bie Subſidienzahlungen an die Verbündeten zunahmen; fte fand außerdem 
noch andere Wege, um bie Mittel der Anftalt in Anfpruc zu nehmen, bis dieſe nahezu erſchoͤpft 
waren. Um fid) zu helfen, fing die Bank zunaͤchſt an, die Maffe ihrer Noten zu vermehren, und 
um eine größere Menge in Umlauf zu ſetzen, vertingerte fie ven Stückbetrag. Anfänglich durfte 
fie keine Rote unter 20 Pf. St. angeben; von 1759 an war fie auf 15 und 10 Pf. St. herab: 
gegangen; 1794 gab ſie zum erſten mal Künfpfundnoten aus, und dadurch hielt ſich eine viel 
größere Menge von Noten im Umlaufe. Allein die unaufhörlichen Anfoverungen ver Regierung 
fchwächten ihre Vorräthe immer mehr und zwangen fie nicht nur ihre Discontogefchäfte, ſondern 
aud) die Einlöfung ihrer Noten zu beſchränken. Am 31. Dec. 1795 ließen die Directoren bes 
kannt machen, daß an Rachmittagen feine Gffecten mehr bidcontirt und Mittwoch Nachmittags 
keine Noten mehr eingelöft würden, baf ferner jeden Tag eine beftimmte Summe für das Dis- 
contiren feftgefegt werbe,, und wenn die zu diefem Zivede eingefenveten Effecten dieſelbe über⸗ 
“ fliegen, ein verhältnigmäßiger Theil derſelben zurückgewieſen werben würbe, ohne Rückſicht 
auf die Refpectabilität ver Einſender und die Soltoität der Effecten felbft. Ebenſo werde e8 mit 
-ven Nöten gehalten werben. Während die Bank durch ſoiche Maßregeln vie drohende Krife 
zu beſchwoͤren fuchte, bemishten ſich die Divectoren auf der andern Seite vergebens, fidh den Zu⸗ 
muthumgen der Minifter zu entziehen, welche, ſelbſt von den Umftänden beherrſcht, ihren Vor— 
ftelfungen fein Gehoͤr ſchenkten. So waren im Anfange des Jahres 1797 die Vorfhüffe an den 
Staat auf mehr als 40 Mill. Pf. St. angewachſen, während ver Handel nicht mehr als 3 Mill. 
Pf. St. erhalten Eonnte und der Augenblick herannahte, wo ihm die Bank ihre Dienfte ganz 
verfagen mußte. Doch ſtrengte fie ſich immer noch an, dieſelben fernerhin zu leiften, und hatte 
von der Regierung keine außerorbentliche Maßregel verlangt, als in ver Nacht vom 26. auf den 
27. Sehr. 1797 die Minifter, ohne Zweifel in Vorausſicht neuer Anfoverungen an die Bank, 
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den Direstoren eine Weifung des Geheimraths zuſtellten, welche ihnen verbot, die Noten ge⸗ 
gen Muͤnze einzulöfen. Die Weiſung flügte fich auf eingezogene Erfundigungen des Kanzlers 
der Schatzkammer, wonach, veranlaßt durch unbegründete und übertriebene Beſorgniſſe, die in 
verſchiedenen Theilen des Landes verbreitet ſeien, ein außerordentlicher Begehr nach Vieiallgeld 
ſich kundgebe. Mag dem fein wie ihm wolle, der Baarvorrath der Bank war in dieſem Augen 
blid auf 1,186,170 Pf. St. zufanımengefgmolgen. Sobald am 27. Fehr. der Geheimrathd- 
befehl Gefannt wurde, drängte ih eine Menge Menjchen vor dem Bankgebäude, um Bold für 
ihre Noten zu verlangen. Die Directoren verbreiteten unter der Menge eine Abſchrift der Wei- 


‚ fung mit dem Beifügen, daß der Stand der Bunfangelegenheiten im Allgemeinen durchaus be: 


feiedigend uud günftig, fomit geeignet fei, jenen Zweifel an der Solidität der Noten zu befeitiz 
gen. Sie würden fortfahren, zur Befriedigung ber Handelsintereſſen wie gewöhnlid gegen 
Banknoten zu viscontiren unb ebenjo die fälligen Dividenden zu bezahlen. An dem nämligen 


Tage fand, aͤhnlich wie 1745, unter dem Vorfige des Lord-Mayor eine zahlreiche Verfammlung 


von Kaufleuten, Bankiers und andern Geſchäftsmännern ftatt, welde einftimmig folgenven 
Beſchluß faßte: „Die Unterzeichneten lebhaft überzeugt, wie nothwendig unter den gegenwãr⸗ 
tigen Umſtaͤnden die Erhaltung des Öffentlichen Credits iſt, beeilen ſich zu erklären: daß fie ſich in 
feinem Falle weigern werben, die Banknoten als Zahlung für ifre Foderungen anzunehmen 
und daß ſie Alles aufbieten werben, um ihre eigenen Zahlungen in gleicher Weiſe zu bewirken.” 
Exemplare diefer Erklärung wurden an Öffentlihen Orten aufgelegt, um von Denen, melde 
ander Berfammlung nicht hatten teilnehmen können, unterſchrieben zu werben, und mehre ans 
dere Öffentliche Berfanmlungen faßten ähnliche Befchlüffe. 

Inzwiſchen bedurfte die Maßregel Pitt's der Zuftimmung ded Parlaments und erhielt die⸗ 
ſelbe anı 3. Mai. Der Bericht der Commiſſion, welche beauftragt wurde, den Stand der Bank⸗ 
angelegenbeiten zu unterfuchen, gab an, daß am 25. Febr. die Activen, ohne die flindige Schuld 
des Staats, welche damals 11,686,800 Pf. St. betrug und mit 3 Proc. verzinft wurde, 
47,597,280 ‚ bie Bafitven 13,770,390 Pf. St. betrugen, mithin ein reines Vermögen von 
3,826,890 Pf. St. vorhanden war. Allein unter ven Activen befanden ſich eben die Vorſchüffe 
an bie Staatöfaffe durch Einlöfung ihrer Wechſel im Betrage von mehr ald 10 Mitt. Pf. St., 
eine ſchwebende Schuld des Staats an die Bank, welche nicht wie vie Bafjiven ver Bank jeden 
Augenblick men werben Eonnte. ‚Weil daher die Regierung ihre Schuld zu erftatten 
nicht in der Lage war, wurde die Bank gegen bie Anfoderungen ver Noteninhaber gefhügt: «8 
wurde ihr geftattet, Noten von 1 und 2 Pf. St. ‚uuögugeben; dagegen wurbe fie angemwiefen, 
feine Zahlungen über 40 Schill. (2 Pf. St.) in Münze zu machen; nur bei Rüderftattung 
von Deppjiten ‚deren Betrag nit unter 500 Pf. St. war, durfte fle drei Viertheile in Metall 
geld bezahlen. Diefe Maßregeln, unter dem Numen der Vankreſtriction bekannt, wurden 
anfänglich nur auf ein Jahr, dann von einem Termin zum andern auögebehnt, fpäter 618 ſechs 
Monate nach Beendigung des Kriegs verlängert; allein ihre Dauer wurde noch weiter erftresft 
und erreichte 1819 erſt ihr gefegliches, 1822 ihr thatfähliches Ende. 

Wäre es moͤglich geweſen die Menge der umlaufenden Noten zu befräufen, fo würbe 
dies ein ſicheres Mittel gewefen fein, jeder Entwerthung — . Allein dazu hätte die 
Bank mit weitern Anfoderungen der Regierung verſchont bleiben müffen, und da dies nicht ge= 
hab, fo wurde die Notenmaffe vermehrt, wozu die Verſuchung ohnehin größer wurde, nachdem 
die Verbindlichkeit zur Einlfung Hinweggefallen war. Immerhin war bie Entwerthung nicht 
fo bedeutend, als fie geworben fein müßte, wenn der Patriotismus der Nation ihr nit durch 
rolle Annahme entgegengefommen wäre. Im Jahre 1808 verloren bie Banfnoten etwa 

8 Proc. gegen Münze. Eine weitere Folge des Zwangscurfes der Noten war das Verſchwinden 
der Münzen, welche trog aller Verbote und Strafanprohungen in das Ausland wanderten; die 
Lücke wurde mit Noten ausgefüllt und die Provinzialbanken wetteiferten darin mit der Bant x 
von England. Der Wechſelcurs auf freinde Pläge wurde ver einzige Maßſtab, um den Preis 
der Noten mit dem des Geldes zu vergleichen; aber er war unficher und es herrſchte darüber eine 
merkwürdige Verſchiedenheit ver Meinungen. Died zeigte ſich bei einer Unterſuchung, welde 
das Parlament im Jahre 1810 anftellen ließ. Das Committee berichtete, daß der Marktpreis der 
Barren etwa 15 Proc. höher ftehe als der Werth der Banknoten, und ſchlug vor, daß die Bank 
nad zwei Jahren ihre Baurzahlungen wieveraufnehmen folle. Aber dies war leiter anzus 
rathen aldauszuführen. Das Parlament, welches den Bericht, da er zu fpät erftattet worden, erft 
1811 berieth, verwarf den Vorſchlag und erflärte auf den Antrag von Banfittart, ſpäter Lord 
Berlen, daß der Unterſchied im Preife ver Banknoten und der Barren nicht von ber Entwerthung 
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der erfern ‚-jondern von der Vertheuerung der Iegtern hereühre, une daß dieſe ſowie der un⸗ 


günfige Wechſelcurs ſich and den volitifgen und Gandelöbsziehungen Großbritanniens zu den 


auswärtigen Mächten hinreichend erkläre. Gegen dieſe Anücht ſchrieb David Ricardo feine erſte 
Schrift unter dem Titel: „Der hohe Preis der Barren iſt ein Beweis der Entwexthung dez 
Banknoten.” Das Steigen des Goldes nach der einen oder das Sinken des Papiers nach der 
apbern, richtigern Anficht erreichte feinen äußerſten Stand kurz ‚vor dem Frieden und wurbe 
‚ im Jahre 1814 auf mindeſtens 25 Proc. angeſchlagen. Die Menge der untaufenden Noten 
war nit geringer als 27 Mill. Pf. St., ohne die Noten der Provinzialbanfen, welche nicht 
befler ſtehen konnten, da jie nur gegen Roten der Bank von England eingelöft wurden. * 
Die Dauer der Bankreſtriction erreichte, wie geſagt, ſechs Monate nad, dent Friedensſchluffe 

ihr gefegliches Ziel. - Allein der plößliche Übergang in den normalen Zuftand würde mit nicht 
geringern Störungen und Verluften verbunden geweien fein als die Einftellung der Baarzah⸗ 
Innger. Wo hätte die Regierung das. Geld fo raſch bekommen folfen, um ihre ſchwebende Schuld 
an die Bank zu bezahlen und dieſe in den Stand zu fegen ihre Noten einzuldfen? Wäre pie® 
Kberhaupt in jo Eurzer Zeit möglich geweſen, fo hätte es nur mit den ſchwerften Opfern geichehen 
Können. Die Vorteile für ven Handel und für ven bürgerlichen Verkehr würden erſt nach einen 
Beriode Außeriter Beriwircung in den Breid- und Loßnverhäftuiffen mie in dem Creditweſen eins 

. getreten fein; in Diefer Periode würden bie in mohlfeilem Gelde bedungenen Zahlungen in theuerin 
Gelde zu entrichten geweſen fein; die Empfänger würden einen unverhofften Gewinn gemacht, 
die Schuloner einen unerwarteten Berluft erlitten haben. Durch die fofortige Aufnahme. der 


Baarzahlungen der Banf würde die Megierung dem Volke eine unverhältuigmäßige Lat aufs 


geladen haben, unı damit eine beillofe Verwirrung zu erzeugen. Bollftändig fonnten Die Nach⸗ 
theile des Übergangs nicht bejeitigt, aber jie Fonnten erträglicher und leichter gemaht werben 
durch eine allmälige Nüdkehr zu einem geregelten Zuſtande. Died geihah. Die Reſtriction 
wurde zuerft bis 5. Juli 1816, dann bis 1818, gulept bis 5. Juli 1819 verlängere In diefem 
Jahre brachte Sir Robert Peel, welcher damit feine ruhmvolle ſtaatsmänniſche Laufbahn eroͤffs 
nete, einen Gefegentwurf über die Wiederaufnahme vet Baarzahlungen in Voxſchlag, welchez 
von dem Parlament angenommen wurde. Hiernach begann vie Einlöfung der Npten mit dem 
4. Gebr. 1820, aber bis zum 4. Det. 1820 noch nicht gegen Münze, fondern gegen Gold in 
geftempelten Barren und zu A Pf. St. 1 Schill. die Unze oder etwa 4 Proc. unter dem Nenn⸗ 
werth der Noten, denn der Gleichwerth ift SP. St. 17 Schill. 10%, Pence. Damit war 
der Entwerthung ver Noten Rechnung getragen, und die Zahlung in Barren follte dem An- 
drange ſteuern, welder bei der Einlöfung gegen Münze im Übermaße zu beforgen war. Bow 
1. Det. 1820 bis 1. Mai 41824 zahlte die Bank eine Unze Gold für 3 Pf. St. 19 Schill. 
6 Bence in Noten. Vom 1. Mai 1821 an wurben die Noten zum Nennwerthe eingelöft, aben 
. Immer nur gegen Barren, die Unze zu 3 Pf. St. 17 Schill. 10%, Pence. Vom 1. Mal 
1823 an begann die Einlöfung gegen Münze, und der regelmäßige Zuſtand war vollftäusig 
wiederhergeſtellt. F 
Das ðeſetz von 1819 erlitt in Beziehung auf die darin beſtimmten Friſten einige Modifi⸗ 
eationen im Laufe ded Vollzugs auf Anfuchen ver Bank, dagegen hob eine weitere Beitimmung 
veſſelben das frühere Verbot ver Geldausfuhr auf, und es fand Jedermann frei, Geldmünzen 
einzuihmelzen. Dies war nothwendig, um bie Einfuhr von Gold zu erleichtern, denn eine aus⸗ 
lãndiſche Waare — und dad Gold ift eine folde, wo es nicht gegraben wird — iſt nicht Jeicht, 
d. h. nicht billig in einem Lande zu haben, aus welchem fie nicht wieder heraus darf. Gin au⸗ 
deres Geſetz vom Jahre 1819 endlich verbot der Bank, Vorſchüſſe irgendeiner Art an Die Re— 
gierung ohne Zuftimmung des Parlaments zu geben, ausgenommen buch Ankauf von Schatz⸗ 
Tammerfceinen oder Darlehen auf ſolche, deren Betrag jedoch jenes Jahr dem Parlament vor⸗ 
zulegen war. Auch bei dieſem ullmäligen Verfahren Eonnte die Wieveraufnahme der Baarzah⸗ 
bungen nit ohne ſchwere Opfer und ſchmerzliche Verluſte bewerkſtelligt werben. . Dad Bold, 
welches England zu diefem Behufe herbeifchaffte, wird auf nit weniger.ald 30 Mil. Pf. St. 
angeſchlagen, und ver Ankauf einer fo großen Summe in fo kurzer Zeit kam ohne Zweifel theuer 
zu ſtehen. Das Steigen der Noten auf ihren Neunmert$ war eins wenn nicht plöglige, doch 
künſtlich beſchleunigte Veränderung im Preife des Umlaufsmittels, und jede Beränderung bewirkt 
Berlufte im Verkehr, entweder auf Seiten der Gläubiger oder der Schuldner, der Käufer aber 
der Berfäufer. Das Ende der Bankreftrietion wer daher ein ebenfv Eritifcher Zeitpunkt wie it⸗ 
genbein vorauögegamgener. Bei ber Beurteilung der ganzen Maßregel von 1797 — 4818 
Stastös Lexikon. II. — — 20 J 
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iR der Gefichtspunkt feftzuhalten , daß nicht die Reſtriction, fondern der Rieſenkampf Englands 
gegen die franzöfljche Republik, dann gegen Napoleon und feine Verbündeten die Urſache ja 
vieler Leiden war. Die Frage, ob dem Handelsverkehr, dem Gredit, dem Gapital die ſchweren 
Verluſte hätten erſpart werben können, fällt mit der andern Frage zufammen , ob England den 
Krieg hätte vermeiden ober früher beendigen koͤnnen, und die Antwort auf dieſe Frage gehört 
nicht Hierher. In irgendeiner Weife mußten die Opfer für den Krieg der britifhen Nation fuͤhl⸗ 
bar werben, ung wenn man die Bankreſtriction als die Korm betrachtet, unter welcher das Geld 
and der Erebit der Natton für Kriegszwecke verfügbar gemacht wurden, fo darf man fie nur mit 
den franzöftfchen Affignaten, mit den Napoleoniſchen Plünberungen und mit den öſterreichiſchen 
Staatsbankrotten vergleihen, und man wird fie als die milvefte und ſchonendſte Form erfennen, 
welche gewählt werben fonnte und ohne die freien Inflitutionen Englands und bie darauf be= 
gründete Vaterlandsllebe nicht fo gerählt worden wäre. 
Bon ber lehrreichen Krife ver Banf von England wenden wir und zu ihrer Geſchichte zurück 
Bei ver Erneuerung des Bankprivilegiums im Jahre 1708 wurde feftgefegt, daß feine Befell= 
ſchaft von mehr als ſechs Theilnehmern als Zettelbank beſtehen dürfe. Den Anlaß dazu ſoll 
eine Bergwerksgeſellfchaft (Mine -Adventure-Company) gegeben haben, welche anfing, Wech⸗ 
fel zu discontiren, Noten auszugeben, kurz, der Bank von England Coneurrenz zu machen. 
Letztere behielt ihr ausſchließliches Vorrecht bis 1826. Ste vervankte ihm hauptfächlich ihres 
großartigen Aufſchwung, aber auch manche Verlegenheit. Als nämlich in der Krife von 1825 
viele Landbanken ftürzten, Fam fie ſelbſt ins Gedränge und mußte zugeben, daß es beffer für fie 
fei, mit ſoliden als mit unfoliven Banken in Verbindung zu ftehen. Sie gab daher nach langem 
Widerſtande ihre Zuftimmung, daß jede Anzahl von Theilnehmern eine Notenbank errichten 
hürfe in allen Staͤdten, die weiter als 65 Meilen von London entfernt find. Diefe Beitimmung 
wurde in den erneuerten Freibrief von 1834 aufgenommen, der außerdem noch folgende enthielt: 
Alle Noten ver Bank von England, melde außerhalb London ausgegeben werben, find an 
dem Orte ver Ausgabe zahlbar. Nur unter dieſer Bedingung dürfen die Zweigbanfen an ihrem 
Side Noten ausgeben. Die Bank hat elf Zweiganftalten, Birmingham, Liverpool, Manthefter, 
Blymouth, Portsmouth, Briftol, Leeds, Hull, Nemcaftie, Leicefter und Swanſea. Diefe zus 
fammen geben ein Drittel, die Hauptbank in London gibt zwei Drittel der ſämmtlichen Noten 
aus. Alle diefe Roten find bei ver Bank in London, außerdem aber ind die Noten einer Zweig- 
anftalt nur bei biefer gegen Münze einzulöfen. 
Die Noten der Bank von England find gefeglihes Zahlungsmittel in England (nicht in 
Schottland und Irland), außer hei ver Bank ſelbſt und ihren Zweiganſtalten, und zwar für jede 
Summe über 5 Pf. St. (unter dieſem Betrage dürfen feine Noten mehr ausgegeben werben) 
und folange ald die Bank bei ihrem Hauptcontor in London ihre Noten einlöft. Dies 
fhügte das Inftitut gegen den Andrang der Landbanken nad) feinen Baarvorräthen und ven 
Geldumlauf gegen empfindliche Störungen. 
i Die Bank ift bei dem Discontiren von Wechſeln, die nicht über drei Monate laufen, ven 

Wuchergeſetzen nicht unterworfen; fie kann daher ihren Discont über den gefeglichen Zinsfuß 
von 5 Proc: erhöhen. Bon diefer Befugnig machte fie 1847 Gebrauch, wo der Discont bis 
8 Proc. flieg, dann im Mat 1854, wo er auf 5%, Proc. gefegt wurde, endlich vom October 1855 
an bis jet (October 1857), wo der Sag faft beftändig über 5 Pror. ſtand. 

Verzeichniſſe ber Baarvorräthe, Schulvverfhreibungen, umlaufenden Noten und Depoflten _ 
folfen den Kanzler der Schatzkammer jede Woche vorgelegt werden, Am Schluffe eines jeden 
Monats wird eine Zufammenftellung gemacht und der Durchſchnitt für Die legten drei Monate 
gezogen. Die Monatsüberfiht wird in der nädften Nummer des Regierungsblattö, der „Lon- 
don Gazette” bekannt gemacht. Die Bank läßt übrigens auch ihre wöchentlichen Nachweiſe 
durch die Zeitungen veröffentlichen. Diefe unbefchräntte Offenilichkeit, welde das Publicum 
unaudgefegt in Kenntniß von dem Vermögen, ven Berbindlichkeiten, vem Umfange und Gange 
der Geichäfte Hält, iſt ein Hauptvorzug der Banf von England, die Grundlage des unbeding⸗ 
ten Vertrauens, welches die Anflalt genießt. 

Dem Freibrief von 1854 folgte nach Ablauf ver zehnjährigen Dauer unterm 19. Juli 1844 
ein Geſetz (Bank of England charter act), „um das Ausgeben von Banknoten zu regeln und 
bem Gouverneur und ber Geſellſchaft ver Bank von England gewiffe Privitegien für eine bes 
ſchränkte Periode zu verleihen”. Hiernach wurde eine befondere Abtheilung (department) für 
das Ausgehen von Noten vom 1. Sept. 1844 an errichtet. Als Sicherheit für die Noten werben 
von dem Bankvermögen 14 Mil. Pf. St., welde die Anflalt an den Staat zu fodern hat, und 
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Hin entſprechender Vorrath von Metall (Barren und Münzen) abgefondert. Der Betrag an 
‚ umlaufenden Noten, welcher 14 Mil. Pf.St. überfteigt , muß in edeln Metallen vorräthig fein. 
Die Notenmenge darf mır dann vermehrt werben, wen eine andere Zettelbank aufhört, und 
dann nur um zwei Drittel des Betrags ber aus dem Umlauf gezogenen andern Noten. Der$.10 
dieſer Acte verbietet die Errichtung weiterer Zettelbanken; vie beftehenven dürfen die Summe 
ihrer auögegebenen Noten nicht vermehren. Der Freibrief des Bank erliſcht mit zwölfmonat= , 
licher Anffündigung nady vem 4. Aug. 1855, und das Parlament hat im Mai 1857 einen 
Ausſchuß ernannt, um über die Erneuerung des Privilegiums wie über das Bankweſen in 
England Überhaupt Anträge vorzubereiten. Die Unterfuhungen und Verhandlungen. wer- 
den ohne Zweifel von hohem und allgemeinem Intereffe fein. Die Beflimmungen der Acte von 
1844 haben ven Zwei, die Banknoten ftet im Gleichwerthe mit der Münze zu erhalten, was 
nur gefhehen kann, wenn fie jederzeit unverzüglich einldsbar find. Dafür aber ſoll geforgt wer⸗ 
den durch Zurüdführen ver Notenausgabe auf eine einzige Duelle — die Bank von England 
— und Sicherung anfehnliher Baarvorräthe. 

Das Eapital der Bank war im Laufe der Zeit bedeutend angewachſen. Bon 1,200,000 
Pf. St., die urſprünglich zufammengebradht waren, hatte es fich zur Zeit der Erneuerung des 
Privileglums im Jahre 1708 durch neue Subferiptionen auf 4,402,345 Pf. St. gehoben. Im 
Jahre 1746 und bis 1816 betrug daſſelbe 141,742,000 Pf. St. Im Jahre 1816 flieg daf- 
felbe auf 14,553,000 Pf. St. 

Was hier ald Gapital erſcheint, dies zeigt fi auf der andern Seite ald Schuld des Staats 
an die Banf, denn diefe durfte ihr Capital nur zu dem Zwecke vermehren,’ um ver Regierung 
Darlehen zu machen. Kurz vor der Erneuerung des Freibriefs im Jahre 1834 wurde ein Bier: 
theil zurũckbezahlt, mithin die Schuld auf 11,015, 100 Pf. St. vermindert. Die zurückbezahlten 
3,537,900 Vf. St. behielt die Bank als Betriebsfonds, und ebenfo verwendet fie die aus bein 
Gewinne angefammelte Referve (rest) von beiläufig 3,500,000 Pf. St. Das Gefanmtcapital 
befteht ſonach aus 17,853,000 Pf. St., wovon 14,015,100 Pf. St. der Regierung dargelichen 
find und 6,837,900 Pf. St. in den Geſchäften umgetrieben werben. Die Zinfen, welche die 
Bank für ihre Darlehen erhielt, ſanken mit dem allgemeinen Zinsfuß von 8 auf6, 5, A und 
5 Proc. Rlır die Erneuerung ihrer Privilegien mußte fie ſchon 1708 dem Staate einen unver= 
zinslihen Vorſchuß leiften, dfter auf Zinsfoverungen verzichten und in eine Herabfegung der 
Bergütung für ihre Kinanzverwaltungsgefhäfte willigen. Allein die Vortheile, welche fie aus 
ihrer Berbindung mit der Regierung zog, waren fo groß, daß die Aufınerkffamfeit des Parla- 
ments babur mol angeregt werden konnte und eine Ermäßigung des Preifes ihrer Dienfte 
von Zeit zu Zeit gerechtfertigt erfchien. Ste fegt den größten Theil ihrer Noten durch Vorſchüfſe 
an und für die Regierung in Umlauf, inbem fie deren verzinsliche Schatzkammerſcheine kauft, 
ihr den Betrag einiger Steuern (Land = und Mafzfleuer) vorfhießt, wofür fie Zinfen und Pros 
viſton bezieht; fle beforgt ferner Die Schulvenverwaltung und hat verfügbare Stantögelber ſtets 
zu ihrer Verwendung. In den Kriegözeiten hatte vie Bank zuweilen 10 Mil. Pf. St. und dar 
über an Staatögelvern in Händen ; fpäter wurde Vorſorge getroffen, das Maß zu beſchränken, 
und die Summe beträgt jeßt In der Regel zwiſchen 3 und 5 Mill. Kür ii Berwaltung ber Na= 
tionalſchuld z. B. bezug die Bank von jeder Million bis zum Jahre 1786: 562 Pf. St. 10 
Schill.; 1808: A50 Pf. St., von da an 340 Pf. St. bis zu 600 MIN. und 300 Pf. St. von 
jeder weitern Million. Die Vergütung für diefe Dienfte belief fi) 1829 auf 257,258 Pf. St.; 
bei Erneuerung des Sreibriefs im Jahre 1854 mußte fie 120,000 Pf. St. daran nadlaffen. 
Diefe Vergütung würbe immer nod enorm erſcheinen, wenn fle lediglich eine Bezahlung für vie 
Geſchaͤftsbeſorgung und nicht zugleich eine Verfiherungsprämie wäre. Es ift nit ohne Bei— 
ſpiel, daß die Bank namhafte Verlufte zu decken hatte, z. B. 1805 einen Poſten von 300,000 - 
Pf. St. , welchen einer ihrer Hauptkaſſirer unterfhlug, und fpäter noch bedeutendere Summen, 
welche fie durch pie Fälfchungen des Fauntleroy einbüßte. Es iſt wohl zu bemerken, daß die Eri⸗ 
flenz der Bank von England als Gorporation für die Verwaltung der dffentlihen Schuld und 
die Zahlung ihrer Zinfen an die Staatögläubiger nicht auf ihren Freibriefen, fondern auf ven 
Berträgen Über ihre Darlehen an ven Staat beruht. Das Parlament könnte 5. B. die Erneue⸗ 

. rung ber@harter von 1844 verweigern, dann müßte Die Ausgabe von Noten und dieBeforgung 
von Banfgefgäften für die Regierung aufhören, aber als Staatsſchulderwerwaltung würde bie 
Bank fortbeftehen. 

Neben ihren ausgedehnten Geſchäften für bie Finanz⸗ und m bes Staats 
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Bat die Bank ihre Verrihtungen für ven Credit des Handels und der Induſtrie niemald vernach⸗ 
läfigt. Sie Hat ſelbſt in den kritiſchſten Zeiten nit aufgehört, Effecten folider Bank: und vau⸗ 
delöhäufer zu discontiren, Einlagen anzunehmen, darunter auch die geſetzlich ober gerichtlich zu 
deponirenden Summen. Der Betrag der Depojiten beträgt duchignittlih 10—12 Mil. Pf. St.; 
fie vergütet für die bei ihr nievergelegten Summen feine Zinjen, dient aber den Theilhabern ald 
Girobank, kaſſirt ihre Anweifungen ein und leiftet Zahlungen für ihre Rehnung. Diejenigen, 
welche ein Guthaben bei der Bank bejigen, erhalten ein Anmeifungdconto (drawing account), 
auf welches fie Zahlungen anweijen, dagegen aud Wechſel an ipre Ordre an bie Bank inbojiiren 

‚tönnen. Über mehr als ihr Guthaben fönnen fie nicht verfügen, es wirh Fein Banferedit gege- . 
ben; dagegen verlangt die Banf auch keine Provijion. Wer ein Anweifungsconto hat, kann ſich 
aud ein Discontivungdconto eröffnen laſſen, in welhem die Unterfepriften ver Vetheiligten im 

- ein beſonderes Bud) eingetragen und, ſoweit nöthig, beglaubigt werben. Der Ertrag ver Ges 
ſchäfte, zum größern Theile vom Staate, zum Hleinern vom Kandel, beläuft ſich durchſchnittlich 
auf 1,600,000 —4,700,000 Pf. St. jährlich, wovon die Berwaltungsfoften etwa 540,000 
Pf. St. wegnehmen. ; 

Der Notenumlauf, in der neuern Zeit zwiſchen 19 und 21 Mill. Pf. St., war unmittelbar 
vor der. Reftriction im Jahre 1797 nur etwas über I, Mil.; nicht ein Übermaß der Noten= 
emiſſſon veranlafte die Einftellung der Zahlungen, fondern die Entziehung des Capitals ; denn 
gleichzeitig -war der Baarbeftand auf 1,086,170 Pf. St. gefehmolzen und die Vorſchüſſe 
gegen Wechſel und andere Sicherheit auf 16,837,750 Pi. St. geftiegen. Während ver Reitric- 
tion war die Notencireulation größer ald jemals vorher oder nachher, am höcften im Jahre 
1817, wo fie 294, Mill. überſchritt, dabei nahe 8 MIN. in Noten unter 5 Pf. St. Yon 1826 
an bewegte ſich die Eirculation zwiſchen 18 und 22 Mit. Pf. St., und Im Ganzen iſt fie gegen: 
wärtig geringer ald unter dem Gefeg von 1834. Die Noten ver Landbanken hatten ſchon vor 
der Acte von 1844 abgenommen und erreichen auch jegt nicht das gefeglihe Maximum. Bon 
1854 — AO war ihr Betrag zwiſchen 10 und 12 Mill., 1843 nur nod 7%, Mil; die Acte 
von 1844 geftattet 8,631.647, ver Umlauf aber betrug Ende 1856 nur 6,731,588 Pf. St., 
während die Noten ver Bank von England beinahe unverändert geblieben find. 

Daß, im Gegenfage mit dem Feſtlande, der Bedarf an Umlaufsmitteln abnehmen fonnte, 

‚während die Benölferung um ein Viertheil, Handel und Schiffahrt auf dad Dreifahe in 25 
Jahren ſich Hoben, dies erklärt ſich hauptſächlich durch den allgemeinen Gebrauch ver Gel und 
Noten fparenden Einrichtungen des Bankweſens. In dem Clearing house werben iährlich 
Transactionen für mehr ald 1000 Mill. Pf. St. mit 60 - 70 Mil. in Gold und Noten aud: 
geglihen; feit 1840 gewöhnten jih Kleinhändler, Handwerker und Landwirthe ihre Kaffe bei 
Bankhäuſern zu halten und ihre Zahlungen mit Checks ſtatt mit Noten zu leiften und zu em: 
pfangen. Ohne dieſe Hülfgmittel würde, die Vermehrung der Noten in England wahrſcheinlich 
ähnliche Fortſchritte wie auf dem Continent gemacht haben. 

Landbanken in England. Da die Bank von England mehr mit der Regierung ald mit 
dent Handel und mit legterm nur in größern Gefchäften verfehrt,. fo werden die eigentlichen 
Bankgeſchäfte hauptſächlich von Häufern und Anftalten betrieben, die mit dem riefenhaften Auf- 
ſchwunge des Handel$ und der Induftrie an Zahl und Bedeutung zunahmen und jelbit wieder 
an dem großen Nationalinftitute eine Stüge und einen Rüdhalt finden. Die Anflalten waren 
theild Privatbanfen, mit nicht mehr als ſechs Theilhabern, theild Actienhanfen (joint-stock 
banks), und ihre Geſammtzahl in Cugland beträgt gegenwärtig mehr als Taufend. Ein Theil 
diefer Anftalten gibt Noten aus, ein anderer Theil nit. Die Notenemifion war vor 1826 nur 
Privatbanfen geftattet, welche die Erlaubniß dazu von der Krone erhielten und (feit 1808) eine 
Licenz löften, welde jedes Jahr erneuert und mit 30 Pf. St. bezahlt werden mußte. Seit 1826 
duriten auch Actienbanken in Städten, die wenigftend 65 Meilen (15 deutſche Dleilen) von Lon⸗ 
bon entfernt liegen, Noten auögeben. Durch die Acte von 1844 murbe Die Befugniß der Noten- 
ausgabe auf die Anftalten beſchränkt, welche damals im Beſitz waren, und es zeigte fi, daß ihre 
Zahl 208 Privatbanfen und 72 Actienbanfen betrug. Dieje hatten damals 8,631,647 Bi. St. 
in ihren Noten im Umlaufe, und mehr durften ſie von nun an nicht in Girculation fegen. Bon 
den 208 Privatbanfen haben either (bis Ende 1856) 45 aufgehört Noten auszugeben, und 
zwar 21 wegen Einftellung ihrer Zahlungen, 16 weil fie ſich wit Actienbanfen vereinigten 
oder freiwillig verzichteten, 8 weil fie, wie viele andere, mit der Bank von England übereinfar 
men, ſtatt eigener Noten folge ber großen Anftalt gegen eine Vergütung zu benugen. Bon ven 
72 Actienbanken dagegen find seither nur 9, darunter 6 wegen Zahlungseinftellung,, aus— 
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gefallen. Das geſetzliche Marimum der Notencireulätion Hat ſich dadurch um 723,645 Bf Sto 
vermindert ; ber wirkliche Umlauf aber ftand Ende 1856 um 1,166,616 Pf. St. unter #8 ww 
ſetzlich zuläffigen, von welchen viele Anftakten nicht in vollem Umfange Gebrauch mar‘! Re 
Wenn in der Geſchichte des englifchen Bantwefens von den Landbanken die — EIG 
pflegt man in der Regel darunter pie Privat: und die Aetienbanken zu verftehen, ı re N 
ausgeben. Über ihre. Entftehung und erfte Entwickelung fehlt es an aan 
ihre Beſchränkung jeit 1844 ift das Nefultat der Erfahrungen, die an ihnen gehn RT 
„Man nimmt allgemein.an“', fagt Gilbart®), „daß fie bis zum Amertkanifcher Mrdche lo 
geringer Anzahl vorhanden waren, daß ſie ſich gegen das Ende diefes a rbginta 
daß Re 1793, als 22 derſelben fallirten, einen heftigen Stoß erlitten, aber rigen Re - 
reſtriction fh wieder mit überrafchendev Schnelligkeit vermehrten.” ‚im ‚madad andagapıın 
Die Zahl der Bankbrüche belief fich von 1809-26 auf 283, wos von⸗ 
1825 — 26 fallen, welche dazu führte, die Errichtung von tina ebaboh Anl 
geftatten, weil man in ver geringen Zahl ver Theilhaber eine Haupturſacha dic — 5* 
Landbanken zu finden glaubte. Bon 1826— 35 waren 56 ActienbantenTeklifttär Wbrbih 
dem einen Jahre 1856 kamen A5 neue hinzu, bon denen mehre 30 —46 WERDEN Fu 
weshalb M'Culloch die Zahl ver im Jahre 1856 entftandenen Bantem auf 0 ſchingte O or 
Speculation hatte jih der Sache bemächtigt, Die Actien waregÜhreift geitnd, MAR weritzye 
manche 25, 10, ſelbſt 5 Bf. St., und davon wurden nur 5, 10r20 EEE > 
tige und wohlhabende Sefhäftsleute zogen ſich von ſolchen Unternthnrunſten giꝛuüch weiliſtoaach 
engliſchen Geſetzen mit ihrem ganzen Vermögen für die Derbi pildt tan derſelben haften müſ⸗ 
fen. Diejenigen, welche beitraten, boten in der Regel fing, 13 HH urd die übernommene 
Haftbarkeit und waren nicht änaftlih, der Überfpeculgtion K,.9 del mit Noten zu Hülfe zu 
kommen. Die Notencireulation der Landbanken ftieg tiber J Pf. St. im Mai 1856, 
während bie Banf von England nur 18 Mill. im üntauf hat BHIT wurde Gold zur Aus- 
fuhr geholt, ihr Baarvorrath ſchwand von 7,678,500 Pf. ram ehtunr 1856 auf 5,958,750 
Pf. St. im Februar 1857. Das Parlament ließ eins Materſachungtanſtellen, und man kam zu 
der Anfiht, welche MCulloch in feiner Ausgahe yon ———— 
fammenfapt: „Wäre die Bank allein befugt 1 pie ug X era Sole 
wäre nicht entflanden, oder es würde ihm wenig —— CT fſetzt gparden Ken - 
Das Anwachſen deſſelben zu einer Höhe, wa herher Bart yon Engkui defeb —— dig n 
lich dem Verfahren der Geſellſchaftsbqukan Ele Anden sis farttuhren pen klmtanfg 
ihrer Noten zu vermehren, ftatt zu verpumgeung Day Rüchchlag erfplaie,iekalh De · Nuc auf 
dem Geldmarkte eine gewiſſe Höhe er; ERS ge FEN — 
würden inehre Geſellſchaftsbanken. 198 ee Sp! gimg ghey — 
ergeben, wo das Umlaufsmittel gm als Fine. — 43 men are 
tung ber Zettelbanfen und ihrer, 173) HE outs HERR OUT fe 
maß bie Lhrilfaber mit ihrenegngun Komme f — implicesläcn bes Mriephaft-hlae 
ten, ift andern Aetiengefelkfänhen, 5 Zili Ad Gleinimstock-egmmn: 
panies-act), welches das Geſehngdahre do er Snfkeniie ————— J 
act) in fi aufnahm und erigeiterie,, naphge — alein. die Mauer, und die Mari 
rungsseſellſchaften jind dann — Piris heiebt.dir unbejehränfie,Geitharfeiß 
fort, und wenn fie aud von, — 53 Ja urch, Das; nachhaltige Meheihenparn 
Befellfcaftsbanten verloren IN ‚Di a0 „ir ofien, eekihaften a amade Ak 
nahme minder bemittelter Astinnäxe Uhren, Mei ermekteenyS SE HONNEG,O tin CO chart Ina) 
Den englifgen ——— ua A x BEE ERBEN AUCH Rd, 1677 
zum Betriebe ihrer Gefchäfte verwenden und nut langever, ündigungefriſt mäßig eyainlean, 
* Die Einleger Binnen ihre, Rechnung ‚aufheben u ihre Depofiten zurüdnehmen, haben aber 
bei der Verwalling.äiht mitzureven. " Oeshalb werben von den Banken ftärfere Garantien als 
ſchaften verengteun® ift für fir das Miarpoerrunbeſchtünkten Haft⸗ 
barkeit ihrer Agei are Dastavo we. SE Aendeng dleſes Brincips 
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vom 17. Aug. 1857, Indem es ven Actionär gegen Cinzelklagen ſchͤtht und ein Liquidationd⸗ 
verfahren feſtſetzt, wonach jeder Actionaͤr pro rata zur Deckung des Deflcits herangezogen wird. 
Das nämliche Geſetz (Act to amend the law relating to Banking Companies, 17 august 
1857) ſucht die vorgefonsmenen Umgebungen des Geſetzes über beſchränkte Haftbarkeit abzu= 
ſtellen, indem es beftimmt,, daß bis zum 1. Jan. 1858 jede Bankgeſellſchaft ſich unter die be= 
ſtehenden Gefege über Actienbanken regifteiven laſſen muß, winrigenfall fie die Gorporattons- 
rechte verliert und die Directoren bei Strafe keine Dividenden zahlen dürfen. Auf Verlangen 
eines Drittheils der Theilhaber (nah Zahl und Gapitalantheil) muß eine Prüfung ver Be: 
ſchäfte durch den Infpector der Handelsbehörde (board of trade) ftattfinden. Geſellſchaften, 
melde Bankgeſchaͤfte treiben, aber, um Die befehränkte Haftbarkeit zu genießen, andere Geſchäfte 
angegeben haben, müſſen auf Verlangen Eines Gläubigers over Theilhabers liquidiren (wind 
up). Stellt fi ein Defigt heraus, fo müflen es die Theilhaber decken. Endlich beſtimmt die⸗ 


ſes neuefte Geſetz, daß leben oder mehr Perſonen ſich als Bankgeſellſchaft. regiſtriren laſſen 


bürfen, vorausgeſetzt, daß der, Nennwerth eines Antheils nicht unter 100 Pf. St. beträgt. 
Man beforgt, daß hiernach unfichere Anflalten gegründet werben tönnen, weil ein Gapital von 
nur 700 Pf. St. Hinreiät, Namen und Überjihten nicht veröffentlicht werben müffen, und 
eine Prüfung der Gefchäfte nur auf Verlangen von Theilhabern feitens der Behoͤrde vorge⸗ 
nommen werden darf. Im Ganzen gilt jedoch das Gefeg als ein Fortſchritt, indem es die 
Sicperheit verflärkt und Chicanen, die nur den Advocaten nügen, abſchneidet. 

Nach den neueften Mittheilungen beftehen in England: 


Privatbanten: ohne Roten: mit Roten: 
in &onvon .... 59 — 
außerhalb London 115 155 

Geſellſchaftsbanken: 
in London... 23 — 
außerhalb London 165 63 


Unter den londoner Gefellfhaftsbanten find neun größere, wovon eine, die Royal-British 
Bank, dutch die Betrügereien ver Directoren zu alle gebracht worden ift, feit 1854, darunter drei 
im Jahre 1855 entflanden. Die 218 Notenbanken, welche mit ihren Zieiganflalten auf 745 
fteigen, Hatten am 4. Aug. 1857 noch für 6,3587,097 Pf. St. Noten im Umlauf und ſtanden 
damit um 1,197,945 Pf. St. unter der gefeglichen Marimalhähe. 

Banken in Schottland und Irland. Die Privilegien der Bank von England erftred- 
ten ſich nicht auf die beiden andern Ränder und hinderten dort nicht die Entwidelung des Bank⸗ 
weſens durch Geſellſchaften. Die Bank von Schottland wurde ein Jahr nad) der Engliſchen, eben⸗ 
falls von William Patterfon, gegründet; ihr folgte 1727 die Königliche Bank von Schottland, 
‘und 4747 eine dritte unter der Firma Britifhe Leinwandeompagnie, alle drei in Edinburg. 
Außer ihnen entſtanden nach und nach 30 Geſeilſchaftsbanken in Schottland. In Irland bilde 
ten ſich die Bank von Irland, die Provinzial-, die Nationalbank in Dublin und andere in Bel- 
faft und Ulfter. Als im Jahre 1844 dad Notenwefen in England befhränft wurde, folgte im 
Jahre 1845 die Anwendung auf Schottland und Irland durch zwei beſondere Gefeke, wonach 
ebenfalls feine neuen Notenbanken mehr genehmigt und der Umlauf der beflehenven auf ben 
Durchſchnittsbetrag des abgelaufenen Jahres beſchränkt werden follte. In Schottland fanden 
ſich 49 Getzt noch 18) Notenbanken mit einem Umlaufe von 3,087,209 Pf. St., in Irland 8 
Giegt noch 6) mit 6,354, 494 Pf. St. Doch dürfen dieſe ihre Noteneirculation ausdehnen, wenn 
fie den Mebrbetrag in Gold oder Silber vorräthig halten. Am 4. Aug. 1857 war der Stand 
nach dem Durchſchnitte ver legten vier Wochen: 


Son 18 cottiſchen Bon den 6 iriſchen 
f Banken: Banken: 
Noten unter 5 Pf. St. ... . . 2,596,098 3,191,294 
„ von 5 Pf. St. und darüber 1,396,374 3,242,410 
" 3,992,477 6,433,705 
Baaworrah ....... 2... 1,595,606 2,264,171 


Die Banken Hatten hiernach in beiden Länvern mit Hülfe ihrer Baarvorräthe das geſetz⸗ 
Ude Marimum überſchritten. 


Die Unterfuhungen über das Bankweſen in England im Jahre 1826 waren 1827 auch auf. | 
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Schottland und Irland ausgedehnt worden, und dabei erſchienen Die ſchottiſchen Banken in dem. 
vortheilgafteften Lichte. Unter ihren Principien Haben ſich befonbers folgende bewährt. 

Die ſchottiſchen Banken nehmen Einlagen von 10 Bf. St. und darüber, fie ſtellen ihren 
niebrigften Betrag dem hoͤchſten der Sparkaſſen gleich, ſodaß die Binleger unmittelbar von der 
Sparkaffe zur Bank übergehen fönnen. Die Bank verzinft jede Einlage, auch bei geringem Be⸗ 
trage und auf kurze Dauer, je nad den Umſtänden mit 2—A Proc. Daher fommt es, daß die 
meiſten Einleger Fiſcher, Handwerker, Feldarbeiter und Dienftbgten ſind und mehr als die 
Hälfte ihrer Guthaben zwiſchen 10 und 400 Pf. St. betrugen; daß ferner die Anlagen bei der 
Banf, weil fie für jeden Betrag und für jede Friſt Zinſen tragen, der Anlage in Staatöpapieren 
vielfad) vorgezogen werben, weil bei legtern die Maflergebühren und vie Gefahr in Anfchlag 
kommen, daß ſie gerade in dem Augenblid im Preije gefunfen find, mo man veranlaßt ift, fie 
wieder zu veräußern. Dieje Einrichtungen ber fhottifiden Banken äußern eine mächtige Anzie⸗ 
hungskraft auf die übergefparten Gapitale. „Die meiften der wohlhabenden Landwirthe und 
Gewerbsleute“, heißt es in dem Bericht deö Unterhaufes von 1827, „haben durch diefe Erſpar⸗ 
niffe ven rund zu ihrem Vermögen gelegt.” Die Summe der Depofiten bei pen ſchottiſchen Ban- 
Een aber beträgt nicht weniger als 30 Mit. Pr. St. H ; 

Die ſchottiſchen Banken geben ferner Perfonalerevit und eröffnen ſolchen für Geſchäftsleute, 
welche ſich als folid ausweiſen und zwei oder mehre annehmbare Bürgen bringen, un fie fönnen 
bis zu dem vollen Betrage je nach Bedarf davon Gebrauch machen, ſodaß fie nur den Theil, den : 

fie bezogen, zu verzinfen haben. Gine ſolche Grediterdffnung (cash account, Geldrechnung) 
kommt in England nur bei einzelnen Privatbanfen vor, wirkt aber überall fehr wohlthätig auf, 
die Betriebfamkeit der minder bemittelten Glafjen. 

Endlich find die ſchottiſchen Banken nicht der Beſchtänkung unterworfen, welche ben eng= 
liſchen verbietet, Noten unter 5 Pf. St. auözugeben, und nur während ver Bankreftriction eine 
Ausnahme geftattete. Jene geben regelmäßig Einpfunpnoten aus, befriedigen aber dennoch mit 
einer verhälmigmößig geringen Summe dad Bedürfniß der Girculation, weil eben vie Leichtig⸗ 
keit, jeven Betrag bei der Bank verzinslich anzulegen und, nach Bebarf wieder zurüdzuziehen, 
die Ginzelnen geWöhnt hat, fein Geld in ihren Kaflen liegen zu laſſen, fondern Alles, mas fie 
für ven Augenblick ntbehren Eönnen, an bie Bank zu geben, bie es fortwährend im Umlaufe er 
Hält. Daher wird, nad Wilfon, der gefammte Geldverkehr in Schottland mit einer Geldſumme 
von 31/, Mil. Pf. St. zum weitaus größten Theil in Banknoten beftritten, während biefelbe in 
England nicht unter 50—60 Mill, angufhlagen if. Die Bevölkerung von England und Was 
les ift ſechs mal fo groß als die von Schottland, daher würde vort eine Summe von 21 MilL 
BF. St. der ſchottiſchen Eireulation von 3%, Mil. entfpreden. Man kann nicht behaupten, 
Daß die größere Ausdehnung des englifhen Handels ven Unterſchied erkläre, denn ed iſt zu⸗ 
vörberft nit ausgemacht, daß der ſchottiſche Handel minder ausgedehnt fei; ſodann aber find es 
auch nicht die großen Hanbelögefhäfte, welche vorzugämeife Münzen und Noten verwenden, 
fondern bie Heinen und außerdem noch die Arbeitölöhne und die Mrivatconfumtion. Wir hapen 
übrigens oben gefehen, daß feit 1840 auch die Engländer ihre Banken beſſer benugen gelernt 
haben. Mit einem Capital von 14%, Mill. und einem Notenumlauf von 20: Mill. hat die 

Banf von England Depofiten im Belaufe von 10 Mill. an ſich gezogen; Die ſchottiſchen Banken 
mit einem Gapital von nicht ganz 10 Mi. und einer Rotencirculation von 31/, Dill. verfügen. 
über ein Gapital von 30 Mil. an Depofiten. Diefe Vergleihung fällt ganz zu Gunften ber 
Brunvfäge aus, nad) denen fie verfahren, und denen es zu verdanken ift, daß fie das Gapital des 
Landes vergrößern, indem fie feinen Theil veflelben unbefchäftigt laſſen; daß fie große Summen 
dem Handel und ver Induſtrie des Landes erhalten, welche ohne ſie eine Anlage in Stantäpa- 
pieren geſucht daben würden; daß dadurch der Aufſchwung bed Handels und der Induſtrie nicht 
allein, ſondern ver größte Theil der landwirthſchaftlichen Verbefferungen, wodurch Schottland 
fish auszeichnet, moͤglich gemorben if. Die neuern Geſellſchaftsbanken in England find vem 
nämlichen Örundfage gefolgt; die neun größern in London allein hatten 1855 über 31 Mill. 
Pf. St. au Depofiten. Dieſe Bortheile find aber nicht nur eine Folge zweckmäßiger Einrich⸗ 
tungen, fonbern mindeſtens ebenfo fehr eine Frucht des Volkscharalters. Schottland war zu 
allen Zeiten reich an ausgezeichneten Männern ver Wiſſenſchaft und praktifper Tücptigkeit. Die 
Rationaldkonomie zäblt deren Viele unter ihren berüßmteften Namen. Der Maffe des Volkes 
find Fleiß, Genũgſamkeit, Sparſamkeit und Trieb zu nügliher Thätigfeit in hohem Grabe 
eigen, und befähigen fie, von jedem neuen Hülfsmittel dev Arbeit und des Credits den beften Ge⸗ 
brauch zu marhen. Wo folde Cigenſchaften nur in geringem Grade unter per Malle vorhauden 


s 
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ſind oder an ihret Stelle die entgegenflehenden Untugenden vorwiegen, da werben bie an ſich 


beſten Einrichtungen wenig Nugen ſchaffen, unter Umſtänden and, durch Misbrauch zum Ver— 
derben ausſchlagen. Dies gilt in gar vielen Beziehungen, beſonders aber auch vom Bankweſen. 
Ein Schotte war es, welcher ven Plan zu der Bank von England machte und damit den Grund 
zu dem Grebitfyftem legte, welches weſentlich beigetragen hat, dem Handel und ver Inbuftrie 
Englands ihr Übergewicht über andere Nationen zu verfchaffen, und welches bie Schotten zu 
‚Haufe noch vollkommener ausbildeten und vortheilhafter verwendeten. Ein Schotte war es, 
welcher in einem andern Lande die Idee eines Creditſyſtems einführte, wo es, flatt einem bedäch⸗ 
tig prüfenven Parlamente, einem verſchwenderiſchen Hofe in die Hände fiel, eine genußflchtige 
Nation zu deni Wahne mühelofer Erwerbung von Reichthum verlockte und unermeßliches Un⸗ 
heil anrichtete, wie der Eingang des nähften Abſchnitts zeigen wird. 

WE Die Banken in Frankreich. Durch ein Ediet vom 2. Mat 1716 genehmigte ber 
Herzog von Orleans, Negent von Frankreich während ber Minderjährigkeit Ludwig's XV., das 


Gefuch des Schotten John Lam, in Paris eine Bank errichten zu dürfen. Ihr Cavital wurde 


auf 6 MI. Livres in 1200 Actien zu 1000 Thlrn. — 5000 Livres feflgefegt. Ihre Befug⸗ 
niffe waren im Weſentlichen die nämlichen wie jene der Bank von London. Sie durfte Handels- 
effeeten discontiren, die Baarvorräthe ver Kaufleute aufnehmen, ihre Koberungen einziehen und 
Zahlungen leiften durch Ab⸗ und Zufchreiben auf den Rechnungen, welche ihnen die Anftalt ers 
öffnete (Girogeſchäft); auch durfte ile Noten auf den Inhaber und auf Sicht ausgeben. Die 
noch friſche Erinnerung an die legten Müngverfchledterungen machten es rathſam, in das Sta⸗ 
tut bie beruhigende Zuficherung aufzunehmen, daß die Noten in Thalern von dem nämlichen 
Gewichte und Feingehalte, wie fle zur Zeit des Ediets im Umlauf waren, eingelöft werben foll- 
ten. Die Anftalt machte fehr gute Geſchäfte. Die Handelsleute von Paris, denen der leichte und 
billige Verkauf ihrer Wechfel eine neue angenehme Erſcheinung war, gaben ver Bank zu thun 
und feßten ihre Noten in Umlauf. Allein die Geſchäfte beſchränkten ſich auf die Hauptſtadt und 
verſchafften den Noten, welche überdies inboffirt merden mußten, nicht bie ertvartete Verbreitung. 
Da verorbnete untern 18. April 1717 ein Edict, daß biefelben bei allen öffentlichen Kaflen an 
Zahlung für Steuern angenommen, aud gegen Münze eingelöft werben folten: Dur) diefe 
Mafregel flieg die Eirculation der Noten bald bis auf 60 Mill. alfo auf ven zehnfachen Betrag 
des Bankcapitals; allein felbft viefes Verhältniß drohte noch feine Gefahr, da die Eigenſchaft 


eines gefeglichen Zahlungsmittel3 die Umlauföfähigfeit ver Noten erhöhte und ihre Verbreis 


tung in ben Provinzen die Zahlungen nad) entfernten Orten, die damals noch ſchwierig und 
tohtbielig wuren, bebeutend erleichterte. Freilich würde dieſer Dienft zweckmäßiger durch Filial⸗ 


‚ anflalten geleiftet worden fein, welche zugleich den größeen VortHeil der Anſammlung müßiger 


‚ Gepitale und der allgemeinen Benupung bed Wechſeldiscontirens gebracht haben würden. 


Bald aber nahm die Anftalt eine andere Wendung, indem fie zunächft mit weitausſehenden Co⸗ 


. Iontfirungsplanen und Hanvelsfpeculationen in Verbindung gebracht, dann von der Staats⸗ 


verraaltung als Finanzmaſchine im Befchlag genommen wurde. Im Auguft 1717 wurde bie 
Bildung einer Weſtindiſchen Sompagırie genehmigt und biefer die Souveränetät über Rouiftana 
und das Brivilegium bes Handels mit diefem Lande und mit dem Belzwerf aus Canada ertheilt. 
Dem Namen nach getrennt, waren beide Geſellſchaften in den naͤmlichen Händen, und Die Bank 
legte ihr Grundcapital von 6 Mill. in Actien der Weſtindiſchen Gefellfhaft an. Die Ausficht 
auf enormen Gewinn veranlafte die Verwaltung am A. Dec. 1718 dic Bank unter dein Namen 
Königliche Bank zur Staatdauftalt zu machen und den Actionären ihre Einlagen zurüdzu: 
zahlen. Sie erwartete von ihr die Mittel, die ungeheuern Schulden, melde die Regierung Lud⸗ 
tig’ XIV. Hinterlaffen Hatte, zu tilgen und ben erfhöpften Finanzen wieder aufzuhelfen. Zu 
dieſem Iwecke wurde die Weſtindiſche Geſellſchaft, welhe nun den Namen Indische Geſellſchaft 
annahm, mit neuen Privilegien ausgeſtattet. Die Länder am Senegal und jenſeit des Vorgebirges 
der guten Hoffnung wurden in ihren Bereich gezogen. Gold und Silber, Geſchmeide, Alles mas 
ner auf⸗ und anzubringen war, ſtroͤmte in bie Kaffen der Bank, um gegen Actien vertaufcht zu 
werden, von denen man goldene Berge erwartete. Die-Noten murben auf 100 Mill. in Stücden 
von 1080, 400 und 10 Livres vermehrt, von denen 10 DIL. in der Kaffe bleiben follten, um 
an ber Stelle der unbrauchbar gemorbenen ald Erfag zu dienen. Da aber die Münze immer 
mehr aus dem Umlaufe verſchwand und die Bank ihre Gefchäfte immer weiter anspehnte, fo 
wurde die Gtenze von 100 Mill. bald üßerfhritten, und ed waren gegen Ende de Jahres 1749 
1000 RIM. ausgegeben. Da die Gewinne aus dem Geſellſchaftsmonopol ausblieben, fuchte die 
Regierung ihrer Banf wilt neuen Privilegien zu helfen, die einen reellern Nugen abwarfen. 
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Das Einſchmelzen und Ausprägen der Münzen, das Tabacksmonopol, ſelbſt die Verpachtung 
der Domänengüter wurden ihr übertragen, jie ſollte für die Aufmunterung der Fiſcherei und 
ber Fabriken forgen. Das Bantgeſchaͤft verſchwand in einen ungeheuern Gewebe von dinanz⸗ 
und Handelöfpeculationen, welches die Capitale und dad Geld bes Landes verfäjlang, Actien 
und Noten dafür gab, die ihren Werth verlieren mußten, nachdem jie keine wirklichen Werthe 
mehr hinter fi) hatten. Vergebens waren alle Nothbehelfe, um’ der Entwertfung Einhalt zu‘ 
thun. Eine Verordnung vom 24. Mai 1720 fegte Die Noten auf die Hälfte ihres Nennwerths 
herab, was ein ſolches Entfegen erregte, daß fle in der folgenden Woche zurückgenommen wurbe. 
Bald darauf ftürzte die Bank, over dad Syſtem, mie man e8 damals nantıte, und fein Urheber 
Law entfloh. Ex war ein ausgezeichneter Kopf, fruchtbar an Ideen, die erft eine fpätere Zeit zur 
Reife bringen follte. Sein Irrtfum war: daß Werthzeihen, in einer Menge, weldje das Ge= 
fammtvermögen des Landes varftellt, benutzt werden könnten, um ala Hülfämittel des Credits 
dem Handel und der Induſtrie eine unbegrenzte Ausdehnung zu’/geben. In England herrſchte 
um biefelße Zeit der nämliche Schwindel mit ven abenteuerlihften Profecten. Aber Daniel Des 
foe, der Berfaffer des „Nobirtjon‘, trat in dem „Essay on projects” dem Betruge mit der Hin⸗ 
weiſung auf die wahren Duellen des Volkswohlſtandes entgegen; eine Reihe anderer Schrift: 
ſteller ſchloſſen fih an. Die Banf von England ließ fich nicht in den Strudel ziehen, die Regie 
rung misbrauchte die Stimmung nicht zu Finanzfpeculationen, und das Parlament jegte durch 
die Bubble-act (Schwindelgefeg) von 1719 dem Unweſen ein Ziel, indem es bie Freihelt ver 
Affoclation in Bezug auf Actiengeſellſchaften fehr ſtark befhränkte und die Frage, ob ein Unter: 
nehmen als ſchwindelhaft zu vertwerfen fei, dem Spruche der Jury unterftellte. Dieje Acte bes 
fand bis 1825, und noch 4811 wurde auf die Klage der Müller und Bäder von Birmingham 
eine Actien: Mehl: und Brotfabrik durch Sprud der Jury eingeftellt,, weil fie, nachdem bie 
Theuerung aufgehört, Keinen rechtmäßigen Zweck mehr habe. Auch in Frankreich fehlte es nicht 
an einftätövollen Rathgebern, aber ihre Stimme verhallte bei der Nation, welde von den 
Schägen des Miſſiſſippi träumte, und bei der Regierung, welde durch ihre Bank das Geld des 
Volks in dad Danaldenfaß ihrer Kaffen leitete. Die vielgebrauchte Barallele zwiſchen dem, 
Syftem von Law und dem heutigen Credit mobilier paßt nicht; denn ber letztere arbeitet mit bes 
Tannten Größen und innerhalb beftimmter Schranken, ohne Monopole und außer Verbindung, 
mit den Staatöfinanzen und einer Notenbant. ‘ 

Kein Wunder, daß nad) folden Erfahrungen mehr ats ein halbes Jahrhundert verging, 
bevor ein neuer Verſuch zur Gruündung einer Bankanftalt in Frankreich gemacht wurde. Erſt 
am 24. März 1776 genehmigte vie Regierung den Plan ver Herren Panchaud und Clonard, eine 
Discontofaffe zu gründen. Ihr Capital follte 15 Mit. betragen, und davon ſollten 40 Mill 
dem ſchwer verſchuldeten Staate geliehen werden. Allein das Bublicum betrachtete nicht, wie in 
England, die Foderung an den Staat als ein fiher angelegtes Grundcapital: die Subferiptionen 
betrugen nad) ſechs Monaten noch nit 2 Mill., und man mußte vorerft auf die Anleihe ver— 
zichten. Nun famen bald 7%, Mill., die Hälfte des urſprünglich feftgefegten Gapitals, zuſam⸗ 
men, und die Anftalt trat in Wirkſamkeit. Läfige Vorſchriften hemmten anfangs ihre Bewe⸗ 
gung, die aber bald Iehhafter wurde, nachdem ihr geflattet worben war, den Discont in Frie⸗ 
bengzelten auf A, in Kriegszeiten auf AY, Proc. zu ermäßigen. Ihr Capital flieg auf 12 Mill., 
und in ver erften Hälfte 1783 belief jih die Summe der Discontirten Effecien auf 136, der um= 
laufenden Noten auf 35 Mill. Die Erleichterungen waren aber der Preis von Anleihen an die 
Regierung, die man wol als erzwungene anfehen. darf; fie’beliefen fih 1783 auf 6 Mitl. 
Hierdutch wurde die Einlöjung der Noten ſchwierig, und die Regierung half aus der Verlegenz 
heit, indem: jle durch einen Beſchluß vom 27. Sept. 1785 den Noten einen Zwangscurs ver- 
Hied. Bald darauf wurde der Anftalt die Schulv des Staats zurückbezahlt, fie Löfte ihre Noten 
wieder ein und daß Vertrauen kehrte zurück. Aber im Jahre 1787 wurde die Anftalt aufs neue " 
für die drückenden Finanzverlegenheiten in Anfprud genommen, und man ſuchte die Abſicht un= 
ter dem Plane einer Reorganifation der Discontofaffe zu verſtecken. Diefe follte nämlich im " 
Befentlichen darin beftehen: daß durch Ausgabe neuer Actien das Eapital vergrößert, zugleich 
aber, als Garantie für die Einldſung der Noten, 70 Mitt. in ver Staatskaſſe niedergelegt wer: 
den jollten. Letztere verſchaffte jih fomit eine Zimangsanfeihe, die alle frühen weit überftieg, 
beinahe das ganze Capital der Geſellſchaft In Beſchlag nahm, ihren Gläubigern für die 98 Mill. 
Noten die Bürgschaft des bereits tief erjchütterten dffentlichen Credits einfegte und die Anftalt 
jum voraus in die bevorſtehende Zerruͤttung der Finanzen verwicelte. Nach dem Ausbruche ber 
Revolution kränkelte die Anftalt noch eine zeitlang hin; bis ver Konvent, nachdem der Staat 
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ihre Foderungen mit Affignaten befriedigt hatte, durch ein Derret vom 4. Aug. 1793 ihre Auf⸗ 
hebung verfügte. 

Da die Geſetze, melde die Gründung und die Bewegung von Geſellſchaften beſchraukten, i in 
der Revolution theils aufgehoben, theils außer Übung gelommen waren, bildeten ſich, nachdem 
die Schreckensſherrſchaft und die Aſſignaten ihr Ende erreicht hatten, in Paris Vereine unter 
verſchiedenen Namen, um Dißcontogeichäfte zu treiben und Noten auszugeben. Sie kannten 
keine andern Beſchränkungen als ihre Statuten. Ihre Neibungen, Verſehen und die bei jedem 
Anfange vorfommenven Fehler gaben dem Erſten Gonful Anlaß, bei dem Bankwefen wie über- 
haupt im Staate ver Anarchie ein Ende zu machen und die Cinheit herzuftellen. Ex wollte, daß 
alle dieſe entftehennen Banken in Eine große Anftalt fi} vereinigten, und ließ aus ihrer Bereini= 
gung vie Bank von Branfreich hervorgehen, mobei ihm fiher der Gedanke nicht fremd war, 
fi) derſelben bei der Niefenarbeit ver Herflellung ver Finanzen als Hülfsmittel zu bedienen. 
Sie entftand ſchon 1800, erhielt aber erſt durch das Gefeg von 1803 (24 Germinal an XI) 
ihre definitive duch fpätere Gefege weiter ausgebildete Bintihtung. Ihr Gapital wurde zu 
45 Mill. in 45,000 Actien zu je 1000 Fr., ihre Dauer auf 15 Jahre feftgefegt; fie erhielt das 
ausſchließliche Privilegium, Noten audzugeben, doch behielt ſich die Regierung vor, die Errich⸗ 
tung ähnlicher Anftalten in den Departements zu genehmigen. Die Noten durften auf Feine ge⸗ 
zingere Summe als 500 Fr. geftellt werden. Die Bank discontirt Wechfel, die menigftens mit 
drei Unterſchriften verfehen find; auch zwei Unterfehriften genügen, wenn außerdem der Betrag 
in Bankactien oder Staatöpapieren hinterlegt wird. Sie gibt außerdem Vorſchüſſe gegen Gold 
und Silber, Staatöpapiere und feit 1852 auch auf Eifenbahnactien. Sie eröffnet Geſchaͤftsleuten 
— Rechnungen, beſorgt den Cinzug von Wechſeln und Anweiſungen auf ihre Ordre und lei⸗ 

ſtet Zahlungen fuͤr ihre Rechnung bis zum Belaufe ihres Guthaben ohne befondere Bergü- 
tung.: Dagegen zahlt fie feine Zinfen für die eingelegten Summen und gibt feinen Credit. Die 


“Dividende wirb ben Aetionären halbjährlich bezahlt und durfte nicht über 6 Proc., feit 1806 


noch zwei Drittel des Mehrgewinns betragen, der Reſt wurbe zum Reſervefonds geflogen, bis 


‚ auch ex feit A834 zur Dividende floß, nachdem die Referve auf 10 Mill. angewachſen und in 


Renten angelegt war. Die Regierung ernennt den Gouverneur und die Untergouverneure, 
welche die Staatsaufficht üben, aber von der Banf befolbet werden. Die Verwaltung befteht aus 
45 Vorftehern (rögents) und drei Auffehern (censeurs), ſodann aus einem Ausfhufle von 
42 Mitgliedern für die Didcontogefhhäfte (conseil d’escompte). Die Mitglieder der Berwal- 


. tung werben von ber Generalverfammlung gewählt, welche jährlich einmal zufanmentritt und 


aus den 200 Actionären beſteht, welche im legten halben Jahre Die melften Actien befaßen. 
Kaum war die Bank duch dad Gefeg von 1803 organifirt, als fie veranlaßt wurde, einen 
Theil ihres Capitals In Staatöpapieren anzulegen, um den Curs derfelben, der Ende 1803 nit 
ganz 55 fland, zu heben; ein anderer Theil mußte gegen Anmweifungen auf die Generaleinneh- 
mer abgegeben werben, welche die Bank weit billiger als die Handelseffecten viscontirte, Im 
Sabre 1805 befanden fi unter 97 Mill. im Portefeuille der Bank nicht weniger ald 30 Mil. 


In Anweifungen ber Generaleinnehmer; feit 1807 find laufende Rechnungen zwiſchen der Staats⸗ 


kaſſe und den Generaleinnehmern an deren Stelle getreten. Diefe gezwungene Betheiligung der 
Anftalt an ver fländigen und an der ſchwebenden Schuld des Staats erzeugte Verlegenheiten, - 


. aus tenen bie Schlacht bei Aufterlig fle rettete, nachdem fie ſchon genöthigt gewefen, die Einlö- 


fung ihrer Noten einzuftellen, weil bie Obligationen der Ginnehmer nicht alle pünktlich bezahlt 
wurden. Um die Bank zu flärken, wurbe fie durch das Gefe vom 22. April 1806 reconſtituirt. 
Ihr Capital follte verboppelt, d. h. durch Verfauf von weitern 45,000 Actien auf 90 Mill. ge⸗ 
bracht werden, blieb jedoch durch Rückkauf von Actien auf 67,900,000 Fr. und einem Reſerve⸗ 
fonds von 10 Mitt. flehen bis zur Februarrevolution von 1848. Außerdem behielt ſich vie 
Regierung, welche nun ihre Gouverneure einfegte, vor, die Vertheilung der Dividenden an die 
Actionäre zu vertagen, um flärkere Baarvorräthe zu Vorſchüſſen an die Staatskaſſe zur Ver- 
fügung zu haben. Die Befugniß, Darlehen auf don und Silber zu geben, erhielt die Bank 
erſt 1808. Die fo geftärkte Banf mufte 1807 dem Staate eine Anleihe von AO Mill. machen, 
welche 48141 auf vie Hälfte reducirt, aber erft 1815 zurückbezahlt wurde; ſehr ſtark und häufig 
waren bie Vorſchüſſe auf kürzere Zeit. Die hoͤchſten Beträge, welche die Staatskaſſe im Laufe 
eines Jahres ver Bank ſchuldete, waren zwiſchen 74 und 108 Mill. in ven Jahren, welche durch 
den ruſſiſchen Feldzug und die Schlacht bei Leipzig, durch die — (1817), durch die Züge 
nad Spanien und Algier und durch die Julirevolution bezeichnet find. ' 

Das Geſetz von 1806, ergänzt durch Vollzugsdecrete von 1808 und 1810, hatte die Dauer 


x 
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der Anflalt zu ven 15 Jahren noch um weitere 25 verlängert; ihr Privilegium blleb ſomit 
40 Jahre, von 1805 — 43 in Kraft. Während ver Reflauration murde nichts geändert, nur er= 
hielten ‘die Actionäre einen geößern Antheil am Gewinn und die Banf einen weitern Spielraum 
für die Beleihung von. Staatöpapieren. Berner machte die Regierung von ihrem Vorbehalte 
Gebrauch und genehnigte von 1817—38 neun Departementalbanken mit der Befugniß, No: 
ten auszugeben; bie Bank errichtete mehre Gontore, und die melften diejer Anftalten entſtanden 
von 185640, unter der Regierung Ludwig Philipp’s. 

Unter dieſe Regierung fällt die Ernenerung des Bankprivilegiung auf 25 Jahre, von 
1845—67, durch das Gefeg vom 13. Juni 1840, welches aud) die Errichtung neuer Gontore 
begünftigte, deren Zahl zwiſchen 1841 und 1846 von 6 auf 15 flieg; außerbem wurde durch 
ein @efeg vom 10. Juni 3847 geflattet, Noten in Abſchnitten von 200 Fr. zu emittiren. Die 
Sebruarrevolution brachte die Noten in Maffe zur Einlöfung, und die Proviſoriſche Regierung 
ſah ſich am 15. März 1848 genöthigt, benfelden Zwangseurs zu verleihen; für die Noten ver ' 
Departementalbanfen follte dies nur innerhalb des Departements gelten, aber die Verwirrung 
wurde fo groß, daß man fh nur durch die Bereinigung der Provinzialanflalten mit der Bank 
von Frankreich zu helfen wußte. Dies gefchah durch Decrete vom 27. April und 2. Mai 1848: 

bie Actien der Departementalbanten wurben durch 23, 350 Actien ver Bank von Frankreich er: 
fegt und dadurch ihr Gapital auf 91,250,000 Fr. erhöht. Gleichzeitig wurde geftattet Noten 
‚tn Abſchultten von 100 Er. auszugeben. Der Zwangscurs wurbe durch Geſetz vom 8. Aug. 
1850 aufgehoben und die Gelohülfe, welche die Bank dem Stante (mie auch der Stadt Paris, 
dem Seinedepartement und ver Stadt Marfeille) hatte leiſten müflen, durch einen Vertrag vom 
3. März 1852 geregelt, wonach der Staat feine auf 75 Mill. angewachſene Schuld durch jähr- 
liche Ratenzahlungen von 5 Mil. abtragen follte. Zugleich wurbe ver Bank geftattet, Oblisa⸗ 
tionen des Schatzes, der Stadt Paris und Ciſenbahnactien zu beleihen. 

Die Zahl ver Succurfale, durch die Bereinigung der Departementalbanfen von 45 auf 24 
vermehrt, iſt ſeither bis auf 41 geſtiegen, und ihnen verdankt die Bank die Zunahme ihrer Ge⸗ 
ſchaͤfte, während ihr Verkehr mit Paris feit 1847 beinahe flationär geblieben ift, weil fid dort 
die Discontokaffe und andere große Anfalten und Häuſer mit der Bank in die Befchäfte thellen. - 

Die Gentralifirung des Bankweſens und der Notenemiſſion, die Verbreitung der Zweig⸗ 
anfalten über dad ganze Land, die Berminderung ber kleinſten Abſchnitte von 500 auf 200 und 
100 Fr., endlich ver Aufihwung des Verkehrs und der Probuction in dem legten Jahrzehne 
baben die Menge der umlaufenden Noten beventend vermehrt. 

Die Notencireulation hat betragen: 


Baris: : Suecurfale: 

Minimum. Marimum. Durchſchnitt. 
1807: 74,678,000 107,613,000 — gr. 
4817: 69,287,000 . 96,260,000 _ * 
1827: 173,185,000 203,465, 0 — * 
1837: 190,079,000 216,912,000 805,000 „ 
1847: 217,744,000 288,799,000 9,544,000 „ 


1856: 502,056,000 588,954,000 , 83,210,000 „ 
In den nãmlichen Jahren betfugen bie Baarbeſtände: 


1807: 63,697,000 83,605,000 — 8. 
4817: 33,888,000 94,011,000 — 
1827: 119,578,000 193,786,000 — 
1857: 103,702,000 248,221,000 4,116,000 „ 


1847: 57,036,000 407,550,000 42,929,000 
1856: 66,993,000 132,863,000 129,010,000 „ 


Wie bei dieſen Baarbeſtänden die Ablöfung des Silbers durch Bold vor ſich geht, zeigt 
RG in Folgendem. 
Bearbefand. GP. Sitter. 
Ende 1847: 6,800,000 94,282,000 &r. 
„ 1856: 8 ‚000, 000 109, ‚000, 000 „ 


Im Jahre 1856 kaufte 2 Bank 496 MIN. Fr. Solo una 51 Mil. — Silber und zaftte 
dafür 6,163,300 Fr. Brämie 
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ze Summe der discontirten Wechſel war: 


waris. Succurlale. 
4897: 353,266,876 — Fr. 
1817: 547,451,000 ° = " 
1827: '556,072,800 — 8 
4837: 756,025,845 25174000 „ 
A ö 1847: 1,332,984,000 478,775,000 , 


1856:  1,766,473,000 , 2,907,566,000 „ 

Man jieht hieran die Ausdehnung ber Dienfte, melde die Zweiganſtalten dem Handeli in 
den Provinzen leiſten. 

— das Privilegium dev Bank erſt mit dem Jahre 1867 abläuft, fo wurde doch ſchon 
1857 ver Befeggebenben Berfammlung ein Entwurf zur Annahme vorgelegt, welcher vaffelbe 
um 30 Jahre, bi Ende 1897, verlängert; man wollte die Anftalt nicht unter dem fatalen Ein- 
drucke der Ungewißheit Ihres Fortbeſtandes dem Ende näher kommen laflen. 

Das Gejeg, mit Zufägen und Abänderungen aus dem Entivurfe nad) ven Beichlüffen des 
Gefeggebenden Körpers hervorgegangen , beftimmt anfer ber gedachten Verlängerung des Pri⸗ 
vileglums· 1) Das Capital ber Bank, vermalen durch 91,250 Actien repräfentirt, wird durch 
ebenjo viele neue Actien im Nennwerthe zu A000 Fr. vervoppelt. Die nenen Actien werben ven 
Inhabern ver alten zu 4100 Fr. überlaffen, und das Product vermehrt mit 91,250,000 Fr. 
das Capital und mit dem Aufgelde von 9,125,000 Fr. die Heferve. 2) Bon dem Gapitale gibt 
Die Bank an den Staatsfhag 400 Mill., zahlbar von 1859 an in näher zu beftimmenden Ter⸗ 
minen und erhält dafür den Nennwerth in 3 Proc. Renten zum Durchſchnittscurſe des Monats, 


. welcher der Zahlung vorhergeht, doch nicht unter bem Curſe von 75. Die Renten werben aus 
dem Vorrath der Amortifattonskaile genommen, weldhe mit einem Tilgungsfonds von 4 Proc. 


des Nominalcapitals ausgeftattet wird. 3) Die Bank darf außer franzoͤſiſchen Staatspapieren, 
Eiſenbahnaetien und - Obligationen der Stadt Paris auch ſolche des Credit foncier beleihen. 
A) Die Bank darf, wenn die Umftänbe e8 erheifhen, ihren Discontſatz über 6 Proc. erhöhte; 
der Ertrag des hoͤhern Satzes fließt jedoch nicht zur Dividende, ſondern zum Capital. 5) Die 
Bank darf Noten in Beträgen von 50 Sr. (biöher nicht unter 100 &r.) ausgeben. 6) Sie fol 
von 1867 an in jenem Departement wenigſtens Eine Succurfale errichten. Die Vefugniß, 
den Discont über 6 Proc. zu erhöhen, befreit die Bank von ven Wuchergeſetzen und iſt ein er- 
fler Schritt zur allgemeinen Aufhebung derſelben. 

Die Verboppelung des Capitals wird nicht durch ven Geldbedarf ver Banf begründet, fonz 
dern durch die Eigenſchaft deſſelben als Garantiefonds, nachdem die Gefchäfte und der Rotenum= 
lauf, alfo die Verbindlichkeiten der Bank fo außerorbentlid zugenommen haben. Die Anleihe 
von 100 Mil. zu A Proc. (3 Proc. Renten zu 75), melde ver Staat bei der Banf im Jahre 
41859 machen wird, fol dienen, die vorhandenen Deficit8 ohne Vermehrung der ſchwebenden 
Schuld zu teguliren. 

Neben diefem Geſetze läuft ein Vertrag zwiſchen dem Schatze und der Banf, wonach Iegtere 
fich verbindlich macht, dem Staatsfchage bis zu 80 Mill. und fpäter, wenn die Schuld von 1852, 
die noch 55 Mill. beträgt, bezahlt fein wird, bis zu 60 Mill. zu geben und dafür nur 3 Proc. 
Zinfen zu berechnen, wobei jedoch Ber Betrag an disponibeln Staatögelvern, welche jeweils bei 
der Bank liegen, in Abrechnung fommt. Die Bank vergütet dafür Feine Zinfen, empfängt 
ſolche aber nur noch von dem Debetſaldo des Staats, welder feinen Betriebsfonds aus Vor: 
ſchüſſen der Bank ergänzt, alfo um ſoviel weniger Treſorſcheine ausgibt und die Zinfen meis 
ſtens erivart. 

Die Gefhichte gibt der Bank von Frankreich ein gutes Zeugniß. Ihre neuefte Vhaſe er- 
weitert ihre Leiftungsfähigfeit und das Bebürfni ver Erweiterung erhellt aus der Zunahme 
ihrer Geſchäfte. Am 8. Det. 1857 hatte die Bank einen Wechſelbeſtand von 608,711,816, 
einen Baarbeftand von 225,565,152 und einen Notenunlauf von 605, 350, 300 Er. 

—Vil. Banken in den Vereinigten Staaten. Unter der englifchen Herrſchaft war ber 
Sanbel der amerikaniſchen Kolonien in den Händen des Mutterlanvdes, im Innern war Baplet= 
geld im Umlauf, welches die Eolonialregierungen ausgaben. ALS die Unabhängigkeit erfämpft 
und durch die Verfaſſung die Freiheit befeftigt war, traten die Vereinigten Staaten fehr bald in 
bie beifptellofe Entwickelung ein, die, mit allen Mitteln, melde anderwärts langfam aufeinanders 
folgten, zugleich arbeiten, daB raſche Anwachſen an MeufGen, Gütern und Macht bewirkt, das 


noch lange nicht feinen Höhepunkt erreicht hat. Der Aſſociationsgeiſt ber englifhsanerifunifcen _ 


\ 
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Bevölferung rief bald Vereine für bie Vernuittelung von Geld- und Grevitgeidjäften ind Leben, 
und man gründete zahlreiche Banken, jplive und unfolide, deren Schicjale hoöchſt Ichrreich waren. 
Es entftanden Banigeſellſchaften in aflen Staaten, ihr Bapier füllte den Umlauf, diente zu den 
gemwagteften Unternehmungen, bezahlte der Union ihre Zändereien, flel dann, ba ein wirkliches 
Tapital oft gar nicht vorhanden war, ploͤtzlich ſammt der Bank, an deren Stelle andere auf: 
tauchten, um gleihfallg zu Grunde zu gehen, nachdem fie Viele in Verluft gebracht, Wenige be: 
teihert, ven Staat betrogen hatten, Alle Erfahrungen, mochten fie auch noch jo bitter und theuer 
erfauit fein, fonnten doch den jungen Staatenbund nicht dahin führen, die Banfanflalten wie 
in Frankreich zu centralijiren, ober Die Errichtung von folden und ihre Bewegung zu erſchweren. 
Man bemühte fh, durch gefegliche Beftimmungen dem Misbrauch zu feuern und dad Publi- 
cum vor Schaden zu bewahren. So häufig der Scharfſinn der Speculanten Mittel fand, die 
Geſetze zu umgehen und unwirkfam zu machen, um jo forgfältiger war man darauf bedacht, jie 
zu vervollfommnen und dem Ziwede anzupaflen. Die Geſetze jind in den einzelnen Staaten ver= 
fhieven; doch flimmen jie im Wefentlihen varin überein, daß Feine Geſellſchaft ohne Ermäch— 
tigung des Staats gegründet werben darf, daß das Grundcapital ald wirklich vorhanden nad: 
gewiefen und für die Einlöfung ver Noten eine Garantie (im Staate Neuyork durch Hinters 
legung von Staatöpapieren) geleiftet werben muß, Als eine Uniomsanftalt wurde 1791 vie 
Bank der Vereinigten Staaten in Philadelphia gegründet, und zwar, gerade wie die 
größern europäiſchen, nicht allein für Handel und Induſtrie, fondern au für die Geld: und 
Creditgeſchäfte der Iniondregierung. Ihr Freibrief begann mit ven Worten:, „Eine Banfanz 
fait muß den Finanzen des Landes große Erleichterung gewähren, fie kaun ohne Schwierigkeit 
bei unvorgefehenen Greigniffen der Regierung nügliche Vorſchüſſe machen und leiftet dem Han= 
del und der Induftrie weentliche Vortheile.” Die Dauer der Ermächtigung war auf 20 Jahre " 
feftgeiegt. Nach deren Ablauf im Jahre 1811 wollte ver Congreß ven Freibrief nicht erveuern, 
und die Anftalt hörte auf. Allein nicht fange nachher, bei dem Kriege gegen England jm Jahre 
1814, wurde fie ſchmerzlich vermißt; felbft die frühern Gegner bemühten fi für ihre Wieder⸗ 
herſtellung; im Jahre 1816 erfland fie aufs neue und ihr Freibrief lautete abermals auf 
20 Jahre. Das Gapital war auf 35 Mill. Doll. feftgefegt, wobel ſich die Regierung mit einem 
Zünftel betheiligte, im Gegenfage zu dem in Europa üblichen Verfahren, wonad der Staat dad 
Capital ganz ober theilweiſe ald Anleige fi behändigen ließ. Mittels ihrer Gontore beforgte 
die Bank ven Einzug, die Verfendung und die Aufbemahrung der ffentliden Gelder. Außer: 
dem erwartete man von ihrer Wirkfamteit eine Befferung im Bankweſen überhaupt, welches 
gerade um die Zeit ihrer Herſtellung im Argen lag. 

Im Jahre 1811 zählte man in ſämmtlichen Staaten der Union 88 Banken mit einem Ca⸗ 
wital von 42,609, 104 Doll.; im Jahre 4816 mar die Zahl auf 246, ihr Eapital auf ; 
89,822,297 DoU. geftiegen. Mehr als die Hälfte Löften ihre Noten nicht ein; aber au die 
übrigen, welche angeblich zur Eialsſung bereit waren, mußten fi dadurch zu helfen, daß fie 
gemeinſchaftliche Sache gegen Jeden machten, welcher Roten zur Eimlöfung präfentirte. Das 

Auftreten ver Banf der Vereinigten Staaten brachte Klarheit in dieſe Verhältniſſe. Indem fie nur 
mit folgen Anſtalten in Verkehr trat, deren Noten im Gleichwerth mit Münze ſtanden, zwang 
fie alle entweber zur Baarzahlung oder zum Bankrott. Deffenungeagtet blieb die Zahl der 
Banken im Steigen, wenn aud nicht mehr in fo ſtarkem Maße wie vorher, aber mit größern 
Mitteln. Im Jahre 1820 zählte man deren 307, ihr Grundcapital war 101,714,551 Mi. 
DoU.; 1830 waren 328 Banken mit einem Tonne son 410,186,608 Mill. Doll. vorhanden. 
Inzwiſchen war bie Bauf der Vereinigten Staaten zu einer Macht herangewachſen, welche 
nicht nur auf bie übrigen Banken, ſondern auf allen Eredit, alſo auf Handel und Induſtrie den 
maͤchtigſten Einfluß übte. Die Staatsgelder, welche fie ſtets zur Verfügung hatte, erlaubten ihr 
eine großartige Ausdehnung ihrer Gefchäfte. Sie konnte durch Gewährung oder Entziehund 
ihrer Bunft Städte und Bezirke belohnen ober beſtrafen, und es entfland die Beforgniß, daß dieſe 
maͤchtige GSeſellſchaft die Wahlen, alſo die Politik ver Union unter ihre Leitung nehmen werbe. 
Das Aufkommen eines ſolchen Geldmacht widerſtrebte insbeſondere der demokratiſchen ober 
ackerbauenden Vollksclaſſe, und Präfivent Jackfon mar der Mann, den fie aufftellte, um das 
gewaltige Werkzeug der Geldmacht, die Bank ber Vereinigten Staaten, zu zerbrechen. Als da⸗ 
ber im Jahre 1832 der Longreß die Bill zur Erneuerung des Freibriefs angenommen hatte, 
legte der Präſident ſein Veto ein. Im Jahre 1836 wurde der Freibrief, deſſen Dauer nun ab⸗ 
gelaufen war, nicht mehr erneuert, und. die Anſtalt Hätte eingehen müſſen, wenn der Staat 
Venniylvanien ihr nicht um ſchweres Geld einen Freibrief gegeben hätte. Sie war von da an 


. 
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. nicht mehr als jede andere Staatenbanf. Zugleich wurden Beſtimmungen getroffen, um bie öf: 
fentlichen Gelder durch Behörben verwalten zu laſſen und in ber Girculation das Gold an die 
Stelle ver Banknoten zu fegen. Am 11. Jull 1836 erſchien zu dieſem Zwecke Die Treasury bill, 
welche unter Anderm beftimmte, daß bei den Ifentlichen Kaffen nur folhe Noten angenommen 
werben ſollten, welche im Gleichwerth mit Metallgeld fanden und jederzeit einlösbar waren, 
. amd daß angefaufte Staatsländereien nur mit ſolchen Noten oder nılt Bold zu bezahlen feien. 
Diefe Mafregel war ſonach ganz die nämliche wie jene, womit im Jahre 1816 die Bank ver 
Bereinigten Staaten gegen bie übrigen vorgegangen war; allein die Bolgen waren bebenflicher, 
weil die große Anftalt, welde damals die Lüden in der Bermittelung der Ereditgefchäfte und 
im Notenumlauf ausgefüllt Hatte, nicht mehr vorhanden und das californifche Gold noch nicht 
gefunden war. Im Sommer 1837 fallirten 260 Banken, die übrigen flellten ihre Baarzah⸗ 
lungen ein. Das Papier war entwerthet, und das Bold wurde vollends aus dem Umlaufe ge= 
zogen. Damals gefhah, was der englifhe Romanſchreiber Capitän Marryat erzählt, daß 
Wirthe und Kaufleute, um nicht Münze gegen Bapier herausgeben zu müflen, Anweifungen 
auf ein Glas Wein oder Branntwein oder auf vier Dugend Auftern ausſtellten und damit ihren 
Kunden auf deren Banknoten herausgaben. Das Gold wurde forgfältig aufgehoben, ſodaß die 
levernen Beutel, deren ſich die Bauern hierzu bedienen, im Preife auf das Dreifache fliegen. 
Jackſon's Nachfolger, ver Präflvent Ban Buren, mußte die Treasury order zurüdnehmen, und 
bie Unionsregierung, welche ein Jahr zuvor in ver Verfegenheit war, zu viel einzunehmen, fah 
fich gendthigt, Schatzkammerſcheine auszugeben. Seitdem bevient fi die Unionsregierung zu 
thren Geld⸗ und Creditgeſchäften aller. foliden Banken, und fo allgemein ift die Benugung ber 
Banken verbreitet, daß in jeder Stabt, ja in jedem Dorfe, die im Entftehen begriffen find, zu 
- ben erften Einrichtungen ein Bankcontor gehört. 

Die Erfahrung in ven legten 20 Jahren hat zu einer Vermehrung der Zahl und zu einer 
Verminderung bed Umfangs der einzelnen Anftalten geführt. Es beftanven nämlid 1856 in 
der Union 1398 Banken mit einem Actiencapital von 343,874,272 Doll. 

Die meiften Anftalten befaßen die Staaten: 


Babl. Actiencapital. 
Neuyort ..... 292 90,205,7414 Doll. 
Maflahufetts ... 170 59,070,000 „ 
Maine ...... 76 7,623,000 „ 
Rhode IHland .. 89 18,908,880  „ 
Bennfyloanin .. 68 22,357,856 „ 
Die wenigften waren in ben Staaten: 
Laab....... 4 322,000 „ 
Michigan ... . . 5 4,100,600 „ 
Columbia (Diſtrict) 5 1,282,500 
Alabama ..... 5 2,800,000 „ 


Californien, Florida, Arkanfas, Jowa und einige Gebiete Hatten 1856 noch keine Banken. 


Nachſtehende vergleichende Überficht iſt einem Berichte des Schatz ſeeretars entnommen (die 
Bank in Texas iſt darin nicht enthalten) ; die Summen find in Dollars: 


Iahr. ber Gapiial. Diicaniirungen. Baarvorreih. Reiz. Devofiten. 

1834: 506 200,005,944 324,110,400 - 26,641,153 94,839,570 75,866,986 
1831: 788 210,172.001 525,115,702 37,915,340 149,185,890 197,397,185 
1843: 691 228,861,948 254,544,937 33,515,806 58,563,608 - 56,168,628 
1848: 751 204,833,175 344,476,582 46,369,765 128,506,001 103,226,177 
1851: 878 ‚807,553 413,756,199 48,671, 155,165.251 128,957,712 
1854: 1908 301,376,071 557,397,779 59,410,253 204,689,207 188,183,744 
1856: 1396 343,874,272 634,183,280 59,314, 195,747,950 219,705,663 


Man ſieht in der unfteten Bewegung die Spuren der Krife von 1837 noch im Jahre 1843 
wirken, dagegen von 1848 eine fletige Zunahme und ein ſolides Verhättniß zwiſchen dem No= 
tenumlauf und den Baarvorräthen nebft ven Discontirungen. : K. Mathy. 

Bankrott, ſ. Concurs. 

Bann, bannen, Bannrecht. Die Grundbedeutung dieſer Worte (nach ihrer von Wach⸗ 
ter angenommenen Herleitung von dem veralteten „Ban”, d. i. Erhöhung (Gipfel over Spitze), 
iſt Hoheit, Herrſchaft, Gewalt, und fie läßt ſich auch bei den manntchfaltigften Anwendungen und 
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Zufammenfegungen berfelben überall deutlich erkennen. So lefen wir in vielen alten Urkunden 
und Schriften dad Wort Vann (aud) In der lateinifhen Korm bannus ober bannum) al® Bes 
zeichnung bald der Höchften (kaiſerlichen, königlichen ober fürftlihen) Gewalt oder Landesherr⸗ 
Itdfeit, bald einzelner Ausflüffe derfelben oder in ihr entHaltener befonderer Hoheitsrechte, vor⸗ 
güglic der Gerichtsbarkeit, zumal der Hähern und pelnlichen (daher Blutbann oder Königsbann), 
doch auch der nievern und bürgerlichen (ebenfo des Gerichtsbezirks, daher Burgbann, Dorfbann, 
Stabtbann , Bannmeile, auch Bannwart), nicht minder des flöcalifchen Rechts auf gewiſſe Ab- 
gaben und Gefälle, auch auf Frohndienſte (Bannwerk), ſodann auch der wirflihen Ausübung 
der Hoheitsrechte, als eines erlaffenen Ediets oder obrigkeitlichen Befehls, eines angelegten Be- 
ſchlags over Arreſts, einer gerichtlichen Beftätigung, eines Aufgebots, fei ed zu den öffentlichen 
Gerichten, fei e8 zum Kriegsdienſt (Geerbann) u. f. iv. So diente und dient noch das Wort 
Bann (oder Verbannung) zur Bezeihnung ber gleichfalls nur durch dei Herrſcher oder durch 
die Geſellſchaftsgewalt zu verhängenden Strafe der Berweifung aus einem Lande oder Bezirk 
(ehedeſſen aud der Gütereinziehung oder Eonfiscation) und der noch ſchwerern des völligen 
Ausſchluſſes aus aller Rechtsgemeinſchaft und Necdrsfähigkeit. Im diefem Sinne ift Bann 
gleichbedeutend mit Acht (f. d.) und mit Ercommunication, d. h. Kirchenbann, deſſen feier- 
lie Verhängung oder Verfündung daher Bannſtrahl genannt wird. Entiprehend ſolchen 
Bedeutungen des Hauptwortd Bann 1) ift auch jene des Zeitworts bannen (banneiare „ han- 
nire), daher eine weitere Erklärung überflüfftg. Gebannene (oder gebannte) Gerichts-, Feſt⸗ 
auch Faſttage find eben gebotene Tage diefer Art. Ein Gebannter ift Iener, welder einem Bann⸗ 
tet unterthan, d. h. einem Bannberechtigten pflitig ift, dann aber auch Iener, welchen die Acht 
ober der Bannftrahl traf, und Verbannter, welchen die Berweifung. Auch wird bannen mitun⸗ 
ter gebraucht für zwingen oder übermwältigen (3. B. Geifter bannen), worin biefelbe Grundbe⸗ 
deutung erfennbar, für uns jedoch Hier von feinem Interefle iſt. Dagegen fodern die Bannrechte 
in engerer Bedeutung eine nähere Betrachtung. - : . 

Bannreht, Banngerehtigkeit iſt das einer Perfon zuftehenbe Recht, von Andern 
zu fobern, gewifle Gegenftände des Bedürfniſſes oder Genuffes ſich ausſchließend nur von ihr, 
d. h. von der Inhaberin ver Berechtigung, zubereiten, herbeiſchaffen over verkaufen zu laſſen. 
Es iſt alfo eine monopoliftifche Gewerbsbefugniß, ausgeübt theild gegen beftimmte Perfonen, 
theils gegen ganze Claſſen von Perfonen oder überhaupt gegen die Einwohnerſchaft eines Orts, 
einer Gemarkung ober eines Bezirks. 

Die Inhaber folder Gerechtſamen jind mitunter Gorporationen, Gemeinden, Klöfter u. ſ. w., 
mitunter Privatperfonen , am häufigften Grundherren (oder audy Standes - und Landesherren, 
wenn nicht eigentlich als ſolche, doch in ihrer Eigenschaft als Grundherren oder überhaupt als 
Nugnießer der Domäne). Zu den gemöhnliern Gegenftänden der Bannrechte gehören das 
Blerbrauen, Weinfhenken, Keltern, Mahlen u. f. w. So maden häufig die grunpherrlichen 
(ober auch landesherrlichen) Bierbrauereien den Anſpruch geltend, nicht nur daß innerhalb eines 
gewiſſen Bezirks feine andere Brauerei darf errichtet werben, ſondern auch, daß alle Gaſt- oder 
Schenkwirthe ober ‚gar alle Privatperfonen veffelben oder eines andern beftimmten Bezirks 
ihren Bierbedarf nirgends ald aus dem herrſchaftlichen Brauhaus ſich verfhaffen dürfen. Ein 
ähnlicher Zwang ift nicht felten ven Weinwirthen einer Gemarkung rüdjtchtlih des Weinkaufs 
aus der herrſchaftlichen Kelleret aufgelegt , oder ein ähnliches Recht den Weinwirthen gegenüber 
den weintrinkenden Bezirksbewohnern ertheilt. Ja, es gibt Beifpiele von noch weiter gehender 
Berechtigung , welche nämlich ven Bannpflichtigen nicht nur verbietet, irgendwo fonft als in ver 
Bannſchenke ihren Weinbevarf zu holen, fondern ihnen fogar die Schuldigkeit auflegt, eine be⸗ 
flimmte Ouantität Weins entweder überhaupt oder bei gewiſſen Gelegenheiten (als bei Hoch⸗ 
zeiten, Kinbtaufen u. ſ. w.) jeweils In dem Bannwirthshaus zu trinfen ober wenigſtens dem 
Wirth zu bezahlen.?) Der Kelterziwang befteht in dem Recht, von allen Rebbeſitzern eines Be⸗ 
zirks, ober wenigftend von einer Claſſe derfelben zu fodern, daß fie ihre Trauben auf der Bann⸗ 
kelter feltern, ober wenigftens die dafür feftgefegte Abgabe (Kelterwein) jedenfalls entrichten. 


1) &rinnern wollen wir hier aud) an das im Laut wie in der Bebeutung ähntiche ſiawiſche Wort 
Ban ober eigentlich Ban (Herr) und an bie bavon rührende Benennung mehrer ungarifcher Großen oder 
Statthalter, Ban oder Banus pa beſonders des Banus von Kroatien) oder auch ihres Gebiets (Banat). 

2) InG&ramer's „Weplariichen Nebenſtunden“, XI, 85 fg., fommt ein merfwürbiger, vom Kammers 

icht aus fpeciellen Gründen zwar gegen den Bannberechtigten entſchiedener, doc) die factifch vielfach 
Randene, auch haufig wirklich behauptete Anmaßung beleuchtender alt diefer Art vor. 


\ 
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Cbenſo ſteht ven Baunmühlen das Necht zu, daß alle Bewohner eines gewiſſen Bezirks, ober 
eine beflimmte Claſſe derſelben, ihre Brotfrüchte nirgends ſonſt als auf der Bannmuͤhle dürfen 
wmahlen laſſen. So gibt es auch Branntweinzwang, Zwangsbleichen, Zwangsbadöfen u. ſ. w. 

Dem unbefangenen Urtheile müſſen alle ſolche Gerechtſame, wenn man ſie als bleibende, 
mithin vererbliche, oder auf Grund und Boden radicirte, überhaupt als wahre oder wohlerwor⸗ 
bene Privatxechte geltend machen will, ſchon nach ihrem Begriff ald abenteuerliche Anmaßungen, 
als häßliche Auswüchie des Hiftorifchen Rechts, überhaupt als blos factiſch behauptete, hoͤchſt 
verwerfliche Misbräuche erfheinen. Auch findet ſolches Urtheil feine volle Betätigung in ven 
großentheils Elar vorliegenden hiſtoriſchen Urjprung derfelben. Offenbar haben die meiſten blos 

- in dem Machtgebot ver Fleinern ober größern Zwingherren ihren Grund. Alles, was ein jolder 
Herr befahl ,_feftfegte, durch Gewalt behauptete, war eben Recht, d. h. machte ſich geltend ala 
Recht, welchen ſich zu unterwerfen ein Gejeg der Nothwendigkeit für alle von jener Gewalt er= 
reichbaren Schwachen war.. Alſo befahl der Herr, wenn er z. B. eine Bierbrauerei errichtete, 
feinen fänwtliden Grundholden oder Leibeigenen, ihren Labetrank blos in feinem Brauhaus 
zu holen, oder bei den ihren Borrath eben nur von dorther beziehenden Gaſt- oder Schenfwir: 
then. Er befahl ihnen, ihre Früchte blos auf der herrſchaftlichen Mühle wahlen, ihre Trauben 
blos auf der herrſchaftlichen Kelterei keltern zu laſſen u. ſ. w. und fleigerte wucherlich, mittels 
willkürlich feftgefegter Preiſe den Ertrag feiner monopoliftifh betriebenen Gewerbe. Er ver: 
pachtete wol aud) feine mit dem Bannrecht ausgeftatteten Bier und Weinhäufer, over Keltern, 
oder Mühlen für entſprechend erhöhten Zins und bezog dergeftalt, mittelbar oder unmittelbar, 

den auf die unterthänige Cinwohnerſchaft neben unzähligen andern Laften jetzt noch weiter unter 
dem Namen ver Bannpfliht gelegten Tribut. 

Noch unter einem andern Titel ſchufen die Zwingherren Bannrechte. Es war dieſes die von 
ihnen als Polizeiherren in Anſpruch genommene Gewalt der Extheilung von Gewerbsconceſſio⸗ 
nen. Cine fortwährend vergrößerte Zahl von Beihäftigungen zur Erwerbung des Unterhalts 
wurde au die hierzu yon dem Heren zu erwirkende Erlaubniß gebunden, und anflatt des — im 
Allgemeinen wohl anzuerfennenden — polizeilichen Oberauffichtsrechts über die Gewerbe erhob 
ih ein Verkaufsrecht von Goncefjlonen, weldhes dann natürlich um fo einträglicher ward, ivenn 
man der Conceſſion noch ein Bannrecht beifügte, fomit einen Höhen Preis dafür anſetzen Fonnte, 

Sole Verleihung monopoliſtiſcher Gewerbsrechte fand übrigens eine ſcheinbare Reditfer- 
tigung in dem ſchon früher aufgefommenen ſtädtiſchen Inftitut der Zünfte, deren Anmahung 
nicht nur gelang, ſich allmälig die Anerkennung eines ihnen allein, alſo mit Ausſchließung aller 


Ungenoffen der Zunft, zuſtehenden Rechts zum Gewerböbetrieb zu erwirfen, fonbern daſſelbe 


aud zum wirfliden Bannrecht dadurch zu fleigern, daß fie einerfeit3 den Einwohnern der Städte 
‚unterfagten, jid wegen Befriedigung ihrer Bebürfniffe irgendwohin fonft ald an die der Stadt 
als Bürger angehörigen zünftigen Gewerböleute zu wenden, und anbererfeits Durch Ianbeöherr: 
liche Privilegien mitunter noch daB weitere Recht erwarben, aud die Bewohner einer größern 
ober fleinern Umgegend als ben ftäbtifchen Gewerbsleuten bannpflitig'zu behandeln. Über 
haupt find ausſchließendes Zunftrecht und Bannrecht ſich fehr nahe verwandt, daher auch ver 
nämlichen Beurtheilung unterliegend. 

Noch eine vierte Art von Bannrechten wird aufgezählt, nämlich die durch wirklichen Vertrag 
gegründeten, demnach, wie man meint, ber Gigenfäatt eines wahren Privatrechts ſich erfreuend. 
Allerdings ann man annehmen, und wol liegen aud) mitunter Davon die urfundlihen Beweiſe 
vor, daß in Gegenden, welde noch der nöthigen Gewerböeinrihtungen für ihre Bebürfnigbe: 
friedigung ermangelten, die Einwohner, um einem Unternehmer Luft und Muth zur Errichtung 
einer von ihnen gewünſchten Gemerböanftalt zu geben, deshalb einen fdrmlichen Vertrag mit 
ihm eingingen, des Inhalts, daß er z.B eine Mühle bauen, ober eine Kelter errichten jollte, 
wogegen fie ihm zur Sicherung des billig anzuſprechenden Unternehmungsgewinns verfprachen, 
eine beftimmte Zeit hindurch ober auch lebtäglidh oder endlich ohne Zeitbeftimmung bloß allein 
bei ihm ihre Früchte mahlen ober ihre Trauben feltern zu Inffen. Ein folge Berehtigung dauerte 
ſodann factiſch auch über den Zeitpunft hinaus, bis auf melden fie ertheilt ward oder gültig er: 
theilt werben fonnte. Auch die nenen Anſiedler und die nachfolgenden Geſchlechter beobachteten, 
abſichtslos ober gewohnheitlich, was ihre Vorfahren verſprochen hatten, und bie angebliche 
— drückte dem alſo geſchaffenen Bannrechte das Siegel einer vermeintlichen Unantaſi⸗ 

tfeit. auf. ; 

Nichts jedoch ift Elarer als vie Unhaltbarkeit eines ſolchen über den Kreis mund die Reben: 
dauer ber den Vertrag Schließenden hinauswirkenden angeblichen Privatrechts Denn die Bann⸗ 
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pikätift mit nichten eine dingliche Servitut over eine.auf Srund und Boden rableirte Verpflich⸗ 
tung, in welcher Gigenfhaft fie etwa xrivatrechtlich auf die jeweiligen Beriget der belaſtet en 
Gründe übergehen Eönnte; fonbern fie if rein perfänliche Berpfichtung, mithin wol Denjenigen, 
der fie vertragämäßig übernahm, und etwa auch feinen Exben over allganeinen Rechtsnachfol⸗ 
ger bindend, nicht aber übertragbar auf Andere ohne deren wirkliche Zuſtinmuung. Höcjitene 
wenn eine Gemeinde ald Geſammtperſonlichkeit die Bannpflicht übernommen hätte Ebnnte viefe 
als fottdauernde Verpflichtung ihrer nimmer ſterbenden moralifcien Befammtperfänlicjkeit er⸗ 
ſcheinen, und ſelbſt alsbann wäre ihre Gültigkeit immerfort abhängig von den den Grundſaͤtzen 
des Staatsrechts analogen, — namentlich die perſoͤnlichen Freiheitsrechte der nachkvmmenden 
Geſchlechter ſchirmenden Principien des öffentlichen Gemeinderechts. Aber es iſt nicht einmal bie 
Gemeinde als ſolche bannpflichtig, ſondern die einzelnen Bürger und Einwohner find es, und da 
läßt fi, da diefelben keineswegs bie Rechtonachfolger ver erften Vertragſchließenden ſind, d. h. 
die Verpflichtung durchaus nit als eine Erbſchaftsſchuld over ald dem Grunde inhärtrende 
Reallaft überlamen, ſondern als rein perfönlice, felbfteigene Verpflichtung zu tragen Haben, 
durchaus fein gültiger privatrechtlicher Titel dafür aufftellen, folange man nicht angeborene‘per= 
ſonliche, d. h. Leibeigenſchaftslaſten als rechtsbeſtändig anerkennt. Auch die Verjährung kann 
bier dem Berechtigten nimmer zuſtatten kommen, da die jetzt Lebenden die Perfönlichkeit ver 
Berftorbenen keineswegs fortfegen und gegen fle feine Verjährung. flattfand. Hätte Daher der 
Unternehmer fogar wirklichen Schaden zu erleiden bei dem Aufhören feines bevungenen Bann 
rechts, d. h. wäre ihm waͤhrend deſſen vertragsmäßig gültiger Dauer ver entſprechende Erſatz 
für feine Vorauslagen noch nicht geworden, fo hätte er eben das Misglücken feiner Speculation 
zu bedauern; aber ein Recht gegen Diejenigen, mit welchen er den Vertrag nicht geſchloſſen, er— 
wüchſe ihm daraus nimmer. 

Noch einleuchtender aber als bei den — ohnehin nur ausnahmsweiſe vorkommenden — be— 

dungenen Bannrechten erſcheint die Nichtigkeit, oder die ſtets freie Widerruflichkeit folder Rechte, 
wenn ſie blos auf factiſcher Anmaßung oder auch dffentlichem Recht (oder vielmehr Unrecht) be= 
ruhen. Was anerkanntermaßen ober erweislich bloßer Misbrauch der Gewalt iſt, insbeſondere 
was nach Inhalt und Natur der Verpflichtung ſich als rein perſonliche Erblaſt, folglich aus Aus⸗ 
Fluß oder Theil der Leibeigenſchaft, darſtellt, kann nie und nimmer zu Recht beflehen, und bie 
Gefeggebung, ſobald fle zu folder Erfenntniß gelangt ift, muß es auch erflären, d. 5. die 
Nichtigkeit der alſo beſchaffenen Verbindlichkeiten ausſprechen. (S. Abgaben.) Was aber vie 
aus polizeilichen Gründen, oder wenigſtens aus Autorität der Polizeigewalt verliehenen aus⸗ 
ſchließenden Gewerbsconceſſionen oder Bannrechte betrifft, fo kann ihre Rechtfertigung nim= 
mer im bloßen Interefle des Berechtigten, ſondern nur im Öffentlichen Interefle liegen und muß 
alfo auch ebenda ihre Grenzen finden. Nur folange und infofern ein verlichenes Monopol für 
die Gefammtheit nüpli, d. h. durch ſeinen Gefammtvortheil die dadurch den Einzelnen aufge= 
Legte Beſchränkung überwiegend, daher die vernünftige Zuftimmung ſelbſt dieſer Einzelnen an⸗ 
ſprechend ift, alfo zumal nur folange die Umſtände und Berhältniffe fortvanern, unter melden 
Die Verleihung ald nützlich erfheinen mochte, Tann und darf die Staatögewalt daſſelbe aufrecht⸗ 
erhalten ; und die befhränkende Bedingung: „unbefchabet dem gemeinen Wohl und ven Rechten 
ver Ginzeinen“, ift in jever Verleihung ſtillſchweigend enthalten. Sollte daher z. B. daß einer 
Mühle verliehene Bannrecht urſprünglich im Intereffe der Gefammtheit gelegen haben, weil 
etwa fonft Niemand zur Errichtung ber Mühle Hätte können beftimmt werben ; fo erfcheint doch 
unter veränderten Umſtänden, z. B. bei vergsößerter Bevölkerung ober bei dem Zufammenfluß 
entfernter Mahlgäfte, das Bannrecht als überflüffig oder ſchädlich und daher auch als ungerecht. 
Es tritt jegt das natuͤrliche Freiheitsrecht der bisher Bannpflictigen, d. h. ihr Anſpruch auf 
Befreiung wieder in volle Kraft, und die Staatsgewalt iſt ſchuldig, die jetzt zwecklos gewordene 
Beſchränkung wiederaufzuheben. Auf ihr Recht, d. h. auf ihre Pflicht, Die Gewerbsverhaͤltnifſe 
jeweils nach den Anfoderungen der Zeit und der Umſtände zu regeln, hat ſie nimmer verzichtet 
und konnte es mit Rechtskraft nicht thun, und ihre fortwaͤhrende Obliegenheit iſt, ven jedesma⸗ 
ligen vernünftigen Gefammiwillen auszuſprechen, folglich zurüdzunehmen ober als erloſchen zu 
erklären, was ſolchem Geſammtwillen urſprünglich entfloß oder auf deſſen Voransfegung ge= 
baut war, jet aber vemfelben nicht entfpricht. 

Doch nicht alfo Iauten die Lehren ver ftrengpofitiven Juriſten. Denfelben gilt eben für wirk⸗ 
liches Recht Alles, was beſteht und verordnet iſt, ober mas in Iangjährigem Herkommen fih grün⸗ 
det, ober das Anerfenntniß der Gerichtshoͤfe over der juriſtiſchen Schriftfteller u fich Hat. Sie 
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fich daher damit, die ſelbſt ihnen unverfennbare Härte des Bannrechts dadurch zu mil⸗ 
dern, daß fie es einer firengen Auslegung unterwerfen, daß jle weiter ben Baunpflichtigen das 
Necht der eigenen Zubereitung ihrer Bebürfniffe zuſprechen, ihnen alfo blos verbieten, dieſelben 
bei Jemand Anderm als dem Berechtigten zubereiten zu laſſen. Auch geben fie zu, daß das Bann⸗ 
recht zurückgenommen werben koͤnne, wenn ber Inhaber ven billigen Foderungen ber Bfligtigen 
in Bezug anf bie Güte oder ven Preis der Beblirfnißbeftiebigung nicht entſpricht. 

Was jedoch die poſitive Jurisprudenz nicht that, das hat der Zeitgeift, menigftend zum . 
Theil, gethan. Sein mächtiges Wehen hat nit nur in dem revolutionären Frankreich mit ven 
übrigen barbariſchen Feudalrechten auf die Bannrechte zernichtet, das Vernunftrecht an bie 
Stelle des Hiftorifchen Unrechts ſetzend; fondern es Hat auch mehre andere, fonft dem Stabili⸗ 
tätöprincip zugethane Geſetzgebungen zu veren Abfhaffung vermodt. In Oſterreich hat, der 
Franzöſiſchen Revolution noch vorangehend, Kaiſer Joſeph UI. unterm 19. März 1787 ven 
Mühlenzwang abgefchafft. „Der biöherige Zwang der Unterthanen“ (alfo befagt die preiswür⸗ 
dige Berornung) „ihre Körner auf einer in der Herrſchaft befinblihen Mühle zu mahlen, if 
foglei überall, ohne Ausnahme der Kameralherrſchaften, abzuftellen,, fofort den Unterthanen 
durchgehends frei zu geftatten, ihre Körner da, wo fie es wollen, zu vermahlen.“ Ebenſo haben 
Breußen im Jahre 1810 und Baiern im Jahre 18141 die Bannrechte abgeſchafft, und zwar ohne 
GEntfhädigung für die bisher Bannberechtigten, das Großherzogthum Heflen jedoch (1818) nur 
gegen Entſchaͤdigung, für deren Berechnung aber eine Regel von hoͤchſt fehwieriger Anwendbar⸗ 
keit aufgeftellt ward. Im Großherzogthum Baden hat die zweite Kammer ſchon 1825 und nach⸗ 
drücklicher im Jahre 1831 eine Bitte an den Großherzog um Aufhebung aller Bannrechte bes 
ſchloſſen. Die erfte Kammer trat dieſen Beſchlüſſen 1825 gar nicht und 1851 mur mit beigefügs 
ter Bedingung einer den Berechtigten zu leiftenden Entſchaͤdigung bei. Die Regierung legte fo= 
dann im Jahre 1835 einen Gefegentwurf über Aufhebung ver Bannrechte gegen eine durch bie 
Gerichte zu beſtimmende, zur Hälfte von ben bannpfligtigen Gemeinden over Einzelnen und zur 
Hälfte vom Staate zu entrichtende Entſchädigungsſumme vor, und zwar allernädft der erſten 
Kammer. Diefe aber verwarf ven Vorſchlag, worauf die Regierung einen neuen, bloß die Auf- 
bebung der Dominialbannrechte (und zwar die unentgeltliche Aufhebung) ausſprechenden Euts 
wurf an bie zweite Kammer brachte, die ihm natürlich die freubigfte Zuftimmung ertheilte und 
durch die Einhelligkeit derfelben jeden etwaigen Widerſpruch der erfien Kammer (da bei Finanze 
geſehen bie Stimmen beider Kammern durchgezählt werden) zum vorhinein unwirkfam machte. 

Über bie Banntechte ift ſonach das Loos entſcheidend geworfen. Sie werden, auch wo fie 
noch factiſch und geſetzlich fortbeftehen, bald dem fortfchreitennen Geiſt ver Reform, alles Wir 
berftrebend der Gonfervativen ungenchtet, weichen müflen. Denn allzu einleuchtend und allzu 
gemein anerkannt ift fowol ihre gemeinſchädliche, nämlich ven Flor der Gewerbe und die Leben- 
digkeit des Verkehrs niederdrückende Wirkung, als die große Rechtsverletzung, welche fie einer⸗ 
ſeits Denjenigen, die fich von dem Betriebe eines ihren Neigungen, Fähigkeiten und Umſtaͤnden 

entſprechenden Gewerbes durch die Bannberechtigten ausgeſchloſſen fehen, und andererfeitö ven 
Bannpflictigen zufügt (pie da nämlich alle monopoliftiiheVertheuerungneben der meift ſchlech⸗ 
ten Bedienung ſich muͤſſen gefallen laffen und nebenbei erſt noch, je nad) beſondern Verhältmiffen 
und Lagen, mannichfaltige weitere Beſchwerniß und Benachtheiligung zu ertragen haben), als 
baf die Gefeggebungen noch lange anflehen dürften, ihre Vernichtung auszuſprechen. Nur eine 
Frage wird dabei noch zu erörtern fein: ob nämlich die Aufhebung unbedingt und unentgeltlich 
ſtattfinden koͤnne und folle, oder ob dafür ven bisher Berechtigten (ober auch blos den zeitlichen 
Nugnießern oder Pächtern folder Rechte) eine Entihädigung zu leiften fei. 

Befänden fich die Bannrechte blos in den Händen gemeiner Bürger, fo würbe wol von Ent⸗ 
Thädigung gar nicht die Rebe fein. Denn ſowie man noch nirgends Anftand nahm, die Zunft⸗ 
privilegien, welche offenbar dieſelbe rechtliche Natur wie die Banurechte an fidh tragen, ohne ir⸗ 
genbeine Entfhädigung aufzuheben und felbſt manche vingliche Gewerbsgerechtigkeiten gleich⸗ 
fall ohne Entgelt entweder aufzuheben, oder durch vermehrte Verleihungen, oder durch allge 
meine Gewerbsvorſchriften ihre bisherige monopoliſtiſche Stellung wefentltch zu beſchtänken; 
fo müßte man, um conſequent zu fein, Daffelbe auch in Bezug auf die eigentlichen Bannredite 
thun. Allein diefe Rechte find meift im Beſitze entweder ver Domäne (von welcher jedoch ein 
Verzicht auf Entſchädigung fih aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen leicht erwarten läßt) ober 
ber Standed= und Grundherren (oder auch Gorporationen), in Anfehung welcher bie neuefle Zeit 
den äußerft misbraudhten, d. h. in übertriebene Anwendung gefegten Grundſatz erfand, daß 
ihnen kein Recht (Gerechtſame) oder Bezug, welches Urfprungs und Charakters er immer fel, 
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därfe entzogen werden ohne dafür ihnen zu leiſtende volle Entſchädigung. Über bie Natur bies 
je Anfpruchs und über dad Maß des ihm gebührenden Anerkenntniffes jind in den Art. 
Abgaben und Ablöfung die vernunftrehtlihen Principien aufgeftellt. Unter Berufung auf 
viefelben haben wir blos noch in Bezug auf die Bannrechte insbeſondere zu bemerken, daß, 
bet ihnen fhon darum die Entſchädigungsfoderung ald nichtig erſcheine, weil, wenigſtens in 
der Regel, ein wirklicher Schaden, welchen die Aufhebung bewirkte, gar nicht nachzuweiſen, 
wenigftens deſſen Betrag auch nicht einmal annähernd mit einiger Zuverläfftgkeit zu beſtimmen 
if. Denn der bioherige Ertrag eines bannberechtigten Gewerbes müßte zuvoͤrderſt verglichen 
werben mit dem erſt in Zukunft (nämlich nach geſchehener Aufhebung des Bannrechts) ſich her⸗ 
ausſtellenden; und dann würde noch Immer zu erwägen oder zu fragen fein, ob der bisherige, 
3. B. hohe Ertrag in ver That die Wirkung des Bannrechts ober vielleicht anderer Umſtaͤnde, 
3. B. eines geſchickten, fleißigen und redlichen Betriebs gewefen fei, und ebenfo, ob nicht durch 
ſolche jegt erft, d. h. nach dem Aufhören des Bannrechts in Ausübung zu fegende Cigenſchaft 
des Betriebs der Verluft des Monopols leicht werde erfegt, d. h. eine gleihgroße oder größere 
Zahl von willigen Abnehmern werde herbeigelodt werben, als ehedeſſen bannpflichtige, d. h. 
gezwungene erſchienen find. Hoͤchſtens etwa Lönnte der Pächter 3. B. einer Bannmühle, wenn 
ihm erweislich wegen des Bannrechts ein Höherer Pachtſchilling wäre gefegt worben, nad) Auf⸗ 
Hebung des Banns einen entfprechennen Nachlaß begehrten. Es wäre dieſes jedoch lediglich die 
Sache des Bannberechtigten, als welcher nämlich, wenn er eine nach ihrer Natur blos precäre 
(nämlid, von widerruflicher Goncefflon abhängige, oder auf blos factifcher Behauptung ruhende) 
monopoliftifhe Stellung für ein bleibenbed Recht verfauft ober zur Nutznießung übergeben hat, 
dafür dem Käufer over Pächter allerdings die Gewähr zu leiften ſchuldig iſt. Wir betrachten 
hier aber nicht ſowol das Verhaͤltniß zwiſchen dem Bannberechtigten und feinem Lehnsmann 
oder Pächter, fondern nur jenes zwifchen ihm und ven Bannpflichtigen oder auch dem Staat. 
* Für die Zuläßlichkeit einer unentgeltlihen Aufhebung ver Bannrechte konnen wir als höchſt 
gewichtige Autorität dad Anerkenntniß der preußifchen Gefeggebung anführen, melde nämlich 
bei der am 28. Det. 4810 ausgefprohenen Aufhebung der Bannrechte ſich darüber ausdrücklich 
folgendermaßen erklärt: „Da die Theorie und Erfahrung beweiſen, daß die Aufhebung ver. 
Zwangs⸗ und Bannrechte in der Regel keineswegs die Einnahmen der früher Berechtigten min- 
dert, ſondern bei der gewöhnlich vermehrten Conſumtion erhöht, fo Toll weder der Verkäufer, 
noch ver Erbpachter, noch der Zeitpächter, noch der Zwangspflichtige verbunden fein, für jene 
Aufhebung Gaution zu leiften oder irgendeine Entfhädigung zu Übernehmen.” Auch felbft 
in der erften Kammer der badifchen Landſtände, wiewol ihre Mehrheit pie Anträge der zweiten 
Kammer verwarf, erhoben ſich einzelne Stimmen zur Anerkennung ihrer Billigkeit und rechtli⸗ 
Gen Begründung. Der Commiſſtonsbericht von 1825 gefteht ein, „daß ſchon manche Bannge⸗ 
rechtigkeit von dem Bannberechtigten ſelbſt aus wohlverftandener Sorge für fein eigened und 
fremdes Intereffe unentgeltlich fei aufgegeben worden“; und bemerkt ferner, daß, wenn auch 
mitunter ein Minderertrag eines Gewerbes nad Aufhebung des Bannrechts ftattfinden möge, 
derfelbe doch von fo, vielen Nebenumftänden abhänge, daß e3 ungerecht wäre, die Bannpfliätis 
gen unter ſolchen leiden, d. h. fie die Träghelt, die Nadhläffigfeit oder die gemagten Unterneh⸗ 
mungen ihreö ehemaligen Bannherrn bezahlen zu laſſen u. ſ. w. 

Auf die Gtundſätze über Bannrechte muß übrigens ver Art. Gewerbeordnung zurückkom⸗ 
men. Über die Bannrechte enthalten, vom pofitiv =juriflifhen Standpunkt, die verſchiedenen 
Lehrbücher des deutſchen Privatrechts, vom vernunftredhtlichen und politifchen Standpunkte aber 
zumal die landſtändiſchen Verhandlungen mehrer deutſchen Staaten, insbejondere Badens, dann 
auch verſchiedene Monographien die ausführlihern Lehren und Betrachtungen. Rotteck. 

Barbaresken. Vielleicht Fein Theil ver Erbe, von dem eine beglaubigte Gefchichte ung 
Kunde gibt, ſtellt ein fo ſichtliches Zeugniß von dem Einfluß der Eivilifatton, nicht blos auf bie 
Geſchichte ver Menſchen, fondern felbft auf die umgebende phyſiſche Natur dar wie die Nord⸗ 
küſte von Afrika. Sagen des graueften Alterthums fuchen dort den Sig der glüdlichften and 
tugenphafteften ver damals Tebenden Völker. Die Gefhichte zeigt und mannichfaltige Staats: 
formationen voll reichen Lebens in jenen Gegenden: einen gewaltigen Handels: und Waffen- 
play, eine Golonie ver Phönizier, die Königreichen gebot und mit der einigen Roma einen 
Kampf auf Leben und Tod um die Herrſchaft des Erdkreiſes führte; die üppigen und lebens⸗ 
Träftigen Colonien der Griechen, die Sige der Künſte, des Handels, der feinen und verfeinern= 
den PHilofophie. Selbſt die Ureinwohner des Landes, vie in allen Perioden ihren Charakter 
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bewahrt haben: eine Miſchung von Freiheitsſinn der Natur mit Unfähigkeit zur Freiheit der 
Civiliſation; ein Volk, auf das ſich Bodmer's Schilderung anwenden ließe: „das in den Stand 
des unterthänigen Lebens nur einen Schritt gethan mit zitternden Füßen und den ſchon bereut”; 
ſelbſt dieſe bilveten in jener Periode geordnete Reiche, den eivilifirten Staaten näher verwandt 
als jemals vorher und nachher. So gehörten dieſe Landſtriche zu den wichtigſten Eroberungen 
der Römer, fügten ſich ſchnell in die Inftitute des roͤmiſchen Staatsſyſtems, machten ven Beherrs 
ſchern am wenigften zu ſchaffen und lieferten der unerfättlijen Roma Korn und Truppen. Die 
Millionen barbarifcher Völferfchaften, die im Innern des dritten Welttheils wohnten, waren, 
wie heute noch, fo träge und unthätig, daß weder Karthago noch Rom aud nur ihre Erxiftenz 
abnten und daß aus dem äuferften Norden und dem fernſten Often Barbaren kommen mußten, 
um bie Wurzeln der vömifchen Herrſchaft und des Chriſtenthums auf jenen Küften auszurotten. 
Aber fie kamen. Zuerft errichteten die Vandalen ein Eriegerifches Königreich in jenen Land⸗ 
ſtrichen, das nur unter Zerftörung alter Cultur ſich zu erheben wußte. Beliſar's Waffen ges 
wannen diefe Provinzen dem griechiſchen Kaiſerthum zurüd, aber bereitö in einer Zeit des Ders 
falls des Geſammtſtaats, wo auf die Reſte der dortigen Givilifation nur die Fäulniß überge⸗ 
tragen ward, welche das Ganze durchzog. Darauf kamen die Araber und benugten bie leichte Er⸗ 
oberung zum Übergangspunkte in dad ſchönſte Reich des Welten, mo arabifhe Cultur ihre 
hoͤchſte Blüte erreichte. Aber fie verſtanden e8 noch weniger ald die Römer, zu bilden, zu ent= 
wideln und ihre Herrſchaft ven Unterjochten werthvoll zu machen. Darum ein fortwährender 
Kampf unter ven fremden Eroberern, der, nachdem bie fpanifchen Mauren beflegt waren, bei 
der Entlegenheit diefer Provinzen von dem Mittelpunkt des Khalifenreichs und bei dem Verfalle 
dieſes ſelbſt, nur mit einer Zerfplitterung endigen konnte. In dieſem Kampfe gingen die Reſte 
früherer Eultur zu Grunde. Ob fie gefliffentlich von den Einwohnern zerftört wurden, damit bie 
Habſucht der Fremden hinführo feine Lockung mehr finde, was einige Geſchichtſchreiber be⸗ 
haupten, bleibe vahingeftellt. Das glänzende Eyrene ift in ver Wüfte von Barca verſchwunden. 
Die kümmerlichen Nefte Karthagos haben die Spanier zerftört, und das einzige Lebenszeichen, 
wodurch Die Bewohner jener einft fo reichen und glüdlihen Küfte ihre Exiſtenz bekundeten, be 
Rand Jahrhunderte hindurch in den ſyſtematiſchen Raubzügen ver Barbareöfen. 

Denn diefen Namen erhielten dieſe Länder, feitvem ſie, wie es fehlen für immer, dem Scep= 
ter eivilifirter Reiche entrüct waren, mit zwiefahem Rechte. Nicht bloß, daß eine fremde, bar⸗ 
bariſche Herrſchaft in ihmen aufgerichtet wurde; dieſe Gebieter machten es auch der hriftlichen 
Welt recht fühlbar, daß fie ſich als Feinde aller Staaten betrachteten und in dem Kampf ihr ei⸗ 
genes barbarifches Kriegsrecht übten. Abenteurer, duch Wagniſſe aller Art zur Gewalt gekom= 
men, unfähig, durch die fanftern Künfte des Friedens ſich die Reichthümer zu verfchaffen, deren 
fie bedurften, um ihre Macht zu erhalten und genußvoll zu maden, durch ihre ungewiffe Ab⸗ 
Hängigfeit von der Centralmacht des mohammedaniſchen Glaubens den nahen hriftlichen Völ⸗ 
kern in töotlicher Feindſchaft entgegengefeht, dabei aber doc der Rüdfichten entbunden, welde 
die in voͤllerrechtlichen Verkehr mit den chriſtlichen Staaten getretene Pforte zu nehmen hatte: 
benugten fie die vielen Buchten und Häfen ihrer Beflgungen, um auf diefen füdlichen Meeren, 
folange Zeit die Iebhafteften Handelswege, und an den Küften des reihen Spanien, Sicilien, 
Stalien einen raſtloſen räuberijchen Krieg zu führen. Dort fegte fi jenes Stadium des Voͤlker⸗ 
rechts fort, no man die Gefangenen nicht mehr töbtete und nad) Befinden verzehrte, ſie auch nicht 
gerade zur ewigen Knechtſchaft verurtheilte, fondern fie in einen Zuftand georbneter Sklaverei 
verfegte, aus welchem ein Loͤſegeld fie wieder befreien konnte, und der mefentlih auf Gewinn 
eines ſolchen Loͤſegelds berechnet war. Nicht blos während ver faft niemals raſtenden Kriege 
gwifchen den morgen= und abendländiſchen Völkern, auch während der Waffenruhe fegelten fort= 
während aus den Buchten der Berberei bewaffnete Fahrzeuge, um auf Hriftliche Schiffe Jagd 
zu machen oder an unbewachten Küften Einfälle zu verſuchen. Das geraubte Gut war erwünſchte 
Beute. Gefangene von Rang und Vermögen ſchützte man in Hoffnung auf reiches Loͤſegeld. 
Schöne Frauen waren gefuchter Handelsartikel. Gefangene aus niedern Ständen mußten durch 
Sklavenarbeit ihren färglichen Unterhalt unter ftrenger, aber im Durchſchnitt nicht graufamer 
Zucht verdienen und ver Stunde harten, wo vielleicht hriftlihe Barmherzigkeit fie erläfte. Denn 
die Regelmäßigkeit diefer Angriffe vief regelmäßige Anftalten zur Milderung wie zur Abwehr 
verfelben hervor. Milde Stiftungen und fortwährende Sammlungen, ven Händen ber Kirche 
anvertraut, kauften jährlich eine Anzahl Ehriften aus der Sklaverei los Zum Schuge des Han⸗ 
dels aber mußten die Küftenreglerungen Kriegäflotten unterhalten, foweit nidjt ber aufopfernbe 
Streitmuth der Maltefer dafür forgte und den Feinden Gleiches mit Gleichem vergalt. Einzelne 
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Staaten ſchloſſen auch wol mit einzelnen Barbaresfen Verträge, durch welche ſie für einen 
ſchmaͤhlichen Tribut ihre Flagge gegen die Angriffe ver Biraten fiherftellten. Seit regelmäßige 
Handelsconſuln in ven Barbaresfenftaaten unterhalten wurben, warb das Verhältniß geordne⸗ 
ter. Das große Übergewicht, das vie Hriftliche Seemacht in den neuern Zeiten erlangt hatte, 
machte ven Barbareöfen die Fortfegung ihres Syſtems ſchwieriger. Aber aufgegeben hatten fle 
es ſelbſt im 19. Jahrhundert noch nicht, und für die unwiffenden Gebieter viejer Länder blieb 
das Piratenhandwerk ein Lieblingserwerbzweig. Hätte die Pforte auch die Kraft gehabt, ihm 
ein Ende zu machen, wie fie bei vem Verhaltniß, in das fie zu der Chriſtenheit getreten war, eis 
gentlich follte, fo lag dies doch nicht in ihren Interefle; denn fe fand in den brei von ihr abhän⸗ 
gigen Barbareöfenftaaten die befte Pflanzſchule für ihre Marine, eine Flotte, die nicht auf ihre 
Koften, fondern auf Koften ihrer Feinde unterhalten wurde. So erhielt fid im Süben Europas 
eine mittelalterliche Abenteurerwelt, Die aus dem Norden, ber foviel zu ihrer Schöpfung bei⸗ 
getragen, längft verſchwunden war. Die Räuber ver Apenninen und Abruzzen und die Piras 
ten der Barbaresfen ſind die Reſte einer untergegangenen Zeit. Die hriftlihien Staaten haben 
ein Recht, ihnen ein Ende zu machen. Aber folange fie auf der See ven Grundſätzen, die längft 
fhon in den Landkriegen gelten, feine Anwendung verftatten, folange fie noch Kaperbriefe gegen 
das Eigenthum des friedlichen Bürgers außftellen, haben fie fein Recht, die Barbaresfen zu ver= 
dammen. Befolgt man einmal einen ungerechten Grundſatz, fo kommt dann auf den etwas hoö⸗ 
hern ober nievern Grad nicht viel an. 

Dier Staaten werben unter dem Namen ver Barbaresfen verftanden. Drei davon waren 
wefentlid auf dad Piratenhandwerk gegründet, und gerade dieſe find gendthigt worden, es ganz 
ober faft ganz aufzugeben. ALS die türkifche Herrſchaft an die Stelle der arabifhen trat, fand 
fie ihre Macht auf der Nordküſte Afrikas bereits gebrochen, und fie ift nie wieder im Stande ge= 
weſen, biefe erfolgreich zu befeſtigen. Einer conſequent beobachteten und richtigen Politit gemäß 
fügte fie jih in das Bactifche und behielt fich ihr Recht vor, um es den Unftänden gemäß geltenb 
machen zu fönnen. Froh, wenn die Staaten, in welche ſich dieſe Provinz ihres Reiches zerfplitz 
tert hatte, ihre Oberhoheit menigftend anerfannten, ihr Tribut zahlten und Truppen ftelften, 
überließ fie im Übrigen jie ſich felbft und trat nur zuweilen ald Befhüger over Schiedsrichter 
auf. Die Bevölkerung ftellte ein buntes Gemifch dar. Kabylen over Berbern, die Ureinwohner 
bed Landes, Neger aud dem Innern heraufgezogen, Araber, Türken, Nenegaten von allen Na= 
tionen. Der Stärkfte ward Herr und im rafchen Wechſel verbrängte Einer ven Andern. Zuerft 
machten fih Algier und Tunis in der Geſchichte wichtig, indem fle recht eigentlich zu Seeräuber⸗ 
ſtaaten umgefchaffen wurden. Zwei Lesbier, Horuc und Hayradin, Söhne eines Töpfers, hat 
ten von Jugend auf das Seeräubergewerbe ergriffen und allmälig eine Flotte von 12 Galeeren 
und verſchiedenen Fleinern Fahrzeugen zuſammengebracht, deren Admiral Horuc, befannter 
unter dem Namen Barbaroffa, das Schreden des Mittelmeered wurde. Ihre Beute verkauften 
fie in den Häfen der Berberei und lernten dadurch die geeignete Lage dieſer Küften zu Stütz— 
punften ihrer Unternehmungen kennen. Die Unvorſichtigkeit des Königs Eutemi von Algier, 
der Barbaroſſa gegen die Spanier zu Hülfe rief, gab die Gelegenheit. Barbaroſſa lie feinen 
Bruder auf der Flotte und ging mit 5000 Mann nad Algier, wo er fi} zum Meifter der Stadt 
machte, den Monarchen ermordete und fi zum König von Algier erheben lie, deſſen Gebiet er 
durch Belegung ded Königs von Tremezen erweiterte. Letzterer floh zu dem ſpaniſchen Befehls⸗ 
haber von Oran, einer Beflgung, die Ferdinand der Katholiſche 1506 erobert hatte, und ver= 
‚mochte diefen zum Angriff auf Algier. In mehren Gefechten befiegt, ward Horuc in Tremezen 
eingefchloflen, und als er ſich durchſchlagen wollte, getödtet. Allein an feine Stelle trat fein Bru= 
der, der gleichfalls den Namen Barbaroffa annahm und, um gegen die Mauren wie gegen bie 
Hriftlihen Mächte eine fefte Stüge zu gewinnen, ſich der türfrihen Oberherrfhaft untergab. 
Zum Lohn bekam er Hülfätruppen und das Commando der türfifchen Flotte. Mit ver Pforte 
verabredete er auch feinen Anſchlag auf Tunis. Dort hatte der König Mehmed unter feinen 
24 Söhnen einen ber jüngften, Muley-Haſſan, zum Thronfolger ernannt. Diefer vergiftete 
feinen Bater und ließ dann feine Brüder, fo viele er in feine Gewalt befommen fonnte, ermor= 
den. Einer aber, Abraſchid, floh nad; Algier, und Barbaroffa eroberte unter dem Vorwande, 
diefen Prinzen auf ven Thron zu fegen, aud) das Königreih Tunis. Bon hier aus trieb er nun 
den Piratenfrieg ind Große. Aber Muley-Haſſan floh zu Kaiſer Karl V., der begierig die Ge= 
legenheit ergriff, feine Länder von der gefährlichen Nachbarſchaft zu befreien und fid als Be- 
ſchützer eines unglüdlihen Prinzen und der gefammten Chriftenheit zu zeigen. Im der That ges 
lang es dem Kaifer, der ſich jelbft (1535) an die Spige einer bedeutenden Kriegsmacht und 
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Slotte ſetzte, Tumis zu erobern. Muley⸗Haſſan ward als ſpaniſcher Vaſall wieder eingeſetzt; Die 
Beftung ðoeletta blieb in ſpaniſchen Händen; 20,000 Sklaven erhielten ihre Freiheit. Nun aber 
warb Algier der Zufludtsort der Piratenſchiffe, wo der von Barbaroffa eingefegte Statthalter 
Haffan-Aga, ein Renegat, feinen Herrn womöglih noch an Verwegenheit übertraf. Auch ihn 
mollte Karl V. demüthigen und landete 1544 vor Algier. Allein viefe in unglinftiger Jahres⸗ 
zeit begonnene Unternehmung ſchlug gänzlich fehl, und ver Kaiſer mußte froh fein, mit einigen 
Trümmern feines Heeres ſich zurückziehen zu innen. Algier blieb von da an der Haupifig des 
Barbareslkenweſens. 

Algier umfaßt 4218 OM., die von nicht ganz 2 Mill. Einwohnern vielfacher Abſtammung 
befegt waren. Die Stadt, um 955 durch den Araber Juſſuf-Zeiri auf ven Ruinen des alten 
Jomnium erbaut und Al-gezair, die Infeln, genannt, enthielt 80,000 Einwohner. Das Land, 
von Atlas, der Wüfte und dem Mittelmeer begrenzt, ift eines ver fruchtbarften der Erbe. Aber 
unter der Herrſchaft tyrannifcher Räuber Eonnte e8 nicht gedeihen, und nicht der Aderbau, fon= 
dern Seeräuberei und Handel ernährten die privilegixten Claſſen feiner Bevölkerung. Die Herr: 
{haft führte ein Dei, der jenesmal zugleich Paſcha und von ver Pforte beftätigt war. Das Erb: 
recht hatte hier weniger Einfluß als in den Nachbarſtaaten, vielmehr ſchwang fi in häufigen 
Thronwechſeln meift der Stärkfte zum Befig der Gewalt auf. Wie aber in dieſem Raubſtaate 
zuerſt die Idee des Barbareskenweſens fich befeftigt hatte und wie er dieſes Unweſen am ge: 
fährlichften trieb, jo ward e8 auch in ihm zuerft ernſtlich angegriffen und ernſtlich zerftört. Zwar 
liefert dad Fehlſchlagen mehrfacher Projecte zur Austilgung des Barbareskenweſens den trauri= 
gen Beweis, daß die europäiſche Staatenwelt für ein gemeinfames Intereffe ver Giviltfation 
nicht leicht vereinigt werden kann, und ber finnige Plan des Abbe de St. Pierre, ver ven Malteſer⸗ 
orden nach Algier verpflanzen wollte, ward vom Garbinal Dubois als der Traum eines ehr: 
lichen Mannes beifeite gewiefen. Aber das entſchiedene eigene Intereffe einzelner Staaten be: 
wog denn doch Ludwig XIV., die Piraten wiederholt zu vemüthigen, brachte Napoleon auf ven 
Gedanken einer Groberung ver Barbaresken und beftimmte endlich England zur Erfgütterung 
Algiers, Frankreich zu deſſen Eroberung. England war namentlich bei ver Abfchaffung des Bi: 
ratenweſens interefiirt, feit e8 die Joniſchen Inſeln in VBeftg genommen hatte. Deshalb wark 
4816 Lord Ermouth zu Unterhandlungen mit den Barbaresken beauftragt. Weniger nachgie⸗ 
big ald Tunis und Tripolis zeigte fi Algter. Zwar erklärte e8 fid bereit, ven Joniſchen Infeln 
gleiche Rechte mit ver englifhen Flagge einzuräumen, auch mit Sardinien und Neapel, mit letz⸗ 
term gegen einen Tribut von 24,000 Biaftern, Frieden zu ſchließen, gab auch 1792 Epriften- 
ſklaven frei; aber in eine gänzliche Abſchaffung der Sklaverei wollte e8 durchaus nicht eingehen, 
und faft im Angeficht des Apmirald wurden am 23. Mai 1816 eine Anzahl europäifcher See— 
leute zu Bona überfallen, zum Theil getdbtet, die englifche Flagge und ver englifche Viceconful 
infultirt. Dies foderte eine Züchtigung. Lord Exmouth ging nad Portsmouth zurück und fe: 
gelte von da am 24. Juli mit einem ſtarken Geſchwader aus, zu dem noch zu Gibraltar ein zwei⸗ 
tes unter Admiral’ Penrofe und ein holländifches unter Admiral van de Capellen ſtieß. So 
fammelten fih 32 Kriegsſchiffe vor Algier, wo man auf den Angriff gefaßt war, den englifchen 
Conſul verhaften lieg und die Anfoderung, alle Ehriften freizulaflen, das von Sardinien und 
Neapel Empfangene zurückzuzahlen, in Zukunft alle europätfchen Gefangenen als Kriegẽge⸗ 
fangene zu behandeln und Niederland auf gleihem Fuß wie England zu betrachten, unbedingt 
abſchlug. Am 27. Aug. eröffnete vie Flotte dad Feuer, dad nad) wenigen Stunden bie algieri 
ſchen Kriegsfahrzeuge ſämmtlich verbrannt und die Küftenbatterien zum Schweigen gebradt 
hatte. Der nähfte Tag fand ven Dei zu Allem willig, und den 2. Sept. ward der Friede beftä= 
tigt. Abermals erhielten 1211 Chriftenfklaven ihre Freiheit, und der Stolz des Dei mußte ſich 
berablaffen, den engliſchen Conſul öffentlich Abbitte zu thun. Aber auch diefer Vorgang war 
nur eine bald vergeffene Züchtigung, welche die Duelle des Unheils nicht zerflörte. Weniger 
noch hatten die Anfoderungen des Aachener Congreſſes, die 1819 der franzöfifche Admiral 
Surieu und der englifhe Admiral Freemantle kundthaten, einen Erfolg. Die gaͤnzliche Ber: 
nichtung des Übel8 wurbe dagegen eine indirecte Folge des Öffentlichen Zuftanbes von Frankreich. 
Karl X., der, nachdem er das Minifterium Poliguac berufen, feine Regierung auf jede Weife 
yopulär. magjen wollte, nur nicht auf die, melde die Charte vorfchrieb, ſuchte nad) einer Gelegen⸗ 
heit, dem philanthropiſchen Liberalismus und der Ruhmſucht ſeines Volkes zugleich zu ſchmei⸗ 
celn, und fand fie in den Streitigkeiten zwiſchen Frankreich und Algier. Diefe waren zum Theil 
über einen Landſtrich an der afrikaniſchen Küfte und über die Korallenfiſcherei, worauf Frank⸗ 
reich alte Anfprüce geltend gemacht und auch 1817 deren Anerkennung erlangt hatte, deren Br: 
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nuhnng aber ber Dei erſchwerte, theild über eine Boberung algieriſcher Kauflente yirm Gelauf 
von 7 RIM. Fr. entftanben, bie ber Dei von dem franzoͤſiſchen Schat reclamirte. Ihre Anszah- 
kung warb durch die Unterfuchung getviffer Begenfoberungen, bie feit 1824 dauerte, verzögert. 
Dem Dei, der an türkiſche Juſtiz gewöhnt fein mochte, war ed nicht ganz zu verbenfen, va er 
4827 die Geduld verlor und die ungefäumte Befrteigung feiner Koderung, unter Vorbehalt 
der Gegenanfprüde, verlangte. Seine Note fand keine Antwort, und in feiner Enträftung dar⸗ 
über gab er am 23. April 1828 dem franzöfifen Conſul einige Schläge mit einem Fliegen⸗ 
wedel. Der Conful verließ am 15. Juni Algier; am 21. räumten die Franzofen ihre Nieber- 
laffungen und das zu deren Schutz erbaute Fort Lacalle; der Dei ließ dies Alles zerſtören. Hier: 
auf begann eine Eoftfpielige und unzureichende Blockade, in deren Berlauf ver Kapitän de la Bre- 
tonniere am 1. Dt. 1828 zwei Küftenbatterien zum Schweigen brachte und vier Piratenfhiife 
nahm. Nochmals vurch ihn geführte Unterhandlungen hatten feinen Erfolg, und fein Barlamen- 
taͤrſchiff mard beim Abfegeln von allen Batterien beſchoſſen. Nun erfolgte am 20. April 1830 
dad Kriegömanifeft gegen Algier. Mit höchſtem Eifer wurben die Nüftungen betrieben, da ver 
Kriegsminifter, General Bourmont, felbft den Oberbefehl übernahm. Der Viceadmiral Dus 
peree führte die Flotte von 75 Kriegsſchiffen und 274 Transportſchiffen mit einer Landarmee 
von 32,000 Mann. England hatte feinen Einſpruch gegen eine Unternehmung gemadit, vie es 
ſchwerlich gern fah, fuchte aber die Sache inbirect zu vereiteln, indem es die Pforte bewog, ven 
Admiral Tahir⸗Paſcha mit einem großhertlihen Herman nad Algier zu fenden, der die ober= 
herrlichen Rechte des Sultand geltend machen und ven Branzofen, zugleich mit ver Einwilligung 
in die Abſchaffung der Seeräuberei, entgegenbalten follte. Allein das franzöſiſche Blockade 
geſchwader, vom General Builleminor unterrichtet, Tieß ihn nicht zu und verwies ihn nach Tou⸗ 
Ion, wo er den Erfolg der Expedition mismnthig abwarten mußte. Diefe ſelbſt ging am 25. — 
27. Mai zu Toulon unter Segel. Am 14. Juni Landung. Die Divifionen Berthezene, Loverdo 
und d Escars verjagten den Zeind und nahmen fein Lager. Am 19. griff der Schwiegerfohn des 
Dei, Ihrahim=Pafha, das franzoͤfiſche Heer mit 40,000 Wann an, ward aber gänzlich, gefchla= 
gen. Da das ſchwere Geſchütz noch nicht ausgeſchifft war, fo mußte man noch mehre Tage Kaͤmpfe 
aushalten und konnte fi den Weg nur langfanı bahnen. Am 4. Juli endlich befchoffen die Bat⸗ 
terien das von Karl V. angelegte Kaiſerſchloß, dad der ehemalige franzöftfche Artillerteoberft 
Solcau erfolglos vertheidigte. Die Flotte beſchoß ſchon feit dem 29. Juni die Forts und Batte- 
tien von Algier. Am 5. Juli unterzeichnete ver Dei eine Gonvention, die ihm das Recht ficherte, 
fih mit feinem Privateigentgum zuruckzuziehen, ebenfo den türfifhen Milizen freien Abzug, 
Glauben, Freiheit und Eigenthum der Bewohner garantirte, übrigens aber Stadt und Land 
unter die Botmäßigkeit der Franzoſen ftellte. In der Caſauba, der Eitavelle, ward ein Schatz 
von 70—80 Mi. Fr. gefunden. Der Dei ging nad) Frankreich, dann nad) Italien und tft gez 
ſtorben, ohne feine Hoffnung auf eine Reftauration erfüllt zu fehen. 

So ward Algier ein franzoͤſiſches Befizthum. Aber wenn ſchon feine Eroberer ſchwerlich 
einen beſtimmten Plan hatten, was fle mit diefer Erwerbung machen wollten, fo warb die Sache 
noch problematifcher, al8 die bald darauf ausbrechende Revolution in Frankreich Regierung und 
Syſtem änderte. Doc die neue Negierung konnte, ohne fich Hinter ihrer Borgängerin In Schatz 
ten zu ftellen, die Eroberung der legtern nicht gut wieberaufgeben; mit jedem Jahre aber, daß 
man fie behauptete, warb e8 bedenklicher, einer Befigung zu entfagen, auf die man einmal fontel 
gewandt hatte. Das Minifterium, hierin mit der Oppofition einig und nur von dem Erfpa= 
tungseifer der Tiers-parti bedrängt, ertheilte wiederholt und von Jahr zu Jahr beſtimmter vie 
Berfiherung, dad Algier behauptet werden folle. Graf Bourmont hatte glei in den erflen Tas 
gen die Vortheile der neuen Stellung benugt, die es ihm mögli machten, den Nachbarſtaaten 
die Bedingungen ihres Fortbeſtehens zu dietiren. In Verträgen mit Tunis und Tripolis vom 
8. und 11. Aug. 1830 warb jevem eine Zahlung von 800,000 Fr. an Frankreich, die Abs 
ſchaffung ver Seeräuberei, Sklaverei, des Tribut und der Handelömonopole, und Tunts insbes 
fordere vie Abtretung ver ehemals (bis 1798) Genua gehörigen Infel Tabarca aufgelegt. Graf 
Bourmont verließ darauf Algier, und die neue Regierung fenvete General Elauzel als feinen 
Nachfolger. Diefer, der liberalen Seite angehörig und noch voll von den Hoffnungen ver Juli⸗ 
revolution, kam mit dem Entſchluſſe, zu ſchaffen, zu erweitern, eine thatenreiche Zukunft vorzu= 
bereiten. Er befegte Oran, Bona, Bugia, flieg über den Atlas, beflegte (21.23. Nov.) den 
Bei von Titteri, der nad) Frankreich geihit ward, und beſetzte Media. Eine Muſterwirthſchaft 
ward angelegt und die Ebene um Algier bebaut. Der Gouverneur organifirte inlaͤndiſche Trup⸗ 
pen, ernannte Vaſallenfürſten und arbeitete raſtlos auf das Ziel hin, die Colonie durch ihre eis 
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genen Mittel ſich Halten zu machen. Mit Tunis ſchloß er einen Vertrag, der dieſes zur Unter⸗ 
werfung der Provinz Konflantine verpflichtete. Allein die franzöſiſche Negierung ratifleirte Dies 
fen Vertrag nit, beſchuldigte Clauzel der Cigenmächtigkeit und ging auf ven Plan ber ſyſtema⸗ 
üſchen Golonifirung nit ein. Man ſcheint damals über vie Behauptung Algiers nit entſchie⸗ 

den und namentlid über Englands Anſichten nit im Klaren gewefen zu fein. Clauzel ging 

nad) Frankreich zurück, und General Berthezene kam als Vicegouverneur nad) Algier. Schon 

vorher hatte man Mediah und Oran wiederaufgegeben, und der General fand einen Heinen 

Krieg vor, ber weber durch einen neuen Zug nad dem Atlas, noch durch die Hinrichtung mehrer 
Häuptlinge, noch durch die Ernennung des Sidi-Hadſchi zum Aga der Araber beſchwichtigt 
werben konnte. Bona mußte geräumt werben; bad wieberbefegte Oran warb mit Mühe bes 
hauptet, und die nächſte Umgebung fogar von Algier fah fi der Unfiherheit preiögegeben. 
Trotz diefer ungünftigen Erfolge und ver großen Koften, die die Golonie verurfagte, hatte man 
ſich dod in Frankreich für deren Beibehaltung entſchieden und [hob alle Schuld auf die Per⸗ 
onen. Am 4. Dec. 1854 ward daher der ‚Herzog von Rovigo zum Militärgouverneur, der 
Baron Pichon zum Eivilintendanten ernannt. Allein wenn Savary jemals etwas mehr gewe⸗ 
fen war als ein geſchmeidiges Werkzeug der Willkür Napoleon's, fo war biefe Zeit vorüber. 
Die Angelegenheiten Algierd nahmen unter feiner launiſchen, werhfelnden und verſchwenderi⸗ 
fen Verwaltung nur eine immer ungünftigere Wendung. Algier foftete Geld und Blut in 
Fülle, franzöfifches wie fremde, denn die Regierung hatte die meift aus politifhen Flüchtlingen 
‚gebildete Fremdenlegion nad) Algier gefendet. Aber feine Ausfiht auf eine ſichere Zukunft warb 
als Erſatz dafür, und die Angriffe der inländiſchen Stämme wurden nur regelmäßiger; Rovigo 
ward zurückberufen und flarb, ehe er fi über feine Verwaltung zu rechtfertigen verjucht Hatte. 
Sein Nachfolger ward Graf Drouet d’Erlon. Obwol diefer geachtete Mann bei feinen milden 
und gemäßigten Sufteme die Angelegenheiten ver Colonie nicht eben verſchlimmert hat, fo ſchien 
ex doch feine frühere Energie unter ver Laſt der Jahre verloren zu haben und vermochte nicht eine 
Beflerung in ven Ausfichten herbeizuführen. Ex hielt fi meift ruhig zu Algier und bemühte 
fid) einzelne Häuptlinge zu gewinnen. Allein es zeigte fich aud) hier die Wahrheit eined Grund⸗ 
ſatzes der Staatenpolitif. Solange man die Interefjen der feindlichen Völkerſchaften nicht für 

fi) gewonnen hat, fo wird der Anführer derfelben, ven man auf feine Seite brachte, eben das 
durch feinen Einfluß verlieren und Der an feine Stelle treten, an deſſen Gefinnung und Gaben 
fi) die meiften Hoffnungen eines erfolgreichen Widerſtandes knüpfen. In Algier ward nament- 
lich ein Häuptling, Abd=el-Kader, die Seele aller Verbindungen gegen die Branzofen. Zwar er= 
hielt der Gouverneur ein fheinbares Einverſtändniß mit ihm; allein die Bedrückungen, Die er 
fi) gegen Eleinere, den Sranzofen ergebene Häuptlinge erlaubte, führten zu Mishelligfeiten. 
Bon diefen nahm der zu Oran ftationirte General Trezel Gelegenheit zu einer eigenmädtig 
unternommenen Erpebitton (Juli 1835) gegen Abd⸗el-Kader, die einen fehr ungünftigen Aus- 
gang nahm. Das franzöfifche Minifterium erhielt dadurch eine neue Veranlaflung, zu Marſchall 
Clauzel zurückzukehren, der den Angelegenheiten Algiers nody mit dem meiften Ruhme vorge= 
fanden hatte, ſich lebhaft für dieſe Kolonie interefjirte und von den Wünſchen ver Goloniften 
zurüdberufen ward. Marſchall Clauzel, zwar Mitglied der Oppofition, aber in neuerer Zeit 
dem Minifterium wieder genähert, ward zum Gouverneur von Algier ernannt. Er’jog mit 
14,000 Dann gegen Maskara, den Mittelpunft von Abd⸗el-Kader's Macht, kam auch gluͤcklich 
bin, ohne etwas damit zu erlangen, als daß er die Stadt anzünden und eine augenblidlide 
Scheinunterwerfung der Stämme erwirken konnte. Schon nad drei Tagen trieb Ihn Wetter und 
Unficherheit zum Rüdzug, und Abd⸗el⸗Kader mar mächtiger als erft, erreichte ven Gipfel feiner 
Macht, ald er 1856 den General d'Arlanges an der Tafna gefhlagen hatte. Auch ein Zug des 
Marſchalls Clauzel gegen Konftantine ſcheiterte. General Bugeaud erfocht einige Siege über 
Abd⸗el-⸗Kader, die aber feinen Erfolg hatten, und um einen zweiten Zug nad Konfantine in 
Sicherheit machen zu Eönnen, entſchloß man ſich zu einem Vertrag mit dem Emir, der am 30. Mat 
4837 an ver Tafna unterzeichnet warb und worin man ihm, gegen Anerkennung ber franzoͤſi⸗ 
ſchen Oberherrſchaft, die Berwaltung der Provinzen Oran, Titteri und Algier, mit Ausnahme 
der wichtigſten Städte, überließ, ihm auch Tlemezen einräumte und ven Einkauf von Waffen 
und Kriegsbedarf in Frankreich geflattete. Nun zog Clauzel mit 7000 Dann gegen Konflanz 
tine, wo man aber im kläglichſten Zuſtande ankam, durch den Mangel zurücdgetrieben war und 
auf dem Rüdzug die größten Verlufte Hatte. Infolge davon ward Ciauzel im Bebruar 1837 
zurückberufen, und General Damremont fam an feine Stelle. Diefer unternahm mit 12,000 
Mann einen neuen Zug gegen Konftantine, vor welchem er am 6. Det. ankam. Gr felbft fiel 
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am.12., aber am 13: warb bie Stadt durch General Balce erſtürmt und damit die Unterwerfung 
einer neuen Provinz begründet, die auch feitvem ſich vergleihungeweife am ruhigften und gec 
veihlichften gezeigt hat. Inzwiſchen erweiterte Abb=el- Kader feinen Einfluß, feine Streitkräfte 
und feine Verbindungen, und als er ſich ſtark genug hielt, brach er im November 1839 108; 
bald war die Herrſchaft der Branzofen nur noch hinter Mauern und Schanzen zu ſuchen. Es ges 
lang dem Marſchall Balde auch mit 65,000 Mann nicht, im Jahre 1840 den Zuftand weſent⸗ 
lich zu ändern. Sein Nachfolger Bugeaud fügte jih auf 80,000 Mann und auf das Syſtem 
beftändiger Razzias (Raubzäge). Mit viefen gelang e8 ihm allerdings, ſowol ven Gegnern viel- 
fachen Schaden zuzufügen, als aud) diefelben, ſoweit jie im Bereiche der franzöfifchen Waffen 
waren, zu ſchrecken. Den franzöfifhen Waffen gereihte aber dieſe Kriegsweife freilich nit 
zum Ruhme, dem franzdfifhen Heere zu feiner mohlthätigen Schule. Für den Endzweck des 
Krieges verſprach fle auch feinen Nutzen. Denn fle fteigerte ven natürlichen Widerſtand gegen 
die fremde Herrſchaft und ihre ungewohnten Formen zu dem glühendften Haß der Rache über 
erlittene Unbilden ver gräßlichften Art, veren Gipfel im Jahre 1845 durch die Verbrennung - 
der Kabylen in ihren Höhlen erreicht wurde; und wie oft auch Abh=el- Kader vertrieben und vers 
fprengt worden, immer erjchien er wieder und immer fammelten fi die Stämme von neuem 
um ihn. Gin neuer Beiftand gefellte ſich zu ihm, in der Perſon des Bu-Maza, ver jic für einen 
Abgefannten Gottes erflärte und die Stämme zur Vertheidigung des Glaubens aufrief. Indeß 
gelang es allmälig den Anftrengungen Bugeaud's, den Aufftand in immer engere Grenzen zu 
bannen. BusMaza wurbe von feinen Gefährten verlaffen und lieferte ſich felbft ven Franzoſen 
aus. Abd⸗el⸗Kader zog fih mehr und mehr nach dem Weſten zurüd. Bei einer im Frühjahre 
1847 mit ſtarken Kräften unternommenen Erpedition gegen die Stämme in Großfabylien brachte 
Bugeaud in nur drei Wochen 55 Stämme zur Anerkennung der franzöfiſchen Herrſchaft. Zwar 
wurde er nunmehr abberufen, hinterließ aber für feine Nachfolger eine leichte, ſchon bereitete 
Ernte. Dem Herzog von Aumale, der ſich ſchon früher in Algerien Lorbern verbient hatte, ward 
jegt auch das Glüd zuteil, ven wahren Schiloträger des geeinigten und auspauernden Wider 
ſtandes, Abd⸗el⸗Kader, in feine Hände fallen zu fehen. Abd⸗el-Kader glaubte nur nod in Ma⸗ 
zoffo bie Kräfte zu erfolgreichem Streite finden zu können, und als es ihm nicht gelang, ven 
Kaifer felbft zum Bruch des Friedens zu vermögen, verfuchte er die Stämme Marokkos felbft, 
im Namen bed Glaubens, wiber ven Kaifer zu erheben, warb aber von der uͤbermacht des Kals 
ferd befiegt und auf das algierifche Gebiet zurückgedrängt, wo er eine Verhandlung mit ben 
Franzoſen anfnüpfte, vie am 25. Dec. 1847 zum Ziele führte. Er überlieferte ſich den Franzo⸗ 
fen, verſprach ruhiges Verhalten, bebingte ſich aber die Überfievelung in das Pfortengebiet. 
Weder die Juliregierung nod die Republik fand für gut, dieſe Bedingung in Kraft zu ſetzen, 
und ver Emir ward, erft in Toulon, dann in Amboiſe, in allerdings mit äuferm Comfort um= 
ringter Gefangenfchaft gehalten, bi8 im Sommer 1853 der Kaifer Napoleon III. fih die Ehre 
ermarb, das Wort des Herzogs von Aumale zu loͤſen. Schon wenige Monate nad} jener Ge= 
fangennehmung machte die Bebruarrevolution dem Gouvernement des Herzogs von Aumale ein 
Ende. Als er ſich mit feinem Bruder Joinville eingefchifft hatte, hielten viele einzelne Stämme 
den Moment für günftig zu einer Erhebung, und der ehemalige Bei von Ronftantine, Ahmed, 
ftellte fi an die Spige des Aufſtandes, ward jedoch geſchlagen und gefangengenommen. Am 
28. Febr. traf Cavaignac als republikaniſcher Generalgouverneur ein, ward aber fhon im Mai 
durch Ehangarnier erfegt, da man jenen in Paris nöthiger brauchte, und auch Changarnier 
ging 1. Juli nad Parts zurüd, um an die Spige ver Nationalgarde zu treten. Zunachſt wurde 
Marey⸗Mange proviſoriſch und im September warb Charron definitiv zum Generalgouverneur 
ernannt. Im Jahre 1851 trat der nachherige Marſchall Graf Randon an veffen Stelle. Die 
Nationalverfammlung erklärte Algerien für ein eigenes Beſitzthum Frankreichs und bewilligte, 
daß vier Deputirte der Eolonie an ihren Berathungen über algierifhe Angelegenheiten theils 
nehmen dürften. 1849 erregte der Marabut Si-Bu-Zian in ver Dafe Zaatſcha einen gefahr- 
drohenden Aufftanb, der im November duch General Herbillon, nad Eroberung Zaatſchas, 
wenn and) mit Mühe und unter großen Verluften, unterdrückt ward. Im Jahre 1850 fand eine 
Reihe von promenades militaires ftatt, in der Abfiht, ven Stämmen die Macht der Franzoſen 
zu zeigen und ihnen Refpect vor dieſer einzuflößen, und waren zum Theil, namentlich in ven 
Gebirgen von Setif, fehr blutig. Im Iahre 1851 erhoben ſich wieder faft alle Gebirgsftämme 
zwiſchen Dſchidſchelli, Philippenille und Milah, wurden aber durch General St.-Arnaud, in 
80 Tagen, während deren 20 Treffen und ſechs foͤrmliche Schlachten geliefert wurben, bezwungen. 
Dennoch dauerten auch in den nächſten Jahren die einzelnen Erhebungen und Kämpfe fort 
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Der Marſchall Randon unternahm darım 4857 eine große Erpebition gegen die Stänmse 
Kabyliens, die vorderhand wenigſtens vie allgemeine Unterwerfung und ven Frieden zur Folge 
Hatte. Soweit Waffen die Behauptung Algeriens zu verbürgen vermögen, fcheint fie gefichert, 
folange nicht entweder ein europälfher Feind es den Franzoſen abftreitet, ober im Innern des 
ungeheuern WelttHeild Nevolutionen vorgehen, wie fie Afrika noch niemals gejehen Hat, für 
deſffen Nordküſte die großen Ummälzungen immer von außen gelommen find. Ob nad) beffer 
geiiherter Ruhe auch die Eolonifation beffer fortfgreiten wird, bleibt abzuwarten. In den 
englifhen Golonien, auf dem Boden Amerikas bildeten Eingeborene der britiſchen Infeln ſelbſt 
den Grundſtamm der Bevölkerung, und die Indianerſtämme wurden in fernere Gegenden 
zurüdgebrängt. Dies erleisterte die Begründung einer dem Mutterlande entſprechenden und 
gleigartigen Verwaltung. Bon Frankreich aus hat die freiwillige Auswanderung nad Als 
gerien nidıt raſch vonftatten gehen wollen, wie fi} denn bis 1846 unter 100 Coloniften Aur 
44 Franzoſen befanden, und noch 1854 dad Verhältnis nur 54 Frauzoſen zu 49 andern 
Europäern ergab. Neben den Franzoſen find es hauptſächlich Spanier und Italiener, welche 
die europäifche Bevölkerung Algeriens refrutiren; aber dieſe drei Nationen find fämmtlidy nicht 
beſonders geſchickt zu dem ſoviel Arbeit und Ausdauer erfovernden Colonifationswerle. Die 
Deutſchen ziehen Amerika und Auftralien vor, da fie freiere Bewegung ſuchen und in Als 
gerien ein ſtrafferes polizeilich = militärifched Negiment und ein weniger freied Gemeindes 
leben finden als in der Heimat. Die Bevölkerung Algeriens betrug 1851 eine Zahl von 
2,868,520 Menfchen, der europäifche Anthejl der Bendlferung aber noch 1856 nur 155,601. 
Die große Zahl der nichteuropäiſchen Einwohner wird aber noch lange nicht nach franzoͤſiſcher 
Weife und in rein bürgerlien Wege regiert werden können. Die von ver Regierung unters 
aommenen foflematifhen Colonifationen find bisjegt ſämmtlich gefcheitert. Beſſer ſcheinen bie 
Verſuche einzelner Speculanten zu geveihen, melde in ven legten Jahren große Landftreden 
kauften und unter geſchickter Leitung cultiviren Tiefen. Die Goncefftonen werden, je nad dem 
Umfange des Terrains, vom Präferten, vom Generalgouverneur, vom Kaifer, auf Antrag des 
Kriegsminifterd und nah Anhörung des Staatsraths, ertheilt. Bisjegt iſt nur ein fehr kleiner 
Theil des culturfähigen Landes wirklich angebaut, und Millionen Hände könnten dort noch reihe 
Beſchäftigung finden. Zur Zeit aber Hat Frankreich diefer Golonie no immer große Opfer zu 
Bringen, und die wichtigften Ergebniffe ver Unternehmung ſcheinen noch, außer der Zerftdrung 
des Piratenweſens, die Bildung eines Ableitungäfanals für die Gährungsftoffe in Frankreich, 
die Erſchwerung des Bruchs mit England und die für das franzöfiſche Heer eröffnete Kriegs- 
Thule zu fein. Neuerdings hat mar auch angefangen, Sträflinge nach Algerien zu deportiren. 

Tunis, nad Oſten zu an Algier grenzend, auf 3400 OM. 3—4 Mill. Einwohner ums 
faflend, von denen 140,000 auf die Hauptflabt kommen, if faft immer ven Geſchicken Algiers 
in mehrfacher Hinſicht gefolgt. Zwar in der älteften Zeit nicht; denn es iſt eigentlich der Sig 
des alten Karthago, deffen Ruinen noch in ſchwachen Spuren in feiner Nähe fihtlich find. Mol 
aber, als das arabiſche Reich auf jenen Küſten gebrochen war. Ein Nachfolger des von Karl V. 
eingefegten Königs, Namens Amiva, ward 1570 durch algierifche Truppen verjagt. König 
Philipp IL. fendete den fiegreihen Don Juan d'Auſtria mit einer Flotte nad) Tunis, der es er= 
oberte, einen Vetter des vertriebenen Königs, Mehemed, einfegte und ein Fort zur Aufnahme 
einer ſpaniſchen Befagung erbaute. Schon 1574 wurde Stadt und Zort von ven Türken wieder- 
erobert, und der Barbareöfenftaat war nun hergeftellt. "Man fegte eine Militärherrfchaft ein, 
mit einem Divan, an deſſen Spige ein von ſechs zu ſechs Monaten wechſelnder Aga, und dem ein 
großherrliher Paſcha zur Seite ftand. Nach einigen Jahren ftärzte eine Militärregierung biefe 
Verfaſſung um und fegte einen Dei ein. Von da an ein unruhiges Weſen, durch das Beftreben, 
fich von der Pforte unabhängiger zu machen, durch die inflüffe von Algier aus und durch den 
ſteten Wechſel ver Herrſcher in raſtloſer Gährung erhalten. Im Jahre 1824 gelang ed Siei- 
Huſſein, fid) zum erblihen Bei aufzuſchwingen, und von da an regierte er dad Land, an der 
Spige eines Divan von 37 Mitgliedern, in großer Unabhängigkeit von ver Pforte. Nach jeinem 
am 20. Mat 1835 erfolgten Tode ging die Regierung friedlich auf feinen Bruder Sidi⸗ 
Muftapha über. Bis auf die neuefte Zeit haben bie Korfaren von Tunis mit denen von Algter in 
ihren Raubzügen gewetteifert; nur daß Tunis nicht fo ausſchließlich ſich dem Piratenwefen Hin= 
gab, nicht die gleiche politifhe Role in den Dienften ver Pforte ſpielte und feinen wundervoll 
fruchtbaren Boden befler cultivirte. Die Stellung gegen die fremben Mächte war im Ganzen die⸗ 
felbe; allein in den neuern Zeiten mußte e8 früher nachgeben, und die Foderungen, bie Algier dem 
Lord Ermouth abſchlug, räumte Tunis ein. Früher noch hatte 68 eine Züchtigung von den Wer- 
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einigten Staaten von Nordamerika erfahren; denn diefe warfen das Jod, gar bald ab, das bie 
europäifhen Staaten folange getragen hatten, und Commodore Decatur zwang 1815 fowol 
Algier, auf jede Tributfoderung zu verziäten, ald Tunis, ihm den Werth zweier Prifen, welde 
die Engländer aus feinem Hafen hernusgeholt hatten, zu erftatten. Tunis iſt gegen die Pforte, 
die ihre Rechte über ihre Bafallenflaaten gern wieder wirffamer machen möchte, hauptſächlich 
durch Frankreich gefhügt worben, und von diefem wurbe auch dem Bel ein lebenslänglicher Be- 
fätigungsferman ausgewirkt. Sidi-Muſtapha flach 1837 und ihm folgte fein Sohn Sidi— 
Ahmed, der fi, unter Beiftand feines vertrauten Minifterd, des Chevalier Ruffo, eifrig bemühte, 
fein Land auf europätfchen Fuß zu fegen und namentlich das Heer in achtunggebietender Weife 
zu geftalten. Mußte er auch 1842, auf Verlangen der von England unterftügten Pforte, einige 
Zugeſtändniſſe machen und ſich 1844, bei einem Streite mit Sarbinien, der Intervention Frank⸗ 
reichs und Englands unterwerfen, fo gelang es ihm doch, hauptſächlich mit Hülfe Frankreichs, 
wo er auch 1846 einen Beſuch abftattete, ſich in ziemlicher factiſcher Unabhängigkeit zu erhalten, 
und bei dem Beiftande, den er 1854 der Pforte zu ihrem Kriege gegen Rußland leiftete, hatte 
fie Urſache, ſich Glück zu wünſchen, daß ihr frühere® Verlangen, ex folle fein Heer auf 1500 
Mann redueiten, nicht in buchſtäbliche Erfüllung gegangen war. Er flarb 30. Mai 1855 und 
hatte jeinen Vetter Sidi-Mohammed zum Nachfolger, welchen in der jüngften Zeit ein Act der 
Intoleranz feiner Unterthanen in Gonflict mit Frankreich gebracht hat. 

Tripolis. Diefer dritte Barbarestenftaat, auf 8837%/, OM., vie aber zum großen Theile 
wũſt liegen, wenig über 1 Mill. Einwohner nährend, Hatte eine zeitlang während der Kreuz— 
züge hriftliche Beherrjcher gehabt, mar dann den Johannitern überlaflen worben, aber nad 
kurzer Zeit in Piratenhände gefallen, die eine erbliche Militärherrfhaft organtiirten, deren Vor⸗ 
ſteher, ver Paſcha, in verfelben nur anfcheinenden Abhängigkeit von der Pforte ftand wie vie 
Gebieter von Algier und Tunis. Tripolis blieb roher und räuberifcher als die beiden Nachbar⸗ 
flaaten, da es weniger mit dem politifchen Geflechte ver civilifirten Staaten in Berührung fam 
und mit den wildeſten Stämmen des innern Landes in mehrfacher Verbindung blieb. Aber bei 
geringern natürlichen Hülfsmitteln gelangte es aud nie zu gleicher Macht und gleicher Gefähr⸗ 
lüchkeit. In der neueften Zeit erfuhr es ähnliche Demüthigungen wie Tunis und mußte fi von 
England, Amerika und Frankreich ähnliche Bedingungen dictiren laffen. Nun beftand zwiſchen 
dem legten Paſcha Sidi-Ali und deſſen Neffen ein Ihronfolgeftreit, der eine bie Kräfte des 
kleinen Staats aufreibende Verwirrung unterhielt. Der Paſcha ſah ſich zulegt In der Haupt: 
ſtadt von feinem Gegner belagert. Da erſchien auf einmal eine türkiſche Klotte, von der man 
ſich, wenn nicht die thätige-Unterflügung, doch jene moraliſche Hülfe verſprach, welche eine vom 
Großherrn ausgehende Anerkennung und Beftätigung des Paſcha gewähren mußte. Allein fle 
brachte fogar Truppen, die am 27. Mai 1835 ausgeſchifft und mit offenen Armen empfangen 
wurden. Sivi-Ali ging am 18. auf das Admiralſchiff, um eine Conferenz mit dem türkiſchen 
Befehlshaber zu halten. Hier aber ward ihm eroͤffnet, daß die Pforte für gut halte, das Land 
proviſoriſch in Verwaltung zu nehmen. Die Türken ergriffen Beſitz; die Rebellen zerſtreuten 
fich vor der fichtlichen Üübermacht. Sidi-Ali ward nicht wieder and Land gelaſſen, ſondern nad 
Konftantinopel gebraht. Daß jegige Regierungsfuften der Pforte läßt dieſes Ereigniß ald einen 
Vorſchritt zur Civiliſirung diejer Gegenden erfcheinen, und Tripolis als türkiſche Provinz hat 
aufgehört Barbareskenftaat zu fein. Beunruhigt ift aber Tripolis mehrfad durch Aufftände der 
arabijchen Bevölkerung und namentlich der innern Stämme worden. So namentlih 1842, wo 
AskarzAli den Aufftand nicht anders zu dämpfen mußte, als daß er die Führer deſſelben, unter 
eidlicher Zufage ihrer Sicherheit, in fein Lager lockte und dann hinrichten ließ. England be= 
wirkte damals feine Abberufung. Aber au unter feinem Nachfolger riefen deſſen Erpreffungen 
4844 einen blutigen Aufftand der Kabvylen des Dfchebetgebirges hervor, und noch 1856 dran⸗ 
gen aufſtändiſche Scharen bis in die Nähe von Tripolis. Die Paſchas haben öfters gewechſelt. 
Der jegige ift Osman-Pafdha. 

Diefe Staaten waren zulegt zu ohnmächtig und zu geringen Umfangs, als daß fle ven hö— 
bern Kräften ihrer civiliſirtern Nachbarn nicht hätten erliegen müflen, ſobald diefe einmal Zeit 
gewonnen hatten, an ihre Bezwingung zu denen. Ungewiſſer fheint es, ob es jemald gelingen 
wird, das Reich Fez und Marokko auf diejem Wege aus der Reihe ver Barbarenftaaten zu 
verdrängen. Denn dieſes Reich, auf 13,700 OM. über 15 Mill. Einwohner umfaflend, hat 
feine eigenthümliche Stellung errungen und behauptet und ſcheint in feinem Beſtehen ver Aus⸗ 
druck eined Bedürfniſſes zu fein, das fein willkürliches Schalten von außen her duldet, vielmehr 
aur eine durch eigene innere Entwidelung bedingte Erhebung zuläßt. In diefen weſtlichſten 
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Theil Nordafrikas hatte ih von Anfang an die Gewalt der von Often hereinbrechenden Gebieter 
nur ſchwach erſtreckt. Die Eroberer glaubten and Ende der Welt geprungen zu fein, wenn fie 
bis Tanger und Fez kamen, und wandten ſich zur Rückkehr, zufrieden mit der Anerkennung 
eines Schattens ihrer Gewalt. Die Unzufriebenen, die in dem Wechſel der Eroberungen Be— 
flegten, flüchteten dorthin ; die Berbern ſind dort am zählveichften und unabhängigften; die Ara⸗ 
ber, die in die neuen Ideen, melde die Türken verbreiteten, nicht eingehen wollten, entwidelten 
bort dad eigenthüntliche Gepräge der Mauren, wenngleich mehr in feinen Fehlern ald in feinen 
Tugenden. Dort bildeten ji auch frühzeitig unabhängige Dynaftien. Jetzt nod hält ſich bie 
1557 von dem Scherif Mehemed, einem Abkoͤmmling bed Propheten, gegründete in ven Königs 
veichen Bez, Marokko und Sus. Die Regierung hat den Charakter des orientalifhen Despotis⸗ 
mus in feiner roheften, durch nichts verfeinerten Geftalt; aber. die fortwährenpen Thronftreitig= 
keiten machen e8 vielen Einwohnern möglich, fich dem drückenden Einfluffe der dadurch geſchwäch⸗ 
ten Regierung zu entziehen und in einem Zuftande der Unabhängigkeit zu erhalten. Wol müſſen 
die Völker für den Streit der Könige büßen; aber zuweilen werben fie durch dieſen Streit der 
Aufmerkſamkeit derſelben entzogen, die nicht weniger laftend ift. Auch Marokko fendet Korfaren 
aus, wenngleich es nicht eigentlich in dem Piratenweſen die Bedingungen feiner Exiſtenz fuchte. 
Gerade deshalb aber und mweil ed nicht in einem befeftigten Raubneft, fondern in einem weiten 
und bevölferten Reiche die Stüge feiner Macht fieht, Hat e8 dem Gewicht der fremden Staaten 
erfolgreicher trogen fönnen und dieſe zu manchen ſchmählichen Rückſichten auf dieſen Barbarens 
ſtaat genöthigt. In den meiften Beziehungen fleht es mit Spanien, das einige Bejigungen auf 
feinem Gebiete hat, beſchützt durch die Feſtung Ceuta, die ſchon Graf Julian gegen Mufa fiege 
reich vertheidigte. Spanifhen und portugieſiſchen Flüchtlingen hat Marokko nicht felten einen 
erwünfchten Zufludtöort dargeboten. Nach der franzöfifhen Beiignahme von Algerien unter⸗ 
fügte Maroffo anfangs den Widerſtand der eingeborenen Bevölkerung und namentlich die Bez 
ſtrebungen Abd⸗el⸗Kader's bald heimlich, bald offen. Als aber eine franzöfifche Flotte unter dem 
Prinzen von Joinville am 6. Aug. 1844 Tanger und am 15. Aug. Mogador bombarbirt und 
Bugeaud am 14. Aug. 1844 die Maroffaner am Jsly geſchlagen hatte, war am 10. Sept. 1844 
von den Franzoſen ver Friede bictirt. Da der Sultan überdies fand, daß Abd-el-Kader ihm 
felbft gefährlich werbe, vertrieb er ihn 1847 von feinen Gebiete. Doch haben die Schwierige 
feiten, die e8 den Maroffanern macht, ji in das europäiſche Völkerrecht zu finden, wiederholte 
Reibungen mit europäiſchen Staaten, namentlih 1844 mit Spanien, 1849 und 1851 mit 
Frankreich hervorgerufen, die jedoch alle mal damit enbigten, daß, ſowie Europa Ernft zeigte, 
Marokko Genugthuung leiftete. Man würde ſich aud) in der That mit vem Sultan allmälig in 
ein geordnetes und geſichertes Verhältniß ftellen fünnen, wenn nur feine eigene Gewalt in allen 
Theilen feines Reichs eine wirkliche wäre. Gar mande, durch Ortlichkeit gefhügte Stämme er⸗ 
kennen aber feine Autorität Faum dem Namen nad) an und verharren in der wilden Freiheit der 
Barbarei, wo fie Denn auch den europäiſchen Nationen zuweilen läftig fallen, wie noch vor furz 
zem ver befannte Vorgang mit den Riffpiraten gelehrt hat, bei welchem Prinz Adalbert von 
Preußen verwundet ward. 8. Bülau. 
Barbarour (Karl Johann), 1767 zu Marfeille geboren, ward in Angelegenheiten feiner 
Gemeinde 1792 nad) Paris gefickt, wo er feine Stellung und feine Verbindungen benugte, 
um bie Fortſchritte der Revolution auf jede Weife zu begünftigen. Mit dem ganzen Ungeflüm 
der Jugend und des fünlichen Charakters gab er fi der Bewegung hin, die wie ein Orfan durch 
Frankreich ging und die geſellſchaftliche Ordnung bis in ihre Grundveſten erſchütterte oder zer= 
ſtoͤrte. An dem Erfolge des entſcheidenden 10. Aug. hatte er großen Antheil, und fo entſchloſſen 
er der Tyrannei entgegentrat, fo großmüthig erwies er fi dem Beflegten, wo fein Wiverftand 
mehr zu befämpfen war. An demfelben 10. Aug. rettete er mit eigener Gefahr mehren Schwei⸗ 
zeen das Leben, gegen die er felbft gefochten hatte. B., allen Übertreibungen hingegeben, melde 
die Zeit begünftigte, alle Verirrungen theilend, denen fi) die Jugend, von lockenden Täuſchun⸗ 
gen befangen, fo gern überläßt, war von der Natur mit einen eveln, großartigen Sinne auds 
geftattet, der feine Übertreibungen nie ind Ungeheure, feine Verirrungen nie ind Niedrige aus— 
arten ließ. In den Convent gewählt, ſchloß er fich ven edelſten Männern, mit denen ihn eine an= 
geborene Verwandtſchaft befreundete, Vergniaud, Condorcet, Briffot, Guadet und feinen aus⸗ 
gezeichneten Gollegen an, die unter vem Namen der Gironviften berühmt find. Den Männern 
des Schredeng, dem Berge und den Jafobinern, trat er mit einer Entfchloffenheit entgegen, bie 
Berwunderung verbient. Er griff die Gemeinde an, welche übermüthig die Gefeggebung zu be= 
herrſchen jtrebte, und vertheidigte ven Minifter Roland, zu deſſen Untergang er bie Heftigen des 
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Convents verfhworen fah. Auf der andern Seite betrieb er das Urtheil des Königs mit ders 
felben rudjichtölofen Tätigkeit und flimmte fär deſſen Tod, jedoch mit dem Vorbehalte der Ap⸗ 
. yellation an dad Volt. B., den großen Grundfägen huldigend, welche die evelften Gemüther für 
die Revolution gewonnen hatten, da fie Die Morgenroͤthe eines fhönen Tages der ſich aufrichten- 
ben Menſchheit fhien, kannte nur die Vorſchriften der Ehre, des Gewiſſens, die Lehre der Theo⸗ 
rie, um die Wirklichkeit und ihren abnormen Bang unbefümmert. Wie er den Hof, feine aus— 
geartete Umgebung und ven Misbrauch der Gewalt befäntpfte, fo befämpfte er auch die rohe 
Macht des Poͤbels und feine ſchlechten Führer, ven Wahnfinn ehrfüchtiger Demagogen und den 
Misbrauch der Freiheit. Er bot die ganze Macht feiner Beredtſamkeit und ven ganzen Muth 
feines entfchloffenen Charakters gegen die Septembermorbe und ihre Anftifter auf. Da nie Gi— 
rondiſten indeſſen fahen, daß vie Ereignifle fich nach den Anſichten des Rechts und der Vernunft 
nicht geftalten wollten, und die Wirklichkeit eine andere Richtung nahm, als die Idee bezeichnete, 
gingen jie in der hoffnungsloſen Oleichgültigkeit, die Alles aufgibt, foweit, als fie früher in 
ihrer jugendlichen Zuverficht gegangen waren, die Alles gewinnen will. Sie entwarfen ven 
etwas abenteuerlichen Plan einer Republik, zu der fie das ſüdliche Frankreich geftalten wollten, 
wenn e8 Robeöpierre und dem Heilausſchuſſe gelingen follte, ihre Willkür in dem Norven zu 
begründen. Der Kampf der Parteien in dem Convent endete am 31. Mat mit der Niederlage 
der Girondiſten. B., mit feinen Freunden zum Tode verurtheilt, entfloh nad) dem Calvados, 
bildete mit andern Geaͤchteten ein kleines Heer, mit dem fie den Convent befreien wollten, und 
wurden geſchlagen. Durch die Flucht entzog er ſich noch einige Zeit der Vollziehung des Todes⸗ 
urtheild, warb aber endlich ergriffen und am 25. Juni mit Guabet und Salles zu Bordeaux 
hingerichtet. Er zählte 27 Jahre. 

B. hat mebre Kleine Schriften phyſikaliſchen Inhalts Herausgegeben und als Mitglien ver 
Geſetzgebung über einige der michtigften Fragen der Zeit Bericht erfatter, weldye die veinfte Liebe 
ber Freiheit athmen und ſich durch eine gründliche Behandlung ebenfo fehr ald durch muthige 
Anträge auszeichnen. In den legten Jahren feines Lebens ſchrieb er Denkwürbigfeiten, von 
denen aber ein Theil verloren ging. In denfelben findet fid folgende väterlihe Ermahnung an 
feinen Sohn, die er ihm als ein Vermächtniß hinterließ: „Gelangſt du je wieder zu dem Befig 
des Gütchens, des Erbtheils meiner Väter, deſſen man mic; beraubt hat, dann baue es mit eiges 
ner Hand; nur da ift das Glüd zu finden. Das Bolf verdient nit, daß man fi ihm ergibt; 
denn ed ift undanfbar. Ich habe die Franzoſen gefehen, geftern voll Gefühl, heute das Blut der 
rechtlichſten Männer trinken. Wir müſſen unferd Gleichen durch das Beifpiel unferer Tugenden 
dienen ; wenn fie leiden, dann muß man ihnen zu helfen ſuchen. Aber ein jittenlofes Volk zur 
Freiheit führen wollen, ein Bolt, das Gott läftert und Marat anbetet, das tft die abgeichmadktefte 
aller Thorheiten. Diefer Böbel ift fowenig für eine philoſophiſche Regierung gemacht ald die 
neapolitanifchen Razzaroni und die Anthropophagen in Amerika. Baue ver Freiheit einen Altar 
in beinem Haufe; ſei ein ehrlier Mann, pflüge das Feld, das did nährt, und befchäftige dich 
ein wenig mit den Wiflenfchaften, vie dich zu Gott erheben. Daß ift meine ganze Lehre, mein 
Sohn. Lebſt du nod, dann empfange die zärtlihe Umarmung deines Vaters.” 

Daß ift night die Refignation einer großen Seele, die in ihrem edeln Beftreben dem Glücke 
unterliegen, aber nicht beflegt werben fann. Die Weltoronung Ift feine Theorie, fein Syſtem, 
von einem menfchlichen Geifte gefchaffen, deren Gang und Zufammenhang ber gefiheiterte Ent⸗ 
wurf eines frommen Gemüth8, oder dad Gelingen eines Verbrechens ftört. Brutus hatte Un—⸗ 
recht zu fagen, die Tugend fei ein Phantom, da er dad Lafter ſiegreich ſah. Die Tugend liegt 
nicht in dem Erfolge eines tugendhaften Willens, fonbern in dieſem felbfl. Gondorcet, da er ge= 
ächtet fein Haupt durch bie Flucht dem Beile des Henkers entzog, hatte ven Muth über die Fort⸗ 
ſchritte des menſchlichen Geiſtes zu fhreiben, an die ex, ein Opfer der Tyrannei, noch glaubte. 

I. Weigel. 

Barnave (Anton Peter Joſeph), zu Grenoble 1761 von reformirten Altern geboren, vers 
dankte feine erſte Bildung befonderd der Sorgfalt und Einficht feiner Mutter, einer duch Kennts 
niffe und Sitten ausgezeichneten Bra. Lehre und Beifpiel, welde die mütterlihe Hand ald 
fruchtbringenden Samen ausgeftreut, fanden einen Boden, den die Natur nicht undankbar ges 
ſchaffen Hatte. Mitten unter ven Ausſchweifungen einer zügellofen Zeit, zu denen alle Verhaͤlt⸗ 
niffe des Öffentlichen und Brivatlebend ermunterten, bewahrte er feine Sitten rein und feinen 
Charakter fledtenlos. Gab ſich auch fein Geift den ungemeffenften Übertreibungen hin, dann 
hielt fi doch fein Gemüth in den Schranken der Sittlichkeit und des Rechts, und als Menſch 
blieb er fo achtungswerth, ald er als Staatsmann in vieler Beziehung tadelnswerth erſcheint. 
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Sein Vater, ein angefehener und vermögender Advocat, hatte ihn zu feinem Stande beſtimmt, 
dem er ſich auch bei vem Parlament von Grenoble widmete. Die Revolution fand ihn noch jung 
und bebeutungslos, brachte aber die ſchlummernden Kräfte zur fchnellen Reife. In einer Ge⸗ 
legenheitsſchrift, „Der Geiſt der Ediete“ genannt, legte er feine Anſichten und Orunbfäge dar, 
um die Aufmerkfamkeit feiner Mitbürger auf fi zu ziehen und ihnen zu zeigen, was fle von 
ihm zu erwarten hätten. Ex ſprach in derfelben feine Bewunderung für die englifche Berfaflung 
aus, die er für bie vorzůglichſte hielt, Die je ein Volk beglüctt. Bald fand er Gelegenheit, feinen 
politifhen Glauben in das Leben einzuführen und fi für die Verbreitung deffelben thätig zu 
zeigen. Er warb zum Abgeorbneten bei ven Reichsſtänden ernannt, die ver König den 8. Aug. 
4788 zufammenberufen hatte. B. zählte 28 Jahre, ald er im Mat 1789 feine Stelle unter ven 
Geſetzgebern Frankreichs einnahm, mit deren Verfammlung eine neue Zeitre_hnung, nidt nur 
für diefen Stuat, fondern für die gebilvete Welt begann. Die berühmte Sigung im Ballhaufe, 
welche den Sieg bed dritten Standes entſchied und dad Schidfal des Landes in die Hände feiner. 
Bertreter gab, zeigte ihn al8 einen nit unmwürbigen Nebenbuhler Mirabeau's, dem man ihn 
auch fpäter oft entgegenfegte und felbft vorzuziehen fi das Anfehen gab. Seine Verehrung, 
bie er für die englifche Verfaſſung fo entſchieden ausgeſprochen, wollte ſich in feinem Benehmen 
nicht bewähren ; denn beftändig ſah man ihn in der erften Reihe ver Gegner des koͤniglichen An⸗ 
fehens und der Macht der Krone, deren karge Refte zu vernichten fie befchäftigt waren. Er glaubte 
die Bewegung der Revolution nicht genug beſchleunigen zu koͤnnen und half aud) vie legten 
Dänme nieberreißen, Die fi ihrer wilden Strömung mwiberfegten. Und ald die Wuth des Vol⸗ 
kes, kein Geſetz mehr achtend, fidh ihre Opfer umter ven verhaßten Großen fuchte und Launay, 
Sleffelles und Foulon auf eine ſchreckliche Weife mitten unter einer zahlreichen Bevölkerung ge⸗ 
morbet und verftümmelt wurden, und Entfegen die Hauptſtadt ergriff, und die mitleivige Theil⸗ 
nahme die ſchauderhaften Auftritte beflagte und ihre Urheber vor das Gericht der Öffentlichen 
Meinung foderte, da entfuhren dem unvorfichtigen Eifer B.'s die Worte: „If denn das Blut, 
welches flieht, fo rein, daß es ſolches Bedauern verbient?” Die Hußerung war unſchicklich, viel⸗ 
leicht graufam unter den damaligen Verhältniſſen, ließ ſich aber durch das jcheinheilige Mitge- 
fühl, das Dance zur Schau trugen, erklären und entſchuldigen. Die Partei, welche ihren Geg⸗ 
nern nichts vergibt und nichts vergißt, hat B. diefe Worte nie vergeben und vergeſſen. Milder 
Hätte ex ſich mit jenen Bürgerlichen durch die Frage ausgeprüdt: „Wie! und unfer Blut, iftes 
vielleicht Waſſer?“ 

Am 23. Juli flug B. die Einführung der Municipalitäten vor und ſprach mit Nachdruck 
für die Organiiation der Nattonalgarve. Für die Einziehung der geiftlichen Güter erklärte er 
fi) entſchieden und befämpfte Sieyes, der wenigftend das Vermögen ver Geiſtlichkeit erhalten 
wiſſen wollte, wenn auch fonft Alles von ihr unterging. Da am 26. Dec. von der Ausübung 
der politifchen Rechte Die Rede war, nahm auch B. dad Wort und fuchte zu beweifen, daß nicht 
nur die Proteftanten, fondern auch die Juden, ja fogar die Schaufpieler und Scharfrichter als 
Staatöbürger, gleich ven übrigen Franzoſen und Ehriften, angefehen und behandelt werben 
müßten. Uber eine fo kühne Koderung war man betroffen. Das war faft ärger als die ärgerz 
lie Frage: Iſt denn ihr Blut fo rein? Hier wäre die merkwürdige Phrafe, mit der Sieyes die 
geiftlihen Güter retten wollte, in B.’8 Munde an ihrer Stelle geweſen: „Sie wollen frei fein 
und wiſſen nicht gerecht zu fein?” Immer vorwärts ging das Streben des jungen Mannes, 
wenn es fich auch nicht verfennen ließ, daß die Revolution das Ziel, wo Freiheit ſich mit Gefeg 
und Orbnung verträgt, fehon überfchritten hatte. Vergebene kämpften Mounier, Lally-Tollen= 
dal, Malouet, Lafayette, Bailly und felbft Mirabeau für die Erhaltung des Koͤnigthums mit 
einer Verfaſſung wie fie England hat. B., der viefelbe Berfaffung ald ein Mufter pries, arbei= 
tete unermüblid daran, felbft den Stoff und die Elemente zu zerftören, aus denen fich eine ſolche 
Verfaſſung bilden ließ. Da die Freunde ver gemäßigten Monarchie 1789 einen Elub errichtet 
hatten, um ihre Grundſätze und Anfichten im Geifte der Erhaltung zu verbreiten und geltend 
zu machen, flellten B. und feine Freunde, im Geifte der Zerflörung, vemfelben einen andern 
Club entgegen, der als Geſellſchaft der Jakobiner durch feinen furchtbaren Einfluß nur zu bes 
kannt geworben tft. Auch das Veto der Eöniglichen Gemalt bei ver Gefeggebung beftritt B., 
und bei biefer Gelegenheit fagte Mirabeau im Zone: „Die Wohlredner fpredyen für die 
24 Stunven, die gerade ablaufen, und die Staatsmänner für die Zukunft.” Gewiß ift, daß B., 
bei diefer Gelegenheit wenigſtens, nicht für die Zukunft ſprach. Der Strom der Volksgunft nug 
ihn hoch und immer höher auf feinen Wogen, und im Rauſche des Augenblicks vergaß er die 
Zukunft und ſah den Abgrund nicht, dem der Strom ihn entgegenführte, ven er zu Leiten glaubte, 


weil er ſich auf feiner Oberflaͤche hielt. In demſelben Sinne wie Bei dem denkwürdigen Streite 
über das Beto ſprach er ſich über dad Recht des Kriegs und des Frievend aus. Die Befugniß, 
jenen zu erflären und dieſen zu unterbandeln und abzufhließen, wollte er nah Möglichkeit ver 
vollziehenden Gewalt entzogen wiffen. Mit fiegender Beredtſamkeit ftellte er die Souneränetät 
des Volkes feft und gelangte von dieſem Grundſatze gu allen Folgerungen, welche Die Revolution 
nicht blos begünftigten, fondern ſelbſt Heiligen. Man kann viel über dieſen vielbeftrittenen 
Grundſaz freiten, unbeftreitbar bleibt, daß die Volksfouveränetät in der Theorie eine Noth⸗ 
wenbigfeit und Wahrheit, und in der Anwendung, befonders bei dem gegenwärtigen Zuſtande 
der Geſellſchaft, eine Unmöglichkeit und Lüge ift. Wenn man in diefer Behauptung einen Wis 
derſpruch finden will, dann muß man ihn auch in jener Vorſchrift des Rechts und der Sittlich⸗ 
keit finden, deren Wahrheit ewig und deren Verlegung täglich iſt. B. war ehrlich, und wenn er 
Andere betrog, dann gefchah es nur, weil er ſich felbft betrogen hatte. Er gehörte zu jenen Süns 
dern, die, ſich ihrer guten Abſicht bewußt, die Höfe That nicht feheuen, wenn fie ihrem Zwecke 
dient. Die Grenze ift leicht und zart, die den Enthufiaften von dem Fanatiker fheidet, und im 
Drange der Ereigniffe wird fie ſchwer erkannt und felten geachtet. B. fegte, wie jeder Redliche, 
an feine Überzeugung Alles, dad heißt: auch ſich ſelbſt. Er nahm feinen Anftand, feinen Glau⸗ 
ben nicht blos durch das Wort, fondern auch durch die That zu erhärten und zu vertheibigen, 
und ſchlug fid für venfelben mit Noailles und Cazales. Der Redliche aber, der glaubt, Alles 
an feine Überzeugung fegen zu vürfen, weil er den Muth Hat, ſich ſelbſt an fie zu fegen, vergißt, 
daß er über ſich und das Seinige, nit aber über Andere und das Ihrige verfügen darf. Diefe 
gepriefene Redlichkeit ſchlleßt nicht vie Selbſtſucht aus und wird leicht zur Härteften Unduldſam⸗ 
keit und Tyrannei, weil fie die Welt nach ihrer Überzeugung und ihrem Glauben geftalten will, 
und wenn fie ſelbſt ihre liberzeugung und ihren Glauben wechfelt, Diefelbe Belehrung ganz ehr= 
lich auch von Andern fodert. So war e8 mit B. 

Zwei Ereigniffe gaben feinem Öffentlichen Leben eine andere Richtung. Das eine war der 
Top Mirabeau’s, der wahrhaft ein Ereigniß geweſen. Diefer Rieſe des Wortes, der die Geſetz⸗ 
gebende Verſammlung auch gegen ihren Willen beherrfchte, war im Grunde ohne Nebenbußler, 
als den ihm eine eitle Selbftliebe oder neidiſche Ciferſucht an die Seite ftellte. Er Hatte mit ge= 
waltiger Hand ven Felſen der Revolution, der auf die Monardie herabzuftürzen drohte, los⸗ 
gelöft, wie ihn, in der Tiefe angekommen, der Riefe ver That aufhielt und ſich feiner bemächtigte, 
um ihn zum Kaiſerthrone auszuſchmücken. Mirabeau hatte vertvegen die Schleußen aufgezogen, 
die den Staat gegen ben einbrechenden Strom der geſellſchaftlichen Auflöfung und Zerftörung 
fügen Eonnten. Da er endlich die Verwüſtung fah, die er angerichtet, wollte er ihm in feinem 
wachſenden Laufe Schranken fegen. Sich uͤberſchätzend, wie dad dem Menſchen eigen ift, meinte 
ex die Ereigniffe zu beherrſchen, die auch den Gewaltigſten führen, ver fie zu führen glaubt, wo 
ex, fie foͤrdernd, ihnen folgt. Könnten Mirabeau und Napoleon vie Zeit ihrer Wirkjamfeit ver⸗ 
taufchen und ihre Rollen wechſeln, dann würden Beide keine große Stelle in ver Geſchichte fül> 
len. Mirabeau, folange er die Bewegung der Revolution befcleunigte, war allmächtig; fowie 
ex fi ihr verzögernd entgegenftellte, ging fie über ihn weg. Das begriff B. und hielt mit ver 
beſchieunigten Bewegung gleichen Schritt. Er fah wohl ein, daß auf dem Argonautenzuge nah 
dem Goldenen Vließe des Ruhms und der Gewalt er ſich aus eigener Kraft mit Mirabeau nicht 
auf gleicher Linie halten inne, werm ihm der Wind ver Volksgunſt fehle. Darum fuchte er auf 
jede Weife diefen zu gewinnen, und es gelang ihm, da fein Gegner fein Nebenbuhler nicht fein 
mochte. Mirabeau, fei ed nun, daß er wirklich) die Gefahr erfannte, die Frankreich in der Zer⸗ 
flörung der koͤniglichen Macht drohte, und aus Liebe zum Vaterlande ihr entgegentreten wollte, 
fet es — was wol mehr Wahrfheinlichkeit für ſich hat — daß er bei ver Befeftigung des Throns 
feinen VortHeil beffer zu wahren hoffte, Mirabeau zog fi von ver fogenannten Volkspartei 

. nad und nad) zurück und überließ in derſelben B. die erfle Stelle unbeftritten. Da der Ge⸗ 
fürchtete und wirklich Furchtbare nun tobt war, wurden die Mittel überflüffig, duch die man 
fich gegen ihn Hatte zu erhalten fuchen müſſen. Es ift indeſſen möglich, daß die Ausficht auf die 
nahe Zukunft, die ſich Immer ſchrecklicher geftaltete, auch auf B. wirkte und ihn beftimmte, einen 
anbern Weg zu betreten. f 

Das zweite Ereigniß, dad B. vorzüglich entſchieden haben mag, war die Flucht des Könige, 
durch welche die Hinfällige Monarchie ven Todesſtreich empfing. ALS die Nationalverfammlung 
die Nachricht erhielt, Ludwig X VL. fei mit feiner Familie zu Varennes angehalten worden, ſchickte 
fie B., Petion und Latour-Maubourg ald Gommiffare ab, um die Gefangenen auf-ihrer Rüd- 
kehr nad) ver Hauptftabt zu begleiten. Da ſah fid ver Führer des Volks, ver Gegner des Koͤnig⸗ 
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thums, der Sprecher der Revolution, an der Seite ver Glieder der koͤniglichen Familie, in dem⸗ 
felben Wagen, Auge in Auge, jever nahen Berührung unwillkürlich hingegeben, dem guten 
treuherzigen Ludwig, der unglücklichen noch immer ſchönen Königin und der frommen anſpruch⸗ 
loſen Glifabeth gegenüber. B. war jung, gefühlvoll und ein Franzoſe. Soviel iſt gewiß, daß 
ex von diejer Zeit an dad Vertrauen der koͤniglichen Familie bejaß, es zu verdienen juchte und 
nach Kräften in ihrem Intereffe wirkte. Es ward, wie jich erwarten ließ, auf die Entfegung des 
Monarchen angetragen, und B. entwidelte die ganze Macht feiner Beredtſamkeit, die ſich noch 
nie fo hinreißend, fo unwiderſtehlich erwiefen hatte, um den König und das Königthum zu ret= 
ten. Wirklich bewirkte er aud ven Beſchluß, der die Unverlegbarfeit des Monarchen ausipradh: 
Die Arznei zeigt die Krankheit, vie man heilen will. Die ausgeſprochene Unverlegbarfeit des 
Königs bewies, daß ſich Alles zu feiner Verlegung verſchworen hatte. Das gilt in der ganzen 
Geſchichte unferer Zeir. Sowie ein Derret, ein Beſchluß, ein Gejeg, ein Schwur einen Gegen⸗ 
fand erhalten fol, ift er verloren. Der proclamirte Wille zu retten ift der Angftruf in ver To= 
deöftunde. Das haben ver Königäthron, die Republik, vie Gonfularregierung, dad Kaiſerreich, 
die Freiheit und Gleichheit und die Religion erfahren. B. that indeſſen, was ihn Überzeugung, 
Pflicht und mehr noch Neigung geboten. Er war der Rath, der Freund der unglüdlichen Be— 
" wohner der Tuilerien, denen er auf jede Gefahr beizuftchen ſich entſchloſſen Hatte. Er hoffte, 
Frankreich durch das conftitutionelle Königthum zu retten, das einzige Mittel dieſes und jenes 
zu erhalten. Zu diefem Ende aber mußte man ed dahin bringen, daß der Thron feine alten Anz 
ſprüche auf Unbeſchränktheit und auf feine Macht durch Gottes Gnaden aufgab und vergaß und 
feine Sache von der Sache ver Emigranten ſchied. Ein neues Frankreich mußte mit einem neuen 
Königthum innig verbunden werben und von ber Überzeugung durchdrungen fein, daß mit 
dem Wohle des einen dad Wohl des andern unzertrennlich fei. In diefem Sinne zeigte ih B., 
Lafayette, die beiden Lameth und ihre Freunde und Gehülfen thätig. Es kam in dieſem Beifte 
die Verfaflung zu Stande, die auch von dent Könige (14. Sept. 1791) angenommen war. 
Man hielt Frankreich für gerettet und am Ziele feiner Wünſche; es herrſchte eine allgemeine 
Trunkenheit ver Freude. Es jollte anders fommen. Ich weiß nicht, ob Frankreich durch menſch⸗ 
lie Kraft und Weisheit damals zu retten war; aber davon bin ich innigft überzeugt, daß, wenn 
überhaupt noch Rettung möglid) gewefen, fie allein durch die conftitutionelle Monarchie bewirkt 
werden fonnte. Gonftitutionelle Monardie! Wie follten der König, der Hof, der Adel und 
Ale, mit denen und durch die ein König, ein Hof, der Adel lebten und beſtanden, den Übergang 
zu diefem Außerften finden, von dem entgegengefegten Auferften, ven überfommenen, legitimen, 
abfoluten Königthum! Aller ererbte Glaube, heilige Überlieferung, Gewohnheit, Sitte, Ge— 
fühl und Begriff vermarfen und verdanımten diefe politiſche Reperei. Es war, wie es fein mußte, 
immer gewefen und immer fein wird. Das Verwandte hielt ih an dad Verwandte durch eine 
blinde Kraft gebunden, um mit ihm zu fiegen oder unterzugehen. Das ift das Schickſal, das im 
Leben des Menfchen herrſcht, daß er dem Triebe, der Neigung, einer geheimen Nöthigung und 
nicht der Einfiht, dem Verſtande nach freier Prüfung und Erwägung folgt. Der König und 
die Königin fhäpten B., glaubten an feinen guten Willen und feine &rgebung, und folgten ven 
Rathſchlagen ver Hofleute. B., verlegt, gebeugt und der fruchtlofen Anftrengungen muͤde, be⸗ 
ſchloß, ih vom Hofe und der Hauptftabt zu entfernen und in zurüdgezogener Verborgenheit zu 
leben. Die Gefeggebenve Verfammlung hatte bie Conſtituirende abgelöft, und die Mitglieder 
biefer waren mit dem Befchlufle auseinandergegangen, daß keines verfelben eine Stelle in jener 
annehmen dürfe; ein Beſchluß, der die Gonftituirende Verfammlung bezeichnet, evelmüthig und 
großherzig, weil fie ſich jelbft von aller Gewalt ausſchloß, aber unbejonnen und gefährlich, weil 
dieſelbe Gewalt, deren Misbrauch fo fehr zu fürchten war, neuen Menfchen ohne Erfahrung und 
beftanvene Prüfung überliefert ward. Ehe B. die Hauptſtadt verließ, wollte er fi von der Kö— 
nigin verabſchieden. Gr warb gütig aufgenommen. „Ihr Unglück“, ſprach er, „und das von 
Frankreich, welches ich vorausſehe, hatten mid) beftimmt, mich Ihrem Dienfte zu weihen. IH 
ſehe, daß meine Rathſchläge den Anfihten Ihrer Majeftäten nicht entſprechen. Bon vem Plane, 
den man Sie verfolgen läßt, erwarte ich wenig Erfolg; Ste werben verloren fein, ehe die Hülfe 
zu Ihnen gelangt. Sicher, daß ich die Theilnahme, welche mir Ihr Unglück eingeflößt, mit 
meinem Kopfe bezahlen werde, verlange ich als Lohn dafür die Ehre, Ihre Hand zu küſſen.“ 
Die Königin reihte ihm gerührt die Hand, welde feine Ihränen benegten. B. zog ih nach 
feiner Vaterſtadt Grenoble zurü, wo ihn balb ein Beſchluß der Gefeggebenben Berfammlung 
ereilte, der ihn in Unklageftand verfegte. Auf feinem Landgute bei Grenoble verhaftet, blieb er 
15 Monate im Gefängniffe, nahm auf dem Wege nah Paris Abfhied von feiner Mutter 
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und ſeinen zwei Schweſtern, in her uͤberzeugunig, daß Diefelimaraitung Did lehie fer. GAR eier 
lutionsgericht verustheilte ihn zum Tode, und Der Ausſpruch ward ben 18: ie: 4795 vbllgegro. 
As er das Blusgerüft.beftiegen, bot er fein Haupt dem Genfer mit den Worten dar: „Das ifo 
iſt die Belohnung Deifen, was ich für die Freiheit gethan!“ Gr hatte 32 Jahre und hinterlich 
weder Weib noch Kind. Inver-Iepten Zelt mar er wieder auf ſeine früheſten Grintofäge zuruck 
gekommen. In dem Gefängniffe ſchrieb er noch die Worte nieder: Die fveie und eingeſchrünkte 
Monarchie ift die ſchönſte Regierung, die je Die Welt gefannt. Nationen, denen bir Ratte ges 
fattet fat, zu mieferötegierungdforan gu gelangen, md fie end) and) gefoflet haben miag,dßt Habt 
„fie nit zu theuer hezahlt!“ Gin wahrer Ausſpruch, wenn er von Fürſten und Völkern richtig 
verflanden wird und per Wille Beider aufrichtig ift! 5 RWeitzel. 

Baron, Baronie, ſ. Adel im Mittelalter. 

Barras (Paul Franz Johann, Vieomie von), geb. ben 20. Juni 1755 zu Fohembouxin 

Der Provence, ſtammte von einem altabeligen Geſchlechte. Es gab kaum ein reineres But in 
Sranfreic, und es war ſprichwoͤrtlich geworden. wer man einen Daun vom echter Abkunft be⸗ 
zeichnen wollte, von ihm zu jagen: Gr ift edel wie die B. Zu dem Kriegsdienſte beſtimmt, wozt 
ihn auch Anlage und Neigung zu berufen fchienen, war er bis · zu dem Grabe eines Capitäns 
gelangt, als die Reichsſtände zufommenberufen wurden. B. bewarb ſich um die Stelle eines Ab: 
geordneten bei dem dristen Stande, pie ex auch erhielt, da fein Bruder unter dem Adel ſaß. Im 
Befige eines bebeutenden Vermögens gab er ſich den Lüfken und dem Vergnügen hin, die es dem 
Reichen, beſonders in Frankreich. fo leicht wir zu befriebigen. Doc) er verfkand die Kunſt, 
Genuß und Anſtand zu verbinden und flh in der Öffentlichen Meinung zu erhalten, wenn er 
auch nur feinem Bortheil und feiner Neigung diente. In ben Gonvent gewäßkt, ſtimmte er für 
den Tod des Königs und ſchloß fich bei ven Berathungen und Beſchlüffen der Partei des Berges 
an. In den Verſammlungen der Stellvertreter der Nation fpielte er keine bedeutende Molte und 
warb gewöhnlich zu Sendungen bei dem Heere gebraucht. Am 13. Vendemiaire, wo die Gec- 
tionen ſich gegen ben Convent empörten, übertrug ihm biefer ben Oberbefehl über vie betvaffnete 
Macht. B., der es immer verfland, die Talente, Tugenden und Schwächen Anderer zu benugen, 
war fo Elug, die Vollziehung des bedenkliches Auftrags dem jungen Bonaparte, ven er ſchon bei 
der Belagerung von Toulon Eennen und würdigen gelernt hatte, zu uͤberlaſſen und fi den Na- 
men und die Berichterflattung vorzubehalten. Wir wiffen, mit weldem Erfolge Bonaparte, der 
an diefem Tage eigentlih deu Grund zu feinem künftigen Glücke gelegt, ven auftühreriſchen 
Souverän der Hauptfladt durch Kartätigen zum Gehorſam gebradt Hat. B.'s Werbienft um 
vie beſtehende Gewalt war aber auch nicht zu verfennen, und ala die Gonftitution vom Jahre 3 
(1795) in® Leben trat, warb er in das Direcierium gewählt. Was viefe Negierung gewirkt 
oder geleiftet hat, gehört der Geſchichte an, und die Geſchichte Hat es anerkannt. Bei der Faͤhig⸗ 
keit und der erprobten Tugend einzelner Glieder derſelben zeigte fich in dem Benehmen ver Ge— 
ſammtheit eine Unfähigkeit, eine Willkür, ein Geift ver Raͤnke, eine Schwäche und Aumaßung, 
die fie ebenfo verhaßt als veraͤchtlich machte und Frankreich an den Mbgrund des Berberbens 
drängte. Diefem Zuflande der Dinge machte der 18. Brumatre ein Ende. B. Hatte feine Luſt, 
dem General Bonaparte, der fihern Schrittes der Herrſchaft entgegenging, den Sieg ſtreitig zu 
maden, fonbern ſchickte fhon am 18. dem Rathe ver Fünfhundert feine Entlaffung ein. Das 
Schreiben, mit welchem er viefelbe gab, enthält folgende Stelle: „Der Ruhm, der die Kücktkehr 
des berühmten Kriegers begleitet, dem ich das Glück hatte die Bahn des Sieges zu Öffnen, bie 
glänzenden Beweife von Vertrauen, welche ihm ver Gefepgebende Körper und dad Decret der 
Rationalrepräfentation gibt, haben mid; überzeugt, daß, an melde Stelle ihn auf in Zukunft 
das öffentliche Wohl berufen mag, die Gefahren ver Freiheit beſiegt und bie Interefjen ver Heere 
gefichert find. Man fügt, B. wollte fi eine ehrenvolle Kapitulation verbienen, ober doch feinen 
Rüdzug ſichern. Er verfucte es aud auf anderm Wege, mit dem Sieger zu unterhandein, role 
er im Verdachte ſteht, mit jeder mächtigen Partei im Augenblice ver Gefahr, und felbft mit ven 
Bourhons unterhandelt zu haben. Bonaparte war inbeffen ver Mann nicht, ſich durch gefühl: 
volle Hußerungen ver Thellnahme und Anerfenmung gewinnen zu Iaffen, und fein Ziel, das er 
wie der hungerige Adler feine Beute im Auge behielt, aus gefälligen Rückfichten auch nur einen 
Augenblid aufzugeben. B. bat ven Sieger endlich um ein ſicheres Geleit, das er auch erhielt, 
um feinen Rückzug nad dem ſchönen Schloffe Grosbois zu decken. Raum aber war die Conſu— 
larregierung eingeführt, als ex Befehl erhielt, Frankteich zu verlaffen. Ex ging 1805 nad 
Brüffel, nachdem er feine reichſten Befigungen in Frankreich verfauft Hatte, w ask dort ein 
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des Barrecht Barrere 

Fine Neigung und feinem Geſchmacke angemeſſenes Leben In Pracht unb uͤppigkeit. In ben 
Hunvert Xngen erhict er die Erlaubniß, in das Vaterland zurädtjufehten, und wählte fich half: 
406 zum Aufenthalt. Die Orbonnanz Lubwig’s XVIIE, wefdje bie Verbannung ber fönigemdr- 
deriſchen Gonventöglleber ausfprach und von den beiden Kammern zum Gefepe erhoben warb, 


t, f. Gottesurtheit. . 
Barrẽere von Bieufac warb zu Tarbes von angefehenen und achtbaten Altern geboren, 
die ihm eine forgfältige Erziehung geben ließen. Er widmete ſich dem Stande eines Anwalts 
mit Erfolg und befchäftigte ſich früh mit ſchriftſtelleriſchen Verſuchen, die nicht ohne Beifall anf: 
genommen wurden. In der Zeit der Zufammenberufung der Reichsſtände, vie eine'meue Zu= 
Tunft vorbereitete, fo viele ehrgeizige Entwürfe ins Leben rief, fo viele Hoffnungen nuͤhrte und 
fo viele Beforgnifle erregte, fuchte er die Aufmerkſamkeit feiner Landsleute anf fi zu ziehen. 
Jeder, der ſich geltend machen wollte, Iegte fein politiſches Slaubensbekenntniß ab, um feinen 
Mitbürgern zu fagen, was fle von Ihm zu erwarten hatten. B. erklärte ih ohne Rückhalt gegen 
jebe Art von: Vorrecht der Geburt. Er warb zum Deputirten ernannt und zeichnete ſich fhon in 
der Conſtituirenden Berfammlung duch feine immer fertige Nebfeligkeit aus, der es nicht an 
Leichtigkeit und einer gewiſſen Anmuth, aber durchaus an innerm Gehalte, an Würde und an 
Tiefe fehlte. Sowie er viel und oft ſprach, fo ſprach er auch über Alles und von Allem mit der⸗ 
felben Sicherheit und Unbefangenheit, von Finanzen, Verwaltung, Staatsrecht, Privatrecht, 
Gerichtsweſen, Religion und Unterricht, und von Allem faſt im gleichem Tone, mit gleicher 
Theilnahme nnd Umſtändlichkeit. B. ift wol das gelungenfte Werk ver neuen Bilvung und ihr 
hochſtes Muſter. Ex weiß von Allem, ſpricht von Allem anziehen und leicht, beſchaͤftigt auf 
“ine unterhaltenne Weiſe und unterhält belehrend, ſtrengt nicht an, hat Gründe für und gegen, 
if zum Beweiſen nicht minder gefickt und aufgelegt als zum Wiverlegen, je nachdem ber Vor⸗ 
theil, Zeit und Ort das Eine oder das Andere räthlih mat. Man behauptete von B., bei 
wichtigen, entſcheidenden Verhandlungen, deren Ausgang nit vorauszuſehen war, wie am 
9. Thermidor, der Robespierre flürzte, habe er zwei Berichte und einen doppelten Antrag in ver 
Taſche gehabt, um nach ven Umſtänden von einem verfelben Gebrauch zu machen. Seine Freunde 
zühmen mit Recht an ihm, er fei immer ein guter Apoftel gewefen, obgleich ihm jene Anlage 
zum Märtyrer gefehlt. Ex gründete das erfle politifche Blatt ver Nevolution: „Le point du 
jour ”, das den Verhandlungen ver Nationalverfommlung beſonders gewinmet war. Da die 
Verfaſſung berathen wurde und ver König Bedenken trug, einigen Artikeln derſelben feine Ge⸗ 
nehmigung zu ertheilen, fellte 8. den Grundfag auf, daß die conflitutionelen Berfügungen 
der Billigung des Königs nicht bebürften und dad Veto nur auf die gewöhnlichen Gefepe au⸗ 
wendbar fei. Er führte feine Behauptung mit großem Scharffinn durch und fuchte darzuthun, 
daß die Berfaflung ver Bräfung der vollziehenden Gewalt nicht unterliegen Könne, ver es bloß 
freiſtehe, derſelben beizutreten und fo biefen Zweig der Staatögewalt zu übernehmen oder nicht. 
Kein Zweifel, daß nach dem Grundſatze der Souveränetät, vie man in ber Gefammtheit fand, 
B.'s Anſicht ſich nicht mit Erfolg beftreiten ließ. Cbenſo folgeredht verfuhr er bei den lebhaften 
Erdrterungen,, die nad) der Flucht der komiglichen Familie die Verfammlung beſchäftigten. Er 
Auferte, ver König, als folder, ſtehe nicht über vem gemeinen Rechte, und es fei ungeſehlich, daß 
manihn durch Commiſſare wolle verhören laſſen. Auf feinen Antrag war der Witwe Rouf- 
ſeau's eine Benfton bewilligt. Bei ver Beerdigung Mirabeau’s hielt er deſſen Leichenrede. 
Während ver @efegebenven Verſammlung, von der ſich die Mitgliever der Conſtituirenden ſelbſt 
auägefchlofien Hatten, faß B. eine zeitlang im Caſſationsgericht. Im den Gonvent gewählt, 
zeigte ex Die gewohnte unermüdliche Nührigkeit. Mit muthiger Energie erhob er fi} gegen bie 
Anmaßung der Munteipafität von Bars, die einen fo unglücklichen Einfluß auf den Gonvent 
gewann. Er mar Mitglied des Conſtitutivndausſchuſſes in welchem feltfame Anſichten und 
Gharaktere fid zufammenfanden, wie Briffot, Danton, Vergniaud, Sieyes, Petion und Tho— 
mas Payne. ALS der Proceh Ludwig's XVI. begann, führte B. ven Vorfig im Gonvent und 
leitete die erften Verhandlungen. Er flimmte fr ven Top ohne Aufſchub, verfaßte die Adrefſe 
an bie Franzoſen über den Tob des Tyrannen, trug auf bie Beftrafung der Mörber vom 2. und 
5. Sept. und auf die Verweifung der Bourbond an. Bei ver Bildung des Heilsausſchuffes 
(7. April 1793) ward er zum Mitglieve deffelben ernannt und blieb an viefer Stelle bis nad 
dem Sturze Robeöpierre'3. An der Ausäbung ver Gewalt dieſer furchtbaren Vehoͤrde, bie ſich 
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die ein ſußreichſten Männer vorbehalten Hatten, nahm er wenig, faR feinen Antheil, begnugie 
ſich mis ver Abfaffung der zahlreichen Berichte und dem Vortrage und ber Rechtfertigung ver 
Beſchlüſſe. Unter feinen mannihfaltigen Vorträgen verbient einer befonbers Erwähnung, bee 
von den Mitteln handelt, vie Bettelei, dieſen Ausſatz der Monarchie, wie er je nennt, auszu⸗ 
rotten. Zu dem Greigniffe des Thermidor wirkte ex Eräftig mit, um von Denen, deren Helfer 
er geweſen, ſelbſt angeflagt und verurtheilt zu werben. Erſt zur Debortation verdammt, dann 
freigeſprochen, ward er vor dad Peinliche Gericht geftellt, und da diefe Verfügung zurückgenom⸗ 
men, bad erſte Urtheil feiner Deportation beflätigt. Et fand Mittel, aus dem Gefängniffe zu 
entlommen, und erhielt jeine Sreiheit und gänzliche Losipregung dur das Amnefliedecret, 
welches den Proferibirten des 18. Fructidor ihre Chren und Rechte wiedergab. Darauf arbeitete 
er an einer Zeitſchrift: „Memorial anti-britannique‘', deren Zwed der Titel angibt. Auch ift 
er Verfaſſer mehrer anderer Schriften, bie in der Zeit Aufmerkſamkeit erregten, und zu denen 
eine Über die Freiheit dev Meere, eine Lobrede auf den Kanzler 2’Hopital und Anmerkungen 
über Monteöqwieu gehören. In den Hundert Tagen ward er in die Kammer ver Repräfentan= 
ven gewählt. Nach ver Reftauration durch die Ordonnanz vom 24. Juli 1815 verbannt, lebte 
ex biö zu ber Revolution von 1830 in Brüffel und kehrte dann wieber in fein Vaterland zurück. 
Im Jahre 1831 wurde er von feinem Heimatsdepartement (Hautes-Pyrenées) in die Kammer 
gewählt. Ban annullirte dieſe Wahl wegen Bormenfehler, und die Regierung gab ihm dafür 
eine Stelle in dem Generaleonfeil dieſes Departement, die er im Jahre 1840 infolge Hohen 

‘Alters. nieberlegte. B. ſtarb am 14. Jan. 1841. Gr hatte dem füngern Garnot feine „Me- 
moires“ übergeben, vie derſelbe auch (2 Bde., Paris 1842) veröffentlihte. I. Weigel. 
Barri (Maria Johanna, Gräfin Du) war 1744 zu Bauconleurd von umbemittelten und, 
wie wir und auszubräden pflegen, gemeinen Altern geboren. Die Geſchichte einzelner, ſelbſt un⸗ 
bedeutender, ja nichtswürdiger Menſchen kann oft die eines Reiches werben und feinen nahen 
Berfall oder eine nit ferne Revolution verfünden. Das iſt wirklich ver Hall mit diefer B., 
deren Leben und fagt, daß bie ſchlechte Hofwirthſchaft fi ihrem Ende nahen muß, wenn das 
franzoͤſiſche Volk nicht das ſchlechteſte aller Völker iſt. Ihr Geſchlechtsname iſt Baubernier, 
und ihr Vater war ein untergeorbneter Apgeftellter bei ver Pachtverwaltung. Da biefer früh 
ſtarb und vie Mutter in ihrem Wohnorte ihren Lebensunterhalt nicht zu erwerben wußte, zog 
- fle mit der Kleinen Maria nad Paris. Diefe warb von Verwandten in einem Klofter unter= 
gebracht, wo⸗ſie bis zum funfzehnten Jahre blieb, und dann zu einer Modehändlerin in die Lehre 
gegeben. Das Mädchen war fhön und zeigte Anlagen, die in Paris nicht unbeadhtet blieben. 
Auch zählte fie bald eine Schar von Liehhabern, unter diefen einen Grafen Johann Du Bartt, 
der ſich in ver wüften Liederlichkeit einen Namen gemacht hatte. Der Graf kannte den Lieblings⸗ 
Tammerbiener de Königs, der für einen gewiflen Zweig der Vergnügen Sr. Majeftät Sorge 
trug. Der Monarch war alt geworben, hatte viele Langeweile und zeigte fich verdrießlich. Der 
Hof, beftürzt über viefe Galamität, bot Alles auf, um ihr abzuhelfen. Der Graf Johann mußte 
kein wirffameres Mittel als feine Maria Johanna, und war großmüthig genug, dieſelbe dem 
Öffentlichen Wohle zum Opfer zu bringen. Der Rammerbiener, der in feinem Fache Fein Neu⸗ 
ling war, fand das Mittel gut, nur bevenflich anzuwenden, wenn Se. Majeftät erfahren follte, 
aus welcher Schule die Geliebte kam und wie viele Vorgänger und Mitbewerber von ungleichem 
Stande und Range der neue Liebhaber ſchon zählte. Indeſſen Hatte der Verzug Gefahr, und die 
Höfe Laune des Herrn, die fih mit jedem Tage verſchlimmerte, ließ eine Kataftrophe fürdten. 
Große Noth erzeugt große Kraft. Der Kammerbiener that den entfcheidenden Schritt. Und wie 
in ſchweren Zeiten felten eine Tugend, ein Talent ober auch ein Lafter einfam und ohne freund⸗ 
Uche Unterftügung ſteht, fo auch hier. Die neue Beliebte mußte einen Namen und Titel haben, 
da eine bürgerliche Neigung und Leidenſchaft, nad) alter guter Sitte, nicht Hoffähig war. Es iſt 
{ehr zu loben und gewährt nicht wenig Troft, wenn man die zehn Tafeln der Etikette noch in 
Ehren fieht, wo menſchliches und göttliches Gebot verächtlich oder lächerlich geworben iſt. Es 
war alfo hier, wie gejagt, um Titel und Rang zu thun, und ver Graf Johann, deſſen willfäh- 
rige Aufopferung wir ſchon bewundert Haben, zeigte ſich wieder ald treuer Helfer in der Noth; 
er ſchlug feinen Bruder Wilhelm zum Gemahle dev Mobehändlerin vor, die dadurch Namen und 
Rang erhielt. Es geihah, und nach ver eben nicht heiligen Handlung der Trauung kehrte ver 
fingirte Cheherr mit reichen Geſchenken und einer ſtarken Benjlon in feine Provinz zurück, und 
die grabuirte Maria Johanna war würdig, in das Gemach des Königs einzuziehen. Doch fhrieb 
die firenge Etikette die Einführung durch eine Dame von hohen Range vor, und es war auch 
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dieſe Schwierigkeit noch zu beſeitigen. Die Frau v. Bearn ward vorgeſchlagen, bie aber aus 
ailzu zartem CThrgefuhl Bedenken teug, ſich dem Auftrage zu unterziehen. Da fle indefſen eine 
Schöne Stelle für ihren Sohn und für ſich noch eine Anmeifung von 100,000 Er. auf ben Schatz 


erhielt, fo verſöhnte dieſer Umſtand ihr Ehrgefühl und erleichterte Ihr Gewiſſen. 


Nun lag ver König von Frankreich zu ihren Füßen, und da ſich Frankreich in der Perſon 
des Königs darftellte, fo war fie, ald vie Bebieterin des Gebieterd, Herrin von Frankreich. Ein 
Meer von Huldigungen umftrömte fie in ver Höchften Blut. Es ift Wahrheit, wenn man erzählt, 
daß der Inhaber ver erſten Magiftratur des Reichs und Se. Eminenz ber Nuntius des Papftes 
wetteiferten, der allmächtig geworbenen Baubernier ihre Pantoffeln zu apportiren. Sie über- 
nahm ſich indeſſen nicht in ihrem Glücke und war bei weitem nicht fo ſchlecht wie die Schlechten, 
hie aus ihrer Schlechtigkeit Vortheil zu ziehen wünfcgten. Sie hatte eine gewiſſe Gutmüthigkeit, 
die fi mit. dem Leichtſinne gern verträgt, und wenn fie auch das eigene Bergnügen über Alles 
liebte, dann hatte fie doch für fremden Schmerz und die Leiden Anderer ein weiches Mitgefühl. 
Sie bot ihren Einfluß auf, um mehren Menſchen das Leben zu retten, dad fie, wie ed ihrem na⸗ 
türlichen Verſtande fhien, auf eine ungerechte Weiſe verlieren follten. So war au ein junges 
Mãdchen von Lianeourt, das, von einem Geiſtlichen verführt, mit einem topten Kinde nieder- 
gekommen war, ohne ihre Schwangerſchaft nah Vorſchrift vorher angezeigt zu haben, zum Tode 
verbammt worden. Die B., die um ihren Beiſtand angeſprochen ward, ſchrieb folgenden Brief 
an ben Kanzler: „Mein Herr Kanzler, ich verftehe nichts von Ihren Gefegen; aber fle find un⸗ 
gerecht und barbariſch; fie find der Politik, der Vernunft und ver Menſchlichkeit entgegen, wenn 
fie ein armes Mäpchen morben, dad mit einem todten Kinde niedergekommen ifl, ohne es erklärt 
zu haben. Anliegenver Bittſchrift zufolge iſt die Supplicantin in dieſem Falle. Ea ſcheint, daß 
fie verurteilt worden, einzig, weil fie das Gefek nicht gekannt oder ed aus einer fehr natürlichen 
Scham nicht befolgt Hat. Ich verweiſe die Prüfung der Sache an Ihre Billigkeit. Aber viefe 
Unglüdliche verdient Nachficht; ih verlange von Ihnen wenigſtens eine Milverung der Strafe. 
Ihr Gefühl wird Ihnen das Übrige eingeben.” Andere als die Frau Gräfin haben es auch ver= 
ſucht, der Hohen Gerechtigkeit die Unmenſchlichkeit und Grauſamkeit ihrer Gefege nachzuweiſen, 
Andere, die nicht wie die B. fagen mußten: Ich verſtehe nichts von Ihren Geſetzen; aber Die hohe 
Gerechtigkeit, die Zunft nämlich, welche ihre Handwerksvorzüge und Vortheile zu wahren hat, 
ihren Meifter an ver Spige, nahm dieſe Einfprache ſehr übel, die in ihren Augen nichts Gerin: 
geres ald ein Aufftand gegen die göttliche und menſchliche Ordnung war. Der Frau @räfln warb 
der Schritt nit übelgenommen, ſondern Hatte ven erwünſchten Erfolg. Soviel mehr Hängt 
von dem Umſtande ab, wer etwas thut, als was er thut. Auf gleiche Weiſe rettete vie B. dem 
Grafen und der Gräfin Lonerme, die zum Tode verurteilt worben, weil ſie ſich gegen bie Juſtiz 
empört (pour r&bellion & justice), das Leben. 

Der König hatte feine Freude mehr ohne die Beliebte, und feine Freude hatte er nicht wohl⸗ 
feil. Er gab ihr monatlih 300,000 Fr., ohne die bedeutenden Geſchenke, vie fie erhielt. Sie 
brauchte viel, und was fie nicht nöthig hatte, Eonnten ihre Freunde brauchen, für bie fle groß⸗ 
mütbig zu forgen pflegte. Den 1. Jan. 1770 trat fie munter vor den König und erbat ſich ald 
Geſchenk zum Neuen Jahre für eine Freundin eine kleine Gunft, die jährlih 40,000 Fr. ab: 
warf. Der König lächelte und entſchuldigte ſich mit der Unmoͤglichkeit. Zornig rief vie Gräfte: 
„Daß ift dad vierte mal, Daß ich um etwas bitte, was mir abgeſchlagen wird; foll mid) der Teu⸗ 
fel holen, wenn ich Ihnen je wiever beſchwerlich falle!" Der König war entzückt und von ber 
Huſarenart der Geliebten ganz bezaubert. Ex lachte herzlich, und wenn ver König lachte, war 
dann Frankreich nicht vergnügt? Hat Stanislaus zu viel getrunken, dann kann Polen fi nicht 
auf ven Beinen halten. Daß die Gräfin dad Geſchenk erhielt, verfteht ſich von ſelbſt; aber fie et⸗ 
hielt e8 für fih. Es grenzt an das Unglaubliche, was glaubwürbige Zeugen von ver audgelafs 
fenen ſchamloſen Lieverlichkeit des Hofes berihten. Zu Choiſi hatte die Gräfin ein kleines Thea⸗ 
ter zum Hausgebrauche einrichten laſſen, auf dem die frechften Boflen und anzüglicften Schnur— 
ven gegeben wurden. Es kamen Scenen vor, welche die betrunfenen Gäſte einer Dorfſchenke 
ſchamroth machen würden. Sie vergnügten ven König über die Maßen, ver oft in Gefahr kam 
vor Lachen zu erſticken. Und vie hoͤchſten Stantsbeamten, die Angefehenften vom Adel, Prälaten 
und Danıen bewarben fi um bie Ehre, dieſen Vorftellungen beimohnen zu Dürfen. In den nie 
dern Regionen freilich ſah e8 anders aus, und das Volk hatte Schaufpiele anderer Art, zum Ber 
Iuftigen eben nicht beſonders eingerichtet. Der Hof brauchte viel, und das Geben ward mit je: 
dem Tage ſchwerer. Es war kaum mehr ein neued Mittel zu entdecken, Geld zu erpreflen und 
die Abgaben zu fteigern. Seit 1765 beftand eine Geſellſchaft, die ven Alleinhandel mit Getreive 








an ich gekauft hatte unb demnach ven, Preis deſſelben nach Velieben erhoͤhen und ſelbſt zum, 

eltvertreibe, wenn es ihr einfiel, Mangel oder Wohlleben erzeugen konute. Der Act, dinch 
welchen ver edelu Gejellihaft das höne Privitegjun ertpeilt worden, hieß fpäter, da es kein Ge⸗ 
heininiß mehr war, ſehr paffend der Hungerpact. Minifter, Intendanten, ſelbſt Prinzen und 
hohe Beamte hatten Actien bei dieſer ſchändlichſten aller Speculationen. Und man fragt, was 
die koͤnigliche Würde, was die Majeflät des Throns herabgewürbigt, bie Höhern Stände um bie - 
Achtung, die Gejege um ihr Anfehen, die Religion um ihren Einfluß gebradt, und kann ſich die 
furchtbare Erſcheinung, die ſich vorbereitete, nur duch die Philoſophie des 18. Jahrhunderts, 
oder gar durch die Aufhebung des Ordens der Jeſuiten erklären! 

Der Einzige, der e8 unter den Großen des Reichs wagte, der B, nicht zu Hulbigen, war 
der Minifter Choiſeul, in deſſen Händen fat alle Angelegenheiten des Staals lagen und den 
man für unentbehrlich Hielt. Mehr als einmal hatte man alle Ränke aufgeboten, um feine Ent- 
lajfung zu bewirken; aber ohne Erfolg. Es galt nicht blos einen Höfling, fondern auch einen 
Geſchäftsmann zu erfegen. Der Minifter wurde indeffen um fo läftiger, da er Anftanv nahm, 
gegen die Barlamente entſchieden aufzutreten, die fi dem Hofe nicht immer fügen ‚wollten. 
Diefen Umftand wußte man geſchickt zu benugen. In dem Pußzinmer der B., gerade dem 
Sige gegenüber, den der König einzunehmen pflegte, ward dad Porträt Karl’ I. von Eng: 
land aufgeſtellt. Ludwig XV. betrachtet das Bild und macht feine Bemerkungen über vaflelbe. 
Die Geliebte, die ihre Rolle einftubirt, weiß aud) etmas von der Geſchichte und theilt was zur 
Sache gehört dem Monarchen mit, und fließt mit der Nuganmenbung: „Ihre Barlamente 
wollen Sie behandeln, wie dad von England König Karl behandelt hat, und Ghoifen! macht 
mit den Eönigemörderifchen Parlamenten gemeine Sache.“ Schwache Könige, bemerft ber 
Schriftſteller, dem wir biefen Zug entnehmen, beherrſcht man durch Furcht und nit durch 
Schmeidelei. Die Schweichelel wird ihnen fo reihlid und im Ubermafe gegeben, dag fie am 
Ende nicht mehr wirft. Ludwig XV. fah das Bild mit Entfegen an und fühlte ängitlih nad 
feinem Kopfe. Um dieſen zu erhalten, warb Choifeul aufgegeben. Ex empfing folgendes aller= 
gnädigfte Schreiben: „Mein Vetter, das Misvergnügen, welches mir Ihre Dienfte verurſachen, 
nöthigt mid, Sie nad. Chanteloup zu verweifen, wohin Sie ſich innerhalb 24 Stunden begeben 
werben ; ic) hätte Sie viel weiter geſchickt, wäre die befondere Achtung nicht, die ich für die Frau 
Herzogin v: Choiſeul habe, deren Geſundheit mir fehr intereffant ift. Nehmen Sie ſich in Acht, 
daß mic Ihr Benehmen nicht einen andern Entſchluß faſſen läßt. Darauf bitten wir Gott, daß 
ex Sie, mein Vetter u. |. w.“ So hatte die Gräfin aud über den folgen Choiſeul geilegt, der 
ſich nicht erniedrigen wollte, ihr ven Hof zu machen. Voltaire war nicht fo bedenklich; er feierte 
die föniglihe Maitreffe in gebundener und ungebundener Rebe, in gereimter und ungerelmter 
Nieverträchtigkeit. Er hatte die Pompadour befungen und befang nun mit gleicher Ergebung 
die B. Bei jener verdiente ex ſich durch feine Schmeicheleien den Kammerherrenſchlüſſel, der das 
Ziel feines Ehrgeizes war; dieſe Eonnte ihn in feinem edeln Streben nad) weiter bringen. 

Indeffen waren die Feinde der Gräfin auch nicht müßig. Hatte Diefe in der Furcht des 
ſchwachen Königs dad Mittel gefunden, den mächtigen Herzog v. Choiſeul zu ftürzen, fo konnte 
daffelbe Mittel auch ihnen dienen. Die Andächtigen, die an einem üppigen Hofe feine feltene 
Erſcheinung find, beichloflen davon Gebraud zu machen. Sie zählten auf das Feſt der Heiligen 
Dftern und auf die Beredtſamkeit des Abbe Beauvais, die das ſchlummernde Gewiflen des Kö⸗ 
niss weden follte. Ex hatte ſchon in einer frühern Predigt gegen die verberbten Sitten des Hofs 
gebonnert und die Genoffen der Ausjhweifungen des Monarchen fo treu und wahr gefdilvert, 
daß man fie auf den erften Blid erkannte. Als man aus der Kapelle ging, fagte Ludwig zu dem 
Herzog v. Nichelieu: „Herr Herzog, heute Hat der Prediger Ihnen viele Steine in den Garten 
geworfen.’ — „‚Ia, Sire“, erwiderte der Höfling, „und fo ſtark, daß ſie in dem Park von Berfail- 
les widerprallten.“ — In der nächſten Predigt ging der Abbe noch weiter und gerade auf bie 
Angft des Königs los. Er fprad von den Qualen ver Hölle und rief endlich im feierlichen Tone 
des Propheten: „Nod) vierzig Tage, und ihr werbet vor Gott erſcheinen, um gerichtet zu werden 
nad euern Werken.” Der König mochte ſich nad) feinen Werken eben nicht den erfreulichſten 
Audgang ded Gerichts verfprechen und war ſehr Hleinmüthig. Die Gräfin nahm es nit fo 
ernft und wollte ven Prediger für feine Infolenz beftraft wiſſen. „Nein“, erwiderte der Rönig, 
„ec thut, was feines Handwerks iſt“, und gab dem Geiftlichen das Bisthum Senez ald das befte 
Mittel, ſich mit dem Himmel abzufinden. £ . 

Wenn der Monard anfing, ſich mit ver Ewigkeit zu beichäftigen, was fonft feine Sache 
nicht geweien, dann kam es daher, weil ihn die Zeitlichkeit wach und nad) aufgab. Er wurde alt 
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und ſtumpf, und, üͤberfättigt in jeder Beziehung, war er gefühllos geworden. Um feine vers” 
welkte Sinnlichkeit etwas aufzufriſchen und die abgeſtorbene Begierde wieberzubelchen, legte 
man ihm, mit Zuflimmung der@räfin, ein ſchoͤnes junges Mädchen, bie blühende Toter eine 
Schreiners, Hei. Den Abend des folgenden Tages befand ſich der König nit wohl. Bald dar⸗ 
auf zeigten ſich vie Blattern, und nach angeflellter Uinterfuhung ergab es fi}, daß er von dem 
Mãdchen angeftedt worben war. Das Übel wurde bedenklich, und der Hof gerieth in Die größe 
Beftürzung. Man floh ven Kranken, der Anftedung wegen, und zelgte eben auch nicht Die größte 
NRührung, weil man fein Ende nahe glaubte. Die B. wollte fih durchaus nicht von ihm trennen 
laſſen; er aber wollte jle nit wiederſehen. Es gelang tr indeſſen, bis in die Nähe feines Bet⸗ 
tes zu kommen, und der Kranke ſprach zu ihr: „Madame, ic Hin fehr unwohl und weiß, mas 
ich zu thum Habe; wir müffen und trennen. Gehen Cie nad Ruel zu dem Herzog v. Aiguillon; 
feien Sie verfihert, daß ich immer die zaͤrtlichſte Freundſchaft für Ste haben werde.“ Die ent= 
laffene Beliebte war erſtarrt vor Schmerz und Schreien, that aber, wie befohlen worden. Sie 
Hatte eine Seele in dem feelenlofen Krelfe, den nur die Etikette beleben konnte. Sie war leicht- 
fertig aber gutmüthig und hatte alle die Fehler des Weibes, das die Sinnlichkeit beherrſcht, aber 
aud die gefälligen Eigenſchaften, bie fi damitſvertragen. Iſt es nicht, als liege ver Hof glei 
einem Zabyrinthe in dem meiten Reiche, dad bie Beflimmung hat, dem Minotaurus, der in dem 
Labyrinthe Hauft, die Opfer zu fenden, die das Ungeheuer ſich ausgelefen? Die Gräfin ſelbſt 
war ald Opfer dahin gefommen, und unter Denen, die opferten, unter den Verworfenen nimmt 
fie wahrhaftig nicht, als die Vermorfenfte, die erfte Stelle ein. 

Der König ſtarb; mit ihm farb der B. die Welt. Diefe Hatte einen andern Herrn, einen 
andern Glauben, einen andern Gott. Der neue König verwies fie in ein Klofter, bewilligte ihr 
indeſſen eine bebeutende Penfion und ließ einen Theil ihrer Schulden bezahlen, vie über eine 

Million betrugen. Ihr Bermögen war übrigens nit unbedeutend; aber fie brauchte nad alter 
Weife viel und ward Bfter beftohlen. Der größte Verluſt, den fie auf dieſe Weiſe erlitt, beſtand 
in Diamantne, die man in London entdeckte, mo aud) die Diebe eingezogen wurben. Sie machte 
in diefer Angelegenheit, wie fie fagte, mehre Reifen nad; Xonbon, durch bie fie ber argmöhni- 
ſchen Regierung verbächtig wurde. Es gehörte vamals, 1793, wie befannt, nicht viel dazu, um 
des Verraths und Hochverraths überwieſen zu werben und auf dem Blutgerüfte zu enden. 
Bor das Revolutionsgericht geftelft, ward fie zum Tode verurtheilt und am 7. Der. hingerichtet. 
Bis zu dem Urtheilsſpruche Hatte fie viel Gegenwart des Geiſtes gezeigt; aber die Ankündigung 
des Todes erfüllte fie mit Verzweiflung, und ihre legten Stunden waren ein ſchmerzlicher Rampf 
zwifchen Sein und Vergehen. 3. Weigel. 

Barrikaden. Barre (englifh Bar) Heißt bekanntlich ver Abſchnitt, ie Schranke. Na⸗ 
mentlih iſt Bar, Barreau im Öffentlichen Gericht der durch eine Schranke von dem Publicum 
abgefonderte Platz für die Berihtöperfonen und zunächſt der abgefonderte Platz für die Advo⸗ 
caten. Barrikaden insbeſondere bezeichnet Abfpnitte, Sperrungen, Schranken in den Straßen. 
Im 14. Iahrhunvert Tieß die Franzöftfhe Regierung in Paris regelmäßig durch große Ketten 
bei Anbruch ver Nacht die Eingänge der Straßen fperren, und 1382 benugten die Bürger in 
einem Volksaufſtand dieſe Ketten gegen ihren jungen König Karl, welcher aber flegte und die 
Ketten hinwegnehmen lief. In einem engern Sinne nennt man Barrikaden folde Sperrungen 
und Schanzen over Wãlle in den Straßen, melde durch zufammengehäufte Sachen, umgehauene 
Bäume, umgeftürzte Wagen, ausgehobene Thüren und aufgebrochenes Straßenpflafter in den 
Straßen errichtet werben und gegen die andringenben Feinde, vorzüglich gegen Geihüg und 
Reiterei fehligen und geſicherte Angriffspunfte bilden. Solche oder mehr oder minder ähnliche 
Verſchanzungen und Vertheinigungen find natürlich zu allen Zeiten vorgefommen. Doch ift es 
vorzüglid die Stadt Paris, welche das furchtbare Kriegemittel der Barrikaden, namentlich in 
Bürgerkriegen, gebraudte. Im Jahre 1588 gebrauchte fie die katholiſche Ligue unter Anfüh⸗ 
rung Heinrich's v. Guiſe gegen den König Heinrich IiI., ſowie au 1589 die Truppen Hein: 
rich's IV. in Tours gegen die Liguiften Barrikaden erriteten. Währenn ver Minderjährigkeit 
Eudwig's XIV. errichtete Die Fronde in Paris gegen Mazarin und die Königin-Negentin Barris 
kaden, und diefe mußten dann fliehen und von St.-Germain aud unterhanveln. Im Jahre 1652 
lieferte gegen btefelbe, durch Barrikaden verfchangte Fronde der berühmte Turenne in ber Vor⸗ 
ſtadt St.-Antolne eine Schlacht. Im Jahre 1808 wurde Saragoffa, 1813 wurden Dreven 
und Kaffel, 1814 Send und 1815 St.⸗Denis durch Barrikaden vertheidigt. Die berühmte: 
ſten aller Barrifaven aber find bekanntlich diejenigen, welche 1830 in der Naht vem 27. auf 
ben 28. Juli in Parts in allen Steaßen und Querſtraßen von 100 zu 100 Schritten errichtet 


Bartholomaͤnsnacht Baſel uſ/ 
cwonetn· Brtffiet; rien date varaaf Brüifel in ſeiner Septembertevolutivn inachahmte 
Denn · vie Blrger einer grohen Stavt entſch und muthig zufanmenhalten, wie in der 
Zriirevoliion die Parifer:und befſer ais einſ bie Bürger von Madrib, und wenn volierrbs felöft 
Frauen und Kinder, wie in der Septembereesolstion in Brüffel, aus den Fenſtern der Häufen 
mit Pflaflerfleinen, mit flevendem DI und Waffer gegen bie andringenden Soldaten kaͤmpfen, 
ſo kann eine folge Barrikabenvertheidigung faft unũberwindlich werben, im Falle pie angreifenbe 
Kriegsmacht ſowie wol allermeift die eigene Landesregierung Vedenken trägt, bie Stadt von 
außen in Brand zu fhleßen. Durch dieſes natürliche Bedenken verlieren auch die äußern, bie 
Stat domintrenden Forts an Bedeutung, bei melden man unter ver Regierung des ſchlauen 
Ludwig Philipp doch wol ſicherlich auch an innere Aufftände und ihre Varrikadenvertheidigung 
dachte. Dagegen wurde in den blutigen Iumifämpfen in Baris 1848, fowie in Berlin, Wien: 
and Dreöben bie Vertheidigungskraft der Barrikaden gewaltig geſchwaͤcht, indem man; ſtatt des 
Angriffs ver Barrifaben in der Front, vielmehr vermittel® des Einftoßens der Wände ſich durch 
die Häufer ber anliegenven Straße einen Weg bahnte und nun die Barrikadenkämpfer in ihrem 
nigtgebeitten Rüden - 


* an; — Welder. 
Bartholomändnacht, |. Bluthochzeit. 

Bascule ſ. Juste-Milieu. 

Bafel, Bafelftadt, Baſellandſchaft. Wo der Rheinſtrom bie Schweiz verläßt, indem 
er fi ploͤtzlich nordwaͤrts wendet, ſenkt ſich von der mitternaͤchtlichen Abdachung des Jutage⸗ 
btrges bis zu feinen Ufern ein anmuthiges, fruchtbares Hügelland, in einer Länge von acht Stun⸗ 
ven Weges, niever. Dies ifl der etwa neun Beviertmeilen umfaffende eitgendfffge Ganton Bas 
fel, vem feine alte berͤhmte Hauptſtadt den Namen gab. / 

Ohne Zweifel dankte diefe Stadt ihr Entflehen wie ihr fpäteres Aufblühen ver glüͤcklichen 
Lage am Grenzpunkt Deutſchlands, Frankreichs und Helvetiens und am Hauptſtrom des euro⸗ 
päifhen Abendlandes, der, von hier an beſchiffbar, die Breite des Welttheils durchſchneidet. 
Denn fon fräh Hatten die Römer Hier im Gebiete ver Raurachen einen Lagerpoſten, ein Gas 
ſtellum, eine Bafilia, als in ver Nähe noch ihre prädtige Augufta Rauracorum glänzte, von 
deren Bädern, Paläften und Theatern dad Dörflein Augſt nur noch geringe Schutthaufen zeigt: 
In fpätern Tagen fegte das Chriſtenthum hierher einen bifchöflihen Stuhl mit reicher Aus⸗ 
Rattung, und über den Trümmerw des heidniſchen Caſtellums fliegen (vermuthlic im 11. Jahr⸗ 
Hundert) die gothiſchen Mauern und Thürme eines Münfters empor. Dann während und nad 
der Bewegung der Kreuzzüge verknüpften fi Hier die Gandelöftraßen von Frankreich und 
Deutfägland für den Verkehr durch Helvetien über die Alpen mit Italien. Die Stiftung einer 
Untverfität in der Mitte des 15. Jahrhunderts erhöhte Leben und Ruhm der anfehnligen 
Stadt 


Der Wohlſtand der Bürger hatte früh ven Stun für Höhere Bedürfniſſe geweckt; für Ges 
werbfleiß und Handelſchaft aber if Freiheit das unentbehrlichfte Bedürfniß. Diefe zu gewins 
nen, ihre Rechte zu erweitern, ihre Sicherheit zu mehren fah man die vegfame Bürgerfchaft zu 
aller Zeit bald mit Geldſpenden, bald mit dem Schwerte thätig. In Kleinen Entfernungen von 
der Stadt drohten 14 mittelalterliche Raub- und Nitterflöffer; fie wurben in einer langen 
Reihe von Fehden entweder zerftdet, oder mit ihrem Gebiet erobert, oder erkauft. Stark durch 
eigenen Muth und durch Bund mit rheiniſchen und helvetiſchen Städten, erſchrak Baſel zulegt 
nicht mehr, ald im Jahre 1409. mit einem male 127 Herrſchaften und Städte Fehde anküneten. 
Die Macht des Adels ward nad und nach gebrochen; die Verſchwendung der Bifchdfe benutzt, 
fich von deren Rechtſamen loozukaufen over deren @üter an ſich zu ziehen ; die Huld ver Kulfer, 
Die Verwirrung des Reichs zum Vortheile der Stadt und Ihres Gebiets verwendet, größere Un= 
abhängigkeit zu gewinnen. Im Jahre 1501 trat Bafel in den ewigen Bund der Eingenoifen: 
— Kirchenreform vernichtete alle biſchoͤfliche Gewalt innerhalb der Ringmauern ber freien 

tadt. 

Wie ſich im Laufe der Jahrhunderte Sitten, Anſichten und Verhättnifle änderten, wie Macht, 
Reihthum und geiftige Überlegenheit der Ritter unb Prieſterſchaft ſanken, geftaltete fich flufens 
weis nad) und nach auch die Form des Staatslebend anders, Es ift und hier nicht darum zu 
t$un, ben allmäligen, oft blutigen Entwidelungsgang vom Gemeinweſen der merkwürdigen 
Stadt in feiner ganzen Länge zu verfolgen. Hier wie in den meiſten Städten des Reih6 und 
deutſcher Hochlande, bie freieres Dafein genoffen, ftand die hochſte Gewalt anfangs der Bürger 
{Haft zu, die Ihre Beamten wäßlte und mit Eiferfucht bewachte. Hier wie überall verlockte ver 
füße Genuß ver Ehre und Mat vie Obrigkeiten zur Ginführung ariſtokratiſcher Orbinnug, 


währenn die Gemeinde Ihre denrkraiiſche BGoheit — mitm init. α am Eures 

47. Zahrhunderte drohte der Kampf um Berfoffungeeforsn. ven Auabrud Aut Br, 

Gr konnte zulegt nur durch einen Vergleich zwiſchen Büngerfpaft und Rath verhätet werden, 

den die einſchreitende Eidgenoſſenſchaft fliftete, nachdem deren Vermittlung lange und hart⸗ 
nackig verworfen worden war. 

Rur die Hauptſtadt, nicht deren Gebiet oder Landſchaft, hatte an dieſen Handeln um Ver⸗ 
beſſerung des gemeinen Weſens Antheil. Das Volk der Landſchaft, wie ed von Biſchoͤſen over 
Vreiherren durch Waffen over Geloſummen erobert worden, blieb der Stakt unterthan une. 
teug wo) fange Zeit die Narben und Denkmale feiner alten Leibeigenſchaft. Die herrſchende 
Hauptſtadt war allein die Republik; die Bürgerſchaft der größern Stant in 15 Zünfte, die ver 
mindern am rechten Rheinufer in drei Quartiere oder Geſellſchaften nertHeilt. Die Zünfte durf⸗ 
ten ſich weder. durch Ausſchuͤſſe noch in einer allgemeinen Verſammlung vereinigen, um nicht 
wurd Ihr uͤbermächtiges Zuſammenwirken die der Obrigkeit gebührende. Gewalt aufzuheben. 
Die hoͤchſte Stantögewalt aber übte der Große Rath aus, ber 280 Mitglieder zählte, umn ein 
Kleiner Rath von 64 Perſonen, die zugleich Glieder des Großen fein mußten. "Großer und Kleiner 
Rath aber, an ihrer Spige ein Bürgermeifter un Oberflzunftueifber, pie mit zweien andern 
ihres Ranges alljährlich im Amt wechſelten, ergänzten ji felber durch Wahlen von einer für 
jede Zunft beſtimmien Anzahl Genoſſen verfelben. Die Wahlen gefihahen durch Loos; um Par⸗ 
tellichkelt oder ihren Schein zu vermeiven, überließ man ih dem blinden Zufall. Der Kleine 
Rath, welcher vie höchſte Vollziehungsbehoͤrde war, der Die Unterbeamten, vie Pfarrer der Laud⸗ 
ſchaft und felbft vie Gerichtöbeifiger ernannte, vertrat zugleich die Stelle eines Blutgerichts in 
peinlihen Fällen und eines Recursgerichts in Händeln, bie vor Dem Stadtgericht geſchwebt 
hatten. Dazu Hatte er im Großen Rathe auf Geſetzgebung und Entſcheidung der wichtigften An= 
gelegenheiten oorherrfchenven Einfluß. 

Aus diefen wenigen Zügen erkennt man fon, daß die ältere Staatöform Bafeld, ans reichs⸗ 
ſtadtiſchen Elementen des Mittelalters entfprungen, Ariftofratie war, welche buch Wahlen vers 

. mittels des Looſes und durch ein weiſes Gefeg über Ausſchluß der nächſten Verwandten von Mit⸗ 
gliedern in der Regierung ober von Vorſtehern in gleicher Zunft abgehalten wurbe, in erbliche 
Familienherrſchaft oder Oligarchie zu verarten. Durch Verbindung geſetzgeberiſcher, richterz 
Eiger und vollziehender Vollmachten ftand ver Kleine Rath. faft fouverän da, doch am Misbrauch 
fo ausgedehnter Gewalt durch Menge feiner Mitglieder wie durch Eiferſucht des Großen Raths 
verhindert. Die Zünfte beſaßen keine ober nur geringe Behugniffe; fie waren gewiſſermaßen 
nur bie Gluͤckshafen, aus melden durchs Loos für Die Republik Nieten oder Gewinuſte gezogen 
wurden. 

Daß nun alle Stellen und Äniter, weltliche und geiſtliche, wenn fle von irgendeiner Crheb⸗ 
lichkeit waren, nur durch Stadtbürger beſetzt werben konnten, verſteht fi von ſelbſt. Daher 
Eonnte fein Sohn ber Landſchaft darauf Auſpruch mathen, er war zum Pflug, zum Webftuhl, 
zur Dienftbarkeit geboren. Denn der Staat war nicht ver Canton eigentlich, fondern die Stadt; 
die Landſchaft nurderen Domäne, in fieben Bolgteien getheilt und von ebenfo vielen durchs blinde 
2008 gewordenen Landvoigten verwaltet. 

Es könnte beim erflen Blick befremden, daß eine Stadt wie Baſel nicht an Volksmenge, 
Macht, Herrſchaft, Reichthum oder Cinfluß vielen andern Stäbten gleich geworben iſt ober fie 
Überteoffen hat, denen fie ehemals an dazu erfoderlichen Mitteln nicht nur keineswegs nadıftand, 
fondern oft überlegen war. Weber Frankfurt, die freie Stadt am Main, noch Augsburg, Rürn— 
berg, Zürich, Genf verbanden von jeher mit größerer Handelsfreiheit eine jo günfige Lage für 
Waarenverkehr ald Bafel, und doch blieb dieſes an Größe, Vollsmenge und Einwirkung auf 
das Geſammtleben des Welttheils Hinter ihnen zurüd; hatte felbft nicht oder Faum vor ihnen 
den Borzug der Reichthümer. Mit einem ausgevehntern Landgebiet als Lübeck, Bremen, Ham⸗ 
burg umgeben, gli e8 ven Städten ver alten Hanfa nie an Macht. Die Tapferkeit feiner krie⸗ 
geriſchen Bürger imetteiferte iu den Fehden des Mittelalterd mit dem Kriegergeift ber Züricder 
und Berner und erntete bennoch zulegt feine jo ausgebreiteten Staatögebiete wie biefe. Es fehl⸗ 
ten zu keiner Zeit dem alten Mufenfig am Jura Männer von hochgebildetem Geift und glaͤnzen⸗ 
ben Talenten; noch find der Schweiz die Namen ber Staatömänner Wettſtein und Ifelin, un 
ven Europäern die Namen der Culer und Bernoulli ehrwuͤrdig; dennoch zeigte Bafel nie das 
geofartige wiſſenſchaftliche Lehen wie Genf und Zürich. 

: Die Verwunderung darüber verſchwindet aber, wenn man einen tiefern Bid in Charakter 
wer Gefüge dieſes Kleinen Staats wirft. Die Mehrheit der Bürgerfchaft, aus Handwerkern, 
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Febrlteigenthũmern; groͤßern und kleinern Kaufteutan. zufanspengriegt, hegte bala 
dan Aflgemelnen-faum für Hoͤheres Sinn, alg 4 203 legte Ziel Br eingeinen Haushaltung 
gen war: Gelberwerb durch Arbeitjamfeit und Erfparniffe. Hier fehlte dev Kohiam,ung 
Ehlne Unternehmungsgeiſt eined Stabtabeld, ‚nem an Glanz, Ruhm und Gewalt der Öemeigug 
mehr als an Geldgewinn im Kleinen gelegen war. Der Abel warb früh gedemüthigt und werp 
drängt. Eine zeitlang, erhob ji an feiner Stelle der rührige und kecke Körperſchaftsgeiſt dan 
Zunfie. Aber die Natur deſſelben war nicht geeignet, Höhere Anfichten für Wohlfahrt und Eröfe 
der Gefammtheit zu fallen. Der Zunftgeift untervrüdte zu bald mit demokratiſchem Stolze daß 
Aufſtreben Ginzelner zur überlegenen Kraft und Hoheit. Nur Sicherung des Gewerbes und 
Erwerbes der Zunftgliever berechnend, leuchtete ihm nicht ein, daß erweiterte Größe der Bevölleg 
rung ober außgebilverere Kraft des Gemeinweſens in Friedens- und Kriegshändeln, ober felbih 
ein muthiges Verſuchen Binzelner zur Veredelung der Gewerbe, oder Wagſiücke und Opfer der 
Befammtheit für neue Bahnen des Handelsverkehrs wohlthuend auf jede bürgerliche Werkftätte 
zurlickwirken. Obgleich nachher ven Zünften ald Körperſchaften die Theilnahme an Geſetzgebung 
und Leitung Öffentlicher Angelegenheiten bis zur Vernichtung beſchränkt ward, ging doch ihr, 
alter Sinn und Geift in die Verwaltung des gemeinen Wefens über. Man maß und weg Ber 
Hältniffe und Bebürfnifle eined Staats mit Elle und Gewicht eined Heinen bürgerlichen Hause 
wefens, und über die kümmerlichen Vortheile und Anfprüde aller Einzelnen ging Anſpruch ugh 
Bortheil des großen Ganzen in Vergeflenheit. 

Daher geſchah, daß in engherziger und irriger Beſorgniß, es werde vermehrte Concurrenz 
den Waarenabfag und Gewinn der Handwerker ſchwächen, die Bevölkerung ver herrſchenden 
Stadt nit anwuchs, fondern zu allen Zeiten faft die gleiche blieb. Noch im 45. und 16. Jahr⸗ 
Hundert vermehrte man häufig bie Zahl der bürgerlichen Familien mit Annahme fremder Ges 
ſchlechter. Seitdem vermied man ed fafl ganz, um deſto bequemer nur für die vorhandenen zu 
forgen. In Dürftigkeit gefunfene Haushaltungen fanden zu ihrer Pflege ein reiches Armengut, 
und unter 1500 Haußvätern hatten bei 300 derfelben geiſtliche und weltliche Beamtungen, 
welche ihnen größere oder geringere Beſoldung eintrugen. ‘ - 

Der Zunft- und Handelögeift vergaß oft gar, daß Künfte und Gewerbe aller Art nur auf. 
ben Fittigen der Wiffenfchaft emporfteigen. Zwar zur Blütezeit der Univerjität herrſchte im 
Bafel eine ungewöhnliche Gelahrtheit, die aber damals zur Beförderung der Induſtriezweige 
wenig mitwirkte, fondern ſich mehr im abgefonderten Gebiete der Theologie, Nechts- und Heils 
Eunde oder der todten Sprachen bewegte. Späterhin aber, ald Mathematik, Chemie, Mechanik, 
Phyſik u. ſ. w. aus dein Reiche des Überfinnlichen oder des Schulftaubes in die Geſchäfte des 
bürgerlichen Verkehrs eindrangen und neued Leben und neue Schöpfungen zeugten, war bie 
Hochſchule Bafels ſchon im Verfall, längft nicht mehr eine der geiftigen Leuchten des Welttheils, 
ſondern durch ihre Lehrftelfen zur Verforgungsanftalt für Bürgersföhne geworben. Die Wahl 
burchs Glinde Loos, weldes feit Anfang des vorigen Jahrhunderts bei Befegung aller Ämter, 
weltliher und geiftliher, im Staate entſchied, übte auch ihre verberbenvolle Wirkung auf die 
Univerfität aus. Niemand, oder felten Einer, kam zum rechten Plage, an welden ihn als: 
Staatsmann, Beamter und Lehrer etwa Talent, Neigung oder Kenntniß beriefen, ſondern wo⸗ 
Hin ihn das unſinnige Spiel des Zufalld warf. Alles, felbſt die Wiffenfhaft, ward Gewerbs⸗ 
ſache, die Häusliche Einnahme zu vergrößern. Der Stand des Vermögens vom Bürger warb 
der Maßſtab feiner Vervienfte und der öffentlichen Achtung, die man ihm weihte. Der Stolz 
des Reichen verſchmaͤhte nicht felten, Theil an der Regierung des Staats zu nehmen und bloßer 
Diener des gemeinen Weſens zu werden, in welchem er ſchon eine glänzende und unabhängige 
Rolle fpielte. R 

So ſchrumpfte das Staatsweſen zum kleinlichen Stadtweſen ein, und die wenig bevölferte 
Gemeinde, in ber jid Alles fannte, hing in Goterien vornehmer und geringer Verwandtſchaf⸗ 
ten zufammen, melde im beſcheidenen Senn ihres Wohlftandes jede Liebenswürbigfeit, jede 
Tugend des Privatlebens in jid vereinigten. i 5 

Jene fogenannte Sittenftrenge ober äußerliche Zucht und Ehrbarfeit, welde feit den Tagen, 
ber kirchlichen Reformen zu Bajel avle in andern Schweizerftäbten durch Anfehen ber Geiſtlich— 
Teit und erneute Verorbnungen mit Sorgfalt aufrechterhalten war, äußerte auf dad häusliche 
und Öffentliche Leben einen eigenthümlichen Einfluß, und hier mehr denn irgendwo. Zwar pie 
Gebote zur ftillen Sormtagsfeier, zur Beſchränkung geräuſchvoller Luftbarkeiten, ober bed Aufs 
wandes, welchen die Eitelkeit beider Geſchlechter in Kleidern, Equipagen u. f. w. liebt, wurden, 
fo oft man wollte, leicht umgangen; dod im Allgemeinen unterhielten fie mehr den Schein als 
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vas Weſen wahrer Sittlichteit. Der in einigen Hundert Häufern herrſchende Ziohlfkertb sek 
«ufgehäufte Reichthum, ber verhindert war offen In beliebigem Aufwande zu'glingek, ag 
tin Innern der Wohnungen einen ſchimmerlofen, aber un fo foftbarern Lurus, eine Ginm 
Genüffe und Bequeinlichteiten des Stillichens, welcher, ohne den Geiſt zu bethätigen; ihren Bes 
ſihern eine unbefrledigende Leere des Gemüths zurüdlaffen mußte. Solche Leere auszufüllen, 
dienen ven regjamen und dabei unbefhäftigten Seelenkräften am leihteften und gewöhnliqhſten 
Die Speculationen over flillen Schwärmereien eines religiöfen Glaubens. Daher fand ver mitıe 
und ernfte Geift der Herrnhuter, deffen fbielende Andacht und froͤmmliche Zärtlichkeit Einbil 
vungskraft und Gefühle gern bewegen, fon früh in der Stadt Vaſel Eingang. Gegen Ende 
des vorigen Jahrhunderts war er ſchon in vielen Haushaltungen und durd einen Theil der 
Geiſtlichkeit aud auf dem Lande verbreitet. 

Das Volk der Landſchaft hinwieber, feit Jahrhunderten zur Dienftbarkeit der Stabt er⸗ 
zogen und gemößnt, in feiner Mehrheit bildungdlos, abergläubig, roh und reizbar, doch gut= 
Arütbig und arbeitfam, hatte ſich durch den Verdienſt, welchen e8 beim Gewerbfleiß Baſels ges 
wann, mäßigen Wohlftand errungen. Einige Zaufend Famillen waren neben ihren Feldarbei⸗ 
ten für die Fabriken und Manufacturen der Hauptftabt befhäftigt. Man vernahm faft in allen 
Dörfern das Geräuſch der Banpweberftühle, deren die Fabriken der Hauptftabt bei dritthalb 
Tauſend in Bewegung fegen, und für deren Leiſtungen allein ſchon über eine halbe Million Ofon. 
jährlich in die ländlichen Hütten zurüdfloß. Dazu mangelte ed nie an reicher Unterftügung und 
Hütfe, welche die gern wohlthätige Buͤrgerſchaft von Bafel einzelnen Haushaltungen oder gans 
zen Gegenben des Landes in den Tagen der Noth darreichte. 

Doch weber jener reichlichere Erwerb noch diefe Wohlthaten von der Hauptftabt fonnten im 
Gemüth des Volks einen gewiſſen Unmuth gegen vie Hauptftabt ausldſchen, welcher ſowol ans 
dem bemüthigenven Gefühl der Abhängigkeit von derſelben ald dem Verdruß entſprungen fein 
mag, den Armuth gewöhnlich beim Anblid ftolzen Reichthums empfindet. Es Eonnte bei ven 
vielfachen Berührungen ver Intereffen ber Landſchaft mit denen ber gebietenden Stadt und bei 
gegenfeitiger Beargwohnung ungeziemenben Hochmuths oder niebriger Undankbarkeit nit an 
Riebungen fehlen. Schon in frühen Jahrhunderten, zumal wenn ein Streit um zweifelfafte 
Rechtſame und Freiheiten ven Groll von beiben Seiten fteigerte, war er mehrmals in Aufftän= 
den ausgebrochen. 

In viefen Verhältniffen des Kleinen Freiſtaats erſchien die Branzöfifhe Revolution. Das 
alte Gefühl Deſſen, was fein Könnte und fein follte, ging nun den Bewohnern ver Landſchaft 
zum beutlichern Bewußtſein auf. Immerbar freie Schweizer geheißen, ohne es zu fein, foberten 
fie, als Menſchen und Bürger des gleichen Staats, gleiche Rechte und Pflichten des Menſchen 
und Staatsbürgers mit Allen. In ihren unruhigen Bewegungen, von der Stadt felbft aus 
nicht ohne Ermunterung, erhoben ſich Haufen um Haufen zu gefeglofen Schritten. Am erften 
wandte fid die Zuchtlofigkeit wilder Banden gegen die Schlöffer der herriſchen Landvoͤgte, welde 
zitterhb entranmen. Dad Schloß Waldenburg ging in Flammen auf (Januar 1798), bald auf 
die alterthämliche Farnsburg und Homburg. In der Hauptſtadt haderten die Parteien; in der 
ganzen Eidgenoſſenſchaft die unentfhloffenen Regierungen. Ein franzoͤſiſches Heer, ſchon an 
den Grenzen Berns, drohte täglich feinen Einzug. Der jouveräne Rath von Bafel, unter diefen 
Umftänden rathlos, nahm aus der Landſchaft eine Befagung von 600 Mann in die Stabt und 
beſchloß am folgenven Tage (20. Ian.) Freilaffung des gefammten Volks vom Unterthanen= 
zuftand, Einführung politiſcher Rechtsgleichheit zu Stadt und Land und Losfagung von Bafels 
Berrſchaftorechten über die vier gemeineingendfflfhen Voigteien oder Unterthanenländer jenfeit 
des Gotthardsgebirges. 

Dieſe raſche That des ſouveränen Raths von Baſel, welche den ganzen Canton mit Jubel 
erfüllte, ward der erſte Stoß, durch welchen das verworrene und morſche Staatögebäube der 
alten Eidgenoſſenſchaft zuſammenbrach. Mas Hier begonnen war, vollendeten Waffen und 
Machtſpruche Frankreichs. Bon da an blieb ver Kanton Bafel ſechs Jahre lang leidender Mit- 
theil der fortdauernden Unruhen einer unhaltbaren Helvetifchen Nepublif, ihrer wiederholten 
Staatöveränderungen, Kriegöplagen und Parteikämpfe, bis Napoleon Bonaparte, als Erfter 
Sonful Frankreich, durch feine Vermittelungdacte (Februar 1805) die innere Beruhigung der 
Säweiz ebenfo weife als glücklich herſtellte. 

Kraft viefer Vermittelung fand der Canton Bafel wieder im ſchweizeriſchen Bundesſtaat 
wie zuvor als felhfländiger Staat mit eigener Gefeggebung und Regierung, in drei Bezirke gez 
theilt (Bafel, Waldenburg und Lieſtal), und jeder Bezirk wieber in Wahlzünfte. Gin Großer, 
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geieggebenber Rath; von 120 und ein Kleiner Rath von 25 Mitgliedern als vollgie hende Behörde 
übten im Namen des Vollks vie hoͤchſte Gewalt. Die Wahlart berinkjichtigte zweckmäßig, mie die 
Örtticfeitshenürniffe fo die Benutzung der im Lande befindlichen Talente, und andererſeits die 
Repräjentation des Vermögens. Wahlmann in einer Zunft zu fein, genügte dad Cigenthum 
von 500 Fr.; um aber außer folder Zunft wählbar für den Geſetzgebenden Rath zu fein, word 
ein ſchuldenfreier Vefig von 10,000 Sr. erfoperlih. Diefe Bedingungen ſicherten verhülkters 
weife den Bürgern der Hauptflabt zahlreichere Bläge unter den Geſetzgebern. 

Alles geftaltete und fügte ſich leicht in Die neue und freiere Staatsform, welde, wie in der 
Eidgenoſſenſchaft überhaupt, die verbefferte Ordnung politifcher Zuſtände, ein friſcheres, thäti— 
geres, froheres Volkoleben hervorrief. Das alte Mistrauen zwifchen ver Landſchaft und ihrer 
Hauptſtadt verihwand, und freimillig rief nun das Volk felbft die auögezeichnetern Männer 
Baſels in die Mitte feiner Geſetzgeber und Regierenden, indem es deren höhere Geiſtesbildung 
anerkannte. 

Nach ver Schlacht von Leipzig und der Vernichtung der Mediationsacte (December 1813) 
erwachte auch wieder in Bafel wie in den meiften andern Gantonen das Heimweh der frühern 
Ariftofratie nah den ehemaligen Vorrechten ihrer Hauptftäbte und ihrer Familien. Auf Bor- 
flag des Kleinen Rath ſchrieb Hier der Große Rath (ſchon am 4. März 1814) dem Volke eine 
Berfaffung vor, buch melde zwar allen Bürgern des Landes der Genuß gleicher politiicher Frei⸗ 
heit zugeficyert, aber zugleich die Herrſchaft der Stadt oder Ihres Interefled über die Landſchaft 
befeftigt ward. Denn in ven fouveränen Gefeggebenven Rath, der die 25 Glieder der Regierung 
oder. des Kleinen Rathes aus jeiner Mitte ernannte, konnte die Stadt mit etwa 18,000 Seelen 
ebenfo viel (30) Mitglieder direct erwählen als die gefammte Landſchaft mit einer Bevölkerung 
von ungefähr 50,000 Seelen. Zu diefen 60 Glievern aber wählte ver Große Rath felber, fi 
ergänzend, 90 andere, von denen wieder 60 aus der Stadt und nur 30 aus ver Landſchaft fein 
konnten. Somit war e8 leichtes Spiel, auch die Regtern aus folhen Bürgern in den Dörfern 
oder den zwei kleinen Stäbten Lieftal und Waldenburg auszuleſen, die dem Intereffe der Stabt 
treu ergeben waren, ober ohne Mühe dazu geflimmt werben konnten. Die oberften VBehörben- 
vollkommen mit dem Geiſte ver Ariftofratie zu tränfen, waren die Stellen darin lebenslänglich; 
an Wahlerneuerungen oder Ausfiebungen feine Gedanken mehr. Selbft die hoͤchſte richterliche 
Inftanz über alle bürgerliche und peinlihe Rechtsfälle wurde in gefährlicher Vermengung ver 
GStaatögewalten aus Mitgliedern des Großen Raths und der Regierung beftellt, Durch Bereiniz 
gung ber alten, fogenannten biſchöͤflich⸗baſelſchen Lane mit ver Schweizeriſchen Eingenoflenfchaft 
gewann der Cauton (im Jahre 1845) zu feinen fünf Bezirken, in die er jegt getheilt war, noch 
einen fehsten, den Bezirk Birſek, und fomit eine Vergrößerung von drei Geviertmeilen mü 
5— 6000 Einwohnern. 

Unter folden Berhältniffen Eonnte es nicht fehlen, daß im Volke das alte Mistrauen wieder 
gegen die Stadt xege wurde wie vorzelten. Die Abgaben, wenn fie auch nicht drückten, ſchmerz⸗ 
ten doch ſchon darum, daß fie dazu dienen mußten, die Söhne ver Hauptſtadt reichlich zu befols 
den, um als weltlihe ober geiftlihe Beamte die Landleute zu regieren und zu bevormanden. 
Den Söhnen von diefen ward feine Erleichterung gewährt, um in ven Lehranftalten der Stadt 
mit ebenfo geringem Koftenaufwand wie die Söhne der Stadt ihre Fähigkeiten auszubilden. 
Selöft die laͤndlichen Schulen blieben im Allgemeinen vernadhläffigt, ungeachtet der Staat für 
die von ihm angefteliten Lehrer bedeutende Summen anwies. Die Freiheit ver Preffe war, wie 
in den wmeiften andern Gegeuben der Schweiz, nievergebrüdt. Die Deputirten der Landſchaft 
im Grfeggebenden Rathe waren an Zahl gering, in Geſchäftskunde meiſtens zu unvermögend, 
um für die Intereflen des Landvolks mit Erfolg wirken zu Eönnen. Dagegen verbreitete ſich der 
trübe Geiſt pietiſtiſcher Sektirerei, welcher, genährt vom Wohlftand und Frleden, abermals 
in der Stabt überhand nahm durch ämfigen Betrieb angeſtellter Pfarrgeiflligen, im Wider⸗ 
ſpruch mit beffern Köpfen, aud auf dem Lande. Im Ganzen aber herrfchte bier wie in den meis ' 
Ren übrigen Gegenden der Schweiz mehr Ergebung in das Schiefal, denn Zufriedenheit mit 
demfelben. 

Als daher im Jahre 1829 erſt einige und im ſchickſalsvollen Jahre 1850 vie meiften Can⸗ 
tone zur Berbeflerung ihrer Staatöverfaffungen ſchritten, traten and; (am 18. Oct.) Bürger 
aus mehren Gemeinden der Landſchaft Bafel im Babe von Bubenvorf zufammen, um durch 
ehrerbietige Bitte ven Großen Rath zu ähnlichen Berbefferungen zu beivegen, indem fie an die 
unvergefiene Freiheitsurkunde vom 20. Ian. 1798 ernft erinnerten. Beinahe 800 Bürger der 
Landſchaft unterzeichneten die Bitte. 
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Mit dieſem Schritte war aber die Ruhe gebrochen. Das gegenſeitige Mietrauen zwifchen 
Stadt und Land trat wieder ſcharf und offen hervor. Die Landfchaft, ohne Zuverſicht auf einen 
Srogen Rath, der nieiftens aus Buͤrgern der Städt zufanımengefegt war, wünfchte für das Werk 
der Reform einen unabhängigen, frei von allen Volk zu Stavt und Rand gewäßlten Berfaf- 
ſungsrath. Hinwieder in der Stabt der Große Rath, obwol er Abänderungen der Verfaflung 
zugeftehen wollte, übertrug den Entwurf berfelben einer Commiſſion aus feiner eigenen Mitte. 
Mismuth, Groll und Argwohn ſchwollen von beiden Seiten an. Bon beiven Seiten geſchah 
Alles, ven Parteigeift zu entflammen, ftatt zu bämpfen. Zuletzt rüſtete ſich die Stadt kriegeriſch 
hinter ihren Wällen; die Landſchaft, von Gewalt bedroht und zurückgewieſen, da man ihre Ab⸗ 
georoneten nicht einmal mehr hören wollte, wählte in Lieftal eine prosiforifche Regierung 
(6. San. 1831) und waffnete Gegenwehr. Die Stadt betrachtete dad Landvolk als Mebellen ; 
das Land Hinmwieder die Staptbürger ald rechtloſe Anmaßer. Die Bürgerfchaft, nebft gewor⸗ 
benen Miethöfoldaten, wohlbewaffnet und mit ſchwerem Geſchütz verfehen, rüdte aus ihren 
Thoren hervor (12. Ian.), zerftreute in den Dörfern die ohnmächtigen Haufen Derer, welche 
Wiverſtand wagten; befegte Die Stadt Lieſtal (16. Jan.); verjagte Die proviforifche Regierung 
der Infurgenten und legte dem wieder unterworfenen Volke wenige Wochen nachher vie zu Ba= 
fel neugeſchaffene Staatöverfaflung zur Annahme vor. Durch Schrecken beherrſcht oder durch 
Überredung bewogen, ftimmte, wie verfünvet ward, eine Mehrheit ver Landbürger (28. Febr.) 
zur Annahme. 

Die dergeftalt ind Leben eingeführte Staatöverfaflung konnte nur Dauer Hoffen, wenn mit 
ihr ein verſoͤhnlicher Geift der Hauptſtadt alles Grolls vergeffend, großmüthig ven Überwuns 
denen entgegentrat und felber die ihnen gefehlagenen Wunden liebevoll heilte. Diefer Geift 
fehlte. Ex Hätte durch bloße Klugheit erfegt werben koönnen. Sie fehlte. Man fah nur Sieger= 
teog, Verhöhnung ver Bezwungenen, Rachbegier gegen bie Lieblinge des Landvolks, Mistrauen 
gegen Gemäßtgte, fieberhafte Parteiwuth. Die neuen Wahlen der höchſten Staatsbehöͤrden 
fherten nochmals die Obergemwalt ver Stadt. Den geflüchteten Häuptern des landſchaftlichen 
Aufftandes murbe weder Amneftie noch Gnade gewährt, wie flehentlich auch das Volk des Gan- 
ton mit taufend Stimmen danach ſchrie und ſelbſt die Tagfagung der Schweiz dazu mahnen 
mochte. 

Da brach der Unwille des Landes abermals gegen die Stadt aus. Der Bürgerkrieg begann 
von neuem. Die Landleute ſchlugen im Kampf die zu ihrer Unterjochung ausgerückten Truppen 
Baſels blutig zurück (21. Aug.), und von nun an jedesmal, fo oft fie ſpäterhin ben Verſuch zu 
erneuern wagten. Zur Herftellung der Ruhe legte die Tagfagung mehrmals eiogenöfflihe Ba⸗ 
taillone ind Land; mehrmals verſuchte jte zwiſchen beiven mächtigen Parteien friedlich zu ver⸗ 
mitteln. Eitle Mühe! Die Erbitterung der Hauptſtadt konnte durch ihr Unglüd nur mehr ents 
flammt, nicht gemildert werden. Sie verſchmaͤhte flolz jenen Antrag, jede Bitte, jede Drohung 
der Eidgenoſſen. Mehre Cantone nahmen darauf die fhon gegebene Gewährleiftung von jener 
neuen Berfaffung zurüd, die feine Gewährſchaft in ſich felbft mehr trug, fondern, von der Menge 
vergoffenen Bürgerblutes befubelt, nicht Vertrauen, fondern nur noch Abſcheu des Volkes er= 
regen fonnte. Vom Zorn verblendet, wie gegen vie Landſchaft, fo gegen vie Mehrheit ver Eid⸗ 
genofienihaft, ſtieß Bafel 46 Gemeinden eigenmädhtig aus feinem Gtaatöverband (22. Kebr. 
4852), überließ fie ihrem Schickſal, ohne alle Verwaltung, ftiftete gegen die Mehrheit ver Eiv- 
genoffenfhaft zu Sarnen in Obwalden (November 1832) einen engern Staatöverein mit weni⸗ 
gen ihm noch befreundet gebliebenen Gantonen, brach fomit thatfählih den eidgenoͤſſiſchen 
Bund, unter dem Vorgeben, ihn gegen Abänverungen zu behaupten, die erft noch von der Tag⸗ 
fagung berathen wurden; und fiel endlich, ungeachtet des von der Eidgenoſſenſchaft gebotenen 
Randfriedend, von neuem mit Waffengewalt über die Landſchaft her (3. Aug. 1833), wilder, 
moͤrderiſcher denn je zuvor, und zwar in den gleichen Tagen, da auch der im Sarnerbunde ſte— 
hende Canton Schwyz mit ausgerüctem Vol ven Landfrieden brach; in den gleichen Tagen, da 
RG Abgeordnete aller Gantone noch einmal zur Vermittelung alles Streited zwiſchen Stadt und 
Landſchaft verfammeln wollten. 

Ein Armeecorps von 10,000 Cidgenoſſen beſetzte Schwyz; ein anderes von gleicher Stärke 
den Canton Bafel ſowie deffen Hauptftadt, welche noch ihre Nieverlage und ihre Hundert Todten 
beweinte, womit fie den legten Überfall der tapfern Landſchaft gebüßt Hatte. Die Tagſahung 
zauderte nicht, die Unoronungen im Innern, welche fie ſchon allzu lange geduldet Hatte, mit ebenfo 
vielem Ernſt als gemäfigtem Geift abzuthun. Der Sarnerbund ber wiverfpänftigen Gantone 
war vernichtet; der entzweite Canton Schwyz wieder vereinigt; Bafel Stadttheil aber nebft drei 
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Gemeinden am rechten Rheinufer von Baſellandſchaft fo getrennt (17. Aug.), daß beide Gan- 
tvonotheile Hinfort felbftändig beftehen. Ein eidgenoͤſſiſches Schiedsgericht theilte unter beide 
Gemeinwefen dad Staatövermögen, und wies am 13. April 1835 der Landſchaft 64 Proc. 
vom unmittelbaren und mittelbaren Staatögute, fomie 60 Proc. vom Kirchen- und Schulgute 
zu. Seildem hatte jener dieſer beiden Halbcantone feine felbftändige Entwidelung. Aber fie 
ſchritten auf getrennten Wegen nur voran, um ſich — durd alten Hader und geihichtlich gewor— 
dene Borurthelfe nicht mehr gehemmt und gefpalten — deſto raſcher dem gleichen Ziele zu nä— 
bern: der Anerkennung und Geltendmahung des Grundſatzes demokratifcher Rechtsgleichheit 
Im allen Gebieten des öffentlichen Lebens. 5. Zſchokke. 
Bafel, Bafelkadt, Baſellandſchaft im letzten Jahrzehnd. Auf einem Gebiet von nit 
viel über anderthalb Quadratſtunden hatte ver Halbcanton Bafelftadt nad; der eidgenoöͤſſiſchen 
Volkszählung von 1850 eine Bevölkerung von 29,698 Köpfen; davon 2385 in den drei Dör= 
fern der rechten Rheinſeite, alle übrigen in ber Stadt. Reichthum und Inbuftrie, Handel und 
günftige Handelslage, ſowie ein höherer Grad geiftiger Bildung geben jedoch dem Eleinen Staate 
eine viel größere politifhe und internationale Bedeutung, als er nad) Umfang und Einwohner- 
zahl zu beanfpruchen Hat. Jener beſchräͤnkte und befchraͤnkende Zunftgeift, vem wir in ver 
Geſchichte Baſels fü vlelfach begegnen, iſt doch beſonders im letzten Jahrzehnd — bis auf wenige 
Überrefte — ven Einflüffen der Neuzeit gewichen; er ſcheint immer mehr einer großartigern Auf⸗ 
faffung und Benutzung ver Verhältnifſe des Weltverkehrs Raum zu geben. Bafel ift der Aus⸗ 
gangspunkt eines ſchon alten, aber in ber neueften Zeit bei weitem ſchwunghafter betriebenen 
Induſtriezweigs, der Weberei von Seidenband, wodurch in der Stadt felbft und im Umkreiſe viele 
Millionen Er. Arbeitslohn jährlich erworben werden. Seit 1845 befteht daſelbſt eine Bank, 
die ebenfo vortheilhaft für die Actionäre iſt, als fie dem Kandel wichtige Dienfte leiftet. Schon 
durch feine Lage an den großen Weltſtraßen bes Rheinthals, an der Grenze ver Schweiz, Deutſch⸗ 
Iands und Frankreichs mußte auch Bafel einer der wichtigſten Knotenpunfte für die fich aus 
Norden, Süden und Dften hier nothwendig durchkreuzenden Eifenbahnen werben. Und ſchien 
es der kleine Handelsſtaat, flatt ſelbſtthätig einzugreifen, eine zeitlang nur zögernd abzumarten, 
was die Bunft der Umflände ihm bieten werbe: fo ging doch fpäter von da die Anregung zum 
Bau der Schweizeriſchen Centralbahn aus, wodurch binnen kurzer Friſt, ba bereitö die überwin⸗ 
dung großer Schwierigkeiten gelungen ift, mitten dur den Jura dem Welthandel eine neue 
Straße gebrochen fern wird. hr 
Sogleich nach der von der Tagfagung erfannten Trennung der beiden Gantonötheile hatte 
fich Bafelftadt am 3. Oct. 1853 eine Verfaflung gegeben, worin im Weſentlichen die aud in 
den fogenannnten vegenerirten Santonen zur Herrſchaft gelangten Grunbfäge zur Anerkennung 
tamen. Doc war damals noch die Wählbarkeit in den Großen Rath, in die höchſte gefeggebenhe 
und auffehenbe Behörde, an einige beſchränkende Beningungen und namentlich an ven Nachweis 
eines gewiffen Bermögend gefnüpft. Auch mar nod ber evangelifch = reformirte Glaube als 
„Landesreligion“ erklärt. Indeſſen gewann die Neformpartei allmälig an Bedeutung. Und 
nad der Revolution in Genf im Jahre 1846 kam eine Berfaffungsrevifion durch einen Ver— 
faffungsrath zu Stande, wodurch die meiften jener Veſchränkungen mwegflelen. Da fpäter auch 
vie eidgendſſifche Bunvesverfaffung von 1848 die wichtigſten Volkerechte — als freie Nieder⸗ 
laffung, Vereinsrecht, Preßfreiheit u. ſ. w. — ausdrücklich gewährleiftete und wenigſtens für 
alle Schweizer, die einer der chriſtlichen Confeſſionen angehören, die bürgerliche und ſtaatsbur⸗ 
gerliche Rehtögleichheit anerkannte: fo trat dad Verfaſſungsleben in Bafelftant auf weſentlich 
gleiche Linie mit demjenigen aller andern Cantone, melde repräfentative Demofratien find und 
dem Volke durch ein ihm zuftehendes Veto Feinen unmittelbaren Antheil an der gefeßgebenven 
Gewalt einräumen. 3) 5 
Die ordentliche Einnahme und Ausgabe des Halbcantons beläuft ſich jährlih auf 8— 
900,000 $r. Zwar gehört auch Bafelftabt zu den Gantonen, deren Budget regelmäßig ein 
Deficit in Ausſicht ftellt; was ſich aber, hauptfächli wegen ver allzu niedrigen Werthung des 
Einkommens, am Schluffe ded Rechnungsjahrs nicht felten in überſchuß verwandelt. So ergab 
„B. das Rechnungsjahr 1854, ſtatt des vorgefehenen Deficits von nahe 50,000 Fr., einen 
uf von nahe 55,000 Fr. Bafelftadt war ver einzige Canton, ver bis in die neurfte Zeit 


1) Zur Vermeidung von Wiederholungen geben wir wicht bei den einzelnen Cantonen bie befondern 
Berfaflungsbeftimmungen, fondern unter dem ‚Befammtartifel Schweiz eine Gruppirung der Cantonals 
verfafjungen nad) ihren charafteriftifchen Merkmalen. D. Re. 
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von ber Crlaubniß des Art. 43 der Bundebacte, bis zum Beftande von hoͤchſtens 300 Mann 
ſtehende Truppen unterhalten zu dürfen, Gebrauch gemacht hatte. Dieſe in ihrer Unterhaltung 
verhaͤltnißmãßig koſtſpielige fogenannte hafeler Standeötruppe, etwa 200 Bann, war begreifs 
"Lich nur aus Gemorbenen, aljo aus Freiwilligen gebildet. Denn von jenem ſchneidenden Wiher- 
ſpruche mit der Idee der perjdnlichen Freiheit und Gleichberechtigung aller Bürger, von jenem 
Staatözwange der Gonfeription oder gewaltfamen Aushebung, wodurch einem Theile der Bürs 
‚ger vor dem andern ein vechaßter Beruf aufgenöthigt wird, Eonnte im Brieden, alſo zu einer 
.Beit, wo Fein Nothfall vorliegt, fowenig in ver Schweiz ald im freien Großbritannien oder 
Rorvamerifa die Rebe fein. Als nun aber in den Jahren 1855/56 unter günftigen Bedingun⸗ 
gen für England geworben und ben bafeler Solbaten bie traurige De jener Garnifons und 
Kafernenwirthfchaft, wozu fie ſich verpflichtet hatten, deutlich wurbe, defertirten fie ſcharenweiſe. 
Die ganze Standeötruppe hatte ſich bereits thatfächlich aufgelöft, ehe ihre ſchon öfters beantragte 
Auflöfung befchloffen und an ihrer Stelle ein Polizeicorps von etwas über 100 Mann Land⸗ 
jägern errichtet wurde. So verſchwand in der Schweiz während des orientalifhen Kriegs auch 
noch der letzie Überreft jenes ſtehenden Heerweiens. Dem gleichfalls fon oft wiederholten Au⸗ 
wage Dagegen, die ſchwach beſuchte Hochſchule aufzuheben und den dafür erfoderlichen Aufwand 
yür Zwecke des Volksunterrichts zu verwenden, wird kaum eher Folge gegeben werben, als bis 
“etwa die Errihtung einer eidgenoͤſſiſchen Hochſchule ein neues Motiv für die Aufhebung wird. 
Inbeffen mag nit geleugnet werden, daß die bafeler Univerfität fogar in ihrer verfümmerten 
Geftalt nicht ohne Heilfamen Einfluß auf Erhaltung und Belebung ver Höhern geifligen und 
Kttlichen Intereſſen geblieben if. Sind auch noch lange nit alle Spuren eine® bequemen, gei⸗ 
flesträgen und blos formalen Pietismus, eines nur fehablonenartig gefannten und gelehrten 
Chriſtenthums verſchwunden, wodurch fi die Bevölterung Bafels einen Ruf erworben: fo hat 
FH doch eine freiere religiöfe Weltanfhauung mehr und mehr auch dort Bahn gebrochen. Au 
iſt gerade Bafel beſonders rei an gemeinnügigen Unternehmungen, die zugleich von einem 
Geiſte thätiger Menfchenliebe und einem hellen praktifchen Blicke Zeugniß geben. Der Mittel: 
punkt diefer echtrepublikaniſchen Beſtrebungen ift die Gefellichaft ded Guten und Gemein: 
nügigen, der man namentlich ſchon manche zweckmäßige Sorge für die arbeitende Bevölkerung 
"verdankt: wie die Gründung einer Sparfafle mit einem Vermögen von nahe 3 Mil. Fr.; die 
Errichtung mehrer Alterd:, Krankheits- und Witwenkaſſen; die Erbauung von Arbeiterwoh⸗ 
nungen. Aud) einzelne Fabrikanten und Capitaliften find in diefer befonderd wichtigen und 
„zeitgemäßen Richtung thätig. Ein vorzügliches Lob gebührt aber einer Fabrik für Seidenband⸗ 
"Weberei und = ärberei, deren Befiger gute Geſchäfte macht und bie gleichzeitig für etwa 70 Ar⸗ 
"men: und Waiſenkinder eine Verforgungs:, Grziehungs- und Sparanftalt, mithin ein neuer 
Beweis tft, wie fid die richtig verftandenen Intereflen von Arbeitern und Arbeitsunternefmern 
fehr wol vereinbaren laffen. 

Auf einem Flächenraum von etwa 9 OM. Hatte der in vier Verwaltungsbezirke getheilte 
Halbeanton Baſellandſchaft im Jahre 1850 eine Benölkerung von 47,885 Köpfen. Davon 
find 9052 Katholiken, die zu ungefähr zwei Drittheilen im Thale der Bird wohnen. Der meift 
fruchtbare Boden macht den Landbau für die Mehrheit ver Bewohner zur ergiebigften Duelle 
des Einkommens. Seit einer Reihe von Jahren wird aud) viel Salz gewonnen. Der wihtigfte 
Induftriezweig ift, die auf mehr als A800 Pofamentftühlen betriebene Bandweberei, wodurch 
ein jährlicher Arbeitslohn von mindeſtens 3,640,000 &r. erworben wird. Im Jurabezirke Wal- 
denburg hat ſich in den legten Jahren auch die Uhrmacherei eingebürgert und wird mit gutem 
Erfolg betrieben. Ein in aller Weife jehr nügliches Inftitut iſt die ſeit 1849 mit einem Actien- 
capital von 500,000 Fr. in Lieftal, dem Hauptorte von Baſellandſchaft, gegründete bafelland- 
ſchaftliche Hypothekenbank, wozu die Anregung aus der Stadt Baſel kam. Damit iſt zugleid 
eine Sparfaffe verbunden, deren Gapital in erfreuliher Zunahme begriffen ift. Für die von der 
Bank gemachten Anleihen gilt der Grundſatz der allmäligen Tilgung durch einen jährlihen Zus 
ſchlag zu den laufenden Zinfen; und diefe Verpflichtung und Gewöhnung der Schuldner zu einer 
ihnen ſelbſt nüglichen Ofonomie iſt jedenfalls von weitreichenden guten Folgen, ob biefe glei) 
nad dem Verlaufe weniger Jahre auf feine noch fehr augenfällige Weiſe zutage treten können. 
Diefe Bank und die ihren Operationen zu Grunde liegenden Principien haben fpäter aud) in 
andern Gantonen, zunächft im Thurgau, Nahahınung und Anwendung gefunden. 

Da ſich Baſellandſchaft in blutigem Kanıpfe der vormundſchaftlichen Herrſchaft der Stadt 
entzogen hatte, fo iſt es begreiflich, daß ſchon in der Verfaffung von 1833 alle jene Volksrechte 
zur Anerkennung famen, wofür fich zu Anfang ver dreißiger Jahre in ben meiften Gantonen bie 
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große Mehrheit der Beotferung erhoben hatte. Eben dieſe Reihte wurben in wen ſpͤtern Ver⸗ 
Taffungsrevifionen, 1858 und 1851, noch beftimnter formalirt und zum Theil erweitert. Schon 
die erſte Couſtitution trug indeſſen zugleich das eigenthlmliche Bepräge der Greignifle, denen 
Be ihren Urſprung verbanfte. Namentlich wurbe durch die Erbitterung gegen bie frühere ſtäd⸗ 

- tifche Beamtenherrſchaft ein Princip des Mistrauens auch gegen die vom Volke frei gewählten 
Behörden in die Verfaffung eingeführt, ſodaß ſchon in den dreißiger Jahren ganz ähnliche Bes 
flimmungen über die fogenannte Incompatibifität getroffen wurden, wie bei weitem fpäter in 

‚den Gantonen Waadt und Aarau. Wie fon 4855 die Mitglieder des Regierungdraths, fo 
wurden 1838 felbft diejenigen des Obergerichtd aus dem Landrathe, ber hoͤchſten geſetzgeben⸗ 
den und oberauffehehden Behörbe, ausgeſchlefſen, und 1851 murbe bei gleichzeitiger Einführung 
des Directorialfuftens für den Megierungsrath noch ausdrücklich befchloffen, daß fein Mitglied 
deflelben ein anderes Staatdamt, ober eine fonftige mit einer fixen Befolbung verbundene Stelle 
bekleiden dürfe. So wurde Die Trennung der Bewalten in dem Eleinen und an politiſchen Capa⸗ 
citäten nicht fehr reichen Stante auf eine wol allzu hohe Spige getrieben. 

Dem gleichen Beifte ver Vorſicht gegen die Möglichkeit verlegenver Eingriffe in das Volks⸗ 
leben von Seiten ver Behörven iſt das Veto des Volks entfprungen, wofuͤr jedoch Baſelland⸗ 
ſchaft ſchon im Jahre 1833 im Canton St.-Gallen ein Vorbild gefunden Hatte. Dieſes 
Veto — dad nicht zu verwechſeln iſt mit dem in ven kleinen Cantonen, in Graubündten und 
Wallis ſchon lange beftandenen Recht des Volks, über jeden neuen Act der Geſetzgebung un- 
mittelbar und entſcheidend abflimmen zu bürfen — gehört der Periode feit 1850 an. Es ift ein 
dem neuern ſchweizeriſchen Staatsrechte durchaus eigenihümliches Inftitut. Ungeachtet der Op⸗ 
poftion, welcher das Veto gerade in der Mitte jener radicalen Partei begegnete, die 1830 an 
der Spige der Bewegung vorangefchritten war, wurde es doch fertvem in einer Reihe von Can⸗ 
tonen durchgeſetzt, und iſt überall dem Volke ein werthvolles Reit geworben. In der Schweiz, 
wo der Grundſatz nit blos anerkennt, ſondern durchgeführt ift, daß die hoͤchſte Gewalt im Wolfe 
ruht, verfteht es ſich von felbft, daß keine Verfaſſung abgeändert werben kann, ohne die aud- 
vrüdliche Zuftimmung der Mehrheit derjenigen Staatöbürger, bie von ihrer Befugniß ver Ab⸗ 
Rimmung über ſolche Reformvorfchläge wirklich Gebrauch gemacht haben. Das Veto dagegen 
bezieht ſich nicht auf Verfaffungsreformen; fondern auf die Acte ver einfachen Gefeßgebung: es 
beſteht im Recht der Staatöbürger, binnen einer beflimmten Friſt — in Baſellandſchaft binnen 
44 Tagen — die vom Großen Rathe oder Landrathe gemachten Geſetzesvorſchläge entweder ſtill⸗ 
ſchweigend annehmen oder ausdrücklich verwerfen zu dürfen. Die nicht Abſtimmenden werben 
hiernach als zuſtimmend betrachtet. Zu Ausübung bed Veto waren in Bafellanpfihaft bis 1858 
zwei Drittheile ver Stimmen erfoderlich, während jegt die abfolute Mehrheit hinreicht. 

Das Veto ift mithin ein zwar fehr demokratiſches, aber auch ein conſervatives Inflitut; es 
kann damit nichts Beſtehendes geändert oder Neue geſchaffen, fondern nur bie den Volkswillen 
widerſprechende Neuerung verhindert werben. Der in ber Schweiz oft wiederkehrende Streit 
über die Vorzüge ober Nachtheile des Veto Täßt ſich — wie alle Streitfragen ähnlicher Art — 
ſtets nur mit befonderer Beziehung auf die jeweilige Bildungsſtufe dieſes oder jenes Beftimmten 
Volks Idfen. If noch die Mehrheit allzu roh, um den Werth ver höhern geifligen Bildung auch 
‚nur ſchätzen zu Eönnen; iſt fie darum noch dem Einfluffe einer Partei Hingegeben, der vielleicht 
in ihrem eigenfüchtigen Interefle gerade an Erhaltung des kirchlichen und politiſchen Aberglau⸗ 
bens im Volke gelegen fein kann: fo iſt diefes auch ſtets geneigt, alle zur Foͤrderung der geifti: 
‚gen Eultur ihm zugemutheten Anftrengungen und Opfer von der Hand zu weifen. Bei folder 
Sachlage mag ed wuͤnſchenswerth fein, Daß durch eine an die Spige des Staats geftellte einfich- 
tige Minderheit das Neue und Foͤrderliche dem Volke octroyirt werben koͤnne, falls nur wirklich 
dieſe Minderheit einfichtig genug iſt, um nicht die Regierten mit unzeitigen Neuerungen zu 
überſchütten und dadurch zu einer um fo heftigern Reaction zu rufen. Iſt dagegen bereits in libe⸗ 
zaler Weiſe für die geiftigen und fittlihen Bedürfniſſe geforgt — und dies gilt von allen Gan- 
‚tonen mit Ausnahme einiger wenigen, wo aber das Volt ohnehin fon die geſetzgebende Ge⸗ 
walt in Händen hat — fo fann die Einführung des Veto kaum noch Nachtheile, fonvern nur 
Bortheile haben. Dabei mag man übrigen einräumen, daß dieſe Einführung nirgends ſehr 
dringlich ift, folange ſich nicht die in weitem Kreife dringlich geäußerte Foderung de3 Veto als 
ein beutliches Zeichen der Unzufriedenheit des Volks mit der biöherigen Geſetzgebung erkennen 
läßt. Wenn die Gegner des Beto auf die Öftere Agitation hinweiſen, bie mit defien Ausübung 
verbunden fet, fo. ift doch diefe Agitation fehr unfchulbiger Art. Bet weitem bedenklicher iſt es, 
wenn der Dünkel geſetzgeberiſcher Weidheit das Volk allzu fehr mit Neuerungen heimſucht, die 
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berhaudi nichto, ober die bei dem gerade vorhandenen Bildungéſtande noch nichte taugen; 
wern eben dadurch die Unzufriedenheiẽ In Wolke folange angeſammelt wich, bis fe vieleicht 


:gewaltfau bie Schranken aller Geſetzgebung durchbricht. Das Veto ift ein Mittel zur Ver⸗ 


hütung von Revolutiosen ; und wenn nicht jedes, fo wird doch manches Übel dadurch verhiutst. 
Wol hatte dad dem Molke des Kantons Luzern zuſtehende Veto die verderbliche Berufung der 
Jeſuiten nicht verhindert; aber aud ohne dieſes Volkstecht wäre ja ver von ber Mehrheit des 
dortigen Großraths gefaßte verhängnigonlle Beſchluß maßgebend geworben. Jedenfalls ift feine 
Gefahr in dem Verzuge, wenn irgendein au fi ganz loͤblichet Geſetzesvorſchlag nicht Tofott 
bindende Kraft erhält; und in der Schweiz hat ſich bereits erfahrungsmäßig gezeigt, daß ſolche 
anfangs zurücgemwiefene Vorſchlãäge doc fehr bald die Zuſimmung des Volks erhielten, fobato 
irgendeine tadeluswerthe Nebenbeftimmung befeitigt war, und ſobald man fid vie pflichtſchul⸗ 
dige Mühe gegeben hatte, dem neuen Gefege durch gehörige Orientirung der Öffentlichen Mel= 
nung jenen Boden zu bereiten, worin es allein Wurzel ſchlagen und zu lebenskraͤftigem Wacha⸗ 
thume gelangen fonnte. Sehr groß bleibt dagegen vie Gefahr, daß auch geſetzgebende Verſamm⸗ 
kungen — wo ohnehin Die jeweilige Mehrheit von fo manchen Zufklligkeiten, vom einfeltigen 
Einfluffe beſouderer Perſoͤnlichkeiten oder Eoterien u. vergl. abhängig iſt — durch den Kitzel ver 
Vielregiererei und den doctrinären Schwindel abftracter. Geſetzgeberei ergriffen werben. In der 
That ift ed alfo in einer Demokratie nur ein fehr einfaches und natürliches Recht des ald ſou⸗ 
verän erflärten Volks, daß ed — falld es mit dem gerade Beſtehenden zufrieden iſt — Die ihm 
angefonnenen Neuerungen überhaupt ober vorerſt von der Sand zn weiſen befugt fe. Au 
in Bafellanpfhaft, wie in andern Gantonen, hat fid) das Veto bewährt und erfcheint dem Volke 
fo ſehr als ein ihm gebũhrendes natürliches Recht, daß bei einer Bolköverfammlung zu Siſſach 
im Jahre 1854 fogar noch ein eingemöffifches Veto in Anregung kam, damit ven allfälligen 
volksfeindlichen Beihlüffen der Bundesbehoͤrden ein Riegel vorgefchoben werde. Died wäre num 
freili eine Ausdehnung des Vetorechts über feine natürliden Grenzen hinaus, weil die Auf- 
gabe der eidgenoͤſſiſchen Gefepgebung eine durch die Gonveränetät der Einzelcantone genau be⸗ 
ſchränkte ift, bei deren Erfüllung es ſich weſentlich um die Beziehungen der Cantone unter fi, 
fowie der geſammten Eidgenoſſenſchaft zu den Staaten des Auslandes handelt. Es handelt ji 
alfo gerade um ſolche Dinge, die überall das Volt von feinem cantonalen Standpunkte aus in 
ihrem Zufammenbang zu überblicken am wenigften geeignet ift, und das ihm eingeräumte eib= 
genoͤſſiſche Veto würde alſo nur bie Ihätigkeit der Bundesbehoͤrden lähmen und bis zur heil⸗ 
loſen Ohnmacht abihwächen. 

Es war natürlih, daß der junge Freiſtaat in den erſten Jahren feiner politifgen Selbſtän⸗ 
digkeit noch manchen unfihern Schritt auf den ihm neueröffneten Bahnen that. Inbefien war 
aud hier wie überall die Freiheit felbft die befte Schule für den vernünftigen Gebraud der 
Freiheit, und jene anfangs noch ziemlich häufigen Auflehnungen von Einzelnen over Gemein⸗ 
den gegen bie felbftgefchaffene Staatsordnung find in dem legten Jahren völlig oder beinahe vol⸗ 
lig verſchwunden. Bol läßt ſich noch bier und da, wie etwa in der forglofen Behandlung ver 
Strafgefangenen, eine gewiſſe Naivetät des politiſchen Gebahrens bemerken: ein fehr geringes 
Übel gegen den laͤhmenden Drud des nad) pünktlich vorgeſchriebenen Formen maßregelnden Po⸗ 
lizeiſtaats. In die Finanzverwaltung, die ein jährlies Einfommen und Ausgaben zwiſchen 
4—500,000 &t. nachweiſt, iſt größere Ordnung gebracht worden. Das Milizwefen hatte bei 
der kriegstüchtigen Bevoͤllerung der Landſchaft fon vor längerer Zeit eine beachtenswerthe 
Ausbildung erhalten. Bor allem aber iſt gu loben, daß die Landſchaft die frühere VBernadhläf 
figung der Volksbildung unter der Herrſchaft der Stadt deutlich genug erkannte und tief genug 
empfand, um zur moͤglichſten Nachholung des Verfäumten verhältnifmäßig große und erfolg- 
reiche Anftengungen zu machen. Unter der Leitung tüchtiger Vorſteher hat hier das Volks— 
ſchulweſen befonders große Fortſchritte gemacht, und in rühmlichem Wetteifer Haben bazu ver 
Staat wie die Gemeinden hülfreihe Hand geboten. Schon feit 1835 wurden in faft allen Ge- 
meinden, mit jehr wenigen Ausnahmen, eigene Schulfonds gegründet und wieder in ben Iegten 
Jahren beträchtlich vergrößert. Unmittelbar nach ver Trennung wat ben teformirten Kirchen⸗ 
gemeinden das Recht der freien periodiſchen Wahl ihrer Geiftlichen eingeräumt worden. Aber 
auch die katholiſchen Gemeinden des Birſeck haben feltvem wiederholt, namentlich wieder im 
Jahre 1852, vom Biſchofe von Bafel die Einräumung des gleichen Rechts ſowie die Verlegung 
der ausſchließlich katholiſchen Feiertage auf die nächften Sonntage verlangt. 

In der Stellung zur Eidgenoſſenſchaft Hat die Trennung des Cantons Bafel im zwei ſelbſt⸗ 
fländige Hälften, feit der Bunbröverfaffung von 1848, Feine weitere Folge mehr, als daß jeher 
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her heiden Halbeantone ein Mitglied in den Ständeroth wäßft, während jeder ganze, wenn auch 
tod To fleine Canton deren ziwei zu ernennen. hat. Es war nur die natürliche Gonjequenz Der 
Vefchlehte dieſer Trennung, daß ſich Baſellandſchaft entſchieden zu ven fogenannten vegenerirten 
Gantonen und Hiernad) zu der Mehrheit auf der frühern Tagfagung hielt. Zur Zeit der Kreis 
ſcharenzüge und ver Agitation gegen die Berufung der Jefuiten, fowie 1847, als es jid) um vie 
Auflöfung des Sonderbundes handelte, fehen wir e8 daher flet8 in vorberfter Reihe. Baſelſtadt 
Dagegen hatte fi grollenn zurücgezogen, befand fi in fleter Oppoſition und beſchränkte noch 
4847 feine bunbeöpflichtigen Leiftungen auf das moͤglichſt knappe Mai. Seit ver Bundesre— 
form von 1848 hat ſich aber auch Bafelftadt mit den neuen Zuftänden nicht blos ausgejöhnt, 
ſondern in vollem Maße befreundet. Und ald 1856/57 der neuenburger Gonflict die Schweiz 
mit Krieg bedrohte, da fahen wir in beiden Halbeantonen die gleiche Hingebung und Opferwil 
Tigfeit für die Rettung des Vaterlandes. Aber au in der Ausbildung ihres Verfaſſungsweſens 
und aller innern Rechtszuſtände hatten die beiven getrennten Landestheile während einer Reihe 
won Jahren fi einander fo fehr genähert, daß ſchon öfters, nachdem auf beiden Seiten die Wun— 
den, die man ſich geſchlagen, völlig vernarbt find, der Gedanke an ihre mögliche Wieververeini- 
gung erwachen mußte. Übrigens kann man nicht beflagen, daß die Trennung überhaupt erfolgt 
ift, da die Bevölferung beider Halbcantone bei weitem mehr gewonnen hat, ald wenn ihre Ver— 
einigung gewaltfam wäre aufrechtgehalten worden, da fie unter Anderm, während ihrer viel 
leicht nur temporären Scheidung, fogar die Ausſicht auf eine fpätere feftere und innigere Ver— 
einigung gewonnen bat. Bedauern mag mar nur, daß diefe Trennung unter Blutvergießen 
und auf gewaltfame Weiſe verhinvert werben ſollte. Denn ftets ift die Gewährung der Breiheit 
zugleich die höchſte Stantöflugheit. Sie ift es aud) dann, wenn es darum gilt, zwiſchen biäher 
vereinigten Bewölferungen, die fih in unverföhnlic ſcheinendem Haffe entgegentreten, alte 
Bande zu löfen, oder zwiſchen bisher getrennten Bevölferungen in freier Wahlverwandtſchaft 
neue Bande zu Enüpfen. r DW. Schulz-Bodmer. 
Bafeler Concilium, f. Eoncilien. : 
Baſeler Friede, Der Friede, welchen 1795 am 5. April der preußiſche Minifter v. Har⸗ 
denberg mit dem franzöfifchen Bürger Barthelemy, Botfhafter der Republik bei ver ſchweizeri⸗ 
Ten Eid genoſſenſchaft in Bafel, ſchloß, ift ein für das Schidfal Europas und ver Welt fo be⸗ 
deutungsvolles Ereignißgemwefen, daß er, außer der unter dem Art. Friedensſchlüͤſſe ber neuern 
Zeit zu liefernden allgemeinen Überſicht folder Tractate, noch eine gefonverte Betrachtung bil 
üg in Anfprud nimmt. Preußen, weldes in den Billniger Gonferenzen (Auguft 1791) die 
Tautefte Stimme gegen dad revolutionäre Frankreich geführt, welches durch das Manifeft feines 
Oberfeloheren, des Herzogs von Braunſchweig, die unverföhnlichfte Gefinnung gegen vaflelbe 
vor Europa audgerufen hatte, fand ſich durch den feinen Erwartungen fehr wenig entſprechen⸗ 
den Gang des Krieged wider die begeifterten Neufranken und durch die tagtäglich ſchwerer wer= 
dende Buͤrde deffelben vermocht, von der großen Koalition wider jenes Frankreich abzutreten 
und burch einen Separatfrieven für feine eigenen Intereffen zu forgen. Es trat demnach feine 
überrheinifchen, bereits in franzoͤſiſche Waffengewalt gefallenen Befigungen an die fiegreihe 
Republik vorbehaltlich einer im Fünftigen Neihöfrieven darüber zu treffenden nähern Über- 
einkunft (wodurch auf Entfhädigung hingebeutet ward) ab, fagte fich felbft in ver Eigenſchaft 
als veutfcher Reichsſtand von dem Kriegsbunde, welchem dad Deutfche Neid) ſich angeſchloſſen, 
108, und nahm durd) Ziehung einer „Demarcationslinie” zwiſchen Norb- und Süddeutſchland 
alle Stände de erften, die ſich glei ihm vom Bunde losſagen würden, In feinen mächtigen 
Schutz. Durch diefen Friedensſchluß wurde das Verderben der jetzt zerriſſenen erften Eoalition 
wider Frankreich entfhieden und der Triumph des letzten geflhert. Denn möglich zwar, doch 
fehr ungemiß, ja kaum wahrſcheinlich ift, daß die Republik, wenn fie neben ihren übrigen Fein⸗ 
den noch die Geſammtmacht Preußens und des noch nicht durch die Demarcationslinie zerriffenen 
Deutſchland fortvauernd Hätte befämpfen müffen, ihre Überlegengeit behauptet hätte. Alsdann 
wäre vielleicht wenigftens ein leidlicher Friede zu Stande gebracht unb dadurch etiwa dad Princip 
der Revolution vorerft in Frankreich befeftigt worden; der übrige Welttheil aber märe von ven 
ſchrecklichſten Leiden, welche jegt die übermüthige Republik und, nad deren Unterdrückung, 
ber eiferne Arm Napoleon’s, dieſes unerfättlihen Gewaltherrſchers, über ihn brachte, befreit ge= 
blieben; ober auch e8 Hätte vie Reſtauration zwanzig Jahre früher flattgefunden, und den Groß— 
mächtigen des Welttheild wäre um ebenfo viel früher vergännt geweſen, die Angelegenheiten 
deffelben nach ihren wahren ober vermeinten Gefammtintereffen zu ordnen. Wir wollen damit 
Staatss Lexikon. IL 25 


Br Bahiltken Baſfermann 


nlcqht eben fagen, daß dieſes ein Oh wurde geweſen fein; vielmehr anerkennen wir bie aus Dem 
durth Preußens Abfall verlängerten Kampf und aus den mannichfaltigen dadurch bewirkten 
Umwälzungen hervorgegangene Verbreitung und Kräftigung politiſcher und Rechts⸗Ideen unter 
den Völkern Europas, auch mande hoffnungsreiche oder wenigſtens den Keim eines möglichen 
beſſern Zuftandes in fich ſchließende Geſtaltung für ein die überftandenen Leiden noch überwie- 
gendes Gut; wie denn die Vorfehung ober die Natur gar oft aus dem Übeln das Gute hervor⸗ 
ſprießen läßt. Allein ſolche Vorausſicht oder Ahnung lag nit im Sinne des preußifchen Frie⸗ 
densſchluſſes. Das beftimmende Motiv dazu war nicht das alfgenteine, fondern das, freilich 
kurzſichtig aufgefaßte, ſelbſtiſche Interefle, welchem man (nach der in der Politik allerdings prak⸗ 
tiſch vorherrſchenden Marime) das erftere aufopfern zu dürfen glaubte, wenn auch im Wider: 
fprud mit der freimillig eingegangenen Bundespflicht gegen die Allitxten und der aus ber 
Reichsſtandſchaft fließenden gegen das Deutſche Reich. Doch die Sünde, die Preußen damals be= 
ging, hat es zwölf Jahre fpäter Bart gebüßt durch die Schlacht bei Jena und den demüthigen 
Frieden von Tilfit; und wenn es im Bafeler Frieden durch Überlaffung feiner überrheiniſchen 
Provinzen an Frankreich ven Grund zur Ausdehnung der Republik an die Rheingrenze legte, 
fo hat e8 im Befreiungskriege glorreich mitgewirkt zur Wiebereroberung der früher preiögege- 
benen deutſchen Erde. Liber das Vergangene alfo wollen wir nicht rechten mit ihm. Auch über 
die Gegenwart nit. Wir richten den Bli in vie Zukunft, und da ift Preußen in der Lage, 
uns, wenn es will, reihen Erfag für alles Erduldete zu geben. Die Augen der Nation find auf 
daſſelbe gerichtet. Möge die Geſchichte einft von ihm zu erzählen haben, bie gerechten Foderun⸗ 

en Deutſchlands und Europas fowie vie Interefien feines eigenen Ruhmes feien von ihm ver= 
Aanten unb befriebigt worden. Rotteck. 
Bagfiliken, ſ. Corpus Juris civills. 

Basken, f. Spanien. 

Baſſermann (Brievrid Daniel). Der Name B. iſt mit unferm öffentlichen Leben in den 
legten Jahrzehnden untrennbar verfiochten. Bon ben friedlichen Bewegungen ber vierziger 
Jahre an bis zu den Vorboten der Erjütterung, der die alte Politik unterlag, von jenem 
denfwürbigen Antrag des Februar 1848 an, ber feinen Namen trägt und in die ſchon hochgeſpann⸗ 
ten Stimmungen recht eigentlich als das Loſungswort der Zeit hereinfiel, bi8 zu ven Berfamm= 
lungen von Frankfurt, Gotha, Erfurt, hat B. an allen bebeutenden Vorgängen einen regen 
und unmittelbaren Antheil gehabt. Den Wechſel der Volksgunſt, wie er in ſtürmiſch beivegten 
Zeiten eintritt, haben wenig Männer in fo reichem Maße erfahren wie er; in ven Tagen vom 
Februar 1848 mochte kaum ein Name populärer fein als der feine, und faum ein Jahr nachher 
iſt von der demokratiſchen Maſſe und ihren Führern faum ein Mann bitterer gehaßt worben 
al8 B. Sein Leben felbft war diefem jähen Wechfel von Gunft und Ungunft in wirklich tra⸗ 
giſcher Weije unterworfen. Ein einfacher Bürger, der fi zum großen Theil auf autodidakti⸗ 
ſchem Wege gebildet, erlangt er im Bffentlihen Leben zunächſt der Heimat eine Stellung, der 
ſelbſt Billige Gegner ihre Anerkennung nicht verfagen können; er gibt dann das Lofungsmwort 
zu einer mädtigen Bewegung, an bie ſich eine zeitlang alle nationalen Hoffnungen fnüpfen ; er 
figt Im Rathe der Nation als einer der Thätigften und Berebteften; er nimmt felber Theil an 
der Leitung der vaterlänpifchen Angelegenheiten und e& werben Geſchäfte von großer Verantwort⸗ 

lichkeit in feine Hand gelegt. Da tritt die Wendung ein, die, tie fie alle die nationalen Ideale, 

an beren Erfüllung er feine Exiſtenz gefegt, raſch zu Boden getreten hat, auch für fein perfän= 
liches Schidfal entſcheidend geworben ift; die zart organifirte Natur des Mannes vermochte 
nur folange auszudauern, als die patriotifchen Hoffnungen feined Lebens nod nicht geknickt 
waren. Mit dem öffentlichen Leid wächſt auch fein individuelles; nad Jahren peinlihen Rin= 
gens mit einen Franken Körper und tiefer Schwermuth des Geiftes verfällt er einer Kataftrophe, 
die unter allen, die einem öffentlichen Charakter wiverfahren innen, eine der traurigften iſt. 
Die Bewegung bed Jahres 1848 hat manchen glänzenden Ruf verbraut und mande noch 
rüftige Kraft vor der Zeit aufgezehrt; ja einzelne Perfönlickeiten find Ihr augenſcheinlich als 
Opfer gefallen. Daß unter viefen Iegtern B. eineß der namhafteſten geweſen iſt, werben auch 
Gegner und Beinde zugeftehen müflen. 

B. war am 24. Gebr. 4811 in Manheim geboren, wo feine Ältern nod leben. Die Familie 
gehört zu ben angefehenften des dortigen Raufmannäftanbes; ein fehr refpectabler und ges 
ſchaͤftstuͤchtiger Vater und eine an Geiſt und Charakter energifihe Mutter bilden das ehrwürdige 
Alternpaar, den in einem langen mit Glücksgütern aller Art reich gefegneten Leben nur Ein 
unauslöfhliher Schmerz bereitet worben ift — der tragifche Ausgang des Sohnes, der bie 


Baffermani 


Dreude und der Stolz des Hauſes geweſen war. Friebrich Daniel, der ätteſte unter den Gägnen, 
ward urſprůnglich zu einem wiſfenjchaftlichen Berufe beſtimmt, und erhielt darum ſeine erſte 
Bildung auf der Gelehrteuſchule / feiner Vaterſtadt. Aber der zarten, kränkelnden ce 
web Knaben ſchien bie künftige Lebensweife des Gelehrten nicht zuträglich (eine Anſicht, die durch 
zen fpätern Bertauf jeined Lebens eine unfireitige Rechafertigung erlangt hat); er jollte Kaufe 
mann werden. Anfangs in der Heimat, dann in Frankreich machte er nun feine kaufmaͤnniſchen 
Lehrjabre durch. Auch jetzt freilich zog es ihn mit unwiderſtehlichem Reiz zu ven Büchern und 
©tubien zurück. Gr trieb eifrig Mathematik, Raturwiſſenſchaften und Geſchichte. Sein Lieb⸗ 
Eingögevante: btieb es, eine Hochſchule zu beſuchen, und bie Altern willfahrten einem Wunſche, 
ber fih damals in faufmännifchen Kreifen viel feltener und ungewöhnlicder ausnahın, als er. 
heutzutage erſcheinen würde. Im Spätjahr 1829 bezog er bie Univerjität Heidelberg und trieb 
dort Bis in den Sommer 1831 naturwiffenſchaftliche und hiſtorijche Studien. Namentlich 
Schloffer zählte ihn zu feinen eifrigen Zußörern. Aber er blich dem bürgerlichen Berufe bes 
Pant. Rod, eine kurze Zeit widmete er feiner praktischen Ausbildang in einem Drogueries 
* machte größere Keiſen, befuchte Trieſt und London und gründete ſich dann 1834 in 
Vaterſtadt einen eigenen haãuslichen Herd. Die Tochter eines hochgeachteten Geiſtlichen 
* Manheim, der mitten in ver Kraft feiner Jahre von einem frühen Tod den Seinen entriffen 
worben, ward feine Gattin; bad anmuthige und mit Borzügen des Geiſtes und Herzens reich 
außgeftattete Mädchen war frühe der Gegenſtand feiner Neigung geivefen. 

Zunãchſt warb mun der Heine Kreis ſeiner Vaterſtadt ihm eine Vorſchule für das öffentliche: 
Leben. Seit 1837. gehörte er einer ver gewählten Gorporationen an , denen die Leitung und 
Controle des Gemeinweſens zuſtand, und machte ſich ſehr bald port bemerklich. Eine Grſcheinung 
wie die feine war damals in bürgerlichen Kreiſen noch eine ziemlich feltene. Dieſe feinere Form 
der Bildung, bie doch nichts Pedantiſches und Schulgelehrtes an ſich trug, vereinigt mit einer 
angeborenen Leicheigkeit und Anmuth der Rede, die durch Studium und Sorgfalt früh gepflegt 
war, mußte auch in einem kleinen oͤffentlichen Leben anziehen und gewinnen, zumal wenn ein 
reger Gemeinfinn und eine große jugendliche Friſche feinem Auftreten Schwung und Nachdruck 
gab. Das politiſche Debut des noch nicht dreißigjährigen Mannes durfte glänzend genannt 
werben; allein ed war nicht nur durch ven Glanz des Neuen und Ungewöhnlichen bemerkens⸗ 
werth, die folide und ernfte Art in B.'s ganzem Wefen machte fig auch damals fon geltend 
und führte ihn auf praktiſche Birke. Manche gemeinnügige Anftalt, Die noch jegt zur Zierde und 
zum Nugen ber Stadt gereicht, iſt in jenen Jahren vorbereitet oder ſchon vollendet worben, an. 
deren reger, unnerbroffener Foͤrderung B. ein guter Theil gebührte. 

Indeſſen geftalteten fich die politifchen Dinge in Baden fo, daß ihm bald ein größerer Spiel⸗ 
raum öffentlicher Thätigfeit erſchloſſen werben follte. Das ſtändiſche Lehen empfand wie überall 
in Deutfhland fo auch in Baden noch die Nachwirkungen ver Reaction der dreißiger Jahre; 
taum daß bie hanuoverifche KRataftrophe von. 1837 etwas frifche Bewegung in die Stände⸗ 
serfaommlungen hineingetragen hatte. Der Landtag von 1841 machte diefem politifchen Still: 
leben ein Ende; er begann mit den bekannten Urlaubsverweigerungen, bie, wie Blitteräporf 
nachher an Münd:Bellinghaufen erläutern fihrteb, unternoumen wurden, um einmal ‚dad‘ 
Anſehen ver Regierung gegen den Staatsdienerſtand im Allgemeinen aufrecht zu erhalten, dann 
aber and um ben fich flet8 erneuernven Einfirenungen äber Schwäche und Gefinnungstofigfeit 
ber Regierung zu begegnen”. Der Widerſtaud, den das Vorgehen in ver Kammer der Ab⸗ 
georbneten weckte, war freilich viel lebhafter und tiefgehender, ald die Regierung erwartet hatte; 
ter Streit wurde der Ausgangspunkt einer politiſchen Bewegung, deren Einfluß weit über den 
Raum der badischen Berhältniffe hinausging. Gleich anfangs mußte e8 das Minifterium er= 
leben (und es war dies feines ber unwichtigſten Symptome der Lage), daß einige bürgerliche 
Abgeordnete, bie conſervativ, aber unabhängig waren, ver Regierung ihre Unterftäigung aufe 
kündigten, und weil fie weder dem Minifterium auf jeiner neuen Bahn folgen, noch in die Rel- 
ben der Oppofition treten mollten, lieber auf ihren Sig in der Kammer verzichtete. Einer 
diefer Audtretenden war Lauer, Abgeoroneter für Manheim. Der Wahlkdrper billigte die 
Bemeggründe diefed Verhaltens, ehrte aber ven Ausgetretenen durch eine einmüthige Wieder- 

. wahl. Wie er dann feine Ablehnung wiederholte, ward am 30. Juni 4841 Friedrich B. zu 
feinem. Nachfolger gewähkt. 

Sein erfled Auftreten konnte ald bezeichnend gelten für feine fpätere Stellung. Es hanbelte- 
fi um die Mittel, welche die. außerordentliche Kriegsrüſtung des Jahres 1840 gefobert hatte. 
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B. billigte die Ruͤſtungen, fon well durch fir der Rationalſinn und das Gefühl ver Stärke in 
Deutſchland gehoben worden ſei; ex äußerte nur fein Befremden, daß He fo fpät vorgenommen 
worben feien. Der Bund mülle ſich an den Gedanken eines Krieges mehr gewöhnen und fon 
rüften, wenn die Gefahr beginne. Die Erwiderung des Freiherrn v. Blittersdorf war nit 
minder bezeichnend; fie war In dem cavaliermäßigen und wegwerfenden Ton gehalten, ber damals 
Taltik gegen die Ständeverfammlungen warb und ben man befonder& gern gegen neue Depu⸗ 
tirte anfchlug. Der Brüste Empfang reizte B. freilich nur zu fhärferm Widerſpruch. Als wenige 
Tage fpäter der Urlauböftreit zur neuen Verhandlung kam, , trat er mit einer Lebhaftigkeit und 
Leidenſchaft in die Debatte ein, wie man fie damals im Ständehaus zu Karlsruhe noch nit 
gewohnt war. Es war dort der alte Ton loyalen, gegenfeitigen Vertrauens, ver In ber beſſern 
Zeit der dreißiger Jahre vorgeherrſcht, noch wit ganz.verfiungen; draußen im Volk vegten ſich 
aber ſchon gereiztere Stimmungen, denen B. hier zum erften male einen ſcharfen Ausdruck gab. 
Er warf der Regierung vor, fie verfolge ein Syſtem ber Demoralifation. „Man will feine 
Männer, fondern Werkzeuge, die man zerbrechen kann. Sie muntert auf zum Serviliamus; 
in ber Kammer fo gus wie draußen im Volke. Und doch ift die Regierung um des Volkes 
willen, nicht das Volk um der Regierung willen da. Eine Regierung, bie eine Kammer fo wie 
Be aus ven Wahlen hervorgeht, nicht annimmt, befennt damit, daß fle Die Kritik einer unfiltries 
ten Kammer nicht ertragen kann. Hätten die Minifter conflitutionell Handeln wollen, fo hätten 
fle entweder durch Zurücknahme des Unrechts den Dank des Landes verdient, ober fie hätten bie 
Sammer aufgelöft, ober fie wären abgetreten, worüber ich mich nicht beſonders gegrämt Haben 
würde.” Die Minifter erklärten, biefer Ton fei neu in.der Kammer, und er war es aud) ohne 
Zweifel; allein aud die Verhältnifle, wie fle ver Urlaubsſtreit zu fchaffen anfing, waren neu 
und ungewöhnlih. Darum mar in der ermüdenden Debatte jener Tage das Auftreten B.’8 das 
eigentliche Ereigniß des Tages. Die Einen misbilligten ebenjo laut ven flärmifchen Angriff 
bed jüngften Abgeorbneten, wie die Andern das ſcharfe und unverblümte Ausſprechen Deſſen, 
maß viele Tauſende dachten, bewunberten und lobten, Er hatte fi mit Ginem Schritt ven Ruf 
eines Heißſporns erworben, den man hier mit Sorge, dort mit Hoffnung zu betrachten anfing. 
Und auf feine Fünftige Stellung haben diefe parlamentarifhen Anfänge unleugbar einen ge= 
wiflen Einfluß geübt. Wol daͤmpfte er ehvas die Lebhaftigkeit feines Auspruds, allein der 
ſcharfe Ton des Angreifer, bie unverblümte, nit felten herbe Weife, womit er die Dinge beim 
rechten Namen nannte, auch eine gewiſſe Unbefünmertheit gegen die Autoritäten der Verwal⸗ 
tung die man bort oft irrig als Geldſtolz veutete, das Alles ift ihm geblieben, folange er in 
den Reihen der badiſchen Oppofition faß. „Man fprit jegt ſoviel“, erwiderte er damals 
einem Minifter, „vom deutſchen Nationalcharakter; ich habe in demfelben Feine fhönere Seite 
gefunden als die Sitte, feine Meinung ohne Rüdhalt auszuſprechen. Daher fagt man auf, 
wenn Jemand offen revet: er fpricht deutſch. Dies thue ich auch. Ich ſpreche deutfh.”  * 
Der Landtag von 1841 neigte feinem Ende zu und die Regierung war in dem Urlaubs: 
ſtreit Sieger geblieben. Sie machte das Recht, das fle anſprach, factiſch geltend: für die audger 
ſchloſſenen Abgeordneten wurden neue gewählt, und es gelang ihr, bie Anerkennung diefer Er⸗ 
fagwahlen in der Kammer durchzuſetzen. Da, im legten Moment, im Februar 1842, warb 
das von feinem verantwortlichen Minifter unterzeichnete Manifeft, dad ver vertagten Kammer 
im Auguſt 1841 nachgeſendet worden war, in die Verhandlung hereingezogen, und in ber näms 
lichen Berfammlung, die wenige Augenblide vorher die Ausſchließung der nicht beurlaubten 
Deputirten gutgebeißen hatte, fand ſich jet eine Eleine Majorität, die jenes Manifeft für ver- 
faffungswidrig erflärte. Den Tag nachher ward die Kammer aufgelöft. Die neuen Wahlen, 
mit einem Aufwand ungewohnter Mittel und einer leidenſchaftlichen Agitation durchgeführt, 
vie man fo niemals früher in Baben gefannt, führten die liberale Oppofition etwas verftärkt in 
die Rammer zurüd; aud B. war unter den Wiedererwählten. Es ward einer der bewegteſten 
Landtage, die Baden erlebt hat; alle die Erbitterung, vie draußen durch den Wahlkampf und 
feine Mittel erregt worden war, trug ſich in ben Ständefaal hinein. Unter ven rührigften 
und unermübetften Borkämpfern in ven Reihen der Oppofition fland wieder der junge Abge⸗ 
orbnete von Manheim. Aber er befhränkte fi doch nit auf den Ruhm, nur einer ihrer 
ſchlagfertigſten Heißfporne zu fein. Er verfuchte ſich In ven erſten Budgetarbeiten, er trat mit 
eigenen Anträgen zur Reform des Steuerwefend und zur Einführung ver Gapitalienfteuer 
hervor, er fanı mit Vorliebe auf die dentſche Frage zurück, um bie ſich feine erfte wie feine legte 
Thätigfeit in diefer Ständeverfammlung bewegt hat. Er wies mit Befriedigung auf das Wachs 
fen des deutſchen Geiſtes Hin, wie er fich feit 1840 alfenthalben Eundgebe un» für die Zufunft 
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die beſten Früchte hoffen Iaffe. Aber er verlarigte au, daß man biefen Geiſt zu würdigen vers 
Rebe. Er ſprach den Wunſch aus, daß die Regierung fidy beim Bundestage um eine Amneflie 
für die Fluͤchtlinge und Verfolgten ber dreißiger Jahre bemühen möge, und ſchloß ſich mit Nach⸗ 
druck den von Welder zur Sprache gebrachten Foderungen einer nationalen Reform an. Er 
ſcheint ea nicht einmal ohne Hoffnung einigen Erfolges getan zu haben. „Wol weiß ich”, fagte 
ec damals, „daß das Wort Bunbestag feit einer langen Zeit mit wenig Freude und Hoffnung 
genannt wird; es ift aber eine beffere Zeit angebrochen, und ich folfte denken, der Deutfche Bund 
würde ſich nur ſelbſi zu Nugen Handeln, wenn er einginge auf bie allgemeinen dringenden 
Wünſche und Hoffnungen.” 

Bernehmlicher noch ſprach die gleiche Richtung aus einen Antrage hervor, dem er in der näch⸗ 
fen Seffion bei Berathung des Zollvereinstarifs vorbrachte. Er erhob ſich namentlich gegen 
die Einftimmigfeit, die zu allen Befchlüffen erfodert ward. „Die Einſtimmigkeit“, fügte er, „ift 
vie Feindin der Einheit. Dies hat ſich noch überall bewährt; Polen und vie Tagſatzungen 
der Schweiz beftätigen es. Wer etwas Großes erreichen will, muß es über fi gewinnen fön= 
nen, im Intereffe ver Geſammtheit einen Theil feiner Selbftändigkeit zu opfern. Ich wünſchte, 
wir wären in biefem Balle nicht blos für die Zollfäge, fondern noch für ganz andere deutſche 
Angelegenheiten; ich würde für ein allgemeines deutſches Geſetzbuch, für ein allgemeines deut⸗ 
ſches Strafverfahren gern einen Theil unferer badiſchen beſondern Gefeggebungsgemalt ſchwin⸗ 
den jehen, gern die 65 Abgeordneten der badiſchen Kammer in drei Abgeordnete zufammenz 
ſchmelzen laffen, die dann in einem großen deutſchen Parlament ſäßen. Wenn man fi dazu 
nicht erheben kann, dann muß man auch von der jegt zur Mode geworvenen Einheit Deutfchlands 
ſchweigen.“ 

Dieſe pojitive Richtung trat immer beſtimmter in feinem Öffentlichen Wirken hervor. Rührig 
und unermübet fuhr er zwar fort, die Aufgabe des Oppoſitionsmannes zu erfüllen; aber fie 
genügte ihm nicht. Er befchränkte fi nit auf unfruchtbare Klagen über die ungleiche Ver⸗ 
teilung ber Öffentlihen Laſten, er erneuerte feine Anträge Über Steuerreform; er zog 
die Übergriffe ver Bureaufratie und Polizei nicht nur mit fhonungsfofer Schärfe vor die Offent⸗ 
lichkeit, ex ftellte auch als Mufter das britifche Selfgovermment gegenüber und rühmte gern bie 
Macht und die Achtung, die das Gefeg dort ohne äußere Gewalt durch fich felber finde. Ex ent 
faltete überhaupt eine Vielfeitigkeit in der parlamentarifchen Debatte, wie fie an ſich felten ift 
and doppelt felten bei einem Manne mar, der zunächſt aus dem Kreife bürgerlichen Gewerbes 
hervorgegangen war. Es gab kaum eine wichtige Angelegenheit, an der er nicht ald gewandter, 
gern gehörter Sprecher ſich betheiligt hätte, und e8 waren darunter Neben, wie die über bie be= 
rüchtigte Haber’fche Angelegenheit, die einen bleibenden Werth Haben; in Zoll-, Eifenbahn- und 
Finanzſachen aber entwickelte er ſich zur vollftändigen Specialität, und feine ſchriftlichen Arbeiten 
darüber zeigten ſchon früh jene Reife und Gediegenheit, ver auch die Gegner die Anerkennung 
nicht verfagen.Eonnten. So haben, um nur Eines zu erwähnen, feine Berichte über das Bub 
get des Minifteriums des Innern ein Renommee erlangt, das wohlverdient war. Es war bie 
Frucht raftlofer Arbeit, was in dieſer ſtaͤndiſchen Thaͤtigkeit ihn fo raſch über die Maffe empor= 
Hob. Unermüdlich wandte er feine Muße dazu an, feine Kenntniffe allfeltig zu erweitern, durch 
Lectüre und Umgang ſich zu den: politifhen Mann heranzubilden, ver er für fein Vaterland 
werben wollte. Es hing damit zufammen, daß er fein Materialgefchäft aufgab und eine Buch— 
handlung begründete, die ſich durch eine Reihe bedeutſamer politifcher und wiſſenſchaftlicher Ver⸗ 
öffentlihungen hervorgethan hat. In das neue Gefyäft trat auch Karl Mathy mit ein, mit 
dem ſeitdem B. eng und ungertrennlich verbunden geblieben iſt. Daß zwei jo grundverſchiedene 
Naturen fid fo gut zufammen verftanden, legte für den tüchtigen Stoff Beiver ein gutes 
Zeugniß ab. ; i 

In B.'s Parteiftellung war indeſſen keine Veränderung eingetreten. Die öffentlichen Ver⸗ 
hältniſſe um vie Mitte der vierziger Jahre zeigten in ganz Deutſchland ziemlich vie gleiche Phy⸗ 
fiognomie: im großen Kreife der Nation eine wachſende Bewegung und bei ven Regierungen 
jenes fpröde Ablehnen oder nur halbe Gweähren, dad ver Bewegung mehr zu Hülfe kam, ats 
fie beſchwichtigte. Während draußen im Volke die Elaftieität der Geiſter ſich in Hundert ver= 
ſchiedenen Geftalten kundgab und bereits die engen hemmenden Formen durchbrach, wurben bie 
Mittel des alten Syſtems mit jedem Tage verbraudter und gehäfflger. Auch Wohlmeinenve, 
die in den Zanberkreiß der alten Politik eingefchloffen waren, verflanden die junge Zeit nit 
mehr und trugen ihr Theil bei zu jener Entfremdung zwiſchen Regterten und Regierenden, bie 
früher ober fpäter zu einem gewaltfamen Bruce führen mußte. „Seit langer Zeit”, fagte 
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einmal B. im December 1845, „bevedkt ſich wieder die deutſche Erbe mit friſchen Grün, wãh⸗ 
rend In den Regierungslocalen nur die alten Reſte abgeſtorbener Theorien zu finden find. Es 
wird nicht eher Friede werben und zu einem gedeihlichen Ziele kommen, als bis die Pforten 
biefer Regierungslocale ſich Öffnen, ber neue Frühling eingelaffen wird und die Regierungs⸗ 
männer aus ihren Zimmern herausgeben vor das Forum des Volks, wo fie in ber neuen Fruͤh⸗ 
Unssluft fi wohl befinden werben. y 

Im Laufe des Jahres 1846 erfolgte in Baden, aber zunaͤchſt nur in Baden, ein Schritt deß 
Entgegenkommens, der den langen Hader zu beendigen verhieß. Nach einem flürmifchen aber 
verbitterten Landtag, auf dem die Gemüther zugleich an politifen und religiöfen Streitfragen 
Sich erhigten, ohne einen Weg der Annäherung zu finden, war eine Auflöfung ver Kammer ers 
folgt und neue Wahlen ausgeſchrieben worden. Sie gaben eine eutichienenere Mehrheit im 
Jiberalen Sinne als jemals feit der Reaction der dreißiger Jahre. Im Perſonale ver Regierung 
war durch Bekk's Berufung in ben Staatörath eine Beränverung eingetreten; das mar nicht 
ohne Beveutung , aber e8 hatte doch auch nicht den Sinn eines Syſtemwechſels. Vielmehr klag— 
ten die Gegner der Regierung, Daß die alte Richtung im Grunde fortvauere, wenn au mit 
mehr Vorficht und gleihfam gedeckt duch den Schild populärer Namen wie Nebenius und Bekk. 
So fam der neue Landtag zufammen; die liberale Majorität zwar in den Formen gehaltener 
und minder aufgeregt als vorher, aber doch auch keineswegs befriedigt und minifteriell gewor= 
den, Damals war es, wo 9. die Infinuation zurückwies, als fei ed ihm und feinen Freunden 
lediglich um dad Opponiren zu tfun. „Ich fehne mid danach“, fagte er, „einen Landtag 
mitzumachen, wo wit feinen Stoff mehr haben Beſchwerden vorzubringen; Eehren Sie zurüd 
zu den Grundfägen von 1831 und Sie werden uns Alle zu Freunden haben.” Daß dies fein 
Trnſt war, hat er nicht lange nachher, zum lebhaften Berbruß der Oppoſition quand m&me, 
thatſächlich bewiefen; ber erfte entſcheidende Schritt zu einem Tiberalen Syftem hat aus B. einen 
minifteriellen Deputirten gemacht. Dieſen entſcheidenden Schritt zu thun, dazu hat es einzelnen 
von ben Männern, die im Minifteriun faßen, namentlich Bekk, keineswegs an gutem Willen 
gefehlt; das Hinderniß lag mehr in der noch tonangebenven Bundespoliti und in der Ifolirts 
‚heit eines kleinen Staats, der bei den andern ſchon vorher übel angejehen war und Doppelte Un= 
gunft weckte, wenn er auf feine Hand den Weg liberaler Meformen betrat. Das fühlten au 
die Rebner der Oppofition; Iebhafter ald vorher wandte ſich ihr Angriff nach der Seite hin, 
300 recht eigentlich der Hauptfig der unfruchtbaren Staatöfunft des Widerſtandes war. Als in 

‚ber Sigung vom A, Juli 1846 die Bunveöverhältniffe zur Sprache famen, erhob fih B. mit 
nachdruͤcklicher Unklage gegen ven Bund und Bundestag; weder die Einheit und Nationaliät, 
noch die politifche Freiheit ſah er geſchũtzt, noch die materiellen Intereffen durch den Bund ges 
fördert. In beftimmtern Worten ald früher ſprach er jegt dad Begehren eines deutſchen Par⸗ 
laments au, bad er anderthalb Jahre fpäter am Vorabend einer europäifhen Revolution ers 
neuert hat. „Und wenn ich and)‘, äußerte er, „die Hoffnung nicht hege, daß Diejenigen, in 
deren Hände die Vorfehung dad Geſchick unferd Vaterlandes gelegt, dem deutſchen Volke frei⸗ 
willig diefe politifhe Vereinigung gönnen werben, wenn ich auch fürdten muß, daß eine neue 
Kriſis und neue Schmach nöthig fein wird, um unferm Volke Das zu verfchaffen, mas den 
Kämpfern der Freiheitokriege als Kampfpreis vorgefhwebt, fo mag ed doch hier wiederholt aus⸗ 

geſprochen werben, daß nur ein deutſches Parlament, öffentlid) vor den Bliden der ganzen Na⸗ 
tion berathend, der Brennpunkt deutſcher Sinnedart und die Bürgfchaft der Einheit würde. 
Das wäre die rechte Stüge deutfcher Nationalität, das wäre der Ring, der bie deutſchen Stämme 
zuſammenhielte.“ 

Der Landtag ſchloß mit einem bemerkenswerthen Votum. Bisher war, auch nach den be⸗ 
wegteſten Kämpfen, die Abſtimmung über das geſammte Budget in der Regel faſt einſtimmig 
hejahend ausgefallen; kaum daß Drei oder Vier durch ihr „Nein“ der Regierung die Geſammt⸗ 
mittel zur Verwaltung verweigert hatten, Diesmal — der Fall war in Baden noch nicht vor⸗ 
gekommen — ſtimmte ein volles Drittel der Kammer gegen dad Budget; unter ihnen war auf 
2. Es war der [härffte Ausorud feiner Oppofition; ſchon der nächſte Landtag fand ihn in 
einer weſentlich verſchiedenen Stellung. 

Wir fönnen nicht entſcheiden, pie tief der Cindruck diefed Votums in den leitenden Regionen 
gewefen ift, ganz umbeachtet iſt es aber fihtoeriich geblieben. Es traf mit ver allgemeinen Stim- 
mung zuſammen, welche die regierenden Kreife zu überfommen anfing, ver Ermüpung und 
Koffaungslofigkeit, dad alte Syftem länger fortzufüßten. Haben doch felbft fehr ihroffe Vers 
fechter des Syftems „wis Blittersdorf, damals den Rath gegeben, vorerſt einzulmten That⸗ 
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— ur den lehzten des Zolxres eine Nngeßaltang es bohiſchan Minkftteimutt 
u bie Age nur einen Wedhfelber Verjonen, ſoadern auch ber voluishen Rlhnıug verhi⸗g 
einerſeits in Dielen Worgängm sine Umſtimmung der gouvernementalen Rreife 
fund, * = fie andererfeitö auch auf die Parteien unten eine.nicht zu verkennende Rüdwire 
Kang. Es ſchieden ſich liberale und rahistle Blemente ſchaͤrfer ald Bisher. DB. Hatte zwax pages 
dad Budget votirt, allein fowenig wie bei andern feiner Breunde durfte Died als ein Zeigen 
‚gelten , daß er mit der äußerfien Dppgiition fortzugehen entishloffen fe. Hatte er nad) auf Yen: 
felben Laudtage die Gelegenheit ergriffen, in fehr beſtimmter Weiſe die focialiftiigen Geluß 
urüdzumeifen, die nicht in der Kayımer, aber doch außerhalb derſelben bei einzelnen Ausläufaen 
der radicalen Preffe eine Stüge fanden. Das warb ihm nicht vergeffen; der turbulenten Jugend, 
die ji anfing um Heder und Struve zu ſcharen, war er bereits als, Bourgebis“ mislichig, 
und wie früher aus den Reigen der Bureaufrasie, fo ward jegt von dieſer Seite das Stihwärt 
Geldariſtokrat vernehmlich herausgehoͤrt. Dazu Tam, daß B. in ein Berhältnig eintrat, das 
allerdings über feine Stellung zur radicalen Partei keinen Zweifel übrig ließ. Seit Juli 4847 
erſchien in Heidelberg die „Deutfpe Zeitung”; fie mar unter B.'s eifriger Mitwirkung zu 
Stande gekommen, er ward ihr Verleger, ex folgte ihrem Gange mit größtem Intereſſe usa 
ſchloß fi eng an die Darin verfochtene Rtichtung an. Ein Blatt firengfter conſtitutioneller Sal⸗ 
tung, das mehr doctrinär ald agitatoriſch auftrat, das ver Revolution überall die Reform ent⸗ 
gegenhielt und mit unverhüllter Vorliebe die Hegemonie Preußens verfocht, ein ſolches Blatt 
‚Eonnte die Sympathie der demokratiſchen und vanicalen Meinungen nit haben, und hat.fie 
auch von Anfang an nie gehabt, Darum wurde ber Antheil, ven B. an der Beitung nahm, 
auch für feine politifhe Stellung beveusend; ſie flellte fein Verhaͤltniß zu den Parteien noch 
ſchaͤrfer feſt. Es war viel Unverſtand darin, wenn die Leute von ver Reaction im nämlichen 
Athem, wo fie ihn einen Belvariftofraten nannten, ihn zugleich mit ven Nadicalen in einem 
Zopf warfen; viel mehr Inſtinct verrieth der Radicalismnd, wenn fi in ihm ſchon in. Zeiten, 
wo er noch in ven Reihen ver entſchiedenen Oppoiltion fand , ein gewifſes Mistrauen anfing zu 
zegen. DB. hatte, mit den gewöhnlichen Agitatoren der Maſſe verglichen, etwas prüd Ahlchr 
nended ; er liebte bie Kleinen Künfte der Demagogie nicht und Hätte es nicht Über ſich vermocht 
wie Hecker ſchon 1846 und 1847 that, in den „ Arbeitern” eine Anlehnung zu ſuchen. Aus 
in den Tagen, wo er leidenfchaftli und Herb gegen die Regierung fämpfte, galt fein Widex⸗ 
ſtand nicht der Autorität als folder und nit ber -Megierungsform, vie befand. Über eine 
conſequent durchgeführte Repräſentativmonarchie gingen feine Wünſche nicht hinaus. So iſt 
es denn auch bezeichnend geweſen, daß ver einzige größere Aufſatz, den die, Deutſche Zeitung“ 
in der erſten Periode ihres Beſtehens feiner Feder verdankte (im October 1847), eine werm 
geſchriebene Apologie der conflitutionellen Staatsform enthielt. 

&8 war eine bewegte and beveutungsvolle Zeit, in welcher der badiſche Landtag dieſes Safe 
res zufammentrat. Im der Schwelz harte eben die afte Gabinetöpolitit Durch Die Auflöfung des 
Sonverbundes eine entſcheidende Niederlage erlitten, in Fraukreich mehrten fi die Zeichen des 
Verfalls der Monardie von 1830, in Italien verlor das alte Syſtem mit jenem Tage mehr 
Zerrain, Ofterreich befand ſich im Zuftande ohnmächtiger Erſtarrung, in Preußen hatte, mie 
zu erwarten war, dad Experiment des Vereinigten Landtags und deſſen unbefrienigenyer Aua 
gang die vorhandene Gährung mehr gefleigert als beſchwichtigt, in den mittlern und kleinern 
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Grfolgen. Baden felber war yon allen diefen Dingen bis in feine Tiefen bewegt, wenngleich 
vie äußere Phyſiognomie der Verhaͤltniſſe mehr auf ein ruhigeres Einlenken Hindeutete. Zum 
erſten male feit Jahren durfte das neu umgefaltete Minifterium auf eine ſichere Mehrheit in der 
zweiten Kammer zählen, bie Erdffnung der Stände trag das Gepräge verfühnenzen Entgegm- 
Tommend, die Thronrede verhiehi eine gefegliche Regelung ver Vrefiverhältniffe. Die politiſche 
Lage ver Welt hob das Vertrauen, daß man diesmal bei unfruchtbaren Wünfcen und Foderun⸗ 
gen nicht ſtehen bleiben werde. Die beveutfamiten unter dieſen Wünſchen bezogen fi mehrauf 
die allgemein deutſchen als auf vie beſondern badiſchen Zuftände. Seit bem Bandinge von 
1851, auf welcgem er zum erften mal Bundesreform mit Nationaktepräfentatign fodertq Id, 

atte eg ſich Welcker zur Aufgabe gemacht, auf jedem Landtage die Bunpesverhältnifie 
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D) Baſferuiaun 
Vroteſt einzulegen gegen vie Polititk/ die ſelt den Minifterrongreflen von Karlabas und Mien vle 
herrſchende geworben war. Diesmal entſchloß ſich B., unter günftigern Aufpicien-als bisher, 
dieſe inhaltſchwere Frage anzuregen. Geit Anfang des Landtags beſprach er ſich darüber mit 
Freunden und Gleichgeſinnten und fammelte Materialien zur Begründung eines umfoffenden 
Antrags. Die Frucht diefer Vorarbeiten war die Motion, mit der B. am 12. Fehr. 1848 
hervortrat. Sie faßte alle die Gründe zufammen , die für eine bundeöftaatliche Reform ber dent: 
fen Ibderation ſprachen, und fand Die Löfung in einer Repräfentation ver deutſchen Kammern 
Keim Bundestage. Wahrhaft prophetiſch deutete fie auf den Ernſt der Lage hin und wie drin⸗ 
genber mit jebem neuen Tage es werde, den Bedürfniſſen der Nation ſchöpferiſch entgegenzus 
Iommen. „Die allgemein herrfchende Mbneigung der Nation gegen ihre oberfte Behoͤrde“, fo 
Inutete der Schluß, „in ein vertrauensvolles Zufammenwirken zu verwandeln , iſt der beutfchen 
Fürften dringende Aufgabe. Möchten fie es noch zeitig thun! Der Weltfriede ſteht auf zwei 
Augen. An der Seine wie ander Donau neigen ſich die Tage, und nur das Gute und das Rechte 
ſind bie unſichtbaren Träger aller Herrſchaft. 

Der Eindrud dieſes Antrags lebt noch in Aller frifher Erinnerung. Er fiel in eine airfz 
gevegte , gährende Zeit recht eigentlich als das Lofungswort nationaler Begehren, um das ſich 
faſt ale Parteien fcharten. Nicht in Deutſchland allein wirkte vie Motion mächtig und bewe— 
gend, weit in die Gerne, mo immer Deutjche wohnten, fühlte man fh ſympathetiſch gehoben 
von dem Megehren einer nationalen Umgeftaltung der deutſchen Verfaſſungsformen. Es fin 
unter ven Adreſſen, bie damals an B. gelangten, einzelne gewefen,, die aus entlegenen Winkeln - 
der Welt, wo ſich ein Häuflein Landöleute zufammenfand, Dank und Freude Fundgaben über 
ie Motion vom 12. Febr. die nur in Bruchſtücken bis dahin gedrungen war. Die folgen pa= 
triotiſchen Hoffnungen freilich , die ſich damals an diefe Anregung knuͤpften, liegen jet zerknickt 
am Boden, und wir feinen In dieſem Augenblid von der Erreichung des fo nahe geglaubten 
Bteled viel weiter entfernt al in den Tagen, wo B. feinen Antrag begründete ; allein dies kann 
die bleibende gefchictlihe Bedeutung jener Motton nicht aufheben. Mit dem Tage, we fie be= 
gründet ward, begann bie deutſche Verfaſſungsbewegung, die zwei denfwärbige Jahre unferer 
Seſchichte ausgefüllt Hat und, werm fie aud nichts weiter erreicht hätte, ſchon dadurch beden= 
tangövoll genug geworben ift, daß zuerft diefe nationalen Fragen ein Gemeingut der Befprehung 
Alter geworben find und die Vorftellungen und Einſichten davon fi mehr geflärt und geläutert 

" Haben, ald dies in ben drei vorangegangenen Jahrzehnden ber Ball war. B.'s Antrag felbft 
befchränkt fi auf dad Verlangen, „daß durch Vertretung der deutfchen Ständefammern am 
Bundestage ein ſicheres Mittel zur Erzielung gemeinfamer Befeggebung und einheitlicher Na- 
tionaleinrichtungen gefhaffen werde”. Es waltet in diefem Begehren noch eine unleugbare 
Unffarheit, die feitvem überwunen ifl. Unter ven Verfländigen und Ehrlichen beſteht jegt mol 
darüber fein Zweifel mehr, daß einmal die Bimdesverfaffung, forte fie ift, innerhalb ihrer eige⸗ 
nen Principien nicht reformirt werden fann, und daß eine flänbifche Vertretung am Bundestage, 
wenn fle ſich überhaupt ausführen ließe, nur ein trügeriſches Palliativ wäre, dad Unorganiſche 
ver ganzen Infitution zu verdecken. Daß eine folde Vertretung nur dann etwas Lebenskräf⸗ 
tiges wäre, wenn Deutſchland in einen Bundesftaat mit Nationalvepräfentation und einheit- 
Udyer Executive umgeftaltet würde, dieſe Einſicht iſt ſeitdem in viele Taufende cingedrungen, vie 
18 dahin gegen folde Fragen gleichgültig gewefen waren. Es haben fid Parteien für und wiber 
‚gebifpet,, mit viel beftimmtern Programmen, ald dies vorher denkbar war: bie den Bundesſtaat 
erſtreben und bie ihn befämpfen , beide wiſſen wenigſtens in der Hauptfache Far genug, was fie 
wollen. Daß es früher an einer fo Maren Scheidung ver Anſichten gefehlt hat und in der Kriſis 
son 1848 ein großer Theil der Ration gerade in dieſer Frage unvorbereitet überrafht worben 
tft; das hat nicht am wenigflen zu dem Scheitern der Einheitdentwürfe beigetragen. 

Zwoͤlf Tage nachdem B. feine Motion begründet, ward der Thron Ludwig Philipp's geftürzt 
und die Repubiik an die Stelle gefegt. Was eben noch den Wiperftrebenden wie ein entfernter 
patriotiſchet Traum erſchienen, das war nun zum Nothbret mitten im Sturm geworben, und 
wo felbit die Zuverfichtiichſten nur ein Iangfames Gelingen für möglich gehalten hatten, da 
ſchien jet Die Okt der Zeit raſch die Reife zu bringen. Aber Re drohte auf) die junge Ausfaat 
zu verfengen. Wan darf jagen, daß In B. dieſe Sorge nicht minder lebendig war al jene Hoffe 
auny. Bon dem Tage an, wo bie eriten Ausſichten auf eine friedliche Reform mit der Regierung 
fich eröffneten, land er nicht mehr gegen die Regierung. Und wie es feine Weiſe war, bie Dinge 
leb haft, energie, ſelbſt leivenfaftlih zu ergreifen, fo hielt er auch jept nicht mit den Lauen 
uns Zuwartenden, fondern feine conſervative Stellung gegenüber der Revolution war sine 
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‚abenfo beſtinunte und ſchatfausgepraͤgte wie vorher bie in der Oypoßticn. Als die derſte Nade 
richt vom Ausbruch der Februatrevolution in Manheim eintraf, trat eine große Verſammlu— 
von Bürgern zufammen, um die befannten Foderungen in einer Adreſſe zufammenzufaifen u 
an die Kammer zu bringen, Gleich hier erklärte B., er fühle ji zu dem „unvanfbaren Amt” 
verpflichtet , zur Befonnenhelt zu mahnen. Wie dann zwei Tage fpäter (29. Febr.) das Mini: 
ſterium die erfien Gewährungen anfünpigte, foberte er zur Verföhnung und zur Eintracht auf, 
Es fei jegt nit der. Tag”, ſagte ex, „Recriniinationen vorzubringen. Heute ift Sturm und 
eine leichte Aufgabe iſt ed, mit in die Segel zu blafen, bie ohnehin augefchwellt ind. Der 
Steuermann am Ruder habe eine fo unermeßlich ſchwere Aufgabe zu erfüllen, daß es die Pflicht 
Alter fei, einig zu fein ugb zuſammenzuſtehen. Das iſt nicht Schwäche, fonbern ich behaupte, 
es ift Staͤrke; denn einen ſchwachen Gegner überwinden in dem Augenblick, wo alle Fugen los 
find , ift eine leichte Sache, aber fich felbft überwinden, das ift der größte Steg. Können wir in 
unſerm fleinen Baden ein Mufterbilv aufftellen,, daß mit der Freiheit, die heute anbricht, Ord⸗ 
nung und Geſetz gepaart jind, fo werben wir für die Freiheit für alle Zukunft mehr erobern 
als auf jeve andere Weiſe.“ — 
Indeſſen waren bie erſten Schritte geſchehen, vie Bundesreform zu verwirklichen. At 
5. März fand die befannte Berfammlung in Heidelberg ſtatt, aus welcher der Siebenerausſchuß 
und das Borparlament hervorging; auch B. nahm daran Antheil. Gleichzeitig trat eine An- 
Zahl deutſcher Regierungen zufammen, um ih über gemeinfame Schritte zu verfbändigen. Das 
Dringlichſte erſchien, den Bundestag zu erneuern und ihm Berträuensmänner zur Berathung 
der Berfaffung an die Seite zu geben. Bon Baden ward Welder als Bunbedtagsgefanbter, 
DB. als Vertrauensmann nad) Frankfurt geſchickt. Die Angelegenheiten, die dort verhanbekt 
wurden, ſah B. mit Recht für viel bedeutungsvoller an als Alles, was in ven Einzelſtaaten 
and ihren Kammern jet noch abgemacht werden Eonnte. In dem Gifer, womit das badiſche 
Minifterium die Bundesreform ergriff, fah er eine zureihende Bürgfchaft für ven Ernft und 
die Redlichkeit feiner Politik. Je ungeftümer fi draußen ſchon weitergehende Foderungen gels 
tend machten , defto nachdrücklicher flellte er fich auf die Seite ver Regierung. Dringend mahnte 
ec vor feiner Abreife nach Frankfurt zur Eintracht in diefem Sinne. „Ich möchte”, rief er, 
„von biefem Sige aus an bie andern beutfchen Völker und Kammern die Auffoderung ergehen 
laſſen, und nachzukommen, damit wir ein gemeinfames, einheitliches, aber von außen unabhänz 
giges, kräftiges Deutſchland erringen können.” Als damald bie radicalen Führer große 
Maffenverfammlungen in Gang brachten, um dort theils tumultuarifche Demonftrationen für 
die Republik durchzuſetzen, theild Vereine und Clubs für eine künftige Infurrection zu organt- 
firen, war es B., der in der „Deutſchen Zeitung feine Stinnme zuerft dagegen erhob; und 
als gleichzeitig gegen Adel und Juden bie Pöbelexceſſe ih häuften, veranlafte er vie Kammer 


zu der einmüthigen Erflärung: daß man Alles aufbteten werbe, in Baben und im gefammten _ 


Deutſchland eine freie und einheitliche Orbnung fhleunigft herzuftellen, daß man aber aud vor 
allem die kraͤftigſte Ynterflügung der Regierung erwarte, folange fie auf dem Wege ver Ver⸗ 
faffung waudle. „Nichts iſt gefährlichen, fagte er einige Tage fpäter, nad} einer berebten 
Mahnung, treu zur Regierung zu leben, nicht über Staatsformen zu zanken, fondern unver 
droſſen am friedlichen Neubau der veutfchen Verfaflung zu arbeiten, „nichts iſt gefährlicher, als 
durch Übertreibungen eine Reaction der Gemüther bervorzurufen; «8 kann dann wol jo kom⸗ 


men, daß Vice rufen: lieber keine Freiheit als Teine Ordnung.“ 


Es waren vie legten Acte einer vieljährigen und ununterbrochenen Thätigkeit in der badi⸗ 
fihen Kanımer. Wol ift er auch nachher noch ein und dad andere mal wieber in dem karlsruher 
‚Stänbehaus erſchienen, wenn ein beſonders wichtiger Anlaß feine Anweſenheit verlangte, allein 
es waren dies kurze Epifoden, feine fetige Laufbahn in dieſein kleinen parlamentarifchen Kreife 
konnte ald beſchloſſen angefehen werden; er trat jept in einen größern ein. Es lag wol nahe, 
Vergleiche anzuſtellen zwiſchen ber Zeit, in ber ex ſieben Jahre früher in die badiſche Kanımer 

eingetreten, und zwifchen vem Augenblid, wo er ald Vertrauensmann der Negierung an den 
Bunbeötag gefanbt ward. Der ſtürmiſche Geißſporn jener erften Tage Hatte jet eine ruhige, 
gemeſſene Haltung, gewiffermaßen ein ſtaatsmanniſches Air angenommen; ver jugenbliche De- 
putirte, den man bamals von ber Minifterbanf glaubte mit geringfhägiger Nonchalance abfer⸗ 
tigen zu Eönnen, Hatte feitvem eine Bopularität und ein Vertrauen im großen Baterlande ge- 
wonnen, wie wenig Öffentliche Charaktere in Deutſchland; aber er Hatte auch das Wort wahr 
‚gemacht, dad er einft im heißen Kampfe als Führer der Oppofition hingeworfen: er fehne ſich 
nach dem Augenhlid, wo er dieſe Rolle vertaufchen koͤnne mit der eines Verfechters einer ver⸗ 
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(uffengemäßigen , freifinnigen Meglerung. Der legte Het feines Wirkent in vieſen Mäimıen 
gehörte völlig dieſer Thätigleit an, und ver gleidhe Bifer, dieſelbe angriffsluftige Energie, pie 
fi vorbem an dem alten Eyſtem erprobt, begann ſich jegt gegen bie Revolution und ihre Über⸗ 
ſchreltungen zu richten. 

Der Abſchnitt von B.'s dffentlichem Leben, ber num folgt, gehört faſt ausſchließlich ven gro⸗ 
Jen deutſchen Angelegenheiten an. Seit Ende März 1848 nahm. er in Frankfurt fowol am 
Vorparlament als an ven Berathungen ber 17 Bertrauensmänner Theil und Half mit ihnen 
den Berfaffungsentwurf ausarbeiten, deſſen beklagenswerthes Geſchick es geweſen ift, im Grunde 
von keiner Seite richtig verſtanden und gewürbigt zu werben. Es kam bie Zeit der verfaſſung⸗ 
‚gebenden Rationalverfammlung. . &8 läßt ih denken, daß B. ein fer begehrter Candidat ge⸗ 
weſen iſt und aus den verſchiedenſten Theilen Deutſchlands ihm Anträge zulamen; er entſchied 
fh Für. einen bairiſchen Wahlbezirk (Stadtprozelten an Main). 

Gr trat in die Verſammlung ein mit dem feiten Willen und auch der Zuverſicht, daß das fo 
ſchwierige Werk der Berfaflung binnen kurzer Zeit beenbigt fein würde. Wol machten ihu die 
eriten ſtuͤrmiſchen Momente ver großen, ſchwer zu lenkenden, ſich ſelbſt noch wenig kennenden 
Berfammlung beſorgt; ſeit Gagern die Leitung übernommen, war er voll guten Muths. „Nun 
iſt uns Allen froh und Herz“, fehrieh er bamals, „mit feften Vertrauen blicken wir jegt in bie 
Bukunft.‘ Ernſte Hindernifle beforgte er weniger von ven Regierungen ald von der Demos 
kratie. Gleich feine erſten Briefe aus jener Zeit prophezeien es ald die wahrſcheinliche Taktik 
ber legtern, durch rußeloje Agitation bie öffentlichen Zuftände in Gährung zu echalten und dad 

Vertrauen zu bein Barlanıent, das nit nach Ihrem Sinne auögefallen war, ſyſtematiſch zw 
untergraben. Mit verjelben Scharfficht und Herbheit, momit er vordem daß alte Syſtem ange⸗ 
ſochten, verfolgte ex jegt die Demagogie auf ihren verfhlungenen Wegen, unb war jeberzeit 
ſchlagfertig, ihre Taktik ſchonungslos durchzuziehen. Es mochte Einem bisweilen bei ihm, wie 
bei manchen Gleichgeſinnten, feinen, als lege er zu ausſchließlichen Werth auf vie Gefahren, 
welche von linf8 her ver Einheitsſache erwachſen konnten, als überfehe er über dem neuen Feinde 
zu fehr ven alten, wie dies in manchen Ähnlichen Kreifen damals geſchehen; aber In Einem zeigte 
B. unleugbar mehr Vorausſicht als mande feiner Freunde: er tadelte die gutmüthige Rach⸗ 
giebigfelt, womit fie fi verblüffen und von einer Minverheit terroriſiren ließen, und er warb 
früh mistrauiſch über die ſchwankende Unficherheit ber Stimmungen, bie einen großen Theil des 
Mittelitandes beherrſchte und vie auch ihr gutes Theil dazu beigetragen hat, bie Hoffnungen vom 
4848 zu vernichten. Auch theilte er nicht das forglofe Behagen, womit jo Manche das Ber- 
faffungäterf ergriffen, als habe man zut Vollendung eine ungemeflene Zeit; er ahnte ganz 
richtig, daß der alte triviale Sag, daß Eifen zu ſchmieden, folange e8 glühe, hier mehr ald 
irgendwo gelte, und trieb and fpornte, wenn auch fruchtlos, zum raſchen Ende. 

In ven Verfaffungsausfhuß der conftituirenden Nationalverfammlung wurde natürlig 
auch er gewählt; aber noch mehr: biefer Ausſchuß, der zur Hälfte aus veutfihen Profefloren 
und darunter Motabilitäten erften Nanges beftand, ernannte fi B. zug Vorfigenven. Es 
war ein fhöner Triumph für einen Mann, der aus einfachen bürgerlichen Verhältniffen Her- 
vorgewachſen, vor noch nicht einem Jahrzehnd in das öffentliche Leben eingetxeten war, ein 
Xriumph, über den wol aud) der Erwählte berechtigt war, einige Befriedigung zu empfinden. 
Bis in den Anguft, wo er ins Reichsminiſterium eintrat, verblieb er im Ausſchuſſe und hat 
den größten Theil dieſer Zeit hindurch deffen Verhandlungen geleitet. B. gehörte im Berfaflung- 
ſachen zwar nicht zu den theoretifchen Männern von Fach, deren im Ausſchuſſe faſt eineliberfülle 
‚gereinigt war, allein bie wüchterne Verſtändigkeit, die fein Iefen ausmachte, bilvete ein gutes 
Gegeugewicht gegen das Abſtracte und Excentrifche, wie e8 durch andere Clemente vertreten war. 
‚Denn er war. weniger al& die Männer ver Theorie verſucht, bie Dinge nach Breite und Tiefe - 
ganz zu erſchoͤpfen, jenen einzelnen Sag bis zur feinften Schärfe auszufpigen und alle comereten 
Verhãltniſſe nat einer doctrinären Schablone zu anifomniren. Die Erinnerung an das wirk⸗ 
:li Vorhandene verlieh ihn fowenig als der praktiſche Inſtinet des Ausführbaren. Außerun- 
‚gen, wie vie eines gelehrten Mitglieds vom Ausſchuſſe, der ſpäter bei der Debatte über bad 
Überhaupt meinte, gegen den von ihm gemachten Vorſchlag liebe äch „Hödftens ” ber Cinwand 
der vraltiſchen Unmöglishleit wagen, eine Äußerung wie biefe hätte B. nicht über ſich bringen 
Lönuen, Gr trieb und brängte darum auch mit zutreffender Cinſicht auf eine ſchleunige Crledi⸗ 
gung.ded Wefentlichen; waren. die Grundmauern des neuen bentfchen Bunbröftaats einmal 
glüdiih gelegt, fe fanb Üdnas.Üiprige vom ſelber. Gleich In einer der erften Sihungen ser 
Nationaloerjammlung focht er sazunı.eifrig.bafür., nah: bie Gefhäftderhuung im Ganzen ohne 
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Deiallberathung angenonnien werbe, und verſprach Rich won einem folgen Beſchluſſe die glück⸗ 
lichſte Forderung der großen Sache. „Atie wird es Freuen“, rief er damals ver Verſammlung zu, 
„in om nächſten 14 Tagen die Grundtechte des deutſchen Volks feftgeftelt zu jehen; von dem 
Ausſqchuß würde dann das Verfaflungsiwert Stud fhr Stüd in vie große — gebracht 
werden, vas Bolt ſaͤhe einen feſten Bau erſtehen und würde Zutrauen zu und faſſen.“ In dem 
gleichen Sinne war es auch feine Meinung geweſen, ven Verfaſſungsausſchuß nur aus 15 Mit⸗ 
gliedern flatt aus 30 zu bilden, aber damit rang er nicht durch, und feine Hoffnung, ſchon In 
der erften Zeit mit den verhängnißvollen Grundrechten im Meinen zu fein, erfüllte ſich nicht. 
Er mußte einige Wochen fpäter bekennen, daß fi ungeahnte Schwierigkeiten anfgethürnt, um 
Dann wieber einige Wochen nachher die Verſammlung dringend zu mahnen, wie koſtbar die 
Belt war, vie man verlor. Ich färdhte, fagte ex damals, ver Particularismus in Deutſchland 
ſchreitet fegnelfer vorwärts ald unfer Verfaſſungswerk, und nichts if gefährlicher, ald ihn fo er= 
Ratten zu laſſen, bis «8 nicht mehr möglich iſt, ihn zurückzudrängen. 

Ob freilich die Mittelpartei, in ihrer tiefen Entzweiung mit der Demokratie, noch Macht 
genug befaß, den Kampf mit dlefem erſtarkenden Particularismus aufzunehmen, barüber 
Eonnte man ſchon damals zweifelhaft fein. Es lag zudem in ihrer Stellung eine gewiſſe Un⸗ 
ſicherheit, die zu ſchelnbaren und wirklichen Inconfequenzen führte. Sie ſtand im Vordertreffen 
des Parteikampfes, ver die evolution von den Regierungen abpielt, und ſie hatte darum mit 
ber Demokratie jeve Brüde der Verſohnung abgebrochen ; allein es Eonnten doch Fälle eintreten, 
wo fie mit eben diefen Regierungen ven Entſcheidungskampf um bie Intereffen der Einheit aud- 
zufechten hatte. Sie hielt, wol weniger aus doctrinaͤrem Eigenfinn als in der praktiſchen Ein- 
fiht, daß die Vereinbarung niemals zunı Ziele führe, auf dem Grundſatze der Nationalfouverä: 
netät des Parlaments feft; indeſſen wollte fie doch wieder keineswegs die Autorität der Einzel⸗ 
tegierungen herabfegen ober ſich gar in einen Krieg mit ihnen begeben. Aber Das konnte doch 
nicht fehlen, daß fle Hier und ba bei großen und Eleinen Gonflicten mit den Eingelgewalten zu= 
ſammenſtieß und dann den hohen Ton der Selbſtherrlichkeit der Nation fo frif erklingen ließ 
wie vie demokrariſche Linke, ohne doch gleich diefer zu den äußerften Conſequenzen entfehloffen zu 
fein. So zwiſchen eine ſtürmiſche Partet der Mafle und zwifchen widerſtrebende Regierungen 
geſtellt, von jener als muthlos geſchmäht, won biefen immer ungeduldiger ertragen, war die 
Mehrheit ver Paulskirche von Anfang an In der doppelten Gefahr, unten das Vertrauen, oben 
die Macht einzubüßen, falls es ihr nicht gelang , durch eine raſche und glüdlihe That den dop⸗ 
pelten Widerſtand zu entkräften. Ein guter Theil ver Urfahen diefer Schwierigkeit lag ohne 
Zweifel in Berhättniffen , die keines Menfhen Kunft und Weisheit bewältigen konnte. Allein 
in einzelnen Bällen ließ fi wol richtiger abmeffen, wie denn In der Partei felbft ſchon damals 
vie Meinung aufgeraudt Ift, daß man an der einen Stelle zu viel, an der andern zu wenig 


ethan. i 
: B.'s Haltung in der Nationalverfammlung prägt ſprechender als die eines andern Abgeord⸗ 
neten bie Anfchauung ver Mittelpartei aus. Raſtlos bemüht, dem Ungeſtüm und dem leiden- 
ſchaftlichen Drängen ver demokratiſchen Factionen entgegenzutreten, betont ex es bei jedem 
Anlaß , daß die ungefäunte Herftellung einer Öffentlichen Ordnung für das gefamoıte Deutſch⸗ 
land die naͤchſte und wichtigfte Aufgabe fet. „Wir müflen”, rief er bei ver Verhandlung über bie 
Gentralgewatt ‚ „wit müfjen durchaus eine Regierung haben; eine Regierufig, welche regiert, 
"während wir hier bie Verfaſſung berathen,, die zwar nad dem Willen von und regiert, die aber 
nicht jeden Augenblick zu fragen braucht. Und wenn num diefe Berfonen im Namen ver Na: 
tion handeln mäflen, iſt eö dann nicht ganz gleichgültig, ob fie fo oder fo ernannt werben? Mir, 
ich geſlehe es, iſt es ganz gieichgültig, ob Drei oder od die Bundesregierung diefe Vollziehungs⸗ 
gewalt ernenne, ſowie es ven Cuglaͤndern gleichgültig iſt, ob eine Vietoria ober ein Georg auf 
Tem Throne gt. Die Hauptſache iſt, daß vie Diener der Gewalt die Majorität der Nation in 
fi vereinigen, in dem Namen and Willen dieſer Mehrheit handeln und ihr verantwortlich 
find. Ich werde alſo, wenn man die Organe ernennt, die man an die Spige ftellen foll, bei der 
Abſtimmung mid dahin neigen, wohin die große Maforität ſich neigt, feien e8 Drei, vie man 
erwählt, ober Einer.“ ; ’ 
Das war ohne Zweifel die Meinung ver großen Mehrheit In der Paulskirche. In gieichem 
Sinue war and der Ausſchußbeticht abgefaßt, und es ſchienen anfangs alle Zeigen dafür zu 
ſptichen, daß eine Centralgewalt von drei Männern gebildet würde, die aus ben beſtehenden 
‚Einzelveyiertungen hervorginge und diefelben mit ber Centralregierung eng verbände. Im ent⸗ 
ſcheidenden Moment trat dann Geinrich v. Gagern mit dem Vorſchlag hervor, die Gentrals 





gewalt aus der Berfammlung hervorgehen zu laflen; es ſchien ihm dadurch ein einträcktigems 
und populäreres Ergebniß möglich als auf dem andern Wege. Der größere Theil ver glei: 
gejinnten Freunde ſchloß jih ihm an, auch B.; mit einer Mehrheit von beinahe drei Viertheilen 
ward beſchloſſen, durch die Nationalverſammlung einen Reichsverweſer wählen zu laffen. Aber 
es war doch ein beveutfamer Vorgang, daß die Mehrheit diesmal durch die gefammte Linke 
verftärkt warb, während berühmte Namen unter den Freunden, wie Beckerath, Befeler, Dahl- 
mann, Gervinus, Binde, Welder mit der Minderheit ſtimmten. Zwar erflärte ein großer 
Theil der Majorität, nur „im Vertrauen auf die Zuftimmung der Regierungen ” für die Wahl 
geftimmt zu haben, allein es liegt auf der Hand, daß an der Sache dadurch ungemein wenig 
geändert ward. Gerade mit Preußen, worauf fon damals die Mehrheit der Mittelpartei 
vorzugsweiſe ven Blick gerichtet, entſtand dadurch gleich anfangs eine Spannung, die nicht in 
ihrer Abſicht Tiegen konnte. 

Nicht lange nachher gab ſich, gleichſam ald Antwort, von jeiten Hannovers der erſte Ver⸗ 
ſuch particulariſtiſchen Widerſtandes gegen die Machtvollkommenheit der Nationalverſammlung 
kund. B. war unter den Rednern, die ſich am ſchärfſten dagegen erhoben. „Wir wollen“, 
tief er, „ mitten durch die Klippen gehen, ob ſie rechts oder links find; wer und einen Schlag⸗ 
baum in den Weg wirft, ber die deutſche Nation zur Einheit führt, ven wollen wir — und 
‚bier fpreche ih mit dem Abgeordneten von Leipzig — den wollen wir zermalmen.“. Die Zeit 
kam, wo ſich die Kraft diefer Drohung prüfen ließ. Dann war e& freilich für Die demokratiſche 
Linke eine twohlfeile Sache, das trogige Wort dem Redner und feinen Freunden vorzuführen 
und die künftigen Thaten mit den brohenden Neben in eine bittere Barallele zu ftellen. 

Die Verhandlungen über die Eentralgewalt hatten für B. infofern eine unmittelbar bedeut⸗ 
ſame Folge, als ſie dazu mitwirkten, fein Verhältniß zur, Deutſchen Zeitung” zu loͤſen. Es 
war an ſich keine dankbare Sache, inmitten der aufgeregten Zeit und während uͤberall locale 
Organe pilzartig aufſchoſſen, ein großes Blatt mit feſt gemäßigter Richtung zu halten, ohne 
Opfer war es in keinem Falle durchzuführen. Seit ſich der Mittelpunkt der politiſchen Bewe— 
gung nad Frankfurt verlegt, hatte zudem die heidelberger „Deutſche Zeitung “ durch ihre Ort 
lichkelt einen ſchweren Stand, und B. drängte darum eifrig darauf, daß fie an ben Sitz ber Na= 
tionalverfammlung verpflanzt ward. Aber es war nicht möglich, zwei Dinge zugleih, dieſe 
zweckmäßige Veränterung des Orts und die Vereinigung ber Kräfte, die dad Blatt leiteten, 
miteinander zu verbinden ; daran ſcheiterte ver Plan der Verlegung, während ſich zugleich mit 
jedem Tage mehr das Bedürfniß fühlbar machte, am Orte des Parlaments felber für deſſen 
Mehrheit ein Organ zu beiigen. Nun kam die Debatte über die Gentralgewalt und ſchied 
zum erften mal in einer großen Frage die compacte Majorität. An keiner Stelle trat diefe 
Scheidung fo fhroff heraus wie in dem genannten Blatte: es rügte mit allem Nachdruck 
ben Abfall vom eigenen Princip und den Triumph der Linfen, ven der „kühne Griff” in ſich 
einſchloß. „Wir fürchten uns”, fagte unter Anderm damals die „ Deutfche Zeitung”, „vor 
feinem der hierhin bezüglichen Säge des linfen Gentrums, ja nicht der Linken, fobald der ent- 
ſprechende Anlaß da iſt. Mir erkennen die Allmacht ver Nationalverfammlung vollfoutmen an, 
wir wünfchen nur, daß fle dieſe Allmacht nicht nuglos da vergeude, wo gar fein Widerſtand iſt, 
daß fie fie auffpare für große Momente. Wenn eine neue bewaffnete Anarchie hereinbricht, 
wenn eine erflärtt Reaction größerer beutfcher Staaten ung bebroßt, dann, und wenn dann bie 
georbnete Macht des Regiments ſich als unausreichend ermweift, dann wollen wir die ungeheure 
Gewalt loslaffen, die in dem moralifhen und politiſchen Anſehen dieſer Verſammlung ruht; 
wir wollen und aber hüten, die Waffen, die wir dann nöthig haben, im voraus ſchartig zu 
machen mit jenen Hieben auf den Bundestag, ber ja body ſchon eine Leiche fein ſoll, mit jenen 
Streichen gegen die Reaction, deren Feldzeichen nirgends gefehen wird.” Es hat nicht lange 
gedauert, und es bot fich ein folder Anlaß, wie er hier angebeutet warb. In ver Verhandlung 
über ven Malmder Waffenftiliftand, die erfle große Frage, in ber fid die Macht der Rational: 
verfammlung vor dem Inland und vor der Welt erproben konnte, ging die Mehrheit der Mittel= 
partei einen vorfihtigen Weg, während wir Anbern , die wir im Juni mit allem Gifer für aufs 
richtiges Cinverſtändniß mit den Regierungen fohten, darin die erfte eclatante Niederlage des 
Parlaments und den erſten durchſchlagenden Sieg der particulariftifgen Reastion erblickten. 

Im Auguft 1848 bildete der Reihöverwefer fein Minifterium; B. übernahm im Departes 
ment des Innern vie Stelle eines Staatsferrtärs. Er war recht eigentlich ber fhlagfertige Red⸗ 
ner des erften Reichsminiſterlums. In der Debatte über ven Malınder Waffeuſtillſtand Hat er, 
foweit überhaupt Reben Hier einzuwirken vermochten, in einer gewandten unb glänzenden Ans 


ſprache wefentlich dazn beigetragen, daß bie ſchließliche Genehmigung des Vertrags votirt warb. 
Beſonders treffend wies er auf eine Nothwendigkeit hin: ben raſchern Abſchluß der Verfaffung. 
„Wir werben”, fagte er, „sad Definitivum, bie veutfche Verfaſſung ſchneller beendigen müffen, 
als wir biöher geglaubt; jle wir und dann die Einheit wahrhaft ſichern, die das Proviforium 
eben nicht vollftändig ſichert.“ Die Zuſtimmung, die dieſer Mahnung gemorden war, ermuthigte 
den Redner, wenige Tage nachher, am 11. Sept. einen Antrag einzubringen, ver einen be= 
flimmien Modus der Abkürzung vorſchlug. Es follte ver Berfaffungsausfhuß. den rückſtändigen 
heit feiner Arbeit zur ſchleunigen Borlage bringen und vor der Berathung eines jeden Satzes 
der Grundrechte die Verſammlung befragt werben, ob ſie auf vie Discufiion deſſelben verzichte. 
Gern Hätte B. mehr vorgeſchlagen, etwa ven Stebzehnerentwurf mit Ausflug der Oberhaupts⸗ 
frage en bloc anzunehmen und nur über dieſe eine eingehende Verhandlung zuzulaflen, oder 
über die Arbeiten des Ausſchuſſes in gleich abgefärzter Form abzuſtimmen; allein es war feine 
Ausſficht, daß ſich dafür eine Mehrheit fände. „Wir find ber Stimmungen“, fagteer, „melde dazu 
gehören, um das Werk durchzuführen und für ganz Deutſchland anwendbar zu machen, durchaus 
nicht ſicher. Es iſt eine alte Erfahrung, daß auf eine Erfchütterung wieder Erſchlaffung folgt; 
wir wiflen, daß Gewerbe, Handel und Arbeit floden. Die Sehnſucht nad) ver Wieverfehr eines 
thätigen und einbringlichen Gefchäftslebens kann fo groß fein, daß fie in eine Ermübung und 
Ermattung umſchlägt, welche unferm Werke durchaus fhänlich fein muß. Es iſt eine alte Er: 
fahrung, daß die Barteien ſich über ihre Stärke und Zukunft täuſchen; darüber aber, glaube ich, 
tönmen wir uns nicht täufchen, daß diejenige Partei, welche ven Barticularismus befoͤrdert, ſich 
wol Nugen zu ziehen weiß aus dem Drange nad Ordnung, Sicherheit und Wieberaufleben 
der Gewerbe.⸗ Indeſſen alle dieſe Gründe ſchlugen nicht durch; fein Antrag warb verworfen 
und nur bie abgeſchwachte Faſſung angenommen, daß in Zukunft lediglich dann eine Discuffion 
der Grundrechte ſtattfinden folle, wenn mindeſtens 100 Mitglieber diefelbe verlangten. - 

Es folgten &reignifle, deren ſchmerzlicher Eindruck in beutfchen Herzen nie zu verblaflen 
vermag. An Die zweite Verhandlung über den daͤniſchen Waffenftillftann und defien Annahme 
veihte fich wie an einen-Tängft geſuchten Rorwand der demokratiſche Aufftand von 18. Sept,, 
die ſcheußliche Crmordung ‚zweier Abgeordneten. und der nicht minder verabſcheuungswerthe 
Gynismus, womit die Anbläfer des Unheils das Gefchehene theils zu beſchoͤnigen, theils mit 
Gegenanklagen zu verdecken ſuchten. Wenige haben damals mit gleicher Energie das wüfte 
reiben der Politiker ver Pfingſtweide gezüchtigt wie B. Die alte Friſche und Angriffskraft 
feiner Oppofttionsjahre in der badifhen Kammer erprobte fi Hier am einen neuen Object. 
Allzeit fhlagfertig und fampfbereit, ließ er bie Gegner ih ausreden, fammelte dann ihre Pfeile, 
brach ihnen muthig die Spige ab und zeigte in beredten Improvifationen, denen ber ſichtliche 
Unwille einm höhern Schwung lieh, den Abgrund, an den bie Epigonen des demagogiſchen 
Terrorismus Deutſchland zu führen drohten. Die noch frijcgen Unthaten, die eben an Auers⸗ 
wald und Lichnowſky begangen wurden, der Mord Lamberg's und Latour's gaben freilich nur 
zu traurigen. Stoff, eine Partei zu kennzeichnen, die mit dem Mord die Welt regeneriren wollte. 

Auf B.'s eigene politiſche Haltung jind diefe Ereigniſſe nicht ohne Einfluß geblieben. Wie 
feine herben Angriffe ven Bruch mit ber Demokratie vollendeten und ihm einen Haß zuwandten, 
wie Ihn wol faum ein anderer Nebner ver Paulskirche genoß, fo fleigerten fie aud in ihm ven 
Widerwillen gegen die Revolution, die Sehnſucht nad) einer feften Ordnung der Dinge, bie 
herzuftellen allerdings kaum mehr in der Macht der Nationalverfammlung lag. Hatte er ſchon 
vorher im Gonfliet zwifchen ven beftehenben Autoritäten und ber revolutionären Gewalt fi 
unzweideutig auf bie Seite der erftern geftellt, fo fehärfte fh dad noch unter dem friſchen Cin⸗ 
drud des eben Crlebten. Es warb ihm bald eine Gelegenheit, dies in fehr ausgeſprochener Weiſe 
zu bethätigen. 

Das Reihöminifterium Hatte fich entfchloffen (Ende October), B. als Commiſſar nah Bere 
lin zu fenven, damit durch feine verfänliche Bemühung das Berhältniß ver preußifchen Regierung 
zur Gentralgewalt fefter und günftiger geordnet werde. Seine Ankunft in Berlin traf mit der 
Krifis zufammen, die zur Auflöfung der preußiſchen Nationalverſammlung und zur Octroyirung 
einer Berfaffung führte. Auf dem Wege nach der preußiſchen Hauptſtadt erfuhr B. die Erz. 
nennung des Minifteriums Brandenburg-Manteuffel. Es waren, wie man fie auch betrachten 
mochte, leidige Verwickelungen, die nad) feiner Seite zum gufen Ende führen Eonnten. Daß 
die berliner Rationaloerfanımlung die Fähigkeit und Weftigfeit bewieſen habe, die noththat, 
das konnte nur der Varteigeift behaunten; bie Kriſis, die jept eintrat, war zum einen Theil 
durch Re verſchuldet uno mußte ein gewaltſamed' Ende finden, wenn nicht ber ganze Staat ji 
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auftöfen follte. Auf ver andern Seite waren die neuem Rathgeber der Krone vurthaus nicht 
dazu angethan, Vertrauen zu ihrer Freiſtnnigkeit zu erwecken oder eine Burgſchaft gegen vie 
maßlofefte Reaction zu geben. Selbſt wenn ſie dieſe abwehren wollten, fie konnken es nicht; 
und es war doc vor allem fehr die Frage, ob ſie es wollten. Wer die Dinge unbefangen wär- 
Nigte, fonnte ſich durchaus nicht datüber täufchen, vaß jenem Exceß, ver feit ſieben Mondten 
unter ber Ägide ber preußiſchen Nationalverfammlung und der Dulbung ohnmachtiger Yiki> 
Berien geſchehen war, die Vergeltung einer ungebuloigen und nimmerfatten Reaction folgen 
arüffe — einer Reaction, deren bebeutendfter Träger nicht die Krone, nicht bie Brandenburg 
und Manteuffel, nicht die Junker und Solbaten, ſondern das preußiſche Volk ſelber war. Darum‘ 
war denn auch bie Alternative durchaus vie: weldes Übel das Meinere ſei — die berliner 
Maſſenherrſchaft, von ver fich die Volksvertretung treiben und drängen ließ, ober ein Ainiſte⸗ 
rium ber bewaffneten Ordnung, das die Brücke ward zu der unabwendbaren Meactton. 

.  Aufwelde Seite B. neigte , ließ ſich nach Allem, was vorausgegangen war, mit Beflimmtts 
heit erwarten. Er ſah die berliner Zuftände unter dem noch neuen Cindruck der eigenen frank 
furter Erlebniffe; in Einzelnem erſchienen fie ihm wol zu trübe gefärht, in Anderm und Bes 
fentlihem fah er vollkommen das Richtige. Die wüfte Unzucht der Gaſſenpolitiker war fo, wie er 
fle ſchilderte; die eigenfinnige Verrenntheit ver Nationalverfammlung , vote das häufig der Fall 
iſt, mit Ohnmacht gepaart, beurtheilte er ebenfo richtig als dad Maß ihrer Kräfte gegenüber 
der Regierung. Es haben fidh damals fiharifichtige Augen durch den blinden Lärm der Zuſtim⸗ 
mungsabreffen und Demonftrationen irreleiten laſſen; man hat e8 wol als Befangenheit @.’8 
angelehen, wenn er auf bie in ven Gemüthern ſchon eingetretene Reaction und Crmüdung 
hinwies, oder wenn er der preußtfchen Berfammlung vorausfagte , daß fle vom Volk werde ver- 
laflen fein. Die Bolgezeit Hatte iym darin mehr Recht gegeben ald Denen, die auß den Maß: 
tegeln der Krone eine unberechenbare Revolution ver Maflen weiffagen wollten. Bon Frank⸗ 
furt erhielt er nun, ald ſich die Dinge fo tief verwidelt Hatten, die Welfung , vermittelnd einzu= 
treten in den Gonflict zwiſchen Krone und Volksrepräſentanten — eine Inftruction, von ber es 
wol begreiflih, daß man in Frankfurt fie geben konnte; wur war e8 ebenfo natürlich, daß fie 
in Berlin nicht mehr zu vollziehen war. B. hatte Recht, wenn er meinte, es fel- Hier nichts 
mehr zu vermitteln, man müffe fi auf die eine oder auf die andere Seite ſtellen. Ex nahm 
unzweideutig Bartei für bie Krone und eilte dann nad Frankfurt zurück, um dert feine Ein- 
drũcke mitzutheilen und von feinen Schritten Recheuſchaft zu geben. Er kam eben in dem Augen⸗ 
blick zurüd‘, wo in der Paulskirche die preußiſche Sache und feine eigene Thätigkeit zur Sprade 
gefonimen und ein umfaffender Antrag darüber angefündigt war. An andern Horgen, am 
48. Rov., follte die Verhandlung flattfinden. Die Anfprache, momit B. die Verhandlung 
dieſes Tages eröffnete, hat eine gewiſſe Berühmtheit erlangt. Es war vie Mebe., worin er, vie 
Vhyfiognomie ber preußiſchen Hauptftabt filnernd, bie vielberufenen Worte ſprach: „Ih muß 
geftehen, daß mid; die Bevölkerung, welche ich auf ven Straßen , namentlich in der Nähe des 
Sigungalocals der Stände erblickte, erſchreckt hat; ich ſah Hier Geſtalten die Strafen bevölketn, 
die ich nicht ſchildern will.” Gr fand, fo ſchilderte er weiter, die Verfammlung in fid zerriffen 
und von außen unfrei und terrorifirt Durch wilde Maffen; pie Minifter dagegen in der männ= 
lichſten Faſſung und einer Ruhe, die alle Anerkennung verdiene. An Reaction, meinte er, fet 
nicht zu denken. Selbft wenn Jemand daran daͤchte, fo wäre fle in Preußen unmöglich; und es 
fei von ſolchen Männern nit zu denken, daß fie ſich an ein fo wahnfinniges Beginnen wagten. 
Im Übrigen fei-ein Zuftand eingetreten, der entweder mit ftrenger Durdführung ber einmal 
beſchloffenen Maßregeln oder mit Unterwerfung unter bie von der Berfammlung geftellten Be⸗ 
dingungen enden müßte. Welches das größere Unglücdk jet, ſcheine ihm nicht zweifelhaft; von 
der preußiſchen Nationalverfammlung hoffe er weber für die Freiheit noch für bie Einheit Deutſch⸗ 
lands eine Unterftügung. . } 

Indeſſen war in Frankfurt die Zeit gefommen, welche die Entſcheidung über die Verfafſung 
bringen mußte. Was fi bisher nur im Ausſchuß und in engern Kreifen abgefpielt — die 
Fragen über den Umfang des neuen Bundes, das Verhältniß Ofterreich8 und das Oberhaupt — 
das drängte ſich jegt mit all feiner unberechenbaren Schwierigkeit aufregend und entzmeienb in 
die Berfammlung herein. Wir haben hier die Vorgänge nicht zu ſchildern, bie fett November 
4848 unter ſtürmiſchen Anzeichen diefe Wendung vorbereiteten: die Debatte über die erften 
Baragraphen der Verfaſſung, dad Programm von Kremfier, den Austritt der Öfterreicher aus 
dem Reihöminifterium, ven Eintritt Heinrich's v. Gagern und deſſen Programm über das Ver⸗ 
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danrniß Hſterreichs zu Deutſchland. Gs gite hler nur, die Stellung B.'s zu dem Allen kurz zu 
Geratterifiven. Daß er an dieſen einzelnen Momenten ãußerlich und innerlich den lebhafteſten 
Antheil nahm, brauchen wir faum gu ſagen. Gleich anfangs gehörte er nicht zu Denen, Die 
einen brüsfen Bruch mit ven Oſterreichern foberten. Gr meinte in einer Barteiberathung bed 
Cafinoclubo: zu Kremer habe ber Kuiſerſtaat nicht das legte Wort geſprochen, ed ei mol Anz 
laß zu Unterhandlung da. Diefelde Habe an ſich nichts Anflößiges und werde das Merk cher 
färvern ald verzögern. Sin fo inhaltſchwerer Vorgang wie vie Lostrennung Ofterreihd aus 
dem engern Bunde bebürfe einer förmlihen Anseinanberfegung, zumal bie ganze Spitze ber 
Berfaffung,, die Feſtſtellung bes Oberhaupts, von der Löfung bed Verhältmifles zu Ofterreich 
mefentlich abhänge. Die Sache fand bekanntlich eine entgegengefegte Entſcheidung; die Oſter⸗ 
veicher fhleven aus dem Reichöminifterium, die bezüglichen Paragraphen wurben verhandelt, 
Bagern’8 Programm vorgelegt. Nur in den Mitteln, nit in dem Zielewar B. anderer Meinung 
al8 viele feiner. politiſchen Freunde geweſen; er zählte daher jegt zu den eifrigften Verfechtern 
des Bundesſtaats und ber einheitlihen Oberhauptswürbe in ihrer erblichen Übertragung auf 
Preußen. Obwol es nicht gelang , gleich bei der erſten Lefung die Erblichkeit des Kaiſerthums 
burdjgufegen, hegte er Boch feit Anfang 1849 die Hoffnung des Gelingens. Er rechnete Darauf, 
daß die Verfaflung ohne die bedenkliche Zugabe des fuspenfiven Vetos und allgemeinen Stimms 
rechts durchgehen und dann bei Preußen ein thätiged Entgegenkommen ſinden werde. „Wird das 
Baflgefrg“, äußerte er und damals, „in feiner confervativen Faſſung angenommen und die Erb⸗ 
lichteit wotirt, fo halte Ich Deutſchland fürgerettet.”” Unermüblid) war er in diefem Sinne thätig, 
im.&fub, auf der Tribime, in der Prefle und in perfönlichem und brieflihem Verkehr mit 
Staatsmãnnern der Einzelſtaaten. Auf der Tribüne iſt er bei der Oberhauptsfrage und beim 
Wahlgeſetz mit zwei Reden aufgetreten, bie zu den bedeutendſten gehören , was In biefen Debat- 
ten aus den Reihen der bundesſtaatlichen Partei hervorgegangen ift. . 

Mein eb kam anders, als ex gehofft; bie biöherige Majorität war aufgelöft, neue Com⸗ 
binationen Hatten ſich gebildet. Die erfriſchende und aufrichtende Hoffnung, durch die Annahme 
des Welcker ſchen Antrags vom 12. März die ganze Verfaſſung mit Einem Schlage durchzufetzen, 
ward zur ſchmerzlichen Täufhung für die erbkaiſerliche Partei; von neuem begann die mühes 
volle Verhandlung über das Einzelne, bis endlich mit knapper Mehrheit, und durch gewidtig 
Bugelänvniffe an die Demokratie erfauft, die bumbeöftnatliche Verfaflung mit dem Erbkaiſer 
geboren wars. Die Antwort des ermwählten Kalſers ift befannt; fie warf das kaum vollendete 
Werk und feine Träger in neue Berwirrung. Bon Berlin erft bedingt, dann unbedingt zurück⸗ 
gewieſen, in Brankfurt von der Demokratie mit Erbitterung angefochten und ſich mit Mühe noch 
revolutionãre Beſchluͤſſe abwehrend, vurchlebten die Erbkaiſerlichen alle Qualen und Mishand- 
Imgen, vie einer zwiichen zwei Extreme eingefeilten Mittelpartei widerfahren können. 

In dem Maße, als die Dinge fi fo unlösbar verwidelten, ſchwand bei B. die Hoffnung, 
in ver Paulskirche bie Berfaffung zu Ende zu bringen. Er hatte ſchon beim Welder’ihen An⸗ 
trage die Freunde dringend und nachdrücklich abgemahnt, durch Gonceffionen an vie Linke die 
Mehrheit zu gewinnen; die Verfaffung felbft, fowie fle geworden war, Hatte nur zum Tell 
feine Sympathie. Noch einmal, am 25. April, fprad er von ber Tribüne der National- 
verfammlung mit gewohnter Lebhaftigkeit gegen die Linke und ihre ſtürmiſchen Anträge, um 
dann vieſe Räume nicht wieder zu betreten. Drei Tage fpäter warb er ald Reichscommiſſar nad 
Berlin gefenvet, um bort für die Annahme der Verfaflung zu wirken. 5 

Sein Auftrag kreuzte fi} mit der unbebingten Ablehnung Preußens und mit der Aufldfung 
ver Kammer. B.'8 Inftruction hatte eben dahin gelautet, einmal auf die Annahme der Vers 
faffung zu dringen, dann die Regierung aufzufobern,, daß fie fi aller Anordnungen enthalten 
unÖge, Durch welche dem Volke die gefeglichen Mittel, feinen Willen kundzugeben, geſchmälert ober 
entzogen würben,, alfo namentlich die Stänbenerfammlung weber zu vertagen noch aufzulöfen. 
Es war natürlich , daß ihm zu Berlin der Beſcheid warb: beide Foderungen feien bereits erle⸗ 
digt. Nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge blieb dem Abgefandten des Reihsminifteriums 
nichts übrig, wie e8 bie andern Gommiffare gleichzeitig thaten, nad Frankfurt zurückzukeh⸗ 
ren. Allein B. fhlug einen andern Weg ein, ver ihm nad) feinem Ermeffen als der ſicherſte 

tur Erreichung des großen Ziels erſchien, der aber feinem Auftrage wie feiner Vollmacht widers 
ſyrach und felbft von den nachſtſtehenden Freunden gemisbllligt warb. Er blieb in Berlin; er 
nahm, wie damals im November 1848, die Verſicherungen der leitenden Staatdmänner ver— 
teauentvoll und gläubig entgegen und folgte mit Theilnahme den Verhandlungen mit Hannover 
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und Preußen, die eben jegt zum Abſchluß des Dreikoͤnigobündniſſes gepflogen wutven. Der 
. Wbgefandte ver Gentralgewalt, ver die Durchführung der Verfaffung erlangen jollte, näherte 
fi} den octroyirenden Regierungen und bereitete feinen Ubergang in ihr Lager vor. 2% 
Wer feinen Bang genau verfolgt Hatte, dem Eonnte freilich diefer Schritt nicht ganz uner⸗ 
wartet fein. Die Zeit, wo er mit dem, Zermalmen“ gedroht hatte, war-vorüber.: Die Rense 
Iution erfüllte ihn mit mehr Schreden ald vie Regierungen mit Mistrauen. Schon im Spät⸗ 
jahr 1848 Hatte er ven Freunden im Club erklärt, er fehe nichts Anſtößiges in ber Unterhand⸗ 
lung mit Ofterreich. Jetzt bot ſich ver Anlaß, auf gleihem Wege mit Preußen fih zu verſtändigen. 
Ehe er mit Bogt und Simon die Reichöverfaflung durchführen wollte, verband er jich lieber mit 
Radowig und Manteuffel. Ohne Zweifel ein politifger Itrthum, ver, lediglich nach dem Erfolg 
gemeffen, den Vorwurf inconfequenter Kurzfihtigkeit wol herausfodern mußte; aber ein Irr⸗ 
thum, ber ſich doch wieder aus feiner ganzen Art zu denken und zu urtheilen genügend exflärte. 
Zeigten nicht eben ſchon die Vorgänge in Dresden, in ver Pfalz, bald aud in Basen, welchen 
Weg man gebrängt warb, wenn man an der Hand der Demokratie die Reihöverfaffung durch⸗ 
führen wollte? Und ward nicht feit den erften Tagen des Mai die Nationalverfanmlung felbft, 
zum Theil wider Willen, in viefe revolutionären Gleiſe hereingevrängt? So mochte es ihm 
zugleich pofitifc und patriotiſch erſcheinen, lieber die eigenen Erklärungen von ehevem zu ver⸗ 
leugnen und die von den Regierungen bargebotene Hand raſch zu ergreifen. Der Entwurf der 
Verfaſſung, wie ihn die drei Regierungen vorlegien , war ohnedies viel mehr nad) feinem Sinne 
als ver in der Paulskirche befchloffene. Wir Haben ihn kurze Zeit nachher geſprochen und waren 
frappirt über den unverhohlenen Eifer, womit er der berliner Verfaffung vor der frankfarter 
den Vorzug gab. So entfchloß er fi, aus dem Parlament auszutreten und ſich offen an bie 
Bolitif der drei verbündeten Regierungen anzufließen. Am 19. Mai brachten die Zeitungen 
eine Erflärung von ihm an feine Wähler, worin dieſer Schritt motivirt war. „Nach meiner 
Anſicht“, hieß es darin, „fördern vie Beſchlüſſe der Nationalverfanmlung feit dem 4. Mai 
nicht mehr eine Einigung Deutſchlands, jondern den Bürgerkrieg, und ein Veharren auf dem 
betretenen Wege könnte, flatt zu einer einheitlichen Geftaltung eines ftarfen Baterlandes, im 
beften Falle nur noch dazu führen, daß Deutſchland in zweierlei Verfaffungen, in zweierlei 
Reichstage getheilt und geſchwächt würde. Ein foldes Ziel ift nie das meine geweſen. Ciner 
Verfammlung, welche nach meiner Überzeugung ein anderes Ziel als ein ſolches nicht mehr er⸗ 
reichen kann, glaube ih nicht mehr angehören zu bürfen; darum mein Austritt.” Auf vie 
"Frage, welcher Weg einzuſchlagen fei, gab vie Erklärung ven Beſcheid: „Wer von dem Grund» 
fage der Freiheit ausgeht, wird nicht beflreiten, daß die Nation auch jegt noch bie Freiheit habe, 
mit den Regierungen über die Neugeftaltung Deutſchlands einen Vertrag zu ſchließen. Bern 
die mächtigſten deutſchen Regierungen Das, was die Nationalverfammlung geboten, nicht anger 
nommen, folgt daraus, daß nun die Nation nicht annehmen foll, wad die Regierungen bieten? 
Sie dürfte e8 nur dann nicht annehmen, wenn es nicht den Hauptbebürfniffen ver Nation ents 
fpräde. Der Inhalt der darzubietenven Verfaffung wird alfo entſcheiden müſſen. Diefen In= 
halt foll eine Vertretung des vernünftigen Volkswillens prüfen und über Annahme oder Nicht: 
annahme nad) freiem Ermeſſen entſcheiden. Niemand wird behaupten können, daß dieſer Weg 
— der Weg des freien Vertrags — einer Nation nit würdig fei. Ein großer Vorzug diefes 
Weges ift aber unftreitig, daß, weil die mächtigften Regierungen ſich im voraus gebunden, an 
ihrer Uneinigfeit wenigflend over ihrem Widerftande die Einheit Deutſchlande nicht mehr ſchei— 

tern kann.” 

Es ließ ſich venfen , daß diefe Erklärung Auffehen und Wiverfpruc erregte. Daß bie de 
mofratifche Linfe Spott und Hohn auf den Ausgetretenen Häufte und feine frühern Erklärungen 
in eine bittere Parallele mit diefem neueften Schritt ftellte, war nur natürlich; aber auch bie 
Freunde waren miövergnügt über den jähen Übergang aus der Miſſion eined Reichscommiſſars 
zum Verfechter des Dreikduigsbundes. Wol konnte ed auch für fie fo fommen, daß, nachdem 
Alles gefgeitert war, Ihnen, um die Trümmer zu retten, nichts übrig blieb als der Verſuch, mit 
den oetroyirenden Negierungen zu geben; aber das war dann ber legte Schritt, nachdem alles 
Andere verſucht und mislungen war. Am präcifeften ſprach dieſe Misbilligung damald Dahl: 
mann aus, als im Kreife ver Gleichgefinnten die Frage des Austritts berathen warb. „Ich 
habe“, fagte er, „nicht die glänzende und voreilige Erwartung, wie fie B. feinen Wählern gegen: 
über auggebrüdt hat, und es hat mir beffen Erflärung auch deshalb leid gethan, weil biefer 
ehrenwerthe Mann nur Bertrauen und Vertrauen im Übermaße hat, wo Distrauen, und Bis: 
trauen ſelbſt im Übermaße, viel eher entſchuldbar iſt. Ich kann Vertrauen zu ven Gaben eines 
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Miniferiumd Brandenburg nicht Haben. Ich gehe jogar ſoweit, daß ich beforge, felbft feierliche 
Verſprechungen Eönnten zurüdgenommen werben. ben dies zu verhinbern, müfen wir zu= 
rũckbleiben. 

Die nächſten Ereigniſſe ſchienen B.’3 raſchem Schritt eine gewiſſe Rechtfertigung zu geben. 
Das Varlament, ſobald es einmal unter die ausſchließliche Leitung der Linken gekommen war, 
mußte die ſchmale Grenzlinie bald überfchreiten,, Die feine legten Beſchlüſſe noch von ven bewaff⸗ 
neten Widerftande trennten; mit der Revolution, wie je in Baden und ver Pfalz auftrat, foll- 
dariſch verbunden, ging es unter, bevor noch dieſe Revolution felbft ihren letzten Todeskampf 
ausgefochten. Noch vor Ende Juni war auch die Maſſe der erbkaiſerlichen Partei dabei ange⸗ 
langt, den Verſuch der Vereinbarung mit den Regierungen zu wagen. Was B. im Anfang 
Mai in Berlin gethan, dem folgten nun in reſignirter Stimmung die Freunde in Gotha. Mit 
lebhafter Genugthuung ſah B. dieſe Wendung: noch hegte er fein Mistrauen gegen die Re⸗ 
gierungen, ver Widerwille gegen bie revolutionäre Demokratie erfüllte feine ganze Seele. 

Der Reft feiner öffentlichen Thätigkeit Läpt jih in Eurzem zufammenfaffen: fie endete zu= 
glei) mit dem Scheitern aller der Hoffnungen, an deren Erfüllung er noch im Spätjahr 1849 
nit verzagt hatte. Im Brühjahr 1850 betrat er noch einmal kurze Zeit die altgewohnten 
Räume der badiſchen Kammer, um von da nach Erfurt zu gehen, wohin ihn ein preußifcher 
Wahlbezirk gefandt Hatte. Es waren die legten Momente feines reichbewegten parlamentarifhen 
Lebens. Dort im Martinöftift hörten wir noch einmal beredte Worte von feinen Lippen fließen, 
wie zu Frankfurt, von Beifall feiner Freunde, vom tobenden Lärm der Gegner unterbrochen. 
Aber die Gegner waren andere geworben; nicht mit Karl Vogt, fondern mit Stahl mußte er 
diesmal eine Lanze brechen, nicht die Nebner vom Donneröberg, fondern Herr v. Bismarf- 
Schönhaufen übernahm es hier, den abgetretenen Wig vom „Geftaltenfehen “ noch einmal 
auf die Tribüne zu bringen. B. felber hatte die frühere Zuverſicht des Gelingens verloren; in 
einigen Aufjägen,, die er damals an Die „Deutſche Zeitung ” fandte, verbarg er nit mehr, daß 
das Vertrauen, womit er ein Jahr zuvor ven Leitern ber preußiſchen Politik entgegengefommen 
war, tief erfhüttert fei. Wie die meiften Freunde ſchied er von Erfurt mit Halb vereitelten 
Hoffnungen. 

Seine politifche Laufbahn war damit geſchloſſen. Den badiſchen Landtag, der ſich im Herbſt 
1850 wieder verfammelte, konnte er nicht mehr beſuchen; nad} deſſen Schluß im Jahre 1851 
legte er bie feit zehn Jahren mit Ehren behauptete Stelle nieder. Seine Geſundheit hatte ebenfo 
lange auögehalten, als die Hoffnungen auf eine Löſung der veutfchen Dinge friſch geblieben 
waren ; wie Diefe verwelkten, brad) auch fein £örperliches Wohlfein zufammen. Schon vor 1848 
war er vielfach leivend gewefen; feine nicht ſtark organifirte Natur hatte vie Rückwirkung ange⸗ 
firengter Arbeiten und fortwährender Aufregungen bereit damals empfunden; es war ihm 
aber gelungen, durch die Spannung, welde die Zeit den Einzelnen gab, die Anwandlungen der 
Schwäche niederzuhalten. Nun kamen bie ſtürmiſchen Zeiten von 1848: der jähe Wechſel zwiſchen 
den kühnſten Hoffnungenund bitterer Enttäufhung, zwiſchen ftolgem Gelingen und troftlofem Unz 
terliegen, die Tage des raſchen Umſchwungs von Zuverſicht zu ſchwerer Sorge, von populärer 
Huldigung zu wilden Haſſe aufgeregter Maffen. Auch für eine ftärker angelegte Natur als 
die feine war dies eine furchtbare Probe; wie mande Eräftige Natur ift unter den erſchüttern⸗ 
den Schlägen biefer Tage erlegen! Ihn hielt die Arbeit, die Leidenſchaft, die Hoffnung aufrecht; 
aber der Tag mußte kommen, wo biefe Stügen ihren Dienft verfagten. Noch während der letz⸗ 
ten Agonien ver bundeöftaatlihen Sache ftellte ſich das alte übel in ſchlimmerer Geftalt ein; es 
kam ein hartnädiges Augenleiven , dad den regfamen, arbeitgewohnten Mann zur traurigjten 
Paſſtvitãt verurtheilte. Es ward nichts verfäunt, durch ärztliche Behandlung, Brunnencuren 
und Seebãder dem Übel zu fleuern, aber alle Bemühungen blieben ohne nachhaltigen Erfolg. 
Es ſtellte ſich vielmehr immer deutlicher die nieverfhlagende Wahrnehmung heraus, daß dad 
Örtliche Leiden nur ein Symptom der allgemeinen Zerrüttung feiner Gefunbheit fei. Noch blieb 
er zwar geiflig Iebenbig und nahm Theil an allen ven Dingen, die den bedeutendſten Theil feines 
Lebens ausgefüllt Hatten; allein felbft ein Eurzes Geſpräch mit einigen Freunden Eonnte ihn fo 
angreifen ‚ daß er außer Stande war es fortzufegen. Was er in einem jahrelangen Zuftand 
fo aufreibender Art Alles gelitten hat, läßt ſich [mer beſchreiben; es rechtfertigt nicht, aber 
es erklärt ben verzweifelten Entfchluß, ihm gemaltfam ein Ziel zu fegen. Am 29. Juli 1855, 
nachdem eben feine greifen Ältern bie funfzigiägrige Jubelfeler ihrer Bereinigung im großen 
Kreife der Angehörigen gefeiert hatten, machte er durch einen Piſtolenſchuß feinem ſchwergeprüf⸗ 
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ten Leben ein Ende. Die Section wies aus, daß eine Misbildung der Leber eingetreten war, 
die in den meiſten Fällen ſchwere, unheilbare Melancholle nach ſich zu ziehen pflegt.2) 

Mit ihm ging ein Repräſentant unſers Mittelſtandes zu Grabe, wie Deutſchland deren 
nicht viele aufzuzaͤhlen hat. Aus nicht ungewoͤhnlichen Verhältniſſen herausgewachſen, das 
Meiſte eigener Geiſtesarbeit und eigenen Studien verdankend, nicht aus der Stube und aus dem 
Kathever ſondern im öffentlichen Leben zu einer hervorragenden politiſchen Thaͤtigkeit heranz 
gebildet, focht er bis 1848 rühriger und Eraftvoller als die Meiften aus unferm Bürgerthum 
unter den Fahnen veutjcher Freiheit und Einheit; feit 1848 nahm er wieber leivenichaftlicher 
und tapferer als die Meiften an dem Kampfe Theil, ven die Sache der Reform gegen die Mevo= 
Intion zu führen Hatte. Die ganze Situation machte diefen Kampf von vornherein zu einem 
tragifchen und fruchtloſen, und fein eigenes Leben hat dies Schickſal gewiſſermaßen individuali⸗ 
firt. Die Schwächen und Irrthümer treten darin fo deutlich heraus wie die glänzenden und 
guten Seiten. Jetzt, wo die Leidenſchaften gekühlt find, muß eine unbefangene Beurtheilung 
zugeftehen, daß feine Feinde beider Extreme in dem Schlimmften, was fie ihm nachgeſagt, ſich 
geirrt Haben. Die Männer ver Reaction, vie ihn früher gern mol ald Jafobiner fhilderten, 
mußten einräumen, daß er für fittlihe und bürgerliche Orbnung, für Gefeg und Recht, für 
den Segen eines friedlichen Gedeihens jeder Zeit offenen und warmen Sinn gehabt hat: und 
den Gegnern von ber Linken gegenüber, die ihn gern als einen der bitterften „ Volksfeinde“ an= 
klagten, bleiben wir der feften Meinung , daf er für die Breiheit und die Größe des Vaterlandes 
fo warm und tief empfunden hat wie Irgendeiner von ihnen. Herb und fhonungslos über ihn 
zu urtheilen, dies Necht räumen wir mur Dem ein, der von ſich mit Wahrheit fagen kann, er fei 
in jenen ſchweren Tagen jederzeit frei von Irrthum geweſen. 2. Häuffer. 

Baftille, ein zumal durch feine Erſtürmung (am 14. Juli 1789) und gleich darauf ge- 
folgte Zerftörung hiſtoriſch wie politiſch merkwürdig gemorbenes feſtes Schloß und Staats: 
gefängnif in Baris. Vom Jahre 1369 bis zum Jahre 1383, unter ven Königen Karl V. und 
VI. in Frankreich, dauerte der Bau biejer gegen die gefürchteten Engländer errichteten Veſte. 
Hugues Aubriot Hieß ihr Baumeiſter. Krühe.murde fie zugleich als Staatsgefängniß gebraudit, 
und fhon Aubriot felbft wurde darin wegen Religiondmeinungen eingefperrt. Mit den Kort- 
ſchritten der Despotie mehrten ſich aber die Einferferungen und verſchlangen die acht Thürme 
der Baftille eine fortwährend fleigende Zahl von Opfern der Willfürherrfchaft, mitunter aber 
aud) der Bamilientyrannel, welcher jene willfährig den Arm lieh. Denn in der Regel nicht durch 
Urtheil und Recht und wegen wirklicher Verbrechen, fondern durch den unmotivirten Macht- 
ſpruch des Königs ober feiner Minifter (lettres de cachet) und wegen bloßen Misfallens oder 
bo8hafter Berbächtigung, wegen verhaßter religidfer Lehre, infolge ſchlechter Hofinttiguen ober 
torannifcher Laune, mußten ohne Unterſchied Unſchuldige mie Schulvige, rechtſchaffene Männer, 
geachtete Familienväter wie Sünder oder Abenteurer, oft hochverdiente, tugenphafte, dem Bater- 
lande theure Bürger fi plöglich verdammt fehen zum Kerfergrab, deſſen Thore dann nur durch 
diefelbe Willkür, welde dad Opfer Hineinftieß, fi ihm zur Erlöfung wieder aufthaten. Kür 
gar Viele aber ſchlug die Stunde ver Erlöfung nie. Miele, deren Rache die Henker fürdteten 
oder deren wohlbegründete Anſprüche man fcyeute, over bie ein gefährliche Geheimniß kannten, 
hielt man abſichtlich verfchloffen ihr Lebenlang; Vielen widerfuhr foldes blos aus Vergeflen- 
heit, ober weil ihr Flehen um Befreiung, von Feindes Bosheit unterbrüdt, zu feinem befreun⸗ 
beten Ohr ober zu feiner hülfreihen Hand gelangte. Zu den Dualen ber Freiheitöberaubung 
und der beängſtigenden Unwiffenheit über deren Dauer, ja oft über deren Urſache, gefelften ſich 
noch jene der willfürlichften, meift harten, oft tyrannifchen Behandlung und die fhon aus der 
Beſchaffenheit der meiften Kerker hervorgehenden Leiden. Theils graufame Vernacläſſigung, 
theils eigens erfinderifche Boshelt machten diefelben durch Unreinlichfeit, durch Mangel an Licht 
und Luft und an den nothwendigſten Bequemlickeiten, felbft durch Verweigerung bed Kleider- 


2) Das nur biefer Kranfpeit fein Tod zuzurechnen war, dieſes kounten die Freunde, bie den treff⸗ 
lichen Mann in bem legten Jahre feines unfaglich peinlichen Leidens beobachteten, am beſten daran ers 
tennen, daß er zwar Über andere Dinge geiftesfrei urtheilen fonnte, nur nicht in Beziehung auf feine 
Kranfheit und was damit zuſammenhing. Im biefer Beziehung ergriffen und beherrfchten ihn, wenig⸗ 
fens vorübergehend, die extvemfien, unbegreiflichfien Borftellungen und Entfchlüffe, die fein Seelen⸗ 
Tunbiger frei und fein eigen ober ihm zuredjenbar nennen durfte. Hier beherrfchten ihn wahrhaft fire 
Ideen. Auch ergab fich bei ber Section nach der Mittheilung eines fehr erfaßrenen und hochgeachteten 
greifen Arztes gerade diejenige Leberfranfheit, die vorzugsmeife verhängnißvolle Todesgedanken Irst 
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wechſels, der Feuerung u. |. m. zu Wohnungen des Grauſens; aber viele waren ſchon durch ihre 
Bauart (ald unterirdiſche, feuchte, grabähnliche Behältnifſe, die man eigens cachots nannte, 
oder als eiferne Käfige) zu wahren Marterfammern beftimmt und, der Kenntnißnahme aller 
Welt entrüct, zur entjeglichften Befriedigung fatantfher Rachfucht dienend. Ein ſchaudervolles 
Beifpiel davon waren fehon die unglücklichen und unjhuldigen Prinzen von Armagnac, welche 
ber Tyrann Ludwig XI. in ſolchen unterirdiſchen Kerkern vergeftalt peinigte, daß die nad) feinem 
Tode daräber erhobene Klage der Geyeinigten (1483) die Bruft des Leſers mit Entfegen füllt. 
Richt immer freilich tobte dieſelbe Tyrannenluft. Unter guten Königen, wie Ludwig XII. und 
Heinrich IV. konnte die Unſchuld ruhiger fein; doch fehlt es felbft unter ihnen an Beifpielen des 
Gewaltmisbrauchs nicht. Aber in furchtbarer Größe erſcheint ihre Zahl unter ven langwierigen 
Regierungen Ludwig's XIV. und Ludwig's XV., wiewol der Schleier des Geheimnifles den 
größten Theil der durch fie oder durch ihre Diinifter verorbneten Einferferungen deckt. Denn 
was und einige Dulder, wie de Gourville, de Buffi-:Rabutin, Madame de la Rivere und etwas 
ſpaͤter der geiftuolle Linguet von ihren Leben erzählen, ift nur Stückwerk. Ebenfo enthalten bie 
von zwei Ungenannten in ben Jahren 1774 und 1784 herausgegebenen „Römarques histori- 
ques et anecdotes sur le chäteau de la bastille‘ und „M&moires de la bastille sous le regnes 
de Louis XIV, XV et XVI“ wol inteteflante Einzelheiten, aber feine vollftänvige Darftellung; 
und aud die nad) Erſtürmung der Baftille aus den angeblich in ihren Mauern gefundenen Bas 
pieren, theils Actenftücken, theils Aufihreibungen der Gefangenen, zufammengetragenen Denk⸗ 
wäürbigfeiten (wovon fon 1789 eine Sammlung veranftaltet und in einer Überfegung unter 
bem Titel „Beiträge zur Geſchichte ver Baftille” bei Barrentrapp und Wenner in Frankfurt 
erſchienen ift) find lüdenhaft und vielfach unbefriedigend. Indeſſen ift, was wir wiffen, jeven= 
alle hinreichend, und mit Abſcheu, ja mit Entfegen zu erfüllen und die verlorme, ſchmachvolle 
Rage der franzöfifchen Nation in ver der Revolution vorangegangenen Zeit und eindringlid vor 
Augen zu ftellen. Denn was man aud) von der vergleihungsmeis nur geringen Zahl ver Opfer 
fage, die gewöhnlich und insbeſondere im Augenblid ihrer Erſtürmung in der Baftille ſchmach—⸗ 
teten: ihre Kerkergräber drohten darum nicht minder Allen, welche bie Ungnabe eines Miniſters 
ober eines Höflings fich zugezogen , oder von deren Verderben ein Hochſtehender oder Einfluß- 
teiher einen Gewinn für ſich oder für einen Günftling erwartete ; Allen zumal, welche durch frei= 
finnige Rede over Schrift die Privllegirten oder die Sünder zu Beleibigen wagten. Und mitunter 
ſtieg die Zahl der Eingeferferten gleichwol fo hoc, daß man, um Raum für die neuen Ankömm⸗ 
linge zu gewinnen, bie ältern Gefangenen in andere der Baftile ähnliche Kerker brachte. Denn 
noch in verfchledenen Provinzen gab e8 dergleichen Zwinger: oder Marterhölen; nur war bie 
Baſtille unter ihnen die berüchtigtfte und — weil allernächſt ver Hauptftabt und ihrer Hof: und 
Schriftftellerwelt drohend — bie gefürchtetſte. Daher war natürlih, daß das im Jahre 1789 
zu Freiheitsgedanken erwachte franzoͤſiſche Vol die erfte Außerung feiner entfeffelten Kraft ge= 
gen dieſe Baftille richtete und dad verhaßte Gebäude, nachdem deſſen Erflürmung ihm wunder⸗ 
ähnlich geglüct hatte (14. Juli), im patriotiſchem Jubel nieverriß. Diefe That war allerdings 
nit nad) den Geſetzen; aber, ſowie die Erhebung im Juli 1830, fo wurde auch fie durch den 
heldenmüthtg erftrittenen Exfolg gerechtfertigt; ja felbft durch alle einheimifchen Autoritäten 
als eine nit nur unfträfliche, fondern ums Nationalwohl Höchft vervienftliche anerkannt, durch 
die Stimme des Volkes aber und der Öffentlichen Meinung in ganz Europa begeiftert bis zu ven 
Sternen erhoben. Auch if ar und fann nur von den Übertriebenften Männern der Reaction 
geleugnet werben, dab an Volfserhebungen in ven Momenten verhängnißreicher Krifen ver 
Maßſtab des firengen äußern Rechts nicht gelegt werben darf, ober daß wenigftend nit er, fon= 
dern nur Anlaß und Zweck, Geift und Erfolg, überhaupt der gefammte politife und moralifche 
Sharakter derſelben für ihre Würdigung entſcheidend find. Genug! Die Weltgeſchichte hat vie 
Erftürmung ber Baſtille als den erften großen Act ber in ihren Anfängen glanz- und hoffnungs⸗ 
zeichen, doch freilich allzu bald verbüfterten und entftellten Revolution in die Lichtfeite ihres 
Buches eingetragen. Rotteck. 

Banbehörden, ſ. Bauweſen. 

„Bauer, Bauernſtand. (GGeſchichte und Rechtszuſtand der deutſchen Bauern.) 
1. Über ven Begriff und die allgemeine Lage des Bauernſtandes. Bauern find 
nad) dem Wortfinn und nad) dem allgemeinften Begriff Diejenigen, welche fih mit dem Bauen 
des Landes befhäftigen. In einem gewöhnlichen engern Sinne befaßt man unter dieſem Wort 
zugleich auf Das, daß die Bauern Eigenthümer oder wenigſtens dinglich berechtigte Befiger 
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des Landes ſind, welches fie bauen. Wir Deutfche kennen Gottlob jept im Allgemeinen nur freie 
grundbeiigende Bauern, weder Sklaven, wie noch in Nordamerika, und Leibeigene, noch auch 
allgemeine Bächterwirthfchaft, wie großentheils in Italien. 

Schon unmittelbar an die Beſchäftigung und an den Grundbeilg (an den volfäwirthfcafts 
lichen Begriff des Bauern) Fnüpfen ji bedeutende natürliche Eigenthümlichfeiten der Bauern. 
Die Feftigfeit und Unbeweglichkeit von Grund und Boden, die Abhängigkeit der Ernten und 
der Midernten, des Glücks und Unglücks feiner Bebauer vom Himmel, von feinen feften Ge⸗ 
fegen wie von feinen vorübergehenden Erfpeinungen geben ven Charakter des Landbauers zu⸗ 
glei etwas Feſtes und etwas Religidfes, Anhänglichkeit und Treue für das Beſtehende oder 
etwas Eonfervatived. Die im Vergleich zu den höhern und zu den gewerblichen und Handels 
beftrebungen einfachere, Eunftlofere, zum Theil rohere Thätigkeit geben ihm etwas Unaufgeklär⸗ 
tere, etwas Cinfacheres, Noheres, Schwerfälligered. Sie geben ihm auch etwas mehr Leicht- 
gläubigkeit und aud mehr gutmüthiges Vertrauen, fofern letzteres nicht zu fehr durch die 
vielfahen Unterprüdungen und Übervortheilungen von Seiten der höhern geiſt- und weltlichen 
Stände zerftört ift. Die größere Feſtigkeit und Unabhängigkeit des Grundbeſitzes, die Sicher⸗ 
heit auch In der Ausübung des praktiſch erlernten Berufes, wobei der Arbeiter ohne eigentliche 
(qualitative) Theilung der Arbeit das ganze Geſchäft ausübt, und auch nicht wie der Bürger: 
fand vielerlei Geſchäfte treibt — dieſes Alles gibt. der Haltung des Bauern etwas Feſtes, Bera- 
des, Männlices. 

Die eigenthümliche Beſchäftigung des Bauern in Verbindung mit feinem feften Grunpbefig 
werben zugleich je nad den ſocialen (rein geſellſchaftlichen) und je nach ven politifchen (oder ſtaat⸗ 
lihen und gemeindlichen) Berhältniffen eine wichtige Grundlage der Standeöverhältniffe. Bei 
Bölfern, welche ganz überwiegend vom Landbau leben, wie bie alten Germanen, wird der Grund⸗ 
eigenthum befigende Bauer ber eigentliche Staatöbürger, und nur der Staatsbürger konnte hier das 
Grundeigenthum befigen. Die germanifihen Staatöbürger und ihre regierenden Volksverſamm⸗ 
lungen nannten fich noch in fpäten Zeiten (f. Adel [Altgermanifcher], 1, 229 fg.) die Bauern 
oder die Bonden. Sie bildeten, da alle auch am Kriegs- und Staatsgeſchäft Theil nahmen und 
da auch Gewerbe und Handel noch nicht zu befondern Lebensgeſchäften ausgebildet waren, den ein= 
zigen, jedenfalls den Höchften Stand der Staatsbürger, in welchem noch die Kürften und die Bes 
amten und unter welchem vie güterlofen Hinterfaflen, Leibeigenen und Freigelaſſenen ftanven. 
Je mehr in einzelnen deutſchen Gegenden und Gemeinden die altveutfchen Orundverhältnifle noch 
in ver Wirklichkeit und in dem Volksbewußtſein übriggeblieben waren, umfomehr trugen bie 
grundeigenthumbeſitzenden Gemeinbebürger, und vollends die Bollbefiger und Vollbürger, ober 
die Vollbauern, die, welche mit Pferden oder mit vier Pferven fahren, ven Namen „vie Bauern’ 
als Ehrennamen, oft gleichbedeutend mit „Herren“, im Gegenfag der armen und Eleinen Leute, 
der Knete, der Halbbauern, der Tagelöhner und Miethsleute. In der feudaliftifchen despoti⸗ 
fen Unterdrũckung eine größern THeils der alten freien Grundbefiger durch die neuen Feu⸗ 
dalherren, weldhe jene Grundbeſitzer zu Hinterfaflen und Leibeigenen machten, ihre Breiheit des 
Grundeigenthums, ihre Wehrmannd- und ſtaatsbürgerlichen Rechte für ſich allein in Anſpruch 
nahmen, blieb ihnen nur die Beihäftigung mit dem Aderbau. Diefe Beihäftigung bürbeten 
ihnen die feubaliftifchen Güterbefiger, die durch die Erblichkeit ihrer Feudalrechte ver Erbadel⸗ 
fland wurden, jegt ausſchließlich auf. So bilbete ſich fogar im Mittelalter zum Teil der falfche 
Begriff, Bauern feien nur Diejenigen, welde ald Gutsbauern, Colonen, Pächter, Leibeigene 
oder Tagelöhner fremdes Grunbeigenthum bebauten. Und man ſchämte ſich nicht, das freilich 
factiſch vielfach vorherrſchende Unrecht, welches indeß in Deutſchland nie fo allgemein wurde wie 
in mehren tomanijchen Ländern, als den allgemeinen Rechtsgrundſatz und ald die juriſtiſche 
Borausannahme (Bräfumtion) Hinzuftellen. So entftanden in Frankreich wie in Deutſchland 
die verãchtlichen Begriffe von ven Bauern (Roturiers), fo die falſchen Rechtsregeln: nulle terre 
sans seigneur, und die Annahme, daß mit dem Wort Bauer fletd der Begriff von Unfreiheit 
und Hinterfäffigkeit, oder Abhängigkeit von guts- und ſchutzherrlichen (patrimontalen) Ober: 
eigenthumsrechten zu verbinden, und daß überall das Wenigfte von Freiheit: und Eigenthums⸗ 
testen für deutſche Bauern anzunehmen fei, Theorien, bei welchen man nicht weiß, ob man 
mehr ihre Keckheit bewundern ober ihre nur allzu lange Herrſchaft und ihre nur allzu traurigen 
Wirkungen beklagen foll. 

Seitdem ſich indeffen mitten in ver Gährung und In der Miſchung altgermanifcher und feus 
daler Geſellſchaftsverhaltniſſe durch die entſtehende ftäntifhe, gewerbliche und Handelscultut 
eine neue ſociale und bald auch politiſche Standeabtheilung bildete, unterſchied man neben dem 
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Geiſtlichen⸗ dem Adel⸗ und dem Bürgerftande ald vierten Stand den Bauernfland. Diefer 
Stand unfaßte, wie unfer allgemeinfter Begriff, alle Diejenigen, welde die eigene Betreibung 
der Landbaugeſchäfte zu ihrem perſönlichen Lebensberufe ergriffen Hatten, ohne Rückficht auf 
ihre Eigenthums⸗ und ſtaatsbürgerlichen Nechte. Diefes bildet auch heute noch in einem mwei- 
tern Sinne ven Bauernftand, obgleich in ber neuern Zeit in Beziehung anf die brei erſten Stände 
und ebenfo aud) in dem Bauernſtande bedeutende Veränderungen eintraten. Alles faftenmäfig 
Geſchloſſene ver Stände fiel immer mehr weg. Die Hinterfäffigfeit und die Leibeigenſchaft veutz 
ſcher Bauern wurbe in Deutſchland überall aufgehoben, und wir beitgen jegt übernlf eine große 
Anzahl freier bäuerliher Grumdeigenthümer, welche durch die Aufhebung der Zehnten und an: 
derer Örundlaften und durch die Hohen Getreibepreife ſehr wohlſtehend geworben find. Bäuer: 
liche Tagelöhner, die Fein eigenes Grundeigenthum befigen, fönnen zwar nad ven ſtaatsbürger⸗ 
lichen und Gemeindegefegen, auch abgefehen von der vortheilhaftern Stellung der Grundeigen⸗ 
thümer, denfelben nachgefegt fein. Doc find fie von flaat#bürgerlihen und Gemeinderechten 
nit ganz ausgeſchloſſen, ebenfo wenig auch aus dem Begriff des Bauernftandes. Ausgefchloffen 
dagegen vom Begriff des Bauernftandes find diejenigen Gutsbefitzer, die nicht felbft perfönlic 
die Landbaugefchäfte treiben, wie die vornehmern Gutöbeilger aller Art, z. B. auch die Geiſt- 
lien und die Beamten, ober Andere, welche Güter von Anbern bearbeiten laflen, wie z. B. ſtu⸗ 
dirte Dfonomen und Diejenigen, welche Güter nur als Waare zum Verkauf erwerben. Diefe ge: 
hören mehr zu den Gewerb⸗ und Handeltreibenden. Stadtbürger Dagegen, welche ſelbſtländliches 
Grundeigenthum bebauen, gehören wenigftens theilweife zum Bauernftand. Des ganzen Bauern: 
ſtandes wahrer Kern aber, den Bauernftand im engern Sinn, bilden die auch ländlich wohnen: 
ben nittlern und Eleinern Orundeigenthümer, welche felbft perſoͤnlich das Landbaugeſchäft trei= 
ben. Sie vorzüglich bilden den Stand, welden vollends Heutzutage ver Patriot nur mit Freude 
und Hoffnung betrachten kann, den Stand, welcher bei unferer fleigenden Eultur, bei Verbrei—⸗ 
tung der freien und landſtändiſchen und Gemeinderechte, ſowie ver Sffentlihen und Schwurge⸗ 
richte und mit der Verbreitung rationelle Landwirthſchaft auch der iandwirthſchaftlichen Ver: 
eine, welder endlich bei feinem fleigenden Wohlftand zwar immer mehr an der edlern Bildung 
der Nation Theil nimmt, dennod aber durch feine gefunden natürlichen Berhältniffe mehr als 
andere Stände gegen die Gefahren und Verberbniffe unferer modernen Givilifation gefichert 
fgeint, und deſſen Eigenthümlichkeiten auch die Politik, insbeſondere die Polizei wohl berüdfich= 
tigen und fchonen follte. Mit doppelter Freude und Hoffnung darf der fonft fo vielfach nieder⸗ 
‚gebeugte deutſche Patriot auf das fleigende Wohl dieſes Standes feine Blicke richten, da in 
Deutſchland, welches nie von Fremden erobert wurde, eine ungleich größere Anzahl bäuerlicher 
Eigenthiimer ſich rettete ober wiederhergeſtellt ward al8 faft in allen andern europäifchen Län: 
bern, und da die Wieverherftellung Ihrer völligen perfönlihen und Eigenthumsfreiheit durch 
feine fo gefährliche und vielfach unheilvolle Revolution erworben wurbe wie in Frankreich. 

U. Zur Geſchichte des deutſchen Bauernflandes. In Beziehung auf die erfte 
Beriode, oder die Zeitderaltgermanifgen freien Nationalverfaffungen, 
ergibt fich für den deutſchen Bauernftand gerade das Gegentheil von jenen oben berührten, dem 
fpätern Feudalismus entnommenen ungünftigen Borftellungen, Begriffen und Rechtsvermuthun⸗ 
gen. Diefes haben ſchon die Art. Abmeierung, Adel (Altgermanifder) und Mlodium er- 
tiefen. Auf eine fehr erfreuliche Weife wurden die im „Staats-Lexikon“ entwidelten Grund: 
anſichten über die Grundverhältniffe ver altgermanifchen Völker und namentlich in Beziehung 
auf ihr Landeigenthum neuerlich beftätigt durch bie vortrefflihen gründlichen Unterfuhungen 
von &. 2. v. Maurer. 1) Es iſt hiernach unbeftreitbar, daß die altgermanifhen Völker in ihren 
genoſſenſchaftlichen Beiigergreifungen, Bertheilungen des Baulandes und in ihren Nutzungs⸗ 
testen am Gemeindeland, mit andern Worten, daß fie in ihrer Marfenverfaffung, ebenfo wie in 
ihrem volitiſch⸗militäriſchen Bereinsmwefen, in ihren Hundertfehaften oder Grafſchaftsvereinen, 
den Grundſatz der Gleichheit aller freien Genoffen durchführten, ohne daß irgendeine Spur ade: 
liger Bevorrechtungen fid irgendwo auffinben ließe. Die Markgenoſſenſchaft bildete früher zu: 
gleidy die Gemeinde, und fle war die Gemeinſchaft gleichberechtigter Genoſſen, deren Geſammtheit 
einen gereiffen gegen außen abgegrenzten Raum inne hatte. @in Theil viefes Raums wurde dem 
Sonderbefig und Eigenthum der einzelnen Genoſſen oder Gemeindeglieder überlaffen, fein Haus 
und Hof (curtis, mansus) nebft den eigenthümlichen Grundſtücken. Diefe zufanmen war fein 


1) „Einleitung zur Geſchichte der Marks, Hof:, Dorfs und Stadtverfaflung und der öffentlichen 
Gewalt‘ (Münden 1854) und „Gefchichte der Markenverfaſſungen Deutfchlands” (Erlangen 1956). 
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2008, fein Geſammtloos, fein Losgut, fein Saalland, feine Habe, fein Erb und Eigen. Der an- 
dere, früher ſtets der größere Theil, blieb für Alle zum gemeinjamen ebenfalld nach dem Grund: 
ſatz der Gleichheit und nad; gemeinfamen Markgeſetzen geregelten Gebrauche übrig. Diefes un= 
vertheilte Land, „wohin nicht Senfe und Pflug geht‘, dad Gemeinveland, Allmend, bezeichneten 
wol die Worte „Wald, Weide und Haide, Wafler, Wege und Stege’. In Alpenländern, wo 
fich oft die uralten Markenverfaffungen bis zum heutigen Tag erhielten, gehörten dahin auch 
gewoͤhnlich die Alpen. Es wohnte dabei nıeift, ſowie noch jetzt in vielen Gegenden Deutſchlaude, 
4. B. in den Ländern der riefen und der Weftfalen, in Hannoyer, im Schwarzwald, jeder 
Grundbeſitzer in Mitte feiner umgrenzten Befigung und überſchaute fo und bewirthſchaftete ſiche⸗ 
ter und leichter das Ganze. Neben ihnen wohnten in ihrem Schug oftmals beſiegte Ureinwohner 
des Landes, die Liten, Laten oder Leute, auf den ihnen unter beflimmter Abgabenpflicht belaſſe— 
nen Ländereien. Es waren aljo vie felbftändigen Bamilienväter, welche das Bamiliengut be= 
fagen und alg folde zugleich an ver Beftimmung aller gefellfhaftlihen Angelegenheiten in ven 
öffentlichen Berfammlungen und Gerichten theilnahmen, ebenfo wie bie alten freien Römer 
zugleih Mitregenten des Staats und Landbauer. So ehrenvoll alfo erfheint in der germa= 
niſchen Urzeit, namentli nah Tacitus, nad den alten Volksgeſetzen und nad den älteften 
Urkunden von den norbifchen Germanen das Verhältniß der deutſchen Landbauer, und ſchon die 
höchſt zahlreichen Landwehrheere, die Hunderttauſende freier Landwehrmänner, die oft ein ein= 
zelner Volksſtamm aufftellte, beweifen, da in ihnen nur die freien Mitglieder ver Bolfögenoflen- 
haft, nie die befiegten und gar nicht mehr waffenfähigen Kiten ftritten, daß Diejenigen Recht 
hoben, melde die Zahl ver legtern als verhältnigmäßig gering annehmen. 

In der zweiten Periode aber, oder in ver Periode des rohen despotiſchen 
Feudalismus und Fauſtrechts feit ver Gründung der großen Eroberungsreiche, riſſen 
die Könige, die Beamten und die Gefolgsleute der Könige und bie Geiſtlichen, und mer fonft 
fauftrehtlihe Madt und Gewalt zu erlangen wußte, einerfeitd auf die in ven Art. Adel 
(Altgermanifer) und Alodium und Feudum (I, 255 und 446 fg.) angegebene Weife große 
Gütermaſſen an fih. Sie oder der rechtloſe Zuftand zwangen viele Tanfende Fleinerer freier 
Güterbefiger, ihnen ihr Eigenthum oder doc ein fogenanntes Obereigenthum an demfelber 
oder wenigftend eine Privatfchuggemalt darüber abzutreten, und fomit entweder ihre Liten oder 
doch ihre Hinterfäfjigen Schüglinge, ihre Lehnd- und Dienftleute, ihre Golonen, ihre Patrimo= 
nial: und Gutöbauern, ihre Erb⸗ und Zeitpächter zu werben. Sie nahmen von den Römern die 
verfönlihe und Hausfflaverei ober die eigentliche Leibeigenſchaft an, verjcplimmerten nah Will- 
für die Lage der alten Liten und machten vorzüglich auch als Befleger flareifcher oder wendiſchert 
Stämme das Nechtöverbältniß derfelben oft drückend hart. Andererſeits aber wußten fie zu= 
gleich die kaiſerlichen Regierungs- und die Eaiferlihen und die genoſſenſchaftlichen Amtsrechte 
über Freie und über ihre Hinterfaffen an ſich zu reißen, für ihre Familien erblich zu machen und 
mit ihren privaten Gutö=, Lehns- und Herrſchaftsrechten zu verbinden und zu vermiſchen. So 
entfland denn durch die tauſendfach verſchiedenen neuen befondern Berhältniffe und Verträge 
in ben verſchiedenen Orten, Gegenven und Zeiten neben den Reften der alten Einrichtungen eine 
fo bunte Mufterfarte tauſendfach verſchiedener Nechtöverhältmiffe, Abgaben und Dienftpflichten 
der Güter und ihrer Befiger, daß felbft die begeiftertiten Freunde der Mannidfaltigfeiten und 
Sonverthümlikeiten in der geſellſchaftlichen Cinrichtung daburd befriedigt werden müffen, 
und daß viele Drudfeiten nicht ausreichen würden, aud) nur die Namen der Güter und insbes 
fondere die Namen ver Abgaben und Laften der Bauern zu fhildern. Der allgemeinfte Grund 
indeß, warum fo viele Eleinere Landbeſitzer diefe Schmach duldeten, war ihr Streben, fid dem 
misbrauchten läftigen Landwehr: oder Kriegäbienft zu entziehen, und das allgemeinfte fauftredht= 
liche Dittel beftand in der immer mehr vergrößerten feudalen Kriegögewalt der Herren, womit 
fie für ihre jegt wehrlofen Hinterfaflen ven öffentlihen Kriegsdienſt übernahmen. Hierneben 
erhielten ſich indeſſen vielfach) alte freiere Berhältniffe. Ein allgemeiner Begriff von Bauer läßt 
fich in dieſem chaotiſchen Zuftande gar nicht aufftellen, und daſſeibe Inteinifche oder deutſche Wort 
bezeichnet in den verſchiedenen Gegenden, Zeiten und Urkunden ganz verichiedene, ja entgegen- 
geſetzte Verhältnifle ver Landbeſitzer und Landbewohner. 

Etwas befler und fefter und beflimmter geflalteten ſich die Verhältniſſe in der pritten Pe— 
tiode, in der Zeit des theokratiſch gemilderten und des geordneten Feuda— 
Tiömns, ungefähr vom 11.— 15. Jahrhundert. Durch die Ausbildung der neuen Stände, 
des geiftlichen und weltlichen Hohen und niedern Adels, an welden legtern mit den Minifterialen 
auch die Doctoren der fremden Rechte, überhaupt die ſtudirten Beamten ſich anfchloflen. und end⸗ 
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lid) der. Stabthürger, und durch den Gegenſatz gegen dieſe belonbern Feudalſtaͤnde und gegen bie 
ihnen und ihren Gütern zugeftandenen bejondern Rechtsverhältniſſe, bildete ſich jegt ver allges 
meine Begriff Bauern und Bauernftand für alle diejenigen Bejiger oder Bebauer des Landes, 
welde nicht jenen höhern Ständen angehörten und welde nun ben unterfien oder niedrigſten 
Stand der Befellihaft ausmachten. Ihre Rechtsverhältniſſe unter ſich waren freilich wiederum 
fehr verſchieden, da fie bald reichsunmittelbare oder landſäſſige wahre alleinige Eigenthümer 
waren, bald mit perfönliher Freiheit in den verſchiedenſten Arten ber Hinterfäffigkeit, und zwar 
bald nur in patrimonialer Schug= und Gerichtsherrlichkeit, bald unter wahrer Gutsherrlichkeit, 
bald in einem emphyteutifhen, bald in bloßem Erb- oder Zeitpachtöverhältniffe ſtanden, bald 
aber auch einer härtern oder mildern Hörigfeit oder auch der fpäter fogenunnten Leibeigenſchaft 
unterworfen waren, Die Lage und bie Rechtsverhältnifſe ſelbſt der abhängigen und der leibeiges 
nen Bauern verbefferten fi} jegt, und zwar ſchon durch Einfluß theofratifcher und religiöfer Brin- 
eipien und Einrichtungen, z. B. duch den Gottesfrieden (Lreuga Dei) zum Schuß ver Landleute, 
durch den Einfluß des häufigen Eintrittö felbft ehemals KXeibeigener in die geiftlihen Würden. 
Sie verbefferten fidh indbefondere durch den Einfluß der fogar in den Rechtsbüchern des Mittel- 
alters („‚Sachjenfpiegel”, IU, 42; „Schwabenfpiegel‘‘, Vorrede und Artikel 52) mit merkwürdi⸗ 
gen Nachdruck ausgeſprochenen hiſtoriſchen und chriſtlichen Rechtsgrundſätze, daß früher die . 
Deutſchen keine Unfreiheit gehabt und gekannt hätten, daß ſie alſo dem urſprünglichen hiſtori— 
ſchen Recht widerſpräche und noch mehr den chriſtlichen Grundſätzen. Sie widerſpräche der Lehre 
der Gleichheit aller Menſchen vor Gott, von ihrer gleichen Abſtammung und Bruderpflicht, den 
Grundſätzen, daß für Aller Erlöſung auf gleiche Weiſe Chriſtus geſtorben fei, und daß Alle Eben⸗ 
bilder Gottes ſeien, ſodaß die Unfreiheit „nur von unrechter Gewalt ihren Urſprung habe“. In 
Verbindung mit diefen hiſtoriſchen und chriſtlichen Verhältniſſen und Grundfägen wirkten heilz 
ſam die Kreuzzüge und dad mächtige Aufblühen und Vergrößern fo außerordentlich vieler Städte. 
Durch Beides erhielten viele bedrückte Landleute Gelegenheit, fi völlige Freiheit oder Wieder- 
herſtellung beſſerer Rechtöverhältniffe zu erwerben, und die Feudalherren wurden natürlich oft 
durch Die Bucht, ihre Gutöbauern durch deren Einwanderung in die Städte zu verlieren, zu 
beflerer Behandlung derfelben beflimmt. Der weitaus wichtigfte und befte Schuß für Die Rechts⸗ 
verhältniffe aller Bauern aber und namentlid) auch ver Leibeigenen beftand in den genojlen= 
ſchaftlichen Vereinen und Gerichten. Diefelben beſtanden nad) uralter deutſcher Rechtsgewohn⸗ 
heit. Ihre Ausbildung aber wurde jetzt unterſtützt theils durch jene edlern höhern Geſichts⸗ 
punfte und die erwähnten Verhältniſſe, theils durch die allgemein ſich ordnenden feſten Genoſſen— 
ſchaften aller verſchiedenen Arten und Abtheilungen der Geſellſchaftsglieder, namentlich auch der 
ſtädtiſchen, theils endlich durch die Verbindung der Idee eines der deutſchen Nationalgewalt 
nachgebildeten Regierungsrechts mit der gutsherrlichen Schutzgewalt, welche ſchon angedeutet 
wird durch die Rechtsſprichwoͤrter: „Jeder Reichsſtand vermag in ſeinem Lande ſoviel als der 
Kaiſer im Reiche.“ — „Jever Baron iſt König in feiner Baronie.“ Es ging in der Regel das 
ganze gemeinfhaftlihe Gefeg und Gericht und namentlich aud die Feſtſehung und die fletd er- 
neute Anerkennung der Leiftungspflicgten der Bauern von ihren öffentlichen allgemeinen ges 
nofjenfhaftlihen Berfammlungen aus, von ihren freien Gent- und Gau⸗ und Landgerichten ober 
ihren Meierdingen und Hof: over Bauernſprachen. 2) Jedes Studium der Urkunden und ſchon 
die Anficht der unter Alodium und Feudum (I, AAAfg.) mitgetheilten beweift vabei den Itrthum 
Derjenigen, welde, nachdem die angeführte große Hauptwahrheit von jenen genoſſenſchaftlichen 
Land⸗ und Gerichtstagen felbit jegt allgemein anerkannt ift, doc ihr Gewicht dadurch verringern 
wollen, daß fie es ableugnen, daß auch über die Rechtöverhältniffe und über Die Streitigkeiten 
zwiſchen dem Gutöheren und jeinen Hinterfaffen die von jenem oder feinem Stellvertreter präſi⸗ 


2) Eine Nachweiſung einer ganzen Reihe von foldyen befondern Dingen ober placita, ober genoſſen⸗ 
fchaftlichen Berfammlungen und Gerichten der ganz verfchienenen Claſſen unter ben freien wie unter den 
hinterfäffigen Bauern, zum Theil Bis tief ine 18. Jahrhundert hinein, gibt 3. B. auch aus dem Hildesheir 
mifchen: Lüngel, „Die bäuerlichen Laften im Fürfientgum Hüdesheim‘‘ (Gikdesheim 1830), &.33 fg., wel⸗ 
ches vorzůglich darum interefiant ift, weil Die fpäte Dauer namentlich; auch von Dingen ganz vollfreier fyöfs 
fenbarer Laudleute von Offalen weniger befannt war als von Weftfalen, Sranfen, Echwaben uf. w. 
Sehr wichtig für die alten freien Genoſſenſchaftsrechte felbft der fpäter fogenannten Leibeigenen iſt e6, 
daß befanntlich bei den älteften Sachfen bie Unfreien (bie lassi seu serviles) fogar gemeinſchaftlich mit 
den freien Güterbefigern und den freien Hinterfaffen, auf Landtagen, wo von jedem biefer drei Stände 
aus dem Gau uſ gewählte Deputirte (electi) erſchienen, die gemeinſchaftlichen Verhaͤltniſſe feſtſetz ⸗ 
ten. ©. „Vita Lehuini“ bei Perz UI, 361. 
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dirten genoſſenſchaftlichen Vereine ihre Ausſprũche, Weisthümer und Urtheile abgegeben Hätten. 
Deshalb und meil feine höhere richterlihe Zwangogewalt die Outsuntergebenen und Leibel: 
genen geſchützt habe, ſollen diefelben gegenüber dem Gutsherrn ganz aufer allem Rechtsver⸗ 
hältniffe geftanden und ſelbſt rechtlich jeder Willkür unterworfen gewefen fein. Tauſende von 
Urkunden aus allen Theilen von Deutfchland auch über diefe Verhäftniffe aber beweiſen es viel⸗ 
mehr, daß die Gutsherren mit ihren Outöuntergebenen genaue vertragsmäßige rechtliche Keft= 
fegungen und biefelben zum Gegenftand jener genoffenfhaftlihen Anerfennungen, Auslegungen 
und Anwendungen oder aud) von ſchiedsrichterlichen Sprüchen machten. Diefes aber wäre ja 
bei einem Zuftande anerfannter Willkür Unſinn geweſen. Freilich mag ſich factiſch oftmals will⸗ 
kürliche Gewalt oder Lift über dieſe rechtlichen Schranken hinweggeſetzt haben. Das hebt aber 
nod nicht das Recht und jeden wohlthätigen Einfluß deſſelben auf. Wie viele Könige z. B. 
ſelbſt von England haben dieſes mit ihren fo heilig befhworenen Verfaffungeverträgen nit 
oftmals ebenfo gemacht! Ja, wie oft flegt nicht fogar mitten in fogenannten civilifitten Staaten 
Gewalt, Liſt und Chicane über feierlich fanctionirte Rechte einzelner Bürger! Dennoch nimmt 
man ein Nedtsverhältnig im Staate und auch zwiſchen dem Ginzelnen und dem König und 
zwiſchen Beiden und dem Staate an. Jene rechtlihe Anerkennung felbft, ihr feierlicher öffent: 
licher Ausfprud in der genoſſenſchaftlichen Verſammlung, und die vielen Nachtbeile und Ge: 
fahren, welche ven rechtlich überwieſenen tyrannifchen Gutsherrn bedrohten, fie bildeten in jenen 
Zeiten der Vereinzelung und ber häufigen Selbſthülfe von allen Parteien eine große Redhtö- 
macht. Auch das Klagrecht bei Höherm Gericht, welches auch die Neihögerichte felbft dem unter⸗ 
flen Leibeigenen ald ſich von felbft verſtehend zugeftanden, wurde ſchon früher vor den kaiſer⸗ 
lichen Pfalzgrafengerichten anerfannt. Gewiß aber bleibt e8, daß, wie unvollkommen auch die 
Rechtsverhaltniſſe der Bauern im Mittelalter beftimmt fein mochten, wie mangelhaft überhaupt 
der Feudalismus und die Abfonderung in Laufende verfchienener Genoſſenſchaften auch erſcheinen 
mögen, dennoch gerade biefe freien genoſſenſchaftlichen Vereine, die freie Sprache und Feſt⸗ 
fegung, das Landtagen über alle gemeinfhaftlihe Angelegenheiten und das genoſſenſchaftliche 
Gericht für alle Bewohner Deutſchlands, und aud für die Bauern und felbft für die unterften 
Reibeigenen — alles Diefed nad} altgermanifcher Freiheitsidee — häufig einen Grad ver perfön= 
lichen, der privatrechtlichen und politifhen Selbſtändigkeit und Freiheit, ein Selbftgefühl und 
eine Bürgſchaft einer angemeſſenen Verwaltung ihrer Angelegenheiten begründen mochten, mie 
es felbft manche neuere repräfentative Verfaffungen nicht thun können. Wie wären denn wol 
auch nur ohne jene vortheilhafte Grundlage ver geſellſchaftlichen und namentlich aud) der bäuer- 
lichen Verhältniffe im Mittelalter, bei feinen übrigen großen und vielfachen Mängeln, Hemmun⸗ 
gen und Störungen, feine großartigen Erſcheinungen zu erflären, namentlih die außerorvent- 
liche Zahl und der aufblühende Wohlftand und die heitere Lebensluft der deutfchen Bürger in 
Stadt und Land und ihre auferorbentliche, von allen andern Nationen bewunderte Tüchtigkelt 
In Gewerben und Erfindungen, in Kunft und Wiffenfchaft, in bürgerlichen und Eriegerifchen 
Tugenden. 

In der vierten Periode oder in der Zeit der Ausbildung der fouveränen 
feudalen Landesherrſchaft, vom 16. Jahrhundert bis in die Mitte des 18. , verfhlimmerte 
fich zuerft die Lage ver Bauern gar fehr; vor allem gerade durch vie Einführung der fremden Rechte 
und ihre inımer volfftändigere Zerftörung der genoſſenſchaftlichen Gerichte und Vereine. In dem 
Eriegerifchen Fauſtrecht hatte man die Bauern wehrlos gemacht. Jetzt, in dem juriſtiſchen, macht 
man fie auch noch rechtsunmündig. Jene :Bereine wurden zerftört; die Stanbeöprivilegien der 
hohern Stände, mithin auch ver Begriff des Bauernftandes aus der vorigen Beriode und alle alten 
brüdenden Verhältniffe und Laften aus dem Fauſtrecht aber blieben und wurden jegt unendlich 
durch die romaniftifchen Juriſten, durch gutsherrliche und Rameralbeamte vermehrt. Dieſes ges 
ſchah eben, weil jene Vereine, weil die Bildung und der Schutz der Bauern durch ſie weggefallen 
waren, weil die roͤmiſchen Juriſten, unkundig der vaterlänvifchen Verhältniffe, von ven grund⸗ 
falſchen Anſichten ausgingen, die deutſchen Bauern entweder als Leibeigene oder doch nur als 
Beitpächter juriſtiſch zu präſumiren und fo in der Regel nach dem Grundſatz römiſcher Skla⸗ 
verei oder der roͤmiſchen Pacht gegen ſie zu entſcheiden; weil endlich in folder Rechtsverwirrung 
und folder Schutzloſigkeit die Habgier der Gutsherren und Landesherren oder ver landesherr⸗ 
lihen Kammern die mit ihnen verbundenen romaniftifhen Gerichtshalter und Richter benugen 
konnte, um die gutsherrlichen Laften, die Dienfte und Abgaben der Bauern gegen die Grund⸗ 
verträge zu fteigern, um Die Hofrechte einfeitig zu ihrem Nachtheil zu ändern, ja in fehr vielen 
Theilen von Deutſchland jegt erſt freie Gigenthümer zu Meiern und Pächtern zu maden und 
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dinglich berechtigten Gntobauern ihre Erbrechte zu rauben. 2) Der unglückliche Ausgang der 
Bauernkriege, durch welche die Bauern birfe Ungerechtigfelten abzufchütteln verſuchten, vers 
mehrte meift ihre Leiden. 

Doppelt und zehnfach ungerecht und niederdrückend war es hierbei, daß neben diefen forte 
beftehenven, ja fehr vermehrten gutsherrlichen Laften andy Die durch die Ausbildung der landes⸗ 
herrlichen Gewalt und ihrer Soͤldnerheere entflandenen neuen Staatöfleuern und Soldatenz 
pilicgten die Bauern drückten, ja fle wurden häufig durch ufurpirte Privilegien der Seudalherren, 
welche jegt bie Bauern von aller Theilnahme an Beflimmung ver gemeinfchaftlihen Angelegen= 
beiten auf den neuen Landtagen ausſchloſſen, allein auf diefe unglücklichen Bauern gewälzt, 
Und vod Hatten die Gutsbauern ihre bisherigen Dienfte und Laften wenigftend größtentheils 
nur geleiftet als Erjag für die Staatäfteuern und Kriegsdienſtpflichten, und die Gutsherren 
hatten fie und ihre Lehnsgüter, melde jle jet durch dieſe uſurpirten Privilegien von Steuer: 
und Kriegsdienftpflicht befreiten, gerade nur zur Beftreitung ver öffentlichen Laften und für 
ihren jet wegfallenben Öffentlihen Schutz als Steuern empfangen. Auch von ven Binquar= 
tierungslaften und Kriegscontributionen während des Dreifigiährigen Krieges wußten ſich wie 
Adeligen auf ihren Schlöffern meiſt frei zu machen. Ja fie machten zum Theil auch jet, ſowie 
zur Zeit ver frühern Wegelagerung, ein einträgliches Gewerbe aus dem Kriege. Cie zogen 
Tpäter, nad) Wegtreibung oder Abmeierung der Bauern, große Güterſtrecken zu ihren Hofgütern 
und begründeten für ihre jüngern Söhne neue Evelhöfe. Hierzu gerade benupten fie häufig 
diefe Ginziehungen, die Steigerungen der Gefälle und die Erſparniſſe wegen ihres jegt ruhennen 
Lehndienftes. Es war alfo wol fein Wunder, daß in ſolchem Zuftande zuerſt Ausbrüche der 
Berzweiflung, wie in den vielfahen Bauernaufftänden und Bauernfriegen und in hartnädigen 
allgemeinen Proceffen, zulegt in vielen Gegenden ein Höhft verarmter und niebergevrüdter Zu: 
fand des Bauernftandes, ja in mandjen Gegenden eine außerordentliche Verminderung veflelben, 
ein Verſchwinden ganzer Dorfſchaften die traurigen Folgen fo trauriger Urfahen wurden. 

"Vorzüglich erft in unferer heutigen fünften Periode, feit der Franzöſiſchen Re— 
volution, in der Zeit der Ausbildung unferer flaatsbürgerlihen Repräſen- 
tativverfaffungen wurde die ungerechte und dem Staatswohl hoͤchſt nachtheilige Bedrückung 
bes deutfchen Banernflandes immer mehr erfannt und gemilvert. Es wurde durch Zerſtörung bes 
Feudalismus dad ganze rechtliche Verhaͤltniß des Bauernftanves wefentlich geändert. Der Haupt: 
grund zu dieſer Veränderung lag in den im 16. Jahrhundert zwar erwachten und vorzüglich au 
durch die Reformation angeregten, aber erft gegen die Mitte des 48. Jahrhunderts und vollends 
feit ver Franzöfiſchen Revolution zu einer praftifchen allgemeinen Anerkennung und Wirkfamteit 
gelangenben wiſſenſchaftlichen, ſowol phitofophifchen als hiſtoriſchen, naturrechtlichen und polls 
üfchen, insbeſondere auch ſtaatewirthſchaftlichen Staatsgrundſätzen. Sie beſtimmten jetzt die lan⸗ 
debherrlichen, feit Ausbildung der neuern ſtaatsbürgerlichen Repräſentativverfaſſungen aber vor⸗ 
züglich die landſtändiſchen Geſetzgebungen, jene Brivllegien der höhern Stände und die Feudal⸗ 
verkältniffe mehr oder minder vollftändig zu befeitigen, die Leibeigenfchaft mit ihren perſoͤn⸗ 
lichen und dinglichen Laſten, ferner vie übrigen gutöherrlichen Abgaben und Dienfte, die Froh⸗ 
nen, die Zehnten, die fogenannten Beben und alten Abgaben und pie Abmelerungdrechte, bald 
gegen, bald ohne höhern ober niedern Erfag, aufzuheben over doch für ablösbar zu erflären. 
&8 geſchah dieſes zuerft durch Kaiſer Joſeph und Karl Friedrich und am vollſtändigſten fpäter 
in den überrheintfchen deutichen Ländern, fodann in ven Rheinbundsſtaaten, in den fübdeutfchen 
conftitutionellen Staaten und in dem Königreihe Preußen, feit 1843 vorzüglid aud in allen 
öfterreihifchen Ländern. Die feudalen und gutöherrlihen Verhältniife der Bauern erſchei 
jet nur noch ald Ruinen aus einer vergangenen Zeit. - 

Die Feudalverhältmilfe und namentlich die früheren Rechte und juriftifhen Grenzen ver Feu⸗ 
balftände, der Beiftlichen, des Adels, der Stadtbürger, der Bauern und Ihrer Güter find ihrem 
Weſen nad) zu Grunde gegangen. Die Bauern haben faft überall das Recht zu ſtädtiſchen Ge— 
werben, und die Bürger das Recht zur Erwerbung bäuerlichen Grunbeigenthung, und Beide 
das KRecht zur Erwerbung ehemaliger Rittergüter, und die öffentlichen Laſten für alle Land⸗ 


3) Eine ganze Reihe von Beifpielen fammt den Belegen dafür hat z. B. Mittermaier in dem Art, 
Bauer in der „Allgemeinen Encyflopädie von Erich und Gruber” Erfle Section, VIII, 165 fg., zus 
ſammengeſtellt. Bergl. aud) im „Staats: Rerifon” den Art. Alodium, I, 443 fg., und Sachſen · Lancn. 
Burg. Die römischen Zuriften Hatten befanntlich ſchon unter Kaifer Friedrich 1. auf den Roncalifchen Fels 
dern durch ihre falfche Theorie über bie Megalien die germanifche Freiheit untergraben. 
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eigenthum ſind ebenſo wie die Pflicht des Militärdieuſtes für alle Büxger wiederum glei, - Die 
Bauern wählen und werden gewählt in den neuern landſtändiſchen Verfaſſungen und find bei 
gehöriger Vorbildung fähig zu jedem Civil- und Militärbienfte. Auch nicht ein einziges allge: 
meines in ganz Deutichland beftehendes eigeuthümliched Rechtsverhältniß läßt fh für dem 
Bauernftand anführen. Viele Landleute nehmen an der allgemeinen Bildung und öfter felbft 
an der Kleidung ber fogenannten höhern Stänbe Theil, während manches Mitglied von diefen, 
auf dem Lande lebend, ji mit Landbau beſchäftigt. Vollends hat in der allerlegten Zeit vie 
Annäherung des Bauernftanded an ven Gewerböftann zugenommen. Diejes wurde bewirkt 
durch den gewaltigen Aufſchwung, melden der ganze Verkehr und die Induſtrie genommen haben, 
durch die außerorventlichen Erleichterungen des Transports, duch die täglich wachſende leichtere 
Anwendung der chemiſchen und mechaniſchen Geſetze auf die ganze Cultur, durch die leichte Ver⸗ 
einigung von Geld und Arbeitöfräften und Stoffen für alle Unternehmungen, wodurch auch bie 
Breife für die Producte des Bauern und für die zeitgemäße Hervorbringung von bejonverd ge= 
ſuchten und Handelsgewächſen außerordentlich fteigen, und wodurch endlich verfihiedenartigere 
Unternehmungen und Speculationen des Bauern und ihre immer größere Annahme des ratio⸗ 
nellen Betriebs der Landwirthſchaft bewirkt werden mußten. Auch wird durch die allmälig bes 
Deutender werdende Einführung der Maſchinen, jegt fogar der portativen Dampfmaſchinen in 
die Landwirthſchaft, ver größere Güterbejlg gefördert und ber Landbau dem Gewerbe genähert 
werben. Dennody möchten wir noch nidt ganz vie neulihe Definition des geiftreihen Liebig 
von Bauern adoptiren, „daß er ein Gewerbömann fei, welcher Korn und Fleiſch produeirt”. 
Stets wir, bei aller Annäherung durch die eigene Lebeusbeſchäftigung mit dem Aderbau, vie 
ländliche Wohnung und dad Grundeigenthum ald Haupteigenthum eine bedeutende fociale Ver: 
ſchiedenheit des Bauernflandes vom Gewerbftande begründen. Auf diefer immerhin eigenthüm⸗ 
lien Grundlage aber möge er fich durch feine innige Theilnahme an dem neuen großen volks⸗ 
wirthſchaftlichen Aufſchwung, ſowie an den im Art. Aderbau angedeuteten Inftitutionen und 
Schulen für höhere geiftige, politifche wie landwirthſchaftliche, Bildung allen übrigen Claſſen 
unferer einer höhern Entwidelung entgegeneilenden Nation ebenbürtig anſchließen. Denn wir 
find weit entfernt, wegen eines erften Mislingens unferer nationalen politifchen Reformverfuche, 
und wegen deö gewiſſermaßen ftatt verfelben hervorgetretenen Eifer für materielle Entwickelun⸗ 
gen an ein Berjinten in fhmählihen Materialismus zu glauben. Vielmehr fehen wir ven innigen 
urſachlichen Zuſammenhang und die tägliche Wechſelwirkung der Höhern und niebern, der reli— 
gioͤs⸗tirchlichen, moralifhen und pädagogiſchen, ver induftriellen und landwirthſchaftlichen, ver 
focialen und politifhen Verbeſſerungsbeſtrebungen. So entftanden gleichzeitig Hunderte von 
thätigen und zahlreichen Affociationen und Verfammlungen nicht blos für alle materiellen, fon= 
bern auch für alle höhern Intereffen, nicht blos auf niedere felbftfüchtige Zwecke, fondern auf 
Berevelung, Beglüdung und liebevolle Unterftügung gerichtet. Und wir erfennen die gemeinz 
ſchaftliche Duelle dieſes nur fheinbar verfchievenen Verbeilerungs- und Fortſchrittseifers. Er 
entfproßt dem Gottlob noch gefunden Leben unſers Volkes, welches endlich, befreit von frühern 
Hemmenden Banden und Stodungen, feiner höchſten Entwidelungsftufe entgegeneilt. Freuen 
wir uns, daß daffelbe jegt in unferm Bauernftand eine fo tüchtige Grundlage hat, und behalten 
wir nur inımer die harmonifche Förberung aller verfchievenen Lebensbeſtrebungen und ihre ge: 
meinfame Unterorbnung unter das Göttliche in Auge! 

II. Werth des Bauernftandes. Gewiß ift es der ſchönſte und wichtigſte Fortſchritt 
unferer Zeit, daß der Bauernftand wieder zu Ehren und in ein beſſeres, freieres und gerechteres 
Verhältniß kam. Denn es ift wol mehr ald bloße Revensart, wenn man den Landbau als Die 
wichtigſte, als eine der gefündeften und glüdlichften und als feiner natürlichen moralifhen Wir: 
kung nad) aud) als eine der evelften Lebensbeſchaͤftigungen betrachtet. Die wichtigfte.ift fle, weil 
für eine Nation ſtels ver Grund und Boden das wefentlichfte Gigenthum ift, dasjenige, welches 
in Verbindung mit den Staatöbürgern weſentlich ven Staat begründer, für feine und feiner 
Bürger felbftändige Perſoͤnlichkeit die wichtigfte und folidefte Grundlage bildet. Anveres Eigen⸗ 
thum hat meift nur Nugen dadurch, daß man es verbraucht, alfo zerftört ober durch Austauſch 
weggibt. Das Grundeigenthum hat feinen ſtets bleibenden felbftändigen Werth durch die 
Fruͤchte, die ihm feine Bebauer immer aufs neue in regelmäßiger Folge abgewinnen und die 
weitaus unfere widtigften Bebürfniffe befriedigen, zu allen Zeiten und in allen Verhältniffen 
unentbehrlid und zur Nothdurft des Lebens felbft genügend find, und melche, wie dad Lebens: 
geihäft ihrer Gewinnung und der Werth und Ertrag von beiden, am wenigften verderblichem 
Wechſel, Wucher und Schwindel ausgefegt find und fein follen. Ganz beſonders aber ift au 
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barımı der Stand Der Landbauer wichtig für beu Staat, weil biefer Stand, melder regelmäßig 
weitaus der zahlreichſte ift, Durch fein einfaches, geſundes, fletiges, dem Wucher und dem Wech⸗ 
fel verderblicher Moden und Modelafter am wenigſten ausgeſetztes Leben, jelbfl dann, wenn die 
Regierenven, die höhern Stände und hie Städter und mit ihnen die Verfallungs: und Ver— 
waltun gseinrichtungen zu verderben drohen, einen gejunden Stamm, um neue lebenskraͤftige 
Sproflen zu treiben, eine moraliſch und phyſiſch gejunde Grundlage zur Berjüngung des Stants 
und feiner alten nationalen Tugenden und Freiheiten abgeben fann und, wohl und richtig be— 
Hanpelt, abgeben wird. Wer fi dieſes veranſchaulichen will, ver venfe an den natürlichen Reiz, 
an bie für Gemũth und Geſundheit mohlthätigen Einflüffe des Lebens in freier Natur und ber 
landlichen Arbeiten und an ihre Zeitung durch die einfahften größten Gefege des Natur: und 
Menſchenlebens. Er beobachte ven Landmann in feinen flillen, friſchen Thäͤlern oder auf feinen 
waldigen Höhen. Gr betrachte ihn dort, mo nicht etwa fauſtrechtliche Zerſtörung feiner Frei⸗ 
heit und knechtiſcher Drud der Laften und der Beamtenwillkür ihn erniedrigt, ihn mistrauiſch 
und verfhmigt gemacht, wo ihn nicht pfäffiſcher Obſeurantismus und Fanatismus oder Die Ge⸗ 
wohnheit des durchaus verderblichen Branntweintrinkend verdunmt, oder auch eine fitenlofe 
Geiſtlichkeit verdorben und ihm felbft die Religlon verleivet Haben, dort, wo ihm nicht etwa in 
der Nähe großer Städte oder großer Landſtraßen fläptifcher Lurus und Wucher fhon verderb⸗ 
lid wurben; oder wo in ihm nicht bereitd die Folgen langer Wehrlofigkeit und Rechtgunmün⸗ 
digkeit und fomit der Ausſchluß von den höchſten Ideen und Beſtrebungen des Staats gemeinen 
Gigennug, Engherzigkeit und eine gewiſſe moralifhe Stumpfheit allzu ſehr groß gezogen haben. 
Gr beobachte ihn vor allem dort, wo und bei Untheilbarfeit ver Bauerngüter in ſtattlichen 
Bauernhöfen wohlhabende tüchtige Vorſteher des Heinen Familienſtaates gleich fern von despo⸗ 
tifhem Herrenübermuth wie von feiger unterthäniger Rnechtögefinnung entgegentreten, wo eia 
patriarchaliſches Hausweſen, heitere Gaſtfreundſchaft und fchlihte gutmüthige Wohlthätigkeit 
nod ihren alten Rang behaupten. Er bewundere ſolcher Landleute phyſiſche Geſundheit und 
Kraft, wie ihre unverborbene und Fräftige Geinnung und ihr gefunbes treffendes Urtheil, das 
männlihe Feſthalten alter Treue und alter Grundſätze und Sitten, alter Freiheiten und Rechte. 
Gr ergoͤtz e fih endlich an ver unerſchoͤpflichen guten Laune, melde jede Geſellſchaft, namentlich 
iede Tſch geſellſchaft folder Bauern mit einer folden Fülle von Wig und gutmüthigem Scherz 
und offen herziger traulicher Mittheilung würzt, daß, wer dieſes fennt, nur allzu oft in unferer 
fogenanızten vornehmen Geſellſchaft dieſes glüdtichere Menſchengeſchlecht Höhft beneidenswär- 
dig findet. 

5 Je wichtiger nun aber in dfonomifcher und politifcher Hinficht der Bauernfland und feine 
größtmögliche Tüchtigkeit fein Wohlſtand, feine Freiheit und feine Sittlichkeit find, um fo ſorg⸗ 
fältiger muß gerabe in folgen Zeiten des Übergangs und der Veränderung bie Gefeggebung 
und Zandeöverwaltung darauf bedacht fein, die Tüchtigkeit herzuftellen, zu fördern und zu er⸗ 
halten, vor allem aber, ſie nicht felbjt durch verkehrte Beftimmungen zu geführben. Über bie 
Maßregeln, welche in viefer Beziehung durch eine geſunde Politik geboten find, wäre Vieles zu 
fagen. Ein fehr wichtiger hierher gehoͤriger Punkt, das Rechtoverhältniß in Beziehung auf pie 
Bauerngüter, fol im folgenden Artifel beſonders befprochen werden. Dort wirb auch in Bes 
ziehung auf die erfte Vorfrage, ob etiwa von Staatöwegen fünftlidh und duch Zwang, etwa 
aud durch eine Faftenmäßig abgefonderte Bauerncurie in der Lanveßrepräfentation eine flarre 
Abfonderung des Bauernftandes von andern Ständen erhalten werben foll, eine ähnliche ver= 
neinende Antwort wie die in Beziehung auf den Noel (1, 268) ſich ergeben. Alle kaftene 
mäßigen, feubaliftifchen, erzwungenen Abfonderungen müffen in unfern heutigen ausgebilde⸗ 
tern, freiern und großartigern Staatöverhältniffen und in ihrem freien Organismus ven blos 
natürlichen umd freien Verhältniffen und Verſchiedenheiten Plag machen, welde fih durch das 
Lebensgeſchäft und die freie Sitte und durch autonomifche Vereinbarungen frei bilden und wahr⸗ 

haft organijc ineinander übergehen. Solde natürliche Standesunterſchiede aber müflen aller 
dings durch weife Staatdeinrichtung und Staatöverwaltung gepflegt werben. So wäre es 5.8. 
ſehr verkehrt, wenn man vie Bauern zwangooll ausſchließen wollte von ver Bildung und ber 
Lectuͤre höherer Stänve. Aber ebenfo verkehrt wäre es, wenn man ven für fie beftimmten Volks⸗ 
unterricht und die für fe befonders beftimmten und zu empfehlenden Schriften nicht ihrer bes 
fondern Standesbilbung, ihrer befondern natürlichen Anſchauungs-, Gefühls- und Denkweiſe, 
ihren Bebürfniffen anſchließen, wenn man nicht diefe, fowie eigenthümlide Sitten, Trachten, 
Volksfeſte u. f. m., ſoweit fie löblich und angemeffen find, forgfältig beachten und womöglich 
gegen eine flache und feihte Sudt ver Neuerung, der Zerflörung, ver Vermiſchung und ber 
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uniformitãt zu fhligen ſuchen wollte. Sodann iſt in vielen Gegenden Deutſchlands verbeſſerter 
Volksunterricht, Entfernung von Beamtenwillfür und von verderblichem Einfluß eines fittens 
loſen Lebens der Beiftlichen, wie es vorzüglich auch der Prieftereölibat erzeugt, gewiß wünſchens⸗ 
werth. &8 wird endlich and die Verbrängung des phyſiſch und moralifch gleich verderblichen 
Branntweins, den jegt in der amerifanifchen Marine fogar die Matrofen mit fo großem Bor- 
theile gegen andere wärmende und nährende Getränke und Spelfen völlig vertauſcht haben, 
Höchft Heilfam wirken. Das Wichtigſte aber iſt es, daß durch freie Staats⸗ und Gemeindever⸗ 
faflung, daß durch Geſchworenengericht und Landwehr, überhaupt durch eine bildende Militär- 
einrichtung wie in Preußen, dem wichtigſten und zahlreichften Stande in Staate ſtets die leben⸗ 
dige Verbindung mit den höchſten Ideen des Baterlandes, die Rechtsmündigkeit und die all⸗ 
gemeine Wehrhaftigkeit geſichert ſeien, Güter, durch deren Verluſt er gerade in Knechtſchaft 
fanf, durch deren fortdauernde Entbehrung er Immer mehr in gemeinen Eigennutz und in Feig⸗ 
beit und Knechtsgeſinnung, in Geiſtesdumpfheit und moralifhen Stumpfiinn u müßte. 
elder. 
; Banerngut und Bäuerliche Laſten. Liber dieſen Gegenſtand enthält ver Art. Agrar 
verfaflung (obgleich er ſich nicht auf Bauerngüter beſchränkt) ein reiches hiſtoriſches und landes⸗ 
geſetzliches Material. Auch werden die Art. Grundeigenthum und Fideicommiffe und Stamm: 
güter über die neuerlich wieder fehr verhandelten Fragen in Beziehung auf die Vortheile und 
Nachtheile ver Theilbarkeit und der Veräußerlickeit der abeligen und bäuerlichen Güter, dieſe 
Gegenſtaͤnde und beſonders auch die neuerlichen geſetzgeberiſchen Verſuche in Beziehung auf fie 
näher prüfen. Hier genügen die nachfolgenden allgemeinen Grundſätze über die Bauerngüter: 

1. Die Güter der Bauern und deren Rechtsverhältniſſe fonnten vorzüglich nur folange ſelbſt 
allgemein und generiſch von andern Gütern und Gutsrechten verſchleden fein, als die Standes⸗ 
verhaͤltniſſe der Bauern felbft zwangsrechtlich verſchieden waren von den Verhäftniffen anderer 
Stände. So gab es denn im feubaliftifhen Mittelalter im Gegenfag gegen die privilegirten 
Nitter= oder adeligen und die geiftlihen Güter und gegen die Räbtifche Feldmark von ihnen ver- 
ſchiedene Bauerngüter. Diefe aber maren natürlich wieder nad) ver Verſchiedenheit der Bauern⸗ 
verhättniffe ſelbſt ſehr verſchieden, bald Freigüter mit freiem alodialen ungetheilten Eigenthum, 
bald Feudalgůter nit getheilten Cigenthumsrechten oder mit ſogenannten Nutzeigenthumsrech⸗ 
ten der verſchiedenſten Art, Lehngüter, Hofgüter, Colonatsgüter, Meiergüter, Pachtgüter u. ſ. w. 
Sowenig indeß der Begriff Bauer an ſich ſchon eine Unfreiheit oder Hinterſäſſigkeit mit ſich 
führt, ebenſo wenig liegt dieſes im Begriff Bauerngut. Nur die Ausſchließung jener Privilegien 
der höhern Stände, z. B. ber Landtagsfühigfeit oder der Steuerfreiheit der Nittergüter, lag, 
folange diefelben beſtanden, allerdings im Begriff des Bauernguts, hat aber heute mit dem 
Begfallen jener Privilegien ebenfalld aufgehört, ſodaß Heutzutage nicht ein einziges allgemeines 
Recht in Deutſchland genannt werben kann, welches den Bauerngütern nicht au eigenthüm⸗ 
lich wäre. Aber freilich ſchließt dieſes nicht aus, daß für den ganzen Bauernftand, ſowie er 
aud noch Heutzutage ald ein durch Wohnung und Lebensbefhäftigung begründeter befonberer 
Stand fortbeftehen foll, eigenthümliche, je nad) den verſchiedenen Landesgegenden verſchiedene 
Retöverhäftniffe ftattfinden. Die Nehtöverhältniffe ver Bauerngüter werben hiernach zuerft 
pofitivrehtli, dann politiſch zu betrachten fein. 

U. Was nun das hiſtoriſche oder pofitive Rechtsverhältniß in Beziehung auf befondere 
Rechte und die befondern Laften und Befhränfungen der Bauerngüter betrifft, fo bietet Die 
neuere ftet3 gründlichere und umfaſſendere rechtegeſchichtliche Erforfhung unferer deutſchen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verhältniffe in allen Thellen des deutſchen Vaterlandes uns hier vorzüglich ein 
erfreuliche Reſultat dar. Es tft das daß keineswegs, wie man es früher oft darſtellen wollte, 
ariſtokratiſches Privileg und Knechtſchaft und ein dem Bauernſtand vom Adel verliehenes, ein 
mit ihm getheiltes, ein mit Privatdienſten und Abgaben belaſtetes Eigenthum, ſondern daß die 
volle gleiche Freiheit und das volle freie Eigenthum der Bauern an ihren Gütern an der Spitze 
der Geſchichte der deutſchen Volksſtämme fteht, als das Urſprüngliche, mithin, nach hiſtoriſchem 
wie nach dem natürlichen Recht, als das die juriſtiſche Regel Bildende und daher im Zweifel ju⸗ 
riſtiſch zu Präſumirende hervortritt. Es Haben zwar allerdings die Umwandlung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Verfaffung , der oͤffentlichen Regierungs⸗ und Amtsgewalt in feudale und guts⸗ 
herrliche Schugverhältniffe und frühere und fpätere fauſtrechtliche Gewalt und Uſurpation und 
die durch Furcht vor ihnen abgepreften Berträge fehr vielen ehemals freien @igenthümern ihre 
Freiheits⸗ oder ihre freien Eigenthumsrechte geraubt oder gefhmälert und jie mit Brohnen 
und Beben, mit Dienften und Abgaben aller Art belaſtet. Diefe Dienfte und Abgaben aber find 
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wiät etwa 6108 Producte des Fauſtrechts, ſondern fie erfcheinen auch der Regel nach als oͤffent⸗ 
liche Laften, entweder wie die Zehnten, wenn biejelben auch fpäter in fremde Hände fanıen, 
doch ihrem regelmäßigen Urfprunge nach, al8 Steuern zur Erhaltung der Kirche, der Geiftlichen, 
der kirchlichen Gebãude und ber Unterrichtsanſtalten und der Armen, und zum Erfag der von 
den Feudalherren übernommenen öffentlichen Leiflungen der Kriegsdienſte (Cichhorn, „Rechts⸗ 
geſchichte“, 8.223), oder als Entgelt für den gerichtlichen und obrigkeitlichen Schug der Gutsherren 
(census pro tuilione et patrocinio, wie ſich z. B. eine Urkunde in Kindlinger's „Münfterifhen 
Deiträgen“, II, 31, ausbrüdt). Kurz fie wurben ald die damaligen Steuern diefer Bauern ge= 
leiſtet. Es iſt in Beziehung auf Deutfchland, deſſen Stämme mit ihren ſehr zahlreichen freien 
Landbeſitzern (f. Bauer), nachdem ſie ihre feften Wohnfige genommen hatten, nie ähnlid wie 
4. 3. die Sachſen in England von fremden Eroberern bejiegt und ihres Eigenthums beraubt 
wurden, eine grundfaliche Theorie, daß die Güter der Xeibeigenen und gutöherrlihen Bauern 
urfprünglich ven Gutsherren zugeftanden und von diefen verliehen worden feien. Sehr wenig 
mwürbe man au) gewinnen, wenn man die bäuerlichen Laften, z. B. die Zehnten, als Gutöherr- 
lichkeitsrechte nachweiſt. Denn die Gutöherrlickeitöverhältniffe waren im Mittelalter meift die 
Regierungs = und bürgerlichen Schugverhältniffe und die Grundlage verfelben, und in dem ge= 
genfeitigen Vertragsverhältniß zwifhen dem feudalen Guts- und Schugherrn und feinem 
Gutsunterthan waren die VBortheile gegenfeitig, und bie Leiftungen de8 Gutsunterthanen wurden 
ja meift als deſſen einzige öffentliche Steuer und für den öffentlichen Schuß, den ihm ber geift- 
liche oder weltliche Gutsherr leiftete, an diefen bezahlt. Diefe großen Grundwahrheiten nun find 
theils ſchon oben (f. den Art. Bauer und die dort eitirten Artikel), ausführlicher aber in allen 
gründlichen neuern Schriften über den Bauernftand und die bäuerlichen Laften und über vie 
frühern deutſchen Steuerverhältniffe nach den Quellen aus den verfhiedenften Gegenden Deutſch⸗ 
lands erwwäefen worden, fo namentlich von Arndt, Arx, Bodmann, Ber, Ebel, Eigenbrod, 
Fleiſchhauer, Grevenltz, Hüllmann, Kindlinger, Lüngel, Mallinckrodt, Mitternaier, Schul 
tes, Sethe, Steiner, Stüve, Weichſel, jetzt auch Maurer. 

Aus dieſen großen Grundwahrheiten aber folgt nun, wenn man auch aus der fauſtrechtli— 
Gen Begründung der Laſten nicht ihre Ungültigfeit, fondern nur Billigkeitögründe für eine 
billige Aufhebung derfelben ableiten kann, doch Folgendes mit juriſtiſcher Nothwendigkeit. Es 
müſſen fürs erſte ſtatt jener ſchändlichen juriſtiſchen Präſumtionen oder Vorausannahmen der 
Unfreiheit und der Eigenthumslofigfeit der bäuerlichen Grundbeſitzer und der geringſten reis 
heits⸗ und Gutsrechte und der höchften Dienfte und Xaften, alfo für die gutsherrlichen Abmeies 
rungsrechte u. f. iw., ganz allgemein gerade die entgegengefegten Rechtsvermuthungen praftifch 
durchgeführt werben. Es müffen die allgemeinen juriftiihen Vorausannahmen für die natür= 
lie und altdeutfche Freiheit der Perfon und ded Eigentums deutſcher Staatsbürger und für 
ihre möglichfte Vollſtändigkeit und vie allgemeinen Präfumtivnen zu Ounften des Beſitzes von 
Sagen, alfo für die häuerlihen Beſitzer von Grunbftüden, bis zum rechtsgültig erbrachten 
vollftändigen Gegenbeweis, als Grundlagen ber gefeglihen wie der richterlihen Beftimmungen 
und als entſcheidend für die Beweislaft anerkannt werben. In der Erfüllung dieſer heiligen 
Pflicht ver Gerechtigkeit darf ſich auch der Jurift keineswegs irre machen laſſen durch bloße Na= 
men der Güter, ihrer Inhaber und ihrer Laften. Denn jever Kenner der deutſchen Geſchichte 
und ber deutſchen Rechte weiß es, wie willfürlid für ganz verſchiedene Verhältniffe und wie 
ganz verſchieden in verfhiedenen Zeiten, Gegenden und Urkunden die deutſchen und lateiniſchen 
Namen Golonen, Lehen, Meier, Hörige, Hofgut u. f. w. in einer Zeit gebraucht wurden, wo 
man ſelbſt Ritter mit den Namen mancipia oder servi oder familiares beehrte (Bihhorn, 
Rechtsgeſchichte““, $. 344). Bei der völligen Unabhängigkeit von allgemeiner höherer Geſetz⸗ 
gebung, in welder durch die verſchiedenen fauſtrechtlichen Verhältniffe in verſchiedenen Zeiten 
und Orten Rechte und Namen der Güter ſich bilveten, gilt durchaus fein fiherer Schluß von 
einer Gegend auf vie andere. Selbſt nicht einmal einen fheinbaren fireng wörtligen Sinn man⸗ 
Ger Beftimmungen rechtlicher Urkunden darf ber Richter ohne die größte Umfiht gegen diefe 
rechtlichen Vorausannahnien geltend machen. Diefe Urkunden wurben oft ganz einfritig in 
einer den Bauern unverftänblichen Sprache und Tange nad} den eingegangenen Verträgen abge: 
faßt und Häufig verfälſcht. Manche Beftimmungen in denfelben follten auch einen ganz andern, 
dem Recht der Bauern weniger nachtheiligen Sinn haben, ald e8 den Worten nach fheint. So 
benerkt 3. B. Eichhorn („Deutfches Privatrecht”, 6.255, 256, 259) fehr richtig, nicht blos, 
daß e8 ganz unrichtig und ungültig war, daß bie frühern Juriften gegen die Bauern und bie 
Freiheit ihrer Güter und für gewöhnliche roͤmiſche Pachtrechte präfumirten und darauf Ihre 
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Theorien bauten, ſondern daß häufig auch die Urkunden da, wo wahre Erbpachtsgüter gegrün⸗ 
bet (oft des Schugverhältniffes wegen, ließ der Bauer fein Eigenthum in folde umwandeln) 
werben follten, die Bachtzeit nur ſcheinbar und blos, um für dieſe Termine die Pflicht zur neuen 
Zahlung von Lauvemialgelvern auszufprechen, auf Lebensdauer over auf eine beftimmte Anzahl 
von Jahren feftjegten. Welche graufame Härten aber wurden oft erft in den neuern Zeiten da⸗ 
durch begangen, daß man, geftügt auf ſolche woͤrtliche Phrafen, ein Jahrhunderte hindurch bes 
ſtandenes Erbrecht antaftete, viele Gamilien von Haus und Hof vertrieb, oder zu unerſchwing⸗ 
lichen Laſten fteigerte. 

Eine zweite Foderung ber Gerechtigkeit, durch deren fpäte Erfüllung meiſtentheils großes 
und langes früheres Unrecht für die Zukunft aufgehoben wird, ift eine gerechte und billige Auf- 
hebung diefer feudalen Qutslaften, oder wenigſtens ihre Einrechnung in die Staatöfteuer. Letz⸗ 
teres ift ſchon dadurch begründet, daß fie ja für den Bebauer bleibend und dinglid den Capital⸗ 
werth wie den Ertrag des Guts, alfo die Grundlagen und den Maßſtab einer gerechten Be- 
fleuerung mindern, und daß fie für die öffentlichen oder Staatszwecke, für die von ven Feudal⸗ 
herren übernommenen Kriegöbienfte und obrigkeitlihen Schugpflihten, alfo für heute ganz 
weggefallene Gegenleiftungen, übernommen waren. Diefes find große, von ben meiften Regierun= 
gen bereit3 anerfaunte, aber dody noch nicht genug verwirklichte Foderungen der Gerechtigkeit 
gegen ben lange fo hart bedrückten Bauernftand. Ueberhaupt aber ift e8 die Aufgabe der Geſetz⸗ 
zebung über diefe Gegenftände, daß man fid zwar fern halte von rein abftracten, alle hiftori: 
ſchen Verhältniffe überſehenden Principten, ebenfo fehr aber aud von der entgegengefegten 
extremen Theorie, von jenem blinden Materialismus, welcher blos den factifchen Beſitzſtand als 
das hödfte Princip aufftellen will, uneingedenk aller Foderungen der hoͤhern Gerechtigkeit, 
alles Rechts und aller Bebürfniffe der gegenwärtigen Generation, welder nicht bedenkt, daß 
dieſes Brincip unbebingter Heiligkeit des factifchen Beſitzes ſich felbft zerftärt, indem es auch 
jede factifche Veränderung deſſelben, ſowie fie vollzogen ift, heiligt, daß endlich die befte Art, 
gewaltfame und verlegende Veränderungen zu verhindern, eben darin befteht, daß man auf 
dem rechten Wege und nad) der Auffaffung der höhern Ideen in ihrer Hiftorifchen organifchen 
Entwidelung (f. Altertbum) friedlich reformtrt. — 

III. In politiſcher und nationalökonomiſcher Hinſicht aber ergeben ſich rückſichtlich der 
Bauerngüter vor allem folgende Hauptfragen: 

Die erfte oder die: Iſt e8 gut, daß die Bauerngüter frei feien von allen andern dinglichen 
Laſten ald den gewöhnlichen zur Benugung der Güter unentbehrlihen Servituten, ven Staats: 
grundfteuern und den für die Zwecke der Eigenthümer felbft vorübergehend begründeten Pfand⸗ 
rechten? — diefe Frage darf man wol nad dem heutigen Standpunkte unferer ökonomiſchen 
und politiſchen Gultur unbedenklich bejahen, felbft ohne für dieſe Bejahung noch einer beſondern 
Beweisführung zu bebürfen, oder auch einer Widerlegung jener aus phantaftifcher Verzerrung 
der hiftorifhen Wahrheit und aus Ariſtokratismus und Servilismus gemiſchten Theorien man= 
Ger neuern Feudalritter. Es erfcheint die Aufhebung diefer Laften und eine vollkommene Frei= 
heit des Bodens als durchaus entſprechend unferer hiſtoriſchen Entwidelung und den wahren 
Rechtsgrundſätzen, als nöthig zur Begründung und Erhaltung wahrer vollkommener perfönlts 
her Freiheit, als durchaus vortheilhaft für die allgemeine Eultur und für eine dem National- 
reihthum und den Befigern möglichft heilfame Bebauung der Güter. Keine unhiſtoriſchere An⸗ 
ficht läßt fich in Beziehung auf die feudalen gutöherrlihen Rechte überhaupt denken, ald wenn 
man meint oder zu meinen ſich und Andere überreden will, in unfern heutigen Verhältniffen 
mwürben etwa die Reſte over Die Erneuerungen der Feudalzeit, Patrimonialgerichtsbarfeit und 
Outölaften der Bauern ein patriarchaliſches vertrauendvolles Verhältniß zwifhen bem Guts- 
heren und ben pflichtigen Bauern bewirken und jenem einen vortheilhaften Einfluß auf diefe 
verschaffen. Vielmehr erzeugen diefe Laften, die als unpaffend, als unzeitgemäß, als drückend 
erſcheinen, bei den Bauern, deren Blick doch einmal auf die allgemeine gleihe Staatsregierung 
gerichtet ift, nur Unmuth und Mistrauen. Ihre verfümmerte, oft betrügliche Leiſtung aber 
verbrießt den Gutöheren und veranlaßt abermals Zwietracht, während ein gebilveter, Fennts 
nißreiher, wohlhabender und wohlmolfender Gutöbefiger auf dem Lande, menn er in feinen 
ſolchen ftörenden Verhältniffen zu den Bauern fteht, fehr leicht durd) Rath und That ihr geach⸗ 
teter und großer Wohlthäter und für die allgemeine Landescultur fehr nützlich werben kann. 
Auch wird dad an ſich loͤbliche Beftreben, unfern heutigen befoldeten Staatöbeamtenftand und 
eine fogenannte bureaukratiſche Herrſchaft zu mindern, eine Wiederherſtellung gutsherrlicher 
Patrimonialrechte, polizeilicher oder gerihtliher, und mit oder ohne den wahren Namen übers 
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tragen, nicht rechtjertigen. Es hat ſich neulich bei ſolchen Beſtrebungen in Preußen auch gezeigt," 
daß die Adeligen, obwol zum Theil Tüftern nad alten junkerlichen Vorrechten und Einflüffen ver 
Feudalzeit, doch nicht geneigt find, die Koften und Laften dieſer ftaatlichen Dienfte zu tragen. 
Cine gezwungene erbliche Unteroronung der Bürger unter Brivatperfonen in ſtaatlichen Dingen 
widerfpricht außerben dem Geifte freier ſtaatsbürgerlicher Verfaſſung viel zu fehr. Jene guten 
Zwecke laſſen fidh daher nur durch freie Gemeinde: und Kirchfpieldverfaffungen, ihre Wahlämter 
und Ausſchüſſe mit Benugung engliſcher Einrichtungen erreichen. 

Eine zweite ſchwierige Frage iſt Die: Sollen die Bauerngüter ebenſo wiejebes andere Bermöd- 
gen unter die gleich nahen Erben gleich vertheilt werden, oder iſt Untheilbarkeit der Bauerngü⸗ 
ter heilſam und ihr Übergang anf einen Erben, welcher entweder durchs Alter beſtimmt wird, 
oder fo, wie früher in Deutſchland, durch die Wahl eines Familienraths, an deſſen Stelle wa 
ter häufig die Entſcheidung des Vaters trat, mehr oder minder ergänzt und controlirt durch die 
Sitte oder durch Beirath beſtimmter Verwandten oder der Obrigkeit? 

Die Untheilbarkeit bietet öͤkonomiſch und moraliſch-politiſch offenbar große Vortheile dar. 

In wirthſchaftlicher Beziehung oder in Beziehung auf den Wohlftand der Bauern und die 
beffere Landescultur läßt jih für die Untheilbarkeit Folgendes fagen: In der Regel wird eine 
auf die Dauer vortheilhafte Bebauung, mithin die beſtmoͤgliche Landedcultur nur da ftattfinden, 
wo mit den Gütern dad nöthige Betriebscapital verbunden ift und wo diefelben eine angemeffene 
Größe Haben, welche ven nöthigen Viehſtand beſchäftigt und ernährt, den Culturwechſel zuläßt, 
und welche durch den hinlänglichen Ader-, Wald: und Wiefenboden u. f. m. die nad) der Gegend 
nöthige wechſelſeitige Unterftügung ber verſchiedenen Eulturzweige gewährt. Wenn vollends 
die Güter durch immer neue und nod dazu unwirthſchaftlich gemachte Theilungen fo fehr zer= 
Rüdelt werben, wie jegt in vielen Gegenden des mittlern und ſüdlichen Deutſchland, fo ent= 
ſtehen die größten Hinderniffe für die immer allgemeiner anerkannten wirthfchaftlichen Foderun⸗ 
gen, Verbeſſerungen und Anlagen einer rationellen tonomifchen Cultur. Es werden zugleich 
die Koſten und der größere Zeitaufwand für die Eultur und Ernte der fleinen und entfernten 
Parcellen, ferner die öffentlichen Koſten für die Einträge der Grundflüce in Grund = und Hy⸗ 
pothefenbücher, für Grenzſteine u. ſ. w. fortdauernd erhöht; nicht minder auch die Nachtheile 
für frenide Grundftüde , über melde man zu den Fleinen Läppchen fahren muß. Es wird endlich 
ein großer Theil des Landes nutzlos verſchwendet durch die Grenzfurchen und durch fonjtige 
Abgrenzungen mit Gebhfchen u. f. w. 

In moraliſch-politiſcher Hinficht erfcheint die Untheilbarkeit darum empfehlenswerth, weil 
mar Güter von einer gewiffen Ordße und einem beftimmten Ertrag ihren Bebauern Dasjenige 
fihern, was Möſer für einen tüchtigen Bauernftand foderte, das Nothwendige in feiner hinläng⸗ 
lichen Vollkommenheit und die Möglichkeit, etwas für Zeiten ver Noth und für die Verforgung 
der Kinder zu erfparen. Nur Bauerngüter folder Art, nicht aber bis zu unbebeutenden Läpp= 
en verteilte oder audgefogene, verarmte und ſchlecht bebaute Güter werden die Grundlagen 
für einen gefunden, tüchtigen, achtbaren, für einen zuverläffigen und felbftändigen, für einen 
an Sitte, Recht und Freiheit, an Vaterland und Verfaſſung haltenden, für einen nicht bkono— 
miſch und moraliſch verlumpten Bauernftand , kurz für einen ſolchen, wie man ihn mit Freuden 
in manchen Gegenden Deutfhlands, z. B. des Schwarzwaldes und des Odenwalds, von Han- 
nover und Weſtfalen ſieht. Da, wo völlig gleiche Beerbung aller Kinder und gleiche Verthei— 
lung ver Guͤter ftattfinvet, da nehmen zuweilen die vielen aus Büͤſchen oder Gräben beſtehen⸗ 
den Grenzzeichen einen großen Raum des zerftüdelten Landes ein, da findet man häufig ftatt 
ſtattlicher Bauernhöfe elende ſchmuzige Hütten, bei melden man fid hüten muß, Nachts nicht 
Kopf oder Schultern an die Dächer anzuftoßen. Da fieht man eine unverhältnigmäßig anwach⸗ 
fende ungefunde arme Bevölkerung, welche, auf jeden möglichen Nebenverdienft und Gewinn 
angewieſen, immer mehr Chrlichkeit, Sitte, Selbftändigfeit und die wahre bäuerliche und bür- 
gerliche Tugend verfiert. 

Bür Die allgemeine Theilbarkeit und für völlig gleiches Erbrecht aller Geſchwiſter oder ande⸗ 
zer gleich naher Verwandten aber läßt ſich fürs erſte Das ſagen, daß dad Gewicht jener obigen 
Gründe gegen dieſelbe fid in dem Maße vermindert, je reicher und gartenähnlicher das Land 
und fein Ertrag ſich erweiſen, je mehr es fi für Weinbau und Handelsgewächſe eignet, und 
je mehr «8 ſich in der Nähe großer gewerbreicher Städte befindet, ſodaß es faft die Natur einer 

läbtifchen Feldmark annimmt, ober auch neben großen Fabriken, deren für den öfonomifchen 
und moralifchen Zuſtand der Fabrikarbeiter Höhft gefährliche Folgen ſehr dadurch vermindert 
werben koͤnnen, daß fie einen, wenn auch Heinen, felbfländigen eigenen Bamilienfig mit einigem 
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Viehſtand und Landbau haben, ſowie in Gegenden, deren Bewohner durch bie unſchã dlichſte 
Art der Fabrikation, in Verbindung nämlich mit jener okonomiſchen Beihũlfe durch Arbeilen 
am hãuslichen Herde, fich anftänbig ernähren. Es vermindert jid überhaupt jenes Gewicht in 
dem Mae , als in einer Gegend eine unverhältnigmäßige Besölferung noch nicht zu fürdten, 
die Vermehrung felbftändiger nicht allzu dürftiger Bamilienfige aljo wohlthätig ift, un indbe- 
fondere infofern als vie Güter noch fo groß find, daß durch beren Vertheilung unter mehre 
ſelbſtändige Bamilienväter die jetzt gefteigerte Anftrengung ber Bearbeiter die Vortheile gröjerer 
Büter aufiwiegt. Und ſicher ift e8, daß man in gar manchen Gegenden von Süb- und Ron- 
deutſchland noch gar manches Land findet, welches angebaut oder beiler bebaut werben und dann 
noch mehr Menfhen ernähren Eönnte, und daß nıan zugleich noch manche zu große Bauerngü⸗ 
ter fiebt, von denen viele Theile nugbarer gebaut werben fönnten, und bie, zumal in Berbindung 
mit bisher nicht bebautem Lande, viel vortheilhafter von mehren felbftändigen Familien eigen- 
thũmilich befeffen würden, als daß fie jegt unvollftäudiger bebaut ober gar an Miethlinge ver: 
pachtet werden. Auch werden fid zuweilen fittlihe Nachtheile daran knüpfen, wenn den Kindern, 
die vom But und gleihem Erbe ausgeſchloſſen find, die Mögligfeit zur Begründung eigener 
Familien fehlt, ober wenn etwa, fowie in manden Gegenden, die Zahl der Rinder auf eine 
unlöbliche Weife beſchränkt wird. Ganz befonders aber feinen die Gründe des Rechts gegen 
pie Untheilbarkeit uud ungleiche Beerbung zu ſprechen, ſobald man aud das Erbrecht nicht als 
eine reine politifche und pofitive Willfür betrachten mag, fonbern es auf natürliche Rechtsgründe, 
auf Bertheilung des Landes und Vermögens nah Familien u. f. w. zurüdführt. Es ſcheint dann 
verwerfli und Hart, nicht ein Kind dem andern abfolut gleichftellen zu wollen. Will nıan num 
aber, wie manche neuern Landesgeſetze thun, einen völlig gleichen Vermoͤgenstheil für alfe gleich 
nahen Erben mit der Untheilbarfeit der Güter auf diefe Weife vereinigen, daß man den Erben 
des Guts felbft, ohne ihm, fowie an vielen Orten geſetzlich, eine bedeutende Vortheilsberech⸗ 
tigung zuzugeftehen, anhält, auf das ihm überlaſſene Gut ſammt dem Viehftand und den für 
die Gutswirthſchaft nöthigen Mobilien foviel herauszuzahlen, daß eine völlige Gleichheit aller 
Erbportionen entfteht; alsdann werden bei ſtrenger Durchführung diefed Princips, zumal in 
unfern ſteuerreichen Zeiten, die Bauernhöfe mit Schulven überlaftet, megen Mangelö des nd- 
thigen Betriebscapitals ſchlecht bebaut und zulegt in Eoncurfen auf die allerſchädlichſte Art ver- 
theilt. Es werden alsdann Überhaupt alle Vortheile der Untheilbarkeit zerftört werden. Die 
Unvermeidlichkeit, mit welcher meift augenfällig fo traurige Folgen Ah ankündigen , bewirkt 
denn auch meiftentHeild, daß die Güterfhäger und die Obrigfeiten dad kranke Recht, freilich auf 
geſetzwidrige Weife, dadurch zu heilen ſuchen, daß fie ven Hof jammt Zubehör fo gering an= 
lagen, daß jene Gleichheit der Erbportionen nur eine feheinbare, oder daß die Vorthellsbe⸗ 
rechtigung größer wird. Übrigens aber müflen wir auch geftehen, daß die aus der naturrechtli— 
Gen Gleichheit abgeleiteten Gründe für eine unbedingt gleiche Beerbung aller vem Grade nad 
gleichen Erben Hier nicht ausreichend ſcheinen. Die Erbrechte gründen ſich wenigftend nicht blos 
auf das reine Net, ſondern ed wirken überall auch politiſche Gründe zu feiner Anerkennung 
und Modiſication mit. Infowelt nun nad) der allgemeinen Anerkennung der jegt lebenden land⸗ 
befigenden Samilienväter eines Gemeinwefens ober der fie repräfentirenden verfaffungsmäßigen 
Geſetzgebung das Vertheilen und das völlig gleiche Beerben beftinmter Nachkommen dem Ge: 
meinwefen und den Familien ſelbſt ſchädlich, ftatt Heilfam wäre, infoweit können mit unzweifel- 
haftem Rechte die nöthigen Modificationen des gleihen Erbrecht anerkannt und fanetionirt 
werben. Auch zeigt ſich in der Regel das Schieljal der abgefundenen Erben keineswegs fo hart. 
Sie behalten nicht blos meift auf dem Gut eine Heimat und Zuflucht, fondern finden durch Ber- 
mehrung ihres ererbten Vermögens und durch erhöhte Anftcengung, durch Gewerb und Glück 
ſehr häufig guteß Unterfommen. Die Staatsgeſetzgebung hat nad) den ausgeführten Geſichts⸗ 
punkten ftet3 genau die befonvern Verhältniffe, nicht blos jedes Landes, fondern jeder befondern 
Gegend zu berüdjichtigen. Sie wird außerdem bei fo tief in die ganzen Lebensverhältnifſe ein 
greifenden Beſtimmungen, wie die über Theilbarfeit und Untheilbarkeit ver Bauerngüter, viel 
leichter und befler Das, was fie für gut Hält, durch Unterſtützung, Schutz und Förderung Deffen, 
was den Gefühlen, Bedürfniſſen und Gewohnheiten der betreifenden Claſſe entfpricht, als durch 
ganz neue und zwangögefegliche Einrichtungen bewirken. Hierher gehört aber au, daß fie bie 
Untheilbarfeit ver Güter und eine genügende Vortheilsberechtigung für die Erben, da wo die⸗ 
felben als vortheilhaft erfheinen, und wo dieſelben vielleicht nur durch verhaßte gegenthellige 
neuere Lanbeögefege ober durch die Beamtenprariö verlegt und bebrängt wurben, in ihr guteß 
altes Recht wieber einfegt. Nicht felten nämlich find ſolche neuern Störungen, wie die des „Code 
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Napol&on” und ſeines ganz gleichen Erbrechts in venı badiſchen Schwarzwald, gegen welche bie 
alte Volksſitte oft Tange mit mehr oder minder glüdlichen Erfolgen ankämpfte. Jede ganz neue 
Ginritung aber muß nicht bloß den befondern Bepürfniffen genau angepaßt, fondern auch fo: 
viel möglich mit dem Willen der betreffenden Bamilienväter begründet werken. Hiervon wird 
auch vor allem ihr beabſichtigter guter Erfolg abhängen. Aud darf man wol niemals über: 
fehen, daß die Übel, über welche man augenblicklich klagt, ſich oft von felbft und durch eine natür- 
liche Heilkraft in ven Dingen ausgleichen. So hatten wir noch vor kurzen Überfluß an Ländlicher 
Bevoͤlkerung und große Sorge, daß immer mehr die Güter zerfplittert würden. Sept hat wohl: 
feile Auswanderung und leichter Erwerb bei Fabriken viele Landleute weggezogen. Mit ven 
hohen Fruchtpreiſen und dem Erlös von Grundlaſten werben viele Güter vergrößert. Andere 
bleiben ungetheilt oder werden mit Garten = und Handelögewädfen vortheilhaft gebaut. Die 
Sorge mindert ſich alfo.gar fehr. i s 

Auch find , ehe man zu härtern, mehr vom biöherigen gemeinen Recht abweichenden Maß: 
regeln, wie Beförberung völliger Untheilbarkeit und neuer Fideicommiſſe, ſchreitet, vie weniger 
verlegenpen vorzuziehen., fo die Verhinderungen unnöthiger Parcellirungen und vie beförber- 
ten Bufammenlegungen kleiner Grundſtücke. Mit ven verſchiedenen Maßregeln, um dem Übel 
zu großer Zerflückelungen vorzubeugen, haben fich bereitö eine ganze Reihe deutſcher Landſtaͤnde 
‚und Lanveögejeggebungen,, in Preußen, Hannover, Balern, Großherzogthum Heflen, Sachſen⸗ 
Weimar u. |. w. beſchäftigt. Sie und andere werben ſich noch ferner damit befgäftigen. Beſon⸗ 
ders loͤblich iſt es, wenn Die Bauern fich felbft freiwillig zu Verbefferungen und den dazu noͤthi⸗ 
gen Maßregeln einigen. So hatte es die großherzoglich heffifche Regterung öffentlich zu beloben, 
daß in der Gemeinde Niederdieten ein Wieſengrund, der in nicht weniger ald 2085 Stücke ver⸗ 
theilt war, faſt ohne Koften duch die Gemeindeglieder felbft zu gegenfeitiger Zufriedenheit in 
nur 320 zufammengelegt wurde, und daß ebenfo in der Gemeinde Achenbach durch Zuſammen⸗ 
legen die Zahl ber früheren Parcellen auf ein Viertheil ver früheren Anzahl vermindert murbe. *) 
Leider eriwarten andere Gemeinden und Bauern Fräftigere äußere Antriebe zu ven ihnen felbft 
heilfamen Einrictungen. Unftreitig kann aud tie Landesgeſetzgebung vie über ein gewiſſes 
Maß hinausgehenden Parcellirungen verbieten, ſodaß alsdann die Miterben hier ebenfo wie bei 
einem andern untrennbaren Erbſchaftsgegenſtande, 3. B. einem Kramladen, ihre Ausgleichung 
bewirken müffen. Sie kann aud aus Gründen des öffentlichen Wohls durchs Geſetz Zuſammen⸗ 
legungen der Grunbftäde nach Mehrheitöbefchlüffen für die Minderheit bindend maden. Sie 
kann aud nad) dem Vorſchlag des Verfaflerd der unten genannten Schrift das Verbot der Thei⸗ 
lung ausdehnen auf alle aneinanderſtoßende Barcelien, welche zwar im Grundbuch als befondere 
Stüde eingetragen find, aber buch irgendeinen Grund in der Hand eines Befigerd vereinigt 
wurben. Gie joll auch die freiwilligen Vereinigungen durch Tauſchverträge, durch Befreiung 
von den Abgaben für das Geſchaͤft und bie Übertragung aufununtern. 

Eine dritte Frage endlich iſt die: Sollen die Lanpgüter insbeſondere auch unveräußerlid) und 
in diefem Sinne geſchloſſene Höfe fein, wie dieſes vorzüglich durch feudale Grundherrlichtkeits⸗ 
rechte und durch die geſchloſſenen Hofeöverfaflungen bei Bauerngütern begründet wurde, bei den 
Gütern ver Adeligen aber durch vie Lehus = umd ſideicommiſſariſchen und Stammguts-Verhält: 
niffe und vermittel® ber mittelalterigen Rechtsdichtung, daß hier vie Etwerbung von dem erften 
Erwerber und nah feiner Beitimmung, nicht aber von dem legten Befiger ſich ableite. Die 
Gründe für folge Unveräußerlichkeit find nun allerdings infofern weggefallen, als jene Hofes— 
verfaffuingen und die feubalen Beſchraͤnkungen per 'Büter entweder felbft weggefallen, ober doch 

“als nachtheilig anerfannt find und infofern ein Hauptgrund für jene Nechtsbictung, nämlich 
daß Immer ein durch das gehörige Lehnsgut zu dem angemeflenen Lehnsdienſt ausgerüftetes 
Glied der Bafallenfamilie vorhanden fet, ebenfalls unpraftifch geworben iſt. Im Allgemeinen 
täßt fi freilich fagen, daß eine allzu leichte und vollends eine wucherifche Mobilifirung des 
Grundeigenthums verderblich fei und ſchon dem Begriff und ver wahren Beftimmung des Orund- 
eigenthumß , als der wohlthätigen feiten Grundlage für eine gewiſſe Stetigkeit ver geſellſchaftli⸗ 
hen Berhältniffe und für Erhaltung foliver Familien und Zamilienverhältniffe, ſehr wiber- 
ſpreche. Sie würde die Grunnbefiger und ihren Wohlſtand in Die gefährlichften Schwankungen 
hineinziehen, vieleicht auch durch zu große und wucherifche Exwerbung und Zerftüdelung ver 
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Güter eine unverhätmißmäßig große Zahl kleiner Sauilienfige begrännen. Wie ſehr aber be⸗ 
droht die Unneräußerlichkeit auf der andern Seite den allgemeinften Zweck alles Cigenthums, 
in jever befondern Lage des Lebend für vie jedesmaligen beſondern Bebürfniffe der freiem Ligen: 
thümer die beſte Befriedigung zu geben. Wie fehr bedroht fie zugleich mit derFreiheit des Cigen⸗ 
thums und des Eigenthümers auch die Rechte Dritter, die ald Gläubiger oder Erben Foderun— 
gen an ihn machen, die er, jelbft bei gropem Beſitz, doch nicht angemeffen und zur rechten Zeit 
zu befriedigen im Stande if. Eine einigermaßen weitgehende und hartnädige Beſchränkung 
der Veräußerung würde überhaupt die ganze für Verkehr und Grebit und agrariſche Cultur 
wohlthätige freie, ven Zeitbedürfniſſen angemeſſene Eutwickelung und Bewegung Im geſell⸗ 
ſchaftlichen Leben hemmen. Sie in Verbindung mit der Untheilbarkeit wird nur allzu leicht, alß 
euipdrende Ungerechtigkeit gegen ein jüngeres Geſchlecht, dieſes zum Kriege herausfodern. Vol- 
lends verfehrt müffen die Folgen werben, wenn zwar alle Fleinern Güter teilbar und veräußer- 
lich find, wie in England ſchon im Mittebalter alle Heinern oder Afterlehen, große ariſtokratiſche 
Bamilien aber ohne alle Beihränfung ſie zufammenhäufen und zu großen optimatiſchen Rati- 
fundien, zu untheilbarem und unveräußerlihem Erbe ver Erftgeborenen machen fönnen. Hier: 
durch entftanden große und gefährliche Machtheile, obgleich vie alte Freiheit der Verfaſſung 
in England große Gefahren überwindet und obgleih auch die alten feudalen Dienftbarkeiten 
und Grundherrlichkeitslaſten in England ſchon im 47. Jahrhundert aufgehoben wurden. 
Hieran knüpfte es ſich nämlich, daß in England das ganze Grundeigenthum ſich in ven Händen 
von nur 33,000 Familien befindet, und es ſprechen zur Empfehlung einer ähnlichen Cinrichtung 
weber die gebrüdte und von ver Willkür der großen Grundherren abhängige age der Bauern 
oder der Pächter, noch auch die lauter und immer lauter gewordenen Klagen über die überreichen 
Lords, über ihren Eigennug und ihren Mangel an höherer enlerer Bildung, an wahrhaft freien 
wie an wahrhaft ronaliftifchen Gefinnungen.?) Jedenfalls find nur mittiere und gegen Dis- 
brauch fihernde Maßregeln zur Sicherung eined angemeflenen Bamilteneigentgums und des 
‚reiten Berhälmiffes zwifchen dem zu groß und zu Hein, zwiſchen zu großer Beweglichkeit und 
zu ftarrer Unveränderlichkeit und in ber Regel nur gelindere Mittel, ſowie z. B. gewiffe Einwil⸗ 
ligungs= und Retractsrechte beftimmter Familienglieder räthlich. Sol die Regierungsforim 
ariſtokratiſch fein, jo wird freilich großer und wenigftens zum Theil unveraͤußerlicher untheilba⸗ 
ver Güterbefig fi empfehlen, während der Demokratie die größere Gleichheit und Beweglichkeit 
des Vermögens entipricht.. Stet8 wird zu großer Befit leicht träg, luxurids und trogig,, zu klei⸗ 
ner leicht niedrig und Eraftlo8 machen. 

Das praktiſche Endreſultat in Beziehung auf die Fragen über Untheilbarkeit und Unver: 
äußerlichkeit ver Güter kann nach allem Bisherigen wol nur in Kolgendem beftehen. Man muß 
fürd erfte bei Anerkennung ober Veränderung ber hierher gehörigen Beſtimmungen forgfältig 
die Verſchiedenheiten ver befonbern Zeit: und Landesverhältniſſe ind Auge faflen und das jedes: 
malige uͤberwiegen ver Bortheile oder Nachtheile des einen Syſtems über dad andere berückſich⸗ 
tigen, etwa nöthige Veränderungen aber mit ver jorgfältigen Rückſicht vomehmen, daß fehr 
oft ein kleineres altes lihel weniger drückend erſcheint al8 eine neue Verbeſſerung, zumal da fich 
mit alten Übeln durch den natürlichen Selbſterhaltungstrieb ver Geſellſchaft manche oft weniger 
in die Augen fallenden. Binverungsmittel verbinden, und da bie eigentliche gute Abficht mit 

Bwang .eingeführter neuer Einrichtungen nur allzu leicht umgangen ober vereitelt werben kann. 

Sodann aber muß der Staatsmann ſtets das große Grundprincip unſers heutigen Staats: 
lebens anertennen. Dieſes Grundprincip iſt die Freiheit und insbeſondere auch die privatrecht⸗ 
liche und die mehr oder minder ausgedehnte autonomiſche Freiheit der Familie, der Cinungen, 
ver Aſſociationen oder Gemeinden, der Provinzen oder Provinzialſtände. Unſere Staaten find 
nit wie die der Alten auf den engen Raum einer Stadt, auf bie Eleine Zahl einer ariſtokra⸗ 
tiſch bevorzugten Bürgerkaſte und ihre feſtbeſtimmten Abtheilungs- und Zahlverhäftnifie, nicht 
auf engherzige Zunft= und Feudalgenoſſenſchaften, auf Alleinherrſchaft ober begünftigte Vor: 
herrſchaft blos einer Lebensbeſchäftigung, auf eine ſpartaniſch für immer abgeſchloſſene ein: 
feitige Lebensbeftimmung gegründet. Unſere Staaten find große freie Nationalftaaten, gegrün: 
det auf ein allgemeines freied Staatöbürgerthum aller Bewohner in Stabt und Land, mit glei: 
Her Freiheit und Gunft für Alle und für alle guten Lebensbefhäftigungen, für Landbau, Ge: 

werbe und Handel, für ihren freien Betrieb und Verkehr, endlich für eine allfeitige freie und 
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ſtets fortſchreitende Entwickelung. Die Rechtsverhaͤltniſſe dieſer Staaten wüſſen berechnet und 
veränderlich fein, je nach ben verſchiedenen und im lebendigen Fortſchritt dieſer unſerer freien 
Entwickelung und in der ausgedehnteſten Wechſelwirkung mit dem gebildeten Bölfernerein ber 
ganzen Erde ſtets neuen und veränderten verſchiedenartigen Beduͤrfniſſen und Hülfsquellen. 
Einer freien Leitung oder Regierung biejer freien und großen Entwickelung nach unendlichen 
goͤttlichen Geſetzen und Idealen giemt es, nicht engherzig und zwangvoll die Zahl der Bür: 
ger und der Ghter uub die Freiheit derſelben nach ſtets unzuverläffigen Berechnungen zum 
voraus beſtimmen und einfhränten zu wollen. Sie joll e8 am wenigften durch fo häßliche 
Mittel, wie — um jener fpartanifchen zeitweilen Grmordungen ver abhängigen Bauern gar 
nicht zu gedenken — die vorgefchlagenen abſoluten Gheverbote und Infibulationen, überhaupt 
nicht durch ſolche despotiſche Unterdrückungen eheliher Volksvermehrungen, welde gleih un⸗ 
würdig in den geheimnißvollen Gang und in das fittliche Gefeg der Menfchenichöpfung eingrei⸗ 
fen, wie jene frühern unſittlichen Begünftigungen ſelbſt uneheliherVolfövermehrungen. Unfere 
heutigen Regierungen follen ferner ebenfo wenig eigenwillig und gewaltfam durch abfolute 
Zwangsgeſetze eingreifen zu Gunſten einer Neftauration der feudalen kaſtenmäßigen Abjonde- 
rungen ber Stände, ihrer Güter, ihrer Privilegien oder Beichränfungen, als zu Gunften einer 
abfoluten Gleichmacherei und zur unbedingten Zerftörung aller frühern Verhaͤltniſſe, Einrich⸗ 
tungen und feldft der naturgemäßen Scheidungen und Unterſchiede ver Stände, ihrer befonbern 
Sitten und Lebenöweijen. Es muß hier dad Meifte überlafien bleiben ver freien naturgemäßen 
Entwidelung und dann den buch Öffentliche Meinungsfreiheit und Aufklärung und durch bie 
genaue Kenntnif der Örtlihen und der eigenen Benürfniffe geleiteten, durch die Rechtsachtung 
und durch eine weiſe Stantöoheraufjicht geregelten Veftimmungen der Bürger felbft, ihrer 
Bamilien und Einungen, ihrer Gemeinde- und Provinz ober Landrathivereine. Es muß 
bei fleter Beachtung des Organismus und ber hoͤchſten Ideen unferer heutigen Staatöverfaflun- 
gen und ihrer befondern Geftaltung in den befondern Ländern dad Gute gefchügt und geförbert 
und nur dad entſchieden Verderbliche und Rechtswidrige mit Staatszwang auögefchloffen over 
unſchädlich gemacht, nur das abfolut Nothwendige erzwungen werden. Wie [wer und unſicher 
find faft alle Hierher gehörigen Vorausberechnungen in unfern heutigen großartigen verwidel: 
ten Verhältniflen. Wie kann z. B. eine einzige neue Pflanze, wie die Kartoffel, wie können 
neue Induftrieziweige und Handelöwege unberechenbar die Lebensmittel vermehren, Krankheiten, 
Auswanderungen, Kriege, unberechenbar die Menfchen verminpern. Wie oft koͤnnen neue un- 
erwartete Exfcheinungen und Auskunftsmittel mande Beſtimmungen über Untheilbarkeit und 
Unveräußerlicfeit ober ihr Gegentheil unwirkfem oder auch unfhänlih machen! Und wie oft 
treten neue wohlgemeinte Befege einer natürlichen Ausgleihung mancher Ubelftänne jelbft in 
den Weg! Soll aber ver Staat auch nur wenig zwingen, fo ſoll er durch Rath und Schug und 
Unterftügung deſto mehr helfen. Nicht ſowol das Zuvielregieren als das ſchlecht und despotiſch 
Regieren, das dictatoriſche Beſtimmen, ſtatt weiſer Leitung und Foͤrderung freier Beſtrebungen 
der Bürger, muß man beklagen. Wenn z. B. eine Übersälferung bie unglücklichen Bewohner 
einer Gegend in Noth verfinken läßt, zulegt zu trauriger Auswanderung beftimmt, fo foll der 
Staat nicht müßig zufehen, wie Tauſende unglüdlicher Familienväter hülflos und rathlos bie 
verfehrteften Wege ergreifen, Betrügern in die Hände fallen und fo zu Grunde gehen, oft auch 
als rückkehrende Bettler den armen Familien der Heimat, die ven Muth Hatten, dem Vaterlande 
treuzubleiben, zur neuen drückenden Laft werben. Wie oft ließe ſich durch zweckmäßige öffent: 
liche Arbeiten, durch Unterftügung eines neuen oder beflern Anbaus vaterlänpifcher Gegenden 
und, bei unvermeidliher Auswanderung, durch) forgfältige Berathung und Leitung derjelben, 
der Reiſeaccorde, des gemeinſchaftlichen neuen Ankauf von Rändereien , durch thätige Verwen⸗ 
vung von Regierungdabgeorbneten in fremden Staaten namenlofem Elend armer Mitbürger 
und Kinder des ee Vaterlandes vorbeugen! s Welder. 

Bauernkriege. Der große deutſche Bauernfrieg. In faft allen europäiſchen und 
in den meiften deutjchen Landen entſtanden feit dem fpätern Mittelalter Höhft merkwürdige Re— 
volutionen, welche von dem fogenannten vierten Stande, von den Bauern, audgingen. Auch die 
frühern Aufftände dieſer Art hatten mit dem vorzugömeife fogenannten Bauernfriege, mit ven 
großen Aufftänden deutſcher Bauern zu Anfang des 16. Jahrhunderts ins Weſentlichen gleiche 
ürſache und auch meift den gleichen Ausgang, den der blutigen Unterdrückung. Vor allem ſchon 
dieſer unglückliche Ausgang, welder Vielen als der genügende Grund für die völlige Verkehrt⸗ 
heit, ja Unbedeutendheit ver Unternehmung erfehrint, dann au) die in der frühern feubalarifto- 
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kratiſchen Zeit natürliche Geringfhägung bed unterflen Standes und feine größere Roheit, 
und endlich vie hier doppelt erflärlichen falſchen Scheine, welche jeve unglüdli ausgegangene 
Barteipandlung durch einzelne Misgriffe oder unwürdige Anhänger entſtellen — alles Diefes 
wirkte zufammen, daß dieſe Bauernfriege folange nit nad) ihrer wahren Urſache, Geftalt und 
Bedeutung gewürbigt murben. 1) 

Vom Bolt, von den ſtets zum Frieden geneigten anfäffigen Bürgern, ja von den conferva= 
tiven anfäfligen Bauern auögehende ‚große allgemeine Aufftände müffen aber wol ver Ratur 
der Sache nad) ſehr ſchwere Verlegungen zum Grunde haben, meift mol auch unglückliche Ber 
faffungszuftände, welche jene Verlegungen begründeten oder durch Verfaguna genügenner reiht: 
Tiger Hülfe die Ausbrüche der Verzweiflung der Aufftändifthen bewirkten. So verhält es fich 
geſchichtlich nachweisbar mit jenen Bauernkriegen. Die Berlegungen beſtanden in jener feudal⸗ 
ariftofratifchen Unterdrückung zugleich der altgermantfhen Volksrechte und zugleich ver fie be- 
Thügenven Macht und Einheit der Nationalregierung, welche nach ihren verſchiedenen Seiten 
bin mehre Artikel des,Staats-Lexikon“ ſchildern mußten (Abmeierung, Adel [veuticer], 
Alodium, Bauer, Beete, Deutfhe Geſchichte). Diefe Verlegungen trafen zunächſt und am 
ſchwerſten die deutſchen Bauern, melde (durch die ariftofratif—hen Stände) ausgeſtoßen von den 
Reichs⸗ und Landtagen, durch Die Ritter wehrlos und durch die Romaniſten rechteunmündig 
gemacht, in Freiheit und Eigenthum verlegt und allen Feudallaſten unterworfen wurden. Ihre 
Aufftände ftrebten zunächſt nach Abhülfe ihrer unmittelbaren Berlegungen, zum Theil aber auch 
nad Herftellung freier Nationalregierung, ſodaß fie infofern trog ber fonftigen verſchiedenen 
Geſtaltung Vorläufer auch der fpätern politifchen Beftrebungen und Volksbewegungen wurden. 

Die Grundlage der germanischen Gefellfhaftöverhältniffe war, wie jene oben genannten 
Artikel weiter ausführen, allgemeine Bolköfreiheit. Sie befand in der vollfommenen perfün- 
lichen, Eigenthums⸗ und flaatbürgerlichen Freiheit aller zu dem Volksſtamme gehörenden 
Landbeſitzer. Nur überwundene Fremde dienten entweder als Unfreie oder Tebten in urfprüng- 
lich meift erblichen Hinterſäſſigkeitsverhältniſſen als Guts- und Zinsbauern oder Hörige. 
Seit ver Gründung ber großen germaniſchen Eroberungsreiche aber und buch die Vermiſchung 
einer neuen und fremden, der chriſtlichen und vömifchen Religion und Cultur mit ben eigens 
thümlichen germaniſchen Lebenöverhältniffen litt die altgermanifche Volksfreiheit Noth. Es 
entftand die fauſtrechtliche ober feudale Unterdrückung over Beſchränkung der Eleinern freien 
Orunveigenthümer, ber jegt ſogenannten Bauern, die nun oft mit jenen urſprünglich fremden 
Hinterfaffen, Gutsbauern ober Leibeigenen zufammengemifcht wurben. Diefe Unterdrückung 
wurde durch die jegt entflehenden großen und kleinen weltlichen abeligen Herren, durch die Für— 
ſten und ven Adel und durch die nun fi) ausbildende päpftliche Hierarchie und ihre dem welt⸗ 
lien Adel nahahmenden geiftlihen Herten und Herrſchaften bewirkt. Abel und Geiftlichkeit 
bildetenn fich fo gut fie konnten ähnlich wie tn den orientalifchen Reichen zu einer kriegeriſchen 
hohen und nievern Adelskaſte und zu einer Priefterkafte aus. Sie begünftigten auch die Aus: 
bildung einer ihnen vienftbaren, nom Volk ſich abſondernden Beamtenfafte, die großentheils 
aus dem auslänbifchen Nömifchen Rechte ihre Waffen gegen die Freiheit und das Recht des 
deutſchen Volkes nahm und daſſelbe mehr und mehr auß feinen öffentlichen Gerichten vertrieb 
und rechtlich mundtodt zu machen fuchte. Das Recht wie die Religion wurden zum Zweck der 
Unterdrückung verfälfcht. 

Doch gelang Gottlob! diefe Unterdrückung des Volks und ded Bewußtſeins feiner alten 
Rechte niemals fo vollftännig als hei ven orientalifchen Völkern und bei dem heutigen ruſſiſchen 
Boll, Als daher aus der Verſchmelzung ber fremden und der deutſchen Gulturelemente all⸗ 
mälig eine neue höhere Bildung fich entwicelte, fuchte auch das Volk feine verkümmerten ober 
unterbrüctten Rechte entweber Fräftig zu vertheioigen oder wieberherzuftellen, die paͤpſtlichen 


1) Äber die Vauernkriege ſchrieben in neuern Zeiten beachtenswerthe befonbere Schriften: Sartorius, 
„Verſuch einer Gefchichte des deutfchen Bauernfriegs“ (Berlin 1795); Ochfele, „Deiträge zur Ges 
fchichte des deutfchen Bauernkriegs“ (Heilbronn 1820); Wachsmuth,„„Der deutfche Bauernfrieg ” (Leips 
dig 1834); Benfen, „Geſchichie des Bauernkriegs in Oſtfranken“ (Erlangen 1849); Zimmermann, 

:  eltgemeine — des großen Banernfriege” (3 Bhe., Stuttgart 1841—43; neue ganz umge⸗ 
arbeitete Sufinge, 2 Bbe., Autigarı 1856). Vorzugeweiſe das leptere Werk hat, ſowenig ich auch mit 
bem tüchtigen Verfaſſer ganz übereinftiimmen kann, body zu meiner Freude die ſchon in ber erſten Aus: 

jabe des ‚, Staats Lerifon‘ enthaltenen höhern und allgemeinern Gefichtspunfte über dieſe wichtige ges 
— Erſcheinung auf erfreuliche Weiſe betätigt und ausfũhr! ich an der Hand ber Quellen entwickelt. 
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und priefterligen und die adeligen Misbräuche und die despotiſchen Oberherrſchafts— over 
Lehns⸗ und Obereigenthumsrechte und bie erzwungene Unmündigkeit zu befeitigen. 

Auf gleiche Weife xegte fih fo in allen germaniſchen europäiſchen Staaten ſeit der zweiten 
‚Hälfte des Mittelalterd ein Rechts- und Freiheitskampf des gedrückten unterflen Standes over 
des Volkes. Zuerſt bilden fi in den Städten wiederum freie Bürgerverfaflungen aus, und 
zwar dieſes in allen germanijchen Stäbten. (S. Städte.) Ihnen gaben ihre befeftigten Mauern, 
ihr Reichthum, ihre gute innere genoſſenſchaftliche und Eriegerifche Organifation flegreihe Kraft 
gegen den Abel und die Geiſtlichkeit. Weniger allgemein glücklich aber waren bie ebenfalls faft 
allgemeinen Kämpfe auch der Bauern und ganzer Landſchaften und Volköftämme. Zwei Ur— 
ſachen erſchwerten Hier ven glüdlihen Ausgang. Hier war für erſte, wie in den veutfchen und 
franzoͤſiſchen Bauernkriegen ſich zeigte, theils die Unterdrückung meift ſchon fo lange dauernd 
und jo weit gelommen, daß die Unterbrückten die Eriegerifche und polittſche Organifation und 
Bildung zu fehr verloren hatten und fhon daher gegen die organifirten, gerüfteten, Höher ges 
bildeten Unterdrücker in zu geoßem Nachtheil ſtanden. So kam es, daß die nöthige gefetzliche 
Reformbeſtrebung dem gewaltſamen Aufſtand nicht vorausging, und daß, ſowie in Aufftänden 
von 1848, undisciplinirte Maſſen von organiſirten Kriegern leicht beſiegt wurden. Theils aber 
beſtand fürs zweite das Unglück darin, daß auch bie Städte ſich kaſtenmaͤßig ausbildeten, ſich 
abſonderten, den geiſtlichen und weltlichen Unterdrückern oft beiſtanden, ja ſelbſt mit unter⸗ 
drücken wollten, oder doch jedenfalls durch ihre Abſonderung und Lauheit verhinderten, daß 
ähnlid wie da, wo die verſchiedenen Stände ſich brüderlich die Hand reichen, ein allgemeiner na⸗ 
tlonaler Freiheitskampf, ein nationales Bewußtfeir: und eine freie Verfaflung ſich bilden Eonnte. 
Diefed fand nur da ftatt, wo jene beiden Haupthinderniſſe überhaupt nicht oder doch nicht ges 
meinſch -ftlih dem Sieg ber Freiheit ertgegenftanden. So fiegte ober erhielt ſich Volksfreiheit 
nur in England, der Schweiz, ven Niederlanden, in Schweden und längere Zeit wenigftend in 
Dänemark, Norwegen, in ven frieſiſchen Ländern und in Ditmarfchen. Die Städte aber büßten 
ihren ſchimpflichen Abfall von der Bulföfreiheit in Italien, Deutfhland, Frankceich, Spanien, 
Portugal durch den Verluft ihrer eigenen Freiheit. Selbſt der Adel und zum Theil die Geift- 
lichkeit wurben in die Schmad und das Elend innerer und äußerer Willkürherrſchaft geftürzt, 
ihrer Ehre und Würde wie ihrer Rechte beraubt. Und auch die Fürften büßten häufig durch 
Tod, Entthronung und Verbannung. Erft in ver fpätern gereiftern europäifchen Gultur und 
Geiſtesfreiheit erwachte, angeregt durch die großen ſchweizeriſchen, niederländiſchen und engli= 
fen Freiheitskämpfe, duch die freien Verfaflungen und die Blüte und Macht diefer freien 
Völker, vollends aber durch die amerifanijchen und franzoͤſiſchen Revolutionen, in allen euro: 
päifchen Nationen das allgemeine Bewußtſein und Bedürfniß nationaler Würhe und Freiheit 
mit Ausflug aller kaſtenmäßigen Abfonderung und aller Willkürherrſchaft. Aber für die fpä= 
tern fiegreichen Sreiheitöfämpfe und für dad Erwachen und Reifen jenes allgemeinen Volks⸗ 
bewußtſeins waren bie vorhergehenden unglücklichen Freiheitskämpfe keineswegs wirkungslos. 
In blutigen ſchauervollen Erinnerungen wie in einzelnen Überbleibfeln der alten Volksrechte 
rettete fich mit durch jene Kämpfe, dunkler oder bewußter, hier in der Volkstradition, bort in 
ber Geſchichte und der bewußtern hoͤhern Bildung, die alte bürgerliche und religiäfe Freiheit 
und ver Glaube an ihre Heiligkeit und Berechtigung. Das Blut fo vieler, vieler Taufende, die 
im Kampfe für bie Freiheit, im Kampf gegen bie fhänblichfte Tyrannet fielen, ja die großen= 
theild auf die graufamfte Weife von den Unterbrüdern hingemordet wurben, es iſt nicht ganz 
vergeblich gefloffen. Es fell und darf nicht umfonft vergofien fein; es muß die Enkel der Ges 
fallenen mahnen und boppelt heilig verpflichten, die wahre Freiheit, das blutig vertheidigte 
Recht und das Heilige Vermaͤchtniß ihrer Vorfahren auf allen rechten Wegen zu erkämpfen und 
au ſchũtzen. 

Es mögen hier einige Erinnerungen Plag finden an die Volkskämpfe, die als Seitenftüde 
und Vorgänger des großen deutfchen Bauernkriegs erſcheinen und die, ebenfo wie fie, aus dem 
Bewußtfein früherer freier Bolközuftände und aus vem Gefühl einer unrechtlichen, empören- 
den Bedrückung und einer Verlegung zugleid) der ewigen Grundſätze des natürlichen und deut⸗ 
fen Rechts, fowie der jammervoll entftellten und misbrauchten chriſtlichen Lehre entfprangen. 

Einer ber älteften ift (im 9. Jahrhundert) der Volksaufſtand der Sachſen, ihr geheimniß⸗ 
voller Bund der Stellinga zur Zeit des Bruderkrieges der Söhne Ludwig's des Frommen. 
(S. hierüber I, 245 fg.) 

Gleich unglücklich wie fie kämpften im 11. Sahrhundert die Bauern ver Normandie gegen 
den Drud des Feudaladels, der Geiſtlichleit und des Hofes. Die urſprünglich volköfreien Nor- 
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mannen hatten als Eroberer des nach ihnen benannten ſchönen frauzöſiſchen Landes das bei 
den weſtlichen Franken völlig ausgebildete despotiſche Feudalſoſtem angenommen. Die Herr⸗ 
ſchaft des Feudaladels und ver Vrieſter bedrũckte natürlich auch hier zumeiſt die Bauern, zumal 
die von den Normanmen beñegten frühern Bewohner' des Landes. Vorzüglich unter Herzog 
Richard Il., den die habſüchtigen Prieſter den Frommen nannten, wurde das Feudalſoſtem auf 
die drũckendſte Weiſe ausgebildet. Da beſchwor das unterdrückte Volk einen Bund. Es jagte: 
„Sind wir nicht ſo gut wie die Herren? Sind wir nicht Menſchen wie ſie? Haben wir nicht 
Muth und ſtarke Fäuſte wie fie? Wohlauf, laßt und Ernſt machen und uns wehren! Wir ſind 
dreißig und vierzig Bauern gegen einen Ritter und wiffen Streitart und Kolben und den Bogen 
zu führen!” Doc ver Bund ward vor der Ausführung verraten, die Bauern wurden, ehe 
fie gerüftet und vereinigt waren, in ihren Wohnfigen vereinzelt von er Ariftofratie überfallen 
und befiegt. Hinrichtungen, Berftummelungen aller Art, Ausftehen ver Augen, Ausbrechen 
ver Zähne, Ausreifung der Scham, Einbrennen der Kniekehlen, kurz alle graufame Erfindung 
und Rache, womit die beleidigte hochmũthige Ariftofratie in dieſen barbarifhen Zeiten gegen 
die Unterbrüdten wüthete, beftraften die Unglüdlihen für ihren Verſuch, ihre Freiheit wieder 
zu erringen. 

Auch in die Heimat der ſtandinaviſchen Länder, deren freie und Fräftige germanifche Söhne, 
bei dem Misverhälmiß ihrer ſchnell wachſenden Bevölkerung zu dem dürftigen Lande, jahr- 
hundertelang unter den Namen Normannen und Waräger bie fühlihern europäiſchen Länder 
durch Beute- und Eroberungszüge erſchreckten und in Rußland, Unteritalien, an der franzoͤſi⸗ 
fhen Küfte und von da in England ihre Herrſchaft gründeten, drang nad) der fpätern Annahme 
des Chriſtenthums von den ſũdlichern germanifchen Völkern zugleich auch der Kendalismus und 
die Hierarchie. Auch hier entfland jegt die Bebrüdung einer nun fi ausbildenden Apeld- und 
Briefterfafte. Das freie Landvolf kämpfte gegen fie, beſonders gegen die raub- und herrſch— 
ſũchtige Priefterfgaft und ihre Einrihtungen, namentlid gegen den unnatürlihen Priefter- 
eölibat und gegen die Zehnten. Die Jütländer erſchlugen gegen Ende des 11. Jahrhunderts 
ihren von den Prieftern beherrſchten König Ranut den Heiligen. Die freien Bauern in Schonen 
tämpften im 12. Jahrhundert gegen ihren Kirchenfürſten, den Erzbiſchof von Lund. 

AS der Erzbiſchof Abfalon aus feiner Heimat Seeland Zehnteinnehmer, kirchliche Lehns⸗ 
mannen und Kirchenvögte herüberholte und duch Prunk, Berrüdung und Volksverachtung 
bie freien Männer empoͤrte, fo verjagten fie die kirchlichen Bafallen, fielen in die Güter des Erz⸗ 
bistHums, riſſen die Zehntfcheuern nieder und plünderten die Vorräthe. In der Bolföverfamm: 
lung ſuchte vergeblich der Hoheprieſter eine gütliche Bewilligung des Zehnten, und ebenſo ver: 
geblich war die Hülfe des Königs Waldemar, da deflen jütifche Krieger für den verhaßten geift- 
lien Zehnten den Kanıpf verweigerten. Jet firafte Abfalon mit dem Kirchenfluch, und die 
Bauern entzogen nun den Prieftern, welche den Gottesbienft nicht halten wollten, den Unter: 
halt, plünderten die Kirchengüter und verjagten bie legten Lchnömannen aus ihren Grenzen. 
Doch fie erlagen nad) länger fortgefegten muthigen und blutigen Kämpfen der für bie Bauern 
allein zu großen geiftigen und militärifchen uͤbermacht der Geiſtlichkeit, des Königthums und 
des Adels. Sie fuchten in ihrer nun härtern Unterdruͤckung Troſt in det Sage von dem Gottes⸗ 
gericht, dem ber räuberifche Erzbiſchof Abfalon zur Strafe feiner Frevel durch plöglien Tod 
anheimgefallen fei; „venn zu allen Zeiten Hing ver fromme Glaube des Volks die ewigen Rechte 
der Freiheit an die Sterne auf". 

Glucklicher vertHeidigten und erfämpften im 12. Jahrhundert (1144) die freien Bauern in 
Ditmarfhen ihre altveutfche Freiheit gegen die Ufurpationen des Grafen von Stade, in deſſen 
fefte Burg fie Säcke, welche flatt der unbilligen Schagung von Korn nrit Eräftigen Männern 
gefüllt waren, eingeführt Hatten. Sie erfhlugen ven Dränger und fchleiften die Burg. Freilich 
beflegte fie Drei Jahre fpäter ihr Erzbiſchof von Bremen mit Hülfe Heinrich's des Löwen. Doch 
brachen und fihleiften fie ſchon 1164 des neuen Grafen fefte Burg und verjagten ven Adel. Im 
Jahre 1201 von den Dänen erobert, befreiten fie ſich 1227 auch wieder von ihrer Herrſchaft 
und behanpteten lange Zeiten hindurch ohne Adel ihre alte republikaniſche Voltsfreiheit und 
Landesgemeinde, biß fie fpäter mit großen Freiheitsrechten unter die Herrfchaft der Herzoge von 
Holftein famen. 2 

Gleich muthvoll vertheibigten, wenn auch öfter unglücklich, vie Frieſen wenigftens theil- 
weiſe bis in fpätere Zeiten ihre Volföfreiheit gegen eindringende Priefter- und Adelsmacht, 
gegen Bannflühe und Lehnsheere. Die tapfern Stedinger an beiden fern der Weſer verfolgte 
bie von ihnen zurückgewieſene tyrannifche Prieſterherrſchaft nicht blos durch Bannfluh und 
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Reichsacht, ſondern infolge ver pfäffiſchen Lügen über ihre angeblichen Ketzereien auch nieber- 
holt durch Kreuzzüge, deren ͤbermacht nad) Wundern ver Zapferfeit enblic, 1354 daB mens 
ſchenleere Land zur Beute ward. 

Glüdlicher fhlugen zum Theil mit Hülfe der zu ihnen geflüchteten Stedinger die fieben 
freien Seelande geiftliche und ariftofratifche Dränger zurüd. Sie unterftügten auch die muthis 
gen Randleute von Kennemaren, die 1268 alle Lehnöleute aus ihren Marken vertrieben und 
im Siegesſchritt auch Die Städte Utrecht und Amesfort, die Sige räuberiſchen Adels, zur Bere 
treibung heffelben nöthigten. Als der junge Graf von Holland, Florenz V., die Freiheit der 
Bauern und Städte ſchützte, ermordeten ihn die Adeligen mit 25 Dolchſtichen. Doch der lange 
oa gegen fie vernichtete ihren Einfluß und befeftigte die Herrſchaft der Volksfreiheit 
in Holland. F 

Zugleich gegen die Misbräuche der Hierarchie und die volksverachtende tyranniſche Unter⸗ 
drückung des Adels führte 1251 der ſogenannte Meiſter aus Ungarn, ein Ciſterzienſermönch 
und ein Mitglied jener frommen Brüderſchaften, welche der religiöſen und politiſchen Befreiung 
des Volks ſich geweiht hatten, die Viehhirten der Picardie in den Kampf. Die reinern Lehren 
des Urchriſtenthums und der fromme Wahn eines vom Himmel gefallenen Briefes begeiſterten 
gleichzeitig das Vol für die bürgerliche und Firhliche Befreiung. Unaufhaltfam drangen feine 
Scharen bis nach Paris, von wo fie in drei Abtheilungen nach der Garonne, nad) Bourges und 
nad} Orleans vorbrangen und auch in den Städten zum Theil Anklang fanden. Doch unzeitige 
Gewaltthaten des rohen Haufens und die Lift des Adels und ver Geiftlichkeit, welche mitten. in 
der Predigt ven Anführer mit einem Streich tödtete, brachen die Kraft der unorganifirten Meile, 
bie nun in furchtbarer Niederlage und eiliger Flucht ſchnell verſchwand. . 8 

Während im 44. Jahrhundert die Freiheit überall in den Städten aufblühte, zum Theil 
auch und namentlich in Flandern und Holland, in England und der Schweiz, in Spanien, im 
einigen, wenigen deutſchen Landftrihen, an dev Nordſee und in den öſterreichiſchen Landen in 
freiern ftändifhen Verfaſſungen Eräftiger fich zeigte, flieg in andern Landſtrichen die Beratung 
und Mishandlung des Landmanus. Diefes bewirkte in Frankreich die furchtbare Empörung 
des Jacques-Bonhomme (fo nannte verächtlich der Adel die Bauern). Den Koͤnig Johann hen 
Guten hatte der nichtswürdige Adel im Kampf mit den Engländern, deshalb weil er der Nation 
einen allgemeinen Freiheitsbrief verwilligt und alle Steuerprivilegien aufgehohen hatte, 
ſchimpflich im Stich gelaflen und der feindlichen Gefangenfhaft preiögegeben. So mußte: num 
der Dauphin 1356 die allgemeinen Reichsſtände berufen und dem dritten Stand, der pie Brivi- 
legien des Adels ſchonungslos angriff, Alles bewilligen. Er bewilligte namentlich die Zur 
ſicherung verbefferter Rechtspflege und Verwaltung, der Beftrafung der Schuldigen, ber Red: 
nungsabgabe über die bisher gezahlten Steuern ſowie die Abjegung feiner Räthe und die Er⸗ 
neunung eined Regimentstathes au den Reichsſtänden, zur Hälfte aus Mitglievern vom britten 
Stand, an heilen Spige jegt Stephan Marcel, der Vorſtand der parijer Kaufleute, ſtand. 

Diefed erzeugte ein feindliches Gegenübertreten ver Avelöpartei und ber Volkspartei. Die 
legtere trug in dieſem tragifchen Vorſpiel der fpätern Franzöſiſchen Revolution blausrothzweiße 
Mügen und Abzeichen, die aud der Dauphin annehmen mußte. Bald erhoben fi die bedrück— 
ten Bauern in revolutionärem Aufftand gegen die abeligen Bebrücker, zuerft die im Bezirk von 
Beanvoifid. Ihr Ruf war: „Tod dem Abel” und „Schmach Dem, der ruht, jolange es einen 
Adeligen gibt." Die jolange ſcheußlich Bebrückten rächten ſich wie dem Käfig entſprungene wilde 
Thiere. In vielen Provinzen wurden alle adeligen Schlöſſer zerftört, die Männer gepfählt, zum 
Theil geröftet, die Weiber und Töchter gefhändet, zulegt ebenfalls verbrannt. Die Bauern- 
fharen von Öunderttaufenden näherten ſich Paris und nahmen ebenfafls die drei Karben an. 
Der Dauphin und bie Adeligen entflohen größtentgeild nad; dem feften Schlofle zu Meanr. 
Paris conftituirte ſich ald Nepublif. Vor dem Schloffe Meaur aber unterlag der ungeorbnete 
Haufe einer geordneten Kriegerſchar. Die Stadt Meaur wurde vom Adel angezündet, vie flie- 
henven Bürger wurden in die Flammen zurüdgetrieben. In Paris fiel Marcel durch Dolch. 
König Karl von Navarra, der ſich der Volkspartei angefchloffen hatte, wurde an ihr zum Ver⸗ 
räther, lockte die Führer unter dem Schein freundfaftliher Verabredung in fein Kager vor 
&t.:Denis, hieb fie nieder. und überfiel Die ihrer Yührer beraubten Bauern. Dann warf id 
der Adel auf die einzelnen zerftreuten Banden, und Die Bauern und ihre Dörfer vernichtete Feuer 
und Schwert. Der Adel triumphirte auf der danievergefchmetterten Volksfreiheit, bis feine fort- 
gefegte Ungerechtigkeit ſie aufs neue und zwar zuerft zu einer gleich furchtbaren Rache — dann 
gu dauerndem friedlichen Siege ind Leben rief. * 


* 
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Unmittelbar erfolgreicher: und. glorreicher Tämpfte nirgends das Volk für feine bebrängte 
und bebroßte Frelheit als in per Schweiz, Solche Vorgänge mußten auch in Deutiäland Die 
unterdrüdten Bauern zur Nachfolge anregen. 

Sowie aber überall in dem Drud ver Hierarchie und des Lehnsabels das Volk, gefügt auf 
das unerlofhene Bewußtfein ver urfprünglichen natürlichen Rechte, ſich gegen bie Unterbrüdung 
der bürgerlichen Freiheit empörte, ebenfo fuchten auch faft überall einzelne Männer und ein= 

zelne als ketzeriſch ober kirchlich revolntionär behandelte Sekten, geftügt auf bie reinern Lehren 
des Chriſtenthums, den Aberglauben und die Misbräuche der Hierarchie zu bekämpfen. Sie 
mußten großentheils ebenfo wie bie Kämpfer für das weltliche Recht ald Märtyrer bluten, bis 
endlich aus dem Blute aller dieſer Opfer, weſche wenigftend dit reinern Grunvfäße in der Er⸗ 
innerung und in der Achtung der Menſchen Iebendig erhielten, die Samenkoͤrner für vie neue 
Entwidelung zugleid, ber geiftigen und der bürgerlichen Freiheit auffeimten. 

Unnter den Kämpfern zunädft gegen die religidfe Unterbrädung treten insbefonvere hervor 
fon im 10. Jahrhundert ter Erzbiſchof Hinkmar yon Rheims, dann Abälarh und deſſen Schü— 
ler, der muthige und Eräftige, aber unglüdliche kirchliche und weltliche Reformator Arnold von 
Brescia (ſ. d.) im 42. ımd eine ganze Reihe ketzeriſcher Sekten im 11. und 12. Jahrhundert, 
Paulicianer, Gatzari (oder Keger), Bulgaren, Brüder des freien Beiftes, Begharden, Veter— 
bruſianer, Henricianer, Waldenſer, Albigenfer, Stevinger, dann im 14. Wicleflten, im 15. 
Suffiten, im 16. die Proteftanten. Graufame Kegerverfolgungen und Ingquifitionen, Kreuze 
züge, melde die weltliche und geiftlihe Macht zu vernichtenden Unterdrückungskriegen ver= 
einten und fanatifirten, konnten freilich meift die noch ſchwächern und weniger organifirten 
Kämpfer für die Geiſtes⸗ und Glaubensfreiheit niederſchmettern, aber der geiftige Funken ver 
Freiheit erhielt ich unerlofchen, bis er fpäter wieder wärmen und erleuchten und zu neuen Käm⸗ 
pfen begeiftern konute. Diefe wurden in Deutſchland durch die Reformation fr die religidfe 
Freiheit früher als für vie polttifche Freiheit ſiegreich. Der Natur der Sache nad) erweckte und 
unterftügte natürlich der Kainpf für die veligiöfe geiftige Freiheit auch die Beftrebung für bür- 
gerlihe Sreipeit und umgekehrt, fowie ja auch die kirchliche und weltliche Artftofratie meift für 
die Unterdrũckung ſich wechfelfeitig Hülfe leiſteten. Sowie daher ſchon an bie kirchlichen Frei⸗ 
heitsgrundſaͤtze ver Wielefiten fth in England bald die revolutionären Beſtrebungen ver durch 
Sohn Ball aufgeregten engliſchen Bauern anſchloſſen, und wie in den huſſitiſchen Kämpfen reli— 
gtoͤſe und bürgerliche Breiheitögrunnfäge fich einten, ebenfo unverkennbar iſt auch bei der deut⸗ 
Then Reformation diefe Verbindung und bie große Wirkung ber Ieptern auf vie Ausbildung 
ber politifhen Freiheit in Europa. ®) 

Freilich in dem deutſchen Bauernkriege, zu welchem wir uns nun wenden, fam ven uns 
glüdlihen Bauern von ven Reformatoren feine Unterflügung, ſondern vielmehr nur Die ge: 
fährlichfte Anfeindung. Überhaupt if ver deutſche Bauernkrieg nicht blos in feinen Urſachen, 
fondern auf in feinem Verlauf und unmittelbaren Folgen höäft tragifh. Ja als feine un: 
mittelbaren Folgen erſcheinen faſt nur die gänzliche Beflegung der undisciplinirten, ohne Ver: 
einigung handelnden und ſchlecht geführten, von den Städten und ven gebildeten Bürgern 
preißgegebenen Scharen der Bauern und bie meift noch ungleich graufamere und rohere Rache 
der flegenben geiftlichen und meltlichen Fürſten und Herren gegen die unglücklichen Beflegten, 
fobann die verheerten Provinzen, Brand und Zerftdrung fo vieler Hunderte von Klöftern, 
Schloͤſſern, Stäbten und Dörfern faft in allen Theilen von Deutſchland (in Kranken allein 
zaͤhlte man 250); der Tod endlich von wenigſtens anderthalbmal Hunderttaufend Menſchen. In 
den Staatseinrichtungen erfolgte — bie durch den Tübinger Vertrag freilich verbeſſerte würtem⸗ 
bergifche Verfaffung und einige andere geringere Verbefferungen etwa ausgenommen — feine 
Veränderung. Und ſchwer iſt e8, zu beflimmen, inwieweit die Folgen im Ganzen für Befreiung 
ober fü vermehrte Bedrückung des Bauernflandes überwiegend waren, inwiefern namentlid 
die ven Bauern günftigen Umftände, jene verbefierte würtembergiſche Verfaffung und einzelne 
Grleihterungen an wenigen Orten, insbeſondere aber die lebhafte Verbeutlihung des großen 
ungerechten Drucks, welcher auf den Bauern Iaftete, ſowie der Gefahren folder Ungerechtig⸗ 
kelt und dann bie mohlthätige Lehre, daß wilde Bauernaufftände nicht zum Helle führen können, 
nicht überwogen wurden durch das nieberfchlagende Gefühl der gänzlichen Beflegung und Hülf- 
lofigkeit, durch die zunächft wenigftend Häufig vermehrten Laſten und gefcjmälerten Rechte der 





’ 
2) Dergl. in Heeren’s „‚Kleinen Hiforifchen Schriften‘, I, 3.fg., die vortreffliche Abhandlung: 
„Entwideluag der politifchen Folgen der Reformation für Europa. A Enten, 
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armen Landieute. Alsdann aber erſcheint der unglückliche Ausgang dieſes Krieges unendlich 
folgenreich, wenn man bedenkt, wie leicht ein anderer Ausgang eine gaͤnzliche unabſehbare Ver⸗ 
aͤnderung ber deutſchen und mittelbar auch der europäiſchen geſellſchaftlichen Zuſtände Hätte 
herbeiführen könnten. Und politiſch Höchft lehrreich wird das Unheil und Schrecken verbreitende, 
das einen völligen Umfturz der ganzen damaligen gefellihaftlihen Verfaflung drohende Ereig⸗ 
niß ftet8 bleiben. Es wirft nicht blos ein helles Licht auf die damaligen Bildungs- und Rechts⸗ 
zuflände und namentlich auf die Lage des Bauernflandes. Es iſt auch geeignet, durd feine Ur⸗ 
ſachen, feine betrübenden Erſcheinungen, durch feinen wirklichen wie durch feinen fo leicht mög 

‚ lien Ausgang für Hohe und Niedere höchſt wichtige politifhe Mahnungen zu begründen. 
Gern flimmen wir dem berühmten göttingifhen Gelehrten Sartorius bei, wenn er von biefem 
traurigen Kriege fagt: „Ex ſtellt ein unvertwerflihes Beifpiel auf, was für Folgen entſtehen, 
wenn man bie Billigfeit vergißt und die Stimme des Volks nicht achtet, wenn bie Regenten 
und das Bolt Ihre wechfelfeitigen Pflichten und Rechte vergeflen. Die Kenntniß dieſer Pflichten 
unb Rechte des Regenten und bed Volks zu verbreiten, liegt jedem Menſchen ob. Aus vieler 
allgemein verbveiteten Kenntniß“ (und aus beharrligen aufopfernden Beſtrebungen auf allen 
gefeglichen Wegen) „erwarten wir Aufhebung ber Misbräuche und die Vervollfonnmnung ver 
bürgerlichen Geſellſchaft. 

Schon oben wurbe der vlelfache ſchwere Druck gefhilbert, mit welchem Fauſtrecht und eu: 
dalismus auch in Dentfchland die Heinern deutſchen Lanpbefiger, den fpäter fogenannten 
Bauernftand belafteten. Es wurde nachgewieſen, wie man vollends dieſe Beraubung an Frei: 
heit und Cigenthum, Sie Belaftung mit Brohnen, Abgaben und Steuern gegen das 15. Jahr- 
hundert, oder ſeitdem durch Zerſtoͤrung der Volksgerichte ver faſt wehrlos gewordene Bauern- 
ſtand anch noch rechtsunmündig gemacht wurde, auf das äußerſte vermehrte. 

Die Höfe waren ſtets Iururidfer, die Regierungen theurer geworben. Die Geiſtlichen, vie 
regierenden wie die nicht regierenden, die Welt- und Kloftergeifllihen und der Abel waren eben= 
falls immer ſchwelgeriſcher und fittenlofer geworben ®) und wußten als Landſtaͤnde, flaft an ven 
tägli erhöhten Staatslaften Theil zu nehmen, vielmehr diefelben und felbft die eigentlich von 
ihnen und von ihren Lehngütern zu leiſtenden Kriegsdienſte auf das Volk, auf Bürger und 
Bauern zu wälzen. Sie, die fürftliden Kammern und die ihnen dienſtbaren römifchen Juriften 
mehrten alfo, wo fle konnten, die Zahl und die Laften der Reibeigenen, alle Frohnen und Zehn⸗ 
ten der Bauern, die Gutslaſten, Zölle und Steuern und befonderd auch die fogenannten nutz⸗ 
baren Hoheitsrechte; alles Dieſes natürlich allermeift mit Verlegung ber alten Bertragd- und 
Bewilligungsrechte. Gerade die Empörung hierüber fpricht fi überall in ven Beſchwerden ver 
Bauern aus, welche das vertragsmäßig von ihnen früher Bewilligte und Schuldige zu leiften 
fich Bereit erflären, vor allem aber gegen dieſe ungerechte Vermehrung ihrer Laſten bittere Klas 
gen führen, und welche hei Vertröftungen auf Landtage, auf welchen ihre Rechte fo ſchlecht ver⸗ 
treten wurben, ähnlich dachten ober antiworteten mie die würtembergifchen Bauern. Diefe er 
widerten, ftatt fi durch folde Berträftung von Empörung und Zerſtörung, namentlih der 
Scälöffer Te und Hohenftaufen, abhalten zu laflen, ven Abgefandten: das Landtagen nüße 


3) Die Entartung und die Misbräuche ver Geiſtlichkeit, welche die ganze europäifche Ehriftenheit 
zur feierlichen Anerfennung einer „Reform der Kirche an Haupt und Gliedern“ beftimmt hatten, und 
welche, ba biefe Reform auf ven dazu berufenen Goncilien von Konſtanz und Bafel durch die Geiſtlich⸗ 
keit ſelbſt verhindert wurbe, zur meinften Berhandlung burch bie Reformation famen und auch jeßt 
wieder, 3. B. im Rrgensburger Buͤndniß, von ben Katholiken felbft laut anerfannt wurben, bedürfen 
hier ſicher Feiner Ausführung. Ganz beſonders verderbt und bedrückend für die Bauern waren die Klöfler 
geworben, fobaß auch in allen Theilen Deutfchlande bie empörten Bauern bie Yufhebung derfelben foder⸗ 
ten, und baß kurz vor der Reformation und dem Bauernfriege ein Schriftfteller, Eberlin (im „XIV. Bunds 
genofien‘‘, 1521) von ihnen und ihren rege frommen Täufchungen bes Volks fagte: „Solcher Trfis 

ei iſt die Welt voll, und wirt fein Uffhören da feyn, bis daß Baroren einmal erhenken und ertrenten 
58 und gut; fo ift darnach der Trügerei gelohnt.‘ In Beziehung auf den damaligen Adel mag aud) wol 
das I, 205, 267 fg. Angeführte genügen. Ein Augenzeuge ſchildert ihn gerabe zur Zeit Karl's V. in 
dorm einer angeblich bei der Kailerwahl gehaltenen Rede mit folgenden Worten (f. Freher, „Scriptor. 
rer. Germ. 1611, III, 153): „Nobiles enim, cum ignavi fuci sint, soli dediti inertiae, soli 
crapulae, soli sui patrimonii decoctiorii, congerentes alias apioulas et mella et flores, unde 
tandem sustineri vix possit, prosternunt, spoliant, trucidant.“ Ahnlich find die Schilderungen des 
Adele und des großen Elends der Bauern in Bbm’s „Omnium gentium mores” (Freiburg 1565), 
S. 202, 207, und in Münfter's Kosmographie“ (Bafel 1567), &. 465, 466. In ber erfien Stelle 
des erſten Werfs heißt es: „„Gens superba, inquieta, avara — subditos rusticos irremissa servi 
tute exercet. Incredibile dictu, quantum miseros et infelices homines vexet eto.“ 
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nichts, als daß man Geld geben muͤſſe. Mit Recht konnten daher der allgemeine Syrachgebrauch 
der Urkunden und die Bauern ſich ſelbſt in denſelben mit dem Namen arme Leute, migeri, be— 
legen. Auf jle, die unterfte breite Grundlage der fendalen Pyramide, wie Herr v. Raumer 
richtig, nur mit etwas zu großer Vorliebe für daſſelbe, das Feudalſyſtem nannte, drückte allein 
bie Laft des Ganzen. 

Aber leichter ift ed, in ver Wirklichkeit ven Zuſtand der Unterdrückung durchzuſetzen, als 
aud die Erinnerung an Breiheit und Recht und Höhere Grundfäge zu vernichten und ven Le: 
bensquell freier fortſchreitender Entwickelung, welcher in unferm chriſtlichen Europa bis jegt nie 
verfiegte und vielmehr gewöhnlich alsdann am Eräftigften hevvorfprudelte, wenn die Bemrühung 
ihn zu unterdrücken am färkften ſchien, zu vernichten oder abzugraben. Schon die Rechtsbücher 
des Mittelalters, der, Sachſen⸗ und „Schwabenipiegel‘, hatten (f. Bauerngut und Beate) mit 
Berufung auf die chriſtliche Lehre der Brüderlichkeit und der Gleichheit ver Menſchen alle Leib— 
eigenſchaft für ungerecht und, geftügt auf echt germanifches Recht, jeve Belaftung ver Bauern 
mit Abgaben und Dienften ohne vertragemäßige Zuflimmung für rechtswidrig erklärt. Sie 
aber waren in ber ganzen Nation verbreitet, wie fie aus ihr hervorgegangen waren. Auch 
manche öffentliche Rebe brachte ven Unterdrückten das Unrecht ihrer Untervrüdung zum Be: 
wußtjein. So predigte unter Andern der Bruder Berthold ebenfalls ſchon im 43. Jahrhundert 
vor Hunderttauſenden ): „Leldet jegt gebulbig eure Muͤhſal und Armuth. Sie nehwien bald 
ein Ende. Gleichen Wechſel erfahren auch die Verleger des Geſetzes, bie dahier genug haben 
und mohlleben mit dem Raube, welden fie an euch begehen, mit ungerechter Steuer und uns 
gerechter Voigtei, mit Herbergen und Nothbeven, mit Raube, mit Brand, mit Diebflahl, mit 
ungerechter Gewalt, mit ungerechtem Gericht, mit ungerechten Zöllen und Ungelten und wit 
Trug, mit Wucher, mit Vorkauf und Dingeögaben. Nun jeht ihr armen Leut, wie mander- 
lei fie auf eure Arbeit fegen, und deshalb fein ihr fo arm, weil dieſe Unfeligen fo manche Lift 
des Geizes gegen euch anwenden; und müßt das Alles erarbeiten, dad die Welt bebarf, und. 
von dem Allen wird eu kaum in euren Nöthen fo viel, daß ihr etwas beffer leben könnt als 
eure Schweine.” Im Kampfe gegen die mit dem hierarchifchen und feudalen Despotismus 
ſelbſt natürlich fleigende Verſinſterungsſucht Hatten bekanntlich durch das ganze Mittelalter hin—⸗ 
buch einzelne und ganze Landſchaften ald jogenannte Keger ven Märtyrertod nicht gefchent. 
Nicht allzu ange vor dem Bauernfriege hatten die Huſſiten Deutſchland in Bewegung gefegt 
und gegen bie geiftlichen Misbräuche aufgeregt, welche durch die Anoronung der Concilien von 
Konftanz und Baſel ſelbſt officiell anerkannt, aber nicht gemindert wurden. Durch immer neue 
Siege ſtets glänzender, alfo ſtets lockender, feierte in der Schweiz die Volksfreiheit ihre Triumphe. 
Die Bauern fehnten ſich nach folgen Zuftänden, und von dieſem oder jenem deutſchen Berge Hörte 
man fagen: er werbe bald mitten in ver Schweiz liegen. 5) Auch in Deutfchland aber waren zus 
gleich die Ideen großer politifcher Reformen, einer Zerftörung des Feudalismus und.einer großen 
freien Nationalverfaflung entftanden, wie jie Britannien fhon errungen hatte und wie fie zum 
Theil in der fogenannten Reformation Friedrich's III. und bei Hutten und andern Mitgliebern 
des niedern Adels ſich zeigten. Die Marimilianifcgen Reforwen aber waren nur fehr unvoll⸗ 
kommen und ungenügend auögefallen, am bürftigften und bis dahin zumal noch wenig wirkſam 
für ven Schuß des Volks. 

In diefer Lage der Dinge kann weder die allgemeine große Aufregbarkeit des ganzen deut⸗ 
ihen Bauernftandes, noch auch die befondere Geiftesrichtung und Gemütböftimmung, wie jie 
in dem Bauernfriege, aber auch jchon in einer großen Reihe einzelner Erſcheinungen vor dem⸗ 
felben fowie vor der kirchlichen Reformation hernortreten, irgend befremdlich gefunden werben. 

Zu dan zunächſt ven Bauernkriegen vorhergehenden Empörungen gegen den Druck des 
Feudalismus und der Hierardjie gehören indbefondere Die folgenden. Im Jahre 1476 predigte, 
angeblid auf Eingebung der heiligen Jungfrau, Hand Böheim, ein Muflfant aus dem Tauber: 
grund, das Pfeifer⸗Hänslein, fpäter auch der heilige Jüngling genannt, Öffentlich vor großen 
und häufig bewaffneten Volkshaufen. Er ermahnte zur Buße und zur Verwerfung jedes Lurus 
und lehrte, daß nad dem Evangelium der Kalfer und die Fürſten die Brüder ver Unterthanen 
feien und daß ein Jeder foviel haben müffe ald der Andere. Zinjen, Befthaupt, Zehnten und 
Frohnen müßten aufhören und Wälder, Waſſer, Brunnen und Weiden allenthalben frei fein. 


4) Kling, „Verthold's Predigteun“, S. 129. Gemeiner, „Regeusburger Chronik“, I, 396. 
5) Agricola, „ Sprichwörter”, S. 206, Nr. 389. 
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An der Spige von 40,000 feiner Anhänger wurde er vor dem Schloffe von Würzburg geſchla⸗ 
gen und enthauptet. Im Jahre 1491 empörten ſich die Unterthanen des Abts von Kempten 
und errangen ſich eine Art von landſtändiſcher Verfaffung. Im Jahre 4492 erhoben ſich in ten 
Niederlanden 40,000 aufrührer.jhe Bauern gegen Anmaßungen des Adels und Abgabenbe⸗ 
drüdung.. Sie wurben von dem auf ihre Fahne gemalten Käfe die Käſebrüder genannt. Im 
Jahre 1495 bildete fi im Gliaß und am Bruchrain ver erfte Bunpfhuh, fo genannt, weil die 
aufrühreriihen Bauern einen Bauernſchuh, Aber den Knöcheln gitterartig mit Niemen gebun⸗ 
den, als ihr Symbol in ihre Bahnen gemalt Hatten. Ihre Bundesartifel enthielten rohe Be⸗ 
ſtimmungen gegen Boll- und Steuerdrud, gegen geiftlihe Misbräuche, gegen die welchen, d. h. 
die roͤmiſchen geiftlichen Gerichte, gegen die Juden und gegen ihre übergroßen Schulden, die ſie 
nicht bezahlen wollten. Im Jahre 4500 war ein allgemeiner Aufftand ner Bauern des Kloſters 
Achſenhauſen. Im Jahre 1502 entftand ebenfalls unter dem Namen Bundſchuh ein großer 
Banernaufftand im Bisthum Speier. Die Lofungdworte waren zuerft die Brage: „Was ift 
nun für ein Weſen?“ und darauf die Antwort: „Wir mögen vor ven Pfaffen nicht genefen. ” 
Sie verlangten, nur allein dem Raifer unterthan zu fein, Aufhebung der geiſtlichen Gerichte 
und Reform der Religion und des weltlihen Regiments. Im Jahre 1509 war Aufruhr zu 
Frankfurt am Main, wobei die Verfaffung umgeftoßen, der Magiftrat und bie Geiftlichen theils 
abgeſetzt, theils veriagt wurben; 4511 zu Ronftanz, 1512 zu Schwäbiſch-Hall; wie dent liber- 
haupt zu Anfang dieſes Jahrhunderts in mehren bedeutenden Städten Umpörungen aus⸗ 
brachen, z. B. auch in Köln, wo die Bürger mehre Mitglieder des Raths verjagten ober ihnen 
die Köpfe vor die Füße legten; ferner zu Worms, in Schweinfurt u. ſ. w. Im Jahre 1513 bil⸗ 
dete ji im Breisgau ein neuer Bundſchuh mit rohen Bundesartikeln, zur Aufhebumg ber Ter: 
ritorialherrſchaft und Grundherrſchaft, zur Aufhebung der Klöfter, ferner gegen Cumulation 
geiſtlicher Pfründen und für allgemeine Freiheit der Fifcherei und Jagd. Im Jahre 1513 und 
1514 war Bauernaufftand im Ulmiſchen, 1545 im Hochſtift Augsburg, ebenfo in Kärnten, 
wo 2000 Bauern auf dem Plage blieben, 1517 in der windifhen Mark, 1522 im Mitter- 
Canton Hegau, wo ein neuer Bundſchuh ſich bilvete, mit einer Fahne, auf welde eine Sonne 
gemalt war, worunter die Worte landen: „Wer will frei fein, der folge dieſem Sonnenſchein.“ 
Noch bedeutender war die Bauernempdrung in Ungarn gegen Abel und Geiftlichkeit, in welcher 
75,000 Menſchen das Leben verloren, und dann vie Bauernaufftände im Würtembergifchen. 
Hier hatte der beluſtigungsſüchtige, verſchwenderiſche und hartherzige Herzog Ulrich eine große 
Schuldenlaſt angehäuft. Im Jahre 1513 wollte er ſich durch eine Erhöhung der indirecten Ab⸗ 
:gaben helfen, und zwar vermitteld einer lifligen Verririgerung von Map und Gewicht, bei glet- 
her Höhe von Zoll und Acciſe. Das gutmüthige Volk Hatte ſchon einige zeitlang früher in 
Verfammlungen feine Noth beſprochen und zugleich durch feine natürliche gute Laune feine ° 
Sorgen zus verſcheuchen gefuht. Es nannte fich in feiner Verfammlung den armen Koenz over 
Kuon:Rath, d. h. fein Rath, woraus der arme Konrad gemacht wurde, und vertheifte Ach Guͤter 
in Fehlhalden und am Gungerbrunnen. Als nun jene neue liſtige Vermehrung der Abgaben 
kam und dad Volk keine Luft fühlte, fie auch noch zu tragen, da beſchloß es, durch ein Gottes= 
urtheil zwiſchen ſich und dem Herzog entjheiven zu laſſen, auf weflen Seite das Kecht ſei. Cs 

erklärte, wenn das neue verminderte herzogliche Gewicht in einer Waſſerprobe oben bleibe auf 
dem Waſſer, fo jolle der Herzog gewonnen Haben, wo nicht, das Bolt. Der Gewichtftein wurde 
feierlich in vie Rems geworfen, und fiehe ba, er ging unter! Mehre Taufende verbanden ſich eid⸗ 
lich und es kam zum bewaffneten Aufruhr. Die Bauern wurden zwar beflegt und viele hinge⸗ 
richtet, bei erneuertem Aufruhr jedoch und auf eine fehriftliche Eingabe der VBeſchwerden ver 
Bauern fand man für gut, einen Landtag zu berufen (1514), auf welchem durch ven berühmten 
Tübinger Vertrag vie folgerreiche große Verbefferung ver wirtembergifhen Berfaflung zus 
ftande kam, welde das Volk gegen unbewilligte Stewerbelaftung wenigſtens etwas beſſet ſchuͤtzte. 
Der Herzog ermahnte noch beſonders Raͤthe und Landſchaft, auch die Frohnen minder drückend 
und überall gleich zu machen. 

Ungleich — als alle bisherigen aber waren die Empdrungen, welche, ebenfalls ge: 

gen die feudaliftifchen und hierarchiſchen Bedrückungen gerichtet, im Jahre 1524 und 1525 
wie durch einen elektrifchen Schlag faft alle Länder Deutfihlands ergriffen und welche man vor> 
zugsweiſe ven Bauernfrieg nennt. Beginnend in Schwaben auf dem Schwarzwalbe, wüthete 
bald die Flamme ber Empörung von der Schweiz und ben beiden Ufern des Nhein bis an vie 
beiden Ufer der Donau, bis nad Kroatien und Ungarn, von Tirol, von den Alpen und von 
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dem Bodenſee bis an die Oſt⸗ und Nordſee. Überall, in Tirol, in Kärnten, in Steiermark, in 
Daiern, in Schwaben und ver Pfalz, im Elfaß, in Lothringen und im Trierfhen, in Heſſen, 
Franken und Sachſen erhoben fih große Scharen von Bauern, die oft ſchnell zu bewaffneten 
Heeren von 10— 30,000 anwuchſen. Ste erhoben fich verei izelt, ohne gemeinſchaftliche Ver⸗ 
abredung oder Verbindung, ohne Aufregung durch irgendein großes allgemein erfchütternne® 
Ereigniß, ohne einen allgemeinen Aufruhr durch irgendeine vertrauenerweckende Perſoͤnlichkeit. 
Sie wurden vielmehr beftimmt blos durch gleichen Drud und gleisye, wenn auch oft unklare 
Vorſtellung ihrer uralten unterdrückten beſſern Rechte, fie fanden auf bei ver geringften äußern 
Veranlaſſung, auf den erfien Ruf irgendeines beliebigen Aufrührers over Schwärmers. 

Die Gefahr aber mußte als furchtbar groß für ven beſtehenden Geſellſchaftszuſtand er= 
feinen, fürs erfte ſchon durch Die Maſſen felbft, die zum Theil fogar mit ſchwerem Geſchütz fo 
gut verfehen waren, daß fie z. B. in der verlorenen Schlacht bei Königshofen A7 Kanonen ver= 
loren, und welche natürlich durd jeden glücklichen Erfolg unverhältnigmäßig anwachfen muß- 
ten. Sodann aber lag gerade in ver allgemeinen Verbreitung bed Zündſtoffes, welde ſchon 
durch Die Axt dieſer Aufftände ſelbſt ich erweiſt und melde auch durch die Allgemeinheit der un⸗ 
gerechten Bedrückung der Bauern und durch Die vorher erwähnten allgemeinen Bebärfniffe und 
Ideen Eirchlicher und politiſcher Reformen hinlänglich erklärlich ift, eine große Gefährlichkeit. 
Gerade jene allgemeinen Bedürfniffe nad Reform und Freiheit vermehrten vorzugsweiſe Die 
Gefahr. Sie drohten, einen großen Theil ver böhern Stände dem Unternehmen der Bauern 

‚zuzuführen. Bereits hatten ſich eine Reihe Fleinever Reichsſtände und fehr viele Ritter mit ihnen 
"yerbünbet, fo die Fürften und Grafen von Hohenlohe, von Loͤwenſtein, Wertheim, Henneberg, 
NhHeined, zum großen Theile Freilich wol zunähft aus Furcht, zum Theil aber doch quch, wie 
ber Graf Georg von Wertheim, mit redlicher Überzeugung. Der vertriebene Herzog Ulrich hatte, 
wie ein in unfern Tagen vertriebener Fürſt, um fein Land wieder zu erwerben, bie Sache des 
Volks ergriffen, ſuchte die Schweizer dafür zu gewinnen und war im Begriff, ſich an die Spitze 
zu ſtellen. Beſonders aber hatten ſehr viele kleinere Städte, die, nach dem Verluſt des großen 
Srientalifen Handels für Deutſchland, doppelt über die neue auch ihnen unbillig zugewieſene 
Steuerlaft Hagten, und felbft größere, wie Worms, Speier, Mainz und Frankfurt mit ven 
Bauern gemeinfhaftlide Sache gemacht. Und da, wo nit Waffenmacht ver Färften mit Ge- 
walt in ven Weg trat, da fiel, ſowie im ganzen Kurfürſtenthum Mainz, Alles von felbft und 
ohne Schwertftreidh den Bauern zu und beſchwur mit Freuden ihre Artikel für die neue Reform. 
Im Mainzifhen ließ man fie fogar vom Eurfürftlichen Statthalter und dem Domcapitel unter 
zeihnen. Was konnte, was mußte bei der allgemeinen Gährung der Gemüther in ganz Deutſch⸗ 
land nicht gefürditet werben, wenn die Bauern in den erften Schlachten fiegten, wenn fle gegen 
bie ihnen entgegengeftellten Fleinen Heere, von denen dad nichtabelige Fußvolk zum Theil, na= 
mentlich vor ber Schlacht von Böblingen, zu fechten fi mweigerte, aud nur Halb fo glücklich 
kämpften, als ihre Vorbilder, die Schweizer, gegen foviel ſtärkere fürftliche und ritterlihe Heere 
gekämpft hatten. Und wie, wenn nun die Reformatoren durch Zuftimmung vie öffentliche Mei- 
nung ber Gebildeten gewannen, wenn zur Unterbrüdung der Fürſtenmacht ver Kalfer, wenn 
ehrgeizige. over nach Reform ſtrebende Fürſten fih an die Spige ftellten! Eine fernere Vers 
mehrung der Gefahren enblich Eonnte e8 feheinen, daß die Bauern, namentlich in ihren berühm= 
ten ſchwãbiſchen zwölf Artikeln, die allermeift von den Empoͤrern als ihr Manifeft anerkannt 
und beſchworen wurben, wenigftens im Vergleich gegen die Artikel in frühern Empdrungen, 
ungleich mehr Maͤßigung und Verſtändigkelt bewiefen, und ven offenbaren feften Willen, nur 
das Gerechte und zwar daß in dem geſchichtlichen Necht freier, rechtsgültiger Verträge und dann 
der Bibel oder des Evangeliums, der reinen hriftlichen Lehre und Einrichtung begründete Ge: 
echte, fo weit fie e8 erfennen Eonnten, und eine auf gegenfeitige Vereinbarung gegründete Res 
form zu bewirken. Diefe Artikel und das von ihnen geleitete Beginnen maren vollends himmel: 
weit verſchieden von den abgeſchmackten fanatifchen ſchwärmeriſchen Ideen und Unternehmun: 
gen ver Wiebertäufer, des Thomas Münzer, des Pfarrers und Regenten von Mühlhaufen in 
Thüringen, und von ben noch ungleich verwerflichern des münfterifchen Schneiverfönigs Johann 
von Leiden und feines Bürgermeifters und Scharfrichters Knipperbolling, von ihrer Krieg: 
erklaͤrung gegen alle geiftliche und weltliche Obrigkeit, deren Stelle fie doch alsbald einzunehmen 
trachteten, von ihrer theofratifchen Regierung durch fortdauernd ſich erneuernde Infpirationen 
und Erſcheinungen, von ihrer allgemeinen Gütergleichheit und Gemeinſchaft, von ihrer Auf⸗ 

loͤſung ſelbſt ver erſten ſittlichen Bande, z. B. der Ehe. 

In einer Einleitung dieſer, die bamaligen gefeltfhaftlichen Berhältniffe charakteriſirenden 
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avblf Artikel ©) verſichern die Bauern mit Berufung auf das Evangelium, weldes auch hier, 
‚wie in den Rechtsbüchern des Mittelalters, als die Duelle der höchſten natürlichen Rechtsgrund⸗ 
füge anerfannt wird, und woraus He die einzelnen Artikel zu erweiſen fuchen, daß ſie DieferXehre 
gemäß nad) Friede und Einigkeit ſtrebten. Sie werfen die Schuld der Störung auf ihre un⸗ 
Griftlihen Verleger und Bebränger, aus deren Sklaverei fie Gott, wie einft die Kinder Iſraels 
aus ver Pharaonifigen, erreiten wolle. Dann folgen die Artiel: „Zum erften ift unfere demü— 
thige Bit und Begehr, auch unjer aller Will und Meinung, daß wir nun hinfurt Gewalt und 
Macht Haben wollen, eine ganze Gemein foll einen Pfarrer felbft erwelen und kiefen“ (mie be⸗ 
kannilich nad der urſprünglichen priftlichen und nad) der frühern germanifchen kirchlichen Ein- 
richtung), „auch Gewalt haben, venfelben wieder zu entfegen, wenn ex ſich ungebührlich Hielte. 
Derfelbige Pfarrer fol ung das Heilige Evangelium lauter und klar predigen ohne allen menfdy= 
lien Zufag, Lehr und Gebot — dann wir alleine durch den wahren Glauben zu Bott fommen 
mögen und alleine durch feine Barınherzigkeit felig müflen werben, darumb iſt uns ein folder 
Bürgeher und Pfarrer von nöthen und dieſer Befalt in der Schrift gegründet.” — „Zum an= 
dern: Nachdeme der rechte Zehend aufgejegt ift im alten Teftament, im neuen aber alles er= 
füllet, nichts deſtominder wollen wir den rechten Kornzehend zugeben, doch wie ſich gebührt; 
beme nad man joll ihn Bott geben und den Seinen mittheilen.”” Nun wird beftimmt, er foll 
zum genügenben Unterhalt der Pfarrer verwendet werden, bad Übrigbleibenbe aber zur Unter⸗ 
Rügung der Armen, und dad Andere für Beftreitung Iffentlicher Bedürfniſſe, damit nicht neue 
Laſten auf die armen Leute angelegt werben. An fremde Berfonen foll nur, fofern fie beweiſen, 
daß fie ven Zehnten durch Kauf erworben haben, angemeſſene Ablöfung erfolgen. Sonft feien 
fie feinen Zehnten ſchuldig, „un ven kleinen Zehend (Blutzehend u. f. w.) wollen wir gar nicht 
geben, dann Gott der Herr das Vieh frei dem Menfchen beſchaffen, Geneſis 1, daß wir ihn für 
ein unziemligen Zehend ſchätzen, ben die Menſchen erdicht haben.‘ — „Zum dritten ift der 
Brauch bisher geweſen, daß man und für ihr eigen Leut gehalten habe, welches zu erbarmen ift, 
angeſehen daß Chriſtus all mit feinem koſtbarlichen Blutvergießen erlöft hat, ven Hirten gleich, 
als wol ven Höhften, Keinen ausgenommen. Darum erfind fi mit der Gefhrift, daß wir 
gar frei fein. — Wir follen und gegen Jedermann demütigen, daß wir auch gegen unferer er- 
meleten und gefegten Oberfeit (fo und von Gott geſetzt) in allen ziemliden und cpriftlichen 
Sachen gern gehorjamen; feyn auch ohne Zweiffel, ihr werdet und das gern erlafjen, odder und 
im Evangeli des berichten, was wir ſeyn.“ Zum vierten und zum fünften Elagen die Bauern, 
daß unbrüderlich und unrechtlich die Herrfchaften ven Wald (der allerdings früher regelmäßig 
zur offenen gemeinſchaftlichen Mark gehörte) und das Fiſchen und das Jagen (weldes jo wie 
nad Römifhen, fo auch nach altem Deutſchen Recht allerdings völlig frei war) ſich angerignet, 
ja muthwillig dem Wil das Eigenthum und die Früchte des Fleißes der armen Leute preis: 
gäben,, ohne daß dieſe fich wehren dürften, und daß fie ihnen fein nöthiges Holz ohne teure 
Bezahlung zulommen ließen. Auch bei dieſer gerechten Beſchwerde gegen bie erft durch den Feu⸗ 
daldespotismus eingeführten angeblichen Regalien an den fogenannten herrenloſen Sachen, 
an Fiſchen, Vögeln und Wild und gegen vie häufigen fehreiend ungerechten Verwandlungen ver 
urfprünglicen Allemenven ver Wälder in gutäherrliches Cigenthum, ver übertragenen Vor⸗ 
ſtandsrechte über die gemeinfchaftlihen Waldungen der Markvereine in gutd- und landesherr⸗ 
liche Cigenthumsrechte, erfläven ſich Die Bauern zu gerechter Abfindung bereit, ſobald ein privat⸗ 
rechtlicher Grund; ehrlicher Erwerbung nachgemwiefen werde, „wobei man ein hriftlich Einfehen 
darinnen haben müfle”. — „Zum fehöten tft unfer hart Beſchwerung ver Dienft halben, melde 
von Tag zu Tag gemehrt werben und täglich zunehmen, begehren wir, daß man ein ziemlich 
Einfehen darein thue, und dermaßen nicht fo hart beſchweren, fonvern und gnädig hierinnen 
anfehen, wie unfere Altern gebient haben, allein nad) Laut des Worts Gottes. Zum fiebenten, 
daß wir uns Hinfurt eine Herrſchaft nicht weiter wollen laſſen beſchweren, ſondern welcher einer 
Herriaft ziemlicher weys einverleibt ift, alfo fol er beftgen laut ver Vereinigung biefeß Herren 
und Bauern; der Herr joll ihn nicht weiter bringen noch zwingen; mehr Dienft noch anderß von 
ihm umfonft zu begehrten.” — Zum adten wird bie Herabfegung unerſchwinglicher Gilden 
und Zinfen nad Recht und Billigfeit und dem Urtheil „guter erbaar Leut“ gefodert. — Zum 
neunten wird gefobert, daß man fie möge „mach alter geſchriebener Strafe ftrafen, darnach die 
Sache gehanvelt ift, und nicht nach Gunſt oder Neid und nach fletö neuer Sayung”. Zum zehn⸗ 
ten fobern fie Dad Gemeinbeeigenthum (die gemeine Mark, Wälver u. f. w.) zurüd, das man un= 
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rechtlich FÜ zugeeignet, „es ſey dann ſach, daß mans redlich erkauft habe. Wann manns aber 
unbilligerweis erkauft hette, ſoll man ſich gütlich brüderlich miteinander vergleichen nach Geſtalt 
der Sad. — „Zum elften wollen wir den Brauch genannt den Todfall“ (wonach der Guts⸗ 
herr dad befte Stuck der Erbſchaft vorweg ſich zueignet) „ganz und gar abgethan haben, ben 
nimmer leiden noch geftatten, daß man mit Witwen und Waifen dad Ihre wider Gott und Eh⸗ 
ren alfo ſchaäͤndlich berauben fol. — Zum zwölften ift unfer Beſchluß und embtlihe Meinung, 
mann einer ober mehr Artikel als hie geftelit, fo dem Wort Gottes nicht gemäß wären, bie felbi= 
gen Artifel, wo man fie und mit dem Wort Gottes für unziemlid anzeigen, wollten wir davon 
abftehen, warın mann und mit Grund der Gefrifft erflärt. Ob man ung fhon etlich Artikel 
tigt zuließ und hernach fih befunde, daß fie unrecht weren, follen fie von Stund an todt und ab 
feyn. Dergleichen ob ſich nach der Schrift mit der Wahrheit mehr Artikel erfänden, die wider 
Gott und eine Befchwerung des Näfften wären, wollen wir uns auch fürbehalten und beſchloſ⸗ 
fen Haben, und ung in alter chriſtlichen Lehre üben und brauchen, darumb wir Gott den Heren 
bitten wollen, der und daffelbige geben kann und fonft Niemand. Der Friede Chriſti fey mit 
und allen. Amen.” 

Ein öffentliches Ausfchreiben der Bauern vor und zu Würzburg an alle Kürften, worin 
fie Die größte Ehrfurchtsbezeigung gegen die Fürſten ausſprechen und dieſelben flehentlih um 
Beiftimmung und um Beiftand anrufen, fagt unter Anderm: „Es ift fund offenbar und un: 
verborgen, wie biöher die Bewerben, Kauffleut und die fo die Strafen gebauet, auch der ge⸗ 
meine Mann vielfältiglich maͤchtiglich merklich beſchadet, Händ und Füß abgehauen, Ohren ab: 
geſchnitten, erſtochen, gefangen, geferkert, geftodt und gepflockt, darneben aud der arme gemeine 
Mann mit unerträglien unbilligen Beſchwerden, Krohn, Dienft, Atzungen, Auflagen und 
Auffägen und andern beläftiget, unterbrudt und dermaßen gefchunden und geſchabt, daß der 
mehrere Theil unter ihnen aud) ihre Kind in Armuth, an Bettelftab gewiefen und zu verderblichen 
Schaven gefommen, darzu auch das am beſchwerlichſten iſt, von etlichen vermeinten geiftlichen 
und weltlihen Obrigfeiten unterflanden, ihren Untertfanen mit Gewalt das Heilige Evange- 
lium und Wort Gottes, das eine einige Speiß der Seelen ift, zu benehmen — — die rechtſchaffene 
chriſtliche Lehrer zu verjagen unterfangen, zum Theil gefänglih angenommen, unchriſtlich mit 
Vergießung ihred Bluts ganz tyranniſch und dergeftalt gehandelt, ob es Heiden oder Türfen, 
fo wäre es zu viel, alles wider die Ehre Gottes gehandelt. — — Solchen unerträglichen Befhwer: 
den, Auffäßen und Fürnehmen zu begegnen, davon zu entfhätten und zu entledigen, darum und 
diewell man Gott mehr gehorfam ſeyn muß, als den Menſchen, haben wir und im Namen des 
Allmächtigen vereint u. |. w.“ 

Bei ſolchen Beſchwerden und ſolchen Geſinnungen, bei folhem Streben nah billigen Ver⸗ 
gleich im Rechten Hätte man wol, bei glei billiger Gefinnung von der andern Seite, folde 
Ausgleihung hoffen follen. Auch muß man den aufrihtigen Wunfd für biefelbe bei dem ge- 
mäßigten Neihöregiment in Eplingen und feinen vortreffligen Abgeoroneten an den Schwäbi: 
fen Bund, Piſtorius und Sturm, ver Wahrheit gemäß anerkennen. Und was bie unfried⸗ 
lie Stimmung des Shwäbifhen Bundes und Ihres hartherzigen Feldherrn, Georg Truchſeß 
von Waloburg, nicht zugeben wollte, das ſchien ihre Noth herbeizuführen. In biefer wurde 
buch Bermittelung mehrer Städte und Fürften zwifchen ven Bauern am Bodenfee und im AU- 
gau und zwiſchen dem Schwäbiſchen Bund ein von beiden Theilen beſchworener Vergleich zu: 
ſtande gebradit, in welchem bis zum Austrag der Beſchwerden dieſe Bauern »Öllige Ruhe und 
die Leiftung aller bisherigen Abgaben verſprachen, beide Theile aber fich verpflichteten, Schieds 
richter vorzuſchlagen, die an einem unabhängigen Orte über ver Bauern Klagen entſcheiden 
follten. Die Bauern übergaben auch fofort eine Schrift, worin fie ihre Klagen ausführten und 
erkläͤrten, daß fie geiſtlicher und weltlicher Obrigkeit leiften wollten, was fie „nach göttlihem 
Rechte und auch nad ven. Verträgen und ven gültigen Urkunden über fie ſchuldig fein, aber 
dem willkürlichen fteten Bermehren der Laften folle ein Ende fein“. Sie ſchlugen ald Schieds⸗ 
richter für ihre Gegenpartei vor den Erzherzog Berbinand von Oſterreich, den Kurfürſten zu 
Sachſen und die Städte Nürnberg, Strasburg, Züri und Lindau, und einen evangelifden 
Lehrer, etwa Luther, Melanchthon oder Johann von Bugenhagen, und für ſich die Bürgerntei- 
fer ver mit ihnen verbündeten Städte und mehre evangelifche Prediger.“) Aber ihre Gegner 
benugten ven ganzen Vergleich) nur, um biejen Theil ver armen Bauern vom Kriege abzuziehen, 
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bis zur Befiegung ber übrigen, nad) welcher ſie auch hier das beſchworene Wort brachen, wie 
man es nach dem Stege auch faſt überall anderwärts that. ®) h 

Mögen niedie unterſten Volksclaffen fid) verleiten laſſen, in blutigen Aufſtänden, im re— 
belliſchen Angriffökriegen gegen ihre Regierungen Heil und m-ihren unorganifirten großen 
Mailen und leidenſchaftlichen Unternehmungen Hoffnung des Erfolgs zu fuhen. Das Beifpiel 
der Schmelz darf fle nicht abermals verführen. Die Freiheitskämpfe det Schweiz wurden von 
Männern geführt, die in ihren ununterbrochenen Volköverfammlungen und Einigungen poll: 
tiſche Bildung und organifttenden Geift, in alter Landwehreinrichtung Wehrhaftigfeit fi be: 
wart, in ihrem ganz feltenen Heroismus und in ihren Bergen Hülfe, bie in den Kämpfen vor 
dem Gebrauch des Schießpulverd und der Kanonen, die endlich darin, daß dieſe ihre Kämpfe im 
Weſentlichen Kriege gegen Fremde und faft nur Vertheidigungskriege waren, größere Hoffnung 
des Siegs vor fi fahen. Zu der Verfehrtheit des Unrernehmens mich bei ſolchen rohen Volks⸗ 
aufftänden meift auch noch die Fehlerhaftigkeit ver Ausführung hinzukommen. Dieſes war hier 
auch-in doppelter Hinficht der Fall. Vor allem fehlte e8 an Einheit und Plan und Zuſammen⸗ 
bang, an organtfirenden Principien und Kräften und an einer ihnen entſprechenden tüchtigen 
Leitung des Ganzen. Ohne ſolche organiſche gemeinfchaftlihe Vereinbarungen und ohne ge= 
meinſchaftliche Anführung ſtand bald hier bald dort ein vereingelter Haufe auf, wurde vereinzelt 


geſchlagen und mußte dann hoffnungslos das Ganze aufgeben. An eigentlihen, alle Stände” 


und ihre Intereſſen vereinigenden allgemeinen höhern Ideen einer politifchen und geiftlichen 
Reform, an dem Worte des Näthfels, an dem allgemeinen paffenden und begeifternven Feldruf 
fehlte e8 in ven zunächft nur für die Bauernverhältniffe berechneten Artikeln, noch mehr an einer 
klaren Auffaffung des gegebenen hiſtoriſchen Rechts, oder der Vernunftineen feiner neuen Ge⸗ 
ſtaltung. Die Stimmen für Wieverherftellung ver Laiferlichen Macht und Relchseinheit werben 
überhört. Erſt kurz vor der Hauptnieberlage bet Würzburg beſchäftigte ſich der Ausſchuß der 
Empörer zu Heilbronn mit einer allgemeinen politifchen Reform Deutſchlands. An einem tüch⸗ 
tigen, von ver Sache begeifterten Führer fehlte es trog deflen, was einzelne Bauern, wie Georg 
Megler, über Erwartung leifteten, doc fo fehr, daß die ſchwäbiſchen und fränkiſchen Bauern 
befanntlid ven ©dg von Berlidjingen zwingen, ihr Feldherr zu werben. Eraber, von Gefin- 
nung, Bildung und Geiſt ein viel ſchwächerer und roherer Mann, ald der Dichter ihn darftellt, 
war dem Unternehmen nicht gewachfen, fhon wegen des Mangeld an begeifberter Liebe für dafe 
felbe. Er ſcheint fogar forte andere Adelige im Bauernheere den Verräther gefpielt zu haben. 
Wenigſtens gab er ververbliche Rathſchläge, veripätete die wichtigften Unternehmungen und 
ließ im ver Höchften Gefahr das Heer im Stich. Auch die Adeligen, als fie bald nachher unter 
Sickingen und Hutten ihre Reformfoderungen erhoben, büßten ihrerfeits für die Vereinzelung. 

Sodann verflelen fehr erflärkid die Scharen jo wenig organifirter, fo ſchlecht geleiteter 
Bauern in Roheiten, Braufamfeiten und Plünderungen. Wol kann man fagen, daß alle Ge- 
ſchichte von ihren Gegnern gefhrieben wurde, daß kein Vertheidiger von ihnen und ihrer Sache 
auftreten fonnte, nachdem dieſe Sache fo gänzlich befiegt, fo allgemein als das furdtbarfte Ber- 
brechen behandelt war. Dan muß auch einräumen, daß der ganze Kurftaat Mainzohne Schwert: 
ſtreich und ohne alle Pländerung politif und kirchlich reformirt wurde, daß die Bauern aud) 
die Milde und Sumanitdt des Pfalzgrafen Ludwig durch Schonung erwiverten, und daß ſie 
nicht ganz mit Unrecht das Zerftören der Raubburgen als difentliche Sicherung anführen konn⸗ 
ten. Mat mag auch noch ferner gern zugeben, daß fie in allen Noheiten, im Morden, Sengen, 
‚Brennen und Plündern von ihren geiftlihen und weltlichen, fürftlihen und adeligen Gegnern 
and von been Kriegern völlig übertroffen wurben, daß ſelbſt das Oraufamfte, was fie taten, 
das rohe Niederſtoßen der befiegten Feinde und namentlich) ver Befagung des erftürmten Weins- 
berg, des Grafen von Helmenftein und feiner Ritter, eine Nepreflalie gegen ihre Gegner ge: 
nannt werben koͤnnte, gegen Gegner, welche ja ſtets und Häufig mit Bruch aller beſchworenen 
Berträge die Gefangenen ald fhimpflihe Verbrecher auf eine noch ungleich graufamere und 
empdtenvere Weije hinrichteten und zu Tode marterten, welche — um bon abfichtlichen Ver: 
brennen und Bländern fo vieler Dörfer gar nicht zu reden — in angezimbeten Dörfern die un- 
glüdlichen Bewohner, die entrinnen wollten, wieder in die Flammen zurüdftießen, deren Anz 
führer ſowie der ſtets von Henfern begleitete Graf Truchſeß mit feinen Rittern felbft Holz zum 
qualvolfften Iangfamften Feuertod eined Unglücklichen zuttugen, over ſowie der Kurfürft von 


8) ©. 5. B. Sartorius, a. a. D., ©. 280, 287 
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der Biſchof von Würzburg das völlig bermbigte Land mit Scharfrichtern und Schindern durch⸗ 
zogen, ober endlich fowie ein Markgraf von Brandenburg völlig unterworfenen Unterthanen 
zu Sechzigen die Augen ausftehen und ihre Dörfer anzünden ließen.) Dieſes Alles aber recht⸗ 
fertigt das Verfahren der Bauern nicht. Es war nicht blos moraliſch, ſondern auch politiſch in 
hohem Grade verwerflich. Denn ſie mußten vor allem Andern die Beſten unter den Fürſten, 
unter den Adeligen und Geiſtlichen für ſich zu gewinnen, wenigſtens ſie moraliſch zu entwaffnen 
ſuchen, nicht aber fie zur einmüthigen Rache und einer faſt verzweifelten Gegenwehr heraus= 
fodern. Sie mußten nicht den höher Gebilveten die Vertheibigung und Unterftügung ihres Un- 
ternehmens erſchweren ober gar es ihnen ald verabſcheuungswürdig barftellen. 

Letzteres aber war der Ball und ſicher einer der wichtigſten Gründe des ganz unglüdlihen 
Ausgangs des Bauernkriege. Und hier müflen vor Allen die Reformatoren Luther und Me- 
lanchthon als die allerbedeutendſten Förderir dieſes für die Bauern fo unglücklichen Ausgangs 
genannt werben. Somol Luther ald Melanchthon, welchem Legtern der Kurfürſt von der Pfalz, 
ehe er einen Entſchluß faſſen wollte, über die Artikel der Bauern und ihre Sache ein foͤrmliches 
Gutachten abgefodert Hatte, äußerten fich mit der alfergrößeften Entſchiedenheit gegen bie Bauern 
und gegen jeven Vergleich, was ficher bei ver unbegrenzten, zum Theil enthuſiaſtiſchen Ver⸗ 
ehrung gerade aller Freigeſinnten und namentlich auch fehr vieler Fürften gegen die Reforma⸗ 
toren von unermeßlih großer, der Sache ver Bauern nachtheiliger Wirkung fein, ſie ent⸗ 
muthigen, ihre Feinde heben und mehren, ihre Freunde mindern mußte. Ja, die Reformas 
toren foderten fogar mit einer ſolchen Härte und Graufamfeit die Fürften zur Verwerfung jebes 
Vergleichs und zur härteften Strafe gegen vie Rebellen auf, daß man dafür nicht Rechtferti⸗ 
gung, aber doch eine Erklärung nur finden kann in ihrer Furcht und ihrem natürliden Wider: 
willen, ihre reine Sache mit blutigen Gräueln, ihre blos geiſtliche Reform mit einer welt 
lien Reform, mit einer weltlichen Revolution vermifht, ſich aber als geheime Anftifter und 
Begünftiger der Empödrer verleumbet und beſchuldigt zu fehen. 10) Beide jedoch eiferten aur 
gegen die gewaltfame Empörung, von welcher Luther auch früher oftmals und noch einige Jahre 
vorher 1522 in feiner „Vermahnung an alle Ghriften, fi vor Aufruhr und Empdrung zu 
hüten”, fo energiſch abgemahnt Hatte. Sie verfannten aber nicht das Unrecht der Bedrückun⸗ 
gen der Bauern. Luther vorzüglich ſprach ſich in einer Schrift bei Entftehung des Bauernkriegs, 

‚in feiner „DVermahnung zum Frieden an Fürften, Adel und Bauern‘, mit voller Energie 
gegen das Unrecht ver Fürften und des Aprls aus und klagt allein ihre ungerechte Bedrückung 
der armen Bauern als die Urſache des gegenwärtigen großen Unglücks an. Gr wendet fi aber 
alsdann mit ym fo größerer Cindringlichkeit, obwol abſichtlich in milderm Ausdruck, an bie 
Bauern, um fie zum Aufgeben ihres verkehrten Unternehmens zu beſtimmen. Und erſt fpäter 
ſchrieb er feine leidenſchaftliche Schrift: „Wider die räuberiſchen und mörbertfchen Bauern.’ 11) 

Jener Vorwurf, daß die Reformation ven Bauernkrieg verfchuldet habe, war bei den Fein⸗ 
den derfelben und bei jedem oberflächlich Urtheilenden natürlich. Aber es mag fon genügen, 
hier hinzumeifen auf die vielen Bauernaufflände kurz vor ber Reformation und auf alle jene 
obigen genügenden Urfachen für biefelben und auf bie foeben angeführten Veftrebungen ber 
Reformatoren, um fid zu Überzeugen, daß fie vielmehr am meiften beitrugen zur Unterbrüdung 
bes Bauernkriegs. Intereſſant ift es in dieſer Beziehung auch, daß der ganze Bauernfrieg be- 
gann mit dem Aufftande der durchaus katholiſchen Bauern des Grafen von Lupfen in der Land⸗ 
graffchaft Stühlingen, welde ausdrücklich erklärten: „lediglich wie große Bedrückung fei ver 
Grund ihres Aufftanded. Niemand von ihnen wolle evangelifch werben.” Des Grafen Frau 
hatte fie zulegt zur Krohn leere Schnedenhäufer auffuchen laſſen. Es gebt hier ver Neforma- 
tion, dem bamaligen Hauptquell für geiftiges Licht, ebenſo wie fpäter oftmalß ver Preßfreiheit. 
Auch fie und ſelbſt ihre Heftige verlegenve @eftalt ift gewöhnlich meit mehr theil die gemein 
ſchaftliche Folge, theils die Abfptegelung verfelben Orundurfahen und Erſcheinungen, welche 
auch ohne fle Die Revolution hewirkt haben würben. Daß dabei auch von ihr fowie damals von 
ven proteftantifhen Grundfägen, von ver evangeliſchen Freiheit u. f. w. in der entflandenen 
Revolution Anwendung und Misbrauch gemacht wird, wie von Allem, was gerade vorzugs⸗ 
werfe Geift und Gemüth ver Menfchen befchäftigt, das iſt ganz natürlich und gar fein Beweis 
für die Urſachlichkeit. Auch hier ergab fid) vielmehr für die Reformation forie ebenfalls fo oft 


9) Sartorius, a. a. D., ©. 235, 241, 259, 263, 280, 287, 347. 
10) „Luther's Werke“ (Altenburg), 1, 79. 
11) Luther's Werke‘, XVI, sh. 
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für die Breßfreigeit der Triumph, daß gerade ba, wo fie gänzlich und ungeflört herrſchte, das 
Ungläd, was man als ihre unvermeldliche Folge ausgeben wollte, ganz und gar nicht flattfand. 
Gerade ver jährliche Kurſtaat, wo die Reformation, wo unter dem Schupe eines weifen Fürften 
völlig ungeftört alle mündlichen und ſchriftlichen Erklärungen ver Reformatoren die Gemüther 
ergriffen, und wo namentlich aud) Luther's derbe Sprache für Abftellung des Unrechts der Fürs 
ſten und des Adels ſowol in feiner Schrift an ben Abel veutfcher Nation wie in jener Vermah⸗ 
nung ertönten — nun dieſer Kurſtaat Sachſen war faft dad einzige deutſche Land, wo gar kein 
Bauernfrieg wüthete, wo aud nicht Gin Unterthan daran theilnahm, während bie verheerende 
Flamme vollftänbig ſelbſt das ſächſiſche Nachbarlaud, dad Land des katholiſchen Herzogs Georg 
von Sachſen, ergriffen Hatte. 5 

Auch 5108 eine gemeine Klugheit, daß nämlich Luther und Melanchthon veshalb fo fehr 
gegen ben Bauernaufftand fich erklärt Hätten, weil fie fonft den Untergang ihres Lieblingswerks, 
der Reformation nämlich, hätten fürhten müflen, wird ihnen Der nicht zuſchreiben, der ihre 
Schriften gelefen Hat. Sie wollten fowie Chriſtus ſelbſt die Religion (die man nun einmal in 
den Bauernaufftand als angebliche Hauptprineipien deſſelben eingemifcht Hatte) und die welt- 
liche Gewalt geſchieden wiſſen. Wären fie aber nicht von foldem Standpunkte ausgegangen, 
wahrlich fie brauchten nicht den Untergang ber bereit feftgewurzelten Reformation zu fürch⸗ 
ten, wenn fle die Meinung ber Gebildeten und eine Eluge Leitung ber proteftanttfgen Bür- 
Ren und Abeligen aud) für eine mit ihr zu verbindende neue polittiche Reform gewannen. 
Mande Fürſten und Adelige mußten dadurch glänzende Auöfichten fi eröffnet fehen, auch 
wenn fie etwa die Kloftergüter zum Theil zur Befriedigung der mäßigen Foderungen ber 
Bauern hingaben. Die meiften katholiſchen Länder, faft ganz Öfterreid namentlich, waren vom 
Bauernaufftande ergriffen. In einigen, wie in dem Kurfürftenthume Mainz, Hatte ſchon das 
ganze Volk gleichzeitig mit den politifhen Reformationsgrundfägen im Wefentlihen auch die 
geiftlicken mit Freuden aufgenommen, Und verbunden mit fo großer weltlichen Erleichterung 
wären fie ſicher überall doppelt beliebt und der Widerftand der Fürften gegen fie faſt unmöglich 
geworben. Der Bauernkrieg aber wäre durch den Hinzutritt eines großen Theils der Gebilde⸗ 
ten und au nur einiger Fürften unwiderſtehlich und fo Deutſchland vielleicht In kurzer Friſt 

. ganz proteflantifd geworben. Und wer mag berechnen, was vielleicht an die Stelle ver unglück⸗ 
feligen, mehr als hundertjährigen Neligionskriege, an die Stelle befonders des vreißigjährigen 
Elends, an die der Auflöfung des Reichs und der langen ſchmachvollen Einmiſchung und Herr⸗ 
{haft der Fremden getreten wäre! 

Doch das konnten nicht die Erwägungen der Griftlichen Reformatoren und Religiondlehrer 
fein. Aber fie hätten confequent auch eine jeve unmittelbare politifhe Rathertheilung oder 
Lehre für Fürſt und Volk abweifen müffen. Nur die rein religiöfe und moraliſche Lehre ver 
Liebe, Wahrheit, Brüverlichkeit, Aufopferung, Duldung hatten fle zulehren, und zwar völlig 
gleichmäßig für den Regenten und bie Bürger. Beide mußten alsdann nad ihren befondern 
juriſtiſchen und politifchen Berhältniffen fie verwirklichen. Ebenfo verlegend wie jene bes 
rühmte neue franzöfifche Verwandlung Kriftliher Moralgrundfäge der Liebe und Brüder 
tihfett in unmittelbar politiſche demokratiſche Gefege ift, ebenfo gefährlich if es ficher für 
die ganze Wirkfamkeit der hriftlihen Predigt, wenn dieſelbe, einfeitig parteiiſch, bloß hie 
chriſtliche liebevolle Ergebung und Duldung zum ımmittelbaren weltlichen Geſetz, zur ſtlavi⸗ 
ſchen Gehorſamspflicht, unter weltlihem Despotismus, flempeln will. Es vergaßen leiver 
ſehr erflärtich die Bauern umd ihre Gegner und leider zulegt auch die Meformatoren, und 
ſelbſt noch unfere neueften Geſchichtſchreiber des Bauernkriegs jene im Art. Ehriftenthum aus- 
führlicher erwiefene chriſtliche Grundlehre, daß das Reich Chriſti nicht von dieſer Welt ift. Ste 
alle und vollends jene ſchwärmeriſchen theoktatiſchen Bauernanführer, wie Thomas Münzer 
und fein ſchlimmerer Nachfolger, vergaßen, daß die hriftlichen Gebote nie und nirgendwo un= 
mittelbar weltliche Rechtsſazungen find, fondern nur mittelbaren Einfluß auf dad Politiſche 
haben follen, infofern wirklich chriſtlich gefinnte Menfchen ihre eigenen Rechte mit Freiheit nur 
chriſtlich gebrauchen, und foweit fie weltliche Gefege zu maden berechtigt find, auch dabei ihre 
chriſtlichen Öefinnungen bethätigen müflen. Unmiitelbaren politifchen Rath hätten alfo vie Reli 
giondreformatoren als ſolche gänzlich ablehnen, fie hätten am mwenigften nur einfeltig vie 
Bauern zu Kriftlihem Verfahren ermahnen, die Regierenden dagegen -fogar pofltiv zu un= 
chriſtlicher, graufamer, politifher Strafe und. zur Berwerfung jeven Vergleichs auffodern fols 
fen, wie fle zuleßt ſelbſt den vom bisherigen Unrecht gegen die Bauern überzeugten und zum 
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Vergleich bereitwilligen Kurfürſten von dev Pfalz beriethen. Cin billiger Vergleich zur Anf- 
hebung oder Milderung jahrhundertelang geuͤbten und täglich neuen unverantworilichen Un⸗ 
rechts gegen die Bauern und zur Beſeitigung ihres Aufſtandes — wäre er denn wol uns 
chriſtlich geweien? Jedenfalls aber jagt bie chriſtliche Religion nirgendöwo, daß alle und jede 
granjame Rechtsunterdrückung aufrehtzuerhalten, und daß alle und jede Erhebung, etwa eine 
ſchweizeriſche, eine nieverländifche ober Die der Ditmarſchen verwerflidh fei. Sie ſetzt nirgends 
feft, wann und wo rechtlich eine Regierung und die Gehorfamäpflicht gegen fie, oder wo Pflicht 
und Net ver Befeitigung einer die Menſchheit ſchändenden Tyrannei entftehe oder aufhöre. 
Wollten die Reformatoren darüber entſcheiden, fowie etwa über bie politifhe Mafregel, daß 
die Fürften zum Vortheil ihrer Staatögewalt ohne Anerkennung und Mikverung des Unrechts 
gegen die Bauern, ohne Vergleich, je niederwerfen und ftrafen müßten, jo entſchieden fie als 
Bolitifer und Juriften, nicht als chriſtliche Religionsfehrer. Es war aber alddann nad matür- 
lichen weltlichen Rechtsgrundſätzen einfeitig und parteiiſch, nicht auch das Unrecht von der an⸗ 
dern Seite und dem praktiſchen Weg ber wirklichen Aufhebung anzuempfehlen; ebenſo, wie es 
nad der rein hriftlichen Lehre verehrt war, etwas Anderes zu vathen, als gleichmäßig für beide 
Theile, in ihrem weltlich zu ordnenden Streit, die Gefinnungen chriſtlicher Liebe und Ach⸗ 
tung der menſchlichen und chriſtlichen Würde zu befolgen. Blieben fie treu ihrem theologiſchen 
und chriſtlichen Standpunkt, dann fonute die rohe barbarifche Radje weltliher Machthaber nicht 
durch die Damals bei ven Fürſten, den Rittern, bei ven Stahfbürgern und Bauern gewaltige Au⸗ 
torität der Neformatoren und der Reformation ſich berechtigt halten, bie Bauern todtzufchlagen 
„wie tolle Hunde”, ober gar fie nod) granfamer zu behandeln. Nochmals alfo: daß vie Refor⸗ 
matoren den Aufruhr nit guthießen und nicht zu ihrer Sache machten — wer könnte dieſes 
tadeln! Daß fie aber fo einfeitig Hanbelten, die rechte Anwendung ver hriftlichen Lehre auf die 
politiſchen Berhältnifie fo fehr verfehlten — dieſes mag man bei ihrer ſchwierigen Stellung ent= 
ſchuldigen. Aber es läßt ſich nicht ableugnen, und es ift gerane bei ihrer hohen Verehrungs⸗ 
würbigfeit tief bedauerlich. Ste wendeten jedenfalls die Öffentliche Meinung ihrer Anhänger 
unter den Fürſten, ven Rittern, ven Städten und theilmelfe im Bauernfland ſelbſt gegen die 
‘ Bauern — und biefe und felbft ihre guten Rechte wurben vorzüglich hierdurch niedergeworfen 
und für lange Zeit beflegt. 12) £ 

Die vereinten geiftlihen und weltlichen Fuͤrſten und Adeligen ſchlugen jegt ihre vereinzelten 
Scharen; namentlich die Feldherren des Schwäbiſchen Bundes Graf Georg Truchſeß von Wald⸗ 
burg und der eblere und mildere Georg Frondsberg in Schwaben, der Kurfürft Ludwig von der 
Pfalz mit ihnen vereint in Franken, ver Herzog Anton in Lothringen, der Kurfürft Richard in 
Trier, der eblere Kurfürft Ludwig am Rhein, Landgraf Philipp von Heflen und Herzog Georg 
von Sachſen und Heinrich von Braunſchweig in Thüringen. 

So nun ward diefer unglücfelige Krieg eine teure Lehre, zuerft für die Bürger, die da 
ſcheuen follen, durch Waffenlofigkeit und Waffenruhe wehrlos und durch Theilnahmiofigkeit 
für das Gemeinwefen rechtsunmuͤndig und politiſch ungebilvet und dann unterdrückt zu werden, 
die aber, wenn fie von ihrer eigenen Regierung bereits bedrückt werben, zwar von beharrlichem 
aufopfernden Eifer auf jenem gefeglichen Wege, nicht aber von Bauernaufftänven, Überhaupt 
vom Aufftande roher Maflen Heil erwarten mögen. Biel Wahres enthält ſtets das alte Wort, 
daß ſowie Tyrannei die Rebellion, fo nur allzu oft die Rebellion auch Tyrannei gebtert. Hätten 
auch ſelbſt damals die unglüdlichen Rathgeber ver armen Bauern ihnen jene gefeglichen Wege 
angerathen und fie biefelben aud nur mit dem taufennften Theile ihrer Anftrengungen, Ge: 
fahren, Aufopferungen für die Empörung durchgeführt, welch ein anderer Erfolg mußte ſich er⸗ 
geben! Wäre aber dann dennoch eine Revolution entftanden, welchen andern Charakter mußte 
fie erhalten! Für die Regierungen aber und bie höhern Stände mußte baflelbe blutige Ereigniß 
nicht minder ernſte Mahnungen begründen. Schon an fi Fonnte ſolche ungerechte Belaftung 
der Banern ihnen weber Ehre noch Vortheil bringen, fondern zulegt nur eigene Mactlofigkeit, 
Verarmung und Geting(hägung, und früher oder fpäter mußte irgenbeine Veranlaffung vie 
Stunde der Vergeltung herbeiführen. Wie viele jener tyranniſchen Adeligen und Geiftlichen 

mußten mit dem Leben, durch graufame Leiden, durch Todesangft, durch Plünderung, Berluft 


12) & rein folgenreich if alfo jene im Art. Chrikenthum ausgeführte nur mittelbare An« 
wendung ber hriftlichen Lehre auf bie politifchen Verhaͤltniſſe. Cs muß mich deshalb doppelt freuen, 
daß das neue ‚„, Staatswdrterbuch”‘ in dem gel reichen Art. Chriftenthum diefer fo vielfach misfannten 
und verlegten Grunbanficht des „ Staats: Lerifon ‘' jegt fo vollfommen zuftinmt. 
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ver Ihrigen büßen Bei all jenen Berftörungen von Sqhlofſern und Klöftern! Und die fo zerſtör⸗ 
ten Schlöffer, Klöfter, Dörfer und Städte, die verwüteten Provinzen, die hingemordeten Hun⸗ 
berttaufenbe durch Unrecht zur Verzweiflung gebrachter nüplicher Bürger und die nothwendige 
fpätere Scham und die Schande fo graufamer zum Theil treubrüchiger Rache ver Fürſten an 
den eigenen, durch ihre Schuld in Verzweiflung geftürzten und bereitö waffenloſen. Landeskin⸗ 
dern — follten fie wol für nichts gelten in ven Augen ber Erlen? Auch für das Werk ver Re: 
formatoren wäre e8 ebenfo wie für die Ritter und Städte unendlich beffer gewefen, fie hätten 
einen dem unterdrückten Recht günftigen Ausgang und Vergleich bewirkt. So bei dem Steg 
und bei ber leidenſchaftlichen Rache des alten Unrechts vermieben fie am wenigſten ſelbſt entgegen= 
gefegte Vorwürfe, daß die kirchliche Reform weltlich verderblich wirke. Die Kichenreformation 
wurde in ihren Kortfchritt gehemmt, und die lutheriſche Kirche traf auch fpäter ver Vorwurf, daß 
in ihr und zwar oft aus viel uneblern Motiven, als fle Luther kannte, die Hriftliche Lehre einfettig 
zu Gunſten des blinden Gehorſams misbraucht were; fle erfhien Manchen als eine Lehre bes 
Despotismns und Seroilismus. Diefes hat natürlich die Einen gegen vie Kirche und felbft ge⸗ 
gen die Religion geftimmt, Andere zu dem entgegengefepten Misbrauch der hriftlichen Lehren 
zu Gunſten ver Empörung angereizt. Beides und bie lange Dauer ber Unterbrädung des 
Bauernftandes und ber Ernievrigung des deutſchen Vaterlandes konnten auch für ven Sieg 
wahrhaft chriſtlichen Lebens nicht forderlich fen. Erſt gegen das Ende des 18. und in der erſten 
‚Hälfte des 19. Jahrhunderts und vorzüglich infolge der Franzoͤſtſchen Revolution ſtegten in 
Deutſchland wirkſame Neformbeftrebungen über die feubaliftifhe Unterbrüdung. Erſt drei 
Sahrhunnerte fpäter — fo langfam gehen große Reformen und fowenig darf man alfo aud an 
ihnen verzweifeln — erft jegt flegten allgemein auch die von den Bauern vertheidigten guten 
alten Rechte. Die vevolutionären Vorgänge in Frankreich halfen und Deutſchen durch ihre zus 
gleich anregenden und ermuthigenden und furchterweckenden Einflüffe dazu, daß wir feit 1789, 
1850 und 1848 im Wefentlichen ohne eigene revolutionäre Gewaltthaten unfere Zuftände vers 
beflern Eonnten. Merkiwürbigerweife haben wir in Frankreich und Deutſchland bisjetzt nur bie 
verfpätete vollkommene Befreiung und Entlaftung des zahlreichften unterften Standes und vor⸗ 
zůglich der Bauern zuſtande gebracht. Für eine befriedigende, zugleich Freiheit und @inhelt ver- 
bürgende Nationalverfaffung dagegen haben wir in diefer breiteften äußern Grimblage und in 
einigen andern äußern Einrichtungen und vorzüglid in den zum allgemeinern Bewußtſein der 
Nation erhobenen Bevürfniffen und Ehren: und Rechtsfoderungen nur ſehr wichtige Vorberei⸗ 
tungen geivonnen. Den jegt blühenpen Bauernftand felbft kann die Erwägung, daß feine eigene 
Unterbrüdung, ebenfo wie einft die noch töbtlichere des römifchen Bauernſtandes nur die Folge 
der vernachlaͤffigten Nationalfreiheit war, ernſtlich mahnen, daß er feine vorübergehenb wieder 
gebefferte Stellung zur Begründung der nöthigen Bürgihaft in freier Nationalverfaffung bes 
muge. Die übrigen Bürger kann zwar der Blick auf einen bereit theilmelfen Sieg der Reforms 
beftrehungen erfreuen und zum dortſchritt ermuthigen, ein gründlicher Blick in die vaterländi⸗ 
ſche Geſchichte aber muß feinen Eifer für baldigen endlichen Steg einer genügend freien und 
einheitlichen Nationalverfaſſung verdoppeln. Denn dieſe Geſchichte wird es ihm zeigen, welche 
Maſſe von Schmach und Unglüd, und wie viele unterbrädkte Tüchtigkeit and Größe ſich an bie 
Unteryrhelung der Nationalverfaflung und an bie durch Vereinzelung und Lauheit miöglüdten 
Herſtellungsverſuche Enüpfen. 4 Belder. 

Baumpflanzung. Eine Beförderung ver Baumpflanzung kann der Staat aus mancher⸗ 
let Gründen zu —— ſuchen, nämlich zum Behufe der Erzeugung von Obſt; wegen 
des Holzes; um das Austrocknen ber fließenden Wäffer zu verhindern; zur Befeſtigung der 
Dümme und Uferbanten; zum Vortheile ver Landſtraßen. Die Verſchiedenheit dieſer Zwecke 
erzeugt natürlich auch eine Verſchiedenheit ver Mittel. 

Nicht leicht kann ein Zweig der Landwirthſchaft empfehlenswerther fein als der Obſtbau. 
Dem Geldwerthe nad tft der Ertrag fehr beträchtlich (To berechnet z. B. Memminger den 
Werth veffelben für Wäürtemberg auf 1%, Mil. Glon. jährlich, Golofmith für Frankreich 
auf 72 Mill. Fr., Krug für Preußen im Jahre 1804 auf 5 MI. u. ſ. w.) und das Erzeug⸗ 
niß Hat den Vortheil, daß es leicht verkäuflich um ſelbſt Gegenſtand des Welthandels iſt. 
Die Summe der Genußmittel wird für alle Volksclaſſen dadurch weſentlich erhöht, und in dicht 
bendlterten Gegenden ift pas Obſt felbft als Nahrungsmittel der Menge nad) gar wol in An- 
flag zu bringen. Kür holzarme Gegenden iſt ver Abfall an Feuerungsmaterial bedeutend; für 
Alle die Schönheit bes Anblicks erfreulich. Da num die Erzeugung mit faft ——— Můhe und 
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keinen Koften verknüpft ift, auch das Dafein von Fruchtbäumen dem fonftigen Extrage mehrer 
Arten von Grundſtũcken, wenn irgendeinen, doch nur höͤchſt geringen Schaven bringt, der Ge— 
winn an Obft fomit ald eine zweite Exnte deſſelben Bodens und Jahres zu betrachten ift: fo er= 
ſcheint allerdings eine blühende Obſteultur als ein Gegenftand von großer volkswirthſchaftliche 
Bereutung. Eine Beihülfe des Staats follte bei dieſen einleuchtenden Vortheilen und bei der 
Leichtigkeit dev Ausführung eigentlich ganz überflüffig fein. Auch ift wirklich in folden Gegen: 
den, welche die Landwirthſchaft mit Intelligenz betreiben und namentlich die Vortheile ver Obſt⸗ 
sucht felbft ſchon Eennen gelernt Haben, eine Aufmunterung keineswegs nöthig. Allein noch gibt 
es nur gar zu viele Gegenden, in welchen Vorurtheile, Stumpffinn und Unmiffenheit dieſe 
Reichthums⸗ und Genußquelle ganz vernachläſſigen, und hier ift dann eine geiftig Höher flehende 
Regierung allerdings zur thätigen Beförderung des allgemeinen Wohls aufzurufen. Da Zwangs⸗ 
maßregeln ſchwerlich als rechtlich erlaubt betrachtet merven können, indem theils der eine Grund⸗ 
eigenthümer durch die Träghelt oder den Eigenfinn des andern keineswegs gehindert ift, theils 
der Staat nicht die Aufgabe hat, ven Bürger durch Strafen zur beftmöglichen Bewirthſchaftung 
feines Eigenthums anzuhalten, fo hat fi die Regierung bei ihren Bemühungen an die zwar 
langfamer aber doch auch fiher wirkenden Mittel der Belehrung, der Erleihterung, des Bei- 
ſpiels und des Schutzes zu halten. Ausdrückliche Belehrung kann nicht nur durch Volksfchrif- 
ten, fondern namentlid auch in den Schulen flattfinden, wenn in dem Lehrplan ver Schulleh⸗ 
verfeminarien auch Unterricht in der Baumzucht aufgenommen und den einzelnen Schulen wo= 
wöglid ein Garten zur Unterweifung der Kinder beigegeben. wird. Erleihterung der neuen 
Cultur findet ftatt, wenn der Staat auf einzelnen feiner Domänen durch geſchickte Gärtner große 
Baumſchulen anlegen und von hier aus Baumſtämmchen unentgeltlich oder, wol beffer der groͤ— 
‘Bern Schonung wegen, für ein geringes Gelb verbreiten läßt. Natürlich müffen dieſe Baum 
ſchulen geſchickt pertheilt fein und nur ſolche Arten ziehen, welche für die Umgegend taugen, da⸗ 
mit nit anfängliches Misglüden abſchrecke. Die Ausfegung von Prämien wird zurBenugung 
ber Gelegenheit noch pofitiv anregen. Eben diefe Domänen mögen dann auch zum einleuchten⸗ 
den Beifpiele einer ſchoͤnen und nüglichen Beftodung mit Obftbäunen dienen und jene nur allzu 
zahlreiche Claſſe, welche nur durch Augenſchein zu überzeugen ift, zur Nadeiferung anregen. 
Wenn e8 überhaupt ven Grundfägen der Criminalpolitik gemäß ift, folhen Eigentgumsftüden, 
welche von dem Beflger nicht unter beſtaͤndige Obhut genommen werben fönnen, und folgen, 
bei welchen eine Wieverherftellung unmöglich oder fehr langſam ift, einen beſondern Schutz 
durch Androhung höherer Strafen zu verleihen, fo haben offenbar die Beftger von Obftbäumen 
einen ſolchen Schutz gegen die ſtupide Roheit muthwilliger ober boshafter Zerftörer zu erwarten. 
Nicht nur zum behaglichen Leben und zum Wohlftanve, ſondern zur Möglichkeit des Da= 
ſeins ift es nothwendig, daß ein Volk die nad) feiner Elimatifchen Lage und feinen Exwerböquel- 
len erfoberliche Menge von Nug- und von Brennholz nachhaltig beziehen ann. Wenn alfo 
nit auf eine regelmäßige und ganz fihere Zufuhr aus dem Auslande unter allen Umſtaͤnden 
gerechnet werben Tann (und dies ift, abgefehen von allem Andern, nur da möglich, wo Waſſer⸗ 
transport befteht), fo ift ed eine Aufgabe von der größten Wichtigkeit für den Staat, für bie 
Dedung dieſes Bebürfniffes zu forgen. Da, in der Hauptſache wenigftens, die Waldbaͤume das 
Befriedigungsmittel find, fo fällt Die Löfung dieſer Aufgabe zufammen mit ver Lehre von einer 
zweckmäßigen Forſtpolizei. Man ſehe daher das Nähere hierüber unter diefem Artikel. — Eine 
beträchtliche Menge fliegenden Waflers ift von unberechenbarem Vortheile für jedes Land. Alle 
rei Arten der Ghtererzeugung, nämlich Landbau, Gewerbe und Handel, bevürfen daſſelbe 
gleihmäßig und namentlich ift e8, je wärmer ver Himmel und je größer alfo die mögliche Frucht⸗ 
barkeit, ein um fo größeres Beduͤrfniß für den Landbau, ver Bewäflerungen wegen. Wo Waf: 
fer ift in warmen Ländern, ift überſchwaäͤnglicher Reichthum an Pflanzen; ohne bafjelbe vürre 
Wüfte. Nun ift es zwar allerdings nicht möglich, jede beliebige Menge von Waſſer herbeizu⸗ 
ſchaffen, allein e8 gelingt doch menſchlicher Vorſicht und folgerichtiger Strenge, ziemlich Bedeu⸗ 
tendes zu leiften. Wenn es nämlich außer Zweifel ift, daß unter übrigens gleichen Umſtaͤnden 
in einer Gegend, deren Berggipfel von Waldungen bedectt find, bei weitem mehr Regen fällt 
als in einem Holzlofen Lande; wenn ferner in bie Augen fpringt, daß alle, namentlich aber die 
Kleineen Waflergerinne durch dichte Baumpflanzungen längs ihrer Ufer gegen Verbunften In 
warmer Witterung fehr geſchützt werben: fo find damit zu gleicher Zeit zwei Mittel zur Ver— 
mehrung und Erhaltung ver Waflermaffe angedeutet, deren Bewerkſtelligung ganz in den Haͤn⸗ 
den des Staats liegt, wenn er mit ver nöthigen techniſchen Geſchicklichkeit und beſonders auch 
mit der erfoperlihen Ausdauer biefelben unternimmt. Da bie Erreihung des gemeinnügigen 
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Zeds zum großen Theile vavon abhängt, daß nicht nur ver Staat auf feinen Domänen, ſon⸗ 
dern aud jever Private auf feinen Beilgungen die nötigen Mittel wirklich anwendet, — fo wird 
ein Zwangsrecht de Staatd zur Durchſetzung feiner Vorſchriften feinem gegründeten Zweifel 
unterliegen fönnen. Jedem fteht frei vie Erreichung eines individuellen Vortheils zu anıelaf: 
fen; aber gemeinnügigen Maßregeln darf er ſich nicht entziehen. 

Abgefehen von dem Zwecke dev Befhügung gegen die Sonne ift eine Bepflanzung ver natır- 
lichen und Eünftlihen Ufer von Öffentlichen Intereffe. Sie verhindert das Einftürzen ver Ufer und 
fomit das Verfanden ber Blußbette, ferner die Beſchädigung der Waflerbauten durch Hochge⸗- 
wäſſer und Giögänge, fle liefert endlich ein unentbehrliches Material zur Unterhaltung von 
Säugiwehren. Der Staat muß daher wünfchen, daß aud da, wo eine Erhaltung der Waſſer⸗ 
maſſe nicht in Betracht kommt, aber ein Schuß der Ufer nöthig iſt, nicht nur Die ihm felbft zu— 
ſtehenden Strecken mit den Hier tauglien Holzarten bebaut und in dieſem Stande gefhügt 
werden, fonbern daß auch die Privatuferbejlger hierin nichts verfäumen. Aud hier wird das 
Recht zu Zwangsvorſchriften nicht in Abrede gezogen werben Lönnen. Sowol die. Bepflanzung 
an und für fi, als die Art und Weife derſelben darf vorgeſchrieben werben. 

Was enplic die Einfaffung der Landſtraßen mit Bäumen betrifft, fo ſpricht nicht blos die 
Schönheit und die Annehmlichkeit für diefe Maßregel, fondern hauptfächlid theils vie größere 
Erhaltung des Straßenkoͤrpers, welder weniger ven ausddrrenden Sonnenftrahlen auögefegt 
iſt, theild die den Steifenven bei Nacht und im Winter dadurch zugehende Sicherheit gegen Ver⸗ 
teren und Hinabſtürzen in die Seitengräben. Diefe beiden Iegtern Gründe rechtfertigen einen 
Zwang, ber freilich mit den zuerft genannten Annehmlichkeiten nicht vertheidigt werben Eönnte. 
Dagegen ift mehr als zweifelhaft, ob dad Geſetz vie Pflanzung gerade von Obftbäumen verlan- 
gen kann, Indem auch Waldbäume Schatten geben und zur Richtſchnur dienen koͤnnen. Wün⸗ 

chenswerth iſt freilich, daß in allen irgend paflenden Gegenden dieſe Duelle einer beveutenden 
innahme nicht vernadjläfjigt werde; und deshalb mag der Staat durch Erleichterung der An⸗ 

ſchaffung aus feinen Baumfhulen dem eigenen Vortheile ver Beflger und ber Vernunft den 

Sieg zu ſichern ſuchen. R. v. Mohl. 

Bauwefen, Baukunſt, Banhütten, Baubehörden, Baurechte, Baupflichten, Bau- 
gnaden, Bauordnung, Baupolizei, Bau. — Bon allen menſchlichen Beftrebungen und Kün= 
ſten gibt Feine ein unmittelbareres und volffommneres Abbild von göttliher Schöpfung als die 
Baukunft. Sie will fürs erfte eine zweckmäßige Schöpfung oder Organifation für eine 
höhere Lebensthätigfeit, für vernünftige menſchliche Zwecke gründen. Sie will dienftbar für 
fie, fie will zweilgemäß oder nütz lich fein. Ihre Zwecke aber, over die Bedürfniſſe, die fie 
nüglich befrledigen foll, find äußerft umfaflend und zum Theil groß. Sie fol in Privatban- 
ten die Bürger und ihre Familien, durch dauerhafte gefunde und bequeme Wohnungen gegen 
die Einflüffe der Witterung und gegen äußere Störungen fügen, ihnen einen für ihre Bebürf- 
niffe und. Gefchäfte angemefienen Aufenthalt verſchaffen, auch fonftige ihren befondern Bedürf⸗ 
niffen entſprechende Bauten begründen. Sie fol venfelben in meift Sffentliden Bauten 
für ihren gemeinſchaftlichen Verkehr entfprechende Straßen — jegt auch Eifenbahnen — und 
Brüden, für das Fortkommen zu Schiff und zum Schug gegen überſchwemmungen und Vertrod- 
nungen fhügende Wafferiverfe und Dämme forvie zur Vertheidigung nöthige Feftungen, Schlöſ⸗ 
fer und fonftige Kriegswerke bauen. Sie Hat nicht minder für die gefellfhaftlichen Zweite, Ver: 
fammlungen, Verhandlungen und Reben die angemeflenen Bauten herzuftellen, fo auch für 
Unterritö= und wiſſenſchaftlichen Zwede und vor allem endlich für ven gemeinſchaftlichen 
patriotiſchen und religidfen Eultus. 

Die Baukunft fol aber auch nicht blos nüglich fein, ſondern ſie fol fürs zweite zugleich 
aud darin göttliher Schöpfung fi anfchließen, daß fie fh ön iſt, daß fie [höpferifh das Gel: 
flige im Sinnlichen verkörpert, daß fie Höhere Anfhauungen, Gefühle, Ideen in harmoniſcher 
anmuthiger Geftaltung ins Leben ruft, daß fie über dad Nothwendige und Nützliche hinaus an 
dem reichen göttlichen Leben theilnimmt und baffelbe erweckt. Sie foll nicht blos Handwerk, 
fondern im evelften Sinne des Worted Kunft werden. Sie foll auch die wichtigften andern 
Künfte, zunaͤchſt die bildenden, die Malerei und Bildhauerei in ſich aufnehmen und zum ſchönen 
Ganzen vereinigen und fo das Göttliche im religioͤſen und ftaatlichen Leben zum vollkommenſten 
Ausdruck bringen. F 

Sowol alfo in wirthſchaftlicher Beziehung wie in Beziehung auf die hoͤhern Lebensauf⸗ 
gaben, welche ber wahre Staat umfaßt umd fördert, ift vie Baukunſt, Ihre gefunde Ausbildung 
und Anwendung für die Staatöverwaltung Höchft wichtig. Faſt mit allen Bebürfniffen ver Ges 
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ſellſchaft und der Givilifation ſteht die Baukunft in Wechſelwirkung. Es gibt wol feinen Theil 
der Kunſt und Gultur, in welchem fich fo fehr die EigentHümlichkeit und vie höhere und niebere 
Stufe der Entwidelung der Völker und Staaten zeigt als in ihren Bauwerken. Und bei ver 
vorzugsweiſen Dauerhaftigkeit diefer Werke und Thaten ver Völker entnehmen wir öfter, fo 
namentlid bei den Ägyptern, den wichtigften Theil ihrer Geſchichte aus ihren Bauten. Und 
mehr als andere Künfte und andere Mittel ſprechen und wirken für Die Voͤlker, für ihr einheitli⸗ 
ches nationales und religidfes Bemußtfein ihre großartigen Bauwerke, Tempel, Burgen, Schlöfs 
fer, Pyramiden, in welchen der Volksgeiſt fich felber anſchaulich wird. 

Schon auß diefer allgemeinften Idee und Aufgabe der Baufunft aber ergeben ſich für das 
ſtaatliche Verhalten zu ver Baukunft einige Haupigefihtspunfte. - 

Zunägft foll ver Staat, natürlich mit Achtung der rechtlichen Privatfreiheit feiner Bürger, 
für ihr allgemeines Wohl und für feine eigene Kraft und Blüte, der richtigen Foͤrderung und 
Anwendung der Baufunft und zwar ganz befonverd auch rückfichtlich der Bauten für öffentliche 
Zwecke und aus oͤffentlichen Mitteln, feine befonbere Borforge, Oberaufficht und angemeflene 
Leitung angebeihen laffen. So thaten e8 ſchon bie alten Völker, bei welpen ihre Tempel, Ge: 
richtshallen, Theater frühzeitig den Mittelpunkt ihres geſellſchaftlichen Lebens und die Öffentli- 
hen Bauten eine Hauptangelegenheit deſſelben bildeten. So hatten auch ähnlich den Griechen 
die Römer für dad Bauweſen fon frühe beſonders hohe Staatsbeamten, die Kotlen. Beiden 
Germanen und namentlich bei ven Deutfhen forgten zwar die Kaiſer und Könige durch bald 
ſehr Hohe Beamten, die Palaft: oder Pfalzgrafen, für angemeflene Paläfte, und bald ber ganze 
Abel für flattlihe und fefte Schlöffer oder Burgen. Aber es bildeten fi im Mittelalter, als ſich 
zuerſt eine höhere Cultur entwidelte und faft alle Höhern und gemeinfchaftlihen Angelegenheiten 
von freien genoſſenſchaftlichen Vereinen ergriffen, geförbert und geleitet wurben, für die Bau: 
kunſt überhaupt, vorzüglich aber für die Dome und Rathhäufer, Bauhütten over Baugefell- 
haften der Bauleute und ver Steinmegen aus. Sie wurden zuerft von Geiſtlichen, feit dem 
fpätern Mittelalter aber von den weltlihen Meiftern geleitet, nahmen vie höchſten und evelften 
zeligiöfen, künſtleriſchen und focialen Geſichtspunkte in ſich auf, wirkten unmittelbar für Ausobil⸗ 
dung und Unterricht in ihrer Kunft, dann auch für ihre rihtige Anwendung für bie religiöfen 
und bürgerlichen Zwede. Sie organifirten ih nad) Analogie ver Zünfte, und hatten, als aner- 
kannt für hohe und heilige Zwecke wirkend, viele Privilegien und ausgedehnte eigene Gerichts⸗ 
barkeit. Mit merfwürbigem nationalen Cinheits⸗ und Gemeinfinn brachten fie 1459 in Regens⸗ 
bürg eine Vereinigung aller Bauleute und Steinmegen von ganz Deutſchland und ein allge⸗ 
meines Statut für ihre allgemeine Brüderſchaft zuftande und Kaiſer Marimilian beftätigte 
daffelbe ausdrucklich. Im neuen Verfammlungen zu Bafel und Stradburg wurde 1563 eine 
verbefferte Rebaction dieſes Statuts gemacht und daſſelbe ald Bruderbuch gedruckt. Das Statut 
orbnet vie Disciplin in der Werkftatt, dringt auf Sittenreinheit, beftimmt pie Befugniffe ver 
Bauherren, Meifter, Barlierer (oder Poliver), Befellen und Lehrjungen, und den Ritus ver 
Aufnahme, ver Losfprehung, enthält ferner Beftimmungen über Unterflügung der Genoſſen 
und über geheime Grfennungdzeichen. Die Haupthütten waren in Strasburg, Wien, Köln und 
Bern. Ald unglüdfeligerweife die deutſchen Reichsregenten Strasburg fhmählig von Deutfch- 
land losreißen lleßen, trennten fle durch einen beſondern Reichstagsbeſchluß von 1707. die Deut- 
ſchen Bauleute von dieſer Haupthütte. Auch nachdem der höhere Sinn diefer ganzen Brüder: 
haft ebenſo wie der Sinn für ihre herrlichen Dome und fonftigen Werke, den wir jegt zum 
‘Theil wieder erwachen fehen, faft erftorben ſchien, hielten noch Steinmegenbrüberfchaften in 
Hamburg, Danzig, Köln, Bafel und Zürich an der Orbnung von 1565 feft. Bekannt iſt es 
auch, wie ber weitnerbreitete Freimaurerorden für diefeBauhütten noch ältern, namentlich ägyp⸗ 
tiſchen Zufammenhang und mandye eigenthümliche, auch mit feinem Beſtand zufammenhängende 
Deutungen annimmt, welche zu prüfen hier ver Ort nicht ift. Jetzt aber muß jebenfalls vie 
Staatöverwaltung für eine unmittelbare wirkſame Foͤrderung und Leitung der Baufunft forgen 
und zwar fowol durch gute Bauſchulen, welde eine genügenbe Anzahl tüchtiger Baumeifter 
liefern, wie durch gute praktiſche Baubehörben, melde für die öffentlichen Bauten forgen 
und bei der Ausführung der Privatbauten bie öffentlichen Intereffen wahren. 

Aus der obigen Idee und Aufgabe der Baukunſt ergibt fih fonann, unabhängig von ver 
ſpeciellen Technik, für die Ausführung aller Bauwerke als ver erfte Hauptgeſichtspunkt ver, 
daß dieſelbe ſowie die Werke ver göttlihen Schöpfung völlig zweckentſprechend feien. Sie kön— 
. nen, wie insbeſondere auch die erfle Autorität für die Beurtheilung des Schönen, wie Goethe 
mit Nachdruck hervorhebt, nicht ſchoͤn ſein, ſobald, wie fo oftmals bei modernen Bauwerken, 
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chee uUnzweckmaͤßigkeit zutage tritt. Zugleich mit dieſer Zweckgemäßheit und mit der Har⸗ 
monie und Solibität, und den natürlichen und mathematifhen Grundgefegen entſprechend, 
muß dann fürs zweite bie höhere ſchoͤpferiſche Idee in der harmoniſchen Geftaltung als ers 
freuende und erhebende Schönheit hervortreten. Der weſeuntlichſte Theil derſelben und bie 
Grundbedingung bed Schönen, die [höne Form, ift meift nicht einmal Eoftfpieliger als die un⸗ 
ſchoͤne. Aber aud ein verhältnigmäßiger Aufwand für die wirklich fhöne Ausführung ift wegen 
ihrer wohlthättgen Wirkungen keinegwegs, wie fo Viele wähnen, eine nutzloſe Verſchwendung. 
Sie ift bei den öffentlichen Werken, je nad) ihren höhern Zweden, politiſch heilfam und loͤblich. 
Sie ift auch lohnender wie fo viele andere Ausgaben für weniger bleibende und zweideutigere, 
jedenfalls vergãnglichere Wirkungen. 

Über die vaurechte entfeider das Givilgefeg , deſſen Beſtimmungen jedoch auch ven ſtaats⸗ 
wirthfchaftlichen und polizeilichen Intereſſen dienen mögen, obgleich ihr unmittelbarer Gegen⸗ 
Rand nur das Rechtsverhaͤltniß ift. Ein ſolches Rechtöverhältniß befteht allernächft zwifchen dem 
Bauherrn und dem Unternehmer, oder dem Werfmeifter und den Arbeitern, fobann zwifchen 
Bauherr oder Banmeifter und irgendeinem Dritten, welchem durch ben Bau (3. B. auf fremdem 
Grund oder mit frembem Material) oder durch deſſen Ginfturz oder Baufälligkeit Schaben oder 
Gefahr zugehen kann, zumal aber zwifchen vem Bauherrn oder Eigenthümer und deſſen Nach⸗ 
barn. Die Gefege haben die gegenfeitigen Anfprüche und Schulvigfeiten dieſer Berfonen unter- 
einander zu beflimmen, für Streitigkeiten die Entſcheidungsregeln aufzuftellen und die im all 
gemeinen Inteveffe liegenven, namentlich zu Unternehmung von Bauten ermunternden Begün- 
Rigungen und Sicherſtellungen auszuſprechen. Am wichtigſten find die nachbarlichen Verhält: 
niffe. Die Nähe des Zufammenmohnens, zumal in Städten, bringt fo viele heile Berühs 
rungen und wiberftreitende Intereffen hervor und dann aud wieder fo viele Gelegenheiten zu 
gegenfeitiger Bequemlichkeit oder Koftenerfparniß u. f. w., daß die moͤglichſt genaue Feſtſtellung 
der bier in Frage ftehenden Punkte dringend noththut. Auch finden wir darüber ſchon in den 
alten Gefeggebungen, in&befondere in der römischen, ſehr umſtändliche Beftimmungen , melde 
großentheils noch jet in Deutſchland ald gemeines Recht gelten, zum Theil jedoch durch bie ver⸗ 
fchiedenen Landesgeſetzgebungen mobificirt oder mit den auf die neuern Verhältniffe fich bezie- 
henden Zufägen verfehen worden find. Die auf Lit und Luft — nämlich, einerſeits auf mög- 
lichſt freien Genuß beider, andererfeitd auf die Unnachtheiligkeit dieſes Genuſſes für ven Nachbar 
— id beziehenden Dienſtbarkeiten und Beſchränkungen, jene des Waſſerabfluſſes und der Dach⸗ 
traufe, jene des Anbaus oder auch des Einlafjend von Balken In des Nachbars Mauer, dann 
die in Anſehung der (gemeinſchaftlichen ober nicht gemeinſqhaftlichen) Scheidemauern zu beobach 
tenden Grundſaͤtze gehören Hierher. 

Für Baulichkeiten, deren Errichtung und Unterhaltung im oͤffentlichen Intereſſe liegt, doch 
nit überall over ausſchließend vom Staat, ſondern etwa von unmittelbar Betheiligten ober 
aus befondern Titeln Verpflichteten zu beftreiten iſt, regelt das Gefeg die Baupflict ober ſetzt 
daflır eine gewiſſe Concurrenz feft. Es geſchieht biefes zumal in Anfehung der Kirchen und 
Schulhäuſer, dann aber auch ver Strafen, Brücken und Dämme, auch — je nach ben Juris: 
dictionsverhältniſſen — der Gefängniffe, Amthäufer u. ſ. w. Die Kirchenbaupflicht ſteht nach 
gemeinem dtecht (infofern nämlich nicht bereits ein eigener Baufonds vorliegt) allernächft dem 
Batron zu, ſodann dem Zehentheren und der Gemeinde (nad) einem in den beſondern Landes: 
gefegen und Gewohnheiten verſchiedentlich beſtimmten Verhaͤltniß). Die legte iſt in der Regel 
auch da, wo ein anderer Bauherr einzutreten hat, wenigftend zur Beifuhr ver Materialien u. f. w. 
frohnpflichtig. Inſofern die bürgerliche Gemeinde zugleich die Kirchengemeinde ift, leuchtet bie 
Billigkeit folder Beſtimmung ein; wo jene ſich aber in mehre Confeſſionen theilt, kann mit Recht 
an die Rirhengemeinde als baupflichtig erklärt werben. Ähnliches findet auch bein Schulhaus⸗ 
bau · gewoͤhnlich flatt, infofern nämlich nicht eigene Bonds oder näher liegende Huͤlfsquellen vor⸗ 
handen finb. Hier wie dort tritt übrigens auch die fubfiviäre Baupflict des Staats ein, deren 
Grenzen jedoch meift fehr enge gezogen find. 

Die Bervollfländigung und nähere Beftimmung ver baurechtlichen Geſetze enthalten vie yo 
lizellichen Bauordnungen, welche wegen ver Verſchiedenheit ver Iocalen Umftände und Beduͤrf⸗ 
niffe-zwar wol auf allgemeinen Grundfägen beruhen, jedoch für die Anwendung derſelben gro: 
ßentheils nur particuläre Vorſchriften enthalten können. 

Das öffentliche Interefie bei Bauſachen geht vorerft dahin, daß die zum öffentlichen Ges 
brauche beftimmten over dem Geſammtbedürfniß gewinmeten Baulichkeiten mit nur vechältniß- 
mäßigen Koſten in thunlichſt entſprechender Zahl und Vollkommenheit aufgeführt und unterz, 
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halten werben. Daſſelbe Intereſſe jedoch findet auch in Anſehung ver Privatbauten ſtatt, da, 
was ven Wohlſtand und den Lebensgenuß der Einzelnen foͤrdert, auch Gewinn für die Nation 
im Ganzen ift. Die theils ſtaatswirthſchaftlichen, theils polizeilichen Zwede der Bauorpnungen, 
überhaupt ver von Seiten des Staatd dem Bauweſen zu widmenden Sorgfalt beſtehen ſonach 
darin, daß 4) gut, d. h. zweckmäßig, bequem und dauerhaft, 2) gefund, 3) vor Feuers⸗ (und 
Waſſer⸗) Gefahr moͤglichſt gefihert, A) allerfeits unnachtheilig und ungefährlih, 5) nicht zu 
theuer und 6) foweit die bemerkten Zwecke e8 erlauben, auch geſchmackvoll und ſchön gebaut 
werde. 

Das allgemeinſte Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke iſt eine kluge Ordnung und Beauf⸗ 
ſichtigung der dem Bauweſen gewidmeten Gewerbe, ſodann die gute Unterrichtsanſtalt zur Bil⸗ 
dung tüchtiger Baumeiſter und Baukünſtler, endlich die zweckmaͤßige Gründung ver beſondern 
zugleich iechniſchen Behoͤrde für Leitung und Beauffichtigung des geſammten öffentlichen und 
Privatbauweſens im Staate und die Vertheilung ihrer kunſtverſtaͤndigen Mitglieder über die 
zweckmaͤßig hierfür zu beſtimmenden Bezirke. Für die Geſundheit der Bauten gibt die mebict- 
nifche Polizei vie geeignete Vorſchrift. Natürlich verſchieden je nad; den localen Verhältniſſen, 

. und namentlich verfähleden für Stabt und Land. Ein Hauptaugenmerk wird dabet immer fein 
reine Luft und Licht, beides leicht zu verfchaffen auf dem Lande, meit ſchwerer in Stäbten, es 
fet denn, dieſelben würden erft ganz neu erbaut, und zwar auf einem für einen entſprechenden 
Plan hinreichenden und überhaupt geeigneten Raum. Doch aud in alten Städten mit engen 
Straßen und dicht gedrängten Wohnungen kann die Baupolizet eine wirffame Nachhülfe leiften 
durch deſto forgfältigere Beauffihtigung des Einbaus der Käufer, durch Nieverreifung un: 
nügen Gemäuerd, zumal der mittelalterlihen Stabtmauern, dann aber auch der die Straßen 
verengenven Borbäher und anderer Anbauten, durch Anlage wenigftend einiger geräumiger 
Pläge und breiterer Straßeneingänge mittel? Ankauf und Abbruchs der ungünftigft ſtehenden 
Gebäude, durch eine für Neubauten oder au) Hauptreparaturen der Käufer vorzuſchreibende 
firenge Ordnung und durd) andere in das Gebiet der allgemeinen Geſundheits ⸗ und Reinlich⸗ 
keitspolizei gehörende Anftalten. Wenn zu Erweiterung der Strafeneingänge ober zu Anlage 
von Plägen das Nieverreißen von Privatgebäuben, oder zur Verwirklichung der für Erweiterung 
der Stadt oder für neue Anlagen obrigkeitlih zu entwerfenden Bauplane die Ermerbung von 
Privatgründen nothwendig wirb, fo wird ein vernünftiges Erpropriationdgefeg hierzu das ben 
billigen Anfprüchen ver Eigenthümer unnachtheilige und doch die Gefammtheit vor muthwilliger 
Hemmung ober unmäßiger Vertheuerung ſchützende Mittel darbieten. 

Es fragt fi, ob aud im Intereffe der Schönheit die Erpropriation flattfinden , ober ob 
überhaupt in ſolchem Intereffe ven Privateigenthirmern und Bauherren eine Zwangsvorſchrift 
für die Art ihres Bauend ohne Rechtsverletzung gegeben werben könne? — Man muß wohl 
dabei unterſcheiden zwiſchen dem Intereffe der Nichtverunftaltung und jenem der Schönheit 
überhaupt, ſodann zwiſchen neu aufzuführenden Bauten und Abänderung ſchon beſtehender, 
endlich zwiſchen Stabt und Land und zwiſchen großen, glanzvollen Städten und Fleinen oder 
armen. Se nad ſolchen Unterſchieden ift auch jenes Intereffe bald ein geringfügiges, balb ein 
größeres, nach Umftänben ein fehr großes; und in eben dem Verhältnifie verengt oder erweitert 
ſich auch dad Recht ver Baupolizei. Das unbedenklichſte Mittel iſt freilich die Ermunterung zu 
freiwilligem verſchoͤnernden Bau oder Wieveraufbau vermitteld Gelbunterftiigung ober anderer 
Bortheile, d. h. fogenannter Baugnaben, die man ven nad) fhönerm Plane Bauenben ange: 
deihen läßt. Doch wird daſſelbe leicht allzu Eoftfpielig,, ift auch oft unwirkſam und macht daher 
den Zwang nicht entbehrlich. Bei dem zunehmenden Wetteifer der Stäbte, duch geſchmackvolle 
Anlagen und Bauten nicht minder ald durch reelle VortHeile zur Nieverlaffung oder zum Ver: 
weilen in ihren Mauern einzuladen, bei dem nicht zu verfennenven Einfluß ver Pflege des 
Schoͤnheitsſinns felbft auf ſittliche Bildung und bei der wirklichen Beleidigung, melde einer 
Bürgerſchaft wirerfährt, wenn fie den von ihr mit Unkoſten, Mühe und Opfern erſtrebten ſchö⸗ 
nen Gefammteindrud Ihrer Stadt ober einer Straße oder eines Platzes durch ven Eigenfinn, 
den Muthwillen oder die Engherzigkeit einiger Weniger in einen durch ven Gontraft deſto wi⸗ 
derwärtigern Effect umgewandelt fehen ſoll, läßt fih aud das Recht ver Gefammtheit, mithin 
der Bemeinbe= (nicht aber ver Staatd=) Polizei, für neue Anlagen ober neu zu erbauende Quar⸗ 
tiere oder Straßen u. f. m. ben von jevem Einzelnen zu beobachtenden Bauplan auch im Inter- 
effe der Schönheit vorzuſchreiben und auffallende Verunftaltungen überall entfernt zu halten 
oder hinweg zu räumen, nicht wol bezweifeln. Durch Verfhönerung ver Stabt, welche etwa 
jur Refidenz oder zum Sig der höhern Behörden erhoben warb, gewinnt ohnehin jedes Haus 
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fon fo Vieles am Kaufwerth, daß die dem Einzelnen etwa zur Laft fallenden Unkoſten davon 
weit überwogen erben und felbft die an ven Eigenjinnigen ergehende Zumuthung des Verkaufs 
mit ber Laſt des Abbruchs und des hönern Wiedererbauens nad Umſtänden durchaus nicht ale 
‚Härte erfheinen fann. Gefahr des Misbrauchs wird eine vorhanden fein, mofern nur die 
Autorität, welche in den concreten Fällen zu entſcheiden hat, als ein wahres Organ des vers 
nünftigen Gefammtwillens, nicht aber eines herriſchen Einzelwillens oder gar eines der Ge⸗ 
wmeinde völlig fremden Willens erſcheint. 

Zur Wohlfeilheit ber Bauten tragen bei, neben ver freien Goncurrenz der Gewerbtreibenden 
over überhaupt einer guten Gewerbeorhnung ‚ die Anftalten für Herbeifhaffung ober Bereit: 
Haltung der nöthigen Baumaterialien, überall nach Verhältniß des wahrſcheinlichen Bedürf⸗ 
nifles ver verſchiedenen Ortfchaften over Bezirke, namentlich die Sorge für Errichtung einer 
hinreichenden Zahl von Kalk= und Ziegelbrennereien, für erleichterte Herbeifuhr von Bauholz 
alfer Art, aud von Baufteinen und andern Erfoberniffen. Die von Staats- oder Gemeinde- 
wegen, ober auf deren Ermunterung von Privaten, anzulegenden Magazine von folgen Ma— 
terialien, oder bie fogenannten Bauhöfe, dann, wo bei etwa mangelnder Concurrenz eine mono⸗ 
poliftifhe Vertheuerung droht, die Beftfegung mäßiger Bautaren für die verſchiedenen Arten 
der Arbeit und der Arbeiter, dienen demfelben Zived. Wo ſich anfehnliche Gemeindewaldungen 
vorfinden, wird, gleich billig als zweckmäßig, den baufufligen Bürgern das Bauholz um einen 
ermäßigten Anſchlag (den fogenannten bürgerlichen Preis) zu verabfolgen fein, nad Umſtaͤnden 
aud Kalt und Biegel u. f. w. 

Das Intereffe ver Wohlfeilheit kommt nicht felten in Wiberftreit nicht nur mit jenem der 
Schönheit, fondern noch mehr mit dem der Feſtigkeit und zumal mit jenem ber Sicherung gegen 
Feuers = (oder Wafler-) Gefahr. In der Regel zwar fol e8 dieſen letztern, tm Allgemeinen 
höhern Interefien weichen; doch kann die ausnahmsloſe und zwangsweiſe Einfhärfung folder 
Regel, je nad) den drtlichen und perfönlichen Verhältniſſen, zur Ungerechtigkeit, ja zur Tyran⸗ 
nei werben. Wenn, wie die Bolizeigefege mehrer Länder befehlen, überall, ohne Unterfihied ob 
Stabt oder Dorf, ob vereinzelt ober aneinandergerüct, alle Häufer von Stein erbaut und mit 
Biegeln ober Schiefer gedeckt werden müflen, fo ift den etwa an Holz reichen, aber an Kalk- uno 
Ziegelbrennereien Mangel leivenden Gegenden und den blos eines kleinen abgeſchiedenen Wohn⸗ 
plages begehrenben Armen, welde wol etwa eine hölzerne Hütte, nicht aber ein fleinernes Haus 
zu erbauen vermögen, eine harte Bedrückung zugefügt und, mit Verachtung ber Iocalen Bedürf⸗ 
niffe und Gonvenienzen, eine — ſelbſt auch aͤſthetiſch verwerfliche — naturwidrige Einfdrmig- 
keit durch despotiſches Machtgebot dem bevormundeten Volke aufgenrungen. Wol verdienen 
dergleichen Gebote Billigung in Städten und größern Dörfern, weil alldort die Befchränkung 
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weil Niemand berechtigt ift, den Andern zu gefährven. Aber bei kleinern oder außeinander ge: 
bauten Dörfern und Beilern ober gar bei einfam gelegenen Käufern werben fle zur zweckloſen 
‚Härte, ſobald fie die Linie der wirklich zuläfigen, naͤmlich gegen erfennbare Thorheit gerichteten 
Berormundung überfchreiten. Wol alfo mögen bie in Branpfällen durch ſchnellen Einfturz 
das Leben der Bewohner in die handgreiflichſte Gefahr fegenven gemeinen Strohdaͤcher verboten 
werben, nicht aber die befler conftruirten und nicht die Schindeldächer (verfteht fich bei einfam 
ſtehenden Haͤuſern), und nicht die hölzernen Gebäude überhaupt. Auch die gewöhnlich urgirte, 
durch das häufigere Verbrennen folder Gebäude den Brandaſſecuranzkaſſen zugehenve größere 
Beſchwerde kann nicht zur Rechtfertigung jener Verbote dienen, weil folder, Beſchwerde am ein- 
fachſten dadurch abzuhelfen iſt, daß man das Maß der in die Brandkaffen zu zahlenden Beiträge 
nad jenem der Gefahr beſtimme. Im Übrigen, das Heißt mit Enthaltung von unndthiger Härte 
ober Übertriebener Beſchränkung, , ift e8 allervings eine Hauptaufgabe ver Bauorbnung, bie zur 
Hintanhaltung oder Verringerung ber Feuersgefahr vienlihen Vorfäriften, z. B. in Anfehung 
ber Feuer⸗ und Scheidemauern, der Feuerwerke und Rauchfänge u. |. w. zu geben, über deren 
genaue Beobachtung alddann die Beuerpolizel, allernächft die periodiſche Feuerbeſchau zu machen 
bat. Die bei öffentlichen Gebäupen anzuordnende, bei Privatgebäuden wenigſtens zu ermun⸗ 
ternde Errichtung von Bligableitern und bie über diefelben zu pflegende Aufficht, die Begünfti- 
gung und Benugung der die Berbrennlichkeit mindernven Erfindungen (wie ver Lehmſchindeln, 
der hemifchen Anſtriche u. ſ. w.), die beſondern Borfchriften für die Bauart der für Zubereitung 
oder Aufbewahrung feuergefährlicher Gegenftände beftimmten, zumal auch große Feuerwerke 
enthaltenden Gebäude u. f. iv. gehören gleichfalls hierher. 
Bei Aufführung eined Baus Tann durch Unvorfihtigfeit, z. B. bei dem Ausgraben dex 
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Keller, bei Offenhaltung der Kalkgruben, bei ſchlechter Beſchaffenheit ver Gerüſte u. ſ. w., mans 
cherlei Gefahr für Die Arheitenden und für bie Nachbarn oder Vorübergehenden entfiehen. Die 
Bauordnung hat auch dieſen Übeln zu fleuern und die Bolizei den Verordnungen derſelben Kraft 
zu geben. ‚Eine noch größere Gefahr aber entfteht durch die Baufälligkeit ver Käufer. Wenn die 
Boltzei durch eigene Wahrnehmung oder Durch irgendeine Anzeige davon Kenntniß erhält, fo 
hat fie ven Eigenthümer zur Beranftaltung der ſchnellen Abhülfe aufzufodern, oder in dringen⸗ 
ven Fällen fie auf Unkoſten des Eigenthümers unmittelbar felbft anzuorbnen. Für ven durch 
den Einfturz noch neuer Gebäude verurfachten Schaden ift billig der Baumeifter neben dem 
Baufürer verantwortlich ; bei alten Gebäuden haftet ver Eigenthuͤmer vafür, infofern ihm da= 
bei eigenes Berfäumniß oder Verſchulden zur Laſt liegt. Das gemeine Recht verpflichtet ihn auch 
zur Sicherheitsleiſtung für den durch den bereits drohenden Ginfturz etwa Fünftig zu verurſa⸗ 
enden Schaden. Iſt er ungeneigt ober unvermögenn zur Wieberherftsllung over zum Neubau 
des baufälligen Hauſes, fo kann ihm ver Verkauf deſſelben mit ver Laft des Abbruchs und Wie⸗ 
beraufbaus aufgelegt werben. 

Das wichtigſte zur Durchführung aller bisher angebeuteten Intereſſen und Aufgaben der 
Staats verwaltung in Beziehung auf dad ganze Baumefen im Staate bleibt fletd vie gute Ein⸗ 
richtung der Baufihulen und der Baubehörven. Diefe Wichtigkeit wird auch wol jegt im All⸗ 
gemeinen anerkannt, doch gibt es weber übereinftimmenve, noch and; der ganzen Wichtigkeit 
und Schwierigkeit der Sache entfprechende Einrichtungen in ven einzelnen Staaten. Für den 
Unterricht forgen zum Theil nothhürftig die allgemeinen polytechniſchen Säulen, in Preußen, 
welches in Beziehung auf die Baufunft die ausgezeichnetſte Stellung einnimmt, eine befonvere 
Baualademie. 

ALS praktifche und techniſche Baubehörven ſinden fi nicht blos allgemeine Oberbehoͤrden 
oder Oberbaudirectionen, und Local⸗ over Bezirksbaubeamten, ſondern nad ver gewöhnlichen 
etwas weitläufigern breifahen Abtheilung auch noch Mittel= ober Prowinzialbehörben. Die 
oberften Behörden find bald ebenfo einem Minifterium einverleibt ober fuborbinirt wie die 
Mittelbehörbe der Provinzial⸗ over Kreisregierung, bald find fie coordinirte, abgefonderte Be- 
Hörben. In Ofterreih, Preußen und Vaiern tft wie in Frankreich und Spanten bie Oberbirec- 
tion zugleich mit Handel und Induſtrie einem befondern Minifterium übergeben ; in England 
ebenfo dem Obercommiffar ver Parken, Forſte, Paläſte und Öffentlichen Arbeiten, in Rußland 
einer den übrigen Minifterien coorbinirten Direction ver Land und Waflerbauten, in Holland, 
wo bie Waflerbauten fo beſonders wichtig find, einem Minifter des Waſſerſtaates und ver öffent: 
lichen Arbeiten. Untergeorbnet wurde die Direction früher fehr Häufig, fomie noch jept in Sach⸗ 
fen, dem Finanzminiſterium vorzüglid wol deshalb, weil die fürftlichen Kammern und ver 
Landesfiscus die meiften Öffentlichen Bauten aufzuführen und ihre Koften zu beftreiten Haben. 
Doch iſt die Unterordnung unter das Minifterium des Innern wol zweckmäßiger und eine 
Theilung unter beide Minifterien, wie in Würtemberg und Baven eine Theilung jogar noch mit 
dem Minifterium des Auswärtigen, welchem in Baden die Bifenbahnbauten unterftehen, wol 
noch bedenklicher. Freilich läßt fih ohne Nücdkficht auf die Größe der Staaten und ihre übrige 
Drganifatton über die befondere Drgantjation der Baubehörven nicht leicht eine allgemeingül- 
tige Regel aufftellen. Nur foviel ift ſicher allgemein gültig, daß bei der Unterorbnung ober Ein⸗ 
verleibung der Baubehörben ſtets ihr befonbers wichtiger und beſonders ſchwieriger eigenthͤm⸗ 
licher Beruf und deſſen beſondere hoͤchſte Grundſätze Hinlänglich beachtet bleiben müffen, nament⸗ 
lich auch durch die Übertragung an vorzüglich außgebilbete techniſche Räthe, und daß bei ver Ab⸗ 
fonderung der Banbehörben dahin gewirkt werden muß, daß fie die Angemeffenheit ihres Wir- 
tens im Verhaltniß zu den Intereffen und Kräften des Staats nicht vergeffen. Selbft nicht ein⸗ 
mal volltommen ſchoͤn würden nad) den allgemeinften Befihtöpunften an der Spige dieſes Ar- 
tikels ihre Werke genannt werben dürfen, wollten fie, wie leider oftmals, über eine dann nur 
angebliche Schönheit die Zweckmaͤßigkeit ihrer Bauten vernachläſſigen, oder dieſelbe auch dadurch 
vermindern, daß die Koften derſelben unverhältnigmäßig würden. Themiſtokles tadelt einen 
Neoner, weil für feine große Rebe fein Staat zu Hein ſei. Das Eönnte vielleicht aud auf manche 
Schloß⸗ und andere Bauten Anwendung finden. Ein weſentliches Grunngefeg der ſchͤnen Bau⸗ 
Eunft feldft, die Harmonie möge auch Infofern der ganzen Einrichtung des Staatsbauweſens 
vorſchweben, daß biefelbe mit dem ganzen Staatsbau, feinen Grundgefegen und Intereffen in 
‚Harmonie bleiben muß. Dieſes fließt namentlich auch bei aller Vorſorge für gutgebilvete 
Baumeifter und für gute Ausführung der Bauten doch die bureaukratiſch- pespotifchen Ver- 
kegungen der Privatfreigeit der Bürger aus, folange diefe nicht verlegend gegen ihre Mitbürger 
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ober ven Staat wirken wollen. So wird bie Baukunſt freies Gewerbe und ihre Privatausäbung 
für die Bürger und Privatbauherren von ihrem Privatwillen freibleiben. Die Bürger werden 

‚ unter jener natürlichen Beſchränkung nad} ihrer Überzeugung frei fi als Baumeifter im In⸗ 
und Auslande ausbilden, frei für ihre Bauten ihre Meifter erwählen und von ven Ihrigen nad 
ihrer Freiheit bauen důrfen. Diefe Breiheit und Goncurrenz wird der Kunft felbft foͤrderlich 
fein und fle vor Einfeitigkeit und Entartung fehügen. Rotted und Welder. 

Baple (Beter) ward 1647 in Garlat, einer Gemeinde der Graſſchaft Foix, geboren. Sein 
Bater, ein reformixter Prediger, forgte für feine frühere Bildung und feinen erflen Unterricht. 
Um dieſen fortzufegen,, ſah er ſich gendthigt, den Jungen fremben Händen anzuvertrauen, und 
ſchickte ihn nad) Toulonfe, wo das Collegium der Jeſuiten in gutem Rufe fland. B. befaß Ans 
lagen, zeigte Fleiß und machte ſchoͤne Fortſchritte. Außer ven Schulgegenſtänden, die eben nicht 
von befonderer Bedeutung, waren und unter denen die Scholaftit und die Theologie bie erften 
Stelten einnahmen, beſchäftigte ihn auch die [höne Literatur und die Geſchichte, und von allen 
Schriftſtellern zugen ihn befonders Plutar und Montaigne an, ein Zeichen der Berwandtfhaft 
mit feinem Geifte. Die Jefuiten, welche Talente zu würdigen und zu gebrauchen wußten, ſuch⸗ 
ten B. für fi zu gewinnen, was ihnen auch gelang. Das größte Hinderniß, das fle bei der 
neuen Erwerbung zu überwinden hatten, dad aber überwunden werden mußte, war die Otelis 
gion. Diefer Orden war nicht von der Art, daß ihn gewöhnliche Hinderniffe ſchreckten, und er 
verſtand ſich auf pas römifche Handeln fo gut ald auf das Dulden, um zum Ziele zu gelangen. 
B. ward befehrt und ſchwur feierlich den reformirten Glauben ab. Welchen Eindruck das auf 
feine Altern und beſonders auf feinen Vater machte , läßt fi} begreifen. Diefer verzweifelte in⸗ 
deſſen nicht, ven Bekehrten aufs neue zu befehren, und führte für feinen Glauben fo ſiegreiche 
Gründe an, daß ver Sohn der nöthigenven Überzeugung nicht widerſtehen konnte. Er verließ 
heimlich Zouloufe, begab ſich zu feinen Ältern und ſchwur ebenfo feierlich den katholiſchen Glau⸗ 
ben wieber ab, ald er ihn beſchworen hatte. Nach diefem Borgange Hielt er es nicht für gut, in 
dem damals fehr katholiſchen Frankreich länger zu bleiben, und begab fi nad Genf, wo er 
einige Jahre ald Privatlehrer lebte. Seine beengte Lage trieb ihn wieder nach Frankreich zurüd, 
wo er eine beffere Zukunft hoffen durfte, wenn er nur den Verfolgungen ver Jeſuiten und der 
rahfütigen Katholiken entging. Er hielt fi darum von den Orten entfernt, wo er befarmt 
geworben war, und brachte einige Zeit in Rouen zu, ging dann nad Paris, wo er größere 
Hülfsmittel für feine fernere Ausbildung und feine wiflenfhaftlihen Arbeiten fand und ſich ald 
Erzieher ver Kinder des Marquis von Beringham feinen Lebensunterhalb erwarb. Im Jahre 
1675 ward ein Lehrſtuhl ver Philofophie zu Sedam erledigt und zur Beſetzung deſſelben ein 
Concurs eröffnet, in welchem B. jo gut beftand, daß von feinem feiner Mitbewerber auch nur 
bie Rebe war und er alle Stimmen für ſich hatte. «Hier lebte er mit Auszeichnung bis A681, wo 
der fromme Ludwig XIV. die Univerfität Sedam, wie alle übrigen, welde die Proteflanten in 
Frankreich hatten, aufhob. Der junge Gelehrte aber hatte ſich ſchon einen ſolchen Auf erwor⸗ 
ben, daß ihm fogleich eine Stelle ald Lehrer ver Philoſophie zu Rotterdam angetragen ward, 
die er auch unbevenklih annahm. Er bekleidete diefelbe mit immer gleichem Eifer und demſelben 
Erfolge. Auch fing er an, feinen ſchriftſtelleriſchen Ruf zu begründen. Ex ſchrleb feine verſchie⸗ 
denen Gedanken über ven Kometen und befttitt mit philofophifchen und theologiſchen Gründen 
das Borurtheil, als verfünde dieſer Himmelskoͤrper ver Welt ein Ungluͤck. Dann gab er feine 
Kritik der „Geſchichte des Galvinismus“ von Maimbourg heraus, in welder er bie Verleum⸗ 
dungen wiberlegte, bie biefer Jeſuit in dem angeführten Werke gegen bie Proteflanten verbrei⸗ 
tet hatte. Die fürzefte und einfachfte Weife, feinen Kritiker zu beſtreiten und zu belehren, fand 
Maimbourg in der Gewalt, die er um ihren Beiftand anrief. Auf den Befehl Ludwig's XIV. 
warb B.'s Schrift durch Henkershand verbrannt und fo die Wahrheit, nach dem Sinne der Ges 
walt, in ihre Rechte wieder eingefegt. Die Philofophie von Descartes hatte unfern Gelehrten 
viel befgäftigt, und er ließ feine Gedanken über viefelbe in einem eigenen Werke drucken. Im 
Jahre 1684 begann er die Herausgabe einer kritiſchen Zeitfhrift über Literatur und Phiofophte, 
die großen Beifall fand und in ganz Europa gelefen ward, welche ihn aber ver Zuſtand feiner 
Geſundheit fhon nad) drei Jahren wieder aufzugeben nöthigte. Die Verfolgungen, weiche die 
Proteftanten in Frankreich, befonders nach der Zurüdnahme des Edicts von Nantes (1685), 
zu erdulden hatten, und ald deren Opfer fein eigener Bruder, der reformirter Prediger geive- 
fen, im Gefängniffe geſtorben war, beſtimmten ihn zur Herausgabe mehrer Schriften, in denen 
er die Intoleranz und den Fanatismus nachdrücklich befämpfte. Zu venfelben gehörten unter 
andern eine unter dem Titel: „Was dad ganz katholiſche Frankreich unter ver Negierung Lud⸗ 
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wig's d. Gr. tl”, und ein philoſophiſcher Commentar über die Worte des Evangefiums: „Nöthige 
fie einzutreten‘ (oompelle intrare), in welchen die Schändlichkeiten und Nachtheile aller gewalt- 
ſamen Bekehrungen audeinanvergefegt und mit ven Iebhafteften Farben geſchildert find. Es tft 
ein Beweis ver Bortfchritte des menfchlichen Geiftes, daß wir wenigftend nicht mehr nöthig ha⸗ 
ben. das Ungeheuer der religiöfen Intoleranz zu.befämpfen und bie Gemüther über bie Erſchei⸗ 
nung eines Kometen zu beruhigen. Wir find doch ſoweit gefommen , daß wir nicht mehr glau⸗ 
ben, ein gottgefällige8 Werk zu thun, wenn wir in feinem Namen Die verfolgen, martern und 
morben, welche eine andere Vorftellung von ihm haben ald wir; daß wir und nicht mehr anma= 
Ben, über das Gewiſſen und die Meinung von Menfchen zu herrſchen, bie gleiche Rechte mit 
uns haben und von Dingen, die und Allen ein Geheimniß find und bleiben werben, ebenfo viel 
wiffen als mir ſelbſt. Die Öffentliche Meinung hat wenigftend vie veligiöfe Intoleranz geächtet 
und ald Stantögrundfag zur Unmöglichkeit gemadjt, wenn auch Einzelne noch in ihrem eigenen 
Intereſſe oder aus Beſchraͤnktheit das Heil der Seele und der Geſellſchaft durch fle begrlinden und 
befdrbern möchten. Es dürfte jegt Höchftend noch bebenklic fein, von den Nachtheilen und Ge⸗ 
fahren der politifhen Intoleranz zu reden, die, oft ebenfo ungerecht und graufam als die reli= 
giöfe, wenigftend immer fo abgeſchmackt ift, weil fie ihren Zweck ebenfo wenig erreicht. Daß 
wir in Bezug auf’ Toleranz fortgefhritten, beweift der Umftand, daß in unfern Tagen ein 
Mann‘ von B.'s Ruf und Gelehrſamkeit fi ſchwerlich dazu verſtehen würde, zu beweiſen, 
wie die Kometen kein Unglück verkünden und die Unduldſamkeit in Glaubensſachen eine Un— 
gerechtigkeit und Thorheit zugleich ſei. Den letztern Beweis würde man jetzt wenigſtens in 
den meiſten Staaten Curopas ohne Gefahr führen. B. ward es nicht ſo gut! Selbſt die Pro— 
teſtanten, für die er geſchrieben, verdammten ihn und ſeine Lehre. In dem Kampfe gegen B. 
zeichnete ſich ſein alter Freund und College, der proteſtantiſche Prediger Jurieu, aus. Er ging 
ſoweit, als ſein foͤrmlicher Ankläger aufzutreten und ihn vor dem Conſiſtorium von Rotterdam 
als einen Feind der Kirche und des Staats zu belangen. Das war zu allen Zeiten ſo. Jeder, 
den man verderben wollte und keines Vergehens überweiſen konnte, der, durch ſeine Unſchuld, 
durch ſeine Tugend geſchützt, von den Geſetzen nicht zu erreichen iſt, geht in der weiten unbe⸗ 
ſtimmten Anklage unter, daß er ſich gegen den Thron und den Altar verſchworen. Das iſt ein 
weites Meer der Schuld, aus dem ſich ver Unglückliche, den man hineingeworfen, an kein Ufer 
reitet. Jurien war B.'s Freund gewefen und ihm für geleiftete Dienfte durch Dankbarkeit ver⸗ 
pflichtet. Jurieu aber war aud ein Diener Gottes und feiner heiligen Kirche; und geht Gottes 
Sache nicht über menſchliche Dinge, die Ewigkeit nicht über das ſchnoͤde Zeitlihet So haben 
fi Die immer auf den Himmel bezogen, welche fi ihren Pflichten auf der Erde entziehen 
wollten. Die Behoͤrden in Rotterdam ſuchten ven Streit audzugleichen und den Folgen deſſelben 
zu begegnen. Da es ihnen aber nicht gelingen wollte, thaten fie, was eine hohe Obrigkeit in 
ähnlichen Fällen zu thun pflegt: fie gaben ver herrſchenden Stimmung nach, wollten des Ver⸗ 
raths an Kirche und Staat fid nicht verdächtig machen, entfegten B. feiner Stelle, zogen feine 
Penſion von 500 Glon. ein und verboten ihm fogar Privatunterricht zu geben. B. machte über 
ben efelhaften Streit mehre Schriften befannt, die aber für und weder belehrend noch anziehen - 
fein Können. Es macht ihm Ehre, daß er fein Schieffal mit Gleichmuth ertrug. Die Muße, 
welche ihm geworden, benußte er, um fein hiſtoriſches und kritiſches Wörterbuch) („Dictionnaire 
historique et critique”) zu ſchreiben, ein unermeßliches Werk, ein unvergängliched Denkmal 
feines Verfaſſers, der in ihm ein auögebreitetes Wiffen, reife Urtheilskraft, Scharffinn und eine 
feltene Gelehrſamkeit und ausdauernde Beharrlichkeit zeigt. Man hat ihm mande Fehler und 
Irrthümer nachgeiviefen ; aber an welchem Menfchenwerke liefen ſich ſolche nicht finden? Auch 
mit feinen Sehlern und Irrthümern wird das „Hiftorifhe und kritiſche Wörterbuch” eined ver 
merfwürbigften Erzeugnifie des menfchlichen Geiftes bleiben. Das ward auch ſogleich erkannt, 
weniger durch die Iheilnahme feiner Freunde als durch den Haß feiner Feinde, ber ein inſtinct⸗ 
artiges Vorgefühl von feinem ganzen Einfluffe Hatte. Der fromme Freund Jurleu trat mit einer 
neuen Anklage auf. Der Drud des Werks ward in Frankreich verboten. Dies hatte, wie ed 
tn ſolchen Fällen immer geſchieht, zur Folge, daß man die Aufmerkfamfeit auf das Bud und 
feinen Berfafler lebendig erhielt, das Verbot erft heimlich umging und enplich laͤcherlich fand. 
Dem guten B. machte die Sache viel Verdruß, ohne daß aller Verdruß und Ürger von beiden 
Seiten an der Sache etwas änderte. B. ging leiblich unter und wirkte geiftig fort. Alle Ber- 
folgungen in Sachen des Glaubens und ver Meinung haben denſelben Erfolg, nämlich einen 
ober einen dem beabfiätigten entgegengefegten. Die Gewalt glaubt die Stelle der Vorfehung 
vertreten zu haben, wenn fie in ihrer Weisheit das Huhn todtgefhlagen, welches das Ei ge⸗ 


Beamte Beaumarchais 43 


legt, in vem bie gefürchtete Brut enthalten if. Das Woͤrterbuch, von dem die erfle Auflage 
1697 erſchienen war, hatte noch zu B.'s Lebzeiten, 1702, eine zweite fehr vermehrte. 
B. flarb ven 28. Der. 1706 im neunundfunfzigften Jahre feines Lebens. Als Gelehrter und 
Schriftſteller fand er Anerkennung und Würdigung. Nicht weniger fhägbar war er ala Menſch. 
Gefällig, wohlwollend, ohne Anmaßung und Eitelfeit, that er Gutes, wo er konnte, lebte fried⸗ 
. Lich mit aller Welt, wenn ſie ihm den Brieden nur gönnen wollte, in harmlofem Umgange mit 
den Büchern und fich felbft, ſodaß ihm für andere Angelegenheiten kaum Zeit blieb. Er arbeis 
tete gewöhnlich 14 Stunden des Tags. Mit Recht wirft man ihm vielleicht eine.zu leichte Be- 
weglichkeit des Charakters vor, die ſich auch in feinen Anſichten und Gefinnungen zeigt, welche 
. er nicht jelten wechſelt. Was feine Gegner und Tadler am meiften gegen ihn erhittert, iſt feine 
Zweifelfuht, fein Skeptieismus und Pyrrhonismns, oder welchen Namen fie dem Übel geben. 
Seltfamer Vorwurf! Glauben ift immer leichter ald zweifeln und prüfen. Der Glaube ift be: 
quem und beruhigend; ver Zweifel macht Anftrengung und Beſorgniß. Der Glaube ift ein Gut, 
wie Alle verfihern, die ihm haben und geben wollen. Iſt ver nun, welcher eines Gutes nicht 
theilhaftig wird, ein Sünder, ober nicht vielmehr ein Unglücklicher? Müffen wir ihn nicht be⸗ 
dauern, ſtatt ihn zu verdammen? Zum Zweifeln wie zum Glauben, wenn er nicht Aberglaube 
if, gehören Gründe. Gut nun, ihr frommen, wohlwollenden und glüdlichen Gläubigen, die ihr 
im Befige der Wahrheit fein, macht fle geltend durch Gründe, denen, wenn fie wirklich Grund ha⸗ 
ben, der Sieg doch werben muß! Was wiſſet ihr denn, ich bitte euch, von alledem, mas die Po= 
lemit der vamaligen Zeit, was die Gelehrten, Beifen und Sophiften, die Schulen und Alkade⸗ 
mien und fo auch B. in feinen Streitſchriften vorzüglich befhäftigt hat? Was wiflet ihr von 
Yem Willen und ven Zwecken Gottes und ven Eigenfchaften des hoͤchſten Weſens, ihr aufgebla- 
fenen Thoren, die ihr fo freigebig feld mit euerm Verdammungsurtheil gegen angebliche Athei⸗ 
fen, Detſten und Bantheiften, ihr, deren anmaßendes Wiſſen wahre Bottesläfterung iſt gegen 
das beſcheidene Eingeftänpniß ver Unwiſſenheit Derer, die ihr läſtert? Was wiflet Ihr von der 
Schöpfung und ihrem Urfprunge, ihr armfeligen Gefhöpfe? Was wiſſet ihr von der Vorſehung 
und ihren Zwecken und Mitteln und Wegen, von ber Freiheit, der vorherbeftimmten Harmo⸗ 
nie , dem Sige der Seele, vem Urfprunge des Böfen? I. Weigel - 

Beamte, f. Amt und Staatsdienft. 

Beaumarchais, der Sohn eines Uhrmachers, warb 1732 zu Paris geboren. Die Natur 
hatte ven Stoff zu einem tief eingreifenven, vielwirkenden Manne in ihn gelegt, geeignet, ſich 
in einer Volksverſammlung, in einem Senate,- auf der Börfe oder im Gabinete geltend zu 
machen. Es kam darauf an, in welcher Laufbahn und unter welchen Verhättnifien ſich feine Tas 
Iente entwicelten und welde Richtung fie durch biefelbe erhielten. In Frankreich unter Lud⸗ 
wig XV. warb er, mad er nad) Zeit und Umftänden werben konnte. Durch ven Schutz ver Toͤch⸗ 
ter des Koönigs, denen er auf der Guitarre Unterricht ertheilte, kam er an den Hof, in deſſen Art 
ex ſich mit derſelben Leichtigkeit fand, vie ihn in jeder Lage feines Lebens, in jedem Berufe, dem 

ex folgte, auszeichnete: ald Staatsmann und Freund der Minifter, ald Höfling, als Schrift: 
ſteller und Handeldmann, mochte er der Verwaltung dienen oder, im Kampfe mit ihr und ven 
Gerichtsbehoͤrden, feine Ungnade im Gefängnifle büßen, die Amerikaner, welche um ihre Unab⸗ 
Hängigfeit fämpften, mit Waffen verfehen over feinen „Figaro“ auf die Bühne bringen. Eines 
Geſchaͤftes wegen, an dem er Theil genommen, warb er ald Schuldner einer Summe belangt 
und in einen Proceß verwickelt, deſſen Berhandlungen einen großen und ven merkwürbigften 
Theil feines Lebens füllten. Er klagte über Beſtechlichkeit und warb ſeinerſeits der Verleum- 
dung beſchuldigt. B., dem es nicht gelingen wollte, auf dem gewöhnlichen Wege mit der Ge⸗ 
walt und ihren Behoͤrden fertig zu werden, zog geſchickt dad Publicum ins Spiel und verfiand 
es, die Öffentliche Meinung, vie ſich al eine Macht zu zeigen anfing, zu gewinnen. Er ſchrieb 
feine geriätlichen Denkwärbigfeiten („M&moires juditiaires‘‘), die eine große Wirkung thaten 
und auf die nahe Zukunft nicht ohne bedeutenden Einfluß bfieben. Geneigt und geſchickt, jeden 
Weg zu betreten, der ihn zum Ziele führen konnte, das ex in dem Höchſten fand, was die Geſell⸗ 
ſchaft damals bot, bewarb er fi um Geld und Einfluß. Als Mufikichrer ver Töchter Lud⸗ 
wig’8 XV. gewann er Haltung am Hofe. Der Hof fegte ihn mit den Miniftern und den General⸗ 
pãchtern in Berührung, denen er ſich nüglich zu machen wußte in feinem eigenen Intereffe; jeme 
gaben ihm Theil an ihrem Anſehen, dieſe an ihren einträglichen Geldgeſchäften, und B. befaß, 
was ſich in Frankreich erreichen ließ, Gunſt und Reihthum. Aber ver Beflg viefer Güter war 
nicht ohne Gefahr für einen Mann, ver um fo mehr Neiver und Nebenbuhler zählen mußte, da 
ex, was ex hatte, nur ſich ſelbſt vervankte, und weder Geburt noch angeerbtes Vermögen ihn zu 
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feiner Stellung unter der Ariſtokratie berechtigten. Es fehlte auch nicht an Winken und Deus 
tungen über bie Mittel und Wege, durch die er erworben hatte. Er ſah ſich durch Die Beſchuldi⸗ 
gungen feiner Feinde, die in manchen Bunkten nicht unbegründet fein mochten, aufber Bank 
der Angeklagten. Diefe Stellung, vie zu einer Zeit, wo es noch feine politiſchen Procefie gab, 
nur Schande und Nachteil brachte, wußte B. zu feiner Ehre und zu feinem VortHeil zu be= 
nutzen. In den Begriffen und Anfihten waren wunderbare Veränderungen vorgegangen, die, 
nur von Wenigen bemerkt, ven Wenigen, die fie bemerkten und verftanden, eine neue Orbnung 
der Dinge, die ſich im Stillen vorbereitete, verfündeten. Der Angeflagte trat felbft als Kläger 
auf und zeigte in dem Beſchuldigten einen mishandelten Bürger, einen in feinen. Rechten ge— 
Eränkten Menſchen, ein Opfer der Gewalt, die Willfür übte. Der neue, noch nicht gehörte Ton 
fand einen mächtigen Anklang in ven Gemüthern. Menfh und Bürger, Willkür und Recht, 
Gewalt und Pflicht! Die Worte übten eine Zauberkraft, und die Richter felbft traten an bie 
Stelle Deffen, den fie richten follten; es fegte ſich eine Macht zu Gericht, die bisher noch nicht 
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auf die Dauer mehr beftehen kann: die Macht der Öffentliden Meinung. Die neuen Ideen über 
Staat und Kirche und die freifinnigen Anfthten, und was man vie Philofophie des 18. Jahr- 
hunderts zu nennen pflegt, hatten beſonders die hoͤhern Stände durchdrungen und waren, wenn 
auch nicht immer Gegenftände ver Einfiht und Erkenntniß, doch Artikel der Mode geworden. 
Es iſt ein anziehenves und auffallendes Schaufpiel, zu fehen, wie gerade Leute von Geburt und 
Rang mit Abfiht oder aus Leichtſinn die Materialien zufammenzutragen beſchäftigt find, die 
dem ungeheuern Brande der Revolution dienten, in welchem die Vortheile und Vorzüge, die 
Geburt und Rang geben, untergehen follten. B. wußte diefe Stimmung vortrefflich zu benugen, 
indem er ſich zum Repräfentanten bes dritten Standes machte. In folder Eigenſchaft ward ihm 
von diefem Alles vergeben, und der Parteigeift, wie das immer ver Fall ift, ließ nut als ver: 
werflih oder annehmbar gelten, was ihm Nachtheil oder Vortheil brachte. Vergebens fuchte 
man ihm nachzuweiſen, er fei ein Hoͤfling, ein Poſſenreißer, leichtfertig und fibermäthig, je nach⸗ 
dem Lage und Stellung bei ihm wechfelten; er war vom britten Stande, er war Bürger, und 
das machte feine Sache zur Sache des Volks und Derer, die fih zum Volke zählten over es be= 
günſtigten. Das Parlament gab ein Urtheil, das B. weder verdammte noch freiſprach. Die öffent: 
liche Meinung hatte aber ſchon vor der Entſcheidung des Parlaments entſchieden, und — was 
den Gharakter viefer Zeit bezeichnet — der Hof und die Stadt nahmen einen Anftand, ſich für 
DB. gegen den Gerichtshof und demnach gegen die Staatögewalt zu erflären. Der Prinz Conti 
lud ihn zur Tafel, indem er fagte, feine Abkunft fei wol gut genug, daß er das Beifpiel geben 
dürfe, wie man einen fo großen Bürger behandeln müffe. Diefer große Bürger, den das Bar- 
lament verurtheilt Hatte, den feine Feinde auf jeve Weife miöhandelten und herabzufegen be 
wüht waren, verfolgte mit Beharrlichkeit ven betretenen Weg. Das machte feine Stärke, daß er 
” gleichblieb in feinen Beftrebungen und durch alle Mittel venfelben Zweck zu erreichen fuchte, 

tm öffentlichen Leben, ald politiſcher Schriftfteller und als, dramatifcher Dichter. Immer und 
allenthälben hat ex das Beftehende, das Übertragene und Überlieferte, die Standesvorurtheile 
und Privilegien, die Gewalt in ihrem Misbraude befämpft und verhaßt und laͤcherlich gemacht. 
Wenige haben wie er ver Revolution vorgearbeitet und das morſche Gebäude der geſellſchaft⸗ 
lichen und bürgerligen Oronung untergraben, unbefümmert, was über veffen Trümmern auf: 
zuführen ſei. Als ſein, Figaro“ („Le mariage de Figaro”) gegeben werben follte, fand die Auffüh: 
tung des Stüdes ftarten Widerſpruch und man ftritt ſich fo heftig für und gegen, daß der König 
felbſt entſcheiden wollte. Es ward im vertrauten Girfel vorgelefen, und der Monarch fühlte ſich 
durch die häufigen ſtarken Angriffe auf den Staat und feine Einrichtungen nichts weniger als 
erbaut. „Nein“, riefer aus, „das tft ſchlechter Geſchmack. Das ift abfcheulich! Geſpielt wird 
es figer nicht. Man müßte die Baftille nieverreißen, wenn die Vorftellung dieſes Stücks feine 
gefährliche Inconfequenz fein follte. Diefer Menſch macht Alles lächerlich, mad man an einer 
Regierung achten muß." — „Das Stüd wird alfo nicht gegeben?” fragte die Königin. — „Nein, 
wahrhaftig nicht”, erwiderte Ludwig XVI.; „darauf Binnen Sie fi} verlaſſen.“ — Man muß 
den richtigen Blick und ven guten Willen des Königs anerkennen; aber was er wollte, geſchah 
wit immer. „Figaro ward gegeben, auch die Baftille gefchleift, nur fpäter und von andern Hän⸗ 
den, als fich der gute Ludwig dachte. Er hatte viele Vorzüge und Tugenden eines trefflichen Re: 
genten, nur den erften Vorzug, die nöthigfte Tugend nicht, nämlich Charakterftärke; und „Cha⸗ 
rakter haben‘, bemerkte Mirabeau, „heißt auch Talente haben, befonber um zu regieren”. 

B. ſtarb 1799 und hat alfo noch bad Werk gefehen, an dem er ein fo ruſtiger Arbeiter ges 
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wefen. Sein abenteuerliches Lehen war inhaltſchwer und folgereih. Bon bürgerlicher Abkunft 
in die Nähe des Throns geftellt, von der Dürftigkeit zum Reichthum gelangt, zieht er ſelbſt den 
Gtand herab, zu dem er fich erhoben, und förbert durch alle Mittel ein Reich ver Gleichheit, über 
dad er ſich durch Talent und Anſtrengung gefegt. Höfling und Speculant, verfieht er das em⸗ 
poͤrte Amerika mit Waffen und bietet mit Erfolg feinen ganzen Einfluß auf die Regierung auf, 
damit fle den Aufftand begünftige. Durch einen Proceß, in dem es fh um 400 und einige 
50 Sr. Handelt, fegt er Frankreich in Gährung und Hilft eine Revolution bereiten, die fehonend 
an ihm voräbergeht. 3. Weigel. 
Beccaria (Marcheſe Caſare Bonefano de), 1735 als mailändiſcher Batricier und Spröß- 
ling einer alten angefehenen Familie zu Mailand geboren, hat fih durch feine berühmte Schrift 
„Über Verbrechen und Strafen‘ (dei delitti e delle pene) 1764 wahrhaft unfterbliche Ver 
dienfte erworben. Er hat die Menſchheit und zunächſt die juriſtiſche und politiſche Cultur und 
Staatseinrichtung in einem ihrer Haupttheile wahrhaft vorwärtd und, ald ein Vorkämpfer für 
den Steg der Gerechtigkeit und Humanität im Strafrecht und Strafverfahren, einer großen 
nod immer fortfchreitenden Reform entgegengeführt. Die Geſchichte unferer neuern veredellen 
wiſſenſchaftlichen Behandlung des Strafrechts und einer die hohe Würbe und die Freiheit des 
Menſchen allmälig mehr und mehr ehrenden praktiſchen Verwaltung dieſes wichtigften und 
ſchwierigſten Rechtstheils wird ſtets an ber Spige biefer Periobe als ihren vorzäglichften Grüns 
der den genialen und begeifterten Kämpfer gegen Tortur und Todesſtrafe und gegen despotiſche 
Grauſamkeit des Strafrechts zu rühmen haben. Wenigftens alsdann wird fie dieſes thun, wenn 
fle nicht nach der aufgefchichteten Maſſe einer für jich allein oft allzu unfrudgtbaren Gelehrſam⸗ 
keit mißt, ſondern nach der anregenden lebendigen Wirkung auf das Leben und auf die Wiſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt. Kür dieſe Wirkung kann oft auch eine Fleinere Schrift bedeutender werden als 
manches große hochgelehrte Werk. Sie kann es, wenn fle, fowie die Abhandlung von B., gerade 
im glüdlichen Zeitpunkt mit der ergreifenden Gewalt und ver belebenden Wärme einer tiefen 
fittlichen Begeifterung für das Rechte und für einfache große Hauptideen die Herrſchaft alten 
Vorurtheils und hergebrachten Unrechts erſchüttert und neue fruchtbare Keime pflanzt. Sie wird 
es um fo leichter, wenn fie, ſowie ebenfalls B.'s Schrift, in allgemein verſtaͤndlicher Sprache 
und ergreifender Darftellung nicht blos an die Benoffen der Schule und der Zunft ſich wendet, 
fondern, fo weit möglich, alle empfänglichen Geifter, alle eveln Sreunde von Wahrheit und Men⸗ 
ſchenwohl in allen gefitteten Nationen, und nicht blos deren Verſtand, fondern, wie B. in 
feinem menfhenfreundlihen Eifer gethan, mit der Sprade warmen Gefühle und glühenver 
Beredtſamkeit auch die Herzen für die neue Reform gewinnt. Der Berftand und die blos theore- 
tifche Anſicht werben für fid allein und ohne die Gefinnung nicht praftifch. Erſt jene moraliſche 
Macht einer fo gewaltigen Öffentlichen Meinung nöthigt auch vielen Zunftmeiſtern Achtung ab, 
oder zwingt fie, wenn aud noch widerwilligen Herzens, felbft In die neue Bahn einzugehen, 


während fie, fi allein überlafien, etngeroftet in ihren Zunftvorurthellen, vielleicht eine folde - 


Schrift als „eine leidenſchaftliche“, oder als „eine philoſophiſche Declamation und Empfindelet“, 
wie man bier und ba ſelbſt B.’8 Werk nennen hörte, hochmüthig zur Seite legen würben. 

Um fich aber vie Bedeutung und Wirkung biefer Schrift zu veranfchaulien, muß man anf 
die Roheit und Barbaret bliden, welche in ver Wiflenfchaft und Praxis des Criminalrechts in 
allen europäifgen Ländern berrichten, che B.'s Buch überall den größten Eindruck machte, ehe 
es unzählige mal gevrudt, überjegt und commentirt wurde! Man betrachte nur vie damals fo 
gut wie unbefttittene Herrſchaft ver Tortur und ihrer ſchauderhaften Gräuel, ferner bie furcht⸗ 
bar häufigen Todesſtrafen und vie Graufamfeit fo vieler Strafen, worur man, ohne nad) den 
hðo hern Ideen und Orunpfägen der Gerechtigkeit und Humanität auch nur zu fragen, einen recht⸗ 


ioſen Abſchreckungskrieg führen zu müſſen wähnte, dem man unbedenklich Freiheit und Wuͤrde, 


Sicherheit und Recht des Menſchen und des Bürgers zum Opfer brachte! Man betrachte ſodann 
den allgemeinen großen Eindrud von B.’8 Werk, die dadurch bewirkte allgemeine folgenreiche 
Erſchũtte rung des Öffentlichen Gewiflens, des moraliſchen wie des rechtlichen, des wiſſenſchaft⸗ 
lichen wie des praktiſchen! Bezog fi dieſe Erſchütterung ber biäherigen Meinungen zwar 
zunaͤchſt nur auf die Tortur, die Todesſtrafe und die grauſame Härte einer blinden Abfchredungs- 
theorie und auf bie Nichtbeachtung ber hoͤchſten Grundſaͤtze einer hoͤhern, einer ſittlichen und hu⸗ 
manen Gerechtigkeit, fo mußte doch folgerecht bie neue Bräfung und Umgeſtaltung immer mehr 
alle Theile ded Strafrechts und des Strafverfahrend ergreifen. — 
B. war allerdings weder hiſtoriſch⸗ noch poſitiv⸗rechtlich gelehrt, hat auch nicht mit phllofos 
pStfcher Ziefe und Originalität durch ganz neue Ideen und Syſteme die Wiſſenſchaft bereichert. 
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Aber er Hat gegenüber einer dem Deöpotismus und der Barbarei entſtammenden Willkür und 
Unmenfgligkeit, welche überall vie damalige juriſtiſche Wiſſenſchaft, ihre Zunft und die gelehrte 
und wiſſenſchaftliche Praxis beherrfchte, Hoch die Fahne ver Humanität und Gerechtigkeit erhoben 
und folgerichtig und treu ihren einfachen Geboten überall den Sieg und die Herrſchaft zu er 
kämpfen geſucht. Er tbat e8 mit folder Wärme und Kraft, enler Gefinnung und zugleich mit 
fovtel Talent, Scharfiinn und würdiger Darftellung, als nöthig war, um Taufende von Mit- 
fämpfern unter feiner Fahne zu einigen und diefelbe zu einer fiegenben Macht zu erheben. Auch 
Das muß man einräumen, daß der Beftrebung B.'s und ihrer Wirkung überall vorgearbeitet 
war. Sonft wären beibe gar nicht hiſtoriſch erflärbar gewefen, und abfolut Neues wird ja in 
unferer fhon alten Welt kaum erdacht werben können. Insbeſondere hatten in Frankreich Mon: 
tesquieu, Voltaire und die Encyflopädiften bie alten Vorurtheile und ven Obſcurantiomus, 
überhaupt eine blinde despotiſche Herrſchaft der Autorität der geiftlihen und weltlichen Maät, 
ber buchſtäblichen Satzung und des hiſtoriſch Beſtehenden gewaltig erfhüttert. Sie hatten ben 
Geiſt des Zweifeld und der Prüfung und freiere Anfichten über die allgemeinen religiöfen und 
politiſchen Verhältniſſe verbreitet. Ganz befonbers günftig aber hatte Voltaire vem Werke 8.3 
vorgearbeitet durch den allgemeinen tieferfhütternven Eindruck, welcher felbft auf ven Thronen 
vie GntHüllung des ſchauderhaften Juſtizmordes des edeln und ſchuldloſen Sean Calas, jeiner 
ſcheußlichen Tortur und feiner martervollen Hinrichtung bewirkt hatte. Ja B.'s Werk wurde 
unmittelbar hierdurch hervorgerufen. Als nämlich Voltaire in Frankreich und ganz Europa die 
öffentliche Meinung gegen den Juftizmord des Parlaments von Toulouſe fo ſehr erregt hatte, daß 
dad Parlament von Paris am dritten Jahrestag nad) der Hinrichtung von Jean Calas ihn und 
feine Familie, alfo auch feinen lebenslänglich verbannten Sohn Peter, für vollkommen unſchul⸗ 
dig erklärte, der König der Familie 35,000 Livres Entſchädigung anwies, und von allen Sei: 
‚ten, felbft von ver Kaiferin Katharina Geſchenke für fie eintrafen, ba beſchloſſen vie Encyffopä- 
diſten, das alte Griminalverfahren gleichzeitig von verſchiedenen Seiten angreifen zu laſſen. Sie 
wendeten ſich dazu auch nad Mailand, wo eine Geſellſchaft von Italienern und Franzoſen ſich 
eifrig mit dem Studium ber franzöflfchen, Philoſophen, der Schriften von Montesquieu, Rouſ⸗ 
ſeau und ber Encyklopädiſten und mit Herausgabe einer Zeitſchrift in dieſer Richtung beſchaͤf⸗ 
tigte. Dieſe bewog nun ihren Genoſſen B. zur Übernahme der Schrift für die Reform des 
Strafrechts, welche er vielleicht mit um fo größerer Wärme ſchrieb, da fein Vater durch eine ob: 
ſcurantiſche Erziehung feinen Geift, ven er durch jene Schriften und jene Geſellſchaft befreite, 
niederzudrücken verſucht hatte. 

Es ergibt ſich hieraus, daß B. mit ſeiner Schrift im Allgemeinen einer in edlern Geiſtern 
bereits erwachten Richtung huldigte. Auch in Deutſchland war bereits ein ſelbſtändigeres und 
freieres philoſophiſches Streben wenigſtens erwacht, und der unſterbliche Thomaſius hatte in 
demſelben bereits mit unermüdlichem reformatoriſchen Eifer die größten Misbräuche, nament⸗ 
lich Hexenproceſſe und Tortur bekämpft, aber leider nicheunterftügt durch eigene glänzende und 
geroinnende Darftellung, und durch jene Salons, welche damals in Paris für neue Ideen und 
aufflätende reformatorifche Beitrebungen hoͤchſt einflußreid; wirkten und, felbft bei ver Einfei: 
tigkeit oder Übertriebenheit in ihrer Richtung, doch unendlich mehr Werth Katten, als viel neuere 
nur der Nichtigkeit, Frivolität oder Intrigue dienende Eirkel. B.'s Verdienft bleibt es, daß er 
in feinem gewaltigen Angriff auf das biöherige Strafrecht die neue beffere Richtung ber Geiſtet 
mit ſolcher Genialität und Energie, mit ſolcher edeln menſchenfreundlichen Geſinnung gerade 
für das Strafrecht und für feine wichtigſten Hauptpunkte praktiſch zu machen wußte. Sein Ber: 
dient ift e8 vor allem, daß er, frei von der negativen und materialiftifhen Richtung der Eucy⸗ 
klopädiſten und felbft Voltaire's, welcher gegen die Todesſtrafe nichts Beſſeres zu fagen wußte, 

- ats: „ein todter Menſch kann nichts mehr nutzen“ (un homme pendu n'est plus bon a rien), 
es that mit der begeifternden Kraft der hoͤchſten ſittlichen Ideen ver Gereditigkeit und ver Men: 
ſchenwürde, und daß er diefe Ideen ald das fortwirfende höhere Lebensprincip in die criminal: 
rechtlichen Beftrebungen einbürgerte, wo fie, nachdem man fie, freilich theilmeife vorübergehend, 
auf neue Durch eine materialiftifche Abſchreckungstheorie verlegte, dennoch immer mehr die Ge: 
fege höherer Menſchlichkeit zum Siege bringen werben. 

Die Tortur hat B. faſt unmittelbar geftürzt. Er Hat fle, welche, wie er fagte, „graufame 
Qualen einem Mitbürger zufügt, nicht weil man weiß, daß er ſchuldig ift, fonbern weil man ed 
nit weiß”, allen Freunden des Rechts und ver Menſchlichkeit verabſcheuungswürdig und ihre 
Anhänger wenigfiend durch Scham und Scheu vor dem erwachten Öffentlichen Gewiflen der ge: 
ſitteten Welt eine gemagt. Schon allein dadurch aber hat er, wie man es immer allge⸗ 
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meiner anerkennt, den ganzen frühen Criminalproceß unhaltbar gemacht und mittelbar bie 
Anerkennung der Nothwendigkeit der Herftellung der Gefchworenengerichte begründet (ſ. Ab⸗ 
Teugnung), für welde er felbft ſich ebenfalls erklärte. Den Glauben an vie Rechtmäßigkeit ver 
Todesſtrafen hat er, wenn auch feine Gründe nicht hinreichen, doch erſchuͤttert und ile und bie 
graufame Härte der Strafen außerorbentli vermindert. Vor allem wichtig aber iſt es, daß 
er mit Erfolg den Blick auf die Höhern Grunpfäge der firafenden Gerechtigkeit und der Strafs 

‘ politik hingewiefen und jenen großen Wetteifer ver Talente hervorgebracht Hat, welche durch 
Prüfung der Grundgedanken des Criminalrechts und der wahren Aufgaben der criminalrecht= 
lichen Einrichtungen In der Theorie und Praris eine neue Periode des Criminalrechts begrünz 
deten. Sehr mit Recht alfo konnte einer unferer gründlichften Literatoren (Spangenberg) von 
DB. fagen: „Er ifk der Schöpfer der humanen Behandlung der Strafrechtöpflege, der Begrün- 
der einer menfchenfreundlichen Verbeflerung der Griminalgefeggebung ſelbſt. In allen neuern 
Strafgefegen findet man die Spuren feines Werts. Liebe für die Wiſſenſchaft, Liebe für die 
Freiheit und Mitleid gegen das Elend ver Menfchen, als Sklaven fo vieler Irrthümer und Bor- 
urtheile, waren die Triebfenern zur Herausgabe deſſelben.“ Lind man mwirb nicht zu viel fagen, 
wenn man behauptet, diefe einzige Heine Schrift Hat Hunderttaufenden unferer Mitmenſchen, 
oft völlig unſchuldigen, Leben oder Geſundheit gerettet. 

Das Einzelne der Anfihten und der Argumente von B. müſſen wir natürlich den befon=, 
dern Artikeln über Tortur, Todesſtrafe, Strafrechtstheorie, Strafanftalten überlaffen. Auch 
tomnıt ed an ſich auf dieſe Cinzelheiten für die Beurtheilung feiner Wichtigkeit für Wiſſenſchaft 
und 2eben wenig an. Die Idee mit’ Gefinnung und Eharafter praktiſch gemacht, die beffere 
Richtung find mehr werth ald alle Einzelheiten. 

z Auch in Beziehung auf die äußern Lebenöverhältnifle des audgezeichneten Mannes gebietet 
uns der Plan des „Staats-⸗Lexikon“ Kürze. B. hatte Das mit vielen bedeutenden Männern 
gemeinſchaftlich, daß er ven ebeiften Theil feiner Bildung weiblicher Cinwirkung zuſchrieb. 
Seiner Richtung nad) gehörte er, um nad) heutiger Weiſe zu reden, der philoſophiſchen Schule 
an, wie denn aud mol der Natur der Sache nad wahre durchgreifende Neformen und höhere 
GEntwidelungen in dem geſellſchaftlichen Leben und in der Wiffenfchaft mehr von höhern Ideen, 
als von der freilich hoöͤchſt wichtigen gelehrten Erforſchung des Hiftorifhen und von der aud- 
ſchließlichen Nichtung auf daſſelbe ausgehen werben, ſodaß es begreiflid if, daß Männer wie _ 
B., oder wie z.B. der große Reformator Thomaſius in diefer Beziehung ungleich wirkſamer 
find, weit mehr Gründer einer neuen Periode werben, als der philoſophiſchen Richtung gar nicht 
angehörige viel gelehrtere Männer. Schon im jugendlichen Alter ergriff B. mit Vorliebe die 
pbilofophiihen Studien und verband fi mit Gleichgefinnten zum gemeinfhaftlihen Studiren 
der franzoͤſiſchen Philoſophen und der Encyflopädiften. Eine vorzüglide Einwirkung auf feine 
geiftige Ausbildung ſchrieb er Montesquieu's, Perſiſchen Briefen“ zu. Doch den unmittelbarften 
Ginfluß auf die praftifche Entwidelung feiner Anfichten hatte, wie es ſcheint, jener geſellſchaft⸗ 
liche Verein ver beſten Köpfe in Mailand, welder fih im Haufe des trefflihen Grafen Veri 
verfammelte und, angeregt von ben franzdfifchen Beftrebungen für Aufflärung und freie menſch⸗ 
liche Entwidelung, ihr periodiſches Blatt („U Callé“) im gleichen Sinne herausgab, woran ®. 
thätigen Antheil nahm. Die vamalige oͤſterreichiſche Regierung in Mailand darf man loben, 
daß fie jene Geſellſchaft und ihre Wirkſamkeit nit unmöglich machte, ja daß fie fpäter (1768) 
bem Urheber deſſelben fogar einen Lehrftußl der Staatswirthſchafi zu Mailand errichtete. Mit 
Bedauern aber muß man hinzufügen, daß doch B., zunächſt nachdem er anonym zu Monaco 
fein Werk Hatte erſcheinen laflen, und nachdem daſſelbe bereits aud im Auslande enthufiaſtiſche 
Aufnahme gefunden hatte, fein Lebensſchickſal durch eine gefährliche politifhe Verfolgung bes 
droht fah. Zwar befreite ihn der kaiſerliche Statthalter Graf Firmian von der Gefahr. Aber 
doch war die Folge, daß B. im Fache der Politik nicht mehr ald Schriftfteller auftrat und fein 
großes Werk über Gefeggebung unterbrüdte. Eine philoſophiſche Sprachlehre und Theorie des 
Stils unter dem Titel: „Ricerche intorno alla natura dello stilo“ ſchrieb er no, und biefe 
konnte ex natürlich ungehindert und gefahrlos, aber fiher mit weniger Nutzen für die Menſch⸗ 
heit, als jenes Werk gehabt Haben würde, 1770 in Mailand erfheinen laſſen. Erſt lange nad 
feinem Tode, 1804, hat man aud) von ihm gehaltene Vorlefungen über die Staatswirthſchaft 
herausgegeben. Die wahrhafte reine Menſchenliebe und edle Gefinnung , die das Hauptwerk 
von ®. befeelt, bewährte ſich auch in feinem Leben. Er genoß als edler Menſch, als ein guter ‘ 
Sohn gegen einen von ihm fehr verſchiedenen, von den Borurtheilen feiner Zeit —— 
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Bater, als treuer Freund und als zärtlier Gatte ver allgemeinften Achtung. Ein Schlagftaß 
endete 1793 das Leben ded großherzigen Menfchenfreunves. 

B.'s Schriften erſchlenen zuſammengedruckt 1770 in Neapel unter dem Titel „Opere di- 
verse del Marchese Cesare Beccaria Bonesano, Patricıo Milanese”. Die befte der 34 Auss 
gaben der Schrift „Dei delitli e delle pene“ erſchien mit Verbeflerungen von ihm ſelbſt in Ve⸗ 
nedig 1784 in zwei Octavbändchen. Die beften deutſchen Überſetzungen find die, welde (von 
Slathe) mit Anmerkungen Hommel's 1788 und 4789 erichien, und bie von I. A. Bergk (Leiy: 
zig 1798). Eine neuere von Glaſer erſchien in Wien 1851. Die befte franzöiifhe Überfegung 
iſt die von dem Abbe Morelot, welche 1798 der berühmte Senator und jpätere Pair Nöderer 
herausgab, und welche zugleich einen Commentar von Diderot enthält. Eine ſpaniſche verbot 
confequent in ihrem ſcheußlichen Unterdrückungsſyſtem die Inquijition. Bon den vielen Som: 
mentationen des Werks verbient vorzüglich genannt zu werben die von Voltaire: „Commen- 
taire sur le livre des delits et des peines’ (1766). Nachrichten über das Leben von B. geben 
Bergk in feinerliberfegung und Fuhrmann, „Denkwürbige Perſonen ver alten und neuen Zeit” 
(1, 310). ©. au über B. das „„Compt-Rendu des seances et travails de Tacadé mie des 
sciences mor. et polit. “ (III, 4A. Der. 1855). - Belder. 

Bedingung, Beitbeftimmung und Bwedbeftimmung (conditio, dies, modus), die jo- 
genannten Nebenbeftimmungen der Rechtsgeſchäfte. Bedingung, ausbedingen, einbedingen 
u. f. w. kann man ableiten von Ding, inſofern es irgendetwas, irgendeine Thatſache ober 
Erſcheinung bezeichnet, oder beſſer zunägft von Ding und dingen im altveutfchen Rechts⸗ 
ſprachgebrauch, alfo von dem Übereinkommen, dem rechtlichen ober wechſelſeitigen Beftfegen 
(und der Verhandlung und ver Volköverfammlung dafür). In beiden Fällen bezeichnet edrähn- 
lich, wie nad feiner etymologiſchen Bedeutung aud das römifche Wort conditio, ein Segen, 
ein Feftfegen eines Etwas, womit irgendetwas Anderes verbunden fein ſoll, eine Vorausſetzung 
unter welcher etwas Anderes iſt (alfo Hypotheſe nad ver griechiſchen Bezeichnung). Je nachdem 
num dieſes Vorausfegen nad) logiſchen, metaphyſiſchen oder juriftifhen Geſetzen ftattfindet und 
beurtheilt wird, ſpricht man vom logiſchen, metaphyfifchen oder juriftifchen Bebingten und. Un⸗ 
bebingten. Juriſtiſche Bedingung im allgemeinften Sinne ift .alfo eine Borausfegung irgend⸗ 
eines Umftandes ober Ereigniſſes, wovon ein Recht oder ein Rectsverhättnig abhängen ſoll. 
Im engern Sinne verſteht man jedoch unter juriſtiſcher Bedingung nur folde befondere beliebig 
beflimmte, ungewiffe, zufünftige Ereigniffe, von deren Eintritt man Rechte abhängig macht. 
Bon dieſen unterſcheidet man alfo Bedingungen in einem uneigentlihen und weitern Sinne, 
nämlich einestheild: diejenigen Borausfegungen oder Bedingungen, welche in einem beftimm: 
ten Rechtsgeſchäft ſchon von ſelbſt feiner allgemeinen rechtlichen Natur nad) enthalten find und 
fein müffen, ſodaß fie alfo gar keiner beſondern Zeftfegung oder Ginzufügung bebürfen (con- 
ditio intrinseca seu tacita); anderntheils: Voraudfegungen von bereits in der Vergangenheit 
oder Gegenwart vorhandenen Umfländen (conditio in praeleritum oder in praesens collata), 
und endlich bloße Zeitbeftimmungen und Zwedbefimmungen. Gine Zeit kann beftimmt wer- 
ben entweder für den Bintritt des Rechts felbft oder für feine Verfolgung. Die Zweckbeſtim⸗ 
‚mungen legen bem Erwerber des Rechts gewiſſe Pflichten in Beziehung auf daſſelbe auf. Man 
nennt bie Bedingungen afficmativ, wenn vie Borausfegung, von welder Rechte abhängig ge: 
macht werden, in dem Gintreten eines beftimmten pofitiven Ereignifſes, negativ, wenn fie im 
dem Nichteintreten deſſelben beftehen. Man nennt fie phyſiſch over moralifch unmöglich, wenn 
fie entweber nad) phyfiſchen Gefegen gar nicht eintreten konnten, oder nad) juriſtiſchen und nad 
anerkannten moralifchen Gefegen nicht*herbeigeführt werben folfen. Sie find ferner entweder 
willfürliche (poteftative), fofern ihr Gintreten von dem Willen der Theilnehmer des Geſchaͤfts 
abhängt, oder zufällige, fofern dieſes nicht if. Eudlich find fie aufſchiebende, wenn der erfte 
wirkliche Erwerb des Rechts, und aufldfenne, wenn der Rückerwerb oder die Wiederauflöſung 
deſſelben dadurch bedingt iſt. 

Im Allgemeinen kann in allen, ſowol in den ſtaats⸗ und voͤlkerrechtlichen wie in den privat: 
rechtlichen, in ven eigentlich vertragsmäßigen wie in ven fogenannten einfeitigen, Geſchaͤften ber 
Eintritt der durch fie beſtimmten Rehtöverhältniffe an Bedingungen gefnüpft werden. Die all- 
gemeinfte rechtliche Wirkung der Bedingung ift alsdann, daß 1) ſobald e8 gewiß wird, daß bie 
bedingende Boraußfegung gar nit eintritt (conditio deficit), das Geſchäft (bei der auflöfen- 
den Bedingung die Nebenbeftimmung feiner Wieberauflöfung) ald gar nicht abgeſchloſſen an⸗ 
gelegen wir, Iſt aber 2) die Gewißheit des Nichteintritts und auch ber Eintritt noch nicht 
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vorhanden, fo ſchiebt Die Bedingung, folange als fle foldergeftalt noch ſchwebt, den unbebingten 
Erwerb (bei Refolutiobeningungen den Nüderwerb) auf; doch trägt auch der bedingt Berech⸗ 
tigte fetne bedingte Berechtigung ober feine Hoffnung auf die Erben über, und ver bedingt Ver⸗ 
pflichtete muß die Entſcheidung uͤber den Eintritt der Bedingung abwarten und darf ihren Ein- 
tritt nicht hinbern, widrigenfalls fle für den Berechtigten ald erfüllt angefehen wird. 

Wegen ver Gemeinſchaftlichkeit der allgemeinften Brundfäge und Brundverhältniffe des 
Rechts Für alle Theile veffelben, für Völker: und Staatsrecht wie für das Privatrecht, gelten 
auch für bie beiden erftern die aus jenen allgemeinen Grundlagen abgeleiteten Orundfäge über 
Verträge und ihre Nebenbeftimmungen, Bedingungen, Zeitbeftimmung und Zmedbeftimmung. 
Da dieſelben aber mit befonderer Schärfe von der claſſiſchen römischen Jurisprudenz entwickelt 
find, fo pflegt man fie in den publiciſtiſchen Werken großentheild zu übergehen und aus ven 
Pandekten voraußzufegen und nur die durch bie befondern ſtaats- und völferrehtlihen Grund: 


füge und Verhältniffe begründeten beſondern Mobificationen bei ven betreffenden Materien im. 


Staats⸗ und Völkerrecht abzuhandeln. 


Da nämlic) alle beſondern rechtlichen Gefchäfte und Feftfegungen nicht blos den allgemeinen 
Rechtögrundfägen, fondern zugleich aud der Herrſchaft für dieſe befondern rechtlichen Haupt⸗ 
verhältniffe felbft, alfo z. B. für Staatsrecht, Völkerrecht, Privatreht, für Berfonen-, Sachen— 
und Obligationenredht, für Ehe, Erbrecht, Vertragsrecht unterworfen find, fo erflärt es fi 
leicht, daß ſich aus dieſen befondern Geſichtspunkten, namentlich auch in Beziehung auf bie Bez 
dingungen, befondere und unterelnander verfchlevene Rechtsgrundſätze ableiten. So iſt z. B. 
eine auflöfende Bedingung, melde bei Eingehung eines obligationenrehtlihen Miethvertrags 
vollkommen rechtsgültig ifl, bei der Ehe ungültig und als nicht Hinzugefügt zu betrachten, weil 
das perſonenrechtliche Verhaͤltniß der Ehe feinem Weſen nad für immer dauernd iſt und nidt 
unter reiner Vertrags: ober Verkehrswillkuͤr ſteht, fondern unmittelbat und zunächſt unter dem 
hohern @efeg ver juriſtiſchen Ehrbarkeit, des juriftiſchen Honeftum. 1) Ähnlich würde auch eine 
Beftimmung, baf die ihrem Weſen nad) ebenfalls dauernde und unter hoͤherm Princip ſtehende 


verfaffungsmäßige Eönigliche Gewalt nach einer willkürlich feftgeftellten aufloͤſenden Bedingung ° 


ſich auflöfen folle, verwerflich fein. Vorzüglich aud) Die Frage, ob eine Bedingung als eine juri⸗ 
ſtiſch oder moraliſch unmöglihe oder ſchimpfliche Cconditio turpis) anzufehen it, muß großen- 
theils nad) den über jedes befonbere Rechtsgebiet entſcheidenden höchſten Grundſätzen beurtheilt 
werben. Bei affirmativen Bedingungen, deren Erfüllung phyſiſch oder moraliſch unmöglich iſt, 
die alfo gar nicht erfliltt werben Können oder nit erfüllt werben direfen, tft der Erwerb (bei 
Refolutivbeningungen der Rüdertverb) für immer unmöglich, alfo das Gefhäft nichtig. So 
würbe e8 z. B. ſtaatsrechtlich eine unmoͤgliche Bedingung fein, daß ein fouveräner Staat ver⸗ 
fpräge, feine Verfaflung nad; fremdem Intereffe und Belieben entweder fo ober fo, ober gar 
nicht zu verändern. Denn das erfle Grundgefeg für einen fouveränen Staat iſt es, feine Ber: 
faffung, welche feine ganze würbige juriftifche Perſoͤnlichkeit conftituirt und organiſirt, frei nach 
der Rationalüberjeugung von dem Bedürfniß und ver hoͤchſten Aufgabe des Volks zu beſtim⸗ 
men und fortzubilden. Negative phyſiſch unmöglide Bedingungen, 5.2. „Du ſollſt das haben, 
wenn bu nicht in den Mond fliegft”‘, find ſogleich als erfüllt anzufehen, bei negativen moraliſch 
unmöglicen Bedingungen, 3.3. „Du follft das haben, wenn du deine Schweſter nicht Heiratheft, 
ober wenn du morgen nächt ſtiehlſt!“ tritt die Erwerbung ober Rüderwerbung ein, ſobald bie 
unmoralifche Handlung entweder überhaupt oder in der beflimmten Zeitfrift zugleich auch phy⸗ 
ſiſch unmoͤglich iſt. Doch erlärt dad Nömifche Recht, welches Inhoneften Handlungen rechtlicher 
Perſonlichkeiten die Wirkung für dieſelben Rechte zu begründen abfpricht, und welches es mit 
Recht für inhoneft Hält, ſich ſelbſt Belohnungen dafür auszubebingen, daß man nicht etwas all: 
gemein und juriftifh anerfannt Schändliches thue, ſolche Verträge für fhimpflih und ungül⸗ 
tig?), während es bei einfeitigen Erbedeinfegungen natürlich nichts Dagegen einzuwenden hat, 
wenn ber Teflator nur für den Fall etwas vermadt, wenn Jemand etwas Boͤſes nicht gethan 
hat. Wir würben fein Bedenken haben, jene Beftimmung des Römifchen Rechts über Verträge 
auch auf ſtaats⸗ und wölferredhtliche Verträge anzumenben, da auch bei dem Volk und bei jener 
politiſchen Behörde oder Berfon die wahre Rechtsachtung eine würbige achtbare juriſtiſche Ver⸗ 
ſoͤnlichkeit und ihre Erhaltung als Grundbedingung vorausſetzt. Welcker. 


1 ber Rei “, TI, 582 
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Beerdigung veeten 


Beerdigung. i. Begräßnif. 

Beeten, Beten, Beeden, Orbeden, Rotäbeben (Steuern). Eine ehtgermanifde 
widtige Grundlage für freie Verfaffung. Das Wort Berten eg 
Diefes beweifen ſchon bie uralten lateiniſchen Überfegungen deſſelben (petitiones, precarii 
rogationes, aud) census petiliones, petibilia und dona), fowie der urfunpliche ——e— 
‚von einem Bitten over Erbitten derjenigen Gaben, die man mit dieſen Namen belegte. 1) Vor⸗ 
gügli aber wir es beftätigt durch die eigentliche rechtliche Natur dieſer Gaben and durch ie 
Geigicgte. Die Worte Beben, petitiones, precariae und dona find nämlich) die uralten tee 
niſchen Ausprüde für die dffentlihen Abgaben oder Steuern der freien Deutſchen, für Das, 
was man erft fpäter Steuern, auch Bittſteuern, Beifteuern, Subfivien, Hülfen, adjutoria, 
auxilium, nad; ben Kerbhoͤlzern für ihre Berechnung auch tallia, taille ober oisa und incisio 
nannte. Yrfprünglid mochten vielleicht Steuern (Stiuora oder Stuora) von fur, ſtor, das 
heißt ſtark, alfo foviel als Verſtärkung, Beifleuer, häufig nur a zu Beben bezeichnen, 
während nachher die Ausprüde gleichbedeutend wurden, weshalb es in ben Urkunden häufig 
heißt: Steuern ober Beben (stura sive precaria vulgariter appellata)*). Übrigens vereinigt 
fidy mit den angegebenen Benennungen aud die Moͤſer'ſche Ableitung des Worts Beet vom 
niederdeutſchen Worte Bät, d. h. Hülfe. Die richtige Anfiht aber, daß Beden nicht etwa Pri- 
vatgutölaften, die man auch weder Bitten noch Hülfen genannt haben würde, ſondern bie oͤf⸗ 
fentlichen Steuern der Freien waren, welche Anſicht fhon früher die gründlichſten deutſchen Vu⸗ 
bliciſten vertheibigten ®), hat neuerli Eigenbrobt (|. Die erfte Note) auf das grünblichfte und 
—— auch durch eine ganze Sammlung von Urkunden aus allen Jahrhunderten (177 fg.) 
erwieſen. 

Jenen Benennungen der Steuern und ihrer Wortbedeutung und namentlich dem Worte 
Beben entiprechen bekanntlich auch die Hiftorifchen Nechtsgrundfäge über die Steuern bei den 

- germanifchen Völkern. Stet3 waren nämlich die germanifchen Fuͤrſten in Beziehung auf die 
Beftreitung der Bedürfniſſe für ihre Perfon und die Megierung zunähft angewiefen auf bie 

. Einkünfte großer Ländereien (Domänen In der fpätern Zeit), und Das, was fle noch weiter 
bedurften und was nit etwa Die von den beflegten Feinden gezahlten Tribute und Schagungen, 
namentlic) der census von ben Nömern, und die im Fauſtrecht von dieſen au allmälig ufur- 
patoriſch auf Die Deutfchen übertragenen fogenannten nugbaren Regalten leifteten, das konnte 
nur durch erbetene Beihülfen der Freien beftritten werben, durch freiwillige Gaben oder Ab: 

» gaben in viefem Sinne. Es war wefentli für den Rechtszuſtand eines deutſchen Volks, keine 
auferlegte Schatzung zu zahlen. Daher erwähnt es ver alte fächſiſche Dichter als eine beweiſende 
Folge davon, daß nad) dem Vertrage Karl's d. Br. mit den Sachſen biefe nicht ald unterbrüdte 
Beinde, fondern als ein mit ven Franken verbrüderter Volksſtamm leben ſollten · ſie haͤtten we⸗ 
ber irgendeine Schatzung noch einen Tribut (neque censum ullum, neque tributum) ger 
zahlt. ) Die Freien leifteten auf ihren Reichs⸗ und Landtagen freiwillige Gaben, dona. & 
wurden auch noch durch das ganze Mittelalter hindurch Häufig bie Steuern genannt 5); ſowie 
beun auch die Worte bitten bei dem Verlangen von Steuern und Beben für die Steuern eben⸗ 
falls durch das ganze Mittelalter hindurch gewöhnlich blieben. So z. B. verſprechen im Jahre 
1398 die Herzoge von Braunſchweig⸗Lüneburg feierli : „bat wir —* Bede, de unſe Manne 
* * Willeloren und to Hülpe gegeben hebben, von unſe Manne nit mehr bidden 
wolten.” 

An diefen großen deutſchen Rechtsgrundſatz aber, daß alle Abgaben nur von ber freiem Be: 
willigung der Bürger (ober fpäter ihrer erwählten Repräfentanten) auögehen müßten, fchlof: 
fen fi} ſtets vorzugsweiſe die Ausbildung, die Erhaltung und die Wieverherflellung ber freien 


1) Grimm, „Deutſche Recitsalterthümer‘', unter beta. Eichhorn, —— tsgeſchichte“, 
$. 306 —S „Über die Natur der Bebeabgaben‘ en 1826), ©. — — 

2) Gubenus, II, 222; IM, 156, und Sontheim, „Histor. Trev.“, u, ie er aud Eigen 
brodt — 16, unb in den Urkunden, ©. 186, 194 und 204. 

)S.58% . Grupen, „Discept. forens.“ ‚©. 91. Struben, „Nebenftunden‘‘, VI, > u 
born, „Giants, und Rh —— 8. 223, "994, 306. Grimm, '„Rechtsalterthämer", & 

4) Poeta Saxo bei Leil zn „Seript. rer. Germ.“ ‚1,153. @ginharb, „Vita Carol.‘ 1. 

5) ne Vairkarage —— a Dee 

” uriss.‘ ad a. jert.” ad ann. Jar 0 

Pau Cigenbrodt, a.a.D., ©, 7 * * 


v „Rebenftunden“, II, 3; chnliches III, 324. 
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Berfaffungen bei ven germanifigen Völfern an. Dies war namentlich auch bei den Engländern 

der Ball, und ſchon in der Syſtematiſchen Encyklopädie (Bd. I, S. LVUI) wurben die merk⸗ 

würbige Strenge, womit bis auf den heutigen Tan das englifche Staatsrecht ven alten Grund⸗ 

fag felbft auch in den äußern Fornen fefthält, und die großen Folgen davon nachgewieſen und 

die engliſchen Rechtsſprichworte über ven Rechtsgrundſatz ſelbſt angeführt. Auch die Deutſchen 

druͤckten ihn verſchiedentlich durch Rechtsſprichworte aus; fo z. B. durch: „Frei Mann, frei 

&ut”, oder: „So wir nicht mit rathen, fo wir nicht mit thaten.”7) Es konnie dieſes weſentliche 

germaniſche Urrecht wol ausnahmöweife, factiſch und vorübergehend verlegt werben; es wurbe 

aber als das eigentliche Recht ſtets aufs neue rechtlich anerkannt und fanctionirt; namentlich in 

einer ganzen Reihe von kaiſerlichen und Reichögefegen von Karl d. Gr. an bis in bie neuern 

Zelten, und zwar von Geſetzen, welde aud eine willfürliche Belaftung der Hinterſaſſen ber 

geiftliyen und welilichen Gutsherren verbieten. 8) Insbeſondere eifern fie auch ſchon frühe da⸗ 

gegen, daß DaB, was etwa die Landleute einmal aus freiem Wohlmollen einem Grafen an Dien⸗ 

fen und Gaben geleiftet Hätten, von dieſem nicht zur Gewohnheit gemacht werben folle.%) Ener: 

giſch erneuerte unter Andern auch Kaifer Friedrich I. die Verbote einer Auflegung von Dienften 

und Abgaben ohne freie Bewilligung. 19) Auch die Rechtsbücher des Mittelalters flimmen hier 

vollkommen ein. So fagt der „Sachſenſpiegel“, II, 91: „Er (nämlich ver Richter, bie Obrig- 

keit, insbeſondere and die der Hinterfaflen) mag auch Fein Gebot, noch Heerfahrt, noch Bede, 
noch Dienft, noch fein Recht auf das Landvolf ſetzen, es willige denn das Landvolk indgemeln 
darin.“ Ahnlich gebieten fpätere Reichögefege, fo z. B. der Reichsabſchied von 1542, $. 53, 
ganz allgemein allen Reiheftänden, ohne alle Rückficht darauf, ob in ihrem Gebiete Landſtände 
in Übung waren oder nicht, daß fie fi über aufzulegenve Steuern mit ihren Unterthanen ver= 

gleichen müßten 22), und die Reichsgerichte gaben Rechtshülfe gegen ſolche unbewilligte Steuern, 
welde Rechishůlfe bie Unterthanen da, wo die Landftaͤnde nicht in Übung waren, in freier ges 
meinſchaftlicher Bereinigung durch Errichtung von Syndicaten ober einzeln nachſuchen konnten. 
Auf dem Reichstage von 1670 Hatten fogar die Reichsſtände mit Stimmenmehrheit dem Kaifer 
ein Rechtsgutachten vorgelegt, nach welchem bie Unterthanen auch ohne ihre freie Bewilligung 
vie für die Landeöbenürfnifle „jedesmal erfodernden Mittel unweigerlich darzugeben“ ſchuldig 
fein follten. Aber der Kaifer (Leopold I.) verfagte demſelben feine Genehmigung und die Bes 
feßestraft und erflärte vielmehr, „daß er ſich gemüßigt halte, einen Jeden bet Dem, wozu er bes 
rechtigt und wie es bisher hergebracht fei, zu belaffen”. Und ver ehrenwerthe Pütter fügt 
Hinzu: „Diefe preiswürdige Erklärung hat feitvem manche Landſchaft no für übertriebenen 
Steueranlagen und überhaupt für Despotismus gerettet. 12) Mittelbar findet insbeſondere 
jenes germaniſche Urrecht feine Sanction in ven allgemeinen gefeglihen Beftimmungen über 
die Nothwenbigfeit landſtändiſcher Mitwirkung bei Beftimmung der Rechtsverhältniſſe der Bür: 
ger und bed Landes ſchon von der Entflehung der Landeshoheit an (f. Adel [im Mittelalter]) 
bis herunter zu ber deutfchen Bunbesacte. Da nämlich dieſes Recht ſchon an ſich ſtets ein weſent⸗ 
liches, In den Geſetzen und von den bewährteſten praftifchen Rechtslehren 1°) anerkanntes Net 
der Deutfchen und ein wahrer weſentlicher Grundbeſtandthell des deutſchen Rechtszuſtandes wie 
der landſtaͤndiſchen Berfaffung war, ſodaß ed nie deutſche Landſtaͤnde gab ohne dieſes weſent⸗ 
lichſte Recht, fo wird wol Niemand leugnen mögen, daß vie durch vie Bundesacte zugeſicherte 
Wiederherſtellung eines deutſchen Rechtszuſtandes und wirklicher veutfcher Landſtaͤnde dieſen 
ſchon in dem Begriff derſelben enthaltenen weſentlichſten Punkt ebenfalls zuſichere und beabſich⸗ 
tige, wie dieſes auch die einſtimmigen Erflärungen aller Gründer des Deutſchen Bundes In den 
Berhanblungen über die Bundesacte außer allen Zweifel fegen. Und nad deutſchem Gtaatds 
echt war mol ebenfo wenig als nach der Logik von dem Bewilligungsrecht dad Verweigerungk⸗ 
recht auszufchließen. Niemand dachte daran. Offenbar irrig ift es, wenn Mande, z. B. Eis 
. 


7) Häberlin, „Hanbbudg des Staatsrechts“, II, 32. 
8) ©. viele derfelben, namentlich; auch ältere, bei Eigenbrobt, &. 97 f 
9. luz, 11, 28 


9) ©. ie, das „Praeceptum pro Hispanis‘' von 844, Gap. . 
10) Ne liceat judici precariam exactionem vel expeditionem imponere, absque provinoia- 
consensu. Bergl. Knichen, „De contributione ”, Gap. 7, Nr. >. 
) Häberlin, & . Miet al utfögen Reid 
12) Bütter, , jorifche Entwidelung der be everfaffung“, II, 374. 
13) ©. ;.®. Struben, „Observ.", IV, $.53. Böhmer, „Consul, ei Decis.“, T. 1, p. 2. 
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horn und Eigenbrobt, blos daraus, baf auf ven fpätern fränkiſchen Reichstagen, welche vorzg⸗ 
üch aud) zum Zwed der Geſchenkeinſammlung (propter dona generaliter danda, f. Sinfnar, 
a. a. O) im Herbſt gehalten wurden, der Kaifer die Größe des Staatsbedürfniſſes befannt 
machte, Schließen wollen, das freie Bewilligungsrecht habe aufgehört. Abgeſehen von ven früher 
und fpäter anerkannten Rehtögrundfägen und felbft von dem fortvauernden Namen Geſchenke 
(dona), fo varf man nur an England denken. Dort wird ja bei ver Vorlage des Budget auch 
das Bebürfnig und zwar hoͤchſt beftianmt für jenen einzelnen Punft angegeben, und doch beſteht 
bie vollfommene Freiheit des Bewilligungsrechts ver Volförepräfentanten, welchen ber König 
nad gefhehener vollſtändigerer oder unvollftändigerer Bewilligung ver Regieruagdanträge 
jedesmal für ihr „freies Wohlwollen“ öffentlich dankt. Auf ganzgleihem Irrthume beruht es 
auch, wenn diefe beiden Söriftfteller daraus, daß die fpätern Feubalftände aldvann, wenn jle 
nur ald Repräfentanten ihrer eigenen Hinterfaffen Hanvelten, in Beziehung auf pie Gutshin—⸗ 


‚terfaflen des Fürften die Abgaben nicht beſchränken, fchließen wollen, daß die Grundherren und 


N 


die Fürften ald Grundherren ein willkürliches Belaſtungsrecht gegen ihre Hinterfaflen gehabt 
hätten. Dieſes folgt aber gar nicht aus der fo einfeitig aufgefaßten allgenreinen Lanvesreprä- 
fentation. Und es wiverfpricht vemfelben völlig daS ganze vertragsmäßige und durch vie Bolfs- 
verfammlungen und Volksgerichte diefer Hinterfaflen lebendig erhaltene wahre gegenfeitige 
Rechtsverhältniß zwifchen ihnen und dem Gutöheren, fowie Dasjenige, was barüber in den 
Art. Adel, Alodtum, Bauerngut und Bauernfriege urkundlich ausgeführt wurde. Selbft in ihrem 
Vaſalleneld mußten bie Feudalherren ſchwören, ihre Hinterfaflen nicht gegen die Verträge zu be= 
laſten. Es widerſprechen ferner ebenfo die vorhin angeführten allgemeinen Reichögefege. Eich: 
horn felbft muß es im $. 303 als ganz allgemeine Regel aufftellen, daß auch mit feinen Hinter⸗ 
faffen ver Grundherr vertragsmäßig im Genoffengericht diefer Hinterfaflen über bie Leifturigs- 
pflicten verhandeln und entſcheiden laſſen mußte, ganz ähnlich wie ver Lehns- und Miniftertal- 
herr im Mannen= und Hofgericht über die Vafallen- und Minifteriafenpflichten entſcheiden ließ. 
Auch viele von Eigenbrodt angeführte Urkunden ſprechen ausprüdli von ber Hinterfaffen und 
felbfl der Reibeigenen Bewilligung ihrer Abgaben. So z. B. beflimmte ver Kaifer Otto, daß 
von den Abgaben, welche der Voigt von den Hinterfaflen (von der familia) der Abtei St. Maris 
min bei Trier während des Jahres durch Bittſteuern In der Öffentlichen Verfammlung einnehme _ 
(petendo vel placitando), nur ein Drittheil dem Voigt und zwei Drittheile dem Altare zufallen 
follen. 1%) Ebenſo weiſet nad) einer Urkunde von 1339 dad Genoffengeriht zu Hamme das 
Recht zwiſchen dem Kurfürften von Trier und feinen Voigt und den Hinterfaffen. 15) Factiſche 
Verlegungen wird man auch Hier nicht zur Ableugnung des Rechts felbft dürfen geltend machen. 
Niemand wird auch z. B. das Steuerbewilligungsredt der Städte darum ableugnen, weil zu: . 
weilen von ihnen über bewaffnete Bittgeſuche, mit welchen bie Fürften ankamen, und über Ge— 
waltbeden geklagt wurbe 1%); was an das Almofenbitten mit dem Dolch in Gellert's Kabeln 
erinnert. 

Wichtig und einflußreich aber für alles veutfche Bede- oder Steuerrecht und für die fpäter 
noch vorzugäweife fogenannten Beden waren folgende drei Umſtände: 

Fürs erfle wurden fehr oft durch gemeinfhaftliche Verträge und freie Bewilligungen ge: 
tofffe regelmäßige Abgaben auch ſchon für nie Zukunft, mithin als flänbig feftgefegt, ja fogar 
fon für beſondere außerorventliche Bälle, z. B. für die Ausflattung einer fürſtlichen Tochter, 
eine der Summe nad) beftimmte Beihülfe vertragsmäßig beſtimmt (Eichhorn, $. 306). Diefes 
war freilich höchſt unpolitifch von den Bewilligenden. Denn fo trat die Bewilligung in den 
Hintergrund, der Dank blieb aus, und man brauchte nur noch einen Schritt weiter fu gehen, um 
an die fcheinbar unbewilligte Steuer einen Anjprud auf unbewikligte Vermehrung zu Enüpfen 
(überhaupt bie potibilia in potentabilia umzuwandeln). Aud mochte eö öfter vorkommen, daß 
die Schutz⸗ und Landeöherren, wenn eine Bede auch nur für einmal ober einige mal bewilligt 
worden war, biefelbe als ftännig bewilligt varzuftellen und in Obfervanz zu bringen fuchten. 
Dagegen eiferten gerade nad) dem Obigen fehon bie Karolinger, und dagegen fuchten ſich Die Be- 
willigenden häufig zu verwahren durch die felerlichften Reverſe (ähnlich dem oben angeführten 
der Herzoge von Braunſchweig⸗Lüneburg), daß die Bernilligung der Subſidien nur einem ganz 
freien Wohlwollen der Unterthanen verdankt werde. Daher flammen felbft die Namen mander 


14) &. Diploma ap. Hontheim, I, 472. e 
15) ®ünther, „‚Cod. dipl. Rhen. Mosell.“, TI, 406. Eigenbrobt, „Urkunden, ©. 196. 
16) Struben, „Observat.”, &. 94. 
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Beben oder Steuern: Unpflicht, Ungelt, indebita ober injusta petitio, womit man dieſes aus 
drücken wollte, daß fie nur auf ganz freier Bewilligung ruhten. 17) Erzählt ja doch ſelbſt noch 
aus fpäter Zeit Pütter, daß ein Heiner Reichsfürſt fogar eine freie Beihuͤlfe feiner Untertanen 
zur Heilung eined Beinbruchs, eine fogenannte Beinbruchsſtener, noch viele Jahre nach feiner 
‚Heilung einzog und obferanzmäßig zu machen fuchte, bis die Unterthanen mit dem Reichsge⸗ 
richt drohten. Manche Lanveöherren, um nicht die Landſtände zur Erhöhung ver bemwilligten 
regelmäßigen Steuern verfammeln zu müflen, halfen fl} lieber mit indireeten Steuern und ihrer 
Echöhung, worin fie bei geſchwaͤchter Verfaſſung oft weniger ftreng controlirt waren. Won den 
eegelmäßigen Beden, Jahrbeden, Mai- und Herbſtbeden u. ſ. w. unterſchied man dann die 
Mothbeden. Dieſes And außerordentliche Beden, welche für einzelne beſondere neuere vorüber⸗ 
gehende Bebürfniffe oder Nothfälle neu erbeten und bewilligt wurden. Die älteſten regelmäßigen 
Beben und Dienfte waren die Heerflenern und die Dienfte fire den Krieg. Schon nad frühern 
und vorzüglich nad) ven unter Karl d. Gr. auf dem Reichstage bewilligten Geſetzen wurben nit 
blos gewiſſe Dienſie und Lieferungen für das ‚Heer geleiftet, fonbern e8 hatten auch Diejenigen, 
welche nicht felbft in den Krieg zogen, ven Ausziehenden eine Beifteuer (adjutorium) für die von 
den Lanpwehrmännern auf eigene Koften zu beftreitende Ausrüftung zu zahlen, welche Bei⸗ 
fleuer aber häufig die Beamten ſich zueigneten. Als nun in der Feudalzeit flatt ver Landwehr: 
beere vie Grafen und Herzoge und übrigen Feudalherren felbft und durch ihre Vafallen allen 
Reichökriegspienft zu leiften übernahmen, fo war e8 natürlich und jenen alten reichsgeſetzlichen 
Bewilligungen gemäß, gewöhnlich auch durch vie Landesverſammlungen oder befonbere Ver: 
träge neu beſtimmt, daß bie nun vom Kriegsdienſt Befreiten für dieſe Befreiung und zur Un: 
terſtũtzung des feudalen Reichskriegsdienſtes ven Grafen und Herzogen, überhaupt ihren näd- 
ſten Schutz⸗ und Lanbeöherren beftimmte Beben oder Abgaben und Dienfte leifteten, welches 
auch die Reichsgeſetze und ſchon die älteſte Reichskriegsdienſtordnung (oonstitutio de expedi- 
tione Romana) feftfegten. 19) Diefe Beven hießen häufig auch Heerſchilling, Heerſchild, Ari-⸗ 
mannie. Außerdem entflanden auch ſchon frühe fländige Beden und Dienftleiftungen für ven 
gerichtlichen Schutz und die Ausübung der Gerichtsbarkeit. Diefe, melde theils in Verbindung 
fanden nlit früher bewilligten Dienften und Abgaben zum Unterhalt und zum Trandport ver 
Könige und ber übrigen Gerichtspräſidenten bei ihren Meifen zu ven öffentlichen Verfanmluns 
gen und Gerichten, ſowie mit einem Antheil ver Gerichtspräſidenten an den Öffentlichen Bußen, 
teils auch mit ven vertragemäßig übernommenen patrimonialen Schugverhälmnifien, wurden 
in den genoſſenſchaftlichen allgemeinen Verſammlungen (placitis) vertragsmäßig (placitando) 
beftimmt. 29) » 

re die Wehrpflicht felbft und Die Gerichtspflichtigkeit, überhaupt faft alle bleibenden 
Recptöverhältniffe und bürgerlichen Pflichten, fo wurben fürs zweite auch die Beben und Dienfte 
der Regel nad) auf das Grundeigenthum gelegt und hießen daher auch oft Urbeden, das heißt 
Steuern, die auf dem Urbaren lagen.20) Sie beftanven auch, ebenfo wie fogar regelmäßig die 
feühern Geſchenke auf dem Reichstag, häufig in Naturalien aller Art. Daher gab ed neben ven 
Gelbobeten Beetkorn, Beethafer, Beetwein, Beethühner u. ſ. w. Auch werben fie häufig nad 
beftimmten Seiten, namentlich nad; denen für die regelmäßigen Volkd- und Gerichtsverſamm⸗ 
tungen benannt, 3. B. Maibeeten, Herbſtbeeten. 

Es wurden endlich fürs dritte im Mittelalter Häufig die Beeten, namentlich die flänbigen 
und auf den Orundftüden haftenden, ganz ebenfo wie ja auch alle andern Öffentlichen und Ho⸗ 
heitsrechte oder Negalien, wie vie Richter- und Schug= und Reglerungsrechte felbft, wie bie 
Zölle und andere Steuern von Privaten, von geiftlichen und weltlichen Grundherren und Beam⸗ 
ten und Gorporationen aller Art erworben. Sie wurben ihnen theils von den Katfern und von 
Reihöfländen verliehen , oder von Ihnen ufurpirt ; oder fle wurden ihnen auch Übertragen durch 
freie Verträge mit folgen, die fi aus dem unmittelbaren Staatöfhug und flatt deſſelben als 
ihre Unterthanen in ihren Privatſchutz und in ihre Hinterfäffigkeit begaben. 

Diefe drei Umflände num und vorzüglich der Iegtere haben Viele zu dem Irrthum verleitet, 


17) Lang, „Hißorifege Entwickelung der beutfchen Steuerverfaflung ”, S. 99. 

18) Dergt Eichhorn, a.a.D., $. 323, 294, 306, und ‚, Dentfches Privatrecht”, 8.51, 54. Eigen⸗ 
brodt, a.a.D., $. 16 und 19, ©. 65, 102. 

19) Eigenbrodt, a. a. D., $. 16 und 17, ©. 134, 182, 195, 202, 203, 211. Cichhorn, „Etaaisr 
und Rechtsgeſchichte“, $. 88, 171. 

%) horn, a. a. O., 8. 306. Eigenbrodt, a. a. O., ©. 123, 
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die urfprüngfiche und wefentliche Öffentliche und die Steuer: Natur der Beben zu verkennen und 
fie als privatrechtliche Laſten oder, was dad Bequemfte feinen mußte, als gemiſchter Natur 
anzufehen. Allein alsdann müßte man ebenfo gut andere Steuern und Hoheitsrechte ebenfalls 
als Privatlaften betrachten. Alles öffentliche Necht, ja die ganze Regierungdgewalt, nahm im 
Mittelalter durch die Privatfeudalverträge und die Bewerbungen von damaligen oder nahmali= 
gen Privaten und durch Privatgeſchäfte des Kaufs u. ſ. w. gewiſſermaßen einen priva. rechtlichen 
Tharakter an. Die Privatverhältniſſe dagegen erhielten häufig einen öffentlichen Charakter. 
Die Grundherrlichkeit z. B., mit welcher ſich groͤßtentheils die ſpäͤtern Gerichts- und Landesho⸗ 
heitsrechte verknüpften, wurde durch die dffentlichen Schutz⸗ und Gerichtsrechte und andere öf⸗ 
fentlichen Rechte, welche durch Verträge, Geſetze und Verleihungen mit ihr verbunden wurden, 
ſelbſt ein öffentliches Rechtsverhaͤltniß. Es trat in den Rechten und fo auch in ven Cinkünften 
des Landes⸗ und Gutsherrn und in den Abgaben mehr oder minder eine Verwirrung und Ver⸗ 
mifhung ein, wobel indeß ungleich mehr wirkliche Öffentliche Abgaben und Einkünfte fih auf 
eine jegt unerfennbare Weiſe in Privatlaften und Einkünfte verloren, als umgekehrt. 21) Denn 
lets geftalten die Herrſchenden und Ginflußreihen die Sachen zu ihrem Vortheil. Diefe Ber: 
wirrung darf und aber nit irreleiten, wenn wir heute bie Rechte nach ihrer rechtlichen Natur 
fondern und beflimmen wollen. Alsvann müffen wir diejenigen Rechte für öffentlich rechtlich 
erklären, welche erkennbar: 4) ihrer wefentlichen Natur nach Öffentlich rechtlich find, wie Ge⸗ 
richtsrechte und Steuern; 2) welche aus der Staatögewalt und den Öffentlichen Verhältniffen 


eniſtanden, wie die nach allgemeinen Reichs- und Landeögefegen begründeten Bedepflichten 


für den Heerbienft und für andere Staatsbedürfniſſe; welche endlich 3) wenn aud) nad; Verträ- 
gen, die urſprünglich ihrer Form nach privatrechtlich feinen, doch blos als Gegenleiftungen 
für Die Ausübungen der ihrer Natur nad; Öffentlihen Rechte, alfo z. B. für die gerichtlichen” 
und militäriſchen Schutzrechte, alfo als Steuern für difentliche Bedürfniſſe begründet wurden. 

Wenn in fauftrechtliher Aufldfung der alten Staatd- und Unterthanenverhältniffe die Bürger 
beliebig neue Unterthanenverhältniffe eingehen konnten, warum ſollen dieſe nicht als Untertha= 

nenverhältniffe, als Öffentlic, rechtlich betrachtet werden? In jener Beziehung und nad den ge= 

ſchichtlichen Urkunden wie nad ihrem Namen erſcheinen nun die Beben ald Steuern. Und es 

Eönnte natürlich Hiergegen gar nichts entſcheiden, wenn fi nachweifen ließe, daß etwa einmal 

bei der in Deutfchland fo häufigen Namenverwechfelung irgendwo einer wirklich privatrechtli⸗ 

en Leiftung der Name Bede beigelegt worben wäre; mweldes übrigens Gigenbrobt nad; dem 

Studium fo vieler Urkinden nicht einmal zugeben will, fo allgemein ſtellen die Urkunden bie 

Beden als wirkliche Steuern dar. Wollte aber Jemand behaupten, eine wahre Steuer fei durch 

‚eine Novation in eine wahre Privatgrundlaft verwandelt worden, fo müßte er nicht bloß die 

dazu nöthige beiverfeitige vertragamäßige Einwilligung (L. 8. „Cod. de novationib.”), fondern 

auch die Rechtsgültigkeit einer folhen Verfügung über Öffentliches Rechtsverhältniß nachweiſen. 

Ber alfo in einem einzelnen Galle ausnahmsweiſe die privatrechtliche Natur einer Bede behaup⸗ 

ten will, dev muß biefe privatrechtliche Natur gegen ven bie öffentliche Natur ausſprechenden 

Namen vollftändig beweiſen. 22) 

Die Wahrheit, daß die Beden oͤffentliche Laften und alte Steuern find, iſt insbeſondere in 
unſerer Zeit praftifch fehr wichtig geworden. Cinestheils hat nämlich die rheiniſche und die 
deutfche Bunbesacte den Standeöherren und der reihöunmittelbaren Ritterfhaft alle Rechte auf 
Steuern, mithin auch die Beven, ohne Erfag entzogen und den fouveränen Landesherren zuge⸗ 
wiefen. Anderntheils hat der Grundſatz, daß alle Unterthanen nach verhältnigmäßtger Gieich⸗ 
heit, ſowie zum Militärvienft fo auch zu allen Steuern verpflichtet ſeien, und daß alle Überla- 
flung der Verfonen und Güter mit Steuern, daß alle doppelte Stenerlaft ebenfo wie die Steuer: 
befreiungen aufhören follen, in faft allen neueren ®efeggebungen und Verfaflungen geflegt. 
Hieraus folgt denn mit Nothwendigkeit, daß die Beben fowie andere Steuern entweder in bie 
Landesſteuer eingerechnet oder daß fie aufgehoben werben müffen. Wenn aber bie Verwirkli⸗ 
ung jener Orundfäge und ver Gerechtigkeit nicht blos ſcheinbar fein fol, fo muß dieſe Aufhe⸗ 
bung unentgeltlich für ven Belafteten ftattfinden. - Dieſes ift jedenfalls nothwendig, auch wenn 
man jene hoͤchſt liberalen Beftimmungen des Deutfchen Bundes, melde beiAufhebung einer an⸗ 
dern Öffentlichen Laſt, der Nachſteuer, felbft nicht einmal für diejenigen zum Bezug derfelben 
Berechtigten, welche etwa aus tein privatrechtlichem Titel das Bezugsrecht der Nachſteuer erwar⸗ 


231) Vergl. auch Eigenbrobt, a. a. O., S. 97 uud 8. 24. 
4) —ã a. 2 D,., $ 5. i 5 
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ben, einen Entſchaͤdigungsanſpruch anerkennen (ſ. I, 108 fg.), auf die Bedeabgaben nicht anz 
menden will. Die in der That höchſt ungrünblichen Anjichten aber, welche man gegen eine 
für die Verpflichteten unentgeltliche Aufhebung vorgebradht hat, z. B. daß dieſe Steuer, nit 
aber andere alte Grundſteuern von felbft die Natur einer Privatgrundlaft erhalten hätten, oder 
daß, ohne Bereitelung des Princips der Einführung einer gleichen Befteuerung nad) vem wah⸗ 
ren Werth und Ertrag der Grundftüde, ber Staat dieſelben doch alsdann Höher und doppelt 
befteuern Eönne, wenn ver Privatbefiger diefelden wohlfeiler erwarb (wonach man auch die zu 
theuer extauften frei laflen müßte), Haben ſchon mehre Schriftfteller als völlig unhaltbar und 
als zu den größten Abfurbitäten fuͤhrend nachgewieſen. 2°) Welder. 

Begnadigung, Abolition, Begnadigungsreät. Begnadigung im weiteften Sinne ift 
eine gänzliche oder iheilweiſe Aufhebung ſtrafrechtlicher Nachtheile, welche gegen die Strenge 
pofltiven Staatsgeſetzes durch die hoͤchſte Stantögewalt verfügt wird. Unter ihren Begriff ge: 
hört auch die Abolition und zum Theil ſelbſt die Amneftie. Die Amneftie, d. h. das zugelagte 
Vergeſſen (lex oblivionis), ift nämlich entweder die vein voͤlkerrechtliche Zufage gegenfeitigen 
Vergeſſens, melde fi verſchiedene Regierungen und Staaten unmittelbar gegeneinander mas 
en. So iſt namentlid in jevem wahren definitiven Friedensſchluß ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend, als fid von ſelbſt verftehend, die gegenfeitige Zufage enthalten, daß in Beziehung auf 
den biöherigen Krieg, auf feine Veranlaflungen, Gegenftänbe und Erfcheinungen alles Böfe 
vergeſſen oder Fein egenftan fernerer Verfolgung fein fol, indbefonvere auch nicht gegen bie 
Bundeögenoffen und gegen die Unterthanen des andern friedenſchließenden Theils.1) Ohne 
folde Amneſtie wäre gar fein wahrer dauernder Friede, fondern nur Waffenſtillſtand abge: . 
ſchloſſen. Oder die Amneftie iſt ihrem Wefen nach eine ſtaatsrechtliche, d. h. fte bezieht ſich zu= 
nächſt auf Die eigenen Unterthanen der zufihernden Regierung. Sie ſichert Diefen das Bergefien 
ober bad nicht Eintreten unangenehmer Folgen wegen rechtswidriger ober feindlicher Mafregeln 
zu. In dieſem Falle verliert fie auch einen ſtaatsrechtlichen Charakter dadurch nicht, daß fie iv 
einem voͤlkerrechtlichen Vertrag enthalten ift, alfo auch völferrechtlich verpflichtet. Durch bie 
Publication des Vertrags für die Unterthanen wird fle ſtets auch ſtaatsrechtlich für dieſe gültig. 
So fihern gewöhnlid die Friedensſchlüſſe den Unterthanen aud von Seiten ihrer eigenen Re: 
gierung Vergeflenheit zu wegen ber etwa zu Gunften des anvern kriegführenden Theild gegen 
fie unternommenen rechtswidrigen ober feinnfeligen Handlungen. So beflimmt z. B. ver erfte 
Barifer Frieden (1814) Art. 32 eine allgemeine gegenfeitige Amneftte zwifchen allen Eriegfüh- 
enden Megierungen und ihren Unterthanen. So die Wiener Gongrefacte Art. 22 zwiſchen 
Preußen und Sadjfen. Sofern nun diefe ſtaatsrechtliche Amneftie nicht bloße feindfelige Maß: 
regeln, fondern wirkliche ſtrafrechtliche Verfolgungen ober Nachtheile gegen Unterthanen auf: 
hebt, iſt fie eine Unterart der Begnabigung im weiteften Sinne und unterfcheivet fi von ber 
Begnadigung im engern Sinne nur eineötheild dadurch, daß fie allgemein gegen eine ganze 
Claſſe individuell nicht beſtimmter Verfonen ausgeſprochen wird, anderntheils dadurch, daß fie 
ihrem Begriffe nad) als gaͤnzliches Vergeſſen jede nachtheilige rechtliche Folge des Vergehens 
ausiilgt, wenn dieſelbe auch ſonſt, ſowie z. B. in England der bürgerliche Tod, durch eine eins 
fache Begnadigung nicht von felbft follte ausgetilgt fein. Sie ift alfo vortheilhafter und ehren= 
voller ald Die Begnadigung. So weigerte ſich bekanntlich jener evle muthige Schwede (Haupt- 
mann Lindberg), welcher nad einem veralteten abſcheulichen Preßgefeg zum Tode verurtheift 
war, unerſchütterlich ſtandhaft, jede individuelle Begnadigung anzunehmen, was nad) ſchwedi⸗ 
ſchem Recht von feinem Willen abhängig war, und erklärte, lieber durch feinen Tod feinem Ba= 
terlande die Zurüctnahme des durchaus verwerflihen Gefedes erzwingen, als eine individuelle 
Begnadigung von dem angeblich durch ihn beleldigten Könige annehmen zu wollen, ba er doch 
nur auf ehrenhafte Weife feine Bürgerpflicht erfüllt hatte. Europa war gefpannt auf den Aus⸗ 
gang, und des Königs auswärtige Gegner triumphirten darüber, ihn, wie fie glaubten, in eine 
unaufloͤsliche Verlegenheit verwickelt zu ſehen, da er den unglüdlichen Proceß doch weber durch 
ein Todesurtheil eines ſolchen Mannes bei folder Veranlaſſung, noch auch durch eine völlige 
zurücknehmende Vernichtung des Proceſſes ſelbſt ehrenvoll beendigen konnte. Der bewunderns⸗ 
würdige kluge Fürſt aber bereitete ſich aus dieſer Verlegenheit Tape einen Triumph. In der 





23) Erome, „Das Steuerweien aus bem rechtlichen Befichtspunfte betrachtet’ (Hilpesheim 1812 
und a — ge über z Rastanizthföjaftliche Gegenfiãnde“ ( —E — 216 3 
©. genbrobt, a. a. 

1) Bergl. Martens, — in das Vollerrecht“, 8. 327. 
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Form einer allgemeinen Ammeftie für alle politifhen Vergehen, welche etwa während des Lau⸗ 
fes feiner ganzen Regierung zur Unterfuhung gefommen ober abgeurtheilt fein moͤchten, befahl 
er nämlich, Dem over Denen, welche e8 beträfe, die Thüren des Gefängniffes zu Öffnen und den 
Wiedereintritt in ihre ſtaatsbürgerlichen Ehren und Rechte freizulafien. Dabei aber ergab ſich 
nun ein Refultat, welches vorzüglich Durch die Vergleihung mit manchen Theorien und man= 
chem andern Lande feit der allgemeinen europälfchen politifhen Gaͤhrung, in welche des Königs 
Regierung fiel, und mit den befondern Verhältniffen feiner beiden Reiche, zu feinen Gunften 
auöfiel. Den Thron des einen, welches früher fo Häufig von Parteien zerriffen war, hatte er durch 
eine Revolution, den des andern noch außerdem durch Eroberung gewonnen und beide dennoch 
ganz nad) ihren ungemein freien Verfaffungen regiert, dad eine fogar nad ber freieften in 
Guropa, die noch dazu dieſem Volke ganz neu und ungewohnt war. Dennoch kam nun zu Tage, 
daß während der ganzen liberalen und gefeglichen Regierung dieſes Fürſten nur noch zwei an= 
dere politifche StrafurtHeile gefällt waren, welche auch ſchon die Föntgliche Gnade vor der gegen: 
wärtigen ehrenvollen gänzlichen Austilgung weſentlich gemilvert hatte. Wegen politifcher An: 
Elage verhaftet aber fand fi außer dem einzigen Lindberg Niemand. Die allgemeine Amneflie 
nun konnte und wollte diefer natürlich nicht ausſchlagen. Sein politifcher Heldenmuth aber be- 
wirkte feinem König, als deſſen Feind man ihn. angeflagt Hatte, ven höchſten Ruhm und feinem 
Lande die alsbaldige Aufhebung eines ſchändlichen und ſchädlichen Gefeged. (Weiteres über bie 
Umneftie insbefondere f. oben in dem Artikel über dieſes Wort.) 

Bei der Begnabigung im endern Sinne unterſcheidet man wieder bie Begnadigung im eng» 

ſten Sinne, welde für eine oder mehre beſtimmte Perſonen, nad) bereits definitiv gefälftem 
Strafurtheil, die ſtrafrechtlichen Übel ganz (agratiatio) oder theilweife (mitigatio) auf dem 
Wege ber Gnade austilgt, alfo das Recht der Strafmilderung wie der Straferlaffung enthält, 
und Abolition, welde vor dem gefällten Urtheile den Proceß felbft mit feinen Folgen aufhebt 
oder nieberfhlägt, ſodaß entweder die Einleitung ver Unterfuchung gar nicht erfolgt oder bie 
" eingeleitete aufgehoben wird. Werben blos Folgen der erkannten Strafe, wie 5. B. Verluſt ver 
Ehre des Amtes u. f. w. aufgehoben, fo nennt man dieſes Restitutio ex capite gratiae. 

Alles Begnadigungsrecht im weiteſten Sinne, ober das Recht, Begnadigung aller Art aus: . 
zuſprechen, fteht, wie die nachherige Begründung beffelben noch vollſtaͤndiger rechtferligen wird 
als ein wahres Souveränetät3- oder Majeſtätsrecht nur dem Souverän, alfo in Monarchien, 
mennTie irgend nod) ihrem Namen entſprechen follen, dem Monarchen zu. 2) Diefem ertheilt es 


freie keineswegs einzelne genannte Schuldige von ber gefeglichen Berfolgung und Beſtrafung, 8 
fie hebe bie Anwendung ber Straſgeſetze überhaupt für eine ame Gattung oft fehr verfchiebener 
verlegungen völlig ur ern! i 

dern eine ausnahmsweiſe enuberfraftfegung des Gefepes. Nach dem conflitutionellen Staatsrechte 


mui 
Rothfällen Fönne fich wol eine proviforifche Siftirung der Wirffamfeit der a rechtfertigen, bie deſi⸗ 


haupte ausgehen und an bie Genehmigung ber Landſtaͤnde nicht & unden fein. Sie find nur Dispens 
m 


gewalt in ihrer Ausfüh in ben meiften Faͤllen ebenfo nasitheilig als unmö; a erkheinen: Sie 
e ihre irkungen wefents 


Wegnadigung = 
als eine Prärogative der Krone auf das englifche Staatöreigt. Nur khbemen bort, wo bie hödfte 
@ewalt im Allgemeinen dem Parlament, pas heißt dem König, dem Oberhaus und dem Unter⸗ 
haus in ihrer Vereinigung zu der Einen moraliſchen Perſon des ſouveränen Geſetzgebers, zus 
geſchrieben wird, Die mit der Verurtheilung über die höhern Verbrechen (Felonie und Verrath) 
verbundenen Nachtheile des bürgerlichen Todes blos allein durch einen Parlamentsfgluß auf- 
gehoben werben. Im Deutſchen Reihe, in welchem fpäter no vollſtändiger faft der ganze In- 
begriff ver fouveränen Regierungsgewalt nicht den Kaifer, ſondern ber moralifhen Perſon von 
Kaiſer und Reichsſtänden zufland, und wo auch diefe Regierungdgewalt wiederum durch die 


halbfouveränen und landesherrlichen Rechte beſchränkt war, befaß ver Kalfernur Begnabigange . 


recht in Beziehung auf die vom Reichshofrath gefällten Straferkenntniffe, weniger unbeftritten 
in Beziehung auf die reih6fammergerichtlihen, weil bei dem Reichskammergericht Kaifer und 
Reich gemeinschaftlich concurrirten.®) In Republifen hat natürlich der ſouveräne Körper das 
Begnadigungsrecht, z. B. in Athen die große Volksverſammlung.*) Mande behaupteten 
zwar, das Begnadigungsrecht im engften Sinne könne nur ein Monarch Haben, und Montes⸗ 
quieu moͤchte es fogar nur auf den conftitutionellen Monarchen, der nicht felbft Recht fpricht, bes 
ſchränken. Allein nur ſoviel läßt ſich fagen, daß es fi für ihn am beften eignet, daß e8 viel Un⸗ 
natürliches hat, wenn hie Gewalt, welche heute Urtheile macht, fie morgen feloft aufhebt, daß 
dad Begnadigungsrecht in Republiken leichter ſchädliche Verwickelungen und Berwirrungen er= 
zeugt. Es Fönnen endlich in einer Deöpotie, deren Hauptlebenskraft die Furcht vor dem Despoten 
und feinen Satrapen ift, und mo weder einerſeits forgfältige Heilighaltung objectiver allgemei= 
er Geſetze, noch auch anderntheils eine große Sorgfalt für den billigen Rechtsanſpruch des 
einzelnen Bürgers i in jevem befondern Falle eine begnadigungsweiſe Ausgleichung zwiſchen bet 
den Rückſichten erheifht, Begnadigungen als ſchädlich und unndthig erfcheinen. Es gilt Hier 
das Princip: ein Ausfprud der Gewalt — welder hier dag hoͤchſte Geſetz if, darf nie zurückge⸗ 
nommen werden, auch wenn er noch fo verlegend und unfinnig wäre. Es würbe dadurch bie 
fliavifhe Furcht und der blinde ſklaviſche Austoritätsglaube zerftärt werben. Weshalb auch in 
Perfien (nad) Chardin) Niemand den König um Gnade für einen Verurtheilten bitten darf. 
Auch unter Roms Imperatoren war es Todesverbrechen. 

Hierwit aber ſind wir zur Frage über die rechtliche und polittſche Zuläſſigkeit und Beilſam⸗ 
keit des Begnadigungsrechts und zu der Begründung deſſelben gekommen. Auf den erſten Blick 
erſcheint allerdings ein Begnadigungsrecht des Regenten als verwerflich. Es ſcheint, wie ee 
Kant betrachten wollte, eine ihm zugeſtandene Befugniß, ſouveräne Willkür auszuüben und 
ben geraden Lauf der Gerechtigkeit zu hemmen, ja eine Befugniß, vielleicht kränkende und oft 
unerträgliche parteiifche Gunft gegen einzelne Perſonen oder einzelne Parteien auf Koften an⸗ 
derer Bürger auözuüben und durch perſoͤnliche Milde gegen Verbrecher Härte und Gefahr gegen 
die Unfchuldigen und Geringfhägung ver Geſetze zu begründen. Ja es kann als eine Befugniß 
erſcheinen, durch Begnadigung angeflagter Minifter und Staatsbeamten beren ganze Verant- 
wortlicfeit und fomit allen Damm gegen deöpotifche Willkür und Volksbedrückung aufzuheben. 
Und wer wollte wenigfiend ableugnen, daß dad Begnadigungsrecht hoͤchſt verderblich misbraucht 
werben koͤnne! Allein ver mögliche große Misbrauch fol billig ebenfo wenig dem willigen Zu⸗ 
geſtändniß dieſes Rechts an den Souverän im Wege ſtehen, ald dem Zugeftänpnif eines Frei⸗ 
heitsrechts an die Bürger. Nur fol er hier wie dort [hügende Formen over Beſchraäͤnkungen 
veranlaffen, die dad an fi mohlthätige oder natürliche Recht felbft nicht zerſtören. Durch den 
Mangel einer richtigen Begründung dieſes Rechts und durch falſche Anfihten von demſelben, 
feit dem Mittelalter, z. B. durch feine Zurüdführung auf dad von Gotted Gnaden und auf bie 


lich abſchwaͤchen.“ — Das Staatsrecht.mehrer Länder hat ſich auch ber Anficht angefchloffen, welche das 
eloolit ones als principlos verwirft. Wir bemerfen hier nur, daß die Berfafungsurkunde von Bels 
„8. 73, und die von Baben, $. 15, nur den Erlaf ober bie Milderung erfannter Strafen dem 
be eg Ter ‚gefatten, daß die Berfaffun surkunde von Baiern, Tit. VIII, $. 4, bemfelben auss 
ich bie Abolition unterfagt, und bie Derlefangnntunde von Breußen, in $: 4, fle an die Zus 
Freie ber Kammer bindet. Andere Verfaſſungsurkunden bagegen geflatten ausbräctliäh dem Sou⸗ 
verän auch das Abofitionsrecht, 3. B. die fächfliche im 8. 52, die Dannsperifhe im $. 9, die wurtem⸗ 
ee — 8. HH — im 8. 97, bie fachfensfoburg= gothaifche im 5.140, und bie brauns 


, „Bon di “, l, B. 2, 8. 12. 
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fon in der Theologie verwirrende Lehre von goͤttlicher Gnade hat indeſſen daſſelbe viele und 
bedeutende Gegner gefunnen, früher ſchon Plato°) und Cicero ®), ſpäter viele ältere Crimina⸗ 
liſten und, mit Paftoret und Servin, auch Filangieri 7), Tieftrunf®) und Andere. 

Das Begnadigungsrecht Hat feine Grundlage in ven höchſten Aufgaben und Beringungen 
des Rechtszuſtandes und des Strafrechts. Zur Sicherung nämlich gegen Willkür ver Richter 
und damit fie weder nach Eigenwillen und Laune, noch nad etwaigen von ihnen felbft oder 
durch verkehrte Gewohnheiten gebildeten ſchlechten Regeln handeln, damit zugleich endlich alle 
Bürger voraus wiſſen koͤnnen, welche rechtliche Folgen ihre Handlungen treffen werden, müſſen 
von der Regierung zum voraus feſte allgemeine Geſetze entworfen und die Behörden und Rich⸗ 
ter fireng nur nad) ihnen zu richten und zu verfügen angewiefen werben. Nun aber ift es ge: 
wiß, daß ſelbſt die beften Geſetzgeber in ihren pofitiven Gefegen nicht alle eigenthümlichen Der: 
ſchiedenheiten aller wirklichen Bälle, Verhältniffe und Perfönlichkeiten und alle Veränderungen 
berfelben und der Umſtaͤnde zum voraus umfaflen, berückfichtigen und ven wahren Bedürfniſ⸗ 
fen der Gerechtigkeit und des Staatswohls entſprechend beftimmen innen. Es müffen alfo vie 
allgemeingefeglihen Entſcheidungen in einzelnen Fällen oft weniger paffend, oft unndthig und 
ungerecht hart ausfallen, mit ver Moral und höhern Gerechtigkeit in Widerſpruch kommen. 
Diefed muß ganz befonders eintreten bei Strafen, melde nach ihrem Grund, nämlid) nad} der 
Schuld und dem verberblichen Einfluß derſelben, ſowie nad ihrer eigenen Wirkung auf ven 
Verbrecher und die übrigen Bürger immer auf das Innere des Menſchen, auf die zum Theil 
ſehr verſchiedenen, ſchwer nah allgemeinem Maßſtab zu berechnenden Innern Seelenverhältniffe 
und Befühle zurüdführen, zugleich aber gerade die heiligſten und zarteſten Verhältniſſe ver An⸗ 

geklagten · und des Volks betreffen. Auch kann jever Civilproceß feiner ganzen Form nach als 
eine Art von Vergleich angeſehen werben. Stets wenigſtens konnten in Civilſachen die Parteien 
durch Schiedsgericht oder Vergleich ſelbſt die Höhere Gerechtigkeit mit dem Geſetze in jedem be: 
ſondern Falle vermitteln, wozu fle fogar der Richter auffodern muß. Auch in Verwaltungsfa: 
Sen kann bie Vermittelung durch pie höhern Verwaltungsbehörben eintreten. In Eriminalfa: 
Sen aber würbe ganz befonders die firenge Vollziehung ber nad) einem blos ohngefähren allge: 
meinen Maßſtab entworfenen pofitiven Gefege, es würbe das freng formelle Recht zu einem 
materiellen Unrecht (summum jus summa injuria) werden. Sie würbe oftmald nad) vem Ber 
feg verbammen, wo dad Gewiſſen und die Öffentliche Meinung losſprechen. Geſetz und Gerech⸗ 
tigkeit kommen alfo bier durch die menſchliche Unvollkommenheit miteinander in Streit. Wenn 
alfo irgendwo, fo iſt im Strafrecht eine billige Ausgleihung ver wahren Foderungen ver höch⸗ 
fen Idee der Gerechtigkeit fowie des wahren dffentlihen Wohls mit jenem ftrengen formalen 
Geſetzesrecht nöthig. Beſonders werden Lebend= oder immerwaͤhrende Gefängnißftrafen oft: 
mals im Verhältniß zu der befondern That bie Gerechtigkeit und Humanität fchwer verlegen, 
wenn feine Ausgleichung des materiellen Rechts mit dem formellen einträte. Deshalb wird die 
Hälfte der zum Tode Berurtheilten faft überall begnadigt, in Schweden fogar in den Jahren 
1850 — 54 von 451 Verurtheilten 397. Schon vielfach ſuchte man jenen Streit zu dien. 
Blato wollte in ver rein ivealen Republik eben megen jener Steifheit und Unbehülflicykeit der 
allgemeinen pofitiven Gefege und wegen ihres hartnädigen Eigenſinns, womit fie auch bei 
eigenthũmlich veränvertem Verhaltniß und Beduͤrfniß ver einzelnen Bälle, auf eine unnöthig 
verlegende oder verkehrte Weife, viefelben ihrer allgemeiner Formel unterorbnen, feine Staats: 
behörben, flatt ihnen durch ſolche Geſetze die Hände zu binden, lieber im Allgemeinen blos auf 
die jedesmalige Anwendung der höcften Brundfäße ver Gerechtigkeit und des öffentlichen Wohle 
auf jeden befondern Fall anweifen. Aber fein poetiſtrendes Ideal fegt ausdrücklich höher er: 
leuchtete göttergleiche, durch Feine menſchliche Ginfeitigkeiten und Leidenſchaften ircegeleiteie 
VPhiloſophen, die das Göttliche rein fehen und rein wollen, als Lenker ver Staatbangelegenhei⸗ 
ten voraus. Da er aber recht wohl wußte, daß dieſe auf Erden nicht gefunden werben, fo fah er 
ſelbſt fich genöthigt, in feinem dem wirklichen Leben angenäherten Werke „Über bie Geſehe voqh 
wiederum die Herrſchaft der pofitiven Staatögefege über alle Behörben zu fegen, fle als den all: 
gemeiggn abfoluten König zu erklären.) Ein neuerer Bolititer, Graig, nachdem er mit dem 


5) „De Legib.‘ IX, ed. Bip., S. 21, 60. 

6) Gicero, „In Verr.“, 7. 

7) „Eyftem“, IV, Cap. 57. i 

8 rer Ainterfuiglngen “I, 447. 

9) Blato, „Polit.” und „De Republ.‘‘, V, 473, 473, 479; VI, 634; „De Legib.‘‘, IV, 713, 
715; V, 730; IX, 592; „Polit.“, II, 9. 
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glänzenbfien Scharfiinne alle Einfeltigfeiten dieſes Bindens an poßtive Geſete, alte Befahren 
einer fwierigen, mühjawen, fo oft der Chicane dienſtbaren Auslegung und pofltiven Juris⸗ 
prubenz auögeführt, glaubte in dem natürlichen Gerechtigkeitsgefühl oͤffentlich richtender Wollte 
gerichte Hülfe zu finden. Nur fegt er voraus, e8 müßten und wärben dieſe Gerichte als ihr hoͤch⸗ 
ſtes Geſetz ven Grundfag befolgen, fich ſtets lediglich nur durch dieſes Gerechtigkeitägefühl leiten 
zu laſſen und abfolut gar fein poſitives Gefeg, feine Gewohngeiten, feine Obſervanzen ober 
Präcedenzen fi zu bilden und zu befolgen. 2) Aber — um von allem Übrigen abzuiehen — 
fo it es Elar, daß ſchon an dieſer irrigen Vorausfegung das Ganze ſcheitern würde. Alsbald 
würden ficher jo, wie bisher überall, die Gerichte durch oft ſchlechte, oft halbverſtandene und 
falſch ausgelegte Geſetze oder Präcevenzen ſich leiten lafien, auch durch deren chicanoͤſes Vor⸗ 
fügen ihr beſſeres Rechtsgefühl beſchwichtigen und ſich und Andern die Ungerechtigkeit der Ents 
ſcheidung befjönigen. Unter ſolchen Umſtaͤnden nun werden wir alſo, zur beſſern Loͤſung ver 
großen Aufgabe, die Behörden und Richter zwar ſtreng an Geſetze, und dann natürlich an mbg⸗ 
Gh wohlüberlegte Gefege binden. Wir werden aber anderntheils die Daraus entſtehenden un⸗ 
gerechten und unnöthigen Härten dadurch befeitigen, daß wir der founeränen Gewalt das Recht 
einräumen, biefelben nach ven höchſten Grundideen ver Gerechtigkeit und des Staatewohls in 
ihrer Anwendung auf einzelne Fälle aufzuheben, ſoweit nur dadurch nicht ſelbſt die geſetzlich er⸗ 
worbenen Rechte anderer Bürger verlegt werben. Hierauf nun beruht das Begnadigungsrecht. 
Es foll befler als Plato und Graig jenen Widerſpruch zwiſchen Geieg und Gerechtigkeit löfen, 
enthält alfo feiner Beſtimmung nad) nicht die Abfiht, für ven Sonverän Willkür und willkür⸗ 
liche Störung der wahren Berehtigkeit zu begründen, : &8 foll auch nicht, wie bie frühefte Art 
der Begnadigungen, die Afyle, wodurch man ebenfalls gegen graufames Recht und feine flarre 
unerbittliche Durchführung Hülfe fuhte, den Straferlaß vom Zufalle abhängig machen. &8 
beruht auch nicht auf bloß politiſchen Gründen und noch weniger auf einem göttlichen ober despo⸗ 
tischen Recht der Könige. Es foll vielmehr auf eine vernünftige Weiſe die wahre Gerechtigkeit 
und das Wohl des Staats ihren eigenen Ideen gemäß da verwirklichen, wo der Souverän nad 
teifer Prüfung mit feinen Räthen zur Überzeugung gelangt, daß bie Vollziehung poſitivgeſeh⸗ 
licher und gerichtlicher Nachtheile in einem beflimmten alle als ungerechte oder doch unndthige 
und dem Staatöwohl nicht förberliche, alfo ald graufame und unpolitifhe Härte erſcheinen, ber 
Straferlaß alfo der vernünftigen Öffentlichen Meinung entſprechen würde. So muß z.B. im 
Allgemeinen gewiß dad Geſetz jede revolutionäre Unternehmung, auf einem irgend gewaltfamen 
ungefeglichen Wege die Verfaſſung zu ändern, gerade als das gefährlichfte und ſchwerſte Ver⸗ 
brechen beftrafen. Gefegt nun aber, in einem Lande wäre durch fchlimme Beratung bes Kür- 
ften von der Regierung ſelbſt allmälig ein verfaſſungswidriger oder doch höchſt nachtheiliger 
bedrückender Zuftand des Landes ausgegangen. Ein Theil der Unterthanen, ohne felbftfüchtige 
nieverträchtige Abjihten, bloß empört über das Unrecht und das öffentliche Verderben, und in 
der Abſicht, ihrem Vaterlande und ihren unglüdlihen Mitbürgern zu helfen, bewirkten, an ver 
Wirkjamfeit geſetzlicher Mittel verzweifelnd ober berfelben beraubt, mit ungefeglichen eine Ver . 
faflungsveränverung und Fürft und Volk freuten fi dann des bewirkten neuen beſſern Zuſtan⸗ 
bed. Dennoch könnte hier der Staatsrichter nach feinem pojitiven Geſetz die ſchweren Hochver⸗ 
rathsproceſſe und Strafen nicht erlaffen. Aber enle Regierungen und Bürger, im Beſitz ver 
neuen Wohlthat, Eönnten fie wol deren Urheber ald die jhwerften Verbrecher verfolgen? Die 
Geſchichte zeigt vielmehr, daß fte durch Begnadigung ſolche unevelmüthige und graufame Ver⸗ 
legung der Billigkeit und höhern Gerechtigkeit von ſich entiernt hielten. 

Aus diefer Begründung ergibt fih, daß das Begnadigungsrecht ein von der Gefehgebung 
verſchiedenes Regierungsrecht ift, alfo der Regierung zufteht. Es ergeben ſich auch die Beſchrän⸗ 
tungen des Begnadigungsrechts, welche ven Regenten entweber nach dem Staatsgeſetz aber 
wenigftend nach feiner eigenen Erwägung ver Verhältniffe beftimmen follen. Er kann fürs erſte 
privatrechtliche Nachteile, Privatgenugthuungen und Privatftrafen, wo fle fattfinden, zum 
Schaden bed Berechtigten nicht aufheben, ebenfo wenig als er zum Nachtheile eines Bürgers bie 
gefegliche und gerichtliche Strafe durch Gabinietöjuftiz irgend verſchärfen darf. — — 
würde er ja gegen das Geſetz, welches Allen zur höchſten Garantie ihrer Rechte gegeben iſt, bie 
Bürger in ihrem beſtehenden Rechtszuſtand verlegen. Das englifhe Recht fließt naher die Bes 
gradigung aus, wenn Privatgenugthuung der Hauptzweck der gerichtlichen Verfolgung des 
Verbrechers ift, und wenn auf eine Vopularklage das fiscaliſche Verfahren eingeleitet tft, wobei 





10) Groig, „,@rndzüge der Politik”, 1, B. 2, Gap. 1 fg. 
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ber Angeber ein wohlerworbenes Recht auf feinen Antheil an ber Strafe hat.1!) Wenigſtens 
darf jedenfalls der Gegner nicht Kindern, daß bei erhobener Injurienklage ver Richter das Un— 
recht ver Chrenkraäͤnkung ausſpricht. Aus ähnlien Gründen wird wenigftend ein weifer und 
gererhter Regent, auch felbft ohne poſitlvrechtliche Beſchränkung, doc inſoweit eine Begnadi⸗ 
gung unterlaffen, als fie für Ehre und Rechtsficherheit anderer Bürger kränkend wäre, z. B. 
wenn auf auffallende Weiſe nicht die bürgerlichen Mörber over Beleiviger eines Apeligen,, wol 
aber die abeligen Betleger eines Bürgerlichen begnabigt würden. In einer conftitutionellen 
Verfaffung, in welcher für die Rechte und Intereffen ver Blirger die Sprache frei iſt und Eräftige 
Mittel gegeben find , fowie in England, da finden ber Fürſt und feine Räthe in ver Öffentlichen 
Meinung leicht die Grenzen, wie weit fte, ohne bedenklicht Vorwürfe wenigftens für die legtern 
zu begründen, geben vürfen. 

Eine fernere in der Natur dev Sache liegende Beſchränkung des Begnabigungsrechts iſt es, 
daß in einem conftitutionellen Staat, wo die der Regierung gegenüberftehenven conftitutionel: 
len Behoͤrden, namentlich die Stände, das Recht Haben, die Beamten, insbeſondere die Mini- 
ler, zur Strafe zu ziehen und dadurch ihre eigene Stellung, Wirkſamkeit und Ehre und die 
Verfaffung rechtlich zu ſchũtzen, der von denfelben Miniftern berathene Regent nicht durch Be: 
gnadigung jene Rechte der Stände ganz vereiteln darf. Ein ſolches Begnadigungsreht würbe 
die Verfaflung in ihrem weſentlichſten Punkte aufheben oder gefährnen, ganz beſonders aber 


‚ aud die Heiligkeit oder Unverantwortlichkeit des Fürſten ſelbſt. Denn dieſe ebenfo wie der höchſte 


. 


Schutz des ganzen Rechtszuſtandes beftehen gerade nur dadurch, der Öffentliche Zorn megen 
ſchlechter Regierungshandlungen wird vom Regenten ſelbſt nur dadurch abgehalten, daß Mi- 
nifter und Beamte, nicht blos dem Worte und dem Scheine nad), fondern wirklich und wirf: 
fam verantwortlid find für ſchlechte Maßregeln, die fie dem Fürſten anriethen, oder von welchen 
ſte nicht, flatt fie zu unterzeichnen, dur Dienftentfagung auf dad eindringlichſte abriethen. 
Dente man fi einmal, Karl X. von Frankreich wäre in der Julirevolution nicht verjagt, es 
wären aber feine Minifter verfaffungsmäßig verurtheilt worden! Würde fid) alsdann nicht ge⸗ 
zeigt haben, wie auf für ven König felbft Hier ein Begnadigungsrecht ein hoͤchſt fatales Recht 
geweien wäre? Hätte er die Minifter nicht begnabigt und wäre felbft ungeftört in Befige aller 
feiner Macht geblieben, hätte alfo nur Diejenigen, welche thaten, was er ſelbſt wollte, unbegna: 
digt ins Elend geſchickt, eine ſchwere moraliſche Verurthetlung hätte in den Augen der Welt 
auf ihm gelaftet. Hätte er dagegen aber begnabigt, er hätte einer neuen Revolution des empoͤr⸗ 
ten Volks fich ausgeſetzt. Wenigſtens eine flarfe Grenze alfo muß hier das Begnadigungsrecht 
haben. Diefe hat ed auch nach dem englifhen Staatöreht. Der König von England kann in 
Beziehung auf alle öffentligen Strafen begnabigen, ausgenommen 1) bei dem Verbrechen, 
wenn Jemand außer Landes geſchickt wird, um die Habens = Gorpuß=Acte zu umgehen, mo, um 


. die Freiheit der Unterthanen zu fihern, das Begnabigungsrecht aufgehoben ift; 2) eine fönig- 


liche Begnabigung ober Abolition kann nicht vorgefhügt werben, um einer parlamentarifchen 


. Anklage, Unterfuchung und Aburtheilung, alfo namentlich nit, um einer Anklage, Unterfu= 


ung und Verurtheilung der Minifter und Kronbeamten Einhalt zu tun; und 3) fie kann 
aud bei beendigtem Verfahren und gefälltem Urtheil über große Verbrechen doch den bürgerli- 
Gen Tod, alfo nie Verwitkung der Güter, ven Verluft aller bürgerlichen Ehre, felbft der Zeug: 
nißfaͤhigkeit und des Rechts im Gericht aufzutreten und die Ausſchließung von aller Erbfähig: 
keit und von allem Staatsdienſt nicht aufheben — welches nur eine Parlamentsacte vermag. 12) 
— Bel Verurtheilungen von Miniftern iſt fie au außerdem alsdann, wenn nicht etwa fowie 
bei dem Lordkanzler Bacon das Urtheil felbft einen größern odet geringern Nachlaß der Strafe 
der koͤniglichen Gnade ausdruͤcklich anheimftellt, durch Die öffentliche Meinung und die in Eng- 
land fehr große aber unbeftimmte Ausdehnung der Verantwortlichkeit der Minifter und durch 
die unter dem Einfluß von beiden gebildete Obfervanz gegen Misbrauch geſchützt. Dann na: 
tuͤrlich erhalten auch die unter dem großen Siegel erfolgenden Gnabenbriefe nur durch die Un- 
terzeichnung des verantwortlichen Minifters Bollziehbarkeit. Die deutſchen Verfafſungen fügen 


11) Blackſtone,, Handbuch des englifchen Rechts", IV, Gap. 26. 

12) Daß mehre neuere Verfaffungeurtunden ber Anficht Dupin's huldigen, iſt ſchon oben, Note 2, 
bemerkt. an hält das Mbolitionsredzt auch deshalb für principlos, weil I demfelben, noch che 
überhaupt feftfiehe, baß eine Strafe ausgefprochen werben würbe, eine ſolche erlaffen werde. Allein die 
sr Beguabigung ifl jedoch nicht wiberfinnig, noch weniger bie augenblicliche Befreiung von den 

oceßnachtheilen. 
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wenigfteng im Weſentlichen die minifterielle Verantwortlichfeit dadurch, da die Aufhebung der 


Abfegung beftrafter Beamten vom Fürſten geachtet werden muß, fo die Verfaſſungsurkunde 
von Würtemberg $. 205, von Preußen $. 49 u. ſ. w. Andere Strafen kann der Regent erlaffen. 
Nach der bisherigen Begründung rechtfertigt fi dagegen keineswegs diejenige allgemeine 


Befchräntung des Begnadigungsrechts, welche in den franzöflfchen Verhanplungen über bie . 


Begnadigung der angeflagten Republikauer der Präfivent Dupin mit feinem Anhange (tiers- 
partie) behauptete, daß nämlich der Monarch für jih allein nur nad) ausgeſprochenem Straf: 
urtheil begnadigen, aber nicht aboliren oder den Proceß niederſchlagen dürfe. 15) Man fagte 
für dieſe Beſchränkung, die weder im englifchen noch im franzöflfchen Geſetze begründet ift, bie 
Abolition tilge rückwaͤrts das ganze Verbrechen aus und greife in den Gang der unabhängigen 
Gerichte ein. Beides thue die Begnadigung nicht. Allein beide koͤnnen das Geſchehene nicht 
ungeſchehen machen. Beide aber heben die rechtlichen und richterlichen Folgen auf und beide 
greifen alſo auch in die Gerichtöverfaffung ein; denn auch die Vollziehung gerichtlicher Urtheile, 
ohne welche fie ſelbſt nichtig wären, gehört zur Gerichtöverfaflung. Der Unterſchied ift nur ber, 
daß bei der Abolition die wirkliche Schuld der beftimmiten Perfonen und der Grad derſelben 
noch nicht richterlich gewiß ift, und daß daher eine blos theilmeife Strafe wie bei einer Strafmil- 
derung aus Gnade hier unmöglich if. Allerdings Eönnen daraus unter Umſtänden politiſche 
Gründe gegen die Nbolition abgeleitet werden. Es mag zuweilen diefe Art ver Begnadigung 
unpaffend feinen, weil man die Sache noch nicht kennt, obgleich aud, zumal bei außgebehnten 
Unterfuchungen über politifhe Vergehen, die Abolition oft fehr Heilfam fein kann. Aud) kann 
man es einem bereit in Anklageftand Verfegten mit Recht wol nicht verweigern, daß ex eine 
förmliche Anerkennung feiner Unſchuld zur Schügung feines guten Namens erhalte, wenn er 
außerbem bie Kortfegung des Procefles der einfachen Abolition vorzieht. Denn nie darf vie Ber 
gnadigung die gefeglichen Rechte ver Bürger verlegen. Wer aber, ohne daß feine Schuld ge= 
richtlich feftfteht, eines Verbrechens gerichtlich förmlich verhächtigt wird, der hat, wenn er un; 
ſchuldig ift, ein Recht, auf dem gerichtlichen Wege die Reinigung von diefem Verdachte zu ver= 
langen. Außervem aber kann die Begnadigung nicht abhängig gemacht werben von der wills 
fürlichen Annahme des Begnadigten. Diefed Tonnten nur ſolche Schriftfteller vertheidigen, 
welche die Begnadigung nur als Ausübung der Willfür anfahen, nicht aber ald Ausfpruc hö⸗ 
herer Gerechtigkeit. Auf diefe paßt völlig die Verwerfung jener Beſchränkung, melde auch das 
Römiſche Recht (in L. 6 De appellat.) enthält. 

Nach ven oben angegebenen Höhern Geſichtspunkten weile ausgeübt und in den nad) ben 
englifgen Redhtögrundfägen angegebenen Schranfen ift nun allerdings dad Begnabigungsreht 
etwas Herrliches und hoͤchſt Heilfames ſowol für die Gerechtigkeit als für die Regierung, und 
war ganz befonders für die monarchiſche. Man nannte ed daher ſtets und mit Recht den herr⸗ 
lichften Edelſtein der Krone, Kant fogar das einzige Recht, welches ven Namen Majeſtätsrecht 
verviene. Es vereinigt ähnlich wie die zuerft durch daß tiefe meifterlihe engliſche Stagtsrecht 
erfundene Unterzeichnung und alleinige Berantwortlickeit der Minifter bei allen Regierungs- 
acten das, wie es fhlen, Unvereinbare miteinander. Jene legtere nämlich löfte das in ver frü⸗ 
hern Weltgefhichte ungelöfte Rächfel, vie Unantaftbarkeit und wirkliche Souverängtät ver höch⸗ 
ften Regierungsgewalt mit dem Grundſatze zu yereinigen, daß in einem wahren Rechtsverhält⸗ 
niß alle ſich auf den Rechtszuſtand beziehende Thätigfeiten, mithin auch alle Regierungsaste 
unter dem Verfafſungsgeſetz und unter der rechtlichen Verantwortlichkeit ftehen, daß durchaus 
feine beöpotifcher Willkür preiögegeben fein bürfen. Ähnli nun vereint in jener britiſchen 
Auffaffung und Ausbildung das Begnadigungsrecht ven häufigen Widerſpruch zwiſchen Geſetz 
und Gerechtigkeit. Es verbindet die höhere Gerechtigkeit, Billigkeit und Humanität und das 
wahre Staatswohl In jenem befondern Falle mit der allgemeinen Heiligkeit des Staatsgeſetzes 
für den Richter. Es vereinigt gbenfo die Ausſchließung aller Gabinetsjuftiz des Souveraͤns 
mit einem feiner Würde und dem Wohl feiner Unterthanen und des Staats entſprechenden Einz 
fluß auf den wichtigſten Theil der Staatöverwaltung, auf dad Strafrichteramt, wendet ihm 
Liebe und Zutrauen der Unterthanen zu und if ein Schug der Bürger. „Wenn jede andere 
Hüuͤlfe dem unglüdlihen, angeflagten und verurtheilten Bürger verſchwindet, dann iſt“, To fagt 
Dladftone, „feine legte und fiherfte Zufludt die Gnade des Königs, das ſchönſte Vorrecht ver 
Krone. Mitleid kann nicht die Grundlage des Geſetzes fein, aber unfere Berfaffuug will, daß 
Gerechtigkeit in Milde gehandhabt werde. Der König beſchwoͤrt dieſes ausdrücklich in feinem 





13) Bladfione, a, a. D., IV, Gap. 26, 29, 31 und 33. 
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Krönungseide, und hier tft ed recht eigentlich, two er perfänlich handelt. Der König verurtheilt 
nicht felbft die Verbrecher, dieſes firenge Amt überläßt er den Gerichtshöfen, fein Scepter bringt 
nur Gnade. In der That gehört e8 zu den großen Vorgügen der Monarchie, daß fie eine Obrig⸗ 
keit hat, in deren Macht es ſteht, Gnade zu üben, wo fie es angemeſſen findet, gleichſam ein 
Billigkeitögericht, um die Strenge des allgemeinen Geſetzes in Straffällen zu mildern, wo 
Verſchonung mit der Strafe wünſchenswerth if.” Monteöquieu erflärt e8 fogar mit Plato 
für ein Staatsgeſetz, daß der Fürſt nie anwefend fein dürfe bei irgendeiner Verurtheilung, um 
jeden Schein von Theilnahme an derfelben, von Rache und von despotiſcher Furchterweckung 
vom Monarchen entfernt zu halten, und damit nur dad Gute ſich an die Majeftät nüpfe. „Das 
Begnadigungsrecht iſt“, fo fährt er fort, „ein ſtarker Hebel in der gemäßigten Monarchie, 
kann, mit Weisheit gehandhabt, bewundernswürdige Wirkungen bervorbringen; das Princip 
der despotiſchen Regierung, welche nicht verzeiht und welcher niemals verziehen wird, beraubt ſie 
dieſes Vortheils.“ 14) Insbeſondere aber Fann durch eine ſtaatsweiſe Ausübung dad Begnadi⸗ 
gungsrecht bei den politiſchen ober ven wider vie Eönigliche Majeſtät felbft begangenen Verbre: 
Sen höchſt Heilfam wirken. Sie kann bei dieſen Verbrechen, “bei welchen das allgemeine Geſetz 
unb dad von denifelben abhängige Richteramt die allgemeine Achtung der unverleglihen fönigli: 
Sen Würde ausfpricht und geltend macht, eben biefe Achtung und Heiligkeit vereinigen mit el: 
ner, jeden Schein unebler Leidenſchaft und Rache und einer auf Furt beruhenden Despoten⸗ 
macht gänzlich ausſchließenden Eöniglihen Milde. Diefe Milbe trifft hier Verbrecher, welche fo 
oft mehr durch irregeleitete edlere patriotifche Gefühle als durch niederträchtige Geſinnungen 
geleitet wurden. Und wahrlich ſolche edle Begnadigungen, welche man freilich nicht von Uſur⸗ 
patoren erwarten wird, ſolche haben zu allen Zeiten bei irgend edlen und freiheitsliebenden 
Nationen mehr gewirkt, die Majeſtät zu verherrlichen und ven Monarchen mit unverwelklichem 
Lorber zu ſchmuͤcken, ven Schutz der Volksliebe für die Regierung und vie Verfaſſung zu ge= 
winnen und ihre Feinde zu entwaffnen, als die Vollziehung harter Strafen. Diefe erwecken bie 
Rache der Freunde und Anhänger der Verbrecher und erzeugen den verderblihen Schein eines 
Kriegszuſtandes und einer blos auf Furcht und boͤſes Gewiffen gegründeten, alfo leicht zerftör- 
baren Macht und begründen ven Zweck ber Furchterweckung gerade gegen bie gefaͤhrlichſten 
Feinde am wenigſten. Denn die gefährliäften Feinde find die muthigften, welche durch Mache 
oder höhere Gefühle beftinmt werden. 

uͤberhaupt, nicht ba ift — dieſes zeint daß Begnabigungsreiit — in der Verfaflung wie in 
der Verwaltung die wahre politifche Weisheit, mo mit der ſchärfſten Eonfequenz ein beſonderes 
Princip durchgeführt wird, welches fo oft Einzelne und einzelne Völker und Zeitalter mit faft 
ausſchließender Vorliebe ins Auge faflen, ſei ed nun das Princip einer ſtrengen Herrfchaft der 
allgemeinen pofitiven Geſetze, oder das einer freien Durchführung ver hoͤchſten Idee der natür: 
lien Gerechtigkeit und Billigkeit, heiße e8 Königs = oder Regierungsmacht oder Volfäfreiheit. 
Jene Weisheit, die, mo fie, fo mie vorzüglid) bei ven Briten, ſich findet, die Bewunderung feflelt 
und den möglichft volltommenen menfhlihen Zuftand und feine feftefte Dauer verbürgt, ift nur 
da, wo nad organifher oder echt künſtleriſcher Weiſe die nothwendigen verſchiedenen Richtun⸗ 
gen eines reichen und freien geordneten Volfölebens oder Staates, mit Benutzung und Scho⸗ 
nung der menſchlichen Kräfte und Schwaͤchen, miteinander vereinigt, vermittelt und ins Gleich⸗ 
gewicht geſetzt werden. 

Ganz und gar nicht der Begründung dieſes edelſten Majeſtätorechts und der Majeſtät ſelbſt 
entfprechend wird man dagegen eine Begnabigung finden, die blos ald ein Hinterliftiges Polizel- 
mittel ven fhändlichften Verbrechern die Gnade als Lohn für freiwilligen Verrath der Genoffen 
verſpricht. Durch fie wirb die höhere Gerechtigkeit nicht befriedigt, fondern entwürbigt, bie 
Majeftät nicht verherrlicht, ſondern geſchändet, die Ohnmacht der Regierung ausgeſprochen, 
eine moralifche Alliance verfelben mit den Verbrechern eingegangen und diefe zum voraus zu 
Verbrechen gereizt, weil fie ja ein Mittel.zur Straflofigfeit vor ſich fehen. 

Die Wirkungen der Begnadigung find nun, ſoweit fie nicht durch die Verfaffung beftimmt 
find, nad dem Inhalt der Gnadenbriefe, welde bald auf bloße Milderung oder Verwandlung 
der Strafe, bald auf gänzlihe Begnabigung lauten, zu beurteilen. Stets aber entfprechen 
auch hier ſchon ver Ehre des Souveräns und bed ſchoͤnen Rechts ver Begnadigung felbfl, fodann 
aber auch den echt juriftifchen natürlichen und römifchen Orundfägen, daß im Zweifel eine ven 
gebrauchten allgemeinen Aushrüden und der Natur des Geſchäfts angemeffene, und flets und 


14) „De l’esprit des loix, VI, 5, 17. ; . 


Beguadigung es⸗ 
tmäbefondere in allen Straffachen die mildere Auslegung vorzuzieher fet 18), die Beitimmungen 
ded engliichen Staatsrechts. Blackſtone ſagt darüber (F. 31): „Es iſt Hegel, daß eine Begna⸗ 
digung jo vortheilhaft wie möglich für die Unterthanen und moͤglichſt ſtreng gegen ben König 
zu nehmen iſt. Die Wirkung der ertheilten Begnabigung ift, das fie den Verbrecher zu einem - 
neuen Menſchen macht, ihn von allen förperlichen Strafen und Verwirkungen, welche dad Ver- 
brechen nach jich zieht, Gefreit, und ihm, ftatt feines frühern guten Namens, neue bürgerliche 
Ehre und Rechte verleiht. Jede nicht durchs Geſetz ſelbſt oder den Gnadenbrief ansgeiprodene 
Beſchrünkung der völligen gerechten Austilgung des Vergehens iſt alfo zu vermerfen. Nach 
tiefen Orundjägen würde es den Staatömännern Englands (wo überhaupt über bie moralifche 
Würdigleit eines Wolförepräfentanten das Vertrauen feiner Wähler alleln entſcheidet, und wo 
die Wahlfähigkeit nimmermehr fo wie in einigen deutſchen Verfaffungen von hoͤchſt zweideuti⸗ 
gen Merkmalen irgendeiner ftrafrehtlihen Verurtheilung over Verfolgung abhängig gemacht 
wirb) ſchwerlich je eingefallen fein, fo wie die Minifter eines deutſchen Fuͤrſten dad Begnadi⸗ 
gungsrecht befielben und feine fürftliche Begnadigung wegen jugendlicher politifcher Vergehen 
fo zu befgränfen, daß durch fie keineswegs alle nachtheiligen gefeglichen Folgen der Verurthei⸗ 
lung und namentlich nicht die Ausfchliefung von der Wahlfäntgkeit aufgehoben würde. 

Die Wirkung einer Begnadigung erftredt fich übrigens natürlich auf alle Regierungsnad> 
folger eined Souveränd. In Beziehung auf fremde Megenten behauptet fie wenigſtens dieſel⸗ 
ben Wirkungen, welche eine von ben Gerichten der begnabigten Regierung auögegangene voll⸗ 
jogene Beftafung rechtlich baben müßte. Denn bie Begnadigung ift doch wenigſtens als ihr 
gleichſtehend und als eine gerechte Entfheivung ver Sache anzufehen. Nur ba alfo, wo die 
fremde Regierung durch die wirklich erfolgte Beſtrafung nicht abgehalten wäre von der neuen 
Betrafung, bürfte fie auch trog der Begnabigung neu ſtrafen. Außerdem wärbe die begnabi: 
gende Regierung mit Recht ihre Angehörigen dagegen In Schu nehmen. ine ambere Anſicht 
kann ınan wiederum nur alddann vertheidigen, wenn man Die Begnadigung als einen Act ber 
Willkũr anñeht. 16) — 

Rücfichtlich der Ausübung des Begnadigungsrechts ergibt ſich aus der Begründung und 
Ratur deſſelben, daß die Ausübung diefes unendlich wichtigen fürſtlichen Hoheitsrechts am aller⸗ 
wenigſten vom Regenten an Andere ganz übertragen werben könnte. Es ergibt fi, wie ver⸗ 
kehrt vollends der vor einiger Zeit in einem beutfchen Lande zur Sprache gebrachte Gedanke 
war, dad Begnadigungsrecht den Gerichten zu übertragen. Dadurch würbe es ſich ja auf vers 
derbliche Weife mit der ftreng dem Geſetz untergeordneten vichterlichen Entſcheidung mehr ober 
minder vermiſchen und die Abhängigkeit der Richterſprüche von dem allgemeinen Staatsgeſetz 
beeintrãchtigen. Die Gerichte würden nicht mehr blos unabhängig in ihrer Sphäre, ſondern 
fe würden fouverän werben. Selbſt eine von Manchen vorgefchlagene Bedingung der Auds 
übung des fürftlichen Begnadigungsrechts durch eine gerichtliche Empfehlung zur Gnade würde 
verwerflich fein. Wol aber dürfte bei allen ſchwerern Strafurtheilen, welche des Negenten 
Befätigung bebirfen, und bei allen Gnadengeſuchen das Gericht mit der Angabe der Grünve 
zu hören fein, welche feiner. unmaßgeblichen Meinung nach für und wider Die Begnabigung aus! 
dem Proceffe fich ergeben haben. Die Beſtimmung mander Landesgeſetze, die Begnabigungen 
zum Theil höheren Landeöftellen zu überlaffen, Eönnte alfo wenigſtens nur bei jehr geringen 
Straffällen Billigung finden und nur aldvann, wenn einer jehr hohen Behörde, und jedenfalls 
einer andern als ber flrafenden felbft die Ausübung des Vegnadigungsrechts übertragen wäre. 
Nach dem Bißherigen kann man alfo auch ver Anficht von Tittmann (,Handbuch der Strafrechts- 
wiffenfgaft”, 6.67) nicht beiftimmen, welderBegnadigung nur zuläffig findet entweder auf ein‘ 
Bittgeſuch des Angeklagten oder auf eine richterliche &mpfehlung und jedenfalls fogar alsdann, 
wenn das richterliche Urtheil noch nicht gefällt ift,, welcher ferner fogar Die Abolition, außer bei 
den Vergehen gegen die Berfon des Monardyen felbft, für ganz widerrechtlich erklärt. Alle diefe 
Anſichten beruhen ebenfalls nur auf den falfhen Grundanfichten über das Begnadtgungsret: 

Nach der ganzen Begründung des Begnadigungsrechts ergibt ſich Übrigens wol von ſelbſt, 
daß eine ins einzelnen Falle ſich ergebende zu große Milde einer Strafe nicht durch Verſchär⸗ 
fung aufgehoben werben darf. Sie würde dad weſentliche Recht des Bürgers, nicht härter 





15) Bergl. L. 18, 25 D. De legib. L. 34, 56, |, 155, 179 De regul. jur. _L. 32.De poen. 
L. 9 De'servit: L. 43, p. 2 De damno inf. L. 31 De eviet. - 
16) Vergl. Martens, „Einleitung in das europäifche Völkerrecht”, $ 104. 
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beſtraft zu werben als das allgemeine Strafgeſetz dem Niter erlaubt, auf vie gefährlichkte 
Weife verlegen. Sie kann ebenfo wenig dem Richter ald dem Souverän zuftehen. Auch treten 
bier bie obigen Gründe für die Begnabigung nicht ein. Sie wäre aud am wenigften eine Bes 
guabigung. f er 

Aus der reihen Riteratur über den Gegenftand ift Hervorzuheben: Salchow, „Uber Das 
Begnadigungsrecht des Negenten” (Jena 1802); Bayl in ven „Beiträgen zum Griminals 
echte” (Bamberg 1813), I, 122 fg.; Buma, „De jure gratiae“ (1823); Dompierre. 
„Examen du droit de grace” (1829); Zirkler im „NRedtö=Lerifon“, I, 701 fg.; Ploch⸗ 
mann, „Dad Begnadigungsredht” (Erlangen 1845); Iagemann im „Eriminal= Lexriton“, 
1, 88 fg.; Köftlin, „Syſtem des deutſchen Strafrecht‘ (Tübingen 1855), I, 

: elder. 

Begnadigung (bedingte) und Beurlaubung der Gteäflinge.. Faſt in allen Staa: 
ten, und befonderd in denen, in welchen das legte Jahrzehnd neue Strafgeſetzbücher in das 
Leben gerufen hat, tritt die Erſcheinung hervor, daß ſich die Bevölkerung ver Strafanftalten 
mindefteng verbopelte. Diefelbe iſt nicht das Ergebniß einer Vermehrung der Verbrechen; bie 
Statiſtik lehrt, daß diefe kaum in dem Maße ftattgefunden hat, in welchem ſich die Einwohner: 
zahl der betreffenden Staaten erhöhte. Sie hat zwei andere Gründe: die Vermehrung der Ver⸗ 
urtheilungen, in Folge des Abgehens von ber Beweistheorie und des Eintrittö der, leichter zu 
befriedigenven, inneren Überzeugung der Richter und Geſchworenen in ihre Rechte, und bie Anz 


drohung und Vollſtreckung längerer Freiheiteſtrafen. Die legtern find aus dem Einfluffe her⸗ 


vorgegangen, welchen die franzdfifche Strafgefeggebung auf mehre der neuen Strafgeſetzbücher 
ausgeübt hat; fie ergaben ſich aus ver angenommenen Dreitheilung ver Rrafbaren Handlungen 
in Verbrehen, Vergehen und Übertretungen gleihfam von felbft, indem biefe den Geſetzgeber 
zwang, eine jebe ber letztern, welche er ven Verbrechen anreihen zu müflen glaubte, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Verſchuldung im einzelnen Kalle, minveftens mit dem Minimum ber jedes Ber: 
brechen treffenden, entehrenden Zuchthausſtrafe zu bedrohen; ebenfo waren es dem deutichen 
NRechtsbewußtſein widerſprechende Rechtsſätze, wie der in der gleichen Beſtrafung des Verſuchs 
und des vollendeten Verbrechens, der Theilnahme und der Urheberſchaft und aͤhnliche, deren 
Übernahme aus dem franzoöfiſchen Rechte die Freiheitsſtrafen verlängern mußten. @8 IR vor⸗ 
züglich das preußifche Strafgefegbuch von: 44. April 1851, welches durch den eben gemachten 
Vorwurf betroffen wird. Die Zahl der Züchtlinge, welche in Preußen 1848—49 nur 14,118 
betragen hatte, ftieg fhon 1852—54 auf 26,875, diejenigen ungerechnet, melde wegen 
Mangels an Reue in den Strafanftalten, auch in ven Gerichtögefängniffen zurüdbehalten 
werben mußten und welche auf 7—8000 anzuſchlagen if. Diefe Überfüllung der Strafanftalten 
iſt nun aber faft überall zu einem wahren Nothftande geworben, welder der fchleunigften Ab⸗ 
hülfe bebarf, die jedoch radical nur in der allgemeinen Abkürzung ver Freiheitsſtrafen gefunden 
werben kann. Die legtere wird aud um fo erfoderlicher, als die neuern Gefängnißfuftene, 
vorzüglich das der Einzelhaft, auf Fürzere Freiheitsſtrafen baflrt find und mur bei viefer mit dem 
nöthigen Erfolge zur Anwendung gebradjt werden fünnen, fonft aber ihren Zwed verfehlen. 

Man erkannte dies in Nordamerika feit längerer Zeit und fuchte durch fehr zahlreiche Bes 
gnabigungen zu helfen. In England war e8 zuerft der Generalinfpector ver Gefängniſſe Hill, 
welcher vie Nachtheile hervorhob, die Damit verbunden find, wenn ohne Rückſicht auf das Ber 
tragen bed Gefangenen die volle erkannte Strafe verbüßt werben muß, und in Frankreich Hatten, 
von gleicher Anficht ausgehend, Bonneville und Dupin 1847 dad Syſtem der proviſoriſchen 
Breilaffung ald Mittel ver Ausgleihung vorgeſchlagen. Ducpetiaur, ver belgifhe General: 
inſpector ver Gefängniffe, machte 1853 in feinem „Avant-Projet de loi sur le regime des 
prisons“ Vorſchlãge, wie die vorläufige Entlaffung der Sträflinge wegen guter Aufführung 
zu regeln fein werbe. Nach viefen Borfchlägen wird in dem Urtheile das volle Muß der Strafe 
ausgeſprochen, welche das Gericht ald die der Verfhuldung entſprechende erkennt, ver Gefan—⸗ 
gene muß diefe Strafzeit auöhalten, wenn nicht Die Gnade die Zeit abfürzt; Hat er aber durch 
völlig tadelloſes Betragen während einer längern Dauer ber Haft gezeigt, daß er gebeftert 
erſcheint umd bie bürgerliche Gefellichaft ihm vertrauen kann, jo wird er proviſoriſch unter der 
Bedingung in Freiheit gejegt, daß er fih auch in der Freiheit gut beträgt, ſodaß er, wenn er 
die Freiheit misbraucht, fogleid, wieder in die Anftalt zurückgebracht und für ven Reſt ver 
Strafzeit dort verwahrt wird. 1) Es wird biefe Beurlaubung fhon nad) dem Ablaufe der erften 





1) Mittermaier im, Archiv des Criminalrechts“, 1854, ©. 198. 
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Hälfte der Strafzeit ald angänglic erachtet, wenn die Sträflinge Beweiſe ihrer aufrichtigen 
Reue und hinreichende Garantien ihrer Fünftigeh guten Aufführung gegeben haben. Die pro⸗ 
vlſoriſche Entlaſſung erfolgt unter beftimmten Bedingungen, auf königlichen Beſchluß, auf den 
Untrag des Juftizminifters und nad; vorgängiger Vernehmung des comits de surveillance 
und des Generalprocurators. Die Vollziehung der Strafe wird durd die Entlaffung unters 
brochen, der Entlaffene aber in die Anftalt zurückgebracht, wenn er fich ſchlecht aufführt und feine 
Treiheit misbraucht. Geſchieht dies nit, dann wird er nad dem Ablaufe der Urlaubszeit 
befinitio frei, auch von der Polizeiaufſicht. Der lebenslänglich Verurtheilte wird fo betrachtet, 
als fei feine Verurteilung auf zwanzig Jahre erfolgt. Auch in Frankreich wurde das Suftem 
der libert sous condition fehr empfohlen und ſchon feit 1822 bei jeunes accuses in mehren 
für diefelben beſtiumten Anftalten, z. B. im Mettray, angewendet. Es find die sociétos de 
patronage des jeunes detenus et jeunes liber&s, welche die vorläufig entlaffenen und bei 
zuverläffigen Familien in die Lehre gegebenen jugendlichen Übertreter zu überwachen haben, 
und von melden die erfte ji in Paris bildete, der mehre in andern Städten nachfolgten. 
Die Maires Haben alle ſechs Monate über die Führung biefer liberes Bericht zu erftatten, 
melde, wenn fie fih ſchlecht aufführen, ſogleich wieder in die maisons de correction zurüd: 
gebracht werben. Überhaupt hat man in neuerer Zeit in Frankreich die allgemeine Ausführung 
bes Syſtems der libert& sous condition als fehr empfehlenswerth, namentlich in den Verhand⸗ 
lungen ber Akademie ver Wiflenfchaften zu Baris von Jahre 1853, vorgeſchlagen. ö 
Als man in England immer mehr zu der uͤberzeugung gelangte, daß die Strafen eine Geftalt 
gewinnen müßten, in ber fie geeignet wären, eine Bellerung des Beſtraften zu bewirken, richtete 
man feine Aufinerffamteit ſchon vor länger als 15 Jahren beſonders auf bie zur Xrandpurtas 
tion nach ven Golonien Verurtheilten. Man wollte jedem Sträflinge die Ausſicht eröffnen, ſich 
felöft eine beſſere Lage in ven Colonien zu bereiten, er follte gleichſam fein Schickſal in ver eigenen 
Hand haben. Man claffificirte deshalb die Transportirten nad) Ihrer Aufführung , brachte die 
ſchlechteſten nach NorfoltIöland unter ſtrenge Zucht, ließ die beffern in Banviemensland unter 
Aufficht arbeiten und bei anhaltend guten Betragen in die Glaffe ver ticket gf deave men 
treten, welche, mit einem Urlaubsſcheine verfehen, ſich freie Arbeit, gegen eine gewiffe Gebühr, 
fuchen konnten, und unter der Bedingung ihre Breilaffung erwarben, daß file mährend ihrer 
Strafzeit in ihr Vaterland nicht zurüdfehrten. Man erkannte zu gleiher Zeit aber au, daß 
man ſich nur dann von dieſem Syfteme befondere Vortheile verſprechen dürfe, wenn man zuerft. 
bei jedem Transportirten geeignete Mittel anwende, ihn durch Unterricht, religiöfe Erweckung 
und angemeflene Beihäftigung auf den Weg der Beflerung zurüdzuführen. Das Muflerz 
gefängniß Pentonville zu London nahm zu dieſem Zwecke eine Anzahl der zur Transportation 
Verurtheilten (convicts) auf 18 Monate (ſpäter nur zwölf Monate) in eine einfame Haft 
auf und wandte auf fle in derfelben die geeigneten Beſſerungsmittel an. Man ftellte ihnen 
die Ausfiht, ſchon in der Anftalt ein ticket‘ of leave zu verdienen und dann fogleid in ber 
Colonie in die genannte beffere Claſſe der Transportirten überzutreien. Man nahm jedoch bald 
wahr, daß ber Übergang von der Ifolichaft zur Einſchifſung ein zu fehroffer und eine Über⸗ 
gangsftation nöthig fei, theils um bie in ber Einzelhaft geſchwächte Geſundheit wieber zu kräf⸗ 
tigen, theil8 um in der Gefanımthaft die Sträflinge dem Leben wieder mehr zu nähern und auch 
bier noch die Befferungsmittel fortfegen zu können. Man erfah hierzu beſonders die Strafz 
anftalt von Portland, bei ver Stadt Weymouth, auf einer Infel 150 engliſche Meilen von 
Kondon, belegen, ſodann auch Dortmoor und Portsmouth = Prifon. Dortmoor, früher ein 
Gefängniß für Kriegsgefangene, warb beſonders dazu beſtimmt, ſchwächliche Gefangene durch 
landwirthſchaftliche Arbeiten zu ſtaͤrken, und Portsmouth-Priſon wurde ſeit 1852 dazu bes 
ſtimmt, die bisher in den Huiks zu Marinearbeiten Verwendeten aufzunehmen. Für bie zur 
Transportation verurtheilten Weiber iſt es die Strafanftalt von Milbank zu London und 
Brirtongefängniß , welche ven gedachten Zweck zu erfüllen haben. In dieſen Übergangägefäng- 
niffen wird dad fortgefegt gute Betragen durch Belobigungdzeichen (badges) belohnt, welde 
ein Anrecht auf die Abkürzung der Strafzeit und die Verfegung in eine beffeve Strafclaffe in 
ihrem Gefolge haben. - Gute Aufführung befähigt, ſchon nach anderthalb Jahren nad) den 
Solonien eingeſchifft zu werben, wo dann nad fortgefegter guter Führung ſchon nad zwei 
Jahren ein ticket of leave ertvorben werben Fann. Obglei man mit dem Erfolge dieſer Maß⸗ 
regeln im Ganzen zufrieden war, fo erreichte doch In den täglich blühender werdenden Colonien 
die Abneigung gegen bie Transportation einen Immer höhern Grab: das ber Colo⸗ 
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nien wurbe durch dieſelbe bedroht und die freiwillige Auswanderung , welde die in Auſtralien 
aufgefundenen Bololager fo bejörverte, weſentlich durch diejelbe gehemmt. Man mußte entweder 
die Transportation aufgeben oder ſich den gedachten Nachtheilen unterwerfen. Dieöfentliche 
Meinung entfdied ih mehr für das Erftere, und eö kam, wiewol unter heitigem Widerſpruche, 
namentlid der Richter, dad Gejey vom 20. Aug. 1853 zu Stande. Dies Gefeg ſprach ed ang, 
daß die Transportation nur auf vierzehn Jahre und darüber (und auf Lebenszeit) erkannt werben 
Eönne und daß, ftatt der Bisher zuläfigen Transportation auf fieben ober zehn Jahre, vie 
Strafarbeit (personal servitude) oder Einfperrung in eine Strafanftalt mit dem Zwange zur 

Arbeit an öffentlichen Werken im Erkenntniſſe ausgeſprochen werben foll. Die vierjährige per- 
sonal servitude fteht hierbei der fiebenjührigen Transportation gleih. Die zu folder Strafe 
Berurtheliten, convict-prisoners genannt, haben nad) drei Abftufungen ihre Strafe zu erſtehen 
Sie werben zuerft einer neunmonatlihen Iſolirhaft unterworfen und in der zweiten Periode zu 
den gedachten Arbeiten angehalten. Die Urtheile fprechen es aus, ob diefe Arbeit eine ſchwere, 
hard labour, fein ſoll; doc ift e8 in den verſchiedenen Oefängniffen auch verſchieden, was man 
unter hard labour zu verfichen habe. Gemeinhin iſt e8 die Arbeit an der Tretmühle oder am 
erank, einer in ven Zellen angebrachten Maſchine, welche ver Gefangene mit großer Anftrens 
gung nuglo drehen muß, oft rechnet man dazu auch ſchon das Wergzupfen, Schuhmachen, 
Strohteppichfertigen u. dergl.?) Den zur personal servitude Berurtheilten ift vie Ausſicht eröff⸗ 

“net, daß jie nach dem Ablaufe ihrer Strafzeit bedingt begnadigt werden würben. Sie werben bei 
guter Aufführung, und dies ift die dritte Abfiufung der Strafe, proviforiih in ver Art in 
Freiheit gefegt, daß fie, ſobald jie ihre Freiheit misbrauchen oder durch ihre Aufführung 
Beſorgniſſe erwecken, in die Strafanftalt zurückgebracht, und daß ihnen dann die Dauer der in 
Freiheit zugebrachten Zeit nicht als Strafzeit angerechnet werden foll, fie für ven Net ihre 
Strafe vielmehr vollftindig zu verbüßen haben. Durch fehömonatlidhe gute Aufführung kann 
ber Sträfling fih ein Belobigungszeihen (badge) verdienen, durch welches er in den Genuß 
befonderer gratuities gelangt, z. B. zum Beſuche feiner Freunde, zum Briefſchreiben, befierer 
Koft und dazu, dag ihm gewiſſe Summen, gleihjam als Berbienftantheil, gutgefhrichen 
werben. Davon. ob ein convict bereitd in der Einzelhaft badges erhielt, hängt feine ſpätere 
Rage in der Geſammthaft ab. Jar diefer hat er vier Perioden durchzumachen, wobel ver Eintritt 
und die folgende Periode immer von der fortgefegten guten Führung abhängig ift. In jever 
fernern Periode fteigern fi} Die gratuities, 3. ®. zwei badges, eine audgezeichnete Kleidung, und 
fogar ſchon nad) dem Ablaufe der zweiten Periode beginnen die Vorbereitungen zu feiner pro= 
viforifhen Entlaſſung; es werden Erfunvigungen barüber eingezogen, wo ter zu Entlaſſende 
bei zuverläfiigen Leuten untergebracht werden kann, und es erfolgt endlich, nad} von den Unter⸗ 
ſtaatsſecretären der Minifterien des Innern und der Golonien gehaltenem Vortrage, feine 
bedingte Begnadigung. Man hat gegen die ticket of leave men fait allgemein Vorurtheile und 
fürchtet ſich, fie in ven Dienft zu nehmen, behauptet auch, daß dad ganze Suftem die Heuchelei 
beförbere, dennoch ind Die Durch daſſelbe erlangten Reſultate fehr günjtig zu nennen, da von 
5152, vom Jahre 1853 bis zum 11. März 4856 bevingt Begnadigten nur 447 oder 8 Proc. 
wegen neuer Verbrechen vor Gericht geftellt wurden, und nur 179 oder 3 Broc. wegen ſchlech⸗ 
ter Aufführung in das Gefängniß zurückgebracht werden mußten. 

Diefe Reſultate dürften wol geeignet fein, aud) die deutſchen Staaten auf dad Syſtem ber 
bedingten Begnadigung beſonders aufmerkjam zu machen, damit man aud) in ihnen zur Abkür: 
gung der Freiheitoſtrafen auf einem Wege gelange, welcher den Beſſerungszweck verfolgt und Die 
fen beffer zu erreichen geeignet ift ald alle Strafqualificationen, körperliche Züchtigungen, und 
wie die Waffen der Abſchreckungstheorie id) nennen mögen, dies zu thun im Stande jind. So: 
weit wir willen, hat, außer Mittermaier im „Ardiv des Criminalrechts““, nur der Appellationde 
gerihtepräftvent Wengel in Ratibor in dem Goltvammer'fchen „Arhiv für preufifches Straf: 
recht“, 1854, die Einführung ded Beurlaubungsſyſtems, diefer zunächſt mit Bezug auf Preußen, 
ausführlicher empfohlen, wobei Wengel die Beurlaubung nad) dem Ablaufe von drei Viertheilen 
der Strafzeit eintreten laſſen will. Wir find niht fehr befreundet mit einer befondern Bevor: 
zugung bed einen Sträflings vor ven andern In der Strafanftalt; eine ſolche erwedt ven Neid 
und den Haß der Mitgefangenen und kann zu Exreffen führen, wie fie in ber Strafanftalt zu 
Münden kürzlich vorgekommen find, wo die Gefangenen ihnen zu fogenannten Aufpaflern 
vorgefegte Kameraden erfchlagen haben. Wir würden bei der Ginführung der bedingten 





9) Mittermeier, a. a. D., 1855, S. 03. 
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Begnadigung bed Syſtem der badges und Führungsclaſſen nicht mit Übernehmen. Der 
arbeitjame und gehorſame Gefangene bleibt auch ohne ſolche Zuthaten feinen Vorgefegten nicht 
unbemerkt und wird um fo achtenswerther erſcheinen, wenn er jich nicht durch Die Ausſicht 
zu erlangenver Vortheile zur guten Aufführung bewogen fieht, dieſe vielmehr hei ihm aus 
einer durch Innere Überzeugung hervorgerufene Pflichterfüllung Hervorgegangen iſt. Der Vor⸗ 
wurf, melden man dem Syſtem macht, daß es die Heuchelei erwede und bejürbere, ift dann 
wenigſtens in einem viel geringern Maße an feiner Stelle. 2. Trieft. 
Begräbniß. Sitte und religiöje Anſichten haben bei ven verſchiedenen Völkern und in 
verfdiedenen Zeiten eine ſehr abweichende Behandlung des menſchlichen Xeihnamd veranlaft. 
Während der Agupter, ber Guanche, der Nadomeffe durch mehr oder minder künſtliche Einbal⸗ 
famirung die Form des Leibes moͤglichſt lange zu erhalten fucht, zerftört ver Hellene, ver Römer, 
ver Gingalefe duch Feuer fo ſchnell und fo vollftändig als möglich jede Spur des feelenlofen 
Körpers; der Parſe läßt feine Tobten von Hunden freffen, der Otaheiter fie in freier Luft vers 
weſen, der Europäer bevedtt jie hoch mit Erde, damit jie ungefehen und den Lebenden unſchadlich 
vermobern, Bei der großen Häufigkeit des Balles und feinen vielfachen Beziehungen zu dem 
geiftigen und körperlichen Leben ift eine zweckmäßige Behannlung veflelben von großer und alle 


‚gemeiner Wichtigkeit, und auch der Staat ift in mannichfacher Beziehung aufgerufen, durch 


Zwangsvorſchriften und öffentliche Anftulten ſchützend und orbnend.einzufchreiten, ihdem die 
Erfüllung des Wünſchenswerthen und Nothwendigen weder von dem Willen noch von ben 
Kräften des Ginzelnen immer erwartet werden fann. Seiner Thätigfeit ift eine vierfache Aufs 
gabe geftellt. Bor allem muß dafür geforgt werben, daß feine aus Gründen des allgemeinen 
Nutzens verwerjliche Art die Leichname überhaupt zu behandeln fich feftiege; zweitens ift zu ver⸗ 
hindern, daß blos Scheintodte nicht als wirklich verftorben behandelt und dadurch verlegt ober 
erſt jegt getöbtet werben; brittend hat eine Unterſuchung ber zu beftattenden Leichname zun Bes 
Huf der Verhinderung oder wenigftens Entdeckung von Lebensberaubungen ftattzufinden; und 
viertend endlich find wirthſchaftliche Misbräuche, fei ed, daß fie Einzelnen, fei ed, daß fie dem 
Allgemeinen Schaden drohen, aus dem gebräuchlichen Geremoniell bei Toptenbeftattungen zu 
entfernen. ; 

1) Die allgemein ſchädlichen Arten der Behandlung von Leihnamen laffen ſich eintheilen 
in ſolche, welche der Geſundheit der Lebenden nadıtheilig wären; in ſolche, welche das ſittliche 
Gefühl und den Anſtand verlegten; endlich in ſolche, bei denen unnöthigerweife ein für bie Ge⸗ 
fammtheit nüglicher Stoff verſchwendet und zu Grunde gerichtet wird. Der Geſundheit find 
alle jene Behandlungen ver Leihname nachtheilig, welche die Lebenden in die Nothwendigkeit 
oder mindeftend Wahrfcheinlichfeit verfegen, die aus den verweſenden Körpern ſich entwickeln⸗ 
den ſchädlichen Gasarten einzuathmen. Wenn hiervon beim Verbrennen oder Ginbalfaniren 
der Reichen feine Rede ift, fo kann e8 nicht nur der Fall fein, wenn die Leichen ohne weitereö 
hingeworfen und der Fäulniß in freier Luft überlaifen werden, fondern auch, wenn fie zwar dem 
Ange entzogen, allein nur auf eine unvollftändige Weile von der Verbindung mit der Atmıoz 
ſphaͤre abgeſchloſſen find. Legteres ift denn der Grund, warum ein nur oberflächliches Einz 
ſcharren nicht gebulbet werden mag; warum ferner die Begräbniffe in nefchloffenen, von Mens 
ſchen wenigftens zuweilen benugten Räumen und in deren nächſter nicht ganz abſchließbarer 
Nähe, fomit aljo vor allem in Kirchen, unbedingt zu verbieten ſind; und mweöhalb endlich die 
Begräbnißpläge nicht einmal in der Mitte von Wohnorten geduldet werben bürfen. Möchte hin⸗ 
ſichtlich des Segtern Punktes an und für fid) allerdings Schug aud) in tiefen Gräbern gefucht 
werben Fönnen, und find ohne Zweifel die in neuern Zeiten fo allgemein gehegten und zu fo 
vielen toftipieligen Berlegungen Anlaß gebenden Bejorgniffe ziemlich, übertrieben: fo läßt fich 
doch in beſondern Fällen die Möglichkeit einer ſchädlichen Ausdünſtung nicht leugnen, wie z. B. 
bei großer den Boden fpaltenden Dürre, Öffnung eines noch neuen Grades, und iſt demnach 
die Anordnung, daß alle Begräbnißpläge außerhalb des Bereichs der Wohnorte und womög⸗ 
lid) etwas erhöht und von der Strafe abgelegen zu errichten feien, ganz zweckmäßig. Als dem 
Anftande zuwider müßte e8 betrachtet werben, wenn die nadten Leichname dem Öffentlichen Anz - 
blick bloßgeftellt würden; das fittliche Gefühl aber könnte es nur verlegen, wenn bie abgelegten 
Hüllen folder, welche wir in dieſer Form liebten und achteten, ohne Ernſt und Rückſicht bei Seite 
geſchafft und vielleicht der Roheit und dem Leichtinne zum Spotte und Spiele Üüberlaffen wers 
den wollten. Gine ſo geiftlofe Bitelfeit e8 verräth, wenn ein Menſch ausführliche Anordnungen 
über eine einflige beſonders ehrenvolle Behandlung feines Leichnams trifft; und fo gewiß ber 
son dem Geiſte verlaffene, einer ekelhaften Zerflörung ſchnell entgegengehenbe Körper nur von 
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der Heuchelel ober dem durch ven Schmerz des Verluftes getrübten Verſtande mit Denfelben, wo 
nicht mit größern Zeichen von Liebe und äußerer Achtung, melde bisher dem lebenden Weſen 
gebührten, behandelt werben fan: ebenſo ſicher ift eine frivole und unmwürbige Befeitigung Dex 
irdiſchen Überrefte eine Verlegung der Würbe des Menſchen, ven wir ja nur in biefer Erfchei— 
nung erfennen und ehren oder mishandeln Fönnen. Daß eine ſolche Behandlung überdies nach 
theilig auf das feinere Gefühl der Jugend wirfen würbe, kann feinem Streite unterliegen. Sitte 
und Bildungsgrad des Volks Haben zu entſcheiden, was als verlegend anzufehen und zu unter= 
fagen ift. Da nichts fiherer if, als daß jeder Menſch ſtirbt, und nichts wahrſcheinlicher, als daß 
jeder aud) regelmäßig beftattet wird, fo ift Die Zahl der jährlich zu begehenden Leihenbegängs 
niſſe in jeder bürgerlichen Gefellfchaft fehr groß. Selbft nach ven bei weitem ſich günftiger flels 
lenden Lebensbauerverhältniffen ift doc innmerhin noch anzunehmen, daß im Durchſchnitte uns 
gefähr der fünfunddreißigfte Menfc jährlich flirbt, von einer Million alfo 30,000. Somit if 
es eine Sache von großer Bedeutung, welcherlei nugbare Gegenſtände zu der gewählten Beftat- 
tungsart gebraucht, und namentlih, welde dem Leichnam in feiner Fünftlich befchleunigten oder 
feiner natürlichen Zerftörung beigefellt und mit vernichtet werden. Sind ed Gegenflände vom 
Tauſchwerth, fo wird das Volksvermögen um den beträchtlichen Gefammtbetrag ärmer; find es 
unentbehrlide Güter, fo kann theilweife felhft die Cxiſtenz durch eine ſolche Sitte bedroht fein 
und zwar, wie wohl zu bemerken, in beiden Faͤllen völlig nutzlos, falls eine gänzliche Unter: 
laſſung oder eine Verwendung mindern Werthes möglich if. Daß das Unterbleiben einer folchen 
unvernünftigen Verſchwendung im Intereffe des allgemeinen Wohles von Volk und Staat zu 
wänfchen wäre, bedarf feiner Auseinanderſetzung; die Frage iſt nur, ob der Staat diefen Werth 
dur ein Zwangsgeſetz vermirflichen darf? Die Bejahung der Frage kann nicht zweifelhaft fein 
in Beziehung auf eine Vernichtung von Dingen, deren Erhaltung ald Bedingung der Eriftenz 
eines Theiles der Bevölkerung erſcheint, Indem vernünftigerweife den Lebenden die Möglichkeit 
zu beftehen nicht verfüimmert werden darf, um die Todten gerade auf eine beſtimmte Weife vers 
meintli zu ehren. Trägt man fein Bedenken, wohlerworbene Privatrechte der Möglichkeit der 
Goexiftenz zum Opfer zu bringen, und ift dies fogar Pflicht ded Staates, fo muß dies noch weit 
mehr ftattfinden dürfen in Beziehung auf die Behandlung Ieblofer und rechtsunfähiger Cada⸗ 
ver. Ohne Bedenken ift daher namentlich zu behaupten, daß das Verbrennen der Leichen in 
einem nicht mit überflüffigen Holze verfehenen Lande unter alfen Umſtänden zu unterfagen iſt, 
indem es für die Todten von je einer Million Menſchen nit weniger als 100 — 120,000 
Morgen ber beftbeftocten Waldungen erfoderte (jeder Brandſtoß zu zwei Klafter, ven nachhal⸗ 
tigen Jahresertrag zu einer halben Klafter vom Morgen angenommen). Inwiefern dagegen 
die Vernichtung zwar nutzlicher, allein nicht gerade unentbehrliher Gegenftände vom Staate 
unterfagt werben darf, iſt eine andere, unten unter Nr. 4 näher zu erdrternde Frage. 
2) Kein fpredlicherer Gedanke als der, lebendig begraben zu werben, um im Grabe hülf- 

108 zu erwachen und in Verzweiflung zu ſterben. Dieſes Unglüd kann aber fi gar leicht ereig: 
nen, da bie Bälle, in welchen vie Lebenskraft fo gebunden ift, daß die äußere Erſcheinung bes 
Leidenden ganz bie eines Todten ift, nicht eben felten find, und ein folder Zuftand des Schein: 
tobe8 mehre Tage, fomit zur völligen Täuſchung der Umgebung, fortzubauern vermag. Es 
unterliegt auch feinem Zmeifel, daß nur zu viele Menſchen ſchon dem furchtbaren Lebendigbe⸗ 
graben wirklich unterworfen wurden, wenn auch vielleicht die Vermuthungen Mandyer über: 
trieben ober ihre Darftellungen, einer gut gemeinten Abſicht zu Liebe, zu ſehr Ind Schwarze ge: 
malt fein follten. Allerdings gibt e8 Ein ganz untrügliches Zeichen des Todes, nämlich bie 
Fäulniß, allein das Abwarten verfelben ift wenigſtens häufig mit mannichfachen Unbequemlich⸗ 
keiten und felbft mit Gefahr für Die Umgebungen verbunden, ſodaß eine Entfernung des Todten 
vor deren Gintritt fehr wünfchenswerth fein kann, wie 3. B. in ven engen Wohnungen ver Ar⸗ 
men, bei heißen Wetter, anſteckenden Krankheiten u. f. m. Um die beiderfeitigen Intereffen zu 
wahren, bleiben dem Staate nur zwei Mittel, nämli die Errichtung von Leihenhäufern zur 
Aufnahme der Beftorbenen bis zum Eintritte der Fäulniß und die Beftellung einer moͤglichſt 
intelligenten Leichenſchau, ohne deren Unterfuhung und Erlaubniß Fein anfdeinend Tobter be: 
graben werben barf. Das Leihenhaud iſt an dem Begräbnißplage ſelbſt zu errichten und ent: 
hält außer der Wächterwohnung Raum für die fämmtlihen in der Gemeinde möglicherweife 

u gleicher Zeit vorfommenden Leihen, am beften eigene Eleine Zimmer für jede einzelne Leiche, 
Fr Babes, Belebungs- und Sectiondzinmer. Nachts ift Alles gut erleuchtet, Winters ge: 
heizt. In dieſes Haus wird jeder anſcheinend Todte innerhalb 24 Stunven nad) feinem Der: 
ſcheiden gebracht und dafelbft bis zu ber erſt nach unzweifelhafter Fäulniß eintretenden Veer⸗ 
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digung unentgeltlich aufbewahrt. Während dieſer Zeit iſt er mittels feiner. Vorrichtungen in 
folhe Verbindung mir einem Glockenwerke gebracht, daß auch die leiſeſte Bewegung Lärmen 
verurſachen wũrde; außerdem hat der Wächter bie Pflicht, durch die aus feinem Zimmer In die 
Todtenzimmer gehenden Benfter die Xeichen beftänbig zu beobachten. Bet dem mindeſten Lebens- 
geichen iſt ärztliche Hülfe zu rufen. Daß diefe (zuerft von P. Frank vorgefihlagene, von Hufe: 
land aber weiter verbreitete und in manchen ber größern deutſchen Städte wirklich audgeführte) 
Einrichtung bei irgend genauer Aufficht auf die Wächter dem Zweck völlig entſpricht, Fann nicht 
dem geringften Zweifel unterliegen; ſchade nur, daß bie Erbauung und Erhaltung des Haus 
ſes, Heizung und Beleuchtung, ſowie die Wächterlöhne keinen unbedeutenden Aufwand erfos 
dern, daß Manche ſich ſträuben werben, einen zärtlich geliebten Todten ſobald aus ihrer Nähe 
und überhaupt in ein Öffentliches Haus bringen zu laſſen; endlich daß Leihendffnungen und 
feierliche Züge wo nicht unmöglich gemacht doch erſchwert werben. Eine facultative Benugung 
der Anftalt räumt freili, mit Ausnahme des Koftenpunfteg, dieſe Einwendungen weg, hebt 
aber zu gleicher Zeit auch die völlige Sicherung gegen dad Begraben Scheintobter wieder auf. 
Sevenfalld Kann in Eleinern Gemeinden, d. h. in der großen Mehrzahl ver Fälle, an die Errich⸗ 
tung von Leihenhäufern nicht gedacht werben. Für diefe nun, wie überhaupt für alle Fälle, wo 
dieſe Einrihtung aus irgendeiner Urſache nicht befteht, bleibt als Nothbehelf die Leichenſchau. 
Wenn biefe Unterfuhung der angeblich Verftorbenen an einen mit den Kennzeichen des Todes 
vertrauten Mann, namentlih an einen Wundarzt übertragen, berfelbe durch genaue Inftrucz 
tionen und gemeinfhaftliche Belehrungen mit feinem Auftrage vertraut gemacht, der unmittel- 
bar vorgefegten ärztlichen Behörbe aber deſſen Beaufſichtigung übertragen if, fo mag immer⸗ 
Hin mit ziemlicher Gewißheit auf Verhütung von Unglüdöfällen gehofft werben. Sowol um 
den Zeihenfhauer unangenehmen Zudringlichkeiten zu entziehen, ald auch um gegen Übereiz 
lungen von feiner Seite möglihft gefchügt zu fein, muß eine Zeitfrift feftgefegt fein, vor deren 
Ablauf feine Beerbigung ftattfinden darf, außerorbentlihe von einen Arzte befonders geprüfte 
Bälle auögenommen. Zwei Tage find, mol mit Recht, in der Regel Hierzu feſtgeſetzt. Billige 
Zaren haben Expreffungen zu verhindern. 

3) Somol das Reihenhaus als die Leichenſchau können fehr leicht zur Entdeckung etwaiger 
gewaltfamer Lebenöberaubungen benugt werden. Es bebarf in beiden Fällen nur einer Aus: 
behnung der Amtsanweiſungen und ber Vorſchrift unvermweilter Anzeige bei vem zuſtändigen 
Gerichte oder Polizetamte im Falle eined Verdachtes. Da die ganze, denn Doch weder fiberflüfz 
fige noch unwichtige Veranftaltung ohne irgendeinen Aufwand oder Jemandes befondere Be: 
Täftigung auszuführen ift, fo Hat wol ihre Empfehlung feine weitere Begründung nöthig. 

A) Schwieriger ift Die Frage, ob der Staat einen Grund und ein Recht hat, wirthſchaft⸗ 
liche Misbräude, d. h. Luxus, bei den Beerbigungen durch Zwangsmaßregeln abzuftellen? 
Die Verſchwendung kann hauptſächlich zwei Richtungen nehmen; einmal nämlich mögen ven 
Todten Koftbarkeiten an Kleidung, Schmuck u. f. w. ind Grab gegeben werben, wozu nament: 
lich auch theure Särge gehören ; zweitens iſt unnöthiger Aufwand aller Art bei ven Leichencon- 
ducten denkbar, z. B. für überflüffige Wagen und Begleiter, Gaftmahle, Geſchenke. Kein Vers 
nünftiger wird einen Augenblid anftehen, beides ald Beweife menſchlicher Schwäche zu erklären. 
Er wird fiherlich bedauern, daß jährlich nur an Kleidungsſtoffen und Särgen in Europa viels 
leicht für 30 Mill. Glon. in den Gräbern verfaulen, und es dem feinern Gefühle zuwider fins 
den, wenn ein Trauerfall als Beranlaffung zur Oftentation und zu Schwelgereien misbraucht 
wird. Allein dies Alles ermächtigt den Rechtsſtaat noch nicht zu einem Verbot. Der Bürger 
hat das Recht, wenn er will, Theile feines Eigenthums nutzlos zu vernichten, folange er nicht 
den Rechten Dritter dadurch zunahe tritt; er kann auch minder ſchickliche Gelegenheiten zu ftert= 
len Ausgaben benugen und der Staat darf ſich nicht al feinen Vermoͤgensverwalter und Vor⸗ 
mund betragen, folange nicht die ganze Kandlungsweife deſſelben Verſtandeskrankheit zeigt. 
Dagegen unterliegt e8 ebenfo wenig einem Zweifel, daß der Staat das Recht und die Pflicht hat, 
diejenigen Bürger, welchen zu folder unvernünftigen Verſchwendung Luft oder Geld fehlt, 
gegen Zwang zur Theilnahme zu fhügen. Ein folder Zwang kann denn nun aber nicht blos 
durch eigentliche Gewaltthat ausgeübt werben, fondern auch durch eine despotiſche Gewohnheit, 
welche namentlich von Denjenigen, bie einen Vortheil daraus ziehen, als unerlaßlich dargeſtelli 
und gehandhabt wird. Der Einwenbung, daß einem blos moraliſchen Zwange ein kräftiger 
Wille fich entziehen könne, Schwäche aber freiwillig ſich unterwerfe, und daß fomit auf beiven 
Seiten kein Rechtfertigungsgrund zu einer Staatdeinjchreitung vorhanden fei, iſt zu entgegnen, 
daß gerade hier der Bürger fehr häufig feiner gewöhnlichen Kraft nicht mächtig fei und fomit 
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allerdings den Staat um Schutz angehen dürfe. Der betäubenne Schmerz eines neuen Mens 
luſtes macht unfähig und unwillig zur Beſtreitung unbilliger und närtijger Soberumgen, 
welche man unter allen andern Umftänden von der Hand weifen würde. Manden wird Rück⸗ 
ſicht auf jeinen Grebit als Oewerbtreibender abhalten, pen Anſchein einer ängftligen Sparſam⸗ 
keit auf ſich zu ziehen; oder er hat die bei dem Unfuge Gewinnenden zu fhonen. Dazu kommen 
noch die Fälle, in welhen Minderjährigen oder Abweienden eine ſolche Verſchwendung ohne 
weiteres aufgedrungen wird. Nun leuchtet aber ein, dag wirfjamer Schuß nur gegeben iR im 
einer vom Staate ausgehenden Unmöglichkeit, anders als einfach und nur das Nothwendige 
und Anftänvige erfüllend zu verfahren. Somit wird alfo allerdings eine die beiden oben anges 
deuteten Verſchwendungsarten ind Auge fallende und die je nad) der bisherigen oͤrtlichen Unfitte 
beſonders beſtehenden Misbräuche auch beſonders verbietende Leichenordnung völlig gerecht⸗ 
fertigt und nützlich fein. Die große Mehrzahl wird Höhft dankbar für Die wohlthätige Beſchrãn⸗ 
tung fein, und die Erfahrung zeigt, daß ſich gar bald Feine Luft zum Alten mehr zeigt. Unter 
allen Umftänden müffen dabei übrigens die Vorſchriften indispenjabel fein, denn fonft droht 
die Gefahr, daß ber Luxus außer der Beibehaltung der alten Ausgaben auch noch die Erfaus 
fung der Diöpenfation verlangt. Dagegen bringt es die Verſchiedenheit der bürgerlichen Ver: 
hältniſſe und des Vermögens mit, daß einige Glaffen von erlaubten Keftlichkeiten und Koſten 
gemacht werden; nur muß auch noch die hoͤchſte Claſſe ganz innerhalb der Grenzen eines ver: 
nünftigen Betrages ſich halten. 

Uber die Unſicherheit der, Kennzeichen des Todes iſt unter Anderm naczuſehen: Frank, 
„Mediciniſche Bolizei”, Bo. IV und V (ver Originalausgabe); Hufeland, „Über die Ungewißs 
heit des Todes” (neue Aufl., Halle 1824); Schneidawind, „Der Scheintod, nad Orfila und 
Andern‘ (Bamberg 1829). Über Leihenhäufer, außer den angeführten Schriften von Frauk 
und Hufeland: Agel, „Über die Leihenhäufer, als Gegenſtand der jhönen Baukunſt“ (Stutts 
gart 1796); Bell, „Das Leichenhaus zu Frankfurt a. M.“ (Frankfurt 1829); Schwabe, „Das 
Leihenhaus in Weimar” (Leipzig 1854). Uber Leihenfhauer: Schütz, „Katechismus für bie 
Leihenfhauer” (Stuttgart 1834); Bouchut, „Die Todeszeichen und die Mittel vorzeitige Beer⸗ 
digungen zu verhindern, aus den Franzöſiſchen von Dorabluth" (Erlangen En Wett. 
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Behörden, f. Amt. j 
Behr (Wilpelm Joſeph), geboren am 26. Aug. 1775 zu Sulzheim im jegigen Unters 
feanten, abfolvirte in Würzburg die Oymnaflal- und Univerfitätsfudien, erhielt im Geptem: 
ber 1794 die philofophifhe und im Mai 1798 die juriftifhe Doctormürbe, ward unnıittelber 
darauf zum Profeffor der Rechte nad einflimmigem Vorſchlage der Juriftenfacultät deſignirt, 
bezog jedoch zunächſt die Univerfität Göttingen, um die Anſichten der dortigen Lehrer kennen 
- zulemen und die daſige Bibliothek zu benugen, wurde aber ſchon um Oftern 1799 von feinem 
Landesherrn einberufen zum Antreten feined Lehramtes, anfänglic des Lehnrechts, bem es 
eine Abhandlung über den Unterſchied zwifchen Lehnsherrlichkeit und Lehnöhoheit vorauss 
ſendete. Nebft andern Rechtsgebieten wendete er ſich aber vorzüglich auf dag Gebiet der Staats⸗ 
wiſſenſchaft, worüber er, nad aufgeftellter Abhandlung über die Nothiwenpigfeit und ben 
Mugen dieſes Studiums, den erften Vortrag in Würzburg eröffnete und es dahin brachte, daß 
bei der befannten Neubelebung diefer Univerſität durch die bairifcde Regierung im Jahre 1804 
eine eigene ſtaatswiſſenſchaftliche Facultät errichtet wurbe. Im Jahre 1806 ward ihm aud) pas 
Bad} des pofitiven Staatsrechts übertragen. Der große Beifall feiner ſtets ſich mehrenden Zu⸗ 
bhörer und ungefuchte Belohnungen durch Verleihung der Hofrathäwürbe und Gehaltözulagen 
ſprechen für feine Verdienſte als Lehrer, und ein vorhandenes Verzeichniß von mehr als 20 
größern und kleinern literariihen Werken veffelben bekundet den Umfang feiner ſchriftſtelleri⸗ 
ſchen Thätigkeit. Wer diefe Schriften Eennt, weiß, daß in denſelben ein Charakter der ſtreugſten 
KRechtlichkeit ausgeprägt if. Im Jahre 1819 auf den damaligen erften bairifhen Landtag vom 
ber Univerfität Würzburg als ihr Abgeorbneter gefendet, Hat er ſich notorifch durch feine fennts 
nißvollkräftige Beredtſamkeit und unbeſtechliche Redlichkeit in Erfüllung feines Mandats aus⸗ 
gezeichnet, ſich aber eben dadurch wahrſcheinlich nem herrſchenden Zeile läflig und unerwünſch⸗ 
li gemacht; denn vor dem Gintritt des zweiten Landtags 1821 wurde der obgleich anerfannt 
vortreffliche Lehrer als folder in Ruheſtand verfegt und dadurch vom Landtage fern gehalten. 
Sogar dem nad) diefer Maßregel von der würzburger Bürgerfhait zu ihrem erften Bürgers 
meiſter, unb dann in ben Jahren 1825 und 1831 von den Stäpten des Untermainkreifed zu 
ihrem Lanbtagsabgeorbueten Gewäßlten wurbe beine mal die Erlaubniß zum Gintritt in den 


{ 
j 


‘ 


Be “u 


Landtag ohne alle Angabe von Bründen verweigert. Mit gewohnter Pfllchttreue und Reodlich⸗ 
keit verwaltete B. auch das ihm übertragene Bürgermeifteramt elf Jahre lang. Die damalige 
bairiſche Regierungspolitik und die abermalige Zurückweiſung B.'s vom Landtage Hatte eine 
lebhafte Oppofition in Rede und Schrift erweckt, die natürlich durch die Julirevolutlon gefteigert 
war. Gin am 27. Mai 1852 in Gaibach in liberalem Sinn begangenes bairiſches Gonftitutionds 
feft, bei welden natürlich B. und die von ihm vertheibigte echte Verfaffung, in dem wenigftend 
ſtillſchweigenden Gegenſatz gegen die von oben erftrebte Vernichtigung derjelben, fehr gefeiert 
wurden, und bei welchem B. felbjt auch einige mal Öffentlich redete, vegta bie Negierung noch mehr 
“ gegen ihn auf. Diejelbe richtete jegt die allgemeine, gegen die Folgen der Julirevolution eintves 
tende Reaction mit ber größten Härte gegen ihn und gegen Dr. Eiſenmann, Profeffor Seuffert 
und andere liberale Ehrenmänner. Die Stadt Würzburg wurde mit öniglicher Ungunſt bes 
droht, und, durch die Burcht von ftädtiichen Nachtheilen bewogen, foderte unwürdigerweiſe bie 
jetzt herrſchend gewordene fervile Partei von der Regierung B.’8 Entlaffung vom Bürgermeis 
ſteramt, wendete aber doch Die Verlegung des Obergerichts nach Afchaffenburg nicht ab. B. aber 
wurde penfionirt, wie Eiſenmann verhaftet, vem fhanerlihen Dunfel eines geheimen Inquiftz 
tiondferfers und Proceſſes übergeben und nach mehrjähriger Unterſuchungshaft, natürlich bei 
ſtreng gewahrtem Proceßgeheimniß, wegen angeblicher Theilnahme an demagogiſchen Umtrieben 
und wegen Majeftätöbeleivigung zu der empoͤrenden Strafe der Abbitte vor dem Bildniß des 
Königs und zur Beftung auf unbeflimunte Zeit verurtgeilt. Er wurde nad) der Feſtung Obers 
Haus bei Paflau gebradt. Im Jahre 1859 geftattete man ihm in Paſſau und 1842 unter bes 
ſonderer polizeilicher Auficht in Regensburg eine Privatwohnung zu beziehen, bis ihn nad der 
ligeralen Bewegung 1848 die Anıneftie befreite und ihm von der Regierung eine Cutſchädi— 
gungsſumme von 10,000 Gldn. ausgezahlt wurde. Der Wahlkreis Kronach wählte ihn jet 
in bie deutfche Neichsverſammlung, in welcher wir mit ſchmerzlichem Gefühl den edeln greifen 
Märtyrer durch feine langen Leiden koͤrperlich und beinahe auch geiftig gebrochen fahen. Er ſtarb 
den 1. Aug. 1851 in Bamberg. B. hatte eine ganze Reihe von ſtaatswiſſenſchaftlichen Werken 
geſchrieben, vor allem ein „Syftem ver reinen Staatölehre‘ (Bamberg 1804) und ein „Syſtem 
ber angewandten Staatölehre oder der Staatskunſt“ (3 Bde., Frankfurt 1810); „Darftellung 
der Wünfche und Hoffnungen beutfcher Nation“ (Aſchaffenburg 1816); „Rehre von her Wirth⸗ 
ſchaft des Staates“ (Leipzig 1822); „Bon den vehtlihen Grenzen ver Cinwirkung des Deuts 
ſchen Bundes auf die Verfaſſung, Gefeggebung und dtechtöpflege feiner Gliederſtaaten“ (2. Aufl., 
Stuttgart 1820); „Anfoverungen an Baierns Landtag im Jahre 1827 und unparteiiſche 
wiſſenſchaftliche Beurtheilung feiner Verhandlungen” (3 Bre., Würzburg 1827 — 28), und 
endlich „Bedürfniſſe und Wünſche ver Baiern” (Stuttgart 1830). 8. ftand in den zuerft 
genannten Schriften allerdings noch auf dem jept allgemein als einfeitig anerkannten rein⸗ 
phitofophifhen formaliftifhen Standpunkt der Kant'ſchen Schule. Aber er behandelte dieſe 
eite der Betrachtung der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Verhältniffe mit Scharfiinn und 
Folgerichtigkeit und mit einem unerſchütterlichen Rechtsſinne, und er wurde in dem Maße viele 
feitiger und praktiſcher, als er feine Beftrebungen unmittelbar ven neuen bairiſchen und beuts 
{hen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen zumandte. Er war einer von den wenigen Männern, 
welche, nachdem die altnapoleonifche und die neue reactionäre deutſche Regierungspolitik die 
kaum verfündeten neuen Berfaflungen in der Prarid duch lügenhafte Auslegung und Uns 
beutelung wieder zunichte zu machen fuchte, ihren wahren, den hiſtoriſchen, natürlichen und 
urfundlihen Grundlagen entiprehenden Sinn erfaßten und In muthigen Kampfe bis zur 
Märtyrerkrone vertheidigten und fefthielten. Er leiftete dadurch feinem bairiſchen und deutſchen 
Baterlande, und mittelbar auch unferer heutigen Staatswiſſenſchaft die weientlihften Dienſte, 
größere und dauerndere, ald er durch eine ganze Reihe theoretiſch gelehrter Schriften Hätte lei⸗ 
ſten können. - Welden 
Beil, Säwert, Strang und Fallbeil (als Hinrihtungsinftrumente). Es iſt 
ein Jahrhundert verloflen, feitden Jean Calas unſchuldig das Blutgerüft beftieg und diefer 
Juſtizmord für Beccaria die Veranlaffung wurbe, ven Kampf gegen die Toveöftrafe zubeginnen. 
Gr iſt in dieſer langen Zeit mit abwechſelndem Glüde fortgeführt worden und bat bald Siege, 
bald Niederlagen in feinem Gefolge gehabt, im Allgemeinen jedoch für Die Gegner der Todes⸗ 
frafe keine ungünftigen Refultate geliefert. Ein flüchtiger Blick auf den Stand der Sache in 
Nordamerika und mehren europäifgen Ländern wird dies beftätigen. In Nordamerika hatte die 
Frage nad der Beibehaltung oder Abſchaffung der Todesſtrafe jederzeit nur eine praktiſche 
Beveutung; der Norbamerkkaner liebt ed nicht, ſich In philoſophiſche Unterſuchungen über bie 


48 Beil 

Rehtmäßigkelt der Toͤdtung von Staatswegen einzulaflen, er prüft vielmehr, ob bie Bürger- 
liche Geſellſchaft die Todesſtrafe entbehren könne, ohne daß die Erreihung bed Zwecks bes 
Siaats und der Geſetze gefährdet werde, und er hürfte ſich hier auf dem richtigften Wege befinnen. 
Nur die gewonnene Ueberzeugung von ber völligen Entbehrlileit der Todesſtrafe kann und 
wird dereinſt diefelbe Hefeitigen. Soweit und befannt, ift nur in den Staaten Michigan und 
Rhode⸗ Island (1852) die Todesſtrafe aufgehoben und ig 16 Staaten nur dem Morde erften 
Grades gedroht, z.B. in Maryland, Virginien, Ohio u. |. w. Man verfteht gemeinhin unter 
dem Morde erften Grades denjenigen, welcher durch Gift, durch Auflauern, duch Gefangen- 
Halten, durch Entziehung ver Nahrung oder durch böörwillige, mit Vorbedacht verübte Tötung, 
- ober durch Verübung von Brandftiftung, Nothzucht, Hauseinbruch oder Raub begangen wirh. 

In den Staaten Maine und Maſſachuſetts hat man einen gewiß verberblichen Mittelweg zwiſchen 
der Aufhebung und Beibehaltung der Tobeöftrafe eingeſchlagen, indem Der, welcher zum Tode 
verurtheilt wird, auch zur lebenslänglichen Einfperrung mit harter Arbeit auf ein Jahr con⸗ 
demnirt wird und nad) dem Ablauf dieſes Jahres hinzurichten ift, wenn nicht die vollziehende 
oberfte Gewalt, nad) vorheriger Prüfung des Falles, von diefer Hinrichtung abfteht.1) Im 
England, wo die Zahl der todeswürdigen Verbrechen unter Georg III. ſich noch auf 240 belief, 
beſteht fie nur noch in 15 Fällen und ift feit 1841 nur noch wegen Mordes verhängt worden; 
auch Hier geht fie ihrem Erlöfchen entgegen, im Jahre 1848 betrug z. B. die Zahl der Hin= 
gerichteten nur 8, im Jahre 1849 15. Der Widerwille ver Geſchworenen gegen die Todesſtrafe 
vermehrt die Freiſprechungen von Jahr zu Jahr.2) In Frankreich verſchwendete man auf eine 
empdrende Weife im „Code penal” von 1810 die Androhung der Todesſtrafe; 39 Artikel 
ſprechen ſie für verſchiedene Verbrechen aus. Jever Theilnehmer an einem Capitalverbrechen 
wurde mit dem Tode beftraft, jeder Berfuch, felbft jene Theilnahme an dem Verſuche z0g dieſe 
Strafe nad ſich; man wollte durch flrenge Strafen abſchrecken. Das Geſetz vom28. April 1854 
befeitigte die bei Eigenthumsverbrechen angedrohte Todesſtrafe und machte, Indem es ven 
Geſchworenen die Befugniß ertheilte, durch Annahme von circonstances attönuantes bie gefeß: 
liche Strafe auszuſchließen, die Todesurtheile zu befondern Ausnahmen; 1853 ergingen nur 34, 
1854, wo, wie der MinifterAbbatucei in dem amtlichen Berichte an den Kaifer äußert, lejury 
a us6 moins fr&quernment, au profit des accusés de ces crimes graves, dela facult& d’ac- 
corder le ben&fce des eirconstances attenuantes, dagegen 68.9) Wenige Tage nad vem 
Ausbruche der Revolution vom Februar 1848 hob die-Proviforifhe Negierung die Todesſtrafe 
für politifche Verbrechen auf; behielt fie aber für die ſchwerſten Verbrechen gegen die Berfön- 
lichkeit bet. Im Italien verdient Toscana eine befondere Aufmerkſamkeit. Nachdem ſeit dem 
Regierungsantritte Leopold's I. (1765) Feine Todesſtrafe mehr vollſtreckt war, murbe am 
30. Nov. 1786 diefe Strafe ganz abgeſchafft; Ferdinand III. führte fie am 50. Aug. 1795 wieder 
ein, doch wurde fie bis 1808, wo die Franzoſen die Guillotine nach Toscana brachten, nicht voll 
ſtreckt. Die Reftauration (1814) ſtellte das Gefeg von 1795 wieder her, welches 1816 zuerft 
feine Anwendung fand; feit 1831 wurde jedoch Fein Todesurtheil mehr gefproden, und 1849, 
von der Proviforifhen Regierung, die Todesſtrafe ausprüdtich aufgehoben, auf 1847 für 
Rucca. Das Strafgefegbud vom 20. Juni 1853 führte Die Todeöftrafe wieder ein. Aufrecht er: 
halten iſt fie in den Geſetzbüchern in Neapel (1819), Parma (1821), in dem Kirchenſtaat (1852) 
und Sardinien (1839). In Belgien wurde ron November 1829 His Februar 1835 Fein Todes: 
urtheil zur Vollſtreckung gebracht; die fih herausftellende Hohe Anzahl von Todesurtheilen 
nöthigte jevod am 10. Febr. 1835 wieder zu einer Hinrichtung. Diefelbe erneuerte in ber 
Kammer der Abgeorbneten die Iehhafteften Discuffionen gegen die Todesſtrafe und veranlafte 
verſchiedene Druckſchriften. Ducpetiaur trat gegen die Tobesftrafe, welcher er weder eine mate⸗ 
rielle, noch eine moralifche Wirkung zuſchrieb, auf und erflärte unter Anderm, daß der Tod das 
allgemeine 2008 der Menfchen und daher eigentlich gar Feine Strafe fei. Man ſchaffte die Todes: 
ſtrafe nicht ab, fie ruhte jedoch bis A842 und dann bis 1851, wo Bocarme enthauptet wurde. 
In dem Entwurfe des Geſetzes zur Verbefferung des „Code penal” von 1850 behielt man die 
Todesſtrafe in 13 Fällen bei. In den Niederlanden gilt auch der „Code pénal“; man nahm 
bei einem neuen Gefegentwurfe (1846) an, daß das Land in der Bildung nod nicht fo vor- 


3 Mittermater im „Archiv des Griminatvechts‘‘, 1853, ©. 57 fg. 

Marquarbfen in der „Kritifchen Zeitfchrift für die Gefepgebung des Audlandes", Xxll, 488. 
3) Man vergl. meine Abhandlung über den Einfluß ber circonstances attönuantes auf bie Zodas. 

ſtrafe in Frankreich, im dritten Stud des „Archiv des Griminalrechts ”, 1857. 
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geſchritten fei, daß es vie Todesſtrafe gänzlich entbehren könne, daß fle aber felten durch das 
Geſetz vorgefährieben und fehr felten vollſtreckt werden müſſe. 

Wir wenden und nun zu Deutſchland. Kaifer Joſeph II. von Öfterreid) Hatte kurze Zeit 
naher, nachdem man in Toscana die Todesſtrafe abſchaffte, dies 1787 auch in feinen Staaten 
gethan und fie nur im Kalle des Standrechts beibehalten. Bald führte man fle wegen Hoch⸗ 
verraths wieder ein, und dad Geſetzbuch von 1813 bedrohte damit außerdem noch den Mord, 
die qualificitte Brandftiftung und die Anfertigung falſchen Papiergeldes; auch das Strafgefegs 
buch vom 27. Mai 1852 behielt die Tobeöftrafe bei. Eben dies gefhah in Preußen in dem 
Strafgefegbuge vom 14. April 1851, nit eben zu ſparſam, in Baiern, ſowol im Gefegbuche 
von 1813 als in dem neuen Entwurfe von 1854, in Sachſen im Strafgefegbuche vom 30. März 
1838 und in dem vom 13. Aug. 1855 u. f. mw. Die in Folge der Beſchlüſſe der National . 
verfammlung zu Sranffurt vom Auguft 1848 publicirten Grundrechte des deutſchen Volks hat- 
ten im Art. Il, $.9, beſtimmt: „Die Todesſtrafe, ausgenommen wo das Kriegsrecht over 
das Seerecht im Fall von Meutereien fie zuläßt — if abgeſchafft.“ Es waren Würtemberg, 
Baden, dad Großherzogthum Heflen, Kurheſſen, Naffau, Sahfen- Weimar, Koburg, Altens 
burg, Schwarzburg, Anhalt, Braunſchweig, Bremen, Frankfurt, Hamburg und Schleswig⸗ 
Holftein, wo man in Gemäßheit der Grundrechte die Todeöftrafe abfehaffte.%) In Würtems 
berg, wo bad Gefeg vom 13. Aug. 1849 die Todesſtrafe beſeitigt hatte, führte fie das Geſeh 
vom 17. Juni 1853, jedod) in einem beſchränkten Umfange, wieber ein. In Baden, wo die Ab⸗ 
fhaffung am 16. März 1849 erfolgt war, fand die Wievereinführung am 5. Febr. 1851 bei 
ber Einführung des Strafgeſetzbuchs ftatt. Im Großherzogthum Heflen, mo das Geſetz vom 
41. April 1849 die Todesſtrafe aufhob, wurde fie am 11. April 1852 wieder hergeftellt, ebenfo 
in Altenburg duch dad Strafgefegbuh vom 27. Febr. 1854. Auch in ven Übrigen ver ge⸗ 
nannten Länder iſt dies theils bereits gefchehen, theils zu erwarten. 

In der Schweiz find e8 das Bundesftrafgefeg und die Strafgefegbücher von Breiburg und 

Neufchaͤtel, welche die Todesſtrafe nicht mehr kennen, und auch ver Entwurf eines züricheriſchen 
Strafgefegbud8 von 1855 hat fie verbannt. In Dänemark, Schweben und Norwegen befteht 
die Todesſtrafe fort; doch wurden in Schweden, deſſen König fi ſchon 1841 in feiner Schrift 
über Strafen und Strafanftalten ald Gegner der Tobesftrafe kundgegeben hatte, von 1850—55 
nur 6 Proc. der zum Tode Verurtheilten hingerichtet. In Rußland wurde unter der Regie⸗ 
rung ber Raiferin Etifabeth die Todesſtrafe, wenn auch nicht gänzlich aufgehoben, doch beinahe 
niemals vollſtreckt. Kaifer Alexander willigte in Feine Hinrichtung megen Morves, nicht ein 
mal heim Älternmord, und nur dann, wenn dad Verbrechen die Eigenſchaft eines gewaltfamen 
Angriffs gegen das Beſtehen der bürgerlichen Geſellſchaft, die Ruhe des Staats ober die Sicher: 
heit des Throns oder der Majeftät des Megenten zum Gegenflanve hatte, fanden die Voll: 
ftreckungen ber Todesurtheile ftatt. Das Strafgefegbud von 1845 behält die Tobeöftrafe nur 
bei politiſchen Verbrechen und bei der Verlegung der Contumazvorſchriften bei. 
Wir fehen aus dieſer Überfhau, wie groß das Terrain iſt, auf welchem bie Gegner ber 
Todesſtrafe ihren Kriegsſchauplatz ausdehnten. Es find gleichfam zwei Außenwerke ver deſtung, 
welche die Anhänger der Todesſtrafe vertheidigen, welche bereits in die Hände ihrer Gegner 
gelangten: die Beſeitigung aller Qualification der Todesſtrafe und die der oͤffentlichen Hin⸗ 
richtungen, an deren Stelle immer mehr die fogenannten Intramuranhinrichtungen getreten 
find, fo zum Beifpiel in Preußen, in Sachen, in Würtemberg, in Baden, in Altenburg, in 
Hamburg u. f. w. 

Nachdem In Frankreich das Gefeh vom 18. April 1834 das nach dem „Code penal” bei 
‚Hinrihtung des wegen parricide Berurtheilten vorhergegangene Abhauen ver reiten Hand 
aufhob, haben wir nur noch zu beklagen, daß das hannoveriſche Geſetzbuch vom 8. Aug. 1840 
in gewiſſen Fällen die Tobeöftrafe durch das Schleifen des Verbredjerd zur Richtſtätte auf einer 
Kuhhaut fhärft und und fo in die Zeiten des Mittelalters zurücverfegt. 

- In Betreff ver Intramuranhintichtungen nehmen wir auf den befonvern dieſen gewid⸗ 
meten Artikel Bezug und gelangen zur Beſprechung der am Eingange des vorliegenden Artikels 
gedachten Hinrihtungsinftrumente. Es bevurfte eines langen Zeitverlufted, ehe das Menſchen⸗ 
geſchlecht ſich gleichſam fo verebelte, daß es an Todesqualen keinen ſonderlichen Geſchmack mehr 
fand, und bis ſelbſt Die, welche die Todesſtraſe noch für nothwendig halten, ſei es zur anges 
meſſenen Sühne ver Verſchuldung oder zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, doch 
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Yamit anden ſich erklaͤrten, daß bie ficherfte, ſchnellſte und moͤglichſt ſchmerzensftrie Boll⸗ 
ſtreckung der Todesſtrafe ein unabweisliches Erfoderniß ſei. 

Die Strafen bed Mittelalterg waren ſehr grauſam, indem man bie Todesſtrafe noch auf bie 
mannichfachſte Weife qualifleivte. Wir erwähnen nur des Zungenreißens, Staupeniglages, 
Abhauens einzelner Glieder oder Ausreißens derſelben. Man tödtete durch das Rad von ofen 
und unten, durch das Feuer, durch Pfähle und Lebenvigbegraben (dieſes beſonders bei Kindes⸗ 
moͤrderinnen), durch Hängen an ven Galgen oder an einen Baum, durch Viertheilen u. A. m. 
Leider erhielten ſich viele der fogenannten qualificirten Tobeöftrafen bis in die neuern Zeiten, 
und wo manfle, wie in Preußen durch das Allgemeine Landrecht geſchah, noch als geſetzlich 
anerkannte und anerkennen mußte, fand, auf den Grund eines befonbern allerhödften, dem 
Scharfrichter ertbeilten Befehls, die Eroroffelung des Verurtheilten auf eine den Publicum 
nicht bemerkbare Weife flatt, ehe die qualificirte Todesſtrafe vollſtreckt wurde, ſodaß dieſe nur 
an einem Leichname zur Vollziehung kam. 

Es ift ein großer Sieg, welchen die humanere Straftheorie über die Abſchreckungstheorie 
davongetragen hat, daß man das ganze, die Menjchheit entwürdigende Beiwerk verjelben 
allerwärts zertrümmerte, unb daß man fon In den wenigen Jahren, ſeitdem Died geſchah, zu 
dem Bewußtfein gelangte, daß man ſich folange auf einem beflagenswerthen Irrwege befunven 
hatte. Spätere Zeiten werben Das, was wir gegenwärtig von den Abſchreckungsmitteln wohl⸗ 
befugt fagen können, auch von der Todeöftrafe zu fagen willen: auch fie wird bereinft nur noch 
eine betruͤbende geſchichtliche Erinnerung fein. 

Bir haben im Wefentlihen zur Töbtung von Staatswegen zweierlei Proceduren, das 
Hängen und dad Enthaupten, noch im Gebrauche. Das Hängen finden wir in England und 
Nordamerika, wohin es and England ſich überpflangte, und in ſterreich. Noch kürzlich hat ein 
Beiſpiel in England dargethan, wie wenig Sicherheit der Hängeapparat gewährt; nur nad 
hartem Rampfe mit dem Berurtheilten, welcher die Pfoſten des Gerüſtes umklammerte und 
dadurch ſich zu retten ſuchte, konnte dieſer überwältigt und getöbtet werben. 

ſterreich behielt man auch in dem revidirten Strafgefegbuche von 27. Mai 1852 den 
Strang als Hinrihtungsinftrument bei. Zahariä fagt hierüber 5): „Bedauern müſſen wir, daß 
man auch bei der Revifton von 1852 nicht von der Vollzichung der Todeöftrafe durch den Strang 
abgegangen iſt. Was Prof. v. Hye in feinem Gommentar, ©. 365, barüber bemerkt, kann gewiß 
nicht befriedigen. Mit der bisherigen Baſis der Strafgejeggebung hat offenbar bie auch in ber 
€. C. Theresiana angeordnete ausſchließliche Hintichtungsart des Hängend gar nichts zu fhaffen, 
und es kann dies Fein Hinderniß fein, etwas Anderes an die Stelle zu fegen, und weshalb man 
fi) gerade Hier auf die allgemeine Volksſtimme gegen das Fallbeil Berufen, die, an ſich höchſt 
problematifh, nur ein feine Beachtung verbienendes Volksvorurtheil fein würbe, iſt nicht abzu⸗ 
fegen. Am allerwwenigften aber müffen wir den für die Strafe des Stranged gelten gemachten 
Grund der Schimpflichkeit dieſer Strafart gelten laſſen, da derſelbe in diefer Richtung nur dem 
toheften Abſchreckungsprincip entlehnt werben fann und gewiß öfter gegen biejelbe geltend 
gemacht worben if.” Auch wir vermögen und dad Beharren bei der Balgenftrafe, melde man 
ſelbſt im Mittelalter nur Dieben und Spionen zu Theil werden ließ, nur aus einer gemiffen 
Abneigung gegen Neuerungen zu erklären. Nicht jede Strafe ift zugleich eine beihimpfenne; 
nach dem preußifchen Strafgefegbuche ift der Berluft der bürgerlichen Ehre nur bei der Gefähr⸗ 
dung bed Lebens, der Geſundheit oder der Freiheit des Königs und dem Morbe von Afcendenten 
oder Ehegatten mit der Todesſtrafe verbunden; nah dem ſachſiſchen Strafgeſetzbuche gar nicht. 

Soviel und bekannt, iftnur in Schleswig, Preußen, feit ungefähr 50 Jahren, und In Sachſen⸗ 
Meiningen und dem Fürftentgum Reuß, nad ihren Strafgeiegbüchern vom 21. Juni 1850 und 
14. Ayril 1852, das Beil ald vorgeihriebenes Hinrihtungsinftrument in Gebrauch. Der Ber 
urtheilte kniet vor einem Richtblocke, in welchem ſich ein Auoſchnitt für Kopf and Hals befindet, 
und wird an biefen feftgefhnaltt. Der Hieb mit dem fehr breiten und feharfen Belle wirb von 


oben nach unten geführt und erfüllt ficher feinen Zweck, wenigftend find und in Preußen Bei: . 


fpiele vom Gegentheile nicht zur Kenntniß gelangt. Der von der Seite geführte Hieb mit dem 
Schwerte ſcheint uns der weniger ſichere zu fein. Fehlſchlãge find Hier feine ſeltenen Erſcheinungen. 
Beide Hinrihtungsarten ftehen jedoch der Anwendung bed Fallbeils in jeder Beziehung nad. 
Die Buillotine, welche Dr. Guillotin gern ſelbſt ald zuerft aus feinem Erfindungdgeifte hervor⸗ 
gegangen anerfannt wiſſen wollte ‚war fon im Mittelalter In Italien und in Deutſchland in 
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Gebrauch 9), und wir finden in dem großen Nathhaudfanle zu Nürnberg die getreueſte Abbil⸗ 
dung derfelben, welche jich ſchon feit Jahrhunderten an diejem Platze befinde. Dan hat jid) bei 
ihrer Einführung mithin vor ihrem vermeintlichen franzöitichen Urſprunge nicht zu ſcheuen, und 
dürfte denn doch am Ende einjehen müjlen, day man die Gräuel der Franzöſiſchen Revolution 
unmöglid) denn Werkzeuge zur Laſt legen kann, mit welchem jie zum Theile verübt wurden. 
In Sachſen bediente man jich, in Folge einer Verordnung vom 1. Dec. 1852, am 25. Jan. 
1855 zuerſt des Fallſchwertes; in Baiern feit 1854, in Baden nad der Verordnung 
“vom 12. April 4856, und im Großherzogthum Helfen wurde baffelbe ſchon durch die 
Verordnung von 19. Oct. 1841 eingeführt und diefe Ginführung erneuert, ald Dad Geſetz vom 
20. Ayril 1852 die Todesſtrafe wieder Herftellte. Auf dem ganzen linken deutfchen Rheinufer 
iſt das Fallſchwert, auch nad dem Aufhören der franzoͤſiſchen Herrihaft, in Anwendung geblies 
ben. Wir fehen, daß dies Hinrihtungsinftrument nad) und nad} die Hinderniffe beilegt, welche 
fi) feiner Einführung überall entgegenftellen. Als man in der würtembergiſchen Abgeorbnetens 
kammer 1852 über die Wiedereinführung der Todeöftrafe debattirte und zugleich über dad Hins 
richtungsinſtrument ſich berieth, ftellte die Majorität ven Antrag, dad Fallbeil einzuführen. 
Dan erklärte jich gegendas Schwert, weil ed längft von allen Seiten anerkannt jei, daß daſſelbe 
ein hoͤchſt unficheres Mittel der Vollziehung fei, wie vielfach höchſt widrige Erfahrungen gezeigt 
hätten, und weil e8 natürlich erfcheine, daß ſolche ſchauderhafte Hinrihtungen in Zukunft nur 
um fo öfter vorfommen würden, je feltener für die Scharfrichter die Gelegenheit würde, fid im 
der Kunft der Hinrichtung mit dem Schwerte zu üben. Dagegen entſpräche das Ballbeil allen 
Anfoderungen , welche man an das tödtende Inftrument machen könne; die Behauptung, daß 
der Verbrecher durch diefe Art der Hinrichtung ald Menſch entwürdigt werde, fei ein leerer Vor⸗ 
wand, der wahre Grund, den man dadurch madfice, feien die Meminiscenzen an die Franzoͤſiſche 
Nevolution, bie man womöglich austilgen möchte. Von der Minorität der Kammer wurde behaup⸗ 
tet, daß man bei ter Hinrichtung durch das Fallbeil ven Verurtheilten in entwürbigender Weife, 
einem Sade gleich, aufein Bret binde und unter die Maſchine ſchiebe, durch die er fterben folte, daß 
Dagegen der Tod durch das Schwert der am wenigften ſchimpfliche fei und als ſolcher beiden Griechen, 
Römern und Deutſchen gegolten Habe, weil Hier der Verurtheilte durch vie Hand feines Mitbürgers 
falle. Die Negierung gab hierauf zwar zu, daB ein anderes jchereres Inftrument als das Schwert 
wũnſchenswerth jei, daß es aber beider biöher üblichen Hinrihtungsart verbleiben müfle, weil von 
den Technikern noch Feine Maſchine zu Stande gebradjt worden fei, welche den Zwecke vollkom⸗ 
. men entiyräde.?) Wir vermögen die Bedenken gegen das Fallſchwert nicht zu theilen. Zunächft 
gewährt es den großen Vorzug, daß ed die unmittelbare Toͤdtung duch Menſchenhand entbehre 
ũch macht. Auch der gefhicktefte Scharfrichter iſt nicht in jedem Momente Herr feiner Geſchicklich⸗ 
keit, und ed find gerade Momente, in denen dies am leichteften der Fall fein kann, wo die Noth⸗ 
wendigkeit der Erfüllung einer ſchweren Pflicht mit gegen dieſe anfämpfenden Gefühlen ver Theils 
nahme und Menſchlichkeit in einen Conflict geräth. Der Scharfrichter, welder Sand's Kopf erſt 
it dem zweiten Diebe vom Numpfetrennte, hatte, wieman weiß, Sand liebgewonnen, und war, 
wie wir als Augenzeuge beftätigen Rönnen, in der heitigften Erregung. Wir willen nit, ob 
das Feftbinden an den Richtſtuhl oder das Anfchnallen an den Richtblock nicht ebenfo wider 
wärtig erfheint ald das Aufbinden auf das dem Ballbeil unterzuſchiebende Bret; daß man 
aber mit dem Tode durch daffelbe, wenigſtens In Frankreich, nichts Entehrendes verfnüpfte, kann 
man faft auf allen Blättern der Geſchichte ver Sranzdiifhen Nevolution leſen. Hat die Maſchine 
in einzelnen Fällen ihren Dienft verjagt, dann war meiſtens die Übereilung, mit welcher man 
fie in Frankreich aufſchlägt, um in wenigen Minuten den Act der Hinrihtung zu beendigen 
an damit fertig zu fein, noch che die Nachricht von ber zu vollſtreckenden Execution ſich verbreiten 
ann, davon die Urſache. Verbunden mit der Intramuranhinrichtung, bei welcher ſolche 
Beſchleunigung fortfällt, wird fie ebenſo ſicher ihren Dienft verrichten, wie dies Taufende von 
andern Maſchinen täglich thun. Wenn man bie Ängftlichkeit, mit der, Graf Bocarme vor feiner 
Ginrichtung ih danach erfundigte, ob das Meſſer aud gehörig geſchärft fei, als einen Beweis 
der Unzuverläfiigfeit der Mafdine geltend gemacht hat, jo entbehrt derſelbe jeder logiſchen 
Begründung. Bocarmed wollte augenfheinli nur nod ven ſchwachen Troft haben, daß ein 
Echler der Maſchine nicht zu erwarten wäre. 2. Irief. 
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Belneifen und Klotz der Zuͤchtlinge. Das fähfifhe Strafgefegbug vom 11. Aug. 
4855, welches in fo vieler Beziehung dem wahren Fortſchritte huldigt, beftimmt, daß mann. 
liche Züchtlinge , welche bereitö wenigſtens zwei mal Zuchthaus- over, wegen eines vorfäglichen 
Vergehens, Arbeitöhausftrafe verbüpt haben, während ihrer Strafzeit ein Beineijen, weibliche 

Züchtlinge in gleichem Kalle einen mit einer Kette am Buße befeftigten Klog zu tragen haben, 

welche Schärfung, wenn die Strafe länger als zehn Jahre dauert, für ven Reſt derfelben fortz 

‚ fällt. Wenn wir einer an fid) fo unbedeutend ſcheinenden ftrafgefeglichen Beftimmung, bei ver 
es nur auffallend ift, warum man ſich bei dem weiblichen Geſchlechte nicht au) mit dem Bein⸗ 
eifen begnügte, dieſem vielmehr noch die Kette und den 8— 12 Pfund ſchweren Klog hinzus 
fügte, hier Erwähnung thun, fo ſcheint Dies einer Rechtfertigung zu bebürfen. Möge man fie 
darin finden, daß wir Gelegenheit nehmen wollten, unfer aufrichtiges Bedauern darüber aud= 
zuſprechen, daß man zu ſolchen Mitteln ver Abſchreckungstheorie noch in der neueſten Zeit wies 
derum feine Zuflucht genommen hat, welde, feitvem man edlere Strafzwecke verfolgt, jene Be- 
rechtigung verloren haben. Muß die wiederholte Rückfälligkeit einer ſchwerern Strafe unter: 
liegen, dann verlängere man angemeflen ihre Dauer. Das vorzeitlihe Kettenanlegen, welches 
überhaupt mehr bei ber Bändigung von Thieren ald von Menſchen an feinem Plage ift, hatte 
am Ende doch den gerechtfertigten Zweck, die Flucht zu verhindern oder doch nur zu erſchweren, 
da die Erfahrung längft gelehrt hat, daß mit ver Sache vertraute Sträflinge feiner zu großen 
Anftrengung bebürfen, um fi die anſcheinend ſchwerſte Beffelung von Arm und Bein abzu: 
reifen. Gin Beineifen, gleichfam die erfte Vorbereitung zur Anlegung einer Fußkette, ift da= 
gegen kein Sicherungsmittel, ſondern allein ein entehrendes, die Geſundheit gefährdendes Ab: 
zeichen, und eben als ſolches verwerflih. Wenn man einen Menſchen von ven Feſſeln feiner 
verbrecheriſchen Neigungen und böfen Leidenſchaften frei machen will, dann laſſe man ihn zu> 
nächft auch Eörperlich feffelfrei einhergehen. Brägt man es ihm in jevem Lebensmomente, durch 
jeden Blick auf feinen Körper immer wieder von neuem ein, wie verworfen er iſt, und wie er 
fo aud) Andern ſchon äußerlich erfcheinen müffe, dann wirft man nicht beruhigend und beffernd, 
fondern aufregend und demoralifivend auf ihn ein, und erſtickt in ihın alle Keime des Guten, 
welche fonft in iym vielleicht auffprießen Eönnten. Es gehört eine befondere Seelenftärke dazu, 
aud äußerlich gebranpmarkt innerlich beffer zu werben, und eine ſolche ift, bei wienerholt be: 
ſtraften Verbrechern wenigſtens, felten vorhanden. Wenn im Zuchthauſe zu Waldheim nun 
noch jeder Züchtling auf den Armen, in ſchmalen gelben Streifen, fo viele entehrende Abzeichen 
tragen muß, als er Beflrafungen erlitten hat, dann hilft es ihm nicht einmal etwas, daß er fein 
Beineiſen durch die darübergezogenen Beinkleiver verdeckt, er trägt feine Schande auch fonft 
auf dem Arme ftets mit fi herum. Wie viel foll wol ein Frauenzimmer von feiner weiblichen 
Würde nad erſtandener Strafe in dad Leben zurückbringen, welches ſich zehn Jahre lang dur 
das Schleppen eines Kloged verächtlich und läherlih mahen mußte? Erwecke man jeben 
aud den anſcheinend verworfenften Züchtling durch religidfen und Schulunterricht, duch bie 
Lectüre erhebender und belehrender Bücher, durch Arbeiten, welche ihn mehr geiftig als mecha⸗ 
niſch beſchäftigen, feinen Geſchmack veredeln umd in ihm die Überzeugung beftärfen, daß er 
als ein nügliches Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft in diefe zurückkehren werbe. Unterſtütze 
man feine Neigung zum Beffern und entferne von ihm Alles, was darauf flörend einwirken 
koͤnnte, bie Beineifen und alle folde Dinge, welche nichts nügen, fondern nur branpmarfen. In 
den preußiſchen Zuchthaͤuſern kennt man und entbehrt man die Feſſelungen nit. 8. Trieft. 

Bekenntniß, Bekenntnißfreiheit, Geftändniß. Bekenniniß ift als Glaubensbekennt⸗ 
niß und als Schuldbekenntniß oder Geſtändniß Gegenſtand ſtaatswiſſenſchaftlicher Betrachtung. 
Als Glaubensbekenntniß und Bekenntnißfreiheit aber wird es in den Art. Glaubens « und 
GSewiffensfreiheit und Religion behandelt werden. Hier bleibt alfo nur Geſtändniß der 
Schuld zu betrachten. Bekenntni oder Geſtändniß ift im Civil- und Griminalproceh das Ein: 
träumen oder Zugeftehen gewiſſer Thatfachen von Seiten einer Partei, welche in dem beftimmten 
Proceſſe zu ihrem NachtHeile gereihen. Im Givilproceß begründet jedes vollftändig erwiefene 
gerichtliche und außergerichtliche Zugeſtändniß, ſoweit es ernftlich gemeint, unbebingt und nicht 
dur) einſchraͤnkende Zufäge (Qualiſicationen) ganz oder theilweiſe in feinem Inhalte wieder 
aufgehoben wurde, vollftändigen Beweis, weil es als ein gültiger Verzicht der Bartei auf Das: 
jenige, was fie ihrem Gegner einräumt, erfcheinen muß. Andere ift es im Strafproceh, wo die 
Strafe des Angefhuldigten nicht durch feine beliebigen willkürlichen Verzichte, fondern nur 
durch Die vollſtaͤndige gerichtliche Überzeugung der Richter von feiner wirklichen Schuld begrün: 
tet werben muß. Sehr verſchieden aber find nad den Verſchiedenheiten des Criminalproceſſes, 
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namentlich danach, ob er accufatorifä ober inquiſttoriſch ift, ob er vor Geſchworenen ober bloß 
vor wiſſenſchaftlichem Beamtengericht geführt wird, forte nad) den Anſichten der verſchiedenen 
Geſetzgeber und Schriftfteller ver Werth und bie Beweisfraft, die man dem Geſtändniß in Cri⸗ 
minalſachen beilegt, und die Erfoderniſſe oder Bedingungen, die man für ein vollgültiges Ge⸗ 
ſtaͤndniß verlangt. Gefege und Schriftfteller, wie bie der alten Griechen und Römer, ber alten 
Deutſchen, der Engländer, Amerikaner und Franzoſen, können das Geftänonig nicht für noth⸗ 
wenbig halten und ihm feinen fo hohen und nie abfolut entſcheidenden Werth beilegen. Sie . 
fegen nämlich einerfeitö den Anklageproreß voraus, wo dem Angeklagten gegenüber der An- 
klaͤger ſteht, welcher die Pflicht Hat, feine Anklage zu erweifen, von dem Angeflagten nicht fo⸗ 
dern kann, daß er durch Geftänpniffe ald Zeuge gegen ſich ſelbſt auftrete, und noch viel weniger 
das Recht Hat, ihn durch verfegende Inquifitiond- und Torturmittel dazu zu zwingen. Sie be= 
Dürfen aud) auf der andern Seite des Geſtändniſſes nicht, da fle nad) moraliſcher Überzeugung 
richtende Volks⸗ oder Geſchworenengerichte vorausfegen, welde aus der ganzen vollftändigen 
Öffentlichen, vor ihren Augen und Ohren ftattfindenden Verhandlung und allen darin ſich er= 
gebenden Anzeigen und Beweiömitteln ſich ihre moralifche Überzeugung bilven, ohne einzelne 
befonbere fogenannte juriſtiſche Beweiſe in einer beftimmten juriftifhen Form zu bedürfen, 
oder dadurch gebunden zu fein. Die Deutfchen Hatten außerdem noch in der alten Zeit und durchs 
Mittelalter hindurch die Beweiſe durch Gottesurtheile und Giohelfer. Eine wahre innige mora= 
tifche Überzeugung wird fürs dritte auch fehr oft keineswegs begründet durch Geftänpniffe. Fi: 
langieri (III, 40) will fogar ihre Beweiskraft allzu ſehr, ja gänzlich verwerfen, indem er ſich 
flügt auf das Naturwidrige, daß ein Menſch faft wie ein Selbftmdrber ſich durch Zeugniß gegen 
fich felöft preiögebe, und auf Quinctilian’8 Ausfprud (Decl. 314): „Das iſt vie Natur jedes 
Bekenntniffes, daß Derjenige, der dadurch gegen ſich felbft zeugt, ald verrückt angefehen wer: 
den kann. Diefer wird durch Melancholie, Der durch Rauſch, ein Anderer duch falfhe Vor⸗ 
flellungen, Iener durch Schmerz, Mancher durch Tortur dazu beflimmt. Niemand zeugt uns 
gezwungen und frei gegen ſich ſelbſt.“ Hiernach fließt nun Filangieri hei Geftänbniffen ents 
weder auf falſche Einwirkungen, Borfpiegelungen und Schreckmittel, auf eine Beftimmung 
durch die Plage langer Einkerferungen und peinliher Verhöre, ober auf eine Gemüthöftim: 
mung, welche die Glaubwürdigkeit zerftören, wozu noch Selbfttäufgungen und fo oft auch Wi- 
derrufe oder Befchränfungen (Dualificationen) der Geftändniffe fommen, um bie Beweiskraft 
ber Geftänbniffe ſehr zweifelhaft und unbeflimmt zu machen: Selbſt noch einzelne fpätere rd⸗ 
mifche Befege huldigen ver ältern römiſchen Anficht über die Geſtändniſſe. So fügt z.B. UL 
pian (L. 1, $. 17, de quaest.): „Der Kaiſer Sever verorbnet, dag man das Bekenntniß nicht 
als einen vollftändigen Beweis der Schuld anfehen dürfe, wenn nicht andere Beweiſe bie ge⸗ 
wiſſenhafte Überzeugung des Richters beftinnmen.” Blackſtone, der trefflihe Gommentator ded 
engliſchen Rechts, fagt (Buch IV, Gap. 27): „Auf ein freies einfaches unummwundenes Bekennt⸗ 
niß hat der Staatsrichter nichts Anderes zu thun, als das Urtheil zu ſprechen. Doc pflegt man, 
wo es Capitalſtrafen gilt, fehr bedenklich zu fein, ein ſolches Bekenntniß anzunehmen und nie: 
derzuſchreiben, vielmehr räth das Gericht gemöhnlid dem Gefangenen, fein Geftänbniß zurüd: 
zunehmen und fi auf die Anklage gehörig zu verantworten” (d. h. in dem Bifentlichen accufa= 
torifchen Verfahren fi von dem Geſchworenengericht ober „von Bott und dem Vaterlande“ 
richten zu laffen). 

Ganz im Oegenfage hiervon mußte man in ven Zeiten bed fpätern römischen Despotismus 
und als im Zufammenhange mit dem fpätern despotiſchen Recht und mit den geiftlihen Ges 
richten, namentlich auch dem ſcheußlichen Inquiſitionsgericht, die Päpfte im Mittelalter in 
Deutſchland das Inquifltorifhe Verfahren und die Tortur eingeführt Hatten, das erftere vor⸗ 
Kl Innocenz IIL, die Folter aber Aleranber II, und ald nun nicht mehr vie moraliſche 

berzeugung des Volks, fondern nach angeblich juriſtiſch nachweisbaren Bewelsgründen die 
geiſtliche over weltliche Beamtenkaſte richtete. Jetzt ſuchte man, weil ed ſonſt allermeiſt an ſo⸗ 
genannten juriſtiſchen Beweiſen mangelte, zumal ſeitdem auch die deutſchen Gottesurtheile weg⸗ 
flelen, auf jede denkbare Weiſe und oft mit den ſcheußlichſten Mitteln Geſtändniſſe, die felten 
gern und ganz freiwillig ertheilt werden, herauszupreſſen, und ſie galten als die weſentlichſten 
Beweismittel Die Unhaltbarkeit dieſer Theorie wurde ſchon oben dargethan (f. Ableugnung, 
Anklage, Anzeigungen). ) Damit ſoll indeß nicht abgeleugnet werben, daß allerdings Ge⸗ 


1) Diele actenmäßige Beweiſe von unglanbwürdigen und unwahren Bekenntniſſen enthaͤlt auch der 
Art. Iury und die Schrift „Geheime Inquifition u. Fe von Welder und Schulz (Karlsruhe 1845), 
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ſtandniſſe, je nad; den Umſtänden und ihrer eigenen Beſchaffenheit, ſowol für Geſchworene als für 
wiffenfhaftlihes Beamtengericht eine fehr große Beweiskraft haben können, eine folde, die für 
den verurtheilenden Nichter vielleicht die beruhigendſte ift. Der Angeklagte Hat ja, wenn auch 
nicht eine juriftifche, doch eine moralifche Pflicht, die Wahrheit zu geſtehen. Völlige beruhigende 
Beweiskraft aber wird ein Geſtändniß nur alddann haben, wenn es völlig frei, ohne irgend⸗ 
eine Borfpiegelung, Drohung, Ouälerei, Unterfhiebung (Suggeflion) und vorzüglid, ohne 
das „Mürbemachen“ durch längere Leiden blos aus innerer Wahrheitsliebe oder aus morali: 
ſcher Neue ganz frei hervorgeht, auf bie dem Angeklagten genau befannten thatſächlichen Vers 
hättniffe ſich bezieht, völlig deutlich und beftinmt vor Gericht abgelegt wird, an ſich und feinem 
Innern Zufammenhange nad) glaubwürdig ift, burd alle befannten Uniſtände unterftügt, durch 
keine widerlegt, auch durch feine Beſchränkungen ober ſpätere Zurücknahmen geſchwächt wirb. 
Die moraliſche Überzeugung tüchtiger Volksvertreter oder Geſchworenen kann durch eine Reihe 
von Umſtaͤnden, bie, je nad) ven Perſoͤnlichkeiten und beſondern Verhältniſſen, mehr oder mins 
der für die Glaubwürdigkeit der Befenntniffe einflußreich find, geleitet werden. Abfolut entſchei⸗ 
dende und fihere Regeln aber, womit neuere Gejege und Compendien vergeblich fi abwühen, 
wird nur eine durch dad Phantom wirklicher juriftiiher Veweiſe Irregeleitete Jurisprudenz aufs 
ftelfen zu können vermeinen. Stets wird jede Gewißheit von ver Wahrheit und wahren Be— 
ſchaffenheit einer Hiftorifhen Thatſache, vollends ver großentheils dem Innern augehörigen 
criminalrechtlichen Schuld, nur auf der Vergleihung und Verbindung aller eigenthümlichen 
Umftände, Berfönligjkeiten und Verhältniffe und auf der durch fie begründeten innern ober 
moralifchen Überzeugung beruhen. Ausführlid und fehr gut entwidelte Geſichtspunkte über 


die Beweisfraft der Bekenntniffe und die hierher gehörige Literatur enthält. übrigens Mitter⸗ 
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maier's „Deutſches Strafverfahren in genauer Bergleihung mit dem englifhen und franzoͤ— 
ſiſchen Strafproceß“, Abth. IL, 8.154 fg. Auch verdienen über den Werth des Geſtändniſſes 
verglichen zu werben Die „Grundlinien einer bogmatijchen Gliederung des Strafproceſſes“ vom 
Köfttin in Weil's „Gonftitutionellen Jahrbüchern“, II, AI fg.  - Welcker. 

Belagerungsſtand, Ausnahms - Maßregeln, · Geſetze, · Gerichte, Aufrubracte, 
Kriegs· und Standrecht. (Der AUsnahmszuſtand in Deutſchland.) — J. Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem militäriſchen und dem politiſchen Belagerungsſtaud. 
Vor allem muß man forgfältiger als bisher Belagerungsftanp im militäriſchen Sinne 
und rein militärijche Maßregeln von Belagerungsftand und andern Ausnahmsmaßregeln im 
politifhen Sinne unterſcheiden. 

Belagerungsftand im militärifhen Sinn findet bei Feſtungen oder Städten 
ſtatt, für melde vie Kriegsgewalt gegen den Feind die Vorkehrungen zur wirkſamſten Eriegeris 
ſchen Vertheidigung treffen will. Die oberfte Militärbehörbe, der Feſtungscommandant, er: 
Elärt alddann ven Velagerungsftand und verkündet ihn Öffentlich unter Trommel= und Troms 
petenſchall. Sie rüftet den Play mit der nöthigen Vertheidigungsmacht, mit Munition und 
Proviant, bereitet die kräftigſte Vertheidigung aller Feſtungswerke, durch ihre nöthige Bes 
fagung, duch Abhauen der Baumpflanzungen auf den Glacis, Nafirung der Feſtungsrayons. 
Zugleich aber bekleidet fie jid, mit einer durchgreifenden höchſten militärifhen Gewalt und 
unterftellt die ſtrafrichterliche und polizeiliche Gewalt für Alle dem Kriegs recht, dem Kriege: 
gericht und nöthigenfalls dem Standrecht. Sie kann vie Behörden ganz außer Wirkfamkeit 
fegen, ober blos controliren und Gebote und Verbote unter Androhung Eriegsgerichtlicher Ber 
ſtrafung erlafien, d. h. ſie flellt ven ganzen Bezirk unter dad Martialgefeg. Zur Selte 
des Commandanten wird ein Kriegörath gebildet aus höhern Offizieren der Befagung und 
einigen oberften Magiftratöperfonen der Gemeinde, mit welhem der Commandant in wichtigen 
Bällen fidh berathet, und welcher auch in der Negel die legte Entfheivung über Tod und Leben 
erhält, Nähere Beftimmung über alle diefe Verhältniffe und Entſcheidungen von Streitfragen 
werben durch die Militärorpnungen und nad) ihnen durch Kriegögerichte und die höchſten Mili: 
tärbehörben entſchieden. „In Kriege ſchweigen die bürgerlichen Geſetze“ (inter arma silent 
leges). Diefes macht ſich nad} einer traurigen Nothwendigkeit Hier ſowie überhaupt in Beziehung 
auf die kriegeriſchen Verhältniffe geltend, oft nur allzu fehr. ; 

Außer diefem Belagerungszuftand eines feften Plages kann im Kriege der Befehlshaber 
eined Truppencorps nad) milisärifchen Regeln auch genöthigt fein, für eine Stadt oder eine Ge: 
gend, bie unter feiner militärifchen Gewalt fteht, einen Belagerungs- oder nach gewoͤhnlicherm 
Ausprud den Kriegszuftand, das Martialgeſe tz zu verfündigen. Er thut diefes, wenn 
es Gründe Hat anzunehnien, daß bie Einwohner feine militärifen Operationen und Zwecke fd- 
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zen, daß fie Auffläͤnde erregen, die Truppen verführen ober verlegen, ober gefährfiche Berbin⸗ 
dungen mit feinen Beinden unterhalten. Er übernimmt alddann die Sicherheitspolizei, und 
gibt Gebete und Verbote unter Androhung friegögerihtliher Beftraiung. Die Kriegsverfaſ⸗ 
fung des Deutiden Bundes gibt in Art. 96 ausdrücklich aud dem Oberbefchlshaber der 
Bundeötruppen dieſes Recht, fügt aber Hinzu: „In den Bunvesfaaten foll dies jedoch nur nach 
gepflogenen Benehmen mit den betreffenden Regierungen und erhaltener Zuſtimmung derfel⸗ 
ben geichehen u. ſ. w.“ Natürlich gilt dieſes noch mehr für Die eigenen Truppen der Regierung. . 

Da alles Begründete nit weiter geht ald fein Grund, fo kann natürlich alle ſolche Krieger 
gewalt, zumal ſoweit jie ſich auch gegen Nichtſoldaten geltend macht, nur eintveten nad; ausge⸗ 
brochenem Kriege und lediglich wegen militärtfcher Nothwendigkeit, nicht für politifge 
oder Strafzwecke. Sie hört auf, ſowie die militärische Nothwendigkeit wegfällt. - 

Befentli hiervon verſchieden ift der polttifche Belagerungszuftand oder die erſt 
in neuern Zeiten dem militärifchen Belagerungsftand mehr oder minder nachgebildete flaatds 
etliche Ausnahmömaßregel, durch welhe die politiihde Gewalt gegen aufrühre⸗ 
tifge oder revolutionäre Unternehmungen und Gefahren einzelne Orte, Diſtricte ober 
gar ganze Länder in Belagerungsſtand erklärt. Hierdurch werden während ver Dauer vieler 
Ausnahmsmaßregel alle Rechte der Bürger und namentlich ‚alle Verfaſſungsrechte und alle 
Bürgſchaften derſelben illuſoriſch gemacht oder aufgehoben. Und zwar hat die Maßregel andere 
Begründung, andere Zwecke, andere Ausbehnung, andere Grenzen als ver militärifche Belgs 
gerungszuftand. Sie verfolgt politifche Zwecke, Beſtrafung, zukünftige Abſchreckung, Dune 
führung politifdjer Maßregeln. 

I. Überpolitifhe Ausnahmömaßregeln überhaupt. Zur rihtigen Wärbigung 
bed neuerdings leiver fo wichtig gewordenen politifhen Belagerungszuftandes und der damit 
verwandten Ausnahmömaßregeln wird es heilſam fein, vor allem über Ausnahmsmaßres 
geln im juriſtiſchen oder polttifhen Sinne einige allgemeine Geſichtspuukte ind Auge 
au faflen, R 

Hierbei müffen zuvörberft von dem fehr natürlich unbeliebten Begriff der eigentlihen 
oder wirklihen Ausnahmseinrichtungen und Mafregeln, die une igentlich en, im recht⸗ 
lichen Sinn blos ſcheinbaren, unterfhieven werben. Blos ungemöhnlidhe und von der 
Mehrzahl der Verhältniffe verſchiedene Beſtimmungen und felbft Ausnahmen von wirklichen 
Geſethen, welche aber dem, diefen Gefegen zu Grunde liegenden höchften Rechtsgrundſatz in fet- 
ner Anwendung auf die befonvern Fälle entſprechen — biefe, ſowie auch befondere, rechtlich 
gar nicht verlegende politifhe Beftimmungen find an fid noch feine wirfliden Ausnahmemaß- 
tegeln,, wie manche oberflächlich und roh materialiftiiche Gleichheitsfreunde anzunehmen geneigt 
find. „Nur für Gleiche und für gleiche Verhältniſſe iſt das Gleiche gleich“, jo fagt ſchon Aris 
Roteles. Für Ungleiche wird es ſelbſt ungleih. Hiernach verwandelte ſchon das prätorifce 
Recht die materielle Gleichheit der Talionsftrafe der Zwoͤlf Tafeln theilweife in Strafen, welche 


‚der wahren, ber verhältnigmäßigen Gleichheit (der aequitas) entſprachen. 2) 


. Spift es keine Ausnahmsmaßregel, daß Griminal= und Civilproceſſe, ihrer verſchiedenen 
rechtlichen Natur gemäß, verfchieven, die Griminalprocefie namentlih durch Schwurgerichte, 
entſchie den werden. 8 ift juriſtiſch Feine wirkliche Ausnahmsmaßregel, wenn bie Regierung, 
one irgendeine verfaffungsmäßige Beſtimmung oder Begrenzung ihrer Gewalt und ohne ein 
Verfaffungsrecht der Bürger zu verlegen, in ungemößnlicher Weife, z. B. durch Stellvertreter 
over Gommifjare in Berwaltungsfachen einzelne ihrer Rechte ausüben läßt, ober wenn Die Ders 
faflung für dad Wohl Aller beftimmt, daß Einer Fürſt ſei. Nur vie von den allgemeinen höͤch⸗ 
fen Rechtsgrundſätzen abweichenden Bekimmungen, welche, wie bie claſſiſch- römifche Jurid⸗ 
prubenz (f. L. 14 u. 15 de Legib.) ſich ausdrückt, contra rationem juris eingeführt wurben, 
gehören Hierher, doch. vorzugsweiſe die, welche beſtehende Rechte verlegen. 

Zu folgen Ausnahmen von den Rechts⸗ und Staatögrumdfägen, welde feine Verfaffüngs: 
und Privatredte verlegen, und deshalb, wenn fie ber verfaflungdmäßigen Stantägefepgebung 
als heilſam erſcheinen, unbebenklid, find, gehört z.B. die Amneflie, welche bei hinlaͤnglicher 
politiſcher Begründung zuläffig ift, ebenfo eine eigentliche Begnadigung, weldhe, abgefehen von 
der befondern Ausnahmsform, in der Regel nur eine gerechte Ausgleichung der Höhern Ges 
rechtigkeit mit der für den befondern Fall unpaflenden unvollkommenen pofitiven Beflimmung 
1) Vergl. Belder, „Syfem“, I, 605. 
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fein ſoll. So koͤnnen im öffentlichen Net, z. B. in dem für wohlthaͤtig gehaltenen Recht der 
Bairie, Ausnahmen von dem Grundſatz ber rechtlichen Gleichheit ver Bürger gerechtfertigt wer⸗ 
den, weil alle öffentlichen Rechte zunächft dem politifchen Geſaͤmmtwohl dienen follen und unter- 
veoryuet find. 

Gegenſtand der rechtlichen Erörterung werden alfo nur ſolche Ausnahmen bilden, welche 
auf eine für beſtehende Rechte verletzende Weife von den Rechtögrund⸗ 
fügen abmweigen. In Beziehung auf folge nun kann im Allgemeinen gewiß nirht geleug- 
net werben, daß ſchou nad; ambeftreitharer geſchichtlicher Erfahrung Ausnahmömaßregeln 
großentheild aus unlöblihen Quellen, aus Willkür, Anfeindung der rechtlichen Freiheit ober 
and verwerflicher Furcht vor derſelben entfiehen, häufig über ihre erſte und angeblidye Beſtiar 
mung binansgehen und um fh greifen, die Rechtsachtung und patriotifche Anhänglichkeit der 
Bürger untergraben, für ihre Urheber und bie gefegliche Regierung und Ordnung nicht minder 
als für Recht und Freiheit gefähtli wirken. Harmonie ift für jedes Leben, für jeven:Organis- 
mus und fo aud für das Rechto⸗ und Staatdleben Grundbedingung der Kuaft, Geſundheit un 
Dauer. Die Ginmifhung frembdartiger widerſprechender Elemente greift leicht krankheitsmäßig 
um fih. Aud die Ausnahmseinrigtung ftrebt mit ihren Vertretern und Dienern nach jener 
an fi wohlthätigen Richtung lebendiger Gefege, nach Gonfequenzen und Ausdehnung. Des⸗ 
halb war es das größte Verdienſt ver claſſiſchen roͤmiſchen Jurisprudenz, daß dieſelbe überall, 
nad ver Erklaͤrung jener oben citirten Geſetze, die alte Ungunſt ſchon ber leges sacratae 
and der Zwoͤlf Tafeln gegen Ausnahmögefege (Privilegia) feſthielt und nur allein bie 
entgegengefegten allgemeinrechtlichen Gefege ausdehnte auf alle analogen neuen Fälle, bie 
Ausnahmen alſo ſtreng auälegte; ja daß fle fogar, und in ihrem Namen felbft die allgewal⸗ 
tigen Imperatoren, nad) dem Muſter jenes alten Heiligen römischen Grundvertrags (leges sa- 
cratae) für den pofitiven Gefegeber ganz unverlegliche und unveraͤnderliche hoͤchſte Rechts⸗ 
grundfäge (jura nalıralia semper firma atque immuiabilia) feierlich anerklannte und ihnen 
widerſprechende Beflimmungen gerabezu für ungültig erflärte. 2) Mit folder Gefinnung und 
Nichtung gründeten jene unſierblichen jurtftifhen Meiſter ihr bewunde rnswerthes harmoniſches 
Rechtaſyſtem. Sie wurden zum Theil Märtyrer in der Behauptung ihrer Rehtögranbfäge 
gegen die furchtbaren faiferlihen Tyrannen, erweckten aber bei biefen felbft feviel Achtung vor 
ſolcher Jurisprudenz, daß fie verfelben wenigſtens allermeiſt in ben Geſetzen hulbigten. So 
floͤßten fie die Verehrung ihres Rechts einer neuen Welt ein, und dad Roͤmiſche Recht allein be: 
hauptete in ber allgemeinen Verſunkenheit bie altroͤmiſche Größe. 3) 

Alletdings treffen wir audy bei gut conflituirten freien und großen Nationen und umter 

guten Regierungen Ausnahmsmaßregeln, aber mie viel wenigere, ſeltnere, mehr bejchränfte und 
Er controlirte, als bei minder guten Berfaflungen und Regierungen, als vollends in unferm 
“ guten Deutfchland! Was beveutet z. B. die englifthe, durch eine wirkliche Minifterverantwert: 
lichkeit controlirte *) nur mit Einwilligung des Barlamentd eintretende Mafiregel der Suspen⸗ 
fion der Habeas⸗Corpus⸗Acte, d. h. vorübergehende Aufhebung mehrer beſonderer engliſcher 
Bürgfchaften gegen unbegrünbete Verhaftungen und Hausſuchungen, eine kurze Suöpeniton 
befonberer Vuͤrgſchaften, welche andere Voͤlker meift ebenfo wenig beftgen als eine englifhe 
Miniſterverantwortlichkeit — was bedeutet fie, oder wie Fan fle nur verglichen werben unferm 
mobernen politifcgen Belagerungszuftand, verfügt und durchgeführt ohne englifihes Barlament, 
ohne wahre englifhe Minifterverantwortlickeit, und grenzenlos alle bürgerlichen und ver- 
faffungemäßigen Rechte, Freiheiten und Bürgicaften, Preßfreiheit, Volßöverfammiungen, or⸗ 
ventlide Berichte vernichten. Selbft eine roͤmiſche Dirtatur if ja mit folhem Zuftand abfolnt 
wicht zu vergleichen. Denn, um von ihrer Begründung und ihrer Eurgen Dauer, gegenüber un: 
fern oft jahrelang fortgefegten Belagerungszuſtänden, nicht einmal-zu zeben, fo beſtand auf 
während ber Dictatur das Amt der Volkstribunen mit ihren mächtigen Schutzrechten für bie 
Boildrechte, mit ihren Veto u. |. w. ſelbſtäͤndig fort, und ſelbſt das Medt der Prowocation an 
Has Volk war währenn der Dietatur nicht aufgehoben. Der Dictator konnte nach der Furzen 
Dauer feines Amtes, währenn beffen er, um nicht einmal an eine koͤnigliche Gewalt zu erin 


7 Beweis ken u und weitere Ausfüheun en enthält der Art, Grundgefeg. 
3) Der; Fin a „Syſtem“, 
4) Au —— — drohen bie engliſchen — bei grundloſen Verhaftuns 
gen während * Euspenfions; 
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warn, nicht zu Pferd Reigen durfte, und in Geldfachen vom Senat abhing, wegen feiner Ants- 
handlungen belangt werben. Bon irgendeiner befriedigennen Bürgschaft ver Berfafjung, des 
hoͤchſten Rechts und Gutes einer Nation, wird bei der bisherigen Grenzenloſigkeit unſers mober- 
nen Belagerungäzuftennes Niemand eruftlid reden wollen. Es ift vielmehr dad durchgrei⸗ 
fendſte Mittel, terroriſtiſch alle Verfaſſungsrechte beliebig aufzuheben und felbft ihre Foderung 
odar ihre Zweckfoderung möglichft zu unterdrücken. 

Sowenig man nach ner Gefchichte für einſichtsvolle gebildete ober zur Freiheit fähige Rar 
tionen Ausnahmsmaßregeln beliebt machen kann, ebenfo wenig wird man diefe über ihre mehr⸗ 
fache Gefährlichkeit täuſchen. Daß fie, ähnlich wie die franzöſiſchen lettres de cachet, die Bas 
ſtille, die engliſche hohe Sternfammer, felbft die Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit bedrohten, und 
von herrſchſuchtigen Furſten und Miniſtern oft gerade zu ihrer Bedrohung und Verlegung er⸗ 
wählt und gebraucht wurden — das leugnet ficherlich kein Geſchichtskundiger. Daß fie aber auch 
ver Achtung und Kiebe der Kürften, daß ſie der Sicherheit ber Throne gefährlich wurden, dad wer: 
den ebenfalld grünpliche Kenner ner Geſchichte kaum leugnen. Mehres mußte allerdings zuſam⸗ 
menmirken, um ald unzweifelhaft legitim allgemein anerfanute Königäthrone wie bie der Bour= 
bons und Stuarts fo fehr in ihren Grundveften, in der Liehe, Achtung und Treue großer Natio- 
nen gu erſchüttern, daß Diefelben ſich von ihnen losſagten. Aber die vorzüglich unter den Stuarts 
vielfachen Ausnahmsgeſetze und die fittliche Empörung und ber politifche Abſcheu gegen jene 
qußeroxdentlichen Mittel der Vernichtung und Bebrohung der Freiheit und der ‚perfänlichen 
Sicherheit, wie fie in dem Baſtilleſturm und in dem leidenſchaftlichen Haß gegen Jeffrey s, den 
blutigen Präfidenten ver Hohen Sternfammer, zum allgemeinften Bewußtfein und Ausdruck 
Samen, fie haben mehr ald alles Andere zur Entwurzelung biefer mächtigen Königäthrome ge⸗ 
wirft. Und auch bei den reſtaurirten Bourbond erweckte die Widerherſtellung ver ſelbſt in ber 
Verfaſſung geftatteten Ausnahms- ober Prevotalgerichte einen fo großen öffentlichen Unwillen, 
daß die erſchreckte Regierung fle zurücknehmen mußte, und ald ver Volksunwille ihr zur Zurüd: 
nahme her gleichfalls auf Die Verfaffung geftügten Ausnahmsgeſetze ver Juliordonnanzen nit. 
einmal Zeit ließ, da flürgte die altlegitime Dynaftie fowie früher vie englifche zum zweiten male. 
Bill man aber etwa noch andere Misgriffe beiver Megierungen als Quellen ver Entzwelung 
wit der Nation unter den Urſachen dieſer gewaltigften Revolutionen in ben Vordergrund ftellen, 
fo vergeffe man nicht Die Hauptgefahr diefer und faft aller Ausnahmsmaßre⸗- 
geln, daß fie Die Negierungen verleiten, in den verfaſſungswidrigen Richtungen weiter fortzus 
sehen, und daß die Regierungen, verführt von verrätherifchen Schmeicglern und von dem Fana⸗ 
tismus der vermittels der Volksunterdrückung herrſchenden Partei, alsbald die durch Furcht 
bewirkte Stille der Volkswünfche als die Zuſtimmung der Nation zu ihrem Syſteme betrachten. 

Gewißlich aber, wir Deutfchen brauchen nicht weit umherzuſuchen, um alle bier angeben 
teten verderblichen Seiten-dver Ausnahmsmaßregeln vor Augen zu haben. Iene Ausnahmsge⸗ 
fege von Karlsbad und die geheimen Wiener Befcglüffe hatten zur Folge, ftatt ven nirgends vor⸗ 
handenen Aufruhr, vlelmehr die Nechtöfoberungen der Nation zu unterdrücken, und die Erfül- 
lung durch heiliges Fürſtenwort zugeficherter freier Bundes⸗ und Landesverfaffungen zu Hinter 
treiben ober illuſoriſch zu machen !d) Sie waren alfo an fi wahrlich nit gut und mohlfhätig. 
Im Jahre 1848 aber traten die Wirkungen biefer erften und ber ſich an fle anfchließenden Aus⸗ 
nahmsmaßregeln zur Sicherung und Befeftigung des monarchiſchen Princips und der Ruhe 
und Ordnung auch für bie blödeſten Augen ſichtbar zu Tage. Bei einer Bewegung im Aus⸗ 
lande zeigte ſich plöglich eine ſolche tiefe Erſchütterung des monarchiſchen Principe, und eine 
ſolche allgemeine energifche und nun leiver auch vielfach maßloſe Rechtsfoderung des deutſchen 
Volkes in allen THeilen von Deutſchland, daß alle Throne; daß alle Ruhe und Orbnung waıfk- 
tem, und daß, wie der König von Preußen öffentlich anerkannte, ohne die Anfivengungen der 
alten gemäßigten, bisher verfolgten conflitutionellen Freiheitefreunde ein roher und zum Theil 
durch dad Unterdrüdungsfyftem bemoralifirter Radicalismus in Deutſchland ebenfo wie in 
Brankreich die monarchiſche Ordnung zertrümmert hätte. 

Dennoch aber gibt es für gewiſſe Bälle Rechtfertigungen oder noch genuͤgende Entſchuldi⸗ 
‚gung von manchen ungewoͤhnlichen, wenigftens ſcheinbaren Ausnahmsmaßregeln. 

Dieſelben beſtehen fürs erſte in wirklichem Not hſt and, in einer wirklichen gegenwärtigen 


5) Wolter, „Wichtige Urlanden für ben beechtezuſtand ber deutſchen Nation ————— 
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Erxiftenznoth und im einem Nothwehrzuſtand des Staats ober ber Reglerung gegen vor⸗ 
handenen rechtswidrigen Angriff, fofern nur die wahren rechtlichen Bedingungen und Grenzen 
der Nothſtands⸗ und der Nothwehrmaßregeln heilig gehalten werden. So fann gegen aufs 
rührerifchen Widerftand die Verlefung der Aufruhracte und nad) ihr militärifche Gewalt, und 
als Theil derfelben militärifcher Belagerungsftand eintreten. _ 

Sodann fönnen aud) dadurch Ausnahmsmaßregeln gerechtfertigt werden, daß dieſelben für 
beftimmte Fälle befondere untergeorhnete verfaflungämäßige Rechte nur deshalb verlegen, weil 
dieſes geboten wird durch einen höhern allgemeinern Rechtsgrundſatz, indem für dieſe beftimm- 
ten Fälle wegen ihrer Eigenthümlichkeit die gleiche Anmwenvung der hoͤchſten Rechtsgrund⸗ 
füge auf eine Reihe nur ſcheinbar gleicher Fälle niht paßt, und weil vielmehr nur eine ab⸗ 
weiche n de Beftimmung jene höchſten Grunpfäge angemeſſen verwirklichen kann. So fodert 
die Höchfte Gerechtigkeit allgemein für Beftrafungen aller Bürger das möglihft unparteiiſche 
und vertrauenerwedenbe Erfenntniß über ihre Schuld, und dazu, nachdem Urtheil ver meiften 


Natlonen und ihrer Berfaffung, vie bürgerlichen Schwurgerite. Wenn nun aber in Beziehung 


auf die von den Vollövertretern erhobenen Anklagen ber Minifter wegen Verfaffungsverlegung 
ein gewoͤhnliches Schwurgericht von Bürgern weder nach dem Geſichtspunkte der Unparteifid: 
keit noch ver genügenden Fähigkeit ver Beurtheilung einer folden politifhen Schuld ein glei 
vertrauenerwedtendes Erkenntniß erwarten läßt ald ein mögliches anderes Bericht, fo fobert 
Hier daſſelbe Höhere Princip, welches das gewöhnliche Schwurgericht als die allgemeine Regel 
begründet, auch dad Ausnahmögefeg über ein Ausnahmdgericht, z. B. über einen befonbern 


Staatsgerichtshof für Minifteranflagen. 


Rach diefer zwiefachen Begründung ber ftatthaften Ausnahmsmaßregeln aber find freilih 
biefelben, ebenfo wenig wie die oben erwähnten blos ungemöhnlihen Mafregein, eigentliche 
Berlegungen des Rechts und ver Berfaflung. Diefe will der freie, gerete Staat niemals. Jene 
Mafregeln begründen zwar die ausnahmsweiſe Aufhebung oder eine befondere Geftaltung all: 
gemeiner Rechts⸗ oder Berfaflungdgrundfäge für beſondere Bälle, aber nur um die jenen allge: 
meinen Beflimmungen zu Grunde liegenden höchſten Verfaflungsgrunnfäge richtig anzumenten. 
Der tüchtige gefunde Rechtsorganismus iſt nicht jeden Augenblick in einem Noth = und Aus: 
nahmeftand.: Geringere Störungen finden in feinem gefunden Lebensproceß ihre Ausgleichung 
und Hebung, und aud für ſchwerere oder wirkliche Nothſtände find durch fein eigened Geſetz 
genügend energifche Krifen und Heilmittel gegeben. 

Die Orundfäge für die zuläffigen Ausnahmsmaßregeln find hiernach Folgende: 

4) Diefelben find nad jenen obigen Rechtsgrundſätzen niemals zu begünftigen und auf 
Bermuthung hin auszudehnen, fondern nur infomweit zuzulaſſen, als fie erweislich nach Elarer 
und ſcharfer Auffaffung jener beiden Hauptgründe ſich ald gerechtfertigt ergeben. Die fo vielfach 
dem Öffentlichen Wohl entfprechende, der Ordnung und der Regierung ebenfo wie der Freiheit 
und ben Bürgern, dem Frieden und dem Vertrauen heilfame Feſtigkeit und Heiligkeit und Har: 
monie der Rechts⸗ und Verfaffungsgrundfäge müffen die Pflicht, die Kraft und den Muth 
gegen die Verſuchungen dev Willlür, der Furcht und. der Schwäche zu Gunſten nicht abfolut ge: 
rechtfertigter ugb nothwendiger Ausnahnismaßregeln erwecken und ftählen. 

2) Sofern Ausnahmömafregeln nicht ſchon im allgemeinen Rechtsorganismus und den 
beftehenden Verfaſſungsgeſetzen gegründet find, müflen alle Bactoren ver Verfaffungsgefegge: 


‚bung für ihre Begründung und Rechtfertigung zuſammenwirken. 


3) Diefelben dürfen dann nicht ausdehnend, fondern müffen rückſichtlich ihrer Ausdehnung 
je nad) dem Ort, nad; der Zeit und nach dem Inhalt fireng ausgelegt werben. 

4) Diefelben find je nach ihrer verſchiedenen Art nur von den verfaffungdmäßig und ge: 
ſetzlich zuftändigen Behörden und unter der rechtlichen und verfaflungsmäßigen Verantwort⸗ 
lichkeit insbeſondere auch der Minifter zu begründen und auszuüben. 

Aus dem Bisherigen ergibt fi die rechtliche Würdigung der verſchiedenen in der neueru 
Gefeggebung, Berfaflung und Praxis vorhandenen Arten von Ausnahmsmaßregeln. 

I. Ausnahmsgeſetze. Diefes find folde Gefege, welche von ven allgemeinen hoͤchſten 


MNechtogrundſaͤtzen oder von den allgemeinen Staatögefegen abweichen. Sie können dieſes thun: 


4) Schon nad der Form ihrer Entftehung. Und zwar fann hier a) Das, was die Staat: 
verfaffung tm Allgemeinen als wefentlic für dieſe Entſtehung fodert, wie die Zufimmung ber 
Stände, in wirklichem Widerſpruche mit der Verfaſſung ober auf eine dieſelbe verlegende 
Weiſe fehlen. Alsdann ift das Gefeg nicht blos verwerfli, fondern auch rechtsungültig, ebenfo 
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wie jedes wit Werletzung wefentliher Formen vorgenommene Rechtsgeſchaͤft.) Qi. kann 
aber auch b) nach einer beſondern ausnahmsweiſen Erlaubniß ver Verfaſſung für beſondere 
Fälle die ſonſtige allgemeine Bedingung oder Korn erlaſſen fein. So beſtimmen faft alle con⸗ 
Ritutionellen deutſchen Verfaffungan 7), daß wenn dringende Gründe des öffentlichen Wohls eine 
gefeglihe Verfügung erheifchen, deren Zweck durch die Verzögerung bis zur Mitwirkung der 
abweſenden Stände vereitelt werden würde, alsdann die Regierung allein dad Geſetz erlaſſen 
darf. Soll ſich feine Dauer bis über die naͤchſte Ständeverſammlung erftreden, jo erhält ed, 
als ein blos proviſoriſches Gejeg, diefe fortdauernde Gültigkeit nur durch die Zuftimmung 
aller Factoren ber Gefepgebung, over einer jeden ber beiden Kammern, wo zwei vorhanden 
find.) Es fol nämlich Hier Dad dauernde Gefeg und feine Gültigkeit pofitiv gefhafs 
fen werden, wozu ſtets Einftimmigfeit aller Factoren der Geſetzgebung nöthig ift, währen» 
Be Aufhebung eines bereitö dauernd gültigen blos durch den Widerſpruch des Einen vers 
hindert würde. Auch find natürlich die Minifter ebenfalls für das blos Vorübergehende verants 
wortlich. Unter diefer Berantwortlichfeit ann aud die Ermächtigung ber Regierung zu ſol⸗ 
den Ausnahmöverfügungen felbft da, wo die Verfafjung die Ausnahme nicht ausdrücklich ges 
flattet, als ſtillſchweigend voraudgefegt und ertheilt betrachtet werben. Die Berfaffungen aber 
thun wohl, die Ausnahme ausdrücklich feftzuftellen, und fie fo zu regeln, daß wenigft moͤglich 
Misbrauich mit derfelben getrieben werben kann. Wie furdhtbar ausgedehnt und verderblich 
diefer Misbrauch zuweilen ift, das zeigte ver Gebrauch, melden 1850 die Polignac'ſchen Juli⸗ 
ordonna uzen von ber Griaubniß der Ausnahmögefege im Art. 14 der Charte machten. Diefer 
Regierungswisbraud und Gewaltact rief nur allzu balneine Ausnahmsgewalt des Volks zum 
Sturz der Dynaftie hervor. Im der That waren auch jene königlichen Ordonnanzen, indem fie 
die Weſen heit ver conftitutionellen Verfaſſung zexftörten, nicht mehr bloße Ausnahmen von ber 
eigentlichen Regel, dem Grundgeſetz, fondern fie hoben dieſe ſelbſt im Weſentlichen auf, begrüns 
beten einen reinen Gewaltact und Gewaltzuſtand. Ähnliches freilich erlebten wir auch in der 
legten Reactiondzeit, zum Teil in ganz neuen Octroyirungen von neuen Verfaffungen und Vers 
fafungöredhten, zum Theil in einfeitiger Vernichtung der beftehennen. Dan mag gern zuge 
ben, daß aud) 1848 von Seiten bed Volks hier und da manche neue Beflimmung auf tadelns⸗ 
würbige Weiſe begehrt und bewirkt wurde. Doch muß man wohl unterſcheiden, was etwa da⸗ 
mals Regierungen und ariftofratifd, Berechtigte, wenn auch gegen ihre frühern Neigungen, 
doch durch das laut und mächtig gewordene Bewußtſein frühern Unrechts und auß politiier 
Klugheit, jedoch immerhin juriſtiſch frei zugeftanden ober bewilligten, und das, wozu fie erweis⸗ 
lich durch unrechtliche Gewaltanwendung beſtimmt wurden. Wehe ihnen, wenn fie dad Volk 
veranlaßten, alles von ihren Rechten für ungültig zu erklären, was das Volk, nur Dusch drin⸗ 
gende äußere Lagen beftimmt, gelten ließ! Wenn wir aber auch die durch frühere Maßlofigkeit 
des einen Theils hervorgerufene Reaction oder reactionäre Maflofigkeit des andern bei den 


* Regierungen nidıt Härter beurtheilen wollen, als die auf Seiten des Volkes, fo ift es doch jeden⸗ 


faul für beide ein beklagenswerthes Unglüd, dag wir in Deutſchland eine frienlihe, billige 
und gerechte Ausgleihung bei einem National- oder Bundesgericht nicht ſuchen innen 
und auf gerechte maßvolle Regierungsweisheit natürlich meift vergeblich hoffen. Bei den an⸗ 
dern großen Nationen ſchützt zulegt die Furcht vor ihrem Widerſtande. Kür bie fonveränen Re⸗ 
gierungen in unferm jegigen Bunde hebt die Bundeögewalt dieſes legte Schugmittel auf, vers 
fagt aber immer noch den unentbehriichen Schuß des gerechten Gerichts, Nur auf Gerechtig⸗ 
keit aber, und nicht auf Gewalt beruht dauerndes friedliches «Heil. 

2) Dem Inhalte nad entfteht ein Ansnahmögefeg, fobald es eine Ausnahme von ber 
Rechtöregel enthält; 

Diele kann a) darin beftehen, daß dad Geſetz gegen den formellen Redtögrumsfag der 
rechtlichen Gleichheit und für beſtimmte Perſonen etwas feftfegt, ober ein Privilegium gibt. 
b) Diefe Privilegien ſelbſt und ebenfo die allgemeinen Geſetze — wirklich verlegende Auss 


6) ©. hierüber den Art. @efeg. Es ift felbft ein Ausnahmgefeg, wenn infolge des vom eyes 
Bımbe befchlofienen nud ausgelegten monarchlichen Principe ben Berichten bas ihnen — 
—I deutſchen Siaatsrecht zuſtehende Recht, nach ben Mechtsnormen zu richten, entzogen — * 


So bie — A 66, die würtembergifche, $. 89, die hannoverifche, $. 72, die preußifche, 
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nahmen von allgemeinen pofktisen oder natürlichen Rechtsgrundfaͤhen enthalten CIns ain- 
eulare, eigentliche Ausnahmsgeſetze). Hierher aber Fönnen wir gerechte Beſtimarungen über 
Aushöung des Rechts der Nothwehr over der Nothmaßregeln nicht rechnen, mithin and nicht ein 

Yarauf befchränktes Recht unvermeidlicher miltärifher Gewalt. Sie bilden nur ein wneigents 

lches Ausnahmsrecht. Wohl aber gehört Hierher das politifge Belagerungsrehtund. 
Standrecht und viele 1848 feierlich aufgehobene Ausnahmögefege des Bundes, wie bie 

arlsbader Beichtüffe (ſ. unten VII, VII). Auch Monopole und Moratorien werben allermeiſt 
wirkliche Rechte verlegen, mithin ald wahre und verlegende Ausnahmsmaßregeln erfchelnen. 

In Deutſchland, für weldes bie Bundesacte und die Rechtsanerkennuugen ver Fürften und 

ded Volks den Rechtszuſtand auf die zeitgemäße repräfentatine Herſtellung der uralten land⸗ 

ſtaͤndiſchen Verfaſſung begründeten, koͤnnen alle dem Wefen dieſer conflituttonele 

Ten Berfaffung widerſprechende Beſtimmungen als Ausnahmsgeſetze angeſehen werden. ®) 

Solche Wiverfprüche gegen ben verfaſſungsmaͤßigen Rechtsdzuſtand hat leider auch wieder bie 

neueſte deutſche Praxis vielfach in ſich aufgenommen. Dieſe werben unfern friedlichen Rechts⸗ 

zuſtand fo lange ſtoͤren und nach ihrer und ihrer Begründer und Anhänger natürlicher Tendenz 
und gemäß dem Gefege ver Alfimkation oder der Harmoniſtrung In altem Lebendigen fo kange 
anſteckend meiter greifen, bis fie von den Anhängern der wahren Rechts⸗ und DVerfaffunge« 

grundfäge mit Cnergie ausgeſtoßen find, oder bis volfftändig der Despotiomus gefiegt and mit 
{hm dad zerriffene Deutſchland feinen Untergang gefunden hat. 

IV. Aufrubracte. Auch die geſetzliche Beſtimmung über die Aufruhracte umd bie 
Verkündigung verſelben find keine eigentlichen Ausnahmömiafregeln, wenn nur hierbei, 
wie es fein ſoll, die allgemeinen Rechtögrunnfäge nicht überfchritten werben. Die Gefege civb 
firter Staaten betrachten nämlich wie Anwendung des Militärd gegen Bürger als Aus- 
nahme. Die bürgerlichen Berhättniffe müflen fret bleiben von der Einmiſchung der Kriegs: 
gewalt, folange nicht die bürgerliche Rechtsordnung In der Art getvaltfam angegriffen oder ver: 
legt worben, daß die Kürgerlichen Mittel zum Schuß berfelben fo wenig genügen, daß bad 
Nothwehr⸗ over das Nothſtandsrecht eine Anwendung kriegeriſcher Gewaltmittel begründet. 
Wenn num bebentenbe von den Civilbehoͤrden nicht mehr zu bewältigende Volkshaufen in er⸗ 
weidlicher Widerſetlichkeit gegen vie obrigkeitliche Anordnung einen Aufruhr wirklich beginmen 
oder thatſaͤchlich androhen, fo kann die Militärmacht, nachdem fie dazu von ber zuftänvigen bür- 
gerlichen Gewalt ermächtigt wurde, ſoviel Gewalt anwenden, als fie zur Befeitigung der auf⸗ 
rũhreriſchen Störung für unvermeidlich Halten darf. Sie muß aber ſogleich mit dieſem erveich⸗ 
ten Zweck alle weitere Verfügung und Beftrafung gegen die Störer der ordentlichen bürgerlichen 
Gewalt übergeben. Um nun mit genügenver Sicherheit den Beweis zu erhalten, daß bie ange: 
gebenen rechtlichen Beningungen für dad militärifche Einfchreiten vorhanden find, und um ein 
tegteö Mittel zur friedlichen Erhaltung der Ortmung zu verfuchen, fodern die engliſchen Der: 
faffungögefege und nad) ihnen mehr oder minder vollſtändig die andern conftitmtionelfen Ber: 
faffungen: 1) daß die zufländige bürgerliche Behörde das Militär zu dieſem Einſchreiten 
färiftli ober menigftend vor Zeugen auffodere, und daß 2) die bürgerlihe Behörbe die Auf: 
ruhracte (Riot-act) förmlich Öffentlich verfünnige, daß fie alfo die betreffenden Volkshaufen 
hinlaͤnglich deutlich öffentlich auffobere, friedlich auseinander zu geben, mit per Androhung, 
daß im Ungehorfamsfall militärifhe Gewalt einfchreiten wird. Es ift räthlich für vie Verkũn⸗ 
vigung eine kurze Kormelfeftzufegen, die auch in unruhiger Umgebung leicht verflanden wird. 29) 

Sehr empfehlenswerth ift dad englifche Mittel, in bürgerlihen Unruhen ſoweit mögkd 
ohne milltaͤriſche Gewalt die Herrſchaft der Gefege zu fihern, indem die bürgerliche Gewalt fo: 
viel Bürger als bürgerlihe Polizeibeamte (Special-Conftabler) aufbietet und beeidigt, als 
zweckgemaͤß erſcheint. Diefe haben dann Recht und. Pflicht, mit dem Amtszeichen (weißen Stäb: 
en) verfehen, für die öffentliche Ordnung thätig zu fein, und der Widerſtand gegen fie wird be: 
fraft wie ver Winerftand gegen wirkliche öffentliche Sicherheltsbeamte. Die Engländer ſchützen 
auch in Beziehung auf die Anwendung der Militärgemwalt in anderer Weife dad verfaflunge- 
mäßige perjönliche Freiheitsrecht der englifhen Bürger fo energif und mufterhaft, Daß nicht 
bios die befehleuden Militärs, ſondern auch Die von ihren militaͤriſchen Vorgefegten dazu Som: 
mandirten wegen jeder verledenden Anwendung ihrer Waffen vor der Berkünbigung der Auf: 
ruhracte bet den gewöhnlichen Gerichten verantwortlich find. In der That wurde nach unter 





9) ©. Deuifger Bund und Deutfches Landedftaatdrecht. 
10) In Baden beſtimmt das Bendarmeriegefeg von 1831, $. 37, die Bedingungen. 
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Goyrg IV. bei dem zu Gunſten feinen Gemahlin entfiandenen Aullauf ein Kffigier wagen Fode⸗ 
ſchlaga vor bie gewöhnlichen Schwurgarichte geſtellt, der auf Beiehl ſeines Oberſten töntlichen 
Mofiengebraud gemacht hatte. Jeder Eugländer — fo wurde im Gericht erklärt — mülle nie 
verfaſſungswã higen Rechte engliſcher Bürger kennen und achten, und koͤuue ſich alfo durch feinen 
verfafſungswidrigen, mithin ungültigen Meichl davon Biäpeniizt erachten. Soweit freilich Ind 
wir in Deutfihland mel noch wicht. 
V. Nähere Betrachtung des modernen volitifgen Belageruugakandes. 
Derfeibe bildet allerdings ein wirkliches Ausnahrisgeſet und eine eigentliche Auanahmsmah 
vegel. Er iſt aus der terroriikikhen franzöͤſiſchen Jakobinerherrſchaft entſproſſen und duvch 
bie Rapoleonifege Tyrannei großgegogen. 11) Gr fand aber fpäter mehrfach großen Beifall. 
Gr war zum Theil, namentlich) in Spanien, fogar auf längere Zeiten üßer dad ganze: aus⸗ 
gedehnt. Er wird ſich nicht begründen laſſen. Zwar kann vielleicht eine wahre Nothmaßregel 
zur Aufhebung der erweislich vorhandenen Gefahr für die Exiſtenz der Regierung ober Dad 
Staates ober eine Nothwehrmaßregel gegen Die ermeiälichen rechtswidrigen Angreifer, alfe auch 
moͤglicherweiſe gegen ganze vevolutionäre Städte die Anwendung der Kriegagewalt rechsferti 
gen, jedoch nur injowweit und fo lange, bis die unmittelbare Gefahr heſtegt iſt, odex nur foweit 
und ſolange, als Die Rechtögründe der Roth: und der Nothwehrmaßregel und bie militäriſche 
Mothwendigkeit dauern, ſodaß nach Dem Siege über bie feindliche Gewalt ſofort bie ordentliche 
rechniiche Sewolt auch über die Gefangenen und Augreifer wieder in ihre Rechte trikt. Wſo⸗ 
weit varde auch Die Kriegsgewalt natürlich ſchon vor jener jakobiniſchen Erfindung des wen 
men pelitifchen Belagerungszuſtandes in Bürgerfriegen ausgeübt, erflärliermeife mis mar 
oder weniger Erceſſen, je nach der Barbarei eher Geiittung der Regierungen, dex Bölfer und ber 
Krieger. Die moderne Erklärung eines politiſchen Belagerungsftendes von Seiten ber Regie: 
rung aber überbietet weit die Härte eines bloßen militärifhen Kriegszuſtaudes, iadem fg auch 
in ben Beſiegten nicht auf Schuß berechtigte Wehrlofe und Gefangene, fondern zechilofe und rä- 
Gene zu befkzafenne Verbrecher erblicken läßt; jndem fie ferner nicht nach rein willtärifeher Noth⸗ 
wendigkeit, fonbern nach pelitifchen Regieruugs- und Parteizwecken bie angeblich im Belage 
rungszuſtand befinblihen Bürger viel härter behandelt, mehr ihrer Rechte und Freiheiten be- 
raubt, al felbft ein ausmwärtiger Feind nad) Kriegsrecht für nothwendig und begründet halten 
tönnte. Sollte alfo ewa eine Verfaſſung jene natürlich nur bald vorübergehende Berhäugung 
einer Nothſtands⸗ und Nothwehrſtandsmaßregel, insbeſondere jene durch fie begründete militä- 
riſche Maßregel ober auch eine unvermeibliche vorübergehende Suspeufion beftkmmter Ver- 
faſſungsrechte, 3. B. in Beziehung auf Derhaftungen, unter dem Namen der Erklärung bed Be: 
Ingerungsflanbes als ein Recht der Regierung oder der Minifter begründen wollen, fo ſind die 
forgfältigften verfaffungsmäßigen Beſtimmungen über die Beringungen der zuBänbigen Be- 
höxden, die Formen und Grenzen befonders auch rückſichtlich ver Dauer feftzufegen. Eine den 
volitiſchen Belteben, dem Belichen vielleicht foger nur allein ver Regierung ehne Pikeix- 
tung der Stände überlaffene und grenzenlofe moderne Erklärung des Belngeruugbzuftandes 
aber, wie wir fie in neuern Zeiten wiederholt auch in deutſchen Ländern faben, und wie fie 
menche yolitifche Schriftſteller jetzt unbedenklich in ihre ſtaatsrechtliche Theorie einwegiftriren, 
können wir weder rechtlich noch politiſch jemals rechtfertigen. Man frage ſich, mit welcher En 
rüſtung engliſche Staatöwänner dieſeibe als eine Barbarei und als eine Rechtlogerklärung ver 
Ration und ber Bürger zurückweiſen würden! Dort iſt das Verfaſſungsrecht des Volko, das 
man hier gaͤnzlich aufhebt, ebenſo legitim als das Thronrecht. Und ſicherlich if jene Maßresel 
ein viel ſichereres Mittel für verfaflungsfeindlihe Miniſter und Machthaber, alte und nee Ber 
ſaſſungerechte und Die Foderung derſelben, ja jede Öffentlige Wunfchäußerung firx fie terxariſtiſch 
zu unterdrucken, als ein wohlthaͤtiges Schugmittel für bie VBerfaflung. Die Maßregel wird auch, 
zumal wenn, ſowie ebenfalls in einigen deutſchen Ländern, für ihre Durchführung ap aud- 
twärlige Mitrsichurg zur Bewältigung des emporten Meihtögefühls des Valkes Gölfe leiſtan 
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mußte, ſicherlich ungleich ſchwerer für dauernde Ruhe und Orbnung wirben und bie Throne 
befeſtigen, als vielmehr jede künftige unvermeidliche Entwickelungskriſe unſers ſtets beivegten 
enropaͤiſchen Lebens zur unheilvollen Revolution ungeftalten. Wenn fon die karlsbader und 
wiener Ausnahmömaßregeln, tcog eines laͤngern dumpfen Ruheſtandes, 1848 plöglich fo ver- 
derblich in ihren Wirkungen ſich zeigten, kann man dann wol dem Baterlandöfreunde verargen, 
daß er von ihren noch verlegendern Nachfolgern noch Schlimmereß fürdtet? Es wäre unge 
reiht zu verfennen, daß es für die Regierungen hoͤchſt verlegenbe und ſchwierige Momente geben 
Bann und gegeben hat, und daß alle rechtlichen Männer folde muthroillige und verwerfliche Auf: 
fände wie die in Baben fo ſchnell und jo Eräftig wie möglich unterdrückt wünfchen. Aber felbft 
bie widerwärtigfte Krankheit darf weder den mediciniſchen noch ven polktifchen Arzt verleiten, 
wie jene thoͤrichten revolutionären Stantsärzte thun, pie ruhige Erwägung der Geſetze der Kımfl 
und bie fhweren Folgen einer Verlegung derſelben nad; einfeitigen Gefühlsaufregungen zu ver⸗ 
kennen. Ruhiges energiſches, rechtzeitiges Wirken wird auch in fhwierigen und gefährlichen 
Zeiten am ſicherſten zum rechten Ziel führen. 

Dad „Staats: Wörterbud”, welches im Artikel „Belagerungszuftann uns 
Standrecht“, von Brauer, ganz allgemein ver Regierung das Recht der Erflärung bes 
politiſchen Belagerungszuſtandes in aufgeregten gefährlichen Zeiten beilegt, fodert dazu als 
Beringung: „daß im Brieden und im eigenen Lande ” nicht einfeitig der Truppencommanbant, 
fonbern nur die oberfte Staatsbeh örde den Belagerungsftand verhänge. Doc foll in 
dringenden Fällen auch der Militärbefehlshaber im Einverftänpnig mit ver Berwaltungsbehörhe 
des Bezirks proviſoriſch bis zur Entſcheidung der oberften Staatsbehörde den Belagerungs- 
zuftand erlären dürfen (hier werben alfo die rein militärifhen Maßregeln in einem berechtig⸗ 
ten Kriegözuftande und die moderne politifche Regierungsmaßregel vermiſcht). 

Die Wirkungen follen dann fein: = 

4) Die vollziehende Gewalt und alle Sicherheitspolizei und Erhaltung der oͤffentlichen 
Dromung geht von den Ginifbehärben auf die Militärbefehlöhaber über, die diefe Gernalten 
ſelbſt übernehmen, Milttärbehörben übergeben, oder blos die Höhere Gewalt über die Civilbe⸗ 
börden üben können, aber dabei befreit find von bisherigen Beſchränkungen. Der Militär- 
Befehlshaber ift namentlich berechtigt: 

a) unter Strafandrohungen — beliebige Anorbnungen, Ge⸗ und Verbote zu erlaflen und 
fo die flrafbaren Handlungen beträaͤchtlich auszudehnen; 

b) aud die verfaffungsmäßigen Garantien der yerfönlichen Freiheit aufzuheben, beliebig 
zu verhaften und in Kriegögefangenfchaft zu verfegen (die Bürger aller Waffen zu berauben), 
Privatpapiere und Gorrefbondenzen ohne Angabe eines Grundes zu durchfuchen, die freie Preſſe 
zu beſchraͤnken, und pas Exfcheinen Öffentlicher Blätter zu unterfagen. 

2) Die Unterfuhung und Beftrafung aller Verbrechen, welche den Staat oder bie öffent: 
liche Orhnung gefährden, geht von den Givilbehörben an vie Milttärgerichte fiber. Auch dieſe 
Maßregel wirb noch doppelt verfchärft: 

a) gemeingefährliche Verbrechen werden mit dem Tode beftraft; 

b) die Unterſuchung und Aburtheilung geſchieht in außerordentlichem, im ſtandrechtlichen 
Berfahren. h 

Bon irgenveiner fländifhen Mitwirkung in Beziehung auf die Gntflehung oder Dauer, 
in Beziehung auf die minifterielle Verantwortlichkeit dieſes politifhen Belagerungszuftandes 
ober von irgendeiner nähern Begründung deſſelben, etwa durch die juriſtiſchen Beningungen 
ded Nothſtandes oder der Nothwehr, enthält der Artikel keine Spur. Wie e8 ſcheint, zur Recht⸗ 
fextigung dieſes, weber in der Entſtehung noch im Inhalt rechtlich beſchränkten, abfolut rechtlofen 
Buftandes wird von Herrn Geheimrath Brauer die in beider Hinſicht fo himmelweit verſchiedene 
tömifhe Dietatur und die engliſche Sußpenfion der Habr as⸗Corpus⸗Acte dimſelben gleichgeſtellt, 
und zum Schluß nur noch Die Vertheivigung hinzugefügt: „Vom boctrinäten Standpunkt möge 
man wol Bedenken haben gegen diefe Wiederbelebung ver Dietatur (!), deren Mis- 
brauch allerbings unter Umfänden zur Untervrüdung der bürgerlichen Breiheit führen koͤnne. 
Ber aber aus den Erfahrungen ver legten Jahre Nuhen gezogen habe, ver müſſe zugeben, daß 
der Trieb zur Durchführung ber eigenen Ideen gegen bie Marimen ver Regierung, welcher fo 
leicht zu gewaltfamen Mitteln fäteitet, ein ſolches Gegenmittel unabweisbar gemacht habe, wel⸗ 
ches die Staatsgewalt befähigt, ihre bedrohte Eriftenz gegen das Anftürmen ver Maflen zu ver: 
theibigen, u. ſ. w.“ Nun freilich haben wir in Kurheſſen einen ſtarken Trieb des ganzen biedern 
Bollöftammes gefchen, feine allfeitig befehworene Verfaflungstreue gegen die Marimen des 
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Miniſteriums Haffenpflug durchzuführen. Wir ſahen dann auch einen alfgemeinen Belage⸗ 
rungeſtand unter Zuziehung der Bunveshülfe und einer uͤberſchwemmung bed armen Landes 
mit friegerifchen Scharen. Aber zu gewaltſamen Mitteln hatten vergeblich jelbft die wunder 
bat dazu geeigneten miniferiellen Maßregeln das treue biebere Volk angereizt, und ber ganze 
Belagerungsftend, ber das unglũckliche Land verarmte, der fo viele Hunderte von unſchuldigen 
Famtlien, von eidgetreuen, namentli auch richterlichen Ehrenmännern wegen ihrer Cives⸗ 
und Übergeugungstreue beſtrafte und ungtüdtich machte — er bewirkte nur ben Umſturz einer 
48 Jahre lang „in anerkannter Wirkfamfeit beſtehenden“ Verfaſſung. Die Exiftenz des 
Throns konnte er nit reiten, denn ſie war nie angegriffen. Was aber bie ganze unauoloͤſchlich 
in alle rechtſchaffene deutſche Herzen eingegrabene Geſchichte für bie öffentliche Ehre unferer Zus 
Hände und für das monarchiſche Vrincip in ven nachſten europäiſchen Krifen wirken Tann, das zu 
entwicteln — überlafien wir der zukünftigen vaterlaͤndiſchen Geſchichte. Für einregiftert in 
das .conflitutionelle Staatorecht, der europäifcken ober ver deutſchen Staaten können wir aber 
dieſen politifhen Belagerungsftand Eeinedwegs halten. Wir halten ihn vielmehr für wider⸗ 
ſprechend jenem verfaflungsmäßig feitgeftellten und verbürgten Rechtszuſtande. Er tft gerabezu 
dad Gegentheil, die Aufhebung beflelben, kann alfo nicht ihm gemäß ruhig geſetzlich verfügt und 
beſchloſſen werben. Nur bie im erklärten gerechten Kriege und für berechtigte militärifche Ope⸗ 
rationen, nur die für dieſen Zweck unentbehrlihen, mit ihm fogleich von felbft aufhörennen Bes 
lagerungszuftände kennt das Recht, keineswegs die ungleich umfaflenbern Härtern Be volitifche 
und Parteizwecke und Plane, für Beitrafungen und Berfafjungs:Begrünbungen, Änderungen 


und Sicherungen. 

Die neueſten Erfahrungen in Deutſchland haben allerdings aufs neue gezeigt, daß, wenn 
dieſes etwa für Jemand noch zweifelhaft fein konnte, auftühreriſche Bewegungen moöͤglich und 
daß fie allermeiſt ſehr verderblich ſind. Und man mag dieſelben auf dad äußerfte haſſen, am 
meiſten, wenn man bie Freiheit liebt, denn dieſer haben fie ja offenbar allerwaͤrts am meiſten, ja 
auf einige Dauer haben fie nur ihr allein geſchadet. Aber folgt etwa daraus die Nothwendig⸗ 
keit einer flaatögefeglihen Sanction des verzweifeltften Mittels einer allgemeinen Vernichtung 
aller — doch Hoffentlich ebenfalls legitimen — bürgerlichen Freiheit der Nation, aller Rechte 
auch ver ſchuldloſeſten, ehrenwertheften Stantöbürger? Alle freien Nationen, namentlid au 
bie Engländer, kannten ja au vor 1848 aufrühreriſche Bewegungen und gefährlichere, und 
fagten doch nicht Ja zu dieſer Frage. Und, was noch mehr ift, Hat denn dieſes angebliche 
Mittel wirklich den Aufruhr verhindert oder beflegt? Im Jahre 1848, als die allgemeine große 
Aufregung der Nation entſtand, da liefen die Regierungen und ihre Diener alle in ven Ge⸗ 
fegen ſanctionirten, ja alle abfolut rechtlichen Schugwehren für die Autorität und für die dffent- 
liche Ruhe und Ordnung aus ven Händen fallen. Bei bundes⸗ und landesgefehlich fanctionir- 
ter Cenſur und Strafgewalt gegen Misbrand) der Preſſe fah man überall wahrhaft majeftäts- 
und ehrbeleivigenve, ja Hochverrätherifche und zu Mord und Aufruhr aufreizgende Druckblatter 
völlig unverfolgt, und Ähnliches wurde in öffentlichen Reden und Berfammlungen ungeftraft 
laut. Hätten zu biefer Zeit die Bundesgefege und die Landesgeſehe aller 38 Bunpesftanten je: 
nen furchtbaren Belagerungszuftand in ihrer Geſetzgebung fanctionirt gehabt — wuͤrde denn nur 
eine einzige Regierung denfelben zu verkünden gewagt haben? Als dann einzelne aufrührerifche 
Bewegungen wirklich ausbrachen, da befeitigte man theilweife fogar die überall natürliche und 
sefegliche miltärifche Macht, fuchte durch Nachgiebigkeit zu beruhigen. Wo fie aber durch mili⸗ 
tärifche Hülfe niedergeſchlagen wurden, da fam das Schugmittel des Belagerungszuftanves 
erſt hintennach, und diente, weil nun gewiß die gewöhnlichen milttärifigen und die gewoͤhn⸗ 
lien gerichtlichen und polizeiligen Staatsmittel zur Erhaltung und Durchführung des erſteg⸗ 
ten Ruheſtandes ausgereicht hätten, offenbar ganz andern politifhen Intereflen und Zweden. 
Aber waren biefe die der anerkannten und beſchworenen Staatöverfaffungen? Nuͤtzten fie 
viefen? Ja würen fie auch nur für die zukünftige Sicherung und Ruhe derjenigen Bundes⸗ 
und Landesregierungsverhaͤltniſſe wirken, welde ſchließlich aus ihnen ober ans den in mehren 
Ländern fogar unter Bundesfanctien durchgeführten, und fomit für alle übrigen angebrohten: 
Belagerungsreiiten hervorgingen? Offenbar if dieſe Frage hoͤchſt wichtig in Beziehung auf 
die Heilfamkeit folder Staatsmaßregeln, wie ber politifche Belagerungszufland und mie bie 
ganze politiſche Hauptrichtung iſt, welcher er angehört. Kür die politiſche Reactiomäpartei gültig 
entſcheidend wird freilich auf dieſelbe nur die Geſchichte antworten können. Ich aber, wenn id 
bier au von meinem Standpunkte aus nit mit folder Schärfe wie Dahlmann den entgegen- 
geſetzten Erfolg bezeichnen will, muß doch meine großen Zweifel ausſprechen. ragen mädte 
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ich alle nicht lediglich durch ihren Parteiſtandpunkt Brherrſchten, ob fle ſich von ſetchen onen 
Ausnahmamaßregeln und der durch fie bewirkten Unterdruͤckung der Volſewuͤnſche wirklich einem 
glũcklichern Erfolg verſprechen, als er im Jahre 1848 von den karlsbader Beſtrebungen Affen 
estennbar zu Tage trat? Betrachte man, wie wenig ausgebildet im Vergleich niit unſerer Zeit 
das politiſche Bewußtſein von 1819 an bis 1848 fidh zeigte, und verglekhe man daun Das, 

was vor 1848 diefes politiſche Bewußtfein und feine Foderungen bis zu ber allgemeinen Tehe⸗ 

bung von 4848 aufreizte, mit Demjenigen, was feit ven fchledwig-holfteinifgen mb Sucheik: 

fon Geſchichten an bis herab zu den bannoverifhen und luxemburgiſchen erfolgte! 

Mit volldommener Entfehiedenheit und feinem humanen Gereiitigkeitögefühl und überein: 
ſtimmend mit Rudhart erklaͤrt auch Mittermater in dem Auffage über „Belagerungeftand, 
Kriegsreht, Standrecht und Sudpenfion der Geſetze, über perfäntide 
Freiheit“ im „Archis des Criminalrechts““, Jahrgang 1849, erſtes Städt, ©.29 fg., ih gegem 
die Zuläffigfeit und Heilſamkeit ver fännmtlihen im Titel feiner Abhandlung genannten Maßre⸗ 
gein; mit Ausnahme nur der verfaflungsmäßig genau zu beflimmenden Suspenſton ber geieg- 
lichen Veſchraͤnkungen über Verhaftungen und Hausſuchungen, und der Berlefung der Auf⸗ 
ruhracte. Er zeigt ausführlich, was ja ſchon die Jahrhunderte alte Erfahruug Cuglands 
bet einem fehr bewegten und freien Volksleben erfahrungsmäßig darthut, daß bie beiden Maß⸗ 
regeln der Verkündung ver Riot-act und der Suspenſton der Habead-Eorpus-Acte voltſtandig 
zur Erhaltung der Ordnung genügen, daß feine Entziehung der ordentlichen Gerichte, ver VPreß⸗ 
freiheit, der Vereinsrechte nöthig find. Die Freiheit, die gefaͤhrlichen Subjeete zu verhaften uud 
gefangen zu halten, fügt ja nöthigenfalls auch gegen ihren gefährlichen Gehrauch der Preffe 
und des Vereinsrechts. Die Verfaffung des deutſchen Reis vom Jahre 1849 Hatte zwar im 
Art. 197 ver Regierung geftattet, ihre verfaffungsmäßigen Sicherungen Über Haudfuchung, 
Berfammlungsreht und Verhaftung für einzelne Bezirke im Krieg und bei Aufruhr zeitwelfe 
außer Kraft zu fegen, jedoch nur nad; einer Verfügung des Geſammtminiſteriums, und höch 
ſtend auf 14 Tage, wenn nit die Genehmigung der Stände eintritt, wozu viejelben alt%6ako zu 
berufen find. Aufhebung der Preßfreiheit und des orbentlichen Grrichtöftannes findet nicht Ratt. 
Es ift nicht zu begreifen, wie 35. pfl diefes einen Belagerungsſtand nennen Fann. 

VL Stanpdredt. Diefes, welches ein Theil des polttiſchen Belagerungöftandes und ger 
woͤhnlich auch des militaͤriſchen ift, aber auch ohne denfelben vorkommt, iſt ebenfalls urfprling- 
lich und wefentlih eine rein militärifhe Einrichtung zum Schu ver militärifgen 
Disciplin, für welchen auch das Bundeskriegsgeſetz $. 96 dem Bunpesoberfelnherrn deſſen An- 
ordnung (im Kriege) geftattet. Es foll eintreten in allen jenen außerordentlichen Fällen, in 
welchen des Beifpielö wegen ſchnelle Befttafung nöthig wird, und in melden bie Militängefepe 
der Bundesfinaten nicht ohnehin ſchon das Standrecht feflfegen. Das Standrecht if ein vom 
orbentlihen Kriegsgericht verfchienenes, ganz fummarifches Strafverfahren durch ein außeror- 
dentliches Rriegägericht. Das Standgericht wird wie ein gewöhnliches Kriegegeriht zufammen- 
geſetzt. Doch fodern mande Gefege, 3. B. die von Oſterreich und Preußen, wenn e8 auch über 
Civilperſonen richten fell, daß Juſtizbeamte aus dem Givilftanne zugezogen: werden. Bor 
verfammeltem Gericht wird dabei in ununterbrodienem Art die Unterfuhung mündlich ge⸗ 
führt und alſobald vie Entfdeidung gegeben, alles binnen 24 Stunden. Die fummartfche 
Unterſuchung beſchrankt ſich auf die für bie innere Überzeugung ber Richter nothwendigen Punkte 
des beſtimmten Verbrechens und auf vie Beweiſe, welche zur Hand find, ohne Friſtverwilligung. 
Das Gericht entfcheivet nad) Stimmenmehrheit, fol nad} ven meiften Gefegen nur verurtheilen, 
nicht freiſprechen, und hat, wenn es nicht verurtheilen kann, die Sache an das fonft zuflänkige 
Gericht zu verweifen. Auch kann es nur Todeöftrafe erkennen, da alle an das Staudgericht 
verwiefenen Verbrechen ebendadurch für Todedverbrechen erBlärt werben. Dach weichen mande 
Grfepe bei der Ausvehnung des Standrechts auf Nichtmilitaͤrs hiervon ab. So erlaubt dae 
badiſche Geſetz auch auf zehn Jahre Zuchthaus zu erkennen, und das preußiſche auch die Erken⸗ 
mung ber ordentlichen Strafe. Gegen das ſtandrechtliche Erkenntniß finden gar keine Rechts: 
mittel ftatt, weder zum Recht noch zur Gnade. Gaffattondgefug iſt zwar nicht ausgefehloffen, aber 
ohne Snöpenflofraft. Vielmehr wird die erfannte Todesſtrafe ſogleich vollzogen, ja nad ven 
meifden Geſetzen noch innerhalb jener 24 Stunden. 

Diefes furchtbare Ausnahmsgericht bleibe als bloße Kriegsmaßregel den Diilitäreiurichtun: 
gen Überlaffen! ® 

Us volitiſche Ansnahmomaßregel und gegen Bürger verbindet man ed mit dem politiſchen 
Dengevangökand, mit deifen Berwerfung es alsdann ebenfalls befeitigt wäre. 
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Segen Civilperſonen Bönnte es nur als Veſtandtheil eines aus rein militaͤriſchen Grünen 
verhängten milttärifcgen Belagerungs ſtandes als militaͤriſche Mußregel ſtattfinden. 

In einer ganz vortrefflichen Ausführung Hat NRudhart, als Berichterftatter ver balriſchen 
Kammer im Jahre1831, die Scheingründe für Die Nethwendigkeit und Heilſanikeit des Staude 
rechts (außer dem Pal rein militäriſcher Nothwendigkeit) widerlegt. 1%) Gr zeigt, wie mar, 
um es zu vertheivigen, ſtets Die Bertheinigung, die bei dem gefangenen Gegner aufhört, mit der 
Strafe verweihfelt, und wie man wiederum mit einer gerechten Strafe, die nur nad) gehörigen 
Vertheidigung, nad-vellfommenen Beweis und unparteilfiher richterlicher Prüfung una Ent⸗ 
ſcheidung und in gerechten Maße ſtattſtnden darf, nie im kriegeriſchen Nampfe ohne dieſe Bedtu⸗ 
gungen ſtattſtudende Rache, Sicherung und Abſchreckung vermiſcht. Jene Bedingungen gerechter 
Strafe befriebigt das Stanbrecht nit, weder nad; feiner Juſammenſetzung aus Soldaten noch 
nad feinem Verfahren. Sobosten befreben ihr Urthell nicht won dem Haß und Beorurtheile bes. 
Soldaten gegen den Feind umd von der Veftrebung, dem Fürſten und Kriegäheren zu zeigen, 
daß veffen Feinde auch ihre Feinde find. Das Berfahren ſelbſt weift file an, die Bedingungen 
ber Gerechtigkeit für Strafſachen ſtreng zu achten. Doch bei dem beſten Wilken ſteht viefos- Ver⸗ 
fahren ſelbſt im Widerſpruch mit wahrer Gerrchtigkeit. Soll ein Unſchuldiger verurtheilt wer⸗ 
den, weit feine Beweiſe und Zeugen erſt einige Stunden fpäter beigebracht werben Mnnen,- 
weil Die kurze Zeit für ein Caſſationsgeſuch nicht abgewartet werben will! Im Beziehung auf 
die ſtandrechtlichen und Velagerungsmaßregeln fagt Nudhart dann fehe mit Met: „Dex Krieg 
erhält durch den Krieg feine menfchlichen Geſetze und Maͤßigung; aber was fo hinter ihm drein 
kriecht ohne Waffen, die Rache und der Haß, die erſt auftreten, wenn mar Te Deum laudamus 
mit Dem vae victis! vermifcht, kennt kein Seſetz oder benutzt es für feine Zweite.” Mittermaier 
in ber oben eitirten Abhandlung befeltigt auch noch indbefondere das angebliche Beokrfulß, bei 
Auftuhr mit folden ſtandrechtlichen Gerichten wegen ber Maffe der Angeklagten aufräumen zu 
müffen, oder den etwaigen befangenen richterlichen Anflchten in einer aufruüͤhreriſchen Preuing 
zu entgehen. Gr fagt: „Sobald die Geſetzgebung dafür forgt, dag da, wo am Ort des Berbrei 
hend etwa die Unterfuhung nicht vorgenommen werben kann, die Sache an ein anderes ges 
feglich beſtelltes Gericht, 3. B. an dad benahbarte Aſſtſengericht gewieſen werde, ſchwindet 
die Beforgniß, daß es an einem orbemtlichen Gericht fehle. Sobald wir Deutfchen lernen, unfere 
Vorunterſuchungen abzukuͤrzen, und vorzägliä in politiſchen Proceſſen, wo eine große Jahl von 
Angefguldigten vorhanden Ift, raſch die Berführten, Leichtbetheiligten von den Anfiftern, An⸗ 
führern und Schwerbetheiligten ſcheiden und die Unterfuhung nur auf die zulegt Vezeichne⸗ 
ten beiäräuten, ſobald man die Zahl der Unterfuchungsrichter in folgen Fällen vermehrt, wird 
die Unterfuchung fo beſchleunigt werben Eörinen, daß alle Nachtheile der Zögerung wegfallen.” 

Vo. Ausnahmödgerichte überhaupt. Im ihnen Hat freilich immer der Despotids 
mus oder aud) eine überängftliche einfeitige Regierungspolitif eine Stüge geſucht. Aber es vers 
wirft fle das allgemeine Staatsrecht aller freien und civiliſirten Volker und vor allem von jeher 
das deutſche Staatsrecht. Es verurtheilt fie in ver Verwerfung aller Gabinetöfuftiz und dur 
den Orunbfag: Niemand werde feinem natürlichen oder ordentlichen Richter entzogen! 

And Hier aber můſſen wir natärlid von dem eigentlichen engern Begriff und von der Ver⸗ 
werfung der Ausnahmögerihte ausfchließen die nur von den gewöhnlichen Gerichten ver⸗ 
ſchiedenen, aber Niemand verletzenden Berichte, wie z.B. Schledsgerichte, ſodann aud die 
jwar von ben allgemeinen Berihtögefegen abweichenden, aber dennoch ihrer Rechtsgrundlage 
entfprechenden, wie die ſchon erwähnten Stantsgerichtähöfe für Minifteranflagen. 

Nach diefem Geſichtspunkte werben noch mande befondere Berichte von der Claſſe wirklich 
verwerflicher Ausnahmsgerichte ausgeſchlofſen bleiben. So die Milttärgerichte für blos 
militäriſche Vergeben der Solvaten, worüber Nichtſoldaten keine folhe Vertrauenswürs 
digkeit, Sachkunde und fichere Auffaffung des eigentlichen Sinnes der Milträrgefege befigen 
werben wie Mitärperfonen. Wo dagegen blos die allgemeinen bärgerlichen und firafrechtliz 
en Geſetze auf die allgemeinen bürgerlichen Verhältniffe von Solvaten anzumenben find, bet 
gemeinen Vergehen oder bei allgemein eivilrechtlichen Verhaltniſſen, da ift, ſowie in Frankreich, 
die Ausnahme befonderer Militaͤrgerichtsbarkeit ald unbegründet und ſchon deshalb als ſchädlich 
zu verwerfen — was jedoch manche beutfihe Gefeggebungen noch nicht einfehen wollen. Ahnlid 
verhält es ſich mit geifttichen una mit Beamten-Disciplinargerichten, bei welchen übrigens, auf 
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wenn bie allgemein bürgerlichen Sachen den gewöhnlichen Gerichten Überleflen bleiben, doch bie 
hoͤchſte legislative Vorſicht anzuwenden ift, daß nicht unter dem Namen Disciplinarfirafen Die 
Unabhängigkeit der Jufliz und die Würde und Sicherheit der geift= und weltlichen Ämter und 
Beamten despotiſchen Interefen unterliegen. 

Dagegen möchten wir keineswegs foweit gehen, mit dem ‚ Sta ats-Wörte rbuch“, in Ar= 
tikel „Ausnahms gericht“, ein jedes Gericht für den ordentlichen, natürlichen Richter zu er⸗ 
klaͤren, welches die Staatsgeſetze beſtimmen, oder auch mit demſelben Verfaſſer (Hertu Doll⸗ 
mann) aus äußern politiſchen Gründen (am allerwenigſten natürlich blos nach dem-politifchen 
Ermeſſen der Regierung) Ausnahmögerichte, Specialgerichte, Prevotalhoͤfe zu rechtfertigen. 

Brauchte es nichts als eine gefetzliche Beſtimmung zur Begründung eines jeden Berichts 
als eine ordentlihen natürlichen Gerichts, fo fönnte ein Gefeg beſtimmen: über dieſe Fälle 
richte der König, oder fein Minifter, oder Derjenige, dem er dazu in jevem Falle ven Auftrag 
gibt, um fo das heilige Recht vom ordentlichen, natürlichen Richter in Dunft aufgulöfen. Auch 
dieſes Recht, worauf von jeher alle freien civilifirten Nationen und ihre Verfaſſungen ven 
böhften Werth legten, welches fie oft mit perfönlicher Freiheit und Sicherheit iventificitten, 
ohne weldes dieſe Heiligthümer in ber That auch vernichtet jind, hängt feinem Begriffe nah 
ebenfo wenig davon ab, was eine beliebige pofitive Satzung dafür ausgeben will, als die per: 
ſoͤnliche Freiheit und Sicherheit felbft, ald Cigenthum und Ehre. Freie Nationen und Ber: 
foffungen fahen, mie ber Art. Eabinetsjuftiz im „Staatö-Leriton‘ beweift, fürd erſte 

ſchon darin den Mangel eines orbentlihen Berichts, mithin ein Audnahmsgericht, wenn die 

Entſcheidung, ftatt von unparteiiſchen Dritten, von ver Megierungsgewalt ausging ober ab- 
Bängtg war, wenn fie fein von ihr in dem richterlichen Verfahren und Urtheil unabhängiges 
Gericht ausſprach. Alle Cabinetsgerichte, Inftanzen, Commiffionen erſchienen ihnen aud da, 
wo ffe, mie in Frankreich vie lettres de eachet und die Prevotalhöfe, geſetzlich beftanden, ben: 
noch als wirkliche und verwerfliche Ausnahmögerichte. 

Diefe Nationen und ihre Verfailungen aber foderten auch fürd zweite eine ordentliche 
allgemeine Juſtiz und Gerichtseinrichtung folder Art, daß die Rechtsſtreitigkeiten und funachſt 
— wovon doc bei Ausnahmsgerichten vorzugsweiſe die Rede ift — die Griminalprocefle von 
Gerigten entſchieden würden, deren Erkenntniſſen das moͤglichſt allgemeine Vertrauen ihrer 
unparteiifchen und richtigen Entſcheidung zur Seite ſteht. Sofern alfo nit etwa in ven ganz 
befondern fählichen oder perfönlichen Verhältniffen erwiefene, vom Verfaſſungsgeſetz als 
foldje anerfannte Gründe gegeben waren, daß in ihnen ein beſtiumtes anderes Gericht größeres 
Vertrauen für ſein Erkenntniß begründe, infofern erſchien ihnen nur das nad) dem Geſetz der 
rechtlichen Gleichheit für alle Bürger aufgleihe Weife pur die verfaffungs: 
mäßige Gerihtöorganifation verordnete Geriht als dad ordentliche und 
natürlide. 

In diefem doppelten Sinne müffen auch wol die Garantien für den ordentlichen, natürlis 
Gen Richter in ven Verfaffungen verſtanden werden; zumal die in der frankfurter Reichsver⸗ 
faflung und in den mit ihr übereinftimmenven beutfchen Lanveöverfaffungen. 13) Diefe ver⸗ 
bietet nicht blos ausdrücklich alle Ausnahmögerichte, fondern fogar auch jeden privifegirten 
Gerichtoſtand der Perfonen und Güter. 

Dieſe letzte Beſtimmung geht nach dem für den Staatsgerichtshof und die Militãrſachen Ge⸗ 
fagten zu weit. Selbſt den privilegirten Gerichtoſtand der Gtandeögerren, welchen ihnen ber 
Art. 14 der Bundesacte garantirt, möchte ich nicht mit der Mehrheit in ber franffurter Ber: 
fammlung als ein verwerfliches Ausnahmögericht betrachten, denn biefe Familien wurden war 
auf die in der Rheinbundsacte enthaltenen Bedingungen, welde die Bunbeöacte ermeuerte, 
Unterthanen. Dieſe Bevingungen zu verlegen iſt rechtswidrig. Und es wich dieſes Privilegium, 
vollends unter den von Zöpflit) beigefügten Beichränkungen , nicht als verlegenn betrachtet 
werden können. Es wird namentlich ein folder privilegirter Gerichtsſtand, welcher nur bie 
höhere Inftanz der allgemeinen Landesgerichte ftatt der untern Inftanz if, deren Erfennt- 
niſſe man hier vielleicht nad} verſchiedenen Seiten ald weniger unbefangen anfehen fönnte, faum 
als Ausnahmögericht zu behandeln fein. Das den Häuptern der ſtandesherrlichen Familien ſchon 
im Art. 27 der Rheinbunddacte und nachher noch in der Bundesacte Art, 14 zuerfannte und 
In der bairiſchen Declaration zugefagte Eriminalgeriht vom Standesgenoſſen erinnert übrigens 
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am das engliſche Bericht des Oberhauſes über die Mitglieder deſſelben. Das engliſche rät 
fand nämlich die hoͤchſte Bertrauenswürbigfeit für richtige Schulderkeuntniſſe in einem Gericht 
von Standesgenoffen. Es fah mithin, da es nur die beiden Kauptflände, ber wirklichen 
Vairs und der Bürger (Commoner), anerkannte, in ſolchem Genoſſengericht Feine Ausnahme, 
fondern nur eine richtige Anwendung, ja (nad dem richtig verftandenen Grundſatz exceptio 
firmat regulam) eine Beftätigung feines hödften Rechtsgrundſatzes über vie Berichte. - 

Solche Ausnahmögerichte aber, wie fie nach dem Obigen auch der Artikel „Belagerung: 
zuſta nd inder Form des Standrechts und jener Artifel Ausnahmsgericht“ im „Staate- 
Wörterbuch” blos politifch begründet, diefe finden wir auch dem allgemeinen europäiſchen und 
conftituttonellen Staatsrecht nicht gemäß. Der Artikel jagt: Es koͤnnen ſchwere Verbrechen in 
fo gemeingefährlihem Maße überhbandnehmen, oder (mie es nachher „Staats⸗ 
Wörterbuh”, 1, 526 Heißt) in einem Landestheile aufrührerifhe Bewegung in dem Maße er- 
wachſen, daß bie vepreffive Kraft der regelmäßigen Strafgerichtsbarkeit als zu ſchwach und zu 
ungenügend erſcheint. Sodann koͤnne man aud nach der Beſchaffenheit ver Verbrechen, naͤm⸗ 
lich bei den Angriffen gegen den Staat umd gegen die Träger ver Öffentlichen Gewalt, Die ge⸗ 
meinen Strafgeridhte für untauglich halten, und zwar entweder, weil man an bie Stelle der ftreng 
juriſtiſchen Würbigung und Beurtheilung eine mehr politifche treterr laſſen will, ober.weil man 
den gewoͤhnlichen Gerichten nicht die nöthige Unabhängigkeit und Überflcht der Verhältniffe zu⸗ 
traut, ober auch weil man dem Verfahren hier eine eindrudsvollere Würde und Feierlichteit 
beilegen wollte. Der Verfafler fagt zwar in der Hinwelfung auf geſchichtliche Belege: Das 
neuere Staatsrecht Habe den, zuerſt in ber Erklärung der Menſchenrechte formulixten Grundfag, 
daß Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werben darf, unter den flaatöblirg: 
Gewaͤhrſchaften vorangeftellt, und das neuere veutfche Staatsrecht habe entſchieden die Nieder- 
fegung von Ausnahmögerichten durch einfeitige Regierungsverfuͤgungen als Gabinet#juftiz ver⸗ 
worfen. Ebenfo entfchleven aber ſei es auch anerkannt, daß die Anordnung von Ausnahms⸗ 

‚ gerichten auf dent Wege ver Geſetzgebung durch jenen Grunbfag nicht ausgeſchloſſen fei, wenn 
aud die Verfaffung folge Ausnahmen nicht vorbehalte, und daß fomit auch der Foribeſtand 
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ſei kein anderer als ver gefegliche Richter, durch Die Geſetzgebung eingeſetzte Ausnahms⸗ 
- gerichte ſeien alfo ſelbſtverſtaͤndlich gefegliche Gerichte. 

Unfere Bedenken gegen das Angeführte find großentheils bereits in der obigen Ausführung 
enthalten. Allerdings haben einige veutfche Gefege und fogar einige deutſche Verfaſſungen 
Ausnahmögerihte vorgefchrieben. Ste haben: 

4) wegen jenes angeblichen vielveutigen Nichtgenügens ver gewöhnlichen. Berichte das 
Standrecht eingeführt; fo das Öfterreihifche Geſezbuch über Verbrechen von 1805, Abſchn. H, 
Gap. 16, und das bairifche Strafgefegbuch von 1813, Th. I, Tit. VIII, AAL. Oder fie haben 
aud Lie Erflärung des Belagerungszuftandes fanctionirt; wie die preußiſche Verfaſſungs⸗ 
urkunde vom 31. Jan. 1850, $. 111, und das preußifche Gefeg vom A. Juni 1851. 

2) Auf finden fi für befondere Arten von Verbrechen und Verbrehern einzelne Aus: 
nahmögerichte. So die Napoleoniſchen Specialgerichte für Verbrechen von Bagabunden, Heiz 
matlofen und beftraften Rückfälligen (ſofern nicht andere Perſonen ihre Genoflen waren, in 
welchem Fall deren Bericht gemeinfhaftli wird), dann für alle Verbredien der bewaffneten 
Empörung gegen bie bewaffnete Macht, ferner gegen bewaffneten Schleihhandel, Münzverfälz 
ſchung und Lebendangriff mit bewaffneter Zufammenrottung. Das man biefe in Frankreich 
nach Napoleon's Sturze durch die franzoͤſiſche Eharte abgeſchafften Gerichte, welche mitwirkten 
Napoleon's Tyvannei verhaßt zu machen, in ven deutſchen Rheinlanden früherhin fortbeſtehen 
lieÿ, dieſes erklaͤrt ſich freilich aus der damaligen verfaſſungsloſen Zeit und aus dem Haß und 

- Miötrauen gegen das Schwurgerict. Da indeß beide Gründe fpäter wegfielen, fo kann auch 
ſelbſt die Milderung dieſes Specialgerichts durch Befeltigung der rei Militäcperfonen neben ben 
fünf Mitglievern des Appelihofes in Rheinbaiern deſſen Kortbeftand noch nach der Verfaſſung 
und bei allgemeiner Einführung der Schwurgerichte nicht rechtfertigen. Außerdem führten 
allerdings auch einige Verfaifungen mehr oder minder aus den von Herrn Dollmann erwaͤhn⸗ 
ten Motiven politifhe Gerichtshoͤfe ein. Hier ift nun nach dem Obigen ein beſonderes Ges 
tigt Aber Minifteranklagen gerechtfertigt, ſei es, daß man für fle, fowie in England und ix 
der erloſchenen franzoͤſiſchen conftitutionellen Berfaflung die Pairskammer erwähle, ober wie 
in Würtemberg, Sachſen und Baiern, einen befondern Staatagerichtshof ober endlich, wie 
in andern deutſchen Staaten, das oberſte Landesgericht. Weniger loͤblich aber entzogen elnies 
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Staaten, fo Preußen und neueriig Hannover, den allgemeinen Schwurgerichten anbesz Ga 
oder politiſche Verbrechen. In Preußen übergibt das Beleg vom 25. April 1863 dem Kam: 
mergericht ais Eentralgerichtshof für die ganze Monarchie die Unterfuhung und Catſcheiduug 
bei Hoch⸗ und Landesverrath, bei thaͤtlicher Beleidigung des Königs, der Königin und ber 
Mitglieder des koniglichen Haufes und bei den gegen einen deutſchen Regenten ober Staut 
gerichteten hochverratheriſchen Handlungen. 

Dieſe immerhin felbft nur ſehr ausnahmsweiſen Beſtimmungen einzelner deutſchet Staa⸗ 
tm werden gewiß das natürliche und allgemeine deutſche Staatsrecht nicht umſtoßen, zumel 
wenn man bedenkt, in welcher Reaetienskrankheit, bei welcher unterdruckten und eingeſchuͤchter⸗ 
ten Freiheit der Wahlen und der Preſſe dieſe Ausnahmen zu Stande gebracht werten. Wir 
haben auch fon oben unfere Zweifel geäußert, daß jedes beliebige pofitive Geſetz, ſobald es 
Hatt det ordentlichen Gerichts ein außerordentlichez vorzuſchreiben beliebt (welches jenenfalis 
als Berfaffungsänderung nur in dee Form folder Änderungen geſchehen Eönnte), biefes aufer- 
ordentliche etwa Standrecht und Säbelgericht, in das ordentliche natürlige Bericht verwandeln 
könne. Sollte wol damit noch jene erfte verfaffungsmäßige Gewährſchaft ver Freiheit verein: 
barlich fein, folte ver Sinn der Verfaflung erhatten bleiben? Kerr Dollmann ſelbſt nennt bie 
—— Verfaſſung, zuerſt die Declaration der Menſchenrechte und ſpäter den Art. 62 der 

Charie, als Duelle und Vorbild der Formulirung des Verfaſſungsrechts vom ordentlichen Ge: 
richt in den deutſchen Berfaflungen. Nun, die unveräußerligen Menſchenrechte flellte mar vos 
nit auf mit dem Gevanfen, daß jede Reactiousgeſetzgebung fie beliebig wieder nehmen Fünne. 
Jener Artikel ver Gharte aber fagt: „Nal ne pourra dire distrait a ses juges naturels”, und 

‚aan wird bie ausnahmsweiſe Errichtung, creation, aller Nusnahmögerichte verboten, nur 
allein die ber alten Prevotalhoͤfe im Nothfall als möglich geftattet. Die Charte weißte doch 
wol bie Bürger auch gegen geſetzliche Errichtung von Ausnahmsgerichten fern, und hielt 
fon den Wortlaut nach auch Prevotalhäfe im Fall ihrer geſetzlichen ai nicht 
natürliche Richter, Der Verfaſſer erwähnt ferner ebenfalls ſelbſt das deutſche 
(I. Pfeiffer, „Pralktiſche Ausführungen”, UI, 409, und im „Stante-Berilon‘ einen 
juftig). Aber pie Reichsgerichte erklärten auch durch landesherrliche Geſetze befikamunte Gabinets- 
inſtanzen und Gommiffionen für ungültig, alſo nicht für ordentliche natürliche geſehliche Richtet 
Lord Chatam aber, der große engliſche Staatsmann, erklärte in feiner Ausführung, daß ſelbſt 
König, Ober: und Unterhaus ven englifegen Bürgern ihre engliſchen Urrechte, wie das Schwur- 
gericht, nicht rechtogültig nehmen koͤnnten. Und biefes waren bei dem amerfaunten-englifgen 
Widerſtandsrecht, welches Lord Chatam ja auch bei vem Widerſtande der Amerifauer gegen er: 
laſſene Barlamentöbeftenerungen fo energifc und wirkſam vertheibigte, ſicher keine bedentungẽ⸗ 
kofen Worte. Ich kenne fehr wohl die hieran ji Enupfenden Schwierigkeiten, will auch foweit 
thunli den Rath billigen, in fchlechten Zeiten und bei ſchlechten pofltiven Befegen die nöthigen 
Rüdfihten zu beobachten. Aber nie foll vie Theorie das Schlechte rechtfertigen. Und auch das 
weiß ih, daß ein organiſches, lebendiges und Eräftiged Rechts⸗ und Verfaffungsfuften nicht 
möglich ift ohne heilige Achtung feſter und unveränderlicher Rechtsgrundſaͤte, nicht möglid, 
wenn jebe pofitive Willkürbeftinmung ſoviel oder. mehr gelten foll als jenes, wenn nicht allge: 
meine Empörung des Rechtsgefühls bei ven Bürgern die Angriffe auf ihre heiligen Verfaſſungs⸗ 
rechte verhindert. Klar iſt es namentlich, daß dad conflitutionelle Syſtem, wenn es, fogar mit Ju: 
ſtimmung feiner Prieſter, der Rechtsgelehrten und der Volksvertreter, im Wibderſpruch mit feinen 
hoͤchſten en ‚fo durchloͤchert und verflümmelt, ja oft ins Gegentheil verkehrt wir, wie 
in unfern Reactionszeiten unfere neuern Berfaflungen — daß es alsdaun fehr erfläzlid.von 
ven Bürgern und vollends von den Mabicalen geringgefchägt, und daß es zum Schuß auch der 
Ordnung und Throne, wozu es doch in ſchlimmen Zeiten felbft feine frühern Gegner anrufen, 
völlig untauglich wird. Jene auf feine Koften aufgebauten Bollwerle der Ausnahmemaßregela 
aber, die nur in ber trüben Nebelgeit der Reaction ertun zu bebeuten ſcheinen, fie ermeifen fh 

in jeder Krife als nuhlos. Bei ven heutigen civiliſtrten Matiouen entſcheidet nur Cines über 
ven Bang und Beftand der Öffentlichen Dinge und Gewalten — nicht Ausnahmögefege, fordern 
Die Achtung und das Bebürfnig, die Zuftimmung und der Wille des Kerns der Nationen. 

Mad, allem Biäherigen kann ich alfo die von Herrn Dollmann erwähnten Gründe für And: 
mahmögerite nicht gemigenn finden. Erklärt man dieſes für idealiſtiſch und unpraftifc, fo 
‚nermeife ich abermals auf bie Erfahrung und bie praktifche Überzeugung des in ber Volitik am 
weeiften praktiſchen Volkes. Die Engländer — haben ſeil ihrem lezien greßen Bürgenkrieg gar 
Befeſtigung ihrer großartigen freien Verfaſſung in jegt mehr ald anberthalb Jahrhunderten 
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troh aller großen Kriege und neuern ntwickelungen und Hei der ausgedehnteſten Volkafteihett, 
alle unfere neuen deutſchen Ausnahmsmaßregeln verſchmäht. Borübergehende Aufhebungen ber 
Sremdenbill und ver Habens-Gorpud-Acte Fommen Hierbei gar nicht in Betracht, da das durch bie 
Fremdenbill fuspendirte Necht, wonach die Regierung felbft gegen Fremde durchaus fein Ans- 
weiſungsrecht hat, bei un, wo man fogar die eigenen Bürger oft beliebig ausweiſt, nicht exiſtirt, 
und da au bei fuspenbirter Habeas⸗ Corpus⸗Acte noch mehr Sicherhelt gegen wilikurliche Entſte⸗ 
Hung und Dauer von Verhaftungen und vollends mehr fonftige Rechte für engliſche Bürger 
übrig blieben, als die meiften Bürger in Deutſchland je befaßen. Sogar in der allergefährikg: 
ften und aufgeregteften Zeit ver noch täglich fich erneuernden aufrührerifchen Bewegungen, Ver⸗ 
ſchwoͤrungen und Motbverfuhe gegen ven König, ja während des Bürgerkriegs mit feinem _ 
Mebenbuhler und mit deſſen furchtbar mächtigem franzöfifchen Bunveögenoffen hat fle der große 
Dranier verfgmäht. Ex iſt gerade fo der eigentliche Retter ver engliſchen Verfaſſung, ver 
größte Begründer ber fefteften Königsmacht, der engliſchen Freiheit und ver politkfchen Bräße 
der englifchen Nation geworden. IA würde fürchten, der politifhen Weisheit und Kraft ende 
Fürſten und feines Staates zunahe zu treten, wenn ic} erklärte, daß fie ohne jene Kruͤcken HAß- 
licher und armfeeliger Ansnahmögefege nicht gehen und beftehen könnten. 

Eine tüchtige Regierung wird auch in folhen uneigentlihen, nur fgeinbaren Nothſtaͤnden, 
wie fie bie obigen Worte des Herrn Doflmann bezeichnen, in verdoppelter Kraft und Thaͤtigkeit 
und in patriotiſcher Unterſtütung der beſſern Bürger vie nötige Hülfe finven. Und ſelbſt dann, 
wenn in wirklichem juriſtiſchen Noth⸗ oder Nothwehrzuſtand nit gehäffige Ausnahmsge⸗ 
richte, ſondern die kriegeriſche Hülfe die Storer der Ordnung beflegen mußte, wird fie nach dem 
Siege zur Beſtrafung die ordentlichen Gerichte walten laſſen, nicht aber alle bürgerliche Freiheit 
auch der Unfhuldigen durch Belagerungsftand mit Standrecht aufheben. Noch weniger fann 
man vollends fogar ohne jene angeblichen Nothftänne politiſche Ansnahmögerihte für die 
Staats vergehen teihtfertigen durch ein Mistrauen gegen gut gebifvete Schwurgerichte. Gerade 
bei polltiſchen Verbrechen halten die Engländer, halten vie tüchtigſten Staatsmänner bloße 
Staatsbeamte, welche von derſelben dffentlihen Gewalt, die bei Staatsvergehen Die belelvigte 
Vartei und Anklaͤgerin iſt, ausgewählt, befördert oder auch zurückgeſetzt und entfernt werden, 
als Die alleinigen Nichter für weit mehr ald die Schwurgerihte befangen. Strafurthelle 
bei Staatsverbrechen, blos von jenen gefällt, werben meift in ber Volkomeinung als Rache⸗ 
urtheile und als von dem Despotismus für den Despotismus erpreßt erſcheinen und fo ihren 
wohlthätigen moralifhen Cindruck verlieren. War viefes ſchon früßer die allgemeine überzeu⸗ 
gung, wie viel mehr muß es jegt ber Ball fein, wo man in allen Staaten feit den Ve⸗ 
freiungskriegen fo vielfach die frühere deutſche Unabhängigkeit der Berictähöfe durth Immer 
größere Abhängigkeit der Richter von der Regierungsgunft und =ingunft zerftöxte, wo Ben- 
Ronteungen, Verfegungen, Disciplinargerihte, Apminiftrativfuftiz, Gempetenzconfliete (ab= 
miniſtrativ entſchieden) und andere neuen Maßregeln fi zur Durchlocherung ber Juſtiz häuften. 
Was man von der Unabhängigkeit regierungsſeitlich noch anerkannte und achtete, wie man fle 
verftand und wollte, das Haben noch außerdem fo viele Berfolgungen una Entfernungen von 
ſolchen Riten ver Nation gezeigt, welche nach ihrer eidlichen richterlichen Überzeugung un: 
gevechte Regierungsmaßregeln und Verfolgungen nicht für gerecht erfläxen wollten. Was in 
diefer Hinfiht in dem in Kurheſſen unter Bunbesauctorität durchgeführten Kriegsſtand, und 
maß in Hannover geſchah, das mußte vollends der Nation die Augen Öffnen. Die Schwurge⸗ 
richte ihrerſeits aber haben unterdeß im übrigen Deutſchland, ebenfo wie früher fogar nach ihrer 
erſten Einführung von dem verhaßten Auslande, in allen deutſchen Rheinlauden, troh der natür⸗ 
lich noch geringen Bildung ded Bold für bie Sache, alle billigen Erwartungen weit übertroffen 
und bie Achtung aller unbefangenen Beobachter erworben. Sie haben unfer Griminalverfahren 
ſowol von ven vielen Losſprechungen wirklicher Verbrecher wie von der ſcheußlichen geheimen 
Kerkertortur, den Verdaͤchtigkeitoſtrafen und den Loßfpregungen von ver Inſtanz befreit. Bei 
der unbeſchraͤnkteſten Öffentlichkeit kamen weitaus nicht fo viele Fehlurtheile zu Tage, ald vor⸗ 
her bei den geheimen juriſtiſchen Beamtengerichten. Die fhönfte Frucht der Schwurgerichte, 
vollends, ihre wohlthaͤtige Wirkung auf das fittlihe Urtheil und die Bildung der 
Bürger und ihr für die Ahtung der Juſtiz und dffensligen Auctorität wohl: 

thätiged harmoniſches Juſammenwirken mit ven juriflifden Beamten, fie 
erfreut jeden aufmerffamen Beobachter. Und dennoch fehen wir jegt jenen unglädkfeligen junker⸗ 
Ude Zeil des Adela, weiber, feind unſern Werfaffungen und ber Erpigelt und ber Hebung 
unſers Bolts, nach abeligen Bevorrechtungen ſtrebt, mit bem alten juriſtiſchen und bureauben⸗ 
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tiſhen Kaſtengeiſt gegen bie gebiegene altveutfche Cinrichtung verſchworen. Des, mas für den 
ehrwürbigen Juſtus Möfer felbf zur Zeit der Unabhängigkeit der Berichte als die Aufbebung 
aller perfönlichen Sicherheit erſchien, ein Criminalgericht von juriſtiſchen Beamtenrichtern, die 
nur nach Ihrer moraliſchen Überzeugumg verurtheilen, das denkt man ung heute zu. Für Vor- 
fplegelungen freilich, wie Die neulich von einigen hannoverifchen Hallerianern gebrauchten, daß 
für das ſchwurgerichtliche Erkenntniß über die Thatfache der Schuld Jurisprubenz nöthig fei, 
daß alfo die fo vielfach einfeitigen techniſchen juriftifgen Beamten allein darũber beſſer mt- 
ſcheiden, als, im glültihft organifirtn Zufammenwirken mit ihnen, eine Auswahl ge- 
achteter unparteiifcher Bürger aus ven verfchiedenen Lebenskreiſen — ſolche Gründe beurkunden 
nur die eigene Unwiſſenheit oder vie Abſicht ver Täuſchung. Sie können alfo auch jegt den 
Sieg viefer gefährlichen Verſchwörung nicht fihern. Zu einer gründlichen Vergleigung bes 
jepigen Verfahrens mit ven frühern deutſchen Juſtizgräueln 15) darf der alte Kaftengeift auch 
nit auffodern. Aber dieſer blinde Raftengeift hofit, durch die ſiegende Kraft ver Reaction, dur 
die bei unterbrückter Wahl: und Prepfreiheit gewählten Kammern, und durch Die reactionäre 
Angſt der Fürften und Bürger vor ber Breiheit beide zu ihrem Verderben für folge gefährlige 
teactionäre Schritte zu beflimmen. Dabei find, wie ſchon Thibaut fagte, Diejenigen Gründe am 
gefährliäften, welche man, weil fie tückiſch find, nicht Öffentlich vorzubringen wagt. Die ſtaati⸗ 
wiſſenſchaftliche Theorie Eann freilich nur warnen und die Anfänge folder Beleidigung ver Ra- 
tion wie der wahren Gerechtigkeit nur entſchieden zurückweiſen. Diefe Pflicht aber muß fie red: 
lich erfüllen. Sie wird e8 mit doppeltem Nachdruck thun, wenn fle nicht blos despotiſche und 
ariſtokratiſche Reaction, fondern auch ven Radicalismus Haft, welchen jene fo vortzefflich unter: 


. 


Am allerwenigſten aber werben fidh diefe politifhen Ausnahmögerichte für Angriffe gegen 

den Staat und die Träger der Öffentlichen Gewalt durch die yon Herrn Dollmann, S. 525, ans 
. geführten Gründe empfehlen, „weil man an die Stelle der ftreng juriftifchen Würbigung eine 

mehr polittfche treten laſſen will”. Wäre dies politiſch Hier in einem guten Sinne ge: 
meint, fo würden ja die juriftifhen Beanten dazu unpaflenver fein ald die Schwurgerichte. 
Eine belannte andere „mehr politifche Würdigung” aber, welche ver Begenfag einer ge⸗ 
teten Beurtheilung, eine den politiſchen Gewalthabern angenehme, eine ben freigefinnten 
Bürgern Verderben bringende — dieſes ifteben Das, was die Engländer bei bloßen Staats⸗ 
richtern fürchten. Gin anderer großer Nachtheil, wenn man vie höchften Gerigtöhdfe, forte in 
Preußen das Kammergeriht, zum politifchen Gerichtshof ernennt, ja wenn man ihm auch nur, 
ſowie in Kurheſſen, die Entſcheidung über die Anklagen der Minifter überweift, befteht darin, 
daß alddann die Machthaber auf eine fehr menſchliche Weife die perfönlih unabhängigen, bie 
ſtreng gerechten, oder gar die der Verfaflung und Freiheit treu anhänglichen Richter in die⸗ 
fen Gerichten nicht gern fehen, die Gerichte von ihnen epuriven und fie durch fervile Anhän: 
ger erfegen. Welches Unglüd aber, wenn auf folge Weife, fowie e8 in einzelnen Staaten 
bereits ſichtbar wurde, die hoͤchſte Ehre des Landes, vie Unabhängigkeit feiner höchſten Ge 
richte, immer mehr verliert, wenn die Landesjuftiz das Vertrauen und die moraliſche Wir: 
tung verliert. Welche fhwere Gefahr, wenn für fo ſchwere Urtheile, wie die über Staatöver: 
brechen, auch nur der Verdacht entfteht, fie feien durch abhängige Diener und Werkjeuge der 
Macht parteiifch entſchleden! 

VIII. Über neuere politiſche Ausnahmszuſtände von Deutſchlaud. 

4) Einleitung und hiſtoriſche Entſtehung unſerer deutſchen Ausnahmse- 
zuſtände. Zur Empfehlung ver bisher bekämpften Ausnahmsmaßregeln beruft man ſich 
auf die Erfahrungen unſerer neueſten deutſchen Geſchichte. Daß dieſe, daß namentlich die auf- 
rühreriſchen Bewegungen die Ausnahmömaßreg:ln nicht rechtfertigen, und daß fie durch fie 
nicht verhindert wurden, dieſes wurde oben (V.) erwieſen. Um aber nicht bloß die Entbehrlich⸗ 
keit, fondern die Verderblichkeit folder Mafregeln darzuthun, müffen wir gerade unfererfeits 
binmelfen auf jene Erfahrungen der neueften Geſchichte, und zwar auf die in ihnen erfennbaren 
Bolgen diefer Ausnahmömaßregeln. Die im Jahre 1819 flatt der Befriedigung der geredhteften 
Voltswünſche für einen würbigen nationalen Rechtszuſtand verhängten Ausnahmömafregein 
nannte Rotteck einen Belagerungsftand der Nation auf fünf Jahre. Doc; die zuerft beftimmte 
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Met fünfjärige Daner frigerie Adi zu 28 Sahren, und das Antuamöfeßem minfte Ay, Tolange 
eö dauerte, ganz natürlich auch in die Breite, durd fletö neue Ausnahmdmaßregein 
vermehren. Cs rief immer fleigenden Widerſpruch der Nationalmeinung, fortgeiegte Kämpfe 
in den Kummern und auch einzelne Aufruhracte hervor. Deshalb erfanden ihrerjeits die Re⸗ 
gierungen und der Bund Immer neue Ausnahmsmaßregeln zur Beruhigung. So entftand end⸗ 
li) 1848 eine allgemeine höͤchſt gefährliche Vollsbewegung in ganz Deutihland. Alle deutſchen 
Regierungen und der Deutfche Bund erklärten jetzt feierlich alle Ausnahmsmaßregeln für aufge 
hoben. Die ſtets geſetzliche conftitutionelle Bartei, befriedigt durch die vom Bunde und allen Re⸗ 
gierungen aufs neue feierlich zugelagten und theilweije ſchon begonnenen Reformen, erklärte ih 
in der Nationalverfammlung und in den einzelnen Landen zur. Rettung der wankenden Throne 
entſchleden gegen bie revolutionäre Partei. Diefe dadurch machtlos, wurde jegt leichtlich durch 
wenige militärijche Bewegungen vernichtet. Leider aber bemädhtigte fi alobald die Reaction 
dieſes Sieged, vereitelte ſoweil möglih alle Reformen und führte neue Ausnahmomaßregeln 
und neue Belagerungszuftände ein. 

Mit Hülfe nun von folden bisher befprogenen, vorübergehenden Aus: 
nahmömaßregelnund bed doppelten Terrorismug, melden bie Excefle der Revo— 
Iutionäre und dann die Belagerungszuftände und Kriegs: und Standrechte natürlich überall 
in Deutfchland erwedten, ſchuf die Reaction ein neues Syſtem von bleibenden verderblichern 
Ausnahmömaßregeln, welche die Artikel des „Staat? :Wörterbud” über Ausnahmsmaß⸗ 
regeln nicht einmal berühren. Uns ſcheint es ald eine heilige Pflicht, diejen neuen Aus- 
nahmszuſtand genügend zu erörtern und vor dieſer neuen Gefahr nach Kräften zu warnen. 
Sie betrifft noch mehr die Throne ald die Freiheit. Denn Aufruhr und jedes Unrecht der 
Freiheitsfreunde ſchadet bleibend allein der Freiheit ſelbſt, Negierungsunreht und Aud- 
nahmögefege aber erfchüttern tief und dauernd vor allem die Throne. Im ſchlimmſten Fall aber 
ift zulegt die töbtliche Gefahr auf der Seite der Fürſtengeſchlechter — denn das Volk und feine 
Breiheit haben eine breitere Bafis. Selbſt alsdann aber, wenn dus Volk durch Unterdrückung fo 
verderbt würde, daß ed die Freiheit nicht mehr behaupten fönnte, fo entftünde wie einft in Nom 
wechfelnde ſoldatiſche Tyrannei; die Fürſtengeſchlechter blieben verdrängt. Sollte nun in diefer 
Ausführung eines erprobten Freundes erblich monarchiſcher Verſaſſung, trog aller Abſicht zu 
ſchonen, ſeine wohlmeinende warnende Andeutung irgend Anftop erregen, fo mag man etwaiges 
Irrige berichtigen, dad Wahre aber zur Verbefierung benugen. Auch foll hier ein für alle mal 
bemerkt fein, daß diefe kurze hiſtoriſche Darftellung ſich auf die etwaigen Orliunungen der Für⸗ 
len, Staatömänner und Behörden gar nicht einlafien kann, ſondern lediglich nur von objectiven 
politifchen Maßregeln in ihrem Verhältniß zu dem nationalen Nechtözuftand ſprechen will, daß 
fie ebenfo nicht zu reden hat von manden moraliſchen oder hiſtoriſchen Einflüſſen für eine Mil⸗ 
derung der factifhen deutſchen Zuftände. Wir legen nur über ben ſtaatsrechtlichen Charakter 
oͤffentlicher Mafregeln unfere Auſicht zur Prüfung vor. Wir geben aber felbft bei wirklichen 
Vrivatfklavenverhältnifien vergleihungsweife fehr milde Zuftände und Geſinnungen zu, ebenfo 
bei der flantörechtlichen oder der despotiſchen Nechtloſigkeit der Völker. Aber wir werden den⸗ 
noch jede juriftifch ftattfindende Nechtlojigkeit mit ihrem wahren Namen nennn und nit dem 
Gefühl eined Kreigeborenen und eined Bürgerd einer zur nationalen Freiheit berechtigten Nas 
tion verwerfen. Wir dürfen nur etwa in Vermeidung Fräftiger Ausdrücke, mie man fie bei den 
freien Briten natürlich findet, nicht aber in ber Catſchiedenheit der Misbilligung des Uns 
rechts unjerer deutſchen Schwächlichkeit nachgeben. 

2) Die Rechtsgrundlage zur richtigen Würdigung unſers Zuſtandes. 
Hierzu ſetze ich Die einfachen Rechtsgrundſähe voran, welche unmittelbar in ver Natur 
des Nechts und jedes wechfelfeitigen Rechtsverhältniſſes gegeben und durch alle Geſchichte ges 
ng freier Nationen beftätigt, von allen in politifhen Dingen Urtheile fähigen aner⸗ 

annt find. 

Fürs erſte. Ein wirkliches Recht (alſo auch das ſtaatsbürgerliche Recht deutſcher Bür⸗ 
ger, deutſcher Volkaſtämme und der deutſchen Nution) kann von dem Verpflichteten (alſo von 
den Regierungen) nit ohne Zuftimmung des Berechtigten, nicht einfeitig geändert und aufges 
hoben werden. Sonft ifl es ja gar Fin Recht, und der angeblich Berechtigte ift blos vom 
Belieben abhängig, ift rechtlos und im politifhen Sinn völlig unfrei. Nur etwa gegen 
Mitunterthanen hate folange und foweit Privatrehte, a|S fie der Staatäherr anerken⸗ 
nen und unverändert laffen und fügen will. Gegenüber dem Staatsherrn aber iſt er,. if 

StaatösLerikon. IL ; 30 





[02] 

was Wollrigties und Gliane wie in bröpatifäien Gtnaten, wie ll te den Keeherkih 
aultisietefien orientalifpen Melden vie Unteschanen ſich ſtets muönehetlich ſelbſt bezeichneten 
Sie nennen fih und ihren Beſit Bigewifam des Kern. Unſer Eng läßt fig nad feinem 
Inhalte auch jo ausdrücken: Wegen ber abfolut unveränderlichen weſenklichen Natur, tvegen 
ser Gegenſeitigkelt, alted Rechts ift, mad ver Anerkennung atler freien Wölfen der Etde, namente 
U ber germaniſchen, zur Begründung und Änderung ver ftantäbärgerlihen, ver Berfaffungs- 
seite, Mitſtimmung ober Zuſtimmung ver ſtaatsbuͤrgerlich over politiſch berechtigten Voͤl⸗ 
Ber und Bürger und ihrer Vertreter weſentlich nothwenbig; andere Änderung if für fie kein 
Redt und nit rechtsgültig, wenn gleich bespotifige Gewalt ihnen verübergehenb vie 
felbe aufarängt. £ h 

Fürs zweite. In einen Sta atenve rein müflen alfo: entweder, ſowie bei dem rein 
vlkerrechtlichen Verein und Staaten bund, bei welchem fein Mitſtimmen der Bürger flatt- 
Ünbet, die Bereind s oder Bunbesbeſchläſſe gar Feine ſtaatsbuͤrgerlichen und Berfaffungäreite 
der Bürger aufheben. Sie müffen ſich beſchränken auf die Verfügungen über bie den Regie 
zungen zuſtehenden Rechte (5. B. auf die Rechte ven Staat nad) außen zu vertreten u. f. w). 
Dper wenn in einem Bundeövereim bie Befthläffe über Die Innern ſtaatsrechtlichen Verhaͤltnifſe 
beſtimmen wollen, fo müflen dazu die Staatsbuͤrger und ihre Vereine ber Vertreter mit: und 
guftimmen, fonft fine fie rechtlos, von ben Belieben ber rechtlich Verpflichteten ober von 
Anſeitigem Belieben ihrer Regierungen und ſogar von dem der Fremden abhängig und unfrei. 
Nutr allein einzelne Rechte ertheilen oder garantiren fünnte ihnen etwa ber Brrein 
mit Zußimmung ihrerRegierung, aber nie ihre Rechte aufheben, denn, wie die claſfiſche roͤmifche 
Iurisprudenz ausfpriht: „Dienatkrliche und bürgerliche Vernunft ſagt, daß man eines Anden 
sehtlige Rage auch ohne fein Wien and feine Einwilligung befler machen, nie aber fie ver: 
feiern könne.“ („Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem melio- 
rem quidem, efiam ignorantis et inviti nos facere posse: deteriorem non posse.“) 1°) 

Diefe unwandelbaren ewigen Rechtögrundfähe, dieſe unzerſtoͤrliche Grundlage des deut⸗ 
ſaen Rechts und Rechtsbewußtſeins, mußten, trotz langen Verfalls eines gefunden Rechto⸗ 
verhaͤltniſſes und des nationalen Nechtsbewußtfeins im ſinkenden Reiche und in ber Napo- 
leonlſchen Zeit, auch Die Gründer bes Deutfhen Bundes ansprüdlid wie that= 
fagli anerkennen, wie dieſes ſammt dem Vorhergehenden und ber nachfolgenden Rechts- 
erdrierung in ben zwei unten cititten Schriften urkundlich vollſtändig nachgewieſen IR; im 
Säriften, vie trag ihrer großen und langen Verbreitung in mehrfachen Auflagen nirgends 
irgendwie widerlegt, wolaber im In: und Auslande auf das vielfachſte ausdrũcklich und durch Die 
Grflärungen der ganzen Nation und ihrer Regierungen thatſächlich anerfannt wurden. 27) 

Rad der einfeitigen, nie von ver deutſchen Mation beinilligten Aufhebung ihres Reiches 
war, bei der Zerfiörung des in answärtiger rein! entftandenen rechtlofen Gewaltzu⸗ 
ſtaudes, von ven Fürſten das Recht der Nation zur zeitgemäßen Wiederherſteilung eines natio: 
waden Reiches (alſo eines Bundesftaates), natuͤrlich alsdann mit zeitgemäßer Reichs- 
ober Netionalrepräientation, feierlich amd allgemein anerfannt, und der Nation als der Preis 
des opfervollen großen Kampfrs verheißen, und von biefer wörtli und thatſächlich zuſtimmend 
angenommen worben. 

In den Verhandlungen auf dem Wiener Congreß aber konnte man über die Art ver 
MWie derherſtellung des Rechtszuſtandes Ad zuerſt nicht einigen, und zwei Fürſten, bie von 
Baiern und Würtenberg, abgeneigt der Einmiſchung des Bundes Ind Innere ihrer Staats: 
verhaͤltniſſe, behaupteten, wie Bevbllerung ihrer Staaten, welche fir zu vertreten Hätten, zöge 
die Unabhängigkeit oder Gouveränetät ihtes innern verfaſſungsmäßigen Rrchtszuſtandes den 
Berfügungen der Bundesgewalt vor, and betrachte diefe Sonveraͤnetät als ein erworbenes 
Redgt, weiches fie, Die Regierungen, vertteten müßten. Und in der That, gegen bie damali: 
gen, die Rechte der Unterthanen nicht genügend ſchützenden ſtaatsrechtlichen Bunbröprojede 
war dieſes begricadet. Alt nm jet vor erfolgter Ginigung die dringendſte treue Kriegsnoth 
zum ſcharllſien Abſhlech des Deutſchea Bundes ndithigee, fo entſchloß man ſich, mit Vertroͤſtung 
auf fpätere genäigenne Meforuen zu Sunſten wer intertawen, zum Abfchluß einrs blos vdl⸗ 





16) L. 39 D de negoliis gestis. 


17) Seldır, „M Urfunben für dem Rechtozutzaud der dent Wetlon” (A. Uufl., Manrim 
1846), an odann, der Are Bund, im — u 4 
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Berrebiligen-Stantunhann: 5 und Bembeigrumbvertihnt. Min Fünte'beinfetben zwat, 
um, wie man andbrüdiih; fagte, „abe deutſche Nation wenigſtend derch einige wefentKäfle Er⸗ 
fütlung Dex ihr in Aufrufe zum erfien Kriege gemachten Zufagen zu bernhigen und um 
fie für die neuen Dpfer und Anftrengungen zu begeiftern‘, eine Garantie 
einzelner wichtiger Rech te für bie deutſchheu Naterthanen bei. ber man Hielt dabei ſtreng feſt 
an dem ausdrücklich ausgeſprochenen Grundſatz, daß es niet rechtlich und 
nicht ehrenvolhl fei, wenn Fürſten, in dem Lichte erſchtenen, als wollten fie in ihren Ber⸗ 
teägen weiteinander über bie Rechte ihrer Unterthanen traufigiten und ihnen dieſelben ein⸗ 
ſeitig nehmen ober aufheben, daß dieſe Rechte ein für alle mal fein Gegenſtand der 
Transaction blos unter den Fürſten feien“ 19) und daß vemgemäß der rein voͤller⸗ 
rechtliche Bund feine einzige innere ſtaatsrechtliche Berrchtigung den Unterthanen nehmen oder 
beſchränken dürfe. Man betrachtete alfo eine Transaction blos der Regierungen über fir fa 
als eine Verſchwoͤrung mit Auswärtigen gegen die eigenen Untertanen. Diefes ift dad anf 
bem ewigen, aufbem echt deutſchen Rechte beruhende rechtlich unerſchütter— 
liche Grundgeſetz des jezigen Bundesrechts und bed allgemeinen deutſchen 
Staats rechts. 

Die Rechtswidrigkeit einer jeden, nur duch Competenzüberſchreitung bdent- 
baren, ber rein völkerrechtlichen Natur widerſprechenden ſtaatsrechtlichen Rechtsbeſchrünkung 
weutfiher Unterthanen ergibt auch jede weiteve Betrachtung der Grundgeſetze des Bundes. Die 
Bundesarte wird überall in den Bundesgeſetzen, namentlich auch in der Wiener Schlußacte 
(und natürlich auch in den Landesverfaffungsoerträgen, die ſie anerfannten), angefehen und bes 
zeichnet: „ald der Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz des Bundes, deſſen. 
Grundcharakter, Geiſt und Inhalt überall die rechtliche Wirkfamkeit des 
Bundes bedingt und begrenzt”, fo, daß ihm fein Wunbesbefchluß winerfprechen und im 
Widerfprud mit ihm competent und gültig fein fann?9), daß alfo ihm winers 
ſprechende ſtaatsrechtliche Beftimmungen zur Veſchränkung over Aufhebung natürlicher oder po⸗ 
fitiner Rechte ber Bürger, ohne deren verfaffungsmäßige Zuſtimmung, nie rechtsgültig werden 
könnten. 20) Dieſes erweift insbeſondere auch Nudhart In feinem „Recht des Deutſchen 
Bunde“. Dieſer gelehrte und officiell tief eingeweihte bairiſche Publiciſt ſagt woͤrtlich (S. 50): 
Eolche, den Grundvertrag widerſprechende Bundesbeſchluͤſſe, ſelbſt wenn fie formell zu Stande 
gefommen wären, würden unheilbar nichtig, oder der Bund, da die Socletät 
ihr urfprünglides Weſen verloren hätte, fattiſch aufgelöft fein.” Hlermit 
Rimmt auch die bairiſche Formel der Publication der Schlußacte wie aller Bundesbeſchlüfſe 
überein, da fie nänılih nur „gelten ſollen, ſoweit folde der Landesverfaffung 
nit widerſprechen“. So beftimmt auch die Gompetenzorbnung des Bundes von 
1817 (f. d. Protok. der B.⸗«V., $. 223: „Da der Begriff voller Sonveränetät ber eins 
zelnen Bundesſtaaten ver Bundedade zu Grund gelegt iſt, fo liegt unbezmweifelt jebe Ein= 
miſchung der Bundesverſammlung in bie inneren adminiſtrativen Berhältniffe aufer 
den Grenzen ihrer Competenz.“21) 

Natürlich würde alfo auch eine von dieſem bloß völßerrechtlicgen Bunde ofne Mitwirkung 
oder Zufimmung ber Nation beliebte, fpätere einfeitige Änderung des Bumbsögrundvertrags 
zur Beſchränkung won Unierthanenrechten auf gleiche Weiſe Ineompetent, rechtsungültig und 
nichtig fein. Jede einzelne Anderung würde, ald Recht zugeftanden, confequent das Brincip 
ver allgemeinen Aufhebung enthalten. Was die Rechlichkeit der Negierumgen bei der Grün⸗ 
dung des Bundes ald reqchtewidrig verwarf, in einer Seit, wo noch nicht einmal Or: 
gane des Volks wie jet in den Landſtänden ſchon beRanden, das kann ihnen jetzt noch 
viel weniger als rechtlich erfheinen. 

In jener rechtlichen Grundanficht aber — ver ganze Bundesgrundvertrag, 


Dat 3.8. über, „Acten des Wiener Congreſſes“, 1, 63— 72, 73, 87; V 
urbesarte, Met. 1— 3, 7. Wiener Gfuharte, Hıt. 14, 9-10, a 11,19, =, 
— 60,666, 13 
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feine Zwedbefimmung und fein Inhalt vonalienin ben Frühern Gntwärfen ent 
baltenen ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen jegt abſichtlich forgfältig gereinigt. Man verwarf 
jegt bie noch im legten Entwurf der Bundesacte gegebene Faſſung des Bundes zweds: „Ers 
haltung der Selbftändigfeit, der äußern und innern Sicherheit fowie 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit der deutſchen Bundeöftaaten.” 
Man verwarf ie ausprüudlih nur deswegen, „mweiljadie innere Sicherheit ver 
deutſchen Staaten gar fein Bundeszwed ſei“. &6 wurde nun die jegige Faffung gr: 
wähle: „Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſchlands um 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen deutſchen Staa: 
ten“; ſodaß jegt der erfle Sag nur bie völferrehtlidhe Sicherung vn ganz Dentjchland 
gegen Auswärtige und gegen Berlegungen ver Bundesſtaaten untereinander bezeichnen, ber 
weite aber, ſtatt jener bundespolizeilichen Sicherung ober Ginmifhung im Innern der Bunde: 
flaaten, vielmehr veren volleinnereSouveränetät gegenüber dem Bunde ausprüdenjellte. 
Um diefe durch die Verhandlungen und den Wortjinn begründete Abficht noch augenfälliger zu 
machen, fegt die Sch luß acte von 1820 an die Spige: „Der Deut ſche Bund iſt ein vdl⸗ 
kerrechtlicher Verein der deutſchen fouveränen Fürſten und Freien Städte”, und ftellte im 
Bundeszweck die Bewahrung der Unabhängigkeit ihres im Bunde Begriffenen (aljo die 
Staatöfouveränetät) noch vor bie völferrechtliche Sicherung des Friedens. 

Auch in dem nunmehr vein völkerrechtlichen In Halt des Bundesgrundvertrags wurde jept 
ebenfo forgfältig jede auf die innern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ſich beziehende Beftimmung 
entfernt, die in frühern Entwürfen darin geftanden hatte. Ja fogar die menigen einzelnen, ben 
Unterthanen garantirten Rechte wurden jegt aus dem Bundeögrundvertrage und von bem rein 

voͤlkerrechtlichen Bundeszwecke in gleicher Abficht getrennt. Sie find unter dem Titel „Befondere 
Beſtimmungen“ den Bundesvertrage als eine Nebenberevung, ein Nebenvertrag nur ange: 
hängt. Auch diefe bloßen Rechtsgarantien deutfcher Unterthanen können nad allen Bisherigen 
aud) niemals zur Beſchränkung der Verfaſſungsrechte ver Bürger durch Vereinbarungen ihrer 
Regierungen benugt werben. Der Bundeöverein hat zur Durchführung feiner Rechtsgarantie 
zwar natürlich näher zu beftimmen, in welchem Umfang er viefe Rechte, 3. B. Vreßfreiheit und 
landſtändiſche Verfaffung, als bundesmäßig garantirt anſieht. Sole Beflimmungen über bie 
von ihm garantirten Rechte enthalten nur Das, was ald Wenigfteö die Regierungen ven Un⸗ 
terthanen gewähren müffen, ober was vom Bunde garantirt wird. Den Garanten kam es 
aber gar nicht in ven Sinn, den Unterthanen günftigere, beffere oder ausgebehntere innere ver⸗ 
faſſungsmäßige Beftimmungen über diefe Nechte, 3. B. über die ver Prepfreiheit, ober über die 
Nechte der Standes⸗ und Grundherren zu verbieten, oder jie zu vernichten. Sie erflärten ſich ja 
gemäß dem obigen großen Rechtsgrundſatz berechtigt, durch Rechtszuſicherungen ihre Lage zu 
verbeffern, dagegen aber unberechtigt zu einfeitiger Beraubung ihrer Rechte. Sie wollten if: 
nen nur wohlthätige Rechtszuſagen, zu ihrer. Begeifterung vor den neuen Kriege 
opfern, foviel möglid garantiren, ihnen dazu wahrlid nicht auswärtige polizeilige Unter: 
drückungen und Beſchraͤnkungen durd Vereinbarungen mit fremden Fürſten androgen. Mat 
alfo wie ver Tag ift ed, daß der Bund incompetent bleibt zu irgendeiner Redtd: 
befhräntung der Unterthanen, daß weder in dem völkerrechtlichen Grundvertrag felbit 
noch in der angehängten ausnahmsweiſen Garantie einzelner ober eines Minimums von 
beftimmten Unterthanenteten, irgendeine rechtliche Möglichkeit, eine rechtlicht 
Handhabe gegeben if, daraus eine competente rehtögültige ſtaatsrechtlicht 
Befhränfung von Unterthanenrechten abzuleiten. 

So unabweisbar jind biefe Nechtögrundfäge, daß nicht bloß der Bund bei feiner Errichtung 
und der Bundeögrundvertrag fie neu fanctlonirten, fondern daß aud der deutſche Bundestag 
ihnen huldigte. Gr huldigte ihnen in ven erfien vier Jahren nad) feiner Begründung unaus 
gejegt, in melden nie von einer Befhränfung der Unterthanenredhte, ſondern nur von ber Ver: 
wirklichung ber garantirten Rechte die Rede war. Er huldigte ihnen fogar noch, wie unter 3) 
weiter auögeführt werben wird, in den Beſtimmungen über einzelne Ausnahmen, fo in ben er: 
ften von 1819, welche er ausdrücklich als (durch vorübergehenden Nothſtand hervorgenufent) 
proviforifhe Ausnahmsgeſehe darſtellte und bezeichnete, und ebenfo 1848 durch die 
ausdrückliche bundesgeſetzliche Annullirung aller Ausnahmögrfege. 

3) Der Ausnahmszufand von Deutſchland: zunächſt der frühere vor 
1848. Der Bundestag begründete alle feit der Reaction von 1819 allnälig exlaffenen Au: 
nahmsmaßregeln a) aufdie Sicherung der Rufe und Ordnung, b) auf das fogenannte monardi: 
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Pe Brinctp, erſt fpäter auch c) auf den Irrthum, aus der Garantie einzelner Kechte Beſchrän⸗ 
tungen verfeiben ableiten zu können. 

Es iſt klar, daß eine Gewalt, welde bie innere Sicherheit im Staate oder bie Ruhe 
und Orbnung zu erhalten hat, unter dieſem weitgehenden Zweck, per nad) vielen Staarätheos 
rien ſogar der ganze Staatszweck ift, eine wahre founeräne Staatsgewalt wäre, daß aber 
wer blos völferrehtlihe Bund, bei der innern Souveränetät der Bundedftaaten, dieſe 
durchauso nicht hat und nicht Haben foll. Als ver Bund 1819 vie Karlsbader Beichlüfle 
auf jie gründete, erklärte er daher dieſe Beſchlüſſe ausdrücklich felbft nur für Ausnahms- 
Befege, für Ansnahmögefege auf fünf Jahre, und um biejen einen Schein von Rechts⸗ 
gültigkeit zu geben, ließ man an einen Nothſtand (alfo an eine wahre gegenwärtige Exiſtenz⸗ 
noth für alle deutſchen Staaten und ihren Bunbeöverein) glauben. Daß ein folder abjoluf 
nicht da war, und durch den befannten falſchen großen Verſchwöörungslärm, bei welchem trotz der 
alleraußerorventlihften, Jahre langen Maßregeln nad) ver eigenen Erklärung der Bundedcen= 
tralcommiſſion nit ein einziger Schulbiger gefunden und beftraft werden Eonnte, dieſes bevarf 
ficher jegt feines weitern Erweiſes. 2%) Dennod aber dauerten befanntlich diefe Ausnahnıs- 
maßfregeln bis 1848, nicht fünf, fondern 28 Jahre, und würden wol ohne eine jet erft wirkliche 
Revolutiondgefahr, in welcher und wegen welcher man fie aufhob, noch heute fortvauern.. 

Als man dann auf dad monarchiſche Princip wirkſame Beſchränkungen grünten 
wollte, va vereinigte ſich 1834 die Minifterialconferenz in Wien zu geheimen Verbindungen, 
die man oft periobifch erneuern zu wollen erklärte, gegen vie beſtehenden beſchworenen conftitus 
tionelfen Berfaffungen. Es geſchah dieſes doch wol mit dem ſtillſchweigenden Eingeſtändniß, 
daß ſolche Beſchränkungen von Seiten des Bundesvereins nicht berechtigt ſeien und das Licht 
des Tages nicht vertrügen. 

Von einem monarchiſchen Brincip aber und dem Rechte ded Bundes, zu feiner Erhaltung und 
Sicherung in das innere Staatsrecht einzugreifen, und Rechte ver Bürger nad) ihm beichränfen 
und aufheben zu dürfen, enthält ver Bundesgrundvertrag ebenfalls fo abjolut nichts, fo 
ganz und gar nicht einmal eine Handhabe, daß man nur durch einen ganz unbegreiflichen, ver= 
fehlten Verſuch einen Schein zur- Begründung deſſelben ſuchen mußte. Wir anerkennen, wollen 
and wünfchen ſtets aufrichtig die mon archiſche Negierungsform; wir wollen überhaupt 
alle innern Rechte und Zwecke des Staates: aber wer fürfle zu machen, ſie zu erhaltenhat, der hat 
nicht voöͤlkerrechtliche, ſondern ſtaato rechtliche oder Regierungs- Gewalt. Daf namentlich 
mit ber Erhaltung des monarchiſchen Princips, mit der Erhaltung dieſes an ſich und noch dazu 
nach den verſchiedenſten Staatstheorien völlig vieldeutigen und verſchiedenen Princips durch den 
Bund, der weſentlichſte Theil des Innern Staatsrechts der ſouveränen Staaten einer alsdann 
ſtaatsrechtlichen Souveränetät des Bundes anheinflele, ganz ähnlich wie bei dem Si— 
cherheitozweck, dieſes iſt ebenfo Flat, zumal nad; ven kurheſſiſchen, hannoveriſchen und luremburgi⸗ 
ſchen Gefchichten, als es klar iſt, daß die ganze rechtliche Natur und alle Örunbfäge 
des Dentfhen Bundes hiermit im unvereinbaren Widerſpruch ſtehen. In 
Deutfchland ſtehen ſich ganz entgegengefeßte ſtaatsrechtliche Throrien über alle Punkte des Staats⸗ 
rechts, wor allem über das monarchiſche oder Fürſtenrecht gegenüber. Ariftokratifhe Minifter 
und Geſandte huldigen bekanntlich oft, wie z. B. der badiſche Bundestagsgefanote und Miniſter 
v. Blitterödorf (j. Baden), einer Haller’ichen, einer Stuart'ſchen göttlichen Rechtstheorie, d. h. 
deepotiſcher Staatöverfaflung, womit ein wirkliches und vollends ein echt conftitutionelles 
Staatsrecht eines Klüber, womit unfere fänmtlichen ältern wie unfere neuern beutfchen Verfaſ⸗ 
fungen, alſo das Hifkorifhe und pofitine Staatöreht abfolut unvereinbar find, 
weshalb auch viefer Minifter ebenfo wie bie wiener geheime Minifterconferenz dieſe Verfaſſungs⸗ 
rechte befeitigen wollten. Wer darf ſich denn nun nur einen Augenblid wundern, daß, wenn 
In einer gehelmen Dinifter= oder Gefandtenverhanblung, in Bundescommifflonen und -Sitzun— 
gen bei ven einflußreichern Mitgliedern ſolche Überzeugungen flegen, und wenn nun nicht eine 
einzige Stimme der bereditigten Stände und Unterthanen das entgegenftehenbe Necht verthei⸗ 
digen und zur Wirkfamfeit bringen kann, daß dann unter dem Namen von Verfaffungd- 
reviſionen zur Wahrung des monarchiſchen Princips ganze, gut deutſchrechtliche, ges 
genfeitig befhworene Verfaffungen oder doch die wefentlihften Rechte oder 
Theile derfelben zum Opfer fallen müffen. So wurden bei der neulihen hannoverifchen 
Berfaflungsreviion ebenfo wie bei der luxemburgiſchen ganze große Reihen von Artikeln ver 
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aber äuferft erweiternd erwähnt, biejenigen, welche man in ber bundeömäßigen Redfion an 
ihre Stelle fegen will, „dad vonarchiſche Princip Rügen”, ober „‚meil fie mit den uldlichigen 
in einigem Zuſammenhang ſtehen“. Sa die ganze kurheſſiſche Verfaflung von 
4831, welde 18 Jahre „in anerkannter Wirkfamkeit” Rand und daher fogar ua 
nen Worten des Bundeögefeges, Art. 56 ver Shlußacte, „nur auf verfaffungsmäßis 
gem Wege‘ geändert werben durfte, wurde fogar durch Bundesbeſchluß mit einem Federſtrich 
auf einmal ganz befeitigt, weil Alles. mit den misliebigen unmonarchiſchen Bunften in ſchwer 
zu trennender Verbindung ftehe. 

Uud alle diefe angeblich dem monarchiſchen Brineip widerſprechenden, dem Zope geweihten 
Berfaffungsbeftimmungen, fie fanden fih fämmtlid in den monarchiſchen Ber: 
faffungen des Deutfhen Reiches und der einzelnen deutſchen monaräi: 
fen Länder, in den monarhifhen Reihen von England, Schweden, Belgien, 
Holland, Sardinien.23) Bel und aber follen fie jegt.plöglid unmonarchiſch fein. Ele 
find e8 doch nicht deshalb, weil ein ariſt okratiſcher Banatiker, Herr v. Haller, fie fo darſtellle! 
So ift es felbft ver Fall bei demjenigen monarchiſchen Rechte, welches in dem Art. 57 der Schlußack 
allein als das von der Bundesgewalt zu erhaltende bezeichnet ift, daß nämlich ,, bie geſammte 
Staatgewalt in dem Oberhaupte ded Staats vereinigt bleiben und der Souverän vurch eins 
landſtändiſche Verfaffung nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung ver 
Stände gebunden werden kann“. 24) Die ſtaatsrechtliche Theorie if bei freien Verfaſſungen 
allerdings verſchieden. Die eine Anfhauungsweife fleht vie Rechte der Stände oder des Parlaments 
als allgemeine over befondere, mehr oder minder ausgenehnte Mitregierungsreäte 
an. Die andere betrachtet die Stände und den Fürſten gemeinfam als eine moralifde 
Berfon, als die eigentliche Regierung. Welche Anfiht man aber aud) faßt, die in der Shluß⸗ 
acte enthaltene Art der Auffaſſung ift dem hiſtoriſchen monarchiſchen Staatsrecht fremd. De 
englifche Staatsrecht, nad) deſſen Mufter bekauntlich die neuere zeitgemäße Geftaltung ber frü⸗ 
bern flänbifchen Verfaffungen gebilvet wurden, betrachtet König, Ober: und Unterhaus zufems 
men unter dem Namen Parlament als Die wirkliche englifche Staatsregierung, und ertheitt 
daher dem Könige außer der Zuſammenwirkung mit dem Barlament nur befonbere beftiumte 
Eönigliche Ausnahmsrechte oder Prärogative. Gerade fo bildeten in der monarchiſchen Vers 
faffung des Deutfchen Reiches Kaifer und Reich Die gemeinſchaftliche Reichsreglerung, und der 
Kaifer, ver erfie Monarch der Epriftenkeit, der vorzugämeife die Majeſtät befap, hatte außer 
feiner regulirten Theilnahme anı Reihätage nur noch beftimmte Prärogativen, hier Refernats 
rechte genannt. Der hannoveriſche Geſandte erklärte mit allgemeiner Zuſtimmung in den 
Verhandlungen über die beutfhe Bunbeöverfaffuug auf dem Wiener Congreſſe, fein Sowerrän, 
der König von England, ftehe ald Souverän und Monarch feinem Souverän und Monarchen is 
Enropa nad, und die Freiheit feines Volkes befeftige feinen Thron, flatt ihn zu unergraßen. 
Woher ſtammt denn nun das Reit, in die Schlußacte ein Princip einzufchieben, wonach det 
König von England fein Monarch ift, Fein fouveräner Fürft, weniger als pie Fürften von 
Naſſau und Walde? Die deutſche landesherrliche Gewalt entwicelte ſich mit dem zu Gunſten der 
Fürften angerufenen hiſtoriſchen Princip, Die Regierungsgewalt der Reichsfürſten im Reiche: 
Lande fei jo groß wie. die Faiferlihe im Neid. (Illustris regula: tantum polest status M 
territorio quantum imperator in imperio.) Die der kaiſerlichen Gewalt nachgebildete landeis 
hoheitliche fürftlihe Gewalt hatte auch in ver Vorfteherfchaft ver frühern Herzoge und nfa 
in ihren altbeutfchen Oraffchafts- und Herzegsverfammlungen eine ähnliche ödechtsgrundlage, 
und nad) ber fpätern Ausbilvung der Ständeverfaflung ſprach man bald von einem vollfä® 
bigern, bald von einem unvollftändigern Mitregierungsrecht. Stets aber wurden pie ſtändiſche 
Nechte als uralte, ganz eigenthümli dem Lande und den Ständen zuftehende reale (obet 
dominium), nicht als bloße perfänliche oder übertragene (Obligationen: Rechte betradil; 


23).©. unten Deutfches Landesſtaatsrecht. H 

24) Der Art. 57 der Wiener Schlußacte fagt: „Da der Deutfche Bund mit Ausnahme der Brei 
Städte aus fouveränen Fuͤrſten befteht, fo muß dem hierdurch (7) gegebenen Grundbegriffe (?) aufolgt 
die gefammte — in dem Oberhaupte des Gtaats vereinigt bleiben, und der Eonverän fan 
durch eine landſtaͤndiſche Verfaffung nur in der Ausübung beflimmter Rechte an bie Mitwirkung der 
Staͤude gebunden fein.“ 
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Niegenho keihränften Die Sannenerigilungen bie Stände nur auf einzelne — — 
Nechte wur vollende mr auf einzelne bloße Mitwirkungen in ber fürſtlichen Ausübung sinzels 
ner fürftlichen Rechte. 25) Jedes veale felbBändige Mitwirken bei dem Regieren ift nun reell eim 
Mitzegieren. Unfäpli indeſſen Fönnte dahei jener Artikel Die Ehre des Rrgierend allein dem 
Fürften zuſchreiben, wenn er den Inbegriff der bloßen Vertretungärechte von Freiheit und - 
Gigentum umengetaflet laſſen wollte. Neuere deutſche Verfaſſungen entipredgen übrigens nicht 
jener Anſchammgsweiſe moderner Schultheorien. Die preußiſche Verfaſſungeurkunde von 
4850, $. 45 u. 62, ſagt z. ®.: „Dem Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zu. — Die 
geſetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den Königund durch zwei Kauimern aus⸗ 
geũbt.“ Wie full denn nun abey vollends eine ſolche beliebige Beſchränkung, gleichviel eb 
fle wohlgefaͤllt oder nicht, abſolut in dem Begriffe eines Fürſten, eines Monarchen enthalten 
fein, ja fogar in dem Grundbegriffe des voͤlkerrechtlichen Bundes, welcher doch, wie aud die 
Verhandlungen und der Grundvertrag 26) anerkennen, von ven Fürften nur ald Repräfentanten 
ihrer Staaten und ald Staatenverein „abgeidloffen wurde”? Jene Anjiht iR ja uns 
wmöglid, wean man auf dem Boden, fei es des geſchichtlichen Staatsrechts, oder auch Ber natürs 
lichen ſtaatsrechtlichen Theorie fteier Dölfer und Berfaflungen bleiben will. Gie if wel nur 
möglich bei firbjectiver Annahme einer abſolutiſtiſchen, auf eine übernatlirlihe Übertragung 
göttlihen Rechts oder einer auf despotiſche Gewalt gegründeten Schultheorie und bei Vermiſchung 
despotiſcher Berfaffung mit monarchiſcher Megierungsform. Wäre man indeflen doch nur 
bei ver allein in der Schlußacte enthaltenen Ausnahmsbeſtimmung ſtehen geblieben und hätte 
nicht oftmals ſelbſt das mit ihr vereinbarliche rechtlich begründete Staatsrecht umgeftoßen ; Hätte 
man nicht die erwählte Volksvertretung, auch adgefehen vom Regierungsrecht, auch ihrer, ſchon 
aus der Natur einer Volks: oder Kandesvertretung nothivendig folgenden, allgemeinen Rechte 
beraubt. Dex Artifel der Schlußarte fodert zunächſt eine eigenthünliche theoretiſche Auffaſſungs⸗ 
weiſe für die fürftligen und ſtändiſchen Regierungsredjte. Dieſelbe könnte harmlos erſcheinen, 
gerade fowie Die Auffaffungeweife, daß auch die richterliche Gewalt ald fürftliches Recht im Nas 
nen bed Kürften ausgeübt werbe, harmlos bleibt, vorausgefeßt, daß jede der abinetöjuftiz ange: 
hoͤrige Ginmijhung des Fürſten in das felbftändige Nichterrecht entfgieden verworfen und aus⸗ 
geſchloſſen if. Allein die urſprünglich der des potiſchen Staatdanfhauung entiehnte Aus⸗ 
nahmsbeſtimmung führte in ihrer Auslegung und beliebigen Ausdehnung der Ausnahmds 
beftimmung nur zu bald bis zur Vernichtung aller ſelbſtändigen Verfafſungen und flänbifchen 
Volksrechte. So z. B. verfügte der Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 mit ‚Hinweifung auf 
jenen Art.57, „ba feinen deutſchen Souverän durch die Landſtände bie zur Führung einer der 
Bundespflichten und ber Landeöverfaflung entſprechenden Regierung erfoderlichen Mittel verwei⸗ 
gert werbennärfen, und daß daher Fälle, in welchen ſtaͤndiſche VBerſammlungen die Bewilligu 

der zur Führung der Regierung noͤthigen Steuern auf eine mittelbare ober unmittelbare Brit 
zur Durchſetzung anderweitiger Wünſche und Anträge bedingen wollten (welches befauntlic die 
frühern deutſchen Lanpflände allgemein thaten), diefed vom Bunde demoffenen Auf: 
ruhr glei zu behandeln fei”. Mit feiner ganz unerfhöpflihen Reihe von Gonjequenzen 
wurde jegt fehr natürlich dad monarchiſche Princip in des potiſcher Auffaſſung geltend ges 
macht zur Vernichtung nicht blos der allgemeinften und Heiligften deutſchen reichs- und landes⸗ 
verfaflungsmäßigen Rechte, 3 B. des vollen Stenerbewilligungs: (mithin auch Nichtbewilli⸗ 
gunge:) Reis, ſondern, wie ja in Kurheſſen, Hannover, Luxemburg vorliegt, zur Vernich⸗ 
tung ganzer Reihen von Verfaflungäbeflimmungen, ja ganzer beflchender Verfaflungen. Es 
wurde In biefer Art geltend gemacht, ftatt bes allein rechtsgültigen Grundprincips des voͤlker⸗ 
rechtlichen Bundes, va er nicht ein einziges Skaatsverfaſſungsrecht der Unterthanen bes 
fgränfen darf, welches auch nad dem Oblgen die Schlußacte noch wiederholt ausdruüdlich 
im Bezichung auf die landfländifhe Verfaffung fanctioniren mußte. Hierhin gehören bie 
Beſtimmungen Art, 55: „daß die landſtaͤndiſche Verfaffung, nämlich ihre Begründung 
und ihr Inhalt, gänzlich und allein ben einzelnen Ländern zu überlaſſen ſei“; ferner 
im Art. 55, daß „jede Ginmwirkung des Bundes im die innern flaatörehtlicen Ver: 
hättnifle, wit einziger Ausnahme blos der Borforge für die beftimmten einzelnes gas 
rantirten Rechte durch die gavantirte, dem Begriff des Bundes zu Grunde liegende Souverü⸗ 





5 ©. hierüber voll 
ö Er bi T a Den Beweiſe im dem Art, Deutigeh Sentehfnnitenät, 


as SBelageruugatach 
neit der Bundesſtaa ten (nicht blos der Bundesregenten), ausgeſchtoſſen fek*; Daun im 
Art. 50: „daß auch die Abänderung ber neuern Landesverfaffungen nur auf laubes 
verfaffungsmäpßigem Wege (alſo doch nicht durch Bundesexecutionen und Bunbesiicake) recht⸗ 
Uch zulãſſig ſei“; und endlich im Art. GI, daß „wo der Bund nicht etwa eine beſondere Gas 
tantie übernahm, er nicht berechtigt fei, in landſtäͤndiſche Angelegenheiten ober in Strei⸗ 
tigteiten zwiichen ven Landesherren einzuwirken“. . R 

Dennoch gelang es der von Karlsbad Her bei mehren Staatsmännern noch vorherrſchenden 
reactionären Richtung, die widerſprechende, bundeswidrige Beſtimmung in ſcheinbar unfgulsiger 
Geſtalt in dieſelbe Schlußacte zu bringen 27) und ihr ſpäter eine bundeswidrige Deutung zu geben. 


) Daß ſelbſt in den Verhaudlungen der Schlußacte bie Abſicht der Mehrheit ber Gonferenz weit 
davon entfernt war, ber Beſtimmung des Art. 57 ben für die Selbftänbigfeit der Lanbesveriefung, 
für ein liberales Staatsrecht zerflörenden Charakter beiqulegen, den man ihr fpäter gab, dieſes geht far 
hervor aus den oben eitirten Widerſprũchen der Schlugacte felbft und aus ven (fchon feit 1811 in 
meinem Beflg befindlichen): officiellen Verhandlungen ber wiener Minifterconferen; von 
1819— 20. Giernach erſtattete der bairifche Minifer Freiherr v. Zentner im Namen ber Commiſſion dee 
Ausfcyufies über bie nähere Befimmung des Art. 13 den Bericht zur Motivirung der vom Ausicufe eu 
genommenen und nady feinem Bortrage auch genehmigten Artikel der Schlußacte, unter welchen fid eben 
die obigen für die innere Souveränetät oder Selbfländigfeit der Staaten befanben. Mit biefen lich 
man nun auch den vom Fürften Metternich vorgefchlagenen Satz über das monarchiſche Princip zu. 
(S.Note24.) Man hatte mit jenen erſten Artikeln zugleich die von Metternich fdion in Karfabab vergebs 
lich vorgefchlagene wichtigfle reactionäre Beftimmung entſchieden abgelehnt. Sie beftand in einer authens 
tischen Interpretation des breigehnten Artifels zu Gunſten einer rein Rändifchen Landſtaudſchaft, wer 
durch nicht blos überhaupt das conflitutionelle Syſtem, fondern auch fein und bes Volfsrechto Grund⸗ 
fein — die Vertretung des ganzen Bolfs als einer berehtigten Berfönlichfeit, wie fe 
mit den alten jegt alle neuen Verfaffungen enthalten (f. Deutſchei Landesftaatsregt), ausgeiclofen 
werden follte. tan verwarf ebenfo ben Borfchlag eines Artifels, welcher den Ständen die Berwels 
gerung ber für die bundesmäßige Militäreinrichtung nöthigen Steuern unterfagte. Man wollte aber 
Wwenigfiens dem mächtigen Ofterreich nachzugeben fcheinen. &o entflanb ber Wrt. 57. Der Berichte 
erftatter übergab aber mit feinem Bericht zugleich eine befondere Erklärung, welche dem Bericht und bem 
Sitzungsprotokoll der fichenten Sigung sub Lit. X beigelegt wurde. Darin hieß es: „Der König von 
Batern findet fi verpflichtet, auf ber gegebenen Berfafung feſt zu beharren, und Allerhöchkteffelben 

evollmaͤchtigtem iſt nicht geflattet, auf eine folche Erläuterung des Art. 13 einzugehen, woburd; eine 

Inderung in a Verfaflung vorgenommen würde.” Ülhnlich, wenn auch mit eiwas weniger Schtoff ⸗ 
heit, erflärten ſich auch andere Gefandtfchaften. Hier find_gewiß viele Argumente für die Anficht: der 
Art. 57 habe nur ben rechtlich unbedenklichen Einn: der Deutfche Bund Befepränte feine Garantie des 
rt. 13 der Bundesacte auf die rückfichtlich des Regierungsrecdhts in angegebener Weile aufgefaßten 
Tandflänbifchen Rechte, wobei die bloßen Vertretun sreäte von Freiheit und Eigenthum fowie and 
alle andern in einzelnen Staaten begründeten ſtaͤndiſchen Rechte (ſowie in Baiern und Preufen) unge 
Fränft bleiben follten. i 

In dem Berichte ſelbſt aber fagte der bairifche Berichterftatter zu $. 3 ausdrücklich: „Infolge bes 
Grundfages, daß landfländifche Berfaffungen als innere Landesangelegenheiten außer 
dem Wirfungsfreife bes Bundes fich befinden und ihre Anordnungen den Wegierungen ber 
einzelnen Bunbdesftaaten überlafien blieb, burften weder bie beſtehenden einer Kebiſion, neh 
die fünftig zu bildenden andern Vorfchriften unterworfen werben als folchen, welche auch für jene ans 
dem Bundesverein — Hierhin gehört zunaͤchſt die im Art. 58 enthaltene fich von ſelbſt vers 
flehende, daß die Bunbesfürften durch Iandfländifche Betahungen nicht in Erfüllung ihrer Bunkapfide 
ten beſchraͤnkt werben dürfen. Man befchränfte ſich deshalb kei den Fünftig zu bildenden nur auf all⸗ 
gemeine Andeutungen, bamit fie nicht nur aus willfürlichen Theorien ohne alle hiſtoriſchen und 
rechtlichen Grundlagen gebildet werben möchten.‘ 

., „Wie weit nun if eine ſolche Andeutung im Art. 57 entfernt von jenen auf das fogenaumte moner 
chiſche Princip fpäter gegründeten Zwangss und Vernichtungsbefchlüffen, Berfafungsrevifonen un 
Erecutionen zur Aufhebung erfoffungemäßig zu Stande gefommener, in Birkfamfeit beſtehender Ber 
faffungen? Der Sieg der liberalen Anſicht oder auch der Rantsffugen Behauptung ihrer innen Eos 
derinetät von Seiten der mittlern und Meinern Staaten aber zeigt ſich am allermeiften darin, baß bie 
allgemeine Interpretation des breizehnten Artifels zu Gunften der monarchifchen Intereffen ebenfo wie 
die von Metternich vorgefchlagene Beſchraͤnkung des Steuerbewilligungsrechts burchfiel. So dachten 
wol Herr v. Sentner und bie Gleichſtimmenden mit jener ſcheinbar unfchuldigen, dem Fürſten Metternich 
noch zugeftandenen Conceſſion im Art. 57 die Berfaflungsfreigeit der Staaten gerettet zu haben. Jeden⸗ 
falls glaubten fisihre Staaten ſchon durch bie energiſche Feſtſtellung jener obigen Bunbesgrunblagen 
und durch ihre Verweigerung jeber Berfafiungsänderung fichergettellt zu haben. Aber man barf dem 
Böfen feine Fingerſpihe reichen, man wird fonft vom frefenben Übel umgarnt. Freilich Fönnen, fobeld 
fie nur wolten, alle Bunbesftaaten an jenen Grundlagen halten und jede Innere ſtaatorechtliche Beſchrän⸗ 
fung als bundeswidrigen Eingriff in ihre Souveränetät, als rechtswidrige Verfügung über jura singu- 
lorum yrrädweifen. (S. oben S. 467.) Sie follten gewiß auch fämmtlicy felbR den Schein vermeidet, 
genen die Verfal rechte ihrer Unterthanen jene traurige Bichmühlesgu gebrauchen, und hier biefelbes 
Durch eigene deopotiſche Gewalt dort, we biefe nicht ausreicht, Durch Bundesgemwalt nefmen zu wolle. 


Belsgerungäftens 3 

And tote verfadhte uyen nan Die dem ganıen Grunbuertruge une Barcoro wecke uud dem ent · 

ſchiedenſten Grundbeſtimmungen der Schlußacte ſelbſt widerſprechende Aufnahme dieſes Brincips 
jur Cinmiſchung in das nenere Staatorrcht, ver ſouveränen Bundesſtaaten“ zu begründen! 

Man fagte auf eine in der That faſt unbegreifliche Weiſe: weil ver völkerrechtlich e Bund 


"außer den Freien Gtädten von foumeränen Fürften gefehloffen worden, fo mie biefer, ihe 


„Staatenverein“, das Recht haben, fi), gegen bie Unterthanen und gegen deren Verfaſſungs⸗ 
vereinbarungen mitihrem eigenen Fürſten, ſtaat rechtlich in dad Innere der Staaten zu Guns 
fen des monarchiſchen Vrincips einzumiſchen. Man vergaß den vielfach logiſchen Widerſpruch 
dieſer Beſtimmung. Man vergaß, daß, weil der Bund ein volkerrechtlicher iſt, er fein ſtaats⸗ 
rechtlicher mit ſtaatsrechtlicher Wirkſamkeit ſein kann. Man vergaß ferner: daß, weil dieſer 
Bund, der ausdrücklich die volle Gleichberechtigung ſeiner Glieder als Grundlage anerkennt 
(Bundesacte Art. 3), zugleich republikaniſche Mitglieder und Mitgründer hat (die Freien 
Städte), der Zweck und Begriff ſeiner Cingehung unmöglich in etwas beſtehen kann, was für 
dieſe Mitglieder gar nicht gelten kann, ja das Gegentheil ihrer Criſtenz iſt. Man überſah ferner, 
daß ed widerſprechend iſt, an die Stelle des klaren Inhalts eines Bertrags, Hier des völferrechte 
ligen Brundvertrags, davon verfchienene, ja Ihm wiberfprechende Beftimmungen in gewagten 
Schlußfolgerungen von zufälligen Eigenfhaften einzelner Vertragsglieder ableiten zu wollen. 
Man vergaß, daß nach folder Logik oder nad) folder Art gefegliher Schlußfolgerungen, bei 
allen Allianzen europäifcher Fürſten, 3. B. bei der letzten gegen Rußland, weil ja hier wirklich 
alle Vertragſchließende fouveräne Bürften waren, uun der Verein auch das Recht haben müßte, 
tm Innern der fämmtlichen Staaten das monarchiſche Princip ſtaatsrechtlich zu Thügen, ſodahß 
der Großtürke das Recht hätte, in England für das monarchiſche Princip zu wagen, etwa das 
mit ed Kraft erhalte feine Bundespflichten zu erfüllen! Diefer aber würde dann noch viel ge⸗ 
mwältigere Störungen jenes Principd im englifchen Staatsrecht ftreichen, als nıan in den beuts 
ſchen Staaten Kurheſſen, Luremburg und Hannover zu ſtreichen fand! Iſt es denn billig und 
gut, ſolche und viele ähnliche ſtaatsrechtliche Schlußfolgerungen, wie 3. B. die der Ableitung des 
Verbots des Rechts der Actenverjendungen, aus der Garantie deſſelben 28) der einft fo geachte⸗ 
tem deutſchen Nation und ihrer Stantörehtölchre zu bieten! Dabei freilich ift dad Bundesverbot, 
daß Niemand ald ver Bund die Bundesbeſtimmungen wirffam auslegen dürfe, natürlich. Wo 
kommt man Hin in der einft wegen Rechtsachtung vorzugsweiſe gerühmten deutſchen Nation!! 

Ob und inwieweit deutſche Staaten und Berfafiungscorporationen eine folhe Begrün- 
dung wollen gültig finden, ob fie vollends eine dem Bunbeögrundvertrage und erften Grund⸗ 
geſetze des Bundes geradezu entgegengefegte und incompetente, logifch widerſprechende und per⸗ 
plere, eine 1848 vom Bunde felbft als ungültig erflärte Beſtimmung gelten laſſen wollen, 
müflen wir hier ihnen anheimſtellen. Hiſtoriſch gewiß if} ſoviel, daß jegt wie früher die beiden 
größten deutſchen Staaten ſicherlich ihre Verfaſſungsrechte nicht nach folgen Bundesbeſchlüſſen 
ändern werben, daß jelbft Baiern, welches auch die Schlußacte wie alle Bundesgeſetze nur mit 
Vorbehalt ver Berfaflungsrechte des ſouveränen bairiſchen Staats publicirte, folgerichtig 
eine Bundeöintervention zu Gunſten ded fo unbeftimmten vieldeutigen monarchiſchen Principe 
nicht anerkennen würde. Auch das Dürfen wir hier nicht erörtern, ob es nicht bedenktich für die 
andern Staaten fei, die Achtung ihrer Nechtögleichheit und gleichen fouveränen Würde und 
der Selbftändigfeit ihrer Verfafjungen zu gefährden, oder vielleigt gar den Schein aufkom⸗ 
men zu laſſen, die durch auswärtige bermacht und ihre Androhung bewirkten Veränderungen 
der befchworenen Lgndröverfaflungen, wie in Kurheſſen, Hannover, Luxemburg, würden von 
innern reactionären Gelüften als beliebte Hülfsmittel für eigene Zwecke benugt. 

Gewiß ift auch dieſes, daß, wie man auch fonft diefe Bundedeinmiſchungen beurtheile, fie 
jedeufalls als Ausnahmödzuftände gegenüber ven erſten Rechtsgrundbegriffen und dem 
volterrechtlichen Grundcharakter des Bundesrechts ericheinen, wie ed ja au 
bei den erſten Ginmifchungen im Jahre 1819 und bei ver Annullirung aller Ausnahmöbe. 


28) Der Art. 12 der Bundesacte garantirte diefes in Deutfchland beliebte Recht, da fie die fouveräs 
nen Regierungen nicht weiter befchränfen wollte, wenigfiens den Bürgern der vier Freien Städte als eine 
Sicherung unabhängiger Juſtiz, weil hier große reichbefeßte höhere Landesgerichte fie nicht verbürgen 


lonuten. Gin Bundesbefchlug benutzte aber in der Reactiongzeit, in weicher die Unabhängigfeit dieſer 


auswärtigen Spruchcollegien mehre liberale Urtheile und Rechtsgutachten begründete, bie von manchen 
en a nicht erwartet Me — ae —— — 

m x Gegentheil, in ein allgemeines Verbot utachten afs und Po 
ſachen zu verwandeln. (©. Deutſaer Meud.) nn is 


1 Beiegmungeluudt 


ſqlũ je 1548 bie Bunkrögefongelung felhfk erlärte. Gewwih.ik.aü feuer, da auq̃ feit 1849 
durch vieljache Bunbedrinmifgungen, namıentlid durch wie in Kurheſſen nun Golfen mit mis 
litãriſcher Gewalt umterfiüigte Ciumiſchang, Die mus matierli in ganz Deutfchlann gefürchtet 
wurde, die deutſchen Verfafſungszuſtãnde allermeift geäubert wurben. Am allerwenighr aber 
würhe man ernfli den Ausnchenscharakter Diefer deutſchen Zuflände dadurch befeitigen nellen, 

daß man Die unter Herrſchaft dieſer ſtets drehenden übernäcktigen Bunbasgeronit und beim: 

freier Preſſe und Wahl zuſammengebrachten abhängigen Kammern bie Verletzungen der Ders 

faffungen gutgeißen ließe. Solche Wirkfamkeit ver Kammern gehört ja ſelbſt dem Ansuchus: 
zuſtande en. Sie könnte feinen Gharakter nicht austilgen. Rur bei Mündhaufen Founte der 

Neiter fih an dem eigenen Schopfe aus em Sumpf ziehen. Das ſittlich Verletzende und Ge: 

faͤhrliche folder Operatlonen bedarf feiner Ausführungen. Die Verlegung und Meflehgiet 

auf die ſer Seite ruft das meiſt verſtärkte Unrecht auf der Gegenfeite hervor. So befeſügt men 

weder monarchiſche Throne noch Ruhe und Ordnung. 

Bur ſtaatsrechtlichen Beurtheilung dieſer Ausnahmszuſtände übrigend brauchen mir, ds 
geſehen von ihrem traurigen Erfolg und ihrer frühern lauten Verurtheilung durch die gan 
Nation und durch den Bund felbft, nur hinzuweiſen auf Die obigen von den Gründern tel 
Bundes anerkannten Rechtögrundfäge und Das durch fie rechtlich allein mögliche Entweder: 
Dover aud für ven fhon begründeten Bund. 

Entwerer man muß, dem gefchichtlicgen Rechte der deutſchen Nation eutſprechend, gemein 
ſchaftlich mit den Vertretern der Nation eine zeitgemäße Herfleltung eines Vundesſtaates be⸗ 
wirken, in weldem dann unter Zuftimmung ver Mepräfentation des Volks auch über fein 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe alles, was heilſam ift für die fürftliche Gewalt und die Orbnung, 
befkimnt werben kann. Diefes entſpricht ebenfo den Wünſchen wie ven Rechten und Bert 
uiffen der Nation, wie dieſes auch Die Fürften, bei dem Beginn der Befreiungskriege, dann 1848 
und noch nad) Anfldfung der Nationalverfammmlung in den Grflärungen der Dreöbener Gonfe: 
renzen einftimmig entfchieven anerfaunten. 

Dver der Bund beficht ohne Bundesſtaatsverfaffung und Iationalrepräfentation und 
Reichsgericht fort, ſowie er 1815 gegründet und 1849 proviſoriſch hergeſtelltwurde, alfo mit der 
voͤlkerrechtlich zuläfiigen, aber für ſtaatsrechtliche Verhättniffe ver Natur der Bade nad 
parteiifchen, blos »iplomatifchen Vertretung nur ver Regierungeäntereflen. Alsdaun muß, 
abgefehen von jener Garantie einzelner Rechte, die ſtaaterechtliche Verwirklichung der Freiheit wie 
ber monarchiſchen Ordnung und innern Sicherheit ben einzelnen founeränen Staaten und ihrem 
freien Wetteifer überlaffen bleiben. Für ven blos völkerrechtlichen Bund lediglich ver Regenten 
und ihrer blos von ihnen inftruirten und abhängigen, nur ihnen verantwortligen Geſand⸗ 
ten ift jede Aufpebung oder Beſchränkung der innern Verfafjungsrehte 
zchtlid unmdglih und rechts ungültig. Somie fle in ven erſten vier Jahren del 
Bundes nicht beſtauden und auch nicht nöthig waren, müffen fie ferner unterbleiben ober ald: 
bald aufgegeben werden. Je dringender fih fo die Nothwendigkeit der alsbaldigſten Bus 
desreform herauoſtellt, deſto Kefler. Bine diefer Foderung eutgegengeſetzte Berechtigung bed 
Bundes dagegen wäre eine juriſtiſch monſtroͤſe, Hecht und Mecdhtszuftand vernichtende 
gung ber rechtlich Verpflichteten, der Regierungen, ihre Pflichten ſelbſt belichig aufzuheben, 
alſo der größte denkbare Ausnahmszuſtand für die hierdurch für rechtlos erflärten Volkeſtamm 
and Bürger der Nation. Diefes beweifen die Verhandlungen über den Bundesgrundvertrag 
und er ſelbſt ebenfo umſtoͤßlich klar, wie die Natur umd die erften Grundbegriffe vom Reqt on 
von einer Rechtsordnung. (&. oben S. 466 fg.) 

Leider aber wurde biäjegt noch Feiner dieſer beiden Wege eingefhlagen. Die natuͤrliche Rei: 
ung zur Unbeſchrãnktheit und verderbliche auswärtige, namentlich ruſſi ſche Einwirkung führten 
gur Verfennung umd Misachtung ber in der Erhebung per Befreiungskriege feierlich auogeſproche⸗ 
nen fürftlichen Rechtsanerkennungen und Rehtözufagen. Die unglüdijelige trübe Geſchichte der 
1819 zu Karlsbad und der 1834 in ven geheimen Minifterialconferenzen verabrebeten Aut: 
nahmdmaßregeln ift jegt endlich enthüllt, 2%) Wir enthalten und hier gerne ver hiſtoriſchen 
Schilderung biefer für jedes deutſche Ehr= und Rechtsgefühl tief ſchuerzlichen Erſcheiunngen 
Rur das Nachfolgende muß von ven in ber citirten Schrift näher nachgewieſenen hiſtoriſchen 
Ergebniffen berührt werben. Berade zu derſelben Zeit, I819, als die Ration vie immer ner 
verzögerte Erflillung der gegebenen fürftligen Anerfennungen und Verheißungen eines denk 





30) BergL die eitixten „Wichtigen Urkunden“, ©. 72 fg., 306 fg., 316 fg 


. 


er — Geworfighenn: gianbte, warde Yibykih ein ſurchekarc 
dösungelärm gemacht, in welchem in werigirbenen Theiben von Deutſchland Hunbeen 
von ſchuldloſen Menſchen eingeferfert und in Gocverratgäinquifitionten geſtürz und außeror⸗ 
dentlichen geheimen Commiſſionen und Berichten übergehen wurden. Zugleich täpfchte und ſchroclu 
man durch offeielle Mittheilungen vielfach verfälfäter, vergeblich offieteller Auszůge ver Criml⸗ 
nalacten und durch eine furchtbare Genfuruntervrüdung die Natien und bie Fürſten fo ſeht, 
daß es möglich wurde, darauf Die karlabader Ausnahmögefepe und mit ihnen bis zum Jahve 
1848 die befanunte Wahrheit: und Rechtsunterdrũcknug zu begründen, welche buch Gimme 
ſchiebung einiger neuen Ausnehindmapregein in die Wiener Schlußacte von 1820, vorzüglich 
aber durch die auf Nicätbefolgung der weſentlichſten beſchworenen Verfaſſungsrechte "gerichteten 
geheimen Verabredungen der wiener Minifterialconferenz von 1834 befeitigt wurde. 

So entſtand endlich 1848 der Lante allgemeine Unwille der Ration gegen dieſen unglück⸗ 
feligen, nur zum Vortheil des Auslandes und zur Erniedrigung und Berfinnmerung der Nas 
tion wirkfamen Ausnahmszuſtand. Das deutſche Vorparlament begehrte jet vom Bundestage, 
„daß der Bund fi losfage von den verfaffungswinrigen Ausnahmsbeſchlüfſ— 
fen ”.- Der Bundestag erklärte ich bereit, dieſem Wunſch zu entſprechen, und theiite vemgemäß 
dem Borparlament Die am 23. März 1848 gefaßten Beſchlüſſe über die Aufhebung aller feit dem 
Sabre 1819 exlaffenen Ausnahmögefegemit. Nun hatte aber damals der vollftändige ſtaatsrecht · 
liche Beweis vie allgemaeinfte Zuftimmung gefunden, und das ſchon vorhandene natürliche ge: 
funde Urtheil unterftügt, Daß alle Beſchränkungen ber innern ſfaatsbürgerlichen 
Rechte von Seiten des völferrehtligen Bundes die verfafjungswiprigen 
Ausnahmsbeſchlüſſe feien. Diefen Rechtsſatz hatte namentlich der Verfaſſer dieſer Zeilen 
nicht blos in jemen oben angeführten Schriften, ſondern auch ald Mitglied des Bundestags und 
als Mitglien des Borparlaments ebenfalls, ohne Widerſpruch gu finden, als die Grundlage ihrer 
beiderſeitigen Befchlüffe geltend gemacht. Deshalb bezeichnete das Borparlanıent die aufzuhe⸗ 
benven Beichlüffe als die „verfaffungswidrigen Ausnahmsgeſetz e“ und erinnerte den 
Bundedtag daran, daß ſolche ſtaatsrechtlichen Beichlüffe unmöglich von einem volkerrechtlichen 
Gtaatenbund ausgehen könnten, fondern mır von einer Bundesftaatöverfaffung mit Volkes 
tepräfentation, deren Errichtung bereitd der Bundestag beſchloſſen hatte. Der Bnnvestag, auf 
bie Grundanſicht eingehend, hielt deswegen den Ausfprud) der Mufhebung der verfaſſungowi⸗ 
drigen Ausnahmögefege für genügend, verwarf den Vorſchlag, vor der Verkündung bed Bun⸗ 
desbeſchlufſes noch erft unterfuchen zu laffen, weiche einzelnen Geſetze hierher gehörten, da das 
Princip und der Inhalt jener Geſetze Alles deutlich macht, und fein Veſchluß 
befriedigte natürlich das Borparlament. N i 

4) Bortfegung: Die feit 1849 erneuerten Ausnahmsmafregeln. Diefe 
Erneuerungen wurden abermals auf jene drei frühern Principe begründet. Zuerft hat man 
aus jenen einzelnen Rechtsgarautien für deutſche Unterthanen, welche man zur Beruhlgung 
und zur Begeifterung des deutſchen Volkes für die neuen Kriegdanfrengungen und Opfer dem 
völkerreihtlihen Bundeögrunbvertrag anhängte, Nechtöbefchränkungen abgeleitet und jene das 
durch oft in ihr Begenthril verwandelt. So hatte man e8 bekanntlich ſchon früßer mit der Zus 
figerung des Rechts und der Wohlthat der freien Preſſe gemacht, flatt deren man überall, 
auch da, wo jie früher nicht beſtaud, immer neuverfhärfte Genfur einführte. So hat man deun 
auch jegt wieber im dem neuen Prefgefeg, vom 6. Juli 1854, ſich nicht darauf beſchränkt, eine 
ſolche Durchführung ver Preßfreiheit zu bezeichnen, welde ald bundesgefegliges Mini— 
mun von Vreßfreiheit ver Bund allen deutſchen Bürgern zu garantiren ſich verpflichtete, una 
es dabei ven Verfaffungen einzelner Länder freizulafien, ebenfo für die Preſſe wie für bie ebene 
falls garantirten Rechte ver Chriſten, ver Juden, der Standes - und Grundherren eine günftis 

jere Ausvehnung zu begründen. Man Hat vielmehr in dem Sinne Beihränkungen der Preß⸗ 
Reigeit gegeben und in den meiflen Staaten aufgenommen, baf ſie Die Unterthanenrechte alls 
gemein aud) in den Ländern, wo man eine freiere Preffe ohne foiche Beichränfung verfaſſungs⸗ 
mäßig befaß, oder mit Zuftimmung der Berfaflungsgewalten feftftellen wollte, von Bunbeöivegen 
beſchrãnken und theilweije aufheben follten. So hat man nad) deu Vorgange in Preußen, unter 
andern Befcpränkungen und Gefährdungen wahrer Preßfreiheit, auch, ſtatt der alten Beamtens 
cenſur, eine meiſt noch viel ängſtlichere und beſchränkendere Genfur der Druder, Verleger und 
Buchhändler eingeführt, weiche man durch Bedrohung mit abminiftrativer, beliebiger Ent: 
dehumg ihrer Eoneefilonen, ihres ganzen Nahrungäftandes, jept beſtimmen kann, alles nus 
moglicherwelſe Unbequeme zu unterbrüden. Daß man In folder Imarehung ves urſprunglichen 
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Siuno gewerbliger onrefionsgefege,, in folder fein irgend gerechtes Mäß der Strafe Begrän: 
denden Fiurichtung das fittlige und rechtliche Gefühl verlegt und alle pofitifche Breffreieit, 
namentlich ihren weſentlichſten Theil, Die Zeitungsireiheit, rechtlich vernichtet, ober tem minis 
ſteriellen Belieben preißgibt, IR von ſelbſt Far. 2°) Lind vie kurheſñſchen, hannoreriſhen und 
Inxemburgifgen Geſchichten haben e8 ja gezeigt, wie, geſtützt auf das Bundespreßgeſeh, zu⸗ 

gleich die Preßfreiheit und mit ihr die Wahlfreigeit, vie heutigen Brundlagen cu 

verfoffungsmäßigen Redtözuftannes, aufgehoben, alte beſchworene Verfaffungen verniätet, 
neue vom Lande perhorreduirte eingeführt, ja unter dem Schein einer Volfszuftimmung und 
einer freiwilligen Einwilligung des Volks eingeführt werben Können. Jenes oben im Art 
Baden, S. 137, geſchilderte conftitutionelle Scheinfyftem, welches die Franzoſen vemoraliirte 
und den Thron von Ludwig Philipp ftürzte, auch die revolutionären Bewegungen in Deutſch⸗ 

land größtentheils verſchuldete — dieſes könnte nun aufs neue Nerberben drohen. 

Die Bedenklichkeiten dev Cinmiſchung des völferrechtlihen Bundes in die innern fautt: 
rechtlichen Angelegenheiten aber zeigt auch neuerdings faft jede hitrher gehörige Bunbeömaf: 
regel. So verwarf befanntlid ver Bund am 6. Sept. 1833 die Beſchwerde hannoveriſchet 
ſtaͤdtiſcher Eorporationen über die gänzliche Aufhebung ver „in anerkannter Wirkiamfeit 
beſtandenen“ hannoveriſchen Verfaſſung durch den König Ernft Auguft. Die Gründe ber Ber: 
werfung waren: „weil einzelne Gorporationen und Individuen in Fällen, wo es ſich von den 
Intereffen der Geſammtheit handle, Beſchwerde zu führen nicht berechtigt feien”. Dagegen 
fellte ver Bundesbeſchluß vom 12. April 1855 auf die Beſchwerde der hannoveriſchen Ritter: 
ſchaft gegen vie ordnungsmäßig durch die allgemeine Ständeverfammlung des Kö: 
nigreihs. mit Zuflimmung des Königs zu Stande gefommene Landeöver: 
faffung frühere ritterſchaftliche Privilegien wieder her. Nun aber wäre die Bundesgarantie 
für ganze beftehenbe Verfaffungen (im Art. 13 der Bundesacte und Art. 56) doch wol illuſo⸗ 
riſch, wenn nach Aufhebung derſelben die anfgelöften einzelnen Stände gar fein Necht zur Be: 
ſchwerde Haben. Andererſeits ſcheint Die Souveränetät ver Bundedftaaten, wegen melder 
die Art. 55 und 56 das ganze Eonflituiren und Ändern der Verfaffung dieſen Staaten über: 
Täßt, wegen welcher dev Bund ſelbſt nach Art. 61 feine ftändifche Streitigkeiten entſcheiden darf, 
aufgehoben, wenn Fürft und Stände nidt in ordnungsmäßiger Verhandlung ihre Berfaflungen 
bem Öffentlichen Wohle des ganzen Staates entſprechend gültig feftftellen Finnen, ſondern ver: 
altete Privilegien vom Bunbe dagegen Schuß erhalten. 

Auch jenes zweite Princip der Ausnahmsmaßregeln, die innere ſtaatsrechtliche Sicherung, 
ift ſchon wieder praftif geworden. So namentlich in dem Geſetz über die Vereine, wozu 
weder im Bundesgrundvertrag noch in der Garantie einzelner Rechte irgendeine Spur einer 
Vundescompetenz fi finden will. Es enthält zwar dieſes Vereinsgefetz großentheils Be⸗ 
fimmungen, die man ſtaatsrechtlich, zumal für ſchwächere politifche Zuftände, billigen fann. 
Stets aber find ſolche Ausnahmsmaßregeln und Sonveränetätd:und Verfaſſungsbeſchränkun⸗ 
gen ohne verfaffungsmäßige Zuftimmung und Begründung juriftifch und politijd verlehend. 
Noch mehr aber iſt es der allgemein ansgefprochene Grundfag, daß der völferregtlige 
Bund das Recht zu beliebigen Maßregeln fürbie innere Sicher heit, für biefen 
umfaffendften Staaiszweck behauptet, Wo blieben nun die Sonveränetät der Fürſten und Staa: 
teu und Verfaffungen und der Brunbvertrag des Bundes? 22) 

Doch die reichſte Quelle von Ausnahmömapregeln ift gegenwärtig das Princip der Erhaltung 
des monarchiſchen Princips. Daß dieſes Princip in der Auffafiung und Ausdehnung, welche dem⸗ 
felben, ganz im ®egenfag gegen das geſchichtliche deutſche und europälfche Staatsrecht, ja fish 
gegen den Art.57 der Schlußacte, nach Theorien einer Heinen, aber mächtig unterftüigten reactiond: 
ten Partei gegeben wirb, an ſich ſchon aller wahren ſtaatsrechtlichen Freiheit und der repräſentativen 
Verfaſſung widerſpricht, dieſes werden bie Artifel Kurheflen, Hannover, Luremburg vollſtändig 
hiſtoriſch veranſchaulichen. Vollends aber ift alddann von feinem Volksrecht und keinem freien und 
feſten verfaflungömäßigen Rechtszuſtand mehr zu reden, wenn nach einem ſolchen vieldeutigen, von 





30) Vortrefflich beleuchtet wurde der neueſte Preßzuſtand in der Berhanblung der zweiten preußiſchen 
Kammer bei ber Motion von Matthis. e Ko — 

„3D Der Bundesbeſchluß vom 23. Aug. 1851, Protokoll 8. 120 ſg., fodert hie Regierungen auf, ok 
feit 1848 gemadjten Einrichtungen, welche etwa ber innern Sache und Ordnung berrohlich, alfo N? 
Srundgefepen bes Bundes widerſpreche ad find, alsbald zu befeitigen, und zwar mit Berufung au 3 
der Bumdesacte und Art. 1 der Schinßacte — alfo nad) diefer rein völferrehtlihen Buedbehin 
wung, bie alles Innere Gtanterechtliche ausſchließen wollte. 


i ber eigen Rantsretliien Barkei, von der Regierungspartel, allein autgelagien und gchanbhabe 
| ten Brincip beliebig ganze beſchworene, jahrelang in anerkannter Wirkfamfeit beiehene Ver⸗ 
faflungen wie die kurheſſiſche, wenn in andern wenigftend die Hauptgrunblagen, wie z. B. das 
beutjche Steuerverwilligungsrecht, die deutſche Selbitändigfeit der Juſtiz, die Verfaſſungs⸗ 
garantien des Regenteneides vor jedem Regieren, überhaupt die verfaffungsmäßige, auf ges 
meinſchaftlicher Übereinftiimmung beruhende Gültigkeit des Regierungorechts, wenn ferner noch 
bie wahre Preß- und Wahlfreiheit aufgehoben und beeinträchtigt werben dürften, und wenn da⸗ 
bei, ohne ſchũtendes unparteiiſches Gericht, die Negierung, ſich Rügend auf die übermächtige auds 
wärtige Gewalt, mit allen Mitteln die Rechtsunterdrückung durchführen kann. If es denn 
möglich, einem Volke, welchem ſolche Maßregeln als rechtsbeſtändige ordentliche Maßregeln auch 
nur angedroht wären, einen freien, einen verfaſſungsmäßigen Rechtszuſtand noch zuzufchreiben? 
Und ein folder Zuftand wird jegt in dem deutſchen Örenzlande Luxemburg, gegenüber dem Auds 
lande, als ver deutſche Rechtszuſtand proclamirt. Die Vollſtrecker weiſen den natürlichen Uns 
muth der Unterdrũckten, daß ja ihre nichtdeutſchen Mitunterthanen deſſelben Fürſten gegen ſolche 
Behandlung verfaſſungsmäßig völlig geſchützt find, damit zurück, daß fie, die Unterdrückten, 
Deutſche und Untergebene des Deutſchen Bundes feien. . 

Gäbe 18 wol ein beſſeres Mittel, auch dieſes Grenzland wieder dem Auslande zuzuführen, 
vielleicht einem mächtigern als Holland! Ia, darf man nun über eine andere Verlegung nur 
noch Elagen, über die nämlich, daß ein anderes deutſches Grenzland, Limburg, im Weſent⸗ 
lichen einer Einverleibung In Holland überlaffen wird; dürfen wir ihm nur wünſchen, deutſch 
äu fein, um wie Luxemburg behandelt zu werden? So foll Deutſchland eine mächtige große und 
geehrte, eine dauernd beruhigte Nation bleiben? Gewiß jeder Deutſche muß mit jener Öfterreis 
chiſchen Erklärung zu den Dresdener Konferenzen einſtimmen, daß die ftärfite Gefahr zur ſchnell⸗ 
fen Reform des Bundes mahne. 

Um die ganze Befahr unferd Ausnahmszuſtandes und die dringendſte Nothwendigkeit ſeiner 
baldigen Bejeitigung, um wenigftens unfere Überzeugung hierüber richtig zu würdigen, wird es 
unvermeiblid, in einigen hiſtoriſchen Grundlinien unfere damit zufamarenhängende politiihe 
Lage anzubeuten. Wir beſchränken und auch Hier in unferer Ausübung unſeres heiligften Bür⸗ 
gerrechts einer politijchen und ſtaatsrechtlichen Erörterung der öffentlichen Mapregelu und Zus 
Rände, auf Erwähnung ver nadten hißoriſchen Verhältnijfe und ihrer unmittelbar vorliegens 
den rechtlichen und politifhen Natur. Wir fließen alle Verjönlicfeiten und pikanten Züge 
aus, welche dem Hiftorijhen den Schein einer leldenſchaftlichen Colorirung geben könnten. 
Macht aber 6108 die nadte thatſächliche Zuſammenſtellung einen ſchmerzlichen Eindruck, fo 
möge dieſes in jegiger friedliher Zeit wohlthätig wirken zur fühnenden Austilgung, che in 
gefhrlicher Zeit vie Thatſachen leidenſchaftlich coforirt werven. Wo wir aber irren follten, da 
berichtige man und, denn gar Viele urtheilen ähnlich wie wir. 

Zuerft — das iſt der Anfang der neuen Periode unjerer politiihen Geſchichte — zerftörte 
man einfeitig ohne Zuftimmung der Nation unfere Reichsverfaſſung und unjere Reichsgerichte, 
allen Schutz der alten Volksrechte. Dann gelobte man feierlid zeitgemäße Herflellung, bereitete 
aber ſelbſt durch die ſtaatsrechtlichen Ausnahmsmaßregeln des völferrehtlihen Bundes jene 
geſchilderten traurigen Zuftände ver Nation. Durch die allgemeinfte ernftejte Klage der Nation 
beftimmt, annullirte man alle Ausnahmsmaßregeln, verſprach und begann, und vereitelte wieder 
die unentbehrlihe Bundesreform, und damit zugleich, unter Heritellung neuer Ausnahmsmaß⸗ 
regeln, den rechtlichen Schug. Der Heereszug nah Kurheſſen und Holftein, von Baiern und 
DWürtemberg durch ihre Verträge mit Ojterreid vorbereitet, dann namens des Bundes durchge⸗ 
führt, endlich fogar von dem ohne Schlacht beilegten Preußen, trog aller frühern Vorgänge, jegt 
unterftügt, ſchien ven Deutſchen auch die legte natürliche Hülfe veriaffungdwidrig unterdrüdter 
Bölker zu verbieten. Es wurde ja nicht blos ſolcher geſetzlicher Widerftand, welden gegen den 
erften Monarchen der Chriſtenheit, die deutſche Neichöveriajlung, welchen mit der englijhen Vers 
faffung auch die meiften frühern deutſchen Landesgrundverträge ausdrücklich anerfannten, fondern 
fogar der loyalite pafjive Wiverftand gegen verfaſſungswidrige Gewalt, diejed legte ſchützende 
Mittel auch gegen zerftörende revolutionäre Exploſionen aufgehoben, ja jelbft vie den Verfaſſungs⸗ 
und Nichtereid feſthaltende Cideotreue ald Verbrechen veriolgt. Dan hat insbeſondere durch den 
Heeres zug gegen Schleswig-Holflein und durch Bundesbeſchluß den von dem deutſchen Bürften- 
hund und von ben einzelnen beutihen Fürſten wiederholt ald gerecht anerfannten, den vom alten 
deutſchen Bunbeötage und feinen Felaherren mitgefänpften Vertheidigungskrieg zum Schutz ur⸗ 
ERITREA DNB Nationalinte reſſen nun ploͤtlich zur rechalojen 
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Resolution gettanpelt unb geweltfem umterdbiirtt. Dan bat alöonen bie muwfar Mana 
deſſelben Deutfhen Bundes entwaffneten Sthledrige Oolſteiner und Ihre wichtigſten dechte foger 
ofme wirkliche Amneftle dem radjehhrfteneen ausroärtigen Feinde hingegebetz, dad mitverbiin: 
dete.unglinfliche Schlesnig namentlich der empörendfien Berfelgung feiner dertſchen Rattena- 
Htät und Sprache, Schule und Kirie überliefert. Die folergeftatt dem übermüchigen Bine: 
mark geopierte halbtanfenblährige politijge Unten der beiden Gergogthimer, hervorgegmgen 

aus dem langen nationalen Kampfe der deutſchen Brenzlande gegen bie Vropaganda des Dani: 

mus, hatte au für Druflam und feine Ehre ein großes nationales Intereffe und mure 
vom Bundestag noch 4846 offlciell in Schup gemommen. Do noch ein ungleich wichtige 

res Recht der Herzogthümer und ber deutſchen Nation, für weiches ebenfalis beide ned fr: 

eben blutig gefämpft hatten, gab mıan preis. Der daͤniſche Maunnaflamm war am Areſer⸗ 

ben, wodurch zum alierhoͤchſten Bertheile Deutſchlands und ber Herzogthũmer bie unglä- 

felige emehrewwolle Verbindung der deutſchen Lande mit Dänemark erloſch. Seht grfktte 

man Such den Londoner Bertrag auch das alte legitime Succeſſionsrecht der auguflabır: 

ger Bürften im ven Herzogthümern, verband durch dad neugeſchaffene danlſche Erbreqt die 

deutſchen Lande von nun an auf ewig mit Dänemark, und gab dem ũbermächtigen Ruf 

eine nahe Ausficht, zugleich mit Dänemark vieſe deutſchen Lande und Lauenburg erblich fih ein: 

guverleiben. Die eine deutſche Großmacht ftand an der Spite der Heeresmacht, bie Heryog⸗ 

thüimer zu entwaffnen, und Die andere, eben noch in innigerer brüberlicher Kamrpfgenoffenfäelt 

für diefe Rechte und nach der ausdrücklichen königlichen Anerkennung ver ſchleswig⸗ holſter 

niſchen und der auguſtenburgiſchen Rechte, fiimmte bei und Half felbft bie ſchleswig⸗ golf 


niſche Sache in ber bezelchneien Weiſe zu Ende zu führen. Das für bie falestwig:hoffkin: 


fee Sache begeifterte und ſoeben noch aufopfernd kämpfende beutfdye Volk aber wurde vor 
bem Auslande abermals aufs tieffte befhämt, ohne Schlacht überwunden, und dem übre 
müuͤthigen Fleinen Dänemark ber Huth, für fortgefegte Beleidigung der deutfchen Rational: 
ehre, zur neuen Veraubung bed beutfihen Handels geſtärkt. Die deutfche Flotte nämlich, 
welche deutſcher Patriotiömus, angeregt durch bänifhe Bedräugung des deniſchen Gambelß, in 
Beit gegründet hatte, ward äffentlih an den Meiſtbietenden verfteigert. Bei ſolchen 
Borgangen und bei der gänzlichen Wereitelung der deutſchen Meform müßte ed ja mol ein 
under fein, wenn nım nicht der Deutſche den Audlänbern gegemüber in ver perfönligen 
Berührung wie in der Preffe überali einer kaum verhülten Geringfägung und Verhöfnung 
begegnete. Aber auch feitden wurde das beutfche Ehr = umd Rechtsgefühl täglich auf neue Pro: 
Ben geftellt. Während nämlich die ventfchen Bürger in ber biöher angebeuteten Weiſe gerad 
für ihre weſentlichſten Rechte, für ihre Verfaſſungerechte fich des rechtlichen Schuhes und irrt 
ðerichiohe fes beraubt fehen, ſobaß feLBft einige dleimere Furften gerabegu die befishenven ar: 
beöverfaffungen annullirten, ernenern ſich von Seiten der als rein vdlkerrechtlich erklärten, 
mb rein völferreditlich conftituirten, geheim verhandelnden diplomatiſchen Fürſten vertretung 
Interventionen in die ftaatdrechtlichen Verhältniffe und Streitigkeiten nach den biäher gr: 
f&ilderten Ansſnahmogeſetzen zu Gunſten des monarchifchen Brincips. 6 if verkehrt, 
tote gewöhnlich geſchieht, Keivenfchaften Hier gegen Die wahrhaft wohl thätige monat: 
Gifhe Infitution, dort gegen bie handelnden Berfonen zu erregen. Die Duelle aller 
Gimfeltigfeit, alles Mangels an partellofem Rechtofchutz, an Berftärung ober Umficerhen ver 
wehtthätigften Verfaflungen und Berfaffungeredite, wie fie hoffentlich deutlich genug ang 
dentet wurden -— fie liegen im ber allfeitig anerkannten Einfeitigkelt und im dem ernannten 
Auonahmecharakter unfers rechtlichen Zuftenbed. Befonbers verderblich wirkt auch jet mir 
wer die ebenfalls wieber nur einfeitige Zerflärung ber politifigen Vrefreiheln. Bär dat 
Bollsreät iR fie und mit ihr die Wahifreiheit gefühmt, während gegem baffelte ir 
Die gefährliche Waffe ber Minifter ımd ver Reactionäre bilsen. Ware birfes nicht, fo wir: 
den bie Fürften wenigſtens Über ihre eigenfben Iutereffen beffer berathen fein, at eö eſt ef 
der Fall ſcheint. Gie würden erfahren, wie foiche Mafregein, wie bie angebeuteten, wir DT 
gange Bifentfiche Rationelzufland, bie ihnen und dem Thron treweften deuiſchen Mänmer, we 
we «in Gefühl für Gerechtigkett und Nationafehre haben, 516 in das innerſte Gurt verhehen 
Sie wuͤrden zugleid erfahren, welche Gefahren Mmen die öffentliche Tãufchung verbirgt — 
und zwar Gefahren für alle deutſchen Staaten, micht bloe für die Bleinen, fondern arh ſu 
Die großen, Gefahren fur uns Alle 
Ber vie Gefahren zunädft für die beiden veutſchen Sroßmaächte wollen wir Hier nidt be 
ſpreqen Einfiätöwell-Öftrrreiäger mögen ſekbſt würbigen die geyemoartigen wie dir zufnftigt® 


+Yelgin der unter der Hetrichaft der Aubnahzmomaß regeln vurchgeflchrken Aufhebung,“ zuglelch 
der alten und ber neuen bereits verkündeten, fa zum Theil ſchon eingeführten Verfafſungorechte. 
Sie Tonnen nch grünnkicher ale wit fibrigen Deutſchen bie Frage beantworten, ob bie löblich er⸗ 
Ärebte ſegensreiche Verjuͤngnug bed Voils und eine dauernde Staatsgroöͤße in einem mehr noqh 
«is fricherhin abfolutiſtiſchen Zuſtande in dem heutigen Europa möglich iſt? Ob dabei nanıentlidh 
eine Haupegrundlage der oſterreichiſchen Staatogroͤße, das nur von einem Viertheil ſeiner Bewoh⸗ 
mer vepräfentirte de ut ſche Element, ohne gefeſtigte Einigung mit der deutſchen Nation die 
noͤthige vereinigende Kraft gaben kann ? Ob beider Trennung von Deutſchland, welche el@bauern: 
der Abfolutismus unvermeidlich immer mehr herbeifuͤhren muͤßte, ob bei der Ausſchließung der 
Sferreichifcgen Deutſchen von der heutigen hoͤchſten, von der politiſchen Cultur, das deutfſche 
Sulturelement, um welches ſich die terreichiſcheStaatsmacht anfammelte, 
bernerhin den übrigen Volkselementen gegenuͤber bie nöthige vereinigende Autorität behaupten 
würbe? Ob endlich Oſterreich ohne eime geflcherte Einigung mit Deutfchland, gegenüber neuen 
Rheinbunnögelüften und einer gegneriſchen preußifcken Politik, die angemeflene politifche 
Machtgroͤße und Sicherheit in eurspälfehen Krifen behaupten kann? Darüber aber wollen wir 
übrigen Deutfegen keinen Zweifel beftchen daſſen, daß wir zwar bie treuefle Einigung mit unferm 
Öfterreichhfchen Bruderſtamme wünfihen, daß wir auch ebenfo, wie anderwärts, allen unftreitig 
großen augenblicklichen Schroserigfeiten bie billige zulaͤſſige Rechnung tragen, daß wir aber zu 
bloßen Landeknechten in einem und freuiden Intereffe uns niet mehr fo wie zuweilen früher wollen 
gebrauchen laflen ; daß wir nicht ferner im öRterreichifehen Intereffe unfere ſtaatsburgerliche Frei⸗ 
heit opfern wollen; daß ohne innige vaterlandiſche Einigung eine ſichere Verbindung mit uns 
gar nicht moͤglich wäre, nicht möglich wäre bei einer ſolchen öͤſterreichiſchen Staatseinheit, bei wetz 
Ger in feinen deutſchen Bunvesländern nicht einmal die Art. 13 und 16 ber dürftigen alten deut⸗ 
{chen Bundesarte über landſtändiſche Berfaflung und völlige politiſche und buͤrgerliche Gleich⸗ 
berechtigung uller Chriſten heilig gehalten würde, bei welcher etwa, troh aller gepriefenen Verjüm⸗ 
gung, bienathrlichen Folgen des Concordata Fortſchritte und die Vrehfreihelt Rückſchritte machten! 
Sbenſo mögen eö einfihtvolle Breußen erwägen, ob die bei Ihnen unter dem Schutze ber 
Anönahmömafcegeln feir 1849 und 1849 durchgeführte Vertaufgung der deutſchen Politik mit 
der durch Rußland herbeigeführten, des männlichen Fortſchritts in der Entwidelung zu wah⸗ 
ter Staatägröße und einer auf die innige Einheit mit Deutfhland geflügten Eräftigen und 
furchtloſen Bolitit mit den Rückſchritt zu jener Fleinlichen Mittelfinats- und Schaukelpolitik, 
ihnen Größe, Mat und Ruhm fihern, oder ihnen ferner ähnliche große und zahlreiche Beſchä— 
mungen und Nieverlagen wie vor und nad) den großen Befreiungsfriegen bringen koͤnnte. 
Sie mögen prüfen, ob Preußens Ehre und nöthige Macjtgröße gedeihen können bei dem durch 
Dreußens Voltit miterſchuldeten gegenwaͤrtigen Zuſtand Deutſchlands, vb ſie gedeihen koͤn⸗ 
wen, ehe jene großen Flecken in ver holſteiniſchen und kurheſſtſchen Geſchichte von ihm in der 
Art befeitigt werben, daß es Ofierreich ebenfo zu deren Andtilgung beftimmt, wie “ ſelbſt zu 
Deren Begründung von Oſterreich ſich beftimmen ließ. 

Beive endlich, Ofterreicher und Prenfen, mögen prüfen, ob Ihrer wahren Größe ver bisher 
angebeutete Zuftand Deutſchlande wirklich entſpreche; nnd ob felbſt dann, wenn fie bei uns 
deutfcher Politik geſichert fein fännten gegen hnliche entſehliche Niederlagen, iwie vor ben 
Befrriungsfriegen, ob felöft ann ihre de ut ſchen Fürften und Votteftämme je mit dem Bes 
wußtſein erfühter Vſticht und Beflinnmung eine immer tiefere Emiebrigung und bie endliche 
Bernidtung ver de utſchen Nation, deren Kinder Re find, nıitanfehen Eönnten? 

Für die übrigen deutſchen Volksſtämme und Regierungen aber iſt foviel kiar, daß, wenn 

dem tiefern pelitifchen Berfakten der deutſchen Natton nit bald Einhalt gethan, und wenn etwa 
—— — unyermeivtid Herbrigeführt wärbe, ſie nicht einmal, wiebte Großſtaaren, von 
dem alösann ſchipflich gewordenen Mamen Deutfihe in einer andern feiöftändigen Exiſtenz ſich 
Iosfagmtönnten. Die wirklichen and moglicherweiſe fogar nahen Gefahren ſelbſt wollen wir nicht 
weiber, als biäßer geſchehen IR, andenten. Wer nicht einficht, daß bie alte Pietät gegen Fürſten- 
Yäufer leider fehr vermindert, daß das Geflihll und Bedarfniß deutfcher Rationaleinheit und 
re und nad einem efenhaften ſelbſtändigen polktifchen Zuſtande in Immer größerer Aud- 
dehnung wäcft, wer hierbei die Gefahren eines ſolchen Audnahmszuſtandes wie der oben ge> 
ſchiiderte wicht einſehen wii, mit dem wide man vergeblich politiſch rechten. Aber es werden auf 
die Gegengrunde, welthe noch neulich ein ſolcher Staatonrann vernehmen Meß, Andere wenig 
überzeugen. Da mußten wir hören: wentfehe Burger und Banern fühlten gar keinen Verdruß 
Uber Das, wad einige eyeititie Patriot⸗n in fehlte Bewegungz fee. Sle feien auch von dem 
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Nechte der Kegiernugen üͤberzeugt, durch die angeblich verletzenden U 


usnuhmömafrrgefn ben 
revolutionären Übermuth von 4848 zu ftrafen und zu zähmen. Das Volk wiife audi, daß bie 


Heinern Regierungen den mächtigern nachgeben müßten. Diele Gründe verdienen wenigſtens 
eine ehrliche Prüfung. Solche Gegengründe aber wie bie, welche ein Stäatdmann, bald nad 
den kurheſſiſchen und holſteiniſchen Geſchichten, ven Abgeordneten einer Liberalen Gtabt 
gegenüber ausſprach, darf man höhflend nur erwähnen, um bie Verblendung des reattio⸗ 
nären Fanatismus zu veranihaulihen. Br, biefer Staatömann, erwiderte nämlich jenen 
Bürgern auf ihre Klage, bei ſolchen reactionären Maßregeln, welche Bürger ihrer Star 
durch willfürliche Goncefiionsentziehungen und andere Wahlcorruptionsmittel betroffen hät 
ten, würben ja offenbar Recht und Gerechtigkeit mit Füßen getreten: „Ha! merft ihr das! 
Nun das ift recht, dann feht ihr auch, was wir Finnen und wollen, und werdet eud fügen.” 

Das ift denn doch noch fhlimmer felbft als das bekannte Wigwort eines andern Stantimannd 

zur Bekämpfung der Empörung des logiſchen Verftandes und des rechtlichen Gefühls gegen den 

Gedanken, die armen Kurheſſen, weil fie ihre Verfaſſungs- und Richtereide nicht brechen well 

ten, „als offene Aufrührer“ befttafen zu dürfen. Ginen Nechtfertigungogrund freilich für 

neue Dragonaden Eonnte der Wig von den „Revolutionären in Schlafrock und Panioffela“ 

natürlich ebenjo wenig abgeben, als die merkwürdige Entſchuldigung in der bairiſchen Kam: 

mer, der eigentlihe Gegenſtand ber beflagenswerthen Operation fei ja gar nicht die Demüthi⸗ 

gung der armen Kurheſſen und Holfteiner, fonbern die Demüthigung Preußens geweſen. Doh 

laſſen wir folde und ähnliche Außerungen, welde felbft einen tiefen Schatten auf bie Heilig: 

feit deutſchen Volksrechts und auf unfere politifchen Zuftände werfen, und gehen wir zu jenen 

erften drei Gegengründen über. 

Es ift allerdings nur zu wahr und auch theilweife eine gute Entſchuldigung für mande 
verlegende Regierungdmaßregel, daß in der deutfchen Nation, Infolge langer politiſcher Unter⸗ 
drüdung, die uralte evelfte Eigenſchaft unferer Vorfahren meniger wirffam if. Wir meinen 
die edelfte Cigenſchaft überhaupt aller würdigen freien Völker, ein energiſches Rechts- und drek 
heits⸗ und Ehrgefühl, weldes durch fhnellen einmüthigen Ausorud bei Verlegung deffelben 
die Verlegenden zur Zurüdnahme und noch mehr zur Vermeidung ihres Unrechts beflimmt. 
Auch Hält das tägliche Gefchäft und ein Überreft der reactionären Niühtung feit ben verfehrten 
radicalen Erfheinungen von 1848 und 1849 und dann.der Druck unfers Ausnahmözuftanded 
die Außerung politiiher Misftimmung vielfach zurück. Doch wird fein Unbeiangener dehaup⸗ 
ten, die deutfche Nation gehe jegt ſittlich und in höherer Bildung und Einfit rukwärtß, feiner 
vollends, daß fie fo tief gefunfen fei, daß, weil fie ruhig alle Ausnahmömapregeln hinnehme, 
jene evelften Gefühle in ihr erflorben feien, und kaum fanden wir unter Tauſenden einen beut: 
fen Daun, ver ohne tiefverlegte Gefühle die holſteiniſchen, die Eurheififchen, die medien: 
burgiſchen, die luxemburgiſchen, die hannoverifchen Geſchichten, das Londoner Protokoll, die 
Verileigerung der deutſchen Flotte, die Concefiiondentziehungen und ähnliche Maßregeln beſpre⸗ 
Gen konnte. Alle reactionären Mafiregeln vor 1848 haben fogar niemais ein halb fo großet 
allgemeines richtiges Verſtaͤndniß gefunden, eine ſolche Verlegung des Ehr- und Rechtsgefühls 
bewirkt. Mit der unvergleichlichen Verſtärkung unſers Ausnahmszuſtandes hat die Verſtim⸗ 
mung gegen denſelben Schritt gehalten. Sehr ſchlechte Rathgeber aber müßten Diejenigen fein, 
welche es überfchen wollten, da bei irgend Eräftigen volitiſch unfreien und beprüdten Wöltern 
politifche Misſtimmungen in der Stille dauern und wachſen, bis ein entſprechendes größere) 
Greigniß fie plöglid fowie 1848 in unbegreiflicher Schnelle und Allgemeinheit zum lan 
Ausdrnuik bringt. ; h 

Wahr Ift ed ebenfalls, daß im Jahre 1848 höchſt wiverwärtige und verbrecherifche Übers 
treibungen und rabicale Aufruhrgeſchichten vorfamen, und Eräftige Gegenmittel der Regierun: 
gen rechtfertigten, ja übertriebene zum Theil entſchuldigten. Doc wird ein gerechter und ku: 
diger Beurtheiler der Geſchichten der andern nach Freiheit ſtrebenden Nationen zugeben, bay dieſe 
Exceſſe nicht nur im Verhãitniß zu dem von den Regierungen thatſãchlich felbft anerkannten langer 
vorhergehenden Unrecht mäßig waren, und daß ſolche bei großen Nattonalbewegungen nur allzu 
bäufig iind, fondern — was bie Hauptjadhe iſt -- daß ber tauſendfach größere Theil der Nation 
ihnen fern blieb, vielmehr die Throne und die Ordnung gleich zu Anfang der Bewegung retten 
und durd feine beiwiejenen Geſin aungen ihre Unterdrückung leicht machte. Golkte wol nm 
bie der Regierungen wie der Nation unwürdige Anjiht noch einer Widerlegung bedürfen, daß 
die Regierungen das Recht in Anfpruc nehmen fönnten, die deutſche Nation wegen des längk 
unterdrũclten, an den Schuldigen ſchwer beſtraften Unrechts beliebig jügtigen umd für reiht 
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108 erklären zu Dürfen! Die richtige Regierungspolitif vollende ebenfalls vie Aus: 
nahmömaßcegeln nicht rechtfertigen. Waren fie es ja dod vor allem, melde 1848 die ges 
fährlije Bewegung und ven fittlichen Unwillen felbft der ehrenwertheſten conjervativen Män- 
ner hervorriefen! - ä 

GEnpfi wollen wir auch nicht verkennen, daß die Fleinern deutſchen Regierungen, weil fie 
‚ber wohlthätigen Stüge einer Rationalcepräfentation entbehren , oft für die ehrenvollften und 
heilfamften Mafregeln ver beften Kräfte und Mittel beraubt find. Müſſen ja ſelbſt Die Groß⸗ 
mãchte, fo Ofterreich im ruſſiſchen Kriege, denfelden Mangel bitter empfinven.- Auch iſt e8 un 
nod in guter Erinnerung, wie ehemals die Metternich'ſche Politik, welche Deutfchland als ein 
Vafallenland für Ofterreih anfah, und welde zur Durchführung des ber heutigen Gultur 
widerſprechenden debpotiſchen Syſtems in Ofierreich auch die Freiheit in Deutfchland haſſen 
mußte, nicht blos den Fürſten und Adeligen ſchmeichelte, ſondern durch ſchöne Phraſen von der 
„bewundernswerthen vortrefflichen deutſchen Nation” zu Gunſten ihrer Entwuͤrdigung auch 
die bürgerlichen eiteln Thoren in derſelben Weiſe zu bethoͤren ſuchte, und fo Alle zu ihrem 
Scharen zum oͤſterreichiſchen politiſchen Syſtem zu beftimmen ſtrebte. Dennoch ift jene alte mir 
nifterielle Täuſchung längft wirkungslos, daß die Regierungen der Hleinern Staaten bie Auss 
nabmömaßregeln und bie ſchelnbar auswärtigen Freiheitsbeſchränkungen ihrer Unterthanen ſtets 
ungern gutgeheißen und vollzogen hätten. Welche unermeßlihe Kraft hätte unvermeidlich 
der offene gemeinfame Widerſpruch auch nur einer Anzahl deutſcher Bürften gegen bie neuen 
Ausnahmsbeſchlüſſe, vor allem gegen die Beſchlüſſe in der holſteiniſchen Sade, gegen Be— 
ſchlüſſe, welche die Heiligften, von allen deutſchen Fürſten anerkannten, ja eben noch verthei⸗ 
digten urkundlichen Rechte eines edeln deutſchen Volksſtammes, die legitimften Succeffions- 
echte eines deutſchen Kürftengefchlehtö, ja eines der herrlichſten und wichtigſten deutſchen 
Srenzlande dem übermüthigen Auslande und fehr wahrfcheinlih Rußland hingeben, welde 
fomit Alles, was Deutſchland durch das frühere Preiögeben anderer Orenzlande, ber Oft: 
feeprovingen, des Elſaß und Lothringens erlitt, noch weit überbieten. 2) Kommt ja doch 
hier zu ber allgemeinen nationalen Ehrenpflicht, das Bebiet und die Macht der Nation gegen 
das Ausland zu behaupten, der wirklich zu Gunſten Schleswig = Holfteins im Verein mit den 
braven Bewohnern vom deutfchen Kürftenbunde übernommene gemeinſchaftliche Vertheidigungs⸗ 
krieg. Hier gilt es alfo, dad Vertrauen auf den zugefagten Schuß Deutſchlands und ber deut⸗ 
Shen Kürften zu erhalten. Welde Macht könnte nun wol hier deutſchen Regierungen, welde 
die Heiligften Ehrenrechte ver Nation und ihrer Fürften wahren wollten, auch nur nachträglich 
zu einem zuflimmenben Ja zwingen! Wir fürdten überhaupt, es wird bie öffentliche Meinung 
die Schuld verlegender Ausnahmsmaßregeln, zumal folder, von melden die kleinern Regierun⸗ 
gen willig ven fhönften abfolutiftifhen Nugen ziehen, nicht mehr allein den Großmächten 
aufbürden. Und wenn fle eö thäte, fo würbe diefes ja nicht einmal die Gefahren abmenben, 
fondern nur das Übel ärger machen. Denn e8 müßte ja doch wol die Nation doppelt unmuthig 
machen gegen ſolche Einrichtungen, die fie fo weſentlich bedrücken, ohne daß ſelbſt der gute Wille 
ihrer Negierungen die Kränfungen ihres Rechts und ihrer Ehre abzuwenden vermöchte. 

Mit einem Worte envlih: Alle, die außerhalb der Regierungskreiſe ſtehen, können ſich, 
angeſichts des nad der allgemeinen Nationalerhebung von 1848 fo ſchnell wieder über 
Deutſchland hereingebrochenen Ausnahmszuflandes und feiner verlegenden und gefahrdro⸗ 
henden Wirkungen, eine Pflichten und Nöthigungen denken, irgend vergleihbar den Pllch⸗ 


32) Daß bie age Befchlüffe auch rüdfichtlich Schleswig⸗ Hol ſteins leider nicht bewirlt wer⸗ 
den Fann durch bie jetzt (1858) zu erwartenden Bund. obeſchluͤſſe, wie Löblich auch ihre einmüthige Begräns 
dung und fie felbft fein mögen — biefes ergibt ſich fchon daraus, daß fie vorausſichtlich die Banpı ache, 
die die Bath Union und bes legitimen deutichen Erbredhts, nicht betreffen. Ohne dieſe aber fönns 
ten ſelbſt die Holfleiner und bie — * gegen fpätere. hundertfache Bedrũckungen ber daͤniſchen Des 
mokraten, nach bisherigen anderweitigen Vorgaͤngen, und felbft nach den Gefehen des völferrechtlichen 
Bundes feine Hülfe erwarten. Das unglüdliche Schleswig aber bliebe vollends dem Hafle vreisgeger 
ben, welchen feine deutſche Nationalität und Deutfchlands frühere gerechte Vertheidi ung derfelben ihm im 
Dänemark erwedte. Deswe, en fam man bereits in England, wo die verfehrte Politik des zuweilen leichts 
fertigen erften englifcyen Muiſters in Beziegung auf das Londoner Protofoll allgemein getadelt iR, und 
auch in beutfchen Zeitungen, ja nad} der „Allgemeinen Zeitung” vom 12. Ian. 1868 (Beilage) auf höchft 
anerfennungswürbige Weiſe ſelbſt in ben Gabineten von Wien und Berlin zu ber Anerfennung der Rothe 
wenbigfeit, das Londoner Protofofl aufzugeben. Axcy die altiegitime Union wieberherzuftellen, erklären 
ſchon jest Diele ald unvermeidlich, fogar daniſche Tonſervative / wie . 
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ten vnd Befkanungägrünnen für feine alobaldigſte Biuffehmng! Maß nie betztern Kiniepsuiht 
Regten, diees könnon wir nur allein nen Tãuſchungen letbenfchaftikcgen Reaction drehe gufhsei: 
ben, welche ja ſhon eftmals, in England und Frankreich ſegar Doppelt, ſich und ned mehr bie 
Fürftenthrone durch ihre Verblendung ind Verderben ftürzten. Aber wir pürfen wid Bet 
tered hinzufügen. Das Bisherige genügt wol für ven Veefug einer pilichtmäßigen Sariu: 
Yung unfever obigen ——— und poliuiſchen uͤberzeugungen. Bas fodtiifte fake 
aller Derer aber, melde an einer friedlichen Löfung ‚unfert Ratieneifihiciets um an ie 
tung des monarchiſchen Dranung allen Glauben aufgaben, würke und nicht irren, res 
wenig als bisher, und ehenfo wenig der Unnuth Deren, welchen bie Enthüllung meer Ju 
Randes und feiner Gefahren unbequem iſt. Der Erſtern frohe Wünſche für bie Zuerbauer der 
geſchilderten Volitik und für Ihre Herbeiführung radicalen Umſturzes welcher und Afnliges 
Sringen würbe wie unſern Nachbarn, wird die Vorſehuug und der geſunde Verfan vr Ras 
tion vereiteln. Den thoͤrichten Wahn der Andern Dagegen, daß nit das Übel feibit, ferien 
wie zu: feiner Heilung nötige Wahrheit verderblich ſei — dieſen macht alle Befchicte zu Shen: 
den. Wen aber bag Biöherige noch nicht genügend überzeugt, der rufe ſich doch nur eiar det 
liche Vorſtellung zurüd von ver im Jahre 1848 zum Ausdrud gelangten allgemeinen Ruttihen 
und rechtlichen Verwerfung unſers damaligen Ausnahmszuſtandes und feiner vie Chre und 
Macht der Nation verlegenden Mafiregeln, von diefer Berwerfung, welche damals und ans 
nod nad) der Auflöfung der frankfurter Berfammlung alle deutſchen Megierungen ebenfo Ya: 
ten wie die Nationaläbergeugung von der Nothwendigkeit einer gründlichen Bundröufen 
zur Befeitigung der allergrößeſten und dringendſten Gefahren. 2?) ESodann aber vergleikt 
ex unbefangen bie erneuexten Ausnahmszuſtände, Die erneuerten Verletzungen der Gefühle für 
die nationale Ehre, Einheit und Madt, und frage fi daun, ob fie, und mithin auch jene Ge: 
Fahren jegt nicht ungleich größer ſind alg zuvor. e 5 

Dech reden wir nicht von ben alleraiug® vielfachen und großen Gefahren unferer Ant 
nahmszuſtãnde. Wir appellicen viel lieber an ein höheres Motiv ald bie Furcht, ar bas Hör 


33) Wir erisnern aus ber ganzen Blut felh der damaligen amtlichen Grflärungen mar an aach⸗ 
folgende drei. Das Aundestagsprotofoll vom 8. März 1848 (alfo nad war bem 

fagt unter Anderm: „Schon bie Orundlage bes Bundes war eine mangelafe und ungenügenee. Munke . 
Begenftände waren darin aufgenommen, die füglich den einzelnen Bundesfaaten Hätten überlaſſen blei⸗ 
ben Föhnen, während andere und wichtigere von beffen Competenz ausgefchloflen ober doch nur als Ber: 
forehen oder Wunſch bezeichuet wurden. Die Erfüllung folder Verſprechen und Wünfche wurbe aber 
von der Qinbeltigfeit der Stimmen abhängig und dadurch bie Erreichung eines befriebigenden Befaflats 
von vornherein unmöglich gemacht. Auf dieſem Wege fonuten die zu einem wehren nud fräftigen Buan 
unentbehrlichen Infitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger zur Anwendung ge at werben. der 
Sonveränetät ber einzelnen Yundesftaaten wurbe baburd; eine Ausdehnung gegeben, welde die Wir 
famtelt des Bundes In fletß engere Grenzen einzwängen mufite. Hieraus entforang die Abhängigkeit ber 
Bunbestagsgefaubten won fpeciellen Infructionen und bie Unmöglichkeit ber Entwidelung. Ste Pro: 
tofolle der ———— ‚nichts mehr als ein Repofitorium von Vortraͤgen ind e 
Abfimmungen ohne inneres Leben und Zufammengang, ahne Austanfch der Ypecn una Anfldrten, alıt 
ein ie daraus mit Folgerichtigfeit ergebendes Refultat.‘' 

„Kein Wunder, daß nach alfem Obigen das Anfehen ber Bundesverfammlung von —X met 
fanf, und ſich zuletzt in fein Gegentheil vertwandelte. Dies mußte um fo mehr und um jo ſchueller ⸗ 
Iehohen, als die Bälle ſich mehrten, wo van vielen Bunbesregierungen bie mühfam zu Gtanbe gebraten 
Bundeobeichlüße häufig nicht publiciet, oft wicht befolgt und guweilen als geradezu u — 
wurden. In mauchen Bundesgebieten {fl weder die Bundesucte, noch die Schlußacte und bie andere 
Grundgefege des Bundes jemals gefeglich befannt gemacht, nur zu häufig iſt der Vollzug ber Vwde · 
beſchlů de von den Beflimmungen ber Sanbesgriege abhängig gemacht worden. Rur biejenigen Yan 
aesbeichlüffe, welde ber öffentlichen Meinung entgegengetreten, und deren Veraut 
wortlicgfeit die Bunbesregierungen lieber bem Bunde überließen, wurden & 
Bundesgefege publiciet und ale folche auf Deren Befolgung gehalten, Bie forte de 
das rauen zum Bunde und befien Organ, bie Bundesverfammlung, faffen, fa wie fonnit @ 
nur in das Öffentliche Dewnßtfein übergehen!...“ z 

„Mach Obigem wu erfannt merben, baf Die Ürfaffung bes Deusfihen Bundes, wenn Deutfätrd 
Berk und friedlich bleiben foH, einer Revifion auf breiter nationaler Grundlage Bedarf...” 

Mach ausführlicher Erörterung des Bortrags wurde tu Übereinftimmung mit dem © 
autrage befchloffen: 1) „Die Vundesverſammlung ſpricht die Mberjeugung and, daß eiue 
ber Bumbesverfaftung auf wahrhaft zeitgemmäfer und nationaler Grundlage nochwendig fei.” 

Aus dem Mortesge dee Herrn d. ‚ welchen er als Regiernngseommiffar für die dee 
Beetedinantungeiogueit in ber meungen Sipung der n pe Kammer am ei 
1849 hielt: „Ich möchte Ihmen und wir ben 3. ſichen Nablica anf Die Geſchichte de⸗ — 
ſchen Bundes erſnaren ober ihm mindeſtens in bie engſten Grenzen bringen. Eo iſt wur zu vi 
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yoneln Masern, au — ſen aſten Ivare, Sherrchtigfrie ae Mine umferen Bürften, 
ren Criſtang nik einem ehrenvallen —— Natlon ſo innig nenwacien.ift, daß 


fle die ihm widerſprechenden Ausnahmszuſtände, ſobald fie dieſelben atd ſolche Far erbeunen, 
gar nicht hulden chanen. Es fampit alle na dareuf an, daß die Bürger, die Nechtslehrer und 
Szoöndaner ſommlungen, jede feige Rucũcht wegwarfenk, offen Net, uen nan. was Recht, und: 
Varecht, was Uarecht if, epiglic;nisier Much und.piligtmäßige Cutichlus wären nöthig, ium 
alabald unſern Ausuahmszuſtand mit · ſeinen uaglücllichen Folgen zu befeitigen. Gr kann ſelbu 
hei der alten Bundedeinwichtung ebenſo gut alsbald wegiallen, wie er in den erſten vier Jahrer 
ſeiner Begründung fehlte. Dan aber aud das Beſſex⸗, na auch eine, allen Vetheiligten, den 
Großmäcten, den kleijnern deutſchen Sürften und dem Volk entſchieden vortheilhafto Bundenr 
veforn möglich ſei, wurde ia unfern Art. Baden (S. 167) nachgewieſen. Belder. 
Belchnung, 1. Lebnsameſen. : 

. Belehrung, Volksbelebrung. Die höcfe Veſtimuung der: Menſchen, wolche fie durch 
wechſelſeitige Muth⸗ilung und. befander& auch Durch eine gut eingerichtete Staatsvereinigung 
oxreichen follen, ift möglichſte allfeitige Anskilnung und Vervollkommnung. Dex befte Staat: 
iſt derjenige, welcher die höcflen Zivedde der Menſchheit am wenigften ſtͤrt, am Fräfbigften 
fördert, und ber ebendeshalb, wis für die meuſchlichen Endzwecke fo auch für. feine eigene 
Saft, Wirkſamkeit und Dauer, im der gerechteſten und jreieften Staatcordnung alle Kräfte 
und Beftrebungen feiner Bürger vereinigt. Daß hierzu. bie möglichfte Verbreitung der Einibät 
ud Aufflärung , namentlich auch der das Gemeinweſon beireffenden oder der politifchen weſent- 
U ſei, dieſes if klar. Es wurde auch. ſchon oben in den Art. Aberglaube und. Affociation 
ausgeführt. Namentlich wurde gezeigt, daß volitiſche Ciuſicht und Bildung und freie thätige 
nolitiſche oder patriotiſche Beſtrebung der Bürger, weit entfernt, bie Oxdaung und. Treue zu 
gefaͤhrden, vielmegr ebenfo wefeutlich für fie und zur Ausſchließung auarchiſcher und veunlu- 
Vonärer ‚Zufßände wie für wie gefetzliche Freiheit, und für die Kuaft und. die Blüte des 


Staats wirkt. 


So ift denn alfa moͤglichſte Belehrung des ganzen Vollo, namentlich auch poltifdge Beleh⸗ 





unter welchen Wirfungen und Segentsirkungen bie Ration, nachdem fie unter dem Bruce der Srembs 
Serrfipaft und der Schmach ber Rheinbundspolitif zu neuem Bewußtfein erwacht war, endlich ihre 
tfaffung erhielt, und welche mannichfüchen Urfachen es waren, die auch die beffern Keime, bie 
die Bundesacte darbot, erflicten. Das Ergebnis von 33 Jahren liegt vor uns; die Thätigfeit der 
Bundesverſammlung zeigte fi faſt nur un Mbwehren. und auch hier hat bie luremburger Sache bes 
wiefen, daß fie ihren Guedern nicht den Augeru Schug, und vie braunfchweiger, baß fie ihnen nicht 
den innern Schutz gewähre, die holſtein⸗ſchlegwiger aber, daß fle vor herannapenden Gefahren bie Augen 
fchließe. Da, wo die Autorität des Bundes in Anfpruch genommen wurde, um jene vergiftenden Zwie— 
fpalte zwifchen den Regierungen und ihren Staͤnden zu-fchlichten, traten bie unleligen Incompetenzs 
erklärungen ein, die dem Bunde zu dem Schaden noch den Spott aufluden. Konnte jo fchon ber näch— 
Wen Aufgabe nicht genügt werben, fe mußte ſich die Tätigfeit bes Bundes da als völlig nichtig er⸗ 
meifen, wo es fi um pofitive Schöpfungen gehandelt hätte; die Artikel der Bunbesacte, die über den 
völferrechtlichen Verein hinaus —— je Inftitutionen in Ausſicht ſtellten, ſind nie in Erfüllung 
jegangen; es war ummögtiäd die Barticutarinterefien nach irgendeiner Richtung hin in Einklang zu 
ingen. Meine Herren! Das Schaufpiel, welches diefes tepte ganz Dentfchland umfaflende Organ 
barbot, war ein teauriges! Niemand, ber mit der nutz⸗ und würdelefen Beichäftigung des Bundestags, 
zumal in feinen legten Jahren, naher bekanat it, wird ſich eines Gefühle erwehren Tannen, au dem Aum⸗ 
wer und Unmuth gleichen Theil haben... Soll und muß daher die Revolution geendet werben, unbd 
war nicht blos dadurch, daß bie zerflörenden Kräfte gewaltfam niedergehalten werden, fonbern zugleich 
ucch die Befeftigung des Rechtszůſtandes in Deutſchland, fo iſt der Abſchluß der deutſchen Verfaſfſüngs⸗ 
kriſe die Aufrich ung einer politiſchen Ordnung, bie die Einheit der Nation innerhalb ihrer moͤglichen 
und berechtigten Bebingungen verbürgt, bie ee and oberfte Bedingung jedes Gelingens 

Inder Faiſerlich öferreihiichen Binlabung zu den Dresvener Konferenzen im Drosmabex 1830, 

vachdem diefelbe von der „längft als dringend nothwenbig“ anerfannten Bundesrefarm gelprochen, hei 
ed: „Und dennoch muß man fchnell an diefes Ziel gelangen, will may nicht die Bande, bie 
geſehlich und naturgemäß die deutfchen Etaaten aneinander fnüpfen, immer mehr fich lodern, 
will man nicht die deutſchen Verhättniſſe einer völligen Muftbfung entgegengehen 
und den Bund in der europäifchen Etautenfamilie gänzliher Matisfigfeit zus 
traurigen Beute werben fehen.” In übereinkimmender Weihe äußerte ſich en in feiner Cin⸗ 
Iadung vom 12. Dec. 13%. Das Protofall über die Cröfnung der Gonfgrenzen om 24 Der. 1850 ent 
Hält auf6 neue übereinftimmenve @rflärungen der Bevollunä igten beider — der Bevalls 
wächtigten aller übrigen Bundegſtaaten. Bergl. die von Meinerhand gefgriebenen „Batertändifchen 
Sefte” (Manheim 1854), I, 186 fg. * 
34* 


43 Belehrung 
5. thelis ais unneittelhare Befürverung der hohſten Menfigenzunde felbſt, theils aid eines 

Ber Skltigfen yolktifen Mitel für das Staattwohl nothwendig und niplig. Aber woburch 
und wie iſt zu —— 

Die Belchrung ausgehen einestheils unmittelbar von allen möglichen Lehrauftsiten. 
und Lehrmitteln; von and Kirche und dem kirchlichen, religidfen und moralifhen Unterricht, vom 
den ſaͤmmtlichen Biloungsanftalten, von der Volksſchule an bis hinauf zu der Akademie ver 
Wiſſenſchaften; ſodann von der Prefle oder von Schriften aller Art, von Schritten für vie 

‚ für vie @ebilveten, für die Jugend und das Volk; beſonders aber auch von ben 
fogenanten vperiodiſchen Schriften, von Zeitſchriften, Zeitungen und Kalendern und von Gele⸗ 
genheits = oder Flugſchriften aller Art. Sodann aber muß die Belehrung, und insbeſondere bie 
Volköbelehrung , mittelbar ausgehen von dem Leben, von ben geſellſchaftlichen Einrichtungen 
und Vereinigungen , von den Öffentlichen reichs⸗ und Ianpfländifchen, von den Brosing- ober 
Landraths⸗, Schwurgerichts⸗ und Gemeindeverfammlungen , von den freien Affociationen und 
Geſellſchaften und Volksfeſten aller Art (ſ. Aſſociation); auch von den Theatern, zumal wenn 
dieſe, ſowie im Alterthum, vollsmäßig und national würden. Vorzüglich für die große Maſſe 

"Des Volks, welche weniger lieſt und auch, wenn fie lief, doc weit weniger für prüfendes Nachden⸗ 
ten, für Reflerion und Abſtraction und für das Allgemeine als für unmittelbare Anfhauun: 
gen, für lebendige Bindrüde und Gefühle und für dad anſchaulich vargeftellte Befondere und &e- 
ſchichtliche empfänglich iſt, wird dieſe lebendige Volksbelehrung weitaus die reichſte und wichtige 
Duelle der Bildung. Es ift deshalb auch wenigftens fehr einfeitig, die Bildung eines Bolts 
5108 nad der Zahl der Lefenden und Schreibenven berechnen zu wollen. Offentliche und 
Geſchworene n⸗Gerichte z. B. geben dem Volke mehr Bildung und Kenntniß von feinem Rechts: 
zuſtande als alle Rechtskatechismen. Sie wirken auch auf vie oͤffentliche Moral heilſam, wie 
dieſes nicht blos die Beamten non England und Frankreich, fondern fo gut wie einftimmig die 
Beamten ber beutfchen Rheinlande bezeugen. Manche, welche dad Geſchworenengericht nidt 
kennen — benn Diejenigen, welche e8 ſelbſt beobachten, werben, wie Grolman und die treff⸗ 
lien Mitglieder der königlich preußifen Immediatjuſtizcommiſſion, aud wenn fie früher 
deſſen Gegner waren, durch die eigene Anſchauung faft immer feine entſchledenen Verteidiger — 
fürchten zwar die Verdffentlihung des Schledhten. Aber dieſes verninmt dad Volk doch. Nur 
vernimmt ed daflelbe nicht in ber beftändigen Verbindung mit überlegener und imponirenver 
Öffentlicher Misbilligung und Vermerfung und unter dem moraliſchen Ginvrude eines würde⸗ 
vollen oͤffentlichen Gericht und der Stinnme des Bffentlihen Volksgewiſſens. Dieles, daß 
gerade hierdurch die böfen Eindrücke fo fehr überwogen werben, und daß zugleich die Belehrung 
und Wirkung durch das Leben, durch die öffentlichen Einrichtungen und Handlungen fo unend- 
lich wirkſam iſt, dieſes müffen weiſe und gewiſſenhafte Regierungen und öffentliche Behörven 
ſteto hoͤchſt ſorgfältig beachten, ähnlich wie z.B. unfere gegenwärtigen fürftlichen Familien durch 
ihr würdiges Privat= und Kamilienleben — mit Freude fann man es fagen — faft ſämmilich 
eine hoͤchſt wohlthätige öffentliche Lehre geben. Denn gewiß ift es einestheils, daß z. B. alle blos 
wörtlihen Belehrungen über Achtung des Rechts und ber beftebenden Orbnung auf Höchft 
gefährliche Weife vereitelt werden würden, wenn etwa in einem Lande allmälig die Vorftellungen 
in dem Volke entftünden, es werde die öffentliche Treue und Gerechtigkeit und bie öffentliche 
Moral von oben und durch treulofe Diener ungeftraft verlegt, von ihnen etwa die Heiligkeit ver 
unabhängig fein follenden Juftiz, der frei fein jollenden Volksvertreter durch Beſtechungen, 
Verfolgungen oder irgend andere Willfür untervrüdt. Auch Hier aber würde anberntheils ein 
preßfreies Öffentliches Gericht über Verkehrtes und, wie bei dem öffentlihen Geſchworenen⸗ 
gericht, die Verbreitung der Öffentlichen Rüge und Strafe zugleih mit dem Böfen nur hoͤchſt 
beilfam fein. Das Böfe würde fo nicht blos weit mehr verhindert werden. Es würde auf 
ungleich weniger ſchädlich wirken, als wenn es trog alles Dunkels dennoch geheinnißvoll und 
in Verbindung mit dem verfegenben Gefühle feiner Ungeftraftheit und der Volkshülflofigkeit 

- von Munde zu Munde geht. Gerade alsdann erſt wird ed außer der moralijchen Verderbniß 
allmälig eine Unzufriedenheit und Misachtung der öffentlichen Oronung begründen, welche bei 
der erften Gelegenheit zu gefährlihen Ausbrüchen führt, jedenfalls die moraliſche Kraft der 
Bertheidigung in der Stunde ver Gefahr vernichtet. 

Ehen wegen biefer überwiegenden Wichtigkeit der Volksbelehrung nıittelbar buch das 
Leben felbft ift von den Drudichriften Indbefondere auch gerade derjenige Theil, welcher ſich, 
fowie die meiften Zeit= und Flugſchriften, durch Inhalt oder Form befonderd eng an bad 
wirkliche Leben und an die Volkögefühle und Anſchauungen anfchlieft, vorzugdwelſe einfluß⸗ 
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reich für bie Belehrung und Veredelung des Volks und aud geeignet, ver Cinwirkung ber 
übrigen Lehr⸗ und VBildungdmittel erft größere Verbreitung, Nachdrücklichkeit und Dauer zu 
verſchaffen. Veſonders find auch die Rocalblätter und, wenn jle an ſich für das Volk geeignete 
Mirtheilungen enthalten, die Kalender unendlich wichtig für die Volksbelehrung. Die legten 
find es, weil ſie ganze Jahre lang in der Hand des Volks bleiben, am allgemeinften und bis 
in die ärmften, entlegenften Hütten verbreitet werden und an fo manden Sonntage oder 
Winterabende oft wieverholt die Quelle ver Unterhaltung bilden. 

Über das Wie oder über die Art ver Belehrung läßt jih im Allgemeinen nur Folgendes 
fagen. Es muß zuerft für jeven Kreis der zu Belehrenden die angemeffene deutliche und ein= 
dringliche Form gewählt werben, alfo für dad Volk die oben angeveutete, deren richtige Durch⸗ 
führung freilich ſeht ſchwierig iR. Vor allem halte man ja ebenfo wenig das Volk wie die 
Jugend unzugänglich für dad Hohe, Tiefe und Schöne.. Weil je diefes ſowol in Inhalt und 
Borm in ven Heiligen Schriften finden, in melden Longin mit Recht die größten Mufter erha⸗ 
bener, tiefergreifender Darftellung fah, fo find gerade dieſe Schriften ſtets eine fo tiefe und 
reihe Quelle der Jugend: und Volksbildung geworben. Es gibt feinen bebauerlihern Irr= 
thum, ald wenn bisher Viele das Seichte, Gemeine, Gedankenloſe, Wäflerige, noch dazu von 
Hefleriondftandpunft aus, und forglos Dargeftellte für Jugend und Volk verſtändlicher und- 
heilfamer hielten, al8 das Tüchtige in der gebiegenen anſchaulichen Form. Überhaupt, wozu 
wäre ber Lehrer und ver Schrififteller, wenn ſie nicht höher flünden als ver Schüler und Leſer, 
nicht etwas Beſſeres gäben, als dieſe Legtern von felbft Haben und überall um ſich herum finben ! 

An das erfte Geſetz, Daß man nämlich deutlich rede, fhließt ſich zunaͤchſt natürlich das an, 
daß man, mit Vermeidung alles Unwürdigen und Schädlichen, Gutes und Nützliches, und 
zwar, foweit möglid, in jedem Kreife und zu jeder Zeit ſtets das Beite und Nüglichfte rede. 
Wahrlich, es ift eine Heilige Pflicht und eine ſchwere Verantwortlichkeit für Alle, welche durch 
Wort und That ihren Mitmenfchen Lehre ertheilen, daß fie dieſes hohe Geſetz und die Wichtig: 
keit viefer einflußreichften aller menſchlichen Mittheilungen erwägen, alles eigene Verkehrte ver: 
meiden und dad fremde befämpfen, und zwar um fo forgfältiger, je mehr die Lehre an Solde 
gelangt, die, wie die Jugend und ein noch wenig aufgeklärtes Volk, in fi ſelbſt vieleicht 
weniger Hülfömittel finden möchten, dad Irrige und Verkehrte vom Wahren zu ſcheiden. Auch 
iſt e8 Feine Frage, daß die Strafgejeggebung nad) dieſem Geftchtöpunfte ihre rechtliche Unter: 
drüdungs = und Strafgewalt gegen das Verberbliche und Sträflie mit Sorgfalt ausüben , daß 
. fe ebenfo diejenigen allgemeinen Borbeugungsmittel, welche bie Freiheit felbft nicht aufheben, 

die Kormen und Sicherheitöleiftungen, welche bei aller Ausübung von Freiheitsrechten zuläffig 
find, anwenden muß. Aber freilih wird uns dieſes auf unferm Standpunkte — auch ganz 
abgefehen hier von dem Verhaͤltniß der Preßfreiheit zur Nationalehre, zur Verfaſſung und 
zur Pflicht ver Wahrheitsliebe — auch fehon im Intereſſe guter Volköbelehrung nie eine Unter 
drückung der freien Mittheilung durch vorausgehende willfürlihe Druckerlaubniß oder Unter: 
fagung rechtfertigen, und zwar um fo weniger, je wichtiger etwa bie Art der Mitteilung ſowie 
die Mittheilung durch Zeit: und Volköfchriften ift. Welcker. 

Beleidigung, ſ Jujurie. 

Belgien. 1. Gefhiäte des Landes. — Belgien oder vielmehr das Land dieſes 
jüngften europälfhen Staats und Koͤnigreichs gehörte zu dem belgiſchen Gallien der Roͤmer, 
fpäter zu dem Fränkiſchen Reihe, und zwar ſowol ven Volksſtämmen nad fowie nah ber 
fpätern Abfonderung größtentHeils zu vem Auſtraſiſchen oder Deutſchen Reiche. Es wurde dann 
mit dem noͤrdlichern, fpäter hollänbifchen Niederlande unter dem gemeinfchaftlihen Namen 
Niederlande zufammengefaßt. Es war von den nörblihern Niederlanden bald getrennt, bald, 
und noch zulegt feit ver Gründung des neuen Königreich8 der Niederlande auf dem Wiener Con⸗ 
greß, ein Theil derſelbenn. Die Gefchichte dieſer üblichen und der noͤrdlichen, der holländiſchen, 
Niederlande ift mirhin zum Theil gemeinſchaftlich. Es gibt wenige Länder in dem europäifchen 
Staatenfyfteme, welche zu den wichtigften Begebenheiten beffelben feit dem Mittelalter in einem 

‚ engern Bezuge geftanden haben als die Nieverlanve, deren politifche Bebeutung, in allen 
Epochen ihrer Geſchichte, größer geweſen ift, ald es ihr materieller Umfang mit ſich zu bringen 
ſcheint. Ohne ſcharf ausgeprägte Naturgrenzen umd aud in ben Benölferungen gegen ihre 
Nachbarn weder Gegenfäge noch ſchroffe Verſchiedenheit darbietend, find dieſe Provinzen 
zwiſchen Frankreich und Deutihland in eine Mitte geftellt, welche ihre ganze Exiftenz auf das 
innigfte und nächſte in bie Geſchichte jener beiden großen Staaten verflochten hat, ohne barum 
jedoch die Gigenthümligfeiten ihrer Nationalität zus verwiſchen, neh ihre Unabhängigkeit auf 
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Kingere Sait Hin zn unterdtuͤchen. Dice bie eigene Catwickelung Seffiihtenben Werfige zu bei 
Naksarkamsen find ein Hanpt- und charakte riſtiſches Etrment in Her politlſchen ber 
Nieverlande. Ein zweites ebenſo wichtiges, ebenfe tief eiagreifendes Moment If} das ir 
ſtattfindende Nebeneinanderbeſtehen zweiet gründlich geſchiebenen Nationalitäten, der norb- 
niederlandiſchen ober hollandiſchen, ber ſüdniederländiſchen ober brigiſchen, welche, fetm Re 
unter derſelben politiſchen Einheit zuſammengefaßt, wir zur Zeit der burgundiſchen Herrjchakt 
und unter Karl V., oder zu geneinfiaftlige Zwecke miteinander verbündet, nie wahrend ver 
Dauer des Konigrrichs der Vereinigten Nieperlande, ober endlich feindlich einander gegenüber: 
lebend, mie während ver neun Jahre von 183U— 39, doch immer einander haben aner- 
Kennen und ihre gegenfeitige Exiftenz achten müffen. 

Auf dem norbweſtlichen Abhange des großen Veckens gelegen, das von Dften nad Weften, 
vurch die Rhein = und Wefergebirge, den Hundsrück und die Ardennen gebildet, vom Rhein, ver 
Maas, Schelde und einer Menge bedeutender Nebenfläffe durftrönt, gegen Norden von ver 
Nordfee bejpüilt wird, waren die Niederlande ſchon in den älteften Zeiten, bis zu welchen ia 
dieſen Gegenden hiſtoriſches Gedächtniß Hinauffteigt, zwiſchen Gallien und Deutföhland ver 
theilt. Der ſüdliche Theil der großen Niederung bildete bei der römifhen Eroberung burg 
Gäfar unter dem Namen von Gallia Belgioa einen Diſtriet von Gallien; die noͤrdlichen Ebenen 
zwiſchen Maas, Waal und Mhein, die Infel der Bataver genannt, gehörten zu Deutfchland, 
wie das benachbarte Friesland. Bataver umd Friſen waren germaniihen Stammes, währenb 
bie belgiſchen Bevnölferungen aus einer Miſchung celtifiher und deutſcher Voͤlkerſchaften beiten: 
den. Die. fränkifcge Herrſchaft, der fih das Land währen des 5. und 6. Jahrhumbers 
anterwarf (die riefen unterlagen ihr erſt im. Laufe des 7.), machte bad in allen Theilen 
vefielben das germanifche Element vorherrſchend; Die eigentlih belgifchen Provinzen wurden 
früh ſchon einer der Hauptfige der Ftanken, aus dem jpäter Die Katölinger hervorgingen. Der 
Unterſchied zwifhen Nord: und Südniederland tritt fihon in dieſet frühen Periode entſchieden 
und politifh anerkannt hervor. Flandern und Artoid gehören zu Neuftrien, die übrigen Bro: 
vinzen zu Auftraflen. Der Bertrag von Verdun famtionitte dieſe Geſchiedenbeit im no 
beftimmterer Weife: Karl ver Kahle erhick den neuſtriſchen Antheil der Niederlande, Lothar 
ben auftcaflifen. Während ver Auflöfung des larolingiſchen Reichs bildete fih in dieſen Pro- 
vinzen dad Lehnsweſen ſchneller ald anderswo aus. Die Erblickeit der Lehen führte auch Hier 
gar Unabhängigkeit ver Lehndträger. Flandern ging in diefer Bewegung voran, Brabant 
und die übrigen Provinzen folgten. Gegen das Ende des If. Jahrhunderts erſcheint das 
Syſtem vollfommen entwickelt. Flandern und Artois, Die neuſttiſchen Provinzen, erfennen bie 
Dberhoheit Frankreichs, die auftrafiigen, Brabant an ver Spige, bleiben beim Deutſchen 
Reiche. Es gibt wenige Länder, in denen dh bie verfihlenenen Formen des Lehnsweſens fo 
vollftändig ausgebilvet Haben als in biefen Provinzen. Brabant, Luxemburg, Limburg, 
Geldern werben Herzogthümer, Flandern, Holland, Seeland, Hennegau, Artois, Namur und 
Bütphen Grafſchaften, Utrecht mit Over= fiel und Gröningen ein Bisthum, Friesland eine 
freie Herrlichkeit. An Neihthum, Macht, materieller und inteflectueller Gultur ging Fandern 
lange den übrigen voran. Das Gefühl ihrer Macht wurde Urſache des langen Kampfes, ben 
diefe Provinz gegen ihre Lehnsherren beftand;; fie wollte ihre Unabhängigkeit, ihre eigenthũm⸗ 
liche Rationalität bewahren; ihre günftige Lage zwiſchen England und Frankreich, ver Muth, 
die Energie ihrer Bewohner erhielten ihre Selbftändigfeit, fie blieb außerhalb jener großen 
politiſchen Einheit, welche das Rönigthum in Frankreich aus den verfchlevenen großen Reutal- 
herrfchaften bed Landes. Herzuftellen wußte. In den auſtraſiſchen Niederlanden herrſchte bie 
zum 14. Jahrhundert eine andere Bewegung vor: bie der Gentralifation. Na langen 
Sucreffionäftreitigeiten gelang es dort den brabantifchen Herzogen, eine Macht zu bilven, 
welche der Kern eines größern politifgen Ganzen wurbe, als am Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts Limburg auf inımer mit Brabant unter derſelben Souveränetät ſich vereinigte. Diefeß 
Streben nad) Herftellnng eines Staat, anftatt getrennter, voneinander unabhängiger VPre— 
vinzen, gewinnt eine fefte Geftalt, ald 1385, nad) Ausfterben des Mannsſtamms der flanvri⸗ 
ſchen Grafen, dad Haus Burgund in ben Beſitz von Flandern fommt, und fpäter, 1419, 1421, 
1430, durch Heirath, Erbſchaft, Ankauf, Vertrag fämmtliche nieverländifhe Brovinzen unter 
demſelben Scepter vereinigt werben. 

Die große Idee ber burgundiſchen Fürften , einen mädtigen Mittelftant zwiſchen Fraukreich 
und Deutſchland zu gründen, fügt ſich beſonders auf ven Bejig ver Niederlande, bie durch 
volitiſche und materielle Entwidelung zu ven reifen und fortgefärittenflen Laͤndern ver Zeit 


. Sen | 
ugOren ab cur Rn amteun necigwet ſind, der Krone vie. Grundlage eiltes grohen Sunakke 
wefens zu wereen. Et vem 11. Jahrhundert hatte ſich Gier, neben ber Frudalgertieft; 
—* und fräftiges Geidteweſen gebifvet, In dem neben ſtreng ariſtotvaniſchen Gtdihde 
formen Die Demokratie ihr Bei) gegrimnet hatte. Durch Hanvel und Iubuflrie Frkhgeitig veic 
durch Reichtthum unabhängig geworden, bifoeten beſouvers die Aanbrifchen Städte eine Macht; 
im der alle guten und boſen Cigenſchaften der Volkoherrſchaft Wurzel geſchlagen und Seide 
getrieben Gesten. bieben ber Bilege eiwer die benachbarten Lanber weit hinter ſich Inffennng 
Anpafttie, eines Haubela, der den Morden Europas mit bem Süden und bem Orient verasite 
tete und unter den damaligen Bevhättniffen ber Bölber ein Welthandel genaniit werben muß; 
neben einer vegen Ihätigkeit für Kunft und Wiſſenſchaft, neben großer bürgerlicher —— 
und verſtãndigen Verwaltungoformen zeigte ſich in dieſen Seäbten bie Demakratie auch is 
threr ſchlimmern Veſtalt. uͤbermuth, ſtolze Verwegenheit, Trotz, ungeregelles Streben made 
unabhangigkeit erfüllten die Bewohner; locale Intereſſen, der Stadt Glauz, Macht, Keicht 
thum, auf Koften der Nachbarn, war dad Ziel aller — bie Idee des Laudes, ein Unter⸗ 
ordnen ſtädtiſcher Iutereſſen unter nationalen in Nemandes Sinn. Als die burguuviſchen 
Fuͤrſten jene Aufgabe ſich vorgeſteckt und mit Kraft, Einñncht, großer politiſcher Klugheit au 
threr Verwirklichung arbeiteten, mußten fie nothwendig in Kampf mit den Tendenzen Der 
Gtänte geraten. Die Sonveränetät der Kommunen war unverträglich mit der Ausbildung ben 
volitiſchen Rationalität web Landes, mit ver Ereichtung einer Centralgewalt, wie ſie ih um 
dieſe Zeit und früher fon in Fraukreich entwickelt hatte una wie die burgunbifchen Fürſten fie 
zur Erreigung ihres Zwecks beburften. Die Fürften begannen ven Kampf und führten ihn foxt 
mit dem Blüde, das bis auf Karl den Rühnen ihre Unternehmungen begleitet. Die polltiſche 
@inigung des Landr zu einer Ration, pie Grundlagen einer geregelten und flarfen Regierunge- 
gewalt, die Anfänge und Principe aller ber Berwaltungsinftitutionen, aus Tenen im Laufe bex 
FJahrhunderte ber moberne Staat ſich herausgebildet bat, gehören für die Nieverlanne der 
Epoche an, in welcher jene Dynaftie über ſie herrfchte. Das Unterliegen Karl's des Kühnen, die 
drohende Zerftü Telung feiner Herrſchaft ſchienen die Bortführung des Begonnenen in Frage zu 
ſtellen, aber fein großer Nachkomme Karl V. nahm das unterbrochene Werk wieder auf uni 

. führte es zu einem erfien Abſchluſſe. Durch die Heirath der Erbin Karl's nes Kuͤhnen mit Mast: 
milian waren die Niederlande an Ofterreih gefommen und am Anfange des 16. Iahrhunnerks 
unter dem Mamen des burgundifchen Kreiſes dem Reiche einverleibt. Als nun noch Franz J. von 
Sranfreid), im madrider Vertrage 4526, das Koͤnigreich Burgund und alle Lehnsrechte der 
Krone Frankreich auf Flaudern an Karl V. abtrat, war die alte Gtreitirage über das Über 
gewicht Deutſchlands oder Frankreichs in den Nieverlanden su Gunſten des erftern entſchieden. 
Wäre Stellung fo geblieben, wie fie damals war, hätte beſonders das Familien: 
intereffe des Haufes Dfierrii ſpater nit ben Sieg vavongetragen über das politiſche Inte reffe 
des Deutſchen Reichs, jo würde eine engere Verſchmelzung dieſer Provinzen mit Deutſchland 
moglich geworben und ihre definitive Bereinigung mit demſelben durch die Macht der Zeit und 
‘die Gewalt der Umſtände herbeigeführt worden fein. Der Gang der Greigniffe feit dem 16. 
Jahrhundert waͤre dann rin durchaus anderer geweſen, die Suprematie auf dem Gentinent ' 
gehörte Deutſchland für lange Jahrhunderte an, die vielen Erniebrigungen, welche feine 
Schwache auf dem wichtigſten und bedrohteſten Vunti ſeiner Grenzen und ſeine innere Zer⸗ 
riſſenheit ihm während des 17. und 18. Jahrhunderts bereiteten, konnden dann abgewendet 
werden. 

Als Karl V. ver Krone entfagte, gab er die Niederlande an feinen Sohn Philipp, in deſſen 
Nachkommenſchaft fie nach dem Mechte der Erſtgeburt auf immer mit Spanien vereinigt bleiben 
ſollten. Mit ver ſpaniſchen Herrſchaft beginnt für fie eine lange Reihe der allerwichtigſten Erz 
eigniffe , die ihnen ebenfo viel Unglück als Groͤße brachten. Kaum iſt der erfle Angriff Frank⸗ 
reichd auf vie Provinzen zurürfgewiefen, kaum Haben fie durch den Vertrag von Chateau Cam- 
bresis (1559) einen vorläufigen Srieben gewonnen, fo bricht in ihrem Innern jener unfelige 
Swiefpalt zwiſchen Regierung und Bolf aus, ber erſt nach langem, aufreibendem Kampfeeinem 
Theile ver Provinzen die Freiheit gibt, während er in ben andern bie ſpaniſche Herrſchaft auf 
fangehin befeſtigt, und in melden die weſentlichſten Intereſſen des Landes, feine geiftigen wie 
bie materiellen, hineingezogen werden. Alle Elemente der religiöfen und politifhen Oppofition, 
bie dadurch eine wahrhaft netiomale wurde, vereinigen ſich zu gemeinfchaftlichem Kampie, ver, 
von beisen Eriten mit den ungeheuerfien Außrengungen, den erfihäpfenpften Opfern und mit 
abwechſelndem Slüde geführt, als endliches Refultat BEE, daß fünf der noͤrdlichen Bad» 
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wingen, Holland, Seeland, Geldern, Utrecht und Friesland (Unien von Utrect 1579), Daun 
Dover: Del 1580, Groͤningen 1594 beitreten, fi zur Republik der Vereinigten Niederlande 
auf immer frei machen. Unter der Leitung einer Familie, der es vergdunt wurde, meh Genze- 
zationen hindurch der neuen Freiheit Führer und Vertheidiger zu geben, die, im Rathe und im 
Felde gleich überlegen, den größten Stantömännern jener Zeit beigezählt werven, erfarft die 

Junge Republik und fegt den Kampf gegen Spanien noch bis weit in dad 17. Jahrhundert 

hinein fort. Erſt 1609 ſtand Spanien, durch ebenfo große als fruchtloſe Anftrengungen 
erfädpft, von dem langen Kampfe ab. Ein zwölfjähriger Waffenftillfiandsvertrag brachte der 
Republik der noͤrdlichen Provinzen vorläufige Anerkennung von Seiten ihres frühern Bebie- 
ters, den füblichen definitives Verbleiben unter der Herrſchaft veffelben. Die Trennung der 
beiden unter der burgundifchen Herrfchaft. vereinigten Elemente der Niederlande, Hollands 
und Belgiens, ift jegt für mehr als zwei Jahrhunderte vollendet. Eine Menge verſchiedener, 

in hohem Grave günftiger Umftänbe, der Unternehmungsgeift der Bewohner, die Freiheil der 

Inſtitutionen, ver Aufſchwung, der ſich überall zeigt, mo eine Fräftige Nation lange getragenen 
Drud von ſich wirft, eine Thätigkeit und ein auf dem Gontinent unäbertroffened Handelsgenie 
zufen bald in ver Republik der Vereinigten Niederlande ein friſches, Eräftig und reich ſich emt- 
widelndes Leben hervor. Der neue Staat gründet feine Herrfhaft befonderd auf Seemacht und 
Handel, welde beide durch die VBetriebfamkeit der Bürger und dad Zufammentreifen mehrer 
günſtigen Verhältniffe auf eine nie erreichte Höhe fteigen. In der zweiten Hälfte des 17. Jahr: 
hunderts hat Holland das Monopol des orientalifhen und- die ergiebigften Zweige des ſüd⸗ 
europäifgen Handels an ſich gebracht; e8 gebietet auf dem Meere durch die Menge feiner Kriege: 
ſchiffe und die Kühnheit und Tüchtigkeit feiner Seehelden; der ganze oceaniſche Handel ver 
Binnenländer Europas gebt durch feine Hände, ungeheure Schäge häufen fich in Diejem dem 
Meere mit Mühe abgewonnenen Winkel des Gontinents auf, beſonders als die Oſtindiſche 
Geſellſchaft, 1602 gegründet, in Aften Infeln und Königreiche eroberte und dem Mutterlande 
ausgedehnte Eolonien gewann. 

Die Republik, nachdem fie den Dreißigjährigen Krieg mit durchgekämpft, ſah im Weſt⸗ 
faliſchen Frieden ihre politifche Griftenz von allen Mächten anerkannt und wußte fafl ein Jahr⸗ 
hundert lang fi unter den Staaten erfien Ranges, was Macht und politiſchen Einfluß betraf, 
zu behaupten. 

Die belgifpen Provinzen waren unterbeffen einem ganz verſchiedenen Säiäfalegefolgt. Wãh⸗ 
end die nörblichen Niederlande ſich von der ſpaniſchen Herrſchaft losriſſen, wurden vie ſüdlichen 
durch die Geſchicklichkeit und die Erfolge des Prinzen von Barma ver fpanifhen Krone erhalten 
und Brabant und Flandern dur die Gewalt ver Waffen zu unfreiwilliger Treue gezwungen. 
Mit dem alten Herrſcher behielten diefe Provinzen aud) ven alten Glauben. Eine eigene Gunf 
des Schickſals ſchien ihnen die nationale Unabhängigkeit und politiſche Selbſtändigkeit, welche 

ihre noͤrdlichen Nachbarn durch harten Kampf ſich errungen, auf weniger gewaltſamem Wege 
gewähren zu wollen. Philipp IL. trat 1598 die belgiſchen Provinzen an feine Tochter, bie 

Infantin Ifabelle, und ihren Gemahl, den Erzherzog Albert, unter vollkommener Ceſſion ber 
Souveränetät ab. Unter dem milden Scepter der Erzherzoge erholte fi das Land von den 
Wunden, die der letzte Krieg ihm gefchlagen. 

Leider blieb die Ehe Albert's und Ifabelle'8 kinderlos, und nad ven Beſtimmungen ver 
Geffiondacte fielen die Provinzen, nad) kurzer Selbftändigkeit, während welcher pie verſchie⸗ 
denen Zweige der Öffentlichen Thätigkeit und befonders bie Kunft einen hödft erfreulichen 
Aufſchwung genommen hatten, wieder an die fpanifche Krone zurück. Mit viefem Rüdialle 
beginnt für Belgien eine lange Reihe unglüdlicher Ereigniffe, welche feinen Wohlſtand zer: 
ftören‘, feine politifhe Entwidelung zurückhalten, feine weſentlichſten Intereffen, feine unbe: 
ftreitbarften Rechte der Eiferjucht und Habgler feiner Nachbarn zum Opfer bringen. In den 

- Verfall ver fpanifchen Monarchie Hineingezogen , theilten die fünlihen Nieberlande die ſchweren 
Unfälle, die zahlreichen Nieverlagen, welde dieſe Macht während des 17. Jahrhunderts erlitt. 
Durch weite Entfernung getrennt, in allen feinen Vertheidigungsmitteln geſchwäͤcht, fah Spanien 
fi) außer Stande, die beſtändigen Angriffe, melde Frankreich und die Generalftaaten auf viefe 
reihen, nur zu ſehr auögefegten Provinzen richteten, mit Erfolg abzuwehren. Der lange 
Kampf mit Frankreich, der mehr als alles Andere zum Untergange der ſpaniſchen Herrſchaft 
beigetragen, wurbe faft immer in ven Nieverlanden und um bie Nieverlande geführt, die in 
Jedem Friedendvertrage ihr Gebiet ih verringern, ihre beſten Befigtpümer, ihre fefteften Stel: 
lungen an Frankreich abtreten faben. 





Belgien MR 
. Der Utredhter Frieden brachte für Belgien eine neue Ordnung ber Dinge, aber kaum eine. 
yeffere zu Wege. Während dieſes Krieges war die Ohnmacht Spaniens, diefe Provinzen zu. 
jehaupten , hinreichend heraudgeftellt; fie wurben bald von ven Armeen Frankreichs und ver 
Yeneralftaaten befegt und dienten diefen beiden erbitterten Feinden zum Schauplage ihrer 
Rämpfe. Beim Abſchluſſe des Friedens kamen ſie an Ofterreicdh mit der Beſtimmung, der Re— 
ublik ver Vereinigten Niederlande als Barriere gegen Frankreich zu dienen. Zu diefem Ends 
wecke erhielten die Generalſtaaten ein Beſatzungsrecht in mehren ver wichtigften Feſtungen 
Belgiens gegen die franzoͤſiſche Grenze und ſonſtige Befugnifle, vie faft einer Iheilnahme an 
‚er Souveränetät gleihlamen. Die Schelde blieb geſchloſſen und vie allgemeinen Berhältnifle 
»e8 Landes unter der Öfterreihifchen Regierung beinahe diefelben wie unter ver fpantichen. Das 
viener Cabinet verfuhr damit wie das madrider: die Niederlande waren ihm ein Mittel, um 
inderweitige Zwecke feiner Bolitik zu erreichen ; wie im 17: fo waren fie aud während bes 18. 
Jahrhunderts ſich nie Selbſtzweck. Linter ver väterlichen Verwaltung des Prinzen Karl von 
tothringen wurden die legten Jahre der Regierung Maria Thereſia's eine Epoche großer Innerer 
Wohlfahrt. Obgleich vie Regierung eine Mengevon Reformen in der Organifation und Ver⸗ 
valtung ber Provinzen einführte, jo achtete fie doch, immer die politifhen Gerechtſame verfelben 
ınd Hütete ſich wohl durch gewaltfame Eingriffe in diefelben und übereiltes Handeln die Gemü: 
her gegen ſich aufzuregen. Leider befolgte Joſeph II. nicht die vorfictige Politik feiner Mutter; 
vie in den übrigen Provinzen feines Reich, fo wollte er auch in den Niederlanden bie beftehens 
von Misbräuche auf-einmal abfchaffen, feine reformatorifhen Ideen da, wo fie nicht gutwillig 
ingenommen wurben, mit Gewalt ind Werk fegen und die ganze anminiftrative Organifation 
ımgeftalten. In den alten Provinzialrechten, deren Aufrechterhaltung ex gelobt hatte, war bie 
Pflicht des Gehorſams für die Unterthanen ausdrücklich an-die Bedingung der Achtung ihrer 
Privilegien von Seiten des Fürften gebunden. Joſeph hielt fi nit für verpflichtet, dieſen 
Bebingungen nachzukommen; er erließ Verorbnungen, bie ven beſtehenden Privilegien des Volls 
urhauß entgegen waren, und fuchte bie Herrſchaft des abfoluten Willen! des Landesherrn an 
vie Stelle des durch die Stände und den Fürften repräfentirten Nationalwillens zu fegen. Das 
yegen erhob ſich das Volk, Adel und Geiftlikeit, die in ihren Rechten mehr ald alle Andern 
veeinträdtigt waren, an der Spige. Die brabantifhe Revolution brach aus (1789), große 
Bolkdaufftände in den wichtigſten Städten zwangen bie O ſierreicher die bei Turnhout eine 
drmliche Niederlage erlitten, die inſurgirten Provinzen zu verlaſſen. Die Öffentlide Gewalt 
am in die Hände der Stände. Ehe dieje aber noch irgendeine durchgreifende Umgeftaltung des 
nnern Zuftandes vollenden konnten, brachen unter ven Patrioten felbft Spaltungen aus, ſodaß, 
ils die Uneinigfeit und der Streit in ihrem Schoofe immer meßr zunahmen und Sſierreich ſehr 
rnſtliche Anſtalten machte, die Provinzen durch Waffengewalt ſich wieder zu unterwerfen, bie 
Stände ſich gezwungen ſahen, mit dem Kaiſer zu unterhandeln und Leopold IL, der nad dem 
ınterbeffen erfolgten Tode Joſeph's den Thron beftiegen Hatte, als ihren legitimen Souverän 
ınzuerfennen. Leopold beeilte jih, durch bie letzten Vorgänge belehrt, unter Ertheilung einer 
sollftänpigen Amneftie, die alten Regierungdformen, Rechte und Privilegien wieder herzuftellen; 
aber die dadurch bewirkte Ruhe war nicht von langer Dauer. Der Sturm war nur auf einen 
Augenblick beſchwichtigt, die Elemente ber gefelligen Orbnung waren zu tief erſchüttert, als 
vaß fie auf die Länge hätten zufammenhalten und befonderd ven Greigniffen widerftehen kön⸗ 
en, welche infolge der Wendung, welde die Dinge in Frankreih genommen hatten, auf- 
ie einbrachen. Unmittelbar nad) ihrer Kriegserflärung (20. April 1792) griff die franzoͤſiſche 
Republik die oͤſterreichiſchen Niederlande an, und im November deflelben Jahres war fe im 
Befige derſelben. Alle beftehenden Einrichtungen wurden umgeftoßen, das Land von Grund aus 
revolutionirt, bie neuen franzoͤſiſchen Inftitutionen mit unglaublicher Schnelligkeit überall ein- 
geführt, die Schelde geöffnet und am 30. Sept. 1797 durch ein Decret des Rationalconvents 
die gänzliche Einverleibung Belgiens in Frankreich ausgeſprochen. Die Geſchichte liefert wenig 
Beifpiele einer in fo Eurzer Zeit vollendeten und fo vollftänigen Ummandlung aller focialen 
Berhältniffe einer Nation. Bon diefem Augenblid an bis zum Jahre 1814 haben die belgiſchen 
Provinzen ununterbroden einen integrirenden Theil des franzöjlichen Reichs gebilvet. 

In der Republik ver Vereinigten Nieverlande hatte unterdeſſen vie antioraniſche Partei mit 
großem Eifer, obgleich ganz im Stillen, an dem Umſturze ber beflehenven Orbnung ver Dinge 
gearbeitet. Als nad; der Eroberung Belgiens bie franzöſiſchen Truppen fih ven Grenzen Holz 
lands näherten, erhoben fich überall die Anhänger diefer Partei und erleichterten venfelben bie 
Eroberung des Landes inmitten des ſtrengſten Winters, ven das Jahrhundert fah und der die 
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then Svwerte llaavo, feine zahlreichen BEhffe, Aunlie ab. ame, den elek 
zugãngtech machte. Der Exbftadthouber floh vor den flegreichen Mewwblikanern mit fat 
dumilie nach England, und am 16. Mai 1798 wurden die alten vereinigten Vrevinyn, zit 
Aafkebung alter vrovinziellen Unterſchiede, als Bataviſche Republik confituirt. Fu de Kriege 
Ftankrrichs melſt wider ihren Willen hineingezogen, erlitt die Bataviſche Hepuplit ungheare 
Verluſte durch England, das ihre Flotte vom Meere verdrängie, Ihre Colonien in Bez ulm, 
ihren Welthandel zerflörte und für, die vor England auf dem Orean grherrſcht, nicht als dm 
armfelige uſtenſchiffahrt übrig Heß. Obgleich in ihrer Selbſtändigkelt anerfanet, fing 
bo ganz und gar von Frankreich ab, und fo iſt es zu erflären,, daß die Batavije Rpublifkn 
Anſcheine nach freiwillig ‚im Grunde unter der Herrſchaft eined moralijdyen Zwunge, dem 
Beaver Napoleon's, Ludwig Napoleon, bie Negierung mit ber Eauveränetät iher fir un . 
trug. Das Ganze war vom Kaljer eingeleitet und jenem Willen zu niet. 
Diefer Wille twußte andy bald die gänzlihe Einverleibung Kollands in das Kaiferch je 
bewirken. Diefer Umfchwung der Dinge, das raſche, turannifde Werfahrm ver Kalle, 
verlegte in einem Hohen Brave das Nationalgefühl der Holländer, und bie frangönfge Orr 
Haft wurde vom Angenblid ihrer Einfegung an ver Gegenſtand des gemeinfäaftlißen uch 
glühenden Haſſes aller Parteien. So geſchah es, daß bie Greigniffe von 4812 und 1815 wi 
Sreude von der Nation begrüßt wurden, welche darin die Möglichkeit auch ihrer Beftug 
von dem franzdſiſchen Joche fah. Der Prinz son Oranien, der Ende November 1813 a 
Gngland im Haag eingetroffen war, wurde zum fouweränen Fürſten der Niederlande ankıe 
rufen und als folder von den altiirten Mächten anerkannt. Die Rotabeln aus den frühern fein 
vereinigten Provinzen touren zufammenberufen, ein Verfaſſungsentwurf, die Gonftitutiont 
acte vom 29. März 1814, ihnen vorgelegt und mit 449.Stimmen ouf 475 Botanten ange- 
nommen. Gine feſtere materielle Bafis gewann der neue Staat durch Die Verhandlungen si 
England In Betreff feiner Golonialverhättniffe. Gegen Abtretung der Rechte Hollanbe anf du 
Borgebirge der guten Hoffnung ſowie auf Demerary, Effequebo und Berbier gab Englan 
demfelben fämnıtlidge Golonien, welche Holland vor 1794 in Afen, Arifa und Amerile 
beſeſſen hatte, zurüd. P 

Die Fortſchritte der vrrbündeten Armeen hatten unterdefſen aud Die belgiſchen Provinzen | 
der fcanzöfifhen Herrſchaft entriſſen, und bie verhündeten Mächte beichloffen ,biejelden mit den 
feügern nieverlämbifhen zu einem Königreiche der Niederlande, unter det Souvegänetät vi 
Haufes Oranim, zn vereinigen. Der Grundgedanke diefer Gombination war, in dem NwR 
Gtoate, der alfe Elemente von Miäte und politifcer Macht zu befigen ſchien, eine Aut Sdnf 
maner oder Barriere gegen Brankrei zu erriäiten, Die nördliche Grenze Deutſchlande fo j 
ſichern und durch die Wiedererweckung ber frühern Nationalität in Ländern, die lange Bet 
hindurch mit Frankreich vereinigt gewelen waren, ein Gegengewicht mehr gegen das Überwirgt? 
des franzofi ſhen Geiſtes ımd der franzöflichen Foren herzufellen. Die Beringungen, uni 
denen die Aufnahme des Königreichs der Vereinigten Niederlande in den europäilden — 
bund ſtattfand, wurden zuerſt durch den Londoner Vertrag vom 19. Mai —— 
ſpuier definten feſtgeſeht durch ben Veſchluß des Wiener Congreſſes vom 31. Dei nad Dr 
Schlußacte vom 9. Zani 1815. Um den neuen Stuat in regelmäßige umd enge Beziehung jU 
dem Deutſchen Bunde, für deſſen politiſches und Vertheidigungsſyftem ex von ber alerh! " 
Bichtigkeit war, zu bringen, tourbe das Herzogthum Luxemburg, das als Entfhähigund 
Die in Deutfihland abgetretenen Befigungen dem Haufe NaflausOranien gegeben WAT, 
dem Titel eines Großherzogthums mit Deutichlend vereinigt und der König ber gichalun 
als Sroßhergog von Luremburg in den Deutfhen Bund aufgenommen, und um bie © 
des Staata zwiſchen diefer Befigung und den Vrovinzen an der untern Maas Gerzuftellen, 
Sebiet des ehemaligen Biothums Luͤttich demſelben einverleibt — 

Die ganze innere volitiſche Geſchichte ver Niederlande bis zur Auflöfung bed since 
Um Jahre 1838 iſt eine fortlaufende Reihe von Ereigniſſen, die ſich mit nothiendiget 
ſeauenz aus dem Begenfage ihrer beiden Hauptbeſtandtheile entwidteln. Durch ihre © 2 
ihren uͤrſprung und eine enge der weſentlichſten und wichtigſten Rückfichten war he 
vung angeroefen, ifte Hauptfäßliäften Gtäpyunfte in Gelland zu fußen, una if Bil, 
wurde dadurch nothwendig in eine die hollänbifigen Intereifen bejondere begünſtigende 
geleitet. Ihr erſter bedeutender Met, bie politiſhe und adminifirative Organijatton bed pn 
Wurdp eine nene Verfaffang, liefert fhom einrn Beweis dafur; «8 If der erfie Sqritt In 
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Der Bitiaffangeentumd vom 20. Warz 1814, Für bie ſſeben noͤrdlichen Vrvvinzeu 
beſtimmt, wat umgureihend, als die Bereinigung Yait6en ſulichtn Niederlanden vollzogen tar, 
Bine Commiſſion, zur Hälfte aus Holländern, zur Hälfte aus Velgiern beftchend, uutive wit 
em Entwurie einet ben neuen Verhaimiſſen entſprechenden Gonftitufen beauftragt und Ihre 
Arbeit einer Verfnumlung ver Notabein aller Provinzen vorgelegt. Die holländiſchen Note? 
bein nahmen ven Entwutf einfiimmig an, von den belgiſchen wurde er durch 796 Stimmen 
jegen 527 verworfen. Der König Hatte ihm ſeine Billigung gegeben, und die Einſtimmigkell 
ver holtimdifchen Notabeln machte der Regierung zur Pflicht, um jeden Preis die Annahme deſ⸗ 
elben vor Selten ver. beigiſchen Provinzen durchzuſetzen. Als ihre Bemühungen, auf gütlichem 
Bege zu diefem NRefultate zu gelangen, die Oppoſition bet Belgier nicht befiegen konnten, nahm 
te ihre Zuflucht zu elnem Mittel, dad einem Gewaltſtreiche mehr als allem Andern ähnlich ſah. 
anter den 796 Gegnern der Verfaſſung hatten 126 erflärt, daß ihr negatives Votum ſich nur 
uf Die die Religion betreffenden Beſtimmungen ver Conſtitution bezöge. Die Regiering deu⸗ 
ete das Votum jo, als vb es die übrigen Artikel beftätige. Außerdem Hatte ein Sechstel ungefähr 
aller belgiſchen Rotabeln gar keine Stimme abgegeben ; eB wurde vorandgefegt, daß die Abwe⸗ 
ienheit derſelben ihre Zuſtimmung implicire, und auf dieſe Weife flicte man eine Majorität, die 
tie befkanden hat, zufummen, infolge veren die Conſtitution unter ben Manten „ Grondwef, 
vor bed koningryk der Nederlanden“ proclamirt wurde. 5 

Betrachtet man viefe Verfaffung genauer und fragt man insbeſondere nach dem Urſptunge 
hrer verſchiedenen Beſtandtheile, fo ergibt ſich, daß diefelbe von den Inftitutionen der noͤrd⸗ 
ichen Riederlande in ihrer frühern Geſtalt ausgeht und damit neuere Ideen über Repräfentatios 
verfaffung und ronftitutionelle Garantien zu vereinigen ſucht. So entſtand dieſe Conſtitution, 
vie in allen twefentlichen Fragen , zu welchen die politiſche Organifation des Staats Veranlaffung 
zibt, eine Art Mittelweg zwiſchen einer Monarchie und reinem Conſtitutionalismus einfhlägt. 
Die Erfahrung hat bewiefen, daß biefe Art, das Problem zu Iöfen, nicht zum Ziele Führen 
'onnte; bie meiften Schwierigkeiten, auf welche die Megierung ſtieß, bie tiefgehenden Zerwürſ⸗ 
üffe zwifchen ihr und einem großen Theile ver Nation, welche endlich die Kataſtrophen von 
1850 herbeiführten, gingen aus der mangelhaften Beſchaffenheit des Grundgeſetzes hervor, 
weiches weder mowardifch noch confequent conftitutionell war. s 

Ehe wir zur Überfigt ver politiſchen Geſchichte feit dem Jahre 1815 übergehen, muß nody 
ver Stellung gedacht werben, melde dad Grundgeſetz den füblichen Provinzen, ven noͤrdlichen 
jegenüber, anwies: es ift In ihr eine der weſentlichſten Urſachen ver Ereigniffe des Jahres 
1830 zu fuchen. Völlige Gleichſtellung in Betreff aller Rechte und Vortheile war ven füd⸗ 
ichen Brovinzen zugeſichert worden, aber in Beziehung auf dte wichtigſten aller Rechte, auf 
die politiſchen, brachte ifmen die Berfaflung nur eine Ungleichheit, die fie von vornherein ver⸗ 
liegen umd gegen bie neue Ordnung der Dinge einnehmen mußte. Die Bendlferung ber 
beigifchen Provinzen betrug im Augenblicke der Vereinigung 3,337,000 Seelen, die ber hol⸗ 
ländiſchen 2,046,000; hätte man die Zahl der Mitgliever ver zweiten Kammer, welche bie 
eigentliche Bolfövertrehmg bildeten, nach deren Bevölkerung beſtimmen tollen, fo wären von. 
ven 110 Deputirten 68 auf Belgien, 42 auf Holland gefommen. Dadurch wäre offenbar den 
belgiſchen Deputirten und mit ihnen den beſondern Intereffen der füblichen Provinzen die 
Mehrheit auf immer in ver zweiten Kammer gewonnen gewvefen; bei dem entſchirdenen Vor⸗ 
herrſchen des holländiſchen Elements und ver holländifchen Intereffen in dem neue Stante war’ 
bied aber unmoͤglich, um fo mehr, als die noͤrdlichen Provinzen mit Recht geltend nahen 
konnten, daß fie der Gemeinſchaft die Golonten und fonflige überfeeiſche Befigungen zubrächten 
und fo ven Unterſchied in der Bewohnerzahl mehr als aufhöhen.. Zwar erwiderten die Belgier 
darauf, daß die Bewohner ber Colonien als foldhe Feine politischen Rechte im Mutterlande bes 
fäßen , um deren Bertheilung es ſich doch hier allein handle; jedoch nad vielfachen Verfurhen 
ergab fich fein anderer Ausweg , als die beiden Elemente des Königreichs in Bezug auf die 
Nationalrepräfentation durchaus gleihzuftellen und den holländifchen Provinzen biefelbe 
Deputirtenzahl, 55, tote ven mittäglichen zu geben. Sotam ed, daß dad um rin Drittel weniger 
bevölferte Holland ebenſo viel Einfluß in ven Generalftaaten erhielt ald Belgier, und ald mitt: 
leres Verhãltniß ſtellte fi heraus, daß Das erflere einen Deputirten auf 37,000 Einwohnet 
erhielt, waͤhrend das letztere fich mit einem anf 67,000 begnügen mußte. Das Maximum fand 
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ſchañ wurde vom Augenblid ihrer Einfegung an der Gegenſtend des grunrinfhaitiihen uch 
glichenden Saffes aller Parteien So geiäah es, das die Erriguiffe vom 1812 um 1813 mi 
Srende von der Nation begrußt wurden, welche darin wie Möglichkeit andy ihrer Beircug 
von bem franzöfilden Ioche fab. Der Prinz von Otanirm, der Ende Revember 1813 ı8 
Gnslanı im Haag eingetroffen war, wurde zum fonseränen Fürſten der RAiederlande enlge 
rufen und als ſolcher son den alfüirten Bächten auerfannt. Die Rotabeln ans den frühern free 
vereinigten Brovingen wurden zujammenberufen,, ein Berfaflungsentwurf, die Gonfitztirek 


beſeffen hatte, zurüd. : 
Die Fortſchritte ver verbindeten Armeen hauen unterdeſſen and Die belgiſchen Provinzen 
wer franzöflfhen Herrſchaft entriffen,, und bie verbiradeten Mächte beiätoften , viefelben mit den 
früern niederläubifgen zu einem Königreiche der Niederlande, unter der Sonveränetät de) 
Haufes Dranien, zu vereinigen. Der Grundgedanke dieſer Gombination war, in dem neun 
Staat , der ale Elemente von Mläte und poluiſcher Macht zu beſitzen ſchien, eine ArtShsf: 
mauer oder Vatridre gegen Brankreidh zu errichten, wie nörbliche Grenze Deutihlands fo m 
fihemn’und var Die Wiedererweckung ber frühern Rationalität in Zändern, die lange Bet 
hindurqch nılt Frankreich vereinigt geweſen waren, ein Gegengewicht mehr gegen das Überwiegen 
des franzoflfgen Geiſtes ımb der franzöftihen Ideen herzuftellen. Die Beringungen, unter 
Denen bie Aufnahme bes Konigreichs der Vereinigten Niederlande in den ewzopäiiden Staskr 
Kuno flettfand, wurden zuerft Dur den Londoner Vertrag vom 19. Mai 1815 geregel, 
foäter vofinken fegefegt durch den Befchluß des Wiener Congreſſes vom 31. Rei ua bit 
Eqhlußacte vom 9. Yani 1815. Um den neuen Staat in regelmäßige umd enge Beziehung zu 
dem Deutſchen Bunde, flr deſſen politiſches und Vertheidigungsſuſtem er von der allergröhten 
Midtigkelt war, zu bringen, wurbe das Herzogthum Luxemburg, das al Entfiänigung ft 
die in Deutfäland abgetretenen Befigungen dem Haufe NaflausOranien gegeben war, mat 
dem Titel eines Großherzogihums mit Deutichland vereinigt und der König ber Nieverlantt 
als Oroßherzog von kuremburg inden Deutfihen Bund aufgenommen, und um bie © 
des Staats zwiſchen diefer Beilgung und den Provinzen an ver untern Maas herzuſtellen, we 
Gebiet des ehemaligen Biorhums Luͤttich demſelben einverleitt: . 3 we 
Die ganze innere politifhe Geſchichte ver Niederlande bis zur Auflöfung des Eonigis 
ta Jahre 1850 iſt eine fortlaufende Reihe von Ereigniſſen, die ſich mit nothwendiger 6m: 
Vequenz aus dem @egenfage ihrer beiden Hauptbeftanntheile entwiteln. Durch ihre Stell) 
ihren Urfprung und eine Menge der weſentlichſten und wichtigſten Rückfichten war die ** 
rung angerolefen, ihre hauptfaͤchlichſten Gtügbunkte in Gelland zu fugen, und ihre Bali 
wurde dadutch nothwendig in eine die holländiſchen Intereifen befonders beguͤnſtigende 
geleitet, Ihr erſter dedeutender Act, die pelitifge und adminiſtrative Organijation bed 
Dura eine nene Berfafang, Uefert fon einen Beiwis-bafür; 03 iſt der erfie Sipritt In da 





Belgien er 
Bahn, bein tyaurtzer Arczantz Hirt mod meht ver Sewaln ver Nucſtanvr IE Ar 
mzufthreiben iſt 

Der Vetfaffangtentwarf vom 20. Märy 1814, Fire die ſieben noͤrdlichen Vrorinzeu 
heftimint, wat wwxuretchend, als die Bereinigung init den ſaAblichta Niederlanden vollzogen tet: 
Eine Gommifilon, zur Hälfte ans Holländern, zur Hälfte aus Belgiern beftehend, wurtde mit 
m Enhvutie einer ben neuen Beehäinifien entſprechenden Conſtitulion beauftragt und ihre 
Arbeit einer Verſammlung ver Notabein aller Provinzen vorgelegt. Die holländiſchen Note} 
rein nafmen ven Eatwurf einfimmig an, won ven belgiſchen wurde er durch 790 Stimme 
jegen 527 verworfen. Der König hatte ihm feine Billigung gegeben, und die Enſtimmigkell 
ser hollandiſchrn Notabeln machte ver Regierung zur Pflicht, um jeden Preis die Annahme deſ⸗ 
elben vor Selten der beigiſchen Provinzen durchzuſetzen. Als ihre Bemühimgen, auf gütlichemn 
BBege zu diefem Refultate zu gelangen, die Oppoſition det Belgier nicht beitegen konnten, nahm 
ie ihre Zuflucht zu elnem Mittel, dad einem Gewaltſtreiche mehr als allem Andern ähnlich ſah. 
unter den 796 Gegnern der Verfaſſung hatten 126 erflärt, daß ihr negatives Votum ſich nur 
wnf die die Religion betreffenden Beſtimmungen der Conſtitution bezöge. Die Regierung deu⸗ 
ete das Votum ſo, als vb es die übrigen Artikel beflätige. Außerdem hatte ein Schötel ungefähr 
iller belgiſchen Notabeln gar keine Stimme abgegeben ; es wurde vorandgefegt, daß die Abwe⸗ 
enheit derſelben ihre Zuſtimmung implicire, und auf dieſe Weiſe flickte man eine Majorität, die 
tie beſtanden hat, zuſammien, infolge veren die Conſtitution unter ben Namen, Grondwel 
or hed koningryk der Nederlanden“ proclamirt wurde. 

Betrachtet man dieſe Verfaſſung genauer und fragt man insbeſondere nach dem Urſprunge 
hrer verſchiedenen Beftandtheile, fo ergibt ſich, daß diefelbe von den Inſtitutionen der nörb- 
ichen Niederlande in ihrer frühern Geſtalt ausgeht und damit neuere Iveen über Repräſentativ⸗ 
verfaffung und ronftitutionelle Garantien zu vereinigen ſucht. So entſtand dieſe Conſtitution, 
vie in allen weſentlichen Fragen , zu welchen bie politiſche Drganifation des Staats Beranlaffung 
zibt, eine Art Mittelweg zwiſchen einer Monarchie und reinem Conſtitutionalismus einichlägt. 
Die Erfahrung hat bewiefen, daß diefe Art, das Problen zu Iöfen, nicht zum Ziele Führen 
'onnte; bie meiften Schwierigkeiten, auf welche die Megierung ſtieß, die tiefgehenven Zerwürſ⸗ 
aiffe zwiſchen ihr und einem großen Theile ver Nation, weldhe enpli die Kataſtrophen von 
1850 herbeiführten, gingen aus der mangelhaften Beſchaffenheit des Grundgeſetzes hervor, 
velches weder monarchiſch noch confequent conftitutionell war. 

Ehe wir zut Überfiht ver politiſchen Geſchichte feit dem Jahre 1815 übergehen, muß noch 
ver Stellung gedacht werben, welche das Grundgeſetz den füblichen Provinzen, ven nörblichen 
jegenüber, anwies: es iſt in ihr eine der weſentlichſten Urſachen der Ereigniffe des Jahres 
1830 zu ſuchen. Voͤllige Gleichſtellung in Betreff aller Rechte und Vortheile war ven füb- 
chen Provinzen zugeflhert worden, aber in Beziehung auf bie wichtigften alfer Rechte, auf 
die politiſchen, brachte ifmen die Verfaffung nur eine Ungleichheit, die fie von vornherein ver: 
iegen und gegen bie neue Ordnung der Dinge einnehmen mußte. Die Bevölkerung ber 
beigiſchen Provinzen betrug im Augenblicke ver Vereinigung 3,337,000 Seelen, bie ber holz 
ländiſchen 2,046,000; Hätte man die Zahl der Mitglieder der zweiten Kammer, welche bie 
eigentliche Volksvertretung bildeten, nad} deren Benölferung beſtimmen wollen, fo wären von 
den 110 Deputicten 68 auf Belgten, 42 auf Holland gefommen. Dadurch wäre offenbar ben 
beigifchen Deputirten und mit ihnen ven beſondern Intereffen ber ſüdlichen Provinzen vie 
Mehr heit auf immer in ver ziveiten Kammer gewonnen geivefen; bei dem entſchirdenen Vor⸗ 
herrſchen des Holländifchen Elements und der holländiſchen Intereffen In dem neuen Stante war 
bies aber unmoͤglich, am fo mehr, als die noͤrdlichen Provinzen mit Recht geltend machen 
fonnten ‚ daß fie der Gemeinſchaft die Golonten und fonflige überſeeiſche Beftgungen zubrächten 
und fo wen Unterſchied in der Bewohnerzahl mehr als aufhöben. Zwar erwiderten bie Belgier 
darauf, daß die Bewohner der Golonien als ſolche Feine polttifchen Rechte im Mutterlande bes 
fäßen , um deren Bertheilung e8 ſich doch Hier allein handle; jedoch nad vielfachen Verſinhen 
ergab fi fein anderer Ausweg, als die beiden Elemente des Königreichs in Bezug auf bie 
Nationalrepräfentation durchaus gleichzuftellen und den holländifchen Provinzen biefelbe 
Deputirtenzahl, 55,rte ven mittäglichen zu geben. So kam ed, daß das um ein Drittel weniger 
bevölferte Holland ebenfo viel Einfluß in den Generalſtaaten erhielt als Belgien, und ald mitt: 
leres Verhãltniß ſtellte fidh heraus, daß das erflere einen Deputirten auf 37,000 @inmwo 
exhielt, währen» das letztere ſich mit einem anf 67,000 begnügen mußte. Das Marimum fand 
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‚Role der Regierungen überzengt, durch die augeblich verlehenden Antmehmömafrigeie bin 
revolutionären Übermuth von 1848 zu ftrafen und zu zähmen. Das Volk wiſſe auch, daß bie 
Heinen Regierungen den mächtigern nachgeben mühten. Dieſe Gründe verdimen wenigſtens 
eine ehrliche Prüfung. Solche Gegengründe aber wie die, melde ein-Stäatömann, bald nad 
den kurheſſiſchen und holſteiniſchen Geſchichten, ven Abgeordneten einer liberalen Stadt 
gegenüber ausſprach, darf man hoͤchſtens nur erwähnen, wm bie Verblendung des Teactio= 
nären Fanatismus zu veranihauliden. Gr, diefer Staatsmann, erwiberte nämlich jenem. 
Vürgerg auf ihre Klage, bei folgen tenetionären Maßregeln, welche Bürger ihrer Stadt 
durch willkürliche Conceſſionsentziehungen und andere Wahlcorruptionsmittel betroffen hat⸗ 
ten, würden ja offenbar Recht und Gerechtigkeit mit Füßen getreten: „Ha! merkt ihr das! 
Nun das iſt recht, dann ſeht ihr auch, was wir koͤnnen und wollen, und werdet euch fügen.“ 
Das iſt denn doch noch ſchlimmer ſelbſt als das bekanute Witzwort eines andern Staatsmanns 
zur Bekämpfung der Empörung des logiſchen Verſtandes und bed rechtlichen Gefühls gegen den 
Gedanken, die armen Kurheſſen, weil fie ihre Verfaffunge- und Richtereide nicht brechen wolls 
ten, „als offene Aufrührer” beftrafen zu dürfen. Einen Rechtfertigungogrund freilich für 
neue Dragonaden konnte der Wig von ben „Nevolutionären in Schlafrock und Bantoffein ” 
natũrlich ebenjo wenig abgeben, als die merkwürdige Entſchuldigung in der bairiſchen Kam⸗ 
mer, ber eigentliche Gegenſtand ber beklagenswerthen Operation fei ja gar nicht die Demüthi⸗ 
gung der armen Kurheſſen und Holfteiner, fonbern die Demüthigung Preußens gewefen. Doch 
laffen wir folge und ähnlie Äußerungen, welche ſelbſt einen tiefen Schatten auf bie Heilig⸗ 
keit deutſchen Volksrechts und auf unſere politiſchen Zuſtände werfen, und gehen wir zu jenen 
erſten drei Begengründen über. 

Es iſt allerdings nur zu wahr und auch theilweife eine gute Entfhulbigung für mande 
verlegende Regierungsmaßregel, daß in ber deutfchen Nation, Infolge langer politifcher Unter⸗ 
brüdung, die uralte evelfte Eigenſchaft unferer Vorfahren weniger wirkſam if. Wir meinen 
die edelſte Eigenfchaft überhaupt aller würdigen freien Völker, ein energiſches Nechts= und Frei⸗ 
heits⸗ und Ehrgefühl, welches durch ſchnellen einmüthigen Ausprud bei Verlegung veffelben 
die Verlegenden zur Zurüdnahme und nod mehr zur Vermeidung ihred Unrechts beſtimmt. 
Auch Hält das tägliche Geſchäft und ein Überreft der reactionären Rühtung feit den verfehrten 
radicalen Erfheinungen von 1848 und 1849 und dann der Drud unferd Ausnahmözuftandes 
die Außerung politiicher Misſtimmung vielfach zurück. Doch wir fein Unbefangener behaup⸗ 
ten, die de utſche Nation gehe jetzt ſittlich und in höherer Bildung und Einſicht rüdwärts, feiner 
vollends, daß fie fo tief geſunken fei, daß, weil fie ruhig alle Ausnahmömaßregeln hinnehme, 
jene edelſten Gefühle in ihr erftorben feien, und faum fanden wir unter Taufenden einen deut⸗ 
ſchen Daun, der ohne tiefverlegte Gefühle die holſteiniſchen, vie Eurheiifchen, die mecklen⸗ 
burgiſchen, die luxemburgiſchen, die hannoverifhen Geſchichten, das Londoner Protokoll, die 
Verileigerung der deutfchen Flotte, die Conceſſionseutziehungen und ähnliche Maßregeln befpres 
en konnte. Alle reactionären Maßregeln vor 1848 haben fogar niemals ein halb fo großes 
allgemeines richtiges Verftänpniß gefunden, eine ſolche Verlegung des Chr: und Nechtsgefühls 
bewirkt. Mit der unvergleichlichen Verſtärkung unſers Ausnahmözuftandes hat die Verſtim⸗ 
mung gegen benfelben Schritt gehalten. Sehr ſchlechte Rathgeber aber müßten Diejenigen fein, 
welche es überfehen wollten, daß bei irgend £räftigen politiſch unfreien und beprüdten Bölfern 
politiſche Misftimmungen in der Stille dauern und wachſen, bis ein entforedhendes größeres 
Greigniß fie plögli fowie 1848 in unbegreifliher Schnelle und Allgemeinpeit zum lauten 
Ausdrud bringt. 

Wahr iſt es ebenfalls, daß im Jahre 1848 höchſt widerwärtige und verbrecheriſch · Übers 
treibungen und rabicale Aufruhrgeſchichten vorfamen, und Eräftige Gegenmittel der Regierun⸗ 
gen rechtfertigten, ja übertriebene zum Theil entſchuldigten. Doch wird ein gerechter und kun⸗ 
iger Beurtheiler der Geſchichten der andern nach Freiheit ſtrebenden Nationen zugeben, daß diefe 
Exceſſe nicht nur im Berhältnip zu dem von ven Regierungen thatſächlich ſelbſt anerfunnten langen 
vorhergehenden Unrecht mäßig waren, und daß ſolche bei großen Nationalbewegungen nur allzu 
häufig jind, fondern — was bie Hauptſache ift - - daß ber tauſendfach gröpere I heil der Nation 
ihnen fern blieb, vielmehr die Throne und Die Orpnung gleich zu Anfang der Bewegung rettete 
und durd jeine bewieſenen Geſin aungen ihre Unterdrũckung leicht machte. Sollte wol nun 
bie der Regierungen wie der Nation unwürdige Anfiht noch einer Widerlegung bedürfen, daß 
die Negierungen das Recht in Anfprud) nehmen fännten, die deutſche Nation megen des längf 
unterprüdten, .an.den Schuldigen ſchwer beſtraften Unrrchte beliebig züchtigen und für — 
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108 erklären zu dürfen! Die richtige Regierungspolitit vollenns wird. ebenfalls bie Aus⸗ 
nahmömaßregeln nicht rechtfertigen. Waren fie e8 ja doch vor allem, welche 1848 die ges 
Fährlihe Bewegung und den fittlichen Unwillen ſelbſt der ehrenmertheften confervativen Män- 
ner hervorriefen! : . 

Endlich wollen wir aud nicht verfennen, daß die kleinern deutſchen Regierungen, weil fie 
* der wohlthätigen Stüge einer Rationalcepräfentation entbehren , oft für die ehrenvollſten und 
heilfamften Maßregeln der beſten Kräfte und Mittel beraubt find. Müſſen ja felbft die Groß⸗ 
mãchte, fo Oſterreich ins ruſſiſchen Kriege, venfelben Mangel bitter empfinden. Auch iſt es und 
noch in guter Erinnerung, wie ehemals die Metternich'ſche Politik, welche Deutſchland als ein 
Vafallenland für Oſterreich anfah, und welde zur Durchführung des der heutigen Gultur 
widerſprechenden despotiſchen Syſtems in Oſterreich auch die Freiheit in Deutfchland haſſen 
mußte, nicht blos den Fürſten und Adeligen ſchmeichelte, ſondern durch ſchoͤne Phraſen von ver 
„bewundernswerthen vortrefflichen deutſchen Nation’ zu Gunſten ihrer Entwuͤrdigung auch 
bie bürgerlichen eiteln Thoren in derſelben Weiſe zu bethoͤren ſuchte, und fo Alle zu ihrem 
Schaden zum oͤſterreichiſchen politiſchen Syftem zu beftimmen firebte. Dennoch ift jene alte mis 
nifterielle Täuſchung längft wirkungslos, daß Die Regierungen der Heinern Staaten die Auss 
nahmsmaßregeln und die ſcheinbar auswärtigen Freiheitsbeſchränkungen ihrer Unterthanen ſtets 
ungern gutgeheißen und vollzogen Hätten. Welde unermeßliche Kraft hätte unvermeidlich 
der offene gemeinfame Widerſpruch auch nur einer Anzahl deutfcher Fürſten gegen die neuen 
Ausnahmöbeihlüfle, vor allem gegen die Beſchlüſſe in der holſteiniſchen Sache, gegen Be— 
ſchlüſſe, welche die Heiligften, von allen deutſchen Kürften anerkannten, ja eben noch verthei⸗ 
bigten urfunblihen Rechte eines edeln deutſchen Volksſtammes, die Iegitimften Sueceffiond- 
" rechte eines deutſchen Fürſtengeſchlechts, ja eines der herrlichſten und wichtigſten deutfchen 
Grenzlande dem übermüthigen Auslande und ſehr wahrſcheinlich Rußland Hingeben, melde 
fomit Alles, was Deutſchland durch das frühere Preisgeben anderer Orenzlande, der Oft: 
feeprovinzen, des Elſaß und Lothringens erlitt, noch weit überbieten. 32) Kommt ja doch 
hier zu der allgemeinen nationalen Ehrenpflicht, das Gebiet und die Macht der Nation gegen 
das Ausland zu behaupten, ber wirklich zu Gunſten Schleswig: Holſteins im Verein mit den 
braven Bewohnern vom beutfchen Fürſtenbunde übernommene gemeinſchaftliche Vertheidigungs⸗ 
krieg. Hier gilt es alfo, das Vertrauen auf den zugefagten Schug Deutſchlands und der deut⸗ 
Shen Fürſten zu erhalten. Welche Macht könnte nun wol hier deutſchen Regierungen, welde 
bie Heiligften Ehrenrechte der Nation und ihrer Fürſten wahren wollten, auch nur nachträglich 
zu einem zuflimmenden Ja zwingen! Wir fürdten überhaupt, es wird die öffentliche Meinung 
die Schuld verlegender Ausnahmömaßregeln, zumal folder, von welchen die kleinern Regieruns 
gen willig den ſchoͤnſten abfolutiftifgen Nugen ziehen, nicht mehr allein ven Großmächten 
aufbürben. Und wenn fie es thäte, fo würde dieſes ja nicht einmal bie Gefahren abwenden, 
fondern nur das Übel ärger machen. Denn es müßte ja doch wol die Nation doppelt unmuthig 
machen gegen ſolche Einrichtungen, die fle fo weſentlich bedrücken, ohne daß felbft der gute Wille 

ihrer Regierungen die Kränfungen ihres Rechts und ihrer Ehre abzuwenden vermoͤchte. 

Mit einem Worte endlih: Alle, die außerhalb der Regierungskreiſe ſtehen, können ſich, 
angeſichts des nad der allgemeinen Nationalerhebung von 1848 jo fhnell wieder über 
Deutſchland hereingebrochenen Ausnahmszuſtandes und feiner verlegenden und gefahrdro⸗ 
henden Wirkungen, keine Pfliten und Nöthigungen denken, irgend vergleichbar ven Paich⸗ 


32) Daß die Aufhebung dieſer Befcläffe auch rüdfichtlich Schleswig⸗ Holſteins leider nicht bewirkt wer⸗ 
den kann durch die jest (1858) zu erwartenden Bund. aAbeſchluͤſſe, wie Löblich auch ihre einmäthige Begrüns 
dung und fie ſelbſt fein mögen — biefes ergibt ſich ſchon daraus, daß fie vorausſichtlich die Bine jache, 
bie ellung ber Union und des Iegitimen deutſchen Erbrechts, nicht betreffen. Ohne dieſe aber Fönns 
ten jelbh die Holfteiner und bie Lauenburger gegen fyätere hundertfache Bebrüdungen der bänifchen Des 
mofraten, nach bisherigen anderweitigen Vorgängen, und felbR nach den Gefegen des völferrecitlichen 
Bundes, feine Hülfe erwarten. Das unglüdliche Schleswig aber bliebe vollends dem Haffe vreisgeges 
ben, welchen feine deutfche Nationalität und Dentfchlande frühere gerechte Vertheidigung derfelben ihm in 
Dänemarf erwedte. Deswe, en fam man bereits in England, wo bie verfehrte Politik des zuweilen leichts 
fertigen erften engliſchen Miniflere in Beziekung auf das Londoner Protofoll allgemein getabelt it, und 
auch in beutfchen Zeitungen, ja nad} der „Mllgemeinen Zeitung” vom 12. Jan. 1868 (Beilage) auf höchft 
— RiBe Es kiop iR —— on un Berlin zu der Anerfennung ——— 

‚ da6 Londoner Protofoll aufzugeben. q̃ die altlegitime Union wieberherzufellen, erflären 
{con fept Viele ald unvermeidlich, (oder Dänifche Gonfersatine wie Orſted. Zara 
Gtoatös£eriton. IL 31 
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ten web Beikuunungägzünnen für ſeine alöGalaigfte ufgehunng! bie leztern Bisjoptuät 
Regten, bipfed Fünnen mir nur allein ben Taäuſchuuges — —————— zuſchvei⸗ 


ben, welche ja ſchon oſtmals, in Cngland und Fraukreich ſegar doppelt, ſich und noch mehr Die 
Fürftenthrone dur ihre Verblendung ind Verberben ftürzten. Aber wir dürfen nichts Wei⸗ 
teres hinzufügen. Das ar. genügt wel Mn ben Brefudh einer plihtmäfigen Vogrũn⸗ 
Yung unferer obigen ftanterechtlichen und politiſchen Übergeugungen. Das ſpoͤttiſche Lächeln 
aller Derer aber, melde an einer friedlichen Lͤſung. unfers Nationalſchickſals und an ches 
tung ber monarchiſchen Orduung allen Glauben aufgabm, würke und nicht irren, ebenſo 
wenig als bisher, und ebenſo wenig der Unnuth Derer, welchen die Cuthüllung unfers Zus 
Randeg und feiner Gefahren unbequem iſt. Der Erſtern frohe Wünfhe für die Bortbauer ber 
geſchilderten Politik und für Ihre Herbeiführung rabicalen Umſturzes weidjer uns Ähnliches 
bringen würde wie unfern Nachbarn, wird die Vorſehuug und der gefunbe Verftand der Nas 
tion vereiteln. Den thörichten Wahn der Andern Dagegen, daß nicht pad Übel feibit, fondern 
die zu feiner Hellung nöthige Wahrheit verderblich ſei — dieſen macht alle Geſchichte zu — 
den. Wen aber daB Bisherige noch nicht genügend überzeugt, der rufe ſich doch nur eine deut⸗ 
liche Vorſtellung zurüd von ber im Jahre 1848 zum Ausorud gelangten allgemeinen ſittlichen 
und rechtlichen Verwerfung unferd damaligen Ausnahmszuſtandes und feiner vie Ehre und 
Macht der Nation verlegenden Mafregeln, von diefer Berwerfung, welche damals und auch 
noch nach der Auflöfung der frankfurter Verſammlung alle deutſchen Regierungen ebenfo theil⸗ 
ten wie die Nationaläbergeugung von ver Nothwendigkeit einer gründlichen Bundesreform 
zur Befeitigung der allergrößeſten und dringendſten Gefahren. 2?) Sodaun uber vergleihe 
er unbefangen die erneuerten Audnahmözuftände, die eumenerten Beslegungen der Gefühle für 
Die nationale Ehre, Einheit und Macht, und frage fi daun, ob fie, und mithin auch jene Ge: " 
fahren jegt nicht ungleich größer ſind alg zuvor. 

Dad reden wir nicht von ben allerbings bielfachen X großen Gefahren unferer Aus⸗ 
— * Wir appelliren viel lieber an ein hoͤheres Motiv als die Furcht, an das höͤchſte 


J Bir erinnern aus ber ganzen Flut ſelbſt der damaligen amtlichen Erklaͤrungen nur an nach⸗ 
folgende drei. Das Bundestagsprotofoll vom 8 März 1848 (alfo noch nor dem Borparlament) 
fagt unter Anderm: „Schon bie Grundlage bes Bundes war eine mangelgafte und ungenägense. Munde 
Begenftände waren darin aufgenommen, die füglich ben einzelnen Bundesflaaten hätten überlaffen bleia " 
ben föhnen, während andere und wichtigere von befien Competenz ausgefchlofien oder doch nur ald Ders 
foreihen ober Wunſch bezeichuet wurden. Die Erfüllung folder Beriprechen und Dinfehe wurde aber 
den der Einkelligfeit der Stimmen abhängig und baburch die Erreichung eimes befriebigenden Mefultate 
von vornherein unmöglich gemacht. Auf diefem Wege fonuten Die gu einem wahren mab fräftigen Bunde 
unentbehrlichen Infitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger zur Anwendung — werben. Per 
Souveränetät der einzelnen Bundesftaaten wurde dadurch Pr usbehnung gegeben, welche die Wirk: 
famfeit des Bundes in ſtets engere Grenzen einzwängen mußte. Hieraus entfprang die Mbhängigfeit ber 
Bunbestagsgefaubten won fpeeiellen Inftructionen und bie Unmoͤglichteit ber Entwidelung. je Bros 
talolle der — m nichts mehr als ein Mepnfitorinm von —* —— — 

n und Zufammenhang, ohne Austanfch der Been una Anfichten, ohre 
ein ”s daraus mit 2 erichigteit ergebenbes Refultat.‘’ £ 

en en Wunder, Da nad) allem Obigen das Anfehen ber Bunbesverfammlung von Tag zu Sag mehr 
fanf, und fc zufept in fein Gegentheil verwandelte. Dies mußte um fo mehr und wa [0 fchneller ne 
— als die Bälle ſich mehrten, wo ven vielen Bundesregierungen bie mühfam zu Stande — 
Bundeobeſchlũſſe Häufig nicht publicirt, oft nicht befolgt und zuwei en ala geradezu —— — 
wurden. In manchen Bundeogebielen iſt weder die Bundesacte, noch die Schlußacte und die andern 
Grundgeſehe des Bundes jemals geſetzlich bekannt gemacht, nur zu häufig iſt der Vollzug der Bundes⸗ 
— von den Beftimmungen ber Lanbesgeſetze abhängig gemacht worden. Nur diejenigen Buns 
dasbefchlüſſe, welche * öffentlichen Meinung entgegengetreten, und deren Berants 
en die Bundesregierungen lieber dem Bunde überltegen, wurden ale 
— publicirt und als ſolche auf deren Defolgung gehalten. Wie fonnte ba 

rauen zum Bunde und befien Organ, bie Bundesverfammlung, faffen, fa wie konnte er 
wur in das fentice Bewußtſein übergahen!...“ 
„RM Diigem wu erkaunt — daß die Verfaſſuag bee Deucſchen Bundes, wenn Deutfchtand 
Bart und bleiben foH, einer Revifion auf breiter nationaler Grundlage bedarf... 

Ra — licher Erdrierung bes Bortrage wurde m übereinfimmung mit dem Auefchuß⸗ 
autrage ——— 2) „Die Sbundesverfananfung pr ſpricht die Überzeugung ane, daß eine Meviffon 
der Bunbesverfaffang auf wahrhaft y emaͤßer und natlonaler Grundlage nothtend! fei.“ 

Aus dem Bortsage des Herrn ; —— ex als Reglerungscommiffar fr die deutſche 
Vorfallungsnugelegeugeit in ber —* Sidung der preuhiſche n — Kammer am 25. Ang. 
1849 hielt: 1,86 möchte Shuen umb wir ben pr rigen Radbli die Gefchichte des Deuts 

ſchen Bundes erfgaren oder ihm minbefens in bie en; Grenzen En. @s if war zu Seit, 
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omas Ratoenm an — Kurs, Gberschtigßeit ua. Ehe uinferen Bürften, 
Veen Raißang mis einem ehyenwallen ame Bußande ner Nation. fe innig nenvadien.ift, daß 
fle die ihm widerſprechenden Ausnahmözuftände, jobald fie diejelben atd jolche kiat erbeunen, 
war nicht Dulpen Ghanen. Es kompit alſo nan dareuf dn, daß bie Bürger, die Nedtöichsen und 
Grändeneriamunungen, jeda feige Rüskiiht wegwerftud, offen Net, urumen, was Recht, und: 
Varecqht, was Uareqht iR, Ledislich dioeier Muh und pRidtmäpige Gutzchluß wären nöthig, um 
alabald unſern Aisuahmszuſtand mit · ſeinen uuglũcklichen Foigen zu befeitigen. Er kann ſelbſ 
hei der alten Bunbedeinzichtung ebenſo gut alabald wegfallen, wie er in den erſten vier Jahrer 
ſeiner Begründung fehlte. Dank aber auch das Beifexe, daß auch eine, allen Betheiligten, bes 
Großmäcten, den kleinern deutſchen Furſten und ben Volk entſchieden vortheilhafte Bundes⸗ 
were möglich ſei, wurde in unſerm. Art. Baden (S. 167) nachgewieſen. Belder. 

Belchnung, 1. Rebnämefen. z 

Belehrung, Beltäbelebwing. Die Höchfe Veſtimumung der Menſchen, wolche fie durch 
wechſelſeitige Mith⸗eilung und beſonders auch durch eine gut eingerichtete Staatsvereinigung 
exreichen ſollen, iſt mögliche allſeitiga Ausbildung und Vervollkommnung. Des beſte Staat‘ 
iſt derjenige, welcher die hoͤchſten Zwecke der Menſchheit am wenigſten ſtrt, am kräftigſten 
foͤrdert, und der ebendeshalb, wie für die meuſchlichen Endzwecke fo auch für feine eigene 
Saft, Wirkſamkeit und Dauer, in der gerechteſten und freieflen Staatordnung alle Kräfte 
and Beftrebungen feiner Bürger vereinigi. Daß hierzu Die möglichfte Benbreitung. ber. Einibdgt 
ab Aufklärung , namentlich auch der das Gemeinweſon beireffenden oder der politifchen weſent⸗ 
Uch fei, dieſes if klar. Es wurde auch ſchon oben in den Art. Aberglaube und Uffociatiee 
ausgeführt, Namentlich wurde gezeigt, daß volitiſche Einficht und Bildung und freie-thätige 
nolitiſche ober patriotiſche Beſtrebung dev Bürger, weit entfernt, Die Oxrbuung und, Treue zu 
gefährden, vielmehr ebenfo wefeutli für fie und zur Ausſchließung anarchiſcher una revolu⸗ 
— Zuſtaͤnde wie für Die gefetzliche Breiheit, und. für die Siaft und die Blüte des 

Staats wirkt. 
So iſt denn alſo moͤglichſte Belehrung des ganzen Volks, namentlich auch politiſche Belch- 


unter welchen Wirfungen und Gegenwirkungen hie Mation, nachdem fie unter dem Drucke der Fremd⸗ 
errſchaft und der Schmach ber Rheinbundepolitif zu neuem Bewußtfein erwacht war, endlich ihre 
faffung erhielt, und welche mannichfachen Urfachen es waren, die auch die beffern Keime, bie 
bie Bunbesaste darbot, erflichen. Das Ergebnis von 33 Jahren liegt vor uns; die Thätigfeit ber 
Bundeverfammlung zeigte ſich fa nur im ‚ehren, usb auch hier hat bie lurembu che bes 
wiefen, daß fle ihren @liedern nicht den äußern Schutz, und bie braunfchweiger, baß fe ihnen nicht 
den innern Schutz gewaͤhre, die holſtein⸗ſchleswiger aber, daß fie ner herannahenden Gefahren die Angen 
ſchließe. Da, wo die Autorität des Bundes in Anfpruc; genommen wurbe, um jene vergiftenden Zwiez 
fpalte zwifchen ben Regierungen und ihren Stänven zu. fchlichten, traten bie unfeligen Incompetenzs 
erlärungen ein, die dem Bunde zu dem Schaden noch den Spott auftuden. Konnte ſo fchon der nä 
Wen Aufgabe nicht gemügt werden, fo mußte fich die Thaͤtigkeit des Bundes da ei vbdilig nichig ers 


meifen, wo es fi um pofitive Schöpfungen in hätte; die Artikel her YBunbegarte, bie über den 
e 


voͤlkerrechtlichen Verein hinaus gemeinnngliche Inftitutionen in Ausficht ſtellten, find nie in Erfüllung 
jegangen; es war unmögli fen Barticularintereffen nach irgendeiner Richtung hin in Einklang zu 
Ingen. Meine Herren! Das Echaufpiet, welches dieſes tepte ganz Deutfchland umfaffende Organ 
darbot. war ein teaueiges! Niemaund, ber mit der nutz⸗ unb würbelefen BeinäRigung bes Bundestags, 
zumal in feinen legten Jahren, miher befgnas iſt, wird ſich eines Befühls eriuehzen fünnen, au bem Aum⸗ 
wer und Unmuth gleichen Theil haben.... Sollt und muß daher die Revolution guenbet werben, un 
war nicht blos dadurch, daß die zerflörenden Kräfte gewaltfam niedergehalten werden, fondern zugleich 
urch die Befeftigung des Rechtezuftandes in Deutfchland, fo if der Abfchluß der beutfchen Verfaſſüngs⸗ 
kriſe dic Wufricgtung einer politifchen Ordnung, bie die @inkeit der Nution Innerhafb ihrer mögkichen 
and igten Bebingungen nerbürgt, bie exfte und oberfle Bedingung jedes Belii 9 
Inder Jaiſerlich öferreigiichen Einladung zu den Dresdener Couferenzan im Deceber 1850, 
vachdem dieſelbe von der „längR als dringend notgwenbig” anerfannten Bunbesrefarm gelprochen, ir 
ed: „Mnd dennoch muß man fchnell an dieſes Ziel gelangen, will man nicht die Bande, di 
gefepli und naturgemäß die deutſchen Etaaten aneinander fnüpfen, immer mehr fich lodern, 
will man nit die deutſchen Berhättutife einer völligen Auftoſung entgegengehen 
und ven Bund in der europäifchen Gtaatenfamilie gänzlicher Madtlofigfeit zur 
traurigen Beute werden fehen.” In übereinftinmender Weihe äußete ſich ion in feiner dr 
labung vom 12. Dec. 1830. Das Protofall über die Bröfuuug der Gonferensen om 23. Der. 1850 ents 
hält aufs neue übereinfimmende Grflärungen der Bevofimäcthgten beider —— der Benalls 
mäctigten aller übrigen Bunvesflaaten. Bergl. die von Meinterhand gejhrlebenen „Batertändifchen 
Hefte” (Manheim 1854), 1, 106 fa. 5 er i 
A * 


! 


— 


484 Belehrung 2 ’ 

tung, theils als unmittelbare Befdrberung der höcften Menſchenzwecke ſelbſt, theils als eines 
her wichtigſten politifhen Mittel für das Staatswohl nothwendig und nützlich. Aber wodurch 
und wie iſt zu belehren? 

Die Belehrung muß ausgehen einestheils unmittelbar von allen moͤglichen Lehranſtalten 
and Lehrmitteln; von der Kirche und dem kirchlichen, religidſen und moraliſchen Unterricht, vom 
ven fämnttlihen Bildungsanſtalten, von der Volkoſchule an bis hinauf zu der Akademie ver 
Wiſſenſchaften; ſodann von der Preſſe over von Schriften aller Art, von Schriften für vie 
Gelehrten, für die Gebilveten, für die Jugend und das Volk; beſonders aber aud) von den 
fogenanten periodiſchen Schriften, von Zeitſchriften, Zeitungen und Kalendern und von Gele— 
genheits⸗ oder Flugſchriften aller Art. Sodann aber muß die Belehrung, und insbefondere bie 
Volksbelehrung, mittelbar ausgehen von dem Leben, von ben gefellfehaftlihen Einrihtungen 
und Vereinigungen , von den Öffentlichen veih3= und landſtändiſchen, von den Provinz- oder 
Landraths⸗, Schwurgerichts⸗ und Gemeinveverfannmlungen , von den freien Affociationen und 
Geſellſchaften und Volksfeſten aller Art (f. Affociation) ; aud von den Theatern, zumal wenn 
biefe, ſowie im Alterthum, volfsmäßig umd national würden. Vorzüglich für die große Maſſe 

des Volks, welche weniger lieſt und auch, wenn ſie lieft, doc; weit weniger für prüfendes Nachden⸗ 
ken, für Reflerion und Abftvaction und für das Allgemeine ald für unmittelbare Anſchauun⸗ 
gen, für lebendige Eindrücke und Gefühle und für daB anſchaulich dargeſtellte Befonvere und Ge- 
ſchichtliche empfänglich ift, wird dieſe lebendige Volksbelehrung weitaus die reichfte und michtigfte 
Duelle der Bildung. Es ift deshalb auch wenigſtens fehr einfeitig, die Bildung eines Volks 
6108 nad der Zahl der Lefenden und Schreibenven berechnen zu wollen. Öffentliche und 
Geſchworene n⸗Gerichte 3. B. geben dem Volke mehr Bildung und Kenntniß von feinem Rechts⸗ 
zuftande als alle Nechtöfatehismen. Sie wirken aud auf die öffentliche Moral Heilfam, wie 
dieſes nicht blos Die Beamten von England und Frankreich, fondern fo gut wie einflimmig vie 
Beamten ber deutſchen Rheinlande bezeugen. Manche, melde das Geſchworenengericht nit 
kennen — denn Diejenigen, welche es .felbft beobachten, werben, wie Grolman und bie treff⸗ 
lihen Mitgliever der königlich preußifhen Immediatjuſtizcommiſſion, aud menn fie früher 
deſſen Gegner waren, durch die eigene Anſchauung faft immer feine entſchiedenen Vertheidiger — 
fürchten zwar die Verdffentlihung des Schlehten. Aber dieſes vernimmt das Volf doch. Nur 
vernimmt e3 daffelbe nicht in der beftändigen Verbindung mit überlegener und imponirenber 
offentlicher Misbilligung und Vermerfung und unter dem moralifchen Eindrucke eines würbes 
vollen Öffentlichen Gerichts und der Stimme des dffentlihen Volksgewiſſens. Diefes, daß 
gerade hierdurch die boͤſen Eindrücke ſo ſehr überwogen werden, und dad zugleich Die Belehrung 
und Wirkung durch dad Leben, durch die Öffentlichen Einrichtungen und Handlungen fo unend⸗ 
lich wirkſam iſt, dieſes müffen weife und gewiſſenhafte Regierungen und Öffentliche Behörden 
ſtets höchſt forgfältig beachten, ähnlich wie z.B. unfere gegenwärtigen fürftlihen Bamilien dur 
ihr würdiges Privat und Familienleben — mit Freude kann man es fagen — faft ſämmtlich 
eine hoͤchſt wohlthätige Öffentliche Lehre geben. Denn gewiß ift es einestheils, daß z. B. alle blos 
wörtlihen Belehrungen Über Achtung des Rechts und der beftebenden Ordnung auf hoͤchſt 
gefährliche Weife vereitelt werden würden, wenn etwa in einem Lande allmälig pie Vorftellungen 
in dem Volke entſtünden, e8 werbe die öffentliche Treue und Gerechtigkeit und die öffentliche 
Moral von oben und durch treulofe Diener ungeftraft verlegt, von ihnen etwa die Heiligkeit der 
unabhängig fein follenden Juftiz, der frei fein ſollenden Volksvertreter durch Beftehungen, 
Berfolgungen oder irgend andere Willfür unterdrückt. Auch hier aber würde anderntheils ein 
preßfreies Öffentliches Gericht über Verkehrtes und, wie bei dem Öffentlihen Geſchworenen⸗ 
gericht, die Verbreitung der öffentlichen Rüge und Strafe zugleich mir dem Böfen nur Höcft 
beilfam fein. Das Böfe würde fo nicht blos weit mehr verhindert werben. Es würde auch 
ungleich meniger ſchädlich wirken, als wenn es trog alled Dunkels dennoch geheinnigvoll und 
in Verbindung mit dem verlegenven Gefühle feiner Ungeftraftheit und der Volkshülfloſigkeit 
von Munde zu Munde geht. Gerade alsdann erſt wird es außer der moralifhen Verderbniß. 
allmälig eine Unzufriedenheit und Misachtung der öffentlichen Ordnung begründen, welche bei 
der erften Gelegenheit zu gefährlichen Ausbrüchen führt, jevenralld Die moraliſche Kraft ver 
Vertheidigung in der Stunde ver Gefahr vernichtet. 

Eben wegen biefer überwiegenden Wichtigkeit der Volksbelehrung mittelbar durch das 
Leben felbft ift von den Druckſchriften insbeſondere auch gerade derjenige Theil, welcher fidh, 
ſowie die meiften Zeitz und Slupfchriften, durch Inhalt ober Form beſonders eng an das 
wirkliche Leben und an die Volfögefühle und Anfhauungen anſchließt, vorzugsweiſe einflußs 
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reich für die Belehrung und Verebelung des Volks und auch geeignet, der Cinwirkung ver 
übrigen Lehr und Bildungsmittel erft größere Verbreitung, Nachdrücklichkeit und Dauer zu 
verſchaffen. Veſonders find auch die Loralblätter und, wenn ie an ſich für dad Volk geeignete 
Mittheilungen enthalten, die Kalender unendlich wichtig für die Volksbelehrung. Die legtern 
find es, weil fie ganze Jahre lang in ver Hand des Volks bleiben, am allgemeinften und bis 
in die ärmften, entlegenften Hütten verbreitet werben und an jo mandem Sonntage oder 
Winterabende oft wiederholt die Quelle der Unterhaltung bilden. 

Über das Wie oder über die Art der Belehrung läßt ih im Allgemeinen nur Folgendes 
fagen. Es muß zuerft für jenen Kreis ber zu Belehrenden die angemeffene deutliche und ein⸗ 
dringliche Korn gewählt werben, alfo für das Volk die oben angeveutete, deren richtige Durch⸗ 
führung freilich fehr ſchwierig iſt. Vor allem Halte man ja ebenfo wenig dad Volk wie die 
Jugend unzugänglid für das Hohe, Tiefe und Schöne.. Weil jie diefes fowol in Inhalt und 
Form in den heiligen Schriften finden, in melden Longin mit Recht die größten Mufter erha⸗ 
bener, tiefergreifenver Darftellung fah, fo find gerade diefe Schriften ſtets eine fo tiefe und 
veiche Quelle der Jugend= und Volksbildung geworben. Es gibt feinen bedauerlichern Irr⸗ 
thum, als wenn bisher Viele das Seichte, Gemeine, Gevankenloje, Wäflerige, noch dazu vom 
Reflerionsflanppunft aus, und ſorglos Dargeftellte für Jugend und Volk verflännliger und- 
beilfamer hielten, als dad Tüchtige in der gebiegenen anfhaulien Form. Überhaupt, wozu 
wäre ber Lehrer und der Schrififteller, wenn fie nicht Höher flünden als ver Schüler und Lefer, 
nicht etwas Beſſeres gäben , als diefe Letztern von felbft Haben und überall um ſich herum finden ! 

An das erfte Geſetz, daß man nämlic) deutlich reve, ſchließt ſich zunächft natürlich das an, 
daß man, mit Vermeidung alles Unwürdigen und Schädlichen, Gutes und Nüglihes, und 
zwar, foweit möglih, in jedem Kreife und zu jeber Zeit ſtets dad Befte und Nühlichſte rede. 
Wahrlich, ed ift eine heilige Pflicht und eine ſchwere Verantwortligkeit für Alle, welde durch 
Wort und That ihren Mitmenfchen Lehre ertheilen, daß fie dieſes hohe Gefeg und die Wichtig: 
keit dieſer einflußreichften aller menfchlichen Mittheilungen erwägen, alles eigene Verkehrte ver: 
meiden und das fremde befänpjen, und zwar um fo forgfältiger, je mehr die Lehre an Solde 
gelangt, bie, wie die Jugend und ein noch wenig aufgeBlärtes Volk, in fih ſelbſt vielleicht 
weniger Hülfsmittel finden möchten, dad Irrige und Verkehrte vom Wahren zu ſcheiden. Auch 
iſt e8 feine Frage, daß die Strafgefepgebung nad) dieſem Gefihtöpunfte ihre rechtliche Unter: 
drüdungs = und Strafgemalt gegen das Verderbliche und Straͤfliche mit Sorgfalt ausüben , daß 
. fie ebenfo diejenigen allgemeinen Vorbeugungsmittel, welche die Freiheit ſelbſt nicht aufheben, 

die Kormen und Sicerheitäleiftungen, welche bei aller Ausübung von Freiheitsrechten zuläffig 
find, anwenden muß. Aber freilih wird und dieſes auf unferm Standpunkte — aud ganz 
abgefehen hier von dem Verhältniß der Preßfreiheit zur Nationalehre, zur Verfaſſung und 
zur Pflicht der Wahrheitöliebe — auch ſchon im Intereſſe guter Volksbelehrung nie eine Unter: 
drückung der freien Mittheilung durch vorausgehende willfürlihe Oruckerlaubniß oder Unter- 
fagung rechtfertigen, und zwar um fo weniger, je wichtiger etwa bie Art der Mittheilung ſowie 
die Mittheilung durch Zeit: und Volksſchriften ift. MWelder. 
Beleidigung, ſ Injurie. i 
Belgien. 1. Gefhiäte des Landes. — Belgien ober vielmehr das Land dieſes 
jüngften europäifchen Staats und Koͤnigreichs gehörte zu dem belgifchen Gallien der Römer, 
fpäter zu dem Fränkiſchen Reihe, und zwar ſowol ven Volksſtämmen nad fowie nad ver 
fpätern Abfonderung größtentheils zu dem Auſtraſiſchen oder Deutfhen Reiche. Es wurde dann 
mit dem nörblidern, fpäter holländifhen Niederlande unter dem gemeinfhaftlihen Namen 
Niederlande zufammengefaßt. Es war von den nörblichern Niederlanden bald getrennt, bald, 
und noch zulegt feit ver Gründung des neuen Koͤnigreichs der Niederlande auf vem Wiener Con⸗ 
greß, ein Theil derſelbenn. Die Gefchichte dieſer ſüdlichen und der nördlichen, ver holländiſchen, 
Niederlande ift mirhin zum Theil gemeinſchaftlich. Es gibt wenige Länder in dem europäifchen 
Staatenfyfteme, welche zu den wichtigften Begebenheiten veffelben feit dem Mittelalter in einem 
. engern Bezuge geftanden haben als vie Nieverlande, deren politifhe Bebeutung, in allen 
Epochen ihrer Geſchichte, größer gewefen ift, als es ihr materieller Umfang mit ſich zu bringen 
ſcheint. Ohne ſcharf auögeprägte Naturgrenzen und aud) In den Benölferungen gegen ihre 
Nachbarn weder Gegenfäge noch ſchroffe Verſchiedenheit darbietend, find viefe Provinzen 
zwiſchen Frankreich und Deutſchland in eine Mitte geftellt, welche ihre ganze Griftenz auf das 
innigfte und nächſte in die Geſchichte jener beiden großen Staaten verflochten hat, ohne darum 
jebod die Gigenthümlichfeiten ihrer Nationalität zu verwiſchen, noch ihre Unabhängigfeit auf 
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Ungetr Bit hia zu unttrbrkilen. Dicſe bie eigene Tatwltkelung befüninttenden Wezfige zu 
Natsarkamsen find ein Hanyt⸗ und charakteriſtiſches Bteinent in ver politiſchen Criſtenz ber 
Nirverlande. Win zweites ebenfo wichtiges, ebenſo tief eingteifendes Moment iſt das In ihnen 
ſtattfindende Nebeneinanderbeſtehen zweier gruͤndlich geſchiebenen Nationalitäten, ver notb⸗ 
niederlandiſchen oder hotländiſchen, der ſüdniederländiſchen eber brigiſchen, melde, feten fie 
unter derfelben politiſchen Einheit zuſammengefaßt, wir zur Zeit ver burgundiſchen Herrfchaft 
und unter Karl V., oder zu ——— wecke mitelnander verbündet, mie während ver 
Dauer des Königrrichs der Vereinigten Niederlande, oder endlich feindlich einander gegenüber: 
ſtehend, nie während ver neun Jahre von 1830 — 39, doch immer einander haben aner- 
kennen und ihre gegenfeitige Exiftenz achten müffen. 

Auf dem norbweſtlichen Abhange des großen Veckens gelegen, das van Often nach Weſten, 
vurch die Rhein⸗ und Wefergebirge, ven Hundsrück und die Ardennen gebildet, vom Rhein, der 
Maas, Schelde und einer Menge bedeutender Nebenfläffe durchſtrömt, gegen Norden von ber 
Nordſee bejpült wird, waren die Niederlande fhon in den älteften Zeiten, bis zu welchen in 
viefen Gegenden hiſtoriſches Gedächtniß hinaufſteigt, zwifchen Gallien und Deutſchland vers 
theilt. Der ſüdliche Theil der großen Niederung bildete Hei der römifhen Croberung burg 
Eäfar unter dem Nanıen von Gallia Belgica einen Diſtrict von Gallien ; die noͤrdlichen Ebenen 
zwiſchen Maas, Waal und Mhein, die Infel ver Bataver genannt, gehörten zu Deutſchland, 
wie das benachbarte Friedland. Bataver und Frifen waren germaniſchen Stammes, währen! 
bie belgifchen Bevdlkerungen aus einer Miſchung celtiſcher und veuticher Völkerſchaften beſtan⸗ 
den. Die. feänkifhe Herrſchaft, der ih pas Land während des 5. und 6. Jahrhunderts 
unterwarſ (die riefen unterlagen ihr erft im Laufe des 7.), machte bald in allen Theilen 
deſſelben das germanifche Clement vorherrſchend; die eigentlich belgifhen Provinzen wurden 
früh ſchon einer der Hauptfige der Ftanken, aus dem ſpäter Die Karölinger hervorgingen. Der 
Unterſchied zwifhen Nord = und Südniederland tritt ſchon it dieſet frühen Periode entſchieden 
und politiſch anerfannt hervor. Flandern und Artois gehören zu. Reuftrien, die übrigen Bro: 
vinzen zu Auftraflen. Der Vertrag von Verdun fanetionirte dieſe Geſchiedenheit in noch 
beftimmterer Weife: Karl ver Kahle erhick den neuftrifchen Antheil der Niederlande, Rothar 
ven auſtraſiſchen. Während der Auflöfung des karolingifchen Reichs bildete fi in dieſen Pro= 
vinzen dad Lehnsweſen fhneller als anderswo aus. Die Erblichkeit ver Lehen führte auf) hier 
gar Unabhängigkeit ver Lehnsträger. Flandern ging in viefer Bewegung voran, Brabant 
und die übrigen Provinzen folgten. Gegen das Ende des 14. Jahrhunderts erſcheint das 
Syſtem vollfommen entwickelt. Flandern und Artots, die nenftrifchen Provinzen, erfennen bie 
Oberhoheit Frankreichs, die auftrafiihen, Brabant an ber Spige, bleiben beim Deutſchen 
Neicye. Es gibt wenige Länder, in denen üch die verſchiedenen Formen des Lehnsweſens fo 
vollftändig ausgebildet Haben ald in dieſen Provinzen. Brabant, Luxemburg, Limburg, 
Geldern werden Herzogthuͤmer, Flandern, Holland, Seeland, Gennegau, Artois, Namur und 
Bütphen Graffchaften, Utrecht mit Over= Mffel und Grdningen ein Bisthum, Friesland eine 
freie Herrlichkeit. An Reichthum, Macht, materieller und Intefleetueller Gultur ging Fandern 
lange den übrigen voran. Dad Gefühl ihrer Macht wurde Urſache des langen Kampfes, ben 
diefe Provinz gegen ihre Lehnäherren beftand ; fie wollte ihre linabhängigkeit, ihre eigemtgüm- 
liche Rationalität bewahren; ihre günftige Lage zwiſchen England und Frankreich, der Muth, 
vie Energie ihrer Bewohner erhielten ihre Selbſtändigkeit, fie blieb außerhalb jence großen 
politiſchen Einheit, welche das Königthum in Frankreich aus den verfchievenen großen Feudal⸗ 
herrſchaften bed Landes. herzuftellen wußte. In den auſtraſiſchen Niederlanden herrſchte bit 
zum 1A. Jahrhundert eine andere Bewegung vor: die der Gentralifation. Nah langen 
Suecefionäftreitigfeiten gelang es bort ven brabantiſchen Herzogen, eine Macht zu bilden, 
welche der Kern eines größern politifden Ganzen wurbe, als am Ende des 13. Jahr: 
hunderts Limburg auf inımer mit Brabant unter derſelben Souveränetät ſich vereinigte, Diefeß 
Streben nad) Herftellnng eined Staats, anftatt getrennter, voneinanver unabhängiger Pros 
vinzen, gewinnt eine fefte Gefalt, ald 1385, nad) Außfterben des Mannsſtamms der flanvri⸗ 
ſchen Grafen, das Haus Burgund in pen Beig von Flandern fommt, und fpäter, 1419, 1421, 
1430, durch Heirath, Erbſchaft, Ankauf, Vertrag fämmtlihe nieverländifche Brovinzen unter 
demſelben Scepter vereinigt werben. 

Die große Idee der burgundifchen Fürſten, einen mächtigen Mittelftant zwiſchen Frankreich 
und Deuiſchiand zu gründen, fügt ſich beſonders auf ben Beſid ver Niederlande, bie wurd 
volitiſche und materielle Entwidelung zu ven reichſten und fortgefärittenfien Ländern ber Seit 


u si 
foren ud vor Men neun goeigaet ſind, der Kcone die Grundlage eilted Großen Shankke 
wefens zu wernen. Get dem 11. Jahrhundert hatte ne Gier, neben Wer Frudalhertſchaft, 
ein reiches und Fräftiges Staͤdteweſen gebildet, in vem neben ſtreng arifofuatikhen Stcicict⸗ 
formen Die Demokratie thr Rei — Hatte. Burd Handel und Induſtrie fı ae * 
durch Reichthum unabhängig geworben, bifpeten beſonbers die fiemdriſchen Städte 
im der alle guten und boſen — ver Volksherrſchaft Wurzel geſchlagen ums 5* 

ben hatten. Dieben ber Pflege einer bie benachbarten Länder weit hinter ſich lafſenden 
Inda ſtrir, eines Haubelo, der den Norden Curopas mit dem Süden und bem Orient vetuite 
telie und unter den damaligen Verhaͤttniffen ber Voiler rin Welthandel geaannt werden ruf 
neben einer regen Ihätigkeit Für Kunſt und Wiſſenſchaft, neben großer bürgerlicher Fteiheit 
und verftängigen Berwaltungformen zeigte fich in dieſen Städten die Demakratie auch is 
threr ſchlimmern Gehalt. Üsermuth, folge Verwegenheit, Trotz, ungeregelieh Stechen nah 
" Unabhängigkeit erfühlten die Bewohner; locale Intereſſen, der Stadt Glanz, Macht, Raid: 
thum, auf Koften ver Rachbarn, war dad Ziel aller Thätigkeit, Die Idee des Laudes, ein linter: 
ordnen Rästifher Intereflen unter nationalen in Niemandes Sinn. Als Sie burgruviſchen 
Sürften jene Aufgabe ſich vorgeſteckt und mit Kraft, Einſicht, großer politifcer Klugheit au 
threr Venwirklihung arbeiteten, mußten fie nothwendig in Kampf, mit ven Tendenzen ber 
GStädie gerathen. Die Sonveränetät der Kommunen war unverträglich mit der Ausbildung der 
volitiſchen Nationalität bed Landes, mit ber Errichtung einer Centralgewalt, wie ſie ih um 
dieſe Zeit und früher fon in Frankreich entreiddelt hatte und wie Die burgundiſchen Fürſten fie 
zur Erreiung ihres Zwecks beburften. Die Fürſten begannen ven Kampf und führten ihn foxt 
mit dem Blüde, das bis auf Karl ben Rühnen ihre Unternehmungen begleitet. Die politiſche 
Einigung des Lanırs zu einer Nation, bie Grundlagen einer geregelten und flarfen Regierungs- 
gewalt, die Anfänge und Principe aller der Berwaltungsinftitutionen, aus denen im Laufe ber 
Jahrhunderte der moderne Staat fid) heramägebtinet Hat, gehören für die Nieverlanbe der 
Epoche an, in welcher jene Dynaftie über fie herrfchte. Das Unterliegen Karl's des Kühnen, die 
drohende Zerftü Lelung feiner Herrſchaft ſchienen Die Kortführung des Begonnenen in Frage zu 
flellen , aber fein großer Nachkomme Karl V. nahın das unterbrodene Werk wieber auf uni 
. führte es zu einem erfien Abfehluffe, Durch die Heirath der Erbin Kazl’ des Kühnen mit Mari⸗ 
milian waren die Nieverlande an Öfterreich gefommen und am Anfange des 16. Jahrhunders 
unter dem Mamen bed burgumbifigen Kreiſes Dem Heide einverleibt. Als nun noch Franzi. von 
Frankreich, im madrider Vertrage 4526, das Königreich Burgund und alle Lehnsrechte der 
Krone Frankreich auf Flaudern an Karl Y. abtrat, wer bie alte Streitirage über das Über 
gewicht — — oder Frankreichs in den ileverianden su Gunſten des erſtern entſchieden. 
Bäre Frankreichs Stellung fo geblieben, wie ſie damals war, hätte beſonders das Famillen⸗ 
intereffe des Haufes — ſpãter nichi den Sieg davongetragen über das politiſche Iatereffe 
des Deutſchen Reichs, fo würbe eine engere Verſchmelzung dieſer Provinzen mit Deutſchland 
moglich geworden und ihre deſinitive Vereinigung mit demſelben durch die Madıt der Zeit und 
“bie Gewalt der Umſtände herbeigeführt worden fein. Der Gang ver Greigniffe feit dem 16. 
Jahrhundert wäre bann ein, durchaus anderer gewwefen, die Suprematie anf dem Gantinent " 
gehörte Deutſchland für lange Jahrhunderte an, bie vielm Erniedrigungen, welche ſeine 
Schwãche auf dem wichtigſten und bebrobteften Punkte feiner Grenzen uud feine innere Zer⸗ 
riffengeit im während des 17. und 18. Jahrhunderts bereiteten, Tonuten dann abgewenbet 
werben. 

Als Karl V. der Krone entfagte , gab er die Niederlande an feinen Sohn Philipp in deſſen 
Nachkommenſchaft fie nach dem Rechte der Erfigeburt anf immer mit Spanien wereinigt bleiben 
ſollten. Mit der ſpaniſchen Herrſchaft beginnt für fie eine lange Reihe ver allerwichtigſten &ir= 

. eigniffe , die ihnen ebenfo viel Unglück als Sröße brachten. Raum if der erſte Angriff Braut: 
reichs auf die Provinzen zurückgewieſen, kaum Haben fie durch den Vertrag von ChAteau Cam- 
bresis (1559) einen vorläufigen Frieden gewonnen, fo bricht in ihrem Innern jener unfelige 
Swiefpalt zwifgen Regierung und Bolf aus, der erſt nach langem, aufreibendem Kampfe einem 
heile ver Provinzen die Freiheit gibt, während er in ben andern die ſpaniſche Herrſchaft auf 
langehin befeftigt,, und in melden Die weſentlichſten Intereifen des Landes, feine geiftigen wie 
die materiellen, hineingegogen werden. Alle Elemente der religiöfen und politiſchen Oppofition, 
die dadurch eine wahrhaft netiomale wurde, vereinigen ſich zu gemeinfchafttichem Rampfe, ver, 
‚son beiden Seiten mit ven wngeheuerften Xufrengungen, den erſchoͤpfendſten Opfern ımb mit 
abwechſelndem Glůcke geführt, als endliches Refultat Bann, daß fünf der noͤrdlichen Pads 
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vinzen, Holland, Seeland, Gelvern, Utrecht und Friesland (Unien von Utrecht 1579), denen 
Over⸗Ofſel 1580, Groͤningen 1594 beitreten, fich zur Republik der Vereinigten Niederlande 
auf immer frei machen. Unter der Leitung einer Familie, der ed vergdunt wurde, mehre Gene 
zationen hindurch der neuen Freiheit Führer und Vertheidiger zu geben, die, im Mathe und ins 
Gelbe gleich überlegen, den größten Staatsmännern jener Zeit beigezäglt werben, erſtarkt die 
junge Republik und fegt den Kampf gegen Spanien noch bis weit in das 17. Jahrhundert 
Hinein fort. Erſt 1609 fand Spanien, durch ebenfo große als fruchtloſe Anftrengungen 
erſchöpft, von dem langen Kampfe ab. Ein zwölfjähriger Waffenſtillſtandsvertrag brachte der 
Republik der nörblichen Provinzen vorläufige Anerkennung von Seiten ihres frühern Bebie- 
ters, den ſüdlichen vefinitives Verbleiben unter der Herrſchaft veffelben. Die Trennung ber 
beiden unter der burgunbifchen Herrſchaft vereinigten Elemente der Niederlande, Holland 
und Belgiens, ift jegt für mehr als zwei Jahrhunderte vollendet. Bine Menge verſchiedener, 
in hohem Grade günftiger Umftände, der Unternehmungsgeift ver Bewohner, die Kreiheit der 
Suftitutionen, der Aufſchwung, der ſich überall zeigt, wo eine Fräftige Nation lange getragenen 
Drud von fd wirft, eine Thätigkeit und ein auf dem Gontinent unübertroifenes Handelsgenie 
zufen bald in der Republik der Vereinigten Niederlande ein friſches, Eräftig und reich ſich ent: 
wickelndes Leben hervor. Der neue Staat gründet feine Herrfchaft beſonders anf Seemacht und 
Handel, welche beide durch die Betriebfamfeit der Bürger und dad Zufammentreifen mehrer 
günſtigen Verhältnifie auf eine nie erreichte ‚Höhe fteigen. In ber zweiten Hälfte des 17. Jahr: 
hunderts hat Holland das Monopol des orientalifhen und die ergiebigften Zweige des ſüd⸗ 
eutopäifhen Handels an ſich gebracht; e8 gebietet auf dem Meere durch Die Menge feiner Kriegs⸗ 
fhiffe und die Kühnheit und Tüchtigkeit feiner Seehelden; der ganze orranifche Handel ver 
Binnenländer Europas geht durch feine Hände, ungeheure Schäge häufen ſich in dieſem dem 
Meere mit Mühe abgewonnenen Winkel des Continents auf, beſonders als die Oſtindiſche 
Geſellſchaft, 1602 gegründet, in Aften Infeln und Königreidhe eroberte und dem Mutterlande 
auögebehnte Golonien gewann. 

Die Republik, nachdem fie den Dreißigjährigen Krieg mit durchgekämpft, fah im Weſt⸗ 
faͤliſchen Frieden ihre politifhe Eriftenz von allen Mächten anerkannt und wußte faft ein Jahre 
hundert lang fi unter ven Staaten erften Ranges, was Macht und politifhen Einfluß betraf, 
zu behaupten. 

Die belgiſchen Provinzen waren unterbeffen einem ganz verſchiedenen Schickſale gefolgt. Wäh⸗ 
rend bie nörblichen Nieberlande ſich von ver ſpaniſchen Herrſchaft losriſſen, wurden die ſüdlichen 
durch die Geſchicklichkeit und die Erfolge des Prinzen von Parma der fpanifhen Krone erhalten 
und Brabant und Flandern durch die Gewalt ver Waffen zu unfreiwilliger Treue gezwungen. 
Mit dem alten Herrſcher behielten diefe Provinzen auch ven alten Glauben. Eine eigene Gunft 
des Schiefals ſchien ihnen die nationale Unabhängigkeit und politiſche Selbftänvigkeit, melde 

ihre nörblihen Nachbarn durch harten Kampf fid errungen, auf weniger gemaltfamem Wege 
gewähren zu mollen. Philipp IL. trat 1598 die belgiſchen Provinzen an feine Tochter, bie 

- Infantin Ifabelle, und ihren Gemahl, den Erzherzog Albert, unter vollkommener Ceſſion der 
Gouveränetät ab. Unter dem milden Scepter der Erzherzoge erholte fih das Land von ben 
Wunden, bie verlegte Krieg ihm gefchlagen. 

Leider blieb die Ehe Albert's und Iſabelle's kinderlos, und nad den Beflimmungen ber 
Geffionsacte fielen die Provinzen, nach kurzer Selbftändigkeit, während welcher die verſchie⸗ 
denen Zweige ber Öffentlichen Thätigkeit und beſonders bie Kunft einen höchſt erfreulichen 
Aufiäiwung genommen hatten, wieder an bie ſpaniſche Krone zurück. Mit viefem Rüdfalle 
beginnt für Belgien eine lange Reihe unglüdliher Ereigniffe, welche feinen Wohlſtand zer 
ſtoͤren, feine politiſche Entwickelung zurückhalten, feine wefentlichften Intereflen, feine unbe: 
freitbarften Rechte der Eiferjucht und Habgier feiner Nachbarn zum Opfer bringen. In den 

Verfall der ſpaniſchen Monarchie hineingezogen , teilten vie ſüdlichen Niederlande die ſchweren 
Unfälle, die zahlreichen Niederlagen, welche viefe Macht während des 17. Jahrhunderts erlitt. 
Durch weite Entfernung getrennt, in allen feinen Vertheidigungsmitteln geſchwächt, ſah Spanien 
fid) außer Stande , die. beftändigen Angriffe, welche Frankreich und die Generalftaaten auf dieſe 
reichen, nur zu ſehr auögefegten Provinzen richteten, mit Erfolg abzuwehren. Der lange 
Kampf mit Frankreich, der mehr als alles Andere zum Untergange der ſpaniſchen Herrſchaft 
beigetragen, wurde faft immer in ven Rieberlanden und um die Nieberlande geführt, Die in 
jedem Brienenövertrage ihr Gebiet ſich verringern, ihre beften Beflgthümer, ihre feſteſten Stel 
lungen an ðrankreich abtreten fahen. 
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Der ntrechter Frieden brachte für Belgien eine nene Ordnung der Dinge, aber kaum eine 
beffere zu Wege. Während dieſes Krieges war die Ohnmacht Spaniens, dieſe Provinzen zw. 
behaupten, hinreichend herausgeſtellt; fie wurden bald von ven Armeen Frankreichs und ber 
Generalſtaaten befegt und dienten dieſen beiven erbitterten Feinden zum Schauplage ihrer 
Kämpfe. Beim Abjchluffe des Friedens kamen ſie an Ofterreich mit der Beſtimmung, der Re 
publik der Vereinigten Niederlande als Barriere gegen Frankreich zu dienen. Zu dieſem End⸗ 
zwecke erhielten die Generalſtaaten ein Beſatzungsrecht in mehren ver wichtigſten Feſtungen 
Belgiens gegen die franzoͤſiſche Grenze und fonflige Befugniffe, vie faft einer Theilnahme an 
der Souveränetät gleihfamen. Die Schelde blieb geſchloſſen und die allgemeinen Verhältniſſe 
des Landes unter der öfterreihifchen Regierung beinahe biefelben wie unter der fpanifchen. Das 

„ wiener Gabinet verfuhr damit wie dad madrider: die Niederlande waren ihm ein Mittel, um 
anderweitige Zwecke feiner Politik zu erreichen ; wie im 47. fo waren ſie auch während des 18. 
Jahrhunderts ji nie Selbſtzweck. Unter der väterlichen Verwaltung des Prinzen Karl von 
Rothringen wurben die legten Jahre ver Regierung Maria Thereſia's eine Epoche grofier innerer 
Wohlfahrt. Obgleich die Regierung eine Mengevon Reformen in der Organifation und Ver⸗ 
twaltung ber Provinzen einführte,, fo achtete fie Doc, immer vie politiſchen Gerechtſame derſelben 
und Kütete ih wohl, durch gewaltfame Eingriffe in diefelben und übereiltes Handeln die Gemü⸗ 
ther gegen ſich aufzuregen. Leider befolgte Joſeph IL. nicht die vorfichtige Politik feiner Mutter; 
wie in den übrigen Provinzen feines Reichs, fo wollte er auch in den Niederlanden die beftehens 

"den Mishräude aufreinmal abſchaffen, feine reformatoriſchen Ideen da, wo fie nicht gutwillig 
angenommen wurben, mit Gewalt ind Werk fegen und bie ganze anminiftrative Organifation 
umgeftalten. In den alten Provinzialrechten, deren Aufrechterhaltung ex gelobt hatte, war die 
Pflicht des Gehorfams für die Unterthanen ausdrücklich an-die Bedingung ver Achtung ihrer 
Privilegien von Seiten des Fürften gebunden. Joſeph hielt ſich nicht für verpflichtet, dieſen 
Beringungen nachzukommen; er erließ Verordnungen, Die den beftehenven Privilegien des Volt 
durchaus entgegen waren, und ſuchte die Herrſchaft des abfoluten Willens des Landeöheren an 
die Stelle des durch die Stände und den Fürften repräfentirten Nationalwillens zu fegen. Das 
gegen erhob füh das Golf, Adel und Geiftlichkeit, die in ihren Nechten mehr als alle Andern 
beeinträdtigt waren, an ver Spige. Die brabantiſche Revolution brad aus (1789), große 
Volksaufſtaͤnde in den wichtigſten Städten zwangen bie ſterreicher, bie bei Turnhout eine 
Förmliche Niederlage erlitten, die infurgirten Provinzen zu verlaffen. Die Öffentliche Gewalt 
kam in die Hände der Stände. he dieſe aber noch irgendeine durchgreifende Umgeftaltung bed 
innern Zujtandes vollenden Eonnten , brachen unter ven Patrioten felbft Spaltungen aus, ſodaß, 
als die Uneinigkeit und der Streit in ihrem Schoofe immer mehr zunahmen und Dfterreidh ſehr 
ernſtliche Anſtalten machte, die Provinzen durch Waffengewalt ſich wieder zu unterwerfen, die 
Stände fi gezwungen ſahen, mit dem Kaiſer zu unterhandeln und Leopold IL, ver nach dem 
unterdeſſen erfolgten Tode Joſeph's den Thron beſtiegen hatte, als ihren legitimen Souverän 
anzuerkennen. Leopold beeilte ſich, durch die letzten Vorgänge belehrt, unter Ertheilung ‚einer 
voilſtãndigen Amneſtie, die alten Regierungsformen, Rechte und Privilegien wieder herzuſtellen; 
aber vie dadurch bewirkte Ruhe war nicht von langer Dauer. Der Sturm war nur auf einen 
Augenblick beſchwichtigt, vie Elemente ver gefelligen Ordnung waren zu tief erfhüttert, als 
daß fle auf die Länge hätten zufammenhalten und befonderd ven Greigniffen wiverftehen kön⸗ 
nen, welde infolge der Wendung, welde die Dinge in Frankreih genommen hatten, auf 
fie einbrachen. Unmittelbar nad) ihrer Kriegserflärung (20. April 1792) griff die franzöſiſche 
Republik die Öfterreihifhen Nieverlande an, und im November deſſelben Jahres war fie im 
Beige derſelben. Alle beſtehenden Einrichtungen wurben umgefloßen, das Land von Grund aus 
tevolutionirt , Die neuen franzoͤſiſchen Inftitutionen mit unglaubliger Schnelligkeit überall ein- 
geführt, die Schelde geöffnet und am 30. Sept. 1797 durch ein Decret des Nationalconvents 
die gänzliche Einverleibung Belgiens in Frankreich ausgeſprochen. Die Gefhichte Liefert wenig 
Beifpiele einer in fo Eurzer Zeit vollendeten und fo vollftänbigen Ummandlung aller focialen 
Berhältniffe einer Nation. Bon dieſem Augenblid an bis zum Jahre 4814 haben die belgifchen 
Provinzen ununterbrochen einen integrirenden Theil des franzoͤſiſchen Reichs gebilbet. 

In der Republik ver Vereinigten Niederlande hatte unterdeſſen die antioranifche Partei mit 
großem Cifer, obgleich ganz im Stillen , an dem Umfturze der beftehenden Ordnung der Dinge 
gearbeitet. Als nad) der Eroberung Belgiens bie franzöſiſchen Truppen fih den Grenzen Holz 
lands näherten, erhoben ſich überall die Anhänger dieſer Bartei und erleichterten denfelben bie 
Eroberung des Landes inmitten des firengften Winterd, ven dad Jahrhundert fah und der bie 
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mabiäifen Sodewerte Hollaavs, feine zaffirehäen BIüffe, Xunile ab Suampfe, ven Wrinse 
segängish machte. Der Erbſtadthouber floh vor den flegreihen Reynblikanetrn mit feiner 
damilie nach England, und am 16. Mat 17985 wurden die alten vereinigten Provinzen, mılt 
Aufhebung ler provinziellen Unterſchiede, ald Batavifdre Republik conftitmirt. In die Kriege 
Ftankreichs meiſt wider ihren Willen hineingezogen, erlitt bie Batavifche Mepublit ungehenre 
Berlufle durch England, das ihre Pleite vom Meere verprängte , Ihre Colonien in Befig nahm, 
ihren Welthandel zerflörte und Ihr, bie vor England auf dem Ocean grherrſcht, nichts als eine 
armfelige Küfenfäiffahet übrig Ließ. Obgleich in ihrer Selbſtändigkelt anerfannt, hing fe 
doch ganz und gar von Frankreich ab, und fo iſt es zu erklären, daß die Bataviſche Republik gem 
Anſcheine nach freiwillig, Im Grunde unter der Herrſchaft eines moraliſchen Zwangs, bem 
Bayer Napvleon’3, Ludwig Napoleon, die Negierung mit der Gouveränetät über fie an- 
trug. Das Ganze war vom Kalſer eingeleitet und jeinem Willen zu widerſtehen unmöglig. 
Diefer Wille wußte auch bald die gänzliche Cinverleibung Hollands in das Katferrei zu 
brwitken. Diefer Umfchwung der Dinge, das rafche, torannifde Verfahren des Kalfers, 
verlegte in einem Hohen Grabe das Nationalgefühl der Holländer, und die franzoͤñſche Her: 
ſchaft wurde vom Augenblik Ihrer Einſehung an ver Gegenſtand bes gemeinſchaftlichen und 
glühenven Haſſes aller Barteien. So gefhah ed, daß die Ereigniffe von 3812 und 1813 mit 
Freude von der Nation begrüßt wurden, welche darin Die Möglichkeit auch ihrer Befreiung 
von dem franzdfifchen Joche ſah. Der Prinz von Oranien, ver Ende November 1813 ans 
Gngland im Haag eingetroffen rear, wurde zum fouveränen Kürften der Niederlande ausge⸗ 
rufen und als ſolcher von ven alliirten Mächten anerkannt. Die Rotabeln ausben frühern ſieben 
vereinigten Brovinzen wurden zufammenberufen,, ein Berfaflungsentwurf, die Gonftitutione- 
acte vom 29. März 1814, ihnen vorgelegt und mit 449.Stimmen ouf 475 Wotanten ange: 
nonmen. ine feitere materielle Bafis gewann ber neue Staat durth Die Verhandlungen mit 
England in Betreff feiner Eolonialverhältniffe. Gegen Abtretung der Rechte Hollands auf dad 
Borgebirge der guten Hoffnung fowie auf Demerary, Eſſequebo und Berbice gab England 
demſelben fämmtlidre Golonien, welche Holland vor 1794 in Aflen, Afrika und Amerika 
Befeflen hatte, zurück. 

Die Kortfhritte der verbündeten Armeen hatten unterdeſſen auch bie belgifchen Provinzen 
ver franzoͤſiſchen Herrſchaft entriſſen, und bie verhündeten Mächte beichlofien , dieſelben mit den 
fruhern niedetländiſchen zu einem Koönigrelche der Niederlande, unter der Souvexänetät des 
Haufe Oranien, zu vereinigen. Der Grundgedanke dieſer Gombination war, in dem neuen 
Staate, der alte Elemente von Wihte und politiicher Macht zu befigen ſchien, eine Art Schug: 
maner oder Barriöre gegen Frankreich zu errichten, bie mördliche Grenze Deutſchlands fo zu 
fichesn’und durch die Wiedererweckung der frühern Nationalität in Ländern, die lange Zeit 
hindurch mit Frankreich vereinigt geweſen waren, ein Gegengewicht mehr gegen das berwiegen 
des franzoſiſchen Geiſtes und der franzöfiſchen Ideen berzuftellen. Die Bedingungen, umter 
denen die Aufnahme bes Königreich der Vereinigten Niederlande in ven europäiſchen Staaten 
bund flattfand, wurden zuerft durch den Londoner Vertrag vom 19. Mai 1815 geregelt, 
ſpaͤter vefinttn fefkgefegt durch den Beichluß des Wiener Gongreffed vom 31. Mai und bie 
Schlußacte vom 9. Juni 1815. Um den neuen Staat in regelmäßige und enge Beziehung zu 
vom Deutfcyen Bunde, für deffen politifches und Vertheidigungsſyſtem er von der allergräßten 
Wichtigkelt war, zu bringen, wurde das Herzogthum Luxemburg, das als Entſchaͤdigung für 
die in Deutfihland abgetretenen Befigungen dem Haufe Naſſau-Oranien gegeben war, unter 
dem Titel eines Großherzogthums mit Deutjchland vereinigt und der König der Niederlande 
als Großherzog von Luxemburg inden Deutſchen Bund aufgenomnten , und um bie Gontinuität 
des Staats ziviſchen diefer Beflgung und den Provinzen an der untern Maas herzuſtellen, 808 
Gebiet des ehemaligen Biathums Luͤttich vemfelben einverleit. . 3 

Die ganze innere politifhe Geſchichte ver Niederlande bis zur Auflöfung des Königreichs 
ta Jahre 1830 iſt eine fortlaufende Reihe von Ereigniffen, die ſich mit nothwendiger Eon: 
Sequenz aus dem Begenfage ihrer beiden Hauptbeftanntheile entwickeln. Durch ihre Stellung, 
ihren ͤrſprung und eine Menge der wefentlichften und wichtigfien Rückſichten war bie Regie: 
zung angewiefen, ihre hauptſaͤchlichſten Stägpunkte in Holland zu fuchen, und ihre Politik 
wurde dadurch nothwendig in eine die holländiſchen Intereifen beſonders begünſtigende Bahn 
geleitet. Ihr erſter bedentender Act, bie politifge ımd adminiſtrative Organiſation des Staatt 
durth eine neue Verfaffung, liefert ſchon einen Wewoeis dafür; 6 iſt der erſte Schritt in einer 
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Der Bitiaffungeentumf wom 20. Märy 1814, fut Wie eben nörblihen Provinzen 
betimmt, wat unzureichend, als die Werehrigung mit den ſuvlichen Niebderlanden vollzogen war. 
Cine Commiſſion, zur Hälfte aus Holländern, zur Hälfte aus Belgiern beſtehend, wertde wit 
dem Untwutie einer ven wen Verhaimiſſen entſprechenden Gonftitution beauftragt und ihre 
Arbeit einer Berfnmlung ter Notabela wer Provinzen vorgelegt. Die holländiſchen Notar 
Sein uafnıen ven Eatwurf einfimnig an, von den belgiſchen wurde er durch 790 Stimmen 
gegen 527 verworfen. Der König hatte ihm feine Billigung gegeben, und die Einſtimmigkell 
ter hollandiſchen Notabeln machte der Ötegterung zur Pflicht, um jeben Prris die Annahme deſ⸗ 
felben von Seiten ver beigiſchen Provinzen durchzuſetzen. Als ihre Bemühungen, auf gütfiäent 
Wege zu diefem Nefuftate zu gelangen, die Oppoſition bet Belgier nicht befiegen konnten, nahm 
Re ihre Zuflucht zu einem Bittel, das einem Gewaltſtreiche mehr als allem Anvern ähnlich fa. 
Unter ven 796 Gegnern ber Berfaffung Hatten 126 erklärt, daß ihr negatives Botum ich nur 
auf dir die Religion betreffenden Beftimmungen der Conſtitution bezöge. Die Regierung deu⸗ 
tete das Botam fe, ald 06 es die übrigen Artikel beftätige. Außerdem Hatte ein Sechstel ungefähr 
alter beigifhen Notabeln gar feine Stimme abgegeben ; e8 wurde vorausgeſetzt, daß die Abwe⸗ 

ſenheit derſelben igre Zuſtimmung impfieite, und auf dieſe Weiſe flickte man eine Majorität, die 
nie befkanden hat, zufammen, infolge bern vie Conſtitution unter ben Nanren „Grondwet, 
vor hed koningryk der Nederlanden” proclanıirt wurde. j 

Betrachtet man viefe Verfaſſung genauer und fragt man indbefonvere nach dem Urſprunge 
ihrer verſchiedenen Beftandtheile, fo ergibt ſich, daß diefelbe von den Inflitutionen der noͤrd⸗ 
lichen Niederlande in ihrer frühen Geftalt außgeht und bamit neuere Iveen über Repräfentatios 
verfaffung und conftitutionelle Garantien zu vereinigen ſucht. So entfland biefe Eonftitntion, 
bie in allen weſentlichen Fragen , zu melden die polltifche Organifation des Staats Veranlaffung 
gibt, eine Art Mittelweg zwiſchen einer Monarchie und reinem Conſtitutionalismus einſchlägt. 
Die Erfahrung Hat bewiefen, daß dieſe Art, das Problem zu Iöfen, nicht zum Ziele führen 
konnte; die meiften Schwierigkeiten, auf welche die Regierung ſtieß, die tiefgehenden Zerwürſ⸗ 
niffe zwifchen ihr und einem großen Theile der Nation, weiche endlich die Kataftrophen von 
4830 herbeiführten, gingen aus der mangelhaften Befchaffenheit des Grundgeſetzes hervor, 
welches weber mowarcdhifch noch confequent conftitutionell war. 

Che wir zur Überficht der politiſchen Geſchichte feit dem Jahre 1815 übergehen, muß noch 
ver Stellung gedacht werben, welche dad Grundgefeg den ſüdlichen Provinzen, den noͤrdlichen 
gegenüber, anwies: es iſt in ihr eine der wejentlichften Urſachen der Ereigniſſe des Jahres 
1830 zu ſuchen. Voͤllige Gleichſtellung in Betreff aller Rechte und Vortheile war ven ſüd⸗ 
lichen Vrovinzen zugeflert worden, aber in Beziehung auf die wictigften aller Rechte, auf 
die politiſchen, brachte ifmen die Berfaflung nur eine Ungleicheit, die fie von vornherein ver: 
legen und gegen die neue Ordnung der Dinge einnehmen mußte. Die Bevolkerung ber 
belgifhen Provinzen betrug im Augenblicke ver Vereinigung 3,337,000 Seelen , die der holz 
ländifen 2,046,000; Hätte man die Zahl der Mitglieder der zweiten Kammer, welche bie 
eigentliche Volkevertretung bilveten, nad} deren Bevölkerung beſtimmen tollen , fo wären von 
den 110 Deputirten 68 auf Belgien, 42 auf Holland gefommen. Dadurch märe offenbar den 
beigifchen Deputirten und mit ihnen den beſondern SIntereffen der üblichen Provinzen bie 
Mehrheit auf immer in der zweiten Kammer gewonnen geweſen; bei dem entſchiedenen Vor⸗ 
herrſchen des holländiſchen Elements und ver holländiſchen Intereffen in dem neuen Staate war 
dies aber unmöglih, um fo mehr, als die nördlichen Provinzen mit Recht geltend machen 
konnten, daß fie der Gemeinſchaft pie Golonien und fonftige überjeeifche Beftgungen zubrächten 
und fo ven Unterſchied in der Bewohnerzahl mehr als aufhöben.. Zwar erwiverten bie Belgier 
darauf, daß die Bewohner ver Golonien als ſoiche feine politiſchen Rechte im Mutterlande bes 
ſaͤßen, um deren Vertheilung es ſich doch hier allein handle; jedoch nach vielfachen Verſinhen 
ergab fich fein anderer Ausweg , ald die beiden Elemente des Koͤnigreichs in Bezug auf die 
Nationalrepräfentation durchaus gleihzuftellen und den holländiſchen Provinzen viefelbe 
Deputirtenzapl, 55, rote ven miittäglichen zu geben. So kam ed, daß das um ein Drittel weniger 
benölferte Holland ebenfo viel Einfluß in den Generalſtaaten erhielt ald Belgien, und ald mitt: 
ieres Verhãltniß ſtellte fidh heraus, daß dad erftere einen Deputirten auf 37,000 Einwohner 
eshielt, wãhrend bas kegtere fich mit einem anf 67,000 begnäigen mußte. Das Marimum fand 
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in ver Provinz Bröningen flatt, wo 34,000 Seelen, das Minimum in ber Provinz Namur, 
wo 82,000 auf einen Repräfentanten famen. Diefe Ungleichheit zu vermeiden ober aufzuheben, 
war bei dem beſten Willen des Königs und feiner Räthe unmödglid; aber biefe Unmöglichkeit 
wurde von ben babei Betheiligten nicht anerkannt, die darin vielmehr eine erſte Ungerechtigkeit 
fahen und rügten. R 

Nach der Annahme des Grundgeſetzes begann die Regierung das ſchwere Werk, die Drga⸗ 
utfation des neuen Staats auf die in jenem enthaltenen Grundlagen hin auszuführen. Sie 
bewies dabei einen hoͤchſt lobenswerthen Gifer, einen Fleiß und eine Tüchtigkeit, die ihr in den 
erften Jahren befonbers allgemeine Anerkennung verſchafften. 

So unbeftreitbar nun aud) die fortſchreitende Entwidelung des Landes war, fo große und 
dankenswerthe Erfolge die Beftrebungen der Regierung nun auch in mehrfacher Beziehung 
gehabt hatten, fo zeigten ſich doch fhon früh, während der erfien Jahre nach der Vereinigung, 
Spuren von Unzufriedenheit und Misvergnügen, melde ven innern politiſchen Zuftand des 
Landes weniger erfreulich erſcheinen ließen, als der äußere, materielle e8 war. Die ſüdlichen 
Provinzen bebauerten auf das Iebhaftefte ven Verluſt der Sffentlichkeit des Gerichtsverfahrens 
und der Geſchworenengerichte und beklagten ſich ohne Rückhalt über mehre Maßregeln ver Re: 
gierung, die ihre Sympathien und ihre herkömmlichen Gewohnheiten verlegten und ihren 
Reiten zunahe zu treten ſchienen. Von der Anſicht ausgehend, daß das holländiſche Element die 
Grundlage der neu zu fdyaffenden Nationalität der Bereinigten Niederlande fei, hatte die Regie⸗ 
zung durch wieberholte Befehle in ven Jahren 1848, 1819 und 4822 die holländiſche Sprache 
zur Nationalſprache erhoben, ihren Gebrauch bei allen öffentlihen Verwaltungs = fowol wie 
bei gerichtlichen Verhandlungen, foroie in den Lehranftalten zur Pflicht gemacht, und den der 
franzöfifgen Sprache, welche für einen beveutenden Theil der Bewohner ver füblihen Pro: 
vinzen die Mutterſprache und überall in venfelben die Sprache der Geſellſchaft ift, bei dieſen 
Veranlaſſungen verboten. Diefed Verbot fand ven allerheftigften Widerſtand und bildete mehre 
Sabre hindurch ven Gegenſtand allgemeiner Befhwerven. Andere Klagen bezogen ſich auf die 
evidente Zurüdfegung der Velgier im Staatsdienſte, eine Zurückſetzung, die aus dem ſchon 
erwähnten Streben ver Regierung , das hollänbifche Element überall vorherrſchend zu machen, 
von felbft hervorging, und bis auf einen gewiſſen Grad auch durch die Betrachtung gerechtfer— 
tigt werben Eonnte, daß die Zahl der zu Öffentlichen Aemtern Befähigten In den nörvlihen Pro- 
vinzen im Durchſchnitte größer war als in den fühlihen. Doch muß zugeftanven werben, daß 
die Regierung In ihrer Vorliebe zu weit ging und Ungerechtigfeiten in diefer Beziehung felbft 
da übte, mo gerecht zu fein ihr leicht geiwefen wäre. Kurze Zeit vor Ausbruch der Revolution 
wurden Überfichten veröffentlicht, welche die Parteilichkeit des Gouvernement bei der Befegung 
der Stellen über allen Zweifel erhoben. Unter fieben Gabinetöminiftern zählte man nur zwei 
Belgier, unter 45 Gehelmräthen waren 27 Holländer, 18 Belgier. y 

Früh ſchon erhoben fich wiederholte Beſchwerden gegen die ganze Art und Weife, wie bie 
Binanzverwaltung gehandhabt wurde; die mittägigen Provinzen beklagten ſich beſonders über 
die Ungerechtigkeit, fie in demfelben Verhältniffe wie die nörnlichen zu ver Verzinfung und Til: 
gung ber alten niederländiſchen Staatsſchuld beitragen zu laſſen, die zu einer Zeit creirt ſei, 
wo fie nit zum Staate gehörten; man laſſe fie mehr ald die Hälfte ver Zinfen dieſer Schuld 
bezahlen, zwifhen 7 — 8 Millionen Gldn. jährlih und fpäter noch mehr, während die Zinfen 
der auf ihnen haftenden eigentlich belgiſchen Schuld, zu benen fie doch allein verpflichtet wären, 
kaum 700,000 Son. jährlich betrügen. Die Regierung erwiverte, daß viefe Provinzen Theil 
an den Vorteilen ver Gemeinſchaft, den Golonien u. f. w. hätten, daher auch die Laften der⸗ 
felben tragen müßten. Auf alle andern Beſchwerden über die Mängel der Finanzverwaltung 
weigerte fie ſich meiftens einzugehen, indem fie dad Recht der ausſchließlichen und oberften Leis 
tung derfelben, nad) dem Wortlaute des Grundgeſetzes, für den König in Anfprud nahm. 
Die Mafregeln, melde die Negierung ergriff, um das jährliche Deflcit in der Einnahme 
zu decken, wurden ebenfalls Gegenftand ber allerheftigften Beſchwerden. Sie erhöhte alle Ver⸗ 
braudfteuern und errichtete zuleßt, da die Erhöhung der gewöhnlichen nicht hinreichte, eine 
außerordentliche Schlacht⸗ und Mahlſteuer, welche beſonders auf den untern Claſſen der Bevdl- 
kerung laftete und eine Haupturſache des Haſſes wurde, ber mit der Zeit in venfelben gegen die 
Regierung ſich anhäufte. Die einftimmigften Reclamationen erhoben ſich von Anfang an da⸗ 
gegen, und die Regierung hatte um fo mehr Unrecht, diefelben ganz außer Acht zu laflen, da in 
der Kammer pas darauf bezügliche Geſetz nur mit einer Mehrheit von 4 Stimmen, 55 gegen 
51, durchgegangen war, h 
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Cine Irgte Beranlaffung zu Beſchwerden wurde eudlich bas-MBerfahren der Regierung a 
veligiöfen. und Unterrihtsangelegenheiten. Die Natur der Dinge ließ ſie Hier auf Schwierigkeiten 
ofen , die ganz zu befeitigen außer ihrer Macht lag, die fie aber, wie durchaus zugeflanden 
werben are ‚ unenblid) Hätte vermindern können. 5 
. Die Beihmwerben gegen die Regierung hatten früh ſchon zahlreihe Organe der Prefle 
gefunden, und obgleich bie Freiheit derfelben durch das Brundgefeg im Princip geſichert war, 
fo reichte dieſer Umſtand doch Hin , um Die Regierung zu bewegen, durch befondere Berfügungen 
und die Anwendung außerorbentlicher Strenge den Gebrauch ver Breßfreiheit fo zu beſchränken, 
daß ihre Freiheit factifch eigentlich vernichtet wurbe. Ein außerordentliches Tribunal wurde für 
die PrefangelegenHeiten eingefegt und die Procefle wegen Preßvergehen hänften fich in jedem 
Jahre mehr. Die zahlreichen und harten Verurtheilungen führten aber, anftatt ver Mäßigung, 
die man dadurch hervorzubringen gehofft hatte, nur eine größere Aufregung und Heftigkeit herz 
bei, die ſich bald allen Glaffen ver Bevölkerung in den ſüdlichen Provinzen mittheilte. Die@ 
Stimmung in denselben wurde um fo bedenklicher, als die in denfelben vorherrfchenden getrenn= 
ten Meinungselemente der Katholiken und Liberalen fid zu gemeinfhaftliher Oppofition gegen 
die Regierung vereinigt hatten und alle ihre Kräfte gegen dieſelbe kehrten. x 

ALS die Oppofition immer heftiger, die Anzeichen einer großen im Volke gährenven Aufs 
tegung immer zahlreicher und drohender wurben, verfuchte man einen Augenblid das Syftem 
des Nachgebens. Die läftigen Schlaht: und Mahlfleuern wurden abgeſchafft, dad Gebot, ver 
hollãndiſchen Sprache fich in allen Verhandlungen zu bevienen, wurde aufgehoben, mehre Ab⸗ 
änderungen in der Organifation des philoſophiſchen Collegiums zu Löwen getroffen: aber alle 
dieſe Eoncefjionen kamen zu fpät, fle erſchienen abgedrungen, alfo ohne Berdienft, um fo mehr, 
als die Kammer fi) fo energiich erklärt hatte; dad Budget war nur mit der Mehrheit einer eins 
jigen Stimme votirt, fobaß die Regierung in der Nothwendigkeit war, Zugeftänpniffe zu 
machen, oder entſchieden in die Minorität zu gerathen. Die Oppofition erklärte ih mit diefen 
erften Bewilligungen nicht zufrieden, vie Preffe verlangte mit größerer Heftigkeit als je die 
Abſtellung auch der übrigen Beſchwerdepunkte und entwidelte Doctrinen über die Volksſouve— 
tänetät und die Nothwendigkeit des Repräfentativfoftems, welche das Verfahren des Gouvers 
nenent als durchaus ungefeglid und gewaltſam darftellten. Ein neuer, noch ftrengerer Preß⸗ 
gefegentwurf war die Antwort der Regierung auf dieſe Angriffe, die von einer Votſchaft an vie 
Kammer (11. Dec. 1829) begleitet war, in welcher erflärt wurde, daß die Gonflitution nur aus 
einem Arte der Herablaflung von Seiten des Thrones hervorgegangen ſei, daß der König die 
Rechte feines Haufes darin eher beſchränkt als erweitert habe, und daß die Oppofition nur von 
einigen fanatifhen und irregeleiteten Menfchen auögehe, bie fid in unwürbiger und Ärgerniß 
gebender Weife gegen die väterlich gefinnte Regierung erhöben. Diefe Botihaft wurde ven 
Beamten aller Brave und aller Berwaltungszweige vorgelegt, die fie innerhalb 24 Stunden 
zu unterzeichnen hatten over ihren Abſchied erhielten. Mehre Beamte, melde die fehr Häufig 
gewordenen Petitionen um Abftellung der Befhwerben unterzeichnet hatten, wurben abgefegt 
und eine Art Schredens- und Einfhüchterungsfgftem eingeleitet, welches bald die traurigften: 
Früchte trug. Die Aufregung flieg in einer ſchreckenerregenden Weiſe; die Spannung, welde 
feit Monaten ſchon in Frankreich Herrfchte, theilte ſich auch ven Nieverlanden mit; die Proceſſe 
gegen die Preffe Häuften fich. De Potter und mehre feiner Freunde, welche Alle einen ausgezeich⸗ 
neten Platz in ver Oppofition eingenommen hatten, wurben infolge eined jener Proceffe zur 
Berbannung verurtheilt, und vie Negierung bereitete fid vor, durch Die allerfchärfiten Maß⸗ 
tegeln die ihr feinblichen Manifeftationen der Journale und der öffentlichen Meinung zu unters 
vrüden, ald die Julirevolution in Frankreich ausbrach. Infölge derſelben kam das lange unter 
der Afche glimmende Feuer aud) in den mittägigen Provinzen der Nieverlande zum Ausbruche. 
Am 24. Aug. 1850, an ver Beburtötage des Königs, fanden die erften Volksaufläufe ftatt, 
welche hauptſãchlich gegen den allgemein verhaßten Juftizminifter van Maanen und gegen die 
Herausgeber mehrer von ber Regierung unterftügten Journale gerichtet waren, bald aber das 
Signal zu einer allgemeinen, Über die ganze fübliche Hälfte des Kdnigreichs fi verbreitenven 
Revolution gaben. Der Kampf des ſich militärifch organifirenden Volks gegen die vom Prinzen 
Friedrich befehligten holländiſchen Truppen kam in Brüffel zur Entfheivung. Am 24. Sept, 
ſchon trat daſelbſt eine Proviſoriſche Regierung zufanımen, weiche am 4. Det. die Unabhängigkeit 
des Lande, die Ausarbeitung eines Verfaffungsentwurfs und bie Berufung eines Nationals 
songrefled proclamirte. Das Band zwiſchen Belgien und Holland war hiermit zerriffen. Der 
König Wilhelm L rief die Entfeidung der fünf Großmaächte an, vie durch die Londoner Con⸗ 
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ſraqq iu rigen Aratotait von Bis Der. 4350: die Eurrmumg deiner Bühnen auerlaunten.- Der 
Ieighirie Narionakeongerü vurda au 40. Men durch de Monier enäfiees: er enflänte die Wapade | 
Yingiafoit des Yayted vnd eusichie Bd fü Gerflillung der conflitutiomelen Monondie, ut | 
Ausſchluß des Hauſes Oranien. Der Präſident Gurietne Ehofier warb am 25. debr. 1851 
yasudgoriih zum Regenten scwähle. Ban wolte anfaugs den Derzog von Leuchtenberg, dann 
den Herzog von Remourd.auf ben Khmon berufen, fand aber hievin erflärkicken Wiwerſyruch von 
Seitan der Eroßmachte. Die Wahl fiel Demnach, auf Euglanda Empfehlung, aufpen 5* 
Leonuld van Sachſen⸗ Koburg, ‚ber din Kvone im Juli 1831 annahm. Died gefchah indeſen 
baden der Cougreß ih für Unmahme der 18 Artikel erklärte, welche die Londoner Conferen j 
zur Ausgleichung zwifgen Belgien und Holland jeſtgeſtellt hatte. König Silhelnn E verweis 
gerte aber die Zuſtuumung zu dleſen Artikeln. Derſelbe fiel aufs neue mit eiaer Armee in Die 
belgiſchen Provinzen ein und würde jetzt das Band unterworfen haben, wonn nicht ven Beigiern 
"gain frauzdũſches Corps zu Gülfe gekommen wäre. Weitere Unterhandlungen ber Loudoner 
3 ergaben nun bie 24 Artikel, nie Wilhelm I. ebenfalls verwarf, obſchon Me far. das 
bollandiſche Intereſſe günftiger ald die frühern waren. Es erfolgte Darum bie Vlockade ber hol⸗ 
landiſchen Küfte durch eur englif-franzöfticht Flotte und her abermalige Cinmarſch einer franz 
WBülhen Armee in Belgien, die zu Gunſten des Ieptewn hie vom den Huhländern befept gehaltene 
Citadelle von Antwerpen eroberte. Hierauf einigte man ſich in Bonbon zu bem Bertrage vom 
24. Mai 1853, der zwar vie Feindſeligkeiten befeitigte, aber ben Statusquo in der hollandiſch⸗ 
balgifhen Frage bis auf weitere Ginigung fertbeftchen Heß. Erſt im Januar 1838 Fam zu 
Baudan ein Deiimitinsertrag zu Stande, Dem ſowol Holland mie Belgien beitrat. 
Der mit Zuſtimmung Hollanda und Belgiens angenommene Londoner Vertrag enthau 
weſentlich Folgendes: Das Territorium des Königreichs Belgien beſteht aus folgenden Bros 
pinzan bed Konigreichs der Niederlande: Südbrabant, Lüttih, Ramur, Hennegau, Oft⸗ 
flaudern, Weſtflandern, Antwerpen, Limburg, bie auf dem rechten Waabufer gebegenen Theile 
dieſer Proyinz ſowie einige Territorien auf dem linken, mit ber Feſtung Maſtricht und einem 
Ravon won 1220 Joiſen abgerechnet. In Luxemburg tritt Niederland an Belgien alles jenfeit 
(weftli) einer zwiſchen Rodange und Athus anfangenden, dir große Straße von Longwy nach 
Baſtogne über Arlon entlang, neben ber Grenze des Arzonbiffemient Duͤnkirchen bis zum prouß i⸗ 
fen Gebiete ſich erſtreckenden Linie gelegene Rand ab, worär es die eben bezeichneten Gebiete im 
der Provinz Linburg erhält Der Köuig ver Nienerlande, aid Großherzog von Luremburg, hat 
Gi mit dem Deusichen Bunde und aen naſſauijchen Agnaten über Die dadurch nothwendig wer⸗ 
denden Arrangements zu verännigen. Belgien bilvet innerhatb dieſer Grenzeneinen mab⸗ 
user beftändig neutralen Staat; es ift gehalten, dieſe Neutralität gegen alle anbern 
aten zu beobachten. Der Ablauf ner Kanbrüchen Gewäſſer, tie ihren hauptfächlichſten Ab⸗ 
Ruß durch das den Niederlauden bleibenae feelänbijche Flandern haben, fol nach dem Bertrage 
von 1785 zwiſchen dem deutſchen Kaiſer und ven Generalſtaaten geregelt werden. Die Be: 
Rimmungen der Wiener Congreßache (rt. 1I08 417) über die Ftußſchiffahrt find auf dies 
jenigen Flüſſe und Waflerläufe anzuwenden, welche bem holländiſchen und beigifihen Gebiete 
gensinidafelig ſind. 

Diefer Vertxag iſt zwiſchen Belgien und dem Königreich ber Riederlaude und zwiſchen 
einsm jeden dieſer beiden Gtaatem und einer jeben ber fuͤnf großen Mächte abgeſchlofſen; bie 
ledtern nahmen außerdem dem Vertrag zwiſchen Brigien und Holland ausprädlich wmter ihre 
Garantie, Bei der Umerzeichnuug erklärten die Vevollmächtigten Breußend und Ofterreichd, 
Rap fie, Im Namen und Anftuage des Deutfchen Bundes handelnd, den Weisritt deffelben zu 
dieſen Vortrage audzefpuechen hätten, und. fügten Hinzu, daß dor Deutfhe Bund fid zur Boll: 
ziehung der daxin enthaltenen Beimmungen , infoweit er dabei betheiligt ſei, verpflichte. Die 
Vundesverſamuiluug vetifielzte dieſen Beitritt feierlichſt in einer am 14. Dial 1839 gehaltenen 
Gigung. Spaterhin wunben Werhandlungen wit ben naffauifgen Agnaten angefukpit,, Infolge 
deren der Herzog van Maſſau, für Ama feine Verwandten fligulizend, fär immer auf alle Rechte 
auf den Thail von Sieharg, der als Entſchädigung für das franzällfche Quxemburg an Holland 
gegeben fl, gegen eine ein für alle mal gezahite Gutſchavigung von 750,000 Sidn. Berziht 
leifte. Der Bertrag darüber wurbe am 27. Juni 1839 zu Wiedbaden abgefhloffen und Das 
Geld bald narauf gegaflt. Has 16. Aug. deeſes Jahres bavorſchlagte des wirberlänbiide Geſandte 
beim Deutſchen Buonde, ven an Sollenb zurüchfalienden Theil von Sienburg zu einen Herzogs 
thume zu erheben, das mit Ausnahme her bei ben Niedertanden verbleibenden Beftungen Maſtricht 
mad. Wenlo den deutſchen Wunaeöftanten einverleibt bleiben ſolle. Diefes Herzogthun Lim: 
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Ins würte war: den fellnrneitiiiiuen Bufkitutienen Ficken: mie Da6-Rünigueieh nen Slicheriauibe, 
ehue ref dieſelben die amd feinen Merkiltsillen zum Bande entiiwingenhen: Pflichten beeintrach· 
> slyen Tinnien. Dasherzegihum gelte ald Catſchadiaung für don an Melgken abgetretenen Aheil 
yvon£uremburgs ber Isptere zähle eine Mebälferung won 149,571 Srelen, das Herzegthum 
Uunburg 147,627 Seren, allo Rune Autglekhung, wir ker Quud fie verlangt habe, ſiau 
Dia Bundesverſammlang beflätigte em 5. Sept. 1852 dieſe Antraͤge, und vie ganze große 
Aus⸗legenheit war ſo, nachdem ſchon früher vie Geffian der von Belgien feit 1830 beſetzt gehalten 
wan Territorien ba Luxemburg und Lenburg ohne Schwierigkeiten erfehgt war, bafinktin beenbigt. 
M Die belgifhe Berfaffung. — Ginar ber erſten Aete der in ben betzten Lagen Ind 
Geptssaber zu Brüflel zufammengetretenen Proviſoriſchen Regierung war bie Ginberufung 
ins Netionaleougrefled , deſſen Entfiheivung alles anf die Gonftituirung und innere Organl⸗ 
ſation der Provinzen, Dis ſich von der niederlaͤndiſchen Herrſchaft losgeriffen hatten, Bezügliche 
vorgelegt werben folfte. Die Zahl dev Mitglieber dieſer Verſammlung wurbe auf 200 feftgefeßt z 
um Waͤhler oder wählbar zu ſein, mußte man Belgier von Geburt ober durch Matnraikfetion 
wen 25 Jahre alt fein nnd einem Stenerberrag, ber. nad; ben verſchiedenen !Bropinzen won 15 
Gidu. bis auf 75 Glen. flieg, entrichten. Am 10. Non. 4850 trat ber Gongreß zufammen 
nud beftätigte Die Mitglieder ver Prowiferifchen Regierung in ihren Functionen. Am 18. ton, 
wertindrte er die Unabhaͤngigkeit des belgiſchen Volts, mit Borbehalt der Verhältnifſe Luxem⸗ 
burgs zum Deutichen Bunbe; wenige Zage nachhor, am 22. beffelben Mynats, erflärte ex im 
Namen des belgiſchen Bote, daß die Nation bie verfaffungsmäßige Mepwälentatiounonardie 
unter einem erblichen Oberhaupte alt vie Form ihrer Regierung annehme. Dex Ieptere Veſchluß 
wurde wit einer Mehrheit von 174 Stimmen gegen 15, welche Die Republik. wollten, gefaßt. 
Am 24. Ron. endlich ſchloß der Kongreß, als touſtituirende oͤffentliche Macht handelnd, die 
Mitglieder der Familie Oranien-Rafieu auf ewige. Zeiten von aller Macht und Gewalt aus, 
und biefe Brflärung erhielt fyäter durch das Brfeg von 25. Iuli 4834 eine Strafſanctivn; Die 
Ausſchließung felsit. ner von 161 Stimmen gegen 28 audgefprodgen worden. Durch dieſe drei 
ste waren bie allgemeinflen Grundlagen zur Conſtituirung Belgiens, als unabhängigen 
Stasus, gelegt worben ; das Nachſte womit ver Gongreh fich zu beſchäftigen hatte, war Die 
Brrfaflung felöß. Die Broviferifhe Regierung hatte fjon am 6. Det. 1830 eine Gorhmifiton, 
ans 12 Mitglievern befichen», ernannt, mit dem Auftrage, ihr einen Canſtitutionsentwurf 
vorzulegen ; die Abfaſſung brffelben wurde von ber Gommifflon zweien ihrer Mitglieder, 
Nothomib und Deyaux, übertragen und Die Arbeit berfeiben im Namen der Brovijoriicen 
Regierung dem Gongreffe mitgetheilt. Bier andere Witglieder dieſer Berfammlung logten ihr 
einen aubern ald Projert vor. Aus dieſen beiten Entwürfen ſetzie die Centvalſoction des Cou⸗ 
grefſes einen Dritten zufnmmen, welcher in Berathung gezogen um bei ber deſtnitiven Abfaffung 
zer Conſtitution zu Grunde gelegt wurde. Die Brufung diefes Entwurfs, häufig durch die 
Auen Ereigniſſe unterhroden, ware erſt am 7. Behr. 1851 beendigt and Die Berfaflung 
ſelbſt an demſelben Tage proclamirt; bindende Krafs orhielt fie jedoch erft mit dem Amttantritte 
bed einfneiligen Oberhauptes bee Exerutingeiualt, bed Megenten, am 26. Sebr. 831, und 
nach mit der beſchrůnkenden Beſimmimg, daß bie geſetzgebende Gewalt dis zur Mrnuguration 
dea hefinitiven Staatasber hanptes vom Congreſſe allein ausgeübt werden würbe. In volle Aus⸗ 
— u * erſ nach her Cidedlriſtung und feierttchen Einführung bed Kdnigs Lropold am 
Diefe Deriaffung entiäht 139:tn acht Capltel ober Titel vertheilte Arilkel. Dex erfle diefer 
Viel haudelt nom Stdaatagebiete unb feinen Eintheilungen. Belgien befteht aus den Provinzen 
Autwervun, Brabant, Weſtſlandern, Ofmandern, Heunegau, kücttich, Limburg, Namur und 
Beuueneburg wit Worbehait der Berhätmifie viefer lertern zum Deutſchen Bunde. Die Unter⸗ 
abaheilungen bes Provingen konnen new bush das Sefetz feſtgeſtelle werden; wie Grenzen det 
Staats, der Provinzen ums der Gomeinden innen nur in Kraft eines Geſehed gekubert oder 
brichtigt werden. Dex zweite Titel boſch iatgt fich mis ben Velgtern und ihren Arten. Die 
Aigenfchaft eines Beigiees wird erwerben, bewahrt, verloren nach den Befimanungen des Civil⸗ 
xſetes. Das Birgerrecht wird durch die gefepgebenbe@erwait verllehen; inn ben Fremben im 
Bezug auf die Ausübung ber voliiſchen Redte mit ben Beigier Reichzuſtellen— Hi bie Gythels 
tung des wollen Staataboxgexreqts (la grande naturalisafien) orfoderiich. Es gibt. Im Staate 
Weinen Erampesunterfihhe , Die Beigier ind wor dein Befepe gleich; fie allein Können bürgerliche 
un eifibärifche Unter befbeiten, Auonahreu Hanne in befonbemm Bälken durch ein @efeh an 
yemnes wreben. Dis nedhinlihe Groiheit iſt einem Deden zugofichere. Atblemand Bann ander? 
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geriqhtlich verfolgt werben als In ben vom Befrge voranäbeflimmtenillien und in der durch daſ⸗ 
ſelbe vorgeicpriebenen Form. Außer der Grgreifung auf der That kann Niemand verhaftet wer⸗ 
den anders ald infolge einer richterlichen motivixten Verfügung, vie im Augenblick der Verhaf⸗ 
tung ober in den erften 24 Stunden derfelben ihm bekannt gemacht werben muß. Niemand kann 
wider feinen Willen feinem gefeglihen Richter entzogen werben; Feine Strafe darf anders als 
in Kraft des Geſetes beftimmt und angewendet werben. Die Wohnung ift unverleglich; Haus⸗ 
fuchungen können nur in ven vom Gejetze beſtimmten Källenund in der von ihm vorgefchriebenen 
Form flattfinden. Niemand kann feines Eigenthums anders als für Öffentliche gemeinnügige 
Zwecke beraubt werden und nur in ben gefeglich beſtimmten Fällen und gegen eine angemeijene 
und vorgängige Entihädigung. Die Strafe der Gütereinziehung Tann nie eingeführt werben. 
Der bürgerliche Tod ift auf immer abgeſchafft. Die Freiheit eines jeden religidien Eultus ſowie 
feiner öffentlichen Ausübung if zugeſichert, ſowie die Freiheit der Gedanfenänferung über- 
haupt, mit Vorbehalt der Unterdrũckung der Vergehungen welche bei Ausübung diefer Freiheit 
begangen werden. Niemand kann gezivungen werben, auf irgendeine Weiſe an ven Handlungen over 
Geremonien eines Eultus theilzunehmen oder die Ruhetage veffelben zu beobachten. Der Staat 
bat kein Recht, ſich in die Ernennung oder Einfegung der Diener irgendeiner Gottesverehrung 
zu mifchen oder ihnen ben Berfehr mit ihren Obern und die Bekanntmachung ver Verordnungen 
derſelben zu waterfagen, jedoch unter Vorbehalt der gemeinrechtlichen Verantwortlichkeit in 
Sachen der Prefle und Öffentlihen Bekanntmachungen. Die bürgerliche Trauung muß immer 
der priefterlichen Einfegnung vorhergehen. Der Unterricht ift frei; jene Präventiomaßregel ift 
unterfagt ; die Beftrafung dabei eintretender Vergehungen kann nur infolge gefegliher Bor: 
ſchrift flattfinden. Der auf Koften des Staats ertheilte Öffentliche Unterricht wird durd ein 
Geſetz geregelt. Die Preſſe ift frei; die Genfur kann nie eingeführt, noch von Verfafler , Ver: 
leger ober Druder Gaution verlangt werden. Wenn der Verfafler bekannt und in Belgien an= 
ſaͤſſig if, fo kann gegen den Verleger, Druder over Verbreiter einer Schrift Feine gerichtliche 
Berfolgung flattfinden. Die Belgier haben das Recht, ſich Frievli und ohne Waffen zu ver- 
fanımeln, und bepürfen keiner obrigfeitlihen Erlaubniß, wenn fie Die die Ausübung dieſes Rechts 
regelnden Gejege beobachten. Diefe Beftimmung bezieht ſich nicht auf die Berfammlungen unter 
freiem Himmel, welche durchaus ven Polizeigefegen unterworfen bleiben. Die Belgier haben 
das Recht, ſich zu affociiren ; daſſelbe darf Feiner Präventiomaßregel unterworfen werben. Cin 
Jever hat das Recht, Bittfchriften, von einer oder mehren Perfonen unterzeichnet , bei den Öffent= 
lichen betceffenven Behärben einzureichen. Die verfaflungsmäßig eingefepten Behörden jind 
allein zu Bittfehriften in gemeinfchaftlichen Namen berechtigt. Das Briefgeheimniß tft unver- 
leglidh. Der Gebrauch der in Belgien üblichen Sprachen ift willfürlih; nur durch das Geſetz 
Kann ver Gebrauch einer beſtimmten Sprache und jevenfalld nur für Acte öffentlicher Behörven 
und für gerichtliche Handlungen vorgefchrieben werben. Dffentliche Beamte können für Hand⸗ 
lungen ihrer Verwaltung ohne vorgängige Erlaubniß gerichtlich verfegt werben, mit Vorbehalt 
der die Minifter betreffenden Anordnungen. 

Der dritte Theil handelt von der Staatögewalt. Alle Staatsgewalt geht von der Nation 
aus; die gefeggebende Gewalt wird vom Könige, der Kammer der Repräfentanten und dem 
Senat gemeinjdaftlid ausgeübt. Ein jeder diefer Zweige der gefetzgebenden Gewalt hat das , 
Recht, Geſetzvorſchläge zu machen. Ein jedes aufdie Staatdeinnahmen und Ausgaben, fowie 
auf das Gontingent der Armee bezügliche Gefeg muß zuerft in der Repräfentantenfammer votirt 
werben. Die authentifhe Auslegung der Geſetze gehört der gefehgebennen Gewalt an. Der 
König befigt die ausübende Gewalt, wie fie in der Verfaſſung beftimmt ift. Die vichterliche 
Gewalt wird durch die Appellationshöfe und die Bezirksgerichte ausgeübt; die Beſchlüſſe und 
Urtheile werben im Namen des Königs vollzogen. Die ausſchließlich die Gemeinden und Bros 
vinzen betreffenden Angelegenheiten werben durch Gemeinde: und Provinziafräthe geordnet. 
Die Mitglieder der beiven Kammern repräfentiren die Nation und nicht bloß den Diftriet, der 
fie ernannt hat; die Sigungen der Kammern find öffentlich ; jede Kammer prüft die Vollmachten 
ihrer Mitglieder und entſcheidet über darauf bezügliche Streitpunfte; Niemand kann zu gleicher 
Zeit Mitglied beider Kammern fein. Bin Mitglied berfelben, welches von der Regierung zu 
einem befolveten Amte ernannt wird und daſſelbe annimmt, verliert unmittelbar Sig und 
Stimme in der Kammer und fann nur durd) eine neue Wahl wieder in dieſelbe eintreten. Das 
Bureau der Kammer wird für jede Sefjlon von derſelben ernannt. Jede Beſchlußnahme wirb 

- nad abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen iſt ver Vorſchlag verwor⸗ 
fen; keine ver beiden Kammern kann einen Befchluß faſſen, wenn nicht die Mehrzahl ihrer Mits 
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gliedet vorhanden it. Die Abſtirnrung geſchieht laut oder durch Auffteher und Sttzenblelben; 
über den Geſammtinhalt eines Geſehes wird laut und durch Namensaufruf geſtimmt. Vor— 
ſchlag und Wahl ver Candidaten geſchehen durch geheime Stimmengebung. Eine jeve Kam⸗ 
mer bat das Recht, Unterſuchungen anzuordnen. Ein Gefetz kann nur angenommen wer⸗ 

den, wenn über jeden einzeinen Artikel abgeſtimmt iſt. Es iſt unterſagt, ven Kammern In 
Berfon Bittſchriften zu ͤberreichen. Jede Kammer hat das Recht, Bittſchriften den betreffenden 
Miniftern zu Überreihen und Auskunft zu verlangen. Kein Mitglien der Kammern fann wegen 
der bei Ausübung feiner öffentlichen Verrihtungen andgefprochenen Meinungen oder gegebenen 
Vota gerichtlich verfolgt oper in Unterſuchung gezogen werben, mit Vorbehalt ver Ergreifung 
auf frifcher That. Jede Kammer beſtimmt durch ihre Gefhäftsorbnung die Art und Welfe, in 
der fie ihre Gerechtſame ausübt. 
. Die Kammer ber Repräfentanten befteht aus Abgeoroneten, die unmittelbar von den 
Bürgern gewählt werden, welche ven durch das Wahlgeſetz beftimmten directen Steuerbetrag 
bezahlen, ver nicht mehr als 100 Glon. und nicht weniger als 20 Glon. betragen darf. Das 
Wahlgefetz ſetzt die Zahl ver Abgeordneten nach der Bevölkerung feſt. Dieſe Zahl darf das 
Berhältnig von Einem Abgeordneten auf 40,000 Einwohner nicht überfleigen. Um gewählt 
werben zu fünnen, muß man Belgier von Geburt oder durch die große Naturalifation fein, im . 
Genuſſe ver bürgerlichen und politifhen Rechte ſich befinden, volle 25 Jahre alt fein und in 
Belgien feinen Wohnfig haben. Keine andere Bedingung der Wählbarkeit kann erfobert 
werden. Die Mitglieder der Nepräjentantenfammer werden auf vier Jahre gewählt, fie werben 
alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Jedes Mitglied der Nepräfentantenfammer erhält während 
der Dauer der Sigungen eine monatliche Entſchädigung von 200 Gldn., mit Ausnahme der= 
jenigen, weldye vie Stadt bewohnen, in der die Kammer fi verfammelt. 

Die Mitglieder des Senats werden nad Maßgabe der Bevölkerung einer jeden Provinz 
durch diefelben Bürger gewählt, welche die Mitglieder der Kammer wählen. Der Senat befteht 
aus der Hälfte ver Mitgliederzahl der Kammer. Die Senatoren werben für acht Jahre gewählt; 
fie werben alle vier Jahre zur Hälfte erneuert. Um in den Senat gewählt werben zu können, 
muß man Belgier von Geburt fein oder durch die große Naturalifation ſich im Genuffe der bür= 
gerlihen und politifhen Rechte befinden, in Belgien wohnhaft, wenigftens AO Jahre alt fein 
und wenigflend 1000 ©lon. directe Steuern bezahlen. In den Provinzen, wo die Zahl der 
Bürger , welche diefe Steuer bezahlen , nicht das Verhältniß von 1 auf 6000 erreicht, wird dieſe 
Zahl durch vie am hödften Vefteuerten der Provinz bis zu biefem Verhältniffe vervollſtändigt. 
Die Senatoren erhalten weder Befoldung noch Entfhänigung. Mit dem achtzehnten Jahre 
ift der muthmaßliche Thronerbe von Rechtswegen Senator, Stimmrecht erlangt er erft im fünf- 
undzwanzigſten Jahre. Jede Sigung bed Senats, welche außer der Seſſionszeit ver Nepräs 
fentenfammer gehalten wird, ift von Rechtswegen nichtig. 

Die verfaflungsmäßigen Gewalten des Königs find erblich in feiner directen, natürlichen 
und rehtmäßigen Nachkommenſchaft von Mann zu Mann nad) der Ordnung der Erftgeburt 
mit beftändiger Ausſchließung der Frauen und ihrer Nachkommenſchaft. In Ermangelung 
männlier Nachkommen ſchaft kann ver König mit Zuftimmung ver Kammern feinen Nachfolger 
ernennen. Der König kann ohne Zuftimmung ber beiden Kammern nicht zugleid Haupt eines 
andern Staats fein. Die Perfon des Könige ift unverletzlich; feine Minifter find verantwort⸗ 

"Ti. Kein vom König ausgehender Act ift gültig ohne die Mitunterzeihnung eines Miniſters, 
der für defien Inhalt verantwortlid wird. Der König ernennt und entläßt die Minifter, er 
verleiht Die Grade in der Armee und ernennt zu den Ämtern für die allgemeine Staatsverwal- 
tung und die auswärtigen Angelegenheiten. Zu andern Amtern beruft er nur in Kraft einer 
beſondern gefeglichen Beftimmung. Er erläßt die zur Vollziefung der Geſetze erfoderlichen 
Verordnungen und Verfügungen, ohne vie Gültigkeit der Geſetze felbft jemals unterbredien, 
noch von ihrer Vollziehung entbinden zu können. Der König befehligt die Land» und See: 
macht, erflärt Krieg, ſchließt Frieden, Bündniſſe und Handelöverträge und ſetzt die Ranımern, 
fobald daß Inierefle und die Sicherheit des Staats es geftatten, in Kenntniß. Die Hanbeld: 
verträge, fowie alle diejenigen Verträge, welche ven Stans belaften oder einzelne Belgier ver= 
pfliten, treten erft in Kraft, wenn fie die Juſtimmung der Kammern erhalten haben. Keine 
Abtretung, fein Austauſch, Feine Einverfeibung eines neuen Landestheils kann anders flatt: 
finden al8 infolge eines Gefeges. Der König fanctionirt die Geſetze und verfündet fie. Die 
Kammern treten von Rechtswegen jährlich am zweiten Dienftage des November zufanmen, 
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> wenn fle nicht früher vom Könige einberufen werben; fie mäßfen jäfeiich wenigſtens 40 Tage 
verfammelt bleiben. Der König erklärt den Schluß der Seſſion, er beruft Die Kammern außer 
ordentlicherweiſe, er hat das Recht, die Kammern aufzuldfen, fei es beibe zugleich oder nur 
eine derfelben. Bel jever Auflöfung aber müflen die Wähler binnen der nächſten 40 Tage, bie 


Kammern binnen der nächften zwei Monate zufammenberufen werben. Der König kann bie - 


Kammern vertagen ; die Vertagung barf jedoch nicht einen Monatüberfchreiten und kann in der⸗ 
felben Seſſion nicht ohne Zuftimmung der Kammern mwieberholt werben. Der König hat das 
Recht, richterlich zuerkannte Strafen zu mildern ober zu erlaffen, ex hat das Recht, Münze 
ſchlagen zu laſſen und Adelstitel zu verleihen, ohne irgendein Vorrecht daran knüpfen zu fön= 
nen. Er verleiht die militärifhen Orden; feine Givillifte wird für die Dauer feiner Regierung, 
feftgefegt. Der König hat keine andere Gewalt ald biejenige, welde ihm die Verfaflung und bie 
der Verfaffung gemäß erlaffenen Gefege förmlich beilegen. Beim Tode des Königs verfammeln 
fid) die Kammern ohne Zufammenberufung fpäteftend am zehnten Tage nach feinem Ableben. 
Vom Tode des Könige bis zur Eivesleiftung des Thronfolgers oder Regenten wird vie fönig- 
liche Gewalt, im Nanıen des belgifhen Volks, vom Minifterrathe ausgeübt. Der König iftvoll- 
jährig mit zurüdgelegtem achtzehnten Jahre, er nimmt nit eher von dem Throne Beñitz, ald 
bis er in ber ‘Mitte ver Rationaltepräfentation einen feierlichen Cid geleiftet hat, die Verfaflung 
und bie Gefeße de belgifchen Volks zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation umd die Uns 
verlegbarkeit des Staatögebiets aufricht zu erhalten. Bel der Minderjährigkeit des Königs 
treffen die Kammern Vorkehrungen für vie Ginfegung der Regentſchaft und ver Vormundſchaft. 
Daſſelbe geſchieht, wenn der König ſich in der Unmöglichkeit befindet zu regieren. Die Regent⸗ 
ſchaft kann nur Einer Berfon übertragen werben; während derſelben kann feine Abänderung 
des Grundgeſetzes ftattfinden. Bei Thronerlenigung treten die Kammern zufammen und treffen 
bie nöthigen Anordnungen. 2 

Niemand kann Miniſter werben, der nicht Belgier von Geburt if oder das volle Staats: 
bürgerrecht erhalten hat. Kein Mitglied der königlichen Familie kann Minifter fein. Die Mint- 
fler Haben nur Stimmredt in den vefivirenden Kammern, wenn fie Mitglieder berfelben find, 
fle haben aber Zutritt zu jeder Kammer und müſſen auf ihr Verlangen gehört werben. Die 
Kammern können ihre Gegenwart in den Sigungen verlangen. Der König kann in keinem 
Falle, durch einen mündlichen oder. fhriftlihen Befehl, einen Minifter ver Verantwortlichkeit 
entziehen. Die Kammer hat das Recht, die Minifter anzuflagen und fie vor den Gaffationshof 
zu ziehen. Die Fälle der Berantwortlichfeit für die Minifter merden Durch dad Geſetz beftimmt. 
Der König kann einen durch den Caſſationshof verurtheilten Minifter nur auf Verlangen einer 
der beiden Kammern begnadigen. 

Alle Streitigkeiten über bürgerliche Rechte gehören vor die Berichte, ebenfo wie bie über 
politiiche Rechte, mit Vorbehalt ja gefeglichen Ausnahmen. Kein Gericht kann anders als in 
Kraft des Gefeges errichtet werben. Für ganz Belgien befteht ein Caſſationshof; mit Ausnahme 
der Minifterproceffe erkennt derſelbe nicht über die Materie der Rechtsſachen. Die Gerichts: 
gungen find öffentlich , wofern die Offentlichkeit nicht für die Ordnung und die Sitten gefährs 
lich ift, was durch ein richterliches Erkenntniß erklärt werden muß; bei politifhen und Preßver⸗ 
gehen muß dies Erfenntniß einftimmig gefaßt fein. Jedes Urtheil ift motivixt und wird öffent- 
lich geſprochen. Kür alle Criminalſachen, fowie für politifche und Preßvergehen tft pas Geſchwo⸗ 
renengericht angeorbnet. Die Räthe ver Appellpöfe, vie Präfidenten und Vicepräfiventen der 
ihnen untergeorbneten Tribunale werden vom Könige nad) einer voppelten Lifte ernannt, die 
von diefen Gerichtshoͤfen felbft und von den Provinzialräthen eingereicht wird. Die Räthe am 
Caſſationshofe ernennt der König aus einer vom Senate und dem Taſſationshofe verfaßten Lifte. 
Die Appellpöfe wählen aus ihrer Mitte ihre Präjiventen und Vicepräſidenten. Die Richter 
werben auf Lebendzeit ernannt und fönnen nur durch Urtheilöfprud ihres Amtes entfegt over 
fuspenbirt werben. Die Berfegung eines Richters kann nur durch eine neue Ernennung und 
mit feiner Zuftimmung flattfinden. Der König ernenntund entläßt die Mitglieder der Staats— 
anwaltſchaft bei den Gerichtöhöfen und Tribunalen. Die Befoldungen der Richter werben 
durch ein Geſetz beftimmt. Kein Richter darf eine von der Regierung befoldete Etelle un— 
entgeltlich annehmen. Die Gerichtshoͤfe und Tribunale wenden die Verfügungen und Beſchlüſſe 
ver Gentral= , Provinzial: und Localbehoͤrden nur infoweit an, als fie ven Befegen gemäß find. 
Die Brovinzial- und Gemeindeverfaffung wird durch Geſetze beflimmt. Diefe Gefege fihern die 
Anwendung fulgender Grunbfäge: bie unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt der Ausnahmen, 
welche dad Geſetz in Betreff ver Ortsvorſteher und der Regierungscommiffarien bei den Provin⸗ 
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ee einführen kann; die Überweifung aller Gegenftände, welde ein Provinzial= oder 
emeinbeinterefle haben, an bie Provinzial- oder Gemeinderäthe, mit Vorbehalt der gefeglichen 
Beftätigungen ihrer Acte; die Öffentlichkeit der Provinzial: und Gemeinderathsverſamm⸗ 
lungen in ben dur das Geſetz beftimmten Grenzen; bie Offentlichkeit des Budget und der 
Rehnungen; das Einfreiten des Königs oder ber geſetzge benden Gewalt, um zu verhins 
dern , daß Provinzial oder Gemeindebehoͤrden ihre Berugniffe überfchreiten ; die Abfaſſung der 
Eivilftandsacıen und die Führung der betreffenden Regifter gehören ausſchließlich der Gemeinde: 
obrigkeit an. 

Der vierte Theil regelt die Kinanzverfaflung. Keine Auflage zum Nugen des Staats kann 
anders ald durch dad Geſetz angeordnet werben. Provinzial: und Gemeinbelaften innen nur 
mit Bewilligung ver Provinzial und Gemeindebehoͤrden eingeführt werden. Die öffentlichen 
Auflagen werben jährlich bewilligt, es kann in Betreff derfelben kein Privilegium eingeführt 
werben. Penfionen und Bratificationen aus der Staatöfaffe fönnen nur durch ein Gefeg bewilligt 
merben. Jedes Jahr fchliegen die Kammern die Abrechnungsgeſetze ab und votiren dad Budget. 
Die Mitgliever des Rechnungshofes werden von ver Repräfentantenfanımer und für eine be 
flünmte , durch das Beje bezeichnete Zeit ernannt. Die Befoldungen und Penfionen ver Diener 
der verſchiedenen Religiondbefenntniffe werben vom Staate übernommen, die dazu erfoberligen 
Summen werben jährlich auf dad Budget gebracht. 

Der fünfte Theil beſchäftigt ſich mit der bewaffneten Macht. Die Art und Weife der Ergäns 
jung der Armee wird durch das Geſetz beſtimmt, ihr Beſtand jährlich der Berathung ver Kam 
mern unterworfen. Nur in Kraft eines Gejeged können fremde Truppen zum Dienfte des 
Staats zugelaffen werben oder das Staatögebiet beiegen ober durchziehen. Es beiteht eine 
Bürgergarde, deren Ginrichtung durch dad Geſetz beftimmt wird. Die Inhaber aller Grave bid 
zum Hauptmann werden von der Büryergarbe felbft ernannt. Die Verfegung der Bürger: 
garde auf den Kriegsfuß kann nur infolge eined Gefeges gefchehen. Die Militärperfonen können 
ihre Grade, Ehrenzeichen und Penſionen nur auf die gefeglich beftimmte Art verlieren. 

Der jechöte Theil enthält allgemeine Beftimmungen. Die belgiſche Nation nimmt vie rothe, 
gelbe und fhwarze Farbe ald Nationalfarben und als Reichswappen ven belgiſchen Löwen mit 
der Umſchrift: „Eintracht gibt Macht” („L’union fait la force‘) an. Brüffel it Hauptftabt von 
Belgien und Sig der Regierung. Kein Eid fann anders ald in Kraft des Gefeges auferlegt 
werden. Jeder auf belgiſchem Gebiete ſich befindende Fremde genießt den den Perfonen und 
Bütern gewährten Schuß ded Staatd, mit Vorbehalt der gefeglich beftimmten Ausnahmen. 
Die Staatöverfaffung kann weber ganz no theilweije außer Wirkung gefegt werben. 

Der fiebente Titel ſchreibt Das bei Revifion der Eonftitution zu beobachtende Verfahren vor. 
Die geſetzgebende Gewalt hat das Recht, zu erflären, daß eine von ihr bezeichnete Beſtimmung 
der Berfaffung der Revifion bevarf. Nach diefer Grelärung find die beiden Kammern von Rechts⸗ 
wegen aufgelöft. Zwei neue Kammern werben zufammenberufen und diefe beſchließen, in Über- 
einftimnung mit dem Könige, über die der Reviſion unterworfenen Punkte. 

Der achte Titel enthält tranfitorifche Veftimmungen, ohne allgemeine und beſtändige 
Bedeutung. 

Um diefe merfiwürbige, unter den europäifchen Gonftitutionen offenbar die größte Summe 
polttifcher Freiheiten enthaltende Verfaffung ihrer ganzen Bedeutung nad richtig zu beurteilen, 
ift nothwendig, auf die Umftänve, unter melden fie enifland, näher einzugehen; denn ed dürf⸗ 
ten jih wenige Monumente diefer Art finden, welche in einem fo hohen Grade von den Stim⸗ 
mungen und Verhättniffen bes Augenblidö, in dem fie wurden, beeinflußt find, als das bel- 
giſche Grundgefeg. Die Unvollkommenheiten und Mängel des bollänviichen Hatıen dem Lande 
während ber Bereinigung mit den nördlichen Niederlanden ſoviel Nachtheile verurfacht, daß ver 
Gongreß bei der Abfaffung der neuen Conftitution vor allem fuchen mußte, diefelben zu ver 
meiden. Seine Tendenzen waren daher in mehr ald einer Beziehung vorherrſchend negativ. 
Das uͤbergewicht, welches die Verfaffung von 1815 ver Krone gegeben hatte, wurde von ben 
Meiften als eine der Haupturfachen betrachtet, auf welche vie Übelflände , die zulegt Die Revolu⸗ 
tion herbeigeführt hatten, zurüdzuführen feien. Um die Wieverfehr verfelben unmöglich zu machen, 
ſuchte man die Befugniffe der königlichen Gewalt foviel ald möglich einzufchränfen, ihr nur die 
unumgänglich nothwendigen Attributionen zu laffen. Dagegen wurde der Wirkungskreis der 
Kammer auf eine Menge von Dingenausgedehnt, die in den meiften Repräfentativverfaffungen 
außerhalb deſſelben liegen, und wenn die frühere Verfaſſung abfichtlic der Krone eine Praͤpon⸗ 
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deranz gab, welche das Gleichgewicht unter den Gewalten von vornherein geriet, fo beging 
dies neue Grundyeſetz denſelben Fehler zu Gunften des Parlaments. Der Vorwurf, aus einem 
Grirem in das andere gefallen zu fein und die richtige Mitte bei ver Bertheilung der Befugniſſe 
an bie verſchiedenen Elemente ver Öffentlichen Gewalt nicht eingehalten zu haben, kann mit Recht 
dem Gongreffe gemadjt werden. Das Königthum, oder weldien andern Namen man ver Gen= 
tralgewalt geben will, ift eine zu mefentlihe Orunvbebingung der geſellſchaftlichen Ordnung, 
als daß feine Gegenwart, fein Iebendige und thätiged Mitwirken an der Begründung ver Ber: 
fallung nicht eine unabwelsbare Nothwendigkeit wäre. Bei der Begründung der belgifchen Ber- 
faffung war vaffelbeaber in keiner Weiſe vertreten, feine Rechte, die ihm unentbehrlichen Befug⸗ 
niffe, um im Intereffe dev Geſellſchaft tHätig zu fein, wurden nicht in ihrem ganzen Umfange 
anerfannt und gemärbigt; nur wenige Stimmen erhoben ſich zu ihrer Vertheidigung. Der 
Congreß, die Bedürfniſſe der Zukunft weniger bedenkend als die Foderungen der Gegenwart, 
der Stimmung des Moments nachgebend, gab dem Lande eine Organifation,, melde offenbar 
bei weiten mehr von ber Anficht ausgeht, daß der Unterthan gegen bie königliche Gewalt zu 
ſchützen oder mit zahlreichen Garantien und Cautelen gegen ihre Übergriffe zu umgeben fei, 
als fie von der Überzeugung durchdrungen iſt, daß die Gleihftellung berfelben mit andern ver= 
faffungsmäßigen Gewalten eine firenge Gonfequenz des conftitutionellen Princips felbft ift. 
Abgefehen davon, befand ſich aber der Kongreß außerdem noch in einer nicht zu ändernden 
Abhängigkeit von andern Verhältniffen,, die nicht ſowol aus der Richtung der öffentlichen Stim— 
mung im Augenblide der Abfaffung des Grundgeſetzes als aus der gegenfeitigen Rage der Par⸗ 
teien, in welche das Land zerfiel, hervorgingen. Die Revolution und alle Ereigniffe, welche fie 
vorbereitet und herbeigeführt hatten, waren nur durch die engfte Vereinigung ber Katholiken 
und Liberalen möglich gemefen ; dad gemeinſchaftliche Intereffe hat diefe Union geſchaffen und 
der gemeinfchaftliche Zweck, Abftellung dev Beſchwerden zu erhalten, ihr Beftand gegeben. Man 
hatte fich, folange es noch galt, die holländiſche Herrſchaft zu befämpfen, mit viefer äußerlichen 
Gemeinschaftlicleit begnügt, und von beiden Seiten waren die unverträgligern Meinungs: 
elemente für ven Augenblic in ven Hintergrund getreten. Als aber der Zwed erreicht, die Un: 
abhängigkeit errungen, ba mar zu befürchten, daß die Gegenfäge, melde zwifchen ber liberalen 
und katholiſchen Partei in mehrfacher Beziehung beſtehen, die Herftellung der Ginheit, welcher 
der junge Staat vor allem bedurfte, erſchweren würde. Um viefer Gefahr, der drohendſten von 
allen, zu begegnen, weil fie die politifche Lebensunfähigfeit des neuen Königreich8 in feinem 
Innern felbft bewiefen hätte, mußten nothwendig diejenigen Inftitutionen, auf welche jich jene 
Meinungsverfhievenheiten hauptſächlich bezogen, auf fo breiten Bafen organifirt werben , daß 
Demjenigen, mas von jeder Partei als Recht und Pflicht angeſprochen ward, in Feiner Weile 
durch die Verfaffung zunahe getreten wurde. Diefe Nothwendigkeit wurbe allgemein begriffen, 
und Katholiken und Liberale waren darüber einig, in ber nenen Verfaffung die ausgevehntejte 
Religlons⸗, Gewiſſens-⸗, Preß- und Unterrichtöfreiheit einzuführen. Dem Congreſſe blieb nichts 
Anderes übrig, ald dem Zuge zu folgen und dieſe Prineipien ald Grundlagen der gefelligen 
Ordnung feierlich zu reclamiren. Staat und Kirche wurden nun In nothiwendiger Folge davon 
vollfonmen getrennt, bie legtere von allen Rückſichten auf den erftern frei gemacht, ver Aus⸗ 
übung eines jeden Cultus eine andere Grenze geftectt als die vein polizeiliche Beftimmung, die 
öffentliche Ruhe nicht zu flören, dem Staate jede, auch die allerentferntefte Einwirkung auf 
religidfe Angelegenheiten unterfagt, die vollkommene Freiheit des Unterrichts verfünvet, jede 
Beauffihtigung, jede Leitung von Seiten des Staats abgeftellt, die Nothwendigkeit des Beweijes 
der Befähigung , um irgendein Lehranıt auszuüben, durchaus abgefhafft und dem Staate das 
Recht, Lehranftalten zu errichten, nur in vemfelben Grade, nicht mehr und nicht weniger, wie 
jedem Bürger zuerkannt, ihm aber zugleich die Verpflichtung auferlegt, feine Lehranftalten nur 
durd) dad Geſetz, dad Heißt unter Mitwirfung der Kammern, zu organijiren. Die abjoluteite 
Preßfreiheit, ſowie die ebenfo unbeſchränkte Aſſociationsfreiheit waren nur, wie man leicht ein: 
flieht, die unentbehrlichen Corollare jener beiven erften Principe. 

Diefe großen focialen Freiheiten waren neu in dem Lande, weniger waren es die Grund: 
füge, nad) denen man die Verwaltung , im ſtrengern Sinne des Wortes, ordnete. Die ſtädtiſchen 
unb provinziellen Einrichtungen ber nieberlänbifchen fowol wie der frühen Verfaffungen ent: 
hielten faft alle Principe, von denen man ausging; die Art von self-government, die in einer 
den engliſchen Inftitutionen ſich nähernden Weife hergeftellt wurde, iſt alt in Belgien, und das 
eigentlie hiſtoriſche Element der Gonftitution ift hier zu ſuchen. Der Congreß befand ich Hier 
auf geſchichtlichem Boden und gab nur alteinheimifchen Formen neues Leben. 
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Bon welchem Gefichtspunkte man auch diefe Verfaſſung beurtheilen mag, das Eine muß 
immer zugegeben werben, daß jle eine große und in mehr als einer Rüdficht wichtige fociale und 
ſtaatowiſſenſchaftliche Bedeutung hat. Es ift ein Verfud von dem hödften und allgemeiniten 
Intereſſe, deſſen Erfolg reich an Belehrungen der verſchiedenſten Art fein wirb. Die Idee des 
Staats findet fid) Hier in einer von ver gewöhnlichen höchſt abweichenden Weife aufgefaut, fein 
Wirkungskreid ift auf ein Minimum zurüdgeführt, während der aller Elemente ver Geſellſchaft, 

hie nicht Regierung find, über die Maßen ausgedehnt ift. Es fragt fih, ob ein folder Zuftand 
hr die Dauer beftchen kann, ob ed mit dem Grade politifcher Entwidelung, auf dem das flaat= 
liche Leben in unferer Zeit ii befindet, überhaupt übereinftinmend ift, ein Maß von Freiheiten 
zu geben, die mit vem Bildungsgrade eines großen Theils ber Bevölferungen nit im Einklange 
ftehen und duher den wahren Bedürfniſſen des Volks nicht immer entſprechen können. Es fragt 
ſich, ob die Loͤſung, welche die belgiſche Konftitution den großen Controverſen über dad Verhält- 
niß von Staat und Kirche, Preß- und Unterrichtsfreiheit gegeben hat, der wahren Natur viefer 
Inftitutionen und ihrer Beziehung zur Geſellſchaft entfpriht. Wie aud die Antwort ausfallen 
möge, und fie muß verfchieden fein nach den verfhiedenen Ausgangspunften der Beurtheilung, 
foviel ift gewiß, daß die Nation, welche die Löfung auf diefem Wege verfucht, fich eine ſchwere 
Aufgabe geftellt Hat, die aber eben ihrer Schwierigkeit wegen hoͤchſt bebeutfam ift und Theil⸗ 
nahme und Aufmerkfamfeit von Seiten aller Derer verbient, denen die Körberung des flaat: 
lichen Lebens überhaupt am Herzen liegt. Die Erfahrung der legten Jahre hat über allen 
Zweifel herausgeftellt, daß die Aufrehthaltung der gefelligen Orbnung, die Foͤrderung ber 
Öffentlichen Wohlfahrt mit diefer Conſtitution möglich iſt; Belgien hat durch die That bewiefen, 
daß der Staatszweck auch unter der Herrfchaft fo ausgedehnter Freiheiten erreicht werben kann. 
Allerdings kann nicht geleugnet werben, daß bie tüchtige, auf Ordnung und Befeglichkeit gerich⸗ 
tete Gefinnung , welche fich faft allgemein bei ven Bevoͤlkerungen findet, viel zu dieſem Refultate 
beigetragen hat. Außerdem machte fich feit ven erſten Zeiten ver Conſtituirung des Staats auf 
politifchem Gebiete neben ver eraltirten, die an ſich fhon fo großen Breigeiten noch übertreiben- 
den, im jeder Welfe extremen Meinung eine gemäßigtere, nady Sicherung des Gewonnenen, 
Befeftigung des neu Erftandenen ſtrebende geltend, die an dem Könige einen ebenfo erleuchteten 
Leiter wie fihern und feſten Haltpunft fand, und der es, auf eine immer zunehmende Majorität 
in den Kammern fi flügend, gelang, dad Land vor Gxeeffen zu bewuhren, die nur zu feinem 
Verderben dienen konnten, und den Angelegenheiten eine Richtung zu geben, die deſſen wahren 
und wefentlihften Intereffen förbernd entipricht. 

Anders verhält es ſich mit der Bedeutung der Gonflitution für die Entwickelung und Aus: 
bildung der politifhen Nationalität des Landes. Der belgifhe Staat befteht aus mehren unter 
fih duch Urfprung und Charakter verfchiedenen Elementen, die, äußerlih durch daſſelbe 
Grundgeſetz, durch diefelben Inftitutionen zufammengehalten , in ihren innern Bezügen doch 
noch viel Betrenntes, ja Gegenfägliches aufiveifen. Diefe germanifhen und romanifhen Be: 
ſtandtheile zu einem einzigen und nationalen Typus zu verarbeiten, ift eine Aufgabe, von deren 
Löfung die Zukunft des Landes mehrfach abhängt. Man fleht leicht ein, wie wichtig und ent: 
ſcheidend dafür die Verfaſſung, unter deren Einwirkung diefe Verſchmelzung vor ſich gehen 
ſoll, wird. Und hier kann nicht verfannt werden, daß die Tendenzen und Grundfäge derfelben 
diefer Einigung Hindernd In den Weg treten durch die große Sumne von Freiheiten, die fie den 
einzelnen Elementen der öffentlichen Orbnung gewähren. Mehr ald wo anders zeigen ſich auf 
diefem Gebiete vie Nachtheile, welche vie zu ſchwache Conftituirung der Eentralgewalt, von 
welcher jene Einigung und Verſchmelzung beſonders bewerfftelligt werden fol, nad ſich zieht. 
Die innere Conſtſtenz des Staats, die Feſtigkeit und Cohäſion feiner einzelnen Theile, das active 
Bewußtſein der Nationalität, des volfsthümlichen Lebens, das die Duelle eines eigenthümlichen 
Schaffens wird und ohne welches die in den Verträgen zugeſicherte Unabhängigkeit und Selb⸗ 
ſtändigkeit ein todter Buchftabe bleibt, eine Form ohne Kern, ein Körper ohne organifches 
Leben , die Momente mit einen Worte, welche bie politifche Nationalität innerlid) gründen, ſich 
fihern und bewahren — das Alles wird durch dieſe Conftitution wenig befördert und bryünftigt, 
und das Bewußtſein der Mangelhaftigkeit und Unvollfommenheit ver legtern in dieſer Bezies 
hung muß, wenn e8 fi), wie daß nicht außbleiben kann, geltend gemacht haben wird, der Aus— 
gang von Reformen werben, deren nothiwenbiger und hauptfächlichfter Zweck die Erweiterung 
und Ausdehnung ver Eentralgewalt ift. 

Die innere Geſchichte Belgiens, feit der Annahme ver Verfaflung und ihrer Vollendung 
durch die Inauguration des Königs, zeigt als hervortretendes Moment das Beftreben, die Orga⸗ 
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nifation und innere Begründung des Staats auf den durch das Grundgeſetz gegebenen Baſen 
durchzuführen und zum Abfchluffe zu bringen. Die Nachwehen der großen Aufregung des 
Jahres 1830 verhinderten oft in den erften darauf folgenden Jahren, daß dieſe wichtige und 
folgenreiche Arbeit mit der erfoderlichen Ruhe und Reife der-Überlegung geförbert wurde. Die 
oben ſchon bezeichnete extreme Anficht machte ſich zu wieberholten malen da geltend, wo ihr 

Gegentheil Hätte vorherrſchen follen; aber ver entſchiedene Widerſtand, den ihr die Negierung 

entgegenjegte, und die Unteritügung, welche die Beftrebungen verfelben bei ven Kanımern una 

in der Öffentlichen Meinung fanden, fowie die mit jevem Jahre größer werbende allgemeine 
Beruhigung der aufgebrachten Gemüther ließ fie allmälig immer mehr in ben Hintergrund 
treten. Die Umformung der Inflitutionen, welche den Grundſätzen der Gonftitution nicht ent= 
ſprachen, war ber erfte Gegenſtand, mit dem die gejeggebenve Thätigkeit ſich beihäftigte. Das 

Geſchworenengericht und die Preßgefeggebung wurden noch im Jahre 1831 nad ven neuen 

Grundlagen organifirt. Die Reform der übrigen Theile des Gerichtsweſens fand im Jahre 1832 

flatt; fie war von einer Revifion der Befegbücher begleitet, infolge deren mehre nicht unwiche 

tige Veränderungen in die Strafgefeggebung eingeführt wurden. Seit 1833 beſonders beganz 

eine neue Entwidelungsperiove für. das Land. Die Convention vom 21. Mai 1833 fiherte 
ihm den Statusquo und machte der Ungewißheit und Beforgniß, welche die äußern Verhättniffe 
immer noch eingeflößt, wenigftens proviforifch ein Ende. Die Angelegenheiten nahmen einen 
georonetern Gang, und bie Öffentliche Thätigkeit begann ſich der Pilege und Ausbildung ver 

innern Intereflen zuzumenden. Die Seſſionen der Kammern, , auftatt mit flevilen und oft ftören= 

den Discuffionen über die äußere Boliti ſich zu befhäftigen, wie es bisher meiftens ver Fall 

getwefen war, wurden nun mit Berathung organifcher, ven innern Ausbau der gefeglihen Ord⸗ 

nung und den Wohlftand des Landes bezweckender Gefege erfüllt. Zu den erftern gehören 

beſonders bie Geſetze, welche die Organifation des Gemeindewefens und die der Provinzial: 

behörven fowie die des höheen Unterrichts zum Gegenftanbe haben, und bie ihrer Cigenthüm⸗ 

lichkeit wegen befondere Berückſichtigung vervienen. Bei der Discuffion diefer Gefege trat der 

Gegenfag der Meinungen, von dem oben die Rede, befonderd hervor. Die extreme Anficht 

wollte die Gemeinde und die Provinz fo unabhängig ald nur immer von ber Gentralgewalt 
organifiren ; die gemäßigtere drang auf bie Unterordnung jener unter dieſe, wenigſtens in den 

Bezügen , die von allgemein flaatlihem Intereſſe find. Der Kampf war heftig und verzögerte 

mehre Seffionen hindurch die Vollendung der betreffenden Geſetze, die erft im Jahre 1835 zu 

Stande famen. \ 

Die Grundzüge der darin aufgeftellten Gemeinveverfaffung find kurz folgende. Die Ge⸗ 
meindeobrigfeit befteht in jeder Commune aus dem Gemeinderathe ‚dem Bürgermeifter und den 
Schöffen. Bei einer Bevölkerung bis 20,000 Seelen hat Die Gemeinde zwei Schöffen, darüber 
vier. Der Gemeinderat mit Bürgermeifter und Schdifen hat wenigftend fieben, höchſteus 


- 31 Mitglieder nad) der Einwohnerzahl. Alle Belgier, die mündig, im Befitze ver bür- 


gerlihen Rechte, in der Gemeinde wohnhaft find und einen nad) der Bewohnerzahl wechfelnden 
Steuerbetrag von 15 — 100 Fr. entrichten, find Gemeindewähler, fie wählen den Rath, aus 
deſſen Mitte der König Bürgermeifter und Schöffen ernennt. Die Wähler find zugleich und mit 
Ausflug aller Andern wählbar. Das Collegium der Bürgermeifter und Schöffen beruft den 
Gemeinverath. Diefe Berufung ift nothwendig außer den gewöhnlichen Fällen, ſobald fie von 
einem Drittel der Mitglieder des Raths verlangt wird. Alle Vota, mit Ausnahme verüber per 
fönliche Angelegenheiten, werden laut abgegeben, die Tagesordnung wird von der Verſamm⸗ 
tung felbft feftgefegt. Die Öffentlicjkeit der Sigungen des Raths ift erfoderlich, fo oft Ange: 
legenheiten,, vie ſich auf die Finanzen und die materielle age ver Gemeinde beziehen, verhandelt 
werden. Der Gemeinderath regulirt Alles, was die Intereilen ver Commune betrifft, er berath⸗ 
ſchlagt über die Gegenſtände, die ihm von der obern Behörde vorgelegt werden , feine Beſchlüſſe 
bebürfen des Gutachtens der Provinzialbehörden und der Beftätigung des Königs, wenn jie 
das Gommunalvermögen, feine Vermehrung und Verminderung betreffen. Handelt es jih um 
Gegenftände, veren Werth nicht 1000 Fr. oder den zehnten Theil ded gewöhnlichen Budgets 
der Mittel und Wege ver Gemeinde betrifft, fo ift die. Beftätigung der Provinzialbehörde hin: 
reichend. Das Legtere ift für alle dad Weg: und Straßenweſen, die Communalfieuer und dad 
Gemeindebudget betreffenden Befchlüffe des Raths erfoderlich. Der Gemeinderath erläßt alle 
Reglements und Verordnungen der innern Adminiftration und der ſtädtiſchen Polizei, die jedoch 
in feinem Falle ven Landesgeſetzen ſowie ven allgemeinen und provinziellen Berwaltungäbeftims 
mungen zuwider fein Dürfen. Ex hat der Provinzialbehörve von allen Beſchlüſſen diefer Art 
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innecheib 48 Stunden Kenntniß zu geben. Er kann feinen Berorpnungen eine Straffanction 
geben , die jedoch in keinem Falle andere als einfache Volizeiſtrafen enthalten kann. Die Bub: . 
seid und Rechnungen aller in der Gemeinde befindlichen öffentlichen Wohlthätigkeltoanſtalten 
berürfen feiner Befätigung ; er läßt durch eine von ihm ernannte Commiſſion das auf die Ge⸗ 
meinde fallende Kontingent directer Steuern vertheilen. Die Gemeindegüter werden von ihm 
verwaltet, er ernennt zu allen von der Commune bezahlten Amtern und Stellen. Faßt berfelbe 
einen Beſchluß, ver feine Befugniß überfchreitet,, fo kann vieler Beſchluß vom Gouverneur ver 
Brovinz fuspendirt werden ; der Conflict wird in erfter Inſtanz vom beftändigen Ausfchuffe ver 
Provinz entſchieben, zweite und legte Inftanz ift ver König. Der König kann durch eine moti⸗ 
virte Verfügung alle Acte ver Gemeindebehoͤrden, die nicht in den Attributionen derfelben 
liegen , Die ven Geſetzen entgegen find ober vie das allgemeine Intereffe vernichten, aufheben und 
-annulliren. Das Collegium ver Bürgermeifter und Schöffen ift mit Allem beauftragt, was bie 
Vollziehung der Geſetze, Ordonnanzen, Beihläffe ver Gentralregierung , ver Provinzial: und 
Gemeindebehoͤrden angeht: e3 verwaltet die Gemeindeeinfünfte und Gemeindeanftalten, es leitet 
die Öffentlichen Arbeiten der Gommune und die Rechtsſachen derſelben, ift überhaupt zur Aus⸗ 
führung alles Defien befugt, wofür der Gemeinderath berathende Behörde if. Das Collegium 
Hält die Regifter des Civilſtandes. Bei Unordnung und Aufruhr kann dad Gollegium ohne Zu: 
ziehung des Raths Ordonnanzen erlaflen ; doch müffen ver Rath und der Gouverneur der Pro: 
vinz ſogleich davon in Kenntniß gefegt werden. Die Aufrehthaltung der Öffentlihen Ruhe ift 
ihm anverfraut, und ber Bürgermeifter ift befugt, die bewaffnete Macht zu viefem Zwecke zu 
requiriren. Bärgermeifter und Schöffen find beſoldet. Alle Jahre muß ein Bericht über die 
materielle Lage ver Gemeinde, den Zuftand ihrer Finanzen, Anftalten u. f. w. öffentlich in 
einer Sigung des Gemeinderaths vorgelegt und in der Gemeinde publicirt werben. Die Buy: 
gets und Rechnungen der Gemeinde werden im Gemeindehaufe nievergelegt und können dort 
von den Steuerpflichtigen der Gemeinde zu jener Zeit eingefehen werben. 

Die Grundzüge der Provinzialverfaflung beftehen in folgenden Beftimmungen. In jever 
Provinz beſteht ein Provinzialrarh und ein Commiſſar der Regierung. Die Mitgliever des 
Provinzialraths werben direct von den Provinzialeoflegien, in denen fid diejenigen Wähler, 
welche die Mitglieder des Senats und der Kammer ernennen, befinden, gewählt. Der Pro⸗ 
vinzialrath wählt in feiner Mitte einen beflännigen Ausſchuß (döputation permanente). Der 
Gommiifar bei dem Provinzialrathe führt ven Titel „Gouverneur, er wird vom Könige er: 
nannt und abgefegt. Um in dem Mathe wählbar zu fein, muß man Belgier, wenigftens 25 
Jahre alt, im Genufle ver bürgerlichen und politifhen Rechte und in der Provinz anfällig fein. 
Die Mitglieder der Kammer und des Senats, der Gouverneur der Provinz ſowie ihr Greffier,“ 
die Rechnungsbeamten des Staats ober ver Provinz konnen nicht in den Provinzialrath gewählt 
werden. Verwandtſchaft bis zum zweiten Grabe unter zwei Mitgliedern des Provinzialraths 
fließt den Jüngern verfelben vom Rathe aus. Der Provinzialrath verfammelt fid von Rechts⸗ 
wegen jährlich) in dem Hauptorte der Provinz am erften Dienftag des Monats Juli zu ordent⸗ 
licher Seſſion; der König kann ihn außerordentlicherweiſe zufammenberufen. Die Dauer der 
ordentlichen Stgung iſt 15 Tage, fie fann mit Bewilligung des Gouverneurs um acht Tage 
verlängert, auf keinen all über vier Wochen hinausgedehnt werden. Jedes Mitglied leiftet 
beim Beginne der Sigung einen Eid, die Verfaffung und das Brovinzialgefeg zu beobachten. 
Der Rath unterſucht die Vollmachten feiner Mitglieder, ernennt ven Präfiventen und Viceprä⸗ 
fivenien fowie die übrigen Glieder des Bureau; feine Sigungen find öffentlih, dad Votum 
wird in derſelben Weiſe wie in den Kammern abgegeben. Die Mitglieder des Provinzialrathe 
erhalten eine Entſchädigung von 5 Br. für jeven Tag ihres Aufenthalts und 1Y, Er. Reife: 
koſten pro Wegftunde. Der Provinzialrath entſcheidet alle Angelegenheiten, welche die Inter: 
eſſen der Provinz betreffen, er ernennt vie Provinzialbeamten,, regulirt die Rechnungen ver 
Provinz, votirt ihr Budget und veröffentlicht daſſelbe; er ift gehalten, alle Ausgaben, welche 
das Gejeg der Provinz zur Laſt legt, darin zu begreifen. Er entfcheivet über die Einrichtung 
und DVerbefferung ver öffentlihen Anflalten der Provinz, alle auf das Provinzialeigentgum 
bezüglicde Fragen, fowie über die Wege: und Kanalbauten und alle auf Koften ver Provinz 
audzuführende Öffentlige Arbeiten. Er vertheilt dad Gontingent der birecten Steuern unter bie 
Gemeinden und erläßt die Reglements für die innere Verwaltung und die öffentliche Polizei in 
ber Provinz ; er darf eine Strafianction Hinzufügen , die nicht acht Tage Befängnih= und 200 Er. 
Geloſtrafe überfleigen Tann. Seine Beſchlüſſe find der königlichen Beflätigung unterworfen, 
wenn fie ſich auf pas Provinzialbudget, auf die Errichtung von Anflalten öffentlichen Nupend, 
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auf Transactionen, vie ben. Werth von 10,000 8. überſteigen, auf Mege⸗, Kanal⸗ une andere 
Bffentliche Bauten zu einem Belaufe von mehr als 50,000 $r., auf vie Errichtung oder Unter⸗ 
drückung von Märkten und Meflen, ſowie auf Neglements der innern Verwaltung und der 
Öffentlichen Polizei beziehen. Die Aufhebung eines ſolchen Beſchluſſes von Seiten der Krone 
muß innerhalb AO Tagen, nachdem er gefaßt iſt, geſchehen. Der Provinzialrath kann unter 
keinerlei Vorwande fi) ver Aufhebung over Suspenſion diefer Beiclüfle widerſetzen; bie Pros 
vinzialräthe werden auf vier Jahre ernannt und von zwei zu zwei Jahren zur Hälfte erneuert. 
Jeder Provinzialrath ernennt in feiner Mitte einen beſtändigen Ausſchuß von ſechs Mitgliedern. 
Die Diener der Religion, die richterlichen und Aominiftrativbeamten,, fowie die ded Baufaches, 
die Mitglieder der Gemeindeverwaltung , die Advocaten, Anwälte und Notare , fpwie die Lehrer, 
die vom Staate, der Provinz oder einer Gemeinde befolvet find, können nicht in den beftändigen 
Ausſchuß gewählt werden. Der Ausſchuß if auf vier Jahre ernannt, erneuert ih alle zwei 
Jahre zur Hälfte und wird vom Gouverneur ber Provinz präfivirt; die Mitglieder deſſelben 
genießen einen jährlichen Gehalt von 3000 Fr. Der beſtändige Ausſchuß gibt fein Gutachten in 
allen Sachen, die ihm duch das Gejeg oder die Regierung vorgelegt werben; er berathſchlagt 
fowol während ald außer ven Sigungen des Provinzialraths über Alles, was die tägliche lau 
fende Verwaltung der Provinzialintereffen und die Bollziehung ver Geſetze betrifft, für die feine 
Mitwirkung nöthig if; er führt alle Rechtsſachen ver Provinz und verfügt während der Zeit, 
wo ber Provinziafrath nicht verfammelt ift, über alle von demfelben reflortirenden Angelegens 
heiten, die keinen Aufſchub leiden. Ausgeſchloſſen davon jind nur die Budgetd- und Rechnungs⸗ 
ſachen und bie dem Rathe zuſtehende Bräfentation der Candidaten zu den Rathöftellen am Appell 
Hofe und den Präfiventen- und Vicepräfidentenftellen an ven Gerichten erfter Inftanz. Über die 
Provinzialfonds kann nur infolge eines vom Ausſchuſſe erlaffenen Mandats verfügt werben, 
Bei Eröffnung der orbentlihen Jahresfigung des Provinzialraths legt er demſelben einen 
Bericht über die allgemeine Lage der Provinz vor, ſowie die Rechnungen über Ausgaße und 
Ginnahme und alle fonftige Vorſchläge, die er für angemefien hält. Der Gouverneur wacht 
über die Inftruction aller dem Rathe oder dem Ausfchufle zu unterwerfenden Angelegenheiten, 
er wohnt ven Verhandlungen des Provinzialrath8 bei, wird angehört, wenn er es verlangt, 
und richtet an venfelben die Requijitorien , die er für gut findet. Gr allein ift mit der Ausfüh— 
rung der vom Rathe oder vom Ausſchuſſe genommenen Beſchlüſſe beauftragt, er muß, im Balle 
eined Beſchluſſes, der vie Befugniffe überfchreitet oder das allgemeine Interefle verlegt, inner= 
bald zehn Tagen ver Regierung davon Kenntniß geben; fein Recurs an dieſelbe ſuspendirt vie 
Vollziehung deflelben währen 25 Tagen. Hat die Regierung innerhalb diefer Krift nicht ent- 
ſchieden, fo bleibt der Beſchluß gültig. Er wacht über die Aufrehthaltung der Ruhe und öffent- 
lichen Ordnung in ver Provinz, über die Sicherheit ver Perfonen und des Eigenthums; er vers 
fügt zu diefem Zwecke über die Bürgergarbe und die Gendarmerie und Fann bie bewaffnete Macht 
requiriren. Er unterfucht menigftend einmal jährlich die Provinzialkaſſe und andere öffentliche 
Kaſſen, ſo oft er es für nöthig hält. An der Spige eines jeden Verwaltungsdiſtricts ver Pros 
vinz befindet fi ein fönigliher Commiſſar (commissaire d’arrondissement), der unter der 
Oberaufſicht des Gouverneurs und des beftändigen Ausſchuſſes die Verwaltung in ven Gemeins 
den, deren Einwohnerzahl nicht 5000 Seelen überfteigt, beaufficgtigt und über die Vollziehung 

der Gefege u. ſ. w. wacht. 5 
Diefe Gemeinde: und Provinzialverfaflung ſtellt Gemeinde und Provinz als ſelbſtändige, 
für alle fie ausſchließlich betreffende Intereffen und Geſchäfte autonome Auctoritäten hin, die nur 
infofern einer Einwirkung der Gentralgewalt unterliegen, als ihre Beſchlüſſe Beranlaffung zu 
Gonflicten mit den allgemeinen Intereflen des Landes geben können. Nur in viefem Falle hat 
bie koͤnigliche Auctorität dad Recht eined unbedingten Einſchreitens und die nöthige Macht, ſolche 
Beſchlüſſe zu annulliven. Auf die innere Verwaltung der Provinz ſowol wie der Gemeinde übt 
fie durchaus feinen directen Einfluß aus, da ihr dad Recht der Initiative für folde Gegenſtände 
von ber Verfafjung verfagt ift und fie außerdem des wichtigften und wirkſamſten Correctivs, einer 
Action auf die Perfonen durch das Recht ver Auflöfung der Gemeinde: und Prowinzialbehörben, 
entbehrt. Die Conſtitution hat hier eine große und offenbare Inconfequenz begangen ; fie er⸗ 
theilt der Krone die Befugniß, die Kammern aufzulöfen oder neue Wahlen zu veranlaffen, und 
verfagt ihr daſſelbe Recht in Betreff der Provinzial und Gemeinderäthe, nachdem fie doch dieſen 
Behörden in ihren Kreifen diefelbe Souveränetät zuerkannt. hat, die jie dem Parlament für die 
allgemeinen Landesangelegenheiten gibt. 

Zu den großen organiſchen Gefegen, melde die von ber Verfaflung aufgeftellten Grund⸗ 
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puincipe der gefelligen Orkaung zu verwirklichen: beſtunmt ſind, if neh Daß Beleg Aber vie 
Prüfungsjury zu nennen. Die Freiheit des Unterrichts, in fo ablolnter Weiſe fie auch vro⸗ 
clamirt ift, ſchließt doch nicht die Nothwendigkeit aus, den Beweis befonberer Befähigung für" 
die Ausübung befondever Profeſſionen zu lisfern. Der Staat kann das Recht dazu nur Den⸗ 
jenigen ertheilen, wie diefen Beweis geführt haben. Da infolge ver Unterrichtsfreiheit aber 
Niemand angehalten werden kann, die Staatöumiverfitäten oder fonſt irgendeine beſtimmte 
Lehranftalt zu beſuchen, fo konnte auch Feiner derfelben , ohne parteilich zu fein und ein Privile⸗ 
gium zu ihren Gunften zu errichten , die Prüfung ver Candidaten für den Arzt- over Advocaten⸗ 
fland übergeben werben. Um bie nöthigen Garantien auch in diefer Beziehung herzuftellen, ers 
richtete das Geſetz eine befondere Inflitution, die große Brüfungsiury genannt, und fepte 
zugleich feft, daß, um das Hecht der gerichtlichen Praxis zu erhalten, man vor dieſer Juri) drei 
Eramina beftehen und infolge verfelben die Diplonıe eined Candidaten der Bhilofophie, eines 
Candidaten ded Rechts und eines Dortord der Rechte erhalten Haben müfle. Um zur Arztlichen 
Praxis zugelaffen zu werben, find bie Diplome eines candidat en.stience, eined Candidaten 
der Medicin und eines Doctors verfelben erfoderlich. Die Prüfmgsiury beſteht aus ſechs be⸗ 
fondern Commiſſionen, deren eine die Diplome in der Philoſophie gibt (man Hat auch ven 
Doctortitel in der PhHilofophie eingeführt, welcher für alle Diejenigen nothwendig if, vie fi 
um eine Stelle anden Collegien oder den philojophifchen Kacultäten ver Univerfitäten bewerben); 
drei andere die Diplome der Kandidatur der Natur= und eracten Wiſſenſchaften, in denen 
es ebenfalls einen Doctortitel gibt, der Candidatur des Rechts und der Mebicin; zwei andere 
endlich die Doctorbiplome für das Recht und Pie Mebiein ertheilen. Eine jede biefer Commiffios 
nen befteht aus fieben wirklichen Mitgliedern und ebenfo viel Stellvertreteen. Zwei von dieſen 
Mitgliedern werven von der Kammer, zwei vom Senat und brei von ber Regierung , bie Stell- 
vertreter in demſelben Verhaͤltniſſe ernannt. Ihre Functionen dauern ein Jahr, währen deſſen 
die Jury zwei Sigungen, um Oftern und im Auguft bis September, hält. Alle Individuen, 
bie e8 verlangen, werben zum Examen der erften Grabe gelaflen, ohne daß fle ſich irgendwie 
über ven erhaltenen vorbereitenden Unterricht anderd als durch die Prüfung felbft auszumelfen 
hätten. Zu den nadfolgenven Graben wird man zugelaffen, wenn man dad Diplom des unmit⸗ 
telbar vorhergehenden Grades aufzeigen kann. Die Univerjitäten des Staats ſowol wie bie 
freien können ebenfalld Diplome ertheilen, doch haben biefelben nur eine rein wiſſenſchaftliche, 
feine Öffentliche Bedeutung. 

Unter den großen Unternehmungen, welde zur Hebung und Börberung des materiellen 
Wohlſtandes des Landes beftimmt waren, fleht Die Ausführung eines umfaſſenden Syſtems 
von Gifenbahnverhindungen obenan. Die Grundidee deſſelben ift die Verbindung des Rhein - 
mit der Schelve , des weftlichen Deutfchlann mit der Norhfee, eine Verbindung, zu veren Her⸗ 
ſtellung Belgien durch feine natürliche Lage vor allem berufen erfcheint. Dem deutfhen Handel 
einen ſchnellen und ihern Weg nad) vem Decan durch belgiſche Vermittelung zu eröffnen, die 
drückende Alleinherrſchaft, welche Holland bisher auf dieſem Gebiete zum allergrößten Nach⸗ 
thetle der deutſchen Intereffen ausgeübt Hatte, durch die Errichtung einer thätigen Concurrenz 
vernichten und in biefer Bermittelung neue und leichtere Abſatzwege feiner eigenen Producte, 
neue Quellen zur Hebung des eigenen Handels ſich eröffnen — das waren vie Zielpunkte, nad 
denen man ftrebte und deren Erreichung nad) ſechsjährigen unausgefegten,, eifrigen, verſtändig 
geleiteten Bemühungen jetzt gefichert erfcheint. Das Verbienft, ven erften Gedanken zu dieſem 
großartigen Unternehmen gefaßt zu haben, gebührt dem Könige Leopold, der die Ausführung 
deſſelben, obgleich fie mehrfache Schwierigkeiten fand, von den gefchieften und einſichtsvollen 
Miniftern Rogier, de Iheur und Nothomb unterftügt, mit großer Feſtigkeit durchſetzte. Im 
Augenblide, wo dad Gejeg zur Belegung der großen Eifenbahn von Antwerpen bis an die 
preußifche Grenze publicirt wurde, am 1. Mai 1834, waren bie Anfichten über die Nützlichkeit, 
die Art und Ausführung u. |. w. dieſer Linternehmungen noch fehr getheilt. Kein Staat auf 
dem Gontinent befaß eigene Erfahrungen über die Reſultate; die fämmtlihen damals vorhanz 
denen Eifenbahnen betrugen nicht 50 Stunden Länge, faft Alles war. zu ſchaffen. Was in Eng: 
land an Vorbilvern beftand, unter ganz andern Verhältniffen nit immer anwendbar ſchien. 
Belgien war außerdem nad) außen hin noch nicht vollſtändig conftituirt und durch die Nothwen⸗ 
digkeit, feine Armee auf vem Kriegsfuße zu erhalten, zu ven allerbedeutendſten Ausgaben ver= 
pflichtet. Trotz aller diefer Schwierigkeiten ging man mit frifhen Muthe und einem Selbft: 
vertrauen, das, vom Throne ausgehend, alle Claſſen der Nation durchdrang und durch den 
Erfolg geretfertigt wurde, ans Werk, Die Ausführung ver Entwürfe fiel dem Staate gnheim, 
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und es iſt nicht das geringfte Verdienſt Belgiens, durch fein Beiſpiel die wichtige, fo vielfach 
bewegte Frage: wer Bifenbahnen bauen ſolle, ob der Staat ober die Geſellſchaften? zu Sunſten 
bes erflern entfhleven zu Haben. Man darf durch die in Belgien gemachten Erfahrungen als 
feſtgeſtellt anfehen, daß in jeden Lande die Eifenbahnlinien, welche die großen Mittelpunfte 
der Gonfumtion zu verbinden beſtimmt find, vom Staate ausgeführt werben müffen, während 
die Herflellung ver Zweigbahnen, die die verſchiedenen Gentren der Production mit jenen Linien 
in Berbindung fegen, der Privatinduſtrie überlaffen werden koönnen. W. A. Arendt. 

Belgien feit 1840. I. Die politiſche Geſchichte. — Eine neue Phaſe der politi⸗ 
ſchen Entwidelung begann für Belgien mit der am 19. April vom brüfleler Eabinete unterzeich⸗ 
neten Annahme des Londoner Conferenzprotokolls vom 22. Jan. 1839, nebft den 24 Artikeln, 
wodurch die territorialen Verhältnifle zu Holland und dem Deutſchen Bunde und bie finanzielle 
Liquidation mit Holland definitiv geregelt wurben. Don jegt an beginnt eine immer fhärfere 
Ausprägung ber beiden Hauptparteien welche vor Erledigung jener Differenzen mit politiſcher 
Kiugheit die innern Streitfragen vertagt hatten, um nicht bei innern Zermürfniffen vor den 
Augen der europãiſchen Großmächte, in deren Händen die endgültige Regelung der Berhält- 
niffe lag, an Anfehen und Macht einzubüßen. Bon jegt an tritt aber die Sonderung der ver: 
ſchiedenartigen Elemente immer flärker hervor. Zwar fehlen nicht die Vermittelungsverfuce, 
denen ſich die Krone befonderd geneigt erweift, in verſchiedenen audgleihenven fogenannten 
Trandactiondminifterien. Cine größere Annäherung und Ausgleigung unter ven Parteien 
muß aud) fiherlich von allen Freunden des Landes ald das wahre Ziel ver Entwidelung ange: 
fehen werben, welche unter dem Horte der allfeitig geachteten freien Verfaflung und bei dem 
rechtlichen und gefeglihen Sinne der Bevölkerung in friedlicher Weife vor ſich gehen Tann. 
Aber zur Zeit ift doch ver Gegenfag und Kampf unter den Parteien noch vorherrſchend, wenn 
auch durch die Weisheit der Regierung und eine gemäßigte Majorität bisjegt noch alle Haupt: 
fragen bei der geſetzlichen Erlevigung eine vermittelnde Löfung erhalten haben. Der Gang 
der polisifchen Entwidelung, wie ex befonders in der Aufeinanderfolge der Minifterien feinen 
Ausdruck fand, iſt in der Kürze folgender: ; 

Nach der Auseinanderfegung mit Holland erfuhr die katholiſche Partei (um diefen, einmal 
in der politifchen Terminologie des Landes eingebürgerten, wenngleich ungenauen Ausdruck 
zu gebrauchen), welche in ihren Hänptern auf Verwerfung der 24 Artikel gedrungen und mit 
kriegeriſchem Widerſtande felbft durch Berufung des polnifhen Generals Skrzynecki gedroht 
hatte, ven natürlichen Rückſchlag von dem frienlichen Ausgange der Dinge. Das Land war in 
Gefahr, der König in große Verlegenheit gebracht worden. Das katholiſche Minifterium ſah 
fi daher bald zum Rücktritt gendthigt und wurbe im März 1840 durch das gemäßigt libe⸗ 
tale Minifterium Lebeau-Rogier erfegt. Dieſes Cabinet ermangelte aber, ‚bei ver Fleinen un⸗ 
ſichern Majorität in der Kammer ver Abgeoroneten, der für eine erfprießliche Verwaltung nd= 
thigen Kraft, und als der Senat in feiner durch feinen Act des Minifteriumd motivirten Oppo⸗ 
fition fo weit ging, daß er fogar in einer Aoreffe an ven König eine Anderung des Cabinets 
beantragte, fo trat bad Minifterium, da ver König, angefichtö der im Lande entftanbenen großen 
Aufregung, die Auflöfung umd neue Wahlen, wenigſtens hinſichts des Senats verweigerte, 
zurüd und wurbe nad einigem Zögern am 13. April 4844 durch ein ſich felbft ſo nennendes 
Trandactiondminifterium, unter der Leitung Nothomb’3, erſetzt. Diefem Minifter, einem ber 
gebilvetften und gewandteſten Staatsmänner Belgiens, welder unter äußerſt ſchwierigen Ver— 
hältniffen an die Spige der Gefchäfte trat und ſich durch die entſchiedene Oppofition ver libeta⸗ 
len Partei weiter nach ber andern Seite gevrängt fah, ald er es mol felbft gewünſcht harte, 
verbanft das Lant die Durchführung fehr wichtiger Geſetze. Zunächſt wurden von diefem Mini: 
fterium bedeutende, allerdings fhon vorbereitete Schiffahrt: und Handelsverträge abgefchloffen, 


ein Schiffahrtövertrag mit Dänemark am 13. Juni 1841, mit Ofterreidh am 25. Oct. 1841, 


mit Hannover am 25. Jan. 1842. Bon befonverer Wichtigkeit war der Handelövertrag mit 


Frankreich vom 16. Juli 1842, zunächſt für vier Jahre, wodurch die belgiſchen Linnenwaaten 


von der kurz vorher durch eine franzoͤfiſche Orbonnanz angeoroneten Zollerhöhung, melde für 
dieſe belgiſche, beſonders flandrifche Induſtrie ein Todesſtoß geweien feih würde, befreit blieben, 
von Seiten Belgiens dagegen der Gingangszoll auf franzöfifhe Weine, Seidenwaaren und 
Salz herabgefegt wurde. Diele Begünftigung wurde am 28. Aug. 1842 proviſoriſch auch den 
Weinen und Seidenwaaren des Zollvereins eingeräumt, mit welchem enblih, nach mehren 
Differenzen, am. Sept. 1844 ein Schiffahrtö=, Handels- und Durchfuhrvertrag abgefchloffen 
wurde, ber Belgien große Vortheile gewährte, aber auch die Ciſeninduſtrie des Zollvereins, bes 
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ſonders Mäeinpreußens, fehr beglinfligte. Berner wurde ein laͤugſt erſehntes Gefog über Uinte 
ſchaͤdigungen für die durch die Revolution verurfachten Verluſte, befonders in Antwerpen, vo⸗ 
tirt, fowie ein für die Meeresküſte erſprießliches Geieg über die nationale Fiſcherei. Mit großer 
Oppoſition von Seiten der liberalen Bartei wurden bagegen mehre politiſche Geſetze vom 30. 
Juni 1842 votirt, wodurch die Regierung, in Abänderung des Gemeindegeſetzes von 1836, 
das Recht eingeräumt erhielt, ven Bürgermeifter auch außerhalb des Gemeinderaths zu ernennen, 
Erſterm allein die Handhabung ver Polizei übertragen und das Mandat eines Gemeinderaths 
von ſechs auf acht Jahre verlängert wurde (melde Abänderungen man 1848 wieder aufhob). 
Eine Akademie der Medicin wurde am 19. Sept. 1841 gegründet, unter den vier Univerfitäten 
ein Concurs über Preiöfragen eröffnet, die Brüfungsiury für die Studirenden mit billigerer 
Berüdiihtigung jeder Univerfität befegt. Das Hauptverdienſt erwarb fi aber das Miniftes 
rium durch das Gefep vom 23. Sept. 1842 über den Volksunterricht, weldyer, bei der von der 
Verfaſſung aufgeftellten Unterrichtseinheit und der Unabhängigkeit der Geiſtlichkeit, deren 
Mitwirkung für diefen Bildungszmweig doch nothwendig war, ſich ſehr ſchwer organifiren und 
unter die Oberleitung des Staats bringen ließ. Das Gefeg erzielte aber doch eine Regelung 
bes Elementarunterrichts in einer den Verhältniſſen im Ganzen entiprehennen Weiſe auf 
Grundlage des Zufammenwirfens der Gemeinde, der Geiſtlichkeit, vem ſtändigen Ausſchuſſe ver 
Brovinzialvertretung und ber Regierung. Nach diefem Gefege muß in jener Gemeinde eine vow 
ihr gegründete oder, mit Zuftimmung des ftändigen Provinzialausſchuſſes, aboptirte (wenn 
aud von Privaten, insbefondere Geiſtlichen geleitete) Volksſchule beftehen. Ein Schulzwang 
überhaupt befteht jevod nicht. Die Gemeinde if verpflichtet, Armenfindern, auf Verlangen der 
Altern, unentgeltlihen Unterricht zu verfchaffen, jedoch nur in ber von der Gemeinde bezeich- 
neten Schule, ſodaß nicht, wie eine fatholifche Fraction es verlangte und worauf fi die Haupt⸗ 
diseu ſſion concentrirte, auch nicht abopfirte Privatfchulen dieſe Kinder aufnehmen und von der 
Gemeinde die Bezahlung des Schulgelves verlangen könnten. Es beftehen Diftrictö- und Pro; 
vinztalinfpectoren, welche Leptere ich jährlich zu einer Centralcommiſſion unter dem Vorfitze 
des Miniſters vereinigen. Neben dieſen Infpectoren des Staats können bie kirchlichen Behoͤr⸗ 
den gleichfalls Infpectoren zur Überwachung des religiöfen und fittlihen Unterrichts ernennen, 
und die Bifchdfe ſowie die Eonfiftorien der vom Staate befoldeten Culte können fich auch in der 
Gentralcommiffion durch einen Delegirten mit nur confultativer Stimme vertreten laſſen. Die 
Schullehrer werden von den Gemeinden unter denjenigen Candidaten gewählt, die während 
zweier Jahre eine der vom Staate gegründeten ober beaufſichtigten Bildungsſchulen beſucht 
haben. Der Gehalt des Schullehrers fol, außer der Wohnung, nicht unter 200 Fr. fein. 
Diefes ſchließlich mit einer großen Mehrheit angenommene Gefeg hat auf die Hebung des 
Volksunterrichts ſehr vorteilhaft eingewirkt. Eine legte Zuckung der orangiftifchen Partei war 
die ohnmädhtige, fogleich erſtickte Confpiration vom November 1841, an deren Spige fi die 
Generale außer Dienft Bandermeer und Vanderſmiſſen geftellt hatten. 

Die Lage des fhon mehrfach modificirten Minifteriumd Nothomb war aber, trotz aller 
geſchäftlichen Regſamkeit, immer ſchwieriger geworben. Die liberale Partei hatte bei den Halb: 
wahlen für die Kammer der Abgeoroneten 1841, 1843 und 1845 langfame, aber immer 
größere Kortfchritte gemacht. Die legten Wahlen beftimmten dad Minifterium zum Rüdktritte, 
und furz darauf im Juli 1845 wurde van de Weyer an die Spige der Verwaltung berufen, 
um das Syflem der Vermittelung, jedoch in mehr liberaler Richtung, fortzuführen. Allein die 
zunächft gefeglich zu loͤſende Frage des mittleren Unterrichts, in welcher er die Rechte ver Staatds 
gewalt, in entſchiedener Abweiſung der ſchon früher verdffentlihten Grundſätze des lütticher 
Biſchofs van Bommel, gewahrt willen wollte, brachten ihn in Zwieipalt mit feinen bei— 
den Gollegen Deschamps und Malou und beflimmten ihn fhon im April 1846 zur Niever- 
legung des Portefeuille. Die Krone fah jih in großer Berlegenheit. Der König ent: 
ſchloß fi endlich, da ein Vermittelungsminifterium nicht weiter möglid war, ein rein katholi⸗ 
ſches Gabinet, unter der Leitung des Grafen de Theux, im Mat 1846 zu berufen, weldes 
der, wie ſich bald zeigte, in ber That der Lage der Berhältniffe im Lande und in der Kammer 
nicht entſprechend war. Die liberale Partei glaubte num die Misftimmung im Lande über 
dieſes Gabinet benugen und alle ihre Kräfte In allen Nuancen zu einem concentrirten einheit⸗ 
tigen Handeln aufbieten zu müffen. Zu dieſem Zwecke veranftaltete der liberale Verein zu 
Brüffel, l’Alliance, im Juli einen allgemeinen Eongreß, der von 360 Mitgliedern, meiſtens 
Abgeoroneten anderer Vereine, beſchickt war, und wo man fich über folgende leitende Grundſaͤtze 
einigte: 1) Allmälige Gerabjegung des Wahlcenfus auf das von ber Verfafjung beftimmte 
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inimum von 20 (holl.) Glon; fofort jedoch eine Beifügung der jogenannten Capacitäten 
(liberalen Brofefitonen), wenn jie wenigftend dieſen niebrigften Genius bezahlen, zu den Wäß- 
teen; 2) die Unabhängigkeit der Civilgewalt von jedem Einfluffe der Geiſtlichkeit; 5) aus- 
ſchließliche Autorität des Staats über jeden vom Staate gewährten Unterricht ohne officielle 
Beiziehung der Geiſtlichkeit; A) möglichfte Befreiung des niedern Klerus von dem Drude der 
biſchoflichen Gewalt. Die im nächiten Jahre 1847 folgenden Halbwahlen gaben ver liberalen 
Meinung auch in der Kammer eine ausgeſprochene Majorität; das Minifterium de Theur 
trat ab, und ver König nahm feinen Anftand den gemäßigten Häuptern der liberalen Meinung, 
Rogier, d'Hoffſchmidt u. A., Die Verwaltung anzuvertrauen. Das neue Gabinet nahın in fein 
Programm die Zuziehung ver Capacitäten zu ven Wahlen und die Unabängigfeit der Eivil- 
gewalt auf, ſprach ſich für eine gemäßigte Zollreform beſonders hinſichtlich der Lebensmittel 
aus, erklärte die Stellung der in großen Nothftand gerathenen flandriſchen Provinzen für eine 


Ehrenſache des Landes (ein Wort, das bisjegt noch verpfändet bleibt), entwidelte jedoch 


feine Thätigkeit mehr auf dem Gebiete der Aominiftration durch reelle vortrefflihe Maßregeln, 
vurch Errichtung einer großen Anzahl von Ackerbau⸗ und Gewerbefhulen, durch Fürforge- und 
Venitondkaffen, welche auf Antrieb der Regierung in ven großen Fabriken für Die Arbeiter 
errichtet und zum Theil vom Staate mit einem Zufchuffe ausgeftattet wurden, und felbft durch 
Gründung eines befonvern Arbeiterordens. 

Es war eine glückliche Fügung, daß der Ausbruch dev Kebruarrevolution in Frankreich 
dieſes gemäßigte liberale Minifterium an ver Spige der Gefhäfte fand. Bei der innern Ruhe 
und Befriedigung der Gemürher fharte fi das Land einmüthig um den König und die Ver: 
faſſung, und gerabe die Häupter ver liberalen Partei von allen Barben zeigten die größte Ent⸗ 
ſchioſſenheit, jedem Aufruhrverſuche mit Kraft entgegenzutreten, fowie fie aud) den Könige, 
der felbft einen Augenblic über die Stimmung und Wünfche des Landes geſchwankt und fi 
fogar zur Niederlegung der Krone bereit erklärt hatte, die entſchiedenſten Verfiherungen über 
die Anhänglichkeit des Landes an feinen Fürften und bie jegigen Inftitutionen gaben. Den Bes 
weis lieferten bald die allgemeinen enthufiaftifchen Kundgebungen im Lande und in der Bür— 
gerwehr, befonderd als man den an ſich laͤcherlichen Verſuch des Einfalls einer in Frankreich 
gefammelten, aber fogleich beim Überſchreiten ver Grenze von den belgifhen Truppen theil® 
zerfprengten, theil® gefangen genommenen Bande vernahm. Das Band zwiſchen König und 
Bol wurde, kann man fagen, zum zweiten male, aber auf das feftefte geknüpft. Auch bei dem 
Könige mußten mande Bedenken ſchwinden, die wenigſtens gegen einen Theil der liberalen 
Bartei hatten obwalten können, als fid die Führer der entfchiedenften Fraction, wie Delfoſſe 
und Berhaegen, als aufrichtige und entfchloffene Anhänger der Dynaftie und der Berfaflung 
zeigten. Mehre von der liberalen Bartei gewünfchte Anverungen wurden jegt fleunigft von 
den Kammern votirt, die frühern Abänderungen des Gemeindegeſetzes wieder aufgehoben, ber 
Wahlcenfus gleihfdrmig für das ganze Land auf 20 Gldn. feftgeftellt, aber auch die Unverträg⸗ 
lichkeit jedes Stantdamts mit dem Parlamentsmandate votirt (mas in diefer Ausſchließlichkeit 
der einfichtövollen porlamentarifhen Behandlung der Geſchäſte Abbruch gethan zu haben 
feint), der Zeitungsſtempel aufgehoben, mehre finanzielle Maßregeln genommen, um ben 
Militärbevürfniffen zu genügen und den durch die politifhe Krife erhöhten Nothſtand zu 
erleichtern, namentlih in Flandern für 1 Mil. Fr. Wafferbauten und für 700,000 Fr. 
Wegebauten auögeführt. N 

Die neuen Wahlen, welche infolge des neuen Wahlgefeged im Juni 1848 eintraten, gaben 
ver liberalen Meinung weitaus dad uͤbergewicht. Jetzt wurden für den Unterricht mehre wid 
tige gefegliche Anoronungen getroffen. Die feit Jahren immer hinausgeſchobene Frage einer 
beſſern Organifation der Prüfungsiury wurde im Sinne ber Regierung, mit Aufhebung 
einer Intervention der Kammern bei Ernennung der Graminatoren, gelöft, der Übergang 
vom Gymnaſium zur Univerfität von einen Examen abhängig gemacht, dabei auch die Frage 
über die Sprachverſchiedenheit dahin gelöft, daß es dem Eraminanten frei ftehen folle, ſich in 
ber franzoſiſchen, vlämiſchen oder deutſchen Sprache prüfen zu laffen. Am 14. Febr. 1850 
wurde ein Schiffövertrag mit Rußland zu Berlin gefehloffen, der offtcielle Verkehr mit viefer 
Macht wieder hergeftellt, und mit ben in ber belgifchen Armee angeftellten Polen ein gütliches 
Abkommen getroffen. Am 11. Oct. 1850 flarh die durch ihre Herzensgüte ausgezeichnete und 
allgemein verehrte Königin Luiſe, bei welcher Gelegenheit das Land durch allgemeine Trauer 
abermals feine Anhänglichkeit an die Dynaftie fund gab. 

Set 1850 ift ein öfterer Cabinetswechſel eingetreten, wobel jedoch, bis zum Eintritt des 
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gemäßigten katholiſchen Miniſteriums von Dedecker am 29. März 1855, vie Überale Färbung 
vormwaltete. DIE Wahlen von 1852, 1854, 1856 waren ——— zu Gunſten der gemäßigten 
liberalen und zuletzt der katholiſchen Partei ausgefallen; die Änderungen in den Minifierien 
und in der innen Politif hingen damit natürlich zuſammen. Nach außen zeigte fid) aber Ne 
gierung und Land ſtets einmüthig in der Wahrung der neutralen Unabhängigkeit der Ver: 
faflung. Eine befondere Aufmerkfaufeit war die Regierung genoͤthigt der Entwidelung der 
Dinge in Frankreich zuzumwenden. Das unfreundliche nachbarliche Verhalten, welches ber 
Prinz-Präfident und auch noch fpäter die Faiferliche Regierung gegen Belgien an ven Tag leg— 
ten und das erft fpäter ji wieder erwünſchter geftaltete, als Frankreich fi inniger mit Eng- 
land zum Schuße der Türkei gegen Rußland verbündete, nöthigte die Regierung, um auf alle 
Eoentualitäten gefaßt zu fein, zu manden bedeutenden Ausgaben für militäriihe Bebürfniffe 
und zu neuen Befeftigungen von Antwerpen. Die Kammern gingen hierbei mit der Regierung 
- bereitwilligft Hand in Sand. Ihrerſeits that die Regierung Alles, was mit der Verfaſſung 
verträglich war, um ber franzöflfcden Regierung allen Grund zu Klagen zu nehmen. Ein Ge: 
feß über Beftrafung von Beleidigung befreundeter Regierungen und Souneräne durch Die 
Preſſe wurde unter dem Minifterium de Broudere 1852 eingebracht und angenommen. Die 
Vermählung des Kronprinzen Leopold, Herzogs von Brabant, mit der Öfterreiifchen Erzher⸗ 
zogin Marie, Tochter des verflorbenen Erzherzogs Joſeph von Oſterreich, am 22. Aug. 1855, 
Bei welcher die Abweſenheit des franzöfifchen Gejandten die Misftimmung von deſſen Regie: 
rung über diefe, im ganzen Lande mit Jubel aufgenommene Verbindung anzudeuten ſchien, 
mar doch ſchließlich nicht ohne Einfluß auf ein rückſichtvolleres Verhalten Frankreichs gegen 
Belgien, und die Reife des Königs nad) Boulogne, Anfang September 1854, wo er mit dem 
Kaifer Napoleon, dem König von Portugal und Prinz Albert zufammentraf, nachdem ſchon 
am 30. Ian. der Prinz Napoleon Bonaparte einen Beſuch am belgiſchen Hofe abgeftattet Hatte, 
kann wol als der Endpunkt dieſer politifhen Differenzen betrachtet werben. Die hauptſäch— 
lichſten Gefege und Maßregeln, welche, befonvers feit 1850, zur Annahme und Ausführung fa: 
men, find folgende: Mit Sardinien wurde am 24. Ian. 1850 ein Handels- und Schiffahrte- 
vertrag, mit Preußen am 22. Sept. ein Handelsvertrag abgeſchloſſen; durch einen Vertrag 
mit den Niederlanden im Juli 1851 wurden die Schiffszölle auf ver Man aufgehoben. In 
der Kammerſeſſion von 1851—52 bewilligten die Kammern 4,700,000 Fr. für außerordent⸗ 
liche Militärbedürfniſſe, nahmen ein Erbſteuergeſetz an, votirten eine ſchon längft nothwendig 
geworbene Imarbeitung des Strafgeſetzbuchs, eine Reform der Zoll: und Handelsgeſetzgebung 
im Geifte einer größern Breiheit. Zange dauerten die Unterhanvlungen mit Frankreich um 
Erneuerung des Handelsvertrags von 1846, welder am 9. Aug. 1852 erloſch. Das belgiſche 
Minifterium willigte ein, die ausgedehnte Induſtrie des belgifchen Nachdrucks (dev übrigens 
den Käufern und Geſellſchaften, die ihn betrieben, Feinen Segen gebracht, indem die meiften 
fallirt Haben) zu opfern, und ein Vertrag zur Sicherſtellung des geiftigen Eigenthums wurde 
am 23. Aug. 1852 mit Frankreich abgefchloffen. Der neue belgifch= franzöfifche Handels: 
vertrag kam aber erſt im Jahre 4854 zu Stände, der im Wefentlihen nur eine Erneuerung 
des Vertrags von 1846 war und ber belgifhen Inpuftrie um fo meniger Begünftigungen ge= 
währte, als dieſelbe jet felbft den Bedarf an Kohlen nicht ini Lande befrienigen konnte una 
ein Gefe vom 23. Dec. 1853 wegen zollfteier Einfuhr fremder Kohlen dem Ausfalle abhelfen 
ſollte. Der Handeldvertrag mit dem Zollverein von I844, welder mit Ende 1853 erloſch, 
wurde nicht wieder erneuert. Im Januar 1853 erhielt durch ein Gefeg das Heerweſen eine 
neue Regelung. Das Heer foll danach auf dem Friedensfuße 50,000, auf dem Kriegsfuße 
100,000 Mann betragen ; die Dienftzeit wurde auf 10 Jahre verlängert. Die Kammern be— 
wilfigten hierfür einen auferorventlihen Credit von 32 Mil. Sr. In diefer Seſſton ſchafften 
die Kammern die meiften Prohibitiv- und Ausgangszölle ab, fowie fie au, befonders zur Vers 
mehrung des ald unzureichend erfannten Materials, für das Eifenbahnmwelen einen Credit von 
faft 5 Mi. Sr. bewilligten und bie jährliche Dotation für dad Haus des Kronprinzen, ftatt 
der von der Regierung verlangten 400,000 Fr., auf eine halbe Million aus freien Stüden er: 
hoͤhten. Ein AY, procentiged Anlehn von 27 Mill. Er. wurde ſchnell im Lande gezeichnet mit 
fofortiger Baarzahlung der Hälfte bei der Unterzeichnung. Die gefeglich angeorbnete Ummanb: 
lung ver 5procentigen Schuld in eine AYzprocentige brachte dem Staate eine Erſparniß von 
210,000 &r. Am 13. Aug. 1854 ee die Regierung infolge des fhon gm 31. Der. 1850. 
votirten Geſetzes die belgifchen Goldmünzen außer Curs und taufchte fie gegen Silber ein. Die 
Theuerung ber Lebensmittel beſtimmte die Kammern im November 1854 zur Annahme eines 
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Gefeges, wodurch vie Einfuhr von Lebensmitteln aller Art’freigegeben, dagegen die Ausfuhr von 
Kartoffeln, Welzn und Mehl verboten wurde. Im April 1855 beantragte die Regierung 
einen neuen Gredis von 9,A00,000 Er. zur Vernoliftändigung des Vertheivigungsiykemsd von 
Antwerpen und ber Schelde, der auch bewilligt wurde. In der Seilion von 1855 —56 wurde, 


in Ausführung des von Dededer aufgeftellten Programms des neuen Cabinets, weldes jich 


auf alle Gemaßigten Rügen und in materieller Beziehung bie Handelsfreiheit anbahnen wollte, 
durch ein Gefeg die Ausfuhr von Bifenerz freigegeben, der Eingangszoll auf Maihinen und 
Eiſenwaaren beventend ermäßigt, und zugleid dad unter Nothomb feftgeftellte Differential: 
zollſuſtem, welches gar nicht bie erwarteten Brüchte getragen hatte, im’ Wejentlihen aufgehoben, 


‚insbefondere bei Kaffee, Reis, Rohzuder, Taback und Obſt. Der Plan einiger Bank: und 


„Hanvelshäufer, im Sommer 1856 auch Belgien mit einer Creditbank zu beglüden, wurde, 
als ein Borfhub zum Aetienfpiele, In Mvereinftimmung mit der öffentlihen Meinung von ben 
Kammern und ber Regierung verworfen. Am 21. Juli 1856 wurbe ver 25. Jahredtag der 
Thronbeſteigung des Königs Leovold unter Beglückwünſchung der Gefandten aller am Hofe 
vertretenen Mächte und im Lande ald ein Nativnaljeft gefeiert, und ein Jahr darauf am 27. 
Juli 1857 Hatte ver König die vom Lande getheilte Freude, fein Haus durch die Vermählung 
der Prinzefiin Charlotte mit dem Erzherzuge Ferdinand Darimilian, dem älteften Bruder des 
vegierenden Kaiferd, in einer Doppelheiratd mit dem oͤſterreichiſchen Kaiſerhauſe verbunden 
zu fehen. % F 

Die Wahlen im Juni 1856 Hatten der katholiſchen Meinung dad Übergewicht gegeben. 
Eine hochwichtige Frage, in Wahrheit eine Lebendfrage für das Land, war fhon von bem 
frühern Minifterium der Kanımer vorgelegt, aber vertagt worden. Es war die durch den fort⸗ 
ſchreitenden Nothftand Immer dringender eine Löſung erheifchende Wohlthätigfeitäfrage. Der 
Juftizminifter Nothomb (ein Verwandter des ältern Nothomb, jegigen Geſandten in Berlin) 
legte jegt der Kammer einen umfaſſenden Gefegentwurf vor, über welchen vie Gentraljection 
der Kammer am 20. Dee. Bericht erftattete, deflen Discuffion aber in der Kammer zu heitigen 
Scenen und leiver auch zulegt zu Gteagenaufläufen in Brüflel und mehren andern Gemeinden 
und Mishandlung von weltliben und geiftlichen für den Entwurf günftig geilnnten Perfonen 
führte. Die Gerichte beftraften vie Schulvigen. Der König nahm die weife Mafregel, zunächft 
am 30. Mai die Kanımern zu vertagen und ſodann am 15. Juni die Jahresſeſſion zu ſchließen, 
indem er erklärte, daß das Gefeg, wenn es ſolche unheilvolle Wirkungen hätte haben können, 
wie man (von liberaler Seite) befürchtet, feine Zuftimmung nicht erhalten haben würde. Die 
Frage ſelbſt Hlieb aber nothiwendig auf der Tagesordnung. Möge ſie aber eine, wenn au 
nicht von den Parteianfihten, dod von den Leidenſchaften freie Erörterung und vor allem 
im Intereffe ver Nothleidenden felbft ihre Erledigung finden. 

I. Die politifhe und fociale Statiftif feit 1840. — 1) Die Bevölkerung, 
melde im Jahre 1830 3,760,000, im Jahre 1840 4,073,162 Seelen betrug, iſt 1855 auf 
4,584,952 Seelen geftiegen, ſodaß durchſchnittlich auf eine Ouatratmeile 8544 Seelen kom: 
men — bie ftärfite relative Bevölferung unter allen Staaten Europas. Aus der zehnjährigen 
Beriove von 1848 — 50 find folgende Berhältniffe in ver Bevölkerung bemerkenswerth. In 
den zehn Jahren fanden ftatt 1,203,029 eheliche und 96,652 uncheliche Geburten, alfo 1 un 
eheliche auf 13,45 Geburten und im Durchſchnitt jährlich 1 Geburt auf 35,15 Einwohner, dar⸗ 
unter famen durbiänittlih 1055 Knaben auf 1000 Mädchen. Todesfälle ereigneten fi in 
den zehn Jahren 1,040,497 oder im Durchſchnitt jährlich ein Todesfall auf 44,2 Ginwohner. 
In ſprachlicher Verſchiedenheit theilte ſich die Bendlferung nah der Zählung vor 1846 in 
2,471,248 Einwohner, welde das Flamändiſche, und in 1,827,141, welche walloniid oder 
franzöfifch reden. Nach ver Confeſſion befteht faft Einheit, va ed nur gegen 9000 Proteftanten 
und 1350 Juden in Belgien gibt. 

2) Der Staatshaushalt. Nach dem legten Budget von 1857 find die Staatseinnahmen 
zu 139%, Mill. vie Staatdausgaben zu 138 Mill. angefhlagen. Unter den Ginnahmen 
waren in der vorhergehenden fünfjährigen Periode die Grunpfteuer, Perfonen= und Patent: 
fleuer etwaß geftiegen, bie Zöͤlle indeſſen ein wenig gefallen, dagegen die Einnahmen aus dem 
Einregiftrirungäftempel und Hupothefengebühren bebeutend gewachſen. Am meiften haben ih 
die Einnahmen von den Gifenbahnen gehoben, welche im legten Budget auf 234, Mil. oder 
17 Proc. fämmtliher Staatdeinnahmen veranfdlagt find. Die Staatdauögaben betreffen nad 
dem legten Budget: für bie öffentlihe Schuld (melde am 1. Mai 1856 642,114,647 Er. bes 
teug, worunter der vegelmäßig bei der Erledigung der Differenzen mit Holland übernommene 
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Anteil an der nieverlänvifgen Schuld 16,931,200 Fr. zu 5 Pror. und 220,150,552 Fr. 
zu 2, Broc.) 27,5 Proc.; für dad Heer und die (unbedeutende) Marine 27,4 Proc.; für 
die öffentlichen Bauten 17,4 Broc. ; für die Nechtöpflege 8,7 Proc. ; für Die Finanzverwaltung 
8 Proc. ; für die innern Angelegenheiten mit Unterrit 6,4 Proc.; für die Dotationen, mit 
Tinſchluß ver Civilliſte 2,9 Proc. ; für Die auswärtigen Angelegenheiten 4,4 Bror. der fänmt= 
lichen Ausgaben. 

3) Die volkswirthſchaftlichen Verhäftniffe liegen größtentHeil® für Belgien günſtig. Der 
Aderbau, weſentlich unterftügt durch Die, auch infolge der flarfen Bevölkerung mögliche gute 
Düngung, ift befanntlich mufterhaft (die Hektare, faft vier berliner Morgen, Eoftet un Brüffel und 
mehre andere Stäbte 7500 Fr.); der Gartenban ift gleichfalls beveutend. Belgien vermag 
iedoch feinem Bedarfe an Getreide nicht zu genügen, indem durchſchnittlich eine jährliche Einfuhr 
von fat 2 Mill. berliner Scheffel nöthig ift. Der Geſammtwerth aller Erzeugnifle aus dem 
Ackerbau, der Viehzucht und ver Waldwirthſchaft wird In der officiellen Statiftit für vie 
Jahre 1841—50 durchſchnittlich jährlih auf 753,813,000 Mil. Fr. geihägt. Der Ertrag 
aus dem Bergbau im Jahre 1855 war für Steinkohlen 8%, Mill. Tonnen im Werthe von 
104 Mil. Fr. Hohdfen (56 im Jahre 1855), Hütten und Streckwerke ſchmelzen und bereiten 
Eifen in einem Gefammtwerth von 82 Mill. Fr. In demfelben Jahre waren 3148 Dampf 
maſchinen mit 77,670 Pferdekraft im Gange, wovon allein 1203 auf vie Provinz Hennegau 
kommen. — Die technifche Induſtrie hat jih für Woll: und Baumwollwaaren gehoben, 
für Leinenmwaaren abgenommen. Die Garn: und Leinenfabrifation befihäftigt nur noch etwa 
60,000 Arbeiter, mit einen Jahreslohn von 10 Mill., ſodaß auf den Arbeiter durchſchnittlich 
nur die Dürftige Summe von 140 Br. kommt. Tuchbereitung, beſonders in Verviers und Difon 
(Ausfuhr 1855 für 20 Mil. Fr.), Leder (maftrihter Sohlenleder), Papier, Strümpfe, Hüte, 
Seife, Kutſchen, Ziegel find wichtige Artifel. Berühmt find die Gewehrfabrikation und bie 
Kanonengießereien zu Lüttich, die Klingen und Meffer von Ramur, bie Mafchinenfabrikation 
zu Rüttich, befonderd zu Seraing und zu Brüffel. — Die Handelsbewegung hat ſich für das Land 
fehr günftig geftaltet;. die Einfuhr betrug 1855 368 Mill., die Ausfuhr 463 Mill. Sr. Die 
Hebung des Handel vatirt beſonders feit der durch den Vertrag mit Holland 1839 wieder ers 
langten Freiheit ver Schelve, aber auch die beveutende Verbeſſerung und Vermehrung der Stras 
fen, Kanäle und das große Neg der Eifenbahnen haben dazu beigetragen. Der Tranfit= 
handel ergab von 1841 — 54 durchſchnittlich eine jährliche Durchfuhr von 85MIN. Br. — Die 
Handelsmarine beſtand 1857 aus 148 Schiffen (worunter 8 Dampffhiffe) mit einem Ges 
fanımtgehalt von A2,946 Tonnen. Das Differentialzollfuftem hat ih für die Hebung der 
GBandelsmarine nicht bewährt und ift jegt aufgegeben. — An Eifenbahnen hat der Staat felbft 
feit 1834 548 Kilometer — 68 geographiiche Meilen gebaut, mit einem Koftenaufwande von 
472 Mil. Er. ; Compagnien haben 1418 Kilometer — 176 geographifche zum kleinern Theile 
mit Zinfengarantie von A und 5 Pror. erbaut. In den legten Jahren hat ſich für den Staat der 
jährliche Überfhuß, nad; Abzug der Amortifationsrate von ungefähr 2 MIll., 618 auf 5%, 
MU. Fr. gehoben. — An Hülfsanftalten für die wirthfchaftlichen Zweige beftanden in Brüffel _ 
die (unter der holländiſchen Regierung mit Betheiligung des Koͤnigs 1822 gegründete) Socioto 
gensrale etc. mit einem Gapital von 100 Mil. Glon., verlängert bis 31. Dec. 1875; die 
Bank von Belgien, gegründet 1835 mit einem Gapital von 20 Mil. , welche aber, nachdem 
fie (eine Warnung für manche neuere Grebitgefellfhaften) durch unvorfichtige Betheiligung an 
vielen vor ihr ind Leben gerufenen anonymen Geſellſchaften 1839 zur Zahlungseinftellung 
genöthigt war, reorganifirt, mit einem Gapital von 30 Mil. ausgeftattet und bis zum 31. Der. 
1875 verlängert wurbe; endlich wurde noch, mit Beteiligung des Staats, durch dad Geſetz 
vom 10. Mat 1850 eine Rationalbank auf 25 Jahre mit einem gleichfalls in Actien vertheilten 
Geſellſchaftscapitale von 25 Mill. Sr. gegründet. Außerdem befteht zu Lüttich pie Lütticher 
Bank von 1835 auf 40 Jahre mit A Mil., und zu Gent die Bank von Flandern von 1841 auf 
25 Jahre mit 10 DAN. Fr. auögeftattet. — Anonyme Geſellſchaften gab es am 1. Jan. 1853 
494 mit einem Gefammtcapital von 880,347,300 Er. 

4) Die Kunft ift in Belgien in mehren Zweigen mit befonderm Ruhme gepflegt morben. 
Größere Maleratavemien beftehen in Antwerpen, Brüffel, Lüttih, Brügge, Oftende, Loͤwen, 
aber außerdem gegen 70 Heinere Akademien und Lehrfäle für Malerei, Höhere Zeichenkunft 
und Architektur mit mehr als 7000 Zöglingen. In der Malerei find gefeierte Namen: für 
Hiftorienmalerei Wappers, Navez, Gallait, de Keyier, de Biefve u. A. in der Thiermalerei 
Verboeckhoven, Robbe u. A.; In der Sculptur Geefs, Simonis, Jehotte, Frackin u. A. Für 
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Muſik beſtehen Drei Gonfervatorien zu Brüffel (unter dem gelehrten Fetis), in Lüttich und im 
Gent. Belgien hat aber feine namhaften Componiften, ſondern nur Virtuafen, beſonders auf 
der Violine und dem Violoncell, wie de Beriot, Vieuxtemps, Prume, Arlot Servais, aufzu= 
weiſen. — Die [höne Literatur ermangelt in Belgien der Selbſtäudigkeit. Nur in der flamänc 
diſchen Sprache haben die treiflichen Werke von H. Conſcience einen aud durch deutſche und 

franzöfifhe Liberfegung wohlvervienten Ruf erhalten. Die flamändifhe Sprahbewegung, 

deren bisherige Erfolge man im Auslande öfter zu hoch aufhlägt, hat von geringen Anfängen 
und unter großen Schwierigkeiten, allmälig an innerer Kraft ſowie an Ausdehnung zuge- 

nommen. Der „Willenöverein‘, genannt nad dem mit Recht gefeierten (1846 geftorbenen) 

Erueuerer der vlämiſchen Literatur, hat 1856 ein reiches Verzeichniß der in vlämiſcher Sprache 

erſchienenen Werke drucken laffen können, und erfennt ed, wie ber genter Sprachcongreß von 

4846, richtig ald eine Aufgabe an, die Auögleihung mit der fo nahe verwandten hollaͤudiſchen 

Schriftſprache anzubahnen; obwol’'man davon irrig von einer Seite eine Annäherung an den 

bollänvifchen Proteſtantismus gefürchtet hat. ö 

5) Die Wiffenfhaften zeigen nicht den gleichen Fortſchritt mit der Kunft. Am meiften iſt 
für die Geſchichte und befonders für die Landesgeſchichte geihehen. Der Abt de Ran, Baron 
Reiffenberg, Gachard find befonders in der königlichen Geſchichtscommiſſion durch Herausgabe 
von Urkunden thätig geweſen; Nothomb, de Gerlahe, Gachard, Coremans, St.-Genois, 
Schayes, Mofe, Altmeyer, Polain, Vorguer u. U. haben einzelne Zweige ver Geſchichte be 
handelt. Die Naturwiflenfhaften, wie Botanik, Geologie, find nur mittelmäßig gepflegt wor: 
ben, dagegen verdanken Phyfiologie und Anatomie einigen berufenen deutſchen Profefloren, 
wie Schwane (Löwen), Öluge (Brüffel), Spring (Lüttich) wichtige Entdeckungen und beveu: 
tende Förderung. Die Statiftif Hat eine mufterhafte Pflege und Organifation durch Duetelet, 
Heuſchling u. A. erhalten. Die Wohlthätigkeits-, Gefängniß:, Arbeiterfragen wurben befon= 
ders von dem unermüdlichen und echten Bhilanthropen Ducpetiaux, v. Viſchers, von dem Grafen 
Arrivabene und von Deveder u. A. behandelt. Die Akademie der Medicin ift für die Wiſſenſchaft 
unbebeutend geblieben. Die aud früher im ande von tüchtigen Kräften gepflegte Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, melde unter der holländifhen Regierung auch durch vie Berufung deutſcher Ge- 
lehrten, wie Warnfönig, Haus, Birnbaum, neu belebt wurde, hat auch in: neuerer Zeit einige 
tüchtige Bertreter erhalten an Defacgz (belgiſches Gewohnheitsrecht), Tielemans (Vermaltungs- 
recht), Mainz (Nömifhes Reit), alle Drei in Brüffel an der Univerlität, Molitor, geft. 1855 
(Röwifges Recht), Laurent (Bölkerreht) in Gent. Die Philofophie hat erft feit der Reor- 
ganifation des Univerfttätöunterrichtö von 1834 ein lebhafteres Intereſſe erweckt. Durch Die 
Berufung von Ahrens an die brüffeler Univerſität, 1834, wurde die Krauſe'ſche Philofophie da— 
ſelbſt eingebürgert und durch deſſen franzöſiſche Schriften und Schüler weiter verbreitet; im 
ke an die Fatholifche Theologie ſchrieben Ubags, Tits, Möller, felbftändiger Tandel 
und Huet. 

6) Der Unterricht, welcher in feinen drei Stufen in Belgien die beftigfien Kämpfe unter 
ben beiden Hauptparteien hervorgerufen hat und noch lange das Gebiet vielfacher Reibungen, 
aber aud) eines erfprießlichen Wetteiferd bleiben wird, hat in allen Richtungen unverfennbare 
Fortſchritte gemacht. Der Univerfitätäunterricht, ber feit 1834 weſentlich aud) durch die Beru⸗ 
fingen von deutſchen Profeſſoren, beſonders an die beiven freien Univerjitäten von Brüſſel 
und Löwen (Arendt, Möller, Schwane), gehoben ift, zeigt ſich am ſchwächſten in ven philo- 
logiſchen Bädern. Die beibehaltene ältere Einrichtung (mie aud) jept noch in Baiern), dag 
Tein Studirender in die Rechts- oder mediciniſche Facullät treten kann ohne den Nachweis einer 
wohlbeftandenen Prüfung aus den philoſophiſchen, geſchichtlichen, philologiſchen und natur- 
wiſſenſchaftlichen Fächern, hat, da es mit diefen Prüfungen ernſt genommen und oft über ein 
Drittel der Candidaten verworfen wurde, wenigſtens für Belgien, wo der Gymnaſialunterricht 
nicht genügend ift, den guten Erfolg gehabt, daß die Studirenden eine berfere wiſſenſchaftliche 
Grundlage für die Fachwiſſenſchaften erhielten. Insbeſondere bewirkte eine ſtrenge philoſo— 
phiſche Prüfung in den wihtigften Fächern der Philoſophie (deren Zahl aber durch dad Ger 
feg vom 1. Mai 1857, unter Oppofition ver liberalen Partei, auf die philofophliche An⸗ 
thropologie beſchränkt it), daß der flache Materialismus, der jegt in Deutſchland bei dem 
Verkommen alles gründlichen methodiſchen Studiums der Vhilofophie fo üppig wuchert, von 
ber belgifhen Jugend und Bildung fern geblieben. Mit den beiden Staatduniverfitäten 
find für jede eine Specialſchule verbunden; für den Bergbau, Manufactur und Gewerbe mit 
der Univerfität von Lüttich; für die Civilbaukunſt mit der von Gent; bie löwener (von ben 
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Biſchofen geleitete) Univerſtt Hat allein eine theologiſche Facultaͤt. Die Geſanuutzahl ver 
Stubirenden betrug im Winter 1856 2017, wovon Lüttich (mit ber Specialſchule) 662, 
Löwen (mit Theologie) 638, Brüffel 367, Bent (mit der Specialſchule) 294 Studirende 
zählte. — Der mittlere Unterricht iſt durch das Gefeg vom 4. Juni 1850 geregelt, in welchem 
dem Staate einige wichtige Rechte auch in Bezug auf die von Gemeinden ganz oder zum Thell 
unterhaltenen mittlern Schulen gewahrt find, inbent Die zuerſt von van de Weyer aufgeftellte, 
vielfach von katholiſchen Organen beflrittene Anfiht, daß die Gemeinde ein Glied. und eine 
Stufe im Staatsorganismus fei und daher auch die eigentlichen Gemeinde-Unterrichtsanftalten 
zu den Öffentlichen, ver Gontrole des Staats unterftehenden Anftalten zu rechnen feien, Gel⸗ 
tung erlangt hat. Nach jenem Geſetze beftehen jegt 10 vom Staate unterflügte Athenäen 
(Symnaflen), 16 Gollegien (colleges, gleichfalls Gymnaſien) und 13 Induſtrie- und Hans 
delsſchulen. Neben biefen öffentlichen Unterritsanftalten beftehen ohne Veihülfe des Staats 
28 bifhöfliche Gollegien und Fleine Seminarien (petits Seminaires) und 10 Jefuitencollegien. 
Außerbem gibt es noch eine geringere Zahl von unvollftändigen mittlern Schulen der Bes 
meinden ober geiſtlichen Körperfchaften. Die Zahl der Schüler in allen Anftalten ift jegt im 
Durchſchnitt über 12,000, die der Lehrer über 700. — Der durch das Geſetz vom 23. Sept. 
1842 geregelte Glementarunterricht Hat ſich nach dem letzten Berichte des Minifterd Dedecker 
von 1854 weiter ausgedehnt, ſodaß die Gefammtzahl ver Schüler nahe an 50,000, etwas 
mehr Knaben ald Mädchen, beträgt, alfo ein Schulkind auf neun Bewohner kommt. Die Cle— 
mentarſchulen zerfallen in 2809 aus dem Gemeindefonds unterftügte, und zwar 623 Knaben⸗, 
227 Mädchen- und 1959 gemifchte Schulen, und in 2687 Privatſchulen, und zwar 262 Kna— 
ben=, 97AMäpchen- und 1351 gemifchte Schulen. An allen viefen Anftalten unterrichten 3804 


Lehrer und Vorſteher, 1683 Vorfteherinnen (darunter 567 Orbensfäweftern), 1173 Unter: 


lehrer und 2147 Unterlehrerinmen (darunter 1580 Ordensſchweſtern). Bon den Schülern 
erhielt aber die größere Hälfte unentgeltlihen Unterrigt. Damit berühren wir Belgiens wun⸗ 
beiten Fleck, die Arınuth. 

7) Die Armuths- und Wohlthätigkeitsfrage, melde jegt auch politifch in den Vordergrund 
getreten ift, hätte längft eine eingehende und umfaflende Unterfuhung und Abhülfe verbient, 
Kein Land in Europa bietet einen ſolchen Gonttaft dar zwifchen einem in vielen Zweigen blü= 
henden Gewerbleben, ſowie einem durchgängig ausgezeichneten Lanbbaubetrieb und einer fo 
großen Zahl von Armen. Schon im Jahre 1839 gab es nach ven officiellen Berichten der ſtän⸗ 
digen Provinzialausfhüffe in den neun Provinzen 587,095 öffentlich unterftügte Arme, melde 
im Durchſchnitte jährlih 9 Fr. 14 Gent. erhielten. Das Verhältniß zur Venölferung, welches 
fich für das ganze Land wie 1 zu 7 flellte, war nad) den Provinzen fehr ungleich: in Luxemburg 
wie 1 zu 61, in Limburg wie 1 zu 14, in Weftflanvern und in Hennegau wie 1 zu 5. Seit 
dem hat aber die Verarmung raſch zugenommen. Nach dem von der Regierung 1856 mitge- 
theilten Ausweife von 1853 betragen die reinen Wohlthätigkeitsausgaben ver Hospitäler und 
der Wohlthätigkeitöbureaur 11,323,816 Br., und bie Zahlver Armen, da auf jeden Armen 
duchfänittlih nur 7%, Br. Eommen, 1,489,488, alfo über ein Viertel der jepigen Bevölkerung 
(in Slandern über ein Drittel). Liber die Urſachen dieſer großen Armuth find die Anfichten na= 
türlich fehr getheilt. Die Urfachen hängen unftreitig weſentlich mit den Arbeitöverhältnifien und 
der Groͤße der Bevoͤllerung im Verhältniß zur Arbeit zufammen, und fie find insbeſondere für 
Blandern, nad unferer Anficht, nicht fomol in der großen Zertheilung des Grundeigenthums 
an und für fich, welde für die Steigerung ber Production mehr vortheilhaft gewirkt Hat, als 
in ben dortigen Pachtverhältniſſen zu fuchen, indem, wie überhaupt in Belgien, 66 Proc. ver 


. urbaren Fläche von Pächtern bebaut wird. Dazu ift in Flandern durch Die große Zahl ver con= 


currirenden Zeitpächter der Pachtzins einerfeits fehr gefteigert, andererſeits durch vie große 
Zahl der concurrirenden Arbeiter der Arbeitälohn herabgebrüdt, und außerdem kommt noch 
die unglückliche nicht gehörig vorgefehene Lage ver alten Leinenfabrifation Hinzu. Mit biefer 
Armenfcage im Lande haben ſich nun die Miniſterien in den Iegten Jahren verſchiedentlich be⸗ 
ſchäftigt. Die Abſicht war, für die Wohlthätigkeit theild neue Quellen zu eröffnen, theils fie neu 
zu regeln. Nachdem ſchon früher ven Kammern ein Entwurf mitgetheilt worben, wurbe unter 
dem Minifterium Dedecker durch ven Minifter Nothomb ein umfalfenver Entwurf eines Wohl: 
tHätigfeitögefegeö vom 25. Jan. 1856 vorgelegt, über welchen die Gentralfection ver Kummer 
am 20. Dee. 1856 durch Malou einen zuflimmenpen Bericht abftatten ließ. Um viefen Gefeg- 
entwurf und ven varüber unter ben Parteien entfponnenen heftigen Kampf zu verfiehen, muß 
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man gurnägen, xoß in Belgian jariſtiſche Berfonen mit zen Rechte, für ſich Mermnggen zu ce 
warıben, elfe cipilxechtliche Rerſonen (personne civike), nur durqch ein Geieg (König anb Lanz 
mern) geffhaffen werden fännen (ein Charakter, vet aut ſchr wenigen geitzuchen Koxporatiewett 
erthei ifh), und daß felhft die Annahme vom Schenkungen von Getten folder Berfonen noch ber 
Berehmigung der Regierung (welche mehrmald wegen naher Hülfäbebürftiger, wenn auch nicht 
yilisdieheikberefhtigter Verwandten biefelbe verweigert Hat) ober ber Brovinzialbehärken (bei 
Wohlthãtigleits anſtalten) bedarf. Der Gefeheutwurf lich Diefe Gruubfäge Im Allgemeinen um: 
berührt and wollte unr das Recht ver Genehmigung den Provinzialbehoͤrden nehmen, ver 
Regierung übertragen und jenen bles bie Begutachtung laffen. Der Entrunsf hatte aber zum 
Bwecke, der Privetmohlthätigfeit dadurch einen neuen Impuls zu geben, daß den Privaten 
große Befugniffe bei den von ihnen gemachten Stiftungen ver Wohlthätigkeit eingeräumt 
Wwürben. Diefe Befugniffe folkten darin beftehen, nicht felbſt juriſtiſche Perſonen zu ſchaffen, 
wol aber für bie vom ihnen gemachten Stiftungen, deren Eigenthum rechtlich ven Sffentlichen 
Wohlthätigkeiteanftalten zuſtehen follte, Specialverwalter unter geiſtlichen oder weltlichen er— 
fonen nit beſondern Regeln für die Stiftungen zu ernennen, welche blos unter der Gontrole 
der Gemeinde: und Provinginlbehörde ſtänden. Der Begriff per Wohlthätigkeit war in einem 
weiten Sinne gefaft. Der Art. 70 bezeichnete ald mohlihätige Stiftungen: 1) Armenhäufer, 
Koßpitäler, Hoapiz-Meiereien (fermes hospices); 2) Errihtung von Betten in Armenhäufern 
usb Hospitälern; 3) Zufluchtshäuſer, Geilmitiel-Bertheilungsanflalten, gewerbliche Wert: 
Hätten ver Wohlthätigkeit und des Unterrichts, Reformſchulen, unentgeltliche Schulen für den 
Glementar: und profeffionellen Unterricht des niedern Grades, Aber - und Sonntagsſchulen, 
Kleintinperbewahranfalten, Krippen und ähnliche Auftalten; &) endlich befländige oder per 
riodiſche Vertheilung von Almofen oder Unterftügungen zu Haufe. Bei ven Schulen ſollte ed 
zudem geftattet fein, aud) zahlende Schüler, aber nicht in größerer Zahl ald die der Breifchüker, 
aufzunehmen. Um den Gefahren und Befürdtungen einer ungebührlichen Vermehrung ber 
Befigungen zur Todten Hand zu begegnen, ſetzte ver Entwurf feft, daß ber zu Wohlthätigkeits 
zwecken (durch Vertrag ober Teflament) gefchenkte Grunnbeilg im Allgemeinen zu verkaufen, 
davon aber fo viel zu behalten fei, ala für Haus, Hof, Garten und Grundſtücke nad wirk⸗ 
lichem Bebürfniffe Hinfichts des Wohlthätigkeitszweckes nothwendig. Intereffant iſt bie officie lle 
Siatiſtik der Todten Hand und ber Kloͤſter, welche der Bericht der Centralſection, um übertrie- 
benen Angaben zu begegnen, mittheilte. Das unbewegliche Bermögen des Staades, der Provin⸗ 
zen, ber Gemeinden, der Hospizen und Wohlthätigke itsbureaur, der kirchlichen Anſtalten, reli⸗ 
gidfen Genoſſenſchaften und Studienſtipendien betrug 1856, wenn man dad Einkommen zu 21/, 
Proc. capitaliſirt, im Werthe 414 Mil. Fr. oder den funfzehnten Theil des ver Steuer unter: 
morfense unbeweglichen Vermögen von 6 Milliarden 424 Mill. Fr. Hiervon befaßen die lirch⸗ 
lichen Anſtalten 53 Mi. und die bisfegt civilrechtlich anerkannten religiöfen Benoflenfäaften 
nur 5 Mill. Die geofe Zahl der übrigen religidfen Genoſſenſchaften beſitzt alſo dad Ver— 
mögen, was fie unbezweifelt haben, nur durch Zwiſchenperſonen. Die Zahl der veligiöfen Ge⸗ 
noflenfhaften hat ſich aber feit 1850, auf Grundlage ber verfafungsmäßigen Aſſociationdfrei⸗ 
heit, das fich aber auf dad Recht des Bermögenseriwerbs nicht bezieht, fehr bedeutend vermehrt. 
Wären es 4829 nur 280. folder Genoflenfchaften gab, weiche 4791 Mitglieber zaͤhlten, 
beſtanden far 1846 779 religidfe Genoſſenſchaften, wovon 642 weibliche mit 9947 Mitglie- 
dern und 437 mänulide mit 2051 Mitgliedern. Unter dieſen Genoflenigaften beſchäftigten 
ſich bei weitem die meiſten mit dem Unterriät, und nur werige 57. weibliche, und 32 mänas 
ige, waren dem beſchaulichen Leben gewidmet. In den letzten zehn Jahren hat aber die Zahl 
ver geiftlichen Genoffeufchaften und ihrer Mitgliever noch wenigſtens um ben vierten Theil 
zugenommen. Gegen den ganzen Bejegeminnsth erhob fd; vie liberale Partei, weil He darin 
nur die Wege una Mittel ſehen wollte, ben Elementarunterricht, bie Gewerdſchulen, die Wohl⸗ 
thãtigleits anſtalten faß ganz in die Hände ber geiſtlichen Genoſſenſchaften zw beingen,, bir: 
fen (dem meiſten beſtehenden und neuen) zwar nicht rechtlich aber praftifg alle Vortheile ver 
eisilvekäiuhen Beridakichfeit zu geben, Die Öffentlichen Anfbalten eigentlich nur an vie Stelle 
ver bieherigen privaten Zwiſchenperſonen, welche ihren Namen für bon Verndgenserierb ge: 
lichen Gatten, zu fegen, und enblich vie Beflgungen ber Tobten Hand, da der Begriff und das We: 
vüufuiß Gel vielen Anftalten, wie bei Hodpiz-Metereien, doch ſchwer foſtzuſtellen fein werde, be: 
deutend zu vergeöfiern. Die katholiſche Paxtei ſah dagegen in dem rechtüchen Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen dem Cigenthume und ber Verwaltung, in bee adminiſtratlven Controlo und, im Rotsfal, 
in dem Einf&reiten der Berichte hinreichende Garantien gegen das Eintreten fräjern ZuRände 
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ı  anb ferfige Misräuce, und hob Kefettterd die Rothwendigteit hetvor, zut Anregung ber 
Drivatwohiahatigleit ven Stiftern größere Btfugniß bei Veſtelung det Veridalter gu ettheifen, 
Drı Ausgang des erſten Stadlunms des Raiıpfes If oben berükit worden. Die Frage blelbi 

aber in ihtem · ganzen Gewicht beſtehen and wird alsbald wieder geſtellt werden. Wertt vor jedem 
Parteiiombpundkte, muß man abrt dem Gefetzentwurfe ven bedeutenden Bormirf machen, vahh 
er den wirklichen Zweck, der Bei alter Wohlthätigkeit und Armenpflege der Stiebepunft ſein 
muß, gar nit ind Auge gefaßt Hat. Wiffenſchaft und praktifche Erfahrung And darübet 
langſt einig, daß überall, wo Bei Arbeitsfähigen die Unterflüßung nicht ven Zweck verfolgt, 
ven Stan und bie Tugend ber Arbeit und die Pflicht der Selbſtfütforge au dadurch wach zu 
erhalten, daß, 100 +8 möglich, an eine Leiſtung die Bedingung einer, wenn auch nicht glelchwer⸗ 
thigen Gegenltiſtung geknüpft wird, die Mrnienpflege eine Bilege bed Bettelns und des Vettel: 
find wird. Wie früher vie Kloſter durch das bloße oft reichliche Almoſengeben die Bettefei und 
Trägheit genährt haben, fo If von det offteiellen ſtaatlichen oder gemeindlichen Aimenpflege, 
wenn jie fi, wie fo häufig, auf blos äußerliche DVertheilung am die eingeſchriebenen Armen 
einſchränkt, nicht viel Beſſered zu fagen. Hier muß allerdings bie aufopfernde Hingebung von 
Privaten und Privatgeſellſchaflen micht blos für das Spenden, ſondern noch mehr für das gute 
Verwenden hinzukommen. Die Klagen gegen die gewöhnliche Öffentliche Wohlthätigkeit ſinb 
daher wohl begrimbet. Aber dennoch muß überall eine öffentliche Behbrde, insbeſondere pie ge⸗ 
meindliche, der rinheitlich leitende, aberwachende, rechtlich anordnende Mittelpunkt bleiben, da⸗ 
mit nicht bei der atomiſtiſchen Zerſplitterung der Privatwohlthatigkeit die mehtfache Betheilung 
der am meiſten zadringlichen Armen eintrete und das Ineinandergrelfen ver Maßregeln un: 
mdgti werde. Die Armenftage tft unſtreitig eine complexe; fie iſt, weil bie Armuth aus dem 
geſammten Organisinne der Geſellſchaft und Ihrer Organiſation hetvorgeht, eine vrgantfche, 
bie aber auch nur dur das organiſche Zuſammenwirken aller gefellſchaftlichen Elemente, 
Kräfte und Anſtalten geldſt wird, ver Familien, der, wieder nach freien Genoſſenſchaften zu 
organiſirenden, Gewerböftände, der frei ſich bildenden, bie Wohlthaͤtigkelt nach ihrem Zwecke 

umſichtig fpendenden Pfleger und Pflegerſchaften geiſtlichen und weltlichen Standes, aber zu⸗ 
nachſt unter ver Leitung und aushülflichen Betheiligung der Gemeindebehörde, welche in dieſer 
Richtung ſelbſt wieder ver hoͤhern ſtaatlichen Aufficht unterſteht. In dem belgiſchen Entwurfe 
it aber, was beſonders in Belgien noth that, eine heſſere praktiſche Otganiſation ver Wohl⸗ 
thätigkeit gar nicht berührt, und die Parteten haben, die liberale nur Die bisherige öffentliche 
amd gemeindliche Wohlthaͤtigkeit vertheidigen und ausdehnen, die katholiſche vor allem den geift- 
Aigen Genoſſenſchaften die Wohlthätigkett in die Hände legen wollen. Der Entwurf hat zwar 
die Wohlthaͤtigkeit nach befonvera Richtungen, fir befondere Zwecke und Nebenzwecke ins Ange 
gefaßt, aber nicht ven großen allgemeinen Nothſtand, ver nicht durch Elementar= ımb Gewerbes 
freiſchulen, auch nicht durch Armenhäuſer und Hoßpitäler, ſondern nur durch eine unterftügte 
GSelbftregelung ver ſittlichen, wirthſchaftlichen und Arbeitsverhaͤltniffe zu heben und zu lindern 
iſt. Sollte daher auch der gegenwärtige Entwurf ſpäter unter Modificationen angenommen 
werben, fo bliebe die große Frage bes Rothſtandes doch ungeläft und müßte bald wieder anf: 
genommen werben. 

Belgien hat felt Jahren, insbeſondere aber ſeit der über alle Erwartung glücklich beſtan⸗ 
denen, durch die Februarrevolution eingeleiteten enropäffhen Krifis, das lebhafte Intereffe aller 
Freunde eimer freien und frievligen ſtaallichen Entwickelung in Anfpruch genommen. Betgien 
bildet jetzt eine Art uͤbergang von dem noch ganz auf alten germaniſchen Enrichtungen je 
wen Engiand und dem mamnichfach im ſtaatlichen Lehen durch franzöſtfche Staatsanſichten und 
VBerwaltungsprincipten romaniſitten Feſtlande. Belgiens freie Verfaſſung kennt Dr auch 
manche ganz abſtracte Principien, ruht aber doch vornehmlich auf ber alten guten Grundlage 
ver gemeinblichm und provinztellen Selbftverwaltung ud hat insbefondete dadurch, und weil . 
fie überhaupt ven Verhäftniffen und Beduͤrfniſſen im Ganzen entſprechend war, in dem Volke, 
welches früher wegen häufiger Unruhen in dem Rufe polttifget Störrigkeit fand, Überall 
Oronungäflebe mus gefeplidyen Sinn verbreitet. Dich gibt auch bie belgiſche Verfaffung ven 
Beweis, daß bloße Fteiheitsprincipien an ſich kelneswegs ſchon Die Loͤſung des politiſchen 
Vroblems und ver wichtigſten poltifen Ftagen enthalten; daß die ragen über das Ver— 
haltniß von Staat mb Kirche, von Beiden zur Schule, und namentlich die ganze Wohlthaͤ— 
tigkeitsfrage nur durch tiefere urfe richtigete aus ven Rebensnerhältniffen geichdpfte Organiias 
tionsprineipien gelbſt werben Ehnnen. Sowie aber die belgiſche Verfaffung ein Fühner, 
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Hisjegt gladlicher politiſcher Verſuch war, jo haben die darin aufgeſtellten ansgebehn- 
ten Freiheitsprincipien einen großen Spielraum für Die Löſung verſchiedener politifcher und 
Tocialer Probleme gegeben, welche noch jegt ein Gegenfland des Streites in der Theorie und 
BPrazis find. Mögen die aud für andere Länder beachtenswerthen Verfuche der Köfung fer= 
nerhin, unter ver weifen Leitung der Regierung, im Geifle der Mäßigung und Orbuung vor 
ih gehen, und jhlieglidh die größere Ausgleihung der Parteien beförbern, welche die Deviſe des 
Landes, dap „Eintradht Macht gibt, nicht vergefien dürfen. 

Bergl. Heuſchling, „Resume de la statistique generale de la Belgique pour la periode 
decennale 1841 — 50” (Brüflel 1855); ferner das vfficielle „Expose de la situation du 
royaume, pöriode décennale“ (Brüffel 1852); theilweife: Horn, „Vevoͤllerungsowiſſen⸗ 
ſchaftliche Studien aus Belgien (Bd. 1, Leipzig 1854); „Rapport de la section centrale 
sur le projet deloi sur les etablissements de bienfaisance” (Brüffel 1857); Jarte, 
„Histoire de Belgique” (3. Aufl., 1850); Bopliment, „La Belgique depuis lan 1830” 
(Brüffel 1850). H. Ahrens, 
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Bentham (Ieremias) warb zu London am 15. Febr. 1747 geboren. Er gehört zu ven 
feltenen Mengen, die ihr ganzes Leben an die Erforſchung der Wahrheit gefegt, um durch 
fie ihr Geſchlecht beffer und glücklich zu machen. Sein Vater, ein angefehener Rechtsgelehrter, 
beſtimmte ihn zu feinem Stande, und B. trat ald Anwalt vor den Gerichten auf. Die Habfudt 
feiner Standeögenoflen, welche die Gerechtigkeit zu ihrer Bereiherung herabwürbigten und 
miöbraudten, empörten fein Gefühl, und er entfagte einem Geſchäfte, das durch die Art, wie 
es geführt ward, fein Gemüth ebenfo fehr verlegte, als es feiner Einſicht widerſprach. Er wi- 
mete fih den Studien, die und zu den Mitteln führen follen, vie bürgerliche Geſellſchaft zu 
orbnen, mit einer bewundernswuͤrdigen Anftrengung und Beharrlichkeit. Der Hauptgegen: 
fand feiner Forſchung war die Rechtswiſſenſchaft, deren Anwendung auf das Wohl der Bürger 
von fo entſchiedenem Ginflufle ift, und die er zum Verderben verfelben öfter misbraucht, als zu 
ihrem Beften gebraucht fand. Beſonders beſchäftigte ihn die peinliche Geſetzgebung, bie, wie 
fie ſelbſt in den aufgeflärteften Staaten unfers Weittheils beftand, ihm ein verderbliches Ver— 
mãchtniß barbariſcher Zeiten erſchien. Um ſich nicht fruchtlos mir leeren Theorien abzumühen, 
ſtudirte er die Gefege und Inftitutionen aller Völker, bei denen er Stoff zur Belehrung und 
Forſchung zu finden hoffte, und da die Sprachen derfelben ein nothwendiges Mittel waren, 
ihre Gefege und gerichtlichen Anftalten kennen zu lernen, unterwarf er ſich fogar ver mühevollen 
Anftrengung, fid die Kenntniß ihrer Sprachen zu erwerben. So lernte er Italienisch, Franzö⸗ 
ſiſch, Deutſch, Ruſſiſch und Chineſiſch, machte Reifen durch faft ganz Europa, die er auch nad 
jenen Staaten wiederholte, wo er größere Belehrung zu finden erwarten durfte. Diefen uner⸗ 
müdlichen Eifer leitete die reinfte Abficht , ver entſchloſſene Wille, alle Misbräuche zu bekämpfen, 
in welder Geſtalt fie jih immer zeigten und geltend zu maden ſuchten. Ein Leben von mehr als 

. 60 Saren war viefem Beftreben geweiht, ein Leben von mehr ald 60 Jahren voll Anftren= 
gungen und-Aufopferungen ohne Lohn und ſelbſt ohne Anerfennung. Mit rüdjihtlofer Frei: 
möüthigfeit ſprach er ſich für die Nothwendigkeit aller Reformen aus, melde ver Zuſtand der 
Völker dringend foderte. Er beftritt die Beſchränkungen der Handelsfreiheit, burd bie eine 
feltfame Staatöflugheit den Wohlſtand fördern will; die ungleiche Vertheilung der Steuern, 
die Häufige Anwendung des Eides, die das Volk entfittlicht und den Eid ſelbſt endlich zur gleid- 
gültigen Förmlichkeit macht; Die Aumaßung ver Anglikaniſchen Kirche. Für die Reform, von ber 
England fpäter ein karges Bruchſtück zur augenblidlihen Beruhigung erhielt ‚trat er mit Wärme 
und beharrlichem Eifer auf; aber diefe Reform wollte er ganz, vollftändig und aufrichtig, ohne 
Mäkelei, Arglift und Betrug. So kam es nicht. 

Der oberfte Brundfag feiner Lehre, den B. aufgeftellt und aufdem das Syſtem feiner Befeg- 
gebung beruht, ber ſicherſte Leiter und Orbner aller geſellſchaftlichen Beziehungen ift die Nüg- 
lichkeit. Diefe Nützlichkeit, wohlverſtanden und richtig angewandt, mag unter ben meiften Um⸗ 
fländen und in den gewöhnlichen Verhältniffen des Lebens unfere Handlungen auf eine Weiſe 
beftimmen, bie dem Zwecke unfers Dafeins und dem ver Geſellſchaft vollkommen entſpricht. 
Aber was bürgt und für dieſe richtige Anwendung, wenn perjönlige Neigungen, Leidenſchaften 
und Intereffen mit den Intereffen Anderer in Widerſpruch kommen? Was lehrt und ven wohl: 
verftandenen Vortheil, die Nüglichfeit, durch bie unfere Handlungen beflimmt werben follen? 
Iſt das Nutzliche immer das Rechte und das Nechte das Nüglige? Beſteht bie tugendhafte Ge⸗ 
finnung nicht oft, im Kampfe des eigenen Vortheils mit dem Vortheil Anderer, und die tugend- 
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! Vote Handlung in der geoßmäthigen Aufopferung des eigenen Vortheils? Es moͤchte ſchwer 
I fh, diefe Ochlichkeit mit den Borfihriften der Moral und den Geboten des Rechts immer in 
!  Ginklang zu bringen. Man ſpricht auch von dem wohlverſtandenen Intereffe ver Krone, das aber 
gewöhnlich nur von Denen richtig verftanden wird, Die feine Krone tragen. So verhält es fi 
gar oft mit dem wohlverfiandenen Bortheile, ven gerade Der nicht begreift, von dem der Vortheil 
erwartet wird and ber Ihn allein gewährten kann. Melde Wiffenfchaft, welche Kunſt würbe dazu 
gehören, um Jedem fein wohlverftanbenes Interefle zu zeigen und begreiflich zu machen? Und 
welchen oberften Grundſatz gäbe man dieſer Wiſſenſchaft, diefer Kunft? Wiſſen wir endlich die 
Wirkungen und Bolgen unferer Handlungen fo beflimmt , daß wir fagen können, welche nutzlich 
Rad und welche nicht? Nur die Abſicht iſt immer und allenthalben unfer, aber nicht die That, 
nicht der Erfolg unfers Willens. Man wird wenigftend zugeftehen, daß es gutgemeinte. Hand⸗ 
Iangen mit böfen Folgen , eine beabfihtigte Nüglichfeit mit erfolgtem Nachtheil, wie böfe Hand- 
bangen, einen beabjichtigten Nachtheil mit nüßlichen Folgen gibt. Wir beſchraͤnken und auf 
diefe Andeutung, da Hier nicht der Ort if, den alleroingg hoͤchſt wichtigen Gegenſtand weiter 
auszuführen. 

3. gehört nicht zu den Schriftflellern, denen e8 darum zu thun ift, ſich durch ihre Werke 
geltend zu machen. Ihm war die Sache Alles, bei der feine Perſönlichkeit nicht in Anſchlag kam.. 
Er gab fi nicht einmal die Mühe, feine Arbeiten in das Publicum zu bringen. Freunde und 
Verehrer mußten feinen aufgehäuften Reichthum ordnen, die Barren, wenn id fo fagen darf, 
zu gangbarer Münze prägen und in Umlauf fegen. In diefer Beziehung hat fich beſonders 
Dumont von Genf große Berbienfte um den Forſcher und die Wiffenfchaft erworben, indem er 
aus deſſen Manufeript auszog, was Ihm wichtig fehlen, und in franzoͤſiſcher Sprache herausgab. 
Der Werth dieſes Werks, das ſich beſonders mit der bürgerlichen und peinlichen Geſetzgebung 
befgäftigt und von den Strafen und Belohnungen und den gerichtlichen Beweiſen handelt, ift 
anertannt. Es folten fi unter feinen Papieren noch wichtige und bedeutende Arbeiten finden, 
wie nur dle freundliche Hand erwarten , die fie außzieht und ordnet; denn wie fie B. Hinterlaffen 
bat, fEnd fle nicht mitzutheilen. Die Gabe des Denkens und Erfindens beſaß er in hohem Grabe, 
aber nicht Die ver Sprade. John Bowring hat ſich dieſem verbienfllihen Bemühen unterzogen 
und eine „Deontelogie oder Wiffenfchaft ver. Moral von Bentham‘' herauögegeben. Alles Streben _ 
und Wirken viefes achtungswerthen Mannes hatte dad Wohl der Menſchen, die Verbefferung 
ihrer geſellſchaftlichen Cinrichtungen, der Gefege und Inftitutionen zum Zwecke, und in dieſem 
Gtreben und Wirken war er unermüdlich. Seine Bemerkungen und Borfchläge über Straf: 
anftalten fanden bei den Stegierungen mehrer Staaten unſers Welttheils, und befonvers in 
Rordamertta Eingang und haben viel zur Verbeſſerung derfelben beigetragen. Wo er glaubte 
Rich nutzlich erweifen zu koͤnnen, bot er jenen Beiftand an, ſelbſt auf bie Gefahr einer ſchnoͤden 
gurũckweiſung. Der Gonftitutrenden Verfammlung, von ver Frankreich feine Wiedergeburt er: 
wartete, fenbete er eine umfaflende Arbeit über die Biloung der Gerichtöhöfe, die aber, auf den 
Antrag bed falten und jelbftfüchtigen Sieyes, unbeachtet blieb. Bon der Geſetzgebenden Ver- 
ſammlung ward er freundlicher behandelt, indem fie nicht nur feine Mittheilungen annahın, 
fondern ihm auch den Titel eines franzoͤſiſchen Bürgers ertheilte. In ber kurzen Zeit, wo bie 
Morgenröthe der Freiheit an dem Himmel Spaniens glänzte und dem unglüdlichen Lande trü= 
gerifch einen ſchoͤnen Tag verhieß, erfuchten Die Cortes ihn um Rath und Beiftand. Mit der 
Kaiferin Katharina, mit Alexander und andern Fürften ſtand er in Briefwechſel; aber der 
Mann der Großen umd ver Höfe war der einfache und ſchlichte B. nicht. Da ber 
KRaifer Alerander ihm einen Toftbaren Ring zum Geſchenk machte, ſchickte er ihn mit der Bemer⸗ 
tung zurück, der Zweck feiner Beſtrebungen fel das Süd der Menſchen, nit aber die Freigebig⸗ 
kelt der Könige. 

B. farb zu London ven 6. Juni 1832 in feinem fünfundachtzigften Jahre. Sein legter Wille 
enthielt noch eine Verfügung, durch die er ber Menſchheit nuͤtzlich zu werden hoffte und die Borur- 
theile bekaͤmpfte, denen er beftändig unter allen Umftänden mit ‘Muth entgegengetreten tvar. Er 
vermachte feinen Körperdem Gollegium ver Ehirurgie. Dan hat ein angenehmes und wohlthuen⸗ 
des Befühl, wenn man in ver Geſchichte Männern begegnet, die wie Lad Caſas, Howard und 
B. ihren Beruf darin finden, die Wunden ber Menſchheit zu Heilen, da fie nur Diejenigen zu 
feiern pflegt, Die ihren Ruhm und ihren Stel; darin ſuchen, Ihr Wunden zu ſchlagen. 

Wenn man Übrigens ben unermirslichen philanthropiſchen Cifer dieſes Mannes flr die Ver— 
befferung menjigticher Buftänve, fein großes geiftiges Vermögen, feine Bemühungen, die Lebens: 
verhaͤltnifſe zu bes bachten, feinen Fleiß bis zum fünfundachtzigfien Jahre und bie äbergroße Zahl 
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ſeiner Merle hetrachtet ſo lann man ſich wundern, daß tung einch enfemeren größe ufes 
Wirkſamkeit ſowenig bedentend und bleibend war, zumal in ſeinem eigenen Vatrei e. Deu = 
Hauptgrund a le 
von welcher B. ausgiug. Gr fteflte, gänzlich verſchieden von englifchen Staabömännern, eine 
philoſophiſche Redts- und Staasölehre auf, ſuchte nick etwa auf einem —— — 
Wege bie in der Geſchichte, Geſetzgebung und Verfaflung der freien geſittcten Nationen, alfo 
namentlich die in dem freien England lebenden Grundideen aufzuſtellen, von ihren fehlerhaften 
aber vorübergehenden hiſtoriſchen Geftaltungen ober auch Verunſtaltungen zu befreien und auf 
biefer Grundlage zu veformiren, Er fhägte vielmehr dad. gauze hiſtoriſche Reit gering oder 

ſich ihm gegneriſch gegenüber. Er fing deshalb feine ſchriftſtelleriſche Laufbahn an. wit 
einer verwerfenden Polemik gegen feinen Zeitgenoflen Vlackſtone web deſſen hoͤchſt verdienſtliches 
und ruhmreiches Werk über das englifche Recht, welches freilich das englifche Recht geichichtlkch. 
und poſitiv⸗rechtlich varftellen will, aber den großen xechtlichen und Freiheitlichen Grundideen mit 
hoöchſter Achtung huldigt. Die Schrift hieß „A Fragment on goverament‘’ (1816). Dabei aber 
mar fein hoͤchſtes Princip viel einfeitiger und zur Begründung der rechtlichen und antöredt> 
lichen und damiteng aufammenpängenben politifggen Lehren untanglicher als ſelbſt Die Hödgften 
Brincipien deutſcher rein philoſophiſcher Natuxrehtä: und Staatslehrer, die doch gewoͤhnlich 
is an bie roͤmiſchen Grundprincipien anſchloſſen und Dieunentbehzrligenfistkihen und 
rechtlichen Beſtandt heile per oberſten Grundſätze für Gefepgebung und Staatsrecht vicht 
fo einſeitig verſchmãhten ala B. in ſeinem Util itätsprineip. Daß ſeine ihrem letzten Gruud⸗ 
charakter nach radicale und materialiſtiſche Lehre ungefähr ſeit der Zeit der Julicevalution vos 
den frauzoͤſiſchen Communiſten aufgenommen wurde als die verisable philosophie, für welche 
un Jahre 1829 das Journal „L’Utilitaire‘ gegründet wurde, dieſes hat vielleicht dem guten, etwas 
eiteln Mann noch kurz vor feinem Tode etwas geſchmeichelt. CA Hätte ihm zeigen ſollen, auf 
weldem verkehrten und unpraftifchen Wege ſich fein, wie wir gern amiehmen, aufsichtig wohl⸗ 
gemeintes Streben bewegte. Diefe unpzaftifche verkehrte Richtung trat auch iu feinen praftifchen 
teformatorifchen Thätigkeiten hinlänglic hervor. Sp haben mir es z. B. ſtets behauert, daß er 
als Rathgeber ver ſpaniſchen Cortes Diefelhen bei der erfien Begründung ihrer Berfalfung mit 
einem blinden Adelshaſſe, welcher natürlich bei dem Wolke leicht Cingang ſaud, zum, Ungbück 
dieſer Verfaſſung, von dem Zweifagumerfgßem ober dar Bilonng: eines Oberkauſes fo eutſchie demn 
und erfolgreich zurückſchreckte. Hiermit aber ſoll wedar das obige Rab ner beharstigen menſchen⸗ 
freundlichen Reformbeſtrebung zurückgenommen noch auch feinen ſelbſigedachten vnd geren⸗ 
kenreichen Schriften der Werth vielfacher Anregung und Belehrung abgefproifen merken. Se 
fand auch felsft in der Franzoͤſiſchen Reovolation, ohwol feine verinele, materieliftifche unz 
Nürlichkeitsrichtung ihm uͤberall bei den radiaelſten Mewelntiewärd viele Varehrer fhuf, kemmar 
fein für Die Franzofen geiceiebeues Werk über ihre Gerichtärefonm. keinen Eingang, weil ex 
alle zum Teil tveffliche Hiftoxifche Orugalagen dieſer Meforun ahflig verſchmãhte. Seine Scheift 
hieß „Draught of a Code for tie organisation of the jwlieal establishment in Franne 
(4792). Gluͤclicher mar er in Louiſigna, we ein; neues Geſetzbuch nach feinen Vorſchlägen 
fanctionirt wurde. 

Die beveutendften feiner Werke find zuerſt Die von feinem Freunde Bument aus vorfihier 
venen feiner Schriften zufaemengeftellen „Traisös de lögislation oivile et pänale, pr&cädes 
des principes g noxaux de lögislakion (I3Rhe, Baris 180%; ind Deutfche üherfegt von Benekn, 
Balin 1830); femer „Theorie des peines as.des necompenses” (A:Bhe., enden 180895 
fodanıı „Essay. on political Taotios (London 1704 Branzänifg „Essai sur la taetigue des 
Assemhlees lögislatives”, Genf 1845). Diefes lepte Werk färich B. für vie franzdkfge Ma⸗ 
tionalverfammlung. Viel Gutes enthalten feine insbeſondere auf die engliſche Maris gerich⸗ 
teien Unterſuchuugen über ven gerichtlichen eweis: „Ratipnale of judicial eridenor‘' (5 Bde. 
London 1827), Tehler englifäer, überhaupt yofltiaer Ginxichtungen, inSbefonbere auch bau 
proceſſualiſchen, Hat er überall gründlich gexugt. Aber ſein eigener neuex Idealſtaet, fein „Neunk 
Jerufalem‘, verdiente ebenſo wenig Beifall alq ſeine hachſten Vrincipien, auf bie er faniek 
Werth legte, Dis er, vorzüglich. in ken „ComasikutignakCade for Ihe use of all.nakione” (2837 
ynd in ber „Codificatien-proposal to all natiojs (4822). entwichelte und von-aenaner ie 
den Briefen an den Grafen Toreño 1822 ſagt: „aa ex allein in der allgemeinen: Kite der 
Politit und Gerechtiskeit die geweinſame Rrgel, kon Regsilabor, bie Pyraumd⸗ ſaufs eſtells Jade.“ 

J. Weitz el uch Mee lchex 
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af feine Kerſonlichleit und fein Syyſtem uad-Iberfieht vabei, daß er in’ ber ganzen @taakd: And 
Rehtienhwidelmg von Gugland forkeirke, und eine Anzahl ver'beneuteırdten zu Ehre und Ant- 
fahen gelangten pelitifchen Eharaftere. Englahes ans Der B.’jhen Schule hetvorgegangen fin. 
Wir vürfen natürlich ven Ausdrack Güpsle Hier nicht in ſchulniüßiger Anäftlichkeit nehinen. 
Verſammlungen son Anhängern un feine Petſon bat ber erjte Radicalreforiner Eıtglahıde Nie 
geliebt, underpfbegte feine Lucubrationen mur im Swiegefpräch während einer einfachen Diittdgg- 
fahrt mitzutheilen. Ebenſo wenig wũßten wit itgendeinen Mann zu nennen, der dem B.fhen 
Syften als Ganzem feine Freihrit hingegeben. Aber die B.’jche Theorie, ohne Ihre Wundet- 
Lhteiten, in eine gefunde Braris zu kberfetzen; aus wer großen Fülle ſeiner Reformvorſchlaͤge 
de real durchzubringenden — haben bedeütende Männer ber gegen⸗ 
märtigen Geuerntien mit ihren beften Kräften erfivebt. Es iſt uns Bier nicht darum zu thun, 
Die Srunvanfhamungen Ventham'd gegen vie Kachrroen zu vertheibigen, die meiftend auf un— 
wollftänbiger, bald falſcher, Sk ſchlefer Kenntnißnahme von feinen Lehren beruben. In der 
Monfttofisät feiner Sprache gibt er wenigſtens dem jüngften großen Philoſophen Deutſchlands 
nichts nad; aber ſchon ber Umſtand, daß vorn Ihm Die wichtigſten Meformen anugebahnt worden 
find, ſollte Abes den Ksını ſeiner Ahaoſophte wenn Auch nicht über die Form, in der fle erfähle: 
nen, ein weniger abfeßsestende® Urtheil veranlaſſen. Was nun zumähfl die Veröffentlichung, 
ober, fegen wir lieber, die Befanntinaung ver B.’fchen Schriften angeht, fo hat Dumont, den 
man fo allgemein als dad Mundſtück ver B.ſchen Zauberfvrmel bezeiönet, feinem Freunde nur 
einen halben Freundfchaftsdienſt erraten. Alle bedeutendern Arbeiten Bentham’s beziehen ſich 
auf englifche Zuftäude und Misflänse; feine Angriffe und Votſchlaͤge werden zuglelch gerecht⸗ 
fertigt und erllaärt durch das danebenſdehendt Verhaͤltniß, vas fe andern wollen. Aber Dumont 
wollte durchaus Bentham zu ven mitchen, wofut vieſer ſich freiltch ſeibft manchmal hielt, zu einem 
Univerſalgenie, deffen Regeln, obgleich zunachſt und IHM unbewußt nur aus der Betrachtung 
engliſcher Verhaͤltniſſe gefchöpft, als Geſchze des polittfchen und ſocialen Univerfums gelten 
Bauten, und ber im Stande waͤrr, vie Snzelheiten frembet Stacikeinrichtungen wie der elu⸗ 
geborene, durch Gewehnheit und Locallenntniß doch gatız anders ausgerüſtete Staatsmatin 
zu veſormiren ¶ Es gibe allexbings tm ven polktifären Myffenfäraften Geblete, bei denen das 
Aligemeine vor bene Etnzelnen vorwiegt, aber auch hier bringt es nur der zut Meiſterſchaft, der 
mit den fecunbären Blementen ver nationalen Vergangenheit und Gegenwart völlig verttaut 
iR. Viel zahlreicher aber find viefenigen Gegenftände , Bei venen bie Kenntniß des Locaten und 
Rasioneien in erſter Heihe entjheivet. @8: begreift FRA daher, baf bie vofte, weit Yollver- 
biente Unertesnung Bentfom’s nur in Unglao zu finden ift. Wäpeend ir auf dem Gomtinent 
unfer Auge meht auf die Schwächen deo B.’fiyen Syſtems richten, eben weil die Gegenſtände, 
in deren Behandlung Ventham ſchwach ift, uns näher liegen, haben fi in England Männer 
gefunden, melde, die Lichiſeiten dieſes Syſtems erfennenb und ausbildend, dem Namen 
Bentham's neue Ehre machten. Es lag in ber Natur der Sache und noch mehr der Natur 
nes Mannes, daß die Zeit, in weicher Bentham probueirte, nicht diejenige gewefen tft, in der 
sine unmittelbare WBirPfentfeit feiner Pläne piwpgriff. Sehnen erflen Geneutenbern literariſchen 
Bang myachte er mit Blackſtone; das will fügen zu einer Zeit, wo der Hymnus dieſes Schrift⸗ 
ſeellors auf das Veſtehendr tn Kirche wurd Staatotecht und Verwaltung als Cvangellum galt, wo 
das Bush, welched wir noch heutzertage als ein Mirfker klarer und gefälliger Darftellung preiſen, 
uch) ben Geſammturtheil faſ aller damals Uttheilsfahigen In ber Natton nicht bloß richtig ſchil⸗ 
derte, was aid Recht md Regel galt, ſonvern auch was gelten ſollte. Bekanntlich meint Black⸗ 
ſtone, daß bie hoͤchfie Wollendung im engliſchen Staats⸗ und deechtsoleben zur Zeit Kart’6 IL. bes 
Ranken habe, aber im Ganzen IR haen voch alles vortrefflich, was er beſchreibt, und wie er dachte 
die uͤberwaltigende Mehrzahl feiner tunwerkute. Terter folden Aufpieien konnte ſich Feine B.ſche 
Säule bilden. Aber die Ausſtchten für ſolche Reformen tr England, wie He im Kopfe von 
Bentham ſpulten, wurden bald noch triber. Die Franzdftſche Revoluttkon jagte der engliſchen 
Mutien, wenigſtens Allen, die damult die Geſchicke ves Landes zu beſtimmen hatten, einen pants 
ſchen Schrocken vor jeden Reſorm em; eltern Schrecken, der fo groß war, daß fehte Rachwirkungen 
noch). bi in ven Anfang der zwanziger Jahre vieſes Jahrhunderts wahrnehmbar find und das 


vielleicht / dirſer Lmegunf bet Bolten tn Englanv zuptsfihteiben, daß Bentham nid Boriiiße 
fi den Angelegenheiten und Zuftänden auswärtiger Nationen zuwandte, woher die Reſultatt 
für it: una Nacherelt won viel geringerer Bebeutung gewefen find, ald wenn Bentham in dem 


Heimatlande günftigere Sterne und ein aufbareres Publienm gefunven, und deshalb feine 
„ganze Kraft den ihm fo qutbefannten reformbedũrftigen Theilen ber heimiſchen Infitutionen ges 
widmet hätte. Als für England die Neformzeit fapı, war Benthan zwar in wunderbarer Sei⸗ 
ſteokraft geblieben, aber doch ein alter Mann geworben, und faſt gleichzeitig mit dem Triumphe 
‚der großen Mafregel, die man vorzugöweife Die Neformbill nennt, flarb er. Abgeſehen von 
den Dumont'ſchen Bearbeitungen der B.'ſchen Schriften, find feine wichtigſten auf engüſche 
Zuſtände bezüglichen Aufzeihnungen erſt nad feinem Tode lesbar gemacht und veräffentiide 
worden, fowie einzelne Werke, welche Dumont nach feiner Weiſe bearbeitet hatte, erſt in ber nei: 
lern englifhen Originalgeftalt vollkommen und würdig ihren Urheber repräfentiren. Die Kroue 
der größern Arbeiten Bentham's iſt unftreitig fein „Rationale of judicialevidence”, und gerade 
bier zeigt ſich das Verhältniß des englifhen Originals zu der Dumont’fhen Rebartion auf das 
fhlagendfte. Während Dumont feine Bearbeitung „Trail6 des preuves judiciaires" (erijienen 
4823) nennt, ift bie einzig richtige Bezeichnung bed ganzen Werfes der Titel der engliſchen Aus: 
‚gabe: „Rationale of judicial evidence, specially applied to english practice from the ma- 
Auscripts of Jeremy B. Squire.” Und hier treffen wir gleich in der Vorrede auf ein hervorra⸗ 
gendes Beifpiel, wie die B. ſchen Reformen, ſoweit fie nichs bloße Marotten des Autors waren, 
in England faft jedes Jahr praktiſchen Boden gewinnen. Der Herausgeber erzäplt uns, daß 
beſonders die Grundfäge Bentham’s über vie ängſtliche Ausſchließung intereſſtrter Per: 
fonen vom Zeugniß, wie fie damals dad englifche Recht und Heutzutage noch der Civilproceß in 
faft allen Ländern des Gontinents fefihält, und wogegen er in feinem fechöten Bude fo 
mãchtig zu Felde zieht, damals den entfchienenften Widerſpruch fanden. Wer heute die englifchen 
Nehtögrunnfäge über die Ausſchließung vom Zeugniß nad) den Geſehen der legten Jahre fin: 
birt, wird ben B. ſchen Cardinalpunkt der Nichtausſchließung als Recht von England fin 
den. Wir wüßten kaum eine der vielen Reformmaßregeln feit 1833 zu nennen, die fid nicht in 
den B. ſchen Papieren mehr ober weniger vollfländig vorgezeichnet fände. Um nur ein weiteres 
Beifpiel aus dem Rechtsgebiete zu nennen: die Öraffchaftögerichte, welche raſche und billige Juſtiz 
für die einfahen Berhältniffe des Fleinern Verkehrs gewähren, erfüllen ein lange und oft geltenv 
gemachtes Deliberat des Nůtzlichkeitsphiloſophen, umd im Ganzen würbe wol das. Grumdgefeg 
bed heutigen englifchen Civilproceſſes, der common law procedure act feinen Beifall gaben, wet! 
es die meiften feiner Anſprüche einer gefunden Rechtspfiege befriedigt. Allein es iR fraglich, ob 
fo raſch ober ob überhaupt nur bie B.’fchen Pläne zu Wirklichkelten geworden wären, wenn 
nit tühtige Vermittler zwiſchen Bentham und der englifcgen Nation, zwiſchen feiner 
Theorie und ihrer Praxis fi gefunden Hätten. Hier iR in erfter Reihe James Mil zu 
nennen, ber Herausgeber des „Rationale”, und ber berühmte Verfaſſer ver „History of British 
India’. Seiner werfthätigen Anhaͤnglichkeit verbanft man am meiften Die Bekanntmachung der 
B.'ſchen Papiere. Während man ihn faf in dem firengern Sinne bed Worts als ber 
B.'ſchen Schule zugethan bezeichnen Tann, ift auch bei feinem noch berühmtern Gohne 
James Stuart Mil der Cinfiuß B.’fher Ideen nit zu verkennen. Man irrt faum, wenn 
man den vorurtheiläfteien, im guten Sinne unengliſchen Standpunkt des Verfaſſers des „System 
of Logie“ und ver „Principles of political economy‘ als einen Nachklang des B.’fchen 
Weſens betrachtet. Ein Vertreter der B.'ſchen Richtung, ber jeder Richtung Ehre machen 
würbe, ift der in jüngfter Zeit fo vielgenannte Sir John Bowring, der auch die fett 1859 ers 
fgienene Gefammtausgabe ver B.'ſchen Schriften beforgt Hat. Unter ben 
Staatömännern und Rechtsgelehrten Englands, die im B.ſchen Geifte zu reformiren be: 
fitebt waren, ſtehen Lord Langdale, Charles Buller und Sir William Moleswotth voran, wos 
von namentlid bie beiden Iegtern zu früh für ihren vollen Ruhm und zu früh für England ges 
florben find, aber aud) fo ſchon eine Stelle unter ben leitenden Staatsmännern ihreß Vaterlandes 
einnahmen. Gegenwärtig find die Anfhauungen Bentham's fo ſehr den engliſchen Reformern, 
d. h. bald allen einfihtövollen Männern, die im Staats: und Nechtoleben Bebeutung haben, in 
Bleifd und Blut übergegangen, daß fie beſondere Vertreter nit mehr bebürfen; aber wenn no 
ein Name genannt werben foll, der im Lande guten Klang hat, fo iſt Roebuck ebenfalfs ein An- 
Hänger ver B. ſchen Richtung, foweit dieſer eigenfinuige Charakter überhaupt etwas Anderm 
als ſich ſelbſt anhängen kann. 

Dieſe kurze Skizze mag genügen, um darzuthun, daß von Jeremy Venthan doch nad) etwad 
mehr überlebt als ein angeblich wunderliches philofophiſches Syſtem und eine Anzahl angeb⸗ 
lich unpraktiſcher Reformphantaftereien. 

er 6. Narquard ſen. 
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Beranger (Betr Johann). Gin Name weiten und vollen "Ranges. Fragt einen Frau⸗ 
zoſen der aeuern Zeit nad) feinen Boeten und nnd feiner Poeſe, und kaum wird er ich mehr die 
Mühe nehmen, zuruckzuweiſen auf die prunkvolle ariftotelifche Glaſſicität des 17. Jahrhunderts, 
ſondern eiafach obenan feinen B. nennen, ober er wird euch wol gar einen tanzenden Refrain 
yon einem Liebchen des Meiſters vorträllern. Aber das feht benn fo doch faſt gar zu heiter auß, 
and man bürfte fragen: Alles gut! mie kommt jedoch der luſtige, leichtfertige Liedermann unter 
die ernſten Männer ver Robe, umter die Träger der Geſchichte, unter die Borbereiter , Ber: 
mittler und Vollender der wandelbaren Völker: und Staatenverhätniffe? Wie kommt der Sänger 
einfacher Volkolieder in dasStaats⸗ Lexikon“? Die einfachſte Antwort darauf durfte wieder 
ain Blick nach Frankreich und in die Innere Geſchichte feiner ledten AO Jahre geben. Rein Mann 
der neuen Zeit hat Durch das einfache Mittel des Volksliedes eine fo mächtige Wirkung auf die 
Gebilveten und Maſſen feines Volks zugleich errungen wie B. Erik fein, raſch, keck, frivol, 
kriegeriſch, kühn, großherzig wie fein Volk, darum dichtet er auch eigentlich nicht für fein Volk, 
fondern er dichtet wie fein Volk oder er iſt das dichtende Volk felbft, wie einmal geiftreich von 
ihm gefagt wurde. Um feine Cigenthümlichkeit und Wirkſamkeit genauer ind Auge zu faflen, 
{ft aber vor allem eine kurze Zufammenftellung der Hauptmomente feines Lebens nothwendig, 
und wir wollen diefe vorführen. 

B. warb am 10. Aug. 1780 zu Paris geboren. Sein Großvater war nad feiner eigenen 
Angabe in einem Gedichte „Der Schneider und die Fee’, welches er im Jahre 1822 feinen 
Breunden zu feinem Geburtötage widmete, ein Schneider. Bon diefem ſcheint feine erfie, ziem⸗ 
lich unzulänglie Erziehung ausgegangen zu fein. Als Anekvote aus feinem Iugenpleben 
erzählt er, daß er im zwölften Jahre von Blitz getroffen worden fei. Sein Leben foll in Ge⸗ 
fahr und fein Geſicht faft verloren geweſen fein. Dies geſchah in einem Wirthẽhaus ber 
Vorſtadt zu Peronne, dad einer Tante B.'s gehörte, welde fehr oft und zumal bei Gewittern 
das Haus mit Weihwafler befprengte. Als B. aus ver Betäubung erwachte, ſoll fein erſtes 
Wort gemefen fein: „Was Hilft mir nun dein Weihwaſſer?“ Bon 1790 — 96 befand er ſich 
zu Beronne, anfänglich als Aufwärter im Wirthshaus und dann als Lehrling in der Buch⸗ 
druckerei Loisney's. Hiervon erzählterfelber, Loisney habe ihn in der Orthographie unterrichten 
wollen, es ſei aber nicht vorwaͤrts gegangen. Er habe es num mit der Poeſie verſucht und da 
ſei's beſſer gekommen. Loisney Habe feine erſten Verſuche corrigirt. Früh ſchon ſcheint fi in 
ihm dad Bewußtſein feines dichteriſchen Berufs befeſtigt zu haben, und troß allerlei fehlgeſchla⸗ 
genen Hoffnungen dichtete er ohne Rath und Unterricht fort, 618 ihm im Jahre 1803 ver 
Sedanke kam, fih an ven Bruder des Erſten Gonfuls, an Lucian Bonaparte, zu wenden. Diefer 
nahm ihn freundli auf und unterftügte ihn. Als Legterer im folgenden Jahre Frankreich ver= 
laſſen mußte, wies ev B. von Rom aus feinen Gehalt ald Mitglied des Inftituts an. Das 
Benige, mad 2. felber von diefem Briefe veröffentlichte, zeigt, daß Lucian feinen Mann bereits 
erkannt hatte. Er ſchrieb: „Ich fende Ihnen hier eine Vollmacht zur Erhebung meines Gehalts 
beim Inftitut. Ich bitte Sie, diefen Gehalt anzunehmen, und zweifle nit, daß Sie, wenn 
Sie fortfahren, Ihr Talent zu üben und audzubilven, einft eine Zierde unſers Parnaſſes fein 
werden. Sehen Sie vor allem auf Reinheit des Rhythmus; hören Sie nicht auf kühn zu fein, 
aber beftreben Sie fi größerer Eleganz u. ſ. w.“ Als die neue Univerfltät eingerichtet wurde, 
follte auf B. Rüdfit genommen werben; aber der Mangel aller wiſſenſchaftlichen Bildung 
feffelte ihn an eine bloße Schreiherftelle im Secretariat. Die Noth zwang ihn zur Annahme. Die 
Zeit ver Napoleoniſchen Herrſchaft fepeint feiner Mufe keine beſondere Gunſt erwieſen zu haben, 
im Gegentheil die Herausgabe einer Idyllenſammlung unterblieb, weil die Genfur mehre Stellen 
ſtrich, In denen der Dichter feine Dankbarkeit gegen ven verbannten Lucian ausſprach, und 
überkiuge Interpreten wollten fogar im „König von Yvetot”’ eine feine fatrifche Beziehung 
gegen ven Kaifer erbliden. „Während der Hundert Tage,” erzählt B., „machte mir Lucian 
Bonaparte bemerklich, „daß ich mein Talent feiner Höhern Beftimmung entziehe durch mein Hin- 
geben an vie Liederdichtung. Ich fühlte das wohl; aber ih glaubte: in gewiſſen Zeitläufen 
dürfen Künfte und Wiſſenſchaften nicht bloße Lurudartifel fein, und bie Ahnung tauchte in mir 
auf, wie wichtig eine fo durchweg volfsthümliche Art von Dichtung für die Sache ver Freiheit 
werben konne.“ In diefer Ahnung aber und in feinem Streben nach Verwirklichung berfelben 
llegt die große polltiſche Bedeutung B.’8 und feiner Dichtweiſe. Nach Napoleon's Sturzbegann 
unſer Dichter eigentlich erft vollfiändig feine Laufbahn. Im Jahre 1815 erſchien feine erſte 
Lieberfammlung. Gr wollte das „unglüdlide Vaterland tröften und feinen Ruhm und feine 
Soffnung befingen”’. Bei allebem konnte ex aber hier ſchon bie herbe Satire nicht urlickhalten, 
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wit ber er ſyater Pühner web ſchaͤrfer heraustrat,; wodurqch ex feiner Stelle verlüuſtig ging. Im 
Sdahre 1821 ſtellte man Ihm. fogen wegen Goeusſtgkeit une Auffederung zut Tuipöruug vor 
Gericht. Dad Gericht verurtgelite ihn zwar, aber vie Inccimrimteten Rieder erhlelten als Anhang 
gi beu gedruckten Vrocsgverhandkungen eine große Verbreitung und Die Regtetung that vadurch 
dem Nuhme des Dichters großen Vorfchub. Im Jahre 1628 ward er wegen fetter Chansons 
insdites abermals vor Gericht gezogen und angeflagt wegen Beleidigung bed Königs und der 
koniglichen Familie und auf Shmähung dev Stantöveligton. Er ward zu neun Monaten Gefäng- 
wiß und 40,000 Ir. Seloſtrafe verurtheilt. Biere Gubſeription bedite vie Steafe und erttfihäigte 
ihr reichlich. Drei Gedichte waren es hauptfächli, wehhe man ihhm zum Verbrechen antechnete: 
„Die uneublic Kleinen oder die Gerontofratie”, „Die Krönung Karl's des Einfättigen” und 
Der Schutz geiſt. Freilich ließ er in biefen auch feine Satire ziemlich unummuitden-fplelen. 
- Wie wollen die lberfegung des erftern hier beifügen: { 


Den großen Zauberer fah ich neulich — Wie viele Dingerchen erfchenen! 
Ihr wißt, ich bin dem Ding geneigt — Sefnitchen klein und zorngewandt 
Der hat bie gunge Zakueft trenfich Und tauſens Brieerchen, bie Meinen 
Frankreichs im Spiegel mir gezeigt. . — tragenb in deu Hand. 
Das Schauberbild war [hat Fun fleißig, Ihr Haud) verfrüuppelt Lout‘ und Lande, 
Rj fah Paris, wie groß ed war, Er madıt zum Priefterfeminar 
Wir zähften Neunzehnhundertdreißig — Den Hof, der ſich den ältften nannte: 
Graubaͤrte ) bereichen immerdar Grandaͤrie herrſchen immerdar. 
Statt unfer war ein Volf von Zwergen, Klein find Paläfte, Hammereien, 
Bio eine Enkelſchar war das, Mus Biffen, Handel, Kunft audy fein, 
Sech fa Re hauern, fick verbergen Und Neine Hungersnötächen ſchreten 
Mit Mühe durch das Spiegelglas Verzweiflung ie die Stadtchen An 
Frankreich, ein Schatten fe von Bilde Und an ben Grenzen ſchlecht bereitet 
Des Frankreich, da es herrlich war; Bewahrt das Heer ung vor Gefahr, 
Nurn faßt's gar wenige Gefilde, Bor dem ber Meine Trommler ſchreitet: 

Graubaͤrte herrfchen immerbar. Granbaͤrte herrfchen immerbar. 

Im Spiegel ſah ich dann nach dieſen 

Zum Schhuffe ver prophetſchen Pein 

Herannahn einen — 

Dem faſt die weite Welt zu klein 

Den Kleinen nahte ſich ber rafche, 


Der ohne Feberlefen war, 
Stedt kurz das Reich in feine Tafche: “ 
Graubarto Berrfchen immerker. 5 
Eine ſolche Sprache mar allerdings nicht geeignet, bei dem beflehenden Regiment Sympas 
ga zu ermedten, aber umı fo tiefere Wirkung mußte fle zwei Jahre vor der Iulitenolution im 
folge ver Proceſſe und Verurtfeilungen auf das Volk üben. Die Geiſtlichkeit ihrerſeits be⸗ 
kaͤmpfte ihn noch mit ihren eigenen Waffen, und als der Erzbiſchof von Touloufe im März 1829 
die bedeutendſten Köpfe Frankreichs: in einem Hirtenbriefe die Revue paſſiren ließ, da widmete 
er auch B. einen nicht unbedeutenden Abſchnitt, ber aber gebührende Antwort fand. So famen 
die Julitage heran, und B. war unter den Leuten, bie mit Rath und That an der Spige Randen, 
einer der bedeutendſten. Nach dem Siege wurben feine Freunde Minifter; aber nichts vermochte 
den Dichter, feine beſcheidene Stellung zu verlaffen. Polens Schickſal entlodte feiner Mufe ne 
ein paar herrliche Laute, aber von da an ſchwieg fie faſt ganz, Er, der von allen feinen politifcgen 
Freunden Manuel am hoͤchſten flelfte, war natürlich au mit dem Zuffgnde unter Ludwig Philipp 
nicht einverſtanden, und B., welcher, wie er felbfl in feinen Liede, Ames amis devenusministres‘ 
fagt, um feine Unabhängigkeit zu bewahren, Bartnädig alle Amter und Würden und auch bie 
Aufnahme in die Afademie ausſchlug, hielt feinen Unmuth in mündlicher Rebe nit zurüd. 
Aber die Kleinlichkeiten und Nänfe und die Halbheit des Zuftandes, mitverſchuldet durch eigen 
nügiges ober feiges Tranfigiren von B.'s politifchen liberalen Freunden, waren nicht Gegen⸗ 
flände eines poetifden Kanıpfes, fowie früher der unterbrüdte Rationalruhm, die von des 
fremben Bayonneren eingefegte unnationale Dynaftie mit ihren Jeſuiten und ihrem. antinatio⸗ 
nafen alten Abel. Seine durch und durch nationalen, freiheitathmenden Lieber aber lebten fori 
in dent Volke, und wenn fie zum Sturz der alten Dynaftie unmittelbar und entfchiehen mit 
wirkten, fo blieben ſte ffiher auch nicht ohne Einfluß auf ven demokratiſchen Vollshaß gegen bie 
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nene uuxuhmliche Cooemotage der Matiomakfreigeit zur Adwig Bbillnpis unſtuliches Bügens 
foßem, Als daſſelbo 1848 ſtürzte, dachte natürlich die Mation ihres Frelheicängers, und 
wurde mit mehr ala 300,000 Stimmen in dia Nationalverſamezlung gewaͤhlt. Aber er nahm 
alsbald feine Cutlafſung, die er durch wiederholte driagende Foderunger bewirken mußte, 
Gr ſchrieb an den Präſidenten: „Menn ingenbeimas mich mein Alter, weine Gefundheit und 
meins legialativa Unfähigkeit vergeſſen machen koͤnnie, jo wäre es das Schreiben, welches Cie 
an mich zu richtan fo gefällig waren, und womit Sie mir mittheailten, daß die Natlonalverſamm⸗ 
kung nein Entlaſſungeseſuch mit tinem abſchlgigen Veſcheide bechrt. Meine Erwählung unh 
dieſe Handlung bez Volkorxepräſentautan werden. Gegenfland meiner ewigen Dankbarleit jew, 
denn fie ſind ein allzu hoher Lohn für die geringen Dienſte, welche ich ver Freiheit erweiſen 
Eonnte; fie find ein Zeichen, wie beneidenzwerth in Zukunft die Belohnungen Jener fein werben, 
die, mit größerm Talent begabt, unferm theuern Vatorlande wirkliche Dienfte leiften werben. 

Glickuch den Anlaß zu dieſem ermuthigenden Beiſpiele gegeben zu haben, und überzeugt, 
Buͤrgerpraͤſdent daß dies bioher meine einzige Leiſtung ift, bitte ich bie a yrrägenie, 
neuerdings, mich nicht auß ber Verborgenprit des Privatlebens zum ziehen. Gs if dies nicht ·der 
Wunſch einea Bhilofopkew, noch weniger eines Gelehrten; es IR ver Wunſch eines Meimers, 
der ſich zu überleben glauben würde, menn er inmitten ber äffentlihen Geſchäfte bie Imabhäns 
gigfeit deu Seele — das einzige Gut, dad. er je erſtrebte — verloͤre. Es if dad erſte mai, daß 
ich etwas von meinem Bande yerlange Die würdigen Repräfentanten werben deshalb meine 
nochmalige Bitte um Entlaſſung nicht verwerfen und per Schwäche eined Greiſes vergeben, ver 
es-nicht vorfennt , welcher ihre ex ſich ſeloſt beraubt. Genehmigen Sie, Bürgerpeäflvent u. f. m 
Salut et fraternits. Bafly, 14. Mai 4948. Beranger.” 

Dieſelbe Unabhängigkeit bewahrte er ſich vofenh®, als die Maflofigfsit ver nenen Freiheit 
und der Mangel un politäfeger Energie ber Gonfitutiemellen die neue Napoleonifche Herzfihaft 
Berbeiführten. Die Schmeigelet, welche in ihr wie in der alten die Wahrheit zu falſchen ſuchte, 
Hat B., welcher, gegenüber dem ſtegneichen Auslande und ver kleinlichen Mefkawoation den Ruhm 
der Franzoſen und ven Mepräfentamten ihrer militäuifen Gleire beſuugen Hatte, als einen Au⸗ 
Hänger ded-neuen Suflems varſtellen wallen, nadıvem die berebten Lippen der Tod geſchloffen 
hatte. Ganz Traukreich if vom Gegenthril überzeugt, und nicht ein Gauch vom B. widerſpricht 
der natürliden Verurteilung dieſer neueſten heeben Deurüthigung ber Nation durch ifmen: fuel: 
heitsliebendſtan Sohn. Selbſt als er in feiner legten Lebens zeit ala hülflefer Greia wol einer 
Grleichterung feiner Lage bedurfte, war er nicht zu bewegen, eine von der Kaiſerin Eugenie weit 
der liobenäwärbigften Zartheit gebotene anfehnticde Unterflügung anzunehmen. Die mglifgen 
Blätter enthieken feine Schreiben an die Kaijerin, worin er mit Seelenadel die Aumahnte vers 
weigert. Wie 13 auf die Notion wirken mochte, als Bei feinem Tode am 46. Inli 1857 vie Re⸗ 
gierung, aus Scheu vor dem lebhafteſten Ausdrucke ver Vollsbegeiſterung fire feinen Freiheiter 
fänger, ihm wit moͤglichſter gewaltfamer Ausſchließung ded Volks, die ehrennoltfte Beſtattung 
al$ einem dee Ihrigen zu Theil werben ließ — dieſes dürfen die heutigen Franzoſen in der Stille, 
aber nicht Sfientlich,, fh und den andern Völkern mitthellen. 

Das herzliche, Heitere, erhabene Bild, weiches die ſchoͤnen, vor der tiefſten Begrifterung für 
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mehr fie in der waͤrmſten Theiluahme eines ganzem Molkd veiharklingen, wird durch einen tiefra 
Schatten geitäkt. Jaue Lihertinage eints großen Theilsa, vorzuglichder untern Claſſen ber frau⸗ 
Aß ſgen Natien, iene-allene drivvilan grgem Rellgien un Alice Ceſchlechts una Familien- 
verhältwiffe mag weniger ſchluum ſein ais das Lafer umer her hauchleriſchen Maske ber legiümen 
Frommigkeit Coblaiht aber widerwaͤrtig, ſelliſt in den anmuthigen Hille der wohllüngenden 
CEhauson yon. D., ein vicht en ge ſeiner versachlaͤſſigten Erziehung. is ber: unterflen 
Schichte den franzkfiſchen Geſeliſchaft. Am wenigſten aber —— er felbft, bei Dans erwachten 
Bewußt ſain diaſeq Sinkans, ihn damit ensfäninigen fallen, daß ev für feine eblexn Innen: in 
dieſer Hülle beffen auf Die Maffe-feinak Volkanhabe wirken wollen, Wöre euchenfa weißer Staats⸗ 
man gewaſen alt ar uuesnehlich wirkſam⸗r Kambpfar war ,. fa märbe ihm klar geworden ſein 
wie gerade dieſe franzoſiſche fittlicha Seiditäentigkett: und Feiwolitat wie Snuptrzacdhetfi,. vaß:die 
Frangoſen.die Breigett ſoviel ſchwarer behhaupten als aobann. Doch dan bunhaussehkiheffenn. utte 
clammpägige, vauiiigalke Gängen (ab: foäben.ben- Jehin ein, werfägente ich gu vor feineininbe 
mit der-Rishe, Möge pasta im jaizen hasslichen Volislie dorn mehr: und dauernder wirken 
alk na Verworflicha Die- —— x ug 
Kombigte D. ſelhſt ala ungleich nem fchhmmu.en.. . 2 
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= Die Aufaugsworte des Rachrafs, welchen ber „Moniteur” dem Andenlen B.is widmete, finb 
brzeichnend: „Seit Jahren fang B. nicht mehr; aber bei feinen Verlufte fühlte Frankreich, wie 
heuer, wie ſtets gegenwärtig er Em war, und wie ſehr bie Seele von des Dichters Gefängen zu- 
gleich einen Theil der eigenen Seele und von Frankreichs Seele ausmachte, von deſſen unſterblichem 
Seiſt als Race und als Nation. Dadurch, daß der Kaiſer die Beerdigungsfeier übernahm und 
derſelben gewiſſermaßen im Geiſte anwohnen wollte, zeigte er, daß er Hier, wie Immer, fühlte, 
wie Frankreich fühlt. Bei feinem Tode hatte B. fat das ſiebenundſiebzigſte Jahr zurück 
gelegt. Sein Alter fogar mar Jedermann bekannt, und wollte man ſich in dieſen legten Tagen 
das Datum feiner Geburt ins Gedaͤchtniß rufen, fo erinnerte man fi unwilſkürlich der Worte: 
. Dans ce Paris, plein d'or et de misere, 

En l'an du Christ mil sept oent quatre vingt, 

Chez un tailleur, mon pauvre et vieux grand-pere, 
? Moi nouveau ne, sachez ce qui m'advint.‘ 

> I. ©. Deeg und Welder. 

Beredtſamkeit, ſ. Nedekunſt. 

Berg, Bergpartei und. Gironde. Bon dem verhaͤngnißreichen Kampfe der beiden Parteien, 
des Bergd und der Gironde, Haben wir zwar in dem Art. Franzoͤſiſche Nevolution die Haupt: 
güge darzuftellen; doch fobert derfelbe wegen ver allgemeinen hochwichtigen politifchen Betrach⸗ 
tungen, bie ih an ihn knüpfen, auch eine geſonderte Anführung. Schon in der Conſtitui⸗ 


. renden Rationalverfammlung hatten fi die verſchiedenen Parteien auch nach den Sigen von: 


einander gefondert. Die liberaler, oder wenn man will, tevolutionärer gefinnten Deputirten 
fammelten ſich vorzugsweiſe auf der linken Seite; die bem alten Koͤnigthum oder vielmehr ver 
alten Ariſtokratie ergebenen auf ver rechten; die angeblich parteilofen oder gemäßigten, d. h. 
bie theils prineip= oder charalterloſen, theilß wirklich zur Vermittelung zwifegen den Extremen 
geneigten, theils den Rathfchlägen ver Klugheit mehr ald dem Impuls der Überzengung gehor= 
chenden, daher von den jeweiligen Inhabern der Macht anhängigen endlich fegten fich in Die Mitte. 
In der nach dem Schluffe ver Conſtituirenden Verſammlung neugemwählten @efeßgebenden, worin 
gemäß einem unfeligen Decret ver vorigen, lauter neue, d. 5. der Gonflituirenden nit angehö= 
rige Männer faßen, erfhien dieſelbe Sonderung der Plaͤtze, doch mit geänderter Bedeutung. 
Die fireng koniglich oder ariſtokratiſch Gefinnten nämlic; waren faft gänzlich verſchwunden und 
an ihren Blägen auf ber rechten Seite faßen jetzt die rein Gonftitutionellen, während vie linfe 


Brite fi mit Gegnern auch des conftitutionellen Königthums, d. h. mit entſchieden republika⸗ 


niſch Gefinnten fülßte und der mittlere Raum ven zwiſchen dieſen beiden Richtungen Hin und 
ber Schwantenven verblieb. Die jehige rechte Seite, melde ſowol in ben confituirten Auto: 
sitäten ald in der großen Mehrzahl des Volls und aud der Volkörepräfentanten ihre Stüge 
beſaß, hätte ficherlich die Oberhand behauptet, wenn nicht die Umtriebe der Hof- und Ariflo- 
kratenpartei die Gemüther fortwährend mehr aufgeregt und ber durch ebenbiefelbe von außen 
Herbeigeführte Sturm nicht zu verzweifelten Mitteln der Gegenwehr aufgefovert hätte. Die 
Gonftitution unter einem ihr aufrictig ergebenen König und In einer Zeit des Innern und 
äußern Friedens wäre zur. Beglüdung Frankreichs geeignet und für die Wünfche der Vater: » 
Ian»öfrennde befriedigend gewefen. Unter einem ſchwachen, ven böfen Binflüfterungen zugäng= 
lichen Fürſten aber und gegen die theils offenen, thrild geheimen Anfeindungen des Adels und 
der Prieſter und gegen bie heranftürmende Waffenmacht Europas erfgien fie als ungenügend. 
Durch eine neue Revolution mußte die Bolkökraft in Thätigkelt gefegt, durch entſchiedenere 
Maßregeln der von allen Seiten dräuende Feind üͤbetwunden werben. Daher ward bald, aller: 
nachſt auf der linfen Seite, die republikaniſche Tendenz vorherrfchend, und die allvort fipenden 
Girondiſten zumal, d. h. Die von dem Departement ver Gironde gefandten Deputirten und ihre 
aäßern Freunde, waren es, welche ihr den Sieg bereiteten. Die Eraltirten Im Volke von Paris, zu= 
mal vie im JZakobinerclub Vereinigten und die ald Werkzeug wohlbenngten Böbelhaufen erfochten 
ihn. Gegen ven König, welcher die wider die eidſcheuen Prieſter und gegen bie Emigranten er⸗ 
laffenen Desrete der Geſetzgebenden Verfammlung zu fanctioniren fich weigerte, brach — unmit 
telbar nad dem Kundwerden des ber Nation hohnſprechenden Manifeftes des Herzogs von 
Boaunfäweig — der Aufftand aus, welcher (am 10: Aug. 1792) ven Thron umftürzte und 
deſſen unglüdlichen Inhaber zum Gefangenen ber Geſetzgebenden Verſammlung ober vielmehr 
des jalobiniſchen Gemeinderaths von Baris machte. Der Gefehgebende Körper decretirte zu: 
gleich feine eigene Aufläflung mad die-Berufung eine® in ganz freier Wahl von ſammtlichen 
Bürgern Frankreichs zu erwählenden Rationalsonvents, weicher febann in feiner erfien 


Berg bas 
Sihung (am 21. Sept. 1792) die Abſchaffung des Königthums und die Proclamiruug bee 
Republik beſchloß. 

Die Gironde hatte jetzt ihr Ziel erreicht, ja fie ſah es bereits überfihritten. Nicht durch rohe 
Gewalt, ſondern auf dem Wege des Geſehes hatte ſie Die Errichtung der Republik zu bewirken 
gewünſcht. Nicht auf den Poͤbel, fondern auf den gebildetern Mittelfiand hatte fe ihre Hoffnung 
gelegt. Den Aufruhr von 10. Aug. und noch mehr die gräuelvollen Mordſcenen der erſten Sep⸗ 
tembertage hatte fie. mit Abſcheu betrachtet, und die großentheils auf Exaltirte gefallene Wahl fin 
den Nationaleonvent erfüllte ihre tugenphafte Seele mit Beſorgniß. Daher nahmen jegt die 
Girondiſten auf der, rechten Seite in der neuen Berfanmlung ihren Platz, während die Heftigern, 
Gemaltthätigern, Überfpannten die höchſten Sige der linken Seite einnahmen, die noch Unent— 
ſchiedenen oder Parteilofen aber jih auf ven untern Bänken niederließen. Bon folder Stellung 
bekamen die Parteien ven Namen des Berges und der Ebene oder des Sumpfes. 

Bald erhob ſich zwiſchen der Gironde und dem Berge der bitterſte Kampf. Der Sumpf fah 
demſelben anfangs nur wenig theilnehmend zu und ergab ſich ſodann, als der Berg gefiegt hatte, 
dem furchtbaren Sieger. Was aber dieſem letzten den Triumph verſchaffte, war, naͤchſt dem 
Beiſtande des durch Fanatiker bearbeiteten Poͤbels der Hauptſtadt, die größere Entſchloſſenheit, 
Energie und Cinheit ſeiner Partei gegenüber der, aus dem Vertrauen in die eigene gute Sache 
und auf die Tugend der Menſchen zu erklärenden, Mäßigung, Unklugheit und Inconſequenz der 
Girondiſten. Bereits erhob ſich in der Mitte der Bergpartei der finftere Robespierre gleich einer 
drohenden Gewitterwolke, als Abgott der Maflen, getrieben von Fanatismus und Ehrgeiz, 
emporſtrebend zur Dietatur. Ein Angriff auf ihn, planlos unternommen und nicht gehörig 
unterftügt, ſchlug fehl und zog Verdacht auf die Girondiſten. Die vergleichsweiſe Mäßtgung der 
legten bei dem Proceſſe Ludwig's XVI. vermehrte das Mistrauen, und ihre fihtbar auf die Pros 
vinzen ſich ftügende Hoffnung den «Haß der Hauptſtadt, d. h. der von der Bergpartei beherrfchten 
und hinwieder den Gonvent beherrſchenden Maffen von Paris. Schon erflangen die Vorwürfe 
des Fðoderalismus gegen die Gironde, wiewol diefelbe der vom Berge vorgefchlagenen Erklärung 
der Einheit und Untheilbarfeit der Republik ihre laute Zuſtimmung erklärt hatte; ſchon Flagte 
man jie in den Clubs der Verrätherei, namentlich aud des Einverſtändniſſes mit. Dumonriez, 
der fich dem Auslande in die Arme geworfen, an, obſchon ihr reiner Patriotismus ſich fortwäh⸗ 
rend in Wort und That glühend bewährt hatte. Noch fügte fle die bisher anerkannte Unver⸗ 
leglichkeit ver Volksrepraͤſentanten, und ein feiger Mordanſchlag feiterte an der Vorſicht ver 
gewarnten Girondiften. Als aber dieſe gegen das Übermaß der Frechheit, womit zumal ber 
wüthende Demagoge Marat und ver fanatifche Gemeinberath den Gejegen und dem Rechte Hohn 
ſprachen, dad Ginfihreiten des Revolutionsgerichts auffoberten und zur Unterfudung ber hoch⸗ 
verrätherifchen Plane der Volksverführer Die Nieverfegung einer Commiſſion von zwölf Sons 
ventögliedern und die foͤrmliche Anklage Marat's bewirkt hatten, vereitelte die Freiſprechung 
defſelben durch das gleichgefinnte Tribunal ihre Hoffnung, während, da jept einmal das Bei- 
ſpiel ver Anklage eines Repräfentanten gegeben war, ihrem eigenen Haupte die Gefahr näher 
rückte. Ein durch die Jakobiner bewirkter Aufftand der Sectionen von Paris (indenlegten Tagen 
des Mai und in ven erſten des Juni 1795) erpreßte endlich von ver theils mitverſchworenen, 
theils eingefhüdhterten Mehrheit des Convents einen Verhaftöbefehl gegen die vom Pobelhaß 
verfolgten edeln Mitglieder ver Gironde, 32 an der Zahl. Unter ihnen befanden fi, außer den 
eigentlichen Deputirten jenes Departement, Guadet, Genfonne und Vergniaud, noch viele 
andere ber duch Geift und republikaniſche Tugend Ausgezeihnetften der Verſammlung, wie 
Briffot, Barbarour, Chambon, Buzot, Rabaut, Lanjuinais, Louvet, Valaze, Cloviere, Kers 
velegan und Andere. AmJ 1. Oet. fielen die Häupter von 21 dieſer Geachteten unter ver Guillotine. 
Neben ihnen waren noch 75 ihrer Amtögenofien, welche gegen vie Gewaltthat proteftirt hatten, 
derfelben Profeription unterworfen. Unter ihnen war der gewefene conjtitntionelle Minifter 
Roland, der Tiefdenker Condorcet und viele andere Tugendhafte und Geiftvolle. Mehre von 
ihnen gaben fich felbft ven Tod oder kamen als Flüchtlinge hülflos um, Andere, unter ihnen 
LZanjuinais, Louvet, La Reveillere-Lepeaur, entrannen glüdlich dem Sturme. Alle, deren Haupt 
unter ber Guillotine fiel, ftarben mit Helvenmuth und tugenbhafter Würbe: 

Die Gironde, niebergetreten im Convent und in Paris, erhob jegtihr Haupt in den Provinzen 
zur Vertheidigung und zur Rache. Einigeber Geächteten, namentlih Guadet, Barbaroux, Lanjui⸗ 
nais, Petion und Andere, waren den Henkern entflohen, machten Caen im Calvabos zum Mittel 
punft eines drohenden Infurrection und flellten unter dem General Fellr Wimpffen eine Heered⸗ 
macht aufgegen ven Berg und Paris. Auch Borkeaur mit andern Staͤdten des Weſtens griff zu den 
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Waffen, am ſeine Vertreter zu retten, und gleichzenig ihaten daſſelbe auch bie grüßen Stadte 
des Südens, Marſeille, Toulon, Lvon und andere. Die Bewegung der letztern ſeboch geſchah 
in rodaliſtiſchen Sinn; aber vie durch den Ball ver Gironde hervorgebrachte Erſchütterung gab 
wozu ven Anlaf und die Ermuthigung. Wetcergefialt ver Berg uber ber von ihm beherrſchte 
Gonvent über alle dieſe Feinde, zu weichen ſich noch wie furchtbare Vendee und die Heermaffen 
der Gonlition gefehlten, ven Triumph ewrang und tyranniſch miobtauchte, erzählt die Revoin⸗ 
tionsgeſchichte. Der Schrecken, deſſen Herrſchaft zwar ſchon mit der Hinrichtung des Könige 
begonnen, war feit den 31. Mat Die entſchiedene Lofung der Machthaber geworden, und freilich 
erhielt er burch das Übermaß ver Gefahren, weiche jetzt wie Republik umlagerten, eine ſcheinbar⸗ 
Nochtfertigung. Daher, obfchon eine — von ven Bironviften früher ohne Erfolg begehrte — 
weue (völlig demokratiſche und darum unausführtare) Gonftitution jet eilig entworfen und ber 

Annahme der Urverfammlungen vorgelegt warb, ſedte gleichwol die venoiutionäre Regierung, 

repraͤſentirt allernäcdft durch den aus Männern de® Vergs beftehenden Wohlfahrtsausſchuß, 

ihre Gewaltherrfchaft fort und bezeichnete noch ein volles Jahr lang ihre Schritte mit Biut und 
Trummern. 

Aber der Berg, nachdem ex feine Gegenpartei in Parts und In ben inzen zermalmt 
Hatte, zerſiel im fich felbft und whthete gegen feine eigenen Glieber. Das libermaß der Härte, 
womit Ber (anfangs aud neun, fobamı aus elf Mitgliedern beſtehende) Wohlfahrtsausſchuß 
su in demſelben zumal Robespierre, St.-Juſt, Conthon, Barrere, Billaud-Varennes und 
Collot d'Herboia — auf alsdann noch verfuhe, als bie Nothwendigkeit des Schrecens nad 
Beſchwoͤrung ver großen Gefahren verſchwunden fien, erfuhr allmälig Widetſtand von Seiten 
feüherer @enoflan des terroriſtiſchen Syſtems, die aber jetzt zu einiger Mäßigung zarückkeh⸗ 
ven zu birfen glaubten. Danten, Robespierre's Freund, welchet am 10. Ang. an Bifer alle 
Andern Kbertroffen, äußerte jegt ald Haupt der „Gorbeilers” ſolche Gefinnung, und mit ihm 
fpradjen diefelse Fräftig and Ppeltpeaur, Camille Deömotlins, Fabre $’Eglantine, Lacroir 
and Andere. Gleichzeitig aber erhob eine Schar von Fanatikern, welche ven Gemeinderat von 
Varis beherrfikte — insbeſondere Chaumette, Hebert, Ronſin und Anacharſis Cloots — bie 
Fahne einer.vöhlig anarchiſchen, aller Vernunft Hohn ſprechenden, die übertriebenſte Ungebun⸗ 
denheit noch üͤbertreibenden, alſo zumal auch das Anſehen des Convents gefährbenven, neben- 
bei jedoch gieichfalls gewaltthätigen und tyranniſchen Demokratie. Der von zwei Seiten bedrvhte 
Nobespierre mit ven ihm anhaͤngenden Gliedern des Audſchuſſes benmhte [lau zunötberfi Die 
Hulfe ver Dantoniften gegen bie Faction Hebert's, und als er diefe aufs Schaffot gebracht, 
opferte er auch jene der Mordliuſt feiner Gollegen und feiner elgenen. Mit ſchweigendem Erſtæu⸗ 
wen ſah das Volk ven von Ihm früher faft vergätterten Danton mit feinen Freunden das Blutge⸗ 
růſt beſtrigen; vie Macht des Ausſchuſſes, namentlich her obengenannten wühenpflen Schtrekens⸗ 
männer erſchien jeät noch furchtbarer als zuvor. 

Aber bals trat Entzwelung auch in dem Wohlfahrtsausſchufſe ein. Robespierre, St.-Juſt 
und Couthon bildeten ein Triumvirat, gegen welches theils Eiferſucht, theils Furcht die meiften 
andern Mitglieder — zum Theil Freunde der geſtürzten Hebert ſchen Faction, aufregte und da⸗ 
vurch auch die bisher in leidenden Gehorſam verſenkten Gegner im Convent zum Widerſtand 
ermuthigte. Das Trimmvirat hatte neue Ptoſcriptionsliſten entworfen. Die ihm abgeneigten 
Mitglleder des Audſchufſes und viele Conventsmitglieder von der Vergpartei befanden ſich 
darauf. Aber vie Bedrohten kamen dem Schlage darch eigenen Angriff zuvor. Talllen, 
einer der kraͤftigſten Männer des Berges, führte ſie vazu an in ber Sitzung vom 9. Ther⸗ 
mibor (27. Yull 4794) und errang durch bie Umterflägung der Gntrüfteten ale 
Partolen den Steg. Mobeöpierre mit feinen Getreueſten wurde in Verhaft geführt und, obfchon 
Are einige Augenblicke wieber Nefewit durch bie Jalvbbinerrotten tm Dienfte bes Gemeinderaths, 

neuervings ergriffen und hingerichtet. Noch 20 andere Schreckensmaänner waren feine Gefäͤhrten 
tn Xobe, und bie folgenben Zage bluteten noch 80 andere (meiſt dem Gemelnderathe ober bem 
dtevolutlonogertchte Angehörige) unter nem Meffer ber Guillotine. 

Ooch noch Immer war dev Berg vorherrſchenb im Gonvent. Nur eine Partel der Schreckens⸗ 
männer hatte die andere beflegt; die Ormäßigten blieben noM immer in der Minorität ud 
außerhalb des Convents bie Macht der Jakobiner furchtbar. Daher die Bangwierigkett und &r- 
fuͤrlichtei ves gegen die „drei großen Werbtedre, Barrere, Collot WHerbold umd Billaud⸗ 
Varennes, eingeleiteten Proceffes und bie vielen Anfſtände zur Retrung der vom Unwillen ber 
Guten verfoßgten Ayrannei, die man ven „Schweif Mobeöpierre#' nannte Do altmilig 
tewanun daS Prineip ber Mäßigung and Gerechtigkeit, dad Prineip der Gironbe, bie ober: 


I 


j 


' 
j 
} 


Bergen 1 
Gen, zumal fektseım man vie Überreſte ver nad) dem 31. Mai graͤchteten Frrunde derſelben 
wirber einberufen. Am 8. Der. 1794, 48 Monate nach der gegen fle ergangenen Brofeription, 
erfolgte dieſe Wiederaufnahme, welche mit andern Eveln auch die vortrefftichen Naͤnner Jonard, 
Banjuinais und Louvet in den Schoos des Convents zurückführte und dadurch beim Syſtem 
eines reinen Republlkanimus — Feind der Revolutionswuth nicht minder als des Royalismus — 
eine neu befeſtigte Stellung verlieh. Cutſchieden ward endlich fein Steg durch die wiederholte 
Unterdrůckung der von den Trümmern der Bergpartei erregten jakobiniſchen Aufftände, na: 
mentlich jenes von 42. Germinal (4. April 1795) und vom J. Prairial (20 Mat). Den letzten 
Verſuch der Wiedererhebung büßten ſechs Deputirte von der Bergpartei, Bourbotte, Romme, 
Ouroy, Goujon, Ouquesnoi, Soubrany, mit dem Tode. Die Gironde war jetzt geraͤcht, dad 
Schreckensreich geenbet. 

Der Sieg des Berges über die Gironde und das Infolge davon emporgekommene 
Schreckensſyſtem, welchem nad) deſſen Grmattung und nach mehrem Wechſel ves Geifles und ver 
Ritungenplic ein abſolutes Soldatenreich entſtieg, wird häufig als eindringliches Bild von 
bem einer jeven Revolution drohenden unheilvollen Gange aufgeführt, und dergeftalt, was in 
sewereten Verhältniſſen un Umfländen einmal geſchah (oder andy ımter ähnlichen Unftänden 
bereits öfter in der Geſchichte ſich wieverhelte), als Wirkung eine allgemein waltenden Natur: 
geſetzes dargeftellt, wonach nothwendig bei jeder revolutionären Bewegung die gemäßigtere 
Bartei ver heftigern und dieſe ber heftigſten umterliegen und endlich aus dem Rampe ber Bar: 
teien die ſoldatiſche Gewalt eines glüdligen Krieger emporfleigen müffe. AHlerbings liegen auch 
die Erflärungdgrände folder nicht felten vorgefommenen und zumal in der engfifchen Revolu⸗ 
tion unter Karl I. wie in der neuen franzöſiſchen fich zeigenden Erfcheinung ziemlich nahe. Doc 
iſt es fehr unrichtig, fie als eine allgemeine und nothwendige zu betrachten. Gibt e8 doch ver 
Beifpiele genug in ver alten und neuen Geſchichte von Revolntionen, weldye fo ſchlimme Wen⸗ 
bung keineswegs genommen, fondern bad Ziel, welches ihre gemäßigt und gerecht gefinnten Ur⸗ 
heber verfolgten , wirklich erreicht haben. Ohne verſchiedener Revolutionen bes alten Griechen⸗ 
fand ober des roͤmiſchen Regifugiums u. |. w. zu gedenken, koͤnnen wir and) in den und näher 
ſtehenden Zeiten folder Beifplele genug auffinden. Es genüge jedoch, das ver Bildung der 
ſchweizeriſchen Cidgenoſſenſchaft und jenes der Befreiung Hollando vom ſpaniſchen Joche, aus 

ber ganz neuen Zeit aber das der Nordamerifantfchen Freiſtaaten anzuführen. Gier ift nirgends 
von einer Schreckensherrſchaft und nirgends von einem Cromwell oder Napoleon die Rede. Hier 
wurde nirgends das Ziel, welches echter VPatriotismus und Weisheit fich gefegt hatten, Aber: 
ſprungen, nirgends eine gemäßigte Partei durch eine gemaltthätige zu Boben getreten. Daß 
aber ſolches in der Frauzoͤſiſchen Revolution geſchah, war einerfeitä die Folge bes Leicht entzimds 
lichen franzoͤſiſchen Nationalcharalters und des im Volk noch allzu fühlbaren Mangels an jener 
Bildung und Tugend, ohne welche bie republikaniſche Verfaffung, zumal eines grofen Reichs, 
faſt unvermeidlich zum Unheil führt, ambererfeits aber und vorzugsweiſe die Wirkung der ein⸗ 
heimifchen Entzweiung und der fremden Intervention. Die Unverſöhnlichkeit des Adels und 
ver Prieſterherrſchaft im Innern, und nad außen der von dem verbündeten Europa erhobene 
bittere Kampf fhon gegen das conftitutionelle Frankreich und nod; gewaltiger gegen bie neu: 
geborene Republik, tragen die Hauptſchuld alles Imhetls. Deſſenungeachtet bleibt das Unglück 
der Guronde wie das Schreckenoſyſtem des Berges eindringlichſt lehtreich und eine in bie fernften 
Zeiten toͤnende Warnung. Rotteck. 

Bergbau, Bergwerk, Vergweſen, Bergrecht, Vergregal, Brrgpoltzei, Berg: 
wiffenfchaft, Bergzehut. Diefen wichtigen Gegenſtanb haben wir ſowol von ber rechtlichen 
Seite als von der politiſchen, und hier von ber volkswirthſchaftlichen und ſtaatswirthſchaftlichen, 
dann auch von ber finanziellen und poftzetlichen zu betrachten. Alle dieſe Selten jedoch fliehen zu⸗ 
einander in nahen Bezishung und Wechfelwirkung, wogegen eine ſtrenge Sonderung weder 
thunlich noch zmedhmäßtg wäre. 

Der Bergban befieht in der Gewinnung und dem kunſtmaßigen Abbau ber auf beſondern 
Sag erſt ãtten vorkammenden Crze und aubern nupberen Mineralien. Bergwerke nennt man 

Arðeiiaanfialten, vie ſich Damit beſchaftigen, nuhbare Minerallörker im Schoofe ber Erde aufs 
zuſuchen, biefelben auf die vorthellhafteſte LArt zu gewinuen ans vergeftalt vorzuberviten, daß 
fig zu wekterug Gabrauche dienlich find. Im weitern Sinn des Wortes rechnet man zum Brrgbau 
auch ven damit innig verbandenen Vetrieb von GSchmelzhütten, Eiſenhaͤmmetn und je 
werden, von Salinen, Bitzlol- , Alaun⸗, Schwefel⸗, Blaufarbwerken u. f. m. Die hohr Mich: 
tigeli des Vergbaues für Balts- und Staatswirthſchafrkann nicht verfannt werden, werte man 
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erwägt, daß namentlich.pie Metalle für Befhaffung und Gerftelluung ber wichtigſten Lehendt 
bebürfniffe, fowie für die Ausbildung der Künfte und Gewerbe ‚ver Induſtrie und der Wiffen- 
ſchaft ganz unentbehrlic find. Das Eifen, das Kupfer, das Blei, das Zink, das Zinn müffen 
In biefen Beziehungen vor allen andern Metallen genannt werben. Mineralföryer wie 
das Salz, die Stein- und Braunfohlen, der Gyps gehören zu den Gegeuſtänden bes täglichen 
Gebrauchs und find mächtige Hebel der Wohlfahrt der Völker. Die eveln Metalle endlich Sol, 
Silber, Platin, haben dur ihren conventionellen Werth einen mädtigen Einfluß auf die 
menſchliche Gefellihaft und find als Gelb ſowie ald Material ver Kunft, der Induftrie und der 
Wiſſenſchaft von der hoͤchſten Wichtigkeit. j 

Wenn nun die Landwirthſchaft, die nüglichen Gewerbe, die Induſtrie, die Künfte und 
Wiſſenſchaften vie Aufmerkfamfeit der Stantögewalt auf ſich ziehen und deren ſorgſame Pflege 
verdienen, fo muß daffelbe au im Hohen Grade dem Bergbau zu Theil werben, ver jene fo 
mädtig unterftügt und eine weſentliche Bedingung einer fortſchreitenden Cultur ift. 

Wem gebührt aber, was hier die exfte Frage ift, dad Recht des Bergbaues ? Sind bie unter- 
irdiſchen Schäge naturrehtlich dem Herrn ber Oberfläche eigen, ober iſt dad Grundeigenthum 
beſchränkt auf ſolche Oberflähe und ber tiefer liegende Grund mit feinen Schägen ver Beſitz⸗ 
nahme von Selten eines Andern oder etwa dem als natürlich anzuerfennenven Geſammitrechte 
der Geſellſchaft unterthban? — Das Grundeigentfum, wie jedes andere, ruht nach natürlichem 
Rechte auf der Befignahme und Formgebung und geht alfo nicht weiter als diefe. Nur durch 
einen Öefammtwillen , mithin durch poſitives Recht, kann ſolche Grenze erweitert werben. Die 
Formgebung nun in Bezug auf den occupirten und ſodann etiwa überbauten oder beurbarten 
Boden erſtreckt ſich nicht weiter ald die obere Erdſchicht. Die in der Tiefe liegenden Schäge 
bleiben dabei unberührt; nur kann allerdings der Herr der Oberfläche in diefer Eigenſchaft allen 
Andern verbieten, von feinem eigenen Grunde aus danad zu graben oder auch durch Unterhoͤh⸗ 
Tung von der Seite her vie überbaute oder beurbarte Fläche zu gefährhen. Schon von biefem 
Standpunkte aus ergibt fi) ein der Gefammtheit zuftehendes Recht auf alle unterirdiſchen, als 
auf herrenloje Güter, infofern fie ſich derfelben ohne Beſchädigung des Eigenthüners der Ober- 
fläche bemächtigen ann. Es jind aber aud noch andere Boraudfegungen gevenfbar, aus melden 
daflelbe Recht ver Gefammtheit zu behaupten ift. Wofern man nämlid überhaupt das Grund- 
eigenthum bloß aus dem Geſammtwillen ableitet, läßt ſich annehmen, daß folder Wille vie Ber- 
leihung des Privateigenthums auf die Oberfläche beſchränkt, alle tiefen Schichten alfo davon 
audgenonmen oder der Geſammiheit felbft vorbehalten habe. Oper aud man kann annehmen, 
daß die urſprünglich unbeſchränkten Privatgrundeigenthümer, als fie ihre Perfonen zur Staats: 
geſellſchaft und ihre Gründe zum Stantögebiet vereinigten, zu Gunften der Gefammtheit die 
fragliche Beſchränkung ihres Eigenthums auf ji genommen, d. h. auf ihr früheres Recht, auch 
nad) unterirdiſchen Erzeugniffen zu graben, Verzicht geleiftet haben. Oder endlich man kann 

ſich vorftellen, daß ſolche Verzichtleiſtung dur) ven Gefammtwillen befohlen, d. h. die Beſchrän⸗ 
ung dur ein diefem Willen entfloffenes Gefeg fei aufgelegt worben. Die Zuläffigfeit einer 
jeden von biefen Vorausfegungen liegt zu Tage, fobald mas die Vernunftmäßigkeit und Trif⸗ 
tigfeit derjenigen Gründe erfennt, welde die Mitglieder des Gemeinweſens zu der fraglichen 
Verzichtleiſtung oder Statutrung koͤnnen bewogen haben, und es fragt ſich alfo blos, ob ſolche 
die allgemeine Zuflimmung erfärende und rechtfertigende Gründe wirklich vorhanden feien. 

Es zeigt ih nun, daß mit Ausnahme ver großen, weitaußgebehnten Grundbeſitzungen bie 
Privatgrünbe meiſt gar nicht geeignet find, um barauf Bergwerfe anzulegen. Beſchränkt auf 
die Thellungslinien oder Eigenthumsgrenzen ber Oberfläche würbe man, was wenigftens bie 
werthvollern Mineralien, deren Gewinnung einen fünftlihen, Bau erfodert, betrifft, gar 
nit im Stande fein, die Oruben mit Erfolg zu eröffnen oder die erzhaltigen und vielerlei Cigen⸗ 
thum durchſtreichenden Adern auszubeuten, und aud) ein etwa von ber Summe benachbarter 
Grundbeſitzer gemeinſchaftlich zu unternehmender Bau wüͤrde theils ſchwer zu veranftalten, theils 
die Duelle unvermeidlichen, vielfachen Streites fein. Zudem erfodert ber künſtliche und wahr⸗ 
haft Gewinn verheißende Bergbau fo mancherlel wiſſenſchaftliche und techniſche Kenntniſſe und 
ſo große Capitalien, daß nur ſelten ein Privateigenthümer des Grundes fich verſucht fühlen 
ober fähig fein kann, ihn zu unternehmen und mit nachhaltigem Vortheil fortzuführen. Den: 
noch liegt der Gefanamtheit weſentlich daran, daß bie im Schoofe der Erbe. verborgenen Shä 
zu Tage geförbert uftb durch wahrhaft kunſtgerechten Bau bie. Ergiebigkeit und Nachhaltigkeit 

‚be Gruben gefiert werben. Sie kann fi) alfo dadurch bewogen finden, ‚entweber alle unter 
irdiſchen Güter zur Domäne zu erklären, folglich alles Privatgrundeigenthum auf die Ober⸗ 
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fläße des Bodens zu beſchraͤnken, ober wenigſtens das Reit, nad Mineralien zu graben; ſich 
ſelbſt überall in dem Maße vorzußehalten, wo immer und inwiefern ein Privatbau unthunfid, 
unrãthlich oder auch nur factifch unterbleibend iſt. Der Inbegriff der ſolchergeſtalt für die Ge⸗ 
fammtheit oder in deren Namen ver Regierung vorbehaltenen ober flatuirten Rechte über Mi- 
neralien und deren Gewinnung iſt das Bergregal. 

Der Inhalt dlefes Rechts ift freilich pofitiv nad) Ländern und Zeiten ein fehr verſchiedener 
geweſen; doch tritt als vorherrſchende Erſcheinung das Streben der Regierungen, zumal ber 
fürftlichen oder landesherrlichen hervor, daſſelbe fo weit auszudehnen und fo ergiebig zu machen, 
als die Umſtände und jedesmaligen Kenntniffe zuließen. Uns liegt hier allernaͤchſt ob, den ver⸗ 
nunftrechtlichen und den einer lautern Politik entfpredgenden Inhalt jenes Regals zu beftimmen ; 
die Würbigung ber pofitiven Feſtſetzungen hängt nothwendig von folder Beftimmung ab. 

Das Recht des Bergbaued auf ver Domäne Ift nicht zu verwechfeln mit dem als eigentliches 
Regal über das gefammte Staatsgebiet, alſo auch über nie Privatgründe angeſprochenen. Jenes 
if ſchlechthin Cigenthumsrecht oder in demfelben enthaltenes freied Benutzungsrecht des Eigen- 
thums; diefed dagegen foll aus vem Begriffe der Staatsgewalt fließen ober ein dieſer Gewalt als 
ſolcher zuzuerkennendes Recht, d. h. eine Hoheit fein. Nur wenn bie oben bemerkten Gründe, 
auf weldyen dieſe Hoheit ruht, wirklich fo weit gingen, um bie Erklärung alles unterirbifchen 
Gutes zum Gefammtgut zu rechtfertigen, mithin alles Privateigenthum in diefer Sphäre aus⸗ 
zuſchließen over aufzuheben, würde zwiſchen beiden Rechten kein Unterſchied mehr‘, d. h. das ges 
fammte unter dem Boden befindliche Mineralveih würde eben Domäne fein. Allein fo weit 
veichen freilich jene Gründe nicht. Denn fürs erfte paflen fie nicht auf das große Grundeigen⸗ 
thum, infofecn zumal deſſen Befiger erweislich ſowol das Capital als die nöthigen Kenntniffe 
hat (oder aufzubleten im Stande if), um ein Bergwerk kunſtgerecht anzulegen und fortzufühs 
ren. Sodann paffen fie nicht auf die gemeinern Mineralien, die Feine künftliche Gewinnung er= 

heiſchen und ohne Schwierigkeit oder nachbarlichen Conflict auf jedes Einzelnen, wenn auch 
kleinem Grunde mögen gegraben werben. Hierher gehören Stein-, Kalk-⸗, Thon⸗, Sand- und 
Torfbrüde, Gypo-⸗, Mergel: und andere Gruben. Nur eine habſüchtige Finanz und nur eine 


knechtiſche Jurisprudenz Können auch dergleichen Mineralien einem ausſchließlichen Bergregal 


. unterthan machen. Wo es gleichwol geſchieht, ba ift darin eher ein misbräuchlier Ausfluß 


einer wahren over angemaßten Grundherrlichkeit ald eines wahren Regierungsrechts zu erfens 
nen. Das wahre Regal wird ſonach zu beſchränken fein auf Metalle und die einft fogenannten 
Halbmetalle, und unter den übrigen Foſſilien auf diejenigen, welde, wie z. B. Salz, Schwefel 
a. f. w. ober wie Goelfteine, nur (ober infofern nur) durch künſtlichen Bau können gewonnen 
werden. Aber auch hier wird man es ald vernunftrechtlich Haltbar nur infoweit erfennen, als 
wirklich je nad) Beſchaffenheit der concreten Berhältnifle eine zweckmäͤßige Anlage over Bearbel⸗ 
tung von Bergwerfen von Seiten der Privatgrundeigentgümer unthunlid oder wenigſtens nicht 
au erwarten Ift oder auch nicht unternonmmen werben will. &8 würde hlernach das dem Stant 
einzuräumende Recht mehr nur ein ſubſidiäres fein, d. h. überall da wegfallen, wo ein Privat 
bergban ohne Nachtheil ftattfinden kann und auch geführt werben will. 

Außer ver bisher berührten national- und ſtaatswirthſchaftlichen Hat das Bergregal auch 
eine polizeiliche Seite. Auch da nämlich, wo der Privatbergbau geftattet ober zu geftatten, und 
felbft wo nur von gemeinern Foſſilien die Rebe ift, erſcheint die Stantsoberaufficht über ven= 
felben als nothwendig, theils um die dabei leicht eintretenven Streitigkeiten durch genaue recht⸗ 
liche Beftimmungen zu verhüten ober die echten Grundſätze für ihre Schlichtung aufzuftellen, 
theils um Unglüd und Schaden abzuwenden oder den mannichfaltigen Gefahren vorzubeugen, 
welche aud Unkunde und Unvorfihtigkeit für die Arbeiter ſelbſt oder für Andere entftehen können, 
theils endlich um fid des für die Gefammtheit möglichft vortheilhaften, zumal nahhaltigen 
Bergbaues dadurch zu verfihern, daß dem ans Nadläffigkeit, Unfunde, Mittellofigkeit oder 
engherziger ‚ven künftigen Ertrag einem augenblicklich größern Gewinn aufopfernder Specula= 
tion herrührenden fogenannten Raubbau, überhaupt ſchlechten ober verderblichen Betrieb zu⸗ 
vörberft durd) Belehrungs- und Bildungsanftalten, dann auch durch zweckmaͤßige Vorſchriften 
und deren forgfältige und ftrenge Handhabung gefteuert wwerbe. 

Das bisjetzt befprochene Bergregal, inſoweit es vernunftrechtlich anerfannt werben kann, 
iſt aljo keineswegs ein fogenanntes Regal des Fiscus, nämlich nicht ein foldjes, das zum Zweck 
oder Gegenftand ein fürdie Stantöfaffe (oder jene des Negenten) zu gewinnendes Einkommen 
hat, ſondern ein aus natlonaldkonomiſchen und aus polizeilichen Intereffen fließendes Recht ver 
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VBeforderung unb zueigen Regulirang des Vergbaurs — einfwellen noch ohne Mitt 
auf unmittelboren ſinanziellen Gewinn für bie Negierung. Dieſer lehtere kann eigentlich nım 
beim Bergbau auf der Domäne als Hauptſache in Sprache kommen. Bei jenem auf Privat⸗ 
gründen mag er wol zufälligex ober factiſcher Nebenvortheil, do nimmerber wahre Zweck oder 
das maßgebenve Rechtsprincip fein.” 

Die aus dem dergeſtalt beimmten Bergregal — abgefehen alfe von finanziellen Intereſſen, 
welde wir fpäter berühren werben — flieenhen und theils gefetzgebend, theils abminiftratie 
auszuübenden Rechte find etwa bie nachſtehenden: 4) Die Feſtſetzung ber Vergrechte, ©. h. bie 
gefegliche Regulirung derjenigen rechtlichen Verhältniſſe, welche allernächſt zwifchen dem Staate 
und ven Bergiverfe betveibenben oder danach Luft tragenden Privaten — Einzenen ober Ge⸗ 
werkſchaften — daun zwifchen biefen beiden einerfeit3 und ven Cigenthümern der Gründe, wor⸗ 
auf ein Bergwerk anzulegen ober angelegtift, andererſeits beftehen follen ; ferner auch derjenigen 
Rechte und Verbindlichkelten, welche zwifcgen mehren Gewerkſchaften umtereinander oder zwis 
fen ven verſchiedenen Theilnehmern ever Benoffen beflelden Gewerkes unter fi}, dann wifchen 
Unternehmern und Arbeitern, nach denfelben verſchiedenen Claſſen und nach den mannichfalligen 
Verhãltniſſen und Umſtänden, welche hier gedenkbar find, endlich auch zwiſchen Bergleuten oder 
Bergwerkögenoflen und Fremden zu flatuiren Billig fein mag. 2) Da zur Beurtheilung ver 
hierher gehörigen Fälle neben ven allgemeinen Rechts- auch noch beſondere technlſche Kenntniffe 
erfoderlich find, fo wird die Anordnung beſonderer Berggerichte ſowenig als 3. B. jene von 
Sanvelögericten dem wohlverſtandenen Grundſatze von ber Juftizeinheit oder von der Gleichhei 
des Rechts Eintrag thun, vielmehr demſelben entſprechend und, wo beveutender Bergbau 
beſteht, faft nothiwendig fein. 3) Zur Emporbringung des Bergbaues und Hüttenweſens ers 
ſcheint als wirkfamftes Mittel bie Errichtung von theoretiſchen und praftifgen Untertichts⸗ uns 

Bildungsanſtalten, alfo von Bergſchulen, Bergakademien, überhaupt von Lehrinflituten , felen 
biefelben für ſich beſtehend oder etwa einer polytehnifhen Anftalt als Fachſchule einverleibt, 
worauf bie verſchiedenen Bergwerkswiſſenſchaften gründlich und im Zufammenhange von ben 
den Bergweſen ſich Widmenden mögen ſtudirt werden. Die Wiſſenſchaften find theils allgemeine 
ober vorbereitende, theils ſpecielle oder angewandte. Zu den erſten gehören zumal Mineralogie,, 
Geologie, Chemie, Mathematik, Maſchinenkunde und Phyſik; zu ben zweiten insbeſondere Die 
Bergtechnik und die Hüttenfunde, deren jede wieder In viele Uinterabtgellungen zerfällt, ſodann Die 
Bergwerksdkonomie und die Berghurisprudenz und Polizei. 4) Ausdem Rechte ned Staats, über: 
all auf dem Staatögebiete, wenigftend überall da, wo die Privatgutsbeſitzer nicht geeignet ober 
nicht gewillt find, es thun, nach nugbaren Mineralien zu graben und Bergwerke anzulegen, 
fließt auch jenes der Übertragung folcher Befugniffe für beftimmte Werke oder Bezirke an dazu 
vereigenfhoftete Gingelne oder Geſellſchaften, vder auch überhaupt an Alle und Jede, die da 
Luft Hätten, nach Mineralien gu fhürfen ober Bergwerke anzulegen. Sowol bei Verleihungen 
an beftimmte Berfonen ald bei gefeglicher Freierklaͤtung ber Bergwerke ſteht dem Staate auch 
bie Beftjegung der Bedingungen zu, unter welchen in dem einem ober dem andern Falle das über: 
tragene Recht auszuüben fei, welche weitere Bortheile over Hülfeleiftung ober auch Prämien 
der Entveder ober ber Unternehmer von Seiten des Staats erhalten und welche Gegenleiftungen 
aber Vergütungen er dafür an benfelben zu entrichten habe. Nicht minder wird die Entfchäbi- 
gung zu beftimmen fein, welche dem Gigenthümer, auf beffen Grund und Boden ein Anderer 
ein Bergwerk anlegt, zu leiſten, oder auch etwa der Antheil, welcher ihm — in Berückſichtigung 
feiner wenn auch nur problematifchen Anſprüche an die unterirdifhen Schäge feines Bodene — 
an dem Grtrage des Bergwerks aus Billigkeit zu zuſprechen if. 5) Bon der polizeilichen Ober: 
aufjicht des Staats über die Bergwerke haben wir oben fon geſprochen. Er wird fle, wo ber 
Bergbau irgend bedeutend ift, durch befondere Bergämter oder Oberbergämter ausüben, zu 
diefem Behufe von Sachkundigen zu verfaſſende und nad den Fortſchritten der Grfahrung 
und Wiſſenſchaft jeweils zu verbefferube Berg: und Hüttenordnungen erlaflen und über dern 
Beobachtung hei nen Privaibergwerken nicht minder als bei jenen des Staats forgfam machen. 

Diejen aus der rechtlichen und yolitiigen Natur des Bergbaues fließenden Grundfägen ges 
mäß find aud) wirflic) die beſtehenden pofitiuen Gefege und Rechte fo ziemlich entfprechend , nur 
daß großentheild — wie bereits oben bemerkt worden — die Megalität auch über ſolche Foffilien 
angefproden und fixeng ausgeübt wird, die derſelben nad; ihrer Eigenfchaft vernunftrechtlich ger 
nicht oder doch nur in geringem Maße unterflehen, und daß dabei überhaupt die finanziellen Inter: 
effen nit nur , wie recht und billig, ucben ben ſtaatewlrrhſchaftlichen mırm rechtlichen berückſich⸗ 
tigt, ſondern nicht felten auch auf ünkoſten ver legten begünftigt werben. Cõ finbet hier übrl- 


Berghau ssi 
aent moncheriri Verfchiedenhelt nad Sintionen und, was unſer Deukfäland betrifft, nach deſſen 
Anzelnen Staaten ſtatt, welches jeboch umſtändlich auszuführen nicht in unſerm Zwede liegt. 
Denſelben genüge ein fummariſcher Überblid ver zumal in Veutſchland vorherrſchenden uͤbun⸗ 
gen und Rechte. ; 

In ven Staaten der Alten Welt finden wir zwar Kein juriftifä genen beſtimmtes Bergregal; 
doch brachte ed Die Natur der Dinge wit ſich, daß die meiſten oder wichtigſten Bergwerke durch 
ver Staat — in Der Negel allerdings auf feiner Domäne — betrieben (oder gegen eine beflimmte 
Abgabe — in Athen 3. B. gegen ein Vierundzwanzigſtel des Nohertrags — verpadhtet) wurden, 
und aud in Bezug auf Privatbergwerke kommen — namentlich im roͤmiſchen Reiche — bie Spuren 
von höherer Staatdaufilht und von an ven Staat von deren Ertrage zu entrichtenden Abgaben 
vor. In Deutſchland hat ſchon Karl d. Er. (f, „Capitulare ap. Baluzium“, T. Il., art. 62) einigen 
— wenn auch nicht ausſchließenden — Anfpruch des Königs auf die unterirdiſchen Schätze er⸗ 
klaͤrt, und feine Nachfolger baben ſolchen Aniprud neben dem längere Zeit noch fortbeftehenven 
der Örundeigenthümer,, zumal auf bie eveln Metalle, immermehr befeftigt und ausgeübt. Unter 
den Königen des fränkijchen Hauſes, namentlich unter Heinrich IV., erſcheint ſolches ziemlich 
klar und fpäter noch deutlicher. Selbſt die großen Vafalfen ver Landesherren, obſchon jie das 
felbftändige Recht, auf ihren Kammergũtern nad Erzen zu graben, in Anfprud nahmen, er⸗ 
fuhren, zumal in Bezug auf die edeln Metalle, ven Widerſpruch des Kaiſers und beqnemten 
Gh zum Iheil dazu, jich mit dem angefprohenen Rechte belehnen zu laſſen, wodurch das kaiſer⸗ 
liche Regal die Anerkennung erhielt. Die Goldene Bulle ſprach aud) den Kurfürften folde Re⸗ 
gale zu ; fyäter aber erwarben es alle andern Reichsſtände, theils durch einzelne Conceſſionen, 
tgeilö duch gebulvete Ausübung, und endlich wurde es im Weftfälifchen Frieden ausdrücklich 
als allen Reichsſtänden zuſtehendes Recht erklärt. Die nähere Beftimmung blieb ſodann ven 
Barticulargefepgebungen und Gewohnheiten überlaffen. In Gemaͤßheit dieſes, hier mehr, bort 
minder ausgedehnten Bergregald verleihen die Regierungen das Hecht, Bergbau zu treiben, im 
Allgemeinen unter nachſtehenden geſetzlich beftimmten Bedingungen: Wer Bergbau treiben 
will, muß zuvorderſt bei der Bergbehörbe einen Schurfſchein einlöfen, wodurch die Erlaubniß 
gegeben wird, bergmännifche Schurfarbeiten auszuführen, d. h. vom Tage nieder vermittelt 
aufgeworiener Gräben, die man auch Schürfe nennt, ſowie vermittelft Abteufen von Schächten 
oder Auffahren von Stollen, Lagerflätten nugbarer Mineralien aufzuſuchen, ober die Lager: 
flätten verlaffener Bergwerke zu unterfuchen , ohne daß ihm von Jemand, bel Vermeidung ber 
in der ortögültigen Berorbnung auf vergleichen Störungen gefegten Strafen, ein Hinverniß In 
den Weg gelegt werben darf. Es muß aber dem Gigenthümer ober Beſitzer des Grund und 

Bodens Nachricht davon gegeben werben, und man hat fih mit ihm womöglich gütlich über den 


Schaden zu vergleihen, melden die Schurfarbeit verurfagt; im entgegengefegten alle aber. 


dem betzeffenden Michter Anzeige zu machen, worauf von biefem eine gerichtliche Abſchätzung 
veranlaßt wird, nach deren Beftimmung Grfag zu leiften iſt. Es find aber Schurfarbeiten an 
Drten zu unterlaffen, wo Öffentliche Straßen, unentbehrliche Wege, Brunnen, Mineralquellen, 
Gewerbe, Wohnungen in Gefahr kommen und beeinträchtigt werben können. Sobald eine 
Lagerſtätte gefunden, erſchürft worben ift, muß fofort gemuthet werben, d. h. es muß um Ver⸗ 


leihung der Erlaubniß nachgeſucht werben, auf der erſchürften Lagerftätte Bergbau zu treiben, - 


und um Verleihung eined beſtimmten Grubenfeldes. Iſt dies erfolgt, fo muß daflelbe genau 
vermeflen und mit Grenzſteinen verfehen werden. Zeigt ſich bei fortgefegter Arbeit die gemu= 
thete Zagerfätte bauwürbig, fo muß um Belehnung mit dem zugetheilten Grubenfeld nachgeſucht 
werben. Diefe erfolgt ſodann in ver Form eines Lehnbriefesunter Feſtſetzung gewiſſer Lehnd- 
bedingungen. Die Hauptberingungen finv: die Grube muß ununterbrochen bearbeitet, ber 
Bergbau regelmäßig betrieben, bie gefegliche Bergfteuer entrichtet und es müflen bie berggeſetz⸗ 
lichen und bergpolizeilichen Anordnungen beobachtet nerven. ; 

Alle Bergwerbe können entweber von einer einzigen Berfon (Cigenloͤhner) ober von mehren 
in Geſellſchaft gebaut werben. In früherer Zeit wurde der Antheil bei einem Grubengebäude 
gewöhnlich in 128 Theile getheilt. Diefe Antheile nannte mar „Kuxe”. Dieje waren, wenn 
Mehre in Geſellſchaft ven Bergbau führten, unter bie Befellfgafter, bald glei, bald ungleich, 
vertheilt. Die einzelnen Intereifenten hießen „Bewerten“, bie Geſellſchaft verfelben nannte man 
„Gewerkfchaft” und vie Grube eine Gewerkſchaftliche Grube. Waren aber die Antheile unter 
vier Thellnehmern gegeben und jedem acht Theile zugetheilt, fo hieß man dieſelben „Schichten“, 
gleich 32 Kusen. Bon den Kuren wurben in ber Regel einige als Br d. h. als von 
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der Laſt, nöthigenfalls Zubuße zu leiſten, befreite Antheile vertheilt, thells an den Bergherrn, 
theils an den Grundelgenthũmer, theild an Kirchen, Schulen u. |. w. Der Bergherr oder In: 
haber des Bergregals übernahm dafür oftmals die — unentgeltliche oder nad) einem nieberm 
Anſchlage zu geſchehende — Lieferung des Grubenholzes, nad Umftänden auch die Anlage ber 
„Erb=“ ober „Orundftollen“ zur Ableitung der Grubenwafler, aud der Waflerleitungen zum 
Bedarf ver Mafchinenräver, ſodann die Leiſtung der nöthigen Vorſchüſſe an die fogenannten 
„Zubußegruben“ (d. h. ſolche, die zeitlich gar keinen oder doch feinen Die Unkoſten deckenden Tr⸗ 
trag abwerfen) , wozu mol aud) eigene Bergkaffen gebildet werben, und verſchiedene andere Unter: 
Rügung und Beihülfe. Auch mehre perſoönliche und dingliche Privilegien und Rechtswohlthaten 
verliehen fonft oder verleihen zum Theil noch Heute die Berggefege den Gewerken oder überhaupt 
ben Bergwerktreibenden, Unternehmern und Arbeitern, al die Befreiung vonder Miligpflicht und 
von Frohndienſt, gänzlihe over theilmeife Steuer: und Accis-, dann auch Zoll:, Weg: und 
Geleitsfreiheit, legtere zumal in Bezug auf die Bedürfniſſe des Bergbaues und auf deſſen Pro⸗ 
ducte, aud) die Freiheit von An= und Abzugegeld (ausgevehntauf fännmtlie Bürger ver eigens 
als privilegirte Vergftäbte erklärten Orte), ſodann in Schulden-, Hypothek: und Concursſachen 
verſchiedene Begünftigungen, überhaupt ein eigenes Bergrecht, einen privilegirten Gerichts: 
fand und einen eigenen bürgerlihen und peinlichen Proceß. Bon diefen Freiheiten wider: 
ſprechen allerdings mehre den geläuterten politifchen Grunpfägen ver Neuzeit; dagegen verdie⸗ 
nen alle Billigung die nad Umſtänden zu verleihenden Prämien an die Entveder zumal vom 
reichen, und an Unternehmer zumal von minder Gewinn verheißenden Bergwerken, ſodann bie 
wohlthãtigen Vorſchriften zur Sicerftellung des Lohnes ver Bergleute und der ihnen und ihren 
Samilien in Kranfpeitd= oder Unglüdsfällen zu reichenden Unterflügungen (wozu eigene 
Knavppſchafts⸗ oder „Bruberfaffen“ üblich und empfehlenswerth find), aud) pie Anftalten zur 
Bewirkung der Wohifellheit ver Lebensbedürfniſſe für die Bergleute und zur Eröffnung anderer 
Grnährungsiwege für die Bälle der nöthig werdenden Einſchraͤnkung oder völligen Einftellung 
eines Bergbaued. 

In der neuern Zeit bilden fi für Bergbauunternehmungen gewöhnlid größere Aetien: 
geſellſchaften, die mit beveutenden Gapitalien außgebehnte Arbeiten führen und, befreit von 
den drückenden und hemmenden Verhältniffen der Berggefeggebung und Obfervanz der vergan= 
genen Zeit, ven Bergbau und die Hüttenarbeiten im Allgemeinen fehr gehoben und in einzelnen 
Zweigen zu einer Größe und Blüte geführt Haben, wovon man in früherer Zeit keine Ahnung 
batte. Es ift zumal in Deutſchland durch folche Vereine der Steinfohlenbergbau, der Eiſenberg⸗ 
bau und der Eifenhüttenbetrieb,, ver Blei⸗ und Kupferbergbau , der Zinfbergbau zu einer Aus⸗ 
dehnung und auf eine Höhe der Production gebracht worden, die in nationaldtonomifcer Be: 
ziehung von der größten Bedeutung find. h 

Billig und natürlich ift, daß — wie die meiften Bergoronungen und Gefege mit ſich brin⸗ 
gen — der Staat für fo manderlei Begünftigungen des Bergbaues ih auch die fortwährende 
Leitung und Beauffihtigung deffelben vorbehalte, daß er namentlid den wirklichen und ord⸗ 
nungsmäßigen Betrieb zur Bedingung der Fortdauer der verliehenen Rechte ſetze, daß er ſolchen 
Betrieb ver Berg und Hüttenwerfe durch genaue Vorſchriften regele, eine fortwährende Aufficht 
und Gontrole über die Ginrihtung und Führung der Bauten, felbft über Anftellung und Ent: 
laſſung der Bedienfteten und Arbeiter, fovann über den gefammten Bergwerkshaushalt und 
über das Rechnungsweſen ausübe, überhaupt dabei alle national- und ſtaatswirthſchaftlichen 
und polizeilichen Intereffen (verfteht fi mit Gnthaltung von jeber unnöthigen Bevormundung 
oder Freiheitöbefchränkung) nad Maßgabe ver hier oder dort vorhandenen Verhältniffe und 
Umflände wahre. Auch die Foderung einer mäßigen oder mit den gewährten Wohlthaten im 
Verhaͤltniß ftehenden Abgabe von der Ausbeute der Bergwerke mag ald billig erfeinen, und 
ſelbſi ein als Anerkenntniß des Obereigenthums des Staates über die unterirdiſchen Güter von 
dem mit dem Nupeigenthum Belehnten zu leiftenver Zins erſcheint als rechtlich unvermerflige 
Folge der Statuirung jenes Obereigenthums. Aber es fegt fi der Staat mit ji ſelbſt in 
Wiverſpruch, d. h. er hebt die durch die aufgezäßten Begünftigungen bezweckte Crmunterung 
zum Bergbau wieder auf, wenn er zu Hohe Abgaben over @egenleiftungen fodert. 

Zu folhen Abgaben gehört nun — außer den minder bedeutenden (theils ald Beitrag zu 
den Befoldungen ver Bergbeamten,, theild als eine Art von Kanon, ober aud als Vergütung 
für beflimmte Leitungen gefoberten) fogenannten Ouatembergelbern , Receßgelvern, vem Lade⸗ 
und Wagegeld, dem Schlägefhag, dem Voch-⸗ und Hüttenzind u. ſ. w. — zumal ber Berg: 
xehnt, neben welchem mitunter gar noch der Stollenneuntel (ald Vergütung für den vom Staat 
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geführten Bau der Erbſtollen) zu entrichten ift. Nichts Ift einleuchtender als die Verwerjlichkeit, 
ja Abenteuerlickeit viefer vom rohen Ertrage zu leiftenden Abgabe. Schon die ungeheure Unz. 
gleichheit verfelben, da das Verhältnig des Reinertrags zum Mohertrag bei Bergwerfen, je 
nad) der Verſchiedenartigkeit ver Mineralien, dann der Reichhaltigkeit der Gänge und ber von 
ortlichen Beſchaffenheiten abhängigen Bauart m. f. w. nothwendig ein unendlich verſchiedenes 
iſt, macht fie unbedingt verwerflih. Dann aber erfcheint fie bei genauer Betrachtung , wofern 
fie wirfli in dem Maße, ald ihr Name befagt, eingefodert wird, meift enorm hoch und oft 
ganz unerſchwinglich. Nah Malchus („Finanzwiſſenſchaft“, $. 21) betrug nach einerim Jahre 
4812 verfertigten zwölfjährigen Durdfchnittöberehnung die Roheinnahme von ſämmtlichen 
Bergwerken de3 damaligen Königreihd Weftfalen 9,829,100 Sr. und die Gefammtausgabe 
eine Summe von 8,569,788 Fr., wonach die Reineinnahme nur in 1,259,312 Fr., ſolglich 
in ungefähr 12%/, Proc. der Roheinnahme beftand. Wären ed Privatbergiverke und davon 
der Zehnte (alfo 10 Proc. der Roheinnahme) zu entrichten gewefen, fo würden nur noch 
2%, Proc. derfelben übrig geblieben und auch diefe leicht durch die übrigen Bergabgaben ver: 
[lungen worben fein. Man kann zwar annehmen, daß bei dem Privatbetriebe die Unkoften 
etwas geringer gewefen wären ; doch jehr bedeutend ann, nach der Natur des Bergbaued, zwi⸗ 
ſchen Staats und Privatadminiftration der Unterſchied der Koften nicht wol fein. Auch find 
bier Die von den in den Gruben und Taggebäuden und Maſchinen ſteckenden Eapitalien zu bes 
- ziehenden Zinfen nit einmal in Rechnung gebraht. Im Königreich Würtemberg betrug im 
Jahre 1826—27 ver Reinertrag der Bergwerke 15%, , Proc. der Bruttoeinnahme. In dem 
reichſten der fähftfhen Silberbergwerke beträgt der Reinertrag 27 Proc. des rohen. Die Berg: 
werke im Harz warfen im Ganzen nicht mehr als 10 Proc. des Rohertrags ab. In Baiern aber 
wies die Durchſchnittsrechnung von 1819—25 in den fleben Altern Kreifen blos einen Rein: 
ericag von Y, Proc. des rohen aus, und drei Jahre waren felbft mit Zubuße verbunden. reis 
lich ift auch hier nur von Staatsbergwerken vie Rede, bei melden ver finanzielle Verluſt durch 
den nationalöfonomifhen Gewinn mag überwogen werben. Doch zeigen diefe Beifpiele den 
jedenfalls bei Bergwerken obwaltenden ungeheuern Unterſchied zwifhen Roh und Reinertrag 
und daher die ſchreiende Ungerechtigkeit ver Befteuerung bed erften. Ja, wenn es wahr iſt, mad 
wir lefen, daß felbft in ven allerneueft unter bem glänzendften Hoffnungen unternommenen 
Privatbergwerken in den ſüdamerikaniſchen Staaten innerhalb dreier Jahre 19 Mill. Glon. 
(70 Proc. der eingefhoflenen Gapitale) verloren gegangen find, fe leuchtet das Misliche des 
Bergbauesd für Privatunternehmer und daher die abſchreckende Härte einer felbft unter günftigen 
Umſtänden gar leiht zwei Drittel over drei Viertel, fehr oft aber das Ganze des Reinertragd 
derſchlingenden, ja manchmal den Reinertrag überfteigenven Abgabe ein. Man hat aber, ein- 
genommen von der finanziellen Vortrefflickeit des Zehnts, venfelben fogar von ven Zubuße: 
turen zu nehmen fi nicht geſcheut, was freilich dem Princip nad mit dem auch in Behljahren 
oder bei undankbarem Boden von Feldern und Weinbergen erhobenen Zehnten übereinftimmt. 
Indeſſen war natürlich die Härte und die abſchreckende Wirkung des Bergzehnts fo ein⸗ 
leuchtend, daß faft allenthalben bedeutende Milverungen ftatuirt wurden. Anftatt des zehnten 
wurde etwa nur ber zwanzigfte Theil gefobert over auch ein beflimmter mäßiger Durchſchnitts⸗ 
betrag, und Zubußfuren wurden befreit. Nach dem franzöfifhen Gefeg vom 21. April 1810 
hat jener Grundeigenthümer das Recht des Bergbaues auf feinem Veſitzthum und zahlt außer 
der Grundabgabe (10 Br. von dem Geviertkilometer) noch eine weitere Abgabe von der Aus: 
Beute, die aber 5 Proc. des Reinertrags nicht überſteigen darf. In Baden wurde durch das 
Gefeg vom 14. Mat 1828 der landesherrliche Bergzehnt fammi allen andern Hoheitögefällen 
vom Bergbau völlig aufgehoben und an deren Stelle eine in dem zwanzigften Theil des Reiner: 
trags beſtehende Bergfteuer gefegt. Auf den flandeöherrlihen Bergzehnt jedoch warb bie Auf: 
hebung nicht ausgedehnt, weil man dadurch dem Privatrechte der Mebiatifirten zu nahe zu treten 
fürchtete. Freilich ift ſchwer begreiflich, wie ein landesherrliches Recht dadurch, daß der bishe⸗ 
rige Landesherr einem andern unterworfen wird, folglich aufhoͤrt Landesherr zu ſein, nun⸗ 
mehr zum Privatrechte deſſelben werben koͤnne; und ſicherlich werden unſere Nachkommen, 
wenn ſie die Rechtsgeſchichte des 19. Jahrhunderts leſen, von Erſtaunen über ſo ſeitſame — 
leider bei der Feſtſetzung ver Rechte der Mediatiſirten überall vorwaltende — Begriffsverwir⸗ 
rung ergriffen werden, aber zugleich Diejenigen beklagen, welche die traurigen Folgen derſelben 
zu ertragen hatten. 
Noch außer den angeführten Abgaben behält oftmals der Staat unter dem Aitel ſeines 
Bergregals fid weiter vor das Vorkaufsreät über die Vergerzeugniſſe, ein fehr drüdender, 
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kaum je · durch wirkliche Nothwendigkeit zu rechtfertigender Vorbehalt, und welcher, amal wenn 
nicht die landläufigen Preiſe, ſondern willkürlich, etwa ſchon vor alters feſtgeſetzte nledere 
Taren dabei den Anſchlag bilden, die voͤllige Entmuthigung der Bergbautreibenden und das 
Eingehen der Bergwerke bewirken ann. 

Neben dem volks- und ſtaatswirthſchaftlichen Intereffe des Bergbaues hat der Staat bei 
dem auf feine eigene Meinung, allernächſt alfo bel dem auf Domanialgrunde betriebenen no 
das finanzielle zu beachten. Die Grundjäge für ſolchen finanziell vortheilhaften, d. h. thunlichſ 
exgiebigen und nachhaltigen, auch dabei wohlfeilen Bau find jedoch nicht mehr politifcher, ſon⸗ 
dern rein technifcher Natur und gehören alfo wol den fogenannten kameraliſtiſchen Studien 
im weiten Sinn dieſes Wortes, keineswegs aber den eigentlich ſtaatswiſſenſchaftlichen an. 
Nur eine Frage bleibt und Hier nod zu erörtern: ob nämlich der Staat überhaupt wohl daran 
thue, den Bergbau felbft zu vertreiben, ob nämlich nicht auch Hier das Syſtem der Verpachtung 
oder der erblehnweiſen Verleihung jenen der Selbftapminiftration vorzuziehen ſei, dann zu⸗ 
mal, ob der Staat auch ſolche Bergwerke betreiben ſolle, deren finanzieller Ertrag gering, 
namentlid) die Zinfen des darauf zu bewendenden Capitals nicht abwerfend, oder mol gar 
nicht einmal die laufenden Audlagen erfegen» ift?_ Daß ein Privatbergbau unter folden 
Verhältniffen, wenn jie bleibend find, nicht fortvauern könne, leuchtet ein. Der einen Privat⸗ 
bergbau Unternehmende oder Betreibende hat dabei bloß fein finanzielles Intereffe im Auge. 
Die gewonnenen Erze find für ihn nicht mehr werth ald der Preis, den er dafür erläft; und 
wenn er nicht hoffen kann, aus ſolchem Erloͤs nicht blos den Erſatz der laufenden Auslagen, 
fondern auch noch einigen Gewinn, namentlich einen wenigſtens mäßigen Zins des auf bie 
Errichtung und Einrichtung des Werkes zu verwendenven Gapitald (als für Gruben und Zag- 
gebäude und Maſchinen u. f. w.) zu ziehen, fo unternimmt er ven Bergbau nicht. Zwar wire 
ex, wenn derfelbe einmal unternommen ift, ihn eine Zeit lang auch alsdann noch fortführen, 
wenn ber erwartete Gewinn nicht erfolgt, infofern etwa ein künftig fi erhöhender Grtrag ge⸗ 
Hofft werben mag, oder infofern wenigflens die laufenden Auslagen gevedt find und etwa noch 
einige Zinfen von demjenigen Theile des Capitals, welder aus dem Werfe wieder herausge⸗ 
nommen werben kaun, was freilich in dev Regel der Kleinere Theil if: Sinkt aber die Ausbeute 
unter biejen Ertrag bleibend Hinab, fo muß er, will er ſich nicht zu Grunde richten, den Bau 
aufgeben. Gilt nun dieſe Rechnung auch für den Staat? 

Die ältern Schriftftehler empfablen gewöhnlich, mit w. Juſti, dem Staate wenigſtens den 
Bau von Gold- und Silberbergwerken, jelbft wenn dieſelben Zubuße erfoderten, weil nämlich 
die Koften des Betriebes im Lande blieben und das, wenn auch mit fheinbarem Verluft, erzeugte 
Cold und Silber gleihwol eine Vermehrung des Nationalreichthums fei. Unter den neuern’ 
erflätten ſich mehre gewichtige Stimmen, zumals. Jakob, dann auch Rau und Andere faft unbe⸗ 
Dingt, d. h. nur fehr wenige Ausnahmsfälle zugebend, gegen ſolche Anfiit. Wenn der Berg: 
bau nicht neben ven Betrieböfoften noch ven Zins ver Capitalanlage einbringt, fo erblidt 
Jakob darin ſtets einen reinen Verluſt. Denn Capital und Betriebökoften hätten entiveber un: 
mittelbar auf einen andern, dad entſprechende Erträgniß abwerfenven Productionszweig Eönnen- 
verwendet, etwa der. producirenden Claſſe verzinslich Dazu vorgefhoffen werben, ober man Hätte 
nun die betreffende Summe, 3. B. eine Million, weniger an Steuern erhoben, und alddann 
wäre dad in den Kaſſen der Bürger zurückgebliebene Geld der lucrativen Productlen zugefloffen, 
der Nationalreichthum alfo dadurch jedenfalls echöht werben. Diefer Anfiht Tiegt, wie man 
fieht, die Vorausfegung zum Grunde, nicht nur daß jedesmal noch Gelegenheit und Mittel zu 
pofitiv geminnbringenver Gapitalanlage vorhanden feien, fonbern daß auch wirklich alles in ben 
Händen der Bürger zurückbleibende Geld als probuctives Capital werde verwendet werben. 
Sole Borausfegung aber ift täufcpend. Nicht jeder Bürger wird den durch Gteuervermindes 
zung eriparten Thaler fofort der Production zumenven. Die meiften werben ihn für Gegen: 
fände des Genuffed auögeben, großentheils felbft für folhe, bie das Ausland erzeugte. Und 
wenn aud die Gonfunuion (zumal der einheimifhen Propucte) gleichfalls als Mittel oder 
Anreiz zur Probuctiondvermehrung wirkſam ift, fo gilt dieſes doch ebenfo wol von der Gons 
funtion ver vom Staat bezahlten Bergleute ald von jener der übrigen Bürger. Aber eine un: 
mittelbare Probuctiondvermehrung geht nicht aus ber legten, mol aber aus ber erſten (d. h 
aus der Arbeit diefer confunirenden Bergleute) hervor. Dabei ift zu bedenken, daß, went 
aud die Unkoften des Bergbaues für ven Staat ald Unternehmer oder ald Bergwerktreibendet 
eine wahre Ausgabe ind, fie dod für ihn, als Staat oder Geſammtheit betrachtet, ſolches 
nit jInd, infofern fie nänlid in die Hände von Gtantdangehörigen fließen, folglich im Se⸗ 
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femexihafige der Nation bleiben. Solche Ausgaben find fix ihn blos Cirenlatien, nicht Con⸗ 
fnmıtion. Solange die Steuern nicht überſpannt oder durch ungleihe Vertheilung vrückerh 
And, wird durch fle Cd. h. durch den im Lande ſelbſt verwendeten Theit derfelben) Ber Andi 
nicht ärmer; er wirb aber reicher Durch die mittels derſelben erzeugten Producte, und zwar nie 
den vollen Werth berfelben nad Abzug — nicht des Dazu aufgewendeten Geldes, fondern blos 
der behufs ver Erzeugung confumirten Stoffe (3. B. des Holzes, ver Steinfohlen, aͤberhaupt 
der, abgefehen von der Gonfumtion der Arbeiter, beim Bergbau verbrauchten werthhabenden 
Gegen). Zwar kann errvergleichungsweife dabel Verluft erleiden oder ärmer werben, werk 
männlich wegen des Berg= unb Hüttenwerks ein anderer Inerativerer Productlonszweig waͤre 
aufgeopfert worden ober wenn mittelbar oder ımmittelbar die Privatinpuftrie dadurch Ant 
Verfümmerung erfahren ‚hätte; aber das erſte — da ja der Staat in der Hegel gar nicht Ge— 
werbe treiben foll — findet wol nur felten flatt, und daB zweite kann nur eintreten, mo enfiver 
der der Aufivand fo groß Ift, daß in der That dadurch eine ſchwere, die der Production zu wie 
menden Gapitale erfennbar verringernde Stenerechögung veranlaßt witd, oder wo durch bie 
Coneurrenz ber Staatsinduſtrie mit jener der Privaten ber legten eine Bedrũckung zurgehf. Bet 
dem fraglihen Bergbau findet Feind von beiden flatt, Denn es handelt ſich keineswegs vor 
ganz ungeheurer Zubuße, fonbern bloß von einigen, den Productenwerth überſteigenden 
Yufwand; und bei Bergwerken, vie fo geringe Andbeutegeben, kann von Pripatunterneße 
mungen, alfo von nachtheiliger Staatseoncurrenz gar feine Rede fein. Es iſt Hier Bios bie 
Etage, ob die fo Foftfpielig zu Tage zu fördernden Schäge vergraben bleiben ſollen im Schoofe 
der Erde, oder ob fie auf Unfoften ver Geſamintheit in derſelben Befig zu bringen feien. De 
nun dieſe unterirdiſchen Güter in der Regel dem wahren Bedürfniß — nicht blos dem Fururtde 
fen Genuß — der Gefammtheit und ihrer Glieder dienen und zugleich wegen ihrer lange dauern⸗ 
den Brauchbarkeit vie Eigenfchaft haben, accumulirt werden zu können; und ba die zu ihrer 
GErzeugung verwendeten Unkoften größtentheild ald Arbeitölohn den eigenen Bürgern Unter: 
Halt und mittelbar allen, ſolchen Unterhalt producirenden Glaffen Verbienft und Ermunterung 
Geben ; fo Fann ver national: und ſtaatowirthſchaftliche Vortheil ſolches Bergbaues — folange 
nicht ein allzu großes Misverhältnig zwiſchen Vorauslagen und Ertrag eintritt — ohne Ver— 
wechſelung des Privat = nılt nen Stantshaushalt nicht wol verfannt werben. Aber es iſt, um 
ven wahren Staudpunkt der Benrtheilung zu erſchwingen, nothwendig, ft die doppelte Ei— 
genſchaft des bergbautreibennen Staatd vor Augen zu halten, nämlich einerfeits als finanziell, 
zum unmittelbaren Vortheil der Staatöfaffe ſolches @efgäft führend, und anbererfeits fi als 
Sefamuntheit betrachtend wonach Alles, was den Gliedern zufließt, auch als fein eigen erſcheint 
und Gewinn und Berluft alfo blos ans der Geſammtrechnung hervorgehen kann. 

Es Ift Bei dieſer Ausführung abgefehen worden von der auch bei zeitlich unvortheilhaftem 
Ban oft vorhandenen Möglichkeit, ja Wahrſcheinlichkeit eines fünftig reichern Ertrags wel 
chen aber abzuwarten und vorzubereiten der Privatmann theils nicht geneigt, theils nicht im 
Stande iſt, ebenfo von ber ermunternven und belehtenden Einwirkung des woßlgeleiteten, von 
tätigen Vergmännern geführten Baued der Staatsbergwerke auf bie Unternehmungen 
ver Privaten. 

Alte dieſe Betrachtungen zeigen auch, daß zwiſchen Bergbau und allem oder faft alten an= 
dern Gattungen des Bewerbbetriebs ein wefentlicher Unterſchied obwalte. Ueberall ſonſt oder 


faſt Überall iſt Die Regel anwendbar, daß der Staat nicht mit Gewerben fidh befaflen, fordern 


ſoviel moͤglich alfe Yir= und alle induſtriöſe Probuction den Privaten Überlaffen,- daß er alfo 
auch feine. eigenen Gründe und gewerblichen Anſtalten entweder veräußern ober verpachten ober 
zar Nutznießung verleihen folle. Auf den Bergbau und das Hättenmefert, wiewol v. Jakob 
auch Hier darauf dringt, leidet der Grundſatz wol auch einige, doch nur eine beſchränkte Anwen⸗ 
nung. Aber es können die nähern Beſtimmungen nur aus der Würdigung der in einem oder 
vem andern Staat vorhandenen concreten Verhältniffe und Umflände hervorgehen und bürfen 
Daher hier, wo blos dad Allgemeine betrachtet wird, nicht auseinander gefegt werben. Bei dem 
hochſt glůcklichen Aufſchwung, den in neuefler Zeit in Deutſchland mit dein Ackerbau und ver 
Indu ſtrie überhaupt auch der Bergbau und vorzüglich die Gewinnung der koſtbarſten Probucke 
Der Kohlen und bes Gifens, und zugleich unfere deutſche Eiſeninduſtrie getvonnen, ift es Auf:. 
gabe der Stantöverwaltung und Befeggebung, Aberall fördernd und unterftfigend und von al 
ten Semmniſſen befreienb einzuſchreiten. Foͤrderlich ind gute Bergſchulen, geognoftifthe Untere 
(nungen und Aufnahme des Landes, Hälfreiche Affociationen der Bergleute, Berückſichtigungen 
Bei ver Gonfcription und Beſteuerung/ und Bildung von Actien⸗ und Creditgeſellſchaften. 
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Zu den vorzügligern Ouellen des — zumal deutſchen — Bergrechto una zur bemerkeas⸗ 
werthen Literatur des Bergweſens gehören: Die Joachimsthalſche Bergordnung vom Jahre 
4548, welde bie Grundlage vieler neuern Berggefepe geworden iſt, und früher no bie 
Iglauiſchen Bergrechte; ſodann „Corpus juris et systema rerum metallicarum‘, oder „Reu 
verfaßtes Bergbuch u. ſ. w.“ (Frankfurt a. M. 1698); „Corpus juris metallici recentissimä 
et antiquioris”, oder „ Sammlung der neueften und Altern Berggefege von Thomas Wagner” 
@eipzig 1701); Köhler, „Berfud einer Anleitung zu den Rechten und der Berfaffung bei 
dem Bergbau in Kurſachſen“ (Freiberg 1786), und deſſen bergmännifches Sournal; Lori, 
„Sammlung des bairiſchen Bergrechts u. ſ. w.“ (Münden 1764); Lobethan, „Einleitung 
gum Bergwerksrechte“ (Halle 1777); Hartwig, „Bergbuch“ und Bergius, „Bolizei= und 
Kameral:Magazin” ; v. Canerin, „Orunpfäge des deutſchen Berg: und Salzrechts“ (1790) 
und deſſelben Bergkameral⸗ und Bergpolizei= Wiffenfhaft” (1791); v. Berg, „Handbuch 
des deutſchen Polizeirechts“ (3. Thl.); Beyer, „Bergſtaatsrechtslehre“ unir „Otia metal- 
UKoa“, und andere; Gartmann, „Repertoriumder Berg = und Hüttenkunde ” (2 Bde. Weimar 
4839 —40), Weise, „Der Bergbau und das Bergwerksregal“, und Haſſe, „Die Eifen: 
erzeugung Deutſchlands aus dem Befihtöpunkt der Staatswirthſchaft“, ferner die verſchiede⸗ 
nen Schriftfteller Über das deutſche Öffentlihe und Privatrecht, ald Danz, Runde, Eichhorn, 
Klüber, Mittermaier, und bie Berfaffer von ausführlichen Lehrbüchern über Nationaldfono- 
mis und Finanz, insbeſondere Eſchenmaier, „Lehrbuch des Staatsdkonomierechts“ (1. Bd., 
Frankfurt 1809) und die neuern Werke von Jakob, Malchus, Rau und Ändern. Unter ven 
Sranzoſen aber zumal de Villefoffe, „De la richesse minerale” (Paris 1810) und „Jour- 
nal des mines“, namentli in Band 19, Art.: „Fondamentaux de la jurisprudence des 
mines“, u. ſ. m. Von den neuern franzöftfchen Gefegen über ven Bergbau enthält jenes vom 
21. April 1810 die Hauptbeftimmungen, die vom 3. Aug. und 18. Nov. 4813 ergänzen un 
mobificiren zum Theil daſſelbe. Aber fhon vie in ver erften Revolutionsperiode erlaffenen 
(vom 27. März und 12. Juli 4791, dann vom 13. Pluviofe und vom 18. Meffivor des 
Jahres IX) Icgten ven Grund zum neuen franzöſiſchen Bergrecht. DBergl. „Code des mines” 
(Rirttih 1811). Rotted u. F. A. Waldner. 
Bericht, Berichterſtatter. Unter Bericht verſteht man im Allgemeinen das NRachricht⸗ 
geben und die Darſtellung über irgendein Verhältniß; in politiſcher Belebung eine ſolche 
Darftellung entweder von einer Amtöftelle an die vorgefegte Behörde oder von einer ſtaͤndiſchen 
Commiſſion oder Gomitd und zunähft von ihrem gewählten Berichterſtatter an die Stände- 
‚Tammer, ober auch von einer Commiffton des Bundestags und ihrem Beriäterftatter an bie 
hohe deutſche Bundesverſammlung. In der Regel enthalten die Berichte zugleich ein Outachten 
über die Behandlung oder Entſcheidung der dargeſtellten Verhältniſſe. Die zweckmäßigſte 
Anordnung eines Berichts wirh, ſowie bei einer guten Proceßſchrift, vie fein, daß nad) einem 
paffenden kurzen Eingange bie hiſtoriſche Darftellung des ganzen zu entſcheidenden over zu bes 
handelnden Verhältnifies, alsdann die rechtlichen und politifhen Grundfäge für feine Beur⸗ 
theilung und zulegt bie gutachtliche Anfiht und Antragftellung über die angemeflenfte Behand⸗ 
lung oder Entſcheidung ver Sache (angemeffen ven drei Theilen des logiſchen Schluffes, des 
Unterfages, Oberſates und der Schlußfolgerung) aufeinander folgen. Bollftändigfeit und 
Bünbigkeit, Klarheit und Treue und envlic Falte leidenſchaftsloſe unparteilihe und ſcharfe 
Beurtheilung ber Sache nach allen zur Sprache kommenden rechtlichen und politiſchen Grund- 
fügen und Geſichtspunkten (nad den rationibus dubitandi und decidendi) find Sauptaufga⸗ 
ben eines guten Berichts. Der Bericht foll nicht Varteifgrift fein und muß, wo er im Namen 
eines Eollegiumd oder einer Commiſſion erftattet wird, ein treued Organ der Anfiht ver Mehr: 
heit fein. Er ift auch ganz verſchieden von einem Antrage, von einer Motionsbegründung oder 
von einer individuellen Anfihtövertheipigung eines einzelnen Ständemitglieds. Im vieler 
legtern barf und muß von dem Revenden, ber für feine und feiner einzelnen Partei Anficht die 
Beiſtimmung erkämpft, oft vorzugsweiſe nur bie eine Seite und Anficht der Sache, für deren 
Sieg man mit Überzeugung fpricht, hervorgehoben und zuweilen mit einer redneriſchen Wärme, 
ja mit einer Begeifterung, die mander Falte Pedant vielleiht Leivenfhaft und Übertreibung 
nennt, hervorgehoben und der entgegenftehenden Ausführung der Gegner gegenübergeftellt 
werben, woburd denn für die enbliche höhere Schlußfaſſung alle Seiten des Ganzen vollftän- 
dig und lebendig Hervortreten. In dem Berichte dagegen foll die kalte leidenſchafisloſe unpar: 
teiiſche vielfeltige Anficht der Regierungsbehörde oder Gommiffion und Kammer dargelegt und 
vorbereltet, ſchon Der Entwurf der unparieliſchen Eutſcheidung gegeben werben. Sehr richtig 
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I fan fhon manche fländifge Geſchäftsordnungen dieſen natürlichen Unterſchied auf, fo na⸗ 


j 


mentlich die badiſche. Sie verordnet, daß die Berichte vom Berichterſtatter ſtets nur ſchriftlich 
erſtattet und abgeleſen werden müffen, während die Motionsbegründung und Die Rebe des ein⸗ 
zelnen Deputicten zur Vertheidigung feiner Anſicht gar nicht abgelefen werben darf, ſondern 
durchaus in freier münblicher Rede vorgetragen werben muß. Kür die nenere Geſchäftsbehand⸗ 
lung, in welder immer mehr die alten fteifen pedantiſchen Kanzleiformeln und Zitulaturen 
de? jpätern Mittelalters, welhe am längften in Deutſchland ſich erhielten, auch bei und vere 
ſchwinden, und insbeſondere für die ſtäͤndiſche Geſchaͤftsbehandlung beflgen wir nod fein 
gutes Werk. BWelder. 
Bern, Bis zum Jahre 1850 iſt die Geſchichte dieſes mächtigſten Schweizercantens bie 
Geſchichte vom Keimen, Blühen und Welfen eines ariftofratifhen Stantögebildes. Man hat 
Bern „das Venedig der Alpen’ genannt. Es liegt in biefer Vergleigung etwas Wahrheit, und 
die Parallele zwifchen dem Lebenslaufe der adriatiſchen und ver ſchweizeriſchen Repubiik ließe fig 
leicht auf anziehende und belehrende Weiſe durchführen. Indeſſen kann zwiſchen Lagunen und 


Alpen kaum größere Verſchiedenheit beſtehen als zwiſchen Charakter und Gang beider Adels⸗ 


ſtaaten. EEE 

In den alten Fehdezeiten, an der Grenzſcheide des 12. und 13. Jahrhunderts, befeftigte oder 
baute ein Herzog von Zähringen, Berthold V., nebft andern Burgen und Städten im burgun- 
diſchen Helvetien, auch Bern zur Sicherheit feiner dortigen Bebiete. Bekanntlich waren Städte 
damals Volksburgen und Zufluhtöftätten des niedern Adels und Eleinerer Gutsbeſitzer gegen 
Raubluft und Herrſchſucht mächtiger Freiherren, die zerftreut auf hohen Ritterfehlöffeen im Lande 
faßen. Bern eignete fi ganz vorzüglich zu Berthold's Zweck. Inmitten des helvetifhen Bur⸗ 
gund und väuberifger Gewaltsherren Hatte es, auf einer vom Aarſtrom geformten Halbinfel, 
jene eigenthümliche Lage, welche ſchon von den Römern zur Grünbung feſter Pläge geliebt wurbe. 
Zwei Seiten des Dreieds empfingen ihre Schugwehr durch den reißenden Strom; vie britte 
Seite konnte leicht durch Mauerwall und Graben von der Landſeite abgefchnitten und vertheinigt 
werben. Diefer Vortheil fowie der zufällige Umftand, daß Grund und Boden des Städtleins 
nicht zum herzoglichen Eigengut gehörte, fondern Reichsgut war, gaben ber jungen Ortfchaft, 
neben dem Gefühl der Sicherheit, einen Rechtsanſpruch auf Unabhängigkeit und Selbfländig- 
keit, der ihr, audgeftattet mit ven Stadtrechten von Köln und Freiburg im Breisgau, nad dem 
Tode ihred Gründers Berthold wohl zu flatten am. Denn durch eine Handveſte Kaifer Fried⸗ 
rich's II. empfing fle bald Borzüge und Pflichten einer reichsfreien Stadt. Ihre ungepflafterten 
Baffen und Hölzernen Häufer wurden bald von Handwerkern aller Art und von Rittern aus 


ver Nachbarſchaft bevölkert, die ſich in ihr verbürgerten. 


Wie in andern Reichsſtädten Deutſchlands und der Schweiz, beſtand auch in Bern urfprüngs 
Lich demokratiſche Rechtsgleichheit fämmtliher Bürger. Davon zeugen auch noch die älteften Ur= 
kunden, die von „Schultheiß, Zmölfern, Funfzigern und allen Bürgern” over von „Schultheiß, 
Rath und Gemeine” fprehen; davon zeugt die Inſchrift des älteſten Stabtilegeld und nod im 
46. Jahrhundert die Kriegderflärung von Schultheiß, Großem und Kleinem Rath ſowie der Ge⸗ 
meinde der Stadt Bern gegen Savoyen (im Jahre 1536). 

Dies hinderte jedoch keineswegs, Männer des Adels, ausgezeichnet durch Einfiht, Kriegs⸗ 
erfahrung und vornehme Verbindungen, in die erflen obrigkeitlichen Amter des Stabtwefend zu 
wählen. Dem Handwerker fehlten, wenn auch nicht immer Talent ober Tapferkeit, doch Zeit 
und Vermögen, fi den Öffentlichen Geſchäften ohne Entgelt hinzugeben. Es gibt feine Demo: 
£ratie, in welder das Volk nicht freiwillig die Unabhängigften und Fähigſten an die Spige der 
Öffentlichen Verwaltung ruft. Es if Naturbebärfnig, Naturnothwendigkeit der bürgerlichen 
Geſellſchaft wie des einzelnen Menfchen, Überlegenheit anzuerkennen, welche Natur over Säle: 
fal gewähren. 

Berns urfprüngliche geringe Bevölkerung vermehrte fid bald neben der fortdauernden Un= 
ſicherheit der Menfchen zwiſchen ven Schlöſſern eines zahlreichen, mädtigen und gewaltthätigen 
Adels. Um Bürger ver jungen Reichsſtadt zu werben, war Befig eines eigenen Haufed darin 
hinreichend; auch ſchon Beflg eines Schwerte, eines Paars Streithandſchuhe und eines Loͤſch⸗ 
eimers zur Hülfe bei Beueröbrünften. Berns urfprüngliches Gebiet außer feinen Mauern be= 
fand faſt ein Jahrhundert lang nur aus wenigen Viehweiden und Wälnern. In immerwähren⸗ 
der Bebrängung von flärkern Nachbarn hatte daß freie Städtlein Mühe, fein Dafein zu feiften. 
Bald begab es fid in Schuß der mächtigen Grafen von Savoyen; bald ſchloß «3 Bündniſſe mit 
andern Landſchaften und. Herren; bald ſtritt es mit dem Muth der Verzweiflung um Bewahrung " 

. 
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des eigenen Lebens; balb ſandie es feine Sohne zu Werken der Vergeltung und Ruche aus. Ya 
dieſen unaufhoͤrlichen Bewegungen, Sehen, Siegen un Nederlagen entfaltete fi in gefamms 
ter Bürgerfehaft ſtolzer Kriegeßgeift; in ver Stavtregierung Streben na) Ermeiterung des Ges 
bietö und der Machtmittel; in ver Öffentlichen Verwaltung Arengere Ordnung. Die Verwirrun⸗ 
gen zu vermeiben, welche bei Berathüngen in einer Berfammlung zahlreicher Buͤrger futtfinden, 
oder auch vielleicht den Misbrauch der Gewalt zu befchränten, Yen ſich von Zeit zu Zeit Schult⸗ 
heiß und Rath erlaubt haben mochten, warb dieſem ein Ansfhuß der Bürgerfchaft von 
200 achtbaren Männern, mit gefeßgeberifcher Befugnig, zugeorbnet (im Jahre 1293). Nur 
in großen Angelegenheiten behielt fih die Gemeinde Entſcheidung vor. Sie hatte ſich In vier 
Stadtquartiere getheilt. Jedes Quartier wählte für Kriegstage einen Venner, ber das Banner 
führte und in Friedens zeiten die Macht eines Volkötribung ober Zunftmeifters beſaß, Willfüren 
von Schultheiß und Rath zu hemmen. So eriloffen fich die erfien Keime einer Staatsver⸗ 
faſſung, welche ſpäterhin unter dem Einfluffe ſowol ausgezeichneter Staatgmänner und Helden 
als eiferfuchtig miteinander ringender Parteien, neben wechſelnden Schickſalen, eine Beſtimmt⸗ 
heit und Vollendung empfing, die noch vor einem Jahrhundert Beifall, ſelbſt Bewunderung 


manches Beobachters fand. 


Wir wollen hier nicht die allmälige Verwandlung von ven Einrichtungen des urſprünglich 
foeien Gemeinwefens beſchrelben, bis es zuletzt in den todten Mechanismus der Oligarchie zu⸗ 
ſammendorrte. Solche Darſtellung wirbe auch mit nicht geringen Schwierlgkeiten verflochten 
fein, weil dazu viele urkundliche Rachweiſungen noch aufgeſucht werden müſſen, oder vielleicht 
nie vorhanden waren, Wir wiſſen nur mit Beſtimmtheit, daß felt Erbauung der Stadt bi8 zum 
JZahre 1798 Die Herrſchaft über das nah und nad) erweiterte Landgebiet ausſchließlich bei der 
Etadt war; daß nod bis zum Anfang des 16. Jahrhunderts, zur Zeit der Eroberung vom 
Waadtlande, Die gefammte Stadtgemeinde im Befig flantsbürgerliher Rechtsgleichheit fland; 
dã bis dahin bie verfammelte Buͤrgerſchaft in wichtigen Angelegenheiten der Republik befragt 
wurbe und eutſchied; daß ſelbſt gemeine Handwerker höhere Staatdämter bekleideten. Erſt feit 
Groberung des Waadtlandes wurde bie Gemeinde nicht mehr in Staatsſachen angefragt; da⸗ 
gegen nahm ihr Ausſchuß, jener Große Rath der Zwelhundert, allmälig nit mır bie unbe: 
ſchrankte geſetzgebende, ſondern auch ie höchſte richterliche Gewalt an ſich, und engte er felbſt die 
Macht der Vollziehungsbehoͤrde, des Kleinen Raths, fo ein, daß die Zweihundert zuletzt ver ei⸗ 
gentliche Souverän des Landes wutden. Sie beſchtaͤnkten erſt, dann verboten fie ſogar (im 
47. Jahrhundert) die Annahme neuer Bürger und unterſchieden die wirklichen Bürger wieder, 
deren Väter ed fhon vor dem Jahre 1635 gewefen waren, von den fogenannten ewige Ein: 
wohnern ber Stadt, die, wie alle Nichtbürger der Stadt, zu der Maffe der Unterthanen gehörten. 
Bürger allein waren buch ihre Geburt regierungofähig; aber doch ſchieden ſich unter ihnen Die 
Abeligen von den Nichtadeligen aus. Jene machten höhere Anſpruche und genoffen wirklich aud 
in verſchiedenen Sällen einige Borzüge, oder body einen gewiſſen Vorrang. Endlich fchieden ſich 
aud unter den Bürgern felbft, obwol jie allefanımt regterungsfäßig fein jollten, die regierenden 
Bärgerfamilien, eigentliche Batricier, von den niätregierenden ab. Ans jenen wurden her: 
kommlich die oberften Behörden und Ämter allein befegt; vie Iegtern Hingegen bei ber Wahl 
regelmäßig gar nicht beachtet. Aber auch die regierenden Familien oder die patrieifhen waren 
einander nit glei. Ban unterſchied bei Ihnen wieder die hohen oder großen von ven &brigen; 
von biefen großen jah man gewoͤhnlich ein Mitglied im Kleinen oder vollzichenven und gegen ein 
Dugend Mitglieder im gefeggebennen oder Großen fouveränen Rath. 

Dex Iegteve, al wahrer Inhaber und Ausüber bernifcher Selbſtherrlichkeit, ergänzte Ad 
bei nenen Wahlen aus jenem Krelfe der bevorrechteten Familien. Zwar die Bürgerſchaft mar 
in zwðlf Geſeliſchaften oder Zünfte getheilt, aber bejaf Keinen Einfluß auf die Staatsbehörden 
durch Wahlrecht. Nur vier von jenen Geſellſchaften hatten aus frühern Jahrhunderten ihr Be 
fugniß bewahrt, die wier ſchon ofen erwähnten Venner oder Bannerherren zu wählen, aber war 
aus ſolchen ihrer Zunftgenoflen, die ſchon Glieder ded Großen und Kleinen Rathes waren. Aller: 


dings erwählte over ergänzte ſich Die fonveräne Vehoöͤrde nicht unmittelbar felbit, fonbern ed ge | 


ſchah dies durch eine Commiſſion von 46 von jenen Zünften bezeichneten Gliedern ved 
Großen Raths vereint mit den Gliedern des Kleinen Raths; alſo von einem jährlich abgeänber 
ten Ausfhuß der oberfien Staatabehbrde. Doc durfte dieſer Ausſchuß ſchwerlich es wagen, eine 
der patriciſchen Bamilien durch Verſtoßung eines Ihrer Glieder zu kränken. So ward zuick 


. Alles nur Formenwerk ober felerliches Spiel. Der Große Rath wurde alljährlich wieder befä- 


Nigt in der @liebergaßt, Die er eben hatte. Durch Top ober Berziätiehtung eriebigte Bläpe def 
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felßen, bie in den erſten Schrhunberten ber Republit alljaͤhrlich wieder beſeht werden mußten, 
Urß man fpäterhin jo lange leer, bis deren etwa BO offen geworben waren. Schritt man fobanı 
endlich zur Ergänzung, fo ernannte jeder der beiden Schulthelßen, jedes von ben Mitgliedern 
des Kleinen Raths und ver Gommiſſion der Sechzehner, der Staats⸗ und Gerichtsſchreiber, der 

Grobweibel und Rathhauemann, jeder für ſich einen regimentsfähigen Bürger zum Mitglied 
des Großen Raths; es verneht ſich einen Verwandten oder ſonſt Begünftigten. Die allgemeine 
Genehmigung des Ernannten erfolgte ohne Unſtaͤnde. So wurben die meiſten von ben leex⸗ 
gewordenen Blägen beſetzt. Bür bie übrigen zog man eine Art Loos fiber die Reihenfolge, in 
der die Wahlfähigen zur Wahl kamen, die dann, nad; Entfernung ver Verwandten, von ben 
Wählern durch offenes Mehr entſchieden ward. 

Solche Schöpfung neuer Rathsherren gehörte jedesmal, wie man leicht denken kann, zu den 
großen Greigniffen der Republik ober eigentlich des Patrieiats. Denn die Erhebung in Rang 
und Genoſſenſchaft des Souveränd, bie damit verbundene Ausficht auf lebenslänglihe Würbe, 
bleibenden Einfluß und reichlich elntragende Amter waren Feier Familie gleichgültig. Man 
tonnte ven Empfang eines „Baretli“ (Name der Kopfbedeckung des Rathsherrn) immer auf den 
Werth von 30—40,000 Bernpfund anfchlagen. (Manche der 55 bis 65 Landvoigtelen, ie nur 
von Gliedern des Großen Rathes verwaltet werben konnten, warf nad) ſechs Jahren, auch bet 
alfem damit verfnüpften, wicht geringen ſtandesmäßigen Aufwande, noch ein Erſparniß von 
20—30,000 Thlrn. ab). Und mehr denn ein in Glüdsumfländen zurüdgefommener Wahl: 
herr gewann feiner Tochter einen reichen Bräutigam, wenn er Ihr zur Ausſteuer das „Baretli” 
mitgab. 

Somit waren die wichtigſten Würben, die einträglichſten Hınter Erbgut oder eine Art Fidei⸗ 
eommiffes weniger Familien ber Stadt geworden. (Im Jahre 1785 zählte man ver fogenann: 
ten „vegterenden Familien“ nur noch 69). Die übrigen Bärgergefchlechter ver Stadt, deren 
Borfahren fiir Eroberung ber unterthänigen Landſchaften ihr Shit auf Schlachtfeldern vergoffen 
oder zum Ankauf großer Herrfchaften ihr Geld beigefteuert Hatten, fanden vom Genuß der Ern⸗ 
ten deflen verbrängt, was von ihren Afmen gegründet worden. Sie hießen zwar noch Bürger‘ 
und fogar regierungsfähige, twaren aber nit Stanveögliever, das heißt lieber des Staats 
(ober Standes, de !’Etat), wie man die Genoſſen der ſelbſtherrlichen Gewalt nannte; konnten ed 
auch nicht, oder nicht leicht werben. ; 

Was man immerhin gegen Gerechtigkeit ober polttifchen Werth eines ſolchen Organidmus 
der höchſten Gewalt, und nit ohne Grund, einwenden möge: fo bleibt doch gewiß, daß, mit we⸗ 
nigen Ausnahmen, andere Staaten feinen eblern Anfang und Bortgang ihrer Innern Ausbil: 
dung gehabt haben; daß überall, wie hier, Ein zelne zum Vortheil ihrer Geſchlechter eigene Übers- 
legenheit an Reichthum oder Tapferkeit ober Talent benngten, den Staat zum dienſtbaren Mit 
tel ihres Hauszwecks zu machen; und daß ihr ſelbſtſüqctiges Thun mit der Culturſtufe des Zeit⸗ 
alters, mit dem vorhandenen Bedürfniß des Volks übereinſtimmte oder daraus hervorging. 

Denn nichts iſt natürlicher, als daß In einem urſprümglich freien Gemeinwefen ausgezeich⸗ 
nete Mitbürger in Friedens⸗ und Kriegögefhäften vorangeſtellt und zu Fräftiger Leitung ver— 
ſelben mit Gewaltmitteln und Vorrechten ausgeruſtet werben, die ihrem Amt, nicht Ihrer Perſon 
gehören. Amtevorrechte find in jeder bürgerlichen Geſellſchaft naturnothwendig; ohne fie ift 
kein Amt vorhanden; find daher auch feine Ungerechtigkeit gegen bie bürgerliche Rechtsgleichheit 
tm Staate. Aber in biidungsarmen Ländern ift es den Söhnen der Vornehmern leicht, bie Über» 
legenheit ihres Vermoͤgens ober ihrer Geiſtesbildung zu befaupten ober zu erweitern. Der 
Enkel ver Heldenahnen, durch Ruhm von deren Tapferkeit oder Tugend begeiftert, will derſelben 
wicht unmwürbig baftchen. Gewohnheit oder Stolz des Volks, Söhne berühmter Geſchlechter an 
ſeiner Spige zu fehen, umringt deren Namen, an die ih große Grinnerungen Enüpfen, mit 
abergläubiger Ehrfurcht. Alles bietet dem Ehrgeize der Vorangeftellten die Hand, um das 
Staattamt zum erblichen Familiengut und dad Amtsvorrecht zum Bamilienvorrecht zu ver= 
wandeln. 

So enifland, bei nöthiger Klugheit, oft ohne Gewalt, ſchrittweis und unbemerkt, oft anf 
geſetzlichem Wege, in Bern wie anderbwo vie Erbberechtigung einzelner Geſchlechter zur aus⸗ 
ſchließlichen Theilnahme an Ausübung der Höchften Staatsgewalt; eine Ariftofratie im üblichen 
Einne des Wortes. 

Alle Ariſtokratien waren, gleich Bern, urſprünglich wol freie Volksſtaaten (Demokratlen) 
wit vollkommener Rechtsgleichheit ihrer Bürger. Die melſten find dies auch für ſich ſelbſt waͤh⸗ 
rend ihrer Blůtezeiten in Ihrem Innerſten geblieben, une nur in Bezug auf Bänder und Unter⸗ 





50 Ber 


thanen, welche fie durch Krlegeglück, Erbſchaft oder Kauf an ſich bradten, ſtanden fle als Arifto⸗ 
kratien da. So waren vor Zeiten die Bürgerfchaften der oberherrlichen Schweizerſtädte gleich 
Bern innerhalb ihrer Ringmauern wirkliche Demokratien und ſo frei, ſo ſtaatsbuͤrgerlich gleich 


unter ſich, als jemals Uri, Schwyz und Unterwalden. Hinwieder waren dieſe letztern in Bezie⸗ 


Hung auf ihre Unterthanenländer jo vollkommen ariſtokratiſch, als es je Bern, Luzern, Vaſel 
ober eine andere freie Stadt Deutſchlands und Naliens geweſen fein mag. 

Rom, Venedig, Genua u. a. haben bewiefen, daß die Ariftokratie ebenfo wol zur Grim- 
dung großer Reiche geeignet fei als die Monarchie. Die ariftofratifche Regierungsform vereint 
in ih Unternehmungsgeift, concentrirte Kraft und Geheimnif einer fürftliden Regierung mit 
ter begeifternden Zreiheitöliebe und jedes Opfers fähigen Vaterlandsliebe der Republikaner. 
Solange die Ariſtokratie biefe Tugenden und Vorzüge in fi) bewahrt, dauert ihre Blütezeit. 

Die Bürgerfchaft von Bern, welche im Anfange bis gegen Ende des 13. Jahrhunderts nur 
mit großer Mühe ihre Reichsfreiheit behauptet hatte, gemann endlich in ven ewigen Sehen mit 
ihren Nachbarſtaaten Waffengewandtheit, Kriegerftolz und Kriegermuth. Der Sieg am Don- 
nerbühel (im Jahre 1294) über die Anhänger des Hauſes Habsburg legte den erften Grund 
ur größern Grweiterung ihres Machtkreiſes. Die Burgen bes benachbarten Adels wurben eine 
um die andere erobert und deren Gebiete dem Gebiet ver Reichsſtadt einverleibt; andere Land⸗ 
ſchaften wurden duch Kauf oder Pfandfchaft erworben, wenn deren Oberherren Geldnoth Kitten. 
Jeder Bürger fleuerte dann willig und ſtolz dazu von feinem Eigenthum. Ein halbes Jahrhun—⸗ 
dert folder Ihätigkeit reichte hin, Bern mit Furcht oder Eiferſucht fümmtliher Nachbarſchaften 
zu umtingen, bie defien wachſende Größe fahen. Zum Untergang Bernd verſchworen fand der 
Nachbarn vereinte Macht den eigenen in der Schlacht bei Laupen (im Jahre 1339), wo fie der 
Todten und Verwundeten fo viel hatten, als die Reihöftabt mit den wenigen Bundeögenoffen 
kaum Streiter in ihrer Heinen Heerſchar zählte. Glück und Ruhm bahnten dem jungen Breis 
float den Weg zum ewigen Bund mit ven freien Walpflätten im Gebirge (1353), denen fi 
ſchon Zug, Glarus, Luzern und Züri angefchloffen hatten. Bon da an gehörte Bern zu den 
Eidgenofſen, theilte mit ihnen alle Schidjale und fand inmitten diefer Bundesbrüder gebor- 
gener denn je zuvor. Durch Beute, durch eroberte oder erfaufte Herrſchaften und durch kaiſer⸗ 
liche Gnaden an Reichthum, Rechtſamen und ftreitbarer Mannſchaft gewachſen und fortwährend 
wachſend, koſtete es der kriegeriſchen Republik endlich geringere Mühe, in fpätern Zeiten große 
Landſtriche zu unterjochen, als in frühern ein armſeliges Raubſchloß. Sie verdoppelte im Jahre 
4415 duch Eroberung des Aargaus die Größe ihre Landgebietd und entriß im Jahre 1536 
dem Herzoge von Savoyen, der in alter Zeit ihr Schirmherr geweſen, das weite ſchoͤne Waadt⸗ 
land am Lemanerfee, E 

Die Staatöklugheit der berniſchen Ariftokratie in jenem Zeitalter tft nicht minder achtungs⸗ 
würdig als ihre Tapferkeit. Im Zeitraum von britthalbhundert Jahren hatte ein Stäptlein, 
welches anfangs kaum über eine Gevtertmeile eigenen Bodens befeffen hatte, viefen Raum ums 
Zwei⸗ bis Dreihundertfache vergrößert. (Man berechnete ven Flaͤcheninhalt des Cantons auf 
236 Meilen im Geviert). Es hatte ſich Völkerſchaften ver fruchtbarſten Ebenen und der rauhe⸗ 
ſten Gebirgsthaͤler, gewerbige Städte und halbwilde Hirten der Hochalpen unterworfen; Volker⸗ 
ſchaften, verſchieden in Sprachen, Sitten, Erwerbsmitteln, gefhichtlihen Erinnerungen und 
buͤrgerlichen Einrichtungen. Bern wußte ſie alle unter ſeiner Herrſchaft mit ihrem Looſe durch 
die einfache und glückliche Maßregel zufrieden zu ſtellen, daß es nichts an Ihren oͤrtlichen einander 
oft entgegengefegten Übungen, Bräuden und alten Rechtfamen änderte. Die Unterthanen hat⸗ 
ten nicht die altgewohnten Zuftände, fondern nur den Namen ihrer bisherigen Herrſchaft ge: 
wechſelt. Die Befammtheit der verſchiedenen Landſchaften mit ihren Orbnungen und herkoͤmm⸗ 
lichen Freiheiten beftand in einem Quafifdderalismus nebeneinander, und Bern war der Kno⸗ 
ten des Bundesbandes, daß fie alle zur Einheit verfnüpft hielt. In gewöhnlichen Zeiten wurden 
keine Abgaben als die von jeher üblichen erhoben, welche meiftend in Ohmgeldern, Zehnten, 
Grundzinfen, Handänderungdgebühren u. f. w. beſtanden. Der Staat hatte außerdem vom Er⸗ 
trage feiner Domänen, .vom Monopol des Salzhandels, von Poften, Zölten u. |. w. mehr al 
hinreichende Einkünfte. In der Menge feiner durchs Land zerftreuten obern und untern Beam: 
ten und Angeftelten, fowie im Anfehen der auſtändig befolbeten Geiſtlichen, fand er überall Lob⸗ 
ober Schugrebner und umfomehr, ba diefelben indgefanmt ober größtentheil® Söhne der aber: 
berrligen Stadt waren. . 

Wie In der Monarchie der Ruhm bes Throns und die Ehre des Mannes, wie in der Demo⸗ 
kratie Gleichheit ver Rantshürgerligen Rechte und Pflichten, ober in ber Theokratie bie Unver: 
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lepäbarkeit des Glaubens das belebende und bewahrende Prineip des Staates ift: fo iſt es in der 
Ariſtokratie die Heiligkeit und Unwandelbarkeit altherkoͤmmlicher Recptöverhältniffe der Stände 
und Ortſchaften. Die Ehrfurdt ver dieſen beftchenden und dur Gewohnheit über alles theuer 
gewordenen Rechtsverhaͤltniſſen war feit den legten Jahrhunderten in allen Gantonen ber 
Schweiz fo duchherrfhend und unbezwingbar geworben, daß das Leben ver Cidgenoſſenſchaft 
felbft darin erflartte; daß die thörichtften, oft ſchaͤdlichſten Nechtfane und Freiheiten ver Ortfchafz 
ten, bloße Splitter ber Freiheit, für bie Freiheit ſelbſt galten; daß, ſtolz und eiferfügtig auf 
diefe befondern Rechte, fich überall Dörfer und Städte, Negenten und Regierte, Gantone und 
Gantone mit argwöhnifchen Bliden beobachteten, und daß bie weiſeſten Entivlirfe zu Verbeſſerun⸗ 
gen, fei es in den öffentlichen Einrichtungen ber Gantone ober ihres Bundes, oder in einzelnen 
Dörfern und Stäbten, jelten ober gar nicht ausführbar waren. So geſchah, daß zulegt, im 
18. Jahrhundert, als ji ringsum das Staatsleben der übrigen Rationen Guropas edler und 
freier entfaltet Hatte, Die Schweizer in ihren uralten, einander befhräntenven und höhnenben 
Verhältniffen und verworrenen Formen bangen geblieben waren; daß die Eingenoffenihaft 
unter ven übrigen Staaten Europas gleidy einer aus der Vorwelt hewahrten Mumie daſtand, 
die u der erſten Berührung vom Schwert des Fremdlings nothwendig in Staub zerfallen 
mußte. - 

In Bern ward das Princip der ariftofratifchen Regterungsform Iange Zeit mit Genauig⸗ 
keit beobachtet, daher uhter den Patriciern gegeneinander demokratiſche Rechtsgleichheit; hin⸗ 
wieder zwiſchen ihnen und den Unterthanen Unantaftbarkeit des oberherrlihen Rechts der Stadt 
Bern über dad ganze Land, andererfeitöinverlegbarkeit ver Rechtfame und Freiheiten der unter⸗ 
thänigen Städte und Ortſchaften. Jede Sünde dagegen, das heißt jede Neuerung (ein Wort, in 


der Mriftofratie gleichbedeutend mit Ketzerei in der Theokratie) warb, das fühlte Jevermann, - 


zum zerſtoͤrenden Rütteln an den Grundpfeilern des Adelsſtaates. Daher Eonnten feinem Unters 
than, und hätte ihn die Natur mit ven glänzendften Cigenſchaften ausgerüftet gehabt, im Staatd= 
und Heerwefen andere ald die tiefften Stellen angewiefen werben. Hätte man in regierungs⸗ 
berechtigten Bürgern der Hauptſtadt einigermaßen gleichgeflellt, fo war der Schritt nit mehr 
groß zur völligen Demokratie über ven Trümmern ariſtokratiſcher Formen. Als das alte Rom 
fein Bürgerrecht über Italien ausdehnte, ging die Ariftofratie der Stadt unter. Es mußte von 
da an ein Volksſtaat oder Kürftenflaat entftehen. 

Es ſchonte Bern mit kluger Vorſicht aus eigenem Intereffe die Rechtſame und Freiheiten 
der unterthänigen Landſchaften. Gewaltthätig vernichtete es keine derſelben, es wäre denn etwa 
unter dem Vorwande der Beſtrafung geſchehen, bei verweigertem Gehorſam, oder bei einem 
förmlichen Aufſtande, wie im Oberhaßli zur Zeit der kirchlichen Reformation (im Jahre 1528) 
oder im Aufrubr,ver Bauern im Jahre 1653, als Bern ven Werth ver Scheidemünze um bie 
Hälfte herabgejegt Hatte. Lieber ließ man da und hier gewifle Anſprüche und Ortsrechte nah 
und nach außer Übung fommen, bis fle vergeflen waren und der Staat in vie offene Lücke fein 
hoheitliches Recht einſchieben fonnte. Denn dies Hoheitsrecht immer mehr gegen die Municipals 
ftädte und Landſchaften des Cantons, wenn auch langſam, aber um fo ſicherer zu erweitern, blieb 
ſte hende Regierungsmaxime. 

Dieſelbe Maxime war auch im Laufe der Jahrhunderte von den vornehmern Buͤrgergeſchlech⸗ 
tern der Hauptſtadt gegen bie übrigen mit @lüd benutzt worden, fi erbliche Vorrechte zur Herr⸗ 
ſchaft feſtzuſtellen. So nur Eonnte ſich im Schoofe der Ariſtokratie allgemach und über fie em⸗ 
Por jene höhere neue Ariftofratie von wirklich „regierenden Bamilten” erheben, beren oben Er⸗ 
wähnung geſchah, d. I. eine förmliche, nicht durchs Geſetz, ſondern durch Übung und Kunſt ges 
ſchaffene Dligarchie. Dies war der Höhen- und Wendepunkt des berniſchen Adelsſtaates. Bon 
nun an aber ſank er. 

Die mismuthige Eiferſucht der untern Bürgerelaflen, welche von der Thellnahme am ges 
meinen Wefen zurüdgevrängt fanden, oder fi der Rechte ihrer Altworbern erinnerten und nur 
dur Bunft gnädiger Herren und Obern zu untergeorbneten Amtern gelangen konnten, bewirkte 
bei ven Herrſchergeſchlechtern jenen politifhen Argwohn, jenes firengete Feſthalten an äußern 
Formen, jene richterüche Härte bei leifefter Verlegung berfelben, wie man überall in Oligarchien 
zu finden gewohnt iſt, die ihrer Auflöfung entgegenteifen. Man ſuchte, was durch Gewohnheit 
ober inneren Werth nur noch mühfam aufrechterhalten werben konnte, durch todtes Geremoniell, 
breite Titulaturen, firengere Sonderung der Stände, ſtolzern Ton der Höhern gegen bie Unter⸗ 
gebenen zu firmen. Anbererfeits bewachte ſich die Zahl der Regierungäberehtigten und ihrer 
Familien wieder gegenfeitig mit der nämligen Biferfucht, mit der fie von den niebern Bürgers 


/ 


. 


ur Ben 


gefchlechtern beobachtet wurbe. Man wollie mmter fich ſelbſt aiches Gervorragenbes dulden, fons 
dern Gleichheit. Nur das Amt gab Ehre, das überwiegende Talent ward gefürchtet. Der burg 
Wiſſenſchaft und Verdienſt ruhmreich gewordene Rame eines regierungsberechtigten Mitbür⸗ 
gers ae nur Neid erwecken und Burüdfegung over heimliche Verfolgung des Juhabers zur 
Felge 5 
So entwickelte Äh zu Bern under den verſchiedenen Übftufungen dee Bürgerfchaft toteriiche 
Spannung, eine Unbehaglichkeit des Zuſtandes, weiche lange Zeit keinen Laut wagte. Aber fie 
herrſchte ſchon feit Aubeginn des vorigen Jahrhunderts, und weder die Treue ber Staatsver⸗ 
waltung noch bie xedlichſte Gerechtigleitspflege konnte mit dem Zwange der bürgerlichen Ber: 
Yältniffe verſoͤhnen. 
Arbelsherrfchaft hat überall mit Prieſterherrſchaft gemein, daß eine wie bie andere durch 
Überlegenheit an Geiſtesgaben, Cinſichten und Reichthümern Cinzelner über bie Menge ents 
ſpringt und fortpauert; aber nothwendig untergeht, ſobald jene liberlegenheit neben ver 
böhern Bildung und Kenntniß bed Bolfs und ueben Gewerbfleiß und Reichthum der Unter 
thanen verſchwindet. Darum ſucht vie Hierarchie zu ihrer Selbferhaltung zwar nicht ben ir⸗ 
diſchen Reichthum der Untergebenen (denn die Kirche hat ihn nicht zu fürchten; fle felhR nimmt 
davon freiwillig gebotene Opfer in Fülle an), wol aber vie oͤffentliche Erziehung und Belehrung 
der Menge zu hindern, damit fie am alten Glauben, diefer Baſis der Prieſtergewalt, Fefthalte. 
Die Ariftokratie aber fieht fowol im Wachsthum des Wohlftandes als der Aufklärung ihrer 


‚ Nnterthanen gleich gefährliche Beinve. Daher ſindet man auch Adeléherrſchaft wie Prieſter⸗ 


herrſchaft voll gleicher Furcht vor dem emporgehenden Beifte bes Jahrhunderts; beide jieht man 
überall Hand in Hand gegen ihn ind Feld gehen und ſich gegenfeitig unterftügend; beide haben 
auch, wenn ihr Untergang herannaht, als legten, wennſchon zweifelhaften Bunbeögenoffen nur 
den unwiflenven, eigenthumsloſen Poͤbel. Die Monarchie wie die Demokratie, den verfchiebenen 
Stufen entſprechend, welde die Nationen im Kortfchritt ihrer Geſittung betreten können, finden 
dagegen in der vielfeitigften Entwickelung des geſammten Volks ihr Wohlfein, ihre Stärke ; weit 
entfernt, Reichthum oder Cinſicht und Geiſtesbildung der Nation zu ſcheuen, werben biefe das 
großlohnende Ziel ihres Strebend. Darum find die monarchiſche und Die demokratiſche Staats⸗ 
form naturgemäper, weil fie nicht für ihre Selbfterhaltung zu naturwidrigen Maßregeln Zu⸗ 
flucht nehmen müffen, 

Man bemerkte im Canton Bern, wie in andern ſchweizeriſchen oder italieniſchen Ariſtokra⸗ 
tien, Vernachläſſigung des Volkaunterrichts. Die Schulen des Landes blieben ohne Ukters 
flügung. Dagegen ward in ber Hauptſtadt für Bildung und Unterridt der Söhne von patri⸗ 
ciſchen und bürgerlichen Kamilien kein Aufwand gefpart. Man befchränkte vem unterthänigen 
Bolte nicht nur die Preßfreiheit, fondern auch die Leſe- und Lehrfreigeit; erlieh Bücher⸗ um 
Beitungsverbote und warnte vor dem Gift der dffentlien Belehrung, vor dem Gelüſte nad 
„Neuerungen“, vor den „Gefahren ber Aufklärung‘. 

Im Allgemeinen Herefäte mäßiger Wohlftand unter ven Landleuten, neben vieler Armuth 
Man wagte ebenfo wenig, jenen allzu fehr zu befoͤrdern, als dieſe gründlich zu vermindern. Man 
gab Anorbnungen, den Dürftigen durch Almofen und Armenfleuern in den Gemeinden zu hel⸗ 
fen, wodurch nebenbei das Vermögen ver Hablichern gefhwädt und bie Bettelei der Arbeits 
ſcheuen geförbert wurde. Dan ſcheute ſich Cinrichtungen aufzuheben, durch welche in den Ge⸗ 
meinden bie Verarmung fortſchritt. Wan ſah Fabriken und große Manufacturen im Laude mi 
Ungunſt und Widerwillen eniſtehen. Wan ſah nicht ohne Verdruß, ver ſich in folgen Spott 
halite, das Aufftreben ver freiern Munictpaffläbte, tie Laufanne, Aarau, Thun, Burgdorf 
af. w. Man Häufte ald todies But in Schatzkammern Tonnen Goldes oder legte fie in Die Eug⸗ 
liſche Bant, ftatt fie vem eigenen Rande fruchtbar zu machen. Statt innere Gebrechen zu hellem, 
ſuchte man fle im Glanze einer zur Schau geftellien Magnificenz der Oligarchie vergeſſen & 
machen. Es offenbarte fi) hier, wie in Venedig, Genua und ausern ähnliden Staaten, 


‚gleiche Axt von Staatellug heit und Handlungsweiſe, vie zulegt Altes verderben — 


Denn ver überall ji fortbildende Geiſt des Zeitalters ließ ſich nicht beſchwoͤren und bannen; 
Vermoͤgen und Reichtham einzelner Unterthanen nicht vernichten; Verbreitung von Wiſſen⸗ 
Fhaftligkeit und Kenntniß bei dem wohlhabenden Theile der Cantonsbewohner nicht aufhalten, 
während die patrieifihe Jugend, vermöge ihrer Geburt der Verſorgung in Staatsamtern ſicher, 
Häufig bie ihr gewibmeten — — vernachlaſſigte und dagegen Die Orte erlaubter 
ober ee Luſt mit Eifer befuchte. 

Auf viefe Weife verlor bie Beraifte Meifotsatie zu ihten Untertanen bad — 
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Mauern und Vollwerle eutgegenbaute. Es Sich fruchelod, bei ſortwucherndem Sittenverderbnißz 
ber Hauptßadt bie alte Binfakt und Bucht der Vorſahten durch Aufwandgefetze und Sitten 
wandte zu verjüngen, Kleiderorduungen zu erfünfteln und die Frechheit der Unzucht mit Ges 
fegen zu gügeln. Man ſtiftete, um den Famllienreichthum einigermaßen zu bewahren, Fidel 
comndle ımb Famillenkiſten; aber biefe konnten weber das Berarmen der Einzelnen verhüten, 
noch den Wohlſtand derer vergrößern, die fh des Gewerbfleißes fhämten und vorzogen vom 
Regieren zu leben, oder von Dffizierftellen in fremdem Kriegsdienſte Einklinfte zu haben ges 
wohnt waren. : 

Eines der erften furchtbarern Symptome der noch immer verleugneten Staatskrankheit war 
in her Mitte des vorigen Jahrhunderts (1748) die bekannte Henzi'ſche Verſchwoͤrung. Sie 
warb zu guter Zeit verrathen, und wenn auch nit ganz ohne Gerechtigkeit, doch Mit einer an 
—e grenzenden Härte beſtraft. Dan erfuhr zu fpät, daß die, deren Haͤupter auf dem 
Blntgerüft fallen mußten, weber Urheber ves verwegenen Unternehmens, noch Billiger der dabel 
enzuwendenden ruchloſen Mittel geweſen waren. 

Died Ereigniß erwedte aber ſelbſt in Bern ernſteres Nachdenken über die Lage der Ariſto⸗ 
kratie. Man fing an, einzelne Übelftäne zu verbeffern, ven hochfahrenden Ton gegen tlefer⸗ 
Behende Mitbürger zu mäßigen, ven Unterfiien zwifchen Adeligen und Bürgerlichen damit zu 
mildern, daß man ber Bitelfeit der legtern geftattete, als Bürger der Haupiſtadt adelige Titel 
zu führen; bie regierenden Geſchlechter nie unter 72 durch Auäfterben vermindern zu laflen, 
ſondern fie fogleich duxd) neue Annahmen zu ergänzen; von Zeit zu Zeit auch von den reichſten 
Untertdanen Einzelnen ind berniſche Bürgerrecht Zutritt zu geftatten. Aber Grundverbeſſerun⸗ 
gen vorzunehmen warb theild aus Furcht vor allzu großen Erfchütterungen, theild aus Cigennutz 
und Stolz derer nit gewagt, welche in 1014 bürgerkihen Stantsämtern, faft ohne Mühe und 
oft ohne Verdienſt, Anfehen und bequemen Lebensunterhalt gewannen, ungerechnet die, welche 
im fowveränen Rath der Zweigundert das Land, oder in geiſtlichen Pfrlinden und Lehrftellen 
Gewiſſen und Meinungen regierten. 

Mithin verharrte dennoch Alles und im Allgemeinen in jenen Zuſtänden, melde für ein 
anderes Zeitalter, für andere Menſchen und andere Beblirfniffe geſchaffen worden waren und 
aun unverfehrt unter Berhältniffen aufrechterhalten werden follten,, die ihnen fremd entgegen= 
Randen. Was man noch zum Lobe des alterthfimlihen Staatsweſens aufrihtig hervorhob, galt 
weniger deſſen wirklichem Werth, fondern war Verdienſt und perfönliche Tugend derer, welche 
die Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten Hatten. Aber die melften der Iegtern waren leider 

nicht fowol durch den Geift des ihnen gegenwärtigen Jahrhunderts, nicht Durch das Beiſpiel der - 
fortfchreitenden Entwickelung der Völker und kräftig entfalteten Fuͤrſtenreiche zu Staatsmaͤnnern 
sebildet worden, ſondern nur durch Gewohnheit, Herfäömmliche Sitte und Ubung zum Stauts= 
geſchäfte abgerichtet, wie Moͤnche in Kloſtern, unbekümmert um bie Verſchiedenheit des 18. vom 
8. Jahrhundert, mechaniſch die Regel ihres Ordens aus dieſem befolgen. 

Wieder erwachſene Mann ſich im beibehaltenen Knabenkleide beengt fühlt, fo fühlte fi 
eine Menge von Bürgern in der Stabt wie im ganzen Canton Bern durch hergebrachte Ord⸗ 
mungen, Ginrihtungen und Satzungen beſchränkt und gedrückt, melde jede freiere Entfaltung 
der Lebensthätigkeit, felbft die Wahl der Lebensbahn hemmte. Nicht die Beſtimmung, welche vie 
Natur mit ihren Gaben oder das Gh mit feinen Bhtern dem Unterthan anwies, Fonnte bie 
feinige werben, fondern welche Zufall der Geburt feinem Stande anwies. Der weite Spielraum, 
welchen die Breiheit monarchiſcher Unterthanen zur gemeinnlgigen Entfaltung ihrer Kräfte ges 
oͤffnet Hält, blich dem Unterthan ver Ariftofratie verichloffen. Daher Reibung und Misbehagen 
zwiſchen den nerfchienenen Abftufungen der Bürger in der Hauptflabt, und wieder zwiſchen ber 
Sawptflabt und ben aufblühenden Städten des Kantons, und wieder zwifchen biefen und ven 
Bewohnern der Flechen und Dörfer. Weder warb dem Gewerbfleiß großartige Aufſchwung, 
noch Dam Genie und Talent, wenn ihm felbft Suropa Bewunderung zollte, angemefjener Wir⸗ 
kungskreis geftattet. 

Während ſich Ortſchaften, Stände und Privatperfonen —— oder ſelbſtfüchtig aus: 
einander zogen, und das Geſetz der Oligarchie nicht durch Liebe und Überzeugung des Volks, 
ſondern durch zwieſpaltiges Intereſſe oder durch Gewohnheit allein noch geftützt war, erſchlenen 
hie Tage der franzoͤſiſchen Gtaatsummälzung. Da wankte, da brach haltungélos das Ganze 


ammen. 
Die Regierung von Bern kounie im bevorſtehenden Kampfe mit Frankreich um ihr Daſein 
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nur noch mit Zuverlaͤſſigkelt auf die Bürger der Gauptflabt, auf bie Thaͤtigkeit Ihrer Benueken, 
auf die Wirkfamkeit ver Pfarrgeiſtlichen und auf die Entſchloſſenheit des von dieſen begeiſterten 
Landvolks zählen, welches übrigens In feiner Unwiſſenheit mehr an den Schug feines Cigen⸗ 
thums und feiner oͤrilichen Rechtfame, als an Vertheibigung einer Staatsordnung date, die 
es nicht Fannte, over an Befhirmung von Herren und Obern, an denen es bei deren Menge nicht 
mit jener perſoͤnlichen Liebe hing, wie das Volk einer Monarchie an ber Berfon eines tugend- 
Haften Fürften. 

Bern hatte die Ahnung vom Untergange feiner Hoheit. Der Große Math der Republit 
ſchwankte, miöhellig in ſich felber, zwiſchen Maßregeln trogiger Verzweiflung und furdtfamer 
Nachgiebigkeit. Waadt und Aargau drohten Abfall. Zu ſpät ward Amneftie für die ſchon im 
Sahre 1790 verbannten Waabtländer erklärt, welche für Reform der Staatöverfaflung oder 
für bie verlegten Rechte ihrer Städte geſprochen hatten. Zu fpät (31. Ian. 1798) vereinigte wer 
fouveräne Rath der Zweihundert aus den Unterthanen 52Repräfentanten mit fh, um durch fie das 
Volk enger an ſich zu ziehen. Zu ſpät wurden Heermaſſen gefammelt und bewaffnet, um ben 
durch die Waadt und über Biel anrüdenven franzoͤſiſchen Brigaden Wiverftand zu leiften. Alter 
perfönlicde Muth der bernifhen Milizen konnte ihren Mangel an Kriegszucht nicht erfegen. 

Der ungleihe Kampf Berns gegen Frankreichs andringende uͤbermacht begann (2. März 
41798). Verwirrung herrſchte aldbald im Lager wie im fouveränen Rath ver Republik, Die 
Regierung legte, zwei Tage nad) Beginn des Krieges, ihre Stantögewalt in die Hände des Volle 
nieder, und die Hauptſtadt eröffnete am folgenden Tage (5. März) ihre Thore den feindlichen 
Siegern, welde nun die vergeblich gefammelten Tonnen Golves der Schatzkammer zur Grobe 
zung Agyptens entführten, Nikolaus Friedrich v. Steiger, der legte Schultheiß des Staats, ein 
fiebzigjaͤhriger Greis, war auch ber legte Held und Mann der altberniſchen Ariſtokratie. Nach⸗ 
dem fein unbeugſamer Muth nichts mehr m Rath der Zweihundert vermocht hatte für den Ruhm 
des alterthümlihen Staats zu leiſten, weihte er ſich im echtritterlichen Geiſte der Ahnen dem 
Tode fürs Vaterland auf dem Schlachtfelde. Und als ihn auf dem Wahlplatze im Grauholz auch 
der Tod vermied, zog er freiwillige Verbannung in fremdes Land dem Leben auf dem entweihten 
Boden der Altvordern vor. Er ſah ſein Bern nicht wieder. 

Aufgeloͤſt in die Maſſe einer Helvetiſchen Republik, in welcher Waadt, Aargau, Oberland 
und Bern mit den nächſten Bezirken beſondere Beſtandtheile oder Cantone bildeten, Bern ſelbſt 
einige Jahre lang Hauptſtadt der Schweiz ward, verloren ſich die Schickſale dieſer Beſtandtheile 
in den Schickſalen der übrigen ſchweizeriſchen Landſchaften. Von Seiten der vormals patriciſchen 
Familien fehlte es indeſſen nicht an fortwährenden Aufſtiftungen. Parteien ſtanden gegen Par⸗ 
teien, bis Napoleon zu Paris (Hornung 1803) zwiſchen ihnen vermittelte. 

Wie die übrigen Cantone, unterwarf ſich Bern dem Spruche des Vermittlezz; das Volt 
um fo lieber, weil alle Vorrechte der Hauptſtadt und des Patriciats audgeldfcht blieden. Aargau 
und Wandt, ſchon im Jahre 1798 vom Canton Bern abgetrennt, empfingen unter eigener Ber 
faffung ſelbſtaͤndiges Staatöleben, gleich den andern Beftandtheilen des Bundesvereins ber 
Schweiz. Die Familien ver alten Dligarchie ergaben fi murrend zwar in ein Schickſal, dem fie 
weder irgendein Recht noch irgendeine Gewalt entgegenfegen fonnten. Aber fie gaben fowenig 
Wunſch ald Hoffnung zu einem allgemeinen Umſchwunge der Dinge und zur Wieverauferftehung 
ihrer vormaligen Herrlichkeit auf. 

Daher, ald das Waffenglück von Napoleon’ Fahnen endlich wi und die Heere des ver⸗ 
bünbeten Welttheild den Rheinufern und Schweizergrenzen nahten (1813), wurden bie Hoff: 
nungen der Miövergnügten lebendiger, ihre Entwürfe -verwegener. Die vreitägige Völker⸗ 
ſchlacht in den Feldern von Leipzig follte, mit der Befreiung Europas von einer Univerſal⸗ 
monardjie, die reihöftädtifhen Majeftäten der Schweiz herftellen. Einzelne Männer, aus Adels⸗ 
gefhlehtern von Bern und Graubündten, in Waldshut vereinigt, pilogen ohne Vorwiſſen der 
Zagfagung mit dem Oberfeldherrn der öfterreichifhen Truppen Verkehr und betrieben den 
a. derſelben in die Schweiz, die, vergebens in Waffen, ihre neutrale Stellung feier 
proclamirte. 

Der Einmarf der Hſterreicher erfolgte; es war nur um friedlichen Durchzug derſelben 
nad Frankreich zu thun. Aber anders ſpiegelte die ariſtokratiſche Partei in Städten und Ländern 
den Zweck vom Erſcheinen diefer Heerhaufen vor: e8 müfle die Cidgenoſſenſchaft nad) den Gruud⸗ 

Eim des vorigen Jahrhunderts wieverhergeftellt werden. Sobald man in Bern die Fahnen 
ſterreichs erblickte, ward die Napoleoniſche Bermittelungsurfunde vernichtet, die Megierung 
geforengt, eine proviſoriſche aus dem Patriciat hingeſtelit, welche alsbald die Unterwuͤrſigkeũ 
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der Cantene Aargau und Waadt ſowie Rechenſchaft von deren Regierungen über ihre biöherige 
Verwaltung foberte. Waadt und Aargau wiefen, flatt der Antwort, 20,000 Bayonnete, die 
gegen ben unbejonnenen Stolz des Stadt Bern ober ihrer neuen Herren gerichtet waren. Bern 
erſchrak. Selbft im eigenen Canton warb Unruhe laut. Die Thäler des Oberlandes geriethen 
in Gahrung (Auguft 1814). 

Die Einfihtöyollern unter ven Patriciern, welche ih unter dem Schreden fremder Waffen 
des Staatsruders bemädtigt hatten, erfannten bald, die Zeit zur Erneuerung unbedingter Ober⸗ 
herrlichkeit ſei noch nicht gefommen; man müfle glimpflich verfahren, dem Volke ſcheinbar einige 
Rechte laſſen, in deren Genuß es zehn Jahre lang fi glücklicher gefühlt als ſonſt in Jahrhun=' 
derten; man müffe es nach und nach von einer Freiheit entwöhnen, die ſchon Lebensbedürfniß 
gewordenwar. Alfo ward die ehemalige Berfafjungsform des Kantons mit Schultheiß und Rath 
ber Zweihundert aus regierungäberedhtigten Bürgern der Stadt Bern zwar wieberhergeftellt, doch 
mitmanderlei Milderungen ; auch dem Rath der Zweihundert noch eine Anzahl von 99 Mitglie: . 

dern aus Städten und Landſchaften des ganzen Gantond beigefügt. Diefe Iegtern, als eigentliche 
‚Stellvertreter des Volks, Eonnten freilich dem Willen ver patriciſchen Geſchlechter nie, oder nur 
ſchwach widerftehen. Das warb durch ihre geringe Zahl ſowol als durch ihre Wahlart verhütet. 

Wie in Bern, fo herrſchte von nun an in den übrigen Gegenden der in ſich zerriffenen 
Schweiz Verwirrung und Parteifampf im Innern der Gantone und der Gantone widereinan⸗ 
der felbft. Mehrmals drohte allgemeiner Ausbruch des Bürgerfrieges, bis der in Wien ver= 
ſammelte Eongreß der verbünveten europäifchen Mächte ven Hader durch Bermittelung ausglich 
und envete (20. März 1815) und Bern für den Verluft von Aargau und der Waadt mit dem 
größten Theil ver ehemals bifchöflich bafelfchen Lande entſchädigte. 

Aber die Völkerſchaften ver Schmelz, deren Freiheitsurkunden fo gemwaltfam und ſchmählich 
zerriſſen waren, mochten be erlittenen Unrechts nicht vergeffen; und um fo weniger, je weniger 
die neuen Machthaber es ver Mühe werth zu halten ſchienen, es vergeflen zu machen. Die alte 
Heimlichkeit, der alte Titelprunf, die alte Glanzſucht, die alte Willkür der vor Jahrzehnden er⸗ 
loſchenen Regierung trat wieber hervor: aber der alte demuthsvolle Unterthanengeift war mit 
der alten Unwiſſenheit und gänzlihen Erfahrungslofigkeit des Volks in ſtaatsbürgerlichen Din= 
gen verſchwunden. Vergebens drückte Bern die Freiheit der Prefle niever. Das Volk lad, nahm 
am Schidjal der übrigen Gidgenoffen theil, beurtheilte die Gebrechen ver Regierung, die Män— 
gel ver Geſetze, die Handlungsweiſe herrifcher Beamten. Weitaus im MehrtHeil der ſchweizeri⸗ 
ſchen Gantone und der Gefammtbevölferung ‘der Schweiz war und blieb das Verlangen nad 
Grundverbeſſerung der Staatdeinrihtungen laut. Die gefeggebenden Näthe einiger Gantone 
ſelbſt fogar leiteten folhe Reformen ein. Nur aus Scheu vor Einmiſchung fremder Mächte wagte 
man hier weder Vollendung deflen, was noth that, noch anderswo dad Beginnen. Die neuen 
Ariftofratien’hinwieber, ohne alle Wurzel im vaterlänvifchen Boden, blieben mit unverbürgter 

Zuverſicht auf ausläubifhe Stügen gelehnt. Die parifer Juliwoche (A830) aber erſchien und 
brach dieſe Zuverſicht. Die europäifhen Mächte Hatten ven Blick auf höhere Angelegenheiten zu 
werfen venn auf die für ven Welttheil fehr gleihgültigen Verfaſſungsſachen einiger Schwelzer= 
cantone. Das Volk Hier, von der Furcht ausmärtiger Ginmifhung erlöft, foderte von feinen 
Großen und Kleinen Räthen Reform der Staatögrunngefehe. Gernwillig ober widerwillig ward 
das Verlangen erfüllt. Nur zu Bern fträubte fich noch dad Patriciat, feine Gegenwart und Zus 
kunft wie einen Nebel vom Windſtoß verſchwinden zu fehen. Das Land, in zorniger Bewegung, 
drohte der Hauptſtadt. Die Negierung zog vergebens Truppen an ſich zur Handhabung öffent⸗ 
licher Ordnung. Es waren diefe Truppen Söhne des Volks. Ste wollten nicht wider ihre Vä— 
ter ftreiten. Selbſt die Bürgerfchaft Berns, one Neigung, fi) den Intereffen von Patriciern 
aufzuopfern, drohte Gewalt gegen jeven Gewaltſchritt ver Regierung. Eine Volköverfa.nnlung 
von mehr denn 1000 Männern aus allen Thälern des berniſchen Gebiets erklärte von Münz 
fingen aus (10. Jan. 1831), einem Dorfe zwifchen Bern und Thun: würbe ver Wunſch des 
Landes nit vom Großen Rath auf geſetzlichem Wege erfüllt , werde es auf ungefeglihem ges 
ſchehen müſſen. Die Ariftokratie, erſchrocken und ſchon zerworfen in ſich felber, wich dem Gebote 
des Landes, berief einen Verfaſſungsrath, den die 27 Amtsbezirke des Staats felber wählten, 
und hauchte in einer Proclamation mit ihrem Verdrrſſe ihr Leben aus. Ungeliebt und ungelobt 
von Volk, war ihr legter Hauch ein beſcheidenes Selbftlob. 

Das neue Örunpgefeg der Republik, im Juni 1831 vollendet, durch die Volköftimme feier 
lich genehmigt, gab, nad dem Beifpiel aller andern same! dem Staate beno£ratifäje Form, 
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wit vollfommener Gleichheit dev Rechte und Vñiichten der Gtaatäbürger in Bezug auf Dad ge 
meine Weſen. Die Urverſammlungen der Gemeinden ernaunten das Wahlcorvs ihrer Bezirke; 
dieſe aus allen Buͤrgeru des Landes 200 Stellvertreter deſſelben im Großen Rath, der fh weit 
0 andern nad) feiner freien Wahl vollzäplig madte und auß sigener Mitte als vollziehende 
ehähte den Regierungdrath unter Vorſitz eines Schultheißen aufſtellte. Verfafungsmäpig 
wurben Befugniffe und Machtbriefe ver prei hoͤchſten Staatsgewalten getrennt. 
"Die in den Geſchäften erfahrener pgtriciihen Staatzmännex und Beamten zoger: fi mei 
Nun von ihren Ämtern grollenn zurück, während ſich einige wol aud) Die Ermählung zu Amters 


‚nur darum gefalfen ließen, um ihre Stellung zur Untergrabung der neuan Ordnung der Dinge 


u benugen. Die neue Regierung, zuſammengeſeht wenn auch aus keuntuißvollen, doch ibrem 
Sefäftätreife noch fremden Dännern, ſah ſich alſo genötigt, die Beamten in Staat und Heer 
oft aus minder tüchtigen, doch volfötreuern Perſonen zu wählen, obar erfahrene Männer aus 
andern Cantonen zu berufen, oder fähigen Fremden Auſtellung zu ertheilen. Es ift keineswege 
zu leugnen, daß von beinahe allen Regierungen der regeuerirten Gantone gerade Die berniſche 
in ven erften Jahren bie meiften Schwaͤchen zeigte und Pie größten Bloͤßen gab. Aud war die 
ariftofratifche Partei eifrig bemüht, von den Misgriffen der neuen Megenten Nutzen zu ziehen. 
Im Auguft 1832 wurde fogar eine förmliche hochnerrätheriſche Verſchwörung zum Umſturz ber 
neuen Berfaffung entdeckt. Darüber entipanu id) ein langer Hochverrathsproceh, der aber nad 
der Flucht ver Hauptführer ind Ausland nur zu dürftigen Exrgebniffen führte. Alle dieſe reac⸗ 
tionären Verſuche ver patriciſchen Partei hatten indeſſen nur die Folge, daß die neue demokra⸗ 
tiſche Orbnung ber Dinge immer tiefere Wurzel im Volke faßte, daß fic mehr und mehr von 
allen Schladen ver Reftaurationdperiode gereinigt wurbe. 

Diefe Andeutungen mögen zum lebensgeſchichtlichen Umriß eines Fleinen Staates dienen, 
ber im Zeitraum von 700 Jahren alle Phaſen ver republikaniſchen Form durchlief und, auge: 
gangen von ber freien Gemeinſchaft gleichberechtigter Menſchen, die für Sicherheit in einen bür- 
gerlichen Verein zufanımengetreten waren, erſt reichsſtädtiſche Bildung annahm, daun aus der 
naturgemäßen Ariftofratie ſich in eine erfünftelte werlor; endlich, eingezmängt in die. ſtarren 
Bande ver Oligarchie, diefe mit verjüngter Kraft bed reifern Alters fprengte und die Freiheit, 
welche das Alterthum genoß, in edlerer Geftalt zurücknahm. $. 3ſchokke. 

Bern feit 1846. Nächſt Graubündten if} Bern der größte Kanton der Schweiz. Auf 
einem lähenraume, her nad) abweichenden Angaben 119— 121 ober 128 OM. beträgt, früher 
aber allzu hoch auf etwa 173 IM. geſchätzt wurde, Hatte der in 50 Amtäbeziste geteilte Gan- 
ton nach der eidgenoͤſſiſchen Volkszählung im Jahre 1850 eine Benölkerung von 458,301 See: 
Ten. Während eines vörhergehenden Zeitraumd von etwas über zwölf Jahren belief fich durch⸗ 
ſchnittlich ihre jährliche Vermehrung auf 4068: ober 1 : 107. Aus den frätern Jahren, die zum 
Teil eine Periode ver Noth und Theuerung umfaſſen, liegen zwar noch feine nähern Angaben 
vor; doch laſſen einige Anzeigen bereitä fehließen, daß Die hiernach eingetretene Verminderung 
des Zuwachſes der Bevölkerung nicht fehr erheblich war. Bin folder Zuwachs von nahebei 
ein Procent deutet auf noch mwefentlich gefunde Zuſtände; während anderäwo, wie in Frankreich, 
Belgien, einem großen Theile von Deutſchland un |. w., außer zahlreichen weitern Symptomen 
auch der immer mehr erlahmenne Gang ver bisherigen Bevölferungszunahme auf das Heran⸗ 
nahen einer ſchweren focialen, Krankheit hinweiſt, bie ihre gefährlihften- Rrifen, falls wigt 
zeitig genug das Übel an der Wurzel angegriffen wird, in einex nicht ſehr fernen Zu: 
Eunft haben dürfte. Don der Gefammtbevölferung des Kantons find 403,768 Protelan: 
ten, 54,045 Katholiten, die hauptfächli in ven feit 1815 mit Vern verbundenen Jura: 
bezirken des ehemaligen Fürſtbisthums Bafel wohnen, und 488 Juden. Schon aus dem Ber- 
hältniffe viefer Zahlen und dem großen Übergewicht der Meformirten ergibt ſich, daß hier Die 
Unterſchiede des Glaubensbekenntniſſes nicht im gleichen Maße au eine politifche Bereutung 
haben fönneg, wie etwa in St.-Gallen una andern Kantonen; wo fi in noch nicht wälhg 
vermittelten Gegenfägen vie Befenner beider Confeſſionen nach numeriſch gleichen Maſſen ein: 
ander gegenüberftchen. Nur yorübergehend, namentli zur Zeit ber Badener Conferenzbe- 
{hlüffe, aber kaum noch während der Iefultenfänpfe waren es hie vou ber confeſſtonellen Zwie: 
tracht geborenen Zerwürfniffe, welde im Zufaumenhange mit gleichartigen Crſcheinungen in 
andern Theilen ver Schweiz auch in Bern die gange Staatekraft und Staatsklugheit zum Zwec 
ber Bewältigung ſolcher Zwietracht in Anſpruch genommen hatten Sonſt aber und feitdem it 
der confeffionelle Hader nie mehr in, gleicher Weile ausſchließlich in ven Vordergrund getusten, 
und es war vielmehr die Verſchiedenheit der politifhen und focialen Anfhauungen un» Iater: 
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eflen, wonad) fid bie oft in ſchneidender Schroffheit einander entgegenftehenben Parteien grup⸗ 
pirten. Obgleich aljo der Wiener Congreß aus dem Tiegel feiner wilikürlichen politifchen Um⸗ 
ſchuelzungen einen Canton Bern hervorgehen ließ, ver ſehr verſchieden war von dem vor der 
Helvetiſchen Republik beſtandenen, fo blieb doch and dieſes neue, wie fünf Jahthunderte lang: 
das alte, Bern eif Staat, ber mit feinem ganzen Öffentlichen Leben und Streben nur im ſchwei⸗ 
zerifgen Boden wurzelt, während noch andere Gantone bis zur Stunde zwiſchen ci8- und ultraz 
montanen Tendenzen hin⸗ und hergeworfen werben. 

Die große Mehrheit ver berner Benöfferung gewinnt fich in unmittelbarer Benugung von 
Grund und Boden durch Aderbau und Biehzucht nicht bloß die Mittel zu ihrer Ernährung, 
ſondern auch zu einem ſoliden und bis in bie neuere Zeit mäßig fortſchreitenden Wohlſtande. 
Bern gehört zu den nicht fehr zahlreichen landwirthſchaftlichen Kantonen, die in guten Jahren 
das zum Bedarf nöthige Getreide, die zumeilen and über ihren Bedarf erzeugen. Aber nicht 
überall, am wenigften in den rauhen Gebirgsgegenden des Oberlandes und des Jura, nährt ber 
Boben die wachſende Zahl per Bewohner, und hier mie dort hat denn au) hauptſächlich die er⸗ 
finderiſche Noth einige neue Induſtriezweige in Betrieb gefeht. Dahin gehört die Strohflech⸗ 
terei, die indeſſen weniger als in einigen benachbarten Gantonen zu gebeihen ſcheint. Wichtiger 
if Die feit etwa ſechs Jahren im Oberlande eingeführte Fabrikation von Parqueterie. Diefer 
Gewerbszweig ſchloß fich in natürlicher Entwicelung der im berner Oberlande ſchon lange ein= 
beimifhen Berfertigung jener weltberkhmten Holzſchnitzwaaren an, bei ver ſich fo oft nit blos 
ne vollendete techniſche Fertigkeit, fondern auch ein echter Fünfklerifher Sinn offenbart. Dem⸗ 
ſelben Gebirgslande mit feinen oft zierlichen und keineswegs ungefunden Holzbäufern iſt noch 
eine bisher nur in Paris betriebene, jenen, erwähnten Induſtriezweigen verwandte Fabrika— 
tion von leicht transportabeln, mwohlfellen und gefundeg Wohnhäufern für Arheiterfamilien 
entfprungen. Damit ift eine Betriebfamfeit angeregt, die wahrfcheinlid eine große Zukunft 

„hat, wei fie einem ſtets dringlicher gewordenen und in ven mannichfachſten Bormen zu befries 
digenden Berürfnifie entgegentommt, worauf ber font fo rege Erfindungsgeiſt der Neuzeit noch 
lange nicht bie gebührende Rüdfict genommen hat. Beſonders ſchwunghaft ift auch die feit 
etwa 45 Jahren aus Neuenburg in ben berner Jura verpflangte Kabrifation von goldenen und 
flbernen Uhren hauptſächlich in Biel, im St. Immerthal und in Pruntrut. Ungeachtet ihrer 
neneften Verbreitung hat inbeffen dieſe merkwürdige Induſtrie, die auf einer weit getriebenen 
und höchſt verfländig organifirten Theilung und Wieberverbindung der Arbeit berußt, die 
Grenzen des ſchweizeriſchen Jura noch nicht überfägritten; fe ſcheint in ähnlicher Weiſe, wie die 
ihr verwandte Fabrikation ver Schwarzwälder Uhren, noch für längere Zeit auf eine beſtimmte 
Gebirgsgegend von beftimmt ausgeprägtem Charakter beſchränkt zu bleiben. Daraus läßt ſich 
jedoch keineswegs ſchließen, daß dad Gebeihen folder räumlich abgegrenzten Inpuftriegweige 
durch ſpeciſiſche Naturanlagen der Bewohner gewiſſer Gegenden bedingt fei; ob e8 ſich glei 
genügend erflären läßt, daß in den rauhen und unfruchtbaren Hochthälern des Jura die einmal 
dahin verpflanzte Uhrenfabrikation beſonders leicht gedeihen konnte, weil die Ausſicht auf Er⸗ 
werb einen wachſenden Theil ver Bevölkerung dazu beſtimmte, fi an der zu allen Jahreszeiten 
möglichen Arbeit zu bethelligen, und weil dieſe zunehmende Betheiligung die zunehmende Thei— 
fung der Arbeit, ſowie mittels verfelben die veichere Entfaltung des neuen Betriebszweigs zur 
nothwenbigen Folge hatte. Diefe ind Große getriebene Uhrmacherei wirft troß ber wachſenden 
Goncurrenz noch immer einen Arbeitslohn ab, der fogar unverhältnißmäßig hoch iſt im Ver= 
gleiche mit andern Verufäthätigfeiten, die feinen geringern Grad von Anftvengung und techni⸗ 
Iher Fertigkeit erfodern. Auch im bernifchen Jura geht indeſſen noch allzu oft mit dem verhält 
nißmaͤßig leichten Erwerb die leichtfertige Verſchwendung des Ermorbenen Hand in Sand. 

Wie in ber ganzen Schweiz, mit Ausnahme weniger Gantone, deren Zahl fih immer mehr 
verringert, fo iſt im Ganton Bern ein achtungswerthes Streben für Verbreitung einer ven 
Geiſt befruchtenden, einer die Sitten mildernden Volksbildung zu gewahren. Die Sorge des 
Staats wenbet fih in gleicher Weife den höhern Unterrichtsanftalten wie dem eigentlichen Volka⸗ 
ſchulweſen zu. In ver gefammten Schweiz belaufen fi vie jährlichen Befammtausgaben bes 
Staats, alfo der Cidgenoffenſchaft und der einzelnen Gantone, auf beiläuflg etwa 4 Mill Er. 
für das Unterrihtöwefen und auf ebenfo viel für dad Militärwefen. Ähnlich iſt das Verhältnig 
in Bern, wo 1856 für den Unterricht eine Ausgabe von etwas über 622,000, für die Milz 
von etwas über 697,000 Br. veranſchlagt war. Unter den Monarchien des europäifggen Feſt⸗ 
landes mit ihren ftehenven Armeen tft kaum eine einzige, bie nicht jaͤhrlich wall zur 


548 Bern 

Bevölkerung penigftend brei mal foviel für ihr Leerweſen ausgibt, und ſich eben dadurch außer 
Stande fegt, für bie Zwecke der Volksbildung mehr verwenben zu fünnen, als höchſtens ein 
Wiertheil der in ber Schweiz und insbeſondere im Canton Bern dafür verwendeten verhältniß⸗ 
mäßigen Summe. Auch find die guten Früchte jener Staatöforge überall bemerkbar und um fo 
weniger allzu gering anzuſchlagen, als vie eifrigere Pflege ver geiftigen Volksintereſſen, die der 
feühern ariftokratifchen Regierung nit im mindeften am Herzen lag, durchaus nur ber er feit 
4830 begonnenen demokratiſchen Periode angehört. Überdies hatteBern vor andern Gantomen 
beſonders große Hinderniſſe zu überwinden, um für bie Ideenſaat der Neuzeit jene tiefern 
Burgen zu ziehen, worin fie bis zum freudigen Aufblühen vor zerſtreuenden Srurmen geborgen 
Ing. Es bedurfte einer mühenollen Arbeit in einem zwar fruchtbaren und ſchweren, aber aud 
ſchwierig zu bebauenden Boden. Der Geift ver berner Bevölkerung hat etwas Hartes und Trocke⸗ 
nes, der an gleich zähen Wurzeln das einmal überlieferte Gute und Schlimme, die erblihe 
Wahrheit und das erbliche Vorurtheil fefthält. Dies gilt befonders von dem den Hauptkern der 
Einwohnerſchaft bildenden Landvolke in jenen Theilen des alten Bern, deſſen Sitten und Un- 
fitten einen fo unnachahmlichen Darfteller an Bitzius gefunden Hatten, ber ſelbſt auch durch die 
eigenthümlichen Vorzüge und Mängel feines großen Talents das ſcharfe Gepräge des Berner- 
thums vom echten Schrot und Korne an ſich trug. Diefed Eigenthümliche beſteht in durchdkin⸗ 
gendem Scharfblide für das Zunächſtiegende und in freiwilliger Selbſtbeſchränkung auf einen 
engen Geſichtskreis; e8 befteht aber auch in einer heimatflolzen Selöftgenügfamfeit, die das ört- 
lich Gewordene als ein für alle Zeit Vollendetes feftzuhalten, die im ewigen Wechſel rings um⸗ 
ber beini Alten beharren zu können wähnt. Gerade in unferer Zeit find jedod durd Millionen 
Fäden die Schidfale der Nationen fo ineinander geflochten, daß ſich beſonders jedes Eleinere 
Volk, das nit aus freien Stücken mit ven vorwaͤrtseilenden Völkern gleihen Schritt Halten 
mag, durch fein Zögern nur der Gefahr ausfept, zu eigenfter Marter dennoch fortgeriffen und 
endlich politiſch todtgefchleift zu werben. Dieſes Loos fand auch Bern beror, hätte das alte 
felbftgenügfame Bernertfum im Kampfe mit den eindringenden Elementen der neuzeitlichen 
Bildung einen jener Siege erfochten, der verderblicher als jede Niederlage ift. Doc war dieſer 
Kampf Hartnärkiger und wurde mit größerer perfönlicher Leidenſchaftlichkeit al8 in den nreiften 
andern Gantonen geführt. Mitten unter den Reibungen ber politiihen Parteien konnte auch 
daß feit 4830 wefentlich umgeftaltete und allen Claſſen ver Bevoͤlkerung zugänglid gemachte 
Unterrichtsweſen lange nicht zur reihften Entwidelung gelangen, und nod in ven legten Jahren 
war e8 bie Schuld des Parteihaders, daß die fo wichtige Leitung des Kehrerfeminard den tüch⸗ 
tigen Händen, denen fle feit Jahren anvertraut mar, wieder entriffen wurde. So unerquidlid 
aber mande Erſcheinung Im unvermeivlichen Gefolge diefes Parteifampfes war, einerfeits bie _ 
leidenſchaftliche und mitunter fragenhafte Verbiffenheit einer ftörrigen Ariftofratie in die ver⸗ 
witterten Reliquien ihrer frühen Herrlichkeit, andererſeits die gefpreizte Halbbildung eines mit 
den ſchreiendſten Karben oberflächlich angeftrichenen Radicalismus: fo muß doch jeder Unbefan- 
gene eingeftehen, daß bie oft noch rohen Fauſtkämpfe auf der Arena des neuen öffentlichen Le— 
bens gerade für Bern faft unumgänglich notwendig waren, damit es endlich die Parteien lern: 
ten, ſich gegenfeitig Maß zu Halten, damit fie endůch zur Überzeugung Fanıen, daß die Einen 
wie die Andern nur im einträhtigen Zufammenmwirfen für das wirklich Gemeinnügige wie im 
Innern fo aud dem Auslande gegenüber etwas zu bebeuten vermögen. In der Schweiz hatte 
überhaupt die braufende, aber ungehemmt und darum gefahrlos verlaufende Gährung aller 
Glemente in Staat, Kirde und Geſellſchaft, obgleich wie überall Hier manche hohle Blafe auf: 
geworfen wurde, einen ganz andern Sinn und eine völlig andere Wirkung ala im monarchiſchen 
Auslande, mo der Rückſchlag ver Reaction ven Staat und die Geſellſchaft fogar noch weiter als 
zum Ausgangspunfte der Erhebung zurüdgefihleubert hat. Die ſchweizeriſche Gährung Hin: 
gegen, die von der officioͤſen und amtlichen Zeidhenveuterei des Auslandes ald Tod und Aufld: 
fung bringende Anarchie verfehrien wurde, war zugleich ein Räuterungsproreß; fie war ein par 
befchleunigter, aber der Logik der Geſchichte wefentlich entfprechender flufenweifer Kortfchrätt des 
ſchweizeriſchen Einzelſtaats von ver Ariftofratie zur Demokratie, fowie des eidgenoͤſſiſchen Staa: 
tenBundes zum Bunveöftaate. Und während die Formen eines neuen Staatsrechts gewonnen 
wurben, drang gleidhzeitig inmitten jener fogenannten ſchweizeriſchen Wirren, die einige Dugente 
diplomatiſcher Noten fo überflüffigerweife zu bejammern befliffen waren, ein verjüngenber 
Geiſt in die frelern Formen; er tief ein Volksleben wach, das jegt ſchon nad} dem kurzen Seit: 
raume eines Vierteljahrhunderts bie neue Schweiz mit einer verhältnigmäßig fo großen Macht, 
Wohlfahrt und Bildung ausgeftattet hat, daß dadurch wol der Neid ver Nachbarvölker von bem 


Augenblite an erweckt werben mag, als denſelben die ſchweizeriſchen Zuflände nicht mehr bis 
jur Verzerrung entflelft vor Augen gehalten werben. 

In diefer merfwürbigen und erfolgreichen Bewegung war Bern, als der mächtigfte und be= 
voͤllertſte Sonderſtaat, zugleich der eigentliche Schickſalscanton, ob ſich gleich in einzelnen Mo: 
menten das 2008 der gefammsen Schweiz vorübergehend an andere Gantone zu fnüpfen ſchien. 
Er Hat feine Heftigften Krifen wol jet überflanben, und bie feit 1854 zu Stande gebrachte Fu— 
fon der Parteien ſcheint um fo weniger ein. blos fauler Friede, ald diefer Verſchmelzung ein mit 
wechfelndem Glück geführter Kampf der Meinungen und Intereffen vorangegangen war, ver 
ih durch alle Schichten ver Geſellſchaft gezogen Hatte. Nachdem ſich der größte Theil der Ariz 

ſtokratie von allen Amtern, aud) von den Kehrämtern grolfend zurüdtgezogen, war man nad 
Grrichtung der neuen Hochſchule zu Bern im Jahre 1834 um fo mehr genöthigt, auch fremde 

: Lehrkrãfte zu Hülfe zu rufen. Unter dieſen waren es beſonders die beiden aus dem Herzogthum 
Naſſau in die Schweiz eingewanderten Brüder Ludwig Snell (geft. 1854) und Wilhelm Snell 
(geft. 1851), welche, der Erftere während kürzerer, der Zweite während längerer Zeit, einen 
bedeutſamen politifchen Einfluß aud im Canton Bern ausübten und der berner Preffe einen 
lange unverfieglichen Stoff zu Rebe und Gegenrede varboten. Gegen dieſe beiden Männer, vie 
früher ſchon für die Einführung und erfte Geftaltung ver Gantonalverfaffungen zu Anfange 
der dreißiger Jahre thätigft mitgewirkt hatten, die ſich in allen Lebenslagen als Höchftes Kleinod 
die volle Unabhängigkeit ver Gefinnung zu bewahren gewußt, richtete ſich in erſter Linie ver 
Haß der an der Stelle der alten Ariſtokratie zeitweife zur Herrſchaft gelangten fogenannten 
Dorfmagnaten, der Notabilitäten der mittlern Landſtädte, die auch ihrerſeits mehre energifche, 
talentvolle und ehrgeizige Männer in ihrer Mitte zählten. - &8 verſchlägt wenig, ob und wie 
weit in dem mit Exbitterung geführten Streite diefe oder jene befondere Anfchuldigungen, 
die ſich die Parteien einander in die Zähne gefchleudert, mehr oder minder gegründet oder völlig 
grundlos waren. Bemerkenswerth mar es dagegen ald dad Zeichen einer bereit8 heranbrechen= 
den neuen Zeit und neuen Bildung, daß ſich gerade in Bern, das im ſtolzen Rückblicke auf feine 
bedeutfame Vergangenheit fo nahe daran war, fi} einer für ven Ganton und bie ganze Schweiz 
gefährlichen politiſchen Selbftgenügfamkeit in die Arme zu werfen, eine Schar begeifterter und - 
treu ausharrender Anhänger und Schüler um bie genannten Männer famntelte, daß fie der 
Mittelpunkt einer eigenen Vartei wurden, und daß während einer Reihe von Jahren ver Partei⸗ 
name der „Naffauer‘ auf ein ganzes Syſtem von Anfhauungen, Meinungen und Beftrebuns 
gen hinwies, das ſich trog allen zähen Widerſtandes immer weitere Bahn gebrochen hat; daß fie 
es hauptfählih waren, welde für den Canton Bern die Gründer einer eigenen Rechtsſchule 
mit freiern und Örtlid unbefangenen Anfichten geworden find, wodurch fie eine Gedankenſaat 
außftreuen halfen, die befonders in den legten Jahren und zum Theil erft über ihrem Grabe 
reichliche und gute Frucht getragen hat. Denn ſchwerlich ift in Abrede zu ftellen, daß ihre Leh⸗ 
ven zu nicht geringem Theile beigetragen, um bie Einführung ver Schwurgerichte, die ſich in der 
Schweiz immer mehr bewähren und womit man fi immer mehr befreundet, auch für den Ganz 
ton Bern vorzubereiten; um hier das materielle Strafrecht vor jener Roheit zu bewahren, vie 
in ihrer gebanfenlofen Armfeligkeit nichts Beſſeres zu thun weiß, ald wieder zum Stor und 
zur Prügelftrafe zu greifen — vor einer Roheit, der fich nicht alle Cantone zu erwehren gewußt 
haben; um ed nicht zu dulden, daß ein zum Schuge der Preßfreiheit erlaſſenes Geſetz bis in fein 
GegentHeil umgeftaltet und verunflaltet werben durfte. Es iſt einerjeits das Zeichen des ſtaat⸗ 
lichen Verfalls und ver nahenden Auflöfung, wenn ſchon die Eigenthümlichkeit des Volks bis 
zu einem Grabe aufgeweicht ift, um von jevem oberflächlichen, von außen und aus ber Sremde * 
Tommenden Eindrude das ſtets wechſelnde Gepräge zu empfangen. Aber das au ift ein Zeis 
Gen bed nahen politiſchen Todes, wenn dad Volk in allen feinen Gliedern verfteift und erftarrt; 
wenn ed in feiner Befonderheit immer mehr verknoͤchert; wenn es ſich im bornirten Fremden⸗ 
haſſe gegen bie von außen einbringenden verderblichen Influenzen dadurch zu [hügen wähnt, 
daß es ſich aud) gegen die heilfamen Einflüffe abſchließt, daß es ſich auch vor den belebenden und 
erfrifchenden Auftftrömen in fein Schneckenhaus verkriecht. Das auch ift ein Tobedzeihen, wenn 
das Volk taub geworben ift Ar die von den Thatſachen ver neueſten Weltgefhichte fo beſon⸗ 
ders eindringlich verfündete Wahrheit, daß nicht blos der materielle, daß auch der geiftige Welt- 
verkehr eine fo innige Verbindung zwiſchen ven Nationen vermittelt, um jedes Volk, das ſich 
einfeitig diefem Verbande zu entreißen fucht, ſchon darum verfümmern zu laffen, weil ganz 
aͤhnlich im Völkerleben wie im Einzelleben gerade das vergleichende Auge des unbefangenen 
Ausländers einen notwendig ſchaͤrfern Blick für unfere politiſchen und ſocialen Mängel hat 
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als das eigene Auge, welches durch die Gewehnheit mehr oder minder und nicht ſelten bis ger 
einem Grade abgeſtumpft iſt, daß es das Verderbliche als heilſam, das Thoͤrichte «ls weiſe, das 
Haßliche als ſchon anſieht. 

Durch die Keruhaftigkeit und Tüchtigkeit feiner en Natur fowie durch die Gunft. 
äußerer Verhaltniſſe die es nicht unhenugt gelaffen, iſt das Berner Volk gegen foldje von rechts 
und links drohende Gefahr bewahrt geblieben; und währen» es feftgielt an feiner aus feftem 
Stoffe gebildeten Volksthümlichkeit, hatte es doch einen offenen Sinn dafuͤr, daß wir in eine 
neue weitgeſchichtliche Cpoche eingetreten find, welche durch alle Erſcheinungen früherer Zeiten 
erſt eingeleitet werben fonnte in die Periode bes wechfelfeitigen Unterrichts von Bolt zu Melt 
durch That und Wort, durch Beiſpiel und Lehre. "Aber viel unmittelbarer und maffenhafter 
als jener Meinungäftreit, an dem ſich zunächk nur vie wiffenſchaftlich Gebildeten und die nad 
folder Bildung Strebenden beteiligen konnten, wirkte die jahrelang ſich erneuernde und von 
Dorf zu Dorf gehende Agitation, die das ganze Vol nicht blos auf die Beine, fondern auch 
zum Denken und Sprechen über Gegenſtände brachte, die über den engen Geſichtskreis der Kirch⸗ 
thurmintereffen Hinausfielen. Durch diefe Aufregung zu politifcher Thätigkeit, die eine lange 
Reihe von Reformen in Berfaflung und Gefepgebung zur Folge hatte, bilvete ſich in-verhättniße 
mäßig kurzer Zeit das berner Volk zu einer gewiffen politifchen Neife empor und bewegte fi In 
feinem. nod ganz neuen ſtaatobürgerlichen Berufe der founeränen Selbfttegierung bald genug 
mit hinlänglichem Geſchicke, um die Sehnſucht nach dem alten arifkofratifchen Regiment immer 
mehr verſchwinden zu laſſen. Freilich lernte auch dieſes Volk nicht ſchwimmen, che es ind Waf- 
fer ging, aber es lernte doch, ob es gleich Hier befonberer Anſtrengungen und manches mislun⸗ 
genen Verſuchs bedurfte, weil auch die Vormundſchaft, worin die Berner jahrhundertelang 
von ihrer Ariftofratie gehalten. wurben, eine befonderd firenge war und in vielen Beziehungen 
mit der Benormundung durch eine monarchiſche Bureaukratie anf gleicher Linie Rand. Außer 
einer verzeihlichen Unbeholfenheit bei ven erſten Schritten auf der newen politifhen Laufbahn 
war eö bie begreifliche Folge der künſtlich verlängerten Unmünbigfeit des Volks, daß ver berner 
Barteifampf einen Charakter ver Heftigfeit, der rückſichtsloſen Derbhelt, ver Gehäſſigkeit und 
gegenfeitigen politifhen Verkegerungsiugt wie in feinem andern Schweizercanten annahm. 
Die Art, wie diefer Kampf geführt wurde, hätte mol bei einem andern Volke als das Zeigen 
einer ſchon eingeriffenen und als die Urſache einer noch zunehmenden Verwilderung betradgbet 
werben bürfen. In Bern hätte man mit diefer Meinung fehlgegriffen. Diefer fleinharte Bau 
mußte erſt politifch durd und durch gewühlt werben, um endlich auch Die tiefern Schichten ber 
Gefellſchaft dem befruchtenden una milden Sonnenlichte zuzuwenden; diefe derben und wie ihre 
Berge ſchroffen Naturen mußten erſt mit ihren ſchärfſten Ecken heftig gegeneinanverfloßen, va⸗ 
zit pie befeelenden Prometheusfunfen eines freien und reihen Öffentlichen Lebens über weitere 
Kreife verbreitet wurden; dieſe erhigten Parteien mußten ſich erſt tobmübe gerungen haben, 
um ber Überzeugung zugänglich zu werben, daß ſchließlich auch inı Streit ver politiſchen Mei⸗ 
nungen und Interefien der Kopf über die Kauft Meifter wird, fowie Die befonnene und verflän- 
dige Rede über die eifernden Worte des Zornd, des Schimpfs und des Hohns. Auch wurde 
ber Kampf, ohne ein verbedted und boshaft ſchlaues Ränkeſpiel, viel zu offen gefhgrt, um nicht 
durch alle Leidenſchaftlichkeit eine gewiffe Gutuzhthigkeit durchleuchten und es nit erkennen zu 
laſſen, daß felbft die maßloſeſten Beſchuldigungen von verreinen und andern Seite niemals oder 
felten abſichtliche Berleumbung waren, da man in ben oft wiederkehrenden Momenten des Bar: 


tieizorns an die Wahrheit ver dem Gegner gemachten Vorwürfe wol ſelbſt vorlibergehend 


glaubte. Hätten fi aber die Parteien in Wahrheit und auf die Dauer für fo grundſchlecht ges 
halten, als fie es ſich gegenfeitig vorgeworfen, fo hätte eine Buflon wie Die von 1854 gar nidyt 
zu Staude kommen können. Und daraus erflärt ſich auch, daß affe politifchen Händel in Bern 
doch nur die Wirkung einer woraliſch gefunden Bewegung unt Erſchinterung hatten. Gerade 
feit dem Beginn dieſes Streits, der feiner Natur nad; doch mehr mit Mund und Wort als mit 
Sauft und Schlag ausgemacht werden mußte, find bie früher in Bern häufigen Raufhandel, bie 
nicht felten mit Todtſchlag endsten, bei weitem feltener geworben, und man darf woi allgemein 


behaupten, daß ein um fo größerer Gewinn and jenen politiſchen Exereitien entfbrang je mehr 


— 


noch die Maſſe der berner Bevoͤlkerung gegen diejenige vieler anderer Cantone und ſeibſt man⸗ 
er Staaten. des Auslandes zurückgeblieben war. In ver Hauptſache hat indeffen dieſer Bar- 
teikampf wenigſtens vorläufig geendigt, mie meift das berner Volksſpiel des Schwingens enbigt: 
bat ber aweifellofe Erfolg ober nach Aufbietung aller Kräfte Die beiverfektige Erfchöpfung dem 
cifrig gefüßrien Wettſtreite ein Ziel gefegt, fo reichen flh die beiden Kämpfer die Gmb. In 
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glelcher Eintracht ſtanden vie katim noch fo feindſellgen Vartelen ves Cantons Bern Her Ars 
lanse gegenüber, ala es ſich in der neuendurget Sache nm die Wahrung ved Rechts, bet Ehre 
uns Unabhangigkeit des ganzen Schwelzervolks handelte. A 

Bern ift jeßt in dor Rage, die in der wohl untertichtenben Schule ves Sffehttihen Lebent ge⸗ 
bine uns erprobte Kraft mit nichts uͤberſtictzender Befennenpeit auf jene zahlteichen Meft- 
wen zu verwenden, die bisjeht entweder mar angebahnt ober voch noch nicht vollſtänidig vutth⸗ 
geführt werben konnten. Gleichwel iſt nicht zu leugnen, dab ſeibſt inmltten der ſogenantiten 
politiſchen Sirten nicht blos mit fruchtloſen Worten geſtritten, ſondern auch bei weiten mehr 
und mehr Tüchtiged geleiſtet wurde, als der collegialiſche oder buteaukratiſche Schlendrlan des 
VBeamtenſtaats in einem Jahthunderte zu Stande gebracht hätte. Bern iſt keiner det reichſten 
Cantone; es Hat aber im Ganzen eine wohlhabrnde Bevölkerung. Indeſſen gilt bas alte „‚Ouid- 
quid delirant reges, pleotuntur Achivi” nicht blos füt 848 unmittelbare Bechätttiffe zwiſchen 
jeher beſondern Regietung zu ihren Regierten, fohbern Im großen organtſchen Zuſammenhange 
alles Volkerlebens haben auch an ihtem Theile die republikaniſchen Schweizer mitzulelden durch 
die Suͤnden and Thorheiten des Auelandes. In jedem Lande werben nur fo viele Güter erzeugt, 
als fi verwerthen laffen; im Getriebe des Welthandels iſt jedes ärmere Volk ein ſchiechter 
Kunde für die von jedem andern Volke im Überfluſſe erzeugbaren Guͤter, nnd umgekehrt wird 
darum auch der möglihft Hohe Gran ves Wohlſtandes fhr jenes einzelne Volk vurch ven möglichſt 
großen Wohlſtand aller andern Völker bedingt. Solange mithin rings tim Sie Schtoeig her 
bei alten Nationen des europäifcken Feſtlandes ein allgemrineres Aufblügen des Wohlſtanded 
unmöglich gemalt wird, weil die kuͤnftlich getriebene Wucherpflanze des ſtehenden Heerweſens 

per nuͤtlichen Production ven beſten Theil ihrer Nahrungöfäfte entzieht; weil e8 vie Beſtrei⸗ 
tang eines maßlos anfſchwellenden Militaäraufwandes verhindert, daß Handel und Induſtrie, 
daß alte Zweige des Erwerbs von Zöllen und Mauthen, von direct und indirect bedrückenden 
amd hemmenden Lafen und Abgaben befreit werden koͤnnen: ſolange wird auch die Schweiz, 
wennglelch in bedeutend ſchwächerm Grade angegriffen, von der anſteckenden Krankheit des 
Pauperismus doch nicht völlig verſchont bleiben. Neben den allgemeinern Gründen wirkten 
zur Steigerung des Übels im Canton Bern noch beſondere Urſachen mit. Es gibt daſelbſt ein 
nicht unbeträchtliches ländliches neben einem ſehr geringen ſtädttſchen Vroletariat. Der Grund 
Hegt hauptſachlich darin, daß in manchen Theilen des Cantons, wie im Oberlande und im Jura, 
der Boden viel zu karg iſt, um Die geſammte Bevblkerung genügend ernähren zu kͤnnen, In 
andern Bezirken, wo ſich noch mehr Kräfte, als wirklich geſchieht, der Landwirthſchaft zuwenden 
dürften, ſcheint die Zahl der Armen auf dem Lande durch ein Geſetz und Herkommen geſteigert 
gu werten, wodurch einer allzu großen Zerfplitterung der Güter vorgebeugt werdet ſoll. Wäh- 
rend Söhne und Töchter zu gleichen Bermögendtheilen erbberegtigt Anh und das Pfliqhtthell 
der Kinder and zwei Drittheilen des freien väterlichen Verindgens befleht, gibt ed Doc eine Art 
Minorat, wonach der füngfle Sohn gegenüber feinen Schweſtern und ältern Brüvern befugt if, 
um eme gerlchtliche Schahung (bis zum Jahre 1826 um eine „Billige Schatzung) des Vaters 
Hof oder Wohnhaus in der Erbiheilung an ſich zu ziehen. Ven dieſer Befugniß wire in man⸗ 
en Cantonstheilen, wie im Seeland, faſt nie, in andern dagegen, wie inı Emntenthal, faft im⸗ 
mer Gebrauch gemacht; und gerave in biefen letztern Gegenden findet id auch ein zahlreicheres 
ländliches Proletatiai. Die Induſtrie iſt im Canton noch nicht genug entwidelt, um dieſem 
berſchuſſe ver Bevdllerung, der landwirthſchaftlich nicht beſchaͤftigt iſt oder nicht ausreichend 
befchäftigt werden karm, einen gerrägennen Arbeitsvervienſt zu verſchaffen; weshalb ſich ſowol 
Vereine als Privaten um die Verpflanzung einiger weitern Smpuftriepmeigr, wle der Eciden⸗ 
weberei, in den Canton bemühen. Begreiflich mußten auch die letzten Misjahre Die Noth hanpt⸗ 
fachtich bei dem gar nicht oder nur gering begüterten Theile der ländlichen Bevdlkerung vrrgrd- 
Bern, dem keine ſonſtigen Erwerbozweige zu Gebete ſtanven. Beſonvers hr den Jahren 1854, 
wo die Vermehrung ber Straͤflinge die nicht unbebeutenbe Bewilligung eines Nacheredits von 
etwas über 120,000 Fr. zum Zweite ihrer Untethaltung erfoderte, und 1855 nahm auch ver 
ſcharfer hervortretende Pauperismus einen eigenthũmtichen Charakter an. Außer einer förm- 
lich organifieten Diebesbande, ſowie neben den gebräuchtichen Hine nnd Hergügen einer ſehr be⸗ 
traqcichen Schar eigentlicher Gelmatlofer an den Cantondgrenzen, bilbete ſich noch im der Zahl 
von mehren Tauſenden eine zeitweiſe ſchweifende Bevölkerung, welche, beſonders vom obern 
Emmenthale ausgehend, een en Rundrelfen möglihft fängs der Grenzen einiger 
Amtöbezirke und in foldden Teilen dei Cantons machte, wo fie ſich am leichteſten in den Scheu: 
nen der zerſtreut liegenden Bauernhöfe unterzubringen wußte. Das Gebaren dieſes nomadi⸗ 
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flrenden Proletariats war Überall, wo man ihm freunblid oder nicht geradezu feinbfelig be⸗ 
gegnete, harmlos genug; es trug nicht dad Gepräge jenes ſchon tief eingefreflenen und ſchwer 
vertilgbaren Elends wie das als jo glüdlich gepriefene Belgien mit feinem „flandriſchen Elend“ 
und mit feinen zahlreichen Wanderhorden vagabundirender Bettellinder. Auch gab es mans 
Gen reihen und befigeäitolgen berner Bauern, ver es fi zur Ehre rechnete, der Patron einer 
recht anfehnlihen Zahl dieſer ihm heimſuchenden Glienten zu fein, der ſich ihre Unterhaltung 
einige Taufend Franken jährlich koſten ließ. Gier und da, bis in die Nähe der Hauptſtadi, ka— 
men jedoch einige Branpftiftungen vor, bie mit diefen Wanderzügen zufammenbingen. In 
verfelben Zeit gab es im Amt Signau (OberemmentHal) nicht weniger ald 31 Proc. Unter- 
flügte und 23 Proc. zeitweife verlaffene Haushaltungen; auf jede Familie kamen beinahe drei 
Unterftüßte, und auf jeden Orunveigenthümer mehr ald neun Arme. Cine Zunahme der Ar⸗ 
muth iſt auch in einigen andern Amtsbezirken zu bemerfen, wie z. B. in Interlaken trotz oder 
wegen des bier beſonders zahlreichen Fremdenbeſuchs. In den Jahren 1840 — 54 fiel die 
Zahl der Gemeinden, bie ihre Bedürftigen ohne Armenfteuern aus den Armengütern erhielten, 
von 147 auf 39 herab. Die Zahl der Armen war 1854 ein Siebentheil der Geſammtbevöl⸗ 
terung; auf je 100 Familien kamen deren burhfchnittlih 6A. Die Menge der abfolut Armen 
im Canton belief fth 1855 auf 5 Proc., die ber relativ Armen auf 8 Proc.; auf je 100 
Grundeigenthümer kamen 89 Unterftügte. Das war eine beträchtliche Zahl von zu Unter⸗ 
flügenden für einen ſchweizeriſchen Canton, wo der Ertrag der Arbeit des Volkes nicht von 
Staatswegen auf-inprobuctive Weiſe verſchwendet wird. - Wirklich ſteht aud in der Armen: 
noth nur nod Luzern mit Bern auf gleicher Stufe; alle andern Cantone ftehen günftiger, wie 
denn z.B. im Aargau die Zahl ver Armen ein Elftel ift, in Zürich ein Zwanzigſtel, in Thur⸗ 
gau nur ein Bunfzigftel. 1) Indeſſen ift nicht zu überfehen, daß Hier von der Zeit eines außer⸗ 
orbentlihen Nothſtandes die Rede ifl. Schon durch die Werbungen während des orientalifchen 
Kriegs, wodurch ein-Theil der unfaubern Elemente entfernt wurde, ganz beſonders aber da⸗ 
durch, daß die. Hauptnahrung der Armen, daß die Kartoffeln wieder gediehen, minderte ih 
ſehr bald die Zahl der zu Unterftügenden; vie Mafle der umherſchweifenden Bevölkerung fant 
wieder auf das gewöhnliche und weit geringere Maß, und die Bevölkerung der Gefängniffe 
fiel fogar auf einen felten fo niebrigen Stand. . 

Seit einer Reihe von Jahren war indeſſen die europäische Socialkrankeit des Pauperismus 
auch im Canton Bern fühlbar genug geworben, um Einzelne und Vereine, um beſonders au 
den Staat auf die Mittel der Heilung und Verhütung finnen und hiernad handeln zu laffen. 
Die Gründung von Sparkaffen und die Erweckung des Sinnes für Sparſamkeit war mehr bie 
Sade von Ginzelnen und Vereinen. Im Jahre 1855 gab es im Ganton 26 Sparfaflen, 
mit einem Vermögen von nahe 41%, Mill, Fr. und mit nahe 35,000 Einlegern. Aus 
neuern ſtatiſtiſchen Vergleichungen ergibt ſich, daß die Schweiz, wo durchſchnittlich ein Einleger 
auf je 15 Bewohner ommt, überhaupt dasjenige Land in Curopa ift, wo die Sparfaflen am 
meiften benugt werben. Eben dieſes durchſchnittliche Verhältnig von 1 zu 15 finden wir im 
Canton Bern, der überhaupt in flatiflifcher Beziehung eine Art Durchſchnittscanton if, wäh: 
rend die Schweiz, ald Geſammtheit, in alledem, was auf die Zuftände der materiellen, geiftigen 
und fittlihen Kraft und Gefunbheit fliegen läßt, nad den umfaſſendſten Erhebungen und 
Bergleigungen ber einfhlägigen Thatſachen, auf der höchſten Stufe fleht. Das Leptere if 
auch begreiflih genug, weil hier das Volk durch feine Staatögewalt gezwungen wird, feine 
Kraft auf andere Zwecke ald diejenigen feiner eigenen Wohlfahrt verwenden zu müffen. In 
der Sorge für diefe Wohlfahrt fiel inbeifen gerade im Canton Bern, wo noch das Volk ber Be- 
vormundung durd feine frühere ariſtokratiſche Regierung gewöhnt war, auch dem neuen 
Staate und feiner Regierung ein größerer Antheil zu ald in den andern, Cantonen, wo das 
Princip der Selbftregierung ſchon mehr ind Leben, eingedrungen war. Übrigens fonnte die 
Sorge der neuen Regierung in feiner neuen Bevormundung beftehen und mußle ſich weſentlich 
darauf befcgränten, dem Volke die Mittel — damit es ſich ſelbſt der Noth erwehren 
konne. Der Pauperismus — der im Misverhaͤltniſſe ver Bedürfniſſe und Gelüſte zu den Mit- 
tefn ihrer Befriedigung befteht, ber eben darum aud und gerabe in folden Staaten zum Bor- 
ſchein kommt, die mittels eines einfeltigen Fortſchritts in den Dingen des leiblichen Wohlſtandes 


1) Um wie viel ſchlimmer als in den Bebrängteften Schweizercantonen es im fruchtbaren Belgien 
Fri hr ang ben Verhandlungen ber beigifchen Abgeordneten im Jahre 1857 über das MWohls 


Ber . us 
ihr durchſchnittliches Vermögen und Einfommen von Jahr zu Jahr vergrößern — if niemals 
5108 usateriellev Natur, ſondern ſtets mit geiſtiger und fittlicher Verarmung verbunden. Er 
Tann Darum aud nie mit blos materiellen Mitteln bewältigt werden; und well mithin nad 
dem vollftändigen Begriffe des Pauperismus der Kampf gegen denſelben in allen Gebieten des 
menſchlichen Lebens geführt werden muß, tft diefer Kampf gleichbedeutend mit der wichtigſten 
und umfaſſendſten Aufgabe ver Neuzeit, mit der ſogenannten ſocialen Frage. 

Um ihrerſeits beizutragen zur ortſchreitenden Erfüllung dieſer Aufgabe, haben bie poli⸗ 
tiſchen Behoͤrden des berner Freiſtaats eine fo große und im Ganzen fo zweckmaͤßige Thätigkeit 
entwickelt, wie man fie in allen Beamten- und Militärſtaaten des Auslandes vergebens ſuchen 
würde. Beſonders ift zu loben, daß bie großen Bildungsmittel der Kirche und Schule, auf 
welche der Staat mit feinen Einfluffe hauptſächlich hingewieſen ift, in Feiner Weiſe vernach⸗ 
läffigt blieben. Die Berfaffung vom Jahre 1846 ($. 80) ftellte für die reformirte Kirche die 
Gründung einer gemifchten Kirchenfynode in Ausjicht, welche — unter Vorbehalt der Geneh— 
migung bed Staats — die innern Firchlichen Angelegenheiten ordnen und der auch in äußern 
Angelegenheiten das Recht des Antrags und der Vorberathung zuftehen ſollte. Ein Geſetz 
vom 19. Ian. 1852 enthält die nähern Beflimmungen über die mittels ſtufenweiſer Wahl zu 
bildende Organifation der Borftände der Kirchgemeinden, der fieben Bezirksſynoden, forwie der 
aus &7 Gemeinbeabgeoroneten und 38 Geiftlichen beſtehenden Gantondfynobe, Die wieder ihrer- 
feit8 einen aus elf Mitgliedern beſtehenden ftändigen Ausfhuß zur Erledigung der ihm zuge⸗ 
wieſenen oder dringlichen Gefchäfte zu ernennen hat. Noch im gleichen Jahre 1852 hatte die 
erſte Verſammlung diefer gemifchten Synode flatt, und es trat Hiermit eine Inftitution ind Le= 
ben, die aud) anderswo, wie im Canton Züri, zwar in Anregung aber nicht zur Ausführung 
gefommen war. Ausdrücklich mag noch erwähnt fein, daß die Synode von 1852, mit Rück⸗ 

-fiht auf die Staatöfinanzen, für die Jahre 1855 bis und mit 1857 einen freiwilligen Abzug 
auf die geiftlihen Befoldungen von 50,000 Sr. angeboten hatte, was denn au, jedoch mit 
Befreiung der unterfien Befoldungsclaffe, vom Großen Rathe genehmigt wurde. Der neueften 
Zeit gehört noch ein Schulgefeg an, das auf der Grundlage ber ſchon früher getroffenen Bes 
Rimmungen fortbaut und unter Anderm Näheres verfügt über die unentgeltliche Ertheilung des 
Unterrichts an notoriſch Arme, fowie über die Gründung von Freiftellen und Stipendien für 
dürftige Primärfgüler. Daffelbe Geſetz verpflichtet den Staat zur Unterftügung ber Turn- 
und Waffenübungen ver Schüler, ohne jedoch dieſe Übungen zwangsweiſe einzuführen. Was 
die Befoldung ber Schullehrer anlangt, die auch zur Theilnahme an einer Schullehrerkaſſe ver⸗ 

pflichtet wurden, fo gibt eine vergleichende Überficht der „Allgemeinen ſchweizeriſchen Schul- 
zeitung” dad Minimum auf 518 Br. an, ſodaß Bern auch darin wieber Die ungefähre Mitte 
zwiſchen ven mehren Gantonen hält. 

Mit ſolchen und ähnlichen Beſtimmungen über Kirche und Schule kann denfelben der Staat 
freilich nur die äußern Bedingungen ihres Gebeihend gewähren und die Formen feftfegen, in 
denen fie ſich felbft, fowie Volk und Gemeinde in Beziehung auf Kirche und Schule, zu bewegen 

und zu bethätigen haben. Aber Das ift ſchon wichtig genug, daß überalk in ber Schweiz und 
in Bern indbefondere auch der neue Volksſtaat das Seinige thut, um bie legten Refte der ben 
alten Polizei⸗ und Beamtenflaate fo eigenthümlich angehörennen Losreißung und formalen 
Trennung der Kirche und Schule vom Volföleben und von feinen bewegenden Intereſſen zu be⸗ 
feitigen , um das Volt, in erfler Linie Die betreffende Gemeinde, an der lebendigen Fortbildung 
iener beiden Inftitutionen entſcheidend zu beteiligen. Hier ift alfo ſchon erreicht, wonach in 
Deutſchland und anderswo erſi geftrebt wird; hier geht ſchon in Fleiſch und Blut über, wofür 
mit noch zweifelhaften Erfolge Die Männer deuiſcher Wiſſenſchaft, wie Bunſen und Andere, erſt 
kämpfen müffen: die innigfte organifche Verbindung des Volkolebens in Staat und Gemeinde mit 
dem Leben in Kirche und Schule. Allerdings kommt es noch wefentlih auf den Geift an, in 

dem ſich die zur Theilnahme Betechtigten und Verpflichteten an jenen Bildungsanſtalten wirk⸗ 
lich betheiligen. Sobald jedoch, wie in der Schweiz und im Canton Bern, das Volk ſelbſt noch 
fortſchreitend, ſtrebſam und innerlich geſund iſt, kann deſſen Betheiligung nur die gute Folge 
haben, daß dadurch. auch Kirche und Schule vor jeder Erſtarrung im lieb: und lebloſen Dogmen⸗ 
und Wiſſenokrame bewahrt bleiben. Und jetzt erſt können auch Kirche und Schule dem Volks⸗ 
ſtaate jene Dienſte leiſten, die er ebenfo dringend bedarf, als jene feiner Pflege und Vorſorge 
bebürfen. Mit allen Gefegen und Verordnungen „ mit allen Befchlüffen und Maßregeln kommt 
ber Staat nit vorwärts in der Erreihung jeiner eigenen Zwede, wenn ihm nicht Durch bie 
großen Bortbildungsanftalten im Staate ſtets auch der Geiſt des Volks willig geſtimmt wird. 
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Durch bie wenigen Worie der Bibel: „Jeder Arbeiter iſt ſeines Lohnes toerib”, iſt zugleich dem 
Staate für dad ganze Gebiet der innern und für einen guten Theil der auswärtigen Volitik ber 


" wigtigke Theil feiner Aufgabe bezeichnet. Er ſoll raſilos bemüht fein, vaß nicht ver fleißige 


und redliche Arbeiter andgebeutet werben koͤnne durch jene Speculation, die ſich in taufenbfadken 
Formen, zuweilen als verbrecheriſche Handlung, Bei weiten häufiger aber als Abervortheilung 


in äußerlich legaler Geſtalt, des Ertrags ver nützlichen Arbeit zu bemeiſtern ſtrebt. Um fort 


und fort die grellſten Ungieichheiten beſeitigen, um deur ſtets wieder überwuchetnden Unrecht 
ſteuern zu koͤnnen, hat ſich der Staat auf dem Wege der Beſteuerung die nöthigen Mittel zu 
verſchaffen. Aber die in der Theorie gerechteſte Stener — die Vermoͤgensſteuer, Im Sinne einer 
wirklichen Leiftung nad) dem Maße des Leiftungövermögens — beruht in der Ausführung fo 


ſehr auf der Hedlichteit ver Stenerpflichtigen, daß ohne dieſe allgemeinere Redlichkeit ſogar die 


gerechteſte Steuer zur ungerechten, und daß fie zum neuen Mittel des Volksbetrugs wird. Se— 
gar das ſcheinbar Außerlichfte im Staate, vie Möglicfeit eined gerechten Steuerfuftems, hängt 
alfo mit den Innerlichſten im Volke, mit. der Öffentlichen Moral, auf das engfte zuſammen, 
uns wird hiernach zum guten Theile mit bevingt Durch Die Wirkfamkeit von Kirche und Säule, 
Die ja zur Pflege ver Öffentlichen Moral beſonders berufen find. Diefe beiden Inftitutionen ha— 
ben gerade in unſerer Zeit, fofern fie mit warmem Eifer an der geiftigen und fittlichen Käute- 
rung des Volkslebens arbeiten, eine deſts wichtigere Aufgabe zu erflilien, als fle damit auch 
das rafchere Gedeihen eines umfaffenden Syſtems von no jungen und ſich gegenfeitig foͤrdern⸗ 
den Volksſtaaten ermöglichen, das unaufhaltſam in die Weltgeſchichte hineinwächſt. Es mag 
Immerhin richtig fein, daß die Neuzeit auch in ihren fittlichen Zuſtaͤnden nicht zurückgeblieben 


und vielleicht fogar vorangeſchritten iſt; daß frühere Perioden nicht minver heimgefucht waren 


von Dieben, Betrugern und Wucherern; daß von jeher die Neihen und Großen in Scheffeln, 
die Atmen und Geringen in Löffeln ungerechted Gut genommen und wieder genonmen haben. 
Aber vas entſcheidet wicht. Wie nur bie ftarke Zunahme unferer materiellen Production zum 
Bewältigung des Pauperismus nicht zureicht, well die Bedürfniſſe und Gelüfte noch mehr zu⸗ 
genommen als die äußern Mittel ihrer Befrledigung — fo reichen wir auch mit der herfümm= 
lichen Moral nicht mehr and. Die Geſellſchaft, fol fle nicht völlig zu Grunde gehen, bebarf 
ſchon darum einer durchgreifenden fittlichen Reinigung im großen Mapftabe, weit mehr als 
je zuvor die Möglicjlelt des größern Misbrauchs in die Hand des großen Capitald gelegt iſt. 
Im Polizeiftaate aber, mo dem Volke Schule und Kirche als etwas Fremdes und blos Außer: 
liches gegenüberflchen, werben biefe nie etwas Wrhebfiches leiſten fönnen und wollen, um Durch 
Brifpiel und Lehre die in kalter Selbſtſucht erſtarrenden Herzen bis zu jener Vaterlandsliebe 
gu erwärmen, der eö endlich im Denken und Thum jittlich unmöglich wird, noch das Gemeinwohl 
gegen bie eigenften und perſonlichen Intereffen hintanfegen zu können. Dies tft nur im :Bolfd- 
Raate zu erreichen, wo auch Kirche und Schule — wie burd bie neuern Organifationen im 
Canton Ber und in der Schweiz überhaupt — zur Gemeindefache und zur Volk8ſache gewor⸗ 
ven find. i 

Zu den wichtigern Anflalten, um der nüglihen Production den nöthigen Bedarf an Ca⸗ 
pital zu vermitteht, gehört die 1855 gegründete Berner Bank; womit zugleich die Schöpfung 


äahnlicher Inftitwte in andern Theilen der Schweiz eröffnet wurde. Diefe Bank tft eine reine 


Staatsanſtalt; und wie der Staat das ganze Betriebscapital geliefert, fo hat er auch die Fet- 
tung auöfplieflih übernommen. Das Betriebseapital beläuft Ach auf 3Y, MM. Ir.; bie 
Notenemifjion: war nahe 870,000, die durchſchnittliche Girenlatton nit ganz 450,008 Fr. 
Der Ertrag des Bankgefchäfts, enwas über 5 Proc., mar geringer als bei den meiſten andern 
Toneizerifgen Banken. Mit aus viefem Grunde hatte im Jahre 1855 die Verwaltung ber 
Berner Cantonalbank deren Umwanblung in eine Actienbank beantragt. Sie Behauptete, daß 
fich die Anftalt als reine Stantsanftalt überlebt habe, und Huldigte — mol allzu unbedingt — 
der herkommlich gewordenen Anficht, daß der Staat überhaupt ein fehmerfälfiger und koſtſpie⸗ 
liger Geſchäftsführer ſei; daß namentlich „Grebitinftitute, wie alle Handelsunternehmungen, 
in Privathänden beſſer gedeihen als in den Händen des Staats“. In kurzem wird alſo der 
berner Großrath über eine ber wichtigſten Socialfragen zu entſcheiden haben: ob Privat: 
Banten mit oder ohne einige Betheiligung des Staats, oder ob Staatsbanken, die im Bolfs- 
ante wol aud Volksbanken heißen dürften? Gibt man es gleich im Allgemeinen zu, daß ft 


- vegelmäßtg der Staat mit folden Gefchäften, die von Einzelnen ober Vereinen im eigenften 


Intereſſe Beforgt werben Können, nicht befaffen ſoll: fo ift doch damit noch keineswegs geſagt, 
vaß and die Umwandlung einer ſchon beftehenden Staatsbank in eine Privarbant zweckmäßig 


i Den - . 
‚fe; und gleichwenig iſt damit eine, für alle Zalle richtige Stellung de Staats zum Bankweſen 

berhaupt bezeichnet. Ale Welt räumt mei ein, daß die Avtiengeſellſchaft für alle Zweige bet 
Brobuction, nicht einmal blos für wie materielle, der mächtige Hebel zu einem noch nie dage⸗ 
weſenen Aufſchwunge, daß eben darum das freie Verrindrocht eines wer wichtigſten Rechte ge: 
worden if. Allein aud der Staat, als derjenige Befammiverein, der Innerhalb feines räumlich 
begrenzten Gebiets, aber für eine unbegrenzte Zeit, alle Ginzelnen un Affoclattonen, alle Mün- 
digen und Unmündigen, alle Reigen und Armen umfaßt: macht nur von feinem Rechte ats 
Verein Gebrauch, wenn er Dasjenige fell in bie Hand nimmt, was in den Händen von Pti⸗ 
vatvereinen nicht allen Volksgenoſſen, ſondern nur ven beſonders Beteiligten zum befombern 
Vortheile gereigen würbe. Je mächtiger und einflußreichet ſchon wiele dieſer Actienvereine ge: 
worden find, umſomehr iſt darauf zu achten, daß folge Vereine zu feinen bedrohlichen Staa⸗ 
ten im Staate heranwachſen. Vot altem iſt nicht zu überfehen, daß zwiſchen den verſchiedenen 
Bereinen, felbf wenn fie an ſich erlaubte Zinedie zu verfolgen feinen, dennoch wohl unterſchte⸗ 
den werben muß; und daß bereitö der Actienverrin auch ſchon eine der Hauptformen ber Nen- 


. geil geworden if, welche Die jerem Staate gefährliche Ariſtokratie des Reichthums zu immer 


latour de la bourse»‘' (Zürich 1857). 


weitern Umgriffen nur allzu gut zu benugen weiß. Dies komm nun für das Bankweſen gleth- 
falls in Betracht. Ohgleich alle andern Bankgeſchäfte an Brivatın und Privatoeretne überlaffen 
werben mögen, jo fragt es ſich doch, ob denſelben zugleig die Emiffien von Banknoten, und 
dieſe fogar über den Beſtand ihrer haaren oder baargleichen Dedungämittel hinaus, geftättet 
werben follet In dieſem Emiſſionsrecht liegt immerhin- ein Verzicht des Staats, alſo im 
Volksſtaate auch des Volks, aufeinen Theil und zwar gerade auf den vortHeilhafteften Theil 
des in feiner vollen Beveutung begrifienen Münzregals, zum einfeitigen Vorthelle einer be: 
fondern Gefellfgaft. Denn einer folgen Gefellfgaft wire dadurch das Privileg ertheilt, ſich 
mittelö des verhältnißmäßig fehr geringen Aufwaundes, den die Ausfertigung ver eine befonvere 
Art des Papiergelves bildenden Banfnoten erfebert, in ven Beſttz eines beträchtlichen Capitals 
zu fegen, und von deſſen verzindliger Verleihung denſelben Nuten zu ziehen rote vom Beftge 
eined ebenfo großen Gapitals in baarer Münze, folange fie ven Gredit ihrer Noten aufrecht 
au halten verficht. Warum follte aljo nicht lieber der Staat ven Staatscrevit zum Bortheile 
alfer Staatögenoffen in gleicher Weiſe benugen? Am wenigften follten Briatlegien dieſer Urt 
veſondern Geſellſchaften bewilligt werben, folange mod nicht in anderer Weiſe gegen die fort: 
ſchreitende uͤberwucherung der Belvariftofratie geforgt ifl. Denn Das iſt ſehr einfach, daß ber 
Löwenantheil an den aus Creditvereinen aller Art entſpringenden Gewinnſten nur den ſchon 
Reigen over Denen zufällt, die fich in großem Maße daran bethelligen, well fle fi erheblich 
betheiligen können. Gin ſolches Gegengewicht gegen da® Überall wachſende übergewicht der 
Geldherrſchaft wird aber kaum anderswo zu Anden fein als in einem wohl bemeſſenen und im 
nicht allzu knappem Maße angewandten Syſtem ver progseffiven Beſteuerung; fei es nım 
durch eine progreffive Ginfommenftewer, ober Erbſchaftoſteuer, oder durch eine Verbindung 
der einen und andern. Ge läßt ſich mathematiſch nachweiſen (f. Einkommen, Einkommen: 
Heuer), daß das wirkliche Vermögen, d. b. das Vermögen, erwerben zu konnen, keineswegs 
blos nach dem einfachen Verhältnifle des Capitaleigenchums zus oder abnimmt. And) previgt 
es ja die tägliche Erfahrung jetzt befonders laut und lebhaft von alten Daͤchern herab, mit wie 
geringem Aufwande von Zeit, Mühe und Verſtand ver ſchon vermoͤgende Capitaliſt unverhalt⸗ 
nißmaͤßige Gewinne zu machen vermag.2) Das progreſſive Abgabenſyſtem wird alſo das der 
Bufunft fein, weil es eine wirllich gerechte und verhältwißmäßige Beſteuerung des Vermoͤgens 
allein möglid, macht und vas genügende Mittel an die Hand gibt, um vie Mfles-überflügelnde 
Macht der Plutokratie, iasbeſondere auch ber Bankokratie, in gemeflene Schranken zurückzu⸗ 
weifen. Ja der That gewiunt dieſes Syſtem, bie ihm noch eigegenſtehenden Berurtheile und 
Sonderintereffen almälig überwindend, immer mehr Raum im Bewußiſein des ſchweizerlſchen 
Volks wie in der Gefeggebung ſchweizeriſcher Tantone. Wo es aber, wie im Ganton Bern, 
noch gar nicht ober nicht im genägenven Umfange zur Anwenbung tommt, wird man deſto 
forgfältiger ſogar jeden Schein vermeiden müſſen, woburch der Verdacht einer von Staatswegen 
beliebten Begünftigung ver Reihen unter die Maſſen geworfen werben fönnte. Das Alles wirb 
alfo im Ganten Bern in Betracht kommen, fobald es fi um bie Neform der Cantonulbank 
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I) Sehe beachtmowerthe Thatſaqchen in dieſer Richtung findet man in der Sehrift · „Die Vdrſe, 
bie Börfenoperationen und Bananen 2 Auf ——— — du specu- 





556 Bern 
— ſollte; und man wird daſelbſt um fo vorſtchtiger zu Werke gehen, als auch in dieſem 
anton die einer Verbeſſerung ihrer oͤkonomiſchen Lage bedürftige Arbeiterbevölkerung in 

einige Gährung gekommen iſt und gerade jetzt (1857) für die ohnehin fo begreifliche Giferfucht 
auf die Capitaliſten beſonders empfänglich fein dürfte. 

Im Canton Bern iſt noch der Staat ſelbſt der reichſte Capitaliſt. Das Reinvermögen des 
Staats beläuft ſich auf nahe 45 Mi. Fr. Nach dem Haben bemaß ſich das Sollen, und das 
Volk ſäumte nit, im ökonomiſchen Intereffe ver verſchiedenen Claſſen der Bewohner an ven 
zur Demokratie geworbenen Staat die feiner Leiftungsfähigkeit entſprechenden Foderungen zu 
richten. Außer der ſchon früher gegründeten Gantonalbank wurde infolge der Verfaflungd: 
reform von 1846 hauptſächlich aus Staatsmitteln eine große Hypothekarkafſe errichtet, mit 
welcher zugleich eine Schulventilgungsanftalt verbunden if. Das gefhah zunächſt zum befon= 
dern Vorteile des berner Oberlandes und unter hauptfächlicher Berüdfichtigung der vafigen 
Überfuldung ded Grundbeſitzes. Daran ſchloß fich jedoch fpäter eine allgemeine Hypothekar⸗ 
kaſſe für ven ganzen Canton. Zu Ende 1855 betrug das Capital diefer allgemeinen Kaffe nahe 
2,400,000, das der Oberländerkaſſe über 7,100,000 $r. Davon beftand ber Fleinere Theil 
aus verſchiedenen Depotgelvern, indem ber Canton ſelbſt mit einem reinen Staatövermögen 
von mehr als 6,900,000 Fr. an ver Hypothekarkaſſe betheiligt war. Wie die faatlihe Errich⸗ 
tung dieſer Kaffe in erfter Linie vem von Beuballaften ſchon beinahe völlig befreiten Oberlande 
zum Vortheile gereichte, fo kam dagegen die, in fehr liberalem Sinne befchloffene Aufhebung 
dieſer Kaſſen den übrigen Gebieten des alten Cantons Bern zugute. Die Entfhädigung ber 
zu Zehnten und Bodenzins Berehtigten wurbe zur einen Hälfte vom Staat übernommen, und 
nur die andere Hälfte fiel den Pflichtigen zur Laft. Endlich wurde für Neubern, alfo Haupt: 
ſaͤchlich für den bernifhen Jura, in der Verfaſſung von 1846 wiederholt beftimmt, daß bie 
franzdfiigen Geſetzbücher, wo fie gegenwärtig in Anwendung, auch ferner beizubehalten feien; 
daß überbies der Jura dem Grundſatze nach feine Gejeggebung und Verwaltung im Armen= 
weſen fowie fein Grundſteuerſyſtem behalten folle. So finden ſich nun zwar: in Altbern und 
Neubern zwei verſchiedene Steuerſyſteme; aber durch Beflfegung einer bilfigen Beitragsquote 
zur Beftreitung des allgemeinen Staatdaufwandes ſuchte man auch dem von Heuballaften ſchon 
befreiten Jura einen verhälmißmäßigen Antheil an ben Vortheilen zu verfchaffen, die der 
Staat den Altbernern durch Befreiung von Zehnten und Bopenzinfen fowie durch Gründung 
der Hypothekarkaſſe gewährt hatte. °) 3 

Mit diefen pofitiven Maßnahmen zur Körberung der dkonomiſchen Volkszuſtände Hielten 
die Maßregeln zur Abwehr des eindringenden Pauperismus gleichen Schritt. Als eine feiner 
Urſachen war in Bern, wie anderdwo, der zunehmende Genuß von geifligen Getränfen, be= 
ſonders von Branntwein, zu erkennen. Nach den forgfältigen Erhebungen der Mediciniſch- 
Chirurgiſchen Geſellſchaft beltef fid im Zeitraume von 1844— 51 die fiher zu beftinmende 
Menge des im Canton jährlich getrunfenen Branntweins auf etwas über 1,100,000 Maß; 
ober, wen man das nicht genau zu ſchätzende Privatfabrifat zu 500,000 anſchlägt, auf mehr 
als 1,600,000 Mas, im jährlichen Werthe von über 2 Mill. Sr. Dies ergab in jenem Jahre 
einen durchſchnittlichen Verbrauch von 3%, Maß auf jenen Kopf, oder von 19%/, Maß auf jede 
Familie, diefe zu 5%, Mitglievern gerechnet; alfo einen Verbrauch, der allervings ſchon als 
übermäßig bezeichnet werden.muß, obgleich die Branntweinpeſt in andern Ländern Europa, 
darunter in mehren norddeutſchen Gebieten, auf eine weit bedenklichere Weiſe um fid gegriffen 
hat. Um diefen Genuß auf ein geringeres Maß zurüdzufihren, hat die Geſellſchaft ver Ärzte 
eine höhere Befteuerung des Branntweind in Anregung gebracht. Schon zuvor hatte man aber 
mit Erfolg, durch Erlaffung eines neuen Wirthſchaftsgeſetzes, auf Verminderung ver Wirth- 
haften Hingewirkt, in deren allzu großer Zahl man mit Recht einen Hauptgrund für den 
übermäßigen Berbraud des Branntweins erkannte. Schon die Verfaflung von 1831 hatte 
den Grundſatz ber freien Ausübung von Handel und Bewerben ausgeſprochen. Aber gleichwol 
bebielt das Wirthſchaftsgeſetz von 1833 dem Weſen nad das Conceſſionsſyſtem bei, das der 
Willkür der Regierung allzu viel anheimgab, während gleichzeitig die Ertheilung der Con⸗ 


3) Dies mag aud; mit zum Belege dienen, daß jenes bemofratifche „Nivelliren“, das fo oft bie 
Nichtleuner des Potei erifchen Staats s und Volfslebens der neuen Schweiz zum thorichten Vorwurſe 
madıen, in feiner Weile übertrieben wird. Diefes „Nivelliren“ befchränft [7 durchweg nur auf bie 
Befeitigung gemeinfchäblicher Misfände; und die Unterthänen der europäiſchen Polizeis und Bureau 
Tratenflaaten dürften fidy glülich fhägen, wenn fle nur in derfelben Art wie die Schweiger von Staats⸗ 
wegen über einen Kamm gefchoren würben. 
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eeffionen an leicht zu erfüllende gejeßliche Bedingungen geknüpft war. Die Folge war eine 
übermäßige Vermehrung der Wirthihaften. Die Unzufrievenheit mit dem Conceſſionsſyſtem 
führte zum Gefeg von 1856 und zur Anwendung des Patentſyſtems. Aber eine bebeutende Er⸗ 
hohung ber Gebühren für die ſtets nur auf ein Jahr zu ertheilenden Patente war gegen die 
Vermehrung der Wirthſchaften die einzige und keineswegs hemmende Schranke, weil dadurch 
die leichtſinnigern Bewerber am wenigſten abgehalten wurden. Neue Klagen tief 1843 ein” 
beſonders gegen dad Pintenunmefen gerichtetes Geſetz hervor, gegen das ſich aber — ba ed das 
Spielen und Tanzen In pen Schenken unterfagte — nicht ohne Grund ein fo lebhafter Wider: 
ſpruch erhob, daß feine Vollziehung auf unbeftimmte Zeit vertagt wurde. Hiernach ftieg bis 
1851 die Zahl der Wirthſchaften im Canton auf 1854, over eine auf je 244 Bewohner. Wer 
feinen rechten Beruf Hatte, ober zu träge für deſſen Ansüßung war, verſuchte fein Glück ald 
Wirth: von A998 Geldstagen (Goncurfen) im funfzehniährigen Zeitraum von 1832 —A6, 
mit einem Gefammtverlufte von mehr ald 40 Mill. Fr, rührte ein Zehutheil, fomit etwa eine 
‚Millton, nur von Wirthen her. Ein beſonderer Misfland mar ed, daß auf das jeweilige drts 
lie Bedürfniß keine Nüdjicht genommen werden Fonnte, weil nach Erfüllung der geſetzlichen 
Bedingungen bie Batente ertheilt werben mußten. Nachdem die Verfaffung von 1846 die Re= 
form des Wirthſchaftsgeſetzes in Ausficht geftellt, kam enblid 1852 ein feit Anfang 1853 in 
Kraft getretened Geſetz zu Stande, dad eine Verminderung der Wirthſchaften um mehr ald 
400 zur Bolge hatte. Jetzt Hat Bern, unter allen größern Eantonen, vie verhältnigmäßig 
kleinſte Zahl von Wirthigaften, naͤmlich 1: 331 Bewohner; währenn z. B. in Waadt, 
Züri und Thurgau das Verhältniß wie 1: 187: 165: 81 ift. Die wichtigfte Beftimmung des 
neuen Geſetzes befteht darin, daß die Wirthfchaftspatente nur noch auf vier Jahre ertheilt wer= 
ben; daß für dieſen Zeitraum die normalmäßige Zahl ver Wirthichaften feftgefegt wird, Ne 
nur auf ausdrückliches Verlangen ver betreffenden Gemeindebehoͤrde überfhritten werben darf; 
daß vie Feftftellung diefer Rormalzahl nur erfolgen kann nad) den Gutachten der ſämmtlichen 
Gemeindebehörven jedes Bezirks, indem jedoch die Regierung an dieſe möglicheriweife. par: 
teiiſch oder leichtfertig abgefaßte Gutachten in ihrer endlichen Entſcheidung nicht unbebingt 
gebunden if... & 

In einem befondern Balle ift hiernach im Canton Bern ein politiſch-ſocialer Grundſatz von 
weitgreifender Bebeutung zur Anwendung gefommen. Die Gefeßgebung foll fi überhaupt 
nicht anmaßen, nad inhaltleeren allgemeinen Formeln, nach lebloſen Abftracttonen diejenigen 
Dinge maßregeln zu wollen, bei denen es weſentlich auf die genauefte drtlihe Kenntniß von 
Zuftänden und Perfönlickeiten anfommt; wenn in Wahrheit dad rechte Daß eingehalten, 
d. h. wenn ſtets jenes wirklich natürliche und vernünftige Recht zur Geltung kommen foll, das 
in völliger Abgerifienheit vom räumlich und zeitlich, alfo auch vom Hiftorifh Gegebenen ganz 
undenkbar ift. Die polttifhe und fociale Aufgabe des Volksſtaats beſteht alfo nicht darin, daß 
ex dad Volk mit Befegen überfchütte, und nad) dem Maße der gerade curfirenden gejeßgeberifchen 
Weigheit auch vie ganze Zukunft des öffentlichen Lebens einer normalmäßigen Dreffur zu unters 
werfen trachte; fonbern biefe Aufgabe tft vielmehr eine folhe Organifation, wodurch es dem 
Volke in allen feinen Abthellungen — als Staats⸗, Bezirks⸗, Orts⸗, Kirchen- over Schulge⸗ 
meinde — fort und fort ermöglicht wird, gleich einer beſtandig berufenen Jury feine entſchei⸗ 
denen Wahrfprüche zu fällen, nad) befonnener Erwägung und unter Berüdfichtigung der 
befonvern Umftände des gerabe vorliegenden Falls. Dabei kommt es alfo darauf an, daß nicht 
einerſeits das Intereffe bes größern politifch-focialen Kreifes dem einen oder andern Kirch⸗ 
fpielinterefle geopfert werbe; daß aber auch andererſeits dad Gutachten der Orts- und Sadı- 
verftänvigen fo weit einen maßgebenven Einfluß kehalte, um nur bann verworfen werben zu 
kdnnen, wenn ber Verſuch, einem egolftifchen Sonverintereffe dad Übergewicht zu verfchaffen, 
offenbar und unleugbar geworden ift. Im berner Wirthſchaftsgeſetz ſcheint nun der richtige 
Weg wirklich eingehalten: ſtehen nit wichtige und klar vorliegende Gründe entgegen, fo wirb 
die Regierung ſchon darum mit ven Vorſchlagen ver Gemeindebehörben im Einklange handeln, 
weil fie dann ber leichteren Vollziehung der gemeinfchaftlich gefaßten Beſchlüſſe um fo gewiſſer 
ift. Überhaupt kommt es alfo im Volksſtaate, wo mittelbar oder unmittelbar alle Behörden 
aus der Volkswahl hervorgehen, nur auf ſolche Beſtimmungen an, wonach bei allen oͤrtlich 
wichtigen Maßregeln die Ortsgemeinde oder Ortsbehoͤrde gehört werben muß und ihr Vor⸗ 
ſchlag in hoͤchſter Inftanz angenommen werben kann. Anders ift es dagegen im Polizei und 
Beamtenftaate, wo bie unmaßgeblihen Wünſche ver Gemeinden etwa nur pro stilo mit halbem 
Ohre angehört werben; wo eine vom Volkoleben abgeriffene Beamtenclafle in der Tretmöhle 
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dea herkdmmlichen Geſchaͤftsgangs faft unvermeiblich In jenen Schimindel geräth, dem ſich Die 
Melt nur noch um die Achſe ihrer Schulweisheit zu drehen ſcheint. Hier loßen wir bean auch 
auf einen durchgreifenden, abex kaum noch beachteten Unterſchied zwiſchen ver alten Staatewiſ⸗ 
ſenſchaft, wie fie ins Boligeiftagte eutſtanden war, und der neuen, die im Volksſtaate im Ent⸗ 
ſtehen begriffen if. In Oppoſition mit dem einfeitig ſchaltenden und In dns Volksleben wills 
türlich eingreifenden Polizeiſtaate war ea ſehr begreifli, wenn ihm und feiner willkurlichen 
Bielvegiererei die Wiſſenſchaft den fogar bis zur Ginfeitigkeit ausgebildeten Grundfag entges 
genhielt, daß die befte Politik Die das Gehenlaſſens fei; daß fie zumal im Gebiete der materiel: 
fen Production die der unbefchränften individuellen Gewerbsfreiheit, Die dev unbefchränften 
inbivinuellen Goncurrenz ſei. Als es fid) nun in Bern um das neue Wirthfehaftägefeg handelte, 
wurde auch dort in Kraft des Principe Der Gewerbefreiheit lebhafte Einſprache dagegen erho⸗ 


. ben. Aber mit Unrecht. Sobald das Volk aud) der Stant geworden if, wird zugleig das Ver- 


hältniß dev Gemeinde und der politifhen Geſammtheit zu den Cinzelnen ein anderes als im 
Beamtenftaate. .Der Begriff der Freiheit erweitert fig im Volksſtaate. Denn neben ver Fode⸗ 

rung ber blos individuellen Freiheit fodern nun aud Orts- und Volksgemeinde für ſich felbft 
das Recht und die Freiheit, durch die Intereffen von Einzelnen unbehinvert fid diejenige Les“ 
hensordnung ſchaffen zu können, die der Mehrheit ihrer Glieder entfpricht. Somenig ih im 
Ginzelleben jede Krankheit voraudfehen und verhindern läßt, ebenfo wenig in Staat und 
Gemeinde; und die für den gewöhnlichen und gefunden Zuftand geltende Regel der unbegrenz= 
ten inbivinuellen Gewerbefreiheit ſchließt keineswegs das Recht der größern und kleinern Ges 
weine aus, den in ihrer Mitte übertwuchernden Individualiamus zu beſchueiden, und aus⸗ 

nahmoweiſe während des kraukhaften Zuftandes eine die Geſundheit des geſellſchaftlichen Körz 

pers wieherherftellende Lebensweiſe anzuorbnen. Im Volföftante muß fi aljo mehr und mehr 
auch eine neue Wiffenfhaft vom Staat und ver Geſellſchaft herausbilden: die alte politifche 
und vollswirthſchaftliche Orthodoxie, welde die Untrüglichkeit und abjolute Wahrheit folder 
allgemeinen Zehrfäge, wie von ver unbebingten individuellen Gewerbefteiheit, kaum noch zu 
bezweifeln wagte, wird mehr und mehr verihwinden; und Die Aufgabe des Vollsſtaats wird 
nit fowol in der Erfindung und Anwendung neuer boctrinärer Lehrfäge beftehen, als in ver 
Herftellung eines ſolchen lebendigen Organismus, wodurch es — im Gegenfage zu ber flüch⸗ 

tigen Volkslaune oder Volksleidenſchaft — dem befonnenen und geläuterten Volkswillen mög— 

lich gemacht wird, ſich oͤrtlich und zeitlich immer von neuem Durhzufegen. 

Im Hinblid auf die zeitlich günfligen Erfolge — und mehr darf man ja von keinem Ge— 
fege erwarten — haben ſich nun in Bern wol auch die frühern Gegner mit dem neuen Wirth- 
ſchaftsgeſetze auggefühnt. Cine viel fhwierigere Aufgabe ift aber noch in der Orbnung bed 
Armenweſens zu erfüllen. Die Berfaffung von 1846 hatte vie geſetzliche Pflicht der Gemein- 
den zur Unterflügung ber Armen, alfo and) die zu dieſem Zwecke erhobenen Gemeinvefleuern, 
oder fogenannte Armentellen aufgehoben, um die Sorge für pad Armenwefen, hinſichtlich jeder 
Betheiligung von Seiten ber einzelnen Gemeinveglieber, in gleicher Weife auf pas Princip ver 
Freunilligfeit zu gründen, wie dieſes ſchon lange in Frankreich und hiernach auch in demi früher 
mit Frankreich verbunnenen bernifcgen Jura zur Anwendung fommt. Zugleich gemährleiftete 
dieſe Verfaffung die von den Gemeinden zu verwaltenden Armengüter, deren Extrag zweckge⸗ 
mäß zu verwenden iſt unter Aufſicht ded Staats. Diefer iR dann feinerfeits verpflichtet, Me 
nicht genügen» begüterten Gemeinden zu unterflügen, ſodaß jedoch das Marimum des ſtaat⸗ 
lien Gefammtbeitrags für die Armenverforgung jaͤhrlich nicht über 400,000 (alte) Schwei⸗ 
zerfranken betragen fol. Von dieſer verfaflungsmäßigen Grundlage aus wäre man mol zu 
einer für geraume Zeit weientlid; befriedigenden Armengeſehgebung gelangt, hätte nicht im 
Canton Bern, aus den fhon berührten theils allgemeinern theils beſondern Gründen, ber 
Pauperismus in folhem Maße zugenommen, baß man nun zwiſchen den Beſchränkungen der 
Berfaflung und deu thatfählichen Zuftänden in die Klemme kam. Man gerieth alfo in ein 
ſchwankendes Proviforium hinein, wodurch das übel ärger gemacht wurde und das nad; Verlauf 
eine Jahrzehnds noch nicht zu Ende iſt. Während dieſes Zeitraums kamen, ungeachtet bee 
Berfaffung, die Urmentellen der Gemeinden wieder auf; und viele dieſer letern bezogen ſechs 
oder fieben Jahre lang den Staatsbeitrag, ohne Rechnung abzulegen. Diefer Misftund hing 
zwar zum Theil, aber nicht ausſchließlich mit den politifchen Parteikaͤmpfen zufammen. 

Nach mehren Verſuchen, Über die ſchwankenden Verhältniffe hinauszukommen, gelangte 
man endlich 1857 zur erften Berathung und vorläufigen Annahme. bed forgfältig auögenrbeis 
teten Entwurfs eines Armengeſetzes, ber eine nicht blo& cantonale, fondern auch eine flanzds 
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wilenſchaftliche Bereutung Hat, durch bie allgemeine Wichtigkeit des Gegenſtandes formel 
als um der mitunter außergewoͤhnlichen vechtspolitifefen Auſichten willen, welche ben Vor⸗ 

ſchlägen zu Grunde liegen. Um Sinn uud Abſicht deg Entwurfa richtig zu faſſen, muß man den 
Unterſchled nit aus denn Auge verlieren zwiſchen ver Bürger: oder Burgergemeinbe, die nur 
die Ortäbärger -begreift, und ber Ginwohnergemeinde, bie auch bie bios Nievergelaffenen 
(Einfaflen) umfaßt. Der Entwurf Hält fivenge an der Nothwendigkeit der Ortönrmenpflege - 
fet; weshalb nie Bürgergemeinben von ber Unterſtützung ihrer auswärtd wohnenden Bürger 
entloftet find, und der gefanınde Armenetat jeder Cinwohnergemeinde, ohne Rüdficht auf bie ° 
gemeindebũrgerliche Cigenſchaft, aus fämmtlihen Ortsarmen beſteht. Unter diefen werben 
die Notharmen als diejenigen, welche ohne Vermoͤgen und ohne Arbeitskraft find, von ben 
perjönlich erwwerbäfähigen Dürftigen unterſchieden. Zur Unterflägung ver Notharmen tragen 
bei: eheliche und uneheliche Verwandte, in auf- und abfleigemder Linie; Armengüter der 
Bürgergemeinde und Armenvermögen der Cinwohnergemeinde; endlich ver Staat, beffen 
hoͤchſter Gefammibeitrag für die Ortsarmenpflege in 500,000 (neum) Fr. beftehen fol. 
In Beziehung auf die blos Dürftigen bleibt 68 bei vom Princip der Freiwilligkeit: man zählt 
alfo darauf, daß in jener Gemeinde fo viel thätige Mächftenliche und zugleich fu viel Verſtänd⸗ 
niß des eigenflen Interefles vorhanden fei, damit freiwillig das Erfoderliche geihan werde, 
um die Dürftigen nicht blos mit ven äußern Arbeitämitteln zu verfehen, ſondern auch ihre 
Arbeitöwilligkeit zu weden una wach zu halten. Die Beflimmung bes Entwurfs, daß dad 
Armengut der Bürgergemeinde nur für bie Motharmen, nicht auch für vie arbeitäfähigen 
bürftigen Mitglieder der Bürgergemeinde verwendet werden foll, hat in folhen Buͤrgerge⸗ 
meinden,, bie ein betraͤchtliches Armengut befigen, lebhaften Widerſtand gefunden; und von 
diefer Seite hat denn au ſchon die Agitation gegen ven nenn Geſetzesvorſchlag begonnen. 
Indefien wurde bereits in ven Werhanblungen des Großen Ratha hervorgehoben, daß es ben 
Vürgergemeinben nicht verwehrt fei, ihre Dürftigen mil befondern Gtipendien aus ihrem 
Würgergute auszuftatten. Um fo mehr iſt zu erwarten, daß die Agitation wieder verſchwinden 
und der aus feiner Erſtarrung endlich erwachende Gorporationdgeift einen den Bürgergemeins 
den zum eigenſten Vortheile gereichenden Sieg über fi felbfk gewinnen werde. Kann es doch 
ayr zum Schaden ausſchlagen, wenn die privilegirte Traͤgheit der Därftigen Mitglieder der 
reichen Bürgergemeinden noch durch befondere Gaben aus dem Bürgergute genäßrt wird. Hinz 
gegen wird ed Allen zum Heile dienen, wenn ennlich hie gefährliche Biferfucht ver großen Mehre 
heit des berner Volks auf einige wenige und beſonders reiche Bürgergemeinven verſchwindet; 

wenn ih zur gemeinfhaftlihen Bewältigung des Pauperlsmus, ihres genreinfihaftlichen 
Weindes, überall Bürger und Cinſaſſen die Haud bieten. - 

In ven Derhandlungen über dad Armengefeg bezeichnete der geiftvolle Berichterſtatter, 
Regierungdrath Schenk, die beiden Eudpunkte der europaiſchen Armengeſetzgebung auf treffende 
Weife. „In Englanp‘‘, fagte er, „if die gefegliche Pflicht der Armenunterflägung eine ſolche 
Laſt, daß Land brach gelaſſen wird, damit man der Armentaxe entgehe; in Frankreich iſt abs 
folute Freiheit von dieſer Pflicht, aber Frankreich iſt der Sitz des Communismus.“ Er hob 
auch hexvor, wie das Armenweſen immer mehr einen politiſchen Charakter annehme, und fols 
gexte daxaus: „Wenn in Europa wieder einmal eine große Agitation ſtattfindet, fo wird ed 
eine. jociale Revolution fein." Diefe Überzeugung hat fich ſchon lange jedem Denfenven in 
jedem Lande aufgearängt, vo einerfeisd dex Staat in maflofen Summen ven Ertrag der Ars 
beit des Bolt4 auf inproductive Weife vergeudet, während andererſeits, von der vom Börfenz 
ſchwindel erfaßten Glafle der Capitaliſten auf, die Wucherpſtanze der inproductiven Specula⸗ 
tion immer vorberbliher am Mark des Volkelebens zehrt und ſogar die Luft am mühevollen 
Grwerh durch nügliche Arbeit ſchon ia ihren Keimen vergiftet, Zu dieſen Bändern gehört bie 

Schweiz nit, oder nod nit; und wenn gleichwol, im Hinblice auf bie befonbern Zuflänse 
des Cantons Bern, von jener Gefahr die Rede war, fo geſchah Died im Glauben, daß man der⸗ 
felben noch vergubeugen im Stande fe, In ber That wird die Annahme und Durchführung 
des Armengeſetzes ſchon an ſich ein Fortſchritt fein umd ven Weg zu weiten Bortfchritten Öffnen. 
Denn daß damit allein Die Socialfrage ober, au nur hie Aumenfrage in dauernd Befrienigender 
Weife entfepieden fei, wird Niemand behaupten mögen. Was pie im Armengefeg angeordnet⸗ 
Stufenfolge für Herbeiſchaffung ver Unterflügungsmitiel anlangt, fo folkte wenigſtens awss 
nqhmzsweiſe au die Erhekung von Gemebudearmenſteuern gefbattet fein, Bleibt es doc inner 
gefaͤhrlich, wenn fi ein Volksſtaat varfafſungswäßig ſchon im voraus nie Hände bindet und 
ea Sich ſelbſt verbietet, den Umſtaͤnden gemäß handeln zu fönnen. Dies gift aud) vom Marimum 


. 
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für den Unterflügungsbeitrag des Staats. Diefer follte vielmehr zu jeder Zeit jede Gemeinde 
reichlich unterftügen dürfen, fobald ihn eine geeignet fheinende Verwendung und Vertheiz 
lung feiner Gaben erwarten läßt, daß irgendivo der Zunahme des Pauperismus durch Eröffs 
nung neuer Erwerbsquellen ober fonftwie Einhalt gethan werben könne. Wie da oder dort zur 
Entfumpfung des Bodens, fo kann und ſoll auch der Staat feine Mittel dazu verwenden und 
ſich durch Beſteuerung dieſe Mittel verfchaffen, um Gemeinde nad Gemeinde vom Sumpfe des 
Pauperismus befreien zu Helfen. Denn wie die Fruchtbarkeit des ganzen Landes durd vie 
Ertragsfähigkeit aller befondern Bobenftelfen bedingt ift, fo aud) das Wohl des ganzen Volkes 
durch das Gedeihen aller einzelnen Gemeinden. Die Art und Weiſe aber, wie und in welchem 
Sinne die Gaben der Wohlthätigfeit bis ind Cinzelne hinein vertheilt werben, bleibt ſtets pie 
Seele jeder Armenpflege, woher auch die Unterfügungen fließen mögen. Erfolgt die Vertheiz 
fung blos nad den allgemeinen und todten Vorſchriften des Geſetzes, fo kann die öffentlihe 
Armenpflege leicht mehr ſchaden ald nügen. Wahrhaft eıfprießlich wird fie nur fein und weſent⸗ 
lich dazu beitragen, um bei den arbeitöfähigen Bedürftigen auch die Arbeitöluft und das rechte 
Selbſtgefühl zu wecken, wenn bie Gabenfpender den Empfängern nıit freundlichem Nathe und 
helfender That an die Seite treten; wenn fie perfönlid am Schickſal der ihnen beſonders zuge= 
twiefenen Pflegbefohlenen fo weit theilnchnen, um ſich von der Gigenthümlicfeit ihrer Lage, 
ihres Charakters und ihrer Fähigkeiten eine mehr als blos oberflächliche Kenntnif zu verſchaf— 
fen. Ein erfahrungsmäßig fhon bewährtes Inftitut zu dieſem Zwecke ift dasjenige der foge- 
nannten Armenväter in der Stadt Züri. Auch wurde fhon im Großen Rathe des Kantons 
Zürich ver Gedanke angeregt, eine zwedmäßig abgeftufte Neihe von frei gebilveten Vereinen 
ind Leben zu rufen und ber freithätigen Menſchenliebe ihrer Mitglieder die ganze Armenpflege 
bie ind Einzelne hinein zu überlaffen. Hätten ſich gleich dieſe Vereine — die beſonders aud ven 
Brauen, über die Grenzen des Haufed hinaus, eine ihnen angemeffene, gemeinnügige Thaͤtig⸗ 
feit einräumen würben — zunächſt nur mit der Vertheilung und beſtmöglichen Verwendung ver 
von den Gemeinden und von Staate bewilligten Unterftügungen zu befaffen, fo fönnte es 
doc nicht fehlen, daß innerhalb diefer Vereine und durch diefelben au dem Wohlthätigkeits⸗ 
finne der Einzelnen zur ergänzenden Aushülfe ein bei weitem fruchtbareres Feld geöffnet würbe 
als durch ein bloßes Almofengeben aufs Gerathewohl. &8 ift gleich einfeitig, ob die Sorge für 
die Armen und Dürftigen nur nad) den Borfchriften des Gefeges erfolgt, oder ob fie nur dem 


- allfälligen guten Willen der Einzelnen überlaffen bleibt. Exit dadurch, daß In der bemerften 


Weiſe vie freie Milothätigkeit der Einzelnen ver Unterftügungspflict des Staatd und ver Ge: 
meinden beftänbig zu Hülfe fommt, ann die Armenpflege humaniſirt und aus ihrem meift 
noch rohen Zuftande auf jene höhere Stufe gehoben werben, auf der fie — gleihfam allgegen= 
mwärtig mit ihrer thätigen Liebe in allen Gebieten der Grfellfhaft, bei ven Bebern wie bei den 


* Empfängern, bei ven Reichen wie bei den Armen — nicht blos unaufhärlih zur Ausgleihung 


der fhroffern Unterſchiede des materiellen Beſitzes hinwirkt, ſondern aud zur Heilung jener 
Wunden, zur Befeitigung jener Spaltungen, womit ver Haß und die focialen Vorurteile das 
Volksleben ftet3 von neuem zu zerflüften drohen. Um deſto eher eine ſolche heilfame Armen— 
pflege ins Leben zu rufen, follte aud) der Staat den Umfang feiner Unterftügungen an bie 
einzelnen Gemeinden danady bemeilen, inwieweit ihm die einzelnen Gemeindeglieder oder Ge⸗ 
meinbevereine zur erfolgreichen Bekämpfung des Pauperismus zu Hülfe fommen; denn gerade 
denen foll viel gegeben werben, die ſchon viel Haben von jenem warnen und verfländigen Ei 
fer, wodurch einzig und allein eine fruchtbringende Verwendung der Unterftügungen verbürgt 
wird. Die Annahme und Vollziehung des berner Geſetzvorſchlags, was man aud) an Ein- 
jelheiten auszuſtellen Habe, ift aber gerabe geeignet, um eine ſolche organifche und alffeitig bes 
lehende Verbindung von gefegliher und freiwilliger Armenpflege einzuleiten, die nun zux 
allerdings wirffamen Schutzwehr in den heranziehenven Wettern werben kann. 

Im Vorhergehenden find nur die wichtigern Gegenftände befproden, wodurch in verhält⸗ 
nißmaͤßig fehr beträchtlichem Umfange-aud die finanziellen Stantöfräfte in Anſpruch genom- 
men wurben. Indeſſen geht fehon daraus hervor, daß die politifche und foriale Bewegung im 
Canton Bern auch eine eingreifende Reform des Finanzweſens zug Folge haben mußte. Bis 
zum Jahre 1846 wurde es jedoch dem reichen Staate möglich, die biäherige Art der Befteue- 
zung im Wefentlichen beizubehalten. Erſt durch die Berfaff-ing von 1846 wurde die im alten 
Theile des Cantons bisher ungewöhnliche directe Beſteuerung auch für biefen eingeführt und 
der Grundſatz ausgeſprochen, daß alle neuen Auflagen möglihft auf alles Vermögen, Einkom⸗ 
men und Erwerb fallen follen. Hat man ſich erft in Bern von der Wahrheit überzeugt, daß 
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das Bermöggen, zu erwerben, mit dem Gapitalbefige progreſſlv fleigt, Daß mithin auch die mehr: 
haft gerechte Vermögenäfteuer eine progreffive ift, fo hat ſich der Stant durch Cinführung der 
birecten Befteuerung in den Stan gefegt; auch allen künftig an ihn gerichteten gerechten unb 
billigen Foderungen ded Volks genügen zu können. Das ordentliche Budget für 1957 wies 
auf eine gefammte Einnahme und Ausgabe von nahe 4,400,800 Fr.; und ein näher 
Einblick zeigt aud in biefem Ganton, daß bie Öffentlichen Gelder wirklich nur zu öffentlichen 
en verwendet werben. 

Die außerorbentlihe Thätigkeit, welche vie feit 1851 zum Volksſtaat verjüngte Republii 
nach allen Richtungen des öffentlihen Lebens entwidelte, if, verglichen mit dem Stillſtande 
oder der ſchleichenden und gedankenlos teaumertichen Bewegung im Polizeiftaate, um fo merf- 
würdiger, als viele der einflußreichiien Reformen mitten in die Zeit der fogenannten politi⸗ 
Then Wirren gefallen find. Man muß es dem fo oft als geifleäträg und phlegmatiſch bezeichne⸗ 
ten berner Volke nahrühmen, daß es fih — ein kräftiger Schwimmer und offenen Auges — 
in die frifchen Strömungen der Neuzeit geworfen bat; daß es fih auf dem morfhen Wrade 
feiner Vergangenheit nicht fchlafend ven Stürmen und Klippen ver Zukunft entgegentreiben 
läßt. Nah Annahme ver Verfaſſung vom 31. Juli 1851 — die noch ein indirectes Mahl: 

- foftem kannte und ald Bedingung der Wählbarfeit ven Nachweis eined Grundvermögens ober 
verſicherten Gapitald von 5000 Schweizerfranfen erfoderte — und nad) bein Rücktritte der 
alten Ariftofratie, lag es in der Natur ber Sage, daß die Gewalt zumelft in die Hände der Nos 
tabilitäten der Landſtädte fiel. Gegenüber den hartnädigen Feinden jeder Neuerung blieben 
indeffen die Anhänger ver Verfaflung von 1831 nur eine Zeit lang vereinigt: bald hatte die 
Regierungöpartei ber fogenannten Dorimagnaten nicht bloß die alte Ariftofratie, ſondern auch 
die viel lebhaftere Oppofition eines Theils dev Reformfreunde zu bekämpfen. Im Anfange ver 
vierziger Jahre, ald ver damalige Schultheiß Neuhaus eine beſonders einflußreiche Stellung 
einnahm, fchienen fich wieder zeitweiſe die wiefpältigen Elemente der Fortſchrittspartei einander 
angenähert zu haben. Im Gegenfage zu der ſchwankenden und ängſtlich rückſichtsvollen Politik 
der Dorfmagnaten in den Beziehungen zum Auslande mar die von Neuhaus befolgte Bolitif 
eine ehrenhafte und würbenolle. Was dagegen vie innern Angelegenheiten betrifft, fa gerierh 
die Regierung zur Zeit ver Freiſcharenzüge in eine ungewiffe und zweideutige Stellung. Da 
überdies im Laufe der Jahre die Mängel der Verfaflung von 1831 deutlicher hervorgetreten 
waren, fo foderten zu Anfang 1846, unter dem Einflufle der durch die Jeſuitenfrage über die 
ganze Schweiz verbreiteten Gährung, zahlreihe Stimmen eine Totalrevifion.. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Großen Raths, daß er und die Regierung die Verfaflungsreviilon in die Haud 
nehmen follten, erhoben fich die Volksvereine und veranlaßten einen neuen Beſchluß des Großen 
Raths, die Reviſionsfrage vor dad Volk zu bringen. Diefes erklärte jih mit großer Mehrheit 
für Berufung eines Verfaffungsraths. Hiernach trat Neuhaus von feinen öffentlichen Ämtern 
zurück. In directer Wahl, auf je 3000 Einwohner ein Mitglied, ernannte nun das Volk feinen 
Berfaffungsrath und genehmigte ven ihm vorgelegten Entwurf mit 36,079 annehmenven 
Stimmen gegen nur 1257 verwerfende; ein ſehr merkwürdiges Ergebniß nad) einem lebhaft 

* geführten Barteienzwifle, das jedoch auf eine große Übereinftimmung der Anfichten binfichtlich 

der Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit ver Verfaſſungsreform hinwies. 

Die noch jetzt geltende Conſtitution vom 31. Juli 1846 bildet einen wichtigen Abſqhnitt, 
und ben feften Boden für den bis in bie neuefte Zeit mit wechſelndem Glück geführten Kampf - 
ver Parteien. Ihre wichtigern und zum Theil eigenthümlichen Beſtimmungen find: Directe 
Wahlen zum Großen Rathe, ftatt der frühern indirecten; in Berhältniffe von einem Abgeordne⸗ 
tenauf je 2000 Einwohner. Actives Wahlrecht aller wenigſtens zwanzigiährigen Staatöbürger ; 
was darum beſonders bemerft werden mag, weil dad Gemeindegefeg von 1852 das Stimm⸗ 
recht in Gemeinbeverfammlungen erſt mit dem vollendeten dreiundzwanziſten Jahre beginnen 
laßt. Wahlbarkeit aller ſtimmfähigen Staatsbuͤrger vom vollendeten fünfundziwanzigften Jahre 
an in ven Großen Rath; mit Ausnahme aller geiftlichen und weltlichen, vom Staat angeftellten 
Benmten. Der aus neun Mitgliedern beſtehende Megierungsrath iſt zur Antragftellung im Gro⸗ 
Gen Rathe berechtigt, zur Berichterfiattung an venfelben und zur Ausfunftöertheilung vers 
vpflichtet. Alle vier Jahre Integralerneuerung des Großen Rats, fhatt der frühern zweiläßtb: 
gen Drittelöeeneuerung, ſowie · Neuwahl des Regierungsratö durch ven neuen Großen Rath 
deder Gefegentwurf unterliegt binmen einem Zeitraum von wenigſtens drei Monaten einer dop⸗ 
yelten Berathamg und muß wor der zweiten dem Wolfe rechtzeitig befannt gemacht · werden. Keine 
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offentliche Gtelle, außer vie eines Lehrers ober, Geiſtlichen, darf auf Lebenszeit ertheilt werden 
Außerordentlicherweiſe erfolgt die Befammternegerung bed Großen Raths, wenn fie, nach dem 
Antrage von wenigftend 8000 ftimmfägigen Bürgern, von der Mehrheit der in den politiſchen 
Verſammlungen Abftimmenden verlangt wird.” In ähnlicher Weile kann ver Antrag zu einer 
Berfaffungsrerifion nicht Hlo8 vom Großen Rathe, fondern audy von 8000 Stinmfähigen ge: 
ſtellt werden. Das Volk entſcheidet dann, ob überhaupt Reviflon ftattfinden und ob diefe durch 
den Großen, Rath oder einen beſonders gewählten Verfaſſungsrath eingeleitet werben foll. 
Endlich wird der Entwurf der revidirten Berfaflung ven Verſammlungen der flinnmfähigen 
Staatäbürger zur entfiheidenden Annahme oder Berwerfung vorgelegt. Bern gehört auch zu 
denjenigen Gantonen, die nad) dem folonifhen Grundſatze, daß jeder Staatsbürger ſtets Bartei 
ergreifen fol, das Abftimmungsrecht in der Art in eine Pflicht verwandelt Haben, daß die von 
den politijhen Berfammlungen freiwillig Wegbleibenden mit einer Beinen Geloftrafe bedroht 
find. Gin folder, wenn au nur indirecter Zwang entſpricht nicht dem vollen Begriffe der 
perföhligen Freiheit. If ein Staatöbürger mit dem gerade vorhandenen perfönlichen over ſach⸗ 
lichen Statusquo zufrieden, fo foll er nicht dafür geftraft werden koͤnnen, daß er feine Zufrie: 
denheit mit dem Beftehenden nicht ausdruͤcklich zu erfennen gibt; die pofitive politiiche Thätig⸗ 
keit ift dann vielmehr die Sache derjenigen, bie in den ſtaatlichen Verhältniffen am Stande ver 
Berfonen oder Sachen irgendeine Neuerung herbeiführen wollen. Handelt es fih um wichtige 
Dinge, wofür das Volk ein Intereffe Hat und ſich ein Urtheil zutraut, fo ift ohnehin feine Be: 
theiligung eine lebhafte und allgemeinere; handelt es fih um-Anderes, fo ift jeder indirecte 
Zwang zu pofitiver politiſcher Thätigkeit nur unnüge Zeitverſchwendung und darum auch eine 
Art inbirecter Beſteuerung, womit überflüfftgerweife ein Theil des Volks belaftet wird. Im: 
deffen laſſen ſich diefe Fragen des formalen Staatsrechts nicht unbedingt für alle Zeiten und 
Verhältniffe im voraus entſcheiden, und für die Periode einer befonders wichtigen Reformbe- 
wegung, wie fie auch Bern durchzumachen hatte, mag man es immerhin ald erſprießlich ein- 
räumen, wenn dad Volk fort und fort angefpornt wirb, ſich für alle Vorgänge im öffentlichen 
Leben ein beftimmtes Urtheil zu bilden und dieſes mit entſchiedenem Ja oder Nein auszufpres 
hen. Jetzt aber ift in Bern und fo ziemlich In der ganzen Schweiz das Verfaſſungsweſen Hin: 
laͤnglich georbnet, ſodaß man ſich fortan ausſchliehßlich oder hauptſächlich mit den in den Vor: 
dergrund getretenen focialen Zeitfragen zu befchäftigen vermag. ; 

- Die radicale Bartei, welche die Verfaſſung von 1846 durchgeſetzt hatte, war auch biejenige, 
welche in ber erflen vierjährigen Wahlperiode das Heft in die Hand befam. Doc gingen bie 
hoch und zum Theil allzu hoch gefteigerten Erwartungen bed Volks nicht fo vollftändig und fo 


"bald in Erfüllung, daß nicht neue Unzufriedenheit und eine raſch zunehmende Oppofition ent⸗ 


fanden wären. Schon bei der erften Gefammterneuerung bed Großraths im Jahre 1850 ge- 
wannen die Gonfervativen das Übergewicht; nun murben die Rollen vertaufcht und ein mit Teiz 
denſchaftlicher Erhitterung gefüß,rter Kampf — hier und da von einigen, wenn auch nicht befon: 
ders erheblichen Bewaltthätigfeiten begleitet — entfpann ſich zwiſchen der Regierungspartei und 
der radicalen Oppojition. - Zwar misglädte ein fhon im Jahre 1852 gemachter Verſuch diefer 
legtern, duch Anwendung des den Volke verfaffungdmäßig zuftehenden Rechts der Abberufung 
und Gefammterneuerung ded Großen Raths wieder zur Herrſchaft zu gelangen. Aber feitvem 
that die Regierungspartet ſelbſt einige Schritte, wodurch fle in der öffentlichen Meinung an Bo: 
ven verlor. Dazu trug namentlid ein Prefgefeg bei, das mit feinen ängſtlichen und vagen Be: 
ſtimmungen den deutſchen Preßgefepen viel zu genau nachgebildet war, um Beifall finden zu 
Eönnen, und eine an die eipgendfjifhen Mäthe gerichtete Beſchwerde Hatte auch pirklich eine 
theilweife Abänderung deſſelben zur Folge. Lebhafte und nit unbegründete Retlamationen 
wurden ſodann exhoben gegen die Schließung der berner Sectionen bes Brütlivereind. Einen 
beſonders allgemeinen Widerſpruch fand aber das fogenannte Prügelgefe, oder ver Entwurf 
deſſelben, wonad in gewiffen und ziemlich zahfreichen Fällen die Brügelftrafe zur Anwendung 
kommen follte, entweder ausſchließlich, oder auch zur Verfhärfung anderer Strafen. Unter 
folgen Umſtänden und nachdem dad berner Volk durch feine Wahlen in den Rationalratt ſchon 
gezeigt hatte, daß es nicht mit jeder Politik feiner Regierung einig gehe, kam ed am 7. Mai 
1854 zur Wahlſchlacht, in der fi die Parteien fo fehr in gleicher Stärke zeigten, daß her von 
ber radicalen „Berner Zeitung‘ gemachte Borfälageiner Buflon in dem der unnügen Reibungen 
müde geworbenen Volke ſogleich die lebhaftefle Unterftügung fand. Der Große Rath wählte 
alfo eine Gommiffion zum befondern Zivede einer Verftänbigung ver Parteien, und nad ihren 
[3 
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Vorſchlage kam wirklich eine Bereinbarung dahin zu Stande, daß in ven Reglerungsrath zu= 
nächſt vier Radicale und fünf Gonjervatine gewählt wurben, daß auch bei ber Berthetlung ver 
andern Gantonalämter die gerade vorhandene numerijche Gleichheit der Varteien möglihft zur 
Richtſchnur diente. Dies ift die fogenannte Fufion, deren mögliches Gelingen befonvers auf 
confervativer Seite bezweifelt wurde, die aber gleihwol zu Stande kam, und nun auch In andern 
Gantonen ähnlihe Vereinbarungen’ hervorrief. Diefe Fuſion war feine Halbirung der ent⸗ 
gegengeiegten Parteianſichten, nebft einer Summirung ber beiden Hälften; fie war fein Vers 
gleich zwiſchen Schwarz und Weiß über eine zwiſchenliegende graue Theorie. Ebenſo wenig 
that fle der Verſchiedenheit der Meinungen und ihren lichterzeugenven Reibungen Eintrag; nicht 
einmal derjenigen Verſchiedenheit, die aus der vieljährigen Behauptung einfeitiger Varteiſtand⸗ 
"punfte nothwendig entipringen mußte. Dagegen befreite fie die einzelnen Parteimitgliever aus 
den allzu ſtrengen Banden jener Parteiviäciplin, die nur die Erfolge von rechts gegen links, 
oder linf8 gegen rechts im Auge hat, ohne Rückſicht auf die Klemme, in melde das In der Mitte - 
ſchaffende und arbeitende Volk geräth, von jener während bed Kampfes um den verfaflunges 
mäßigen Boden fehr erſprießlichen Disciplin, die aber zum Übel wird, ſobald erft, wie im Ganz 
ton Bern, mit faft allgemeiner Befriedigung die verfaffungsmäßigen Wege gebahnt find und 
es ſich nun darum handelt, ven an fi ganz unfruchtbaren Rechtsboden durch eine in friedlicher 
Ordnung allfeitig ji untetflügende Arbeit als wirklichen Gulturboden zu verwenden. Die 
neueſten Abftimmungen im Ganton Bern geben Zeugniß, daß feit ver Erlöfung der Einzelnen 
aus den hemmenden Barteibanden die Rücknchten auf dad Gemeinwohl immer mehr überwiegen, 
und daß Das berner Volk wohlgethan, ald es den in unfruchtbaren Zänferelen ihre Kräfte ver⸗ 
geudenden Parteien fein Quos ego! zugerufen hatte. 

Auf jeder Seite hatten im berner Parteienfampfe talentoolle Männer geſtanden; beſonders 
aber waren es Bloͤſch und Stämpfli, die während einer Reihe von Jahren als Hauptführer 
galten, der Erſtere auf Seite ver Gonfervativen, der Andere auf Seite der Radicalen. Beide 
Staatsmänner hatten ſich die Rechtswlſſenſchaft zum eigentlichen Fachſtudium gewählt. Aber 
Stämpfli gehörte ſchon jener oben genannten jüngern Schule an, die nicht für alle Zeiten mit 
den hiftorifd gewordenen Rechtszuſtänden und Rechtsanſichten eines beftimmten Zeitraums abs 
fliegen mag, die fi eben darum ben unbefangenern Blid für die Bedürfniſſe ver Gegenwart 
und nächſten Zufunft bewahrt. Beiden Staatdmännern gereicht es zur gleich großen Ehre, daß 
fle ſich zur aufrichtigen Verföhnung die Hand boten, ſobald fie fi von der Unfruchtbarkeit der 
in alter Weife etwa fortgefegten Parteihänvel überzeugen mußten. ine in Bruchſtücken zur 
Offentlichkeit gelangte Denkſchrift von Blöfh, „Über die Staatöverfaflung des Cantons Bern 
und ihre Reviſion“, mit dem Vorſchlage eines von den Gemeinven zu wählenden und alle. Haupt⸗ 
fragen ohne Discujiton entſcheidenden Landraths — läßt doch hoͤchſtens nur auf eine theoretifche 
Kiebhaberei für die Fragen des formalen Staatsrechts und für folde Anfihten fließen, deren 
Berwirklihung, wenn fie überhaupt möglich wäre, leicht wieder den Canton Bern in ein Con⸗ 
glomerat ſehr verfehievenartig beredhtipter Gemeinden mit entſcheidendem Übergewicht ver. Haupt⸗ 
ſtadt und Hauptgemeinde verwandeln Eönnte. Hat doch Blöſch durchaus Feine Schritte gethan, 
um feine indivinuellen Meinungen über Verfaflungsrevifion ald neuen Zankapfel zwiſchen die 
kaum verföhnten Parteien zu werfen! Es ift fehr bezeichnend für das öffentliche Leben in ver 
demokratiſchen Schweiz, daß das bie Staatdämter entweder mittelbar ober unmittelbar ver 
gebende Volk die Männer feines Vertrauens, ohne ſich allzu fehr um ihre Vorbereitungen und 
Studien für biefen oder jenen fpeciellen Beruf zu befümmern, überall da verwendet, wo fie ihm 
tauglich [deinen und wo gerade das Wichtigſte zu thun ifl. So wurde aud) ber Jurift und frü⸗ 
here Advocat Stämpfli hauptfählic im Finanzfache beſchäftigt, wofür ex bald eine entſchiedene 
Fähigkeit zeigte. Bon biefer finanziellen Laufbahn aus mußte fi fein Blick aud) auf die volks⸗ 
wirthſchafllichen und ſocialen Zuftände des berner Volks lenken, fowie in wachſendem Geflhts- 
kreiſe nicht blos auf die okonomiſchen, fondern überhaupt auf die internationalen Beziehungen 
ber Staaten und Völker. Es war darum eine glückliche Wahl, daß er in ven Bundesrath kam, 
und es traf ſich gut, daß er gerade Bundespraͤſident war, ald die Löfung der zu einer europäi= 
Then Angelegenheit gewordenen neuenburger Frage entſcheidend vorbereitet wurde. Diefer von 
feinem Volke auf ven Schild gehobene Bundeöpräfident, mit dem bie Repräfentanten aller Groß⸗ 
mächte, die Vertreter ſtolzer Dynaftien, über Krieg oder Frieden zu verkehren hatten, ift em 
berner Bauernfohn, der ſich aus ven bürftigften Berhättniffen emporgearbeitet, der aus eigen= 
ſter Kraft jenen beſonders engen Kreis durchbrochen hatte, in den gerabe das — Bauern⸗ 
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thum mit feinen Sitten und Bräuden, mit feinen herkmlichen Anfhauungen und Borur- 
tbeilen für immer gebannt ſchien. Das neue Bern umd die neue Schweiz hätten es nicht deut⸗ 
Hiper ausfprechen Iönmen, daß fie die Schwelle einer neuen weltgeſchlchtlichen Veriede Bereits 
überfepritten Haben. 

Bei Gelegenheit ver neuenburger Sache wurde die innere Wahrheit und Haltbarkeit der 
Eufion auf eine wohl beftandene. Probe geftellt. Als für die Schweiz die Möglichkeit nahe Ing, 
ihre Unabhängigkeit und republikaniſche Integrität mit der vollen Anftrengung der gefammten 

“ Boltgkcaft und dem ganzen Aufgebot ihres Volksheers verteidigen zu muͤſſen, da war es der 
Große Rath des Cautons Bern, der vor allen andern feiner Regierung einen unbebingtep Cre⸗ 
dit einmüthig bewilligte, der eben dadurch den übrigen Gantonen mit freudig befolgtem Beifpiele 
voranging., Aber nicht blos diejenigen Parteien, die fi im Großen Rathe, in Volksvereinen 
und-Volföverfammlungen jahrelang mit Erbitterung bekämpft hatten, auch die eigentlich foge= 
nannten Ariſtokraten, die Angehörigen jener früher herrſchenden Familien, welche nur noch in 
den Erinnerungen an ihre Vergangenheit zu leben ſchienen, welde fi) in den politifchen Ruhe⸗ 
ftand gefegt und ſelbſt Hinter die legten Bauern zurüdgezogen hatten, weil fle nicht mehr die Er⸗ 
Ren von Allen fein konnten — felbft diefe eigentlichen Ariftofraten wollten wieder die Beſten 
and Erften fein, falls das vom Ausland bedrohte gemeinfame Vaterland das But und Blut 
feiner Söhne fodern würde. So hatte Bern, ver mächtigſte unter den ſchweizeriſchen Einzel- 
Raten, in der verhängnißvoliften Angelegenheit der neuen Schweiz die politifche Initiative ers 
griffen. Gr Hatte. damit nur bie ihm gebührende Stellung eingenommen. Wenn feit der Ne= 
formation Zürich und Genf beſonders berufen find, dieſes der franzoͤſiſchen und jenes ber deut⸗ 
hen Schweiz dad Banner des geiftigen Fortſchritts voranzutragen, fo hat dagegen Bern, daß 
tm Laufe der Jahrhunderte zwar öfters eine ruͤckſichtslos folge und durchfahrende, aber felten 
eine ſchwache und ſchwankende Politik befolgte, nach ver äußern und flaatlichen Seite des Volks— 
lebend hin eine wichtige Aufgabe maßgebend zu erfüllen. Auch dabei gilt e8 um eine raftlofe 
Tätigkeit zur Wahrung der ſchweizeriſchen Unabhängigkeit Im Innern wie gegen das Ausland. 
&8 gilt ven Schug ver Unabhängigkeit der Armen gegen die Reihen, des noch unmündigen Ge: 
ſchlechts gegen die Habfucht der Erwachſenen, der nützlichen und redlichen Arbeit gegem den 
Schwindelgeift der Speculation. Der Kampf iſt fhwierig, aber gerade Bern iſt vor andern 
Cantonen in der Lage, ihn mit Erfolg führen zu können. Es ift wohlhabend, ohne überreich zu 
fein, und e8 verdankt feinen Wohlſtand der Landwirthſchaft. Die große Induftrie ſteht gerade 
erſt im Begriff, ſich auch in Bern niederzulaffen, und der Eintritt kann und darf ihr nicht ver⸗ 
wehrt werben; aber fie hat den Canton noch nicht überſchwemmt, und um fo eher find noch Vor— 
kehrungen möglich gegen jene Auswüchſe, Misſtände und Übel, die bisjetzt das unvermeidliche 
Gefolge des Induſtrialismus zu bilden fhienen. Die Staatsmänner des Cantons Bern mäffen 
ſich alfo beſonders aufgefodert fühlen, den Sorialfragen- eine ernfte und anhaltende Aufmerk: 
ſamkeit zuzumuthen; durch das Schidfal, das ſchon andere Völker getroffen, werben fie hinläng⸗ 
lich gewarnt fein, um fld nicht der faulen Politik des Geſchehenlaſſens allzu forglod in die Arme 
zu werfen. Aber auch gegen das Ausland ift die eingendffifche Unabhängigkeit zu wahren ; und 
kaum ift der neuenburger Streit geſchlichtet, fo droht eine neue Gefahr, die mol anderer Art, 
abre faum von geringerer Schwere il. In der Schweiz wie anderämo haben fi beſonders in 
der legten Hälfte des nerfloffenen Jahrzehnds viele und große Actiengeſellſchaften für ven Bau 

von Gifenbahnen und fonftige Zwecke ver Production, fowie für Creditgewährung und Geld— 
handel gebildet. Gegen ſolche Geſellſchaften, mit ihren Anhäufungen von großem Capital und 
oft auch von viel Talestt in den Formen und für die Zwecke eines Privatvereins, hat der Ge: 
fammtverein ded Staats fogar uriter gewöhnlichen Umfländen auf der Hut zu fein, daß nit vie 
allgemeinen von den befondern Interefien überwuchert werden. Er foll um fo wahfamer fein, 
weun das Bolf durch große Gapitaliften des Auslandes mit bkonomiſchem Vafallmihume be⸗ 
droht wird, und wenn gar biefe Gapitaliften einem mächtigen und cenfralifirten Staate mie 
Frankreich angehören, wo auch die Geldmacht der abfoluten Staatömacht verfuppelt ift, mo ein 
ſchwindelhaftes Treiben alle Verhältniſſe in ſolchem Mafe gefpannt Hat, daß leicht die allzu nahe 
betheiligten Nachbarvoͤlker in eine ſchwere Kriſis mit verwidelt werden können. Einige Vor: 
-gänge laflen ſchließen, daß Die Staatsmänner, welche in neuefter Zeit ver Canton Bern fich ſelbſt 
und ber Gidgenoffenfchaft gegeben hat, bie beſonders von Frankreich her drohende Gefahr rich⸗ 
tig zu wärbigen verfiehen. Die zunächft in dieſer Beziehung zu entſcheidenden ragen find noch 
in ver Schwebe; aber der Gefammtartikel „Schweiz wird zu berichten haben, mit welchem Er⸗ 
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folge die Unabhängigkeit ver republikaniſchen Shhweiz auch gegen bie Broberung&funt beute⸗ 
gieriger Börfenkönige vertheibigt worden ift. %) W. Schulz-Bodmet. 

Bernadotte (Johann Baptiſt Julius), als Gründer der Dynaſtie Berna- 
dotte in Schweden und Norwegen Kaxl XIV. Johann, wurde am 26. Jam. 
1764 zu Bau im ſũdweſtlichen Sranfreid von bürgerliden Altern geboren. Sein Vater war 
Rechtsgelehrter und hatte nicht Das nothwendige Vermögen , um dem Sehne eine ſorgfältige 
Erziehung zu geben. Was aber häusliche Bildung und die Schule bei vom Jungen verfäumt 
hatten, holte die Welt und das Leben bei dem von der Natur reich begabten Manne mehr ale 
nad. Im Jahre 1780 nahm B. als gemeiner Soldat Dienke, und die Revolution fand ihn 
nacheun Jahren noch ald Unteroffizier bei ber Infanterie. Die Erfhätterung, welche durch 
Frankreich ging und ji) bald ganz Europa mitteilte, weckte die ſchlummernden Kräfte in der 
Nation, die ihrer fo fehr bedurfte in dem ungeheuern Kampfe, ven ſie mit ſich ſelbſt und einem 
ganzen Welttheil zu beftehen Hatte. Die Schranfen waren gefallen, welche Geburt, Anfehen 
und Reichthuin dem aufftrebenden Talente im Staatsdienſte geſetzt, und die Natur trat mit 
ihrer Kraft in ihre verlorenen Rechte, und diefer Kraft war. die Laufbahn aufgethan, auf der 
fie Rreben durfte nad) dem Groͤßten und Höchften, was Die bürgerliche Geſellſchaft zu bieten Hat. 
3. nahm unter den Mitbewerbern bald eine ausgezeichnete Stelle ein. Raſch flieg er bei dem 
Heere von Grab zu Grad, die er ſich alle auf dem Schlachtfelde verdient hatte, warb 1792 
Bataillonschef unter Guftine, 1793 Brigadechef, bald darauf unter Kleber, der feinen Muth 
und feine Einfiht fhägte, Brigadegeneral und befehligte 1794 in der Schlacht von Fleurus 
eine Dioifion. Im Jahre 1796 begründete er unier Jourdan's Oberbefehl in ven Kämpfen am 


E 4) Es iſt eine ber wichtigften Aufgaben des „ Staats« Lerifon‘, an der Hand der Thatfachen der 
neueften Seſchichte und Statiitif die dem materiellen Juhalte bes ſtets bewegten Volkerlebens entſpre⸗ 
chenden Zoriſchritte in den Staatswiflenfchafien nachzuweiſen. Nur auf dieſem Wege gelingt es, bie 
„‚inhaltleeren Allgemeinheiten“ und jede nichtsfagende ‚,Bhrafeologie‘' zu vermeiben, fogar diejenige, 
die dem Bublicum ihre eigene Gravität mit nichtsfagenden Phrafen gegen die inhaltleexen Allgemeins 
heiten vor Augen zu halten befliſſen if. Nur auf demfelben Wege gelangt man auch zur Darftellung 
jener wirklichen und wahren neuen Siaatawiſſenſchaft, bie ſich fort und fort vom Leben felbft belehren 
läßt; die zum doctrinaͤren Schulgebraucke nicht fayon im voraus auf für alle Zeit fertige Kategorien 
-abgezogen iR, um ben wiflensburfligen Hörern und Zefern zu jeder gelegenen und ungelegenen Stunde 
zugetrunfen zu werben, bie vielmehr — felbft lebendig — flets wieber in das Leben bineinwirkt, Darum 
ıR auch hier der Ganton Bern, wo in ben legten Jahren zur praftifchen Ela einiger der erheblichen 
Socialfragen — Drganifation des Eredits vom Staate aus, und flaatliche Maßregeln gegen den ans 
dringenden Panperismus — mandje wichtige Schritte gethan wurden, in nicht allzu knapper und vager 
Beik berüdfiitigt. Überhaupt wäre bei ben ſchweizeriſchen Gantonen eine blos penweiſe und uns 
vermeidlich oberflächliche — am allerwenigſten erſprießlich. DR doch jo ziemlich aus jedem 
und noch fo Meinem Canton irgendetwas Eigenthümliches zu berichten, das für die lebendige und forts ' 
ſchreitende Staatstviffenichaft von großer Bedeutung ifl. So konnte und mußte bei Yargau (f. d.) nas 
mentlich die Rede fein von den neueften Beftimmungen über bie fogenannte Incompatibilität ; von biefem 
Mistrauen des Volfs gegen die wenigſtens mittelbar von ihm felbfl gewählten Beamten: ein Mistrauen, 
das man in diefer Auden tabeln mag, das aber wohl zu rechtfertigen iſt, ſoweit es ſich auch gegen 
bie Höhen Beamten und die Hauptjächlich betheiligten Mitglieder der großen Actiengefellfchaften richtet, 
weil man biefen Vertretern mächtiger und einflußreicher Brivatinterefien nicht auch noch befonbers eins 
Ainpreihe Stellungen im Volkoſtaate anzuvertrauen wagt. Die politifche Trennung des Gantons Bas 
ſel (f. d) in zwei unabhängige Hälften gab Anlaß, auf ein erft im Aufleimen Begriffenes neues Völker: 
recht hinzumeifen, das — im Gegenfage zu unferer jegigen, unter ben Schutz eines ftarren Legitimitites- 
princips geftellten, willfürlichen Zufammenwürfelung der Staaten — ber freien Wahlverwandiſchaft der 
Bölfer einen weit größern Spielraum für die Vollziehung politifcker Vereini und Echeibungen 
einräumen wirb. Bei Bafellandfchaft inabefondere war die Bedeutung des —X hervorzuheben. 
Dieſes iſt eine ebenfo demokratiſche als confervative Inflitution, eine fehr fchäpbare Garantie gegen 
kaunenhafte Geſetzesmacherei, welche ven bie ſchweizeriſchen Verhältuiſſe nur mit der trüben Brille des 
Beamtenflagts Betrachtenden kaum dem Namen nach befaunt feheint, welche man aber gleichwol kennen 
muß, um bie ſelbſt in ber allerneueſten Zeit dem deutſchen Publicum wieder vorgeſpielle alte Leier von 
einem „unruhigen und in verderblichen Staatserperimenten ſich bewegenden ſchweizeriſchen Radicalis⸗ 
mus“ bis zur Ungereimtheit lächerlich zu finden. Endlich ließ die Jahrhunderte alte Trennung zwiſchen 
einem katholifchen und reformirten Appenzell (f. d.) ein befonberes Augenmerk richten auf bie aus den 
Unterfhieden des Cultus entfpringenden, hüchft auffallenden volkswirihſchaftlichen Unterfchiede. In 
der That iſt es auch fehr begreiflich, daß in ben ſchweizerifchen Volfsſtaaien, wo überall das Bolt mits 
rather und mitthatet, eigenthümliche pelitfihe und fociale Gedanken und mflitutionen zu Tage treten 
müfen, und daß ſich diefelben zum Heile Ader oft fchon praftifch bewährt haben, ehe nur bie ſchwer⸗ 
Kanzleis und Katheberweisheit davon Notiz genommen hat. -Im Intereſſe ber Staatswiflen: 
umb ber 2efer dieſes Were iſt unb bleibt darum eine einlaflichere Betrachtung ber oft noch fo 
ef aufgefaßten ſchweizeriſchen Dinge mehr als bins gerechtfertigt. r 
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Rhein, an der Lahn und am Main feinen Ruf als Feldherr. Im Jahre 1797 kam er zur ita= 
lieniſchen Armee, deren Oberbefehl Bonaparte übernommen hatte, und erwarb fi durch bie 


- audgezeichneten Dienfte, die er leiftete,, die Achtung dieſes jungen Feldherrn, der ſich ſo gut 
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darauf verſtand, die Brauchbarkeit der Menſchen zu würdigen und zu benutzen. Da vurch den 
Frieden von Campo⸗Formio Waffenruhe eintrat, ging B. nach Paris, dad er bald gegen ben 
Aufenthalt in Wien vertaufchte, wohin er fih ald Votfchafter ver Republik begab. Hier ließ 
er die dreifarbige Fahne vor feiner Wohnung -aufpflanzen und erbitterte vie Bevölkerung ver 
oͤſterreichiſchen Hauptſtadt durch dieſes verhaßte Zeichen ded gelungenen Aufftandes der Fran: 
zofen gegen Net und Ordnung fo fehr, daß meuterifche Haufen die Wohnung des Geſandten 
und die republikanifche Fahne mit Ungebühr behandelten. Die Branzofen behaupteten, vie 
Polizei felbft Habe ven Auflauf organiſirt und geleitet, und in dem ganzen Borfalle fei ver @eift 
zu erfennen, von dem auch der Gefandtenmord in Raſtadt ausgegangen. Wie dem auch fet, 
B. mufite Wien verlaffen, und bald brachen die Feindſeligkeiten mit verntehrter Erbitterung 
wieder aus. Das Directorium, welches damald Frankreich regierte, war nicht geeignet, fi 
ſelbſt und feiner Republik Achtung zu verfehaffen und den Sieg an die Fahnen der franzdfifchen 
Heere zu feffeln. Die Gefahr wurde immer dringender und man begriff, daß wenigſtens etwas 
gefhehen müffe, um den Geift der Soldaten zu erheben und zu ermuthigen, da felbft die Si— 
cherheit des Landes von den fremden Mächten bebroht ward. In diefer Verlegenheit ernannte 
das Directorium B. zum Kriegeminifter, der die Heere mit neuem Vertrauen belebte und Ord⸗ 
nung in die ſchmählich vernachläffigte Verwaltung brachte. B. aber war Republifaner mit 
Herz und Seele, und er hat in biefer Hinflcht feine Grundſätze nie verleugnet und ift fi in feiner 
kriegeriſchen Laufbahn unter allen Verhältniffen gleichgeblieben. Selbſt Napoleon, mit deflen 
Familie er durch die Bande ver Verwandtſchaft vereinigt war, blieb er feiner politifhen @efin= 


"nungen wegen ftetö verdächtig. Das Directorium fühlte ſich durch diefelben auch nicht angezo= 


gen und fuchte den läftigen Minifter zu entfernen. Sieyes, der in ähnlichen Fällen Muth be= 
faß, trug fein Bedenken, als Präfivent des Directoriums folgenden Beſchluß zu unterzeichnen: 
„Die Entlaffung, melde der Bürgergeneral B. als Kriegsminifter gegeben, ift angenommen.“ 
B. verftand jih auf foniel Feinheit nicht und erklärte ohne Winkelzüge, daß er ſich zurüdziehe 
und feinen Reformgehalt und welter nichts verlange. „Ste nehmen”, fhrieb er dem Directo- 
rium, „eine Entlaſſung an, die ich nicht gegeben habe. Sie felbft mögen übrigens beurtheilen, 
ob ih nad) zwanzig Jahren von ununterbrodenen Anftrengungen den Reformgehält verdiene; 
id will Ihnen nit fagen, daß ich deffen bevarf; aber vor allem brauche ih Ruhe.” Ex ver— 
mäßlte jih am 16. Aug. 1798 mit Eugenie Bernharbine Defirde (geb. 8. Nov. 1781), der 
Tochter des Kaufmanns Cläry in Marjeille, ver Schwefter der Gemahlin Joſeph Bonaparte’s. 
Der 18. Brumaire (9. Nov. 1799) machte der ſchwachen Directorinlregierung ein Ende 
und gab die Herrſchaft Frankreichs in die Hände Napoleon’8. B. hatte für eine andere Ordnung 
ber, Dinge, als vie ſich jegt begründete, gefämpft und geflegt; aber er mußte geſchehen laſſen, 
was er nit hindern Eonnte, und begriff auch wohl, daß Frankreich dringendere Bedürfniſſe 


"Habe als eine Freiheit, In deren Namen ſich bisher jene Gewalt gebildet und die jede Gewalt 


misbraucht Hatte, innere und äußere Sicherheit nämlich, Ordnung und Frieden. Er perſoͤnlich 
konnte aud) mit der eingetretenen Veränderung zufrieden fein, denn fie brachte ihm Chren⸗ 
ftellen mit einer reihen Dotation. 

Wir müflen e8 der Krtegögefchichte überlaffen , die rühmlihen Kriegsthaten B.'s, und 
zwar ebenfo vie nad der Begründung ver Napoleonifhen Herrſchaft wie die vor derfelben 
ausführlich zu berichten. Im Jahre 4800 erhielt er ven Befehl über die Weftarmee und unter: 
rückte einen Aufruhr in der Bendee durch humane Maßregeln im Entftehen. Im Jahre 1804 
wurde er ald Statthalter nad) Hannover gefendet und machte ſich durch humanes verſtändiges 
Benehmen beliebt. In dem neuen öfterreihifchen Kriege trug er durch geſchickte Bewegung 
feine8 Armeecorps zu dem Siege bei Um bei, commandirte bei Aufterlig das franzöoſiſche 
Centrum und fprengte das ruſſiſche. Napoleon, der ihm bei Annahme der exblichen Kaifer: 
würde 41804 den Marſchallsſtab und die große Decoration der EHrenlegion verliehen Hatte, 
erhob ihn jegt, 5. Juni 1806, zum Fürften von Ponte-Corvo. Im preußiſchen Kriege führte B. 
daß erſte Armeecorps, ſchnitt dad Corps des Generald Tanenzien von der preußifhen Haupt⸗ 
armee ab, fam am 14. Oct. von Dornburg her dem preußiſchen Heere in ven Rüden, verfolgte 
den General Blücer bis Lübeck und nöthigte ihn zur Gapitulation. Ex behandelte den tapfern 
Blũcher mit'großer Achtung, fuchte das ſchwere Schiefal von Lübeck zu milbern, und benahm 
ſich gegen die auf der Trave gefangenen 1500 Schweden fo theilnehmend, daß dieſes in 
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Schweden, wo überhaupt viel Vorliebe für Frankreich und fline Kriegshelden herrſchte, für 
ihn hoͤchſt günſtig wirkte. Nach fernerer rühmlicher Theilnahme an dem preußiſch-ruſſiſchen, 
und ſpäter 1809 an dem neuen öͤſterreichiſchen Kriege zwang er bie in Walcheren gelandeten 
Gngländer zur Räumung dieſer Inſel. e 
Während diefer ganzen ruhmpollen Laufbahn gerieth ex ſtets aufs neue in Reibungen 
mit Napoleon. Diefer hatte ihn zwar kurz vor dem 18. Fructidor zum Überbringer der in der 
Schlacht von Rivoli eroberten Bahnen an das Directorium gefenvet und demfelben „als einen 
der zuverläfjigften Freunde der Republik‘ empfohlen. Aber wol eben dieſe feſte vepublifanifche 
Geſinnung und bie in verfelben von B. behauptete felbftändige Überzeugung, feine Nichttheil⸗ f 
nahme ebenfo wenig am 48. Fructidor ald am 18. Brumaire veranlapten wahrſcheinlich die 
Öftern Beweife von Mistrauen und Gereiztheit Napoleon's gegen ihn. So entzog Napoleon, 
ald er nad) dem Frieden von Campo-Formio nad Paris ging, die Hälfte ver Truppen dem 
Commando B's., ſodaß diefer aus Verdruß vom Directorium eine andere Anftellung oder ſei⸗ 
nen Abſchied foberte, weshalb ihm dad Directoriun die wiener Geſandtſchaft übertrug. 
Ahnlich verweigerte ihm Napoleon, zu feinem Verdruß dad Commando ver Expedition nad 
&t.: Domingo, um es einem ungleich weniger fähigen General zu übergeben. Nur mühfam 
föhnte Jofeph Napoleon feine beiden Verwandten wieder aus. der Schladt von Wagram 
fühlte ſich B. fo ſehr durch Napoleon verlegt, daß er nach einer Außerung, man ſcheine faft ſei⸗ 
nen Tod gewollt zu haben, feinen Abichied nahm. Nach der Vertreibung der Engländer von 
Walderen, wozu ihn der Miniſterrath trog der Verfiimmung Napoleon’s einflimmig vorge: 
ſchlagen hatte, verwies ihn Napoleon nad; feinem Fürftenthum. Doc) weigerte B. ven Gehorfam 
und foderte abermals feinen Abſchied. Eine Unterrevung mit dem Kaifer verföhnte ihn zwar 
einigermaßen, aber Napoleon übertrug ihm, ſichtlich in der mistrauifchen Abjicht, ihn zu entfer= 
nen, die Rolle eined Beneralgouverneurs in Rom, ähnlich wie vor dem öſterreichiſchen Kriege 
den Botſchafterpoſten in Amerika. A 
Doc gerade ald ih B. zu der Abreifenad Mom vorbereitete, überbrachte ihm (September 
1810) eine ſchwediſche Geſandtſchaft die Nachricht von feiner Ernennung zum Thronfolger und 
Kronprinzen von Schweden. Eine befondere Beranlaflung, die Augen der ſchwediſchen Nation 
-gerabe auf diefen humanſten franzöfifhen Feldherrn zu richten, wurde ſchon vorhin erwähnt. 
‚Hierzu kam noch Folgendes: Als nach dem Kriege mit Preußen eine frangöfifche Obfervationd- 
armee in dem noͤrdlichen Deutfchland blieb, erhielt B. den Oberbefehl über dieſelbe und nahm 
fein Hauptquartier in Hamburg. Man kannte hier den Krieger und den weſentlichen Theil 
feines öffentlichen Lebens. Jetzt ſah man ven Menfchen und fein Privatleben mehr in der Nähe, 
‚und die Einfachheit, Gerechtigkeit und das freundliche Wohlwollen in feinem Umgange und in 
den Verhältniſſen zu den Bewohnern des befegten Landes erwarben ihm Achtung und Ver⸗ 
trauen. Diefem Umftande ift es wol beſonders zuzuſchreiben, daß er an die Seite eines Thrones 
geftellt ward, den er felbft befleigen follte. Guflav IV., König von Schweden, hatte durch fein 
abenteuerlides Benehmen vie Nation erbittert und fah fi gendthigt, vie Regierung für ih 
und feine Nachkommen an feinen Oheim abzutreten. Da dieſer, Karl XII, feine Kinder befaß 
und der Nachfolger, den man ihm beſtimmt hatte, ver Prinz Chriſtian Auguft von Holflein- 
‚Auguftenburg, ſechs Monate nad) feiner Wahl auf eine noch unerflärte Weife um das Leben 
gefommen war, warb B. an deſſen Stelle zum Kronprinzen von Schweden ernannt. Gr be 
fand fi zu Paris, als ihn dieſe Nachricht überrafchte, und theilte fie Napoleon mit. 8 lieh 
ſich erwarten, daß diefer fie nicht befonvers beifällig aufnehmen würde; aber nachdem er, einen 
Augenblick in ſtilles Nachdenken verfunfen, zu.überlegen gefchienen hatte, ſprach er: „Reifen 
Sie, mag dad Schickſal in Erfüllung gehen!” Und es ging in Erfüllung. Es ging in Gr: 
füllung für B., welder, unerfchütterlid dem Winke feined Glückſterns folgend, zuerft den 
zehnjährigemn nievern Kriegsdienſt, ven er in Corſica wegen Krankheit Hatte aufgeben müflen, 
ſobald als mögli und abermald gegen dad Abrathen feiner Familie wieder auffusgte, dann 
aber in flufenweife höhern Stellungen endlich auf dem Koönigsthrone anlangte, und dieſen 
in leidenſchaftsloſer Pflichterfüllung bis zum Höchften Greifenalter und Tod ruhmvoll behaup⸗ 
tete. Es ging aud in Erfüllung für Napoleon, welder, auf der ſchwindelnden Höhe feiner 
Stellung alles Maßes und aller Pflichten vergeſſend, felbft die gewoͤhnlichſte Klugheit verlor, 
und welcher, bartnädig verſchloſſen allen Mahnungen von den Seinigen und von ven furchtbar⸗ 
fen Unfällen für ſein Heer, fein Volk und ſich felbft blindlings feinem ſchauervollen Unter: 
. gange in die Arme lürzte! Selbſt feinen ehemaligen Kriegägenoffen und Diener, welcher die 
Sefannte tyranniſche Zumuthung für alle Napoleonifchen Fürften, alle bie Pflichten gegen ihre 
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Wolker den Vflichten gegen den Kaiſor und gegen Frakreich anternorbnen, gebührenn zurkeck- 
wies, zwang ex in dieſer Werblendnug durth bie ungenchteften-Scherungen und Vedrohungen 
zur Mitwirkung an feinem Sturze. Sogar eine Kriegberflärung Schwedens gegen England 
im Jahre 1810 hatte Napoleon nicht befriedigt. Er foderte 2060 ſchwediſche Matrofen fer 
die franzoͤſiſche Flotte von Breſt und Vernichtung des ſchwebiſchen Handels durch ridiidht= 
lofefte Durchführung der Gontinentalfperve. Er befsgte dann, als Schweden während ver Beſchen 
Stellveriretung des kranken König dieſe Foderungen verwarf, und als B. vie ſchwediſchen 
Nationalintereſſen durch einen merkwürdigen Bericht über feine KRegentſchaft vertheidigte, 
plöglid Schwediſch⸗ Pommern. Der Kaiſer der Franzoſen bot Alles auf, um fein Syftem ber 
Continentalſperre durchzuſetzen Unbekümmert um bie Jutereſſen anderer Staaten beſtand ex 
auf der Befolgung ſeines Willens, Europa dem engliſchen Handel zu verſchließen. Die Dieta= 
tur, die Napoleon über dieſen Welttheil übte, vie rückſichtloſe Härte, der Übermuth, mit dem 
alle Nationalität verfannt, alle Selbſtändigkeit verlegt ward, erbitterte Die Megierungen und 
Die Möller, und es bildete fid) jener furchtbare Bund, an dem bie gewaltigfte Macht, vie feit 
Karl d. Gr. über Curopa herrſchte, fi wie in Strom an einem Felſen brad. B. wer 
fuchte es vergebens, Rapoleon frievli zu ſtimmen. Nod unter dem 43. März 1843 fhrieb 
er ihm: „Ich kenne die günftige Stimmung bed Kaiferd Alexander und des Eabinets von St.- 
Bames für ven Brieden. Die unglückliche Lage des Continents fodert ihn, und Ew. Majeftät 
darf ihn nit zurüdftoßen. Wollen Sie, im Befige der fchönften Monarchie der Erde, innner 
die Grenzen derfelben ausdehnen und einem weniger mächtigen Arme, als der Ihrige iſt, Die 
traurige Erbſchaft endlofer Kriege vernachen? Ith bin in jenem fhönen Frankreich geboven, 
das Sie regieren, Sire; ſein Ruhm und fein Glüd können mir nie gleichgültig fein; aber, 
ohne aufzuhören, fein Wohlſein innig zu wünſchen, werde ich mit allen Kräften meiner Seele 
die Rechte bed Volkes, das mich berufen, und die Ehre des Monarchen vertheidigen, der gerußt 
bat, mid) feinen Sohn zu nennen. In diefem Kampfe zwiſchen der Freiheit der Welt und der 
Unterbrädung werde ih zu den Schweden fagen: «Fb fechte flir eu und mit euch, und Die 
beißen Wünſche der freien Nationen werben mit unſern Anfirengungen fein.n In der Politik, 
Sire, gibt e8 weder Freundſchaft noch Haß; «8 gibt nur Pflichten gegen die Bölfer zu erfüllen, 
welche die Vorſehung und zu vegieven Gevuft. Ihre Gelege und Freiheiten And -ihnen theure 
Güter, und wenn man, um biefelben zu erhalten, ‚alte Bande loͤſen und Famitienneigungen 
aufgeben muß, dann darf ein Fürſt, der feinen Beruf erfüllen will, Über den Entſchluß, den 
‚er zu faflen hat, nie zweifelhaft fein." Diefe Stelle des Brieſes kann alß eine Erwiderung 
auf die Klage betrachtet werden ‚ welche man in Frankreich ‚gegen den Rronprinzen erhoben, 
daß er fein Vaterland verleugnet, wie Wiege feiner Kindheit, ben Schauplag feiner fönften 
MWaffenthaten, die Erde, in ber die Gebeine feiner Vüser ruhen. em aber gehörte B. an, 
mit Herz und Grele, mit feinem ganzen Dafein, mit allen feinen Rräften und Beftrebungen ? 
Er war Schwede geworben, auf den Thron Schwedens berufen durch Die Stimme der Nation, 
durch das Vertrauen des Könige. Schweden war ‚fen Baterland, umb jeder Berzug, ven er 
dem fhönen Frankreich, der Wiege friner Kindheit, dem Schauplape feiner glängenven Waffen⸗ 
thaten, ver Erde, in der die Bebeine feiner Bäter ruhen, wor feinem neuen wirklichen Vater⸗ 
Sande gab, wäre Berrath geweſen an demſelben, Verrath an feinem Volbe, jeinem Könige. 
ALS Franzoſe hat B. Frankreich umd feiner Sache mit Gifer, Meblichkeit und Auszeichnung ge 
dient; jept, da er Sthwede war, hatte er dieſelbe Verpflichtung ‚gegen Schweden. Mit feinen 
- fhönften Erinnerungen und den innigfen Gefühlen der Vergangenheit kounte ex Frankreich 
wugehören; mit allen Kräften, allm Reigungen und Gefühlen der Gegemwart gehörte er 
Schweden an. Und war ber Rampf.gegen Napoleon und feine ungeheuern Entwürfe wirklich 
fo unbebingt ein Kampf gegen Frankreich? War es der Haß, die Erbitterung gegen anf: 
reich, was bie Nationen Europas gegen die franzöfifhe Macht emmpörte und zum Auiftand 
beachtet 
Schweden trat dem Bunde gegen Frankreich bei, und B. ſchloß fi mit 70,000 Mann dem 
Heere der vereinten Mächte an und vermehrte fo auf mehrfach bebeutenne Weiſe die ſchon fo 
Rare Gegenmacht Napoleon's, welcher derſelbe enblid erlag, nachdem er ſowol Die für ihn 
günfigften, für Deutfchiand und Ofterreich zammervoilen Vocktjläge Mettezuid's in Vrcoden 
wie die fpätern von Franffı. t.aud und bie in Chaumout in meßlojeften ͤbermuth zurückge⸗ 
wie ſen hatte. 
B.'8 Ausführung bezůglich feiner Theilnahme amexften großen Befreiungslriege — denn an 
* Zen Kamıpfe von 1815 nahm er, mit ber Eroberung Morwegens beſchaͤftigt, nit Autheil — Hat 
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hexben Tadel erfahren. B. erhielt im Zuli 1843-zu Trachenberg in SShhleſien in Dem Harwtquar⸗ 
tier des Kaiſers von Rußland und des Königs von Preußen den Oberbefehl über Die geſanmu⸗ 
Armee von Norddeutſchland, welche, außer feinen Schweden unter dem Feldmarſchall Siedingk, 
aus den ruſſiſchen Corps von Winzingerode, Woronzow und Tſchernitſchew, and dem englifchen 
unter Wallmoden und dem preußiſchen unter Bülow beſtand. Es fiegte die Armee glängenb 
zuerſt amı 25. Ang. bei Grofbeexen gegen ven Marfgall Dubinot und, nad) dem glänzenben 
Gefecht bei Hagelberg (27. Aug.), am 6. Sept. bei Dennewig gegen den Marſchall Ney. Am 
4. Det. ging er bei Roßlau über die Elbe, und feine Armee and namentlich auch ihr Marſch 
am 17. bis Taucha trug viel zu dem glänzenden Erfolg der Schlacht bei Leipzig bei. Wäh- 


vend hierauf die übrigen Verbündeten dem fliehenden Feind nad Frankreich folgten, zog Karl ; 


Johann die Elbe abwärts nad Medlenburg gegen den Marſchall Davenft und die Dänen, 
eroberte Lübeck und trennte die däniſche Armee von der franzoͤſiſhen. Bor Hamburg, wohin 
die Franzoſen ſich gewendet hatten, ließ er ein Blocadecorps zurück, verfolgte die Dänen burg 
Holftein und Schleöwig bis nad Jütland, zwang ven König von Dänemark zu dem Frieden 
von Riel, welcher Norwegen an Schweden abtrat, und zog dann mit dem größten Theile feines 
Heeres durch Hannover gegen Frankreich, jedoch fo langfam, daß, noch ehe er auf dem Kriega- 
ſchauplatze anfam, die Verbündeten fgon in Paris eingerüdt waren. 

Die vielen ſeitdem veröffentlichten Kriegsberichte und Urkunden haben aun hierbei freilich 
immer vollftändiger das ind Licht geftellt, was ſchon früher unvollſtäudiger brfannt war, 


nämlich, daß Karl Johann in diefer Kriegführung äußerſt zögernd und bedenflic zu Werte 


ging, daß er zuexft, flatt Berlin zu decken, vielmehr es durch eine noͤrdlichere Stellung ven 
Franzoſen preisgeben wollte; ebenſo wie er vor der Schlacht bei Leipzig den Übergang über bie 
Elbe verwweigerte, ja fpäter wieder über dieſelbe zurückwollte. Ja er wurde von ben preußi⸗ 
[hen Heerführern nur mit der äußerften Mühe, und vor der Schlacht von Leipzig nur durch bie 
edelſte Großherzigkeit Bluͤcher's zu den richtigen fieggefrönten Operationen vermocht. Die Siege 
non Großbeeren und Dennewig wurden von Bülew faſt wider B.'s Willen und ohne nam⸗ 
hafte Mitwirkung der Schweden erfämpft; wie denn B. feine Schweven im ganzen Felnzuge 
außerordentlich und felbft zu ihrer eigenen Unzufriedenheit ſchonte. Seine officiellen Kriege- 
berichte aber ließen ſehr erklärlich ſolche ruhmvolle Wirkſamkeit Bülow's und der Preußen und 
ſolche ſchwediſche Zurüdhaftung nicht merken. Es war natürlih, daß dieſes den deutſchen 
Patriotismud tief verlegte, und verbienftlih, daß gründliche Geſchichtswerke, wie dad von 
Höuffer 1), wit voller Darftellung des Thatſächlichen diefen Gefühlen angemeflenen Aus- 
druck gaben, und fo den vaterländifchen Generalen und Kriegern ihre wohlverniente Kriegs- 
"und Siegsehre vindisirten. Dabei darf man e8 denn bebauern, daß eine engherzige berliner 
Cenſur und Gabinetöpoliti£ fo fehr die Pflicht gegen Die eigenen Heerführer und Krieger, welche 
fo muthvoll für Thron und Vaterland in den Tod gingen, vergaß, daß Bülow vergeblich ſich 
bemühte, ven wohlverdienten Ruhm durch Öffentliche Darftefung ver Wahrheit fire fie zu wah⸗ 
ven. Schwierig aber ift, zumal bei der ganz.eigenthümliden Stellung des ſchwediſchen Kron⸗ 
pringen, ein gerechtes Urtheil über feine Verfahrungsweiſe und feine Politik. Wollte er wirt: 
lich felbft Napoleoy, den er doch fo wenig zu lieben veranlaßt war, um» deſſen Gefühle fchonen, 
und dadurch vielleicht noch feinen öfter erneuerten Rathſchlägen für den Frieden Eingang ver- 
Schaffen? Ober wollte er auch einem, bei völtigem Siege der Alliirten vorauszuſehenden alleini⸗ 
gen ruſſiſchen Übergewichte begegnen? Oder leitete ihn fehon früher, ſowie ſicher nach ben Siegen 
ber Berbündeten in Srankrei, der vieleicht verzeihliche Ehrgeiz, den franzoͤſiſchen Thron ein= 
zunehmen, und dazu die @efühle ver Franzoſen zu fehonen? Alles diefes iſt wenlgſtens nicht ob⸗ 
jectiv klar, und auch Die Frage iſt nicht entſchieden, ob und wie weit militärifch vor bem flegreidhen 
Erfolge der entgegengefegten Operationen die frühern B.’fhen etwa zu rechtfertigen waren. 
2. ſelbſt Hat ſich nirgends deutlich oder vollfländig über die Grimde und Motive feiner Polltik 
und Strategie eiflärt. Soviel indeß läßt fih mit Gewißheit fagen, daß die Lage des früheren 
franzöfifgen Marſchalls und des neuen Kronprinzen von Schweden, deſſen Thron noch fo 
wenig befefligt war, ber fo bedeutende ariſtokratiſche Antipathien und jest auch die noch immer 
nicht erlofchenen franzoͤſiſchen Volksſympathien ver Schweden gegen ſich hatte, der, wenn er fein 
wmäßiges ſchwediſches Heer nicht ſchonte, es nur ſehr ſchwer wiederherſtellen konnte — Daß dieſe 
Lage ſehr ſchwierig und ber forgfältigfien Volitik beduͤrftig war. Doch mußte Ihm freilich auch 
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mehr als vieles Andere ſelbſt ſchon der Schein ſchaden, daß er mehr zaghafter Krieger und un 
quverläffiger .Verbündeter- als flegreicher, großherziger und-treuer Jeldherr und Bundes⸗ 

enoffe fl. - S : 
z Auch nad) dem allgemeinen Frieden war die Stellung 8’8. ſowol ald Kronprinz, bis 1818, 
wie auch als König von Schweden, fit dem 5. Febr. dieſes Jahres, eine ziemlich ſchwierige. 
Nah Napoleon’ Sturze trat in Europa eine allgemeine Reaction ein, welche fih unter 
Anderm durch das Prineip der Legitimität harakterifirte. Kein Fürſt ſaß mehr auf einem 
Throne, welder nit dad erbliche Herrſcherrecht ſeiner Dynaftie dafür aufweifen fonnte. Der 
einzige B. machte davon eine Ausnahme: er allein erhielt ſich von allen Denen, melde entwe⸗ 
der durch Ihre eigene Tüchtigkeit oder durch den Willen Napoleon’8 Fürſtenthrone ih erworben 
hatten, in dem Befige der neuen Größe. Man kann ſich denken, daß die „legitimen‘ Mächte 
mit Mistrauen und, Ungunſt auf einen Dann blickten, welcher eine jo augenfcheinliche Anomalie 
in ihrem Syſteme bilvete. Aber B. Hatte in dem Kampfe gegen Napoleon ſich durch Verträge 
mit den Großmãchten zu gut geſchützt, als daß fie fi ohne irgendeine Veranlaffung von ſei⸗ 
ner Seite gegen ihn hätten wenden Eönnen. Seit der Wieberkunft Napoleon's im Jahre 1815 
und defien nochmaliger Veflegung trat dazu in diefem Verhältniffe eine gewiſſe Beränverung 
ein. B. nämli war dabei unthätig geblieben: ver Antheil, ven er fi an ver Wieverherftel: 
tung Europas beimeffen Fonnte, wurde demnach einigermaßen aufgehoben, weil die erſte Be: 
flegung Napoleon's nichts genützt hätte, hätte er bei feinem nochmaligen Auftreten reuſſtrt. 
Auch glaubte man annehmen zu dürfen, daß B., im Fall Napoleon glücklich geweſen, fi an 
ihn angeſchloſſen, und daß feine Unthätigkeit blos darin ihren Grund gehabt hätte, daß er nur 
abwarten wollte, auf welche Seite hin fid die Würfel neigten. Dadurch wurde das Mistrauen. 
ber legitimen Mächte gegen ihm nur verftärft. Unverkennbar trat e8 bei Frankreich hervor. 

ſterreichs Gefinnung drückte ſich deutlich genug durch die freundliche Aufnahme des Prinzen 
Waſa aus, und wie wenig überhaupt bie alten Fürftenfamilten vie neue Dynaftie ald eine 
ebenbürtige betrachteten, Eonnte man ſchon daraus fehen, daß B.'s Sohn, ver Prinz Oskar, 
vergebens unter ihnen nad einer Gemahlin ſuchte. Der Prinz erhielt endlich die Hand ver 
Prinzeſſin von Leuchtenberg, die hinſichtlich dev Abſtammung mit ihm ungefähr in gleichen 


Verhältniffe war. 


Alfo die Stellung zum Auslanve, zu den alten Iegitimen Dynaftien, melde in Europa 
wieder Die Herrſchaft gewonnen, war mislich genug. Es fragte fih nun, ob B. ihnen gegen= 
über eine unabhängige Stellung einzunehmen vermochte. Dies aber hing ab von der Ergeben- 
heit und von ber Kraft der Nation, zu deren Throne er berufen war. Nun konnte er ih auf 
die Treue und Ergebenheit des ſchwediſchen Volkes keineswegs ganz verlaflen. Durch eine 
Avdelsfaction war der frühere König Guftav IV.’ geflürzt und er zum Thronfolger gewählt 
worden. Aber es exiſtirte immer noch eine Guſtavianiſche Partei, melde nur einen günftigen 
Zeitpunft abzuwarten ſchien, um die Familie Wafa wieder auf den Thron zurüdzuführen; 
auch zeigten fidh bereitö von der Ankunft B.'s an in Schweden hinlängliche Spuren von Ver: 
ſchwoͤrungen mit dieſen Tendenzen. Dazu kam, daß dad eigentliche Volk weder an der Revolu⸗ 
tion von 1809 nod an der Grwählung B.'s einen Theil hatte, daß er aljo auf die Sympa= 
thien deſſelben noch keineswegs rechnen burfte. Lauter Dinge, welche gefährli werden konn⸗ 
ten, wenn von Seiten der großen Mächte im Sinne der Legitimität etwas gegen B. unters 
nommen worden wãre. 

Geſetzt aber auch, B. Hätte in dieſer Beziehung gar nichts zu beſorgen gehabt, das ſchwe— 
diſche Volt wäre ihm treu und ergeben geweſen, fo war Schweden, an ſich ſchan ein gering 


. bevölferteö und von ber Natur ziemlich ftiefmütterlich bedachtes Land, banıald keineswegs in 


der Lage, un gegen etwaige feinpfelige Unternehmungen ber großen Mächte Stand halten zu 
können. Noch von den Zeiten ber frühern Verwaltung her befand fi der Staat In einer gro⸗ 
Sen Zerrüttung : Finanzen, Handel, Gewerbe, Aderbau, Alles war im Häglichften Zuſtande, 
und der letzte Krieg hatte ven ſchon beſtehenden traurigen Verhältniffen neue Anftrengungen 
hinzugefügt. Es war, wenn dad Land nicht noch mehr herunterfommen follte, durchaus eine 
lange Beit des Friedens nöthig. 

Unter folhen Umftänven hielt e8 B. für das Klügfte, fi mit den großen Mädten, we⸗ 
nigftend mit denen, die ihm am nächften waren, auf möglihft guten Buß zu fegen. Um 
Preußen zu gewinnen, war bereits im October 1815 Bommern gegen eine gewiffe Summe 
Geldes an dieſen Staat abgetreten worden. Noch enger ſchloß fih Karl Johann an Rußland 
an. Die natürliche Bolitit Schwedens foberte allerdings viel mehr einen Anſchluß an Deutſch⸗ 
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land gegen bie Tendenzen jenes Reiches. Allein Deutſchland war ja ſeit dem Pariſer Frieden 
nicht mehr im Stande, eine eigenthümliche, feinen Intereſſen angemeſſene Politik zu verfolgen, 
fondern mußte den Cingebungen ſeiner zwei großen Mächte und ſodann denen Rußlands ſich 
fügen. Der ruſſiſche Kalſer aber — dad wußte Karl Johann wohl — beſaß einen fo großen 
Einfluß auf die Diplomatie der Cabinete, namentlich derer, welche ver Reaction fi ange: 
ſchloſſen, daß ein günfliges Verhätmig zu ihm jedenfalls auch von einer ähnlichen Wirkung 
auf jene jein mußte. Und das ruſſiſche Gabinet Fam Karl Johann in feiner Annähernng 
freundlich entgegen. Wußte ed doch, von weld großer Bebeutung ihm Schmwebens friedliche 
Stinmung fei: fotwol in feinen Entwürfen gegen den Oſten als in feinen Abficten gegen ven 
Werften war das diplomatifche Verhältnig in Schweden von dem größten Einfluffe. Das ruf: 
fiihe Gabinet, das, wie der Engländer Urquhart mit Recht fagt, feine Grundfäge, fondern 
nur Zwecke hat, ſetzte ſich daher weit leichter ald irgendein anderes Gabinet von Europa über 
die Illegitimität des Königs hinweg und blieb mit ihm in ben freundſchaftlichſten Beziehungen: 
Eine Zeit lang allerdings ſcheinen dieſe unterbrochen worden zu fein: zu den Zeiten bed Aache⸗ 
ner Congreſſes, wo von den großen Mächten zu Bunflen Dänemarks zwifchen diefem Staate 
und Schweden wegen der Audgleihungsfumme für die Abtretung Norwegens intervenirt 
wurde. B. wollte fi in die einfeitigen Befchlüffe der großen Mächte, bei denen er gar nicht 
gefragt wurde, nicht fügen und richtete deshalb eine hoͤchft denkwürdige Note an den Kaiſer 
Alerander, die des Aufbewahrens würdig iſt. 2) „Ev, kaiſerlich Königliche Majeſtät“, ſchrieb 
Karl Johann, „haben mir die Erklärung geben laſſen, daß man ſich zu Aachen nur mit ven 
Brivatangelegenheiten der dort vepräfentirten Mächte beſchäftigen werde, und id erſehe aus 
Ihrem Briefe, daß man fi nicht nur mit einer Foderung des Hofes von Kovenhagen, im 
Widerfprude mit dem von Stodholm und ohne deſſen Wiffen, beſchäftigt, ſondern daß viefe 
Foderung fogar zu Mafiregeln Veranlaffung gegeben hat, welche durch die betreffenden Be: 
vollmägtigten einftimmig beſchloſſen worden find. Nach der Audeinanderfegung, bie ih Ew. 
Majeftät ſoeben gemacht, hege ich die Überzeugung, daß Sie einfehen werden, diefe Angeles 
genheit Eönne nur zu den zahlreichen Intereflenfragen gerechnet werben, welche noch zwiſchen 
verſchiedenen Staaten Europas ſchweben und deren Ausgleihung durch Unterhandlungen zwi⸗ 
ſchen den betheiligten Parteien beſprochen und beendigt wird, ohne die Verhältniffe guter Rach⸗ 
barſchaft zu flören, aufzuheben oder nur zu trüben; daß es ihre Wichtigkeit übertreiben hieße, 
wollte man fie als eines der Grundelemente der allgemeinen Ruhe und Sicherheit betrachten, 
und daß fie noch weit weniger geeignet ift, den Charakter eines unglüdfeligen Zwieſpalts an 
ſich zu tragen, deſſen Verlängerung Europa zu beflagen hätte, namentli wenn man bebenft, 
daß es ſich um einen Staat handelt, deſſen Bevölkerung kaum eine Provinz in den großen euro= 
pätfchen Reichen bilden twürbe. Es tft mir fehr angenehm, Sire, und ich betrachte e8 ſicherlich 
als fehr ſchmeichelhaft für mi, daß vie freundſchaftlichen Geſinnungen, welche mir die ver 
fammelten Zürften bezeigen, fie zur Einwilligung eines Aufſchubs der durch ihre Bevollmäch⸗ 
tigten einftimmig beſchloſſenen Maßregeln beivogen haben, aber ich lebe ver Überzeugung, daß 
die Vorſchriften der Gerechtigkeit und des Voͤlkerrechts ihre Unterdrückung verlangt hätten. 
Denn-sei näherer Prüfung der Dinge konnten die verfammelten Herrſcher nit umhin zu der 
Erkenntniß zu gelangen, daß jeder Schritt und jede Entſcheldung ihrer Bevollmächtigten über 
einen Gegenſtand von dieſer Natur die Grenzen ihrer Befugniffe überfchreite und nur Reſul- 
tate nad) fich ziehen könne, die dem Zweck und den Orundfägen diefer Heiligen Allianz, die 
unſern politifchen Befalüffen zur Richtſchnur dienen follen, gerade zuwiderlaufen. Wahrlich, 
Sire, Heute, wo biefe Maͤchte ihre politiſchen Grundfäge jo beftimmt durch die feierlichſten 
Erklärungen kund gemacht haben; Heute, mo Europa durch diefe Erflärungen weiß, daß viefer 
Heilige Bund der Monarchen Fein anderes Ziel verfolgt als ein politifhes Syſtem, das auf 
die Moral gegründet iſt, zu bauen und die Lehre vom Voͤlkerrechte und der Selbftänvigkeit der 
Nationen in ihrer ganzen Reinheit wieberherzuftellen — heute folkte wol fein guter Geiſt fürch⸗ 
tem, daß man in-einer jo edeln und reinen Einrichtung die Mittel finden könnte, den Haupt: 
mädhten eine Obergewalt über alfe andern zu geben! Aber muß man nit an eine ſolche un- 
tehtmäßige Auspehnung glauben, wenn man flieht, wie ſich vier Bevollmädhtigte das Recht 
anmafen, jeden Privatflreit zwiſchen zwei Staaten zu entſcheiden? Und da der einhellige Wille 
der maͤchtigſten Sonveräne auf der Erbe feinen Richter erfennt, der feine Beſchluͤſſe umftoßen 
koͤnnte, Heißt es da nit unter die Gewaltherrſchaft zurückkehren, von der man die Völker zu 





3) Bol, Schmidt, „Schweden unter Karl XIV. Johann” (Heidelberg 1842), ©. 187 ſg 


572 Bernabotte 
befreien fo feft verſprochen hat? Noch immer, Sire, ſind die heilſamſten Biurigtungen durch 
unüberlegte Erweiterungen entftellt worden, bis fie Refultate hervorbringen, vie denen ſchnur— 
ſtracks zuwider find, welde man fid von ihnen verfproden hatte. Möchte bie Vorfehung uns 
vor biefem Unglüde bewahren; venn ein ſolches Verfahren würde die Unabhängigkeit eines 
jeven Staates zweiten Ranges factiſch vernichten, und ich glaube wicht, daß es in der Macht 
eines Fürſten und Regenten conſtitutionsmäßig vereinigter Völker fiehe, ſich freiwillig in eine 
abhängige Stellung zu fügen, welche vie Oefege feines Landes verwerfen. Dies, Site, ſind vie 
Sefinnungen und. Betrahtungen, durch welde ih dem neuen Beweiſe von Theilnahme und 
Freundſchaft, welhen mir Ihr Brief vom 14. Nov. bezeigt, würbig zu entſprechen geglaubt 
babe. Diefe Betrachtungen wurben mir ebenfo fehr durch meine Pflichten als Mitglied dieſer 
Heiligen Allianz eingegeben, deren Grundſätze in ihrer ganzen Reinheit zu bewahren wir Alte 
ein gleiches Interefle haben, wenn wir anders ihre Früchte ernten wollen.” Diefer Brief 
ſcheint auf Alexander feinen guten Eindruck gemacht zu haben: von nun an trat zwiſchen ihm 
und Karl Johann eine Spannung rin, auch begünftigte er jegt wiederum den Prinzen Waja. 
Karl Johann näherte fih nun England; aber bald, namentlich feit Nikolaus’ Thronbefteigung, 
kehrte er wieder zu feiner frühern Politik zurüd. Freilich war damals, in dem Kriege mit ber 
. Türkei 1828—29 und fpäter in dem Kriege mit Polen 1830351, Rußland in fo gefähr⸗ 
lien Lagen, daß ver Beitritt Schwebend zu feinen Gegnern vielleicht von weſentlichem Ein⸗ 
fluß auf den Gang der Begebenheiten gewefen wäre, die dann auch für Schweden bedeutende 
Vortheile hätte bringen koͤnnen. Aud in ner Mitte ver breifiger Jahre, als zwiſchen Rußland 
und England Spannung eintrat, behauptete Karl Johann die Neutralität, obwol eine hin⸗ 
länglid) bewaffnete. Der Kaifer Nifolaus ſcheint die Wichtigkeit der Aufrehthaltung dieſes 
freundſchaftlichen Verhältniffes mit Schweden fehr gut eingefehen zu haben: ex beehrte, um es 
noch fefter zu Enüpfen, im Jahre 1858 den König mit einem Beſuche in Stockholm 
Dur diefe Hinneigung zu Rußland, mie fehr fie auch durch die politifcden Gonjuneturen 
geboten fein mochte, fehlen jenody Karl Johann keineswegs die nationalen Sympathien der 
Schweden gewonnen zu haben. Der Haß gegen Rußland ift in ven Schweden uralt; durch Die 
neuen Berlufte an dieſes Rei, duch die Abtretung Finnlands, war er von neuem aufge⸗ 
friſcht worden. Die Schweden hatten, indem fie einen berühmten Krieger- zu Ihrem Thronfol- 
ger erfoxen, zuglei die Hoffnung gebegt, durch ihn ſich wieder Finnland erobern zu koͤnnen 
Diefe Hoffnung aber war vereitelt; ſtatt deſſen waren die genaueften Beziehungen zu Rußland 
eingetreten. Dieſe Richtung der königlichen Politik war Daher — es ift gar nicht zu verken⸗ 
nen — eine bebeutende Urſache zu Unzufriedenheit mit der Regierung. Nicht blos bei den 
Schweden Hörte man jet oft ven Vorwurf, der König ſei ruſſiſch gefiunt, fondern auch im 
Deutſchlaud wurde vielfach dieſe an Rußland ſich anſchließende Politit getabelt. Ein freiheit: 
liebendes Wolf freilich Hat immer Recht, wenn es, feinem natürlichen Iuftinet folgend, gegen 
einen ũbermaͤchtigen deöpotifchen und eroberungsſüchtigen Nachbarſtaat wie Rußland Abnel- 
gung und Mistrauen hegt und gegenüber feiner Regierung geltend macht. Deutſchen Politi⸗ 
fern aber möchten vieleicht die Vertheidiger des ſchwediſchen Königs weniger Recht zugeftchen, 
denſelben wegen feiner gegen Rußland allzu ſchonlichen Politik zu verdammen. Daß er am 
24. März 1812 nad) einer perfönlicgen Zufammenfunft mit Kaifer Alexander in Abo gegen 
die Zufiherung von Norwegen einen innigen geheimen Bundeövertrag mit Rußland abſchloß, 
uud infolge deſſelben ſich dann an die große Mlianz anfhloß, die einzige damalige Gälfe 
gegen bie durch ſchlechte deutſche Politik verſchuldete Rapoleonifde Übermacht, die auch Schwe⸗ 
den thatfaͤchlich bedroht hatte — dieſes bedarf ſicherlich am wenigſten der Vertheidigung. Auch 
die Erwerbung Norwegens muß wol Gnade finden in unſerer europäiſchen völkerrechtlichen 
Einrichtung, in welcher Staaten wie Preußen und vollends wie Schweden ihre hiſtoriſch ein- 
mal gegebene Stellung würbig und gefidert nur behaupten koͤnnen, wenn fle ihre dazu nicht 
genügende Machtſtellung angemefjen vergrößern. Hiernach ind für wie ſchwediſche Politik auf 
noch jetzt die Wiebererwerbung Finnlands und die Vereinigung Dänemarks mit dem Übrigen 
Skandinaviern abfelut unvermeidliche Ziele. Daß aber, nachdem die große Allianz gegen Ra⸗ 
poleon ihren Zweck ver Wieberherfiellung des europäifcen Gleichgewichts erreicht hatte, vieke 
Altiirten zur Förberung einer neuen rufflfchen uͤbermacht fi Rußland anſchloſſen und unter 
ocaneten und fo ihre Würde und Freiheit vergaßen, daß fie bie ruſſiſche Macht vollenns 
übergroß werben ließen : auf welder Politik laſtet wol biefer Vorwurf mehr ald auf ber deut 
ſchen und vor allem auf der preußifhen! Half fie ja doch voͤlkerrechtswidrig Rußland 
zur Wiedereroberung Polens? Ließen wir, ließ ja doch das durch die vertragswidrige Eins 
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verleibung Polens furchtbar bedrohte Preußen felbf in dem legten Kriege bie allergänffigfte - 
Gelegenheit unbenugt, die ruſſiſche ͤbermacht zu befeitigen, ſodaß wir nun fortawerifo unter 
ruſſiſchen Einflüffen leiden, und alsvann, wenn einmal — nad) Arndt's Ausdruck — Bolen 
verbaut if und Die. vorzüglich gegen Preußen gerichteten ruſſiſchen Eiſenbahnheerſtraßen 
gebaut ind, unter ungleich ungünfligern Umftänden fämpfen müſſen! Daß B. ſeinerſeits die 
ruſſiſche Pelitik richtig würdigte, beweift deutlich fein von Schinkel- Bergmann mitgetheiltes 
Schreiben an den ſchwediſchen General Lagerbrieg von Stralfunn am 25. Mai 1845. Hier 
fagt Karl Johann: „Wenn man die Hamburger von der Herrſchaft der Franzoſen befreien 
wolle, fo geſchehe dieſes keineswegs in ber Abſicht, um diefe Stadt einer ruſſiſchen Herrſchaft 
zu unterwerfen; denn die eine Sklaverei iſt ebenſo ſchlecht wie die andere, und freie Männer 
möchten doch lieber das Joch ded Kaiſers Napoleon tragen, welches. mit feiner perſönlichen 
Herrſchaft aufhört, währenn die Politik, welche Polen zu Grunde gerichtet hat, die Hanfeftänte 
und ganz Deutfchland für eine Zeitfolge von Sahrhunverten unterbrüdfen würde.” Gewiß, der 
natürlichſte und feinen Kräften nach flärffte Bundesgenoſſe Schwedens, Deutfihland, darf ſich 
nur felbft von feiner ungfüdfeligen unn unmürdigen Abhängigkeit gegen die noch halbharba= 
riſche ruffifhe uͤbermacht befreien, um. dem fleinern Schweden die politifhe Möglichkeit ber 
richtigen Stellung zu derfelben und zu feinem natürlichen deutfchen Bundeögenoffen zu geben. 
Auch der jegt von ber Regierung zurückgetretene Sohn Karl Johann's, dem ald Kronprinz 
eine offenere Außerung feiner natürlichen Gefühle moͤglich war, und ven das ſchwediſche Volk 
damals gegenüber dem Vater ald nichtruſſiſch pries, wurde fpäter von dem für feine antiruf- 
ſiſche Gefinnung leidenſchaftlichen Volke ald vuffifchgefinnt geſcholten, weil er, wie dieſer ebfe 
Fürft dem Schreiber diefer Zeilen mit unbefangener Offenheit fagte, bei aller Überzeugung, 
daß Schweden feinen gefährligern Feind ald Rußland habe, doch, ehe die Möglichkeit erfolgreiz 
hen Handelns gekommen jei, ald König nicht fo wie fein Volk in Öffentlichen Außerangen feinen 
Geſinnungen Luft machen dürfe. Sobald im legten Kriege auch nur einigermaßen jene Zeit _ 
gekommen war, ſchloß diefer Fürft mit England und Frankreich den befannten fehr antiruffi= 
fen Vertrag ab, und er würbe unfehlbar energifcher die ruſfiſche Übermacht befümpft haben, ſo— 
bald die politifche Möglichkeit dazu herangefommen wäre, ſobald vollends die Politik feines 
Nahbarlandes Preußen ſich befreite von ihrer unpreußifchen und undeutfchen ruffifhen Abhän⸗ 
gigfeit, welche man, mit dem zu großen Vertrauen der preußiſchen Diplomatie auf den Glauben 
an ihre Worte, damals als allfeitige Unabhängigkeit varftellte. 

Gewiß ift es aber, daß, bei dem natürlichen Nationalhaſſe der Schweden gegen Rußland, 
Karl Johann durch feine gegen Rußland ſchonliche diplomatiſche Haltung, trog feiner Regie 
rungsweisheit und troß feiner gewinnenpen Perſonlichteit, in Schweden weniger populär war 

als in Norwegen. Er wußte dieſes auch wehl. Er ſuchte Daher die Schweden auf andere Weiſe 
zu gewinnen. Er legte jept dad ganze Gewicht in vie innere Politik. Doch waren hier die Ver— 
hältniſſe nicht minder fehwierig. 

Die Schweven hatten fih nach der Revolution von 1809 eine neue Berfaffnng gegeben, 
die jedoch die wefentlichften Elemente der alten beibehielt. Es waren in ihr offenbar manche 
gute Beſtimmungen enthalten, wie z. B. Preßfreiheit, Berantwortlicgkeit der Minifter, Ver⸗ 
antwortlichkeit des Hoͤchſten Gerichts vor einem Ständeausſchuß (Opinions-Nämo); aber vie 
Berfaffung litt an einem Hauptgebrechen, an der Beibehaltung des ſchroffen Stänveunter: 
ſchiedes bei der Volkörepräfentation. Der Reichstag theilt fich nämlich in vier Kammern, in die 
Adelskammer oder dad Ritterhaus, in die Rammer der Geiſtlichkeit, in den Bürgerſtand und 
in ven, Bauernftand. Diefe vier Stände halten abgefonbert ihre Sigungen, Finnen jeber ihre 
beſondern Vorſchläge vorbringen, ſowie auf ver andern Seite jede Bropofition durch alle vier 
Häufer gehen muß. Durch diefe Einrichtung wird der Gang der Verhandlungen unendlich 
gehemmt; ferner bringt fie noch ven Nachtheil, daß dadurch dad Sonderinteref[e der einzelnen 
Stände begünſtigt wird, melde ‚bei ven Berathungen weniger von dem Gefammtwohle ver 
Nation als vielmehr von ihren fpeciellen Vorteilen ausgehen. Außerdem war das Volk nicht 
einmal auf eine gleichmäßige Weife vepräfentist. Die polktifcen Berhäftniffe ber einzelnen 
Stände aber find keineswegs auf eine vernünftige und billige Weife georbnet. Offenbar näm: 
lich iſt ver Stand des Adels vor allen andern weitaus bevorzugt. Seine Güter find fewerftei; 
aus ber ſchwediſchen Ariftokratie werben die oberfien Civil⸗ und Militäränter beſetzt; das 
Höchfte Gericht muß verfaffungsmäßig ebenfalls wenigſtens zur Hüffte aus Adeligen beftchen. 
Und dennoch umfaßt her. Adel nicht mehr als etwa 42,000 Individuen, während ver 
Bauernfand, der in politiſcher Hinſicht am gebrüdteften Ift, wenigſtens zwei Drittheile ver ge⸗ 
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faımmien Cinwohnerſchaft beträgt, nämlich über zwei Millionen. Wie? Lag nicht hier ſehr 
nähe, zu Gunſten der niedern Stände poktiſche Reformen zu treffen dadurch, daß man bie 
Ieen einer wahrhaften Repräfentatinverfaflung, von denen bie europälfche Menfchheit erfüllt 
war, aud auf Schweden Abertrug, und indem der König, welcher feiner Geburt nad) ja den 
niedern Ständen angehörte und ohnedles in das Syſtem der Tegitimen Neaction nicht recht 
paflen wollte, felber die Initiative zu dergleichen Maßregeln ergriff, ih an die Spige des 
Liberalismus ſtellte ? 

Aber zu einer ſolchen Rolle fühlte ih Karl Johann nicht berufen. Die Epoche großer poli⸗ 
tiſcher Umwandlungen war, wenigftend eine Zeit fang, vorüber, das confervative Brincip 
batte den Sieg davongetragen, und zwar in der Art, daß, menn etwa eine Regierung nicht 
Allein mit ihrem Volke fertig werden Lonnte, fie ſich füher auf den Beiftand der abjoluten 
Mächte verlaflen durfte. Das Princip der Intervention gebot fogar dad Einfchreiten ver abfo= 
luten Mächte in jedem Staate, welcher Neuerungen zu Gunften des Liberalismus zuließ. 
Unter dieſen Umftänden Hätte fih Karl Johann, an ver Spitze des Liberalismus, offenbar in 
die feindfeligfle Stellung zu den Großmädten gefegt, was er doch auf jede Weife zu ver= 
meiden fuchte. 

Indeſſen, auch wenn er gewollt, fo wäre es ihm nicht fo Teicht geworden, liberale antiari= 
ſtokratiſche Reformen zu treffen. Noch war der Adel der einflußreichſte, politiſch bedeutſamſte 
Stand in Schweden. Er hatte nod ein moralifches Gewicht durch feine fociale Stellung, durch 
die Rolle, welde er in der bürgerlichen Geſellſchaft fpielte, durch die Abhängigkeit, in wel- 
her die übrigen Stände, namentlich der Bauernftand, von ihm ſich befanden. Seit längerer 
Zeit war der Adel unter allen in politifher Beziehung der rührigfte Stand, er hatte 
erſt neulich die Revolution gemacht und beeilte fi, diefelbe in feinem Sinne auszubeuten. Ex 
würbe jeven Verſuch, feine Rechte zu ſchmälern, mit einer Empörung gegen ven König vergol= 
ten haben. Died aber war gefährlich, folange die zwei niedern Stände, Bürger und Bauern 
fland, es mit ihm im politiſchen Cifer nicht aufnehmen Eonnten, und noch gefährlicher, wenn 
er ſich, wie vorauözufegen, mit dem abfolutiftifchen Ausland und mit der vertriebenen Dy= 
naftie in Verbindung gefegt hätte. 

Die Berüdjihtigung diefer Verhältniffe, wozu nod der Umſtand fam, daß der König, 
welcher nie die Landesſprache Eennen lernte, nur an den Umgang mit Golden, welche Kranz 
zoͤſiſch verſtanden, d. h. an die hHöhern Stände, gewieſen war, beftimmte Karl Johann, fih an 
die Ariſtokratie · anzuſchließen und dadurch, daß er dieſen fo einflußreihen Stand für fi ge= 
wann, feinen Thron nur noch mehr zu befeftigen. Ex befolgte nun hinſichtlich ver Verfaflungs- 

. fragen eine confervative Polltik, d. h. er hielt fi im Ganzen fireng an bie beftehende Verfaf- 
fung, verſuchte nicht felber Anderungen daran hervorzurufen, und ſchien es den Reihäftänven, 
der Zeit und ber Öffentlichen Meinung zu überlaffen, Modiflcationen an ber Reichsverfaſſung 
zu machen ober zu beantragen. Im Ganzen verhielt er ſich alfo paffiv; nur hier und da machte 
ex Vorfchläge zu Änderungen; doch betrafen fie meift ſolche Gefege, durch deren Aufhebung 
der König felber ein Medht verlor, wie er denn z. B. mehrmals die Aufhebung ver Todesſtrafe 
bei Majeſtätsverbrechen beantragte und bie Aufhebung des Rechts des Königs, in dem höchften 
Gerichte zwei Stimmen zu befigen. K 

Dabei benugte er aber die Rechte, die ihm verfaflungsmäßig zuftanden, und ven großen 
moraliſchen Einfluß, welcher Fürſten ſchon durch igre Würde geboten if, dazu, um das könig- 

liche Anfehen und das feiner Familie zu erhöhen und die Hinderniſſe hinwegzuräumen, melde 

ihm entgegenftanven. Denn Karl Johann ſcheint nicht minder wie die alten legitimen Oyna⸗ 

. flien von der Süßigkeit möglich großer königliher Gewalt Überzeugt gewefen zu fein. Nur 

war er Flüger bei ver Verfolgung feines Zweds. Der ſchwediſche Schriftfteller Cruſenſtolpe 
wird nicht fo Unrecht Haben, wenn er in feinem Werke „Karl XIV. Johann und die Schweden“ 
von ihm behauptet, daß er durch den Anſchluß an den Adel zugleid die Abſicht gehabt Habe, 
benfelben theils von ih abhängig zu machen, theild alfmälig zu rulniren, Indem er ihn veran: 

Igfte, fi durch den Aufwand am Hofe in Schulden zu flürzen und zu verarmen. Wenn dies 

die Abſicht des Könige war, fo wurde fle wirklich zum Theil erreiht. Denn die Verarmung 
bes ſchwediſchen Adels nahm von nun an bedeutend zu. Gegen andere politifche Elemente, vie 
ihm gefährlich zu fein bünften, wandte er jene KRunftgriffe an, vie in den Staaten des 

Gontinents faft allgemein eingeführt find: bie Polizei und die Genfur. Was jene betrifft, 

fo war er nicht umfonft in der Schule Napoledn's geweien; fle wurde in Schweden 
nad deſſen Muſter eingerichtet. ine eigentliche Genfur eriflirte zwar in Schweden nicht: 
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verfoflungsmäßig beſtand Preüfreipeit. Aber feit dem Jahre 1812 war die Regierung durch 
den Reihötag ermächtigt worden, jedes ige gefährlich dünkende Blatt zu unterdrücken. 
Diefes Recht Fonnte der Tenſur faſt gleich geachtet werden, und Karl Johann benugte daſſelbe 
aud, beſouders i in den erſten Zeiten ſeiner Regierung. Zugleich wurben bie auswärtigen Zel⸗ 
tungen mit großer Ängſtlichkeit überwacht; es durfte Fein fremdes Journal ohne befondere Er⸗ 
Taubniß der Regierung gehalten werben. 

Auf ähnliche Weije wie in Schweden verhielt er ich in Norwegen, allerdings mit mehren,. 
durch die dortigen ganz verſchiedenen Berhältniffe bebingten Modiflcatiouen. Während näm- 
lic in der ſchwediſchen Verfaffung dad ariftofratiihe Element entſchieden überwiegt, fo iſt die 
norwegiſche (vom Mai 1814) die vemokratifchfte in ganz Europa. Die confervative Richtung 
der Politik, welche Karl Johann in Schweden verfolgte, mußte daher in Norwegen einen ganz 
andern Charakter annehmen: der Conſervatismus war hier gleichbedeutend mit dem Liberalis⸗ 
mus oder mit der Demofratie. Niemals aber fiel e8 den abfoluten Mächten ein, einer Verfafz 
fung gegenüber, wie die norwegiſche ift, das confervative Princip zu bewahren. Im Gegentheile, 
viefe Verfaſſung war ihnen bei vem allgemeinen Siege der Reaction ein’ Dorn im Auge, um 
fo mehr, als fih in ihr in kurzem die fegendreihen Früchte einer wahrhaften Volköfreiheit 

„entwidelten. Sehr früh warb daher in Karl Johann gedrungen, in der norwegifchen Ver⸗ 
faffung Modificationen zu bewerfftelligen. Der, König ließ nun nicht leicht einen Reichstag 
vorübergehen, wo er dergleichen nicht vorbrachte. Ja, im Jahre 1821 ließ er fogar ein ſchwedi⸗ 
ſches Corps nad; Norwegen marſchiren, wie es hieß, um feinen Entwürfen gegen die Gonfti= 
tution mehr Nachdruck zu geben. Und auf den Reichstage von 1824 fagte er offen, daß ber 
jegige Zuftand von Europa mit den Verhältniffen in Norwegen nit übereinflimme, und daß 
daher die legtern eine Veränderung erheifchten. Aber alle dergleichen Verſuche feiterten an 
der Feſtigkeit des norwegiichen Storthing, welder in feiner Weiſe irgendeine Veränderung 
der Berfaflung zugeben wollte, die er ald Palladium von Norwegens Freiheit betrachtete. Karl 
Johann war Flug genug, es dabei bewenden zu laflen. Denn er wußte wohl, daß die Norweger 
noch feineöwegs mit ganzem Herzen bei Schweden waren, daß es im Volke nody genug Unzu= 
friedene gab, welche bei dem leifeften Verfuche der Schweden, den Norwegern ihre Freiheit und 
Selbſtändigkeit zu ſchmälern, die Fahne des Abfalls erhoben Hätten. Die nationale Antipathie 
gegen Schwenen, welde jeit- Jahrhunderten beftanden, war noch keineswegs erlofchen, und 
man mupte jich ſehr hüten, fie wieder anzufachen. Karl Johann begnügte ſich daher bei jeinen 
Verſuchen, ‚die norwegiſche Berfaffung zu Gunften vis monarchiſchen Princips zu ändern, le— 
diglich mit einer parlamentariſchen Wirkfamkeit und mit denjenigen Mitteln, die ihm als 
König geſetzlich zu Gebote ſtanden. Da er aber mit dieſen Mitteln kein Reſultat erzielte, ſo 
kann man ſagen, daß auch in Norwegen ſeine Politik im-Banzen eine confervative war, d. h. 
er ließ aud) Hier die einmal beftehenven Gejege und politiihen DVerhättniffe unangetaftet, wie 
ſehr dieſe auch mit ven ſchwediſchen jowol wie mit denen im übrigen Europa im Widerſpruch 
fein mochten. Ja, er war fo weit entfernt, irgendeine Gereiztheit oder üble Laune megen ver 
Berwerfung feiner Propofitionen von Seiten des Storthing an ven Tag zu legen, daß er ihn 
vielmehr meift mit Ausdrücken feiner Zufriedenheit fliegen Tief. Nur einige male machte er 
von dieſer Regel eine "Ausnahme. 

In Bezug auf Verfaffungsfcagen alfo verhielt ih Karl Johann paſſiv, in Schweden for 
wol wie im Allgemeinen in Norwegen. Aber in letzterm Lande war wegen ber demokratiſchen 
Gonftitution fein Einfluß als König unbedeutend, während er in Schweden die Rechte, die ihm 
verfaffungsmäßig zuſtanden, zu benugen wußte, um ven allgemeinen Gharakter der europälz 
ſchen Regierungspolitif, melde die politiſche Selbſtändigkeit des Volks ſoviel wie möglich zu 
beſchränken fuchte, auch auf Schweben zu übertragen. Daß died auf die Länge hin den Schwer 
ven misfallen mußte, insbefondere wenn fle ihre Zuftände mit den norwegiſchen verglichen, 
lag am Tage. Karl Johann mufte darum noch andere Mittel anwenden, um die Schweben zu: 
.  feieben zu ſtellen und. fie mit dem Charakter feiner Politik auszuſöhnen. 

— Er warf ih daher mit ganzem Gifer auf die Verwaltung, hier ging er in demſelben Grade 
poſitiv und ſchoͤpferiſch voran, wie er dort nur den Verhältniffen nachzugeben fehlen. Und zwar 
;  ianbte er allen Kreifen der Apminiftration feine Aufmerkjamkeit zu. Er ordnete die ſchwedi⸗ 
ſchen Finanzen, die in fo großer Berrüttung fi befanden, auf eine Weife, weldher felbft feine 
Beinde ihre Anerkennung nicht verfagen Fonnten; er brachte e8 dahin, daß Schweden allmälig 
von aller Nationalſchuld befreit wurde. Er bewirkte weſentliche Verbeſſerungen im Ackerbau, 
im wv orſtweſen ; ; er brachte, — es sing, die Indufrie in Aufnahme, er eröffnete dem 
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Haudel und ver Schiffaget neue Bahnen, ſodaß unter feiner Regierung bie Zuftänne beider 
ſich in hohem Grade verbeflerten. Er forgte fr Die VBerbefferung der Communicationsmittel; 
er organijixte Die Poſten neu, legte Landſtraßen an, baute Kanäle. Sodann hielt er vie Land 
wir Die Seemacht in gutem Stand; zugleich aber unterflügte er Künfte und Wiffenfhaften, 
that namentlich Bieles fürdie Verbeſſerung ver Volksſchulen. Auch die Geſetze, und was dahin 
einfhlägt, wurden nad) den Koderungen der Zeit mobifleirt; wie denn das ſchwediſche Juftize 
weien — feit 1835 wurde auch vie Offentligfeit eingeführt — felbft von britiſchen Reiſenden 
geprieſen wurbe. 3) 

Zu diefen Verdieuſten Karl Johann's um die Wohlfahrt des Landes und die Bildung des 
Volks, auf welche er mit Recht ſtolz fein durfte, und auf welche er aud) alle Diejenigen verwies, 
bie mit feiner fonftigen Politik nicht zuftieden waren, konnte er noch etwas hinzufügen, was 
immer von dem mäctigften Einfluß auf die Stimmung des Volks gegen feinen Regenten ift, 
nämlich feine Perſoͤnlichkeit. Er Hatte ein wirklich Fönigliches Anfehen, eine würdevolle Hal 
tung und dabei fo viel Liebendwürdigkeit und gefellige Gewandtheit, daß er bald Alle für ſich 
gewann, bie in feine Nähe famen. Als er dad erfte mal in der ſchwediſchen Hauptſtadt erfchien, 
war nur eine Stimme über den liebenswürdigen und geiftreihen Mann. Wenn er il zu 
Bferve fehen ließ, an der Fronte feiner Truppen, verfehlte feine impoſante Geftalt niemals den 
gehörigen Eindrud auf die Zuſchauer zu machen. Dabei war er freundlid und leutfelig, miſchte 
ſich gern unter die Menfchen, feiner perfönlichen Überlegenheit wohl bewußt, und fiher, alle 
- Eigenfsften eines wahrhaft populären Fürſten zu befigen. Nur Eines hatte er zu bedauern, 
daß er der Landesſprache nicht fundig war. So fonnte er mit den niedern Glafien der buͤrger⸗ 
lien Geſellſchaft niemals im genauere Berührung fommen, fondern mußte ſich mit feinen Ge⸗ 
ſprächen auf die höhern beſchränken. Jenen fuchte er ſich daher auf eine andere Weife geneigt 
zu zeigen. Karl Johann war ſehr freigebig: er gab große Summen her, namentlich für vie 
Armen; in Jahren des Miswachſes beſonders that er außerorbentlich viel. Dadurch fuchte er 
vie Vorwürfe aufzuheben, die man nicht felten gegen ihn erhob, daß er nämlich mit feinem 
Gelde Bankiergeſchäfte machte und die Einmifhung in die ſchwediſchen Finanzen zu Vergröße: 
rung feines Vermögens benugen wollte. 5 

Sodann beftrebte er ji In allen ven Zällen, wo er perſönlich beleivigt war, und die zu 
öffentlicher Kunde kommen muften, immer auf eine noble Weife fih zu benehmen. Ex fuchte 
jeden Anschein einer perfönlihen Nache zu vermeiden. Dies war für ihn feine geringe Aufgabe. 
Denn Karl Johann war eitel, eiferfüchtig auf die Anerkennung feiner Verbienfte und Vor⸗ 
züge, liebte e8 bewundert zu werden, und ärgerte ſich nicht minder über Äußerungen des Gegen⸗ 
theils; dabei war er von einem außerordentlich leidenſchaftlichen Temperament, welches ihn 
häufig hinderte, die Dinge, wenigſtens im erſten Augenblick, ruhig und unparteiiſch zu prü— 
fen. So mag denn Mancher feine Rache oder Ungnade erfahren haben, der ſie nicht verdiente 
oder doc vielleicht in einem geringen Grabe. Wie dem aber auch fein mag: gewiß ift, daß 
fich Karl Johann wenigftens bei allen öffentlichen politiſchen Unterſuchungen, wobei feine Perz . 
fon mit im Spiele war, bei allen Proceffen auf Majeftätöbeleivigung over Hochverrath mit 
großer Klugheit benommen hat und felten von der Strenge des Geſetzes Gebraud machte. Die 
Milde des Fürften in ſolchen Fällen — fhien er zu wiſſen — gewann ihm taufend mal mehr 
die Herzen feiner Unterthanen als hundert blutige Hinrichtungen. Doc wollen wir nicht in 
Abrede ftellen, daß Karl Johann bei ſolchen Gelegenheiten nicht ohne Einfluß auf das richter⸗ 
liche Urtheil war, welches er abfichtlich recht fireng Haben wollte, damit ſodann feine Begnadi⸗ 
gung um fo eclatanter erfcheine. Einmal fam er jedoch hierbei in nicht geringe Verlegenheit, bei 
Berurtheilung des Eapitäns v. Lindeberg, welder, vom Gerichte zum Tode verurteilt, von 
der Milverung der Strafe durch ven Rönig feinen Gebrauch machen, fondern ſich lieber Hinrich: 
ten laffen wollte. Jetzt inbelten in ganz Europa die Gegner Karl Johann's. Doch der kluge 
Fürſt wußte die Verlegenheit in ven größten Triumph für feine Mäßigung, Gerechtigkeit und 
Klugheit umzugeflalten. Er verwandelte die befondere Begnadigung, deren Annahme wenig⸗ 
ſtens in Schweden von dem freien Willen des Begnadigten abhängt, in eine allgemeine Amne⸗ 
fie für „Den over Die u. |. w., melde in den beiven Königreichen wegen politifder Vergehen 
gefangen oder verurtheilt felen“. Und jlehe es ergab ſich, daß, während damals in faft allen 
europãiſchen Länbern unter altlegitimert Dyuaftien politiſche Berfolgungen viele Gefangene 
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in die Kerfer geliefert Hatten, in den beiven Königreichen des neuen plebejifhen Fürſten, von 
welden daS eine durch Eroberutig gewonnen war, das andere. unter dem Einfluß einer mächti- 
gen, zum Theil feindlich geſinnten Ariſtokratie fand, nur der eine Lindeberg gefangen und ein 
ober zwei Verurtheilte im Auslande befindlich waren. . ne 

So ftellt und denn Karl Johann einen Regenten dar, welder, den Urfprung feiney Größe 
einer Epoche ver gemwaltigften politifchen Ummandlungen verdankend, fpäter in einer Zeit und 
unter Verhältniffen rich bewegend, die von durchaus andern Principien ausgingen und den 
eigenen Willen vielfach befhränkten, nur durch Klugheit und umſichtige Berückſichtigung aller 
Verhältniffe zwiſchen den mannichfachen Klippen hindurdzufteuern weiß, bie feiner Regie: 
rung entgegenftanden. Ex mußte ſicher die Grenze zu treffen, wie weit er gehen dürfe, ſowol 
den Großmächten wie den beiden Völkern gegenüber, über welde er zu gebieten hatte. 

Indeſſen war im fehwedifchen Volke feit ver Mitte der dreißiger Jahre eine merklihe Ver⸗ 
änderung de politifchen Bewußtfeind vorgegangen, welches mehr und mehr einen demokrati— 
ſchen Charakter annahm. Die Oppofition wurde immer gewaltiger, namentlich unter den nie- 
dern Ständen, und verlangte nıit Entſchiedenheit Verbeflerung der Verfaffung im Sinne des 
Repräfentativfoftems. Auf dem Reichstage von 1840 liefen fi die Stimmen barüber befonz 
ders flarf vernehmen. Auch hier bewährte Karl Johann feinen politifchen Charakter. Er 
wolle, erflärte er in dem Reichsabſchiede, den Wünfchen der Nation auf Feine Weife entgegen- 
treten; nur follten bei der Änderung der Gonflitution die gefeglichen Kormen bewährt werben. 

Aber die Tage Karl Johann's waren gezählt. Wenige Jahre darauf beſchloß er fein Leben, 
am 8. März 1844. Folgende Worte, die er auf feinem Krankenbette dictirte, mögen zeigen, 
wie er ſich felber beurtheilte ): „Ich wünfche ven Tod nicht, ich fürdte ihn nicht. Mein Leben 
ift über achtzig Jahre gegangen. Die Natur nimmt ihre Rechte zurüd. Niemand hat eine 
Bahn, der meinigen gleihend, erfüllt. Man möge die Jahrbücher der Welt aufſchlagen! — 
Ich habe Völker gelenkt, empfindlich Hinfichtlich ihrer. Gerechtigkeiten. — Als Napoleon das 
Land angriff, das mir feine Schickſale anvertraut Hatte, fand er an mir einen Rival. Die Be . 
gebenheiten, welche Europa verändert und demfelben feine Selbftändigkeit wiedergegeben ha⸗ 
ben, finn befannt. Man kennt auch den Antheil, den ich an ihnen genommen habe. Man flu: 

dire unfere Geſchichte von Odin's bis zu unfern Tagen und fage mir: ob nicht die Sfanding= 
viſche Halbinfel von Gewicht in der Wagſchale ver Verhängniffe ver Welt fei.” Ein Lebenslauf 
wie der von B. mußte natürlih, zumal bei den verfchiedenartigen Sympathien und Leiden: 
ſchaften ſowol der Bewohner feiner Königreihe als der übrigen europäifchen Völker und ihrer 
verſchiedenen Geſellſchaftsclaſſen, verſchiedenartige Beurtheilungen hervorrufen. Sie finden 
fi auch reichlich in ven Darftellungen feiner Lebensgefhichte und Regierung von Geijer, von 
Kindeberg, Erufenftolpe, Schinkel-Bergmann, von Sarrand, Bignon und Thierd. ine fehr 
ausgezeichnete und begabte, eine tüchtige Perfönlichkeit, fehr bedeutende Feldherrngröße, eine 
feltene Regierungspolitif und vor allem eine ruhmwürdige Beherrſchung feiner Leidenſchaften 
und Behauptung des rechten Maßes in den größten Verfuhungen und Schwierigkeiten darf 
wol fein Unbefangener dem glüdlichen plebejiſchen Gründer der neuen ſchon durch ihn jelbft bes 
feftigten, längft allgemein anerkannten Koͤnigsdynaſtie abſprechen wollen. 

Über die Bezeihnung der Dynaftie felbft könnten verfchiedene Meinungen ſich geltend ma: 
Gen. Denn nachdem B. am 9. Oct. 1810 fi zur proteftantifchen Kirche befannt und ven Na= 
men Karl Johann angenommen hatte, wurde er von dem Nachkommen Wafa’s, Karl XIII., 
foͤrmlich aboptirt, Teiftete erſt dann den Ein ald Kronprinz und Thronfolger und empfing bie 
Huldigung der Stände. Doc, wird wol ſtets die Adoption in das frühere Königsgeſchlecht hin⸗ 
ter der längft berühngten Perſoͤnlichkeit zurücktreten und der Name B. für dad jegt regierende 
Fürftengefchlecht Bleiben. — 

Der Nachfolger Karl Johann's iſt ſein Sohn Oskar, ausgezeichnet durch edle humane 
Bildung und Geſinnung, die er ſelbſt ais Schriftſteller zu Gunſten des Beſſerungoſtrafſyſtems 
bewährte, wie durch liebenswürdige Perfönlichfeit und als Vater des liebendwürbigften Fa⸗ 
milienkreiſes. Krankheit nöthigte ihn im Jahre 1857, die Regierung feinem älteften Sohn, 
dem Kronprinzen Karl, geboren am 3. Mai 1826, abzugeben. Diefer, der bis dahin ald nors 
wegiſcher Statthalter in Epriftiania reſidirte, iſt mit der Prinzefiin Luife der Niederlande 
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vermaͤhlt, hat aber bisjetzt keinen Sohn, ſodaß, falls ein folge: nit noch geboren wire, ber 
zweite Sohn bed jegigen Königs, der Brinz Oskar von Oftergothland, bie Krone erben 
würde. * J. Weigel, K. Hagen und Belder. 

Bernſtorff, Grafen von: 1) Johann Hartwig Erf (geb. 4712 in Sannoner, 
geht. 1772); 2) Andreas Peter (geb. in Gartom 1,735, geft. 1797) und 3) ber ältefte 
Sohn von biefem Letztern, Chriftian (geh..in Kopenhagen 1769, geft. 1834), (Yini= 
ſches Königsgejeg, Wandal's Königsrecht, däniſche Preßfreiheit.) — Zu 
den erhebendſfen und belehrendſten Betrachtungen in der Politik und ver Geſchichte gehört das 
Leben und Wirken großer Staatsmänner. Unter ihnen werben ſtets die beiden, zuerfh, 2 
ten ältern B. @hrenpläge behaupten. Zur richtigen Würdigung eines praftifi en Cost 
mannes ift vor allem die Betrachtung ber geſchichtlichen Verhältniffe jeines. Wixkungekwiſes 
nothwendig. Diefe, der ganze politiſche Stanppunft und Grund und Boden für, bie valitiſche 
Wirfjamfeit waren für die beiden ältern B. fehr eigenthümlich und von ver Art, um ihr edles 
verdienſtliches Wirken erſt in feinem ganzen Werth und Glanze zu zeigen. Deshalb, und zus 
gleich um fpätere Wiederholung zu vermeiden, ſchicken wir hier eine kurze hiſtoriſche Darkel: 
lung des dänifchen Königägefeges und des dadurch früher in Dänemark begründeten öffenslichen 
Zuftandes voraus. e 

Dänemark, deffen Staatöverwaltung vie beiden ältern B. ale Minifter jo glorreich 

leiteten, hatte nicht allzu fange vorher, 1660, eine Revolution erlebt, welde, wenn au zum 
Teil ihre Urſachen und ihre Wirkungen nad dem Ende des Mittelalters ſich deutlich genug 
auch in andern germaniſchen Staaten zeigten, doch ihrer ganzen Form und Gefalt nach und 
nad) dem, wie man biefe Form hier auffaßte und benußte, zu den merfwürbigften Erſcheinun— 
gen in der politiſchen Geſchichte gehört. Aud in Dänemark Hatte feit dem Mittelalter ver 
Feudaladel, und beſonders der höhere, die Mitglieder des Reichsrathes, anarchiſch die Könige, 
deren Kronrechte und dad Krongut beraubt und despotiſch durch Ufurpation von Befreiungen 
und Feubalprivilegien, durch Feuballaften und Zurüdjegungen die andern Stände übernor: 
theilt und bedrückt, fo ſelbſt die Geiftlichen, noch mehr die Städte, vorzüglich aber die Bauern, 
‚obgleich ſelbſt dieſe Letztern noch als der vierte Stand auf den allgemeinen Reichötagen erfchienen. 
Sle Hatten zulegt, nachdem bie altgermanifche Form ber freien Anerfennung und Beftätigung 
der Thronfolger in den gewählten fürftlihen Familien auch Hier fowie im deutſchen Kaifertgum 
zu einem völligen Wahireich ausgebildet war, in den Wahlcapitulationen, namentlich aber in 
ber von Friedrich IT. 1648, die den König fogar des Rechis der Amterverleifung großentheils 
beraubte, ihre Ufurpationen und ihren @igennug auf eine faft unerträglihe Weije gefleigert. 2) 
Hierzu fam nun, um gegen eine ſolche Steliung des Adels und die von ihm zu feinen Gunſten 
gemachten Gapitulationen doppelt zu empören, noch das, daß ber Abel bald darauf, nah dem 
erften hoͤchſt unglücklichen Kriege gegen ven ſchwediſchen König Karl Guſtav, in dem zweiten 
(1658— 60) die Reitung von König und Vaterland faft allein der tapfern Rönigsfamilie und 
den Fopenhagener Bürgern überließ, die hier alle den Adel erwarben. Zu all viefem 
trat endlich noch auf dem Reichstage von 1660 ein eigennügiges Benehmen gegen bie ſo⸗ 
genannten unfreien, das heißt nicht von Steuern befreiten Stände, in Beziehung auf die jegt 
nothwendigen Steuern. So erflärt es ſich, daß unter kluger Leitung des Hofes, insbeſondere 
des Eabinetöfecretärs Chriſtoph Babel, ſodann zweier Reihstagsmitglieber, des Biſchofs 
Suane naͤmlich und, des Bürgermeifterd Nanfen, der geifllihe und Bürgerftand eine Revolu— 
tion zur Begründung einer beifern Regierungsform durhfegten. Am 13. Oct, 1660, über: 
gaben alle vier Stände, der Adel freilich, der vergeblich aus der Stadt Hatte ‚entfliehen, wollen, 
faft durch Todesangſt beftimmt, gegen ausdrücklichen Vorbehalt ihrer Privilegien (womit man 
bekanntlich im Mittelalter ftet die Verfaſſungsrechte bezeichnete) dem Könige für,fif und feine 
männlien und weiblichen Nachfolger die erbliche Krone. Sie übergaben biefea Ecbbrecht zu: 
gleich mit der vom Könige angenommenen Grelärung, daß al8hald die ſtändiſchen Rechte oder 
die Verfaffung in einem neuen Receß neu geofdnet merpen foflten, was ſchon wegen der Be . 
fimmung der Succefflonsorönung nothwendig war. 2) Als man nun wegen biefer neuen Ar: 


1) So mußte, —— von der Anmaßung faſt aller fonigtichen Regierungsredite, im Art. IV 
der neue König eidlich veriprechen: „Gleicherweiſe wollen und follen wir den — und Adel von 
Dänemark lieben und herrorziehen, und mit ihnen das Reich Dänemark beherrfchen und regieren, ven 
Reicısrath mit Kronlehn ver orgen, auch an unferm Hofe ben einheimifchen Reichendel gebrauchen uub 
Beförbern n. |. w.“ Vergl. Spittler, Geſchichte der bänifchen Revolution”, „Werfe”, V, 16. 

2) Epittler, a. a. D., ©. 84, 85 und 88, 89, W. 


Bernſtorff 579 
gulirung im große Streitigkeiten gerieth und dieſelben wegen ber leidenſchaftlichen Verſtimmung 
der Stände gegeneinander immer mehr drohend wurden, zumal da die andern ‚Stände bie 
Berfaffung von ven dur die Wahlcapitulationew ufurpieten unangemeffenen Rechten des 
Abels gereinigt wünfäten, fo wußte in einem, im inne des Hofes ausgewählten unförmlichen 
Gomite einzelner Stänbemitglieder ver Biſchof Suane nady langem’ Hader über die Art der 
neuen Rebactien der Verfaffungsrechte feinen Vorſchiag durdizufegen, daß man, um den 
Streit zu ſchlichten, mit woflem Vertrauen den König, der jiherlih „Alle zufrieden ftellen 
werde’ (Spittler, S. 3, 106), zum Vermittter wähle. Ihm folle man, mit Zurückgabe ver , 
vom Adel zulegt gemachten Eapitulation, völlig die Bermittelung und die neue Redaction der 
Berfaffung und der Berfaffungsrechte aller vier Stände anvertrauen umd ihm bie dazu nöthige 
Vollmacht ertheilen. " 

' Diefe Souveränetätderflärung, wie man jie nachher nannte, wurde auch wirklich dem 
Könige am 16. Det. übergeben, „in per vevoteften Hoffnung, Se. Majeftät werbe felbft 
einen Neceß auffegen, mie er zun allgemeinen Wohl und zum Beten eines jeven Standes am 
zutrãglichſten ſei“ (Spittler, S. 110). In einer, nicht in ſtändiſcher Verfammlung, fondern 
vom Hof entworfenen neuen, im Ausbrud zum Theil veränderten Revaction von 40. Ian. 
1661 fand der König für gut, nicht blos vie Reichsſtände, fondern ſelbſt ihre Gommittenten, 
alle Saudoäter von Adel, alle Geiſtlichen und alle Mitglieder ver Munieipalitäten Mann für 
Mann, nad) Einigen-?) aud die Bauern dieſe Übertragung des Erbkdnigthums und der Voll: 
macht zu Entwerfung der Verfaſſungsurkunde unterzeichnen, ja die Urkunde zur Unterzeich⸗ 
nung in Norwegen, Island und auf den SardersInfeln circuliren zu laffen (Spittler, ©. 156). 
So unbebingt war das Vertrauen der Stände in ihren König, er werde die neue Mebaction 
mo Form ihrer Verfaſſungsrechte, deren Wefenheit ſchon durch die Jahrhunderte alten ſtändi— 
ſchen Berhältniffe gegeben ſchien, ihren Wünfchen entfprehend machen, daß fle in Beziehung 
auf feinen‘ einzigen Punkt, nicht einmal in Beziehung auf den Religionszuftand von König 
und Bolf, an einen ansdrücklichen Revers dachten. Aber fte Hofften und waren begierig, als— 
bald vom König den neuen befriedigenven Receß zu erhalten. Am Tage der Zurückſtellung der 
legten Gapitulation, am 16. Oct., übergaben daher zuerft die Noeligen und alsbald aud die 
andern Stände dem Könige Entwurfe für die neue Redaction ihrer ſtändiſchen Rechte (S.112— 
135). Auch erklärte der König aufs neue, bei der von ihm perfönli eingenommenen Erb⸗ 
huldigung (45. Det.), durch ven Kanzler den Ständen: „Er danke für bie ihm bewiefene Liebe 
und gebe hiermit das Verſprechen, daß er nicht allein als ein gnädiger Herr und hriftlicher 
Erbkoͤnig regieren, fondern auch allernächſtens eine ſolche Regierungsform anordnen wolle, 
daß gewiß alle feine Unterthanen von ihm und allen feinen Erben eine Kriftlihe und milde Re— 
sierung zu erwarten hätten” (&. 120). Darauf folgte der Act ver Hulvigung und ſchloß mit 
den Worten des Bauern, der im Namen feines Standes dem König die Handgab: „Friedrich, 
möge doch Jever zu Schanden werben, der nicht Wort Hält!” (Spittler, &.122.) Tag auf 
Tag, Woche auf Woche verftrihen indeß, ohne daß bie ſehnlich erwartete neue Verfafſungsre⸗ 
daction erſcheinen wollte. Selbſt ver. Reichstag, der bisher ſtets verfammelt geblieben. war, 
wurde am A. Dec. einftweilen entlaſſen, ohne daß fie fertig war, obgleich die Stände und na= 
mentlid) die Bürgerfhaft am 24. Det. und am 22. Nov. nohmald dringend ihre Wünſche aus⸗ 
ſprachen, wegen ihrer Privilegien endlich die Entſcheidung zu haben (S. 156, 155). Allge⸗ 
meine neue collegiale Verwaltungseinrichtungen, neue Anflellungen und manche ver ſehr Eugen 
Regierung Freunde und Dank erwerbende Apminiftrativmaßregeln erſchienen zwar, aber noch 
nicht die neue Verfaflung. Nad acht Monaten, am 24. Juni 16614, erſchien ebenfalls noch nicht 
vie neue Berfaffung und die Anordnung ber reichsſtändiſchen Verhältniffe, aber mol einfttweilen 
abgefonderte Privilegien ber vier Stände Doc dachte noch jegt ſelbſt Die Regierung an nichts 
Anderes, als daß diefe neue Verfaſſungsredaction die Reichsſtandſchaft in fih aufnehme. Noch, 
jegt verhieß ja der König dem fopenhagener Bürgerftand in feinen Brivilegien ausprüdlig: 
„Wenn wir für gut befinden, die Stände zufammenzurufen, fo ſoll alsdann die Bürgerſchaft 
den Berathſchlagungen mit beiwohnen und ihre Stimme mit andern dazu geben, zu den was 
und zum Beften gereichen ann.” 4) So hatte aud) bei der Cinrichtung ver Eollegien ver Kö— 
nig erklärt, daß er für alle wichtigen Dinge, die Krieg und Frieden in näherer ober-entfernter 


3) Vorbericht zum Konigsgeſetz. Spittler, ©. 163, 168. 
4) Holverg, Banifce ReichöhiRorie”', IN, 549. Spimer, ©. 169. 
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mehr als vieles Andere ſelbſt fon der Schein ſchaden, daß er mehr zaghafter Krieger und un⸗ 
ze Verbündeter als flegreicher, großherziger und-treuer Feldherr und Bundes: 
genoffe fe. 2 ä 

Auch nad) vem allgemeinen Frieden war die Stellung B's. ſowol ald Kronprinz, bis 1818,. 
wie auch al8 König von Schweden, feit dem 5. Febr. dieſes Jahre, eine ziemlich ſchwierige. 
Nah Napoleon's Sturze trat in Europa eine allgemeine Reaction ein, weldhe fi unter 
Anderm duch das Prineip der Legitimität charakterifirte. Kein Fürſt ſaß mehr auf einem 
Throne, welcher nit das erbliche Herrſcherrecht feiner Dynaftie dafür aufweiſen konnte. Der 
einzige B. machte davon eine Ausnahme: er allein erhielt. ih von allen Denen, welche entwe⸗ 
ver durch Ihre eigene Tüchtigkeit oder durch den Willen Napoleon’ Fürftenthrone ſich erworben 
hatten, in dem Beſitze der neuen Größe. Man kann ſich denken, daß die „lIegitimen‘ Mächte 
mit Mistrauen und Ungunft auf einen Dann blickten, welcher eine fo augenſcheinliche Anomalie 
in ihrem Syſteme bildete. Aber B. Hatte in dem Kampfe gegen Napoleon ji durch Verträge 
mit den Großmächten zu gut geſchützt, als daß fie fi ohne irgendeine Veranlaffung von ſei⸗ 
ner Seite gegen ihn hätten wenden fönnen. Seit der Wiederkunft Napoleon's im Jahre 1815 
und deſſen nochmaliger Beflegung trat dazu in dieſem Verhältniffe eine gewiffe Veränderung 
ein. ®. nämlicy war dabei unthätig geblieben: ver Antheil, ven er ſich an der MWieverherftel- 
lung Europas beimefien Fonnte, wurde demnach einigermaßen aufgehoben, weil die erfte Be⸗ 
flegung Napoleon’ nichts genügt hätte, hätte er bei feinem nochmaligen Auftreten reuſſirt. 
Auch glaubte mar annehmen zu dürfen, daß B., im Fall Napoleon glüdlich geweien, fi an 
ihn angeſchloſſen, und daß feine Unthätigkeit bloß darin ihren Grund gehabt hätte, daß er nur 
abwarten wollte, auf welche Seite hin ſich die Würfel neigten. Dadurch wurde das Mistrauen 
ber legitimen Mächte gegen ihn nur verflärft. Unverfennbar trat e8 bei Frankreich hervor. 
Ofterreichs Gefinnung drückte fidh deutlich genug durch die freundliche Aufnahme des Prinzen 
Waſa aus, und wie wenig überhaupt die alten Fürftenfamilien die neue Dynaftie ald eine 
ebenbürtige betrachteten, Eonnte man ſchon daraus fehen, daß B.’8 Sohn, der Brinz Oskar, 
vergebens unter ihnen nad einer Gemahlin fuchte. Der Prinz erhielt endlich die Hand ver 
Prinzeſſin von Leuchtenberg, die hinfichtlich der Abſtammung mit ihm ungefähr in gleichem 

Verhältniffe war. 

Alfo die Stellung zum Auslande, zu den alten legitimen Dynaftien, melde in Europa 
wieder bie Herrſchaft gewonnen, war mislich genug. Es fragte fih nun, ob B. ihnen gegen- 
über eine unabhängige Stellung einzunehmen vermochte. Dies aber hing ab von ver Ergeben- 
heit und von der Kraft der Nation, zu deren Throne er berufen war. Nun Eonnte er fi auf 
die Treue und Ergebenheit des ſchwediſchen Volkes Eeinedwegd ganz verlaflen. Durch eine 
Adelsfaction war ber frühere König Guſtav IV.’ geftürzt und er zum Thronfolger gewählt 
worden. Aber e& exiftirte Immer noch eine Guſtavianiſche Partei, welche nur einen günftigen 
Zeitpunkt abzuwarten fhien, um die Familie Wafa wieder auf den Thron zurüczuführen; 
auch zeigten ſich bereitö von der Ankunft B.'s an in Schweden hinlänglie Spuren von Ber: . 
ſchwoͤrungen mit diefen Tendenzen. Dazu kam, daß das eigentliche Volk weder an der Revolu⸗ 
tion von 1809 nod an der Grwählung B.'s einen Theil hatte, daß er aljo auf die Sympa- 
thien deſſelben noch keineswegs reinen durfte. Lauter Dinge, welche gefährlich werden konn⸗ 
ten, wenn von Seiten der großen Mächte im Sinne der Legitimität etwas gegen B. unter— 
nommen worden wäre. 

Geſetzt aber au, B. Hätte in dieſer Beziehung gar nichts zu Beforgen gehabt, das ſchwe— 
diſche Volk wäre ihm treu und ergeben geweſen, fo war Schweden, an fidh ſchon ein gering 
benölfertes und von dev Natur ziemlich fliefmütterlich bedachtes Land, damals keineswegs in 
Der Lage, um gegen etwaige feinpfelige Unternehmungen der großen Mächte Stand halten zu 
können. Nod von ven Zeiten der frühern Verwaltung her-befand ſich der Staat in einer gro⸗ 
Gen Zerrüttung : Finanzen, Handel, Gewerbe, Aderbau, Alles war im kläglichſten Zuftende, 
und der legte Krieg hatte ven ſchon beſtehenden traurigen Verhältniffen neue Anfttengungen 
hinzugefügt. Es war, wenn dad Land nicht noch mehr herunterfommen follte, durchaus eine 
lange Zeit des Friedens nöthig. 

Unter folgen Umſtänden hielt es B. für das Klügſte, fi mit den großen Mächten, we: 
nigſtens mit denen, die ihm am näcften waren, auf möglihft guten Fuß zu fegen. Um 
Breußen zu geivinnen, war bereits im October 1815 Pommern gegen eine gewilie Summe 
Geldes an dieſen Staat abgetreten worden. Noch enger ſchloß fih Karl Johann an Rußland 
an, Die natürliche Politik Schwedens foberte allerdings viel mehr einen Anflug an Deutſch⸗ 
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land gegen bie Tendenzen jenes Reiches. Allein Deutſchland war ja ſeit dem Pariſer Frieden 
nicht mehr im Stande, eine eigenthümliche, feinen Intereſſen angemeſſene Volitik zu verfolgen, 
fondern mußte den Cingebungen feiner zwei großen Mächte und ſodann denen Rußlands ſich 
fügen. Der ruſſtſche Kalſer aber — das wußte Karl Johann wohl — befaß einen fo großen 
Einfluß auf die Diplomatie der Gabinete, namentlich derer, welche der Reaction fih ange: 
ſchloſſen, daß ein günfliges Verhaͤltniß zu ihm jedenfalls aud von einer ähnlichen Wirkung 
auf jene jein mußte. Und das ruſſiſche Gabinet Fam Karl Johann in feiner Annähernng 
freundlich entgegen. Wußte es doch, von weld; großer Bedeutung ihn Schwedens friedliche 
Stimmung fei: ſowol in feinen Entwürfen gegen den Often als in feinen Abfichten gegen ven 
Weften war das diplomatifhe Verhältnig in Schweden von dem größten Einfluffe. Das ruf: 
ſiſche Gabinet, das, wie ver Engländer Urquhart mit Recht fagt, Feine Grundſaätze, fondern 
nur Zwecke Hat, ſetzte ſich daher weit leichter al irgendein andere Gabinet von Europa über 
die Illegitimität des Königs hinweg und blieb mit ihm in den freundſchaftlichſten Beziehungen. 
Eine Seit lang allerdings ſcheinen dieſe unterbrochen worden zu fein: zu den Zeiten des Mache: 
ner Congreſſes, wo von den großen Mächten zu Gunften Dänemarks zwifchen dieſem Staate 
und Schweden wegen der Audgleihungsfumme für die Abtretung Norwegens intervenirt 
wurde. B. wollte fi in die einfeitigen Beſchlüſſe der großen Mächte, bet denen er gar nit 
gefragt wurbe, nicht fügen und richtete deshalb eine Höchft denfwürbige Note an den Kaifer 
Alexander, die des Aufbewahrens wärbig iſt.2) „Er. kaiſerlich Eönigliche Majeſtät“, ſchrieb 
Karl Johann, „haben mir die Erklärung geben laſſen, daß man ſich zu Aachen nur mit den 
Privatangelegenheiten der dort repräſentirten Mächte beſchäftigen werde, und ich erſehe aus 
Ihrem Briefe, daß man ſich nicht nur mit einer Foderung des Hofes von Kopenhagen, im 
Widverſpruche mit dem von Stockholm und ohne deſſen Wiffen, beſchäftigt, ſondern daß dieſe 
Foderung fogar zu Maßregeln Veranlaffung gegeben hat, welche durch die betreffenden Be⸗ 
vollmachtigten einſtimmig beſchloſſen worden find. Nach der Auseinanderſetzung, die ih Ew. 
Majeftät ſoeben gemacht, hege ich die Überzeugung, daß Sie einſehen werden, dieſe Angele- 
genhelt koͤnne nur zu den zahlreichen Intereſſenfragen gerechnet werben, welche noch zwiſchen 
verſchiedenen Staaten Curopas ſchweben und deren Ausgleichung durch Unterhandlungen zwi⸗ 
ſchen den betheiligten Parteien beſprochen und beendigt wird, ohne die Verhaͤltniſſe guter Rach⸗ 
barſchaft zu ſtoͤren, aufzuheben oder nur zu trüben; daß es ihre Wichtigkeit übertreiben hieße, 
wollte man fie als eines der Grundelemente der allgemeinen Nuhe und Sicherheit betrachten, 
und daß fle noch weit weniger geeignet ift, den Charakter eines unglüdfeligen Zwiefpalts an 
ſich zu tragen, deſſen Verlängerung Europa zu beklagen hätte, namentlich wenn man bedenkt, 
daß es ſich um einen Staat Handelt, deſſen Bevölkerung kaum eine Provinz in den großen euro⸗ 
päiſchen Reichen bilden würde. Es ift mir fehr angenehm, Sire, und ich betrachte es ſicherlich 
als fehr ſchmeichelhaft für mid, daß die freundfhaftlihen Gefinnungen, welche mir die ver- 
fammelten Fürften bezeigen, fie zur Einwilligung eines Aufſchubs der durch Ihre Bevollmach⸗ 
tigten einftimmig beſchloſſenen Maßregeln bewogen haben, aber ich Iebe ver Überzeugung, daß 
die Vorſchriften der Gerechtigkeit und des Voͤlkerrechts ihre Unterdrückung verlangt hätten. 
Denn-bei näherer Prüfung der Dinge fonnten die verfammelten Herrſcher nicht umhin zu der 
Erkenntniß zu gelangen, daß jeder Schritt und jede Entſcheidung ihrer Bevollmächtigten über 
einen Gegenftand von biefer Natur vie Grenzen ihrer Befugniffe überfhreite und nur Reſul⸗ 
tate nach ſich ziehen könne, die dem Zweck und den Grundfägen biefer Heiligen Allianz, die 
unfern politifhen Beichlüffen zur Richtſchnur dienen follen, gerade zumiberlaufen. Wahrlich, 
Eire, Heute, wo diefe Mächte ihre politifchen Grundſätze ſo beflimmt durch die feierlichſten 
‚Erklärungen kund gemacht haben; Heute, wo Europa durch dieſe Erflärungen weiß, daß dieſer 
heilige Bund der Monarchen Fein anderes Ziel verfolgt als ein politiſches Syftem, das auf 
die Moral gegründet if, zu bauen und die Lehre vom Völkerrechte und der Selbſtändigkeit der 
Nationen in ihrer ganzen Reinheit wieberherzuftellen — heute ſollte wol kein guter Geiſt fürch⸗ 
ten, daß man in-einer fo eveln und reinen Einrichtung die Mittel finden könnte, ven Haupt: 
mãchten eine Obergewalt Über alfe andern zu geben! Aber muß man nicht an eine ſolche un⸗ 
tehtmäßige Ausdehnung glauben, werin man fteht, wie fich vier Bevollmächtigte das Recht 
anmaßen, jeden Privatfireit zwiſchen zwei Staaten zu entſcheiden? Und da ber einhellige Wille 
der maãchtigſten Sonveräne auf der Erbe keinen Richter erkennt, ber feine Beihlüffe umftoßen 
Eönnte, heißt es ba nicht unter die Gewaltherrſchaft zurückkehren, von ver man bie Böker zu 
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befreien fo feft verfprogen Hat? Noch immer, Sire, find bie heilſamſten Ciurichtungen durch 
unüberlegte Erweiterungen entftellt worden, bis jie Reſultat⸗ hervorbringen, bie denen ſchnur⸗ 
ſtracks zuwider find, welche man fi non ihnen verfproden hatte. Moͤchte die Vorfegung uns 
vor diejem Unglüde bewahren; denn ein ſolches Verfahren würde vie Unabhängigkeit eines 
jeven Staates zweiten Ranges factijh vernichten, und ich glaube nicht, daß es in ver Macht 
eines Fürften und Regenten confitutionamäpig vereinigter Völker ehe, ſich freiwillig in eine 
abhängige Stellung zu fügen, melde vie Gefege feines Landes verwerfen. Dies, Site, jind vie 
Gefinnungen und Betrachtungen, durch welde id; dem neuen Beweiſe von Theilnahme und 
Freundſchaft, welchen mir Ihr Brief vom 14. Nov. bezeigt, würbig zu entfprecden geglaubt 
habe. Diefe Betrachtungen wurben mir ebenfo ſehr durch meine Pflichten als Mitglied dieſer 
Heiligen Allianz eingegeben, deren Grundſätze in ihrer ganzen Reinheit zu bewahren wir Alte 
ein gleiches Interefle haben, wenn wir anders ihre Früchte ernten wollen.” Diefer Brief 
ſcheint auf Alexander keinen guten Eindruck gemacht zu haben: von nun an trat zwifchen ihm 
und Karl Johann eine Spannung rin, aud) begünftigte er jegt wiederum den Prinzen Waja. 
Karl Johann näherte fih nun England; aber bald, namentlich feit Nikolaus’ Thronbefteigung, 
kehrte er wieder zu feiner frühern Politik zurüd. Freilich war damals, in dem Kriege mit ber 
Türkei 1828—29 und fpäter in dem Kriege mit Polen 1850— 31, Rußland in fo gefährz 
lichen Lagen, daß der Beitritt Schwebens zu feinen Gegnern vielleicht von weſentlichem Eia- 
6 auf den Gang der Begebenheiten gewefen wäre, bie dann auch für Schweden bedeutende 
ortheile hätte bringen können. Auch in ner Mitte ber breifiger Jahre, als zwiſchen Rußland 
und England Spannung eintrat, behauptete Karl Johann die Neutralität, obwol eine Hin- 
länglid bewaffnete. Der Kaiſer Nikolaus ſcheint die Wichtigkeit der Aufrechthaltung dieſes 
freundſchaftlichen Verhältniſſes mit Schweden fehr gut eingefehen zu haben: er beehrte, um es 
noch jeher zu knüpfen, im Jahre 1858 den König mit einem Beſuche in Stodholm. 

Durch diefe Hinneigung zu Rußland, wie fehr fle auch durch die politiſchen Gonjuneturen 
geboten fein mochte, ſchien jedoch Karl Johann keineswegs die nationalen Sympathien ver 
Schweden gewonnen zu haben. Der Haß gegen Rußland ift in ven Schweden uralt; durch Die 
neuen Verluſte an dieſes Reich, durch die Abtretung Finnlands, war er von neuem aufge: 
feifgt worden. Die Schweden hatten, indem fie einen berühmten Krieger zu ihrem Thron fol: 
ger erkoren, zugleid die Hoffnung gehegt, durch ihn fi wiener Finnland erobern zu fönnem. 
Diefe Hoffnung aber war vereitelt; ftatt deffen waren vie genaueften Beziehungen zu Rußland 
eingetreten. Diefe Richtung der Eöniglichen Politit war daher — es iſt gar nicht zu verken⸗ 
nen — eine bebeutende Urſache zu Unzufriedenheit mit der Regierung. Nicht blos bei nen 
Schweden Hörte man jegt oft den Vorwurf, der König fei ruſſiſch gefinnt, fondern auch in 

Deutſchland wurde vielfach diefe an Rußland ſich anſchließende Politif getabelt. Gin freiheit 
liebendes Volk freilich Hat immer Recht, wenn es, feinem natürlihen Iuftinct folgend, gegen 
einen übermächtigen deöpotifchen und eroberungsſüchtigen Nachbarſtaat wie Rußland Abnei- 
gung und Mistrauen hegt und gegenüber feiner Regierung geltend macht. - Deutſchen Politi⸗ 
tern aber möchten vielleicht die Vertheidiger des ſchwediſchen Königs weniger Necht zugeftchen, 
venfelben wegen feiner gegen Rußland allzu Ihonlicgen Politik zu verdammen. Daß er am 
24. März 1812 nad) einer perſoͤnlichen Zufammenkunft mit Kaifer Alerander in Abo gegen 
die Zufiherung von Norwegen einen innigen geheimen Bundesvertrag mit Rußland abſchloß, 
und infolge deſſelben fi dann an die große Allianz anſchloß, Pie einzige damalige Hülhe 
gegen die durch ſchlechte deutſche Politik verſchuldete Napoleoniſche Übermaßt, die auch Schwe⸗ 
den thatfachlich bedroht hatte — dieſes bedarf ſicherlich am wenigſten der Vertheidigung. Auch 
die Erwerbugg Norwegens muß wol Gnade finden in unſerer europäiſchen voölkerrechtlichen 
Einrichtung, in wilcher Staaten wie Preußen und vollends wie Schweden ihre hiſtotiſch ein⸗ 
mal gegebene Stellung würbig und gefihert nur behaupten Eännen, wenn fle ihre dazu nich 
genügende Machtſtellung angemeffen vergrößern. Hiernach And für die ſchwediſche Politik an 
noch jetzt Die Wiedererwerbung Finnland und die Bereinigung Dänemarks mit dem übrigen 
Skandinaviern abfelut unvermeivliche Ziele. Daf aber, nachdem die große Allianz gegen Ra: 
poleon ihren Zweck der Wiederherſtellung bes europälfhen Gleichgewichts erreicht hatte, vice 
Alliteten zur Körberung einer neuen ruffifchen uͤbermacht ſich Rußland anſchloſſen und unter⸗ 
ordneten und fo ihre Würde und Freiheit vergaßen, daß fie bie ruſſifche Macht vollens 
übexgroß werben ließen: auf welcher Politik laſtet wol dieſer Vorwurf mehr als auf ver Die 
Then und vor allem auf ber preußifchen! Half fie ja doc völkerrechtswidrig Rußland 
zur Wiebereroberung Polens? Liefen wir, ließ ja doch das durch die vertragswidrige Eins 
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verleibung Polens furchtbar bedrohte Preußen felbf in dem legten Kriege die allergünfligfte - 
Gelegenheit unbenugt, die ruſſiſche uͤbermacht zu beſeitigen, fodaß wir nun fortpmterifo unter 
ruſſiſchen Einflüffen leiden, und alösenn, wenn einmal — nad) Arndt's Ausdruck — Bolen 
verbaut iſt umd die. vorzüglich gegen Preußen gerichteten ruſſiſchen Eiſenbahnheerſtraßen 
gebaut jind, unter ungleich ungünftigern Umſtänden kämpfen müflen! Daß B. ſeinerſeits die 
ruſſiſche Politik richtig würkigte, beweiſt deutlich fein von Schinkel Bergmann mitgetheiltes 
Schreiben an den ſchwediſchen General Lagerbrieg von Stralfund am 25. Mai 1845. Hier 
fagt Karl Johann: „Wenn man die Hamburger von ver Herrſchaft der Franzoſen befreien 
tolle, jo gefchehe dieſes keineswegs in der Abſicht, um dieſe Stadt einer ruſſiſchen Herrſchaft 
zu unterwerfen; denn die eine Sklaverei ift ebenfo ſchlecht wie bie andere, und freie Männer 
möchten doch lieber das Joch des Kaiſers Napoleon tragen, welches mit feiner perſoͤnlichen 
Herrſchaft aufhört, während die Politik, welche Polen zu Grunde gerichtet hat, die Hanſeſtädte 
und ganz Deutſchland für eine Zeitfolge von Jahrhunderten unterbrüden würde.“ Gewiß, der 
natürlichſte und feinen Kräften nach ſtärkſte Bundesgenoſſe Schwedens, Deutſchland, darf ſich 
nur ſelbſt von feiner unglückſeligen und unwürdigen Abhängigkeit gegen die noch halbharba= 
riſche ruſſiſche übermacht befreien, um. dem fleinern Schweden die politiſche Möglichkeit ver 
richtigen Stellung zu derfelben und zu feinem natürlichen deutfchen Bundesgenoffen zu geben. 
Auch der jegt von ber Regierung zurüdgetvetene Sohn Karl Johann's, dem ald Kronprinz 
eine offenere Außerung feiner natürlichen Gefühle möglich war, und den das ſchwediſche Volt 
damals gegenüber vem Vater als nichtruſſiſch pries, wurde fpäter von dem fire feine antiruf- 
ſiſche Gefinnung leidenſchaftlichen Volke als ruffifchgelinnt geſcholten, weil er, wie diefer edle 
Fürft dem Schreiber diefer Zeilen mit unbefangener Offenheit fagte, bei aller Überzeugung, 
daß Schweren keinen gefaͤhrlichern Feind als KRußland habe, doch, ehe die Möglichkeit erfolgrei- 
hen Handelns gelommen jei, als König nicht fo wie fein Volk in Öffentlichen Außerangen feinen 
Gefinnungen Luft machen dürfe. Sobald im legten Kriege auch nur einigermaßen jene Zeit _ 
gekommen war, ſchloß diefer Fürft mit England und Frankreich ven befannten fehr antiruffi= 
fchen Vertrag ab, und er würde unfehlbar energifcher die ruſfiſche Ubermacht bekämpft haben, fo= 
bald die politifhe Möglichkeit dazu herangefommen wäre, fobalt vollends die Politik feines 
Nachbarlandes Preußen fi) befreite von ihrer unpreußifchen und undeutfchen ruffifchen Abhänz 
gigkeit, welche man, mit dem zu großen Vertrauen der preußifchen Diplomatie auf ven Olauben 
an ihre Worte, damals al8 allfeitige Unabhängigkeit darſtellte . 

Gewiß ift e8 aber, daß, bei dem natürlichen Nationalhafle der Schweden gegen Rußland, 
Karl Johann duch feine gegen Rußland ſchonliche viplomatifche Haltung, trog feiner Regie— 
rungsweisheit und troß feiner gewinnenden Perſonlichkeit, in Schweden weniger populär war 

” als in Norwegen. Gr wußte dieſes and) wehl. Er fuchte naher die Schweden auf andere Weiſe 
zu gewinnen. Er legte jegt dad ganze Gewicht in die innere Politik. Doc waren hier die Ver— 
hältniffe nicht minder fhwierig. 

Die Schweden Hatten fi nad der Revolution von 1809 eine neue Berfaffung gegeben, 
die jedoch die wefentlichften Elemente der alten beibehielt. Es waren in ihr offenbar mande 
gute Beſtimmungen enthalten, wie 3. B. Preßfreiheit, Berantwortlichkeit der Minifter, Ver⸗ 
antwortlidfeit des Höchften Gericht vor einem Ständeausſchuß (DOpinions-Nämo); aber vie 
Verfaſſung litt an einem Hauptgebrechen, an der Beibehaltung des ſchroffen Ständeunter: 
ſchiedes bei ver Volkörepräfentation. Der Reichstag theilt ſich nämlich in vier Kammern, in bie 
Adelskammer oder dad Nitterhaus, in bie Kammer der Geiftlickeit, in den Bürgerftand und 
in den, Bauernftand. Diefe vier Stände halten abgefondert ihre Sigungen, Finnen jeber ihre 
beſondern Vorſchläge vorbringen, fowie auf ver andern Seite jede Bropofition durch alle vier 
Häufer gehen muß. Durch diefe Einrichtung wird der Gang der Verhandlungen unendlich 
gehemmt; ferner bringt fie noch den Nachtheil, daß dadurch das Sonverintereffe der einzelnen _ 
Stände begünftigt wird, welde ‚bei den Berathungen weniger von dem Gefammtwohle ber 
Nation ald vielmehr von ihren fpeciellen Vortheilen ausgehen. Außerdem war das Volt nidt 
einmal auf eine gleihmäßige Weife vepräfentist. Die polkttfchen Verhältniſſe der einzelnen 
Stände aber find keineswegs auf eine vernünftige und billige Weiſe geordnet. Offenbar näm— 
lich ift der Stand des Adels vor allen andern weitaus bevorzugt. Seine Güter find fleuerfrei; 
aus der fihmebifchen Ariftokratie werden die oberfien Givil- und Militärämter befeht; das 
Höchſte Gericht muß verfaſſungsmäßig ebenfalls wenigſtens zur Hälfte aus Adeligen beſtehen. 
Und dennoch umfaßt her Adel nicht mehr als etwa 42,000 Inbividuen, während ver 
Bauernſtand, der in politiſcher Hinſicht am gedrückteſten ift, wenigſtens zwei Drittheife der ges 
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ſaumten Cinwohnerſchaft beträgt, nämlich über zwei Millionen. Wie? Lag nicht hier jehr 
nähe, zu Bunften der niedern Stände politiſche Reformen zu treifen dadurch, daß man bie 
Ivdeen einer wahrhaften Repräfentativverfaflung, von denen die europälfche Menſchheit erfüllt 
war, aud auf Schweden Abertrug, und indem der König, welcher feiner Geburt nach ja ven 
niedern Ständen angehörte und ohnedies in das Syſtem der legitimen Reaction nicht recht 
paffen wollte, felber die Initiative zu vergleichen Maßregeln ergriff, ih an bie Spige des 


" Liberalismus ftellte? 


Aber zu einer ſolchen Rolle fühlte ih Karl Johann nicht berufen, Die Epoche großer poliz 
tiſcher Umwandlungen war, wenigſtens eine Zeit lang, vorüber, das confervative Princip 
batte den Sieg bavongetragen, und zwar in ber Art, daß, wenn etwa eine Regierung nicht 
Allein mit ihrem Volke fertig werden fonnte, fie fih fiher auf den Beiſtand der abjoluten 
Mächte verlaffen durfte. “Das Princip der Intervention gebot fogar das Einjchreiten der abſo— 
Inten Mächte in jenem Staate, welcher Neuerungen zu Gunſten des Liberalismus zuließ. 
Unter dieſen Umſtänden hätte fih Karl Johann, an der Spitze des Liberalismus, offenbar in 
bie feinpfeligfte Stellung zu den Großmächten gefegt, was er doch auf jede Weiſe zu vers 
meiden fuchte. 

Indeffen, auch wenn er gewollt, fo wäre e8 ihm nicht fo leicht geworden, liberale antiari= 
ſtokratiſche Reformen zu treffen. Noch war ver Adel der einflußreichfte, politiſch bedeutfamfte 
Stand in Schweden. Er hatte noch ein moraliſches Gewicht durch feine ſociale Stellung, durch 
die Rohe, welde er in ver bürgerlichen Geſellfchaft fpielte, durch die Abhängigkeit, in wel— 
der die übrigen Stände, namentlich der Bauernftand, von ihm fich befanden. Seit längerer 
Zeit war der Adel unter allen in politifher Beziehung der rührigfte Stand, er hatte 
erſt neulich die Revolution gemacht und beeilte ſich, diefelbe in feinem Sinne auszubeuten. Er 
würde jeven Verſuch, feine Rechte zu ſchmälern, mit einer Empörung gegen ven König vergol: 
ten haben. Died aber war gefährlich, folange die zwei nievern Stände, Bürger: und Bauern= 
ſtand, es mit ihm im politifchen Eifer nicht aufnehmen Eonnten, und nod gefährlicher, wenn 
er fi, wie vorauszufegen, mit dem abfolutiftifhen Ausland und mit der vertriebenen Dy⸗ 
naftie in Verbindung gelegt hätte. 

Die Berüdjichtigung dieſer Verhältniffe, wozu noch der Umftand fam, daß der König, 
welcher nig die Landesſprache kennen lernte, nur an ven Umgang mit Golden, welde Fran⸗ 
zoͤſiſch verſtanden, d. h. an die Höhern Stände, gewiefen war, beftimmte Karl Johann, fi an 
die Ariſtokratie · anzuſchließen und dadurch, daß er biefen fo einflufreihen Stand für ſich ges 
wann, feinen Thron nur noch mehr zu befeftigen. Er befolgte nun hinfihtlih ver Verfaſſungs⸗ 


‚fragen eine confervative Politik, d. h. er hielt ſich im Ganzen ſtreng an die beſtehende Berfaf- 


fung, verſuchte nicht felber Änderungen daran hervorzurufen, und ſchien es den Reichsſtänden, 
der Zeit und der Öffentlichen Meinung zu überlaffen, Mobiflcationen an der Reichsverfaſſung 
zu machen ober zu beantragen. Im Ganzen verhielt ex ſich alfo paſſiv; mur hier und da machte 
er Vorſchlãge zu ÜÄnverungen; doc betrafen fie meift folde Geſehe, durch deren Aufhebung 
der König felber ein Recht verlor, wie er denn z. B. mehrmals die Aufhebung der Todeöftrafe 
bei Majeftaͤtsverbrechen beantragte und die Aufhebung des Rechts des Königs, in dem höchſten 
Berichte zwei Stimmen zu befigen. i 

Dabei benugte er aber die Rechte, die ihm verfaflungsmäßig zuflanden, und den großen 
moralifchen Einfluß, welcher Fürſten ſchon durch ihre Würde geboten if, dazu, um das könig⸗ 


liche Anfehen und das feiner Familie zu erhöhen und die Hinderniffe hinwegzuräumen, welde 


ihm entgegenflanden. Denn Karl Johann ſcheint nicht minder wie die alten legitimen Dyna= 


‚ flien von der Süßigkeit möglift großer Löniglicher Gewalt überzeugt gewefen zu fein. Nur 


war er klüger bei ver Verfolgung feines Zwecks Der ſchwediſche Schriftfteller Erufenftolpe 
wird nicht jo Unrecht Haben, wenn er In feinem Werke „Karl XIV. Johann und die Schweden“ 
von ihm behauptet, daß er durch den Anſchluß an den Adel zugleich die Abficht gehabt Habe, 
denfelben theils von ſich abhängig zu machen, theils allmälig zu rulniren, indem er ihn veran⸗ 
laßie, fid durd) ven Aufwand am Hofe in Schulden zu ſtürzen und zu verarmen. Wenn vie 
die Abſicht des Königs war, fo wurde fie wirklich zum Theil erreicht. Denn die Verarmung 
des ſchwediſchen Adels nahm vön nun an bebeutend zu. Gegen andere politifche Elemente, vie 
ihm gefährlich zu fein dünften, wandte er jene Kunftgriffe an, die in den Gtaaten des 
Continenis faft allgemein eingeführt find: die Polizei und bie Genfur. Was jene betrifft, 
fo war er nicht umſonſt in der Schule Napoleon's gewefen; fie wurde in Schweben 
nad deſſen Mufter eingerichtet. Cine eigentliche Genfur exiflirte zwar in Schweden nicht: 


* 
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verfoflungsmäßig beſtand Preßfreiheit. Aber feit dem Jahre 4812 war die Regierung durch 
den Reihötag ermächtigt worden, jebes ihr gefährlich dünfende Blatt zu unterbrüden, 
Dieſes Recht Eonnte der Genjur faft gleich geachtet werben, und Karl Johann benugte daſſelbe 
au, befonders in den erſten Zeiten feiner Regierung. Zugleich wurden die auswärtigen Zei⸗ 
tungen mit großer Ängſtlichkeit überwacht; es durfte fein fremdes Journal ohne befondere Er⸗ 
laubniß der Regierung gehalten werben. 

Auf ähnliche Wetje wie in Schweden verhielt er ich in Norwegen, allerdings mit mehren, 
durch die dortigen ganz verſchiedenen Verhältniſſe bedingten Modificatiouen. Während näm— 
lich in der ſchwediſchen Verfaſſung das ariſtokratiſche Element entſchieden überwiegt, fo iſt die 
norwegiſche (vom Mai 1814) die demokratiſchſte in ganz Europa. Die confervative Richtung 
der Politik, welche Karl Johann in Schweden verfolgte, mußte vaher in Norwegen einen ganz 
andern Charakter annehmen: der Gonfervatismus war hier gleichbedeutend mit dem Liberaliss 
mus ober mit der Demofratie. Niemals aber fiel es den abfoluten Mächten ein, einer Berfaf- 
fung gegenüber, wie die norwegiſche ift, das confervative Prineip zu bewahren. Im Gegentheile, 
diefe Verfaffung war ihnen bei dem allgemeinen Siege der Reaction ein Dorn im Auge, um 
jo mehr, als fi in ihr in Eurzen die jegendreihen Früchte einer wahrhaften Volköfreiheit 

„entwidelten. Sehr früh warb daher in Karl Johann gedrungen, in der norwegiſchen Ver— 

faffung Modiflcationen zu bewerfitelligen. Der, König ließ nun nicht leicht einen Reichstag 
vorübergehen, wo er dergleichen nicht vorbrachte. Ja, im Jahre 1821 ließ er fogar ein ſchwedi⸗ 
ſches Corps nad; Norwegen marfchiren, wie es hieß, um feinen Entwürfen gegen bie Gonfti 
tution mehr Nachdruck zu geben. Und auf dem Reihstage von 1824 jagte er offen, daß der 
jetige Zuftand von Europa mit den Verhältniſſen in Norwegen nicht übereinftimme, und daß 
daher die Iegtern eine Veränderung erheifchten. Aber alle vergleichen Verſuche fheiterten an 
der Feſtigkeit des norwegiſchen Storthing, welder in feiner Weiſe irgendeine Veränderung 
ver Berfaffung zugeben wollte, die er ald Palladium von Norwegens Freiheit betrachtete. Karl 
Zohann war Flug genug, es dabei bewenden zu laflen. Denn er wußte wohl, daß die Noriveger 
noch keineswegs niit ganzem Herzen bei Schweden waren, daß es im Volke nod genug Unzu⸗ 
friedene gab, welche bei dem leifeften Verſuche ver Schweden, den Norwegern ihre Freiheit und 
Seldftändigkeit zu fhmälern, die Fahne des Abfall erhoben hätten. Die nationale. Antipathie 
gegen Schweden, welde ſeit Jahrhunderten beftanden, war noch keineswegs erlofhen, und 
man mußte jich fehr hüten, fle wieder anzufachen. Karl Johann begnügte ſich daher bei jeinen 
Verſuchen, ‚vie norwegifche Verfaſſung zu Gunften des monarchiſchen Princips zu ändern, le— 
diglich mit einer parlamentarifchen Wirkjamfeit und mit denjenigen Mitteln, die ihm als 
König gefeglih zu Gebote fanden. Da er aber mit biefen Mitteln Fein Reſultat erzielte, fo 
kann man fügen, daß auch in Norwegen feine Politik im-Ganzen eine confervative war, d. h. 
er ließ auch hier die einmal beftehenden Geſetze und politijchen Berhältniffe unangetaftet, tie 
ſehr dieſe auch mit den ſchwediſchen ſowol wie mit denen im übrigen Europa im Widerſpruch 
fein mochten. Ja, er war fo weit entfernt, irgendeine ©ereiztheit oder üble Laune wegen ver 
Verwerfung feiner Propojitionen von Seiten des Storthing an ven Tag zu legen, daß er ihn 
vielmehr meift mit Ausdrücken feiner Zufriebenheit fliehen lieg. Nur einige male machte er 
von dieſer Regel eine Ausnahme, 

In Bezug auf Verfaſſungsfragen alfo verhielt ih Karl Johann paſſiv, in Schweben fo: 
wol wie im Allgemeinen in Norwegen. Aber in Iegterm Lande war wegen ber demokratiſchen 
Gonftitution fein Einfluß als König unbedeutend, während er in Schweben die Rechte, die ihm 
verfaffungsmäßig zuflanden, zu benugen wußte, um ven allgemeinen Gharakter der europäl= 
fhen Negierungspolitit, welche die politiſche Selbftändigkelt des Volks foniel wie möglich zu 
befchränfen fuchte, auch auf Schweden zu übertragen. Daß dies auf bie Länge hin den Schwer 
ven misfallen mußte, inöbefondere wenn fle ihre Zuftände mit den norwegifchen verglichen, 
lag am Tage. Karl Johann mußte darum noch andere Mittel anwenden, um bie Schweden zu= 

frieden zu flellen und fie mit vem Charakter feiner Politik auszufähnen. 

Er warf fi daher mit ganzem Eifer auf die Verwaltung, Hier ging er In demfelben Grade 
pofitiv und fhöpferifh voran, wie er dort nur ben Verhältniffen nachzügeben fehlen. Und zwar 
wandte er allen Kreiſen der Adminiſtration feine Aufmerkſamkeit zu. Er ordnete die ſchwedi⸗ 
ſchen Finanzen, die in fo großer Zerrüttung ſich befanden, auf eine Weiſe, welcher ſelbſt feine 
Feinde ihre Anerkennung nicht verfagen Tonnten; er brachte es dahin, daß Schweden allmälig 
von aller Nationalſchuld befreit wurde. Er bewirkte weſentliche Verbeflerungen im Aderbau, 
Im Forſtweſen; er brachte, fomeit «8 ging, die Induftrie in Aufnahme, er eröffnete dem 
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Handel und der Schiffahrt neue Bahnen, ſodaß unter ſeiner Regierung vie Zuſtaͤnde beider 
ſich in hohem Grabe verbeſſerten. Er ſorgte für die Verbeſſerung der Communicationsmittel; 

er organiſirte die Poſten neu, legte Landftraßen an, baute Kanäle. Sodann hielt er die Land⸗ 

wir Die Seemadt in gutem Stand; zugleich aber unterftügte er Künſte und MWiffenfhaften, 
that namentlich Vieles für die Verbeſſerung der Volksſchulen. Auch die Gefege, und was dahin 

einf&hlägt, wurden nad den Koderungen ber Zeit mobifleirt; wie denn das ſchwediſche Juſtiz— 

weſen — feit 1855 wurde auch Die Öffentlichkeit eingeführt — felbft von britiſchen Reiſenden 
gepriefen wurde. 3) 

Zu diefen Berbienften Karl Johann's um die Wohlfahrt ded Landes und die Bildung des 
Volks, auf welche er mit Recht ſtolz fein durfte, und auf welche er aud alle Diejenigen verwies, 
vie mit feiner fonftigen Politik nicht zufrieden. waren, konnte er noch etwas hinzufügen, mas 
immer von dem mäcktigften Einfluß auf die Stimmung des Volks gegen feinen Regenten if, 
namlich feine Perſoͤnlichkeit. Er hatte ein wirklich koͤnigliches Anfehen, eine würdevolle Hals 
tung und dabei fo viel Liebendwärbigkeit und gefellige Gewandtheit, daß er bald Alle für ſich 
gewann, bie in feine Nähe kamen. ALS er das erfte mal in ver ſchwediſchen Hauptſtadt erſchien, 
war nur eine Stimme über ven liebenswürbigen und geiftreihen Mann. Wenn er fih zu 
Pferde fehen ließ, an der Bronte feiner Truppen, verfehlte feine impofante Geftalt niemals den 
gehörigen Eindruck auf die Zuſchauer zu machen. Dabei war er freundlich und leutfelig, miſchte 
ſich gern unter die Menſchen, feiner perfönlichen Überlegenheit wohl bewußt, und fiher, alle 
Cigenſchaften eines wahrhaft populären Fürſten zu befigen. Nur Eines hatte er zu bevauern, 

daß er ver Landesſprache nicht fundig war. So konnte er mit den niedern Glaffen ber bürger⸗ 
lien Gefellfpaft niemals In genauere Berührung kommen, fondern mußte fid mit feinen Ge⸗ 
ſprächen auf die höhern befchränfen. Ienen ſuchte er ſich daher auf eine andere Weife geneigt 
zu zeigen. Karl Iohann war fehr freigebig: er gab große Summen her, namentlich für die 
Armen; in Jahren des Miswachſes beſonders that er außerordentlich viel. Dadurch fuchte er 
die Vorwürfe aufzuheben, die man nicht felten gegen ihn erhob, daß er nämlich mit feinem 
Gelde Bankiergefihäfte machte und die Einmiſchung in die ſchwediſchen Finanzen zu Vergröße—- 
zung feines Bermögend benugen wollte. ) 

Sodann beftrebte er jih in allen ver Fällen, wo er perſönlich beleidigt war, und die zu 
öffentlicher Kunde Eommen mußten, immer auf eine noble Weife ſich zu benehmen. Er fuchte 
jeden Anfchein einer perfönlichen Rache zu vermeiden. Dies war für ihn Feine geringe Aufgabe. 
Denn Karl Johann war eitel, eiferfüchtig auf die Anerkennung feiner Verbienfte und Vor: 

züge, liebte eö bewundert zu werben, und ärgerte fich nicht minder über Äußerungen des Gegen: 
theild; dabei war er von einem außerordentlich Teidenfchaftlihen Temperament, welches ihn 
häufig Hinderte, die Dinge, wenigftens im erſten Augenblick, rubig und unparteiiſch zu prüs 
fen. So mag denn Mancher feine Rache oder Ungnade erfahren haben, der ſie nicht verbiente 
oder doc vielleicht in einem geringern Grabe. Wie dem aber auch fein mag: gewiß ift, daß 
fich Karl Johann wenigftens bei allen Öffentlichen politifchen Unterſuchungen, wobei feine Per⸗ 
fon mit im Spiele war, bei allen Proceſſen auf Majeftätöbeleivigung oder Hochverrath nit 
großer Klugheit benommen hat und felten von der Strenge des Geſetzes Gebrauch machte. Die 
Milde des Fürften in folhen Fällen — ſchien er zu wiffen — gewann ihm taufend mal mehr 
die Herzen feiner Unterthanen als hundert blutige Hinrichtungen. Doch wollen wir nicht in 
Abrede flellen, daß Karl Johann bei folden Gelegenheiten nicht ohne Einfluß auf das richter: 
liche Urtheil war, welches er abflchtlich recht fireng haben wollte, damit ſodann feine Begnadi⸗ 
gung um fo eclatanter erſcheine. Einmal fam er jebod) hierbei in nicht geringe Verlegenheit, bei 
Berurtheilung des Eapitäns v. Lindeberg, welder, vom Gerichte zum Tode verurteilt, von 
der Milderung der Strafe durch ven König feinen Gebrauch machen, ſondern ſich lieber Hinrich 
ten laſſen wollte. Jetzt jwbelten in ganz Europa die Gegner Karl Johann’. Doc der kluge 
Fürſt wußte die Verlegenheit in ven größten Triumph für feine Mäßigung, Gerechtigkeit und 
Klugheit umzugeftalten. Gr verwandelte die befondere Begnabigung, deren Annahme wenig: 
ſtens in Schweden von dem freien Willen de8 Begnadigten abhängt, In eine allgemeine Amnes 
fie für „Den oder Die u. ſ. w., welche in den beiden Königreichen wegen politiſcher Vergehen 
gefangen ober verurtheilt felen”. Und ſiehe es ergab ſich, daß, während damals in faft allen 
europãiſchen Länbern unter altlegitimen Dynaſtien politiſche Berfolgungen viele Gefangene 





Ph Au näßern Nachweiſungen über Karl Johann's Verwaltung in dem oben angeführten 


Bernadotte 577 


in die Kerker geliefert Hatten, in den beiden Königreichen des neuen plebejifchen Fürſten, von 
welchen dad eine durch Eroberung gewonnen war, das andere. unter dem Einfluß einer mächti⸗ 
gen, zum Theil feindlich gefinnten Ariſtokratie fand, nur ver eine Lindeberg gefangen und ein 
ober zwei Verurtheilte im Auslande befindlich waren. . * 

So ſtellt uns denn Karl Johann einen Regenten dar, welcher, den Urſprung ſeiner Größe 
einer Epoche der gewaltigſten politiſchen Umwandlungen verdankend, ſpäter in einer Zeit und 
unter Verhältniffen ich bewegend, die von durchaus andern Principien ausgingen und den 
eigenen Willen vielfach befchränften, nur durch Klugheit und umſichtige Berückſichtigung aller 
Verhältniffe zwiſchen den mannichfachen Klippen hindurchzuſteuern weiß, die feiner Regie 
rung entgegenftanden. Ex mußte ſicher die Grenze zu treffen, wie weit ev gehen dürfe, ſowol 
den Großmãchten wie ven beiden Völkern gegenüber, über welche er zu gebieten hatte. , 

Indeſſen war im ſchwediſchen Volke feit der Mitte der dreißiger Jahre eine merkliche Ver⸗ 
änderung des politifhen Bewußtfeind vorgegangen, welches mehr und mehr einen demofrati= 
Then Charakter annahm. Die Oppojition wurde innmer gewaltiger, namentlich unter den nie= 
dern Ständen, und verlangte mit Entſchiedenheit Verbefferung der Verfaffung im Sinne des 
Repräfentativfoftems. Auf dem Reichstage von 1840 ließen fi die Stimmen darüber befon= 
ders ſtark vernehmen. Auch Hier bewährte Karl Johann feinen politiſchen Charakter. Er 
wolle, erflärte er in dem Reichsabſchiede, den Wünfchen der Nation auf feine Weife entgegen- 
treten; nur follten bei der Anderung der Eonflitution die gefegligen Kormen bewahrt werben. 

Aber die Tage Karl Johann's waren gezählt. Wenige Jahre darauf beſchloß er fein Leben, 
am 8. März 1844. Folgende Worte, vie er auf feinem Krankenbette dictirte, mögen zeigen, 
wie er fich felber beurtheilte %): „Ich wünfche den Tod nicht, ich fürchte ihn nicht. Mein Leben 
ift über achtzig Jahre gegangen. Die Natur nimmt ihre Rechte zurüd. Niemand hat eine 
Bahn, der meinigen gleihend, erfüllt. Man möge die Jahrbücher ver Welt aufſchlagen! — 
Ih habe Völker gelenkt, empfindlich Hinfichtli ihrer, Gerechtigkeiten. — Als Napoleon dad 
Land angriff, das mir feine Schickſale anvertraut hatte, fand er an mir einen Rival. Die Be: 
gebenheiten, welche Europa verändert und demfelben feine Selbftänvigfeit wiedergegeben ha⸗ 
ben, find befannt. Man Eennt auch den Antheil,. den ih an ihnen genommen habe. Man ftu: 
dire unfere Geſchichte von Odin's bis zu unfern Tagen und fage mir: ob nicht die Skandina⸗ 
viſche Halbinfel von Gewicht in der Wagſchale der Berhängniffe ver Welt ſei.“ Ein Lebenslauf 
wie der von B. mußte natürlih, zumal bei den verſchiedenartigen Sympathien und Leiben: 
{haften ſowol der Bewohner feiner Königreiche als der übrigen europäifchen Völker und ihrer 
verſchiedenen Geſellſchaftsclaſſen, verſchiedenartige Beurtheilungen hervorrufen. Sie finden 
ſich auch reichlich in den Darftellungen feiner Lebensgefchichte und Regierung von Geijer, von 
Zindeberg, Erufenflolpe, Schinkel-:Bergmann, von Sarrand, Bignon und Thierd. Eine fehr 
ausgezeichnete und begabte, eine tüchtige Perfönlichkeit, fehr bedeutende Feldherrngröße, eine 
feltene Regierungspolitif und vor allem eine ruhmwürdige Beherrſchung feiner Leidenſchaften 
und Behauptung des rechten Maßes in den größten Verſuchungen und Schwierigkeiten darf 
wol fein Unbefangener dem glücklichen plebejiſchen Gründer der neuen ſchon durch ihn jelbft be= 
feftigten, längft allgemein anerkannten Koͤnigsdynaſtie abfprehen wollen. 

Über die Bezeihnung der Dynaftie felbft könnten verſchiedene Meinungen fi geltend ma⸗ 
Gen. Denn nachdem B. am 9. Oct. 1810 fi zur proteftantifchen Kirche bekannt und ven Na⸗ 
men Karl Johann angenommen hatte, wurde er von dem Nachkommen Waſa's, Karl XIII., 
förmlich aboptirt, Teiftete erfl dann den Eid als Kronprinz und Thronfolger und empfing die 
Huldigung der Stände. Doc wird wol ſtets die Adoption in das frühere Königsgeſchlecht hin⸗ 
ter der längft berühmten Verſoönlichkeit zurücktreten und der Name B. für das jegt regierende 
Fürftengefchlecht bleiben. - f 

Der Nachfolger Karl Johann's if fein Sohn Oskar, ausgezeichnet durch edle Humane 
Bildung und Gefinnung, die er ſelbſt ais Schriftiteller zu Gunſten des Beſſerungsſtrafſyſtems 
bewährte, wie durch fiebenswürbige Perfönlichkeit und ald Vater des liebendwürbigften Fa⸗ 
milienfreifes. Krankheit nöthigte ihn im Jahre 1857, die Regierung feinem älteften Sohn, 
dem Kronprinzen Karl, geboren am 3. Mai 1826, abzugeben. Diefer, ver bis dahin als nors 
wegiſcher Statthalter in Epriftiania reſidirte, iſt mit der Prinzeſſin Luife der Niederlande 
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vermäßft, Hat aber bisjetzt feinen Sohn, ſodaß, fall ein re nit nod) geboren wird, der. 
zweite Sohn des jegigen Königs, der Prinz Dskar von Oftergothland, die Krone erben 
würde. \ 3. Weigel, 8. Hagen und Belder. 


Bernftorff, Grafen von: 1) Johann Hart wi Ernft (geb. 4712 in Hannover, 
geft. 1772); 2). Andreas Peter (geb. in Garton 4755, geft. 1797) und 3) der ältefte 
Sohn von diefem Legtern, Chriftian (geh..in Kopenhagen 1769, geft. 1834). (Bäni= 
ſches Königsgejeg, Wandal's Königsrecht, däniſche Preßfreiheit) — Zu 
den erhebendſten und belehrendſten Bettachtungen in der Politik und der Geſchichte gehört das 
Leben und Wirken großer Staatsmänner. Unter ihnen werben ſtets die beiden zuerfl, n= 
ten ältern B. Chrenpläge behaupten. Zur richtigen Würdigung eines praftifchen, Staats- 
mannes ift vor allem die Betrachtung der geſchichtlichen Verhältniffe ſeines Bi ingökreifes 
nothwendig. Diefe, der ganze politiſche Standpunkt und. Grund und Boden fiir, die volitiſche 
Wirkſamkelt waren für die beiden ältern B. fehr eigenthümlich und von der Art, um ihr edles 
in Wirken erſt In feinem ganzen Werth und Glanze zu zeigen. Deshalb, und zu= 
gleich um fpätere Wiederholung zu vermeiden, ſchicken wir hier eine kurze hiſtoriſche Darfel⸗ 
lung des danlſchen Königegeſehes und des dadurch früher in Dänemark begründeten offennichen 
Zuſtandes voraus. 

Dänemark, deſſen Staatsverwaltung die. beiden ältern B. als Minifter jo glorreich 
leiteten, hatte nicht allzu lange vorher, 1660, eine Revolution erlebt, weldhe, wenn aud zum 
Theil ihre Urſachen und ihre Wirkungen nach dem Ende des Mittelalters ſich deutlich genug 
auch in andern germaniſchen Staaten zeigten, doch ihrer ganzen Form und Geſtalt nach und 
nad) dem, wie man dieſe Form Hier auffaßte und benutzte, zu den merkwürdigſten Erſcheinun⸗ 
gen im ver politiſchen Gefchichte gehört. Auch in Dänemark hatte feit dem Mittelalter ver 
Feudaladel, und beſonders der höhere, die Mitglieder des Reichsrathes, anarchiſch die Könige, 
deren Kronrechte und das Krongut beraubt unb despotiſch durch Ufurpation von Befreiungen 
und Beubalprivilegien, durch Feudallaſten und Zurüdjegungen bie andern Stände übernor= 
theilt und bebrüdt, fo ſelbſt die Geiftlihen, noch mehr die Städte, vorzüglich aber die Banern, 


obgleich ſelbſt dieſe Letztern noch als der vierte Stand auf den allgemeinen Reichstagen erſchienen. 


Sie hatten zulegt, nachdem bie altgermanifche Form ber freien Anerkennung und Beflätigung 
der Thronfolger in den gewählten fürſtlichen Familien auch hier ſowie im deutſchen Kaifertfum 
zu einem völligen Wahlreich ausgebildet war, in den Wahlcapitulationen, namentlich aber in 
der von Sriebrich IT. 1648, bie ven König fogar bes Rechts der Amterverleihung großentheils 
beraubte, ihre Ufurpationen und ihren Eigennutz auf eine faft unerträgliche Weiſe gefteigert.t) 
Hierzu kam nun, um gegen eine ſolche Steliung des Adels und die von ihm zu feinen Gunften 
gemachten Gapitulationen doppelt zu empören, noch das, daß der Abel bald darauf, nad dem 
erften hoͤchſt unglüdlihen Kriege gegen den ſchwediſchen König Karl Guſtav, in dem zweiten 
(1658— 60) die Rettung von König und Vaterland faft allein der tapfern Königsfamilie und 
den Eopenhagener Bürgern überließ, die hier alle ven Adel erwarben. Zu all dieſem 
trat endlich noch auf dem Reichetage von 1660 ein, eigennügiges Benehmen gegen die ſo⸗ 
genannten unfreien, daß heißt nit von Steuern befreiten Stänhe, in Beziehung auf die jegt 
nothwendigen Steuern. So erflärt es ſich, daß unter kluger Leitung des Hofes, insbeſondere 
des Eabinetöfecretärs Chriſtoph Babel, ſodann ziveier Reihötagsmitglieber, des Biſchofs 
Suane naͤmlich und des Bürgermeifterd Nanfen, der geiftlihe und Bürgerftand eine Revolu⸗ 
tion zur Begründung einer deſſern Regierungsform durdfegten. Am 13. Oct, 1660,über= 
gaben alle vier Stände, der Adel freilich, ber vergeblich aus der Stadt hatte entfliehen, wollen, 
faft durch Todesangft beftimmt, gegen ausdrücklichen Vorbehalt ihrer Privilegien (womit marı 
betanntlich im Mitielalter ſtets die Berfaffungärechte bezeichnete) dem Könige für fiq und feine 
männlichen und welblichen Nachfolger die erbliche Krone. Sie übergaben diefeg&xbreht zu= 
gleich mit der vom Könige angenommenen Erklärung, daß alsbalb die fländiſchen Rechte ober 
die Verfaflung in einem neuen Receß neu geofdnet werben ſollten ‚ mad ſchon wegen ver Ber . 
flimmung der Euccefflonsorönung notwendig war. 2) Als man nun wegen biefer neuen Re: 


1) So mußte, en von ber Anmaßung faft aller föniglichen Regierungsrehte, im Axt. IV 
der nee König eiblich veriprechen: „Gleicherwelſe wollen und follen wir den Reichsraih und Adel von 
Dänemark lieben und hervorziehen, und mit ihnen das Reich Dänemark beherrfchen und regieren, dem 
Reicherath mit Kronlehn verforgen, mu en unferm Hofe den einheimifchen Reichsadel gebrauchen und 
Beförbern u. f. w.“ Vergl. Spittier, „&efchichte der dänifchen Revolution’, „Werke”, V, 16. 

2) Spittler, a. a. O., ©. 84, 85 und 88, 89, W. 
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gulirung in große Streitigkeiten gerieth und dieſelben wegen der leidenſchaftlichen Verſtimmung 
der Stände gegeneinander immer mehr drohend wurden, zumal ba die andern ‚Stände die 
Berfaflung von den durch die Wahlcapitulationew. uſurpirten unangemeſſenen Rechten des 
Adels gereinigt wünften, fo wußte in einem, im Sinne des Hofes ausgewählten unfürmlichen 
Gomite einzelner Stänvemitglieder der Biſchof Suane nady langem’ Hader über die Art der 
neuen Reaction der Verfaffungsreihte feinen Vorſchiag vurdizufegen, daß man, um ben 
Streit zu ſchlichten, mit woflem Vertrauen den König, der fiherlih „Alle zufrieden ftellen 
werde‘ (Spittler, S. 9%, 106), zum Vermittter wähle. Ihm folle man, mit Zurüdgabe der 
vom Abel zulegt gemachten Gapitulation,, völlig die Bermittelung und die neue Rebaction der 
Berfaflung und der Verfaffungärechte aller vier Stände anvertrauen und ihm die dazu nöthige 
Vollmacht ertheilen. 

Dieſe Souveränetätserklärung, wie man ſie nachher nannte, wurde auch wirklich dem 
Könige am 16. Det. übergeben, „tr per devoteſten Hoffnung, Se. Majeftät werde felbft 
einen Receß auflegen, wie er zum allgemeinen Wohl und zum Beften eines jenen Stande am 
zutvägliäften ſei“ (Spittler, S. 110). In einer, nicht in ftändifher Verfammlung, fondern 
vom Hof entworfenen neuen, im Ausdruck zum Theil veränderten Redaction vom 10. Ian. 
41661 fand: der König für gut, nicht bios die Reichsſtände, ſondern felbft ihre Committenten, 
alle Haudoäter von Adel, alle Geiſtlichen und alle Mitglieder der Munieipalitdten Mann für 
Mann, nad; Einigen-*) aud vie Bauern diefe Übertragung des Erbkoͤnigthums und der Voll: 
macht zu Entwerfung der Verfaſſungsurkunde unterzeichnen, ja die Urkunde zur Unterzeich- 
nung in Norwegen, Island und auf ven Farder⸗ Inſein circuliren zu laffen (Spittler, ©. 156). 
So unbedingt war das Vertrauen ver Stände in ihren König, er werde die neue Rebaction 
ind Form ihrer Verfaflungsrechte, deren Wefenheit ſchon durch die Jahrhunderte alten ftändi= 
Then Berpältniffe gegeben ſchien, ihren Wünfchen entſprechend machen, daß fie in Beziehung 
‚auf keinen‘ einzigen Punkt, nicht einmal in Beziehung auf den Religionszuſtand von König 
und Bol, an einen ausdrücklichen Revers dachten. Aber fie hofften und maren begierig, als: 
bald vom König den neuen befriedigenden Receß zu erhalten. Am Tage der Zurüdftellung ver 
legten Gapitulation, am 16. Dct., übergaben daher zuerft die Adeligen und alsbald auch vie 
andern Stände dem Könige Entwürfe für die neue Redaction ihrer ſtändiſchen Rechte (S.112— 
135). Auch erklärte ver König aufs neue, bei der von ihm perfönlich eingenommenen Erb- 
huldigung (45. Det.), durch den Kanzler den Ständen: „Er danke für die ihm bewiefene Liebe 


und gebe hiermit pad Verfprechen, daß er nit allein als ein gnädiger Herr und chriſtlicher 


Erbkoͤnig regieren, fondern auch alfernäcftend eine ſolche Regierungsform anorbnen wolle, 
dag gewiß alle feine Unterthanen von ihm und allen feinen Erben eine hriftliche und milde Re⸗ 
sierung zu erwarten hätten” (S. 120). Darauf folgte der Act der Huldigung und ſchloß mit 
den Worten des Bauern, der im Namen feines Standes dem König die Hand gab: „Friedrich, 
möge doch Jeder zu Schanden werden, der nicht Wort hält!’ (Spittler, ©. 122.) Tag auf 
Tag, Woche auf Woche verſtrichen indeß, ohne daß die ſehnlich erwartete neue Verfaffungsre- 
action erſcheinen wollte. Selbſt ver. Reichstag, ver Bisher ſtets verfammelt geblieben. war, 
wurde am A. Der. einftweilen entlafien, ohne daß fie fertig war, obgleich die Stände und na= 
mentlich die Bürgerfhaft am 24. Oct. und anı 22. Nov. nohmals dringend. ihre Wünſche aus: 
ſprachen, wegen ihrer Privilegien endlich die Entſcheidung zu haben (S. 156, 155). Allges 
meine neue collegiale Verwaltungseinrichtungen, neue Anflellungen und mande der fehr Hugen 
Regierung Freunde und Dank erwerbende Aominiftrativmaßregeln erſchienen zwar, aber noch 
nicht die neue Berfaflung. Nach acht Monaten, am 24. Junt 1661, erſchien ebenfalls noch nicht 
die neue Berfaffung und die Anorbnung der reichsſtändiſchen Verhältniffe, aber wol einfttveilen 
abgeſonderte Privilegien der vier Stände. Doc dachte noch jegt ſelbſt die Regierung an nichts 
Anderes, als daß dieſe neue Verfaſſungsredaction die Reichsſtandſchaft in fi aufnehme. Noch 
iegt verbie ja der König dem fopenhagener Bürgerftand in feinen Privilegien ausprüdlid: 

„Denn wir für gut befinden, die Stände zufammenzurufen,, fo fol alddann vie Bürgerfchaft 
den Berathſchlagungen mit bewohnen und ihre Stimme mit andern dazu geben, zu den was 
und zum Beften gereichen kann.“ %) &o hatte auch bei der Einrichtung der Eollegien ver Kö— 
nig erklärt, daß er für alle wichtigen Dinge, die Krieg und Frieden in näherer oder-entfernter 


3) Vorbericht zum Köni iasget, Spittler, ©. 163, 11 
4) Holberg, Bänifche eichöhiforie”', II, 549. re: ©. 169. 
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Beziehung beträfen oder auch auf die Steuern ſich bezögen, nicht bloß alle Näthe aus allen 
Eoltegien zufammenberufen, fondern fie aud den Ständen vorlegen terbe.°) Und Oldenbur- 
ger), der aus guten Quellen ſchoͤpfte, fagt ausprüdiic, der Rönig habe au dem Bauern- 
fand fein Recht anerkannt und zugefigert, daß ſie wiederum Sig und Stinnme auf dem allge= 
"meinen Reichstage hätten (sessionem et votum una cum aliis in generalibus regni comitis). 
Hatte ja doch auch ſchon gleich bei Zurückgabe der Capitulation der König auf dad Gegen- 
verlangen der Stände, die vorbehaltenen Privilegien oder die Verfaflung in einen neuen Rech 
au. bringen, zugeſichert, „bie ihm übertragene Gewalt ſolle gewiß Niemanden gereuen. Alle 
folle fo werben, daß jeder der Relchsſtände zufrieden fein werbe (Spittler, S. 115). Und 
nad) der Erbhuldigung in der erften Proviflonaleintictung erlärte er, „feine Abficht gehe 
dahin, vem Reichsrath mehr Glanz, dem uralten Adel mehr Würde, der Geifliäfeit und dem 
Bürgerftand mehr Auctorität und dem Bauernftand mehr Freiheit zu geben” (Spittler, 
S. 138). Nah allem diefen muß man denn fiher Spittler beiftimmen, wenn er in feiner 
„Staatengefchichte”, S. A83, über den Sinn und Hergang des ganzen Geſchäfts und der dem 
Könige erteilten Vollmacht der neuen Rebaction ver Verfaflung, welche zunächſt die unpaſſen⸗ 
ben adeligen Ufurpationen austilgen und die neuen Succeſſionsverhältniſſe anordnen und ein- 
paſſen follte, ſich folgenvergeflalt ausdrückte: „Niemand glaubte wol, daß die Einführung 
ver Erbfolge und die Aufhebung der bloherigen Capitulationen und die Nichtſubſtituirung 
einer neuen Capitulation als Einführung einer voͤllig unumſchränkten Regierung verſtanden 
werden könne. Daß es der legte däniſche Reichstag fein werde, hatte man weder am Anfange 
noch am Schluffe deſſelben geglaubt.“ Es iſt alſo auch wol unſtreitig nur eine dieſem Schrift⸗ 
ſteller eigenthümliche Jronie, wenn er hinzufügt: daß, weil man bei ver Urkunde vom 10. Ian. 
der legten Redaction, denn die frühere babe nichts vergeben, ©. 169, fo wenig Vorſicht ge= 
braudt und den wahren Sinn deflen, was eigentlich in der flänbifhen Bermilligung lag, fo 
unangemeffen ausgedrückt habe, indem es heiße, dem König würden alle Majeftätsrechte und 
abfolute Gewalt übertragen, nun hieraus das unbeftreitbare wahre Recht entftanden fei, ganz 
das Entgegengefegte von jenem wahren Sinne der Verwilligung und der Vollmacht anzuord: 
nen. Spittler wußte ja natürlich vet gut, daß Verträge unter dem Gefeg von Treue und 
Glauben ftehen, daß ihr wahrer Sinn, nicht aber ein viefem ganz unangemeflener Ausdruck bei 
der Auslegung gelte, und daß vor allem Verzichte fireng auszulegen find. Ex felbft gibt des⸗ 
halb überall eine ganze Reihe von Thatſachen an, die über den wahren Sinn des Vertrags 
zwiſchen den Ständen und dem Könige ihm felbft gar keinen Zweifel lafien, 3.8. S. 94, 100, 
103, 106, 108, 124, 131. Er ſelbſt fagt außerdem, daß jene neue Redaction gar nicht, aljo 
auch nicht forglos, von den Ständen, fondern daf fie einfeitig vom Hof redigirt wurde (S.157). 
Dennoch aber enthält fie felbft ausdrücklich die Erklärung, daß fie „alle die Verhandlungen, 
melde vor und nad} der Erbhuldigung, ſoweit fie diefelbe angehen, paflirt ſind“ (alfo auch Die 
- Vorbehalte, Foderungen und Vorausfegungen der Fortdauer der weſentlichen Verfaſſungs⸗ 
rechte),„gerade ſo beftätige, ald wenn fie von Wort zu Wort hier eingerüdt wären” (S. 161). 
Spittler bemerft au, daß man damals überall Verfaffung und Negierungsform gar nicht 
hinlãnglich unterſchied und gar feinen beſtimmten Sprachgebrauch für eine unbeſchränkte Re 
gierung hatte, an die man, da in ganz Guropa feine folde eriftirte, gar nicht Dachte, ebenfo 
wenig als etwa an eine blos berathende Reichsſtandſchaft. Er ſagt ſelbſt (S. 124, 125), daß nah 
damaligem Sprachgebrauch die gewählten Ausdrücke, namentlich abfolute Regierung recht gut 
auch die monarchiſche Erbregierungsgewalt bezeichnen konnte. Wie derin auch früher und fpäter 
überall die volle Souveränetät des Königs und fein Beſitz aller Majeftätöredite mit wahren 
Reichsſtandſchaftsrechten völlig vereinbar gehalten wurden. Ja jene Souveränetätäurfunde 
follte mit Ausnahme des Erbrechts noch gar nicht über die Regierungsform beflimmen, fonbern 
nur zu ihrer neuen Entwerfung dem Könige das unbefchränfte Bermittelungsregt und die Boll- 
macht Übertragen. Diefe neue Redaction der Verfaffung nun wurbe auch wirklid unter dem 
Namen Königsgeſetz (Kongelov) endlich nad} fünf Jahren, am 14. Nov. 1665, und zwar aus: 
brüdlich als das Gefeg über die Regierungdform (forma regiminis) und al& da wahre Ber: 
faffungögefeg (immutabilis fundamenti lex) von de8 Königs Gabinetsfecretär Peter Schu: 


5) Holberg, IIl, 526. 
€) „Thes. rerum publ.’, II, 295. 


7) S. die Einleitung in ven Abdrud in Sehmano „Corp. jur. — acad.“, I, und in Martens 
„Corp. jur. publ.“, I. 
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mager entworfen, aber während der ganzen Lebenszeit Friedrich's IT. forgfältig geheim gehal- 
ten. Erſt nad) feinem Tode, bei der Krönung Chriſtian's V. (4670), wagte man e8, jie zu 
publieiren. Da ergab ſich denn, daß es nicht eine neue Anorbnung der ftändifchen und Ver- 
faffungsredite der vier Stände, ſondern eine Vernichtung aller diefer Rechte, aller Reichsſtand⸗ 
(Haft und die unbefchränftefte Königögemwalt enthielt, die je in irgendeinem Grundgeſetz aus⸗ 
geſprochen wurde. Der König, fo Heißt «8 in diefer ewig merfwürbigen Urkunde (ArT),t. 
foil von jeglichen menſchlichen Geſetz in geiftlichen und weltlichen Sachen entbunden (omnibus 
humanis legibus solutum caput) fein. Er ſoll alle Gejege, außer das Koönigsgeſetz felbft, 
welches ihn übrigend nur allein an die Iutherifche Religion und die Succeſſionsordnung bin= 
det, zu jeder Zeit beliebig aufheben, ja weder durch ein Verſprechen noch durch einen Eid ih 
felbft oder vollends feine Nachfolger zu irgendetwas rechtsgültig gegen fein Volk verpflichten, 
feine Gewalt nie beſchränken können (Art. XVID, welche Befimmung indes, wie fhon Dahl: 
mann fehr richtig bemerkte, felbft eine fehr große und gefährliche Befhränkung der königlichen 
Gewalt enthält. Wenn ſich irgendwo bei einen: Könige noch eine größere Gewalt fände, die hier 
ausprüdlic anzuführen vergeffen wäre, fo follen fie Die Könige von Dänemark ebenfalls noch 
haben (Art. XXVI). 

Der Einbrud einer fo unerwarteten Entwidelung des großen Ereignifles wurde zwar aller⸗ 
oings gemilvert durch det Haß gegen den Adelſtand, der ſich noch wiederholt, namentlich aud in 
einer hoͤchſt bitten Klage des Bauernftandes über deſſen Anmaßungen und Bedrückungen aus⸗ 
ſprach (Spittler, S. 155), durch den Blick auf England, wo durch die unbedingte Zurückru⸗ 
fung der Stuarts und ihre aufs neue verfündete Ableitung unbeſchränkter Gewalt von Bott 
die Revolution für die Freiheit gänzlich verunglückt ſchien, endlich durch Fuge Regierungsmaß- 
regeln. Und eö ift begreiflich, daß die abfolute Gewalt, einmal ins Leben geführt, nicht fo leicht 
wieder umgeftürzt wurde durch die, Reclamationen und Klagen der einzelnen Miövergnügten, 
melde zum Theil an auswärtigen Höfen Hülfe fuchten, und von melden Gorfiz Uhlefeld ven 
Kurfürften von Brandenburg verfiherte, „der bei weitem größere Theil der Nation laſſe ihn 
auffodern, dad verhaßte Jod zu brechen“ 9), noch auch durch eine Bitte der Norweger, die das 
Recht zu einem Reichstage nicht als vernichtet anfahen. 

Dennoch mußte der ganze fo entftandene Zuftand, zumal nach der neuen Herftellung ber 
Freiheit in England und bei der natürlichen lebhaften Verbindung Dänemarks mit ihm und 
dem freien Holland und Schweden, wahrlich feine leichte Aufgabe der Behandlung für die Mi- 
nifter bilden; ſelbſt auch noch ganz abgefehen von der faft übermäßigen Verantwortlichkeit, 
den ver Mangel alles öffentlichen Rechts ihnen aufbürdete. Denn ehe die Gründung einedneuen 
dänischen Staatsrechts begann , durfte id} das däniſche Staatsrecht wol veranfhaulict halten 
durch einen Folianten, welchen ich wegen feiner Aufſchrift: däniſches Staatsrecht, bei einer 
Verfleigerung in Holftein ſchnell fteigerte. Als ich ihn erwartungsvoll aufſchlug, enthielt er 
von vorn bis Hinten nur unbejchriebenes Papier. 

Zwar hatte man dad Bedürfniß gefühlt, dieſem Zuftande felbft eine andere höhere 
Weihe als die ver angeführten Verhandlungen zu geben, ja dieſe felbft dadurch möglichſt in 
den Hintergrund zu ftellen. Der erſte topenhagener Theolog, der nachher durch das Bisthum 
von Seeland belohnte Bifhof Wandal, Hatte in feinem Königsrecht (Wandalini „Jus regium“, 
Kopenhagen 1663), um, wie er jelbft jagt, zunächſt alle Lehrer, die Profefloren, Schullehrer, 
Geiſtlichen zu lehren, mas fie über Die Regierungsverhaͤltniſſe vorzutragen Hätten, auf theofratifche 
Weife die völlig unbeſchränkte Königsgewalt unmittelbar von Gott abgeleitet. Er wurde vabei 
fo ſehr von oben unterflügt, daß ſchon zwölf Jahre jpäter (1675) der theologifche Profeſſor 
und Hofprebiger Maaflus (, Dissert. acad.”, ©. 757) ſchreiben Eonnte, daß dieſes Buch von 
Wandal in Dänemark wie ein ſymboliſches Buch gelte und man nichts Neued mehr über die 
Materie lehren Eönne, ja fo jehr, daß die Regierung des berühnten Thomaſius Gegenſchrift, 
zur Beleidigung feines großen Kurfürften auf dem Marktplage von Kopenhagen öffentlich) von 
Henkers Hand verbrennen ließ. Niemand hätte wol damals, audy abgeiehen von den Schmä- 
hungen der beiden theologiſchen Politiker gegen die Zmeifler an dieſer Lehre, eine andere wagen 
dürfen. Und wer follte es denken: dieſe Eönigliche Gewalt wurde aus „ven Pandekten des 
göttlichen Net‘ oder ver Bibel und zwar auf das abſchreckende Bild begründet, welches der 
Prophet Samuel (1, 8,) den Iſraeliten, um fie von der Foderung eines Königs abzuhalten, 
vom Misbrauche der Eönigliden Gewalt mat: „Eure Söhne wird er nehmen zu feinen Wa⸗ 


8) ®ufenborf, „‚Rer. Brandenb.“, I, 571. 
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genfnechten und Reitern, eure Toͤchter u. ſ. w. Eure beften Üder, Weinberge und Digärien 
. Wird er nehmen und feinen Knechten geben. Und eure Knechte und Mägde und eure feinften 
Jünglinge und eure Efel wird er nehmen und feine Gefhäfte damit ausrichten — und ihr 
müffet feine Knechte fein!" Diejes nun betrachtet Wandal al das Bild des „wahren, eigent= 
lichen, vollkommenen Königthums“ und als deſſen unmittelbare göttliche Cinſezung. Durch 
die Gelangung zum Königthume aber gehe vermittelſt einer innerlichen Salbung (interna illa 
unctione creatoria et,characteristica) eine von oben bewirkte wunderbare Veränderung mit 
jedem Könige vor. Das Volk könne / ebenſo wenig bie koͤnigliche Gewalt übertragen , glö vie 
birtenlofen Schafe das Amt des Hirten. Adam fei der erſte König gewefen, ver I30 Jahre 
das Menſchengeſchlecht regiert habe, und von ihm fei in ununterbrochener Folge die unum⸗ 
ſchränkte Königliche Gewalt auf die Könige und auch ven König von Dänemark gelommen. Die 
Beſchränkungen, alfo Wahlrecht, Reichsſtandſchaft u. f. w., feien nur Ufurpationen geweien, 
und die dänifhe Nation habe nicht vertragsmäßig dem Könige feine Gewalt und Erblikeit 
übertragen, jondern nur dad uralte, unbeſchränkte Recht -pflihtfhuldig wieder anerkannt. 
Es Habe der König Friedrich IM. eigentlich durd Gottes Beiftand Dänemark wiedererobert. 
So, meinte felbft ver norwegifche Viceftatthalter Friedrich v. Gabel, mülle es au in ver 
Vorrede zum Königögefeg im Jabre 1708 vargeftellt werden (Spittler, ©. 187). € 

Dog verſchmãhte das glücklicherweiſe der Koͤnig, vielleicht beſtimmt durch den unglüdlichen 
Sturz der Stuart in England, den bekanntlich gerade nur ihre von Gott abgeleitete unbe- 
ſchränkte Gewalt verſchuldet hatte (1688). Man hatte aber vollenvs bei jener ganzen fhönen 
Theorie vergeffen, daß fie nit blos durd Vernunft und die Geſchichte, fondern durch den 
buchſtäblichen Inhalt ſchon des Gingangs fomol des däniſchen Souveränetätögejeged ald des 
Königögefeged (f. aud Art. XVI) widerſprochen wird. Beide leiten ausdrücklich die königliche 
Gewalt vom Boltswillen, vom Vertrage und von der Übertragung der Nation ab, ſowol die 
Erblichkeit wie die Vollmacht des Königs, die Verfaflung zu ordnen, und mithin die Gültig- 
keit dieſer Verfaffung durch jene Vollmachtgebung. Wenn man alfo damals etwa glaubte, 
Zweifeln und Anfprüden wegen Entſtehung und Sinn jener Vollmacht, oder wegen Berän- 
derung ded Willens und Bebürfniffes der Nation, und megen ber befaunten Stage, ob, auch 

» wenn fie es wollten, bie frühern den fyätern Geſchlechtern für ewige Zeiten alle Rechte nehmen 
Eönnten‘, begegnen zu müſſen, fo müßte man wenigſtens — das ſahen die B. ein — beſſe re 
Mittel anwenden ald den myſtiſchen Nebel jener Theorie. Der Standpunkt dänijher Minifter 
aber wurde durch die letztere nicht verbeflert, weil jie einerfeitö gegen die erwachende Vernunft 
und Prüfung nit beftand und andererfeitö zu gefährlihen Überfpannungen der Gewalt und 
ihrer Prätenſionen verleiten fonnte. Lagen doch Beifviele bereit vor, ſowol in jenem ver: 
kehrten Gerichte über Thomaflus wie in dem furdtbaren Schidfale, vurd welches der Hauptur⸗ 
heber des Koͤnigsgeſetzes, Peter Schumacher, die Wirkungen feines Werks und des jo wöllig 
unbefhränften Königs an ich ſelbſt erfuhr. Durch die erſte Minifterftelle belont, zum Gra— 
fen von Greifenfeld, Großkanzler und Ritter vom Glefantenorden ernannt, ber treuejte und 
klügſte Diener feined Herrn, wurde er dennod von diefem, der durch eine Faction einiger 
Großen getäuſcht war, offenbar unſchuldig ohne weiteres verurtheilt, mußte dad Schaffot 
befteigen und dann 23 Jahre im Kerker ſchmachten. 

Denke man ſich nun zu allem dieſen die in Beziehung auf bie Völferverhältniffe beivegten 
gefährlichen Zeiten, in melde die Minifterrolle der beiven B. fiel! Europa, von ewigen Krie: 
gen zerriffen und im Norden unter den mächtigen und erobernven ruſſiſchen Herrſchern und 
durd die polniſchen Theilungen, fpäter durch die Franzöſiſche Revolution überall einer neuen 
Geſtaltung entgegengehend, meift in einer Art von fauftrehtliem Zuftand. Dazu die Kleine 
Macht des dänifhen Staats. Zu allen dieſen feit 1766 ein geiſtesſchwacher Kürft und ver- 
mehrter Spielraum für mögliche Aufregungen wie für Hofintriguen, doppelt gefährlich unter 
Mitwirkung ehrgeiziger Kürftinnen. Struenſee's plögliche Erhebung, ſchrecklicher Sturz und 
blutiger Tod veranſchaulichen auch diefes. 

Diefe Umflände ſchienen alfo wahrlich nicht günſtig für eine fo lange und glorreich durchge⸗ 

führte edle Wirkſamkeit däniſcher Miniſter, wie die der beiden B. war. Dieſe beiden großen 
Staatsmänner aber haben durch ihre hohe Geiſtesbildung, durch eine wahrhaft liberale Veſtre⸗ 
bung, verbunden mit der würdigſten, anf echte Srömmigfeit gegründeten Gefinnung, duch 
wahre politifche Weisheit, gepaart mit einer unerfhütterlihen, männlichen Feſtigkeit, Be— 
wundernswürdiges geleiftet. Sie haben ed bahin gebracht, daß mehre Menſchenalter hin⸗ 
durch das däniſche Volk und die europäifce Welt die verfailungslofe despotifche Einrichtung 


Bernftorff 


des Otaats und die Kleinheit feiner Macht faſt gänzlich vergaßen, daß Dänemark unter den 
europůiſchen Staaten ſogar voranging in höherer Cultur wie In Wohlſtand und in ahrhäft 
liberalen Einrichtungen und Enteldelungen, In Abſthaffung bes Negerhändels und ber Leib: 
eigenfaft, in völlig unbeſchraͤnkter und durch die eurepäiftgen Nevoliitiondjtütihe hindurch 
unbefcränkt bewahrter Freiheit ber Preffe und des kingefiten und collectiven Pelittonsrechts, 
in muihvoller Verihridigung der freieſten volkerrechtlichen Grundſätze, in Befötverung von 
Wiſſenſchaft und Kunſt und von Wohtthärtgfeifganfalteh alter Art. Sie haben tröß der, wie 
es feinen mußte, mit dem däniſchen Berfaffungazwftände, zumal in jo aufgeregter Zeit, un- 
vereinbaren großen Freiheit und freien Bewegung die ungeſtoͤrteſte Ruhr im Innern, und troß 
der großen Stürme im eutopälſchen Völkerleben mitten unter Giiropas großen Mächten ihrem 
Staate eine weit fiber beffen Größe hinausgehende ehrenvolle Ind einflußteiche Stellung und, 
ſtets muthig und gerüftet zum Kriege, einen ebrenvollen Frieben bewahrt. Und ſöwie fie es 
verfpmähten „gegen die Mängel und Gefahren ded düniſchen Verfaſſungszuſtandes durch Lüge, 
Unterprüdung und jene obfeurantife Myſtik Hülfe zu ſuchen, jo Haben fie es möglich ges 
macht, denfelben durch den Beginn der Wieberherftellung freier Verfallungseinrichtungen auf 
die befte und wärbigfte, auf die allein dauerhafte Weife entgegenzumirken. 

Die B. find eine alte, in Mecklenburg, in Hahnover ımd Braunſchweig, fpäter auch in Dä⸗ 
nemark reich begüterte deutſche Familie, welche ans Baiern ſtammen ſoll. Die bliden ältern 
3. waren alfo urfprünglich für Dänemark Ausländer, nur für Die Schleswig-Holſteiner, die 
mit Dänemark gemeinfchaftlide Fürſten hatten, deutſche Landölente. Doc iſt es befannt, 
welche günftige Stellung in Dänemark wie in Schweden früher viele Deutfchen einnahmen. 
Bon Andread Peter, dem Vater von ſieben Söhnen umd drei Tölhtern, leitet ſich die jüngere 
der beiden jegt noch blühenden B.’fchen Hauptlinien, die Woterfer’fche ab, währen die ältere ober 
die Gartow’fhe von feinem Altern Bruder Joachim Bechthold abftamnıt. Der’ erfte daniſche 
Minifter Johann Hartwig war nicht, wie gewoͤhnlich geſagt wird, der Onkel von Andreas Peter, 
fondern nur ein Better. Denn der Vater von Andread Beter mar nit Bruder, fondern nur 
Geſchwiſterkind von Johann Hartwig. ? 

Die beiden ältern däniſchen Minifter ®. waren ih Hannover geboren. Johann 
Hartwig Ernft v. B. war ein Enkel von Andreas Gottlieb v. B., welcher ver hanno⸗ 
verfhen Familie zur Erlangung der Kurwürde und zur Erwerbung des englifchen Thrones 
unter Georg 1. weſentlich mitgeholfen Hatte und zum Lohne dafür in den Freiherrenſtand er 
hoben worden war. Bon dem gelehrten Keyßler vorbereitet, beſuchte Johann Hartwig in 
veſſen Begleitung die Univerfität Tübingen und durchreiſte die vornehmften Staaten Europas. 
Gr machte mit andern Worten die damals zur ſtaatsmänniſchen Ausbildung gewöhnliche und 
in Verbindung mit guter Vorbildung gewiß Heilfame Tour de TEurope. Chriſtian VI. er= 
nannte ihn 1732 zum dänifhen Gefandten in Sachſen, 1757 am Reichstage zu Regens— 
burg, wo er die Aufnahme Holfteins unter die alternirenden altfürſtlichen Häufer bewirkte, 
and 1744 in Frankreich, wo er fi und feiner Regierung hohe Achtung gewann. Im Jahre 
4760 zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt, erwarb er im Jahre 1761, 
nad.dvem Ausfterben ver Herzoge von Piden, durch Staatsklugheit und Entſchloſſenheit dieſes 
Land für das bänifhe Holftein, rüftete mit Nachdruck zu deſſen Bertheivigung gegen Rußland 
und mußte Die mit dieſer Macht ſchon wegen Holſtein-Gottorp entftandenen Streitigkeiten mit 
folder Umſicht, Entſchloſſenhelt und Stanvhaftigfeit zu Gunften Dänemarks zu leiten und 

. auszugleihen, daß ihn Chriſtian VI. 4767 mit feiner ganzen Bamilie in den däniſchen 
Reiegrufenftand erhob. Der zu Stande gebrachte, für Däneniärf vortheilhafte, zuerft nur 
proviforifche Vertrag vom 21. April 1767 ſchlichtete endlich die unglüdjeligen Streitigkeiten 
der herzoglichen und königlichen Linie des Haufes Holflein. Er übertrug das ganze fürftliche 
Holftein an die Eöniglihe Linie gegen Abtretung von Oldenburg und Delmenhoift, und das 
fürftlihe Haus verzichtete auf alle Anfprüche auf Schleswig, die noch furz zudor elnen erbitz 
terten Krieg gedroht hatten. Mit gleicher Weisheit und gleich glücklichem Erfolge beibirkte und 
erhielt B. in oft ſehr ſchwierigen Verhältniffen ein friedliches Verhältniß und eine würbige 
Stellung Dänemarks zu ven Übrigen europäiſchen Staaten, insbeſondere auch während des . 
Stebenjährigen Kriegs, in welchem er für Dänemarf firenge Neutralität durchführte. Für 
ven Wohlftand feines Landes forgte er durch Vefdrderung von Fabriken und Manufacturen, 
wobei freilich vielleicht die damalige Modetheorie einer allzu eifrigen Fabrikbefoͤrderung zu Eins 
ſeitigkeiten führte, ſodann durch Beförderung des für Dänemark fo weſentlichen Frachthan⸗ 
dels, ſodaß das Mittelländiſche Meer, auf welchem früher die däniſche Flagge Faft unbekannt 


BB Beruforf 
wat, bei Friedrich's V. Tode von mehr als 200 Schiffen befahren wurbe; ferne dadurch, dep 
auf feinen Rath die Regierung ber Handelscompagnie auf den weſtindiſchen Infeln alle ihre 
Beiigungen, Gerehtfame und Waaren für 2,200,000 Ihr. abkaufte, um den Handel frei= 
+ zugeben. Kür die Kortfchritte ver Gultur und Wiſſenſchaft wirkte er nicht minder eifrig. E 
verschaffte ver Geſellſchaft der ſchoͤnen Wiffenfchaften einen bedeutenden Fonds. Nad feinem 
Vorfchiage und Pian wurde die Landhausgeſellfchaft errichtet. Er veranflaltete mit großen Ko= 
ften die Reife einer gelehrten Geſellſchaft nad) den Morgenlänvern, welder wir namentli des 
ältern Niebuhr treffliche Beſchreibung verdanken, vorzügli auch, um wine gründlichere Aus- 
. "Iegung der Bibel zu veranlaffen. Er berief Gelehrte und tüchtige Männer aus Deutſchland und 
lohnte und ermunterte die Gelehrten nicht blos durch Gelpmittel, fondern, was mehr wirkt, 
durch Achtung, Freiheit und durch perfänliches Wohlwollen. Der erſte Dichter Deutſchlands, 
unfer Klopſtock, fand unter ihm in Dänemark durch einen däniſchen Gehalt bie nöthige Unter- 
ſtützung und Die forgenfreie Lage zur Vollendung feines Hauptwerks und mehr, ald dieſes und 
als den ehrenvollen Titel. Auf dem Gute B's. bei Kopenhagen, wo er mehre- Jahre lebte, 
genof er die Freundſchaft und den erhebenven Umgang des großherzigen Staatsmanns. Für 
die Armen forgte B. mit befonderer Liebe und perfönliher Thätigkeit. Die Direction des Ar— 
menweſens in ganz Dänemark wurde daher neben feinen übrigen großen Geſchäften, beſonders 
des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten, ihm übertragen. Die Errichtung bes 
topenhagener Pflegehaufes geſchah nad) feinem Plane, und 1766 legte er ven Gruͤndſtein zu 
dem Allgemeinen Hogpitale in Kopenhagen und gründete die erfle Hebammenfchule in Däne- 
marf. Unter die Armen vertheilte er jährlich den vierten Theil feiner Einkünfte, und als er 
fpäter, feines Dienftes entfeßt, im Auslande lebte, ließ er fortdauernd jährlih 3000 Thlr. 
aus feinem eigenen Vermögen unter die dänischen Arinen vertheilen. Doch er that mehr. Er 
ging als Mufter voran in Aufhebung ver Feſſeln der Leibeigenſchaft und ver drückenden Feu— 
dallaften. Friedtich V. hatte ihm zur Belohnung und zur Vergrößerung ſeines Gut Bernftorff 
bei Ropenhagen die Frohndienſte der Bauern von Giendorf, Orbrup und Vangede geſchenkt. Ex 
aber hob die Leibeigenfhaft, die Frohndienſte, Gemeinweiden und Ganerbſchaftstechte auf, 
und machte hierdurch und durch gleiche eigenthümliche Zutheilung der Ländereien an die Fami— 
lien, ſowie durch Vorforge für ihre veligiöfe und moraliſche Bildung, aus trägen und lieder— 
lien armen Leuten fleißige, orbnungsliebende, wohlhabende Menfhen. Eine von ihnen 
unmeit des Gutes ihrem Wohlthäter gefegte Ehrenfäule fpricht noch jegt ihren Dank für bie 
durch ihn erhaltene Freiheit, landwirthſchaftliche und moralifhe Verbeflerung aus. Bald gab 
nun aud) die Regierung allen Grunveigenthümern ein neues und größeres Beifpiel. Chri— 
ſtian VII. ſchenkte 1766 im erften Jahre feiner Regierung allen Baueln im Eopenhagener 
Amt das Eigenthum der Höfe, die fie bewohnten, und ein Mufter für ganz Europa wurbe bie 
fpätere Ausführung der Befreiung und der Verbefferung der Lage des Bauernftandes in Dü- 
nemarf. Wol durfte Spittler (,, Staatengefchihte‘‘, I, 488) von B. jagen: „Er glänzte 
unter den Miniftern ald ein Mann erfler Größe. Was irgendein Minifter in feiner Lage 
thun konnte, das hat er vollendet.” Der große Friedrich nannte ihn das Orakel von Däne- 
marf. Gegen die unverbienteften Anklagen feiner Neider, namentlich gegen eine vom Miniz 
fler Orafen Danneffiold den Könige übergebene Anklageſchrift vertheidigte fih B. 1766 völlig 
fiegrei in einer Apologie feiner Verwaltung 9), bei deren Lefung man in Zweifel ift, ob 
man mehr die vortrefflihe, Elare und würbevolle Darftellung, oder die ſtaatokluge Feinheit, 
oder die edle fromme Gefinnung beivundern foll. Dagegen konnte es fieben Jahre fyäter dem 
damals durch fein Berhältniß zu ver Königin und zu dem geiſtesſchwachen König allmädtigen 
Günftling Struenfee, unter welchen fi unterzuoronen B. verfhmähte, nicht ſchwer fallen, 
den König zu feiner Entlafſung zu bewegen. Als dem eveln Manne das unerwartete könig- 
Uche Entlafjungsfäreiben überbradht wurde, wendete er den Bli zum Himmel und ſprach: 
„3% bin meines Dienftes entfegt; Allmächtiger, jegne diefeß Land und den König!” Zwei 
Jahre fpäter, 1772, nach Struenfee'8 blutigem Ende, durd die Wünfche ded Landes und von 
dem Könige in alle feine Würden zurüdgerufen, ſtarb B. während feiner Vorbereitung zur 
Rückreiſe plöglich zu Hamburg, wohin er fi, begleitet von dem Segen feines Vojted und 
der Achtung Europas, zurücgezogen hatte. B 
Bevürften des großen Mannes unſterbliche Verbienfte um fein Adoptivvaterland noch eines 
Bufages, fo fügte er aud) diefen Hinzu durch die Ausbildung, die ihm fein noch größerer Nas 





9) Bergl. Schlozet's, Staatsanzeigen“, VI, 78. ' 


folger, fein Vetter Andreas Beter Grafv. B., vervankte. Schon als. ſechsjähriger Knabe 
las dieſer mit Begierde politifche Zeitungen und nahm mit Vegeifterung Antheil an Friedrich's 
des Großen Schlachten und Siegen. Mit gründlicher gelehrter Schulbildung ftubirte er zu 


” Reipzig und Göttingen und bereifte dann England, die Schweiz, Frankreich und Italien. Nach 


feiner Rückkehr bildete er fih in Kopenhagen unter ven Augen und unter ver Leitung feines 
Dheims durch Arbeiten in deſſen Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zum Staats⸗ 
manne aus. Mit Auszeichnung verwaltete er Hierauf verfchiedene Staatödienfte, verlor aber 
ebenfalls unter Struenſee's Minifterium feinen Wirfungsfteis. Doc ſchon 1773 trat er nad 
deſſen Sturz aufs neue in däniſche Dienfte und wurde noch in demfelben Jahre Staatsminifter 
und Director der zur Verwaltung ber Herzogthümer Schleswig und Holftein beſtehenden deut⸗ 
ſchen Kanzlei. Hier führte er alsbald die jhon von feinem Vetter begonnene Unterhandlung 
mit Rußland, über ven Austauſch des gottorpifchen Antheild an Holftein gegen Oldenburg und 
Delmenhorſt, auf geihicte, für Dänemark vortheilhafte Weife zu Ende. Sodann entiwidelte 
ex in dem engliſch⸗franzoſiſchen und fpanifchen Seekriege von 1776 an ver Spige des Kleinen 
Reiches auf das glänzendſte jeine ausgezeidmete Meiſterſchaft in politifhen Unterhanplungen. 
Gr vorzüglid war es, welcher den natürlichen völkerrechtlichen Grundſatz aufftellte und geltend 
madjte, daß ein neutrale Schiff die Ladung frei mache und daß in alle nicht wirklich blockirte 
Häfen die Ginfegelung zuläfiig fei. Er bewirkte die für England fo wiverwärtige bemaifnete 
Neutralität, zuerſt durch Vertrag mit Rußland, dann aud mit Schweden und Preußen, und 
verſchaffte dadurch für Dänemark während fo ſchwerer Kriege anderer Nationen einen vieljäh- 
tigen ruhmvollen und glücklichen Frieden. Dennod wurde er bald, 1780, durch Widerſpruch 
feiner Anfihten mit denen der verwitweten Königin Juliane und ihres Werfzeugs, des Mi: 
niſters Guldberg, zum Rücktritt beſtimmt. Sobald aber im Jahre 1784 der damalige 
Kronprinz und fpätere König Friedrich VI. auf die würdigſte Weife den Staatörath veränz 
dert und den Einfluß ver Königin zerftört hatte, wurde auch B. in alle feine Würden zu= 
rüdberufen und blieb, mit dem vollen Vertrauen des neuen Regenten beehrt, bis zu feinem 
Tode (1797) die Seele nicht blos der äußern, fondern auch der innern Verwaltung, ver 
leitende und belebende Mittelpunkt einer, trog der ſchwierigſten europäifchen Verhältniffe, für 
Dänemark hoͤchſt glorreihen Regierung. Gegen Schweden Eonnte er 1788, als Alltirter Ruß- 
lands, den Krieg nicht vermeiden, aber er wußte ihn ſchnell zu beendigen und bei volfer Er⸗ 
Füllung feiner Berpfligtungen gegen Rußland die Drohungen Englands und Preußens Eraft- 
108 zu machen. Ja Dänemark trat durch ihn 1791 mit dem glücklichſten Erfolge ald Vermittler 
zwiſchen Rußland und England wegen des Türkenkrieges auf, und ganz. Europa bewunderte 


feine mit Meiſterhand gefchriebenen Noten in diefer Angelegenheit. Als barauf Dänemart1792 , 


von allen gegen Frankreich alliirten Mächten zur thätigen Theilnahme an dem Kriege, „welz 
cher die Ausbreitung ber franzoͤſiſchen Grundfäge in andern Staaten verhindern und bie mon= 
achifche Regierungäform in Frankreich erhalten follte”, aufgefodert wurde, da lehnte B. 
mit männlider Entſchiedenheit auf würdige Weife jede folde Theilnahme gänzlich ab. Er er⸗ 
klaͤrte: fein König fuche ven Hauptzweck dieſes Krieges, die Abwendung flaatögefährlicher 
Grundfäge von den eigenen Staaten, aud) ohne Theilnahme an demſelben (foweit er nicht durch 
die Reichspflicht in Beziehung auf Holftein gebunden werde) auf eine für den Geift feiner Na= 
tion angemeffene Weife zu erreichen. B. that es völlig glüdli durch eine weife, humane und 
liberale Regierung und indem er während aller Revolutionsftürme und Kriege in ganz Däne- 


mark und Holflein die unbefränktefte Preßfreiheit, die je irgendwo befland, und ein freies 


Recht der Petition der Einzelnen, der Gemeinden und freier Vereinigungen erhielt 20) und in 
Dänemark und Holftein Anhängern der verſchiedenen Parteien ein Afyl gewährte. Ex that es 


dadurch, Daß er in ganz Europa allgemeine Hochachtung, in allen Theilen Dänemarfs eine 


wahre Begeifterung für feine Verwaltung, für feinen König und ſich erwedte. Auch als im 
Jahre 1793 Dänemarks Lage dadurch viel kritiſcher ſchien, daß ih nun auch England an bie 
große Allianz angeſchloſſen Hatte, und nun bie erneuerte förmliche Zumuthung an die di- 
nifche Regierung erging, jie folle dem Aushungerungspldne gegen Frankreich beitreten , blieb 
B. unerfhütterli und lehnte auch diefe Anmuthung gänzlich ab und behauptete, faſt allein 
in Europa, die ewigen Grundſätze des Menſchen- und Voͤlkerrechts und die Orundfäge ber 
allein richtigen , dureh die fpätere Erfahrung bewährten Politit. Aber er wußte bie gefährliä 
ſcheineude Ablehnungsſchrift mit neuer Staatsweisheit fo vortrefflih und ergreifend abzufaflen, 





10) Bergt. Falck in den „Kieler Blättern“, I, 341 fg. 





daß fie in ganz Buropa ei Freund und Feind, bei den monarchiſch wie bei den republikanifih 


Gefinnten gleichen Beifall erhalten mußte. In England ſelbſt wurde ſie ſchnell hintereinander 
in jieben ftarfen Auflagen gedtuckt, und Lord Landotown erklärte, fie jei „eine Staatsſchrift, 


die jedem Gabinete in Europa zum Mufter dienen könne”. DB. aber fuhr fort, mie Spittler, 


©. 490, ſich ausdrückt, „das alte Syſtem der bewaffneten Nentralität mit einer Würde zu be= 
haupten, die ſelbſt durch englifche Droßungen nicht erfchlittert werden konnte“. . 

Durd ein jo würbig und fo glücklich durchgeführtes Friedens: und Neutralitätäfgftem und 
durch weife Maßregeln, welche alle Gegenftände ver Berwaltung, das Militärweien, die Fi: 
nanzen, den Handel, die Schiffahrt, die Manufacturen umfaßten, befärverte B. einen blü: 
henden Wohlftand des Landes. Während man anderwärtd nur mit der Angſt vor der Freiheit 
und mit der Bekämpfung ihrer Grunpfäpe beſchäftigt ſchien, ging er in Europa voran mit der 
Aufhebung des Negerhanvels (1792). Ex vollenvete jegt Die Befreiung des dänifhen Bauern= 
flandes. Unter feinem Schuge wurde ſodann auf freie und würdige Weiſe auch in den Herzog= 
thümern Schleöwig und Holftein nad dem gegebenen guten Beifpiel die Aufhebung der Leib: 
eigenihaft begonnen und bald nach feinem Tode wirklich vollendet. Vorzüglich dur das gute - 
Beiipiel auf ven Domänen und durch Bermittelung einer Greditfafle und Vertheilung der Be: 
‚meindeländereien gab Dänemark für Europa ein Mufter ver Verbeffernng der Landescultur 
und der Befeitigung ſchädlicher Cinrichtungen der Feudalzeit. Für Künfte und Wiffenfhaften, 
deren fahfundiger, warmer Freund er war, wirkte auch diefer B. auf jede paflende Weiſe 
und ebenfalld vorzüglich durch wahre Achtung gegen die Wiffenfchaft und Die Gelehrten. 

Bor allem aber wirkte er für fie, für den Ruhm Dänemarks in Curopa, für Natio: 
nalſtolz, Bildung und gute Vermaltung im Innern durch die ungefränkte Bewahrung der 
vdllig unbefhränkten Preßfreiheit in ganz Dänemark wie in den deutfchen Herzogtglimern 
Schleswig und Holftein. Völlig unbeſchränkt war fle, da bie fle fanctionirenden Gefege vom 
48. Sept. 1770 und vom 18. Det. 1771 felbft nicht einmal die in Srankreih und England 
Rattfindenden befondern Strafen über Preßvergehen, oder Siäerunydmittel, Gautionen, 
Stempel u. ſ. w. einführten, fondeen nur foderten, daß entweder der Verfafler oder der 
Druder ih nenne, und übrigens lediglich auf dad gemeine Recht hinwieſen: Diefe Preßfrei: 
beit aber wurde wirklich und ohne Öffentfiche Verfolgungen gebraucht. Sie wurde zum Thellein 
Afyl der Gedankenfreiheit für ganz Deutſchland, von wo ſich manche bevrängte Wahrheit in 
das von Dänemark regierte Holftein flüchten mußte, ſowie z. B. fpäter die ganze in der IBÖLL- - 
ner’ihen Periode von Berlin nach Altona geflüchtete ‚Allgemeine ventiche Bibliothek”. Beſonders 
aber aud) die innern Landeverhälmiffe wurden auf dad freimüthigfte befprochen, fo 3.9. in 
Schmettau's Schrift über die ſtehenden Heere, in Suhm’d „Mitthellung der Souveränetätd: 
arten”. Der vortrefflihe Niemann hat insbeſondere als fortdauerhver Augenzeuge nachge⸗- 
wiefen, wie für die deutſchen Herzogthümer dieſe funfzigjährige vollkommene Preßfreiheit, 
welche für diefe nur erft durch Die deutfchen Bundesbefhlüffe von 1819 zerftört wurde, nur 
wohlthätig wirkte, theils gar offenen Enthüllung verleumderifcher Beſchuldigungen, z. ®. von 
ven Dafein einer jakobinifchen Propagande in Holſtein, theils zur eifrigen, meift durch den 
beiten Erfolg gefrönten Verhandlung der michtigften Randedangelegenheiten, z. B. des Gelb - 
und Münzweiens, der Mafregeln für die Volksvermehrung, ver Militäreinrichtungen, der 
Liturgie und Einführung einer neuen Kirchenagende, der Befreiung der leibeigenen Bauern, 
der Aufhebung bed Strandrechts. 14) Blos allein die erfte Angelegenheit veranlafte in ven Jah: 
ren 1786—88 neunundadtzig verſchiedene, theils befonders, theils in Zeitfchriften erſchienene 
Abhandlungen, darunter die von Zoega, Hensler und Tetend. Die ‚Allgemeine Literaturzei: 
tung‘ gab davon in einer Reihe von Blättern eine Anzeige und urtheilte: es fei „nidt leicht 
ein Schriftwechſel über eine befonvere Angelegenheit ver Staatöverwaltung eine Quelle reiches 
ver und wichtigerer Auftlärung geworben. Nie jet die Theorie vom Geld- und Münzweſen in 
einem fo weiten Umfange, von fo mannichfaltigen Seiten und in fo fruchtbarer Zuſammen⸗ 
ſtellung jeder Gründe und Gegengründe erwogen worden als in diefen Zeit: und dlugſchrif⸗ 
ten. Aber abgefehen von diefem Gewinn für die Wiſſenſchaft und die Verwaltung, welden 
nur eine fo ſtreng geführte Verhandlung rein und lauter gewähren möge ”, machte das damals 
fo gediegene krilifche Blatt befonders aufmerffam auf die große Freimüthigkeit in dieſem 
Sqriftwechſel: „als eine glüdliche Frucht ver durchaus unbeſchränkten Preßfreiheit, dieſes 


ausgezeichneten und ungekränkten Kleinode der däniſchen Staaten“. „Herzerhebend iſt es zu 


11) Riemann, „Unſere Preßfreiheit““, in den „ Kieler-Blättern‘‘, UI, 437 —498. 





*  Bernkorff £ 587 
ſehen“, fo fährt der Beurtheilet fort, „wie hier der Bürger einer durchaus unumfhränften 
Monardie gegen die Regierung, der im Dienft des Staats flehende Mann gegen den Staat 


das Wort nimmt, mit Sreimüthigfeit nit nur, fondern oft fogar vorlaut und felbft mit 


Bitterkeit feinen Tadel gegen dffentlide Berfügungen, feine Bedenklichkeiten und Cinwendun⸗ 


gen dawider vorbringt, wie Männer am Ruder es nicht unter ihrer Würde achten, fi auf 


dieſe Einwürfe einzulaflen, ſondern es für Pflicht Halten, folde zu prüfen und. das Syſtem der 
Regierung zu vertheidigen, und wie duch dieſes Pro und Eontra, durch dieſes laute Debat- 
tiren über Staatsangelegenheiten nicht nur die Aufllärumg bed Publicums, feine Zufrieden⸗ 
heit mit ver Regierung, ſondern auch die Adminiftration felbft gewinnt und durch Entwöh— 
nung von einfeitigen Begriffen, durch filled Aufmerken auf die Stimme des Volks und dur 
die Betrachtung einer Idee von mehr als einer Seite gewinnen nın$.” 

Freilich wol wurde auch in Dänemark die Preßfreiheit hier und da fehr misbraucht. 
Wie konnte das anders fein, da es eine Freiheit für Menſchen ft, und vollends tn fo aufge- 
regter Zeit wie feit der Franzoͤſiſchen Revolution. Niemann aber, der unverwerflice Zeuge, 
fagt: „Der ungeftörte Gebrauch diefer Vreßfrelheit hat nit nur ihren Nugen bezeugt, fon= 
dern aud ihre Regeln und Schranken fi felbft gefegt. Wenn Unverftand oder Muthwille, 
beſonders in der Zeit, als die Anhänger ber verſchiedenſten Parteien in Holftein eine Zuflucht 
ſuchten, unfere Preſſe misbraugpten, fo iſt durch Nichtachtung oder gebührenne Vetachtung 
jeder boͤſe Wille vereitelt. Religion und Sitten find jo wenig als Geſetzmäßigkeit und öffent⸗ 
liche Ruhe durch fie gefährbet worden.” Doc foberten ſchwache, unmuthige und eigennügige 
Menſchen fehr begreiflicherweiie au von ©. Beſchränkungen und Suöpenfionen. Aber ver 


große Staatsmann fah ein, daß die Nachtheile der Freiheit von ihren VBortheilen und von den 


unvermeiblien und verberbliden Misbräuchen der Cenſur weit überwogen werden, daß eine 
fo würbige und tüchtige Regierung fie durchaus nit zu fürdten braude. Er blich ſtets ein- 
gedenk der Föniglihen Worte, womit fein König in jenem Gefeg vom 44. Sept. 1770 alle 
Genfur aufgehoben hatte: „daß ca nämlich} der unpartelifgen Unterſuchung der Wahrheit ebenfo 
nachtheilig, als der Entdeckung verjährter Irrthümer und Vorurtheile hinderlich fei, wenn 
redlich gefinnte, um das allgemeine Wohl und Beſte ihrer Mitbürger beeiferte Patrioten durch 
Anſehen, Befehle und vorgefaßte Meinungen abgeſchredt oder behindert würden, nad Ein⸗ 
fit, Gewiſſen und überzeugung frei zu ſchreiben, Misbräuche anzugreifen und Vorurtheile 
aufzudecken.“ Es vertheidigte ber große Minifter, als aud im Staatsrathe wiederholt Bes 
ſchränkungen ver Preſſe gefodert wurben, mit flegreihem Nachdruck feine Überzeugung: 
„Breßfreiheit ift ein großes Gut, der Segen feines weiſen Gebrauchs wiegt ven Schaden 
feines Misbrauchs bei weitem auf. Sie ift ein unveräußerliches Recht jeder civilifizten Nation, 
durch deſſen Kränkung eine Regierung fich felbft Herabfegt, durch deſſen unverlegte Bewahrung 
fie fich felbft achtet und des vollen Vertrauens ber Nation würdig zeigt.” Erwäge man nun 


ganz das Land und die Macht und bie Zeit, in welcher B. ſolche Grundſätze hegte und durch⸗ 


führte! Man wird alddann erft ganz die Größe feined Charakters und feiner noch lange Über 
fein Grab hinaus für Heil und Ruhm feines Vaterlandes wirkſamen Staatsweisheit würdigen. 
Man wird vielleigt auch ſchon zum voraus ahnen, daß auch diefer große Staatsmann, ſowie 
fein großer Vorgänger, nad) dem einftimmigen Zeugniß Derer, die ihn kannten, in dem wür⸗ 
digſten Privatcharakter und in einer wahrhaften Froͤmmigkeit, nicht einer folhen, welde das 
Licht und die Vervollkommnung feheut, fondern einer ſolchen, welche fie ſucht, die Kraft feis 
ner ebenfo männlich feit als ruhig durchgeführten fegendreihen Staatsweisheit fand. In ges 
funden Tagen erweckten feine männlich fhöne Geftalt, fein würbevoller Anftand, fein freund: 
liches Auge, das reine Wohlwollen feiner Mienen und Worte bei Allen Achtung und Vertrauen. 
Als eine hoͤchſt ſchmerzliche Krankheit ihn ſchon im zweiundfechzigften Jahre auf ein leidenvolles 
Sterbelager brachte, wurben Alle, die neben feiner zahlreichen Bamilie e8 umgaben, von der 
Bewunderung ded Mannes ergriffen, den auch unter den heftigften Körperfchmerzen nichts 
. au feiner veligiöfen Stimmung, männlichen Faſſung und rubigen Heiterkeit zu bringen ver⸗ 
mochte. Sowie fein Geburtötag längft als jährliched allgemeines Heft in Dänemark, Norives 
gen und den Herzogthümern gefeiert wurbe, fo veranlafte fein Tod eine allgemeine Landes- 
trauer. Mit der ganzen kopenhagener Bürgerſchaft folgte unter B's. Söhnen fein König dem 
Sarge. Dänemark und Europa hatten einen Staatdmann verloren, deſſen Weisheit, wäre 
fie auch nur in Beziehung auf die Abwendung der Gefahren der Sranzöfiichen Revolution una 
der Vreffe auch außerhalb Dänemarks befolgt worden, namenloſes Elend von unfern Melt: 
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theil hätte abwenden, unberehenbare Fortſchritte in menſchlicher Culur und Vervollkomm— 
nung hätte begründen fönnen. N ; 5 

Für Dänemark, für Norwegen und die deutſchen Herzogthümer Hatte allerdings, ſo— 
wie ſchon ertvähnt wurde, bie feltene Trefflikeit der Verwaltung der beiden B. felbft ven Ver—⸗ 
luſt aller ſtaͤndiſchen Verfaſſung vorübergehend fat vergeffen gemacht. Aber auch hier mußte 
man, trogdem, daß bie guten Folgen, die Erinnerung und das Vorbild ihrer Verwaltung 
natürli noch nad ihrem Tode im In= und Auslande zum Vortheil des Landes forttwirkten, 
und trogbem, daß Dänemark noch jegt unter dem Scepter deffelben Königs fland, welder jo 
lange durch den jüngern B. berathen wurde und der mit Recht als ver befte Mann jeines Reis 
ches geliebt ward, doch ſchon nicht allzu lange nad) B's. Tode inne werben, daß bleibende vers 
bürgte öffentliche Iuftitutionen nie durch die vorübergehenden Perfönlichfeiten, daß hie in ver= 
faffungsmäßiger, freier, thätiger, vaterländifher Beſtrebung entwidelte wahre Volkskraft 
und Volksbildung nie durch paſſives Aufnehmen ver Wohlthaten von oben erjegt werden koͤn⸗ 
nen. Nur daher erklärt es jih aud wol, daß, mie fhon Spittler, S. 189, bemerkte, trog ſo 
vortreffliher Minifter und Bürften dennoch die däniſche Nationalcultur ſich weniger entwideln 
wollte, als man bei der ftarfen Triebkraft, die ſchon in der erften Hälfte des vorigen Jahrhun⸗ 
derts überall erkennbar war, erwartete. Es fpricht aber für jene Wahrheit nod mehr als ja 
mancher Unfall, fo mander Stillſtand und Rückſchritt in höherer Eultur, in Wohlſtand und 
Macht, die feitdem in den däniſchen Ländern fihtbar wurden, der entſchiedene allgemeine 
Wunſch diefer Länder nad) Gründung neuer und wirklich freier ſtändiſcher Einrihtungen. Es 
ſpricht vollends dafür der bewundernswerthe Aufſchwung der Volkskraft, des Nationalgefühls, 
der Gultur und des Wohlftandes, welcher duch den Beſitz freier Verfaſſung in Norwegen ent= 
fland. Selbſt das, daß der ältefte der jieben Söhne, welche B. mit zwei Schweftern des be= 
rühmten Grafen Stolberg gezeugt hatte, ber nachmalige preußiſche Staatsminifter Graf 
Chriſtian B., und der auögezeicpnetfte feiner drei Schwiegerfähne, Graf Gay Reventlom, feine 
Nachfolger wurden, Eonnte jene, wenn vielleicht auch niederſchlagende, doch fehr belehrende 


Wahrnehmung nicht entfernt halten. Beide Männer gehörten ihrem perfönlichen Charalter 


nad zu ben evelften, welche der Verfafler biefer Zeilen je perſönlich fennen Iernte; beide 
ſchmuckte auch, wie fon ihr Verhältniß zu ihrem großen Vorgänger ahnen läßt, eine nicht 
gewöhnliche Bildung. Der zweite hielt auch gerade in einem Hauptpunkte die politifge Weis⸗ 
heit feines Vorfahrers feſt. Er hatte es nicht hindern innen, daß durch ein Befeg vom 
26. Sept. 1799 in Dänemark die Prefreiheit beſchränkt wurde. Zwar verihmähte man jegt 
noch ihre Vernichtung durch Genfur, „weil“, wie das Geſetz felbft ſagt, „dieſes Mittel einen 
unbehaglichen Zwang mit ſich führt für jeven guten und aufgeflärten Mann, welcher die Ab— 
fit hat, durch jeine Einfihten zu nügen”. Dagegen bemühte man ſich ängſtlich genau mit 
Beftimmung der Grenzen der Drudfreiheit und mit Beftimmungen ver Strafbarkeit. Re= 
ventlom nun an der Spige der Verwaltung von Schleswig Holftein, mußte mit der Erflärung, 
daß man hier das allgemeine Recht für ausreichend halten könne (Refeript vom 1. Nov. 1799), 
dieſe Kränkung von dieſem feinem nächſten Vaterlande abzuwenden und ihm ven Befig des 


edeiſten aller politiſchen Rechte in feiner unbefchränfteften Ausvehnung noch 20 Jahre lang zu 


figern, naͤmlich fo lange, bis unter der Mitwirkung des Grafen Chriſtian v. B., als dama— 
ligem erſten Minifter von Preußen, durch die Karlsbader Beſchlüſſe von 1819 dem Herzog 
thum Holftein wegen feiner Theilnahme am Deutſchen Bunde die Preßfreiheit aller Schriften 
unter 20 Bogen genommen wurde, ſodaß ſich diefed mithin nicht bIo8 gegen Dänemark, fon= 
dern auch gegen Schleöwig, wo die urſprüngliche volle Freiheit noch fortbeſtand, rückſichtlich 
der Breßfreiheit fehr im Nachtheile fah. Aber eine Staatsweisheit und ein edler männlider 
politiſcher Muth wie der der beiden ältern B. ift leider nur eine feltene Gabe des Himmels. 


Außer den allgemeinern Geſchichtswerken find über die beiden großen B. zu vergleichen: Eggers, 


„Denkwürbigkeiten aus dem Leben des Staatöminifters A. P. v. B.“ (Kopenhagen 1800); 
Sturz, „Über dad Leben ded Grafen J. H. B.“ (1777), und Nierep „BE Eftermaele” 
(2 Thle., Ropenhagen 1799). 

Der Graf Ehriftian, welcher feinem Vater ald Minifter des Auswärtigen folgte, bewies 
ſelbſt nicht feines Vaters Befonnenheit und Meiſterſchaft, als er theild durch hochfahrenden 
Ton, theild dur die von feinem Vater mit Beifpiel und Wort und jelbft nod auf dem 
Sterbebette widerrathene bewaffnete Begleitung (Eonvoy) der neutralen däniſchen Handels: 
ſchiffe 4798 England zu Feindſeligkeiten herausfoderte, welde für Dänemark fo höchſt nach⸗ 
theilig wurden. Das über Dänemark von jegt an hereinbrechende Misgeſchick in feinen innern 
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und äußern Verhältniſſen lieh fi; nun auch nicht dadurch Ändern, daß B. 1810 zurücktrat, 
feinen Minifterpoften mit Geſandtſchaftspoſten vertaufchte und 1818 an Hardenberg's Stelle 
in Preußen an die Spige ded Departements ‚der auswärtigen Angelegenheiten trat. Jetzt 
vollends bewies er eine dem Reactionsſyſteme zugewendete Politik. Wir wollen hier mande 
Berhältniffe durch Schweigen achten und nur noch drei Punkte berühren: feine Theilnahme 
am Karlöbader Eongreß, das eigene Bekenntniß feines Strebend, die conftitutionellen Prinz 
eipien in Süddeutſchland niederzuhalten 12), endlich feine bekannte Gircularnote über die 
Karlsbader Beſchlüſſe, durch melde Iegtere Die deutſchen Vrofefforen und Stubenten fo ſchwer 
angeklagt wurben. 18) Bei Betrachtung feines Benehmens in den angeführten Verhältniſſen 
drängt fid) und unwillkürlich die Frage auf, wie wol fein großer Vater in gleicher Stellung 
gehandelt Haben würde? Nachdem B. an allen damaligen reactionären Gongrefien und an 
dem Reactionsfoftem in Preußen angelegentlich theilgenommen, mußte ihn vie erſte Nieder- 
lage dieſes Syſtems durch die Julirevolution von 1850 widerwärtig berühren. Er wurde 1851 
auf feinen Wunſch penflonirt und ſtarb am 28. März 1833. Welder. 

Beruföfreiheit, Hefteht in dem Recht der Wahl des Lebensberufs oder ver Lebens: 
befhäftigung und ift ald ein Hauptteil der perfänlichen Freiheit und ald Gegenfag von Ka= 
ſtenherrſchaft, Sklaverei und Leibeigenſchaft in den deutfhen und europäijchen Staaten jegt an⸗ 
erfannt, namentlih auch in der Anerkennung der perſoͤnlichen Freiheit in den einzelnen deut⸗ 
ſchen Sandeöverfaffungen. Die frühern oder die jetzt ausnahmsweiſe noch beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſchränkungen, wie durch Zunft- und Gewerbszwang, durch Militärpflichtigkeit, durch 
Standesprivilegien, durch Staatsprüfungen, ebenfo auch die natürlichen und durch die Ver⸗ 
hältniſſe, z. B. durch das Geſchlecht und Alter, durch Armuth und Mangel an Mitteln und an 
Vorbereitung, begründeten Beſchränkungen und bie Heilſamkeit ihrer möͤglichſten Beſeitigung 
werben am zweckmäßigſten in Verbindung mit ven berührten betreffenden Hauptmaterien er⸗ 
oͤrtert. Diele, wie Kafteneintheilung, Sklaverei und Leibeigenfchaft, wie monopoliſtiſche Privi— 
legien für gewiſſe Ämter, over wie die in Baden erſt durch den Landtag erfämpfte Stubienfreis 
heit aud) für die Bauern, find jegt auch gottlob für Deutſchland wenigftens im praktiſchen 
Staatsrecht Föiner weitern Erörterung mehr bedürftig. Welder. 

Berufung, f. Appellation. 

en are Im Allgemeinen verſteht man unter Beſatzungsrecht die Befugniß, 
eine Garniſon in einen Ort zu legen. Man unterſcheidet aber das Beſatzungsrecht im eigentz 
lichen Sinne, welches die Befugniß gibt zur fortvauernden Einlegung der Garnifon, von dem 
fogenannten Offnungsrecht, welches nur bei außerorbentlihen Vorfällen flattfindet. Man theilt 
dann ferner dad Beſatzungsrecht in das ordentliche und das außerordentliche. Das erftere iſt das 
aus der Landeshoheit fließenve. Weil ver Landeöherr und jet nur noch er allein ein Kriegs⸗ 
und Waffenrecht Hat und das Recht und bie Pflicht befigt, nach den beften militärifchen Grund: 
fügen die Vertheinigungsanftalten des Landes und die dazu nöthigen Soldaten zu befehligen 
und zu verwenden, fo darf er auch in jeden Ort im Lande, wo nicht etwa befondere Verfaſſungs⸗ 
beftimmungen im Wege ftehen ſollten, die ihm zwedimäßig ſcheinende Befagung legen. Es ver⸗ 
ſteht ſich dabei Schadloshaltung der etwa Beeinträchtigten nad den Grundfägen von Entfhäs 


Digungen wegen befonderer Opfer für dad allgemeine Veſte, felbft in Beziehung auf die für bie , 


Soldaten in Anfprud genommenen Wohnungen, foweit nicht der Bürgerſchaft diefer Nachtheil 
aufgewogen wird durch den Vortheil der Garnifon, wobei aber dann doch fireng genommen ver 
nicht Vortheil Ziehende zum Erfag berechtigt bleibt. Ebenſo wird die Regierung auch vie Vor⸗ 
theile der Befagungen im Rande infoweit ausgleichen, als nicht wefentlihe militärifche Zwecke 
dadurch leiden. Das außerordentliche Beſatzungsrecht fließt entweder 1) aus dem völferreht- 
lichen Kriegszuſtand und geht dann fo weit, als Die Eriegerifche Macht reicht, wenn nicht befon= 
dere völkerrechtliche Verträge des Krieges felbft es beſchraͤnken, oder 2) es fließt aus einer ſtaats⸗ 
rechtlichen Dienftbarfeit, vermöge deren eine Macht im fremden Staate, ſowie 3. B. die Bundes⸗ 
macht in den Bundesfeftungen, eine Garnifon Halten darf. Alsdann enthalten die rechtliche Bes 


12) Klüber, „Offentliches Recht”, 3. Aufl., ©. 9 und 10, N 
13) „Hamburgifcher Gorrefpondent‘, 1820, Ar. 183 und 184, und vergleiche man barüber die Ab⸗ 


Handlung vom Etatsrath Pfaff in den ,, Kieler Beiträgen‘ (1, 1), einer Yortfegung der „„Rieler Bläts - 


ter. ‘’, welche jegt ſchon aus dem vorher cenfurfreien deutſchen Kiel in den Verlag des königlichen Taube 
ſtummeninſtituis in Schleswig,. wo man noch uncenfirt reden durfte, geflüchter waren. Liber das uns 
beilvolle Reactionsſyſtem dieſes wohlwollenden aber Schwachen Staatemanns find zu vergleichen Weicker's 
„Wichtige Urkunden für die deutiche Nation’ (2. Aufl., Manheim 1845). 
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gründung dieſer Dienſibarkeit und die darüber ſtattſindenden Verträge die Ausdehnungen und 
Grenzen dieſes Rechts. Alle beſondern Koſten für Kaſernirung und Verpflegung der Truppen 
aber fallen dabei in ver Regel dem Berechtigten zur Laſt. Dagegen liegt in dem von einem 
Staate dem andarn zugeſtandenen Beſatzungsrechte (droit de garnison) auch, foweit e# zur Aus- 
Übung deffelben unentbehrlich ift ‚ein Durchzugsorecht durch das Land des dienenden Staats, 
natürlich nicht auch das durch das Land eines frenıden Staats. Überhaupt gelten für die Aus— 
übung dieſer Dienfibarfeit die allgemeinen Brundfäge von völferrehtlien Servituten. Im 
Allgemeinen fireitet zwar gegen die Criſtenz einer Servitut die recttliche Präfumtion gegen die⸗ 
felbe oder die Bräfumtion für die Freiheit. IA aber bie Begründung felbft außer Zweifel, fo 
iſt wenigftend infomweit zu Gunſten des Servitutsberechtigten zu vermuthen, als eine Befugniß 
für die orpnungomäßige Benugung des Dienſtbarkeitsrechts feiner Natur nad) nothwendig iſt. 
Der Art. 38 und 103 der Wiener Gongreßacte begründeten für Oflerreid) daß Befagungsreht in 
Berrara und Comacchio. Die Beſatzungsrechte der Bundesfeſtungen Mainz, Luremburg und 
Landau, dann von Ulm und Raftabt wurden theils ſchon begründet und regulirt durch Die völfer- 
rechtliche Conſtituirung dieſer Feſtungen als Bundesfeftungen (im Parifer Brieven von 4815: 
Extrait du protocole, Paris, 3. Nov. 1815) ); theils durch Bundesbeſchluͤſſe, wie den vom 
5. Oct. 1820, 28. Juli 1825, 14. Dee. 1850, 17. März 1831, 13. Juni 1839 und 
vom 26. März 1841; theils endlich durch befondere Verträge der bei dieſen Beflungen zu= 
nãchſt betheiligten Bundeöftaaten, tie den zwiſchen Ofterreih, Breufen und dem Groß herzog⸗ 
thum Heffen vom 30. Juni 1816 und vom 10. Aug. 1817, und zwifchen Ofterreih, Preußen 
und den Niederlanden vom 12. März 1817, und zwifchen Ofterreih und Batern vom 14. April 
1816 (bei ©. v. Meyer, „Staatsacten“, II, 179 u: 182,190, 191). 

Die Befagung von Mainz fol hiernach zur Hälfte aus Hfierreichern, zur Hälfte aus 
Preußen und aus einem Bataillon großherzoglich heſſiſcher Truppen beftehen. Sie foll im Frie⸗ 
den aus 7000 Mann und 200 Pferden und im Sriege wenigftend aus: 20,000 Mann und 
600 Pferden beftehen. Den Gouverneur ernennen Ofterreich und Preußen, von fünf zu fünf 
Jahren alternirend (G.v. Meyer, „Staatsacten”, 6.182). In Luxem burg beſteht die @arnifon 
zu drei Bierteln aus preußifchen, zu einem Viertel aus nieberländifchen Truppen. Den Gouverneur 
und Gommandanten ernennt Preußen (©. v. Meyer, IT, 191), ebenfo ven Artillerie: und Oenie⸗ 
director (Bundesbeſchluß vom 13. Ian. 1839). Landau wird von Baiern befegt unter Ober⸗ 
auffücht ded Bundes. Im Nothfall ift zur Befrienigung des augenblidlihen Bevürfnifles Ba- 
den 2000 Dann zu ftellen verbunden (Bundedbefhluß vom 44. Der. 1830 und vom 14. März 
4831). -Ulm wird im Frieden von Baiern und Würtembergern und 300 öſterreichiſchen Artil- 
leriſten beſetzt, im Kriege von zwei Dritteln Baiern und Würtemberger und cinem Drittel Hſter⸗ 
reicher. Raſtadt ſoll im Frieden von Badenern beſetzt werben, mit einer für die Friedens— 
befagung noͤthigen Anzahl öſterreichiſcher Sappeurs und Mineurs. Den Gouverneur ernennt 
Baden, ebenſo ven Commandanten und Artilleriedirectot, Oſterreich dagegen den Geniedirectot 
Gundesbeſchluß vom 26. März 1841). Belder. 

Beichäftigungsanftalten, ſ. Arbeitshänfer, Beflerungsanftalten, Befängniffe und 
Woblthätigkeitsanftalten. 

flag, als Arreſt, ſ. Arreſt; Beſchlag in Preßſachen, f. Preßgefep; Be— 
ſchlag als Executionsmittel, ſ. Vollziebung. 

Be ahme der Briefe und der Bapiere, Briefgeheimniß und Ver— 
legung deſſelben von Privatperfonen und als Mittel ver Gerichte, der ges 
beimen Bolizei und ber Diplomatie. Briefliger Verkehr und Briefge- 
beimniß. — Beſchlagnahme der Briefe und bee Papiere und Brieferbrehung Haben Vieles 
miteinander gemeinſchaftlich. WIS-Offentliche Maßregeln find beide dem Alterthum, insbeſon⸗ 
dere dem Römifchen Recht und ebenfo unſerm frühern Deutſchen Recht fremd. Sie wurden erſt 
fpät in unferer neuern Zeit, und zwar zum großen Theil durch gleiche Beranlaffungen ausge 
bildet. Die Hauptgefichtöpunfte für ihre Beurtheilung find ebenfalls gemeinfchaftlih. Deshalb 
behandeln wir fie, um Wiederholung zu vermeiden, zufammen in diefem Collectivartifel. 

Daß das Roͤmiſche und das frühere Deutfche Recht die Beſchlagnahme ver Briefe und Pa— 
piere, als gerichtliche Maßregeln, nicht kannte, dies ergibt und erklärt ſich ſchon daraus, daß 


1) Bergl. &. v. Meyer, „Gtaatsacten“, IE, 167, ſowie befielben „Corp. confoed. germ.‘, I, 93, 
und „Beneraltece der franffurter Territorialcommiffion“ vom 20. Zuli 1819, Art. 6 15—23, 33 
Rh Ar geme: Klüber, „Duellenfammlung zu dem Öffentlichen Recht des Deutichen Bundes’‘ 
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in dem Anklageverfahren dir Alten und unſerer deutſchen Vorfahren der Privatankläger die 
Beweiſe der Schuld zu liefern hatte, wodurch alle Verletzungen gegen den Angeſchuldigten, wie 
fle ver inquiſitoriſche Proceß leider mit ſtets wechſelnder Schonungsloſigkeit und richterlicher 
Despotie ausbildete, ganz ausgeſchloſſen waren. Sodann aber gehören die Poſten, der durch fie 
vermehrte briefliche Verkehr, ferner die regelmäßige und eiferfüchtige Verbindung und gegen⸗ 
feitige Bewachung der Regierungen, bie ſtehenden Geſandtſchaften und ein Spionirfgftem ver⸗ 
mittelft verfelben, ſodann die Druckerpreſſe und die dadurch entflandene Vermehrung und er- 
hoͤhte Wichtigkeit von Papieren, endlich auch die Furcht vor Revokutionen, Verſchwoͤrungen, 

ieheimen Gefellſchaften oder demagogifchen Umtrieben und die geheime Polizei — lauter Im: 
fände, welche zu jenen beiden Maßregeln reizten — im Weſentlichen der neuern. Zeit an. Ends 
Üidh ift es nicht zu leugnen, daß bei den Römern und unfern deutſchen Vorfahren vie perſon⸗ 
lichen Freiheitsrechte ver Bürger, felbft gegenüber der Staatsgewalt und ihrer ſtrafrechtlichen 
Verfolgung, ungleich) heiliger geachtet wurden als zum Theil von unferer neuern Bolitif. Jetzt 
foll nur zu oft der angeblich gute Zweck jedes Mittel heiligen, und ein einzelner Zweck wird jegt 
oft bis zur Verlegung aller übrigen, bis zur Zerflörung aller Freiheit der Bürger und ihrer 
heiligften Afyle in fhonungslofer Folgerichtigkeit und Einſeitigkeit durchgeführt. Selbſt in ſchon 
ehr verdorbener Zeit achteten doch die roͤmiſchen Juriſten die Rechtsgrundſaätze fo fehr, daß, 
wenn auch die tyranniſche Gewalt im Leben fih nicht durd fie binden ließ, doc das Recht und 
das Geſetz ie noch mit Strenge feftgielt. Der altrömifche, ver altdeutſche Grundſatz, daß des 
Bürgers aus, daß der Altar feiner Hausgottheit fein Heiligthum und feine Burg fei, die hohe 
Würde und die volle Freiheit des Bürgers und freien Mannes !), ſowie die alte Irene, Alles 
dieſes mußte jhon ven Hausſuchungen und vollends der gehäffigften von allen Hausfudjungen, 
der Durchſuchung der Papiere und ber liſtigen oder gewaltſamen Iuquifltion der geheimften 
und vertraulichften Gedanken im Wege ftehen. 2) Auch ſind fie dem Rechte ver freien Briten, ba 
dieſe überhaupt von allen Völkern Europas am meiften die hohe Achtung der verfönlichen Frei⸗ 
heit der Bürger und bie Öffentliche Treue bewahrten, fremd geblieben. Noch gilt gegen fie des 
Briten flolzer Orundfag: „Mein Haus if meine Burg”, und das Briefgeheimniß ift in Eng⸗ 
land fo ſtreng gefihert, daß der Strang dem Poftbeamten, welcher es verlegt, bevorſteht, und 
daß, was das Wichtigſte ift, feine Berufung auf irgendeinen hoͤhern Befehl ihn davon befreit. ?) 
Bei den übrigen neuern europäifchen Völkern dagegen Kat man oft fehr große Klagen über 
beide Maßregeln und ihre hoͤchſt verletzende Anwendung vernommen, und zwar zuerft über bie 
Erbrechung einzelner Briefe, theil® ais diplomatiſche Maßregel gegen frembe Regierungen und 
ihre Gefandten, teils als polizeiliche Maßregel gegen Unterthanen, theils endlich fpäter als an= 
gebliches criminalrechtliches Inquiſitionsmittel. Zwar wurbe noch in den frühern Jahrhunder⸗ 
ten unferer neuern Zeit die Heiligkeit des Brieffiegels in viel höherm Grade anerkannt als 
fpäter. Dieſes fieht man ſchon daraus, daß hie Wahlcapitulation von 1690 an im Art. 29, 
$. 2. die treue Bewahrung, ded Briefgeheimniffes auf allen deutſchen Voften fogar ald eine 
Reichöverfaffungsbeftimmung verbürgte. Auch zeigte der langwierige und ſehr auögebehnte, 
zulegt doch noch mit einem Kriege endigenve Sphriftwedfel, welcher 1593 zwiſchen dem Lands 
grafen Philipp von Heſſen und,dem Herzog Heinrich dem Jüngeren von Braunſchweig-Lüne⸗ 
burg und zwifchen vielen andern deutſchen Fürſten dadurch entfland, daß ver Landgraf einen 
Brief von dem Herzog erbrochen hatte, deutlich genug die damalige allgemeine hohe Anerken⸗ 
nung dieſer Heiligfeit.*) Der Landgraf geſtand felbft: zu, daß die Erbrechung eines anver- 
trauten Briefed dad Verbrechen und die Strafe der Fälſchung begründe; daß auch außerben in 
der Regel die Erbrechung von Briefſchaften einer fremden Regierung ein Brud.ded Voͤlker⸗ 
rechts fei. Er entſchuldigte fh nur hier damit, daß er in dem Briefe feined Gegners, des Her⸗ 
3998, weil beffen Serretär unter der lügenhaften. MasEe eines markgräflichen Dieners zu ihm 
gekommen fei, eine feinbfelige Maßregel gegen.ihn gefürchtet habe. Er, der Proteſtant, gegen: 


1) „Majores nostri in quocunque civium summum esse voluerunt“, fagt Blinius. 

2) „Quid.est sanctius, quid omni religione munitius, quam domus unius cujusque ci- 
vium ”, ſo ſpricht mit Begeifterung Cicero (Pro domo, 41) von dem Hansfrieben; ben auch die ſpätern 
romiſchen Gefege noch fehr heiligten. ©. 55 L. 18 De in jus voc. L. 23 De injur. Ihn heiligt 
vollends auc das Deutfche Recht. S. z. B. Kaiſerrecht, IV, 16. Berg. auch Mittermaier, „Das 
deutfche Strafverfahren“, $. 61 und 62. 

3) Auch das alte Franzofiſche Recht fegte Todesſtrafe anf Beruutrenung durch Poſtbediente. Vergl. 
Dareau, „Trait€ deg injures par Fournel” (Paris 1785), I, 91; Weber, „Über Injurien”, I, 104 

4) ©. den ganzen Schriftwechfel in Hortleber, „Handlungen und Ausſchreiben von ben Urſachen 
des deutfchen Kriegs Karl's V. wider ben Schmalfalbiichen Bund“ (Gotha 1645), VI, 891 fg. _ 
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Ser den Freunden des Papſtes, wies nebenbei auf bie in Italien in dieſer Beziehung ausge- 
übten Verlegungen hin. Mit feiner ganzen Energie hatte kurz vorher Luther in feiner Schrift: 
„Bon heimilichen und geftohlenen Briefen, ſampt einem Pfalm, auögeleget wider Herzog Georg 
zu Sachſen, 1528" (,‚Werke”, meißener Ausgabe, 1661, IV, 628 fg.) die unbedingte-Heiligkeit 
des Brieigeheimniffes vertheidigt. Und die erfte Beſchwerde in Guftav Adolf's Kriegserklärung 
gegen ven Kaifer (1630) war die, daß ihm der Kaiſer einen Brief an ven Fürften von Sieben= 
bürgen „wider allev Völker Recht und Gewohnheit” erhrochen habe.°) Auch erklärten alle 
Juriften das Erbrechen fremder Briefe und ben Vebrauch und die Mittheilung der darin ent: 
Haltenen Nachrichten für ſchwere Verbrechen. Thomas Höpping „De sigiller. Jur.“ (Nürnberg 
1642), c. 14, 6.39 fg., erklärte e8 für eine Rechtskränkung, ſowol gegen ven beftimmten Em- 
pfänger ald gegen den Brieffteller; für ein Verbrechen gegen göttlihe und menſchliche Orfege, 
gegen bürgerliches und Völkerreht; für eine Verlegung aller geſellſchaftlichen Verhältniffe. 
Das Auffangen des fremden Briefed müffe als Diebitahl ober Unterſchlagung, und jeglicher 
Gebrauch ſeines Inhalts als das Verbrechen der Fälſchung geſtraft werden. Kreß in ſeinem 
Commentar zur Carolina, Art. 113, S. 324, hielt Stäupung mit Landesverweiſung für Die 
angemeffene Strafe der Brieferbrechung, und Hommel („Observ.“, 321), ver ſich hierauf beruft, 
findet indbefondere die in den römifchen Gefegen auf die unbefugte Teftanentseröffnung eines 
Andern geſetzte ſchwere Strafe der Fälſchung (nad) ver L. 38, $. 7—9 de poen.) anwendbar, 
auch wenn gar fein Schaden aus diefer Verlegung ver allgemeinen Treue und Sicherheit er- 
folgt fei. Er fügt aber hinzu: „Doch iſt die Erbrechung fremder Briefe noch ſchwerer ſtrafbar 
+ als Faͤlſchung und ſcheint mir fo nahe dem Diebftahl zu ftehen, daß ich fie einen Diebftahl frem⸗ 
der Geheimniffe nennen möchte, melden jeder renlihe und achtbare Mann verabſcheuen wird.‘ 
Tittmann in feinem „Handbuch des Strafrechtd", 6.525, findet alsdann, wenn der Inhalt frem⸗ 
- der Briefe mitgetheilt, oder wenn fie ald unverlegt übergeben wurben, oder wenn jie ganz unter⸗ 
ſchlagen wurben, ſchwere Strafen des Betrugs anwendbar. Einſtimmig verneinen zugleid bie 
Rechtslehrer jede Befugniß des Fürſten, Briefe zu erbrechen. Nur dann, wenn überhaupt alles 
Reit aufhört, in wahren Nothfällen für die Eriftenz der Regierung und des Staats, oder als 
Kriegsmaßregel yegen den Feind finden fie es zuläffig. ©) 

Die faft allgemeine Demoralifation infolge des Dreißigjährigen Krieged und vorzüglich 
vie des frivolen und verborbenen Hofes von Ludwig XIV. bewirkte indeß in Bezichung auf die 
Brieferbrechungen ver Regierungen, ſowol gegen fremde Staaten und ihre Geſandten wie gegen 
die eigenen Uinterthanen, eine fehr verbreitete höchſt bedauerliche Leichtfertigfeit, ja oft Scham= 
Iofigfeit. Eine hoͤchſt merkwürdige Druckſchrift eines kurſächſiſchen Hofraths v. Siepmann 
über jeine eigene vieljährige Ausübung des ſchändlichen Geſchäfts der Brieferbrehung im 
Dienfte des bekannten Minifters Grafen Brühl hat Schlözer in feinen „Staatsanzeigen‘, 
Heft 62, S. 129—163, unter der Aufſchrift: „Despotenlohn für geheime Expeditionen‘, mitz 
getheilt. Unter Anderm mußte der unwürdige Mann, um den Anhängern von Stanislaus, 
unter dem polnifchen Adel, nachzuſpüren, mit dem polnifhen Generalfronpoftmeifter die Zu: 
fendung aller abgehenden und einkommenden Briefe verabreden und nun poittägli die ganze 
Nacht und einen großen Theil des Tages mit. Erbrechung, Durchficht und neuem Verſchluß der 
Briefe zubringen. Eine zeitlang mußte ihm aud) der Poftmeifter in Lublin eine Wohnung in 
feinem Haufe einräumen, um bort durch dus Erbrechen aller Briefe einer Verſchwörung auf 
die Spur zu fommen. Gin Jube ſtach die Siegel nad, was vorzüglich bei den Siegeln einiger 
polnifcher Großen früher nicht fo gut hatte glüden wollen. Doch wurde trog aller Mühe nichts 
entdedt. Später mußten, um alle Depefchen des preußifchen Hofes an feine Geſandtſchaft in 
Warſchau und alle unter dem Siegel des Geſandten abgehenven Briefe erbrechen zu Eönnen, 
deſſen Geſandtſchaftsſecretär, der Schreiber und der Koch beftodhen werden. Wurde man ar 
demfelben Poſttage nicht fertig, fo wurde in den Briefen und Antworten dad Datum geänvert. 
Ebenſo erhielt der Voftmeifter in Großenhain den Beichl, gleich bei der Ankunft der Voſt das 
berliner Briefpadet zu erbrechen und die an den preußiſchen Gefandten in Dredden gerichteren 

Briefe durch Stafette an Siepmann vorauszufchiden, der fie dann, noch vor den Ausgeben der 





5) Joh. Loccenii Rer. Suecic. I, VIII, 363. 

6) Hertius, „De commeatu litterarum' (Biegen 1680), &. 4. Eine ganze Reihe von Schrif: 
ten aus dem 17. und 18. Jahrhundert, welche diefe Grundſätze vertheidigen, führt Riemann an, in feir 
wer vortreff ichen Abhandlung: „Unverteglichfeit des Brieffiegels, ein weſentiicher Artikel jedes Bers 
fafjungevertrags“, in den „Kieler Btätturn “, V, 124. - 
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berllaer Voſt, dem Obetvoſtbirector zurädfiefern mußte. Da aber gleich anfangs vrelfach auf 
ſeiche Weiſe verſiegelte Briefe ſich fanden, daß die Verlegung alcht verhüllt werben konnte, fo 
wurde ein Baron Scheel mit Hauptmannecharalter angeflellt, um fie neu zu ſchreiben. Als ſpä⸗ 
ter vie Briefe in EhHiffern ankamen, wurbe ber Kammerdiener des Geſandten beftocken und von 
dem Hofſchloſſer Rahfglüffel zu dem Schreibtifche des Brfandten gefertigt und fo ver Schlüffel 
wer Chiffern geftohlen. Doch Hatte fih der Graf Brühl im Geſpräche rückfichtlich des Inhalts 
Der Depefchen verrathen. Da erhielt der Geſandte neue Ehiffern, die er beffer verwahrte, ber 
Kemmerdiener entwic und der Baron verſchwand, ohne daß man jemals erfuhr wohin. Hier⸗ 
auf mußte Siepmann auch eine längere Zeit die Briefe vieler ſaͤchſiſchen Offiziere erbrechen, 
weil ſich viele durch Unzufriebenheit wegen rückſtaͤndigen Soldes verdächtig gemacht hatten. Der 
Graf Brühl aber, der bekanntlich mit allen feinen Ränten feinem Hofe und Lande fein Heil 
brachte, ſchwebte in beflänbiger Furcht der Entdeckung feiner Unwürdigkeiten und belohnte 
Seren v. Siepmann dadurch, daß er fich deſſen fämmtlicher Papiere bemächtigte. Ähnliches, jum 
Theil aber noch Ürgered als dieſer arme Sünder von fich felbft, berichtet Flaffan (in feiner 
„Histoire de la diplomatie frang.‘, 5.8. IV, 4, 55, 295; V, 10, 47; VI, 513, 581; VII, 149 
fg). Ex liefert hier viele Züge ſchaͤndlicher Cabinetspolitik, welde durch Erbrechungen der 
Gorrefpondenzen fremder und befreundeter Fürſten und ihrer Gefandten, durch Beſtechung ihrer 
Beamten und Hausdiener, durch Aufreizung ihrer Unterthanen zur Empdrung und zu Ans 
zettelungen von Parteien und von Verſchwörungen die auswärtigen Angelegenheiten vernial: _ 
tete. Gr ſchildert bie nichtswürdigſten, auf Hofintriguen, Gigennug und Willkür, Lift und 
Surcht und auf ein allgemeines Spionirs und Brieferbregungsfoftem geſtühten -Maitreflen- 
und Günftlingeregierungen, welche durch bie geheime Pollzei die innen Staatdangelegenheiten 
zu leiten ſuchten. Das hieß man regieren, und für fo unwürbige Aufgaben der Staatsweisheit 
glaubte man die Staatögelver verſchwenden zu dürfen. 

Vorzuglich Frankreich ſtand Hier voran und nimmt mit Recht in ver Geſchichte dieſer Ma⸗ 
texie die Hauptrolle ein. So ſuchte 3. B. Barillon durch Aufreizung und Beftehungen 1679 
amp 1680 gegen die englifche, fo Düverney in Ungarn gegen die bſterreichiſche Regierung zu wir⸗ 
ten, und noch 1765 verſchwendete Breteuil allein für die Leitung der Wahlen in Schweden 
wurd Beſtechung 1,830,000 2., und zwar ohne Erfolg. Ludwig XIV. vorzüglich und fpäter 
der Regent bilbeten diefe ganze Politik zu einem foͤrmlichen Syſteme aus. Ste verſchwendeten 
ungeheure Summen für das Syſtem ver Brieferbrehung, der Spionerie, der Beſtechung, ver 
Beftechungen felb der Minifter, der Maitreffen und ver Fürften. Eine ſpecielle Rechnung bed 
franzoͤſiſchen Geſandten in Wien, Marſchalls Herzog von Nicelien, führt z.B. in dem einen 
Sabre 1726 große Summen auf für Boften, wie die folgenden: „An einen Secretär für vie 
Auskunft über die Briefe und Stafetten u. ſ. w.; an einen Ingenieur für die Plane von den 
vornehmfien Feſtungen; monatliher Sol an einen Entzifferer des Öfterreichiichen Cabinets; 
an venfelben für die Chiffern des kaiſerlichen Minifters; an einen Kriegsſecretär für vie Nach⸗ 
richten über die Truppen; Miethe für eine Heine Wohnung außer ber Stabt zur Zufammenfunft 
mit den Entzifferern und Emifleren; an den Faiferlihen Portier für Nachrichten von ben ge⸗ 
heimen Aubienzen; Gefchenke an die regierende Kaiſerin und ihre Favorite.” Wenn nım au 
auf eine kurze Zeit die zuerſt ausgebildete franzöfifche Meifterfchaft in Betrug und Frechheit ein⸗ 
zelne Vorteile errang, fo flelen dieſe doch bald wieber himweg. Der öfterreichifhe Botſchafter in 
Betereburg, de Mercy, benachrichtigte einſtmals den Fürften Kaunig, der franzöflfhe Botſchaf⸗ 
ser in Wien, Brinz Rohan, müfle über vie Schläffel zu feinem Schreibtiſch gebieten, da er 
festem Hofe Auszüge aus allen Öfterreihifchen Depeſchen zuftelle. Dagegen aber machte anderer- 
feits alsbald der Prinz Rohan feinem Hofe die Anzeige, das wiener Gabinet befinde fid im 
Berg der Shlüffel zu allen verſchiedenen Chiffernſchriften ver franzöfifen Geſandtſchaften. 
Zum Beweife ſchickte ver Prinz die öfterreichifchen Abſchriften der franzöflfegen Depeſchen an 
die Gefandten zu Berlin, Münden, Dresden, Stockhoim, Peteröburg und Ronftantinopel, 
fowie dex Antworten: diefer Befandten. Es befinden ſich, fo berichtet er weiter, für das Auf- 
fangen der Briefe eigene Niederlagen, namentlich zu Lüttich, Brüffel, Frankfurt und Regend- 
Surg. Durch die verſchiedene Sufammenflellung der zwoölfhundert verabrebeten Ehiffern der 
franzäitihen Minikerialcorrefpondeng. würden die oͤſterreichiſchen Entzifferer nur kurze Belt 
aufgehalten (Flaſſan, a.a.D.). In dieſe Zeit fielen venn jene Zeichen von einer faſt ver= 
ſchwundenen Scham über ſolche Mittel, worüber der ehrliche ältere Mofer in feinem ;, Euros 
puiſchen Voͤlkerrecht“, IV, 145, Hagt: „Ein franzöfifher Ambaffadeur befam von Haus Der 
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deſchen, die aber mit vem Siegel des Hofes, wo ec ſich befand, verfiegelt waren. Er klagte 
entrüftet bei dem erſten Miniſter. Dieſer ſah die Depeſchen an und ſagte lächelnd: Wirklich! 
da muß ein Miggriff in der Kanzlei geſchehen fein. Ein anderer beſchwerte ſich ebenfalls, ſeine 
Briefe müßten mit einem nachgemachten Siegel gefiegelt fein, denn es fehle etwas im Siegel. 
8 ift wahr, fagte der Minifer, wir haben hier noch feine fo geſchickten Stempelfäneiber 
wie in Paris. So waren die theuern Früchte unwürdiger Xiften bald zerſtoͤrt. So wenig 
veichten biefelben aus, daß bekanntlich alle franzöftfhen Gefandten von den ganzen ruſſiſchen, 
preußiſchen und oͤſterreichiſchen Verhandlungen über die Theilung Polens nichts erfuhren, 
bis fie duch die Frankreich beſonders nahe angehenden Refultate der ganzen Welt befannt 
wurben. Und die unrühmliche, dem Berhältniß feiner Staatsmacht zu den andern Staaten fo 
wenig angemeffene fpätere politifhe Stellung Frankreichs, 3. B. zur Zeit des Siebenjährigen 
Krieged, gereicht jener unrühmlichen Politik wahrlich nicht zur Empfehlung. Nod weniger 
aber wird fie durch ihre Früchte in dem Innern des Landes empfohlen. Auch Hier hatten ſchon 
Ludwig XIV. und feine Minifter, "vorzüglich der ſchändliche Louvois, ungeheuern Aufwand ges 
macht, theils für ein allgemeines Spionerie= und Brieferbrehungsfyfem, überhaupt für ein 
Syfiem der geheimen Polizei, wovon jene nur Zweige waren, und melde in ver That eine 
eigene Art moberner politifger Inquiiition begründete. Sie wurbe durch eine ganze Reihe vom 
unmittelbaren Hofcommiffionen, z. B. für die Polizei, für den innen Zuftand von Paris, 
für den Buchhandel, für die Unterfuhung ver Boften (Commission inquisitoriale des postes) 
gehanbhabt.?) Allen andern Behörden, vorzüglich ven Gerichten, entzog fie, ſoviel ihr be= 
liebte, aus ihrem Wirkungskreiſe und ohne diefe verhängte fie Strafen, Verbannungen, Ge⸗ 
fängniß, Abfegung,, blos vermittelft Löniglicher oder minifterieller Eabinetöbefehle und lettras 


“de cachet. Die Sicherheit der Berfonen und des Eigenthums war zerſtört. Ein Wort, ein 


falſch berichtete® Wort, genügte zur Vernichtung eines Lebensſchickſals der Einzelnen, ver Fa⸗ 
milten. Jenes Inftitut allgemeiner Brieferbrechung betrachtete ber verborbene, im Alter noch 
tiefer gefunfene Ludwig XIV. fogar als ein befonderes Eönigliched Vergnügen. Sie verſchaffte 
aber zugleich ven Paͤchtern der Wriefpoft, den Bajot, ven Romille, denen man vie Pacht 
wohlfeil laſſen und überall dur die Finger fehen mußte, auf Koften des Landes und ded 
Publicums ungeheure Reichthümer. Sie gab felbft untern Poftbeamten und Gommis die 
WMoͤglichkeit in die Hand, durch falſche Briefauszüge zur Befriedigung eigener Privatrache ober 
gegen Lohn Anderer jeden Ehrenmann alsbald zu Grunde zu richten. Sie fegte die Miniſter, 
3. B. den ſchändlichen Louvois in den Stand, durch falfche, nad ihren Abfichten gefertigte 
"Rapporte ven König mie ihren Spielball zu leiten und durch ein wahr oder falſch berichtetes 
Wort ded Unmuths, bed Tadels über ben König, die Maitreffe oder die Regierung, ihre 
Gegner ind Verderben zu flürzen. Aber immer fteigende Verderbniß des Hofes und Landes, 
immer größere Verarmung von beiden, endlich eine gräuelvolle evolution, Morb und Sturz 
der Pöniglichen Bamilie, diefes waren die Früchte dieſes Syſtems. Denn nicht Voltaire und 
bie Encyflopädiften, fondern die äußerlich gleißenve, felbft durch erheuchelte Frömmigkeit wie 
durch Schmeichelei gegen Kunſt und Wiffenfchaft beſtechende, aber innerlich und moralifc faule 
und verpefiende Regierung Ludwig's XIV. und des Regenten, nit die Philofophie, ſondern 
dieſe ſchändliche Regierungspolitit Haben die Nevolution und vor allem ihren ſchauderhaften 
Sharafter bewirkt. Sie haben die moralifhen Grundlagen der Regierung und öffentlidden 
Ordnung, den Glauben an die Heiligkeit derſelben und an ihre Verbürgung ver Öffentlichen 
Sicherheit und des Wohlftandes, die Achtung der Treue und des Geſetzes zerſtoͤrt. Sie Haben 
benfelben Kampf des Eigennuges und Ehrgeizes, ber natürlichen Liebe für Ungebundenheit 
und Einfluß, der Lift und ver Gewalt von Seiten aller Bürger gegen vie Regierenden hervor⸗ 
gerufen, melden die Mächtigen und ihre Hanblanger früher fo lange gegen die Bürger kimpfs 
ten. Die Philofophie und frivole und revolutionäre Schriften waren theils nur Wirkungen, 
theild nur Kriegsmittel dieſes Kampfes. Ganz auf diefelbe Weife hatte ja aud im auswärts 
gen Verhältniß der Kampf der Lift und Gewalt den zulegt fiegreichen Gegenfampf mit gleichen 
Mitteln hervorgerufen. Diefes Alles — «8 lag ja offen vor — fahen auch die Männer ber 
Revolution und felbft die der Napoleonifcgen Regierung ein und ſprachen es aus. Und dennoch 
Tonnten fle, weil die Achtung der Iffentlihen Moral in Frankreich noch zu ſchwach war, ber 





D Duclos, „„Mömoires secrets sur le regne de Louis XIV et XV“; „Memoires du Maréchal 
Duc de Richelieu“, I, 107; „Memoires secrets par St.-Simon‘‘, 1,21. St..Simon überfcreibt 
dieſes Gapitel: „Esprit curieux du roi, inquisition royale des lettres de la poste.“ . ' 
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Verſuchung nit widerſtehen, gerabe die verderblichſten Marimen diefer Politik, die im fran- 
zoſiſchen Boden fo fefte Wurzeln geichlagen hatten und auf den erften Blick fo bequem und vor⸗ 
theilhaft feinen, aufs neue geltend zu machen und vor allen dadurch auch ihren Sturz und 
neue Revolutionen herbeizuführen. 

Merkwürbig find die Selbſtbekenntniſſe ver franzoͤſiſchen Staatsmänner in Beziehung auf 
jene verkehrte Politik. „Wollten nur”, fo ſchreibt unter Anderm ſchon der Graf Vergennes 
am 25. April 1775 an den damaligen franzoͤſiſchen Botſchafter Breteuil in Wien, „wollten 
nur alle Mächte über die Nichtigkeit der Ränke in ver Politik fi aufklären, fo würde die Welt 
beffer vegiert, die Minifter würden weniger geplagt werben und die Menſchheit würde bie 
Berirrungen und Rafereien des Ehrgeizes weniger zu befeufzen haben. Es hat noch nicht bad 
Anſehen, als wäre man bort, wo Sie fid befinden, davon geheilt oder wuͤnſche es zu fein. 
Zeigen wir und in einer Achtung gebietenden Stellung, und man wird und achten.“ 8) Neder 
In feinem Werke über die franzöfifche Finanzverwaltung (II, 351) hebt den großen Koſtenpunkt 
und die Verirrungen, zu welchen diefe „zu tief ſpähenden Blicke des Souveräns“ führen, das 
Unbehaglie wie die Trüglicfeit folder Kundſchaft und die Unwürdigkeit ihrer Anwendung 
hervor. Sieyes macht in feinem Entwurfe der Rechte des Menſchen und Staatsbürgers die 
Unverleglichfeit des Briefgeheimnifles zum Verfaffungsartifel.%) Die Nationalverfammlung 
heiligte fie in ihren Decreten und veroronete, „das Briefgeheimniß dürfe unter keinerlei Vor— 
wand geftänft werben”. 10) Daß fpäter überhaupt kein Gefeg galt, ift befannt. Als Rapo- 
leon die Herrſchaft ver Republikaner geftürzt Hatte, da ließ er, im Anfange feines Gonfulatd 
ven Binanzminifter Gaudin an den Gentralcommiffar der Poft ſchreiben und das Schreiben 
Öffentlich bekannt machen: „Die Regierung hat eine neulich durch Givilautoritäten verfügte 
Verlegung der Helligkeit ver Briefe fehr gemisbilligt und hat erklärt, daß fie künftig gegen 
Seven, der fich dergleichen erlauben würde, nad aller Strenge der Geſetze verfahren will. 
Den Poſtdirectoren muß ausdrücklich verboten werden, Eeinem Befehle zu gehorchen, der bie 
ihrer Rechtſchaffenheit anvertraute Dienfttreue gefährden Eönnte. Sollte der Ball eintreten, 
daß man fle mit Gewalt dazu zwingen wollte, fo haben fie einen Verbalproceß darüber aufzu= 
fegen und einzufenden. Die Regierung wird unerbittli gegen eine Art von Verbrechen fein, 
welches nur Zeiten angehören konnte, deren Rüdkfehr die gegenwärtige Rage ber Regierung nicht 
befürchten läßt.” Was fpäter erfolgte, das ganze empdrende Syſtem Napoleonifher geheimer 
Bolizei und der von ihm erneuerten politifhen Inquifition find ebenfo bekannt wie fein Sturz 
und wie feine durch ähnliche Fehler der Reftaurationsregierung bewirkte Wievereinfegung. 71) 


8) Slaflan, a. a. D., VII, 443. 
9) Sieyis, „Politifche Schriften‘, I, 453. 

10) Collect. g&n. des decr. rendues par YA. N., I, 183. 2 

11) Ein Freund fügt Hinzu: „Napoleon rühmte nn auf St.» Helena, wie er die Berichte der Ges 
fanbten meift aus deren zur PoR gegebenen Schreiben gefannt, ba nur wenige Regierungen eigene Aus 
riere fendeten. Alle Geheimfchriften habe man entziffert und in biefem Gefchäfte eine folche Gert keit 
erlangt, daß das Auffinden des Schläffele bei neuen Chiffern in ber Regel nur noch ganz Furze Zeit in 
Auſpruch nahm. Rapoleon fügte Hinzu, wie tn bie Schmeicheleien fo vieler Gefandten, deren ganz ans 
ders lautende Berichte er oft furz vor diefer oder jener Speichelleckerei gelefen, eine wahre Verachtung 
haͤtten einſldßen müffen. (Daß feine eigene fchänbliche Taufchung bes Vertrauens auch Verachtung er⸗ 
— ar Fr fiel ihm nicht ein.) Was haben ihm aber, muß man fragen, alle biefe Dinge 

ei genagt?" 

„Das nach den Befreiungsfriegen zur Herrſchaft gelangte Reactionsfoftem — in fo vielfacher Hinficht 
eine Nachbildung des Napolemifchen — Be aus der bezeichneten Mittel nicht —— — zu En 
Je unnatürlicher die Verhäftnifie und Suflände, in beflo ausgebehnterm Umfange machte man von fols 
den Mitteln Gebrauch. Biele Theile Deutſchlands haben in diefer Beziehung Erfahrungen gemacht, 
Sanz beſonders aber wurden bie Polizeifünfte in Italien geübt. Dort war eigentlich Niemand de vor 
denfelben. Eine Polizei beobachtete insgeheim bie andere. Eelöft die höhern Borlände ließen fi} gegene 
feitig Briefe auffangen und erbrechen, und als Mailand im Jahre 1848 nach feinem fünftägigen Kampfe 
von Rabepfy’s Truppen geräumt war, fanden bie Infurgenten bei bem Boftbirertor die nachgemachten 
Siegel fo ziemlich aller auch der ganz hoken Behörben, deren Correſpondenz alfo fo wenig ſicher war 
als die bed Geringften. Vieles enthält das (freilich wol nicht überall kritiſche) Werf «Carte segrete 
della —5 — ausiriaca in Italia» (4 Bde., Capolago 1851). Selbſt in dem auf bie Freiheitsrechte 
feiner Bürger im Allgemeinen mit beftem Grunde fo Rotzen England konnte doch gegen Anfang ber vier- 

iger Jahre die heimliche Brieſerbrechung (gegen Ausländer) einzuſchmu— gein verfucht werden. Kaum 
je aber Mazzini's Schlauheit dieſen Misbraud; entdedtt, als fich ein ri her Sturm des Unmwillens in 
der britifchen Nation erhob, daß man wol annehmen darf, dort nun bavor ſicher zu Kai — Und in der 
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Nach dem Sturze hatteeder ſchlaue Jouche gefhrieben!2): „Die Verletzung bes Briefigeheim- 
niffes iſt gehäffig und unnüg, ſobald fie befannt if. Sie warb von befcgränften Möpfen 
erſonnen, die von ben Mitteln, welde fie vorfhlagen, ven Wirkungekreis nicht zu berech⸗ 





That — fo fügen wir den Morten bes Freundes hinzu — nur das erwadhte lebendige Rechtohewuhelein 
der Nation, welches unwiderſtehlich bie Hände der Gewalthabenden wie ber Bürger vom ſchaͤndiichen 
affgemein verabfcheuten Frevei zurüdhält, nur dieſes, nicht die Gefegesworte find flarf genug, bie flarfen 
Berfuchungen ber Bürger, welche ihr Vaterland für uyterbrüdtt, und der Regierenden, eis bie öffenis 
liche Orbnung für bebroht anfehen, ebenfo wol von ſchändlichen Befreiungs > al6 von ſchaͤndlichen Uxters 
brädungsmitteln abzuhalten. Solches lebendige Rechtögefühl wird aber nur in dem Maße allgemein 
lebendig und wirffam, als das nationale Recht, als bie Freiheit, ähnlich wie in England, wer 
den. Elan, je aber diefe nicht al6 gleich wefentlih und heilig gelten wie bie Orbnung umb 
die Gewalt, Kr je werben jene doppelten Berfuchungen fliegen und ihre betrübenden Erfceinui im 
tragifchen Wechfeiſpiele fich befämpfen. Solange werben bie von der Verſuchung Übertwältigten in lei⸗ 
den chaftlicher Berblendung nt das Unrecht auf der aubern Seite fehen und biefes bis zum emblicgen 
umſturz durch gefleigertes eigenes Unrecht ebenfalls gefteigert neu hervorrufen. Dftmals ſchon fahen 
wir ja ſolchen unfeligen Kreislauf, welcher natürlich bei dem lebhafteften europäifchen Volle am lebhaftes 
ſten hervorteitt. Aufs neuc überrafchte ung dabei auch jegt wieder bie Bartnädigteit jener doppelten Bers 
biendung. Daß meuchlerifcher Mord, welcher die erfte Grundlage fittlicher Menſchengeſeliſchaft, dies 
jeuige, auf welche alle Freiheit und Staatsorbnung felbft erfi gegründet werden können, frevelım angreift, 
unbedingt fchenglich, und nach aller Erfahrung zur Bewirtung ber Freiheit völfig untanglich if. {a def 
er ber Sreigeit überall taufend mal mehr fchabet, als ihre erbittertien Gegner es ohne den Wahnfıun 
ſolcher Freiheitsfreunde je vermöchten,, davon wollen der verwirrte Berfiand und das verbunfelte füttliche 
Gefuͤhl diefer Verbiendeten fich niemals überzeugen, Muß man fid) aber nicht auch über die Verblens 
bung ber Orbnungsvertheibiger wundern, welche es ebenfo blind verfennen, daß für gefittete Bölfer bie 
Brelbeit gerade cbenfo mefentlich und Heilig ift als bie Orbnung, und daß fle ebenfo die unentbehrlii 
Grundlage und Lebensfraft der Ordnimg felbft bilbet, wie bie Drbaung.die ber Freiheit. Glauben 
ja fogar uns überreben zu fönnen, alle Geſchichte, namentlich auch bie englifche, beweife aufjedem Blatie 
daß, folange einzelne darteien eine andere Regierung wünfchten, bie Freiheit durch Ausnahmögefi 
unterbrüdt werden müfle, und ferner: daß ein politifches Syflem, wie das gegenwärtige franzöftfche, nit 
zeactionär fei und zu viel Freiheit, zu wenig Repreffton gewährte; ja daß vollende jenes Scheinſyfiem von 
Beltsfreigeit, welches einft der genialfte aller Tyrannen zu ihrer Unterbrüdung erfand, daß ſolches Sy- 
ſtem foger nach bebeutender neuer Beichränfung der Freiheitereſte und, mach fehr vermehtter Reprefs 
fion, eine der heutigen Givilifation und den Grunbfägen von 1789 völlig entfprechenbe freie 

bitbe. Der große Oranier aber regierte Englamı bei englifi jarlaments« und Bolfsfreiheit, ohne 


ten und fie anfeinbeten, ja obgleich der noch lebende frühere König und mit ihm der mächtigfte Herrſcher 
Europas mit großer Kriegemacht zu Land und zur See, mit immer neuen Landungsverjuchen immer 
neue revolutionäre und meuchelmörberifche Empörungen in allen drei englifchen Königreicden unterftäg« 
ten. Auch unter Wilhelm’s Nachfolgern beftanven noch lange ihnen feinbfelige und ofen die Recdhtmäßigs 
keit der abgefepten Königsfamilie anerfennende Parteien, und doch beſtand zugleich Die bewunderte volle 
tommene englifche Barlaments+ und Bolfe: nnd Preffreipeit ununterbrüdkt. Und in dem durch Revos 
Iution geſchaffenen neuen Königreich Belgien, wo ebenfalls franzöftich und holländifch und republikaniſch 
Sefinnte ihre Gefinnungen nicht verhehlten, auch hier hat der newe meifterliche Herrfcher nicht minder 
in allen ihren Theilen die vollfommen freiefte Berfaflung, die größte Parlaments: und Preßfreiheit oßme 
jedes Ausnahmsgefep erhalten. Jene 1789 in der ruhmvollfien Zeit der franzöflichen Nation mit Bes 
eifterung verfündeten und von Europa mit Begeifterug veruommenen Grundtäße, diefe wahrlich ent 
hielten doch volltommene Parlaments: und Prebfreiheit als ihre, als der Freiheit weſentlichſten Beftand⸗ 
teile und Orunblagen. Wir ſprechen Hier iediglich geſchichtiich Wir unterfnchen ganz um gar nick, 
ob die franzöftfche Nation ber Freiheit würdig, ah und bebürftig fei, was ihr au fo beietigende und 
übermüthige Weife viele englifche Zeitungen abiprecgen wollen. ir erörtern nicht, ob fle in Wahr⸗ 
it die tglehung der damals proclamirten Nationalfreiheit wünfche, oder ob fle diefe Entziehung vers 
lee, ob fle vielleicht mehr noch als die Entziehung felbft. die Zumuthung befchäme, wit erzwungenem 
Slillſchweigen · vor Europa bie erung als bie thrige proclamirt zu fehen, „ihr jegiger politiſcer 3 
fand fei die Verwirklichung ihrer — "St 1789, und felbft fchon eine Wunfchäugerung nad; voll- 
kommenerer Berwirflihung, eine anbere Wunſchaͤußerung als bes Kaiſers langes Lehen, verdiene die 
Unterbrüdung der wünfchenden Zeitung”. Gern überlaffen wir Alles diefes unfern Racıbaru jenfeit des 
Rhein. Sie haben felbft zuzufehen und zu urteilen, was igrer Ehre und ihrem Wohl fremmt. Aber 
wenn alle Welt getäufcht werden fol, dann bat alle Welt fchon an ſich das Recht zu fagen, daß fie fo 
dumm nicht fei, k täufchen zu laſſen. Sie hat das Recht, die allgemeinen Hifsrifihen und pol 
Wahrheiten, die für uns Alle nötig und wohlthätig find, gegen falſche Auffaffungen zu verteidigen. 
Bir Alle, die wir täglich aufs neue, hier durch Die und lei der Verſchwörer, dort barch die 
der Reaction, in jenen unfgligen Kreislauf zwiichen Rabicalismus und Despotismus hereingezogen wer 
ven er wir haben bas Redyt dahin zu arbeiten, daß uns endlich Wahrheit und Gerecktigfeit von beis 
ſe. 


19) Correspondence du Duc d'oOtrante“, 1,29. 
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nen wiſſen.“ Nach der Wiedereinfegung erließ am 2. Mai 1815 Garnet, ald Minifter des 
Innern, an alle Bräfecten folgendes merkwüͤrdige Circularſchreiben: „Ih bin benachrich⸗ 
tigt, daß in verſchiedenen Theilen des Reiches das Geheimniß des Briefwechſels durch Beauf- 
tragte dev Verwaltung verlegt worden. Wer kann zu ſolchen Maßregeln Befugniß gegeben 
haben? Wollen die Urheber berfelben fagen, daß fle der Regierung zu dienen münfchten? Gin 
foldges Berfahren in die Berwaltung einführen, Heißt nicht dem Kaifer dienen, fonbern ihn 
verleumden. Gr verlangt nicht, fondern er verwirft die Hulbigung eined Dienſtes, ber von 
den Geſetzen gemisbilligt wird. Haben nicht die Geſetze feit 1789 einftimmig erflärt, daß pas 
Geheimniß ver Briefe unverleglich fei? All unfer Iinglü in den verſchiedenen Zeiten ber Mes 
volntion rührte nur von dem Brucd ber Grundſätze ber. Es ift alio Zeit, folgen Kunſt⸗ 
griffen zu entfagen. Sie werben ſonach mit ver äußerften Strenge des Geſetzes biefe Ber: 
legungen des heiligften Rechtes jenes Mannes in der Gefellfgaft verfolgen! Die Gedanken 
eines franzdilfchen Bürgers müffen fo frei fein wie feine Berfon.” 

Die Erfahrung hatte alfo ſicher Srankreih gemacht, unverwerflicde Zeugen ſprachen 28 fo= 
eben aus, daß nicht auf Xift und Treubruch und Gewalt, fondern auf der moraliſchen Grund⸗ 
lage ver Wahrheit und Treue, des offenen Rechts und der Kreiheit und ihrer unverbrüdliden 
Achtung die Sicherheit des Throns und der öffentlichen Orpnung berube. Aber freilich gehört 
bei Menſchen noch etwas mehr dazu als die Cinſicht, daß das Rechte gut ſei. Sie müflen, 
um den Beriuhungen e8 zu verlegen widerſtehen zu fünnen, auch das Rechte innerlich achten 
und dazu erzogen fein, und das geht bei den Nationen langfam. Ob wol dieſe Achtung ſchon 
in Napoleon und feinen Männern gelegt hatte? In Branfrei haben in den zwei Berio- 
den ber Neftaurationsregierung die Volizeimittel, die ſchwarzen Gabinete, die Agens provo- 
cateurs und endlich die Unterftügung politifger Heuchelei durch die religlöfe, den Thron nicht 
befeſtigt, fondern abermals untergraben. Die „Estafette‘ vom 18. Nov. 1835 ernewerte bie 
befannten Klagen, daß aud noch nach der Julirevolution frühere unmoraliſche und demora⸗ 
liſirende Marimen ver Verwaltung herrſchten. Sie fügt wörtlich Hinzu: „Nichts demoralifirt 
mehr eine Nation als die politifhe Heuchelei. Der Wechſel ver Ehrenftellien und Glücksgüter 
unb der gefelligaftlihen Gewalt, blos durch Hof: und Miniftergunft, verdirbt ebenfo fehr 
Diejenigen, wel: fie erwerben, ald Die, welche geftürzt werben. Dieie Maffe von Menſchen 
auf der Öffentlihen Bühne , welche dik Orundfäge verleugnen, bie fie früher bekannten, welche 
Gewiſſen und Ehre für die Befriedigung ihres Ehrgeizes und ihrer Begierven verfaufen, bie 
jegt offen diejenigen verfolgen, die fie früher Öffentlich priefen, und melde die Bürgfchaften 
der Gefege und der Öffentlihen Gewalt zu Verfolgungsmitteln verkehren, die feilen Schrift: 


ſteller mit ſtets leigenden Befolvungen, bereit, für die ihnen bargereichten VBefehungen ent: 


gegengefegte und nichtswürdige Grundfäge und Zuſtände zu rechtfertigen, ja ſelbſt fo Wider: 
finmiges, daß man ſich fragt, wen denken fie denn zu betrügen — dieſe Menſchen richten mehr 
Verwirrung in ben Geiftern an, untergraben mehr die Moral, reizen mehr zu Nichtswürdig⸗ 


keiten und Verbrechen, ald alle ſchlechte Schriften und Theaterſtücke. Zu allem viefen nun noch 


das immer fleigende uͤbergewicht der Polizei! Je mehr fie ihre Brwalt außbehnt über bie Ge— 
ſellſchaft, um fo mehr vermehren ſich die Verbrechen. Diefes erflärt ſich ſchon durch ihre 
Gewohnheit, offenbare fhimpfliche Lafter zur Verfolgung ber verborgenen anzuwenden, entz 
ſchieden nichtawũrdige Mengen, um vermuthliche Verbrecher zu entdecken, und ſich zu verei⸗ 
nigen mit allem Niederträchtigen und Grauſamen und daraus eine Gewalt zu bilden die ſich 
fo oft verberbenbringend gegen ihre Urheber, ſtets aber gegen bie Gefellfchaft erweiſt.“ 


Die Mafregel der Bapierbefhlagnahme und die gerichtliche Einfoderung von Briefen iſt 


leider in den neuen Zeiten durch die Furcht vor Revolutionen, geheimen Verſchwörungen und 
demagogiſchen Umsrieben, und durch Polizeiallianzen felbft mehrerer Länder fehr häufig und 
ſeht ausgebehnt geworben. In Frankreich ſtellte man freilich in der Revolution und auch in 
den noch jetzt gültigen Befegen würbige Grundſätze und zum Theil löbliche Beſtimmungen auf. 
Man erflärte das Haus eines jeven Bürgerd als deffen unverlegbare Freiſtätte und jede geiegs 
widrige Verlegung deſſelben, auch ſelbſt die durch die hödften Behörden, für ein criminell 
Rrafbares Verbrechen. 12) Auch beflimmen die Gefege fehr löblich, daß nur bie ordentlichen 
Gerichtsperſonen, nicht die Polizei, Hausfugungen und Papierbeſchlagnahmen vornehmen 
dürfen, und auch biefe nur in gefeglich beftimmten ſchweren Fällen und unter genau beftimm: 


a 3) onfitution vom Jahre VI, Art. 76; Befep vom 9. Juli 1794, 1, 8-11, and Code penal 
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tem geſetzlichen Formen. 1%) Gendarmerieoffiziere dürfen nur in das Haus treten, wo delis 
flagrant iſt, ober wo fie gefobert werben. 15) Aber leider haben bekanntlich die Franzöflichen 
Gerichtsbeamten überhaupt in Beziehung auf die Grade des Verdachts, den Beginn einer 
Anterfuung und der Anwendung ber freiheitbefchränfenden Maßregeln keine hinlänglig 
fihernden und genau beftimmten Grenzen, und bie Staatöprocuratur iſt zu abhängig vom den 
Miniftern und veöhalb ein zu bereitwilliges Werkzeug in politiſchen Proceffen. In Beziehung 
auf Deutfchland mußte nach vielfachen und reifen praftifhen Erfahrungen einer unferer erſten 
Griminaliften, der Geheimrath Mittermaier, Klagen ausfprehen. Rückſichtlich der non ben 
Gerichten in Griminalunterfugungen mit Befchlag belegten Briefe fagte er: „Ich darf es wol 
Öffentlich hier ausſprechen, daß in Deutſchland in dieſem Punkte oft auf eine unverantwortliche 
Weiſe gewirthſchaftet wird. Ich habe Griminalunterfuhungen in Händen gehabt, mo 300 
Briefe unterfclägen wurden. Man hatte ſich nicht begnügt, die Briefe des Inquifiten mit 
Beſchlag zu belegen, weil man glaubte, daß biefer auch feinem Bruder und biefer wieder rineu 
Freunde etwas gefchrieben haben könne. Solchergeſtalt wurden Briefe eines achtungswürdigen 
Geiftligen an den Bruder eines Verhaiteten mit Beſchlag belegt. 1%) Der unheilige Sag, 
ber Zweck Heilige die Mittel, ſcheint auch im Griminalprocefie immer mehr Anwendung zu 
finden, da fid viele Inquirenten ungefcheut jedes Mittel erlauben, um die Wahrheit zu ent- 
decken.“ 17) Liber die in neuern Zeiten häufig geworbenen Befchlagnahnıen aller Papiere 
Elagte Mittermaier im Jahre 18221%): „Sie hat nicht bloß alle Nacptheile und Einwendun- 
gen ber Hausſuchung überhaupt gegen fi, indem fie das Recht auf Häusliche Ruhe und Fries 
den fört, den Ruf des Hausbewohners auf empfindliche Weiſe verlegt und mit Profanirung 
aller Geheinniffe verbunden ift. Und es ift eben kein Zeichen des Sinnes für bürgerliche Frei⸗ 
heit, daß wir faft den Begriff des Hausfriedens verloren haben. Wer mag ed leugnen, daß 
die Bornahme einer ſolchen Hausſuchung oft Feine andere Geſtalt an ſich trägt, als wenn eine 
Bande von Räubern in eine Wohnung einbricht! Wer mag den Seelenſchmerz des Unſchul⸗ 
digen, der in feinem Innerften jich verlegt flieht, wer ven Kummer der unglüdlichen Familie 
verantworten, wer bie Folgen berechnen, bie aud einer folden Störung und Durchſuchung 
aller Geheimniſſe von Seiten unberufener und nicht immer fehr verſchwiegener Perfonen fo 
häufig herauskommen! Noch drückender aber wird die Papierbeſchlagnahme, da fie meift als 
Mittel bei Unterfuhungen wegen Staatöverbrechen und demagogiſcher Umtriebe Berfonen trifft, 
welche fi mit wiſſenſchaftlichen Arbeiten befäftigen, indem man gerade den Gelehrten vie 
Ehre erwiefen hat, fle für gefährlich zu halten. Diefe nun find meift gewohnt, mit der Feder 
in der Hand zu denken. Nach der Meinung der Inquirenten aber fommt ed darauf an, die 
verborgenften Befinnungen und Anfihten der Angeſchuldigten fenne zu lernen. So erfceint 
daher jede Unterſuchung ber Papiere ald eine Verlegung bes heiligften Rechts auf Geheimniß, 
als eine verderbliche Gedankenſpäherei, als ein unmittelbarer Zwang, die geheimften Gedan⸗ 
Een, bie Jeder nur vor Bott zu verantworten hat, heraus zu fagen. Sie wird aber auch ge⸗ 
fährlih. Sie bringt eine Menge von halbreifen und zweideutigen Gebanfen, von den inner- 
ſten Geſinnungen, von bloßen Aufwallungen, von fremben, ſelbſt noch nicht angenommenen 
Meinungen, von launenhaften Ergießungen einer aufgeregien Phantaſie, die in ver Stubir- 
fluße die Welt wol anders anfieht als bei wirflihem Handeln, und eine Zahl flüchtiger, im 
Moment einer unwilligen Stunde entflandener, im näcjften ruhigen Augenblide felbft vom 
Erzeuger fon verbammter Geburten zur öffentlichen Kenntnif uneingeweihter Perfonen. 
Zum Verftehen aller diefer Papiere aber fehlt der Schlüffel. Hier kann es nicht fehlen, daß 
manche hingeworfene Außerung eines Mannes, der ſeinem Jahrhunderte voraneilt, der eine 
neue Wahrheit ausgeſprochen hat, welche den gewoͤhnlichen Menſchen noch ein Gräuel und 
JIrrthum ſcheint, als gefährlich aufgefaßt und misbraucht wird, bald von Inquirenten, welche 
vielleicht, was zur wohlthätigen Arznei beſtimmt war, als Gift anſehen, bald von boßhaften 
Gegnern oder Anklägern, welche das Unſchuldigſte misbrauchen. Man läßt den Vorber = over 
den Nachſatz weg, reißt Alles aus feinem Zufammenhang und treibt es, wie ber geniale 
Dichter im « Egmont» den Schreiber Banfen vie Griminaliften ſchildern läßt. Bei einer fols 


14) Code d'instruct., 36, 46, 87, 88, 56—59. 
15) ei vom 29. Det. 1820, Art. 153, 157, 162. 
A 12 „Verhandlungen ber zweiten Kammer der babifchen Stänbeverfammlung von 1831“, Heft 3, 


17) „Neues Archiv des Criminalrechts“, II, 452. 
18) „„Reues Archiv des Griminafrechte“, V, 309g. Vergl. auch veffen Strafoerfahren“, 8. 61, 62 
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en Unterfugung werden Papiere von zwanzig Jahren her gefunden. über Alles, was ber 
Schreibende ſchon lange vergeflen Hat, wo er ſich nicht mehr ber Veranlaſſungsgründe und 
Rebenumflände erinnert, foll er nun Rede ſtehen und den Sinn angeben, wie e8 der Inqui= 
rent aus allem Zufammenhang geriffen vorlegt — und dann fagt man no, daß wir feine 
Bolter mehr haben! Aus folder Durchſuchung entfteht jene empdrende Art der Inquiſition, 
welde auf Gedanken geht und über Meinungen Rechenſchaft fodert und Erklärungen des Ange: 
ſchuldigten, was er babei gedacht, als er vor zwölf Jahren die Stelle ſchrieb, ja mas ein Anz 
derer dachte, als er eine beftimmte Stelle ſchrieb? Kein Mittel verlegt ferner zugleich fo fehr 
auch ganz unſchuldige dritte Perfonen. Bei jeder Durhfuhung diefer Art fodert die Conſe— 
quenz und Zweckmäßigkeit, daß man fie auf alle Papiere, die in der Wohnung gefunden wer= 
den, ausbehnt, weil man nicht wiſſen kann, inwieweit ber Angefhuldigte feine Papiere ſchlau 
verſteckt oder andern Perfonen zur Aufbewahrung gegeben hat. Briefe von Kindern und Altern, 
von befuchenden Verwandten, die vertraulichſten Ergiefungen inniger Zärtlichkeit Tiegen 
dann offen vor den Späherbliden uneingeweihter Perfonen. Kommt da irgendeine dunkle 
Stelle, fo muß der Befragte ſich rechtfertigen und oft Vorfälle erzählen, die Niemanden an= 
gehen. Bamiliengeheimniffe aller Art werden hier profanirt, vertrauliche Geſtändniſſe, 
menſchlich zarte Ergiefungen des Freundes werben bier Gegenftände einer Unterfuhung, bei 
welcher nicht immer mit befonderer Delicateffe und Verſchwiegenheit gehandelt wird. Das 
ganze. Leben eined Mannes in Verhältniffen, die ven Staat nichts angehen, wird auf die ver- 
letzendſte und gefährlicfte Weife preiögegeben. Ja man hat fogar in neuerer Zeit die Be— 
ſchlagnahme bei nicht Verdächtigen rechtfertigen wollen, um dadurch über die Gefinnungen 
Dritter Berfonen und über die Verdachtsgründe gegen fie Auffchlüffe zu fuchen (ja mol gerade 
um nad) unbekannte Vergehen zu finden), gerade ald wenn man Jemanden verhaften bürfte, 
weil er möglicherweife über irgendein Vergehen Auskunft geben koͤnnte.“ 

Wir unterlaffen ed gern, näher auf biefe vorzüglich von 1819 an in mehren beutfhen 
Ländern erfolgten, ausgedehnten, zum Theil fogar nicht einmal von den Gerichten und unter 
dem Schutze der rehtlihen Formen vorgenommenen Papierbefhlagnahmen, auf den oftmals 
mit den weggenommenen Papieren gemachten Gebrauch durch Die befannten Auszüge in Zei⸗ 
tungen u. ſ. w. näher einzugehen, um fo mehr, da wir theilivelfe davon ſchon früher dem 
Publicum actenmäßige Mitteilungen madten. 19) Irgendeine gerichtliche Verurtheilung als 
Refultat dieſer außerorbentlihen Maßregeln IR unfers Wiflens nicht erfolgt, und die verfpros 
Genen oͤffentlichen Mitiheilungen der Bundescentralcommifflon Über ihre Ergebniffe find eben= 
falls auögeblieben. Überhaupt aber iſt es auch in Beziehung auf die Maßregeln der Beſchlag⸗ 
nahme von Papieren und Briefen wenigftend niemals öffentli bekannt geworden, daß fie für 
die Gerechtigkeit, für die Regierungen oder die Freiheit ver Bürger wohlthätig gewirkt, daß 
nicht auch hier die Nachtheile wenigſtens weit überwogen hätten. j 

" Soll nun aber überhaupt praktiſch entſchieden werden, ob und inwiefern jene diplomati— 
ſchen und die der geheimen Bolizei angehörigen Brieferbrehungen, ſowie der richterliche und 
polizeiliche Beſchlag von einzelnen Briefen und von fämmtlihen Papieren dem Recht und ber 
wahren Politik entfprechen, und follten wir fie ganz ober theilweife bekämpfen wollen, als⸗ 
dann fällt und zunächſt ein Wort des Freiherrn Friedrich Kgrl v. Moſer 20) ſchwer auf das 
Herz. „Es gibt”, fo ſagt er, „gewiſſe privilegirte Malhonnetetäten in der großen Welt, 
Die man durch einen flillfepweigenden Vertrag. einander eingefteht, ohne fid je Öffentlich dazu 
befennen zumdgen. Dahin gehört z. B. die heimliche Eröffnung der geſandtſchaftlichen und 
anderer Briefe, wozu man eigene Leute, Dechiffreurs und Reiſchierſtecher Hält.” In faft 
gleichem Sinne fheint Klüber, in feinem Offentlichen Reit", $. 444, die Angabe einer 
großen Reihe von Belegen verſchiedener Länder, welche das Briefgeheimniß als Heilig, feine 
Verlegung häufig als ehrlos und verbrecheriſch varftellen, mit den Worten einzuleiten: „An 
Geſetzen wider Eröffnung der Briefe auf ver Poſt fehlt es nit.” Man feheint alfo zu fürch— 
ten, daß ſich Regierungen und Minifter felbft zu dem anerfannt Unmoraliſchen und Unrecht: 
chen, ja Schimpflichen verleiten laffen würben, trogbem daß fie es felbft durch Ihre ausdrück⸗ 
chen Gefege und Erklärungen als verwerflih darſtellen; fei es nun, daß fie eine jeſuitiſche 
und machiavelliftifhe Heiligung ſchlechter Mittel für igre Zwede, ober daß fle die nahe Aus⸗ 





19) „Abhandlungen für das öffentliche Recht‘ (1. Abtheil., Stuttgart1823), und neuerlich: „Wich⸗ 
tige Urkunden für den beutfchen Nechtezuftand ” (2. Aufl., Manheim 1845), ©. 72 fg. N 
MN) „Ueber Regenten, Regierungen und Miniſter“ (Brankfart 1787), ©. 30. 
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m. Beihleguaben 
Act auf den augenblidtiggen politifgen Vortheil, auf bie Befreiung vielleicht von einer augen: 
vlictlichen Beforgnip verlodte, dem größern bleibenden allgemeinen Radtheil zu überfchen. 
Somit würden denn auch alle noch fo ſchönen Grgengründe wenig wirken. Und Apniihes 
müßte man alsdann noch mehr in Beziehung auf die Brände gegen die Beſchlagnahme ber 
Briefe und der Papiere befergen; Bolizei- und Gerihtsbehörben faflen oft noch viel einfeitiger, 
wenn nicht ihre perfönlidyen Interefien, doch blos ihren befondern Zweck, etwas auf die 
ſcheinbar kürzefte Art zu entdecken und zur Strafe zu bringen, ins Ange, opfern und werlepem 
ihm zu Liebe oft roh und leivenfaitlih alle Brundgefege und Grenzen ihres Berufs, alle 
andern Zwede und Rechte der Bürger und des Staatd, ale älteften und heiligken Affe ber 
Menfhennatur und der bürgerlichen Freiheit. Wohin aber gelangt man in dieſer Richtung? 
Würde man nicht oftmals durch Verlegung des Beichtiiegeld und durch Zwang zu jeiner Ver⸗ 
legung viel mehr erfahren als durch Berlegung des Briefflegeld und des Schreibepuus? Um» 
dennoch achtet die ganze geſittete Weit und ſelbſt die Regierungspolitif das Veichtſiegel. Wür⸗ 
den ferner bei einem Verbrechen nicht am erften Ültern, Kinder und Ehegatten, wenn man fie 
zum Zeugniß gegeneinander zwänge, Nachrichten und Spuren zur Entdeckung geben können? 
Und doch achten bie Befege civilifirter Nationen bie Heiligkeit des Aſuls des vertraulichen Fa⸗ 
ilienlebend und verfmähen jenen Zwang. Ja, wenn man die Geſetze des Rechts und der 
Gumanität reden bürfe, ſobald ein Polizei: over Juflizmann vermeint, es werbe vielleicht 
Prverlich fein für den Zweck, ein Verbrechen zu entdecken und fo die, mie fle erflären, gefäßr- 
dete Sicherheit und Exiſtenz von Staat und Thron zu retten, warum bleibt ihr deun auf 
halbem Wege ftehen? Da lobe ich mir doch Roms Tyrannen und die Männer des barbarifdgen 
Mittelalters, die wußten, daß der Torturzwang gegen Verdächtige und Zeugen nad) ganz 
andere Geheimniffe, Gefinnungen und Gedanken zu Tage brachte als die erbrodenen Gorres 
fponvenzen und Schreibepulte. Und doch ſchaudert die ganze Welt vor foldem Zwange zum 
Zeugnißgeben gegen jich felbft und gegen Andere. Und alle Tortur if förmlich abgeſchafft. 
Man fah es ſchon kängft in England ein, daß man ohne Tortur, ja ohne nur dem Ange- 
ſchuldigten ein Geftänbniß gegen fich ſelbſt zuzumuthen, ebenfo wie ohne Brieferbrehung un 
Papierbeſchlagnahme, alle Zwecke polizeilicher und criminalrechtlicher Sicherung erreichen 
tönne. Und dieſes in einem fo reihen und freien und, wie es ſcheinen muß, gefährlichen 
Volksleben wie das englifge! Ja man erkaunte umd erkennt jegt auch bei und nicht blos die unz 
gerechte Grauſamkeit und die Entbehrlichkeit, ſondern auch die Beiährliäkelt und Derberblich- 
keit der Tortur gerade für hie Entvedung der wirklichen criminalrechtlichen Wahrbeit. Gang 
ähnlich verhält es fih aud mit dem Beichtgeheininiß. "Sobald regelmäßige Verlegung deſſelben 
und Pfliht und Zwang zu berfelben ſtattfänden, würde das Inflitut zerflört werden. @6 
würbe ber Beichtvater Feine Bekenntniſſe über Vergehen mehr mitzutheilen Haben. Gr würde 
aber zugleich die Gelegenheit verlieren, fo oft ohne Berlegung des Beictgeheimnifles gefähr⸗ 
liche Unternehmungen zu verhindern. So ik es. Nur bie höchſte Idee der fütliden Menſch⸗ 
heit und Gerechtigkeit ſelbſt ift abfolut. Aber nichts Cinzelnes, auch nicht die Sicherung und 
ihre Mittel darf man ald etwas Abſolutes anfehen und mit rückſichtloſer Conſequenz bis zur 
bödften Spige verfolgen, ober man wird andere mefentlie Nufgaben und Beſtandtheile bes 
reihen Menſchen⸗ und Staatslebens zerfiören und größere Gefahren begründen, als man bes 
feitigt. Verhält es ih doch aud mit dem Poftgeheimniß und mit der diplomatiſchen und polls 
zeilichen Brieferbrechung und der Papierbeſchlagnahme ganz ähnlich wie mit dem Veichtgeheim⸗ 
niß. Dan ann wol die Wohlthaten ver Poſten, eines ber größten neuern Inſtitute der 
Menſchheit, größtentheils zerfiöten und daſſelbe zu dem unwürdigſten, zu einer Spioneries 
aufalt, feine Beamten zu erfauften Spionen und Berrätern ihrer Mitbürger herabwürdi⸗ 
gen. Man kann die offene vertrauliche Mittheilung Immer mehr vernichten und vie Menfchen 
Ratt mit Heiterm Vertrauen mit Mistrauen, mit verfchloffener Bitterkeit und Hinterlif erfüllen. 
Aber wo Brieferbrehungen und Papierbeſchlagnahmen benorftehen, da wird man zulegt wer 
ver im Brieffelleifen noch im Schreibepult ſolche Geheimniſſe finden, die der Mühe eines fo ges 
bäffigen und koſtſpieligen Erbrechens irgend verlohnen. Bon den Menſchen und Planen wer 
nigſtens, die alddann noch ſich erwifchen laflen, hat wahrlich der Staat nichts zu beforgen und 
durch ihre Entvesfung nichts zu gewinnen. Diefes iſt vollends jeht unzweifelhaft, wo die per⸗ 
ſonlichen Zuſammenkünfte und Mittheilungen und ihre Leichtigkeit und Schnelligkeit fo unge 
mein zugenommen haben. Verſchworungen haben überhaupt faſt nie Revolutionen bewirkt, 
fonbern nur ihre Urheber ind Verberben geflürzt und der Freiheit geſchadet. Wo aber heutzu ⸗ 
tage ſolche geheime Verbindungen entfiehen, deren Urheber, Ratt, wie die galiiſchen Drulben, 
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as Grundgeſetz das aqhtaufſchreiben zu befolgen, geſchriebene Plane im Wult ober Brief“ 
felleiſen erwiſchen laffen, die find nicht gefährlich. Was hat man denn überhaupt auch nur bis— 
jegt auf diefen Wegen Erkleckliches gewonnen? Im diplomatiſchen Verhältniß zeigte ſich als— 
bald ein vereitelter oder überbotener, ein betrogener Betrug. Feindſeligkeiten, verderbliches 
Mistrauen und die Intriguen vermehren, die eigenen Diener der Fürſten und Minifter ver= 
derben, das vermögen fie; daß fie einen Staat reiteten, dad iſt nirgends zu Tage gekommen 
und wird Niemand von ihnen erwarten. Sollte wol nit eine irgend großartige Regierung‘ 
wie diejenige, wodurch die Vernſtorff das Fleine Dänemark jo hochgeachtet und einflußreich im 
Volkerverhaältniß machten , folder Heinligen, unwürdigen Mittel völlig entbehren, follte fie 
nicht buch den Vorgang in ber offenen und gänzlichen Verwerfung verfelben ihre moralifhe 
Achtung und ihre Kraft vermehren können! Im Innern des Staats aber werben hier wol 
Das, was nicht tüchtige Richter und Behörden aud auf ehrlichen und beflern Wegen bewirken 
konuten, jene gehäffigen verlegenben Maßregeln leiften? Gehäffigkeit und Mistrauen zu pflan= 
zen, Mittel für gehäfitge Verfolgungen und zur Befriedigung von Privatleidenfdaften zu 
nähren, die Grundfeſten der Öffentligen Moral und Treue zu untergraben und bie Bürger zur‘ 
Gegenliſt und Gegengewalithätigfeit aufzureigen,, manderlei Gereve und mande Berftimmung 
gegen Öffentliche Beamte und Mafregeln zu Tage zu bringen, Verſtimmungen, welche eine 
freie Preſſe in der Art nie hätte aufkommen laſſen, jedenfalls aber auf twürpigere und einfachere" 
Weiſe zu Tage bringen würbe, vor allem aber die Seele der Kürften mit Unmuth und Arg- 
wohn zu erfüllen, dazu find biefa Maßregeln trefflich geeignet. Aber Thron und Berfaffung 
werben fie nimmer retten und befefligen. Jenes Unglüd für den Fürſten felbft, wenn ihm fo 
durch die Mittheilung vorübergehender, aus dem Zufammenhange geriffener oder verbrehter ver= 
traulicher Äußerungen das Vertrauen gegen feine Diener und gegen das Bolf vergiftet wird, 
iR für ihn und das Land befonders zu beherzigen. Neder fagte darüber (a. a. D., &. 354): 
„Stände ed auch in der Macht der Fürften, ven Kreis ihres Blicks in das Verborgene nach Ge⸗ 
fallen auszubehnen, könnten fie glei unſichtbaren Geiftern nad Belieben in das Innere ver 
Gedanken eindringen, was würben jle mit joldem Talisman gewinnen? Nur Zweifel und 
Unruhe, nur ein beftändig drückendes Gefühl der Unvollkommenheit; ein eitled Grübeln nad 
Dingen, die nicht find, eine Übellaune und Unzufriedenheit mit Allem und endlich eine büflere 
traurige Bleihgültigkeit (ader eine menfchenfeinnliche tyrannifche Gemüthöftimmung). Wahr⸗ 
lich wenig mag man folde Kenntniß des Verborgenen beneiven. Das menſchliche Herz iſt ein 
Gemälde, weldes nur in dem Abftande beſchaut werben foll, in welchen ver hoͤchſte Ordner ver 
Natur ed zu ftellen für gut fand. Würde wol der große Heinrich feinen offenen, fo liebe= und 
anmuthvollen Charakter, der fein und Anderer Gluͤck machte, behauptet haben, wenn bie 
Kunſt, die flüchtigen Gedanken Einzelner auszufpähen, zu jeiner Zeit jhon vorhanden ge= 
weſen wäre und er früh davon Gebraud gemacht hätte? Wahrli man muß es geftehen, es 
Itegt wenig Großes in diefer Kunſt.“ Sehr richtig bemerft auch Mittermeier ( „Archiv“, II, 
455): „Die Mafiregel der Brieferbregung bewirkt ein völliges Aufldfen aller Bande des 
Vertrauens. Fängt der Staat einmal damit an, jo lit es befannt, daß er meiſtens wegen po= 
litifcher Meinungen die Beften und Edelſten im Verdachte hat. Denn die Schlehten ftehen theils 
im Solde der Machthaber, theild Haben fie gar feine Meinung. theils willen fie ſich glücklich 
genug zu verftellen. In einem Staate daher, in welchem einmal Brieferbrehung geftattet 
wird, muß jever Rechtliche, welcher, eben weil er feine böfe Abſicht Hat und feinen Fürſten 
und das Vaterland liebt, am offenften und ehrlichften feine Meinung fagt, am erften fürchten, : 
daß er verdächtig werbe, er muß Brieferbrechungen fürchten, und fo wird er lieber nicht ſchrei⸗ 
ben ober er muß Schleichwege ſuchen. Im beften Falle flodt ver Berfehr und Offenheit und 
Bertrauen verlieren ſich.“ 

Belänge ed nun wirklich folgen und ähnlichen naheliegenden Vetrachtungen, es lebendig 
zu vexanſchaulichen, wie kleinlich und wie entbehrlich und wie gefährlich zugleich jene Madre: 
geln find, alsdanu dürfte man ja auch, wm fie ſicher zu verbannen, nur ihre grobe Verlegung. 
der Geſetze der Gerechtigkeit, der Ehre und Menichlichfeit nachweifen. Dieſer Beweis aber in 
nicht ſchwer. 

Er ergibt ih ſchon unmittelbar aus den natürligen Grundſätzen der privatrechtlichen, — 
im Volker⸗ und Staatsrecht verbürgten perſönlichen und Gedankenfreiheit, ſowie aus den 
Cigenthumsrecht und aus der Heiligkeit der Treue und Wahrheit in den rechtlichen Verhältniſſen. 
Die Freiheit der Gedankenãußernug in Wort und Schrift, und eben damit auch dad Recht dieſe 
Gedauken nur.für einzelne Perfonen beſchränkt oder vertraulich zu machen, ſind alfo nicht vom. 
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Staat ertheilte pofltive und politiſche, ſondern angeborene und nathrfide Retchte der perfänli- 
Gen Freiheit. Hierin iſt enthalten das Recht des freien brieflicgen Berfehrs, und hierin wiederum 
4) dad Net, von dem Gebrauch der Boten und Telegraphen, melde anflatt der allge— 
meinen Freiheit als Staatsmonopole erflärt find, nicht ausgefchleffen zu werden; 2) dad 
Recht, daß Briefe von mir und an mich nicht entwendet ober unterdrückt werben Dürfen ; 3) das 
Recht, daß nicht gegen meinen Willen Unberedhtigte die vertrauliche Mittheilung Iefen. Die an- 
gegebenen drei Rechte bilden das Recht des brieflichen Verkehrs ober dad Reit des Briefge= 
beimniffes. Von diefem fagte die Frankfurter deutſche Reichsverfaſſung von 1849, Art. 141: 
„Das Brieigeheimniß ift gewährleiftet; die bei ſtrafgerichtlichen Unterfuchungen und in Kriegs⸗ 
fällen nothwendigen Beſchränkungen find durch Die Gefehgebung feftzuftellen.” Dieſe Beftim- 
mung ging in mehre neuere Verfaflungen über, theils woͤrtlich, wie in der revidirten Verfaſ⸗ 
fungsurkunde von Oldenburg von 1852, Art. 41, theild in veränderter Faſſung, wie in ver 
preußiſchen Verfaflungsurkunde von 1850, Art. 33. Frühere und andere Verfaflungen fegen 
dieſes als im Recht der perfönlichen Freiheit und des freien rechtlichen Verkehrs enthalten voraus. 
Es if ebenfo vdikerrechtlich wie ſtaatsrechtlich begründet. Der Regel nad, d. h. infofern nit 
etwa ausnahniöweife eine entgegenftehende Berechtigung nachgewieſen werben Könnte, erfcheint 
jedes unbefugte Aneignen, Gebrauchen und Zerftöten fremder Geheimniffe oder der Gedanken, 
Gefühle, Abfichten und befondern Erfahrungen , welche Jemand nur für fidh ſelbſt oder nur für 
beſtimmte vertraute Berjonen feinem eigenen oder dem fremden Gewahrſam und namentlich vers 
flegelt ver Por anvertraute, als rechtsverletzend. Auch noch abgeſehen von ver Verlegung des 
Cigenthums und des Gewahrſams und des Treuvertrags hat jede freie Berfon fhon unmittelbar 
durch dieſes anerfannte Recht einer felbftändigen freien individuellen Perfönlichkeit und dad 
darin enthaltene Recht der Gedankenfreiheit, ein unftreitiges Mecht, ihre eigenen Gedanken und 
Gefühle für fi zu Haben und zu behalten, ohne daß man ihr nie Mittheilung derſelben ab- 
gwingen darf. Sofern fie aber biefelben freiwillig unter beftimmten rechtlichen Schranken und 
Bebingumgen mittheilte,, fo dürfen viefe nicht verlegt, nicht überfehritten werden. Über biefe 
hinaus find fie nurnoch blos die eigenen Gedanken ver Perfon. Über fie ift fie nur Bott Rechen 
{Saft ſchuldig. Menſchen müflen fie und ihre Freiheit und das Shrige unverlegt laſſen, ſoweit 
nicht eine erweißliche äußere Rechtöverlegnng zu Befeltigung biefer Verlegung berechtigt. Sehr 
richtig fagt Luther in der oben erwähnten Schrift: „Bas find heimliche Briefe und Reven 
anders, denn eitel bloße Gedanken, die noch nicht an den Tag kommen find und nicht an ben 
Tag kommen ſollen.“ „Ich weiß wohl”, fährt er fort, „daß er (der Herzog Georg) Herzog 
zu Sachen, Landgrafe zu Thüringen und Marchgrafe zu Meißen ift, und fürwahr Gott hat 
ihm ein fein Laub gegeben. Daß er aber Herzog über fremde Briefe, Landgrafe über heimliche 
Rede und Marchgrafe über Gedanken fein follt, dad werbe ich nicht glauben noch leiden: 
de occultis non judicat ecelesia, multo minus judicat de eisdem magistratus.” Und ebenfo 
richtig fügt er Hinzu: „Fremder Brief ift fremdes Gut. Lieber! wie, menn es ſich begäbe, daß 
air oßer bir an einem Briefe mehr denn an taufenb Gülden gelegen wäre! Sollte nicht folder 
Brief fo werth und lieb fen als taufend Gülden? Dieb ift Dieb, fei er Gelddieb ober Brief: 
dieb.“ Das Recht auf Unverletztheit meines Geheimniſſes aber iſt um fo heiliger, je mehr Hier 
das geraubte But meift unfhägbar und unerfeglich iſt, je moralifch unmürbiger die Verlegung 
ſich darſtellt. Ginem ſolchen Räuber aber müffe, fo äußert mit Nachdruck ſchon Cicero (Philipp., 
U, 4,), ‚alle wahre Humanität unbekannt und jedes edlere Berhältniß des Lebens fremd fein, 
er raube dem Leben feine Annehmlichkeit, zerftöre ven menſchlichen Verkehr unter Abweſenden“. 
Diefe rechtswidrige Aneignung fremder Beheimniffe erhält nun, fofern fie mit Gewalt 
gegen bie Verfönlichkeit vorgenommen wird, den Charakter des Raubes, jonft bei Verlegung 
fremden Gewahrſams, wofür man ſchon dad Siegel anfehen könnte, den des Diebſtahls, ohne 
dieſes den der Unterſchlagung, und fofern fie, wie bei einer Verlegung ber der Voſt anver⸗ 
trauten Briefe, durch die Regierung und ihre Poſtbeamten mit Verlegung zugefagter Tre 
pflicht geſchieht, ven Charakter einer fhimpflihen Beruntreuung. Durch die Veröffentlichung 
und den falfhen Gebrauch blos geheimer vertraulicher Gedanken erhalten diefe, wie ſchon Luther 
mit dem heiligen Hieronymus ausführte, eine fo gänzlich veränderte Orftalt, daß dadurch eine 
Sälfyung begangen werde. Auch bie verfälichenne Nahahmung der Siegel over die Begrün- 
Yung eines falſchen Scheins der Unverfehrtheit des Briefe und feines Beheimniffes find Faͤl⸗ 
ſchungen. Jedenfalls ift ver boͤsliche mir nachtheilige Gebraud; des Anvertrauten eine Betrü⸗ 
gerei. Die Poſt aber iſi an die Stelle von Privatboten getreten, und von Selten der Privaten 
ober der freniden Regierungen, welche ihr ihre Briefe zur Beforgung übergeben, behält dab 
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H Geſchäft ven Charakter eines beſonders abgeſchloſſenen Treuvertrags der Bevollmächtigung 
oder Aufbewahrung. Daß die Poſt zugleich Öffentliche Anſtalt Ift und daß jie, gerade um im 
Altgemeinen eine beffere Beforgung ber Briefe zu begründen , durch vas Verbot von Privatz 
t beten mich nöthigt, nur Ihr meine Briefe anzuvertrauen, und daß es die Regierung ift, die mir 
duurch ihre Gefetze und oͤffentlichen Erklärungen treue Bewahrung meiner anvertrauten und 
unter mein Siegel gelegten, unter diefer Bedingung verſchloſſen übergebenen Geheimniffe ge: - 
lobte, und bie es num durch ihrer unwürbige heimliche Mittel und Faͤlſchungen bricht, viefes 
vermindert nicht, fondern e8 erhöht ven ftrafbaren unmwürbigen Charakter ſolcher treubrüchi⸗ 
gen Nechtöverlegungen. „Nun wird‘, jo jagt ber trefflide Niemann (a. a. D., S. 101), 
„bie Verlegung des Briefgeheimniffes durch die beeidigten fürfllihen Wächter deffelben Bruch 
des fürflichen Worts, wird Amtöverbredien, Miffethat gegen das öffentliche Vertrauen. Und“ 
konnte dieſe unverbrüchliche Schutz⸗ und Schirmpfliät für das Brieffiegel noch Heiliger und 
verantwertlicger werben, fo wurde fle es im auswärtigen Verhältniffe durch das Vertrauen. 
auf Fürſten⸗ und Boltöchre zugleich und auf bie ehrwürbigen Überlieferungen des Gaſt- uns 
Boͤlkerrechts.“ Mit diefen Anfihten vom Weſen der Brieferbrechung ſtimmen nun auch im 
Weſentlichen die oben angeführten Juriſten überein. 

Nur ausnahmöwelfe wird der verbrecherifche und ſchimpfliche Charakter der Geheinnlßver⸗ 
legung durch eine befondere entgegenftehenve Berechtigung aufgehoben. r 

Diefes Leprere it nun im Allgemeinen und in allen Berhättniffen der Ball, ſofern eine 
erweißliche gegenwärtige Gefahr für die ganze Griftenz bed Ginzelnen oder des Staatd und der 
Regierung vorhanden und bie verlegende Mafregel ald das Mittel ver Rettung erſcheint. Eine 

Aegierung, die Gefühl für ihre Würde und eine Ahnung von mahrer Politik hat, wird indeß 
fig fer Hüten, in das feige over verrätherifche Alarmgeſchtei von Menſchen einzuſtimmen, 
welche ohne wirklichen Notbfland Thron und Staat als am Rande des Abgrundes befindlich 

darſtellen und als fo arm an Kraft und Mitteln, daß er fih nur durch Nechtsverlegung retten. 
könne. Sollte aber ein folder wahrer Nothſtand wirklich einmal eintreten, fo if womoͤglich 
wenigften® jebe an ſich widerwaͤrtige und verführeriſche and an die unwuͤrdige Brieferbrechung 
erinnernde Heimlichkeit ber verlegenden Maßregel ganz zu verwerfen. Fodert in Kriegözeiten 
eine dringende Nothwendigkeit, daß feine geheime Mittheilung nach gewiſſen Richtungen ger 
wacht werbe, jo möge dieſes befannt gemacht und nur offene Gorrefpondenz für zuläfiig erklärt 
over auch Vernichtung, aber nicht daß Lefen ber Briefe angeordnet werben. 

In Beziehung auf die beſondern Rechtsſphären fällt fürs erſte im völkerrechtlichen 
Berhältniß zu fremden Regierungen und Bürgern jener verbrederifche und 
ſchimpfliche Charakter der Erbrechung und Beſchlagnahme von Papieren hinweg, wenn fie im 
Kriege ald Kriegsmaßregel und auch hier ſoviel als möglid offen gegen die Feinde geübt wird. 
Außerdem aber heiligt und [hügt aud das Völkerrecht Briefe und Papiere fremder Regierun⸗ 
gen und Unterthanen und bie darin enthaltenen Geheimniffe. Selbft Schmalz in feinem_,, Cu⸗ 

ropãiſchen Völferreht” (Berlin 1817) fagt darüber S. 106: „Erbrechung der Briefe wire 
üserall ald Verlegung des Volkerrechts anerkannt, wie fie denn jedes Gefühl für Rechtlichkeit 
empört. Aber ver ehrlofefte Bruͤch oͤffentlicher Treue und Öffentlichen Glaubens ift folde Er⸗ 
brechung auf der Boft eined Staates, da diefe den Brief und bie Gebühren dafür unter vom 
Siegel des Geheimniſſes empfing. Das vem Dieb pas Stehlen vorthellhaft iſt und daß häufig 
geſtohlen wich, dieſes begründet fein Recht. Man gefteht dies auch beim Brieferbrechen ein, ins 
dem nıan ableugnet und eine verädtlihe Kunft erfunden hat, die Erbrechung zu verbergen, 
Und wie felten hat ſolch ſchamloſes Unrecht wirklich genügt! — Brieferbrehungen find wie ges 
Heime Bolizeifpionerie unter der Würde eines Souveräns und armſeliger Behelf befäränfter 

= Politik, welche weder der Würde ihrer Zwecke noch ber Kraft rechtlicher Mittel vertrauen kann.“ 

Für den Griminafrigter fürs zweite kann ein Reht, — während des Lau— 
fes der Unterfudung auf einzelne Briefe von dem Inquifiten und an denfelben auf der 
Voſt ober wo fie fich fonft finden, Beſchlag zu legen, nur aus dem Grunde gerechtfertigt werben, 
wenn der Angeſchuldigte verhaftet iſt und durch die Briefe dem Bang der Unterſuchung nade 
theilige Colluſionen, d. h. Verabredungen mit Dritten verhindert werben können, denn dieſe 
au verhindern iſt des Richters Pflicht und Recht. So muß wenigftens ein Juriſt urtheifen, wel⸗ 
Ger dem Criminalrichter nicht eine despotiſche Willkürherrſchaſt über ven angeſchuldigten Bur⸗ 
ger und feine Verhältniffe, ſondern ftreng nur die genau beſchränkten Rechte einer vehtlihen, 
jede Tortur und willkürliche Ausdehnung ausfgliegenve Unterfuhungsgewalt, und zwar Ies 
diglich über bie beſtimmte angeſchuldigte verbrecheriſche Thathandlung einräumt. So urtheilte 
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namentlich auch eiuſtimmig bie badiſche zweite Kammer vom Jahre 1831 und beſchloß ein⸗ 
Adreſſe au den Fuͤrſten, hierauf jenes richterliche Recht zu beſchräuken. 2?) Da aber fein Reche 
weiter geht ald feine Begründung, fo Darf der Richter jene Briefe auch nur verſchloſſen aufbe⸗ 


“ wahren, jolange e8 ver Zweck fodert, und hat je, nachdem derſelbe erreicht wurde, mit den de 


ihnen enthaltenen geheimen Gedanken wieder an Diejenigen freigugeben, an welche He gerichtet 
waren. Nur dann iſt ex Heyu lefen befugt, wenn ber Angeſchuldigte es bewilfigt, damit der 
Richter ſich überzeuge, daß feine die Unterſuchung flöreude Collufion ſtattfinde und deshalb feine 
Eorrefpondenz erlaube. Ähnliches gilt auch, infofern wegen des Auffichtsrechts über bie &e> 
fängniffe in beftimmten Fällen freie Gorrefpondenz ald abfolut unzuläffig erſcheinen folter. h 

Im Beziehung envlih drittens auf die Frage, 06 Befhlagnagme von Bas 
dieren und Briefen zur Entvedung und Verhinderung von Verbrechen und zur 
Auffindung von Beweljen für viefelbe ftattfinden bürfe, muß man vor allem ein Reit zu viefer 
Maßregel, weil fle eine fehr ſchwere Verlegung ver heiligften Intereffen und Rechte des Ange⸗ 
ſchuidigten und wer weiß mie vieler ganz unverdächtiger Perſonen ift, bloßen Volizeibehoͤrden 
durchaus abſprechen, und die Berichte müffen ſie unter forgfältig zu beſtimmenden gerichtlichen 
Foͤrmlichkeiten (5. B. mit genauer Protokollführung und mit genauen Bezeichnungen ber im 
Beſchlag bebaltenen Papiere) vornehmen, weldes Alles auch die franzöfiigen Gefege und Die 
beften deutſchen Rechtögelehrten anerkennen. 22) . 

Aber auch dem Bericht muß jede ſolche Beihlagnahme verboten fein, wenn die Anſchuldi⸗ 
gung nicht auf ein ſchweres Verbrechen geht und falange nicht ber durch vie Maftegel zu Be— 
teeifende förmlich in den AnElageftand verfegt iſt, oder folange nit Die Specialunterfuhumg 
im urfprünglien und richtigen Sinne gegen ihn rechtlich begrümbet ift und wenn driugende 
Vermuthung gegeben ift, daß der betreffende Brief in Beziehung zum Verbrechen ehe. Im 
dem frühen Anflageproceß nad; ven römiſchen und deutſchen Geſeten hatte nämlich der Privat⸗ 
ankläger diejenigen allgemeinen Vorunterſuchungen zu beforgen, melde nach Erfindung des 
SInquifitionsproceffed die Generalinquifition hieß, und In welcher er natürlich nie eine beſtimurte 
Berfon öffentlich ald des Verbrechens verbädtig hinftellen und verlegenv' beganbeln fonnte. 
Erft wenn er durch alle jeine Nachforſchungen und Vorbereitungen feiner Beweiſe fo weit ges 
tommen war, dieſes wagen zu dürfen, welches zu feinem großen Unglück ausfhlug, wenn ex 
den. Beweis ver Schuld nicht führte, begann er durch Die wirkliche Anklage gegen eine beftimmmtse.. 
Berfon die Specialunterfuhung. Als nun das Gericht im inquiſitoriſchen Proceß in die Stelle 
des Anflägerd trat, da wollten vie Geſetze der geſchichtlichen un rechtlichen Natur ber Sache 
gemäß, wie es auch richtig bie ältern Juriften, z. B. Durantis, fefthielten, die neuern aber all⸗ 
mälig vergaßen, daß in der Beneralunterfuhung noch immer eine beftimmte Perſon oͤffentlich 
und durch verlegende Maßregeln ald verdächtig hingeftellt, die Speeinlinquifition aber wicht 
erkannt werden dürfe, wenn nicht die vorläufigen und allgemeinen Nachforſchungen ber Gene- 
ralunterfuhung ſie als fo dringend verdächtig dargeſtellt hätten, daß ein Privatanfläger vie 
Gefahr der Anklage hätte wagen dürfen. Da nun reihtlih auch nur in foldem Galle Berhafs 
tung moͤglich iR (ſofern zugleich die Furcht vor Golluflonen und vor der Entw 
aöthigen), fo kann man mit Mittermaier (a. a. D., $. 61) auch fagen, daß nur bei fo fhinenem- 
Verdacht, wie er zur Verhaftung nöthig if, eine Beſchlagnahme moͤglich ſei. Wahrli aber 
dieſes ift früh genug. Es ift vielleicht noch zu früh, wenn überhaupt vor geführten Veweis der 
Schuld einem vielleicht vällig unfhuldigen Bürger unerfegliche Übel gugefügt werben, um Be⸗ 
weiſe für feine mögliche Schuld zu liefern, vollends Übel wie die Vapierbeſchlagnahme, welche 
die roͤmiſchen, die frühen deutſchen und bie engliſchen Geſetze nicht zulaffen,, melde alfo ebenfe 
entbehrlich als ſchwer verlegend ind, welche auf einer Linie ſtehen mit einem gehörigen Velau⸗ 
ſchen des Gefangenen, das doc anerfannt einem Nichter ſchimpflich ift. 

Selbſt aber auch bei richterlich erfannter dringender Verdächtigkeit eines ſchweren Verbre— 
chens darf dennoch nicht unbedingt eine Beſchlagnahme der Paplere und niemals eine allge⸗ 
meine Papierdurchſuchung in dem Sinne ſtattfinden, wie man fie bisher häufig ſah. Es muß 
fürs erfle dringend wahrfheinli fein, daß der Angeklagte unmittelbare Beflanotheile und 
Veweiſe feines Verbrechens in feinem Befig hat, und lebiglih nur auf den Beſchlag und das 


21) „Berhandlungen der zweiten Kammer ber —— Ständeverfemmlung von 1831”, Heft B. 

©.132fg.; Heft36, ©. 152, und Beilagen, Heft 13, ©.372. Mittermeier, „Strafverfahren‘‘, 8.82. 
22) Kleinfdjrod, (älteres) „Archiv des Criminairechts“, I, St. 3, &.61. Gtübel, „Ha 

des Criminalproceffee”', $. 1879. Log im „Meuen Archiv des Griminafvehte”, IV, Rr. 32, m V, 

Ar. 21. Mittermater, „ Strafverfahren“, $. 61, 82. 
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Eeſen von dieſen muß wie richterliche Thätigfeit gerichtet fein. Wille Bayere anderer Art muß 
wer Richter ungelefen zurüdiaften. Er darf ſich nicht vurch bloße Möglichkeiten, Entdeckungen 
und Gombinationen über Gefinnungen und Verhältnifſe des Angeklagten verleiten laſſen, 
vielleicht jetzt erft Entdeckungen von bißher gar nicht in Unterfuchung befindlichen Handlungen 
gu finden. Der Richter bat ja nur das rechtlich beſchraͤnkte Recht, gerade dad angeflagte Ver⸗ 
gehen zu unterfuhen, und ver Angeklagte hat fogar im Verhöre dad Recht, ihm jede Antwort 
verweigern, wenn fle auf varüber hinausgehende Befinnungen, Gedanken, Verhältniffe ab- 
ſchweifen wollte. Ia er hat nach römischen, altdeutſchen und englifchen Gefegen gar nicht ein- 
al die Pflicht, gegen fi felber zu zeugen und auszufagen. Viel weniger darf man ihm alfo 
alte feine geheimflen Gefühle und Gedanken aus der Seele prefien wollen. Durch welche Hinz 
Bohrung alter Rechtsbegriffe will man einem Richter, gelegentlich einer Beſchlagnahme eines 
Beſtandtheils des Verbrechens unter den Papieren des Angefchulbigten, das Recht geben, ven 
Angeklagten gleichſam moralifch nackt auözuziehen, eine allgemeine Geſinnungs- und Gedanken⸗ 
und Lebensinquifition gegen ihn zu führen, ihn vermittelft feiner ihm gewaltfan entriffenen 
geheimen Bapiere felbft hierüber zur Ausfage und Zengniß gegen ſich ſelbſt zu nöthigen, feine 
und feiner Freunde und Angehörigen Gcheimniffe and Bertraulickeiten, ihre Gebanfen= und 
Gefuhlewelt mit uneingeweihten Blicken zu durchſpäͤhen und ihnen vielleicht namenlofe Krän⸗ 
tkueigen der empfinvlichften Art zuzuflgen ? 

Diefes find Grundſätze, die unmittelbar aus anerfannten weſentlichen Rechtsgrundlagen 
fließen, und welche Juriften, die diefe und die Foderungen ber Humanität als Grenzen auch 
Der rihterlihen Gewalt achten, werben anerkennen müflen, melde im Ganzen namentlich auch 
Mitiermaier in den angeführten beiden Abhandlungen und in feinem „Strafverfahren“ aner= 
kennt, obgleich auch er eigentlich die winerwärtigen und zweideutigen Rechte der Papier und 
Driefbeſchlagnahme licher wieerum ganz auch aus unferm heutigen deutſchen Rechte verbannen 
wabihte. Moſes aber mußte der Gergenshärtigkeit des Volks Iſrael und feiner Praxis Einiges 
nachgeben, bis auf die Zeiten höherer, edlerer Civiliſation. So muß man e8 auch wol mitt 
unſerer veutfchen juriftifchen Praxis machen. 

Gerade aber weil dieſe in neuerer Zeit fo ſehr die Grenzen des Rechts und wahrer Huma⸗ 
nitaͤt ũberſchritten Hat, weil unfere frühern Befege Über Rechte, die fie meift gar nicht kannten, 
zu unbeſtimmt find, und weil bei der Papierbeſchlagnahme und der Brieferbrehung volitiſche 
ums polizeiliche Gewalten und Rückſichten ſich wieder geltend machen und dieſe, zumal in po⸗ 
litiſch gereizten und ängftlichen Zeiten und bei der jetzt oft allzu großen Abhängigkeit ver Beam⸗ 
ten und Richter von jenen Gewalten und Rückſichten, auf Abwege führen können, fo ift durch— 
aus eine neue gefepliche Beftimmung Über dieſe Berhältnifie nöthig. Diefe muß mit Sorgfalt 
jede dem Vertrauen zu ben Öffentlichen Behörden, namentlich alfe auch der Poſt felbft, ebenfo 
wie den Bürgern gefährlidien Gelegenheiten zu Misbräuchen befeitigen. Soviel menigftend er⸗ 
kennen bie neuern Proceßordnungen bereits an, daß Brieferoͤffnungen überhaupt nur zuläffig 
find, wenn ber Angeſchuldigte verhaftet oder doch auf Verſetzung in den Anklageſtand erfannt 
iſt. Sie erfennen ferner an, daß die Ausnahmsmaßregel nicht ausgedehnt werden darf auf anz 
dere Briefe als die des Angeſchuldigten oder die an ihm gerichteten, alfo nicht auf bie Briefe an⸗ 
derer mit im verbundener Berfonen. Nicht minder erkennen fie an, daß obwol eine proviſo⸗ 
riſche Beſchlagnahme auch ſchon auf Verlangen des Unterſuchungsrichters oder Staatsanwalts 
ſtattſinden Tann, doch die wirkliche Eröffnung einen Beſchluß des wirklichen Strafgerichts er⸗ 
fodert. Auch ſoll die Eröffnung nicht ohne Borwiflen bed Angefhulvigten ſtattſinden, welcher 
Dagegen aupelliren kann, jedoch wo Gefahr auf dem Vollzug iſt, nicht mit Suspenfiveffect. Ebenfo 
folk der unverfänglide Inhalt eines eröffneten Briefes und der für die Eröffnung nicht als zu⸗ 


Mfg erfannte Brief dem Adreſſaten alsbald mitgetheilt werden. 2%) Zur Sicherung. des 


Briefgeheimniſſed ift es auch wichtig, daß die unbeftellbaren Briefe nicht durch ein uncontrolit⸗ 
tes geheimes Verbrennen den Belieben der Poſtofficianten überlaffen, die von dem Schichal 
ihrer Briefe nicht unterrickteten Aufgeber aber großem Scharen ausgeſetzt würden, namentlich 
der Zerflörung ver vielleicht eingelegten Wechſel ober der wichtigen Nachrichten in den Briefen. 

Vielmehr müßten folde Briefe, nachdem fle zuvor hinlänglich lange vor der Voſt ausgeſtellt 
wurden, in regelmäßigen Terminen unter t Buglehung einiger Stavträthe nur fo weit eröffnet 


3) — Beucorben von 1853, 58.64, 110 und 111. ä Proceßotdnung 
von 1855, $$. 97, 100, 209, ” Badifche Procefordnung von 1845, Pa 129, 130. 
Bürtembeigifche —— 1843, $$. 246, 249, 2. 
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Und eingefehen werben, daß der Rame der Aufgeber erſichtlich iſt uns bann durch Voſt⸗ umb 
Dagiftratsflegel neu verſchloſſen, die Aufgeber aber zu deren Zurücknahme in Öffentlichen 
Blättern aufgefodert werben. 24) Doch die Hauptfache ift, daß durchaus nicht blos durch Ne⸗ 
gierungsverordnungen, fonbern pur verfaffungsmäßige Gefege forgfältig die Rechte der Buͤr⸗ 
ger auf das Briefgeheimniß und das Heillgthum ihrer Gedankenwelt verbüürgt, die genauen 
Grenzen und Formen der einzelnen ausnahmsweiſen Abwelchungen feſtgeſtellt werden. Biric® 
iſt aloͤdann beinahe daſſelbe, ald wenn, forte in Portugal (Eonftitut. 1826, Art. 145, $.%) 
und bie frühere Verfafſung von Kurheſſen, $. 38, die Verfaffung unmittelbar daß Briefgehein- 
niß ſchũtt. Mittelbar thut ſie es ſchon durch die Verbürgung der Freiheit ber Perfon und des 
Gigenthums. Nur muß jedenfalls ein dem verfaflungsmäßigen Gefeg entſprechender 
alle Poſtbeamten unter Androhung ſchwerer Griminalftrafen verpflichten, die ihnen amwer: 
trauten Briefe aufer in den gefegli genau beftimnten wenigen Ausnahmsfällen nicht von 
ihrem orbentlihen Wege zu den beftinmten Apreffaten zu entfernen und entfernen zu Laffen, 
und felbft auch höhern Befehlen gegen das Geſetz keine Folge zu leiften , Indem biefe fie von wer 
geſetzlichen Strafe nicht befreien können. Nur fo erhält Ihr Wiberfprud gegen etwa angeme- 
thete Geſetzwidrigkeiten Hinfängliche Begründung und Kraft. Nur fo iſt das Briefgeheimeig 
gegen beliebige Zurücdnahme und Ausnahme und gegen inländifhe und ausländische Zumn: 
thungen gefihert. Nur fo wird bei dem Werhfel der Perſonen und ihres Einflufles in ven 
Öffentlichen Angelegenheiten wirklich das Geheimniß ver der Voft anvertrauten Briefe ver Bür⸗ 
ger umd des Auslandes geſchützt bleiben und, nach des edeln Frelherrn v. Fahnenberg Ans: 
Prud 29), der Poſteinrichtung ſelbſt ihr theuerftes Kleinod, das unbeſchränkie öffentliche Ber- 
trauen, erhalten werben. Sehr heilfam aber würde man nad ben Beilpiel von Engiawb den 
a gegen die Verleger äftimarorifche Schavenerfagfoderungen geben. Belder. 
fehneidung. Diele althebräiſche Geremonie einer nattomalen, nicht gotieödienftfid-, 
ſondern nur politifd = religiöfen Auszeichnung der jũdiſchen Vollsgenoſſen kommt ſtaatsrecht⸗ 
lid) in Betrachtung, weil fie 1) alle Nichtbefchnittene für Unreine esflären, mit denen ihre Toch⸗ 
ter zu verehelichen eine Schande wäre (A Mof. 34, 14; Nehem. 10, 31, und Efr. 9, 2. 12, 
40,3). Die Frage entfleht: Können Die, welche auf folder Nationatabfonderung und Beſchim⸗ 
pfung beharren, gleiche Rechte mit den Michtbefchnittenen begehrten und erhalten, melde eine 
Staatsgeſellſchaft für ſich conflituirt Haben? 2) Die Pollzei des Etats, worin Juden als 
Untertanen, wenn auch wicht ald Staatsbürger wohnen, hat die Pfliht und dadurch das Recht, 
wirkſame Auffict zu verfügen , damit nicht durch die ſchmerzhafte Berwundung und Berftirm- 
melung, wenn fie an achttägigen Knäbchen von ſchwacher Geſundheit, etwa auch durch unge- 
ſchickte Hände (da jeder Jude die Operation machen darf) vollzogen wird, Geſundbeit, Fünitiges 
Wohlbefinden oder gar das Reben gefährbet werde? 3) Der alle Rechte fhügende Staat hat 
wol auch die Verbinplichkeit, zu verhäten, daß nicht Kinder als fhuglofe Unmuͤndige eine phy— 
— unbedeutende Berftümmelung erleiden, ehe fie freiwollend ihre Cinſtimmung ge: 
nen 

Abraham hatte id aus dem Glauben an allzu menſchenaͤhnliche Bötter kaukafi ſcher und 
transeuphratiſcher Länder zur moralifchen Idee eines Goͤchſten, zu dem „gereihten Richter der 
ganzen Erbe’, 1 Mof. 18,25, erhoben. Aber abgefehen vom rein religiöfen Verhalten madte 
Abraham mit Bott einen wechfelfeitigen Vertrag, Berith, um aud in irdiſcher und politiſcher 
Begluͤckung fein Vefhäger zu fein. 1 Mof. 17, 4.7. Was ſich darauf bezieht, iſt demnach als 
Bund ober freier Vertrag, nicht als Religion oder Pflicht der Gotteöverehrung geſchichtlich zu 
betrachten. Das andähtige Verhältnig zu Bott war voransgefegt und blieb. Aber ein neues 
Berhältniß, von der Macht dieſes Gottes befonders in Schug genommen und als, auserwaͤhl⸗ 
tes Volt Gottes" vor andern bevorzugt zu werben, trat in Bertragögeftalt Hinzu. Wie es Bei 
folgen Bündniffen alterthuͤmliche Sitte war, nehme die Verbündeten neue Beinamen an ; ber 
Rachtgott (EI) nennt ſich Schaddai (nad dem Arabifchen — ver Überfluß gibt), und Ratt ves 
bisherigen Namens Abram (hoher Bater) nennt fi der Hirtenfärft Abraham (— Baier einer 
Volksmenge), mit der Hoffnung, daß aus feiner Horde „Bölferfcgaften und Könige‘ werben 





24) Diefer Vorſchlag bes Verfaſſers dieſer Zeilen it auf dem babifchen Banbtage vom 1833 im 

erg un ” Immung ber Kammer und ber —X —E der — Kammer“, 

3) „ Verhandlungen ber zweiten Kammer ber babifchen RanbRände von 1831”, Heft 25, ©. 132 fg 

—— auf andere Weiſe genügend zu ſichern, ſ. bie vorhin citirten „ Verhanblungen 
9.0.0. 
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foltm. Diefe-Ymfänbe gegen, daß Abraham gegen feinen „Gederehrten‘ (= Wiohim) ſich 
nah den alten Gewohnheiten eines foͤrmlichen Bündniffes beuahm, ſodaß alſo in dieſem Zur 
ſammenhange aud die Beſchneidung als eine Bundesförmlicgkeit zu erkennen ift. Wer zu einem 
folgen Bunde gehören wollte, nahm ein Zeihen an. Abraham, der Beſitzer großer Heerben, 
wählt für fi, den Sohn Jomael (—, welcher dem Machtgott gehorchen joll’‘) und alle feine 
Dienftleute ein unverlierbares Zeichen am Leibe ſelbſt. Wie in den frei weidenden Bebuinen- 
heerden jedes Stüd am Leibe (meift an den Ohren) gezeichnet wird, fo gab der uralte hebräiſche 
Heerden⸗Emir fih und feiner ganzen Horde am Zeugungsgliede bad (ba ſolche beim Morgen 
länder oft unbedeckt zu fehen find) unverleugbare Symbol, daß jie mit allen ihren ——— 
wen ausgezeichnete Bundesgenoſſen ihres reich machenden Machtgottes fein wollten. 

Dieſes Beſchnittenſein Heißt, 17, 11, Zeichen des Bundes. Wer es nicht annehme, ſoll Pr 
V. 14 von dirfem Volkeſtamm „abgefänitten“ (da heißt nicht getöbtet, fondern gleihfam 
entnationalifixt) fein, weil er „ven Bund nicht wolle”. 

Diefe Verbindung war demnad nicht eine Religionsſache. Sie war eine Benugung bed 
veligiöfen Glaubens für materielle Lebensverhältniffe. Sie war ver Anfang eines äußern, 
eigentlich politifhen Verhältniffes des theokratiſchen national beftehenden Judenthums. Wie 
Mofe etwa 900 Jahre fpäter die zu einem Volke vermehrten Hebräifchen Nomabenftänme ver- 
anlaßte, daß fie den Gott des Himmels und der Erde, der an fich immer ihr Gott geblieben war, 
nunmehr ald Nation, att menſchlicher Beherrſchung, zu ihrem Regenten (ober. zum Regie⸗ 


rungsideal für den Feldherrn und den GHohenpriefter, ihre fihtbaren Negierer) wählten, fo 


Hatte Abraham ſchon als Kamilienfürft ſich vemjelben Gott auf eine weltliche beſondere Weiſe 
als feinem und ver Seinigen äußerlichen Befchüger (wie Elienten einem Patronus) zugeeignet. 
Aud das Zeichen für dieſe Bundesgenoflenfchaft war ihm und ift demnach Allen, die fih an 
ihn gleihfinnig anſchließen — nit ein gottesdienſtliches und in dieſem Sinne ſchwerer abzus 
änderndes Zeichen. Wenn Abraham ein Sacrament, eine religiöfe Pflicht und Wohlthat ein- 
zuführen im Sinn gehabt hätte, wie hätte er, der gegen bie Erbfürftin Sarah fo Folgſame, ein 
Beiden wählen können, an dem alle Weibliche feinen Theil nehmen konnten und wodurch fie 
alfo von der Religion gleichſam ausgefhloffen wären? Nur auf das äußere, politifche, woran 
das Harem keinen Theil zu nehmen hat, bezog fich fein gewähltes Zeichen. 

Durch die Beſchneidung als befonvere Schüglinge Gottes für ihr zeitliches Glück, wie Re 
glaubten, außgezeichnet, fingen fie fehon in der britten Generation nadı Abraham leiber an, alle 
Nichtbeſchnittene ald Nichtbegünſtigte von Bott, gleichſam ald Schuglofe und Nichtbegnadigte 
zu verachten. Diefer — durch die Worte Arelim, wie Gojim als Schimpfnamen — fih abfons 
dernde Nationalftolz machte befanntlich das jogenannte „Volk Gottes“ den übrigen und fo au 
den Römern (lange ehe es Chriſten gab) winrig und verhaßt. 

Die verftändige Aufhebung dieſer Nationalabfonderung und ihres zeitwinrigen Zeichens 
wird auch durch weitere Geſchichtdata, wenn nur die rabbiniſche Hartnädigkeit nicht allzu blind 
und eigenfinnig machte, fehr erleichtert. Daß auch der in Religiondbeziehungen fo ſtrenge und 
gewaltfam durchgreifende Gefeggeber Moſe die Abrahamitiſche Beſchneidung nit als eine 
Religionsfadje, fondern blos ald ein nationales, nach Localumſtänden zu beurtheilendes Unter⸗ 
ſcheidungszeichen betrachtete, beweiſen zwei bibliſche Überlieferungen unleugbar. In Ägypten 
waren nad) Jof. 5, 5, feine Ifraeliten befcgnitten geweien. Aber fobald er fie auf den nomadi- 
firenden Zügen auf den arabifchen Weibrplägen allein um fi Hatte, ließ ex alle die innerhalb 
der 40 Jahre Geborenen ohne Beſchneidung, mie bei Joſ. 5, 2—9, umſtändlich erzäßlt 
wird. Hätte er, der Eiferer für den Cultus, diefe Unterlaſſung zugeben können, wenn ihm das 
Beſchnittenwerden ein Religionszeichen, ein Sacrament gewefen wäre? Sobald er in den freien 
Weibeländern des Nationalabjonderungszeichens nicht bedurfte, läßt Mofe es unterbleiben. 
Folgt alfo nicht aus dieſem feinen unverkennbaren Vorbilde, was auch jegt die wahren Mo⸗ 
ſaiker“ ohne Bedenken unterlaffen pürften, wenn es ihr ernfer und aufridtiger Wille ift, Wie 
Rationslabfonderung aufzugeben, ſich ſelbſt thatſaͤchlich und nicht in leeren Worten mit ven 
LZandeöbefigern in Sittengleichheit zu ſtellen und die altſchimpfliche Welteintheilung in Beſchnit⸗ 
tene und Unbeſchnittene in Vergeſſenheit zu bringen. 

Selbſt wenn dad Beicnittenfein ein religibſes Cultuszeichen geweſen wäre, fo würbe ſich 
wer Berftändige fagen müflen: das äußere Zeichen iſt nicht die Sache, ver Zweck bleibt. Als 
des Ginen Gottes der Abrahamiten Anbeter wollen wir Abraham's und Moſe's Glauben und 
gottgetreue Rechtſchaffenheit unabaͤnderlich ausüben. Aber foll denn auch gegen allen Verſtaud 
ein Zeichen, weiches bei ſuͤdlichen, oft nadten Hirten wirklich auszeichnend und dem Morgenlän⸗ 
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ber unanflöhig war, ewig das nämliche bleiben müflen, andy im Begenben, wu Die gric̃ zutr · Be 
kleidung ben Zweit, daß e8 ein Kennzeichen fein ſollte, aufhebt und wo nur Davon zu reden ge— 
gen alle Sitte anftößt, ekelhaft und beſchaͤmend if? & 

Der Gefepgeber Mofe hatte ſelbſt feinen Sohn, folange er außerhalb Agupten war, nad 
2 Moſ. 4, 24—26, ohne Beſchneidung gelaffen. Wäre fie ihe eine Neligionsganpiutg gr- 
wefen, wie Hätte er ſie unterlaflen innen? Wo aber bie Ratlonalumterſcheldung (im Haufe 
feines priefterlihen Schwiegervater8) zwecklos war, da unterlirß der weiſe Mann, was Abrahau 
zur Abfonderung von ben Rananäern ſchicklich gefunden hatte. 

Man wird Dagegen fagen: Mofe ſelbſt Heflehlt doch 3 Mof. 12, 3, vie Beſchnewung am 
achten Tage? Aber leje nur, wer alter Texte Echtheit zu prüfen gelernt hat, ven Sufammen: 
Hang. Diefer ſpricht durchweg von Dem, was die Wöcnetin zu thun habe. Die Worte im 
dritten Berfe: „Und am achten Tage wird befchnitten das Fleiſch feiner Vorhaut“, And offen- 
bar nur ein vom Rande in ven Tert gekommenes nicht moſaiſches Nätchen. Denn a) fie unter 
brechen den Gontert und zerreißen ihn, da die Mutter, von welcher in allem Übrigen die Rede 
iſt, mit der Befchneivung nichts zu thun hatte; b) ſprechen fle vom „feiner“ Borhaut, und ve 
geht Fein Wort vorher, worauf fidy dieſes, ſein“ bezdge. Und — was c) das für Alles Ent 
ſcheidendſte fein wird — wie hätte Mofe in eben den Wäſten, wo er ſelbſt 40 Jahre lang alle 
Rengeborene ohne Beſchneidung lieh, doch als Geſetz fo beiläyfig und ohne ein Hindenten auf 
Zeitunterſcheidung achttägiges Beſchneiden befehlen können? 

Arzte wie v. Wedelind im „Sophronizon‘‘, haben auch darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Berflümmelung der natürlichen Dede jener ſehr empfindlichen Nerven eine Gewalithätig 
keit fei, welche ſich die Väter nur nach den rohern Begriffen von der väterlihen Gewalt als ihnen 
zuſtändig denken mochten, daß aber, mer an civllifirten Seiten und Staaten Antheil nehmen 
will, dieſer Anmafung ji enthalten oder davon durch bie rechtliche Staatsmacht abgehalten 
werben müßte. Die Rabbinen fagen, daß es für die Juden im Allgemeinm als Gefeg gelte, 
das was ihnen fonft durch beſondere Gebote obläge, alsdann doch zu unterlaffen, wenn ber 
Staat, worin fle Rechtsſchuß gendflen, es verbiete. Bon dieſer Regel leiten fie ab, daß der Jude, 
fo fireng ihm die Sabbatöruhe zum Nationalgeſetz gemacht if, doch in den jepigen Geeren ala 
Sonferibirter auch am Sabbat und nicht blos vertheidigungsweiſe (mie bie Maffabäer) 
Lämpfen dürfe. Nur von der Staatspolizei wirh ed demnach abhängen, dad Recht der Unmün= 
bigen gegen eine gewiß in unfern Gegenden nicht gleihgältige Verſtͤmmlung etwa fo zu 
folgen, daß die Veſchneidung nicht vor den Jahren, wo der Knabe ſelbſt einwilfigen oder. es 
abhalten kann, geſchehen dürfe. Das ältefte Beiſpiel if dafür: Abraham's Sohn, Ismael, 
war breizehnjährig, als ex ihm beſchnitt. (Auch die Beduinenaraber in Baläftina, welche von 
Ismael abzuftammen glauben, beſchneiden ihre Knaben erft „in einem Alter, wo fle ſich deſſen 

erinnern können”, mande ned) um vieles fpäter. Arvieux, IM, 9, $. 146.) Dad Wort 1 Mof. 
47,12, daß ein Knaͤblein, acht Tage alt, beſchnitten werbe, kann ven Stun haben, daß es nicht 
früher gefhehen bürfe. Daß es fpäter geſchehen durfte, fehen wir aus Moſe's Beifpiel, da er 
feinen Sohn, biß er nad) Ägypten zurückkehrte, felbſt nicht beſchnitten hatte, (2 Mof. &, 24.) 
Sehen wir auch von allem dieſen Poſitiven weg und achten auf die Ratur ver Sache, fo ergibt 
fich ohnehin der große Unterfihieb, da im Orient jene bedeckende Haut länger zu wachſen pflegt 
und baher Hinberniffe in dem Beifchlaf und mande Unreinigkeitskrankheit (Winer'e „BiBl. 
Reatwörterbug”, 1835, ©. 187) verurſachen kann, weswegen mehte voneinander ımabhän- 
gige Völker des Orients auf eine Befchneivung (meift anf andere Weife als die ſudiſch⸗ rabbi⸗ 
niſche) dur) die Natur hingeleitet worden find (Thevenot, „Reiſ.“, I, 58; Arvieux, EU, 
9; Philo, „De circumeis“). Da in ven Abenblänvern die Matur dieſe Urſachen nicht 
zeigt, ba hier vielmehr die Nichtbedeckung Deflen, was bie Natur bedeckt, phoſttaliſth ſchadlich 
fein, vielleicht auch allzu veizbar machen far, fo wird die Staatsmacht, als Beſchüherin ver 
Rechte det Unmünbigen, gegen eine durch ie Natur nicht motivtete frühzeitige Berftämmelumg 
um fo gerechter einzutreten haben, als nach dem biäher Erwiefenen bie ganze Handlung niät 
ins Gebiet ver Religion , ſondern ımter den Begriff: freutbattige, misverſtandene, der jepigen 
Judenſchaft ſchaͤdliche Nationalabfonverung, gehört. Diefe felbftfüchttge Abſonderung aber iſt 
«6, von welder der Gang ber hoͤhern Weltordnung das dem Particularismus hartnoͤcigſt er= 
gebene Volk offenbar durch die unabanderliche Thatſache der Zerftreuung in alle Welt und 
durch fo viele zur Bereinigung mit eultivirtern Volkern ſie Hinbrängende Motive gleihfam un: 
wiberftehlic abzubringen ſucht. Was aber foll man vollends dazu fagen, wenn hriftliche Re 
glerumgen, wie es vorgekommen tft, verftänbige juͤdiſche Bürger, melde biefe widerwaͤrtige pet: 
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wibrige Verſtümmelung ihrer Kinder unterlaffen wollen, zur Erhaltung jünifher Orthodoxie 
zu deren Vornahme zwingen ! i 8. €. G. Paulus. 
; Beſchwerde. Dieier Ausprud kommt im Geſchäftsleben auf verſchiedene Weife vor: 
h 4) bezeichnet er in adminiſtrativen Angelegenheiten over in Gegenftänden ber Verwaltung, ber 
r freiwilligen Gerichtsbarkeit die bei einer Höhern Behörde eingereichte Borftellung einer durch 
r das Verfahren eined Beamten verlegten Perfon, um eine Abwendung der Verlegung zu bes 
wirken, 3. B. wenn ber Bolizeibeamte widerrechtlich eine Sache wegnimuit, oder ein Beanter 
grundlos ſich weigert, über ein gewilfes Geſchäft eine Urkunde aufzunehmen. 2) Beſchwerde 
N iR der Ausdruck für die Angabe der Punkte, durch welche eine Partei, die im Proreffe Appella⸗ 
"tion ergreift, in dem von Gerichte ergangenen Urtheile fi) für verlegt erflärt mit der Bitte, 
daß in diefem Punkte das Urtheil in höherer Inftanz abgeändert werden möchte. Dies wird 
nothwendig, weil fonft der Oberrichter oft nicht wiffen könnte, worin die augeblihe Berlegung 
befteht oder wie weit ver Appellant das Urtheil abgeändert haben will. 5) Beſchwerde erhält 
im Proceffe eine befondere Bedeutung im Gegenfage ver Appellation over anderer eigentlichen 
Rechtsmittel. Da nämlich im Laufe ded Proceſſes viele gerichtliche Verfügungen ergehen, durch 
welche eine Partei verlegt werden kann, da aber nur eigentliche Urtheile in Rechtskraft überges 
hen können, d. 5. unabänderlid werden, fo ift durch den Gerichtsgebrauch eine Abtheilung ges 
macht worden, ſodaß nur gegen wahre Uxtheile und gewille der Rechtskraft fähige Verfüguns 
gen Appellation ergriffen werben Eann, während gegen andere Verfügungen, die nicht rechts— 
Eräftig werben, nur Beſchwerde bei dem obern Nichter geftellt werden kann, welde dann nicht 
an die Kormen und Friſten gebunden ift, welde für die Appellation vorgefchrieben jind. So 
3. B. fann, wenn der Richter einen alten Zeugen zum ewigen Gedächtniß nicht vernehmen will, 
eine Beſckwerde ergriffen werden. Auch im Strafprocefie kann eine Beſchwerde wegen ber im 
Laufe der Unterfuhung ergangenen Verfügungen erhoben werben, z.B. wenn Jemand verz 
haftet wird. Oft wird auch wegen Unterlaffung eines Nichter Beſchwerde ergriffen, 3.8. 
wegen verzögerter oder verweigerter Juſtiz. 4) Beſchwerde kommt noch vor im Geſchäftsgange 
ber conftitutionellen Monarchie, infofern nad) den Verfaſſungsurkunden (3. B. der badiſchen, 
$. 67) die Kammern das Necht haben, wegen Verordnungen, welche die Negierung erließ und 
worin dad landſtändiſche Zuſtimmungstecht gekränkt ift, Beſchwerde an das Staatöminifterium 
zu erheben. Solche Beſchwerden find oft der mildere Weg, welchen Landſtände wählen, um ein 
gewiſſes verfaffungswidriged Benehmen eines Miniſters zu rügen, in Bällen, wo der Weg ber 
Anklage gegen denfelben nicht rathſam fcheint. K. J. A. Mittermaier. 
Beſitz und Verjährung (und ihre tiefern Grundgedanken, vorzüglich in pos 
litiſcher und ſtaats- und völkerrechtlicher Beziehung). Nichts Wichtigeres, nichts 
Sch wierigeres in Necht und Politik, als der Beũtz. Beſitz, die factiſche, vielleicht auf Naub ſich grün⸗ 
dende Gewalt, iſt nicht Recht und ſoll weichen dem Recht. Uno doch Hetfted: „Glücklich die Be— 
ſitzenden“; und doch ſingt der Dichter: „Wer im Beiig ift, iſt im Recht, und Heilig wird's die Menge 
ihm bewahren”, und man wird die Gunſt des Beſitzes wol ſchwerlich blos durch ſeine Gewalt und 
die Gewohnheit erklären können. Heiligung des Beſitzes, da er auf Naub beruhen kann, ſcheint 
Heiligung des fogenannten Rechts, beſſer des Unrechts, des Stärkern, der Feldruf für Fauſt⸗ 
recht und Anarchie zu fein. Beſitz und Achtung des Beſitzſtandes iſt aber Doch auch dad Loſungs- 
wort des Friedens und der Ordnung. Und der Streit im Begriff wurde und wird überall zum 
Streit im Leben. Ganze Parteien und Schulen ſtehen im Staatsleben feindlich einander gegen⸗ 
über gerade durch den Streit um den Bejig. So in Athen und Sparta vor Lykurg und Solon, 
To in Rom feit dem Streite über die Adergefepe, fo in Frankreich in der erften Revolution und 
nach der Jufirevolution, fo, wenigſtens was die Theorien und ihre Anwendung auf einzelne 
Verhältniſſe betrifft, auch in Deutſchland und überall. So in den ſtaatsrechtlichen, in den pri 
vat rechtlichen und völferrechtlichen Brziehungen. Hier die Ultraariftofratifcpen und Ultrabiftos 
rifchen ober beffer die blind Etabilen, Voſitiven und Fataliften, die Hallerianer. Sie deduciren 
ven Beilgitand ald höchſtes Recht, felbft den Befigftand des graufanften Misbrauchs, felbit 
den der Sklaverei und Leibeigenſchaft, ja ben der tyranniſchen Untervrüdung ganzer Nationen. 
Die durch weltlihes oder geiſtliches Fauſtrecht, wen auch noch jo wiberfinnig angefäuften, ven 
Privaten ober dem Staate geraubten Güter, Oewalten und Ausſchließungsrechte weniger Ariz 
ftofraten und die Unterdrũckung und der Hungertod für alle übrigen Bürger, auch für die nad: 
weisbar beraußten, ſelbſt Eleud und Untergang für Fürſt und Staat, das rechtfertigt ihnen bie 
Heiligkeit des Beſites, des Rechts nad) iprem Sprachgebrauch. Treilich verbrämen ſie ſolches 
Staats⸗Lerikon. IL 39 
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Dewaltrecht gewbthulich noch mit einigen hohlen Phraſen von natuͤrlicher Ordnung Gott 
von natũrilchem Glckogut oder vom Schwert des Croberers. Aber es find dieſe Bram 
gleichem Werth wie das von Gottes Gnaden, wenn der Thronräuber feinen Raub bıni 
(mädt. Dort dagegen die Ultrademokraten, die metaphyſiſchen Schwärmer, bie Lerrlle, 
die Jakobiner, die St.= Simoniften, die Owen, bie Jourier, die Sommuniften, melde op: 
Achtung des Beſitzſtandes nad reinen Ideen bie Ader, die Gewalten, die Staaten neu wi 
len! Der Sieg von jeber diefer Parteien aber wäre Untergang der Staaten und ihrer Cuin 
hier durch allmälige Auszehrung und durch Abſterben feiner lieder, port durch fquelle A: 
fung eines hitzigen Bieberd. 
Das gefunde Staatöleben und die richtige Theorie alfo erheiſcht — das iſt lar — vor 
allem eine rihtigere Würbigung des Vefiges, feiner Bedingungen und Wirkungen, eine rich⸗ 
tigere Auffaflung feines Berhältnifles zum Recht. Das am tiefften ausgebilvete Rethttſuſtem 
das römifche, Hat auch dieſe Aufgabe vortrefflich gelöft. Freilich hat es feine BVeflgtkeorie nur 
für das Privatrecht und unter dem Namen „Befig” ſogat zunächft faft nur für dad Sachemeh 
ausgebildet. Aber mit ven durch pie Verſchiedenheiten des Gegenſtandes fich von felbſt ergeben 
Mopiflcattonen iſt diefe Theorie auch auf andere Rechtstheile, auch für das Staats⸗ und Bälle: 
recht gültig und darauf auch fpäter, insbeſondere ſchon durch das Kanoniſche Recht, angewende 
worden. Es gibt nur ein Rechtsſyſtem und gemeinſchaftliche Grundfätze für alle feine Theile 
Auch die Verhältniſſe des geſellſchaftlichen Lebens beſtehen, wie das Römiſche Kecht ann: 
kennt, nur in der angemeſſenen Verbindung und Vermittelung von einer geiſtigen und litt; 
hen Seite. Die innere geiftige Seite des Rechtsverhältniſſes befteht in der Übereinftimmun 
mit dem vernünftigen Rechtögefeg und Rechtszweck und mit dem ihnen entfpredienben redri- 
Gen Willen der Rechtsmitglieder. Es iſt Das, was man im engern Sinne bad Recht ſelbſt nennt 
Die äußere leibliche Seite dagegen iſt das äußerliche materielle oder factiſche Verhältniß, da 
äußere Stoff, welche dem Rechte gemäß beftimmt ind äußere Leben treten. Es iſt bie Auferlidt 
Berwirklichung oder Ausübung des Rechts und die Gewalt diefer Ausübung. Es ift mit an: 
dern Worten im weiteften Sinne ver Befig, durch welchen Namen ſchon wörtlid das factiſche 
das Gewaltöverhältmiß dieſer Ausũbung und der Ausſchließung Anderer bezeichnet If, ebenſt 
tie durch die roͤmiſchen Worte detentio und possessio (von persedeo, fange ober ganz befigen: 
und durch das deutfche Were, Wehre (infofern dieſes nämlich die Umzäunung, die Umſchlie 
ung !) bedeutet). So unterſcheidet fid bei einer Staatsregierung dad Recht zu regieren unt 
das wirkliche Beilgen oder Ausüben des Negierens oder ber Herrfchaft; fo bei eiher Größe 
das Erbrecht und ver Beflg der Erbſchaft; und ebenfo treten aud) ſchon in der Erwerbung de 
Regierung und ver Erbſchaft diefe zwei Seiten, als Rechtögrund zu verfelben und wwirflider 
Antritt, auseinander (f. Antritt). So fann man aud bei ber perſönlichen Freihelt di 
Recht zu derfelben und den Beflg oder die Ausübung berfelben unterſcheiden und als ſoiche aut 
ohne Entſcheidung über das definitive Recht vorläufig ſchũtzen; ebenfo aud bei einem Padt 
recht das wahre definitive Recht auf das Pachtverhaͤliniß und die Ausübung bes Pachtrechts. 
Hieraus nun ergibt fi, daß der Beſitz, weit entfernt, das höchſte und wahre und gan? 
Reit felbſt zu fein, vielmehr von ihm abhängig, ihm dienftbar fein ſoll. Im Algemeinen at 
begründet erft Die Vereinigung von beiden Seiten, von Recht und Beſitz, dad ganze vollkir 
dige kraͤftige Reätöverhälmiß. Im Vdolkerrecht ebenfo wie im Privatrecht genügt ed. B.ı# 
zur Begründung des Eigenihumsrechts, weber daß man von einer Sache ven Beilk erlang 
noch aud) daß man einen dem Rechtsgeſetz gemäßen Willen hat, fie als Eigenthum zu ve. 
3. 2. fe als-herrenloſe Sache zuerft zu decupiren , fondern Beides muß jich vereinigen Warn! 
Europ. Voͤlkerr.“, $. 31). f 
Nicht immer aber find wirklich beide vereinigt. Einestheils fobern bie manmidhfuhen v7 
ſchiedenen Bedürfniffe verſchiedener Berfonen in Beziehung auf benfelben Rehtägegmf” 
oft eine freiwillige Trennung. So z. B. branuche ich vielleicht zu einer Reiſe ſtatt eined Cm: 
thums von Werth, das ich aber nit mitnehmen kann, Geld; der Gapitalift aber Karl 
feine Sicherheit wegen des Geldes, bad er mir Teiht, die Sache ald Pfand und erhält ſo de 
Berk, während ich das Eigenthumsrecht behalte. Andernthells aber wird auch oft Kid ': 
die Unvolltommenpelt der menfclicen "Berhältniffe eine unabitctlice Trennung FW 


1) Veweisſtellen in Mittermaier'e, „Dentfehes Privatrecht“, &. 137. Über ben rämilien BI"! 
vergl. L. 1. pr. de gdquirend. poss. = 
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J. S. sin Audevar iſt in den Mefig meiner Sache gelemmen und fleit fich nun ſelbſt Außerlich 
ils den Eigenthümer derſelben dar, vielleicht im beften eigenen Glauben, weil Ihm ein Dritter 
rle Sache verkaufte. Auf dieſe Weiſe kann nun aber auch Iemand irrthümlich oder boowillig 
vorgeben, er feiner wahre Cigenthumsberechtigte von Dem, was ein Anderer beſizt. Das wahre 
oder definitive Recht aber iR oft nur fehr fhwer und langſam zu erforfchen und zu beweiſen, 
uweilen gar nicht mehr. Wollte man nun bei jedem beliebigen Anſpruch ſogleich Störung 
and Aufpebung des Beñtzſtandes zugeben, fo wäre aller Friedenszuſtand und alle Sicherheit 
erſtoͤrt. In beiben Faͤllen muß alfo das Gefeg ſowol dem Recht felbft als auch dem davon ge= 
rennten Befig, obwol fle getrennt find, beftimmte rechtliche Wirkungen geben. Es muß na= 
nentlich aud im zweiten Falle dem Befige ſolche Wirkung beilegen, wenn aud ein Anderer 
iußert und behauptet, er fei der Berechtigte und ihm gebühre auch der Beilg. Das Rechtsver⸗ 
rältniß foll unter der Herrſchaft des Rechtsgeſetzes ein allgemeines Friedensverhältniß, einen 
yeoxbneten, geſicherten Zuſtand begründen, in welchem jedes Mitglied innerhalb feines Meditö- 
reiſes ungeftört für feine Zwede muß wirkfam fein und, um fle zu fördern, auf diefe Unge- 
törtheit feiner Rechte und feines rechtlichen Beſitzſtandes muß rechnen fönnen. Nur fofern 
eine Thätigkeit oder fein Befigftand auf eine juriſtiſch bereits eriwiefene erfennbare Weife mit 
vem hoͤchſten Rechtsgeſetz und dem reihtlichen Friedenszuſtand anderer Rechtsmitglieder in ver: 
etzendem Widerſpruche finden, fodert dad Rechtsgeſeß und der wahre rechtliche Friebe ſelbſt, 
aß biefe Störung audgetilgt und wieder gut gemacht werde. Früher aber, over ehe ein Anderer 
in beſſeres Recht, ein Recht zur Aufhebung des Befigftandes nachgewieſen hat, und weiter kann 
ein Friede rechilich nicht geftört werben. Gorgfältig muß man vermeiden, daß derfelde nicht 
oa unter dem Namen bed Rechts ſelbſt auf rechtsverletzende Welfe früher und mehr geftört 
verde, ald nachgewieſenermaßen rechtlich begründet war. Und auf jede Weiſe ift ver Glaube 
ın bie Beftigkeit des Friedensſtandes und die Sicherheit ded Eigenthums und Befiged — felbft 
tind der höchſten Güter des Friedens und die Grundlage großer Unternehmungen — zu er= 
Jalten. Ausgehend von diefen Grundjdeen bildete nun unfer pofitives Recht einen dreifachen 
Befig aus. 

1) Das blos natürlige Beſitz⸗ oder Gewaltsrecht, Detentiondbeflg, possessio naturalis — 
viefed ſchützen die Befege zur Bewahrung bed Friedens gegen Selbfthülfe und gegen unbegrün⸗ 
vete Störung ſelbſt ais bloße Thatfache, ais bloß factiſches dtechtsverhältniß. Ohne nad irgend= 
iner vehtlihen Bedingung zu fragen, knüpfen fie an bajlelbe, nach den foeben angegebenen 
Brundfägen, vier Rechte oder rechtliche Folgen. Es darf fürs erfte niemand eigenmädtig einen 
jochen Befigitand ſtoͤren oder factiich verlegen, und wenn er es thut, fo hat ber Angegriffene 
as Recht, feinen Beſitzſtand durch Selbfthülfe, foweit fle dazu nöthig iſt, zu vertheidigen, ohne 
daß ex dadurch Unrecht thäte oder dem Andern ben etwa durch die Vertheivigung zugefügten 
Schaden erfegen müßte. Es hat fürd zweite ver im Befipftand Befindliche, fofern der Andere 
zerichtlich mit ihm rechten und ihn fo aus dem Befig verbrängen will, nicht, wie Savigny 
fagte, ald Folge des Verhältnifles des Beklagten, fonvern als Folge des Befitzes, das Recht, 
lediglich von dem Gegner ven Beweis eines beſſern Rechts zu verlangen, ohne ſeinerſeits auch 
nur irgend den Grund feines Befiged angeben zu müflen. Sofern ferner drittens bie beider⸗ 
jeitigen Anſprüche und Veweiſe gleich find, fiegt der Beſitzende. Auch hat der Beflger endlich 
vierten, wenn er auch Aud'feinem Beſitzſtand zu weichen verurthrilt wäre, ein Retentionsrecht, 
das heißt, er braucht den Beſitzſtand nicht eher aufzugeben, bis ihm der Gegner Das, was er ihm 
als Gegenleiftung in Beziehung auf venfelben, z. B. als nützliche und nothwendige Verwen⸗ 
dungen auf eine Sache ſchuidig ift, was affo mit dem zurückzugebenden Befig conner iſt, gelei— 
fet Hat. 2) Das Kanoniſche Recht dehnte nicht blos überhaupt alle roͤmiſchen Veilgrechte, auch 
die nachher zu erwähnenden höhern: (denn ver Detentionsbeſitz geht auch ſchon im Römifchen 
Recht über dad Sachenrecht hinaus) auf Verhältniſſe des öffentlichen Rechts aus, z. B. auf bie 
biſchoͤſliche Amtögewalt, die Gerichtsbarkeit und Landeshoheit, ebenfo auf Zehnten, Grund⸗ 
zinfen, Frohnden. Es gab auch durch das fogenannte remedium spolii in dem Falle wenn Je⸗ 
mand aus irgendeinem factiſchen Zuſtand oder Beñitzſtand, welcher nur dem gemeinen Rechte 
nicht wiberflteitet, bereits verbrängt war, ein Recht der vorläufigen Wiederherſtellung des Bes 
figftandes oder auf Aufhebung diejer Störung des Friedensſtaudes (spolium). Diefes Rechts⸗ 


2) ©. die Beweiſe in K. Belders „Syſtem“, I, S. 615," und vergl. Thibaıft, „Pandeften ”, 
$$. 204, 222, 224. — 
‘ 
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mittel kann «ld Klage und als Einrede geltend gemacht werben fogar FelhR gegen die Erben, 
gegen britte Befiger, wenn fie wußten, daß ein Epolium vorhanden war. ®) 
2) Das proviforifhe Recht, der. Interbictenbefig (possessio ſchlehtweg, und im Gegenfarp 
gegen bie erftere oder geringere Gattung, aud der Civil- oder juriftifhe Befig, im Grarnfag 
gegen die dritte oder höhere Gattung aber ebenfalld noch possessio naturalis). Bier hüger 
die Geſetze ſchon nicht blos die reine äußere" Thatfache des Befiges als ſolche und ohne irgenw- 
eine juriſtiſche Bedingung derſelben zu fodern, ſondern fie behandeln vorläufig und mit Ab— 
ſonderung der tiefern und längern Unterſuchung über das definitive Recht den Befig als pre- 
viſoriſches Sachenrecht des Beſitzers und geben ihn fo einftweilen zu feinem und des Friedens- 
ſtandes Beften felbjt vor Gericht eine ſchnelle einftweilige Hülfe, bis im langſamen Procrh über 
das definitive Recht etwa der Gegner diefes für ſich erweift. Sie fodern daher hier au [don 
wenigſtens bie nöthigften äußern juriftifhen Beringungen für ein ſolches proviſoriſchez Sayen- 
recht, nämlich a) eine Perjon und b) eine Sache, in Beziehung auf welche definitive Gaben 
recht flattfinden könnte (d. h. früher Eörperlihe Sachen, dann aber auch gewiſſe als Sachen 
betrachtete Rechte, wie eine Erbſchaft), und ſodann c) die erflärte Abſicht des Beſitzers, das 
er die Sache als feine Sache beſitze. Sie gehen dann aud) in den Wirfungen dieſes Beriges über 
die reine äußere Thatſache des gegenwärtigen factiſchen Beftges hinaus. Sie fügen zu den vier 
Rechten jener bloßen Detention noch das fünfte, dad Recht der Intericte hinzu. Mit diefem 
kann der Beilger im fhnellen Proceßgange fogar Hagend und ſelbſt, wenn er das äußere Kartum 
des Befiges bereitö verlor, gegen den Beñtzſtörer auftreten und von ihm proviforifche lingeftörtz 
heit oder Wiederherftellung feines Beſitzes fodern, folange bid im befinitiven Rechtsſtrrit 
ein beffered Net an der Sache gegen ihn beiwiefen if. Durd) dad remedium spolii kann ber 
Beſitzer bei verlorenen Bejig zum Theil ſelbſt gegen Dritte Hülfe befommen, wie denn auch 
durch die deutſche Wehre oder Gewehre, wenn fie von einen blos phnäjhen Beſitzſtand zu einem 
rechtlich verbürgten, gewehrten over gewährten überging und hier ebenfalls eine Stufenleiter ver⸗ 
ſchiedener Bejigrechte Bilvete. (S. Eihhorn, „Deutſches Privatrecht”, $.156, und, Rechtsgeſch.“, 
$. 356.) Die fummarifche Verhandlung nun über dieſen Befig nennt man den Vejigproceß, 
Possessorium, wobei denn, weil man noch feine pojitiven Gründe hat, ven Befiger wirklich als 
den definitiven Gigenthüner zu vermuthen, ein Proceß über das definitive Steht felbft, das 
Petitorium, vorbehalten wird. Sind im Streite über den Befig Thätlihfeiten zu beforgen, fo 
ſoll nad) ven Reichsgeſetzen die Obrigfeit mit einem möglihft fummariigen Verfahren (pos- 
sessorium summarium) dazwiſchentreten, die Sache entweder fequeftriren over nach bloßen 
Beſcheinigungen ausmachen, wer zulegt im Beſitz war, d. h. den jüngften Bejig hatte, und ihm 
mit Vorbehalt ſowol des ordentlichen Beſitzproceſſes (possessorium ordinarium) wie des peti⸗ 
toriſchen vorläufig den Beſitz zuſprechen. Dieſes Verfahren hat namentlich die deutſche Bundes⸗ 
geſetzgebung, indem ſie alle Selbſthülfe unter den Bundesgliedern ausſchließt und in allen ihren 
Streitigkeiten untereinander bie Competenz der Bundesverſammlung begründet, dieſer letztern 
in Beziehung auf ſolche Streitigkeiten zur Pflicht gemacht. Sie ſoll, wenn Thätüchkeiten zu be: 
ſorgen oder eingetreten ſind, vorläufige Maßregeln zur Verhütung und Abſtellung jeder 
Selbſthũlfe ergreifen und vor allem ven Beñtzſtand aufrecht erhalten. Insbeſondere iſt ſie bes 
fugt, bei Streitigkeiten über den jüngften Bejig auf Anrufen eines, der ftreitenden Theile, durch 
den oberſten Gerichtshof eines benachbarten unbetheiligten Bunvesgliedes denfelben funma- 
riſch unterſuchen und entſcheiden zu laſſen und diefen Beſcheid alsdann zu vollziehen. *) 

3) Das prajumtive Recht oder der Verjährungsbeſitz (possessio civilis im engern Sinne). 
Um der Ungewißheit des Eigenthums ein Ende zu machen (pro bono publico ne rerum do- 
minia diutius incerla essent), haben die Geſetze die Verjährung erfunden. Sie wollen eine: 
theils verhindern, daß ich auch bei all meinen lange befeilenen Sachen immer in Gefahr ſchwebe 
daß mir Jemand Vroceffe darüber macht, Proceſſe namentlich aus alten Zeiten, two die Beweiſe 
ſchwer oder unmöglich find, die aljo die Eicherheit und Feſtigkeit des Friedensſtandes ftören. 
Sie fodern daher andererjeit, daß jeder zur rechten Zeit Flage und ſich den Verluft ſeines Rechts 
ſelbſt zuſchreibe, wenn er nachläſſig die Nechtverfolgung unterläjt. Auf dieſen beiven Umſtän⸗ 
den und Nechtöfoderungen ruht die Verjährung. Verjährung im Allgemeinen heist Erwerb 
und Verluft durch einen gejegiich beſtimmten Ablauf der Zeit. Man theilt fie in die erloͤſchende 


= Corp. jur. Canon. c. 3. C.3. qu. 1 u. 2, u. Tit. X. de restit. spoliat. Thibaut, „Bandefter‘, 
. 231. * — 


4) ©. Bundesacte. Art. 11. Miener Echluhacte ren 1820, Art. 19 u. M. Beſchlaß er 
Bundesverfammlung vom 16. Juni 1817. Art. L, uud Klüber, „Offentliches Recht“, $. 172 
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im Oder bie Klagenverjäßrng, wodurch zunäcft Jemand ein Klagrecht verliert, weil er zu lange 
mit feiner Klage wartete, ober die erwerbende (Erfigung, usucapio), durch welde zunaͤchſt Je⸗ 
mand vermittelft eines längern Befigftandes Das, was er beſeſſen hat, vefinitiv erwirbt. Zu der 
legtern nun wird der Regel nach erfobert ein Befig mit gutem Rechtögrund und gutem Glau⸗ 
ben: tiefes heißt, der Beiig muß auf folde Art erworben fein, daß der Beſitzer ehrlich glauben 
fonnte, dadurch das definitive Recht zur Sache erworben zu haben (justus titulus), und es muß 
aud während des Bejiged (nad Kanoniſchem Recht) fortvauernd der Befiger in dem guten 
Glauben gewefen fein, Niemand habe ein beffered Recht zu beiigen (bona fides). Sodann muß 
es ein Begenftand fein, welher nad den Gefegen duch Verjährung erworben werden ann. 
Sind nun aber diefe Bedingungen vorhanden, fo bilden diejelben, wenn auch noch nicht die zur 
wirflihen Verjährung nöthige Zeitdauer abgelaufen ift, doch gute pojitive Gründe, Jemanden 
als ven wirklich Berechtigten rechtlich zu vermuthen und fo zu behandeln, bis etwa der beifere 
wahre Berechtigte fich finden follte, ven: er dann, wenn die Verjährung nod nicht abgelaufen 
iſt, natürlich weihen muß. So knüpfen ſich alfo an dieſen Verjährungsbejig noch zwei neue 
Wirkungen zu jenen fünf erften, die eine ift das Recht, dur den ununterbrodenen Beſitz 
während einer gewiſſen Zeitdauer die Sache eigenthũmlich zu erwerben (nämlich bei beweglichen 
Saden in drei, bei unbewegliden, wenn die Parteien in derſelben Provinz wohnen, in zehn, 
fonft in zwanzig Jahren), ſofern nur während dieſer Zeit der Berechtigte hätte Elagen können. 
Dieſes wahre Recht nun darf dem Verjährungsbeſitzer Niemand, ohne zum Schabenerfag ver⸗ 
”  pfligtet zu fein, rechtswidrig flören. Das andere Recht befteht darin, daß er dem wahren Eigen⸗ 
thümer nichts ſchuldig ift, wegen der Verfügungen über die Sache, wegen feines vermuthliden 
Eigenthums, und daß er namentlich Die bereits verzehrten und die ald bewegliche Sachen ver= 
jährten Früchte nicht herauszugeben braucht. 

Selbft aber, wenn zwar die übrigen Bedingungen diefer orbentlihen Verjährung vorhanz 
den find, die Sachen aber von biefer orbentlihen Verjährung ausgenommen find, und auch 
wenn ein gerechter Titel nicht nachweisbar ift, fann ver Beſitzer doch durch die außerordentliche 
Veriährung in dreißig ober vierzig Jahren erwerben. Wenn endlich) auch ſelbſt für dieſe außer⸗ 
ordentliche Verjährung die nöthigen Bedingungen fehlen, fo tritt doch noch eine unvordenkliche 
Verjährung ein. Diefe beiteht darin, daß, wenn ſich Jemand über Menfchengevenfen hinaus 
in dem ununterbrocenen Bejigftand eines Nechts befunden hat, es juriſtiſch fo angefehen ober 
1 präjumirt wirb, ald habe er ven Gegenſtand diefes Beſitzſtandes rechtmäßig erworben. Es ift 
dieſes alfo ebenfalls nur eine Vermuthung für den rechtmäßigen Erwerb, welche die deutſche 
Praxis eingeführt hat, und welche als ſolche zwar vor Proceilen aus veralteten thatfählihen 
Beranlaflungen ſchützt, aber freilich der juriſtiſch erkennbaren abfoluten Rechtswidrigkeit eines 
2 folden Beſitzſtandes weichen müßte. { 

F Nach allem Bisherigen ijt alles Beſitzrecht immer noch fehr verſchieden von dem eigentlichen 
! definitiven Recht felbft, bildet immer noch die äußere oder factifche Seite des Rechtsverhältniſſes. 
Aber um die geſellſchaftlichen Bedürfniſſe zu befriedigen und um den Frieden und bie Sicher: 

. heit der Rechte zu fichern, wurde der Beſitz zugleich auch abgefondert für fich allein ſchon zu einem 
i Recht erhoben. Nur foll ed nie im erkennbaren Gegenfag gegen das wahre definitive Recht 
; ſelbſt und nie als ein definitives Necht, fondern nur als ein fehr bedingtes und beſchränktes 
Recht beſchränkt geichügt werben. Hieraus erklärt ſich ein gewiffer Wechſel der gefeglihen Bes 
zeichnungen über den Bejig, wonach er bald Thatſache, Bald Recht genannt wird (ähnlich ver 
obigen doppelten Benennung possessio naturalis), fowie die an ſich fonverbare Behauptung 

ber neuen Juriften, der Beiig fei ganz und gar fein Rechtsverhältniß und fein Nedt. 5) Er 

iſt nur nicht das definitive, ehe er auch in dieſes durch Die Veriährung organiſch übergegangen ift. 

Das Privatrecht und fo aud) die bisher angegebene Bejigtheorie bildet dad allgemeine reine 

Recht aus durch die Verhältniffe der politiihen Körperſchaften der Staaten, alfo im Völkerrecht, 

im volkerrechtlichen Bundesrecht und noch mehr im Staatsrecht entſtehen allerdings einzelne 
eigenthümliche Geſtaltungen oder Abweichungen der allgemeinen Beſitzrechte und ihrer Schuß: 

















5) Mir erfreniich ſtimmt Kris, „Erläuterungen zu Wening? Jugenheim's Lehrbuch“ (Breiburg 

1833), 1, ©. 213, weinen Gründen gegen Savigun bei, daß jene obigen rechtlichen Folgen der verſchie⸗ 

denen Arten bes Beſibes wirkliche Befügrechte und ziwar die romifchen auch Sachenrechte jeien. Dennoch 

aber fagt er, „der Befig fei nicht felbit ein Recht, obgleich er Rechte erzeugt, font müpte es aud) ber 
Vertrag fein”. Aber das abgeſchloſſene Vertragsnerhaͤltniß und das Recht auf daſſelbe int Rechtover⸗ 
83 und Recht und ebenio das erworbene Veſitzverhaͤliniß und das Recht darauf; ebenſo gut wie 

1 genihumsverhaͤltuiß und Eigenthumorecht. 
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mamınılih invem Annenilhen, als eine unlörperlidie Sade, welche ganz oder im Beyrfung auf 
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And befondere Wundes. und ſchiedsgerichtliche Einrichtungen aber Eönnen auch die Bälln 
oder Otaalen dis gewöhnlichen richterlichen Schuhzrechte üc erhalten. So galten dieſelben in 
Aꝛeutſchen Mel, wo die halbſouveränen Staaten und Regierungen und ihre Streitigkeiten, 
namenillch auch bie Über die Juriftifche Sache ihrer Kanveshoheitägewalt ven Reicögefepen mi 
Werken Tao waren und auch bie Veflgrechte ganz wie bie ver Privaten gefhägt 
wurden. Ahntihea aber muß auch jegt im völferrehtlihen Deutfhen Bunde eintır: 
ton, well bundesvertranamäßlg die Bundesſtaaten alle ihre Streitigkeiten untereinander, mithin 
au die Meſlyſtreitigkelten Über Hoheltorechte der gerichtlichen Cntſcheidung einer Bundesaus 
WAnntinfang Aberinffen haben, dic, foweit nicht beſondere abweichende Veſtimmungen ander 
vorfiinen, nach dem nemelnen echt entſcheiden fol, ſowelt es auf die jepigen Berpältniffe ber 
Vundeoglleder noch anwendbar iſt (Bchlufacte, Art. 20 u. 25). h 
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Bis os 
Beinatverhältaiffe muß der Aheger einem auch nur formell serieffungsmäniganääen 
fluf der hoͤchſten Gewalt und ihrer Organe bie fachfige Gewalt oe Befipichipung feihf 
gegen eine definitiv oder materiell nicht rechtsgemäße Verfügung unterkaffen: Er Sana num uf 
allen verfaſſungsmaͤßigen Wegen gegen etwaiges miaterielled Untecpt nnd feine Folgan ich yore 
theidigen. Zu ſolcher Vertheidigung kaun nur der Rechtsweg vor den Lan eichten ober. Ws 
Schiedsgerichten oder dad Beſchwerderecht bei höhern Behoͤrden, bei dem Blegenten oder ba 
Ständen, oder vor dem Forum der Öffentlichen Meinung verfaflungsmäßig zufichen. 

3) Die öffentlihen Rechte find zu n ächſt des bffentlichen Wopldmegen und für bafs 
Selbe beftimmt. Sobald alſo die höchſten Organe, welde endgültig über dieſes öffentlichn Wohl 
und die für daffelbe begründeten öffentlichen Rechte und Ginrigtungen zu entſcheiden haben, 
Öffentliche Rechte verändern oder entziehen, kann gegen ſie Niemand im Staate Being oder Ders 
jährung dieſer Rechte geltend machen. Die rein öffentlichen Rechte over alle Regiesumgsrechte, 
ſtändiſche Rechte u. |. w. entftehen für dad Geſammtwohl Aller nach dem verfaffu = 
Gejammtwillen und föunen für und durch diefelben auf verfaflungsmäßigem Wege ſtets geans 
dert werden. Sie dürfen nit gegen folde definitive Rechtsbeſtimmung vermittäl® ans 
geblicher Bejig: und Verjährungsrechte geſchützt, in Privatrechte umgekehrt und dem oͤffentlichen 
Wohl entzogen werden. Sonſt löſt ji, wie im Mittelalter, der Staat anarchiſch auf una zer⸗ 
fällt in eine Reihe von privatrechtlich berechtigten Fauſtrechtsritiern und Corporationen. Freilich 
wird auf hier dad Öffentliche Wohl oder Politik und öffentliches Recht ſelbſt fodern, den Beiig, 
zumal langjährigen Beſitz, infoweit zu [honen, ald es das öffentlihe Wohl und die Gerechtig⸗ 
Zeit erlauben. Weiter hinaus aber wird ſelbſt nicht einmal Entſchädigung gefodert werden köon⸗ 
nen, wie ed denn z. B. auch den Briten nicht einflel, bei ihrer Parlamentsreform die Wefiger der 
verfaulten Flecken, die doch ſchöne Bortheile von ihren Wahlrechten Hatten, wegen Der Aufgebung 
derſelben zu entſchädigen. Cine Entfhärigung für veränderte öffentliche Steuerrechte una 
Steuerpflihten oder für aufgehobene Steuerbefreiung, wie fie jegt viele preußiſche Adelige 
fodern, iſt darum doppelt verehrt, weil fie in anderer Form die aufzuhebende oͤffentliche Unge⸗ 
rechtigkeit wiederherſtellt. Es ift ja einerlei, ob der Staat die Steuern erhebt ober fie wieder za⸗ 
züderftattet.. Jeder, der ein öffentliches Recht oder lediglich durch daſſelbe beſtehende Berkältuife 
bejigt, weiß es auch ald Käufer zum woraus, daß, fowie das Öffentliche Wohl ed fobert, Berännes 
zung eintreten muß. Etwas Anderes aber ift ed, wenn nicht von ab fi gtlihen von der höoch⸗ 
fen Gewalt verfaffungsmäpig beſtimmten Veränderungen vie Rebe if, ſondern 
wenn nur nach dem beſtehenden Staatsrecht Streitigkeiten eutſtehen, wem etwa diefe 
ober jene dffentlichen Rechte zuſtehen. Gier werden allermindeſtens die den obigen Veſitzrechten 
zu Grunde liegenden Geſichtspunkte geachtet werden müffen. 

Überhaupt aber müflen wir wiberfprechen, wenn man nod über die vorhin angegebenen 
Beſchränkungen hinaus die Beñhrechte in Beziehung auf öffentlige Rechtsverhältniſſe ableugs 
nen will. Die Nebel ver Naturphilofophie, welche, wegen ihrer Berftörung aller wirklichen 
Freiheit durch, naturgefegliche Nothwendigkeit, als Grundlage wenigftend für die praltiſche 
Moral und Rechtslehre völlig untauglid iR, verſchwinden gottlob allmälig wieder in unferer 
Jurisprudenz. In ihren ganz unfrei gewordenen Staatsorganismen war der Charakter wirks 

licher, auf gegenjeitigem freien Anerkennen und Wollen freier Berfönligkelten, auf freien Vers 
teägen beruhenden Rechte gänzlich verſchwunden. Dieje ewige, durch die Natur der Dinge wie 
durch alle römischen und germaniſchen Rechtsquellen gegebene Grundlage alles Rechts, nämlich 
den Charakter wirkliger Rechte und die Vertragsbegründung, ließ man nothgedrungen höchſtens 
nur den Privatrechten. Man vergaß, daß Privat: und öffentlies Recht nur zwei theilweiſe 
verſchieden modificirte Seiten (positiones) ded Rechts jind, nach welchen allerdings auch Ders 
trãge und Vertragsrechte im öffentlichen und Privatrechte verſchieden modificirt find; daß aber 
beide gleiche Weſenheit haben, und daß ñe im wirklichen organiſchen Staatsleben zum Theil 
zuſammenhängen und ineinander übergehen. Wir muͤſſen aljo auch ſelbſt einem fo vortreifli⸗ 
Gen Stantögelehrten wie H. A. Zachariä widerfprechen, wenn er („Staatöreht”, 2. Aufl., IL, 
$.135, 145fg., und „Staatöwärterbud“, 11,96) lehrt, man könne bei wirklich Öffentlichen 
Rechten, wie Staatöbienft- und Repräſentationsverhältniſſen, landſtändiſchen und gemeindlichen, 
nit von Befig- und Vertragarechten reden. Gie und mithin unfere obigen dreifachen Beige 
rechte machen Anfprud auf angeneffene rechtliche Geltung und Durchführung, ſoweit fie nicht 
durch die angegebenen eigenthuͤmlichen Modificationen des Öffentlichen Rechts modificirt And. 
So werben auch alle öffentlichen Rechte gegen forntelle verfaſſungs- and rechtswidrige jactiſche 
Angriffe mis dem Schugmitteln des Dejenjlondbejlged vertheidigt werben fönnen (i. Rethwehr), 


6 Beſit 
und ſelbſt Das proviforiſche Medit, der ſogenannte Interbictendeflg oder der Schut Der vorläe 
Aigen Fortdauer des factiſchen Verhaltniſſes bis zur gültigen Entfeibung, wird bei Voraus: 
fegung der rechtlichen Bedingungen fogar für die Amtögewalt gelten, fofern nicht eine for- 
mell verfaffungsmäßige Entſcheidung ber höchſten Gewalt vorliegt, fofern namentlich nidt bie 
Allerdings vielfach fehr zweckmäßige proviſoriſche Suspenfion durch pofitive Gefege beitimmt 
iſt. So galt e8 auch ſtets nach dem gemeinen deutſchen wie nad engliſchem Btecht. Der Ihat- 
ſache felbft widerſprechend iſt es, wenn Zachariä leugnet, daß das difentlihe Dienftverhältuiz 
bloß durch einen Willendact der Staatögemwalt entftehe und der Staatöviener niemals ein wirt: 
liches Recht (ein jus quaefitum) auf dad Amt habe, und daß bie entgegengeſetzte Anficht den 
Staarddienft zu einem Privatret herabwürdige. Es widerſpricht ber Behauptung, daß des 
GStaatsbienftverhältniß, auch das nit auf Zwangsdienſt beruhenve, blos durch den Willens⸗ 
act der Staatsgewalt entfiche, fogar die unmittelbare Thatſache. Die freie Einwilligung des 
Staatsdieners, bedingt durd die Leiftungen ver Staatögewalt, iſt auch da, mo nicht etwa 
aus dem Auslanve Berufene vollſtaͤndig darüber vertragsmäßig verhandeln, ebenfo nothwen⸗ 
dig für ein gültige Dienfiverhältnig wie die ebenfalld bedingte Einwilligung der Regie: 
rung. Es ift aber gegen allen claffiihen und germanifchen Sprachgebrauch, ſolche gegenſeitig 
fich bedingende Einwilligung über die Begründung eines rechtlichen Verhältniſſes etwa deshalb 
feinen Vertrag nennen zu mollen, weil durch venfelben theilweife Öffentliche, zunächft, pas 
Staatswohl bezweckende Rechte und Pflichten begründetwerben follen. Es werben zugleich auf 
wirkliche, dad Privatintereffe der freien Perſonlichkeit de Beamten bezwedende Privatrechte be: 
gründet, wie namentlih das Recht auf Befoldung und Benfion, und auf Anerkennung ehren: 
voller, nicht ſchimpflicher Amtöverwaltung. In Beziehung auf fie mußte felbft jener neue 
Sprachgebrauch ven alten Namen zugeftehen. Es find aber auch die Öffentlichen Rechte mit 
freien Perſönlichkeiten verfnüpft, ihnen zuftändig, und in ihrer Entſtehung oder Anerfennung 
wie in ihrer Anwendung von ihrem rechtlichen Willen abhängig, ſodaß bei gegenfeitig ſich bes 
dingender Einwilligung aud hier vertragsmäßige Verpflichtungen entfliehen. DaB dabei 
vie zunächft berechtigte Verſoͤnlichkeit als Mepräfentant anderer erſcheint, und daß jle ihre 
. Willensbeftimmungen nad ihren Pflichten zunächſt fürs öffentliche Wohl faflen foll, dieſes 
ändert auch nichts in Beziehung auf die Vertragsform. Auch der Familienvater verfügt über 
fein Cigenthum als Verwalter oder Nepräfentant der Familie, und alled Privatreit wird zu⸗ 
gewieſen und geheiligt nach dem Gedanken, daß es der Berechtigte für feine erkannten Vflichten, 
für feine irdiſche Veftimmung gebrauchen fol. Es iſt nur der Unterſchied, daß der Träger des 
Öffentlichen Rechts das ihm (alfo ebenfalls privativ) zugewieſene dffentliche Recht je nach feiner 
Überzeugung für das Staatswohl, für die Staatsbeſtimmung verwenden foll, während er das 
Privatrecht zunähft für die Privatbeſtimmung verwenden fol. Ich fage zunähft, denn mittel 
bar und zulegt follen alle Privatrechte und ebenfo alle öffentlichen dem Geſammtwohl, der Ge: 
fammtbeftimmung aller Bürger dienen. Nicht reine Willkür, wohl aber freied Arbitrium hat 
dabei jeder öffentlich Berechtigte und jeder Privatberechtigte innerhalb des Rechts. Die verderb⸗ 
lichen Folgen der modernen Theorie, welche hier Zacharlä der freilich oft zu ausſchließ⸗ 
lid privatlichen des frühern deutſchen Rechts entgegenftellt, verwirft er ſicherlich ſelbſt. 
Sie beftehen aber rückfichtlich des Staatöbienjtes in jener ruſſiſchen Staatsbienereinrichtung, 
welche die Staatsdlener zu willen = und rechtloſen Sklaven erniedrigt. 

Ebenſo wenig vortheilhaft aber wirfen auch die Folgen berjenigen Rechtstheorien, welche 
in Beziehung auf Landftände und Gemeinden, zumal ohne zuvor für andere wirfiame Schut⸗ 
mittel ihrer Rechte zu forgen, die altdeutſchen in England theils fortbeſtehenden, theild durch 
neue wirffame öffentlihe Schugmittel erfegten freien Vertheidigungs- und Schugmittel des 
Beſitzes aufheben. Diefed ift hier um fo verderblicher, weil im ſtaatsrechtlichen Verhältniß wie 
im Privatrecht ein fletig durchgreifender rechtlicher Schug mögli iſt, und weil deshalb die 
factifhen oder Befipverhältniffe, zumal zu Bunften der Mat, mehr als gewoͤhnlich ſich zu 
definitiven Zuftänden erheben. 

Gewißlich gibt es nichts dem Weſen freier Nationen Widerſprechenderes, nichts Unhiſtori⸗ 
ſcheres und Verderblicheres, als jene Anſicht, welche das öffentliche Recht nicht mehr als wa h⸗ 
res Recht behandelt, welche für daſſelbe Vertragmäß igkeit und vollkommene reiht: 
lie Shugmittel, und welche bie der gleichen Hriligfeit alles Rechts entſprechende gleiche 
Bültigkeit der Verfajjungs: wie der Regierungdredte verleugnet. Hier 
liegt, wie auch neuerlich Wneift gründlich nachwies, der Shuptunteriied unjerer chwaͤchlichen 
neudeutſchen und der britiſchen Freiheit. — 
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Übrigens Einnen anerfauntermafßen, ähnlich wie nach dem Öbigen im Vöfferreäit, bie Bun⸗ 
des⸗ und ſchiedegerichtlichen Cinrichtungen, die aud für ſtaatsrechtliche Verhältnifle allgemeinen 
Gerichte oder beſondere Neichs⸗ und Staatögerichtöhäfe, fowie früher in Deutſchland jegt in 
Nordamerika, vollkommene gerichtliche Schutzmittel namentlich auch ver dreifachen Beſitzrechte 
begründen, und ſelbſt ohne dieſes muß auch Zachariä für ganze Claſſen wie Nechte, welche nicht 
völlig veine Privatrechte jind, den Rechtsſchutz unferer gewöhnlichen Gerichte in Beziehung auf 
die poflefforijchen wie die petitorifhen Rechtsanſprüche anerkennen. Hierher gehören na= 
mentlich: 4) die Privatverhäftniffe des Souveräns und feiner Familie; 2) die dem Staate felbft 
zuftännigen Privatrechte wie das Rammergut oder Domanium, ſoweit e8 aus Privatglitern 
und Rechten befteht ; 3) tie uneigentlichen oder die nugbaren Regalien, d. h. ſolche urſpruͤnglich 
privatrehtlihen Rechte, welche das pofltive Staatsrecht dem Staate oder Regenten zufchreibt, 
3. B. das Salzregal; A) diejenigen wirklichen Hoheitsrechte, welche (der Regel nach in Berbin= 
dung mit einem Grundbeſitz) von Unterthanen eigenthümlic erworben und befefien werben 
Eönnen, nie Batrimonialgerichtöbarfeit und wie die ſtandes⸗ und grundherrlichen Hoheitsrechte 
nad) Art.14 der Bundedacte. Es find nur wenige Abweihungen von den gewöhnlichen Beſitz⸗ 
rechten, die man bier behauptet, fo namentlich, daß (nad) Analogie des Cap. I. de praescripto 
invito) die allgemeine Rechtsregel, daß der Befiger keinen titulus possessionis anzugeben 
brauche, Hier Durch die Bermuthung der Zuftändigkeit aller Reglerungsrechte für die Regierung, 
und daß deshalb auch die Scheidung des Betitoriums von dem Boffefforium hinwegfalle. 

Bei allen vier Glaffen tritt gar feiner jener obigen Ausnahmsgründe der rein öffentlichen 
Rechte ein, die allgemeinen Beſitzrechte hier wegfallen zu laſſen. Sie treten in den Privatver- 
kehr und Belig und nehmen in demfelben an feinen Gefegen teil. Binzelne Mopificationen, 
welche das fpätere Römiiche Recht durch Privilegien für den Fiscus eintreten läßt, gehören nicht 
dem Recht, fondern dem Unrecht des Faiferlichen Despotismus an. 

Eine eigenthümliche Art von Beſitzrecht aber, welchem fogar eine befinitive Rechtsgültigkeit 
— bis zu einer etwaigen Abänderung auf verfaffungdmäßigen Wege — beigelegt ift, begründet 
noch die Wiener Schlugacte im Art. 56 durch die Beſtimmung: „Die in anerkannter Wirk- 
ſamkeit beſtehenden landſtändiſchen Verfaffungen können nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werben.” j 

Diefe neue, von ben brei obigen verſchiedene Befiganerkennung ift entſchieden vortrefflich, 
dem Öffentlichen Recht entfprechenn und zeitgemäß. Das dffentlihe Recht bevarf ſtets, es be: 
durfte vollends nach dem Zufammenfinfen des Feudalgebäubes und ebenfo der fpätern deöpo- 
tifhen und revolutionären Zuftände einer dem allgemeinen Wohl und den Zeitverhältmiffen 
entſprechenden Verjüngung. Alte öffentlichen, alle Verfaſſungsrechte aber und alle öffentlich 
rechtlichen Berfönlihkeiten müffen als Organe des Staats flet dem erfannten öffentlichen Wohle 
fi und ihre Privatintereffen unterorbnen und ihm gemäß auch verändert werben, während im 
Privatrecht dad Öffentliche Wohl felbit fodert, daß dem Privatberechtigten fein Recht feft bleibe 
und nur nad) feinem eigenen Willen veränverlich fei. Es gibt nächft jener Aufhebung der vollen 
Rechtsgültigkeit der Öffentlichen Rechte nichts Verkehrteres, Inconfequenteres und ſich felbft 
Widerſprechenderes, ald jene fogenannten Legitimitäts- und Hiftorifchen Theorien, welche zwar 
zum Scheine behaupten, fie vertheidigten dad durch angeblich Hiftorifche naturgefegliche oder 
goͤttliche Nothwendigkeit gegebene und geheiligte Recht, bei genauerer Betrachtung aber aud den 
Rets lüfjigen geſchichtlichen Erfcgeinungen'und Einrichtungen gerade nur diejenigen auswäh⸗ 
len, welche ihrem befondern Gelüſten entfprechen. Diefe wollen fie dann für ewig kanoniſiren, 
durch Bann- und Zauberformeln heiligen, namentlich auch als Privatredhte gegen die Kobe- 
rungen des Öffentlichen Wohls und Rechts ſchützen, und foweit fie Macht Haben, gewaltfam eins 
führen, Herflellen und behaupten. Ein Gauptführer biefer Partei, Hr. von Haller, mar dabei 
naiv genug auf jeder Seite feiner „Reftauration des Staat rechts“ einzugeftehen, daß er 
gar keinen Staat, fein Gemeinweſen wolle, fondern nur privatberechtigt natürliches Glücks⸗ 
gut für die privilegieten fauftrechtlichen Sieger des Feudalismus. So entftehen natürlich 
Stodungen, Verkrüppelungen und Krankheiten des Staatslebend. Die Anhänger der andern 
entgegengefegten Zuſtände, namentlich aber auch bie Freunde einer wirklichen Staatsordnung 
und der natürlichen, zugleich mit Stetigfeit und mit verfaffungsmäßiger Freiheit vor ſich gehen⸗ 
den Entwicelung, alle dieje ftreben natürlich mit mindeftens gleicher, die legtern fogar mit beffes 
rer Berechtigung für ihre Ideale. Sie veripotten jene leeren Zauberforneln, und ftreifen mit 
Hülfe der Zeitbemegungen und ver neuen Volfgbebüriniffe jene abgeftorbenen Hüllen ab, bald 
in vevolutionärer, bald in friedlicher Weiſe. Die praktijge Stastöweisheit muß nun dieſe 





08 Beſchveldung 
Und eingtfehen werden, vaß der Ranıe det Aufgeber erfichtich iſt un vann durch Poſt⸗ ind 
Dlagiftratöfiegel neu verſchloſſen, die Aufgeber aber zu deren Burhnahme in Öffentlichen 
Blättern aufgefobert werden.) Doc vie Hauptfache ift, daß durchaus nicht blos durch Res 
gierungsverordnungen, fondern durch verfaffungsmäßige Gefege forgfältig die Rechte der Bur⸗ 
ger auf das Briefgeheimnig und das Heiligthum ihrer Gedankenwelt verbürgt, die genauen 
Srenzen und Formen der einzelnen ausnahmswelſen Abweichungen feftgeftelit werden. Dieſes 
iſt alddann beinahe vaffelbe, al8 wenn, fowie in Portugal (Gonftitut. 1826, Art. 145, 5.25) 
und bie frühere Berfaffung von Kurheflen, $. 38, die Verfaflung unmittelbar daß Briefgeheim- 
niß fhügt. Mittelbar tut ſte es ſchon durch Die Verhürgung ber Freiheit ver Perfon und des 
Eigenthums. Nur muß jedenfalls ein dem verfafjungsmäßigen Gefeg entſprechender Dienſteid 
alle Boftbeamten unter Androhung ſchwerer Criminalſtrafen verpflichten, die ihnen anver— 
trauten Briefe außer in ven gefeglid genau beftimmten wenigen Ausnahındfällen nit von 
ihrem orbentlihen Wege zu ven beftimmten Adreſſaten zu entfernen und entfernen zu laſſen, 
und felbft auch höheren Befehlen gegen das Gefe keine Folge zu leiften , indem biefe fie von der 
gefeglichen Strafe nicht befreien können. Nur fo erhält ihr Wiverſpruch gegen etwa angemu⸗ 
thete Geſetzwidrigkeiten hinlänglihe Begründung und Kraft. Nur fo iſt dad Briefgeheimnig 
gegen beliebige Zurücnahme und Ausnahme und gegen inländifhe und ausländifhe Jumu⸗ 
thungen gefihert. Nur fo wird bei dem Wechſel der Perſonen und ihres Einfluffes in den 
Öffentlichen Angelegenheiten wirflid dad Geheimniß der ver Poſt anvertrauten Briefe der Vuͤr⸗ 
ger und des Auslandes gefchügt bleiben und, nach des edeln Frelherrn v. Fahnenberg Aus 
drud 25), der Poſteinrichtung ſelbſt ihr theuerftes Kleinod, das unbefchränfte öffentliche Ber= 
trauen, erhalten werden. Sehr heilfam aber würde man nach dem Beilpiel von Engkand' ben 
a gegen die Verleger äftimatorifche Schadenerfagfoberungen geben. Belder. 
efehneidung. Dieſe alihebrdiſche Geremonie einer nationalen, nicht gotte&dienftlih-, 
fondern nur politiſch⸗ religidfen Auszeichnung der jüdiſchen Volksgenoffen kommt ſtaatsrecht⸗ 
lich in Betrachtung, weil fie 4) alle Nichtbeſchnittene für Unreine erklären, mit denen Ihre Tödh- 
ter zu verehelichen eine Schande wäre (1 Mof. 34, 14; Reben. 10, 31, und Efr. 9, 2. 42, 
40,3). Die Frage entfteht: Können Die, welche auf folder Nationatabfonderung und Beſchim⸗ 
pfung beharren, gleiche Mechte mit den Richtbeſchnittenen begehrten und erhalten, welche eine 
Staatsgeſellſchaft für fh conflituirt Haben? 2) Die Polizel des Staats, worin Juden als 
Unterthanen, wenn aud wicht als Staatsbürger wohnen, hat die Pflicht und dadurch das Recht, 
wirkſame Aufficht zu verfügen , damit nicht durch die fehmerzhafte Verwundung und Verſtüm⸗ 
melung, wenn fle an adhttägigen Knaͤbchen von ſchwacher Geſundheit, etwa auch durch unge⸗ 
ſchickte Hände (da jeder Jude die Operation machen darf) vollzogen wird, Geſundbeit, Fünitiges 
Wohlbefinden oder gar das Leben gefährdet werbe? 3) Der alle Rechte ſchützende Staat hat 
wol auch die Verbindlicykeit, zu verhäten, daß nicht Kinder als ſchuzloſe Unmuͤndige eine phy⸗ 
ſiologiſch nit unbedeutende Berkümmelung erleiden, ehe fie freimollend ihre Einſtimmung ge⸗ 
ben können? 

Abraham hatte fi aus dem Glauben an allzu menſchenaͤhnliche Götter Eaukaffiher und 
teandeupbratifcher Länder zur moralifhen Idee eines Hoͤchſten, zu dem „gerechten Kichter der 
ganzen Erbe‘, 1 Mof. 18,25, erhoben. Aber abgefehen vom rein religiöfen Verhalten machte 
Abraham mit Gott einen wechfelfeitigen Vertrag, Berith, um aud in irdiſcher und politiſcher 
Beglädung fein Beihäger zu fein. 1 Mof. 17, 4.7. Was ſich darauf bezieht, iſt demnach als 
Bund ober freier Vertrag, nicht als Religion oder Pflicht der Bottesverehrung geſchichtlich zu 
betrachten. Das andähtige Verhältniß zu Bott war voraudgefegt und blieb. Aber ein neues 
Berhältniß, von der Macht dieſes Gottes beſonders in Schug genommen und als „auserwähl- 
tes Bolt Gottes" vor andern bevorzugt zu werden, trat in Vertragsgeftalt hinzu. Wie es Bei 
folgen Bündniffen alterthuͤmliche Sitte war, nehmen vie Berbündeten neue Beinamen an; ber 
Mactgott (EI) nennt fi Schaddai (nad) dem Arabifhen — der Überfluß gibt), und ſtatt des 
bisherigen Namens Abram (hoher Bater) nennt ſich der Hirtenfärft Abraham (— Bairr einer 
Volksmenge), mit der Hoffnung, daß aus feiner Horde „Bölferfaften und Könige” werben 


4) Diefer Vorſchlag bes Verfaſſers diefer Zeilen erhielt auf dem badiſchen Landtage von 1833 im 
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folltm. Diefe Nftande geigen, daß Abraham gegen feinen „Hochverehrten“ (= Gfohim) fidh 
nach ven alten Gewohnheiten eines foͤrmlichen Bünbnifles benahm, ſodaß alſo in dieſem Zur 
ſammenhange auch die Beſchneidung als eine Bundesfoͤrmlichteit zu erkennen iſt. Wer zu einem 
folchen Bunde gehören wollte, nahm ein Zeihen an. Abraham, der Beilger großer Heerven, 
wählt für fih, den Sohn Jomael (—, welcher dem Machtgott gehorchen ſoll“) und alle feine 
Dienftleute ein unverlierbares Zeichen am Leibe ſelbſt. Wie in den frei weidenden Beduinen⸗ 
beerven jedes Stu am Leibe (meift an den Ohren) gezeichnet wird, fo gab der uralte Hebräifche 
Heerden⸗Emir ſich und feiner ganzen Horde am Zeugungsglieve dad (da folde beim Morgen: 
länver oft unbedeckt zu fehen find) unverleugbare Symbol, Daß fle mit allen ihren Nachkom⸗ 
men ausgezeichnete Bundesgenoſſen ihres reich machenden Machtgottes fein wollten. 

Diefes Befchnittenfein Heißt, 17,14, Zeichen des Bundes. Wer es nicht annehme, foll nach 
8. 14 von diefem Volkeſtamm, abgeſchnitten“ (dad Heißt nicht getöbtet, fondern gleichſam 
entnationalifixt) fein, weiler „ven Bund nicht wolle”. 

Diefe Verbindung war demnad nicht eine Religionsiadhe, Sie war eine Benugung bed 
zeligidfen Glaubens für materielle Lebenäverhältniffe. Sie war der Anfang eines äußern, 
eigentlich politifchen Berhältnifies des theofratifchen national beftehenden Judenthums. Wie 
Mofe etwa 900 Jahre fpäter die zu einem Volke vermehrten hebräifchen Nomabenflämme ver= 
anlaßte, daß fie den Gott des Himmels und ber Erde, ver an fid immer ihr Gott geblieben war, 
nunmehr ald Nation, ſtatt menſchlicher Beherrfhung, zu ihrem Regenten (oder. zum Regie⸗ 

rungoideal für den Feldherrn und ven Hohenprieſter, ihre fihtbaren Regierer) wählten, fo 
hatte Abraham fhon als Familienfürſt ſich demſelben Bott auf eine weltliche befondere Weiſe 
als feinem und der Seinigen äußerlichen Beſchützer (wie Clienten einen Patronus) zugeeignet. 
Auch das Zeichen für dieſe Bundesgenofienfhaft war ihm und iſt demnach Allen, die ſich an 
ihn gleichſinnig anſchließen — nicht ein gottesdienſtliches und in dieſem Sinne ſchwerer abzu⸗ 
anderndes Zeichen. Wenn Abraham ein Sacrament, eine religiöfe Pflicht und Wohlthat ein⸗ 
zuführen im Sinn gehabt Hätte, wie hätte er, der gegen die Erbfürſtin Sarah fo Folgſame, ein 
Zeigen wählen können, an dem alle Weibliche keinen Theil nehmen Eonnten und woburd fie 
alfo von der Religion gleichfam ausgeſchloſſen wären? Nur auf das äußere, politiſche, woran 
das Harem feinen Theil zu nehmen hat, bezog fid) fein gewähltes Zeichen. 

Durch die Beſchneidung ald beſondere Schützlinge Gottes für ihr zeitliches Glück, wie Re 
glaubten, außgezeichnet, fingen ſie ſchon in der dritten Generation nach Abraham leider an, alle 
Nichtbeſchnittene al Nictbegünftigte von Bott, gleihfam ald Schuglofe und Nichtbegnadigte 
zu verachten. Diefer — durch die Worte Arelim, wie Gojim ald Schimpfuamen — ſich abfos 
dernde Nationalftol; machte bekanntlich das jogenannte „Volk Gottes“ den übrigen und fo au 
den Römern (lange ehe es Chriſten gab) widrig und verhaßt. 

Die verftändige Aufhebung diefer Nationalabfonverung und ihres zeitwibrigen Zeichens 
wird auch durch weitere Geſchichtdata, wenn nur bie rabbinifhe Hartnaͤckigkeit nicht allzu blind 
und eigenjinnig machte, fehr erleichtert. Daß auch ver in Religionsbeziehungen fo ftrenge und 
gewaltfam durchgreifende Gefeggeber Mofe die Abrahamitiſche Befſchneidung nicht ais eine 
Religionsſache, fondern blos als ein nationales, nach Localumftänven zu beurtheilendes Unter⸗ 
ſcheidungs zeichen betrachtete, beweiſen zwei bibliſche Überlieferungen unleugbar. In Agypten 
waren nad Joſ. 5, 5, feine Iſraeliten beſchnitten geweſen. Aber ſobald er fie auf den nomadi⸗ 
firenpen Zügen auf den arabifgen Weibeplägen allein um fi hatte, ließ er alle vie innerhalb 
der 40 Jahre Geborenen ohne Beſchneidung, wie bei Joſ. 5, 2—9, umfändlid erzählt 
wird. Hätte er, ber Eiferer für ven Gultus, biefe Unterlaffung zugeben fönnen, wenn ihm das 
Beſchnittenwerden ein Religionszeichen, ein Sacrament geweſen wäre? Sobalber in den freien 
Weibeländern ded Nationalabfonderungszeiens nicht bedurfte, läßt Mofe e8 unterbleiben. 
Folgt alfo nicht aus dieſem feinen unverkennbaren Vorbilve, was auch jegt bie wahren „Mo= 
ſaiker“ ohne Bedenken unterlaffen dürften, wenn es ihr ernſter und aufrichtiger Wille if, Vie 
Nationalabfonderung aufzugeben, ſich felbft thatfächlih und nicht in Ieeren Worten mit ven. 
Landesbeſttzern in Sittengieichheit zu ſtellen und bie altſchimpfliche Welteintheilung in Befenit- 
tene und Unbeſchnittene in Bergefienheit zu bringen. i 

Selbſt wenn das Beſchnittenſein ein religiäfes Cultuszeichen geivefen wäre, fo wuͤrde ſich 
der Berfländige fagen müffen: das äußere Zeichen ift nicht die Sache, der Zweck bleibt. Als 
bed Binen Gottes der Abrahamiten Anbeter wollen wir Abraham's und Mofe'8 Glauben und 
gottgetreue Rechtſchaffenheit unabänderlich ausüben. Aber foll denn auch gegen allen Verſtand 
ein Zeichen, weiches bei fünlihen, oft nadten Hirten wirklich auszeichnend und dem Morgenlän- 
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der unenfläßig war, ewig Da6 nämlie bleiben müflen, and; ie Oogercora, wo vie grchhatte BE 
kleidung den Zweit, daß es ein Kennzeichen fein ſollte, aufhebt und mo nur Davon zu reden ge- 
gen alte Sitte anftößt, ekelhaft und beſchämend iſt? A 

Der Geſetzgeber Mofe hatte ſelbſt feinen Sohn, folange er außerhalb Agypten war, nach 
2 Moſ. 4, 24 —26, ohne Beſchneidung gelaffen. Wäre fie ihnn eine Meligiohshendiung ge= 
weſen, wie hätte er fie unterlaſſen innen? Wo aber Die Natlonalmmterfſcheidang (im Haufe 
feines priefterlichen Schwiegervaters) zwecllos war, da unterließ der weiſe Mann, was Abrahacu 
zur Abfonderung von den Kanandern ſchicklich gefunven hatte. 

Man wird dagegen fagen: Mofe ſelbſt beſiehlt doch 3 Mof. 12, 3, die Beſchneldung am 
achten Tage? Aber leſe nur, wer alter Texte Echtheit zu prüfen gelernt hat, ven Juſammen⸗ 
Bang. Diefer ſpricht durchweg von Dem, was die Wöchnetin zu thun habe. Die Worte im 
Hritten Verſe: „Und am achten Tage wird beſchnitten das Fleiſch feiner Vorhaut“, ind offen: 
bar nur ein vom Rande in den Tert gefommenes nicht mofaifches Nötchen. Denn a) fie unter- 
brechen den Gontert und zerreißen ihn, da die Mutter, von welder in allem Übrigen die Reve 
iſt, mit der Beſchneidung nichts zu thun hatte; b) ſprechen fie von „feiner Vorhaut, und doch 
geht fein Wort vorher, worauf fidh dieſes, ſein“ bezöge. Und — was c) das für Alles Ent 
ſcheidendſte fein wird — wie hätte Mofe in eben ven Wüſten, wo er ſelbſt 40 Jahre lang alle 
Rengeborene ohne Befchneivung ließ, doch als Befeg fo beilaͤufig und ohne ein Hindeuten auf 
Zeitunterſcheidung achttägiges Beſchneiden bejehlen können? 

Ärzte, wie v. Wedekind im „Sophronizon“, haben aud darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Berflümmelung der natürlichen Dede jener ſehr empfindlichen Nerven eine Gewaltthätig- 
keit fei, welche id) die Väter nur nach den rohern Begriffen von der väterlichen Gewalt als ihnen 
zuſtändig denken mochten, daß aber, wer an civilifirten Beiten und Staaten Antheil nehmen 
will, dieſer Anmaßung ſich enthalten oder davon durch vie rechtliche Staatsmacht abgehalten 
werben müßte. Die Rabbinen fagen, daß es für die Juden im Allgemeinen als Geſetz gelte, 
das was ihnen fonft duch beſondere Gebote obläge, alsdann doch zu unterlaffen, wenn Der 
Staat, worin fie Rechtöfhug genöflen, es verbiete. Bon dieſer Regel leiten fie ab, daß ber June, 
fo fireng ihm Die Sabbatsruhe zum Nationalgeſetz gemacht iſt, doch in ben jegigen Heeren als 
Eonferibirter au am Sabbat und nicht blos vertheidigungsmelfe (mie die Maffabäer) 
Tämpfen dürfe. Nur von der Staatöpolizet wird es demnach abhängen, das Recht ver Unmünz= 
digen gegen eine gewiß in unfern Gegenden nit gleihgältige Verftümmlung etwa fo zu 
fchüczen, daß die Befgneivung nicht vor den Jahren, wo der Knabe felbft einmwilfigen oder es 
abhalten kann, geſchehen dürfe. Das ältefte Beifpiel ift daflır: Abraham's Sohn, Iömacl, 
war breizehnjährig, als er ihn beſchnitt. (Auch die Beouinenaraber in Paläſtina, welde von 
Ismael abzuftammen glauben, beſchneiden ihre Anaben erft „in einem Alter, wo fie fich deffen 
« erinnern koͤnnen“, mande noch um vieles fpäter. Arvieux, IM, 9, $. 146.) Dad Wort 1 Mof. 
47, 12, daß ein Knäblein, acht Tage alt, beſchnitten were, kann ven Sinn haben, daß es nicht 
früher geſchehen dürfe. Daß es fpäter geſchehen durfte, fehen wir aus Moſe's Beifpiel, da er 
feinen Sohn, bis er nach Ägypten zuruckkehrte, felbſt nicht beſchnitten Hatte. (2 Mof. 4, 24.) 
Sehen wir aud von allen dieſen Poſitiven weg und alten auf die Natur ver Sache, fo ergibt 
fich ohnehin der große Unterſchied, daß im Orient jene bedeckende Haut länger zu wachſen pflegt 
und daher Hinverniffe in dem Beiſchlaf und mande Unreinigkeitskrankheit (Winer“s, Bibi. 
Reatwörterbud”, 1833, ©. 187) verurfachen ann, weswegen mehte voneinander ımabhän- 
gige Völker des Orients auf eine Beſchneidung (meiſt auf andere Weiſe als vie füdtfh-rabbt: 
niſche) durch die Natur Hingeleitet worden find (Thevenot, „Reiſ.“, I, 58; Arvleur, I, 
9; Philo, „De circumeis”). Da in ven Abendlaͤndern die Natur dieſe Urſachen nicht 
zeigt, ba bier vielmehr Die Nichtbebeckung Defſen, was die Natur bedeckt, phyſikaliſch ſchaͤdlich 
fein, vielleicht auch alizu veizbar machen kann, fo wird die Staatsmacht, als Befchüherin der 
Rechte der Unmundigen, gegen eine durch die Natur nicht motivirte frühzeitige Vetflümmelung 
um fo gerechter einzutreten haben, als nach dem bisher Erwieſenen die ganze Handlung nicht 
ins Gebiet der Religion, ſondern unter den Begriff: fremdartige, misverſtandene, der jehigen 
Judenſchaft ſchädliche Nationalabſonderung, gehört. Diefe felbftfüchtige Abſonderung aber ft 
es, von welder der Gang ber hoͤhern Weltordnung das dem Particularismus hartnadigſt er= 
gebene Volk offenbar durch die unabanderliche Thatfarhe ver Zerftreuung in alle Welt ur 
durch fo viele zur Bereinigung mit cultivirtern Völtkern fle hindrängende Motive gleihfam un: 
widerſtehlich abzubringen ſucht. Was aber foll man vollends dazu fagen, wenn chriſtliche Ri: 
glerumgen, wie es vorgekommen iſt, verftänbige jũdiſche Bürger, welche piefe widerwaͤrtige zeit: 
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widrige Berftimmelung ihrer Kinder unterlafſen wollen, zur Erhaltung jüdiſcher Drihodorie 
zu deren Vornahme zwingen! H. &. G. Paulus. 
Beſchwerde. Dieſer Ausdruck kommt im Geſchäftsleben auf verſchiedene Weife vor: 
4) bezeichnet er in adminiſtrativen Angelegenheiten over in Gegenſtänden der Verwaltung, der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die bei einer Höhern Behörde eingereichte Vorftellung einer durch 
dad Verfahren eined Beamten verlegten Perfon, um eine Abwendung der Verlegung zu bes 
wirfen, 3. B. wenn der Polizeibeamte widerrechtlich eine Sache wegnimmt, oder ein Beamter 
grundlos ſich weigert, über ein gewiſſes Gefhärt eine Urkunde aufzunehmen. 2) Beſchwerde 
iſt der Ausdruck für die Angabe ver Punkte, durch welche eine Partei, die im Proceſſe Appellas 
tion ergreift, in dem vom Gerichte ergangenen Urtheile ſich für verlegt erklärt mit der Bitte, 
daß in diefem Punkte das Urtheil in höherer Initanz abgeändert werben möchte. Died wirb 
notwendig, weil fonft der Oberrichter oft nicht wiffen Fönnte, worin die angebliche Verlegung 
befteht oder wie weit der Appellant das Urtheil abgeändert haben will. 5) Beſchwerde erhält 
im Proceffe eine befondere Bedeutung im Gegenfage der Appellation oder anderer eigentlichen 
Rechtsmillel. Da nämlich) im Laufe ded Proceffes viele gerichtliche Verfügungen ergehen, durch 
welche eine Partei verlegt werben kann, da aber nur eigentliche Urtheile in Rechtskraft überge— 
hen können, d. h. unabänderlih werden, fo ift durch den Gerichtsgebrauch eine Abtheilung ges 
macht worden, ſodaß nur gegen wahre Urtheile und gewille der Rechtskraft fähige Berfüguns 
gen Appellation ergriffen werden ann, während gegen andere Verfügungen, die nicht rechts— 
Eräftig werden, nur Beſchwerde bei dem obern Nichter geftellt werden kann, welche dann nicht 
an die Kormen und Friſten gebunden ift, welche für die Appellation vorgefchrieben jind. So 
3. B. fann, wenn der Richter einen alten Zeugen zum ewigen Gedächtniß nicht vernehmen will, 
eine Beſckwerde ergriffen werden. Auch im Strafproceſſe ann eine Beſchwerde wegen ber im 
Laufe der Unterfuhung ergangenen Verfügungen erhoben werben, z. B. wenn Jemand ver 
haftet wird. Oft wird aud wegen Unterlaffung eines Richters Beſchwerde ergriffen, z. B. 
wegen verzögerter ober verweigerter Juſtiz. 4) Beſchwerde Eommt noch vor im Gefchäftägange 
der conftitutionellen Monarchie, infofern nach den Berfaffungsurfunden (z. B. der badiſchen, 
$. 67) die Kammern dad Recht haben, wegen Verordnungen, welche die Negierung erließ und 
worin das landſtändiſche Zuſtimmungsrecht gefränkt if, Beſchwerde an dad Staatöminifterium 
zu erheben. Solde Beſchwerden find oft der mildere Weg, welhen Landſtände wählen, um ein 
gewiſſes verfaſſungswidriges Benehmen eines Minifterd zu rügen, in Bällen, wo der Weg ver 
Anklage gegen venfelben nicht rathſam fcheint. K. J. A. Mittermaier. 
Beſitz und Verjährung (und ihre tiefern Grundgedanken, vorzüglich in po= 
litiſcher und ſtaats- und völkerrechtlicher Beziehung). Nichts Wichtgeres, nichts 
Sch wierigeres in Recht und Bolitif, als der Beiig. Beſitz, bie factiſche, vielleicht auf Raub ſich grüge 
dende Gewalt, ift nicht Recht und fol weichen ven Recht. Uno doch Heißtes: „Glücklich die Be: 
figenden“ ; und doch fingt der Dichter: „Wer in Beiig ift, iſt im Recht, und Heilig wird's die Menge 
ihm bewahren“, und man wird die Gunſt des Beſitzes wol ſchwerlich blos durch feine Gewalt und 
die Gewohnheit erklären fönnen. Heiligung des Beſitzes, va er auf Naub beruhen kann, ſcheint 
Heiligung des fogenannten Rechts, beſſer des Unrechts, des Stärkern, der Feldruf für Kauft: 
recht und Anarchie zu fein. Befig und Achtung des Beſitzſtandes ift aber doch auch dad Lofungs- 
wort des Friedens und der Ordnung. Und der Streit im Begriff wurde und wird überall zum 
Streit im Leben. Ganze Parteien und Schulen flehen im Stantöleben feinvlid einander gegen⸗ 
über gerade durch den Streit um den Bejig. So in Athen und Sparta vor Xyfurg und Solon, 
To in Rom feit dem Streite über die Ackergeſetze, fo in Frankreich in der erften Revolution und 
nach der Julirevolution, fo, wenigſtens was die Theorien und ihre Anwendung auf einzelne 
Verhãltniſſe betrifft, auch in Deutſchland und überall. So in den ſtaatsrechtlichen, in den pri⸗ 
vatrechtlichen und völferrehtlichen Beziehungen. Hier die Ultraariftofratifgen und Ultrabiſto⸗ 
riſchen oder beffer die blind Stabilen, Poſitiven und Fataliſten, die Hallerianer. Sie deduciren 
den Beſitzſtand als höchſtes Recht, ſelbſt den Beſitzſtand des graufanften Misbrauchs, felbit 
den der Sklaverei und Leibeigenſchaft, ja den der tyranniſchen Unterdrückung ganzer Nationen. 
Die durch weltliches oder geijtliches Fauſtrech, wenn auch noch jo widerſinnig angehäuften, ben 
VPriyaten oder dem Staate geraubten Güter, Gewalten und Ausſchließungsrechte weniger Ari: 
ſtokraten und die Unterbrüdung und der Hungertod für alle übrigen Bürger, auch für die nach⸗ 
weisbar beraubten, ſelbſt Elend und Unteraang für Fürſt und Staat, das rechtfertigt ihnen die 
Helligkeit des Beſites, des Rechts nach ihrem Sprachgebrauch. Freilich verbrämen jle ſolches 
Staats⸗Lexiton. IL ; 39 
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Staat ertheifte pofltive und politifche, fordern angeborene und nathrilde Rechte der perfänli- 
Gen Freiheit. Hierin ift enthalten das Recht des freien brieflichen Verkehrs, und Hierin wiederum 
4) das Net, von dem Gebrauch ber Poſten und Telegrapfen, welche anftatt ber allge 
meinen freiheit ald Staatsmonopole erklärt find, nicht ausgeichloffen zu werben; 2) das 
Recht, daß Briefe von mir und an mich nicht entwendet oder unterdrückt werben dürfen ; 3) das 
Recht, daß nicht gegen meinen Willen Unberechtigte die vertrauliche Mittheiluug leſen. Die an= 
gegebenen drei Rechte bilden das Recht, des brieflihen Verkehrs ober dad Recht des Briefge- 
beimmniffes. Bon dieſem fagte die Frankfurter deutſche Reichsverfaſſung von 1849, Art. 141: 
„Das Briefgeheimniß ift gewährleiftet; die bei ftrafgerichtlichen Unterfuhungen und in Kriegs⸗ 
fällen nothivenbigen Befchränkungen find durch die Gefeggebung feftzuftellen. Dieſe Beftim= 
mung ging in mehre neuere Verfaflungen über, theild woͤrtlich, wie in der revidirten Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde von Oldenburg von 4852, Art. 41, theils in veränderter Faſſung, wie in ver 
preußifgen Verfafiungsurtunde von 1850, Art. 33. Frühere und andere Verfaflungen fegen 
dieſes als im Recht der perfönlichen Freiheit und des freien rechtlichen Verkehrs enthalten voraus. 
&8 ift ebenfo vdlkerrechtlich wie flaatörechtlich begründet. Der Regel nad, d. h. infofern nicht 
etwa ausnahmiöweife eine entgegenftehende Berechtigung nachgewieſen werben koͤnnte, erfcheint 
jedes unbefugte Aneignen, Gebrauchen und Zerftören fremder Geheimniffe oder ver Gedanken, 
Gefühle, Abfihten und befondern Erfahrungen , welche Jemand nur für fi felbft oder nur für 
beſtimmte vertraute Perjonen feinem eigenen oberdem fremden Gewahrfam und namentlich) ver= 
flegelt ver Poſt anvertraute, als rechtsverletzend. Auch noch abgefehen von der Verlegung des 
Cigenthums und des Gewahrfams und des Treuvertrags hat jede freie Berfon fhon unmittelbar 
durch diefes anerkannte Recht einer felbftändigen freien individuellen Perfönlichkeit und das 
darin enthaltene Recht der Gedankenfreiheit, ein unftreitigeö Recht, ihre eigenen Gedanken und 
Gefühle für fh zu Haben und zu behalten, ohne daß man ihr die Mittheilung berfelben ab= 
zwingen darf. Sofern ſie aber biefelben freiwillig unter beſtimmten rechtlichen Schranken und 
Bedingungen mitthellte, fo dürfen diefe nicht verlegt, nicht überſchritten werben. Über diefe 
Hinaus find fie nurnod) bloß die eigenen Gedanken ver Perfon. Über fle ift fie nur Bott Reden: 
ſchaft ſchuldig. Menfchen müffen fie und ihre Freiheit und das Ihrige unverlegt laſſen, ſoweit 
nicht eine erweißliche äußere Rechtöverlegung zu Befeltigung dieſer Verlegung bereditigt. Schr 
richtig fagt Luther in der oben erwähnten Schrift: ‚Was find heimliche Briefe und Reden 
anders, benn eitel bloße Gedanken, die noch nicht an den Tag fommen find und nit an ben 
Tag kommen ſollen.“ „Ih weiß wohl“, fährt er fort, „daß er (der Herzog Georg) Herzog 
zu Sachfen, Landgrafe zu Thüringen und Marchgrafe zu Meißen ift, und fuͤrwahr Gott hat 
ihm ein fein Zaun gegeben. Daß er aber.Herzog über fremde Briefe, Landgrafe über heimliche 
Rede und Marchgrafe über Gedanken fein follt, das werde ih nit glauben noch leiden: 
de occultis non judicat ecclesia, multo minus judicat de eisdem magistratus.” Und ebenfo 
richtig fügt er hinzu: „Fremder Brief iſt fremdes Gut. Lieber! wie, wenn es ſich begäbe, daß 
mir ober dir an einem Briefe mehr denn an tauſend Gülden gelegen wäre! Sollte nicht ſolcher 
Brief fo werth und lieb fen als tauſend Gülden? Dieb ift Dieb, fei er Gelddieb oder Brief: 
Dieb.” Das Recht auf Unverletztheit meines Geheimniffes aber ift um fo Heiliger, je mehr hier 
das geraubte But meift unfhägbar und unerfeglich ift, je moraliſch unmürbiger die Verlegung 
ſich darſtellt. Cinem ſolchen Räuber aber müffe, fo äußert mit Nachdruck ſchon Cicero (Philipp., 
U, 4,), „alle wahre Sumanität unbefannt und jedes edlere Verhältniß des Lebens fremd fein, 
ex raube dem Leben feine Annehmlichkeit, zerftäre ven menſchlichen Verkehr unter Abweſenden“. 
Diefe rechtswidrige Aneignung fremder Geheimniffe erhält nun, fofern fle mit Gewalt 
gegen die Perfönligkeit vorgenommen wird, ven Charakter des Raubes, jonft bei Verlegung 
fremden Gewahrfams, wofür man ſchon dad Siegel anfehen könnte, ven des Diebſtahls, ohne 
diefe den der Unterfchlagung, und fofern fie, wie bei einer Verlegung der der Poſt anver: 
trauten Briefe, durch die Regierung und ihre Poftbeamten mit Verlegung zugefagter Treu⸗ 
pflicht geſchleht, den Charakter einer fhimpflihen Veruntreuung. Durch die Veröffentlichung 
und ben falſchen Gebrauch 6108 geheimer vertraulicher Gedanken erhalten biefe, wie ſchon Luther 
mit dem heiligen Hieronymus audführte, eine fo gänzlidy veränderte Geſtalt, daß dadurch eine 
Bälfhung begangen werde. Auch die verfälfchende Nahahmung der Siegel oder die Begrün⸗ 
dung eines falſchen Scheins der Unverfehrtheit des Briefe und feines Geheimniſſes find Fäl⸗ 
fungen. Jedenfalls ift ver bösliche mir nachtheilige Gebrauch des Anvertrauten eine Betrüs 
gerei. Die Poſt aber iſt an die Stelle von Privatboten getreten, und von Selten der Privaten 
ser der fremden Regierungen, welche ihr ihre Briefe zur Beforgung übergeben, behält das 
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Geſchäft ven Charakter eines befonders abgeſchloſſenen Treuvertrags der Bevollmächtigung 
ober Aufbewahrung. Daß die Poſt zugleich öffentliche Anſtalt iſt und daß ſie, gerade um im 
Allgemeinen eine beſſere Beforgung ber Briefe zu begründen, durch das Verbot von Privat- 
beten mid nöthigt, nur ihr meine Briefe anzuvertrauen, und daß e8 bie Regierung ift, die mir 
durch ihre Gefege und öffentlihen Erklärungen treue Bewahrung meiner anvertrauten und 
unter mein Siegel gelegten, unter dieſer Bedingung verfchloflen übergebenen Geheimniffe ge: - 
lobte, und bie e8 nun durch ihrer unwürdige heimliche Mittel und Faͤlſchungen bricht, viefes 
vermindert nicht, fondern ed erhöht den ftrafbaren unwürdigen Charakter folder: treubrüchi⸗ 
| gen Nedtöverlegungen. „Nun wird‘, fo jagt ber trefflihe Niemann (a. a. D., ©. 101), 
bie Berlegung des Briefgeheimniffes durch die beeidigten fürftlichen Wächter deflelben Bruch 
des fürftlichen Worts, wird Amtsverbrechen, Miffethat gegen das Öffentliche Vertrauen. Und’ 
koͤnnte diefe unverbrüchliche Schutz⸗ und Schirmpflicht für das Briefſiegel noch Heiliger und 
verantwortlicher werden, fo würde le es im auswärtigen Verhältniffe dur das Vertrauen: 
auf Fürften- und Vollöchre zugleich und auf die ehrwürbigen Überlieferungen des Gaſt- uns 
Voͤlkerrechts.“ Mit diefen Anfihten vom Wefen ver Brieferbrehung flinnmen nun au im 
Weſentlichen die oben angeführten Iuriften überein. 
Nur ausnahmömeife wird der verbrecherifche und fhlmpfliche Charakter ver Geheimnißver⸗ 
lehung durch eine befondere entgegenſtehende Berechtigung aufgehoben. £ 
Diefes Letztere ift nun im Allgemeinen und in aflen Berhältniffen ver Ball, ſofern eine 
erweisliche gegenwärtige Gefahr für die ganze Eriftenz des Einzelnen oder des Staats und ber 
Regierung vorhanden und die verlegende Maßregel als dad Mittel ver Rettung erfcheint. Eine 
Regierung, die Gefühl für ihre Würde und eine Ahnung von wahrer Politik hat, wird indeß 
fich ſehr hüten, in das feige ober verrätherifche Alarmgeſchrei von Menſchen einzuſtimmen, 
welche ohne wirklichen Nothſtand Thron und Staat als am Rande des Abgrundes befindlich 
vdarſtellen und ald fo arm an Kraft und Mitteln, daß er fi nur durch Nechtöverlegung retten 
1 könne. Sollte aber ein folder wahrer Nothſtand wirklich einmal eintreten, fo iſt womoͤglich 
; wenigſtens jebe an ſich widerwärtige und verführerifcge und an die unwuͤrdige Brieferbrechung 
i erinnernde Heimlichkeit der verlegenden Maßregel ganz zu verwerfen. Fodert in Kriegozeiten 
t eine dringende Nothwendigkeit, daß keine geheime Mittheilung nad; gewiſſen Richtungen ger 
macht werde, fo möge dieſes bekannt gemacht und nur offene Correſpondenz für zulaͤſſig erklärt 
' oder au Vernichtung, aber nicht dad Lefen der Briefe angeorbnet werden. 
N In Beziehung auf die beſondern Rechtsſphären fällt fürd erfte im voͤlkerrechtlichen 
I Verhältniß zu fremden Regierungen und Bürgern jener verbrecheriſche und 
! ſchimpfliche Charakter der Erbrechung und Beſchlagnahme von Papieren hinweg, wenn fie im 
Kriege ald Kriegsmaßregel und auch Hier foviel als möglich offen gegen die Feinde geübt wird. 
Außerdem aber heiligt und fügt auch das Völlerrecht Briefe und Papiere fremder Regterun- 
gen und Unterthanen und bie darin enthaltenen Geheimniſſe. Selbft Schmalz in feinem, Eus 
topätjchen Völkerrecht” (Berlin 1847) fagt darüber S. 106: „Erbrechung der Briefe wird 
üserall ald Verlegung des Voͤlkerrechts anerkannt, wie fie denn jedes Gefühl für Rechtlichkeit 
empört. Aber ver ehrloſeſte Bruͤch Öffentliger Treue und Öffentlien Glaubens ift folde Er⸗ 
brechung auf der Boft eines Staates, da biefe den Brief und die Gebühren dafür unter vom 
Siegel des Geheimniffes empfing. Daß dem Dieb das Stehlen vortheilhaft ift und daß häufig 
geftohten wird, dieſes begründet fein Recht. Man geftcht dies auch beim Brieferbrechen ein, ine 
dem man ableugnet und eine verächtlihe Kunſt erfunden Hat, die Erbrechung zu verbergen, 
Und wie felten Hat ſolch ſchamloſes Unrecht wirklich genügt! — Brieferbrechungen find wie ges 
Heime Bolizeifpionerie unter der Würde eined Souveräns und arntjellger Behelf beſchränkter 
- Bolitik, welche weder der Würde ihrer Zwecke noch der Kraft rechtlicher Mittel vertrauen kann.” 
Hürden Griminalrigter fürs zweite kann ein Recht, — während des Lau⸗ 
fes der Unterfuhung auf einzelne Briefe von dem Inquifiten und an benfelben auf der 
Poſt oder wo fie fich fonft finden, Beſchlag zu legen, nur aus dem Grunde gerechtfertigt werden, 
wenn der Angefchuldigte verhaftet iſt und durch die Briefe dem Gang der Unterſuchung nach⸗ 
theilige Golluflonen, d. h. Verabredungen mit Dritten verhindert werben können, denn biefe 
zu verhindern iſt des Richters Pflicht und Recht. So muß wenigſtens ein Juriſt urtheilen, wel⸗ 
Ger dein Criminalrichter nicht eine despotiſche Willkurherrſchaſt über den angeſchuldigten Bur⸗ 
ger und feine Verhältniffe, ſondern ſtreng nur die genau beſchränkten Rechte einer rechtlichen, 
jede Tortur und millfürlige Ausdehnung ausſchließende Unterfuhungdgemalt, und zwar le⸗ 
diglich über die beſtimmte angeſchuldigte verbrecheriſche Thathandlung einräumt. So urthellte 
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namentlich auch einſtimmig die badiſche zweite Kammer vom Jahre 1831 und beſchleß eine 
Adreſſe au den Fürſten, hierauf jenes richterliche Recht zu beſchräuken. 22) Da aber fein Reche 
weiter geht ald feine Begründung, fo darf der Richter jene Briefe auch nur verſchloſſen aufbe⸗ 
" wahren, jolange es ver Zweck fodert, und hat je, nachdem berjelbe erreicht wurde, mıit den im 
ihnen enthaltenen geheimen Gedanken wieder an Diejenigen freizugeben, an welche fie gerichtet 
waren. Nur dann ift er ſie zu lefen befugt, wenn ber Angeſchuldigte es bewilligt, damit ver 
Richter ſich überzeuge, daß feine die Unterſuchung ftöreube Gohluflon ſtattfinde und deshalb feine 
Correſpondenz erlaube. Ahnliches gilt au, infofern wegen des Auffichtsrechts über Die Ges 
fängniffe in beftimmten Fällen freie Correſpondenz als abfolut unzuläffig erfepeinen foller. 2 

In Beziehung envlih drittens auf die Frage, ob Befhlagnahme von Bas 
Bieten und Briefen zur Entdeckung und Verhin derung von Verbrechen und zur 
Auffindung von Beweiſen für dieſelbe ſtattſinden dürfe, muß man vor allem ein Recht zu dieſer 
Maßregel, weil fie eine fehr ſchwere Verlegung ver heiligften Intereffen und Rechte des Ange- 
fQulbigten und wer weiß wie vieler ganz unverdächtiger Berfonen ift, bloßen Polizeibe hoͤrden 
durchaus abſprechen, und die Berichte müflen fle unter forgfältig zu beſtimmenden gerichtlichen 
Formlichkeiten (z. B. mit genauer Protokollführung und mit genauen Bezeichnungen ber im 
Beſchlag bebaltenen Papiere) vornehmen, welches Alles auch die kranzöſi ſchen Geſetze und bie 
beften deutſchen Rechtsgelehrten anerkennen. 22) 

Aber auch vem Bericht muß jede folge Beſchlagnahme verboten fein, wenn die Anſchuldi⸗ 
gung nicht auf ein ſchweres Verbrechen geht und folange nicht der durch die Maßtegel zu Me- 
teeifende förmlich in den Anklageſtand verfegt iſt, oder folange nicht Die Specialunterfuhung 
im urfprünglihen und richtigen Sinne gegen ihn rechtlich begrümbet ift und wenn bringenbe 
Vermuthung gegeben ift, daß ber betreffende Brief in Beziehung zum Verbrechen ſtehe. In 
dem frühern Anklageproceß nad; hen roͤmiſchen und deutſchen Gefegen hatte naͤmlich der Privat⸗ 
ankläger biejenigen allgemeinen Vorunterſuchungen zu beforgen, welche nach Erfindung des 
Inquiſitionsproceſſes die Seneralinquifition hieß, und in welcher er natürlich nie eine beſtimmte 
Perſon öffentlich als des Verbrechens verdächtig hinftellen und verlegen’ befanbeln konnte. 
Erſt wenn er durch alle jeine Nachforſchungen und Vorbereitungen feiner Beweiſe fo weit ge⸗ 
kommen war, dieſes wagen zu pürfen, welches zu feinem großen Unglück audfhlug, wenn ex 
den Beweis der Schuld nicht führte, begann er durch Die wirkliche Anflage gegen eine beſtimue 
Berfon die Specialunterſuchung. Als nun das Bericht im Inquifiterifgen Proceß in die Stelle 
des Anflägerd trat, da wollten die Geſetze der geſchichtlichen und rechtlichen Natur ber Sache 
gemäß, wie ed auch richtig Die ältern Juriften, 3. B. Durantis, fefthielten, die neuern aber als 
mälig vergaßen, daß in der Generalunterfuhung nod) Immer keine beftimmte Berfon dffentlich 
und durch verlegende Mafregeln als verdächtig hingeſtellt, die Speeialinquifitien aber nicht 
erfannt werben dürfe, wenn nicht die vorläufigen und allgemeinen Nachforſchungen ber Gene: 
talunterfuhung fie ald fo dringend verbädtig dargeflellt hätten, daß ein Privatankläger vie 
Gefahr der Anklage hätte wagen dürfen. Da nun rechtlich auch nur In foldem Falle Verhaf⸗ 
tung moͤglich iR (ſofern zugleich die Furcht vor Gollufionen und vor der Entwweihung dazu 
nöthigen), fo kann man mit Mittermaier.(a. a. D., $. 61) auch fagen, daß nur bei fo ſchweren 
Verdacht, wie er zur Verhaftung nöthig if, eine Beſchlagnahme moͤglich fei. Wahrlich aber 
dieſes ift früh genug. Es ift vielleicht noch zu früh, wenn überhaupt vor geführtem Beweis der 
Schuld einem vielleicht völlig unſchuldigen Bürger unerfetzliche Übel zugefügt werden, um Be= 
weife für feine mögliche Schuld zu liefern, vollends Übel wie die Papierbeiälagnagne, welche 
die römischen, bie frühen deutſchen und die englifhen Geſetze nicht zulaſſen, welche alfo ebenſe 
eatbehrlich als ſchwer verlegend ſind, welche auf einer Linie fliehen mit einem gehörigen Velau⸗ 
fen des Gefangenen, das doch anerfannt einem Richter ſchimpflich iſt. 

Selbſt aber auch bei richterlich erfannter dringender Verbächtigfeit eines ſchweren Verbre⸗ 
end darf dennoch nicht unbedingt eine Beichlagnahme der Bapiere und niemals eine allge: 
meine Papierdurchſuchung in dem Sinne Rattfinden, wie man fie bisher häufig ſah. Es muß 
fürs erfte dringend wahrfheinli fein, daß der Angeklagte unmittelbare Veſtandtheile und 
Bewrife feines Verbrechens in feinem Befig hat, und lediglich nux auf den Veſchlag und das. 


21) „Derhandlun; weiten Kammer ber badifchen Stänbeverfemmlung von 1831”, Heft 
6.132 N Heft36, ©. 152, en Beilagen, Heft 13, ©, 22. Mittermeier, —— fen ı HR 
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Befen von Biefen muß Die richterliche Thätigkeit gerichtet fein. Mile Papiere ankerer Art muß 
wer Richtet ungelefen zuridlaffen. Er darf fi nicht durch bloße Möglichkeiten, Entdeckungen 
und Gombinettenen Über Gefinnungen und Verhältniffe des Angeklagten verleiten laſſen, 
vieleicht jetzt erſt Entdeckungen von bisher gar nicht in Unterfuhung befindlichen Handlungen 
ga finden. Der Richter hat ja nur das rechtlich beſchraͤnkte Recht, gerade dad angeflagte Ver⸗ 
sehen zu unterſuchen, und der Angeklagte hat fogar im Verhöre das Recht, ihm jede Antwort 

verweigern, wenn fle auf darüber hinausgehende Befinnungen, Gedanken, Verhältniffe ab- 
weiten weilte. Ja er hat nach römischen, altveutjchen und englifchen Befegen gar nicht ein- 
mal die Pflicht, gegen fi felber zu zeugen und auszufagen. Viel weniger darf man ihm alfo 
alte feine geheimften Gefühle und Gedanken aus ber Seele prefien wollen. Durch welche Um⸗ 
kehrung aller Rechtsbegriffe will man einem Richter, gelegentlich einer Beſchlagnahme eines 
Beſtandtheils des Verbrechens unter den Papieren des Angefhuldigten, pas Recht geben, den 
Angeklagten gleichſam moraliſch nadt auszuziehen, eine allgemeine Geſinnungs- und Gedanken⸗ 
und Lebensinquifition gegen ihn zu führen, ihm vermittelft feiner ihm gewaltſam entriffenen 
geheimen Papiere felbft hierüber zur Ausfage und Zeugniß gegen ſich ſelbſt zu nöthigen, feine 
und feiner Sreunde und Angehörigen Geheimniſſe und Vertraulichkeiten, ihre Gedanken: und 
Gefühlswelt mit uneingeweihten Bliden zu durchſpähen und ihnen vielleicht namenlofe Krän= 
kungen ber empfinblichften Art zuzufügen ? 

Diefes find Grundfäge, die unmittelbar aus anerfannten weſentlichen Rechtsgrundlagen 
ließen, und melde Juriften, die diefe und die Koderungen ver Gumanität ald Grenzen auch 
der richterlichen Gewalt achten, werben anerkennen müffen, welde im Ganzen namentlich auch 
Mittermaler in den angeführten beiden Abhandlungen und in feinem „Strafverfahren“ aner= 
kennt, obgleich auch er eigentlich die wierwärtigen und zweibeutigen Rechte ver Papier- und 
Driefbeſchlagnahme lieber wieverum ganz auch aus unferm heutigen deutſchen Rechte verbannen 
mölhte. Moſes aber mußte der Herzenshärtigkeit des Volks Iſrael und feiner Praxis Einiges 
nachgeben, bie auf die Zeiten höherer, edlerer Givilifation. So muß man es auch wol mit 
unferer deutſchen juriftifchen Praxis machen. 

Gerade aber weil diefe in neuerer Zeit fo feht die Grenzen des Rechts und wahrer Huma⸗ 
nität überfchritten hat, weil unfere frühern Befege über Rechte, die fie meift gar nicht kannten, 
zu unbeſtimmt find, und weil bei ver Papierbeſchlagnahme und ver Brieferbredhung volitiſche 
und polizeilige Gewalten-und Rückfichten ſich wieder geltend maden und dieſe, zumal in po⸗ 
litiſch gereizten und ängftliden Zeiten und bei der jegt oft allzu großen Abhängigkeit ver Beam- 
sen und Ridgter von jenen Gewalten und Rüdfichten, auf Abwege führen fönnen, fo ift durch— 
aus eine neue gefegliche Beftimmung über diefe Verhältniſſe nöthig. Diefe muß mit Sorgfalt 
jede dem Vertrauen zu den öffentlihen Behoͤrden, namentlich alfe aud) ver Poft felbft, ebenfo 
wie den Bürgern gefährlichen Gelegenheiten zu Misbräuchen befeitigen. Soviel wenigſtens er: 
kennen bie neuen Proceßordnungen bereit an, daß Brieferdffinungen überhaupt nur zuläffig 
find, wenn der Angeſchuldigte verhaftet oder doc auf Verfegung in den Anklageſtand erfannt 
iſt. Sie erbennen ferner an, daß die Ausnahmsmaßregel nice ausgedehnt werden darf auf an⸗ 
" dere Briefe als die des Angefchuleigten over die an ihm gerichteten, alfo nicht auf die Briefe an= 
derer mit ihm verbundener Berfonen. Nicht minder erfennen fie an, daß obwol eine proviſo⸗ 
riſche Beſchlagnahme auch ſchon auf Verlangen des Unterſuchungsrichters oder Staatsanwalts 
ſtattſinden kann, doch die wirkliche Eröffnung einen Befchluß des wirklichen Strafgerichts ers 
fodert. Auch ſoll die Croͤffnung nicht ohne Vorwiſſen des Angeſchuldigten ſtattfinden, welcher 
dagegen appelliren farm, jedoch wo Gefahr auſ dem Vollzug iſt, nicht mit Suspenſiveffeet. Ehenfo 
ſoll der unverfängliche Inhalt eines eröffneten Briefes und ver für die Eroͤffnung nicht als zus 
Mfg erfannte Brief dem Abreffaten alsbald mitgetheilt werben.2®) Bur Sicherung des, 
Briefgeheimniſſes ift es auch nichtig, daß die unbeflellbaren Briefe nicht durch ein uncontrolir⸗ 
tes geheimes Verbrennen dem Belieben der Boftoficianten Überlaffen, Die von dem Schickfal 
ihrer Briefe nicht unterrichteten Aufgeber aber großem Schaden ausgefeht würden, namentlich 
ver-Zerflörung ber vielleicht eingelegten Wechſel ober ver wichtigen Nachrichten in den Briefen. 
Vielmehr müßten folde Briefe, nachdem fle zuvor Hinlänglid lange vor der Poſt ausgeſtellt 
wurden, in regelmäßigen Terminen unter t Bugiehung einiger Stadträthe nur fo welt eröffnet 


3) fereeisifie rchortuung von 1853, 58.64, 110 um 111. Sä Proceßotdnu 
von 1855, $$. 97. 100, 209, 210. Badifche Procefordnn von 1845, 85. 135— 127, 129, 130. 
Birtmberaföe — von 1843, 88. 246, 249, 0.280. 
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Und eingefehen werden, daß ber Rame der Aufgeber erſichtlich iſt uns vann durch Poſt ⸗ und 
Vagiſtraisfiegel neu verſchloſſen, die Aufgeber aber zu deren Zurücknahme in öffentlichen 
Blättern aufgefobert werben.) Doc die Hauptfache ift, daß durchaus nicht blos durch Re⸗ 
gierungsverordnungen, fondern durch verfaflungsmäßige Befege forgfältig bie Rechte ver Bär- 
ger auf dad Briefgeheimnig und das Heiligthum ihrer Gedankenwelt verbürgt, die genauea 
Srenzen und Formen ber einzelnen ausnahmswelſen Abweichungen feftgeftelit werben. Diejes 
iſt alddann beinahe daſſelbe, als wenn, ſowie In Portugal (Eonftitut. 1826, Art. 145, 6.25) 
und die frühere Verfaffung von Kurheſſen, $. 38, die Verfaffung unmittelbar das Briefgeheim⸗ 
niß fügt. Mittelbar tut ſie ed fhon durch die Verhürgung der reiheit der Perſon und des 
Eigenthums. Nur muß jedenfalls ein den verfafjungsmäßigen Gefeg entſprechender Dienſteid 
alle Voftbeamten unter Androhung ſchwerer Griminalftvafen verpflichten, die ihnen anver⸗ 
teauten Briefe außer in den gefeglih genau beflimmten wenigen Ausnahmefällen nidt von 
ihrem ordentlichen Wege zu den beſtimmten Adrefſaten zu entfernen und entfernen zu Laffen, 
und felbft auch höheren Befehlen gegen das Geſetz keine Folge zu leiften , indem biefe fie von ber 
gefeglichen Strafe nicht befreien können. Nur fo erhält ihr Widerſpruch gegen etwa angemu: 
thete Befegwibrigkeiten hinlängliche Begründung und Kraft. Nur fo iſt das Briefgeheimniß 
gegen beliebige Zurücknahme und Ausnahme und gegen inländifhe und ausländifche Jumu⸗ 
thungen gefidyert. Nur fo wird bei dem Wechſel der Perfonen und ihres Einfluffes in ven 
Öffentlichen Angelegenheiten wirklid das Geheimniß der der Poſt anvertrauten Briefe ber Bür⸗ 
ger und des Auslandes geſchützt bleiben und, nach des edeln Freiherrn v. Fahnenberg Aus: 
drud 25), der Poſtelnrichtung ſelbſt ihr theuerſtes Kleinod, das unbeſchränkte öffentliche Ber⸗ 
trauen, erhalten werden. Sehr heilſam aber würde man nach dem Beiſpiel von Gegland den 
—— gegen die Verleger aͤſtimatoriſche Schavenerfagfonerungen geben. Belder. 
eſchneidung. Diele alihebräiſche Geremonie einer nationalen, nicht gottekdienſtlich⸗-, 
fondern nur politiſch⸗ religiöfen Auszeihnung der jüdiſchen Volksgenoſſen kommt ſtaatsrecht⸗ 
lich in Betrachtung, weil fie 4) alle Nichtbeſchnittene für Unreine erklären, mit denen Ihre Töch⸗ 
ter zu verehelichen eine Schande wäre (1 Mof. 34, 14; Nebem. 10, 31, und Er. 9, 2. 42, 
40,3). Die Frage entfteht: Können Die, welche auf folder Nationalabfonderung und Beſchim⸗ 
pfung beharren, gleiche Nechte mit den Richtbeſchnittenen begehrten und erhalten, weldhe eine 
Staatsgeſellſchaft für ſich conftituirt Haben? 2) Die Boltzel des Staats, worin Juden als 
Unterthanen, wenn auch nicht als Stantöbürger wohnen, hat vie Pflicht und dadurch das Recht, 
wirkſame Aufficht zu verfügen , damit nicht durch die fehmerzhafte Verwundung und Verſtüm⸗ 
melung, wenn fle an achttaͤgigen Knabchen von ſchwacher Geſundheit, etwa auch durch unge⸗ 
ſchickte Hände (da jeder Jude die Operation machen darf) vollzogen wird, Geſundbeit, fünifiges 
Wohlbefinden oder gar das Leben gefährvet werde? 3) Der alle Rechte ſchützende Staat hat 
wol auch die Verbinblichkelt, zu verhäten, daß nicht Kinder als ſchutzloſe Unmuͤndige eine phy⸗ 
—— nicht unbedeutende Verſtũmmelung erleiden, ehe fie freiwollend ihre Einſtimmung ge: 
men? 

Abraham Hatte ſich aus dem Glauben an allzu menfgenähnliche Bötter kaukaſiſcher und 
transeuphratiſcher Länder zur moralifhen Idee eines Hoͤchſten, zu dem „gerechten Richter der 
ganzen Erde‘, 1 Mof. 18,25, erhoben. Aber abgefehen vom rein religlöfen Verhalten machte 
Abraham mit Gott einen wechſelſeitigen Vertrag, Berith, um auch in irdiſcher und polltiſcher 
Begtädung fein Beihliger zu fein. 1 Mof. 17, 4.7. Was ſich darauf bezieht, iſt demnach als 

- Bund ober freier Vertrag, nicht ald Religion ober Pflicht der Gottesverehrung geſchichtlich zu 
betrachten. Das andächtige Berhältniß zu Gott war voraudgefegt und blieb. Aber ein nenes 
Berbältnig, von der Macht dieſes Gottes befonvers in Schug genommen und als, auserwaͤhl⸗ 
te8 Volk Gottes“ vor andern bevorzugt zu werben, trat in Bertragsgeftalt Hinzu. Wie es bei 
folgen Bünbniffen alterthümliche Sitte war, nehmen die Berbündeten neue Beinamen an ; der 
Mactgott (EI) nennt fi Schaddai (nad) dem Arabiſchen = der Überfluß gibt), und ſtatt des 
bisherigen Namens Abram (hoher Bater) nennt ſich der Hirtenfürft Abraham (— Batrr einer 

- Boltömenge), mit der Hoffnung, daß aus feiner Horde „Völferfgaften und Könige” werben 


24) Diefer Borfchlag des Verfaſſers diefer Zeilen erhielt auf bem badiſchen Landtage von 1833 im 
... eng der Kammer und der Regierung. „Verhandlungen ber zweiten Kammer”, 
25) ., Beranblungen ber zweiten Rammer ber Babifchen BanbAänbe von 1831", Heft 35, ©. 1991 
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folten. Diefe-Yindkände zeigen, daß Abraham gegen feinen „Hochverehrten“ ( ⸗Elohim) fi 
nach den alten Gewohnheiten eines foͤrmlichen Buͤndniſſes benahm, ſodaß alſo in dieſem Zur 
fanımenhange auch die Beſchneidung ald eine Bundesfoͤrmlichkeit zu erkennen ift. Wer zu einem 
folgen Bunde gehören wollte, nahm ein Zeichen an. Abraham, der Beſitzer großer Heerven, 
wählt für fih, den Sohn Ismael (—, welcher dem Machtgott gehorchen joll‘’) und alle feine 
Dienftleute ein unverlierbares Zeichen am Leibe ſelbſt. Wie in den frei weidenden Beduinen⸗ 
beerben jedes Stud am Leibe (meift an den Ohren) gezeichnet wir, jo gab ver uralte hebräiſche 
Heerden⸗Emir ſich und feiner ganzen Horde am Zeugungsgliede dad (da ſolche beim Morgen- 
länder oft unbedeckt zu fehen find) unverleugbare Symbol, daß ſie mit allen ihren Nachkom⸗ 
wen auögezeichnete Bundeögenoffen ihres reich machenden Machtgottes fein mollten. 

Dieſes Beſchnittenſein Heißt, 47,14, Zeichen des Bundes. Wer e8 nicht annehme, foll nah 
8. 14 von diefem Bolksflamm „ abgefihnitten‘" (da8 heißt nicht getötet, ſondern gleichfam 
entnationalifixt) fein, weil er „ven Bund nicht wolle”. 

Diefe Verbindung war demnach nicht eine Religionsſache. Sie war eine Benugung des 
teligiöfen Glaubens für materielle Lebensverhältniſſe. Sie war der Anfang eined äußern, 
eigentlich politifchen Verhältniffes des theokratiſchen national beftehenden Judenthums. Wie 
Mofe etwa 300 Jahre fpäter die zu einem Volke vermehrten Hebräifchen Nomavenftämme ver- 
anlaßte, daß fie den Bott des Himmels und der Erde, ver an fich immer ihr Gott geblieben war, 
nunmehr ald Nation, ſtatt menſchlicher Beherrſchung, zu ihrem Negenten (oder zum Regie⸗ 


rungsideal für ven Feldherrn und ben Hohenprieſter, ihre fihtbaren Negierer) wählten, fo 


hatte Abraham fhon als Bamilienfürft ſich demſelben Gott auf eine weltliche befondere Weiſe 
als feinem und der Seinigen äußerlihen Beihüger (mie Clienten einem Patronus) zugeeignet. 
Auch das Zeichen für diefe Bundesgenoſſenſchaft war ihm und iſt demnach Alten, bie fih an 
park gleihfinnig anſchließen — richt ein gotteöbienfllihes und in biefem Sinne ſchwerer abzu⸗ 

derndes Zeichen. Wenn Abraham ein Sacrament, eine religidſe Pflicht und Wohlthat ein⸗ 
allen im Sinn gehabt hätte, wie hätte er, der gegen bie Erbfürftin Sarah fo Folgſame, ein 
Zeichen wählen fönnen, an dem alle Weibliche keinen Theil nehmen Eonnten und woburd fie 
alfo von der Religion gleihfam auögefloffen wären? Nur auf dad äußere, politifhe, woran 
das Harem keinen Theil zu nehmen hat, bezog ſich fein gewähltes Zeichen. 

Durch die Beſchneidung als befondere Schüglinge Gottes für ihr zeitliches Glück, wie fe 
glaubten, ausgezeichnet, fingen fie ſchon In der dritten Generation nadı Abraham leider an, alle 
Nichtbeſchnittene als Nictbegünftigte von Bott, gleichfam als Schuglofe und Nichtbegnadigte 
zu verachten. Diefer — durch die Worte Arelim, mie Bojim als Schimpfaamen — ſich abfons 
dernde Nationalftolz machte befanntlid) das jogenannte „Volt Gottes" den übrigen und fo auch 
den Römern (lange che es Chriſten gab) winrig und verhaßt. 

Die verftändige Aufhebung diefer Nationalabfonverung und ihres zeitwinrigen Zeichens 
wird auch durch weitere Geſchichtdata, mean nur die rabbiniſche Hartnäckigkeit nicht allzu blind 
und eigenfinnig machte, fehr erleichtert. Daß auch der in Neligionsbeziehungen fo ſtrenge und 
grwaltfam durchgreifende Gefeggeber Mofe die Abrahamitifche Beſchneidung nit als eine 
Religionsſache, ſondern blos als ein nationales, nach Localumſtänden zu beurtheilendes Unter⸗ 

ſcheidungeo zeichen betrachtete, beweiſen zwei bibliſche Überliefecungen unleugbar. In Agypien 
waren nad of. 5, 5, feine Ifraeliten beſchnitten geweſen. Aber fobalb er fie auf ven nomadi⸗ 
ſirenden Zügen auf den arabifchen Weibeplägen allein um fi) hatte, liefi er ale die innerhalb 
der 40 Jahre Geborenen ohne Beſchneidung, mie bei Joſ. 5, 2—9, umfändlih erzäßlt 
wirb. Hätte er, ber Ciferer für den Gultus, biefe Unterlaffung zugeben fönnen, wenn ihn das 
Befchnittenwerben ein Religionszeichen, ein Sacrament geweſen wäre? Sobald er in den freien 
Weidelänbern des Nationalabjonderungszeigens nicht bedurfte, läßt Moſe es unterbleiben. 
Folgt alſo nicht aus dieſem feinen unverkennbaren Vorbilde, was auch jegt bie wahren Mo— 
ſaiker“ ohne Bedenken unterlaſſen dürften, wenn es ihr eenfer und aufritiger Wille ift, vie 
Nationalabſonderung aufzugeben, ſich ſelbſt thatſächlich und nit in leeren Worten mit ven 
Landesbeſitzern in Sittengleicgheit zu ſtellen und die altfegimpfliche Welteintheilung in Beſchuit⸗ 
tene und Unbefchnittene in Bergeflenheit zu bringen. 

Selbſt wenn das Beſchnittenſein ein veligidfes Cultuszeichen geivefen wäre, fo würde fi 
der Berftändige fagen müflen: dad äußere Zeichen ift nicht die Sache, der Zweck bleibt. AS 
des Einen Gottes der Abrahamiten Anbeter wollen wir Abraham's und Moſe's Glauben und 
gottgetreue Rechtſchaffenheit unabänderlich ausüben. Aber foll denn aud gegen allen Verſtaud 
ein Zeichen, welches Bei fünlihen, oft nadtten ‚Hirten wirklich auszeichnend und dem Morgenläus 





des Befchelkhung 


ber unanfläßig war, ewig das wämliche bleiben müflen, andy ie Gegendru, 1b die grichzutr Bd 
kleidung ben Zweck, daß es ein Kennzeichen fein ſollte, aufhebt und wo nur davon zu reden ge— 
gen alle Sitte anftöpt, ekelhaft und beſchäͤmend iſt? 

Der Geſetzgeber Moſe Hatte ſeibſt feinen Sohn, folange er außerhalb Agyvpten war, nach 
2 Moſ. 4, 2A—26, ohne Beſchneidung gelaffen. Wäre fie ihm eine Meligionsgenpiurg ger 
weſen, wie hätte er jie unterlaffen innen? Wo aber die Natlonalumterſcheidung (im Haufe 
feines priefterlichen Schwiegervater8) zwecklos war, pa unterlirß der weiſe Mann, was Abrahauu 
zur Abſonderung von den Kananäern ſchicklich gefunden hatte. 

Man wird dagegen ſagen: Mofe ſelbſt beſiehlt doch 3 Moſ. 12, 3, vie Beſchnelvung am 
achten Tage? Aber leje nur, wer alter Texte Echtheit zu prüfen gelernt hat, den Zufammen- 
Hang. Diefer ſpricht durchweg von Dem, was bie Wöchnerin zu thun bübe. Die Worte im 
Yritten Verſe: „Und am achten Tage wird beſchnitten das Fleiſch feiner Vorhaut“, ſind offen⸗ 
bar nur ein vom Rande in den Tert gefommenes nicht mofalfches Nötiden. Denn a) fit unter- 
brechen ven Gontert und zerreipen ihn, da die Mutter, von welder in allem Übrigen die Rebe 
iſt, mit der Beſchneidung nichts zu thun hatte; b) ſprechen fie von „feiner Vorhaut, und doch 
geht kein Wort vorher, worauf fich dieſes, fein“ bezöge. Und — was c) das für Alles Ent- 
ſcheidendſte fein wird — wie hätte Moſe in eben ven Wüften, wo er ſelbſt AO Jahre lang alle 
Rengeborene ohne Beſchneidung ließ, doch als Geſetz fo beildyfig und ohne ein Hindenten auf 
Zeitunterſcheidung achttaͤgiges Beſchneiden beiehlen innen? 

Arzte, wie v. Wedelind im, Sophronizon““, haben auch darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Berflümmelung der natürlichen Dede jener ſehr enpfindlichen Nerven eine Gewaltthätig⸗ 
Belt ſei, welche ſich die Väter nur nach den rohern Begriffen von der väterlihen Gewalt als ihnen 
zuſtändig denken mochten, daß aber, wer an civilifivten Zeiten und Staaten Antheil nefymen 
will, diefer Anmafung ſich enthalten oder davon durch die rechtliche Staatsmacht abgehalten 
werben müßte. Die Rabbinen fagen, daß es für die Juden im Allgemeinm ald Geſetz gelte, 
das was ihnen fonft durch beſondere Gebote oßläge, alsdann doch zu unterlaffen, wenn ber 
Staat, worin fie Rechtsſchuß gendflen, es verbiete. Bon diefer Regel leiten fie ab, daß ver Jude, 
fo ſtreng ihm die Sabbatsruhe zum Nationalgejeg gemacht ift, doch in den jetzigen Heeren als 
Eonferibirter au am Sabbat und nicht blos vertheidigungsmeife (mie die Maffabäer) 
Lämpfen bürfe. Nur von ber Staatöpolizei wird ed demnach abhängen, das Recht der Inmünz 
digen gegen eine gewiß in unfern Gegenden nicht gleichgältige Verſtümmlung etwa fo zu 
ſchichen, daß vie Befgneivung nicht vor den Jahren, wo der Knabe ſelbſt einwilligen oder es 
abhalten kann, gefehen dürfe. Das älteſte Beiſpiel ift daflır: Abraham's Sohn, Iömael, 
war breizefmjährig, als er ihm beſchnitt. (Auch die Beduinenaraber in Paläftina, welde von 
Ismael abzuftammen glauben, beſchneiden ihre Knaben erft „in einem Alter, wo fle ſich deſſen 

. erinnern koͤnnen“, manche noch um vieles fpäter. Arvieur, IM, 9, $. 146.) Dad Wort 1 Mof. 
47, 12, daß ein Knäblein, acht Tage alt, beſchnitten werde, kann ven Stun haben, daß es nit 
früher gefchehen bürfe. Daß es fpäter geſchehen durfte, fehen wir aus Moſe's Belfpiel, da er 
feinen Sohn, bis er nad Ägypten zuruckkehrte, felbſt nicht befchnitten Hatte. (2 Mof. 4, 24.) 
Sehen wir aud von allem diefen Poſitiven weg und achten auf die Natur ver Sache, fo ergibt 
fich ohnehin der große Unterſchied, daß im Orient jene bedeckende Haut länger zu wachſen pflegt 
und daher Hinverniffe in dem Beifhlaf und mande Unreinigkeitokrankheit (Winer's, Bibi. 
Reatwörterbug”, 1833, ©. 187) verurfachen fan, weöwegen mehte voneinander ımabhän: 
gige Völker des Orients auf eine Beſchneiduug (meift auf annere Weiſe alß vie judiſch⸗rabbi⸗ 
niſche) durch die Natur Hingeleitet worden ſind (Thevenot, „Reiſ.“, I, 58; Arvieux, IH, 
9; Philp, „De ceircumeis"). Da in ven Abendländern die Natur dieſe Urſachen nicht 
zeigt, da Hier vielmehr die Nichtbedeckung Deſſen, was Die Natur bedeckt, phyſikaliſch ſhaͤdlich 
fein, vielleicht auch alizu reizbar machen kann, fo wird die Staatsmacht, als Beſchüherin der 
Rechte der Unmundigen, gegen eine durch die Natur nicht motivirte frühzeitige Verſtümmelrmg 
um fo gerechter einzutreten haben, als nach dem bioher Eriviefenen bie ganze Sanblung niät 
ins Gebiet ver Religton , fondern umter den Begriff: fremdattige, misverſtandene, der jehigen 
Judenſchaft ſchädliche Nationalabfonderung , gehört. Diefe felbftfüchtige Abſonderung aber ift 
es, von welder der Gang der Höheren Weltordnung das dein Partichlarismus hartnädtgft er: 
gebene Volk offenbar durch die unabanderliche Thatſache der Zerftreuung in alle Welt um 
durch fo viele zur Vereinigung mit cultivirtern Voͤlkern fle Hinbrängende Motive gleihfam un: 
widerſtehlich abzubeingen ſucht. Was aber fol man vollends dazu fagen, wenn qhriſtliche Re: 
gierumgen, wie es vorgekommen tft, verflänbige jüblfhe Bürger, welche dieſe widerwärtige zeit⸗ 
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widrige Verfiimmelung ihrer Kinder unterlaffen tollen; zur Erhaltung jüdiſcher Drthodoxie 
zu deren Vornahme zwingen ! d : H. E. ©. Paulus, 
Beſchwerde. Dieler Ausdruck kommt im Geſchäftsleben auf verſchiedene Weife vor: 
4) bezeichnet er in abminiftrativen Angelegenheiten over in Gegenftänven ber Verwaltung, der 
freiwilligen Gerihtöbarfeit die bei einer Höhern Behörde eingereichte Vorſtellung einer durch 
das Verfahren eined Beamten verlegten Perfon, um eine Abwendung der Verlegung zu bes 
wirken, z. B. wenn der Bolizeibeamte widerrechtlih eine Sache wegnimmt, oder ein Beanter 
grundlo ſich weigert, über ein gewilles Geſchäft eine Urkunde aufzunehmen. 2) Beſchwerde 
iſt der Ausdruck für die Angabe der Punkte, durch welche eine Partei, die im Proceſſe Appella⸗ 
tion ergreiit, in dem von Gerichte ergangenen Urtheile ſich für verlegt erklärt mit der Bitte, 
daß in dieſem Punkte dad Urtheil in höherer Initanz abgeändert werben möchte. Dies wird 
notwendig, weil fonft der Oberrichter oft nicht wiſſen Eönnte, worin die angebliche Verlegung 
befteht oder wie weit der Appellant das Urtheil abgeändert haben will. 5) Beſchwerde erhält 
im Proceſſe eine befondere Bedeutung im Gegenfage der Appellation oder anderer eigentlichen 
Neptömittel. Da nämlich im Kaufe des Proceſſes viele gerichtliche Verfügungen ergehen, durch 
welche eine Bartei verlegt werben kann, da aber nur eigentliche Urtheile in Rechtskraft überges 
ben können, d. h. unabänderlid werben, fo ift durch den Gerichtsgebrauch eine Abtheilung ges 
macht worden, ſodaß nur gegen wahre Urtheile und gewiſſe der Rechtskraft fähige Verfüguns 
gen Appellation ergriffen werben kann, während gegen andere Verfügungen, die nicht rechts— 
kräftig werben, nur Beſchwerde bei dem obern Nichter geftellt werben kann, welche dann nicht 
an die Kormen und Briften gebunden ift, welde für die Appellation vorgefchrieben jind. So 
3. B. faun, wenn der Nichter einen alten Zeugen zum ewigen Gedächtniß nicht vernehmen will, 
eine Beſchwerde ergriffen werben. Aud im Strafproceffe kann eine Beſchwerde wegen der im 
Laufe der Unterfuhung ergangenen Verfügungen erhoben werden, z. B. wenn Jemand ver 
haftet wird. Oft wird au wegen Unterlaffung eines Richters Beſchwerde ergriffen, 3. B. 
wegen verzögerter oder verweigerter Zuftiz. A) Beſchwerde kommt nod vor im Geſchäftsgange 
ber conftitutioneflen Monardie, infofern nad) den Verſaſſungsurkunden (z. B. der badiſchen, 
$. 67) die Kammern dad Necht haben, wegen Verordnungen, melde die Negierung erließ und 
worin dad landſtändiſche Zuſtimmungsrecht gekränkt ift, Beſchwerde an dad Staatöminifterium 
zu erheben. Sole Beſchwerden find oft der mildere Weg, welden Lanpftände wählen, um ein 
gewiſſes verfaſſungswidriges Benehmen eines Minifters zu rügen, in Bällen, two der Meg der 
Anklage gegen denfelben nicht rathſam fcheint. 8.3. A. Mittermaier. 
Beſitz und Verjährung (und ihre tiefern Grundgedanken, vorzüglid in po= 
titifher und ſtaats- und völferrehtliher Beziehung). Nichts Wichrigeres, nidi6 
Schwierigeres in Recht und Politik, als der Beig. Beilg, die factiſche, vielleicht auf Raub ſich grüg= 
ende Gewalt, iſt nicht Recht und foll weichen ven Recht. Uno doch heiftes: „Glücklich die Be: 
figenden“ ; und doch fingt der Dichter: „Wer im Beiig ift, iſt im Recht, und heilig wird's die Menge 
ihm bewahren“, und man wird die Gunſt des Beſitzes wol ſchwerlich blos durch feine Gewalt und 
die Gewohnheit erklären fünnen. Heiligung des Bejiges, da er auf Raub beruhen fann, ſcheint 
Heiligung des fogenannten Rechts, befler des Unrechts, des Stärkern, der Feldruf für Kauft: 
recht und Anarchie zu fein, Befig und Achtung des Beſitzſtandes ift aber doch aud das Lofungd- 
wort bed Friedens und der Ordnung. Und der Streit im Begriff wurde und wird überall zum 
Streit im Leben. Ganze Parteien und Schulen ftehen im Staatöleben feindlich einander gegen= 
über gerade durd) den Streit um ven Beſitz. So in Athen und Sparta vor Lykurg und Solon, 
fo in Rom feit dem Streite über die Adergefege, fo in Frankreich in der erften Revolution und 
nach der Julircvolution, fo, wenigſtens was die Theorien und ihre Anwendung auf einzelne 
Verhältniſſe betrifft, auch in Deutichland und überall. So in den ſtaatsrechtlichen, in ben pris 
vatrechtlichen und völkerrechtlichen Beziehungen. Hier die Ultraariſtokratiſchen und Ultrabiftos 
riſchen oder beffer die blind Etabifen, Poſitiven und Fataliften, die Hallerianer. Sie deduciren 
den Beſitzſtand als höchſtes Recht, felbft ven Beſitzſtand des graufamften Misbrauchs, felbit 
ben der Sklaverei und Leibeigenſchaft, ja den der tyranniſchen Unterdrückung ganzer Nationen. 
Die durch weltliches oder geijtliches Kauftred*, wenn auch noch jo wiverfinnig angehäuften, den 


* Privaten ober dem Etaate geraubten Güter, Gewalten und Äusſchließungsrechte weniger Ari⸗ 


ftofraten und die Unterbrüufung und der Hungertod für alle übrigen Bürger, aud) für die vach⸗ 

weisbar beraubten, ſelbſt Eleud und Untergang für Fürſt und Staat, das rechtfertigt ihnen die 

Helligkeit es Befiges, des Rechts nach ihrem Sprachgebrauch. Freilich verbrämen jie ſolches 
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Dewaltrecht gewbhulich noch mit einigen hohlen Phraſen von natärlider Drbnung Sottes, 
von natlirlihem Gikckogut oder vom Schwert des Croberers. Aber es find dieſe Bhrafen von 
glekchem Werth wie das von Gottes Gnaden, wenn der Thronräuber feinen Raub bamit 
. Dort dagegen die Ultrademokraten, die metaphufifchen Schwärmer, die Leveller, 
die Sakobiner, die St.= Simoniften, die Owen, die Fourier, die Gommuniften, welche ohne 
Alytung ded Beſihſtandes nad} reinen Ideen die Acker bie Gewalten, die Staaten nen verthei— 
len! Der Sieg von jeber diefer Parteien aber wäre Untergang der Staaten und ihrer Eulfar, 
hier durch allmälige Auszehrung und durch Abfterben feiner Glieder, dort Buch ſchnelle Auf- 
fung eines hitzigen Fiebers. 
Das gefnunde Staatöleben und die richtige Theorie alſo erheifcht — das tft Mar — vor 
allem eine richtigere Würbigung des Beſitzes, feiner Bedingungen und Wirkungen, eine rich⸗ 
tigere Auffaffung feines Berhältniffes zum Recht. Das am tiefften ausgebildete Redtöfnftem, 
das römische, hat auch diefe Aufgabe vortrefflich gelöft. Freilich Hat es feine Beſitztheorie nur 
für das Privatrecht und unter dem Namen „Befig” ſodat zunächft faft nur für dad Sachenrecht 
ausgebildet. Aber mit den durch die Verſchiedenheiten des Gegenſtandes fich von ſelbſt ergebenden 
Mopificationen iſt diefe Theorie auch auf andere Rechtstheile, auch für das Staatd- und Völker⸗ 
recht gültig und darauf auch fpäter, insbeſondere ſchon dur dad Kanonifche Recht, angewendei 
worben. Es gibt nur ein Rechtsſyſtem und gemeinſchaftliche Orunpfäge für alle feine Theile. 
Auch die Verhältniffe des gefellfchaftlichen Lebens beftehen, wie das Römifche Recht aner: 
kennt, nur in der angemeffenen Verbindung und Vermittelung von einer geiſtigen und leibli⸗ 
hen Seite. Die innere geiftige Seite des Rechtsverhältniſſes befteht In der uͤbereinſtimmung 
mit dem vernänftigen Rechtögefep und Rechtszweck und mit dem ihnen entſprechenden rechtli⸗ 
chen Willen der Rechtsmitglieder. Es if Das, was man im engern Sinne das Recht felbft nennt. 
Die Aufßere leibliche Seite dagegen ift das äuferliche materielle oder factiſche Verhaͤltniß, der 
äußere Stoff, melde vem Rechte gemäß beftimmt ins äußere Leben treten. Es ift die äußerliche 
Berwirklihung oder Ausübung des Rechts und die Gewalt diefer Ausübung. Es ift mit an: 
dern Worten im mweiteften Sinne der Befig, durch welchen Namen ſchon wörtlich das factifche, 
das Gewaltöverhältniß dieſer Ausübung und dev Ausſchließung Anderer bezeichnet iſt, ebenfe 
wie durch Die roͤmiſchen Worte detentio und possessio (von persedeo,-lange ober ganz befigen) 
und durd) das deutfche Were, Wehre (infofern dieſes nämlich die Umzäunung, die Umfchlle 
fung !) bedeutet). So unterfheinet fi bei einer Staatsregierung das Recht zu regieren und 
dad wirkliche Befigen oder Ausüben des Regierens over der Herrſchaft; fo bei eiher Erbſchaft 
das Erbrecht und der Beſitz der Erbſchaft; und ebenfo treten auch ſchon in der Erwerbung ber 
Regierung und der Erbſchaft diefe zwei Seiten, als Rechtsgrund zu berfelben und wirklider 
Antritt, auseinander (f. Antritt). So kann man aud bei ver perfönlihen Freiheit das 
Recht zu verfelben und den Beflg oder die Ausübung verfelben unterfcheiden und als ſolche auch 
ohne Entſcheidung über das definitive. Recht vorläufig ſchützen; ebenfo aud bei einem Padıt: 
recht das wahre vefinttive Recht auf das Pachtverhältniß und bie Ausübung des Pachtrechts. 
Hieraus nun ergibt fidh, daß der Befig, weit entfernt, das höchfte und wahre und ganze 
Recht felbft zu fein, vielmehr von ihm abhängig, ihm dienſtbar fein foll. Im Allgemeinen aber 
begründet erſt die Vereinigung von beiden Seiten, von Recht und Beſitz, das ganze vollfän: 
dige räftige Rechtsverhältniß Im Völkerrecht ebenfo wie im Privatrecht genügt e8 3. B. nicht 
zur Begrimdung des Cigenthumsrechts, weber daß man von einer Sache ven Beil erlangt, 
noch auch daß man einen dem Rechtsgeſetz gemäßen Willen bat, fie ald Eigenthum zu haben, 
3. B. fle alscherrenlofe Sache zuerft zu occupiren, fondern Beides muß ſich vereinigen (Martens, 
Europ. Bälferr.”, 6. 31). x 
Nicht immer aber find wirklich beide vereinigt. Einestheils fobern die mannidfachen ver: 
ſchiedenen Bedürjniſſe verſchiedener Perfonen in Beziehung auf denſelben Rechtsgegenſtand 
oft eine freiwillige Trennung. So z. B. brandje ich vielleicht zu einer Reiſe ſtatt eines Eigen⸗ 
thums von Werth, das ih aber nicht mitnehmen kann, Geld; der Capitaliſt aber bedarf für 
ferne Sicherheit wegen des Geldes, das er mir leiht, die Sache als Pfand und erhält fo den 
Berg, während id das Eigenthumsrecht behalte. Andernthells aber wird auch oft bloß duch 
bie Unvollkommenheit der menſchlichen Berhältniffe eine unabſichtliche Trennung bewirkt. 


1) Beweisftellen in Mittermaier’s, „Deutſches Privatrecht“, F. 137. Über ben rönifchen Begeif 
vergl. L. 1. pr. de gdquirend. poss. = rn je 
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8.8. cin Anderer iR in wen Sefig meiner Sache gefummen und ſtellt ſich num ſelbſt äußerlich 
als den Eigenthũmer derſelben var, vlelleicht im beften eigenen Glauben, weil Ihm ein Dritter 
bie Sache verkaufte. Auf dieſe Weife kann nun aber auch Jemand irrthümlich oder boͤewillig 
vargeben, er fei der wahre Cigenthumsberechtigte von Dem, was ein Anderer beſizt. Das wahre 
oder befinitive Recht aber iſt oft nur ſehr ſchwer und langſam zu erforſchen und zu beweiſen, 
zuweilen gar nicht mehr. Wollte man nun bei jedem beliebigen Auſpruch ſogleich Störung 
und Aufhebung des Beſitzſtandes zugeben, fo wäre aller Friedenszuſtand und alle Sicherheit 
zerſtoͤrt. In beiden Hüllen muß alſo dad Gefeg ſowol dem Recht felbft als auch dem davon ge: 
trennten Beflg, obwol fie getrennt find, beflimmte vechtlihe Wirkungen geben. &8 muß na= 
mentlich aud im zweiten Balle dem Befige folde Wirkung beilegen, wenn auch ein Anderer 
äußert und behauptet, er fei per Bereihtigte und ihm gebühre auch der Beil. Das Rechtsver⸗ 
hältniß fol unter ber Herrſchaft des Rechtsgeſetzes ein allgemeines Friedensverhältniß, einen 
geordueten, gefiherten Zuſtand begründen, in welchem jedes Mitglied innerhalb feines Rtechts⸗ 
kreiſes ungeftört für feine Zwecke muß wirkfam fein und, um fie zu fördern, auf dieſe Unge— 
flörtHeit feiner Rechte und feines rechtlichen Befigflandes muß reinen Finnen. Nur fofern 
feine Thätigkeit oder fein Befigftand auf eine juriftifch bereits erwieſene erfennbare Weife mit 
dem höhften Rechtögefeg und dem rechtlichen Friedenszuſtand anderer Rechtsmitglieder in ver- 
legendem Widerſpruche finden, fodert daB Rechtögefeg und der wahre rechtliche Friede felbft, 
daß biefe Störung ausgetilgt und wieber gut gemacht werde. Früher aber, ober ehe ein Anderer 
ein beſſeres Recht, ein Recht zur Aufhebung des Befigftandes nachgewieſen hat, und weiter kann 
fein Friede rechtlich nicht geftört werben. Sorgfältig muß man vermeiden, daß derfelde nicht 
erwa unter dem Namen bed Rechts felbft auf rechtsverletzende Weife früher und mehr geftört 
meıbe, ald nachgewiefenermaßen vechtlich begründet war. Und auf jede Weife ift ver Glaube 
an bie Feſtigkeit des Friedensſtandes und die Sicherheit des Eigenthums und Beliges — felbft 
eind ver höhften Güter des Friedens und die Grundlage großer Unternehmungen — zu er: 
halten. Ausgehend von biefen Grundideen bildete num unfer pofitives Recht einen dreifachen 
Bejig aus. 

1) Das blos natürliche Beſitz⸗ oder Gewaltsrecht, Detentionsbeflg, possessio naturalis — 
dieſes [hügen die Gefege zur Bewahrung des Friedens gegen Selbfthülfe und gegen unbegrün: 
dete Störung felbft als bloße Thatſache, ald blos factiſches Rechtöverhältnig. Ohne nad; irgend: 
einer rechtlichen Bedingung zu fragen, knüpfen fie an daflelbe, nach den foeben angegebenen 
Grundfägen, vier Rechte oder rechtliche Folgen. Es darf fürs erfte niemand eigenmächtig einen 


ſolchen Beſitzſtand ſtoͤren ober factiſch verlegen, und wenn er ed thut, fo hat der Angegriffene 


das Recht, feinen Befipftand durch Selbfthülfe, ſoweit fie dazu nöthig iſt, zu vertheidigen, ohne 
daß er dadurch Unrecht thäte oder den Andern den etwa durch die Vertheivigung zugefügten 
Schaden erfegen müßte. Es hat fürd zweite der im Beſitzſtand Befindliche, fofern der Andere 
gerichtlich mit ihm teten und ihn fo aus dem Befig verdrängen will, nit, wie Savigny 
fagte, ald Folge des Verhältniffes des Beklagten, ſondern als Folge des Beſitzes, das Recht, 
lediglich von dem Gegner den Beweis eines beſſern Rechts zu verlangen, ohne ſeinerſeits auch 
nur irgend den Grund feined Beiiged angeben zu müflen. Sofern ferner dritten die beider- 
feitigen Anſprüche und Beweife gleich find, fiegt der Beſitzende. Auch hat der Befitzer endlich 
vierten, wenn ex auch aus ſeinem Beſitzſtand zu weichen verurtheilt wäre, ein Retentionsrecht, 
daß Heißt, er braucht den Beſitzſtand nicht eher aufzugeben, bis Ihm ver Gegner Das, wad er ihm 
als Begenleiftung in Beziehung auf venfelben, z. B. als nüglide und nothwendige Verwen- 
dungen auf eine Sache ſchuidig ift, mas alfo mit dem zurückzugebenden Beſitz connex iſt, geleis 
ſtet Hat.2) Das Kanoniſche Recht dehnte nicht blos überhaupt alle roͤmiſchen Beſitzrechte, auch 
die nachher zu erwähnenden hoͤhern (denn der Detentionsbeſitz geht auch ſchon im Roͤmiſchen 
Recht über dad Sachenrecht hinaus) auf Verhältnifſe des dffentlichen Rechts aus, z. B. auf bie 
biſchoͤſliche Amisgewalt, die Gerichtsbarkeit und Lanveshoheit, ebenfo auf Behnten, Grund⸗ 
ziufen, Srohnden. Es gab auch durch das fogenannte remedium spolii in dent Falle / wenn Je⸗ 
mand aus irgendeinem factifhen Zuftand oder Beilgftand, welcher nur dem gemeinen Rechte 
‚nicht widerfreitet, bereits verhrängt war, ein Recht der vorlänftgen MWiederherftellung des Bes 
ſihſtandes ober auf Aufhebung diefer Störung des Friedensſtandes (spolium). Diefed Rechts⸗ 


2) ©. die Beweife in R. Belders „Syſtem““, I, S. 615," und vergl. Thibaıt, „Pandelten“, 
$$. 204, 222, 224. — 
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mittel kann «ld Klage und als Cinrede geltend gemacht werben ſogar ſelbſt gegen die Erben, 
gegen britte Befiger, wenn fie mußten, daß ein Spolium vorhanden war. ?) 
2) Das proviforifhe Recht, der. Interbictenbefig (possessio ſchlechtweg, und in Grgenfag 
gegen die erftere oder geringere Gattung, aud) der Civil- ober juriſtiſche Befig, im Gegenfag 
gegen die britte oder höhere Gattung aber ebenfall8 noch possessio naturalis). Hier ſchũhen 
die Geſetze ſchon nicht blos die reine äußere Thatſache des Befiges als ſolche und ohne irgend⸗ 
eine juriftifhe Bedingung berfelben zu fovern, fondern fie behandeln vorläufig und mit Ab⸗ 
fonberung der tiefen und längern Unterfudung über das definitive Recht den Beſitz als pro: 
viforifches Sachenrecht des Beſitzers und geben ihm fo einftweilen zu feinem und des Friedens: 
ftandes Beften ſelbſt vor Gericht eine ſchnelle einftweilige Hülfe, bis Im langfamen Proceß über 
das definitive Recht etwa der Gegner dieſes für ſich erweift. Sie fodern daher hier auch ſchon 
wenigftens bie nöthigften äußern iuriftifhen Beringungen für ein foldes proviforifches Sachen⸗ 
tet, nämlich a) eine Perjon und b) eine Sache, in Beziehung auf welche befinitived Gadyen- 
recht flattfinden Eönnte (d. h. früher Förperlihe Sachen, dann aber auch gewilfe ald Sachen 
betrachtete Nechte, wie eine Erbſchaft), und ſodann c) die erklärte Abficht des Beſitzers, daß 
er die Sache als feine Sache beige. Sie gehen dann aud) in den Wirkungen dieſes Beſitzes über 
die reine äußere Thatſache des gegenwärtigen factiſchen Beflges hinaus. Sie fügen zu den vier 
Rechten jener bloßen Detention nod das fünfte, das Recht der Interbicte hinzu. Mit diefem 
kann der Beſitzer im ſchnellen Proceßgange fogar klagend und felhft, wenn er das äußere Factum 
des Beſitzes bereitö verlor, gegen den Beiigftörer auftreten und von ihm proviforifche Ungeſt brt⸗ 
heit oder Wieverherftellung feines Beſitzes fodern, folange bis im befinitiven Mechtöftreit 
ein beffered Net an der Sache gegen ihn bewiefen if. Dur) dad remedium spolii kann ber 
Beſitzer bei verlorenem Beſitz zum Theil felbft gegen Dritte Hülfe befommen, wie denn auch 
durch die deutſche Wehre oder Gewehre, wenn fie von einem blos phyſiſchen Befigftand zu einem 
rechtlich verbürgten, gewehrten oder gewährten überging und hier ebenfalls eine Stufenleiter vers 
ſchiedener Beſitzrechte bildete. (S. Eihhorn, „Deutſches Privatrecht”, g. 156, und, Rechtsgeſch.“, 
$. 356.) Die ſummariſche Verhandlung nun über dieſen Beſitz nennt man den Beſitzproceß, 
Possessorium, wobei denn, weil man noch feine pojitiven Gründe hat, ven Veſitzer wirklich ais 
ben definitiven Gigenthümer zu vermuthen, ein Proceß über das definitive Steht felbft, das 
Pelitorium, vorbehalten wird. Sind im Streite über den Beſitz Thätlichkeiten zu bejorgen, fo 
fol nad) ven Reichsgeſetzen die Obrigkeit mit einem möglihft fummariihen Verfahren (pos- 
sessorium summarium) bazwifchentreten, die Sache entweder fequeftriren oder nad bloßen 
Befheinigungen ausmachen, wer zulegt im Bejig war, d. 5. den jüngften Beſitz Hatte, und Ihm 
nit Vorbehalt ſowol des ordentlichen Beſitzproceſſes (possessorium ordinarium) wie des petis 
torifchen vorläufig den Beſitz zufprechen. Diefes Verfahren hat namentlich die deutſche Bundes⸗ 
gefeßgebung, indem fie alle Selbfthülfe unter den Bundesgliedern ausſchließt und In allen ihren 
Streitigkeiten untereinander die Competenz der Bundesverſammlung begründet, diefer letztern 
in Beziehung auf folde Streitigkeiten zur Pflicht gemacht. Sie joll, wenn THätlichfeiten zu be⸗ 
forgen oder eingetreten find, vorläufige Mafregeln zur Verhütung und Abftellung jeder 
SelbftHülfe ergreifen und vor allem ven Beiigftand aufrecht erhalten. Insbeſondere ift fie be: 
fugt, bei Streitigkeiten über den jüngften Beitg auf Anrufen eines, der ftreitenden Theile, durch 
den oberften Gerichtshof eines benachbarten unbetheiligten Bundesgliedes benfelben funmas 
riſch unterfuchen und entſcheiden zu laffen und diefen Beſcheid alsdann zu vollziehen. *) 

5 5) Das prafumtive Recht oder der Verjährungsbeſitz (possessio civilis im engern Sinne). 
Um ber lingewißheit des Eigenthums ein Ende zu machen (pro bono publico ne rerum do- 
minia diutius incerla essent), haben die Geſetze die Verjährung erfunden. Sie wollen eines: 
theils verhindern, daß ich auch bei all meinen lange beſeſſenen Sachen immer in Gefahr ſchwebe, 
daß mir Jemand Proceſſe darüber macht, Proceſſe namentlich aus alten Zeiten, no die Beweiſe 
ſchwer oder unmöglid, find, die alfo die Sicherheit und Feſtigkeit des Friedensſtandes ſtören. 
Sie fodern daher andererjeits, daß jeder zur rechten Zeit Hage und ſich den Verluſt feines Rechts 

ſelbſt zuſchreibe, wenn er nachläſſig die Nectöverfolgung unterläßt. Auf dieſen beiden Umſtän— 
den und Nechtsfoderungen ruht die Verjährung. Verjährung im Allgemeinen heißt Erwerb 
und Verluft durch einen geſetzlich beſtimmten Ablauf der Zeit. Man theilt jie in die erloͤſchende 


s a Corp. jur. Canon. c. 3. C. 3. qu. 1u. 2, u. Tit. X. de restit. spoliat. Tpibaut, „Bandeften“, 


4) ©. Bundesacte, Art. 11. Miener Schlußacte von 1820, Art. 19 u. 20. Beſchluß ber 
Bundrsverfammlung vom 16. Juni 1817, Art. 1, und Klüber, „Öffentliches Net”, $. 172. 
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oder die Klagenverfäßrung, wodurch zunähft Jemand ein Klagrecht verliert, weil er zu lange 
mit feiner Klage wartete, ober die erwerbende (Erjlgung, usucapio), durch welche zunaͤchſt Je⸗ 
mand vermittelft eines längern Befigftandes Das, was er befeflen Hat, befinitiv erwirbt. Zu der 
Iegtern nun wird ber Regel nach erfobert ein Beſitz mit gutem Rechtögrund und guten Glau— 
ben: tiefes heißt, ver Beſitz muß auf ſolche Art erworben fein, daß der Beſitzer ehrlich glauben 
konnte, dadurch das definitive Recht zur Sache erworben zu haben (justus titulus), und e8 muß 
auch während des Bejiges (nah Kanonifhem Recht) fortvauernd der Befiger in dem guten 
Glauben gewefen fein, Niemand habe ein beffered Recht zu beiigen (bona fides). Sodann muß 
es ein Gegenftand fein, welcher nad) den Gefegen duch Verjährung erworben werden Tann. 
Sind nun aber diefe Bedingungen vorhanden, fo bilden diejelben, wenn auch noch nicht die zur 
wirklichen Verjährung nöthige Zeitdauer abgelaufen ift, doch gute poſitive Gründe, Jemanden 
als den wirklid Berechtigten rechtlich zu vermuthen und fo zu behandeln, bis etwa ver beflere 
wahre Berechtigte fich finven follte, dem er dann, wenn die Verjährung nod nicht abgelaufen 
iR, natürlich weichen muß. So knüpfen fih alfo an dieſen Verjährungsbefig noch zwei neue 
Wirkungen zu jenen fünf erften, die eine ift das Recht, durch den ununterbrochenen Befig 
während einer gewiffen Zeitpauer die Sache eigenthünlich zu erwerben (nämlich bri beweglichen 
Sachen in drei, bei unbeweglichen, wenn bie Parteien in derfelben Provinz wohnen, in zehn, 
fonft in zwanzig Jahren), fofern nur während dieſer Zeit ber Berechtigte hätte Flagen Eönnen. 
Dieſes wahre Recht nun darf dem Verjährungsbeſitzer Niemand, ohne zum Schabenerfag ver⸗ 
pflichtet zu fein, rechtswidrig flören. Das andere Recht befteht darin, daß er dem wahren Eigen⸗ 
thümer nichts ſchuldig ift, wegen der Verfügungen über die Sache, wegen feines vermuthlichen 
Eigenthums, und daß er namentlich die bereits verzehrten und die ald bewegliche Sachen ver= 
jährten Früchte nicht herauszugeben braucht. 

Seloft aber, wenn ziwar die übrigen Bedingungen dieſer ordentlichen Verjährung vorhan⸗ 
den find, die Sachen aber von biefer ordentlichen Verjährung ausgenommen find, und auch 
wenn ein gerechter Titel nicht nachweisbar ift, kann der Befiger doch durch die außerordentliche 
Veriährung in dreißig ober vierzig Jahren erwerben. Wenn endlich auch felbft für dieſe außer⸗ 
ordentliche Verjährung die nöthigen Bedingungen fehlen, fo tritt doch nody eine unvorbenfliche 
Verjährung ein. Diefe befteht darin, daß, wenn ſich Jemand über Menſchengedenken hinaus 
in den ununterbrochenen Bejigftand eines Rechts befunden hat, es juriftifch fo angefehen ober 


präſumirt wir, ald habe er den Gegenftand dieſes Beſitzſtandes rechtmäßig erworben. Es ift 


dieſes alfo ebenfalls nur eine Vermuthung für ven rechtmäßigen Erwerb, welche die deutſche 
Praxis eingeführt hat, und welche als ſolche zwar vor Proceſſen aus veralteten thatſächlichen 
Beranlaffungen fügt, aber freilich der juriftifch erkennbaren abfoluten Rechtswidrigkeit eines 
ſolchen Befigftandes weichen müßte. - 
Nach allem Bisherigen ift alles Beſitzrecht immer noch fehr verſchieden von dem eigentlichen 
definitiven Recht felbft, bildet immer noch die äußere ober factifhe Seite des Rechtsverhältniſſes. 
Aber um bie geſellſchaftlichen Bedürfniſſe zu befriedigen und um den Frieden und die Sicher: 
heit der Nechte zu fihern, wurde ver Beſitz zugleich auch abgefondert für ſich allein ſchon zu einem 
Recht erhoben. Nur fol es nie im erfennbaren Gegenfag gegen das wahre definitive Recht 
ſelbſt und nie als ein vefinitives Recht, fondern nur als ein ſehr bedingtes und befchränftes 
Necht beſchränkt geihügt werben. Hieraus erklärt ſich ein gewiſſer Wechjel der gefeglichen Be: 
zeichnungen über den Beſitz, wonach er bald Thatſache, Bald Recht genannt wird (ähnlich ver 
obigen doppelten Benennung possessio naturalis), fowie die an ſich fonderbare Behauptung 
der neuern Juriften, der Beſitz fei ganz und gar fein Rechtsverhältniß und fein Net. 5) Er 
iſt nur nicht daß definitive, ehe er auch in dieſes durch die Beriährung organiſch übergegangen iſt. 
Das Privatrecht und ſo auch die bisher angegebene Beſitztheorie bildet das allgemeine reine 
Recht aus durch die Verhältniſſe der politiſchen Körperſchaften ber Staaten, alſo im Völkerrecht, 
im voͤlkerrechtlichen Bundesrecht und nod mehr im Staatsrecht entſtehen allerdings einzelne 
eigenthümliche Oeftaltungen oder Abweichungen ver allgemeinen Beſitzrechte und ihrer Schuß: 


5) Mir erfreulich fimmt Brig, „Erläuterungen zu Wening + Iugenheim’s Lehrbuch" (Breiburg 
1833), I, S. 213, meinen Gründen gegen Savigny bei, daß jene obigen rechtlichen Bolgen der verfchies 
denen Arten bes Beſihes wirkliche Vefigredhte und zwar die romifchen auch Sacjenrechte jeien. Dennoch 
aber fagt er, „ber Beſitz fei nicht felbit ein Recht, obgleich er Nechte erzeugt, font müßte es aud) der 
Vertrag fein”. Aber das abgeichlofiene Vertragsnerhältniß und das Recht auf daflelbe iſt Rechtöver⸗ 
kätniß und Recht und ebenio das erworbene Beſitzverhäliniß und das Necht daranf; ebenfo gut wie 

figenthumsverhältuig und @iyenthumsrecht. 
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mittel. Hiervon abgefehen aber gelten auch Gier icne oben eus Sen Mabtinerkätenifien 

teten, dem feften Frieden und Vertrauen und ver Rechtoſicherung entfyeeifenven Grumsfüpe, 
fowie die Nothwendigkeit, ftet die factifhe und bie rechtliche Seite ver Nechtöverhäimiffe möglich 
miteinander zu einigen und auszugleichen. 

Die Bigenthünlickeiten zun & hft im Völkerrecht ergeben fi 1) aus dem eigenthuͤmlichen 
Gegenftand des Rechts und des Befiges im Bölkervergältmiß. Die Hoheits- oder Son- 
veränetätsrechte können zwar aud mittelbar auf Saden, ein Gebiet, ein Land fich 
Beziehen, unmittelbar und zunächſt aber if ihr Gegenſtand dad Regierungsreht oder bie 
Hoheitögemalt in Beziehung auf Das, was in dem Gebiete oder mas von den der Staatshoheit 
Unterwworfenen vorgenommen wird. Diefe Hoheitsgewalt erfheint fhon in dem gemeinen Recht, 
wamentlic in dem Kanoniſchen, als eine unkörperliche Sache, welche ganz oder in Beziehung auf 
einzelne Theile, in Beziehung auf befonbere Hoheitsrechte und Bebietöfteden befeflen werben 
kann. Sie gibt aber auch in Beziehung auf alle ihr unterworfenen koͤrperlichen Sachen das 
Recht, fie gegen Nichtberechtigte zu vertreten und zu fügen. 2) Dadurch, daß unter Volkern 
Höhere geieggebende und richterlihe Gewalt fehlt, fallen hier vie richterlichen Schugmittel des 
Beſitzes, wie Interbicte, ebenfo die pofitin gefeglihen Verjährungsſtrafen und Bebin- 
gungen hinweg. Im Übrigen maden die Völker ebenfo gut wie Privatberedhtigte Die obigen 
dreifachen Beſitz rechte geltend. 

Durch.beſondere Bundes- und ſchiedsgerichtliche Einrichtungen aber konnen auch die Völker 
ober Staaten die gewöhnlichen richterlichen Schutzrechte ſich erhalten. So galten dieſelben im 
Deutſchen Reich, mo die halbſouveränen Staaten und Regierungen und ihre Streitigkeiten, 
namentlich auch die über die juriftifhe Sache ihrer Landeshohritsgewalt ven Reichögefegen una 
Gerichten untergeoronet waren und aud bie Beſitzrechte ganz mie bie der Privaten gefhügt 
wurden. Ahnliches aber muß auch jetzt im nölferrechtlihen Deutſchen Bunde eintre⸗ 
ten, weil bundesvertragsmäßig die Bundesſtaaten alle ihre Streitigkeiten untereinander, mithin 
auch die Beſitzſtreitigkeiten über Hoheitsrechte ver gerichtlichen Entſcheidung einer Bundedaus: 
trägalinftanz überlafien Haben, dic, foweit nicht befonvere abweichende Beftimmungen anderd 
verfügen, nad} dem gemeinen Recht entfcheiven foll, foweit es auf die jegigen Verhaͤltniſſe wer 
Bundesglieder noch anwenbbar it (Schlu acte, Art. 20 u. 25). 

Hiernach fommen alfo in Beziehung auf die Streitigkeiten der Bundesſtaaten untereinanber 
alle vrei oben angegebenen Arten der Befitzrechte, und auch die Verjährungen und ihre Termine 
ſelbſt ruskjühtlich der Hoheitsrechte zur Anwendung ebenfo wie chemals im Reid. Es muß aber 
aud im gewöhnlichen Völkerrecht die Rechtsvermuthung für einen mit gutem Rechtsgrund und 
mit gutem Glauben ftattfinvenven Beſitz überall fid wirkſam zeigen, ebenfo die Necdtövernne 
thung eines unvordenklichen Befiges. Die orventlihe und außerorventlihe Verjährung aber 
wird unter fouveränen Völkern in ber Regel darum, weil für fle fein gefeglich beſtimmter Ter- 
min vorgeſchrieben ift, nicht lattfinven 9), fo oft man ſich auch darauf berufen hat. Doc innen 
fle einen folgen z. B. durch Friedensſchlüfſe, durch beſtimmte Normaljahre feſtſetzen, ſodaß 
ältere nicht erledigte Rechtsanſprüche ausgeſchloſſen werden. Klüber )) freilich ſchließt auch alle 
Berjaͤhrung zwiſchen ven Bundesgliedern aus, Martens dagegen läßt. richtiger hier dieſelbe 
noch überall zu, wie zu ven Zeiten des Reichs. 

In Beziehung aufdieinnern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe ergeben ih als @i- 
genthüntlickeiten: A) der foeben auch für Bas Völkerrecht angegebene eigenthümliche Gegen⸗ 
fland. 2) Im Staatsrecht hat die Regierung innerhalb ihrer verfaffungsmäßigen 
Gewalt gegenüber ihren Organen und den Bürgern die höchſte entſcheiden ve Be: 
walt. Ihr Ausſpruch hat alfoinfoweit die Nedhtövermuthung der Gültigkeit. Dadurch ver⸗ 
ſchwinden gegenüber einem formellverfaffungsmäßigen Ausfpruche ver öffent: 
lien Gewalt die blos proviſoriſchen und präjumtiven Beſitzrechte. So hat z. B. ver Beamte 
in Beziehung auf die juriftifche Sache des ihm als Amtögewalt übertragenen Hoheitsrechts bei 
entſtehendem Verdacht, daß er zur Amtöverwaltung nicht würdig, aljo nicht berechtigt fei, nach 
den meiften Staatögefegen ſich ſchon proviſoriſch einer verfaflungsmäßigen Suspenſion zu 
fügen, welche hier ihm den Beilg der Amtsgewalt vor der befinitiven Entſcheidung entzieht. 
Überhaupt aber, und auch im Beziehung auf folhe dffentlihe Rechte, wie landſtändiſches oder 
Gemeinde⸗dtecht, mo ähnliche politive Beftimmungen fehlen, und felbft in Beziehung auf feine 
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Pribatverhaͤltnifſe muß der Berger einem and nur formell nerieffungsmänigandten 
fqh lu ver hoͤchſten Gewaln und ihrer Organe bie ſactiſche Gewalt der Bfigiküpuug 
gegen eine definitiv oder materiell nicht rechtsgemäße Verfügung unterkaflen. Er Sana nus 
allen verfaflungsmäßigen Wegen gegen etwaiges wraterielles Unrecht und feine Folgan ſich we⸗ 
theidigen. Zu folder Vertheivigung kaun nur der Rechtoweg vor ven Landesgerichten ober. wis 
Schiedegerichten oder dad Beſchwerderecht bei höhern Behörden, bei dem Regenten ober ba 
Ständen, oder vor dem Forum der dffentlihen Meinung verfaflungsmäßig zuftchen. 

3) Die öffentlichen Rechte ind zun ächſt des bdffentlichen WoHls wegen un» für daſ⸗ 
ſelbe beftimmt. Sobald aljv die höchſten Organe, welde endgültig über dieſes oͤffentlichn Wohl 
und die für daffelbe begründeten Öffentlichen Rechte und Einrigtungen zu entſcheiden haben, 
Öffentlie Rechte verändern oder entziehen, kann gegen fie Niemann im Staate Weilg oder Vers 
jährung dieſer Rechte geltend machen. Die rein öffentlichen Rechte over alle Regierungsrechte 
ſtändiſche Rechte u. ſ. w. entftehen für dad Geſamnuwohl Aller nach dem verfaſſungemäßigen 
Gefammtwillen und können für und durch dieſelben auf werfaflungsmäßigem Wege ſtets geäns 
dert werden. Sie dürfen nit gegen folde definitive Rechtsbeſtimmung vermittell ans 
geblicher Beig: und Verjährungsrechte geſchützt, in Brivatrechte umgelehrt und dem öͤffentlichen 
Wohl entzogen werben. Sonſt löft ji, wie im Mittelalter, der Staat anarchiſch auf ums zer⸗ 
fällt in eine Reihe von privatrechtlich berechtigten Fauſtrechtsritiern und Gorporationen. Freilich 
wird auch hier das Öffentliche Wohl oder Politik und öffentliches Recht ſelbſt fodern, ben Berg, 
zumal langjährigen Befig, infomeit zu fhonen, als es das öffentlihe Wohl und Die Gerechtig⸗ 
Teit erlauben. Weiter hinaus aber wird felbft nicht einmal Entſchädigung gefodert werben Ein 
nen, wie ed denn z.B. auch den Briten nicht einfiel, bei ihrer Barlamentsreform die Befiger ber 
verfaulten Flecken, die doc ſchoͤne Vortheile von ihren Wahlrechten hatten, wegen ver Nufpebuug 
derfelben zu entihädigen. Gine Entſchädigung für veränderte öffentliche Steuerrechte und 
Steuerpfliten ober für aufgehsbene Steuerbefreiung, wie fie jegt viele preußifcge Adelige 
fobern, ifl darum doppelt verkehrt, weil fie in anderer Form die aufzubebende öffentligge Unge⸗ 
rechtigkeit wieberherftellt. Es ift ja einerlei, ob der Staat die Steuern erhebt oder fie wieder zu⸗ 
rückerſtattet. Jeder, der ein Öffentliches Recht oder lediglich durch daſſelbe beſtehende Verhältniffe 
beſitzt, weiß es auch als Käufer zum voraus, daß, ſowie dad oͤffentliche Wohl es fodert, Veränude⸗ 
zung eintreten muß. Etwas Anderes aber iſt es, wenn nicht von abſichtlichen von der hoͤch⸗ 
ſten Gewalt verfaſſungsmäßig beſtimmten Beränderungen vie Rede iſt, ſondern 
wenn nur nach dem beſtehenden Staatsrecht Streitigkeiten eutſtehen, wen etwa dieſe 
oder jene Öffentlichen Rechte zuſtehen. Gier werben allermindeſtens die den obigen Beſitzrechten 
zu Grunde liegenden Geſichtspunkte geachtet werben müſſen. 

Überhaupt aber müflen wir widerſprechen, wenn man noch über die vorhin angegebenen 
Beſchränkungen hinaus die Beſitzrechte in Beziehung auf Öffentliche Mechtöverhältnifte ableug⸗ 
nen will Die Nebel ver Naturphilofophie, welde, wegen ihrer Zerſtoͤrung aller wirklichen 
Freiheit durch naturgefeglihe Nothwendigkeit, als Grundlage wenigſtens für die praftifge 
Moral und Rehtslehre völlig untauglich iſt, verſchwinden gottlob allmälig wieder in unferer 
Jurisprudenz. In ihren ganz unfrei gewordenen Staatöorganismen war ber Gharafter wirt: 
licher, auf gegenfeitigem freien Anerfennen und Wollen freier Perſonlichkeiten, auf freien Vers 
teägen beruhenden Rechte gänzlich verſchwunden. Diefe ewige, vurd die Natur der Dinge wie 
durch alle römiſchen und germaniſchen Rechtsquellen gegebene Grunplage alles Rechts, namlich 
den Gharakter wirklicher Rechte und die Vertragsbegruͤndung, ließ man nothgenrungen höchſens 
nur den Privatrehten. Man vergaß, daß Privat: und öffentliches Net nur zwei theilweiſe 
verſchieden modificirte Seiten (positiones) des Rechts jind, nach welchen allerdings au Vers 
träge und Vertragsrechte im Öffentliden und Privatrechte verſchieden modificirt find; daß aber 
beive gleiche Weſenheit haben, und daß fie im wirklichen organiſchen Staatsleben zum Theil 

zuſammenhängen und ineinander übergehen. Wir müffen alfo auch felbft einem fo vortreifli⸗ 
hen Staatögelehrten wie H. A. Zachariä widerfprechen, wenn er (jStaats recht“, 2. Aufl, I, 
$.135, 143 ig. und „Staatswärterbud“, 11,96) lehrt, man könne bei wirklich Öffentlichen 
Rechten, wie Staatöbienft- und Repräfentationdverhältnifien, landſtändiſchen und gemeindlichen, 
nit von Bejig- und Vertragsrechten reden. Sie und mithin unfere obigen dreifachen Beiig- 
rechte machen Anfpruch auf angemeffene rechtliche Geltung und Durchführung, ſoweit fie nicht 
durch die angegebenen eigenthuͤmlichen Modificationen des öffentlichen Rechts modificirt And. 
So werden auch alle öffentlichen Rechte gegen formelle verfaſſungs- and rechtswidrige factiſche 
Angriffe mir pen Schutmitteln des Defenſlonsbeſitzes vertheidigt werben können (i. Methwehr), 
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und ſelbſt das prouiforifäe Met, der fogenannte Interbictenbeflg oder der Schutz ber vorlän: 
figen Fortdauer des factiſchen Verhättniffes bis zur gültigen Entfheidung, wird bei Vorauss 
feßung der rechtlichen Bedingungen fogar für die Amtögemalt gelten, fofern nicht eine for— 
mell verfaffungsmäßige Entſcheidung der höchſten Gemalt vorliegt, fofern namentlid nit bie 
allerdings vielfach ſehr zweckmäßige proviſoriſche Suspenſion durch pofitive Geſetze beſtimmt 
iſt. So galt es auch fletö nach dem gemeinen deutſchen wie nach engliſchem Recht. Der That⸗ 
ſache ſelbſt widerſprechend iſt es, wenn Zachariä leugnet, daß das dffentliche Dienftverhältnig 
bblos duch einen Willensact der Staatsgewalt entſtehe und der Staatsdiener niemals ein wirk⸗ 
liches Recht (ein jus quaefitum) auf das Amt habe, und daß die entgegengefegte Anſicht ven 
Staatsdienſt zu einem Privatrecht herabwürdige. Es widerſpricht der Behauptung, daß das 
Staatedienſtverhaͤltniß, auch das nicht auf Zwangsdienſt beruhende, blos durch ven Willens⸗ 
act der Staatsgewalt entſtehe, ſogar die unmittelbare Thatſache. Die freie Einwilligung des 
Staatsdieners, bedingt durch die Leiſtungen der Staatögewalt, iſt auch da, wo nicht etwa 
aus dem Auslande Berufene vollſtändig darüber vertragsmäßig verhandeln, ebenſo nothwen⸗ 
big für ein gültiges Dienſtverhältniß wie die ebenfalls bedingte Einwilligung der Regie— 
tung. Es iſt aber gegen allen claffiihen und germaniſchen Sprachgebrauch, ſolche gegenſeitig 
fich bedingende Cinwilligung über die Begründung eines rechtlichen Verhältniſſes etwa deshalb 
keinen Vertrag nennen zu wollen, weil durch denſelben theilweiſe öffentliche, zun äch ſt, das 
Staatswohl bezweckende Rechte und Pflichten begründet werden ſollen. Es werben zugleich auch 
wirkliche, das Privatintereſſe der freien Perſoͤnlichkeit des Beamten bezweckende Privatrechte bes 
gründet, wie namentlich dad Recht auf Beſoldung und Penſion, und auf Anerkennung ehren⸗ 
voller, nicht ſchimpflicher Amtsverwaltung. In Beziehung auf ſie mußte ſelbſt jener neue 
Sprachgebrauch den alten Namen zugeſtehen. Es find aber auch bie öffentlichen Rechte mit 
freten Perfönligkeiten verknüpft, ihnen zuſtändig, und in ihrer Entſtehung oder Anerkennung 
wie in ihrer Anwendung von ihrem rechtlichen Willen abhängig, ſodaß bei gegenfeitig ſich bes 
dingender Einwilligung au hier vertragemäßige Verpflihtungen entſtehen. Daß babel 
die zunächft berechtigte Perfönlichkeit ald Nepräfentant anderer erſcheint, und daß jle ihre 


+ Willensbeftimmungen nad ihren Pfliäten zunähft fürd öffentliche Wohl faflen foll, dieſes 


ändert auch nichts in Beziehung auf die Vertragsform. Auch der Kamilienvater verfügt über 
fein Cigenthum ald Verwalter oder Repräfentant der Familie, und alles Privatrecht wird zu⸗ 
gereiefen und geheiligt nad) dem Gedanken, daß es der Berechtigte für feine erkannten Pflichten, 
für feine irdiſche Beſtimmung gebrauden fol. 3 ift nur der Unterfchieb, daß der Träger des 
Öffentlichen Rechts das ihm Calfo ebenfalls privativ) zugewieſene Öffentliche Recht je nach feiner 
Überzeugung für das Staatswohl, für die Staatsbeſtimmung verwenden fol, während er das 
Privatrecht zunächſt für die Privatbeftimmung verwenden fol. Ich fage zunächſt, venn mittel 
bar und zulegt follen alle Privatrechte und ebenfo alle öffentlichen dem Geſammtwohl, ver Ge⸗ 
fommtbeflimmung aller Bürger dienen. Nicht reine Willkür, wohl aber freied Arbitrium hat 
dabei jeder Öffentlich Berechtigte und jeder Privatberechtigte innerhalb des Rechts. Die verderb⸗ 
lichen Folgen der modernen Theorie, melde hier Zachariä ver freilich oft zu ausfhlieh- 
lich privatlichen des frühern deutſchen Rechts entgegenftellt, verwirft ex ſicherlich ſelbſt. 
Sie beftehen aber rückſichtlich des Staatsdienſtes in jener ruſſiſchen Staatsbienereinrichtung, 
welche die Staatsdlener zu willen = und rechtloſen Sklaven erniedrigt. 

Ebenfo wenig vortheilhaft aber wirken auch die Folgen derjenigen Rechtstheorien, melde 
in Beziehung auf Landſtaͤnde und Gemeinden, zumal one zuvor für andere wirfjame Schuß: 
mittel ihrer Rechte zu forgen, die altveutjchen in England theils fortbeftehenden, theils durch 
neue wirffame dffentlihe Schugmittel erfegten freien Vertheidigungs- und Schugmittel des 
Beliged aufheben. Diefes ift hier um fo verderblicher, weil im ſtaatsrechtlichen Verhältniß wie 
im Privatrecht ein fletig durchgreifender rechtlicher Schu möglich if, und weil deshalb die 
factiſchen oder Befipverhältniffe, zumal zu Bunften der Macht, mehr als gewöhnlich ſich zu 
definitiven Züftänden erheben. 

Gewißlich gibt ed nichts dem Weſen freier Nationen Widerſprechenderes, nichts Unhiſtori⸗ 
ſcheres und Verderblicheres, als jene Anſicht, welche dad dffentliche Recht nicht mehr als wa h⸗ 
res Recht behandelt, welche für daſſelbe Bertragmäßigkeit und vollkommene recht- 
liche Schutzmittel, und welche die der gleichen Heiligkeit alles Rechts entſprechende gleiche 
Sültigkeit der Verfaſſungs- wie der Regierungdredte verleugnet. Hier 
liegt, wie auch neuerlich Wneiſt gründlich nachwies, ber Oauptunterjchied unjerer chwaͤchlichen 
neudeutſchen und der britiſchen reiheit. — 
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Übrigens Können anerkanmermaßen, ähnlich wie nach dem Obigen Im Bölferreäit, bie Bun⸗ 
des⸗ und ſchiedogerichtlichen Cinrichtungen, Die auch für ſtaatsrechtliche Verhältnifle allgemeinen 
Gerichte oder bejondere Reichs- und Staatögerihtähöfe, ſowie fräher in Deutichland jegt in 
Nordamerika, vollkommene gerichtliche Schutzmittel namentlich auch der dreifachen Beſitzrechte 
begründen, und ſelbſt ohne dieſes muß auch Zachariä für ganze Claſſen wie Rechte, welche nicht 
völlig reine Privatrechte ind, ven Rechtsſchuz unferer gewöhnlichen Gerichte in Beziehung auf 
die poflefforiichen wie die petitorifhen Rechtsanſprüche anerkennen. Hierher gehören na= 
mentlich: 1) die Brivatverhältniffe des Souveräns und feiner Familie; 2) die dem Staate felbft 
zuſtändigen Privatrechte wie das Kammergut oder Domanium, foweit ed aus Privatglitern 
und Rechten beſteht; 3) tie uneigentlihen oder vie nugbaren Regalien, d. h. ſolche urfprüngli 
privatrechtlichen Rechte, welde das pofltive Staatsrecht dem Staate oder Negenten zufchreibt, 
3. B. dad Salzregal; A) diejenigen wirklichen Hoheitörechte, welche (der Regel nach in Verbin= 
dung mit einem Grundbeſitz) von Unterthanen eigenthümlich erworben und befeflen werben 
können, wie Patrimonialgerichtsbarkeit und wie die ſtandes- und grundherrlichen Hoheitsrechte 
nad) Art. 14 der Bundesacte. Es find nur wenige Abweichungen von den gewöhnlichen Befitz⸗ 
rechten, dieman hier behauptet, fo namentlich, daß (nach Analogie des Cap. I. de praescripto 
invito) bie allgemeine Rechtöregel, daß ber Befitzer feinen titulus possessionis anzugeben 
braude, Hier durch die Vermuthung der Zuftändigkeit aller Regierungsrechte für die Regierung, 
und baß deshalb auch die Scheidung des Petitoriums von dem Poffeflorium hinwegfalle. 

Bei allen vier Claſſen tritt gar Feiner jener obigen Ausnahmsgründe der rein öffentlichen 
Rechte ein, die allgemeinen Beſitzrechte hier wegfallen zu laffen. Sie treten in den Privatver- 
kehr umd Beſitz und nehmen in demfelben an feinen Gefegen theil. Ginzelne Mopificationen, 
melde das fpätere Römiſche Recht durch Privilegien für den Fiscus eintreten läßt, gehören nicht 
den Recht, fondern dem Unrecht des kaiſerlichen Despotismus an. 

Eine eigenthümliche Art von Beſitzrecht aber, welchem fogar eine vefinitive Rechtsgültigkeit 
— bis zu einer etwaigen Abänderung auf verfaffungsmäßtgem Wege — beigelegt iſt, begründet 
noch die Wiener Schlußacte im Art. 56 durch die Beflimmung: „Die in anerfannter Wirk: 
famfeit beftehenven Iandftändifhen Verfaffungen können nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werben.” 

Diefe neue, von ben brei obigen verſchiedene Beſitzanerkennung ift entſchieden vortrefflich, 
dem öffentlichen Recht entſprechend und zeitgemäß. Das öffentliche Recht bedarf ſtets, es be⸗ 
durfte vollends nach dem Zufammenfinken des Feudalgebäudes und ebenſo der ſpätern despo⸗ 
tiſchen und revolutionären Zuſtände einer dem allgemeinen Wohl und den Zeitverhältniſſen 
entſprechenden Berjüngung. Alle öffentlichen, alle Verfaſſungsrechte aber und alle öffentlich 
rechtlichen Perſoͤnlichkeiten müffen als Organe des Staat ſtets dem erkannten öffentlichen Mohle 
ſich und ihre Brivatintereffen unterordnen und ihm gemäß auch verändert werden, während im 
Privatrecht dad öffentliche Wohl felbit fovert, daß dem Privatberechtigten fein Recht feft bleibe 
und nur nach feinem eigenen Willen veränverlich ſei. Es gibt nächft jener Aufhebung der vollen 
Rechtsgültigkeit ver Öffentlichen Rechte nichts Verkehrteres, Inconfequenteres und ſich felbft 
Widerſprechenderes, ald jene fogenannten Legitimitäts- und biftorifhen Theorien, melde zwar 
zum Scheine behaupten, fle vertheidigten das durch angeblich Hiftorifhe naturgefegliche ober 
göttliche Nothivendigkfeit gegebene und geheiligte Recht, bei genauerer Betrachtung aber aus den 
lets flüffigen geſchichtlichen Erfheinungen' und Einrigtungen gerade nur diejenigen auswähs 
len, welche ihrem befonvern Gelüften entſprechen. Diefe wollen fie dann für ewig fanonifiren, 
durch Bann= und Zauberformeln heiligen, namentlich auch als Privatrechte gegen bie Fode⸗ 
rungen des Öffentlichen Wohls und Rechts ſchützen, und fomeit fie Macht haben, gewaltſam ein⸗ 
führen, herflellen und behaupten. Ein Hauptführer diefer Partei, Hr. von Haller, war dabei 
naiv genug auf jeder Seite feiner „Reftauration des Staats rechts“ einzugeftehen, daß er 
gar keinen Staat, fein Gemeinwefen wolle, ſondern nur privatberechtigt natürliches Glücks⸗ 
gut für die privilegirten fauftrechtlihen Sieger des Feudalismus. So entſtehen natürlich 
Stockungen, Berfrüppelungen und Krankheiten des Staatölebend. Die Anhänger ver andern 
entgegengefegten Zuftände, namentlich aber aud) die Breunde einer wirflihen Staatsordnung 
und der natürlichen, zugleich mit Stetigfeit und mit verfaffungsmäßiger Freiheit vor ſich gehen⸗ 
den Entridelung, alle dieſe ftreben natürlich mit mindeſtens gleicher, die Ietern fogar mit beffes 
ter Berechtigung für ihre Ideale. Sie verfpotten jene leeren Zauberformeln, und flreifen mit 
Hülfe der Zeitbemegungen und der neuen Volkgbevürfniffe jene abgeftorbenen Hüllen ab, bald 
in vevolutionärer, bald in friedlicher Weiſe. Die praktiſche Staatsweishelt muß nun dieſe 
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Kämpfe befeitigew oder ſchlichtan. Es müllen alſo kinerfeiss Die won den neuen Merhhltnrffen 
und Devürfniffen gefoderten Verfaſſuagstiurichtungen ind Leben treien fönnen und unter bee 
Boraudfegusg der nöthigen Bebingungen zugleid einen nöthigen friedlichen Schup erhaiten. 

Es muß andererfeitö zugleich der Weg eröffnet fein, diefen für den Frieden begründeten Beig= 
fland mit dem Recht und einem rechtlichen Fortſchritt zu einigen. Es muß in ſolcher Weiſe pie 
obige Aufgabe alles Beſitzrechts: die Vereinigung friedlicher geſicherter Berhältniife mit wirt- 
lich rechtlicher Begründung und Geftaltung, gelöft werben. 

Diefe Aufgabe lag 1820 zur Zeit jener Bundesbeftimmung doppelt nahe. Nach dem Sturge 
des Feudalismus, des Abfolutismus und der Revolution follten in Deutſchland vernünftige, 
zeitgemäße landſtändiſche Verfaſſungen einen ven fortgefchrittenen Volls- und Culturbedürf⸗ 
niften entipredyenden Rechtözuftand ‚begründen. Diefem Wege hatten bereitd mehre Stauten, 
Baiern u. |. w., nicht mit bloßen Verfprehungen, jondern durch wirklich eingeführte freit Ver⸗ 
faffungen entſprochen. Nun waren aber bereitö und ſchon vor dem Karlsbader Congreß jene obis 
gen angeblich hiſtoriſchen und frommen Legitimitätöleute und Reactionäre aufgetreten, welche ſich 
jene Haller'ſchen Privatglücksgüter ded Abfolutismus und Ariftofratismus und die Abwehr 
geitgemäßer Verfaſſungen durch die Foderung und die Form der alten Feudalſtände, durch Die 
fogenannte ftändifhe Verfailung fihern wollten. Ihnen gegenüber machten ji in allen deut: 
ſchen Ländern die neuen Volks: und Zeitbebürfuiffe, die Freunde wirklicher, alfo zeitgemäßer con: 
flitutioneller oder repräfentativer Volks- und Staatsverfaflungen geltend, und biefe hatten ja 
zum Theil in dem neuen baitifchen, badiſchen, meimarifhen Verfaflungen Siege erkämpft, 
welche man gegnerifcherfeitd wieder in Frage zu flellen ſuchte. Sie widerſprachen alfo ent: 
ſchieden den Reftaurationen und neuen Einführungen der alten feudalſtändiſchen Cinrichtungen 
und Theorien. 

Jetzt beftimmte alfo die angeführte Bundesbeſtimmung fiher fehr zeitgemäß, einestheils 
daß jeve bereit# eingeführte „in anerkannter Wirkfamkeit beſtehende Verfaſſung“ nicht einfeitig 
und gewaltfam dürfe aufgehoben werden. Sie foderte dabei mehr als blos proviſoriſchen und 
präfumtiven Beſitz. Sie verlangt, daß wie beiden Organe ober berechtigten Perſönlichkeiten in 
Beziehung auf den Verfaffungszuftand, die Regierung und die das regierte Volf repräfentis 
renden Landſtände, die beftehende Berfaflung in anerkannte Wirkfamkeit hätten treten laffen. 
Es wird aber nur dieſes näher beſtimmte factifhe oder poſſeſſoriſche Verhältniß 
gefodert, und nicht etwa, daß die Verfaſſung im Ganzen over in allen einzelnen Theilen deft⸗ 
nitiv vehtögältig und anit Heilighaltung früherer Rechte entftanden fei. Entfchienen beweiſt 
dieſes au nad den unmittelbar vorhergehenden Beftimmungen derfelben Schlußacte ver 
Art. 55, welder in Beziehung auf neue Begründungen von Verfaflungen ven einzelnen Staaten 
deren freie Geftaltung gefattet und nur fodert, daß man „biegegenwärtig obwaltenden 
Berhältniife” und zugleich in folder freien zeitgemäßen Geſtaluung aud) bie „ früher 
gefeglich beflandenen Rechte berückſichtige“. 

„Zugleich aber faßt jenes Bundeögefeg mit Recht die rechtliche Heiligung der Befigzuftände 
und die Freiheit einer fletö möglichen, den rechtlichen und politifcden Überzengungen der Regie: 
rung und der Stände entſprechenden zeitgemäßen Berbeflerung ind Auge. Fuͤr rechtliche Hei⸗ 
Ugung wirkt es fon, Daß die beiden Betheiligten die Verfaffung in anerkannte Wirffamteit 
treten ließen. Es wirkt zugleich für fie und für ven Fortſchritt, daß den beiven Bethelligten und 
ihrem Übereinfommen und nur allein biejem freie Anverungen zuſtehen. Nur anf dieſem 
verfaffungsmäßigen Wege ihrer gegenfeitigen Vereinbarung fol die Berfaflung geänbert wer: 
den fönnen. Damit Rinmt dann aud die Beftimmung ber ringelnen Verfafiungen überein. 
Blos factiihe und gewaltfame Befigverhältniffe follen fiets verſchwinden. Zu blos unvollkom⸗ 
mener beſſerer Art tritt völlig rechtliche Helligung Hinzu, fowie folde, die früher vielleicht mit 
den Recht übereinftimmten, venen aber durch veränderte Verhältniffe die Rechtsbegrimdung 
verloren ging, ebenfalld verſchwinden umd fo überall Beſtz und echt ausgeglichen werben 
follen. So z. B. waren früher mande Privilegien des Feudaladels rechtlich begründet, wie z. B. 
die Steuerfreiheit, ald er die Kriegsdienſte perſönlich leiftete und mit eigener Rüftung beftrikt. 
ALS die Verhältniſſe ſich änderten, als die Bauern allein die Kriegäbienfte leifteten, and nit 
mehr vom Adel befhügt wurben, ba war die rechtliche Ausgleihung durch Aufhebung bobenlos 
Gsworbener Befigzuftände nothwendig. 

Altes dieſes if ebenſo entſchieden Im Art. 56 enthalten ®), ald ed zeitgemäß und für alle 
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Betten. gültig und vortrifftich if. Wäre nar vie Srundiver des Arktis and) in diefer Weiſſe 
flets außgelrgt und Ducchgeführt werten! Doch es war netürlid, daß vom einfeitig reactionu⸗ 
ven Standpunkte ebenfo gut als vom einſeitig radicalen diefe wohlthaͤtige Beſtimmung oft mis: 
deutet und midachtet wurde. So war ed 5. B. klar, daß das hannoverſche Staatsgrundgeſet 
vom 26. Sept. 18353, und nicht minder wiederum das vom 5. Sept. 1848, und ebenfo die jegt 
aufgehobenen Eurheffiigen und mecklenburgiſchen Verfaflungen von ven Betheiligten, von ber 
Staatsvegierung und der Ständeverfammlung jahrelang anerkannt und ausgeübt murben, alfo 
„in anerkaunter Wirkſamkeit beſtanden“, daß fie mithin nur auf dem Wege freier Bereinbas 
rung ber Regierung und der Stände abgeändert ober aufgehoben werden konnten. Nicht min⸗ 
der Har iſt es, daß die in biefen Verfafjungen enthaltenen Aufhebungen bodenlos gewordenet 
früherer Beiigflände und Privilegien dem öffentlichen Wohl und den Zeitverhältniſſen ange? 
meflene gerechte Audgleihungen, und daß fie von den beiden Betheiligten gewollt und fo vers 
faflungsmäßig begründet waren. Namentlich iſt es Har, daß in wirfliden Staaten, daß 
Beutzutage ber fouveräne Staat, die fonveräne Staatögewalt, der ſouveräne Staatsorganis- 
mus und der allein für den Staat und die Staatsverfaſſung gültige Staatöwille nur gebildet 
werben durch die beſtehende Regierung und bie beflehende Stänveverfammlung, daß alfo alle: 
Unterthanen, ritterfhaftlihe und andere Gorporationen, namentlich auch untergeorbnete Bros 
vinzialſtände keine Rechte ver Miteimoilligung und des Widerſpruchs in Beziehung auf die 


„in anerkannter Wirkfamleit beſtehende Vecfaflung ” haben. Das Allerwefentlihfte, was in 


Beziehung auf unfere heutigen Staatszuſtãnde und Berfaffungen „ven gegenwärtig obwalten⸗ 
den Berhältniffen” oder ver nenern Zeit und Cultur entfpricht, diefes beſteht gerabe darin, 
daß die aus der Jeudalanarchie entftandene Auflöſung der Staaten in bloße Privatſchutzver⸗ 
bindungen wiederum wahren Staaten, Staatdorganifationen Platz gemacht haben, daß mithin 
auch die frühere privatredgtlihe Natur der Regierungs- und landſtändiſchen Berhältniffe der 
ſtaatsrechilichen weichen mußte; daß den legtern, vaß dem Souverän Feine Unterthanen, Agna= 
ten, Ritter oder bloße Provinzialſtände mit Sonderrechten widerſtehen können. Daß nicht fie, 
fonbern der Für und die Volkövertretung bie einzigen Organe des fouveränen Staats— 
willens find. 

Überall aber wird fo vie tiefere Auffaffung und Behandlung ver Befigredhte, in ihrer rich⸗ 
tigen Ausgleihung und Verbindung mit dem befinitiven Recht, zugleich friedliches Vertrauen 
und Sicherheit, bie Heilige Rechtsachtung und den friedlichen Fortſchritt in der Geſellſchaft be— 
wahren. Ihre richtige Auffaflung wird einfeitige flaatliche Theorien und Beftrebungen be: 
richtigen. So namentlich Hier jene Haller'ſchen, legitimiſtiſchen und hiſtoriſchen, welche facti— 
ſchen Zuſtänden ohne die wirkliche rehtlihe Begründung und Sanction huldigen. So auf 
jene nen ſtaatsrechtlichen radicalen, ſocialiſtiſchen, einfeitig .inenlen, welche durch einfeitige Anz 
griffe auf Die beſtehenden oder Bejigverhältnifle Frieden, Vertrauen, Sicherheit und Geſund⸗ 
heit der Staatsordnung bedrohen und aufheben. Welder. 

Beſoldung, Befoldungsfteuer. Die Hauptfragen, welche hier in Erwägung fommen, 
beziehen ſich zwar blos auf Staatöbiener over Staatsbeamte und derfelben Gehalt; doc find 
unter dem allgemeinen Begriff der Befoldung auch vie Gehalte von Dienern oder Beamten der 
Gemeinden, Körperfhaften, auch Standes= und Grundherren u. f. w. enthalten, and ebenfo 
muß eine umfaflenne Lehre von der Beſoldungsſteuer auch auf dieſe legtern fi ausdehnen. 
Aus diefer Urſache zumal kann diefelbe nicht wohl unter dem Artikel „Staatöbienfl‘ gegeben 
werben; doch wird, infofern fie auf Die allgemeinen rechtlichen und politifhen Prinripien vom 
Staatörienft gebaut over damit in Verbindung ſtehend ift, um Wiederholungen zu vermeiden, 
auf venfelben zu vermeifen fein. Es bietet übrigens die Lehre von der Befofdung und von ver 
Befolvungsfteuer, auch inſofern blos von Staatédienern die Rede ift, mande ganz eigenthüms 
liche oder ſpeeielle Oeſichtspunkte dar, bie jich abgefehen von jenen allgemeinen Principien bes 
leuchten laffen, und ebenfo fommen bei der Bejoldungsfteuer mandyerlei beſondere Betrachtun⸗ 

en zur Sprade,. bie der allgemeinen Theorie von Steuern oder Abgaben (|. Abgaben) ohne 
Be lebsen nicht wohl beizufügen find. Deöwegen erſcheint ed zmedmäßig, von biefer wie von 
den übrigen befonvern Steuergattungen auch in bejondern Artikeln zu veden, vorbehaltlich ver 
im Intereffe der Kürze zu geſchehenden Bereifung auf die allgemeinen. 

Wir verftehen Hier unter Befoldung dasjenige Cinkommen, welches einem Diener des 
Staats, oder einer Gemeinde, ober einer Corporation (3. B. der Kirche oder einer Hochſchule 


u. ſ. w.), oder auch folder einzelnen Verſonen, welchen, wie namentlih den Standes⸗ und 


Grundherren, nor eine dem Öffentligen Recht augehdrige Cigenſchaft oder Stellung in ver 
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bürgerlichen Eeſellſchaft gerrährt over geblieben if, für die Ihm: Übertranene fortiaufinbe 
Dienftleiftung verabreicht oder angewiefen wird. Wir fließen daher von dieſem Begriff aus 
zuvoͤrderſt ven Lohn für einzelne Verrichtungen over Arbeiten, welche vermöge befonbern Ber- 
trags oder Auftrags übernommen und geleiftet werben (3. B. für eine außerordentliche Gom- 
miſſionsreiſe, für die Aufführung eines beflimmten Baues u. f. w.), ſodann auch allm für 
bloße Privatvienfte bezogenen Gehalt. Die Eigenſchaft des Privatdienftes beftimmt fih durd 
jene des Dienftgerrn, namentlich durch diejenige Eigenſchaft, in weldyer derſelbe den Dienſt ver⸗ 
langt ober aufträgt. So bezieht z. B. der Gärtner ober der Hauslehrer des Grund: ober 
Standeöheren blos einen Lohn oder einen Gehalt; fein Gefällverwalter aber und mehr noch 
fein Juftiz- und Bolizeiverwalter (oder welche öffentliche Diener noch fonft anzuftellen er das 
Recht Hat) eine Befoldung. Fabrik- und Handelsherren ober bloße Privat-@rundbefiger er: 
theilen ihren Gehülfen, Buchhaltern, Berwaltern u. f. w. wohl Löhnungen oder Gehalte, nicht 
aber eigentliche Befoloungen. If die Eigenſchaft der Anftellung —- wie namentlich bei Grund: 
und Standeöherren leicht gefchehen kann — eine gemifchte oder zweifelhafte, fo mag vom Vor⸗ 

herrſchenden die — am beften pofitiv zu gebende — Beſtimmung entnommen werben. 

Unfer hiernach auf öffentliche, d. h. für öffentliche Dienfte bezogene Beſoldungen beſchränkte 
Begriff ift gleichwol in mehrfacher Beziehung ausgedehnter als derjenige, weichen Zachariä 
in feiner geiftreihen Abhandlung „über Befoldungsfteuern” („Abhandlungen aus dem Gebiete 
der Staatswirihſchaftslehre“, 1835, S.21 fg.) auftellt, wonach naͤmlich blos das von „Staats: 
bienern’” al8 folden, und welche „vom Staatsherrſcher zur Ausübung gewiller Rechte ber 
Staatsgewalt“ und zwar „frändig” angeftellt find, bezogene Einkommen als Befoldung bes 
trachtet wird. Wir glauben, daß nit nur unmittelbare Staatöbiener, jondern aud) jene der 
andern oben bemerften, mit einer öffentlichen Rechtseigenſchaft bekleideten Berfönlihkeiten, und 
daß nicht nur die zur Ausübung von Nechten der Staatögewalt als folder, fondern überhaupt 
alle zu was irgend für Dienſtverrichtungen Angeßellten (wenn auch der Dienft allem Gewalts⸗ 
anfprud) fremd, 3. B. in bloßer Lehre beflehend over in rein techniſcher Sphäre wirkend wäre) 
unter den Begriff der „Befoldeten” gehören, und daß ſelbſt die Kigenſchaft eines „fländigen“ 
Dienftes Hier nicht ftreng gefodert werden Eönne. Fortlaufend zwar muß erfein, d. h. nicht be: 
ſchränkt auf einzelne beſtimmte Handlungen oder Arbeiten, nicht aber flänbig, was faft gleich 
bedeutend ift mit perennirend, wenn auch nicht für immer, doch für die Leb- oder Dienftfähig- 
feitözeit de8 Dienenden. Es gibt ja felbft Staatsdienſte, von welhen ein nahes Ende, nad 
ihrem Gegenftand oder Zweck, vorausgefehen wird, und melde gleichwol befolbet find, z. B. ide 
auf einen wirklich vorhandenen Kriegsftand oder auf irgendein vorübergehendes einheimifches 
Bedürfniß oder Verhältniß fich beziehenden; und dann hängt es ja überhaupt von den Con⸗ 
fitutiond- und Organifationsprineipien beftimmter Staaten ab, ob in ihnen ein fländiges 
oder unfländiged Dienerz, alſo auch Beſoldungsrecht beftehen folle oder nicht. Auch ein nad 
feinem Gegenſtand blos zeitlicher, auch ein augenblicklich widerrufliher Dienft kann mit Beſol⸗ 
dung verfnüpft fein; nur liegt die Idee des fortlaufenden und nad) der Dauer der Leiftung 
(nicht nad} einzelnen Handlungen) zu belohnenben Dienftes im Begriff ver Befoldung. 

In den meiften Staaten verfälingen die Befoldungen und Penfionen (melde Iegtere, fei es 
als entweder nachtraͤgliche Zahlung für früher nur unvollſtändig vergütete Dienfle, oder ald — 
wenn auch meift übergroße — Bezahlung für bloße Schein- oder Prunkvienfte [Sinecuren), 
mit den Befoldungen in mehreren wefentlihen Punkten übereinfommen) einen beveutenden 
Theil der Öffentlichen Ginfünfte. Doc; gibt es aud) Staaten, wie namentlih England (Hier je: 
doch abgefehen von den Sinecuren) und Nordamerika, wo wenigftens ein großer Theil ber 
Öffentlichen Dienfte unbezahlt it und entweder aus gefeglid; ausgefprochener Bürgerpflicht von 
den dazu Berufenen ober Gewählten unentgeltlich geleiftet oder auch freiwillig, aus patrioti= 
ſchem Eifer für das Gemeinwohl over aus Ehrgeiz, aus Verlangen nad) einem edeln Wirkungs⸗ 
kreis, dergeftalt übernommen wird. Wenn ober infofern die Dienfte von der Axt find, daß je 
den damit Beauftragten noch Zeit und Kraft genug zu Führung von Privatgefhäften, d. h. 
zur Betreibung eines eigenen Nahrungszweigs, übrig laffen, und wenn in einer Nation id) 
eine hinreichende Zahl von Bürgern vorfindet, welche nach wiſſenſchaftlicher oder techniſcher und 
politiſcher Bildung geeignet und geneigt find, ſolche Dienfte unentgeltlich zu übernehmen, fo 
leuchtet die Wohlthätigfeit einer ſolchen Einrichtung ein. Wenn aber — wie nad) dem heutigen 
Buftand der Civiliſation faft allenthalben der Fall it — die meiften Zweige des Staatövienfted 
ſchon zur bloßen Vorbereitung die ſchönſten Jugendjahre, ſodann zur wirklichen Führung bie 
ganze Kraft und Zeit des Mannes in Anſpruch nehmen; fo ift nicht nur die Vergütung fe 
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großer Opfer durch eine angemeflene Beſoldung hoöͤchſt billig und gerecht, ſondern man darf, 
wo diefelbe nicht geleiftet wird, auch gar nicht hoffen, tüchtige Candidaten zu Staatödienften in 
hinreichender Anzahl zu finden. Wenigſtens wird mansfie in Feiner andern Klaffe alß in jener 
der Reichen und Reichſten finden, was dann eine verderbliche Ariftofratie erzeugt oder ftärkt 
und dem Volk für die unmittelbar erfparte Beſoldungsſumme mittelbar weit fhlimmere Bez 
drüdung und Rechtsverkũmmerung bereitet. Der Staat vergelte alfo feinen Dienern die ihm 
Darzubringende Kraft und Zeit im billigen Verhältnig zum Werth dieſer Opfer und zum 
Werth der Dienfte an fih. Alsdann wird es ihm an tüchtigen Afpiranten nicht fehlen, aus 
welchen er ohne Unterfchied der Geburt oder des Reichthums nur die Tüchtigften anſtelle, und 
aldbann wird er auch mit Recht und Billigfeit eine eifrige und trene Dienftleiftung von ihnen 
fodern und erwarten fünnen, Keine Sinecuren und feine übermäßigen Gehalte, doch jeweils 
ſolche, die — wenn der Dienft einen Mann vollauf beſchäftigt — zum anftändigen und flans 
dedmäßigen Lebendunterhalt einer Bamilie hinreihen. Zu große Kargheit bei der Beſoldungs⸗ 
beftimmung ninmt dem Fleiße feinen Sporn und erzeugt die Verſuchung zur Beflchligfeit und- 
Untreue. Ein Näheres läßt fih hierüber im Allgemeinen nicht fagen; die beſondern Ver⸗ 
hältniffe der einzelnen Staaten und die Befhaffengeit ihres Verwaltungsorganismus müflen 
über das hier over dort feſtzuſetzende Maß entfcheiven. Jedenfalls wird es zur Hintanhaltung 
principlofer Willkür und verderblichen Misbrauchs minifterieller Gunft oder Ungunft gut fein, 
wenn dad Geſetz eine ald Regel zu beobachtende Norm für die ven Beamten nad) den verfihies 
denen Dienftfategorien anzumeijende, etwa auch nad} dem Dienftalter oder nad) erweislich vor⸗ 
liegender befonderer Würdigung oder Bedürftigkeit durch Zulagen zu erhöhende Beſoldung 
aufftellt, vorbehaltlich etwa eines billigen Spielraums für dad der Negierung zur zweckmäßi⸗ 
gen Berückſichtigung ver jeweils eintretenden concreten Berhäftniffe einzuräumende Ermeſſen. 
Ob es nüglicher fei, den Beamten blos Geld over zum THeil auch Naturalien als Gehalt 
anzuwelfen, hängt abermals meift von ven befonvern Verhälmiſſen beſtimmter Staaten und 
Örtlifeiten ab. Zwar führt man zu Bunften der Naturalbefoldungen an, daß fie eine gleich⸗ 
förmidere, d. 9. von dem wechſelnden Preis der Lebensbedürfniffe unabhängigere, daher ven 
gleihmäßigen Lebensunterhalt mehr ſichernde Bezahlungsart felen, wogegen die Gelobefoldung, 
je nach jenem Preis, bald eine übermäßige, bald eine ungenügenve Vergütung gemähre. Doc 
würde der hier befragte Zweck fich ſchon dadurch erreichen laſſen, daß man ven betreffenden Be— 


- foloungstheil nicht in einer firen, fondern in einer nah dem mittlern Getreivepreife jedes 


Jahres berechneten Summe bezahlte, oder aud) dadurd, daß man für die Bälle des Herab⸗ 
finkens jenes Preifes unter ein gewifles Maß eine verhältnifmäßige Verminderung, aber dann 
aud) für ven Ball einer gewiffen Preiserhöhung eine entſprechende Vermehrung des Gelnge: 
haltes feitfegte. (Bekanntlich hat man bei den gegenwärtigen Verhandlungen über angemef- 
fene Erhöhung der Befoldungen wegen der Preiserhöhungen auch diefe Wege empfohlen.) In= 
beffen ift es nicht richtig, dap alle Lebensbedürfniſſe ſich fofort im Preiſe mit jenen des Getrei⸗ 
des ind Verhältniß fegen; nur in Anfehung des Durchſchnittspreiſes aus einer Anzahl von 
Jahren mag es ftattfinden. Diele Gegenſtände jedoch ſtehen in Anfehung ihres Preifes in gar 
feiner Verbindung mit dem Getreide, und die Lebensgewohnheiten wie die Familienverhältniſſe 
des Befolveten erhößen oder erniedrigen unabhängig von Getreidepreiß gar mannichfach das 
Bedürfniß des Bejolveten. Hiernach wäre wol zwedmäßiger, von Zeit zu Zeit (etwa nach je 
40 oder 20 Jahren) die Beſoldungen mit Rückſicht auf die inzwifchen eingetretenen allgemei— 
nen Verhältniffe einer Reviſion oder neuen Regulirung — verfteht fid für die erft Anzuftellenz 
den ober zu Befördernden — zu unterwerfen, als ſie alljährlich nach ven Getreide: over Weinz 
preis zu beftinmen ober einen Theil des Gehalts in Naturalien zu verabreihen. Ohnehin ift 
letzteres immer mit einer beſchwerlichen und zu Unterſchleifen Anlaß gebenden Naturalienver- 
waltung verbunden und daher höchſtens alldort zu billigen, wo ohnehin ſchon — wegen an= 
fehnlihen Naturalienbezugs an Zehnten, Sinfen u. |. m. — eine Aufipeiherung bei den Do⸗ 
mänenverwaltungen flattfindet und fodann die Abgabe an Beſoldungsſtatt an die Stelle des 
Berkaufes tritt. Ebenfo wird zweckmäßig und vortheilhaft fein, wenn der Staat die in feinen 
zur Veräußerung ober fonft nüglicher Verwendung nicht geeigneten — Gebäuten befindlichen 
Wohnungsräume feinen Beamten nad) einem mäpigen Anſchlag ald Befoldungstheil zur Bes 
wohnung überläßt. Beamtenhäufer eigens auf Staatskoſten zu erbauen, wäre dagegen eine 
übel berechnete Speculation. Auch Gärten oder andere — etwa den Dienftwohnungen benach⸗ 
barte — Gründe mögen nah Umſtänden mit Vorteil, als taxirte Beinugung, dem Beamten 
überlafjen und in die Bejoldung eingerechnet werben. - : 


Lu Beſolduug 
Ob die Beſoldung zweckmãßiger in einer feſten unmittelbar ans ber Staatskaſſe zu begie⸗ 
henden Summe ausgeworfen, ober (ganz ober zum Theil) auf Aceldentien, zumal auf Entrich⸗ 
tungen von Betheiligten ober Partelem alfo z. B. auf fogenannte Tantiemen oder Items ober 
auf Diäten, Strafgelver, Zaren und Sporteln u. f. w. gegründet werde, darüber entſcheiden 
zwar zum Theil die Umſtände; doc als Hegel verbient jedenfalls das erſte ven Vorzug. Denn 
wohl mag bie nach der Sunme der Arbeiten ſich erhöhende Bezahlung (mie z.B. bei den Rela⸗ 
tionsgebühren) ven Fleiß fpornen, doch leicht auch zu übereilter, mithin oberfläßlicher Behand: 
kang führen ; und wenn Taxen und Sporteln fon an und fir ſich gehäſſig find, fo werben fie 
es noch mehr, wenn der Beamte fie für fich ſelbſt einzieht. Noch andere Inconvenienzen und 
ſelbſt Gefahren entſtehen aus ſolchem Syftem. Doch mag ausnahmsweiſe, nach ver Natur ge: 
wiſſer Dienfte, ein Accidentienbezug dabei zu empfehlen oder zu dulden fein. In eine umſtänd⸗ 
lichere Ausführung darüber hier einzugehen liegt jedoch nicht in unferer Aufgabe. 

Bon Befoloungen, wenn fie nicht ſehr fplendid find (und aud alsdann reizen fie gewöhn⸗ 
lich nur zu Iururidferm Leben), wirb in ver Megel nicht viel, oft gar nichts erfpart. Der 
Staatediener würde daher, wenn er nach Iangjährigem, treu verwalteten Dienfte denſelben aus 
Altersſchwaͤche niederzulegen gezwungen, überhaupt ohne fein Verſchulden vienftuntauglid 
geworden if, am Abend feines Lebens in bitterer Noth verfümmern und feine Bamilie im 
Elend zurüdlaffen müflen, wenn nicht für folde Fälle durch den Grundſatz ber Benflonirung, 
nicht nur des Dieners, fondern aud feiner Witwe oder feiner unmündigen Kinder, geforgt 
würde. Bon den die Anfoderungen des Rechts und der Humanität mit jenen der Wirthſchaft⸗ 
lichkeit vereinbarenben Prineipien folder gefeglich zu regulivenden Penſionirung werden wir 
in einem eigenen Art. Penfionen handeln. Hier genüge die Bemerkung, daß wir dieſelben 
keineswegs ald Almofen ober Armenhülfe betrachten, fondern als vermöge rechtlichen, durch den 
Dienft oder Dienftcontrart (oder auch durch für ſolchen Zweck geleiftete Beiträge oder erlittene 
Befoldungsabzüge) erworbenen Anſpruchs bezogene Gehalte, gewiſſermaßen als nachträglich 
zu empfangende Befoldungsraten. Daher find fie auch bei der jetzt zu erörternden Frage von 
der „Befoldungsfteuer‘ mit einbegriffen, und es gilt von den einen was von ben andern. 

Sollen ober dürfen die Befoldungen (und Penfionen) befteuert werden, und in welchem 
Maße? — Hierüber wird lebhaft geftritten, und e8 thut, um fid zu verfländigen, ein Verdeut⸗ 
lichen der Begriffe und ein Zurlictgehen auf ven hoͤchſten Grundſatz ver Beiteuerung noth. 

Der hoͤchſte Grundſatz der Befteuerung — wie wir ihn bereit in dem Art. Abgaben 
ausgeführt haben — lautet alfo: Jever im Staag (und aud in der Gemeinde) werde be: 
fteuert nad Maßgabe feiner (erfennbaren, d. h. einer wenigſtens annähernven Schägung ents 
fpregenden) Theilnahme an den Wohlthaten des Vereins. Im Staate nım (im der Ge: 
meinde find noch andere Verhältniffe zu beachten, in welche wir jegt nicht eingehen), im Staate, 
fagen wir, richtet fi dad Maß jener Theilnahme allermeift, d. h. in der Regel oder vorzugs⸗ 
weife, nad) jenem ded Vermögens und Einkommens. Das volltommenfte Steuerfüften, d. h. 
das ſowol den Foderungen der Gerechtigkeit (naͤmlich hier der geſellſchaftlichen Gleichheit oder 
Verhaltnißmäßigkeit) ald jenen ber Wirthſchaftlichkeit (alfo zumal Nachhaltigkeit) und endlich 
aud der Humanität entſprechendſte würde ſonach dasjenige fein, welches wirklich jeven Staats: 
angehörigen nad) Proportion der (aus einer für jeden Einzelnen insbeſondere gemachten Be: 
rechnung hervorgehenden) Geſammtſumme feines Vermögens und Einfommens belegte, dabei 
jedoch überall, wo ſolche Foderung dem nöthigen Lebensunterhalt eines Steuerpflichtigen ober 
feiner künftigen Steuerfähigkeit erfennbaren Abbruch thäte, den entiprechenden Nachlaß ge: 
währte. Bei der großen Schwierigkeit und anderweiter Bedenklichkeit der Ausführung foldes 
Syſtems begnügt die aufs Praftifche gerichtete Theorie ſich mol aud mit der Koberumg, daß 
wenigftend alle Gattungen des Beſitzthums und alle Quellen over Arten des (verſteht fi, 

* reinen) Einkommens oder Ertragd jede für fi einer verhältnigmäßigen Steuer unterworfen, 
dabei auch die oben bemerften Nachläſſe Cinfofern davon bei dieſem mehr die Sachen alddie Ber | 
Tonen treffenden Steuerſyſtem noch einige Rede fein kann) bewilligt werden. Ob neben ſolchen 
directen Steuern auch noch indirecte einzuführen feien, darüber wollen wir hier nicht flreiten, 
wol aber die Ihatfache, daß Re wirklich faft Überall eingeführt jind, bei der Frage über vie 
Befoldungsfteuer mit in Betracht ziehen. 

Diefe Frage hat zwei Seiten, eine rechtliche und eine politiſche. Wir beleuchten zuerft die 

rechtliche, weil eine ehrliche Politik fi nur auf dem Rechtöboden bewegt und jeden jenfeit ber 
Rechtslinie liegenden Vortheil verſchmaht. 

Daß nun die Beſoldungs- (und Penſions-) Steuer dem Hecht nicht entgegen, vielmehr von 

* 
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demfelben (fofern nicht die Übrigen Claffen ver nn: darauf verzichten) gefobert ft, 
seht aus den oben angebeuteten Brumbfägen hervor. Der Beſoldete iſt nicht nur durch feinen 
Gehalt in Stand gefeht, einen verhältnigmäßigen Beitrag zu den gemeinen Laften zu über⸗ 
nehmen, fondern er nimmt auch annähernd nad dem Maß feiner Befoldung theil an ven 
Wohlthaten des Staatsvereins. Ohne diefen legten nämlich bezöge er ſchon gar feine Befol- 
dung; aber auch welche Bedürfnifſe over melden Genuß er irgend mit derſelben beftteitet, 
immer ift e8 ver Staat, der Ihn dabei ſchirmt ober die Bedingungen dazu herſtellt. In diefer 
Beziehung ift gar Fein Uñterſchied zwifchen ihm und den aus was immer für andern Quellen 
ihr Einfommen Beziehenden (abgefehen freilich von dem Kapital, welches folhem Einkommen 
gu Grunde liegt und welches allerdings Hier und-bort eine verſchiedene Ratur hat). Ein Steuer: 
foftem alfo, welches vorzüglich auf die Belaftung des Eintommens baflrt iſt, kann ohne Incon⸗ 
fequenz die Befoldungen nicht frei laſſen. 

Dagegen wird num erinnert, daß den Befoldeten, die ihr Einkommen vermöge eines mit 
dem Staat, als ihrem Dienftheren, gefchloffenen Vertrags von demfelben Beziehen, durch eben 
dieſen Staat fein, wenn aud unter dem Titel einer Steuer einzuhebender Abzug Lönne aufer- 
legt, d. h. Feine Befoldungsverminderung gegen fie Eönne auögefprochen werben, ohne baß der 
Dienftvertrag dadurch gebrochen, mithin das Recht verlegt würde. Zudem fielen ohnehin ven 
Befoldeten ſchon bie indirecten Steuern zur Laft, was um fo drückender fei, da, während alle 
übrigen Glaffen der Steuerpflitigen in der verhältnifmäßigen Erhöhung bes Preifed ihrer 
Waaren oder Erzeugniffe das Mittel der Wiebererflattung der von ihnen, gewiflermaßen nur 
vorſchußweiſe, zu bezahlenden Steuern befäßen, für die Beſoldeten ein folhes Mittel durchaus 
nicht vorhanden, fondern die Steuerlaft definitiv auf ihnen liegend fei. 

Allen nicht als Dienſtherr fodert ber Staat von feinen Befoldeten die Steuer oder muthet 
ihnen einen Abzug am Lohne zu; ſondern ald Inhaber des Steuerrechts, d. h. des Rechts, von 
allen Staatdangehörigen einen im Berhältnig zu ven von ihnen genoffenen Wohlthaten des 
Staatsövereind lebenden Beitrag zu den allgemeinen Laften oder zu den Unfoften des Stahtö= 
haushalt zu erheben. Genießt etwa der Befolvete von jenen Wohlthaten feine? Schon ber 
durch ben Staatäverband bedingte, dem Beamten Lohn eintragende Staatödienft an und für 
fi) iſt eine ſolche Wohlthat, und eine andere ift die, wie ſchon oben bemerkt worden, gleichfalls 
nur durch den Staat hervorgebrachte und befchirmte Möglichkeit einer dad Bedürfniß orer die 
Luſt befriedigenden Verwendung folches Lohnes, überhaupt der der Perfon und den Sachen 
gewährte Schug und manderlei Fürforge. Auch ein Privatviener, der von feinem Dienfthern 
den vertragämäßig beftimmten Lohn zu empfangen bat, wird, wenn er nebenbei in irgendeiner, 
zumal mit dem Dienft in keiner Verbindung ftehenden Eigenfchaft die Mühemwaltung over mas 
Immer für — zumal mit Unkoften verbundene — Leiftungen des Herrn für fi in Anfpruh 
nimmt, dafür auf Verlangen den entfprechenden Erfag — füglich compenſationsweiſe mittels - 
Abzugs an feinem Gehalte — leiſten müffen. Warum follte e8 beim Staatsdiener gegenüber 
dem Staate anders fein? Wahrlich! viefem fo. vielflimmig urgirten Rechtsbedenken liegt eine 
fo auffalfenve, ja mit Händen zu greifende Begeiffövermwechfelung zu Grunde, daß nur die aller= 
größte Befangenheit der dabei pro domo redenden, nämlich felbft im Staatödienft ſtehenden 
Schriftſteller fie erflärbar macht. 8 ; 

Etwas gewichtiger ift der von ben Indireeten Steuern entnommene Grund. Wahr iſt es, 


daß, je nad) Gegenſtänden und Höhe diefer Steuern und nad) den manitihfaltigen Umſtänden, 


die auf das Beduͤrfniß oder auf die Berzehrung des Befolveten von Ginfluß find (als Gewohn⸗ 
heit, Kraͤnklichkeit, Kinderzahl u. |. w.), derfelbe gar oft fon durch die indirecte Befteuerung 
eine arbßere Abgabe entrichtet, als ihm nach einem richtig berechneten directen Steuerfyftem 
hätte aufgelegt werben können. Jedoch iſt daſſelbe auch bei den übrigen Glaflen der Staats: 
bürger ver Fall, ohne daß man fie deshalb (die Gapitaliften ausgenonimen, was jedoch eben 
fehlerhaft ift) von der directen Steuer entbindet. Und wenn man fügt, biefen Übrigen, nament= 
li} den probueirenden und ben um Lohn arbeitenden Claſſen fei e8 möglich, bie von Imen — 
gewiflermaßen nur vorſchußweiſe — entrichteten indirecten (ja wol auch bie directen) Steuern 
durch Überwälzung auf Andere wieder hereinzubringen, nämlich mittel8 Erhöhung des Pro: 
ducten⸗ ober des Arbeitöpreifes), während dem Befoldeten dazu Fein Weg offen flehe: fo iſt auch 
dieſe Vorftellung falſch. Denn einmal ift — einige wenige Steuergattungen abgerechnet, wo— 
bei ver fie unmittelbar Entrichtende offenbar nur Die Borauslage macht (wie z. B. beim Zoff, 
beim Ohmgeld u. f. w.) — jede Vorausfegung des Überwälzens der Stener auf andere, nanıent- 
U auf die Gonfumenten, eine trügliche; und wenn auch wirklich die meiften Steuern allerlegt 
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als „Berzehrungäfteuern” wirken ſollten (was jedoch nicht iſt), fo find ja Die Producenten und 
Grundbeñitzer u. ſ. w. gleichfalls Verzehrer, demnach derſelben Laſt unterworfen; und inſofern 
fie dieſes ĩnd, können fie nimmer durch Vertheuerung ihrer Erzeuguiſſe, ſondern nur entweder 
durch ãmſigere oder angeſtrengtere Arbeit oder durch Erſparung die Steuern wieder bereinbrins 
gen. Das zweite diefer Mittel ſteht aber auch dem Beſoldeten zu Gebot; und aud) das erfe ift 
ihm jelten ganz unzugänglih, da nur wenige Stuatövienfte wirklid die ganze volle Krait und 
Zeit des Bebienfteten in Anfprud nehmen und alfo, wenn ed noth thut (Was jedoch — zumal 
bei ven höher Befoldeten — nicht leicht der Ball jein kann), irgendein kleines Iucratives Neben: 
geſchaͤft ihm meift noch möglich bleibt. Ja felbft das Mittel ver Erhöhung des Preiſes (nämlich 
des Arbeitspreiſes) ift dem Befolveten nicht verſchloſſen. Denn eine irgend bedeutende, zumal 
fländige Beſoldungsſteuer zieht faft unausweichlich Befoldungszulagen oder allgemeine Bes 
foldungserhöhung nad) fi, welcher Umſtand jedoch zur politifpen, nicht mehr zur rechtlichen 
Seite unferer Frage gehört. 

Noch Hat man in Bezug auf Befoldungen von Gorporationd= oder von ſtandesherrlichen 
Dienern gegen deren Beftenerung eingewendet (vergl. die Verhandlungen der badiſchen Stände, 
namentlich der erften Kanımer, vom Jahre 1820), daß diefelbe ein Unrecht gegen den Dienft: 
bern fei, indem derſelbe fein Einfonmen, woraus er die Bejoldung entrichte, alio aud viele 
Befoldung, fon einmal felbft verfteuert habe, daher man fie offenbar zum zweiten mal bes 
fteuere, wenn man auch den Diener belege. Diefed Bedenken jedoch hat feinen Orund in ver — 
freilich gar oft vorkommenden — Verwechſelung der Berfonen mit den Sadhen, wonad man 
meint, die legten feien die Steuer ſchuldig und nicht die erften. Wir aber anerkennen die Steuer: 
pflicht 6108 der Perſonen, und zwar nad den Maß der in jeded Einzelnen Einkommen befind⸗ 
lichen — alfo nicht der überhaupt in der Nation vorhandenen — Sachen orer Werte, wonach 
diefelbe Summe, wenn ſie nadjeinander als reined Ginfommen von Mehren erjcheint; ganz 
unbedenklich bei jedem derfelben zu befteuern iſt. 

. Wir gehen zum politiihen Standpunkt über, wobei jedoch — da die fragliche Steuer ald 
Steuer nicht nur gerecht, fondern auch vortheilhaft, namentlich einer ſichern Berehnung em⸗ 
pfänglich, im Einzug unkoſtſpielig u. f. m. it — blos von den Staatöbrfoldungen (und Benz 
flonen), nicht aber von jenen der übrigen Perſönlichkeiten die Rede mebr fein kann. Bei dieſen 
nämlich tritt der Staat blos allein ald Steuerherr auf; die politifhen Betrachtungen aber bes 
ziehen fi) nur auf dad gedoppelte Verhältniß deijelben zu jeinen Beſoldeten, näuli als Dienſt⸗ 
herr und ald Steuerherr. - ; 

Ein fehr merkwürdiges politifches Vedenken gegen dieſe Befoldungsftener hat Zachariä in 
feiner oben erwähnten Abhandlung aufgeftellt. Nachdem nämlich derfelbe die Rechtlichkeit folcher 
Steuer zwar nicht unumwunden oder unbeihränft anerfannt, doch auch nicht entſchieden he: 

. fritten, nebenbei auch mehre politifche Vortheile derfelben angeführt at, erhebt er gegen lie 
den in unfern Zeiten eines tiefen Eindrucks fihern Vorwurf, fie fel „unvereinbar mit dem Ins 
tereffe der monarchiſchen Verfaffung‘’ oder mit dem „monarchiſchen Princip‘. Denfelben Bor: 
wurf zwar macht der fcharfiinnige Verfaſſer in einer vorangehenden Abhandlung den meiften 
Grundfägen und Nichtungen der heutigen europäiihen Staatöwirthicait, namentlid der anz 
erfannten Unbeſchränkbarkeit, daher auch freien Veräußerlichkeit und Theilbarkeit des Eigen⸗ 
thums, namentlich des Grundeigenthums, verbunden mit der Untheilbarfeit feined Inhalts, 
d. 9. des Eigentkumöredtö, welches ſonach eine Spaltung in Obereigenthum und Nugeigen: - 
thum nicht zulafle, ebenfo der Tendenz nad) Befreiung des Bodens von ven mittelalterlicen 
Laſten und Dienftbarfeiten, nady Aufhebung over Befhränfung der privilegirten Stammguts- 
erbiolge, überhaupt aller Brivilegien des Adels und auch der Kirche, ſodann auch der jorgiamen 
Pflege der Juduſtrie, dem Grundſatz von der gleihen Vertheilung der öffentlichen Laften und 
von der der Erhaltung des Staatscredits willen nothwendigen Veachtung der öffentlihen Meis 
nung u. ſ. w. In allen diefen Verhältniſſen und Tingen erkennt er cine gefährliche demokra⸗ 
tiſche Richtung. Uns ſchreckt jedod folder Vorwurf nit. Denn allerdings hat zwar jede — 
theoretiiche wie praftiihe — Anerfennung des wahren, vernunftmäßigen Rechts cine demofras 
tifche Tendenz, weil dad Necht nach feinem innerften Wefen ein allgemeines und für Alte gleiches 
iſt; allein mit diejer Tendenz iſt die wahre Monarchie oder dad vernünitig verſtandene monarz 
chiſche Princip nicht unvereinbar. Vielmehr wird diefed Princip mit Unwillen ten Vorwurf 
von ſich zurückweiſen, als fei ed im Widerſireit mit den Boberungen bed Nechts; ja cs Fann feine 
ipm gefägrlichere Anſicht aufgeſtellt werten ald eine ſolche, weil, was unvereinbar it mit dem " 
Mecht, auf hohlem Grunde ſteht und nimmer die Guten zu Vertpeivigern haben wird. 
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Indeffen ift, was insbeſondere die Beſoldungsſteuer betrifft, Zachariä's Bemerkung vollends 
unrichtig. Denn mit nichten wird, wie er fagt, dad Staatsoberhaupt, deſſen Organe die Bes 
amten find, dadurch mit ihnen dem gemeinen Recht unterworfen, mit nichten find die Vorrechte 
der Krone gefährbet, wenn diejenigen, durch welche der Souverän regiert, an jenen Vorrechten 
feinen Theil haben. Denn — abgejehen'vavon, daß ja nad) dieſer Anficht auch in Republifen 
die Befoldungäfteuer, als der Souveränetät der Gemeinde, welche Hier Dienftherrin ift, Abbruch 
thun würde, und abgefehen auch davon, daß jelbft in der Monarchie ver Ausprud „Staats: 
diener”’ ganz füglid an bie Stelle des „Fürſtendieners“ gefegt werden mag — fo ift wenigflens 
fo viel Elar, daß der Beamte nicht, infofern er feine Beſoldung empfängt und genießt, ein Organ 
ober Repräfentant des Königs oder überhaupt des Souveräng ift, fondern nur infofern er in 
defien Namen Anntöverrihtungen, namentlich Acte der (Staatd:) Gewalt oder Autorität aus⸗ 
übt. In diefer Sphäre mag er an den Prärogativen feines Dienftheren teilhaben, nicht aber 
in denjenigen, worin er blos für feine eigene Berfon, d. h. ſchlechthin ald Staatsbürger auftritt, 
alfo namentlich in jemer ber Befteuerung. 

Dagegen ift ein anderes Bedenken nahe liegend und unmiberleglih, das nämlich, daß ver 
Staat oder die Gefammtheit der übrigen Steuerpflihtigen durch die Beſoldungsſteuer wenig 
oder gar nichts gewinnt. Wir haben nämlich hier nicht im Auge die etwa nach Maßgabe bed 
abwechſelnden Fallens oder Steigens ver Naturalienpreife zeitlich oder periodiſch anzuordnende 
neue Regulirung, d. h. alfo Verringerung oder Erhöhung der Beſoldungen (wovon wir bereits 
oben geſprochen), aud nit die etwa in Zeiten auferorbentlihen Bebürfniffes oder Nothftan- 
des, 3.3. in Kriegszeiten, den Befoldeten ausnahmsweiſe aufzulegende Beiſteuer (deren Er= 
ſchwingung nämlich durch vorübergehendes Verzichten auf fonft gemöhnte Bequemlichkeiten oder 
Genüfle möglich und dem Beamten aud billig zuzumuthen ift); fondern nur die nad) einem 
bleibenden, auf ven orbentlichen Zuftand berechneten Steuerfyftem auf Befoldungen gelegte 
fländige Steuer. Bei einer ſolchen aber leuchtet ein, daß fie in die Länge nicht wohl einen wirk⸗ 
lichen Ertrag gewähren kann, fondern nur einen ſcheinbaren. Das Maß der Befoldungen näm⸗ 
lich wird vernunftgemäß beftimmt durch jenes der Bedürfniſſe, d. h. der (theils abfolut, theild 
flandesgemäß nothiwendigen) Ausgaben des Beamten und des ihm nad Beſchaffenheit feiner 
Dienftlöiftungen nad) Gerechtigkeit und Billigkeit gebührenden Lohnes. Jedes neue unabweis- 
Tiche Bebürfniß, jede neue unvermeidliche Audgabe fteigert die nothwendigen Anfprüche des Be= 
amten; unb fowie jede bleibende Preiserhöhung der Lebensbedürfniſſe, fo muß auch jede blei⸗ 
bende Steuer eine entſprechende Befoldungserhöhung zur Folge haben, wenn nicht der Staat 
den auf allgemeinen Gründen ruhenden Befoldungsmaßftab geringfügigem finanziellen Inter 
eſſe opfern und alle die Nachtheile, welche mit allzu niedriger Beſoldung verknüpft find, als ver= 
minderte Concurrenz zu Staatdämtern, ſodann Schläfrigkeit im Dienfte, over auch Beſtechlich⸗ 
keit u. f. w., hervorrufen will. Genug! der idealrichtige Mafftab ver Befolbung ift ver näm= 
liche, ob eine Befoldungöfteuer beftehe oder nicht, und der Staat, der nach eingeführter Beſol⸗ 
dungöfteuer die Gehalte feiner Diener nicht erhöht, gefteht entweder ein, daß er früher zu fplens 
did falarirt Habe, oner er erfauft einen, geringen finanziellen Gewinn mit der Verlegung eined 
hochwichtigen politiſchen Grundſatzes. 

Indeſſen wird durch alles dieſes blos ſo viel bewieſen, daß die Beſoldungsſteuer auf die 
Dauer keinen wirklichen Ertrag gewähre und inſofern unnüg ſei. Doch iſt „finanziell unnütz 
fein” nicht gleichbedeutend mit „olitiſch ſchͤdlich ſein“, und es verheißt vielmehr vie Beſoldungs⸗ 
ſteuer, ungeachtet ihrer finanziellen Unnützlichkeit, ſehr bedeutende politiſche Vortheile. Ja, 
ſelbſt blos finanziell betrachtet, mag ſie, wenigſtens einige Zeit hindurch, etwas abwerfen, in⸗ 
dem die Beſoldungserhoͤhung ihr nicht augenblicklich folgen wird. Aber wenn dieſes auch nicht 
wäre, fo erſcheint fie als vortheilhaft ſchon als eine ver Öffentlichen Meinung, d. h. den wenn 
aud nur das näher Liegende ind Auge faflenden Anfichten der Mehrheit der übrigen Staats= 
bärger dargebrachte Huldigung und als eine in die Sinne fallende Verwirklichung des großen 
Grundfages von bürgerlicher Gleichheit. Auch ift Das, was Zadariä für einen weitern Nad- 
theil achtet, nämlich die durch die Beſoldungsſteuer bewirkte Identificirung der Intereffen der 
Staatöbiener mit jenen der übrigen Bürger, nad) unferm Dafürhalten vielmehr ein weſentlicher 
Gewinn. Denn die beſten Rathgeber des Fürften find ficherlich diejenigen nicht, welche den Ins 
terefien des Volks fremd As, und das unmittelbare Mittragen ber Öffentlichen Laften macht ge⸗ 
eigneter zum Erkennen ihres Gewichts. 

Wenn die rechtliche Zuläffigteit und politiſche Raͤthlichkeit der ats anerkannt 
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ift, fo Handelt es ſich noch um das vernünftig feftzufegende Maß derſelben. Unſere Theorie jagt 
bierüber nur fo viel: Die Befoldungen follen mit den Übrigen Gattungen des (reinen) Ein- 
tommens, denen kein harrendes Bejlgthum, fondern blos eine perfänliche CrwerbsfaAhigkeit zum 
Stunde liegt, gleihmäßig behandelt werben. Hiernach erfcheint vie Form der Claſſenſteuer, 
welche nämlich ven höher Beſoldeten nach beflimmten Abftufungen größere Quoten als den ge⸗ 
ringer Befolveten auflegt, ungeeignet und — infofern nicht etiwa ein bei Bekfegung der Höhen 
Befoldungen begangenes Übermaß dadurch wieder gut gemacht werden foll — ſelbſt ungeredt. 
Dagegen mag wol geſchehen und fann nur gebilligt werden, daß die geringern Gehalte, 3.2 
unter 500 Glon., von der Befteuerung frei erklärt, auch etwa eine weiter folgende Clafſe — bu 
3. B. 800 Gldon. — nur mit der halben Quote beigezogen werde. Gin folder vem beneficium 
competentiae zu vergleihenver ganzer over theilweiler Nachlaß ift nach Begriff und Rechts- 
grund von der eigentlichen Claffenfteuer wefentlich verſchieden; and fohte er der Strenge nad 
nur Denjenigen zu Theil werben, welche neben ver Befoldung feine andere oder doch nur ein: 
fehr geringe Ginfommens= oder Erwerböquelle befigen, weil, wo der Orumd aufhört, auch die 
Wirkung oder dad Begründete wegfällt. 

Die meiften Shriftfteller über den Staatöbienft im Allgemeinen (tie v. Seuffert, v. @ön: 
her, van der Bee und Andere, die wir unter dem Art. Staatsdienſt anführen werben) Haben 
auch der Frage von ver Beiziehung der Befolbeten zu orbentlichen und außerorbentlicden Staats: 
laften ihre Unterfuchung zugewendet. Mehre Haben diefen legten Gegenſtand für fi allein 
oder aud in Verbindung mit der allgemeinen Lehre von Stenern, ſodann von Vertheilung 
oder Audgleihung ver Kriegslaften, behandelt. Die Meiften, wie fon Mevius, Mufäus und 
Andere, nehmen die Immunität von Öffentlichen Laſten für die Staatsdiener In Anſpruch. Am 
nachdruͤcklichſten thut dieſes ver Freiherr v. Draisin feiner Schrift „Über den Belzug der Staats 
befoldungen zu Staatslaften‘' (Karlsruhe 1816); Weber, „Über die Repartition der Kriege: 
ſchaͤden“ (Würzburg 1798), Hartl, „Handbuch der Kriegspolizeiwiſſenſchaften“ (Landshut 
1812) und Andere ftatuiren dagegen einen verhältnigmäßigen Beizug. Zachariä in feiner oben 
angeführten merfwürbigen Abhandlung ftellt Gründe für und wider auf, ohne felbfteigene Ent: 
ſcheidung. Rotteck. 

Beſſerungsantrag, Amendement. Das der franzöflfgen Sprache entlehnte Wor: 
Amendement, weldes urfprüngli eme ganz allgemeine Bedeutung hat, iſt in dem neuerz 
ſtaatsrechtlichen Sprachgebrauch ein eigentliher Kunſtausdruck geworden, um die Anträge u 
bezeichnen, melde in den ſtändiſchen Verhandlungen auf irgendeine Abänderung in dem zur 
Berathung vorliegenden Propofitionen gerichtet find. Obgleih nun die Amenvements auf bie 
Erfolge ftänvifcher Berathungen einen fehr erheblichen Einfluß ausüben koͤnnen unv ein wichti⸗ 
ges Moment In ven fländifchen Verhandlungen bilden, fo tft dennoch diefer Gegenſtand im der 
deutſchen Literatur bisjetzt noch nicht hinlänglich behandelt worden. Mur bei einem Schrift⸗ 
ftelfer, und zwar bei einem Ausländer, finden wir bie Sache erwähnt, nämlid bei Benthau. 
Diefe Bentham'ſche Erörterung 1) ift ebenfalls nicht erfchöpfend, im Gegentheil hoͤchſt unbe: 
feiedigend ausgefallen. 

In Richtercollegien und in collegialifchen Verwaltungsbehoͤrden find foldhe Anträge, welche 
den Amendements ähnlich find und füglid) fo genannt werben können, ohne Zweifel immer zu: 
täfitg geweſen, infoweit fie ver Natur der Sache nad; möglich waren. @ine Ausnahme davon 
findet ſich in frühern Zeiten bei dem römifchen Senat, wenn Niebuhr's Vermuthung richtig ifl, 
daß Senatores pedarii die Senatoren aus den niedern Geſchlechtern waren, welde nur ven An- 
trag der Eonfuln annehmen oder verwerfen durften, ohne dad Recht zu haben, eine eigene 
Meinımg zu äußern. 2) Infofern von Ständeverfammlungen ausführliche ſchriftliche Auffätze 
andgegangen find, liegt e8 ebenfalls in der Natur der Sache, daß die einzelnen Mitglieder Ber- 
beſſerungsvorſchläge haben machen können. In allen diefen Fällen werden aber die abweichen⸗ 
den Meinungen ver Einzelnen auf eine einfache, gewiſſermaßen formlofe Weife erörtert, unit cd 
gibt in den Ordnungen und Inftructionen der Behörden darüber Feine befonvern Beftimmun: 
gen. Wir betrachten aber Hier die Amendements in ihrem Zufammenhange mit ben Bera⸗ 
thungen und Beſchlüſſen einer Ständeverfammlung. Bei der größern Zahl von Mitgliedern, 
aus denen eine ſtändiſche Verſammlung befteht, wird aber, um Ordnung in den Verhandluu⸗ 





1) Bentham, „Taktik, oder Theorie des Gefchäftsganges in beliberivenden Bolfs : Stänbeverfamms 
fangen“ (Erlangen 1817), ©. 136. _ i 
2) Niebuhr's „Römische Geſchichte“, II, 130 ber 2. Ausgabe. 
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gen aufrecht zu halten, eine geregelte und foͤrmliche Behandlung ver Amendenients erfodert. 
Auch fommt hier noch ein anderer Geſichtspunkt in Betracht. In diefer Beziehung ift nämlich 
Die Stellung von Amendemenis Ausflug eines ſtaatsrechtlichen Grundſatzes, der, wie es ſcheint, 
verhãltnißmãßig fpät zur Anerkennung gelangt if. Bei den Bolksverfammlungen des Alter- 
thums und bei den Berathungen derſelben über vorgelegte Gefegentwürfe und vorgeſchlagene 
politische Mafregeln hatte Die Volköverfammlung nur das Recht, ven Vorſchlag in der Art und 
Weiſe, wie er gemacht war, entweder anzunehmen oder zu vertwerfen. Kein einzelnes Mitglied 
Lonnte eine Veränderung in Vorſchlag bringen. Dieje fehr erhebliche Befchränfung ver alten 
Volksverſammlungen bei ihren politiſchen Berathungen führte nun nicht blos zur Ausſchlie— 
Bung aller Amendements, fondern aud zu dem Grundſatze, daß über Gefegentwürfe nur im 
Ganzen abgeftimmt werden fonnte, und daß die einzelnen Artifel eines Gefegentwurfs gar 
nicht zur Abſtimmung gebracht werben durften. Denn jene Auslaffung einer Beftimmung aus 
dem Gefegentwurf ift in gleichem Maße ald ein Zuſatz eine Veränderung des Entwurfs. Von 
Diefem Grundfag des alterthümlihen Staatsrechts iſt die neuere Zeit abgewichen; ed ift allge⸗ 
mein zugelafien worben, zu den Gefegentwürfen Verbeſſerungen, d. h. Veränderungen des 
Entwurfs im Einzelnen vorzuſchlagen, und eine Folge davon iſt es wiederum geweſen, daß bei 
der jegigen Art und Weife der Berathung nit nur die einzelnen Gefegartikel, ſondern ſelbſt 
die einzelnen Sähe in einem Artikel zur Abſtimmung gebracht werden Eöunen. Wann biefe 
Beränderung in den ſtaatsrechtlichen Grundfägen eingetreten if, verdiente wol einer nähern 
Unterfugung. Niebuhr fehreibt ed dem Beifpiel der conftituirenden Berfammlung in Frank⸗ 
reich zu, daß es auf dem feflen Lande gebräuchlich geworben iſt, Amendements zuzulaflen und 
folglich die einzelnen Artikel eines Gefegentwurfs zur Abſtimmung zu bringen. Es dürfte 
aber doch der Gebrauch der Amendements in England viel älter fein, wenngleich fi) wol wird 
behaupten laflen, daß dort von bem Rechte, zu Oefegentwürfen Amenvements zu ftellen, ein 
möglihft fparfamer Gebrauch gemacht worden ift.?) Es mag eine ſchwierige Sache fein, die 
Bortheile und Nachtheile der entgegenftehenven ſtaatsrechtlichen Orundfäge gegeneinander ab⸗ 
zuwãgen. Zu verfennen ift e8 nicht, daß duch improbifirte Amendements manche Widerſprüche 
und Verkehrtheiten in die Bejege gebracht werben können, daß die Einheit des Guſſes verloren 
geht, welche allerdings jenem Geſetze ein würbiges Gepräge gibt. Auf der andern Seite liegt 
aber in der Ausfhließung der Amendements eine große Bejhränfung der bevathenden und 
beſchließenden Verfammlung, indem fle gar nicht dazu fommen kann, ihre Anſicht und Über: 
zeugung vollſtändig auszufpredhen, und in der That vielfältig genöthigt werden muß, um ein 
zelner Beftimmungen willen einen fonft heilfamen Geſetzentwurf zu verwerfen oder Geſetzent⸗ 
würfe anzunehmen, mit deren Grundfägen fie in manchen Einzelheiten nit einverftanden if. 
Bedenken wir dabei, daß, wenn die Ständeverfammlung und ihre einzelnen Mitglieder bei ver 
ganzen Berathung über Gefegentwürfe und bei ver Abflimmung recht wach und aufmerkſam 
find, die,möglicherweife mit den Amendements verbundenen Nachtheile vermieden werben kön= 
nen, ohne die Bortheile aufzugeben, welche durch fie zu erlangen ſind, fo müflen wir doch es als 
eine Berbeflerung anfehen, daß die neuere Zeit zur Anerkennung des Grundſatzes von der Zus 
läffigfeit der Amenvementö gelangt ift. Der Grunpfag ſelbſt ift ſicher der richtige, und es wird 
nur darauf anfommen, den verfländigen Gebrauch davon zu machen. 

Alle Amendements fegen einen Vorſchlag oder eine Propofition voraus, auf welche fie ſich 
beziehen, und neben dem Zwecke, Gefegentwürfe durch Veränderungen zu verbeflern, dienen fie 
hauptſächlich dazu, die Beratung abzukürzen. Denn alle Artikel, zu welchen Feine Amende⸗ 
mentö geftellt worden, find als ſtillſchweigend gebilligt anzufehen. Da man aud jedes Amen⸗ 
dement als eine eigene Propofition bezeichnen kaun, jo verfleht es ſich von jelbft, daß zu einem 
ſchon gemachten Amendement ein neued Amenvement gemacht werben ann, welches legtere dann 
ein Subamendement genannt wird. Nach dem regelmäßigen Verfahren in ſtändiſchen Ver: 
ſammlungen merben die Borfchläge, über melde berathen werben foll, mögen das nun Regie= 
zungövorlagen ober Privatpropofitionen fein, einem Ausfhuß (Comite, Deputation) zur Bes 
gutachtung übergeben, nach Erftattung des Ausſchußberichts findet dann eine Verhandlung 
Ratt, am allgemeinften wol eine zwiefache: exft eine Vorberathung und dann eine Schlußbe⸗ 
rathung, an welche letztere fih dann die Abftimmung anſchließt. Nach Erftattung des Aus: 
ſchußberichts beginnt die Ihätigkeit ver einzelnen Mitglieder, welche nun berechtigt find, Beräns 

3) Bergl, Riebußr, „Römifche Geſchichte“, II, 354. a 
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derungen ſowol in den Anträgen des Ausjhuffes als in der begutachteten Propoſition felber in 
Vorſchlag zu bringen. Gehen Anträge nur darauf hinaus, daß der Vorſchlag im Ganzen ent: 
weder gänzlich abgelehnt oder unverändert angenommen werben fol, fo Tann überall. von 
Amendements nicht die Rede fein, denn die Amendements beziehen fi) auf einzelne Artikel oder 
Säge eined größern Ganzen. Regelmäßig werben die Amendements den Zweck haben, eine 
materielle Veränderung in den Geſetzentwürfen und andern Propofitionen zu bewirken. Es 
Kann indeß die Befugniß der Ständemitgliever nicht ausgeſchloſſen fein, auch ſolche Amende⸗ 
ments zu flellen, die lediglich den Ausbrud oder die Revaction betreffen. Auf die Berhanvlung 
der Sache hat indeß diefe Verſchiedenheit feinen Einfluß. Die Amendements mögen nun den 
Inhalt oder die Ausdrucksweiſe einer Propofition zum Gegenſtande haben, fo fann man fir 
füglich in drei Claſſen eintheilen, indem fie entweder die Weglaffung von Sägen und Beſtim⸗ 
mungen; ober die Einfhaltung neuer Säge und Beſtimmungen, oder lediglich eine Beränve: 
rung der ſchon vorliegenden Säge und Beftimmungen zum Zwecke haben. Die Amendements 
welde zu einem Comiteberichte geftellt werben, müflen immer zu ber zweiten ober dritten Claſſe 
gehören. Denn da über jedes Amendement fhon an und für fi abgeftimmt werben muß, fo 
find alle Amendements einzelner Mitglieder, welche darauf ausgehen, daß ein Ausſchußamen 
dement abgelehnt werbe, durchaus überflüffig. Yon wen auch die Amendements auögehen, von 
dem Ausſchuſſe oder von einzelnen Mitgliedern, immer wird es nothwendig fein, daß ſie fehrift: 
lich abgefaßt werben, genau fo wie fie zum Beſchluß erhoben werben follen. Diejenigen Amen: 
dements, weldhe nach Erflattung des Ausſchußberichts von einzelnen Mitgliedern einer Stände: 
verfammlung gemacht werben, find zweckmäßigerweiſe fo zeitig zu flellen, daß ver Ausfchug 
noch Gelegenheit hat, fie einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen, ehe und bevor die Schluß⸗ 
verhandlung ihren Anfang nimmt. Denn offenbar fodert es die Zweckmaͤßigkeit, daß die An⸗ 
träge der einzelnen Mitgliever von dem Ausſchuſſe ebenfo gründlich und reiflich geprüft werben 
koͤnnen als die urſprüngliche Vorlage felbft und deren einzelne Theile. In diefer Cinrichtung 
liegt namentlich das befte Mittel, die Ungelegenheiten zu befeitigen, welche fonft möglichermeife 
aus der Geftattung der Amendements hervorgehen könnten. Dem Ausfhuffe wird es obliegen, 
jedes einzelne Amendement gründlich zu erwägen und namentlid darauf zu achten, daß de 
innere Einheit und Harmonie des Gefegentwurfö durch das eine oder andere Amendement nıidx 
geſtoͤrt werde. Auch hat der Ausſchuß fein Augenmerk darauf zu richten, die Berfammlung vor 
ſolchen Amendements zu warnen, melde etwa hicandferweife geftellt werden Könnten, um auf 
dieſe Weife die Berwerfung eines Antrags zu bewirken. 

In den Amendements des Ausfchufles und der einzelnen Mitglieder zufammengenommen 
find natürlich alle Veränderungsvorfchläge enthalten, weldye bei ver Berathung über eine Bros 
pofition in Betracht kommen können, und es fommen daher in Anfehung aller einzelnen Punfte 
nur die Amendements zur Abftimmung. Daß außerdem nod am Schluſſe ver ganzen Bera- 
thung darüber abgeftimmt werben kann, ob ein Gefegentwurf im Ganzen oder irgendeine 
andere Vorlage abzulehnen oder anzunehmen fei, verfteht ſich von ſelbſt, berührt aber unfern 
Gegenftand nicht näher. Die Abſtimmung über die Amendements hat nichts Cigenthümliches 
Infofern indeß ein Amendement mehre Punkte enthält, die nicht auf eine untrennbare Weiſe 
miteinander verbunden find, fann die Frage entftehen, ob folde Punkte voneinander getrennt 
und für ſich zur Abftimmung zu bringen jind. Für die verneinende Beantwortung diefer Frage 
läßt fih anführen, daß jeder Amendementſteller feinen Verbefferungsvorfchlag ohne Zweifel 
als eine untheilbare Einheit angefehen wiflen will, und daß, wenn irgendein Mitglied der 
Berfammlung eine Theilung des Amenvement wünſchen follte, um bei ver Abftimmung den 
einen Sat verwerfen und den andern annehmen zu Bönnen, er dann die Gelegenheit nidt ver- 
fäumen darf, ein beſonderes Amenbement zu ftellen, worin er Dasjenige, was er angenommen 
zu fehen wünfct, zufammenfaßt, und daß es folglich feine Schuld ift, wenn er Dasjenige ver: 
fäumt, was für die Durhführung feiner Meinung erfoderlich if. Auf der andern Seite wird 
aber auch der Stänveverfammlung im Ganzen das Redht nicht freitig gemacht werden Eönnen, 
eine folhe Abftimmung über die Amendements zu beſchließen, daß vie einzelnen Säge, aus be= 
nen es befteht, voneinander getrennt und zur feparaten Abſtimmung gebradt werben. Sind 
zu einem und demfelden Artikel oder Sage mehre Amendements geftellt, over zu einem Amen: 
dement ein Zufag beantragt worden, fo entfteht die Brage, in welcher Ordnung über dieſe ver: 
fhiedenen Amendements abzuftimmen iſt. Es muß hier entſcheiden, welche Rangordnung am 
beſten unnoͤthige Abſtimmungen verhindert und das dem Mehrheitöwillen entſprechendſte Re⸗ 
fultat liefert. Es müffen vie am weiteſten gehenden und präjudiciellen Anträge zuerſt kommen. 
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Es hängt oft viel von einer Rangbeſtimmung der Amendements für die Annahme oder die 
Bermwerfung der Hauptartikel ab, je nachdem die Abſtimmenden geſinnt oder gebilvet iind. All— 
gemeine Beſtimmungen aber find fehr mislich. N. Fald. 

Beflerungdftrafe und Beflerungsftzafanftalt. — I. Einleitung. Der allgemeine 
Gntwidelungs= und VBerbefferungsfampf, in welchem feit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts mit unferer übrigen Cultur auch unfer Recht ſich befindet, hat beſonders früh 
und lebhaft dad Strafrecht ergriffen. Daffelbe fteht in unmittelbarfter Wechſelwirkung mit 
den Grundgedanken des Rechts und des Staats in jeder geſchichtlichen Gukturperiope und na= 
tionalen @ntwidelung. Deshalb fhienen mir ſchon vor beinahe funfzig Jahren in meiner 
Särift: „Recht, Staat und Strafe, philoſophiſch-hiſtoriſch entwickelt“, zwei 
Dinge, die ſchon der Titel der Schrift hervorhebt, beſonders wichtig für eine richtige Schlich⸗ 
tung des enblofen Streit8 der Strafrechtstheorien. Das erfte ift, flatt der Deductionen aus 
ſtets wechfelnden metaphyſiſchen Syftemen, vielmehr die hiſtoriſch-philoſophiſche Begründung 
von Recht, Staat und Strafe, mithin im Strafreht yor allem die erfahrungsmäßige Auffaj- 
fung des ganzen Wefens feines Hauptgegenftandes, namlid des Verbrechens und der Strafe. 
Das andere ift die Auffaflung ver fteten Verbindung und Wechſelwirkung der Veftrafung 
mit dem Wefen und der Grundform des Rechts und des Staats unter fi und mit ihrer Grund: 
lage ver Moral. Hieraus ergab ji als Hauptaufgabe des Strafrechts die Beflerungsftrafe 
und ihr richtiges Verhältniß zur Moral. Anerfannt jucht unfer heutiges Strafrecht immer 
mehr jenen Hauptfoderungen zu entſprechen. 

U. Allgemeine Grundlagen zurridhtigen Beurtheilung und Behand- 
lung Ver Befferungsfirafen und Befferungsftrafanftalten. ) — „Es iſt noch 
ſehr unvolllommen, die Verbrecher .mit rähenden Strafen zu treffen, ohne dieſelben zugleich 
durch heilſame Zucht zu beffern (Parum est coercere improbos poena, nisi probos efficias 
disciplina)“: So lautet die Aufſchrift, welche zu Anfang des vorigen Jahrhunderts der Papft 
Glemens XIV. einer von ihm erbauten Strafanftalt gab. 

Diefer Idee huldigt auch das Bennfylvanifhe Straffyftem. Es will vie Beſſe- 
rung — bie moraliſche und politiſche Beſſerung — mit der Genugthuung und Ab⸗ 
ſchreckung vereinigen. Es nennt ſich in dieſem Sinne das Pönitentiarſyſtem. 

Wie läßt ſich nun dieſes begründen und durchführen? 

Alte zu ſittlichem Bewußtſein erwachten freien Menſchen follen frei ihre fittliche Idee und Le⸗ 
bensbeftimmung verwirflihen. Hierzu bevürfen, hierzu anerkennen und begründen fie nad der 
Bernunft und aller Geſchichte für ihr äußeres Wirken in ver Geſellſchaft gemeinſchaftliche 
Srieden® oder Rechtsgeſetze. Denn wollte Jeder blos nad; feinen fubjectiven religidjen 
und fittlichen Lebensanſichten handeln, fo hinverte ihn Streit und Hülflofigfeit. Sie geben 
daher, infomweit aldes die Natur einer gemeinfhaftlihen Frieden s- oder reis 
heitsordnung und der nöthigen friedlichen Hülfövereine erheifcht, ihren ſittlichen Geſetzen 
einen gemeinfähaftlichen allgemeinen over objectiv erfennbaren Ausdruck und, durch 
Baft- und Friedens- und Bürgereide, die Höchfte fittlihe Heiligung. So, auf hiſtoriſch⸗ 
philofophifhem Guriſtiſchem) Wege, und durch die logiſch nothwendigen Bolgefäge aus 
der Natur diefer Sriedendeinigung freier Menſchen, ſobald fie als ſolche ſich aner⸗ 
kennen und Frieden haben wollen, ergeben fi) mittelbar jittliche ober auf ſittlicher Grund⸗ 
Tage und für ſittliche Zwecke begründete, fo ergeben ſich die objcctiven ober bie wirklichen 
Recht s- ober Freiheitsgefege. Die gegenfeitige friedliche Anerkennung ber freien Per: 
ſoͤnlichkeit ifl Die genügenve Grundlage ihrer logiſchen Entwidelung. 

Das wahre Recht fodert für fein Beſtehen von jedem Rechtömitglied nur zweierlei: 
Fürs erfte Nichtverletzung des Friedens oder des Rechtsgebots; fürs zweite, ſobald es 
vaſſelbe dennoch verletzte, Wiederaufhebung (Büßung, d. h. wörtlich Beſſerung) ber 
Verletzung oder ber Störung des Friedens. 





D Trod aller Se folcher allgemeinen Grundlagen für die richtige Auffaffung der Beſſe⸗ 
rungeftrafen, muß doch hier auf die Entwidelungen verwiefen werden, welche zunächft der „Syftematis 
Shen Encyflopädie‘ (Bd. I) und ven Art. Mechtöbegriff u. f. w., Staat und Gtratseht angehören. 
Bir mußten uns alfo bier auf verbefferte und te Darftellung Desjenigen befchränfen, was der 
Herausgeber in der zweiten Ausgabe des „Staats-Lerilon“ diefem Hatifel voranftelltie. Er entnahm es 
im Befentlichen der Einleitung feines Berichts für Einführung dcs Beſſerungefyſtems in ber badifchen 
zweiten Kammer, welchem man e6 zufchtieb, daß viele frühere Gegner des Syftems Freunde deſſelben 
wurben und daß zunächit in Baden bafielbe flegte. 
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Die ſittlich⸗rechtliche Friedensordnung hat, wie alles Lebendige, zwei weſentliche Beſtand⸗ 
theile oder Seiten: Zuerft eine äußere. Ihre Störung, die materielle Störung gehört 
dem Givilreht an. Sodann eine innere, bie.innere Lebenskraft. Diefe ift die allſeitige nö = 
thige Achtung und Willensflimmung fürs Recht und das Vertrauen auf fie, ohne 
welde fein wahrer Friede moͤglich iſt. Die erwiefene ſchuldvolle Störung dieſer rechtlichen Wil⸗ 
lensſtimmung, die intellectuelle Störung ift das Vergehen und — fofern nit die civil⸗ 
rechtliche Wiederherſtellung zu ihrer Austilgung genügt — dad ſt rafrechtliche Vergehen, 
ber Gegenftand der Strafe. Und diefe ift die Aufhebung oder Beilerung des Vergehens oder 
der intelfectuellen Störung oder ver Schuld. Sie ift dieſes (bie’ Exdbecnotc ded Bergehens 
nad) der griechiſchen und römifchen gefeglichen Definition, L. 131 de V.S.) und nad) dem Wort⸗ 
finn der Strafe bei allen gebildeten Völkern. („Letzte Gründe’, ©.133, und im „Staatd-2eri- 
ton‘ unter Strafrecht.) 

Für die Beſtrafung ver Vergehen fodert das Recht übereinftimmenn mit dem gefunden 
Sinn und ven Gefegen aller gefitteten Völker, welche das Fauſtrecht und bie roheſte Blutrache 
und rachſüchtige Talion Hinter fi haben, zweierlei. BER 

Zuerft: die Strafe foll fihern, die Beſtrafung foll nit blind rächen oder wie⸗ 
dervergelten. Sie foll vielmehr in Genugthuung, Abſchreckung, Befferung, für bie 
neue Sicherung der geſtoͤrten Rechtsordnung vernünftig berechnete Recht s zwecke verfolgen. 

Sodann: die Strafefollgereht feinund das gerechte Maß einhalten. Sie 
fol nicht als beliebiges politifhes Mittel ven Verbrecher dadurch ald Sache misbrauchen, daß 
fie ihn für die von ihm nicht verſchuldete Höfe Kuft Anderer martert. Die Strafe foll ver obi⸗ 
gen Rechtsfoderung: der Aufhebung ver Störung des Verbrecher als ihrem Rechtsgrund 
entſprechen. Sie fol nur das (juriftifche) Verbrechen oder vie rechtliche Schuld büßen ober til- 
gen (Ne major poena, quam culpa sit). Sie fol in Begründung, Größe, Ausführung und 
Form (juriſtiſch) gerecht fein. 

Soll nun nad beiden Foderungen die Strafe nur die Aufhebung ber verbrederifihen 
Störung der Rechtsordnung, nur für fie beftimmt fein, zugleich aber auh Befferung, 
Abſchreckung, Genugthuung und nur nad ihnen beflimmt, fo ift dieſes nur dadurd 
möglich, daß jene Störung durch Befferung, Abſchreckung und Genugthuung aufgehoben wird. 
Zwei Dinge, die einem dritten gleihen — wie hier 4) die Aufhebung der Störung und 2) die 
Verwirklichung jener Zwecke ver Strafe — müffen untereinander ſelbſt gleich fein. Die Befriebi: 
gung des. Rechtsgrundes ver Strafe (der Rechtsfoderung der Tilgung der Störung oder 
Schuld) und die Befrievigung der Recht s3wecke fallen in ihrer Verwirklihung zufammen, 
weil die Rechtszwecke in dem Rechtsgrunde begründet find. . 

Und fo ift e8 in der That. Denken wir und eine friedliche Rechtsordnung nod vor 
aller Strafe, und nun dieſelbe geftört durch viele verbrederifhe Mitglieder! Sie 
treten die geheiligte Friedensordnung, die geheiligten Rechte ihrer Mitbürger verächtlich mit 
Füßen und befriedigen fo ihre ſchändlichen Gelüfte. Würden nicht fogar alddanı, wenn das 
geraubte materielle ut ihnen wieder abgenommen wäre, würde nicht vollends bei Unmöglid: 
keit materieller Wieverherftellung, wie bei Mord und Mordbrand, zunächſt bei dem Verlegten, 
dann aber aud bei feinen Mitbürgern, drängende Gefühle und Bebürfnifle dev Genug: 

thuung für ihre Beleidigungen entftehen? würden fle diefelbe nicht erftreben, um durch fie 
zu bethätigen, daß weder fie noch die mishandelten Ihrigen rechtlos und der Mishandlung wär: 
dig waren, um zu zeigen, daß ihre Rechte heilig ſeien und gefichert fein müßten, daß fie 
nicht beliebig aufs neue ungerochen verlegt werden dürften? Müflen fie nicht zugleich erfeunen, 
indem fie durch die frevelnde Misachtung und Zerflörung der friedlichen Rechtsordnung ihre 
etliche Sicherheit geftört fehen, daß die mit Füßen getretene Rechtsordnung im Volke an Hei: 

Nligkeit und Achtung, ja durch den Mangel ver Sicherheit gerade für die Friedlichen an Achtungs⸗ 
twürbigfeit verliert? Müffen alfo nicht doppelt auch bie finnlihen Neigungen der Menſchen zur 
gleichfreien Befriedigung auch ihrer Leidenschaften durch die verberblihen Beifpiele aufgereizt 
werben? Alle alfo müffen, zu ihrer und der Ihrigen Sicherung, Beſtrafung ber drevler 
zur fihernden Abſcheuerweckung und Abſchreckung von neuen Verbrechen fodern. Ste müflen 
fie nad) der Carolina fodern zur Tilgung des verderblichen Beiſpiels und Argerniffed, welches 
die Verbrecher gaben. Zur Wieverherftellung der geftörten heiligen Schen vor dem Verbre⸗ 
Sen, wie die Römer fagten (At tu tuo supplicio doce humanum genus ex sancta cre- 
dere, quae a te violata sunt). Es können endlich weder die Verlegten noch die übrigen Bür⸗ 
ger in ver nöthigen Rechtsſicherheit, in dem vertrauensvollen frievlichen Rechtsverkehr mit ben 
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Verbrechern leben, fie koͤnnen fie nicht unter ſich dulden, kurz: ber durch fie geſtoͤrte rechtliche 
Friede mit ihnen findet nicht flatt, folange nicht neue Bürgſchaften gegeben und pas Zutrauen 
wieberhergeftellt ifl, daß duch Befferung ihre erwiefene verbrecheriſche Willensſtimmung 
aufgehoben fei. 

Diefe dreifachen Strafzwecke, durch den Einen gemeinfchaftlichen Grundgedanken und End⸗ 
zweck, die Wiederaufhebung ver ganzen verbrecheriſchen Störung ver Rechtsordnung, als Mittel- 
zwecke miteinander vereinigt, find alfo in ber Natur menfchliher Rechtsvereine und mit Recht 
in aller Geſchichte und Befeggebung begründet. 2) Sollte ſich nun aber ergeben, daß ſchon durch 
die ftrafende, vollftändige Verwirklihung eines diefer Zmwede zugleich die übrigen Zwecke 
mehr over minder vollftändig mit erreicht würden, fo Dürfen doch die Berechtigungen für diefe 
und aud) die Rüdjicht auf fie durchaus nicht überfehen und abgeleugnet werben, ebenfo wenig 
und nod weniger, ald ein gründlicher Jurift, bei einer Gefammt= oder Eorrealberehtigung 
von Dreien, die Berechtigung des A und B leugnet, obgleih nad erfolgter vollftändiger 
Zahlung an ven & audy ihre Foderungen zugleich mit erlöfchen. 

In der That aber zeigt es ſich nun, daß durch eine wohleingerichtete ſtrafe nde Durchfüh— 
rung des Beſſerungszweckes die andern Strafzwede in der Regel vollkommen 
mitbefrienigt werben fönnen. Wenn bei jevem befondern Verbrechen die firafende Ge—⸗ 
rechtigkeit baldmoͤglichſt den Verbrecher ergreift, und durch dad ſtrafrichterliche Verdammungs⸗ 
urtheil feines Frevels zugleich die unantaſtbare Heiligkeit der Verletzten und der ganzen Rechts⸗ 
ordnung ſowie den allgemeinen Abſcheuder ganzen Staatögefellfchaft gegen vaflelbe feierlich öffent: 
lich verfündigt, wenn fle dann zugleich ven Verbrecher aus der vehtlihen Geſellſchaft ausſchließt 
und in einfamer Büßerzelle allen Entbehrungen und Leiven und Beflerungdmitteln unterwirft, 
melde nothwendig find, um ihn dahin zu bringen, daß er felbft fein Unreht verdammt und 
bereut und fi) in feinen Gefinnungen und Entſchlüſſen wie in ver Gewöhnung zu einer neuen 
nüglichen Xebensweife ſelbſt von aller rechtswidrigen Willensftimmung losfagt — gewiß ald- 
dann ift Die Genugthuung für ven Verlegten und alle Bürger, deren Rechte jegt die 
ganze Geſellſchaft und ver frühere Verleger felbft tHatfählich als heilig anerkannten, voll: 
fändig gegeben, dann ift ſelbſt die allgemeine Ab ſcheuerweckung oder Abſchreckung von 
Verbrechen, foweit fie die verbrederifhe That nöthig machten, foweit fie 
vom Verbrecher verfhuldet wurden, zugleich mit erreicht. 

So ift e8, fofern wir nur eine doppelte Verkehrtheit fern halten, melde nie Haupt- 
Feinde des vernünftigen Befferungsfyfiems find. Die erfte ift die, daß man 
ven Charakter und Ernft der Strafe verwiſcht, und die nach allgemeinen ob jectiven Rechts— 
gründen und nad; der allgemeinen menſchlichen Natur berechneten gefeglichen Strafleiven ober 
ſtrafenden Mittel für die Beſſerung, wie die nothwendige Iſolirung u. ſ. w., aus falſcher Senti— 
mentalität oder ſubjectiver Willkür in der Ausübung aufhebt. Die andere iſt die, daß man die 
Beflerungsfteafe in ihrer weſentlichen Natur aufhebt oder verpfufcht, und alfo in der Störung 
der wirklichen Beflerung auch die wefentlichfte Verwirklichung aller Strafzwecke gefährdet, in- 
dem man mit ihr ſolche Abfchredtungsmittel und Duälereien äußerlich verbindet, welche bie 
mahre Beflerung unmöglich machen, wie Prügel, Hungerfoft, Dunfelarreft und andere Beinis 
gungen, die, fowie namentlich auch allzu dürftige Koft, die phyſiſche und geiftige Geſundheit der 
Züchtlinge zerrütten, ihnen ald graufame nuglofe Duälereien erfheinen und fie verbüftern und 
verbittern und entfräften. Kür die in der Zellenhaft zu verwirklichende Beſſerung ift es vielmehr 
Grundbedingung, daß dem Verbrecher nur dasjenige Leiden, welches, wie die Freiheits⸗— 
beraubung felbft und die völlige Abfonderung von andern Verbrechern, für feine Beflerung 
heilſam ift, in ſtrenger folgerichtiger Durchführung zugefügt werbe, und daß ihm zugleich ſo⸗ 
bald immer moͤglich die Vorftellung begründet werde, die Anftalt und die Beamten der Anflalt 
ſeien jeine Wohlthäter. 3) 


2) ©. unten Strefreit. Die Unterabtheilung ber einzelnen Strafzwecke nach ihren verfchiebenen ' 
Ri en, 3. B. der Beflerung in moraliſche ukd a — 

3) Dieſes hat namentlich auch der letzie europälfche Wohlthätigfeitscongreß in Frankfurt (1857) 
auf den Antrag des Verfaſſers dieſer Zeilen ausbrüdlich zu feinem Beſchluß erhoben. Der Beihluß 
(melcyer vorzüglich dureh die in der vortrefflichen Anfalt zu Bruchfal fpäter eingetretenen Verderbniſſe 
bes gefeglich beabfichtigten Syſtems veranlaft wurbe) lautet wörtlich: „Als allgemeiner Grundfag muß 
rag ten werben, daß dem Gträfling weber befondere, vom Veſſerungszweck nicht Prag Leiden zus 
gie, noch die für benfelben wirkfamen befeitigt werben dürfen; es muß an dem Sträfling ſelbſt das 

uptfein erzeugt werben, daß die Strafeinrichtung mit ihren Beamten und bie zur völligen Austil⸗ 
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Sollten daher die gefeßgeberifihen Überzeugungen dahin sehen, in manchen Fällen % 
nügten die Beſſerungsſtrafen nicht für die übrigen Strafzwede, fo möge man dann Die für j 
für nöthig erachteten Strafen von der Befferungsftrafe gänzlich abfondern. Der Zweck de 
Genugthuung wird jedenfalls ftets durch die allgemeine obrigkeitliche Beftrafung ‚zur Bei 
ferung vollftändig niit befriedigt fein. Die für ten Verletzten ift e8 ſchon ſobald man in ſolche 
Weiſe nicht etwa aus Geringfhägung gegen ihn Verlegungen gegen feine Redte unverfolgt unt 
unbeftraft laffen wollte. Wenn aber für vie vechtlihe Abſchreckung ſelbſt die längfte zuläi: 
fige Beflerungsftrafe nicht als genügend erfcheinen follte, nun fo müßte man von ihr ge: 
trennte lebendlängliche Gefängnißanftalten, Verbannungen ober Todesſtrafen anwenden 
Nur wird man diefed nicht rechtfertigen wollen durch die Behauptung angeblider Unverbeſſer 
lichkeit. Denn wer darf diefe behaupten! Und hoffentlich werden aud jene andern Borans: 
fegungen und ihre traurigen Folgen, die ausnahmöwelfen befondern Abfhredungsftraien. 
inmer feltener werben und endlich ganz verſchwinden. Klar aber bleibt es, daß alle Drei Sırai: 
zwecke in der Regel durch vie Beſſerungsſtrafe wirklich erreicht werben, und daß, wenn in ke: 
fondern Fällen, etwa bei Meuchelmorb, einer der andern Strafzwecke noch größere Strafe heiſcht 
dieſes den Verbrecher nicht verlegt. Denn er muß vollftänvig jeine ganze Störung oder 
Schuld, aber nur fie büßen. Es widerſpricht aber aud) dieſes, z. B. Todes- oder Iebensläng: 
liche Sefängnißftrafe, nicht unfern übrigen Strafzweden, denn fie follten ja nur die Störun: 
gen der Schuld aufheben, welche jegt durch die härtere Strafe befeitigt werben. 

Möchte das Bisherige genügen zur Beweisführung, daß ſchon die äußere Rechtsordnung 
— fie, welche die allgemeine Grundbedingung, wenn man fo fagen darf, der Knochenban, der 
unerſchütterliche Urfels der Geſellſchaft iſt, Beflerungäftrafe fodert und begründet. Aber 
es vereinigt ſich mit dieſer ſtrengen Rechtsfoderung der Bemühung für die Beflerung des Ber: 
brechers auch die Sanction und bie hülfreiche Mitwirkung von höherm religids-moralifchen und 
vom politifhen Standpunkte aus. 

Freilich foll von dieſem höhern Standpunkte aus die gefellfchaftliche Grundbevingung oder 
das fefte Recht der Einzelnen nie aufgegeben oder verlegt werden. Aber ebenfo klar ift ed 
doch auch, daß alle wahre friedliche Rechtsordnung auf fittliher Grundlage ruht und jene hi: 
bern göttlichen Lebenskräfte, unter deren weihende und hülfteihe Einwirkung noch alle gefttte: 
ten Völker der Erde ihre Staatövereine und auch ihre Strafgerehtigkeit flellten, für eine biü- 
hende gefittete Menſchengeſellſchaft wefentli find. Diefe Iegtere kann ohne fie ebenjo wenig 
entftehen und dauern, als ohne die frifchen Iebendigen Quellen und Ströme die blühende Land: 
ſchaft auf vem Urfels ver Erde entfteht und dauert. 

Wohl mag und muß man alfo äußerlich und mechaniſch die Menſchen abſchrecken durch die 
Furcht finnlicher Leiden, durch die Entfernung und Entkräftung finnliher Anregungen, durch ben 
Zwang zur Enthaltfamkeit und Mäfigkeit, zur Arbeit und Ordnung. Aber fowie der wahrhaft 
rechtliche Wille des Volks nie entfteht und dauert ohne die höhere religiös-ſittliche Lebenskraft, 
ohne eine wahre freie, muthig aufopfernde fittliche Achtung ver Rechtsordnung und bes vater: 
ländiſchen Gemeinweſens — wie fie die Bürger Ihon im Friedens⸗ und Befammtbürgfhafte: 
oder im VBürgerrive ſich befräftigen — fo wird man aud nimmer annehmen Fönnen, daß jene 
6108 äußerliche mechaniiche Befferung mehr ift ald das äußere Gerüft, ald der Träger der wah: 
ven, bauernben, rechtlichen Willendbefferung. 

Zu diefer nun foll ver Verbrecher durch jene mechaniſche Vorbereitung die Möglichkeit, er 
foll die nöthige Befreiung von der Sklaverei verberbter Gewohnheiten und Leivenfchaften ge: 
winnen, um alddann unter jener Hülfe und Mitwirkung fittliher und veligidfer menfden: 
freundlicher Belehrung, Zuſprache, Ermuthigung felbft fein beſſeres Ich wiederzufinden und 
um fo mit Freiheit ſich felbft zum guten und rechtlichen Willen, zum guten und rechtlichen Le: 
benswandel zu erheben und zu ftärfen. Erſt alsdann, wenn hierzu duch die Strafeinrihtung 
alles geleiftet wurde, was die menschliche Einrichtung leiften konnte, und was, je nach dem Grade 
der Verfhuldung, vermöge einer allgemeinen Durchſchnittsberechnung der menſchlichen Natur 
genügte, um die wirkliche Beſſerung als wahrſcheinlich anzunehmen, erft alsdann kann mit der 
Entlaffung aus der Strafanftalt für die bürgerliche Geſellſchaft die rechtliche Annahme ober 
Präfumtion der wirklichen Beſſerung juriſtiſch ausgeſprochen werben. Der Friedbrecher iſt jegt 
erſt mit der Geſellſchaft wieder ausgeſöhnt. 

un; feiner böfen Willensftiimmung nöthigen Straf Ka Wohlthaten für ihn find.” 
rationaj Ein de end 1857“, f 1, 260 u 2 ee a en ae 
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Wie ſchwierig nun auch der Weg zum Ziele folder Befferung fein mag, fo ſind doch folgende 
drei Hauptſätze Har: 

Fürs erfte: Die Aufgabe ver bezeichneten Beflerung ift eine unvermeidliche und, wie bie 
menfchliche Natur und die Erfahrung zeigen, eine mehr oder minder erreichbare. 

Fürs zweite: Sollten die nothwendigen Mittel zu folder Beſſerung ſchmerzhaft fein, wie 
es allerdings fon der Zweck der Beflerung an ſich mit ji führt — indem jede Zerftörung 
jedes mit dem Leben verwachſenen Übeld natürlich ſchmerzhaft, indem jede Geburt und Wieder: 
geburt zu neuem Leben mit fehmerzlihen Kämpfen und Leiden verbunden ift — jo wird doch 
der Verbrecher über fie ſich nicht beſchweren dürfen. Er darf es nicht, foweit fie die unentbehr⸗ 
lichen Bedingungen find, daß er als gebefferted wieder achtbares Mitglied in die Geſellſchaft 
wieberaufgenommen werben kann. Er darf und wird vollends noch weniger Hagen, infofern 
gerade viefelben fon zur Beflerung nöthigen Leiden zugleich auch von felbft genügen für die 
übrigen gerechten an ſich nothwendigen Strafzwede der Genugthuung und Abſchreckung. 

Solchergeſtalt wird alfo jedes Leiden, das er erbulvet, nie blos um ihn zu quälen und aus 
ſchnöder Rachſucht ihm zugefügt, ſondern e8 wird dadurch nur feine Schuld ausgetilgt und ihm 
ſelbſt durch Beſſerung, durch Wiederausſoͤhnen mit Gott, ſich felbft und der beleivigten Geſell⸗ 
ſchaft vie hoͤchſte denkbare Wohlthat begründet. Es wird ihm ſelbſt bei ſchwerem Strafleiden 


echt chriſtlich das Boͤſe mit Gutem vergolten. Er wird am allerwenigſten Hagen, wenn da⸗ 


durch, daß die verordnete Gefängnißſtrafe zum Zweck der moͤglichen Beſſerung in ihrer Einrich⸗ 
tung für ihn ſchmerzlicher iſt, nun auch um fo viel eher zu Ende geht, ſodaß er in viel früherer 
Zeit und in noch jüngern Jahren feiner Familie oder einem ehrlichen Lebensberufe zurüd- 
gegeben wird, ja wenn er vollends in der beſſernden Straferftehung durch Schul= und Ge: 
werböbildung und durd Mitnahme eines Theils feines Arbeitöverdienftes aus ver Anſtalt zu: 
gleich erſt die Mittel eines ehrlichen Lebensberufs erwirbt. 

Fürs dritte: Auch die Staatsgeſetzgebung darf ſich bei ihrer, jedenfalls traurigen, ſchwie⸗ 
rigen und foftfpieligen Handhabung der menſchlichen Strafgeretigkeit in ber Verfolgung 
einer fo großen, herrlichen und humanen Aufgabe nimmermehr irren laſſen durch fentimentale 
Gefühle in Beziehung auf die Leiden der Einzelhaft oder durch Erwägung der Mühen und Koften. 
Siemuß es vor allem ald den hoͤchſten Frevel anſehen, welcher gegen Bott und gegen die Geſellſchaft 
wie gegen den Sträfling begangen werben kann, wenn fe mit Bemußtfein, durch ihre eigenen 
Strafeinrihtungen diefen Sträfling, welcher vielleicht ſchon durch Die fehlerhafte Staatseinrichtung 
zu feinem Verbrechen verleitet wurde, nun nochmals durch die Strafe verſchlechtern und nun erjt 
zum boppelt gefährlichen Feinde der @efellfchaft erziehen, wenn fie, wie leider bisher oftmalß, Die 
Gefängnifle zu Schulen des wechfelfeitigen Unterrichts im Lafter machen wollte. Sie kann auch 
Die pofitiv Heilfamen Folgen wahrer Beflerungsanftalten feinen Augenblick verfennen. Das an ſich 
achtbare, aber einfeitige Gefühl, welches von ſolchen Beflerungäftrafen, welches von dem Pennſyl⸗ 
vaniſchen Syſtem nur allein alle ſchmerzlichen und bevenklihen Seiten auffucht und dem Syſtem 
entgegenhält, ſollte doch vor allem einmal alle übrigen Strafmittel fich ind Ange fallen, ob 
nicht aud fie unangenehm und bedenklich find, und ſich fragen, ob es Strafen zur Annehmlich⸗ 
keit und zur Verſchlechteruug, ober ob es vielleicht gar feine Strafen für die Verbrechen geben 
fol? Man frage fi doch, ob man denn blos Mitleid mit den Übelthätern und Feinden ber 
rechtlichen Ordnung haben darf, die zur Befriedignng ihrer böfen Gelüfte ihren Leidenfchaften 
die Zügel ſchießen laflen, nicht aber aud mit ven unſchuldigen ehrlichen Bürgern, die für ihren 
mühfamen redlichen Erwerb, für ihr Haus und Gut, für ihr und der Ihrigen Leben vor dieſen 

evlern täglich zittern müffen? Rein, nicht umfonft und nicht zum Spiele ift das Schwert ber 
—— Gerechtigkeit den Händen der Regierung vertraut. Völlig aber wird auch der Vor⸗ 
wand der Härte verſtummen müffen, wenn, mie fich erwies, mit der Erftehung der Beſſerungs⸗ 
ſtrafe, ohne alle Strafe zu vernichten, doch alle die Humanität verlegenden andern Strafübel, 
und namentlidf die Todeöftrafen und zugleich empdrende Disciplinarftrafen, daß vie Prügel 
und Ketten und überlangen Gefängnißftrafen verſchwinden Eonnten. Alle nothwenpigen Ko: 
flen und Mühen aber werben ſich reichlich erfegen, wenn Die Verbrecher gebefiert, wenn ihre 
Strafen verfürzt, wern ihre Rückfälle und andere neue Verbrechen und deren verderbliche Fol⸗ 
gen für die Bürger, und mit ihnen die Koften vieler neuen Steafproceffe, wenn viele Unters 
ſuchungs⸗ und Strafgefängniffe erfpart werben Eönnen. N 
Noch viel größer aber möchte von höherm Standpunkt aus ver Bortheil folder Strafge: 
rechtigkeit für die Regierung und bie. Staatsgeſellſchaft fein — zumal alsdann, wenn fie erft 
durch gute Zufluchts⸗ und Arbeitöhäufer für unerzogene, arbeitsunfähige, mittel- und arbeits⸗ 
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Tofe und arbeiusſcheue Arme und für entlaffene Sträflinge, in organiſchen Zuſammenhauge 
die Urſachen der Entftehung und der Rückfälle der Verbrechen entfernt. Gröpßer nämlich 
möchte der Vorteil fein, wenn in folder Handhabung ver Strafgerehtigkeit ſichtbarer ald viel: 
leicht fonftwo die höchſte Idee der Gerechtigkeit in der Staatöverwaltung hervorträte. 

Groß wahrlich wäre der Fortſchritt in der Staatseinrichtung, herrlid wäre der Triumph 
der Staatöweiöheit, wenn gerade in dem ſchwierigſten und bisher unvolltommenften Theile der⸗ 
ſelben, wenn in der menſchlichen Strafgerechtigkeit, welche nach ihrer bisherigen Geftalt ein 
fauſtrechtlicher Krieg gegen den überwundenen Ruheſtörer ſchien, melde ‚ein buntbeflecktes 
Kleid trug, ja die Cloake der Staatsgeſellſchaft war, ſtatt fo ſchaudervoller und ſchmuziger 
Erſcheinungen, wie unfere Nabenfteine und Zuchthäuſer fie varbieten, nur die wohlthätigen 
Wirkungen der väterlichen und brüderlichen Hülfeleiftung für verirrte Mitmenſchen und bie der 
vettenden himmliſchen Kräfte für die Befallenen offenbar würden und vereint ſolche fegenvolle 
‚Heilungen ver ſchwerſten Krankheiten der menſchlichen Geſellſchaft begründeten. %) 


4 Borzüglich auch alle Bekämpfung ber von obigen Grundſaͤtzen abweichenden Anfichten mußte dieſe 
kurze Darftellung zur Seite laſſen. Diefelben erfchienen mir übrigens von jeher allermeifi weniger 
a olut falſch ale infeitig und durch unfere noch zu große Trennung von Theorie und Praris und 

durch theoretifche Liebhaberet für eigene und Neue, meift rein ——— Schultheorien veranlaßt 
Deshalb ſuchte ich auch ſtets und ſchon in dem unter I. erwähnten Werke mehr ihre Gegenfäge gu ver⸗ 
mitteln und fle in vielfeitigern ſelbſtaͤndigen hiftorifchsphilofophifchen Grundanſichten zu vereinigen, 
als fie gänzlich zu — So iſt es z. B. oben in Beziehung auf den Gegenfag ber abſoluten und 
ber relativen Straftheorien ebenfo wie in Beziehung auf bie gänzliche Losreigung und die Vermiſchung 
von Recht und Moral, von philofophifchem und hiſtoriſchem (und pofitivem) Recht gefchehen. Bor beis 
nahe funfzig Sahren, als ich jenes Buch frieb, berrfchte jener einfeitige Theorienftreit überhaupt noch 
mehr vor als in unferer jegigen Zeit einer allmälig praktifcher werdenden juriftifchen und politi» 
ſchen Bildung. Die criminaliftifche Praris aber Hatte damals noch eine weit inhumanere, ja eine 
barbarifche alt aus dem Mittelalter beibehalten. Hier herrfchte damals die Feuerbach ſche Ab: 
fchredungstheorie, welche abfichtlich jeden Zufammenhang von Recht und Moral verleugnete, fo allge: 
mein, baß Feuerbach felbft gegen fein criminaliftifches —— proteſtiren zu müflen glaubte. @e 
herrſchte zugleich ein folches Misverhältnig zwifchen philofophifchem und pofitivem Recht, daß, während 
einerfeits bie pofitive und Hiforifche Zuriftenfchule alles Raturrecht verfpottete, Feuerbach andererſeits 
feine vein apriorifchen, aus ber damals neueſten Schulphilofophie des Kant» Fichte ſchen Iwangsredjts 
enttwidelten, unferm pofitiven Recht wiberfprechenden Rechtsgrundſaͤtze in den wichtigſten Kechtstheilen 
als richterlich praktiſch hinſtellte. Ex entwidelte lediglich aus ihnen, aus feiner rein relativen, rein polis 
tifchen (d. b. dem Rechtsgrunde der Strafe fremden) Sicherungstheorie ben ganzen allgemeinen Theil 
des Strafrechts, welder, wie bie Lehren von Zurechnung und Mapab u. ſ. w, alle Strafurtheile, alle 
Todes⸗, Freiheits⸗ and Ehrenſtrafen der Bürger beſtimmt. Er gab ſogar dieſem allgemeinen Theil ſeines 
Behebung über das peinliche Recht in Deutfchland faft naiv die Überfchrift: „Philofophifcher 
odera igemeinee Theil’, im Gegenſatz gegen ben befondern oder pofitiven Theil, ber die ber 
Sondern Verbrechen behandelt. Ganz ähnlidy aber verfuhren die Anhänger der unfern Gefegen gleich 
feindlichen abfoluten oder abfolut blinden Wiebervergeltungs- oder Reactivnstheorien, welche das in jenen 
velativen Theorien von ber Moral gänzlich Iosgerifiene Recht nun mit I vermifchen,, und welche cbenfo 
alle vernügftigen Rechtszwede der Strafe, wie bie relativen ihren Rechtsgrund, verachten. Es 
machte faft einen wehmüthigen Eindrud, zu fehen, wie biefe im übrigen oft. hochachtbaren Männer, vers 
leitet durch bie num zufällig von ihnen eingefogene neueſte Schulphilofophie, mit ftets vergeblichen Wen: 
dungen den Stein bes Sifyphus wälzen, ohne jermittelung jener vernünftigen Rechtezwede, das intel: 
Lectwelle Unrecht des Verbrechens mit bem phyfifchen Übel der Strafen auszugleichen und eine Wie: 
berfolung ber Verlegung des Verbrechers durch neue Berlegung als bie wahre Gerechtigleitsſtrafe, als 
bie wirkliche Reaction gegen die Störungen des rechtlichen Friedens, an die Spige ber Strafgerechtig⸗ 
feit gefitteter Bölfer zu flellen. Natürlich Eonnte fie niemals irgend Geltung in der Praris erhalten, felbk 
nicht einmal gegenüber der entgegengefegten einfeitigen Feuerbach ſchen Theorie, die doch ihre Einfeitige 
keit fehr zu entſchuldigen ſchien. Die Einflüffe der naturphilofophifchen und Hegel’fchen und ber Hifloris 
ſchen Schule, welcye alles Hiftorifch Beſtehende und Die Reaction gegen freie Reformen Fanonifirten, fdyüß: 
ten damals ſehr erflärlich auch bie ſchauderhafte Geſtalt unferer Gefängniſſe und unſers Inquiſitions⸗ 
proceſſes und die ihnen entfprechende Abſchreckungetheorie. Die weit geſuͤndere Krauſe ſche Rechtsphilo⸗ 
ſophie wurde erſt ſpaͤter wirkſam. Sie fämpfte ruͤhmlichſt für humane Reformen, gegen bloßen For⸗ 
malismus und Zwangsmechanismus wie ge en die blinde Wiebervergeltung und für die Befferunge: 
firafe. Bei ihrer nicht hiſtoriſch⸗philoſophl den, fondern rein philofophifchen Begründung aber verlor 
auch fie ben objectiven, juriſtiſchen Charakter ihrer Mechtsjäge (1. oben I, ©. XXI fg. und unten Ra: 
turrecht) und bie ü Berbindung bes natürlichen mit dem Hiflorifchen und praftifchen Recht Ihre 
Rechtstheorie verlor don hierdurch und durch bie Bezeichnung bes Rechts als Verwirklichung der vom 
Willen abhängigen Bedingungen für die menfchlichen Emm ſe — welches eigentlich das ganze fittliche 
und politiiche Handeln umfaßt — die nöthige Selbftänbigfeit und alle fihere Grenzlinie von der Moral 
und Bolitif. Sie verlor das freie Dürfen oder die zeätlice Freiheit, ihren Schug gegen Willfür, auch 
bie wohlgemeinte, ebenfo wie die allgemeine Beweisbarkeit, die nur durch die objectiven Friedens⸗ 
bebingungen und Formen gegeben werben. Ähnliches gilt auch von ben Rechtetheorien anderer ebenfalls 
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IN. Überblid über die gefhihtlige Erfahrung, inwiefern die Cinrichtun— 
gen der Gefängnißftrafen der entwidellen Grunbidee, ven Hauptgrundſätzen ver gerechten und 
weifen Strafeinrichtung entfprachen. E 

Unbeftreitbar iſt es, daß das frühere gemeine Recht von Deutſchland, man kann fagen, das 
gemeine Recht von Europa, die oben genannten Strafzwede anerkannte. Insbefondere mar 
aud der Gedanke, durch Gefängnißfirafen zu beflern, ebenfo son ven Römern wie von den Grie⸗ 
Gen anerkannt, wie diefes ſchon die Namen einzelner Befängnifle und beftinmte gejeglihe Ex: 
Elärungen ausdrücklich bezeugen. Doch faßten die Alten die einzelnen Menſchen ald Menſchen 
zu wenig ins Auge und adıteten die Freiheit des Staatöbürgers, deren höchſte Strafe Jahr: 
hunderte hindurch far nur in der Verbannung aus dem Vaterlande beſtand, viel zu Hoch, um 
der Gefängnißftrafe eine bedeutende Stelle und Ausbildung zu geben. Die kaiſerliche Despotie 
309 ihre graufamern Strafen vor und noch Juſtinian's Gefeggebung Eennt nicht viele und lange, 
vollends feine Iebenslänglichen Gefängnißſtrafen. Die Verfloßung der Chebrecherin in ein 
Klofter gehört wenigſtens nur uneigentlich hierher. 

Mehr und vorzugsweiſe trat in dem chriſtlich⸗ kanoniſchen oder kirchlichen Recht und in dem 
geiftlichen Gerichte der Zweck der Befferung und ald auf ihn berechnet auch die Gefängnißftrafe, 
ja zum Theil ein wahres, mehr alg, pennſylvaniſches Einzelgefängniß hervor. 9) Wie kann diefes 
überrafhen, wenn Taufende in Einöden und Klöftern zur Beſſerung von Leidenſchaften und 
Sünden ſich ſelbſt Einſamkeit und Schweigen und, wie die fpätern Rartäufer, beinahe völlige 
Abſonderung auflegten. So findet fi denn z. B. auch ſchon im Jahre 817 ein Beſchluß des 
Benedictiner⸗Convents zu Aachen, eine Strafbeflimmung abfolut einfamer Binfperrung, jedoch 
in lihthellen erwärmten Zellen, für verbrecherifche Ordensglieder 6), und fon Mabillon 


* nener philoſophiſcher Syſteme, welche nach dem gladlichen Sturz des alt⸗ und neu⸗Hegel⸗ 


ſchen und bes hiſtoriſchen Syſiems unfere Nation wohlthätig philoſophiſch zu entwickeln und zu erleuch⸗ 


ten fireben. 
So mußte dein natürlich der Verfaſſer auch noch jegt die obigen Grundanfichten fefthalten. Die 
junor Berührten tn fich zufammenhängenden Grunbanfichten, welche eigentlich der neuen gefundern vater: 
ändifchen Cutwickelung feit ben rühmlichen, endlich fiegreichen Rampen gegen unfere Erniebrigung und 
Unterbrädtung ihren Urfprung verbanken, gelangen zwar langfam, aber doch immer mehr zur Anerken⸗ 
nung. Diefelben und mit ihnen Das wahre Beflerungsiyftem, für welche meine „Legten Gründe“ ſchon 
vor bald 50 Jahren die pennfplvanifche Stratanflatt als Mufter anfftellen Fonnten, wurden ſeitdem natür: 
lich öfter verbefiert und Bollfändiger begrünbet. Doch freilich nicht immer vermag ic} in der Verände: 
rung eine Berbefierung zu fehen. So namentlich erflärt zwar bie neuefte criminatiftifche Schrift Seeger’s 
(‚Abhandlungen aus dem Strafrecht‘, Tübingen 1858), ebenfo wie früher der treffliche Wächter, mit fehr 
banfenswerther Anerkennung, die Zurüdführung der Strafrechtstheorie auf die genaue Betrachtung und 
Entwidelung ihres Gegen Landes, nämlich auf bie beſondere Art von Unrecht, welche Strafe nothwen⸗ 
Bi macht, oder auf das Verbrechen, als einen glüdlichen Wendepunkt in unferer criminaliftifchen Theorie. 
Allein den neuen Befimmungen biefes Gegenftandes und auch ber Seeger'ſchen vermag ich bie meinige 
nicht zu opfern. Seeger ſetzt S. 18 das Defen bes Verbrechens barin, daß es grundfäglicher Angriff 
auf das Recht in feinen Grundlagen fei, in ſolchen Grundlagen, weldje Grunpbeb gen für das Be: 
fichen ber Rechtsorbnung überhaupt ober in beflimmter Beziehung bildeten. Es (ent mir die Bezeich: 
nung bes Verbrechens als Störung der nöthigen dechtlichen Willensftimmung für bie 
Rechtsordnung, und zwar als eine ſolche, bie nicht ſchon durch die civilrechtliche Austilgung ber 
Störung der materiellen Seite ber Rechtsorbnung mit getilgt ift, vielmehr und viel ficherer bie weſent⸗ 
lichſte Natur des Verbrechens zu bezeichnen, diejenige, welche ja gerade andy bie eigenthümliche criminal: 
rechtliche Behandlung und Aufhebung oder bie Strafe begründet und für dieſelbe überall entſcheidend ift. 
Zwar wird auch hier wie bei jedem organifchen Ganzen der Zuſammenhang biefes Theile mit den übri: 
gen Theilen, alfo bes Griminalrechts mit dem Givilrecht, in leiſern und je nach den verfchiebenen Lebens: 
entwidelungen auch verſchiedenen Übergängen fh zeigen. So fehen wir zumal im Römifchen Recht 
in civilrechtlichen Strafen, z. B. Richtigkeits- Doppels und Infamieftrafen, ſolche Übergänge. Bei 
manchem Betrug wird jegt noch durch die civilrechtliche Folge der rechtswidrige Wille als genügend 
gebüßt erfcheinen, während veränderte Verhältnifie demſelben oft eine ſolche Geſtalt geben, daß er durch 
criminalxechtliche Strafe ins Criminalrecht gezogen wird. Ahnlich wird auch manches eriminaltechtliche 
Unrecht, fo wie 3. B. manche fahrläffige Tödtung nad) bem Vorbilde bes englifchen und franzöfifchen Straf: 
rechts, zwecmaͤßiger durch große civilrechtliche Entfchädigungen gebüßt, als durch eigentliche criminal- 
rechtliche Strafübel. So '® es nun einmal. Alles organifche Leben hat feine feinen Grenzlinien. und 
Übergangepunfte. Seine richtige Behandlung erfobert, daß man fle flets richtig erforſche und würbige. 
Die Hiftorifch-philofophifche Theorie aber wird ſiets näher hinweiſen auf Die hiſtoriſchen und bamit 
wenigſtens oftmal6 auf die praftifchen Grunbfäge und auf die wahren Bebürfnifie, ale rein philoſophi⸗ 
ſche und rein poſitive Theorien. 
5) — lebenslãngliches Gefängniß fanctionirt leider ſchon das Kanoniſche Recht, cap. A, de 
poen. in VI, ” 
6) Mabillon, „Annal. ordinis S. Benedicti” (Lucca 1739), ©. 403, 
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gründet darauf den Vorſchlag einfamer Zelfengefängnifle für Verbrecher mit Heinen Gärten 
bei ven Rartäufern und mit der Freiheit zur Arbeit. Erfreulicher als ſolche Elöfterlihe unv 
vollends die fpätern Inquifitionsgefängnipeinrichtungen find Beftrebungen und Richtungen, 
welche ausgingen von den wahren Grundlagen des Chriſtenthums, das ſchon durch ven Mund 
ver Apoftel”) Beſuche der Gefangenen und brüberlihe Barmherzigkeit für fie heiſchte. Wir 
meinen die Beftrebungen, welche auch fpäter bis zum heutigen Tage in manchen religidfen Brü- 
derſchaften und weiblichen Vereinen wirkfam blieben, welche bei ven frommen Ouäfern und in 
unfern freiwilligen Vereinen für die Strafgefangenen und die Entlaffenen wieder auflebten und 
außerordentlich wichtig find. 

Die altgermanifche Breiheitöliebe aber wat ven Gefängnißftrafen und einer allgemeinern 
Einführung und längern Dauer und einer wohlthätigen irgend ſyſtematiſchen Ausbildung der⸗ 
felben ungünftig! In dem rohen Kauftrecht, in dem fpätern deöpotifch-fauftrechtlihen Kampfe 
ber abfoluten Regierungen zu feiner Bändigung und zur Erwerbung beöpotifcher Herrſchaft 
konnte diefe Ausbildung ebenfalld nicht geveihen. Man wüthete mit furchtbaren körperlichen, 
verſtümmelnden und Todesſtrafen, ja felbft in den Städten mit faft orientalifen Qualen. 
Diefem Syſtem mußte felbft nod) die Carolina, wenn auch milvernd, ſich anfchliegen. Die Ker— 
fer zur Unterbrüdung der eingefangenen Feinde, zu der früher, bei dem Privatanklageproceß, 
feltenern Verhaftung der Angeklagten oder zur obrigfeitlihen Gefängnißftrafe beftanden in 
Stadt: und Feftungsthürmen, in denen, ſoweit nicht zufällige Uberhäufung mit Gefangenen 
ftattfand, jeder iſolirt, häuſig dunkel und ohne Zwang ja ohne Möglichkeit zur Arbeit faß. Auch 
die Einzelzellen der Baftille, ver Bleikammern waren tie die des Spielbergs fürdterlih. Zum 
Überfluß verpflichtete man in Frankreich nod) ausdrücklich bei dem Eintritt in das Gefängniß 
zum völligen Schweigen mit ven Worten: C'est ici la maison du silence. Das 2008 aller 
Gefangenen war der Zufälligkeit überlafien, großentheild ſchauderhaft und, wie leider ſelbſt 
nod in unfern heutigen deutſchen Unterfuchungsgefängniffen, für vielleicht unfhuldig an- 
geflagte Bürger hundertmal unglücklicher als das 2008 der Bewohner pennfglvanifcher Ge: 
fängniffe. %) E 

Erſt fpäter im 16. Jahrhundert baute man in Holland und im 17. in Deutfchland gemein- 
ſchaftliche Zuchthäuſer, doch urfprünglid gar nicht als eigentliche Strafanftalten, fondern als 
Arbeitöhäufer zur Bändigung und Beſchäftigung des heimatlofen Gefinveld. Nur ald mehr 
und mehr viele graufame Todeöftrafen und verftümmelnde und andere Leibeöftrafen dem mil: 
dern Zeitgeift widerſtrebten, oder al8 hier und da vielleicht auch Voltaire's materialiftifcher Ge- 
fihtöpunft: un homme pendu n'est plus bon A rien, und der Vortheil ver erzwungenen Ar- 
beiten die Strafen des Zuchthauſes dem Fiscus annehmlicher machten 9), wurben die Zucht: 
häuſer zugleich in Strafhäufer umgewandelt, ſodaß man neuerdings die Zwangsarbeitshäuſer 
wieber von ihnen trennt. Um jedoch noch immer die nöthig feheinende Härte der Strafen zu er⸗ 
halten, verband man mit der Gefängnißftrafe zugleich empfindliche und graufame Qualen, 
ſchlechte, ungeſunze Koft, Ketten: und Gifenftrafen, Beinflöge, Züchtigungen zum Willkomm 
und Abſchied und zu unbeflimmten Friſten, bie härteften Arbeiten, die des Schifföziehens, der 
Galeeren und andere noch fhlimmere. 

Bei der immer mehr zunehmenden Milde des Zeitalterd wurde noch fpäter auch je nad der 
Individualität einzelner Regenten oder Vorfteher die Lage der Verbrecher beſſer, ja jegt in um⸗ 
gefehrtem Extreme oftmald weit beſſer als die eines großen Theild der nicht auf Staatökoften 
lebenden unſchuldigen Bürger, was um fo größere Misitände erzeugte, je mehr bei allmäligem 
Verſchwinden aller verftummelnden und der allermeiften Todes und ſchweren Körperftrafen 
Gefängnißſtrafe faft den einzigen Strafſchutz für die Geſellſchaft bilden follte, und je mehr die 
Zuchthäuſer von den ſchändlichſten Verbrechern bevölfert wurden. Diefe gründeten nun zugleich 
jene Laſterſchulen für die geringen Verbrecher und jene Verbindungen zu neuen Verbrechen, 
die namentlich nach dem Zeugniß franzöfifher Staatsmänner mit einer furchtbaren unſichtba—⸗ 
ten Gewalt einen großen Theil Sranfreih8 umgarnen und Leben und Eigenthum dev Bürger 


T) Matth. 25, 36. Paulus an die Hebräer 13, 3. 

. 8) Aud; die Städte, welche in dem allgemeinen Fauſtrecht fich leicht & einem fauftrechtlichen 
Kriege gegen bie Störer ihres Friedens verfucht fühlten, waren hart, wo fie Gefängniß an die Stellen 
anderer Qualen treten ließen, fo 3. B. das Lübifche Recht von 1240, Art. 54, in feinem zehnjährigen 
Kerker bei Wafley und Brot. 

9) Nach Döpler, „Schauplag ber Leibess und Lebensſtrafen“ (1693), I, 104, brachten fie oft das 
Doppelte ein, was fle fofteten. 
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bedrohen, während man- in ſeltſamem Gontrafte die Affociation unſchuldiger Männer für edle 
Zwede verbieten zu müffen glaubte. . 

Eine wefentliche durchgreifende bewußte Reformbewegung des Gefängnißwefend, dieſes 
jetzt jo unendlich wichtigen Zweigs unſerer neuern Geſellſchaftoeinrichtungen, ging, wie richtig 
auch Julius bemerkt, erſt von denſelben großen Ideen ver freien humanen Entwickelung der 
Menſchheit aus, weiche ſeit dem legten Viertel des vorigen Jahrhunderts, durch ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit, die Feſſeln des feudaliſtiſchen, des hierarchiſchen und abſolutiſtiſchen Despotismus 
ſprengten. Sie ging ſolchergeſtalt, ſehr natürlich, vorzugsweiſe von ven früheſten, Eräftigften 
und fiegreichſten Kaͤmpfern für dieſe neue Entwickelung der Menſchheit, von den Engländern, 
und ihren noch rüſtiger vorſchreitenden Söhnen, den freien Norbamerifanern, aus. 

Begeiſtert von den Ideen der göttlichen Würde der Menſchen und brüberlihen Achtung und 
Liebe verfelben, kaͤmpfte ver edle Brite Howard gegen vie Entwürbigung unt Mishandlung 
und Verſchlechterung feiner Mitmenfchen in ven Gefängniffen feines Vaterlandes 10) und ver 
üßrigen Xänder, die er für diefen Zweck mit der großherzigften Aufopferung wieberholt durch⸗ 
reifte. Ganz erfüllt von feiner großen Idee und mit der edeln Willenskraft, für ihre alsbaldige 
Berwirklihung alles Mögliche zu wirken und nöthigenfalls ſich felbft zu opfern, glich dieſer 
Märtyrer wenig jenen lauen, allzu unparteiiſch prüfenden angeblichen Reformfreunden, vie 
ſolchem kräftigen Neformeifer fo gern den Vorwurf zu großer Ungeduld und Leidenſchaft ma⸗ 
hen, und welche auch allem Unrecht, folange ed unter Öffentlicher Autorität befteht, noch ſchein⸗ 
har gute Seiten abfehen und uns abmahnen, e8 doch ja nicht mit Fräftigen Worten dem ent⸗ 
ſchiedenen Abfcheu aller Redlichen preiszugeben, welche e8 vielmehr mit ihren zaghaften Be⸗ 
denklichkeiten und Halbheiten feiner Weſenheit nad) nähren und pflegen, ftatt rüflig für deſſen 
Untervrüdung zu-fämpfen. So erlebte Howard noch felbft, ehe er ald Märtyrer ſtarb, in ſei⸗ 
nem eigenen Baterlande den Anfang der Reformen. Eine Parlamentsacte von 1779 ſchuf 
Beflerungshäufer (penitentiary houses) mit beflerer Behandlung, Zwang zur Arbeit, befon= 
dern Zellen, Glaffenabtheilung u. |. w. Und was mehr war, Howard erwedte in ber ganzen 
gefitteten Welt den Eifer für dieſe Reformen. 

Man fämpfte jegt in verfchievenen Ländern fowol gegen die unmenfchliche Mishandlung 
der Sträflinge und felbft ver Unterfuhungsgefangenen durch ſchauderhafte, ungefunde Cinrich⸗ 
tung der Gefängnifle und die fo erzeugten Kerkerfieber, durch ungeſunde Nahrung und un: 
menschliche Dualen. Man fuchte im Allgemeinen gegen die wechfelfeitige Verſchlechterung und 
für ihre Verbefferung vermittelft regelmäßiger Verbindung der Arbeit und beferer Disciplin 
und durch die von Howard in einzelnen Anflalten gefundenen oder vermittelft der von ihm vor⸗ 
gefchlagenen beſſern Einrichtungen zu wirken. Am meiften war ſchon vor Howard in dem freiem 
Holland und in den freien damals nod) deutſchen niederländiſchen Provinzen gefhehen. In 
jener ſchon berührten römischen Anftalt für jugendliche Verbrecher hatte Howard fogar ſchon 
das Gebot ded Stillſchweigens bei der Arbeit gefunden, und feine Landsleute in Glasgow ver⸗ 
ſuchten, durch ihn angeregt, bald gänzliche Trennung der Strufgefangenen. A 

Doc) zuerft in dem freien Nordamerika führte der durch ihm erweckte edle Wetteifer, unter 
Einfluß ver für freie brüderliche Menſchheitsentwickelung begeifterten Quäker, feit 1790 zur 
Ausbildung volländiger neuer Syſteme der Gefängnißeinrihtungen. Eedft hier nicht mög⸗ 
lich, alle die Verſuche aufzuzäglen, welche in dieſem edeln Bemühen vorzugsweiſe in den Staaten 
Bennfolvanien und Neuyork gemacht wurden. 

Ihr Hauptrefultat war, daß endlich nad) längerm Exrperimentiven und Schwanfen von 
1816 an zwei wefentlich verfihiedene Syfteme, dad in der pennſylvaniſchen Hauptſtadt Phila⸗ 
delphia ausgebildete pennſylvaniſche gänzliche Trennungsſyſtem und das in der neuyorkiſchen 
Stadt Auburn ausgebildete auburniſche Schweigſyſtem mit Trennung blos in der Nacht, fi 
gegenübertraten. Bon ihnen fand nun in den übrigen amerifanifchen und in den europäifchen 
Staaten bald das eine, bald das andere Beifall und bei vem überall gefühlten dringenden Be: 
dürfniß der Gefängnißreformen eine auffallend fehnelle Nachahmung. Diefe Nahahmungen 
ſchienen fi} zuerft in den amerifanifhen und europäifchen Staaten, in Belgien und ver Schweiz, 
in Frankreich, England und Deutſchland, der Mehrheit nad, dem Auburnſchen Schweigſyſtem 
zuzuwenden, und auch in Baden machte man in dem Weiberzuchthaus zu Bruchfal mit demſel⸗ 





10) Blos ber Religion wegen verfolgt, waren unter den Stuarts von England 5000 Menſchen in 
—— geforben. David, Verſuche zur Verbeſſerung der Gefängniſſe“, mit Vorrede von 
alt, S. 11, 
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ben einen Verſuch. Doc in ver neneften Zeit gaben Immer allgemeiner die Borzüge ves penn= 
folvanifgen Trennungsſyſtems diefem den Sieg. Aber auch da, wo biefes no nicht der 
Fall if, da hat doch Die Meinung der gebildeten Welt für die Beflerung als Hauptaufgabe der 
Strafen und ver Gefängniſſe entſchieden. R 

IV. Die drei bisherigen Hauptſyſteme der Gefängnißeinrichtung; 
1) Daß alte bisherige Zuchthausſyſtem. Diefes if eigentlich die Syſtemloſigkeit. Man läßt 
die Zůchtlinge Nahts in gemeinſchaftlichen Sälen zufammenfälafen, bei Tage, feitvem man 
wenigſtens regelmäßig die Arbeit mit dem Gefängnif verband, im Freien oder in gemeinfchaft- 
lichen Sälen des Zuchthauſes zufammenarbeiten, untereinander fpredgen und verkehren und 
fi) untereinander verſchlechtern. Setbft für genügende Abfonderung ver Frauen von den Min- 
nern, für Beauffihtigung der Frauen durch Frauen, für Trennung der jugendlichen Verbrecher 
von den alfen, der geringeren von den größern, war Häufig nicht gejordt. An ver hinlänglich 
gefunden Einrichtung der Gefängniffe fehlt es allermeift; aber vie frühern graufamen Qualen 
find großentheils durch eine allzu laxe Behandlung und Zuchtlofigkeit erjegt. Ein anfchauliches 
Bild folder Einrichtungen lieferte ver berühmte Senator Hudtwalfer von Hamburg, indem er 
mit der Kritik Diefes Syftemd eine Beſchreibung der früher fogar oftmald gerühmten Gefäng- 
niffe feiner Baterftabt verbindet. Der Berfafler hat ald Senator und Polizeidirector der Stadt 
Hamburg an der Oberauffiht diefer Anftalten felbft theilzunchmen. Er ſchildert 11 zuerft 
die allgemeinen Fehler des Syſtems, nämlich: 

„Dan ift ver Gefahr von Wiverfeglichkeiten und Empdrungen ausgeſetzt; will man daher 
nit die Zahl der Aufſeher fehr groß machen, fo muß man wenigftens die gefährlichern Indi⸗ 
viduen durch Feſſeln und Blöde fihern, worin eine große Härte liegt, zumal ba biefelben auch 
Nachts nicht füglicy abgenommen werben koͤnnen. 

Ebenſo ift man, zur Erhaltung der Ordnung unter fo vielen verwegenen, der Freiheit be⸗ 
raubten Subjecten, gendthigt, eine fehr ſtrenge Disciplin einzuführen, die faft nur durch kör- 
perliche Zůchtigung aufrecht erhalten werben kann. 

Es iſt bei dieſem Syſtem ſchwer zu verhüten, und man hat e8 auch biäher gewöhnlich nicht 
zu verhindern gefucht, daß die Sträflinge miteinander ſprechen. Hier lehrt nun aber vie Er⸗ 
fahrung alfenthalben, daß dies von den nachtheiligſten Folgen für die Sittlichkeit der Gefange- 
nen ift. Die Zuchthäuſer find Hohe Schulen des Lafters geworben, und die Züchtlinge verlaffen 
fie in ver Regel als gefährlichere Mitglieder für die bürgerliche Geſellſchaft, wie fie vor der Be⸗ 
Rrafung waren. Die größten Böfewichter geben in ven Anftalten ſelbſt ven Ton an, rähmen 
fi I Schandthaten und unterrichten die jüngern over weniger erfahrenen in-allem mögli- 
chen Boͤſen. 

Nah der Entlaffung bleibt auch für den Gefangenen, der mit dem Vorſatze, kein Verbrechen 
wieder zu begehen, die Strafanftalt verließ, die Vekanntſchaft mit andern Verbrechern, die er 
dort gemacht Hat, fehr bevenklich. Iſt er in guten Verhältniffen, fo ift ihm diefe Befanntfchaft 
läftig und gefährlich, wo nicht, fo iſt er ihrer Verführung um fo mehr ausgefegt. 

Trotz der oben erwähnten Härten dieſes Syſtems hat es ſich nirgends au nur infofern 
bewährt, daß es die demſelben unterworfen gewefenen Sträflinge von Rüdfällen und Andere 
von ähnlichen Vetbrechen abgehalten Hätte. Im Gegentheil wird allenthalben über Zunahme 
ver Verbrechen und Rüdfälle geflagt. Der Grund hievon liegt aller Wahrſcheinlichkeit nad 
theild darin, daß für die Mehrzahl der Verbrecher der Reiz des ungehinderten geiftigen Ver⸗ 
kehrs mit Gleichgeſtunten alle andern Härten ber Freiheitsberaubung überwiegt, theils darin, 
daß man in neuern Zeiten, aus einer an fi loͤblichen Humanität, auch manche andeve Härten 
durch wohlgemeinte aber verkehrte Einrichtungen zu befeitigen gefucht und dadurch Die Lage ber 
Zůchtlinge, zumal in ber ſchlechten Jahreszeit, faft beiler gemacht hat, als bie des freien Tag: 
löhners, Fabrikarbeiters, ja felbft manches Handwerkers ift. Die lange Dauer der Strafen hat 
erſichtlich auch in dieſer Beziehung nachtheilig gewirkt. 

Um Ihnen dies recht deutlich zu machen, laſſen Sie uns einen Blick auf die hamburgiſchen 
Strafanſtalten werfen. 

a) Die Spinnhausgefangenen find ſich während der Arbeitszeit ganz allein überlafſen. 
Der Grund liegt unftreitig in einer übel verſtandenen Sparſamkeit unferer Borfahren. Dex 





41) „Sendfcreiben an einen auswärtigen Freund über den in Hamburg bevorſtehenden Reubau der 
Strafgefängnifle”, von M. H. Hubtwaller — 1842), S. 5 fg. Die Darſtellung bleibt voll- 
formen Ichrreich trog einzelner fpäterer Anderungen In ben Einrichtungen. 
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verſtorbene Oberalte Martens in feiner Beſchreibung des Spinnhauſes findet dieſe Cinrichtung 
gut, weil es für die Gefangenen zu empfindlich ſei, ſtets unter einer oft launigen Zuchtruthe 
gu ſtehen! 

b) Auch Nachts find die Züchtlinge, wenigſtens in drei Abtheilungen des Spinnhaufes, 
nit voneinander getvenmt und ohne Aufficht; ja, vor nicht fehr langer Zeit ſchliefen fie zu 
zwei in einem Bett. In der weiblichen Abtheilung ift dies vor kurzem abgeftellt worpen. Im 
Zuchthauſe ift e8, bei deflen außerorbentlicher, jeden Winter eintretenden Überfüllung, noch 
ſchlimmer: hier liegt ein großer Theil ver Gefangenen auf großen Pritſchen nebeneinander. 

Es ift zwar nie zu meiner Kunde gekommen, daß dieſe nächtliche Gemeinſchaft hier zu den 
nãmlichen Gräueln geführt habe, worüber man in Sranfreich fo fehr Flagt; indeß bedarf es 
wol nur eined geringen Nachdenkens, um einzufehen, daß dergleichen unter ähnlichen Ver: 
bältniffen gar nicht ausbleiben kann, wenn das Mehr oder Minder auch durch klimatiſche Ein⸗ 
flüffe befeitigt werben mag. 

"c) 68 findet kein Arbeitspenfum ftatt, fondern der Züchtling des Spinnhaufes wird nur 
überhaupt zur Arbeit angehalten und durch die Ausſicht auf Erwerb und dadurch mögliche Ver- 
befferung feiner Lage angefpornt. Die Hälfte feines Arbeitslohns kommt nämlid, ihm zugute, 
und von berfelben wird ein Drittel bis zu feiner Entlaffung für ihn einbehalten, zwei Drittel 
werden ihm wöchentlich in baarem Gelde auöbezahlt, und er darf fie, wenn man die Sache beim 
teten Namen nennen will, vernaſchen, d. 5. er darf fi Käfe, Heringe, Tabad u. vergl. dafür 
anſchaffen, nod vor kurzem auch Branntwein. 

Erwägen Sie gefälligft vie Lage eines ſolchen Züchtlings, bei freier (nicht durch gebietetiſche 
Nothwendigkeit bedingter) Gewerböthätigkeit, bei guter Kleidung und Bettung, im warmen 
Zimmer, bei nahrhafter, Tag für Tag zu rechter Zeit fertiger Koft, mit ver Ausfiht auf Be- 

"friedigung des Appetit3 durch beflere, mehr abwechſelnde Koft, und vergleichen Sie damit die 
Rage unzähliger freier Arbeiter, denen es bei der größten Anftrengung nur zu häufig nicht ge⸗ 
lingt, fi) dieſe Bebürfniffe und Annehmlichkeiten zu verfhaffen — fo wird e8 Ihnen Klar wer⸗ 
den, daß der Zůchtling, wenn er das Gefühl des Demüthigenden und Schimpflichen der Strafe 
überwunden hat (und ver Rüdfälfige weiß davon nichts mehr), unendlich viel beffer daran iſt 
als eine große Zahl feineögleichen, die kein Verbrechen begangen haben. Dazu kommt noch bie 
Ausſicht auf eine Ausftattung in baarem Gelde beim Ende der Strafzeit, und zwar in einem 
Belauf, wie ihm der freie Hanvarbeiter oft in feinem ganzen Leben nicht befigt. Es iſt nicht 
felten, daß Individuen, vie vier bI8 fünf Jahre fapen, 60 —80 Mark und mehr erübrigen. So 
wird die Parallele noch auffallenver. 

Und diefe Ausftattung des entlaffen werdenden Sträflings ift obendrein ein Höchft zwei: 
deutiges Geſchenk. Faſt jedesmal wird dies Geld binnen kurzer Zeit vergeubet. Ein Spazier- 
gang nad St.-Pauli reicht gewöhnlich Hin, um bei diefen Unglüdlichen alle etwaigen guten 
Borfäge zunichte zu machen. 

Des Übelftandes der Circulation baaren Geldes ımter den Sfmam; welche durch jene 
Einrichtung unterhalten wird, will ich nur beiläufig erwähnen. 

d) Für die ſpecielle Seelſorge iſt nicht hinlaͤnglich geſorgt. 

e) Sonntags Nachmittags dürfen die Züchtlinge Domino und Karten ſpielen, zwar nicht 
um Geld ober Geldeswerth, doc kann ich mich nicht überzeugen, daß letzteres zu controliren 
möglich ift. 

D Beſuche von Angehörigen werben alle vier Wochen bis drei Monate erlaubt. Ehemals 
durften diefelben den Gefangenen auch «Erquidungen» mitbringen dies ift jetzt abgefhafft 
worden. 

Es gibt außer der Zunahme ver Verbrechen und Rüdfälle noch ein anderes warnendes 
Kennzeichen der Unzulänglichkeit unferer Freiheitsſtrafen, daß nämlich die Gefängnifle feit einer 
Reihe von Jahren, und zwar in zunehmender Proportion, von einer gemiften Claſſe von In⸗ 
dividuen als willfonnmener Zufluchtsort geſucht werden (Schugarreft). Wer hat in frühern 
Seiten jemals gehört, daß Jemand ſich freimillig in Arreſt begeben Hätte, um ber Gefängniß⸗ 
verpflegung theilbaftig zu werben? Und doch kommen vergleichen Bälle allenthalben, nament- 
ti) auch im Hamburg, hauptfächlid in ver ſchlechtern Jahreszeit vor. Selten find die ſich Mel- 
denden wirklich Hülfsbenürftige Arme, vielmehr meift Bettler, Baganten und frühere Verbrecher, 
die, zu fchlaff, ſich der Gefahr eines neuen Verbrechens auszufegen, auf eine bequeme Weiſe ein 
Unterkommen ſuchen und, gänzlich zerlumpt, mit Ungeziefer bedeckt oder mit Krankheiten be⸗ 
haftet, faft nie abgetwiefen werden innen. Das Ziel ihrer Wünſche iſt dabei Immer das ſchwerſte 
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Gefaͤngniß, das Spinnhaus, weil dort uͤberverdienſt zu erlangen, was im dermaligen Zucht⸗ 
hauſe nicht der Fall iſt; im eigentlichſten Verſtande bitten fie fußfaͤllig darum, für ven Winter 
in eine Strafanſtalt zu kommen, die man für entehrend hält und in der die ſchwerſten Verbrecher 
aufbewahrt werben. 

Der Gedanke liegt ſehr nahe, daß man die Freiheitoſtrafen verſchärfen muß, um ſie wieder 
wirkſam zu machen. Aber wie foll das geſchehen? Soll man die Koft befchränfen, bie Arbeit 
vermehren, das Lager härter, die Kleidung ſchlechter einrichten, über vegelmäßig zu gewiſſen 
Zeitabſchnitten und bei dem geringften Vergehen koöͤrperliche Züchtigungen eintreten laſſen? 
Niemand wird im Ernft fo etwas vorfhlagen mögen. «Solche Mittel», fagt fehr wahr der 
Gouverneur (und zugleich Kaplan) der Millbank-Penitentiary, Daniel Nihill, «könnten zwar 
das Gefängniß abſchreckender machen, aber dies rechtfertigt fle nicht, Nichts wäre leichter, als 
die Grauſamkeiten in einer Strafanftalt zu häufen: aber die Sache ift damit nicht abgethan. 
In unferm aufgeflärten Zeitalter müffen wir trachten, die Gefängniffe auf eine Weife ab⸗ 
ſchreckend zu machen, die vem öffentlichen Gefühle und Gewiſſen nicht wiberftreitet. » 

Die Hier gerügten Mängel wird Jever als ſehr verbreitet zugeben, der die bisherigen Zucht⸗ 
häufer kennt. Selbft die franzöſiſchen Galeeren und Bagnos wurden von den Sträflingen nicht 
mehr gefürchtet, fonbern von zwei und mehrmals Rückfälligen angefüllt und von mandem 
Armen als beneivenswerther Zuftand angefeben, von entlaffenen Verbrechern fogar oft durch 
abfihtliche neue Verbrechen wieber aufgefucht. Der eigene Augenfchein und wiederholte Schil- 
derungen biefer Galeerenhoͤfe (f. 3. B. Malten's „Weltkunde“, A829) überzeugten ven Ver- 
fafler diefer Zeilen, daß, neben großer Härte doch auch diefe Galeerenhöfe, nad Schlatterer's 

" Auöprud, wahre Verbrechercaſinos bildeten und jener Verderbniß der Gefangenen Thür und 
Thor dffneten. Aber wird es nun wol zur Nachahmung reizen, daß man bie nicht zum Tode 
Verurtheilten willkürlich einer längſt verabfheuten qualifleirten Todesſtrafe überliefert, fle in 
das offene Grab einer fhauderhaft ungefunden Golonie ſchickt! Das Verwerfungsurtheil der 
gefitteten Welt über ſolche Aushülfen gegen die Übel des alten Syſtems bevarf mol keiner Be⸗ 
gründung, felbft wenn aud der Gedanke noch gänzlic) zur Seite bliebe, daß ſolche grauſamſten 
Deportationen in unferm 19. hriftlihen Jahrhundert zur beliebigen, ohne alles gerichtliche 
Erkenntniß verhängten Vernichtung verhaßter und verdächtiger politifcher Gegner benugt wür- 
den. Daß auch badiſche Zuhthäufer von manchem Armen beneidet werben, ift befannt. In 
Heidelberg verübte ein entlaffener Sträfling am hellen Tage einen Diebftahl, ließ ſich abſichtlich 
entdecken, um einen Paß zur Rückkehr ins Zuchthaus zu erhalten. Und dennoch glaube ih, daß 
aus Sorgfalt, die Strafen nicht noch annehmlicher zu machen, unfere Verwaltung manden 
Mangel in der Diät, namentlich aud in dem Fleiſchgenuß eintreten läßt, welcher ver Geſundheit 
nachtheilig iſt. Es ift diefes ein Hauptgrund, warum in fo vielen gewöhnlien Zuchthäuſern 
Krankheit und Sterblichkeit 7 — groͤßer ſind als in den pennſylvaniſchen Strafanſtalten. 
Offenbar aber muß doch jedes uͤbel, welches einem langjährigen Gefangenen abflhtlid zuge 
fügt wird, blos damit es Übel ſei, blos damit er gequält werde, das Gefühl verlegen, den Sträf⸗ 
ling verſtocken und zur Beflerung ungleich ungeneigter machen, als dasjenige Übel, welches ihm, 
wie bei dem pennſylvaniſchen Strafgefängniß, lediglich ald unentbehrliches Mittel feiner Beſ⸗ 
ferung und feiner frühern Entlaßbarkeit, alfo zu feinem eigenen Beflen verhängt wird, one 
daß man ihm, Tediglih um ihn zu peinigen, irgendeine abſichtliche Quälerei zufügt ober eine 
beilfame und unſchuldige Tröftung ober Stärkung verfügt. 

Die ebenfo wenig genügend abſchreckende als beſſernde Wirkung ver biöherigen Zuchthäuſer 
(und, nie fid) zeigen wird, auch der auburniſchen Gefängniffe), ja die große Verſchlechterung 
der gefangenen Verbrecher durch ihren (felöft in den auburnifchen Strafanftalten) nicht zu uns 
terdrückenden gegenfeitigen Verkehr, beflätigen nicht bloß die überall ſtattfindenden, täglich fi 
vermehrenven Zahlen der Ruͤckfälle und der neuen Verbrechen, es liegt auch tief in der Natur 
ber Sache, daß, wenn nit überhaupt im Leben durch bie finnliche Natur des Menſchen, doch 
unter Zuhthäuslern das Sinnlihe und Böfe das Übergewicht über das Gute hat und dieſes 
Übergewicht in ſchlechter Geſellſchaft allzu leicht erhält. Daß in dem Verkehr mit fo manden 
ſchamloſen, verruchten und doch oft im Umgange gewandten, ſchlauen und kühnen Verbrechern 
ein wahres Infihgehen der weniger Verderbten kaum denkbar iſt, daß bald jede Scham und je- 
ber Keim des Guten in ihnen vollends niebergetreten wird, daß Spott und felbft Mishandlung 
endlich auch den Beſſern zwingen — nad) dem ſprichwoͤrtlichen Ausdruck — mit den Wölfen 
au Heulen — dieſes ift ebenfalls Far. Nehme man nun noch dazu, daß in ber ſtets drückenden 
Zage ber Freiheitsberaubung und ber demüthigenven ſchmerzlichen Unterbrüstung durch bie 


EEE. i 


Sauezucht und Hei ber Strenge ober Willkür ver Xuffeher der natürliche Lebensinſtinet bet Ver⸗ 
brecher und ihre Geſellſchaft fle anreizt, ftatt den ſchmerziichen Gefühlen ver Reue, vielmehr Dem⸗ 
jenigen ſich zuzuwenden, was ihnen in ihrem biöherigen Reben am meiſten Freude machte, ihre, 
Geele erfüllte und das Bewußtſein ihrer Kräfte gab, nämlich Die energifche, kühne, fehlaue und 
ſiegreiche Ausführung ihrer frühern verbrecerifchen Plane, oder die Erneuerung diefer Plane 
fürdie Zukunft. Diefes ift ihre höchfte Luft im traurigen Kerker, fo befeftigen ober verftärfen 
fe ihre verbrecheriſchen Leidenschaften, und dem Unmuthe über die nun nicht mit teuiger Geſin— 
nung und Demuth, fondern mit Haß und Rachſucht erbuldete Zucht und Härte der Staatsan— 
flalt fegen fie and Rachſucht und zum Troge fon zum voraus neue Plane oder Verabredun⸗ 
gen noch fühnerer Verbrechen entgegen. Um fich recht in dieſe Stimmung hineinzubenfen, ver- 
gegenwärtige man ſich nur einmal lebhaft, mit welder vorzüglich aud für jüngere Leute an= 
fledenden höchſten Auft Krieger, Jäger, Studenten, Liebesabenteurer ſich ihrer mit Gefahr und 
Muth, mit Geſchicklichkeit, Schlauheit und Glüͤck beftandenen Abenteuer erinnern. So erſt bes 
greift ed ſich ganz, wie fo oft die Verbrecher ihre ſchlechte Geſellſchaft und ihre Verderbniß im 
Zuchthauſe, die Fortfegung der dort gemachten Bekanntſchaft auf das beſtimmteſte als bie 
Duelle ihrer Verbrechen bezeihnen. In einem Sriminalfall, den die criminaliſtiſchen Beiträge 
des ſchon genannten Senatord Hudtwalker (Bd. I, &. 113) enthalten, machte ein früher weni⸗ 
ger verborbener junger Menſch, der nur auf kurze Zeit in Hamburg mit den Zujthäudlern zu: 
ſammenlebte, zuerft ganz falfche Geftändnifie von Morbthaten, bie er nie begangen, lediglich um, 
wie es der —2 erklaͤrte, doch auch für einen tüchtigen Verbrecher zu gelten, „wie denn (nach 
des Aufſehers Worten) dieſe Leute nicht ſelten auf dergleichen Gedanken kommen“ (S. 125). 
Sodann aber ermordete er wirklich ploͤtzlich den Gefangenwärter ohne irgend andern genügenden 
Beranlaſſungsgrund als den, ſich feinen Kameraden, die rechte Kerls waren, gleichzuſtellen. 
Der esprit de dorps, welcher fi) in ver Verbrechergeſellſchaft im Zuchthaus (und ganz ebenſo 
der auburnſchen Anſtalt) unvermeidlich bildet, ift natürlich nicht auf Frömmigkeit und Befle= 
rung gerichtet, fondern umgelehrt ein frivoler, verbrecheriſcher. Er iſt bei firenger Zucht — wie 
in auburnſchen Anftalten — ein ſtets meuteriſcher gegen Directoren und Auffeher. Und wehe 
allen Beſſern, die nicht in ihn, die nicht in die in den gewöhnlichen und auburnfhen Zuchthäu⸗ 
fern herrſchenden Anzettelungen und Meutereien einflimmen! Hohn und Mishandlung, heim⸗ 
liche Püffe und Tritte im Gedränge und in dunklen Gängen, oft bis zum Tobe, verfolgen fie, bis 
fie dem ſchaͤndlichen Gemeingeift und der von den Berfehmigteften und Boshafteflen ausgehenden 
Richtung und Leitung folgen. Dazu aber verführen jegt bie eigene böfe Neigung, die Bewun— 
derung der verbrecheriſchen Meiſterſchaft, falſche Scham und Selpfterhaltungstrieb bald genug. !*) 
So bleiben denn ſolche Strafeinricgtungen verwerflih, wenn fle nach dem Mufter vieler 
alten „Stock⸗ und Sklaven-, Galeeren- und Schinderhäufer” und ſelbſt des von Sylvio 
Pellico geſchilderten Spielbergs die Humanität wie die Getechtigkeit durch abfichtliche Peinigun⸗ 
gen und Grauſamkeiten beleidigen, und die Gefangenen durch Beinfraß, Behr: und Kerker— 
fleber over Hungertyphus morden; ſie bleiben es ebenfo, wenn fie den Gefangenen, ſowie aller⸗ 
meiſt in neuern Zeiten, ein zu gutes und durch Arbeiten im Freien auch geſundes Leben berei⸗ 
ten: Hohe Schulen des gründlichen und wecfelfeitigen Unterrichts im Lafter und Erziehen zu 
Rückfaͤllen over neuen Verbrechen find fie alle. Bei dem Grundfehler des gemeinſchaftlichen 
Zufammenlebens ober der Verbrechergefellſchaft gibt es gar feinen Ausweg fürd Beffere. Wenn 
man auch wie neuerlich Herr v. Wyd („Über Strafe und Beflerung“) mit nit ſehr chriſtlicher 
Gefinnung beeifert ik, die Strafe, felbfk die Arbeit flets zur bloßen Beinigung zu machen, fo 
fehlt es an wirklichem Recht; es ift wahrhaft techtverlegend von feiten ber 
Regierung, bie ihrem Schug anheimgefallenen Gefangenen abfihtlich zu peinigen. Sie find 
nicht rechtloſe Sachen und Sklaven. Sie find zum Tode, zu welchem ja alle dieſe Peinigungen 
und Härten, Hungerkoſt u. ſ. w. führen; nit verurtheilt. Wenn freie Arbeiter eine här⸗ 
tere Lage haben und in ihr verunglüden, fo tft das nicht die Schuld der Regierung und berech— 
tigt fie durchaus night, ähnliches Unglüd felbft ſchuldvoll zu ſchaffen. 12) Klar it 





19) Dergl. Varrentrapp, „Jahrbücher zut Gefängnißkunde“, X, 24. s 
2 Seue gänzlich verkehrte, ar — — gar nicht darchführb are Rechtfer⸗ 
tigung mander felbft in ber Breieit fo oft töntlichen Cuibehru agen und fhäbfichen Leiben für bie Gtrafe 
fangenen bringt natürlich auch Here v. Wyd vor, ber nach feinem ſelbſterfundenen Hauptcharalter der 
Eee vexlangt, daß fie in jedem Moment Peinigung fei. Nach ihr müßteman alle en lieber 
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8 aber andererſeits, daß alsdann, wenn nicht gegen das Recht und die heutige Gumanität 
befondere Peinigungen zugefügt werben £önnen, bie Übrigen Strafzwecke, bie der Genugrhuung 
und Abſchreckung, in der Verbrechergeſellſchaft ebenfo wenig erreicht werben als bie Befferung. 
Dem Verbrecher bereitet die Strafe alsdann ein für viele freie Arbeiter beneidenswürbige# 
2008. Diele hebt vorzüglich auch Ducpetiaux hervor. Er, ver treffliche Generalinfpector Der 
Gefängniffe, der eine fo große Reihe europäiſcher Gefängniffe felbft ſah und beobaditete, fährt 
nad) einer Beſchreibung des Schickſals folder Gefangenen in Beziehung auf Koft, Kleidung, 
Bettung, Reinlichkeit, Pflege in ver Krankheit, Unterhaltung, Unterricht, Erfparung eines Ga= 
pitälcyens u. ſ. w. weiter fo fort: „Aber man fagt vieleicht, dieſe Vortheile (gegenüber von 
freien armen Arbeitern) jind nur durch ſchwere und harte Arbeit zu erringen. Man irrt. Die 
Arbeiten auch der criminell Verurtheilten find weniger hart und mühfam. und felbft ſchädlich 
als die der meiften freien Arbeiter. In den Gefängniffen wird keines der gefährlichen Gewerbe 
betrieben, welche das Leben der damit Befchäftigten auf eine erſchreckende Weife verkürzen. Ihre 
gefunden Beihäftigungen find vielmehr duch Mahlzeiten, Erholungen, Unterricht und. Gottes⸗ 
dienft unterbrochen. Auch der Sonntag, für einen großen Theil ehrlicher Handarbeiter ein Tag 
der angeſtrengteſten Arbeit, ift für die Gefangenen ein. Tag ver Ruhe. Man behauptet, Die Ent⸗ 
behrung der Freiheit Hebe dieſe Wohlthat volljtändig auf und diene dazu, der Strafe ihren Eha- 
rakter al folder zu erhalten. Aber wird dieſe Entbehrung von der Mehrzahl der Verurtheilten 
wirklich jo gefühlt, wie man es zu glauben ſcheint? Wir zweifeln daran. Die Lafter und Aus⸗ 
fweifungen, wegen deren er in ver bürgerlihen Geſellſchaft verfioßen war, find für ihn im 
Gefängniß ebenfo viele Anſprüche auf die Theilnahme und das Loos jeiner Genofien. Was er 
in der Welt verloren, findet er im Gefängniß wieder, Freundſchaft, Ermuthigung, Hingebung, 
Einfluß. Man muß die Sitten und Gebräuche viefer fonderbaren Geſellſchaft Eennen, um ihre 
Cutſchädigung, Tröftungen, ja Freuden begreifen und richtig fhägen zu können. Die Häu⸗ 
figfeit ver Rüdfälle, ver Leichtſinn, nicht felten fogar die Zufriedenheit, mit welcher der Schul- 
dige in fein früheres Gefängniß zurückkehrt, beweifen die Wirkungslofigkeit der ge— 
meinfhaftlihen Einkerkerung.“ 4 

Trauriges Syſtem, in welchem weder die Härte der Peinigung, no Die humane Behand: 
lung, zu welchen man im Eirkel hingeführt wird, der wahren Humanität und Gerechtigkeit 
und ben Zwecken der Strafe entfprechen! n 

Selbſt die feltenfte Tüchtigkeit der Zuchthausdirectoren vermag aus jenem traurigen Cirkel 
und Ergebniß ſich nicht herauszufinden. Sie kann höchſtens ſche in bar und.vorübergehenn den 
Grundfehler des Syſtems, das Anſteckende und Verderbliche der Verbrecher ge— 
ſellſchaft, in den Hintergrund ſtellen. Dieſes bewies noch kürzlich die Obermaier'ſche Zucht⸗ 
hauseinrichtung. Es hegten früher Manche die Hoffnung, durch ven gewiß achtbaren, für fein 
Fach außerordentlich geeigneten Director die Mängel der gewöhnlichen Zuchthauseinrichtung 
befeitigen und biefelbe für ven jegt allgemein anerkannten Beſſerungszweck brauchbar machen 
zu können. Der Verfaffer dieſer Zeilen theilte diefe Hoffnungen. niemals, und als er einft ſelbſt 
in Kaiferölautern durch eigene Anſchauungen der Auftalt die günftigen und ungünfligen Mit- 
theilungen über diefelben zu prüfen firebte, wurden feine Zweifel bedeutend vermehrt. Der 
äußere Anſchein ver Anftalt machte ven Cindruck einer äußerſt reinlichen, und bie Verbrecher 
fgienen faft in einem allzu günftigen Zuftande ſich zu beſinden. Aber die Borftellung von 
der fo gerühmten, faſt nur durch Achtung gegen den Vorfleher erhaltenen Ordnung und guten 
Willensſtimmung der Züchtlinge minderte ſich ſehr. Ic wurde in Ahtyefenheit des Vorfichers 
von einem Stellvertreter äuferft artig behandelt und erhielt die Erlaubniß, mich frei mit den 
BZügtlingen zu unterhalten, und biefe wähnten bei jener beſonders artigen Behandlung und bei 
dem Vertrauen.und Wohlwollen, welches ich bei ihnen zu erwecken wußte, in mir einen vielleit 
in Münden einflußreihen Mann zu fingen. Sie brachen dann in bittere Klagen aus, welche fie 


fogleid, töbten, um bo neigen nicht ber qualiſicirten Tobesftrafe ſich ſchuldig zu machen. Die 

eigentliche finnliche Abfredumgstheorie hat man ale rechtlich nicht begränbbar, als ſcheußlich umb 

als nicht einmal wirffam verworfen. Nun flüchtet ſich die Luft an der finnlichen Peinigung in die foges 

nannte abfolute oder wol gar fittlicye und chriftfiche, rechtlich noch weniger begründbare angebliche 
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angeblich bei ven ſeltenen und kurzen jährlichen Infpectionen durch einen Regierungsconniflat 
in fleter Gegenwart des Directors nie Hätten vorbringen dürfen. Sie klagten z. B. über will 
Eireliche, ohne alle Gontrole vom Director ausgeſprochene und zuwellen bis zur Vernichtung von 
Geſundheit und Leben verlängerte Disciplinarſtrafen des Arreſtes mit Hungerkoſt und Dunkel⸗ 
heit, welchen auch noch neulich ein junger Schüler Schwanthaler's, deſſen hoffnungerweckende 
Arbeiten vorgezeigt wurden, erlegen ſei, weil er in ſeinem hier gefährlichen Rechtsgefühl ſich die 
Ungunſt und Leidenſchaſt des Directors zugezogen habe. Als nun jener Stellvertreter zu fpät 
gewahr wurde, daß mir NachtHeiliges berichtet werbe, verließ er nun meine Unterhaltung mit 
den Gefangenen nicht mehr, und beging die Ungefchicklichkeit, meine etwa erhaltenen nachthei— 
figen Vorflellungen dadurch berichtigen zu wollen, daß er die Gefangenen eraminirte und ihnen 
vie Antworten zum Lobe der Behandlungsweife in ven Mund legte. Dieſes aber hatte jegt eine 
entſchiedene Behanptung des Gegentheils zur Folge. Es wäre fehr undillig und unjuriſtiſch, 
aus einer ihrer Natur nach fo einfeitigen, vielleicht falfchen Darftellung der Züchtlinge, aus 
einer fo unvollkommenen Unterfuhung irgenbein ſicheres Urtheil gegen die Direction abzuleis 
ten. Aber es wurde mir doch aufs neue meine alte Wahrnehmung völlig anſchaulich, wie bei 
dem alten Zuchthausſyſtem (ebenfo wie auch bei dem Auburnſchen) alle Gefangenen unvermeid= 
fi} einer verwerflichen, abfolut willkürlichen despotifchen Gewalt eines einzigen Mannes preiöges 
geben find, deſſen oft tyrannifch zugefügte, oft lebensgefährliche Verlegungen durch einzelne mini= 
u Scheinunterfuhungen durchaus nicht verhindert werden. Es wurde mir flar, wie ein 

ann von fo viel Muth, Energie, Verftand und Eifer wie Herr Obermaier, bei feiner abfoluten 
Gewalt gleich einem Gott hier Wohlthaten und Genüffe, dort Entbehrungen und Leiden bes 
ltebig außzutbeilen, auch ſelbſt ohne Prügel eine große täufchende äußerliche Ordnung erhalten 
ann, bie doch nod) weit entfernt ift von irgendeiner fittlihen und wahrhaft beffernden Einrich⸗ 
tung. Und als es bald nachher, nachdem Herr Obermaier von der vielgepriefenen Anftalt in 
Keiferblautern nah Münden berufen war, in der dortigen Anftalt zu Tage kam, daß diefe 
Außerliche Ordnung vorzüglich mit dadurch erhalten wurbe, daß ein Theil diefer Gefangenen 
für Lohn die Spione und Angeber feiner Mitgefangenen machen mußte, und bieje letztern dann 
wiederholt zu gemeinfchaftlichen ſcheußlichen Racheplanen und Mordthaten verführt wurben, 
daß in dieſen Anftalten die Sterblichkeit beinahe funfzehnfach fo groß If als Im Zellengefängnif 
in Bruchfal, da verſchwand vollends alfer Zauber ded gepriefenen Syſtems. Auch haben gründ= 
the Berichte ven Stauden an feine heilfamen Wirkungen und feine wefentliche Verſchiedenheit 
vom alten Zuchthausſyſtem gänzlich zerftört 49), und der landſtändiſche Gefeggebungsausfhuß 
von Baiern entfhloß ſich zum echten pennſylvaniſchen Beſſerungsſyſtem. 

Was aber am entfihiedenften bie Verdammung der fhon ihrer Natur nach nicht beſſernden, 
fondern verſchlechternden Strafanftalten begründet, iſt der Umftand, daß die Regierungen duch 
fie ſelbſt Verbrechen an den Verbrechern und durch fle verſchulden, und daß es faft einem Wahn 
Ann gleichkommt, wenn man bie fo rückfällig werdenden Verbrecher nun mit einer neuen bops 
pelten Verſchlechterung beftraft. 

Einem Straffoftem alfo von folder Natur und folhen Wirkungen wie das frühere Zucht⸗ 
hausſyſtem ift mit Recht bereits in ganz Europa ver Stab gebrochen. j 

So bleibt denn nur noch die Wahl zwiſchen den noch übrigen beiden andern Hauptſyſtemen, 
den Auburnſchen oder dem Pennfylvaniſchen. 

2) Das Auburnfhe oder Schweigſyſtem. Freilich war ſchon verſchiedentlich ver Ge= 
danke entflanden, die Züchtlinge dadurch zu beffern, ober wenigftens vor gegenfeitiger Anz 
ftedung zu ſchützen, daß man fie Nachts trennte und Tagd mit dem Gebot des Stillſchweigens 
aufainmen arbeiten ließ, fo in Genua 1636, in Rom 1703, in Gent 1772 und Vilvorden bei 
Bruͤffel 1776, ſodann nad Howard's Anregungen in mehren englifdjen Gefängniffen. Doch 
Mreng durchgeführt und zum Syſtem ausgebildet wurde der Gedanke erſt in Anterifa. Diefes 
Syſtem wurde, nachdem man aud in Neuyork wie in Bennfolvanien die verfihledenften Ver- 
ſuche gemacht Hatte, die Zuchthäuſer in Beflerungsanftalten zu verwandeln, und nachdem auch 
Hier wie in Philadelphia ein Verſuch einer gänzlihen täglichen und nächtlichen Iſolirung durch 
Mangel an zweckmaͤßigen Gebäuden und durch überfüllung mit Gefangenen, durch allzu große 


14) Fueßlin, „Die Eingelhaft nach fremden und ſechsjahrigen a Grfahrungen im neuen Män⸗ 
nerzuchthaufe in Bruchfal’" (Heidelberg 1855), ©. 338 fy.; Prob, Aueſchußbericht der zweiten 
Kammer In Württemberg”, ©, 7 fg.; Diez, „ber bie Verwaltung ber Sinal) 7; 39 fg. 
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Härte, Entziehung ber Arbeit und jeglicher menſchlichen Geſellſchaft mislungen war, durch ben 
energiſchen Director der Strafanftalt von Auburn, Capitän Lyndts, ausgebildet. 

88 befteht darin, daß man die Gefangenen gut nährt und leidet, Nachts und in Erholungs: 
zeiten; zum Theil auch beim Effen, in Eleinen Zellen getrennt hält, fie dagegen in ven Arbeits- 
- Runden im Breien over in Sälen, beim Unterricht, beim Botteöbienft und beim. Spazierengehen 

ufanımen läßt, aber durch ſtrenge Aufiicht und Beftrafung und durch militäriſches Commando 
berall, aljo auch bei ver Arbeit, bei den Gängen zu und von ihr oder zu und von der Kirche 
ober dem Spazierhofe von jever Mittheilung untereinander abzuhalten juht. UmsOrbnung in 
den großen Verſammlungen der Verbrecher zu erhalten und um den färkjten menſchlichen Trieb 
der Mittheilung mit Menjchen, mit denen man täglich zufanmenlebt, zu belegen, find in 
Amerika die zahlreichen Unteraufjeher ver auburnfhen Anftalten mit der Peitſche bewaifnet, 
damit fie jede Mittheilung und jeden Ungehorfam augenblicklich durch eine beliebige Anzahl 
von Hieben auf den entblößten Rüden beftrafen können. In den europäifcen Anftalten nah 
Auburnfhem Syſtem fuchte man mit Strafen des Dunfelarreftes, ver Hungerkoft, des Anz 
fließend u. f. w. auszureichen. 

35) Das Pennſylvaniſche oder Trennungsſyſtem wurde nad vielen frühern Bes 
mühungen und Verſuchen in feiner jegigen Geſtalt erft in dem Jahre 1829 in Philadelphia 
auögebilvet, wo jegt dad damals eräffnete Zellengefängnig 586 Zellen zählt. Dieſes Syſtem 
wurde feit feiner Aufnahme in Europa gemildert und weiter entwidelt. 

Es beſteht jegt darin, daß man bie in ver Strafanftalt befindlichen Verbrecher gut kleidet 
und nährt, fie in abgefonderten, möglichft geräumigen, gut erleuchteten uud gelüfteten befondern 
Bellen allein und voneinander getrennt fchlafen und arbeiten läßt, dagegen aber nicht von un— 
ſchädlichen, vielmehr tröftlicgen und Heilfanen Befuchen, Gefpräden und Mittheilungen wohl⸗ 
wollender Menſchen zuückhaält, fie aljo nicht mehr, wie früher in Philadelphia, ganz ifolirt. 

Man macht fogar ven Gefängnißvorftehern, den Infpectoren, den Ärzten, Geiftlihen, den 
Lehrern, Werkmeiftern tägliche Beſuche zur Pflicht, geftatiet unſchädliche Beſuche Fremder, ver 
Verwandten und Menfchenfreunde, ſowie unſchädlich befundenen brieflihen Verkehr ver Sträf. 
linge mit ihren Angehörigen. In manden Anftalten fodert fogar dad Gefeg täglich zehn Be⸗ 
ſuche, Die des Aufſehers mit einbegriffen. Man forgt für die Geſundheit ver Sträflinge durch tägs 
lien abgefonderten Spaziergang im Hofraum und, fo weit nicht die Arbeit die nöthige bung 
ber Musfelfraft gewährt, auch durch flärkere Eörperlihe Bewegung, 3. B. an Pumpwerken. 
Man gewährt ihnen Gotteöbienft und heilſame, unſchädliche Lecture. Dan ertheilt ihnen Schul⸗ 
und Gewerböunterriht und geftattet ihnen auf ihr Verlangen, weldes-bei ihrer Einfarnkeit nie 
lange auf fi} warten läßt, fo meit möglich nad) ihrem befondern Gefhmad und Wunſch, nügs 
Ude Arbeit, von deren Ertrag ihnen ein Theil des Lohnes zufällt, theils alsbald zu Heinen Er⸗ 
leichterungen ober für Unterftügung ihrer Angehörigen, teils beim Verlaſſen der Anflalt als 
Hülfsmittel zur Begründung einer neuen gefellfhaftlihen Exiflenz, und erfüllt ihren Wunſch, 
zu ihren Befchäftigungen aud über die Arheitöftunden hinaus ihre Zellen zu erleuchten. Kurz 
man behandelt fie überall moͤglichſt wohlwollend, fügt ihnen nicht eine einzige Härte zu, blos 
um jie zu quälen oder ihr unvermeidliches Leiden zu vermehren, und ſucht überall dahin zu wir⸗ 
ten, daß die Sträflinge, veranlaft durch Einfamkeit, Orbnung, Mäßigfeit, religiöfe und mora= 
liſche Lehre und Hülfe, in fi gehen, durch Reue, eigenen freiwilligen Fleiß und freiwillige er= 
gebene Erduldung ihrer Befferungöftrafe ſich mit Gott, mit ſich felbft wieber ausfühnen und fo 
enblid zu einem neuen beſſern Leben in die Geſellſchaft zurücktreten Eönnen. Bei ver leihtern 
Bändigung des Trotzes durch ſolche Strafe und ihrer Wirkung auf das Gemüth der Sträflinge 
und bei der Unmöglichkeit des Complotirens, vorzüglich aber wegen der Entfernung ber ſtärk⸗ 
ften Anreizungen zu Geſetzwidrigkeiten, bedarf es bier weniger Unterauffeher und ungleich 
weniger Disciplinarftrafen als im Auburnfhen Syfteme. Eine zweckmäßige Baueintihtung, 
etwa bie ftern = und ſtrahlenfoͤrmige, bei welcher im Mittelpunfte die Auffeher das Ganze über: 
fehen und die gemeinſchaftlichen gottesdienſtlichen und Unterrictsfäle fo eingerichtet find, daß 
jeder Sträfling nur den Prediger oder Xehrer, aber keine andern Sträflinge fieht, muß natürlich 
dad Syſtem unterftügen. 

Ein angeblihes viertes Syſtem, das in Genf ausgebildete fogenannte Glaffenfyftem, 
nad) melden man bie Sträflinge je nach Ihrer größern ober geringern Verborbenheit und Beſſe⸗ 
tung in härter oder milder behandelte Claſſen eintheilt und fie zum Lohne oder zur Strafe wegen 
Beſſerung oder Nichtbeſſerung trennt ober vereinigt, bildet Fein neues felbftändiges Haupt: 
foftem. Es ift gud) anerkannt fehr ſchwierig und bedenklich, nad) jener größern Verborbenpeit, 
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und Vefferung, bie fi äußerlich nur ſehr unſicher erkennen laſſen und fi namentlich auch feis 
neswegs nad) der Größe der Strafen beftimmen, bleibende Claſſenabtheilungen und dieſe zu 
einer vurchgreifenden Grundlage der Strafeinrihtung zu machen. 5 5 

V. Die Borzüglikeit des Bennfyloanifhen Syftemd. Liber ven Vorzug des 
einen ober bed andern ber beiven Hauptſyſteme, zwifchen welchen allein die Wahl bleibt, wurbe 
bisher viel geftritten. Es ward, wie diefed in einer für die menfchlichen und politifhen Verhält⸗ 
niffe fo tief eingreifenden und wichtigen Sache erflärlih und nicht einmal nachtheilig ifk, der 
Streit auch Häufig mit vieler Wärme und mit entihulobarer wirklicher ober fogenannter Leiden⸗ 
ſchaft, mit vorgefaßten Anfichten und mit irrigen oder einfeitigen Auffaffungen und Darftellun= 
gen von Thatſachen geführt. Wer aljo hier wirklich die Wahrheit erkennen will, der wahrlich 
muß fi wohl hüten, feine Anſicht nach den erften beften Nachrichten, Zeitungsartifeln und Par⸗ 
teifchriften allzu leicht beftimmen zu laffen. Er muß möglichft die ganze, freilich ſchon fehr große 
Literatur über den Gegenſtand zu erfaflen ſuchen und, wenn thunlich, bie vielfeitige Prüfung 
der verſchiedenen Anftalten mit eigenen Augen und Ohren vornehmen. Je weniger ihm beides 
möglich ift, um fo mehr muß er vorerft an eine gründliche Erwägung ver Natur der Sache, ber 
pſychologiſchen und moralifhen Gefege und der natürlichen Berhältniffe gehen. Er muß fih 
zugleich an die Berichte der wahrhaft ſachkundigen Männer wenden, die, wie ein Julius oder 
die ehrenwerthen Directoren der erften Strafanftalten, ein Crawford und Ruffell‘, ein Ducz 
petiaux, de Meg, Moreau Chriſtophe, Aubanel, Grellet, Vamy, Füeßlin, auf die achtungs⸗ 
würbigfte Weife Ihr Leben den Gefängnißeinrichtungen widmeten, over welche doch, wie, neben 
den Genannten, ein Tocqueville, Beaumont, Blouet, Kapitän Pringle, die beiden canadifchen 
Adgeorbneten Nielfon und Monvelet, ver Däne David, v. Würth und Barrentrapp, hinläng- 
lich befähigt und mit allen Mitteln ausgeräftet, im Auftrage ihrer Regierungen die verſchle⸗ 
denften Anftalten nicht etwa als Reiſende einmal flüchtig anfahen, fondern mit bereitwilliger 
allſeitiger Unterftügung der Gefängnifptrectoren forgfältig felbft beobachten und in ihrer ganz 
zen Innern Einrichtung und Wirkſamkeit prüfen Eonnten. N 

Es wird wol doppelte Glaubwürdigkeit verbienen, wenn folde Männer fih immer allge 
meiner und entſchiedener für das eine, das Pennfylvanifde Suflem, erklärten, wenn fie, wie 
die zuvor genamnten, dieſes thun, nit aus vorgefaßter Parteilichkeit, fondern weil fie, nach⸗ 
dem fle früher bei unvollfommener Kenntnif gegen das Pennſylvaniſche und für das Auburn⸗ 
The Syftem eingenommen waren, jegt von ber augenfälligen und erfahrungsmäßigen Wahr: 
heit ergriffen wurden, ſodaß ihren Berichten in allen weientlihen Punkten eine bewunderns⸗ 
werthe Übereinftimmung beiwohnt. Ebenfo fpricht es für die Sache, wenn große Nationen, wie 
die franzoſiſche und englifche, ihre Schriftfteller und praktiſchen Staats: und Gefhäftsmänner, 
ihre Regierungen und !Barlamente, die von Ihnen felbft bereits in ihrem Lande beobachtete erfah⸗ 
tungsmäßige Borzüglichkeit des Bennfyloanifhen Syſtems jegt anerkennen und e6 in auöges 
dehnterm Umfange bei ſich einführen, das zuerft vorgezogene Auburnfche Syftem aber wegen 
feiner erprobten Mängel verlafien. Wahrlich, folhen Zeugniffen ift doch mehr Glauben belzu⸗ 
legen als flüchtigen Reifenden! Man darf ihnen mehr glauben als vereingelten ohne ihren Zu⸗ 
fammenhang aufgefaßten Daten, als einfeitigen Seitungsartiteln und Parteiftimmen. Alle 
biefe wurden ja noch ſtets gegen jede neue Einrichtung, zumal im politifchen Gebiete, fie wurben 
3. B. auch gegen Eiſenbahnen und Dampfſchiffe hundertfach laut. 10) 

Es fei nun erlaubt, mit den eigenen Worten jener berühmten britiſchen, franzoͤſiſchen, 
belgiſchen und deutjchen Beobachter ver Anftalten beiver Syſteme zu ſprechen. Vielſeitiger und 
praktiſcher, als dieſe erfahrenen trefflichen Gefhäftsmänner e8 thun, läßt ſich ver wichtige &e= 
genftand nad) allen Hauptfeiten nicht beleuchten. 

Ich wähle hierzu vorzüglich wörtliche Auszüge aus dem ſchriftlichen Gutachten, welches diefe 
Männer dem öfterreihifchen Juſtizbeamten Dr. Jofeph v. Würth, der nad genauer Erfor- 
ſchung der franzoͤſiſchen, englifchen, ſchottiſchen, beigiſchen und ſchweizeriſchen Gefängnifle in 
feiner Schrift: „Die neueften Fortſchritte des Gefängnißweſens“ (Wien 1844), ich ebenfalts 
—— für das Pennſylvaniſche Syſtem erklärt, zur Bekanntmachung in dieſer Schrift 

eilten. i 





15) Man vergleiche 3. B. bie fo merkwürdig falfchen Berichte zum äußerften Nachtheil des Pennſhyl⸗ 
vaniſchen —— welche Dr. Varrentrapp in den Jahrbüchern der Gefängmißfunde”, IV, 201; 
V, 40, 108, 142, 208, u. X, 190, gruͤndlich berichtigt. (S. biefelben auch in der 2. Ausgabe des 
Staats⸗Lexikon“, II, 424.) — 
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Diefe vortreffligen Berichte Bellen nie Verwerjlichleit des Anburnfen Syfieme,, Birke ver⸗ 
meintliche „moralijde — der Verbrechet“, welche dech in Wahrheit tie obigen Bor- 
würfe der frühern gänzlien Bereinigung und noch eigenthümlide Borwürie trefien, mufler- 
haft dar. Sie beweiſen ſchon hierdurch die Rothwendigleit und zugleich vie Vorzaͤzlichke ir 
der gãuzlichen pennſylvaniſchen Abfonverung. Sie erhielten auch durch die neueften granklich- 
. fien Beobachtungen und dur die Erflärung auf den europäifchen Gongreflen über die Straf⸗ 
einrigtung und die Wohlthärigfeitsanflalten in Frankfurt un? Brüjiel, ſowie in den befirn 
neuern Schriften und Berichten, namentlich in denen von Fürflin, Barrentrapp und Probſt 19), 
und auch in Schriften von ehemaligen Sträflingen pennſylvaniſcher Anftalten, wie Schlatter, 
Corvin und Hägele 17), neue Beflätigungen. 

Alexis v. Torqueville, Mitglien der franzöfifgen Deputirtenkammer und des Granzöniicen 
Inflitutd, Berfafler ver claſſiſchen Schriften über die amerifanijhe Demokratie und über pas 
altfranzöfifche Regierungsſyſtem, ſchreibt (f. Würth, S. 381) anı 19. April 1843 water An- 
derm das Nachfolgende: 

„1) Bor allem ift e8 gut, das zu bezeichnen, was unbeftritten ift. Überall, in Amerife, in 
England, in Frankreich, und id, glaube in allen Ländern, wo man ji mit dem Gefängaij- 
weien beidäftigt, herrſcht volle Übereinkfimmung darüber, baf die Einführung des Zelle: 
foRems in Gefängniffen für den Unterfuhungsarreft nur Bortheile darbietet und gar feine Un⸗ 
zukoͤmmlichkeiten zeigt. 

2) Au ‚hierüber befteht vollftändige Einigkeit unter allen Gefängnipkundigen, daß dat 
Zellenſyſtem in ven Gefãngniſſen für Sträflinge, die blos auf kurze Zeit, z. B. auf ein bis zwei 
Jahre verurtheilt ſind, nur heilſame Folgen haben kann; denn die Erfahrung bat auf eine um: 
widerlegliche Weife bewieſen, daß die Einzeldaft, wenn fie ſich nicht über ein oder zwei Jahır 
ausdehnt, Feine üble Wirkung weder auf die phyfiſche Befunpheit nod auf das Beifteönermögen 
der dieſem Syſteme unterworfenen Steäjlinge äußern kann. Ich wieverhole. daß über Diefen 
Bunt die ganze Welt einig if. Selbft jene Staaten Amerifas, melde dad Syſtem der verein⸗ 
zelten Haft in Gefängniſſen für mehrjährige Strafen zurüdgewieien haben, wendeten es weh 
auf Befängniffe für Angeklagte und zu kurzen Strafen Berurtheilte an. 

Ich gehe daher ſogleich auf die Gefängnifle über, welde für lang dauernde Strafen beftimmt 
find, und id für meine Perfon zweifle nicht, daß das Soflem ver Einzeleiniperrung auch iz 
dieſen eingeführt werben folle. Meine Gründe find in Kürze folgenve: 

1) Erfilich iſt zu bemerken, daß Alle, welde nad und nach von den europäifchen Regierun: 
gen, von Fraukreich, England und Preußen u. |. w. nad Amerika geſchickt wurben, um die Wir: 
Zungen des Zellenſyſtems zu unterfudhen, als entſchiedene Anhänger dieſes Syſtems zurüd: 
gefommen find, nachdem ſie es in Wirkſamkeit geſehen hatten; eine Thatſache welche um fe 
merfwürbiger iſt, da mehre diefer Commiſſare, unter andern Dr. Julius in Berlin, mit jehr 
ausgeſprochener Abneigung gegen die Einzelhaft dorthin reiſten. 

Dies war auch bei mir der Fall. 

2) Berner ift es bemerfenswerth, daß dieſes Syſtem nach und nach die Stimmen faſt aller 
Praktiker in England und Frankreich für ſich gewonnen Hat. Faſt alle neuen Gefängniſſe Eng: 
lands find nach dieſem Syſteme erbaut, insbeſondere alle, welche ver Staat errichtete. In Fran: 
zei) baut der Minifter des Innern blos Gefãnguiſſe nach dem Zellenſyſtem und verweigert ſo⸗ 
gar den Departements die Ermächtigung, nad) einem andern Plane zu bauen. Alle franzd: 
ſiſchen Generalinfpectoren der Gefängnifle, mit Ausnahme eined einzigen, find Anhänger des 
Syſtems der Einzeleinfperrung. Sie fehen alfo, daß in den Ländern, die fi mit dem Gefäng- 
nißweſen am meiften beichäftigt haben, faft alle Theoretiker und Praktiker dieſem Svſteme ben 
Borzug geben. Died erzeugt gewiß eine mächtige Vermuthung zu Gunften diejes Syftems. 
aſſen fie und der Sache jegt auf den Grund jehen: 

4) Unter allen Gefängniffen ift in einer Anflalt nach dem Zellenſyſtem eine gute Didciplin 


16) Barrentrapp, „Anefchnfbericht an vie Geſetzgebende Berfammlung (zu Frankfurt), 27. — 

5"; Faeßlin, „Die Einzelhaft u. |. w.“ S. auch deſſen „Beziehungen bes neuen babifchen Stra 

es zum Bonitentiärfoftem” (Karlsruhe 1853) und „Das neue Männerguihtbans u. ſ. m“ a Ye 
H ruhe — „Commiffionsbericht und die Verhandlungen der zweiten Kammer ia Württems 
erg“ (1 . 
17) Schlatter, „Das Syſtem der @inzelhaft n. f. w.; Stimme eines Gefangenen“ (Manhein, 
2. Ausg., 1856); orsin, „Die Einzelhaft und das Zellengefängniß in Bruchfal” (Hamburg 1857); 
Hägele, „@efaheungen in einfamer und gemeinfamer Haft" (Leipzig 1857) 
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tum Teichteften zu begründen und aufrecht zu erhalten. Wenn die Maſchine einmal gut aufge- 

jogen. iſt, fo geht fie von ſelbſt. Dies tft ein ſehr großer Vortheil, wenn es ſich dartım handeit, 

ein vollſtaͤndiges Gefãngnißſyſtem bei einem großen Volke einzuflihren, deſſen Regierung nicht 

jedem einzelnen Strafhauſe eine unausgeſetzte Aufmerkfamkeit widmen kann und daher ein 

er wählen muß, das zu feiner Wirtſamtei nicht ein tägliches Einfgreiten der Regierung 
dar 

2) Jedermann gibt zu, daß das gFellenſyftem unter allen Syſtemen das gerignetſte iſt, um 
einen- tiefen @indrud auf das Gemüth des Gefangenen hervorzubringen und vieſen beſſet gt 
machen. Allein ed Hat in meinen Augen.einen noch entſchiedenern Vorzug. Es ift das einzige 
Syſtem, welches verhindert, daß der Gefangene ſchlechter werde. Alte Gefängniffe machen bie 
Sträflinge ſchlechter, als fie bei ihrem Eintritte in dieſelben waren; nur die Zellgefängnifſe 
geben die abfolute Garantie, daß Derjenige, welcher darin angehalten wird, nicht ververbter 
außtreten werbe. Ich meinestheils ftelle dieſe Gewißheit weit höher als bie Wahrſcheinlichten 
einer Beſſerung, auf welche die meiſten Philanthropen ſo hohes Gewicht legen. 

3) Das Zellenſyſtem iſt überdies das einzige, welches verhindert, daß ſich die Gefangenen 
in der Strafanſtalt kennen lernen und dajelbft jene Vergeſellſchaftungen von Miffethätern ae 
nlipfen, wodurch die bůrgerliche Geſellſchaft ſo viel zu leiden hat. Auch über dieſen Punkt ge 
währt dieſes Syſtem allein eine abfolute Garantie. 

Diefe Bortheile And einleuchtend. Welches find nun bie Übelftänve, melde man son biefem 
Sufteute zu beforgen hat? 

1) Die Koftipieligkeit ver Zellengefängniffe. Es ift wahr, daß ver Bau eines ſolchra 
Befängniffes mehr ald der eines anvern koſtet. Allein es iſt dabei zu beruͤckſichtigen, erſtlich, 
daß die darin Angehaltenen nur felten rüdfällig werden, und zweitens, daß die Strafe, welde 
man darin auöfteht, fireng genug ift, damit bie Gefängnipftrafe kürzer fein könne. Die Som: 
miſſion der Deputirtenfammer, deren Berichterftatter ich im Jahre 1840 war, machte ven Vor 
ſchlag, gleichzeitig mit der Einführung des Zellenfaftem® die Dauer aller Gefängnißftrafen nad 

einem fehr anfeßnlihen Verhältniffe zu reduciren. Weniger Rückfälle und weniger Sträflinge, 
Died find die zwei großen Erfparungdquellen bri dieſem Syſteme. Es gibt aber noch eine andere 
Grfparungsurfadhe, die hier befprocen zu werben verbient. Ein nad dem Penuſylvanifchen 
Syſtem gebauted Gefängniß kann jedem andern Gefängniß angepaßt werben, wogegen ein 
wicht für die beftännige Einzelhaft erbautes Gefängniß nur wit außerordentlich großen "often 
daflir geeignet gemacht werben Fann. 

2) Man hat vorgegeben, daß bie Veſchäftigung ver Gefangenen in der Einzelhaft Schwie⸗ 
rigkeiten habe. Die Erfahrung hat das Gegentheil bewieſen: unter dieſem Syſteme lernen die 
Gefangenen ſchueller ein Handwerk und üben es fleißiger aus. 

3) Man Hat ferner behauptet, daß es bei dieſem Syſtem unmoͤglich ſei, die Gefangenen 

den Ceremonien des Gottesdienſtes beimohnen 34 laſſen, was beſonders in katholiſchen Läudern 
ein großer uͤbelſtand wäre. Die Erfahrung hat auch davon das Gegentheil bewieſen. Die 
Sellengefängniſſe, melde eben jept in Frankreich gebaut werben, find fo eingerichtet, daß alle 
Gefangene, ohne fi untereinander zu fehen, den Priefter am Altare ſehen und feine Stimme 
hören können. 

4) 3% komme zu der großen Einwenbung, bie allein meiner Meinung nad) von Gewicht 
tft. Man behauptet, daß das Zellenfoftem ver körperlichen und geiftigen Geſundheit ver Sträft 
linge ſchaͤdlich fei. 

Was die koͤrperliche Geſundhelt betrifft, fo iſt das Gegentheil durch Thatſachen erwieſen. 

Die Zahl ver Todesfälle in den Zellengefängniſſen war bißher Heiner als in den ältern Ger 
fängniffen Amerikas und in ven gegenwärtigen Steafanftalten von Frankreich; ja fie ift fogar 
geringer als die Sterblichkeit, welche in unferer Armee in Friedenszeiten herrſcht. Was kann 
man von dem Staate noch mehr begehren? - 
In Betreff der geiftigen Gefundheit der Gefangenen ift es gewiß, daß bad Zellengefängniß 
zu Philadelphia einige Bälle von Geifteöftörungen aufzuweifen bat; allein ein tieferes Gtur 
dium ber amtlichen Ausweife lehrt, daß in ven meiften Fallen vie Geiſteskrankheit ſchon vor der 
Anpaltung vorhanden war. Diefe Thatſache erklärt fid leicht, wenn man bevenkt, daß ed in 
Amerifa faft feine Irremanftalten gibt, und daß die Richter deshalb oft Perfonen, welche Wer 
gehen begingen, felbit dann in die Strafanftalten ſchicken, wenn es auch nicht erwiefen ift, daß 
diefelben ven vollftändigen Gebrauch ihrer Vernunft gehabt haben. 

Man darf auch den Umſtand nit aus ven Augen verlieren, daß bad Syſtem der Einzel⸗ 
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„haft, wie ed in Philadelphia gehandhabt wir, von dem Hier empfohlenen und in Fraukreich 
bereits in Wirkſamkelt befindlichen Syfteme in vielen bedeutenden Zügen abweicht. Die Grün⸗ 
der des Gefängniffes zu Philadelphia Hatten nur vie Einſchüchterung zum Zwecke; ihre Abficht 
ging nicht blos dahin / die Gefangenen von der Geſellſchaft von Verbrechern zu trennen, ſondern 
fie in die tieffle Einfamfeit zu verſenken, fie vollftändig von der Welt abzuſondern und gleichſam 
“gänzlich von der menſchlichen Geſellſchaft zu entfernen. 

88 ift begreiflich, daß bei einer folhen Behandlung vie Einbildungskraft mancher (übrigens 
voch nur fehr weniger) Gefangenen Überreizt wurde. In Frankreich geht man von einem ganz 
andern Geſichtspunkte aus, Man hat bei der Anwendung des Zellenſyſtems nur die Abficht, 
den Sträfling von ver verderblichen Gefellihaft anderer Verbrecher abzufondern. Weit entfernt, 
ihn aud) von der Geſellſchaft ehrbarer Leute zu trennen, fucht man vie Berührungen beffelben 
wit ſolchen Leuten auf alle Weife zu vervielfältigen. Alle Gefängnißvorſchriften ſtreben dahin, 
Die Berührungen zwifchen dem Gefangenen; und feiner Familie, wenn fie ehrbar if, dem Ge— 
fängntgvirector, den Auffehern, dem Lehrer, dem Beiftlihen, den Werkführern, den milden 
Geſellſchaften und überhaupt mit allen Berfonen zu erleichtern, welche fih aus Menſchenliebe 
oder Frömmigkeit mit den Gefangenen befäftigen wollen. ö 

Übrigens ift diefes Syſtem im Jahre 1839 der Prüfung der parifer Akademie der Medicin 
unterzogen worden, welche erklärte, daß die Einzelhaft, wenn fie auf ſolche Art angewendet wird, 
weder das Leben ber Gefangenen verkürzt, noch ihre Vernunft in Gefahr fegt.18) 

Nach allem Diefen bin ich feft überzeugt, daß das Syſtem der Einzelhaft, welches nad 
dem Gefländniſſe Aller das einfachfte in feinen Vorgängen und das wirkfamfte in Betreff ver 
moralifhen Einwirkung auf die Gefangenen iſt, dem Auburnfchen Syſtem unendlich vorzu⸗ 

eben ſei.“ 
# Guſtav v. Beaumont, ebenfall® vormaliged Mitglien der Deputirtenlammer und des Fran: 
öffnen Inftituts, flimmt den Anfichten Tocqueville's vollftändig bei und jagt unter Andern. 

„Aus einer genauen Prüfung der Syfteme und der in Frankreich ſowol ald in andern Län- 

dern gemachten Erfahrungen geht für mich die tieffte Überzeugung hervor, daß das Syſtem ver 
gänzlihen Abfonderung der Oefangenen untereinander bei Tag und Nacht jedem andern Soften 
und inäbefondere dem der Abfonderung bei Nacht mit gemeinſchaftlicher Arbeit bei Tag vorge: 
ziehen fei. Je mehr man über diefen Gegenſtand nachdenkt, vefto mehr erkennt man, daß jer 
Berührung der Gefangenen untereinander eine nothwendige Veranlaflung gegenfeitiger Wer 
ſchlechterung ift. Es gibt nur Ein Mittel, viefe Anſteckung zu verhindern, nämlich jene phyſtſche 
and geiftige Sommunication unter ven Gefangenen hintan zu halten. 
- In Betreff der gegen dieſes Syſtem in feiner Anwendung auf langzeitige Gefängnifftrafen 
‚erhobenen Einwendungen bitte ich Sie nicht zu vergeffen, daß dieſe Cinwürfe, welche Er einer ges 
wiffen Zeit einigermaßen gegründet waren, heutzutage vor den bedeutenden Anverungen 
ep find, durch welche man Das, was in dem Syſtem allzu ftreng und abfolut war, mobi: 
Feirt Hat. 

Dan fieht täglich die Einwendungen verſchwinden, welche man anfänglich einem Syſteme 
gemacht hatte, das, um recht gewürdigt zu werben, nur gut gekannt zu fein braucht. Es ift inder 
That das einzige Syſtem, welches fichere Vortheile varbietet. Jede Bemühung, das Stillſchwel⸗ 
gen und die Abweſenheit moralifcher Beziehungen unter vereinigten Gefangenen aufrecht zu er⸗ 
Balten, ift eine wahre Ghimäre. 

Noch muß ich zwei Punkte bemerken, welche für die Gefangenen felbft von größtem Nugen 
and für Die Regierungen von der höchſten Wichtigkeit find. In einen Gefängniß, in welchem bie 
Gefangenen voneinander abgefondert find und fein Complot miteinander verabreden Bönnen, 
iſt jedes Entkommen eines Sträflings unmoͤglich. Der fo iſolirte Gefangene if der Geſellſchaft 
gegenüber in den Zuftand ver größten Schwäche verſetzt.“ 

In noch ausführliherm Gutachten beftätigt das Frühere Herr de Meg, Director einer Straf: 
solonie, der ebenfalls im Auftrage der Negierung die amerifanifchen Anftalten unterſuchte. Er 
fagt unter Anderm: 

„Ich kann nicht glauben, daß bie Abſicht des Geſetgebers dahin gegangen fei, daß die Strafe 
die Folge habe, Denjenigen, der einmal einen Fehltritt begangen hat, bis zur äußerſten Grenze 
der Schlechtigkeit hinzufuͤhren und, ſagen wir e8, ohne mit den Worten zu ſpielen, ein Cortec⸗ 





= A 
18) Mit diefem Gutachten waren insbefundere auch einverflanden Esquirol, der es verfafte, und 
Barifet, zwei der allererfien jept lebenden ae “ ? “ IR 
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tionshäus in einen Ort der Verderbniß unizuwandeln Man weiß leider bei ver Geneigtheit des 


Menſchen zum Böfen, daß immer der Schlechte auf den Guten einwirkt. Es ift damit im Mora- 


liſchen wie im Phyſiſchen. Man werfe ein Gold- und ein Vleiftück in einen Sad und ſchuttele 
fie eine Zeit lang durcheinander, fo wird die Oberfläche des Goldſtücks mit Blei überzogen er— 


scheinen. Wenn man aber, um einen von der Peſt leicht Ergriffenen zu Heilen, ihn mit einem 


durch und durch von der Peſt Angeſteckten in Berührung brächte, würde e8 Jedermann für Bar- 
barei erklären, und mit Recht. So viel in Betreff des Einzelnen. Wenn wir aber das Intereffe 
der Geſellſchaft betrachten, fo iſt dieſes noch weit mehr gefährdet. Wenn die Geſellſchaft ein In= 
dividuum aus ihrer Mitte ausfcheidet, handelt jie aus einem Beſtreben für die Erhaltung ver 


Maſſe, weil fie beforgt, daß diefes Individuum die Sicherheit derfelben gefährde. Statt deſſen 
“aber verdoppelt, ja verdreifacht fie feine Mittel zu ſchaden, durch die Kraft der Verbindung mit 


Andern, bie fie ihm verichafft ; fie vollendet feine Erziehung im Böſen, fie jegt ihn in den Stand, 
feine Theorie zu vervolllommnen; mit einem Worte, ſie weiht ihn ganz für das Verbrechen ein. 
Man kann das Stillſchweigen des Auburnfchen Syftems in dev Theorie zugeben, was aber feine 
Anwendung betrifft, jo gibt e8 feinen redlichen Praktiker, der an die Möglichkeit der Aufrechthal⸗ 


“tung deffelben glaubt, und zwar ſelbſt mit Hülfe der körperlichen Züchtigung, welche für Denjeni= 


gen, der fie anwendet, ebenſo herabwürdigend wie für den Gezüchtigten felbft ift. 

Die Erfahrung hat bewieſen, mit welcher Leichtigkeit ſich die geringfte Neuigkeit im Innern 
der Strafanftalten fortpflanzt. Ich habe durch einen Sträfling in den nad) dem Auburnſchen 
Syſtem eingerichteten Gefängniffe Sing-Sing erfahren, daß er den Zweck meines Beſuchs 
von einen feiner Strafgenofien, den ich etwas früher befragte, vernommen hatte. Im Gegen- 
teile wußte man in dem Gefängniffe Georg- Hill unter dem Pennſylvaniſchen Syftem gar nichts 
von dem Dafein der Cholera, während die Stadt Philadelphia von diefer Geifel verheert 
wurde. Wenn es aber ertwiefen ift, daß die Aufrechthaltung ded Stillſchweigens unmöglich und 
der Bruch defjelben unvermeidlich ift, ift es nicht eine Oraufamkeit, Leute in die Nothiven- 
digkeit, der Verfuhung zu unterliegen, zu verfegen, um. jle dann ohne Nachſicht beftrafen zu 
können?’ (Und, fege ich ald VBerichterftatter Hinzu: verſchlechtert man nicht die Gefangenen, 
ftatt fie zu beffern, wenn man fie zu ſolchen Oualen des Tantalus verdammt und fle zu täglichen 
Geſetzeswidrigkeiten verführt und gegen die Peiniger des Staats, alfo gegen den Staat empört 
und zum fortdauernden Kriege reizt?) De Met fährt fort: „Gehen mir aber weiter; geben wir 
ſelbſt zu, daß mittel der Peitfche over auf was immer für eine andere Weife das Stillfhweigen 
in ven Arbeitsfälen erreicht werden könne, jo muß man doc anerkennen, daß diefe fo ftrenge Be— 
handlungsweiſe in der Kranfenabtheilung nicht eingeführt werden Fan. Sollte man den 
Unglücklichen ſogar auf dem Bette des Schmerzes ftrafen und feine Leiden dadurd vermehren? 
Nein, ohne Zweifel wird man dort die Gefprädhe dulden müffen, teil e8 unmöglich ift fie zu 
verhindern. 

In einer gewiſſen Zeit werden faft alle Sträflinge nad) und nad) in die Kranfenabtheilung 
kommen; fie wiffen ja, wie fie dahin gelangen können, wenn fie wollen; und dort werben noth— 
wendig jene Verbindungen angeknüpft werben, die man eben zerftören will. - 

Die Gefangenen können überhaupt vielleicht Feine langandauernden Geſpräche führen, aber 
fie können ſich jagen, was fie einander mitzutheilen das größte Intereffe haben, d. i fie können 
ſich fagen, was für die Gefellfhaft das Gefährlichſte ift. Es würde daher zwiſchen dem heutigen 
Zuftande und dem neuen Syftem, weldes man einführen wollte, nur ein geringer Unter- 
ſchied fein. Die Unmöglichkeit des abfoluten Stillſchweigens ift Feine Frage; fie ift eine That— 
ſache, welche felbft bei ven wärmiten Anhängern des Auburnfchen Syftems anerfannt wird. 
Wenn aber die Öefangenen ſich ihre Gedanken mitteilen können, von welder Beſchaffenheit 
glaubt man wol, daß diefe Mittheilungen, dieſe Vertraulichkeiten fein werden? Gewiß nur Pas 
volen der Vereinigung, Signale ver Empörung, Zoten, Hohn, Läfterungen, Drohungen gegen 
die Auffeher und Vorfteher ver Anftalt werden über die Lippen der Sträflinge fommen. 

Nückfichtlicd ver Gefundheit geht aus den Protofollen, welche Dr. Bache, der Enkel des be— 
rühmten Franklin, als Gefängnißarzt führte und welche ich in meinem Bericht an die Minifter 
anfügte, hervor, daß in dem Gefängniß zu Philadelphia die Sterblichkeit nicht nur Fleiner als in 
der Stadt ſelbſt und unter der freien Bevölkerung von Philadelphia war, fondern auch), daß unter . 
ven aus demfelben ausgetretenen Sträflingen kaum 13 ſich minder gut als bei ihrem Eintritt 
in die Anftalt befanden, 166 in demfelben Gefundheitszuftande und 78 fogar geflinder und 
ſtärker als zur Zeit ihrer Verhaftung waren. 

Alle jugendlichen Sträflinge in la Roquette find der Einzelhaft bei Tag und Nacht unters 
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worfen, und dieſer Verſuch, mit welgen man im Intereſſe der Kiuder fehr zufrieden fein Tan, 
hat auf ikren phyfijgen und geiftigen Zufland feinen ſchädlichen Einfluß gehabt, und man weiß 


- Doß, wie viel nothwendiger Luft und Bewegung für Rinder als für Erwachſene find. 


Das Gefängniß la Roquette ift gegenwärtig das einzige, was bisher dem Syſteme ver Cin⸗ 
zelhaft unterworfen wurde, nachdem man bie fh verderblich erwieſene frühere auburnſche Cin⸗ 
richtung beſeitigt hatte, und ich kann ſagen, daß in den fünf Jahren, während welder ich 
Mitglien der überwachungscommiſſion diefer Anfalt war, nit Gin Fall von Geiflesflörung 
darin vorgefonmen ifl. 

Denn man übrigens in einer fo beftrittenen Frage die Zeugniffe abwägen will, fo glaube 
id, wird man nit mehr ungemwiß bleiben, welcher Meinung man ich anſchließen foll. Alle Die- 
jenigen, welde in die Vereinigten Staaten gegangen find, um ſich felbft durch Anſchauung von 
Thatſachen von den Bor- und Nachtheilen ver Einzelhaft zu überzeugen, find für dieſelbe, und 
Die geringe Zahl ver Gegner dieſes Syſtems beſteht nur aus ſolchen, die es nicht in Wirkſamkeit 
gefehen Haben. Man darf nicht glauben, daß die erjtern die Thatſachen nach einer vorausgefaß- 
ten Anfiht beurteilt haben, daß fie dieſe Anſicht durch die Thatfachen nur beflätigen wollten. 
Im Begentheile jind alle ald entſchiedene Gegner dieſes Syſtems nad Amerika gereift; fo wie 
Serten Dr. Julius, als Abgeoroneter von Preußen, Grawford, als Gommiffar ver engliſchen 
Regierung, und Beaumont und Torqueville im Auftrage der franzöjifchen Regierung. Wenn 
ich auch meiner dabei erwähnen darf, fo kann ich fagen, daß ich ſelbſt gegen vie Einzelhaft fo ein- 
genonmen war, daß der Minifter, ald er mir ven Auftrag, nach Amerika zu gehen, ertheilte, mir 
bemerkte, wenn ich mit einer jo vorgefaßten Meinung reifen würbe, fo jei zu beforgen, daß id 
die Thatfachen gleihfam nur durch die Öläfer meiner Anſicht ſehe und fie nicht mit der wünſchent⸗ 
werten Unparteilichkeit prüfe. 

Man wendet ein, daß der Unterricht in einem Handwerke in der Einzelhaft größere Schwie⸗ 
tigfelten als bei der gemeinſchaftlichen Anhaltung der Sträflinge darbiete, daß ſogar nur eime 
Heine Zahl von Handwerken in ver Einzelzelle betrieben werben könne. 

Herr Pradier, welcher 30 Jahre hindurch Arbeitspachter in Befängniflen war, 3ä6lt 77 Sand⸗ 
werke auf, weldye in ver Einzelzelle betrieben werben können. 

Herr Bouillet, Deputirter und Director des Gonfervatoriumd der Künfle und Gewerke, 
wurde von dem Minifter des Innern hierüber zu Rathe gezogen und nahm feinen Auſtand zu 
erklären, daß die Abfonderung der Arbeiter nur zur Vollkommenheit ver Arbeit beitragen koume 
Inden der Genius des Böfen feinen ſchädlichen Einpup überalf, wo die Sträflinge in Gemein- 
{haft find, fühlbar macht; ver fleißige und forgfältige Arbeiter wird von feinen Kameraden ver- 
fpottet und bald ahmt er fie nad. 

Die Einzelpaft ift nicht minder günftig für ven Erfolg des Handwerks, welches der Sträf: 
ling barin erlernt, als für die Beförderung der fittlihen Befferung und des Religionsunterrichts. 
Unter dem Ginfluffe ver Nothwendigkeit und Überlegung (und wenn man bie Eigenheiten 
des Sträflings berüdfihtigen kann) wirb der Unterricht der Werkführer ſowol ald des Beif- 
lichen viel mehr Früchte tragen ald die noch fo oft wiederholten Imterweifungen in Den ger 
meinſchaftlichen Werkftätten, wo der Geiſt der Sträflinge beftändig von andern Gedanken abge 
zogen wird, 

Der Sträfling (dem man foviel als möglich die Wahl des zu erlernenden Geſchäfts läßt) hat 
dabei den Vortheil, daß er fich in feiner Zelle an Fleiß und an folde Arbeiten gewöhnt, welde 
nicht dad Zuſammenwirken mehrerer Individuen erfovern, daß er daher nach feiner Entlaflung 
nicht gezwungen fein wird, in Werfftätten, aus melden ihn das Vorurtheil zurückweiſen Könnte, 
Beſchäftigung zu fuhen, 

brigens wird bie Überzeugung, daß der Gefangene ſich durch die Strafe beffern konnte und 
müßte, daß er fi dadurch feine größere moralifche Verderbtheit zugezogen, die öffentliche Mei- 
nung nadfihtiger machen und ven Fabrikherren geflatten, ihre Werkftätten folgen Übertretern, 
welche die Probe eined pennſylvaniſchen Gefängniffes überſtanden haben, zu öffnen. Glücklich 
das Syſtem, welches im Intereffe ver Geſellſchaft jelbft vie Wirkung der Strafe zugleich mit ber 
Strafe ſelbſt aufhebt! Die Wohlthätigkeitsgeſellſchaften zur Unterflügung entlaflener Sträf- 
Tinge, welche fi allenthalben vermehren und die unentbehrlice Ergänzung jedes Pönitentiare 
ſyſtems bilden, werben gewiß Denjenigen vorzüglich ihre Hülfe angeveihen laffen, weiche eine 
Tolde Behandlung für die Wohlthaten des Schugvereind vorbereiter hat. 

In Pennſylvanien ift die Dauer der Gefängnißftrafen jeit der Einführung ver Einzelhaft 
um ein Drittheil verfürgt worden. Ichwirde, wenn man es zweckmäßig fände, fogar in die Ab⸗ 
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Ehrzung derfelben um bie Hälfte einwilligen und doch ſelbſt die. fo gemilverte Strafe noch für viel 
wirkſamer halten, als ſie unter ber gegenwärtigen Geſetzgebuug iſt. Wer fieht nicht die mannich⸗ 
faltigen Vortheile ein, welche fi) aus dieſer einzigen. Thatſache ergeben? Mit einem dederzuge 
wäre hie Bevölkerung der Befängnifle auf die Hälfte herabgeſetzt. Weld eine außerordentliche 
GErfparnif für den Staatoſchatz! Zugleich aber aud eine Erſparniß am Leben des Sträflingd, 
welche eine größere Gleichheit der Strafe zwiſchen dem jungen Manne, der ohne großen Nachtheil 
einige Jahre feines Leben opfern kann und bem Greife bewirkt, welchen diefelbe Strafdauer 
factifch oft auf Lebenszeit verurtheilt. Tibrigens werben bie fürzern Strafen fich nicht nur gegen 
den Berbrecher als eine Wohlthat erweifen, ſondern auch gegen feine unſchuldige Familie, deren 
einzige Stüge ex nicht felten If. ; 

Einem der vielen an fi nicht Verworfenen, der vielleicht wegen einer Verwundung im 
Streit verurtheilt mürde, wird man fegt nicht die That, welche feine Berurtheilung nach ſich ge= 
zogen, vorwerfen, fondern die Folgen dieſer Berurtheilung, melde ihn mit dem Auswurfe bee 


Geſellſchaft in Berührung gebracht und ihm die gefährlichftien Bekanntſchaften verſchafft Haben, 


Er wird (mit feiner Familie) ein Opfer nicht feines Fehltritts, ſondern ver unbegreiflichen Ins 
sonfequenz der Gefellfchaft, melde den Menſchen, den fie befferm wollte und follte, nerberht sub 
An den Augen feiner Mitbürger gebrandmarft hat. Man fpricht von der Grauſamkeit des Sys 
ſtems der Einzelhaft; ich laffe Sie urtheilen, welches Syſtem das graufamere if. 

Da jede Zelle gleihfam ein vollſtändiges und abgeſondertes Gefängniß bildet, worin der 
Sträfling einer beſtändigen Aufficht unterworfen ift, fo wird es möglich fein, den Charakter une 
die Gemuͤthsbeſchaffenheit jedes Sträflings kennen zu lernen, ihm Die Rashfchläge und Etmun⸗ 
terungen zu ertheilen, welche nach feiner frühern Lebensweiſe, nad feiner Erziehung und feinen 
Gewohnheiten auf fein Herz Eindruck zu maden als beſonders geeignet erſcheinen. Mag fh 
aber auch der Sträfling befiern ober nicht, ſich auflehnen oder unterwerfen, Reue fühlen oder 
trogig in feiner Bosheit verharren, fo ift es immer eine iſolirte Thatſache, welche Die Schwelle 
der Zelle nicht überfchreitet und welche feinen Einfluß auf die allgemeine Ordnung und Dibchs 
plin der Steafanfalt ausübt, weder Ärgerniß erregt noch ein boͤſes Veifpiel gibt. Überdies iſt 


dieſe Strafe in ihrer allgemeinen Anwendung ber wahren Schuldbarkeit des Sträf⸗ 


a proportionirt, denn die Einfamfelt if um fo Härter, fe ſchuldiger und verberbter der Ger 
fangene ift. — 

Wenn die Religion nie zu dem Herzen des Sträflings geſprochen hat, fo gibt ed keine güms 
fligere Lage, um benfelben für ihre heiligen Bingebungen empfänglich zu machen. Allein mit 
deinem &ewiflen, welches man mit Recht vie Stimme Gottes genannt hat, wird er von ben guten 
Borfägen, die er faflen will, nicht durch den Spott feiner Kameraden abgewendet. Schon bie 
Bloße Gegenwart des Priefters ift rar ihn eine Wohlthat: er flieht in ihm einen Freund unb Ars 
ſter und wird um feine Befuche als um eine Gnade bitten. In dieſer Lage vereinigt ſich alles zu 
feiner Beflerung. Er wird in feinen Mußeſtunden von ſelbſt durch den Mangel einer Bejgäfte 
gung dahin gebracht werden, die heiligen Bücher, die man Ihn: in feine elle gegeben, zu leſen 
and zu überbenfen, und fo wird alles dahin abzielen, ihn über feine Pflichten aufzuklären nud 
zum Guten zu leiten.19) » . 

Bei folchen Borzügen ſchäme ich mich beinahe, die Geldfrage berühren zu müſſen. «Es gib 
wohlfelle Käufe, welde ven Käufer zu Grunde richten.» Wenn man aber bie zahlreichen übel⸗ 
flände und Mängel, welde das Syſtem der Gemeinfhaft der Sträflinge unfrugtbar made, 
abwägt, fo fommt man unausweichlich auf die Berechnung ber Folgen einer folchen verlovemen 
Ausgabe, wenn man nad) einiger Zeit der Erfahrung gezwungen wäre, ein mit großen Koſten 
eingeführtes Syftem aufzugeben, um ein anderes anzunehmen. Und wenn ed eriwiefen iſt, Daß 
die Erfparung, melde fi aus der Anwendung bed Syſtems durch deſſen abfchredenne und 
beſſernde Kraft und durch die hieraus folgende Verminderung ber Zahl der Verurtheilungen 
und der Häufigkeit ver Rückfaͤlle, ſowie durch die kürzern Strafzeiten von felbft ergibt, in mehren 
Beziehungen die Koſten ver Einführumg beifelben aufwiegen muß, fo fällt pie Cinwendung ven 
ſelbſt hinweg. Hierzu kommt noch, daß bei dem Zellenſoſteme feine gemeinſchaftlichen Speifefäle, 
Zeine Werkſtellen und Kranfenfäle nothivendig find, was alfo einen bedentenden Exfag für den 
hoͤhern Preis, welchen ber Bau der Zellen koflen kann, ausmacht. 





19) Alle Vortheile des Pennſylvaniſchen Syſtems für die Befferung und die Regeln für ihre richtige 
Br Bu Niemand vortrefflicher dafgeftellt als Livingſton In der Einleitung zu feinem „‚Gefänge 
wißgefegbud”. k 2 
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Einfach in feiner Deganifation und regelmaͤßig in feinem Gauge, hat das Syſtem der Eine 
zelhaft noch ũberdies den Vorzug, daß es feine heilſamen Wirkungen über bie Dauer ver Strafe 
hinaus erſtreckt, daß ed den entlaflenen Sträflingen das Geheimniß ihrer Schande ſichert und 
8 ihnen moͤglich macht, in das bürgerliche Reben wieber einzutreten, ohne zurückgeſtoßen zu 
werben, und ohne Störung das Gewerbe, momit ſle oft erit das Gefängniß audgeftartet hat, zu 
betreiben. Endlich macht ed auch bie Wahl ver Auffeher, welche feine Empörung zu befürchten 
haben, viel leichter, indem es ihre Aufgabe auf eine fehr einfache Überwachung befſchränkt.“ 

Herr Moreau Chriftophe, Generaliuſpector ber franzöflfchen Gefängniffe, der im Auftrag 
feiner Regierung vie amerifanifchen, die englifhen, ſchweizeriſchen und velgiſchen Befängniffe 
unterſuchte, erklärte fi Hierauf in feinem trefflihen Merfe „De la reforme des prisons“, 
©. 388: „Das Syftem befländiger Trennung ift das einzige, welches im Stande ift, gleichzeitig 
die Öffentliche Gerechtigkeit dadurch zu befriedigen, daß es ven Miffethäter für fein Verbrechen 
büßen macht, in der Freiheit lebende libelgefinnte, welche verfucht werben möchten, feinem Bei- 
fptele zu folgen, buch tiefe Scheu vor diefer Strafe abzuſchrecken, bie Verbreitung ver Anz 
ſtecung zu hemmen und die Verbeflerung des Verbrechers vermittelft der in ihm durch dieſe 
Strafe erweckten Reue zu veranlaflen. Diefes Syſtem iſt Daß einzige, welches alle Bedingungen 
einer vollfommenen Strafzucht erfüllt und deshalb nad) meiner Überzeugung an bie Stelle jedes 
anbern gefegt merben ſollte.“ - 

Der Generalinfpector der Gefängniffe und Wohlthätigkeitsanftalten von Belgien, Ducpe= 
tiaux, Berfafler eined großen Ichrreichen Werkes über die Gefängniife, ſchreibt an Würth: 

„Unſere Anftalten find, wie Sie ſich durch eigene Anſchauung überzeugt haben werben, wett 
entfernt, ven Ruf zu verbienen, deflen fie noch im Auslande geniehen. Sie find dem (Auburn= 
fen) Syſtem ver Gewmrinſchaft der Sträflinge bei Xage, jedoch unter der Herrfchaft des Still⸗ 
ſchweigens und der Abfonberung verfelben zur Nachtzeit unterworfen, und ich nehme feinen 
Anſtand zu fagen, daß fe ihren Zweck, von Verbrechen abzufchreden und die Gefangenen zu 
beffern, nur fehr unsollkommen erfüllen. Trotz unferer anhaltenden und angeftrengten Benüs 
Hungen, troß ber Verſtaͤrkung der Aufficht zieht die tägliche Berührung ver Sträflinge nothwen⸗ 
big ihr Verderbniß nad) ſich; die Rückfälle vermehren ſich ftatt abzunehmen, und die meiften gro= 
Gen Verbrechen, welche vor unfere Aſſiſenhoͤfe gelangen, find von entlaflenen Sträflingen verübt, 
welche ſich in den Strafanftalten Eennen gelernt und darin zu gemeinfchaftlichen Verbrechen vers 
bunden haben. 

Befragen Sie alle unfere Beamten, unfere Befängnigvorfteger, und Alle werben Ihnen ſa⸗ 
gen, daß das Auburnſche Schweigſyſtem ihrem Eifer und ihren Bemüͤhungen trogt, und baf fle 
won demſelben nichts für die Zukunft Hoffen; Alle werben ihnen beftätigen, duß nur in dem 
Syſtem der Einzelhaft das „Heil zu fuchen ift. Bemerken Sie wohl, daß ich nicht fage: in dem 
Syſtem ver Ifolirung. Diefer Unterſchied tft weſentlich, und nur weil man ihn nicht macht, ha⸗ 
ben die Gegner bes Trenwungsfuftems fo leichtes Spiel. ® 

Unfere ganze Gefängnigverwaltung ift dem Pennſylvaniſchen Syſtem zugethan; leider iſt 
es nicht ebenfo ver Fall mit unfern Rammermitglievern, welche manchmal ohne Kenntniß ver 
Thatſachen urtheilen. Deſſenungeachtet haben wir foeben eine Abtheilung nad) viefem Syſteme 
in dem Strafhauſe zu Aloſt erhgut, und im nächften Jahre werben wir wahrſcheinlich die bereits 
zu bauen begonnene Zellenabtheilung in dem Zuchthaufe zu Gent fortfegen. Zwei Fleine Gefäng- 
niffe zu Tongern und Oſtende find in der neueften Zeit nach dem Syſteme der Einzelhaft gebaut 
worden, und die Befängnifie von Lüttich und Verviers, deren Pläne bereits genehmigt ſind, wer= 
den nach eben veurfelben errichtet werben.” 

. Der berühmte Crawford, Gefängnipinfpector von Witteborgland, welcher felt Jahren für 
die Gefaͤngnißverbeſſerung lebte und wirkte, ſchreibt: ? 

„Es macht mir großes Vergnügen Ihnen mitzutheilen, daß die Meinung, bie ich ſchon lange 
in Beziehung auf das Syſtem ber Vereinzelung ber Sträflinge hatte, durch die Erfahrungen, 
welche man in mehren nad dieſem Syſteme eingerichteten Gefängniffen in England gemacht 
hat, auf das volltommenfte beftätigt worben ift. Je mehr ic) dieſen Gegenſtand betrachte, deſto 

tiefer werde ich überzeugt, daß das Syſtem der Einzelhaft das einzige ift, welches die großen 
Zwede der Strafe, nämlid) im Allgemeinen von der Begehung der Verbrechen abzuſchrecken, zus 
gleich aber auch den Übertreter zu beffern und auf ven rechten Weg zurückzuführen, zu erreihen 
vermag.” 

Der engliſche GefängnißinfpectorRuffell, zugleich Mitglied des Verwaltungsraths des penn⸗ 
ſylvaniſchen Gefängniffes Pentonville in London, ſchreibt: ! 
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MWor allem etlauben Sie uir Ihnen zu fagen, daß pie Meinungen, bie Igor {et mehren 
Jahren über das Gefãngnißweſen habe, nicht das Ergebniß der Speculation, ſondern der 
Erfahrung find, melde ih in Betreff des Charalters und der Wirkungen verſchiedener Gefäng- 
nißſyſteme bei ihrer Anwenbung im Großen gemacht habe. Ich hatte nämlich durch ſechs Jahre 
als Director des großen Gefängniſſes in Sonden und ſeitdem Durch acht Jahre als Iufpector der 
britiſchen Gefängniffe Belegenheit, die Syfteme der Geweinſchaft, des Still ſchweigens une der 
Vere inzelung fortwaͤhrend zu beobachten. 

In dem Gefängniſſe Milbank waren die Steäflinge waͤhrend der erſten Hälfte ihrer Straf⸗ 
zeit dem Syſteme der Einzelhaft unterworfen, während fie die übrige Strafzeit aber in Gemein— 
PHaft arbeiteten, weil man glaubte, daß bie in der Abſonderung erwerbenen guten Angewoͤhnun⸗ 
gen von Ordnung, Blei, Selbſtbeherrſchung und Gehorfam fie für das minder firenge Syſtem 
der Gemeinfhaft geeignet machen, fie von einem Misbrauche der ihnen durch Die Geſellſchaft 
ihrer Strafgenoffen dargebotenen Erleichterung abhalten und jle für ven Verkehr mit andern 
Menſchen und für die Verfuchungen, veuen fie bei Wiedererlangung ihrer Freiheit audgefehs 
wären, vorbereitet haben würden. Alle dieſe Erwartungen zeigten ſich gänzlich getäuſcht; denn 
während einerſeits der bödgefinute Gefangene mit ungebeffertem Sinn in die Geſellſchaft von 
feinesgleichen eintrat und abermals widerfpenftig und boshaft wurde, fah andererfeitd der gutge= 
finnte Sträfling in den neuen Umſtänden, in die er gebracht ward, eine beftänvige Verſuchung, 
feine guten Borfägen aufzugeben, aber gewiß keine Ermutfigung, fie zu behalten. Die Gefan⸗ 
genen ſelbſt fühlten fo tief die Überzeugung von ven Übeln ber Gefängnißgefellfegaft, daß fehr 
viele unter ihnen freiwillig um die Grlaubniß anfuchten, aus der Gemeinfchaft in das firengere 
Syſtem der Einzelhaft zurückzukehren, weit fie ſelbſt mit ihrem flumpfern moralifhen Sinne 
einſahen, daß eine folche Geſellſchaft ihnen wahrhaft ſchädlich war und jede Hoffnung der Beſſe⸗ 
zung zerflörte; denn wie fireng auch unfere Vorſchriften waren, um Geſpräche zwiſchen ven Ge⸗ 
fangenen zu verhindern, fanden wir doc bald, Daß dieſe Borfchriften ver beharrlichen Anftten= 
gung, womit die Sträflinge dagegen anfämpften, nicht gewachſen waren. 

Dad Syſtem des Stillfepweigens erwies fi in mehrfacher Beziehung als grauſam; ich will 

ier blos zwei Urſachen erwähnen: erſtlich, weil es die Mittheilungen zwiſchen menſchlichen Ge: 

höpfen, die man zwingt in Geſellſchaft zu fein, verbietet und fomit einem großen Naturgefege 
zuwiderhandelt; und zweitens, weil es die mit der Aufrechterhaltung dieſes Syſtems Beauftrag⸗ 
ten mit einer Gewalt bewaffnen muß, bie nothwendig der Stärke des Naturtriebes, den es ver⸗ 
geblich zu beſchränken verfugt, proportionirt ift. Die ganze Geſchichte bed Syſtems des Still: 
ſchweigens ift betrübenb, und es iſt ſchwer zu fagen, ob ed mehr wegen ber von ihm bewirkten 
Erbitterung aller Gefühle der Sträflinge, oder wegen feiner Tendenz, die Herzen ver Beamten, 
vie e8 vollſtrecken, zu verhärten, ihren Charalter zu verſchlechtern und ihren Geiſt zu verwirren 20), 
verdammt zu werben verbient. 

Das Syftem des Slillſchweigenẽ iſt auch koſtſpielig. Die Beſoldungen der Beamten machen 
einen großen Poſten in den Gefängnißausgaben aus, und dieſes Syſtem kann ohne ein ſehr zahl⸗ 
reiches Beamtegperfonal nicht durchgeführt werben. Dies ift aber nicht Alles. Die Strafen, 
welche, um dad Syſtem wirkſam zu machen, Häufig und fireng fein müflen, unterwerfen den Übers 
treter entweber einer verminderten Koft, wodurch feine Geſundheit, Stärke und Gonftitution lei⸗ 
den, wodurch alfo des Menſchen werthvollſte phyſiſche Güter verringert werben, ober fie verdam⸗ 
men ihn zu ver vollfländigften Arbeitslofigkeit in der Dunfelzelle, wodurch fie feinen moraliſchen 
and gewerklihen Gewohnheiten zuwiderlaufen. 

&8 ift aber auch ein verwideltes, complicirtes Syftem — eine Cinwendung, die ſchon ans 
dem Vorhergehenden fi ergibt. Die ganze Mafchinerie des Syſtems des Stillſchweigens iſt nur 
erbaut und in Bewegung gefegt, um einer Schwierigkeit zu begegnen, die tauſend verſchiedene 
Geſtalten annimmt. Sie muß ſich in die endloſen Raͤnke, Liſten und Auskunftömittel ſchicken, 
welche ber duch den Drang der Nothwendigkeit geſchaͤrfte menſchliche Witz anwendet, um pad 
Syſtem eines erzwungenen Verftummens zu vereiteln. 

Wie kann nun irgendein dauernd Gutes durd ein Syſtem bewirkt werben, dad den Gefan⸗ 
genen unabläffig plagt und quält, das jede Bewegung feined Koͤrpers, jede Bewegung feiner 


20) Belannt iſt es, daß der berühmte Gern Lynbts, ber Gründer bes Auburnſchen Epfeme, 
fpäter der Erbauer der auburnfchen Anftalt Sing:Sing, (7 ale Dirertor diefer Anfalt zulegt im 
zit gehe das ———— Schweigen fo verhärtete, daß er wegen empdrender Grauſamkei vor Ges 
sicht geftellt wurde. ß —— 








os Befferungbfizefe 


Wippen, ja jeden Blick feines Auges bewacht, blos um ihn durch Gizafe-gur verhinvern, ſeine Ge⸗ 
danken mit einem Mitgefhöpfe auszuwechſeln? — Es iſt unmöglich. Die Haufigen Sireitigfei- 
ten und Beſchwerden, vochhe dad Svſtem des Stillſchweigens erzeugt, weiche zu ſchlichten oder zu 
befeitigen taͤglich ein guies Städ Zeit fodert umd iu der That felten geſchlichtet oder beſeitigt wer⸗ 
den, ohne ein Gefühl erlittenen Unrechts zurückzulaffen, beweiſen klar, daß dieſes Syfkem als 
ein Mittel zar Vewirkung einer heilſamen Anderung in der Gemũthsbeſchaffenheit und Dem Be⸗ 
nehmen ver Gefangenen ganz kraftlos if. Was andererſeits den Zweck, Unterrebungen zu un- 
terdrücken, betrifft, fo find die Strafen, welche dieſes Syſtem anwendet und welche cbenfo viele 
Beweiſe von feiner Erfolgloſigkeit ſind, jo Kreng, und die Macht, welche es für feine Bollzieher 
in Aufpruch nimmt, iſt fo unverantwortli, daß Die öffentliche Meinung es nicht erträgt. Lim 
ſich alfo der Foderung eines aufgeflärten und wohlwollenden Zeitalters zu fügen, ift ed gepuun- 
‚gen, Die nothwendige Strenge feiner Disciplin aufzugeben. Das Syſtem ik naher auf das Di- 

lemma rebucirt: Entiveder läßt e8 in der Strenge feiner Borfchriften nach, und bann verliert es 

feine Wirkfamteit ; oder ed haudhabt feine Vorſchriften, und Dann flreitet es gegen die Gefühle 
wer verlegten Menſchheit. *1) 


21) Alles Bisherige beftätigt ausdrücklich auch einer der ebelſten und größten Staatsmänner. Der 
Minifter Lord John Rufe in feinem Eircular zu Gunften der Einführung des Pennſylvaniſchen Sy: 
flems in ganz England vom Jahre 1837 fagt gegen das Auburnſche Syſtem: „Sie werden ans dem 
Berichte über das G ip Toldbathſielde und aus der in bem Berichte des Gefängnipinfpertore für 
den nördlichen Bezirk enthaltenen Schilderung des Zuchthauſes in Wakeſield entnehmen, baf biefe Stra 
kr fehr zahlreich und außerordentlich läftig und peinigend (vexatious) find. Die Praris felbft if eine 

arke Einwendung gegen das Spftem, denn fle wechfelt mit den Strafen ungleichförmig in verſchiede⸗ 
nen Fällen, und die Strafe, welche ber richterliche Spruch verhängen wollte, wirb durch Zufügung 
nener Strafen verfchärft. 

Ein Gefühl beRänbiger Aufeegung wird ſowol durch bie Veobachtnug ber Borfchrift des Stillſchnwei⸗ 
gens ale auch durch bie Strafe für deren Übertretung aufrechterhalten. Die Strafgefangenen follten wor 
möglid ® einem ruhigen und unterwürfigen Gemüthszuflande gebracht werben, in welchem fie mit 
Muße über die Schlechtigkeit ihres frühern Lebenswandels nacjdenfen fönnten, wodurch einige Hoffe 
nung ihrer Beflerung gegeben twäre. Statt deſſen fperrt mag fie in Gefellfchaft ein und fobert fie, de 
nicht jede Mögfichfeit einer Mitteilung unter ihmen amsgefchloffen ift, gleichſam heraus zu einem bes 
ſtaͤndigen Kampfe mit der Staatsgewalt. Sie verlaſſen daher bie Strafanftalt mehr aufgereizt ale ges 
demüthigt durch die erlittene Strafe.” 

Das Faſten, welches eine von den oft verhängten Strafen if, hat häufig einen nachtheiligen Einfluj 
auf die Gefunbheit, während es doch bie Wiederholung der Übertretung nicht verhindert. 

In der vortrefflichen weitern Ausführung ber Verberblichkeit des abfolnt widernatürlichen Schweig⸗ 
ſhſtems von Barrentrapp (in feinem „Ausichußbericht”, ©. 19 fg.) verbindet berfelbe mit jenen frühere 
Zeugnifien anch viele neuere. Cie thun unmwiderleglich bar: 1) daß das Schweigen nirgends erzwungen 
werben fonnte; 2) daß die Zwangsmittel für daſſelbe lets barbarifch, gefundheitswidrig. und der Beffes 
rung feindlich wirken; 3) ja daß fie die Bosheit der Verbrecher herausfodern und reizen, weshalb auch 
boshafte Beichädigungen von Perfonen und Sigentfum, große Verſchwoͤrungen und Meutereien zum 
Mord der Directoren n.f. ww. in den auburnfchen Anftalten in Amerika an der Tagesorbnung find. Mitters 
maier in feiner „Befimgnißreform‘‘, ©. 3, berichtet wieder von einer neuerlichen Verſchwoͤrung von 60 
Sträflingen, welche in Neuyork ihren Vorſtand ermorden wollten. Die Aufieher find mit ſteis gelade⸗ 
uen Doppelpiftolen bewaffnet, ohne body in ſolchem ſcheußlichen verwilderten Kriegoſyſtem gegen boss 
bafte Verlegung ihrer Perfonen und der Anftalt ficher fein zu können. Diefe Zeugniffe thun endlich 
4) bar, daß die verbrecherifchen Verbindungen und Befauntichaften während der Dauer des Befäng: 
niffes und nach derfelben zahllofe neue Verbrechen und Kückfälle erzeugen. Doch hier mögen nur noch 

wei ber fachfundigften Zeugnifie fowol in Bezug auf die Krenge Durchführung des Schweigiyflems in 
ifa wie in Bezug auf die mildere in Europa fich gegenüberfichen. 

Trog der äußerften Strenge iſt die Durchführung bes Schweigens unmöglich, da, wie der große Ges 
feggeber Edw. Livingfton in feinem „Letter to Roberts Vaux on the advantages of the Pennsylva- 
nia system of prison discipline‘ (Philadelphia 1828), &. 8, mit Recht bemerft: „die vertworfenften 
Boſewichter jahrelang in ber nämlichen Werfflätte wenige Fuß voneinander arbeiten. Man fagt, eine 
range Zucht beuge dieſem wor, bie Entdeckten würben augenbliclich befiraft und bie Furcht vor neuen 
Strafen erhalte % ſchweigend. —— wird fie dieſelben machen, aber fie müßten ihre Natur nicht 
allein als Miffethäter, fondern auch als Menſchen ganz umändern, wenn fich nicht ihr erlangen fleis 
gerte, miteinander zu verfehren, fobalb nur irgendeine Möglicjfeit ba ift, dies unbemerft zu tun. 

Auplos wäre es aber zu leugnen, daß eine ſolche Möglichkeit flattfindet, nicht nur während ber Ars 
beit, wo ein an einen Andern, nur wenige Fuß davon Stehenden gerichtetes Wort bei dem Klange ber 
Hämmer und bem Geraͤuſch der Mafchinen nicht weiter gehört werben fann, als es gehen foll, ſondern 
auch längs des Marfches in Reihen zur Arbeit und von berjelben, wo die Lippen jedes Sträflings nur 
wenige Jolle von dem Ohr feines Vordermanns entfernt find, welche Stellung unendlich wohl darauf der 
rechnet ift, das Wort der Empdrung fortzupflangen, oder Berabredungen über Zeichen bes Einverſtänd⸗ 

niſſes von einem Ende ber Linie bie zum andern mit eleftrifher Schnelle zu überbringen. Der Verſuch, 
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Das penn fylvaniſche Bereinzelungsfuften dagegen iſt ıntt Erfolg zur Anwenbung gekom⸗ 
men. Wo immer in der Wirkſamkeit dieſes Syſtems ſich ein Mangel im Exfolg zeigte, da inns 
ten wir nachweiſen, daß er von ber Bernadläfftgung ober unzwertmäßigen Beranftaltung manz. 
er Einzelheiten herrichrte, die nach unferer Überzeugung und wiederholten Erklaͤrung für eine 
erſolgreiche Annahme dieſes Syſtems weſentlich fin. 

Die öffentliche Meinung, welche, ſolange der Plan nicht unterſucht war, ſich Dagegen aus⸗ 
ſprach ober ganz gleichgültig blieb, wird ihm tägkich günftiger, ſodaß in ven fegten vier bis fünf 
Jahren kein neues Gefängniß gebaut und Feine Anderung ſeibſt in. fhon befiehenden Gefängs 
niffen andere als nach dem Bereimzelungsfoftem vorgenommen wurde. So groß iſt der praktiſche 
Fortſchritt, welchen das Syſtem während dieſer Zeit bei und gemacht hat, daß nahe 6000 Zellen 
theils fon gebaut, thells tm Bau beguiffen, theils bereits zu bauen befohlen find, alle von glei= 
her Große und nad Einem Brineip, nämlidy dem der @inzelhaft, wie e8 in dem Pentonville-Ge⸗ 
fängntß durchgefuͤhrt If.“ j 

Der tüchtige erfahrungsreiche Gefängnißbeamte endigt fein Gutachten mit ver ErMärung 
feines frendigen Bewußtſeins, zu einer fo wichtigen Verbefferung in feinem Vaterlande mitge= 
wirkt zu haben, und dem innigften Wunfche ihres Sieges auch in andern Ländern, und fagt 
ſchließlich: „So lang dieſes Schreiben ift, fo wäre e8 mir doch leichter, es noch Länger zu machen, 
als e8 abzufürzen, denn vie Gründe zu Gunften des Vereinzelungsſyſtems, bie meinem Geiſte 
vorſchweben, find fo zahlreich, daß es mir ſchwer ifl, fie alle aufzuzählen. Ic begnüge mich daher 
damit, zu fagen, daß ich durch Anempfehlung dieſes Syſtems eine Nationalwohlthat zu befoͤrdern 
ſuche. Bon diefem Syſteme kann ich wahrlid jagen: « Esto felix, praevalens et perpetual»” " 

Dieſes Ift die Sprache ber waͤrmſten innigften Überzeugung, ja faft die Sprache ver Begei⸗ 
flerung, und viefes bei erfahrenen, zum Theil bei ergrauten Gefhäftsmännern! Beachten wir 
dieſe Sprache, jedoch miöverflehen wir fie nicht. Diefe Männer wollen gewißlich nicht ſagen, 
und ebenſo wenig auch wir, daß das Trennungsfyflem ein volltommenes Inftitut ſei, wie es ja 
überhaupt unter dent Monde kein foldes gibt: Mängel, Bevenklichkeiten und Gefahren hat jede 
menfchlihe Schöpfung, und fiher auch diefe. Und vollends hielten jene Männer das penn⸗ 
ſylvaniſche Gefängniß für Feine angenehme Sache. Ach nein, Strafanftalten find feine Hespe⸗ 
ridengärten. Ind flcher, unfere alten Zuchthäuſer mit ihren alten @ifenftrafen und ihrer Zucht⸗ 


biefe leichten Gelegenheiten zum Verkehr unſchaͤdlich zu machen, muß, obgleich er niemals volkändig 
gelingen Tann, dadurch unterftüßt werden, daß eine unbefchränfte Gewalt in bie Hände nicht allein des 

iorflehers, fondern jedes untergeorbneten Waͤrters gelegt wird. Augenblickliche Beftrafung durch das 
Ueberziehen von Schlägen, darauf beruht die ganze Einrichtung. 

Jeder Wärter, ſelbſt von unternr Range, bat das Mecht, die Gefangenen ji ſchlagen. Er braucht 
nur eine unehrerbietige Bewegung, einen Blick des Einverſtaͤndniſſes zu bemerken, fo gebietet ihm ſeine 
Pflicht die Anwendung der Peitſche, und zwar ohne ſich deshalb an die Direction wenden zu muͤſſen. 
Seine Behauptung, gefehen zu haben, wie ein ®efangener einem andern ein Zeichen machte, genügt; 
der Gefangene mag leugnen oder vorgeben, er habe nicht die Abftcht gehabt, gegen die Hausorbnung zu, 
verftoßen, man Terlägt ihn und zwar nicht nur, als wenn bie Anflage betätigt wäre, ſondern — mit der 
ſcheußlichſten Tortur — auch bis er die Wahrheit der That, deren man ihn anflagt, eingeficht. So er# 
pebit Tann fich bie @erechtigfeit in ben Befängnifien zeigen ; ich behaupte jegar, fo wirb fle wirklich aus⸗ 
geübt, und diefes Recht ift in ünfern Zngem durch die Gerichtöhöfe feierlich geheiligt worden als eine, 
nothwenbige Defugniß nicht nur des Directors und der Inſpectoren, fondern auch des einfachen 
Wärters. Dem fügt Barrentrapp Hinzu: „Wenn nun aber Alle, welche bie auburnfchen Strafs 

anſtalten Mmerifas befucht haben, Erawford, Torquevifle, Beaumont, de Meg, Blouet, Smith, Julius, 

Wood, Brabforb, Lieber, Graf Gorz u. f. w., gleichlautenb berichten, daß daſelbſt trug aller harten 

Maßregeln der Verkehr der Gefangenen untereinander nicht abgefchnitten ift, fo wird man wol gerg 
lauben, ba in den europäifchen derartigen Anftalten bei minder graufamen Disriplinarftrafen das 
schweigen ebenfo wenig in Wahrheit Durigeführt wird.” : 

Ducpetiaux (Memoire, S. 20), Generalinfpector der beigifchen Gefängnifie, indem er den Einz 
brad der auburnſchen Gefängnifie auf den Gefangenen wie anf den Beobachter fchifdert, fagt: „Ueberall 
machen die auburafchen Anflalien mehr den Eindruck von großen Babrifen als von Straf⸗ und Buße 
anſtalten. Anfceinenb herrſcht Orbuung, aber unter biefem Schleier verbreiten ſich Unſittlichleit uns 
tie ſcheußlichſten Laſter unaufhaltfam; neben dem mehr oder minder hohen Antheil der Gefangenen an 


dem Arbeitserträgniß tft die Zahl der Rückfälle im Grigen begriffen. Der Schreden, ben bie Gefängs . 


nißftrafe einflögen ſollte, verliert ſich in ben geräufchvollen Arbeitsfälen, in den zahlreichen Genofiens 
fchaften, wo der Verbrecher Mitfchuldige umd Gefährten feiner Wahl findet. Was ift in den meiſten 
Fällen das Gefängniß für ihn? Ein Zufluchtsort vor dem Elend, wo er ber Sorge für die Zufunft ente 
hoben, gut gefleibet, gebettet, genäht, gepflegt, unterrichtet iſt u. ſ. w.“ Much nach ihm weichen bie aus 
Burnfchen Anftalten nicht weſentlich ab von den etwas befler geleiteten alten Anftalten ohne Gebot des 
Stillſchweigens, deren Schilderung bereits oben gegeben ift. 


—2 Beftenugetraft 

Iafigfeit, ſowie das Auburnſche widernatürlich und graufam gehanbhabte Schweigheſtem ſiad es 
auqh nicht. Nein, eine Strafe, eine ſtarke Strafe muß leider auch die einfame veunſylvaniſche 
Zelle bleiben. Sagt auch der Eine etwa, der Gebildete ziehe fie dev Gemeinſchaft wit rohen 
Menfchen vor, und der Stumpffinnige, beffen hoͤchſte Freuden Ruhe, Sthlafen man Eſſen fint;. 
fühle ven Mangel an Gejellihaft nit: im Durchſchnitt iſt fie dennoch ſtets eine fehr harte 
Strafe, wenn auch nicht fa grauſam als eine ſtreug gehandhabte auburnſche Strafe. _- 

Was alſo jene Männer ausdrücken, iſt nur ihre völlig eniſchiedene praktiſche uͤberzeu⸗ 
gung, daß das neue Strafſyſtem dem Geſtraften ſelbſt und der Geſellſchaft ungleich heilſamer, 
ihrer und der Menſchheit ungleich würdiger fei als die allein noch übrigen beiden andern Sy» 
fleme, daß bie leytern nicht beſſern, ſelbſt vielfach verlegen und neue Verbrechen erzeugen. 

Wol natürlich bleibt es, daß wohlwollende Männer zuerft vor dieſer einfamen Zelle 
zurückſchraken, zumal folange fie ihnen noch in übertrieben nachtheiliger, die andern Syſteme 
Dagegen in allzu vortheilhafter Geftalt vor der Seele ſchwebten. Doc wenn man reblich geprüft- 
und dann dad verhältuißmäßig Beſte imd Ausführbarfte, das wenigſt Unvollkommene erkannt 
hat, alsdann muß man auch wiflen, was man foll und will, man muß frei von unmäunlichem 
ewigen Schwanfen und foftemlojem Suftemilieu, man muß ſo wie jene praktifchen Männer mist 
männlicher Entieloffenheit und praftifher Wärme des Willens vollfländig das allein Rechte. 
esgreifen und vertheibigen. 

Alle Hier auszüplic mitgetheilten Refultate über die beiden Hauptſyſteme, welche ganz 
ebenfo vie officiellen Berichte des engliſchen Kapitaͤns Pringle und der canadifhen Abgeſandten 
nad ihren Befängnißunterfuhungen in Nordamerika ausſprachen, beflätigen- nun jene zunor 
genannten berühmten Praktiker und Gelehrten in ihren größern Werfen und ven officiellen 
Berichten an ihre Regierungen durch größere Ausführung und flatiflifhe Belege. Ebenfo thut 
«3 auch Julius, und diefer, nach vreijährigem Aufenthalt in Amerika in den Jahren 1854, 1835 
und 1856, in feiner größern vortrefflihen Darftellung im zweiten Bande von „Rorbamerifas 
fittliche Zuftände”, ſowie in vielen fpätern Abhandlungen und noch in dem 1844 gegebenen 
Bericht über die glücklichen Refultate des großen pennſylvaniſchen Gefängniffes Pentonville in 
London („Iahrbüder”, V,I, S. 40). 3 

Leider zwingt mid; ver Raum, auf weitere Auszüge aus diefen und andern grünblicken 
Schriften zu Gunften des Pennſylvaniſchen Syftems, wie die von Würth, David, und nament- 
lich auch aus dem vortrefflichen Werke des jegigen Königs von Schweden und aus den Schriften 
amerikaniſcher Staatömänner, insbeſondere aus der vortrefflihen Schrift des in beiden Welt: 
teilen allgemein verehrten Livingfton, ſowie aus den neueften vortrefflihen Berichten von 
Barrentrapp und Probft zu verzichten. 2 

Nur den Schluß der Geſchichte und Statiftif beider Syſteme in Amerika in dem Werke 


von Julius (U, 147) füge ih noch Hinzu. Er fagt: „Erwägt man, daß erft im fünften Jahre 


der Wirkfamfelt ver 1829 eröffneten philadelphifk.n Anftalt (alfo 1833) eine gerechte Ver⸗ 
gleihung der Ausübung und der Grfolge ihrer Strafweiſe mit der auburnſchen ſtattfinden 
konnte, fo zeigt ſich das uͤberraſchende Ergebniß, daß feit jenem Stufenjahre unter neun ent- 
worfenen Gefangenhäujern fech8 nad dem Pennſylvaniſchen und nur drei nad; dem Auburm- 
ſchen Syſtem in Amerifa eingerichtet wurden. Es erhellt Hieraus, daß die Öffentlide Meinung 
in Anerifa, feitvem die vollftändigen Acten beider Parteien ſpruchfertig vorliegen, fih für 
das Pennſylvaniſche Syſtem entſchieden hat.” 

Ja, ſeitdem vernehmen wir ſogar, daß man in Auburn ſelbſt, ebenſo wie in der weitaus am 
beſten eingerichteten auburnſchen Anſtalt in Europa, in der genferiſchen, neben den auburnſchen 
Gteafhäufern noch eine pennſylvaniſche Einrichtung zu gründen fi gendthigt fah. Crawford 
and Ruffell aber Berichten an ihre Regierung (2 Report., ©. 16): „Es iſt ein Umſtand, welcher 
tel Aufmerkfamfeit verdient, daß eines der ftärkften Zeugniffe für bie Borzüglichkeit des Penn⸗ 
ſylvaniſchen Syſtems von Denen herrührt, melde am beften mit ven Wirkungen des Auburn⸗ 
ſchen Syſtems befannt find. Wir können mit Wahrheit behaupten, daß wir alle auburnfchen 
Strafanfalten in Amerika unterſucht Haben, und wir konnen einftimmig mit der größten Wahr- 

eit fagen, daß die Divectoren aller diefer Anftalten mit Ausnahme eines einzigen und erklärt 
aben, daß, „wenn fie noch die Wahl Hätten, fid für das Syſtem des Stillſchweigens ober für 
das Syſtem der Trennung zu beftimmen, ſie unbedingt dem legtern den Vorzug geben würden“. 
Und ganz baflelbe verfihern die ausgezeichneten genfer Staatsmaͤnner und Gefaͤngnißkundigen. 

Nur das muß hier noch hinzugefügt werden, was Varrentrapp in feinem Auoſchußbericht 

son 1856 über das genferifhe (auburnſche) Elaffificationsfgftem berichtet. 
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Im October 1825 warb Die nad) dem Strahlenplan erbaute Strafanftalt in Genf eröffnet. 
. Sie enthält neben einigen Arbeitsfülen 56 Eingelzellen; die Säle, die Spazierhöfe und theil- 
weiſe Die Bänge vor den Zellen ſind von dem Directionszimmer aus zu überfehen. Die Haus⸗ 
zucht befland anfangs in nächtlicher Trennung, Stillſchweigen bei dev Arbeit; anfländiger 
Berfehr war in den Erholungsftunden und Sonntags geftattet. Diefe Zucht erzeigte ſich als 
zu mild, eö trat daher in den Jahren 1835 — 35 ſtufenweiſe Verſchaͤrfung ein mit fhärferer Aus⸗ 
drägung verſchiedener Claſſen over Stufen; es wurden vonnun an die Eriminellen und Rückfäl⸗ 
Tigen, die Iegtern ein bis drei Monate, ifolict, fie aßen in ihren Zellen, einfamer Spaziergang ; die 
Griminellen und Ausnahmen ebenfo, jedoch nur acht bis vierzehn Tage Iſolirung; die Correctio⸗ 
nellen fünf bis zehn Tage Iſolirung, zeitweife leife Unterhaltung einiger geftattet ; die jugendli⸗ 
en und die Gebeflerten drei bis acht Tage ifolirt. Weitere Unterſchiede ver einzelnen Glaffen lies 
gen in Art ver Arbeit, in der Häufigkeit der ihnen gewährten Befuche, der Beſchaͤftigung mit Kefen 
und Schreiben im Arbeitsſaale u. ſ. w. Aus einer in bie andere Claſſe wirb je nach dem Be— 
tragen vorgerüct over zurüdverfegt. Zur Durchführung dieſes Syſtems bei nod nicht 60 
Sträflingen waren zwei Divectoren angeftellt (der ausgezeichnete, praktiſch tüchtige Aubanel und 
neben ihm der ald Schriftfteller über das Gefängnißweſen berühmt gewordene, jept ald Agent 
des parifer Schugvereind thätige Grellet-Wammy), zwei Geiſtliche, ein Arzt und die nöthigen 
Unterbeamten, daneben ein Infpectionds, ein Verwaltungs-, ein Moral-, ein Begnadigungd- 
comite und ein foldes von Ehrenbeſuchern. Nirgends und nie fonft waren fo ausgezeichnete 
Kräfte in folder Zahl bei Gefangenen thätig. Dennoch entſprach dad Ergebniß nicht den Er- 
wartungen. Die Schärfung ver Zudt (von 1833 —35) wirkte zwar vortheilhaft, die Nüd- 
fälle feinen von 18 auf 13 Proc. gefallen zu fein; aber nach Ausfage von Aubanel und 
Grellet-Wammy jelbft war eine richtige Glaffification nicht zu erzielen, das Stillſchweigen in 
Wirklichkeit nicht durchzuführen, Heuchelei ward befördert, und neben manden fonftigen Un— 
volltommenpeiten flieg die Sterblidfeit von 2,50 Proc. auf 3,02 Proc. (von 1845—55 war 
fie freilich wieder geringer), und von 1825—41 kamen unter A531 Gefangenen 28 Wahn 
ſinnsfälle vor, d. h. 1 auf 45. Schon wenige Jahre nad; der erwähnten Schärfung verlangte 
Aubanel eine weitere Ausdehnung der Einzelhaft, namentlich für Rüdfällige, felbft für vie 
ganze Zeit ihrer Strafhaft. Die gefeggebenden Behoͤrden flimmten im Princip zu, viele Mit- 
‚glieder verlangten überhaupt Einzelhaft ald die. Regel. Es ward durch das Geſetz vom Februar 
und März 1840 der Verwaltung in diefer Beziehung eine große (wir fagen bei weitem zu 
große) Machtvollkommenheit gegeben, und einftweilen feftgelegt, daß vie Gefangenen bei ihrem 
Eintritt ın die Anftalt während einer Zeit von höchſtens ſechs Monaten, Rüdfällige aber min⸗ 
deſtens ein Jahr und nicht über die Hälfte ihrer Strafzeit ifolirt werben follten, ſobald die 
baulihen Einrichtungen es geftatten würden. Hätte die Bauart nicht entgegengeftanden, fo 
wäre man wahrſcheinlich noch weiter gegangen. Außerdem ward (neben dem Strafhaus für zu 
einem Jahre und länger verurtheilten Männer) ver Bau eined neuen Haftgebäubes für alle an= 
dern Arten von Gefangenen beſchloſſen, in welchem die Mehrzahl der Gefangenen der Einzel: _ 
haft unterworfen wurden. Die Sterbliäfeit in diefer Anftalt war fehr gering; Wahnfinns- 
fälle find (bei etwa 5—600 Aufnahmen jährlih) nur in ven erften Tagen ver Haft bei abge⸗ 
fperrten Unterfuhungsgefangenen oder fehr empfindlichen Individuen vorgefommen, etwa 
einer im Jahre. i 

Man erfieht aus diefen Angaben, daß das genfer Syflem von feinen eigenen Gründern 
mehr und mehr der Einzelhaft genähert, ſchwankend durchgeführt worden und keineswegs 
geeignet ift, zur Nahahmung empfohlen zu werden. Obgleich nun 30 Jahre in Thätigkeit, ift 
es auch eigentlich nirgends nachgeahmt worden als in St.Gallen. Früherhin in vielen Schrifz 
ten eifrig anempfohlen, find die Stimmen für daſſelbe verftummt. 

Eine meifterhaft geleitete Anftalt ähnlicher Axt, vie feit 1840 befegte Strafanftalt St.= 
Jakob bei St.Gallen, dient zur Aufnahme von zu mindeſtens drei Monaten verurtheilten 
miännligen und weiblien Sträflingen. Diefe Meine Anftalt befigt ein genügend zahlreiches 
Beamtenperfonal, an deſſen Spige ein durch tüchtige Bildung, Berftänpniß, Energie und Eifer 
gleich außgezeicgneter Director, W. F. Moofer, fteht. Die Gefangenen find nächtlich vereinzelt, 
bei Tage unter ſtrengſtem Stillſchweigen vereiniget; fle.find je nad) ihrem Betragen in vier 
Giaffen geteilt, die ſich zumeift durch die Höhe des zu ihrer Verwendung geftellten Verdienſt⸗ 
antheils, durch die Häufigkeit der geflatteten Beſuche, des Briefwechſels u. ſ. w. unterſcheiden. 
Ermahnungen, Schmälerung der Koſt, Einſperren in ſcharfen Arreſt und in finftere Zeile, ſo— 
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wie koͤrperliche Züctigung find die Strafmittel, Haben ſich aber nicht als genügend briräßrt. 
Es iſt daher durch Beſchluß des Großen und Kleinen Rathes im Januar 1854 unter geiwiffen 
Vorjchriften Verhãngung von Einzelzellenhaft von ein bis ſechs Monaten geflattet worben ; ber 
Director rühmt in hohem Grade die Wirfjamkeit dieſes Gtrafmittel®. Bon Anfang 1840 bis 
Ente 1855 find in der Strafanſtalt 882 Gefangene (darunter 148 Weiber) aufgenemmen 
worden; 92 derfelben find bisjegt rückfällig geworden; 408 (12 Broc. der Anfgenommenen 
oder, was einen rihtigern Maßſiab gibt, 7,11 Proc. zum täglichen VPerſonalbeſtand) find ge- 
florben. Der tägliche Durchſchnittsftand war 95. 

Disciplinarftrafen wurden 7392 verhängt, oder jährlich A62; was durchſchnittlich fünf 
Beſtrafungen auf jeden Gefangenen des Durchſchnittsſtandes ergibt (während in Bruchfal 
4854 nur 135 meift nur in Verweiſen beftehende für 87 Sträflinge unter 550 nöthig waren). 
Die Meinung in St.Gallen über das richtige Straffoftem Hat fih allmälig ſehr gein= 
dert; noch zu Ende der vierziger Jahre wollte dort Niemand etwas von Einzelhaft wiffen, jetzt 
wird wol eine Vereinigung des Auburnſchen und des Bennfolvanifchen Syftems von ver Mehr- 
Heit der beiden Räthe als das Gerignetfte angefehen, und fleht demnach auch in nicht ferner Zeit 
die Erbauung eines dritten Stocwerkes mit 30 Zellen für die Einzelhaft alderfte Veränderung 

u erwarten. 
’ Director Moofer, der Träger und die Seele dieſer kleinen Anftalt, ſelbſt fagt (,„Böniten- 
tlaranftaft bei St.-&allen“, 1851, &. 329), dap̃ diefelbe unter einemandern Di- 
rector, oder überhaupt, wenn fie größer wäre, ganz andere Ergebnifſe liefern 
würde. Berner erflärt er: „Das Iſolirungoſyſtem beruht auf dem Grundſatze, daß das Ab: 
fneiven jeglicher Gelegenheit zum Sündigen und fomit die Bermeidung jeglicher Berührung 
der Sträflinge unter fi, und der kürzere ober längere Umgang mit flttlih guten Menfdyen, 
verbunden mit einer angemeflenen Beichäftigung, den Verbrecher fittlich befler made. Diele 
Anſicht Hat viel Cinnehmendes, in Vergleihung mit den Theorien anderer Syfteme Beſtech⸗ 
liches, und daher auch viele eifrige Vertheiviger gefunden. Auf diefem Gebiete haben wir Fein 
Erfahrungen gefammelt. Wir mafen uns auch daher nicht an, hierüber unbedingt cin Urtheil 
abzugeben.” 

Barrentrapp fügt noch die Worte des Ausſchußberichts an die franzoͤſiſche Abgeordneten⸗ 
kammer 23) Hinzu: „Nichts ift fo erwieſen, als die Nuglofigkeitver Elafleneintheilung der Verhaf⸗ 
teten, um ihrer gegenfeitigen Berberbniß vurzubeugen. Über viefen Punkt ftimmen alle Männer, 
welche die Befängniffe in ver Nähe gefeh.n haben, überein. Menfchen von gleicher Sittenverderb⸗ 
niß zufanmenzubringen, heißt fhon wollen, daß jeder von ihnen mit der Länge ber Zeit ſchlechter 
werde ald er war; aber ferner ift es au) unmöglich zu willen, welches die Verbrecher von gleis 
her Sittenverberbniß find. Es gibt kein äußeres Zeichen, dad mit einiger Gewißheit den Grab 
der Verdorbenheit anzeigen könnte, zu dem ein Angeſchuldigter gelangt ift, ebenfo wenig als bie 
Mittel, die er befigt, feine Laſter feiner Umgebung mitzutheilen. Die ihm zur Laſt gelegte ſtraf⸗ 
bare That verbreitet über diefen Punft nur fehr wenig Licht. Als der Herr Minifter des Innern 
im Jahre 1836 an die Directoren ver Eentralhäufer die Frage ſtellte, ob unter den ihrer Aufficht 
anvertrauten Gefangenen bie wegen Verbrechen Verurtheilten ihnen verborbener ſchienen 
als die wegen Vergehen, fo antworteten beinahe alle, daß ein folder Unterſchied zwifchen dieſen 
beiden Glaffen nicht zu bemerken fei, und er in allen Fällen eher zu Gunſten der Griminellen 
ausfallen würde.“ - i 

Aus dem Bisherigen ergibt ſich, daß das Pennſylvaniſche Syſtem viele ganz unleugbare in 
der Natur der Sache liegende und bewährte große Vorzüge hat, daß es von ven ſachkundigſten 
und wohlwollendſten Männern ganz entſchieden und ald das weitaus befte Syſtem empfohlen 
wird, daß es im Kampfe mit den beſtehenden Einrichtungen und Vorurtheilen in allen civili— 
firten Ländern und im Kampfe mit dem zuerft fo glänzend aufgetretenen Auburnfgen Syſtem 
einen Sieg in der civiliſtrten Melt erfämpfte, wie In fo kurzer Zeit vielleicht nie ein anderes 
neues Syftem. Bo 

Was-ift nun aber der eigenthümliche Grundgedanke des Mönitentiarfgftens, derjenige 
Sauptvorzug, welcher es bewirkt, daß es fo viel vollftändiger und beffer als andere Syſteme alle 
Strafzwede und bie vollfländige Austilgung der ganzen Schuld bewirkt, daß es auf bie befte 
Weife den Verbrecher und fein Verbrechen bewältigt? Es fait das wahre Wefen des Ber: 
brecheno und der Strafe auf. Es behandelt die verbrecheriſche Schuld am richtigſten, nämlich ald 





22) ©. „Zaprbäcer der Gefängnipfunde”, IV, 233. 
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ein moralifche s Übel; und bekümpft es angemeſſen mit der moralifchen Kraft der Strafe. 
Die andern Strafiyftrme halten jidh an die Ginnlichfelt, den bloßen äußern Träger ver Schub 
wie der Straie. Ste ſuchen die Verbrecher nur an ihrer finnlihen Natur zu faflen. Da aber 
And die Verbrecher Meiſter. Ihre finnlichen Triebe und Kräfte ind flärker, als daß fle ver 
Strafrichter mit iinnlihen Leiden beherrſcht; fie überwinden nicht felten feine ganze Anftren= 
gung. Welchen Schmerzen und Gefahren trogt nicht der kühne Verbrecher, welche Entbehrune 
gen überwindet er willig fon zur Ausführung feiner Verbrechen! Und bis zu welcher unge: 
Heuren Stärke wächſt die Gewalt beflimniter-verbrecheriicher finnlicher Triebe an, ſodaß er der 
‚finnlihen Mittel des Strafenden fpettet, und jedenfalls trifft diefe finnlihe Strafe nur bie 
‚äußern Formen und Träger, nit den Innern Kern ber verbrecheriſchen Schuld. Diefen läßt ſie 
unberũhrt. Nun aber fommt das Pönitentlarjgften, erfaßt das Moraliiche des Verbrechers, 
wo er der Schwachere iſt, mit der überwältigenden moralifchen Kraft der ſtrafenden Gerechtig⸗ 
teit, deshalb jener wunderbare Schrecken ver eifenfeften Verbrecher vor dieſer Strafe, ihr beu= 
gen fie ſich, fietrifft ihre innere Schuld und bringt fie zu Tage, zum Bewußtſein im erfcgütterten 
Gewiſſen und tilgt fie auf folche Weife. 

Wäre nun mol bei unbefangener Vergleihung dieſes Syftems mit den beiden andern ein 
Schwanfen in der Wahl auch nur möglich? x 

Hier jene offenbare Lafterfäule des alten Zuchthausſyſtems, mit feiner ſtets wachſenden 
Vermehrung ver Verbrechen und der Rückfälle, entweder mit feinen abfichtlichen Qualen blos 
um zu quälen, ober mit feiner zuchtlofen bequemen @inrihtung, melde den Armen anreizt, 
buch Verbrechen fi einen Sig im Zuchthauſe, wie durch Einkauf einen Sig in einem Verſor⸗ 
gungshaufe zu erwerben — dieſes alte Zuchthaus — wer wollte e8 beibehalten wiffen? Aner: 
tannt unzwedtmäßig und verderblich, Hat ed nicht einmal den Vorzug, für die Gefunbheit vor= 
theilhafter zu fein als das Trennungdfoftem. In ven bisherigen Zuchthäuſern waren Krank 
beit und Sterblichkeit meift ungleich größer als beim Irennungsiyften, und ebenfo auch Me— 
lancholie und Wahnfinn, wenn fie auch nicht beſprochen wurden, ganz ähnlich rote man lange 
Hundert Unglüdsfäkle in Wagen oder in Segelfchiffen nicht beſprach, während man bei Dampf⸗ 
feiflen und Eifenbahnen jeden ver zehnfach verminderten Unfälle in allen Zeitungen leſen 
Eonnte, 22) { 

Oder wollte man wirklich unfere Strafeinrihtungen auf jenes Auburnſche Syſtem grün⸗ 
ben, welches zur Erzwingung eines naturwibrigen Schweigens gegen alle Menfchen, die man 
durch tagelanges Zujammenleben jelbft ftets zum geſetzwidrigen Neben verführt, Hier mit der 
immer geſchwungenenen Geifel des Zuchtknechts, dort mit ſtets wiederkehrendem Hunger: und 
Duntelarreft und mit Kettenftrafen die Menſchen entmwürbigt und empört 2%), oder weldes 


23) Bon ber zu großen Milde und ber Verberbniß in ben Zuchthäufern gab bie obige Schilberung 
des hamburger Zuchthaufes ein Bild. In Beziehung auf die Härte vergleiche man mit der Humanität 
und Sefundbeitsfegonung der pennfylvanifchen Zelle die neuern und doch verhältnißmäßig noch milden 
öfterreichiichen Strafgefepe und felb ihre made über das Gefängnig. Das „Geſetz buch über 
Verbrechen und fehwere Polizeiübertretung‘‘ (Wien 1815) beitimmt Th. I, Cap. 2, $. 13: „Der zur 
Kerferfirafe zweiten Grades Verurtheilte wird mit Eifen an ben Füßen angehalten, täglich mit einer 
warmen Speife, doch ohne Fleiſch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße Breter eingefchränft und 
ihm feine Unterrebung mit Leuten, die nicht unmittelbar auf feine Berwahrung Bezug haben, geftattet.‘ 
(Alfo die heilſame Geſellſchaft it ausgefchloffen.) $. 14. „„Der ſchwerſte Kerfer oder die Kerlerſtrafe des 
dritten Grades (befannt durch Syloio Pellico) befteht darin, daß ber Sträfling in einem von aller Ges 
meinfchaft abgelonderten Kerfer, worin er jedoch fo viel Licht und Raum, als zur Brhaltung ber Ges 
ſundheit nöthig if, genießt, lets mit ſchweren Eifen an Händen und Füßen und um ben Leib mit einem 
eifernen Ringe, an welchem er außer der Zeit ber Arbeit mit einer Kette angefchloffen wird, verwahrt, 
nur alle zwei Tage mit einer warmen, jedoch feiner Fleiſchſpeiſe genährt, bie übrigen Tage bei Waſſer 
und Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefchränkt und ihm mit Niemand eine Zufammens 
Zunft oder Unterredung Kr wird.” ‘ ® 


Auch alle Kettenftrafen mit ihren unnöthigen Qualen und ihren Gefahren bes Knochenfraßes und’ 


Sehrfiebers wird der Menſchenfreund gern im penuſylvaniſchen Zuchthauſe vergeſſen ſehen. 
24) „Der Gefängnigdirector iſt überzeugt, daß die Karbatfche die beſte Stüge einer guten Dieeiplin 
18°, fo erklärt wörtlic ein Bericht der auburnichen Anſtalt von Sing» Sing. Auch die amerifanis 
fen Geſetze verbieten den — Gerichten jede Überfchreitung des gefeplichen Strafmaßes und ebenfo die 
entiwärbigende, ſcheußliche förperliche Züchtigung. — — aber gibt das Auburuſche Syſtem 
in der bloßen Vollziehung des geſehlich und richterlich feftgefepten Strafmaßes den bloßen Dienern die 
Willfür der ungeheuerften Strafverwanplung und Strafvermehrung, ja dem unterften Aufſeher die Ger 
walt, jeden Augenblick den Sträfling mit vierzig Karbatfchenhieben ohne aid und Urtheiles 
2 


[.-) Belfnungsfizafe 


durch Verzicht auf die dennoch unmsgliche Durchſuhrung feines Gruudgeſetzes Ist pad alte Duuie 
Haus zurädfält, nur mit dem ſchlechten Beiſatz beſtändiger Graufemleiten oben fortbauermier 
Geſetzwidrigkeiten? Daß es ven Zweck ver Berhütung der Verſchlechterung und ber verbreche 
riſchen Verbindungen, die Bivedle der Verbeflerung und der Bermeisung ver Rüdfälle, ebenfo 
wie Die Verhinderung der wechſelſeitigen Mittheilungen verfeble: varkber darf men nicht ein⸗ 
zelne Berichte anführen, das fagen alle, ſogar die ber Directoren auburnſcher Anftalten. Das 
fagen auch von Baden bie Motive der Regierung nad ber im Lande felbit gemachten Grfah- 
rung, dad fagt Die bei weiblichen Verbrechern übergrope Zahl ver Rückfälle des bruchhſaler 
auburniſch eingerichteten Weiberzuchthauſes. Das jagten bereitö alle jene obigen Zeuguiik 
und Erfahrungen erprobter Männer. Diefes Syſtem bürgt nit einmal zum Gegengewidt 
aller feiner Mängel mehr für die Geſundheit, ſelbſt wenn man auch jene beflänbige Schinderei 
der Menſchen noch Geſundheit nennen wollte. Nein umgekehrt, wegen feines ü 
Swangszuftandes iſt in den auburuſchen Anfalten die Zahl ver Krankheiten und Sterbefälle 
fehr erflärlicgerweife größer, die der Wahnfinnsfälle mindeſtens nicht geringer als bei dem 
Trennungdfgftem. 

So fann und wird man ſich fiherli nur für das Trennungsſyſtem entſcheiden. Es allein 
vereinigt, wie es die obigen Worte von Moreau Chriſtophe fo bündig ausdrücken, unſere drei 
weſentlichen Hauptzwede der Strafe und in ihnen eineötheild Die Sicherung der Gefellichaft vor 
dem Verbrecher und andern Nachfolgern feines böfen Beifpield, anderntheild das gerechte Maß 
der Strafe. (S. oben 1.) Genugthuung und Abſchreckung find hier gegeben in dem allerbines 
einen tiefen und abſchreckenden Eindruck machenden Strafübel zur beſſernden Austilgung ver 
ganzen Schuld des Verbrecherd. Und bei dieſem Syfteme iſt wirkliche Beſſerung dur; Die Ratır 
der Einrichtung und durd Erfahrungen erprobt, während bei den andern Syſtemen die Zahl 
der Verbrecher und Rückfälle ſtets wuchfen. Hundertmal Fonnten namentlich biöher bei allen 
andern Strafeinrichtungen neue Verbrechen als die Folge der Befannticaften oder Veraber 
dungen der Steäflinge im Zuchthauſe nachgewieſen werben. Nicht einmal war dieſes in Bezie 
bung auf die pennfylvanifchen Anftalten der Kal. Dftmals geftanden rädfällige Sträfieg 
auburnſcher Anftalten als Quelle ihrer neuen Verbrechen auch die empdrende Härte und BE 
Tür der Disciplinarftrafen, ihre dadurch erweckte Rachſucht gegen die Geſellſchaft und pie Be 
Rärkung des Hauptgrundes, wodurch die Verbrecher Berlegungen ver Geſellſchaft beſchsönign, 
nämlid die Härte und Ungerechtigkeit ver Gefellichaft gegen fie. Auch dieſe Hinderniffe der 
Beflerung fehlen ven pennſylvaniſchen Anftalten ebenfo, wie bie Grundlage der Befferung 
reuevolles Nachdenken Über fich felbft, der Eindruck einer geiftigen moralifchen Strafe, ven au 
burnſchen fehlen. In andern Anftalten if die Strafe blos finnlid und alles Sinnen und Des 
Een der Sträflinge auf Verkehr und Verbindung mit ven Mitverbrechern gerichtet. 25) 





ſpruch zu mishandeln. Dabei ift denn der ſcheußlichſte Misbrauch nie zu verhindern. Die durch bie em 
pörte öffentliche Meinung von ber Regierung ernannte Unterfuchungscommiffion des Staats Meuser 
erflärte officiel: ‚daß die empörendfien Graufamfeiten zu Auburn und Sing-Sing flattgefunben he 
ben, und baß Gefangene durch die gegen fie begangenen Graufamfeiten zum Selbfimord gebracht worden, 
ja daß erweislich geiftesfxanfe Steak je infolge folcher Mishandlungen ftarben.” (S. David, ©. 74) 
Daß teog der furhtbaren Strenge in ÄAuburn und Sing-Sing viel geſprochen, daß die in Europa eins 
jeführten Strafen des Hungers und Dumfelarreftes, der Ketten nicht minder ins Abentenerliche fielen, 
eugen alle obigen Augenzeugen. So erlebte man z. B. im englifchen Gefängniß Coldbath fetes 
Steigen ber Diesciplinarfirafen, bie 1838 in 18,949 beftanden, meift wegen Reden, in Thottillſielde auf 
374 Gefangene in 7087. Und nach Julius (TH. I, &.66—67) rühren die vielen Schwindfuchten im ben 
auburuſchen Anftalten von ber beftändigen Aufregung bei ber befländigen, Verſuchung zum Sprechen, 
bie vielen Selbftmorbe und Branbflifiungen aber, die ven pennſylvaniſchen Auftalten fremd find (Julius 
©. 230), von ber innern Empörung her. Diefer alle Strenge bes Pennſylvaniſchen Syfems in moralis 
{cher und humauer Hinficht wenigfiens zehnmal überbietenden Härte der Disciplin dieſes Syſteme fickt 
nur ihre anerfaunte Erfolgfofigkeit gleich. Sie bleibt verwerflich, gleichviel ob diefe Erfolglofigfeit bei 
ber Durchführung der Disciplin ſich zeige in ben geheimern @inverflänbniflen und nenen chwöruns 
8 ber Verbrecher, die oft ſchon vor dem Eintritt ins Gefaͤngniß geheime Zeicheuſprachen erfinden, 
Sulius, S. 270), oder bei ſchachmattem Aufgeben des Syſtems felbft in lauten, täglichen Wechfelreben, 
die nur bes äußern Anftandes halber bei dem Befuc vom Director und von Fremden unterbleiben. 

25) Bergleiche über biefes alles die Erfahrungen bei Iulius, &. 266, 280 und 290. Die Vermeh⸗ 
rungen ber jährlichen Verbrechen und Rüdfälle nicht bei den pennfulvanifchen, wohl aber bei allen aus 
bern Strafanftalten beweifen bie flatiftiichen Tabellen, fo namentlich auch in Beziehung auf Baden. 
(&. die offieiellen Berichte über die badifche Strafreitepflege und die Zufammenfellung daraus in ber 
» Jahrbüchern für Snefengnißfunbe 1, &. 232.) In der pennſylvaniſchen Anftalt zu Philaveiphia 
betragen bie Rüdfälle 3 bis 4, in ber auburnfchen zu Voſton M Proc. (David, ©. 66). Und de Meh 
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V. Vrüfung der Ginwendungen gegen die Einzelhaft. Diefe, foweit fe 
nicht ſchon in dem Vorſtehenden enthalten iſt, und ebenfo den hiſtorlſchen überblick über die 


Gefängnlßreform in den verſchiedenen Ländern, können wir nicht beſſer den neueiten Er— 


fadrungen entſprechend geben, als indem wir uns — mit einigen Zufägen an den gründ⸗ 
lichen Ausfhußbericht über den Frankfurter Gefängnißbau anſchließen. Sein Berfaffer iſt 
Dr. Barrentrapp, ver Herausgeber der höchſt verdienſtlichen , Jahrbücher der Gefäng- 
nußkunde“, dieſer vieljährige gründliche und unermüdliche Forſcher, Beobachter und Schrift⸗ 
ſteller in Beziehung auf dad Gefängnißweſen, zugleich tüchtiger Arzt. Der Bericht fagt über 
jene Einwendungen (&. 57 fg.): s 

1) Einer ver häufigften Vorwürfe ift die zu große Koftfpieligfeit diefes Syſtems. Bei 
einer fo wichtigen Sache, wie ver richtigften Handhabung der ffentlihen Gerechtigkeit und dem 
Schuhe der Geſammtheit gegen die Verbrecher, bei einer fo heiligen Sache, mie der Möglichkeit 
der Wiederaufrichtung und moralifhen Beflerung von in Lafler und Verbrechen verfunfenen 
Mitmenſchen, follte diefer Einwurf überhaupt nicht mehr gegen dieſe oder jenc Haftweiſe vor= 
gebracht werben, ſobald fie fonft die zweckentſprechendſte iſt. Der Einwurf iſt aber auch unrichtig 
in fi. Ein Zellengefängniß für 500 Gefangene mit allen heute daran gefnüpften Foderungen 
von Sicherheit, Gefundheitderhaltung, Unterrictsertheilung u. f. w., alfo mit luftigen, heilen, 
gut gelüfteten und gut geheizten Zellen, mit Unterrichtszimmern, Kirche, Spazierhöfen u. f. w. 





„‚Rapport”, & 128, berichtet, daß fie in allen Strafanftalten Rüdfällige aus andern Anftalten fanden, 
aber nur einen en aus der pennſylvaniſchen Anftalt Philadelphia. Ja der Director von Sing⸗Sing 
erllärte, daß er in feiner Strafanflalt über zwei Drittel von Denen habe, die als angeblich gebeflert 
ans Auburn entlaflen wurden. In ber auburnfchen Mußeranflalt zu Genf betrugen die Rüdfalle von 
1826— 34 durchſchnittlich 28 Proc. (David, S. 21). 

In Sranfreich bildete 1836 in den Galeeren die Zahl der Rüdfälligen 39, und in den fämmtlichen 
Zuchthäufern 38 Proc. der Sträflin, je: in den Eorrertionshäufern nody mehr; und bie Gefängnißvors 
fteher berichten, mit weichen gegenfeitigen Freudensbezeigungen bie zu ihren alten Rameraben zurüde 
Tommenden Verbrecher wieber eintreten (Moreau Chriſtophe, ©. 154). In Inra betragen die Rüdfällis 
gen fogar 54 Proc. („Jahrbücher der Gefängnigfunde“, II, 242). In Kopenhagen beträgt in bem foges 
nannten Eflavenhaus bie Zahl der Rücfälligen vollends 60, bei den Karrenfträflingen 3 im altonaer 
Zuchthaus 56, im glüRabter 44 ®ror. (David, ©. XXI). La Roquette in Paris hatte unter auburns 
ſcher Einrichtung TO Proc Rüdfätle; bei hergeſtellter pennfplvanifcher, ebenfo wie Bittenug in Benns 
ſylvanien, aux 7 Proc. Aus Wärtemberg vernahm man (f. den Auefchußbericht von Probſt, ©. 7), daß 
die Hälfte der Verbrecher alle werden, alſo fiebenmal foviel als im pennfgloanifchen Gefängniß. 
Barrentrapp, indem er in feinem Ausfchußbericht (IBHt, S. 29 und 50) die größere Zahl der Rüdfälle 
in den gewöhnlichen und auburnfchen Anftalten gründlich nachweift, beflagt die Ungenauigfeit und Vers 
— der Berichte und Tabellen über RKuͤckfälle in Beziehung auf ihre Grundlagen. Er legt 
mit Recht vorzügliches Bericht darauf, wenn die Berichte die Reiultate verfchiedener Anfalten nebens 
einander ſtellen, und dabei der Nachtheil fo überwiegend auf Seiten ber gewöhnlichen und auburnfchen 
Anftalten ſich herausftellt. Nach dem Bericht des beigifchen Generalinfpectors Ducpetiaur („Mömoire“', 
©. 55) Hatte die Zahl der Rüdfälligen in ben belgiſchen auburnfajen Anfalten fh in neun Jahren ſaft 
verboppelt und beteng 1844: 55 Proc. Noch ſchlimmer ſtellte fich nach dem Bericht des Präflbenten bes 
Caſſationshofes Berengır (&. „Jahrbücher der Gefängnißfunde”, X, S. 186) die Sache in Frankreich, 
wo ber vierte Theil, zuweilen zwei Drittel, ja drei Biertel der Sträflinge aus Kückfalligen beftand. Der 
Bräfident Birenger fegt hinzu: „Und dabei iſt wohl zu bemerken, daß biefe erfchredende Zunahme der 
Rüdfälle in beiden Landern flattgefunben hat, trop ber Bemühungen, bie gemacht wurden, un den 
Hauptfehlern, bei Zufammenfperrung der Gefangenen, abzuhelfen. Als bie bebeutendflen berzu bem Ende 
vorgefchlagenen oder ausgeführten Maßregeln nennen wir die Einrichtung von Ranyellen, die Abs 
theilung der Gefumgenen in Glaffen, die Einführung des Echweigens als Regel, bie Ausdehnung des 


Unterrichts in Religion und Eittenlehre, bie Anftelung befierer Aufſeher.“ 


Aus Belgien fehreibt der Generalinfbector der dortigen Gefängniffe: „Die Gefängnifle in Belgien 
find dem Syſteme der Gemeinichaft der Sträflinge bei Tage, jedoch unter der Herrfchaft des Stillſchwei⸗ 
gens, und ber Abfonberung derfelben zur Nachtzeit unterworfen, und ich nehme feinen Anftand zu fagen, 
daß fie ihren Zweck, von Verbrechen abzufchreden und die Gefangenen zu beffern, nur fehr unvollfoms 
men erfüllen. Trotz unferer anhaltenden und angefrengten —8 en, trotz der Verſtärkung ber Auf⸗ 
ſicht, zieht bie tägliche Berührung der Straͤflinge noihwendig ihr Verderbniß nach fi; bie Rüdfälle 
vermehren ſich, Ratt abzunehmen, und bie meiften großen Verbrechen, welche vor unfere Affifenhöfe ger 
langen, find von entlafjenen Sträflingen verübt, welche fi in ben Strafanftalten fennen gelernt und 
darin zu gemeinfchaftlichen Berbrechen verbunden haben. Alle unfere Beamten, unfere Gefängnißvors 
ſteher werden Ihnen fagen, daß dies SyRem ihrem Eifer und ihren Bemühungen troßt, und baß fie von 
demfelben nichts für bie Zukunft hoffen. Alle werben Ihnen beftätigen, daß nur in dem Syſteme der Eins 
zelhaft das Heil zu fuchen iſt.“ R 

Und vollfommen baffelbe Sefätigt der beigifche Juſtizminiſter, Baron d’Anethan, in der Darles 
gung ber Beweggründe zu dem von ihm vorgelegten @efege. (Gigung vom 3 Der. 1844, S. 1. Vergl. 
aud) „Memoire etw.“, ©. 1.) 
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koſtet allerdings wiel mehr als ein Gebäude, worin die gleiche Zahk von Gefangenen nur ein- 
geiperrt und möglichft feft verwahrt wird, ohne fonft eine Rüdiit auf-fie zu nehmen. Gin Dem 
auburnfhen Claſſificationsſyſtem vollftändig entſprechender Bau foftet aber faum weniger; 
denn wenn auch Die einzelne Zelle eined Ijolirungsgeiängniffes wegen ihrer Größe, Heizung, 
Bentilation u. ſ. w. mehr Eoftet als die auburnfche, fo fallen andererſeits die Arheitsfäle und 
manche nothwendig werdende Maßregeln für größere Feſtigkeit und Sicherheit weg. 

Es find aber ganz andere Geſichtspunkte, welde zum Behuf der Erledigung dieſer Frage 
ind Auge zu faflen find: „Nach zuverläſſigen flatiftiigen Nachweiſungen kann angenommen 
werben, daß aus 50 größern Gefängniſſen in Deutſchland jährlich 20—25,000 entlaffene 
Verbrecher in die Gemeinden zurüdfehren; in Berlin befanden jich im Jahre 1846 allein 
35,000 Menſchen, die nad; amtlichen Angaben als entlaſſene Verbrecher unter polizeiliger Auf⸗ 
ſicht fanden. Wenn alfo in zehn Jahren 250,000 und in zwanzig Jahren eine halte Million 
Menſchen in Deutſchland aus den Strafanftalten zum größten Theil verſchlechtert, in Lafter und 
Verbrechen verhärtet, auf die Geſellſchaft Iosgelaffen werden, bedarf es da nod weiterer Er⸗ 
klärungen der Zunahme der Verbrechen und allerorts ſich fleigernden Rückfälle? Sollte man 
da nicht erwarten dürfen, daß auch die nöthigen Summen zur Erbauung von Strafanſtalten 
aufzubringen wären, welche wenigftens nicht gerabezu den Namen der Hochſchulen aller Lafer 
und Verbrechen verdienen? 26) 

Mürde nur der zehnte, ja nur der zwanzigſte Theil der Sträflinge in guten Bellengefäng: 
niffen mehr gebeffert, als in den bisherigen Zuchthäuſern (und nad den Nachweifen über Rüd- 
fälle u. f. w. ift dies Verhältniß viel Höher anzunehmen), fo wäre dieſer Erfolg, an welchen ſich 
noch die Ausficht knupfte, daß diefe Entlaffenen in igren Familien nicht ferner als Herde ver 
Berderbniß wirken, groß genug, um bie Aufwendung einer bedeutenden Summe zur Erbauung 
zweckentſprechender Gefängniſſe zu rechtfertigen. 

Die Roften der Zellengefängniffe, ſowol des Baues wie ver Unterhaltung, müflen aber felbR 
geringer ald bei andern Haftfoftemen erfheinen, wenn man auf bie mit der Einzelhaft einzu⸗ 
führende Verminderung der Haftdauer (mir wollen einmal dad Berhältmig von drei zu zwei 
dafür annehmen) achtet. Man wird nicht umhin Fönnen, den Worten Ducpetiaur’ zuzuflim: 
men: „Dur Erhöhung der Wirkfamfeit ver Strafe kann die Zellenhaft gewiffe Vergehen ver: 
hüten, und folhergeftalt vie Zahl der Verurtheilten vermindern; durch Beflerung einer Zahl 
von Verbrechern verringert ſich die Zahl der Rückfälligen; durch Abkürzung der Strafzeit wir 
die Bevblkerung, und fomit auch die Ausgabe des Gefängniffes Heiner. Es folgt daraus eine 
Erjparniß der Gerichtskoſten und, was wichtiger ift, an der Maffe der Verbrechen, wobel no 
die Minderung der duch die Böſewichter veranlaßten Verlufte und Zerflörungen zu beachten 
ift. Ja ed gibt noch andere dadurch bedingte Erfparniffe, die, wenn fie auch nicht nach Geldes 
werth zu ſchätzen find, doch ihren Werth haben, namlich die Erfparnig am Leben der Gefange: 
nen, an den Koften der zu unterftügenpen Entlaffenen u. f. w.“ 27) 

2) Man Hat der Einzelhaft vorgeworfen, daß die Gefangenen weder fo gut zur Arbeit und 


namentlih zu einer einträglichen, angehalten, nod fo gut darin unterrichtet werben Fönuten 


als in der gemeinjamen Haft. Wenn man eine Strafanftalt vorzugsweiſe als Arbeitähans 
betrachtet, wenn der Borfteher feinen ganzen Stolz in den Höhft möglichen Ertrag der Arbeit 
der Steäflinge fept, wenn dem zufolge faft nur fabrifmäßig zu betreibende Arbeiten eingeführt 
werben und in diefen die Theilung der Arbeit fo weit ald möglich getrieben wird, wie dies alles 
in einigen auburnſchen Anftalten Nordamerikas geſchehen ift, fo läßt ich allerdings nicht leug⸗ 
nen, daß einige (aber auch nur einige) der legtgenannten Anftalten ein Arbeitserträgniß ge: 
liefert Haben, wie e8 in Zellengefängniffen unter den fonftigen dort im Auge behaltenen 
Zwecken nicht zu erzielen ift, daß fie fogar Taufende von Dollars jährlich als Überſchuß abge: 
liefert haben, während allerpings andere, fo 5. B. das Strafhaus in Auburn ſelbſt, jährliche 
Deficitö bis zu 100,000 Gton. hatten. 

Im Ganzen genommen aber ift ver erwähnte Vorwurf in Betreff des Arbeitsbetriches und 
Arbeitsunterrichts ungegründet; nur darf man nicht überfehen, daß biöher in allen Zellenge⸗ 
fängniffen, und gewiß mit Recht, dad Hauptaugenmerk nicht ſowol auf ſolche Arbeiten gerichtet 
worden ift, welche im Gefängniß jelbft den größten Ertrag liefern, als vielmehr auf die, welde 





- > Büehtin, „Die inelhaft‘, ©. 371. f 
) Duspitiaur, „Memorre & l’appui du projet de loi“, &, 136. Vergl. auch Guringer 
‚Considerations sur la rechusion individuelle des detenus“, 8.51 ; 
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dem Gefangenen nach ber Butlafiung die größte Wahrſcheiulichkett gewähren, ſich damit ernaͤh⸗ 


xen zu fönnen. 

Die Arbeit wird nad den Erfahrungen aller Zellengefängniſſe von ben der Einzelhaft 

unterworfenen Gefangenen nit geflohen ober nachläſſig betrieben, ſondern lebhaft verlangt 
und geliebt. „Merkwürdiger Wechſel, ver wahrlich feine Bedeutung Hat! Gefangene, welche 
in der gemeinfhaftlihen Haft Fein Werkzeug anrähren wollten und nur die Baulheit und das“ 
Nichtsthun liebten, verlangen nad einigen Wochen Einzelgaft laut bie früher geflohene Arbelt 
und betreiben fie nun mit einem merhvürbigen Fleiß.“ 29) 
b Ahnlich berichten alle Zellengefaͤngniſſe. Der nun verſtorbene Herr Guillot, Arbeitsunter— 
nehmer in ben Centralzuchthäuſern Fontevrault, Gaillon, Melun und Beiffg, der während mehr 
als 25 Jahren jährlich viele Taufend Gefangene beſchäftigte, hat in feinen verſchledenen Schrifz 
ten 29) jih aud vom Standpunkte der Arbeit aus für die Zellenhaft ausgeſprochen und namente 
lich die wegen ver großen Aufmerkſamkeit und Arbeitsliebe der Zellengefangenen kürzere und 
vollfommmnere Erlerauug der Arbeiten hervorgehoben. Herr Pradier, welcher 30 Jahre 
Jang ebenfall® Arbeitspachter in franzöſiſchen Gefängniffen war, gibt 78 Befchäftigungen an, 
welde in den Zellen betrieben werden Eönnen, °0) Ganz beſonders Iehrreich in dieſer ‚Begiex 
Hung find die in La Roquette, in dem Parifer Gefängniſſe für 500 jugendliche Verbrecher ges 
machten Erfahrungen, die ih in den Jahreäberihten des Volizeipräfecten ausführlich nieder— 
gelegt finden, und welde für um fo vollgültiger zu halten find, als dieſe Anftalt in ben erften 
Jahren die Gefangenen in gemeinfamer Haft verwahrte, fett 1840 aber iſolirt hat. In biefem 
Bericht nun fagt ver Polizeipräfeet: „Die Arbeitöunternehmer find einflimmig über bie Ber- 
mehrung und die Vollendung der gelieferten Arbeit, über die Leichtigkeit des Arbeitöunter- 
richts und die Abkürzung der Lehrzeit unter der gegenwärtigen Hausordnung.” 

Noch wichtiger für uns find die Ergebniſſe des Arbeitsbetriebes in Bruchfal, weil bie dor⸗ 
tigen Berhältniffe den unferigen näher ftehen. In dem neueften Werke des Vorſtehers dleſer 
Anftalt 1) findet ſich eine klare treue Schilderung der Schwierigkeiten, welche fi dem Arbeits 
betrieb und Unterricht in Zehlengefängnifien entgegenftelfen, ver Art, wie dieſelben zu übers 
winden find, der Auswahl der Arbeiten für die verſchiedenen Gefangenen, ver Borzüge des 
Selbftbetriebä u. ſ. w. Es werden gegenwärtig daſelbſt nachſtehende Arbeiten betrieben, wobei 
wir zugleich bemerken, wie viel der Arbeiter in den verſchiedenen Geſchäften durchſchnittlich tägs 
lich veinen Arbeitöverbienf erzielte: Weberei (48,8 Kreuzer), Strumpfmeberei, Schreinerel 
(8,5 Kr.), Dreherei, Schuſterei (23,6 Kr.), Küferei (16,1 Kr.), Schlofferei (20,5 Kr.), Stroh⸗ 
and Weivenfledterei (11,4 Kr.), Schneiderei mit Salbannflechteret (13,2. Kr.). In den Jahren 
4852 — 54 war die Bruttoeinnahme bei einem Durchſchnittsſtand von 367 Gefangenen jähr- 
lid 75,99 1 Gldn., die Nettoeinnahme 24,165 Glon. Der Arbeitdertrag des einzelnen Gefange⸗ 
nen (die befchäftigten Gefangenen voll und die Lehrjungen zur Hälfte berechnet) betrug in vers 
felben Zeit täglich 16,898 Kr. Als weiteres Ergebniß der. bruchfaler Erfahrungen wird anger 
geben: „Es wird In der Einzelhaft ebenfo viel und ebenfo gut gearbeitet als in gemeinſamer; bie 
größere Aufmerkfamfeit und Liebe zur Arbeit erjegt beim Zellengefangenen weitaus das mög⸗ 
liche Abſehen vom Nachbar in gemeinfhaftliher Haft; die Lehrjungen erlernen deshalb ihr 
Gewerbe ebenfo ſchnell und häufig ſchneller als in Gemeinſchaſt; es ift in der Einzelhaft bie 
Betreibung aller felbftändigen, für Sträflinge geeigneten @ewerbe ebenfo gut durchführbar 
als in gemeinfamer. ” A 

3) Glementarunterrict. Nichts beruht auf größerer Täufhung ober Unkenntniß als 
der Glaube, der Unterricht werde durch die Einzelhaft erſchwert. Herr Poutignac de Vil⸗ 
lars 32) hat die Aufgabe gelöft, die in ihren Zellen befindlichen Gefangenen, deren jeber bie 
nöthigen Tafeln, Bücher u. f. w. vor ſich Hat, bei Halb geöffneten Zelfenthüren mit dem beſten 


28) „Rapport de la commission de surveillance du penitencier de Tours du 4 Fövrier 1844.” 

29) In feinen drei „Leitres sur le regime pönitentiaire‘‘, auch in Moreau Chriſtophe, „Defense 
du projet de loi”, Appendir ©. 14, und in be Meg, „Rapport sur les penitenciers des Etats- 
Unis”, Appendir Nr. xl. 

30) Durpetiaur, „Mömoire à l’appui du projet de loi”, &. 210. In diefer Schrift, & 199— 
911, findet fih fo ziemlich Altes gefagt, was überhaupt über dieſen Gegenfland fagenswerth if. Vergl. 
Moreau Chriſtophe an verfchichenen Stellen feiner „Revue penitentiaire”. 

31). Füehlin, a. a. D., ©. 151—194. 

32) „Guide de la möthode Villars. La lecture et l’orthographie par l'éoriture“ (Baris 184° 
Bergl. auch die „Rapports annuels de la soci6kb pour le patronage de jeunes lıböres du 
partement de la Seine”, B R 
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Gifelge zu unterrichten. Cin Befuch in La Roquette lehrt, mie einfach dieſe Methore in Bewe⸗ 
gung zu ſetzen iſt und wie guten Erfolg ſie hat. Noch viel vollendeter aber iſt der Unterricht 
in Bruchſai, wo er im einem beſondern, mit Einzelſtühlen verſehenen Schulzimmer ertheilt 
wird. Der Gefangene erhält daſelbſt täglich eine Stunde Unterricht, und zwar dreimal woöchent⸗ 
lich in Religion und Gefang und an brei Tagen in Lefen, Schreiben, Rechnen und etwas 
"Geographie und Geſchichte. Wir beſchränken und auf die Angabe, daß wer nit ſelbſt ſolchem 
Unterricht beigewohnt, nicht felbft die verfchienenen Arbeiten geprüft bat, die außerorpentlichen 
Sortſchritte ver Schüler nicht ahnt und nicht glauben wird; jie find viel größer als was in ges 
woͤhnlichen Schulen over gar in Befängniffen mit Gemeinſamkeit ver Gefangenen geleiftet wird. 

4) Gotteöbienft und Religionsunterrigt. Man hat lange Zeit behauptet, da der we⸗ 
fentliäfte Theil des Gottrsdienſtes In der gemeinfamen Verehrung der gläubigen Gemeinde 
beſtehe, eine ſolche aber iin Zeilengefängnig unmöglich fei, fo müffe in dieſer GHinfiht dem 
Auburnfchen Syſtem der Vorzug gegeben werben. Aber durch folden Bau, wo alle Gefan⸗ 
genen Altar und Kanzel und den Geiſtlichen, nur nicht fich untereinander fehen, wo alle mit= 
einander fingen und durch die Handlungen und Worte des Geiſtlichen gemeinſchaftlich erbaut 
werben können, bei folder unfichtbaren geiftigen Gemeinſchaft fällt diefer Einwand weg. Jeden⸗ 
falls fällt Hier aber auch ber Misſtaus der Zerfireuung dur Außerlidjkeiten weg, und ber noch 
größere, daß wenn ein Sträfling in einem günftigen Augenblick ſich ergriffen fühlt und biefe 
NRübrung fihtbar wird, er alsbald uhb fortvauernd ein Gegenfland des Spottes anderer Sträfz 
Hinge wird. Nur bier kann das im Gottesdienſt wurzelſchlagende Samenkorn einer Innern Um= 
wanblung von den Beiftlichen der Zelle in ungeftörtem Zwiegefpräc weiter entwidelt werben. 

5) Körperliche Geſundheit. Die Behauptung, daß die Einzelhaft die koͤrperliche Ge⸗ 
ſundheit der Gefangenen mehr erfgüttere und eine größere Sterblichkeit bedinge als gemein⸗ 
ſchaftliche Haft, iſt ſehr Häufig aufgeftellt worden, und zwar faft ausfchließlih von Nihtärzten. 
Bafl ohne Ausnahme niachten fi dieſe Gegner ber Einzelhaft ihren Angriff ſehr bequem; fie 
nahmen die Zahl der Todesfälle einiger Zellengefängnifle aus beſonders ungünftigen Jahren 
und ſtellten fie neben günftige Ausnahmsjahre älterer Anftalten, ohne auf Klima, Rationalis 
sat, Farbe u. f. w. irgend Rückficht zu nehmen. So machten es von befanntern Schriftftellern 
namentlich Lucas, Faucher, Obermaier, Temme. Diefer Kampf dauerte mit großer Lebhaftig- 
keit bis zur Zeit der Verhandlungen ver franzoſiſchen Abgeordnetenkammer über die Ginfüß- 
xung der Ginzelhaft. Ausführliche Entgegnungen, auf Maflen offleieller Zahlen geftügt (fo 
anmentlich die Arbeiten von Moveau Chriſtophe, Ducpetiaur, Diez u. A.), die Verhandlungen 
der beiden internationalen Pönitentiarcongrefle und die längern günftigen Erfahrungen ver 
Bellengefängniffe in Krankreih, England und Nordamerika wiefen die Irrthämlickeit oder 
Kinfeitigkeit ver vorgebrachten Zahlen nach und brachten diefen Einwurf fo ziemlich zur Ruhe, 
ſodaß er in ven legten Jahren in der frühern Weife nicht mehr aufzutauchen wagte. (Diefe aus⸗ 
führlihen Tabellen über vie amerikaniſchen und europäifchen Gefängniffe müſſen die Lejer des 
Staats = Lexikon" in jenem Berichte ſelbſt nachleſen.) Der Bericht fährt dann fort: 

Einzelne der ältern Gefängniffe zeigen eine enorme Sterblichkeit, fo namentlich Kaisheim 
und Münden (die Anſtalt unter Leitung des Herrn R. N. Obermaier). 

Die Zelfengefängniffe bieten im Allgemeinen in allen Ländern eine geringere Sterblichkett 
Es nad dem Schweig- oder Glaffenfuftem geleiteten und als diejenigen ohne eigentliches 
Softem. 

Das Zellengefängni in Bruchſal hat eine Sterblichkeit von 2,5 Broc., die Gorrectionde 
Häufer (ohne Einzelhaft) in Freiburg und Bruchſal dagegen von 3,45 und 5,12. 

Wir glauben, daß auch in Beziehung auf Bentonville in England genaue Prüfung ber 
mit engliſcher Weitläufigkeit erflatteten offlciellen Berichte über alle einzeine Bälle (viele Hun⸗ 
dert Foliodrudfeiten umfaflend) und eigene Beſichtigung des Pentonvillegefängniffee und 
feiner Bewohner zu der der Durchführung der inzelhaft günftigen Anſicht, welche von den num 
verſtorbenen Generalinfpeetoren Crawford und Ruffell uud von den Beamten’ von Pentonville 
geteilt wird, führen muß.33) Zu derſelben Anficht bekennen fid übrigens gegenwärtig faft 
jämmtljche Ärzte und Beamten aller Zellengefängniffe in Deutſchland, Belgien, Holland, 
Branfreih, Dänemark, Norwegen und Schweden, ebenjo wie faft alle Hrzte, die fi irgendn le 
mit dem Gegenftande befchäftigt haben. 


33) Hußer den Deiginalberichten vergl. man über — die „Jahrbücher der Gefaͤngnißlunde 
V, 40—53; VI, 117—37, und befenders XI, 330—38 * 
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ie die Güuerhlichteit, weiche Zeugnlß ablegt von ber Bebeutung ber Arankheiten, fo b: 
auch Die Häufigkeit und Art der Krankheiten zu beachten. 

Die Aufſtellungen hierüber in den einzelnen @efängniffen find jedoch zu verſchieden, um in 
Labellenform einander gegenübergeftellt werden zu Können. Denn hier finden wir nur bis 
ſhweren Kranfgeitöfälle, dort alle diejenigen, welche ärztliche Behandlung verlangten, an einem 
dritten Drte alle Klagen über Unwohlſein aufgeführt. Genaue Angaben find überhaupt faſt 
nur von Zellengefängniffen geliefert worben. Als feſtſtehend ift zu betrachten, daß in ven Zel⸗ 
Iengefängniffen nicht mehr und nicht gefährlichere Krankheiten vorfommen, als in den gemein- 
ſchaftlichen Gefängniſſen, vielmehr der geößern Sorgfalt halber weniger. Dies erhellt aus ven 
jährlichen Auſtaltsberichten und aus ben Berichten einzelner Sachkundigen. In den Jahren 
1643 47 kamen in Bentonville auf einen Durchſchnittsſtand von 422 Gefangenen 15 ſchwere 
Erkrankungen oder 3,757 auf 100; in fümmtligen englifhen Gefängniffen in ven Jahren 
41847 —49 auf einen Stand von 16,312 Gefangenen 6616 Hospitalerkrankungen aber 40,568 
auf 100; in Portland (1850) 52,8 und in ven Gefangenenſchiffen 93,6 auf 100. Bon allen 
Krankheiten kamen jährlich in Pentonvilfe 2,100, in den andern englifchen Befängnifien 3,0u2 
auf ven Gefangenen 3%); in Glasgow z. 2. fand Moreau Chriſtophe bei feinem Beſuche unter 
320 Gefangenen 6 Kranke; Ducpetiaux ebendaſelbſt einige Jahre fpäter feinen einzigen 36) 5 
LEelut, von feiner Regierung zur Unterſuchung der Gefängniſſe abgeordnet, fand 1846 in den 
Bellengefängnifien Frankreichs Überall cher meniger Kranfe als in den andern. 3%) Den Zel⸗ 
Iengefängniflen eigenthlümlicge Krankheiten gibt es nicht, Dagegen treten gewiſſe Krankheiten 
daſelbſt weſentlich ſeltener auf, wie Diejenigen infolge der Onanie und fonfliger widernatärlis 
der Zafter (indem auch die Onanie nad) den forgfältigen Beobachtungen von Ka Roquette bes 
greifliherweife in der Ifolirung feltemer ift) und die auſteckenden Krankheiten. La Roquette, 
die amerikanifhen und viele europäifche Anſtalten haben gezeigt, daß während Gpibemien von 
Cholera, Blattern u. |. w. in Städten herrfchten, die darin gelegenen -Zellengefängnifie davon 
verſchont blieben, over wenn einzelne Bälle daſelbſt einprangen, fie leicht abgeſperrt und an weis 
terer Verbreitung verhindert wurden. 

Wenn man aber auch zugibt, daß die Zellengefängniffe feine größere Sterblichkeit und Feine 
sedßere Zahl der Erfranfungen ald andere Gefängniffe liefern, fo könnte man doch behaupten - 
amd hat auch zum Theil behauptet, daß die Gefangenen durch bie Zelenhaft, wenn auch nicht 
gerade viel erkrankten, doch ſchwach und kraftlos würden, ſodaß ed nady ihrer Eutlaffung ihnen 
ſchwer fiele, igre gewohnte Arbeit hinreichend zu betreiben. Auch diefe Behauptung ift unwahr. 
Im Allgemeinen freilich iſt es ganz richtig, daß die Einfperrung, namentlich wenn jie ſich auf 
lange Jahre erftredt, der Geſundheit nicht förderlich fein fan, denn bei dem beſten Willen, bie 
geeigneten Vorrichtungen für Bewegung in freier Luft, geeignete Arbeit, Verkehr mit Menſchen 
a. f. w. zu treffen, läßt es ſich mit der Rüdjiht auf Strafe, Sicherheit, Arbeit u. |. w. nicht vers 
einen, diefe Verhäftniffe ganz ebenfo günftig darzuftellen, wie fie fi) der freie Menſch gewähren 
kann. Dagegen aber leuchtet, wenn man die Menfchenclaffe beachtet, welche nie unendliche Mehr⸗ 
zahl der Gefängnißbenölferung liefert, auch ein, daß durch die Entfernumg aus dunkler, feudter 
Wopnftätte, aus Schmuz und Elend, durch das Abſchneiden der Böllerei und fonftiger Lieber⸗ 
lichkeit die Nachtheile ver Freiheitsberaubung / wenigſtens für die Mehrzahl aufgehoben werden. 
&3 wir demnach in Wirklichkeit in guten Zellengefängniffen durch den dortigen Aufenthalt in 
gefunder, gut durchlüfteter und gehörig erwärmter Zelle, durch gute Kleidung und Koft, pur 
Reinlichkeit, durch Arbeit, durch Bewegung in freier Luft und durch geeignete Beſchäftigung 
des Geiſtes, durch die Dämpfung der Leidenſchaften und die Aneignung guter Gewohnheit eine 
nicht unanfehnliche Menge verfommener Befangener geſtärkt und gekräftigt, ſodaß fie das Ge— 
fängniß in befferm Geſundheits zuſtande verlaſſen, als ſie es betraten. Wir glaubten, auch die= 
ſen Satz am klarſten durch Zahlen und in Tabellenform darzulegen, und haben zu dieſem Ende 
aus den Jahresberichten des philadelphiſchen Strafhauſes folgende Tabelle über die vom Jahre 
1829 — 45 entlaſſenen weißen Gefangenen zuſammengeſtellt. (S. hierüber ven Bericht ſelbſt.) 

Aus andern Zellengefängniſſen wird ganz Aynliches berichtet; von Glasgow z. B. ſagt 
der Generalinfpeetor Hill, daß die Gefangenen in der Regel gejünder austreten als eintreten. 





39 Bart, „Results of the system of separate confinement as administered at ihe Penton- 
villa prison‘‘ (%ondon 1859, ©. 150. 
a) „Mömoire ä Tappui du projet de loi’, &. 238. 
36) %eiut, „Memoire sur la deportation suivi de considerations sur TEmpmIonaeBe U oe 
—* he” 1853), ©. 4. _ 
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6) Geiſtige Gefundheit. Bine ebenfalls von vielen Laien unb von wenigen Arzten auf- 
Kt Behauptung if die, daB bei der Einzelgaft mehr Wahnfinn vorfäme als in aubexer 
Saftweiſe. Diefe Behauptung if gamz einfah daraus entiprungen, daß, che man Zellenge⸗ 
fänguifle hatte uud in dieſen etwas Hoͤheres und Beſſeres ald äußere Zucht uns Orknung mub 
einen guten Arbeitsertrag erzielte, man auf Sragen wie die körperlige und geiflige Geſundhett 
der Gefangenen verhältmigmäßig fehr wenig Rüdjiht nahm und aud wirklich ſehr wenig va⸗ 
von wußte. Genaue Regifter und Krankengeſchichten wurden nidt geführt, Jahresberichte 
weber veröffentlicht noch erſtatiet; regelmäßige ärztliche Beſuche, außer in gan; großen Anflai- 
ten, ind meiftens kaum länger als feit einigen Jahrzehnden vorgefchrieben. 

Da trat nad) einigen unnachhaltigen Borläufern das Öftlige Staatögefängni von Beun- 
ſylvanien auf und verfündete und befolgte neue Örundfäge der Befangenenbehandlung. Los 
benswertge und nicht lobenswerthe Momente zogen biefer Anſtalt und ihrem Syflem zahlreiche 
Angriffe zu, die endlich eine förmlkhe Literatur bilveten. Die verſchiedenſten Angriffewaſſen 
wurden hervorgeſucht: ald eine der natürlichſten mußte bie anfehnlide Zahl ver Beifteöfranfen 
in den Zellengefängnifien erſcheinen. Es ward fo viel darüber gefchrieben und übertrieben, daß 
felbft Arzte vorübergehend irre gemacht werben konnten, was wirflid bei einem Arzt des phila⸗ 
delphiſchen Strafhaufes der Fall war. Der Lärm hatte aber den großen Vortheil, daß mun 
überhaupt der Frage des Wahnfinns in den Gefängniffen mehr Aufmerkſamkeit zugewendet 
wurbe. Auch in andern Anſtalten forjchte man nad, wodurch freilich fehr unerwartete That⸗ 
ſachen zu Tage gefördert wurden; auch Arzte, namentlih Irren- und Strafanftaltsärzte gaben 
ihren Urtheilsſpruch ab, und es ift anzunehmen, daß die zur Zeit der erfien Verhandlungen in 
der franzdjifchen Kammer noch hochgehende Blut von Beforgniffen über die übermäßige Anzagl 
von Geifleäfrankheiten nunmehr fo ziemlich abgelaufen ift. 

Wir haben dies in Furzem näher zu begründen. 

Bon Eröffnung des- philadelphiſchen Strafhaufes (1829) bis zum Schluß des Jahres 
1856, während Dr. Franklin. Bade Arzt ver Anftalt war, waren unter 697 aufgenommenen 
Gefangenen 16 Wahnfinnsfälle beobadjtet worden, von welchen es bei 10 nachgewieſen wer⸗ 
den konnte, daß fie fon vor dem Eintritt in die Strafanftalt befanden hatten. Mit dem Jahre 
4837 trat ein neuer Arzt, Dr. Darrach, ein, und ohne daß in der Befängnißzudt irgendeine 
Beränberung erfolgte (der Lärm über die vielen Geiſteskrankheiten war ſchon im Entftehen), 
beobachtete diefer Arzt in den nächſten Jahren alljährlich mehr Geiſteskranke, als ver frühere 
Arzt während feiner ganzen Amtsthätigkeit. Merkwürdigerweiſe aber ſah er im Jahre 1837 
nur Fälle von dementia, 1838 meiſt ſoiche neben einigen Fällen von Sinnestäuſchungen, 1839 
glei viele beider Arten, 1840 nur Sinnestänfhungen und 1841 nur exotiſche Enervarion. 
Und noch merfwürdigerer Weife wurden 78 Broc. jener Fälle geheilt, 13 Proc. gebeflert, 3 Broc. 
begnadigt und 5 Proc. dauerten am Schluß bed Jahres 1840 noch fort, Feiner ftarb; — ſaͤmmt⸗ 
Ude Bälle des Jahres 1840 dauerten nicht länger als 2—16 Tage; von 13 weißen Geiſtes⸗ 
kranken im Jahre 1839 blieben 10 höchſtens 10 Tage trank, von 10 ſchwarzen Geiſtes- 
tranfen im Jahre 1838 unterbrach keiner feine Arbeit aufer einem in 16 Tagen hergeftellten. 
Jeder Arzt, welcher Geiſteskrankheit und Geiſteskranke Eennt, wird zugeftehen, daß derartige 
vorübergehende geiftige Aufregungen oder Depreſſionen in der Regel nicht ald Geiſteskrauk⸗ 
Seiten bezeichnet werden. Eigentliche Geiſteskrankheiten dauern weder fo furze Zeit, noch bieten 

fe eine ſolche Heilbarfeit. Zwiſchen 40 und 56 Broc. ſchwankt nach Angabe verſchiedener Ir⸗ 
zenärzte die hoͤchſte Zahl der heilbaren Fälle; 15—20 Proc. fterben. 37) Im philadelphiſchen 
Zuchthauſe aber wurben 78 Proc. geheilt und 13 Proc. gebeſſert, keiner ſtarb! Wer alle jene 
Bälle für wirkliche Wahnfinndfälle Halten, ihre Entftehung überhaupt oder doch großentpeild 
der Einzelhaft zuſchreiben und deshalb dieſem Syflem Gefangene feiner nicht unterwerfen 
wollte, müßte folgerichtig, obgleich in einem Zuchthauſe die wichtigften Heilmittel für Geiſtes⸗ 
krankheiten fehlen, ſämmtliche Geiſteskranke hierher zur Heilung ſchicken; denn nirgends in ver 
ganzen Welt wird nur entfernt eine ähnliche Zahl von Heilungen erzielt. 

Das übrigens in Philadelphia, wie in manden andern amerikaniſchen Gefängniffen, wirt: 
lich eine verhältnigmäßig große Anzahl Wahnfinniger vorfommt, Hat feinen Grund auch darin, 
daß viele Staaten feine Irrenhäuſer befigen, in welchen arme Geiſteskranke aufgenommen 
werben. 68 verurtheilen daher die Gerichtähöfe Verbrecher, obgleich deren geiſteskranker Zu⸗ 
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fand anerkannt iſt, dennoch in die Zudithäufer, um die Geſellfchaft vor ihnen ſicher zu ſtellen. 
Für Pennſylvanien iſt erft feit 1852 die Möglichkeit gegeben, Verbrecher, welche nach dem Aus⸗ 
ſpruch eines von. ber Regierung eingefegten ſachnerſtändigen Ansſchuffes geiſteskrank find, in 
das nun erriätete Staatsirrenhaus verfegen zu können, Im October 1852 befanden ji 18 
Geiſteskranke im philadelphiſchen Gtrafhaufe, welche diefem Autſchuß vorgeführt wurden; 
drei unter ihnen waren nicht einmal eines Vergehens halber, ſondern nur zur Sicherung in 
das Zuchthaus verbracht worden und hatten daſelbſt 2%,, 3a und 7 Jahre verlebt, won den 
übrigen 15 waren 11 vor ihrer Aufnahme mehr oder weniger geifteöfranf, 2 erfranften: we⸗ 
nige Monate, 4 ein Jahr und 1 vier Jahre nach feiner Aufnahme. 28) 


Auch in Pentonvilfe ift eine große Anzahl von Geiftesftärungen ober Aufregungen, meift- 


mit Sinneötäufchungen verbunden, beobachtet worden. 

Man If daſelbſt in hoöchſt lobenswerther forgfäktiger Beobachtung und ängfllicher Fürſorge 
flir das Wohl der Gefangenen dahin gekommen, zum Theil vorübergehende Zuftände als Gei⸗ 
ſteskrankheiten oder hamit nahe verwandt aufzuzäßlen, deren Abnormität in gemöhnliger ge⸗ 


meinſchaftlicher Haft nicht beachtet wird, ja zum Theil nicht beachtet werden. fann. Gin Gefau⸗ 


gener nämlich, auch wenn er von Haus aus etwas fonderbar und verkehrt und ungeſchickt iſt, 
wird in gemeinſchaftlicher Haft nicht unfchwer dahin abgerichtet, daß er fein Arbeitäpenfum 
regelmäßig und mechaniſch verrichtet, beim Gänfemurfch den orenungsmäßigen Schritt einhält, 
das Stillſchweigen nicht bricht, Nachts keine Störungen verurfacht, kurz den Beamten keinerlei 
Unbequemlichkeit macht. Man verfege einen ſolchen Menſchen in die Einzelhaft; der Wärter 
ſtellt ihn nicht nur an feine Arbeit, fondern er unterhält fidh mit ihm, ber Geiſtliche und andere 
Beamten beſuchen ihn, er fängt an, feine Empfindungen darzulegen, Urtheile auszufprechen ; 
die erftern find exaltirt, die legten theilweiſe verkehrt, wie fie es immer maven. Dazu kommt, 
daß dieſer Menfch, aus feiner gewohnten Lebensweiſe gerifien, dem immerhin nieverbrüdenpen 
Einfluß jeder Gefangenschaft Hingegeben, der nöthigen gewohnten Anregungen und Auögleis, 
chungsmittel entbehrt, auf fi hingewieſen iſt und im Grübeln fi} verliert, in der Vereinze⸗ 
fung ganz ebenfo wie in der ſtillſchweigenden Gemeinſchaft; möglid, daß das Grübeln, wenn 
ex in ber Einzelzelle fehr verlaffen figt und zu wenig beſucht wird, eher zunimmt als bei ver ſtill⸗ 
ſchweigenden Gemeinſchaft, wo wenigftend fein Auge ihm einige Zerſtreuung gewährt, ſicher 
aber auch, daß die Neckereien, fpöttifchen Mienen ver Audern, felbft der Widerwille gegen einen 
Nachbarn und ähnliche unbedeutende Anläffe zu Stimmungen und Verſtimmungen mindeſtens 
ebenfo ſchädlich auf ihn einwirken mie felbft zu grofe Ginfamteit.’ In jedem Gefängnis fällt 
es ſchwer, ſolche Individuen richtig und fo wie es ihnen am vortheilhafteſten ift, zu behandeln, 
man muß ſich ziemlich viel mit ihnen befaflen, ihnen Wechſel in Befhäftigung u. f. w., kurz 
mandyerlei Anregung gewähren. In ver Vereinzelung werben folhe Zuftänne ſogleich erkannt, 
fe find nicht ſchwer vollftändig zu würdigen und jie fönnen richtig behandelt werben; in der ger 


. meinfamen Haft, mit und ohne Stillſchweigen, bleibt die Mehrzahl diefer Zuſtände unbeachtet, 


fo ſehr verdecktt fie die ſtrenge äußerlihe Zucht und Ordnung. Solder Zuflände nun (unter 
der Rubrik deiusions ober weak of mind vorfommend) find auch in Ventonville eime ziemlige 
Anzahl beobachtet worben. 

Die hierher gehörigen leichtern Fälle, unter der Rubrik delusions oder weak of mind ver⸗ 
zeichnet, ſowie die Fälle eigentlicher Geiſteskrankheit haben wir aus ven Jahresberichten folgen= 
dermaßen zufammengetragen : 


1} 
zn 8 un ® 3 3 — 
233333338888 85 
Bahnflnn 3 — 1 1 1 5 4 7 2 4 4 1 3 
. delusions Ss -— 232513193 11 3715713 
Selbſtmord — — — — — 1 1 1 — — 1 15 
233 43 360 519 599 777 675 717 460 436 


Aufı — * 240 
Entla 408 132 386 200 513 621 606 641 757 493 387 
Darfänittsjaßl 359 46 445 423 457 479 436 409 599 550 496 523 
Zunähft muß man die Wahnfinnsfälle mit der Geſchichte der Anftalt vereint betrachten. 
Im erften Jahre kamen drei Bälle vor (ein geiſteskrank aufgenommener, der zweite war fort⸗ 
während außer feiner Zelle mit Beendigung von Bauarbeiten befhäftigt). In den folgenden 
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vier Jahren nur brei Falle, worunter ein furchtbarer Verbrecher und einer, der zur Belt feiner 
Einſchiffung erfrankte, dann aber im Befängnif bald genad. Im Jahre ARAB ward die irenge 
Bereinzelung infofern gemilvert, daß fie von 18 auf 15 Monate, im Jahre 4847, daß fie auf 
412 Monate, in ven legten paar Jahren fogar auf neun Monate zurückgeführt ward; einige 
andere Erleiterungen traten hinzu, und von 1852 an war es geftattet, einzelne Gefangene, 
für deren koͤrperliche oder geiflige Gefundheit e8 nüglich ſchien, in Gemeinſchaft im Freien ar= 
beiten zu laſſen. &8 erhellt auf das deutlichſte, daß (wenn das Jahr 1843, wie es ſich gehört, 
als Einführungs- und Probejahr betrachtet wird) in keinem Zeitabſchnitt die Wahnfinnsfälle 
und die delusions nur annähernd fo felten waren als in den Jahren 41842 — 47, wo bie 
Gefangenen am frengften und am längften der Einzelhaft unterworfen waren 29); in derſelben 
Zeit Eam fein Selbftmord vor. Man hat behaupten wollen, der Grund biefes Unterſchiedes 
liege darin, daß die Gefangenen diefer Jahre am forgfältigften ausgefucht worden feien in Bes 
zug auf ihre Eörperliche und geiftige Fähigkeit, die Einzelhaft zu ertragen. Gs Tann dies, ob= 
gleich ein gewiffes Ausfuchen allerdings ſtattgehabt Hat, jedoch nicht zugegeben werben, denn 
umter den 469 erften und nicht ausgefuchten Gefangenen fanden ſich 17, und unter den darauf 
folgenven 1031 Gefangenen (in Summa 1300) fanven ih 56, welche geiſteskranke Verwandte 
hatten; das Verhältmiß ift demnach für beide Gruppen gleich. 

Die übrigen englifhen Bellengefängniffe liefern eine viel geringere Zahl von Geiſteskrank⸗ 
heiten. So war in Glasgow von 1824—44 kein Ball in der Anſtalt entſtanden, über— 
haupt waren nur drei Fälle vorgekommen und diefe fämntlicy in der Anftalt geheilt worden 49); 
aus Prefton (mo übrigens in Kirche, Schule und Spazierhof die Gefangenen nicht getrennt 
find) berichtet Der eiftliche, daß von 1843 bis jegt mod, fein Wahnjinnsfall fi ereignet hat. *1) 

In dem Zellengefängniß des Großherzogthums Baden, in Bruchſal, find in den fünf Jah⸗ 
ven 185054 bei einem jaͤhrlichen durchſchnittlichen Geſamutſtand von 607 Gefangenen 18 
Geiſteskranke, alfo 5,9 auf 4000 Gefangene beobachtet worden. Die Hälfte davon ward nad 
Illenau verſetzt; geheilt wurden acht, gebeflert drei, umgeheilt geblieben vier, geftorben drei. 
Außerdem kamen vor 21 Teichtere Fälle von Geiſtesaffection oder Hallucinationen ; binnen kur⸗ 
ger Zeit wurden geheilt 11, gebeflert fünf, in Behandlung blieben fünf. ine Kranfenges 
Dr lag einzelnen Falles finvet ſich beigefügt. 4?) 

Wir Haben nun einen Augenblick aud) bei dem Vorkommen von Geiſteskrankheiten in ge⸗ 
meinſchaftlichen Gefangniffen zu verweilen. Da ſteht denn num, wie geſagt, als erſter Erfah⸗ 
rımgöfag feſt, daß man in biefen Gefängniffen fid eben früherhin nirgends darum gekümmert 
hat und aud) jegt noch im Allgemeinen fehr wenig genau iſt. Als in Frankreich das Minifle- 
rium bie @inführung der Einzelhaft vorbereitete, wurde in Betracht der angeblichen Hanfigkeit 
bes Wahnñnns in ven Zellengefängniſſen verordnet, an einem und benifelben Tage in allen 
Erntralhäufern Frankreich die Zahl der Geiſteskranken aufzunehmen, und fiehe da, es fanden 
fi) am 1. Mai 1839 unter 18000 Infaffen der Centralhäuſer 359 Geiſteskranke, d. h. 1 auf 
50 Gefangene, in Montpellter gar 49 auf 483, in Yontevrault 46 auf 496 und in Vannes 
34 auf 296 Gefangene*?) — ein Verhaͤltniß, wovon bis dahin fein Menſch in ganz Frank⸗ 
reich eine Ahnung gehabt hatte. Selbſt im dépot des condamnes in Paris, we die Gefanges 
nen gewöhnlich nur wenige Tage bleiben und wahrlich nit genau beobachtet werben, finden 
fi), nad) Lelut, unter einem Stande von etiva 430 Gefangenen immer vier, fünf bis fieben 
Irre. 4) Aus Belgien, ro derartige Verhältniffe im Ganzen fo gründlich erforfcht werben, 
Tiegt feine genaue Zahl vor; Ducpetianr fagt nur, an Ldlut’8 Angabe ſich anſchließend 5), daß 
in Belgien die Zahl der Geiftesfranfen'in den alten Gefängniffen etwa dieſelbe fei. In den 


39) Die 1640 Gefangenen dieſes Zeitraums waren —— 396 Tage im Gefaͤngniß, die 
23387 der Jahre 1848—50 nur 224 Tage (Burt, a. a. D., 1). 

40) are) bes Directors Brebner; |. * REN individuel sous le 
rapport sanitaire‘, ©. 

41) Ehaplain, —— and thirty-frst reports on the county-house of correclion aß 
Preston” (1855), ©. 

42) Fuͤeßlin, die Sinyefafr, S. 259—316. 

43) „Documents communiques par Mr. le ministre de l’Interieur. Discours de Mr. deTcc- 
queville à la seance de la chambre des deputes du 26 Avril 1914.” 

44) 2efut, „De l'influence de l'’emprisonnement cellulaire sur la raison des detenus, m6- 
moire lu & l'academie des sciences morales et politiques‘. S. auch Moreau Ghriftophe, „Defense“, 
Appendir ©. 18. 

45) „Memoire à l’appui du projet de loi”, &. 255. 
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gewdhulichen Brfängmiflen von Eugland und Wales fanben-fil unter einem Shane von 14,689 


Gefangenen vurchfgmittlic 89,1 Geiſteskranke oder 6,3 auf 1000.49) Aus Bapen berichtet Fuͤeſi⸗ 
fin #7): ‚In einem Verzeichniß der Gefangenen einer badiſchen Strafanflalt, welches und zur Aus⸗ 
wahl ver zur Transferirung in unfer Hans Tauglichen zugeflelt worden war, befanden ſich auf 
300 Gefangene neun, welche ald «halber Simpel, fpricht hier und ba verfehrtes Zeug, nit 
ganz bei Berftand», bezeichnet waren; ähnliche Ergebnifſe wire genaue Prüfung der geiftigen 
Geſundheitsverhältnifſe ver Gefangenen in allen Strafanitalten liefern.” 

Dieje badifhe alte Anftalt Hat alfo ein Verhältniß von 30 Geiſtesſchwachen auf 1000 
Gefangene. R 

Wenn wir aus diefen Ländern einige ſummariſche Zahlen haben liefern können, fo weiß 
man doch gar nichts Genaueres über Form, Dauer, Ausgang u. f. w. diefer Fälle. Nur die 
ſchweizer Anftalten, wo man allınälig mehr zur Bereinzelung übergegangen, berichten Genaue⸗ 
res. In Laufanne find von 1834 — 41 bei einem Durchſchuittsſtand von 95 Beiangenen 25 
Wahnſinnsfälle vorgekommen, unter welchen 13 vor ihrer Aufnahme entſchieden wahnſinnig 
waren, zwei galten im Bublifum zuvor für irr, zwei zeigten fogleich nad) der Aufnahme Spu= 
ten von Wahnfinn; von ven übrigbleibennen ſechs waren zwei iſolirt geweien, vier nicht. 49) 
In Genf envli, der Mufteranftalt des Claſſificationsſyſtemö, kamen von 1826—A1 unter 431 
aufgenommenen Gefangenen und bei einem Durchſchnittsſtand von 60 Geiangenen 28 Bälle 
von Wahnſinn vor (wahrſcheinlich find in dem erfien Jahren, wo nod nicht fo viel Aufmerk⸗ 
ſamkeit darauf verwendet ward, nod) einige weitere überfehen), und zwar von 1826— 34: 12 
Tälle over 1 aufA3 Gefangene, und feit firenger Durchführung des Schweigfyftems von 1855 — 
41: 146 over 4 auf 30 Gefangene. Nur von 23 ift der Erfolg der Heilung befannt: 7 geheilt, 
2 gebeflert, 7 ungeheilt, 7 geftorben (3 davon in der Irrenanftalt). Alfo 

Gehe ilt Gebeflert Ungeheilt @eßorben 
Philadelphia . . . . . 78 Proc. 13 Proc. 8 Proc. — 
Bun: a OO 8. 45 „ 478. 

Aus allen auburnfchen Anſtalten Amerikas wird von Geiſteskranken berichtet, aber fo 
dürftig und ungleihmäßig, daß ſich keine klare Zahlenaufftefllung anfertigen läßt. Wir wollen 
ſtatt deren folgende Stelle eines Ausſchußberichts an die gejeggebende Verfammlung von 
Neuyork in Betreff des Zuftandes der Gefängnifle in dieſem Staate anführen: „Im Werlauf 
feiner Unterfuung war der Aueſchuß betroffen über die große Zahl von Geiſteskrankheiten 
unter den Sträflingen. Mehr oder weniger geiſteskrank ift eine viel größere Zahl der Infaflen 
unſerer Gefängnifle, als das Publitum glaubt over als felbft vie Beamten des Gefängnifies 
zu wiffen feinen. Wahrlich es iſt zu bezweifeln, ob irgendjemand mit einem erträglich geſun⸗ 
den Geiſt das Gefängniß verläßt, nachdem er eine Strafzeit von ſechs oder mehr Jahren über- 
fanden hat.“ *o) 

Wahrlich man kann, wenn man die nahe Verwandtſchaft zwiſchen Verbrechen und Wahn⸗ 
finn Ind Auge faßt, ſich nicht über die große Zahl von Wahnfinnigen unter den eingeſperrten 
Verbrechern wundern, wohl aber barüber, wie lange dieſe Thatfache überfehen worden ift. 
Verbrechen und Wahnfinn find nahe verwandt, fie beruhen auf derſelben Grundlage, auf Man⸗ 
gel an Harmonie zwifchen ven intellectuellen Fähigkeiten und dem Empfindungd- und Begehr⸗ 
vermögen. Betrachten wir die Maffe unferer Verbrecherbeuölferung, fo finden mir fie im Gan⸗ 
zen geiftig viel weniger entwidelt, ald man allgemein annimmt; Verſchuitztheit muß vielfach 
die Stelle des Elaren Verſtandes vertreten. In der Regel find fie fehr mäßig unterrichtet und 
noch viel weniger irgendwie durchgebildet, weder geiftig noch moraliſch. Zu großentheild erbli⸗ 
er Anlage tritt von früheſter Jugend an Verwahrloſung jeder Art, Clend, Schmuz, Unord⸗ 
nung, ſchlechte Erziehung, Roheit und Verweichlichung, ſchlechtes Beiſpiel. Während fo bie in⸗ 
tellectuelle und moraliſche Ausbildung zurückbleibt, wird die Sinnlichkeit ſammt allen ſchmuzi⸗ 


46) Burt, a. a. O., S. 99. 

47) Büeßlin, „Die Einzelhaft“, ©. 387, 

43) Man vergieiche „Rapports du docteur Pellis et de Mr. Denis, inspecteur“. „De l’empri- 
sonnement individuel sous le rapport sanitaire“, S. 44—80. „Iahrbücker ver Gefängnißfunbe”, 
1,0 fg. Auch die Schriften von Würth und Morean Chriftophe, welche die Anftalt forgfältig 
unterfucht haben; endlih Verdeil, „De la reclusion dans le canton de Vaud“, und Goſſe, 
„Analyse raisonnee etc.“, in der „Bibliotheque universelle de Geneve‘'. 

49) „‚Twenty-third report of tbe inspectors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 
vania’‘ (1852), ©. 8. & R 
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hen Leldenſchaften um fo mehr cultivirt. Starke Anlage dazu iſt vorhauden, ein Gegengeruidgt 
fehlt. So toben denn in dem Individuum, dad Arheitätaft, Ernſt und Sreubigfeit, Augend und 
Giauben nicht hat, die Begierven auf und ab. Mitten in einem ſolchen Leben des innern Un— 
friedens und der äußern Aufregungen wird der Verbrecher vom Arm ver Gerechtigkeit ergriffen; 
nad) der Spannung während der Unterfuhungdhaft folgt der Nieverbrud des Urtheils, ver 
Strafe, ver Gefangenſchaft. IR es da zu verwundern, daß am Schluſſe des beſchriebenen Weges 
gar mandes ſchwache Gehirn zuſammenbricht, daß Wahnfinn auftritt? Bedarf es da noch einer 
befondern Haftatt dazu? Der tüchtige Auburniſt Mooſer ſagt am Schluß einer intereffanten 
Würdigung der (zwei) in St.-Gallen und der auderwärts vorgefommenen Wahnſinnsfälle umb 
ihrer Urſachen 6%): „Gewiß if, daß der Wahnfinn in den Pönitentieranfalten nad; beiden 
Syſtemen in verfihiedenen Geftalten und Graden vorkommt, und daß feine Heilung eine Höhfl 
ſchwierige ſei. Die Grundurſachen zur Erzeugung des Wahnfinns liegen nicht in der Iſoli⸗ 
rung und nicht in dem Stillfpweigen — welche beide nur Rebenurfagen find — fondern in 
dem Manget-einer vernünftigen Geiitesthätigfeit (durch Arbeit)” 

Nicht in ver Ifolirung liegt Die Urſache, nicht im Zufammenfein pas Heilmittel, fondern in 
verfländiger körperlicher und geiftiger Beſchäftigung, in Arbeit, Spaziergang, Unterricht, in 
Befuchen, in moraliſcher und religiöfer Aufrihtung. Sehen wir und nun nah dem Urtheil 
der Irren- und der Gefängnipärzte über dieſe Frage um, fo tritt eine höchſt auffallende Cin— 
ſtimmigkeit ver Anfihten auf. Die Arbeiten der Herren Verdeil und Goſſe find, denken wir 
gerichtet 54), auch höre man ‚neuerlich nichts mehr davon. Herr Pellis fteht allerdings Coindet 
gegenüber. In Brankreih haben die großen ‚Öygieniften Villerme und Marc, haben Männer 
wie Barijet und Louis, hat der verftorbene Irrenarzt Eſquirol, dem ſich fpäter Ferrus und Be— 
noifton de Chätenunenf anſchloſſen, haben die lebenden Irrenärzte Lelut und Baillarger fi 
entschieden dafür ausgeſprochen, daß in einer-verftändigen Vereinzelung der Gefangenen keine 
Urſache zu Wahnfinn zu fuchen fei. Wie entſchleden iſt nicht Owen Reed? In Deutſchland has 
ben Julius, Kiefer und Kloſe, Flemming und Damerow, Bafting, Füeßlin u. A. ihr beftimmtes 
Urtheil abgegeben. Welche treffliche Arbeiten hat nicht Diez geliefert? Wie ſchwer wiegen nicht 
die Worte von Holft und Faye aus Norwegen? Und wer ſteht diefen Stimmen gegenüber? 
Kann man beilere Gewährömänner verlangen? Hier wie in allen übrigen Punkten gewinnt 
das Syſtem, je genauer nıan es Eennen lernt. R 

- VIE Stand der Gefängnißreformin den verſchiedenen Ländern. Äſterreich 
Eine Gefängnißreform in ſterreich ward durch den im Jahre 1842 vom Kaifer Ferdinand er⸗ 
laſſenen Befehl zur Erbauung einer Strafanſtalt für 800 Straflinge bei Wiener-Neuſtadt an— 
gebahnt. Nächtliche Trennung ward von Anfang an feſtgeſtellt, die Frage über Trennung ober 
Bereiniging bei Tage aber einem Ausſchuß von verfchiedenen Sachverſtändigen übergeben. Der 
Ausſchuß entſchied ſich nach reiflicher Berathung für die Einzelhaft. Ehe ed zum Bau fam, ers 
folgten die Greigniffe des Jahres 1848. Es warb nun auch das ganze Gerichtsweſen umge: 
ſtaltet. Der Iuftizminifter v. Schmerling berief im Jahre 1849 abermals einen Ausſchuß 
auch diefer ſprach ſich, und zwar einftinmig, für Einzelgaft aus. In Garften bei Steyer warb 
der Bau eines Zellenflügel® begonnen. Mit dem Rücktritt des Juſtizminiſters, mit der Aufhe— 
bung bed neuen Gerichtsverfahrens und der Schwurgerichte gerieth auch Die Gefängnißreform 
ind Stoden. Die Beflerung der Gefangenen wird wol nun ausſchließlich dur‘ Ginführung von 

"Barınderzigen Schweitern und Ordensbrüdern in die Gefängniife erſtrebt werben. 

Preußen. Nachdem Dr. Julius die verbeilerten ameritanifchen und engliſchen Gefängniffe 
unterjucht und zu deren Nachahmung aufgefodert hatte, wurden bald nad 1840 in Köln ein 
großer Zellenflügel und in Berlin, Münfter und Ratibor ausgedehnte Strafhäufer nad) deme 
Softem ber Einzelgaft erbaut — doch ward in allen diefen, in Bauart übrigens mangelgaften 
Gebäuden, nie die Zellenhaft eingeführt — vielmehr wurden die Öefangenen aufunzwedmäßige 
Weije in Oemeinjamfeit eingefperrt. Die Nothwendigkeit aber, die großen Strafanitalten nit 
ferner Hochſchulen des Lafters fein zu laffen, trat immer klarer hervor. E8 begaben ſich demnach 
im Laufe des legten Jahres Minifter, Volizeipräjidenten und andere höhere Gerichts: und Ges 
fängnißbeamten nad Bruchſal, um dur eigene Auſchauung die Einzelhaft kennen zu fernen. 
Dieſe Unterfuchungen ſowie die Berufung Wichern's nach Berlin, des Mannes, welchem Europa 
die größten Verdienſte um ſittliche Hebung ber verwaßrtoften Jugend und um Rettungshäujer zus 


60) Movfer, „Die Bönitentiarankalt St.-Jakob“, S. 114. 
61) ©. „De l'’emprisonnement individuel‘ uno „Jahrbücher der Gefängnißfunde“, Lund IK - 
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rerenut, veraninßten, daß nunmchrt vie endliche Einführuna der Einzelhaft in den bereitßerbauten 
‚Bellengefängniffen und die Erbauung neuer Brovinziatzellenftrafhäufer In Ausſicht genommen 
AR. Unter Wichern's Leitung ſteht bereitö feit 4.Nov. 1856 in Moabit ein Zellengefängniß von 
nurProteftanten, nicht über 36 Jahren, Die zum-erften male verurtheilt werben. (Möge dieſe Lei⸗ 
tang des ehrenwerthen fromnen Mannes ven Beſſerungsſyſtem nur den Segen echt proteſtanti⸗ 
fer Froͤmmigkeit und wahrer hriftlicher Liebe begründen, und nicht etwa durch den Einfluß 
vorzügli der im Rauhen Haus gebilveten, zur Brüberfchaft gefhloffenen 40 Auffeher auch nur 
der Schein heuchleriſcher Herrſchſucht und intoleranter hochmũthiger Härte und damit der öffent: 
liche Widerwille gegen das ganze Syitem betvorgerufen werden!) 

Mecklenburg. Im Iahre 1839 warb in Dreibergen bei Bügow ein Strafhaus mit 192 Ein⸗ 
gelgellen (für Tag und Nacht), mit 24 Einzelwerfitätten, 164 Schlafzellen und mit mehren gro= 
Ben Arbeitsfälen erbaut.: Nachdem anfangs fomit verhältnigmäßig nur ein Fleiner Theil ver Ge⸗ 
fangenen der andauernden Bereinzelung unterworfen worden, hat die Erfahrung dazu ges 
drängt, Zucht und Bau bes Haufes immer mehr auf eine allgemeine Anwendung der Einzelhaft 
einzurichten, wie dies aud den verſchiedenen Schriften des Criminalraths Herrn v. Wyck erhellt, 


welchem die Oberaufficht über dies Strafhaus zufteht. 


Baden. Bon dem zu früh verfiorbenen, um volksthümliche Entwickelung der Nechtöpflege 


hochverdienten Minifterialcath v. Jagemann wurde in Baden die Gefängriigreform gefdrert. 
Durch Stublum und durch forgfältige Veilhtigung der wichtigſten europäifhen Strafanftalten 


dorbereitet, entwarf und vertrat er den Gefegentwurf zur Erbauung eines Männerzudthaufes 
bei Bruchſal nad) dem Syſtem ver Eingelhaft. Den trefflich nrotivirten Gefegentwurf hatte im 
Namen des Ausſchuſſes der Abgeordneienkammer Welder zu begutachten. Zufolge feines claſſi⸗ 
ſchen Ausſchußberichts warb der Geſetzvorſchlag mit 60 gegen drei Stimmen angenommen ; bie 
erfte Kammer trat einſtimmig bei. Das neue Männerzuchthaus, 1849 eröffnet, hat nun eine 


" bald zehnjährige Erfahrung Hinter fi. Nach dem von dem Director deffelben, Dr. Füeßlin, 


verfaßten Werke über daſſelbe, nad) dem ausführlichen Bericht des belgiſchen Generalinſpectors 
Ducpetiaur an feine Regierung 52), nad dem UrtHeil von Hunderten von Sachverſtändigen, 
weiche das bruchſaler Zuchthaus beſichtigt haben , kann wol keine Strafanftalt ſich glänzenderer 


’Nefultate rühmen. Ruhe, Zucht, Ordnung, Reinlichkeit herrſchen allerwäͤrts und zu allen Zei⸗ 


ten; Disciplinarſtrafen find ſelten, die Krankheiten wenige, die Todesfälle etwa halb fo viele als 
in ven gemeinfamen Strafanftalten Babens, der Arbeitdunterrit und =Betrieb geht gut von 
flatten, der Glementarunterrict trägt unglaubliche Früchte; auf fittliche Befferung wird mit er⸗ 
freuligem Erfolge gewirkt. "Wer Zweifel an der Borzüglichfeit ver Einzelhaft hegt, möge diefe 


"große Anftalt beſuchen, wo nun mit Confequenz und Entſchiedenheit eine längere Reihe von 


Jahren dad auch bei und vorgefhlagene Syftem durchgeführt wird, und ben meiften Ländern als 


Muſter zur Nahahmung dient. (Leider haben die Gerichte neuerlich immer mehr abfolut gegen 
„ben Geift des ganzen Strafſyſtems und des Geſetzes über dieſe Anſtalt [f. unter IX] zeitwetſe Pei⸗ 


nigungen durch Hungerfoft und Dunfelarreft mit der Gefängnißftrafe verbunden. Auch wird nad; 
mehrfachen Beſchwerden entlaffener Sträflinge und andern Nachrichten infolge mintfterieller An= 
orbnungen durch eine allzu magere, ja allzu färgliche Koft zum Theil die Geſundheit und die geis 
flige und moralifche Kraft der Sträflinge gefährvet. (&8 ift der vortrefflichen Direction ver Ans 
ftalt zu verdanken, daß fie auch biefe betrübenden Störungen wenigftens zu mildern verftcht. 
Und e8 iſt zu hoffen, daß die wohlwollende Regierung jene Misſtände, dem wahren geſetzlichen 
Seit ihrer ruhmwürdigen Anftalt, der Sumanität und Gerechtigkeit entfprechend, bald möglich 
befeitigen werbe. Die abjolute Verkehrtheit der Straffchärfungen, die noch fein Sachkundiger 
— hat aufs neue gründlich nachgewieſen Mittermaier, „Gefängnißreform'“, 1858, 

S. 139 fg. S. auch Roͤder, „Gutachten“, ©. 32 fg.) 

Würtemberg. Im Jahre 1855 hatte die Regierung ven Ständen einen Geſetzvorſchlag in 
Betreff ver Errichtung eine Zellenftrafhaufes in Stuttgart übergeben. Der dem Syftem der 
Einzelhaft günftige Ausſchußbericht von Probft erhielt in den Verhandlungen vom 16. bis 
26. März 1857 die volle, beinahe einftimmige Zuftimmung ver zweiten Kammer, doch hat nach 
der „Allgemeinen Zeitung”, Beilage vom 23. Mai, der Juftizminifter in der zweiten Kammer 
erklärt, daß die erfte Kammer für bie jegige Etatöperiode von 1858— 61 die Sache abgelehnt, 
jedoch feineöwegö ad calendas graecas vertagt habe. Energiſch verwarf namentlich die zweite 
Kammer auch alle Prügelſtrafe und alle Schärfungen für die Zellengefängniffe. 





52) „Notice sur la prison cellulaire de Bruchsal‘ (1855). 
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= Englans. Nach ven frühen nicht hialänglich nachhaltigen Verfuchen einer Gefinguifirer 
form verfuchte man von 1823 — 35 Glaffifiirung der Gefangenen, und von 1833 an das 
Schweigſyſtem. Als dieſe fih ungenügend erwiefen, veranlaßten hauptſächlich die Berichte Des 
nach Amerika geſandten Advocaten Crawford und die Bemühungen veflelben und bed mit ihm 
als Generalinfpecter der Gefängniffe angeftellten Whitworth Ruflell, die Einführung der Ein 
zelhaft unter den Miniſterien von Sir R. Beel und Lord John Ruſſell. Es wurden einige Mu⸗ 
flergefängniffe (namentlich Pentonville und Perth) erbaut, welche in der Ausführung der Kin 
zelheiten alle biöherigen Gefängniffe weit hinter ſich zurüdließen. Da damals die Transporta- 
tion in den vereinigten Königreichen bekanntlich die faft ausfchließliche Strafe für alle ſchwerern 
Vergehen und Verbrechen war, fo waren dieſe Gefängniffe nur dazu beflimmt, aus den zur 
<ranspprtation Verurtheilten, im Alter von 18 — 35 Jahren Stehenven, die geeignet ſcheinen⸗ 
‚sen auszuwählen, währen 18 Monaten ver Einzelhaft zu unterwerfen und fie dam zu trans⸗ 
portiven, wobei jedoch das Betragen der Sträflinge während der Einzelhaft verfchienene reis 
heitftufen in der Golonie für fie bedingte. Die Erfolge diefer vereinzelte, mit Unterrit, Seel⸗ 
forge und Arbeit verbundenen Einfperrung waren, namentlich in Bezug auf die moralifche Beſſe⸗ 
tung, überraſchend günftig. Es wurden daher alsbald in vielen Stäbten Englands größere und 
‚ Hleinere Zellengefängniffe erbaut, und, um auf dieſem Wege entſchieden fortzufihreiten, centralis 
firte die Regierung diefen Verwaltungszweig mehr, als es bis dahin mit irgendeinem andern 
geſchehen war. Es ift ſeitdem Fein eigentlihes Gefängniß mehr anders ald nad) dem Zellenfuftem 
erbaut worden ; diefe Gefängniffe zählen denn auch bereits über 12,000 Zellen. Als Crawford 
und Wpitworth Ruſſell 1847 raſch hintereinander farben, gewann die Anſicht des fharffinni- 
gen Erbauers von Pentonville, des Ingenieuroberften Jebb, das Übergewicht, welcher von jeher 
‚nicht für die unbedingte und vollſtändige Durchführung der Einzelhaft bei längern Strafzeiten 
geweſen war. Es machten ſich nun aud) Angftlichkeiten in Betreff des Geſundheitszuſtandes gel- 
‚send, Angſtlichkeiten, welche übrigens von Arzt, Vorſteher und Oberaufſichtsraͤthen nicht getheilt 
wurden. Die ſtrenge Einzelhaft ward ſonach in etwas gemildert, auf ein Jahr und, ſeitdem im 
‚Sabre 9853 auf den entſchiedenen Widerſpruch der Colonien die Transportation aufgehoben 
wurde, zulegt auf neun Monate herabgefegt, wonach ſodann bie Sträflinge in penal servitude 
treten, d. h. in große (foeben erbaute over zum Theil noch im Bau begriffene) Anftalten an ben 
Meeresküften, wo ſie bei Nacht in Einzelzellen fchlafen, bei Tage aber in großen Maſſen (zu Tau⸗ 
ſenden) mit Arbeit inı Breien zur Anlegung von Zufluchtshäfen verwendet werben. Neuerliäft 
find Hierzu noch proviforifche Entlaffungen bei gutem Betragen getreten. Über vie Refultate 
. biefed Umſchwungs in der Gefangenenzucht läßt fid hei ver Kürze der Zeit ein beſtimmtes Ur⸗ 
theil noch nicht fällen. Die Berichte bed nun an der Spige des ganzen englifhen Gefängnißwe— 
ſens ftehenden Oberften Jebb lauten fehr günftig °°); im Parlamente aber find bereitd Stimmen 
‘Dagegen laut geworben, um für eine beffer geregelte Trandportation ſich auszuſprechen. Liber 
‚einige Buntte ſteht die Anſicht in England feft, über andere ift fie noch fehr ſchwankend, wie denn 
auch die Hausordnung der Oefängnifle im Allgemeinen und die Durchführung der Ginzelhaft 
indbefondere, an den verſchiedenen Orten fehr verfchieven ift und weſentlich von der perfönlicyen 
Anſicht ver Vorfteher oder Leiter abhängt. So werben nun in Pentonville Einzelne nad) einiger 
Beit in AbtHeilungen gemeinſchaftlich befhäftigt, in Prefton find die Gefangenen beim Gottes- 
dienft nicht getrennt, in Reading wird faft nur dem moralifchen und religiöfen Unterricht Auf: 
merffamfeit gewidmet, während in Perth nad wie vor die Einzelhaft in ihrer urfprünglicen 
Strenge und für längere Zeit mit beftem Erfolge vucchgeführt wird. Über die Art der Behand: 
lung der Sträflinge während der fpätern Jahre der Gefangenschaft herrſcht Meinungoverſchie- 
denheit; für die erfte Strafzeit Dagegen, wie überhaupt für Eurze Haften und Unterfuhungshaft 
iſt Dad Urtheil einftimmig für Ifolirung. Daher fommt es denn auch, daß feit faft 20 Jahren 
(mit Ausnahme der Bauten für die Arbeiter an ven Zufluchtöhäfen) Fein anderes Gefängniß als 
Bellengefängnifle in den vereinigten Königreihen erbaut worben find. Nach unferer Meinung 
begen die engliſchen Gegner der Anwendung der Einzelhaft bei langen Strafzeiten eine zu hohe 
Meinung von ber fihnellen moralifirenden Wirkung diefer Strafweiſe im Verlaufe von einem 
halben oder auch ganzen Jahre. England ift in feinen Verfuchen noch ſchwankend; der praftifche 
Sinn des Volkes wird nicht verfehlen, das Richtige zu finden und feftzuhalten. 
Frankreich. Frankreich verdient in manderlei Beziehung befondere Beachtung. In viefem 





53) In feinem neueften Bericht über bie Refultate von Bentonville („Reports of the Direction *! 
London 1857) gibt er ale rüdfällig in vier Jahren an 15 Proc. 
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centralifirten Lande ward verhältnißmäßig früh eine gleichmäßige gute Zuchtordnung ˖in di 
verſchiedenen Gefängniſſen durchgeführt. Schon vor 37 Jahren trat ein bourboniſcher Prinz 
an die Spige einer Gefellichaft, welche ſich Die Verbefferung der Gefängniffe zur Aufgabe gefegt 
hatte. Strenge militäriſche Zucht, Ordnung und Reinlichfeit, gut geregelter Axheitöbetrieb, anz 
fangd durch Unternehmer, allmälig immer mehr durch den Staat geleitet, Hatten aber nicht ven 
gewünfcten Erfolg. Es ward demnach im Jahre 1839 in den etwa 18,000 Sträflinge faflen- 
den Gentralhäufern das Schweigfgftem nebft weiten Schärfungen der Gefängnißzugt ange 
ordnet und mit Energie gleihmäßig durchgeführt. In Betreff ver Abſchreckung und Beflerung 
ward aber der gehoffte Erfolg nicht erzielt; dagegen hatte die firengere Zucht eine weſentliche 
Steigerung der Sterbligkeit im Gefolge. Schon im Jahre 1840 brachte die Regierung an bie 
Deputirtenfanmer ven Vorſchlag zur Einführung ver Einzelhaft. So oft aud) die Minifterien 
wechſelten, ſtets blieben die Minifter des Innern, welden das Gefängnißtvefen untergeben ift, 
Bei derfelben Anſicht (Remuſat, Montalivet, Duchaͤtel, Gasparin). Der erwähnte erfte Vorſchlag 
ward von einem Ausfhufle günftig begutachtet, kam aber nicht mehr zur Verhandlung. Im 
Jahre 1843 Iegte die Regierung einen zweiten Entwurf vor, weldem zufolge alle Strafgefan= 
genen während ber erften 12 Jahre ihrer Haft, ebenfo wie alle Unterfuchungsgefangenen der 
Einzelhaft unterworfen werben follten. In keinem Lande hatten ſich Rechtsgelehrte und Staats— 
männer fo viel mit der Frage ber Gefängnißreform beſchäftigt; die große Zahl der darüber er= 
ſchienenen Schriften vermehrte ſich ind Unendliche alsbald nad} diefer zweiten Vorlage. Auf 
Grundlage eines meifterhaften Ausſchußberichts von Torqueville begannen am 22. April 1844 
die Verhandlungen in ver Abgeorbnetenfammer, welche, ein Mufter von Sachkenntniß, Ders 
ſtändniß und Würde, dur 19 Tange Sigungen dauerten und am 18. Mai mit überwiegender 
Stimmenmehrheit die Annahme des Geſetzvorſchlags herbeiführten. Die Regierung legte ven= * 
felben ſodann der Pairskammer vor; im Namen des Ausſchuſſes verfelben berichtete Berenger 
ebenfalls für bie durchgängige Einführung ver Einzelhaft. Eine Beratbung konnte nicht mehr 
flattfinden, da mittlerweile die Ereigniffe des Jahres 1848 eintraten. 

Schon im Jahre 1840 verlieh das Gefängniß La Roquette für 500 Kinder das bis dahin 
befolgte Schweigfoftem und führte vie Einzelhaft ein. Die Jahresberichte des Polizeivräfecten 
und bie des Schugvereind für die entlaffenen jugendlichen Gefangenen wettetferten alljährlich in 
Darlegung der großen Vorzüge biefer Haftweife. Die Departements beeilten fih, neue Depar- 
tementalgefängniffe, und ausſchließlich nad} dem Zellenfoftem zu erbauen; alle berichteten in je= 
ber Beziehung gleich günftig für pad Syſtem. Die wenigen Gegner der Ifolirung waren ftill 
geworden, gegenüber der großen Maffe von Rechtögelehrten, Gefängnipbeamten und Ärzten, 
melde fi fortwährend für das Syſtem ausfpraden. Da erſchien plöglid, ohne daß irgend» 
jemand etwas davon ahnte, ohne daß man bisjetzt eigentlich Elar wüßte warum, am 17. Aug. 
41853 ein miniſterielles Umlaufſchreiben an vie Präferten. Es hieß darin, die großen Ausgaben 
für die Anwendung der Ginzelhaft, und die Unmöglichkeit für Die Mehrzahl ver Departements, 
hierfür mit ihren alleinigen Mitteln zu forgen, feien die Urſache gewefen, daß die vorgefchriebene 
Trennung ber verfhlevenen gefeglihen Kategorien von Gefangenen nicht überall durchgeführt 
worden (unter 396 Departementalgefängniflen ſei dies, außer In den Zelfengefängniffen, nur 
in 60 geſchehen); „deshalb verzichte die Regierung nun auf die Anwendung diefer Haftweife, 
unı die Abtheilungen voneinander zu trennen.“ 5%) 

Das allgemeine Erftaunen, welches dies Umlaufſchreiben in Frankreich hervorrief, wird 
man begreifen, ivenn man bie wahre Sachlage ins Auge faßt. Im Auguft 1852 waren 47. Des 
partementalzellengefängniffe (mit 4850 Zellen) befegt, 15 waren im Bau begriffen und für 
ſechs waren die Riſſe in Arbeit; Dies zuſammen gab weit über 6000 Zellen, alfo Raum für ein 
DrittHeil der in Departementalgefängniffen überhaupt vermghrten Gefangenen. Im Jahre 
4847 waren in Frankreich nur 17 Zellengefängniffe erbaut, und wenn es deren jegt über 60 
find, fo liegt darin der Beweis, daß die Thätigfeit ver Departements, wenn unterftüßt flatt ge— 
hemuit, raſch weitere Zellengefängnifle ins Leben gerufen haben würbe. . 





54) Der Tert dieſes Umlauffchreibens und eine Beurtheifung beffelben, der wir großentheils gefolgt 
And, findet fi} in Berenger, „De la repression p6nale, de ses formes et de ses effets‘’ (Paris 
1855), I, 252—263. Man vergleiche auch David, ‚‚Nogle opsiysninger om cellesystemet, 
aavnlig om dets ofskaffelse i Frankrig‘‘ (Kopenhagen 1853); eek. „Cellesystemet opha- 
selse i Frankrigs“ (Ghrifliania 1854); und Durpetiaur, - „Avant-projet de loi sur le regime 
des prisons eto. (Bräffel 1854), ©. 40, 
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Als Beweis dafür, wie übrigens bie Departements, namentlich diejenigen, In welchen Er⸗ 
Fahrungen über Zellengefängnifle gemadjt worden waren, über dies Umlauffreiben (weldes 
Niemand zu vertheidigen magte als Hr. Leon Vidal) urtheilten, möge dienen, was ſich in Paris 
ſelbſt zutrug. Der Departementalrath der Hauptſtadt, deſſen Mitglieder von ver Regierung er= 
nannt werben, der aljo einer foftematifchen Oppofition ſchwerlich befhulbigt werden ann, pro= 
teſtirte einftimmig und erfuchte ven Präfecten der Seine und ven Polizeipräfeeten, „bie angefan= 
genen Studien in Betreff der Auspehnung des Zellenſyſtems über alle Departenientalgefänge 
niffe fortzufegen”. Ebenſo ſprach ſich der Seinepräfert auß, der in Bordeaux und in Paris beide 
Haftſyſteme nebeneinander in Wirkfantkeit geſehen hatte; ebenfo Hr. Delangle, erfter Praͤſident 
des Faiferlichen Gerihtöhofes in Paris, Senator und Präflvent des Departementalrath8; dieſer 
ſchloß feine Erflärung mit den Worten: „Wir müffen kurz erklären, daß wir fortwährend bie 

ellenhaft für die einzige Halten, welche einen günftigen Einfluß auf ven moralifchen Zuſtand 
der Gefungenen ausüben kann.“ 

hnlich äußerten fih andere Departenientalräthe. Nirgends war vie Einzelhaft befeitigt. 
Daß einer Oppoſition, welche fo entſchieden gegen eine Verfügung der maͤgtigen Centralregle⸗ 
rung in Frankreich Heutzutage aufzutreten wagt, eine ungewöhnlich fefte Überzeugung von der 
Vorzüglicjkeit des bisher verfolgten Weges zu Orunde liegen muß, wird jever zu würdigen ver= 
ſtehen, der die dortigen Verhältniffe nur irgend kennt. Einige auswärtige Regierungen, erflaunt 
über die unerwartete Minifterialverfügung, ſchickten Abgeordnete nad) Paris, um die Urſache 
zu erforfchen; fie Eonnten Feine genügende entdecken. 

Die franzöfifche Regierung felbft ſcheint einzulenken, wenigſtens hat ſie einen Ausoſchuß zur 


„Brüfung mehrerer mit dem Gefängnißweſen innig zufammenhängenven Fragen niedergefeßt. 


Auch ift die Zellenhaft in dent Gefängniffe La Noquette in Paris, nachdem fie auf ein Jahr be⸗ 
fhränkt worden war, wieber in ihrer frühern Ausvehnung hergeftellt worben. Ja, in dem gro⸗ 
Ben Gefängniffe, dé pot descondamnes, wo fie bisher nicht flatthatte, wird fle foeben eingeführt. 

Wenn irgendetwas bie einftimmige Meinung der Sachverftändigen in Frankreich zu Guns 
ften der Einzelaft darlegen Eonnte, fo iſt es gerade diefer der weitern Durchführung der Einzel⸗ 
haft von oben herab gebotene Stillftand. Er wird nur ein vorübergehender fein. 

Schweiz. Das Schweigfyften und das Claſſiſicationsſyſtem ift nirgends beffer durchgeführt 
worden als in Laufanne, Genf und St.-Gallen. Laufanne warb auf Grundlage ver genannz 
ten Hauszucht im Jahre 1827 eröffnet, ſchon 1854 fand man fi genöthigt, für einen großen 
Theil der Oefangenen Einzelhaft einzuführen, obgleich das Gebäude ſich nur fehr mangelhaft 
dazu eignete.d8) Der Erfolg war günftig, doc Hat die Anftalt unter haͤufigem Wechfel der Bez 
amten und unter äußern politiſchen Einflüſſen viel gelitten. Bon Genf und St.-Gallen war oben 
die Rebe. In Genf ward im Jahre 18353 für einzelne Glaffen zeitweilige Ifolirung zugefügt.®%) 
Das neue.Haftgebäude aber, 1843 eröffnet, unterwirft eine große Mehrzahl aller feiner Infaffen 
der andauernden Einzelhaft 97), worin felbft die legten Jahre, welche fo vieles In Genf über den 
Haufen geworfen haben, nicht änderten. 

Königreich der Niederlande. Als man ſich von der Unwirkſamkeit der bisherigen Haftweiſe 
überzeugt hatte, ging die Regierung zu ver Eingelhaft über. Nach mancherlei Vorarbeiten wurde 
den Generalftaaten ein Entwurf zu einem Strafgeſetzbuch, in mehre Bücher eingetheilt, vorge: 
legt. Eines dieſer Bücher des Gefegentwurfs, worin ſich namentlich die auf die Einzelhaft be- 
züglien Beitimmungen fanden (Einzelhaft für alle Arten von Gefangenen bis, zu funfzehns 
jähriger Haft), wurde am 14. Juli 1847 angenommen; da ein anderes Bud aber verworfen 
wurde, fo ertheilte die Regierung ihre Zuftimmung überhaupt nicht. Sie ſchtitt nunmehr flüd- 
weife vor. Zufolge des Geſetzes vom 28. Juni 1851 follen alle Unterfuhungsgefangenen und 
alle zu correctioneller Strafe ‘don höchſtens einem Jahr Verurtheilte der Einzelgaft unters 
worfen werben (wobei zwei Monate gewöhnlicher einem Monat Einzelhaft gleich gerechnet wers 
den); das Geſetz vom 29. Juni 1854 dehnte diefe Zeit auf das Doppelte aus. 

Die entfprehenden Bauten wurben unternommen. Es finven fi} gegenwärtig 5 Bellen in 
den größern Strafgefängniflen; von den untergeorbneten Gefängniflen find Amſterdam (208 


55) Moreau Chriſtophe, „Rapport sur lesprisonsde l’Angleterre, de l’Eoosse, delaHollande, 
de la Belgique et de la Suisse’ (Paris 1839). Jahrbũcher der Gefängnißfunde” , I, 80— 190 
I. v. Würth, „Die neueften Kortfchritte u. f. w.’, &. 235—268. 

56) „Jahrbücher der Gefängnißfunde”, II, 47— 197. 

57) „VSahrbũcher der Gelängnißfunde‘‘, IX, 103—10. 
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Selten), Affen (41), Gronichem (32), Almelo (25), Winſchoten (27), Appingadam (27) und 
trecht (116) vollftändig Zellengefängniffe ; in den übrigen find weitere 71 Zellen errichtet 
worden. Andere Zelfengefängniffe find im Bau begriffen, fo in Maftricht, und ein Zellenflügel 
in Herzogenbuſch (mit 76 Zellen). Die Regierung wird flufenweife weiter fhreiten. 

Wie aus ven Jahresberichten erhellt, find die einzelnen Auffichtscommifiionen und die Res 
gierung mit dem Erfolg des Syſtems ſehr zufrieden, ſowol in Bezug auf moralifche Binwirfung, 
Ordnung in der Anftalt, als auch in Betreff des Geſundheitszuſtandes. Die Zahl ver Selbſt⸗ 
morbe in den Gefängniffen Hollands war fehr gering, Geiſteskrankheiten kamen wenig vor (im 
Fahre 1854 veren jieben und dieſe alle in gemeinfamer Haft, einer verfelben ward deshalb in vie 
Zellen verfeht). Die Sterblichkeit war fehr gering: im Jahre 1854 in den größern Strafges 
fängniflen 2,96 Bror., in den Sicherheits: und Arreſthäuſern 0,8 Proc. ; eine Scheidung her 
Todesfaͤlle in ven Zellengefängniffen und ven übrigen Oefängniffen liegt nicht vor. 

Belgien. Im Jahre 1835 wurde in Belgien der erfte Verfud zur Einführung der Zellen⸗ 
Haft mit Erbauung von 36 Zellen an dem Gorrectionshaus in Gent gemacht; fpäter wurden 
64 Zellen an bie Strafanftalt von Aloſt, und 78 an bie von Vilvorden angebaut. Daß erfte voll- 
ſtaͤndige Seffengefängniß ward 1844 in Tongred erbaut, und gegenwärtig beftehen folgende 
Zeltengefängniffe: in Tongres mit AO Zellen, in Marche mit 20, in Dinant mit 42, in Ver- 
viers mit 77, in Charleroi mit 407, in Gourtray mit 130, in Brüffel (Weiber) mit 103, in 
Brüffel (Männer) nit 143, in Brügge mit 244, in Lüttich mit 257, in Antwerpen mit 315; 
zuſammen 1478 Zellen. 

Im Bau begriffen ift das große Centralzuchthaus für 600 Männer in Löwen und das firr 
126 weitere Zellen in Brügge. Bertig find alfo im Ganzen 1656 Zellen, und die Vollendung 
weiterer 726 Zellen ift gefihert. Der Beneralinfpector der belgiſchen Gefängnifle, Ducpetiaur, 
Hat die Ergebniffe der Zellengefängniffe unter Beifügung der Berichte der Directoren mitges 
theilt. 69) Alle Berichte lauten günftig über alle Bunfte, fo namentlich über ven moraliſchen 
age über die förperliche und geiſtige Geſundheit und über die Sterblichkeit der Gefangenen. 

ber die Borzüglichkeit der Einzelhaft befteht in Belgien kein Zweifel, ihre allmälige vollſtän⸗ 
dige Einführung ift geſichert. 

Schweden. In Schweden warb die Gefängnißreform durch die lebendige Theilnahme, welche 
Ehr der gegenwärtige König von Schweden noch ald Kronprinz Oskar widmete, weſentlich anges 
regt und befördert. Im Jahre 1840 nämlich, verdffentlichte derſelbe feine Schrift „Über Strafe 
und Strafanftalten” ; ein kurzes Werk, aber gewichtig durch die großartige Auffaffung ver 
Aufgabe der ſtaatlichen Geſellſchaft, durch Flare Schilderung und treffende Kritit. 69%) Die 
Stände flimmten dem Vorfchlag der Ginführung der Einzelhaft zu. Bon 1856—54 werben in 
17 Städten Bellengefängniffe mit 1257 Bellen errichtet. 

Directoren, Geiftliche und Ärzte äußern fid gleich günftig über bie Einzelhaft.6%) Mit dem 
Bau weiterer Zellengefängniffe wird fortgefahren werben. 

Norwegen. Die norwegiſchen Stände haben vorerft nur pie Mittel für ein Zellengefängniß 
bewilligt; Mangel an Gelbmitteln hat vie Erbaunng weiterer Zellengefängnifle bisjetzt verhin: 
dert, doch dürfte demnächſt wol damit vorgefäritten werben. Das pennfglvanifhe Zuchthaus bel 
Ehriftiana warb im Mai 1851 eröffnet. Bis Ende 1855 waren 1000 Gefangene daſelbſt auf- 
genommen ioorben, der tägliche Durchſchnittoſtand der Gefangenen war 211; ausgetreten find 
778, darunter einer durch Seibſtmord, zwei durch den Tod ; alfo eine Sterblichkeit von 0,8 Proc.; 
es kamen jährlich im Durchſchnitt 92 ſchwere Krankheiten und 23 Disciplinarftrafen vor. Es 
Hegen über biefe mit fo außerordentlich günftigem Erfolge gefegnete Anftalt gedruckte Jahres⸗ 
berichte vor, die ebenfo lehrreich als ausführlich und genau find und in dieſen Beziehungen von 
Beinerlei ähnlichen Berichten übertroffen werben. 4) 

Dänemark. Die Gefetze von 1842 und 1846 beftimmen, daß alle Unterſuchungs- und alle 


58) Ducpftiaur, „Avant-projet de loi sur le regime des prisons soumis à la commission 
«hargee par łarrets roysl du 25 Juin 1853 de pre&parer la revision de la lögislation peniten- 
tisire“ (Brüfiel 1854), ©. 50-68. 

59) Diefe Schrift Hat zwei überfegungen ins Dentfche erhalten, von denen bieeine, durch v. Tresfow 
beforgt, im Jahre 1841 in Leipzig (bei Brodhaus) erfchien. . £ 

6) Eiche die ausführlichen Jahresberichte: „‚Styrelsens öfver fängelser och arbetsin-rättin- 
gar i riket underdäniga berättelse om füngvärden.” 

61) ‚‚Beretning om bodsfaengslets virksomhed i Aaret 185155” irre 
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zu hoͤchſtens fünf Jahren verurtheilten Strafgefangenen ver Einzelhaft, und die zu längerer 
Strafhaft Verurtheilten der nächtlichen Vereinzelung mit gemeinſamer Arbeit unterworfen wer⸗ 
den ſoilen. Zufolge des Arreſtreglements vom 7. Mai 1846 ging man raſch and Werk und fing 
ſehr verſtändigerweiſe die Reform von unten an. Es ſind nunmehr 20 Zellenarreſthaͤuſer neu 
gebaut und die alten faft ſämmtlich nad dem Syſtem ver Einzelhaft umgebaut worden. Da es 
galt, die alten Sklavereien (Karrenftrafe) zu befeitigen, fo ward vor wenigen Jahren bei Hor= 
fens ein auburnſches Strafpaus für dieſe Elaffe erbaut. Nach deſſen Beendigung wurde aber 
fogleih (1855) ver Bau eines Zellencorrectionshaufes für 400 Sträflinge bei Kopenhagen be= 
gonnen, das in AY, Jahren wirb bezogen werben können. Der Oeneralinfpector ver Gefäng⸗ 
niffe im Königreich Dänemark, C. N. David, ſchreibt in Betreff der in Arreſthäuſern eingefperr= 
ten Unterfuhungs= und Furzzeitigen Strafgefangenen, daß „über ven günfligen Erfolg der Eins 
zelhaft auf Schnelligkeit ver Rechtsverfölgung, Ermittelung ver Strafbarkeit und Schuß der De— 
tinieten im ganzen Lande unter Juriften und Nichtjuriſten nur Eine Stinme Herrfäht”. 

Die Einwirkung der Zellenhaft bei längerer Strafzeit (bis zu ſechs Jahren) hat in Däne= 
mark bisher nur in dem feit 1848 befegten Zellenflügel des alten Zuchthauſes in Kopenhagen 
erprobt werden können. Der Erfolg war in viefen acht Jahren ſehr günftig, Krankheiten und 
Sierblichkeiten fehr gering, Feine einzige Geiftesftdrung, gute Zucht und Ordnung. Die Zahl 
ber Widerſacher gegen bie Vereinzelung ift fehr zufammengefchmolzen. Man wird ohne Schwies 
tigkeit auf dem betretenen Wege fortfchreiten. 5 

Toscana. In tüchtigen Schriften und auf den Gelehrtencongreffen war namentlich auch in 
Toscana die Frage ver Gefängnißreform Iebhaft verhandelt worden, und gewichtige Stimmen 
hatten ſich frühzeitig für die Einzelaft audgefprogen, unter ihnen namentlich ber Marcheſe 
Torrigiani.62) Mit großer Energie ging man an bie Herftellung einer Fräftigen Zucht und Ord⸗ 
nung in den Öefängniffen. Die Gefangenen wurben joviel als möglich, außer der Zeit des Unter⸗ 
richts und der Arbeit, vereinzelt. Sodann ging man weiter. Mit dem Jahre 1846 trat ein 
neues Gefängnißveglement ind Leben. In dem Gorrectiondhauß in Florenz, in vem Zwangdar⸗ 
beitshaus in Volterra und in der Strafanftalt für weibliche Gefangene in San-Gimignano 
ward bie Einzelhaft eingeführt. Schugvereine und Beſuchgeſellſchaften wurden eingerichtet. Der 
Erfolg war zufriedenftellend, ſodaß das toßcanifche Strafgefeg vom 31. Mai 1853, welches 
als Sreiheitäftrafen das ergastolo (für die auf Lebenszeit Berurtheilten), die casa di forza und 
den oarcere feftfegt, für alle viefe Strafen vie Einzelhaft ausnahmslos einführte. 6%) Nach den 
Angaben bed energifchen und unermüdlichen Gefängnißinfpectord Beri und nad) feinen ftatiflis 
ſchen Jahresberichten 63) iſt der Erfolg äußerſt zufrievenftellend, Krankheiten und Todesfälle 
felten, Seelenftörungen nicht vermehrt, vie Rüdfälle bei ven Männern von 22,4 Pror. auf 
124 Proc. und bei den Weibern von 25 Proc. auf 15,5 Proc. vermindert. In feinem Lande 
Guropas wird bißjegt fo ausnahmslos und fo confequent die Einzelhaft ein⸗ und durchgeführt. 

Sardinien, das fo muthig und energiſch auf dem Wege ver Reform fortfchreitet, hatte, zu⸗ 
meift unter dem Einfluß des verftorbenen Grafen PBetitti di Roreto und des Grafen Pralormo, 
fünf große auburnſche Strafanftalten (in Oneglia, Aleſſandria, Ballanza und Turin) für 1820 
Gefangene erbauen laffen. Nächtliche Vereinzelung, bei Tage gemeinfane Arbeit unter ſtrengem 
Gebot des Stillſchweigens, ſcharfe Aufſicht, zweckmäßige Arbeit, gute Koſt, tägliche Bewegung 
im Freien, Belohnungen — nicht warb gefpart, um dem Syſtem Erfolg zu fihern. -Aber — 
wie der Generalinfpector ver ſardiniſchen Gefängniffe, Ritter Vegezzi-Ruscalla, ſchreibt — der 
Verſuch (von zehn und mehr Jahren) war ein unfruchtbarer, das Stillſchweigen wird nicht ges 
halten, der Verkehr wird nicht aufgehoben, wenn auch äußerliche Ordnung herrſcht und die Ar— 
beit befriedigende Refultate liefert; Beſſerung wird nicht erzielt, vie Sterblichkeit ift fehr had. *°) 


62) Torrigiani, „‚Tre dissertazione lette all’ aoondemia economico-agraria etc. sul diritto di 
punire applicato come mezzo di repressione e correzione“ ($lorenz 1841). 

63) „Codice penale pel granducato di Toscana.“ — „Regolamento fondamentale degli sta- 
bilimenti penali, 2 giugno 1853.“ 

64) Carlo Peri, „Notizie sulla riforma delle prigioni in Toscana oorredate di tutti i regola- 
menti ed ordini olla medesima relativi etc. fino all’ anno 1850“ (®leren; 1850). „‚Rapporto e 
statistica carceraria del soprintendente generale delli stabilimenti penitenziari di Toscana per 
Yanno 1850 (1851). x : 

65) In den auburnfchen Gefängniflen von Aleſſandria 65 Todesfälle auf 488 Gefe ‚in 
Oneglia 38 auf 484, in ‚Ballana (mit Cholera) 47 auf 157; in ven Claffifcationsgefängniffen von 
ze 1 ebeafalle auf 329 Gefangene, in Foflano 11 auf 118, in @avi 15 auf 126; in Afberte 

je 10 auf 155. 
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Die Regierung verläßt daher dies Syſtem und geht zur Einzelhaft über, wird Zellengefängniſſe 
Bauen (zunachſt zwei in Turin für 800 und für 400 Gefangene und eins in Genua für 600 Un⸗ 
terfuchungsgefangene und Sträflinge unter zwei Jahren) und demnächſt den Kammern ein dar- 
auf bezugliches Gejeg vorlegen.°®) . 

(Au) in Holftein wurde bereits in Glückſtadt ein Zellengefängniß für Ginzelhaft erbaut. 

Ebenfo bewirkte neuerlich in Korfu der Gefängnißdirector Cozziris wegen verderblicher 
Wirkung der gemeinfhaftlien Haft die Erbauung eines Zellengefängniffes [Mittermaier, 
„Gefängnißverbefferung” , 1858, ©. 6 u. 50]. . 

Im baivijhen Gejeßgebungsausfhuß von 1856—57 fiegte Die Überzeugung für das Zellen- 
foitem [f. den Beriht, ©. 97]. Das Kobpreifen ver Obermaier’fhen Anftalt von Landtage von 
1846 war völlig veritummt. Der Minifter wußte dem Zellengefängnig nur bie großen Koften 
der Neubauten für die A000 bairifhen Sträflinge entgegenzuftelfen, die aht Millionen betragen 
würden. In den Verhandlungen erklärten die ehrenmwertheften Männer [S. 101—103], daß 
es Zeit fei, aus dem Jammer des gegenwärtigen Gefängnißweſens herauszufommen, daß man 
von den Gefängnißdirectoren erfahre, daß fie nicht im Stande feien auch nur Einen Sträf— 
ling zu beffern, daß das Syftem der Aufpaffer die verderblichſten Wirkungen Habe, und daß die 
Griminalftatiftif eine übergroße Zahl von Rüdfällen nachwieſe [diefe koften doch wol aud) dem 
Staat einige Millionen, und den Bürgern viele Millionen und noch mehr an verlorener Si- 
cherheit!]. 

In Frankfurt beſchloß auf den gründlichen Ausſchüßbericht von Varrentrapp der Geſetzge- 
bende Körver ein Zellengefängniß für 196 Männer und 46 Weiber nad) dem Vorbilde von 
Bruchſal.) 

Nordamerika. Große Staatsſtrafgefängniſſe ſind in den legten zwei Jahrzehnden kaum er— 
baut worden. Für die großen Staatsſtrafanſtalten find die verſchiedenen Staaten dem von ihnen 
eingeführten Syftem treu geblieben, fowol dem Pennſylvaniſchen als vem Auburnſchen. Für die 
kleinern Gefängniffe aber, welde vorzugsweife zur Aufnahnte kurzzeitige Strafgefangenen und 
der Unterfuhungsgefangenen dienen, haben viele Grafſchaften auch folder Staaten, welche aus 
burnſche Staatöftrafanftalten befigen, in dev legten Zeit die Einzelhaft zu Grunde gelegt, fo na= 
mentlid aud) im Staate Neuyork jelbft. 

In den Gefängniffen beider Syſteme ift ferner in der legten Zeit, wie es ſcheint, die Haus— 
ordnung weniger [hroff durchgeführt worden, - 

Seit vielen Jahrzehnden beftanden zwei Gefängnißgefellihaften in Philadelphia und in 
Bofton, welde großen Einfluß auf die Öffentliche Meinung übten, die legtere namentlich durch 
ihre ausführlichen Jahresberichte, Die erftere hing dem Pennſylvaniſchen Syftem an, die letztere 
vertrat dad Auburnſche mit großer Heftigfeit. Seitdem jedod in Bofton jelbft Männer wie 
Dr. Some, wie der ausgezeichnete Staatsmann Charled Sumner, der große Schulreformator 
Horace Mann und Andere nicht nur gegen die Art, wie die Berichte verfaßt wurden, ſondern 
überhaupt gegen die gemeinfame Ginfperrung und für die Einzelhaft auftraten, hat ſich dorteine 
wefentliche Spaltung der Anfichten fund gegeben. Mittlerweile hat ſich auch in Neuyork eine 
Gefängnißgeſellſchaft gebildet, welche ſich weniger die Vertretung eines fpeciellen Haftſyſtems 
als Sammlung aller auf das Gefängnißwefen bezüglihen Materialien und Verbreitung richti— 
ger Kenntniffe darüber zur Aufgabe geftellt und demzufolge werthvolle Jahresberichte herausge- 
geben hat. Die Meinung in Pennſylvanien und im Schoos der dortigen Gefängnißgeſellſchaft 
ift der Ginzelhaft unverändert günftig geblieben. Iſt das Strafhaus zu Philadelphia aud) fei- 
neswegs das vollfommenfte, namentlich auch nicht in feiner Bauart, fo bleibt es doch immer in 
mancher Beziehung das wichtigfte Zellenftrafhaus, zumal deshalb, weil die feit 27 Jahren dort 
eingeführte Einzelhaft vafelbft auf eine große Zahl von Gefangenen während langer 
(8, 10— 12) Jahre angewendet worden ift, und weil, je länger diefe Hauszucht dort in Kraft iſt, 
die Infpectoren und Beamten um fo entfehledener für diefelbe ich ausfpreden, 

VIE. Über die Einrichtung der Einzelhaft. Unſer Artikel will nur die Gefäng- 
nißeinrichtung für die zu beftvafenden Verbrecher behandeln, nicht Wohlthätigkeits- und bloße 
Erziehungs= und Verpflegungsanftalten, etwa für verwahrloſte Kinder u. ſ. w. Auch) die Ge— 
fängniffe für bloße Unterfuhungsgefangene fönnen nur furz erwähnt werden. In Bes 
ziehung auf die legtern fodert natürlich Neht, Humanität und Politik gänzliche Trennung 





66) Ein Geſetz vom 21. Juli 1857 bewilligt einftweilen die Summen zur Erbauang von Zellenge⸗ 
fängniffen für die Unterſuchungsgefangenen und die, welche nur auf ein Jahr verurtheilt find. 
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‚von ven Strafgefängniffen. Aber allgemein erkennt man jetzt an, daß auch die Trennung ver 
einzelnen Unterfuhungögefangenen voneinander ober die Einzelhaft geboten if, um Ver— 
derbniß, Erſchwerung der Entdeckung der Wahrheit und unerlaubte Kränfung der Unterfu= 
chungsgefangenen zu verhindern. Überhaupt ift für fie ftreng dev Grundſatz feftzuhalten, daß 
ihnen durchaus feinerlei Beſchränkung, Entbehrung oder Verlegung zugefügt werden darf, 
welche ſich nicht als unvermeidlich darſtellt, un bie Flucht des Angeſchuldigten zu verhindern. 
Der Angeſchuldigte wird Unterſuchungsgefangener, nicht, weil man weiß, daß er Unrecht ge— 
than und irgendein Übel verdient hat, ſondern weil man es nicht weiß, und weil der Staat bie 
Öffentliche Sicherheit nicht glaubt erhalten zu Fönnen, ohne daß feine Bürger in geſetzlich be— 
flimmten ſchweren Fällen der Verdächtigung wegen ſchwerer Vergehungen im Intereffe des öffent- 
Tichen Wohls eine vorübergehende Einbuße ihrer Freiheit fih gefallen laſſen. Die Geredtig- 
keit aber fodert eigentlich, daß fle, wenn fie freigefproden werben, ebenfo eine Entſchädigung 
aus Staatsmitteln, wenigſtens für ihren ald VBermögenswerth ſchätzbaren Freiheilöverluft er= 
haften, wie die Befiger des viel geringern Rechts an einem Adler entfhädigt werben, wenn fle 
ihn für Öffentliches Wohl abtreten müflen. Ebenfo kann nur eine kaum begreifliche Roheit deut⸗ 
ſcher Juriſten und Beamten die Ungerechtigkeit rechtfertigen wollen, daß man den Verurtheilten 
nicht jede Unterfuhungshaft anı Strafurtheil abrechnet, die er nicht felbft durch eine beſondere 
Verſchuldung nothwendig machte, zu welder letztern aber natürlich nicht gehört, wenn ver 
Angeklagte leugnet, d. 5. nicht felbft feinen Ankläger macht. Bekannt ift es übrigens, daß die 
Entſchädigung für die unſchuldig erduldete Unterſuchungshaft auch nad ven Grundſätzen des 
roöͤmiſchen, des fruͤhern deutſchen und des engliſchen Criminalprocefſes und noch in der deutſchen 
peinlichen Gerichtsordnung begründet iſt. Die Privatanklagen bildeten damals die Regel. Da 
aber die Privatankläger um das öͤffentliche Wohl ſich verdient machten, fo wäre eine Staats- 
entſchädigungspflicht jetzt noch viel beſſer begründet. Vollends aber darf doch bie hisjegt meiſt 
vorenthaltene Schuld des Staats nicht noch durch irgendeine nicht abſolut nothwendige Ver— 
mehrung des Gefängnißleivend der Angeklagten vergrößert werden. Die Zulaffung von frei— 
willigen Befuchen, von Angehörigen und Freunden und Vertheidigern muß hier, wo fogar bie 
drüdende Einſamkeit nicht wie in ver pennſylvaniſchen Strafhaft durch amtliche Beſuche ge 
mildert wird, und felbft bei Unſchuldigen durch die Kränkungen und Gefahren einer Criminal⸗ 
inquijltion fehr gefteigert werben kann, deutlich anerfannt fein; ebenfo die Freiheit zu lefen, 
oder für eigenen Vortheil diefes oder jenes zu arbeiten oder auch nicht zu arbeiten. &3 muß in 
jever Weile das an ſich ungerechte, jedenfalls ſchwere Unglüd einer Unterſuchungshaft gemins 
dert werden. Noch immer aber bleibt hier unfere Gefeggebung, noch viel mehr aber die mangel: 
hafte Broceß: und Gefängnißeinrihtung und die Roheit vieler Behörden weit hinter Dem zurück, 
was die an fi} völlig unbeftreitbaren Grundſätze nicht blos der Humanität, fondern der firen= 
gen Gerechtigkeit und wahrer gebilbeten Rechts- und Freiheitsachtung foderten. Nicht ohne 
Bedauern muß der Deutfche aud) noch 1858 in den deutſchen und europäiſchen Zeitungen 
wenigftend aus Sahfen und Mecklenburg Berichte Iefen, daß Griminalprocefle und Untere 
ſuchungshafte nod) beinahe Jahrzehnde dauern, und dieſes fogar in ſolchen Fällen, in welden 
großmüthige Regierungen anderwärts rühmilichſt alsbaldige Gnade walten ließen, rühmlichſt 
fagen wir und zugleich in hohem Grade ſtaatsklug. Denn ftets ift es weife, nicht allzu auf: 
regend daran zu erinnern, wie vielfach polttifche Vergehen durch Öffentliches Unrecht mit erzeugt 
werben. Gewißlich in politifhen Proceſſen, in welden vorzugömeife die Regierung als Partei 
erſcheint, ſollte das Bewußtſein nicht verleugnet werben, daß wir alle Gnade bedürfen. 

Nach den obigen Gefichtöpunften flimmten denn aud die „Verhandlungen der erften Ver- 
fanmlung für Gefängnißreform” (Brankfurt, 1847, S. 410) und ım Wefentlihen and alte 
Geſetzentwürfe und Ausfhußberichte gefeggebender Körperfcaften dem Antrag des Hrn. Ardit 
(Dirigent der Gefängnipabtheilung im franzoͤſiſchen Minifterium des Innern) bei, welchen er 
in dem erwähnten Pönitentinrcongreß folgendermaßen ausſprach: „Die Einzelhaft in ihrer 
Anwendung auf Angeklagte ift weit weniger eine Zwangsmaßregel, als vielmehr ein Schuß: 
mittel. Den Angeklagten das gemeinſchaftliche Leben aufzwingen, heißt oft ihrem eigenen Bil: 
len Zwang anthun, heißt in allen Fällen ihnen eine Gefellſchaft aufnöthigen, welche fie demü⸗ 
thigen, befhimpfen, ververben kann. Handelt e8 fid aber von einem bereits verdorbenen, übel- 
berüchtigten, gebrandmarkten Menfchen, von einem rüsffälligen Verbrecher, fo befiehlt ein noch 
maͤchtigerer Beweggrund als fein eigener Wille, ihn gänzlich getrennt von den übrigen Gefan— 

“genen zu halten; denn man darf ihm nicht die Freiheit laſſen, Anvern feine Verderbtheit mitzu⸗ 
theilen. Die gerichtliche Unterfuhung, die Erforf jung der Wahrheit fann hei diefem die Sitt⸗ 
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ligkeit fhüpenben Gufem nur gewinnen. Die Angeklagten Können ſich sun nicht mehs über 
Rügen verfländigen und fid) Satbfäläge geben, um die Rechtspflege irre zu leiten. Aber nad 
dem Verhör und wenn ber Richter Feine Gefahr mehr Dabei fieht, künnen die wegen veffeiben 
Verbrechens Angeſchuldigten, wenn jle es beiberfeitig verlangen, ſich untereinander fehen, um 
über ihre Verteidigung ſich zu verfländigen, Es iſt das ein Heiliges Recht, deſſen fie ohne die 
rößte Unbilligkeit nicht beraubt werben können. Übrigens werben den Befangenen alle mit der 
rdnung und Sicherheit verträglide Erleichterungen geftattet. Man darf nicht aus den Augen 
verlieren, daß fie noch für unſchuldig gelten, und daß, wenn die Mechtöpflege ein anderes Mittel 
als das Gefängniß hätte, um fie im Bereich des Richters feftzuhalten, fie dieſelben nicht.ihrer 
Familie und ihren Gefchäften entreipen würbe. Sie opfern fhr ven Augenblid ihre Freihelt 
einer ftaatlichen Nothwendigkeit, naher muß der Staat und die Geſellſchaft ihr Schickſal möglihft 
erleichtern. Daher dürfen fie öfter dem Beſuch ihrer Verwandten nd Freunde empfangen, ſich 
Speifen von Haufe kommen laſſen, ſich beichäftigen und wenigftens eine Stunde taͤglich In 
Freier Luft ergehen. Kurz, das Sellenfoftem für die Angeſchuldigten befteht einzig und allein im 
ihrer Vereinzelung unter einer wilden, ſchuͤtzenden, wohlwollenden Aufſicht, welche feinen an- 
dern Zweck hat, als ſie im Bereich des Richters feſtzuhalten, bis biefer fein Urtheil geſprochen.“ 
Diefen Grundfägen wird mol Jedermann zuftimmen, und wenn man bie gefeplihen 
Beflimmungen, wie man fie in den Gefegentwürfen für Belgien and Frankreich, und in 
der Abftimmung ver franffurter Verfammlung für Gefängnißreform prächjirt findet, beach— 
tet, wird eine andere Meinung wol kanum möglich fein. Alle Gefegentwürfe, alle Aus- 
ſchußberichte geſetzgebender Korperſchaften waren einftimmig für die Anwendung der Einzel⸗ 
Haft auf die Unterſuchungsgefangenen. Der darauf bezügliche Artikel warb von dem frankfurt 
ser Gefängnißcengreß einftimmig angenommen. Auch Staaten, welche das Zellenſyſtem für 
ihre Strafhänfer nicht angenommen haben, zögern nicht, es ausnahmlos für bie Unterſuchungs— 
Haft einzuführen. Dänemark hat feine Gefängnißreform damit begonnen, daß es zuerft Vor⸗ 
“ehrung traf, alle Unterfuchnngsgefangenen und zu kurzzeitiger Haft Verurtheilten zu verein: 
zein; nachdem diefe fichere Grundlage gelegt, wird es fortſchreiten mit der Reform der Straf- 
häufer. 


In Beziehung auf die verſchiedenen Glaffen ver Strafgefangenen hat man bid- 
Her, theild aus Scheu vor den Koſten der erften fhwierigen Einrichtung und Neubauten, theilß 
aus übertriebener Furcht dor etwaigen naditheiligen Wirkungen ver Einzelhaft, dieſelbe allzu 
ſehr beſchränkt. Allerdings · muß die Ginzelhaft entweder nicht eintreten, ober ſte muß, wo fle 
ſchon ſtattfand, wieder aufhören bei allen in dem Grade Gebrechlichen, daß fie an der Betreibung 
eines Gewerbes verhindert oder fortwaͤhrend auf die Unterflügung anderer Menſchen angemie= 
Sen find. Hierhin gehören Krüppel, Epileptifche, ſehr Schwerhörtge, Halbblinde, Halbſimple, 
oder Halbe Kretinen, ferner ſehr Hochbetagte, etwa Siebzigjährige, bei welchen auch Verderbniß 
Anderer weniger zu fürchten, eigene fernere Befferung wenig zu bewirken ift. 

Auch bei ven nur zu kurzen und geringern Gefängnißſtrafen Verurtheilten ſcheut 
man fi gemöhnlic) nie Einzelhaft und ihre vollftändigere Einrichtung eintreten zu laffen. Aber 
auch unter ihnen finden fi natürlich viele moralijch Verderbte, und fehr richtig fagt Varren⸗ 
srapp (a. a.D., ©. 90): „Schon ein einziger gut geſchulter Verbrecher kann in wenigen Tas 
‚gen, ja, wir behaupten aus gemaditen Erfahrungen, in noch kürzerer Zeit für Andere, naments 
dich Jüngere, die größte Gefahr bringen. Der Staat hat aber nicht das Recht, einem Strafge: 
fangenen, zumal einem ſolchen, ver vielleicht zum-erften mal wegen eined leichten Vergehens ber 
Kraft wurde, die andauernde Gegenwart moralifä tief unter ihm ftehender Verbrecher aufzu⸗ 
dringen, und der Staat handelt fehr unklug und unmoralifh, wenn er folge Gefahr, wo et 
die Macht dazu hat, nicht unbedingt abſchneidet.“ Aud vermindert fich Die Härte ver Einzel: 
Haft durch die dem Verurtheilten bekannte kurze Dauer derfelben. 

Jugendliche Verbrecher follten ver Regel nach in Rettungshäuſer gebracht werden, 
in welchen der Geſichtspunkt der Erziehung auf eine verſtändige Weiſe durchgeführt wird. 
Während ver Zeit aber, welche fie in Gefängniß zubringen, iſt auch für fie die Cinzelhaft wohl⸗ 
thätig, wie Die fechzehnjährigen überaus günftigen Erfahrungen ber Anftalt La Roquette in 
Paris beweifen. 

Die Weiber von ver Einzelhaft auszunehmen, liegt, wie au) Varzentrapp’(a. a. D.) 
ausſpricht, fein Grund vor. Da ſie mehr ald die Männer an figenve Lebensweiſe gewöhnt find, 

werben fie bie Einzelhaft im Ganzen eher befler, jedenfalls ebenfo gut als die Männer ertragen. 
Die berühmte Miß Frei erklärt ſich ebenfalls mit at für die Einzelhaft der Frauen. 
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Dis, was ſonſt noch Über die Audführung der Einzelhaft zu fagen If, ergibt fich am beften 
Yard; die Mittheilung bed im Jahre 4845 in Baben zwiſchen ver Regierung und den Ständen 
vereinbarten Geſetzes über das Zuchthaus in Bruchfal, welchem aud die von Varrentrapp in 
den Anlagen 2 6i3 7 mitgetheilten Gefegentwürfe und Geſetze von Frankreich, Belgien, von den 
Rieverlanden, von Norwegen, von Toscana, forwie die von Frankfurt und Würtemberg vielfach 
entfprechen. Jenes Gefeg, welchem wir im Weſentlichen die Bemerkungen unſers Berichts ans 
fügen, Iautet: 

$ 1. Die gegen Berfonen männlichen Geſchlechts erkannte Zuchthausftrafe ift Fünftig, fo weit es 
der Raum des zu Bruchfal neu erbauten Männerzuchthaufes geatte, unter ben im folgenden $. 5 feſt⸗ 
gefeßten Befchränfungen bergeftalt zu vollziehen, daß jeder Sträfling in eine befonbere Zelle gebracht 
und bier bei Tag und Nacht außer einfchaft mit andern Sträflingen gehalten wird. 

Man wollte zuerft den Verſuch der Eingelhaft nur bei den ſchweren Gefängniß oder den 
Zuchthausſtrafen für Männer maden, Bott tft zu hoffen, daß die badiſche Regierung, vie in 
dieſer wie in andern Reformen rühmlich voranfchritt, nun, da ſich Diefelbe fo fehr bewährte, die 
felbe recht bald weiter ausdehnen wird, fobaln es beiden großen Koften ber.neuen Erbauung 
von paflenden Gebäuden irgend möglich iſt. 

$.2. Die Sträflinge werben mıt Ausnahme der Sonns und Belertage befchäftigt. 

Sie erhalten, fowett ſie deſſen noch bedirfen, Unterricht in einem Gewerbe und in ben Gegenfländen, 
bie in ben Vollsſchulen gelehrt werben. 

-Die Art. 2 bis A und 12 bis 15 beweifen hinlänglich, wie voͤllig entfernt die badiſche Ge— 
feggebung davon war, bie @inzelhaft, die nur die ſchlechte Geſellſchaft entfernen fol, in 
eine Sfolirung des Sträflings zu verwandeln. Sie wollte ihm vielmehr foviel möglidy gute, 
hülfreiche und mwohlthätige Gefellfhaft begründen, dieſelbe nad den Worten bes verbienten 
hollandiſchen Menſchenfreundes zu „einem Syſtem der guten Geſellſchaft“ maden. Sie bewei= 
fen ferner, wie weit fie entfernt war durch unnöthige Peinigungen, durd eine allzu magere Koſt, 
und vollends duch die fpäter Öfter eingetretene wibernatürliche Verbindung beſonders ins 
Strafurtheil auögefprochener Peinigungen der Hungerfoft und des Dunkelarreſtes mit ver Ge— 
fängnißftrafe, die Geſundheit und friſche Kraft und günftige Stimmung des Sträflings für die 
Beſſerung zu gefährden. Zwar hat man folden humanen geſetzlichen Beſtimmungen Hier und da 
etwas roh entgegengefegt: bei Todesſtrafe ſorge man ja auch nicht für Die Gefundheit des Sträf- 
lings, und man müfle vor allem die Sicherung ber Geſellſchaft mehr ald die ver Verbrecher be⸗ 
günftigen. Aber wir wollten nicht inhuman, wir wollten vor allem nicht ungerecht fein und nicht 
mehr und andere Strafübel zufügen als verdient war und das Geſetz wollte. Diefes gefhähe ja 
aber doch jedenfalls, wenn wir da, wo das Geſetz blos Gefängniß, vielleicht bald beendigte Ges 
fängnipftrafe Heftimmte, dieſe Strafe durch den Vollzug in Tobeöftrafe, in lebenslänglige Kör= 
per⸗ und Geiſteskrankheit vertvandeln wollten. Zwar mögen nun allerdings viele Punkte der 
Regulivung durch Regierungs= oder Vollzugsverordnungen überlaffen bleiben. Allein die Be— 
flimmung gewiffer abfolut wefentliger Punkte einer fo beveutungövollen und bei ungeeigneter 
Einrichtung für den einfan Verhafteten vielleicht fehr gefährlichen, ja graufumen Strafe, wie 
das neue Trennungsſyſtem ift, war nöthig. Es erlaubte fhon dad Gewiſſen der Theilnehmer 
an der Gefeggebung nicht, fie ohne bie allerwefentlihften Grundbedingungen einer humanen 
gerechten Durchführung zu befchließen. Wir haben und dabei im Vertrauen auf die Hunanis 
tät unferer Regierung und die auch ven einzelnen Staatsbürgern mögliche Bewirkung der Con⸗ 
teole, auf die ber Stände und in Hinfiht auf die Öffentlichkeit ſicher in den möglichft engen 
Grenzen gehalten. In Amerika beftehen für jede Strafanftalt ganz ausführliche Staatögefege, 
und der berühmte Liningfton hat felbft ein folhes von mehr ald 300 Artikeln entworfen. 

Weſentlich ſchien nun vor allem die In dieſem Artikel entbaltene Beftimmung über bie 
Wohlthat der Arbeitögeftattung und bed geiftigen und gewerblihen Unterrichts. Diefes fine 
zugleich Grundlagen der Befferung und eines fpätern ehrlichen Erwerbs. 

$. 3. Jeder Steäfling wird in feiner Zelle täglich wenigſtens ſechsmal befucht. 

&s6 werben hierbei die Befuche der Werfmeifter, ber Auffeher, gleich jenen ber Geiftlichen, der Arzte 
Lehrer, der Directionsmitglieder, ber Infpectoren, ber Bekannten und Verwandten des Sträflings und 
anderer Berfonen, welche Zutritt erhalten, mit in Rechnung gebracht. Befuche von Perfonen, die nicht 
bei der Anftalt angeftellt find, noch fonft im öffentlichen Intereſſe zum Beſuche derfelben die Ermaͤchti⸗ 
gung erhalten, Fann ſich ber Sträfling verbitten. x 

Manche Befege pennſylvaniſcher Anftalten fodern wenigſtens zehn Veſuche. Es ſchien nicht 
ndtbig und unter Umſtaͤnden für die Öffentlichen Beamten zu läfltg, für jeden Tag mehr Bes 
fuche als ſechs, alle genannten einbegriffen, zur abfoluten gefeglichen Bebingung zu machen. 
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Bekanntlich hat gerade die abſolute Einfamfeit, die man jegt allgemein verwirft, die Grifted- 
krankheiten bei der frühern philadelphiſchen Einrichtung erzeugt. Wenn, wie wir hoffen, nad 
dem amerifanifchen und englifchen Beifpiele die Zahl der Infpeetoren und Mitglieder des Auf— 
fichtsrathes ausgedehnter wird und namentlich auf beftimmte Zeit achtbare Bürger hinzutteten 
(1. $. 12), fo glauben wir auch, daß die Heilfamen Beſuche und der tröftende, belehrende und 
beffernde Zufprud) bei denfelben ſich werden erwarten laſſen. 

Daß der Gefangene ven Beſuch fremder Berfonen, wenn er fürchtet, von ihnen als Gegen⸗ 
fand bloßer Neugierde misbraucht oder fonft unnöthig beläftigt zu werden, ſich verbitten kann, 
ift fiher eine Foderung der Humanität und Gerechtigkeit. Und es ift nicht zu beforgen, daß er 
in feiner Einfamkeit durch den Gebrauch diefes Rechts irgendeine Störung werde begründen. 

Natürlich) ift e8, daß, wenn Verwandte oder fonft Perſonen, die nicht vermöge ihrer öffent: 
lichen Pflicht und Berechtigung den Gefangenen beſuchen, einen Beſuch zu machen wünſchen, 
zunächft ver Director darüber zu entſcheiden hat, ob ein folder Beſuch unſchädlich, alſo zuläſſig 
fei. Ebenfo gewiß aber ift.e8, daß der Gefangene wegen der vielleicht unnöthigen und unbillt- 
gen Verfagung des im allgemeinen ihm gefeglich zugeftandenen Rechts Beſchwerde und Ber 
rufung, und zwar zunächft an den Aufihtsrath einlegen kann. 

Alle amerikanifchen Gefege über pennſylvaniſche Strafanftalten nehmen ausdrücklich auch 
noch eine doppelte Beftimmung auf, nämlih: 1) Das ausorücliche Recht, zum Theil auch die 
Pflicht für eine große Anzahl von Perfonen, die Gefangenen zu befuhen, wie die Mitglieder 
des Obergerichts, die Volkövertreter. Namentlich verpflichten fie die Infpectoren nad einen 
wöchentlihen Turnus, Ärzte, Geiftliche und den Director aber täglich einmal die Öefangenen 
zu beſuchen. 

2) Sodann beftinnmen fie regelmäßig ausdrücklich, daß die Infpeetoren und jene höhern 
Magiftratöperfonen die Gefangenen allein ohne Gegenwart des Directors und der. Aufjeher 
befugen und fpreden, fofern fie es nicht felbft anders wünſchen, damit der Gefangene ohne 
Scheu vor ſolchen Perfonen, in deren Gewalt täglich fein ganzes Schickſal fteht, feine Beſchwer— 
den vorbringen kann. 

Diefe doppelte Beftimmung hält aud der vortreffliche Livingſton für durchaus nöthig. 
Heilfam wären fie jedenfalls, wenn man auch hoffen will, daß in ver Regel die Beamten fie 
auch ohne Gefeg befolgen werben, ‚ 

$. 4. Ieder Sträfling darf täglich wenigftens eine halte Stunde in einem dazu beftimmten Raume 
im Freien ſich Bewegung machen, 

In ber zur Erholung beftimmten Zeit ift dem Sträfling geftattet, fi) auch mit Leſen oder auf eine 
andere mit der Hausordnung verträgliche Weife zu befchäftigen. Von Zeit zu Zeit kann er audy, foweit 


es für den Strafzweck unnachtheilig ift, an Freunde und Verwandte Briefe fchreiben oder folche von 
denjelben empfangen. 


Die Beftimmungen dieſes Artikels find fiher fehr große und fehr humane, aber auch fehr 
nothwendige Milderungen. Wir hoffen, daß es möglich, fein wird, die Spaziergänge zu vers 
längern. Bei der philadelphifchen Einrichtung mit befondern Höfchen für jede Zelle war na— 
türlich die Zeit ausgedehnter, und der Gefangene konnte auch in feinem Höfchen arbeiten. Aber 
die Höfchen laſſen fi mit den Höhern Stockwerken nicht verbinden, und fie jind zu flein, zu wenig, 
luftig und fonnig. Deshalb zogen wir größere Höfe vor, in welden ſich die Gefangenen einz 
zeln beffer ergehen können. Gern wird man dann die Spazierzeit verlängern, wenn die Räume 
mit der Zeit ausreichen, alle einzeln ihren Spaziergang machen zu laffen. 

Ganz befonders wichtig aber wird ed fein, daß die Regierung und die Verwaltung aud) das 
für forgen, daß die Sträflinge, iwenigftens diejenigen, welche nit ſchon durch ihre Arbeiten 
ftärfere körperliche Anftvengung zu machen haben, auf irgendeine Weife, ähnlich wie in den 
beſſern amerikaniſchen und englifchen Anftalten, zeitweife Gelegenheit haben, ihre Mustelkräfte 
zu üben. Diefes wohlthätige Gleichgewicht ſchützt die Lörperliche und geiftige Gefundpeit. 

uUnſchädliche und nügliche Lectüre ift ebenfalls höchſt wichtig für ben Gefangenen. Über die 
Frage der Unſchädlichkeit wird zunächſt vorbehaltlich etwaigen Beſchwerderechts und der Con— 
trole des Aufſichtsraths der Geiftliche zu entſcheiden haben. 

Ein nicht minder wichtiges Recht ift das der Gorrefpondenz mit Verwandten, damit Die 
Familien bande nicht beinahe zerriffen und der Gefangene in feinen theuerften und unſchuldig— 
ften Gefühlen nicht verlegt were. Freilich wird vorbehaltlich höherer Controle dem Director 
das Recht eingeräumt werden müffen, der Sicherheit der Anftalt oder der Veflerung des Ver= 
brechers ſchädliche Gorrefpondenzen zu verhindern. In amerikaniſchen Anftalten verbietet man 


682 Weiterungöftzafe ; 


Häufig das Empfangen von Briefen, weil man überhaupt ven Sträfling nichts won den gegen 
woͤrtigen Vorgängen der Außenwelt will wiſſen laſſen. Wir halten dieſes im Allgemeinen für 
eine unnöthige Härte. 

$.5. Die völlige Abſonderung a bie Dauer von ſechs Jahren nicht überheigen. Haben Straffinge 
eine längere Strafzeit zu erfiehen, fo ift ihre völlige Abfonderung auf ſeche Jahre beishräuft, es wäre 
denn, daß fle die Fortdauer derfelben ausdrücklich verlangen. Ohne ſolches Verlangen findet die völlige 
Mbfonderung auch nicht gegen Sträflinge ſtatt, welche in das flebzigfte Lebensjahr eingetreten find. 

Wir hielten 1845 eine längere Einzelhaft in Beziehung auf die Geſundheit noch bedenklich. 
Do haben weitere Erfahrungen dieſe Bedenklichkeiten großentheils bejiegt. Zu dieſen Erfah: 
rungen kann man auch die rechnen, daß in Baden die Mehrzahl der Sträflinge, welche nach 
ſechs Jahren die Wahl erhielten, in Gemeinſchaft zu treten, die Einzelhaft vorzog. Varren- 
trapp fagt elf Jahre ſpäter über dieſen Punkt (a. a.O., S. 91): Nach gründlicher und, wie 
wir glauben, unbefangener Prüfung des heute vorliegenden Materials halten wir eine lang= 
jährige Einzelhaft in feiner Richtung für nachtheiliger als eine langjährige gemeinſchaftliche 
Saft, weder für die Förperliche noch für die geiftige Geſundheit. Für lehtere lautet die Erfah- 
zung jeden Gefängniffes nad Pennfylvanifchem wie nah Auburnfhem Syftem, daß die Gefahr 
wefentlich in der erften Zeit droht, und daß nad) Ablauf des zweiten Jahres verhältnißmäßig 
wenige Geifteöfrankheiten entftehen. Es begreift fich dies leicht: 

x „Wofern ver Sträfling nicht durch häufige Rückfälle verhärtet, oder von Natur ziemlich 

unempfindlid iſt, bringt Die Gerichtshandlung, bei welcher feine Freiheit und zuweilen fein Le— 
ben auf dem Spiele ftehen, eine gewaltige Erfpütterung in ihm hervor. Der angftvollen Span⸗ 
nung auf das Urtheil folgt die größte Nievergefchlagendeit, jobald alle Täuſchungen und Hoff- 
nungen zerrinnen. Allmälig aber richtet fi fein Lebensmuth auf, fein Kopf beruhigt ih, er 
gewöhnt ſich durch regelmäßige Beſchäftigung an feine Einfamfeit, und die Mannichfaltigkeit 
der ihm auferlegten Pflichten macht die Erfüllung verfelben leicht und vermindert ihre Läſtig— 
feit. Die Dauer ver Haft kann lange fein, ohne daß ſchlimme Folgen entftchen.” 67) 
— Die Erfahrung hat hinreichend dargethan, daß Gefangene Jahrfünfte und Jahrzehnde in 
Einzelhaft zubringen können, ohne an ihrer körperlichen und geiftigen Geſundheit irgend be= 
ſchädigt zu werden, jedenfalls nicht mehr als bei gleicher Dauer gemeinſchaftlicher Haft. Es if 
nit, mie früher in Philadelphia, von Einfamfeit, nicht von Abfperrung von dev menfchligen 
Geſellſchaft, ſondern von Vereinzelung der Gefangenen die Rede, wobei für Beſuche, Unter— 
viht, Arbeit, Spaziergang u. vergl. Die nöthige Müdficht genommen iſt. Aufgabe ver Bau: 
kunſt ift e8, Hierfür die Möglichkeit zu gewähren, Aufgabe einer tüchtigen Verwaltung, die 
Mittel Hierzu in Anwendung zu bringen, Aufgabe einer humanen und gerechten Regierung, 
dieſe Mittel nicht engherzig zu fhmälern. 

Dill man aus irgenpwelden Grunde nur während einer beſchränkten Zeit, während et= 
licher Jahre, die Gefangenen vereinzeln und danach unter mehr over minder firengen Vorſichts-⸗ 
maßregeln vereinigen, fo made man fi nur die Folgen diefer Inconfequenz Elar. Gerade Die: 
jenigen, welche ganz oder theilmweife die Zellenhaft verwerfen, halten fie für härter, ſtrenger als 
gemeinſames Gefängniß, ſie nennen ſie wol gar grauſam. Jedenfalls leugnen auch wir nicht, 
daß ſie, als eine mehr neue Sache, die Einbildungskraft ver Geſammtheit lebhafter trifft. Wenu 
diefe Haft nur bei Fleinern Vergehen und fürzern Strafzeiten in Anwendung füme, hätte es 
nicht den Anfchein, ald wenn man die firengere Strafe auf den minder Schuldigen anwendete 
und die mildere für den großen Verbrecher aufhöbe, was allen Grundfägen der Billigfeit und 
Gerechtigkeit wie ven Beftimmungen jedes vernünftigen Strafgefegbuhs widerſpricht? Gin 
ſolches Syſtem könnte reich an Gefahren fein; man könnte fürdten, daß es ald cin vom Gefeg 
ſelbſt gegebener Antrieb zur Verübung großer Verbrechen angefehen mürbe. 

Faßt man nun aber den Verbrecher ind Auge, jo würde die Inconfequenz nicht minder groß 
erſcheinen. Denn wenn ber Hauptzwed der Einführung der Ginzelhaft Trennung ber Vers 
brecher, Verhütung gegenfeitiger Verſchlechterung oder neuer Anſchläge ift, muß man nidt 
plöglich auf ven Erfolg, den man zuerft anftrebte, verzichten? Vernichtet man nicht freiwillig 
das mit Mühe erzielte Gute, gibt man nicht den Verbrecher ber verderblichen Geſellſchaft feines 
Gleichen wieder, um lafterhafte Gewohnheiten und Gedanken wieder in ſich aufzunehmen oder 
weiter zu verbreiten? Man bevenfe noch, daf man bei langen Haften nicht mit gewoͤhnlichen 
Säutvigen, fondern meift mit ven fhwerften Verbrechern zu thun hat, 
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Indem ver Ausſchuß ſonach im Allgemeinen für Anwendung ber Eingelhaft auch auf lang⸗ 
jährige Sträflinge Rimmt, geſteht er jedoch zu, daß nad einer Zellenhaft von fo langer Dauer, 
wie fie im Ganzen über nur wenige Gefangene verhängt wird °%), aus Rückficht auf die dann 
um fo größere Wahrſcheinlichkeit erzielter Befferung oder doch verminderter Fähigkeit, Andere 
zu verfchlechtern, eine Abweichung von der Regel geftattet fein mag. Wir flimmen den 

des Hrn. v. Tocqueville in feinem Bericht an die franzoͤſiſche Abgeordnetenkammer vom 5. Juli 
1843 bei 9): „Man darf übrigens nicht annehmen, daß die iſolirte Haft unwirkſam fei, weil 
fie nicht bis an dad Ende der Strafe gebauert hat. Glaubt man, daß ein Menſch, der während 
zwoͤlf Jahren von ber Welt getrennt lebte, deſſen Seele während dieſer Zeit ver in der Binz 
famteit hervorgerufenen mächtigen innern Gährung unterworfen war, dieſelbe Befinnung in 
das gefellfchaftliche Leben zurückbringt, die er zwoͤlf Jahre früher mitgebracht Hatte? Es iſt ſehr 
unwahrfceinlich, daß unter der ſehr Fleinen Zahl von Übelthätern, mit denen er wieber in Be- 
rührung fonımt, er einige der alten Genoſſen feiner Ausſchweifungen oder Verbrechen wieder⸗ 
finden ſoll.“ ü 

$. 6. Infoweit nach dem vorhergehenden $. 5 einzelne Sträflinge ber völligen Abfonderung nicht 
anterworfen bleiben, wird je eine Mehrzahl derfelben in bisheriger Weife im nämlichen Arbeitsfale ber 
fchäftigt. An Sonn: und eiertagen, fowie an Werktagen bie zum Anfang und nach Umfluß der Ars 
beitszeit, darf gleichwol feiner feine befondere Zelle verlaflen. Die Abtheilung gefchieht mit Rüdficht 
anf die perfönlichen Eigenfchaften der Sträflinge. 

Die Borfchrift des $. 4 findet auch bier Anwendung. 

Wenn die Haft nad dem Trennungsfoftem unmöglich iſt, fo müffen wir im Allgemeinen 
anerkennen, daß die Haft nach dem Schweigſyſtem wenigſtens weniger Gefahr der pofitiven 
Verſchlechterung und etwas mehr Hoffnung der Beflerung zuläßt, als die biäherige Zuchthaus⸗ 
einrichtung gibt. Diefe guten Seiten aber und aud die Befeitigung der äußerften Härten des 
Auburnſchen Syſtems laſſen ſich offenbar viel leichter erreichen, wo es nicht die allgemeine 
Grundlage einer großen Strafanftalt bildet, ſondern wenn nur menige Sträflinge in gemein= 
ſchaftlichen Sälen verfammelt find, und vollends nur folde, die ſchon ſechs Jahre die @inzel= 
haft beſtanden. 

Gleiches gilt auch für die Aufhebung felbft des Schweigens. Deshalb überließ man hier 
den Regierungsverordnungen und dem Aufſichtsrath die nähern Beftimmungen. Eigentliches 
Auburnſches Syftem wollte man nicht. 

8.7. Zwei Monate in völliger Abfonderung ($. 1) erflanden, gelten für drei Monate gewoͤhn⸗ 
Ucher Strafeit. 

Amerikaniſche Schriftfteller und auch deutſche, wie Hudtwalker, Julius, Mittermaier, rechnen 
ein Jahr Einzelhaft für zwei gewöhnliches Gefängniß, Franzdfifge Geſetze ſtellen das Ver 
Hältniß wie fünf zu vier, belgiſche mit und wie brei zu zwei. 

85. 8—11. Diefe vier Artikel find nur von vorübergehendem und localem Intereffe. 

$. 12. Der Auffichtsrath, zu deſſen Mitgliedern außer der als Inſpector zu beftellenden Berichtes 
perfon und außer dem Director, den Arzten unb Geiftlichen auch noch andere Staatsbürger ernannt 
werben können, ift ermächtigt, Sträflinge, deren leidender Förperlicher oder Gerlenzuftaud es nöthig 
macht, auch während ber im $. 5 beflimmten Zeit in gemeinfhaftlichen Mrbeitsfälen beſchaͤftigen zu 
Iaflen. Es ift jedoch Hierzu die vorgängige oder in dringenden Yällen die nadyträgliche Genehmigung 
des Juftizminifteriums einzuholen. 

$. 13. Ebenfo fann der Auffichtsrath, jedoch, nur mit vorgängiger Genehmigung des Juftizminis 
ſteriums, einzelne Sträflinge, auf deren Anfuchen auch ohne die Vorausſetzungen des $. 12 fchon vor 
Ablauf der im $. 5 benimmten Friſt, jedoch nicht früher, als nachdem fie wenigftens achtzehn Donate im 
völliger — zugebracht haben, in gemeinfamen Arheitsfälen ($. 6) beichäftigen oder unterrich⸗ 
ten et und folange ex nach ihrem Betragen und ihren Eigenfchaften ihr Zufammenfein für 
unnadıtheili, , 

$. 4. di Zeit, melche ver Sträfling nach Maßgabe des $. 12 an der Stelle der frühern Abſonde⸗ 
zung in gmeinfamen Arbeitsfälen zubringt, wird ihm gleichwol ebenfo angerechnet, als hätte er fie in 
völliger Abfonderung zugebracht. 

Die drei Baragraphen enthalten zweierlei verſchiedene Beftimmungen. Die erfte begründet 
einen ganz außerorbentlihen Vorzug des Penuſylvaniſchen Syſtems vor dem alten Zuchthaus⸗ 
und dem Auburnfhen Syftem. Sie heben nämlich eine despotiſche und unvermeidlich einfeltige 
Gewalt ded Directors über die Sträflinge auf, eine Willkür, durd welche meift die forgfältig 





aN * In Baben beſtimmte man 6, in Frankreich 12, in Holland 15, in Toscana 20 Jahre als das 
arimuı 
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geſetzlich geregelte und controlirte gerechte, richterliche Strafbeſtimmung völlig vereitelt, faſt 
lächerlich wird, da dieſe Directionswillfür die Hätte der Strafen beliebig vermindern und Se— 
fängntöftrafen in die qualifieicteften Tobesftrafen verwandeln Tann. Ein Collegium der ſach⸗ 
kundigſten Perſonen fol zugleih in den wichtigen Punkten die Mitentfheidung und im allen 
vie Gontrole über das Schickſal der dem Dunkel der Strafanftalt anvertrauten Sträflinge ha— 
ben. Es ſoll fo für die Gerechtigkeit ihrer Behanplung und für ihre Beſſerung ſich interefftren 
und forgen. In ber Commiſſton wünfchten ſelbſt mehre Mitgliener noch eine volllommenere Ein- 
richtung als die im Geſetz wirklich gegebene. Da nämlich, wo die pennfglvanifhen Strafam- 
flalten am längften ausgebildet beftehen, in Amerika und nun aud in England, und insbeſon⸗ 
dere auch nad) dem Geſehesvorſchlag des trefflichen Rivingfton, Hält man es für einen höchft we⸗ 
fertlihen Punkt, daß, ganz getrennt von den täglich unmittelbar thätigen Beamten viefer Anz 
flalt, dem Director, dem Geiftlihen und dem Arzte, ein ſelbſtändiges Auffichtöcollegium die An⸗ 
flalt überwade. Es wird dort gebilvet aus einer Anzahl von Inſpectoren (drei 618. zwoͤlf), 
welche, aus den zu diefem Amt tüchtigften Staatöbürgern erwählt, diefen Ehrendienſt für pas 
Gemeinwohl gegen Diäten auf einige Jahre übernehmen, nad einem Turnus einzeln die An⸗ 
flalt und die Gefangenen befüchen und jich wenigſtens monatlich einmal verfammeln. Ste folfen 
die Berwaltung jener Beamten controliren, die Beſchwerden gegen fie erledigen und Über bie 
widtigften Punkte ver Berwaltung, insbeſondere auch über jede etwa nothwendige Veränderung 
in der Lage der Sträflinge, auch wenn fie, fowie etwa eine Berfegung wegen Krankheit, provis 
ſoriſch vom Director verfügt werben mußte, entſcheiden. Und fiher, wenn man bedenkt, daß 
jene. täglich wirfenden Beamten der Anftalt wach menſchlicher Weife in ihrem Dienft zu eifrig, 
oder zu nadhläfig, oder von Vorurtheilen oder Verſtimmungen geleitet, vielleicht au, wie zus 
weilen die Erfahrung lehrt, durch Gewohnheit etwas verhärtet werben können, und daß dann 
von ihren Miögriffen Leben und Geſundheit und Schidfal der einfam Eingefperrten und ber 
Segen over Fluch der Anftalt abhängen fönne, wenn man dieſes recht bevenkt, alsdann wire 
man diefen Punkt als vielleicht ven wichtigften in ver ganzen Organifation dieſer Anftalten ans 
fehen müflen. Was Helfen alle Gefege und Inftructionen über Behandlung der Gefangenen, 
alle Einrichtungen für ihre Gefunpheit, Nahrung, Kleidung, über ihre Arbeiten, ihren Unters 
zit, ihre Befferung, wenn die Bürgfcaften für ihre Vollziehung fehlen? Und bei viefen Ans 
ftalten gerade ift, wenn fie ihrem Hauptzweck, der Veflerung ver Sträflinge, entſprechen follen, - 
eine möglihft forgfältige, vielfeitige, wohlmollende Berüdfihtigung der individuellen Verhält: 
niffe und Devürfniffe aller Steäflinge nöthig. Es ift bevenklih, von fremden Nationen Inſti⸗ 
tute aufzunegmen, ohne mit ihnen die in ihrer Heimat für wefentlid gehaltenen organiſchen 
Einrichtungen zu verbinden. Und Erfahrungen beweifen, wie verderblich dieſe Strafeinrichs 
tung ohne hinlängliche Borforge werden kann. Die Mehrheit ver Commiſſion glaubte in uns 
fern Berhältniffen einftweilen gefeglich nur das Nothdürftigſte in dieſer Beziehung feftfegen zu 
dürfen. Sie wünſcht, daß ſich in Bruchſal oder in den durch die Eifenbahn ihm jegt fo nahen 
Städten Manheim, Heidelberg und Karlsruhe tüchtige Männer finden, die nad) ver Wahl ober 
mitteld Beftätigung der Megierung auf einige Jahre die Geſchäfte folder Infpertoren übers 
nehmen, und vorerft gemeinfhaftlich mit den Höhern Gefängnißbeamten, fpäter vielleicht als 
Glieder eines beſondern Aufſichtsraths, zum Beften ver Anftalt wirfen. 

Diefe Artikel enthalten zugleih die HEHR wichtige Mögligjkeit, die Leiden der Einzelhaft 
hoͤchſt bedeutend zu mildern, in manden Fällen aud möglichen Gefahren für die Geſundhei 
vorzubeugen und auf bie Befferung ber Sträflinge je nad} ihren befondern Verhältniffen Bräfs 
tiger einzuwirken. Diefe Möglichkeit ift gegeben, wenn ver Aufſichtsrath die Erlaubniß erhält, 
einzelnen Sträflingen, nachdem fle bereitö eine längere Zeit ihre Einzelhaft beſtanden haben, ins 
foweit und folange er e8 nad) ven befonbern Verhältniffen für unſchädlich und heilfanı Hält, in 
Keinen AbtHeilungen bei ven Arbeiten und vieleicht auch bei dem Unterricht ein Zufammenfein 
in vemfelben Saale zu geftatten. Wenn wir aud) nicht, wie bei der genferifchen Claſſenein⸗ 
theilung, allgemein je nach der Beſſerung, die ſchwer erfannt und bei regelmäßiger und geſetzlich 
nothwendiger Belohnung leicht erheuchelt wird, die erwähnte Milverung geradezu als allge 
meine geſetzlich nothwendige Belohnung hinftelfen mögen, fo kann e8 doch heilſam wirken, wenn 
den Gefängnißbeamten geftattet ift, beſtimmten Individuen, deren wirkliche nicht erheudelte 
Brapheit ober freiwillige Befferung fle fiher zu erfennen glauben, und für die fie ein Zuſam⸗ 
menſein mit andern gleich ungefährlihen Individuen zur Befferung ober zur Schützung ihrer 
geiftigen und Eörperlichen Geſundheit Heilfam Halten, dieſe Wohlthat zu erweifen und fo lange 
zu laffen, als dieſelbe nicht durch Misbraud ober auf andere Weife fih als ſchäͤdlich darſtelit 
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Deſonders auch gegen die Gefahr, daß für mande Individuen eine zu lange Einzelhaft nieder= 
drüdend-und erſchlaffend für Geiſtes⸗ und Körpesfräfte wirken möchte, if dieſe geſetzliche Erz 
mãchtigung ein beruhigendes Gegengewicht. Auch kann dieſe Geſtattung nach längerer Dauer 
einen wohlthaͤtigen ͤbergangspunkt, eine Vorbereitung, für den Wiedereintritt eines länger 
yerhafteten Sträflings in die Stantögefellfgaft bilden. Daß diefe Milverung zugleich manz 
en Unterricht und manche Arbeit erleichtern kann, dieſes find wenigſtens nur fehr unters 
georonete Gelihtöpunfte. Und jevenfalls ift große Vorſicht bei dieſer auch von Livingfton em= 
Sfohlenen Ermächtigung geboten, damit nicht, wie der Befängnißinfpector Ruſſell fürchtet, vie, 
wohlthätige Wirkung der frühern Ginfamteit zerftört werde. : 

Bei einen wirklich gut zufammengefegten Auffichtsrath ließe ſich vielleicht aud an ſolche 
vorausgehende Milverung und Erprobung eine Empfehlung des Aufſichtsraths zu der in 
England neuerlich eingeführten bedingten Begnadigung folder Sträflinge knüpfen, Die den 
größern Theil ihrer Strafe in beſonders loͤblicher Weile überftanden haben. 

$. 15. Für angemefiene Beauffichtigung ber Strafanflalt, zur Erhaltung einer gefunden Luft, Er⸗ 
wärmung und Erleuchtung der Strafzellen und Arbeitsfäle; de gefepliche und humane Behandlung; 
für gefunde Ernährung, Belleivung und Lagerung ber Steäfinge, für zweckmäßige Einrichtung bes 
Gottesdienftes und für religiöfen und moralifchen Unterricht, fowie für Zurücklegung eines Theils bes 
Arbeitsverdienftes zu ihrem Vortheil wird durch Regierungsverorbnungen geforgt. 

Diefer Artikel enthält eine gefegliche Begründung einer humanen, alfo des Verbote 
einer duch geſundheitswidrige Einflüffe und Entbehrungen. dem Beſſerungszweck widerſpre— 
enden, einer vieleicht durch allzu dürftige Koſt mörberifhen Behandlung. Außerdem enthält 
dieſer Artikel auch die gefegliche Feſtſtellung des Principe, daß ein Theil des Arbeitöver- 
dienſtes dem Sträfling zufällt. Die Größe deſſelben und vie Beflimmungen, wie viel er davon 
während feiner Haftzeit zu einiger Erleichterung feiner Entbehrungen ober für feine Angehöriz " 
gen verwenden dürfe, während dad Übrige ihm nad der Entlaffung feine erften Bebürfniffe 
decken und ihn in ber Begründung feines ehrlichen Erwerbs unterftügen fol, glaubtedie Commiſ⸗ 
fion nicht gefeglich feftftellen zu müffen. In diefer Beziehung wird manches je nad) den noch zu 
machenden Erfahrungen zu beftimmen und zu ändern fein; z. B. auch danach, ob man hoffen 
darf, daß überhaupt dad Leben ver entlaffenen Sträflinge und aud) die Verwendung diefed Ar— 
beitöverbienftes durch freie Vereine wohlthätiger Menfchenfreunde überwacht werbe. Nichts 
aber iſt wichti ger, ald daß dem Sträfling ſiets der Blick in eine durch feine Beſſerung zu bes 
gründende gute Zukunft erhalten werde. 

Noch gar Manches, was in Amerika nad) längern Erfahrungen die Gefeggebung für neue 
Anftalten feftfegt, glaubten wir der Sorgfalt ver Regierung und ihren Regierungsverorbnuns 
gen empfehlen und anheimgeben zu müffen. So ift es wenigftens fehr beachtenswerth, daß man 
43 in ven amerifanifchen Anftalten und im Muftergefängniß von Pentonville für fehr wichtig 
hält, die Namen der Gefangenen mit ihrem Eintritt durch die Nummern ihrer Zelle zu erſetzen, 
ja ihnen beim Hin⸗ und Hergehen im Haufe, wo fie andern Sträflingen begegnen könnten, das 
Geſicht zu verhüllen, weil man die Verhinderung aller MittHeilungen und der Kenntniß, welde 
Verbrecher miteinander in der Anftalt find und waren, auch für die Zeit ver Wiederentlaſſung 
moͤglichſt erſchwert wiffen will. Lind feine Sentimentalität foll die Zwede ver gerechten Strafe 
ſtoͤren. 

So iſt es ferner ſehr wichtig, den directen Zwang zur Arbeit der Sträflinge zu beſeitigen. 
Gs iſt gerade die allgemeinſte Erfahrung in allen pennſylvaniſchen Anſtalten, daß vie Cinſam⸗ 
keit und die durch ſie hervorgerufene Gemüthsſtimmung und Langeweile die Gefangenen ſtets 
beſtimmte, ſchon in den erſten Tagen und gewiß ſehr bald um Arbeit, als um eine Wohlthat, 
zu bitten. Bei ſchlechten und nachläſſigen Arbeiten erwies ſich fein Mittel beſſer als die Ent— 
ziehung aller Arbeit, bis fie bald und gewöhnlich felbft ohne Zufpruc wieder ald Wohlthat er⸗ 
fleht wurde. Einleuchtend aber iſt es, wie fehr e8 für die Befferung wirkt, wenn der Menſch die 
Arbeit als Wohlthat liebt und mit innerer Freiheit ſich zu ihr und mögliäft zu jedem Guten 
ſelbſt beſtimmt. Diefe freie Liebe, Selbftbeftimmung und Gewöhnung zum Guten, und daß die 
Sträflinge in ihrer Umgebung nirgends zum Böſen gereizt werben, vielmehr überall wahrem 
Wohlwollen begegnen und ihre Umgebung, bie Arzte, bie Geiſtlichen, die Directoren, die Bes 
ſuchenden, ja die Anftalt und auch die Staatsgeſellſchaft achten, lieben und verehren lernen: dies 
ſes find, nebſt ber reuevollen Einkehr des Sträfings in fih und dem Gefühl des Widerſpruchs 
ſeines Handelns mit ſich ſelbſt und dem göttlihen Willen und mit feinen beften Jugenderinne⸗ 
zungen, bie Sauptmomente der Veſſerung. Und jene Erkenntniß der fittlihen Nothwendigkeit 
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und Wohkthätigkelt der Anftalt iſt Hier, wie bei dem Geiſteskranken bie Erkenntniß ver Wohl 
thätigfeit ver Irrenanſtalt, für ihn das unentbehrlichſte Zeichen der Befferung. 2 

Ganz vorzugäweife wichtig aber ſcheint auch eine wirklich fi als gut beivährenbe Luft- 
erneuerung (Bentilation) und Befeitigung der Dünfte und Feuchtigkeiten durch den Abtritt, 
nach den neueften vorzüglich von dem berühmten Schotten Reid befannt gemachten und in dem 
britiſchen Muftergefängnig von Pentonville benupten Refultaten chemiſcher, phyſikaliſcher mb 
architektoniſcher Verſuche und Entdeckungen. Cine ſchlechte, die phyſiſche und gelftige Lebens⸗ 
kraft nicht wohlthaͤtig erregende, eine niederdrlickende und erſchlaffende ungeſunde und feuchte 
Luft in der Zelle eines pennſylvaniſchen Gefängniſſes, welche das ganze Leben des unglücklichen 
ſchon moraliſch niedergedrückten Gefangenen einſchließt, zerſtoͤrt vie Kraft der Beſſerung und iſt 
Barbarei und Menſchenmord. Auch finanziell iſt die in ſolcher Anſtalt vielleicht fpäter durch⸗ 
greifend nöthig werdende Anderung von hoͤchſter Bedeutung. Deshalb räth der praktiſche eng⸗ 
life Gefängnißinfveetor Ruffell der oͤſterreichiſchen Regierung fo hoͤchſt dringend, daß fie Ar= 
SHitekten nach England ſchicke, um die dort und vorzüglid in Pentonville fo glücklich durchge— 
führten Einrichtungen felbft zu fehen und fi mit ven ſachkundigen Werkmeiftern perfönlich über 
fo Manches zu beſprechen, was für eine glei) glückliche Ausführung weſentlich ift, aber in keine 
Befchreibung übergeht. 

Bei einer Strafeintihtung nad) den bisher angebeuteten Beftimmungen glauben wir nicht, 
daß man die Abfiht verfennen wird, das Pennſylvaniſche Strafſyſtem in moͤglichſt humaner 
Geſtalt ind Leben zu rufen. Eher wird man vielleicht von mander Seite den Vorwurf machen, 
wir würben durch unfere Humanitätsrückñchten ver nothwendigen abſchreckenden Wirkung ber 
Strafe zu viel ſchaden. . 

Doch zur Befeitigung biefed Vorwurfs bevenfe man, daß das Weſen ber Strafen nad 


Pennſylvaniſchem Syftem nicht wie früher vorzugsweiſe im ſinnlichen, ſondern im moraliſchen 


Leiden befteht, und daß diefes, In Verbindung mit der Trennung von ber Welt und der einſamen 
Zelle und ihren Reuegedanken, auch für die finnlihen verbrecheriſch geftimmten Menfchen ia 
ber Breiheit, ebenfo wie für den gefangenen Verbrecher, dennoch ohne Zufaß aller finnligen 
Dudlerei einen tiefen erfhütternden Eindruck macht, ja nach allen Erfahrungen einen größern 
und wohlthätigern als alle andern Strafen. Hier in dieſer moraliſchen Seite, welche auch ver 
finnlichfte Menſch fühlt, liegt das Geheimniß des Syſtems. Deshalb und weil die Disciplinar- 
ſtrafe ven Übrigen Sträflingen unbefannt bleibt und, um fle zu bändigen, nicht hart zu fein 
und ſtreng vollzogen zu werben braucht, kann ja auch fle fo mild bleiben, ja fie fann und fol 
aufhören, fobalo der Sträfling mit gebändigtem Trotz freiwillige Unterordnung unters Gefeg 
gelobt, welches Gelobniß ihn dann fiherer bändigt als harter Vollzug ohne baffelbe. 

— IX. Endergebniß und Schluß. Nach allem Bisherigen muß man ver Menſchheit 
Glück wünſchen über ven zu Gunften ver Sumanität, Gerechtigkeit und Sittlichkeit bewirkten 
Fortſchritt in der Strafgerechtigkeit und Strafbehandlung, und befondersüber den erftin dem leh⸗ 
ten Jahrzehnd zu Gunften der Beflerungsftrafe durch Einzelhaft erfämpften entſchiedenen Sieg. 

Anerkannt und zugeftanden find ja Die Vorzüge dieſes Syſtems: 

1) Es befeitigt die bisherige allgemeine Verſchlechterung der Gefangenen durch ihre Bes 
ſtrafung, ihre durch die Verbrechergenoſſenſchaft und die verwilderte Stimmung bewirkten Ans 
regungen zu neuen Verbrechen in und nad ber Haftzeit, wie fie die andern Haftweiſen, dieſe 
Pflanzſchulen der Lafter und Krankheiten nad Macaulay's Ausdruck, erfahrungsmäßig und 
faft naturnothwendig erzeugen. 

2) 68 befeitigt ebenfo die Mittheilung phyfiſcher Krankheiten, und verringert 

3) Überhaupt bie Krankheits-, die Wahnfinns⸗ und Sterbefälle in den Gefängniffen. 

4) 68 vermindert, neben der Befeltigung der empdrenden Grauſamkeiten imd ſittlichen 
Skandale anderer Anftalten, außerordentlich neue Vergehen und Beſchädigungen von Selten 
des Sträflings, die Störungen und Gefahren für die Ordnung und Sicherheit der Anal, 
Ihrer Dixertoren und Auffeher und die Nothwendigkeit und die Härte der Disciplinarftrafen. 

5) €8 vermindert die Dauer und die Zahl der Gefangenen, der Rüdfälle und ver nemen 
Criminalproceſſe und begründet 

6) durch alles diefes in längerer Anwendung fogar bebeutende Erſparniß an Mühe und 
Geldaufwand. 

.. D Was aber noch wichtiger iſt, es entſpricht viel volllommener als jedes andere Syſtem den 
ſittlichen und gerechten Foberungen der Strafe und des Strafrechts und allen gerechten Straf⸗ 
zwecen in ihrer Innern Einheit als Austilgung der Schulv. 
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8) Es erweiſt fd feiner Natur und der Erfahrung nach allein vollſtändig günſtig für po= 
litiſche Befferung,, over zur Gewöhnung zu orbentlihem fleifigen Leben und für ihre allein 
fichere Grundlage, für die moraliſche Befferung der Sträflinge, für die allein gerechte humane 
und hriftliche Behandlung diefer niemals ohne Mitſchuld der Geſellſchaft zum Verbrechen her⸗ 
abgefunfenen Mitmenfgen. 

Es fei vergönnt, Hierüber noch ſchließlich die Worte von Varrentrapp; diefes vortrefflihen 
leiblichen und Seelenarzted, mitzutheilen. Er fagt in feinem Ausſchußbericht von 1856, &. 43: 
Diefe Gefängnißſtrafe Ift, ſoweit dieſes in ber Natur der gerechten Strafe liegt, eine empfind⸗ 


liche Strafe; eine Pein, die lebhaft und dauernd empfunden wird. Der Verbrecher, derin der 


freien Gefellſchaft ven größten Genuß und die fiherfte Abwehr vor etwaigen Gewiſſensbiſſen, 
Zweifeln oder fonftigen fhmerzlihen Gedanken Im Umgang mit Gleihgefinnten ober Ver— 
brechensgenoſſen gefunden hatte und ebenfo unter ähnlichen Verhältniflen auch im gemeinfchafte 
lien Gefängniffe, wenngleich mannichfach beſchränkt, finden würbe, iſt durch die Einzelhaft 
plöglic aus dem leihtfinnigen ober verderben Kreife feines Umgangs herausgeriffen, und je⸗ 
der andern Zerftreuung entzogen, ſich felhft gegenübergeftellt. Gleich die erfte Zeit ver Cinzel⸗ 
haft macht einen auferorbentlidgen Eindruck. Der Gefangene, feiner betäubenden, unruhigen, 
Auftegenden Lebensweiſe entriffen, in die größte Stille und Ruhe verfegt, erwacht wie aus einenz 
Traume oder Rauſche. Er finder nichts, was ihn abzieht von ſich felbft, von der Erinnerung 
an felnen ganzen Lebenswandel und feine einzelnen Thaten, von den erften lebhaftern Regun— 
gen feines Gewiſſens. Es treten Momente feines Lebens vor fein Gedaͤchtniß, die ihm Tängft 
völlig verſchwunden waren. Die bloße Erbitterung, den Händen ver Gerechtigkeit verfallen zu 
fein, kann nit dauern, e8 kommt eine ganze Neihe fehmerzhafter Empfindungen und Gedanfen, 
welche er durchleben muß. Die Regungen des Gewiſſens find wahrlich feine ſchmerzloſen; fie 


find oft felbft äußerft heftig, und die Reue (wenngleich noch nicht einmal eine tief wurzelnde, 


durchgreifende) kann eine fo gewaltige Erſchütterung des Vereinzelten bedingen, daß alsbald 
eine verföhnende, aufrichtende Kraft ihm zur Seite treten muß. Bei aller Heftigkeit diefer wech⸗ 
felnven Gemüthsbewegungen bricht ſich jedoch faft immer fehr bald die Empfindung Bahn, daß 
dieſe Haft zwar hart, enorm hart fei, aber nicht ald Rache, nicht ald eine rohe, verlegenbe Strafe 
wird fie empfunden. Die Erinnerung an bad vergangene Xeben, die, wenn aud nur mit Wi⸗ 
derftreben und Kampf auftaudenve Neue, dies ewig ſich ſelbſt Gegenübergeſtelltwerden, macht 
die Einzelhaft, wie Welder hervorhebt, gerade für den ſchweren Verbrecher viel härter als für 
den leihtern, welcher letztere umgekehrt die zwangsweiſe unmittelbare Nähe moralifch verberbter 
Gefangenen ſchmerzlich empfindet und diefen Verkehr fowie die in der fpätern Freiheit nit 
mehr abzuleugnende Zuchthausbekanntſchaft als eine harte Buße, als eine weſentliche Verſchär— 
fung feiner Sreigeitäftrafe erfennt. Wenn nun in der Gemeinfamfeit der Haft ber vollendete 
Verbrecher eine wefentliche Erleichterung findet, indem Kameradſchaft, Zerfireuung, Unterhals 
tung, ja eine gewifle Achtung oder Unterwürfigkeit ihm nicht fehlen, wenn er foldergeftalt 
feinem Gewiffen fid) entzieht und weiterer Verſchlechterung anheimfällt, fo bietet aud für die 
eigentliche moralifche Befferung Feine andere Haftweife folde Mittel, ſolche Wahrſcheinlichkeit 
als die Einzelhaft. Wie fie mehr als irgendeine andere, durch Abſchneiden übler Einflüffe ne= 
gativ wirft, fo auch poſitiv; denn nur dies Syſtem geftattet eine je nach Charakter, Bildungs 
flufe und Lebensgang des Gefangenen beredinete pojitive Einwirfung. 

‚Keine äußere Aufrelzung, eine Eiferſucht, Eein Kampf, faft keine Beſtrafung. Auch der 
Nebeltifchfte beugt fi unter dem Gewicht der Notwendigkeit. Die Strafe erfaßt jenen Ver— 
urtheilten inbivibuell; mit feinem Gewiſſen allein, unfundig deſſen, was ihn umgibt, fühlt auch 
der Kühnfte bald feine Schwäde, und der Leiötfinnigfte wird zum Nachdenken geführt. Er 
nimmt die Arbeit zu Hülfe; flatt einer Aufgabe, ift fie ihm eine Erleichterung. Er iſt begierig, 
ein Wort aus dem Munde eined Menfchen zu hören, dies wird Ihm nicht verfagt; obgleich ges 
trennt von den Böfen, ift er es nicht von den Guten. Verſtändige, unterrichtete und wohlwol⸗ 
lende Männer befugen ihn in feiner Cinſamkeit. Der Priefter kommt zuerft und der Gefan= 
gene wendet fid} nicht bei feinem Anblick ab, fondern empfängt ihn ald Freund und Wohlthäter, 
Hört ihm zu und merkt auf feine Worte.” 70) 

Ganz anders ift es bei ver gemeinſchaftlichen Haft. Das Behürfniß des Gefangenen, recht⸗ 
ſchaffenen Menſchen fein Herz zu erſchließen, iſt Hier nicht entfernt fo groß, da er ja mit feinen. 
Mitgefangenen fortwährend im Verkehr ſteht. Wir leugnen feineswegs die Moͤglichkeit gün⸗ 


70) De Ia Seigliere, „Discours de rentree & la cour royale de Bordeaux“. 
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fliger Einwirkung bei der gemeinfamen Haft. Aber mie fehr ift ſie nicht erfhwert! Nur ig der 
Einzelhaft kann ein Verkehr des Gefangenen mit ven Beamten, mit andern würdigen Menfchen, 
mit feinen Verwandten ftattfinden, wie er eines Menſchen würdig ift, an deſſen Beſſerung man 
noch glaubt. 

Man nehme den Gottesdienſt. Der Verbrecher, der wol feit Jahren kein Gotteshaus mehr 
betreten, feine Bibel, kein Erbauungsbud mehr angefehen, jeden ernftern religiöfen Gedanken 
gewaltfam zurüdgevrängt hat, wohnt in gemeinfamer Haft zum erſten male wieder einer ge= 
meinfamen Gotteöverehrung bei. Diele male bleibt fein Herz wol kalt over gleichgültig, endlich 

. aber trifft ein verftändiger Prediger die gute Saite feines Herzens, die nod in eine fegendreichen 

Erfolg verheißende Schwingung zu verfegen ift, ober ein altes Kirchenlied dringt zu feinen 
Ohren, welches längft verdrängte Erinnerungen an die Zeit feiner Kindheit und Unſchuld, an 
die Zeit feines Verkehrs mit Altern und andern rechtſchaffenen Menſchen wach ruft. Er fühlt 
fich erſchüttert, bewegt, feine Bewegung gibt ſich felbft äußerlich fund, eine Thräne entquiltt 
feinem Auge, nad) langen Jahren der erſte Tropfen göttlichen Thaued auf dieſen Dürren Boden 
eined verhärteten Herzens. Aber wehe ihm! Seine verberhtern Genoſſen, die alten abgehärte⸗ 
ten Zuchthausbrüder haben es bemerft. Bei der Rückkehr in den Arbeits: over Epfaal, in ven 
Spazierhof beginnt die Berhöhnung des „fentimentalen Schwachkopfs“, der mürbe zu Kreuze 
kriechen will, e8 folgt der Spott über ven wohlbezahlten Pfaffen, welcher recht ſchoͤn, nachdem 
er ſich den Bauch gefüllt, frumme fade Floskeln Ioslaffen kann u. ſ. w. Iſt es wahrſcheinlich, 
daß unter ſolchen Diſteln und Dornen das Samenkorn, das vielleicht einmal zu rechter Zeit auf 
guten Boden fiel, aufgehe und wachſe? 
Wie anders iſt dies Alles in der Einzelhaft! Der Sträfling des Zellengefängniſſes kommi 
ebenfalls nach Jahren zum erſten nal wieder in eine Kirche. Freilich ſieht er feine Mitgefan- 
genen nicht, aber er weiß fi von ihnen umgeben, er Hört ihre Stimme ſich mit der feinen 
zum Geſang verbinden, er fieht vor id im ehrwürdigen Amte den Geiftlien. Trifft auch 
ihn der Augenblid der Rührung, der Erweckung, wie ungeftört fanrı er nicht, In feine Zelle 
zurückgekehrt, die heitern Bilder aus vergangener Zeit ver Unſchuld, die Geftalten feiner Altern 
bor feinen Augen auftauchen Iaffen, in ven neuen Gebankengang ſich vertiefen und bie Mög- 
lichkeit ahnen, aud einmal wieder zufrieden, ruhig und leidenfchaftlos in feinem Innern zu 
werben. Sein Herz ift weich, er bedarf, er verlangt Troft, Beruhigung, Bereifung. Er bittet 
um den Befuc des Geiftlihen in feiner Zelle. Ohne alle Schwierigkeit kann ihm diefer ges 
währt werden, und ber verftändige Geiſtliche kann nun das einmal wurzelfaflende Samenkorn 
hegen und pflegen durch häufigern ober feltenern, längern ober fürzern Veſuch, durch Fortent⸗ 
wickelung ver Gevanfen feiner Predigt, durch deren Nutzanwendung auf die Individualität des 
Befangenen, durch Zuweifung geeigneter Lectüre. Seine Arbeit ift verhältnißmäßig leicht, 
und ed tritt night Spott und Hohn, ſchlechtes Beifpiel und verführeriihe Nede hemmend 
entgegen. 

Bei gemeinfhaftliger Haft ift überhaupt der Beiftliche, wie jeder andere Beamte, in feinem 
perfönlihen Verkehr mit den Gefangenen fehr gehemmt. Denn wenn er felbfl einen einzelnen 
Befangenen, fo weit dies geht, in Arbeitöfaal ſprechen oder aus diefem weg in die Schlafzelle 
rufen will, fo muß hierin mit großer Vorſicht verfahren werden, weil fonft allzu leicht die Idee 
von Begünftigung, von Ungerechtigkeit unter den andern Gefangenen fih Bahn bricht, melde 
Idee wiederum bie Wirkſamkeit der Beamten wefentlig mindert. In der Einzelhaft aber kann 
ber Geiftlihe während beliebiger Dauer feine Zeit und Aufmerffamfeit vorzugsweife einzelnen 
Gefangenen widmen und fpäter wieder andern, ganz wie e8 ihm gut bünft; er Eann ven einen 
troͤſten und aufrihten, dem andern ernft ind Gewiflen reven, ohne durch Dritte darin geflört zu 
werben. Alles dies Geſagte bezieht ih übrigens, wenn aud) zunächft auf die Beſuche und Un: 
‚terrebungen des Geiſtlichen, doch ebenfo wol auf diejenigen der übrigen Beamten, der Wert: 
‚meifter, der Mitglieder von Auffihtöbehörven und Schutzvereinen, und ganz beſonders auch auf 
die derjenigen Sreunde und Verwandten des Gefangenen, von welden ein günftiger Einfluß 
‚erwartet werben darf. 

Die etwa erlaubten Beſuche von Verwandten Einnen der nöthigen Vorſicht halber bei ge 
meinfamer Haft kaum anders geftattet werben, als es in den meiften alten Gefängniffen jegt der 
Fall ift. Hier fieht nämlich der Gefangene feinen Freund in einer Entfernung von etwa 
ſechs Fuß; zwiſchen ihnen läuft ein zu beiven Seiten mit Drahtgitter verfehener Gang her, 
in weldem ein Auffeher poſtirt ift, um Geſpräche und Geberden zu beobachten. Bei der Einzel⸗ 
haft Hingegen können diefe Beſuche, fobald ver moraliſche Zuftand bed Gefangenen und feiner 
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Weißensee . [ 
Mefncher pie nöthigt Shherheit bietet, in der Belle gefkattet werben; hier Fünıten veriwaut- Ges 
ſpraãche ftattfinden,, welche tröften und ſtärken. Die durch bie verhängte Strafe getrennten Gete 
ten können ſich wenigſtens zeitweiſe in Vertraulichkeit wiederſinden, der Vater kann fein Kid 
umarmen. Solche Befuche konnen, verfländig angewandt, ſchon an fich fehr vortheilhaft auf 
den Gefangenen wirken, ſehr wichtig find fie befonders bei Iangwierigen Haften, um zu wer 
hüten, daß dad eingefperrte Familienglies ſich feiner Familie nicht gänzlich entfremde, wodurch 
bie Schwierigkeit feiner Stellung nach der @ntlaffung weſentlich erfchwert würde. 

Die im Gefängniß erzielte Beflerung verſpricht bei ber Ginzelhaft auch größere Dauer, 
Micht nur, daß fie durch Feine fhlechte Bekanntſchaften geführbet iſt; es find hier auch folibe 
Grunvlagen gewonnen, zuerft: die Gemöhnung zu friedlichem, orbentlihem, flelfigen Beben, 
dann alle jene moraliſch beſſernden Emflüffe, endlich Die durch die Schuld und den Berker 
mit gebilveten und guten Menſchen gewonnene geiftige Erweckung und Bildung, alfo die Zer⸗ 
Rörung der Quelle fo vieler Verbrechen, ver Geiſtesdumpfheit und Faulheit. Auch firmen hier 
wie Schugvereine weit beffer ihre Thätigfeit beginnen. Weſentlich Hierfür ift, daß der Schutz⸗ 
vatron mit feinem Pflegling fhon währen deſſen Aufenthalt im Gefängniffe in Berührung 
town. Geſchieht dies erſt nad) ber Entlaffung, fo iR gar mancher Gefangene fehr geneigt, in 
ihm mehr einen Aufpaffer als einen rathenden fhügenven Freund zu erfennen; anders iſt e@; 
wenn beide fi fhon im Gefängniß haben kennen lernen, wo des Pflegers Beſuch viel gröfene 
Wahrſcheinlichkeit Hat von vornherein willfommen zu fein. Seht ee find in dieſer wie iu 
mancher andern Beziehung die Berichte des parifer Schutzvereins, um jo mehr als dad Gefängniß 
2a Roquette, deſſen Inſaſſen zunächſt die Pflegebefohlenen des Vereins find, anfangs nad dem 
Auburnſchen, nun aber feit etwa 45 Jahren nach dem Philadelphiſchen Syfleme verwaltet wird. 

Man wird fragen, entfpricht die Erfahrung in Zellengefängnifien diefen Anſichten? Mess 
den dort wirklih mehr Gefangene gebeflert? Betragen fie ji während ber Haft befler und 
wandeln fie auch nach ihrer Entlafjung auf gutem Wege? — Wer eine größere Zahl von Zellen⸗ 
gefängniſſen gefehen, wer mit vielen vereinzelten Gefangenen und mif vielen Beamten folder 
@efüngniffe ih unterhalten Hat, wird mit Entſchiedenheit dieſe Frage bejahen können. . 

Zur Beurtheilung ver aufgeſtellten Fragen dienen folgende Momente: 1) Die Erfahrung 
der Beamten, namentlich der Geiſtlichen und der Vorfleher, wie fie dieſelben aus ihrer täglichen 
Beobachtung der verſchiedenartigſten Verbrecher gefchöpft haben; 2) vie Minderung der Nürke 
fälle, und 5) die Minderung der gerichtlichen Berurtheilungen. 

Das Urtheil jener Beamten ift aber fo gleichlautend aus Amerika, England, Belgien; 
— u. ſ. w., daß wir jeder beiſpielsweiſen Anführung uns enthalten zu ſollen alauben. 

488 ift und kein Wiserfprud hiergegen bekannt. So weit die Worte Varrentrapp's. 

Doc) genug wol zur Begründung der Gerechtigkeit des gefchichtlichen Siegs des Befferungss 
foftems in der gebildeten Belt. Zwar eine ganz folgerichtige und allgemeine Durchflihrung, 
dieſe werden noch mande-Schwankungen und Schwächen eine Zeit lang verhindern. Hier wird 
man, fowie neuerlich der bairiſche Miniſter, die Furcht vor den Koften der erften Einrichtung 
entgegenſetzen, wobei aber freilich die Koſten und Schäben der alten Verderbniß und ber Rück⸗ 
fühle zu wenig erwogen werben und noch weniger die Größe ber Sache und die Verantwortlich⸗ 
keit, welche für alle unheilvolle Folgen ver verfehrten Einrichtung die Megierungen durch jebe 
ihrer Strafvollziehungen auf ih laden. Dort wird 'man, ivie in dem Bericht Hudtwalber's 
für Hamburg, dieſe und jene Bedenklichkeit fefthalten, welche aber jede große Einrichtung dar⸗ 
bietet, zumal wenn fie fehlerhaft durchgeführt wird, und melde Hier vollends niedergeſchlagen 
werben durch Die offenbar zehnmal größern Bedenklichkeiten jedes andern Straf: 
ſyſtems. Bor allem endlich werden nod) oftmals die (oben IT) befämpften ungrünblichen Auffaf- 
fungen ber juriſtiſchen Strafe Einwendungen gegen das Beſſerungsſyſtem ober abſchreclende 
Verunſtaltungen deſſelben begründen. 

Doch nachdem der große, die Humanität und die juriſtiſche Gevechtigkeit und alle rechtlichen 
Strafzwecke vereinigende Gruudgedanke der Austilgung der verbrecheriſchen Schulb 
durch Beſſerung einmal erkannt und ins Leben eingeführt wurde, wird ex allmaͤlig jewe 
Einfeitigfeiten überwinden. Ste verſchwinden durch die In ihm gegebene richtige Auffaffung 
des uriſtiſchen Verbrechens und der jurififchen Strafe, und zwar 1) nach ihrem nicht finulichen, 
fonbern ber Willensſtimung angehörigen Charakter; 2) mit fleter Verbindung der ſittlichen 
Grundlage mit ber rechtlichen Form und Bedingung, und 3) mit innerer Bereinigung aller 
rechtlichen Strafzwede in der Austilgung oder ber Buße bes Berne 
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[3 Befetungsfiien 
BGiernach erfcheint ja jet: ſchon immer mehr als ein baukbruchiges Denken ab ald eine ums 
begruͤndete unwiſſenſchaftliche verderbliche Mifcherei einerfeits jene im altm Sinne abfo- 
Inte Strafe, welche als angeblich gleiche finnliche Wieververgeltung ber nicht ſinnlichen 
Schuld ohne wirkliche rechtliche und fittlich vernünftige Begründung ihres Rechts wie ihrer 
Bweckgemãßheit und Ausführbarkeit, als ein bloßer Gefuͤhls⸗Fetiſchiamus, jedes wiflenfchaftliche 
Syſtem ſchändet, welche aber die Beflerungäftrafe dadurch verpfuſcht, daß fie ſolche fiunliche 
Peinigungen beimiſcht, die für die Beſſerung zwecklos und verderblich ſind. Andererſeits 
aber erſcheint ebenſo verwerflich, jede im alten Sinne relative Strafe, welche in Criſtenz uns 
Größe nicht in der juriftifch erwiefenen verbrecheriſchen Schuld und ihrer Aufhebung Ihren 
vereinten Rehtögrund und Zweck findet, welde vielmehr bloß einem äußern politifchen 
Zeit des Abſchreckens Beſſeres, das perfünliche Mecht des Verbrecher, als Mittel beliebigen» 
rechtswidrig opfert, und welde ebenfalls die gerechte Beſſerungsſtrafe dadurch verpfuldt, daß 
le für ihre befonvern politifchen Zwecke mehr oder auch weniger ſinnliches Leid zugefügt wiffen 
will, ald nady der erwiefenen verbrecheriſchen Schuld und ver nad allgemeinen Bebingungen 
der menſchlichen Natur gefeglid und richterlich beflimmten Beflerungäftrafe zuläffig iſt. Inden 
man auf folhe Weife das felbftändige Recht mit Bolitit und Moral vermiſchte und opferte, 
miſchte man entweder ber Beſſerungsſtrafe ebenfalls für fie zweckwidrige und verderbliche finn- 
liche Beinigungen zur Abfchredtung bei. Oder man wollte hier ohne die gefegliche für den @e- 
ſammtzweck der Strafe mer tichterliche Strafe den Verbrecher frei laflen, wenn man ihn 
nad fubjectisem Meinen für gebeffert Hielt. Dort umgekehrt mollte man durch fogenannte er: 
ganzende Haft für die angeblich durch ihre gefeglihe Strafe nicht genügend gebeflerten Sträf⸗ 
Unge, über das gefegliche und richterliche Strafurtheil hinaus weitere Übel zufügen. Der neueſte 
feanffurter Congreß aber erkannte rihtig, daß das echte juriftifhe Strafrecht durch dieſe ein: 
feitige unjuriftifh begrümbete und begrenzte Befferungstheorie ebenfo verlegt werden würde, 
wie durch die politifche Abſchreckungstheorie oder durch Die angeblich moraliſche, abfolute Wie: 
dervergeltung 7), und wie es leiver noch allermeift verlegt. wird durch eine principlofe Miſcherei 
der wahren Beſſerungshaft mit dem gewoͤhnlichen ober auburnſchen Strafgefängniß. Der ride 
tigen Auffaflung jenes Grundgedankens wird endlich auch die verberblihe Verwirrung in Be: 
slehung auf die verſchiedenen Strafzwecke weichen. In der legtern wollten bisher vie @inen 
dle · Zwecke der Abſchreckung, Genugthunng und ber Sicherung durch fe gänzlid; aufgeben, und 
Treten dadurch Diejenigen von dem Beſſerungsſyſtem ab, welche nad) vem gefunden Volks: 
urtheil jene uralten Zwecke fefthielten. Andere dagegen wollten durch deren äußerliches An= 
fügen an die wahre Beſſerungsſtrafe — die für fie ſchon mitbegründet ift — die Befferung flören 
und verberben. Andere erklärten bald die Beflerung, bald die übrigen Zwecke für Rebenzwedte 
und verdarben fie fänmtlid. 

Den vollfländigen Sieg der Humanität und Gerechtigkeit im Strafrecht aber werben wir 
aur dann gewinnen, wenn mit gleicher Wärme, wie felt Howard fo viele Menfchenfreunve, and 
die Regierungen ſich diefer großen Sache zuwenden. Freilich bietet fie mehr Schwieriges und 
Unerfreuliches dar als die Foͤrderung ber meiften andern Gulturzweige. Aber unjere deutſchen 
Regierungen, von welchen wenigftend mehre jet die betrübendſten Kränfungen, die für bie 
Deutſchen ihre Vielftanterei und Zerriffengeit begründet, durch Lbliche Körberung dffentliger 
Intereffen zu mildern fuchen, mögen bevenfen, daß Feine andere Regierungstugenb eine gleide 
dauernde Dankbarkeit erwirbt und verbient als die einer gerechten und humanen Strafver: 
waltung. Eine inhumane ungerechte und barbariſche läͤßt ſich auch Heutzutage nicht mehr wie 
früher in die dunkle Nacht der alten Inquifitionsferker und Zuchthäufer verhüllen und begraben. 
Doch Anfragen zu Werken ver Barmherzigkeit finden heutzutage vorzugéweiſe erfreulides 
Gehör. Auch als ſolches aber preift mit Net ver neuefte Berichterflatter über bie Anſtalt zu 
Bruchſal („Allgemeine Zeitung“ vom 21. Juni 1858) das Zellengefängnig durch die Schluß⸗ 
worte: „Wir aber geträften und ber Hoffnung, daß unter Gottes Gegen dieſes große Werk der 
Barmperzigkeit auch ferner blühen und gedeihen merbe; möge man fid) auch im badiſchen 
Lande fietd bewußt bleiben, welches Kleinod und welchen ehrenvollen Borfpruug vor andern 
deutſchen Bändern man Im dieſer Anftakt beitgt: (C. Gr. v. G.) 

Die Literatur über die Gefaͤngnißreform iſt außerorbentlih reich, ſchon äußerlich ein 
ſprechendes Zeugniß der auferorbentlihen Teilnahme für diefe große Foderung der Humanität 
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VBetitigung Li 
und. Gerechtigkeit. Won den vielen in dem Artikel felbft enthaltenen Schriften Eönnen beſonders 
ohlen werben die von Varrentrapp, Julius und Nöllner herausgegebenen „Annalen ber 
Gefaͤngnißkunde“ (1842 fg.), die Werke von v. Würth und Ducpetiaux (fein „Memoireete.‘) 
und die Verhandlungen ber europäiihen Gongrefle über Gefängnißreform und Wohlthätig⸗ 
keit, fowie die Berichte von Varrentrapp und Prob. Zu ben alerneueften Schriften gehören 
Mäder, „Über die nothivendige Rückwirkung ber Einzelheft auf bie Befepgebung” (Frankfurt 
4851) und Mittermaier, „Die @efängnipverbeflerung” (Erlangen 1858). Welcker. 
Beſtätigung, Eonfirmation, Ratification, Ratibabition oder Genehmigung. Durch 
alle dieſe Ausprüde bezeichnet man im Allgemeinen eine Erklärung, daß ein ſchon vorhau— 
denes Geſchäft ober Verhältniß gültig und dem Willen des Beſtätigenden entſprechend, mit⸗ 
hin auch für ihn verbindlich ſei. Dabei, kann ed fein, daß das Geſchaͤft oder Berhältniß über: 
haupt erft durch diefe Betätigung rechtlich wirkſam wird, oder nur eine erhöhte ober feierlichere 
und unzweibeutigere, befler beweisbare Form erhält. Es kann die Beftätigung aud bald von 
Obrigkeiten, von ber Regierung oder von den Gerichten erfolgen, bald von einer bei dem Ge⸗ 
fhäft betHeiligten Partei. 

Im engern Sinne verſteht man unter Beflätigung und Eonfirmation die von der Regierung 
oder den Gerichten ausgehende. Insbeſondere die erftere ift meift zur Gültigkeit des Medhte- 
verhältniſſes nicht nöthig. Sie wurde aber vorzüglich früher in ven Zeiten größerer Kechts⸗ 
unfigerheit und wegen Zweifel an dem jegt allgemein feftfteßenden Grundſahd, daß ber Re⸗ 
gierungdnadfolger gebunden fei an bie rechtoverbindlichen Zufiherungen feines Vorfahren, 
ober doch, um dem Rechtsverhältniß die neue moraliſche Verbürgung durch das befondere Kür- 
ſtenwort und das fürftliche Siegel zu verſchaffen, von dem Betheiligten gern gefucht, von ber 
Regierung aber, um ihre Autorität zu zeigen und audzuüben, vielleicht auch, um bie Confirma⸗ 


tionstaren zu beziehen, gern ertheilt. So wurden Schenkungen, Privilegien alfer Art, Zunft s 


Briefe u. f. w. von den Regierungenachfolgern beftätigt. Ja der Bapft beftätigte oft ungeſucht, 
3.2. felbft engliſchen proteftantifchen Rönigen pas erlangte Thronrecht, um die Prätentionen 
päpftlicher Gewalt zu unterftügen. Gerichtliche Beftätigungen rechtlicher Geſchäfte, insbeſon— 
dere von Gigenthumdübertragungen, traten zum Theil an die Stelle der altbeutfchen Cigen⸗ 
thumsübertragungen In den Volföverfammlungen oder Volfögerichten, durch deren Zuſtim— 
mung und öffentliche Verbürgung das Eigenthum erft befeftigt, inveſtirt und Sffentlich Hagkar 
wurde. Zum heil behielt man fie auch ‚bei over führte fie ein aus politifchen und polizeilichen 
Gründen, damit durch die Öffentliche Beftätigung und Bekanntwerdung Betrug und Verlegung 
bei dem Geſchäft und nachher ausgeſchloſſen werbe, namentlich auch Verlegungen durch die Un: 
befauntfchaft des Eigenthumswechſels. Bei den fo oft betrüglicgen Viehhandels- und Schuld» 
verhältniffen zwifchen Juden und Bauern war biefes vorzüglich wohltätig. Auch hier ſpielte 
die Gonfirmationsfportel oft mehr als billig ihre Rolle. Im Allgemeinen laſſen ih über 
diefe obrigfeitlichen Beflätigungen nur folgende Regeln aufftellen: 3) Sie find, fofern nur 
nicht Aber Öffentliche Rechte over gegen biefelben neu verfügt wurde, nicht nöthig, wenn jle nicht 
ausdrücklich als nöthige Form des Geſchäfis vorgeſchrieben find. 2) Bo fie dieſes find, bewirkt 
der Regel nach ihre Unterlaffung Nichtigkeit des Geſchäfts und Rechts, wenn nicht fintt deren 
eine andere Strafe für die Unterlaffung vorgefchrieben if. 3) Wenn fie den Gefegen gemäß 
erteilt jind, begründen fie volle Beweiskraft des gültig abgefchloffenen Geſchäfts und heben bie 
etwaigen Mängel ver Form. 4) Dagegen änbern fie der Regel nach nicht an dem Weſen des 
Geſchaͤfts, alfo auch nicht an feinem Inhalt und den innern Bedingungen feiner Gültigkeit. 
5) Sie find immer mit Vorbehalt der Rechte von dritten Berfonen. zu verftehen. Polittſch 
wichtig ift es, daß man bie Freiheit und, Leichtigkeit des Verkehrs nicht Durch zweckwidrige Bes 
Rätigungen flöre, und daß, wer fie nachſucht, zufehe, daß er nicht durch ihre Foderung und ihren 
Inhalt ein gewiſſes Recht ungewiß mache. E 

Veftätigungen, fel ed von ber Megierung oder von Privatperfenen, nennt man aldpann 
Ratibabitionen, wenn fle ein Gefhäft, welches ohne die Zuftimmung des Genehmigenden ente 
weder gar feine ober doch nicht die volle Rechtsgültigkeit hat, beftätigen. Die Juriften ſtritten 
vorzüglih mit Beziehung auf zwei ſcheinbar abfolut widerſtreitende Stellen des Roͤmiſchen 
Rechts feit der Öloffatoren Zeiten über die Wirkungen einer folhen Genehmigung eihes Ges 
ſchäfts, das Jemand ohne Auftrag des Genehmigenden gemacht Hatte, ob fie namentlich das Ge⸗ 
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ſchäft rückwärts in einen Mandatsvertrag verwandle oder nicht. Jeht ſcheint allgemein die ber 
natürlichen Gerechtigkeit entfprechende Auslegung *) Eingang gefunden zu haben, daß der Ge⸗ 
nehmigenbe durch die Genehmigung zu feinem Nachtheil und zum Beſten des Geihäftsführers 
alle dem legtern vortheithaften Verpflichtungen des Auftraggebers auf jih nehme, dem Andern 
aber keine größere Pflichien auflege, ald welche er als Gefhäftsführer fhon Hatte, alfo nicht Die 
deö Beauftragten, wo jle ihm nachtheilig find. Alles dieſes nach dem Princip des Roͤmiſchen 
Rechts: „Sowol die Grundfäge des nathrlihen Rechts wie des pofitiven begründen es, daß ein 
Jeder durch feine einfeitigen Erklärungen das Rechtsverhältniß eines Andern ſelbſt ohne deſſen 
Wiſſen und Willen verbeffern könne, ihm aber nicht alte Nechte nehmen und neue Pflichten auf- 
legen fönne.” ®) Ein Brundfag, welder auch in. Beziehung auf die ven Bürgern und Land- 
Händen durch die ohne ihre Mitwirkung gefchloffenen Bundesverträge neu zugeſicherten oder 
‚etwa abgefprochenen Rechte von großer Bebeutung fein dürfte! 
Eine Betätigung eines wölferrechtlichen Vertrages durch Die vertragſchließenden Regierun- 
gen heißt Ratification. Nach den Grundſätzen 6108 des natürlichen Rechts ſollte fie nur dann 
nöthig und wirffam fein, wenn der Vertrag ohne alle Vollmacht der Regierung oder doch nidht 
wollftändig der Vollmacht entſprechend abgeſchloſſen wurde, denn ver Vollmachtgeber iſt eigent- 
lich rechtlich verpflichtet, das, was fein Bevollmächtigter für ihn der Vollmacht gemäß gehandelt 
oder verſprochen hat, als ebenfo gültig anzuerkennen, als hätte er es felbft gefhloffen. Das po⸗ 
fitive europäifche Völkerrecht hat aber die Anderung fanctionirt, daß Fein Vertrag zwiſchen 
Völkern vollgültig ift, bis ihn jede betreffende Regierung ratificirt Hat, was aber natürlich weg: 
fällt, wenn die Regenten perjünlich Verträge fchliefhen, und auch bei ven im Krieg von den Mi- 
litärbefehlshabern inmerhalb ihrer Amtsgewalt geſchloſſenen blos militärifhen Arrangements, 
, Gapitulationen u. ſ. w. Tritt da, wo fie nörhig iſt, die Ratification ein, fo gilt ber Vertrag 
nicht von ihrem Datum, fondern vom Tage der Unterzeichnung an.) Ban kann für diefe 
‚Anderung anführen fürs erfte, daß die Völker nit freiwillig wie die Privaten, fondern durch 
abfolute Nothwendigkeit durch Bevollmächtigte Verrräge fchließen. Sodann find die Gegen- 
fände von fo unermeßlicher Wichtigkeit, daß die Negierungen auch nicht wie die Privatperfonen 
an dem Vermögen des Bevollmädtigten fi ſchadlos Halten können, wenn er feine Vollmacht 
verlegende Verträge eingeht. Es fehlt fürd britte auch an einem Richter, welcher den Streit 
entſcheidet, ob der Vertrag ber Vollmacht gemäß war. Die eigentlichen Gontrahenten find ats 
Souveräne ihre eigenen Richter und es ift deshalb doppelt heilfam, daß die wirkliche Mechtds 
‚gültigfeit des ganzen Vertrags durd eine färmlihe Ratification von jenem Zweifel befreit 
werde. Freilich hebt das eigentlich Die Rechtsverbindlichkeit der Regierung nicht auf, einen Ber- 
trag, wenn er entfchievener Vollmacht gemäß geſchloſſen wurde und die andere Regierung bie 
Ratiflcation ertheilen will, ebenfalls zu vatifieiren. Aber man umgeht diefe Verbindlichkeit zu⸗ 
weilen, indem man zur Genugthuung ber anvern Regierung den Bevollmächtigten abdankt, 
um dadurch den Unwillen auszubrüden, daß er angeblich vollmachtswidrig handelte. 
Welder. 

Beſtechung im Allgemeinen ift vorhanden, wenn einer Perfon, welche Rehtöpflichten 
gegen ben Staat oder andere Bürger zu verwalten hat, nicht gefegmäßige Vortheile gegeben 
ober angeboten werben. zu dem Zweck, daß er in biefer Verwaltung nit lediglich nach feiner 
freien pfligtmäßigen Überzeugung handle. Cie enthält ſtets von ſeiten des Beflohenen und 
des Beſtechenden eine Unwuͤrdigkeit und eine betrüglice Verlegung over Fälſchung gegen vie 
Rechte Anderer ober des Staats, indem der Beſtochene deren Rechte anders als blos nach feiner 
freien pflichtmäßigen Überzeugung behandeln fol. Sie kann alfo in Ermangelung befonberer 
Strafgefege ſtets nach ben allgemeinen Beſtimmungen über Betrügerei und Fälſchung beftraft 
werden. Sie kann aber fehr verſchieden fein, bald im Völkerrecht vorfonnmen, bald im Staats: 
verhältniß ald Veſtechung zur Beruntreuung Öffentlicger Pflichten, entweder der Staatsbeamten 
oder der Staatöbirger, der Gemeindediener, Wähler, Volksrepräfentanten, bald auch im Pri⸗ 
vatverhältniß, z. B. als Beſtechung fremder Verwalter. 





2) 8. ©h. Welder, „Interpretat. Legis 9 de negotiis gestis juncta Lege 60 de divers. reg. 
jur.“ (Bieten 1813) 
3)L.39D. e negotiis gestis. Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem 
meliorem quidem, etiam ignorantis et inviti, nos facere posse, deterisrem non posse. 
4) Marteng, —E ———— 8.42. Klüber, „Droit des gens”, $. 142, glaußt, 
6 auch ohne Ratification die Vertri ir gelten, wenn biefe nicht in der Volimacht — im Dertrage 
pr fo wie gewohnlich ausbebungen fe 
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Die Beftehjung im Völkerverhältniß iſt ald unerlaubtes unwürdiges Mittel zur Vegrün⸗ 
dung einer Verlegung gegen ben fremden Staat und feine Regierung im Allgemeinen völfer- 
rechiswidrig und kann nur im wirklichen Kriegszuſtand, foweit er überhaupt Beſchädigungen 
des Feindes und Kriegsliften erlaubt, Rechtfertigung finden, wenn fe nur nit in ehrwibrige 
Unmürbigfeit ansartet. Schmalz im „@uropäifchen Voͤlkerrecht“, S. 107, fagt: „Das Völterz 
recht verwirft die Beſtechung fo entfchieden, daß immer Mächte, denen fie vorgeworfen wurde, 
fle geleugnet, nie eine fle eingeflanden hat. Indeſſen das fihere Mittel, das Ehrenvolle und Ge: 
rechte vom Schimpflichen und Ungerechten zu unterfiheiden, ift die Möglichfeit oder Unmoͤglich⸗ 
keit, fi) zu einer That zu bekennen, ohne die Achtung der Welt zu verlieren. So kann auch Be- 
ſtechung eine erlaubte Vertheidigungswaffe fein.” Die allgemeinen Geſichtspunkte hierüber ent= 
Halt ſchon der Art. Beſchlagnahme. Sehr riätig fagte der Frhr. F. K. v. Moſer ): „Ein 
rechtſchaffener Mann, ein wahrer Ehrenmann kann feinem Herrn niemals vathen, die Minifler 
und Gabinetömänner anderer Höfe zu beftechen und zu Treulofigfeiten zu verführen. Alte 
Gründe der Religion und Mortalität weggerechnet, muß er ſich immer in ven Fall feßen, daß 
id) fein Here des argwöhniſchen Gedankens nit erwehren kann: «Du magft mir wol felbft 
fo Einer fein.»” 

Die Beſtechung zur Veruntreuung der Pflichten gegen ben eigenen Staat ift natürlich von 
felten Derjenigen doppelt ftrafbar, welche durch das Geben und Annehmen von Beſtechungen 
noch befondere beſchworene Treupflichten verlegen, mie Staatöbeamte, Ständemitgliever, und 
bier wieder um fo Höher, je unmittelbarer und größer die Verlegungen gegen die heiligften In= 
tereffen der Geſellſchaft find, wie die ver Verlegung der Richterpfliht. Unſer gemeine deutſches 
Criminalrecht zeigt auch bei dem Vergehen ver Beftehung dadurch feine große Lückenhaftigkeit, 
daß e8 ausdrücklich nur von einigen befondern Arten der Beftehung, und zwar nur vor einigen 
Beftehungen ver Staatsdiener handelt, die ſich in unfern Verhäftniffen zum Theil fo verfchies 
ben geftaltet haben, daß die Strafe ver Beſtechung nad) dem gemeinen Recht jetzt im Ganzen 
eine arbiträre it.) Offenbar aber find wenig Berbredhen gleich grundverderblich für den Staat 
und bie Bürger, zugleich fo zerflörend für die Orundlagen der Gefellfaft, für Trene und 
Glauben und bie öffentliche Moral, für die Feſtigkeit ver Orunbfäge wie für Die Sicherheit aller 
beſondern höhern und nievern Güter. Unter Beftohenen und Verräthern und unter ihrer Ge— 
walt bleibt nichts Heilig, nichts fiher. Und die Krankheit ver Beftehung ift fehr anſteckend. Tie 
Strafen müflen alfo ſtreng jein, aber auch ftreng durchgeführt werben, nicht nad) dem befannten 
Sprichwort von den großen und Meinen Dieben. Vor allem muß man aber aud) dolitiſch gegen 
die Beftehung zu wirfen ſuchen; fonft Hilft Feine Strafe. Man kauft fie durch Beftehung ab. 
In Beziehung auf bie Beamten verhindert man biefed durch angemeffene Befoldungen. Hun— 
gernde Beamten koſten den Staat und die Bürger Hundert mal mehr als anſtändig beſoldete. 
Gut ift e8 auch, daß, wo Beftehungen gefährli find, die Befoldungen fir feien, nicht in Spors 
teln und Acciventien von den Bürgern erhoben werben. Bei den Lanpftänden wirft man ähns 
lich durch einen angemeffenen Genfus und angemeflene Diäten, bei ven Wahlen durch geheime 
Abſtimmungen. Doc das Wichtigſte und Weſentlichſte it vor allem in diefer Hinficht, um bie 
allerververblichfte Corruption und Demoralifation auszuſchließen, daß, wie ſchon oben bemerkt 
wurde (ſ. Amtserfchleihung und Beſchlagnahme), von der Regierung ſelbſt ein gutes und 
fein verberblices Beifpiel gegeben werde. Wenn fe dad Unwürdige, weil es den augenblid- 
lichen politifchen Intereſſen und Leidenſchaften ver Einflußreichen entfpriht, wenn fie das nicht 
der freien pflichtgemäßen Überzeugung Entſprechende, Überhaupt wenn ſie von ihr dictirte Ab⸗ 
Riommungen der Wähler, der Stände, ver Richter durch Belohnung und Nachtheile, Orden, 
Bulagen, Beförderungen, Zurückſetzungen, Verſetzungen und Abfegungen erfauft — nun als⸗ 
dann erwarte man feine guten Früchte! Dad Andere, neben würdigem Geift der Regierung und 
guten Einrichtungen, ift vollkommene Publicktät und Preßfreiheit als das wirkſamſte Sitten= 


. gericht und als ver befte Wächter. Welder. 


. Befteuerung, ſ. Steuern. 
Beltrafung, f. Strafrecht. 
Betrug, f. Culpa. 





1) „Weber Regenten, Reyierungen und Miniſter“, S. 198. 

2) Vergl. Srolman, „Grundfäge der Griminaltechtewiffenfchaft“, $. 361 und 362; Feuerbach, 
„Beinliches Recht”, 8.479; und Mittermeier in der „Allgemeinen Encyflopäbie von Erich und Gruber” 
unter dem Wort Beflechung. 





094 Bettel Bevoͤlkerung 


Bettel, ſ. Armenpflege. 

Beute, ſ. Eigentbum. 

Bevölkerung. ) — I. Das Volk iſt der ſchoͤpferiſch lebendige Inhalt und darum auch Der 
Zweck des Staats. Gin einziger und doch viel verzweigter Strom, aus dem ſich Die Individuen 
der Welle gleih nur zu erheben fheinen, um bald wieder zu verſchwinden, und worin doch jeder 
Einzelne zu einem beſtimmten und dauernd beſtimmenden Momente wird — fo ergieft ſich Die 
Bevölkerung von ihrer dunkeln unbekannten Duelle an in ſtetem Entftehen und Vergehen über 
die Länder der Erde. Und wie diefer Strom in verfchiedenen Graben fteigt oder fällt, fo ver— 
ändern ſich zugleid bie politijchen Zuftände, die Stellung und bie verhältnißmäßige Macht der 
Staaten. 

Zahlloſe Geſchlechter haben fi in ununterbrochener Kolge zur Weltgeſchichte aneinander 
gereiht. Bald ift es vie fproffende Jugend, bald das welke Breifenalter, bald die Blüte, bald Die 
gereifte Frucht, welche ver Tod von dem immer nachwachſenden Voͤlkerleben abpflüdkt. Und faſſen 
wir ohne Wahl die einzelnen abgerifienen Erſcheinungen dieſes unaufhoͤrlichen Wechſels ind 
Auge, fo verwirrt ſich der Blick vor der bunten Mannichfaltigkeit, fo ſcheint es, daß ber blinde 
Zufall mit der einen Hand die Menſchenſaat über die Erde ausſtreut, während die andere fort 
und fort zur zweckloſen Ernte die Sichel führt. Aber ſobald wir unfere Betrachtung ausdehnen 
auf die Bewegung des Menfchengeflehts im Ganzen und Großen, müflen wir auch hier er— 
kennen, wie in allem Kommen und Gehen eine gefegmäßige Ordnung ftattfinvet, und wie Innere 
halb der Yon einer höhern Hand gezogenen Schranken zwar der Willkür der Menfchen ein freier 
Spielraum bleibt, wodurch fie aber nimmermehr dad Geſetz ſelbſt zu vernichten vermögen. Wohl 
hatte alfo der Forſcher, der zuerft oder einer der Erſten auf diefe Bewegung feine Aufmerkſam⸗ 
keit Ienkte, gegründete Urſache, von einer „göttlichen Ordnung in den Veränderungen bed 
menſchlichen Geſchlechts“ zu reden. *) Seitdem iſt e8 durch weue Erfahrungen, Beobachtungen 

und Bergleihungen gelungen, fih gar mander weitern Grundzüge jener Orbnung bewußt zu 
werben. Doch müflen wir geftehen, daß der Schleier noch lange nicht gehoben iſt, und daß noch 
der Statiftif der Bewegung der Bevoͤlkerung ein weites Feld zur Ergründung offen fteht. Denn 
wie alle Forſchungen der Phyflologie und Pſychologie das Naturgeheimnig der indlviduellen 
Erzeugung und bes Gebärend nicht völlig zu enthüllen vermochten, fo bietet ſich der Erkenntniß 
ber damit zufammenhängenden Gefege der Kortpflanzung des Menſchengeſchlechtso noch manches 
Näthfel dar, an deſſen Löfung ſich die raftlofe Wißbegierde künftiger Generationen fort und fort 
verfuchen wird. 

II. Die. Gefammtfumme ver jet lebenden Menfchen fhägen wir auf etwa 1000 Millionen, 
Diefe Shägung ift nur, was den Antheil der beiden Erdtheile Europa und Amerika betrifft, 
wenigftend in der Hauptſache verläffig; dagegen in hohem Grade unſicher bezüglich Aliens und 
Im Höchften bezüglich Afrikas. Unſere Schägung ergibt jedenfalls eine äußerſt ungleiche Ver— 
theilung ber vorhandenen Menſchenzahl, nämlid: 


Deutſche Duadratmeilen: Bevölkerung: Auf die Quabratmelle: 
Europa 180,000 266 Millionen 1477 
Amerika 750,000 60 u . 92 
Aflen 785,000 60 „ 764 
Afrika 545,000 80 „ 447 
Auftralien 170,000 2 „ 43 
2,410,000 1008 „ 7m. 


Noch viel größer als der Unterfchien der Bevoͤlkerungedichtigkeit in den verſchiedenen Erd⸗ 
theilen, iſt derfelbe, wenn wir die einzelnen Länder eines und deſſelben Erdtheils miteinander 


1) Die zweite Auflage des „Staats-Lexikon“ enthielt nicht weniger als brei verfchtedene Abhaud⸗ 
lungen über biefen Gegenftand, nämlich von Rob. v. Mohl, Wilh. Schulz und General v. Thenbad 
egtern in — auf politiſche Arithmetik). Obwol ſeder dieſer Aufläge ein reiches und ſchaͤt⸗ 
res Materia umfaßt und geiſtvoll befpricht, ſodaß no unleit Anſicht diefe drei Abtheilungen den 
Wiederabdrud verdienten, fo beſtimmten doch die beiden Rüdfichten auf Raumerfparnig und leichtere 
Überfichtlichleit zu einer neuen Bearbeitung des ganzen Gegenftandes, und dies um fo mehr, ale bie wich⸗ 
tigflen hierher gepeenden Refultate der eh in der Neuzeit entwidelten Statıftit ohnehin bie Abfaſſung 
eines vierten Artifels nothwendig gemacht und zudem Mobificationen in allen frühern Bifferangeben 
erheifcht . Bir Gaben übrigens eine Anzahl Stellen aus den Altern Abhaudiungen unter Reter 
Bezugnahme auf deren Urfprung wörtlich mitgetheilt. 
3) Sußmilch: „Die göttliche Ordnung u. f. w.” (4. Kufl, von Beurmann, Berlin 1775). 


Weeätkirung & 
. Mr erinnern nur an das überand ſtark bevdlkerte China gegeniiber Sibirien, ober 
an die Neuengland: Staaten und Weſtindien gegmitber Groͤnland und Batagonien. 

Können auch viele Gegenden der Erbe, ganz beſonders jene ber kalten Zonen, vorausſichtllch 
niemals eine zahlreiche Bevölkerung ernähren, fo genügt doch ein Blid auf obige Durhfenittss 
zahlen bei Amerifa und Aufralien, um keinen Zweifel zu laffen, daß die Erbe nicht nur Raum 
genug böte für viele weitere Millionen, fondern daß auch ber Kebenduntergalt für folge Mil 
lionen unſchwer dem Boden abzugewinnen wäre. 

War bie Erde wol vorden jemals ftärker bevölkert als jeht? Im Banyen ficherlich niemals, 
obwol in einzelnen früher civiliirten Ländern, welche mehr oder minder der Gultur verluftig 
wurden, unzweifelhaft Rüdfcdläge erfolgten (3.8. auf der phönizifchen und karthagiſchen Küfte, 
auf ber Pyrenäenhalbinſel u. ſ. w.). Der Beweis für unfere Behauptung liegt nicht In dem 
fogenannten MaltHus’jchen Geſetze von ſteter Menfcenvermehrung (f. unten), fondern vielmehr 
in dem ungweeifelgaft feſtſtehenden Naturgefege, daß erſt ein höherer Grad der Culturentwicke⸗ 
Tung die Mittel zum Lebensunterhalt einer größern Menſchenmenge gewährt. Auf einer Lanb- 
ſtrecke, welche kaum einer einzigen nur von der Jagd lebenden Familie Nahrung verſchafft, 
Eönnen wenigftens fünf Bamilien von der tegelmäßigen Viehzucht und 20 Familien vom Acker⸗ 
bau leben, und dies anvergleichbar beſſer als jener eine Jäger. Wie lebt heute ſchon eine un⸗ 
vergleichbar flärkere Bevölkerung in denjenigen Gebieten Nordamerikas, welche noch vor wẽnigen 
Jahrzehnden dad Eigenthum weniger kümmerlich vegetirenden Indianer waren! 

Das misvorſtandene Chriſtenthum, ſolange es noch in der erſten Periode ſeiner Entwicke⸗ 
lung als blos einfeitige Hinweiſung vom irdiſchen Jammerthale nach einem jenſeitigen himm⸗ 
liſchen Reihe aufgefaßt wurde, begünſtigte nicht den Abſchluß der Ehen und bildete alſo auch in 
dieſer Beziehung einen Gegenſatz mit ven Religionen des Alterthums. Die Anarchie ber Voͤlker⸗ 
wanberung, die erſt zerftären mußte, um für eine fernere Periode ſchoͤpferiſch und fruchtbar zu 
werben, verminderte bie Beudlferung der Gulturftaaten; vielfeicht weniger durch das Schwert 
als durch die Unſicherheit der Zuſtände und des Beſitzthums, bie fie mit fi führte. Daran 
knüpfte fi die Entſtehung des Feudalweſens und im Fauſtrechte der Kampf Aller gegen Ale. 

In den Zeiten des Mittelalters fhrint man, mit Ausnahme ver freien Städte, Bevölke⸗ 
rungsab⸗ oder Zunahme wenig beachtet, umd jede Vermehrung oder Verminderung (die man 
ohnehin hoͤchſtens oberflächlich fchägte) als bloße Zufälligkeit Hingenonmen zu haben, über 
welche man nicht viel nachdachte. Die erft nachmittelalterliche Sürftenomnipotenz kümmerte fi 
ohnehin um das Leben des gemeinen Volkes oft weniger als um bas einer Viehheerde, und es 
{ft unberechenbar, wie viele Milltonen Menſchen nit nur in den Religionskämpfen (in denen 
es fi) doch wenigftens hier und da um irgendeine Überzeugung handelte, obwol befanntlid 
„wer das Land beſaß“ auch deſſen „Religion“ beftimmte!) — fondern ebenfo in den eigentlichen 
Erbfolge⸗ und Eroberungsfriegen zu Grunde gerichtet wurden. 

Gegen biefed heillofe Treiben entwickelte fi eine glüdliche Reaction auf dem Boden der 
mit dem Geifte der Humanität verbündeten Anſchauung, daß eine zahlreiche Bendlterung die 
Grundbedingung ber Macht aller Staaten fei. Nun ward es ald eine vorzugswelſe wichtige 
Aufgabe der Stanatömänner betrachtet, die Vollsmenge auf alle Weiſe künſtlich zu vermehren. 
Man zog Fremde in bad Land, und brachte damit (Freilich abgefehen von vielen Schwindeleien 
und Miögrifien) neue Induſtrie, neue Anfhauungsweifen, überhaupt erneuernde Elemente in 
daſſelbe; man erleichterte den eigenen Angehörigen die Anſaäſſigmachung und Verehelihung, 
und milverte oder befeitigte damit manche Befleln des Feudalweſens und ver Leibeigenſchaft; 
man führte fodann eigene Steuern für die Hageſtolzen ein, und fegte dagegen fogar eine Art 
Brämie aus für zahlreiche Kinderprobuction, Indem der Staat (der Fürft) die Erziehung jedes 
flebenten Kindes aus Einer Ehe übernahm u. |. w.; letztes Beflimmungen, bie fogar noch unter 
Napoleon I. aufgefeifät wurben, mwelder dazu ohne Zweifel durch feinen ungeheuern Menſchen⸗ 
verbrauch in den nie endenden Feldzügen veranlaßt warb. 

Die künftlihe Bevölferungsvermehrung rief indeß alsbald ſchwere Bebenken hervor. Man 
fürdptete im Gegentheil Übernölferung. Von was foll die größere Menſchenmenge leben? fragte 
man. Die Gemarkungen werben nicht größer. Wohin muß es alfo führen, wenn vie Zahl Ders 
jenigen, welche ſich in die vorhandenen der theilen, immer weiter fleigt? Jeder Theil muß 
Heiner werben; Verſchwinden alles Wohlftandes, fleigende Armuth und Verkümmern müffen 
die unabwendbaren Kolgen fein. Daher vielfaches Auftauchen bes Verlangens: die Staats⸗ 
gewalt möge der Benöfferungsvermehrung durch künſtliche Mittel Cinhalt thun, dieſelbe hem⸗ 
wen und aufhalten. 


Mn X 


Es war im · Jahre 1798, als der Engländer Malthus (zuerſt anonym) fein Birch vetð ffert⸗ 
lite: „An essay on the principles of populalion, as it affects the ſuture improvement of 
society.” Seine mit vieler Geſchicklichleit vorgetragene Grundanũcht if dieſe: Neigung und 
Zeugungsfägigkeit der Menſchen bleiben ji immer gleih. Sie führen zu einem beftänbigen 
Zuwachfe ver Bevölkerung, größer ald deren Abgang. Da nun vie vermehrte Anzahl einer je⸗ 
den Generation ſich obenjo wieder vermehrt, fo muß ver jährliche Zuwachs im nächften Zeitraums 
ſtets noch foloffaler werben. Es entfteht ein Steigen in geometrifher Proportion. Allerbings 
Täfıt ſich auch die Ouantität ver erzeugten Lebenönuttel vermehren, aber nur in einfachem, arith- 
metiihem Verhaͤltniß. So ergibt ſich alfo bei ven Menſchen. das Streben nach Vermehrung in 
ben Proportionen von 1, 2, 4, 8 u. ſ. w., gegenüber einer Lebeusmittelvermehrung von I, 2, 
3und A. Entweder muß alfo bie überfgüffige Bevölkerung (ober wie Geſammtheit) mehr und 
mehr verfünnmern, in Noth, Schmuz und Elend jämmerli zu Brunbe gehen, ober ed muß 
Vorſorge getroffen werben, Die Menjchenvermehrung in ihrer (natürlichen) Entwickelung auf - 
zuhalten, dieſelbe fünftlih unmöglid zu machen; denn bie Brobuctivfraft de Bodens vermag 
es nun einmal nicht, mit der ji ungehemmt entfa menden Vermehrung bed Menſchengeſchlechts 
auf die Dauer gleihen Schritt zu Halten. 

Die Malthus'ſche Lehre brachte anfangs doch nur einen weniger intenfiven Eindruck her⸗ 
vor. Als aber nach den großen Kriegen (aus ſehr natürlichen Urſachen) vie Bevölkerung allent- 
halben mit Erflaunen erregenver Raſchheit ſich vermehrte, fchien das neue Syſtem thatſächlich 
gerechtfertigt, und überall tauchten Staatöhellfünftler mit Arcanen, oft der wunderlichſten Art, 
auf. Nicht zufrieden mit Borfchlägen, melde auf Erſchwerung der Heirathen abzielen, fam un 
ter Andern ein gewiffer Weinhold auf eine eigene „Infibwiationdtheorie”, um mechaniſch Das 
Zeugungsgeſchaͤft zu verhindern; ein Anderer (Eh. London) empfahl breijähriges Stillen der 
Kinder, um neue Gongeptionen feltener zu machen; ein Dritter wollte bie Hälfte der Bevölferung 
dem Gölibat unterwerfen. Wenn aber Wild. Schulz (in der 2. Aufl. des „Staats-Xerifon‘) 
noch bemerken konnte: „Nur die unnatürlice, die Geſundheit und das Leben gefährdende Ab- 
treibung der Frucht, wie ſie Ariftoteled vorgefhlagen, oder den Kindermord, wie er bei einigen 
fittlich erſtarrten Völkern des Orients häufig genug ift, wagte man, trog aller jonftigen boctri= 
nären Berirrungen, nicht mehr in Antrag zu bringen“, fo foll dagegen ein engliſcher Schrift- 
fleller (pfeudongm Mecors) eine Methode vorgeihlagen haben, vie Neugeborenen ſchmerzlos zu 
erftiden. Wenn ein anderer Engländer, ein Proletarier, feinen Leidensgenoſſen den fchauer- 
vollen Rath gab, je das dritte neugeborene Kind zu tödten, worauf die Mütter in beflimmten 
Seiträumen auf den Gräbern diefer Opfer einer midgeftalteten Geſellſchaft eine ſchmerzlich⸗ 
ernfte Beier der Erinnerung begehen jpllten, jo war dies nicht mehr ald ein Ausbruch blinder 
Verzweiflung, der dauach zu beurtheilen iſt. 

Das natürliche Gefühl mußte, emvört über die unabwendbaren Gonfequenzen, zu benen 
das Malthus'ſche Syftem führt, diefer Theorie an ſich widerftreben. Die Art der Befampfung 
war nicht immer eine richtige, indeß gewann doch fehr bald die Anjiht wieder überwiegende 
Geltung, welche Theobald (in den frühern Auflagen des „Staats-Lexikon““) mit ven Worten 
entwidelt: „Es ift dafür geforgt, daß die Bäume nicht in den Himmel wachſen: ber fortfchreis 
tende Gang ber Bevöllerung wird vorzüglich durch ben Mangel an Griftenzmitteln aufgehalten. 
Bei allen Arten von Ihieren und Pflanzen firebt die Natur unaufhoͤrlich dahin, die Zahl ver 
Invividuen zu vermehren, bis jie mit ven Mitteln zu ihrer Ernährung im Gleichgewicht ſtehen. 
Bei den Menfchen Haben aber aud) moralifche Urſachen einen großen Einfluß auf den Gang ber 
Bevölkerung. Kann der Boden leicht urbar gemacht und dadurch neuen Geſchlechtern reichliche 
Nahrung verfhafft werden, fo ermuthigt die Gewißheit, eine zahlreiche Familie ernähren zu 
tunen, zu Heitathen. Die Ehen werden früher geicjloffen und find frudtbarer. Auf ſolch 
einem Boden müſſen Bevölkerung und Geburten zugleich in geometrifcher Progreffion zunehmen. 
Wird aber ver Anbau des Landes ſchwieriger und feltener, dann nimmt ber Zuwachs ver Ber 
völferung wieder ab; biefe nähert fi immer mehr dem veränberlihen Stande der Griftenz: 
mittel, um welden jie Schwingungen macht, faft wie ein Pendel, vefien Aufhängepunft lang⸗ 
fam hin= und Herbewegt wird, um dieſen vermöge feiner Schwere ſchwingt.“ 

Die Nationalökonomie kehrt daſſelbe, nur mit andern Worten; fie fagt: „Die Benölferung 
findet ihre Grenze zunächſt in dem Volkseinkommen, alfo zulegt in der Probustion, welche die 
Duelle alles Einkommens if. Die Bevölferung kann diefe Grenze nicht ungeftraft überfähreiten 
und erreicht diefelbe bald wieder, wenn fie durch Seuchen oder durd Krieg gelichtet worben 
iſt. Durch Einführung ver Kuhpocken und durch andere fpecififche Mittel gegen verheerende 
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Aranhheiten wire Die Vollenenge wicht vermehrt, vieleicht aber bie mittlere Lebens vauer · 
verlängert.“ 

Allerdings gibt ſich bei den Menſchen (wie bei den Thieren) zufolge .eines natürlichen Ge⸗ 
ſetzes das Streben nach Vermehrung ihrer Art kund. Allein Malthus hat dieſen zur Erhaltung: 
des Geſchlechtes abſolut nothwendigen Trieb völlig einfeitig aufgefaßt, und Diefe feine Anficht 
zu einem theoretifchen Syſteme derart außgebilvet, daß er alle, die natürliche Begrenzung bee 
Bermehrung bei den. Menſchen augenfcheinlidh zeigenden Thatſachen durchaus überfah. Seine 
Lehre führt mit unbeningter Nothwendigkeit dahin, daß, fubald und ſolauge man nicht Hem⸗ 
mungen sornehme, eine Menfhenvermehrung erfolge, welche zu Immer ärgerer Noth, Verküm— 
merung und Elend führen müſſe, in welchem heillofen Zuſtande Die geſammte überſchüſſige Be⸗ 
voͤlkerung jämmerlich zu verkommen babe. Seine ganze Lehre couerntrirt ih in der Vefürch⸗ 
tung, „def, wenn man nur Die Rasur walten lafle, das richtige Maß ver Bopulstion.immen' 
wieder blad durch Die traurighen Leiden für die gefammte Gattung hergeſtellt werne”. Gin ein⸗ 
ziger unbefangener Bli auf die Gefchichte ver Menfchheit hätte die völlige Nichtigkelt dieſer 
Lehre datthun müflen; bie erſte beſte Bergleihung des Zuſtandes, in dem bie Menſchen vor 
6000, vor 2000, ver 1000, 500 oder nur 400 Jahren fich befanden, mit ihrer ſpätern Lage: 
hätte diefe Lehre des Rüdjchristd widerlegt, hätte den Foriſchritt erkennen maden. Wenn bie 
Malthus'ſche Lehre wirklich auf der richtigen Erfahung eines Naturgefeges beruhte, fo müßte 
fie nämlich wicht blos für jegt und die Zukunft gelten, fondern ihre Grundlage müßte vor allem 
bei einer Bergleihung der frühern Zuſtände mit den jegigen überzeugend hervortreten. Hätte 
nun Malthuß den öfonomifhen und forialen Zufand der Bemohner feines Vaterlandes enua 
im 16. und 17. Jahrhundert mit dem feiner Tage irgendwie unbefangen verglihen, fo wäre 
ihm fein Zweifel darüber geblieben, daß die Thatſachen zu ganz andern Ergebniffen führen, 
als welche nady feiner Theorie hätten eintreten müflen: die Volkszahl hat allerdings mächtig zu⸗ 
genommen; bie Kage diefer vermehrten Bevölkerung hat ſich aber nicht verfchlimmert, ſondern 
im Begenthelle unberechenbar verbeflert, und dieſe Berbefferungen fu keineswegs blos ein⸗ 
zelnen Ständen, fonvern vielmehr allen Claſſen zugute gelommen, denn von den hoͤchſten bis zu 
den unterfien Schichten herab war die erfolgte Umgeftaltung im Ganzen eine entſchieden wohl⸗ 
thätige. (Dan lefe nur z. B. die vergleihenven Schilderungen bei Maraulay.) Wir find nichts 
weniger als blinde Lobrebner ver jegigen Zuftände, wir erfenmen fehr wohl deren mitunter noch 
entfeglihen Mängel; wenn es ſich aber um die vorliegende Frage handelt, jo haben wir undes 
dingt anzuerkennen, daß die Berhältniffe, wenigſtens ˖relativ gegen früher, ganz entſchieden günz. 
fliger geworben find. Auch beigen wir für diefe Anfiht ein mit mathematiſcher Beftimmtheit: 
ſprechendes Beweismittel: es ift die, foweit unfer ſtatiſtiſches Material reiht, von früher bis 
zur Neuzeit innmer weiter fortgefchrittene Ziffeverhöhung der menfchlihen Lebensdauer, wovon 
wir unten des Nähern reden werben. Bei aller Anerkennung bed Verdienſtes, weldes fir. 
Malthus durch feine geiftvolle Anregung einer hochwichtigen Brage erwarb, und ganz abgefehen 
von den heillofen Bolgerungen, zu denen feine Entwidelung im Sinne der alles zu bevormuns 
ben fuchenden Bureaufratie und ber politifhen Reaction dienen mußte, finden wir e8 daher 
doch völlig unbegreiflich, wenn man den Begründer eines geradezu unvichtigen und durch die 
Macht ver Thatfachen vollftändig widerlegten theoretifchen Syitems, den Entdeckern einig wahrer 
und unumftößliher Naturgefege als gleichverdient an die Seite ftellen, als ebeubürtig einem 
Galilei und Harvey (dem Entdeder des Blutumlaufs) bezeichnen will (mie folhes in Bluntſch⸗ 
Ws „Staats-Wörterbud‘, unter Wiederholung einer Phrafe Roſſi's, gefchehen tft). 7 

Es Handelt fih im vorliegenden Falle nicht blos wie beim Thier um die phyſtſchen Triebe. 
Auch wenn gar feine hemmenden Staatseinrichtungen vorhanden find, und wenn die höhern 
füttlichen Orunvfäge auch noch keineswegs bei allen Angehörigen des Volks in dem Maße zur 
Geltung kommen, wie man wünſchen möchte, wird dennoch die Bevölkerungsvermehrung nie= 
mals in der Weife Rattfinden, wie Malthus annahm. Diefe Vermehrung wird nämlich keines⸗ 
wegs fo weit gehen, als Menſchen überhaupt in einem beſtimmten Rande, aufs Alleräußerſte 
beſchränkt, feben oder vielmehr blos vegetiren Fönnen, jondern nur fo weit, als dieſe Menfchen 
nad) den durch die allgemeine Anfhauungsweife (das Voltsbewußtfein) beflimmten Begriffen 
von den „Lebensbedürfniſſen“, d. h. alfo nad) ven Unfoderungen an das Leben, zu exiſtiren im 
Balle find. Schon ein mäßiger Brad der Cultur macht fid in dieſer Beziehung unverfennbat 
geltend. Bei weiter voranſchreitender Bildung und mehr entwickeltem Selbftbervußtfein erſcheint 
gar Manches als unentbehrlihes Bebürfnig, aud) des Armen, was man in rohern Jahrhun⸗ 
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derten vafhr nicht anfah. Dies der Orund, warum bie Lage ſelbſt der geringſten Claffen eine 
entſchieden beflere, ftatt eine unbedingt ſchlechtere geworben ift. >) 

Mit der Zahl ver Menfchen mehrt fih die Zahl ver Probucenten; mit dem Kortfchreiten der 
Bildung lernt der Arbeiter zudem mehr oder Werthvolleres produciren. Damit ermbglicht ſich 
die Berbeflerung der Lage Aller. ever wird feine Kräfte verftändiger und nüglider (öteno- 
miſcher) verwenden, und ſowol bie geiftige Bildung bed Einzelnen als die Hülfe der neuerfun 
venen Maſchinen werden dad Product der Arbeit jedes Individuums vermehren oder verbeffern, 
werben dieſes Product jevenfalld als ein werthvolleres erſcheinen laſſen. Sehr fön, und Der 
Sauptfahe nach gewiß richtig, bemerkt ein neuer franzoöͤſiſcher Forſcher %): „Die Natur und die 
Kunft wettelfern an Fruchtbarkeit. Jedes Erzeugniß der Natur erzeugt einen Arbeiter mehr. 
Diefe wunderbare Übereinftimmung hat und zur Aufflellung des Satzes veranlaßt: Iſt vie 
VProduction eined Landes bekannt, fo läßt fi danach veffen Volksmenge beftimmen und um= 
gekehrt.” (Doch macht ſich Hierbei, wie eben gezeigt, weſentlich auch nie Anfonerung des Volles 
an daß Leben geltenv). °) - 

In Übereinftimmung mit den entwicelten Anfichten zeigt vie Erfahrung, daß auch da, wo 
die Ötonomifche Lage des Volkes ſich nicht verfchlechtert, vielmehr entſchieden verbeflert, daß alfo 
da, wo nicht ein gefeigerteß Elend Veranlaflung einer gefteigerten Sterbligkeit it, dennoch wie 
Volksvermehrung im Ganzen keineswegs „in geometrifcher Proportion“ vor ſich geht. Go be: 
trug die Zunahme der Einwohnerzahl in denjenigen europäiſchen Ländern, aus bewen wir bie 
genaueften ftatiftifchen Aufnahmen befigen, feit ver erften Zeit nach Beendigung ber großen 
Kriege in jeder fpätern Epoche eine geringere Ziffer. Nach Procenten bereijnet ging die Zus 
nahme folgendermaßen herab ;in i 
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41841—50 AM. 413 * 41847—52 510 „ 


1855—55 15 „ 
Kein Zweifel, unmittelbar nach den furchtbaren Napoleonifhen Kriegen hatte eine ungewöhn⸗ 
liche Volksvermehrung in Europa ſtattgefunden. Allein e8 iſt nirgendwo die befürchtete „geome- 
teifche Progreſſion“, fondern es iſt das directe Gegentheil einer ſolchen eingetreten, und insbe⸗ 
ſondere haben die jüngſten Volkszaͤhlungen in nicht weniger als 51 Departements Frankreicht 
und in vielen Ländern Deutſchlands den etſchreckenden Beweis einer ſtattgefundenen Bevdl⸗ 
kerungsverminderung ergeben. Wir verweilen nur einen Augenblick bei ven Refultaten, 
welche die Zollvereinszählung vom December 1855 zeigten. Im Vergleich mit der brei Jahre 
früer erfolgten Aufnahme hatte ſich nämlich die Menſchenzahl in einer Reihe von Ländern ver- 
mindert, und zivar un nachbemerkte Anzahl: 
in ber bairiſchen Rheinpfalz um 24,142, 


„Würtemberg . . un 63,543, 
RDGDER 41,858, 
„Kurchefien . 417,664, 


„dem Großherzogtfum Seffen ® 17,378, 


3) Hter noch ein Beiſpiel dafür. In England Hat man berechnet, daß ein Tagelöhner, um einen 
7 Weizen zu verbienen, arbeiten mußte: Ä 
zur eit a durchſchnittlich 43° Tage 
—— des 17. Jahrhunderts WB ou 
wiſchen 1700 und 1760. . . 2 u 
[11 1.) Fe . 19, höchftene 28%, „” 
(Hübebramd, „Ratlonaldlonomie‘'.) 

4) Suillard, „‚El&ments de statistique humaine ou demographie‘’ (Paris 1855). 

5) Oßnehin iſt eine dünne Bevölferung an ſich nichts weniger als ein Beweis bes dkonomiſch gläds 
lichen Zuftandes biefer Menfchen; man könnte weit eher das Gegentheil als Regel annehmen. Die Sla« 
wen und Magyaren leben in Europa ziemlich am menigften gebrängt, und zubem hat bas @etreibe bei 
ihnen den niebrigften Preis — weil fie einer Eutwirelung auf dem Gebiete der Induſtrie ermangeln. 
„ud dennoch”, bemerkt ber franzöfliche Nationaldlonom Paſſy, „iſt ber Weizen noch zu tfener für 
biefe armen Geſchopfe, welche denfelben bauen. Sie eben En aur von Roggen, und während im 
Frankreich der Verbrauch von Weizen gegen Roggen wie 3 zu I, und in England wie 4 zu Lift, finden 
wir Prttsin u) Polen und Ungarn ein Verhältniß wie I zu 7, ſelbſt 1349.” (Mio 2123 mal 
aungänfiger! 
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R : - inkurmbung . . . .um , 3158, . 

„Braunfgweig . . .» m 1690, : 
vNaflan. ven 823... . 

Selbſt in den Gebieten, in denen jich eine Vermehrung ergab (Sachfen, Preußen, Altbaiern- 
u. f. iw.), war dieſelbe meiſtens viel geringes: als in den frühern Zeiten. Bezeichnend iſt noch, 
Daß der relativ größte Menichenverluft eine Landſchaft (die Rheinpfalg) teift, In welcher die 
voilſte Freiheit ver Verheirathung und Anſäffigmachung befteht. Im gangen Zollvereinsgebiets 
Hatte man zwar noch eine Zunahme, dieſelbe betrug indeß in drei Jahren nur 416,472 Seelen: 
(bei einer Totalfunıme von 32,588,033), alfo noch nicht einmal ein halbes Procent in dieſem 
ganzen Triennium. 

Die Nutzanwendung unferer Erörterung ergibt ſich von ſelbſt. Wenn auch jetzt noch Volks⸗ 
wirthſchaftslehrer (mie ver Verfaſſer des Art. Bevolkerung in Bluntſchli's „Staate-Wörters. 
Bush”, nad) längerer, mehr over minder ſchwankender und zmeiveutiger Auseinanderfegung) 
zu dem Grgebniß gelangen: „Es kann allerving& notwendig werben, dem Ubermaß wer Volka⸗ 
vermehrung unmittelbar entgegenzutreten”, und ferner: „Demnach wird benn die Aufgabe ver 
Politik aud) bald dahin gehen, hie Volkänermehrung zu befördern, bald dahin, fie zu hemmen“, 
fo hegen wir die Diametral entgegengefegte Anficht, indem wir weber das Gemmen- noch pas 
Beförbernwollen ald Aufgabe ver Politik anfehen. Veſſer ald ale voctrinäre ober bureaukra⸗ 
tijche Weißheit es zu ermeffen vermag, flellt ſich das richtigſte Verhältniß von jelb her, wo 
man die Natur und den verftändigen Menfcengeift nicht durch künſtliche Hemmniſſe bei Ver— 
ehelichung, Anſäſſigmachung und in nügliher Anwenpung feiner Kräfte bein Gewerbebetrieb 
u. ſ. w. ſiets bevormunbenb einengt, beläftigt una hindert. Dabel find wir im Übrigen ber 
Überzeugung, daß die Bemühungen von Regierungen, als Selbſtzweck die Bevölkerung ihres 
Zanded zu vermehren, auf die Dauer nicht einmal diefen allernächſten Zweck erreichen, vielmehr 
eher entgegengeiegt wirfen. Die Unterflügungdmittel, welche man ven Binen (3. B. Familien 
mit vielen Kindern) 9) zuwendet, müflen (menn nicht amerikanifche Verhältniffe vorhannen) den 
Andern erft entzogen werben, und Died unter ber Herrſchaft fehr unbefriedigender Steuergeſetze, 
welche überall weit mehr die Maſſe des Volks als den übermäßigen Reichthum treffen. Denen, 
welche die Mittel mit ihrem Fleiß erwerben, nimmt man fie hinweg, um biefelben Audern zu 
ſchenken, bei denen die Berwendung eine unnatürliche, Darum problematiſche if. Ein Zuwachs, 
den man ’einerfeitd gewinnt, wirb andererſeits minbeftens in gleihem Maße untergraben und 
zerflört. Was aber die Hinderungsmittel (gegen Bermehrung der Bevölkerung) betrifft, fo find 
dieſelben ungertrennlic von ſchlimmen Kolgen, welche jeder naturwidrigen Einrichtung aufleben. 
Nicht die wenigft bedeutenden dieſer fhlimmen Folgen find im gegebenen Falle Vermehrung 
der unehelihen Kinder 7) und Häufige Hinderung des Zuſtandekommens eines heilfamen Kamis 
lienlebend. Die Regierung felbft wird durch eine faſt ind Unendliche gehende Häufung der Ge⸗ 
fchäfte erſchwert, mit der unjegenvollen Beigabe, daß man ji daran gewöhnt, felbft in vie Le⸗ 
bensverhälmifle des Einzelnen bevormundend einzugreifen, wol felbft, mit einem Anfluge des 
verberblihen Dünkels, eine Art „göttlicher Weisheit‘ entfalten, oder richtiger gefagt: die „gött⸗ 
Ude Ordnung” hinterher noch corrigiren zu konnen. h 

II. „Nicht in gleicher Weile”, jagt Boudin ®), „wird der Menfch geboren, Iebt, leidet und 
6) Beim ‚Serangichen gewerbfunbiger Hugenotten war befanntlich nicht eine Vermehrung der 
— 55 ſondern Vermehrung der Inbuftrie das entſcheidende Moment, neben ber religidſen 

mpatbie. 5 
k T) Das Bluntſchliſche „Stants- Wörterbuch” fucht dieſen Einwand durch eine Hinweifung auf bie 
‚nrwiefene größere Sterblichfeit der unehelichen Kinder‘ zu entfräften, wonach doch der Bevölferunges 
—— abgehalten werde. Dies wäre ja aber nichts Anderes ale die abſichtliche ſyſtematiſche Anwen⸗ 
ung eines Zuſtandes elenbeften Verfümmerns und ſchmachtens weldyer doch eben von der Benölfes 
rang abgewenbet werben fol. Das Ausgleichungsmittel wäre nach unferm Gefühl inhumaner als bas 
Tödten der Neugeborenen, welches wir ben fittlich erflarrten Orientalen zum Borwurfe machen, ober 
«is der :Borfchlag des Ariftoteles, ver ung entrüflet. e 
Denn e6 übrigens im ‚ Staates Wörterbuch” (Bd. 2, S. 131) heißt: „Die Aftersbefchränfung iſt wol 
am weiteften getrieben im Canton Thurgau, wo nenerbings vorgelchrieben worben {f, daß feine Jungs 
frau vor 26 oder (?) 28 Lebensjahren’ fich verheirathen darf“ — fo ift dies eine thatfächlich vollfoms 
men unrichtige, eigentlich an fich ſchon unbegreifliche Behauptung. Geſetze ſolcher Art ınag ein wahn⸗ 
finniger Despot dem von ihm unterbrüdten Volfe aufzwingen, ein freies und verſtändiges Volk wirb 
fich kg bie ” derartigen Misgeburten legislatorifcher Zolkeit verirren. Auch haben es bie Thurs - 
ganer nicht gethan. 
8) In dem einen reichen Schaß von Material und Bemerkungen enthaltenden Werfe: „Traits de 
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Richt er an ven verfdiebenen Punkten ber Erde. Geburt, Leben, Krankheit und Tod, alles 
ändert ih mit dem linie und der Bodenbeſchaffenheit, alles modificirt fi mit dem Racen⸗ 
unterſchied und der Nationalität”; ebenfo, fügen wir bei, mit ven äußern Verhäftniffen ber 
verfehiedenen Stände. 

Für die Löfung aller damit in Beziehung ſtehenden Fragen ift übrigens erſt in der Neuzeit 
eine feſte Grundlage gefunden worben, auf welcher die Forſchungen eigentlich erft begonnen 
Haben. Wir meinen die Statiftit. Kür fie iſt die Zahl von eben dev Wichtigkeit, tie Die Wage 
für die Ehemie und Phyſik. 

Ein Blick auf die Geburts: und Sterbeliften der Stabt Bredlau brachte den großen Gallen, 
den Berechner der Bahn des nach ihm benannten Kometen, im Jahre 1695 auf den Gedanken, 
eine fogenannte Mortalttätätafe! zu entwerfen. Dem Deutſchen Suüßmilch gebührt dad Ber: 
dienſt der erfien weitern, gründlichen Entwickelung, mochte deſſen Schrift „Die göttlihe Ord⸗ 
nung in den Veränderungen bes menſchlichen Geſchlechts““ immerhin von einem flarr-ortho- 
doxen Standpunkte ausgehen. Natürlich konnten die erften Leiftungen nur ungenũgend und in 
Ihrer Art roh fein. Man nahm das Material, wo und wie man baffelhe fand, ohne beſonder 
Difinctionen. Mehr und mehr erfannte man bie Nothwendigkeit, zu ſondern und zu unter: 
ſcheiden. Erſt in ver jüngften Zeit hat man eine Reihe ver wichtigften feinern Nnancirungen za 
beachten begonnen. Aber noch iſt faum der Anfang gemacht in Bearbeitung der unendlichen 
Materialfülle. Dabei darf nicht Überfehen werden, daß nıtr die aus einer großen Menge von 
Beiſpielen fid ergebenden Refultate einen entſcheidenden Werth befigen. Und überdles änpern 
fich die meiften Ergebniffe immer wieder nad Zeit und Ort. Die Ziffer, melde die eine Periode 
darbietet, erfährt gewöhnlich eine ſtarke Mobification In der andern. Ebene und Gebirge, Stam: 
mesunterfchien, Klima und Jahreszeit wirken mächtig ein. Ja, felbft an einem und demſelben 
Orte und für bie gleichen Monate treten, nach Maßgabe der verſchledenen Lebensweiſe, wieber 
bedeutende Umgeftaltungen ein. (So kommt e8 unter Anderm, daß alle Vorausberechnungen, 
in wie wiel Jahren ſich die Volksmenge dieſes over jenes Landes verdoppelt, im Grunde nichte 
als leere Spielereien find, die duch den Erfolg niemals gerechtfertigt werden.) Nur von ber 
Vergangenheit läßt ſich reben, die Ziffern der Zukunft aber werden dutch den Geſammtgang ber 
Entwickelung modiflcirt und gleichſam beherrſcht. 

Es kann bie Aufgabe bed „Staats⸗Lexikon“ nicht fein, bie verſchiedenen Methoden zu erbr⸗ 
tern, welche bei den manderlei Berechnungen zur Anwendung Fommen. Ghbenfo wenig fan 
bier die Wittheitung vieler inzelergebniffe erwartet werden. Nur einige Hauptmomente, vie 
mit geögerer oder geringerer Beftimmtheit ermittelt find, mögen erwähnt werben. ) 

Geburten. Ihre Zahl nimmt nit unbedingt in demſelben Mape ab ober zu, wie bie Se⸗ 
ſammtſumme der Ginmohnerfhaft. Branfrei zählte vor der erflen Revolution ungefähr 
24%, Mil. Bewohner, heute 36 Millionen. Dabei wurden durch jene große Umgeftaltung alle 
früheren Befhränfungen der Nieverlaflung und Verehelichung vollſtaͤndig befeltigt. Wer Hätte 
denken follen, daß dennoch die Zahl der Geburten ſich feitdem nicht vermehrt hat. Die frühern 
24%, Mill. feinen alfo eine ebenfo große Productionsfähigtett befeifen zu haben, als ven heu⸗ 

tigen 36 Mil. innewohnt. Aber dies ift nicht der Fall. Mag man auch darlıber flreiten, ob bie 
Maſſe der Bevölkerung feltdem wirklich moraliſch abfolut fo fehr viel beffer geworden, fo ber 
währt fie jedenfalls in dieſem Punkt eine höhere fittliche und rein menſchliche Enthaltfamfett 
in der Höheren Bebeutung des Wortes. Es bewährt fih deutlich, was wir oben, gelegentlich Prü- 
fung der Malthus'ſchen Lehre, geäußert. ‚Nicht die Menge der Geburten iſt dad entſcheidende 
Moment, fondern die beffere oder geringere Erhaltung der Geborenen. Die Anfoberungen an 
das Leben find gefteigert; das allgemeine Volklsbewußtſein fodert mehr als fonf an „abſoluten 
Bedürfniſſen des Lebens“, und fo gelangen wir im vorliegenven Falle zu dem Hauptergebniffe, 
daß, wenn einft Die vom Adel und den Betteljuppen ver Klöfter abhängige elende Bevolkerung 
Ftankreichs verhältnigmäßig um die Hälfte mehr Kinder gebar als die jeige wohlhabendere 
Einmwohnerfhaft, fie hinwieder außer Stande war, jene Kinder und ſich felbf am Leben zu er 
Halten, ſodaß die damalige geringe Menſchenzahl alljährlih um mindeſtens 120,000 Sterbe⸗ 
fälle mehr zu beflagen hatte, als heute vorkommen. 1%) 


g6ographie et de statistique mödicales et des maladies endemiques, par J. C. M. Boudin, mé- 
decin en chef de l’höpital militaire du Roule” (2 Bbe., Paris 1857). : 
9) Eine Anzaht Specialnachweife flehe in meinem „Handbuche der vergleichenden Statiſtik (Zürich 
1857). Ich gebe jedoch nachftehend befonders folche Daten, welche mir erft feitdem zu Handen famen. 
30) Das franzöfifche Minifterium ließ Erhebungen über Geburten und Sterbefälle in ben Jahren 


Brustterung u‘ 
gIm Allgemeinen werben mehr Knaben geboren als Mädchen. überall, wo man in gnöferm 
Umfang beobachtete, hat ſich died gleichmäßig beſtätigt. Man kann in runder Ziffer annehmen, 
vaß anf 1000 Knaben höchftens 950 Mädchen kommen. Dennoch iſt die weibliche Bevölkerung 
beinahe überall die zahlreichere. Es rührt dies vorzugsweiſe daher, daß die Knaben in der er⸗ 
fen Zeit nach der Geburt einer größern Sterblichkeit unterworfen find als die Maͤdchen. Nah 
den genauen und fiharffinnigen Forſchungen Marc d'Espine's zn Genf 1) ft an jenem Orte 
Der urfpüngfiche Unterſchied ſchon nach den erften Lebensjahre vollftänbig ausgeglichen, und 
Duetelet, dem bie Statiftif ſo Ausgezeichnetes verdankt, fand in Belgien Refultate, welche ven 
eden bezeichneten beinahe gleich find. 72) Notizen, die und aus Oſterreich vorliegen, geben fogar 
Über dieſes Ziffernverhättniß hinaus. 12) Später kommen zwar bei den Frauen die mande Opfer 
erfodernden Geburten, bei ven Männern hingegen härtere Arbeit und der Militärbienft, welcher 
letztere ſelbſt in Brienengzeiten faft noch einmal foniel Sterbefälte veranlaft, als im bürgerlichen 
Leben bei der gleichen Elaffe vorfonmen. In außerorventlichen Fällen treten noch die Verhees 
tungen ded Krieges dazu. Infolge alles deſſen erfreut ſich Die weibliche Bevölkerung eines laͤn⸗ 
gern Lebens al die männliche. 

Wir verweilen nicht dabei nachzuweiſen, daß felbft die Tagedzeit Einfinf auf die Geburten 
&ufert (verhältnifmäßig die meiften kommen in den ſechs Stunden zwifchen Mitternacht und 
© Uhr Morgens vor, die wenigſten zwiſchen Mittag und 6 Uhr Abends). Ebenſo wenig 
wollen wir ven Unterſchied der Geburten nach Monaten erörtern (wobei ohnehin nur die Zeit 
per Gonceptionen entfcheivet, welche Gonceptionen [vie Monate auf die gleiche Anzahl von Tagen 
zurüdgeführt] in Frankreich am zahlreichften find im April, Juni und Mai, und am geringften 
im Februar, September und November. Andere klimatiſche Verhältniſſe führen in andern Ge⸗ 
genden ohne Zweifel zu Mobificationen in ven Ergebniffen). 

Eine befondere Beachtung verdienen die unehelihen Geburten. Sie können der bürgere 
lichen Geſellſchaft darum nicht gleihgültig fein, weil der Mangel des Familienlebens feine ver- 
derbliche Macht auf alle Betheiligten zur Geltung bringt. Unter den unehelichen Neugeborenen 
herrſcht eine viel größere Sterblichkeit, als unter den ehelichen Kindern, und bie Folgen ber Er⸗ 
ziehung find ebenfo verſchieden. Dazu fommt die traurige Lage ver Mütter. Legoyt (der Vor⸗ 
ſtand des Statiftifhen Bureau in Frankreich) hat (freilich nad) Notizen, welche beute nicht mehr 
die allerneueften find) eine Gegenüberſtellung der ehelichen und ber unehelichen Geburten in den 
wichtigſten mitteleuropäifchen Ländern entworfen. Danach fommen im Geſammtdurchſchnitt 
auf 10,000 Geburten 899 uneheliche. Indeſſen ergibt ſich in den verſchiedenen Staaten ein ge⸗ 


waltiger Unterſchied. Als äußerfte Gegenſätze erfheinen Piemont und Baiern, jened mit nur 


212, dieſes mit 2085 unehelichen Geburten auf je 10,000; in den farbinifchen Staaten trifft 
alfo auf 47 Kinder erft ein uneheliches, in Baiern eines ſchon auf vier bis fünf. Indeſſen würde 
man ein großes Unrecht begehen, nach diefem Moment allein die größere ober geringere Moras 
Jität der Bevbllerung bemeſſen zu wollen. Bor allem zeigt fih hierbei die Erleichterung ober 
Erſchwerung der Anfäffigmahung und Verehelihung. Gerade In diefer Beziehung erzeugt das 
Syſtem der ſtehenden Heere mit dem erzwungenen Colibat der Auögehobenen für die Gefammt- 





1781—84 vornehmen, welche in dem 1837 veröffentlichten Foliobande der „Stalsique de la France” 
abgebrudt find. Wir geben die Hauptziffern, indem wir benfelben die entſprechenden Ergebniſſe aus den 
vier erflen Jahren dee jepigen Iahrzehuds zur Seite flellen. 
Geburten: Sterbefälle: 
En — —— 
1781 970,6 1850 934,240 1781 881,138 1850 761,610 
1789 975,78 1851 979,907 1782 048,502 1851 817,449 
1783 947,941 1852 ‚080 1783 9%2,205 1852 
1794 __965,68_ 1853 937,917 1784 887,155 1853 787,581 

Bufammen 3,859,608 3,837,144 3,609,000 3,177,335. 

11) „Notice statislique sur les lois de mortalit# et de survivance, par le docteur Marc 
d’Espine“ (Genf 1847). 

12) „Bulletin de l’acadsmie de Bruxelles‘ (B». IX). Hier fei gleich auch Quetelet's mit 
— — Werk genannt: „Sur Phomme et le developpement de ses faculiss” (Bräfs 
ei I. 

13) Nach der offlciellen Statiftif farben im Jahre 1851 in Ofterreich von 1000 lebend Geborenen 
im nämlichen Jahre noch: Hi 

männliche: welbliche: 
eheliche Kinver 248 212 
wmhelie . . .... 3601 349. 





7“ Beobikerung 


geiettfipaft einen wahrhaft unbere chenbaren Nachtheil; und gerade aud im Ginblid verauf menf, 
wer die Sittlichkeit, das Häusliche Glück und ſelbſt nur das materielle Wohl des Volkes zu 
fhägen weiß, bie Erſetzung der ſtehenden Heere durch ein tüchtiges Milizſyſtem (mie im der 
Schweiz) wünfden und fabern. 1%) 

Sterbefälle. Alle „Mortalitätstafeln‘‘, vie man angefertigt Hat, können nur ale relativ 
richtige Anhaltepunkte für Berechnung auf künftige Fälle dienen. Abgefehen davon, daß es Ah 
Bei der Anwendung auf den Ginzelfall nur um eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung handelt, 
Darf nicht überfehen werben, daß jene Liſten nichts weiter beweiſen können, als die Geſtaltung 
im einer beftimmten frühern Zeit; und aud dabei wirkten vielfache zufällige Umſtände ein. AL 
kein bie gefammten focialen Verhältniffe erfahren von einer Zeit zur nähftfolgenden doch mur 
in mäßiger Ausvehnung Mopificationen, und die Einwirkung der „zufälligen Umſtände“ gleidt 
fi nach beiden Seiten hin aus, wenn man eine moͤglichſt große Anzahl von Fällen in den Kreis 
der Berechnung zieht. So können bie auf frühern Daten ih gründenden Berehnungen im All⸗ 
gemeinen als ziemlich fefte Anhaltepunfte für die nächſte Zukunft dienen. ?°) 

Legoyt hat nach den neueften ihm befannten officiellen Daten das Sterblichkeitsverhältaiß 
in folgenden 17 europäifchen Stanten fo berechnet. Es ſtirbt in ver Regel je ein Menſch jähr: 
U: im Norwegen auf 51,26 Einwohner, in England auf 46,14, in der Schweiz auf 44,5, 
in Schweben 43,79, Hannover 43,59, Dänemark Ale, Frankreich 40,02, Belgien 59,71, in den 
ſardkniſchen Staaten 58,67, Königreih Neapel 36, Holland 35,69, Preußen 35,7, Baiers 
33,62, Sachſen 33, Ofterreih 30,13, Baden 29,4, Würteniberg 28,87 und in Rußland 1 auf 
26,68 Menſchen. Die Sterblichkeit ift alfo in Rußland faft noch einmal fo groß aldin Norwegen. 
Das Mittel aus obigen Zahlen ift ein Sterbefall auf 37,97 Menſchen. Dabei ftellt ſich das Ver⸗ 
Hältni nad; Geſchlechtern fo, daß auf 1039 Todesfälle von Männern blos 1000 von Kraus 
treffen. Am geringften zeigt ſich der Unterſchied in Belgien, nämlih 1004 Männer gegen 
41000 Frauen; am größten in England: 1805 gegen 1000. Indeß dürften ſich die obigen Ziffern 
in der jüngften Zeit hier und da nicht unmerflich mobifleirt haben. 

Man finder e8 leicht begreiflich, daß die verſchiedenen Jahreözeiten einen bebeutenden Eins 





14) Das Verhältniß der unehelichen zu den ehelichen Geburten in der Schweiz if unſers Willens 
ſtatiſtiſch nicht feftgetellt. Trotz mancherlei ungünfiger Ginwirkungen, zumal in Gantonen wie Genf, 
würde ſich bie Durchſchnittszahl unzwetfelgaft entſchleden günfig flellen. Piemont unterhält ein 
flehendes Heer, allein man Hat fich dabei doch von jener übeln Einrichtung losgefagt, wonach en m 
gen Männern bis nach beendigter Dienſtpflicht die Verheirathung verboten iſt. 

15) Wir fegen die Hauptergebniffe ber Deparcieur-Blorencourt’fchen Sterhlichfeitsberehunng Fury 
vu * 10,000 Geborenen find in ber nachbenannten Seit noch lebend oder im —e— 

ve geſtorben: 


Sabre: vchende: GERT Igagre: vebende: GERT Inaprer Bebende: ehergabee: Bebende: RX 
0 10,000 23550 | 25 3288 57 | 50 864 58 | 75 149° 142 
41 1450 362 | 26 5231 58 |51 2065 62 | 76 1337 139 
2 1088 265 | 27 5173 57 | 52 3843 66 | 77 1198 134 
3 6823205 | 38 5116 56 |53 377 70 |78 1064 128 
4 6618 150 | 29 55 | 54 3707 76 | 79 96 122 
„5 6468 12% | 30 5005 54 155 3631 81 | 80 812 115 
6 6345 102 | 31 4951 54 156 3550 85 |81 697 107 
"17 6243 32 497° 53 157 365 88 | 82 590. 8 
8 6154 8 | 33 484 52 | 58 337 91 18 493 8 
9 073 69 | 34 4923 52 |58 26 95 | 84 44 . 77 
10 6004 58 | 35 440 52 | 60 3191 9 |8. 337 6 
‚u 5946 # | 36 ‚51 | 61 02 102 | 86 261 5 
12 5897 4 | 37 4:7 50 | 62 20 105 | 87 2. 4 
13 5854 39 | 38 687 49 |6 85 107 | 88 159 42 
14 5815 37 | 39 038 48 164 2778 18 | 89 117 Ey 
15 57718 38 | 40 40 49 | 65 10 |% 80 2 
16 5740 41 | Al 4441 49 | 66 359 11 | 5” 2 
17 5699 44 | 42 492 50 | 67 12 |9 28 14 
18 5655 47 | 43 442 51 | 68 2336 113 | 9 14 8 
19 5008 44 4391 52 169 2233 114 | 6 3 
2 558 52|1|45 429 53 |70 3210 116 |95 3 2 
21 53 | 46 4188 54 | 71 19098 119 196 1 1 
22 5453 > | 4 4132 55 | 72 1874 125 . 
23 5399 5 | 48 MT 56 | 73 1149 132 
24 5344 > | 4 157 |74 1616 138 


Benöklerung 3706 
Ha auf den. Gran det Sterblichkeit äußern. In Frankreich kamen nad dem zehnjährigen Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 18354 —40 in jedem Jahre 837,085 Todesfälle vor. Die einzelnen Bonate 
folgten ſich in nachbemerfter Ordnung: März (mit 87,315), April (mit 80,319), December, 
Januar, Februar, September, Mat (mit 68,556), October, Auguſt, Juli, Juni, Rovember 
(nur mit 57,326 Sterbefällen). Trotz der Milde des Klimas trifft die größere Sterblichkeit auf 
die ſechs rauhen Monate. In Dänemark find die [hlimmften Monate ver April (mit 10%/, Proc. 
der Jahreöfterblichkeit), dann ber März; am günftigften iſt ver September (mit nicht ganz 
6 Proc.). In Schleswig ergaben ih: März ald der ſchlimmſte, Auguft als der günftigfte Mo= 
nat. Um fo mehr erftaunt man, daß auf Island (Beobachtung von 1858—A4) bei weitem bie 
größte Sterblichkeit auf Iuli und Auguft trifft (14%/, und 447/, Proc.) , die geringfte auf ven 
Sehruar (57/, Broc.). Eine Erklärung finden wir in der Angabe, daß Island ein Gebiet ver Mas 
laria fei. In Italien ereignen fich die meiften Todesfälle: zu Mailand und zu Zurin im Januar, 
zu Genua im September, in Gefammtfarvinien im Bebruar, zu Neapel im März. Die wenig- 
Ren A Mailand, zu Turin und zu Neapel im Detober, zu Genua und in Geſammitſardinien 
im 

Auch bei den Sterbefällen übt die Tageszeit ihren Einfluß. Das Marimum verfelben weis 
felt zwar nach ven verjhiebenen Orten, dagegen geben alle uns befanmten Beobachtungen übers 
einftimmend als die Zeit des Minimums die ſechs Stunden zwiſchen 6 Uhr Abends und Mitter⸗ 
nacht an. 

Ginfluß von Wohiſtand oder Armuth auf die Sterblichkeit. Dieſer Einfuß 
zeigt ſich Hei näherer Unterfuhung von wahrhaft uͤberraſchender Ausdehnung und Größe. Wir 
beginnen unter Mittheilung folgender Berechnung bes in diefer Sache beſonders verdienten 
Dr. Gasper. Bon 1000 su gleicher Zeit geborenen Menſchen leben noch 


hihabende: Arme: BWohlhabendes Arme: 

nah 5 Jahren But; 655 nad 50 Jahren 557 283 

Fk De? 938 598 „60° 398 172 

„28 „ 866 566 00 235 65 

n 0 „ 196 486 „80 „ 57 9 
40 „ 695 396. 


De erſte Golonne gründet ſich auf nie Sterbefälle in abeligen Familien, die zweite auf ſolche 
bei ven berliner Stabtarmen. Die mittlere Lebensdauer ſtellt ſich bei ven erfien auf 50, bei den 
legten auf 32 Jahre. 

Chadwick's Unterfuhungen 19) führten zu dem Ergebnifle: Bon 100 lebend geborenen Kin⸗ 
dern flarben 6i8 zum fünften Altersjahre in der Gentry 20, bei der Arbeiterbendlkerung (ben 
Zaboureurs) 50. Die mittlere Lebensdauer iſt bei ven erften AA, bei den Iegten 22 Jahre. Vil⸗ 
Terme hat, nad) ven Verhältniſſen von 5419 in den Jahren 1825—34 zu Mühlhauſen verſtor⸗ 
benen Berfonen aus den Ständen ver Fabrikherren und Kaufleute, bis herab zu den Arbeitern 
in den Spinnftuben, die wahrſcheinliche Lebensdauer diefer verſchiedenen Claſſen ſowol von ber 
Geburt an, als auch fpeciell jene vom zwanzigften Lebensjahre an, zu ermitteln geſucht. Das 
Hauptergebniß ift, daß die wahrſcheinliche Lebensdauer bei der Geburt um das Neunfache bifs 
ferixt, ja daß bei Denen, welche felbft das zwanzigſte Altersjahr glücklich erreicht Haben, no Immer 
ein Unterſchied von mehr als ver Hälfte der Jahre fid) ergibt. Lord Ebrington fand zu London 
eine durchſchnittliche Sterblichkeit von 25 Perfonen auf 1000 im Jahre; in einigen Quartieren 
ſtieg aber diefe Anzahl auf 40, während ſie in andern nur 13 betrug. Ebenſo ermittelte derſelbe 
Forſcher an einigen Orten eine mittlere Lebensddauer im Hanpwerferflande von nur 19— 
20 Jahren, während viefelbe bei der Claſſe der Kaufleute und der fonftigen Gentlemen auf 40 
—45 Jahre flieg. 77) . 

In Übereinfimmung damit Hinterläßt jebes Jahr ſowol ungewohnlicher Theuerung als un⸗ 
gewöhnlicher Wohlfeilheit feine Spuren in den Geburts⸗, den Heiraths· und den Sterblichfeite- 
ũſten. Aus einer Menge uns vorliegender Beweismittel Heben wir nur die folgenden hervor. 
Vermittelſt Berechnungen, weldye fid auf die Jahre von 1694— 1784 außvehnen, hatman ge= 
funden, daß gu Paris — correfponbirend mit ben Weizenpreifen — die jährliche Sherbtigtei 
beirug: 


16) &. Chadwick, „The duration of life” Eondon 1344). 

17) „Compto rendu de la deuxiome session du congres international de statistiqne r&unı 
& Paris les 10—15 Sept. 1855, publi6 par les ordres du ministre. Par Legoyt, chef du hureau 
de la statistique gönerale de la France” (Barig 1856). 


i " Btericier Duichtänittiiier Weheireib: 
in den 10 theuerften Jahren je 21,174 - Kioras 27, 10 Sous das Setter, 
no N wohleilfen nm om 1759 0 u ADB on 


Moch viel einſchneidender treten die Ziffern hervor, vverm wir bios die alerungenpnlicftee 
Bahre einzeln einander een, 


Weizenpreis: Sterbefälle: 
London 1800 "Schilling 113, 7 Bene 25,670, 
1802 ev 58,10 „ 20,508, 
20 engliſche Graffgaften . 1801 „ 183 „ - 55,965, 
1804 Pr 60, I Penny 44,794, 
"In Würtemberg ergaben ſich: 
Geburten: Sterbefäaͤlle: Geirathen: 


Durchſchnitt 1815 — 19. 57,750 43,409 10,078, 

Theuerungsjahr 1817 allein 47,816 50,680 8200. 
WVerminderung der Geburten und der neuen Ehen, dagegen Vermehrung der Tobesfälle). !*) 
Nicander hat (in den Denkſchriften ver ftodholmer Akademie) berechnet, dab die Sterblichkeit 
in Schweden durch ſchlechte Ernten in folgendem Maße vermehrt wurde: 4762 um ein Fünftel, 
4763 um ein Siebentel, 1772 um ein Viertel, 1773 um ein Drittel, 1799 um ein Siebentel 
4800 um ein Sehötel. 

Die volle Größe der Differenz wird man aber erſt ermeffen, wenn man berückſichtigt, daß 
ein bedeutender Theil der Bevoͤlkerung, nämlich die geſammte wohlhabende Claſſe, gar feinen 
Beitrag zu dieſer Vermehrung der Mortalität liefert. Die Armen allein ſind es, von denen die 
Vergroͤßerung der Todtenliſte herrührt. Bei ihnen ſteigert ſich die Ziffer der Tobesfälle keines 
wego blos, wie oben berechnet, um ein Siebentel, ein Fünftel ober ein Drittel, ſondern wol auf 
das Doppelte und noch mehr gegen gewöhnliche Zeiten, 

Selbft unter den am Leben Bleibenden hinterlaffen Nothjahre ihre Denkzeiden: bie zur 
Gonfeription aufgerufenen Jünglinge, welche aus folgen Zeiten herftammen, find in der Regel 
nicht nur weniger zahlreich, fondern auch ſchwächlicher als gewöhnlich, und eine größere Menge 
bleibt unter dem Normalmaße. 

Gs iſt wunderbar, wie Die Natur jeden entſtandenen Verluſt fofort wieder zu erfegen, das 
geſtoͤrte Gleichgewicht wieder herzuſtellen firebt. Hier nur ein Beifpiel. In dem Cholerajahrt 
41832 kamen In Sranfreih 933,733 Todesfälle vor, mehr als jemals feit 1783, 15 Proc. mehr 
als ver Durchſchnitt der nächft vorhergegangenen Jahre ergab. Dagegen hatte man gleich im 
nächftfolgennen Jahre. 1833 nur 812,548 Sterbefälle, diesmal beinahe ebenfals 15 Proc 
Unterfchieb gegen Die Vorjahre, d. h. jept fa genau um fo viel meniger, als zuvor dem Tode 
zu viel geliefert wurben. 

Billerme hat auf eine andere, äußerſt ingewidfe Weife die Wirkung ned Wohlſtandes auf 
vie Sterblichkeit nachgewieſen. Er berechnete zu Paris die Tobesfälle nach ven einzelnen Be: 
zirken (Arrondiſſements), und daneben die durchſchnittlichen Miethpreife ver Wohnungen ia 
diefen eingelnen Bezirken (beides nad) ven Ergebniffen ber Jahre 1822-26). Da kam unser 
Anderm 


ein Todesfall auf Mittelpreis der Wohnungen: 
im 1. Bezirk 71 Lebende 605 Fr. jährlich 
„Ln 66 [2 B 498 m " 
„X u 50 m 2 u u . 
RL u — 418, u. ſ. w 


w. Nach dem Geſagten kann es feinem Zweifel unterliegen, daß bie Eröögung oder Erz 
niedrigung des mittlern Kebendalterd dad ficherfie Kennzeichen ver Ab: oder Zunahne des 
Volkswohlſtandes if. (Das mittlere Lebensalter einer Bevoͤlkerung ergibt fih, wenn man die 
Geſammtſumme der Altersjahre u. f. w. nller Lebenden gleihmäßig nad der Zahl ver vorhans 





* 18) Solgende Zufammenfelluug der Ziffer der Todesfälle in Frankreich ſcheint uns zu bezeichnend, 
als daß wir dieſelbe hier nicht erhalten follten. 


1845 (gutes 3 ah)». . 741,985 Sterbefälle x 
1846 (beginnende Theuerung) 820,918 " 
1847 (große Theuerung . . 849,054 Pe 


1848 (politifche Uneuhen) . 836693 „ 
1849 (&hoferaepidemie) . 873,471 A 
1850 (Billige Lebensmittel) 761 ‚810 „ 


penen Individuen verteilt. "Dagegen nennt man „wahrfheinlige Lebensdager“ das Alter, im 
welchem gerade die Hälfte ver geborenen Individuen zu [eben aufgehört hat. Beide Ziffern fomr 
men ſich nahe, find ſich indeß doch nicht ganz gleich.) 
Es iſt eine nicht unwichtige und noch mehr erfreuliche Aufgabe, die Refultate des Materials, 
, welches uns hierüber vorliegt, In Kürze zufammenzuftellen. Quetelet zufolge kam in England 
im Jahre 1700 ein Sterbefall jährlich auf 43 Arbeiter, jegt trifft einer erſt auf 51. Soweit 
fich ermitteln läßt war und if das Verhälmiß: in Schweden 1700 1:34, jept 1:45; in 
Preußen 1 zu 50, nun 1 zu 40. Benoifton de Chäteauneuf hat berechnet, daß zu Paris im 
44. Jahrhundert alljährlich ein Sechzehntel bis ein Siebzehntel ver Geſammtbevölkerung ſtarb 
Cote Ziffer iR enorm hoc, ihre Blaubwürbigfeit läßt ſich aber um ſo weniger beſtreiten, als die 
-  Außerft genauen Detailnotizen, welche wir von der Stadt Benf hefigen und unten näher bes" 
ſprechen werden, fogar ein noch ſchlimmeres Berhältwiß außer Zweifel jtellen); im 17. Jahrhun⸗ 
dert raffte Der Tod in ber franzöfifchen Hauptftabt noch ein Künfundzwanzigftel bis ein Sechs⸗ 
undzwanzigftel alljährlich hinweg ; in den zwanziger Jahren dagegen blos ein Dreiundvierzigftel, 
In ganz Frankreich ſtarben Kinder vor dem zehnten Altersiahre: im 18. Jahrhundert 55,5Proc., 
in ven zwanziger Jahren 43,7 Proc. ver@eborenen. In Großbritannien Fam bei der Geſammt⸗ 
bevölterung je ein Sterbefall: 4740 auf 35 Einwohner, 1790 auf 45, 1800 auf 47, 1810- 
auf 53, 1820 auf 59 Einwohner. Finlaifon, dem wir fo viele [hägbare Arbeiter aufpiefem Ge— 
biete verbanten, hat, nad Maßgabe des reichen Materiald der engliſchen Tontinengefelliaften, 
eine’ Berechnung der wahrfheinlichen Lebensdauer in verſchledenen Zeiten aufgeftellt. Obgleich 
bei den Tontinengefellfchaiten vorzugäweife nur einzelne Glaffen ver Bevölkerung betheiligt 
find, die gefundenen Ziffern daher Bei Anwendung auf die Geſammtſumme der Einwohnerſchaft 
eine Mobification erfahren würben, fo bleibt das bezeichnende Verhältniß doch das gleiche. 
Nad) diefer genauen und forgfanen Erforſchung flellte ſich die mittlere Lebensdauer folgender⸗ 
maßen: ie 


1695 1785—1825 1695. 1785—1825 
bei. 5 Jahren noch A0,7 51,58 Jahre, bei 40 Jahren noh 22,6 29,07 Jahre, 
„MO nn Bm Ba „ „U nn Nm Ren 
„2 un Am Miu „6 un 120 3 A585 u 
„Dun Ben 550 „ Fe. 719 Ad: „ 


überraſchende Refultate ermittelte man in der Stadt London. Nach den dortigen Sterbeliſten 
war das Jahr 1790 das erſte, in welchem die Zahl der Todesfälle von jener der Geburten über: 
Aiegen ward. . Die auffallenpften Änderungen ergaben fi bei den Kindern in ben beiden erſten 
Alterojahren. Die Menge ver Todesfaͤlle bis zu dieſem Alter ſchwankte zu Anfang und gegen 
Mitte des 18. Jahrhunderts ſtets zwiſchen 9 amd 10,000. Gegen Ende deſſelben und im erften 
Decennium des jegigen Jahrhunderts ging die Zahl auf 5—6000 Herab. Berüdfihtigt man, 
daß: ſich die Besölferung ver britiſchen Hauptſtadt im Jahre 1700 erſt anf 674,350 Seelen bes 
Ki im Jahre 1840 Hingegen auf mehr als 1,050,000, fo beträgt die Sterblichkeit in ven er= 
en Jahren nur noch ungefähr ein Drittel derjenigen, welche vor 100 Jahren die Norm bildete. 
Eine fehr verlaͤſſige Ziffer liefern und die Conſcriptionsliſten in Frankreich. Diefe ergeben, 

daß von den gleichzeitig geborenen Knaben das Alter ver Dienſtpflichtigkeit erreicht hatten: in 
den Jahren 1800—7 nur A5 Proc., 1822—25 hingegen 61 Proc., was für diefen kurzen 
Unterfhieb in der Zeit eine Differenz von 16 Proc. der Geborenen ergibt, die mehr als fonft 
am Leben geblieben waren. ; 2 
Ganz befonders ſchätzbar find, wie fhon bemerkt, die ſtatiſtiſchen Materialien, welche wir 

von Genf befigen. Diefelben reihen in beinahe ununterbrochener Folge bis zum Jahre 1561, 
zuräd, und find immer in größern Zeiträumen mit aller Genauigkeit georbnet und überſichtlich 
dargeftellt worben (zulegt in ber oben bereitß citirten Schrift von Marc d'Espine). Dana 


«  ftarben von je 1000 Kindern 
IL im erſten rom zweiten bis 
: m Jahre: 


. Jahre: eifte — 
1561—1600 ... 260 "313, 
im 17. Jahrhundert 237 283, 
„18. n 202 187, 
1801—13 ..... 4599 - 159, 
18358—45 .... 423 133 


Während des 16. Jahrhunderts ftarhen im erften Altersjahre mehr Kinder als jetzt in den 
Staats⸗ Lexikon. IL 45 - 
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zehn erften Jahren zufanimengenonmen. Bon je 1080 gleichzeitig geborenen Menſchen er⸗ 
lebten nämlich 


$ 10 Attersjahre: Jahre: 70 Sabre: 0 Jahre: * 

15611600 480 206 Ale 23 
4601-1700 524 296 80 - 37 

4701—1760 60 

47611800 61 427 145 5 

18041811. 694 — — * 

4814—1833 741 538 186 51 

1838—1845 744 329 238 81. 


In unferm Jahrhundert erreicht Über die Hälfte der Geborenen das vierzigfte Alterdjapr, 
tm 16. Jahrhundert gelangte nur ber fünfte Theil fo weit. Ja ed erleben jegt mehr Menfchen 
das fiebzigfte ald damals das vierzigfle Jahr. Das mittlere Alter aller Einwohner war 


41561—1600 48 Jahre, 1801—1814 58 Jahre, 
1601—1700 228 „ 18i4—1835 40,7 „ 
417011—1760 311 „ 1858—18455 417 „ 


1761—1800 318 , 

Moreau de Jonnes (,, klöments de statistique") berechnete die Verminderung der Sterb⸗ 
lichkeit (und zwar innerhalb der beibemerkten Zahl von Jahren) folgendermaßen: 

in der Lonbardei. . . um in 55 Jahren, 
„den römifchen Staaten „ 60 „ 
„Deutfhland . . vn 37m 
„Frankreich Yen 50 u 

— . » 2: u Yun MO „m 

"„Dinmet 2... 06 ur 

„ Schweden . . an HM u 

„ England mehr als. nn 150 

Dod kann diefe Berehnung den gleichen Anfpeuß Pe Berläffigkeit nit maden wie die 
vorſtehende von Genf. 

‚Hierbei dürfen wir indeſſen nicht verſchweigen, baß in ber Neuzeit: ein Stillſtand, theilweife 
felöft ein Rüdfchlag zum Schlimmern eingetreten zu fein ſcheint. Verſchiedene Daten weiſen 
darauf hin. Schon Marc v’Espine entdeckte in der legten der von ihm und Andern berechneten 
Perioden eine Spur davon. Indeſſen laſſen ſich entſcheidende Folgerungen erft daun ziehen, 
wenn wir die Refultate aud etwas größern Zeiträumen vor und haben. Jedenfalls verdient 
aber bie hier und da, wenn auch in ſchwachen Indicien, auftauchende Erſcheinung bie forgfamfte 
Aufmerkjamteit. . 

V. Sehr bald nahm man wahr, daß in einem und demfelben Lande die Sterblichkeit nicht 
überall die gleiche fei. Was vielleicht zuerft aufflel, war ver Unterſchied, der ſich zwiſchen großen 
Städten und dem platten Rande ergab. Man überfhägte fogar dieſes Verhältnif. Zur Be 
zeichnung fegen wir einige Data aus ven offlciellen Erhebungen in Frankreich Hierher. 2%) In 
der Stadt Baris kam 


ein Gterbefall eine Geburt 
1856 auf 37,79 Einwohner, auf 31,1: Einwohner, 
184 „350  „ „As 
1846 „ 368 „ „A m 


41851 „38,18 R n 32,58 
Dagegen war das Berhättmiß einerfeitö in den 363 Sauptorten, der Bezirke Ceinſchlielich 
Paris), andererſeits hinwieder im ganzen Lande, folgendes: 
ein Sterbefall eine Geburt 


Dr en 7I in den Hauptorten, in ganz Sranfrei, 
41856--40 auf 38,11 42,35 Ginwohner, auf35,n 35,51 Einwohner, 
1841—45 „ 39,8 44,9 ER „ 36,15 35,66 " 
41846—50 „ 37% 4100 — „ 37,81 37,8 


Allein fo einfach, wie man nad) dem Vorliegen folder Ziffern annehmen möchte, läßt ſich das 
wahre Berhältniß nicht herftellen.” Das fortwährende Ab- und giſtccane der Einwohner⸗ 





19) „Statistique de la France, publiee par le ministre de l'agriculture etc. Nème serie“ 
Paris 1855). (Es iſt der 16. Folioband der Sammlung.) 
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ſchaft der großen Städte vereitelt biöjegt jede verläffige Berehnung. Statt weitläufiger Eroͤr⸗ 
terungen darüber theilen wir nur die eine Thatſache mit, daß von ben 1,151,978 Menſchen, 
welche bei ver letzten Zählung in ben eigentlichen Ringmauern ber franzoͤſiſchen Hauvtitabt leb⸗ 
ten, blos 69,424 geborene Pariſer waren, ſodaß jeder derſelben 1623 Eingewanderten gegen= 
über erſchien. 

—* gehen nicht in Einzelheiten ein über die Wirkung, welche die geographiſchen Unterz 
ſchiede (hohe ober nievere Vreitegrave, Berg: ober Thalgegenven u. f. w.) auf Gefundheit und 
Lebensdauer der Bevölkerung äußern. Bon der hoͤchſten praktifhen Wichtigkeit ift es aber, mit 
moglichſter Sorgfalt zu erforfchen, welchen Einfluß die Beſchäftigungsweiſe in den verſchiedenen 
Zweigen ver bürgerlichen THätigfeit in jenen Beziehungen ausübt. F 

Bei den desfallſigen Unterſuchungen nahm man anfangs faſt nur auf die ſogenannten „ge= 
Tehrten‘’ ober vornehmen Stände Rüdfiht, indem man blos vie einzelnen Elaflen diefer Kate 
gorie unter fi) verglich. In diefer Beziehung erwarb fid Casper in Berlin befonveres Ver⸗ 
dienft. 2%) Verſchiedene Andere folgten ihm mit fehr ſchätzbaren Unterfuhungen. 21) Die 
Schlußrefultate, welche fidh bei Casper ergeben, laſſen ſich fo zufammenfaffen: 

Bon 3735 Männern in Preußen, deren Verhältniffe der Forſcher durchſchnittlich vom drei= 
undzwanzigften Alters jahre an verfolgte, brachten (im Mittel) ihr Alter: die Theologen auf 
65 Jahre (bie katholiſchen etwas höher als die proteftantifhen), die Kaufleute auf 62, Civil- 
beamte 61,7 (die hHöhern etwas mehr, die geringern weniger), Gutöbeliger und Korftleute 61,5, 
Militärs 59 Chöhere etwas mehr), Advocaten 58, Künſtler 57, Lehrer 56,9, Arzte 56,5 Zu 
etwas abweichenden Refultaten kommt Eſcherich. Die Forſtbeamten haben unter den von ihm 
angenommenen ſechs Claſſen die langſamſte Sterblichkeit. Die proteſtantiſchen Geiftlichen zäh⸗ 
len zwar abfolut die meiften reife, fie find jedoch trotzdem fpeciell im Alter von 50 — 60 Jah: 
zen durch eine erhöhte Sterblichkeit heingeſucht. Ihnen am nächften ftehen die Schullehrer. Bei 
den Juſtizbeamten (der Reihenfolge nach die nächften). macht ſich im Alter von 60 — 70 Jahren 
eine beſonders Häufige Mortalität bemerkbar. Bei den katholiſchen Geiftlihen tritt eine ſolche 
Thon zwiſchen 45 und 65 Jahren ein. Unter allen Elaffen am übelften geftellt find die Arzte; 

„bie meiften fterben im frühen Alter; drei Viertheile unterliegen vor dem funfzigften, zehn Elftel 
vor dem fechzigften Altersjahre. Efheric gelangt unter andern zu folgenden höchſt beachtens⸗ 
werthen Bemerkungen, deren abjolute Richtigkeit der Grundlage des Raifonnements nach je= 
Doch erft durch anderweite Forſchungen feftgeftellt werben müßte (wozu dieſelben fo jehr aufs 
fodern): „Alle gelehrten Stände haben im Durchſchnitt eine kürzere Lebensdauer als die unz, 
unterſchledene gleichzeitig lebende männliche Bevdlferung Baiernd. Diefe allgemeinfte Wahr: 
nehmung muß eine ebenfo allgemeine Urſache haben. Die phyſiſchen Eriftenzhedingungen, vie 
pſychiſchen Einflüffe können nicht bet allen Ständen ſolche Lebensgefährdungen bringen. Die 
geringſtbeſoldeten, die Schullehrer, haben im Durchſchnitt aller ſechs Stände eine günftigere 
LebensHoffnung ; die Geiſtlichen, mit den fefteften Stügen von feiten der Pſyche für ihre Lebens: 
Hoffnung, die Forftleute bei der gefundeften Lebensweife in freier Luft, önnen doch nicht con⸗ 
eurriren in ihrer Lebensdauer mit ber ununterfhiedenen männlichen Bevölkerung. Es muß 
allen Ständen gemeinſchaftlich noch etwas anfleben, was dieſe Gunſt der phyiifchen und pſychi— 
ſchen Unterſtũtzungsmitiel in feiner Rückwirkung auf die Lebensdauer überbietet, und was ber 
ununterf&iedenen männlichen Bevölkerung nit angehört. Es Tann dieſes Gemeinfhaftlihe 
nur im Vorbereitungsmodus vermuthet werben. Beweis dafür auch die Thatſache, daß beim 
Eintritt in den Stand die Abweichung in der relativen Sterblichkeit zwiſchen ven Angeftellten 
und den Nihtangeftellten am größten, nad dem fünfundfehzigften Altersjahre hingegen vie 
Sterblichkeit bei den Angeftellten langſamer iſt.“ R 

Eine noch forgfamere Forſchung verdient aber die Erniittelung der Wirkungen, melde die 
verſchiedenen Zweige der gewöhnlichen bürgerlihen Beſchäftigung äußern. Nachdem Vul- 
terme?2) ſchon die Aufmerkſamkeit nachdrücklich darauf gelenkt, lieferte Dr. ve Neufville in 


20) Casper, „Die wahrfcheinliche Lebensdauer des Menfchen” (Berlin 1835); dann bie weitern 
MittHeilungen in ber Wochen», fpäter Bierteljahrsfchrift des nämlichen Verfaſſerö. 

21) Namentlich PBrofeffor Efcherich in Würzburg, ‚„Hygienifchzftatiftifche Studien über die Lebens- 
dauer in verfchiedenen Ständen, auf ben Grund von 130 nad) den Geburtsjahren regiftrirten, gleich: 
zeitig lebenden Öffentlichen Beamten bes Königreich Baiern“ (Würzburg 1854). (Doch möchten wir 
die hier angenommene Methode nicht empfehlen.) - 

22) „Tableau de l’etat physique et moral des ouvriers.” 


45° a 
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Frankfurt a. M. eine wirfli ausgezeichnete Arbeit.?2) Die Nefultate, zu denen ihn 6867 
Sterbefälle führten, tele in ven 35 Jahren 1820 —52 zu Fraukfnrt vorfamen, waren in 
Kürze (theilweiſe ftark im Widerſpruche mit Eſcherich's Forſchungen): Die mittlere Xebens- 
dauer der ſaͤmmtlichen Geftorbenen war 37 Jahre 7 Monate; bei denen, welche einmal Das 
zwanzigſte Alterdjahr erreichten, ftieg jedoch die Ziffer auf 51 Jahre 8 Monate. Bezüglich der 
einzelnen Stände ergab fih: 1) der begünftigtfte Stand ift der der Geiftlihen, mit einer 
mittlern Lebensdauer von 65 Jahren 11 Monaten, 2) Lehrer, 3) Gärtner, 4) Megger erreib: 
ten 56 Jahre 10 Monate, 5) Kaufleute 56 Jahre 9 Monate, 6) Gerber 56 Jahre 7 Monate, 
7) Fiſcher und Schiffer 55 Jahre 9 Monate, 8) Zuriften und Kameraliften 54 Jahre 3 Mo: 
nate, 9) Arzte und Wundärzte 1. Claſſe 52 Jahre 3 Monate (blos 2,2 Proc. derſelben erreichten 
das achtzigſte Altersjahr), 10) Bäder 51 Jahre 6 Monate, 11) Bierbrauer 50 Jahre 6 Mo: 
nate, 12) Zimmerleute 49 Jahre 2 Monate, 13) Maurer 48 Jahre 8 Monate (Ingludsiälle 
rafften über ein Viertel hinweg), 14) Weißbinder (Tünder), Maler und Ladirer 47 Jahre 
6 Monate (faft ein Drittel ftarb an Zehrung ; auch viele an Krankheiten der Harnmerkzeuge), 
45) Schuhmacher 47 Jahre 3 Monate (faft 38%, Proc. an Zehrung),. 16) Buhdrude 
47 Jahre, 17) Schreiner 46 Jahre 4 Monate, 48) Schloffer und Schmiede 46 Jahre 3 Mo: 
nate, 19) Schreiber 45 Jahre A Monate (fat 40 Proc. an Zehrung), 20) Steinmegen um 
Bildhauer 43 Jahre 10 Monate, 21) Schriftfeger, Schrift: und Zinngießer Al Jahre 9 Mo: 
nate, 22) Lithographen und Kupferfteher 40 Jahre 10 Monate. (Bei den ſämmtlichen zulat 
genannten Ständen find Zehrung [Lungenleiven] , außerdem meiftend Typhus und Waſſerſuch 
ungewöhnlich häufig.) Unzweifelhaft find die Geiftlihen am günftigften geftellt; von ven „ge 
lehrten Ständen“ die Ärzte am ungünſtigſten; dad Verhältniß geitaltet ſich noch weſentlich 
ſchlimmer, wenn man berüdjihtigt, daß dieſe Berehnung der Sterblifeit ver Stubirten erf 
mit einem höhern Alter beginnt als bei ven Gewerbtreibenden, daß die vor beginnenber Prarie 
Verlebten nicht einmal eingerechnet find. 2%) Dabei ift e8 wirklich überraſchend zu ſehen, dab, 
während Steinmegen und Bildhauer, Schriftfeger und Schriftgießer, Lithographen und Kupfer: 
ſtecher ſämmtlich vor dem fiebenundfunfzigften Altersjahre drei Viertheile ihrer Standesge— 
noffen verloren haben, die Geiftlichen erft nach ven achtundfunfzigſten Jahre ein Viertheil ber: 
felben einbüßen, — ein erftaunliches Ergebniß, ſelbſt wenn die Ziffer de Neufville’8 (nad unfe: 
ter Anficht) hinſichtlich der „gelehrten Stände” einer Modification unterworfen werden muß. 
Die richtige Erforfhung ſolcher Erſcheinungen, und die Ermittelung der einzelnen in jevem 


- Stand vorzugäweife verberblid wirkenden Krankheiten wird als Zingerzeig dienen, um in je 


dem Gewerbe die fpeciellen Miöftände und Übel genau zu ermitteln und auf deren möglich 
Befeitigung hinzuwirken. 

Bei allen derartigen Unterſuchungen ift die Ermittelung richtiger Vergleicheziffern dadurd 
ungemein erſchwert, daß man nicht eine ganze Bevölkerung, welche ſich permanent dieſem oder 
jenem Gewerbe widmete, vor ſich hat. Die Forſchung findet Hinderniſſe nicht blos in dieſen 
Umſtande, ſondern noch weiter darin, daß nicht alle genau im gleichen Lebendalter einen beſtimm⸗ 
ten Beruf antreten. Die jungen Handwerker, die Schneider u. f. f., liefern ir Contingent zur 
Tobtenlifte fhon vom vierzehnten oder funfzehnten Altersjahre an. Lehrer, Geiftliche, prat: 
tiſche Arzte erſt viel fpäter; und ſelbſt im gleichen Stande beginnen die einzelnen. ihre Berufs: 


- thätigkelt in merklich verſchledenem Alter. 


Unter ſolchen Berhältniffen bietet es beſonderes Intereffe dar, ven betreffenden Zuſtand 


einer Bevölkerung zu unterſuchen, welche ſich ausnahmsweiſe fortwährend und gleichſam aus⸗ 
ſchließlich einer und derſelben Beſchäftigung widmet, wie dies namentlich beim freiberger 


Bergmannsftande (Sachfen) der Fall ift. In dieſer Beziehung liegt eine äußerſt ſchäzbare Ar: 


beit tm Wanuferipte vor un, welde Hr. Dr. Guſtav Zeuner (vermalen Brofeflor am Polv⸗ 


technikum zu Zürich) auf Veranlaflen des freiberger Bergamts im Jahre 1854 ausführt, 
und deren allgemeine Verdffentlihung dur den Drud für die Statiftit in hohem Grade er: 
wünſcht wäre. Die Berechnungen beginnen mit dem Sabre 1804 und endigen 1852 6Gedoch zu 





) „Lebensdauer und Tobesurfachen 2 verfchiebener Stände und Gewerbe, nebk —— 
PR der chriftfichen und ifraelitifchen —— Frankfurts‘ (Frankfurt a. M. ——* 
liche Statiſtiker Boudin in Paris äußert in einem, Brivatbriefe an uns fein Bedauern baraber 
de Neufville nicht auch zu ermitteln gefucht Hat, auf wie viel Lebende in jevem Gtanhe Hihrlie er 
Perry alien Allerdings wäre biefes Moment zu anderweiten Vergleichungen vorzugeweiſe erwüuſcht 
nothwe 
24) Mher nis in tes Verfaſſers, Handbuch der vergleichenden Statifif". 
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wnferm. Vedauern unter Hinweglafſung dev Ergebniſſe der abnormen Jahre 1813 und 1814), 
und fie dehnen ſich auf nicht weniger als 25,984 Sterbefälle im Bergmannsftande aus, denen 
19,904 gleichzeitige Todedfälle der nichtbergmänniſchen Bevölferung der Stadt Freiberg und 
36 umliegenver Ortſchaften zur Seite geftellt werben. Bon den erlangten Ergebniſſen heben 
wir nur einige hervor: Die Zahl der Todtgehorenen und ber bis zum ſechsten Altersjahre geftors 
benen Rinder war in der Zeit bis 1828 ziemlich gleich bei den Bergleuten und der andern Bevoöl⸗ 
kerung. Seitden hat fi) der Zuftand bet der legten etwas gebeffert, bei pen Bergleuten hin— 
gegen auffallend verſchlimmert. Ju Alter von 6 bid zu 30 Jahren, bei den Frauen aud im 
Tpäten, ergibt ſich feine ſehr auffallende Verſchiedenheit in den Mortalitätöverhältniffen. Das 
gegen beginnt bei ven Bergmännern zwifchen dem dreißigften und vierzigken Jahre ſchon eine 
größere Sterblichkeit, obwol ſich die Ziffern in ver jüngften Periode günftiger geftalten. Bon. 
je 10,000 Individuen erreichen ein Alter von. 90 Jahren: 
Männer: Brauen: 
Bergleute 1 12 
Nichtbergleute 10 26 
In dem Alter zwiſchen 30 und 40 Jahren werben auch die meiſten Bergleute „bergfertig”, d. h. 
invalid, und im Allgemeinen iſt mit 70 Jahren keiner mehr arbeitsfaͤhig. Die unguͤnſtigen 
Ergebniffe werden ohne Zweifel herbeigeführt durch ärmliche Lebensweiſe, eine aufreibende 
Arbeit und (maß bei einer allgemeinen bürftigen Lage immer vorfommt) allzu frühe Heirathen 
(son den tm Alter von 20—25 Jahren Berflorbenen waren 18,4 Proc. verheiratet, bei den 
Nichtbergleuten nur 6,6 Proc.). Die Fälle des Verunglückens mit tödilichem Ausgang find 
nicht ungewöhnlich zahlreich (weit feltener, ald 3. B. bei Maurern und Zinmerleuten); fle ver= 
theilen ſich aber fehr regelmäßig auf die einzelnen Altersclaffen, in ver Art, daß auf vie Jüngſten 
am meiften Unfälle kommen (Kolgen von Unvorfigtigkeit und Leihffinn). Von 162 toͤdtlich 
endenden Unglücksfällen traien 62auf die Alteraclafſe des funfzehnten bis fünfundzwanzigften 
ahres. 

Wir haben Hier noch eines beſondern Standes zu gedenken, nämlich deg Militäxs. Daß 
dieſe Claſſe während des Kriegs oft die gewaltigften Opfer zu bringen hat, verſteht ſich von 
ſelbſt. Dagegen iſt man geneigt, anzunehmen, daß die Mehrzahl der Ausgehobenen während 
des Friedens in den Kafernen weit beffer verforgt fei ald am eigenen Herde, weil die Solvaten, 
im Oanzen Bei viel geringerer Anftrengung, gut genährt, gut gefleivet, zu regelmäßigem. Leben 


“angehalten und in Erkrankungsfällen forgfam verpflegt werden. Die GHauptvorausfegung iſt 


jedoch vollſtändig unrichtig, und das ſtehende Heerwefen ermeift ſich gerade auch in dieſer Be= 
ziehung als eine wahre Geiſel der Menſchheit. Ziffern reden am beſten. Aus den mit beſon⸗ 
derer Sorgſamkeit geführten langjährigen Unterſuchungen eines kenntnißvollen und unbefan⸗ 
genen Militaͤroberarztes 20) ergibt ſich namentlich Folgendes: Unter der Civilbevölkerung im 
Alter von 20—27.Jahren beträgt die Sterblichkeit jährlich 11 Individuen auf je 1000. Yet 
ver Aushebung werden alle Schwaͤchlichen und Kränklichen befeitigt; ebenfo entläßt man ſehr 
häufig die Soldaten mit zerrütteter Gefunbheit aus dem Heere, um fie im Givil ſterben zu 
laffen. Nichtsdeſtoweniger ergeben ſich auf 1000 Mann in Frankreich felbft (nämlich ohne vie 
Colonien) 191/, Todeöfälle, aljo faRt dad Doppelte der gewöhnlichen Mortalität. Der englifche 
Soldat ift ver am beften und reichlichften verforgte in Europa, Dennoch beträgt die Sterhlid- 
keit auf ver britiſchen Infel 15%/, vom Tauſend. In Piemont hat man für die männliche 
Civilbevölkerung des betreffenden Alters eine Mortalität von 9,2 vom Taufend gefunden — 
beim Militär eine folde von 15,8. Am günftigften geftaltet ſich das Verhältniß in demjenigen 
Heere, welches die fürzefte Dienftzeit hat und ſich damit dem Milizfgftem am .meiften nähert, 
nämlich dem preußifchen; doch gehen auch dort nody 11,7 vom Tauſend alljährlich zu Grunde, 
Bon einem Heertheile Rußlands finden wir fogar die entfegenerregende Angabe, daß bei eis 
nem 192,834 Mann betragenden Effectivſtand nicht weniger als 144,352 Erkrankungen und 
7541 Todesfälle vorgefomnten feien, alfo 38 der leiztern auf je 1000. 2%) Kommen ungewöhn= 
liche Anftrengungen (wenn auch ohne Krieg, und nur im eigenen Lande) dazu, fo verſchlim⸗ 
mern ſich die Rejultate oft ind Unglaubliche. (Wir vermögen nicht näher feftzuftellen, wie «8 





25) Bonbin (medicin en chef) in ber gefrönten Preteſchrift: „Statistique de l’6tat sanitaire et 
de la mortalit6 des armees de terre et de mer” (Paris 1846). Dann in dem bereits citirtem 
Wete: „Traite de geographie et de statistique medicales“ (Paris 1857). 

%) „Mediciniſche Zeitung Rußlande”, 1844, RR 8. 
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Ach bezüglich der vom preußiſchen Kriegeminifter auf dem Lanbtage von 1857 gemachten, vor 
Sſterreich aus ohne Detallangabe beftrittenen Auferung verhält: Öfterreidh habe bei dem 
legten Cordon gegen Rußland 30,000 Mann an Seuchen u. f. w. verloren.) ö 

Daß der Militärbienft in fremden Gegenden ein fehr verberblider iſt, verfteht ſich von 
felöft. In der Regel kommen In jedem Kriege, felbft zwiſchen benachbarten Staaten, ganz un= 
vergleihbar mehr Soldaten durch Krankheiten ald durch Verwunduͤngen um. So verloren bie 
Engländer in dem ganzen Peninfularkriege gegen Napoleon nur 8999 Mann an Wunden, 
dagegen 24,930 an Krankheiten. Der Zug nad Walcheren Foftete 217 durch Wunden, gegen 
4175 ven Seuchen Unterlegene. Der Krimfeldgug zeigte Ahnliches.?7) Als ih Mehemed⸗ 
Ali von Ägypten nach dem Kriege in Morea feiner unbezäpmbaren Arnauten entlevigen wollte, 
fendete er diefelben nach den Küſten des Rothen Meeres. Bon ven 18,000 Mann verfelben 
waren in wenigen Jahren nur noch 400 übrig! 

Befondere Menfchenopfer haben vie Seemächte für ihren Golonialbefig zu Bringen. Die 
Franzoſen hatten nad) den legten Berechnungen auf je 1000 Soldaten nachbemerkte Anzahl 
von Sterhefällen: auf Ouabeloupe 25,6, Bourbon 29, anı Senegal 50,6, auf Martinique 51, 
in Guiana 52,9, in Algerien aber fogar 778! In dem britifchen Heere ergab fi) (abgefehen 
von eingeborenen Truppen in Indien u. f. w.) In ber Periode vun 1817—36 folgendes Ver= 
bältmiß: Cap 14,1, Neubraunſchweig u. f. w. 15,5, Malta 18,7, Canada 20, Bibraltar 22,1, 
Joniſche Infeln 28,3, Mauritius 30,5, Bermudas 32,3, St.:Helena 35, Präſidentſchaft Ma⸗ 
dras 52, Bombay 55, Eeylon 57,2, Bengalen 63, Kleine Antillen und Guiana 85; Iamaica 
443, Bahanın 200, Sierra Leone 483, Cap Eoaft 668,5! (In Engliſch-Weſtindien über- 
haupt: 78,5 weiße, dagegen nur AO ſchwarze Soldaten — bei der Civilbevölkerung der Neger 
aber nur 30.) J 

VL Man betrachtet es als einen der Hauptvorzũge des Menſchen, in allen Klimaten, allen 
Zonen leben zu können. Die Statiſtik überzeugt uns jedoch, daß dieſer Vorzug nur in ſehr be⸗ 
ſchränktem Sinne richtig if. Man verſuche es, Eskimos nad; den Antillen und Neger nad) den 
Polarländern, — oder beide nur in unfere Heimat zu verfegen! Im Allgemeinen gebeihen die 
Angehörigen ber verjchiedenen Racen am beften in dem Klima, in welchem fie geboren find, 
und jeve Verpflanzung ift ihnen mehr oder minder ſchädlich. Hierbei zeigt ſich jedoch ein gewal- 
tiger Unterfehied der Racen. Aber auch bei den Kaufafiern gebt dieſer Unterſchied nicht fo meit, 
daß dad allgemeine Gefe ganz verſchwände. Wir können mit aller Hülfe ver Cultur es nicht 
meiter bringen, ald daß wir in den Tropen und gegen die Pole hin zu exiftiven; nichr'aber, 
daß mwir dort alles Dasjenige zu thun vermögen, was jum Leben in der weitern Bedeutung ge⸗ 
hört. Deutfche Landbauern werden in ber heißen wie in der Falten Zone fehr bald hinwelken, 
und zwar ohne eine blühende Nachfommenfchaft zu binterlaffen. Die ganze Acelimatifitungss 
theorie ift völlig unhaltbar, und der franzoͤſiſche Oberarzt Boudin und der englifche Oberſt 
Tulloch haben ſich ein bleibendes Verdienſt erworben, indem fie dieſe Unhaltbarkeit in ſchlagen⸗ 
der Weife zeigten. Die erſten Erfahrungen machte man beim britiſchen Militär. Man nahm 
3. B. fahr, daß von 4000 Mann auf Eeylon im erften Jahre AA flarben, im zweiten 48,7, 
im dritten 49,2. Auf Jamaica ftleg die Zahl mit dem längern Verweilen von 77 auf 87, dann 
auf 93. In Guiana wechfelte die Ziffer in 14 Jahren folgendermaßen: 77, 87, 89, 63, 61, 
79, 83, 73,420, 409, 140. Nun drang die Anſicht durch, die Regimenter möglihft häufig zu 
wechfeln, fie ohne dringende Veranlaffung nie über drei Jahre ineinem und demſelben entfernten 
Lande garnifoniren zu laflen, und da flarben jährlich dem frühern Acclimatifitungsfnftem 
gegenüber (nach der Zufammenftellung des Oberften Tulloch) auf 1000 Mann: 


Colonten: P früher: iegt: Colonien: früher: jebt: 
Gibraltar 2. 122 Mauritius 50,1 22,3 
Malta 48,7 48, Jamaika 128,6 .39,7 
Joniſche Infeln 28,3 4154 Kleine Antillen 82,5 591 
Bermudas 52,1 ‚Als Geylon 75 Ahr 
u — don nn Durchſchnitt 26 - Dr 


Die Verſchiedenheit des Klimas Algeriend von dem mitteleuropäifen ift e8, welde mehr 
als alle Fehlgriffe ver Regierung (fo koloſſal dieſe auch allerdings find) der dortigen Goloniii= 





27) Der „Morning Post“ zufolge verlor die britifche Armee im Februar 1855 vor Sewaflopol: 
durch Wunden 6, durch Krankheiten im Lager 1407, in den Spitälern am Bosporus 660 — 


Beyoͤllerung nu 
rung ſpottet. Nach einem ganzen Menfchenalter, und nad; dem Geldaufwande wieler Hunderte 
von Millionen, Iebten 1856 in jenen weiten Gebieten 167,670 Europäer, wovon felbft bie 
officielle Lifte nicht mehr ala 60,294 zur landwirthſchaftlichen Benölferung rechnet. „Die Ci— 
vilhevölferung, welche im Laufe von nahe an 30 Jahren geſchaffen worden, ift eine faſt rein 
ſtäͤdtiſche und beſteht im Allgemeinen nur aus den Lieferanten der Armee. Algerien ift heute 
dem Weſen nach 5108 von Arabern und Kabylen bewohnt, dann von der Armee und ihrem Ans 
bang.” So ſprach kürzlich felbft ber „Constitutionnel” (vom-3. Nov. 1857). Je länger ver 
Körper eines Einwandererd — in Algerien und anderwärtd — den ihm ungewöhnten Ein= 
flüffen bloßgeftellt ift, defto fiecder wird er, deſto gewiffer muß er unterliegen (wie fon bie 
obigen Beifpiele beim längern Verweilen der nänlihen Regimenter in britiſchen Golonien bez 
weiſen). Eigenthũmlich Fr daß namentlich die in Nordafrika geborenen Kinder von Europäcrn 
nod weniger als ihre Altern gebeihen.?®) Blos die nörvlihen unter den amerifanifen - 
Unionsftauten haben ſich den europäifchen Gofoniften zuträglid gezeigt, und auch bezüglich 
diefer glauben aufmerkſame Beobachter (Defor, Knox, Boudin), daß ein Gedeihen, wie wir es 
dort wahrnehmen, nicht ſtattfinden fünnte ohne Die fortwährende Erneuerung und Erfriſchung 
der Stämme durch ununterbrodhene Einwanderung und dad Bermengen der Neugefommenen 
mit den früher Angefievelten. 2%) Bon Nordafrika läßt fi nachweiſen, daß daſſelbe ber 
Hauptſache nach heute noch von den nämlichen Stämmen bewohnt ift wie vor Jahrtaufenden. 
Die verſchiedenen Eroberer find der Reihe nad} wieder aud dem einheimifchen Volke verſchwun⸗ 
den, oder vielmehr fie vermochten nie einen Theil deffelben zu bilden. Sie und ihre Kinder 
ftarhen immer raſch hinweg. 39) Die Verderblichkeit des Klimas vom Eentralafrifa für Weiße 
ift bekannt. Dei der Nigererpedition von 1841 hatten die Engländer, drei Wochen nachdem fie 
diefen Strom zu befahren begonnen, bei einer Mannſchaftszahl von 145 Weißen, nicht weni- 
ger als 150 Fieberkranke, von denen AO ftarben. Unter ven 158 Negermatrofen ber nämlichen 
Erpevition erfrankten dagegen blos 11, von denen nicht einer ſtarb. B 

Die Unmögligfeit, daß irgendeine Race im fogenannten Urzuftande in allen Theilen ver 
Erde wirklich einheimif werben, fi) namentlich) vermittelft des Feldbaues überall ernähren 
«Ävie erdrückende Olut der Sonne in der heißen Zone beim Ackerbau ertragen‘) könne — dieſe 
Unmögligfeit fpricht wol am meiften gegen die Annahme der Abſtammung aller Menſchen von 
blos Ginem Paare, und deutet vielmehr auf das urfprüngliche Entftehen der Racen in nit allzu 
entfernten Gegenden. Dabei ift unter Anderm auch eine Verſchiedenheit der Racen in Extras 
gung von geographifchen Veränderungen unverkennbar. Während die amerifanifhen India— 
ner bei ver bloßen Berührung mit Raufailern zu Grunde gehen, gebeihen die Neger in den 
heißen Gegenden jenes Erdtheils (allein ſchon in den mittlern Staaten der Union, und ebenfe 
felbſt in Algerien, gehen jie an ver Schwindſucht raſch zu Grunde). Die größte Zähigkeit befigt 
ber jübifhe Stamm. Seine Angehörigen find bie einzigen Fremden, welde ih Algerien ges 
veihen. Zu Frankfurt warb de Neufville bei feinen Arbeiten durch die Entdeckung uͤberraſcht, 
daß von der Bevölkerung Frankfurts geftorben find: Ä 


Chriſten mit Juden mit 
der vierte Theil der Geborenen 6 Jahren 14 Monaten 28 Jahren 3 Monaten 
. Die Hälfte ver Geborenen 56 6 53,4, 
drei Viertheile ver Geborenen 59 „ 410 M 71 


Als charakteriſtiſche Merkmale der jüdiſchen Bevölkerung finden wir überall ihre Maͤßigkeit 
und ihre Abneigung gegen Betreibung des Feldbaues (welde Beſchäftigungsweiſe für jenen 
dem Lande fremden Stamm am ſchwerſten zu ertragen ift). 

Wir Fönnten hier noch eine ganze Reihe von Erdrterungen über andere, mit den Populas 
tion@verhältniffen in Beziehung ſtehende Fragen anfügen. Wir unterlaffen ed, um ben gegen= 
wärtigen Auffag nit zu fehr auszudehnen. Insbeſondere erachten wir Forſchungen fehr vere 
dienſtlich über die Krankheiten, weldje ſich bei ven einzelner Ständen oder Arbeiterclaffen vor⸗ 
zugsweiſe einftellen. (Befonders ſchätzbareg Material findet fi in Finlaiſon's Berichten an 
das Parlament, in verſchiedenen Heften der Blus books“.) Ferner gehoͤren hierher Nachweiſe 





28) Nacweife in meinem „Hanbbuche der vergleichenden Statiſtik“. 
39) S. Boubin, II, 197-203. ® a ; 
30) Die Nachweife in meiner Abhandlung „Über Colonifirung Algeriens“ in den Verhandlungen 
der Schweizerifchen gemeinnügigen Geſellſchafi (1854). ö . 
ı 


118 Bevbirkerung 


Mer ven Einſtuß einerfeit der Theuerung auf Vermehrung ver Eerbrechen h), andererfelis 
der guten Schulbildung auf Verminderung berfelben 22) (letztere freilich nicht ſowol vermittelſt 
einer abſoluten fittlichen Beſſerung, fo ſehr eine ſolche zu wünſchen wäre, als vielmehr vete 
mirteift beſſerer Befählgung, den Lebendunterhalt erwerben zu können). 

Eine aufmerkſame Prüfung der flatiftifchen Ergebniffe führt und zu der Wahrnehmung, 
daß eine Regelmäßigkeit In der Zahl der meiften Erſcheinungen obiwaltet, welche in Exflaunen 
feßen muß. „Auch diejenigen Handlungen”, ſchreibt Duetelet 2%), „welche abfolut Ausflüffe 
der menfihlichen Willensfreiheit zu fen feinen, unterliegen nichtsdeſtominder ebenfalls be⸗ 
Rimmten Gefegen: Es gibt gewiß feinen Act im Bereiche des menſchlichen Handelns, bei wel⸗ 
dem ver freie Wille unmittelbarer fich bethätigt als bei ver Verheirathung.“ Und doch bewei⸗ 
fen die Givifftandsregifter eine Stetigfeit der Zahl der Trauungen, die weniger Abweichungen 
ergibt, als bei ven Todeöfällen eintreten. Noch weit mehr aber fegt die Thatſache in Erfaunen, 
daB ſelbſt ſolche Erſcheinungen, die man naturwidrige nennen moͤchte, in ſtets glei bleibendem 
Verhaͤltniß wiederkehren. „Der weniger als 30 Jahre zählende junge Mann, der eine mehr als 
ſechzigiährige Frau heirathet, war doch ſicherlich weder durch ein Verhängnig noch durch blinde 
Leidenſchaft getrieben; ex befand ſich im Falle, feinen freien Willen im vollſten Umfang aus⸗ 
zuühen; und dennoch kam er dahin, dieſem anbern Budget, das nad) ben Gebräuchen und Be: 
dürfniffen unfers Geſellſchaftsorganismus geregelt ift, feinen Tribut zu entrichten; und diefe 
bubgetmäßigen Steuern werben mit größerer Negelmäßigfeit abgetragen als jene, die man 
an bie Staatokaſſe zu leiften Hat... .. Mit den Verbrechen verhält es ſich ebenfo, und fie ziehen 
alljaͤhrlich die gleiche Geſammtſumme von Strafen nach ſich“ (unter Einwirkung folder Um⸗ 
Hände, wie Theherung ober Wohlfeilheit, tie ja aber auch bei ver Geburts- und Todeszahl in 
gleicher Weiſe ſich geltend maden). „Diefelbe Gleichmäßigkeit läßt ſich bei den Selbſtmorden 
beobachten; bei den Selbfiverftünmelungen, um fi der Gonfeription zu entziehen; bei ven 
Summen, welde in den öffentlichen Spielhäufern gefegt werben; ja fogar bei den der Poſt 
Übergebenen, ſchlecht adreſſirten, deshalb unbeftellbaren Briefen. Mit Einem Wort: es ver= 
läuft Alles barayf, als ob die verfhledenen Claſſen von Thatſachen rein von phyflihen Urſachen 
berrührten.“ 5 

Vu. Eine beſtimmte Anzahl Einwohner von verſchiedenen Altersjahren hat für den Staat, 
auch unter fonft gleichen Berhältniffen, öfonomifch nicht den gleichen Werth. Die Erziehung 
jedes Kindes erheifcht einen anfehnlichen Koftenaufwand. Erſt in jpätern Jahren gelangt «6 
zur Arbeitsfägigkeit. Abgefehen von ven Rückſichten der Humanität, liegt es daher im ökono⸗ 
miſchen Intereffe, dahin zu wirken, daß möglichft wenig Kinder fterben, weil mit ihrem Able⸗ 
ben das auf ihre bisherige Erhaltung verwendete Capital verloren geht; deshalb dahin zu 
wirken, daß fie ein höheres Alter erlangen, in wekchem die für ihre Erziehung verausgabte 
Summe fi verwerthe, — in welden Alter fie probueiren können, um wieder auszugleichen. 
Se höher das mittlere Alter der Bevölkerung eined Landes fich ftellt, deſto vorcheilhafter if das 
Berhältnig (ohnehin hat man nichts weniger zu fürchten, als zu viele reife zu befommen). 

"In diefer Beziehung fällt im modernen Staat ein Moment immer ſchwerer in die Wag⸗ 
ſchale. Wir meinen die heillofe Wirkung der Eonfeription, daß ganze Waffen der jungen Män⸗ 
ner beftimmt werden, fi jenem gezwungenen Heerbienfte durch Auswanderung nad} fernen 
Erdtheilen zu entziehen. Diefe Emigration hat bereits in manchen Gegenden eine wahrhaft 
entſehliche Ausbehnung erreicht, und es läßt ſich nicht verfennen, daß fie zunimmt mit der Er⸗ 
hoͤhung des Selbftbemußtfeind des Volkes. Schlimme Berichte aus Amerika halten die Aus: 
mwanderung momentan auf, aber immer beginnt biefelbe von neuem, und zwar, fobalo wir 
längere Zeiträume zufammenfaffen, mit immer gewaltigerer Steigerung. In. einzelnen Lands 
Halten, wie der bairifchen Rheinpfalz (f. den Ziffernnachweis im Art. Baiern, hat 
der Fortzug der gefunden und fräftigen jungen Männer bereits ejne ſolche Ausdehnung er⸗ 
langt, daß, bei längerer Fortdauer, fogar eine furchtbare phyſiſche Verſchlechterung der gan⸗ 

n Bevölkerung die Folge fein müßte. Aus dieſem wie aus mandem andern Grunde ift Abs 
Gaffung bes Syſtems der ſtehenden Heere unrsErſetzung deſſelben durch Schaffung einer ' 


31) Hier nur ein Beifpiel, In England zählte man 
« 1853: 27,057 Derhaftungen; der Duarter Weizen Foflete 53 Schill. " 
1854: 29,355 w > Pr rn ». 172. TBence. 
32) In Frankreich ergab fi in den Jahren 182650, daß elf Zwölftel der wegen eigentliche 
hen Angeflagten nicht im Stande waren, gut zu leſen und zu ſchreiben. ‘ 
33) In der Abhandlung „De linfluence du fibrs arbitre de l’homme-sur les faits sociaux". 


Benittrenuig 13 


tüdtigen, wohlerganifivten und. woßfgeübten Miliz, nach dem achtunggebietenden Vorbilde ber 
Schweiz, ein dringendes Gebot. 

In Beziehung auf folhe Emigration, fowie in Beziehung auf Auswanderung überhaupt, ' 
foweit viefelbe wol gar von Stuatd: und Gemeindewegen mit eigenen Koften betrieben und ber 


* fördert wird, empfehlen wir bie (mit geringen Modificationen auf beide Momente anwend= 


bare) treffende Bemerkung des ſächſifchen Statiftiferd Engel: „Das durch die Individuen 
des Volks repräjentirte Gapital ift bei weitem das beträchtlichſte im Stantr; und das in der 
lebenden Generation ruhende Erziehungscapital überfteigt weit die Summe aller übrigen Ca⸗ 
pitalien. Jede Verfümmerung der phyiifhen Befchaffenheit‘ (und jede Verminderung) „ver 
Bevölkerung, der Hätte entgegengewirft werben können, ift eine Verſchwendung · des tbeiften 
Capitals, dev Intelligenz und der phyſiſchen Kraft der Bevölkerung, und kommt einer abſoluten 
Capitalsvergeudung gleich.” 

"So kann es denn auch nicht gleichgültig fein, in welchein Berhäliniß die verſchi⸗denen 
Alteröclaflen «bei der Gefammtbevölferung repräfentirt ind. Wir falten daher nachſteheude 
Notiz ein, obwol wir nicht alle Ziffern für gleich verläffig erachten. 4) Auf je eine Million 
Einmohner fommen in 


. en den Rleden gergien: Gtankreich: Gardinten: Dänemark: Cdhweden: y,frnhren: 
(1846) Ktesl) - (1848) (1860) (1850) t 2 
unter, 20 Jahren, 426,583 415,713 361,130 428,414 451,173 
davon unter 5 Jahren: 112,715 117,231 , } i 
Zwiſchen 20 und 503. 414,967 416,129 435,653 417,244 418,588 412,229 407,354°°) 
„un 603. 81,468 79.726 101,722 771,674 78,790 83,170 68,563 
über 68 Jahre 76,992 88,432 101,495 71,602 87,657 78, 187 73; 910 


Boubin nimmt folgende durchſchnittliche Verhältnißzahlen an: Bon 100,000 Individuen 
Wi 33,199 unter 15 Jahren, 


58 
& 
& 


9 zwiſchen 15 und 20° „ N 5847 zwiſchen 40 und 45 Jahren 
* Ss „20,235 „ 5296 „ 45,50 „ 
8264 „25,30 „ 476 „ 5050, 5580, 
135 „ 30,35 „ 3489 „ 55. 60 „ 
6524 „ 35.40 „ 7684 „ 60 und darüber. 


Die Zahl der Individuen unter 15 Jahren ſchwankt zwiſchen 36,047 in England und 
27,307 in Frankreich. „Indeſſen verbient dieſe Iepte Vergleichungs zahl wenig Vertrauen, da 
die Altersaufnahme in Frankreich im Jahre 1854 ein Widerfiteben fand, das deren Genauig⸗ 
keit compromittirte.”” Die Staaten, welche nad England die meiften Individuen unter 15 Jah⸗ 
ven zählten, find: Preußen mit 34,711, Sardinien 34,210, Dänemark mit den Gerzogthüs 
mern 34,001, Sadfen 33,388, "Steiermark 32,850, Belgien 32,500. Was alte Leute 
von 60 Jahren und darüber betrifft, fo würbe man, wenn man ber Aufnahmevon 1851 Glau⸗ 
ben ſchenken dürfte, deren ebenfalld die meiften in Frankreich finden, nänlid 40,149 (auf je 
100,000 Menfgen.) Die legte Stelle in der Reihenfolge nimmt Preußen ein, mit5979. Das . 

zwiſchen ftehen: Belgien mit 8690, Dänemark 7485, Sarbinien 7160, Steiermark 7240, 
—2 7136, England 7 123. 20) 
In dem Deutfäen Zollvereine ergab die neuefte Aufnahme folgende Geſammtzahlen: 


h Gil: mititat: 
Männer und Zünglinge über 14 Jahre 10,517,938 27741  ° 
Weiber und Zungfrauen „nn. 1,166,006 26,920 
Knaben unter . ' — 5,375,195 414,158- 
Mäpden FRE 5,326,701 14,042 


Eine befondere Beachtung verdient au die Scheidung der Bevölferung nach Glaffen und 
Ständen. Die ſtatiſtiſchen Notizen, welche man darüber befigt, beruhen aber eineötheils auf 
fehr ungleichen VBoransfegungen bei der Aufnahme, anderntheils leiden fie an fih an großer 
Ungenauigkeit. Folgende Zufammenſtellung ann daher nur in fehr befhränktem Maße ale 
tihtig angenommen werden. Die Geſammtbevoͤlkerung vertheilt ji nach Procenten: 


" 34) Nach dem et ‚Journal des Economistes” (Juli 187. 
35) Irland: 
. 36) „Dictionnaire de l’&conomje politique.“ Art. „Population“... 


® 
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. dere Gewerb Gandeltrei« Liberale 


bauer treibende bende jewerbe arte‘ 
Belgien, 1846 51a 3hı 66 63 36 
Preußen, 1849 4 25 2,8 (14 Proc. treiben Aderbau ald Nebengewerbe) 


Sachfen (nah Engel) 31,6 51,5 4,(faſt 17 Proc. Handarbeiter, 8,1 Proc. Gefinde) 
——— 


Baiern, 1840 65,4 "25,6 ; j 
England und ShHotlland 26 43,5 (13 Proc. nichtlandwirthſchaftlicht Lohnarbeiter) 


Bei England und Schottland iſt nur die männliche Bevölkerung über 20 Jahre, und zwar ohne 
die Flotte, in Rechnung gebradit. 

In Frankreich Hatte man 1851: 56,87 Broc. Aderöleute, 27,67 Induſtrie (ſammt Handel), 
41,16 „liberale Gewerbe “ (worimter Eigenthümer, Rentner, Beamte, Arzte, Künftler u. |. w.), 
2,10 Dienftboten, 2,18 Arte, Gewerblofe u. ſ. w. 

VHL Bon-den allgemeinen Verhaͤltniſſen zu denen der einzelnen Nationen und Staaten 
übergehend, drängt fich.vie Bemerkung anf, wie es an fi am naturgemäßeften wäre, wenn 
jede Nation mit der Gefammtzahl ihrer Angehörigen, hingegen ohne Beimifhung anderer 
Voͤlkerſtämme, für ſich einen Staat bildete. „Beobachtung lehrt, daß den verſchiedenen Haupt⸗ 
racen des Menfchengefchlehts nicht nur eine äußerliche und phyſiſche Verſchiedenheit von der 
Natur gegeben ift, fondern daß auch die geiftigen Eigenſchaften derſelben auffallend und be— 
fländig voneinander abweichen. Selbſt unter ven Spielarten der Hauptgattungen Witt noch 
eine bedeutende Abweichung der geiftigen Anlagen hervor. Man werfe nur einen Blick auf bie 
Verſchiedenheit des Nationalharafterd und Geifles unter den europäifchen Völkerſtämmen. 
Daß dieſe Verſchiedenheit aud ihre Wirkungen auf dad Staatsleben hat, verfteht ſich von felbft, 
und daraus geht: denn auch die Nothwendigkeit hervor, die äußern Einrichtungen den Bepürf- 
niſſen, Fehlern und Tugenden des Volksgeiſtes beſonders anzupaſſen. Natürlich kann die Ab⸗ 
weichung in ben Einrichtungen nur eine untergeorduete fein, wenn auch die Modification der 
beiden Sinneöweifen unbeveutend ift; allein gewiß ift, daß die ganz unveränderte Übertragung 
der ſämmtlichen —— eines dem Stamme und ſomit der Art nach verſchiedenen Volks 
immer mehr oder weniger Nachtheile zur Folge haben muß, und zwar um fo größere, je mehr 
die Anftalten ven Anfichten und Bedürfniſſen des fle zuerft errichtenden Volkes völlig gemäß 
find. Allerdings ift e8 möglich, daß fidh der Sinn des Volkes nad ven ihm gewordenen fremde 
artjgen Formen nad) und nad) umbildet, und daß fomit die anfänglich nicht genügende ober 
verletzende Einrichtung mit der Zeit allen Foderungen entfpricht, und ed mag daher bei ver 
Nachahmung einer in der Hauptſache paſſenden und vorzüglich fremden Gefeggebung über das 
anfängliche Misverhältniß in der Hoffnung einer baldigen Anvaflung weggegangen werben: 
allein dies iſt keine Wiverlegung, fondern eine Beftätigung des obigen allgemeinen Satzes.“ 
Rob. Mohl.) Eine foldhe Abgrenzung der Staaten , genau und ausſchließlich nach einerNationa= 
lität, gibt es ficeng genommen nirgends. Entweder find Theile eined Volkes von deſſen Haupt⸗ 
ſtamm losgeriſſen, oder e8 find Angehoͤrige anderer Stämme mit demſelben vereinigt. Im Gan— 

. zen tftes jedoch den europäiſchen Hauptoölfern feit den Ende des Mittelalter gelungen, ji zu 
einer ftaatlihen Einheit zu entwideln. Nur zwei unter ven Gulturnationen, und darunter gerade 
die zahlreichſte von allen, bilden zur Zeit noch traurige Ausnahmen: die Deutfhen und bie 
Staliener. Sie allein befinden ſich noch im Zuftande vollftändiger nationaler Zerriffenheit, ſo⸗ 
daß eine diplomatiſche Kurzſichtigkeit beinahe von beiven fagen kann, was Metternidy im Jahre 
4847 bezüglid) der Italiener geäußert hat: es gibt kein „Deutfcland‘‘ und fein „Italien“, es 
find dies nur „geographifche Glaffificationen”‘. Als ob das tiefe menſchliche Gefühl der Natio= 
nalität fofort in der Bruft eines Jeden zum Verlöſchen gebracht werben könnte mit ein paar 
Federſtrichen, welche die Diplomatie einft auf einem Gongreffe nah Gonvenienz, Launen und 
ſelbſt Gorruptionen fo oder anders über die Lanpfarte hinführte. (ALS ſtaatlich abfolut auß: 
getilgt möchte man die polniſche Nation anfehen.) — 

Keine der beſtehenden europäiſchen Großmächte beſteht blos aus Angehörigen einer und 
derfelben Nation. Am günftigften ift das Verhältniß in Frankreich. Nur ein Eleiner Theil des 
franzoͤſiſchen Stammes gehört nit zu dem Hauptflaate; getrennt von demfelben find nämlich 
nur die Eleinere Hälfte der Belgier (die größere Hälfte ift veutfch), die Savoyarven, Bewohner 
von Nizza und der Fleinere Theil ver Schweizer; während wir hingegen mit Frankreich verei= 
nigt ſehen: mindeſtens anderthalb Millionen Deutſche (in Elſaß und Deutich = Lothringen), 
über eine Millton Kymren (Bretonen), eine Drittelmillion Italiener (&orficaner), 130000 
Basken, dann Angehörige ver faft überall verbreiteten Juden, . 
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Lines vortheilhaften Verhaͤltniſſes erfreut fich auch der britiſche Staat, ganz beſonders be⸗ 
gänftigt durch feine infularifche Lage. Kein Theil des englifhen Stammes gehorcht in Europa 
einer fremden Staatögewalt (natürlich abgefehen von einzelnen Ausgewanderten). Der Unter: 
fchied zwiſchen Engländern, Schotten und Galen bilvet fein Hinderniß höherer ſtaatlicher Ent⸗ 
widelung Anders die Irländer. Die ungeheure Emigration in der Neuzeit (mol zwei Milio- 
nen Iren verließen ihre Stamminſel) wird aller Wahrſcheinlichkeit nach das allfeitige Überge- 
wicht der englifchen über die celtifche Nationalltät aud) für Irland entfcheiven. v 

Der ruſſiſche Zar Herrfcht „Über 100 verſchiedene Völkerfhaften”, und in pem unger 
heuern Reiche werben wenigftens AO verfchiedene Sprachen oder Mundarten geſprochen. Darin 
liegt nun aber an fid) feine Stärke, vielmehr eine Schwäche. Allein entſcheidend ift im gegebe⸗ 
nen Falle der Umftand, daß das Hauptvolk, die Großruffen, ein gewaltige numerifches Über- 
gewicht über alle andern Stämme des Reiches befigt; von den 62 Mill., melde der Staat 
umfaßt, find gegen 32 Mill. Großruffen, an melde ſich überdies über 11 Mill. Kleinruſſen 
(Ruthenien), und 34, Mill. Weißruſſen anſchließen. Als weſentlich verſchieden von ihnen er 
feinen 7 Mill. Bolen und Lithauer, und gegen 600,000 Deutſche; ferner 24, Mill. Tata— 
ren, 3%, Mill. Sinnen und Letten, 2 Mill. Gruſier nd Armenier, 41%, Mill. Juden u. f. w. 

Preußen, das man fo gern als vollftändig deutfhe Macht betrachtet, umſchließt doch 
2%), Mill. Slawen (abgejehen von 160,000 Lithauern). \ 

Weitaus am ſchlimmſten iſt das Verhältnig Oſterreichs. Es ſtellt gleichſam ein Europa 
im Kleinen dar. Dieſer Staat, ein Conglomerat äußerſt verſchiedener Volkerſchaften, vermag 
es nicht, als der Repräfentant irgendeiner beftimmten Nationalität fih zu geriven. Das 
deutſche Element iſt allerdings das herrſchende, feine Angehörigen bilden aber nur wenig mehr 
als ein Biertheil der Gefammtberwölkerung (7,870,000 unter 36,400,000). Ein gemwaltiges 
numeriſches Übergewicht befigen bie Slawen (14,800,000); allein nicht Oſterreich, ſondern 
a erfcheint ald Vertreter des Panſlavism; und zudem finden wir die ſſawiſchen Stämme 
in Ofterreich ſelbſt wieder in hohem Grade getrennt (5,850,000 Gzehen, 2,940,000 Ruthe⸗ 
nen, 2,060,000 Polen [Balizier], 1,430,000 Serben, 1,330,000 Kroaten, 1,170,000 Slo⸗ 
menen u. f.w.). Dann kommen die Romanen, faft 6 Mill., worunter die Staliener mit 
5,200,000;; ferner die Magyaren niit nahezu 5 Mill. (4,866,000). Selbſt die Menge der 
Juden (706,000) iR ungewöhnlich groß. Unter Verhältniffen, wie fie in Ofterreich obivalten, 
werden auch alle Amalgamtrungdverfuce der Hauptſache nach erfolglos bleiben. Hat doch ſelbſt 
in’jenen Zeiten, in welchen vie Sieger vor feinem Mittel der Gewalt zurückſchreckten, die Natio- 
nalität der Unterworfenen mur felten ausgetilgt zu werben vermocht. Um mie viel weniger fann 
jet in Mitteleuropa das Verwiſchen von Nationalitäten gelingen, deren Angehörige (mie die 
Staliener, die Magyaren, felbft die Slawen) von Selbſtgefühl und Selbſtbewußtſein erfüllt find! 

. Gegenüber den in dem ebengenannten Reiche hervortretenden Erſcheinungen muß eineigen= 

thümliches Gefühl entftehen, wenn man auf die kleine Schweiz blict, in deren engen Marken 
Angehörige dreier Gulturnationen — nicht nad) einem Eroberersdietate, fondern — völlig 
frei vereinigt erfheinen. Die höchſten Gebirgszüge des Erdtheils und ver gewaltige Unterſchied 
der Sprade und der Religion bilden fein Hinderniß der Vereinigung, ohne daß es irgendeines 
Zwanges bedürfte. Es ift wol das ſprechendſte Kennzeichen, wie. wenig die ſtaatlichen Zuftände 
der Stammnationen (der Deutſchen, der’ Branzofen und Italiener) befriedigend find — 
wenn wir hier Angehörige derfelben erblicken, welche, in unbefangener und richtiger Würdl⸗ 
gung der Verhältniffe, fi in dieſem Bunde glüdlicher fühlen ald in einer Vereinigung mit 
ben großen Stammnationen. Nicht die Schweizer, fondern ausſchließlich und ſelbſt und unfere 
Buftände haben wir in diefer Beziehung anzuflagen. Und warum wollen heute die Holländer, 
bie deutſchen Belgier, ja fogar Die Elſaßer, nichts wiſſen von einem Anſchluſſe an Deutſchland? 
Bei den legten waltet offenbar eine Nachwirkung aus frühern Zeiten, melde felbft durch die 
mehr als jänmerliche Gegenwart noch keineswegs vermifcht zu werben vermochte. $ 

Wir unterlafen es, in theoretiſche Erörterungen einzugehen über die wünſchenswerthe 
Größe der Bevölkerung eines Staats. Ohnehin laffen fih, nad unferer Anficht, Allgemeine 
Regeln darüber kaum aufflellen. Überall machen ſich mit entſcheidender Macht die.eigenthümz 
lichen und befondern Verhältniffe geltend. Daß auch kleine Vereine die Höhern Ziele des ſtaate 
lichen Lebens erreichen können, beweiſt vielfach die Schweiz, deren größter Canton noch nicht 
einmal eine Halbe Million Menfchen umfaßt. Zu viel Größe, zu viel Gentralifation werben bie 
Macht eined Staats nach außen erhöhen, aber wahrlich nicht das eigentliche Glück feiner Be— 
wohner begründen. In welchem überaus unbefriedigenden Zuſtande befinden fi die Fran 
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zaſen — in welchem Zuſtande erblisfen wir ihre Dörfer, ihre Heinen und Mittelfläbte, ihre im 
allen Stüden an das „Regieetwerben von Paris aus‘ gewöhnte Einwoßnerihait, Wie gautz 
anders ift es bei den an Übung des Seligovernment gewöhnten Briten. Was aber fünnte 
Deutſchland fein bei einer feften Binigung im Nothwendigen und bei freier Cutfaltung der 
einzelnen Stämme in allen einer Eentralifation nicht bedürfenden Dingen, und dies ſowol ohne 
die Kleinflaaterei von Kiechtenſtein und Reuß⸗; Greiz⸗Lobenſtein, wie ohne dad Zuſammenwerfen 
beterggener Elemente in manchen der Einzelftaaten, in denen ein Stamm über den andern 
Herricht, flatt daß alle deutſche Volkerſchaften, nad ihrer wirklichen Eigenthümlichkeit abge: 
grenzt, gleichberechtigte Glieder derſelben Nation jein jollten. 

Auch die Eintheilung der Bevölkerung nah Beſchäftigungelaſſen verdient Beachtung. 
Unleugbar hat man bald dem Ackerbau, bald dem Fabrikweſen eine allzu ausſchließliche Wichtig⸗ 
keit beigelegt. Doc auch über das zweckmäßigſte Zahlenverhältniß der einzelnen Beſchäfti— 
gungsclaſſen laſſen ich nur wenig allgemein richtige Normen aufflellen ; auch hierbei ent= 
ſcheiden zu ſehr die beiondern Verhättnifle von Land, Volk, geographiſcher Lage, Neigung, Ge— 

- wöhnung und Anlage der Stämme. Die allgemeinfte Regel, die wir empfehlen möchten, ift: 
Befreiung aller Claſſen und aller Stände von den Befleln, welche eine freie und naturgemäße 
Gutwidelung erſchweren und hemmen. Nur muß der Grundſatz gleichmäßig in allen Bezie- 
Hungen durchgeführt werben, um nicht 3. B. einen Theil ver lantwirthſchaftlichen Bevölkerung 
künſtlich dem Gerverböwefen zuzutreiben (mie es 5.8. in Baiern durch die Geſetzgebung von 
41825 gefhah, welche den Gewerbsbetrieb, wenn auch unter polizeiliher Bevormundung, doch 
in gewifler Beziehung freigab, und zu diefer Beſchäftigungsweiſe jenen Theil der jungen Land 
leute lodte, denen die feftgehaltene Untheilbarfeit ver Grundſtücke eine bäuerliche Ernährung, 
erſchwerte). 

Eine Aufzählung dev Schriften über Bevölkerung und mas damit zuſammenhängt, unter⸗ 
laſſen wir, zumal weil, um nur einige Vollſtändigkeit zu erlangen, ganze Seiten von Bü— 
cher⸗ und Brojhürentiteln gegeben werben müßten. Ohnehin haben wir die bedeutendſten Lei⸗ 
Hungen ſchon bei Beſprechung ber einzelnen Hauptpunfte angegeben. 

Wenn wir es vorzogen, mehr bei ſtatiſtiſchen Ihatfachen zu verweilen als bei theoretiſchen 
Aufftellungen und Unterftelungen, fo wird ſich dieſes Verfahren wol von felbft rechtfertigen. 
Nur auf Grundlage der Statiftit können die bezüglich der verſchiedenen Populationsverhält- 
niſſe auftauchenden mannichfachen Fragen eine verläfftge Loͤſung finden, In den meisten Hüllen 
exgibt ji die Antwort von felbft, ſobald man jih nur nes flatiftiihen Materials verjigert. 
Wird dieſes verftändig benugt, fo zerfallen auch gar mande Befürchtungen, Hypothefen und 
Theorien, mit denen ein dem Xeben entrücter Doctrinarismus ſich (zumeilen fogar völlig ge= 
genftandslos) in langen und breiten Erörterungen abmühte. G. F. Kolb. 

Bevollmachtigung ober Maudat iſt der ebenſo wol im voöͤlkerrechtlichen und ſtaatsrecht⸗ 
lichen als im Privatverhaͤltniß vorfommende Contract, durch welchen Jemand einem Andern den 
Auftrag gibt, ſeine Geſchäfte zu beſorgen, und dieſer die Beſorgung zu übernehmen verſpricht. 
Das Roͤmiſche Recht behandelte mit Recht dieſen Vertrag als einen beſondern perſönlichen Treu— 
vertrag, durch deſſen abſichtliche Verletzung alſo der Vollmachtgeber und der Bevollmächtigte ſich 
die Infamie zuzogen. Damit hing dann zuſammen, daß bei dem Mandat die Dienſte des Be— 
vollmachtigten nicht mit einem Marktlohn bezahlt wurden, ſonſt ging das Geigäit in einen Mieth⸗ 
vertrag über, ſondern unentgeltlich waren, oder nur durch einen Ehrenſold, Honorar, gelohnt 
wurden. Der Bevollmächtigte mußte feine Vollmacht treu und, wegen des perfönlichen Ver⸗ 
trauens in ihn, perſoͤnlich und ganz erfüllen und verpflichtet und berechtigt alddann den Mau⸗ 


£ dauten auch in Beziehung auf Dritte. Er muß ferner Das, was er für den Bollmachtgeber ein⸗ 


nahm, herausgeben und ihm Rechnung ablegen. Der Vollmachtgeber muß das Gonorar und 
alle für das Geſchäft redlich verwendete Koften mitZinfen erfegen und den Bevollmächtigten von 
den übernommenen Verbindlichkeiten befreien. Eine befondere Art des Mandate hat der Staats⸗ 
diener, wovon in den Art. von Staatsdienſt und den Gefandten, in Beziehung. auf welche 
kegtern die Gigenthümlichfeit der Ratification bereits im Art. Beſtaͤtigung abgehandelt wurde. 


Welcker. 
Bewaffnungsrecht, ſ. Waffen: und Wehrhoheit. 

Bewegungs oder Fortſchritts partei und —E oder Neactionspattei. 
Fortſchritt und Reaction find die zwei allgemeinſten Haupterſcheinungen, dio wir im Leben der 
Voͤlker beobachten. Sowol die Gründe wie die natürlichen Gefege und die Bernunftfoberungen 
für dieſelben verbienten wol tiefer und allfeitiger erforſcht und Dargeftellt zu werben, ald es Sie: 


Wirwegungägehti 7 
her gefſchehen iſt. Auf ihrer richtigen Auffeflung beruht das Verſtaͤndnis der Geſchichte und bes 
Staatslebens und ihre richtige Vehandlung daher ſich auch die Artikel Über beide mit ihnen bee 
ſchäftigen müffen. ‚Hier koͤnnen nur einige allgemeine Getöpunfte hervorgehoben werden. . 
Die allgemeinfte Bernunftfoperung für das Leben der Menjchen ift gewiß ver Fortſchritt. 
Gine fortſchreitende Entwickelung und Bervollfonnmnung, eine höhere ber nachfolgenden &er 
ſchlechter als die der frühen, und ein freie Streben nad) einem Ideale Höhrrer Vollkommen— 
heit — diefes bildet gerabe Den eigentlichften Vorzug ver Menſchen vor den Thieren. 
darf dieſes Streben nach Fortſchritt nie aufhören, weil dad Biel ein unendliches iſt, weil iwir ber 
höchften Vollkommenheit ynd immer mehr annähern muͤſſen. Jede wahre Stillſtands⸗ und Rteae⸗ 
xiondpolitif erhält auch zugleich dadurch ihr Todesurtheil, weil der Stillſtand unvermebalich zum 
NRüdgang wird. Nur das höhere Streben Hält die Höhern Kräfte lebendig und in der Borhem- 
ſchaft über die niedern finnlihen Kräfte. Dieſe kommen ohne jened Streben alsbald zur Hert— 
fchaft und führen zum Untergang. 

In Beziehung auf das Leben des einzelnen Menſchen mobifichtt ſich ver ſtete Fortichritt duch 
die allgemeine naturgefegliche Erſcheinung, daß nach einem gewiſſen Lehendakter fein Tod ein⸗ 
tritt, daß feine Organe, ſelbſt die für die freie Bewegung des Geiſtes, nad) einer gewiffen Lebens⸗ 
dauer altersſchwach, kraftlos, unbeweglich werden, und daß alſo feine geiſtigen Errungenſchaften 
nur durch Mittheilung an Andere ſich weiter entwickeln können. Bei ven Voͤlkern ſehen wir 
allerdings eine ähnliche Erſcheinung, wenigſtens bisher in einer großen Allgemeinheit. Fur ihr 
Leben bilden die Volls⸗ und Staatseinrichtungen, Familie, Gemein®, Kirche, Schule, Ver— 
faſſung, Gefeggebung u. ſ. w. die Hauptorgane, deren Verderbniß wir als die nächſten Urſachen 

des Abſterbens und Untergangs der Staaten und Völker auſehen koͤnnen. Aber die Frage bedarf 
einer tiefen Erforſchung, und wird auch mit ihr ſchwer allgemein befriedigend zu loͤſen fein, ob 
für die Voͤlker ein ebenſo allgemeines Naturgefeg des ſchwächer werdenden Geiſtesalters, des Ab- 
ſterbens und Untergangs befteht wie für bie Einzelnen. Mit ven Chriſtenthum Hoffen mir eine, 
nicht wie Die Heibmifchen Religionen dem Untergang geiveihte, fondern eine ewig frifche Duelle ber 
hoͤchſten göttlichen Lebenskraft für menſchliche Vervolllommnung und Gultur zu befigen. Durch 
die allgemeine Freiheit und fittliche Erziehung und Bilvung ſelbſt anferer unterften Bolföclafien, 
im Gegenſatz des verborbenen Pöbels der Sklaven und Freigelaſſenen, befigen wir and) die vhy⸗ 
fiſchen Grundlagen einer fleten Berjüngung unferer höhern Vollöckaffen und anferer Verfafſim⸗ 
gen. Die viel größere Allgemeinheit der Arbeit, diefes großen Elements ber Sittlichkeit und 
‚Küchtigkeit bei unfern germanifchen Völkern, ift auch eine Bürgſchaft für ihre längere Dauer. 
Was alle diefe unfere beſſern Eigenthümlichkeiten unter glüdlichen Bedingungen leiften können, 
um unfereBölfer vom Untergang zu erretten, darüber ift noch nicht entſchieden. Jedenfalls aber 
bleibt und die Aufgabe, alle gürftigen Verhältnifle und Mittel zu immer höherer Vervollkomm⸗ 
‚nung umd zu moͤglichſt langer glädlicher Lebensdauer unferd Volks forgfältigft zu benugen. 
Betradgten-wir indeß den bisherigen weltgeſchichtlichen Gang des Völkerlebens, fo können 
wir freilich das Naturgefeg der Entwickelung des irdiſchen Lebens, Keimen, Aufblühen, Reifen 
. amd Abfterben auch bei Völkern und Vblkerſyſtemen bemerken. Und an der Stelle des abfterben- 
"yon Lebens erblüht dann meiſt neues Leben mit aus ven Elementen bed frühern, fo z. B. des 
griechiſchen und roͤmiſchen Culturlebens. Wir dürfen unfererfeits nur nie das Streben nach 
Fortſchritt und die Hoffmmg des Sieges Über dad Abſterben aufgeben. 

Zugleich aber bemerken wir in dom Leben ver Voͤlker und Staaten auch innerhalbihres 
beſtimmten Lebens nicht blos einen Fortſchritt der Entwickelunzsſtufen ſondern auch ein 
häufiges Wech ſehn zwiſchen Fortſchritt und Rückſchritt, ähnlich ven. Wellenſchlägen 

bes Weltmeers. Die Raturphiloſophen, jo namentlich Goͤrres, haben viefes oͤfter als ein abſolut 
allgemeines, von dem freien Verhalten der Bölfer und ihrer Staatenlenker gänzlich unabhängiges 
geheimnißvolles Raturgefeg Dargeftellt. Derjenige Wechſel von fortfchreitender und rückſchrei⸗ 
‚tender Beivegung, welchen wir mit Sicherheit erkennen, hängt wenigſtens wefentlic; mit von bem 
guten oder nichtguten freien Verhalten dev Völker ab, und kannvft lange aüsgeſetzt fein, ſei es 
durch fletigen Kortfchritt und fletigen Stillſtand oder Rückſchritt, welcher legtere gewöͤhnlich aus 
dem Stiliftenn folgt. Auch können wir dic Gründe foldhen Wechſels deutlich nadweifen und aus 
den natürlichen Trieben des Volks im Staatsleben und aus der Ratur der Staaten erklären. 
Es iſt nämlich in der Natur der Staaten und in ben natliclichen Bedürfniffen der Völker in Bes 
giehung auf dieſelben begründet, einerfeits die Einheit, andererſeits vie Fr eiheit und das 
Berlirfaiß und Streben für beide. Die Einheit, bie damit "pecbunbeneOrbnang uͤnd ver Bufam= 
wenhalt und daß Streben fie find dem gefuaben Urtheil und Inſtinct geitteter Nationen nady ihnen 
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: zbenfo weſentlich und theuer, als die Freiheit, da ja ſelbſt ebenfo gut wie ver allgemeine Mole 

ſtand die Gultur und Sittlichkeit ohne Einheit und Ordnung zu Grunde gehen würden. Davon 
ſcheinen viele Liberale, vollends die Rothen und die Anargiften, vie und 1848 die glüdliche Me- 
form des Vaterlandes zerflörten und unfern Fortſchritt in Reaction vertuanbelten, feine Ahnung 
und richtige Borflellung zu haben. Die Kreiheit aber, diefe ander: Grundbedingung des Forts 
ſchritts der Völker, ihrer Cuitur und ihres Wohlſtandes, dieſe Grundbedingung eines even Män⸗ 
nerfigges und glücklichen Lebensbewußtſeins und der hoͤchſten Kraftentwickelung, dieſe Freiheit, 
die hellige Achtung für ſie und für ihre Rechtsgrundſätze, fie find nach dem gefunden Urtheil und 
Inflinct aller gefund entwidelten Männer und Bölfer, mindeſtens für alle zur Freiheit erwachten 
WVoölker ebenfo nothwendig und heilig wie die Orbnung und ihre Träger. Davon haben freilich 
viele dem Volksleben wie ver hoͤchſten Bildung entfremdete, durch Kaftengeift verblendete, viele aus 
Gigentiebe und Beifleöträgheit in die Abhängigkeit der Hofgunft verfuntene Hörige und Treu= 
bünbler feinen Begriff. Sie nehmen daher auch feinen Anftand, unfern Anardiften und Rothen 
zum ſchönen Wechſelſpiel anarchiſcher und reactionärer Orgien, welden wir auch nach 1848 wie 
der verfallen feinen, huͤlfreich vie Bruderhand zu reichen. Aber fie fahren erſchreckt und entrüftet 
auf, wenn aus dem freien England, wo jene Überzeugung von der Weſentlichkeit und Heiligkeit 
der Freiheit auch die Höchfte Ariſtokratie durchdrungen hat, ein kräftiger Ausdruck derſelben ertönt, 
fowie neulich-aud dem Munde Lord Derby's. Er fagte (f. „Allgemeine Zeitung“, 1858, Nr. 40): 
‚Richt um Alles in der Welt, nicht um das Leben von zwanzig Monarchen würde ich das Afyl- 
recht Englands ſchmaälern oder irgendein Verbrechen ohne den klarſten gerichtlichen Beweis ſtra⸗ 
fen laſſen.“ Gegenüber vollends dem furdtbaren Attentat auf die mächtige franzöftfche Majeftät 
und als Antwort gerade auf ihren Hülferuf erfcheint gewiß den meiften Deutſchen dieſe Art des 
Ausdrucks anftößig. Aber es war dad Toryhaupt Derby, dad Haupt des vorzugsweiſe royaliftis 
Then Theils der englifhen Ariftokratie, ein Mann von edler Bildung, gegenwärtiger und wahr⸗ 
ſcheinlich auch zufünftiger Minifter ver Königin von Großbritannien, welcher ſo ſprach, in dem 
ſtolzeſten Sige der erften Ariftofratie der Welt, im engliſchen Batrdhofe fo ſprach. Es veran: 
ſchaulichten alfo feine Worte auch wol nur unfern Sa, daß, während man anderwärts, z. B. jept 
in Frankreich, gegenüber dem Koͤnigsrecht und vollends gegenüber ver Gefährbung ſelbſt ded 
Lebens des Trägerd der Majeftät, Freiheit, Berfaflung, perſönliche Sicherheit der Bürger und 
ihre Orumdfäge nicht für legitim Hält, fondern wie elende Lumpen behandelt und preisgibt: 
nen Briten vielmehr die Freiheit und ihre Orunpfäge vollſtändig gleich Heiligend und 
tegitim find, wie das Königthum, welches ja ſelbſt ohne jene nicht würdig und dauerad 
befteßt. Wer fann fi) nun wundern, wenn in gereiftem Männerftolze ber Brite die entgegemfle- 
hende Denk⸗ und Handelöweife anderer Völker ald Unverfland und Gervilität gering fchägt! 
Sowie heutzutage diefer Gegenfag in der. Würdigung der Freiheit den größten Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen dem Sritifhen und vem veusfhen Volk bildet, fo begründet er insbeſondere auch ven größten 
Begenfag des britiſchen und deutſchen Adels. Allzu viele — gottlob nicht alle — deutſche Ade⸗ 
lige ſuchen reactionär ihren Abel in Kaftengeift und Privilegien. Die befiern engliſchen, 
jetzt auch die belgiſchen und piemontefifchen Adeligen ſuchen ihn in wirklicher Ariftokratie. Diefe 
fodert ſchon ihrem Wortbegriffe nad; politifhen Einfluß ald den von Beflern. Über dieſen aber 
entſcheidet in volföfreien Staaten das Volksvertrauen. Und biefes anerkennt und gönnt 
gern in feinen Wahlen und fonft erbadeligen Gutöbefigern ihre ſchon durch ihre natürlichen Ber: 
haͤltniſſe unterſtühzten Anſprüche, wenn ſie ſich nur von jenen unzeitgemäßen Schwächen des deut⸗ 
ſchen Adels freihalten. 

Bei der gleichen Nothwendigkeit von Freiheit und Einheit ſollte nun, ſowie ſeit längerer Zeit 
in England, ein fletiger gemejlener Kortfchritt ohne dftere heftigere Wechfel zwiſchen Fortſchritt 
und Reaction flattfinden. Aber bei der vielfach einfeitigen und unvollkommenen GEntwidelung 
eineß der beiden Hauptpole, bei dem Mangel ferner an gehöriger Reife und Bildung, bei ver Ein- 
feltigkeit deutſcher Radicalen und deutfcher Ariftofraten und unferer politifch Hörigen — bei all 
dieſem iſt in unſerer Geſchichte der neuern Zeit der periodiſche Wechfel zwiſchen Fortſchritt und 
Reaction fehr erklärlih. Eine Weile fiegt Die Richtung des Fortſchrits, wie fhon unter Fried⸗ 
rich und Jofeph und vollends feit der Franzoͤſiſchen Revolution. Dann aber entfteht ploötlich 
buch die excentrifhen Richtungen vie Gefahr für die Orbnung, und e8 erfolgt zuerſt in der all⸗ 
gemeinen beutfchen Demagogenriecherei und vollends durch die franzöfifche Napoleonifhe Unter: 
drückung die furdtbarfte Neaction. Gefühl und Bedürfniß der Freiheit führen ven Sieg diefer 
Freiheit durch die Freiheitskriege herbei. Bald aber erwachen bie eigenſüchtigen Triebe 
für die in der alten Ordnung der Dinge begründeten Gewohnheiten, Beſitzände uns 
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Bortheile, und, unterfikgt durch einige wirflid excentriſche Richtungen deutſcher Jünglinge, 
dur Sand’ und Löning’s Meuchelmorde und alsdann duch einen gemachten großen Ver— 
fhwdrungslärm in ganz Deutſchland, entfteht nun, mit der Angft der Bürger für die Ord⸗ 
nung und in Verbindung mit ber Negetion der Heiligen Allianz gegen ſpaniſche, portugie— 
fifhe und italieniſche Revolutionen, die neue furchtbare Reaction feit 1819. Der Abfcheu gegen 
bie Freiheitsunterdrũckungen biefer Reaction und neuauflebende Beftvebung für die Freiheit ruft 
mit ber Hülfe der Einwirkung der Julirevolutton Fortſchritte in dev Freiheit hervor. Excentriſche 
Richtungen für dieſe wie in dem Hambacher Feſt und der Frankfurter Aprilrevolution begünſti— 
gen aufs neue die Reaction. Ihre Excentricitäten wie der des Bundestags und der geheimen 
wiener Minifterconferenzen von 1834, und bie jet allgemein erwachenden Gefühle und Bebürf- 


 niffe ver Nation für die Freiheit geben diefer 1848 den Sieg. Aber die Excentricitäten unferer 


deutſchen Repubfifaner und Rothen erwecken in Verbindung mit den furdhtbaren Raub- und 
Morötheorien der franzöfifchen Rothen und Communiſten in Deutfchland ebenfo wie in Frank⸗ 
reich die Übertriebene Angft für die Ordnung. Wiederum fiegt alfo nur mit Hülfe der neuna= 
poleonifchen franzöftfchen Reaction auch in Deutfihland die renctionäre Richtung. Und wenn es 
nicht gelingt, wenigſtens ihre dad allgemeine fittliche und rechtliche Gefühl der deutſchen Nation 
kränkendſten Erſcheinungen, wie z. B. die in Holftein, Kurheſſen, Hannover, Luxemburg, wieder 
gut zu machen und folhen unerſättlichen Reactionshunger wie in Hannover zu ſtillen — wenn 
dieſes nicht gelingt und nicht freiwilliger Iegaler Fortſchritt wiedergewonnen wird, fo iſt der 
neue revolutionäre Wechſel wol an ſich wie ein richtiges Rechnungsexempel unbeftreitbar und 
nur noch bie Zeit und die Gelegenheit ungewiß. 

Aus diefen Andeutungen geht nun wol fo viel hervor, daß es für eine verftändige Politik als 
Regel gelten muß, in einer gefunden Entwirkelufg und höhern Vervollkommnung fletig fortzu= 
fehreiten, namentlich auch in einer alffeitigen immer vollkommenern Entfaltung ber Breigeit, in 
gleihmäßiger Verbindung und Durhbringung derfelben mit der Einheit und Orbnung. Schon 
durch den letzten Theil der Aufgabe, noch mehr aber dadurch, daß in jenem obengeſchilderten ein⸗ 
ſeitigen Wechſel und Kampf zwiſchen Fortſchritt und Reaction zuweilen die Einheit und Ord⸗ 
nung einſeitig und unverhältnigmäßig zurückgedrängt und verlegt ober bedroht werben kann, 
wird auch der rechtſchaffene und weife Politiker zuweilen ſich genöthigt fehen, ebenfo ungerechten 
und Übertriebenen Vorſchritten wie verkehrten Rückſchritten entgegenzutreten. Er wird dann in 
dieſem Sinne reactionär mehr feheinen als wirklich fein. Er will nicht ven Foriſchritt aufheben, 
fondern nur die verlegende Störung des richtigen Gleichgewichts für ein gefundes Fortſchreiten. 
Diefes ift wol auch zum Theil nad 1848 in Deutfchland der Fall geweſen. Nur hätte man da⸗ 
Hei niemals aufer Augen laffen follen, daß mancher damalige Fortſchritt nur deshalb fo fprung- 
weiſe und feiner Form nad} weniger loͤblich erſchien, weil vorher einfeitig oder gemwaltfam unter= 
drüdte frühere, oder die neu zugefagten und ven Zeitfoderungen entſprechenden Rechte reactionär 
und verlegend vorenthalten waren. Es darf alfo nicht überfehen werden, daß wenn wir end: 
ih jenen traurigen Wehfelreactionärer und liberaler Revolutionenver- 
meiden und in friedlicher gemeinfamer Entwidelung leben wollen und 
ſollen, daß alddann nad ſolchen Krifen die größtmögliche Schonung und billige Ausgleihung 
feftgehalten werden muß. Vor allem müſſen alle Lift und Gewalt des Kriegs, alle läftige und 
gewaltfame und heuchleriſche Deutelung der Gefege und Verträge und Eide, alle Unterbrüdun- 
gen freier Wahrheit und Wahl verſchwinden, und die Grundbedingungen alles Friedens und 
fihern Beſtandes geſellſchaftlicher Einrichtungen, das Recht und die beſchworene Treue heilig ge: 
halten werben. Lege man nun dieſen Maßſtab an fo viele unferer neueften deutſchen Reactionen ! 
Wie wenige werben gerechtfertigt beftehen! Wird man z. B. wirflid in Hannover, bei dieſem 
loyalſten, maßvolfften, confervativften veutfchen Volköftemne, veffen Liberale ven Ruhm biefer 
Eigenfaften und die Treue gegen den Thron auch bei feinen neuen Berfaffungsverträgen in den 
aufgeregten Zeiten von 1833 und 1848 zur Bewunderung der Nation, ja zum Berbruß von 
Bielen bewährten — wird man die foldergeftalt redlich und friedlich und frei mit Ihren Königen 
verhandelten neuen und eidlich beſchworenen Verfaflungdverträge als revolutionär brandmarken 
und behandeln dürfen? Könnte man ſich etwa dazu berechtigt halten, wenn vielleicht einzelne 
neue Beſtimmungen miöfallen, welche benjenigen Hiftorifchen Erfeinungen twiderfpre= 
en, die man aus dem gefchichtlichen Entwickelungsgang als beſonders angenehme heraus⸗ 
zureißen beliebte; oder auch deohalb, weil vielleicht der Vertragsabſchluß in eine bewegte 
flel, in welcher derſelbe zwar von ſeiten der © Contrahenten durchaus juriſtiſch frei und friedll 
Stande Um, in welcher fie aber gerabe darum durch denſelben fich friedlich zu einigen um FR 
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Derfeitigen frühern Unrechts, wie Friegeriicge Reactionsleidenjchaft uud Berbleubung. 

ſfieht fie ja fogar vieler Orten in hartnädiger Berweigerung jeber Anmeſtie un in den nun 
in das zweite Jahrzehnd fortgeſchleypten criminaliſtiichen Beriolgungen Solcher, die ſich in dem 
Allgemeinen Rauſche einer außerordentlichen Zeit verirzten, währen» doch viele außerbeutiche Re: 
gierungen, und allerdings auch mehre deutihe, längfi mit gregmithigen und ſtaatsweiſen ganz 
lien vorangingen und ſo nathriid) au für gehler nom ihrer Geite die Bäller ver: 


und vergeßlicher 

Nah Biefen Vorbemerkungen nen I an die von dem trefflichen Rotteck entworjenen 
Gharafterifirungen der durch jene obigen beiden Gauptrichtungen beflimmten politiichen Bar- 
teien folgen laffen ; fie find auch heute noch vollkommen wahr un» paflend. 

Mit dom Namen Bewegungspartei oder Beivegungömänner bezeichnet man in ber großen 
Spaltung, welche heutzutage durch alle europäiſchen, d. h. der europãiſchen Givilifation angehö- 
rigen Völker geht, Diejenigen, die nach Fortſchritten — zumal nach andaueruden Fortſchritten — 
im Staats: (oder auch im firhlichen) Leben begehren und daher diejenigen Berbefferungen ober 
Entwidelungen, deren fle die gefellfgaftlicgen Einrichtungen für bebürftig oder empiängli ach⸗ 
ten, ohne Zeitverluft verwirklicht wiffen wollen. Ihnen ſtehen gegemüber die Männer des Wider: 
flandes oder des Stillſtandes, die da entweder überhaupt dem Fortſchreiten abgeneigt oder die we: 
nigſtens der Meinung find, daß Die bereits gemachten Fortſchritte einſtweilen genügen, und bie 
daher den — wie fle glauben oder vorgeben — gefährlicden ober verderblichen Beſtrebungen ber 
Bervegungsmänner ihren Widerfland entgegenfegen. Die Benennungen parti da mouvement 
und parti de la resistance famen bald nach der Julirevolution in Frankreich auf, ald von deren 
Urhebern ein Theil das glorreich Begonnene fortführen und zur Vollendung bringen, d. h. den 
laut verfündeten Principien umd Lofungdworten ver Revolution die wahre und wohlbefeſtigte 
Verwirklichung verfhaffen wollte, ver andere Theil aber, zufrieden mit dem unmittelbar gewon: 
nenen Refultat ver dynaſtiſchen Veränderung und — Modification der Charte, jenem Stre⸗ 
ben, welches die Republik und mit derſelben neue Stürme herbeizuführen drohe, Einhalt zu thun, 
dem weitern Fortſchreiten einen Damm entgegenzufegen unternahm. Die. hiernach blos eine 
Spaltung unter den Thellnehmern der Julirevolution unmittelbar bezeichnenden Benennungen 
wurden aber bald in allgemeinerer Bedeutung angewendet zum Ausdruck der zwar in einigen 
Nuancen nad befondern nationalen Berhältnifien verſchiedenen, doc in der Haupterſcheinung 
AG überall gleihen großen Gegenfäge, nämlich der Prinsipien bed Voranſchreitens und des 
Stillſtehens oder gar Zuruckſchreltens. Unter den Parteinamen, welche dieſe Begenjäge bei ven 
verſchiedenen Nationen bezeichnen, find insbeſondere die der Reformers und ber Conſervativen 
in England dem frauzoͤſiſchen mouvement und resistance entſprechend; aber auch jene per. Con⸗ 
ſtitutisnellen und Abſoiutiſten, ber Liberalen und Antiliberalen und Stabilen, ber Auhänger bed 
nathrlichen und des hiſtoriſchen Rechts drücken ungefähr vaffelbe aus. Auf beiden Seiten find 
dann natürlich aud mehrere Abftufungen, na Ziel und Mitteln, von ven Moberirten zu den 
Ultras erfennbar, als auf Seite ver Bewegung von ven gemäfigten Reformfreunben (melde 
mitunter felbft ale Männer des Widerſtandes auftreten) bis zu den Nadicalen, Craltados, Res 

(6 ee unb Revolutionärt in engerer ober eigentlicher Bebentung, und auf jener des Wis 
nde8 von den confervativen Whigs zu den Hochtories, vom rechten Centrum zur aͤußerſten 
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Baden ,- — einfachen Reſtauralon bis zur heftigten Reaction u. ſ. w. Wir blicken bei 
nafgfbehenber Betrachtung der zwei großen Parteien von den Ertremen und auch größtenteils 
von den unlautern Kämpfern ab und haben blos die Hauptprincipien an und für fih und meiſt 
nur bie gemäßigten (d. h. nicht eben ſchwachen oder energielofen, ſondern blos die nicht überſpann⸗ 
ten) und bie aufrichtigen Anhänger des einen oder des andern Princips im Auge. 

Das Princip der Beivegung, d. h. des Fortſchreitens, ift das die Menfäheit von ver gemeinen 
Thierwelt unterſcheidende demnach allen ihren Werth oder die Bedingung deſſelben enthaltende. 
Es iſt das große Naturgefeg für unfer Geſchlecht, das Thema der Weitgeſchichte. Wo demſelben 
wirfjam Einhalt gethan, wo es auf längere Zeit unterdrũckt warb, da ift faulenve Stagnation 
eingetveten ober unheilvolle Resolution. China und der ganze Drient geben vont erſten, Eus 
ropa — zumal in ver Reformationd- und in der franzoͤſiſchen Revolutiondzeit — vom zweiten 
die eindringlichften Beifpiele. . 

Aber das Ziel der Bewegung, menn fie ein Boranfchreiten fein fol, kann nur das Beſſere, alfo 
dad dem Recht und dem Gefammtwohl Entſprechendere fein; und die Bewegung felbft, wenn 
ſich Rechtliebende unter ihre Bahnen reihen follen, darf gicht mo anders als auf ven Bahnen des 
Rechtes ober des rechtsbeſtändigen Gefeges geihehen. "Ihre Mittel dazu werben niemals rohe 
ober blinde, d. h. ven ſchlechten wie den guten Zwecken zum Dienft bereite Gewalt, niemals 
Trug und Verführung fein, fonvern blos Wahrheit und Licht und Aufruf der edlern Gefühle 
und Kräfte ver Menſchen. Die Partei ver Bewegung hat ſich zur Aufgabe gefegt, ihre Rechtö- 
überzeugung fo laut ald möglich zu verfünden, gegen alles Unrecht ven raftlofen Krieg zu führen 
und zurBegründung eines beffern Zuftandes (in Staat und Kirche) alle Wohlgefinnten zu einem 
eined Jeden Stellung in der Geſellſchaft angemeſſenen, d. 5. ihm rechtlich zuftehenden oder 
pfliätgemäß obliegenden Thun und Wirken in Dienft ver guten Sache aufzufodern. Daher 
richtet fie ſich zuvörderſt an die Inhaber ver Macht, an die Häupter des Staates (und ver Kirche) 
oder an deren betrautefte Rathgeber und Bevollmädhtigte; jie ftellt ihnen mit geziemender Frei⸗ 
müthigfeit und patriotifher Wärme die gar oft von der Höhe herab nicht wahrgenommenen, 
wenn aud vom Volk ſehr tief empfundenen Gebrechen ver geſellſchaftlichen Einrichtungen in 
Verfaſſung, Geſetzgebung und Verwaltung vor Augen, verlangt im Namen des Volkes Abhülfe, 
Reform, Rechtsgewährung und fGlägt die nad) ihrer beften und veinften Überzeugung ober nad) 
der Stimme der Öffentlien Meinung dazu führenden gefeglihen Wege und Mittel, zwar anz 
ſpruchslos und beſcheiden, dod mit dem Nachdruck ver eigenen Durchdrungenheit von der Noth⸗ 
mendigfeit over Wohlthätigkeit des Verlangten vor. Sie bemüht ſich Sodann, richtige Anjich- 
ten von politiſchen Dingen unter allen Voltsclaſſen zu verbreiten, ihnen eine lebendige Theil⸗ 
nahme an öffentlichen Angelegenheiten und jene Chrenhaftigkeit des Charakters und jenen bür⸗ 
gerlihen Muth einzuflößen, welcher darin befteht, „beim Rechtthun Niemanden zu ſcheuen“. Sie 
thut dieſes mit beſonderm Eifer in denjenigen Staaten, worin das Volk eine Conftitution bes 
ſitzt, die es mit politifchen Rechten begabt, mit Rechten, welde blos ein Scheingut find, ober gar 
zum Fluche werden, wenn die Bürger ausgefchloffen bleiben von jenen Kenntniffen und uner= 
mwärmt von jenen pateitifhen @efinnungen, ohne welche e8 keine politiſche Mündigkeit gibt. Die 
Bewegungspartei alfo macht fich ein beſonders angelegened Geſchäft daraus, das Licht ver Wahr- 
heit hell leuten zu laſſen im Volk und Denjenigen wirkfam entgegenzuarbeiten, melde, weil 
von der Dummheit oder Verſunkenheit der Menge felbftfüchtigen Vortheil erwartend, bie 
Strahlen der Erfenntnig wie die Erhebung bed patriotifchen Gefühls forgfam von ihr abzu= 
halten bemüht find. Sie fodert allernächſt die Bürger auf, bei Ausübung ihrer politifchen Rechte, 
alfo namentlich in Repräfentativftaaten, ihre Vertreter (Wahlmänner over Deputirte) nur nad) 
freier Überzeugung, d.h. nach felbfteigenem Vertrauen in die geiftige und moralifche Tüchtigkeit - 
der Gandibaten, zu wählen, überhaupt Männer, von denen fie mit Zuverficht erwarten Eönnen, 
daß fie in ihrem, d. h. ber Wählenven, Sinn ſprechen und handeln werben, alfo Freunde des Mi: 
nifteriumd, wenn dieſes wirklich Die vollsthümliche Bahn verfolgt, oder aber Männer der Oppo= 
fition, wenn biefe bie mit ver öffentlichen Meinung gleihlaufende Nichtung hielt. Sie warnt das 
Volk vor den Umtrieben der Factionen, vor ven Verführungen ver Unlautern und zumal vor ber 
vie heiligfte Pflicht verlehenden Nachgiebigkeit gegen ſchmeichelnde oder drohende ober gar ges 
waltſame, überhaupt conftitutiondwidrige Einflüffe, die etwa ein bie echte Volksſtimme ſcheuen⸗ 
des Miniſterium fi erlauben würde, um durch Wahlbeherrſchung, d.h. Wahlverfälfchung, eine 
knechtiſche Kammer, mithin ein williges Werkzeug jedes abfolutiftifchen Beginnen zu Stande zu 
bringen. Sie bewacht ſodann die Richtung und das ganze Verhalten ber Kammern, erhält jie in 
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fortmägtener Befanutihait mit den Geſinuungen und Wänſchen des Volle Ipeubet freiminthig, 
doch immer mit Anſtand, Lob ober Tadel und belohnt, ermunstert, ſtärkt Die pſtichtgetreuen Re- 
prãſentauten durch Bezeugung des Beifall, der Achtung una ver Liebe. Die Partei der Beive- 
gung enbli, wenn He auf deu Bãuken der Bolföpeputirten gt, zein fh innig durchdrungen 
‚von der Wichtigkeit und Heiligkeit ipres Mandats, hütet eifrigk die Conſtitution und alles con- 
ſtitutionelle Recht, begnũgt Ad mit bloßen Berheifungen, ja jelb mit blos jactijcher einftweiliger 
Beobachtung nit, ſondern ſodert Garantien für die Unantaſtbarkeit des Veriafſungsrechts, 
trachtet alles rein vernünftige Recht, inſoſern ihm noch die poñitive Anerbennung fehlt oder bad 
hiſtoriſche widerſtreitet, auf dem Wege verfaflungdmäßiger Geſehverbefferuug zu der ihm gebüb: 
renden Herrſchaft zu bringen, unterftügt mit treuem Gifer ein conſtitutionell gejinnte®, mis der 
aufgeflärten öffentlichen Meinung und dem edlern Zeitgeiſt aufrichtig befreundetes Minifterium, 
führt aber auch furchtlos, mit allen durd die Gonftitution den Bollewortführern verliebenen 
Waffen, den Krieg wider die von jenem Wege abgewichenen Gewaltsträger, unbefünmert wın 
deren Gunſt oder Ungunft und immerdar blos ver Pflicht eingedenk, die dem Kürflen wie dem 
Volk gleich koſtbare Wahrkeit zu verfüggen, das dem Fürften mie dem Bol gleich koſtbare Red 
zu ſchirmen, das dem Fürſten wie dem RT glei ruhm: und jegenbringende Voranſchreiten auf 
der Bahn der Givilifation und des Öffentlichen Wohls zu befördern. 

Diefes if die Charakteriſtik der Bewegungapartei im ganz eigentlichen Sinne des Wortes 
und nad) ber in der Wirklichkeit auch offenbar vorherrfhenden Ericheinung. Sie ifl hiernach wr- 
fentlich unterſchieden von der Partei der Ummwälzung, bie da, nicht adıtend der Schranfen des Ge⸗ 
feges und Rechtes, ſchlechthin zerſtören, durch phyfiſche Gewalt zerſtören will, was ihr misjällt, 
und durch terroriſtiſches Machtgebot einführen, was ihr gut bünft, ſowie auch hinwieder die 
Stillſtandspartei von jener der wüthenden Reaction id) unterſcheidet. Inzwiſchen gehört, wenn 
man überhaupt nur zwei Hauptparteien oder Seiten annimmt, allerdings auch die Umwälzungd: 
partei ald eine ãußerſte Nuance jener der Bewegung, fowie bie übertriebenfte Reaction jener des 
Stillſtandes oder Wiverftandes an; nur erſcheint alsdaun dort bie edlere, vernünftigere Beine: 
gungspartei vergleihungsweiß, d.h. gegenüberder umwälzenden, als Widerſtandopartei (erſchien 
ja fogar die republikaniſch gefinnte Gironde als Widerſtandspartei gegenüber dem terroriſtiſchen 
Berge), ſowie hinwieder der gemäßigtere Theil ver Widerſtands- oder Stillſtandsmänner von ber 
fanatiſchen Reactiondfaction für der Bewegung angehörig erklärt, daher in das wider die Ichte 
ausgeſprochene allgemeine VerpammungsurtHeil mit eingefchloffen wird. 

Die Widerftandspartei in ihrer Hauptmaffe — mithin abgefehen von der ganz excentriſchen 
Reactionsfaction, die da und völlig ind mittelalterliche Adel- und Pfaffenthum zurüdführen und 
zur Niederſchlagung aller Freiheitsideen zunörberft den unbändigften Abfolutismus der Krone 
benugen möchte; — die Widerſtandspartei beſteht einerſeits aus Denjenigen, welche ũberhaupt nicht 
oder durch Befangenheit für ihr eigenes perſoͤnliches oder Stanvesintereffe abgehalten fin», dad 
wahre Berhältniß zwifchen natürlihem und hiſtoriſchem oder vernünftigem und pofitivem Reit 
und die unverjährbaren Herrfdaftdanfprüde des erften zu erkennen, und daher das Streben 
der Bewegungsmänner aufrichtig für verdammenswerth und unheildrohend achten, oder melde 
wenigſtens, wenn ſie aud) die Rechtmäßigkeit oder theoretifche Unverwerflichkeit ſolches Strebens 
einfehen, dennoch der Furcht ſich hingeben, e8 möchte, wenn der Weg einmal eröffnet fei, die Pe: 
wegung allzu weit oder allzu ſchnell voranfohreiten, und es möchten alsdann die Schrecken der Re: 
volution einbrechen und mit Dem, was ſchlecht oder verwerflich in den Einrichtungen der Geſell⸗ 
ſchaft ift, aud das Gute und Heilfame unter gemeinfamen Trümmern begraben werden. Aus 
Angit vor Revolution verlangen fie Ruhe, d. h. Stillſtand um jeden Preis. Gin anderer Theil 
der Widerflandsmänner fürdtet ſich zwar nicht vor. der Revolution, doch vor dem Verlußt einiger 
werthgeihägter hiſtoriſch rechtlicher Privilegien oder anderer factiſch beieffener Ehren: oder Geld⸗ 
vortheile oder Vorempfänge qus ber bürgerlichen Geſellſchaft. Er vertheidigt ein fhlehtbegrün: 
detes, doch immerhin beſtehendes Beſitzthum oder das ihm vorthellhafte Herkommen mit allem 
Eifer der Selbſtſucht, und benugt, um ſich den Sieg zu fihern, die Furcht der Schaden und Klein- 
müthigen Yor der Revglution, oder vegt dieſelbe Fünflid auf, damit fie vereint mit ihm wider 
die Bewegungduänner kämpfen mögen. Ia, er begnügt ſich nicht mit Borfpiegelung ber Um: 
wälzungögefahren, ſondern er führt dieſe vielmehr eigens herbei, indem er durch feinen Biber: 
deritand gegen das Gute und Gerechte die Leidenſchaften ſtachelt und allmälig bie trofttofe An: 

ficht hervorruft, auf dem gefeglichen Wege fei auch das Gerechteſte nicht, ſondern blos auf jenem 
der ®ewaltzu erringen. Roc, ein anderer und fehr zahlreicher Theil per Wiberflandspartei beſteht 
aus der den idealen Intereffen fremden, vom Zeitgeift unangehaucht gebliebenen Magöe deren Gott 


Bewegungspardei 728 


blos das naͤchſtllegende maierielle Inteveife ift, und welche daher vor dem Gedanken zurüͤckſchau⸗ 
dert, einige Gemachlichkeit, einigen Handels: oder Gewerbsgewinn, überhaupt einige Ausſicht 
eines behaglichen bürgerlichen Fortlommens aufopfern zu müflen, wenn ein ernfter Kampf um 
ideale Dinge einträte, alfo zumal, wenn nicht ein jeweiliged Minifterium des leichten Sieges Aber . 
eine jede Oppofition gewiß wäre. Bu biefer am Boden Hebenden Menge, welche die wahren 
Volksfreunde, die der Ration die ehelften Güter zu verſchaffen wünfihen, wit einer theild ſtupiven 
theil8 engherzigen Scheu betrachtet und anfeinbet, gefellen ich dann noch jene erbärmlichen Wet⸗ 
terfahnen,, Die, dem jededmaliger Wehen des Windes folgend, auf die Bewegungdmänner lod⸗ 
lagen, ſobald die Miderſtandspartei inı VBefige der Macht ift; namentlich auch Jene, welche, 
obſchon nach innerer Richtung ziemlich geneigt, den Liberalen anzuhängen, dennoch aus Furcht 
nor der gerungelten Stirn eines Minifterd oder aus ſchnödem Berlangen nach einer minifteriellen 
Gunfbezeigung für ſich oder für ihre Bamilie, ober für ihre Gemeinde, ihre eigene Gefinnung 
verleugnen und als wilffährige Werkzeuge ven Feinden der guten Sache hienen. 

Noch eine Abtheilung der Widerftandspartei gibt es, welche zwar vergleichungsweis oder re= 
lativ jener der Beivegung kann beigefellt werben , injofern jie wenigſtens den allzu ftarren Gon- 
fervatinen und den Reactiondmännern ſich entgegenftellt, im Allgemeinen aber doch ber Bewer 
gung, mie ſie oben charalteriſirt if, Widerſtand leiftet, d. H. wenn nicht eben ver Bewegung oder 
derjelben Richtung an ſich, fo doch ver, wie jie glaubt, zu großen Schnefligkeit oder auch Aus: 
breitung derſelben. Wir meinen diejenige Partei, weldje ih gern die der „Reform“ nennen: läßt, 
im doppelten Gegenfag nämlich gegen Revolution einerſeits und Reaction andererſeits, daher, ' 
nie fie glaubt, in der richtigen Mitte zwwifchen beiden. Nach ver Lehre und nad) ven Streben diefer 
Bartei foll zwar Bewegung fein, dod nur eine behutfame und’ auf das Fortbauen auf den gege⸗ 
benen hiftoriſchen Boden befchränfte, dergeftalt, daß zwar, mas von hiftorifchen Einfegungen be⸗ 
reits veraltet ift oder ſich jelbft überlebt Hat, vollends gerilgt und ausgeichieden, an noch fräftige 
Zweige und Üfte des Hiftorifchen Lebensbaumes aber feine frevelnde Hand gelegt werde. Das 
Glaubensbekenntniß dieſer Partei alfo lautet: „Rangfanı! ſchonend! feinen Einfnitt ins Xe- 
bendige! doch im Allgemeinen vorwärts!” So wenigftens iſt ver Sinn der Aufrichtigen, dem 
Guten mit treuer Gefinnung Zugethanen (und es gibt derfelben nach Geift und Gemüth hoͤchſt 
@Hrwürbige) unter dieſer Fahne. Viele jedoch, die ſich Ihr anreihen, thun es nur heuchlerifch ; fie 
wollen dad Voranfchreiten völlig hindern und hoffen dieſes zu bewirken durch Vertröftung ver - 
Bewegungdmiänner auf eine künftige Zeit, welche jedoch wirklich anbrechen zu laflen jie niemals 
gefonnen find, alfo durch trügliche Verſprechungen und einfchläferndes Hinhalten bis zum Jüng- 
ften Tag, over aber bis zum günftigen Moment des entſchiedenen Widerſtandes und Nieverfchla: 
gend. Wir aber wollen hier nur von den aufrichtigen Anhängern diefer Verzögerungd: und 
Mäpigungdlehre ſprechen. Ihr eigenes aufgeftellted Gleichniß vom Baume mag uns ald Waffe 
dienen. Der verftändige Gärtner nämlich, und welchem um dad Heranziehen an edlen Früchten 
reicher und ſchöner Bäume zu thun iſt, wird nicht nur bie bereitö abgeſtorbenen Afte von Zeit zu 


. Zeit abwerfen (denn dieſe [haben ohnehin nit mehr viel, und ver nächſte Sturm würde fie ab⸗ 


werfen ohne ihn); fondern er wird auch wegſchneiden, was grün und ſaftvoll, aber regelwibrig 
und dad allgemeine Wachsthum hindernd ober verkümmernd aufgefhoffen ift, z. B. die unter= 
Halb der Krone ausſchlagenden Schoffe, Die man Räuber nennt, und dann in Der Krone die Duer- 
und Kreuzäfte, over die ven Fruchtzweigen die Nahrung raubenden Waſſerſchoſſe, oder die, wenn 
auch noch grünen, doch von einem nagenden Krebfe, der da um ſich freffen Fönnte, befallenen Äfte. 
Lind wo wir ein Eluger Ackersmann ſich darauf befchränten, das bereits wellende oder abgeſtor⸗ 
bene Unkraut aud feinem Ader zu reuten, anftatt vielmehr eben das friſche, lebendig wuchernde 
emſigſt zu vertilgen? So au im Staat (und in der Kirche). Nicht darauf kommt es hier an, ob 
etwas alt oder jung, bereits verdorrt oder noch grünend ift, fondern darauf, ob es fchlecht oder 
gut, verberblid ober nugBringend fei. Das Gute ſelbſt, wenn ed bereits dem Veraltern nahe ift, 
Toll man förgfältig pflegen, ja, wenn es fhon begraben wäre, womöglich wieder von den Todten 
erweden. Aber das Schlechte im Staat, alfo zumal das Rechtswidrige, foH, fo früh ed nad) nem 
obwaltenden Umftänben möglich if, vertilgt und außgerottet werden. Gewöhnlich wird and) ſol⸗ 
ches Ausrotten nur ſchwer ober bedenklich wegen ber engherzigen Oppofition ver aus den Mis- 
braͤuchen Vortheil Ziehenven ; aber wahrlich! es fteht Denjenigen, welche nur durch eigenen Wi⸗ 
verftand die Schwierigkeit und die Gefährlichkeit des Ausrottens herbeiführen, fehr übel an, die 


Veraumvortung dafür den Anderen aufzubürden, welche das gemeine Weſen von folhen Schäden 


oder böfen Auswüchſen befreien möchten. In alle Gpigkeit wärbedie Menſchheit nicht voranſchrei⸗ 
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ten, wenn bie Freunde des Guten ſich darauf beſchränken ſollten, nur an das bereits Veraltete 
oder Abgeſtorbene die reinigende Hand anzulegen. Den Böfen und die im Beſitze der Macht ſind, 
fliehen ohnehin Mittel zu @ebote, auch das Schlechtefte Jahrtaufenve hindurch in Kraft zu erhalten, 
ober ed wieder aufzufrifchen, wenn es zu erfterben droht. Das chineſiſche und das Hildebrand' ſche 
Reid, find davon eindringlice Beifpiele. Als Chriſtus feine göttliche Lehre ven Menſchen ver⸗ 
Tündete, beflanden Heidenthum und Judenthum noch in wenig gefchmälerter Kraft, und der Bha- 
riſãismus trug hoch fein mägtiges Haupt empor: Chriſtus und bie Apoſtel, die den Bhärifäis: 
mus ftürzten, müßten, ald Männer der Bewegung, verworfen werben nach ber Lehre der heuti⸗ 
gen Männer des Widerſtandes. Und wenn Luther und Calvin nur die fogenannte Bahn der 
Reform (im angegebenen beſchränkten Sinne des Wortes) gewandelt wären, d. h. ihr Meſſer 
blos an das Abgeftorbene oder das dem Abfterben Nahe gelegt hätten, fo wären nur fie ſelbſt als 
Märtyrer gefallen und vie Hierarchie, deren ftolzer Bau ja heutzutage noch über vielen Ländern 
thront, alfo damals gewiß noch nicht erftorben war, würde jegt noch allgewaltig herrfchen über 
bie gefammte Iateinifche Welt.- 

Die Bartei der Bewegung alfo — und wir nehmen gar keinen Anſtand, und felbft zu der⸗ 
felben zu bekennen — verwirft zwar alles Fortſchreiten, welches nach Gegenſtand over Form ver- 
letzend für das Necht wäre, und macht ſich auch bei dem von Recht erlaubten, ja ſelbſt gebotenen 
Boranfhreiten die Beobachtung aller Regeln ver Klugheit, alfo namentlich die Berückfichtigung 
der wirfli vorhandenen Hiftorifhen Verhältniſſe und Lagen zur Pflicht; aber darum iſt ihr 
noch fein Beſtehendes, blos als beftehend oder als noch in jugendlicher Kraft beftehenn , Heilig, 
fondern nur infofern es mit Recht Hefteht und dem Gemeinmohl unſchädlich erſcheint; und dam 
font fie e8 auch, infofern es noch ſolche Kräfte des Widerſtandes befigt, daß fein Angriff mit 
Hoffnung des Erfolges entweder gar nicht oder nur mit an und für fich verwerflichen oder Linheil 
mit ſich führenden Mitteln Eönnte unternommen werden. Sonft aber legt ſie an dad noch Fräftige 
Übel weit eifrigere. Hände an ald an dad bereitd dem Abfterben nahe und fucht überhaupt die nach 
Umftänden thunliche Verwirklichung des Guten. Auch wünfcht fie um fo inniger die Erreichung 
ihres Zieles, d. h. die fortdauernde Möglichkeit eines gefeglichen Voranſchreitens, als fie erkennt, 
daß, wenn folde Möglichkeit durch die Ubermacht der Männer des Widerſtandes aufgehoben 
mürbe, nur die troftlofe Doppelausſicht übrig bliebe entweder eines für die Längfte Zeit erfolgen: 
den Zurüdfinfens im Barbarei und Schmach, oder eined gewaltfamen, unermeßliches Unheil 
drohenden, revolutionären Ausbruches. Rotteck und Welder. 

Beweis, Beweisführung, f. Jury, Proceß und Strafproceß. 

a Bezirköftellen, 1. Organifation. 

Bibel, ſ. Heilige Schrift. 

Bigamie, ſ. Ehebrud. 

Bignon (Ludwig Eduard), geboren 1774 in einer Gemeinde des Departement der Ric: 
verfeine, gehört zu den ausgezeichnetſten Bubliciften Frankreichs und ſteht mol mit Recht im Rufe, 
die auswärtigen Berhältnife, vie Verfaflung, die Verwaltung und die Hülfsquellen der fremden 
Staaten beffer zu kennen, ald man den Franzoſen im Allgemeinen nahzurühmen pflegt. Mi 
dem Ausbruche der Branzöfijchen Revolution erklärte er fich für die Grundſätze derſelben, ſtimmt 
aber keineswegs zu den Übertreibungen und Gewaltthätigfeiten, in die fie ausartete. Seine Mä: 
Bigung z0g ihm 1795 Feindſchaft und Verfolgung zu, und er fuchte, wie Viele, die in gleiher 
Lage waren, Schutz und Sicherheit bei dem Heere. Seine diplomatiſche Laufbahn begann er 1797, 
in welder er bald feine Brauchbarkeit bewies und in verſchiedenen Sendungen, die ihm übertragen 
wurben, mejentlihe Dienfte leiftete. Erſt ftand er als Legationsſecretär, dann als Geſchäfteträger 
zu Berlin. Darauf fam er ald bevollmächtigter Minifter nach Kaffel und erhielt, da die Giege 
Napoleon’ das nördliche Deutſchland unter die Herrfhaft Frankreichs gebracht hatten, die Auf= 
fiht über die Verwaltung oder vielmehr finanzielle Benugung dieſer Yänder. Im Jahre 1809 
war er bevollmädjtigter Minifter am badifchen Hofe, von wo er nad ſterreich berufen ward, 
um die Verwaltung dieſes Staats im Sinne Napoleon's zu ordnen und zu leiten. Eine Sendung, 
die er nad) Warſchau erhielt, beſchäftigte ihn daſelbſt drei Jahre, nad) welchen ihn, bei dem Aus: 
bruche des Kriegs mit Rußland, de Pradt ablöfte, den er aber fpäter zu erſetzen wieder berufen 
ward. Der Kaifer, dem er ſich beſtändig fehr ergeben zeigte und der ſich auf die Würdigung der 
Menſchen in feinem Dienfte gut verftand, ſchätzte B. nad} feinem Werthe. Mit der Reftauration 
trat diefer in den Privatftand zurüd und lebte in Ländlicher Abgeſchiedenheit ven Wiſſenſchaften. 

Während der Hundert Tage beffeldete er eine einflußreiche Stelle im Miniſterium der auswärtt- 

gen Angelegenheiten. Als die Bourbon fh auf dem Throne befeftigt fahen, blieb B. von dem 
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Geidjäften entfernt, da er fi} weder der Gunſt des Königs noch der fremben Mächte zu erfreuen " 
hatte. Die Nation vergaß inbeflen feine geleifteten Dienfte nit und er warb von mehren De- 
partements zum Abgeordneten in die Kammer gewählt, in melcher er das Vertrauen, das man 
auf ihn fegte, vollfonmen vehtfertigte. Beſonnen und kenntnißreich, durch die Erfahrungen ver 
Geſchichte und feines Lebens belehrt, zeigte er Mäßigung und theilte feine der übereilten Täu- 
ſchungen, denen die Parteien fi) in bewegten Zeiten gern hingeben und ſich verderben. Wenn B. 
von einer gewiſſen Befangenheit nicht freizuſprechen iſt, dann gilt das nur in Beziehung auf die 
Größe und Herrlichkeit des Kaiſerreichs, dem feine fhönften Erinnerungen angehören. In ber 
Kammer zeigte ex ſich ald ein Freund jeined Vaterlandes. Mit Nachdruck erhob ex ſich gegen die 
Ausnahmegefege und für die Zurüdberufung ver Berwiefenen. Unter den Schriften, welche B. 


"herauögegeben , verdienen beſonders erwähnt zu werben: „Bin Blid auf die Streitigkeiten der _ 


Höfe von Baiern und Baden‘ und „Über ven Eongreß von Troppau“. Napoleon hatte in feinem 
legten Willen nachſtehende Verfügung getroffen: „Ih vermade dem Baron B. Yunverttaus 
fend Sr. Ich fodere ihn auf, die Geſchichte der franzöſiſchen Diplomatie von 1792—1815 
zu ſchreiben.“ Diefer Einladung hatte B. nicht ganz entfproden, aber einen Theil feiner Schuld 
in feiner „Geſchichte Frankreichs vom 18. Brumaire bis zu dem Frieden von Tilfit‘‘ ab— 
getragen. Dieſes Werk :ft dag bedeutendſte des Verfaflerd und verbient unter ven zahlreichen 
Geſchichten unferer Zeit eine ehrenvolle Erwähnung. 68 ift ind Deutſche überfegt von Haaſe 
(6. Bbe., Leipzig 1830 — 31). Die Kortfegung diefes Werks erſchien unter dem Titel: 
„Histoire de France depuis la pais de Tilsit“ (4 Bde., Paris 1838; deutſch von Alvens: 
leben, 6 Bde. Meißen 1858— 40). Im Jahre 1857 wurde B. zum Pair ernannt und flarb 
in Paris am 7. Ian. 1841. I. Weigel. 
Bilanz. Wenn bei einem Rechnungsabſchluß oder auch jeweiligen Rechnungsabſchnitt die 
Sunime der Ausgaben mit jener der Einnahmen, oder der Foderungen mit jener der Schulbigfeiz 
ten, überhaupt die Summen des fogenannten „Soll3‘ und „Habens“, oder des plus und minus 
miteinander verglidden werden, um ben auf einer oder der andern Seite vorhandenen Überfchuß, 
alfo den wirklichen Stand einer Rechnung oder Verwaltung kennen zu lernen oder varzuftellen, 
fo Heißt dieſes die Bilanz ziehen. Von der Nüglichkeit oder Nothwendigkeit diefes Bilanzziehens 
im Privat zumal faufmännifhen Haushalt haben wir nicht zu fprechen. Aber diefelbe Noth⸗ 
wendigkeit leuchtet ein für den Staatshaushalt, worin fo Vieles und fo Großes zu berechnen, zu 
veranſchlagen, auszuweiſen und fortwährend in thunlichſter Evidenz zu halten ift. Wir beſchrän⸗ 
Een und bier auf viefe einfahe Begriffsbeſtimmung, die nähere Ausführung den Art. Budget 
und Rechnungsweſen vorbehaltend. Nur einer befondern Bedeutung ded Wortes Bilanz 
muß noch insbeſondere erwähnt werben, nämlich der ſtaatswirthſchaftlichen Handelsbilanz. Dies 
felbe befteht in der Vergleihung der jährlichen (oder in einem andern Zeitabſchnitt gefehehenen) 
Einfuhr und Ausfuhr nach den in den Zollregiftern darüber vorfommenden Angaben der Mengen 
und ber Werthe, und ihr Zweck ift, fh daraus über den Umfang und insbeſondere über den ver= 
meinten ſtaatswirthſchaftlichen Vortheil oder NachtHeil des geführten Handels zu belehren. Nach 
dem jogenannten Mercantilfyften nämlich (welches zwar längft aus der Schule verbrängt, doch 
in der Braris noch vorherrfchenn ift) gilt jede Wanreneinfuhr für Verluft (weil dafür Geld aus: 
geht) und jede Ausfuhr für Gewinn (weil man dafür Geld empfängt); und es zeigt alſo die ge= 
zogene Bilanz, ob die Handelölage eine günftige oder ungünftige und wie groß jeweils der Vor: 
theil oder Nachtheil, aud, verglichen mit den gezogenen Bilanzen der frühern Jahre, ob diefer 
oder jener im Fortſchreiten jei. Allein, fo vielfach belehrend und zu wichtigen praktiſchen 
Ergebniflen führend die flatiftifchen Data über Ausfuhr und Einfuhr im Allgemeinen und nad 
ihren befondern Hauptartifehr auch feien, "fo ift doch die Grundanſicht von dem Vortheil jeder 
Ausfuhr und Nachtheil jeder Einfuhr falſch oder wenigftens einer vielfahen Befchränfung be⸗ 
dürftig; und daher ift auch das darauf gebaute Syftem ſchon in Bezug auf den einzelnen Staat, 
der ed für ſich aufftellt, verwerflich, wenn aber gar ald allgemeines oder von allen Staaten erfolg- 
tes gebadht, felbft heillos. ©. den Art. Mercantilfuften. : NR. 
Bildung, Erziehung, Bildungsftufen, Bildungsanftalten. „Homo non nascitur, sed 
fit." Nicht ſchon die Geburt macht und zu Menſchen, ſondern wir werben ed erft durch bie Erziehung, 
d. h. durch die Summe der auf Körper und Seele einwirfenden Umſtände. Und nicht nur der eine 
zelne Menſch ift folder Erziehung bevürftig wie empfänglih, fondern auch die Völker und Na- 
tionen find es, ja die gejanmte Menfchheit, ald ein Ganzes betrachtet. Die Wege Gottes hei der 
Grziegung des Menſchengeſchlechts zeigt die Weltgeſchichte und die Geſchichte der Menſchheit. 
Den Bang, welchen dabei die einzelnen Nationen gingen, ihre theils abſoluten, theils relativen 
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fung men babei dc zu neirmen ut weile Edpranfen zu beobadjten hate, ». 9. affe, web de mic 
blos ıhum könne, Honbern mad de euren bärfe wu folle una wurd) weiche Ainel — wearchber 
bat fe zuwörveri bad Reit zu beicagen, um? jebaun and Die Raruı der Dinge und ver Büruien, 
woraui ihr zum Zmed ber Binung einzmeirfen jmfcht ober obliegt. Bir wollen über iefen 
unenblid wichtigen Gegenſtaud wenigfiend einige ver allgemrinften Betrachtungen hier auffieien, 
während die jveciellern Ausführungen im einige beiondere Artikel, als Säulen, Uniweriitä- 
ten, Akademien, Kirchen, Sittenpolizei u. j. w. verwielen wernen. 

Klimatiide, überhaupt vbvñſche Gindüfte geben dem Gang un» Gharafier der Bollähiitenng 
den erften beſtimmenden Anſtoß. Auch die focialen Berbättniffe und meitteld Derielien wie uera- 
lien Eimwirkungen empiangen zum Theil von voriber ihre Ridgtung : doch nehmen fie rine ge⸗ 
ſonderte und zwar tie Hauptbetracjtung in Aniprud, weil jene zwar für Die Volitik ein wichtiger 
Gegenftand per Beachtung, doc nur dieſe eine wirkliche Aufgabe derſelben, d. h. der Befimmung 
durch menſchliche Einrichtungen und Anflalten unterworien finz. 

Wenn wir vie unendlich verſchiedenen Cultur zuſtände der Bölfer neb ihren vielfach inetn- 
ander greitenden Übergängen, Abflufungen und Miſchungen mit einem allgemeinen Blick über: 
ihauen, jo ftellen ih und wol, je nachdem wir einen Standpunft nehmen, mehre Hauptcharak⸗ 
tere ober hier und dort vorherrſchende Züge ver Ahnlibfeit oder ver linähnlichkeit dar, unn es 
laſſen fich hiernach jene Zuſtände auf einige Hauptelaflen oder Stufen zurückführen; doch Iänfı 
dabei oft viel Subjectives mit unter. Dahin gehört z.B. vie Bergleihung der Bölferzuftände mit 
den Altersperioden des einzelnen Menden. Allerdings gibt es merfwürvige Ahnligkeitöpunfte 
zwiſchen dem Leben’ der Bölfer ımd jenem ver Einzelnen, allerdings mögen wir auf) in jewem 
einige Hauptcharaktere der bei dem legten zu unterſcheidenden Alteröperioden erkeunen, alſo der 
Kindheit, des Knaben: und Jünglings-, ſodann des reifern Mannes- un endlich des Greifen: 

alters; doch mag ein Volk Jahrtaufende hindurch im Zuftende der Kindheit verbleiben (wenn etwe 
klimatiſche Urſachen feinem Beiterrüden entgegenftehen over zumal wenn feine Häupter die — 
jhon in ber älteften Zeit erfundene — Kunſt verſtehen, es fortwährend in Unmindigfeit zu er- 
halten), während ein anderes, unter günſtigern Umſtänden und weifern ober tugendhaftrtn Süd: 
tern binnen ein paar Menſchenaltern eine hohe Bildungsſtufe erflimmen kann; und ebenſo wer. 
finft oft eine Nation, noch bevor fie Die Kräfte und Tugenden des Mannesalters entfattet hat, in 
die troftlofe Hinfälligfeit des Greifes, während eine andere nach langer Rraftiojigfeit oder &r- 
mattung ſich wieder verjüngt und eine neue Bahn des männlichen Thuns und Wirkens burg: 
läuft. Auch mögen oft bei einem und demfelben Volk, je nach Elaffen oder Ständen, derſchiedene 
Alteröftufen ver Bildung zu erkennen fein; es kann die Maffe over etwa das Landvolk noch ia 
der Kindheit -- ein lenkbares Werkzeug in ver Biaifen Hand --- oder, wie in der Abgeftumpft: 
heit des Greiſenalters, unempfindlich gegen das gewohnte Knechtsjoch fein, während ein gebilderer 
Mittelftand etwa in Städten (wie 3.8. in Spanien) ven Jimglings- und Mannesdurſt nach Frei: 
heit empfindet. Wir finden Übrigens gar oft, dañ Geſetz⸗ und Rechtsſyſteme nicht ſowol der Aus⸗ 
fluß der — mit den Altersftufen verglihenen — Gulturzuftände ver Völter iind, als vielmehr 
die eigentlich wirkende oder wenigſtens mitwirkende Urſache verfelben. Go ift zwar über ein in 
der fogenannten Periode der Kindheit, überhaupt der (Beifted-) Unmündigkeit, befindliches Bolt 
die Vrieſtermacht oder auch die Sultansmacht leichter zu errichten als über eines, das an Verſtand 
und Gharafter ald männlich reif erfcheint; aber erft Durch Priefterlift und Sultansfchreten wird 
die Anlage oder Empfänglichkeit für Aberglauben oder für Furcht recht ausgebildet und befeſtigt, 
ja oft zum bfeibenden ober längft dauernden Gepräge der alfo in ihrem natürlichen Entwidriungs- 
gange aufgehaltenen und yerabgewürdigten Nation gemacht. Mit nichten alio find Brieftertrug 
und Sultandfhreden die einem natürligen Bedürfniß der Volkskindheit entſprechenden und de: 
durch gerechtfertigten Erziehungsweiſen; vielmehr legen Recht und Moral Denjenigen , welchen 
jene Kindheit leicht machte, ſich factiich zu Bormündern eine? Volkes aufzumwerfen . die heilige 
(freilich felten erfannte und noch feltener erfüllte) Bflicht auf, feine Freipeitsfähigkeit zu ehren 
und mit treuem Gifer außzubilben, auf daß ſobald als möglich vie witklihe Mündigfeit eintrete, 
die Bevormundung aljo entbehrlich werde, und auch, bis ſolches Ziel erreicht ift, feinen andern 
Befehl oder Zwang auszuüben, als wozu die Regierten oder zu Erzlehenden, wenn fie vernünftig 
wären oder, fobald fie ſolches geworden find, ihre eigene Zuſtimmung geben müßten over müffen. 
Für alle fogenannten Alteröftufen ber Völker alfo bleibt dad vernunftmäßige Prindp, » b. 
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Feet und Richtung alted Megierend und Weſen altes ßtkihtes, unverändert dafftibe, minnlid; das 
freiheitliche; wur muB freilich bei der Unmwenbung die der Verſchiedruheit der Umſtünde entſpre⸗ 
chende Verfchieden heit eintreten. 

Praftiſch bedeutſam iſt ebenfalls der von kirmatiſchen Verhaimiſſen, Gberanpt phoiſchen 
Einflüflen hereüßrende tinterjchieb der Befoung, und jener, welther Die in einem vder dem andern 
Volk (oder Volköchaffe) vorherrfchenne Beſchũftigung ober Erwäßrungsmeife hervoibringt. Für 
die Höhere und edlere Bildung iſt nur das gemüßigte Klima die erlefene Heimat. Bi8 ga einem - 


gewiſſen Grade noch läßt zwar die nachtheilige Einwirkung der Hige und Her Käkte ji überwin- 


den; aber der äußerfte Froſt und die brennendſte Sonne laffen feine feinere Cultut mehr aufs 
kommen. Dan find bie Uferländer (an Meeren oder an ſchiffbaren Flüffen) ver Cultur günftiger 
als die an Waſſerſtrahhen ärmern Binnenländer, und.mäßig fruchtbarer Buben mehr ald allgu 
üppiger oder als des Anbaues völlig unfählger. Was aber die unter den verſchiedenen Völfern 
vorherefchenden Beſchãftigungen oder Enährungsmeifen betrifft, fo ſtehen natürlich bie blos oder 
meift nur vom Fiſchfang oder von ber Jagd lebenden Horden auf der unterften Culturſtufe, bie 
Viehzucht treibenden, doch noch nicht anfäfigen Völker (Romapen tm engern Sinne) um einen 
Grad höher, die ackerbauenden, alfo anfäfiigen Völker abermals und zwar um Vieles höher, und 
die mit dem Aderbau au Induſtrie und Handel verbindenden und eben deshalb auch zur Pflege 
der Kunft und Wiſſenſchaft geneigtern am höchften. Natürlich gibt es in jeder biefer Claſſen wie- 
der mancherlei Abftufungen, fowie gegenfeitige Übergänge und Vermifchungen. Nur vom Bor- 
herrſchenden und auch von der Anlage zur Bildung mehr als von ber wirklichen Bildung ift bei’ 
diefer Slaffification Die Rebe. In der Macht der Geſetzgebang und der Regierung fteht es fodann, 
Die überall vorhandenen Anlagen thunlichft zu entwideln, die den jeweils vorhandenen Berhält- 
niffen, Bebürfniffen, Hälfämittem und Mängeln entfprechende oder gemäß denſelben erreichbare 
Bildungsſtufe für das Volk zu erftreben, vie Hinderniffe aus vem Wege zu räumen und die Bahn 
eines moͤglichſt weitern Voranſchreitens zu bereiten. Der eigentliche Staat jedoch, ver da nämlich 
Anfäffigkeit fodert oder voraußfegt, kann kaum gedacht werben ohne Aderbau, und das Gedeihen 
des letzten iR in natürlicher und enger Wechſelwirkung mit jenem ber Inpuftrie. Darum haben 
wir bei den nachſtehenden Betrachtungen, forwie. nur bereit altersreife, d. h. ver Kindheit ent⸗ 
wachſene, fo aud nur bereitd Aderbau und Gewerbe treibende Völker im Auge. Die Fiſch⸗ 
frefler ſowie die bloß jagenden oder weidenden Horden überlaflen wir ver alle Gufturftufen über: 
ſchauenden, erflärenden und vergleichenden Geſchichte ver Menfchheit. 

Wir wenden und nun zu unferer Haupffrage: Hat und immwiefern hat der Staat (». 9. die 
Staatögewalt) das Recht oder die Schulvigkeit, ich um die Bildung des Volkes, alfo namentlich 
der nachwachſenden Gefchlechter, zu befümmern, demnach befördernd oder befimmenb daraufein- 
zuwirken? Und, wenn ſie es Wat, weiches ift das Brineip und welches die Beſchränkung oder dad 
Mas folhes Rechtes? 

Ein Recht des Staats, ſich die Volkobildung zum Gegenſtand der eigenen Sorge zu machen, 
muß anerfannt werben, ſobald man entweder Die Befoͤrderung der allgemeinen Humanitätöziwerte, 
alfo namentlich die Beförderung der Eultur, mit in den Staatszweck aufnimmt, oder wenigſtens 
ſolche Beförderung als nothwendiges Mittel zur Erftrebung des zwar enger geſteckten, namentlich 
auf Rechtsgarantie und allgemeine Sicherheit beſchränkten Staatszwecks anerkennt. In beiderlei 
Beziehung ſprechen wir die Staatsfürſorge für die Volksbildung an. Offenbar iftin ven Staats: 
zweck, wie man ihn vernünftig beftimmen muß, die Beförderung aller naturgemäß, von allen 
Staatdangehörigen fi gefegten Zwecke (infofern diefelben durch gemeinfchaftlihes Erftreben 
befler als durch individuelles zu erreichen find) mit enthalten; und unter folhen Zwecken ift fei- 
ner näher liegend oder mehr einleuchtend als die fortichreitende Vervollkommnung unfere 
Geſchlechts, die da eben den weſentlich unterfcheidenven Charakter ver Menſchheit gegenüber der 
Thierheit ausmacht. Aber auch Diejenigen, welche fo idealem Zwecke materielle Opfer zu bringen 
ungeneigt wären, müflen wenigſtens anerkennen, daß fhon der unmittelbare und völlig unbe: 
ſtrittene Staatszweck, nämlich vie Gewährleiftung des Rechts, ohne Sorge für die Volksbildung 
ſich nicht erreichen läßt. Weit wirkfamer als jene Strafandrohung hält von Rechtöverlegung ab 
die den Gemüth eingepflanzte freie Rechtsachtung; und die durch Unterricht gebahnten Wege 
des reihtlihen Erwerbs heben die Noth, alfo die mäcktigfte Berfuhung zu Rechtöverlegungen, 
wie Raub und Diebſtahl, auf. Dazu kommt noch im eigentlichen Rechtsſtaat, alfo zumal aud in 
der conflitutionellen oder repräfentativen Monarchie, das hohe Intereile ver Bildung einer aufge 
Härten Öffentlichen Meinımg, d. h. der Erziehung. der Bürger zur politifchen Muͤndigbeit, ohne 
welche von ver Herrfchaft eines Befammtwilleng, alte von vernünftiger Veſchränkung der Des⸗ 
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L Gıraz wer Sheirunsdlinie 
te flangever Era nid ac Beet war Shchigeng Vi mn en reihen 
Boltsbitnung hervorruft, ſondern blos wurd zuengloie Ermunierung, Unteriugung, Derbi: 

tung von SülfOmittrin und Errickung von Echrenfatten, fan von Berkgung der Freiheit oder 
des Res feine Rede ein, fonzern blos von einem nadı dem Was der Güte ober Zweimäßis- 


geeignet: 
Zwangsmittel geltend mache), daß fie ihren Kindern oder Bilegchefohlenen denjenigen Gras nd 
Unterridts, ſei es in öffentlichen, ſei es in Brivatiäulen, fei es (auf eine erweißfich befriebi: 
gende Beife, im Haufe angeveihen laffen, welcher, je nach der allgemeinen Biſpungeſtufe eines 
Bolts, für nothwendig erfannt werden mup, um pie heranwadienden Bürger einerfeits in ben 
Stand zu fegen, ihr eigenes Glͤck zu granden, und andererieitd für die Gefjellſchaft uufehäblid 
oder ungefährlih zu machen. Hierdurch ſchärfi der Staat den Kamilienhänptern bloß eine ven: 
felben ſchon natürlich obliegende doppelte -— nämlich gegen die Kinder und gegen Die Geſellſchaft 
gehende — Rechtspflicht ein, handelt alfo feiner oberften Beftimmung, Sqhüher alles Reäks zu 
fein, volltommen gemäß und verlegt nicht nur die Berfönlichkeit feiner Bürger nicht, fondern 
ſchirmu diefelbe. Ebenfo wird es mol angehen und wirkſam find Gute ſein, wenn ber Staat jur 
Vedingung des Bollgenuffes aller bürgerlichen und zumal politiſchen Rechte den Beiig fo vieler 
intellectueller, moralifcher und techniſcher Bildung ſetze, als abermals je wa) den hier over bort 
obwaltenden gejellfhaftlihen Berhältniffen zur Kenntmiß und Ausübung der allgemeinen bür: 
gerlichen Rechte und Pflichten vernünitigerweife für nöthig erachtet werden fann. Daß jodanı 
noch für das Anerfenntniß der Befähigung zu beflimmten bürgerlichen Beiäftigunge- oder 
BWirkungäfreifen, al6 zu Ausübung gewiffer (im öffentlichen Intereſſe folche Vorſicht in Anfprud 
nehmender) Gewerbe, Künfte und Wiſſenſchaften, zu den verſchiedenen Battungen des Staats 
dienſtes, zum Lehramt u. ſ. w., die ſolchen — übrigens nut frei zu übernehmenden — Bit: 
mungen entfpredhende befondere oder höhere Bildung zur Sicherſtellung der Geſellſchaft geiodert 
werden koͤnne und müffe, verfteht ſich von felbft. 

In Bemäßpeit diefer Beratungen hat alfo der Staat: 

1) das Recht (und die Pflicht) dafür zu forgen, daß in allen Theilen feines Gebiets eine dem 
Bedürfniß der Bevölkerung nad beiden Geſchlechtern entſprechende Anzahl von nievern Schulen 
für den erften oder @lementarunterricht, d. h. für die allen Bürgern ohne Unterſchied nothwendige 
oder mohlthätige Grundlage der Berftandes- und Herzensbildung , ſodann aud) von den theild 
der Weiterführung diefes Unterrichts, theils ver Belehrung über flaatd- und gemeindebürgerliche 
Rechte und Pflichten gewidmeten hoͤhern Bürgerjchulen errichtet, mit tüchtigen Lehrern befegt 
und in jortwährend fruchtbringender Wirkfamfeit erhalten were. Billig wird, was die Errich⸗ 
tung und Unterhaltung der Schulen betrifft, ven Bemeinden, deren unmittelbarem Bevärfniß fie 
dienen, die Beftreitung der Unfoften oder wenigftens ein angemeflener Bräcipualbeitrag dazu. 
inſoweit ſie es vermögen oder inſoweit nicht Vrivatſtiftungen, zu deren Errichtung man in 
alle Wege ermuntern fol, vorhanden find, zugewieſen. Den Staat alſo oder der großen Se⸗ 
fanımtheit bleibt hiernach Kos die ſubſlviariſche Verpflichtung dazu, jedenfalls aber das Recht 
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der Oberauificht und ver den Grundfätzen einer geläuterten Parczegik und der ˖ erlennbaren 

Rihtung des pernünftigen Geſammnwillens gemäßen Regulirung der Schulen. (S. ven Art. 
Schulen.) ’ 

2) Das Recht (und die Pflicht) der Sorge für religiöfe Bildung, als die für alle Menſchen 
wohlthätigſte und für weitaus die meiften ganz unentbehrliche Grundlage und Gewährlei— 
Rung der Sittlichkeit; daher alfo das Recht eine Kirchenanſtalt zu gründen, wofern eine ſolche 
nit ſchon ohne den Staat ins Leben getreten wäre, ober deren Gründung zu begünftigen, zu 
unterflügen und ſodann dad Geveihen ver begründeten zu beidrbern durch Schirm und Pflege. 
Bon den einer tiefgehenden Unterſuchung bedürftigen Verhältniffen des Staats zur Kirche (oder 
zu den mehren in feinem Schovfe vorhandenen Kirchen) reden wir umſtändlicher in dem Art. 
Kirchenrecht; hier befhränfen wir und darauf, für den Staat das Recht in Anſpruch zu neh⸗ 
men, von jedem feiner Angehörigen, gleichfalls ald Bedingung des Vollgenuſſes der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte, das Bekenntniß einer der von ihm anerkannten Religionen (er ſoll aber alle aner= 
£ennen, die nicht feinen rechtlichen Zivedlen oder dem wahren Gemeinwohl ſich feindlich entgegen= 
Rellend oder zur Vefoͤrderung der Sittlichfeit ungeeignet find) zu verlangen und alle Altern und 
Vormünder dazu anzuhalten, ihre Kinder ober Pflegebefohlenen in einer jener Religionen ord⸗ 
nungsmäßig unterrichten zu laſſen. 

3) Das Recht (und die Pfliht); neben ven allgemeinen und nievern Lehranftalten auch Die 
für die befondern und für die Höhern Zweige des Unterrichts nöthigen zu gründen oder die bereitd 
begründeten forgfam in Flor zu erhalten. Hierher gehören einerfeits die gemeinbürgerlichen 
oder techniſchen und andererjeitd die eigentlich gelehrten Schulen, dort wie hier in mehrfacher Ab⸗ 
Rufung, als dort fogenannte Realfhulen, dann befondere oder allgemeine, niedere oder höhere 
Gewerbſchulen und endlich polytechniſche Schulen, hier aber Pãdagogien, Gymnaſien, Lyceen und 
Univerfitäten, und über allen ſtehend die nicht fowol dem Unterricht als der Kortführung der Kunft 
und Wiſſenſchaft gewidmeten Akademien. Auch die dem künſtlichen Unterricht ver von der Natur 
ſtiefmütterlich behandelten linglücklichen zu widmenden befondern Inflitute, als jene für die Blin- 
den oder für die Taubſtummen u. ſ. w. gehören hierher. ; ; 

4) Das Recht (und die Pflicht), noch außer den angeführten Hauptanftalten für Volkshil⸗ 
dung, alle weitern, mit dem perfönlichen Freiheitsrecht aller Binzelnen und mit dem vernünftigen 
Gefammtwillen vereinbarlihen Befoͤrderungsmittel der phyſiſchen, intellertuellen, moraliſchen 
und techniſchen Gultur in Ausübung zu jegen und alle ſolchem eveln Ziele ſich entgegenſtellenden 
Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen. 

Diefe die gerechten Anſprüche ver Staatögewalt völlig befriedigenden Befugnifle genügen 
jedoch Häufig ven Machthabern nit. Ihre Aufgabe, vie Volksbildung zu befördern, deuten fle 
dahin, daß ihnen zuftehe, dad Volk ganz eigentlich zu erziehen, d. h. veflen Bildung nad) ihren 
(naͤmlich der Herrſcher, die ſich gern zugleich ald Väter oder Vormünder betrachten) — fei ed 
wohlwollenden, jei es felbftfüchtigen, fei es objectiven, fei e8 fubjectiven — Zwecken, Anfidgten 
ober Intereffen die Richtung und den Eharafter vorzuſchreiben, Gattung und Umfang ber Kennt: 

. niffe, deren das Bolt im Ganzen oder nad) Elafien theilhaftig werden ſolle oder dürfe, zu beſtim⸗ 

men, Geift und Gemüth, Lebens und Sinneöweife ver nachwachſenden Geſchlechter in die von 
oben gebotene Korn zu vrüden und Alles, was davon abweichen ober nicht hinein ſich ſchmiegen 
will, als unnüges Glied oder fhänlihen Auswuchs wegzuſchneiden. Dies Alles foll geichehen, 
um ſich Dadurch der Lenkſamkeit und vollen Unterwürfigkeit ver fünftigen wie der wirklichen Staats⸗ 
bürger zu verfichern, irgendeine bictatorifch aufgeftellte oder träumerifch angenommene Idee des 
Staat? zu verwirklichen oder einem bereits beftehenden oder auch neu einzuführenven Geſetzge⸗ 
bungs⸗ und Reg ierungsſyſteme Kraft und Dauer zu verleihen. Richt nur egoiftifche, gewaltthä= 
tige oder verſchmitzte Machthaber, ohne Unterſchied ob Einherrſcher oder Vielherrſcher (unter den 
legten.zumal die prieſterlichen), haben ſolche Grundſätze in alter und neuer Zeit praktiſch auöge: 
führt (Alt-Agypten, Indien, China Jahrtaufende hindurch, Paraguay unter ven Iefuiten und 
unter Dr. Francia find Davon eindringlide Beifpiele), fondern auch hochgepriefene, fürd Gute 
begeifterte Geſetzgeber, wie zumal Minos und Lykurgus, und gleich berühmte geiftvolle oder 
ſchwärmeriſche Vhiloſophen, Schriftfteller und Staatsredner als Platon in alter, Filangieri und 
Andere in neuerer Zeit, und unter den franzdiifchen Revolutionamännern Ducos, Rabaud de 
St.⸗Etienne, Lacanal, auch Robespierre und Danton mit verſchiedenen Andern haben ihren mehr 
ober weniger gehuldigt. Bei dem Streite jedoch, „welcher feitvem bis auf ven heutigen Tag über 
Frelheit oder Gezwungen heit, Hffentlichkeit oder Häußligjkeit der Erziehung und dei Unterrichts 
geiligrt warn, Hat vielfältige Begriffsverwirrung vorgeberefiht. Doch mehr und wer har 
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—— aber er hichecũj 
(bon vie Aeſtauration har im — ferilud end ııır Weile mn abermalß gm iüerme eigenen 
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Brasiigen Interchhe ũch zum Berfudge bereinigt glaubte, ob mid daich girilen Bırfgwang , ve | 
van durch jeinitiige Schulen, darch Milionarien um freres ienorantins, eint varıı Der Geile 
ver Aevolutien ge Nation ſich wirver zum mistelelerılidgen Überplauben une Gliuenkum 


zu i 
gung au das mädtige Mittel der Bolkserzichung benuge, iR, ſobald ie Wirffamfeit foiches 
Mitiels erlaunt wird, nicht ncinder natũrlich. Es wäre auch Die Anwenvung veflelben zu bißfigen. 
wenn alles Beſteheude wirklich ver Erhaltung werih, oder wenn jede Veränderung des eiumel 
da oder vort in Ausübung bejinblihen Staats⸗ oder Regierungöfuftems nirtiöß ein Übel wäre. 
Das aber dem nit alio fei, wird jeder linbefangene anerfennen und daher rin Mittel verwerfen 
weites nad limflännen chenfe wirtfam oder noch wirtfamer fürs Böje als fürs Gute in Anwen: 
dung gefegt werden kann, ja welches {dom nad feiner Natur, ſelbſt wenn zu guten Zweiten (nah 
der Intention der es Gehramchenden) angewendet, den Eharakter der Rechtsverletzuug odet Ge⸗ 
fährvung an fid trägt. 

Freilich wenn die Machthaber, welche die Vollkserziehung nah ihren Anfichten zu lerken ower 
zu beftimmen fi berufen und berechtigt glauben, insgejammt weife oder irrthumsfrei une w⸗ 
genphaft, d. h. Recht und Gemeinwohl höher als ihr eigenes Iuterefie fhäpend wären , to kanu 
man ihnen geiahrlod das Geſchäft folder Erziehung überlafien, und würde aus ihren ſchaffenden 
Händen ein phyſiſch, geiſtig und moralifch fortwährend ſich verrdelndes Geſchlecht hervorgehen 
Aber mo und wann find Machthaber dieſer Art erſchienen? Oder falls etwa hier ober dort ein⸗ 
mal ein foldger mit Macht befleineter tugendhafter Weiſer erfhienen wäre oder erfihiene, wo iR 
die Bürgſchaft dafür, daß er ſelbſt niemals jtraudeln, umd noch mehr, daß die Diener ober bie 
Erben feiner Macht immerdar in feinem Sinn und Geiſte Handeln werben? Wahrlich! Dir Volls 
d. p. dem Princip nach die Menſchheitserziehung kann und darf nicht einigen wenigen Gewalti⸗ 
gen anvertraut werden. Das allgemeine Brfeg ver menſchlichen, nach felbfländiger Entroktkelung 
ſtrebenden Natur, alfo nur allein Wahrheit, Hecht und Freiheit ſollen hier den Stab führen, und 
nicht der — in der Regel egoiſtiſche — Wille einiger Einzelner over Kaſten. 

Mach dem Prinsip der vom Staat und für den Staat, d. h. von den Staatöhäuptern und 
für viefelben zu leukenden oder gu beflimmenven Erziehung 'mag rin Volk für Jahrhunderte, ja 
für Jahrtaufende zur Roheit oder zur Stupidität, zum Aberglauben, zum Knechtsſinn, zum 
Geiſtesſchlummer und zur moralifhen Entwürdigung verdammt werben. Alles dies nämlich if 
gut für die Erhaltung der einmal beſtehenden Verfaſſung und Hertſchaft. Selbſt Montesquleu 
fagt, das Princip ber Erziehung in deöpotifchen Staaten müſſe oder folle fein dad des Schreckens, 
in Monarchien das der Ehre, und nur in Nepublifen das der Tugend. Zehnfach Wehe hiernach 
dem Volke, über deſſen Naden einmal das Jod) eines Deöpoten gelegt warb! Es wird es tragen 
müffen und follen bis zum Ende aller Dinge! 

Aber felbft in wahrhaft republifanifchen, d. h. demokratiſchen Staaten, wiewol hier von Ber 
fälſchung oder Verderbniß der Erziehung zum Frommen egoiftifger (dynaſtiſcher, ariſtokratiſcher 
oder priefterlicher u. ſ. w.) Intereffen die Rede nicht wohl fein ann, wird Durch das Princip der 
nach dem Interefje der einmal beftehenven Berfaflung zwangsweis zu regelnden Erziehung das 
Verſoͤnlichkeits⸗ oder Selbſtändigkeitstecht des einzelnen Bürgers — des Familienhauptes fowol 
ale dea Sohneo — gekraͤnkt, und werden die Staatdangehötigen, d. h. Die um ihres eigenen 


une ununi 


Vubung — 


ohies oder um der erleichterten Erſttebung ihrer eigenen Zwecke willen der Geſellfchaft Beige- 
rretenen ais Wertzeuge ober Diofe Nitnel zur Herſtellung vver Erhaitung einer Staatsorduung 
misbraucht, viefe Stautdorbnung alſo, mit vobͤlliger Umkehr der Begriffe, aus einem Mittel, was 
fie vernunftmirßtg alten ft, zum Bweck erhoben und der rigentliche und wahre Zweck (näͤmlich 
die Gewährleiftung der perfbnlichen Breihelt , alſo ver freien Selbſtbildung Alter), meldem fte 
nur dienen fol, ihr, dem bloßen Mittel, anigeopfert. Spurta, unter LEykarg's unnatinliger Ge⸗ 
ſe zgebnng, iſt davon ein anffallendes Beiſpiel geworden, und Piatos Traum, hätte jemalß feine . 
Verwirklichung ſtattgefunden, wäre es in noch Göherm Grade geweſen. 

Iadeſſen erſcheint doch rin ver Erhaltung einer wahren Republik gebrachtes Opfer eines 
Theiles ver perſönlichen Selbſtünvigkeit, injofern es nämlich — was det Begriff ſolcher Repu⸗ 
blit fodert — wirklich einer von Allen gewollten und Allen gleich zuträglichen Form und auch 
von Allen gleihmäßtg gebtacht wird, nicht als unbedingt ungerecht; außer infofern, daß hier die 
Zuftimmung Alter meift nur eine Dichtung fein oder auch etwa auf Irrthum (oder Schwär⸗ 
merei) beruhen wird und jedenfalls jeder einzelne Diffentirende dabei einen wirklich ungeredhten, - 


weil nämlich jenfeit der durch ven Staatszweck gefegten Grenze der rechtlichen Verbindliche 


keit eines Geſcimmrwillens liegenden Zwang erduldet. Doc unendblih größer und ſchreiender 
iſt das Unrecht, wenn es, anſtatt wenigſtens im vermeinten Imtereffe ver Geſammtheit, nur in 
ienem einer Claſſe oder Kaſte over Familie, überhaupt nur im einſeitigen Intereffe ver-regie- 
renden bder bevorrechteten Perſoͤnlichkeiten gegen die übrige Volksmaſſe verübt wird. Und 
ein ſolches iſt auch in ver Regel der Fall, wo immer Zwangserziehung ober dictirte Bildungs- 
richtung ober Stufe vorfommt. In der Republik if eine wirklich verletzende oder ven Werth des 
Dadurch für die Orjanmntheit zu erringenden Gutes überſchreitende Freiheitsbeſchraͤnkung natürs 
lich und Daher ausnahmsweiſe erſcheinend. Vielmehr liebt man allda die Beförderung freier Reg= 
fanıfeit aller Kräfte, die Entwicdelung aller Anlagen und baher die vom Staat wol begünftigte 
nicht aber gehemmte und nicht mehr als durchaus nöthig controlirte Selbftbildung alter Bürger. 
In der Republik, alſo auch im der conflitutionellen Monarchie, wenn fie eine Wahrheit ift, läßt 
ſich — abgefehen zumal von äußern Berhältniffen -—- gar Fein Interefje denken, welches bie Nie- 
derhaltung ver Vollsbildung oder irgendeine einfeltige Richtung derfelben, aljo zumal das Ver⸗ 
ſchleiern irgenpeiner Wahrheit, die Erſtickung irgendeiner intellectuellen over moralifhen Kraft 
geböte oder räthlich machte. Nichts ift ihr erwünſchter und ihrem Gedeihen frommender “416 
Wahrheit, Licht, allfeitige Kraftentwickelung und frei voranfchreitende Bildung, und fie hat 
von einzelnen Irerhimern, Xhorheiten, vegelwidrigen Auswüchſen, die da wo Freiheit herrſcht 
natũrlich mitunter erſcheinen, durchaus nichts zu fuͤrchten, weil Vernunft und Recht, worauf fle 
ruht, durch ihre eigene Macht und durch die Überzahl ihrer geborenen Freunde leicht ven Sieg 
über irgendein thörichted oder verbrecheriſches Entgegenftreben erringen. 

Dagegen iſt in der Despotie und in der Ariftofratie, ohne Unterſchied ob weltlich oder griſt 
ih, wenn auch bei Der letztern in noch höhern Grabe, ſtets ein den Regievenden oder Bevor⸗ 
vechteten ausſchließend eigenes, jenen der übrigen Glaflen oder der Volkomaſſe widerſtreitendes 
Interefie vorhanden, zu deſſen Wahrung nöthig ift pie Kenntniß Deffen, was Recht und Semein⸗ 
wohl fovert, nicht auffommen zu lafien und vie an phyſiſcher Kraft Überkegene Mehrzahl durch 
Unterjvihung des Geiſtes und Gemüths in Folgſamkeit zu erhalten. Diefeß ift die Suelle der 
Xehre, welche gegen die Volksaufklärung als etwas Verderbliches eifert und die Gläubigfeit für 
alles von der Antorität Verklindete, und den gedankenloſen Gehorſam gegen alles von oben 
Kommende ald die Summe der Bürgertugend, als den Zweit aller Volkobildung a66 Bir Bürg- 


ſchaft ver Öffentlicgen Orbnung und Ruhe anpreift. Von diefent Griſte eingegeben find, neben 


fo virten Öefeggebumgen mb Rıgierangsmaßregein Europas, auch die in den nordumerikaniſchen 
ſogenunnten Sreiftanten rückfichtlich ver alldort befindlichen Sflaven noch heute In Kraft beftehen⸗ 
ven. Nah einem Geſetze in Sübcavelina von 1800 wird jever Sklave, der in einer Geſellſchaft 
angetvoffen wird, bie irgendeinen Unterricht zum Zwecke bat, mit 20 Peitſchenhieben beftraft. 


. In Nordtarolina und fo auch in Suͤbearolina, Georgien und Louiſtana wird einen Sklaven Le: 


fen over Schreiben lehren over ihm Bücher over Hefte verkaufen over ſchenken an dem Sklaven 
mit 39 Beitfhenhieben, an dem Weißen mit 5000 Dollars beftraft, Alles aus dem runde, weil 
dies Die Sklaven unzufrieven made und zum Aufftand treibe. In Georgien kann fogar ein, 
Dater verurtheilt werben, weil er fein eigenes Rind unterrichtet hat. (&. „Ahgemeine Zeitung“, 
1835, Rr. 357.) Wahrlich! wer die Volksauftlarung ſcheut ober zu hinvern fucht, der thut 
nur em empbreim ariſtokratiſchen Geiſt fund (derm für vie hohern Elaſſen ver Geſetlſchaft 
werven die Prohibltiogeſetze gegen dab Licht in ver Regel nicht grgrben; fonbern es fohten nur 


die Gemeinen, wie von den Vorteilen des ſtaatsbürgerlichen Bereins, fo aud von ben allgemet- 
nen menſchlichen Gütern ausgeſchloſſen, oder doch in deren Crwerbung zu Gunſten der Vorneh⸗ 
men beſchränkt ſein); ſondern er geſteht auch ein, ba Das, was er erſtrebt oder begũnſtigt, nichts 
Gutes ſei, weil ed das Licht nicht erträgt und nur unter dem Schirm der Unwiſſenheit oder des 
Aberglauben oder des künſtlich eingeprägten Knechtsſinns fein Dafein friften kann. 

» Wir jegen, ein conſtitutioneller Staat, deſſen Regierung bie ven Geſammtwohl und Ges 
ſammtrecht des Volke huldigenden Brincipien deſſelben aufrichtig befolgt, oder felbft eine abſo⸗ 
Inte Regierung , deren von der Perfünlichkeit der wirklihen Negenten ausgehender Geiſt zeitlich 
ein denfelben Prineipien befreumveter oder auch nur aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen oder 
aus edler Ruhmgierde ein ver echten Volksbildung zugewandter, Licht, Wahrheit, Fortſchritt 
liebender wäre (wie etwa die öſterreichiſche und die preußifche Regierung unter Joſeph II. and 
Friedrich IL., ja in gewiffem Maße felbft die ruffifhe unter Katharina 1.), wir fegen, fagen wir, 
eine folde Regierung habe gethan und thue, was nach den oben ausgeführten Orundfägen ihr 

"für die Volkserziehung zu thun obliegt, fie habe für Errichten von Schulen alles Art, theils auf 
Unkoſten ver Gemeinden, theils auf jene bed Staats für Pflanzſchulen tüchtiger Lehrer, für gute 

Lehrplane und, wofern nörhig, aud) Lehrbücher, für das harmoniſche Zuſammenwirken und In: 

einandergreifen der verſchiedenen Lehranftalten, für weife, der mit Vernunft anzufprechenven 

Lehrfreiheit der geprüften Lehrer unnachtbeilige Oberaufficht geforgt: wird jle nun den alfo von 

ihr (unmittelbar oder mittelbar) veranftalteten, auch geleiteten oder wenigftend beauffichtigten 

und controlirten Unterricht für den einzig zuläfjigen erflären dürfen oder follen? Oder wird fie 
neben ihren eigenen öffentlichen Anftalten auch noch die freie Concurrenz derjenigen dulden mürfen, 
welche etwa von Privaten oder Corporationen over Sekten möchten errichtet werden? Wird fie 
namentlich folhen Privat: oder Eorporationsanftalten und Lehrern auch dad Hecht des dffentlichen 

.. @.$. nicht auf Einzelne oder Benfionärs beſchränkten, ſondern Allen offen ſtehenden) Unterrichts 

gewähren müflen? — 

No tönt in unferm Ohr der Streit wider, der über die verhaͤngnißvolle Frage von der 
„Freiheit des öffentlichen Unterrichts” theils in Frankreich unter ver Reſtaurationsherrſchaft, theils 
in Belgien unter der oraniſchen Verwaltung leidenſchaftlich und lärmend geführt ward. Wir 
fragen: iſt eine gemäß einer rechtskräftig beſtehenden und der Zuſtimmung der intelligenten 
Mehrheit des Volkes ſich erfreuenden Conſtitution waltende Regierung ſchuldig, einer ihr und 
der beſtehenden Staatsverfaſſung offenbar feindſeligen Partei den Jugendunterricht, ſonach das 
Hauptmittel der Volksbildung, in Händen zu laſſen, ſoweit es folder Partei gelingt, durch Cijer, 
Liſt, Zudringlichkeit, ja felbft Nöthigung manderlei Art, oder gar durd den Anſpruch aufein 
‚ihr zuſte hendes ausſchließendes Recht, ſich Zöglinge zu verfchaffen? Geſetzt, e8 würden auf 
"einer Seite jakobiniſche oder revolutionäre Hörfäle geöffnet und auf der andern Schulen des fin« 
fern Aberglaubeng, des Religionshaſſes, der geiftesbefchränkten Froͤmmelei und der Feindſchaft 
gegen die bürgerliche Gewalt: foll der Staat over die Regierung dabei ruhig zufehen, wie ihnen 

dergeſtalt ein Geflecht von Feinden herangezogen und vie Ausfaat des Guten zerflört wird? 

Fürwahr nein! Und gerade dad Interefle der Freiheit iſt es, wodurch wir dieſes Nein! begrin: 

den. Die nachwachſende Generation fodert mit Recht vom Staate die Kürforge, daß fie nicht im 

Intereſſe von Parteien erzogen und nicht durch die Macht ver fehon in die zarten Gemüther gepflanz- 

ten Irrthümer, Borurtheile ober Leidenſchaften in ver Entwickelung der Naturanlagen gehemmt 

und unfähig gemacht werde, in reifern Jahren ſelbſtändig, d. h. mit Beſonnenheit und freier 

Überzeugung ſich eine Bahn und Richtung fürd Leben und Streben auszuwählen. Gegen dieſes 

heilige Recht der nachwachſenden Geſchlechter kann das vorgefhügte Recht des mit großem Unrecht, 

ja faft mit Abgeſchmacktheit dem gemeinen Gewerbebetrieb verglihenen Rechts des Unterrichts 
in gar feine Beirachtung kommen. Nur innerhalb der Linie des Unſchädlichen over Ungefährliz 
en kann von ſolchem Unterrichtörecht ald freiem Gewerbebetrieb die Rede fein, und nur in Be- 
zug auf Mündige findet ein unbeſchränktes Recht der gegenfeitigen Gedankenmittheilung hatt, 
nicht aber in Bezug auf Unnündige, welde gegen Berführung over Verderbniß zu ſchühen, we: 
vor ſich zu bewahren fie jelbft nicht vermögen, eine heilige Obliegeneit des Staates if. Auch iR, 
was insbeſondere die zu Erziehern ſich aufdringenden kirchlichen Lehrer betrifft, nicht nur von 

Verführung die Dede, fondern von wirklichem Zwange. Die kirchlichen Gorporativnen, alſo zu⸗ 

mal die fi) des kirchlichen Lehramts in der Regel ausſchließend aumaßende Geiſtlichkeit, begnũ⸗ 

gen ſich mit freiwilligen Beſuchern ihrer Lehranſtalten nicht. Sie nehmen gern (wie dieſes nament⸗ 
lich der Biſchof von Gent in feinem ſogenannten Doctrinale gegenüber ver niederländiſchen Re= 
glerung that) das auoſchließende Recht des öffentlichen Unterrichts foͤrmlich für fi in Anſpruch 
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und ſehen denſelben gern bei ven ſchwachen, der Einſchüchterumg zutz aͤnglichen Kiltern oder Ge⸗ 
meindeobrigkeiten mittels religiöſer Schrecken, als Verweigerung der Sacramente oder des Suͤn⸗ 
denerlaſſes u. ſ. w. durch. In ſolchen Fällen wird doch wol dem Staate zuſtehen, die Altern ge⸗ 


‘gen den wider fie ausgeübten pſychologiſchen Zwang und Die Rinder gegen die daraus für fie her⸗ 


vorgehende Verführung und Geiſteserdrückung in Schug ‘zu nehmen. Und ebenfo wirh er wol 
auch im Intereffe der Kinder wie in feinem eigenen verhindern dürfen, daß diefelben nicht durch 
weltliche Berführer zu Feinden des gemeinen Weſens, welchen jie einſt angehöven follen, erzogen 
werden. Die öffentliche Schule alſo flehe unter Leitung und Aufſicht des Staats, und ohne 
Staatderlaubniß (die jedoch aus triftigen Gründen zu verfagen ift), überhaupt alfo ohne Kennt= 
nißnahme der Regierung von Geift und Richtung, werbe feine Öffentliche Schule von Privaten 
errichtet oder fortgeführt; nur bleibe — unter oben bemerfter Beſchränkung — die Häusliche 
Erziehung, vermöge des ſelbſtändigen Rechts ver Ültern, für fle felbf und nicht minder für 
die von ihnen beliebig audzumählenden Hauslehrer over Erzieher frei. Ebenjo bleibe frei 
der Unterricht in höhern Wiſſenſchaften und überhaupt jede fürs Recht unverletzende Gedan⸗ 
kenmittheilung oder Geifteöberührung zwiſchen Erwadhſenen mittels Rede, Schrift und Druck. 
Die letztbemerkte Freiheit zumal, als trofflichſtes und einzig ſicherndes Vorbeugungs⸗ oder Heil⸗ 
mittel gegen jeden Misbrauch und unrechten Gebrauch der Staatsgewalt, ſetzen wir voraus, 
wenn wir der Regierung (oder auch der Volksrepräſentation) die oben bemerkten Rechte ein⸗ 
räumen. 

In den Händen einer in dieſem Geiſte verfahrenden, die echt conſtitutionelle, überhaupt die 
liberale Richtung verfolgenden Staatsgewalt ift aud) das Recht, vie öffentlichen Lehrer (an Ges 
meinbefhulen etwa auf den Vorſchlag der Gemeinden?) zu ernennen und die Bedingungen für, 
die Ausübung irgenveinedLehramts feftzufegen, überhaupt das ganze Geſchäft ver Volksbildung 
zu leiten und zu regeln, durchaus unbedenklich und wohlthätig. Denn ihr eigenes Interefle halt 
fle auf der gerechten und guten Bahn feit. „Eine ſolche Regierung”, fagt Deftutt ve Tragy, in 
feinent gedankenreichen „Commentaire sur Desprit de lois de Montesquieu” (Bud IV), „kann 
niemald und in feinem Balle die Wahrheit ſcheuen; ihr beharrliches Intereffe fodert vielmehr 
die Beſchirmung derfelben. Gegründet auf Natur und Vernunft, hat fie zu Feinden nur den 
Irrthum und das Vorurtheil. Die Verbreitung richtiger und gründliher Kenntniffe in allen 


Sphären des Wiffend muß ihr nothwendig angelegen fein; ‚ja fle kann nicht fortbeftehen ohne . . 


dieſelbe. Alles Bute und Wahre ift für fie, alles Schlechte gegen fie. Sie hat alfo die Fortſchritte 
der Aufklärung und zumal der Verbreitung derſelben über die ganze Geſellſchaft auf alle Weile 
zu beförbern. Vorzüglich wichtig ift ihr, vie niedern Elaflen vor den Laftern der Unwiſſenheit 
und der Noth zu bewahren, fowie die höhern vor jenen des übermuths und der Verbildung. 
Ihr Streben wird fein, jene und diefe ver Mittelelaffe nahe zu bringen, ald in welcher naturges 
mäß, nad Stellung und Intereffe, der Geift der Ordnung, des Fleißes, der Gerechtigkeit, der 
Vernunft und Mäßigung herrſcht.“ 

Dagegen wird freilich, wie derſelbe Schriftfteller ausführt, eine despotiſche, überhaupt 
eine des feiten Rechtsbodens ermangelnde oder ein dem Gefammtintereffe entgegengeſetztes Ziel 
verfolgende, Regierung, ohne Unterſchied ob einherrifch over vielherriſch, die Volksbildung 
nad) ihren egoiftifchen Zwecken zu mobeln ſuchen. Sie wird vor allem die Maxime bes leiden⸗ 
den Gehorſams, die blinde Verehrung für alles Beſtehende einfchärfen, Scheu vor jeder Erneue: 
tung und Grübelei einflößen und zumal von der Erforſchung der Örundfäge zurückſchrecken. Sie 
wird ſich zu foldem Zweck allernächſt ver religiöfen Ideen bevienen, welche Geift und Gemüth 
fon von der Wiege an einnehmen und unvergängliche Eindrücke zurütlaffen. Dog wird fie _ 
zuvor bie, Prieſterſchaft ſich dienftbar machen müffen, weil fonft derſelben Macht ſich gegen fie 
felbft einſt richten koͤnnte. Unter den verſchiedenen Religionen aber wird fle ihre vorzüglichſte 
Gunſt derjenigen zuwenden, welche am meiften den Berftand umter vem Glauben gefangen Hält, 
am ſtrengſten jede Prüfung unterfaßt, am unbebingteften den Entſcheidungen ver Obern unter= 
wirft und die meiften Dogmen und Myſterien enthält. Sie wird ſodann den übrigen Unterricht 
bei den untern Glaffen ver Geſellſchaft auf das Allernothwendigſte beſchränken, damit nicht ihr 
geifliger Geſichtskreis ſich erweitere und ihnen ſodann bie Gebrechen der Staatseinrichtung er= 
tennbar und die eigene Unterprüdung fühlbar werde. Sie wird auch Alles von ihnen entfernt 
halten, was dad Gemüth erheben over eine Selbſtändigkeit des Charakters geben könnte. Zur 
Erbe nievergebüdt, nur grob ſinnliche Benüffe begehrend, mit Knechtögefinnung erfüllt, willen 
lofed Werkzeug der Gewalt und in deren Intereffe emſig producirend ſoll die Maffe des Volks 
fein. Auch in den Höhen Claſſen aber (In ver Ariftofratie blos vie herrſchende angenommen) 
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arſcheinen Griſtedſchwung uud Semlichsadel gefäͤhrlich. Rur die ſtaatswirthſchaftlich Vortheil 
bringenden oder zum unmittelbaren Staatsdienſt nöthigen und etwa die äußerliche Politur ge⸗ 
benden Künfte und Wiffenſchaften dürfen hier Beforderung erwarten. Die zum freien Denken 
anregenden, die das Verlangen eines beſſern Juſtandes erzeugenden, die zur Erkenntniß der un= 
vertilgbaren Rechte führenden müſſen für gefährlich erachtet und niedergehalten werden, wie Tu— 
gend und edler Muth. Dazu dienen ſtrenge Cenfur und Vücherverbot, Unterdrückung der Rehr- 
freiheit, Einſchüchterung oder Beftechung ver Lehrer und Schriftfteller, Ausſchließung aller der 
Freiheitsgedanken Berdächtiger felbft vom Häuslichen Unterricht, Verbot des Stubiums im fretern 
Ausland, ja Verbot.ded Reifens dahin, ſodann im Staatsdienſt geöffnete Ausſicht auf Anſtel⸗ 
lung und Beförderung für den alfen ſolchen Richtungen mit Befliſſenheit ſich Hingebenden, Zu⸗ 
rückſetzung, ja Strafe für Jeden, welche bürgerliche Gefinnung verräth, weiter am Hofe und 
überall, wohin Hofgunft lodend wirken kann, Auszeichnung, Titel und Orden für den Geſchmei⸗ 

. digen, Kolgfanıen, über der Knechtöpflicht aller andern Bergeflenden, Entfernthaltung und Un= 
gnade für den der rein menſchlichen und der Bürgerpflicht ſich Erinnernden, endlich auch in den 
Gemeinden und Bezirken Verheigung von inbuftrieller Begünftigung, von Verleihung nähren⸗ 
der oder hereihernder Behörden und Anftalten für die in der Servilität ſich Auszeihnenden, und 
Entziehung längft befeffener oder natürlich dahin gehörender Stellen, überhaupt minifterielle 
Ungunft in jeber berfelben zugänglichen Sphäre für die einen felbftännigen Charakter zei- 
genden Municipalautoritäten und Bevölkerungen und imanderlei vemfelben Geift entfließennes 
Anderes. 

Montesquieu felbft, deffen Autorität heutzutage fo oft zur Zurechtweiſung der Ultraliberalen 
angerufen wird, macht (im dritten Buche feines hochgeprieſenen Werks), nachdem er das faft all: 
gemeine Verderbniß der Höfe mit den flärkften Farben geſchildert hat, die nachſtehende Bemer⸗ 
tung: „Or, il est trös mal-aise, que la plupart des principaux d'un &tat soient malhonndtes 
gens, et ‚que les införieurs soient gens de bien; que ceux-lä soient trompeurs et que 
ceux-ci consentent à n’ätre que dupes. — Que si dans le peuple il se trouve quelque 
malheureux honn&te homme, le cardinal de Richelieu, dans son testament politique, 
insinue qu'un monarque doit se garder, de s’en servir; tant il est vrai, que la vertu n'est 
pas le ressort de ce gouvernement!” 

Die Sorge für Volksbildung in intelfeetuelfer , moralifher und techniſcher Hinſicht, folglih 
zuvdrderſt jene für Schule und Kirche, ſodann aber auch jede andere Pflege oder jedes andere 
Beförderungsmittel der Bolfsaufflärung und Sittlichkeit (worunter auch die äfthetifche oder Be: 
ſchmacksbildung begriffen werben mag) umfaflend, gehört, nach der natürlichſten, d. h. auf vie 
verſchiedenen Hauptrihtungen der Staatsthätigfeit ſich beziehenden @intheilung der Verwal⸗ 
tungszweige, dem Minifterium des Innern oder der Polizei, im weiten Sinn dieſes Wortes, an. 

R Nach unferer Meinung würde es räthlic fein, zur oberften Leitung des Unterrichtöwefend 
eine, theild aus theoretifd und praftifc gebildeten Shulmännern, theild aus geſchäftskundi⸗ 
gen Staatsmännern zufammengefegte Gentralcommiffion zu errichten, biefelbe jedoch dem 
Minifterium des Innern zu unteroronen, ſodaß ihr zur felbfteigenen Entfheidung nur die min: 

der wichtigen oder blos im Vollzug bereits vorhandener Gefege beftehenden Dinge überlaflen 
würben, in wichtigern Angelegenheiten aber nur Vorſchläge over gutachtlihe Anträge von ihr 
zu erflatten wären. Diefe Commiffion (mit den ihr unterzuordnenden Provinz-, Diftrietd- und 

Kocaleommifitonen oder Beamten) müßte jedoch gefondert fein von jener des Eultus, ohne Un⸗ 

terſchied, ob man die letzte als eine felbfländige Gentrafautorität (ie in Rußland die „Dirigiz 

sende Hellige Synode‘) conftituirt oder ald eine bloße Minifterialfection. Es find nämlich einer: 
ſeits die jura circa sacra (und nur von diefen fpredyen wir hier, ba bie jura ecclesiastica, Die 

3. B. der proteſtantiſche Zandesfürft in feiner Kirche ausübt, zur Kichenverfaffung und nicht 

zur Staatsverwaltung gehören) keineswegs auf die Intereſſen der Volksbildung befchräntt, ſon⸗ 

dern noch manderlei andere Zwecke verfolgend und zu ihrerkzweckmäßigen Ausübung auch ganz 
eigene Stubien und Gefäftöfenntniffe in Anfprud nehmend, und andererfeits ift, zwar nicht 
unbebingt nothwendig, voch natürlich und gewöhnlich, daß vorzugsweiſe Geiſtliche mit ihrer 

Berwaltung betraut werden; und beim Unterrichtsweſen ſoll die Geiftlichfeit durchaus nicht Die 

vorherrfgende ober Die entſcheidende Stimme führen. Denn wohl ift räthlich und gut, daß den 

Seelforgern (vorausgeſetzt, daß Friede und Freundſchaft zwifchen Kirche und Staat beftehe) ne= 

ben dem Religiondunterriht in den Volksſchulen auch die Aufficht oder Mitaufficht über dieſelben 

übertragen, auch daß in den Schulcommiffionen ein oder dev andere dazu perſoöͤnlich qualificitte 

Geiſtliche Berufen werde; aber ein ſelbſtaͤndiges Recht auf folde Berufung ober überhaupt auf 
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Die. Volksarziehuug (mie Die theokratiſche Barkei in reſtaurirten Fraukreich und mit beſonderm 
Eifer der geiftreihe Abbe Lamennais, jodann auch der niederländiſche Klerus in Anfpruch nah⸗ 
meh) hat die Geiſtlichkeit nicht; es iſt jelbft sbgefhmaktt, ein ſolches zu behaupten, und gleich ge⸗ 
fährlich, als ben gefunden Begriffen widerſtreitend, es einzuräumen. Rotteck 

Bill, ſEnglauds Staatsverfaſſung. 

Dini⸗ keit Gilligkeitsgericht). — Was iſt Billigkeit und ihr Verhältniß zum Recht? 
Was hat fie für Anſpruch auf juriſtiſche und politiſche Guͤltigkeit? Schwerlich gibt es be⸗ 
ſtrittenere Fragen als dieſe. Die beſondern Abhandlungen und Schriften über dieſen Gegen: 
ſtand (ſy die Abhandlung von Hugo Grotius „De aequitate” und bie von Kein in den „An⸗ 
nalen dor Befege u. f. w.“, 1,375 fg., fowie das zwei Bände ftarke Werk von ©. H. Jordan: 
„Über die Billigfeit bei Entfejeibung der Rechtsfälle“, Göttingen 1804) dienen faft nur 
dazu, die große Begriffsverwirrung über biefen Gegenſtand, über weiche ſchon Hugo („Na⸗ 
turrecht“, $. 74) klagte, lebhaft zu veranſchaulichen. 

Un nun diefe Begrifföverwirrung zu befeitigen, muß man verſchiedene Gattungen ver Be⸗ 
griffe van der Billigkeit unterſcheiden. 

1. Die erfte Hauptgattung enthält die Begriffe, welche die Billigfeit gar nicht i in Beziehung 
auf Recht und Politik, ſondern nur als eine rein moraliſche Tugend beſtimmen wollen. Diefe 
Tugend aber, ſo ſchoͤn ſie iſt, müſſen wir lediglich dem Gewiſſen und ihre Betrachtung dem 
Moraliſten überlaſſen. Recht und Staat erhalten durch ihre vbjective Geftaltung ein von der 
Moral verſchiedenes, ſelbſtändiges Reben (f. oben l, S. XLD. Eine blos moralifche Billigkeit 
alſo Hat al8 folde Feine Rechtögültigkeit. So z. B. mag ed moraliſch Billig fein, daß der Reicht 
dem Armen oder feinem frühern Wohlthäter eine rechtliche Schuldfoderung erläßt. Das Net 
ann diefed nicht erzwingen. _ 

U. Die zweite Hauptgattung umfaßt Diejenigen Begriffe, welche die Billigfeit ald etwas 
juriſtiſch und politifch Gültiges und Wirffanıed bezeichnen. Dieje Begriffe nun ſind einestheils: 

1) ſolche, welche nur eine uneigentlihe, ſcheinbare Billigkeit beftimmen, indem ſie nur 
wahres Recht, verſchiedene Seiten oder Beftanntheile veflelben mit Billigfeit verwechſeln, oder 
unrichtig nit deren Namen Billigfeit belegen. Viele Gelehrte verwechieln ſchon in ihren Defini- 
tionen die Billigfeit mit dem natuͤrlichen Recht. Sp unter den Neuern Hellfelo. ) Andere, mie 
Hugo Grotius?) und Huber ®), verftehen unter Billigfeit die Grundfäge des poſitiven Rechté 
im Gegenfag gegen deſſen buchſtäblichen, einfeitigen Ausdruck. Sie bezeichnen aljo die tiöjtige, 
echt juriftiich überall nothwenpige Aüslegung der Geſetze nad ihrem Grunde und nad} der Ab= 
ſicht des. Geſetzgebers, die fogenannte logiiche Auslegung (f. Auslegung). Wieder Andere ver= 
flehen darunter, fo wie Jordan (S. 49), die Erwägung und Berückſichtigung der befondern 
Merbältniffe bei ver Anwendung der Geſetze. Auch dieſe iſt juriſtiſch überall nöthig, und die 
Berüdjihtigung diefer en foweit jie überhaupt dem Richter rechtlich erlaubt ift, iſt 
wahre Gerechtigkeit. Andere ferner verwechſeln Billigkeit mit einzelnen befondern naturrecht⸗ 
lichen ober pofitiven Rechtsgrundſätzen, namentlich fo wie Kreß *), mit dem Nechtögrundfag der 
Gleichheit, und zwar balp mit der materiellen over verhältnißniäßigen Gteihheit, wonach z. B. 
die Mitglieder einer Gejellichaft bei gleichen Laften auch gleichen Gewinn anzufprechen haben, 
bald mit der blos formalen Gleichheit oder der fogenannten Gleichheit vor deni Geſetz, daß nänı= 
lich alle nach gleichen Rechtsgrundſätzen einen gleichen Schuß ihrer wirklichen Rechte erhalten. °) 

Mit diefer ganzen erfien Unterart der zweiten Gattung der Begriffe von Billigkeit, beſchäf⸗ 
tigen wir und ebenfalla nicht weiter. Im bloße Namen oder Worte wollen wir hier nicht frei: 
ten. Alle dieſe verſchiedenen Kechtotheile felbf aber haben ihre unbeftreitbare praftifche juriſti⸗ 
ſche Guͤltigkeit und Anwendbarkeit, welche von einem Jeden insbeſondere an feinem Orte näher 
zu beſtimmen iſt. 

—* is ſtellen aber auch andere Gelehrte Begriffe von Billigkeit auf, durch welche ſie die⸗ 
u etwas vom Recht Verſchiedenes, jedoch ſich auf daſſelbe Beziehendes beftimmen wollen. 
Es kommi alſo nun Alles darauf an, ob es wirklich noch einen Begriff einer von bloßer Moral 





1) ‚Jurisprud. forens.‘, L A * B. Bergl. Aristotel. Eth,, i, 10, V, 10. 
2) „De aequitate‘, I, s$.3 1. 
2 Digress. Justin., L, 5, 
„Dissert. de aequita, * me, 1, 118. 
Hong Sisero „De Orat.”, I, 34, mit der aequalitatis conservatio in rebus causısque c- 
— we es! ũ Feudor. 54, mit der aequitas, quae in al causis paria jura desiderat. 
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und vom Recht verſchiedenen, aber auf das Recht ich beziehennen Billigkeit giht? Und ab wub 
welche juriſtijche Gültigkeit dieſer Billigfeit in den verſchiedenen Medhtögebieten zugefägräelßen 
werben darf? 

Es bildet ſich nun allerbings ein Begriff von Billigkeit, und zwar ein beppelter, durch bir 
Unvolltommenpeit alles menſchlichen Nechts und aller menſchlichen Rechtseinrichtungen. Ihre 
Verbeſſerung nämlich erſcheint im Allgemeinen als Billigkeit. Dieſe Verbeſſerung kann nun 
entweder A) eine rechtliche ober verfaffungsmäßige juriſtiſch gültige fein; ober fie iſt B) eine 
durch die Rechtoverfaſſung nicht begründete juriftifch ungültige. 

Zu A. Dad Recht entfteht zwar aus einer üttlichen Idee, aber nur erft dadurch, daß dieſe in 
äußern Anerkennungen und Geſtaltungen, poſitiven Geſetzen, Gerichten, Rechtsgewohnheiten, 
Dbjectivität, allgemeine äußere Erkenn- und Beweisbarkeit und Gültigkeit, alfo eine äußere 
leibliche Geſtalt erhält (ſ. oben I, S. XLIfg.). So bilden ſich zuerft feine anerkannten höchſten 
Rechtsgrundſätze, dann die logifch aus derfelben abgeleiteten und poiitiv ausgedrückten Folge⸗ 
tungen, die bejondern Rechtsſätze und Rechtsinſtitute. Es if nun unvermeivlih, daß dieſe 
äußern pojitiven Rechte menſchlich unvolllommen werden. Und zwar werben jie dieſes nicht 

blos, wie Ariftoteles zur Begründung der Billigkeit (Eth., V, 16) fagt, durch die Allge- 
meinheit ver Gejege, die fie zuweilen lüdenhaft oder unpaflend macht, fondern wegen fehler: 
after menſchlicher Anſichten und Ausprüde ver Geſetzgeber überhaupt. Aber fehr mit Recht 
fodert nun Ariftoteled — und zwar unter dent Namen Billigkeit — eine ſolche Verbefferung 
(Eeravöpdupın Tp vöpou), welde aus dem Grundbegriff der ganzen Gerechtigkeit auß einer 
und derjelben Duelle mit ven Befegen jelbft hervorgeht. Diefelbe muß aljo, wie ja auch der 
Wortjinn der juriſtiſchen Billigfeit und der aequitas in deutfcher und röntifcher Sprache aus 
drückt, ſelbſt ein Recht, ja felbft geſetzmäßig fein. Es ift nur ein rechtlich verbefferteß Recht im 
Gegenſatz des noch unverbefferten, des urſprünglichen pofitiven, ein materiellgerecdhtes im 
Gegenfag zu dem einfeitigen formellen pofitiven. Hieraus aber ergibt fi für diefe juri⸗ 
ſtifche Billigfeit, daß dieſelbe fürs erfte in ihrer Anwendung auf ihre befondern Fälle logiſch 
richtig aus der objectiven höchſten Rechtsidee oder aus den objectiven höchſten Nechtögrund: 
fügen abgeleitete o bjectine8 Necht bildet, und fürs zweite, daß der dieſe Ableitung Bor 
nehniende oder der die Verbefferung Machende ald dazu durch den Rechtsorganismus autorifrz, 
daß er verfaffungsmäßig berechtigtes Organ für diefelbe war. 

ALS ſolche verfaſſungsmäßigen Organe erſcheinen heutzutage die Gerichtöhöfe in Beziehung 
auf die völlig freie Auslegung der Geſetze und ver Geſchäfte und Verträge, nach deren erweislichem 
wirflihen Sinn und Geiſi. Hiernad) dürfen und follen fie den mangelhaften Wortſinn verbeilern, 
die zu engen Worte logiſch ausdehnen, die zu weiten befchränfen und mit Berückſichtigung äller 
Umftände den wahren Sinn anwenden, fomweit nit entgegenflebender Wille 
der Urheber erwiefen ift (f. IL, 1). Sie haben aber nicht | blos den wahren redlichen 
Sinn der Geſetzgebung und ver ueheber rechtlicher Geſchäfte gegen einen fehlerhaften Buchſtaben 
durchzuführen und anzuwenden, ſondern ſie ſollen auch alle vom Geſetz überſehenen oder nur dun⸗ 
kel entſchiedenen Fälle ergänzend nach den höchſten Rechtsgrundſätzen entſcheiden. Diefe ihre Ver: 
beſſerungen des poiltiven Rechts gehören alſo ſchon an ſich (nach 11,1) zu dem wirklichen Recht 
Aber nur Vergleichs⸗ oder Schiedsgerichte könnten etwa alsdann, wenn ihnen die Geſetzgebung 
ober die Parteien es geflatteten, ausnahmsweiſe gegen den juriſtiſch erweislichen wahren 
Willen der pojitiven Geſetze und Geſchäfte nach den juriſtiſchen naturrechtlichen oder, 
falls e8 fo beftinnmt wäre, fogar nad} ihren individuell philoſophiſchen ober moraliſchen 
Überzeugungen entſcheiden. Nur die verfaffungsmäßige Gefeggebung ift dazu bereditigt oder iſt 
dazu rehtögültiges Organ, die Fehler des poſitiven Rechts and gegen den bisherigen ge— 
feggeberifhen Willen zu ändern, jedoch nur den logifchen Folgerungen aus den höhiten 
objectiven Rechtsgrundſätzen entſprechend. (S. Art. Auslegung.) Anders aber war viefed 
mehrfach in frühern Zeiten, wo theild jene obige ausgedehnte freie vichterliche Auslegung nidt 
allgemein anerkannt, theild die pofttive Geſetzgebung noch vielmehr formell einfeltig und un⸗ 
vollfonmen war, und wo daher befonbere Inftitute oder Einrichtungen zur Verbeiferung und 
Ergänzung der pofitiven Gefeggebung durch das Recht oder die juriftifche Billigkeit ſtatt- 
fanden. .So gaben die Nömer den Prätoren und ihren Edicten die ausgedehnte Gewalt zur 
Vegrünbung igrer prätorifhen Aquitas ober ihres prätoriſchen Rechts zur Verbefferung des 
strictum jus civile ober des mangelhaften ftricten Wortfinnd der Befege und ver flricten For⸗ 

men und Buchſtaben der Verträge und Rechtsgeſchäfte. So gründeten die Engländer ihre vier 
Verichtshöfe für die Billigkeit (courts of equity) im Gegenfag der Gerihtähdfe des gemeinen 
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Aechto (common law). Die alten germaniſchen Nationafverfammlungen unter dem Voriig 
ihrer Fürften befaßen früher geieggebende und richterliche Gewalt miteinander vereinigt und 
verbefferten wol auch richterlich in einzelnen Fällen die ohnehin oft nicht fo formell beftimmten 
pofitiven Geſetze. Dieſes jheinen aud mol fpäter die englifhen Könige und dann an ihrer 
Stelle ihr Geheimrath unter dem Präfivium des priefterlihen Lordkanzlers ſich erlaubt zu ha= 
ben, wenn jie bei Appellationen an fie Recht Sprachen. Kein englifher Gerichtshof aber behielt 
ein Berbefferungsrecht des pofitiven Rechts. Als aber ſpäter an Die Stelle ver allgemeinen Volkö— 
gerichte die Heinen Schwurgerichte traten und diefe bei dem Gericht des Lordkanzlers fogar Hin: 
wegflelen, auch dem Eöniglichen Geheimrath nach Billigkeit zu richten ſchon unter Richard IL. ver⸗ 
boten war, und nun im 15. Jahrhundert dad eigentliche Gericht des Lordkanzlers gebildet wurde, 
fo dehnte ſich dajjelbe wegen Geſchäftsüberladung (unter dem Präſidium vom Kanzler, von zwei 
Vierfanzleın und einem master of the rolls) zu den vier Billigfeitögerichtöhöfen aus. Die 
Billigfeitögerichte unterfcheiven fi alfo von denen des gemeinen Rechts nur durch ihre befon= 
dere Organifation und beſonderes Proceß- und Beweisverfahren und namentlich dadurch, daß 
fie eine Schwurgerichte hatten, wodurch ſich denn auch bei ihnen die fremden römiſchen und fa= 
nonifchen Rechte einſchlichen, endlich noch dadurch, daß ihnen eine Neihe von beſondern Ltechts⸗ 
fachen zugemwiefen wurde. Letzteres gefhah urſprünglich allerdings zu einer Verbefferung der 
Rechtspflege. So erſchien e8 ungerecht, daß ein Kläger fein gutes Recht, wenn auch gute Zeus 
gen e8 bewiefen und dieſes eine fehriftliche Urkunde bejtätigte, dennoch darum verlieren follte, 
weil bei den Schwurgerichten ver Gerichtähöfe des gemeinen Rechts alle Zeugen unbebingt per- 
ſonlich erſcheinen mußten. Ähnlich wurden ihnen auch neu entjtehende Geſchäfte zugeiwiefen, für 
welche das bisherige gemeine Recht Feine Klage hatte, fo eine Art von Fideicommiſſen (trust), 
fpäter Schuß des literariichen Eigenthums und der Erfindungspatente. Die Billigkeitögerichte‘ 
aber hatten ihrerſeits in diefen und ähnlichen Fällen fi an die fir fie bindenden pofitiven Ge: 
fege und Bräcedenzien zu halten, und entfcheiden alfo, wie ſchon Blackſtone, II, 24, ausführ- 
lich nachweiſt, vollftändig nach den Brundfägen wie die Gerichte des gemeinen Rechts und nicht 
nad Billigfeit. Soweit aljo nicht die natürliche Einwirkung der Schwurgerichte zumeilen eine 
freiere richterliche Entſcheidung begründet, jind die englifchen Gerichtshöfe fogar bei einer 
weniger frei ausgebilveten richterlihen Auslegung noch weniger als unſere deutjchen Gerichte 
in der Lage, das pofitive Recht durch Billigkeit zu verändern. 

Anverd war diefed freilich früher bei den römiſchen Prätoren. Hier hatten die "Brätoren, 
welche über Nichtrömer richteten, da, wo ed ihnen befannt war, nad dem heimifchen Recht der 
Fremdlinge zu richten, mo aber dieſes, wie fo oft, nicht der Yall war, nad) dem Naturrecht, dem 
jus gentium, d. h. nad} denjenigen allgemeinen Rechtsgrundſätzen, die man bei allen freien ge= 
fitteten Völkern (qui legibus et moribus reguntur) zu finden glaubte. Nach ähnlichen, wenn 
auch zunächft aus der Grundidee ded freien römijchen Volkes hiſtoriſch-philoſophiſch ent: 
widelten natürlihen Rechtsgrundſätzen bildete fih nun aud der Praetor urbanus 
feine aequitas. Ind er gebrauchte fie zur Auslegung, Ergänzung und Berbefferung bes 
unvolfftändigen, einfeitig formellen pojitiven roͤmiſchen Civilrechts, zu einer freiern Anwen⸗ 
dung deſſelben je nad} den veränderten Umſtänden und zur Umgehung der ſtreng formellen (oder 
stricti juris) Verträge und Geſchäfte durch freie, der bona fides, dem Naturrecht, der aequitas 
entfprechenbe. 

Überhaupt Eönnen die pofitiven Geſetze unmöglich zum voraus alle einzelnen Berhältniffe 
und Fälle des menſchlichen Lebens fo beftimmen, daß nicht mande pofitive Rechtsregel in ihrer 
Anwendung auf folde bejonvere Verhältniffe als der höchſten Rechtsidee felbft widerſprechend 
erfheinen müßte. Die pojitiven Gejeggeber find ſchwache irrende Menfchen, und das menſchliche 
Xeben ift unerfhöpflich und ſchreitet fletd vorwärts. Es ijt alſo gerade die allerwidtigfte und 

ſchwierigſte Aufgabe einer guten, verfaflungsmäßigen Gefeggebungd: und Juftizeinrichtung, 
daß dur) fie oder auf verfaflungdmäßigem Wege fletö die möglichfte lihereinftimmung ber pofi= 
tiven Rechtsregeln und der Entſcheidungen ver einzelnen Fälle mit dem Naturrecht erhalten und 
für die den höchſten Rechtsgrundſätzen entſprechende fletige Vervollkommnung und Fortbildung 
des pofitiven Rechts gelorgt und Entgegenftehenves ausgeſchieden oder verbeffert werde. So 
entftand 5. B. das Begnadigungsrecht (f. Begnadigung). Es iſt dieſes in der That nur eine 
Billigkeit in ſehr uneigentlichem Sinne. Es iſt dem Wefen nach eine rechtliche und verfaſſungs⸗ 
mäßige Verbeſſerung unvollkommener oder ungechtlicher Gefege. Es iſt die wahre Gerechtigkeit. 
Ahnlich find die Milderungs- und Schärfungsgründe und die circonstances attenuantes, Die 
Staatd:Eeriton. II. 47 
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3u 5. Zelbi bei io vertreffliher Einticgtumg ver Reciäwerisflung, wıe Nie womiide war, 
vollen»s aber bei einer mangelhaiten, wie bie unierige, umt bei ter beiben menidlicen Bejep- 
gebung und Veriaffung müflen mande wirflide exer iheinbare Mängel und Wideriyrüche 
übrig bleiben; hierdurch entficht nun die Billigfeit im engern, eigentlichen Siume, als die nicht 
ne die Verfaffung, ſondern nur durch fubjertive Meinung auerfannte Berbeiferung des 

18, 

Fürs erfke find alle Behörden Nenſchen und Fönnen in ihrer Anwendung und ielbfl, foweit 

fle ihnen zuſteht, in ihrer verfaflungsmäßigen Berbefferung der Geſetze fehlen. 

Bürb zweite iſt auch die hoͤchſte Staatögefeggebung ſelbſt mangelhaft. Aus beiden Grün: 
den wird aud bei der beften Juſtiz⸗ und Gefeggebungsverfafiung doch noch mander Hall vorlom⸗ 
men, in welhem eine verfaflungsmäßige Behörbe, ein Brätor, ein einzelner Richter, ein eingel- 
ner Blirger glaubt, vie verfaflungsmäßige Beftimmung und Entſcheidung eines Verhältniffes 
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entſpreche nicht ganz der natürlichen Gerechtigkeit, ohne daß doch die beſtehende Rechts⸗ 
verfaſſung ihm einen Zwang zur Durchführung feiner Anfiht erlaubte. So beſtimmen ganz 
are Givilgefege, dap zur Begründung der Rechtsficherheit unter gegebenen Umſtänden ein 
Privatrecht verjährt, oder auch, daß durch beſtimmte Beweismittel eine Thatfache im Civilproceß 
juriftifch erwiejen fein folle. Wenn nun hier ein Brätor, ein Richter ober ein Bürger glaubt, 
es entſpreche für einen beftininten Fall die Verjährung nicht den natürlichen Rechtögrundjägen, 
Der geſetzlich vollſtändige juriftifche Beweis nicht der innern Wahrheit, jo kann, wenn die Juſtiz⸗ 
verfafiung felbft durchaus fein Rechtsmittel gegen die pofitive Beflimmung geftattet, der indivi- 
Duelle Richter und Bürger für ſich dieje Entſcheidung zwar als unbillig, die entgegengejegte 
aber als billig betrachten. Es fann auch die Partei, zu deren Brivatvortheil fie ſtattfand, aus 
moraliſchem Antrieb auf diefen Vortheil verzichten. In juriſtiſcher Hinſicht aber gilt dieſe an- 
geblich beflere oder billigere Anficht durchaus nicht ald Recht, fondern lediglich nur als eine ſub⸗ 
jective, individuelle Anfiht. Alle verfaffungsmäßigen Behörden und Richter, aber auch alle 
andern Menfchen Eönnen irren und felbft Unrecht thun. Aber e8 muß doch des Friedens wegen 
eine hoͤchſte und legte Entfheivung in Staate geben. Scheint fie nun aud dem Einzelnen hart 
und ungerecht, fo gilt doc) fie, nicht aber ihre verfafſungswidrige, angeblich billige Verbefferung. 
Nur die allgemein anerfannte Geſetzgebung und Juſtizverfaſſung eines Staats können in dem⸗ 
felben oBjectiv oder allgemein erkennbar und allgemein gültig für Alle entihelden, was im 
Staate juriſtiſches Zwangsregt fein fol. Kurz überall wirt menſchliche Unvollkommenheit in 
Beziehung auf die einzelnen Behörven wie in Beziehung auf bie hoͤchſte Geieggebung und Ver⸗ 
faſſungsgewalt jelbft übrig bleiben. Auch die legtere wird, ja fie kann nicht alle Widerſprüche 
* Rechts ſelbſt oder nicht alle Widerſprüche der poſitiven Geſetze mit dem Naturrecht aus⸗ 
glei den. 

Es können fogar die natürlichen Rechtsbeſtimmungen, weiche aus dem von einem Volk anz 
erkannten hoͤchſten Rechtsgrundſatz ſtreng folgerichtig entwidelt find, zumeilen als unvollfom= 
men und einfeitig, ihre ftreng folgerihtige Anwendung als ven höchſten Grundfägen der Moral 
und der wahren Politik widerſprechend erfcheinen. Denn die Rechtsbegriffe und Rechtsgrund⸗ 
fäge find ja noch nicht die hoͤchſte und nicht die ganze fittliche Ivee und Aufgabe ver Menſchheit 


. 


und der Staaten, ſondern nur ein befonderer, abgeleiteter, untergeorpneter THeil derſelben. 


Das Recht überhaupt ift nur derjenige Theil der Moralgefege, welche die Geſellſchaft als für 
das gemeinfchaftliche Freiheits⸗ und Friedensverhältniß nothwendig anerfannt und durch dieſe 
Anerkennung äußerlich allgemein gültig und allgemein erfennbar (oder objectiv) gemacht hat 
(f. oben, ©. XLI fg.). Schon diefe Anerkennung felbft ann unvollfommen jein, und felbft 
der rechtliche Frieden ift fo wenig wie für den Einzelnen fein Leben das abfolut Höchfte. Jeden⸗ 
falls find alle Nechtsgrundſätze in ihrer Anwendung berechnet auf die menschlichen Gefelliharts- 
verhältniffe. Diefe aber find theils menſchlich unvollkommen, theild unerſchöpflich mannichfach 
und immer neu fic geftaltend, ſodaß das Recht felbft wegen diefer Unvollkommenheit und wegen 
dieſer unerſchoͤpflichen Mannicfaltigfeit zum Theil nad einem allgemeinen Durchſchnitt all⸗ 
gemeine Regeln aufftellt, vie in Beziehung auf mande Erſcheinungen ver allumfaſſenden 
hoöͤchſten ſittlichen Idee nicht ganz entfprechen. So können z. B. die allgemeinen naturrechtlichen 
Eigenthumsgrundſätze in ihrer mit juriftifhem Zwang durchgeführten folgerictigen Anwen= 
dung auf beftimmte Verhältniffe zuweilen als hart und unbillig, als den höchſten fittlihen Auf- 
gaben ver Menſchheit widerſprechend erſcheinen. Dieſes kann der Fall ſein, wenn durch jene 
Beſtimmungen in einem Staate eine Claſſe befiglofer Armen einer Claſſe von Reihen gegen⸗ 
übergeflellt wird. Selbſt die gewöhnliche Geſetzgebung kann hier nicht änbern, fondern nur die 
Verfaflungsgemwalt, ver neue Volksvertrag, wie die Annahme der neuen Religion bei den Ger- 
manen. Oft kann man um fo mehr unter dem Namen ver Billigfeit eine freiwillige Auf: 
opferung dem Berechtigten moralijch zumuthen, je offenbarer jie aus dem Moralgrundfag: 
„Was du nicht willft, daß dir Andere thun follen, dad tue du auch ihnen nicht”, hervorgeht. 
Diefen Sag haben zmar Mandye, und felbft Friedrich d. &r.?), als den höchſten Rechtögrund- 
fag, Andere wenigfiend als die Grundlage einer juriftifchen Billigkeit aufſtellen wollen. Aber 
ex ift offenbar nur ein Moralgrundfag und Grundlage blos moraliſcher Billigfeit. Jever kann 
wünſchen, daß Andere ihm Wohlthaten erweifen, ihm, ftatt ihn fireng zur Erfüllung feiner 
Rechtsſchuldigkeiten anzuhalten, vielmehr diefelben erlaſſen mögen. Aber dennoch find dieſes 





7) „Oeuvres posth.“, II, 60 fg. 
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keine Rechtspflichten, ſondern nur Moralpflichten für dieſen: Moralpflichten werden durch die be: 
ſondern jubjectiven Glaubend- und Gewiſſensũberzeugungen der Menſchen beſtimmt, haben an ſich 
keine allgemeine äußere Erkennbarkeit und Gültigkeit, keine Objectivität (ſ. oben I, ©. XLIfg.) 

So if denn die eigentliche Billigkeit (d. h. als verſchieden von reiner Moral oder von einer 
rein moralifhen Tugend und verſchieden oder im Gegenfag von Recht, jedoch in Beziehung auf 
daffelbe gedacht) die angebliche Verbeſſerung wahrer (oder objectiver) Rechtsbeſtimmungen 
nad) jubjectiven Anfichten. Und zwar kann die fubjective Anficht dahin gehen, daß die nach der 
Verfaflung des Staats gültigen Rechtsbeſtimmungen felbft den natürlihen höchften Mechts: 
grundfägen, oder dahin, daß fie den Moralgrundfägen widerſpreche. 

Schon durch diefen Begriff ift es ausgeſprochen daß die richterlichen und vollziehenden Be⸗ 
börden, daß überhaupt Alle, welche in privatrechtlichen, in ſtaats- und völkerrechtlichen Ver⸗ 
hältniffen über erworbene Rechte zu entſcheiden haben, fich nie durch eine eigentliche bloße Bil⸗ 
ligkeit verleiten laffen dürfen, von dem objectiven Recht abzumeichen. Denn gerade um einen 
friedlichen, feften, allfeitig geficherten Nechtözuftand zu haben, auf melden Alle zu jeder Zeit 
rechnen fönnen, wurde die Herrſchaft des objectiven Rechts gegründet und ald die mefentlide 
Grundlage und Grundform aller gefellihaftlichen Beſtrebungen anerkannt, ſodaß zwar Jever 
aus Sittlichkeit auf einzelne Rechte verzichten und mehr thun kann, als die Rechtspflicht von ihm 
fodert, Keiner aber gegen fein Recht verlegt und gezwungen werden darf. Die höchſte nach ver 
Rechtsverfaſſung einer Geſellſchaft gegebene Entſcheidung eines beftimmten Falles iſt die allein 
allgemein erfennbare jittlihe und naturrechtliche Überzeugung ber Geſellſchaft. Wollen alfe. 
die vollziehende Gewalt und der Richter der Billigkeit folgen, ſo ſetzen ſie ſich über den Staat 
und zerſtoͤren alles feſte ſichere Recht, rauben wie Crispin dem Einen, was fie dem Andern zu: 
theilen, und begründen eine ewig ſchwankende, rein ſubjective Willkür und Gewiſſensrichterei 
Alſo koͤnnen durch Anſichten und Ausführungen über Das, was billig ſei, nur die Berechtigten 
zum freiwilligen Verzicht auf Privatgerechtſame beſtimmt werden. Ihre Billigkeit iſt alsdann 
eine Beſchränkung ihres Rechts durch ihre Moralpflicht. 

Dieſen Grundſätzen huldigt auch entſchieden unſer gemeines Recht. Es beflehlt mit ver 
größten Entſchiedenheit und oft wiederholt, alles rein Moraliſche und alle blos billige Ab: 


. weihjung von dem objectiven Recht lediglich dem freien Ermeſſen der Berechtigten oder dem 


Geſetzgeber anheimzuftellen, übrigens aber die Geſetze ſtets zu befolgen, auch wo ihre Befol- 
gung eine Härte zu begründen feheint. 8) Auch felbft wenn eine gewiſſe Entſcheidung dem richter⸗ 
lihen Ermeffen und ſchiedsgerichtlicher Entſcheidung überlaſſen iſt, mie es namentlich auf in 
ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Verhältniſſen öfter vorfommt, wenn alfo ein fogenanntes Billig: 
feitögericht conftituirt ift, fegt unjer Recht voraus, daß dadurch die Richter keineswegs auf bloße 
Moral, auf fubjective Willfür und Gewiflensrichterei, fondern auf das objective Recht gewieſen 
feien, fowie ſie e8 mit genauer Berückſichtigung aller beſondern Verhältniffe und des wahren 
natürlichen Sinnes des befondern Gefhäftd und der objertiven Rechtsbeſtimmungen erfennen 
Eönnen.?) Und ſicher iſt dieſes richtig, folange nicht die Parteien ausdrücklich auf alles Recht 
verzichten und nad) bloßer Moral gerichtet fein wollen, in welchem alle fie aber wol nit ha: 
dern würden. 

Zwar hat man in beiber Hinficht bisher entgegengefegte Grundſätze aufgeftellt; aber dieſel 
entſtand nur daher, daß man die nothwendige allgemeine Erkennbarkeit oder Objecttvität aller 
Rechtsnormen, die Grundbedingung eines feften rechtlichen Zuftandes, überfah, und dann 
daher, daß man faft unbegreiflicherweiſe ganz allgemein die römifhe aequitas, melde fo tau: 
ſendfach im Römifchen Recht als Entſcheidungsgrund vorkommt, duch „Villigkeit“ überfegte. 
Diefes aber ift grundfalſch, da aequitas (mit den dahin gehörigen Begriffen aequum u. ſ. m.) 
bei den Juriften und in den Gefegen dem urfprünglihen Wortfinne gemäß regelmäßig die 
rechtliche, die naturrechtliche und pofitivsgefeglihe Gleichheit und Ausgleihung in ihren verſchie⸗ 
denen Beziehungen bezeichnete, und dann insbeſondere auch jene verfaffungsmäßige Berbefferung 
ungerechter Geſetze nach derfelben (die uneigentlich fogenannte Billigfeit).. Die griechiſchen 
Übesfegungen des Romiſchen Rechts überfegten daher auch aequitas nicht durch Billigkeit, ſon⸗ 
dern durd Gleichheit over Gerechtigkeit. 20) Nur bei den Nichtjuriſten und durd das Nidt: 


8) ©. die Beweife in K. Welder's „Syſtem““, I, 609 und 630. 

9) Welder's „Syftem‘, a. a. O. 

10) Ausführliche Beweile enthalten K. Welder's „Letzte Gründe von Recht, Staat und Strafe”, 
©. 472 fg., und „Syſtem“, ©. 137 und 619 —630. 
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werfiehen des Juriſtiſchen von jeiten der Laien dekam die wahre rechtliche Ausgleichnng ven 
Schein und alddann das Wort aequitas aud) die Bedeutung jener unjuriſtiſchen oder von dem 
Mecht fich losſagenden eigentlichen Billigfeit. So hatten 5.8. vie Zwölf Tafeln, deren aner⸗ 
Eanntes Princip Rechtsgleichheit und Ausgleihung war 11), dieſen Grundfag oft Höhft unvoll⸗ 
ſtändig und einjeitig angewendet und durchgeführt. Nach ihr beftimmten viefelben unter An⸗ 
derm bie gleiche Wiedervergeltung oder Talion bei Verlegungen. Die Nation und ihre juris 
Rifchen Organe zur Ausbildung und zur Verbeſſerung ber pojitiven Gefepgebung fahen ed nun 
bei einiger höhern Givilifation wohl ein, daß eine ganz unbevingte, in allen verſchiedenen Fällen 
rückũchtslos durchgeführte Talion gerade die höchſte Rechtöungleihheit bewirken würde. Denn, 
wie Ariftoteled jagte, nur für Gleiche und unter gleihem Verhältniß ift das Gleiche gleich. Eine 
wahre rechtliche Ausgleihung der Schuld durch die Strafe foderte alfo, daß Der, welcher einem 
andern Bürger blos aus Radjläfjigfeit ein Auge ausfhlug, geringer geftraft wurde als Der, 
welcher dieſelbe materielle Verlegung mit viel größerer Schuld, mit der höchſten Bosheit, viel- 
leicht feldft gegen eine Perſon, welcher er beſondere Ehrfurcht ſchuldig war, verübt hatte. Der 
Brätor nun führte durch jeine verfaffungsmäßig begründete Schätzungsklage dieſe wahre Gleich: 
heit durch, und der Juriſt fah aud darin nur eine wahre, rechtliche Ausgleichung, melde gerabe 
den in den Zwölf Tafeln anerkannten juriftifhen Grundfag der Gleichheit nach dem wahren 
Geiſt ver Gefeggebung (der vis und potestas legum, der ratio juris gemäß) verwirklichte. Der 
Brätor hatte das Civilrecht verbeffert, war aber doch nur deffen wahre lebendige Stimme ges 
wefen. Der Laie dagegen blieb bei dem äußern Schein, bei der mildernden Abweihung vom 
juriſtiſchen Buchſtaben ſtehen; er fand in der Milderung der Strafe für den weniger Schuldigen, 
vie feinem @efühle zufagte, ohne daß er ihren Rechtsgrund erkannte, eine milde Abweichung 
vom Gefeg, eine unjuriftifche Billigkeit und lobte fie als folde. Wenig nachdenkende Juriften 
aber ſchloſſen fih ven Laien an und lobten und empfahlen nun wirkliche unjuriftifche Abwei⸗ 
dungen von dem Recht, ſobald dieſes ald zu hart erfheinen möchte. Die Einen, z.B. Hof: 
ader 12), wollten, daß diefe Billigkeit nad) ihrer Anficht von dem Naturrecht, die Andern, z. B. 
Klein, a. a. D., dap fie nad) der Moral, nad) den Grundſäten der Humanität und des Wohl: ' 
wollens das pojitive Recht verbeffere oder corrigive. Diefe, z. B. Leyſer (I, 6, 7), foderten 
dieſe Verbefierung nad) einer fogenannten offenbaren Billigfeit unbedingt, Jene, z. B. Glück 
(,Gomment.”, 1, &. 177), wollten fie wenigſtens in zweifelhaften Fällen vorgezogen willen 
(wobei fie jedoch auch manche ſchon wirklich juriftifche Beftimmungen unferer Gefege, 5. B. daß 
man in wirfliden Zweifel eine härtere oder größere Rechtsentziehung oder auch eine Ab: 
weichung won den allgemeinen natürlichen Rechtsgrundſätzen, als nicht gewiß begründet, ver= 
werfen muß, irrig für bloße Billigkeit hielten). 

Auch das deutſche Wort und der deutſche Begriff Billigkeit werden miönerflanden. Denn 
auch vieſes Wort bezeichnet urſprünglich etwas wahrhaft Juriſtiſches; mag man es nun erklären 
als Gleichheit, indem man es mit Maaf (in feiner Schrift „Über finnverwandte Wörter” unter 
Billig) von dem alten Worte biliven, d. h. gleichmachen, ableitet, ober mag man es erflären als 
das dem Recht Entfprechende oder das Rechtgemäße, indem man ed mit Wachter („Gloſſar.“ 
unter Billigkeit) und jegt aud) Grimm (im „Woͤrterbuch“) von dem Worte Bill, als das Recht 
oder Geſetz, ableitet. Das deutſche Rechtsſprichwort: „Was dem Einen reiht ift, das ift dem An- 
been billig“, bezeichnet ebenfalls das Recht, ähnlich wie aequilas vorzugsweiſe nad) feiner in 
den Augen fallenpften Seite, ver Gleichheit. So wollen alfo römifhe und deutſche Gefege nur 
ein objectin wirklich Gerechtes oder Gefegliches, und bezeichnen unter ven Worten aequitas und 
Billigkeit nur die gerehten Berbefferungen des mangelhaften pofltiven Rechts. Das 
was man fpäter als vom objectiven Recht verſchieden darunter verftann, fann man allgemein 
als juriftifch ganz verwerfliche Billigkeit verſtehen, als Die anerfannt verworfene aequitas cere- 
brina. Dieſes Wort bezeichnet ja eine nicht im allgemeinen objectiven Recht, fonbern als in 
individuellem, fubjectivem Gehirn und Vorſtellen beruhend. Alle fubjective Billigkeit iſt 
hiernach juriſtiſch unwirkſam, war auch ſelbſt dem roͤmiſchen Prätor fremd. Vollends bezeichnet 
nach Beendigung der prätorifchen Geſetzverbeſſerung zu Hadrian's Zeit im fpätern Roͤmiſchen 
Recht aequitas nur die einzelnen ind pojltive Recht bereits aufgenommenen prätorifchen oder 
auch die allgemeinen naturrechtlichen Grundſätze für die freie Auslegung und Beurtheilung der 
NRechtsverhaͤltniſſe und ihre analoge oder gleiche Anwendung. 


11) Welcker's „Syſtem“, I, 624. 
12) „Principia juris civ.”, I, 1, $. 12. 
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Lan iir beſenoere Zmerte ih bilsennen Grickideiten and ım arm beienbern Genf ihrer 
Bwede zu diriaiten. ragen wir im Allgemeinen, was cınc Sxaatötrgirtung jeim mm lien 
folk, fe — En ee en 


wen Unserflännigen, ihre Zweds vor zuſchreiben Und im — — iR ih 
mitbegriften, saß er Auiñcht führe Dafkr, Damit von Den bejendern Zwedirn wer 

gen alles ver Ethutzgeſellſchaft im Ganzen un» im Ginzeinen Schärlide entiermt bleibe. In 
Allem find alle innerhalb des Staats ji einigende Gefelligaften, auch wie Eirchlichen, mad dem 
Geſellſchaftorecht und ale Squtzgenoſſen denen Sup gebũhre. zu betrachten. Der Laudes⸗ 
regent in Deutſchland kann von der einem Kirche (Aintengeieligait) zur andern übertreten. 
Undenkbar aber wäre es, daß, wer wie eine Kirche für jalſchglãäubig oder wenigſtens für weniger 
tigtig Hält als Die andere, dennoch Biſchof, das if geiftlih-Kirhlicer Aufſeher der Kirchenge⸗ 
fellfgait werden oder bleiben Eönnte, Deren Mitglied er nicht if. Auch in der Ipee des monar: 
Hiſchen Principe iſt Die Folgerung nit enthalten, daß rin monardifher Landeöregent aid 
ſolcher ver Vorſteher irgendeiner Geſellſchaft fei, welche zu beftimmten, im Gtaate zuläffigen 
Zweden freiwillig jufammenhält und den Rechtsſchug Aller deswegen anzuſprechen bat, weil 
fe nichts, was der Belhligung entgegen wäre, beabüichtigt, alſo dad ſtaatsrechtliche Veto nicht 
wider ſich motivirt, 

Dieſe Grundbegriffe zeigen im Allgemeinen, daß aus ven rechtlichen Verhãltniſſen des Lan⸗ 
desregenten irgendein geiſtliches Epiſkopat über eine Kirchengeſellſchaft nicht folge. Auch ge- 
ſchichtlich wurde dies nicht anders anerkannt, folange man nicht verwandte Begriffe miteinan⸗ 
der wie einerlei verwechſelte. Die Zeit der evangelifgen Kirchenreformation war — weil man 


— — — — — — — — — — 
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überhaupt, Yeie Lenher biters auf dieſen leyten tiefften Grund des Nrformitens nme Rroteſti⸗ 
rens hindentet, in Allent nuch dem Warum? zu fragen angefangen hatte — auch die Zeit, we 
die deutſchen Regenten ma ihre Räthe an die Megirruengäteiiee ſehr eiicrfügtig zu venten bis 
gennen hatten. Mit dem uͤbergang in das ſechzehnte Jahrhundert hatte Ach Kaiſer Maximi⸗ 
lian, dieſer geaiale Ritter auf dem Kaiſerthront, ein jehr auf Staatsrefotmen vringendes ſo⸗ 
genanntes dieichsregiment, aus Kurfürften, Kürften und Stänven zuſauimengeſetzt, gefüllen 
laffen müffen. Der mächtige Karl V. war ber Erſte, welder die deutſche Kuiferhtajeftät nit 
anders als durch eine bedingende Wahleapitulation erhielt. Dennoch dachten ſelbſt vie enange- 
liſchen Regenten mit ihren Räthen, als fie feierlich vie Augsburgiſche als ihre Confeſſlon an 
Kaiſer und Reich braten, nicht mit einem Wort daran, wie wenn fie, die ſich noch gar fehr als 
Landesherren (domini territorii) zu betrachten pflegten, in den evangeliſchen Klrcheut als Sans 
deöbifchöfe einzutreten hätten. Nur weil die katholiſchen Bifhdfe in Sachen ver Gerichtsbarkeit 
Gwie der Ehen, ver Zehnten, der Stiftungen) ven Evangelifgen Härte und Willkür bemiefen, 
veranlaßten fie ſelbſt die hiſtoriſch⸗ juridiſche Rückerinnerung, daß dieſe geiftlichen Kirchenherren 
dergleichen Jurisdietion nur durch menſchliches Recht, d. i. nur durch Übertrdgung von ver 
Staatsgeſellſchaft und deren Regierung, innehatten, und daß vaher, was fie nicht rechtlich voll- 
gießen wollten, wieder auf die einzelnen Staaten und deren Landesregenten zutückgehen müffe. 
Entſtand aber gleich hier der erfte Gedanke, daß Die Landesherren in die Stelle der Bifchöfe tre= 
ten, fa verftand es doch niemand anders als von jenen Jurisbictionalien. Niemand hätte für 
moͤglich gehalten, daß Nidytgeiftliche Kirchenbifchdfe werden koͤnnten oder wollten. Vielmehr 
der Unterſchied zwiſchen Jurlsdietion und Epiflopat wurde gerane im Art. 28 „von der Bis 
föfe Gewalt” im Namen der Regenten recht deutlich ausgedrückt. Sie erflären fi dort als 
coacli discrim en ecclesiasticae potestatis gladii zu zeigen. Potestatem episcoporum esse 
mandatum dei, praedicandi evangelium, remittendi aut retinendi peccata, administrandi 
sacramenta .,. . secundum Evangelium, seu ut loquuntur, de jure divino, nulla juris- 
dietio competit Episcopis ut Episcopis . . . Bifhdfe haben, als folde, nichts zu thun, 
nisi a) remittere peccata, b) cognoscere doctrinam et dootrinam ab evangelio dissentien- 
tem rejicere, et: c) impios, quorum nota est impietas, excludere a communione ecclesiae 
— aber sine vi hulmana, sed verbo. (!!) 

Warum die Jurisdictionallen auf die Landesregenten zurüdtgehen müßten, wurde deutlich 
eingefehen und auögefprochen: Si quam (Episcopi) habent aliam potestatem vel jurisdictio- 
nem (Gerichtszwang) in cognoscendis certis causis, videlicet matrimenii, aut decimarum 
cet., hanc habent humano jure. Ubi, cessantibus 'Ordinariis, coguntur Principes vel 
inviti suis subditis jus dicere, ut pax retineatur. Man gab ed an als ein Nothiwerf, 
an die Stefle der Biichöfe zu treten, aber — mır in Beziehung auf das Äußere gewiſſer Rechts: , 
gegenftände. Diefe waren von der eigenen Art, vaß le zwei Seiten harten. Che und was da⸗ 
mit zufommenhängt, ift ald Bertrag Schutzſache für die bürgerliche Geſellſchaft; als Gewiſ⸗ 
fensverpflihtung untergibt ji alkes mit dem Ehevertrag zufammenhängenve moralifch Pflicht: 
mäßige auch ver kirchlichen Neligionsaufflht. Ebenfo das zurlinterhaltung des Unterrichts und 
der Erziehung: in Kirchen und Schulen geftiftete, d. i. aus dem Vermögen ver Stantögenoffet 
durch veligiöfe Gefinnung ein für allemal auögefonderte Privatvermögen. Um die Gollifionen 
zu verhüten, wilde, wenn diefe zweifeitigen Gegenftände vor zweierlei Inftanzen hätten: be: 
handelt werden müffen, entftanden wären, hatten chriſtliche Regenten auch das Weltliche, vie 
äußere Rechtſprechung darüber, den Kirchenthumsauffehern (Bifchöfen) überlaffen. Das Zu: 
rüdnehmen machte die Regenten nit zu Biſchöͤfen; vielmehr entkleidete es nur vie Bischöfe 
deſſen, was fie von der Schutzgeſellſchaft des Staats und deren Regenten gleichſam zu Lehen 
hatten und doch aus Parteilichkeit damals ſtaatswidrig anwendeten. Was nicht von den Re= 
genten auf die Vorflände des Kirchenthums übergegangen war, das foeben durch a,b, c be: 
zeichnete kirchlich⸗geiſtliche oder paſtoralifch-⸗epiſkopaliſche Gefchäft, die sacra betreffend — dachte 
man aud nicht zurückzunehmen. &8 dauerte noch ziemlich lange, ehe dieſes Nehmen aud auf, 
Manches auögenehnt wurde, dad man nicht gegeben hatte. 

Die Veranlaffung: hierzu ahmten aber voch ſchon die Verfaffer der Augsburgiſchen Con⸗ 
feſſion. Der Iuriöviction entfleivet, jind ihnen Episcopi und Pastores Synonyme. Sofort 
aber trat die Frage ein: Utrum episcopi, „seu” pastores habeant jus mstituendi ceremu- 
Dias in ecolesia et leges, de cibis, feriis, gradibus ministrorum seu ordinibus cet. condendi. 
Der Gevante: wer hat die Pfticht amd das Recht, DEE, war die sacra (f. oben) gleihfam um: 
gebe (circa sacra fei), zu ormen? vämmerte fon. Melanchthon ift nur nicht entſchloſſen 


ingebentet. 

Au hierin hätten die Cvaugelijchen freler bleiben Eönnen, wenn nur überhaupt vie Ren: 
ſoen mit Kingpeis frei zu jein verkünden und das Ringiein wegen wer Mittel ebene jchr aid 
"Bits achteten wie die auf den Zweit hinſtrebende muthige Entileilenpeit, das iR, wenn man 
aut nicht meiſtens erſt durch Schaden, oit jaR — — age da aur jelbftgemelltes, 
wohlbedachtes Maßhalien vom Zwang frei erhalte. 

Solange die Reformitenden noch bald hierarchiſchen Goncilienzwang, bein Brogenee far: 
ferlige Interimögebote zu fürdten hatten, ſchloß mean fich vom jelbR fügiamer ameinanker. | 
Nur nad der Pflicht und dem Recht, ee — ließen nie enangeliigen 
Regenten, aber dur Geiſtliche, ald Männer des öffentlichen Bertrauens, Kirchensrdaungen 
verfaflen, denen He ihren Staatsſchutz verſprachen; immer aber jo, ba fie weber ich jelbſt da⸗ 
bei als Epiſtopen gerirten, noch jene Männer der Kirche für Cpiſtopen erflärten. Auch die 
juriſtiſchen Räthe ſcheuten fc, auf die Regenten, als ſoiche, den Titel und Begriff kirchlier 
Cpiſtopen überzutragen. Wie und wo hätte der Regent als kirchlicher Cpiſtopus erſcheinen 
können, wenn er nicht Das thun wollte, was an Papft Julius IL fo ſeht getadelt wurte, Vor⸗ 
mittags namlich in pontificalibus zur Meſſe, Nachmittags im Banzer aufzutreten unter dem 
Heer, das Se. Heiligkeit zum Herm von Italien machen follte. 

Selbſt die Diplomaten bei dem Weſtfäliſchen Frieden ſprechen ned) fein Wert vom Über: 
sehen eines Epiſkopats auf die evangeliſchen Yandesregenten. Man hob nur die Ausübung 
ber nichtevangeliſchen Gviflopen zurück. Aber aud die begutfame Ginfleivung, daß jene Aus- 
übung blos „fuspenvirt” jein folle, — folange man nicht über einerlei kirchliche Auslegung 
des von beiden Parteien anerkannten Evangeliums mit Gottes Hülfe ſich wieder vereinigt ha⸗ 
ben würde, beweift, daß man an ein Übergeben des Epiffopats an die Regenten als ſolche gar 
nicht dachte. Denn dadurch würde das biäherige or. nicht blos ſuspendirt worben ftin. 
Die Suspenſion reſervirt ein künftig mögliches Wieverwirken deſſen, das in ſich foribeſtehe. 
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Pütter’s „Sei des Weſtfäliſchen Friedens“ (Göttingen 1798) maqhte fon damals unter 
11.D. 6, ©. 438 —444, deutlich, daß und warum an enangelifhe Megenten als Epifkopen ihrer 
Confeſſionskirchen nicht zu denlen war. „Ganz natürlich begnügten fh beide Friedensſchlüfſe 


nur mit der Beftimmung, wie die biöherige geiftliche Gerichtsbarkeit und biföflihen Didcefan: . 


wchte über alle augsburgiſche Confeſſionsverwandte künftig (eine zum voraus unbeftimmbare 
Zeit lang, nämlid) usque ad eompositionem christianam dissidii religionis) nict ftattfinden 
ſollten“ (vielmehr „suapensa” esto. D. 5,48). „Gin Surrogat (== die Regenten ſelbſt ald 
Gpiftopen? oder aber ein von den Gemeinden gewähltes, fie vepräfentivendes Epiſkopalcolle⸗ 


gium?) zu beftimmen, war fein Gegenſtand der wechſelſeitigen riedensunterhandlungen. Rur . 


das Verneinende gehörte dahin, nicht dad Bejahende, wie fünftig die Cvangeliſchen e8 unter 
fi) Halten würden.“ ... „Gvangelife Unterthanen waren froh, vom päpftlihen und biſchoͤfli⸗ 
en Gewiffenszwang losgekommen zu fein. Landſtände und Unterthanen, liefen es meift gern 
geſchehen, wenn die Obrigfeiten ihres Glaubens ſolche Rechte in Kirchenſachen ausübten, bie 
fonf in päpſtlicher und biſchöflicher Gewalt geweſen waren, da ſie zu ihnen als erſten Mit 
gliedern ihrer Kirche das Vertrauen faflen konnten, daß biejelben nichts wider ihre Gonfefs 
fionsgrundfäge einführen würben.” 

Das Gonjiftorialverhältnig bildete ih, ohne zum voraus fo genau bedacht zu fein, auf 
eine eigene Art, zweifeitig fo, daß der Idee nach ein Mandat der Staatöregirrung und aud ein 
ſolches von feiten der Kirchengemeinden darin zum Grunde liegt und ausgeübt werben foll. 
Die Regenten hatten Pflicht und Net, rechtskundige Näthe ald Wächter aufzuftellen, damit 
von den Kirchen aus nichts dem Staate Schädliches verfucht würde. Bekamen dieſe Rechtsken⸗ 
ner zugleich die Anweiſung, auch von den Kirchengemeinden Schädliches abzuhalten, jo mußten 
diefe fi dankbar der Fürforge des Megenten freuen. Aber auch manches Nichtjuridiſche bes 
burften die Gemeinden gemeinſchaftlich und fonnten fich dazu doch nicht leicht felbft concentriren. 
Man erfannte es aljo ald erweiterte Kürforge und Nachhülfe, wenn ver Negent neben die für 
feine und der Kirchen Rechte aufgeftellten juriſtiſchen Kirchenräthe auch theologifche ftellte, welche 
jenen die Kirchenbedürfniſſe noth näher rüden fönnten und aus dem kirchlichen Geſichtspunkt 
entſcheiden helfen follten. Waren dazu Männer des dffentlichen Vertrauens in der Kirche ge= 
wählt, fo fahen die Gemeinden, welche ſich felbft zu Helfen ſchwerlich vermocht Hätten, ſolche 
Gonfiftorial- oder Kirchenräthe dod als ihre Mandatarien oder Gejäftsführer an, wenn fie 
gleich kein ausprudliched Mandat gegeben hatten. Deswegen fiehen die evangeliſchen Conſi— 
ſtorien, wenn die durch fie zu befriedigenden Bepürfniffe in eine Amtötheorie richtig zufamnıen= 
gefaßt werden, als Gollegien zwifchen dem Staatöregiment und den Kirchen mit der Pflicht und 
dem Recht, das Wohl der kirchlichen Gemeinden an ſich und felbft gegen den Staat, ebenſo wie 
das des Staats in Beziehung auf die Kirchen, nach Sachgründen und Gefegen in Ausübung 
zu bringen. Des Regenten Manvat hierzu haben fie ausdrücklich, das der Gemeinden ftill- 
ſchweigend nad} der Präjumtion wegen des Bebürfniffed. „Das erſte Kirchenmitglied“ hat nach 
diefer unverfennibaren Präfumtion fid der ganzen Corporation angenommen, da biefe für das 
Gemeinſchaftliche, wie es tagtäglich norh thut, ſehr unbehülflich wäre. 

Wichtig aber iſt dieſe verdeutlichte Unterſcheidung, inwiefern der Regent nur als erſtes 
Kirchenmiitglied, ſtatt der Gemeinden, dergleichen Mandatarien ihrer Pflichten und Rechte auf- 
ſtellt. Denn ſofort folgt daraus, daß, wenn er nicht ſelbſt Mitglied der Confeſſion iſt, uͤber die 
Aufſtellung der die Gemeinden vertretenden Kirchentäthe eine andere Einrichtung, ein be= 


ſtimmt von den Gemeinden ausgehended Mandat für die in ihrem Namen wirkenden Kir- 


Genräthe durch die Natur der Sache gefodert wird, weil ein Anderdübergeugter, auch als Re= 
gent, unmöglich flatt meiner ein Mandat geben kann. Aud folgt ferner auf jeden Fall, 
daß den Gemeinden eine vehtliche Möglichkeit offen jein müfle, ihre Zufrievenheit oder De— 
ñderien in Beziehung auf die Ausübung des präjumtiv gebilligten Mandats fund und geltend 
zu madıen. 


e Da nun dieſes Letztere in der unirten wangeliſchen Kirche Badens durch die Einführung. 
von Didcefan- und Generalſynoden, als felbfterwählten Sprechern und Stellvertretern aller 


ſolcher Gemeinden des Landes, 1821 gefeglich möglich gemacht worden ift, jo war es zugleich 
ben Umfländen gemäß, auch dem, was indeß „das vornehmfte Kirhenmitglied” in der Fürforge 
für das gemeinſchaftlich Nöthige der Kirchenleitung ex consensu praesumto zu ordnen pflegte, 
einen förmlichen Rechtstitel zu gewähren, wie diefes durch Anerkennung (nicht des Regenten 
als ſolchen, jondern) des vornehmſten Kirchenmitgliedes ald Epiffopen der evangeliſchen unir⸗ 
ten Landeskirche geſchehen iſt. Der förmlich ausgeſprochene Rechtstitel gibt die Gewähr, daß 


werner zu wenig neh mer, a wei ir 
ancı Wed yızimmmmscn Gunfßimumung ımuncı iche m Dunteka Mirhe. 
Die beige Iumendurtuute (Beil B. 5 Audsuorristung) wriersint uch a $ 1. —— 


serwirtligen habt, n.j.w. Die ifesfratie in ver Kirche nun Taßet, wenn ür 
nit von Der menſchlichen Hierarchie durch Bewait und LiR gehindert wire, um fe gewißier zu 
ven der menfdligen Denffrait parallelen ‚va in ven Kirchen ohnehin mit 


Die babifige Uniensurfunde weunet fh, a ade fir im Übrigen ves 5 1 vie Difihern var 
Reste zwiſchen Staatsoberhauvt una der umirten ausführlicher amgebrumt 
bat, erſt me $. 2 zu der deſto deutlicher fheinbaren Anerkennung: „na fir in Dem (NB.) eren- 
geliſchen Regensen des Staats und zugleich ihrem oberfien (?) Landesbiſchof. ver alle aus 
beiven Eigenſchaften fließende Rechte circa sacra ausübe, den legten ſtaats⸗ und Firdenmt: 
lien Vereinigungspunkt finde.” a 

Diefe Zaflung des doppelten Berhältuifies jagt, ſoviel wir einfehen, etwas Überfriüget, 
indem jie von einem oberfien Landesbiſchofe ſpricht, Da es doch nur einen dieſer Art im Lane 
geben kann. Denn würden auch mehre, flatt ver Benennung Genrralfuperintendenten, mit tem 
Titel Biſchoͤſe bezeichnet, jo Runden fie doch nicht mit dem weltlichen Gpiflopus der geiemmim 
evaugeliſchen Landeskirche in derſelben Kategorie. Doc betrifft diefe Bemerkung nidt vie 
Haustfade. 

Beſtimmter muß bemerkt werden, das fo, wie der Baragraphı gefaßt iſt, e8 ſcheinen kaun, wie 
wenn biefer Landesbiſchof zugleich mit dem Landesregenten, feit er evangeliſch iſt, deutlis ge: 
dacht geivefen wäre. Dennoch iſt es factiih, daß, auch wenn Karl Friedrich kirchliche Verorduun⸗ 
gen feſtſtellte, er ſich dabei nicht als Biſchof, ſondern als „erſtes Mitglied der evangeliſchen Kirche 
feines Landes“ betrachtete, deſſen fürſorglice Einrichtungen alsdaun von dem Regenten, ais 
einem evangeliſchen, genehmigt und ſanctionirt würden. (©. feine treffliche Kirchenrathsin⸗ 
firuetion vom 6. Juli 3797.) Von vielen beiden Verhältniſſen if, für jeden möglichen Fall, 
zum voraus wohl zu unterſcheiden, daß die rechtliche Gewalt über die Kirche in dem Regenten 
als ſolchem (da er aud nicht Kirchenmitglied fein könnte) nur in dem motivirten Beto gegen 
alles Staatöwinrige beſtehen würde. Je nachdem der Brundiag: Der Regent ſoll gegen jede 
Kirhenteligion unparteilſch fein! oder, wie man energiſcher zu jagen pflegt: Als Regent bat 
er feine (Rirhen-)Religion! praktiſch, welches leicht geſchieht, miskannt würde, iſt die befimm: 
tete dreifache Unterſcheidung von Folgen, die nicht voraußgefehen zu haben viele Reue nad fh 
ziehen künnte. 

Die zweite Öeneralfgnode von 1854 hat Hierauf, ohne ein unzeitiged Auffehen zu machen 
vorſichtig zurückgeblickt. Vom Regenten her, felbft wenn er Mohammedaner wäre, würde bei 
der Beneraljynode ein Commissarius principis gegenwärtig fein können, um Staatswidriges 
abzuhalten. Iſt der Regent zugleich erſtes Kirchenmitglied, fo Fönnte er, wenn er will, der 
durch die Generalfynode repräfentirten Landeskirche präiidiren. Er kann alfo auch ven Gom- 
miffarins, welchen ex als Regent ſchickt, flatt feiner präſidiren laſſen. An dieſen jegt und ohne 
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GSweifel noch lange eintretenden Fall allein hat vie Generalſonode von 1821 gedacht, als fie 
im 6. 9, Lite. B, die Faſſung annahm: 
„Der ganzen Generalfynode präflvirt ein landesherrlicher Gonmniffariue.“ 
«Man überjah, daß der Commiſſarius auch von einem nichtevangelifchen Megenten kommen 


. Zönnte, welcher zwar die tepräfentitte Kirche zu beauffichtigen habe, aber nicht ihr leitender 


Geſchaͤftsführer oder Praͤſident fein Eönne. Die Generalſynode 1834 hat auf die Berichtigung 
angetragen, daß * 
der „Jandesfürſtliche Commiſſarius nur dann präfldire, wenn er zugleich den Regenten 
als evangeliſchen Landesbiſchof zu vertreten Habe. - - 

Man jieht auch aus dieſem Beifpiel, wie wenig allerdings das proteftantifche Kirchenrecht 
durchgearbeitet und ins Klare geftellt ift. In mehren Ländern, wo der Regent nicht evangeliſch 
wird, Dauert doch das Vorurtheil fort, wie wenn bie proteflantifhen Kirchen in dem Landes⸗ 
tegenten als folhem ihren Biſchof hätten, wie wenn alfo aud ihre Kirchenconflftorien nicht 
blos unter feinem Veto in flaatöwidrigen Dingen, fondern in Allem, was das Beſondere ihrer 
tirchlichen Geſellſchaft (sacra und circa sacra) betrifft, unter ihm und in feinem Namen unter 
dem Gultminifter, wenn er gleich weder evangeliſch noch Theolog iſt, zu flehen Hätten. In allen 
proteſtautiſch deutſchen Ländern iſt wenigftend der Begriff, wie wenn der evangelifche Regent 
zugleich Biſchof wäre, factiſch gangbar, ohne daß feine Rechtsquelle nachgewieſen ift. Sie be: 
ſteht Darin, daß das erfle Kirchenmitglied der unbehülflihen Corporation nahhalf und dazu 
feine Einheit mit dem Landesregenten benugte. Die aus Lutheranern und Reformirten unirte 
badiſche Kirche hat wohl daran gethan, an ihrer Pyramide von Preöbnterien, Special: und 
Generalſynoden ihr erſtes Mitglied beſtimmt als die Alles vereinigende Spige, ald oberſten 
Auffeher Aller, als Epifkopus, anzuerkennen, da die Gonfiftorten nicht Geſetze zu geben, fon= 
dern nur zu vollziehen haben. Aber auc) jetzt iſt ed noch Hier und für jeden ähnlichen Staat eine 
wichtige Aufgabe, daß zum voraus die aus Theorie und Gewohnpeit, aus juridifhen und theo= 
logiſchen Anfihten ſich verwidelnde Unterfuhnng: welche Plihten und Rechte die Idee eines 
evangelifchen Landesbiſchofs in ſich ſchließe? nad) allen Seiten ind Klare gefegt werben follte. 
Schon die Ginficht ift wichtig, daß hie Anerkennung des erſten Kirchenmitgliedes als Bräftven- 
ten der Kirchenrepräͤſentation (— Generalfynode) und ald evangelifhen Biſchof ein freier Act 
der unirten Geſammtkirche iſt, alfo auch ceffiren würde, wenn die Erfüllung der damit nad) der 
Natur der Sache verbundenen Pflichten ceſſirte. Im Einzelnen wäre ferner etwa möglich, daß 
unter dem Titel des evangelifchen Landesbiſchofs Einiges verfucht würde, was felbft der Fatho- 
liſche theologiſch unterrichtete Biſchof nicht thun darf, z. B. das Kirchenritual zu ändern u. dgl. 
Wie wünfcenswerth demnach iſt eine allen Befonderheiten vorangehende und Überfägreitungen 
verhütende echt rechtliche Entwickelung der leitenden Idee ſelbſt! H. E. G. Paulus. 

Blackſtone (William), 1723 zu London geboren, 1780 geſtorben, ſtudirte die Rechts⸗ 
wiffenfchaft, um ſich zu dem einträglichen Stande eines Anwalts zu befähigen. Er trieb diefes 
Geſchäft fieben Jahre ohne befondern Erfolg und begab fi) dann nad) Oxford, wo er Aber die 
Verfaſſung und die Gefege Englands öffentliche Borlefungen hielt. Der Berfud) war neu und 
mit dem hergebrachten Lehrplane nicht im Einflange, da die engliſchen Hochſchulen ſich mit 
angſtlicher Pünktlichkeit an die fogenannten claſſiſchen Studien halten. Wir haben es noch in 
ven fpäteften Zeiten gefehen, wie diefe gelehrten Anftalten eine gefeftete Ariſtokratie gegen jedes 
Bortfhreiten und alle Neuerungen im Reiche des Wiſſens bilden und, confervativ bis zur Ab: 
geſchmacktheit, in der Erhaltung und Bewahrung des Üiberlieferten und Beftehenben ihre Bez 
ſtimmung finden. Der öffentliche Geiſt war indeſſen auch damals fon dem Eorporationdgeifte, 
in welchem faſt alle britiſche Anſtalten ihr Lebensprincip erkennen, vorausgeeilt. B.’8 Vorle⸗ 
ungen fanden großen Beifall und Nufmunterung, weil man fühlte, daß fie ein dringendes 
Bedürfniß befrienigten; und da die Univerfität für dieje Lehrftelle, vie fie als eine Ufurpation 
ihres legitimen Berufs betrachtete, nichts thun wollte, beſtimmte der Rechtsgelehrte Viner 
(1758) in feinem legten Willen ein Capital zur Gründung eines eigenen Lehrſtuhls des ge— 
meinen Rechts. B. bekleidete diefe Stelle mit Auszeichnung und erwarb fi im derfelben einen 
folchen Ruf, daß ihm bald höhere einflußreiche Ämter übertragen wurden, wie das in England 
gemöhnlid) if, wo man jedes Talent und jede Kraft, jowie fie fi geltend machen, zu gewinnen 
and zu beimugen ſucht. Darin liegt eben das Geheinmiß der Gewalt, daß ſie fich der einfluß⸗ 
reichen Elemente, die in der Reihe ihrer Feinde ihr verderblich werben fönnten, zu ihrer Er⸗ 
haltung bemächtigt. So erhielt B. aud einen Sig im Unterhaufe, den er während der Dauer 
mehrer Parlanıente behauptete, und auf welchem er vielfach nüglid wirkte, ohne zu glänzen, 
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lagen ihres bankbrähigen Spflems die maturphiloiophiidge Hegel ſche war Rum, wo diefer 
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Inhalte nad thrils naturgefegligen, theils ittlichen Kräite und Beſtrebuugen, mit einem lee⸗ 
ren Formalisnus, mit Privatcontracten und andern Finfeitigfeiten (f. Grundgefeg) endlich 
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einfeßen und aufgeben. Eher könnte man B. verwerfen, daß er die lebendige freie Fortent⸗ 
twielung der ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhäftniffe in der Breiheitöforn des öffentlichen Conſen⸗ 
fes, welche eben die fetö lebendige Vertragserneuerung begründet und mit der lebendigen freien 
Verfaſſung zufammenfältt, oftmald zu wenig hervorhebt und veranſchaullcht, weil er dad, mad 
ex als Englänber täglich miterlebte und mifbetrieb, als jid} von felbft verſtehend und Allen be=- 
kannt voraudfegte. Deshalb kann auch fein Werk nicht genügen, einem Nichtbriten eine be= 
friedigende Erfennmiß von der englifhen Verfaflung zu geben, ebenfo wenig ald das Werk 
irgendeined andern Engländers, ebenfo wenig ald irgendein Buch in ver Welt. Auch läßt ih 
nicht leugnen, daß, feit B. fein Werk 4765 zum erften mal erfijeinen ließ, die englifhe Ge: 
ſchichte und Rechtsgeſchichte, und ebenfo die englifche Gefeggebung und Gulturentwidelung 
ganz außerordentlich fortgefähritten find, und daß die daraus ſich ergebenden Mängel ves treff⸗ 
lichen Werkes aud) durch die neneften Bearbeiter nicht befriedigend befeitigt werben. ö 
“ 3. Weigel und Welder. 
Blafon, ſ. Heraldik. r 
Blasphemie, ſ. Gottesläfterung. 
Blattern. Als eine der größten Geiſeln der Menſchheit haben ſich unzweifelhaft vie 
Blattern oder Poden erwieſen. Sie haben, fei es von China, fri es von Äthiopien aus, über 
die ganze bewohnte Erde ſich berbreitet und mehr Menfhen getöbtet als irgendeine andere 
Krankheit. Welche Verwüftungen haben fte nicht häufig unter ungebilveten Völkerſchaften an= 
gerichtet, bei denen fie zum erften male ausbrachen! Die Ureinwohner Amerikas find haupt: 
fächlich durch fie gelichtet morden. Und, bösartiger als andere gefährliche Krankheiten, ſchaden 
fie nicht nur in den zahlreihen Fällen eines töbtlichen Verlaufes, ſondern auch durch Die bei Un- 
zähligen zurücbleibenven Erblindungen, Taubheiten, Enrflellungen des Antliges und Zerftö- 
rungen der Thätigfeit des Hautorgand. 


Natürlich ſuchte man fhon früh Mittel zur Abwendung dieſes Übels. Die zur Abfonve= - 


rung ber Verdächtigen im fpätern Mittelalter errichteten eigenen Blatternhäufer waren nit 
zahlreich genug oder wurben nicht mit hinlänglicher Strenge benugt. In der Türkei wurbe zur 
Wahrung der weiblihen Schönheit die Einimpfung der DBlattern Sitte, wobei man zwar die 


“Krankheit fogar herbeizog, allein theils in etwas gemilverter Heftigfeit, theils unter giftigen 


äußern Beringungen. Durch Lady Montague nah Europa verpflanzt, griff das keineswegs 
gefahrlofe Mittel nur langfam um fi, und noch zu Ende des 18. Jahrhunderts wurde von der 
europäiſchen Bevölkerung inımer noch die Hälfte von der Krankheit ergriffen, und es ſtarb je 
der dreigehnte Menſch (in großen Städten, London z. B., felbft je der zehnte Menfch) an ver- 
felhen. Als eine der größten, wo nicht unbedingt als die größte Wohlthat, welche. je die Arznei—⸗ 
wiſſenſchaft ver Menſchheit erzeigte, erfcheint fomit vie im Jahre 1796 bekannt gemachte Ent- 
deckung des englifchen Arztes Jenner, daß eine ven Menſchenblattern ähnliche, allein meit mil- 
dere und ungefährlichere Krankheit der Kühe auf Menfchen übertragen werden fönne und dieſe 
fodann unempfänglich für Auſteckung durch Blattern made. Gefahr war fo gut ald gar keine 
vorhanden, indem von 100,000 Beimpften noch nicht einer an der künſtlich erzeugten Krank: 
heit firbt, und der Schug gegen die Borken ſchien nad den erſten Erfahrungen unbedingt. 
Mit reißender Schnelligkeit verbreitete ſich daher aud) dad Schugmittel, theils durch Freiwillige 
Annahme, theils ſelbſt durch Zwangsmittel von den Regierungen beförbert. Später hat zwar 


"die Erfahrung nachgewieſen, daß der Schutz nicht fo ganz unbedingt ift, ald im erften Augen- 


blicke angenommen wurde. &8 ereignet ſich nämlich, freilich in verhaͤltnißmäßig feltenen Fällen, 
daß Geimpfte von den natürlichen Pocken noch ergriffen werden, und namentlich ſcheint die 
Schutzkraft mit den Jahren abzunehmen, fodaf ſich bei einem anfänglid völlig Geſchützten 
nach und nad) wieder eine Empfänglichkeit für Blatterngift bildet. Allein theils kann im legtern 
Falle durch eine zweite Baccination ber Feind wieder gebannt werden, theils erſcheinen auch die 
Blattern, welche einen Geimpften befallen, in der unenplihen Mehrzahl nur in einer fehr ge: 
ntilderten, weit ungefährlihern Form, und endlih — was die Hauptfache ift — kann ſich bei 
nür vereinzelten entpfänglichen Organismen Feine eigentliche Epidemie mehr bilden, wodurch 
der größte Theil der Beſchwerlichkeit und der ertenfiven und intenfiven Größe der Gefahr weg⸗ 
fallt. Und wenn ferner die Thatſache nicht unbegründet ift, daß fidh feit der allgemeinen Ver- 
breitung der Kuhpocken eine Anzahl von andern, früher feltener erſcheinenden Krankheiten ver- 
mehrt Hat, namentlich Halsübel, Mafern und Schariachfieber, fo tft doch ebenfo wahr, daß die 
Tödtlichkeit viefer Krankheiten eine weit geringere ift als die der Blattern, und daß jomit 
imnier noch ein bedeutender Gewinn an Menſchenleben durch die Einführung der Kuhpoden 
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Bufälligkeiten oder in nur unbeveutenden und kleinlichen perſonlichen Eigenſchaften ſuchen 
u wollen. 

e Schon jene große Wirkfanteit für unfern öffentlichen Zuftand und die weſentlich politifchen 
Kräfte, durch welche dieje Wirkung hernorgebradht wurde, fodern natürlih aud) das „Staats- 
Lerifon” zu einer Betrachtung derjelben auf. 

Aber felbft dieſe Betrachtung der Höhern Bedeutung und des ganzen Zuſammenhangs 
jener Freiheltskämpfe ſcheint vorzugsweiſe an dieſe Perſoͤnlichkeit ſich knuͤpfen zu wollen. B. 
hatte bereits nicht blos in den frühern Revolutionskriegen 1795 und 1794 wid in dem un- 
glüdlichen Feldzug von 1806 mit einer damals feltenen, mit der hervortretendſten Auszeichnung 
gefämpft. Er, der Greis B., war aud im ganzen Befreiungskriege der Einzige, der zugleich 
die Schlachten des Siebenjährigen Krieged und die von Leipzig und Belle-Alliance mitgefimpft 
hatte, und in deſſen früherer Lebensgeſchichte vor allem ein Ereigniß hervortritt, welches, ſowie 
für feinen eigenen Charakter, ſo. auch für die Zeit Friedrich's d. Gr. bezeichnend iſt. 

Seit der legten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann, ſeit der Franzöſiſchen Revolu— 
tion trat fihtbarer hervor und Durch den ſiegreichen Ausgang ver Freiheitskriege und die Ver— 
wirklichung der fie eröffnenven fürftlihen Verheißungen ſollte fid glücklich entſcheiden ein großer 
Entwickelungskampf für Deutſchland und Europa. In reihen, großen und drangvollen Ereig- 
niffen, wie fie oft der lange Lauf vieler Jahrhunderte nicht vereinigt, wie man fie feit der kirch⸗ 
lihen Reformation im 16. Jahrhunderte nicht fah, wollte fih gegen Ende des 18. und im 
Anfange des 19. Jahrhunderts eine neue Reformation, eine neue Vildungsperiode entwickeln. 
Es war die politifche Reformation, welde an die Stelle des Feudalweſens und der feubalifti- 
ſchen Verfafſungen und desjenigen, was von der hierarchiſchen blinden Glaubensgewalt in fie 
verwachſen war, freie Nationalſtaaten, freie ſtaatsbürgerliche Verhältniſſe und Verfaſſungen 
ſetzen wollte. Sehr erklärlich aber erhielten die bewußtern mie die unbewußtern Beſtrebungen 
für die neue politifhe Zeit zuerft mehr einen negativen Charakter, d. h. fie zerftörten nur die 
alten Formen und Verfaflungen der Feudalzeit, ohne daß noch die neuen Kormen und BVerfaj- 
fungen gegründet oder befeftigt wurden. Bis zu einem gewiſſen Grave geht ja überhaupt von 
ſelbſt die Zerftörung des alten Baues dem neuen voraus. In den großen, fhwer ganz zu um: 
faſſenden Verhältniſſen von Religion und Politif aber werden außerdem nur allzu gewöhnlich 
die Gegner der einen, einfeitigen Richtung, durch die menfchlihe Schwäche, zuerft ſelbſi zu ver 
entgegengefegten Ginfeitigkeit fortgeriffen. Selbft jo große Geifter mie Voltaire und Friedrih 
d. Gr. befämpfen bei allem Ernſte ver Gefinnung fürd Gute doch nicht ven Aberglauben, ohne 
den Glauben zu zerftören over ohne auf die Seite des Unglauben zu treten, nicht die Anardjie, 
ſei ed eine feubale oder eine vemofratifhe Anarchie, ohne einem ebenfo ververblichen Abfolutis- 
muß in die Hände zu arbeiten. Die Gegner des Unglaubens und des Despotismus dagegen 
ſuchen und wieder dem Myſticismus und der Anarchie zu überliefern. Nur die allmälig in den 
Bor: und Rückſchwankungen gewonnene praftifche Bildung oder der Einfluß jeltener bildungs⸗ 
kräftiger Männer führt die VBölfer zur glücklichen Vereinigung von Religion und Aufflärung, 
von Ordnung und Freiheit. Die natürlihen Folgen num aber von der Zerftörung der alten 
politifhen Formen und Verfaſſungen ver Feudalzeit, ohne daß noch die neuen ſtaatsbürgerlichen 
repräfentativen Verfaflungen gegründet ober feft und wirffam wurden, mußten in Europa un⸗ 
vermeiblich die abfolute Deöpotifche Gewalt der an der Spige ftehenden monarchiſchen oder repu⸗ 
blifanifhen Machthaber begründen. Vollends aber entftand in Frankreich zuerft ein furcht⸗ 
barer Despotismus. Theil geſchah dies durch die ververbtefte abfolute Königsmacht, durch dir 
unter ihr ausgebildete Ververbniß des franzöſiſchen Volks, endlich durd die maßloſe Selbſt⸗ 
ſucht und Herrſchſucht Napoleon's, des übermächtigen Erben der Sranzöfifhen Revolution. 
Mit allen durch das Freiheitsſtreben, durch die Revolution felbft aufgeregten, ihr längere Zeit 
bewußtlos dienftbaren Kräften ſchien biefe Napoleoniſche Herrfchaft, welche ſich an Die Stelle 
der erftrebten Freiheit fegte, in den innern und äußern Verhältniffen aller europäiſchen Na: 
tionen eine Unterjohung täglich mehr ausbilden zu wollen, die um fo unerträglicher wurde, je 
allgemeiner der Widerſpruch derjelben mit den angeregten Joeen, mit der Beflimmung ber Beit, 
mit der innern und äußern ober ver nationalen und der verfaffungsmäßigen Kreiheit erfannt 
wurde. In dem Streben für dieſe doppelte Freiheit mußte alfo ebenfo der Kampf der übrigen 

europäifchen Voͤlker gegen Frankreich entbrennen, wie er früher zum Theil von ber abfolut ge- 
wordenen Fürftengewalt gegen die von Frankreich ausgehende Verbreitung der Freiheitsgrund⸗ 
füge geführt wurde. Schon fehr frühe war in der Franzöſiſchen Revolution nicht blos das 
Streben nad Freiheit in innere Anarchie und Deöpotie, jondern auch in Verlegung gegen fremde 
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Nationen übergegangen. Lind bald wurde jegt alle Gewaltthat der abfoluten franzöftfden Ab⸗ 
nige, namentlich auch gegen Deutſchland, überboten. Verblendung und Ehrgeiz hatte insbeſon⸗ 
dere einen großen Theil der Franzoſen und namentlid die Heere zu Genoſſen und Werkzeugen 
der Napoleonifchen Unterdrückung und als ſolche auch zu den Feinden der für ihre Freiheit kaͤm⸗ 
pfenden Völker gemacht. Aber aud die Franzoſen Eehrten, vorzüglich durch den beutfhen Frei: 
heitöfrieg, von ihrer Verblendung und einfeitigen Richtung wieder zur urſprünglich erftrebten 
Breiheit zurüd. ; R 

In diefen großen europäifhen Entwidelungdfanıpf fällt B.'s Leben und Wirken, B. 
war zu Roſtock ven 16. Dec. 1742 geboren. Sein Vater, ebenjo wie feine Mutter aus Med: 
lenburg abflammend, war Rittmeifter in heflen-Faffelfchen Dienften geweſen und hatte fi auf 
fein kleines Rittergütchen Großenrenſow zurückgezogen. Wir miffen von ihm faft nur, daß ihn 
mie die Mutter der Sohn mit danfbarer Verehrung nannte, und dann, daß er gegen einige 
Zanten, melde diefem Sohne bei feiner Geburt einen aus den Schäferlievern feiner Zeit ge: 
borgten fremden idylliſchen Namen zudachten, flatt veffelben vielmehr die für ihn paflendern 
kräftigen deutſchen: Gebhard Leberecht durchſetzte. Die Unruhen des langen Haders zwifchen 
den Herzog und ver landſtändiſchen Nitterfchaft hatten den Vater vor B.'s Geburt bewogen, 
nad Roftod zu ziehen. Die des Stebenjährigen Krieges beftimmten ihn fpäter, feine Söhne 
Ulrich und Gebhard auf die Injel Rügen zu feinem Schwiegerfohne v. Kradwig zu fhiden. 
In Mecklenburg wie auf Rügen mag wol wenig wiflenfchaftliher Unterricht die Knaben an das 
Zimmer gefeflelt haben. Selbft die franzöflfche Sprache hatte, in einer Zeit, mo alle deutfche 
Nationalität in elender Nachäffung des Franzoſenthums unterzugehen fehten, B., der einft in 
Paris deutſch fprechen umd dem deutfchen Namen feine Achtung wieder erwecken follte, nicht er= 
lernt. Defto kräftiger entwidelte er unter freiem Himmel, bei einiger Theilnahme an landwirth⸗ 
ſchaftlicher Thätigkeit und bald auf wildem Roß, bald auf dem ſtürmenden Meer im Wettkampfe 
mit feinen Alterögenoffen in freiem glücklichen Jugendleben feine kräftige, unverwüſtliche koͤrper⸗ 
liche Gonftitution, feine Tugenden der Rörpergewandtheit, des Fühnen unerfhütterlihen Mu: 
thes, des gefunden Sinns und Blicks und des tüchtigen Charakters, fowie die unzerftörliche 
Heiterkeit und Lebensluft und feine offene gutmüthige Treuherzigkeit gegen Geringe und Vor— 
nehme. Fiſcher am Oftfeeufer der Infel Rügen erzählten, „daß ihre Väter den Feldmarſchall 
wohl gekannt, da fie noch Buben gewefen und mit dem wilden Junker und einem ältern Bruder 
Ulrich fo manchen Streich ausgeführt hätten. Da fei der Junker Leberecht immer voran ges 
weien, Was Keiner gewagt, habe er unternommen, und Alle hätten ihm gehorchen müffen, 
weil Reiner fo große® Herz gehabt. Ihm fei Fein Baum zu hoc gemefen. In die Schluchten 
der Kreidefelſen (wo heutigen Tages es angefchlagen if, daß wegen der Lebensgefahr Niemand 
hineinfteigen darf) kletterte er hinab bis zu der Brandung des Meeres, ohne Schwindel. Bein 
Sturme rief er feine Gefährten in ven Nahen und ſchlug mit dem Ruder gegen die empdrten 
Wellen, als wollte er fie ſchweigen heißen.” 2) Bei folder Stimmung mußte dad Solbatenleben 
in dem anf Rügen liegenden ſchwediſchen Hufarenregiment v. Mörner anloden. ber die 
älterliche Zuftimmung wurde verweigert. Da verließen im dritten Jahre des Siebenjährigen 
Krieges beide Knaben heimlich ven Schwager und ſuchten Aufnahme in jenem Negiment. Sie 
erhielten, nachdem endlich der Vater eingemilligt Hatte, die gewünſchte Anftellung. Aber bald 
wurde auf einem Streifzuge In die Ukermark der vierzehnjährige Junker Gebhard mit ver= 
wundetem Pferde von einer überlegenen Anzahl preußifcher Hufaren gefangen. Ein Huſar 
nahm ihn vor ſich auf fein Pferd. So nun trug diefes ihn feinem großen Schickſal entgegen. 
So brachte es ven Preußen den Helden der Befreiungdfriege. Dem preußiſchen Bufarenoberft 
v. Belling gefiel ver fhöne muthige Knabe. Er gewann ihn lieb, behielt ihn auf fein Ehren⸗ 
wort bei fih und bot ihm wiederholt preußifche Dienfte an. Diefe aber lehnte B., folange ew 
noch feinen ſchwediſchen Abſchied nicht erhalten Eonnte, ſtandhaft ab. Endlich nad, einjährigem 
Harren glückte e8 durch einen günftigen Zufall, ihn zu erhalten. B. wurde preußiſcher Fahnen⸗ 
junfer, bald (1760) Cornet und Adjutant feines väterlichen Gönner, der ihn audrüftete. Er 
half nun mit Eifer und Muth ven Stebenjährigen Krieg, welcher nach langer Zerrüttung und 
Erflaffung die erſte erhebende Bewegung in Deutfäland erzeugte, muthig zu Ende kämpfen. 
8. focht mit Auszeichuung in den Schlachten von Kunersdorf und Freiberg, in welder legtern 
er verwundet wurbe. Er rüdte bis zum älteſten Stabsrittmeiſter vor. Da flel Belling in Un⸗ 

2) örfer, „Der deldmarſchall Bluͤcher und feine Umgebungen“ (Leipzig 1821), ©. 3. 
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‚gaabe bei Friedrich d. Gr., und B. wurde, ohnerachtet feiner Gegenvorſtellungen, bei der nãch⸗ 
fen Beförderung in der Zutheilung der Escadron einem jüngern Rittmeifter v. Sägerfeld 
nachgeſetzt. Der König felbft Hatte bereits dieſe Dienfleinrigtung gegen B.’8 Vorftellungen ge= 
nehmigt. Dennoch ſchrieb B. die kühnen Worte an feinen großen König: „Der v. Jägerfeld, 
dor kein anderes Verdienſt hat ald der Sohn des Markgrafen von Schwedt zu fein, iſt mir vor⸗ 
gezogen. Ich bitte Cw. Majeſtät um meinen Abſchied.“ Friedrich befahl, ihm Arreſt zu geben, 
damit er fich eined Beſſern befinnen könne. B. faß und faß, dreiviertel Jahre lang, und blieb bei 
feiner Exflärung. Da erklärte feinerfeits der König: „Der Rittmeifter v. B. iſt feiner Dienfte 
entlaſſen; er kann ſich zum Teufel ſcheren.“ B. liebte leidenſchaftlich den Kriegerſtand. Er war 
damals vermögendlos, dazu verlobt mit einer ebenfalls vermögendlofen Braut, einem Fräulein 
v. Mahlin, ver Tochter eines ehemaligen ſächſiſchen Oberften, der in Polen Güter gepachtet 
hatte. Nur die innere Empörung eines unabhängigen feften Charakters gegen das Unrecht, 
nur ein tiefes Gefühl für dag Recht, welches B. in feiner Perfon verlegt glaubte, konnte ihn im 
folder Lage, in folder Zeit unbeſchränkter Fürftenherrfchaft, in welcher vollenns im Militär 
ſchon der Zweifel an der Unfehlburkeit Eöniglichen Willens als Verbrechen galt, zu fo kühnem, 
unerſchütterlichem und aufopferungsvollem Rechtstrotz felbft gegen feinen großen König be— 
flimmen. Es find aber dieſelben Gefühle und Kräfte, welche zum Kampfe gegen fremde Unter: 
drüdung und welde gegen die Willkür der verſchiedenſten Art im Innern begeiftern und ſtäh⸗ 
len. Ein aufopferungsvoller, muthiger gefeglicher Widerſtand gegen Unrecht ver Gewalt, zum 
Schutz des gemeinfamen Rechts ift meift ſchwerer, oft heilfamer ald Angriff. 
B.'s Freunde fürdhteten, er werde feine Verbindung aufgeben müflen. Ex that es nicht. 
Er nahm ein Pachtgut feines Schwiegervaters in Unterpadht, heitathete und lebte mit feiner 
Gattin, die ihm ſechs Rinder gebar, obwol oft zum Kriegsdienſt ſich zuruͤckſehnend, doch 15 Jahre 
lang glücklich in ländlicher Einſamkeit. Durch einſichtsvollen und eifrigen Betrieb des Kand⸗ 
baus, worin er als Muſter galt, erwarb er ſich bald ein kleines Landgut in Pommern, und 
durch Charakter und Benehmen die Achtung und Liebe feiner Umgebung, ſodaß ihn, ven ge: 
borenen Ausländer, die pommernſchen Landftände zum Landrath der Provinz ernannten. Selbſt 
der große König bezeugte ihn, der den Lande einige Dienfte geleiftet hatte, wiederholt mündlich 
und in Briefen und durch Geldgeſchenke feine Achtung und, wie es feheint, die Abficht, das Ver— 
gangene zu vergüten. Nur erlaubte eine falfche Vorſtellung von der königlichen Würde nicht, 
dieſes auf die aud nur den Schein eines Eöniglichen Irrthums oder Unrechts eingeftehenve Weite, 
nämli$ durch eine paſſende Wiederanſtellung, zu thun. Die letztere war erft möglich nach 
Sriebri’8 Tode. Doc Hielt zuerft gutmüthiges Nachgeben gegen die dringenden Bitten jeiner 
Gattin B. ab, Schritte zur Erfüllung feiner Wünfche zu verfolgen. Ginft aber, bei einer Heer: 
ſchau in Pommern, bemerkte Friedrich Wilhelm I. mit Wohlgefallen einen Mann, ver durch 
feine männlihe Schönhelt und ald kühner treffliher Reiter unter ven Zufchauern fh auszeich⸗ 
nete. Mit den Worten: „Der könnte und Allen was zu rathen aufgeben‘, wandte fidh ver 
König zu feinen Gavalerieoffizieren und erfundigte fih. Es war B. Der König, diesmal beffer 
als jein großer Vorfahr den rechten Mann erfennend, trug ihm huldvoll ven erfehnten Nüdtritt 
in die Armee an. „Ia, mit Freuden, wenn fein Recht ihm würde”, war B.'s Antwort. Und 
es ward ihm. Gr erhielt 1787, feinem ausdrücklichen Wunfche gemäß, gerade in fein altes Re- 
giment den Wiebereintritt und die Majoröftelle vor demſelben v. Jägerfeld, dem er einft nad= 
gelegt wurde; und fein Patent wurde zurückdatirt auf 1779, eine Zeit, wo ber König, der es 
unterzeichnete, gar noch nicht regierte. 
An der Spige deflelben rothen Huſarenregiments, v. Golz, fämpfte 3795 und 1794 8. 
in den Feldzügen am Rhein, zuerft als Oberft, bald, zur Belohnung feiner Verdienſte, als 
Meneralmajor und als Inhaber des Negimentd und mit dem Rothen Adlerorden geſchmückt. 
In den Kämpfen von Giffoin, Luxemburg, Katferslantern, Morſchheim, Weidenthal, Cdes⸗ 
bein, am Malzberg und bei Moorlautern zeigten fih B.'s kühner Geiſt und feine Freude am 
Kampfe, der fehnelle Blick und Entfhluß in jever Lage, die von Tollkühnheit entfernten vor⸗ 
fichtigen Anftalten wie die Energie der Ausführung, endlich die begeifterte Liebe und. Folgſam⸗ 
keit, welche des Anführers Vorangehen in jever Gefahr und Mühfeligkeit und das gutmüthige, 
treuherzige Wohlmwollen feinen Kriegern einfößten. Man nannte ihn den neuen -Biethen, le roi 
rouge bei den Franzofen (nach der rothen Hufarenuniform). Beinahe 4000 Gefangene, dar⸗ 
unter 150 Offiziere und ein Benerallieutenant, einige Taufend Pferde, 11 Kanonen und 5 Jah⸗ 
nen hatte unter feiner Führung fein Negiment gewonnen, nie, mit Ausnahme von ſechs Dann, 
Gefangene verlosen. 
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Schon glänzte 3.8 Name. Doc ſollte ex feinen vollen Ganz vor feinem Greifenaiter 
nicht erwerben. Dieſes verhinderte Deutſchlands unglückliches Schickſal, begründet durd all. 
bekannte Mängel und Urfachen, durch die Innern Verhältniſſe und durch ihre Folgen, die Ries 
Verlagen im Kriege, insbeſondere der Bafeler Friede und die Demarcationdlinie, melde das in 
die Revolutiondfriege hineingezogene übrige Deutfchland preufifcherfeits, ebenfo wie der Friede 
von Gampo-Formiv öſterreichiſcherſeits, huͤlflos ließen, ſodann ferner die unglückliche Zögerung 
des bereitö ausmarſchirten preußiſchen Heeres 1805 und endlich die furchtbaren Ereigniffe von 
41806. In der anf den Bafeler Frieden folgenden Waffenruhe hatte ſich B. nad) dem Tode 
feiner erften Gattin zum zweiten male vermählt, und zwar mit einer [hönen Oftfriefin, einem 
Fräulein v. Colomb. Im Jahre 1801 wurde er Generallieutenant, und 1802 erhielt ex den 
Auftrag Erfurt, Muͤhlhauſen und Münfter zu befegen. Im Jahre 1803 war er ſodann Gou⸗ 
verneur von Münfter, wo er Durch fein menſchenfreundliches, zutraulihes Wefen mandıe Schwie= 
tigfeiten und Härten des neuen Zuſtandes dev Bewohner befeitigte. Auch ald Schriftfteller 
trat B. in jener Zeit auf. Ex ließ 1796 fein Tagebuch feiner Feldzüge am Rhein erfcheinen, 
welches Sachkundige zu ven beften Werken diefer Art zählen, ein lebendiges Abbild feiner ritter⸗ 
lichen Kriegsthaten, feiner liebenswürdigen Perfönliggkeit. Im Jahre 1805 fehrieb er die ſchon 
durch ihren Titel und die darin ausgeſprochene Grundidee merkwürdige Schrift: „Gedanken 
über Formirung einer preußiſchen Nationalarmee”, in melder er fhon damals fobert, jeder 
Preuße müſſe Soldat, die Dienftzeit furz, die Behanvlung befler werben. 2) 

An dem unglüdlihen Tage von Iena hatte B. in noch untergeorpneter Stellung an ber 
Spige von 25 Tscadrons Cavalerie und einiger reitenden Batterien, über welde man ihm 
erſt auf dem Schlachtfelde den Befehl anvertraute, das Seinige gethan. Sein Pferb wurde ihm 
unter dem Leibe getöbtet. Als der ungeorbnete Rüdzug und die Auflöfung der Armee erfolgte, 
führte er vermittelft einer kühnen Kriegslift 5000 Mann mitten durch die feindlichen Reiter= 
bivifionen Klein und Laſalle hindurch und zog noch das weimarifche Corps unter dem Herzog 
von Braunjhweig:Ols an ſich. Er folgte nicht dem Beifpiel feines Obergenerald, des Fürſten 
Gohenlohe, der die Waffen firedte. Um einen Theil ver feindlichen Heeresmacht von dem Her⸗ 
zen der Monarchie und von den wenigen dem König übrigen Truppen bis zur Ankunft der 
Ruſſen abzuziehen, warf er ſich mit feinen 15,000 Mann nach Mecklenburg; alsbald aber, durch 
Murat, Soult und Bernabotte von 80,000 Mann umzingelt, mit Berwerfung aller ihrer Ca⸗ 
pitulationsanträge, nad) Kübel. Da aber die ſchlecht befeftigte Stadt, trog aller Gegenwehr 
und bed unermüblichen perſönlichen Kampfes des Anführers, felbft noch in den Strafen der 
Stadt, von ber feindlichen übermacht erſtürmt war, mußte er endlich in Radkau, einem Dorfe 
bei Lübeck, ehrenvoll capituliven. Doch verweigerte er hartnädig, die Kapitulation zu unters 
zeichnen, bis ihm die ungewöhnliche ausdrückliche Hinzufügung geftattet wurde, „daß er nur 
deswegen capitulice, weil er weder Munition no Brot und Bourrage habe“. — „Ihm wurde“, 
fo berichtet Barnhagen v. Enfe über B.'s Theilnahme an dieſem unglüdlihen Kriege (S.118), 
„in den Augen des Kriegers nur Achtung und Bewunderung zu Theil. Bon allen preußifchen 
Beloherren und Truppenfcharen, die bis dahin den Kampfplag betreten, hatte er allein den 
Ruhm der Waffen behauptet und in dem allgemeinen Unglüd, welches ihn ſchon mitergriffen 
hatte, vorüber allen breiten Abtwegen der Schande, auf ſchmalem Pfade fih zum ehrennollen 
Biele durchgerungen. Seinem Kreife war kein Verzagen, welches überall Schlag auf Schlag 
die Geprüfteften ergriff, Fein Unmuth und feine Schwäche genaht. Seine Truppen hatten fi 
tapfer, ausdauernd bis zum legten Augenblick gehalten. Gin ſolches Beifpiel war in jenen Ta= 
gen der Verdunfelung und Trauer ein helles Feuerzeichen, an weldem die Klamme der Hoff: 
nung und Zuverficht fid) wieder entzünden fonnte. So auch war bald der Sinn und das Urtheil 
bed Volkes vorherrſchend für B. entfchleven. Nicht in Preußen allein, aud in Hamburg, wo 
das Unglüd der Nachbarſtadt tief gefühlt wurde (und wo B. bie Zeit feiner Kriegögefangen- 
ſchaft verlebte), und in Lüͤbeck ſelbſt zeigte Die Menge für ihn und feine Krieger ihre Theil 
nahme, ihren Gifer. Der Feind, hier ein unzwelveutiger Zeuge, bewies ihnen feine Achtung auf 
alle Wetje; ja er fepte fie oft in Verlegenheit durch den Vorzug, ven er ihnen vor ven Gefähr- 
ten einräumte, die nicht dad Glück gehabt, unter B.'s Befehlen zu ſtehen.“ Gine Einladung 
von Bernabotte, mit ihm fpazieren zu fahren, lehnte B., dem das Franzoſenthum in Deutſch⸗ 


3) Noch eine dritte Schrift ſchrieb Vlücher: „Bemerkungen über bie Inſtructivn und das Crerciren 
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werdet zu wenig / noch mehr, aid aus demſelben zu folgern iſt, geſchehen ſolle und dürfe; mas bei 
einer blos präfumtiven Cinſtimmung immer ſehr im Dunkeln bliebe. 

Die badiſche Unionsurkunde (Beil. B. Kirhenverfaffung) reſervirt fi in F. 1, ‚daB fie 
nur in Chriſtus, dem Gern, das Haupt feiner großen Genieinde verehre und (nicht eriva Die 
Bibel in allen ihren Beftandtheilen, fondern) in der Heiligen Schrift die von allen menſchlichen 
Aycteritäten (alfo von alter und neuer exegetifcher und dogmatiſcher Trabitlon) unabhängige 
Norm des chriſtlichen (theoretiſchen und praktiſchen) Glaubens erkenne““. Das ausbrädlidhe 
Auffteigen zu einem folgen unſichtbaren Haupt, al Ideal, iſt, richtig verftanden, von wißtiger 
Bereutung. &3 fagt nicht nur, wie jede einer beftimmten Zeit angemeflene Gefeßgebung, nach 
welchen gegebenen Sägen die ſichtbaren Stellvertreter des Unfichtbaren regieren follen und dür⸗ 
fen. Das Ideal felbft wächſt und wird reiner, je umfaflender und berichtigter Spätere «8 venken 
tönnen. In ihm iſt alfo eine inmerwährende Gorrection der Gefeggebung vorbehakten, wie 
bei Mofes, da er jein Volk den höchſten Bott, alfo den rechtwollenden Geiſt, fih zum König zu 
wählen veranlaßte, der Prieſterſchaft, welche im Namen des Uinfihtbaren deſſen Reid zunäcgft 
verwirklichen follte, nicht nur für jene Zeit gefagt war, daß fie mur gotteswürdig regieren dürfte. 
Auch in jeder folgenden Zeit durfte deswegen ein Jeder, welcher etwad Erhabeneres oder 
mehr WohltHätiges anerfennbar maden konnte, mit prophetifcher Begeifterung auftreten und 
fagen: Ihr Habt nur nah Dem, was Bott wollen Tann, zu regieren. Jetzt aber iR klar, daß 
dies und das, nad) der deutlicher gemorbenen Idee des Vollkommenen, nicht von Gott gewollt 
fein fann. Nur das jegt anerfennbare Ideal des unſichtbaren Willens aber ifted, mas ihr zu 
verwirklichen habt, u. |: w. Die wohlbedachte Theokratie in der Kirche nan führt, wenn fie 
nicht von der menſchlichen Hierarchie pur Gewalt und Liſt gehindert wird, um fo gewifler zu 
den der menſchlichen Denkkraft parallelen Verbefierungen, va in den Kirchen ohnehin nicht 
äußere Vortheile, fondern moralijche Überzeugungen der Maßſtab des Wollen und Wirkens 
fein follen. such s 

Die badiſche Unionsurfunde wendet fi, nachdem jie im Übrigen des 6. 1 vie Pflichten und 
Rechte zwiſchen Staatsoberhaupt und der unirten Kirchengeſellſchaft ausführlicher angedeutet 
bat, erſt im $. 2 zu der deſto deutlicher fheinbaren Anerkennung: „daß fie in dem (NB.) evan⸗ 
gelifhen Regenten des Staats und zugleich ihrem oberften (?) Landesbiſchof, der alle aus 
beiden Eigenſchaften fließende Rechte circa sacra ausübe, den legten ſtaats- und kirchenrecht⸗ 
lichen Vereinigungöpunft finde. A 

Diefe Faſſung des doppelten Verhältniffes jagt, foviel wir einfehen, etwas Überflüffiges, 
inden fie son einem oberſten Landesbiſchofe fpricht, da es doch nur einen diefer Art im Lande 
geben kann. Denn würden auch mehre, flatt der Benennung Generaliuperintendenten, mit dem 
Titel Bifhöfe bezeichnet, fo ſtünden jie doch nicht mit dem weltlichen Cpiſkopus der gefamuten 
evangeliſchen Landeskirche in derfelben Kategorie. Doch betrifft diefe Bemerkung nicht vie 
Hauptſache. 

Beſtimmter muß bemerkt werben, daß fo, mie ver Paragraph gefaßt iſt, es ſcheinen kann, wie 
wenn diefer Landesbifchof zugleich mit dem Landesregenten, feit er evangeliſch ift, deutlich ge: 
dacht geweſen wäre. Dennoch ift es factifch, daß, auch wenn Karl Friedrich kirchliche Verordnun⸗ 
gen feitftellte, er fich dabei nit als Biſchof, fondern als „erſtes Mitglied der evangelifchen Kirche 
feines Landes“ betrachtete, deſſen fürforgliche Ginrihtungen alsdann von dem Regenten, ale 
einem evangelifchen, genehmigt und fanctionirt würden. (S. feine trefflige Kirchenrathsin⸗ 
ſtruction vom 6. Juli 3797.) Bon diefen beiden Verhältniſſen ift, für jeden möglichen Fall, 
zum voraus wohl zu unrerſcheiden, daß die rechtliche Gewalt über die Kirche in dem Regenten 
als ſolchem (va er auch nicht Kirchenmitglien fein koͤnnte) nur in dem mottvirten Veto gegen 
alled Staatöwidrige beftehen mürbe. Je nachdem der Grundfag: Der Regent fol gegen jede 
Kirchenreligion unprteitfeh fein! oder, wie man energifcher zu jagen pflegt: Als Regent hat 
er feine (Kirhden-)Religion! praktiſch, welches leicht geichieht, miskannt würde, if die beftimm- 
tere dreifache Umterfheidung von Folgen, die nicht vorausgeſehen zu haben viele Reue nach ſich 
ziehen könnte. 

Die zweite Generalfynove von 1854 hat Hierauf, ohne ein unzeitiges Auffehen zu maden, 
vorfihtig zurüdgeblict. Vom Regenten her, felbft wenn er Mohammedaner wäre, würde bei 
der Generalſynode ein Commissarius principis gegenwärtig fein können, um Staatswibrige® 
abzuhalten. Ift ver Regent zugleich erſtes Kirchenmitglied, fo könnte er, wenn er will, der 
durch die Generalſynode repräfentirten Landeskirche präfidiren. Er kaun alfo aud den Com: 
miffarius, welden er als Regent ſchickt, flatt feiner präſidiren laſſen. An diefen jegt und ohne 
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Sweifel ed) lange eintretenven Fall allein hat Die Seneralfunope von 1821 gedacht, als fie 
im $. 9, Litt. B, die Baffung annahm: 
„Der ganzen Generalfynode präfivirt ein landesherrlicher Gonnniffarku.“ 
«Man überfah, daf der Commiſſarius aud) von einem nichtevangeliſchen Regenten Tonnen 
„ Eönnte, welcher zwar bie repräfentizte Kirche zu beauffichtigen habe, aber nicht ihr leitender 
Geſchäftsführer oder Präſident fein könne. Die Generalſynode 1834 hat auf vie Berihtigung 
angetragen, daß 
der „landesfürfiche" Commiſſarius nur dann präjldire, wenn er zugleich den Regenten 
als evangeliſchen Landesbiſchof zu vertreten habe. 

Man ſieht auch aus vieſem Beiſpiel, wie wenig allerdings das proteſtantiſche Kirchenrecht 
durchgearbeitet und ind Klare geſtellt ift. In mehren Ländern, wo der Regent nicht evangeliſch 
wird, Dauert doch das Vorurtheil fort, wie wenn die proteflantifchen Kirchen in dem Landes⸗ 
tegenten als ſolchem ihren Biſchof hätten, wie wenn alſo andy ihre Kirchenconſiſtorien nicht 
blos unter feinem Veto in ſtaatswibrigen Dingen, fondern in Allem, was dad Befondere ihrer 
kirchlichen Geſellſchaft (sacra und circa sacra) betrifft, unter ihm und in feinem Namen unter 
dem Sultminifter, wenn er gleich weder evangelifdy noch Theolog iſt, zu ſtehen hätten. In allen 
proteſtautiſch deutſchen Rändern iſt wenigftens der Begriff, wie wenn der evangeliſche Regent 
zugleich Biſchof wäre, factiſch gangbar, ohne daß feine Rechtsquelle nachgewieſen if. Sie be: 
ſteht darin, daß das erfle Kirchenmitglied der unbehülflihen Corporation nachhalf und dazu 
feine Einheit mit dem Landeöregenten benußte. Die aus Lutheranern und Reformirten unirte 
badiſche Kirche hat wohl daran gethan, an ihrer Pyramide von Preöbnterien, Special: und 
Geueralſynoden ihr erſtes Mitglied beſtimmt als die Alled vereinigende Spige, ald oberfter 
Auffeher Aller, ald Epifkopus, anzuerfennen, da die Gonfiftorien nicht Geſetze zu geben, ſon⸗ 
bern nur zu vollziehen haben. Aber auch jegt iſt es noch hier und für jeven ähnlichen Staat eine 
wichtige Aufgabe, daß zum voraus die aus Theorie und Gewohnheit, aus juridiſchen und theo= 


logiſchen Anfichten ſich verwidelnde Unterſuchung: welche Pflichten und Rechte die Idee eines 


evangelifchen Landesbiſchofs in ſich ſchließe? nad) allen Seiten ins Klare gefegt werben follte. 
- Schon die Ginſicht ift wichtig, daß hie Anerkennung des erften Kirchenmitgliedes ald Präſiden⸗ 
ten der Kirhenrepräfentation (—Generalfynode) und als evangelifhen Biſchof ein freier Act 
der unirten Geſammtkirche ift, alſo auch ceffiren würde, wenn die Erfüllung der damit nad) der 
Natur der Sache verbundenen Pflichten ceſſirte. Im Einzelnen wäre ferner etwa möglich, daß 
unter dem Titel des evangelifhen Landesbiſchofs Einiges verſucht würde, was felbft der katho⸗ 
liſche theologiſch unterrichtete Biſchof nicht thun darf, z. B. das Kirchenritual zu ändern u. dgl. 
Wie wünſchenswerth demnach iſt eine allen Beſonderheiten vorangehende und uͤberſchreitungen 
verhůtende echt rechtliche Entwickelung der leitenden Idee ſelbſt! H. E. G. Paulus. 
Blackſtone (William), 1723 zu London geboren, 1780 geſtorben, ſtudirte die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, um ſich zu dem einträglichen Stande eines Anwalts zu befähigen. Er trieb dieſes 
Geſchaͤft fieben Jahre ohne befondern Erfolg und begab fi) dann nach Oxford, wo er Aber die 
Verfaffung und die Gefege Englands öffentliche Borlefungen hielt. Der Verſuch war neu und 
mit dem hergebrachten Lehrplane nicht im Einklange, da die englifchen Hochſchulen fid mit 
aͤngſtlicher Pünktlichkeit an die fogenannten claſſiſchen Studien halten. Wir haben es noch in 
ven fpäteften Zeiten gefehen, wie diefe gelehrten Anftalten eine gefeftete Ariftofratie gegen jedes 
Fortſchreiten und alle Neuerungen im Reiche des Wiflens bilden und, confervativ bis zur Ab: 
geſchmacktheit, in der Erhaltung und Bewahrung des Überlieferten und Beftehenven ihre Be: 
ſtimmung finden. Der öffentlihe Geiſt war inveflen aud damals ſchon dem Gorporationsgeifte, 
in welchem faſt alle britiſche Anſtalten ihr Lebensprincip erfennen, vorausgeeilt. B.'s Vorle⸗ 
ſungen fanden großen Beifall und Aufmunterung, weil man fMblte, daß fie ein dringendes 
Bedürfniß befrievigten; und da die Univerfität für dieſe Lehrftelle, die fie als eine Ufurpation 
ihres Iegitimen Berufs betrachtete, nichts thun wollte, beftimmte der Rechtsgelehrte Viner 
(1758) in feinem legten Willen ein Capital zur Gründung eines eigenen Lehrſtuhls des ge— 
meinen Rechts. B. bekleidete diefe Stelle mit Auszeihnung und erwarb fi) in derſelben einen 
folchen Ruf, daß ihm bald höhere einflußrelche Amter übertragen wurben, wie das in England 
gewoͤhnlich if, wo man jedes Talent und jebe Kraft, ſowie fie fich geltend machen, zu gewinnen 
and zu beimugen ſucht. Darin liegt eben das Geheinmiß der Gewalt, daß ſie fich der einfluß- 
reichen Elemente, die in der Reihe ihrer Feinde ihr verderblich werben fönnten, zu ihrer Er: 
haltung bemachtigt. So erhielt B. auch einen Sig im Unterhaufe, den er während der Dauer 
mehrer Barlanıente behauptete, und auf welchem er vielfach nüglid wirkte, ohne zu glänzen, 
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wozu ihm die nöthige münklide Beredtſamkeit fehlte. Auch lehrte er, BR jedoch vorerfi feine 
Vorlefungen in Oxford aufzugeben, wieder zur Advocatur zurüd. Bald erhielt er bei feiner 
jegt anerkannten großen Tüchtigkeit verſchiedene der ehrenvollſten juriſtiſchen Staatöftellen. Er 
wurde mit dem Nang eines King's Counſel zum Präfidenten von New Iun Hall ernannt, dan 
zum Solicitor: General, zum Richter bei Kings-Bench und bei dem Court of Common Pleas. 
Andere Stellen, namentlich aud die zum Solicitor-General der Krone mit der Mitgliedſchaft 
des Minifteriums im weitern Sinne, lehnte er ab. 

Wenn aber aud) fein öffentliches Leben nicht ohne Verdieuſt und Einfluß war, fo ver— 
dankte er doc) feinen Ruf den fehriftftellerifchen Arbeiten. Er ſchrieb Mauches, was feine Zeit 
würdigte, weil ed ihr'diente. Ein bleibendes Denkmal feines umfaffenven Willens und philo= 
ſophiſchen Geiſtes iſt indeſſen ſein Werk: „Gonmentarien über die engliſchen Geſetze.“ Der 
Verfaſſer zeigt in demſelben eine ſo gründliche Kenntniß des Öffentlichen · und Privatrechts uud 
ſeiner geſchichtlichen Geſtaltung und Entwickelung, und ein ſo unbefangenes, richtiges Urtheil 
über deſſen Zweck und Werth in ſeinen einzelnen Beſtimmungen, daß es auch jetzt noch für 
claſſiſch gilt und Allen, die ſich mit dieſem Gegenſtande beſchäftigen und in demſelben gründ⸗ 
lich unterrichten wollen, unentbehrlich iſt. Das Ausland kennt es kaum weniger als England 
ſelbſt, da in der neuern Zeit die Verfaſſung und die Geſetze dieſes Staats, bei dem allgemeinen 
‚Streben nach Verbeſſerungen und Refornen, ein Gegenſtand der Forſchung und Beurtheilung 
aller Publiciſten und Rechtsgelehrten geworben find, die auf dieſen Namen in, ſeiner höhern 
Bedeutung Anfprud machen. Das Werk erlebte zahllofe Auflagen, viele Auszüge und Über: 
fegungen (in Deutſchland eine ebenfalls auszugsmaͤßige von Golvig, 1823, in drei Bänden). Die 
Ausgaben erſchienen eine längere Zeit hindurch faft unverändert, dann von verſchiedenen Ver⸗ 
fafleen wegen ver immer größern Veränderungen in den engliihen Verbältniffen und Gefegen 
mit Noten unter dem Text, endlich mit Verſchmelzung der Zujäge der Herausgeber mit dem 
Zert.. ine ſolche ift aud die faft als felbftändiges Werk ſich darftellende von Stephan, ver fein 
Werk ald „Partly founded on Blackstone‘’ bezeichnete. Bon jeinen „New Commentaries on 
the laws ofEngland” (A Bde.) erſchien ver erſte Band 1841, der zweite 1848. Es ift befler als das 
neueft« Werk „Blackstone’s Commentaries on thelaws of England. Anew Edition adapted to 
the present state of the law by Robert Malcolm‘ (4 Bbr., 1857). Das Werk B.'s verdiente 
ben ungeheuern Beifall und die ausgedehnteſte Verbreitung, die ed fand, nicht bloß dadurch, daß 
B. in feiner Art ohne Vorgänger und ohne eigentlichen ebenbürtigen Nachſolger blieb. B. hat 
das engliſche Recht aus feiner bisher für Unzünftige faſt unzugänglichen geſchmackloſen Zunft- 
geftalt herausgeriffen, und durch die Verbindung des Öffentlichen mit dem Privatrecht, durch die 
Durchdringung mit feiner vortrefflihen allgemeinern Bildung, mit jeinen jüttliden und geſun⸗ 
den nationalen Grundanſichten, und mit feiner beivunderöwerthen Haren Darftellung zur poli- 
tiſchen Vorſchule für alle engliſchen Staatsmänner, Parlamentömitglieder, Friedensrichter und 
gebildeten Bürger gemacht. Er ging nad) feiner Vorrede von ber Grundanſicht aus, eine ge: 
drängte Darftellung des geltenden Rechts zu geben und das pofitive Recht durch das Woher 
der Gefhihte und das Warum der PHilofophen zu erflären. Seine Philofophie aber mar im 
Weſentlichen eine engliſch nationale, welche wenigftend im Recht an den anerkannten nationa- 
Ien, freiheitlichen und rechtlichen Grundideen und Grunpfägen feſthielt. Dadurch Eonnte er, 
ähnlich wie unfer Juſtus Möfer, trog feiner ebenfalls confervativen Richtung, doch alle 
Reactionäre, Servile und Buchflabenmänner tief befhämen. Indem ex die freien fittlichen 
Grundiveen des Poſitiven aufjuchte, gab er dem vaterländifchen Rechte jeine würdige, der Ber- 
vollfommnung und freien Entwidelung zuftrebende Geftaltung. Daß er dabei auch an der 
ſtaatsrechtlichen Grundform des Vertrags fefthielt, ebenfo wie in der ganzen Weltgeſchichte alle 
freien Völker der Erde, wie auch die englifhe Nation und wie das engliſche Recht felbft von feinen 
Urfprüngen an durch die Magna Charta und die Urfunden von 1689 hindurch bis zum heutigen 
Tage — diefed war natürlich und Grundbedingung des richtigen Verſtändniſſes des englifchen 
Rechts. Tadel konnte es nur finden bei einzelnen modernen beutfchen Gelehrten, melde verleitet 
wurden durch die neuefte Schulphilofophie, die bis zum bereits erfolgten Umſturz aller Grund⸗ 
lagen ihres bankbrüchigen Syſtems die naturphiloſophiſche Hegel’ihe war. Nun, wo biefer 
Rauſch verfliegen muß, werben aud) jle ſich allmälig wieder mit der praktiſchen Anuſicht aller 
freien Völker befteunden. Sie werben die Verwechſelung der wahren Vertragsanſicht, ald der 

nothwendigen Rechts for m des freien ſich gegenfeitig bevingenden Gonfenfes für die ihrem 
Inhalte nach theils naturgefegligen, theils fittlichen Kräfte und Beſtrebungen, mit einem lee 
sen Formalismus, mit Privascontrarten und andern infeitigleiten (ſ. Grundgefeg) endlich 
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einfeßen und aufgeben. Eher Fönnte man B. veriwerfen, daß er die lebenvige freie Fortent⸗ 
wickeiung der ſtaatsgeſell ſchaftlichen Verhältniſſe in der Freiheitsform des öffentlichen Conſen⸗ 
ſes, welche eben die ſtets lebendige Vertragserneuerung begruͤndet und mit der lebendigen freien 
Verfaſſung zuſammenfällt, oftmals zu wenig hervorhebt und veranſchaulicht, weil er das, mas 
er als Engländer täglich miterlebte und mifbetrieb, als fich von felbft verftehenn und Allen be⸗ 
kannt vorausfegte. Deshalb kann auch fein Werk nicht genügen, einem Nichtbriten eine be= 
friepigende Erkenntniß von der englifhen Verfaſſung zu geben, ebenfo wenig als das Wert 
irgenbeine8 andern Englänvers, ebenfo wenig ald irgendein Buch in ver Welt. Auch läßt ſich 
nicht leugnen, daß, feit 8. fein Werk 1765 zum erften mal erfiheinen ließ, die engliſche Ge— 
ſchichte und Rechtsgeſchichte, und ebenfo die englifche Gefeggebung und Gulturentwidelung 
ganz außerordentlich fortgefchritten jind, und daß die daraus jid ergebenden Mängel ves treff⸗ 
lichen Werkes auch durch die neneften Bearbeiter nicht befriedigend befeitigt werden. — 
3. Weitzel und Welcker. 

Blaſon, ſ. Heraldik. 

Blasphemie, ſ. Gotteslaͤſterung. 

Blattern. Als eine der größten Geiſeln der Menſchheit haben ſich unzweifelhaft die 
Blattern oder Pocken erwiejen. Sie haben, ſei ed von China, ſei ed von Athiopien aus, über 
die ganze bewohnte Erbe ſich berbreitet und mehr Menfchen getöbtet als irgendeine andere 
Krankheit. Welde Verwüftungen haben ſie nicht häufig unter ungebilveten Völkerſchaften an= 
gerichtet, bei denen fie zum erflen male ausbrachen! Die Ureinwohner Amerikas find haupt: 
fählih durch fie gelichtet worden. Lind, bößartiger als andere gefährliche Krankheiten, ſchaden 
fie nicht nur in den zahlreichen Fällen eines tötlihen Verlaufes, ſondern auch durch die bei Un⸗ 
zähligen zurückbleibenden Erblindungen, Taubheiten, Entſtellungen des Antlitzes und Zerftös 
rungen ver Thätigfeit des Hautorgans. e 

Natürlich ſuchte man ſchon früh Mittel’ zur Abwendung dieſes Übel. Die zur Abjonde= - 
rung der Verdãchtigen im fpätern Mittelalter errichteten eigenen Blatternhäufer waren nicht 
zahlreich genug oder wurden nicht mit hinlänglicher Strenge benugt. In der Türkei wurde zur 
Wahrung der weiblihen Schönheit die Einimpfung der Blattern Sitte, wobei man zmar bie 


"Krankheit fogar herbeizog, allein theils in etwas gemilverter Heftigfeit, theils unter günftigern 


äußern Bebingungen. Durd Lady Montigue nad) Buropa verpflangt, griff das keineswegs 
gefahrlofe Mittel nur langfam um fi, und noch zu Ende des 18. Jahrhunderts wurde von der 
europäifhen Bevölkerung immer noch die Hälfte von der Krankheit ergriffen, und es flarb je 
der dreizehnte Menich (in großen Städten, London z. B., jelbft je der zehnte Menſch) an der⸗ 
felben. Als eine ver größten, wo nicht unbedingt ald die größte Wohlthat, welche je die Arzneiz 
wiſſenſchaft ver Menſchheit erzeigte, erfcheint fomit die im Jahre 1796 bekannt gemachte Ent: 

deckung des englifchen Arztes Jenner, daß eine ven Menjchenblattern ähnliche, allein weit mil- 
dere und ungefährlichere Krankheit der Kühe auf Menfchen übertragen werden fönne und biefe 
fodann unempfänglich für Anſteckung durch Blattern mache. Gefahr war fo gut ald gar feine 
vorhanden, indem von 100,000 Geimpften noch nicht einer an ver Eünftlich erzeugten Krank: 
heit ſtirbt, und der Schuß gegen die Poren ſchien nad den erfien Erfahrungen unbedingt. 
Mit reißender Schnelligkeit verbreitete ſich daher auch das Schugmittel, theils durch freiwillige 
Annahme, tHeils felbft durch Zwangsmittel von den Regierungen beförbert. Später hat zwar 


‘die Erfahrung nachgewieſen, daß der Schug nicht fo ganz unbedingt ift, als im erften Augen⸗ 


blide angenommen wurbe. Es ereignet fi nämlich, freilich in verhältnigmäßig feltenen Fällen, 
daß Geimpfte von den natürlichen Boden noch ergriffen werden, und namentlich ſcheint die 
Schutzkraft mit den Jahren abzunehmen, ſodaß fih bei einem anfänglich völlig Geſchützten 
nad) und nach wieder eine Empfänglichkeit für Blatterngift bildet. Allein theils kann im legtern 
Falle durch eine zweite VBaccination der Feind wieder gebannt werden, theils erſcheinen auch die 
Blattern, welche einen Geimpften befallen, in der unendlihen Mehrzahl nur in einer fehr ge: 
milderten, weit ungefährlihern Form, und endlich — was die Hauptfache ift — kann ſich bei 
nuͤr vereinzelten enipfänglihen Organismen feine eigentliche Epidemie mehr bilden, wodurch 
der größte Theil der Beſchwerlichkeit und der extenfiven und intenfiven Größe ver Gefahr weg⸗ 
fällt. Und wenn ferner die Thatfache nicht unbegründet ift, daß fich feit der allgemeinen Ver- 
breitung der Kuhpocken eine Anzahl von andern, früher feltener erſcheinenden Krankheiten ver- 
mehrt Hat, namentfih Halsübel, Mafern und Scharlachfieber, fo ift doch ebenfo wahr, daß die 
Tödtlichkeit diefer Krankheiten eine weit geringere ift als die der Blattern, und daß fomit 
tinmer noch ein bebeutender Gewinn an Menſchenleben durch die Einführung der Kuhpoden 
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gemacht wurde, ſelbſt wenn — was noch keineswegs erwieſen iſt — ein. Cauſalverhaältriß 
zwiſchen jener Vermehrung und der Vertreibung ber echten Pocken oder der Wahl des Schug= 
mittels ſtattfinden ſollte. Mit Zuverſicht darf behauptet werben, daß wenigſtens ein bedeutender 
Theil der fo auffallenden un erfreulichen Verlängerung ver mittlern Lebensdaner, welche be- 
kauntlich in diefem Jahrhundert eingetreten ift, der großen Verminderung der Boden zuge- 
ſchrieben werden muß. Es bleibt fomit die Schützung gegen Blattern mitteld der Ginimpfung 
von Kuhpocken immer In ihrer vollen Wichtigkeit für den Einzelnen und für die ganze 
Gefellſchaft. 

Hülfe des Staats iſt in mehr als einer Beziehung nöthig, wenn das wünſchenswerthe Ziel 
vollftändig erreicht werden fol. 

Die erſte Bedingung ift natürlich, daß beſtändig guter Impfftoff vorhanden ift. Ohne eine 
Öffentliche Anftalt zu deffen Gewinnung und Bertheilung ift dies aber kaum zu erzielen, venn 
auch abgejehen davon, daß nicht immer jeder Arzt in jedem erfoderlihen Uugenblide welchen 
in feinem Bereiche aufzufinden wiffen kann, fo ift anfer allem Zweifel, daß der Stoff ganz ver= 
dorben und mindeftend nuglo8 gemacht werben kann durch Verbindung mit unreinen Säften 
in den geimpften Individuen (wie died das Beiſpiel des einer Mevicinalpolizei entbehrenden 
England ſelbſt beweift); und jedenfalls jehr wahrſcheinlich iſt ed, daß die Schugfraft ver Kuh⸗ 
poden abnimmt, wenn fie ohne Erneuerung aus der thierifchen Urquelle viele Generationen 
hindurch von einem menſchlichen Körper auf den andern übertragen wird. Deshalb iſt denn 
zweierlei nöthig. Einmal muß dahin gewirkt werben, daß das keineswegs häufige Vorkommen 
echter Kuhpocken alsbald einer mediciniſchen Behörbe angezeigt wird, melde davon Gebrauch 
machen kann zur Wiederauffriſchung des Impfſtoffes. Dieſe Anzeige wird aber mit Billigkeit 
und Erfolg kaum durch etwas Anderes als durch Ausſetzung von Prämien aus ver Staatskaſſe 
zu erzielen fein. Zweitens iſt die nöthige Anzahl von Öffentlichen Niederlagen guten Impf: 
ſtoffes, von welchen alle Ärzte ihr Bedüͤrfniß beziehen dürfen, anzuorbnen. Diefe Niederlagen 
find fundigen Ärzten oder Wundärzten anzuvertrauen und durch die Auflegung eines mehrfa⸗ 
hen Grfages für das Mitgetheilte immer mit Vorrath zu verfehen. 

Eine zweite Foderung iſt, daß jih überall Männer vorfinden, welche Impfungen vorneh⸗ 


mien. Allerdings werten ſich viele Arzte damit befaffen; allein in entlegenern Gegenden oder“ 


bei perfönticher Abneigung kann die Aufftelung eigener Impfärzte Bebürfniß fein. Der Staat 
bat alfo dafür zu jorgen, daß überalf, wo nicht in der Gemeinde felbft, doch wenigſtens in unbe⸗ 
ſchwerlicher Nähe ein Impfarzt fid) vorfindet. Es gehört dies zur vollftändigen Organifation 
der Beamten der Geſundheitspolizei. Da die Operation jelbft eine fo ganz einfache if, auch 
zur richtigen Beurtheilung des Erfolges der Impfung leicht Anleitung gegeben werben fann, 
fo ift keine allgemeine mediciniſche Bildung zur Berfehung einer folden Stelle nöthig, fondern 
fie mag Wundärzten und in deren Ermangelung felbft Schullehrern u. f. w. übertragen werben 
nad) vorgängiger nöthiger Belehrung. : 

Sollte Unmiffenheit oder Aberglaube der Verbreitung der Kuhpocken in einer gewiffen 


* Gegend ober Cinwohnerclaſſe im Wege flehen, fo iſt drittens eine gemeinverftänpliche Beleh— 


rung über deren blos nützliche Folgen und Erläubtheit in religiöfer Beziehung nothwendig. 
Namentlih wird die Mitwirkung der Geiftlihen zu diefem Zweite erworben werben müflen. 
Die Bemerfung, daß die Anwendung eines von ber Vorfehung verlichenen Mittels gegen ein 
Übel feine Wiverfeglicjfeit gegen die das Übel zulaſſende Borfehung fei, mag aud den Unge: 
bildetſten und Befangenften einleuchtend gemacht werben. 

Je ſicherer leiver eine auch woch fo Heine Ausgabe für einen zwar nüglichen, allen nicht 
unmittelbar unerlaßlihen Zwed immer von einer großen Anzahl der Bürger aus Dürftigkeit 
unterlaflen werden muß, deſto nothwendiger iſt eine vierte Mafregel, nämlich die Anordrung 
unentgeltliher Impfung für die Armen. Diefe geringe Mühemaltung kann füglich den Impf⸗ 
ärzten als Bedingung ihres luerativen Auftragd gemacht werben. 

Es leuchtet ein, daß mur durch eine ganz allgemeine Impfung die Poren aus einem Staate 
verbannt, wenigftend von der Erreihung eines beunruhigenden Höhegraded abgehalten werden 
können. Es tritt fomit immer ver Fall hier ein, mo die Benugung einer Polizeianftalt dem 
freien Willen des Binzelnen nicht freigeftellt werben kann, indem durch die Nichttheilnahme 
eines Iheild der Bevölkerung der beabſichtigte Nutzen für ven einfichtövollern und willigern 
fowie für den noch gar nicht wilfensfähigen unmündigen Theil mehr oder weniger vereitelt und 
ũberdies ein allgemein vortheilhafter Zweck nicht erreicht würde. Da überdies fo gut als gar 
feine Gefahr mit der Ginimpfung der Kubvocken verbunden ift, fo ift ald eine fünfte Mafregel 
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ein vom Staat ausgehender Zwang zur Vaccination allerdings gerechtfertigt. Ob derſelbe uu⸗ 
mittelbar oder nur mittelbar außgeubt wird, iſt natürlich rechtlich ganz gleihgültig; und kei ver, 
Wichtigkeit der Sache ſcheint fogar eine Verbindung ven beiden Arten von Maßregeln wün- 
ſchenswerth, ſodaß aljo aufer dem durch Strafen zu kräftigenden Gebote alle Kinder vor einem 
beſtimniten Alter (3.8. dem vierten bis ſechſten Jahre) der Impfung zu unterwerfen, auch noch 
Ausſchluß aus der Säule, von der Aufuahnte in eine Lehre u. ſ. w. gegen Nichtgeimpfte ausge⸗ 
ſprochen würde. Selbft eine wiederholte Impfung der durch längern Verfluß der Barcination 
einer ev neuerten Anſteckungsfähigkeit Verbädhtigen fann ohne Bedenken bei beſonders drohender 
Gefahr einer Blarternepivemie angeordnet werden. Damit aber das Geſetz nicht ein leered Wort 
bleibe, find Die aufgeftellten Impfärzte, unter Leitung und Gontrole der höheren Geſundheits— 
beamten, mit ver Vollziehung der Zmangdmaßregeln zunächſt zu beauftragen. Zweckmäßig 
angelegte Tabellen und regelmäßige Berichte halten die Anflult im Gange und geben überdies 
zu wichtigen und belehrenden Bergleihungen ben unentbehrlicen Stoff. 

Über die nüglihen Ergebnifle dev Kuhpockenimpfung im Allgemeinen ift unter Anderm 
nachzuleſen: Brunel, „De la vaccine et ses heureux resultats” (Paris 1826) ; Benoifton 
de Ehäteauneuf, in der „Gazette desante” (Bebruar 1826); Easper, „Beiträge zur medicini⸗ 
ſchen Statiſtik“ (Berlin 1826) ; Schübler, „Über die Änderungen i in den Gejegen der Sterb⸗ 
üchkeit dur die Kuhpocken“ (Tübingen 4827). Über vie Schutzkraft der Boden, Wiever: 
impfung u. |. w. aber: Thomfon, „Historical sketch of the varieties and the.secondary oc- 
eurrence of smal-pox ” (London 1822); Lüders, „Verſuch einer Eritifhen Geſchichte ver bei 
Vaccinirten beobachteten Menichenblattern” (Altona 1824); Möhl, „Uber die Varioloiden 
und Baricellen “ (Hannover 1828); Seeger, „Beiträge zur Geſchichte der Poden bei Bacci- 
nirten”; Petzhold, „Die Pockenkrankheit“ (Leipzig 1836); Keim, „Darſtellung der Boden: _ 
ſeuchen in Würtemberg‘ (1838). R.v. Mohl. 

Blinden-Anftalten, ſ. Wohlthätigkeitö-Anftalten. 

Blokade, ſ. Kriegsredt. 

Blücher (Bebharh Leberecht, Fürft v. Wahlftadt) 2) und der große deutſche Frei: 
heitskrieg. — Kräftige menſchliche Beftrebungen und Thaten bilden an ji) einen würdigen 
Gegenſtand menſchlicher Betrachtung. Höhern Werth erpalten fie, wenn ihr Gegenftand groß 
ift, den höchſten, wenn fie zugleich ihrem Schauplage und Zuſammenhange nad) einem ber großen 
Hauptacte im Drama der Menſchengeſchichte angehören und bebeutend in denſelben eingreifen. 
Mit den beveutendften, mit den unglüdlichften wie mit ven ruhmvollſten Ereigniſſen, welche feit 
Jahrhunderten das deutſche Vaterland erlebte, mit den wichtigften Veränderungen, welche der 
ſtaats⸗ und völkerrechtliche Zuſtand von Europa und vorzüglid von Deutſchland in der Periode 
der neuern Zeit erfuhr, Ift der Name B. unzertrennli verbunden. Wie verſchieden aud bes 
deutende Hiftorifhe Perfonen, ihre Verdienſte und ihre Mängel, je nad den verfchievenen 


Standpunkten der Menſchen, beurtheilt werden mögen, in einen Punkte werden, was B. be⸗ 


trifft, Alle ich leicht vereinigen, welche die erhebende Zeit der großen Freiheitskämpfe ſich leb⸗ 
haft vergegenmärtigen wollen: unter allen den hohen und glänzenden Namen aller europäi— 
ſchen Nationen, welche in den Jahren 1813, 1814, 1815 gegen die Napoleonifche Welttyran= 
nei fämpften, trat wenigftend in der Zeit dieſer glorreihen Kämpfe felbft Feiner mehr hervor 
als der Name Blücher. Bei Freund und Feind, im In- und Auslande, bei der Jugend, im 
Volk und in den Heeren hat Niemand eine allgemeinere moralifche Bewegung ber Begeifte- 
rung und des Schredens, ver Liebe und des Haſſes bewirkt ald der „Marſchall Vorwärts”, 
als ver „Vater Blücher”, der jugendlich feurige Greis von mehr ald fiebzig Jahren. 

Solche erhebende, ſolche vereinigende und vorwärts treibende Begeifterung in ſchwerem ge= 
meinſchaftlichen Kampfe ift jiher der Wirkung nad) an ſich ſchon höchſt bebeutend ; alsdann zu⸗ 
mal, wenn ſo wie damals der Sieg nur durch ſo viele und große freiwillige Opfer und Anſtren⸗ 
gungen zu hoffen iſt, und wenn es gilt, die ſchwerfällige, locker verbundene Maſſe fo vieler Re: 
gierungen, fo verfchiedenartiger Volköfänme und Heere einem Gegner mie Rapsleon gegen- 
über zufammenzuhalten und zu nachdrüdlichen Bewegungen gegen das gemeinſchaftliche Ziel 
zu beſtimmen. Nicht gut hiſtoriſch aber wäre es, die genuͤgenden Gründe von großen Dingen 
nur alfein in Heinen Urjaden, die Kräfte zu großen Thaten lediglich In Äußerlichteiten und 





1) Die vielen Quellen hat mit großer Vollftändigfeit die ausführlichfe Biographie Blücher's, die 
von Varnhagen v. Enſe (Biographiſche Denfmale, MI, S. 621—628) angegeben. Einige eigene 
fanden dem Berfafler,diejes Artifels. zu Gebote. - 
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Zufälligkeiten oder in nur unbedeutenden und kleinlichen perſonlichen Eigenſchaften fuden 

u moflen. 
: Schon jene große Birkfanteit für unfern Öffentlihen Zuftand und die wejentlih politischen 
Kräfte, durch weldye dieſe Wirfung hervorgebradht wurde, fodern natürlich au das „Staats 
Lerifon” zu einer Betrachtung derſelben auf. 

Aber felbft dieſe Betrahtung der höhern Bedeutung und des ganzen Bufanımengangs 
jener Freiheltskãmpfe ſcheint vorzugsweiſe an dieſe Perſoͤnlichkeit ſich knuͤpfen zu wollen. B. 
hatte bereits nicht blos in den frühern Revolutionskriegen 1793 und 1794 uiid in dem un- 
glüctlichen Feldzug von 1806 mit einer damals ſeltenen, mit der hervortretendſten Auszeichnung 
gefämpft. Er, der Greis B., war auch im ganzen Befreiungskriege der Einzige, der zugleich 
die Schlachten des Siebemadrigen Krieges und die von Leipzig und Belle⸗Alliance mitgekãmpft 
Hatte, und in deſſen früherer Lebensgeſchichte vor allem ein Ereigniß hervortritt, welches, ſowie 
für feinen eigenen Charakter, ſo. auch für die Zeit Friedrich's d. Gr. bezeichnen ifl. 

Seit der legten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann, feit der Franzöſtiſchen Nevolu- 
tion trat fihtbarer hervor und durch den fiegreihen Ausgang der Freiheitöftiege und vie Ver: 
wirflihung der ſie eröffnenden fürftlihen Verheißungen follte ſich glücklich entfcheiven ein großer 
Entwidelungstampf für Deutſchland und Europa. In reihen, großen und drangvollen Ereig- 
niffen, wie fie oft der lange Lauf vieler Jahrhunderte nicht vereinigt, wie-man fie jeit der kirch⸗ 
ligen Reformation im 16. Jahrhunderte nicht fah, wollte fi) gegen Ende des 18. und im 
Anfange des 19. Jahrhunderts eine neue Neformation, eine neue Vildungsperiode entwickeln. 
Es war die politifche Reformation, welche an die Stelle des Feudalweſens und der feudalifti- 
ſchen Verfaflurigen und desjenigen, mas von der hierardijchen blinden Glaubensgewalt in fie 
verwachſen war, freie Nationalftaaten, freie ſtaatsbürgerliche Verhältniffe und Verfaffungen 
fegen wollte. Sehr erflärlih aber erhielten die bewußtern wie die unbemußtern Beftrebungen 
für die neue politifhe Zeit zuerft mehr einen negativen Charakter, d. h. fie zerflörten nur die 
alten Formen und Berfaffungen der Feudalzeit, ohne daß noch die neuen Formen und Berfaj: 
fungen gegründet oder befeftigt wurden. Bis zu einen gewiffen Grade geht ja überhaupt von 
ſelbſt die Zerftörung des alten Baues dem neuen voraus. Inden großen, ſchwer ganz zu um: 
faſſenden Verhältniſſen von Religion und Politit aber werden außerdem nur allzu gewöbnlich 
die Gegner der einen, einfeitigen Richtung, durch die menſchliche Schwäche, zuerft ſelbſt zu der 
entgegengefegten Ginfeitigfeit fortgeriffen. Selbft jo große Geifter wie Voltaire und Fredrih 
d. ©r. bekämpfen bei allem Ernfte der Gefinnung fürd Gute doch nicht den Aberglauben, ohne 
den Glauben zu zerflören oder ohne auf die Seite des Unglaubens zu treten, nicht die Anarchie, 
jei eö eine feudale oder eine demokratiſche Anarchie, ohne einem ebenfo verderblichen Abfolutid- 
mus in die Hände zu arbeiten. Die Gegner des Unglaubend und des Despotismus dagegen 
ſuchen und wieder dem Myſticismus und der Anarchie zu überliefern. Nur die allmälig in ven 
Bor: und Rückſchwankungen gewonnene praftifche Bildung oder der Einfluß jeltener Bildungs: 
Fräftiger Männer führt die Völker zur glücklichen Vereinigung von Religion und Aufklärung, 
von Ordnung und Freiheit. Die natürlihen Folgen num aber von der Zerflörung der alten 
politifhen Formen und Verfaffungen der Beubalzeit, ohne dap noch die neuen ſtaatsbürgerlichen 
tepräfentativen Verfaffungen gegründet oder feft und wirffam wurden, mußten in &uropa un= 

vermeiblich die abjolute despotiſche Gewalt der an der Spitze ftehenden monarchiſchen oder repu: 
blikaniſchen Machthaber begründen. Vollends aber entftand in Frankreich zuerft ein furcht- 
barer Despotismus. Theils geſchah Died durch die verderbteſte abfolute Königsmacht, durd die 
unter ihr ausgebildete Verderbniß des franzöſiſchen Volks, endlich durch die maßloſe Selffl- 
ſucht und Herrſchſucht Napoleon’d, des übermächtigen Erben ber Franzöſiſchen Revolution. 

Mit allen durch das Freiheitsſtreben, durch die Revolution felhft aufgeregten, ihr längere Zeit 
bewußtlos dienftbaren Kräften ſchien diefe Napoleonifche Herrſchaft, welche fih an die Stelle 
der erftrebten Freiheit fegte, in ben innern und äußern Verhältniſſen aller europäiſchen Na- 

tionen eine Unterjohung täglich mehr ausbilden zu wollen, die um fo unerträglicyer wurde, je 
allgemeiner der Widerfprud; derfelden mit ven angeregten Ideen, mit ber Beſtimmung ber Beit, 

mit der innern und äußern ober der nationalen und ber verfaffungsmäßigen Kreiheit erfannt 
wurde. In dem Streben für dieje doppelte Freiheit mußte alfo ebenfo ver Kampf ver übrigen 
europäiſchen Völker gegen Frankreich entbrennen, wie er früher zum Theil von der abfolut ge: 
wordenen Fürftengewalt gegen die von Frankreich ausgehende Verbreitung der Freiheitsgrund⸗ 
fäge geführt wurde. Schon fehr frühe war in der Branzöfifhen Revolution nicht blos das 
Streben nad Freiheit in innere Anarchie und Deöpotie, jondern auch in Verlegung gegen fremde 
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Nationen übergegangen. Und bald wurde jegt alle Gewaltthat ber abfoluten franzöͤſiſchen Ad⸗ 
nige, namentlich auch gegen Deutſchland, überboten. ‚Werblendung und Ehrgeiz hatte insbeſon⸗ 
dere einen großen Theil der Franzoſen und namentlid die Heere zu Genoſſen und Werkzeugen 
der Napoleoniſchen Unterdrückung und als ſolche auch zu ben Feinden der für ihre Freiheit kaͤm⸗ 
pfenden Völker gemacht. Aber auch die Franzoſen kehrten, vorzüglich durch den deutſchen Frei⸗ 
heitskrieg, von ihrer Verblendung und einfeitigen Richtung wieder zur urſprünglich erſtrebten 
Freiheit zurück - : 2 

In diefen großen europäiſchen Entwickelungskampf fällt B.'s Leben und Wirken. 2. 
war zu Roſtock den 16. Dec. 1742 geboren. Sein Vater, ebenjo wie feine Mutter aus Med: 
Ienburg abftanımend, war Rittmeifter in heſſen-kaſſelſchen Dienſten geweſen und hatte fi auf 
fein kleines Nittergütchen Großenrenſow zurückgezogen. Wir wiſſen von ihm faft nur, daß ihn 
wie die Mutter der Sohn mit dankbarer Verehrung nannte, und dann, daß er gegen einige _ 
Xanten, welhe diefem Sohne bei feiner Geburt einen aus den Schäferlievern feiner Zeit gez 
borgten fremden idylliſchen Namen zudachten, ftatt deſſelben vielmehr die für ihn paſſendern 
Bräftigen deutſchen: Gebhard Leberecht durchſetzte. Die Unruhen des Tangen Haders zwifchen 
den Herzog und ver landftändifchen Ritterſchaft hatten den Vater vor B.'s Geburt bewogen, 
nad Roflod zu jiehen. Die des Siebenjährigen Krieges beftimmten ihn fpäter, feine Söhne 
Ulrich und Gebhard auf die Injel Rügen zu feinem Schwiegerfohne v. Kradwig zu fhiden. 
In Medienburg wie auf Rügen mag wol wenig wiffenfhaftlicher Unterricht die Knaben an das 
Zimmer gefeffelt Haben. Selbft die franzoͤſiſche Sprache Hatte, in einer Zeit, wo alle veutfche 
Nationalität in elender Nahäffung des Franzoſenthums unterzugehen fhien, B., der einft in 
Paris deutfch ſprechen und dem deutfhen Namen feine Achtung wieder erwecken follte, nicht er= 
lernt. Defto fräftiger entwickelte er unter freiem Himmel, bei einiger Theilnahme an landwirth⸗ 
ſchaftlicher Thätigkeit und bald auf wildem Ro, bald auf dem ſtürmenden Meer im Wettlampfe 
mit feinen Alterögenoflen in freien glücklichen Iugendleben feine Fräftige, unverwüſtliche förper- 
liche Sonftitution, feine Tugenden der Körpergewandtheit, des kühnen unerſchütterlichen Mu 
thes, des gefunden Sinns und Blicks und des tüchtigen Charakters, ſowie die unzerſtoͤrliche 
Heiterkeit und Lebendluft und feine offene gutmüthige Treuherzigkeit gegen Geringe und Vor— 
nehme. Fiſcher am Oftfeeufer der Infel Rügen erzäͤhlten, „daß ihre Väter den Feldmarſchall 
wohl gekannt, da fie noch Buben geweſen und mit dem milden Junker und einem älteren Bruder 
Ulrich fo manchen Streich ausgeführt hätten. Da fei der Junker Leberecht immer voran ge= 
weſen, Was Keiner gewagt, habe er unternommen, und Alle hätten ihm gehorchen müffen, 
meil Keiner fo großed Herz gehabt. Ihm fei kein Baum zu hoch gewefen. In die Schluchten 
der Kreidefelfen (mo heutigen Tages es angefchlagen ift, daß wegen der Lebensgefahr Niemand 
bineinfteigen darf) Metterte er hinab bis zu der Brandung des Meeres, ohne Schwindel. Bein 
Sturne tief er feine Gefährten in den Nahen und ſchlug mit dem Ruder gegen die empörten 
Wellen, ald wollte er fie ſchweigen heißen.“ 2) Bei folder Stimmung mußte dad Solvatenleben 
in dem anf Rügen liegenden ſchwediſchen Hufarenregiment v. Mörner anlocken. Aber bie 
älterliche Zuftimmung wurde verweigert. Da verließen im pritten Jahre des Siebenjährigen 
Krieges beide Knaben heimlich den Schwager und fuchten Aufnahme in jenem Regiment. Sie 
erhielten, nachdem endlich der Vater eingewilligt hatte, die gewünſchte Anftellung. Aber bald 
wurde auf einem Streifzuge in die Ukermark der vierzehnjährige Junker Gebhard mit ver- 
wundetem Pferde von einer überlegenen Anzahl preußifcher Hufaren gefangen. Ein Huſar 
nahm ihn vor fih auf fein Bferd. So nun trug dieſes ihm feinem großen Schickſal entgegen. 
So brachte ed ven Preußen ven Helden der Befreiungäfriege. Dem preußiſchen Hufarenoberft 
v. Belling gefiel der fchöne muthige Knabe. Ex gewann ihn lieb, behielt ihn auf fein Ehren- 
wort bei fi und bot ihm wiederholt preußifche Dienfte an. Diefe aber lehnte B., folange ew 
noch feinen ſchwediſchen Abſchied nicht erhalten Eonnte, ſtandhaft ab. Endlich nad, einjährigem 
Harren glückte es durch einen günftigen Zufall, ihn zu erhalten. B. wurde preußiſcher Fahnen⸗ 
junfer, bald (1760) Eornet und Adjutant feines väterlichen Gönners, der ihn audrüftete. Ex 
half nun mit Eifer und Muth ven Siebenjährigen Krieg, welcher nach langer Zerrüttung und 
Erſchlaffung bie erfte erhebende Bewegung in Deutfchland erzeugte, muthig zu Ende kämpfen. 
B. focht mit Auszeihuung in den Schlachten von Kunersborf und Freiberg, in welder legtern 
er verwundet wurbe. Gr rüdte bis zum älteflen Stabörittneifter vor. Da flel Belling in Un⸗ 
2) örfter, „Der Feldmarſchall Blücger und feine Umgebungen‘ (Leipzig 1821), ©. 3. 
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guade bei Frledrich d. Gr., und B. wurde, ohnerachhtet feiner Gegenvorftellungen, bei der nãch⸗ 
ſten Beförderung in der Zutheilung der Escadron einem jüngern Rittmeiſter v. Jägerfelb 
nachgefegt. Der König ſelbſt hatte bereits dieſe Dienſteinrichtung gegen B.'s Vorſtellungen ge- 
nehmigt. Dennoch ſchrieb B. die kühnen Worte an feinen großen König: „Der v. Jägerfeld, 
der fein anderes Verdienſt hat als der Sohn des Markgrafen von Schwedt zu fein, iſt mir vor— 
gezogen. Ic bitte Em. Majeftät um meinen Abſchied.“ Friedrich befahl, ihm Arreft zu geben, 
damit er ſich eines Beſſern befinnen könne. B. ſaß und faß, dreiviertel Jahre lang, und blieb bei 
fener Erklärung. Da erklärte feinerfeitd der König: „Der Rittmeifter v. B. ift feiner Dienſte 
entlaſſen; er kann fi zum Teufel ſcheren.“ B. liebte leivenfchaftlich ven Kriegerſtand. Er war 
damals vermögendlos, dazu verlobt mit einer ebenfalld vermögenslofen Braut, einem Fräulein 
v. Mahlin, ver Tochter eines ehemaligen ſächſiſchen Oberften, der in Polen Güter gepachtet 
hatte. Nur die innere Empörung eines unabhängigen feften Charakters gegen das Unrecht, 
nur ein tiefed Gefühl für das Recht, welches B. in feiner Perfon verlegt glaubte, Eonnte ihn in 
ſolcher Lage, in folder Zeit unbeſchränkter Fürſtenherrſchaft, in welcher vollends im Militär 
fen der Zweifel an der Unfehlbarkeit königlichen Willens als Verbrechen galt, zu fo Fühnem, 
unerſchütterlichem und aufopferungsvollem Rechtotrotz felbft gegen feinen großen König be 
fimmen. Es find aber dieſelben Gefühle und Kräfte, weldhe zum Kampfe gegen fremde Unter: 
druͤckung und welde gegen die Willkür der verſchiedenſten Art im Innern begeiftern und ſtäh⸗ 
len. Ein aufopferungsvoller, muthiger gefeglicher Widerſtand gegen Unrecht der Gewalt, zum 
Schutz des gemeinfamen Rechts iſt meift ſchwerer, oft Heilfamer ald Angriff. 
B.8 Freunde fürdhteten, er werde feine Verbindung aufgeben müflen. Er that es nid. 
Er nahm ein Pachtgut feines Schwiegervaters in Unterpacht, heirathete und lebte mit feiner 
Gattin, die ihm ſechs Kinder gebar, obwol oft zum Kriegsdienſt ih zurückſehnend, doch 15 Jahre 
lang glücklich in ländlicher Einſamkeit. Durch einſichtsvollen und eifrigen Betrieb des Land⸗ 
baus, worin er als Muſter galt, erwarb er ſich bald ein kleines Landgut in Pommern, und 
durch Charakter und Benehmen die Achtung und Liebe ſeiner Umgebung, ſodaß ihn, den ge— 
borenen Ausländer, die pommernſchen Landſtände zum Landrath der Provinz ernannten. Selbſt 
der große König bezeugte ihm, der dem Lande einige Dienſte geleiſtet hatte, wiederholt mündlich 
und in Briefen und durch Geldgeſchenke feine Achtung und, wie es ſcheint, die Abficht, das Ber- 
gangene zu vergüiten. Nur erlaubte eine falfche Vorſtellung von ver königlichen Würde nit, 
dieſes auf die auch nur den Schein eines Eöniglichen Irrthums oder Unrechts eingeftehende Weile, 
nämlich durch eine paflende Wiederanftellung, zu thun. Die legtere war erft möglid nah 
Briedrih’9 Tode. Doch Hielt zuerft gutmüthiges Nachgeben gegen die dringenden Bitten jeiner 
Gattin B. ab, Schritte zur Erfüllung feiner Wünfche zu verfolgen. Ginft aber, bei einer Heer: 
ſchau in Bonmern, bemerkte Friedrich Wilhelm II. mit Wohlgefallen einen Mann, der duch 
feine männlihe Schönheit und ald Fühner trefflicher Reiter unter ven Zuſchauern ſich auszeich⸗ 
nete. Mit ven Worten: „Der Eönnte und Allen was zu rathen aufgeben”, wandte ſich der 
König zu feinen Gavalerieoffizieren und erfundigte fi. Es war B. Der König, diesmal beſſer 
als fein großer Vorfahr den rechten Mann erfennend, trug ihm huldvoll den erfehnten Rücktritt 
in die Armee an. „Ia, mit Freuden, wenn fein Recht ihn würbe”, war B.'s Antivort. Und 
es warb ihm. Er erhielt 1787, feinem ausdrücklichen Wunfche gemäß, gerade in fein altes Ne: 
giment den Wiedereintritt und bie Majeröftelle vor demſelben v. Jägerfeld, dem er einft nach⸗ 
geiegt wurde; und fein Patent wurde zurückdatirt auf 1779, eine Zeit, mo ver König, der es 
unterzeichnete, gar noch nicht regierte. 
An der Spige deſſelben rothen Hufarenregiments, v. Golz, fämpfte 1795 und 1794 8. 
in ben Feldzügen am Rhein, zuerft als Oberft, bald, zur Belohnung feiner Vervienfte, als 
Meneralmajor und als Inhaber des Negimentd und mit dem Rothen Aplerorben geſchmückt. 
In den Kämpfen von Eiffoin, Luxemburg, Kaiferslautern, Morfchheim, Weidenthal, Cdes⸗ 
Heim, am Malzberg und bei Moorlautern zeigten ſich B.'s fühner Geiſt und feine Freude am 
Kampfe, der ſchnelle Blick und Entſchluß im jeder Lage, die von Tollfühnheit entfernten vor= 
fichtigen Anftalten wie die Energie ver Ausführung, endlich die begeifterte Liebe und. Folgſam⸗ 
Teit, welche des Anführers Vorangehen in jener Gefahr und Mühfeligkeit und das gutmüthige, 
treuherzige Wohlwollen feinen Kriegern einflögten. Man nannte ihn den neuen Ziethen, le roi 
rouge bei den Franzoſen (nach ver rothen Hufarenuniform). Beinahe 4000 Gefangene, dar⸗ 
unter 150 Offiziere und ein Benerallieutenant, einige Tauſend Pferde, 11 Kanonen und 5 Fah⸗ 
nen hatte unter feiner Führung fein Regiment gewonnen, nie, mit Ausnahme von ſechs Mann, 
Gefangene verlosen. 
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Schon glänzte B.’8 Name. Doch folkte er feinen vollen Glanz vor feinem Greifenaiter 
wit erwerben. Diefes verhinderte Deutſchlands unglückliches Schidſal, begründet durch all. 
befannte Mängel und Urſachen, durch wie Innern Verhättniffe und durch ihre Kolgen, die Nies 
Verlagen im Kriege, insbeſondere der Bafeler Friede und die Demarcationslinie, welche das in 
die Revolutiondfriege hineingezogene übrige Deutfchland preufifcherfeitö, ebenfo wie der Friede 
von Campo⸗Formio öſterreichiſcherſeits, huͤlflos ließen, ſodann ferner die unglüdliche Zögerung 
des bereits ausmarſchirten preußiichen Heeres 1805 und endlid die furchtbaren Greigniffe vom 
41806. In der anf den Baſeler Frieden folgenden Waffenruhe hatte ſich B. nad) dem Tode 
feiner erften Gattin zum zeiten male vermäßlt, und zwar mit einer ſchoͤnen Oftfriefin, einem 
Fräulein v. Colomb. Im Jahre 1804 wurde er Generallieutenant, und 1802 erhielt er ven 
Auftrag Erfurt, Mühlhaufen und Münfter zu befegen. Im Jahre 1803 war er ſodann Gou⸗ 
verneur von Münfter, mo er durch fein menſchenfreundliches, zutrauliches Wefen mande Schwie⸗ 
rigfeiten und Härten des neuen Zuftandes ber Bewohner befeitigte. Auch ald Schriftfteller 
trat B. in jener Zeit auf. Er ließ 1796 fein Tagebuch feiner Feldzüge am Rhein erfcheinen, 
welches Sachkundige zu den beften Werken viefer Art zählen, ein lebendiges Abbild feiner ritters 
lichen Kriegöthaten, feiner liebenswürbigen Perſoͤnlichkeit. Im Jahre 1805 ſchrieb er die ſchon 
durch Ihren Titel und die darin audgefprodene Grundidee merfwürdige Schrift: „Gedanken 
über $ormirung einer preußifchen Nationalarmee”, in welder er fhon damals fodert, jeber 
Preuße müfle Solvat, die Dienftzeit Eurz, die Behandlung befler werben. 2) 

An dem unglüdlichen Tage von Iena hatte B. in noch untergeorpneter Stellung an der 
Spige von 25 Escadrons Cavalerie und einiger reitenden Batterien, über welche man ihm 
erſt auf dem Schlachtfelde ven Befehl anvertraute, das Seinige gethan. Sein Pferd wurbe ihm 
unter dem Leibe getöbtet. Als der ungeorbnete Rüdzug und die Auflöfung der Armee erfolgte, 
führte er vermittelft einer Fühnen Kriegslift 5000 Mann mitten durd) die feindlichen Reiter 
diviſionen Klein und Lafalle hindurch und zog noch dad weimarifche Korps unter dem Herzog 
von Braunſchweig⸗ Ols an ſich. Er folgte nicht dem Beiſpiel ſeines Obergenerals, des Fürſten 
Gohenlohe, der die Waffen ſtreckte. Um einen Theil der feindlichen Heeresmacht von dem Her⸗ 
zen der Monarchie und von den wenigen dem Koͤnig übrigen Truppen bis zur Ankunft der 
Auffen abzuziehen, warf ex ſich mit feinen 15,000 Mann nach Mecklenburg; alsbald aber, durch 
Murat, Soult und Bernabotte von 80,000 Mann umzingelt, mit Verwerfung aller ihrer Ga= 
pitulationdanträge, nach Lübeck. Da aber die ſchlecht befeftigte Stadt, trog aller Gegenwehr 
und des unermüblichen perjönlien Kampfes des Anführers, felbft noch in den Straßen ber 
Stadt, von der feindlichen Übermacht erflürmt war, mußte er endlich in Radkau, einem Dorfe 
bei Lübeck, ehrenvoll capituliven. Doc; verweigerte er hartnädig, die Eapitulation zu unters 
zeichnen, bis ihm die ungewöhnliche ausdrückliche Ginzufügung geftattet wurbe, „daß er nur 
deswegen capitulire, weil er weder Munition noch Brot und Fourrage habe”. — „Ihm wurbe”, 
fo berichtet Barnhagen v. Enfe über V.'s Theilnahme an diefem unglüdlihen Kriege (6.118), 
‚in ven Augen des Kriegers nur Achtung und Bewunderung zu Theil. Bon allen preußifchen 
Belogerren und Truppenfharen, die bis dahin den Kampfpiatz betreten, hatte er allein ven 
Ruhm der Waffen behauptet und in dem allgemeinen Unglüd, weldes ihn ſchon mitergriffen 
hatte, vorüber allen breiten Abwegen der Schande, auf ſchmalem Pfade fih zum ehrenvollen 
Biele durchgerungen. Seinem Kreife war kein Verzagen, welches überall Schlag auf Schlag 
die Geprüfteften ergriff, Fein Unmuth und feine Schwäche genaht. Seine Truppen hatten fi 
tapfer, ausdauernd bis zum legten Augenblick gehalten. Ein ſolches Beifpiel war in jenen Tas 
gen der Verbunfelang und Trauer ein helles Beuerzeichen, an welchem die Flamme der Hoff: 
nung und Zuverſicht ſich wieder entzünden konnte. So auch war bald der Sinn und das Urtheil 
bed Volkes vorherrſchend für B. entſchieden. Nicht in Preußen allein, aud in Hamburg, wo 
das Unglüd der Nachbarſtadt tief gefühlt wurde (und wo B. die Zeit feiner Kriegsgefangen⸗ 
ſchaft verlebte), und in Lübeck ſelbſt zeigte Die Menge für ihn und feine Krieger ihre Theil- 
nahme, ihren Eifer. Der Feind, hier ein unzweideutiger Zeuge, bewies ihnen feine Achtung auf 
alle Weiſe; ja er ſetzte fie oft in Verlegenheit durch ven Vorzug, ven er Ihnen vor ven Gefaͤhr⸗ 
ten einräumte, die nicht Dad Glück gehabt, unter B.'s Befehlen zu ſtehen.“ Gine Einladung 
von Bernadotte, mit ihm fpazieren zu fahren, lehnte ®., dem das Franzoſenthum in Deutſch⸗ 


3) Noch eine dritte Schrift ſchrieb Blücher: „Bemerkungen über bie Inftruction und das Exerciren 
ber Gavalerie’’ (1807). Sie fol theoretifch nicht viel beventen. Blächer war Bulk, 
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Land, feitvem es fo offenbar ſelbſt der fremden Unterbrickung diente und hufbigte, verhaßt war, 
und in deſſen Haufe aud) von den Seinigen fein Franzöſiſch gehört wurde, mit der Entſchulbi⸗ 
gung ab, „er ſpreche nicht franzoͤſiſch und fei zu alt es zu lernen“. 
Wir brauchen hier nicht audzumalen die ganze Reihe trauriger Greigniffe, weiche dir 
Schlacht von Jena eröffnete, die faſt unbegreifliche moraliſche Zerrüttung, welche fie zu Tage 
brachte, die völlig vertheidigungslofe Übergabe der Feſtungen Hameln und Nienburg, Grfun 
und Magdeburg, Spandau, Stettin und Küftrin, Glogau, Breslau, Brieg und Schweidnig, 
ven Einzug der Feinde in Berlin und ihren Empfang bafelbft, die Zerftüdelung ver preußiſchen 
Monardie, die höchſt drangvolle Rage des durch die ruſſiſche Allianz geretteten, von. Feinde 
auögefogenen und militäriſch bejegten übrig gebliebenen Theile und die Unterbrüdung von 
Deutſchland. Gs follte ver Welt offenbar werben, daß zahlreiche wohldreſſirte Heere und treff⸗ 
liche Feftungen, daß gefüllte Schatzkammern und ein äußerlich fehr ausgebilbeter, wohlgeordat⸗ 
ter Staatsmechanismus, daß jelbit, was unendlich Höher fteht, ein vortrefflihes Fürftenhaus mir 
allgemein und laut ausgeſprochener Liebe und Verehrung für vaflelbe, daß geiflige Bildung 
und wohlerworbener Kriegsruhm — daß Alles dieſes noch nicht genügt, um einen Staat gegen 
große, oft lange verborgene Gebrechen und in der Stunde großer Gefahr gegen den Untergang 
zu ſchützen. Es follte, größer im furchtbarſten Unglüd als je im glänzendſten Glück, daſſelbe 
Preußen in ven Jahren 1807— 13 ver Welt zeigen, wodurch die wahren, unzerſtörbaren 
Staatökräfte wachfen, wodurch felbft Fleine, an materiellen Mitteln ſchwache Staaten unüber: 
windli und ſiegreich werden und, fofern fie dem aufgefundenen rechten Wege treu bleiben, is 
glorreicher Entwidelung fortfepreiten fönnen. Mit rühmlicher Weisheit und eines reinen Wil 
lens ſich bewußt, fuchte die Regierung nicht, wie die Thoren, in Anvern und in Zufälligfeiten, 
fondern im Innern des Staats jelbft die Quellen fo großen öffentlihen Unglücks und in völ- 
liger Selbfterfenntniß die Bedingung der Herftellung. Muthvoll ließ fie Wort und Scrifi 
zur lauten, oft bitten Enthüllung aller wahren und vermeintlichen Gebrechen und Fehler der 
Behörden und der Einrichtungen, der Verfaflung und der Verwaltung frei. Energiſch begrün: 
dete und vorbereitete fie dann durch Stein und Scharnhorft in diefen wenigen Sahren mit ben 
befchränfteften Mitteln, in der durch den übermüthigen Feind beengteften Rage Alles, was 1895 
— 15 die glorreiche Befreiung und Wiedergeburt möglich machte, Alles, was noch jap der 
Stolz und die Hoffnung Preußens ift, deſſen Dauer und weitere Entwidelung, nad) dem Wort 
eined ver edelſten feiner Staatdmänner, den Staate die Bürgſchaft leiften follte, daß ihn nie: 
mals ein neue Jena gefährlich oder nöthig fei. Durch die Befreiung ded Bauernftandes non 
der Untervrüdung des Feudalismus, durch die freie Städteordnung, durch die Gleichheit ver 
oͤffentlichen Pflichten und Rechte und endlich durch die ausdrückliche Verheifung einer repräfen: 
tativen Provinzial: und Reichsverfaſſung (Evict vom 28. Det. 1810) wurde der Nation eine 
allgemeine freie ftaatöbürgerliche Verfafſung vorbereitet und verbürgt. Durch die einſtweilen 
dem Wefen nad) fhon gewährte Freiheit des Wortes und der Schrift, durch die neue Grün: 
dung von Univerſitäts- und Schuleinrihtungen im liberalften Geifte wurde ver Nation Die geiz 
flige Erhebung und Waffe gegeben. Das Zerbrechen ves ſchimpflichen Stods, ver bei Jena als 
fo nichtsvermoͤgend fich gezeigt hatte, die für alle Bürger gleiche und unablösliche Waffenpfligt 
und die Landwehr endlich gaben ihr die treffliche Friegerifche Wehrorbnung. Der Grund von 
Preußens, von Deutſchlands Unglüd und Schmach, Feudalismus und Verfaffungslofigfei, 
und die Aufgabe der neuen Zeit waren alfo Elar erfannt. Licht und Recht, Freiheit und Ehre 
wurden überall ald ver Preugen Loſungsworte erklärt. Und wahrlich, nit etwa weil die vor: 
züglichſten Wieverherfteller der Größe Preußens, Stein, Schaunhorft und B. ebenfo wir 
Hardenberg zufällig in andern veutfchen Ländern geboren waren, fondern weil man tief erkannt 
hatte, daß für Preußen nur durch deutſche Eultur und Freiheit, durch dad Vorangehen in ifnen 
und in freier inniger Verbindung mit Deutſchland, Sicherheit und Gedeihen fei, huldigte mar 
in Wort und Werk auch diefer Idee. Mit folhen Waffen fonnten die Regierung und ein Bund 
Begeifterter Vaterlandsfreunde, der Tugendbund, durch allgemeine Verbreitung einer morali: 
fen Erhebung ver Nation unter ven Augen des argmöhnifchen, die Landesfeſten beſihenden 
Beindes die Befreiung des Vaterlandes vorbereiten. 2 
2. war bald nad feiner Gefangennehmung, feinen dringenden Bitten gemäß, gegen den 
von Schill gefangenen Marfhall Victor ausgewechſelt, von dem König mit dem Schwarzen 
Adlerorden belohnt und zu einer kühnen Unternehmung nad) Pommern entfendet worden. Der 
Friede zu Tilſit Hindertefle. In der Umgebung des Königs, arbeitend imKriegöbepartement, dann 
Generalgouverneur von Pommern, ſiets auf gleiche Weife flimmte B. ein in Die Richtung dei 
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neuen Preußen, ſuchte er Vertrauen und Muth und kriegeriſche Tüchtigfeit zu verbreiten. Ihm 
wurde daher ebenfo wie Stein die Ehre, von dem übermüthigen Sieger als einer ber Männer 
bezeichnet zu werben, die, weil er fie fürdjtete, die preußiſche Regierung außer Dienft fegen 
mußte. B., der ſchon, bald nachdem, nicht feiner Neigung gemäß, ver Bafeler Friede geſchloſſen 
war, immer auf neue durch Briefe an ven König und durch mündliches Wort zum Kriege gegen 
den Unterprüder Deutfchlands getrieben, trieb jegt aufs neue und Iebhafter, ſobald die erfte 
Miöglicjfeit dazu fam. Schon 1808, wo er fränflih war, antwortete ihm Scharnhorft auf 
ſolche neue Mahnungen und Vorſchläge: „Ihr Brief hat mir unbefchreibliche Freude gemacht. 
Ich fehe es, was Alle fagten, Ihr Geift Hat nicht gelitten. Sie find unfer Anführer, unfer Held, 
und müßten Sie auf einer Sänfte und vorangetragen werden. Nur mit Ihnen ift Entfchloflen= 
heit und Glück.* Als Schill 1809 feine Fühne Unternehmung begann, hatte B., auf ihte Bil: 
ligung hoffend, bereits Eriegerifche Vorbereitungen gemacht, mußte ſie aber, dem königlichen 
Befehl gemäß, einftellen. £ 

Bon Jahr zu Jahr war umterbeffen Napoleon’s Übermacht gewachſen. Doch hatte er 
noch immer durch die unter ihm überall und auch in dem Rheinifchen Bunde nad} dem Beifpiele 
Frankreichs bewirkte wohlthätige Zerftörung des Feudalismus und die Einführung der Gleich— 
heit Öffentlicher Pflichten und Rechte, fowie durch die ſcheinbar freien ſtändiſchen Verfaffungen, 
die er in Frankreich beftehen ließ, in allen von ihm geftifteten Staaten, in dem Königreich 
Weſtfalen, in ven Großherzogthümern Berg und Frankfurt, in Holland wie in Polen, ja felbft 
in Spanien und Italien einführte, eine fehr große Zahl felbft der evelften Männer — ich nenne 
nur Johannes Müller — getäufcht und dadurch vorzüglich eine große Kraft für fidh gewonnen. 
Wer dieſes überjieht, kann die damalige Zeit nicht verftehen. Auch das Schreiben an den Für⸗ 
fen Primas, wodurch Napoleon feierlich Froteftirt, daß man etwaige Willkür ver Rheinbunds⸗ 
fürften ihm zufchreibe %), feine forgfältige Schonung der Deutfchen Unterrichtsanſtalten, nament= 
lich der akademiſchen Lehrfreiheit, und Anderes beweifen deutlich, daß er den Glauben: Freiheit 
und Fortfhritt feien auf feiner Seite, zu würdigen wußte. Doch bei jeder Zunahme der Macht 
zerftörte fein despotiſcher Ubermuth immer mehr diefe Täufhungen, und das durch feine Frei— 
heit allein unbefiegbare Großbritannien rüftete zur Rettung Europas immer neue Kämpfer. 
Da erjhütterten endlich die ungewöhnlich frühe Winterfälte, der Brand von Mosfau und vor 
allem die jo höchſt unpolitiſche Täuſchung der gerechten Erwartungen der Polen auf alsbaldige 
Wiederherftellung ihrer Breiheit, melde ihm ſichern Rüdzug und neue Hülfsquellen geboten 
hätte, feine Macht, und der General York gab mit fühner Seele das Signal zum allgemeinen 
Befreiungöfrieg. . 

Er begann. Aber e8 ift nöthig, um die Geſchichte gegen Verfälihungen zu vertheidigen 
und um B.'s Wirken zu verftehen, fid deutlich zu erinnern, wie er begann. Zum erften male 
feit der Franzöſiſchen Revolution eröffneten die ein Vierteljahrhundert hindurch immer und 
immer beflegten Regierungen den Kampf mit dem Loſungswort nicht blos der Sicherung der 
Thronrechte und der äußern, fondern auch der Innern flaatöbürgerlichen Freiheit. Herüber von 
der bisher unbefiegbaren feindlichen Macht und auf ihre Seite beſchwuren fie jegt bie moralifche 
Kraft der großen Idee der Zeit, die Kraft der Freiheit und der Öffentlichen Meinung fleged- 
kräftiges Banier. Die verbündeten Monarchen eröffneten ven Krieg durch die gemeinſchaftliche 
feierlihe Proclamation von Kaliſch vom 25. März 1815. Darin erklären fie: „Daß fie, dem 
Wunſche des deutſchen Volks begegnend, jeden Deutfchen auffodern, ji anzuſchließen und zu 
kämpfen mit Herz und Sinn, mit Gut und Blut, mit Leib und Leben für die Rückkehr der Frei— 
heit und Unabhängigkeit Deutfchlands und für die Wiederkehr eines ehrwürbigen Reiches in 
zeitgemäßen Geftaltung, weldes allein ven Fürften und Völkern Deutſchlands anheimgeftellt 
bleibe und in feinen Grundzügen und Umriffen moͤglichſt aus dem ureigenen Geiſte des deutſchen 
Volks hervorgehen jolle, damit Deutfchland verjüngt und lebenskräftig und in Einheit: gehal- 
ten Unter Curopas Völkern daſtehe.“ — „Für diefen Zweck“, fo erflären ſie, fo erklärt nament= 
lich auch Fürft Metternich noch zwiſchen dem erften und zweiten Kriege auf dem Wiener Con⸗ 
greß, „Für diefen Zweck haben die Völker die Waffen ergriffen, und alle Staaten, welde ver 
großen Allianz fi anſchloſſen, erklärten ſich ſchon durch ihren Beitritt für denſelben gZweck.“ 5) 
Diefer Zweck wird ebenfo oft wieverholt, von allen Regierungen einftimmig auch bezeiänet, 
„als eine der Öffentlichen Meinung, dem Zeitgeift und der Erwartung ber Zeitgenoffen, als ven 


4) Winfopp, „Rheinifche Bundesacte”, ©. 108. 
5) Rlüber6 „Meten des Wiener Gongreffes“, Heft I, ©. 61 u. 104. 


* Deutichen Bundes‘ (Karlsruhe 1831), S. 1540. Die Bewei 
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alfgemeinen Wunſchen und gerechten Anfbrüchen der beutfien Mation entſprechende notgwen- 
bige Feftfegung une Sicherſtellung der ſtaatsbürgerlichen Rechte und ſtändiſcher Verfaffungen 
mindeſtens nıit den Rechten der Preßfreiheit, der Steuerbewilligung, der Zuftimmung zu bes 
Landedgefegen und der Verantwortlichkeit ver Staatöbiener”. Und als 1815 der neue, gefähr- 
lie Krieg drohte, da nahm man ſchnell auf den Wiener Tongreß die über ven Länderſtreit 
faft vergeflene deutſche Verfaflungsiache wieder vor. Da erflärten alle Regierungen ebenfe 
einftinmig: „Daf unter den dringenden Umftänden der gegenwärtigen Lage der Dinge burd 
neue Zuſicherung diefer Rechte in der wenn auch noch unvolfftändigen Bundesarte, Die Völker, 
um mit Bertrauen und Muth, mit Kraft und Freudigkeit ven neuen Kampf zu beginnen, über 
dieſe Rechte beruhigt werben, daß fie zur Überzeugung gelangen müßten, daß die bereits bar: 
gebrachten Opfer fowie die neuen Anftrengungen für ihre theuerften Intereſſen, für ihre ze: 
verjährbaren Rechte geleiftet und erheiſcht würden.“ %) Mehre Regierungen ertheilten jegt 
ebenfalls unmittelbar vor Eröffnung des neuen, ſchweren Krieges ihren Völkern noch befonven 
ähnliche Zufiherungen,, Verfprehungen wahrer, zeitgemäßer Eonflitutionen oder MNepräfen: 
tatioverfaflungen, fo z. B. die Könige von Baiern und von Würtemberg, der Großherzog vor 
Baden. So aud) der König von Preußen (deſſen Bevollmächtigte in ihren fünf Entwürfen zur 
Bundesverfaſſung ſtets jene obigen Rechte als weſentlich erklärten) in der neuen Zufage eine 
teihöftändifhen repräfentativen Verfaſſung durch das Eöniglihe Cdict vom 22. Mai 1815, 
und durch die Befigergreifung&patente ver alten und neuen Provinzen. ”) Wohl alfo Eonnten 
fpäter am deutſchen Bundedtage die Gefandten fi in Beziehung „auf eine allgemeine, bald 
möglihfte Begründung ſtändiſcher Berfaffung , die an ſich ſchon den Rechten gemäß ſei“, auf 
dieſe feierlichen Orundverträge der Regierungen mit der Nation und den Bürgern, „auf bie 
Zufagen, welche den Völkern während des Freiheitskrieges laut und Öffentlid; gemacht wurden“ 
berufen und erflären, „daß Deutfchland nur darum mit dem Blute der Völker befreit und dir 
Länder ihren rechtmäßigen Regenten zurücgegeben worden, damit überall ein rechtlicher Zu: 
fand an die Stelle ver Willfür treten möge”. ®) 

Überall wurde dabei Die Öffentliche Meinung als Leitftern für die Negierungen feierlid an: 
erkannt und an die Spige geftellt. 9) DB. aber, der Feldherr der Verbündeten, erließ den 
23. März 1813, bei dem Borrüden ihrer Heere in Deutſchland, eine Proclamation zunähft 
an die Sachſen, „feine veutfhen Mitbürger over feine deutſchen Brüder, mit welchen er gemein: 
fHaftlih für Vaterland und Freiheit Fämpfte”. (Siehe feinen Aufruf an dus Heer vom 
24. April.) In diefer Proclamation nun wird Preßfreiheit verheißen und deren IInterbrüdung 
ald ein Hauptgrund ber jegt vom Volke verlangten Erhebung gegen die Napoleoniſche Sklaverei 
und den Rheinbund erklärt. Mit dem Einrüden in Sachſen wird ſogleich auch die Verheißung 
verwirklicht. io) Im der That wurde faft überall, wohin ſich die Herrſchaft der verbündeten 
Armeen erſtreckte, Wort und Schrift frei. Dem Herausgeber des fo hoͤchſt liberalen „Rheiniſchen 
Mercur““, ven auch B. für einen mächtigen Alliirten der verbündeten Heere erklärte, fagte er 
noch fpäter zu Ende des Jahres 1815 nach dem zweiten Parifer Frieden: „Schreiben Sie nur 
immer zu, gegen iven ed auch fei; ich nehme Alles auf mid. Wenn ed nur wahr ift, fo mögen 
Sie Alles druden laffen. Aber, dad fage ich Ihnen, wahr muß es fein.“ 11) 

Schon vor dem Befreiungäfriege hatten aber auch die Schriftfteller, welche für bie zufünf: 
tige Befreiung Deutſchlands zu wirken ſuchten, und von welchen im Kriege nicht wenige in be: 
deutender Öffentlicher Wirkſamkeit auftraten, ſtets auch für freie Verfaſſung als einen Haupt: 
theil und eine Grundbedingung der Befreiung geſprochen. Selbſt Herr v. Geng in Berlin 


6) Klüber, a. a. D., I, ©. 34, 45, 57, 65, 68, 72; III, 104, 125, 131, 134; IV, 43, 44, 48, 50, 
51, 104; V, 1, 3, 18, 55, 107, 196, 195, 298; VI, 206; VII, 298, 359, 378; VIII, 33, 424, 425, 
432, 512, 52), 524, 529, 532, 547, 551, 565. ©. auch dieſe urfundlichen Grflärungen von dem erſten 
und zweiten Befreinngsfriege in K. Welder's „Bervollfommnung ber organijchen Entwidelung des 

ß, dag man überall an wahre zeits 

gemäße Repräfentativverfaffung dachte, |. insbefondere S. 39 fg. 

N ©. die äulegt eitirte Schrift, ©. 39 fg. 

8) „Brotofolle der deutfchen Bundesverfammlung“, 1,©. 14 fg., ©. 30, 50, 51, 54, 130, 146, 
194, und bie vielen Stellen, welche die Schrift in der vorlegten Note, S. 32 fg., anfüht. e 

®) ©. die vorigen Noten und Dfterreichifhen und preußifchen Kriegsmanifefte, nach welchen bie 
Gefnnungen bes deutſchen Volks den Krieg erflärten und den Befchlüffen der Regierungen voraus 
eilten. chmid's Beitfchrift „Der Deutfche Bund“, I, S. 40, 51, 61. 

10) Barnhagen, ©. 156, 159. 

11) Barnhagen, ©. 558. 
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hatte in feiner „Berliner Monatöfggeift" (5.8. Bo. U, &. 276 fg.) mit Begeifiecung foger auf 
Die norbamerifanifhe Freiheit „und ihre beifpiellofen glüdlihen Folgen als Pflanzſchule von 
Weidheit und Kraft für unfern alternden Erdtheil“ Hingewiefen, die, Höͤchſtmoͤgliche bürgerliche 
Freiheit ald den legten Zweit, als dad Ideal jever politifgen Verbindung” erklärt und „pie 
Zerftörung der durchaus verderblichen mittelalterlihen und feudaliſtiſchen Verhältniffe ald die 
höchſte Wohlthat, ald die wefentlihe Aufgabe der Zeit” gepriefen. Herr v. Geng erklärte in 
diefen Ausführungen auf eine für die hiſtoriſche Auffaflung jener Zeitverhältnifie ebenfo be⸗ 
zeichnende Weije insbeſondere auch die von ihm ſchon in der berühmten Zuſchrift an Se. Maje: 
ſtät den König von Preußen fo energifch gefoberte Preßfreiheit „ald unzerſtörbares Recht ges 
fitteter Völker, ihre Beeinträchtigung nicht blos als muthlos und als politiſch verderblich, ſon⸗ 
dern als die ſchwerſte Nechtöfränkung, ald Beleidigung der Menſchheit, ja als abſichtliches 
Hinderniß menſchlicher Vervollkomunung, ald frevelhaftes und zugleich fruchtloſes Beſtreben, 
als ein Befteben, welches zulegt unvermeidlich den Haß derer, gegen die ed gerichtet iſt, und 
ihre Neigumg, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, erweden müſſe“ (ſ. 296, 512, 318). Und 
Friedrich v. Schlegel hatte in feinen Öffentlich zu Wien vor zahlreihem Publicum gehaltenen 
Borträgen über die veutiche Geſchichte überall die freie Verfaflung als die Grundlage der Größe 
der Staaten, ihre Zeritörung ald Grund ihres Unglüds nachgewieſen und eine Staatsform 
ohne freie ſtändiſche Berfaflung geradezu eine Unform genannt. Gleiche Grundideen ſprachen 
vollends jegt die wahrhaft zahllofen Flugſchriften und die vielen in ganz Deutſchland begierig 
gelefenen liberalen Tageblätter und Zeitſchriften aus, welde, veranlaßt, ermuntert, belobt von 
den Kürten, ihren Miniftern und Feldherren, oder ohne dieſes, ald Freiwilliges Gontingent zur 
großen heiligen Nationalſache und zur Verflärfung ber öffentlihen Meinung von einzelnen 
Schriftſtellern ausgingen. Wir erinnern beifpielöweife an den „Preußiſchen Gorrefponventen“, 
vom Geh. Staatörath Niebuhr revigirt, an die allgemein gelejenen „Deutſchen Blätter”, auf 
höhere Beranlaffung und unter der Mitwirfung der geadhtetften Staatdmänner zuerft in Leip⸗ 
dig, dann in Freiburg (hier von K. v. Rottedt) herausgegeben, an ven „Rheiniſchen Mercur“ 
von Goͤrres, die „Nemeſis“ von Luden, an die Schriften von Jahr, Arndt, Kohlrauſch und fo 
viele andere. Die Foderungen ver Breiheit, von Tacitus an in Deutfchland nie verflunmt, vers 
ſtärkt durch die Reformation, durch die Vegeifterung für die erften Ideen der Franzöſiſchen Ne: 
volution, dann durd die Bewunderung der englifchen Berfaflung, welche Großbritannien uns 
beſiegt erhielt und Europa rettete, wurden jegt aufs neue wieder in der ganzen Nation vernom⸗ 
men. So allgemein hatte die Idee verfaflungsmäßiger Freiheit in Europa gefiegt, daß ſelbſt 
Spanien, weldes jegt nächſt England auı meiften Allen ald Vorbild galt, vor allen fie in 
ſeinem Befreiungskampf Hergeftellt Hatte, und daß die Monarchen unmittelbar nad) dem Siege 
ihre Wiederherftellung felbft für die beflegten Franzoſen und Polen begründeten und ſchütz⸗ 
ten. Ja es befanven ſich während des Freiheitskrieges Schriftfteller und Freiheitsredner in den 
großen Hauptquartieren angeftellt, fo Arndt in dem der Hauptarmee, Auguft Wilhelm Schlegel 
in dem der Nordarmee, Steffens in der Armee von B. Der Verfaſſer dieſes Artikeld war Zeuge, 
daß B. felbft mis feinem ganzen Generalftabe den Freiheitsreden, welche Steffens in Gießen 
(ipäter in Marburg, überhaupt in den Umgebungen des Hauptquartiers) an die Bewohner, 
die Beamten, die Profefloren, vie ſtudirende Jugend hielt, durch perfönliche Gegenwart höheres 
Gewicht gab. 

So wurde alfo wirklich auf jede denkbare Weife die allgemeine Begeifterung und dad Ber- 
trauen auf die verheißene wahre innere wie äußere Freiheit genährt. Es wurden durch dieſe 
Begeifterung Männer und Frauen und die freien Vereine derjelben, eö wurde dad Volk unk 
die Gebilveten, welche ald Freiwillige ihre höhere, begeifterte Stimmung den Heeren mittheilten, 
zu Opfern jeder Art beflimmt. Es wurde durd Landwehr, Landfturm und Freifharen das 
Volk bewaffnet und trog aller frühern Leiftungen und Opfer, ohne Mühe für Die Regierungen, 
in fürzefter Friſt die größten Kriegerſcharen, welche deutſche Länder jemals aufftellten, zufams 
mengebracht und ihre treffliche Ausrüftung bewirkt. Nur fo, durch jenes Vertrauen, durch diefe 
Begeifterung, nur durch jolden wahren Volkskrieg wurde der bisher unüberwindliche, noch 
a. an Mitteln überreiche Feind beflegt. B. aber wurde der Held des deutſchen Volks⸗ 

ieges. 

Der tiefe, richtige Blick von Scharnhorſt, ver 1806 unter ihm diente, hatte den einundſiebzig⸗ 
jährigen Greis dazu auderfehen, entgegenftehende Zweifel befeitigt und ſich ihm ald General: 
quartiermeifterbeigefellt, in welcher Stelle, nach Scharnhorſt's Falle beifügen, Gneifenau folgte. 
B. und das vereinigte ruſſiſch-preußiſche Heer kämpften ruhmvoll gegen Napoleon bei Lügen 
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(2. Mat) mit 80,606 gegen 120,000, und bei Baugen (20.— 21. Mai) mit 90,000 gegen 
440,000 Mann. Der Kaifer Alexander lohnte B. nad der Schlacht von Lügen mit dem @eor- 
genorden und mit ber Erklaͤrung: „Die von Ihnen an vieſem ſchoͤnen Tage geleifteten Dienfte, 
Ihr Eifer und glänzende Art, ſich jederzeit da zu beflnben, wo die Gefahr am größten ift, Ihre 
Beharrlichkeit, das Feld der Ehre ſelbſt verwundet nicht zu verlaffen, mit einem Wort, Ihr gan- 
168 Benehmen hat mich mit Bemunderung und Dankbarkeit erfüllt.” In beiden Schlachten 
hatte man fein Gefchüß verloren, ebenfo menig ald Befangene, ja bei Lügen Gefhüg genommen 
und das Schlachtfeld behauptet, und Napoleon erkannte mit Schrecken den neuen Geift in vom 
Heere. Dennod; mußte man zurüdgehen. B. hatte dem guten Bernehmen der verbündeten Heere 
mit Selbftentfagung dad große Opfer gebracht, den Oberbefehl dem ruſſiſchen Beloheren, Gra⸗ 
fen Wittgenftein, zu überlaflen. Nun Half fein Vorwärtsdrängen und das flegreihe Behaup: 
ten feiner Stellung nit. Säumniffe und Misgriffe tonnte er nicht verhindern. Einen Augen: 
blick eines interimiftifchen Oberbefehls währenn des Müdzugs nad Schleſien benugte er ſo— 
glei, um den Feldzug vor dem großen Waffenftillftande (vom A. Juni 618 17. Aug.) mit dem 
glänzenden flegreichen Reitergefecht bei Heinau (26. Mai) ruhmvoll zu beſchließen. Doch eine 
angeblich hoöͤchſt wichtige Melvung inmitten des Unternehmens, welches ruſſiſcherſeits nicht 
gern gefehen wurde, ſchien es vereiteln zu wollen. Sie berichtete ihm und feiner Umgebung 
hoͤchſt bedenklich, man müfle ven Rückzug befjleunigen, bereits ftehe Napoleon B. im Rücken 
B., nit ver Mann, dad begonnene Unternehmen durch Zweifel ſich verderben zu laſſen, und 
ſtets bedacht, auch die flörenden Beforgnifle feiner Umgebung ſchnell und kräftig niederzufchla- 
gen, antwortete höchſt unmwillig in feiner derben Soldatenſprache: „Steht er mir im Rücken, 
nun, fo ift mir e8 recht angenehm, da kann er mich ja gerabewegd — — — Vorwärts, Kinder" 
Und ſchnell war der Sieg entſchieden. Mit einem Verluft von nur 80 Todten und Verwunde⸗ 
ten waren über 1500 Feinde nievergehauen, 400 Gefangene und 11 Kanonen genommen, bie 
Stimmung der Seinen gehoben und dem verberblihen Nachdringen des Feindes ein Ente 
gemacht. 

Auch nach dem Waffenſtillſtande, ja während bes ganzen Feldzugs, waren B.'s Verhält⸗ 
nifle ſchwierig und ungünſtig genug. Napoleon war ber allgewaltige, von ſich allein abhän⸗ 
gige Gebieter feines großen, ihm unbedingt gehorfamen Heeres und aller feiner Unterfelbferren. 
So niht B. Sein Heer war zuſammengeſetzt aus Ruffen und Preußen, und feine Unterbefehle 
haber, Langeron, Sacken, York, hatten zum Theil ſchon felbft das oberfte Commando geführt. 
Dazu nun neben ihm und feiner nicht fehr großen fogenannten fchlefifchen Armee rechts in ver 
Mark die weit ſtärkere Nordarmee unter Bernadotte ober dem Kronprinzen von Schweden, und 
links in Böhmen die noch größere Hauptarmee mit dem Oberbefehl über alle Heere unter 
Schwarzenberg und den Monarchen. Verderbliche Störungen durch Eiferfuht und Misver- 
flänpniffe ſchienen da unvermeidlich. Langeron und Vork bereiteten ihm wiederholt die größten 
Schwierigkeiten und Gefahren. Gleicher Eifer, gleiche Treue, felbftentiagenve Unterſtühung, 
wie B. fie ſtets leiftete, begegneten ihm faft niemals. Ja in einer Zufammenkunft ver Monar: 
hen und Bernadotte's in Trachenberg (9. Jult) hatte man ohne fein Wiſſen beſchloſſen, fein 
Heer folle für fih allein gar nicht ſchlagen, fondern nur zur jeweiligen Unterftügung ber beiden 
andern Heere bereit bleiben. Und dieſes war fogar feinem Unterbefehlshaber Langeron zur 
Nachachtung mitgetheilt. ALS er es endlich von Barclay de Tolly (11. Aug.) felbft erfuhr, da 
mußte man freilich auf feine Erklärung: „daß er licher dad Kommando niederlege”, wenigitend 
mündlich Die Sache zurücknehmen. Dieſes aber erfuhr Langeron nicht, und diefer vereitelte ihm 
nun durch eigenmädtiged Zurüdgehen feine befchloffenen Schlachten und jelbft noch in der 
Schlacht an ver Katzbach einen Theil feines Planes. Doch begeiftert und aufopfernd für die große 
Sache, höchſt flug und zugleich ſtets ohne Eiferfucht und gutmüthig nachgebend, unerſchütterlich 
feft abet, wo e8 galt, befiegte er alle Schwierigfeiten. 

Nach dem Waffenſtillſtande zog Napoleon von Dresden aus zuerft gegen B., um mit großer 
Übermadt fein Heer zu vernichten (20. Aug.). Aber B. zwang ihn durch Fluges Ausweichen 
und gute Stellungen, zurüdzugehen. Alsbald aber drang nun B. felbft gegen Machonald und 
deſſen drei Armeecorps vor, und bie glänzende Schlacht an der Katzbach am 26. Aug., demfelben 
age, wo die große Hauptarmee vor Dresden unglücklich focht, diefer erfte große Sieg gab das 
Signal zu ven Bald folgenden Siegen. Glänzend hatte fi ®.’8 ſchneller Entſchluß, jeine per- 
ſonliche Sicherheit, fein feuriges Vorwörtöftteben bewährt. Der anfängliche Plan, die Schlacht 
auf dem linken Ufer ver Katzbach zu fhlagen, wozu bereitö die Anftalten getroffen waren, wird 
durch zuvorfommendes Übergehen des Feindes auf das rechte Ufer vereitelt. Schnell iſt der neue 
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Ptau gefaßt und die Auordnung ver Armee verändert. Die Unruhe der Selnigen aber befettigt 
B., indem er ſie glauben läßt, Alles gehe nach Wunſch und Berehnung, durch die Worte: „Nun 
Haben wir genug Feiude vorübergelaſſen: jegt vorwärts, Kinder, drauf los! Als es ſich auf 
einem Punkte zum Schlimmen zu wenden feint, ift er mit den Worten da: „Ich werde fle gleich 
’mal anders fallen, laßt mich nur erft unter fte kommen“, jowie es auch ſtets feine Freude war, 
felbft an der Spige einer Reiterſchar zu fechten. Siegreich geht e8 voran. Und bald ruft es ihm 
von allen Seiten, wo er ih naht, den Gifer zu hefeuern und Vorwärts, Vorwärts zu treiben, 
Fröhlich entgegen: „Aber hör’, Bater B., heute geht e8 gut!” Und zwei Adler, 20,000 Ge⸗ 
fangene, 105 Ranonen, 300 Bulverwagen waren erbentet. Mit einem eigenen Verluft von - 
nur 1000 Mann hatte ev dem Feinde einen Verluſt von 50,000 Mann beigebradt. Faſt nur 
mit dem Bayonnet und dem Gewehrfolben hatten bie tapfern Landwehrmaͤnner gekämpft. Von 
Knielingswalde aus rief er feinem Heere zu: „Schleſien ift vom Beinde befreit, laffet und dem 
‚Herrn der Heerſcharen, durch deſſen Hülfe ihr den Feind nievergeworfen, einen Lobgefang fingen 
und für ben uns verliehenen herrlichen Sieg danken.” 

Bald erfolgten jegt aud die Siege ver beiden andern Armeen bei Kulm und bei Dennetvig. 
B., ſchnell durch die Lauſis voraneilend, firebt das ganze Heer der Verbündeten zum Vorgehen 
über die Elbe zu beflimmen'und jo den Beind aus feinem herrlihen Standort Dresden heraus⸗ 
zuzwingen, deffen Trefflihfeit auch Friedrich erkannt hatte und von we jegt der Kalfer mit 
Übermacht bald auf dieſes, bald auf jenes der einzelnen Heere vernichtend ſich zu werfen fuchte. 
B. war der jhöne Name „Vorwärts“ geworben, ein Name, bald Volk und Heer durchdringend 
und verbindend, von flegreicher Kraft. Doc die Zögerungen der andern Heerführer fann das 
bloße Wort nicht befiegen. Da beſchließt er durch fein eigenes Vorangehen fie nachzuziehen. 
Die abermald verfuchten Angriffe des Kaiſers (A. und 22. Sept.) hatte er durch kluges Aus— 
weichen und fefte Stellungen vereitelt. Vom Kronprinzen von Schwenen hatte ex enblid die 
Zufage, daß er mit ihm (am 3.) vie Elbe überfchreiten wolle. Aber das Wort bleibt unerfüllt, 
und durd) die Säumniß des Nordheeres fleht B. allein aller Macht des Feindes auf der andern 
Seite des Fluſſes entgegen, ſodaß B.'s Unterfelherren zweifeln und abrathen. Dennod) aber 
wagt 8. bei Wartenburg (3. Det.) den fühnen, heldenmüthig durchgeführten fiegreihen Über: 
gang. So zieht er ven Kronprinzen ſich nad; und mit dem franzoͤſiſchen Kaifer, der ihnen folgen 
muß, endlich auch die zögernde Hauptarmee. Zwar den Kronprinzen kann er kaum abhalten, 
einer feindlichen Kriegsliſt folgend, wieder über die Elbe zurüdzugehen. Ja dieſer verſucht, je: 
doch vergeblich, vermöge einer angeblichen Oberbefehlshabergemalt, ihn nachzuziehen. Auch 
vermag B., der jene Kriegslift richtig beurtheilt hatte, als der Kronprinz jein Vorhaben endlich 
gezwungen aufgab, den allzu Vorfichtigen durch feine Nachgiebigkeit, durch Fein williges Tiber: 
nehmen der jhwerften, unvankharften Stellung bei dem Entfchluffe einer gemeinſchaftlichen 
Sdlacht feſtzuhalten. Selbft die endlich auf ſolche Bedingungen für den 11. Oct. zugefagte 
Hülfe bleibt abermals aus. Dem jegt aus dem großen Hauptquartier eintreffenden Befehl, von 
der Saale wieder zur Elbe zurückzugeben, fegt B. dennoch glücklichen Widerſpruch entgegen. 
Er nöthigt vielmehr auf diefe Weife das Hauptheer nun felbft zur Nachfolge und führt den 
Kampf feiner erſten glorreichen Entſcheidung bei Leipzig entgegen. Den 16. Ort. beginnen bie 
Verbündeten, in weitem Kreife Leipzig und das franzöflfche Heer umgebend, ven Angriff. Bei 
Wachau und Lindenau hatte das tapfer kämpfende Hauptheer gelitten, und die Siegesglocken in 
Leipzig ertönten für Napoleon. Da macht B.'s glänzender Sieg bei Mödern, den er bei neuer 
Unthätigfeit ded Kronprinzen allein gewonnen, jie gänzlich verftummen, und der Sieg bes 
48. Oct. ift vorbereitet. Die Waffenruhe am 47. unterbricht nur er, indem er ven Herzog von 
Padua ſchlägt und nad) Reipzig treibt. Am 18., am Tage des allgemeinften, ruhmwürdigſten 


. Kampfes, überläßt B. mit abermaliger großer Selbftverleugnung dem Kronprinzen die beflere 


Stellung, ja, um ihm nun jeden Vorwand zu entziehen, bewilligt er nie höchſt unbillige Fo— 
derung, von feiner jo ſehr geſchwächten Armee ihm 50,000 Mann zu überlaffen. Doc will er 
fie, um ſie nit zu verlaflen, unter dem Kronprinzen felbft commandiren. Als nad vergeb- 
lihem Widerſpruch der Kronprinz die Parthe nur in weitem Umwege über die Brüde bei Taucha 
pafjiren will, wobei die ganze Armee unmöglid hätte zur Schlacht kommen können, ift er mit 
feinen 30,000 Mann ſchnell bei Modau duch das Wafler anı jenfeitigen Ufer und läßt dem 
Kronprinzen fagen: „er fei über.” So ift ex aud Hier voran und längft in flegreicher Arbeit, 
als die Schweden anlangen. Seine Kühnheit, Zuverfiht und entfchloffene That belebt, reißt 
Alle mit fich fort. Auch am 19. Det. ift feine Armee Die erfle, vie ſtuͤrmend in Leipzig einbringt. 
Auf dem Marktplage umarmt ihn der Kaifer Alerander mit den Worten: „Retter von Deutfehe 
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lonb !" und führt ihn Dena gerũhrten Danke feines Königs ensgegen. Durch Ihre Siege‘, ex⸗ 
Elärte ihm dieſer, „mehren Sie Ihre Vervienfte um das Vaterland ſchneller, daß ih wit den 
Beweifen meiner Dankbarkeit kaum folgen kann.” Er ernannte ihn zum Feldmarſchall, der 
Kaifer von — zum Großkreuz des Maria⸗Thereſia⸗ Ordens. Alexander, der feinen Or⸗ 
den wiehr für ihn hatte, ſchmückt ihn mit reichen: Ehrembegen. Nach ver Schlacht iſt B.s Armee 
in der Verfolgung des Feindes vorau und erbeutet neue Trophäen, beſonders bei Freiburg au 
der Unfrut. Da Wrede mit ver bairifch-öfterreichifchen Armee dem fliehenden Feinde auf der 
Strafe nach Mainz ſich entgegenftellt, fo, eilt ihm B. von Fulda aus, um ihm die Straße nad 
Koblenz abzuſchneiden, nach Gießen zuvor, wo er nun jein Hauptquartier nimmt. Gier wurbe 
fein Einzug angefagt, nachdem man Faum die Berichte von der Schlacht bei Leipzig gelefen. Der 
Sorm nad) alfo zog er noch als Feind ein. Aber ſchon lebte fein Name in aller Deutſchen Her= 
zen. Der heſſiſche und zugleich franzöſiſche Commandant, ver Univerfitätärector und ver Mes 
gierungöpräfident aber verboten am Morgen des Binzugs durch Ausfchellen und Anſchlag un⸗ 
ter Androhung „ſchwerer Ungelegenheiten” jedes Zeichen des Beifalls. Man venkt fi leicht 
die Wirkung ſolcher Abgeſchmacktheit, die natürlich aud) B. noch vor den Einzuge erfuhr. Nie 
werde ih den unaudfpreliden und doch von allen Ständen und Altern und Geſchlechtern, von 
ben Bewohnern und Umwohnern fo tauſendfach und zum Theil aufıwie rührenbfte Weiſe aus: 
geſprochenen Seelenjubel bei dieſem Einzuge vergeflen, niemals ven ergreifenden Eindruck der 
Verſoönlichkeit des greifen Helden von heroifcher Geſtalt, mit ven: fhön und edel geformten Haupt 
und Antlig, mit dem ſcharfen und doch freundlichen Blick, nie fo manches erhebende und tref- 
fende Wort des ebenfo wohlwollenden als Fräftigen Kriegers aus der Zeit feines Aufenthalts 
in Gießen. Manche hielten Unannehmlichkeiten für jene franzoͤſiſch geſinnten Männer für mög- 
lich, doch B. ſtrafte fie nach feiner Weife nur mit einem derben Wort. Erludfle, als fie ihm 
aufwarteten, zur Tafel für denfelben Abend. Und ald nun an biefer, welde offen gehalten 
wurbe, der Ghampagner kam, erhob er fih, und mit dieſen Gäſten, von welchen der Rod des 
einen noch bie Stelle zeigte, wo der Stern ber ſchnell abgenommenen Ehrenlegion gefeffen hatte, 
anſtoßend, fagte er: „Nun, meine Herren, meine Lieblingégeſundheit: «@ut deutſch, oder 
an Balgen !»" 

B. aber hielt mit dem Rückzug der Franzoſen über den Rhein die Aufgabe noch keineswegs 
für vollendet. Ihm war Elar — und er ſprach es ſchon jegt beſtimmt aus, bald nachher and) 
in den Proclamationen an fein Heer vom 50. Dec. und an bie Franzofen vom 1. Jan., ſowie 
in der merkwürdigen Rebe an die Deputation von Nancy (17. Jan.) und der Proclamation 
von Laon (13. März) — daß Napoleon fallen müfle, daß man ihm und feinen Anhängern, 
ehe fie neu gerüftet feien, den Kampf auf eben und Xod, ven übrigen, den friedlichen Fran: 


zoſen, Friede und Freiheit anfünbigen müfle. Paris war fein Ziel. Er fürdtete die Wirkung 


der verſchiedenen ruſſiſchen, ſchwediſchen, öſterreichiſchen, deutſchen Intereflen und Anfichten, die 
Intriguen und Schwächen ber Zaghaftigfeit und ungeitigen Friedensliebe, wovon man bereits 
die Anzeichen ſah. Vielen waren die Erfolge zu groß, um fie ſchnell und ganz als wohlerwors 
ben zu benugen. B. drängte im Hauptquartier, wo bald bie Unterhanvlungen mit Napoleon 
begannen, und durch lautes, kräftiges, oft fehr derbe Wort, durch die für fih und fein Bor: 
wärtd in Anſpruch genommene begeifterte Öffentliche Meinung. Das erſte Glas Rheinwein 
leerte er in Gießen wie anderwärts auf raſchen Übergang über den Rhein! und dad derbe 

des ruhmgefrönten Feldmarſchalls gegen die Zaghaften ſchlug doppelte Wunden, da die öffent: 
lie Meinung fo entſchieden für ihn war. Noch mehr aber brachte er dieſe Öffentliche Meinung 
dadurch zur Sprade und Wirkfamfeit, daß er am 6. Nov. von feinem Hauptquartier zu Gießen 
aus ohne weitered den Zug nad Branfreid über Köln begann. Freilich erreidte ihn am 
11.Nov. ſchon der Eilbote mit dem beftimmten @egenbefehl. Seine Armee mußte wieder qurüd: . 
geben. Doch blieb ver Cindruck feines Unternehmens, und es halfen ihm feine Energie und fein 
jerneres perfönlies Wirken zu Frankfurt und bie immer flärkere Bewalt der öffentlichen Mei: 
nung endlich zum Sieg. 

Nachdem er vorher ven Feind, fo wie bei Wartenburg, durch Kriegölift getäufcht, überſchritt 
feine Armee am 4. Jan. 1814 mit dem Schlage 42 Uhr unter vem Lärm der Neujahrsnacht 
gleichzeitig bei Manheim, Caub und Koblenz ven Rhein. Die Franzoſen fuchte er von Napo⸗ 
leon herüber auf die Seite der Alliirten zu bringen, indem er auf Napoleon’s Unterdrückung 
und auf die Höhft merkwürdigen Vorgänge in Parts am 28. Dec. 1813 verwies, wo nah 
Raynouard's und Laine's Fräftigen Darftellungen der Gefeggebende Körper vom Kaiſer Wie⸗ 
derherſtellung der freiheit gefobert, der Kaifer aber den Gejepgebenden Körper nach Haufe ge: 


Biãcher 768 


fit und fd den einzigen Repräfentanten Frankreichs genannt hatte. Die friedliche Schonung 
gegen bie franzöſiſchen Bürger, welche Napoleon fid nicht anfhließen wollten, empfahl er auf 
feine einbringliche Weife feinen Solvaten. „Die Bewohner” — fo fagt feine Proclamation — - 
„And uns nicht feindlich gefinnt. Ich habe ihnen Schuß ihrer Perfon und ihres Eigenthums 
verfprodhen. Sch that ed in eurem Namen. Ihr müßt es halten!’ Seine Armee, jet verftärkt 
durch das 4. und 5. deutfihe Armeecorps, nahm wieder die Mitte ein ziwifchen der großen 
Armee, welde zu feiner Linken, ſüdlich von der Schweiz aus, vorrückte, und zwiſchen der Nord⸗ 
armer, welche — jedoch zuerft wegen Bernadotte's Zaubern nur theilmeife — zu feiner Rechten 
von ben Niederlanden aus vorrüden follte. Wie früher Leipzig, fo mußte nun Paris der Ziel: 
punkt werden. Am 17. Jan. zog B. in Nancy ein, am 26. in Brienne, wo ihm ein Überfall 
perſonlich große Gefahr brachte, aber ven Zweit, feine Verbindung mit der Hauptarmee zu ver 
hindern, micht vereitelte. Schon wieder hatte er jegt mit den Zögerungen und Schwanfungen 
der Friedenspartei im Hauptquartiere und gegen die Nüderinnerungen an ven frühen Ruͤck⸗ 
zug aus Frankreich während der Revolution zu fämpfen. Er trieb nad) Varis und erbot ſich, 
bei einiger Unterſtützung durch die Hauptarmee, da fein Heer noch nicht vereinigt war, den 
Kaifer fogleich jegt zu ſchlagen. Das Vertrauen ber Monarchen und Feldherren übertrug ihm 
hierauf am 1. ebr. über einen Theil ver Hauptarmee, über die Truppen unter Wrede, Oyulay 
und dem Kronprinzen von Würtemberg, ven Oberbefehl für eine Schlacht bei Brienne oder 
La Rothiere. Er flug. In fhönem Vereine fochten die verbündeten Heerſcharen. Als es die 
Entſcheidung galt, da rief B.: „Ihr nennt mic ven Marfchall Vorwärts, nun will id eu 
zeigen, was Borwärts heißt!‘ Und an der Spige einer tapfern Schar ſprengte er voran auf 
den en tſcheidenden Punkt, und das Dorf La Nothiere, Napoleon’s fefte Stellung, ift genommen. 
Die erfie Schlacht auf franzöſiſchem Boden 'war gewonnen. Angeſichts feiner militäriſchen 
Wiege war der große feindliche Feldherr von B. belegt, hatte 3000 Gefangene und 82 Kano⸗ 
nen verloren und fah aufs neue den Glauben an feine Unüberwindlichkeit gefährlich unter: 
graben. 

B., jegt mit größerm Nachdruck nady Paris treibend, rückte an der Spige feiner Armee mit 
Schnelligkeit an die Marne und, ſchon die Hauptſtadt bedrohend, bis Meaur vor. Langfamer 
und weniger glüdlich operitte Die große Armee ihrerjeits an der Seine. Aber mit der ganzen 
Kraft feines großen Geiftes, durch fle rei an Hülfsmitteln und feine Heerfcharen durch die 
Schnelligkeit feiner Bewegungen faft verboppelnd, ämpfte der Kaifer. Hätten die Idee der 
Breiheit und die franzoͤſiſche Nation noch mit ihm gekämpft, hätte er es nur wagen dürfen, 
eine Volkswehr aufzubieten, wahrlich, in dem reihen kriegsrüſtigen Frankreich, ſiebenmal 
größer ald dad Volk, an deſſen Spige Friedrich fiegreih gegen ven größten Theil von Guropa 
fämpfte, in demſelben Frankreich, das in der Revolution noch ungerüftet, überall von auswär⸗ 
tigen und Innern Feinden befegt, begeiftert durch feine Freiheitsideen, fle alle fo glorreich be= 
fiegte, der Sieg hätte fein werben müffen. Mit Bligeöfpnelle von einem Heere der Verbünde⸗ 
ten zu dem andern eilend, benugte er jede Blöße, jebe Luͤcke. So warf er ſich jegt zuerft auf die 
B.'ſche Armee, welche durch fehlerhafte und ver Abrede zumwiderlaufende Bewegungen der 
Hauptarmee, ohne daß DB. es wußte, auf der rechten Seite entblößt war und vereinzelt ftand. 
Zuerft überraſchte und flug er den General Olſuſiew bei Champaubert (10. Febr.), dann 
Saden bei Montwirail (11. Febr.) und hierauf York bei Chaͤteauthierry (12. Febr.), fhnitt 
fie von dem Reſt der Armee unter B. ab und warf fi auf diefen hei Joinvillierd und Etoges 
114. Febr.). Er umzingelte deſſen Heerhaufen dergeftalt, daß nur das Durchſchlagen in Quar⸗ 
res einen durch die ſeltenſte Geiſteggegenwart bewundernswuͤrdigen Rückzug gegen Chaͤlons zu 
moͤglich machte. Ein franzöſiſcher Berichterſtatter (Koch, „Aéomoires“) geſteht, daß die Franzoſen 
dle Geiſtesgegenwart Bs bei dieſem Ruͤckzug bewunderten. „Ex ſammelte“, fo fährt Koch 
fort, „ſein Fußvolk mitten unter den Angriffen der Cavalerie, eine Sache, die ſo ſchwer gelingt, 
daß fie in gleichem Grade den Feldherrn und feine Soldaten ehrt.” Bald bei der Vorhut, bald 
bei der Nachhut, war B. überall, wo die Feinde am dichteſten drängten. Aber fo furchtbar fah 
er troz aller Ordnung des Rüdzugs die Seinigen fallen, daß er zulegt im Bittern Schmerz 
jede, auch die nöthigfte Vorſicht für feine Perſon aufgab, auch als alle Ordonnanzen zu feiner 
Seite fielen, im färfften Rugelregen unbeweglich außharrte und feine® treuen Adjutanten, des 
Grafen Noftig, Mahnung, ſich zu retten, zurüchwieß; da fagte ihm diefer: „Nun, wenn Ew. 
Excellenz ſich hier, wo noch nichts verloren iſt, todtſchießen laſſen, fo wird bie Geſchichte auch 
nlcht viel Ruͤhmliches davon zu erzählen haben.” Da ſah ihn B. ernſt an, und mit den Worten: 
‚Run, Reftig, je laſſen Sie und reiten!” trieb er fein Perd an. Gleich darauf kamen Gnei⸗ 
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fenau und andere Offiziere und fuchten ven jhon Vermißten. „No, Gneiſenau!“ rief er, 
Thon wieder im Beilg feiner heitern Zuverfiht, Jenem entgegen, „nun es heute noch nicht 
mit mir zu Ende gegangen, hat's damit aud) noch lange Zeit! Es wird nun ſchon wieder ge⸗ 
ben; wir werden noch Alles wieder gut machen!“ Die vier vereinzelten Gefechte hatten 14,000 
Mann, faft den vierten Theil der Armee, darunter 6000 Gefangene und 27 Kanonen gekoftet, 
und Napoleon berichtete nach Paris, „die B’fche Armee fei vernichtet‘. Doch ſchnell vereinigte 
nun B. in Chaͤlons alle feine Heertheile mit ih, und großmüthig fpra er in feinem Bericht 
feine Generale frei und nahm alle Schuld auf fi. Selbft die Führer der Hauptarmee vers 
ſchonte er mit Vorwürfen, dachte vielmehr auf ihre Unterflügung und bot Schwarzenberg feine 
alsbaldige Unterftügung zu einer Hauptſchlacht an. Es hätte tollkühn feinen fönnen, aber 
8.8 Muth wuchs mit dem Unglüd. Schwarzenberg war unterbeflen mit dem Hauptheere 
allmälig bis gegen Bontainebleau vorgevrungen gewefen; im Fluge aber hatte Napoleon ih 
jegt von B., von der Marne zur Geine eilend, wieder auf das Hauptheer geworfen. Er flug 
die Ruſſen ſogleich bei Nangis (17. Febr.) und die Würtemberger bei Montereau (18. Kebr.), 
und am 19. war Schwarzenberg's Heer im vollen Rüdzuge; doch hatte er B. bereits geantwortet, 
wenn biefer noch mit 30,000 Mann am 25. in Mery zu ihm ftoßen Eönne, fo wolle ev dort fi 
ſtellen und eine Hauptſchlacht liefern. B. antwortete: „Ich werde ſchon am 21. mit 53,000 
Mann und mit 300 Kanonen zur Stelle fein.” Und wirklich traf er am 21. nod zur rediten 
Zeit in Mery ein, um die Wittgenftein’fche Armee von einer großen Nieverlage zu retten. Bon 
den franzoͤſiſchen Schriftftellern, die überhaupt oͤfters bemerken, da oder dort habs man an ber 
Lebhaftigkeit und vem Nachdruck der Bewegungen bemerkt, daß man es mit B. zu thun habe, 
berichtet hier Kain in feinem Geſchichtsbuche: „Das ganze Heer Schwarzenberg’d war im Zu: 
rückweichen. Überalt ftieß Napoleon auf Truppen, melde wenig Widerſtand zu leiften begeht: 
ten. Die Hartnädigkeit der Gegenwehr bei Mery fegte in Erftaunen. Man fragte, wer dieſer 
trogige Feind fei. Napoleon erfährt, es feien Truppen von B. Er will es nicht glauben, er 
meint, diefe Truppen müßten nod 50 Stunden meit von hier weg fein. Doch ed war fo; nun 
iſt Alles begreiflich, nur nicht, wie dieſe Truppen, die ſich bei Ehälons kaum von ihrer Rieder: 
lage erholt haben Eonnten, überhaupt fo fehnell wieder und jegt hier auf dem Karnpfplag er= 
feinen konnten.” Aber leider harrte B. in Mery vergeblich auf die Verfügung zur verfpro= 
Genen Hauptſchlacht. Er Eonnte Schwarzenberg nicht dazu beivegen. Schon hat diefer den 
Branzofen einen Waffenftillftand angetragen, und man hoffte wieder auf die Friedensunter⸗ 
haudlungen auf dem Congreſſe zu Ghatillon. Schwarzenberg befteht darauf, feinen Rückzug 
bis nad) Chaumont und Langres zu verfolgen. Vergeblich läßt ihn B. durch Grolman be: 
ſchwoͤren, ſeinen Vorſatz aufzugeben. Ja Schwarzenberg befahl B., an dieſen Rückzug ſich an⸗ 
zuſchließen, und foͤrmlich ausgefertigt langte alsbald derſelbe Befehl aus dem großen Haupt⸗ 
quartier an. Hätte B. gefolgt, fo war der Feldzug verloren und ein unglücklicher, ſchimpflicher 
Hückzug aus Frankreich unvermeidlich. Schon hatte Napoleon das flolze Wort geſprochen: 
„Jetzt bin ih näher an Wien ald die Feinde an Paris!‘ da faßte B. den fühnen, in feinen 
Folgen welthiſtoriſchen Entſchluß, nicht zu folgen, vielmehr feine Verbindung mit der Gaupt: 
armee abzubrehen, mit feiner Armee ſchnell zum zweitenmal an ver Marne nad) der Haupt: 
ſtadt vorzubringen, dadurch die Hauptarmee von Napoleon’8 Berfolgung zu befreien und fie 
fo dem Vorgehen nad Paris wieder günftiger zu flimmen. Durch dringende Vorſtellungen bei 
den Monarchen von Preußen und Rußland (der Kaifer von Ofterreih war fon früher rück⸗ 
wärtd in Dijon) wußte er, nachdem er bereits unverweilt feinen Plan in Ausführung ge: 
bracht, auch die nachträgliche rühmliche Genehmigung zu dem Geſchehenen zu erlangen und 
felbft eine Vermehrung feiner Armee dur das Winzingerode'ſche und Bülow'ſche Eorps von 
der aufs neue zaudernden Nordarmee und durch das weimariſche Corps zu erwerben. Er warf 
Marmont bei Sezanne und überfhritt die Marne bei La Ferte. Sein Plan, die große Armee 
au befreien, war ſchnell erreicht. Schon am 7. März fland wieder ihm Napoleon bei Craon zur 
Schlacht gegenüber. Unverantwortlic verfpätete ſich Winzingerode mit 11,000 Mann Reiterei 
und mit ber reitenden Artillerie. B. mußte fi zurückzlehen. Doch Unfälle und verlorene 
Schlachten fhlugen ihn und fein Heer nicht nieder. Schon den nächſtfolgenden Tag (am 
9. März) boten fie dem Kaifer bei Laon eine neue Schlacht an. Sie wurde glänzend gewonnen 
und dadurd den Alliirten die Thore von Paris eröffnet. Mehr als 50 Kanonen, 100 Pulver: 
wagen und mehr ald 2000 Gefangene waren ber Breis eined glänzenden nächtlichen Angriffs 
am 9. gegen einen geringen eigenen Verluft. Napoleon’s eigener Angriff am 10. wurde fleg- 
reich zuruickgeſchlagen. Napoleon, ohne den leidigen B. auch nur zu nennen, beriätete nad 
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Bariß, er habe gefunden, daß die Höhen von Laon uneinnehmbar ſeien. Seine Angriffe auf 
die B.ſche Armee aber mußte er nun aufgeben. Er wendete ſich wieder gegen das Kauptheer. 

” Diefes, durch B.'s kühnen Vorgang beflinmt, war unterdeß ebenfalld zum zmweitenmale von 
der Seine nad Troyes, Send und Provins vorgerüdt. Es hätte [don am 5. März vor Paris 
ſtehen Eönnen. Aber 90,000 Maun ftark, hatte es fih durd 32,000 Mann unter Macdonald 
vierzehn Tage lang faft an derfelben Stelle in Unthätigkeit halten laſſen. Dod war Napo— 
leon, ber in Rheims den General St.-Prieft überfallen Hatte, fo geſchwächt, daß er bei Arciö-. 
ſur⸗Aube feinen neuen Angriff auf die verbündeten Heere (20. März) nicht durchſetzen konnte. 
Da fuchte er durch eine kühne Kriegsliſt die beiden Heere von dem Vordringen nad) Paris ab⸗ 
zuwenden. Durch einen Rüdzug über Vitry und St.:Dizierd warf er fi in ihren Rücken, 
boffte fie ich nachzuziehen und, gelehnt an feine Orenzfeflungen und unterflügt durch den Manz 
gel der ausgehungerten Gegenden und durch das zur Verzweiflung aufgereizte Volk, fie ind 
Verderben zu ftürzen. Und das Hauptheer begann wirklich bereits in die Falle zu gehen. Na: 
poleon, in übereilter Siegesfreude, äußerte: „Man hat von Frieden geſprochen, aber ich unter- 
handle nicht mit Gefangenen.” Diesmal konnte jedoch B., unterflügt Durch einen aufgefange- 
nen Brief von Napoleon an die Raiferin, der die Lift enthülfte, bei den Monarchen ſchnell fein 
Borwärtd nad) Paris durchſetzen. Er felbft ſchreibt an einen deutſchen Zürften: „Nachdem ich 
den Napoleon bei Laon gefhlagen, beftand ich gegen die Meinung aller Inngebungen ver Mon— 
archen darauf, mit beiden Heeten auf Paris loszumarſchiren und Napoleon machen zu laffen. 
Es würde dann fhon Alles ſich finden, wenn wir die Hauptftadt hätten.” Am 23. wurde wirk- 
Ki im Hauptquartier zu Vitry mit freubiger Zuftimmung jegt auch des edeldenkenden 
Schwarzenberg dad Vorrüden beider Armeen befchloffen. Napoleon ließ fid durch die ihm von 
B. klug nachgeſchickte Reiterei des Generald Winzingerode zu dem Wahne verleiten, die Armeen 
folgten ihm. Als er endlich, feine Täuſchung erkennend, eiligft gegen Paris zurückging, war e8 
bereitd zu ſpät. Am 30. griffen die Alliirten Paris an. B., der unterwegd gegen Marmont 
und Mortier und den General Pactod die Unfälle im Februar fiegreich gerächt hatte, enbigte 
durch Erflürmung des Montmartre glorreih den Feldzug. Am 31. zogen die Verbündeten in 
die Hauptftadt ?in. ; 

Der Kaifer Alexander erließ jegt in feinen und feiner Bundeögenoffen Namen die Erklä⸗ 
rung an die von ihrem Deöpoten befreite franzoͤſiſche Nation, fie möge ſich eine andere Regie 
rung erwählen. Mit vem treubrühigen Napoleon mürben die Verbündeten nicht unterhandeln. 
Der Senat aber fegte den Kaifer ab und gab, zurüdkommend auf die Erklärungen im Geſetz⸗ 
gebenven Körper vom 28. Dec. 1815, des Kaiſers Unterdrückung der verfaffungdmäßigen Kreis 
heiten, insbeſondere auch der Preßfreiheit, ald Grund an. Napoleon wollte Paris ſtürmen. 
Aber jegt verfagte ihm auch feine Armee durch die Marfchälle ven Gehorjan. Er mußte mit 
der Infel Elba und einer Jahresrente zufrieden fein. Der Senat entwarf nun in Eile eine neue 
liberale Verfaſſung, die auch der Geſetzgebende Körver ebenfo eilig guthieß. Don beiden wurde 
Ludwig XVIII. zurüdgerufen. Diefer erklärte vor jeinem Einzuge in ber Broclamation won 
&St.:Duen, daß auch er die Grundfäße der neuen Verfaſſung annehme, verfprach jedoch dieſel⸗ 
ben, „weil die Berfafjungsurfunde zu fehr das Gepräge der Eile an ſich trage‘, in einer voll= 
fländigern Urkunde zu verwirklihen, und erfüllte in Übereinftimmung mit den Wünfchen ver 
Sieger dieſes Verſprechen durch die am Tage nach feinem Ginzug in Paris publicirte Charte 
vom A. Juni. 

B. Hatte ſchon vor der Schlacht von Laon, von einem fieberhaften Zuftand ergriffen, ſich 

nur durch die Kraft und Spannung des Geifled und die Größe feiner Aufgabe aufrecht erhal- 
ten. Er commandirte auf dem Montmartre nur aus dem Wagen und wegen ſchweren Yugen- 
leidens mit einem grünen Damenhut bededt. Nun drohte eine ſchwere Krankheit dem Greis 
das Leben oder mindeftend dad Geſicht zu rauben. Er war ſechs Tage lang blind, doch fiegte 
bald feine fräftige Natur. . 

Vergeblich eiferte B. jegt mit feinen oft fehr verben Erflärungen gegen den für die Feinde 
zu günftigen Frieden. Alle deutſchen Länver wünſchte er für Deutfchland. Die Zurückberufung 
der Bourbond gefiel und bürgteihm nicht. Er fagte laut voraus, daß man fo nur einen Waffen- 
ſtillſtand ſchließe. Und er hatte recht gefehen. Die Partei der adeligen Emigranten und ihre 
teflaurirende Vernichtung und Bedrohung aller Früchte ver Nevolution und namentlich ver 
aud in der Charte anerkannten Freiheitsrechte öffnete dem von Elba zurückkehrenden Napoleon 
die Bahn. Daß jegt erſt Ludwig XVII. vor den ſchnell verfammelten Kammern die Gharte 
durch feierlichen Gid beſchwor, iſt zwar für die Idee der Zeit ſprechend genug, konnte aber zun 


766 Blũcher 
nicht mehr helfen. Napoleon ſeinerfeits beſchwur auf dem Maifelde jetzt noch größere Frei hei 
und rüftete die Armeen. 

Vom Tage der Rachricht von Napoleon's Landung erfäjlen B., der nad) beenvigtem Feld: 
zug einen ſchlichten Bürgerro liebte, unter dem Zujauchzen des Volks in Berlin wieder 
Öffentlich in der Feldmarſchalldouniform und trieb zur energifhen kräftigen Rüftung. Unter 
Erneuerung der ſchon oben erwähnten Verhelßungen wurde ganz Deutſchland aufs neue zu 
den Waffen gerufen. In ver Mitte des Juni 1815 fand B. bereitö nach raſchen Märfchen 
mit feinem Heere an der Maas und an ber Sambre, zunächſt an der franzöfifchen Grenze, mit 
dem Hauptquartier zu Namur, den Sranzofen unter ven Kaifer gegenüber: Ihm zur Seite 
fand die aus Gngländern, Nieberländern und Deutfhen gebildete Arnıce unter Wellington, 
mit dem Hauptquartier zu Brüffel. Beide Feldherren hatten ſich ſchnelle gegenfeitige Hülfe 
verfproden. Napoleon warf ſich zuerft auf B.'s Heer. in franzoͤſiſcher Schriftfteller gibt als 
Grund an, Napoleon habe darauf gerechnet, B. würde nad) feiner Weiſe dem angegriffenen 
Bellington zur Hülfe eilen, und wenn ihm felbft nur einige Bataillone zu Gebote flänven. 
Bellington dagegen würde, bevor er nicht fein Heer verfammelt habe, B. Feine Hülfe bringen. 
Bel Ligny Fänıpften 130,000 Sranzofen gegen 90,000 Preußen Heiß und erbittert. Aber bie 
Hülfe von Bülow und Wellington, in deren zuverfichtlicher Erwartung die Schlaht angenom: 
men worden, blieb aus. Das Korps von Bülow und die legten Befehle an vaffelbe hatten ſich 
verfpätet. Wellington aber Hatte gefäumt, feine verfchiedenen Corps zu vereinigen, und nım 
wurde er mit dem einen, was B. zu Hülfe kommen follte, bei Quatrebras felbft angegriffen. 
Kurz bie 20,000 Mann, die er no am 16. gegen Mittag B. um 2 Uhr perfönlid ver: 
ſprochen batte, blieben aus. Die Franzoſen erhielten das Übergewicht. Da ſetzte jih B., um, 
wie oftmals, durd feine perfönlihe Tapferkeit und einen feurigen Angriff auf den rechten 
Punkt den fiegreihen Ausgang herbeizuführen, an die Spige der Reiterei. Aber jie wurbe von 
den franzoͤſiſchen Küraffieren geworfen. B.'s Pferd, von tödtlicher Kugel getroffen, ftürzt und 
wirft ſich auf den greifen Helden, der im Falle noch ruft: „Noftig, nun bin ich verloren!” 
Ihm bleibt, während zuerft Die Preußen und die verfolgenven Franzoſen, dieſe im Hinwege 
und dann auch im Rückwege, dicht an ihm vorbeifprengen, nur fein treuer Noftig als Scüger 
und Retter zur Seite. Als die Preußen in Verfolgung der von ihnen zurüdgemorfenen Stans 
zoſen zurückkehren, da Hält fie Noftig ſchnell an. Dem Feldmarſchall wird unter feiner Bürbe 
auf: und auf ein Pferd geholfen. Es war gerade noch zur rechten Zeit; denn jegt eben bringen 
bie Feinde in Maffe vor. Die Niederlage des B.’fchen Heeres war vollfländig. Mehr alt 
12,000 Todte und Vermundete und 21 Kanonen waren verloren. Aber der heroiſche Muth 
des Feldherrn und fein Vertrauen, dur das doppelt ſchwere Schickſal und felbft durch jeine 
empfindlichen Eörperlihen Leiden unerſchüttert, ja gehoben, wendeten das Unglüd zu neurm 
erhöhten Ruhm. „Wir haben Schläge gekriegt, lieber Oneifenan, wir müffen es wieder aus: 
beſſern.“ Mit diejen Worten begrüßte heiter der Greis in einer Bauernhütte, wachend unter 
ringsumhar Schlafenden, den eintretenden Freund. Seine Seite war ſtark zerfhlagen. Er 
litt große Schmerzen und konnte fih nur mit großer Beſchwerde bewegen. Doch Kopf und Herz 
waren gefund. Den Bericht an den König orbnete er noch ſelbſt. Als er eben damit fertig war, 
wollte ihm der Wundarzt die gequetfchte Seite einreiben. B. fragte, was er da habe? Auf die 
Anttvort, es feien Spirituofa, verfegte er: „Auswendig Hilft das nicht viel. Ich will dem Ding 
beffer beikommen“, ließ jih Champagner bringen, tranf dem Kurier zu und tief ihm nad: 
„Sagen Sie nur Sr. Majeftät, ich hätte alt nachgetrunfen, ed würde beffer gehen!” Der 
Tagesbefehl am folgenden Morgen fchließt mit den Worten: „Ich werde euch wieder vorwärtd 
gegen den Feind führen. Wir werben ihn ſchlagen, denn wir müflen.“ Wellington, welder 
bei Quatrebras ebenfalld von Ney geſchlagen worden, fragt an demfelben 17. in der Brühe an, 
06 8. morgen am 18. ihm mit zwei Heertheilen beiftehen koͤnne zu einer Hauptſchlacht? „Mit 
der ganzen Armee!” war B.'s Antwort. Und er hielt Wort, Selbſt dem abgefonderten preufi- 
fen Armeecorps unter Thielmann, dad bei Wavre, um Blücher von Wellington abzuziehen, 
von Groudy mit Übermacht bedrängt war, verfagte er die wiederholt erbetene Hülfe. „Dort 
bei Wellington’ Heer ift die Entſcheldung!“ ſprach er, ın vem gemeinſchaftlichen Kampf ſtets 
gleich treu und neidlos dem verbünbeten Heere helfend wie dem eigenen. Was B. durch biefe 
Geſinnung in den Freiheitöftiegen geleiftet, Liegt vor Augen. Wer in der Geſchichte Hundert 
Schlachten und Feldzüge an entgegengefegten Eigenſchaften der Feldherren ſcheitern ſah, wird 
es ganz zu würdigen verſtehen. Aber es ſchienen die Schwierigkeiten fat unüberwindlich 
®. Hatte den 17. ganz im Bette zubringen müffen und beftieg am 18. nur mit großen Schmer⸗ 
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zen und unter Sorgen der Seinigen das Pferd. Der Weg war für die angegriffenen Truppen 
weit und fumpfig. Der Regen goß in Strömen. Aber B. ermuthigte, belebte Alle und trieb 
auf jede Weife: „Vorwärts, Kinder, vorwärts!“ Den Regen nannte er feinen Alliirten von 
der Kapbadh, Er war bald hier, bald da, wo es ftorfte, und ermunterte, vieth, befahl. Aber es 
ging wegen des entjeglihen Weges nur ſchwer und langjam. Schon hatte man burd einen 
Umweg wegen eines brennenden Dorfes viele Zeit verloren und beängftigende Nachrichten ka— 
men twiederholt vom Schlahtfelde, Von den in Schlamm und Pfügen mühfam vorarbeitenden 
Kriegern aber vernimmt man das Gemurmel: „es gehe nicht, e8 ſei unmöglich.“ Da redet B: 
mit tieffter Bewegung und Kraft: „Rinder, wir müffen vorwärts. Es heißt wol, es geht nicht! 
Aber es muß geben ; ich habe es ja meinem Bruder Wellington verſprochen. Hört ihr wohl? 
Ihr wollt doch nicht, daß ich wortbrüchig werden ſoll?“ Und jo ging es denn mit allen Waffen 
unaufhaltfam vorwärts. Ihm gehorchten die Herzen, das machte Unmöglices möglich. Und 
es war Zeit. Wellington’s Heer hatte von der Übermacht ſchon zu viel gelitten und ſchien ihr 
bald weichen zu müſſen. Es hatte bereits einzelne Theile des Schlachtfelves, ven Meierhof La 
Haye Sainte und das Wäldchen Hougomont, dem Feind überlaffen. Schon war die Straße nach 
Brüffel mit Flüchtigen aus Wellington’s Heere bedeckt. Schon hatte Napoleon 3 Uhr Nahe 
mittags einen Kurier nad Paris abgefertigt mit der Nachricht, daß ver Sieg nicht mehr zwei⸗ 
felhaft ſei. Da endlich konnte B. mit tüchtiger Kraft die Feinde im Nüden und in der Seite 
angreifen. B.'s Erſtürmung ded Dorfed La Haye Sainte entfchied die Niederlage. Wellington 
erklärte in feinem Bericht an feine Regierung: „Ich würde meiner Überzeugung und dem 
Marſchall B. und der preußifhen Armee nicht Gerechtigkeit widerfahren laffen, wenn ich nicht 
den glücklichen Erfolg diejes furdtbaren Tages ihrem fo herzlichen und fo zeitgemäßen Bei— 
ftande zuſchriebe.“ Gin Augenzeuge berichtet über B.: „Die Soldaten nannten ihn in dem 
Schlachten in Belgien nur den Wegweifer, weil er ſtets an. dev Spige fid) befand. Der Feld— 
marſchall flog im dichteften Pulverdampf daher. Es war eine Freude, ihn zu fehen. Commanz 
dirte er, dann funfelte fein Blick. Ging’s vorwärts, dann fang er. Hielt er im Kugelregen, 
dann rauchte er fo ruhig wie im Schlafzimmer feine Pfeife, die ev an einer Kanonenlunte ſich 
angezündet hatte.” 

Doch den vollen Erfolg diejer großen Schlacht, die gänzliche Auflöfung der feindlichen Ars 
mee, den Verluſt alles Gefhüges, kurz, daß es ein Sieg wurde wie wenige in der Geſchichte, 
dieſes bewirkte B. erft dadurch, daß er ihre Verfolgung übernahm. Seine Armee, die in drei 
Tagen zwei folhe Schlachten gefchlagen, nad einer ſolchen Niederlage fo Bewundernswerthes 
geleiftet hatte, verfolgte noch in derfelben Nacht den fliehenven Feind fo ſchnell, daß fie ihn aus 
neun verfchiedenen Bivouaes, wo er eine kurze Ruhe fuchte, aufjagte. „Der legte Hauch von 
Menſchen und Pferden muß zur Verfolgung aufgeboten werden”, das war des Feldherrn Meiz 
nung, und Öneifenau, dem an diefem Tage zwei Pferde unter dem Leibe erſchoſſen und der 


" Griff des Degens durch eine Kugel zerihmettert worden, vollzog fie treulich. Der zweiunds 


fiebzigjährige Greis felbft, welcher fo Großes.erfahren und gethan hatte, erbeutete noch am 
Abend der Schlacht in Genappe des Kaiſers Wagen mit deifen Kaifermantel und Ordensſter— 
nen und feinen Hut und Degen, weldye er, überrafcht von der fihnellen Ankunft dev Preußen, 
bei eiligem Befteigen eines Pferdes zurüsklaffen mußte. Als jegt ®, in dem mit Verwundeten 
angefüllten Genappe ein Nachtquartier bezog, fah er bei feinem Eintritt die Leute beſchäftigt, 
eilig aus feinem Zimmer ſechs ſchwer verwundete Franzofen fortzufchaffen. Aber der menſchen— 
freundliche Feldherr, obwol fo fehr der Ruhe bedürftig, litt e8 nicht, daß jie um feinetwillen 
geftört würden, fondern ließ ihnen alle Hülfe und Linderung bereiten, die ihr Zuftand ver 
flattete. B. haßte die Sranzofen, fo lange und fo weit fie als übermüthige und gefährliche 
Unterdrücker der Freiheit des deutſchen Vaterlandes diefem und ihm gegenüberftanden, vor 
allem alfo den Bonapartiömus und eine undeutfche fhmahvolle Förderung dieſer Unter: 
drückung, von ganzer Seele. Aber gegen wehrlofe Feinde empfahl er ſtets Schonung und übte 
fie auf die edelfte, menfchlichfte Weije. Schon von Belle-Alliance aus hatte er, der überhaupt 
ausgedehnten Briefwechſel liebte, eigenhändig an Schwarzenberg geſchrieben: „Mein Freund! 
die ſchönſte Schlacht ift gefählagen, der herrlichſte Sieg ift erfochten. Ich denfe, die bonaparti— 
ſtiſche Gefhichte ift mun mol vorbei. Belle-Alliance, am 19. Juni. Ich Fann nicht mehr fehreis 


" ben, denn ich zittere an allen Gliedern. Es war zu viel!” Lind nod) in diefer Nacht beforgte er 


die Proclamation an fein Heer und ven Anfang des ausführlichern Berichts, Arbeiten, bei denen 
er ftet8 weſentlich mitzuwirken liebte, was auch ihre eigenthümliche ergreifende Weife erklärt 
Schon am 29. ftand er mit feiner Armee vor den wohlbefeftigten Linien von Paris, welches 
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eine mit der ſeinigen gleich ſtarke Armee vertheidigte. Alle Anträge zu einem Waffenſtillſtande 
ohne Binnahnıe der Hauptſtadt verwarf er unerbittlih. Nach einem hoͤchſt fühnen Übergang 
auf das linke Seineufer, dem einzigen freien Angriffspunft gegen Paris, und indem er bie 
Feinde bei Sevres, Pleffis, Piquet und Iffy flug, zwang er die Hauptſtadt zur Gapitulation 
und dad Heer zum Abzug, und beendigte fo auch dieſen Feldzug nit minder ruhmvoll als den 
erfien. Am 7. Juli zog er in Paris ein und nahm fein Hauptquartier im kaiſerlichen Schloß 
&t.:Gloud. Der Katjer aber, deflen Plan, fi zum Dictator zu erklären und die Kammern 
nach Haufe zu ſchicken, an der Freiheitskraft, vorzüglich von Lafayette, feheiterte und deſſen Frei⸗ 
heitäliebe ebenfo wenig in der franzöſiſchen Nation als feine Friedendliebe bei den Verbündeten 
wahren Glauben hatte erweden können, mußte abermald dem Thron entfagen. 

Es ſchien die Abſicht Wellington's und anderer Verbündeten, aus Schonung für die Bour- 
bons und ihre Herrfchaft, vie Cinnahme von Paris nicht zu erzwingen. Dieſes und die Bewä- 
bungen für die Bourbond geflelen B. nicht. Er wünſchte für die Franzoſen ihre volle innere 
Freiheit. Nur wollte er beffere Wiederherftellung und Bürgfchaft für Deutſchland. Er eiferte 
in diefer Hinficht aufs neue für beſſere Friedensbedingungen. Und durch feine Raſchheit Eonnte 
ex, noch ehe die Monarchen und Minifter ankamen, mehr noch als durch Worte wirfen. In den 
Unterhandlungen über den Waffenftillftann gebrauchte er einen den Branzofen feit lange unge: 
wohnten Ton und die deutfhe Sprache. Dennoch rieth der große Earnot, lieber mit B.'s der: 
ber Geradheit ald mit Wellington's Höflicher Zweideutigkeit zu unterhandeln. B. verwarf ed 
entſchleden, daß die Hauptftadt wiederum, fo ganz gegen der Branzofen Verfahren in Deutfd: 
land, von Einquartierung frei bleibe, verfügte ſchnell die Beſchlagnahme der aus Deutſchland 
geraubten Runftfhäge und ſchrieb Gontributionen aus. Sein Borangehen und feine lauten, 
energifchen, durch die Öffentliche Meinung unterftügten Worte trugen auch bei zu dem jegt 
beſſern Frieden. Auch wurde merfwürbigerweife ven Franzoſen die Erhaltung ihrer freien 
Berfaffung jegt förmlich durch den Friedensſchluß verbürgt, doc gefielen die Bedingungen ®. 
nit ganz und er fürdhtete neue Gefahren. Bei einem großen Feſtmahle, welches Wellington 
den in Paris verfammelten Miniftern, Diplomaten und Feldherren gab, brachte er den Trink: 
fprud aus, den man in England mit großem Veifall ven Blüchers-Toaſt nannte: „Mögen die 
Federn der Minifter nicht wieder verderben, was durch dad Schwert der Heere mit jo vieler An- 
ſtrengung gewonnen worden!” 

Aud nad der Rückkehr aus den Feldzügen maßte fi zwar B. keineswegs die Rolle eined 
Staatömannd oder eine Ginmifhung in die Verwaltung an; aber er hielt ald Privatmann 
mit feinem gefunden Rechtsgefühl und praftifchen Sinne feft an den großen Grundfägen, durch 
welche Preußen wieder flark und groß und Deutſchland gerettet war, welche mit den Herrſchern 
und der Nation aud) er in den Freiheitskriegen mit Überzeugung öffentlich ausgeſprochen, durch 
welche er gefiegt hatte. Er war ſehr weit entfernt von der reactionären Beſtrebung derjenigen, 
welche diefe Grundfäge und felbft alle VBegeifterung für Freiheit und Vaterland während der 
Frelheitskriege jegt ableugneten, welde fogar damals, nämlich vor ihrer Erneuerung durch die 
königliche Erklärung vom 17. Jan. 1820, die Verheißung der Reichörepräfentation auslöſchen 
wollten, und welche den alten Staatöfanzler jegt deshalb anfeindeten, weil er den freien Grund: 
fügen Sanction und zum Theil fhon die Verwirklichung verſchafft hatte. Sein oft äußerſt her: 
ber Tadel gegen den altgeivordenen Staatsmann und manche neuern Mafregeln war ganz 
anderer Art. B. blieb in feinen Gefinnungsäußerungen, in feinen Fräftigen, oft ausführlichen, 
aber leicht dahinfließenden und meift allgemein ergreifenven Reden an das Volk, ſo z. 2. in 
den Freien Städten, in Frankfurt (1845), in Hamburg (1846), und bei Gaftmählern und in 
feinen kurzen Kraft: und Schlagworten, von welden, wo er hinkam, fogleich viele in Umlauf 
waren, völlig der Mann des Volks. Manche Privatäußerungen waren oft fo flarf und derb, 
zuweilen auch gegen Berfönlichkeiten verlegend, daß, wie fein ausführlichſter berliner Biogravh 
bemerkt, ihre Befanntmahung zum Theil erft in einer fpätern Zeit zu erwarten iſt. Und wir 
wollen ebenfalls einzelne, die wir vernahmen, hier nicht wiederholen. Auch befeitigte er ſelbſt 
zuweilen ein tieferes Eingehen in politifche Discuffionen durch einen Scherz. So erwiderte er 
auf gewiffe Klagen in Beziehung auf Preufens Gonftitution: „Der Staat hat feine beflere 
Gonftitution ald ih; im Kriege find wir frifch; aber im Frieden will’d nicht recht gehen.” 

Mit Wärme Hielt insbeſondere B. feft an der großen Grundlage der Gleichheit und innigen 
Berbindung zwifchen dem Krieger: und Bürgerftand und zwiſchen Apeligen und Bürgerlichen. 
So war fein Trinkſpruch bei dem großen Feſte, weldes ihm nad) feiner erften Rückkehr von 
Paris die Ständevertreter ber Monarchie gaben: „Der glülihen Verbindung des Krieger: 
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und Burgerſtandes vermittelt der Lampruchr!‘ Am ver Böniglichen Tafel bei einen großen 
Feſte am 15. Aug. 1814 bat B. um die Erlaubniß, die Gefundheit des Fürften-Staatskanzlers 
auöbringen zu dürfen, „welcher dadurch, daß er das Zutrauen Sr. Majeftät und ver Nation 
verbient und erlangt, ſowie durch dem Geift, welchen er ver Staatöverwaltung eingeflöft, jene 
innige Verbindung der Nation zu einem Ganzen bewirkte, wodurch die großen Leiftungen 
mögli geworden und es dahin gekommen ift, daß man in Preußen jegt nicht weiß, wo ber 
Kriegerftand aufhört und der Bürgerftand anfängt. Ich wünſche“, fo fuhr B. fort, „daß diefe 
glüdliche Verfämelzung unauflöslic bleibe.“ Am 18. Juni 1816 hatten die Badegaͤſte in 
Karlsbad ein Feſt zur Beier des Jahrestags der Schlacht von Belle-Alliance veranftaltet und 
die Preußen B. dazu eingelaven. Jedoch hatten die Vornehmern ſich von den Bürgerlichen ab- 
gefondert. Da fand ſich B. zuerft bei der Mittagstafel der Bürgerlichen ein, zu dem Balle am 
Abend aber erklärte er „nur dann kommen zu können, wenn die unftatthafte Abfonberung aufe 
höre”. In feinem Trinkſpruche fagte er hier: „Ehrenzeichen, Titel, Würben, Belohnungen 
alfer und reichlicher Art find mir zu Theil geworben. Meinen fhönften Lohn aber finde ich in 
der Liebe meiner Landsleutz, in der Achtung meiner Zeitgenoffen und in dem Bewußtſein, 
meine Pfliht im firengften Sinne des Worts mit Aufbietung aller meiner Kräfte erfüllt zu 
Haben.” An den Wohlthätigkeitöverein für verwundete Krieger in London fhrieb B., der 
oft feine Bewunderung Englands ausſprach: „Wenn es meine äußern Berhältniffe erlaubten, 
fo möchte ich mein Leben in England beſchließen. Unter einem Bolfe zu leben, das durch feine 
Verfaſſung fo groß vor allen andern daſteht, dad fich in allem fo fehr auszeichnet und feinen 
Neihthum auf fo edle, anderwärtd unbekannte grofherzige Weiſe verwendet, muß zugleich er— 
hebend und beruhigend fein.” Mit welder Energie ſich B. am Ende des Jahres 4815 für die 
1813 in feiner erften Proclamation verheißene, aber damals ſchon angefochtene unbefchränkte 
Preßfreiheit ausſprach, wie er, ver gerade oft derbe Wahrheitsfreund, gar Feine andere Grenze 
derſelben ſich denken konnte als die Wahrheit felbft, dieſes wurde ſchon oben berührt. 

Im Sommer 1816 beſuchte B. fein Vaterland Mecklenburg. Er wurde von dem Füuͤrſten 


‚und dem Volk auf dad hoͤchſte geehrt. In Dobberan, an ber großherzoglichen Tafel, dankte ex 


dem Großherzog, der alle braven Mecklenburger hatte Icben laflen, im Namen verfelben und 
fagte unter Anderm: „Es iſt mir eine Ehre, den Medienburgern anzugehören. Gott hat «8 
mit, einem Mecklenburger, gelingen laffen, mitzuhelfen, daß die Welt befreit würde vom Skla⸗ 
venjod) des Tyrannen. Mir ift noch mehrgelungen! Was id} unter allen Verhältniſſen meines 
Lebens tief im Herzen bewahrte und was id; mit innigfter Sehnſucht zu erreichen wünſchte, das 
ift erreicht. Ich bin nun da froh und frei in dent Lande, wo id} geboren ward, wo ich meine ' 
Knabeniahre veripielte, wo Die Gebeine meiner braven Altern ruhen. Gott, du weißt e8, wie 
ich mich gefehnt habe, ehe auch ich mein Grab fülle, zu beten an ihrem Grabe” (er that dieſes 
einige Inge nachher in der Kirche zu Roftod). „Gern ruhte ich an ihrer Seite, wenn vielleicht 
bald mein Auge im Tobe fi fließt. Doc) ich wunſche nichts mehr. Zu viel habe ich ſchon er= 


reiht, mehr als ich verdiene. Mein Herz gehört euch. Liebt mich wieder! Bleibt, wie ich eu 
" finde, treu eurem Gott und der Wahrheit, treu eurem Fürſten, fo bleibt ihr euch ſelbſt 


getreu!" 

Solcher Liberalität, Pietät, Treue und Herzlichkeit der Gefinnung, wie fie ſich in dem Bis— 
Herigen äußert, entſpricht B.'s ganzes begeiſtertes treued Wirken. Selbft bei feinen Fehlern 
kommt fie noch zu Tage. Bekannt iſt feine Leidenſchaft fürs Wagefpiel. Wir wollen fie nicht 
entſchuldigen durch die gleiche Leidenſchaft unferer kriegsmuthigen altdentſchen Vorfahren. 
Aber es war ein ſchoͤner Sieg ver Pflicht, daß B. waͤhrend der ganzen Zeit eines Feldzugs nie 
auch nur ein einziges mal fpielte. Sehr auffahrend und derb und ohne wiſſenſchaftliche Aude 
bildung mar der in den Heerlagern des Siebenjährigen Kriegs erwachſene Kriegsheld. Aber 
mit einigen heftigen derben Worten, von ihm felber öfter zumeilen in verſoͤhnenden Scherz ges 
wendet, war meift fein Verdruß ausgetilgt. Nie fah man ihn fhlagen. Freundlich und mil 
gegen Schwädere, gegen Frauen umd gegen feine Krieger, ſcheute er felbft nicht, biefen mit 
Achtung ein begangenes Unrecht abzubitten. Bei dem Übergang über bie Elbe bei Wartenburg 
fagte er zu feinen Soldaten: „Vorwärts Kinder und gut ausgehalten, die Brücke laſſe ich 
hinter und abbrechen!“ Da vernimmt man Murren und mehre Soldaten rufen laut: „So 
brauche man ihnen nicht zu kommen. Sie würden ja wol ihre Schulbigkeit auch ohne das 
gethan haben, das Hätten ſie wol gezeigt.‘ Da erwibert der wackere Feldherr Fräftig und zu= 
traulig: „Ihr Habt recht, Kinder, da hat ver alte B. wieder einmal etwad Dummes gefagt. 
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Aber 688 war's nicht gemeint. Wir kennen und ja ſchon!“ Und: „Hurrah, Bater BSihcher!“ 
fo ging's vorwärts. Auf eines Vornehmen etwas geringfhägenbe Außerung über die gemeinen 
Soldaten erwiderte er warın: „Der Soldat hat fo gut Ehre ald die Fürſten und die Offiziers, 
and unfere Ehre befteht durch ihre Ehre!” Die Keinen mögen wol Anftoß genommen haben, 
wenn ®. felbft im Frieden die Soldaten in alter herzlicher Weife behandelte, wenn der Feld⸗ 
marfchall auch in Berlin feinen Anſtand nahm, den gerade vorbeigehenven Landwehrmann an= 
zuhalten und, an deffen Pfeifenftummel feine Tabadöpfeife fegend, fie in dieſer Gemeinſchaft 
anzurauchen. Aber die Krieger vergaßen ihm dies ficher nit. Er forgte überhaupt auch im 
Brleben gern für fie. Bon dem englifhen Hülfsverein für verwundete Krieger wußte er für die 
feinigen 264,000 Thaler zu erhalten. Wie mandes mal ſprach B. in einigen derben Worten, 
wie wir fie ja felöft bei dem großen Dichter vom „&dg” leſen müffen, beredter und tiefer ergreifend 
als alle Revefünftler. Sp fagte er einſt zu einem Regiment, das geftern fiegte und daß er heute 
aufs neue zum Sturm commanbdirte, die Soldaten anfehend: „Kerls, ihr feht ja aus wie bie 
Schweine! Aber ihr Habt die Franzoſen geſchlagen. Damit aber iſt's nody nicht genug. Ihr 
müßt fie heute wieder fchlagen, denn fonft find wir Alle — —“ Das find redneriſche Motive, 
wie fle Demofthenes nicht befler hat. ALS bei dem Rheinuͤbergang ein Bataillon, das fehr ge= 
Iitten hatte, in büfterer Haltung an ihm vorbeizog, ruft er ihnen traulich zu: „Nun, Kinder, 
follt ihr auch fo lange in Frankreich bleiben, 618 ihr Alle Franzoͤſiſch könnt! ” und das ganze 
Bataillon wurde guter Laune. So ging ihm nie Luft und Kraft aus, mit einem guten Worte 
den Seinigen feine heitere Zuverficht und unerſchütterliche Entſchloſſenheit mitzutheilen, fle da= 
durch und durch begeifterte Liebe für die Sache und für ihre Feldherren zu einem einzigen Körper 
zu vereinigen und zu befeelen. So wenig in der Nacht ald am Tage fehlte ihm der ſchnelle 
figere Entſchluß wie das Fräftige ermuthigende Wort. So erweckt ihn einft ängftlich feine Um⸗ 
gebung mit der Nachricht: Napoleon fei im Begriff, eine gewiſſe kühne Bewegung gegen ihn 
auszuführen. Nod) gähnend erwiderte er: „Da fann er die fhönften Schmiere kriegen“, 
ordnete die nöthige Vorkehrung an, legte ſich herum und fchlief weiter. Gelehrte Wiſſenſchaft 
war ihm freilich fremd. Aber gewiß, er hatte Vieles, um fle zu erfegen, und er hatte innere 
Tüchtigkeit und Bildung genug, um fie und jebes tüchtige Wirken zu fhägen. Niemals hörte 
man ihn von ber Wiſſenſchaft, noch} weniger von der Religion geringfhägend ſprechen. Als er 
4816 in Hamburg und Altona weilte und bort bei feinem Bekannten aus feiner Unglüdgeit 
treußerzig anzufprechen vergaß, ſah man den alten Feldmarſchall nie am Grabe des ihm einft 
befreundeten Klopftod an der Straße bei Altona vorbeigehen, ohne daß er ven Hut abnahm 
und tief ſenkte. 

Bor allem aber in dem Verhältniß zu feinen Mitfeldherren, Wittgenftein, Schwarzenberg, 
Kronprinz von Schweden, Wellington, zu feinen Unterbefehlähabern und zu feinen zwei Ge— 
neralquartiermeiftern, Scharnhorſt und Gneifenau, bewies B. beharrlidh in Verbindung mit 
feinen fo wohl begründeten Selbftgefühl die fchönfte Treue und Pietät, Selbftentfagung und 
das Pflihtgefühl für die große Sache, die liebenswürdigſte Neivlofigkeit und Beſcheidenheit. 
&r mußte, daß die Feinde und die Friedensfreunde unter den Verbündeten, welde beide fein 
feuriged Vorwärts! haften, ihn den Hufarengeneral nannten und gern aud) Das, was nur er 
im Heere und in der Schlacht wirkte, ganz feinen unfterblid verdienten Generalquartiermeiftern 
zugeſchrieben hätten. Aber Niemand Hat zu allen Zeiten lauter ihre Verdienſte erhoben als 
gerade er, der gebietende Feldherr, welcher ſtets ebenfo willig beſſerm Rathe nachgab, als er alle 
Berehnungen und Plane durch die lebendige Auffaflung und Durchführung befeelte, das Be- 
fchloſſene mit eigentgänlicher Energie ohne Wanken verwirklichte und bei jeder neuen Wen- 
bung ber Dinge mit ſchnellem Blick und fiherm Takt neuen, meift Sieg bringenden Entſchluß 
wußte. Von Scharnhorft fagte er bei einem Feſte, welches ihm die Freimaurerloge Royal 
Dort (er Hatte in dieſen Myſterien die Meifterfchaft erhalten) veranftaltete, am Schluß feiner 
Rebe: „Bift du gegenwärtig, Geift meines Freundes, mein Scharnhorſt, dann fei du ſelbſt 
Zeuge, daß ich ohne dich nichts würde vollbracht haben!” Über Gneifenau äußerte er ſich 
ſtets nicht minder anerfennend und beſcheiden. Ald man in einer Gefellfhaft ih gegenfeitig 
ſchwere Aufgaben flellte, verhieß B., er wolle thun, was ihm Fein Anderer nachmachen könne, 
ex wolle feinen eigenen Kopf Füffen. Alle find erwartungsvoll. Da küßte er Gneifenau mit 
berzlier Umarmung. Einft überhäufte man ihn mit Löbreden. Da erhob er fi ungebulbig 
und ſprach mit edler Begeifterung die fhönen Worte: „Was iſt's, das ihr rühmt! Es war 
meine Berwegenheit, Gneiſenau's Befonnenheit und ded großen Gottes Barmherzigkeit." 

In ſolchen Gefinnungen ſah endlich der edle Greiß heiter und ruhig fein Ende nahen. In 


Blüder a 


den vier Jabren nad) feinen. legten großen Siegen quälten ihn öfter ſchmerzliche Leiden. Doch 
genoß ev noch reichlich bald auf Reifen, bald in Bädern, bald auf feinem Landgut, bald in der 
Hauptftadt mit alter Heiterkeit die Freuden des Lebens. Im September 1819 verſchlimmerte 
ſich fein bel fehr. Am 5. Sept. fagte er zu dem Adjutanten, welchen ver König zu ihm ges 
Tendet hatte und welcher ihn duch die Exflärung feiner Ärzte beruhigen wollte: „Ich weiß, 
daß ich ftexbe, denn ich fühle e8 beſſer als die Ärzte, die meinen Zuftand nicht mehr beurtheilen 
können. Ich fterbe gern, denn ich bin zu, nichts mehr nutz. Sagen Sie dem König, daß id 
ihm treu gelebt und ihm treu ſterbe.“ Ahnliches wiederholte er dem König, der ihn Tags 
darauf ſelbſt beſuchte, und empfahl ihm feine Gattin. (Ex hinterließ wenig.) Zu feinem Freunde‘ 
und Retter, Grafen Noftig, dem er ebenſo mit unwandelbarer dankbarer Treue anhing als diefer 
ihn, ſprach er, als derſelbe ihm einen Labetrunk veichte: „Nicht wahr, mein lieber Noftig, Sie 
haben Manches von mir gelernt! Jetzt follen Sie auch von mir lernen, wie man ruhig ſtirbt!“ 
Sanft entfchlief er am Abend des 42, Sept. 1819 und wurde, feinem Wunfche gemäß, unter 
freiem Simmel bei den drei Linden an der Strafe von feinem Gute Kriblowig begraben, geehrt 
durch Todtenfeier und Öffentliche Trauer von König und Heer und von mandem Verein im 
deutfchen Vaterlande, fo von der Bürgerwehr der Freien Stadt Hamburg. 

Eine folde Berfönlichkeit, ein ſolches Wirken waren wohl geeignet, eine allgemeine Begei— 
fterung in Volk und Heer und große Erfolge hervorzußringen. 

Die begeifterte Stimmung des Volks für B. aber darf beifpiellos genannt werden. Serie 
verfehiedenen Züge durch Deutſchland waren fortwährende Triumphzüge. Die Städte, in die 
er kam, wie 3. B. Magdeburg, Kaflel, Koblenz, Köln, Aachen, Frankfurt, Hamburg, feierten 
großartige Volksfeſte, bei welchem jeder Stand, jedes Alter, jedes Geſchlecht dem freundlichen 
‚Helden zu huldigen wetteiferte. Und auch wo er länger weilte, wie in den Freien Städten Ham⸗ 
burg und Frankfurt, da wollten die immer neuen Fefte, dev immer erneuerte laute Jubelruf 
des Volks nicht enden. Und B. war nit unempfindlich für folden oft rührenden und ergrei= 
fenden Ausdruck von Liebe und Dankbarkeit. Er, der gern und: gut Öffentlich redete, dankte 
feinerfeits in herzlichen, die edelſten Volksgeſinnungen befräftigenden Reden an die Verſam— 
melten. Der durch ein feinvliches Geſchütz je erſchütterte Kriegsheld war dabei oftmals tief 
ergriffen und gerührt. Mit Ihränen im Auge und mit ven Worten: „Es iſt die höchſte Zeit, 
daß ich gehe, ic) erliege ſonſt““, wehrte ex bei dem legten Scheiven von dem ihm fo theuern als 
mwohlwollenden Hamburg weitere Achtungsbeweiſe ab und trieb zur Eile. Und nicht in Deutſch⸗ 
land allein, fondern in dem alten England, in ver Hauptſtadt der Welt wie in Oxford, dort, 
wo die alte Freiheit den Taft des tüchtigen Volks für Tüchtiges und Großes ausgebildet hat 
und wo das verbreitetere Leſen ausführliher Nachrichten in den Zeitungen vollftändigere 
Kenntniß der Zeitgeſchichte begründet als anderwärts, empfing den deutjchen Helden dieſelbe 
Gefinnung. Der Prinz-Regent hatte ihn als feinen Gaft eingeladen, „um ihm“, wie er 
Trieb, „feine Bewunderung und feinen Danf auszudrücken“. Er kam nach dem erften Pa— 
rifer Frieden, alfo nod) ehe ex ven Briten ihren Ruhm bei Waterloo erfämpfen half, zugleich 
mit den Monarchen, mit Wellington, der eben in Spanien und Frankreich feinem Vaterlande 
fo aufierordentlich großen Ruhm errungen hatte, und mit andern berühmten Feloherren. Aber 
auf die auffallenpfte Weife wendete ſich die allgemeinfte Vegeifterung aller Stände, jelbft ver 
vornehmften Frauen, die ſich zu feinem Lever drängten, dem „Marſchall Vorwärts’, dem „Be— 
fieger des Tyrannen“ (the Conqueror of the Tyrant) zu. Da half feine Abwehr jelbit gegen 
das buhftäbliche Tragen auf ven Händen, gegen das Ausfpannen der Pferde und gegen das 
Budrängen, daß Jeder wenigftens einmal feine Hand drücke. Der donnernde Beifallsruf oft 
von Hunderttaufenden und gleich dem Geſchütz ver Feldſchlacht ertönte, fobald B. in Bewegung 
war. Und während eines fünfwöchentlichen Aufenthalts, vom Tage der Ankunft (6. Juni) bis 
zum Tage ver Abreife (11. Juli), bei welcher er, bis zum Meere begleitet von Hunderttauſen⸗ 
den, unter den Donner der Kanonen und des Beifallsrufes ſich einfhiffte, dauerte von allen 
Ständen getheilt das große Volksfeſt, ſprachen die allgemeine Liebe und Verehrung oft in ven 
ergreifendften wie in den ergöglichften Zügen ftets neu fihaus. B. fagte: „Ih muß über mich 
ſelbſt wachen, daf ich nicht zum Thoren werde.’ Alle Zeitungen famen darin überein, daß ſei— 
nem vaterländifhen Kriegähelven, daß ſelbſt feinem Nelfon das engliſche Volk keine ſolche Be— 
geifterung, Liebe, Dankbarkeit und Bewunderung ausdrückte. 

Mit folhen Anerkennungen der Völker verbanven ſich entſprechende Belohnungen der 
Fürſten, zahlreichere, ausgejuchtere und größere, ald je einem andern — zu Theil 
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wurden. Die Höhen Orden aller europäiſchen Fürſten bie von Frankreich ausgenommen, 
ſchmlickten ven Helden. Nach der zweiten Cinnahme von Paris mußte fein dankbarer König ein 
neues Chrenzeichen für ihn allein erfinden, ſowie ihn ſchon früher Englands Herrſcher mit 
einem ſolchen vor den Augen des engliſchen Volks zierte. Durch die Ertheilung der Feldmar⸗ 
ſchalls⸗ und der Fürſtenwürde, deren Name, zur Erinnerung an bie Schlaht an der Katzbach, 
von dem nahen Wahlftabt entlehnt wurde, durch wiederholte große Geldgeſchenke und reiche 
Einkünfte, durch Landgüter und ein Haus in Berlin, durch die große fürftliche Dotation, endlich 
dur) ein prachtvolles Foloffaled Standbild in ver Hauptſtadt Iohnte ihm fein Königshaus auf 

das großmüthigfte. 

And) noch zwei andere folher Stanbbilver, wahre Kunſt- und Nationaldenkmale — eine 
feltene Zierde für Deutſchland — erhalten B.’8 Andenken bei ver Nachwelt. Das eine von der 
Provinz Schlefien auf dem größten Marktplag in Bredlau errichtet, dad andere von ver Ges 
fanımtheit ver Mecklenburger unter Leitung der Stände, zu Roſtock auf dem Blüchersplatz. 
Diefes ſtellt ihn nad Goethe's Vorſchlag als Marſchall Vorwärts im deutfchen Landwehrrod 
ar, während das zu Berlin jeine eigenthümliche Neigung, durch eigene Theilnahme am Ge: 
fecht die Sache im rechten Augenblick zur Entſcheidung zu bringen, andeutete. Die Stabt Berlin 
ehrte ihn durch Denfmünzen und ſowie London und Hamburg durch die Bürgerwürde, die 
Univerfitäten Oxford, Cambridge, Berlin durch die Doctorwürde und Hamburg und Altona 
durch Stiftung ded Blücherclubs „zur Beier feiner Ehrentage und zur moͤglichſten Berbreis 
tung feiner liebenswürbigen Gigenfhaften und Tugenden”. Zahlloje Büſten, Gemälde, 
Kupferſtiche und Bilder aller Art, eine Anzahl von Biographien und eine große Reihe von 
Gedichten, darunter welde von Deutſchlands evelften Dichtern, Goethe, Uhland und F. 2. Graf 
zu Stolberg, von Arndt und Rüdert, ſuchten fein Andenken zu erhalten, auszubreiten und zu 
verherrlichen. 

Und groß und leicht erklärbar, wie dieſe Begeiſterung für B., waren die Erfolge feines 
Wirkens für die große Sache. 

„In B.'s Hauptquartier und Heer war”, nach dem Ausdruck eines feiner Biographen, 
‚ner Sig der entſchloſſenſten Thatkraft, der unternehmendſten Kühnheit. Der eigentliche Kern 
der Kriegführung, der thätige Anſtoß und das fortreißende Beifpiel waren Hier.“ — „Dur 
pen ganzen Krieg hindurch war”, fo fügt ein anderer hinzu, „B.'6 treibendes Vorwärts 
das bewegende Princip des Kampfes. Wie Hätten wir fonft nah Paris fommen mögen?” 
Daß aber nun dem alfo war, und daß nach demſelben Schriftfteller „dad ganze Heer auf ihn 
mit unerſchuͤtterlichem Muthe vertraute, mit ihm flegreich focht, daß fein Ruhm ven Ruhm 
größerer Feldherren neben ihm und ihm gegenüber verdunkelte, daß er allein in ganz Deutſch⸗ 
Iand, ja von Altengland, als der Helv des Kriegs gefeiert wurde, dieſes erklärt ji daraus, daß 
D. ganz der Richtung des damaligen Volksgeiſtes entſprach, daß er In Wort und That des 
Volkes Stimme verkündete, in jeder That Das vollbrachte, woran das Volk. felbft ſchon Hand 
gelegt hatte‘. Derſelbe Schriftfteller fehlleßt feine Biographie B.'s mit der feierlichen Auffo: 
derung an die Städte, „wenn die dem Reich verſprochene Verfaſſung auch ihnen, für melde 
duch die Staͤdteordnung von 1809 die Binleitung zu feftern Verhältniffen gemacht if, ein 
geordnetes Bürgertbum bringen werde“, das Bild B.’3 „als Wahrzeichen ihrer Freiheit” auf: 
zupflanzen. Es war, wie die Manifefte anerkannten, ein von den Volfögefinnungen befchlofle: 
ner, wie bie feierlichen Sreiheitöverheißungen und die Aufrufe an Jugend und Volk erklärten, 
ein nur durch Begeifterung und Aufopferung des Volks für die Freiheit flegreich zu führender 
Krieg, kurz ein wahrer Volkskrieg. Und B. war der Volksheld in diefem Kriege. Er war ed, 
indem er ganz einging in bad Vorwärtöftreben feiner Zeit und, durchdrungen von der Ge: 
ſinnung feines Volks, fie, foviel an ihm mar, verwirklichte, fle nährte und fleigerte in Wort 
und Werk. Er war es vor allem dadurch, daß er dieſes auf eine Welfe und mit ven Eigen: 
ſchaften that, welche, an ſich groß, für ein tuͤchtiges Volk und Heer unmittelbar ergreifend find. 

“ &r that e8 nämlich mit der ganzen Kraft eines tüchtigen Charakters, mit der Treue und Wärme 
der Geflnnung und dem nie zagenven, nie wanfenden Entſchluß umd Fühnen, begeifterten 
Muthe, treuherzig und gutmüthig gegen die Seinen, die Schwachen und Wehrlofen, eine eherne 
Bruft gegen den gewaffneten Beind, voll Lebensmuth und Vertrauen — ein echt deutfcher Gelb. 
Daß 2. Hierdurd und weder durch die hoͤchſte Künftlichkeit Falter, ſtudirter Berechnungen, noch 
durd Zufall, daß durch des Volkes eigene Begeifterung für feine Breiheit und Ehre und durch 
den von ihr durchdrungenen Volkohelden die Volksſache fiegte, dieſes — wodurch die Gegner 
B. berabzufegen meinten — war fein und feines Volkes erhebendſter Stolz. Und in dem Grabe, 
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als diefe Geſinnung fehlte, wie z. B. bei Schweden und Ruffen, um fo mehr mußte natürlich in 
ſolchem Kriege bei Freund und Feind, trog aller Tapferkeit und Kunft, That und Ruhm zurüct 
ſtehen. Wie hoch man auch mit Necht die Mittel und Kräfte ver Kunft und Wiſſenſchaft, der 
Berechnung und des Verftandes ſchätzen mag, dahin follte e8 — fo mahnen der ganze große 
Freiheitöfanpf und feine Helden jeit dent Beginn der Franzöfifchen Revolution — doch nim— 
mermehr kommen, dag man diefen Fünftlich bereiteten und vegierten Kräften und Mitteln die 
großen Kräfte der Naturgaben, des Charakters, der moraliſchen Eigenfhaften und einer er— 
. Wachten tüchtigen Volfögefinnung nachftellt. Möchte doch vielmehr recht bald ver großen Sache 
des Jahrhunderts, der Freiheit — da wir ihre fernern Siege ohne blutigen Krieg zu gewinnen 
wünſchen — aud für den Frieden und unter den Diplomaten und Miniftern ein folder Mars 
ſchall Vorwärts erftehen, wie es für den Krieg der alte B., wie e8 den Preußen vorübergehend 
aud) im Frieden der alte Stein gewefen. Gute Abfichten, Talente, Kenntniffe, Einſichten, wer 
mag fie jo-vielen der neuern Staatsmänner abſprechen wollen. Aber eine gründliche Erfaſſung 
der großen Ideen dev Zeit und des Volks thut ung noth und ein Charakter, um fie durchzu— 
führen, jene Wärme und Treue der Gefinnung, jene Unerſchütterlichkeit des Entfhluffes und 
des Muthes für das einmal als gut und recht Grkannte, ein Mann, der, jo innig verbunden mit 
dem Volk wie B. mit dem Heere, fo feſt vertrauend auf Gott und die gute Sache, in unferer 
großen Zeit nicht aus zaghafter Vorſicht zehnmal größere Gefahren herbeiführt, als ev zu be= 
feitigen vermeint, ein folcher, der fo kräftig, fo flegreich die innere Freiheit und Ehre gegen in= 
nere und Außere Feinde erfämpft wie B. die äußere. 

Erhebend zugleih und mahnend bleibt aber ſtets der Blick auf dieſe deutſchen Heere, welche 
im erften Vierteljahrhundert der Franzöſiſchen Nevolution immer aufs neue zerſchmettert 
wurden, als fie Fämpften gegen die nationale Begeiſterung und Freiheitskraft der Franzoſen 
und gegen ihre in derfelben gebildeten Heere; welche dagegen, nad; allen Niederlagen, nad) 
allen Verftummelungen und Beraubungen der deutſchen Länder, ebenfo furchtbar daſtehen, wie 
das übermächtige, von Sieg und Beute genährte Frankreich als gelähmt erſcheint, ſobald vie 
Rollen wechſelten, jobald die Deutſchen ihrer Ubereinftimmung, die Franzoſen dagegen ihres 
Widerſpruchs mit der großen Idee der Zeit ji bewußt geworden. Erhebend und mahnend vor 
allem ift der auf folhem Grund und Boden geführte Kampf der beiden am meiften hervortre— 
tenden Kriegshelden in den Freiheitsfriegen 1815— 15. 

Dort der menſchenverachtende Kaiſer, von Eoloffaler Größe durch Geift und Feldherrenkunſt, 
Sieger in dreißig Feldſchlachten, aber als er, mit offenbar gewordenem Treubruch gegen das 
Prineip feiner Einfegung, durch eine Politik der Lüge und Selbſtſucht und durch Sultanismus 
die Freiheit vernichtet und gegen freiheitliebende Volksheere kämpft, eins und abermal niederges 
worfen von dem geringgeachteten Greis B., und ausgeftoßen von Europa, auf der öden Fel- 
feninfel, jenfeit der Linie-tantaliſche Qualen erduldend. 

Hier der menfchenfreundliche Greis B., nicht’ groß und gewaltig durch die außerordentlichſte 
Geifteskraft und Eriegswilienfchaftliche Ausbildung und Kunft, aber den bisher unbefieglichen 
furchtbaren Gegner und fein gewaltiges Neid) wiederholt zerfchmetternd und, mit dein Lorber 
der glorreiäften Siege umwunden, an der dankbaren Liebe und Bewunderung feines Vater— 
landes und Europas fih mit gerührtem Herzen erhebend und erfreuend — fo groß und fo ſieg⸗ 
veich, weil er mit allen Kräften einer tüchtigen Natur fo treu und unerſchütterlich, jo begeiftert 
und charakterfeft, mit feinem Volk und fir deſſen Freiheit geftritten. Welder. 

Blutbann, |. Bann. 

Bluthochzeit oder Bartholomäusnacht. Das „Staats-Lexikon“ kann zwar nad feinem 
Zwecke nicht zugleich ein Hiftoriiches fein. Doch mögen ausnahmaweife einige der merfwürbig- 
ften Scenen wie Berfonen darin eine ſtizzirte Darftellung finden, infofeen diefelben entweder 
zum Verftändniß der heutigen Verhältniſſe und Staatsintereffen allernächſt nothwendig oder 
auch als eindringliche Beifpiele zur Einſchärfung hochwichtiger politifcher Lehren dienend find. 
Letzteres findet nun bei vorliegendem Gegenftande in ganz befonders hohem Grade ftatt. Im 
ganzen Laufe der Geſchichte gibt es Fein ſchrecklicheres, Fein ſcheußlicheres Beifpiel von den Gräueln _ 
der Despotie, verbunden mit jenen des Fauatismus und der Barteiwuth, als die Bluthochzeit 
von Paris, alfo feine mitlauterer Stimme tönende Warnung vor diefen Geifeln ver Menſchheit. 
Wol feinen Zeitalter fehlt es an graufenhaften Scenen des Schlahtens und unmenſchlicher 
Wuth : doch erſcheinen fie gewöhnlich, entweder nur ald Ausbrüche thierifcher Wildheit barbari— 
ſcher Völker oder Kriegshäupter — fonad) einem verderbenden Naturereigniß mehr zu vergleiz 
hen als eigentlich menſchlicher That — oder fe werben im Augenblic der Leidenſchaft begangen, 
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ober des eigentlichen Zornfeuers, oder ſonſt einer heftigen Aufregung. Dahin gehören etwa die 
von den Vandalen, Hunnen oder Mongolen u. ſ. w. verübten Gräuel, auch die Mordſcenen in 
Ismael und Praga, mit vielen andern, überhaupt die im wirklichen Kriege vorfallenden, alſo 
zumal gegen fremde Völker, doch auch im Bürgerfriege, der da ein Vollk zeitlich in mehre fpaltet, 
Auch von blutigen Berfolgungen, welche eine fiegende Partei gegen vie beflegte, oder ein über⸗ 
müthiger Tyrann gegen die Freiheitöfreunde, ober eine fanatifhe Prieſterſchaft gegen fogenannte 
Irr⸗ oder Ungläubige verhängt, kommen leiver nur allzu viele Beifpiele in ven langen Leidens⸗ 
geſchichten der Nationen vor; und ed mag genügen, an bie Proferiptionen des Marius und 
Sulla, an die Schreden ver Inquifition, an Alba's Megeleien, an die Terroriften im revolutio⸗ 
nären Frankreich, an die wiederholten Reactiondfrenen in Neapel und Spanien unter derdi⸗ 
nand IV. und VII. zu erinnern, um unfer Gemüth mit Entfegen zu erfüllen. Aber von allen die⸗ 
fen Beifpielen ift Feines, welches an Gräßlichkeit Die Bartholomaͤusnacht übertrifft, und nur we⸗ 
nige, bie man ihr als gleich gräßlich zur Seite fegen kann. Hier fehen wir nämlich, in einen Zeit- 
alter bereit8 angebrochener höherer Civilifation und in einem Volke, das fich des Ritterfinnes, der 
Großmuth, der Treue, der Ehre rühmte, einen jugendlichen König, im Bunde mit Den verwor- 
fenften Hofleuten und blutdürſtigen Prieftern, ein meuchelmörderiſches Complot ſchmieden gegen 
die Edelſten ver Nation, gegen feine nähften Verwandten und gegen eine unermeßliche Anzahl 
guter, vorwurföfreier, nühlicher Bürger; wir ſehen ihn, feinen unmenſchlichen Anfchlag unter 
der Maske des Friedens und der Liebe verbergend, zur Grauſamkeit noch den empörendften Ver⸗ 
rath gefellen und endlich an die Ausführung der Schreckensthat felbfteigene königliche Hand ans 
legen! Freilich werben wir, wenigftend in den civilifirten Ländern Curopas, Schauberfcenen 
dieſer Art wol nicht mehr befürchten dürfen. Die Scheu vor veröffentlichen Meinung erfegt bis 
zu einem gewiffen Punkte bie gejegliche Machtbeſchränkung. Doch gibt es ja aud Mittel, ſelbſt 
die Öffentliche Meinung zu fefleln oder ihre Stimme zu erſticken, und jedenfalls ift es gut, ſich mit⸗ 
unter an Das zu erinnern, was, wenn e8 auch nicht wirklich geſchieht, doch gefhehen kann, wo im⸗ 
mer dad Volf Feine Rechte hat. 

Ungeachtet des engherzigen und graufamen Verfolgungsgeiſtes des fonft vielfach gepriefenen 
Königs Franz I. von Frankreich und feined Sohnes Heinrich II. hatte die Reformation — ald 
entfloffen dem Zeitgeift — ſchnell eine große Zahl von Anhängern in der Nation gewonnen, und 
insbeſondere war es die Lehre Calvin's, welche folde Bekenner (man hieß fie Hugenotten) anzog. 
Aber wahrſcheinlich wäre fie dem fortgefegten Druck erlegen — wie fte in den fpanifchen und an= 
dern Gebieten erlag, ja auch in Frankreich, felbft nach fehon erhaltenen Rechtszuſtande, dem Fa⸗ 
natismus Ludwig's XIV. bis auf wenige Überrefte erlag — hätte fie nicht einiger hoger Beſchützer 
ſich erfreut und wären nicht politifche Interefien jenen der Religion zu Hülfe gefonımen. Die Kd- 
nigin Margaretha von Navarra, König Franz’ Schwefter, war Freundin der Reformirten 
und ebenfo ihre an den Prinzen Anton von Bourbon vermäßlte Erbtochter, Johanna von Albret. 
Diefer (Übrigens ſchwache) Prinz Anton ſowie fein Eräftigerer Bruder Ludwig von Gonde 
wandten fi ihnen, zumal aus politifhen Gründen, zu. Denn als nach König Heinrich's I. Tode 
die Krone nacheinander an deſſen ſchwache Söhne (Franz IL, Karl IX. und Heinrich IM.) fiel, 
aber bie eigentliche Gewalt von den ftolzen Herzogen von Lothringen-@uife an fi geriffen warb, 
fo erregte folches die Eiferſucht der Prinzen von Geblüt, und fie warfen ſich deshalb zu Beſchũtzern 
und Häuptern der reformirten Partei auf, um deſto wirkfamer der Guife’fchen Herrſchaft zu 
trogen. Selbſt die Rönigin-Mutter, Katharina von Medici, weil fie felbft aud die Guifen fürch⸗ 
tete, ermunterte argliftig das Widerftreben der bourbonifhen Prinzen. Hieraus entftand eine 
Reihe von bürgerlichen Kriegen, over vielmehr nur ein langwieriger, hier und da durch täuſchende 
Waffenſtillſtände, genannt Friedensſchlüſſe, unterbrodhener Krieg, von beflen wechſelvollen Er— 

. eigniffen wir hier wegblicken. Nach des wanfelmüthigen Königs Anton von Navarra frühem Tode 
und der Ermordung ded Prinzen von Gonde traten beider Söhne, nämlich der junge König Hein⸗ 
id) von Navarra, nahmals Heinrich IV. von Frankreich, ynd der jüngere Gonde, am die Spige 
der Reformirten mit dem Admiral Goligny, welcher ſchon faft vom Anbeginn die Seele ver Partri 
gewefen. Unter Karl IX. beſchloß endlich die Guife'fche over katholiſche Partei, d. h. heichloflen 
die am ‚Hofe befindlichen Häupter derfelben, die Neformirten, deren Untergang fie durch öffe- 

"nen Krieg zu bewirken fi außer Stande fahen, durch Verrath — Naube nennt es einen Staats⸗ 
ſtreich — zu verderben. Man gewährte ihnen demnach, obſchon ſie die Schlacht bei Moncontour 
verloren hatten (1569), einen fehr günftigen,, neben der Freiheit ver Religionsübung und dem 
Recht auf alle Staatämter ihnen auch eine Anzahl fefter Sicherheitsplätze verleihenden Frieden 
von St.⸗Germain⸗en⸗Laye (1570), und trug bald nachher Die Hand Margaretha's von Valoi, 
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der Schweſter des Königs, Geinzid von Navarra an, als Unterpfaud der vollſtändigſten Ber- 
fohnung und bleibenven Srievens. Überall wurde jet ber Ton der Regierung freundlich imd 
wohlwollend gegen die Neformirten; die Häupter wurben mit Bunftbezeigungen überhäuft, 
nad Hofe eingelaben, in die jhönften Hoffnungen eingewiegt, während man indgeheim ven 
Stahl zu ihrer Vertilgung ſchärfte. 

Die verheißene Hochzeitsfeier, zwiſchen Heinrich und Margaretha fand am 17. Ang. 1572 
Ratt; dev Hof flralte von Feſten und Freude; und am 24. Aug., in der mitternächtlichen 
Stunde, begann dad von den Herzog von Guiſe und dem Marfchall von Tavannes mit Katha= 
rina von Medieis (jegt entſchieden der Prinzen und noch mehr Goligny’s Feindin), ſodann mit 
den Brüdern des Königs und mehren der wüthendſten Zeloten des Hofes und der Stadt ver⸗ 
abredete, vom König genehmigte, ja ausdrücklich befohlene Morden. Zuerft verblutete ver ehr⸗ 
würbige Coligny auf feinem Krankenlager unter den Streichen der „im Namen des Königs” 
in fein Haus gebrungenen Meuchler. Aber faft gleichzeitig ertoͤnte aus ben meiften Käufern, 
worin Reformirte wohnten, aus allen Gaffen, wohin die Aufgeſchreckten fich flüchteten, aus den 
Gängen und Gemädern des Louvre dad Geheul der wehrlofen Schlachtopfer. Der König ſelbſt 
ſchoß, wie man verſichert, aus einem Fenſter des Schlofjes auf feine fliehenven Unterthanen. 
Seinem neuvermählten Schwager, Heinrich von Navarra, aber und dem Prinzen von Conde 
tief er wüthenn zu: „Meile, Tod oder Baſtille!“ Die Erſchreckten wählten bie Def (miderties 
fen jedoch nad) vertobtem Sturme). Drei Tage lang dauerte das Morben. Der ausgezeichnetſten 
edelſten Männer fiel eine große Zahl, der gemeinern eine unbeflimmbare Menge, Die Wuth 
flieg mit der Blutarbeit. Auch reife, Kinder und Weiber wurden geſchlachtet. In den &efhichte- 
büchern ver Zeit finden wir eine Menge ver ſchaudervollſten Einzelheiten aus dieſen Schreckens⸗ 
tagen verzeichnet; wir blicken davon weg; der äußere Umriß genügt. Aber zu demſelben gehört 
weſentlich noch das Morden, welches gleichzeitig, wie in Paris, auch in vielen andern Städten und 
Dörfern, in allen Theilen des Landes, gemäß koͤniglicher Befehle, fattfand. Über 3000 Men= 
ſchen bluteten allein in Orleans, und die meiften andern größern Städte erfuhren ähnliche Schreck⸗ 
aiffe. Daher rechnen einige Schriftfteller die Zahl der im ganzen Heide Erſchlagenen auf 
100,000; Sully ninmt ihrer 70,000 an, Voltaire 60,000. Und noch weit mehrere wären ges 
fallen, hätten nicht einige menſchlich fühlende Statthalter ven Eöniglichen Morpbefehlen ven 
Gehorſam verfagt. 

Der König felbft erklärte ohne Scheu vor dem verfammelten Parlament, er habe das Mor- 
den befohlen, weil Coligny und die übrigen Hugenottenhäupter hochverrätheriſche Plane gegen 
ihn und das Neich gefchmievet. Das Parlament ſchwieg; für die Hugenotten zu ſprechen hätte 
den Tod gebracht. Feigheit und Fanatismus gingen fo weit, daß man fogar verordnete, alljähe- 
lich follte eine Proceffion zur Feier ver Bartholomäusnadt gehalten und Bott für die Vertilgung 
der Ketzer gedankt werben! 

Gleichwol waren fe nicht vertilgt ; fie erhoben fich vielmehr non neuem mit dem Muthe der 
Verzweiflung; und nad einem verluftvollen Kampfe ſah der Hof fich in kurzer Frift gezwungen, 
den Hugenotten biefelben Rechte miederzubewilligen, die man ihnen vor der Bartholomdus- 
nacht gewährt hatte. Papft Gregor XII., welder die Kunde von dieſer Mordnacht mit Jubel 
vernommen und Durch Denkmünzen, ja durch feftliches Meßopfer und Dankgebet fie gefeiert Hatte, 
ſah alfo feine Freude zerrinnen. Karl IX. aber empfand, neben dem Gram über vie Fruchtlofig⸗ 
Zeit feined Verbrechens, nod die Qualen des erwachten Gewiſſens und ftarh in zweiten Jahre 
nach der Unthat unter gräßliher Seelenpein. 

Als Gewährdmänner für die hiſtoriſche Treue der voranftehenden Skizze dienen faft alte 
gleichzeitigen oder ven Tagen der Gräuelthat nahen allgemeinen und befondern Geſchichtſchreiber 
und die Berfaffer der verſchiedenen Memoiren und Biographien mehrer dabei handelnd ober 
leidend aufgetretener Berfonen. Auch die katholiſchen Schriftfieler, theils in fanatiſcher Wuth 
das Gemegel unverhohlen preijend, theild — und dies ift vie große Mehrzahl — fie mit menſch⸗ 
lichen Gefühle betrauernd und vervammend, kommen in Bezug auf die Hauptumftände der Ve⸗ 
gebenheit mit ven proteſtantiſchen überein. Abweichungen finden ſich meiſt nur in Nebenſachen. 
Die Geſchichte ſteht da als ein unvertilgbares Denkmal deſſen, was Despotismus und Fanatis⸗ 
mus zu thun fähig, und welchem Schickſal alſo die Völker ausgeſetzt find, welche eines ober beine 
Diefer Be bei fich naͤhren. Rotteck. 

utrache, ſ. Compofitionenſyſtem. 
—Aã— ſ. Geſchlechtsverbaͤltniſſe. 
Bodin (Jean), der Vaier der modernen Stansswirfenfgaft, wurde en geboren. 
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Die Überlieferung, welche ihn eine phbifche Abkunft zuſchrelbt, findet in EDER Venfländen 
eine gewiſſe Beglaubigung, namentlich in jener gründlichen Kennmiß des Hebräiſchen, in feiner 
altteftamentarifen und talmudiſtiſchen Gelehrſamkeit, in feinem vertrauten Verkehr mit den 
Belennern des mofatfchen Glaubens und in dem Fabbaliftifchen Aberglauben, welder die dunkle 
Kehrſeite feined leuchtenden Geiſtes bildet. 

B. ſtudirte die Rechtswiſſenſchaft in Toulouſe und widmete ſich eine Zeit fang ſelbſt mit gutem 
Erfolge dem juriſtiſchen Lehrfache, das er jedoch bald mit der Advocatur in Paris vertauſchte. 
In diefer neuen Laufbahn wollte es ihm indeifen nicht glüden, und er verließ diefelbe, um jich 
wiederum der Wiffenfhaft zuzuwenden. Die erfte bedeutende Frucht feiner gelehrten Arbeiten 
war ein 1566 erfchienenes Buch unter dem Titel: „Methodus ad facilem historiarum cogni- 
tionem“, der Berfud einer Geſchichtsphiloſophie, welche die Erfahrungen der Vergangenheit 
zum Behuf der Politi£ der Gegenwart verarbeiten will. B. erörtert in feinem „Methodus” mit 
großem Scharfiinn den Einfluß, welchen Ortlichkeit und Klima auf die ftaatlihen Dinge aus— 
üben, und das Berhältniß der Geſetzgebung zu den verfchiedenen Berfaffungsformen. Gegen: 
Hände, deren Behandlung Montesquieu augenfheinlid von B. gelernt hat, den überhaupt ein 
großer Autheil an dem Ruhme gebührt, welden der Verfafler des „Esprit des lois“ durch fein 
Werk erworben, wiewol ex baffelbe „prolem sine matre creatam“ nennt. 

Reben feinem geſchichtsphiloſophiſchen und politifchen Inhalt bietet der „Methodus” Unter- 
ſuchungen wirthfaftliher Kragen, deren von B. gegebene Loͤſung durch ihr Datum Höchft ber 
achtenswerth wird. Durch feine richtigen Begriffe vom Wefen des Geldes, feine deutliche Erfennt- 
niß der ötonomifchen Wirkungen von Angebot und Nachfrage, feine nachdrückliche Verfechtung 
Seh Fretihandels n. ſ. w. ſcheint B. nicht blos feiner eigenen Zeit, fondern auch den beiden nächſt⸗ 
folgenden Jahrhunderten vorzugreifen. Nicht weniger merkwürdig ift bei ihm, dem gelehrten 
Zuriften, die fharfe Anfeindung ver Herrfchaft des Roͤmiſchen Rechts, in deffen todte Formen er 
die lebendige Gegenwart nicht länger eingezwängt wiſſen will — eine Ketzerei, bie ihm dann frei⸗ 
lich eine foͤrmliche Achterkläͤrung von feiten des Cujacius zugog, welcher damals im Reiche des 
Corpus juris das Scepter führte. 

Der „Methodus’' und einige andere Sihriften ftaatswirthfchaftlihen Inhalts, welche dem⸗ 
fetben folgten, verfhafften ihrem Verfaffer einen Ruf, welcher ihm vie politifche Laufbahn eröff- 
nete. Im Jahre 1568 wohnte er ver Berfannlung ver Generalftaaten in Narbonne bei, und 
bals darauf trat er in die Dienfte des Herzogs von Alengon, ded Hauptes ver Partei ver „Bolis 
uiker“, melde zwiſchen fanatijchen Katholifen und Hugenotten die richtige Mitte zu behaupten 
fuchte. Die monarchiftiſche Geſinnung und die kirchliche Toleranz biefer Partei entfprechen gleich⸗ 
mäßig der ganzen Geiſtesrichtung B.’8. Natürliche Mäßigung, Humanität und Hoher Verſtand 
vereinigten fih hei B. mit einer augenſcheinlichen Schwäche ber religiöfen Überzeugungen, um 
ihn angeficht8 des Religiond- und Bürgerkrieges, welcher Frankreich verwüftete, mit Abſcheu zu 
füllen, und ihn der neutralen Partei zuzuführen, welche die Befefligung der koͤniglichen Macht 
und bie Bethätigung des Grundſatzes der kirchlichen Duldung als die erſte Bedingung der Wie- 
derherſtellung des öffentlichen Friedens und eines ſichern Rechtszuſtandes anfah. 

B. galt indeſſen für einen heimlichen Broteflanten und entging mit Mühe dem Blutbade der 
Sartholomäusnacht. Die Gunft Heinrich'e IIl., ver ihn an feinen Hof zog und fpäter zum könig⸗ 
lichen Anwalt in Laon ernannte, [hüßte ihn einftweilen gegen weitere Angriffe und Verfolgungen. 
Im Jahre 1576 fpielte er ald Abgeordneter des dritten Standes eine bedeutende Rolle in ber 
Reiheverfammlung zu Blois. Es war jevo vergebens, daß er ſich mit aller Kraft dem von 
‚chnem parifer Abgeorbneten auögegangenen Antrage auf Wieberherftellung ver fatholifchen 
Glaubenseinheit und Verbannung der proteftantifchen Geiſtlichen und Lehrer wiverfegte. Die 
heftigen Anfeindungen, melde ihm feine Bekämpfung der liguiſtiſch geiinnten Mehrheit ber 
Stände zuzog, ſchienen die Vorliebe Heinrich's III. für ihn vielmehr zu fleigern ald zu ſchwäͤchen, 
was D. jedoch nicht abhielt, den Wünfchen des Königs in Geldangelegenheiten entgegenzutre- 
ten. Dadurch verwirkte er denn die Gunſt Heinrich's IH., der Ihm namentlich ſeine Oppoſition 
gegen ven brabfichtigten Verkauf eines Theil der Domänen, welche ®. für Eigenthun „bes 
Bold“ erklärte, nicht verzeihen konnte. Kurz vor ver. Schließung des Reichstags ſetzte es B. noch 
durch, daß der dritte Stand bie dringende Bitte an den König richtete, die beantragte Wieber= 
berftellung der kirchlichen Einheit nur „vurd gute und rechtmäßige Mittel und ohne Krieg” 
zu betreiben. 

Noch während der Dauer der Reichsverfammlung zu Blois erſchien das Hauptwerk B.'8, 
Sechs Bücher von der Republik”, zuerft in franzoͤſiſcher Sprache und demnächſt In einer vom 
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Verfafler ſelbſt gemachten lateiniſchen Überfegung. Mepublif neunt V. den Staat überhaupt, ine 
fofern derſelbe dem Begriffe einer Nechtsanftalt entfpricht. Die Aufgabe feines Buches ift eine 
boppelte, nämlich die Unterfuhung des Weſens des Staais überhaupt, feiner Lebensbedin⸗ 
gungen, feiner Befugniffe und die Bekämpfung der Irrlehren und Mishräude, denen feiner 
Anſicht nach die Zerrüttung der franzöſiſchen Zuſtände des 16. Jahrhunderts zugeſchrieben 
werben muß. 

Der Urbeſtandtheil des Staats ift für B. nit das Ginzelwefen, ſondern die Familie. 
Strenge Unterordnung des Weibes und weite Ausdehnung ver väterlichen Gewalt gelten ihm 
für wefentliche Bedingungen der Geſundheit des Familienlebens. Zugleich will er folgerichtiger- 
weife die Eheſcheidung nicht blos geflattet, fondern auch aufs äußerſte erleichtert wiffen. Die Skla⸗ 
verei hat an ihn einen entfehloffenen, ja leidenſchaftlichen Gegner. 

Zur Bildung des Staats gehört nah B. „eine Bereinigung mehrerer Familien unter einer 
ordentlichen Regierung und niit ſouveräner Gewalt auögeflattet”. Souveränetät und Regierung 
werben von ihm durchweg ſtreng unterſchieden, aber es gelingt ihm nicht, Die Souveränetät ſcharf 
zu umſchrelben, weil fie ihm mehr für einen Rechtö- als für einen Machtbegriff gut. Als ur⸗ 
fprüngliche Inhaberin der Souveränetät anerkennt B. die Befammtheit der Staatdangehörigen, 
aber er will zugleich, daß biefelbe vollftändig und auf immer an eine ober einige Perfonen ab: 
getreten werben könne. Vorbehalt und Bedingungen jind bei einer folhen Übertragung un« 
ftattHaft, denn die Souveränetät ifl entweber vollfländig oder überhaupt nicht vorhanden. Der 
Souverän Fann ſich felbft nicht vie Hände binden, er fteht über feinen eigenen Geſetzen, ex kann 
feine Nachfolger nit verpflichten — ein Sag, der denn freilich auch die von B. zugelaffene odex 
eigentlich gefoberte unwiderrufliche Veräußerung der Souveränetät von feiten ihres urfprünge 
lien Inhabers, des Volks, aufhebt. \ j 

Wenn die Souveränetät B.'s weder getheilt noch künſtlich beſchränkt werben kaun, fo hat fie 
darum doch ihre beſtimmten Grenzen, nämlid) die Geſetze Gottes und der Natur. Bermöge bivfex 
Geſetze hat fie z. B. fein Recht über pad Eigenthum der Bürger, die nur mit ihrer Zuftimmung 
befleuert werben Eönnen. Der Souverän, fügt B. Hinzu, welcher vielen Grundſatz verlegt, hass 
delt nicht Eraft des Rechts der Souveränetät, fondern Eraft bed Rechtes des Stärkern ugb ber 
Räuber. ? 

Mit großem Nachdruck wird hervorgehoben, daß nicht die Ausübung der Regierungsgewalt, 
fondern der Befig ver Souveränetät ven Begriff ver Monarchie, Ariftofratie und Demokratie bes 
ſtimmt. Die Demokratie findet B. überall, wo die Mehrheit des Volks irgendeinen Antheil au 
der Handhabung der höchſten Staatögewalt hat. So z. B. auch im republifanifcgen Rom, info= 
fern die Maffe des Volks daſelbſt in Staatdangelegenheiten immerhin eine Stimme hatte, wie 

“gering der Werth derſelben auch fein mochte. B. leugnet nämlich nicht nur die Zweckmäßigkeit, 
fondern felbft die Möglichkeit gemifcter Verfaffungen. Die Souveränetät if feiner Theorie 
nad ein abfolut Untheilbares, und wenn er in der Wirklichkeit eine thatfächliche Trennung ihrer 
Befugniffe findet, fo will er darin nur Verwirrung und Misbrauch fegen, und hilft er ſich im 
äußerften Falle mit einem Machtſpruche ver Doctrin. Durch einen ſolchen Machtſpruch wird z. B. 
auch England für eine reine Monarchie erklärt, in welcher, wie dad Beiſpiel Heinrich's VI. bins 
länglich gezeigt habe, die wolle Souveränetät bei ver Krone fei; was aber das vom englif—hen 
Parlament geübte Recht der Steuerbewilligung betreffe, fo habe, wie ſchon gefagt worden, übers 
Haupt fein König die Befugnig willfürlih Steuern zu erheben, weil das heißen wärbe, ſich an 
fremvdem Gute vergreifen. i 

Außer dem Rechte der Steuerbewilligung nimmt B. das Recht des Raths und der Bitte 
für Die Stände der Monarchie in Anſpruch. Jede Betheiligung derfelben an der Ausübung ber 
eigentlihen Staatögewalt aber verwirft er unbebingt ald wahrhafte „Abfurbität”, die darauf 
hinauslaufe, eine zwiefpaltige Souveränetät herzuftellen, bei welcher bald der Fürſt und hald das 
Volk der Meifter fei. 

Die monarchiſche Staatsforn hat die entſchiedene Vorliebe B.'s, welcher dieſelbe nach Anas 
logie der göttlichen Weltregierung und ber Familie für die natürlichſte, und in Gemäßheit der 
Kehren der Gefchichte für die dauerhafteſte, ven wenigften Störungen ausgeſetzte Berfaflung ers 
klärt. Innerhalb ver Monarchie unterjcheidet er vrei Arten: die Patrimonialherrſchaft, dad eigents 
liche Königthum und die Tyrannei. Die Patrimonialherrſchaft (monarchie seigneuriale) geht 
gewoͤhnlich dem Königthum voran, und ift in ver Regel das Werk der Eroberung. Sie beſteht 
darin, „daß der Fürſt Herr ver Perfonen und des Eigenthums feiner interthanen ift, und daß er 
fie regiert wie ein guter Bamilienvater feine Sklaven”. Das eigentliche Königthum (monarchie 
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royale ou loͤtiuime) iſt vorhanden, „wenn ber Fürſt bie Unterthauen in Übereinftummung mit 
dem natürlichen Rechte vegiert und die natürliche Freiheit und dad Bigenthunt derfelben unan= 
getafter läßt‘. Die Tyrannei endlich findet B. da, wo „ver Monarch das natürliche Necht vers 
achtet, freie Menfhen wie Sklaven misbraucht und das Eigenthum feiner Unterthanen wie fein 
eigenes behandelt”. Der Patrimonialſtand ift der Meinung B.'s nad in ganz Europa unterge: 
gangen, nachdem er fi anı längften in Deutfchland und den nörblichen Rändern behauptet. Die 
Tyrannen gibt B., wie alle franzöjifchen Publiciften feiner Zeit, die proteftantifhen ſowol wie 
Die katholiſchen, ver Öffentlichen Rache preis; ver Tyrannenmord ift ihm zufolge Fein Verbrechen, 
fondern die Ausübung eines natürlichen Rechts. Das wahre Koͤnigthum dagegen, wie er ed in 
Frankreich findet, ift der wahre Gegenftand ver größten Verehrung B.'s. Wiewol derſelbe aber 
gegen jebe verfaſſungsmäßige Beſchränkung ver Souveränetät eifert, und namentlich ben Stäns 
den, abgefehen von dem Steuerbewilligungsrecht, durchaus keine entſcheidende Stimme in ven 
Gtastdangelegenheiten zugeftanven wiſſen will, fo verlangt er do mit Nachdruck, daß der mon⸗ 
archiſche Staat demokratiſch regiert werde. „Ce ne sera pas pourtant”, fügt er hinzu, „une 
confusion de Tetat populaire avec la monarchie, qui sont incompatibles, mais bien de la 
monarchie avecle gouvernement populaire, qui est la plus assuree monarchie qui soit.“ 

- Die Staatdeinrichtungen, welde B. für die Monarchie verlangt, find vor allen Dingen ein 
unabhängiger Senat( Parlament) ımd ein möglichſt felbftändiges Beamtenthun. Offenbar uns 
gerechte, gegen Die Geſetze Gottes und der Natur ftreitende Befehle des Königs foll der Beamte 
nicht vollziehen, und im äußerften Balle lieber abdanken als fid) zum Werkzeuge berfelben her⸗ 
geben. Stehen die Befehle des Königs nur mit den pofitiven Gefegen im Widerſpruch, fo Hat der 
Beamte zunächſt die geeigneten Vorftellungen dagegen zu machen, „nicht einmal, fondern zweis 
und dreimal‘; wenn er aber damit nicht durchdringt, zu gehorchen, denn der fonveräne Fürft ift 
nicht an die @rjege gebunden, wiewol er die — Gründe hat, ſich nicht ohne Noth von 
denfelben loszuſagen. Gegen ungerechte Maßregeln der Beamten wird den Unterthanen ein Recht 
des Wiverftandes nur für den Ball eingeräumt, daß es fih darum handle, einen unerfeglicen 
Berluſt, 3. B. einen Schaden an Leib und Reben abzuwehren. In Übereinftimmung mit der all 
gemeinen franzöflfchen Rechtsanſicht ſpricht auch B. die oberftrichterliche Gewalt als einen Beſtand⸗ 
theil der Souveränetät dem Könige zu; dagegen beftreitet er entſchieden, daß der Lehnbefig eine 
Jurisdiction mit ſich bringe. In der Ausübung will er übrigens die richterliche von ber politiſchen 
Gewalt getrennt wiflen , wie er denn auch für den Richterftand die Unabſetzbarkeit in Auſpruch 
nimmt. 

Korperſchaften mit umfaffender Selbſtregierung, wiewol in allen Dingen der geſetzgebenden 
Gewalt ded Souveränd unterworfen, galten B. für unentbehrlihe Beſtandtheile eines wohlge 
orbneten Staatöwefend. „Alle Körperfchaften und Gemeinheiten abthun”, fagt er, „heißt ven 
Staat zu Grunde richten und ihn in eine barbarifche Tyrannei verwandeln.” Zu den nothwen⸗ 
digften Korperſchaften aber zägkt er die Provinzialflänne. Sie allein find e8, welche die Beduͤrf⸗ 
niſſe und Beſchwerden ber einzelnen Landestheile mit Nachdruck und Erfolg zur Sprache bringen 
konnen; nur von ihnen kann eine wirffame Überwachung des Steuerwefend geübt und der Un- 
terthan gegen Erpreffungen geſchützt werben; fie lelften der Staatsgewalt die größten Dienfte, 
wenn es fi in Fällen ver äußern Bebrängnif darum Handelt, Geld und Mannſchaft aufzu: 
bringen; unter ihrer Verwaltung gedeihen Land und Leute beffer als unter jeder andern, wie 
an dem Beiſpiel der verſchiedenen Provinzen Frankreichs nachgewieſen wird. 

Ein beträchtlicher Abſchnitt des B. ſchen Buches iſt der Unterfugung ber Urſachen und des 
Wefens der Revolutionen gewinmet. Scevolution iſt für B. der Wechſel im Beftge der Souve⸗ 
tänetät, gleichviel ob derfelbe gemaltfam oder friedlich vor fi geht. Die Revolution gift ihm für 
den Tod des biöherigen Staats, die als Wirkung des Naturgefegeö früher ober fpäter eintreten 
muß. Die Revolution darf aber keineswegs unter allen Umftänven als ein Üibel angefehen wer⸗ 
den, infofern ver neue Staat, welcher ihr folgt, feinem Vorgänger oft in jeder Beziehung über: 
legen ift. Jedenfalls aber find die friedlichen Revolutionen ven gewaltſamen vorzuziehen. 

Kleine Staaten und Demokratien find den Revolutionen am meiften auögefegt, während bie 
Größe des Staats und des Königthums zwei natürliche Schugmittel gegen diefelben bilden. Dem⸗ 
nachſt erkennt B. in einem zahlreichen und Fräftigen Mittelftande eines ver werthvoliften ronfer= 
vativen Elemente. Für die Beurtheilung der Revolutionen aber, fpricht er ohne Rüdhalt dem 
Grundſatz aus: das Wohl des Volks ift das oberfte Geſetz. 

Die legten Abſchnitte der B.'ſchen Republik ur die Lehre vom Einfluffe des Klima auf 
Volk und Staat, Unterfuhungen über Völkerrecht und auswärtige Politik und endlich die Grunde 
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ige einer Finanztheorie, Gegenſtaͤnde, bei deren Behandlung fich nächſt dem Scharffinne des 
Berfafferd die Humanität und der ſittliche Ernſt deſſelben in einer wohlthuenden Weife bewährt. 
Unter allen Gegnern, welche B. bekämpft, it Macchiavelli derjenige, gegen welchen er fi am uns 
verföhnlicften zeigt, weil er den Lehren deſſelben ven verderblichſten Einfluß anf die Politik des 
46. Jahrhunderts zuſchreibt. 

Des Gegenfages wegen pürfen zwei andere Werke 3.'8 nicht mit Stillſchweigen übergangen 
werben, in denen der ausſchweifendſte Aberglaube und eine unbegreifliche Verſchrobenheit ver 
Meinungen über natürliche Dinge zu Tage tritt. Diefe Bücher führen den Titel „Demono- 
manie” und „Amphitheatrum naturae”. Das erfte verfelben enthält eine Art kabbaliſtiſcher 
Theorie von Teufeisſpuk und Hexenweſen, das zweite ein dem Kopernicanifchen entgegengefepte® 
Beitfoftem von unglaublicher Widerſinnigkeit. 2 — 

Das letzte Werk B.'s, welches hier genannt werben foll, „Heptaplomeres” betitelt, handett 
von religidfen und philoſophiſchen Dingen. Die Geſprächsform, welche B. zu dieſem Zwecke ges 
wählt hat, geftattet ihm mit großer Unparteilichkeit und Unbefangenheit vie verfchienenften reli⸗ 
gidfen und philofophifhen Syfteme zu entwideln, ohne ſich ſelbſt für das eine ober das andere 
zu erklären. Scharffinnige Beurtheiler ves „Heptaplomeres” haben indeſſen herausfinden wol⸗ 
len, daß unter den In biefem Buche redend eingeführten Perfonen bald der Jude, bald der Deiſt 
es ift, welchen B. in feinem eigenen Namen fprechen läßt. Der ‚Heptaplomeres” galt zweihun⸗ 
dert Jahre lang für ein fehr gefährliches Buch, war, obgleich ſelbſt ein Leibniz wiederholt auf die 
Beröffentlihung deſſelben gedrungen, bio auf die nenefte Zeit nur handſchriftlich vorhanden 
und ift erft 1841 und zwar in Deutſchland (von Guhrauer, zu Berlin) zum Druck beförvert 
worben. 

Gegen dad Enpe feines Lebens machte fih B. einer großen Inconfequenz ſchuldig, indem er 
Fi der Ligue anſchloß und fogar Laon, feinen Wohnort, zur Unterwerfung unter dieſelbe be⸗ 
flimmte. Zu feiner Entſchuldigung oder Rechtfertigung erflärte er, daß die Ereigniſſe ihn Über- 
zeugt, daß es ſich nicht mehr um einen Aufruhr, ſondern um eine Revolution handle. Nach 
wem Tode Heinrich's IH. ſchlug ſich B. indeſſen ſobald als möglich auf die Seite Heinrich's IV., ins 
dem er fich vollſtaͤndig und nicht ohne Sefahr von der Ligue losſagte, noch ehe Die Macht derfelben 
gebrochen war. B. ſtarb zu Laon 1596. A. v. Rochau. 

Bodmerei. Ein Darlehn zu Seefahrten, bei welchem das Schiff zum Unterpfand einge⸗ 
ſetzt wird. In dieſer einfachſten Geſtalt mag wenigſtens dieſes Rechtsgeſchäft ſich bei ſeinem erften 
Urſprung unter den Voͤlkern des germaniſchen Rechts dargeſtellt haben. So wird es auch im 
engliſchen Rechte noch betrachtet, auch wenn das Schiff nicht ausdrücklich verpfändet wird. Die 
Romaniſten dagegen brachten es mit dem foenus nauticum in Verbindung und ſtellten es alt 
ein Darlehn bar, deſſen Rüdzahlumg von ver Rückkehr des Schiffes abhängig gemacht wird, ohne 
daß eine eigentliche Berpfändung des Iegtern, ſobald fie nicht ausdrücklich · ſtipulirt fei, ftattfände. 
Hier wäre alfo die Rückkehr des Schiffes blos die Bebingung, unter welcher das Darlehn zurück: 
gefodert werden kann, und der Schifföinhaber bliebe immer nur perfänlich verhaftet. Da darin 
eine noch gewagtere und fimftlihere Speeulation liegt, fo iſt e8 ſchwerlich der erfte Begriff des - 
Geſchäfto. Allerdings aber findet nur ein perfönliches Haften des Schuldners flatt, wenn das 
Darlehn nicht auf pas Schiff ſelbſt, veffen Kiel und Boden, fondern auf die Ladung gemalt wird, 
die im Laufe ber Fahrt verfauft werben foll, alfo nicht mehr zum Pfande dienen ann. Hier tritt 
bie Respondentia des Erborgers ein. In dem reinen Begriffe des Geſchaͤfts liegt e8 eigentlich, 
daß der Darleiher an allen das Schiff betreffenden Unfällen, ſoweit fie nicht die gänzliche Ver- 
nichtung beffelben Herbeifähren, Keinen Antheil nimmt, folglich auch die Havarie nicht antheilse 
weife mittragen muß. Aber man hat dies nicht überall feſtgehalten; man hat die Bodmerei mit 
dem foenus nauticum, mit allerlei Affecuranzgefchäften, überhaupt mit Geſchaͤften verwechſelt, 
bei venen der Darleiher ganz in dad Intereffe ver Unternehmung gezogen wird. Die Geſetze der 
verſchiedenen Seeftaaten weichen fehr bei Entſcheidung ver Frage voneinander ab, welden Stha= 
den und Verluft, ven das Schiff erleidet, ver Darleiher tragen müffe, und welchen nicht. Gewiß tft 
es, daß er ven casus zu tragen hat, der dad. Schiff an der Rückkehr gänzlich behindert. Immer 
bleibt das Geſchaͤft ein gewagtes, und deshalb haben die Seegeſetze bei dieſen und ähnlichen See- 
geſchaͤften Höhere Zinfen als die gewöhnlichen, ja unbefchränkte Zinfen zugelaffen. Da ferner 
eine große Verfuhung für den Erborger darin liegt, den Untergang eined vielleicht alten 
und ſchadhaften Schiffes herbeizuführen und ſich dadurch an der Rädzahlung des Darlehns, für 
die er, außer dem dinglichen Unterpfanve, im Falle der Erhaltung bes lehtern auch perſoöͤnlich 
verhaftet bleibt, zu befreien, fo mußte man zunörberft ſtreng beftimmen, daß der Darleiher für 
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eben Verluſi Entſchädigung foren kann, der durch die eigene Schuld des Eigenthümers vb " 
Schiffes, oder Durch die d99 Capitäns entſtanden, der culpa und nit casus if. Man hat aber 
auch das Intereffe des Schiffseigenthumers mit dem des Bopmereigeberd zu verbinden und gegen 
pie Unrechtlichkeit des Schiffsführers ſicher zu ftellen gefucht. Deshalb ift es in der Hegel verbo⸗ 
ten, anderswo ald am Wohnorte des Schiffseigenthuͤmers jelbft vergleichen Gefchäfte zu contra= 
hiren. Der Schiffseigenthümer, deſſen Intereffe an vie Erhaltung bed Schiffes geknüpft iſt, Toll 
felbft in das Geſchäft gezogen werden. In ver That aber kommt bie Bodmerei gegennärtig in 
ber Regel gerade nur dann vor, wenn ein Schifförapitän unterwegs in Gelpverlegenheiten kommt 
und zur Fortſetzung feiner Reife einen Vorſchuß aufnimmt, für ben er kein beflereö Iinterpfand 
Hat als das Schiff ſelbſt. Freilich weicht dann auch hierin das Geſchäft von dem gewoͤhnlichen 
Pfandrecht ab, daß nicht der Cigenthümer felbft das Schiff verpfändet. Aber der Kapitän wire 
dann als Bevollmächtigter des Cigenthümers betrachtet, der in deffen eigenem Intereffe Dad Noth⸗ 
wendige verfügt. Die Boontereiverträge, Vodmereibriefe, Beils, Biel:, Byllbriefe werden 
ſchrifilich vollzogen. Sie müflen den Namen des Eontrahenten, des Schiffes und des Gapitäns, 
die Angabe der geliehenen Summe und deren Zinfen, die Angabe des Pfandes, ob dieſes blos 
das Schiff oder auch Die Ladung umfaßt, die Bezeichnung der Heife, welche das Schiff zu machen 
bat, und die Erklaäͤrung enthalten ‚. daß Schiff und Eapitän bis zur Rückzahlung bed Darlehns 
dafür haften, Dagegen die Foderung des Darleihers ceffire, ſobald das Schiff ohne Schul des 
Erborgers verloren ginge. Im der Regel wird die Fahrt des Schiifes, welde Straße e8 ein= 
Schlagen, unter welchem Schuge es reifen folle u. ſ. w., genau bezeichnet. 8. Bülan. 

Böhmen, |. Diterreig. 

Bojoaren, ſ. Deutſche Bolksftämme. 

Belivar (Simon), 1783 zu Caracas geboren, ſtammt von einer angefehenen und reichen 
Samille. Man Tann fi von dem Leben dieſes Mannes, feiner öffentlichen Wirkfamfeit und 
ihrem Gefolge kaum eine richtige VBorftellung maden, wenn man nitht das Syſtem Spanien® 
Pennt, das es in der Regierung feiner amerifanifchen Golonien Jahrhunderte hindurch befolgt 
bat. Was Willlür und Aberglaube, was weltliche und geiftlihe Tyrannen an Grauſamkeit und 
CErniedrigung erfinden können, Spanien gebührt der Ruhm, es erfunden und mit folgerechter 
Beharrlichkeit gegen das unglückliche Amerika angewendet zu haben. &8 ift ihm gelungen, in der 
Reuen Welt das Ehriftentgun wie die Regierung , was fie ihrer Beftimmung nach fein ſollten, 
in ihr Gegentheil zu verkehren ; eine Aufgabe, deren Löfung faft mehr als menfohliche Kraft fos 
derte. Aber der Menſch, ift er über die Grenzen der Menſchheit hinausgeſchritten, vermag im 
&uten wie im Böfen unglaublich viel. Wirklich reäre kaum zu glauben, wie furdtbar Spanien 
die Eingehorenen des Landes, die Indianer beſonders, felbft die Creolen behandelt Hat, ließe ih 
die Wahrheit der Ihatfachen und die Glaubwürdigkeit ihrer Zeugen bezweifeln ober beftreiten. 
B. gehörte zu dem Gefchlechte ver Creolen, und es war eine beſondere Gunfl der Regierung, daß 
fle ihm geftattete, feine Studien zu Madrid zu machen und auf einer Reife bie übrigen europäi- 
ſchen Staaten zu beſuchen. Während feines Aufenthalts zu Paris war er bemüht, ſich die Kennt⸗ 
niſſe zu erwerben, die einen Krieger und Staatsmann unentbehrlich ind. Mit Eifer benugte er 
den Unterricht, der in der Normalſchule und in der trefflichen Bolytehnifhen Schule ertheilt ward. 
An demſelben Orte machte er auch die Bekanntfchaft des berühnten Humboldt und feines Ge⸗ 
faͤhrten Bonpland, mit denen es ihm vergännt war, ein freundfchaftliches Verhältniß anzu= 
fnüpfen, das ſich auf einer Reife, die er im ihrer Geſellſchaft nach Deutſchland, Italien und Eng 
land unternahm, noch mehr befeftigte. Allen feinen Befttebungen lag ber Gedanke zu Grunde, 
zur Verbeflerung des Sch ickſals jeines unglüdlihen Vaterlandes nach Kräften beizutragen. 
Diefer Gedanke mar die Aufgabe feines Lebens geworven. Die Ereigniffe geftalteten ſich ihn 
günftig, da Karl IV. und Ferdin and VII. dem fpanifchen Thron entfagten und Joſeph Bonaparte 
an ihre Stelle trat. Das Mutterland hatte weder Zeit noch Mittel, bie Colonien in der ſtlavi⸗ 
fen Abhängigkeit zu erhalten, durch die allein ihr Befig gefichert war. In dem ſchweren Kampfe, 
den die ſpaniſche Natienalität init der fremden Gewaltherrſchaft beftand, blieb Südamerika dem 
Mutterlande und befien angeſtammtem Fürſten treu. Diefe bemundernswürbige Ergebung ver⸗ 
dieute anerkannt zu werden. Die alte Regierung aber, für die e8, wie für alle Regierungen, bie 
ihrem Fall entgegengehen, nur eine Vergangenheit gab, um fie in der Gegenwart und Zufunit 
fortzufegen, fo fehr ih auch alle Elemente ber Zeit verändert Hatten, wußte den Golonien feinen 
Dank für ein großmüthige8 Opfer, das fle zu Ihren Pflichten zählte. Da erklärten dieſe ihre Un⸗ 
abhängigfeit. B. trat in die Reiht ihrer Vertheidiger. Erſt diente er.unter Miranda, ver in 
dem Heere, das Dumouriez beiefligte, fr die Sache der Revolution gekämpft Hatte und jet ſei⸗ 
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net Mutterlande die Freiheit zu erringen ſtrebte. In dem langen grauſamen Kriege wechfelts 
der Erfolg um fo ungewiſſer, da auf dem unermeßlichen Raume ſich wol Stoff zn Anarchie un 
geieglojer Verwirrung, aber wenig zu Ordnung und einer geregelten Berfaflung fand, und B, 
war bald Sieger, bald Beflegter. In dem Wechſel ver Ereigniffe liegt indeſſen Immer etwas Bes 
harrliches, das ven Begebenheiten ihre Richtung und, wenn ich fo fagen darf, ihren Charakter 
gibt. Die Züge können, ſich abldjend, aufeinander folgen; immer feet ber Hauptzug zurück, 
ver dad Eigenthümliche des Phyſiognomie darſtellt. Wer dieſes Beharrliche, das den Charalter 
bildet, in der Zeit zu erfenuen weiß, begreift auch, zu welchem Reſuitate fie endlich führen nur. 
Das unnatürliche Berhältniß ver Golonien zum Mutterlande konnte länger nicht beftehen und 
mußte fich löfen, früher oder fpäter. . 

Es hatte ſich ein Nationalcongreß gebilvet, und die Unabhängigkeit gewann immer mehr 
Boden. B. zeigte ſich für das Wohl feines Geburtslandes beſonders thätig, feine Anftrengungen 
kronte ein glüclicher Erfolg, und die Dankbarkeit feiner Mitbürger belohnte ihn mit einem 
unbegrenzten Vertrauen. Der Congreß, vieleicht eiferfühtig auf fo große Gewalt, gab ihm ven 
Befehl, die bürgerliche Verwaltung mit ihrem ganzen Einfluß in feiner Provinz wiederherzu⸗ 
flellen. B. ſchien nicht geneigt, der Dictatur, die er wirklich, wenn auch mit Mäßigung übte, zu 
entfagen. Da er aber ven nachtheiligen Eindruck bemerkte, den fein Zaubern machte, berief er 
auf den 2. Yan. 1814 eine Generalverfammlung, der er von ſeinem Verfahren Rechenſchaft 
ablegte und feine Entlaffung anbot. Diefe aber ward nit angenommen, fondern ihm feine &es 
walt, in ihrem ganzen Umfange, bis zur Bereinigung von Benezuela mit Neugranada beftä= 
tigt. Die Schwierigkeiten und Gefahren, welche B. zu bekämpfen hatte, waren faſt unglaublich; 
aber fein Muth und feine Beharrlickeit waren noch größer. Gendthigt, der übermacht der Spa— 
nier unter Morillo zu weichen, ſchiffte er ſich nach Jamaica ein, wo er Verſtärkung zu erhalten 
hoffte. Gegen das Enve des März 1816 fehrte er auch wirklich mit neuen Kräften zurüd, Er 
erließ eine Brorlamation an die Bewohner des Landes, in welcher er allgemeine Dulvung ums 
Vergebung bed Bergangenen verhieß und die Aufhebung ver Sklaverei verfündete. B. war mit 
feinem Beifpiel vorangegangen, indem er feine Neger freigab und unter die Fahne der Unabs 
hängigfeit ftellte, für bie fie fochten. So aber Hatten e8 die Pflanzer von Benezuela nicht gemeint, 
vie fich die Wohlthaten der Freiheit gefallen laſſen wollten, aber nicht die Opfer, die fie foberte, 
Die Habſucht beftand auf ver Sklaverei ver Schwarzen, auch aufpie@efahr Hin, fle mit der eige- 
nen Freiheit zu bezahlen. So mußte B. der Übermacht der Spanier wieder weichen, Fehrte ins 
deſſen bald mit neuer Mannſchaft zurück un flug die Feinde in einem entſcheidenden Treffen. 
Gegen das Ende deſſelben Jahres 1816 warb er zur oberſten Befehlshaberſtelle von Vene 
quela ernannt, nahm fein Hauptquartier zu Angoftura und verfolgte eine-fiegreiche Laufbahn, 
von Paez unterftügt. £ 

Den 15. Febr. 1819 eröffnete B. ven Generalcongreß des Freiſtaats zu Angoftura, legte 
ihm den Entwurf einer Verfafiung vor und entfagte freituillig der Gewalt, die man ihm übere 
tragen hatte. Das Land war nicht in der Lage, auf feine Eräftige Reltung zu verzichten, und er 
ließ fich beftimmen an feiner Stelle zu bleiben. Der Krieg gegen Die Spanler ward mit ber größe 
sen Anfttengung fortgefegt, bie einen glänzenden Erfolg hatte. Neugranada war von ben Fein: 
ven befreit und verlangte mit Venezuela vereinigt zu werven. Der Generalcongreß ſprach bie 
Bereinigung diefer beiden Provinzen aus und gab dem Gefammtftaate ven Namen Golumbien, 
am dad Andenken des großen Entdeckers ver Neuen Welt zu ehren. Alles ſchien eine vorthetihnfte 
Wendung für die Sache ver Golonien zu nehmen, denen das @lüd ver Waffen günftig ar, und 
bie Spanien, daß ji) ſelbſt gegen die Tyrannei feines Königs erhoben, nicht mehr zu fürchten 
hatten. Die Nachricht von der Im Mutterlande erfolgten Revolution traf im Anfange des Jahres 
41820 in Südamerika ein und erfüllte die Gemüther mit Freude und Zuverficht. Peru ftand auf, 
am feine Unabhängigkeit zu erfämpfen, und ®. eilte an ber Spige von 7000 Mann zu feiner 
Unterftügung. Die Siege von Junin und Ayacucho und die Übergabe der Feſtung Gallav ber 
feeiten auch dieſes ſchöne und reihe Land von feinen Unterbrüdern. Unter biefen Umſtünden 
hielt B. feinen Beruf für erfüllt ; er ſchrieb an den Präftpenten des Staats von Kolumbien, es 
fei jegt an ver Zeit, fein Verſprechen zu erfüllen und fid von ven öffentlichen Geſchäften zuruck- 
zuziehen, da fein Feind mehr auf amerikaniſchem Boden ftehe. Der Gongreß hielt eine außeror- 
ordentliche Sigung, um dieſe Sache zu berathen, und befchloß einftimmig, vie Entlaffung nicht 
anzunehmen. Denfelben Schritt that B. bei dem Congreß von Peru, ber aber biefelbe Entſchei⸗ 
dung gab. Da er inbeflen auf der Grfühlung feines Wunſches befand, beſchloß ber Congreß bie 
Sortoauer der Dictatur bis zum. Unfange bed Jahres 1826 und eine Dankadreſſe an pie Armee, 
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dern e Mitwirkung die Erlsſung bes Landes von der Willlürherefäaft eıttfähles 
ten hatte: Zugleich ward der Beſchluß gefaßt, Dem edeln Befreier ein Denkmal zu errichten; B. 
lehnte diefen Beweis der Dankbarkeit ab. Am 15. Aug. 1825 erflärten die Provinzen 
son Oberperu ihre Unabhängigkeit und bildeten unter dem Namen Bolivia einen eige= 
nen Staat. 

Alles ſchien den jungen Breiftanten ein glüdliches Gedeihen zu verkünden. Sie hatten feine 
&ußern Feinde mehr zu befämpfen. Golumbien blühte im Frieden auf, fah feinen Handel belebt 
und die liberalen Iuftitutionen ſich befeftigen ; ba erwachte ver gefährlichfte Feind, der vie Frei⸗ 
heit bebroßt, ver innere Hader, die gehäffige Leidenſchaft, Neid, Ciferſucht, Eigennug und Eltel= 
Teit, die keine Macht der Waffen niederſchlägt. Golumbien zerriß Zwietradht, die einen Bürger: 
krieg entzünbete. B. war unermüblih, um ben Frieden wiederherzuftellen. Es gelang ; aber ver 
Grund des Übels lag zu tief, als daß es vorübergehende Mafregeln auf vie Dauer Hätte heilen 
Unmen. Auch Peru fiel von feiner Berfaflung ab, die ihm ben gehofften Vortheil nicht gewährte, 
Als nie Nachricht von diefem Creigniß ſich in Golumbien verbreitete, ward fle von vielen Seiten 
mit Beifall aufgenommen. Im Schooſe des Congreſſes hatte ſich eine Partei gebilvet, an deren 
Spige Santander ftand, und die B. zu ftürzen ſuchte. Selbſt das Volk kam von feiner Begeifterung 
zurüd und zeigte Gleichgältigkeit oder gab feineMislaune zu erkennen. In ver Hauptſtadt brach 
in der Nacht vom 25. auf den 26. Sept. eine Verſchwoͤrung aus, die den Befreier in feiner 
eigenen Wohnung bedrohte. Der Anſchlag fcheiterte, und B. trat entfchlofien jeder Gefahr ent⸗ 
gegen und bot alle Mittel auf, die verderblichen Anſchläge feiner Feinde, bie aud die Feinde 
des Vaterlandes waren, zu vereiteln. Aber im Kampfe ſah er vie Gefahren machen, die 
Feinde fig vermehren. Peru und Golumbien, kaum von ven äußern Feinden befreit, be: 
kriegten ſich felbftmörverifh. Der General Cordova, den B. zu feinen Freunden zählte, weil 
ex ſelbſt ihm Freundſchaft erwiefen hatte, flel von feinem Wohlthäter ab und pflanzte gegen ihn 
die Fahne der Empörung auf. In feiner Vaterſtadt Caracas fogar kam e8 am 25. Nov. 1829 
zum Aufftande, und in einer Volksverſammlung ward beſchloſſen, vaß ſich Venezuela von ihm 
Tosfage und von Golumbien trenne. Unterveffen verfammelte ſich der Nationalcongreß, im Ja⸗ 
nuar 1850, zu Bogota. B. wiederholte dad Geſuch um feine Entlaffung, die ihm befländig mar 
verweigert worden. Sein Entſchluß war gefaßt, und-der Congreß gab nad. B. kehrte in den 
Privatftand zurüd, in welchen ihn die Öffentliche Dankbarkeit begleitete. Raum war ex von dem 
Schauplatz abgetreten, als die Gefühle in den Gemüthern wieder freundlich erwachten, bie ſich fo 
feinnfelig gegen ihn ausgefprochen hatten. Im Namen ver columbifchen Nation warb ihm ber 
innigfte Dank und die aufritigfte Bewunderung feierlich dargebracht. Zugleich bat man ihr, 
eine jährliche Benfion von 455,000 Sr. anzunehmen. Er farb den 17. Dec. 1830 auf feinem 
Landgute. Am Ziele feiner Laufbahn ſchien er nrübe und bei dem Rückblick auf fein Leben ſchmerz⸗ 
lich ergriffen. Ex hatte es ber Sreiheit, dem Vaterlande geweiht und ver Freiheit und dem Ba= 
terlande Alles geopfert, und das große Opfer ward mit Undanf aufgenommen. Seine legten 
Worte waren Wünfche für die Freiheit und dad Vaterland. 

Man hatte B. im Verdachte, nach der Herrfchaft geftrebt zu Haben. Man fennt feinen Zug 
in feinem Leben, ber dieſen Verdacht begründet. Hätte ihn aber auch die Luft nad ver Höchften 
Gewalt verfucht, der große Naturen am leichteften unterliegen, dann wären bie Nationalver- 
ſammlung, bie Eomgreffe, das Wolf felöft, die in feine Entfernung nie willigen wollten, feine 
Mitfulvigen geweſen. Sein ſtetes Streben war bie Befreiung feines Vaterlandes, aus der er 
fi die Aufgabe ſeines Lebens gemacht, und er hat fie gelöft, wie fle unter ven gegebenen Verhält- 
niffen zu löfen war. Wir fehen in ihm ven Waſhington von Südamerika, wie Südamerika ihn 
haben konnte. In diefem war für ein Werk wie die Vereinigten Staaten Tein Stoff zu finden. In 
den Boden Nordamerikas hatte England ben Samen gelegt, aus dem die Freiheit ſich entwickeln 
konnte. In Südamerika hatte Spanien nur das Unkraut gepflanzt, das ald Frucht den Despo⸗ 
tismus trägt, der in dem Sklavenſinn ein williges Werkzeug findet. B. konnte feinem Bater- 
lande nicht werben, was Wafhington dem feinigen gewefen, und man darf vielleicht bedauern, 
Daß er ihm nicht ein Mapoleon geworben, ber mit kräftiger Hand die ſtreitenden Intereffen und 
Leidenfchaften in Schranten hielt. 3. Weitzel. 

Bolivia. Oft gaben Weltftürmer und Eroberer es verſucht, Ihren Namen in ihren Trobe⸗ 
rungen zu verewwigen. Selten iſt es gelungen, und nach dem Tode des Gewalthabers ging das 
nur durch Einzelmacht Gelungene wieder zu Grunde, trat dad Alte in feine Rechte, ſtrafte ver 
Haß ver Völker ihren Tyrannen mit freiwilliger Bergeffenhelt, Nur der Name des Wohlthaͤters 
wird in Segen bewahrt, und fo trägt Alexandria noch ven Namen Alexander's des Großen, ber 
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Yen Keichthum und das Handelsleben von Tyrus und Sidon dorthin vereinigte; Konſtantino⸗ 
pel Hat für immer ven Namen Byzanz mit dem bed erſten Chriſtenkaiſers vertaufcht, der es zum 
Sige der Macht erhob, und folange Bolivia als ein unabhängiger Staat befteht, wird es ven 
Namen feines Begründers in Ehrenerhalten. Je freier ein Werk von ven Rückſichten auf eigenen 
Bortheil auägeführt warb, deſto befler gedeiht es, und Bolivar hat in Bolivia bleibenvere Spu⸗ 
ren feines Wirkens hinterlaffen als in Golumbien, deſſen Band ſchon gelöft ift. Der Staat Boliz 
via liegt zwiſchen 44° 55‘ und 25° 54° ſüdl. Br. und 307° und 320° 54° Öftl. Länge von Ferro. 
Man ſchaͤtzt fein Areal auf 20,000 Quadratmeilen, feine Beodlferung auf 1,800,000 Menſchen. 
Es grenzt noͤrdlich an Peru, weſtlich an dieſes und an die Südſee, öſtlich an Brafilien, fünlih 
an die Argentiniſche Republik und Chile, durch diefe Lage in die meiften Beziehungen des ſüd⸗ 
amerikaniſchen Staatenſyſtems verflochten. Es ift ein Gebirgsland, von ver höchften und ausge⸗ 
vehnteflen Strecke ver Anden durchzogen, und die Bergländer haben immer beſtimmend auf bie 
Cultur gewirkt. Glaubt man doch auch Hier, daß die erſte Ouelle der altperuanifchen Eultur an 
den Ufern des Titicacafeed von Ehucuito entfprungen fei, der zur Hälfte zu Bolivia gehört. Das 
Land gehört zu den rauhern, und nur in den öftlien Thälern und Ebenen wird es üppig. 
Wichtig, doch in neuerer Zeit auch gefunfen, ift der Ertrag feiner Bergwerfe. Andere Ausfuhr 
artikel find die Bicunnawolle, Gummi und Färbe- und Arzneiftoffe; doch muß ſich diefer Handel 
erſt bilden. Bolivia ift das alte Oberperu, die Gebirgsprovinzen des ehemaligen Vicelönig⸗ 
reichs Rio de la Plata; einft alfo ein Theil des Reiches der Incas. Der Weiten Bolivias ges 
Hörte zu den urfprünglichen Reiche der Incas von Cuzco, die von da auß, zunaͤchſt unter Kapak 
Yupanli, das Reid) von Peru eroberten, wie es die Spanier vorfanden. Und wie von Hier aus 
jene Herrſchaft begründet ward, fo hielt ſich auch Hier die indianiſche Nationalität am längften 
in einiger Kraft und machte abermals von hier aus 1780 den gefährlichften Verſuch einer Wie- 
dererhebung. Im Oberperu erhob ſich damals der Kazike Kondockanki als Inda Tupec Amanu, 
mit ihm die ganze indianiſche Bevölkerung zum furchtbaren, fruchtloſen Aufſtande. Die Zeit war 
dem Staatsbürgerthum günftiger als dem Volksthum. Sie konnte nicht fördern, was fie nit 
serftand. Die civilifieten Bewohner bed Landes waren glücklicher in ihren Beſtrebungen, das 
Joch des Mutterlandes abzufhütteln. Frühzeitig, ſchon 1809, bildete fi zu La Paz eine Re⸗ 
gierungsjunta. Aber im Anfang war der Erfolg nicht günftig, und 15 Jahre lang Hielt fich ver 
Vicekönig La Serna und fpäter der General Dlaneta gegen die Angriffe der Infurgenten und 
die Befreiungöverfuche, die im Anfange, namentlich von Chile aus, gemadt wurden. Von Eos 
Iumbien aus kam die Hülfe. Schon 4823 machte Bolivar einen Verſuch, die ſpaniſche Herrſchaft 
auch in Bern zu flürzen, mußte aber das kaum befegte Lima vor ven anbringenden Waffen des 
Vicekönigd bald wieber verlaffen. Glücklicher waren er und General Sucre 1824, wo jie vie 
Siege von Junin und Ayacudo erfochten, melde der ſpaniſchen Herrfchaft ein Ende machten. 
Bolivar Hatte auch für fi gewirkt, und der Gongreß von Lima ernannte ihn zum Dictator. Daß 
die Provinzen von Oberperu fi 1825 von dem übrigen Lande trennten und einen unabhängi— 
gen Staat formirten, ſchwaͤchte feinen Glanz nicht. Denn auch die neue Republik erklärte ihn zum 
Iebenslängliyea Dietator und nahm fogar ſeinen Namen an. Er ſcheint mit befonderer Vorliebe 
auf diefen jung :n Staat geblickt zu Haben ; aber die Grundlagen dieſer perfönlihen Macht ſuchte 
ex fortivährentibei ihrem Urfprunge, in Golumbien. Als er dort durch fein ſichtliches Streben 
nad Alleinherrſchaſt und durch feine Berfuche, allen von ihm geleiteten Staaten feinen oode 
boliviano aufzubringen, unpopulär wurde, da blieb bie Nachwirkung auch in Peru und Bolivia 
nicht aus; ja gerade bier, mo der Einfluß feiner perfönlichen Näde und feiner Verbindungen 
mangelte, brachen die Reactionen gegen ihn zuerft aus. Gr hatte die Dictatur von Bolivia nur 
infoweit übernommen; als er ſich dadurch berufen hielt, dem jungen Staate eine Verfaflung zu 
geben, die den 25. Aug. 1826 von vem Gongreß angenommeg ward. Zum lebenslänglichen 
BPräjidenten ward barauf®eneral Sucre erwählt, der fich mit Hülfe von 2000 Mann columbiſcher 
Truppen zu halten fuchte. Aber ſchon 1828 vereinigten ſich dieſe Truppen felbft mit ven Unzufrie⸗ 
denen im Lande. Die Verfafjung ward abgefchafft, General Sucre geftürzt und General Santa= 
Cruz zum Präfiventen erwählt. Zwar nahm er den Antrag anfangs nicht an; allein ald ver 
ufurpatorifche Präſident Velasco abgefegt, der General Blanco in der Neujahrsnacht 1829 bei 
einem Aufftande ermorbet worden war, übernahm Santa⸗Cruz die Regierung. Er gab einen 
Codigo Santa-Cruz, beſchwichtigte innere Unruhen, ordnete bie Finanzen, fliftete einen Orden 
der Ehrenlegion, that Manches für die Landescultur, und Alles fehlen gut zu gehen. Da verdarb 
wieber dev Eroberungsgeiſt fein Wert. Als wären biefe einzelnen Staaten nicht ſchon zu groß, 
brennen alle dieſe füramertfanifjen Staatshäupter, ſobald fie ſich nur irgendetwas feft fühlen, 
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darauf, ihr Gebiet noch gu erweitern, und aud) Sauta⸗Gruz fpecnlirte auf fern. Min vortiget 
Streit um die Regieruag, bei dem man ihn unflug genug zur @inmifchung einlud, gab ifın An- 
laß; bei Cuzco fehlug er am 8. Aug. 1835 den General Bamarra, und in Fruhjahr 1836 war 
er im Stande, an die Spige einer Eonföberation von Bolivia, Nerbperu und Säbpern zu treten, 
anf zehn Jahre zum Protector ernannt. Das aber machte Chile beforgt, und es kam zum Kriege, 
worin endlich vie Ghilefen und Gamarra den Santa-Cruz am 20. Jan. 1859 bei Yungay aufs 
Haupt fhlugen. Gamarra ward Präfident von Peru. Wie Santa-Eruzlinglüd Hatte, ward er 
aud in Bolivia geftürgt; Veladeo ward Präſident, ſchloß Frieden mit Chile, und Santa-Eru; 
verließ am 13. März 1859 das Land. Er hinterließ eine Partei, melde bald mächtig genug war, 
feine Verwaltung für tabelfrei erklären zu laffen, ven Veladco gefangen uahm und die Rüdkehr 
des SantasGruz betrieb. Diefe erfolgte nicht ſchnell genug, und inzwifchen gelang es dem General 
Ballivian, die Parteien für ſich zu vereinigen. Dieſer befefligte auch feine Gewalt, indem er in 
einem Kriege mit Beru, das die Provinz La Paz loszureißen frebte, die Beruaner am 18. Nov. 
4841 bei Viacha fhlug, wobei Gamarra felbft fiel. Ballivian rückte in Beru ein, aber Chile 
sermittelte zu Paaco den Frieden vom 7. Juni 1842, auf die Grundlage des status quo ante 
bellum. Santa-Eruz ließ aber noch immer keine Ruhe, verfuchte mehrmals Aufftände in Peru zu 
Stande zu bringen und fiel endlich 1844 in Bolivia ein, ward aber gefangen und an Ehile ausge: 
liefert, wo ex längere Zeit mit Strenge überwacht ward. Indeß auch Ballivian fand ſich I848 be: 
wogen, fih nadı Valparaiſo zurüdzuziehen, worauf @eneral Belasco Präſident ward. Gegen vie: 
fen intriguirte General Belu, brachte erſt mehre Provinzen auf feine Seite und ſchwang ſich end: 
lich ganz an jeine Stelle, wo er ſich bis zum 15. Aug. 1855 behauptet hat, an weldem Tage ver 
General Cordova die Präſidentenwürde erlangte. Ts war dies zunächſt Die Folge eines Krieges 
mit Peru. Bolivia hatte einen für die peruanifhe Regierung beftimmten Pferbetranspurt wegge⸗ 
nommen, worauf Peru ſich eines boliviſchen Handelsfahrzeugs bemächtigte und einen hohen 
Grenzzoll auf bolivifche Waaren legte. Als ſich nun Bolivia durch Ausprägung geringhaltiger 
zur Ausfuhr nach Peru beftimmter Piafter rähte, befegten die Beruaner ven Serhafen Cobija 
(1854) und ſchnitten Bolivia dadurch von dem Stillen Meere ab. Die weſentliche Folge des fehr 
unbihtigen Krieges war bie erwähnte Umänderung. 8 ift in Bolivta nicht von ſonderlichen 
Sortſchritten zu reden, welche wol ein anderes Element bedingen würden, als Die vortige Bevoͤl⸗ 
Zerung bietet, von ber überdies die zum Theil nod in völliger Wildheit umherſchweifenden, 
theilweife aber auch getauften und für einen Anfang ver Eiviltfation gewonnenen Indianer fieben 
Behntheile bilden. Indeß geht von den Indianern nicht leicht ein Anftoß zu Staatöveränderun: 
gen aus. Daß es in Bolivia verhältnigmäßig wenig Mulatten gibt, dem mag e8 zum großen 
Theile feine vergleichsweiſe Ruhe vervanfen. Denn wo Mulatten und alle ihre Schattirungen 
fich zahlreich neben ven Weißen finden, va bekämpfen ſich aufſtrebender Ehrgeiz und verächtliches 
BZurüdweifen, und aus viefem Gonflicte entftehen dann immer neue Verwirrungen. 


F. Bitlau. 
BoHandiften, |. Het, Aeten. 
Bonald (Ludwig Gabriel Ambrofius, Bicomte v .), 1760 zu Monna bei Milhaud ge: 
boxen, ſtammt von einer alten angefehenen frangöfifchen Familie. In dem Kampfe ver Parteien, 


welche die zwiefpaltige Zeit getheilt, erwarb er ſich als Schriftfteller einen großen Ruf, der von 


einer Seite fo theilnehmend anerkannt als von der andern lebhaſt beftritten ward. Was man 
inveffen and) von feinen politifhen Grunpfägen, Anfiten und Meinungen halten mag, fein 
Reben ift tadellos, der treue Ausprud feines Glaubens; und wenn dieſer fi ach widerlegen 
läßt, dann bleibt Doch jenes vorwurfäfrei. Wie er ſich im Beginnen feiner Laufbahn angekün: 
bigt, fo hat er fich in ihr gezeigt, fich immer gleich in Wort und That. Im Jahre 1790 zum 
Bräfidenten ber Berwaltung feines Departements ernannt, fand er die Wendung, welche die 
Angelegenheiten ſeines Baterlandes nahmen, fo wenig im Einflange mit feinen Geilnnungen, 


aß ex als entfhievener Gegner der Revolution auftrat. Ex lebte als Emigrirter zu Heidelberg 


Nach der Rıftauration ward er in dem Eöniglichen Rathe des öffentlichen Unterrichts angeftellt, 
teat 1845 als Deputirter feines Departements in die Kammer, In der er fi als Sprecher dei 
rechten Seite auszeichnete, und erhielt ſich auch in den folgenven gefeggebenden Verſammlungen 
an feiner Stelle. Im Jahre 1823 ward er zum Pair ernannt und legte 1830 freiwillig dieft 
Würde nieder, weil er dem neuen Könige ven Bid nicht leiſten wollte. Nur ven Namen einet 
Mitglieneß der Sranzdfifcgen Akademie, in welche er 1846 aufgenommen worden war, behielt eı 
Set. Er ftarb 1840 zu Monna. 

Die erſte Schriſt, Durch welche B. die Aufmerkfamkeit auf ſich zog, erſchien 1796 unter em 
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Titel: „Die Theorie der politifgen und veligidfen Macht in ver bürgerlichen Geſellſchaft („La 
theorie du pouvoir politique et religieux dans la socigte civile”). Dem Verfaffer ift die poli- 
tifche Gewalt nichts anderes als eine genaue und vernünftige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Geſellſchaft. Seinem Grundſatze muß feldft die Geſchichte die nöthigen Be— 
weife liefern, und ex findet die Geſetzgebung aller Völker mangelhaft und oft barbarifch, ehe dad 
Chriſtenthum jie erleuchtete und bejeelte. Sragt man, wie der Menjd ven Willen Gottes kennen 
lerne, dann wirb auf die Offenbarung hingewiefen. Ein Zweifler, der nicht den rechten Glauben 
hat, fRößt freilich auf hundert Bedenklichkeiten. Auf welche Weiſe gelangen wir zur Offenbarung? 
Wird fie unmittelbar von Gott oder, auf deſſen Gingebung, von Menſchen mitgetheilt? Im 
Falle. aber jie von dieſen kommt, wie denn alle Offenbarung durch auserwählte Propheten, Ge⸗ 
faldte und Gottgefanbte den Völkern zugefommen ift, wie wiflen wir, daß fie Gottes Werf und 
nicht das des Menſchen fei? Darf man prüfen, zweifeln und beftreiten? Das geht mol nicht, weil 
die Vernunft fonft über ver Offenbarung flände und diefe richtete, nad) der doch Alles gerichtet 
werben muß. Und wenn mehrere Offenbarungen ſich begegnen, ſich beſtreiten, da es doch käum 
ein Volk, einen poſitiven Glauben ohne Offenbarung gibt, mer ſoll vermittelnd unter fie teten, 
zwiſchen ihnen entſcheiden? Ohne Zweifel die Vernunft, wenn doch entſchieden werben muß. 
Selbſt B. meint, die politiſche Gewalt fei eine vernunftmäßige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Geſellſchaft. Um aber zu wilfen, ob diefe Anwendung wirflid der Vernunft 
gemäß fei, wird man fi ohne Zweifel an die Bernunft wenden müffen. Die wahre, einzige 
Dffenbarung if und dad Chriſtenthum, an deſſen Heiligkeit wir glauben. Wie ſteht e8 aber mit 
den Staaten und Völkern, die einen andern Glauben haben? Sind wirklich die Geſetzgebungen 
und Regierungen immer und allenthalben weriger mangelhaft, feitvem das Chriſtenthum bes 
ſteht? Haben die Staaten, deren Bewohner ſich zu ihm befennen, wirklich der Barbarei entfagt? 
Finden wir ven Geift des Chriſtenthums in der Inquifition, in dem Benehmen VPhilipp's I. und 
Alba's, die göttliche Lehre des Evangeliums in dem teuflifchen Benehmen der Spanier in Ame⸗ 
rika, in der Bartholomaͤusnacht, in der Vertreibung der Mauren, in ver Behandlung der Juden, 
in ver Vertilgung ber Albigenfer und der Verfolgung der Hugenotten? B. ſieht in der Revolu⸗ 
tion die Duelle alles Übels, die Urſache des Bäfen, das über Frankreich gekommen, und findet in 
der Wiederherſtellung dev Bourbons, die er verfündet, das einzige Heilmittel gegen bie Gebre⸗ 
hen und die Noth der Zeit, die Leiden der Geſellſchaft, die Gejeglofigkeit und ven Atheismus. 
Wann aber hat die reigeifterei und der Atheismus in Frankreich ſich Bahn gebrochen ? Gaben 
die Regentfhaft und die Regierung Ludwig's XV. vielleicht dad Beiſpiel der Sittlichkeit, ber 
Achtung vor dem Gefege und ber Frömmigkeit? Sollen wir in der Hofwirthſchaft ber Pom⸗ 
pabour und der Du Barri unfere Mufter ſuchen? Iſt das Ververben von den untern Ständen 
audgegangen und hat die höhern durch Anſteckung verpeftet? Sind e8 bie Hütten, welche die Pa⸗ 
läfte vergiftet und zu Grunde gerichtet Haben? Allerdings hat die Revolution großes Unheil 
über Frankreich und die Welt gebracht. Was aber hat die Revolution erzeugt? Iſt fie eine 
Wirkung ohne Urſache, ein älternlofes Kind, eine Frucht, die ohne Samen aufgegangen? Wir 
vn nur, und B. und bie Schriftſteller, die feines Glaubens find, mögen antworten und und 
belehren. 

Seine Brunbfäge und Meinungen hat B. in einem umfaflenden Werke, das 1812 erſchienen 
ift („L6gislation primitive considerse dans les derniers temps par les seules lumiöres de 
la raison‘‘) weiter ausgeführt. Im demfelben fucht er feine Anſicht zu begründen, daß alle Phi— 
loſophie und menſchliche Geſetzgebung eitled Werk, die wahre Philoſophie in dem Chriſtenthum 

5 und in ber Gefeggebung Gottes enthalten fei. Durch eine Kette von Beweiſen fucht er darzuthun, 
8 Haß ohne Sprache der Menſch weder Gedanken noch Willen, weder Bernunft noch Erkenntuiß 
"8 per Wahrheit haben könne; daß er ohne fie Fein menschliches Wefen fei und es für ihn feine bür⸗ 
vs gerliche Befellihaft geben würde. Das Alles mag ohne Sefahr-und Nachtheil zugeftanden wer⸗ 
+ den, weil dem Menſchen, wo er ſich immer fand und findet, die Gabe der Sprade nicht entzogen 
% war und er demnach zu den Vortheilen und Genüffen, deren Bedingung die Sprade ift, gelan- 
gen konnte. Was aber die Behauptung betrifft, daß der Menſch die Sprache nicht habe erfinden 
vi Eönnen, die ebenfalls eine Offenbarung fei, fo müflen wir geftehen, daß es dem Berfafler nicht ge= 
»f Langen ift, uns, bei dem beften Willen, von der Wahrheit verfelben zu überzeugen. Wie der 
zu Menſch die Sprache erfunden hat, möchte freilich fo wenig nachzuweiſen fein, ald auf welche Weife 
‚rer zur bürgerlichen Geſellſchaft, zur Schrift, zu mancher Kunft gekommen if. Die Sprache jelbft 

AR das Mittel der Überfieferung, und ih wüßte nicht, wie fid die Art der Erfindung des Mittel 
ne BSteata⸗ Lexiton. IL \ 0 


ae neanmen 


ware 


% 


7% Bordell Börfe 


der Überlisferung überliefern ließe, beſonders weun die Sprache, wie ber Verfühfer meint, bie 
Bedingung aller Vernunft, alfer Erkenutniß, alles Willens, alles gefelligen Lebens tft. Sprache 
haben wir alfenthalben gefunden, wo Menſchen waren, roh oder gebildet, reich oder arm, je nad: 
dem die Menfchen, die fie geſprochen, roh oder gebildet, reich ober arm an Kenntnkffen over Be⸗ 
griffen waren. Daß fie alfo ihre Sprache ſelbſt gebitnet, vervollkommnet, verewelt, bereichert ha⸗ 
ben, läßt ſich geſchichtlich nachweiſen. Wie aber die Sprache erfunden werben? Da liegt bie 
Schwierigkeit. Wird fie gehoben, wenn wir ein Wunder annehmen? Und dad unmittelbare 
Einwirfen der Gottheit auf menſchliche Dinge if doc ein Wunder. Wäre es vielleicht begreif- 
licher, wie Bott ven Menſchen die Sprache gelehrt, als wie er fie von ſelbſt gelernt? Weil ed und 
ſchwer wird zu verftehen, wie ber Menſch zur Sprache gefommen iſt, verftehen wer vielleicht 
beſſer, wie fie ihm eine Offenbarung mitgetheilt? Heißt das nicht das Inerflärte durch Uner⸗ 
klärliches erklären wollen? Die Alten, die auch nit mußten, vote fo viele nuͤtzliche Erfindungen 
das Eigenthum ber Menfchen geworben waren, machten es ſich noch Bequemer und ſchrieben fie 
alle der Mittheilung ihrer zahlreichen Bottheiten zu, felbf das Pllͤgen und Säen, 28 Spinnen 
und eben. Wir find aber doch feine Heiden. B. macht felbft die Kunſt zu ſchreiben zu einem 
Gegenſtande der göttlichen Offenbarung. Was man ſich auf eine natürliche Welſe nicht zu erklä⸗ 
von weiß, das läpt man auf eine uͤbernatürliche geſchehen, und fo iſt man aus aller Berlegenheit. 
Das aber Heißt ven Knoten zerhauen, nicht auflöfen. Ganz im Einklange mit den Grunsfägen 
feiner Lehre ſtellt B. die Behauptung auf, man habe nie Gloitifation, d. h. Vernunft in ven Ge⸗ 
fegen und ‚Kraft in den Geſetzgebungen gefunden, als bei ven Juden und Chriſten, und biefe & 
ſellſchaftlichen Vereine feien die einzigen, pie Beine falfigen, abgeſchmackten und barbariſchen Se⸗ 
fege gehabt. „Es iſt“, verfichert er, Thatſache, welche Die Geſchichte aller Zeiten bezeugt, daß in 
ver. Alten Weit ſowol ald in ber Neuen fich Gottesvergeſſenheli und Unterbrüdung des Menfegen 
allenthalben findet, wo nicht Die Kenntniß, die Anbetung und der Dienft des Gottmenſchen an= 
getroffen wird.“ Die Gauptzlige feiner Lehre führt ex felbft auf folgende Säge zuruck: 4) Die 
Religion iſt die Grundlage aller Geſellſchaft, weil nur in ihr der Grund aller Gewalt und aller 


Pflicht gefunden werben fann. 2) Die Meligion iſt demnach die Grundverfaſſung eines jenen - 


geſellſchaftlichen Zuftandes. 3) Die bürgerliche Geſellſchaft beſteht demnach aus Religion und 
Staat, wie der vernünftige Menſch aus Intelligenz und Organen befleht. 4) Die civiliſtrte Ge⸗ 
ſellſchaft iſt nichts anderes als die Religion, welche die Öffentliche Gefellſchaft zur Vervollkomm⸗ 
nung und zum Glücke des menſchlichen Geſchlechts leitet. 5) Diefenige Geſeilſchaft IR demnach 
die vollkommenſte, wo ſich in ver Berfaflung am meiflen Religion und in ber Verwaltung 
am meiften Moral findet. 6) Die Religion muf den Staat conſtituiren und es iſt gegen bleRa= 
tur der Dinge, daß der Staat die Religion conflituire. 7) Der Staat muß der Religion gehor⸗ 
Gen; aber die Diener der Religion find dem Staate in Allem Gehorfam ſchuldig, mas er im 
Tinklange mit ben Befegen der Religion verfügt, und pieRellgion feibit beflehlt nichts als was 
mit den beſtehenden Geſetzen bes Staats Übereinfihmmt, Wir ſchließen ven Auszug, der · die 
meiſten Leſer nicht ſehr anſprechen duͤrfte. Wollte men einen Staat nach den Kobernngen B.'s 
ins Leben führen, dann dürfte ein altaͤgyptiſches, aber chriſtliches Konigthum mit ber Brieſter⸗ 
kaſte ſeinem Ideale vielleicht am erſten entſprechen. 

In feinen vermiſchten Schriften literariſchen und politifgen Inhalts („‚Mölanges Uttraires 


we 


et politiques”) ‚führt er feine bekannten Anfichten weiter aus und ſucht fie fefter zu begrüun- - 


ven. Im Jahre 1818 gab er feine philoſophiſchen Unterfugungen über bie erften Gegenſtände 


der moralifgen Kenntniffe („‚Recherchos philosophiques sur les premiers objets des con- : 


naissanoes morades”) heraus. Im diefem Werke unterwirft er alle philoſophiſchen Syfteme 
einer firengen Brhfung und zeigt ihre Unhaltbarkeit, wo fle feinen Foderungen nicht entſprechen. 


Im Alterthume nimmt Sokrates die erſte Stelle ein, ber, wie ber Verfaſſer meint, vor allen 


einen einzigen Gott, ven Schöpfer, Erhalter und Bergelter, und die Unſterblichkeit der Seele er: 
kannte. Der griechiſche Weile, änpert B., Fönne zu biefer Kenntniß durch die Bücher der Inden 
gekommen fein, die zu jener Zeit im Orient ſchon verbreitet geweſen. Kant verwirft, nach Ihm, 
als unzureihend und irrig, was 3000 Jahre hindurch gelehrt worden Mi. Die kritiſche Philofo⸗ 
pbie dieſes neuen Reformators, mit Gepränge verkündet, mit Sanatismus aufgenommen, mit 
Wuth beſtritten, hat fein anderes Refultat sn als Spaltung, Erbitterung ımd einen att- 
gemeinen Ebel an allen Doetrinen. — So meint B. J. Weitz el. 

Bordell, ſ. Sittenpolizei. 

Börfe, Börfengefipäfte, Börfenmaller, Börfenfpeculatien, Wörfenfptel. An Yen: 
belöplägen pflegten von jeher die Kaufleute tegelmäßige Zufammenfünfte gu halten, ına unters 
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einonder ihre Meſchaͤfte zu machen. Die Bufammenfünfte unterfgelhen Hd von. einen gewoöhn⸗ 
den Markte dadurch, daß nicht die zu verkaufenden Waaren felbft, fondern nur Muſter davon 
mitgebracht werden. Die Einrichtung if fo alt wie ver Handel, ſobald ſich derſelbe an Mittel⸗ 
yunkten ſammelte und Ausdehnung gewann ; fie befand im Akterthume wie im Mittelalter und 
in ber neuern Zeit; ihre Betrieböregeln und Polizei, wie ihre größere Bedeutung verdankt fie, 
gleich den Banken, ven Handelsaſtädten, hauptſächlich in den Niederlanden und im Bunde ber 
Hanſa; fle wurde mit dem Namen Gollegium, Loge, Konvent u. a. bezeichnet; ber Mame Vorſe 
toll zuerſt zu Brügge in Flandern gebraucht worden fein. 

An der Börfe befinden fi bie Mitteläperfonen zwiſchen ven Käufern und Verkäufern, die 
Makler, melde von beiden Seiten die Aufträge erhalten und durch gegenfeitige Mittheilung and- 


führen. Die Makler haben ihre beflimmten Pläge oder Heinen Buden, ebenfo hat jebed Gankele: 


Haus eine feſte Stelle, wo ein Vertreter ver Birma zu finnen il. Mad) ven Abſchlüſſen werben 
bie Tagespreiſe ver Wosren bekannt gemacht. Wenn eine Waare noch nicht am Orte liegt, aber 
Mufter vorhanden find, fo kann fie ſchon vor ihrem Bintreffen verfauft werben, umb dies iſt ber 
Nrfprung ber Zeitfäufe, welche vem Verkäufer den Abfag, dem Käufer die Deckung feines Me: 
darfs unabhängig von dem augenblicklichen Vorhandenſein der Waare geftatten. 

An der Börfe findet der. Kaufmann ferner Gelegenheit, den weitern Transport der Waaren 

zu bebingen, indem er dort bie See- und Landfrachten erfährt; endlich Bann er daſelbſt fremde 
Geisforten und Wechfel kaufen und verkaufen, alfv Zahlungsmittel für feine Verbinvlichkeisen, 


Gelb fir feine Foderungen an fernen Orten erhalten, oder beide, Foderungen und Verbind⸗ 


lichkeiten, durch unmittelbaren Tauſch feiner Wechſel gegen andere auogleicen 
Waaren, Wechſel und Frachten find die eigentlichen Gegenſtände ver Voͤrſengeſchäfte Pr auf 


die neuere Zeit, und es gibt heute noch Boͤrſen, welche feinen andern Eingang geſtatten, wie z. W. 


in Bremen. Dagegen gibt es auch Boͤrſen, bie fich für ven Wechſelhandel behaupten, obgleich wer 
Waarenhandel dort ſehr zuſammengeſchrumpft ift, wie z. B. Sranffurt a. M. und Augäbung. 
Die Staatdanleihen, die Ciſenbahnbauten und die Ausdehnung von inpuftriellen und Hau⸗ 
belöunsernefmungen durch bie Affociation Haben den Börjen ein neued Element an leicht uͤber⸗ 
tragbaren Schuldurkunden zugeführt welches gegenwärtig in ihrem Verkehre eine ãͤbecwiegende 
Role fpielt. In dem allgemeinen Überblidde des Artikels über das Bankrorien findet bar Lefer 


hen Gang biefex. Entwidelung, welche die Börfen von ihrer frühern Stellung inmitten des Waa⸗ 


ren⸗ und Geldmarkts zu Centralpunkten des Gapitalmarktö erhoben har. 
Die Schuldſcheine der Regierungen, die Actienobligationen, Prioritäten ver Ciſenbahn⸗ und 
anderer Geſellſchaften bilden die Gegenſtaͤnde des Handels an der Konad: und Effectenboͤrſe, 
und ihnen fließt fi in der Regel ver Geld⸗ und Wechſelhandel näher an, indem er ſich von der 
MWaarenbörfe ablöR. Die Umfäge in jenen Schuldpapieren bezwecken, Geld als Capitale anzu⸗ 
legen, ober auß der bißherigen Anlage frei zu machen, mit oder ofjue Die Abſicht, durch Anderung 
in ber Anlage noch an dem Unterſchiede ver Preife zu gewinnen, d. h. mit ober ohne Speculation. 
Die Bermittler diefer Geſchäfte heißen, zum Unterſchied von den Waarenmallern (courkiers de 
commerce, brokers), @ffecten= over Fondsmakler (agents de change, eigentlich Wechſelmakler, 
stock brekers), und Die Tageöpreife werden durch die Curszettel bekaunt gemacht, welche dieje⸗ 
nigen Gffecten enthalten, deren Aufnahme durch ihr Vorkommen im Handel werenlaßt, duch 
Verabredung der Makler zugelafien, und durch die Polizei geftättet oder geduldet wish. Bei dem 
Umfange, ben der Handel in Waaren, Wechfeln und Effecten gewonnen hat, theilen ſich vie Mok⸗ 
ler in feine verſchiedenen Zweige; gewöhnlich werben die Waaren⸗ und die Vapiergeſchaͤfte auch 
in beſondern Räumen ober Stunden betrieben. In London ift Die Royal exchange für die Was⸗ 
ren, bie Stock exohange für die Effecten; in Paris ſchließt die Beichäftszeit fr Jeptere um 
3 Uhr, für erfiere um 5lihr; in Berlin hat die Wanren-(Betreive-)Börfe ihr beſonderes Local. 
Früher richtete fich die Verfammlungszeit nach ver Poſt, die nicht jeden Tag aukam und ab⸗ 
ging, und es find heute noch Spuren aus jener Zeit vorhanden; in Vexlin z.B. wirb nur au 
drei Tagen in ver Woche (Diendiag, Donnerdtag und Sonnabend) mit Werfeln gehaubelt, uns 
‚Diofe heifien Poſttage. Die Effertenbörfe Hat Feine ſolche Erinnerungen, denn ihre Ausabildung fällt 
in bie Periode der Tiſenbahnen, mit deren Papieren gehandelt wird, und Ieldge die Mofttage in 
ner Wode zu Poſtiſtunden am Tage versielfältigt Haben. Nuran Sonn: und Feiertagen iſt gegen⸗ 
wärtig der Börfentempel geſchloſſen; ja, wo nicht Sitte oder Polizei antgegemtzeien, ofnet ſich 


‚Hann ven Beſuchern ein anderes Local, das wol gu am Abend Diejmigen-aufaivamt, bie wäh " 


xend ber Wärfenzeit ihren Geſchaftstrieb nicht ordentlich befrienigen konnten. 
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Schon am Morgen machen die Makler und ihre Gehilfen die Rrunde bei ven Bank: und Han⸗ 
velöhäufern, um Aufträge zu ſammeln. Die Börfe wird um die Mittagöftunden eröffnet, und 
füllt fi mit den Vertretern der Firmen, mit Privatleuten, welche einen beftimmten Zweck haben, 
mit Beobachtern, melde ihre Entſchließungen von ber Bewegung ver Preife abhängig machen, 
und fi bemühen, das, was fle wollen, nicht vor der Zeit merken zu laffen. Es wogt und fummt 
and drängt dad Gewühl, Angebot und Nachfrage laſſen ſich ſchreiend vernehmen, der Telegraph 
bringt unmittelbar an der Börfe Aufträge von außen und Berichte von dem Gange an den übri⸗ 
gen europäifchen Börfen. Denn da fie alle zu gleicher Zeit, zwiſchen 12 und ZUhr, in Thätigkelt 
. Ku, fo verbindet ber Draht fie alle wie zu einer einzigen großen Verfammilung. London und 
Baris, Berlin, Hamburg, Wien, Frankfurt, Leipzig fprehen miteinander; die Stimmung hier 
wirft auf die Stimmung dort, ein Weichen der Confols in London um Y, Broc, drückt in Paris 
die Rente um 50 Cent. die Nachricht macht in Berlin die „Iebhafte Stimmung „matt“, beffere 
Rotirungen aus Wien heben fie wieder; Effecten, die eben in Baris gekauft worben find, wer- 
den eine Stunde fpäter in Berlin verfauft; am Abend kennt jever Abonnent auf die telegraphi⸗ 
ſchen Berichte ven Gang der Geſchäfte und den Preis der @ffecten aller europätfchen Börfenpläge 
an dem nämlichen Mittage — bald vielleicht auch am andern Morgen von den amerlfanifhen. 
Unmittelbar nach dem Schlufle der Börfe arbeitet wieder ver Telegraph, [reiben die Bankhäufer 
und die Beitungen ihre Berichte, die mit den nächſten Bahnzügen nad} allen Richtungen hinaus⸗ 


Eine Borbeningung für relative Ordnung und Regelmäßigkeit in diefem erregten, verwir⸗ 
enden’ Treiben if eine zweckmäßig eingerichtete Räumlichkeit, ein paſſendes Börfengebäude. 
Der Verkehr zwiſchen ven Maktern und vem Publicum foll moͤglichſt erleichtert, die allgemeinen 

geſchäftlichen Vorgänge follen für Auge und Ohr eined Jeden erfennbar, insbeſondere die aus 
den Abichlüffen fi) ergebenven Preife laut verfünbet, oder an einer überall wahrnehmbaren 
Stelle aufgezeichnet werden. Wo diefe Erforverniffe fehlen, wo in einem winfeligen Saale an 
der einen Ede zu ganz andern Preifen gehandelt wird ald an ber gegenürberliegenven, wo Stid- 
luft, Hige und Gedränge flören, da leidet das Geſchäft, und es wird den Malern unmöglich, rich⸗ 
tige Mefultate für ihre Notieungen feftzuftellen. Bei ven ungeheuern Summen ber in Staats- 
papteren und Effecten dargeftellten Theile des @apitalvermögens, deren Tageöpreid an ver Börfe 
ermittelt wird, iſt die Zuverläfjigkeit dieſer Mittheilungen von großer Wichtigkeit. In der Regel 
wird für jedes Effect, welches am Markte vorkam, ein höchfter, ein mittlerer und ein nieberfter 
Breis (Curo) notirt, wenn Schwankungen Anlaß dazu geben; wol auch, wo dies zugelaffen 
wird, außer dem Preife für fofort (Gontant, per Kaffe, gegen baar) vollzogene Käufe, der Breis 
für Zeitz oder Lieferungsgefchäfte. Die Preiſe werben, je nachdem fle von dem Angebote ober 
von ver Nachfrage herrühren, In die „Brief⸗“ oder in bie „Geld“ ſpalte des Curdzettels einge: 
tragen. Der „Briefcurd” bebeutet, Daß zu dem angegebenen Preife Verkäufer, ver „Gelb: 
card", daß Käufer da waren; die Bemerkung, „ed blieb Brief übrig’, bebeutet, daß ſchließlich 
nur Verkäufer, aber feine Käufer, „es blieb Geld übrig”, dag fhließlih nur Kaufluſtige 
aber Keine Abgeber vorhanden waren. Daß in den Effect wirkliche Umfäge ſtattgefunden 
haben, darf nur dann angenommen werben, wenn In beiden Spalten, „Brief und „Geld', die 
Mpeife angegeben find, ober wenn es beſonders bemerkt wird. Aber auch dann kann man night 
fliegen, daß nur zu diefen und zu feinen andern Preifen Abſchlüſſe erfolgt feten,, denn häufig 
finden ſolche duch Verabredungen ftatt, die nicht zur Kenntniß des Aufzeichnenven gefangen; 
ferner gelten die notirten Gurfe nur von größern Roften, 3. ®. von 5000 Thirn. ımd darüber. 
Kleinere Abfchläffe werben nicht notirt und erfolgen gewöhnlich unter Täftigern Bedingungen 
für ven Begehr. Wenn daher den offlciellen Rotirungen ver vereideten Makler bei dem Getriebe, 
aus welchen die Ergebniſſe gezogen werden müflen, nur eine relative Richtigkeit beigemeſſen wer⸗ 
ven kann, fo iſt den vielen Privatenräzetteln ver Bankhäufer und Zeirungen in der Regel noch 
weit weniger zu trauen ; theils well ihre Agenten nicht in der Rage find, fid fo gut und vollſtän⸗ 
dig zu unterrichten wie Die Maffer durch die Vergleichung ihrer Aufzeichnungen , theils weil ſte 
die Notirungen nad) der Gunft oder Ungunſt einrichten, mit der fie die einzelnen Effecten anfehen 
oder zu behandeln veranlaft werben. 

Die gewöhnlichen Gefhäfte an der Fonds- und Effectenborſe ſind nach den Formen und 

Bedingungen, unter denen ſie abgeſchloſſen werben, folgende: 

1) Käufe gegen baar, Tageskauf, marche au comptant. Der Makler (Genfal) bringt 
Käufer und Verkäufer zufammen, und das Gefdäft wird womoͤglich am naͤmlichen Tage durch 
Ablieferung ver Stüde a Bezahlung des Preifes erledigt. Hierbei Handelt es fi In der Regel 


. 
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um wirkliche Sapitanlage auf ber einen, um Deränderung ber Enpitalanlage Auf der andern 
Seite. Gegenfland dieſer Geſchäfte ſind meiſt Staatöpapiere und ffecten, welche einen feften 
Bing oder eine ſichere Rente verſprechen, wie die Actien guter Eiſenbahnen, folider Banken und 
ſolcher productiven Unternehmungen, deren bisherige Rejultate, deren Verwaltung und Betrieb 
Dertrauen erwecken. Die Speculation ift dabei niht ausgefhloffen, denn man farm ein Papier 
verkaufen, weil ver Erloͤs gegen ven frühen Kaufpreis einen Gewinn bringt, und man kann dafuͤr 
ein andered Papier anſchaffen, weil man hofft, daß es fpäter im Preife fleigen werde (Arhitrage). 
Aber dieſe Axt der Speculation hat einen foliven Boden, weil fie fih Innerhalb ver eigenen Mittel 


und an jihere Effecten hält. 


2) Zeit oder Lieferungsfäufe, march6 A terme, welche heute abgefchloffen, aber erft an 
einen fpätern Tage, Mitte ober Ende des laufenden, des nächften oder eines fpätern Monats 
durch Lieferung und Bezahlung der Stüde zum Vollzuge tommen. Auch diefe Geſchäfte können 
wirkliche Anlagen zum Zivede haben. Der Käufer findet e8 paflend, ſich Heute ſchon zu dem Ta⸗ 
geöpreife die Erwerbung von Stüden zu fihern, bie er fpäter erſt bezahlen, ober die er auf Zeit 
billiger kaufen kann als gegen baar; ver Berfäufer braucht das Geld ebenfalls erſt fpäter, findet 
es aber in feinem Intereſſe, ſich daſſelbe zu dem Hentigen Preife zu fichern. Indeſſen tritt bei den 
Zeitgeſchäften Die Speculation mehr in ven Vordergrund umd ift, je nad der Form des Ges 
ſchäfts, als ausſchließliches Motiv zu erkennen, : ö 

Die Zeitgefhäfte find nämlid: Ri 
- a) fefle, ventes fermes, bei denen der Verkäufer ſich verbindlich mat, an dem beſtimmten 
Tage die Stücke feft (fix) zu liefern; ver Käufer behält ſich häufig dad Recht vor, die Ablieferung 
aud an jenem früheren Tage zu verlangen. i 

b) Bedingte, Prämien-Geſchäfte, ventes a prime, von deren Vollzug der Theil, welcher die 
Prämie bezahlt, zurücktreten kann. Stellt der Käufer die Bedingung, fo zahlt er die Prämie, 
wenn er bie Papiere nicht beziehen will; jie heißt Dann Vorprämie, oder, wenn fie nicht zum vors 
aus, ſondern erft bei ver Verzichterklärung entrichtet wird, Dont-Prämie. A. kauft z. B. auf 
Ende des Monatd (fin prochain) Iproc. Rente zum Gurfe von 70 dont un (d.h. wovon 1 als 
Prämie zu bezahlen ift, wenn A. von dem Kaufe zurüdtritt). Hat der Verkäufer ſich das Recht 
bedungen, die Lieferung gegen Zahlung einer Prämie zu unterlaffen, fo Heißt dieſe — Müd- 
pramie. 

Bei den Zeitgeſchäften kommen vielerlei Combinationen vor, deren Betrachtung Hier zu weit 
führen würde; wir erwähnen daher nur noch das Stellgefchäft, wobei der Käufer die Wahl hat, 
entweber die Effecten zu dem bebungenen Curſe zu beziehen, oder (bie nämlichen oder andere Bas 
piere) zu einem feflgefegten niedrigern Curſe zu liefern; endlich das Noch-Geſchäft, welches dem 
Käufer freiſtellt, zu dem bedungenen Preiſe die vereinbarte Anzahl von Stücken noch einmal 
(dad Doppelte), over außer berfelben noch x weitere zu verlangen. r & 

Am Tage der Liquidation, gewöhnlich dem legten Tage des Monats (für mande Bapiere 
auch noch am 15.), erfolgen Die Abrechnungen über die Zeitfäufe. Der Tagespreis eines jenen 
Effects wird als Liquidations- oder Gompenfationdcurs von ven Maflern feftgeftellt, und ver 
Unterſchied zwiſchen diefem und dem bedungenen Kaufpreife zeigt, was bei dem Beitgefihäfte ver 
Eine gewinnt, ber Andere verliert. Da die auf Zeit gekauften Papiere von A. an B., von B. an 
C. u.f.w. inzwifgen weiter begeben mworben fein können, fo befteht ein Verfahren, Scons 
triren genannt, mittels deſſen die Betheiligten untereinander abrechnen, bie Lieferung aber von 
dem erften Verkäufer an ven legten Käufer erfolgt — wenn fie überhaupt erfolgt. 

Bei vem feften Zeitkauf kann ber Betheiligte, welcher bei dem Bollzuge verlieren würde, die⸗ 
fen verſchieben (prolongiren), wenn der andere einwilligt, oder wenn ihm ein dritter die Mit 
tel dazu liefert. Der Käufer würbe verlieren, wenn der Liquidationscurs niedriger ſteht 
als der bedungene, ver Verkäufer, wenn ber Liquidationscurs höher fteht. Wenn der Käus- 
fer glaubt, daß die Eurfe fleigen werben, fo borgt er dad Geld für die Stüde auf einen Mo⸗ 
nat, um noch fo Tange über die Stücke verfügen, fie eventuell Höher verkaufen zu können. Wenn 
ber Verkäufer hofft, Daß die Curſe finken werben, fo borgt er vie abzuliefernden Stücke auf vier 
Boden, um fie inzwifchen billiger wieder anzufaufen. Diefe Borggefhäfte, zum Zwecke des Ab⸗ 
wartend günſtigerer Eurfe, heißen Reportgefchäfte, und ba vie Vergütung für bie geborgten 
Summen ober Effecten weit höher als ver gefegliche Zinsfuß zu fein pflegt, fo Lönnen ſie nicht 
in ver Form von Darleiheverträgen, ſondern fie müflen in der Form von Kauf⸗ ober Handelsge⸗ 
fHäften gemacht werben. Der A, Reporteur, kauft dem B., Reportirten, Gffecten ab um Curſe 
von 60 und verkauft fie ihm gleichzeitig wieder, lieferbar nad) Monatzfrift, zum Curſe von 70 
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darauf, ihr Gebiet noch gu erweitern, und auch Sauta⸗Ernz ſpeeulirte auf Peru. Ein dortiget 
Streit um die Regieruag, bei dem man ihn unklug genug zur Einmiſchung einlud, gab ihm An⸗ 
laß; bei Cuzco fehlug er am 8. Aug. 1835 den General Gamarra, und im Frühjahr 1836 war 
er im Stande, an die Spige einer Eonföveration von Bolivia, Nerpperu und Sübperu zu treten, 
auf zehn Jahre zum Protector ernannt. Das aber machte Chile befurgt, und ed Bam zum Kriege, 
worin endlich die Chileſen und Gamarra den Santa-Cruz am 20. Ian. 1839 bei Yungav aufs 
Haupt ſchlugen. Gamarra ward Präfident von Peru. Wie Sauta-Cruz Unglück hatte, war er 
aud in Bolivia geftürzt; Velasco ward Präjivent, ſchloz Frieden mit Chile, und Santa-Eruz 
serlieh anı 43. März 1859 das Land. Er Hinterließ eine Partei, welche bald mächtig genug war, 
feine Verwaltung für tadelfrei erklären zu laflen, ven Velasco gefangen nahm und die Rückkehr 
des Santa-Gruz betrieb. Diefe erfolgte nicht ſchnell genug, und inzwifchen gelang es dem General 
Ballivian, die Parteien für ſich zu vereinigen. Diefer befeftigte auch feine Gewalt, indem er in 
einem Kriege mit Beru, das Die Provinz La Paz loszureißen frebte, Die Beruaner am 18.Nov. 
+841 bei Viacha flug, wobei Gamarra felbft fiel. Ballivian rückte in Beru ein, aber Chile 
sermittelte zu Badco den Frieden vom 7. Juni 1842, auf die Grundlage des status quo ante 
bellum. Santa⸗Cruz ließ aber noch immer keine Ruhe, verfuchte mehrmals Aufftände in Peru zu 
Stande zu bringen und fiel endlich 1844 in Bolivia ein, ward aber gefangen und an Chlle ausge⸗ 
liefert, no ex längere Zeit mit Strenge überwacht ward. Indeß auch Ballivian fand jich 1848 be= 
wogen, fi nach Valparaiſo zurüdzuziehen, worauf General Velasco Präſident ward. Gegen die: 
fen intriguirte General Belzu, brachte erſt mehre Provinzen auf feine Seite und ſchwang ſich end⸗ 
lich ganz an jeine Stelle, wo er fi) 618 zum 15. Aug. 1855 behauptet hat, an welchem Tage ver 
General Cordova die Präſidentenwürde erlangte. Es mar dies zunächſt Die Folge eines Krieges 
mit Peru. Bolivia Hatte einen für die peruaniſche Regierung beftimmten Pferbetranspurt wegge⸗ 
nommen, worauf Peru ſich eines boliviſchen Handelsfahrzeugs bemächtigte und einen hohen 
Grenzgoll auf boliviſche Waaren legte. Als jih nun Bolivia durch Ausprägung geringhaltiger 
zur Ausfuhr nah Peru beflimmter Biafter rächte, befegten die Beruaner ven Seehafen Cobija 
(1854) und ſchnitten Bolivia dadurch von dem Stillen Meere ab. Die weſentliche Folge des fehr 
anbihtigen Krieged war bie erwähnte Umänderung. Es iſt in Bolivia nicht von ſonderlichen 
Sortſchritten zu reden, melde wol ein anderes Element bedingen würben, als die dortige Bevoͤl⸗ 
Zerung bietet, von ver überdies die zum Theil noch in völliger Wildheit umherſchweifenden, 
thellweiſe aber auch getauften und für einen Anfang ver Civiliſation gewonnenen Indianer fieben 
Zehntheile bilden. Indeß geht von den Indianern nit leicht ein Anſtoß zu Staatsveränderun⸗ 
gen aus. Daß es in Bolivia verhältmigmäßig wenig Mulatten gibt, dem mag e8 zum großen 
Theile feine vergleichsweiſe Ruhe vervanten. Denn wo Mulatten und alle ihre Schattirungen 
fich zahlreich neben ven Weißen finden, da befämpfen ſich aufflrebenver Ehrgeiz und veraͤchtliches 
Burüdweifen, und aus diefem Gonfliete entſtehen dann Immer neue Verwirrungen. 


F.Bülau. 
Bollandiſten, ſ. Aet, Aeten. 
Bonald (Ludwig Gabriel Ambrofius, Vicomte v.), 1760 zu Monna bei Milhaud ge— 
Seren, ſtammt von einer alten angeſehenen franzoͤſiſchen Familie. In dem Kanipfe der Parteien, 
welche die zwiefpaltige Zeit getheilt, erwarb ex ſich als Schriftfteller einen großen Ruf, der von 
einer Seite fo theilnehmend anerkannt als von der andern lebhaſt beftritten ward. Was man 
inbeffen auch von feinen politiſchen Grundfägen, Anfichten und Meinungen halten mag, fein 
Leben ift tadellos, der treue Ausdruck feines Glaubens; und wenn diefer fi auch widerlegen 
läßt, dann bleibt doch jenes vorwurfäfrei. Wie er ſich im Beginnen feiner Laufbahn angekün⸗ 
dvigt, ſo Hat er fi In ihr gezeigt, ſich immer glei in Wort und That. Im Jahre 41790 zum 
Bräfiventen der Verwaltung feined Departements ernannt, fand er die Wendung, melde bie 
Angelegenheiten feines Baterlanded nahmen, fo wenig im Einflange mit feinen Beilnnungen, 
daß ev als entſchiedener Gegner ver Revolution auftrat. Ex lebte ald Emigrirter zu Heidelberg. 
Nach der Rıflauration ward er in dem königlichen Rathe des Öffentlichen Unterrichts angeftellt, 
trat 1845 als Deputirter feines Departements in die Kammer, in ber er fi ald Sprecher der 
rechten Seite auszeichnete, und erhielt ſich auch in den folgenden geſetzgebenden Werfammlungen 
.an.feiner Stelle. Im Jahre 1825 ward er zum Pair ernannt und legte 1830 freimillig dieſe 
Würde nieder, weil er dem neuen Könige ven Eid nicht Feiften wollte. Nur ven Namen eines 
Mitgliedes der Kranzöftfchen Afademie, in welche er 1816 aufgenommen worden war, behielt er 
Set. Gr flarb 1840 zu Monna. 
Die erfle Schrift, durch welche B. die Aufmerkfamkeit auf ſich zog, erſchien 1796 unter dem 
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Ütel: „Die Theorie der politifgen und veligiöfen Macht in ver bürgerlichen Geſellſchaft („La 
theorie du pouvoir politique et religieux dans la societe civile”). Dem Verfafler iſt die poli- 
tifhe Gewalt nicht anderes als eine. genaue und vernünftige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Gefellfhaft. Seinen Grundſatze muß felbft vie Geſchichte die nöthigen Be⸗ 
weife liefern, und ex findet Die Geſetzgebung aller Völker mangelhaft und oft barbariſch, ehe das 
Chriſtenthum fie erleuchtete und befeelte. Fragt man, wie der Menſch ven Willen Gottes kennen 
lerne, dann wird auf die Offenbarung hingewiefen. Ein Zweifler, ver nicht den rechten Glauben 
hat, ſtoͤßt freilich auf Hundert Bedenklichkeiten. Auf welche Weiſe gelangen wir zur Offenbarung? 
Wird fie unmittelbar von Bott oder, auf deſſen Gingebung, von Menſchen mitgetheilt? Im 
Falle aber jie von viefen Fommt, wie denn alle Offenbarung durch auserwaͤhlte Propheten, Ge⸗ 
falbte und Gottgefanbte ven Völkern zugefommen iſt, wie willen wir, daß fie Gottes Werf und 
nicht das des Menſchen fei? Darf man prüfen, zweifeln und beftreiten? Das geht wol niit, weil 
die Vernunft fonft über ver Offenbarung ſtände und diefe richtete, nad) her doch Alles gerichtet 
werben muß. Und wenn mehrere Offenbarungen ſich begegnen, ſich beſtreiten, da es doch faum 
ein Volk, einen poſitiven Glauben ohne Offenbarung gibt, wer ſoll vermittelnd unter ſie treten, 
zwiſchen ihnen entſcheiden? Ohne Zweifel die Vernunft, wenn doch entſchieden werden muß. 
Selbſt B. meint, die politifhe Gewalt fei eine vernunftmäßige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Geſellſchaft. Um aber zu wilfen, ob dieſe Anwendung wirflid) der Vernunft 
gemäß fei, wird man fi ohne Zweifel an die Vernunft wenden müflen. Die wahre, einzige 
Offenbarung if und das Chriſtenthum, an deſſen Heiligkeit wir glauben. Wie fteht e8 aber mit 
den Staaten und Völkern, die einen andern Glauben haben? Sind wirklich die Gefeggebungen 
und Regierungen immer und allenthalben weniger mangelhaft, feitvem das Chriſtenthum be= 
ſteht? Haben die Staaten, deren Bewohner fi zu ihm bekennen, wirklich der Barbarei entfagt? 
Finden wir den Geift des Chriſtenthums in der Inquijition, in dem Benehmen Philipp's Il. und 
Alba's, die göttliche Lehre des Evangeliums in dem teuflifchen Benehmen der Spanier in Ame⸗ 
rika, in der Bartholomäusnacht, in der Bertreibung der Mauren, in der Behandlung der Juden, 
in ber Vertilgung der Albigenfer und der Verfolgung der Hugemotten? B. fieht in ber Revolu⸗ 
tion die Quelle alles Übels, die Urſache des Boͤſen, das über Frankreich gelommen, und findet in 
ver Wieverherfichlung der Bourbons, die er verfündet, das einzige Heilmittel gegen die Gebre⸗ 
hen und die Noth der Zeit, die Leiden der Geſellſchaft, die Gefetzloſigkeit und den Atheismus. 
Wann aber hat die Freigeifterei und der Atheismus in Frankreich ih Bahn gebrochen? Gaben 
die Regentſchaft und die Regierung Ludwig's XV. vielleicht das Beifpiel der Sittlichkeit, ver 
Achtung vor dem Gefege und der Frömmigkeit? Sollen wir in der Hofwirthſchaft ver Pom⸗ 
pabour und der Du Barri unfere Mufter fuhen? If dad Ververben von den untern Staͤnden 
auögegangen und hat die höhern durch Anſteckung verpeftet? Sind e8 die Hütten, welche die Pa⸗ 
läfte vergiftet und zu Grunde gerichtet Haben? Allerdings hat die Revolution großes Unheil 
über Srankreich und bie Welt gebracht. Mas aber hat die Revolution erzeugt? If fie eine 
Wirkung ohne Urſache, ein älternlofes Kind, eine Frucht, die ohne Samen aufgegangen? Wir 
_ nur, und B. und bie Schriftfteller, die feines Glaubens find, mögen antworten unb und 
elehren. 

Seine Grundſätze und Meinungen hat B. in einem umfaflenven Werke, das 41812 erſchienen 
iſt („Legislation primitive considerde dans les derniers temps par les seules lumiöres de 
la raison’’) weiter auögeführt. In demfelben ſucht er feine Anfiht zu begründen, daß alle Phi— 
loſophie und menſchliche Geſetzgebung eitled Werk, die wahre Bhilofophie in dem Chriſtenthum 
und in der Gefepgebung Gottes enthalten fei. Durch eine Kette von Beweifen fucht er darzuthun, 
daß ohne Sprache ver Menſch weder Gedanken noch Willen, weder Vernunft noch Erfenntuiß 
der Wahrheit haben könne; dag er ohne fie Fein menfchliches Wefen fei und es für ihn Feine bür⸗ 

” gerliche Geſellſchaft geben würde. Das Alles mag ohne Gefahr-und Nachtheil zugeſtanden wer⸗ 
den, weil dem Menſchen, wo er ſich Immer fand und findet, Die Gabe der Sprache nicht entzogen 
war und er demnach zu den Vortheilen und Genüflen, deren Bedingung die Sprache iſt, gelan- 
gen konnte. Was aber pie Behauptung betrifft, daß der Menich die Sprache nicht habe erfinden 
tönnen, die ebenfalls eine Offenbarung fei, fo müſſen wir geſtehen, daß es dem Berfaffer nicht ges 
Lungen ift, und, beivem beften Willen, von ber Wahrheit verfelben zu überzeugen. Wie der 
Menſch die Sprache erfunden hat, möchte freilich fo wenig nachzuweiſen fein, als aufwelde Weiſe 
ex zur bürgerlichen Geſellſchaft, zur Schrift, zu mancher Kunft gekommen ift. Die Sprache jelbft 
iſt das Mittel der Überkieferung, und ich würftte nicht, wie ſich die Art der Erfindung des Mitteld 
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der Überlieferung überliefern tiefe, beſonders wenn bie Gpradfe, wie der Berfalfer meint, Die 
Bedingung aller Beraunft, aller Crkeuumiß, alles !illens, alles gefelligen Lebens il. Sprache 
haben wir allenthalben gefunden, we Menfchen waren, roh oder gebilbet, reich oder arm, je nach⸗ 
dem die Menſchen, die fie geſprochen, roh oder gebildet, reich oder arm an Keuntnifſen oder Se⸗ 
griffen waren. Dap fie alſo ihre Sprache ſelbſt gebildet, vervollkommnet, veredelt, bereichert ha⸗ 
ben, läßt fi geſchichtlich nachweiſen. Wie aber Die Sprache erfunden worven? Da liegt bie 
Schwlerigkeit. Wird ie gehoben, wenn wir ein Wunder annehmen? Und dad unmlitelbarr 
Einwirten der Bottheit auf menſchliche Dinge iſt do ein Wunder. Wäre eö vielleit begreif- 
licher, wie Bott den Menſchen die Sprache gelehrt, als wie ex fie von felbft gelernt? Well ed uns 
ſchwer wird zu verfiehen, wie der Menſch zur Sprache gekommen iſt, verſtehen wir vielleicht 
beſſer, wie fie ihm eine Offenbarung mitgeteilt? Heißt das nicht das Unerklaͤrte durch Uner= 
klaͤrliches erlären wollen? Die Alten, die auch nit wußten, wie fo viele näpliche Erfindungen 
das Cigenthum der Menſchen geworden waren, machten es fi noch Bequemer und ſchrieben fie 
alle der Mittheilung ihrer zahireichen Gottheiten zu, ſelbſt dad Pkägen und Säen, das Spinnen 
und Weben. Wir find aber doch feine Heiden. DB. macht felbft die Kunſt zu fgrefben zu einem 
Gegenſtande ver göttlichen Offenbarung. Was man ſich auf eine natierlige Welſe nicht zu erklã⸗ 
ven weiß, das läpt man auf eine übernatũrliche geſchehen, und fo iſt man aus aller Berlegenheit. 
Das aber Heißt ven Knoten zerhauen, nicht auflöfen. Ganz im Cinklange mit den Grundſãhen 
feiner Lehre ſtellt B. die Behauptung auf, man habe nie Giollifation, d. h. Vernunft in ven Ge⸗ 
fegen und Kraft in den Geſetzgebungen gefunden, als bei den Juden und Chriſten, und blefe ge= 
fellfgaftlicden Bereine feien die einzigen, die keine falſchen, abgeſchmackten und barbarifchen Se⸗ 
fege gehabt. Es if’, verfihert er, hatſache, welche Die Geſchichte aller Zeiten Bezeugt, daß in 
der Alten Welt ſowol als in der Neuen ſich Gotteßvergeffenheit und Unterdrũckung ded Mengen 
allenthalben findet, wo nicht Die Kenntuiß, die Anbetung und der Dienft des Gottmenſchen au⸗ 
getroffen wird.“ DieSauptzüge feiner Lehre führt ex ſelbſt auf folgende Säge zurüd: 1) Die 
Religion iſt die Grundlage aller Geſellſchaft, weil nur in Ihr der Grund aller Gewalt und aller 
Pflicht gefunden werben kann. 2) Die Religion If demnach die Grundverfaſſung eines jeven 
geſellſchaftlichen Zuftandes. 3) Die bürgerliche Seſellſchaft beſteht demnach aus Religion und 
Staat, wie der vernünftige Menſch aus Intelligenz und Organen befleht. 4) Die civiliſtrte Ge⸗ 
ſellſchaft if nichts anderes als die Religion, melde vie Öffentliche Gefellſchaft zur Vervollkomm⸗ 
nung und zum Glüͤcke des menſchlichen Geſchlechts leitet. 5) Diejenige Geſeilſchaft iſt demnach 
die vollkommenſte, wo ſich in ver Verfaflung am meiſten Religion und in ber Verwaltung 
am meiften Moral findet. 6) Die Religion muß ven Staat conflituiren und es iſt gegen die Ra⸗ 
tur der Dinge, daß der Staat die Religion conflituire. 7) Der Staat muß der Religion gehor⸗ 
Gen; aber vie Diener der Religion find dem Staate in Allem Gehorſam ſchuldig, mas er im 


Einflange mit ben Geſehen ver Religion verfügt, und bieReligion fetbft befleßlt nißts, ala was | 
mit den beftchenven Gefehen bes Stantd Übereinfkmmt. Wir fließen ben Unszug, der die 


meiften Leſer nicht fehr anſprechen dürfte. Wollte man einen Staat nad ven Foderungen B.'s 
ins Leben führen, dann bürfte ein altaͤgyptiſches, aber chriſtliches Kbnigthum mit der Briefter- 
kaſte feinem Ideale vielleicht am erften entſprechen. 

In feinen vermiſchten Schriften literariſchen und politifgen Inhalts („„Mölanges litt6raires 
et politiques”) führt ex feine bekannten Anſichten weiter aus und ſucht fie fefter zu begrüm- 
ven. Im Jahre 1818 gab er feine philoſophiſchen Unterfugungen Über die erfien Gegenſtaͤnde 
der moralifgen Kenntniffe („‚Recherchos philosopkiques sur les premiers objets des con- 
naissanoes morsdes”) herans. In diefem Werke unterwirft ex alle philofophifgen Syſteme 
einer firengen Brhfung und zeigt ihre Unhaltbarkeit, wo fle feinen Foderungen nicht entfpreden. 

Im Altertbume nimmt Sokrates die erfte Stelle ein, der, wie ber Verfafler meint, vor allen 
einen einzigen Gott, ben Schöpfer, Erhalter und Bergelter, und pie Unſterblichkeit ver Seele er⸗ 
kannte. Der griechiſche Weile, äußert B., Fönne zu dieſer Kenntniß durch die Bücher ver Juden 
gekommen fein, die zu jener Zeit im Orient ſchon verbreitet geweſen. Kant verwirft, nach ihm, 
als unzureichend und irrig, was 3000 Jahre hindurch gelehrt morben Ai. Die Teitife Philofo⸗ 
phie dieſes neuen Meformators, mit Bepränge verfünbet, mit Fanatismus aufgenommen, mit 
Wuth beſtritten, hat kein anderes Refultat san: als Spaltung, Erbitterung ımd einen all⸗ 
gemeinen Ckel an allen Dortrinen. — So meint B 3. Weitzel. 

Bordell, f. Sittenpolizei. 

Börfe, Börfengeiäfte, Börienmaller, Börfenfperulation, Börfenfpiel. An Gans 
velöplägen pflegten von jeher die Kaufleute regelmäßige Zufammenfünfte gu halten, um unters 
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einander ihre Meſchaͤfte zu machen. Die Sufammenfünfte unterſchelnen Äh von einen gernöhn- 
lien Markte dadurch, daß nicht die zu verfaufenden Waaren felbft, fondern nur Mufler davon 
mitgebracht werden. Die Cinrichtung iſt fo alt wie ver Handel, ſohald ſich derſelbe an Mittel- 
yunkten ſammelte und Ausdehnung gewann ; fie befand im Akterthume wie im Mittelakter und 
in ber neuen Zeit; ihre Betriebsregeln und Polizei, wie ihre größere Bedeutung verbanft Be, 
gleich ven Banken, den Handelsoſtädten, hauptſächlich in den Niederlanden und im Bunde ber 
Hanſa; fle wurde mit dem Namen Collegium, Loge, Konvent u. a. bezeichnet; ber Rame Birfe 
Toll zuerſt zu Brügge in Flandern gebraudt worden fein. 

An der Bärfe befinden fid die Mittelöperfonen zwifgen ven Käufern und Verkäufern, vie 
Makler, welche von beiden Seiten die Aufträge erhalten und durch gegenfeitige Mittheilung and- _ 
führen. Die Makler Haben ihre beſtimmten Pläge oder Heinen Buben, ebenfo hat jebes Hondels⸗ 
Baus eine fefte Stelle, wo ein Vertreter ver Firma zu finden il. Nach ven Abſchlüͤſſen werben 
bie Tagespreiſe ver Waaren bekannt gemacht. Wenn eine Waare noch niht am Orte liegt, aber 
Mufter vorhanden find, fo kann fle ſchon vor ihrem Eintreffen verfauft werben, umb dies iſt ber 
Urſprung ver Zeitfäufe, welche vem Verkäufer ven Abfag, dem Käufer Die Deckung feines Me: 
darfs unabhängig von dem augeublicklichen Vorhandenſein ver Waare geflatten. 

An der Börfe findet der Kaufmann ferner Belegenfeit, den weiteen Transport ver Waaren 

zu bedingen, indem er dort die See⸗ und Landfrachten erfährt; endlich kann er daſelbſt fremde 
— und Wechſel kaufen und verkaufen, alſo Zahlungsmittel für feine Verbindlichkeiten, 
Gel für feine Foderungen an fernen Orten erhalten, ober beide, Foderungen und Verbind⸗ 
lichkeiten, durch unmittelbaren Tauſch feiner Wechſel gegen andere ————— 

Waaxren, Wechſel und Frachten find die eigentlichen Gegenſtaͤnde ver Börfengefhäfte Pr auf 


die neuere Zeit, und es gibt heuse noch Börfen, melde feinen andern Eingang geflatten, wie z. V. 


in Bremen. Dagegen gibt es auch Börfen, Die fich für den Wechſelhandel behaupten, —* der 
Waarenhandel dort ſehr zuſammengeſchrumpft iſt, wie z. B. Frankfurt a. M. und Augabiucg. 

Die Staatsanleihen, die Eiſenbahnbauten und die Ausdehnung von induſtriellan und Hau⸗ 
delsunternehmungen durch die Aſſociation haben den Börjen ein neues Clerient an leicht uͤber⸗ 
tragbaren Schuldurkunden zugeführt welches gegenwärtig in Ihrem Verkahre eine abecwiegende 
Role fpielt. In ben allgemeinen Überblide des Artikel über das Baukrorfen ſindet har Lefer 
ven Gang biefer. Entwicelung, welde die Börfen von ihrer frühern Stellung Inmitten des MWaa⸗ 
ren⸗ uud Geldmarkts zu Gentralpunkten des Capitalmarkts erhoben Hat. ) 

Die Schuldſcheine der Regierungen, die Artienobligationen, Prioritäten der Ciſenbahn⸗ und 
andarer Geſellſchaften bilden die Begenflände des Handel an der Fonds⸗ und Effectenbörſe, 
und ihnen fließt fi in der Regel ver Geld⸗ und Wechſelhandel näher an, indem ex ſich von der 
Maarenbörfe abloͤſt. Die Umfäge in jenen Schulppapieren bezwecken, Geld als Gapitale anzu= 
legen, ober auß der bisherigen Anlage frei zu machen, mit over ohne bie Abſicht, durch Anderung 
in der Anlage noch an dem Unterſchiede ver Preife zu gewinnen, d.h. mit ober ohne Speculation. 
Die Vermittler dieſer Geſchäfte heißen, zum Unterſchied von den Waarenmallern (courkiers de 
commerce, brokers), @ffeeten= over Fondsmakler (agents de change, eigentlich Wechſelmakler, 
stock brekers), und Die Tagespreife werben durch die Curszettel befannt gemacht, welche die je⸗ 
nigen Gffecten enthalten, deren Aufnahme durch ihr Vorkommen im Handel verenlaßt, duch 
Verabredung der Makler zugelaflen, und durch die Polizei geftättet oder gedaldet wird. Wei dem 
Umfange, den der Handel in Waaren, Wechfeln und Efferten gewonnen hat, theilen fid die Mak⸗ 
ler In feine verſchiedenen Zweige; gewöhnlich werben die Waaren⸗ und die Papiergeſchaͤfte avch 
in befondern Räumen ober Stunden betrieben. In London ift Die Royal exchange für bie Was⸗ 
ren, bie Stock exchange für bie Effecten; in Baris ſchließt die Geihäftszeit für letere um 
3 Uhr, für. erſtere um 5lihr; in Berlin hat die Wanren=(Getreive-)Börfe ihr befondered Local. 

Frũher richtete ſich die Verſammlungszeit nad) der Poſt, die nicht jeden Tag ankam und ab⸗ 
ging, und es find heute noch Spuren aus jener Zeit vorhanden; in Berlin z. B. wird nur am 
drei Tagen In der Woche (Diendtag, Donnerstag und Sonnabend) mit Werfeln gehandelt, uns 
dieſe heißen Poſttage. Die Effetenbörfe hat keine folche Erinnerungen, denn ihre Aubildung fäll 
in die Periode ver Tiſenbahnen, mit deren Papieren gehandelt wird, ud melde die Roſttage in 
der Woche zu Poſiſtunden am Tage versiclfältigt Haben. Mur an Sonn: und Beiextagen if gegen: 
wärtig der Börfentempel gefchloffen; ja, wo nicht Sitte oder Polizei anigegemizeten, difnet fi 
dann den Beſuchern ein anderes Koral, das wol auch am Abend Diejenigen aufnimmt, hie wäh⸗ 
xend der Voͤrſenzeit ihren Geſchäftstrieb nicht ordentlich befriedigen konnten. 
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Schon am Morgen machen die Makler und ihre Gehilfen die Runde bei ven Bank⸗ und San 
velöhäufern, um Aufträge zu fanımeln. Die Börfe wird um die Mittagöftunden eröffnet, und 
füllt fi mit den Vertretern der Firmen, mitBrivatleuten, welche einen beftimmten Zweck habert, 
mit Beobachtern, welche ihre Entſchließungen von ver Bewegung der Preiſe abhängig machen, 
und fi) bemühen, das, was fie wollen, nicht vor der Zeit merken zu laffen. Es wogt und fumnıt 
und brängt das Gewühl, Angebot und Nachfrage Iaffen ſich ſchreiend vernehmen, der Telegraph 
bringt unmittelbar an ber Bärfe Aufträge von außen und Berichte von dem Gange an den ũbri— 
gen europäifcyen Börfen. Denn da fie alle zu gleicher Zeit, zwiſchen 42 und 3Uhr, in Thätigkeit 
Kun, fo.verbindet ver Draht fie alle wie zu einer einzigen großen Berfammlung. London und 
Baris, Berlin, Hamburg, Wien, Frankfurt, Leipzig fprehen miteinander; die Stimmung hier 
wirkt auf Die Stimmung bort, ein Weichen dev Conſols in London um Y, Proc, drückt in Paris 
bie Rente um 50 Cent., die Nachricht macht in Berlin vie „Iebhafte” Stimmung matt”, beffete 
Rotirungen aus Wien heben fie wieder; Effecten, die eben in Paris gefauft worben fin, wer- 
den eine Stunde fpäter in Berlin verkauft; am Abend kennt jever Abonnent auf die telegraphi⸗ 
ſchen Berichte den Gang der Gefchäfte und ven Preis ver @ffecten aller europätfchen Börfenpläge 
an dem nämlichen Mittage — bald vielleicht auch) am andern Morgen von ven amerifanifhen. 
Ummittelbar nach bem Schluffe der Börfe arbeitet wieder ver Telegraph, fehreiben die Bankhäuſer 
und die Zeitungen ihre Berichte, die mit den nächſten Bahnzügen nad} allen Richtungen hinaus 


Eine Vorbedingung für relative Orbnung und Regelmäßigkett in dieſem erregten , verwir— 
renden Treiben ift eine zweckmäßig eingerichtete Räumlichkeit, ein paffendes Börfengebäube, 
Der Verkehr zwiſchen ven Maklern und dem Publicum foll möglichft erleichtert, die allgemeinen 
geſchäftlichen Vorgänge follen für Auge und Ohr eines Jeden erkennbar, insbeſondere die aus 


den Abſchlüſſen fi ergebenden Preife laut verfündet, oder an einer überall wahrnehmbaren 


Stelle aufgezeichnet werden. Wo dieſe Erforverniffe fehlen, wo in einem winfeligen Saale an 
der einen Ede zu ganz andern Preifen gehandelt wirb als an der gegenüberliegenven, wo Stick- 
luft, Hige und Gedränge flören, da leidet das Geſchäft, und es wird den Maklern unmöglich, rich— 
tige Mefultate für ihre Notirungen feftzuftellen. Bei den ungeheuern Summen ber in Staats—- 
papteren und Effecten dargeftellten Theile des Capitalvermoͤgens, deren Tagespreid an der Boͤrſe 
ermittelt wird, iſt die Zuverläfftgfeit dieſer Mittheilungen von großer Wichtigkeit. In der Regel 
wird für jedes Effect, welches am Markte vorkam, ein höchſter, ein mittlerer und ein nieberfter 
Breis (Eurd) notirt, wenn Schwankungen Anlaß dazu geben; wol aud), wo dies zugelaffen 
wird, außer dem Preife für fofort (Gontant, per Kaffe, gegen baar) vollzogene Käufe, ver Breis 
für Zeit= ober Lieferungsgefhäfte. Die Preife werben, je nachdem fle von dem Angebote over 
von der Nachfrage herrühten, in die „Brief-" oder in die „Geld“ ſpalte des Curszettels einge- 
tragen. Der „Briefeurs” bedeutet, Daß zu dem angegebenen Breife Verkäufer, ver „Gefo- 
card“, daß Käufer va waren; die Bemerkung, „es blieb Brief übrig‘, bebeutet, daß ſchließlich 
nur Berkäufer, aber feine Käufer, „es blieb Geld übrig”, daß ſchließlich nur Kaufluſtige 
aber keine Abgeber vorhanden waren. Daß in dem Effect wirkliche Umfäge ftattgefunden 
haben, darf nur dann angenommen werben, wenn In beiden Spalten, „Brief“ und „Gelb, die 
Meiſe angegeben find, ober wenn es beſonders bemerkt wird. Aber aud dann fann man nicht 
fliegen, daß nur zu dieſen und zu feinen andern Preifen Abſchlüſſe erfolgt ſeien, venn Häufig 
finden ſolche durch Verabrevungen ſtatt, die nicht zur Kenntniß des Aufzeichnenden gelangen; 
ferner gelten die notirten Curſe nur von größern Poſten, z.B. von 5000 Thlrn. und darüber. 
Kleinere Abfchläffe werben nicht notirt und erfolgen gemöhnttd unter Täftigern Bedingungen 
für ven Begehr. Wenn daher den officiellen Notirungen der vereiveten Makler bei dem Getriebe, 
aus welchen die Ergebniſſe gezogen werden müſſen, nur eine relative Richtigkeit beigemeſſen wer⸗ 
ven kann, fo iſt ven vielen Privateurszetteln der Bankhäufer und Zeitungen in der Regel noch 
weit weniger zu trauen; theil8 weil ihre Agenten nicht In der Rage find, ſich fo gut und vollftän= 
Dig zu unterrichten wie die Maffer durch vie Vergleihung ihrer Aufzeichnungen, theils weil fte 
die Notirungen nad) ver Gunſt oder Ungunft einrichten, mit der fie die einzelnen Effecten anſehen 
oder zu behandeln veranlaßt werden. h n x 

Die gewöhnlihen Gefchäfte an ver Fonds: und Effectenbörfe find nad) den Formen und 


„Bedingungen, unter denen fe abgefihloffen werben, folgende: 


1) Käufe gegen baar, Tageskauf, marche au comptant. Der Makler (Senfal) bringt 
Käufer und Verkäufer zufammen, und das Geſchaͤft wird womöglich am naͤmlichen Tage durch 
Ablieferung der Stüde und Bezahlung des Breifeß erledigt. Hierbei handelt es ſich in ber Regel 


Börfe Avh 
um wirkliche Capitaulage auf der einen, um Veraͤnderung ber Gnpitalanlage auf der andern 
Seite. Gegenſtand dieſer Geſchäfte ſind meiſt Staatspapiere und Effecten, welche einen feften 
Zins oder eine ſichere Rente verſprechen, wie die Actien guter Eiſenbahnen, ſolider Banken und 
folder probuctiven Unternehmungen, deren biöherige Reſultate, deren Verwaltung und Betrieb 
Vertrauen erweden. Die Speculation ift dabei nit ausgeſchloſſen, denn man kann ein Papier 
verkaufen, weil ver Erlos gegen ben frühen Kaufpreis einen Gewinn bringt, und man fannbafär 
ein anderes Papier anſchaffen, weil man hofft, daß es fpäter im Preiſe ſteigen were (Arbitrage). 
Aber dieſe Axt ver Sperulation Hat einen foliven Boden, weil fie ſich innerhalb ver eigenen Mittel 
und an jihere Effecten Hält. 

2) Zeitz oder Lieferungsfäufe, marchd Aterme, welche heute abgeſchloſſen, aber erſt an 
einem fpätern Tage, Mitte over Enve des laufenden, des nächſten oder eines fpätern Monats 
durch Lieferung und Bezahlung der Stüde zum Bollzuge kommen. Auch dieſe Geſchäfte fönnen 
wirkliche Anlagen zum Zwecke haben. Der Käufer findet es paſſend, fi heute ſchon gu dem Ta—⸗ 
geöpreife die Erwerbung von Stüden zu fihern, die er fpäter erft bezahlen, ober die er nuf Zeit 
billiger kaufen kann als gegen baar; der Berfäufer braucht das Geld ebenfalls erſt fpäter, findet 
es aber in feinem Interefle, ſich daſſelbe zu dem heutigen Preife zu ſichern. Indeſſen tritt bei den 
Beitgefpäften die Speculation mehr in ven Vordergrund umd ift, je nach der Form des Ber 
ſchäfts, ald ausſchließliches Motiv zu erkennen, h 

Die Zeitgeſchäfte find nämlid: e : 

- a) fefle, ventes fermes, bei denen ber Verkäufer jid verbindlich macht, an dem beflimmien - 
Tage die Stüde feft (ix) zu liefern; ver Käufer behält ſich häufig das Recht vor, vie Ablieferung 
aud an jedem früheren Tage zu verlangen. { 

b) Bedingte, Prämien-Geſchäfte, ventes à prime, von deren Vollzug der Theil, welcher pie 
Prämie bezahlt, zurücktreten kann. Stellt der Käufer bie Bedingung, fo zahlt er die Prämie, 
wenn er bie Papiere nicht beziehen mill ; jie heißt dann Borprämie, oder, wenn fie nicht zum vor— 
aus, ſondern erſt bei ver Verzichterklärung entrichtet wird, Dont-Prämie. A. kauft z. 8. auf 
Ende des Monats (fin prochain) Zproc. Rente zum Gurfe von 70 dont un (d.!h. wovon 1 ale 
Vrämie zu bezahlen ift, wenn A. von dem Kaufe zurüdtritt). Hat der Verkäufer ſich dad Recht 
—— die Lieferung gegen Zahlung einer Prämie zu unterlaſſen, ſo heißt dieſe — Rück⸗ 
praͤmie. 

Bei den Zeitgefchäften kommen vielerlei Combinationen vor, deren Betrachtung hier zu weit 
führen würbe; wir erwähnen daher nur nod das Stellgefhäft, wobei ver Käufer die Wahl hat, 
entweber vie Effecten zu dem bedungenen Eurfe zu beziehen, over (die nämlichen over andere Pa⸗ 
piere) zu einem feftgefegten niebrigern Curſe zu liefern ; endlich das Noch-Geſchäft, weldes dem 
Käufer freiftellt, zu dem bedungenen Preife die vereinbarte Anzahl von Stüden noch einmal 
(dad Doppelte), oder außer derſelben noch x weitere zu verlangen. a 5 

Am Tage der Liquidation, gewöhnlich dem legten Tage des Monats (für mande Papiere 
auch noch am 15.), erfolgen die Abrehnungen über die Zeitfäufe. Der Tagespreis eines jeden 
Effects wird als Liquidations⸗ oder Compenfationscurs von den Maflern feftgeftellt, und der 
Unterſchied zwiſchen diefem und dem bebungenen Kaufpreife zeigt, was bei dem Beitgefchäfte ver 
Eine gewinnt, der Andere verliert. Da die auf Zeit gekauften Papiere von A. an B. von B. an 
C. u. ſ. w. inzwiſchen weiter begeben worben fein können, fo befleht ein Verfahren, Scons 
triren genannt, mittels deſſen die Betheiligten untereinander abrechnen, die Lieferung aber von 
dem erften Verkäufer an ven legten Käufer erfolgt — wenn fie überhaupt erfolgt. 

‚ Bei dem feften Zeitkauf kann der Betheiligte, welcher bei dem Vollzuge verlieren würde, die⸗ 
fen verſchieben (prolongiren), menn ver andere einwilligt, oder wenn ihm ein dritter bie Mike 
tel dazu liefert. Der Käufer würbe verlieren, wenn ber Liquivationdcurd niebriger ſteht 
als ver bedungene, der Verkäufer, wenn der Liquidationdcurs höher flieht. Wenn der Käu⸗ 
fer glaubt, daß die Eurfe fleigen werben, fo borgt er das Geld für die Stüde auf einen Mo⸗ 
nat, um noch fo lange über bie Stücke verfügen, fie eventuell Höher verkaufen zu können. Wenn 
ber Verkäufer hofft, daß die Gurfe finfen werben, fo borgt ex die abzuliefernden Stücke auf vier 
Boden, um fie inzwifchen billiger wieder anzufaufen. Dieſe Borggeſchäfte, zum Zwecke des Ab⸗ 
wartend günftigerer @urfe, heißen Reportgefchäfte, und ba bie Vergütung für die geborgten 
Summen oder Effecten weit höher als ver gefegliche Zinsfuß zu fein pflegt, fo koͤnnen fie nicht 
in der Form von Darleiheverträgen, fondern fle müffen in der Form von Kauf: over Handelsge⸗ 
fGäften gemacht werden. Der A., Reporteur, kauft dem B., Reportirten, Effecten ab zum Curſe 
von 69 und verkauft fie ihm gleichzeitig wieder, lieferbar nad) Monatsfrift, um Gurje von 70 
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2. zahlt alfo 4 von- 69 Heport für einer Monat, gleich 17%, Pix. . Sat onen darke, 
pen B. ais Verkäufer Stucke braucht, verkauft fe ihm A. zu 70, Eniefl fle Min aber gleiigekttg 
wieder ab, lieferbar nach Monatsfeift, zum Curſe von 69. V. zahlt 1 von 76 Vepott. 

Der Brämientäufer kann nicht mehr verlieren als den Betrag der Prämir, denn ine andern 
Falle wird er auf ven Bezug ober De Lieferung ber Baptere verzichten. Ex Hat alſo aurkigniva⸗ 
donstermine zu erklären, ob ex auf die Pränte verzichten (abandonner la prime), ober fle zir= 
thdnehmen, reſpective behalten (lever la prime), alfo die Bapiere beziehen oder lirfern will. 

Man ſieht fchon am den Beringungen und Formen der Jeitgefchaͤfte, daß es dabei nicht 
immer auf einen wirklichen Kauf und Verkauf, fondern häufig nur darauf abgeſehen ift, ans dem 
Unberſchiede zwiſchen dem Tagescurſe ( Kaufpreife) und dem Gurfe an einem beftiumiten fräternn 
Tage (Liquivationscurfe) Gewinn zu ziehen. Mit der Zahlung dieſes Unterſchieves (der Diffe- 
zenz) von dem Verlierenden an ben Gewinnenden ſchließen daher aud) die meiften Beitgefchäfte. 
Damit Hört aber auch die Speculation auf, und es beginnt das Börfenfpiel der Agivtage 
(fiche dieſen Artifel). 

Dafielbe kennzeichnet ſtch ald Wette auf das Steigen und Falten der Curſe. Die Spieler 
haben weder die Abſicht noch Die Mittel, ihre Scheingeſchäfte werklich auszuführen ; keine Summe 
iR ihnen zu hoch, fie treiben ihr Weſen, ſolange fie noch im Falle des Verluſtes die Differenzen 
bezahlen fönnen. Zum Gegenftande der Wetten eignen fh Hafer am beſten ſolche Efferten, deren 
Preiſe den Häufigften und ſtärkſten Schwanfungen unterliegen; mithin bei normalen Zuſtaͤnden 
nicht jene, bie ſich durch eine ſichere Rente als Capitalanlage empfehlen, fondern folde, die noch 

ar nicht exiſtiren, aber noch ſchon in Form von Premeſſen anf „Lieferung nach Erſcheinen“ ge⸗ 
—* werben, oder ſolche, die neuen Unternehmungen angehören, auf welche wenig, etwa 
10 Ptoc. einbezahlt find, Unternehmungen, die noch keine Fruͤchte getragen haben, ober deren 
Dividenden von der Gunſt des Zufalls weſentlich mit beſtimmt werden, auf deren Eurſe daher 
Furcht und Hoffnung großen Einfluß Üben. Der Speeulant geht nicht ber feine Kräfte a: 
er ſucht billig einzukaufen und mit Bortheil zu verkaufen, er wirkt dadutch maͤßigend auf eine zu 
raſche oder unmotivirte Bewegung bet Breife. Der Spieler (jobher) dagegen fauft oßıte Gelb, 
verkauft ohne Die Waare zu haben, kein Mittel ift ihm zu ſchlecht, um feine Wette zu gewinnen. 
Die Speculatton wie dad Spiel richten AG nad) ver Meinung von der anf: oder abfleigenben 
Bewegung ber Eurfe, theilen ſich alfo in eine Hauffe: und in eine Baiffepartei. Der Hauſſter 
Pauft, ver Baiſſier verkauft; aber die Speculatlon unterfpeibet ſich von dem Spiele nicht durch 
bie Beſchtãnkung des Umfangs ihrer Operationen nach ihren Mitteln wird die Auswahl beſſerer 
Effeeten, ſondern aud) dadurch, daß fie nicht, wie das Spiel, verwerfliche, ja verbtedhertiche Mittel 
anwendet, um ihre Zwecke zu erreichen. Der Speculant ertwarfet ſeinen Gewinn von der natur⸗ 
Bemäßen Bewegung der Curſe, der Spieler ſucht durch Machtnation der Bewegting diejenige 
Kichtung zu geben, welche den Gewinn feiner Wette herbeiführt. Der Spieler z. 8., her in die 
Baiffe oder Gontremine gegen bie Actien einer Grebitanftakt gegangen iſt, fucht zunaͤchſt ſolche 
Aetien, die er nicht beſitzt auf Zeit, etwa auf den legten Tag bed Monats, mögüchſt hoch zu ver⸗ 
kaufen. Er verbreitet Die günſtigſten Nachrichten über bie Auſtalt; fie habe aus ihren Opera: 
tionen enorme Gewinne erzielt, werde eine außerordentlich hohe Divſdende geben, Die Actien wür: 
ben in Eurzent um viele Procente ſteigen. Hat ber Spieler einen Poſten (eine größere Summe) 
der Artien auf Lieferung Enbe des Monats fix?) verkauft, fo ſucht er die Enrfe gu drũcken, um 
fich bis zum Lieferungstermin bie Actien zu einem geringern als jeinem Berfaufäpreife anſchaf⸗ 
fen (fi) decken) zu koͤnnen. Run ift die Ereditanſtalt ploͤzlich am Maride des Berderbend; fle 
bat ſchwere Verluſte erlitten, ihre Activen beftehen aus entwertheten @ffecten, ihre Operationen 
find fehlgeſchlagen, fie wird naͤchſtens mehrere Einzahlungen raſch hintereinander aubſchreiben, 
von Dividende kann keine Rede fein, u. ſ. w. Solche falfche Nachrichten, Heute die guten, morgen 
bie fihlintmen, werben Durch vie Zeitungen verbreitet, feile Federn werden vafür gebungen, und, 
wenn fie einmal angelernt find, gehen ihre Füͤhrer ſelbſt unter die Spieler und bebrohen diejeni⸗ 
gen, Wie ſich nicht mit ihnen abfinden. 

Wenn auch diefem Treiben ein fehr großer Cinfluß auf die Preife ver Effecten nicht hun: 
ſchreiben iſt, die im Großen und Ganzen vurd ihren innern Werth und bie übrigen natütlidien 
Glementte des Preifes, durch Angebot und Nachſtage, beſtimmt werben; ſo wird dadurch voch viel 
Unheil angerichtet, an Achtung und Bermögen ver Verleumdeten wie ver Bethörten. Das 
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aber in die w on vet Börfenfpiele 
ET RI ee 
fen Böchenfpernlationen 


nicht ſowol für probueiive Anlagen Capital, al fürs dad Vorſenſpiel leichte Actionwwmare zu lie: 
fern bepweiten: aber wies weiß, wwie leicht Der Shpwadhe bes Berfichumg anterihegt, und wie leicht 
dao Beifpiel det Gittenverserhniß anfteckt. - 

Un Ventlchungen, um Börfenpieh eins Ense zu machen, hat es nicht gefehlt, um men he 
angewendeten BRILHEL nicht zum Biele gefüchrt Haben, fo Hegt ber Grund wol Hauptfäglid darin, 
da vie Grenze weile der eriaubten, ja möglichen &pecniation ud dem verberblichen Syiel 
ſhwer zu erbennen und leicht zu umgohens iſt. Die gewiſſenloſe Gelbgier Hat zu allen Zetten ihre 
Dege gefunden, am mietflen in denen, wocblere Zieie menſchlichen Screbens abhanden gelemmen 
waren. Ge klagt ſchon Gesaz: 

© obres, civon, ide man est: 
REN *2 | ——* enosquo.) 
uns rbenſe Taumat: A 
Inde fete soelerum causae, neo plura venena 
Miscuit, sat forte grassıter seepius ulum 
Humsmme mentis vilium, quam saeva oupido 
Indomiti census. Nam dives qui fieri vult, 
Et cito vult fleri: sed quae reverentia legum, 
Quis metus, amt pudor est unquam properantis avari?®) 
Juſtiz und Volizel gehen dem Börfenfpiel zu&eibe, indem fle vorbeugen, erfhtveren, beſtrafen. 
Die Geſehgebung wendet ſich gegert die Gefchäfte auf Zeit ober Lieferung, und geftattet fein Klage: 
recht auf tfullung der aus ſolchen Gefhäften Ahernommenen Verbindlichkeiten. So in Preußen, 
Die franzöfifche Sirafgeſetzgebung unterſcheidet wirkliche Zeitgeſchäfte (marches à tarme r&als 
ot s6rieux} von folden, die nur Beten auf das Steigen und allen der Curſe bezweden und in " 
Zahlung von Differenzen auslaufen; letztere, bie Börfenfpiele, civilrechtlich null und niätig, 
werben ald Vergehen (dslits) mit Strafe bevroßt, und das Vergehen wird insbefondere dann 
als vorhanden angefehen, wenn ber Berfäufer nicht beweiſen kann, daß er zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſluſſes oder am Kieferungstermin im Beſitz der verkauften Effecten geweſen fel (Art. 421, 
422 ves Code penal). Der Eaffationshof Hat anı 9. Mai 1857 ein Erkenntniß des Gerichto⸗ 
hof intoufoufe In diefem Sinne beflätigt und damit zugleich ausgeſprochen, daß der Beweis für 
den Befig der Effecten weber dadurch geführt fel, daß der Makler viefelben in Verwahrung ges 
‚ habt, noch dadurch, daß ber Käufer fle reportiren ließ ; denn ver Makler iſt durch feine Amtspflicht 
gebalten, die zu lieſernden Effecten in Verwahrung zu haben, daraus folgt aber nicht, daß ſie dem 
Verkäufer gehören; bad Reportiren beweift dagegen in fehr vielen Källen, daß ber reportirte 
Käufer feine Verbindlichkeiten nicht erfüllen konnte. Diefes Erfenntniß machte Auffehen, und 
von den Beſuchern ber parifer Börfe würden nicht viele frei außgehen, wenn jeder ähnliche 
Ball zur Anzeige und Beitrafung gelangte, z 
In Bezug auf die Makler haben bie Hanbelögefege und Verordnungen der meiften Staaten 
eine Reihe von Beflimmungen, welche das Börfenfpiel unmöglich machen würden, wenn fte ftreng 
eingehalten werden Könnten. Die Mafler werben beeidigt, fle allein vürfen Börfengefchäfte ver⸗ 
mitteln, müffen varüßer ein vollfländiges Bud) führen, verleihen ven Abſchlüſſen die Eigenſchaft 
Öffentliger Urkunden; fie vürfen feine Geſchäfte für eigene Rehnung maden und feine Be- 
ſchäfte vermitteln, weiche unter den Begriff des Börfenfpield fallen; Zuwiderhandlungen find 
mit ſchweren Strafen bedroht; ein Makler, der feine Zahlungen einftellt, wird ohne weiteres 
als zahlungsflügtig angefehen. Außerdem find noch manderlei perfönlice und materielle Ga⸗ 
tantien vorgeſehen —— 3. B. werden die Maller von ber Regierung angeſtellt, doch 
pe fie feit 1816 das Kecht, ihre Nachfolger vorzuſchlagen, d. h. ihre Stellen zu verkaufen. In 
arid ift ihre 4: auf 60 beſchränkt, und jever hat eine Caution von 125,000 Fr. zu flel- 
len. Allen viefen orſchriften ungeachtet gilt in Parid und vielleicht no an andern Pläpen als 
Außgemadt, daß die Mafler ven größeren Theil ihres Einkommens aus unerlaubten Geſchäften 
beziehen, und ed if Thatfache, daß Makler, twelde Gefchafte für ſich nicht machen, fondern nur 
für andere vermitteln dürfen, bebeutenbe Gapitale umtreiben und zahfreige Affories Haben, beren _ 
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Geſeltſchaftsverteãge zwar vom ben Handelsgerichten nicht anerkannt, aber bei der Suiten 
Fauıner ihrer Gorporation nievergelegt werden, welde auch Me innern Streitigkeiten jchlichtet 
und mande Schäden aus der Gorporationdfaile zudeckt. Selbſt wenn der Makler ven eruften Wil⸗ 
len hätte, ſich auf die Vermittelung erlaubter Geſchäfte zu beſchränken, würde er nicht jede Lbertres 
tung vermeiden fünnen, teil er manchem Auftrage nicht auf den erfien Blick anfehen kann, ob 
er einen wirklichen oder einen Scheinfauf bezweckt, und weil ex häufig, um ein teelled Geſchäft zu 
vermitteln, eine größere ald die beorverte Anzahl von Efferten kaufen, ven Mehrbetrag alſo von⸗ 
läufig für ji behalten muß, falls er nicht genau den serlangten Betrag auflaufen fan. Dazu 
kommt nun noch ber Verzicht auf die Gebühren von den Gefchäften, pie der Mafler zurückweiſen 
ſollte, eine Gebühr, Gpurtage (nom courtier) genannt, welche 1/, bis Y,, Proc. ber bette ffen⸗ 
den Summe beträgt, und ver Verzicht auf ven Gewinn and eigenen Speculationen, gu deren 
richtiger Auswahl dev Makler vorgugsweife befähigt iſt. Enblic if zu erwägen, Daß, wenn jeber 
Makler von feinen Pflichten kein Haarbreit abweihen wollte und fännte, vie thm verbotenen Ge⸗ 
ſchäfte durch andere Perſonen vermittelt werden würben. Wo ver beeidigte Makler feine Dienfte 
verfagt, da bietet der Pfuſchmakler (courtier marron) die ſeinigen an., und weder ihre Üiberfle= 
delung unter den Train der Kroaten, die früher in Wien mit einzelnen vorgenommen wire, 
noch andere polizeiliche Razzias haben die Pfuſchmakler ausrotten Fönnen. 

Die Erfahrung, daß ed nicht gelingt, durch privklegirte, auf vie Bermittelung reeller Ge— 
ſchäfte beſchränkte Makler das Börfenfpiel zu befeitigen, daß ungeachtet aller Vorſchriften an den 
europäifchen. Börfen e8 ungefähr ebenfo hergeht wie an denen ber Vereinigten Staaten, wo das 
Maklergewerbe frei ift wie jenes andere — dieſe Erfahrung hat mehrfach zu dem Vorſchlage ge= 
führt, dad Privilegium der Makler aufzuheben, ihnen etwa nur nod) einzelne Begünftigungen, 
3,9. ber Glaubwürbigfeit ihrer Abichlüffe, Erklärungen und Cursnotirungen, einzuräumen, im 
Übrigen aber zur Erleichterung des Verkehrs auch andern Berfonen die Vermittelung von Bör= 
fengeichäften zu geftatten. Dieje Frage hat ver Handelsminiſter in Preußen durch Eircular vom 
27. Mai 1856 allen Handelskammern und Vorftänden der Kaufmannſchaften vorgelegt, und 
einftweilen werben die Pfuſchmakler in Ruhe gelaifen. 

Der Befuc der Börfe wird den Perfonen, die nicht ihr Beruf ober ein ernſtliches Geſchäft, 
fondern nur der Trieb, Ihr Glück im Spiele zu probiren, hinführt, zu erſchweren ober zu ver⸗ 
leiden geſucht. Wo die Sitte e8 nicht thut, ſchließt die Polizei die Frauen aus; Perfonen, deren 
äußeres Erſcheinen auf andere Lebensweiſe deutet, werben von den Auffehern eingeladen fi zu 
entfernen; enblid wird der jährliche Beitrag, den die regelmäßigen Beſucher zu dem Auf: 
wande für die Einrichtung leiften, zu einem Gintrittögelve für Jedermann erweitert, 

Seit Anfang des Jahres 1857 ift dies in Berlin und Paris eingeführt. Mit welchem Er: 
folge? An dem innern Ende des geräumigen Saales ver parifer Börfe ſcheiden zwei brufthohe 
parallel im Bogen laufende Gitter den Standort der Mafler, das Parquet, von dem übrigen 
Naume. Vor dem äußern Gitter flehen an ihren gewohnten Plägen die Vertreter der Firmen; 
hinter dem Innern Gitter, im Korbe (la corbeille), reihen fi die Makler; in vem Raume zwi⸗ 
ſchen beiden Gittern bewegen ſich die Commis, welde den Verkehr zwiſchen den Geſchäftsleuten 
und den Maklern unterhalten. Auf dieſen Verkehr hat das Eintrittsgeld wenig oder keinen Cin⸗ 
fluß und ſoll auch feinen Einfluß üben. Unweit des Gitters, in den Eden des Saales, der Cou⸗ 
üſſe, drängen fi die Spieler (coulissiers). Dort fol eine Anderung bemerkt werben, welde 
darin befteht, daß nur noch Pfuſchmakler kommen, die Kunden aber fi außerhalb verfammeln, 
ober, wie Hr. Mires in einem Artikel, der ihm eine Verwarnung zuzog, grollte: man ſieht nur 
nod einen Schwarm von Pfuſchmaklern, welche aus Mangel an Kunden untereingnder fpielen 
(‚Journal des chemins de fer“, 23. Mai 1857). Den Winkelverfammlungen jagt die Polizei 
nach, fle müffen daher Häufig ihr Local in ein anderes Kaffeehaus verlegen. 

Eine Beſchränkung des Börfenfvield erwartet man endlich ald mittelbare Wirkung von An- 
ordnungen, melde einer übermäßigen Vermehrung von Efferten entgegentreten, ober die Divl- 
denden / ober bie Übertragung von Effecten mit einer befondern Steuer belegen“ Durch Decret 
vom 9. März 1856 wurde in Frankreich die Ertheilung von Eoncefftonen, alfo die Hinausgabe 
neuer Actien anonymer Geſellſchaften eingeftellt; gleichzeitig erſchwerte ein Gefeg vie Bildung 
von Commanditgefellſchaften; man wollte ven Eapitalmarkt vor Überfüllung mit neuer Baare 
ſchützen. Das Budget für 1858 nahm eine vom 1. Juli 1857 anfangende Steuer von der über⸗ 
tragung der Effecten In fi auf; man wollte einen Ausfall in den Einnahmen aus Abgaben 
von unbeweglichem Vermögen (bed double döcime de guerre) durch eine Steuer von dem be: 
weglihen Vermögen erfegen. Das nene Actienſteuergeſetz in Preußen hatte gleichfalls einen 
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finanziellen Zwed. Inwiefern ſolche Maßregeln ihren eigentlichen Zwecken entſprechen, iſt hier 
nicht zu unterſuchen; das Börſenſpiel wird vor ihnen nicht Die Segel ſtreichen. Es draucht nur 
Gurözettel oder Preisliften, um feine Wetten zu entſcheiden, die Differenzen feftzuftellen; bei 
feinen Scheintäufen kümmert e8 fi wenig darum, ob und wo die gefauften oder verfauften 
Dinge exiftiren, fondern nur ob ſich Jemand findet, der vie Wette eingeht; es graſſirt nicht allein 
an ber Effecten⸗, fondern ebenfo gut an ver Waarenbörfe für alles, was im Preife ſchwankt, ob 
Eifenbahnactie, Zuderfaß, Mehlſack, Blumenzwiebel over Taubenpaar (f. Agiotage). Es 
hängt ſich an jebe erfreuliche Erſcheinung dfonomifchen Aufblühens und mißbraucht fie zum Rö- 
der ver Gewinnſucht; es Flammert fi an jene politifche und wirthſchaftliche Kataftrophe, und 
gebt bei der Verzweiflung auf die Weide; Wohl oder Wehe der Menfchen gilt ihm gleich ; ‘denn 
es ift ja einerlei, ob A la hausse ober à la baisse die Wette gewonnen, „eine Differenz verdient‘ 
wird. Erfütterungen, Schwankungen find die Erzeuger, aufgeregte Leidenfchaften bie Ernährer 
und die Opfer bes Börfenfpiels. . j 

Schwindelperioden, wo irgendeine verkehrte Richtung des Verſtandes oder bes Willens zur 
Seuche wird, kehren von Zeit zu Zeit wieder, und der Kreis ihrer Verheerungen, die Zahl ihrer 
Opfer wird von dem Beifpiel der Führer, von dem Charakter und ver Bildung -ver Völker mehr 
oder weniger bedingt. So hat auch das Vörfenfpiel feine Saturnalien, und befondere Vorkeh⸗ 
rungen gegen die Verbreitung feiner Ausartungen mögen dann gerechtfertigt erſcheinen, wenn 
fie wirklich den Misbrauch, nit die misbrauchte Anftalt für die großen Umſätze des Handels und 
des beweglichen Capitals treffen. 

Man darf über dem Unmuth und der Entchftung gegen das BörferPpiel nicht vergefien, daß 
die Börfe die Umfäge des Großhandels, feine Transporte und Zahlyngen und ebenfo die Anz 
lagen von Kapital in den Wertpapieren der Staaten, Gorporationen und Geſellſchaften ver= 
mittelt. Man ſtreiche diefe Mittelpunkte des Geld- und Gapitalmarftes aus der Zahl der Ein: 
richtungen, welche der Verkehr ſich gefchaffen Hat, fo wird er ſtocken, rückwärts gehen, und fein 
Miederſinken wird dem Bifentlihen Erepit, ven Handelsverbindungen, dem Betriebe probuctiver 
Unternehmungen in allen ihren Kanälen und Zweigen unendlich mehr fhaden, als die Ausar: 
tungen der Speculation und des Spiels durch den Untergang vieler, die ſich dazu verleiten laſſen, 
die Geſammtheit beſchaͤdigen. Bor dieſen Ausartungen ſich ſelbſt zu hüten und Andere zu war⸗ 
nen, die thörichte Sucht nach mühelofem Gewinn in ſich ſelbſt und in ihren Erſcheinungen zu be⸗ 
kämpfen, ift eine Pflicht des in die Verwaltung des Staats, der Kirche, der Schule wie des in 
dad Leben geftellten Menſchen; daß er aber um der verbotenen Früchte willen bie Bäume nicht 
umbauen foll, dies würde ihn, wenn nicht Die Bernunft, fehon jene Erzählung lehren, aus der 
wir erfahren, warum wir außerhalb des Paradiefed im Schweiße unferd Angeſichts unfer 
Brot eſſen. — KR. Mathy. 
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